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I. Bürgerliches Recht. 


1. Auch das künſtlich verengerte Bett eines öffentlichen Fluſſes wächſt 
gemeinrechtlich dem angrenzenden Grundſtücke zu. 
Vgl. 70 Nr. 2 m. N. 
Einf G. z. BGB. Art. 65. 

— — — Der gemeinrechtliche Rechtsſatz, daß das vom Waſſer (nicht nur 
vorübergehend) verlaſſene Bett eines öffentlichen Fluſſes den Eigentümern 
der angrenzenden Ufergrundſtücke als Eigentum zufällt, bezieht ſich nicht nur 
auf den Fall, wo der Fluß das Bett in ſeiner ganzen Breite verlaſſen, ſondern 
auch auf den Fall, wo ſich das Flußbett dadurch, daß das Waſſer vom Ufer 
(dauernd) zurückgewichen iſt, nur verengert hat; auch macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob der rechterzeugende Vorgang von ſelbſt, d. h. unabhängig von 
Menſchenwerk, eingetreten, oder ob er künſtlich herbeigeführt oder gefördert iſt; 

vgl. die Urteile des OLG. Braunſchweig und des OLG. Celle in Seuffel. 35 Nr. 186 

und 70 Nr. 2; ferner Heſſe in Iherings Jahrb. 7, 199/200 und v. Wächter Pand. 1 

5 60 Beil. II A III S. 279/280. 

Wenn das frühere Obertribunal in Stuttgart ſeinen in letzterer Be— 
ziehung abweichenden Standpunkt im Urteile v. 14. Mai 1859 (in SeuffA. 
13 Nr. 208) mit der Ausführung begründet: wenn der Fluß ſein Bett nicht von 
ſelbſt, ſondern infolge künſtlicher Anlegung eines neuen Betts verlaſſen habe, 
komme der römiſch-rechtliche Grundſatz nicht zur Anwendung, es ſeien viel- 
mehr die Grundſätze des deutſchen Rechts anzuwenden, wonach Grund und 
Boden des öffentlichen Fluſſes im Eigentum des Staates ſich befinde und dieſem 
auch nach erfolgter Trockenlegung verbleibe, ſo iſt das um ſo weniger überzeu— 
gend, als ein Eigentum des Staates am Bett des öffentlichen Fluſſes auch für 
das deutſche Recht nicht anzuerkennen iſt (vgl. RG. in SeuffA. 47 Nr. 180; 
Stobbe D. Privatr. 51 § 64 unter III). — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 19. Juni 1915 in der preuß. a 

A. u. Gen. (Kl.) w. Brem. Staat (OLG. Hamburg). V. 484/14. H. 
2. Rohrnetz einer Gasanſtalt, ob Beſtandteil des Anſtaltsgrundſtücksd 

Vgl. 64 Nr. 30. 
BOB. 88 93. 94. 

Durch Vertrag v. 14. März 1912 erwarb die Klägerin von der Akt.-Ge⸗ 
ſellſchaft für Gas und Elektrizität in Köln zwei Gaswerke in Döhlen und Crum— 
bach für 1400000 K. Mitverkauft waren die an die Gaswerke angeſchloſſenen 

Geufferts Archiv 71. 3. Folge Bb. 16 Heft 1. 1 


2 2. Beſtandteile. 


Rohrnetze, die ſich in einer Länge von 51 und 23 km auf andre Grundſtücke 
erſtreckten. Vom Kaufpreis entfielen auf dieſe Rohrnetze 247000. 4. Bei 
Berechnung des Reichsſtempels gemäß Tarifnummer 11 a RStempG. v. 
15. Juli 1909 waren die 247000. zunächſt außer Betracht gelaſſen; auf Ver⸗ 
langen der Steuerbehörde mußte die Klägerin jedoch am 17. Juli 1913 dafür 
1647 K nachzahlen. Mit der Klage forderte fie dieſen Betrag nebſt 4% Pro⸗ 
zeßzinſen zurück. Das Landgericht wies die Klage ab: in 2. Inſtanz wurde 
nach dem Klagantrage erkannt. Hiergegen legte der Beklagte Reviſion ein 
mit dem Antrage, unter Aufhebung des Berufungsurteils nach feinem Ber.“ 
Antrage zu erkennen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Zur Anwendbarkeit der Tarifnummer 11a RStempG. iſt erforderlich, 
daß die Rohrnetze bei Vornahme des ſtempelpflichtigen Aktes Grundſtücks⸗ 
eigenſchaft hatten. Dieſe Vorausſetzung war gegeben, wenn ſie Beſtandteile 
des Gaswerkgrundſtücks waren. Es kam nicht, wie der Ber.⸗Richter irrtümlich 
annimmt, darauf an, daß fie weſentliche Beſtandteile (88 93. 94 BGB.) waren; 
auch nicht weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks haben Grundſtückseigen⸗ 
ſchaft und ſind nicht etwa als bewegliche Sachen anzuſehen. Ohne Rechts— 
irrtum hat der Ber.⸗Richter aber angenommen, daß die Rohrnetze der Gas⸗ 
werke in Döhlen und Crumbach überhaupt nicht Beſtandteile der Gaswerks⸗ 
grundſtücke waren. Er geht zutreffend davon aus, daß die Beſtandteilseigen⸗ 
ſchaft die Vereinigung aller Beſtandteile zu einer Einheit, bei Grundſtücken alſo 
zu einem einheitlichen Grundſtück erfordert, und daß eine ſolche Einheit bei 
einer Vereinigung von beweglichen und unbeweglichen Sachen nur durch eine 
mechaniſche Verbindung zuſtandekommen kann. Die hier vorliegende Verbin— 
dung der Rohrnetze mit den Grundſtücken würde nach Anſicht des Ber.-Richters 
der Annahme einer körperlichen Einheit der verbundenen Sachen nicht entgegen— 
ſtehen; anderſeits ſei dieſe Verbindung aber auch nicht ſo feſt, daß mit Not— 
wendigkeit eine körperliche Einheit angenommen werden müßte (vgl. IH BGB.). 

Die Reviſion macht geltend, daß das Rohrnetz einer Gasanſtalt im Erd— 
reich in eine feſte dauerhafte Verbindung gebracht werden müſſe und daß der 
aufliegende Erdboden eine Löſung meiſt erſt nach umſtändlichen Aufgrabungen 
durch zahlreiche Arbeiter zulaſſe. Allein der Ber.-Richter hat die Beſonder— 
heiten der Rohrnetze bei Gaswerken keineswegs überſehen. Er erkennt aus— 
drücklich an, daß die Verbindung der Rohre untereinander und mit dem Gas— 
werk eine gewiſſe Feſtigkeit haben müſſe, weiſt dann aber darauf hin, daß das 
Auswechſeln von Rohren und die Herſtellung neuer Anſchlüſſe bei einem grö— 
ßeren Gaswerke zu den häufig vorkommenden Dingen gehörten, und daß des— 
halb die Verbindung in einer Weiſe eingerichtet werde, die derartigen Maß— 
nahmen keine beſonderen Schwierigkeiten bereite. Der Ber.-Richter erwägt 
weiter, daß, wenn auch aus der Art der Verbindung zwiſchen Grundſtück und 
Rohrnetz Bedenken gegen die Annahme einer körperlichen Einheit nicht herzu— 


3. Auskunfterteilung. 3 


leiten ſeien, die Rohrnetze doch eine Ausdehnung hätten, daß ſie vom Stand⸗ 
punkt der Verkehrsauffaſſung trotz der Verbindung als ſelbſtändige bewegliche 
Sachen angeſehen werden müßten. Mit der natürlichen Anſchauung ſei es 
unvereinbar, Rohrnetze von 23 und 51 km Länge als Beſtandteile eines ein⸗ 
zigen unter den Hunderten von Grundſtücken, mit denen ſie in Verbindung 
ſtänden, aufzufaſſen. | 
Der Ber.⸗Richter hält es hiernach nicht für ausgeſchloſſen, daß unter Um⸗ 
ſtänden das Rohrnetz eines Gaswerks Beſtandteil des Gaswerksgrundſtücks 
ſein kann; er verneint aber, daß nach den Umſtänden des vorliegenden Falles 
und bei Berückſichtigung der Verkehrsauffaſſung die Rohrnetze ihre Selbſt⸗ 
ſtändigkeit verloren hätten. Mit dieſer Beurteilung folgt der Ber.⸗Richter 
den Grundſätzen, wie fie in dem Urteil des Reichsgerichts Entſch. 83, 67 aus⸗ 
geſprochen ſind, und es iſt nicht zuzugeben, daß die maßgebenden Geſichts⸗ 
punkte in irgendeiner Beziehung verkannt worden wären. Durch die ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen, die auch ausreichend begründet worden ſind, wird 
die Entſcheidung getragen und es kann nicht darauf ankommen, ob etwa ein⸗ 
zelne nebenſächliche Ausführungen Anlaß zu einer Beanſtandung geben 
könnten. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 5. März 1915 in der ſächſ. Sache 
Sächſ. Fiskus (Bkl.) w. Thür. Gasgeſ. (OL G. Dresden). VII. 17/15. 


3. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Derzeichniffes. 
Val. 58 Nr. 104 m. N. 
BGB. 8 260; ZRO. 8 807. 

Das in § 260 BGB. vorgeſchriebene Verzeichnis muß zwar ſchriftlich ab- 
gefaßt ſein, es kann aber auch auf „nichts“ lauten, wie dies in dem nahe ver⸗ 
wandten Offenbarungsverfahren nach 8 807 ZPO. öfter vorzukommen pflegt 
(OLG Rſpr. 28, 95; Recht 1913 Nr. 1428). Dem genügt der vorliegende Brief 
des Schuldners. Ob deſſen Inhalt der Wahrheit entſpricht, ſoll aber der Offen- 
barungseid an das Licht bringen. Das Gericht iſt bei deſſen Abnahme nach 
$ 260 Abſ. 2 BGB. in der Lage, mittels entſprechender Anderung der Eides- 
norm jede glaubhaft im Beſitze des Schuldners befindliche Art von Schrift- 
ſtücken ꝛc. derart zu bezeichnen, daß der Schuldner im Fall des Ver⸗ 
ſchweigens der Meineidsſtrafe nicht entgeht, zumal wenn die Erörterung 
zweifelhafter Punkte im Eidestermin als Teil der Eidesbelehrung entſprechend 
gepflogen wird. Der Fall in RGEntſch. 84, 41 lag anders. Ob die Gläubigerin 
nach § 809 BGB. rechtliche Handhaben zur Einſicht ſolcher Urkunden beſitzt, 
bezüglich deren die Herausgabepflicht erſt nach Kenntnis des Inhalts richterlich be⸗ 
urteilt werden kann, iſt im gegenwärtigen Verzeichnisverfahren nicht zu erörtern. 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 16. Juni 1915 i. S. Bw. Fr. 

Beſchw.⸗R. 316/15. 3 
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4 4. Einfluß des Krieges. 


4. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher 
Firmen, durch den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht 
unterwerfen. 


BGV. 88 275. 157; BRD. $ 245. 


Laut Schlußſcheins v. 9. März 1914 hatte die Beklagte von der Klägerin 
100 Tonnen chineſiſchen Rübſamen gekauft, Abladung Tientſin, zahlbar in 
Havre bei Ankunft des Schiffes dort gegen Verladungs⸗ und Verſicherungs⸗ 
urkunden. Die Klägerin behauptete, das Schiff mit der Ware ſei am 2. Sept. 
1914 in Havre eingetroffen und die erwähnten Urkunden ſeien der Beklagten 
vorgelegt worden, die aber die Aufnahme verweigert habe. Sie klagte auf 
Zahlung von 20978. nebſt Zinſen. Die Beklagte erhob, geſtützt auf die Be— 
ſtimmungen des Schlußſcheins, die Einreden, daß die Entſcheidung des Rechts— 
ſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, und daß das angegangene Ham— 
burger Gericht unzuſtändig jet. — Die Einreden wurden in allen Inſtauzen 
verworfen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Durch den Vertrag v. 9. März 1914 haben die Parteien, zwei hambur— 
giſche Firmen, alle aus dieſem Vertrag entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten 
der Entſcheidung durch Londoner Schiedsgerichte unterworfen und auch die 
ausſchließliche Zuſtändigkeit der engliſchen Staatsgerichte ſowie die Anwendung 
des engliſchen Rechts vereinbart. Auf dieſe Vertragsbeſtimmung gründen 
ſich die prozeßhindernden Einreden aus § 274.1? ZPO., die die Beklagte 
der bei dem Landgericht in Hamburg erhobenen Klage entgegengeſetzt hat. 

Das Landgericht hatte angenommen, daß nach dem, wenngleich nicht aus— 
drücklich ausgeſprochenen, Vertragswillen jene Vereinbarung nicht auch im 
Fall eines Krieges zwiſchen Deutſchland und England Geltung behalten ſollte. 
Das Ber.⸗Gericht meint, in ſolcher Allgemeinheit das nicht feſtſtellen zu können. 
Es nimmt aber an, daß infolge des Kriegsausbruchs und der dadurch zwiſchen 
beiden Ländern eingetretenen Verhältniſſe die Anrufung des Londoner Schieds— 
gerichts und der engliſchen Staatsgerichte ‚nicht mehr in der von den Parteien 
vorgeſehenen Weiſe ausgeführt werden kann’. Das wird näher dargelegt, und 
angeſichts dieſer Umſtände kommt das Ber.-Gericht in Anwendung der SS 133. 
157 BOB. zu dem Ergebniſſe, daß im Sinne des Vertrages jene Vereinbarung 
als außer Kraft getreten und die ordentlichen deutſchen Gerichte als zuſtändig 
geworden anzuſehen ſeien. Auch das Ber.-Gericht gründet demnach die Ent— 
ſcheidung auf die Vertragsauslegung und die auf dieſer beruhende Feſtſtellung 
des kundgegebenen wirklichen Willens der Vertragſchließenden. Der Unter— 
ſchied iſt lediglich der, daß das Landgericht die erwähnte Klauſel als für den 
Kriegsfall überhaupt nicht gewollt anſieht, das Ber.-Gericht aber ſie nur für 
den Fall als nicht gewollt anſieht, daß infolge des Kriegs die Vereinbarung 
nicht in der vorgeſehenen Weiſe durchführbar bleibe. Die Vertragsauslegung 
des Ber.-Gerichts enthält demnach nur eine gewiſſe Einſchränkung derjenigen 
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des Landgerichts. Zu rechtlichen Bedenken gibt die Auslegung des Ber.- 
Gerichts keinen Anlaß. 

Die Reviſion meint, die §§ 133. 157 BGB. ſeien durch ihre Anwendung 
verletzt, da vertraggemäß nicht deutſches, ſondern engliſches Recht maßgebend 
ſei. Dieſer Angriff muß ſchon daran ſcheitern, daß weder behauptet noch anzu— 
nehmen iſt, daß dem engliſchen Privatrecht die Grundſätze, die das deutſche 
BGB. in Sd 133. 157 ausgeſprochen hat, fremd ſeien. Iſt aber von der Überein- 
ſtimmung beider Rechte in dieſen Grundſätzen auszugehen, ſo ergibt ſich von 
ſelbſt, daß auch bei Anwendung des engliſchen Rechts das Ber. Gericht zu einer 
andern Vertragsauslegung nicht gelangt ſein würde. Indes kommt es hierauf 
überhaupt nicht an. Die Vereinbarung, daß engliſches Recht maßgebend ſein 
ſolle, ſteht in untrennbarem Zuſammenhange mit der Vereinbarung, daß 
Streitigkeiten vor engliſche Schieds- und vor engliſche Staatsgerichte zu bringen 
ſeien. Die Klauſel bildet in allen dieſen Teilen ein einheitliches Ganzes. Iſt 
ſie infolge der durch den Krieg herbeigeführten Umſtände hinfällig geworden, 
ſo iſt ſie es in ihrem ganzen Umfange. Wird aber darüber geſtritten, ob das 
der Fall iſt, alſo auch, ob das engliſche Recht maßgebend geblieben iſt oder 
nicht, ſo kann für dieſe Grundfrage ſelbſt nicht auch ſchon das engliſche Recht 
von dem deutſchen Richter als maßgebend behandelt werden; das würde 
die Vorwegnahme deſſen, was erſt noch zu entſcheiden iſt, in ſich ſchließen. 
Mit Recht hat darum das Ber. Gericht jene Grundfrage nach heimiſchem 
Rechte beurteilt und deshalb bei der für ſie in Betracht kommenden Vertrags— 
auslegung die §§ 133. 157 BGB. angewendet, von deren Verletzung durch 
dieſe Anwendung ſomit nicht die Rede ſein kann. 

In der Ber.-Inſtanz war der ‚internationale Charakter‘ der Verträge vor» 
liegender Art geltend gemacht worden, der ſich auch hier darin kundtue, daß 
die ſchwimmende Ware von der Beklagten an eine belgiſche Firma weiter— 
verkauft worden ſei. Die Reviſion meint, dieſe Eigenart des Vertrages ſei 
vom Ber.-Gericht außer Acht gelaſſen worden; gerade weil der Handel mit 
Olſaat ſich in Geſtalt eines ‚Kettenvertrages' vollziehe, wobei ſich Vertrag— 
ſchließende verſchiedener Länder aneinanderreihten, ſei es nötig geworden, 
für alle nacheinander Beteiligten dieſelbe entſcheidende Stelle zu ſchaffen 
und dasſelbe Recht für maßgebend zu erklären. Unbeachtet hat das Ber. 
Gericht jenes Vorbringen nicht gelaſſen; ſachlich iſt aber nicht anzuerkennen, 
daß durch die behauptete Eigenart des Geſchäfts die Vertragsauslegung 
des Ber. Gerichts zwingend ausgeſchloſſen werde. Die Rückſicht auf eine 
Weiterveräußerung durch die Beklagte an eine ausländiſche Firma und auf etwa 
zu erwarten geweſene fernere Weiterveräußerungen reicht nicht aus, es als 
unmöglich erſcheinen zu laſſen, daß die Parteien ihr Verhältnis zu einander 
für den Kriegsfall ſo hätten regeln wollen, wie es nach der Feſtſtellung des 
Ber. Gerichts der Sinn des Vertrages iſt. Daß übrigens hiermit die Auf— 
faſſung gerade auch in hamburgiſchen Handelskreiſen, denen Weſen und Be— 
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deutung derartiger Olſaatgeſchäfte ſicherlich nicht fremd find, übereinſtimmt, 
läßt ſich dem Umſtand entnehmen, daß in 1. Inſtanz eine Kammer für Handels⸗ 
ſachen erkannt hat, die in der den Einreden entgegenſtehenden Vertrags- 
auslegung, wie bereits erwähnt, ſogar noch weiter gegangen iſt als das Ber. 
Gericht. 

In 8 245 ZPO. iſt beſtimmt, daß, wenn infolge eines Krieges die Tätig⸗ 
keit des Gerichts aufhört, das Verfahren für die Dauer dieſes Zuſtandes unter⸗ 
brochen wird. Dieſe Vorſchrift, auf die die Reviſion hingewieſen hat, regelt 
die von Geſetzes wegen eintretende Unterbrechung eines bei einem deutſchen 
Gericht anhängigen Verfahrens. Gegen die Vertragsauslegung des Ber. 
Gerichts iſt ihr irgendein rechtliches Bedenken ſchlechterdings nicht zu ent⸗ 
nehmen, ſie hat mit der Frage der Vertragsauslegung keine Berührung. 
Daß der Krieg einmal ein Ende nehmen wird, hat das Ber. Gericht ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht überſehen. 

Die Annahme endlich, daß für die Dauer des Krieges das engliſche Schieds- 
gericht ſowenig wie ein engliſches Staatsgericht zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung eines zwiſchen zwei deutſchen in Hamburg anſäſſigen Firmen ent- 
ſtandenen Streits bereit zu finden ſein würde, liegt auf dem der Nachprüfung 
nicht zugänglichen Gebiete des Tatſächlichen, aber auch ſoweit das nicht der 
Fall fein ſollte, iſt dieſer Annahme unbedenklich zuzuſtimmen. Der Fall, 
für den nach dem feſtgeſtellten Sinn des Vertrages die erwähnte Klauſel 
ihre Geltung verliert, iſt ſonach eingetreten. 

Durch die hiernach das Geſetz nirgends verletzenden Feſtſtellungen des 
Ber.⸗Gerichts iſt beiden prozeßhindernden Einreden der Boden entzogen, 
weshalb der Reviſion der Erfolg verſagt werden mußte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. Juni 1915 in der Hamb. Sache 
N. (Bkl.) w. D. (OLG. Hamburg). VII. 112/15. B. 
5. Die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis 

gilt in der Regel als Befreiung des bisherigen Schuldners. 

Val. 62 Nr. 178 m. N.; 63 Nr. 219. 
BGB. § 416. 

Der Kläger und ſeide Ehefrau verkauften durch Vertrag v. 12. März 
1900 ihre Beſitzung in G. an die verklagten Eheleute. Von dem Kaufpreiſe, 
der 54000 . betrug, wurde der Teilbetrag von 22000 , nebſt 4% Zinſen 
als Reſtkaufgeldhypothek eingetragen. Die Beklagten verkauften die Be— 
ſitzung durch Vertrag v. 14. Sept. 1903 wieder weiter an die Eheleute W. 
und dieſe verkauften ſie ſpäter an die Eheleute K. In beiden Fällen wurde 
von den Käufern die Reſtkaufgeldhypothek von 22000. in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen. Der Kläger beanſpruchte nun von dem Reſt— 
kaufgelde Zahlung eines unſtreitig fälligen Teilbetrages von 6000. nebſt 
Zinſen, unter der Behauptung, daß die Beklagten für das Kaufgeld als per— 
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ſönliche Schuldner hafteten. Die Beklagten wandten ein, ihre Haftung ſei 
dadurch erloſchen, daß der Kläger die Schuldübernahme durch die Eheleute W. 
genehmigt habe. — Beide Vorinſtanzen erachteten den Einwand. für unbe: 
gründet, das Reichsgericht wies dagegen die Klage ab. Aus Tu Ginden 

„Eine Schuld kann in der Weiſe von einem Dritten übernommen werden, 
daß dieſer an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. Wird eine ſolche 
Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner 
vereinbart, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des 
Gläubigers ab ($ 415 BGB.). Im vorliegenden Falle iſt, wie das Ber.⸗Ge⸗ 
richt feſtſtellt, der Kläger bei Abſchluß des die Schuldübernahme enthaltenden 
Kaufvertrags v. 14. Sept. 1903 zugegen geweſen, er hat den geſamten Inhalt 
des Vertrags gekannt und ſich mit ihm einverſtanden erklärt, mithin ihn ge⸗ 
nehmigt. Daß die Genehmigung ſogleich beim Vertragsabſchluſſe erfolgen 
konnte, unterliegt keinem Bedenken (RGEntſch. 60, 415). 

Das Ber.⸗Gericht erachtet die perſönliche Haftung der Beklagten deshalb 
für nicht erloſchen, weil es den Nachweis vermißt, daß die Schuldübernahme 
als eine ſolche mit befreiender Wirkung gewollt, oder daß es der ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erklärte Wille des Klägers geweſen ſei, die Beklagten aus 
der perſönlichen Haftung zu entlaſſen. Allein eines ſolchen beſonderen Nach⸗ 
weiſes bedurfte es nicht. Übernimmt der Käufer eines Grundſtücks eine Hypo⸗ 
thek in Anrechnung auf das Kaufgeld, ſo gilt entſprechend der Verkehrsauf⸗ 
faſſung als Regel, daß der Übernehmer nicht neben dem bisherigen Schuldner 
(kumulative Schuldübernahme), ſondern daß er an deſſen Stelle (privative 
Schuldübernahme) haften ſoll. In dieſem Sinne hat ſich das Reichsgericht 
bereits wiederholt ausgeſprochen, 

Entſch. 56, 200 (in Seuff A. 59 Nr. 250); 75, 339; JW. 1911, 644, = 
und hieran ift feſtzuhalten. Daß bei Übernahme der Hypothek durch die Ehe⸗ 
leute W. der Vertragswille ein andrer geweſen ſei, dafür bietet der feſtgeſtellte 
Sachverhalt und insbeſondere auch der Inhalt des Kaufvertrags keinen Anhalt. 
Unerheblich iſt auch, ob der Kläger, wie er behauptet, die Beklagten aus der 
perſönlichen Haftung nicht hat entlaſſen wollen. Die befreiende Wirkung der 
Schuldübernahme ergab ſich als geſetzliche Folge aus der Genehmigung des 
Vertrags. Daß der Kläger die Genehmigung nur unter Vorbehalt erteilt habe, 
wird von ihm ſelbſt nicht behauptet, und das Gegenteil ergibt ſich aus der ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung, wonach der Kläger ſich mit dem geſamten Inhalt 
des Vertrages und alſo mit dem Vertrage ſo, wie er abgeſchloſſen war, einver⸗ 
ſtanden erklärt hat. Die Beklagten waren in dem Umfange, wie es das Ber.- 
Gericht annimmt, nicht beweispflichtig, ſie hatten nicht mehr darzutun als 
die Schuldübernahme und deren Genehmigung durch den Kläger.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 17. Mai 1915 in der preuß. Sache 

Ehel. M. (Bkl.) w. H. (OLG. Frankfurt a. M.) V. 79/15. 


8 6. Miete. 


6. Einfluß der Feſtſetzung einer polizeiſtunde auf die Miete einer 
Schankwirtſchaftd 


2 BGB. $ 537. 


Der Bellagte hatte im Hauſe des Klägers Räume gemietet, in denen er 
eine Schankwirtſchaft Caſino Bar) betrieb. Für die Erlaubnis, dort muſi⸗ 
zieren zu dürfen, zahlte er außer dem Mietpreiſe noch 600.4 jährlich. — 
Im übrigen aus den Gründen des Ber.⸗Urteils, das ihn zur Zahlung der 
Miete verurteilte: 

„— — — Schließlich hat der Beklagte noch den Einwand erhoben: er 
habe die Räume als Caſino Bar gemietet, durch die Militärbehörde ſei aber eine 
Polizeiſtunde, zuerſt bis 10 Uhr, ſpäter bis 11 Uhr eingeführt worden, dadurch 
ſei ihm die Benutzung des Lokals unmöglich gemacht. 

Dieſer Einwand könnte unter zwei Geſichtspunkten in Betracht kommen: 
einmal unter dem Geſichtspunkte eines Sachmangels (8 537 BGB.). Indes 
Lehre und Rechtſprechung ſind darüber einig, daß derartige Anordnungen der 
Staatsgewalt, insbeſondere der Polizei, keinen Sachmangel im Sinne des 
8537 BGB. darſtellen; 

Mittelſtein Miete $ 31 Nr. 2 S. 209; Oertmann Schuldverh. Anm. 7 zu $ 537 und 
vor $ 535; Tumpowski Mängelanſpr. des Mieters 38; Beradt Miete und Polizei 
32—33; Komm. von RGRäten Anm. zu 8 537; Recht 1907 Nr. 1066, OLG. 
Hamburg; OL GRſpr. 16, 418, OLG. Dresden; RG. 10. Dez. 1907, Bad Rpr. 1908, 84. 
Denn wenn auch öffentlich-rechtliche Verbote oder Anordnungen an ſich 

einen Sachmangel begründen können, ſo fehlt es doch hier an der notwendigen 
Beziehung zur Sache und dem Kauſalzuſammenhang (JW. 1913, 59619). 

Es könnte darnach nur in Frage kommen Unmöglichkeit der Leiſtung; 
indes von einer ſolchen, auch nur teilweiſen Unmöglichkeit der Leiſtung kann 
nicht die Rede fein. Beklagter kann das Lokal ſehr wohl benutzen, er iſt nur dor» 
übergehend während gewiſſer Nachtſtunden in der Benutzung beſchränkt. 
Allerdings hat das OLG. Dresden (OL GRſpr. 16, 418) gelegentlich ausgeführt, 
die Annahme möge ſich rechtfertigen laſſen, daß beim Mieten eines Nachtlokals 
die Möglichkeit, in den Nachtſtunden dem Beſuch offenzuſtehen, als ſtill— 
ſchweigende Bedingung vereinbart ſei; und es hat angenommen, daß dieſe 
Bedingung vielleicht fortfalle, wenn ſchon um 11 Uhr abends — nicht erſt um 
beiſpielsweiſe 2 Uhr nachts — geſchloſſen werden müſſe. Indes vorausgeſetzt 
iſt dabei immer, daß die Vermietung des Lokals als Nachtlokal zum Vertrags— 
inhalt gemacht worden iſt, dergeſtalt, daß der Vermieter für dieſe Art der 
Benutzung einzuſtehen gewillt iſt. An dieſem Nachweiſe aber fehlt es hier. 
An ſich wird man ſagen müſſen, daß derartige Nachtlokale ſehr leicht polizei— 
lichen Beſchränkungen unterworfen werden, ſo daß jeder Mieter von vornherein 
damit rechnen muß. Dabei iſt zu beachten, daß die Kenntnis des Vermieters 
von einer Abſicht derartiger Benutzung ſeitens des Mieters nicht genügt. 
„Eine Zuſicherung, für die Benutzbarkeit ſchlechthin,“ ſagt das Reichsgericht 


nn nn u EEE . CCT; en 


7. Miete. 9 


(JW. 1913, 59610, „auch in Rückſicht auf alle Polizeiverbote einzuſtehen, 
kann unter Umſtänden in dem beiden Teilen bekannten Verwendungszweck 
der Sache dann gefunden werden, wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt 
aufgenommen iſt“ (vgl. für den Kauf JW. 1910, 748°). Gerade bei der Miete 
aber wird die Bezeichnung des Verwendungszwecks der Mieträume in dem 
Vertrage, da ſie regelmäßig zu erfolgen pflegt, im allgemeinen nicht genügen, um 
eine insbeſondere über das Maß des 8537 BGB. hinausgehende Zuſicherung zu 
begründen. Im vorliegenden Falle iſt im Mietvertrage von dem Verwendungs⸗ 
zweck mit keiner Silbe die Rede. Der Beklagte weiſt in dieſer Beziehung auf 
die Höhe der Miete hin; indes abgeſehen davon, daß die Miete im Verhältnis 
zu den Mietpreiſen für andre Grundſtücke in der dortigen Gegend keineswegs 
beſonders hoch iſt, läßt ſich hieraus ein ſicherer Schluß auf den Verwendungs- 
zweck nicht ziehen. — — — Zwiſchen den Parteien iſt nie bei den Vertrags- 
verhandlungen davon geſprochen worden. Der Beklagte ſtützt ſich weiter darauf, 
daß er in dem Vertrag ausdrücklich als Inhaber der Caſino Bar aufgeführt ſei. 
Dies würde jedoch allenfalls dazu genügen, um in dem Vermieter die Kenntnis 
zu vermitteln, daß der Beklagte die Caſino Bar betreibe. Dies genügt aber 
nicht; daß der Betrieb einer Caſino Bar damit zum Inhalt des Vertrages ge⸗ 
macht ſei und die Klägerin irgendeine Haftung für die Dauer der Offenhaltung 
des Lokals habe übernehmen wollen, läßt ſich daraus nicht herleiten. Und wenn 
ſchließlich der Beklagte geltend macht, er habe mit dem Kläger einen beſonderen 
Vertrag geſchloſſen, wonach er ſich verpflichtet habe, für die Erlaubnis, nächt⸗ 
lich in dem Lokale muſizieren zu dürfen, jährlich 600 zu zahlen, jo überſieht 
er, daß von nächtlichem Muſizieren in dem Vertrage nicht die Rede iſt. Die 
Extraentſchädigung wird allgemein gewährt für die Erlaubnis, daß der Be⸗ 
klagte in ſeinem Lokal muſizieren darf. Daraus kann unmöglich gefolgert 
werden, daß das Lokal als Nachtlokal vermietet worden ſei und daß Kläger 
dafür habe einſtehen wollen, daß der Beklagte das Lokal die Nacht hindurch 
offenhalten dürfe. Alle dieſe Umſtände, weder einzeln noch alle zuſammen⸗ 
genommen, reichen nicht aus, um den dem Beklagten obliegenden Beweis, 
der Betrieb eines Nachtlokals ſei zum Vertragsinhalt gemacht worden, für ge⸗ 
führt erachten zu können.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 6. Juli 1915 i. S. E. w. W. 

3 U. 45/15. Th. 


7. Dorausfegungen einer Kündigung der Wohnungsmiete wegen 
Beleidigung des Mieters durch den Vermieter oder deſſen Angehörige. 
BGB. $ 542. 

Ernſtliche Beläſtigungen des Mieters durch Beleidigungen können ſich als 
Nichtgewährung des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietwohnung darſtellen; 


Frankf. Rundſch. 43, 142; Recht 1908 Bd. 84 Nr. 491; OLG Rſpr. 16, 422; Stau- 
dinger BGB. Anm. II 2 c 8 542. 
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In den Zuſchriften des Mieters an den Vermieter iſt keine Friſt zur Ab⸗ 
hülfe geſetzt. Das Verlangen nach Abhülfe muß aber von dem Mieter ſtets 
dann geſtellt werden, wenn nicht von vornherein eine Abhülfe unmöglich oder 
doch mit ſolchen Schwierigkeiten und Beläſtigungen für den Mieter verbunden 
iſt, daß deren Duldung nicht zugemutet werden kann (Recht 1907, 1318). 
Beleidigungen können an ſich nicht ungeſchehen gemacht werden, wenn ihnen 
auch durch Abbitte und Kundmachung die Spitze abgebrochen werden kann. 
Dem Mieter muß es aber genügen, wenn auf ſein Abhülfeverlangen hin 
weitere Beleidigungen und Beläſtigungen unterbleiben und er fortan in dem 
Gebrauch der Mietwohnung ungeſtört bleibt. 


Bei äußerſt ſchweren Beleidigungen des Vermieters ſelbſt gegenüber dem 
Mieter, welche jede Möglichkeit des Nebeneinanderwohnens und des Gebrauchs 
der Mietwohnung unwiederbringlich zerſtören, mag nach Sachlage die Setzung 
einer Abhülfefriſt als unnötig erſcheinen, da der Mieter kein Intereſſe mehr 
an der Erfüllung des Mietvertrages hat (Recht 1907, 1318; D. Richterztg. 
1914, 148). Dies kann aber nur dann zutreffen, wenn die Entziehung des 
Gebrauchs der Mietwohnung auf eigene Handlungen des Vermieters zurück— 
zuführen iſt. Sind Handlungen von Angehörigen oder Erfüllungsgehülfen des 
Vermieters begangen, durch welche der Mieter in der Ausnutzung ſeiner 
Vertragsrechte geſtört wurde, ſo muß dem Vermieter, gegen deſſen Willen 
und ohne deſſen Wiſſen die Beleidigungen verübt ſein können, die Möglichkeit 
offengelaſſen werden, deren Wirkungen abzuhelfen. Dieſe Abhülfe muß der 
Mieter begehren. Die Beſtimmung einer nach Tagen und Stunden bemeſ— 
jenen Friſt zur Abhülfe erſcheint hier, da es ſich nicht um Vornahme von bau⸗ 
lichen Ausbeſſerungen, ſondern um die Beſeitigung von Wirkungen, von Ur— 
teilen oder Gefühlsäußerungen handelt, nicht angängig. Das Verlangen einer 
unverzüglichen Abbitte und der Unterlaſſung weiterer Verletzungen würde hier 
vollkommen Erſatz bieten (RGEntſch. 75, 357, in Seuff A. 66 Nr. 206). Jeden⸗ 
falls können Beleidigungen oder Beläſtigungen, welche ohne Mitwirkung 
oder Einverſtändnis des Vermieters nur von deſſen Angehörigen oder Ange» 
ſtellten begangen wurden, keine ſo ſchwere Entziehung des vertragmäßigen 
Gebrauchs der Mietwohnung begründen, daß hierdurch der Mieter berechtigt 
wäre, ohne Verlangen unverzüglicher Abhülfe ſofort dem Vermieter außer— 
ordentlich zu kündigen. Es wäre ſonſt den durch langjährigen Mietvertrag 
gebundenen Mietern ein leichtes, ſich von ihrer vertragmäßigen Bindung 
durch Zuſammenſpiel mit einem Angeſtellten oder Angehörigen des Vermieters 
zu befreien. 

Urteil des OCG. München (4. Sen.) v. 31. März 1915 i. S. N. w. F. — 

L. 916/14. P. 


ı 
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8. Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält 
keine Entlaſſung des urſprünglichen Mieters. 
BGB. 55 549. 157. 


Der Eigentümer F. hatte mit dem Beklagten E. einen Mietvertrag bis 
zum 1. Juli 1914 geſchloſſen. Durch Vertrag v. 17. Jan. 1911 hatte der Kläger 
ſich verpflichtet, falls er das Grundſtück von F. käuflich übernähme — was 
demnächſt geſchah —, dem Beklagten E. den Vertrag zu den alten Bedingungen 
um zwei Jahre zu verlängern; dieſer Vertrag ſolle frei übertragbar ſein. Auf 
Grund der letzten Abrede waren dem Nebenintervenienten W. von dem Mieter 
E. die Rechte aus dem Mietvertrage übertragen worden. Da W. ſich aber 
ohne Zahlung des Mietzinſes entfernt hatte, wurde E. vom Kläger auf 
Zahlung des Mietzinſes in Anſpruch genommen. — Der Klage wurde 
ſtattgegeben. Nachdem ausgeführt iſt, daß zwiſchen den Parteien ein Miet⸗ 
vertrag zuſtandegekommen, wird in den Gründen des Ber. Urteils fortgefahren: 

„Der Beklagte wendet ein, W. ſei in den Mietvertrag eingetreten und er 
ſei infolgedeſſen aus dem Vertrag entlaſſen. Das folgert er insbeſondere aus 
den Worten: Dieſer Vertrag iſt frei übertragbar. Wäre dies der Sinn der 
Vereinbarung, ſo würde der Vermieter unglaublich töricht gehandelt haben. 
Der Mieter hätte es in der Hand, durch Einſchiebung eines vermögensloſen 
Dritten ſich von ſeiner Verpflichtung freizumachen und den Vermieter um 
ſeine Sicherheit, das Pfandrecht an den eingebrachten Sachen, zu bringen. 
Das Ungewöhnliche und Unvernünftige iſt aber nicht zu vermuten (RGEntſch. 
60, 428). Der Beklagte muß alſo den beſtimmten Nachweis führen, daß er, 
ſei es ausdrücklich, jet es durch ſchlüſſige Handlungen, aus dem Mietvertrage 
entlaſſen ſei. Hierzu genügt aber die Genehmigung oder die im voraus er— 
klärte Zuſtimmung zu der Abtretung nicht; 

vgl. Niendorf Miete $ 39 Nr. 1 S. 276; Reichel Schuldübernahme 305; RG. v. 30. Jan. 

1895, V. 276/94, KG Bl. 10, 6. 

Aus der Vertragsbeſtimmung, daß der Mietvertrag frei übertragbar ſei, 
läßt ſich demnach nichts zugunſten des Beklagten folgern, ſie hat vielmehr 
lediglich die Bedeutung, die im 8 549 BGB. erforderte Erlaubnis zur After— 
vermietung im voraus feſtzulegen. 

Was der Beklagte ſonſt zur Unterſtützung ſeiner Auffaſſung anführt, 
beweiſt nichts. Daraus, daß der Kläger eine Mietzahlung vom Aftermieter an⸗ 
genommen hat, folgt die Befreiung des urſprünglichen Mieters ebenſowenig 
wie die Befreiung des perſönlichen Schuldners daraus hergeleitet werden kann, 
daß der Hyp.⸗Gläubiger die Zinſen von dem neuen Erwerber annimmt. Wer 
dem Vermieter zahlt, iſt ihm gleichgültig, wenn nur überhaupt gezahlt wird; 
die Quittung muß naturgemäß dem ausgeſtellt werden, welcher zahlt. Wenn 
daher der Kläger dem W. quittiert hat, jo iſt auch hieraus nichts für die Ent⸗ 
laſſung des Beklagten aus der Verbindlichkeit zu entnehmen. Auch der Uns 
ſtand, daß W. mit dem Kläger einen neuen Mietvertrag über die Zeit v. 1. Juli 
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1916 bis zum 1. Juli 1918 geſchloſſen hat, läßt ſich nicht für die Auffaſſung des 
Beklagten verwerten; viel eher könnte dies die gegenteilige Anſicht ſtützen. Denn 
hätte W. tatſächlich ſchon von vornherein in den Mietvertrag mit befreiender 
Wirkung für den Beklagten eintreten ſollen, ſo hätte es nahe gelegen, daß der 
mit W. abgeſchloſſene Vertrag auch die Zeit bis zum 1. Juli 1916 umfaßt, 
ſich aber nicht auf die Zeit beſchränkt hätte, nach welcher der mit dem Be⸗ 


klagten geſchloſſene Vertrag ſeine Endſchaft erreicht hatte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 6. Juli 1915 i. S. E. w. W. 
3 U. 45/15. Th. 


9. Der Spieleinwand bei Börſentermingeſchäften ift nur ausgeſchloſſen 
bei genauer Einhaltung der Geſchäftsbedingungen. 
Vgl. 67 Nr. 176. 
BGB. 8 764; Börſch. 88 50. 58. 

Die Beklagte hatte als Käuferin mit der Klägerin als Verkäuferin im Juni 
1912 zwei Termingeſchäfte in Kupfer abgeſchloſſen. Da Nachſchüſſe, die die 
Klägerin beim Sinken der Kupferpreiſe gefordert hatte, von der Beklagten 
nicht geleiſtet wurden, ſchritt die Klägerin zur Glattſtellung. Den hierbei zu 
ihren Gunſten ermittelten Saldobetrag machte ſie durch Klage bei einem Schieds— 
gericht geltend. Durch Schiedsſpruch v. 18. Nov. 1912 wurde die Veklagte zur 
Zahlung von 4898,10.“ nebſt Zinſen und in die Koſten verurteilt. — Die 
Klage der Klägerin auf ein Vollſtreckungsurteil zu dieſem Schiedsſpruch wurde 
in 2. Inſtanz abgewieſen. Ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„Nach 81042 Abſ. 2, S101! ZPO. iſt das Vollſtr.⸗Urteil zu einem Schieds- 
ſpruch zu verſagen, wenn das ſchiedsrichterliche Verfahren unzuläſſig war. 
Dieſes Verfahren beruhte im vorliegenden Fall auf dem Schiedsvertrage, 
der im Abſ. 5 der auf dem Schlußſcheinvordruck der Klägerin abgedruckten Ge— 
ſchäftsbedingungen enthalten iſt. Daß die beiden Termingeſchäfte der Parteien 
auf der Grundlage dieſer Bedingungen abgeſchloſſen ſind, iſt außer Streit. 
Die Beklagte hat aber beiden Geſchäften, neben andern Einreden, die Spiel— 
einrede aus 88 764. 762 BGB. entgegengeſetzt, und das Ber. -Gericht hat dieſer 
Einrede entſprechend die Geſchäfte, und mit ihnen in beiden Fällen den Schieds- 
vertrag, als unverbindlich erachtet. 

Daß bei beiden Geſchäften nach der übereinſtimmenden Abſicht der Ver— 
tragſchließenden Lieferung und Abnahme des gekauften Kupfers nicht erfolgen 
ſollte und von der Beklagten „nur auf den Preisunterſchied ſpekuliert“ wurde, 
m. a. W.: daß nach dem Vertragswillen die Erfüllung des Geſchäfts in der 
von dem verlierenden Teile an den gewinnenden zu leiſtenden Zahlung des 
Unterſchieds zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börſenpreiſe der 
Lieferungszeit beſtehen ſollte (S 764 BGB.), hat das Ber.-Gericht einwandfrei 
feſtgeſtellt und dieſe Feſtſtellung iſt auch von der Reviſion nicht angegriffen. 
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Nun iſt aber der Einwand aus 88 764. 762 gegenüber Börſenterminge⸗ 
ſchäften in zum Börſenterminhandel zugelaſſenen Waren nach näherer Be- 
ſtimmung des § 58 BörsG. v. 8. Mai 1908 ausgeſchloſſen. Daß Kupfer an der 
hier in Betracht kommenden Hamburger Börſe zu der in Betracht kommenden 
Zeit zum Terminhandel ordnunggemäß zugelaſſen war, hat das Ber.⸗Gericht 
als feſtgeſtellt angenommen. Ebenſo hat es angenommen, daß die zur Zeit 
der beiden Geſchäftsabſchlüſſe unſtreitig im Handelsregiſter eingetragene Be⸗ 
klagte nicht, wie ſie geltend gemacht hatte, Minderkaufmann des $4 HGB. 
war, ſondern zu den Vollkaufleuten gehörte und daß ſomit die Geſchäfte, 
wie im 8 58 vorausgeſetzt, für die Beklagte nach § 53 BörſG. an ſich, d. h. ab⸗ 
geſehen von der Spieleinrede, verbindlich waren. Nach beiden Richtungen be⸗ 
darf es einer Nachprüfung nicht, weil das Ber.⸗Gericht auch von dieſem der 
Klägerin günſtigen Standpunkte zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, ohne 
daß hierdurch das Geſetz verletzt iſt. 

Die im 8 58 ausgeſprochene Ausſchließung der Einrede aus §§ 764. 762 
BGB. kommt, wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtſteht, nur den ſog. 
offiziellen Börſentermingeſchäften, d. h. denjenigen zu, bei welchen die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 50 BörſG. erfüllt ſind. Vor der Zulaſſung zum Börſentermin⸗ 
handel ſind nach § 50 Abſ. 2 die Geſchäftsbedingungen für dieſen Handel 
in den zuzulaſſenden Waren oder Wertpapieren feſtzuſetzen. Damit wird ein 
für allemal die Grundlage für die Geſchäfte des zugelaſſenen Börſentermin— 
handels geſchaffen, und deshalb kann zu den offiziellen Börſentermingeſchäften 
ein Geſchäft nur dann gerechnet werden, wenn es unter Einhaltung jener 
Bedingungen, wie fie bei der betreffenden Börſe feſtgeſetzt ſind, abgeſchloſ— 
ſen iſt. 

Das Ber.⸗Gericht hat nun zunächſt einige Punkte erörtert, in denen es 
zwiſchen den Geſchäftsbedingungen der Klägerin und jenen allgemein feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen, nämlich den „Hamburger Schlußſcheinbedingungen 
für Geſchäfte in Kupfer“ des Vereins der am Metallhandel beteiligten Firmen 
in Hamburg, nicht Abweichungen von ſolcher Art als beſtehend annimmt, 
daß dadurch die mit der Beklagten geſchloſſenen Geſchäfte das Gepräge nicht⸗ 
offizieller Börſentermingeſchäfte erhielten. Sodann hat aber das Ber.⸗Gericht 
die zu den Geſchäftsbedingungen der Klägerin gehörende Beſtimmung in 
Betracht gezogen, wonach beim Ausbleiben der gegebenenfalls eingeforderten 
Nachſchüſſe die Klägerin berechtigt jein ſoll, ‚ſämtliche oder einzelne der auf 
den Namen des Gegenkontrahenten lautenden Kontrakte . . . durch Kauf oder 
Verkauf beſtmöglichſt an der hieſigen oder einer auswärtigen Börſe zu liqui- 
dieren und die ſofortige Begleichung eines ſich etwa ergebenden Verluſtes 
zu verlangen“. Schon der in 1. Inſtanz zugezogene Sachverſtändige A. hatte 
hierin eine über den Rahmen der für Geſchäfte in Hamburg geltenden Be— 
ſtimmungen hinausgehende Vorſchrift gefunden, inſofern auch ein Verkauf 
an einer auswärtigen Börſe vorgeſehen ſei. Es kann auch nicht zweifelhaft 
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fein, daß hier eine weſentliche Abweichung von den gemäß 8 50 Abſ. 2 BörsG. 
feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen vorliegt; denn nach § 20 Abſ. 2 der nach der 
unangefochtenen Annahme des Ber. Gerichts dieſe Feſtſetzung enthaltenden 
Schlußſcheinbedingungen des genannten Vereins muß der Deckungskauf oder 
verkauf ‚Durch Vermittlung eines von dem Verein zugelaſſenen Maklers . .. zu 
einem offiziell notierten Preiſe ... erfolgen‘, was natürlich zugleich bedeutet, 
daß die Glattſtellung an der Hamburger Börſe und nur an dieſer zu bewirken 
iſt. Auch das Landgericht hat anerkannt, daß durch jene Beſtimmung in den 
Geſchäftsbedingungen der Klägerin dem andern Vertragſchließenden ‚eine 
bedeutſame Garantie verloren geht'. Es iſt aber der Meinung, die darin liegende 
Bevorzugung der Stellung der Klägerin ſei immer noch nicht ſo weitgehend, 
daß das Geſchäft dadurch zu einem nichtoffiziellen Börſentermingeſchäft 
würde. Das Oberlandesgericht iſt der entgegengeſetzten Anſicht, und ihm iſt, 
auch in der dafür gegebenen Begründung, beizuſtimmen. Die Reviſion glaubt 
dieſer Anſicht damit entgegentreten zu können, daß zwiſchen den verſchiedenen 
deutſchen Börſen in den feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen und auch in den 
Preiſen ein weſentlicher Unterſchied nicht beſtehe. Dieſer Einwand geht aber 
ſchon darum fehl, weil nach dem klaren Wortlaut der vorhin wiedergegebenen 
Vertragsbeſtimmung die Klägerin ſich ſogar das Recht vorbehalten hat, die 
Glattſtellung auch an einer ausländiſchen (nichtdeutſchen) Börſe vorzunehmen. 
Hierdurch iſt der andre Vertragsteil der in den Einrichtungen der deutſchen 
Börſen und in der ſtaatlichen Aufſicht über ſie liegenden Gewähr beraubt 
(vgl. Urt. des RG. v. 14. Juni 1911, Entſch. 76, 371. 373). Dieſer Nachteil 
wird auch nicht durch das an der erwähnten Stelle in den Schlußſcheinbedin— 
gungen der Klägerin hinzugefügte Wort „beſtmöglichſt' beſeitigt. Dieſes Wort 
hat keineswegs, wie die Reviſion meint, die Bedeutung, daß die Glattſtellung 
an einer auswärtigen Börſe nur zuläſſig ſein ſolle, wenn ſie den Intereſſen 
des andern Teils nützlich ſei; es beſagt nur, daß der Kauf oder Verkauf, ſei es 
an der Hamburger oder an einer auswärtigen Börſe, beſtmöglich zu erfol— 
gen habe. 


Mit Recht hat hiernach das Ber.-Gericht es abgelehnt, die zwiſchen den 
Parteien geſchloſſenen Verträge als offizielle Börſentermingeſchäfte in dem 
vorhin angegebenen Sinne zu behandeln. Damit rechtfertigt ſich die Zulaſſung 
der Spieleinrede. Die aus 88 764. 762 BGB. ſich ergebende Ungültigkeit 
der Verträge überhaupt bringt auch die Ungültigkeit der in ihnen mit enthaltenen 
Schiedsverträge mit ſich, und aus ihr folgt die Verſagung des mit der Klage 
begehrten Vollſtr. Urteils ($ 1042 Abſ. 2, 8 10411 ZPO.). — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. April 1915 in der Hamb. Sache 

S. (Kl.) w. F. (OLG. Hamburg). VII. 14/15. B. 


— — — 


10. Verſicherung; Krieg. 15 


10. Sum Begriff „Kriegsereignis“ in den Bedingungen einer Unfall- 
verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
BGB. 5 157. 


Der Ehemann der Klägerin H. hatte am 4. Auguſt 1914 mit ſeiner Kraft⸗ 
droſchke Fahrgäſte nach L. bei München gebracht und fuhr nachts gegen 12 Uhr 
ſtadteinwärts. In der Nähe der F.⸗Brücke kam ihm ein Kraftwagen entgegen, 
der von einem Offizier und vier oder fünf Soldaten beſetzt war. Dieſes Kom⸗ 
mando hatte den Auftrag, ein franzöſiſches Automobil, das mit Geld nach 
Rußland unterwegs ſein ſollte, abzufangen. Der Offizier hielt das Fahrzeug 
des H. für ein feindliches, ließ die Soldaten und die an der Brücke poſtierten 
Zivilſchutzwächter vor der Brücke ausſchwärmen und dem entgegenfahrenden 
Wagen Halt zurufen und befahl alsbald Feuer zu geben. Die Droſchke des 
H. hielt, dieſer ſelbſt war mehrfach von den Schüſſen getroffen und ſtarb ſofort 
an den erhaltenen Verletzungen. H. war als Abonnent einer in München er⸗ 
ſcheinenden Zeitung bei der verklagten Lebensverſicherung gegen tödliche 
Unfälle mit 1000 „ verſichert. Seine Witwe begehrte von der Beklagten 
die Bezahlung dieſer Summe. Die Beklagte beſtritt den vorſtehenden Sach- 
verhalt nicht, behauptete aber u. a., daß ſie nach den Verſicherungsbedingungen 
zur Zahlung nicht verpflichtet ſei, da ein Unfall durch ein von der Verſicherung 
ausgenommenes Kriegsereignis vorliege. — Das Landgericht, das annahm, 
daß ein Kriegsereignis nicht vorliege, erkannte nach dem Klagantrage. In 
der Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach den Verſicherungsbedingungen der Beklagten, die für die Abonnenten 
der fraglichen Zeitung ſeit dem 1. April 1914 in Geltung ſind, iſt die Verſiche⸗ 
rung für Unfälle ausgeſchloſſen, die der Verſicherte ‚Durch Kriegsereigniſſe“ 
erleidet. Durch die Aufnahme dieſer Beſtimmung will die Geſellſchaft die bei 
Kriegsereigniſſen ausnahmsweiſe geſteigerte Gefahr für Maſſenſchäden aus⸗ 
ſchließen. Nach dem unbeſtrittenen Tatbeſtand liegt dem Unfall ein rein mili- 
täriſcher Vorgang zugrunde. Ein unter dem Befehl eines Offiziers ſtehendes 
Kommando war zum Abfangen eines angekündigten feindlichen Automobils 
ausgeſandt worden. Die Maßnahmen und Handlungen dieſes Kommandos 
dienten zur Erreichung eines Kriegszweckes und ſtellen ohne Zweifel einen 
kriegeriſchen Vorgang dar. Hieran wird auch nichts durch die Tatſache geändert, 
daß das Militärkommando aus einem Irrtum den Angriff auf das Fahrzeug 
des H. unternahm. Der tödliche Unfall, den H. bei dieſem Angriff, der auch 
eine erhöhte Gefahr für das Leben dritter Perſonen in ſich ſchloß, erlitten hat, 
ſteht in urſächlichem Zuſammenhang mit dem kriegeriſchen Ereignis und muß 
deshalb entgegen der Anſchauung des Landgerichts als durch ein Kriegsereignis 
herbeigeführt erachtet werden (dgl. die Aufſätze im „Recht“ 1914, 573 und 
602). Es beſteht ſohin für die Beklagte keine Verpflichtung, für den Unfall 


b. 
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eine Entſchädigung zu leiſten, und demgemäß war, ohne daß die weiteren Ein⸗ 

wände der Beklagten zu würdigen geweſen wären, zu erkennen wie chehen iſt. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 10. Juli 1915 i. S. H. w. N. 
Leb. VerſBk. L. 343/15. F—7. 


11. Bemeffung des Schmerzengeldes. 
Vgl. 15 Nr. 131; 23 Nr. 31; 38 Nr. 121; 43 Nr. 115. 
BGB. 8 847. 

Der Kläger nahm den Eiſenbahnfiskus auf Schadenerſatz in Anſpruch 
weil er auf einem von dieſem angelegten Wege vom Bahnhof nach dem Dorf 
L. an einer unverwahrten Stelle des nachts verunglückt war. Er verlangte 
auch 20000. Schmerzengeld. — Dazu bemerken die Gründe des Rev.⸗Urteils: 

— — — Das Ber.⸗Urteil enthält den Satz, daß der vom Kläger an 
Schmerzengeld geforderte Betrag nicht den zu berückſichtigenden Verhält- 
niſſen entſpreche, bei denen jedenfalls die Vermögenslage des Schuldners 
überhaupt nicht in Betracht zu ziehen ſei. Dieſer Satz wird von der Reviſion 
des Klägers als rechtsirrtümlich beanſtandet. Es iſt nicht klar zu erſehen, 
ob das Ber.⸗Gericht den allgemeinen Satz hat ausſprechen wollen, daß bei der 
Bemeſſung eines Schmerzengeldes die Vermögensverhältniſſe des Erſatz— 
pflichtigen ſchlechthin nicht zu berückſichtigen ſeien; ein ſolcher Satz würde aller— 
dings als rechtsirrtümlich betrachtet werden müſſen (RGEntſch. 63, 104; 
IW. 1911, 279%). Wenn das Ber.⸗Gericht dagegen hat ausſprechen wollen, 
daß die Vermögensverhältniſſe des gegenwärtigen Beklagten, des Fiskus, 
bei der Bemeſſung des Schmerzengeldes für den Kläger keine Rolle zu ſpielen 
haben, ſo iſt in dieſer Beſchränkung ſein Ausſpruch zutreffend. Das Vermögen 
des Fiskus dient den öffentlichen Zwecken des Staates, es begründet keine 
Vermögenslage im privatwirtſchaftlichen Sinn und kann nicht zu dem Ver— 
mögen des Erſatzberechtigten in ein Verhältnis gebracht werden. Im übrigen 
iſt die Bemeſſung des Schmerzengeldes der Würdigung des Tatſachenrichters 
überlaſſen und entzieht ſich der Nachprüfung der Reviſion, ſofern nicht materiell 
rechtliche Verſtöße dabei untergelaufen ſind. 

u In dieſer Richtung erhebt die Reviſion des Klägers die Rüge, daß das 
Ber.⸗Gericht die Schwere der feſtgeſtellten Unfallsfolgen unberückſichtigt ge— 
laſſen habe. Der Vorwurf iſt unbegründet. Das Ber.-Gericht hat zur Grund— 
lage für die Feſtſetzung des Schmerzengeldes gerade die erwieſenen Verletzun— 
gen, ihre Heilungsdauer, die erlittenen Schmerzen und die vorausſichtlich blei— 
benden Folgen‘ des Unfalls genommen. Es hat alſo durchaus die Umſtände 
in Betracht gezogen, deren Außerachtlaſſung der Kläger rügt. Die Würdigung 
mag mit Grund oder ohne Grund dem Kläger mißfallen und ungenügend er— 
ſcheinen; für rechtsirrtümlich kann fie nicht erachtet werden. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 31. Mai 1915 in der preuß. Sache 
G. (Kl.) w. Preuß. EBFiskus (OLG. Breslau). VI. 54/15. 


12. Gläubigeranfechtung. 17 


12. Die Gläubigeranfechtung einer Hypothefbeitellung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn das Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 
Vgl. 45 Nr. 95 m. N.; 48 Nr. 264; 66 Nr. 118. 
AnfG. 5 31; KO. $ 31. 

„— — — Weſentliches Erfordernis jeder Anfechtung einer Rechts⸗ 
handlung iſt, daß der anfechtende Gläubiger durch ſie benachteiligt worden iſt. 
Handelt es ſich um die Anfechtung einer Hypothek, ſo muß der Gläubiger nach⸗ 
weiſen, daß das Grundſtück des Schuldners ohne die dem Anfechtungsgegner 
beſtellte Hypothek einen ſolchen Wert gehabt habe, daß er ſich durch Zw.⸗ 
Vollſtreckung in das Grundſtück hätte Befriedigung wegen ſeiner Forderung 
verſchaffen können. War jedoch das Grundſtück zur Zeit der ſtreitigen Hyp.⸗ 
Beſtellung ſchon ſo mit Hypotheken überlaſtet, daß der Gläubiger ſich aus 
ihm, wenn auch die Hypothek des Gegners nicht eingetragen geweſen wäre, 
nicht hätte befriedigen können, ſo fehlt es an einer objektiven Benachteiligung 
des Gläubigers und demzufolge an jedem Intereſſe an einer Anfechtung; 

vgl. Jaeger Anf. außerh. des Konkurſes 156 ff.; Hartmann⸗Meikel AnfG. 63; RG- 

Entſch. 15, 65; JW. 1908, 567 3°; Bolze Praxis 15 Nr. 178. 

Ein derartiger Fall liegt gegenwärtig vor. Es iſt feſtzuſtellen, daß das 
Grundſtück zu der Zeit der Beſtellung der angefochtenen Hypothek mit Hypo⸗ 
theken von annähernd 55000. , belaſtet geweſen iſt. Dieſe Summe würde bei 
einer Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks nie erreicht worden ſein; ein frei⸗ 
händiger Verkauf, bei dem nach dem Gutachten des Sachverſtändigen W. 
allenfalls ein Preis von 56000. ½ hätte erzielt werden können, kommt nicht 
in Frage. Bei einer Zw.-Verſteigerung würden außer den Stammbeträgen 
von ziemlich 55000 noch Zinſen und Koſtenforderungen der hypothekari— 
ſchen Gläubiger vor dem Kläger zu befriedigen geweſen fein (vgl. § 10 * 5. 
3G. in Verb. mit § 1118 BGB.): es iſt geradezu ausgeſchloſſen, daß dann 
für den Kläger irgend etwas übrig geblieben wäre. Es handelte ſich um die 
Verſteigerung eines Grundſtücks, das im weſentlichen dem Fabrikbetriebe 
diente und in manchen Beziehungen von einem neuen Erwerber hätte anders 
eingerichtet werden müſſen; ein derartiges Grundſtück wird im Falle der 
Zw.⸗Verſteigerung, zumal bei den jetzigen ungünſtigen Verhältniſſen des Geld 
marktes, nur zu einem gedrückten Preiſe veräußert werden. Das Gericht hält 
bei Berückſichtigung aller dieſer Umſtände die Anſicht des Zeugen L., es würden 
bei einer Verſteigerung kaum mehr als 50000 für das Grundſtück haben er⸗ 
zielt werden können, für durchaus zutreffend. 

Fehlt es hiernach, ſoweit die Eintragung der Hypothek von 5000 % in 
Frage kommt, an dem Nachweis der objektiven Benachteiligung des Klägers, 
jo iſt die auf Anfechtung der Hyp.⸗Beſtellung gerichtete Klage mit Recht ab- 
gewieſen worden. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 23. Jan. 1914 i. S. Sch. (Kl.) 

w. L. 9 O. 137/13. F- ch. 


Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 1. 2 


18 13. Auflaſſung. 


13. Das Landesrecht kann die Auflaſſung in einem Prozeßvergleich 
zulaſſen. 
Vgl. 67 Nr. 11; auch 56 Nr. 269. 
BGB. 925. 

Es kann die Entſcheidung der Streitfrage auf ſich beruhen bleiben, ob 
nicht ſchon der 8 925 BGB. die Auflaſſung eines Grundſtücks im Wege des 
Prozeßvergleichs zulaſſe oder ob er eine ſolche um deswillen ausſchließe, weil 
die in ihm beſtimmte Mitwirkung des Grundbuchamts nicht lediglich eine be- . 
ſondere Vertragsform darſtellt, ſondern aus einem anderen Grunde als dem 
einer behördlichen Beurkundung vorgeſchrieben iſt und ſomit eine beſondere 
Zuſtändigkeitsnorm enthält. Jedenfalls war in vorliegendem Falle die Mög⸗ 
lichkeit, die Auflaſſung eines Grundſtücks im Wege des Prozeßvergleichs herbei⸗ 
zuführen, dadurch gegeben, daß durch den Art. 143 Einf G. z. BGB. der Landes⸗ 
geſetzgebung freigelaſſen iſt, für die ihr unterliegenden Grundſtücke zu beſtim⸗ 
men, daß die Einigung außer vor dem Grundbuchamte auch vor Gericht, 
vor einem Notar, vor einer andern Behörde oder vor einem andern Beamten 
erklärt werden kann, und durch die Art und Weiſe, in der in Mecklenburg von 
dieſer Befugnis Gebrauch gemacht iſt. Denn es kann der in BadRpr. 13, 
214, vgl. Jahrb. des Rechts 1914, 259 entwickelten Anſicht nicht beigetreten 
werden, daß auch die in Beihalt des Art. 143 landesgeſetzlich berufenen Amts- 
ſtellen nur in ihrer Eigenſchaft als Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zur Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen geeignet ſeien und eine aus⸗ 
dehnende Auslegung dieſer Zuſtändigkeitsbeſtimmung auf andre Amtsſtellen, 
insbeſondere auf das Prozeßgericht, nach der Abſicht des Geſetzes unzuläſſig 
ſei. Indem die Reichsgeſetzgebung mit dem im Intereſſe der Sicherheit im 
Grundſtücksverkehr aufgeſtellten Grundſatze, daß das für das Grundſtück zu— 
ſtändige Grundbuchamt mitzuwirken habe, brach und die Erklärung auch vor 
andern landesrechtlich beſtimmten Behörden und Beamten zuließ, änderte 
ſie inſoweit den Charakter ihrer urſprünglichen Beſtimmung völlig. Denn die 
Geſichtspunkte, die gerade zur Mitwirkung des zuſtändigen Grundbuchamts 
geführt hatten, entfallen bei dieſen andern landesgeſetzlich berufenen Behörden 
und Beamten, da keiner derſelben ihnen in dem Maße wie das Grundbuchamt 
gerecht werden kann. Bei dieſer Sachlage erſcheint, da in dem Art. 143 keine 
Beſchränkung dahin aufgeſtellt iſt, daß von der Landesgeſetzgebung nur ſolche 
Behörden gewählt werden dürften, welche hinſichtlich der Sicherheit im Grund— 
ſtücksverkehr dem Grundbuchamt für gleichwertig anzuſehen ſind, die Aus— 
legung des erwähnten Schriftſtellers, wonach der Landesgeſetzgebung nur die 
Beſtimmung der Zuſtändigkeit weiterer Behörden freiſtehen ſoll, als nicht zu— 
treffend. Bei der allgemein gehaltenen Faſſung des Art. 143 muß vielmehr 
der Sinn jener Beſtimmung dahin aufgefaßt werden, daß die Reichsgeſetz— 
gebung es dem Landesrecht hat völlig überlaſſen wollen, welche andern Be— 
hörden neben dem Grundbuchamt zur Entgegennahme der Auflaſſungserklä— 
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rungen berufen jein ſollten und welche Bedeutung das Landesrecht der Mit- 
wirkung dieſer Behörden beimeſſen wollte, ob insbeſondere dieſe Mitwirkung 
eine beſondere Zuſtändigkeitsnorm oder nur den Charakter einer behördlichen 
Beurkundungsform enthalten ſolle. 

In Beihalt dieſer Ausführungen über den Inhalt des Art. 143 erſcheint 
aber die weitere Beſchwerde, ſoweit ſie ſich gegen die Ablehnung der Umſchrei⸗ 
bung auf Grund des zum Protokoll der 3. Zivilkammer des Großherzogl. 
Landgerichts zu Roſtock v. 4. Febr. 1915 abgeſchloſſenen Prozeßvergleichs 
richtet, als begründet. Das Landesrecht hat im § 104 der AusfV. z. BGB. 
von der im Art. 143 Einf. G. z. BGB. enthaltenen Freilaſſung Gebrauch 
gemacht und beſtimmt, daß Auflaſſungserklärungen außer vor dem Grund— 
buchamt auch vor einem Amtsgericht, vor der für das Grundſtück zuſtändigen 
Flurbuchbehörde, vor der Anſiedelungskommiſſion, vor der zuſtändigen Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßbehörde oder vor einem Notar abgegeben werden können. 
Es ſind alſo außer dem Grundbuchamt noch eine große Reihe von Behörden 
zugelaſſen, von denen man ohne weiteres ſagen kann, daß ſie den Anforderungen, 
die zur Aufnahme des § 925 BGB. im Intereſſe der Sicherheit des Grund⸗ 
ſtückverkehrs führten, nicht entſprechen können. Mögen auch die Flurbuch⸗ 
behörden, die Anſiedelungskommiſſionen und vielleicht auch die Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßbehörden in einem gewiſſen Zuſammenhange mit dem 
Grundbuchamt ſtehen und dadurch die Gewähr bieten, daß infolge ihrer Mit- 
wirkung der Vertragswille der Parteien mit dem Grundbuch im Einklnag 
ſteht, ſo gilt doch nicht das gleiche von den Amtsgerichten und den Notaren. 
Denn es iſt nicht etwa nur das für das Grundſtück zuſtändige Amtsgericht zur Ent⸗ 
gegennahme der Auflaſſungserklärung für befugt erklärt, ſondern jedes Amts⸗ 
gericht. Und ebenſo iſt jeder Notar zur Entgegennahme berechtigt, ohne daß ihm 
etwa eine Pflicht zur zuvorigen Einſicht des Grundbuchs auferlegt worden 
wäre. Hiernach muß angenommen werden, daß jedenfalls nach dem für Meck⸗ 
lenburg geltenden Landesrecht die Beſtimmungen über die Mitwirkung ge⸗ 
wiſſer Behörden bei der Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen keine 
beſonderen Zuſtändigkeitsnormen enthalten. Die Mitwirkung dieſer Be⸗ 
hörden ſtellt ſich vi»lmehr nur als eine beſondere Vertragsform dar. Iſt dies 
aber der Fall, jo iſt nach den vom Reichsgericht in RGEntſch. 48, 191 
(Seuff A. 56 Nr. 269) entwickelten Grundſätzen der Prozeßvergleich als der 
ſonſt geforderten Auflaſſungsform gleichwertig anzuſehen und die für die Auf⸗ 
laſſung ſonſt erlaſſenen Formvorſchriften werden, wenn wie im vorliegenden 
Falle der Vergleich unter Beobachtung der für dieſen in der Prozeßordnung 
gegebenen Vorſchriften abgeſchloſſen iſt, völlig erſetzt. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Fer.⸗Sen.) v. 24. Aug. 1914. Grdb Sache 

Mandelhagen Hufe Nr. 5. 1. S. A. 4/15. Kn. 
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14. Kann der Hyp.-Bläubiger auf Grund der Fahlung zur Löſchung 
verurteilt werdend 
Vgl. 62 Nr. 49; 66 Nr. 221. 
BGB. 59 362. 875. 1144. 1163; G80. 8 19. 


Thereſe L. wurde vom Grundeigentümer auf Hypotheklöſchung wegen 
erfolgter Zahlung verklagt. Sie wandte ein, daß mit der Klage etwas recht⸗ 
lich Unmögliches verlangt werde; denn nach $ 362 BGB. erlöſche die For⸗ 
derung durch Zahlung und gemäß § 1163 BGB. erwerbe der Eigentümer 
die Hypothek, wenn die Forderung bezahlt ſei. Zur Löſchung der Hypothek 
im Grundbuch ſei nach der Zahlung der Hyp.⸗Gläubiger nicht mehr berech⸗ 
tigt. Nach $ 875 BGB. ſei hierzu die Erklärung des Berechtigten erforderlich 
und berechtigt ſei nur der Eigentümer. Der Kläger hätte nur die Ausſtellung 
einer ſog. löſchungfähigen Quittung“ oder die Einwilligung der Beklagten 
zur Grundbuchberichtigung gemäß § 894 BGB. verlangen können. — Die 
Einrede wurde nicht für begründet erachtet. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: 

„Es iſt zwar richtig, daß die Kaufſchillingsforderung der Beklagten 
zu 30000 „ in Höhe der vom Kläger bewirkten Teilzahlung erloſchen und 
daß inſoweit die für die Forderung beſtehende Hypothek auf den Kläger als 
Eigentümergrundſchuld übergegangen iſt. Es iſt weiter richtig, daß die Be— 
klagte durch Erteilung einer jog. löſchungfähigen Quittung oder durch die 
Einwilligung zur Umſchreibung des gezahlten Teiles der Hypothek als Eigen— 
tümergrundſchuld auf den Kläger deſſen Intereſſen genügt und die ihr ihm 
gegenüber beſtehenden Verpflichtungen erfüllt hätte. Es iſt aber nicht richtig, 
daß mit der Klage etwas Unrichtiges von ihr verlangt wird. Sie iſt im Grund— 
buch noch als Gläubigerin der ganzen Hypothek eingetragen und deshalb dem 
Grundbuchamte gegenüber auch zur Bewilligung der Löſchung der ganzen 
Hypothek oder eines Teiles derſelben legitimiert. Vollzogen kann die Lö— 
ſchung im Grundbuch allerdings nur werden, wenn der Kläger als Eigen— 
tümer des verpfändeten Grundſtücks ihr zuſtimmt. Würde es ſich darum 
handeln, den bezahlten Teil der Hypothek auf den Kläger als Eigentümer— 
grundſchuld umzuſchreiben, dann wäre die Löſchungsbewilligung der Be— 
klagten allerdings ungenügend. Aber der Kläger will nicht die Mitwirkung 
der Beklagten zur Umſchreibung des bezahlten Teils der Hypothek auf ſeinen 
Namen, ſondern zur Löſchung derſelben. Dieſe Mitwirkung kann ihm die 
Beklagte nicht verſagen. Der Gläubiger hat — ſ. die Motive ug 1141 BGB., 
§ 1096 1. Entw. — gegen Empfang der Leiſtung nicht bloß Quittung zu er— 
teilen, ſondern auch nach der Wahl des Eigentümers entweder die Umſchrei— 
bung oder die Löſchung der Hypothek in beglaubigter Form zu bewilligen 
und die bezüglichen Urkunden dem Eigentümer zu übergeben. Auch in der 
Rechtslehre wird zumeiſt dem Eigentümer, der eine auf ſeinem Grundſtück 
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laſtende Hypothek bezahlt hat, das Recht eingeräumt, von dem Hyp.⸗Gläubiger 
die Bewilligung der Löſchung der Hypothek zu verlangen; 
vgl. Kamm. v. RGRäten Bem. 4 zu $ 1144 BGB. und die dortſelbſt angeführten 

Einſprüche. 

Das Reichsgericht hat zwar in der Entſcheidung v. 20. Januar 1904 
(RGentſch. 56, 327 oben) ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß im Fall des 
Übergangs einer Hypothek auf den Eigentümer nach $ 1163 BGB. der frü⸗ 
here Hyp.⸗Gläubiger nur verpflichtet ſei, den Eigentümer durch Ausſtellung 
einer den Anforderungen des § 29 GBO. entſprechenden Quittung in den 
Stand zu ſetzen, die erforderlich gewordene Berichtigung des Grundbuchs 
ſelbſt beantragen zu können, es hat aber gleichwohl die Verurteilung des 
befriedigten Hyp.⸗Gläubigers zur Löſchungsbewilligung mit dem Bemerken 
gebilligt, daß nicht erſichtlich und vom Beklagten auch nicht geltend gemacht 
ſei, daß er daran ein Intereſſe hätte, zur Ausſtellung einer löſchungfähigen 
Quittung an Stelle der beantragten Löſchungsbewilligung verurteilt zu wer⸗ 
den. Dieſe Bemerkung des Reichsgerichts trifft auch auf den vorliegenden 
Fall zu. — — —“ | 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 13. März 1915 i. S. Sp. w. L. 

L. 1047/14. P. 


15. Das Sinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt werden. 
BGB. 38 1152. 876. 


Die verklagte Ehefrau Fr. war früher die Gläubigerin einer im Grund⸗ 
buch für L. eingetragenen Hypothek von 6000 &. Sie trat die Hypothek 
im Jahre 1908 an eine Firma L. W. Söhne ab, jedoch behielt ſie ſich das 
— demnächſt auch im Grundbuch vermerkte — Zinsgenußrecht vor. Die neue 
Gläubigerin trat die Hypothek an R. E. und dieſer trat ſie am 2. Dez. 1912 
weiter ab an den jetzigen Kläger. Die Umſchreibung für den Kläger erfolgte 
unbeſchadet des Zinsgenußrechts der Frau Fr. Der Kläger kündigte die 
Hypothek zum 1. April 1913, der Grundſtückseigentümer machte aber die 
Rückzahlung davon abhängig, daß er auch hinſichtlich des Zinſengenußrechts 
löſchungfähige Quittung erhalte. Der Kläger beantragte deshalb, die Be⸗ 
klagte und ihren Ehemann zu verurteilen, die Löſchung des Zinſengenuß⸗ 
rechts nach Rückzahlung des Kapitals zu bewilligen. Die Beklagten wandten 
ein, daß Zinſenrückſtände beſtänden, außerdem aber ſei die Hypothek auch, 
wie beim Erwerbe der Kläger und die Zwiſchengläubiger gewußt hätten, 
der Firma L. W. Söhne lediglich, und zwar wegen einer Reſtforderung von 
2000 , ſicherunghalber verpfändet worden. — Das Landgericht gab der 
Klage ſtatt, während ſie in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Die Reviſion des 
Klägers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Gläubiger einer Forderung kann dieſe abtreten und ſich das Recht 
auf die künftigen Zinſen vorbehalten, ebenſo wie es ihm umgekehrt freiſteht, 
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die Forderung in jeiner Hand zu behalten und das Zinsrecht einem Anderen 
zu überlaſſen. Daß das Zinsrecht nur ein Nebenrecht iſt, hat lediglich zur Folge, 
daß nach dem Wegfall der Hauptforderung Zinſen nicht mehr zur Entſtehung 
gelangen können; die Abtrennung des Nebenrechts von dem Hauptrechte wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen. Daß rechtlich eine Abtrennung möglich iſt, hat 
der erkennende Senat bereits in dem Urteil RGEntſch. 74, 78 näher dargelegt 
und auch für hypothekariſch geſicherte Forderungen anerkannt. Selbſt dar⸗ 
über beſteht gegenwärtig (Oberneck GBO.“ 2, 220; Turnau⸗Försters 2, 
398 Anm. 3) kaum noch Meinungsverſchiedenheit, daß über das abgetretene 
künftige Zinsrecht bei der Hypothek auch die Bildung eines Zweigbriefs 
zuläſſig iſt. Nun iſt zuzugeben, daß daraus, daß der Gläubiger ſich den 
Zinsgenuß vorbehält, nicht ohne weiteres darauf zu ſchließen iſt, daß das 
Zinsrecht von der Hypothek hat abgetrennt werden ſollen. Der Vorbehalt 
kann auch im Sinn einer Belaſtung der Hypothek mit einem Nießbrauchsrecht 
gemeint ſein, und in ſolchem Fall würde allerdings die Vorſchrift des § 876 
BGB. Anwendung finden, wonach ein Recht an einem Grundſtück, das mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, nur mit Zuſtimmung des Dritten auf— 
gehoben werden kann. Allein die Form des Nießbrauchs, der an die Perſon 
des Berechtigten geknüpft, nur der Ausübung nach übertragbar und wobei 
dieſe Übertragung nicht eintragungfähig iſt, wird ſich zur Wahrung des 
Gläubigerintereſſes vielfach als ein unzureichendes Mittel erweiſen. Zudem 
wird es regelmäßig ſehr zweifelhaft ſein, ob eine Belaſtung der Hypothek 
dem Willen der Beteiligten entſprochen hat (Predari GBO. 711 Anm. 3). 
Im vorliegenden Fall hat, wie der Tatbeſtand ergibt, die verklagte Ehefrau 
die Hypothek zunächſt ‚ohne Zinſen' abgetreten und ſie hat dann auf richter— 
liche Nachfrage erklärt, daß ſie ſich den Zinsgenuß vorbehalte. Dementſpre— 
chend lauten die Eintragungen im Grundbuch und ſind auch die ſpäteren Um— 
ſchreibungen ſtets ‚unbeſchadet des Zinſenbezugsrechts der Frau Fr. erfolgt. 
Daß ein Nießbrauch an der Hypothek beſtellt worden, ergibt hiernach das 
Grundbuch nicht und hierfür iſt auch aus dem Vorbringen der Parteien nichts 
zu entnehmen. 

Bei dieſer Sachlage konnte die Reviſion keinen Erfolg haben. Iſt dem 
Kläger die Hypothek nur in Anſehung der Hauptforderung übertragen, das 
Recht auf den Bezug der künftigen Zinſen aber bei der verklagten Ehefrau 
verblieben, jo findet die Vorſchrift des 8876 keine Anwendung, und es iſt 
nicht abzuſehen, inwiefern die Beklagte verpflichtet ſein könnte, zu der Lö— 
ſchung der Hypothek in Anſehung der Hauptforderung mitzuwirken, zu der 
ſie überhaupt nicht berechtigt iſt. Die Beklagte iſt die Gläubigerin der Zins— 
hypothek als einer Teilhypothek (§ 1152 BGB.); über die Stammhypothek 
zu verfügen, insbeſondere ſie einzuziehen und deren Löſchung zu bewilligen, 
iſt allein und unbeſchränkt der Kläger befugt, und zwar ohne daß ihm die 
Verpflichtung obliegt, gleichzeitig dem Schuldner auch Löſchungsbewilligung 
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bezüglich der Zinshypothek zu verſchaffen. Die Reviſion, die letzteres be⸗ 
hauptet, überſieht, daß die Hypothek in geſetzlich zuläſſiger Weiſe geteilt und 
daher nicht mehr Eine Hypothek iſt. Ob, was auch in andern Fällen mög⸗ 
lich iſt, aus der Teilung ſich für den Grundſtückseigentümer gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten ergeben können, iſt unerheblich.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 6. Febr. 1915 in der ſächſ. Sache 
M. (Kl.) w. Fr. (OLG. Dresden). V. 417/14. Auch in RGeEntſch. 86 
Nr. 52 S. 218. 


16. Die rechtskräftig zur Berftellung der Ehe verurteilte Partei kann 
noch auf Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 
(Vgl. 61 Nr. 96. 177.) 
BGB. 35 1353. 1567; ZPO. 8 616. 


Die ſeit dem 5. Aug. 1912 von ihrem Ehemann, dem Beklagten, ge⸗ 
trennt lebende Klägerin iſt durch Urteil des Landgerichts zu Ch. v. 9. Juli 
1913 zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilt wor⸗ 
den. Sie fordert im gegenwärtigen Rechtsſtreit die Scheidung der Ehe und 
hat dieſes Verlangen in der Ber.-Inſtanz auf $ 1568 BGB. mit der Begrün⸗ 
dung geſtützt, daß der Beklagte ſie vor ihrer Trennung gemißhandelt und 
beſchimpft habe. 

Das Ber.-Gericht iſt, ohne auf dieſes Vorbringen ſachlich einzugehen, 
zur Abweiſung der Klage auf Grund folgender Erwägungen gelangt: Die 
Klägerin könne die älteren, vor dem Urteil v. 9. Juli 1913 liegenden Schei— 
dungsgründe nicht mehr geltend machen. Das eheliche Verhältnis in ſeiner 
Geſamtheit werde auch durch die Herſtellungsklage zum Gegenſtand des 
Rechtsſtreits. Werde dieſer Klage ſtattgegeben, ſo folge daraus, daß nicht 
nachträglich zur Begründung einer Klage verwertet werden könne, es ſei das 
eheliche Verhältnis doch ein ſolches geweſen, daß nicht nur der auf die Her— 
ſtellungsklage verurteilte Ehegatte berechtigt geweſen wäre, die Herſtellung 
des ehelichen Lebens zu verweigern, ſondern ſogar Scheidung zu verlangen. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Recht als rechtsirrig 
bekämpft: das Ber.⸗Gericht verkennt die Wirkungen der Rechtskraft einer 
auf Grund von 81353 BGB. ergangenen, den verklagten Teil zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilenden Entſcheidung. Allerdings ſtellt 
ein ſolches Urteil für die Zeit bis zur Beendigung der mündlichen Verhand— 
lung ſachlich feſt, daß der Kläger die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
mit Recht gefordert hat, der Beklagte aber, ſelbſt wenn er ſich bis dahin zur 
Fernhaltung für berechtigt gehalten haben ſollte, verpflichtet iſt, dieſem Ver⸗ 
langen nachzukommen; es erſchöpft auch die Frage, ob, wenn die äußeren 
Vorausſetzungen des Anſpruchs erfüllt ſind, etwa das innere Verhalten des 
klagenden Ehegatten oder ob ſonſtige in der Perſon des einen Teils oder 
beider Teile beruhende Gründe dem Klageverlangen entgegenſtehen (Urt. 


24 16. Eheſcheidung. 


des 4. Zivilſen. des RG. v. 25. Sept. 1902, JW. 1902 Beil. S. 273). Es 
würde daher mit der Wirkung der Rechtskraft eines ſolchen Urteils nicht ver⸗ 
einbar ſein, wenn in dem ſpäteren, auf Grund von $ 1567 Nr. 1 BGB. an⸗ 
hängig gemachten Eheſcheidungsprozeſſe, dem dieſes Urteil als Grundlage 
dient, auf Vorgänge aus der Zeit vor dem Abſchluß der dem Urteil vorauf⸗ 
gehenden mündlichen Verhandlung zurückgegriffen werden dürfte, um aus⸗ 
ſchließlich darauf die Annahme zu ſtützen, daß der verklagte Ehegatte ſich 
trotz dem Urteil berechtigterweiſe von der häuslichen Gemeinſchaft fernhalte. 
In ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt daher anerkannt, daß der 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte in dem 
wider ihn wegen böslicher Verlaſſung angeſtrengten Scheidungsprozeſſe ſeine 
Weigerung grundſätzlich nicht auf Tatſachen ſtützen kann, die er ſchon im Ehe⸗ 

herſtellungsprozeß hätte geltend machen können; 
vgl. die Urteile des 4. Zivilſen. v. 5. Nov. 1908, IV. 67/08, nur teilweiſe abgedr. 
in Warneyer Erg. Bd. 1909 Nr. 111, und v. 10. Febr. 1913, IV. 629/12, abgedr. 

in RGeEntſch. 81, 297. 

Auf einem ganz andern Gebiet liegt die Frage, welchen Einfluß die 
rechtskräftige Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft auf 
einen erſt ſpäter von dem verurteilten Ehegatten erhobenen Scheidungsanſpruch 
hat, den er bereits im Herſtellungsprozeß angriffweiſe, durch Widerklage, hätte 
geltend machen können. Das Herſtellungsurteil ſchafft Rechtskraft nur hin⸗ 
ſichtlich der Herſtellungspflicht, nicht auch hinſichtlich der von dem verurteilten 
Ehegatten nur zur Begründung des Rechts auf Verweigerung der Gemein- 
ſchaft etwa vorgebrachten Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgründe; dieſe können 
nicht als durch das Herſtellungsurteil aberkannt angeſehen werden (Komm. 
von RGRäten? zu § 1567 Bem. 4). Tiefe Auffaſſung hat der 4. Zivilſen. 
des Reichsgerichts in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten; 

vgl. Urt. v. 17. März 1910, IV. 291/09. abgedr. in Warneyer Erg. Bd. 1910 Nr. 223; 

auch Urt. v. 15. Febr. 1915, IV. 619/14, abgedr. in Warneyer Erg Bd. 1915, 

Nr. 131. 

Wenn auch mit der Erhebung einer auf Scheidung oder Anfechtung 
der Ehe gerichteten Klage oder Widerklage alle Scheidungs⸗ wie Anfech⸗ 
tungsgründe, die bis zur Rechtskraſt des Urteils vorgebracht werden können, 
rechtshängig werden, weil mit jener Klagerhebung das eheliche Verhältnis 
im ganzen zum Gegenſtand des Streits gemacht wird, ſo gilt dies doch nicht 
auch von der Erhebung der Herſtellungsklage. In dieſer Beziehung und in- 
wieweit die Rechtskraft des Herſtellungsurteils auf die dem verklagten Teil 
zur Seite ſtehenden Scheidungsgründe von Einfluß iſt, wird in dem ange- 
zogenen Urteil IV. 291/09 folgendes ausgeführt. Sei die Klage des Mannes 
auf Eheherſtellung beſchränkt, jo ſei die Beklagte nicht gemäß $ 616 Satz 2 
ZPO. mit dem Verluſt ihres Scheidungsrechts bedroht, wenn ſie unterlaſſe, 
die zur Stütze des Scheidungsverlangens dienenden Tatſachen gerade in dieſem, 
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mit der Herſtellungsklage eingeleiteten Rechtsſtreit geltend zu machen, und 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, Widerklage auf Scheidung zu erheben. 
Der gegenteiligen Auffaſſung ſtehe 8 616 ZPO. in ſeinem Wortlaut geradezu 
entgegen, ſie werde auch weder durch deſſen Entſtehungsgeſchichte noch durch 
innere Gründe gerechtfertigt; die Grundſätze dieſer Geſetzesbeſtimmung könnten 
nicht auf einen Rechtsſtreit ausgedehnt werden, der lediglich über die Ver⸗ 
pflichtung eines Ehegatten zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ge⸗ 
führt werde. Denn in einem ſolchen werde der rechtliche Beſtand der Ehe 
ſelbſt nicht in Frage geſtellt; im Gegenteil, gerade der Beſtand der Ehe bilde 
die Grundlage, aus der der Herſtellungskläger ſein Verlangen ableite. Hieran 
werde auch dadurch nichts geändert, daß der andre Teil verteidigungsweiſe 
Rechtsmißbrauch behaupte oder auf ein ihm zur Seite ſtehendes Scheidungs⸗ 
recht Bezug nehme ($ 1353 Abſ. 2 BGB.). Erſt wenn das Scheidungsver⸗ 
langen angriffweiſe im Wege förmlicher Klage oder Widerklage erhoben 
werde, ſei das Gericht über den Beſtand der Ehe zur Entſcheidung berufen. 
Sei jenes aber nicht der Fall, fo komme der dem $ 616 ZPO. zugrunde Tie- 
gende geſetzgeberiſche Gedanke, die Häufung von Scheidungs⸗ und Anfech⸗ 
tungsprozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden und eine einheitliche Ent- 
ſcheidung über ihren Beſtand zu gewährleiſten, nicht in Frage. — Der er- 
kennende Senat ſchließt ſich dieſen Ausführungen an; ſie ſind auf den vor⸗ 
liegenden Fall um ſo gewiſſer anwendbar, als die Klägerin die Vorgänge, 
auf die ſie ihr jetziges Scheidungsverlangen ſtützt, in dem wider ſie anhängig 
geweſenen Herſtellungsprozeß nicht einmal verteidigungsweiſe geltend ge- 
macht hat, ſondern in dieſem Prozeſſe überhaupt nicht vertreten geweſen iſt. 
Hiernach war das Ber.-Urteil aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. April 1915 in der ſächſ. Sache 
Frau Oe. (Kl.) w. Oe. (OLG. Dresden). VI. 22/15. 


17. Die Vermutung aus $ 1562 BGB. gilt nur für die Gläubiger 
des Mannes. 
Vgl. 62 Nr. 210 m. N.; auch 63 Nr. 268; 66 Nr. 191. 
BGB. 8 1362. 


Die Beklagte hatte aus einem vollſtreckbaren Urteil vom 19. Dez. 1912 
wegen 10012,60 % nebſt Zinſen und Wechſelunkoſten am 13. Januar 1913 
bei der Ehefrau Auguſte M. in B. Möbel, Pferde und Geſchirre pfänden 
laſſen. Dieſe Gegenſtände nahm der Kläger auf Grund eines mit der Schuld⸗ 
nerin am 11. Nov. 1912 geſchloſſenen Kauf- und Mietvertrages als ſein Eigen- 
tum in Anſpruch: der Klagantrag ging auf Freigabe der Sachen. In 1. In⸗ 
ſtanz wurde die Entſcheidung von einem Eide des Klägers abhängig gemacht, 
der ſich auf die von der Beklagten erhobene Einrede der Anfechtung bezog. 
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In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, weil Kläger bezüglich des Eigen⸗ 
tums beweisfällig geblieben ſei. Das Reichsgericht hob auf und verwies zu⸗ 
rück. Aus den Gründen: | 


„— — — Kläger ſtützt ſein Eigentum auf den mit der Schuldnerin ge- 
ſchloſſenen Kauf- und Mietvertrag ($ 930 BGB.). Die Beklagte hat ſich u. a. 
damit verteidigt, daß die Schuldnerin dem Kläger das Eigentum nicht habe 
übertragen können, weil, wie nach $ 1362 Abſ. 1 BGB. zu vermuten ſei, das 
Eigentum dem Ehemanne M. zugeſtanden habe. Der Ber.⸗Richter iſt der 
Beklagten darin beigetreten, daß die Vermutung des $ 1362 zu ihren Gunſten 
hier Anwendung finde. Für die Forderung, wegen welcher gepfändet wor⸗ 
den ſei, hafte der Beklagten auch der Ehemann M.; daß die Pfändung nur 
gegen die Ehefrau erfolgt ſei, ſtehe der Beklagten nicht entgegen, denn es 
handle ſich hier nicht darum, ob die Beklagte ein rechtswirkſames Pfandrecht 
erworben habe, ſondern darum, ob der Kläger der Zw. Vollſtreckung mider- 
ſprechen könne. 


Die Reviſion rügt, daß § 1362 Abſ. 1 auf einen Fall angewendet wor— 
den, für den er nicht gegeben ſei. Dieſe Rüge muß für begründet erachtet 
werden. 


Nach jener Beſtimmung wird zugunſten der Gläubiger des Mannes ver— 
mutet, daß die im Beſitz eines oder beider Ehegatten befindlichen beweg— 
lichen Sachen dem Manne gehören. Die Beſtimmung betrifft, ebenſo wie 
845 KO., den Fall, daß Forderungen gegen den Mann aus deſſen Ver— 
mögen beigetrieben werden ſollen. Die Gläubiger des Mannes ſollen dadurch 
gegen die Nachteile geſchützt werden, die ihnen aus der durch die eheliche 
Lebensgemeinſchaft regelmäßig eintretenden, häufig auch von den Ehegatten 
abſichtlich zum Zweck der Verkürzung der Gläubiger des Mannes herbei— 
geführten tatſächlichen Vermiſchung des beiderſeitigen Vermögens drohen 
(Motive z. BGB. 4, 128). Bei dieſer ganz beſchränkten Tragweite der ge— 
wendung zu bringen, wo eine Forderung gegen die Frau aus deren Ver— 
mögen beigetrieben werden ſoll. Der Umſtand, daß für dieſelbe Forderung 
im vorliegenden Falle auch der Mann haftet, iſt ohne Bedeutung; nach Sinn 
und Wortlaut des Geſetzes kommt es nur darauf an, in welcher Eigenſchaft 
der Gläubiger beider Eheleute ſeinen Zugriff nimmt, nur wo er als Gläu— 
biger des Mannes auftritt, kann er ſich auf die Eigentumsvermutung be— 
rufen. An die Möglichkeit, daß auch ein Gläubiger der Frau gelegentlich 
einmal ein Intereſſe daran haben könnte, ſich auf das Eigentum des Mannes 
zu berufen, wie hier, wo die Widerſpruchsklage eines Sondernachfolgers der 
Frau zu Falle gebracht werden ſoll, hat der Geſetzgeber gewiß nicht gedacht. 
Die Vermutung des $ 1362 Abſ. 1, die an die gegenwärtigen Beſitzverhältniſſe 
anknüpft, könnte auch kaum ohne Zwang auf einen Fall erſtreckt werden, 


18. Eingebrachtes im geſetzlichen Güterſtand. 27 


wo darüber geſtritten wird, ob die Frau zu einem beſtimmten in der Ver⸗ 
gangenheit liegenden Zeitpunkt Eigentümerin geweſen war. — — — 

Da die Abweiſung der Klage durch die Gründe des Ber.⸗Richters hiernach 
nicht getragen wird und da dieſer zu den ſonſtigen Einwendungen der Be⸗ 
klagten noch nicht Stellung genommen hat, muß das angefochtene Urteil auf⸗ 
gehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung 
in die Vorinſtanz zurüdvermwiefen werden. — — — “ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 22. Juni 1915 in der preuß. Sache 

L. (Kl.) w. L.⸗M. (KG. Berlin). VII. 24/15. 


18. Die Frau im geſetzlichen Güterſtande kann ihr Eingebrachtes fchuld- 
rechtlich verpfänden, nicht dinglich. 
Vgl. 65 Nr. 245 m. N. 
BGB. $$ 1396. 1399. 

Der urſprüngliche Kläger, Gutsbeſitzer L. in O., lebte mit ſeiner Frau 
im geſetzlichen Güterſtande. Frau L. trennte ſich ſpäter von ihrem Manne. 
Ihr Bruder Max B. war Mitinhaber der Chemiſchen Fabrik G., B. & Co. 
in H. Um dieſer Firma bei dem verklagten Bankverein Kredit zu verſchaffen, 
verpfändete Frau L. ohne Wiſſen und Willen ihres Ehemannes eine zum 
eingebrachten Gut gehörige Hypothek von 10000 / und eine ebenfalls ein⸗ 
gebrachte Grundſchuld von 6000 , zur Sicherſtellung aller gegenwärtigen 
und künftigen vermögensrechtlichen Anſprüche des Beklagten an die oben 
bezeichnete Firma. Sie übergab den Hypotheken- und Grundſchuldbrief dem 
Beklagten und bewilligte auch die Eintragung im Grundbuch, die aber unter— 
blieben iſt. Die Firma iſt dann am 22. Mai 1913 in Konkurs verfallen, wobei 
der Beklagte mit 7920,68 „ in Verluſt geriet. Der Ehemann L. erhob im 
Auguſt 1913 auf Grund ſeines ehemännlichen Verwaltungs- und Nießbrauchs⸗ 
rechts ſowie auf Grund einer Abtretungsurkunde, die ſeine Ehefrau ihm am 
20. Auguſt 1913 ausſtellte, Klage auf Herausgabe des Hypotheken- und des 
Grundſchuldbriefs, iſt dann aber im November 1913 verſtorben und von ſeiner 
Ehefrau und ſeiner Schweſter, Frau B., den jetzigen Klägerinnen, beerbt 
worden. Dieſe ſetzten die Klage fort, wurden jedoch vom Landgericht ab— 
gewieſen. In 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt; dieſes Urteil wurde 
indes vom Reichsgericht aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Die Klage, die der Ehemann L. aus eigenem Recht erhoben hatte, war 
nach den 38 1396. 1412 BGB. an ſich begründet, ſie hat ſich aber, wie der 
Ber.⸗Richter mit Recht angenommen hat, durch 2.3 Tod erledigt, da deſſen 
Verwaltungs- und Nießbrauchsrechte perſönlicher Natur waren und mit 
ſeinem Tode erloſchen ſind (vgl. RGeEntſch. 58, 38 a. E., in Seuff A. 60 Nr. 234). 

Die Anſprüche, die L. auf Grund der Abtretungsurkunde ſeiner Frau 
erhoben hatte und die nach ſeinem Tode an ſeine Erben, die beiden Kläge— 
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rinnen, gefallen ſind, hat der Ber.⸗Richter im Gegenſatz zum Landgericht 
für begründet erachtet. Er hat angenommen, daß nach $ 1396 BGB. nicht 
nur die Verpfändung ſelbſt, die dingliche Verfügung, ſondern auch der ſchuld⸗ 
rechtliche Verpfändungsvertrag unwirkſam geweſen ſei und zufolgedeſſen auch 
nachträglich Rechtswirkſamkeit nicht habe erlangen können. Deshalb hat er 
die vom Beklagten aus dem ſchuldrechtlichen Vertrage erhobene, vom Land⸗ 
gericht zugelaſſene Einrede der Argliſt verworfen. 


Die Reviſion hat die Annahme, daß der ſchuldrechtliche Verpfändungs⸗ 
vertrag unwirkſam geweſen ſei, angegriffen und dieſer Angriff iſt in der Tat 
begründet. Schuldrechtlich konnte ſich Frau L. nach $ 1399 BGB. verpflichten. 
Solange das ehemännliche Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrecht dauerte, 
durfte allerdings wegen dieſer Verpflichtung nach $ 1412 BGB. das ein- 
gebrachte Gut nicht in Anſpruch genommen werden; nachdem aber durch den 
Tod des Ehemannes das Verwaltungs- und Nießbrauchsrecht weggefallen iſt, 
ſteht der Inanſpruchnahme nichts im Wege. Der § 1396 Abſ. 1. 3 BGB. 
bezieht ſich ſeinem Wortlaut nach, und nach ſtändiger Rechtſprechung, nur auf 
die dingliche Einigung (Verfügung); 

vgl. RGEntſch. 58, 36 (Seuff . 60 Nr. 234); 49, 416 a. E.; JW. 1911, 36212; 

auch die Motive zum BGB. 4, 229: Prot. 4, 197 f., 180. 

Hiernach konnte der Beklagte dem Ehemann L., in ſeiner Eigenſchaft 
als Zeſſionar ſeiner Frau, und ſeinen Erben gegenüber mit dem Einwande 
der Argliſt geltend machen, daß er den Hypotheken- und den Grundſchuld⸗ 
brief nicht herauszugeben brauche, weil die Kläger ſchuldrechtlich zur Ver⸗ 
pfändung und zur Überlaſſung der Briefe verpflichtet ſeien. Die Frage jedoch, 
ob ein ſolcher ſchuldrechtlicher Verpfändungsvertrag, der die Frau L. dem 
Beklagten gegenüber nach $ 1399 BGB. zur Beſtellung des Pfandrechts ver— 
pflichtete, in rechtsverbindlicher Weiſe zuſtande gekommen ſei, 

vgl. darüber $$ 681 f. Entw. z. BGB.; Motive 2, 684; Prot. 2, 488, 
iſt in den Vorinſtanzen noch garnicht erörtert worden. Es iſt nicht einmal 
erſichtlich, ob zwiſchen Frau L. und dem Beklagten überhaupt irgendwelche 
Verhandlungen gepflogen worden ſind und ob nicht Frau L. lediglich auf 
Veranlaſſung ihres Bruders die Verpfändung vor dem Notar erklärt hat. 

Demnach war das Ber.-Urteil aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Erörterung in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. Juni 1915 in der Hamb. Sache 

Bk.⸗Verein für Schl.-H. (Bkl.) w. L. (OLG. Hamburg). V. 90/15. 
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19. Durch Scheidung der Ehe erliſcht die Stellung des Mannes als 
Familienoberhauptes in armenpolizeilichem Sinne (Bremen). 
BGB. $ 1578; Einf. Art. 103; Brem. Geſ. v. 21. Jan. 1911 betr. d. armen pol. 
Arbeitszwang. 

Die Ehe des Klägers, aus der ein im Jahr 1900 geborener Sohn hervor⸗ 
gegangen iſt, wurde aus Verſchulden des Mannes im Jahr 1910 geſchieden. 
Der Kläger war ſchon vorher von Bremen nach Verden gezogen und hatte 
dort angeblich den Unterſtützungswohnſitz erworben. Die geſchiedene Frau, 
der gemäß § 1635 BGB. die Sorge für die Perſon des armenunmündigen 
Sohnes zuſteht, behielt, wie dieſer, ihren Unterſtützungswohnſitz in Bremen. 
Sie ſoll in einer Reihe von Jahren vom Ortsarmenverband der Stadt Bre⸗ 
men unterſtützt worden ſein. Nach einem brem. Geſ. v. 21. Januar 1911 
kann der, der aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtützung erhält, zur Verrich⸗ 
tung von Arbeiten angehalten werden; wird eine Ehefrau oder werden ehe⸗ 
liche Kinder unterſtützt, ſo gilt das Familienhaupt' in der Perſon der An⸗ 
gehörigen als unterſtützt. Der zuſtändige Ausſchuß für das Armenarbeits⸗ 
weſen in Bremen beſchloß, den Kläger zu ſolchen Arbeiten im Armenhauſe 
anzuhalten. Auf Klage des Klägers wurde der Beſchluß aufgehoben. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Bremen hat durch das Geſ. v. 21. Januar 1911, betr. den armen⸗ 
polizeilichen Arbeitszwang, nach dem Vorbilde Hamburgs (Gef. üb. d. 
Armenw. v. 11. Sept. 1907), ähnlich wie ſpäter Preußen durch Gel. v. 
23. Juli 1912, unter Einhaltung der ihm durch die Reichsgeſetzgebung geſetzten 
Schranken und als eine auch nach der bremiſchen Verfaſſung zuläſſige Maßregel 
des Verwaltungszwangs, angeordnet, daß gegen denjenigen, der ſelbſt oder in der 
Perſon ſeiner Ehefrau oder ſeiner armen, unmündigen Kinder aus öffentlichen 
Mitteln Armenunterſtützung erhält, unter beſonderen Vorausſetzungen der 
armenpolizeiliche Arbeitszwang angewandt werden kann. Der Kläger ſelbſt 
erhält unſtreitig keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln, der Beklagte 
behauptet aber, daß ſeine geſchiedene Ehefrau und der am 18. April 1900 
in der Ehe geborene Sohn hülfsbedürftig ſeien und von ihr aus öffentlichen 
Armenmitteln unterſtützt würden. Von der Erhebung der Beweiſe, welche die 
Beklagte für dieſe beſtrittenen tatſächlichen Behauptungen angeboten hat, iſt 
abzuſehen, weil nach den beſonderen Umſtänden des Falls der Kläger in den 
beiden genannten Perſonen nicht unterſtützt werden würde. 

Die Ehe des Klägers iſt im Jahre 1910 rechtskräftig geſchieden worden. 
Die Eheleute hatten vorher länger als 6 Jahre voneinander getrennt gelebt, 
und zwar der Mann im preuß. Kreiſe V., die Frau mit dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinde in Bremen. In dem Scheidungsurteil iſt der Mann für den 
allein ſchuldigen Teil erklärt worden, ſeit der Rechtskraft des Urteils ſteht 
die Sorge für die Perſon des Sohnes der Mutter zu. Mit der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils löſte ſich die bis dahin zwiſchen den Gliedern der Fa⸗ 
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milie H. vorhandene Perſoneneinheit im armenrechtlichen Sinn. Der bis 
dahin abgeleitete Unterſtützungswohnſitz der geſchiedenen Frau verwandelte 
ſich kraft Geſetzes in einen ſelbſtändigen Unterſtützungswohnſitz. Da die Sorge 
für die Perſon des armenunmündigen Sohnes der Mutter zuſteht, ſo teilt 
dieſer nach § 20 UWohnſG. ſeitdem nicht mehr den Unterſtützungswohnſitz 
des Vaters, ſondern den ſeiner Mutter. Die Einheit der Familie im armen- 
rechtlichen Sinne iſt verſchwunden, und der Kläger hat, in Anſehung ſeiner 
geſchiedenen Frau und ſeines armenunmündigen Kindes dieſer Ehe, ſeine 
Stellung als Familienhaupt verloren. Der Umſtand, daß er nach wie vor 
unterhaltspflichtig für ſeinen Sohn iſt, und daß ihm auch die Unterhalts— 
pflicht gegenüber ſeiner geſchiedenen Frau nach 88 1578. 1579 BGB. obliegt, 
iſt nicht geeignet, ihn als Familienhaupt in dieſem Sinn erſcheinen zu 
laſſen. Die durch das bürgerliche Recht geordnete Unterhaltspflicht und 
die aus § 62 UWohnſG. in Verbindung mit Art. 103 Einf G. z. BGB. und 
§ 11 Geſ. betr. die ſtadtbrem. Armenpfl. v. 25. April 1900 für den Kläger 
im Fall der Unterſtützung ſeiner Angehörigen durch die ſtadtbremiſche Armen⸗ 
pflege ſich ergebende Erſtattungspflicht ſchaffen nicht eine Familienangehörig— 
keit im armenrechtlichen Sinn. Die tatſächliche und wirtſchaftliche Gemein— 
ſchaft zwiſchen dem Kläger einerſeits und ſeiner geſchiedenen Frau und dem 
Kinde anderſeits hat aufgehört. Es fehlt dem Kläger, der kein Beſtimmungs— 
recht bezüglich des Aufenthalts und der Lebensführung dieſer Perſonen hat, 
an jeder Verfügungsmacht nach dieſer Richtung. Der Familienzuſammen— 
hang iſt aufgehoben. Damit iſt die tatſächliche Unterlage für die Perſonen⸗ 
einheit im armenrechtlichen Sinn weggefallen, auf welcher die Berechtigung 
der Annahme beruht, daß das Familienhaupt in der Perſon eines Familien- 
gliedes unterſtützt werde. Das brem. Geſ. v. 21. Januar 1911 findet deshalb 
auf den vorliegenden. Fall keine Anwendung. Es ſei noch erwähnt, daß es 
auch in der Begründung des Geſetzes heißt: 
vielmehr wird als weitere Vorausſetzung für die Ausübung des Arbeitszwanges 

neben der geſetzlichen Unterhaltspflicht auch das Fortbeſtehen des Familien— 

zuſammenhanges gefordert. 

Dieſer leitende Gedanke hat durch die Aufnahme des Wortes „Familien— 
haupt“ ſeinen genügenden Ausdruck in dem Geſetze gefunden.“ — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 25. Febr. 1915 in der Bremer 
Sache H. w. ſtadtbrem. Armenpfl. Bf. II. 229/14. A- d. 


20. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmi— 
gung des Vorm.-Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 
BGB. Sd 1944. 18221. 1886. 

Unter dem 30. März 1915 hat das Standesamt zu P. dem dortigen 
ſtädtiſchen Waiſengericht (Nachlaß⸗ und Vorm. Gericht) angezeigt, daß der 
Kriegsteilnehmer X. am 27. Aug. 1914 im Lazarett zu . .. verſtorben iſt. 
Seine geſetzlichen Erben ſind ſeine Witwe und beider minderjährige Tochter. 


% 
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Die Witwe hat für ſich und die unter ihrer mütterlichen Gewalt ſtehende 
Tochter durch einen an das Waiſengericht und Nachlaßgericht gerichteten 
Schriftſatz v. 11. Mai 1915 die Erbſchaft ausgeſchlagen und dazu für ihre 
Tochter die vormundſchaftliche Genehmigung erbeten. Dieſer Schriftſatz, 
worin ſie erklärt, ſie habe am 30. März Nachricht vom Tode ihres Mannes 
erhalten, iſt am 11. Mai bei der Behörde eingegangen und am 12. Mai dem 
Dezernenten vorgelegt worden. Durch Beſchluß vom 7. Juni iſt die erbetene 
Genehmigung verſagt worden, weil die Ausſchlagungsfriſt mit dem 11. Würd 
abgelaufen, die Ausſchlagung der Mutter ohne die Genehmigung des Vorm.⸗ 
Gerichts unwirkſam ſei und nunmehr auch durch nachträgliche Genehmigung 
nicht mehr wirkſam werden könne. Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte 
Beſchwerde, in der die Witwe auch behauptet hat, daß ſie erſt am 31. März 
Kenntnis vom Ableben ihres Mannes erhalten habe, iſt zurückgewieſen worden. 
Der Beſchluß des Landgerichts läßt es dahingeſtellt, wann die Witwe die 
gedachte Nachricht erhalten habe, denn jedenfalls ſei jetzt die Ausſchlagungs⸗ 
friſt längſt verſtrichen und damit ſei die Möglichkeit entfallen, daß die Aus⸗ 
ſchlagungserklärung noch rechtswirkſam werde, zu offenbar unwirkſamen Wil⸗ 
lenserklärungen habe aber das Vorm.⸗Gericht ſeine Genehmigung nicht zu 
erteilen. — Der weiteren Beſchwerde der Antragſtellerin iſt der Erfolg nicht 
zu verſagen. 

Dem Landgericht iſt allerdings darin beizutreten, daß das Vorm. Gericht 
die bei ihm nachgeſuchte Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts abzulehnen hat, 
wenn deſſen Nichtigkeit offenſichtlich iſt. Wenn dagegen nur Zweifel an der 
Wirkſamkeit beſtehen, ſo iſt die Genehmigung auszuſprechen; denn wenn die 
Möglichkeit der Gültigkeit beſteht, ſo darf das Vorm.⸗Gericht nicht durch Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung die Intereſſen des Mündels gefährden (Schlegel⸗ 
berger FGG., 114). Im vorliegenden Falle kann dem Landgericht jeden⸗ 
falls nicht darin beigetreten werden, daß die Unwirkſamkeit der Erbſchafts— 
ausſchlagung zweifellos ſei. 

Nach § 1944 hat die Ausſchlagung der Erbſchaft binnen 6 Wochen zu 
erfolgen, und dieſe Friſt beginnt zu laufen mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Erbe von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt 
hat. Das Landgericht hat nun nicht feſtgeſtellt, daß die Witwe bereits am 
30. März Kenntnis von dem Tode ihres Mannes erhalten habe, es hat weiter 


aber auch nichts darüber geſagt, wann ſie erfahren habe, daß die geſetzliche 


Erbfolge eingetreten ſei, was ebenfalls zur Eröffnung der Friſt erforderlich 
it (vgl. Staudinger Bem. 4b; Komm. von RGRäten Bem. 2 zu 8 1944). Der 
Mangel dieſer Feſtſtellungen kommt im vorliegenden Falle für die Entſcheidung 
aber nicht in Betracht. Denn einerſeits ſind die Ausſchlagungserklärung und 
der zuläſſigerweiſe damit verbundene Antrag auf Genehmigung am 11. Mai, 
alſo jedenfalls innerhalb der Friſt, beim Waiſen- und Nachlaßgericht ein— 
gegangen, und dieſer Zeitpunkt, nicht der der Vorlage beim Dezernenten, iſt 
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maßgebend. Anderſeits aber iſt jedenfalls gegenwärtig die ſechswöchige Friſt 
längſt abgelaufen und war es auch ſchon zur Zeit der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung. Es erhebt ſich alſo die Frage, ob dann, wenn die noch nicht ge⸗ 
nehmigte Ausſchlagungserklärung und der Antrag auf Genehmigung inner⸗ 
halb der 6 Wochen eingegangen ſind, die nach Ablauf dieſer Friſt erteilte 
Genehmigung noch die Wirkſamkeit der Ausſchlagungserklärung herbeiführen 
könne. 


eee Frage iſt vom Landgericht verneint worden, und derſelben Anſicht 


iſt das Kammergericht u. a. in der in RIA. 2, 216 veröffentlichten Entſchei⸗ 
dung, ebenſo Staudinger $ 1831 Bem. 4a Abſ. 2. Dagegen wird von einer 
Reihe von Schriftſtellern eine entgegengeſetzte Anſicht vertreten; 

z. B. Eccius in Gruchots Beitr. 44, 768 ff.; Breit in ZBlffG. 4, 578 ff.; Rohde 
daſ. 10, 784 f.; Laubhardt daj. 11, 200 ff. Auch der Komm. von RGRäten 
ſcheint ſich der Anſicht von Eccius anzuſchließen. 

Wenn man berückſichtigt, daß innerhalb der 6 Wochen der Vormund oder 
ſonſtige Vertreter die Verhältniſſe des Nachlaſſes zu prüfen und auf Grund 
dieſer Prüfung einen Antrag auf Genehmigung an das Vorm. ⸗Gericht zu 
ſtellen hat, daß dieſes, das möglicherweiſe vom Nachlaßgericht verſchieden 
iſt, ſelbſtändig eine Unterſuchung darüber anzuſtellen hat, ob die Ausſchlagung 
im Intereſſe des Mündels gelegen ſei, ſo muß man zu dem Ergebnis ge— 
langen, daß die 6 Wochen ſehr häufig zur Vornahme des Erforderlichen nicht 
ausreichen. Dies gilt auch dann, wenn alle Beteiligten ihre Pflicht erfüllen, 
jo daß die von Staudinger a. a. O. in Bezug genommenen Schadenerſatz— 
anſprüche nicht in Betracht kommen. Die ſonſt auch herangezogene Anfechtung 
der Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt vermag hier keine Abhülfe zu ſchaffen, 
da § 1956 BGB. vorausſetzt, daß ſich die Verſäumung als Willensbetätigung 
darſtellt (OL GRſpr. 18, 311; RIA. 10, 246). 

Gegenüber der kammergerichtlichen Rechtſprechung würde daher nach 
§ 28 FGG. die Entſcheidung des Reichsgerichts herbeizuführen ſein, wenn die 
poſitive Beantwortung der bezeichneten Frage für die Entſcheidung erforder— 
lich wäre. Das iſt aber nicht der Fall. Es genügt, daß ſie zweifelhaft iſt. 
Darnach hat das Vorm.⸗Gericht unabhängig davon, wie es ſelbſt die Frage 
beantwortet, über die Genehmigung zu befinden. Ob die Ausſchlagung als 
rechtzeitig anzuſehen ſei, wird in einem etwaigen Rechtsſtreit von andern 
Gerichten und in einem andern Inſtanzenzuge zu prüfen ſein. 

Sonach find die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen aufzuheben. Tie abjchlie- 
gende Entſcheidung iſt aber noch nicht von hier aus zu treffen. Vielmehr iſt 
noch zu prüfen, ob die Ausſchlagung der Erbſchaft dem Intereſſe des Mün— 
dels entſpricht. Dieſe Prüfung hat durch das Vorm. Gericht zu erfolgen, 
und dahin iſt die Sache zurückzuverweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Fer.-Sen.) v. 3. Aug. 1915 i. S. 38 b. 
S. A. 15a. Ko. 
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21. Auslegung der Vorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Be⸗ 
dachte keinerlei Anſprüche an den Nachlaß mache. 
| BGB. 38 2147. 133. oo. . 

Der Kläger iſt mit der einzigen Tochter des Privatmanns Kl. in W., 
die im Jahre 1909 geſtorben iſt, verheiratet geweſen und hat bis zu ſeinem 
im Jahre 1911 erfolgten Wegzuge nach L. viele Jahre lang im Hauſe ſeines 
Schwiegervaters gewohnt. Kl. und deſſen Frau hatten ihn früher neben 
den Beklagten teſtamentariſch zu ihrem Erben eingeſetzt. Am 14. Juni 1912 
haben ſie aber ein neues, privatſchriftliches Teſtament errichtet, worin ſie 
nur die beiden Beklagten zu Erben ernannt und u. a. beſtimmt haben: 

Dieſe Erben haben ſich nach dem Tode des zuletzt Sterbenden von uns in unſern 

Nachlaß, ſoweit ſolcher noch vorhanden, gemeinſchaftlich zu teilen, ſollen jedoch 

verpflichtet ſein, an unſern Schwiegerſohn Fritz Hermann Kn. in L. (das iſt 

der Kläger) 2000 & als Vermächtnis von uns zu zahlen, aber mit der Voraus- 
ſetzung, wenn ſelbiger keinerlei Anſprüche an unſern Nachlaß macht; wenn ſel⸗ 
biger nur die geringſten Anſprüche macht, ſo geht das Vermächtnis an die zwei 

Erben über. 

Frau Kl. iſt im November 1912, ihr Mann am 9. Januar 1913 ver⸗ 
ſtorben. Der Kläger klagte gegen die Beklagten, die ſich über den Nachlaß 
noch nicht auseinandergeſetzt hatten, als Geſamtſchuldner auf Zahlung des 
Vermächtniſſes von 2000 „ nebſt Zinſen. Die Beklagten baten um Klag⸗ 
abweiſung, weil der Kläger ſchon bei Lebzeiten Kl.s nach dem Tode ſeiner 
Schwiegermutter verſchiedene, nach der Anſicht Kl.s ungerechtfertigte An⸗ 
ſprüche erhoben habe, mit ſolchen auch nach dem Ableben ſeines Schwieger⸗ 
vaters in einem Briefe v. 16. Januar 1913 hervorgetreten ſei und damit 
das Vermächtnis verwirkt habe. — Das Landgericht wies auf Grund dieſer 
Einwendung die Klage ab. Das Oberlandesgericht dagegen verurteilte mit 
folgender Begründung: | 

„Das Landgericht hat den Kläger des Vermächtniſſes für verluſtig. er- 
klärt, weil er nach dem Tode ſeines Schwiegervaters in ſeinem Briefe v. 
16. Januar 1913 den Beklagten G. aufgefordert hat, einige ihm gehörige, in 
der Kl.ſchen Hinterlaſſenſchaft befindliche Gegenſtände herauszugeben. Dabei 
iſt es aber von einer unzutreffenden Auslegung des Teſtaments der Ehe⸗ 
leute Kl. ausgegangen. Wenn teſtamentariſch die Wirkſamkeit der Ausſetzung 
eines Vermächtniſſes davon abhängig gemacht iſt, daß der Bedachte keinerlei 
Anſprüche an den Nachlaß erhebt, jo find darunter in der Regel nur erbrecht⸗ 
liche Anſprüche zu verſtehen, wie ſich daraus ergibt, daß der Erblaſſer mit 
einer derartigen Beſtimmung den Zweck zu verfolgen pflegt, die Befolgung 
ſeiner letztwilligen Anordnung ſicherzuſtellen und einen Streit um das Erb- 
recht auszuſchließen. Es kann im Zweifel nicht als ſein Wille angeſehen wer⸗ 
den, daß die Verwirkung auch dann eintreten ſoll, wenn der Bedachte ihm 
zuſtehende dingliche oder obligatoriſche Anſprüche geltend macht, etwa ein 
dem Erblaſſer geliehenes Buch oder ein ihm gewährtes Darlehn zurückhaben 

Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 1. 3 
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will, die aus ſeinen Mitteln verlagsweiſe bezahlten Begräbniskoſten erſtattet 
verlangt oder die Rückgabe eines bei Lebzeiten des Erblaſſers verſehentlich 
in deſſen Wohnung zurückgelaſſenen Gegenſtandes fordert. Wer ſich auf den 
Eintritt der Verwirkung bei der Erhebung andrer als erbrechtlicher Anſprüche 
beruft, muß daher beweiſen, daß in dem gegebenen Fall ſich nach dem Willen 
des Teſtamentserrichters die Klauſel auch auf ſolche andre Anſprüche be⸗ 
ziehen ſoll. Hiernach iſt es Sache der Beklagten, darzutun, daß die Eheleute 
. durch die in Frage ſtehende Teſtamentsbeſtimmung den Kläger nicht nur 
von der Erhebung erbrechtlicher Anſprüche, ſondern auch von Anſprüchen, 
wie er ſie in ſeinem Briefe v. 16. Januar 1913 geltend gemacht hat, alſo von 
Eigentumsanſprüchen auf Herausgabe ihm gehöriger, im Nachlaſſe befind⸗ 
licher Sachen, haben abhalten wollen. Tiefen Beweis haben ſie nicht er- 
bracht. 

Zu dem gleichen Ergebnis würde übrigens auch dann zu gelangen ſein, 
wenn die Verwirkungsklauſel in dem ihr von den Beklagten beigelegten Sinne 
zu verſtehen wäre, denn die Verwirkung ſetzt, da der Erblaſſer mit der Klauſel 
eine Auflehnung gegen ſeine teſtamentariſche Anordnung beſtrafen will, ein 
bewußtes Zuwiderhandeln gegen ſeinen letzten Willen voraus. Demgemäß 
beſtimmte auch 8 2148 ſächſ. BGB., daß die Anordnung, der Bedachte ſolle 
im Fall der Anfechtung des letzten Willens die Zuwendung nicht erhalten, 
keine Wirkung habe, wenn bloß über die Echtheit oder den Sinn des letzten 
Willens geſtritten werde. Im gegenwärtigen Fall würde nun eine bewußte 
Zuwiderhandlung nicht ſchon dann vorliegen, wenn der Kläger, als er den 
Anſpruch auf Rückgabe einiger ihm gehöriger Sachen erhob, von der in dem 
Teſtament enthaltenen Verwirkungsklauſel Kenntnis gehabt hätte; dazu wäre 
vielmehr noch weiter erforderlich, daß er ſie in derſelben Weiſe wie die Be— 
klagten ausgelegt, alſo auch auf die Geltendmachung ſolcher dinglichen An— 
ſprüche bezogen hätte. Daß er das nicht getan hat, kann aber keinem begrün— 
deten Zweifel unterliegen. Sonſt würde er nicht wegen jener geringwer— 
tigen Gegenſtände, mögen fie 20 bis 25. , wie er angibt, oder 70 ,, wie die 
Beklagten behaupten, wert geweſen ſein, ſich der Gefahr ausgeſetzt haben, 
das Vermächtnis von 2000 .I6 zu verlieren. — — — | 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Febr. 1914 i. S. Kn. w. 

G. und Gen. 5 O. 67/13. F—ch. 


22. Bedeutung des Konnoffements beim Stückgütervertrage“; Frei— 
zeichnung von Derfchulden des Schiffers gegenüber dem Bekenntnis 
des Empfangs guter Ware“. 

Vgl. 52 Nr. 102. — Vgl. 63 Nr. 68 m. N. 

HGB. 88 606. 651; BGB. 8 157. 

Ein Dampfer der verklagten Reederei hatte für die Klägerin Mais von 
Hamburg nach Roſtock gebracht, der hier in beſchädigtem Zuſtande ankam. 
Der Mais war in H. von einem andern Dampfer mittels einer Schute nach 
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dem Dampfer der Beklagten übergeführt und zum Teil hierbei durch über⸗ 
ſpritzendes Elbwaſſer naß geworden. Der trocken übernommene Teil ſoll da⸗ 
durch durchfeuchtet ſein, daß der Kapitän den naß übernommenen Mais auf 
den trockenen ſchütten ließ. Für dieſen Teil verlangte die Klägerin Erſatz. — 
Im übrigen aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klägerin macht die verklagte Reederei in erſter Linie auf Grund 
der Beſtimmungen über den Frachtvertrag nach § 606. 613 und 486 HGB. 
für den Schaden verantwortlich, der ihr an der dem Dampfer der Beklagten 
übergebenen Maisladung in der Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung 
durch eine auf Verſchulden des Kapitäns zurückzuführende Beſchädigung ent— 
ſtanden ſein ſoll. Entgegen den Ausführungen der Beklagten iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß der Transport auf Grund eines zwiſchen den Parteien abge- 
ſchloſſenen Frachtvertrages ausgeführt iſt, ſo daß dieſe ſich als Befrachter und 
Verfrachter gegenüberſtehen — — —. Die Klägerin ſteht der Beklagten 
aber nicht nur als Befrachter, ſondern auch als Empfänger kraft des für ſie 
ausgeſtellten Konnoſſements gegenüber, und in dieſem hat das Schiff ſich 
frei gezeichnet von der Haftung für Verſchulden des Kapitäns und der Mann⸗ 
ſchaft. Es fragt ſich daher, ob dieſer Befreiungsklauſel gegenüber die Klägerin 
ſich darauf berufen kann, daß ſie lediglich in dem Konnoſſement enthalten iſt, 
während der Frachtvertrag nichts darüber beſagt. 

Nach 8 651 Abſ. 1 HGB. iſt für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ver⸗ 
frachter und dem Empfänger der Güter das Konnoſſement maßgebend; da⸗ 
neben iſt aber in Abſ. 3 hervorgehoben, daß für das Rechtsverhältnis zwiſchen 
Verfrachter und Befrachter die Beſtimmungen des Frachtvertrages maß⸗ 
gebend bleiben. Ob unter den „Beſtimmungen des Frachtvertrags“ überhaupt 
die geſetzlichen Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über den Frachtvertrag 
und nicht vielmehr nur der vertragmäßig vereinbarte Inhalt zu verſtehen 
ſind, kann fraglich erſcheinen. — — — Die Beantwortung der aufgeſtellten 
Frage kann aber unterbleiben, weil hier anzunehmen iſt, daß der zwiſchen 
den Parteien beſtehende Frachtvertrag durch die Beſtimmungen des Konnoſſe⸗ 
ments ergänzt worden iſt. Es handelt ſich nicht um einen Chartervertrag, 
ſondern um einen Stückgütervertrag. Die Klägerin hat nicht den Dampfer 
des Beklagten für die Fahrt nach R. gechartert, ſondern der Beklagten die 
Beförderung einer Partie Mais von H. nach R. mit einem ihrer Touren⸗ 
dampfer übertragen, wie denn auch eine Chartepartie nicht ausgeſtellt iſt. 

Im Stückgüterverkehr vertritt nun in der Regel, wie in der Rechtslehre und 
Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt, 

vgl. Boyens Seer. 2, 347; Schaps $ 651 Anm. 17 und 8 642 Anm. 2 Note 2; 

Sieveking 68; ROG. 17, 72, 
das Konnoſſement die Urkunde über den Frachtvertrag und nimmt den Inhalt 
des letzteren in ſich auf, ſo daß bei abweichendem Inhalt das jüngere Konnoſſe⸗ 
ment dem Frachtvertrag vorgeht. Dies erklärt ſich aus der Art, wie der Stüd- 
3* 
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güterverkehr ſich vollzieht (Boyens 2, 95 unter 8). Er wird meiſtens von 
den regelmäßig von Ort zu Ort verkehrenden Dampfern beſorgt; die Ver⸗ 
tragsbedingungen pflegen entweder durch Veröffentlichungen beſonderer Ta⸗ 
rife der Reedereien oder ihrer gebräuchlichen Konnoſſementsformulare bekannt 
zu ſein. Es bedarf daher im Einzelfall nicht der Aufſtellung beſonderer Ver⸗ 
tragsabreden; der Vertrag wird durch bloße Anmeldung und Annahme der 
Güter für das nächſte oder folgende Reihenſchiff geſchloſſen. Ganz ähnlich 
iſt unter den Parteien verfahren. Die Frachtſätze ſind unter ihnen durch eine 
Vereinbarung von 1904 über ihre Geſchäftsverbindung generell feſtgelegt; 
der einzelne Frachtvertrag iſt dadurch geſchloſſen, daß von den zu befördernden 
Gütern der Beklagten oder dem H. er Agenten oder dem Kapitän Mitteilung 
durch die Klägerin oder ihren Hier Agenten gemacht wurde. Eine ſchriftliche 
Urkunde über das einzelne Frachtgeſchäft wurde nicht aufgeſetzt, ſondern man 
verließ ſich auf die Üblichfeit. Zu dieſer Üblichfeit aber gehörte, daß ſtets ein 
Konnoſſement ausgeſtellt wurde, und dieſes Konnoſſement enthält eine Rege⸗ 
lung aller der Punkte, welche bei einem Frachtgeſchäft der hier in Rede jtehen- 
den Art bedacht werden müſſen. Das Konnoſſement iſt ein ausgefülltes ge⸗ 
drucktes Formular, das von der verklagten Reederei für die von ihr einge— 
richtete regelmäßige Dampfſchiffsverbindung H.-R. und vice versa verwendet 
wird und in keiner Beſtimmung handſchriftlich geändert iſt. Bei der jahre- 
langen Geſchäftsverbindung zwiſchen den Parteien iſt ohne weiteres davon 
auszugehen, daß der Klägerin der Inhalt der in dem Betriebe der Beklagten 
gebräuchlichen Konnoſſemente, da ja bei jeder Ausführung eines Transports 
für ſie das Konnoſſement in ihre Hände kam, durchaus bekannt war. 

Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme gerechtfertigt, daß die ſonſt im 
Handelsverkehr geltende Regel auch das Vertragsverhältnis zwiſchen den 
Parteien beherrſcht. Daß in der Tat die Maßgeblichkeit des Konnoſſements 
für das Frachtgeſchäft der Parteien auch dem Willen der Klägerin entſpricht, 
folgt daraus, daß dieſe in ihrem Schreiben vom Februar 1904 ausdrücklich 
ausbedingt, die offerierten Frachtſätze ſollten auch dann zwiſchen ihnen gelten, 
wenn im Konnoſſement eine höhere Fracht angegeben ſei. Dieſer Hervor— 
hebung hätte es nicht bedurft, wenn die Klägerin von der Auffaſſung aus— 
gegangen wäre, daß ſie gegen ihr nachteilige Beſtimmungen der Konnoſſe— 
mente durch die Berufung auf den Frachtvertrag ohne weiteres geſchützt, 
daß das Konnoſſement ihr als Befrachterin gegenüber ohne rechtliche Be— 
deutung ſei. Wenn ſie noch geltend macht, daß ſie auf die Abfaſſung des Kon— 
noſſements keinen Einfluß gehabt habe, da es von dem Schiffer dem Ablader 
ausgeſtellt ſei, Jo kann allerdings die Richtigkeit der Anſicht von Sieveking 
S. 66 (vgl. auch Schaps Anm. 5 in den Vorbemerkungen vor $ 556), daß bei 
der Erteilung und der Entgegennahme des Konnoſſements der Ablader ſtets 
als Vertreter des Befrachters handle, Bedenken erregen. Dieſe Vertreter— 
ſtellung wird ihm vielmehr mit Boyens S. 83,84 und der Entſcheidung des 
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RG. in HanſGGZ. 1892 Nr. 47 S. 137. 139 nur inſoweit zuzuſprechen 
ſein, als es ſich um die Anlieferung (Abladung) der Güter handelt. Aber 
darauf kommt es hier nicht an, da nach dem Willen der Parteien das Kon⸗ 
noſſement zugleich den Frachtvertrag erſetzt. Zwar würde es der Klägerin 
nicht nachteilig ſein, wenn unerwartet von der Beklagten erſchwerende Be⸗ 
dingungen für die Stückgüterfracht eingeführt wären ohne daß ihr dieſe be⸗ 
kannt gegeben wären (ſ. Boyens 96), aber eine derartige Behauptung hat 
ſie nicht aufgeſtellt, und die hier in Rede ſtehende Befreiungsklauſel ſteht in 
dem gedruckten Teil des Konnoſſements. 

Hiernach muß die Klägerin auch als Befrachterin den Inhalt des Konnoſſe⸗ 
ments gegen ſich gelten laſſen. Daß der Verfrachter und Reeder rechtswirkſam 
ſeine Haftung für Verſchulden des Schiffers und der Mannſchaft im Fracht⸗ 
vertrag ausſchließen darf, und zwar auch für ein poſitives, deliktiſches Ver⸗ 
ſchulden nach 8 485 HGB., iſt bei dem anerkannten Grundſatz der Vertrags⸗ 
freiheit jetzt außer Zweifel (vgl. Schaps $ 606 Anm. 52, $ 485 Anm. 9); dem 
aus 8606 HGB. geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch ſteht daher die 
Freizeichnung im Konnoſſement mit Erfolg entgegen, und aus demſelben 
Grunde kann von einem ſolchen Anſpruch auch unter dem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt des § 485 nicht die Rede fein. 

In zweiter Linie ſtützt die Klägerin ihre Forderung auf das in dem 
Konnoſſement enthaltene, von dem Vertreter der Beklagten abgegebene Be⸗ 
kenntnis, die Ladung in gutem Zuſtand empfangen zu haben, und die damit 
verbundene ſelbſtändige Verpflichtung der Beklagten, die Ladung ſo, wie in 
dem Konnoſſement beſcheinigt, abzuliefern, trotzdem das Bekenntnis der 
Wahrheit nicht entſprach. Indes, wenn die Beklagte auch nicht, wie ſie meint, 
gegen die Folgen einer bei Unterzeichnung des Konnoſſements begangenen 
Nachläſſigkeit des Schiffers geſchützt ſein würde, weil die Befreiungsklauſel 
nur auf Verſchulden in der unmittelbaren Fürſorge für die Ladung und in 
der Leitung des Schiffes zu beziehen iſt (vgl. Boyens 2, 223), jo kommt ſie 
ihr doch, da nach § 651 Abſ. 1 HGB. die Ablieferung der Güter von dem 
Empfänger nach dem Inhalt des Konnoſſements zu erfolgen hat, bei der 
Ablieferung zu ſtatten. Bei der Beſcheinigung, die Ladung in gutem Zuſtand 
erhalten zu haben, handelt es ſich lediglich darum, welches die infolge der 
Übergabe der Güter an den Schiffer geſchuldete Leiſtung iſt, d. h. wie kraft 
des Beſtimmungsrechts der Beteiligten der Gegenſtand der Leiſtung in dem 
maßgebenden Schriftſtück zunächſt feſtgeſetzt iſt. Als Ware, deren Ablieferung 
der Schiffer übernommen hat, ſoll eine Ware in gutem Zuſtande gelten. 
Daraus folgt, daß er oder der Verfrachter an ſich verpflichtet iſt, eine ſolche 
Ware zu liefern, und ſich nicht darauf berufen kann, daß er mangelhafte Ware 
erhalten habe. Wohl aber kann der Verfrachter einwenden, daß die Güter, 
wenn ſie in beſchädigtem Zuſtand ankommen, durch einen nach der Ver— 
ſchiffung eingetretenen Unfall, der nicht zu ſeiner Verantwortung ſteht, z. B. 
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unter eine Befreiungsabrede fällt, beſchädigt ſeien (vgl. Sieveking 304 unt. 2). 
Solchenfalls handelt es ſich um den weiteren Schuldinhalt, auf den ſich das 
Empfangsbekenntnis nicht bezieht. Das Empfangsbekenntnis ſteht daher, da 
die Klägerin die Beklagte nicht verantwortlich machen will für den bereits 
in naſſem Zuſtand angelieferten Teil der Maisladung, ſondern für die Be- 
ſchädigung, die der trockene Teil derſelben nach der Übernahme durch das 
Verhalten des Kapitäns erlitten hat, der Geltendmachung der Befreiungs— 
klauſel nicht entgegen.“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 29. Januar 1915 i. S. F. w. 
Sa. 504/14. Kn. 


II. Verfahren. 


23. Erſtattungsfähigkeit der Koften zweier Anwälte im Mahn- und 
Widerſpruchsverfahren. 
Vgl. 68 Nr. 109 m. N. 
ZPO. 88 91 Abſ. 2, 694. 

Mit Unrecht hat die Vorinſtanz von der Rechnung der Klägerin 53,70. 
der für das Mahnverfahren berechneten Koſten geſtrichen. Der Klägerin ſtand, 
auch wenn die Beklagte die Forderung beſtritten haben ſollte, das Recht zu, 
ihren en im Wege des e zu verfolgen und ſich a 
Trat dann für ſie sog des Widerſpruchs der 2 Benahten die 1 
ein, einen beim Prozeßgericht in Bremen zugelaſſenen Anwalt mit ihrer 
weiteren Vertretung zu beauftragen, jo ſind die Koſten beider „ 
von der Beklagten nach der Vorſchrift im 2. Satze des 8 91 Abſ. 2 ZPO. zu 
erſtatten, weil ſolchenfalls das Eintreten eines Wechſels in der Perſon des 
Vertreters unvermeidlich war, die dadurch hervorgerufenen Mehrkoſten mit— 
hin als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig anzuſehen ſind. 
Der angefochtene Beſchluß war demnach aufzuheben und der eingelegten 
Erinnerung, wie geſchehen, Folge zu geben. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer. -Ziv.-Sen.) v. 11. Aug. 1915 

der Brem. Sache B. w. H. Bs. Z. I. 82/15. B. 


— 


1 


24. Widerſpruchsklage gegen die Pfändung; Rechtsverhältnis des 
Treuhänders. | 
Vgl. 69 Nr. 260 m. N.; auch 68 Nr. 78; 70 Nr. 215. 
3PO. § 771; BGB. 8 675. 
Die in Zahlungsſchwierigkeiten geratene Decken-Geſellſchaft m. b. H. in 
M. hatte am 6. Mai 1914 mit der klagenden Treuhand -Aktiengeſellſchaft 
einen Vertrag geſchloſſen, wonach dieſe für ſie einen außergerichtlichen Ver— 
gleich mit ihren Gläubigern verſuchen ſollte. Zu dieſem Zived wurden der 
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Klägerin u. a. die ſämtlichen zur Zeit vorhandenen Außenſtände, die noch ent⸗ 
ſtehenden Forderungen und alle ſonſtigen Rechtsanſprüche irgendwelcher Art, 
und zwar die beſtehenden und in Zukunft entſtehenden nebſt den vorhan⸗ 
denen Vorräten, Arbeitsgerätſchaften ꝛc. zu treuen Händen behufs Ver⸗ 
wertung zur gleichmäßigen Befriedigung der Gläubiger übertragen. Als 
ein Gläubiger der erſterwähnten Geſellſchaft gegen ſie eine Forderung 
pfänden und ſich überweiſen ließ, klagte die Treuhand⸗Geſellſchaft gegen 
ihn mit dem Antrage, die Unzuläſſigkeit dieſes Vorgehens feſtzuſtellen. — 
Die ER wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

— — Durch den erwähnten Vertrag iſt ein Treuhänderverhältnis 
der Klägerin zur Maſſivdecken⸗ und Plattenkanal⸗Geſellſchaft begründet wor⸗ 
den. Die Übertragung iſt nur zu einem beſtimmten Zweck erfolgt, nämlich 
behufs Beitreibung der Forderungen und Befriedigung der Gläubiger der 
übertragenden Geſellſchaft. Klägerin hat das Recht alſo nicht übertragen er⸗ 
halten, um darüber nach eigenem Ermeſſen als über ihr eigenes zu verfügen, 
ſondern zur Verwertung für den vertraglich feſtgelegten Zweck. Es handelt 
ſich alſo um ein fiduziariſches Geſchäft, um eine Übertragung, die nicht einen 
Vermögenszuwachs für den Empfänger bezweckte, ſondern lediglich im Juter⸗ 
eſſe der übertragenden Geſ. m. b. H. und ihrer Gläubiger vorgenommen wurde. 

In Fällen ſolcher Art hat das Reichsgericht in ſtändiger Praxis angenom— 
men, ‚daß in Wahrheit nichts übertragen werde“, daß der rein ‚formellen‘ 
Übertragung in Wirklichkeit nur ein Auftrag- und Vollmachtverhältnis zu— 
grunde liege, daß der Treuhänder zwar formell juriſtiſch, aber nicht materiell 
und wirtſchaftlich das Recht erworben habe, dies vielmehr ein Vermögens- 
beſtandteil des Treugebers geblieben ſei; 

vgl. RGeEntſch. 45, 80 (SeuffA. 55 Nr. 191) 452, 218/19; 53, 418; 72, 116. 

Es hat deshalb ausgeſprochen, daß dem Treugeber im Konkurſe des Treu— 
händers ein Anſpruch auf Ausſonderung der übertragenen Sachen zuſtehe, 
und daß ihm gegen Vollſtr.-Gläubiger des Treuhänders, welche zu treuen 
Händen übertragene Vermögensſtücke in Anſpruch nehmen, da ſolchen nicht 
mehr Rechte zuſtehen könnten als dem Treuhänder ſelbſt, die Widerſpruchs— 
klage gemäß 8 771 3 PO. zuſtehe. Hieraus folgt, daß umgekehrt dem Treu- 
händer ein Widerſpruchsrecht gegen Vollſtreckungen in das Treugut ſeitens 
der Gläubiger des Treugebers nicht zuſtehen kann; 

vgl. RG Entſch. 79. 122 3; JW. 1910, 4; 1912, 645; Recht 1912 Nr. 1532. 1551. 

Der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt auch ſonſt in der Gerichts— 
praxis und insbeſondere in der Literatur vielfach beigepflichtet worden; 

vgl. u. a. Seuffel. 65 Nr. 109; Gaupp-Stein ZPO. Bem. II 1 a zu $ 771; Hein Zw. 

Vollſtr.? 136; Deruburg B. Rs § 172. 565 III. Ritter HGB. Bem. 12 zu $ 369; 

und insb. Jaeger KO. 8 43 A. 38 ff; Grünſchild Treuhänderſchaft 13. 17; 
wenn auch, insbeſondere unter Hinweis auf die abſtrakte Natur der Abtretung 
von andrer Seite Bedenken erhoben wurden; | 
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vgl. u. a. Oertmann Schuldverh. Vorb. 3 vor $ 398; Staub HGB. Exk. zu $ 350 

Anm. 19, aber auch Anm. 112 zu $ 368 S. 389; Staudinger B68. /s Vorbem. 

56 vor $ 164 S. 614, aber auch Bem. 5 zu $ 398 S. 452; Schöny in Arch BürgR. 35, 

329; Fiſchbach Treuhänder, 190. 193. 

Das Ber.⸗Gericht trägt kein Bedenken ſich der Rechtsauffaſſung des 
Reichsgerichts anzuſchließen. Sie entſpricht den Bedürfniſſen des Verkehrs, 
wie er ſich in dieſer Richtung entwickelt hat und führt allein zu ſachlichen, 
gerechten Ergebniſſen. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß der Treugeber trotz der äußerlich 
vollzogenen Rechtsübertragung nicht auf alle ſeine Rechte aus dem über⸗ 
tragenen Gut verzichten will, ‚daß er eine dingliche Rechtsmacht zurückbehält, 
die er, wenn der Treuhänder in andrer als der feſtgeſetzten Weiſe verfährt, 
ihm gegenüber geltend machen will‘, und die er auch geltend machen können 
muß, wenn Gläubiger des Treuhänders das übertragene Rechtsgut für ſich 
in Anſpruch nehmen. Dasſelbe Recht muß aber auch den Gläubigern des 
Treugebers zur Seite ſtehen, wenn man zu billigen Ergebniſſen gelangen 
will. Namentlich in Fällen, wie dem hier der Entſcheidung zugrunde liegen- 
den, ſind die Gläubiger des Treugebers keineswegs an die Abmachungen 
ihres Schuldners mit dem Treuhänder gebunden. Sie können nicht gezwungen 
werden, ſich an dem vorbeugenden Vergleich zu beteiligen, und es kann ihnen 
nicht verwehrt werden, ſich an das — wenn auch formell — einem Dritten 
übertragene, tatſächlich aber noch im Vermögen ihres Schuldners befindliche 
Vermögen zu halten. Wenn die Gläubiger des Treugebers ſich entſchließen, 
an dem angeſtrebten Vergleich ſich nicht zu beteiligen, iſt der Zweck der Rechts⸗ 
übertragung zu treuen Händen ohne weiteres vereitelt. Das Auftrag- und 
Vollmachtverhältnis iſt — wie auch im Vertrage v. 6. Mai 1914 vorgeſehen 
— beendet; eine Intervention des Treuhänders gemäß 8 771 ZPO. wäre 
von dieſem Augenblick an, weil durch keinerlei Intereſſe desſelben gedeckt 
und gegen die Intereſſen des Auftraggebers und ſeiner Gläubiger gerichtet, 
mit dem materiellen Recht nicht verträglich. 

Dem Treuhänder ſteht ſomit kein ‚die Veräußerung hinderndes Recht 
an dem Gegenſtand der Zw.⸗Vollſtreckung i. S. des 8S 771 ZPO. zu. — — — 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 27. März 1915 i. S. Treuhand⸗ 
geſellſchaft ... w. S. L 31/15. . 


25. Wirkung des Beſchluſſes, gewiſſes Fubehör von der Verſteigerung 
des Grundſtücks auszuſcheiden; Widerſpruchsrecht des ausgefallenen 
Realgläubigers gegen die Fortſchaffung des Zubehörs. 

Vgl. 61 Nr. 28. 265; 62 Nr. 124; 66 Nr. 13; 69 Nr. 226; auch 57. 143; 66 Nr. 249; 
68 Nr. 207. 249. 
32G. 88 65. 91. 

Der Gaſthofbeſitzer O. N. zu A. hatte eine Reihe von Gegenſtänden, die 
ſich als Zubehör des Gaſthofs auf ſeinem Grundſtück befanden, am 9. Jan. 
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1913 an den Kläger als Sicherheit für deſſen Forderungen zu Eigentum 
übertragen, die Sachen waren aber auf dem Grundſtück verblieben. Als 
dieſes in Zw.⸗Verſteigerung geriet, wurden ſie nicht mit verſteigert, indem 
die Zw.⸗Verſteigerung bezüglich ihrer auf Antrag des Klägers durch Beſchluß 
des Vollſtr.⸗Gerichts vorläufig eingeſtellt wurde. Sie befanden ſich noch auf 
dem Grundſtück, als der Beklagte es in der Zw.⸗Verſteigerung erſtand, ſeiner 
Angabe nach als Treuhänder verſchiedener Realgläubiger, die in der Zw.⸗ 
Verſteigerung ausfielen, darunter der W.ſchen Erben, deren Hypotheken 
bereits beſtanden hatten als die Übereignung des Zubehörs an den Kläger 
erfolgt war. Der Kläger erhob Klage auf Herausgabe des Zubehörs: der 
Beklagte habe in 1. Inſtanz erklärt, daß er die Zw.⸗Vollſtreckung in die Gegen⸗ 
ſtände weder betreibe noch betreiben wolle. In 2. Inſtanz überreich' e er eine 
notarielle Urkunde, worin O. N. ſich der Zw.⸗Vollſtreckung in die Zubehör⸗ 
gegenſtände unterwirft. — Die Klage wurde in der Ber.⸗Inſtanz aus fol⸗ 
genden Gründen abgewieſen: 

„Mit Recht nimmt das Landgericht an, daß das Zubehör, das zufolge 
des Beſchluſſes des Vollſtr.⸗Gerichts von der Verſteigerung ausbeſchieden 
war, nicht in das Eigentum des Erſtehers übergegangen iſt und daß es von 
der Haftung für die in der Zw.⸗Verſteigerung zur Hebung gelangten Real⸗ 
rechte frei geworden iſt. Die zwiſchen den Berechtigten und dem Erſteher 
getroffene Vereinbarung, daß dieſe Rechte beſtehen bleiben ſollen, wirkt 
gemäß 8 91 Abſ. 3 3G. wie die Befriedigung aus dem Grundſtück. 

Anderſeits iſt mit dem 1. Richter davon auszugehen, daß zugunſten der 
in der Zw.⸗Verſteigerung ausgefallenen Gläubiger die Haftung des Zubehörs 
auch nach dem Zuſchlag von Beſtand geblieben iſt. Weder durch die Aus⸗ 
beſcheidung von der Verſteigerung, die dem Grundſtücksinventar für die Folge⸗ 
zeit die Eigenſchaft als Zubehör entzog, noch durch den Zuſchlag, der das Er⸗ 
löſchen der Rechte, welche nicht nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen 
bleiben ſollen, gemäß $ 91 Abſ. 1 ZVG. herbeiführt, iſt die durch $ 1120 BGB. 
angeordnete dingliche Haftung der Zubehörſtücke beſeitigt worden. Der erſte 
Umſtand iſt einflußlos, weil die Aufhebung der Zubehöreigenſchaft nicht inner⸗ 
halb der Grenzen einer ordnungmäßigen Wirtſchaft erfolgt iſt, eine Veräuße⸗ 
rung und Entfernung vom Grundſtück aber nicht vorliegt; und der Zuſchlag, 
der ſich auf das verſteigerte Grundſtück beschränkt, kann ſeine, die nichtbefriedigten 
Rechte zum Erlöſchen bringende Wirkung nicht auf Gegenſtände erſtrecken, 
die vom Zuſchlag ausgenommen find. In dieſem Sinne hat ſich das Reichs⸗ 
gericht wiederholt ausgeſprochen (vgl. Entſch. 55, 416; JW. 1911, 465; 
Gruchot 48, 1067) und die weitaus überwiegende Meinung in der Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung, 


vgl die Anführungen bei Jaeckel 8G. 8 65 Anm. 1; ferner Falkmann Zw.⸗Vollſtr.“ 
616 unter e und 618 unter 5; ſowie OLG Rſpr. 30, 103, 
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hat ſich ihm trotz des von Eccius bei Gruchot 48, 470 und von dem OLG. 
Kaſſel in OL GRſpr. 11, 137 geltend gemachten Widerſpruchs angeſchloſſen. 

Fehlſam iſt es aber, wenn der 1. Richter nun unter Bezugnahme auf 
die eben erwähnte Entſcheidung in RGEntſch. 55, 416 weiter annimmt, daß 
die Rechte der ausgefallenen Realgläubiger auf die von der Verſteigerung 
ausbeſchiedenen Zubehörſtücke ſich in der Befugnis erſchöpften, die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung in ſie zu betreiben. Dieſen Satz ſpricht das Reichsgericht dort keines- 
wegs aus, ſondern es ſagt im Gegenteil (S. 417), daß die Hypothek an den 
fraglichen Sachen nicht erloſchen ſei und daß das Eigentum des Dritterwerbers 
durch die Belaſtung mit dem Hypothekenrecht der Realgläubiger auch ferner— 
hin beſchränkt ſei. Dementſprechend iſt für die Rechtsſtellung der ausgefallenen 
Realgläubiger in bezug auf die ſtreitigen Sachen der gleiche Charakter in 
Anuſpruch zu nehmen wie für die Grundſtückshypothek oder Grundſchuld, 
nämlich der Charakter einer dinglichen Belaſtung der Sachen, derzufolge 
dieſe zu ihrer Befriedigung dienen ſollen. Es iſt ferner unzutreffend, wenn 
der 1. Richter im Anſchluß an die Entſcheidung des Kammergerichts in OLG 
Rſpr. 30, 103 — die übrigens nur nebenher ſich über die in Rede ſtehende 
Frage ausſpricht, aber auf einer andern Begründung beruht — zu der Anſicht 
gelangt, daß der Realgläubiger, ſolange er nicht die Zw. -Vollſtreckung be— 
treibe, dem Herausgabeanſpruch des Eigentümers ein an den Zubehörſtücken 
fortbeſtehendes hypothekariſches Recht nicht entgegenſetzen könne. Letzteres 
gewährt zwar kein Recht auf den Beſitz der Sachen, aber daraus folgt noch 
nicht, daß ſein dingliches Befriedigungsrecht auch dann vor dem Recht des 
Eigentümers zurücktreten müßte, wenn deſſen widerſpruchloſe Verfolgung 
jenes zerſtören würde. Mit dem Reichsgericht a. a. O. S. 417 iſt vielmehr 
anzunehmen, daß ſolchenfalls der Eigentümer einen weitergehenden Anſpruch 
als den auf Anerkennung ſeines Eigentums nicht hat, weil der Realgläubiger 
vorerſt wegen ſeines hypothekariſchen Rechts die Befriedigung aus den Zu— 
behörſtücken verlangen kann. In dem damaligen Fall hatte der Realgläubiger 
zwar wegen ſeiner perſönlichen Forderung einen vollſtreckbaren Titel. gegen 
den Schuldner und Grundſtückseigentümer erlangt und klagte gleichzeitig 
gegen den Eigentümer der Zubehörſtücke auf Duldung der Zw. Vollſtreckung 
in dieſe. Aber die Entſcheidungsgründe legen darauf, ſoweit es ſich um den 
Ausſpruch auf den Herausgabeanſpruch des Zubehöreigentümers handelt, 
kein Gewicht, ſondern verneinen das Recht auf Herausgabe um deswillen, 
weil dieſem Verlangen das fortbeſtehende dingliche Befriedigungsrecht des 
Gläubigers entgegenſtehe. Ob das letztere zwangweiſe geltend gemacht 
wird, darauf kann es nicht ankommen, weil das hypothekariſche Recht ſich nicht 
erſchöpft in der Befugnis, die Zw. Vollſtreckung in bevorzugter Weiſe zu be- 
treiben, ſondern auch in andrer Weiſe gegen Gefährdung geſchützt iſt, ſolange 
es beſteht. Der § 1134 BGB. gibt dem Hypothekar, auch ohne daß er die 
Beſchlagnahme erwirkt oder einen Zw. Vollſtr.-Titel erlangt hat, einen An- 
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ſpruch auf Unterlaſſung, wenn der Eigentümer oder ein Dritter auf das Grund⸗ 
ſtück in ſolcher Weiſe einwirkt, daß eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende 
Verſchlechterung des Grundſtücks zu beſorgen iſt. Ebenſo muß der ausgefallene 
Realgläubiger gegen eine Einwirkung auf die fein einziges Sicherungsobjekt 
gebliebenen Zubehörſtücke geſchützt werden, die dieſe ſeinem hypothekariſchen 
Recht entzieht und letzteres wertlos macht. Wenn man auch die Vorſchrift 
des § 1135, die ſich zunächſt auf das im Zuſammenhang mit dem Grundſtück 
haftende Zubehör bezieht, nicht für anwendbar erachtet, ſo iſt der Realgläubiger 
doch berechtigt, der Herausgabe an ihren Eigentümer zu widerſprechen, wenn 
dieſe, wie im vorliegenden Fall, ihre Entfernung vom Grundſtück in ſich 
ſchließt, denn nach $ 1121 BGB., der auch für die von der Zw.⸗Verſteigerung 
ausbeſchiedenen Zubehörſtücke Geltung hat, 

vgl. Planck § 1147 Anm. 10; Komm. von RGRäten $ 1147 Anm. 3; Hartmann 

in 33 P. 38, 151; Reinhardt im Recht 1907, 356, 
erliſcht die dingliche Haftung des Zubehörs, wenn es veräußert und von dem 
Grundſtück entfernt wird. Ob dieſes Widerſpruchsrecht dem Realgläubiger 
nutzen könnte, wenn der Erſteher auf Grund ſeines ſelbſtändigen Eigentums 
am Grundſtück das Verbleiben auf demſelben nicht dulden will, braucht hier 
nicht unterſucht zu werden, da im vorliegenden Fall beide Perſonen zuſammen⸗ 
fallen. Der auf dem Fortbeſtehen des gefährdeten hypothekariſchen Rechts 
beruhende Anſpruch auf Unterlaſſung der Fortnahme der Sachen geſtaltet 
ſich demgemäß gegenüber der Klage auf Herausgabe zu einem Recht, dieſe 
Herausgabe zu verweigern, ohne daß dafür erforderlich wäre, daß dem Be— 
klagten ein vollſtreckbarer Titel zur Seite ſtände. Einer Prüfung der Rechts⸗ 
beſtändigkeit und Ausreichlichkeit des von dem Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz 
vorgelegten Vollſtr.⸗Titels bedarf es hiernach nicht, und ebenſo iſt es gleich— 
gültig, daß der Beklagte in 1. Inſtanz erklärt hat, er beabſichtige nicht, die 
Zw.⸗Vollſtreckung zu betreiben, und ob der Kläger ihn an dieſer Erklärung 
feſthalten kann. Eine andre Frage iſt, ob der Kläger die rechtliche Möglichkeit 
hat, ihn zur exekutiviſchen Geltendmachung ſeines Rechts zu nötigen, und mit 
Rücksicht darauf, daß die Sachen die Zubehöreigenſchaft verloren haben, 
kraft ſeines Eigentums ihm die Benutzung der Sachen für den Hotelbetrieb 
unterſagen kann. Darauf iſt hier nicht einzugehen. Sein Verlangen auf Her⸗ 
ausgabe iſt jedenfalls nach dem Geſagten nicht begründet. 

Vorausgeſetzt iſt bei den vorſtehenden Ausführungen, daß das klägeriſche 
Eigentum durch die hypothekariſchen Rechte, zu deren Gunſten der Beklagte 
als Treuhänder berufen iſt, wirklich belaſtet iſt, daß alſo dieſe Realrechte be— 
reits begründet waren, als der Kläger die Zubehörſtücke zu Eigentum erwarb. 
Streitlos iſt jetzt, daß mindeſtens die Poſten Bl. 24—27, von denen feſtſtehender— 
maßen die Bl. 25—27 in der Zw.⸗Vollſtreckung ausgefallen ſind, am 9. Jan. 
1913 bereits eingetragen waren. Es genügt aber zur Entkräftung des kläge— 
riſchen Anſpruchs, daß der Beklagte, ſei es auch nur rückſichtlich eines einzigen 
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Poſtens, kraft des dinglichen Befriedigungsrechts die Herausgabe verweigern 


darf. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 23. Juni 1915 i. S. B. w. A. 
Bo. 355/15. Kn. 


26. Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungs- 
eid-Derfahren kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 
Vgl. 65 Nr. 130; 67 Nr. 71. 

ZPO. 385 901. 793. 766. 


Das Landgericht hat die ſofortige Beſchwerde des Schuldners gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts auf Erlaſſung eines Haftbefehls als unzuläſſig 
verworfen, da gegen dieſen Beſchluß keine ſofortige Beſchwerde, ſondern nur 
eine Erinnerung zuläſſig ſei. Die gegen dieſen Beſchluß von dem Schuldner 
erhobene Beſchwerde iſt unbegründet, wenn auch den Gründen des ange— 
fochtenen Beſchluſſes nicht zugeſtimmt werden kann. Dieſer ſteht freilich im 
Einklang mit den Beſchlüſſen dieſes Gerichts v. 27. Febr. 1908 in HanſGz. 
1908 Beibl. Nr. 117 und v. 2. Sept. 1908 in 1909 Beibl. Nr. 12. Aber bei 
erneuter Prüfung hat das Gericht den dort vertretenen Standpunkt nicht auf⸗ 
rechterhalten können. Die erwähnten Beſchlüſſe des Hanſeat. Oberlandes⸗ 
gerichts ſchließen ſich im weſentlichen dem Beſchluſſe des OLG. Breslau in 
OLG Rſpr. 15, 17 an, die jedoch in dem Beſchluſſe des Kammergerichts in 
demſelben Bande der Rechtſprechung S. 294 bereits zutreffend widerlegt 
worden ſind. Die Frage hängt davon ab, ob der Beſchluß auf Erlaſſung eines 
Haftbefehls eine Entſcheidung i. S. von § 793 ZPO. oder eine richterliche An- 
ordnung i. S. von $ 766 ZPO. iſt. Mit Unrecht ſucht man das letztere damit zu 
begründen, daß nach 8WI ZPO. der Haftbefehl dem Schuldner bei der Ber- 
haftung vorgezeigt und auf Begehren abſchriftlich mitgeteilt werden muß, 
da eine derartige Beſtimmung überflüſſig ſei, wenn der Haftbefehl, als eine ge— 
richtliche Entſcheidung enthaltend, dem Schuldner bereits nach § 329 bj. 3 
ZPO. zugeſtellt worden ſei. Zutreffend hat das Kammergericht in dem er- 
wähnten Beſchluſſe ſchon darauf hingewieſen, daß hier eine Verwechſelung 
zwiſchen dem Beſchluſſe auf Erlaſſung eines Haftbefehls und dem auf Grund 
dieſes Beſchluſſes ausgefertigten Haftbefehl vorliege; der letztere würde über- 
haupt nicht zugeſtellt, woraus ſich die Vorſchrift des 8 909 erklärt. 

Für eine Erinnerung iſt hier überhaupt kein Raum, da dieſe nur dann 
Platz greift, wenn in dem Verfahren dem Gegner des Antragſtellers vor der 
Anordnung des Gerichts keine Gelegenheit zur Außerung gegeben zu werden 
braucht und dieſe Außerung dann nachträglich im Wege der Erinnerung nach— 
geholt werden kann (vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. 8 901 III). Hier aber iſt der 
Schuldner geladen und hatte er daher auch Gelegenheit, ſich zu äußern. Es 
ſteht mit der Bedeutung des in der mündlichen Verhandlung nach Ladung 
ergangenen Beſchluſſes auf Erlaſſung des Haftbefehls, der das Verfahren 
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geradezu abſchließt, im Widerſpruch, wenn man dieſem Beſchluß nur einen vor⸗ 
bereitenden Charakter zuerkennen will. Ganz unhaltbar erſcheint aber die 
hier und da vertretene Anſicht, daß der Haftbeſchluß eine Entſcheidung ſei, wenn 
der Schuldner im Termin erſcheine, dagegen eine Anordnung, wenn er nicht 
erſchienen ſei. Es iſt nicht zu erkennen, inwiefern der Charakter des richterlichen 
Beſchluſſes dadurch beeinflußt werden könnte, ob die eine Partei bei dem Er⸗ 
laſſe des Beſchluſſes anweſend iſt oder nicht. 

Aus dieſen Gründen tritt dieſes Gericht der auch von den Kommentaren 
der ZPO. und dem größten Teil der Rechtſprechung vertretenen Anſicht 
bei, daß der in Frage kommende Beſchluß eine Entſcheidung nach 8 793 ZPO. 
und daher mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar iſt. 

Kann ſomit der Entſcheidungsgrund des Landgerichts als zutreffend 
nicht erachtet werden, ſo war dennoch die Beſchwerde als unbegründet zu ver⸗ 
werfen, weil der Schuldner ſich mit Unrecht weigert, den Offenbarungseid 
zu leiſten. Da von dem Gerichtsvollzieher in dem Vollſtr.⸗Protokoll beſcheinigt 
worden iſt, daß die Zw.⸗Vollſtreckung zu einer Befriedigung der Gläubigerin 
nicht geführt hat, war die Gläubigerin befugt, den Schuldner zur Leiſtung des 
Offenbarungseides zu laden, und da der Schuldner in dem anberaumten Termin 
nicht erſchienen iſt, hat das Amtsgericht mit Recht. den Haftbefehl gegen ihn 
erlaſſen. Daher war die Beſchwerde des Schuldners zurückzuweiſen und der 
Schuldner mit den Koſten des Verfahrens zu belaſten. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 21. Juli 1915 in der 

Hamb. Sache Orts⸗Kr.⸗K. f. d. Bekleid. W. w. B. Bs. Z. II. 81/15 


27. Für das Arreſtverfahren kann der Hauptanſpruch trotz ſeiner Ab— 
weiſung in 1. Inſtanz des ordentlichen Verfahrens glaubhaft erſcheinen. 
Vgl. 59 Nr. 172 m. N.; 60 Nr. 20. 

ZPO. 8 820. 

Am 1. Juli 1914 wurde über das Vermögen der off. Handelsgeſellſchaft 
in Firma Leo K. in L. das Konk.⸗Verfahren eröffnet und der Kläger zum Konk.⸗ 
Verwalter beſtellt. Dieſer machte geltend, daß die drei Inhaber der Firma 
am 17. Juni 1914 heimlich aus L. nach Budapeſt geflüchtet ſeien und bei ihrer 
Flucht alles, was an barem Gelde und ſonſtigen Werten zum Geſchäftsver⸗ 
mögen der Geſellſchaft gehörte, mit ſich genommen hätten, daß ihm deswegen 
als Konk.⸗Verwalter eine Schadenerſatzforderung von mindeſtens 1000004 
wider ſie zuſtehe, und daß die Vollſtreckung wegen dieſes Anſpruchs gefährdet 
ſei, weil die Schuldner ins Ausland geflüchtet ſeien und die ungariſche Staats⸗ 
angehörigkeit erworben hätten. Auf ſeinen Antrag wurde daher vom Land— 
gericht L. am 24. Juli 1914 wegen des bezeichneten Anſpruchs der dingliche 
Arreſt in das Vermögen der Schuldner und in einer Reihe ihnen zuſtehender 
Forderungen unter deren Pfändung angeordnet. Gegen den Arreſtbefehl 
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erhoben die Antragsgegner Widerſpruch, indem ſie darauf Bezug nahmen, 
daß in dem vom Antragſteller angeſtrengten Hauptprozeſſe die Klage durch ein 
vom Landgericht L. am 13. März 1915 erlaſſenes Urteil abgewieſen worden 
ſei und ſonach ein Arreſtanſpruch nicht mehr als glaubhaft gemacht gelten könne. 
Der Antragſteller wies demgegenüber darauf hin, daß im Hauptprozeß ein 
Fehlbetrag in der Geſellſchaftskaſſe in Höhe von 400000. dargetan und damit 
die Grundlage für den zu ſichernden Anſpruch, möge er ſich auch rechtlich anders 
denn als Schadenerſatzanſpruch darſtellen, nach wie vor glaubhaft gemacht 
ſei. — In 1. Inſtanz wurde auf Aufhebung des Arreſtbefehls erkannt; in der 
Ber.⸗Inſtanz wurde der Arreſt aufrechterhalten mit der Maßgabe, daß als 
Arreſtanſpruch diejenige Forderung bezeichnet wurde, welche dem Antrag— 
ſteller aus dem Grunde zuſtehe, daß die Gegner Vermögen der von ihnen ge⸗ 
bildeten Handelsgeſellſchaft an ſich genommen und ins Ausland verbracht 
haben. Aus den Gründen: 

„— — — Daß die Antragsgegner wenige Wochen vor der Eröffnung 
des Geſellſchaftskonkurſes nach dem Ausland (Ungarn) ausgetreten ſind und 
die ungariſche Staatsangehörigkeit erworben haben, iſt von ihnen niemals 
beſtritten worden. Auf Grund des vom Antragſteller ſchon in der erſtinſtanz— 
lichen Widerſpruchsverhandlung in Bezug genommenen Beweisergebniſſes 
aus dem Hauptprozeſſe und des von ihm den Ber.⸗Richtern vorgetragenen 
Gutachtens des Sachverſtändigen Sch. darf weiter als glaubhaft gemacht 
angeſehen werden, daß in der Geſchäftskaſſe der in Konkurs verfallenen Ge— 
ſellſchaft nach dem Weggange der Geſellſchafter etwa 400000. & gefehlt haben. 
Nach der Sachlage erſcheint es aber ſehr glaubhaft, daß die Antragsgegner 
die fehlenden Vermögenswerte bei ihrem Austritt in das Ausland verbracht 
haben. 

Wenn nun auch durch das von den Antragsgegnern im Widerſpruchs— 
verfahren vor dem Landgericht zu ihren Gunſten herangezogene erſtinſtanz— 
liche Urteil des Hauptprozeſſes gleichwohl ein Anſpruch des Konk. Verwalters 
wider die Antragsgegner auf Herausgabe deſſen, was ſie aus der Geſellſchafts— 
kaſſe mitgenommen haben, verneint worden iſt, ſo beruht doch dieſe Abweiſung 
der Hauptklage im weſentlichen auf in dem Ber.-Verfahren nachzuprüfenden 
rechtlichen Gründen in Verbindung allerdings mit der Erwägung, daß nicht 
ausreichende Tatſachen vom Antragſteller behauptet und nachgewieſen worden 
ſeien, die gerade einen beſtimmt gearteten rechtlichen Anſpruch zu rechtfertigen 
vermöchten. Für das ſummariſche Arreſtverfahren genügen aber nach Anſicht 
des Ber.⸗Gerichts die nach obigen Darlegungen glaubhaft gemachten Tat— 
ſachen, um einen Anſpruch des Konk.-Verwalters zu begründen, deſſen recht— 
liche Ausgeſtaltung dem Hauptſtreit um deswillen überlaſſen bleiben darf, 
weil nach Befinden erſt auf Grund weiterer tatſächlicher Aufklärung des Sach— 
verhältniſſes vollſtändig zu überſehen ſein wird, welcher von mehreren mög— 
lichen Anſprüchen endgültig als gegeben angeſehen werden müſſe. Hierbei 
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wird das Gericht keineswegs an die rechtlichen Folgerungen gebunden ſein, 
die der Antragſteller ſelbſt aus den Tatſachen gezogen hat, und die ihn beſtimmt 
haben, den Anſpruch in ſeinem Arreſtgeſuch als Schadenerſatzanſpruch zu be⸗ 
zeichnen. Auch der Nachſchiebung des Anfechtungs⸗Geſichtspunktes können 
Bedenken nicht im Wege ſtehen (RGEntſch. 84, 242. 253), und es mag hier 
nur ſo viel hervorgehoben werden, daß Umſtände, die gegen die rechtlich mög⸗ 
liche Annahme eines Konk.⸗Anfechtungsanſpruchs nach 8311 KO. ſprächen, 
nach dem bisherigen Sachſtande nicht erkennbar vorliegen; und da ein ſolcher 
Anfechtungsanſpruch mindeſtens in einen Geldanſpruch übergehen kann, 
ſo darf ein Arreſtanſpruch als Grundlage des Arreſtbefehls mindeſtens unter 
dieſem Geſichtspunkt als glaubhaft gemacht gelten. 

In Beachtung des Rechtsmittels war daher das angefochtene Urteil 
abzuändern und der Arreſt, für den ein Grund mindeſtens ſchon nach 8 917 
Abſ. 2 ZPO. gegeben war, zu beftätigen, wobei es jedoch zweckmäßig erſchien, 
bei der Bezeichnung der Arreſtforderung ſich auf die Angabe der Tatſachen 
zu beſchränken, aus denen ſie hergeleitet wird, ohne ſich auf eine Unterſtellung 


des Anſpruchs unter eine einzelne Rechtsvorſchrift feſtzulegen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 12. Juli 1915 i. S. K. Konk. 


(K.) w. K. u. Gen. 5 O. 84/15. Ch. 


28. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer 
Auflaſſungsvormerkung. 
Vgl. 59 Nr. 182; 70 Nr. 99. 
ZRD. §§ 941. 883; GBO. $ 39; BOB. 8 883. 


Eine einſtweil. Verfügung, mit der die Löſchung der für den Antrags- 
gegner eingetragenen Auflaſſungsvormerkung angeordnet wird, iſt rechtlich 
unzuläſſig, weil dies auf ein an das Grundbuchamt gerichtetes Gebot zur Vor⸗ 
nahme einer Eintragung hinauskommen würde. Ein ſolches Gebot kann das 
Prozeßgericht nicht erlaſſen, vielmehr iſt ihm nur geſtattet, durch ſeine Entſchei⸗ 
dung die Grundlage für eine Grundbucheintragung zu ſchaffen und das Grund— 
buchamt um die Vornahme der darnach zu bewirkenden Eintragung zu er— 
ſuchen. So verhält es ſich in dem Falle RGentſch. 55, 140 (SeuffA. 59 
Nr. 182), wo die auf Eintragung einer Vormerkung gerichtete einſtweil. Ver⸗ 
fügung gegen Sicherheitsleiſtung gemäß 8939 ZPO. aufgehoben und mit 
Rückſicht hierauf das Grundbuchamt um die Löſchung der auf Grund der 
einſtweil. Verfügung erfolgten Eintragung der Vormerkung erſucht wurde. 
Hier dagegen handelt es ſich um eine der Antragſtellerin bewilligte Vormerkung, 
bei der ein ſolches Verfahren nicht angängig iſt. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (Fer.-Ziv.⸗Sen. Ci) v. 29. Juli 1915. 

Ca. Reg. 270/15. Ch. 
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29. Die Gebühren für Ferngeſpräche des Gemeinſchuldners unter 
Weiterbenutzung des für ſein Geſchäftslokal eingerichteten Anſchluſſes 
nach der Konf.-Eröffnung find Maſſeſchulden. 


KO. 88 59.2. 


Der Mühlenbeſitzer M. hatte nach Eröffnung des Konkurſes über jein 
Vermögen auf ſeinem Fernſprech⸗Anſchluß ohne Wiſſen des Konk.⸗Ver⸗ 
walters mehrere Ferngeſpräche vorgenommen. Die Klage des Verwalters 
auf Rückzahlung der von ihm eingezogenen Fernſprechgebühren wurde zurück⸗ 
gewieſen und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Auffaſſung des Klägers, daß die Ferngeſpräche auf Grund 
ſelbſtändiger, vom Gemeinſchuldner mit der Beklagten abgeſchloſſener Ver⸗ 
träge vorgenommen worden ſeien, kann nicht beigepflichtet werden. Aller⸗ 
dings können Ferngeſpräche den Gegenſtand ſelbſtändiger Verträge bilden, 
ſo z. B. wenn ſie auf der Poſt oder andern öffentlichen Fernſprechſtellen 
erfolgen. Für den vorliegenden Fall trifft dies aber nicht zu. Die 
Ferngeſpräche ſind unter Benutzung eines beſtehenden Anſchluſſes abgehalten 
worden. Dieſer Anſchluß gewährte nach den beſtehenden Beſtimmungen 
ohne weiteres das Recht zur Vornahme von Ferngeſprächen, wenn auch 
natürſich gegen Zahlung der vorgeſchriebenen Gebühren. Es handelte ſich 
alſo lediglich um eine beſonders geartete Benutzung des Anſchluſſes auf 
Grund eines bereits beſtehenden Mietvertrages. Solange dieſes Grund— 
mieteverhältnis nach der Konk.⸗Eröffnung fortdauerte — und es hat bis 
zum 7. Mai fortgedauert — bildete die Gegenleiſtung des Mieters gemäß 
§ 592 KO. eine Maſſeſchuld. Sie war alſo vom Konk.-Verwalter aus der 
Maſſe zu bewirken. 

Der Kläger kann ſich nicht darauf berufen, daß der Gem.- Schuldner 
ohne ſein Willen, alſo unbefugt, den Anſchiuß benutzt habe. Wenn er 
demſelben den Zugang zum Fernſprecher offenließ, d. h. eine Abſperrung 
des Apparats ihm gegenüber unterließ, ſo tat er dies auf eigene Gefahr. 
Sowenig ſich im Regelfall der Juhaber eines Anſchluſſes der Poſtverwaltung 
gegenüber darauf berufen kann, daß ein Dritter ohne ſein Wiſſen die An— 
lage benutzt habe, ſteht eine derartige Berufung dem Konk. Verwalter zu. 
In 8 19 der Ausf.-Beſtimmungen zur Fernſprech-GebO. iſt ausdrücklich vor- 
geſchrieben, daß der Inhaber eines Fernſprechanſchluſſes Schuldner ſämt— 
licher für die Benutzung der Anlage zu entrichtender Gebühren ſei. Da 
für die Zeit nach der Konk. Eröffnung bis zur Beendigung des Anſchluß— 
vertrages die Maſſe als Inhaber des Anſchluſſes zu erachten iſt, ſo geht 
für dieſen Zeitraum jede Benutzung der Anlage zu deren Laſten. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6 Sen.) v. 30. September 1915 in der 

Hamb. Sache M. Konk. w. Poſt- und Telegr. Verw. Bf. VI. 166/15. 

A- d. 


I. Bürgerliches Recht. 


30. Vereinsregiſter; über das Recht des Regiſterrichters, die Gültig⸗ 
keit des Anmeldungsinhalts zu prüfen. 
(Vgl. 67 Nr. 144 m. N.) 
BGB. 89 67 ff. 

Die beiden Beſchwerdeführer D. und L. hatten zur Eintragung in das 
Vereinsregiſter angemeldet, daß ſie in einer Mitgliederverſammlung zum 
Vorſitzenden und zum Schriftführer des eingetragenen Vereins G. gewählt 
worden ſeien. Abſchrift einer dies beſtätigenden Urkunde war von den bis⸗ 
herigen, gerichtlich eingeſetzten Vorſtandsmitgliedern zu den Akten gebracht 
worden. Da gegen die Ordnungmäßigkeit des Verſammlungsbeſchluſſes 
Proteſte eingegangen waren, nahm das Amtsgericht Ermittelungen in dieſer 
Richtung vor und wies durch Beſchluß die Anmeldung ab, weil mehrere Mit— 
glieder nicht zu der Verſammlung einberufen worden ſeien. Das Landgericht 
wies die von D. und L. erhobene Beſchwerde zurück unter Billigung der Auf— 
faſſung des Amtsgerichts, daß die Mitgliederverſammlung nicht ordnungmäßig 
berufen worden ſei. Die weitere Beſchwerde rügte Verletzung des $ 71 BGB.: 
das Vereinsregiſter habe nur die in ordnungmäßiger Form beſchafften Partei⸗ 
erklärungen zu beurkunden, ohne die materielle Gültigkeit dieſer Erklärungen 
einſchließlich der zugrunde liegenden Tat⸗ und Rechtsfragen nachzuprüfen; ſo 
habe das Kammergericht entſchieden (K GJ. 41 A, 157 ff.). — Das Rechts⸗ 
mittel wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der von den Beſchwerdeführern herangezogene 8 71 BGB. kommt für 
die Entſcheidung nicht in Betracht, ſondern nur 8 67 Abſ. 1. Dieſe Vorſchrift 
ſteht einer Befugnis des Regiſterrichters zur Prüfung der materiellen Gültig⸗ 
keit des Anmeldungsinhalts nicht entgegen. Sein Prüfungsrecht in dieſer 
Richtung ergibt ſich ſchon daraus, daß er überhaupt in mannigfacher Hinſicht 
eine Amtstätigkeit ausübt. Es muß aber insbeſondere deshalb anerkannt 
werden, weil der Inhalt des Vereinsregiſters zwar nicht allgemein öffentlichen 
Glauben beſitzt, aber die Sonderbeſtimmungen der §§ 68. 69. 70 BGB. eine 
gewiſſe Annäherung daran enthalten (Oertmann Anm. 1 zu BGB. 8 68). 
Eine andre Frage iſt, ob dem Regiſterrichter, dem eine formell ordnungmäßige 
Anmeldung vorliegt, eine Prüfungspflicht nach der materiellen Seite obliege. 

Geufierts Archiv 71. 3. Folge Bb. 16 Heft 2. 4 
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Nur mit dieſer Prüfungspflicht beſchäftigt ſich das Kammergericht in der von 
den Beſchwerdeführern angeführten Entſcheidung. Es verneint ſie für die 
Regel: in dem von ihm entſchiedenen Falle habe ſich der Regiſterrichter mit 
der ordnungmäßigen vollſtändigen Urkunde über die Neubeſtellung von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern begnügen können, er habe nicht etwaigen ſich nicht aus der 
Urkunde ergebenden Mängeln der Neubeſtellung nachzugehen brauchen, er 
habe keine Veranlaſſung gehabt, zu prüfen, ob bei Einberufung der Verſamm⸗ 
lung alle Vorſchriften des Geſetzes und des Statuts beobachtet worden waren. 
Dieſe Worte ergeben deutlich, daß das Kammergericht ein Prüfungsrecht des 
Regiſterrichters nicht verneinen will, ja, daß es ſogar eine Prüfungspflicht 
dann anerkennt, wenn der Fall kein „regelmäßiger“ iſt, vielmehr Bedenken 
gegen die materielle Richtigkeit des Anmeldungsinhalts gegeben ſind. 

Der Regiſterrichter hat im vorliegenden Falle von ſeinem Prüfungsrecht 
Gebrauch gemacht und die ihm durch die eingegangenen Proteſte nahegelegten 
Bedenken beſtätigt gefunden. Es wäre ein unmögliches Ergebnis, wenn er 
ſeine Feſtſtellungen bei ſeiner Entſcheidung nicht hätte berückſichtigen dürfen. 

Da weder in den tatſächlichen Feſtſtellungen noch in der rechtlichen Auf— 
faſſung des Ber.⸗Gerichts eine Verletzung des Geſetzes zu finden iſt, war die 
weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. Sie dem Reichsgericht 
vorzulegen, lag ein Anlaß nicht vor, da ein Fall von § 28 Abſ. 2 FGG. nicht 
gegeben iſt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der Hamb. 
Vereinsreg.⸗Sache G. F. 24/15. A- d. 


31. Auch bei Körperverleguna einer verheirateten Frau entſteht der 
Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden 
des Mannes iſt einflußlos. 

(Vgl. 67 Nr. 9 m. N.) 

BGB. 88 249. 254. 823. 833. 1389. 1438. 


Der Kläger hatte vom Beklagten eine Kuh und ein Kalb eingetauſcht. 
Er holte dieſe vom Beklagten in Schw. ab und ſchaffte ſie nach ſeiner Be— 
ſitzung in U. in der Weiſe, daß das Kalb auf einen ihm gehörigen und von ihm 
geleiteten Wagen verladen, die Kuh jedoch hinten an den Wagen angebunden 
und von zwei Angeſtellten des Beklagten getrieben wurde. Als der Zug im 
Hofe des Klägers angekommen war, banden die beiden Treiber die Kuh vom 
Wagen ab. Das Tier wurde wild, riß ſich von den Treibern los und rannte 
mit den Hörnern die Frau des Klägers nieder. Dieſe erlitt erhebliche Ver— 
letzungen; ſie war eine Zeit lang arbeitsunfähig und auch ſpäter in ihrer 
Arbeitsfähigkeit beſchränkt. Mit Zuſtimmung ihres Ehemannes, mit dem ſie 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebte, erhob ſie im März 1912 gegen den 


31. Heilungskoſten. 51 


Beklagten Klage auf Feſtſtellung, daß er ihr den durch den Unfall erwachſenen 
Schaden zu Händen ihres Ehemannes zu erſetzen habe. Am 3. Juli 1912 
ſtarb ſie. Ihr Mann, der ihr alleiniger Erbe war, nahm den Rechtsſtreit auf, 
ging zur Leiſtungsklage über und verlangte Verurteilung des Beklagten zur 
Zahlung von 1011,35 . nebſt Zinſen ſowie zur Entrichtung einer vom 3. Juli 
1912 ab vierteljährlich vorauszuzahlenden Rente von 90 / monatlich. In 
dem Betrage von 1011,35 M ftedten u. a. 534,85 M Arzt- und Apotheker— 
koſten. Dieſe wurden in 2. Inſtanz dem Kläger in voller Höhe zugeſprochen, 
während der Klaganſpruch im übrigen nur zur Hälfte dem Grunde nach als 
berechtigt anerkannt wurde mit Rücksicht auf die Mitſchuld des Klägers an 
der unvorſichtigen Behandlung der Kuh. Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Anlangend den Einfluß, den das feſtgeſtellte eigene Ver— 
ſchulden des Klägers auf die von ihm erhobenen Anſprüche ausübt, geht das 
Ber.⸗Gericht davon aus, daß es ſich bei den Anſprüchen auf Schadenerſatz 
wegen der dem Kläger entgangenen und entgehenden Dienſte ſeiner Frau 
um Erſatzanſprüche handle, die nach § 845 BGB. von Anfang an dem Che- 
mann als dem mittelbar Verletzten erwachſen ſeien, die zwar nach den Rechts— 
regeln über die allgemeine Gütergemeinſchaft Beſtandteil des Geſamtguts 
geworden und nach dem Tode der Ehefrau ihrem ganzen Umfange nach auf 
den Kläger allein übergegangen ſeien, die aber von vornherein mit der Ein— 
rede des Mitverſchuldens des mittelbar Verletzten behaftet geweſen ſeien. 
Dieſe Auffaſſung gereicht dem Beklagten nicht zur Beſchwerde und wird von 
der Reviſion auch nicht angegriffen. Die Reviſion bekämpft lediglich die An— 
ſicht des Ber. Gerichts, daß dem mitwirkenden Verſchulden des Klägers für 
ſeinen Anſpruch auf Erſatz der Arzt- und Apothekerkoſten keinerlei Bedeutung 
zukomme. In dieſer Beziehung führt das Ber. Gericht aus: der Anſpruch 
ſei lediglich der Frau des Klägers als der unmittelbar Verletzten erwachſen; 
ihm ſtehe die Einrede eines Mitverſchuldens der Verletzten, d. h. der Frau 
ſelbſt, nicht entgegen; der inſoweit einredefreie Anſpruch ſei dann zunächſt 
Beſtandteil des Geſamtguts und damit gemeinſames Eigentum beider Ehe— 
gatten zur geſamten Hand geworden und nach dem Tode der Frau ebenfalls 
einredefrei auf den Kläger als nunmehrigen Alleinberechtigten übergegangen. 

Demgegenüber weiſt die Reviſion darauf hin, daß der Aufwand an Arzt⸗ 
und Apothekerkoſten nicht aus dem Vermögen der Frau, ſondern aus dem 
Geſamtgut erfolgt ſei. Der Hinweis iſt an ſich zutreffend (§ 1458). Allein 
die Arzt- und Apothekerkoſten gehören zu den ſog. Heilungskoſten, und das 
Geſetz ($ 249) ſteht auf dem Standpunkte, daß ein Gläubiger, der wegen einer 
ihm zugefügten Verletzung Schadenerſatz zu beanſpruchen hat, wenn er da— 
von abſieht, von dem Schuldner unmittelbar Herſtellung ſeiner verletzten 
Geſundheit zu verlangen, unter allen Umſtänden den zur Herſtellung erfor— 
derlichen Geldbetrag verlangen kann, und zwar ohne Rüchicht darauf, ob er 
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die Heilungskoſten tatſächlich ſelbſt trägt oder nicht. Das hat das Reichs⸗ 
gericht oft ausgeſprochen (vgl. Entſch. 63, 195; 65, 162; Warneyer ErgBd, 
1908 Nr. 635, auch JW. 1911, 77442) und gerade auch für verheiratete 
Frauen und für dieſe mit dem ausdrücklichen Hinzufügen, es ſei gleich— 
gültig, welches eheliche Güterrecht in Betracht komme. Dementſprechend 
hat das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung ſogar der im geſetzlichen 
Güterſtande lebenden Ehefrau den Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten zu⸗ 
erkannt, obwohl bei dieſem Güterſtande der Mann den ehelichen Aufwand 
allein zu tragen hat. (& 1389 Abſ. 1). Iſt dem aber fo, dann war der Anſpruch 
auf Erſatz der Arzt- und Apothekerkoſten in der Tat von vornherein lediglich in 
der Perſon der Frau des Klägers entſtanden und deshalb, da ſie nach der recht⸗ 
lich unbedenklichen und von der Reviſion auch garnicht beanſtandeten Annahme 
des Ber.⸗Gerichts ein eigenes Verſchulden nicht trifft, einem Einwand aus 
8 254 BGB. nicht ausgeſetzt. Das feſtgeſtellte mitwirkende Verſchulden des 
Klägers war für dieſen Anſpruch bedeutunglos und hat auch nicht dadurch Be⸗— 
deutung gewinnen können, daß der Anſpruch, allerdings zugleich mit ſeiner 
Entſtehung (§ 1438 Abſ. 1 Satz 2), auf das Geſamtgut und ſpäter auf den 
Kläger allein übergegangen iſt. 

Zur Unterſtützung ihrer Anſicht, daß die Folgen des dem Kläger zur Laſt 
fallenden eigenen Verſchuldens auch auf die Arzt- und Apothekerkoſten, zu 
erſtrecken ſeien, macht die Reviſion noch geltend: da die Kuh dazu beſtimmt 
geweſen ſei, ein Beſtandteil des Geſamtguts zu werden, ſo ſeien alle Rechte 
und Pflichten aus dem Tauſchvertrage ſolche des Geſamtguts geweſen, alles, 
was der Kläger getan habe, habe er als Vertreter des Geſamtguts und ſontit 
zugleich als Vertreter ſeiner Frau getan, für ein Verſchulden ihres Vertreters 
aber habe dieſe ebenſo wie für eigenes Verſchulden einzuſtehen. Dieſe Er— 
wägung geht gänzlich fehl. Allerdings unterliegt das Geſamtgut der Ver— 
waltung des Mannes ($ 1443 Abſ. 1). Allein der Mann führt die Verwaltung 
im eigenen Namen, nicht zugleich im Namen der Frau. Freilich muß ſich die 
Frau die Wirkungen gefallen laſſen, die vom Manne befugterweiſe vorge— 
nommene Verwaltungshandlungen auf das Geſamtgut äußern. Aber Ver— 
treter der Frau iſt der Mann bei der Verwaltung des Geſamtguts nicht. Per— 
ſönlich wird vielmehr die Frau durch Verwaltungshandlungen des Mannes 
weder dieſem ſelbſt noch Dritten gegenüber verpflichtet (§ 1443 Abſ. 2). 
Davon, daß der Kläger, indem er auf die Frage des Beklagten, ob man die 
Kuh nicht blenden laſſen ſolle, untätig blieb und ohne weiteres losfuhr, zu— 
gleich in Vertretung feiner Frau gehandelt habe, kann deshalb keine Rede 
ſein. Der Anſpruch auf Erſatz der Arzt- und Apothekerkoſten beruht nicht 
auf einem Vertragsverhältnis, in dem die Frau zum Beklagten geſtanden hätte, 
ſondern iſt der Frau aus einer gegen ſie verübten unerlaubten Haudlung er— 
wachſen. Wie bei dieſer Sachlage eine auch nur entſprechende Anwendung 
des § 278 BGB., auf den in Verbindung mit dem Schlußſatze des § 254 die 
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Reviſion Bezug nimmt, ſollte in Frage kommen können, läßt ſich nicht er— 
kennen (vgl. RGEntſch. 62, 346 und 75, 257, in SeuffA. 66 Nr. 158).“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Juni 1915 in der bayer. Sache 
M. (BEL) w. L. (OL G. Augsburg). IV. 36/15. 


32. Bei Derſchiffung cif über See, Kaffe gegen Dokumente, kann nicht 
Abnahme im inländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 


Vgl. 37 Nr. 137 m. N.; 45 Nr. 173; 55 Nr. 23. 91 m. N.; 62 Nr. 104. 
BGB. 85 269. 320. 157. 


ums 


klagte, deren Geſchäftsniederlaſſung ſich in Bremen befand, am 29. Juli 1914 
„50 Tonnen Ceiling Boards Elephant Brand made in Sweden, Auguſt-Sep⸗ 
tember Verſchiffung eif Bombay, Kaſſe gegen Dokumente“ verkauft. Die 
Klägerin, die wegen des kurz nach dem Vertragſchluß ausgebrochenen Krieges 
die Ware nicht mehr zur Verſchiffung bringen konnte, wollte den Vertrag aus 
ihrem hamburgiſchen Lager erfüllen. Sie bot die Ware der Beklagten zur 
Abnahme in Hamburg an und forderte den Kaufpreis unter Abzug der Fracht 
nach Bombay. Die Beklagte verweigerte die Abnahme der Ware in Ham— 
burg und ertlärte, nur gegen die Verſchiffungsdokumente zahlen zu wollen. 
— Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber. Urteils: | 

„Die Klage ift mit Recht abgewieſen. Entſcheidend iſt die 1 des 
Landgerichts, daß bei den hier fraglichen Bedingungen der Verkäufer in ganz 
beſtimmter Weiſe zu liefern habe, daß alſo die Verpflichtung des Verkäufers, 
abzuladen und Dokumente anzudienen, eine weſentliche Vertragsverpflichtung 
ſei, ohne deren vorgängige Erfüllung Zahlung, die nur gegen Dokumente 
erfolgen ſolle, vom Käufer nicht geleiſtet zu werden brauche. Hiergegen iſt 
geltend gemacht, daß der 1. Richter nicht berückſichtigt habe, daß es ſich hier 
um ein (ausgehendes) Geſchäft nach über See handle und daß nur für (eingehende) 
Geſchäfte von über See der Abladeklauſel beſondere Bedeutung beigemeſſen 
werde, weil man von hier aus nicht berechnen könne, wann drüben abge— 
laden werde. Allein dieſer Geſichtspunkt führt von dem eigentlichen Streit 
der Parteien ab. Es handelt ſich nicht um die Bedeutung der Abladezeit (hier 
Auguſt, September Verſchiffung) und insbeſondere nicht um ihre Bedeutung 
für den Empfänger, ſondern um die Abladung ſelbſt und ihre Bedeutung für 
das Verhältnis von Verkäufer und Käufer. 

Die Klägerin hat weiter darauf hingewieſen, daß es ſich hier um die Frage 
handle, wer bei dem gewöhnlichen Verſendungsverkauf die Gefahr der Ver— 
ſendung trage; ſie hat dieſe Frage zu Laſten des Käufers beantwortet und 
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daraus weiter gefolgert, daß dann auch die Unmöglichkeit der Verſendungs— 
gelegenheit zu Laſten des Käufers ſei. Selbſt wenn das richtig wäre für den 
gewöhnlichen Verſendungsverkauf, bei dem der Verkäufer auf Grund einer 
beſonderen Nebenabrede oder auf Grund eines Handelsbrauchs für die Ver⸗ 
ſendung der Ware an den Beſtimmungsort zu ſorgen hat (vgl. ROHGentſch. 
10, 293), ſo liegt doch der Streitfall weſentlich anders. Hier hat der Verkäufer 
-nicht nur übernommen, die Ware auf den Weg zu bringen, ſondern die von 
ihm übernommene Verpflichtung, auf ſeine Koſten die Ware zur Abladung 
zu bringen, beſtimmt die rechtliche Natur des Geſchäfts in weſentlichen Punkten. 
Der Käufer ſoll nichts mit der Wahl des Verfrachters und dem Frachtvertrage 
und ſeiner Ausführung, insbeſondere der Abladung, zu tun haben. Es genügt 
aber auch nicht, daß der Verkäufer auf ſeine Koſten die Beförderung beſorgt, 
ſondern er muß dies in einer ganz beſtimmten Weiſe tun, nämlich durch Be⸗ 
ſchaffung der Konnoſſemente über das Gut. Daran iſt allerdings auch der 
Verkäufer intereſſiert, weil er ſich regelmäßig (wie auch hier) die Bezahlung 
des Kaufpreiſes gegen die Konnoſſemente ausbedingt. Aber überwiegend 
iſt das Intereſſe des Käufers. Die Konnoſſemente ſollen ihm nicht nur einen 
Beweis über die Abladung und eine Legitimation für den Empfang am 
Beſtimmungsort geben, ſondern ſie ſollen ihn vor allen Dingen in die Lage 
ſetzen, ſchon über die ſchwimmende Ware verfügen zu können. Dem Käufer 
wird dadurch ermöglicht, ſofort über die Ware weiter zu verfügen: er kann dar— 
auf Vorſchüſſe nehmen, ja er kann, wenn er gegen die Konnoſſemente zahlen 
ſoll, in leichter Weiſe den Kredit einer Bank in Anſpruch nehmen, welche für 
ihn gegen die ſie ſichernden Konnoſſemente Zahlung zu leiſten bereit ſein wird. 
Alle dieſe den Umſatz der gekauften Ware erleichternden Verhältniſſe kommen 
in Wegfall, wenn der Käufer es ſich gefallen laſſen müßte, daß ihm unter 
Kürzung einer Durchſchnittsfracht vom Kaufpreiſe die Ware vom Landlager 
als Erfüllungsort des Verkäufers zur Verfügung geſtellt wird. Daß der 
Käufer, der „eif Kaſſe gegen Dokumente“ gekauft hat, verlangen kann, daß 
ihm die Ware gegen Barzahlung am Erfüllungsort des Verkäufers geliefert 
wird, wie der Anwalt der Klägerin hervorhob, beweiſt nur, daß der Käufer 
auf die Rechte, welche ihm die Klauſel gibt, verzichten kann (vgl. Striemer 
in IW. 1915, 674 unter II). Dieſe Rechte des Käufers ſind aber derartig 
weſentlich, daß er ſich ihren Wegfall nicht gefallen laſſen muß. Wenn es dem 
Verkäufer unmöglich iſt, dem Vertrage gemäß die Ware zur Verſchiffung 
zu bringen und Konnoſſemente zu liefern, jo iſt ihm eine weſentliche Lieferungs- 
pflicht nicht möglich, weshalb er nicht die Gegenleiſtung verlangen kann. — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Juli 1915 in der Bremer 

Sache L. J. & Co. w. Schr. Sm. & Co. Bk. VI. 181/15. A- d. 
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33. Inwieweit haftet der Geſchäftsherr für Derfchulden feiner Hülfs⸗ 
perſonen auch bei den Dertragsverhandlungen und dem Dertragfchluß? 
Vgl. 54 Nr. 169 m. N.; 69 Nr. 197 S. 359. 

BGB. § 278. 


— — — Die vielfach vertretene Anſicht, daß der 8 278 BGB. ſich nicht 
auf ein Verſchulden bei den Vertragsverhandlungen und dem Vertragſchluß 
beziehe, trifft, wie in Planck BGB.“ 21, 225 Erl. 1a zu 8 278 zutreffend be⸗ 
merkt wird, nur inſoweit zu, als die Parteien einander vor dem Vertrag⸗ 
ſchluß noch zu nichts verpflichtet ſind, dagegen nicht, wenn ſchon bei den Vor⸗ 
verhandlungen gewiſſe Verpflichtungen beſtehen, deren fahrläſſige Nicht⸗ 
erfüllung die Partei haftbar macht, wie hier die Pflicht des verklagten Fiskus, 
bei den Ausſchreibungen der zu vergebenden Arbeiten die Bewerber über die 
Umſtände aufzuklären, die für ihren Entſchluß, die Arbeiten zu übernehmen, 
von weſentlicher Bedeutung ſind. Daß die Partei ſolchenfalls nicht nur für 
eigene Fahrläſſigkeit bei den Vertragsverhandlungen haftet, ſondern auch, 
wenn ſie die Verhandlungen durch eine andre Perſon führt, deren Verſchulden 
zu vertreten hat, entſpricht dem Sinn und Zweck des § 278. Wie in dem 
vom 6. Zivilſen. am 7. Dez. 1911 entſchiedenen Fall (Entſch. 78, 239) — der 
allerdings weſentlich anders liegt als der hier gegebene, namentlich inſofern, 
als es in ihm nicht zum Abſchluß des beabſichtigten Vertrags gekommen iſt —, 
ſo trifft auch hier der Rechtsgedanke des $ 278 durchaus zu, der dort dahin 
feſtgeſtellt ift: daß, wer ſelbſt eine Leiſtung ſchuldet, die er mit der erforder- 
lichen Sorgfalt zu bewirken hat, dann, wenn er hierzu einen Gehülfen ver⸗ 
wendet, für deſſen ſorgfältige Leiſtung einſtehen muß, und daß ebenſo der 
andre, demgegenüber die Leiſtung zu bewirken iſt, nicht deshalb ſchlechter 
geſtellt ſein darf, weil der Gegner ſie nicht ſelbſt ausführt, ſondern ſie einem 
Gehülfen übertragen hat. Die gegenteilige Meinung würde zu einer Bevor- 
zugung der Inhaber von Großbetrieben, die faſt nie perſönlich mit ihren Ver⸗ 
tragsgegnern verhandeln, und zu einer Benachteiligung der mit ihnen in Ver⸗ 
tragsverhandlung tretenden Perſonen führen, die mit dem Sinn und Zweck 
des Geſetzes unvereinbar iſt. Dieſe Meinung ſteht auch nicht in einem zur 
Anrufung der verein. Zivilſenate nötigenden Widerſpruch mit den Entſchei⸗ 
dungen andrer Senate; in keinem in Betracht kommenden Urteil, 

RGentſch. 61, 207; 62, 319; 79, 319; Urt. des 5. Zivilſen. v. 4. März 1914, V. 182/13, 


iſt unter Anerkennung oder Unterſtellung einer Haftung der Partei für eigenes 
Verſchulden bei den Verhandlungen über einen zuſtande gekommenen Ver⸗ 
trag deren Verantwortlichkeit für das Verſchulden eines ſog. Erfüllungsge⸗ 
hülfen gemäß § 278 verneint worden. 


Demnach haftet der Beklagte im vorliegenden Fall für ein Verſchulden 
derjenigen Beamten, denen es oblag, den Bewerbern die für. ihre Entſchlie⸗ 
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ßung, ob ſie die ausgeſchriebenen Arbeiten übernehmen wollten, weſentlichen 
Umſtände mitzuteilen. 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. Januar 1915 in der preuß. 
Sache K. (Kl.) w. Reichsfiskus (CL G. Marienwerder). III. 319,14. 


34. Die Berufung des Gläubigers auf den Friſtablauf des § 326 
BGB. kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 
Vgl. 67 Nr. 2 m. N. 
BGB. 88 326. 242. 

Die verklagte Geſellſchaft in Hamburg hatte der klagenden Geſellſchaft 
in Frankfurt a. M. am 24. Febr. 1913 10000 Kilo Asbeſt ab Juli 1913 in 
ungefähr gleichen Monatslieferungen verkauft. Die erſte Lieferung war nach 
Behauptung der Beklagten am 11. Juli, nach derjenigen der Klägerin am 
21. Juli 1913 in Frankfurt eingetroffen. Die Klägerin bemängelte die Be— 
ſchaffenheit des Asbeſts, die Beklagte wies die Ausſtellungen als unbegründet 
zurück. Da Klägerin nicht zahlte, ſtellte ihr Beklagte am 6. Aug. 1913 durch 
Schreiben eine Friſt bis Montag, den 11. Auguſt, mittags 12 Uhr in Ham— 
burg eintreffend, und zwar unter der Androhung ſpäterer Ablehnung. Am 
Morgen des 11. Aug. kurz nach 10 Uhr rief die Klägerin die Beklagte wegen 
der ſtreitigen Angelegenheit durch Fernſprecher an, und als die Beklagte eine 
weitere Erörterung ablehnte, erklärte ſie ihr, daß ſie den Kaufpreis ſofort 
überweiſen werde. Tatſächlich hat ſie alsbald ihre Frankfurter Bank zuerſt 
mündlich und dann, als ſich dies als ungenügend erwies, ſchriftlich beauftragt, 
das Geld der Deutſchen Bank, Filiale Hamburg, bei der die Beklagte ihr Konto 
hatte, telegraphiſch zu überweiſen. Nach der Auftragserteilung benachrichtigte 
ſie die Beklagte durch Fernſprecher davon, daß der Kaufpreis telegraphiſch 
überwieſen worden ſei. Das Telegramm kam aber erſt nach 2 Uhr an. Zwi— 
ſchen 2 und 3 Uhr erhielt die Beklagte von ihrer Bank durch Fernſprecher den 
Beſcheid, daß ſie zur Überweiſung des Betrages beauftragt ſei. Im Bank— 
buch iſt derſelbe für den 11/12. Auguſt gutgebracht worden. 

Die Beklagte ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß die Friſt fruchtlos ab— 
gelaufen ſei, und trat vom Geſchäfte bezüglich des unerfüllten Teils zurück. 
Die Klägerin machte dagegen geltend, daß das ſcharfe Vorgehen der Be— 
klagten wegen einer geringfügigen Friſtüberſchreitung wider Treu und Glauben 
verſtoße. Sie klagte auf Schadenerſatz, die Klage wurde jedoch abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Auffaſſung des Ber.- 
Gerichts, daß der Gläubiger, der auf den Friſtablauf des $ 326 BOB. ſich 
beruft, niemals gegen Treu und Glauben verſtoße, grundſätzlich beizupflichten 
wäre. Denn wenn auch dieſe Frage grundſätzlich anders zu beurteilen wäre, 
fo würde dies bei der vom Ber. Gericht feſtgeſtellten Sachlage an dem Er— 
gebnis der Entſcheidung doch nichts ändern. Denn jedenfalls hat das Ber.“ 


35. Bezug einer Zeitſchrift. 57 


Gericht darin recht, daß der § 326 dazu dient, für den Fall des Friſtablaufs 
beſtimmte, klare und dauernde Verhältniſſe zu ſchaffen, und daß die für die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs notwendige Klarheit und Beſtimmtheit der 
Verhältniſſe nicht ohne Not ins Wanken gebracht werden darf. Daher würde 
gegenüber der Geltendmachung der im $ 326 für den Friſtablauf beſtimmten 
Rechtsfolgen die Verteidigung des ſäumigen Schuldners unter Berufung 
auf § 242 BGB. mit der allgemeinen Argliſteinrede doch nur in einem ganz 
beſonders liegenden Ausnahmefall zuläſſig ſein, nämlich nur dann, wenn es 
ſich um eine ganz geringfügige, noch dazu durch beſondere unverſchuldete 
Verhältniſſe des Schuldners verurſachte Friſtüberſchreitung handelt, ferner 
die geſchuldete Leiſtung vollſtändig angeboten wurde und der Gläubiger an 
der genauen Einhaltung der Friſt nachweisbar kein berechtigtes Intereſſe 
hatte. Dieſe Vorausſetzungen liegen aber nach den Feſtſtellungen des Ber. 
Gerichts nicht vor. Dieſes hat vielmehr erwogen, die Klägerin könne von 
einem Verſchulden inſofern nicht freigeſprochen werden, als ſie ihre Zahlungs- 
anordnungen nicht auf den letzten Augenblick hätte verſchieben dürfen. Sie 
habe an ihrem Standpunkte, daß die Ware vertragwidrig ſei, feſtgehalten; 
nur dadurch ſei ſie dazu gelangt, ſich noch im letzten Augenblick an die Be— 
klagte zu wenden. Es habe alſo nicht in den Verhältniſſen oder an einem un— 
glücklichen Zuſammentreffen von Umſtänden gelegen, daß verſpätet gezahlt 
wurde, vielmehr ſei dieſe Verſpätung lediglich auf die zu ſpäte Willensent— 
ſchließung der Klägerin, ihren Widerſtand aufzugeben, zurückzuführen. Auf 
der andren Seite ſei es unerheblich, ob die Beklagte des Geldes gerade ſchon 
um 12 Uhr mittags bedurft habe; zu einer Darlegung ihrer geſchäftlichen 
Verhältniſſe und Verfügungen könne ſie nicht genötigt werden. 

Dieſe Erwägungen ſind rechtlich bedenkenfrei und rechtfertigen die Ent— 
ſcheidung, daß der Rücktritt der Beklagten von dem am 24. Febr. 1913 ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage berechtigt war. Unterſtützend mag noch angeführt werden, 
daß die Klägerin eine große Firma und mit der Bedeutung des § 326 bekannt 
iſt, die rückſtändige Leiſtung die von ihr ohne Schwierigkeit zu beſchaffende 
Zahlung des erheblichen Betrages von ungefähr 10000 / betraf, daß die 
Klägerin auch aus der Art der Friſtbeſtimmung erkennen mußte, daß es der 
Beklagten nicht bloß auf den Tag, ſondern ſogar auf die Stunde der Zahlung 
ankam, und daß anderſeits die Beklagte ein Intereſſe daran hatte, die günſtige 
Marktlage auszunutzen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der Hamb. Sache 

Frankf. Asbeſt⸗W. (Kl.) w. L. N. (OLG. Hamburg). II. 120/15. B. 

35. Anſprüche des Beſtellers einer Seitſchrift, deren Umfang der 
Herausgeber willkürlich beſchränkt hat. 
BGB. § 459. 

Nach einem Vertrage zwiſchen dem Kläger und dem Rechtsvorgänger 

des Beklagten, einem Verleger, hatte ſich dieſer verpflichtet, die von ihm 
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herausgegebene Zeitſchrift „Hannoverland“ den Mitgliedern des klagenden 
eingetragenen Vereins als deſſen Vereinsorgan in einer Sonderausgabe mit 
dem Kopf „Altſachſenland“ zu liefern. Nach § 10 des Vertrags bedürfen 
Anderungen des Titels und des Umfanges der Hefte oder ſonſtige weſentliche 
Veränderungen der Genehmigung des Vereinsvorſtandes. Im § 2 war die 
Perſon des leitenden Herausgebers beſtimmt und zur Anderung in dieſen 
Verhältniſſen die Zuſtimmung des Vereinsvorſtandes erfordert. Aus Anlaß 
des Krieges verminderte der Beklagte den Umfang der Monatshefte für Sep⸗ 
tember bis einſchließlich Dezember 1914. Der Kläger verlangte nun vom 
Beklagten Lieferung der Monatshefte für die angegebene Zeit in der früheren 
Stärke von 24 Seiten Text, an zweiter Stelle Nachlieferung der fehlenden 
8 Seiten Text zu jedem Heft. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Der Vertrag iſt nicht ein Werkvertrag, gerichtet auf Herſtellung einer 
Zeitſchrift, ſondern ein Kaufvertrag nach Art eines Beſtellungskaufes, gerichtet 
auf Bezug einer regelmäßig erſcheinenden Zeitſchrift. Die Nebenbeſtimmungen, 
kraft deren der Verlag es übernimmt, die den Mitgliedern des klagenden 
Vereins zu liefernden Hefte als Vereinsblatt zu einer Sonderausgabe aus- 
zugeſtalten, ſie mit einem veränderten Kopf zu verſehen und Vereinsanzeigen 
darin abzudrucken, tun dem Weſen des Kaufvertrages ebenſowenig Eintrag 
wie die Beſtimmung des § 2 über die Perſon des Schriftleiters. Langlaufende 
Lieferungsverträge werden nicht ſelten ſo geſchloſſen, daß ſich der Käufer 
einen maßgebenden Einfluß auf den Betrieb des Verkäufers ſichert, in welchem 
die zu liefernde Ware hergeſtellt wird. In den Monaten September bis De⸗ 
zember 1914 hat der Verlag unſtreitig die bedungene Zahl von Heften ſeiner 
Zeitſchrift „OJannoverland“ in der vorgeſehenen Ausgeſtaltung als Sonder— 
ausgabe „Altſachſenland“ den Vereinsmitgliedern zugeſandt. Er hat damit 
den Kaufvertrag erfüllt. Die Ausführungen des Klägers, die ſich mit dem gegen 
früher verringerten Umfange dieſer Hefte beſchäftigen, laufen auf eine Be— 
mängelung der gelieferten Kaufſache hinaus. Auf Grund der angeblichen 
Mängel ſtehen dem Kläger dieſelben Rechte zu wie dem Beſteller eines Lie— 
ferungswerkes, deſſen Umfang während des Erſcheinens gegenüber den 
Angaben der Ankündigung verringert wird. Er kann möglicherweiſe vom 
Vertrage zurücktreten, kann wandeln oder mindern, auch Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung fordern. Eine Nachlieferung von Text oder Neulieferung 
verſtärkter Hefte kann er nicht verlangen. Das erſte um deswillen nicht, weil 
ein Anſpruch auf Beſſerung von Mängeln im Rahmen des Kaufvertrages 
nicht gegeben iſt, das zweite im vorliegenden Falle deshalb nicht, weil der 
Gegenſtand des Kaufs nicht der Gattung nach beſtimmt iſt. Die Vorſchrift 
des $ 480 BGB. würde eingreifen, wenn die einzelnen gelieferten Nummern 
mit Sondermängeln behaftet wären: dann könnte die Lieferung mangelfreier 
Stücke aus der Auflage verlangt werden. Hier aber haften die gerügten 
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Mängel der geſamten Auflage an, die als ein nach Art und Inhalt beſonders 
beſtimmtes Schriftwerk den Gegenſtand des Vertrages bildet. Die von dem 
Kläger geſtellten Anträge ſind hiernach unbegründet.“ 

Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 23. Sept. 1915 i. S. G. w. Heimat⸗ 


bund N. 2 U. 34/15. Lt. 
36. Iſt die Ausfuhrfähigkeit eine vorausgeſetzte Eigenſchaft der Ware? 
(Vgl. 48 Nr. 197.) 
BGB. § 459. 


Die verklagten Ausfuhrhändler verweigerten die Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes der ihnen von den klagenden Fabrikanten gelieferten Ware, weil die 
ſog. blaue ruſſiſche Etikette, mit der die Ware verſehen worden war, in Indien, 
wohin dieſe Sendung beſtimmt geweſen wäre, nicht mehr zugelaſſen würde; 
die Kläger hätten für die Ausfuhrfähigkeit der Ware ohne weiteres nach 
8 459 BGB. einzuſtehen. — Die Einrede wurde in beiden Inſtanzen ver⸗ 
worfen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagte ſtützt ihren Anſpruch auf die Annahme, daß die Ware 
nicht mehr ausfuhrfähig und daher mit einem Mangel behaftet ſei, für welchen 
Klägerin das Riſiko laufe. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigeſtimmt werden. 
Die Etikette einer Ware intereſſiert den Ausfuhrhändler in viel höherem 
Maße als den Fabrikanten. Der Fabrikant ſtellt die Ware her; wie der Händler 
die Ware weiterverkauft, iſt für den Fabrikanten nur mittelbar von Intereſſe, 
indem er nach erfolgtem Weiterverkauf auf neue Aufträge rechnen kann. 
Mit welcher Etikette der Fabrikant die Ware liefert, kann ihm in der Regel 
ganz gleichgültig ſein, und ſo erklären ſich auch die Vorſchläge der Klägerin 
aus dem Jahre 1913, ſie ſei gern bereit, der Beklagten die Waren mit einer 
andern Etikette zu liefern. Ganz anders iſt das Intereſſe des Händlers, wel⸗ 
cher für den Weiterverkauf der Ware das große Intereſſe hat, die Ware unter 
einer eingeführten Aufmachung an den Markt zu bringen. Schon dieſe Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Intereſſen an der Aufmachung muß dazu führen, daß 
das Riſiko der Ausfuhrfähigkeit einer Ware, wenn zwiſchen Fabrikanten und 
Händler nichts Abweichendes verabredet worden iſt, beim Händler liegt. 

Die von der Beklagten angeführten Urteile geben für ihren Standpunkt 
keine Stütze. Die angezogenen RGeEntſch. 52, 2; 61, 86 betreffen Grund⸗ 
ſtücke; 59, 243 betrifft Wertpapiere; JW. 1895, 39446 betrifft die vorausgeſetzte 
Hoteleigenſchaft eines Grundſtücks. All dieſe Fälle liegen völlig anders, und 
die Ausfuhrfähigkeit einer Ware wird nach dem Bürgerl. Geſetzbuch nur als 
zugeſicherte Eigenſchaft, nicht als eine vorausgeſetzte Eigenſchaft, die beim 
Fehlen der Vorausſetzung einen Mangel der Ware darſtellt, in Betracht kommen 
können. Die Beklagte behauptet nun nicht, daß Klägerin die Ausfuhrfähigkeit 
der Ware als Eigenſchaft zugeſichert habe, behauptet auch nicht, daß Klä— 
gerin durch Vereinbarung das Riſiko der Exportfähigkeit der Ware mit der 
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log. blauen ruſſiſchen Etikette übernommen habe. Dem entſpricht der Inhalt 
83 * 


des von den Parteien vorgelegten Briefwechſels.— — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 2. Juni 1915 in der Hamb. 
Sache J. & H. (Kl.) w. H. & Co. Bf. I. 69/15. A- d. 


37. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Hauf— 
ſache richtet ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 
Vgl. 67 Nr. 175 m. N.; 68 Nr. 35. 

BGB. 88 467. 351. 

Die Käuferin klagte gegen den Verkäufer des ihr im April 1913 ver— 
kauften und übergebenen, auch aufgelaſſenen und überſchriebenen Hausgrund— 
ſtücks im Dezember 1913 auf Entgegennahme der Rückauflaſſung, Befreiung 
von den übernommenen Schuldverbindlichkeiten und Wiederabtretung der 
von ihr dem Beklagten abgetretenen Hypothek. Sie behauptete, zur Wande— 
lung des Kaufvertrages berechtigt zu ſein, weil in dem Hauſe Schwamm 
und Trockenfäule vorhanden ſeien, dieſe Mängel auch ſchon längere Zeit vor dem 
Abſchluß des Kaufvertrages beſtanden hätten und der Beklagte deren Vor— 
handenſein gekannt habe. Das Landgericht erkannte nach den Klaganträgen, 
die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Das Reichsgericht hob 
auf. Aus den Gründen: 

„— — — Der Ber. Richter ſtellt tatſächlich feſt, daß ſowohl Trocken— 
fäule als auch Schwamm vor und bei dem Abſchluß des Kaufvertrags vorhanden 
geweſen und daß dadurch eine nicht unerhebliche Minderung der Tauglich— 
keit des Grundſtücks zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch 
herbeigeführt worden iſt; ſowie ferner, daß dem Beklagten bei dem Abſchluß 
des Kaufvertrages bekannt war, daß Schwamm oder Trockenfäule in dem 
Grundſtücke vorhanden geweſen war. Dieſe Ausführungen laſſen eine von 
Amts wegen zu berückſichtigende Geſetzesverletzung nicht erkennen und ſind 
geeignet, die Annahme des Ber.-Richters, daß der Wandelungsanſpruch 
entſtanden ſei, zu tragen. — — — Die Aufhebung des Urteils erſcheint geboten, 
weil es in andrer Richtung auf einer von Amts wegen zu berückſichtigenden 
Verletzung des Geſetzes beruht. 

Der Beklagte hatte nämlich den Einwand erhoben, die Wandelung ſei 
auf Grund der Vorſchriften der 88 467. 351 BGB. ausgeſchloſſen dadurch, 
daß die Klägerin eine weſentliche Verſchlechterung des Grundſtücks verſchuldet 
habe. Er hatte eine Reihe von Beweiſen angetreten, durch welche dargetan 
werden ſollte, daß die Klägerin das Haus abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. 
Der Ber.-Richter erklärt dieſen Einwand nach der ganzen Sachlage für hin— 
fällig mit der Begründung, es komme nur eine ſchuldhafte Verſchlechterung 
vor erklärtem Rücktritt in Betracht, welcher ſchon im Dezember 1913, alſo 
kaum 8 Monate nach dem Kaufabſchluß erfolgt ſei. Daß ſchon während dieſer 
Zeit eine Verſchlechterung eingetreten, ſei ausgeſchloſſen, auch nicht einmal 
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behauptet worden. Es ſei auch der Klägerin nicht zum Verſchulden anzu- 
rechnen, wenn ſie es mit Rückſicht auf die beabſichtigte Wandelung unterlaſſen 
habe, koſtſpielige Reparaturen vorzunehmen. Alles, was der Beklagte in der 
Ber.⸗Begründung in dieſer Beziehung anführe, beziehe ſich in erkennbarer 
Weiſe auf den gegenwärtigen Zuſtand des Hauſes, nachdem der Prozeß be⸗ 
reits begonnen hatte, und ſolle dartun, daß die Klägerin mit Rückſicht auf die 
erklärte Wandelung das Haus abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. Ob dem 
Beklagten aus dieſem Anlaſſe Schadenerſatzanſprüche zuſtehen würden, ſei 
nicht zu prüfen, da er ſolche nicht geltend gemacht habe. 

Dieſe Ausführungen beruhen auf Rechtsirrtum, der zwar nicht gerügt, 
aber von Amts wegen zu berückſichtigen iſt. Der Ber.⸗Richter verkennt, daß 
es ſich nicht um Ausübung eines Rücktrittsrechts, ſondern um die vom Geſetze 
beſonders geregelte Wandelung handelt, auf welche die in § 467 einzeln auf 
geführten Vorſchriften über das Rücktrittsrecht nur entſprechende Anwendung 
finden. Dieſe entſprechende Anwendung ergibt aber, daß der Ausſchluß der 
Wandelung gemäß $ 351 in Verbindung mit § 467 nicht, wie der Ausſchluß 
des Rücktrittsrechts (vgl. Entſch. 71, 277, in Seuff A. 65 Nr. 23), eine ſolche 
ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache erfordert, welche vor der Wandelungs— 
Erklärung erfolgt iſt. Denn die Wandelung vollzieht ſich nicht, wie der 
Rücktritt (§ 349), durch einſeitige Erklärung, ſondern dadurch, daß ſich der 
Verkäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärt (§ 465 
VGB.) oder daß er rechtskräftig zur Einwilligung in die Wandelung oder, 
ſofern das für zuläſſig erachtet wird, unmittelbar zu den durch ſie bedingten 
Leiſtungen verurteilt wird. Erſt vom Eintritt eines dieſer Ereigniſſe ab kann 
daher von einem „Ausſchluß“ der Wandelung keine Rede mehr ſein, während 
kein Grund beſteht, Umſtänden, die vorher, wenn auch nach der einſeitigen 
Erklärung des Käufers, wandeln zu wollen, eingetreten ſind, die Bedeutung, 
daß dadurch die Wandelung „ausgeſchloſſen“ wird, abzuſprechen. In dieſem 
Sinne hat bereits der 2. Zivilſen. des Reichsgerichts mit ausführlicher Begrün⸗ 
dung in dem Urteil v. 21. Okt. 1904 (Entſch. 59, 97) und ferner in dem Urteil 
v. 5. Jan. 1912, II. 324/11 (abgedruckt in Seuff A. 67 Nr. 175) erkannt. Der 
jetzt erkennende Senat ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Im vorliegenden 
Fall iſt die Wandelung noch nicht vollzogen, da der Beklagte ihr widerſprochen 
hat und die ausgeſprochene Verurteilung zu den aus der Wandelung ſich 
ergebenden Leiſtungen noch nicht rechtskräftig iſt. Deshalb iſt es rechtsirrtüm⸗ 
lich, daß der Ber.⸗Richter die über die Behauptung der ſchuldhaften Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks durch die Klägerin vom Beklagten angetretenen 
Beweiſe mit der Begründung zurückgewieſen hat, es komme nur eine „vor 
erklärter Wandelung“ erfolgte Verſchlechterung in Betracht. Eine Verände⸗ 
rung der Rechtslage durch die Erklärung, wandeln zu wollen, kann nur injo- 
fern in Frage kommen, als zu prüfen ſein wird, ob dieſe Erklärung zugleich 
das Angebot der Rückgabe des Grundſtücks enthalten hat und ob durch Nicht— 
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annahme dieſes Angebots der Beklagte in Gläubigerverzug geraten iſt, in 
welchem Fall die Klägerin von dieſem Zeitpunkt ab nur noch Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit zu vertreten haben würde (88 293 ff., 300 BGB.; vgl. RGEntſch. 
56, 270). Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus hätte der Ber.⸗Richter 
die Erheblichkeit der angetretenen Beweiſe einer Erörterung unterziehen 
müſſen. 

Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und die Sache an das 
Ber.⸗Gericht zurückvberwieſen werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 9. Juni 1915 in der preuß. Sache 
J. (BE) w. T. (KG. Berlin). V. 50/15. 


38. Annahme einer Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer 
Wirtſchaft; Dienſt⸗ nicht Werkvertrag“. Wichtiger Kündigungsgrund 
für den Wirt? 

„gl. 56 Nr. 221. 222; 66 Nr. 115. 

BGB. § 611. 626. 631. 

Durch Vertrag v. 26. Mai 1914 hatte ſich der Kläger verpflichtet, an 
jedem Abend im Gaſtlokal der Beklagten mit ſeiner Kapelle muſikaliſche und 
humoriſtiſche Leiſtungen darzubieten. Die Beklagte kündigte den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt, als der Kläger am Abend des 20. Juni 
1914 mit ſeiner Kapelle das Gaſtlokal verließ und in einer andern Wirtſchaft 
ſpielte. Der Kläger erachtete die ſofortige Kündigung nicht für gerechtfertigt, 
denn an dem fraglichen Abend hätten überhaupt nur zwölf Gäſte Eintritt 
bezahlt, und ſeine Geſamteinnahme habe nur 4,80 % betragen; auch andre 
Kapellen vor und nach ihm hätten an ſolchen ſchlecht beſuchten Abenden von 
der Beklagten die Erlaubnis erhalten, anderswo zu ſpielen; auf jeden Fall 
ſtände der geringfügige Schaden, den die Beklagte durch das Weggehen der 
Kapelle gehabt habe, in garkeinem Verhältnis zu dem ſchweren Eingriff einer 
ſofortigen Kündigung. — Das Landgericht wies die auf Bezahlung von 
1500 ½ Schadenerſatz gerichtete Klage ab, weil es die ſofortige Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes durch die Beklagte für gerechtfertigt hielt. In der 
Ber.-Inſtanz wurde der Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Aus den Gründen: 

„Das zwiſchen den Streitteilen getnüpfte Rechtsverhältnis iſt in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Landgericht als Dienſtvertrag aufzufaſſen, der Kläger 
war verpflichtet, an jedem Abend mit ſeiner Kapelle im Gaſtlokal der Be— 
tlagten zu konzertieren. Es kann nicht geſagt werden, daß hiernach jede Leiſtung 
des Abends oder gar die Geſamtheit der Leiſtungen einen geſonderten unteil— 
baren Arbeitserfolg dargeſtellt habe, es bildete vielmehr die Arbeitstätigkeit 
als ſolche, nämlich das Konzertieren am Abend, unmittelbar den Gegenſtand 
des Vertrags. Dieſe an ſich teilbare Tätigkeit war jeden Abend zu leiſten. 
Auch die Entlohnung wurde für den einzelnen Abend gewährt, ſo daß Zeit— 
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lohn, nicht Akkordlohn vorlag, worauf bei der Unterſcheidung zwiſchen Dienſt— 
und Werkvertrag das beſondere Gewicht zu legen iſt. Alle Anhaltspunkte 
ſprechen ſohin für die Annahme eines Dienſtvertrags (vgl. Staudinger ““ 
2, 1064. 1065, Vorbem. vor §8 611 ff.; auch JW. 1910, 1325). Dagegen er- 
achtet das Ber.-Gericht im Gegenſatz zum Landgericht die von der Beklagten 
ausgeübte ſofortige Kündigung des Vertrags auf der Grundlage des $ 626 
BOB. nicht als gerechtfertigt. 

Bei der Frage der Zuläſſigkeit ſolcher außerordentlichen Kündigung iſt 
als leitender Geſichtspunkt aufzuſtellen, ob ein Umſtand vorliegt, mit Rück— 
ſicht auf welchen dem andern Teil eine Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes 
nicht wohl mehr zugemutet werden konnte. Dabei iſt aber auch die ganze 
beſondere Art des einſchlägigen Dienſtverhältniſſes zu würdigen (Staudinger 
S. 1134 ff.). Prüft man aber die näheren Umſtände, ſo kann die Handlungs— 
weiſe des Klägers nicht als eine jo hochgradige Verfehlung gegen die Inter— 
eſſen der Beklagten erſcheinen, daß ihr nur mit ſofortiger Kündigung hätte 
begegnet werden können. N 

Der Kläger iſt mit ſeiner Kapelle fortgegangen, weil der Verdienſt, der 
für ihn und ſeine Leute an jenem Abend zu erwarten war, nur äußerſt gering 
geweſen wäre und er von dem andern Wirte dringend eingeladen worden 
war, bei ihm zu ſpielen. Er war wohl der Anſicht, daß die Beklagte ſein Fort— 
gehen nicht beſonders unangenehm empfinden werde, und hatte auch beab— 
ſichtigt, ſich bei der Beklagten noch an jenem Abend zu entſchuldigen. Es war 
auch der Schaden, den die Beklagte durch ſein Fortgehen erlitt, verhältnis— 
mäßig gering; er kann nur darin beſtanden haben, daß die zwölf Perſonen, 
die damals gezahlt hatten, allenfalls in der Folge nicht mehr damit rechneten, 
daß in der Wirtſchaft der Beklagten an jedem Abend Konzert ſei. Einen nach— 
weisbaren Schaden hat die Beklagte nicht gehabt; im Gegenteil, ſie iſt ſogar 
ihrerſeits durch das Fortgehen des Klägers von der Vertragspflicht befreit 
worden, ihm den für ſchöne Abende zugeſicherten Zuſchlag von 8 1 zu be— 
zahlen; die Tageseinnahme aus den Eintrittsgeldern floß ohnedies vertrag— 
gemäß dem Kläger allein zu. 

Die ganze Sachlage war ſohin nicht dazu angetan, das Rechtsverhältnis 
mit dem Kläger ſofort zu löſen; die Beklagte hätte ihre Intereſſen genügend 
wahren können, wenn ſie den Kläger alsbald entſprechend verwarnt, ein etwa 
bei ihm beſtehendes Mißverſtändnis damit endgültig aufgeklärt und für jeden 
weiteren Zuwiderhandlungsfall die ſofortige Kündigung in Ausſicht geſtellt 
hätte. Statt deſſen hat ſie noch in jener Nacht ohne weiteres eine andre Kapelle 
angenommen und damit den Vertrag mit dem Kläger ſchlechthin aufgelöſt. 

Die außerordentliche Kündigung erweiſt ſich ſohin als ungerechtfer— 
at.. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 11. Okt. 1915 i. S. M. w. D. 
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39. Rechtsverhältniſſe aus der Zeichnung zu einer Deckung für die 
Koften einer Ausſtellung. 


Vgl. 55 Nr. 136. 
BGB. 765. 


Vom klagenden Verein wurde im Jahre 1914 eine Ausſtellung veran⸗ 
ſtaltet. Der Beklagte übernahm durch den der Klage beigefügten Garantie- 
ſchein dem Kläger gegenüber bis zur Höhe von 5000 “ Garantie für den 
Fall, daß „ſich infolge der Vorbereitung, Durchführung oder Liquidation 
dieſer Ausſtellung ein Fehlbetrag ergebe“, wobei er ſich ausbedang, daß „dieſe 
Garantie erſt in Anſpruch genommen werden könne, nachdem die von der 
Stadt L. und von der Staatsregierung geleiſteten Garantien erſchöpft ſeien“, 
und ſich verpflichtete, „innerhalb eines Monats, nachdem ihm der Kläger von 
dem etwaigen Fehlbetrage Mitteilung gemacht und die Summe gemeldet 
habe, die er zu zahlen habe, dem Kläger dieſe Summe zu entrichten, auf keinen 
Fall aber mehr als den von ihm garantierten Höchſtbetrag“. Der Kläger be⸗ 
hauptete, daß ſich nach der von ihm am 31. Dezember 1914 aufgeſtellten 
Bilanz ein näher bezifferter Fehlbetrag ergeben habe, zu deſſen Deckung 
nach Abzug der vom Staate und der Stadtgemeinde geleiſteten Garantien 
die Garantiegewährungen insgeſamt noch nicht ausreichten, alſo voll heran- 
gezogen werden müßten. Der Kläger hatte den Beklagten unter Bezeichnung 
des Fehlbetrags mit Rundſchreiben vom November 1914 zur Bezahlung der 
vollen Garantieſumme aufgefordert und klagte nunmehr, indem er gegen 
gewiſſe Gegenforderungen des Beklagten aufrechnete, auf Bezahlung von 
3324,15 .% mit 4 v. H. Zinſen ſeit dem 2. Febr. 1915. 

Der Beklagte beſtritt, daß der Kläger am 31. Dez. 1914 eine Bilanz mit 
dem behaupteten Ergebniſſe gezogen habe, die Ausſtellung einen Fehlbetrag 
in der angegebenen Höhe ergeben habe und die Summe der privaten Garautie— 
zeichnungen richtig angegeben ſei. Er machte geltend, daß übermäßige Etats— 
überſchreitungen und Mißgriffe der Ausſtellungsleitung zugrunde lägen; 
ferner, daß er nicht früher zu leiſten brauche als bis der endgültige Fehlbetrag 
feſtſtehe; und daß er ſeine Leiſtung zurückbehalten dürfe, bis der Kläger der 
Verpflichtung zu ordnungmäßiger Rechnunglegung genügt habe. 

Die Klage iſt in beiden Inſtanzen als begründet befunden worden. Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der vorliegende Vertrag, mit dem der Beklagte dem Kläger verſpricht, 
bis zur Höhe der gezeichneten Summe den etwaigen Fehlbetrag aus dem 
Ausſtellungsunternehmen des Klägers zu decken, ſtellt einen Garantievertrag 
im eigentlichen Sinn dieſes Wortes dar, mit welchem dieſe Vertragsart in 
Rechtslehre und Rechtſprechung bezeichnet und als derjenige Vertrag um— 
ſchrieben wird, durch den der eine Teil verſpricht, für das Riſiko einzuſtehen, 
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das dem andern Teil aus einer Unternehmung irgendwelcher Art er⸗ 
wächſt; 
vgl. Meyer in Iherings Jahrb. Bd. 33; Stammler im ArchZiv. Prax. 69, 1. 44. 
47. 51. 120; Wienſtein im ArchBürgR. 31, 4; Enneccerus BR. 1, 764 $ 323 
unter III. 1; Oertmann Schuldverh.* 805 Anm. 2 zu $ 676 BGB.; Plank BGB 
2, 822 Anm. III. 2 vor 8 765; Rg. in JW. 1899, 215 und Seuff A. 55 Nr. 136. 
Dieſer Vertrag iſt ein einſeitiger Vertrag und verpflichtet deshalb nur den 
Garantieübernehmer, nicht den Garantieempfänger (vgl. Stammler S. 49. 
120. 1211; Enneccerus a. a. O. unter 5). Trotz des Intereſſes, das der Ga⸗ 
rantieübernehmer im Zweifel an der Ausführung des Unternehmens hat, 
das zu unterſtützen er bereit iſt, wird deshalb für ihn dem Garantieempfänger 
gegenüber ein Anſpruch auf Rechnunglegung, etwa ſo, wie ihn wegen des 
Anſpruchs auf Ausführung des Geſchäfts (§ 662 BGB.) der Auftraggeber 
gegenüber dem Beauftragten nach $ 666 BGB. hat, nicht begründet. Schon 
hiermit erledigt ſich alſo die Einrede der Zurückbehaltung, die der Beklagte, 
ſei es nach § 322, ſei es nach § 273 BGB. erheben zu dürfen glaubt. 
Nicht iſt damit die Frage beantwortet, ob im einzelnen Falle der Garantie⸗ 
empfänger dem Übernehmer den Beweis vom Eintritt des Garantiefalls zu 
führen hat. Grundſätzlich wird dieſe Frage zu bejahen ſein, und ſie iſt auch 
in der oben angezogenen RGéEntſcheidung, die einen ähnlichen Fall der Ga⸗ 
rantieübernahme gegenüber den Unternehmern einer Ausſtellung behandelt, 
bejaht worden. Dieſer Fall würde auch dem gegenwärtigen gleichen, wenn 
wahr und weſentlich wäre was. der Beklagte behauptet, daß ihm nämlich der 
Vorſtandsvorſitzende des Klägers zugefagt hätte, er, der Beklagte, brauche 
erſt nach Abrechnung zu bezahlen. Im angefochtenen Urteil iſt jedoch bereits 
mit zutreffenden Gründen dargelegt worden, daß dieſe — an und für ſich 
recht unwahrſcheinliche — vor der ſchriftlichen Feſtlegung des Vertrags der 
Parteien angeblich geſchehene Zuſage durch die urkundliche Vereinbarung 
gegenſtandlos geworden iſt, weil dieſe etwas andres beſtimmt. Der Beklagte 
hat ſich im Garantieſchein zur Leiſtung bereits auf die Mitteilung vom Vor⸗ 
handenſein eines etwaigen Fehlbetrages und die Meldung der Höhe ſeiner 
Inanſpruchnahme verpflichtet. Das heißt ſo viel, daß er das öffentliche Ver⸗ 
trauen, das die Leiter des Ausſtellungsunternehmens des Klägers an ihre 
Stelle gehoben hatte, teilte und deshalb auf den Nachweis des Beſtehens 
deſſen verzichtete, was er nach dem Garantievertrage zu leiſten ſchuldig war. 
Daß dies begründeterweiſe dem vorliegenden Abkommen zu entnehmen iſt, 
läßt ſich überdies mit den Ausführungen belegen, in denen das angefochtene 
Urteil ſich an die Begründung des mehrfach angezogenen Reichsgerichtsurteils 
anſchließt, und die auf den wohlbegründeten Ausſpruch hinauslaufen, daß 
die Notwendigkeit der Beweisführung über Beſtehen und Höhe des die Ga— 
tantieleiftung bedingenden Fehlbetrags dieſe in Fällen der vorliegenden Art 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 2. N 
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zur Erfüllung der Aufgabe, denen ſie zu dienen beſtimmt iſt, ungeeignet 
machen würde. 

Da, wie hieraus ſich ergibt, nach dem Willen der am Vertrage Beteiligten 
lediglich der Beſchluß des Klägers für die Zahlungsverbindlichkeit des Be⸗ 
klagten entſcheidend ſein ſoll, ſo iſt es dem Beklagten auch zu verwehren, daß 
er die Grundlagen, auf denen der Beſchluß der Einforderung der Garantie- 
ſumme beruht, bemängele und geltend mache, wie einerſeits Eingänge (jo 
die Garantieſumme) zu niedrig, anderſeits Ausgänge zu hoch eingeſetzt ſeien. 
Es iſt ihm aus demſelben Grunde ſowohl wie als Folgerung aus dem Begriff 
des Garantievertrags, der im Zweifel die Gefahr des ganzen Unternehmens 
dem Garantieübernehmer auferlegt (vgl. Stammler 132. 134. 135; Ennec⸗ 
cerus 765 Nr. 5 und 7; Oertmann Anm. 2dö), auch nicht zu geſtatten, 
daß er je nach der Urſache der Entſtehung die Leiſtungspflicht für einen Teil 
des tatſächlichen Fehlbetrags ablehne, wie der Beklagte es anſcheinend in 
Hinſicht auf denjenigen von ihm nicht begrenzten Teil des Ausfalls zu tun be— 
abſichtigt, der nach ſeiner Meinung durch das, von ihm übrigens in keiner 
Weiſe begründete, Verſchulden der Vertreter des Klägers verurſacht worden iſt. 

Eine Grenze findet allerdings das vom Beklagten ſonſt uneingeſchränkt 
übernommene Riſiko in der Vertragsbeſtimmung, daß ſeine Garantie erſt 
in Anſpruch genommen werden dürfe, nachdem die vom Staat und von der 
Stadtgemeinde geleiſteten Garantien erſchöpft ſeien. Der Beklagte beſtreitet 
aber weder, daß ein Fehlbetrag vorhanden iſt, noch daß ein ſolcher auch nach 
dem Abzuge des Betrages der Garantieſumme des Staats und der Stadt— 
gemeinde verbleibt. Der Fall, für den ſich der Beklagte zur Leiſtung ver— 
pflichtet hat, iſt alſo eingetreten, ſofern nicht etwa anzunehmen iſt, daß die 
Leiſtungszeit noch nicht gekommen ſei. 

In dieſer Hinſicht könnte ſich der Beklagte, dafern ſein Vorbringen be— 
achtlich wäre, auf das Zugeſtändnis des Klägers berufen, daß eine das End— 
ergebnis des Ausſtellungsunternehmens feſtſtellende Schlußabrechnung nicht 
vorhanden, vielmehr aus den bisherigen Aufſtellungen nur ein vorläufiges, 
künftiger Abänderung zugängliches Ergebnis zu gewinnen ſei. Die Abrech— 
nung, auf Grund deren die Beitragspflicht der Garantieübernehmer beſtimmt 
wird, kann aber in Fällen der vorliegenden Art eine endgültig abſchließende 
nicht ſein, weil einer ſolchen notwendigerweiſe die Einforderung der Ga— 
rantieſummen und darnach die Feſtſtellung vorausgehen muß, inwieweit die 
Garantieleiſtungen eingehen und inwieweit ſie nicht beitreibbar ſind. Es iſt 
alſo, ehe an die von der Beklagten geforderte Schlußabrechnung auch nur 
gedacht werden kann, der Ausgang der wegen der Einziehung der Garautie— 
ſummen noch ſchwebenden Prozeſſe abzuwarten. Gerade die Zahlungs- 
weigerung der verklagten Garantieübernehmer macht den endgültigen Ab— 
ſchluß unmöglich, der weiter durch die Koſten der dem Kläger aufgenötigten 
Prozeſſe und durch die bis zu deren Beendigung fortdauernd entſtehenden 
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Verwaltungskoſten beeinflußt werden wird. Dieſe Erwägungen (vgl. JW. 
a. O. 216. 217) ergeben, daß der Garantievertrag der Parteien das Vor⸗ 
liegen einer Abrechnung, von der auch in der Vertragsurkunde nicht die Rede 
iſt, und jedenfalls den Abſchluß einer Berechnung, aus der das endgültige 
Ergebnis des Unternehmens des Klägers hervorgeht, nicht zur Bedingung oder 
zur Zeitbeſtimmung zum Zweck der Feſtſtellung der Fälligkeit der Garantie⸗ 
ſumme hat machen können und wollen. Dem Beklagten lag es deshalb ob, 
ſeiner Zahlungsfriſt innerhalb des vereinbarten Monats, gerechnet vom Tage 
der Einforderung, zu genügen. ö 
Darnach rechtfertigt ſich das angefochtene Urteil und iſt die Berufung des 
Beklagten als unbegründet zurückzuweiſen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 25. Okt. 1915 i. S. K. (Bkl.) 
w. Verein Internat. Ausſt. f. Buchgew. ice. 50. 105/15. Ch. 


40. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahr— 
läſſigen Ankauf von einem Nichteigentümer. 
Vgl. 60 Nr. 192; 63 Nr. 13; 69 Nr. 5. — BGB. §§ 932. 956. 


Die drei Beklagten hatten zuſammen durch Vertrag v. 17. Jan. 1913 
vier Kühe um den Geſamtpreis von 1220 % von St. gekauft, der Beklagte 
Tr. außerdem noch 30 Zentner Stroh. St. bewirtſchaftete damals das An⸗ 
weſen des Klägers Sp. in P., das er ſeit Juni 1912 bewohnte; er hatte zur 
Fortführung der Bewirtſchaftung vom Kläger im Sommer 1912 den Betrag 
von 1200 1 geliehen, womit er ſich auch die ſtreitigen Kühe angeſchafft hatte. 
Verkaufsverhandlungen über das Gut zwiſchen ihm und dem Kläger kamen 
nicht zum Abſchluſſe. Darauf klagte der Kläger gegen die Beklagten auf 
Herausgabe der Kühe und des Strohs. — In 1. Inſtanz wurden die Be⸗ 
klagten verurteilt, während die Klage in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Aus 
den Gründen: 

— — — Für das vom Kläger behauptete Eigentum liegt dieſem der 
Beweis ob. Daß die ſtreitigen Kühe zunächſt Eigentum des St. waren, iſt 
nicht beſtritten und auch vom 1. Richter mit Recht angenommen worden. 
Das ſtreitige Stroh ſtellt ſich als Frucht des Anweſens i. S. des I 99 BGB. 
dar, de ſſen Eigentumserwerb ſich nach 8 953 ff. BGB. regelt. Der Kläger 
hat es unterlaſſen, das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und St. näher aufzu⸗ 
klären, der 1. Richter hat ſich damit begnügt, feſtzuſtellen, daß St. im Juni 
1912 auf das Anweſen ‚aufgezogen iſt und deſſen Bewirtſchaftung über— 
nommen hat‘. Wenn nun auch ein Pachtverhältnis nach 8 581 BGB. zwiſchen 
St. und dem Kläger nicht als gegeben anzunehmen iſt, ſo iſt doch nicht aus— 
geſchloſſen, daß St. gemäß § 956 BGB. Eigentum an dem fraglichen Stroh 
erworben hat. Er war von Anfang an unmittelbarer Beſitzer des Anweſens 
nach $ 868 BGB:; denn er war nach der eigenen Sachdarſtellung des Klägers 
ihm gegenüber auf Zeit zum Beſitz desſelben berechtigt (JW. . a) umd 
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nicht nur Beſitzdiener nach $ 855 BGB. Er war, wie oben angeführt, zunächſt 
Eigentümer der Kühe und ſein Eigentum an dem an Tr. veräußerten 
Stroh iſt mindeſtens nicht widerlegt, jedenfalls das Eigentum des Klägers 
hieran nicht nachgewieſen worden. Sein Eigentum leitet der Kläger ab aus 
einem Vertrage zwiſchen ihm und St., wonach ihm dieſer Eigentum am ge— 
ſamten Anweſensinventar übertragen habe. Wenn ſich der 1. Richter mit 
dieſer Behauptung eines weder der Zeit noch dem Inhalt nach auch nur einiger- 
maßen klargelegten mündlichen Vertrages als Beweis für das Eigentum des 
Klägers auf Grund des 8 930 BGB. begnügt hat, fo kann dem nicht beige- 
pflichtet werden. Der Kläger mußte den genauen Inhalt der behaupteten 
mündlichen Verabredung zwiſchen ihm und St. dartun und beweiſen, wenn 
das Gericht feſtſtellen ſollte, daß hiermit bezüglich der Kühe und der Ernte ein 
Rechtsverhältnis nach 8 868 BGB. begründet worden ſei. 

Das Ber.⸗Gericht erachtet aus dieſen Erwägungen ſchon den Klagan— 
ſpruch für unbegründet, weil hiernach der Kläger den Beweis für ſein Eigen— 
tum an den Streitobjekten nicht erbracht hat. Aber auch letzteres als bewieſen 
angenommen, iſt die Klage nicht gerechtfertigt. Vorweg ſind die Kühe und 
das Stroh durch deren Überlaſſung an die Beklagten ſeitens des St. dem 
Kläger nicht i. S. des 8 935 BGB. abhanden gekommen, weil St. deren 
Beſitzer nach 8 868 BGB. geweſen iſt (Staudinger zu 8855 und 868; Komm. 
v. RGRäten zu § 855 RGentſch. 54, 68 [Seuff A. 59 Nr. 8]; 71, 251). Dem 
Kläger liegt ſodann der Beweis ob, daß die Beklagten mangels guten Glaubens 
nach 8 929. 932 BGB. nicht Eigentum an den Gegenſtänden erworben haben. 

Für das Ber.⸗Gericht ſteht feſt, daß den Beklagten zur Zeit der Übergabe 
der Gegenſtände nicht bekannt war, daß ſie dem St. nicht gehörten. Es er— 
achtet aber auch einen genügenden Beweis dafür nicht als erbracht, daß den 
unbekannt war, daß dieſe dem St. nicht gehörten. Wenn der 1. Richter ſich 
für ſeine gegenteilige Annahme auf die Entſcheidung des RG. Entſch. 58, 162 
durch Wiedergabe einiger Sätze derſelben bezogen hat, ſo hat er außer acht 
gelajjen, daß auch hierin zum Vorliegen grober Fahrläſſigkeit eine Nichtvor— 
nahme der Prüfung der Rechte des Veräußerers verlangt wird, was ſchlecht— 
hin mit dem Verhalten eines ordentlichen Mannes unverträglich iſt; daß alſo 
die Unkenntuis des Rechtsmangels von dem Erwerber durch eine beſonders 
ſchwere, nicht nur durch eine durchſchnittlich zu vermeidende Sorgfaltsver— 
letzung herbeigeführt ſein muß, um den Vorwurf grober Fahrläſſigkeit zu 
begründen. Grob fahrlaſſig handelt derjenige, welcher die im Vertehr erfor— 
derliche Sorgfalt in ſolch hohem Grade außer acht läßt, daß unter den ge— 
gebenen Umſtänden jedermann dieſe Sorgfaltverletzung erkennen kaun und muß 
(FW. 1915, 22). Nicht die Sorgfaltsbeobachtung des vorſichtigen und ängſtlichen 
Mannes iſt der Maßſtab für die grobe Fahrlaſſigteit, ſondern diejenige, zu deren 
Anwendung im Einzelfall jedermann für verpflichtet erachtet werden muß. 
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Wenn St. den Beklagten ausdrücklich auf deren Erkundigung erklärt hat, 
daß er der Eigentümer der Kaufobjekte ſei, ſo beſtand für dieſe ohne beſondere, 
vom Kläger garnicht behauptete Tatſachen kein Grund, dieſe Angaben anzu⸗ 
zweifeln, um ſo weniger, als St. ihnen als Beſitzer des Anweſens gegenüber⸗ 
trat und den Verkauf des Viehs mit ſeiner Abſicht, das Anweſen auch zu ver- 
äußern, begründete, auch der von ihm verlangte Kaufpreis — bei Vergleichung 
mit dem vom Kläger jetzt verlangten Erſatzwert der Kaufobjekte — kein be⸗ 
ſonders niedriger, den Verdacht der Verſchleuderung rechtfertigender geweſen 
iſt. Es lagen hiernach bei dem Kauf keine objektiven Gründe vor, welche 
die Beklagten zu weiteren Nachforſchungen nach der Richtigkeit der Angaben 


des St. veranlaſſen mußten. — — —“ 
Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 6. März 1915 i. S. Sp. w. Tr. 
u. Gen. L. 528/14. p. 


41. Anſpruch der Mutter, der nach $ 622 SPO. die Sorge für das 
Kind übertragen war, auf deſſen Herausgabe gegen einen Dritten. 


Vgl. 65 Nr. 191 m. N.; 69 Nr. 250. 
BGB. $ 1632; ZRO. $ 627. 


Das Kind war von deſſen Vater dem Beklagten zur Erziehung übergeben 
worden; die Mutter erhob Klage auf Herausgabe des Kindes. Dem Be— 
klagten wurde vom Landgericht das nachgeſuchte Armenrecht verweigert, 
ſeine Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„Die Klägerin hat in dem zwiſchen ihrem Ehemann und ihr anhängigen 
Rechtsſtreit wegen Eheſcheidung am 26. Mai 1915 eine einſtweil. Verfügung 
des Prozeßgerichts erwirkt, wonach ihr für die Dauer dieſes Rechtsſtreits die 
Sorge für das gemeinſchaftliche Kind übertragen und ihr insbeſondere auch 
geſtattet wurde, das Kind an ſich zu nehmen. Dieſe einſtweil. Verfügung 
übertrug der Klägerin das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu 
beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen (§ 1631 BGB.). Ohne 
dieſe Verfügung würde die Sorge für die Perſon des Kindes in erſter Linie 
deſſen Vater und der Mutter nur neben ihm zuſtehen (88 1627. 1630. 1631. 
1634 BGB.); gemäß dem letzten Satz des $ 1634 würde bei einer Meinungs- 
verſchiedenheit die Meinung des Vaters vorgehen. Durch die einſtweil. Ver⸗ 
fügung iſt jedoch dem Vater, obwohl er nach wie vor Träger der elterlichen 
Gewalt und geſetzlicher Vertreter des Kindes bleibt, im Verhältnis zu ſeiner 
Frau das Vorrecht bezüglich der Sorge für die Perſon des Kindes entzogen 
worden. 

Die Mutter hat auf Grund der einſtweil. Verfügung auch das ausſchließ⸗ 
liche Recht erlangt, die Herausgabe des Kindes von jedem, der es ihr wider⸗ 
rechtlich vorenthält, zu begehren (§ 1632). Widerrechtlich iſt die Vorenthaltung 
des Kindes gegenüber der zur Sorge für die Perſon des Kindes berechtigten 
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Mutter dann, wenn dem Vorenthaltenden kein Recht auf Vorenthaltung 
zukommt. Der Beklagte hat aber ein ſolches Recht weder nach dem Geſetze, 
noch auf Grund einer Anordnung des Vormundſchaftgerichts (vgl. § 1666 
BGB.), noch auf Grund öffentlichrechtlicher Normen. Er kann ſich insbeſondere 
auch nicht mit Erfolg darauf berufen, daß der Vater das Kind ihm anvertraut 
hat; ſteht doch nach Maßgabe der einſtweil. Verfügung der Mutter ſogar 
gegen ihren Ehemann ſelbſt das Recht auf Herausgabe des Kindes an ſie zu. 
Die beabſichtigte Rechtsverteidigung des Beklagten erſcheint demnach 

als ausſichtlos.“ 
Beſchluß des OLG. Augsburg (2. Sen.) v. 23. Nov. 1915. II. 156/15 

8. 


42. Übernahme lebenslänglicher Haushaltführung und Pflege als 
Hausdame gegen eine Vergütung bis an ihr Lebensende; kein Ge— 
ſchäft von Todes wegen. 

Vgl. 49 Nr. 15 m. N. 

BGB. § 1939. 611. 

Die Beklagte war Hausdame bei den Eltern, und nach dem Tode der 
Mutter bei dem Vater der Klägerin, L., geweſen. In dem gemeinſchaftlichen 
Teſtament der Eheleute L. war ihr eine Zimmereinrichtung und die Summe 
von 6000 , vermacht worden. Nach dem Tode ſeiner Frau ſchloß L. am 
1. April 1905 mit der Beklagten einen notariellen Vertrag, worin dieſe ſich 
verpflichtete, ihn bis an ſein Lebensende zu pflegen und ihm in ſeinem Haus— 
halt ihre Dienſte ausſchließlich zur Verfügung zu ſtellen. Als Gegenleiſtung 
wurde ihr eine jährliche Vergütung von 600 t bis zu ihrem Lebensende 
zugeſichert. L. ſtarb 1914 mit Hinterlaſſung von ſechs Teſtamentserben. 
Nachdem drei Miterben ihre Zuſtimmung dazu erteilt hatten, daß der Be— 
klagten 300 % von der vereinbarten Jahresrente ausbezahlt würden, erhob 
die Klägerin eine Feſtſtellungsklage dahin, daß der Beklagten nur eine Renten— 
forderung von 300 jährlich zuſtehe. Die Klägerin ging davon aus, daß 
der Vertrag v. 1. April 1905 eine Verfügung von Todes wegen enthalte, 
zu der ihr Vater wegen des gemeinſchaftlichen Teſtaments mit der Mutter 
nicht berechtigt geweſen ſei. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen ab— 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Teſtamentserbe hat im Fall des gemein ſchafklchen Teſtaments 
in analoger Anwendung des § 2287 BGB. (vgl. RGeEntſch. 58, 64) das Recht, 
die Herausgabe beträchtlicher Schenkungen nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zu verlangen; dieſe Vor— 
ſchriften ſind auch anwendbar, wenn es ſich um eine unter der Form eines 
andern Rechtsgeſchäfts verſchleierte Schenkung handelt (vgl. Prot. 5, 391). 
Dieſen Weg hat die Klägerin nicht beſchritten, ſie hat nicht einen perſönlichen 
Bereicherungsanſpruch geltend gemacht, insbeſondere nicht ein etwa durch 
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den Rentenvertrag verſchleiertes Schenkungsverſprechen zurückgefordert, ſon⸗ 
dern ſie begehrt im Hinblick auf die Tatſache, daß drei Erben die Rente in 
Höhe von 300 A anerkannt haben, Feſtſtellung, daß die Beklagte an den 
Teſt.⸗Vollſtrecker nur eine Forderung von 300 „ jährlich, d. h. alſo in Höhe 
des von den drei Miterben anerkannten Betrages, an den Teſt.⸗Vollſtrecker 
habe. Es handelt ſich alſo in Wirklichkeit um eine negative Feſtſtellungsklage 
dahin, daß die Beklagte in Höhe der weiteren, im Vertrage vereinbarten 
300 K eine Forderung gegen den Nachlaß nicht habe. Zur Anſtellung ſolcher 
Klage iſt die Klägerin als Erbin, trotz des Umſtandes, daß Teſt.⸗Vollſtrecker 
vorhanden ſind, als berechtigt anzuſehen, denn gemäß § 2213 BGB. kann 
ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, ſowohl gegen den Erben 
als gegen den Teſt.⸗Vollſtrecker gerichtlich geltend gemacht werden; und da 
hier zur Entſcheidung verſtellt iſt, ob die Beklagte einen Anfpruch gegen den 
Nachlaß hatte, handelt es ſich um einen Paſſivprozeß ungeachtet der aus der 
Natur der negativen Feſtſtellungsklage ſich ergebenden formellen Partei⸗ 
ſtellung der Klägerin. Die Klage iſt aber ſachlich unbegründet. 

Der überlebende Ehegatte hat beim gemeinſchaftlichen Teſtament als 
Erbe freie Verfügung über den Nachlaß. Der Dritte, nicht Nacherbe des 
Erſtverſtorbenen, erhält nur, was beim Tode des Letztlebenden noch vorhan— 
den iſt, und der einzige Rechtsbehelf des dritten Teſtamentserben gegen ihn 
benachteiligende Verfügungen unter Lebenden ſeitens des letztlebenden 
Teſtators iſt im 8 2287 BGB. gegeben. Als eine ſomit dem verſtorbenen 
Erblaſſer zuſtehende Verfügung unter Lebenden aber, nicht als eine Ver— 
fügung von Todes wegen, ſtellt ſich der fragliche Vertrag mit der Beklagten dar. 

Bei den Rechtsgeſchäften von Todes wegen tritt die Rechtswirkung erſt mit dem 

Tode deſſen ein, der die Willenserklärung abgegeben hat; die Rechtsfolge ergreift 


nicht das gegenwärtige Vermögen, ſondern ſoll erſt beim Tode des Verfügenden 
für den alsdann vorhandenen Nachlaß in Wirkung treten. 


(Vgl. v. Thur. B. R. § 502; Endemann B. R. 1 8 62, 2). 

Aus dem ganzen Inhalt des Vertrages v. 1. April 1905 iſt erſichtlich, 
daß ſeine Rechtswirkung gegenwärtig eintreten ſollte; die angebliche Er— 
wartung alsbaldigen Todes des L. iſt in dem Vertrage auch nicht einmal 
andeutungweiſe zum Ausdruck gekommen. Der Vertrag ſtellt ſich daher als 
ein Dienſtvertrag dar und an dieſer rechtlichen Beurteilung würde auch nichts 
durch den Umſtand geändert, daß etwa die Befürchtungen des L. in bezug 
auf die Folgen einer Operation für den Zeitpunkt des Vertragſchluſſes von 
maßgebender Bedeutung waren. Der Vertrag iſt ſeinem ganzen Inhalt 
nach abgeſtellt auf die Erwartung einer weiteren Lebensdauer des L., und wenn 
L. auch in der Tat Befürchtungen für ſein Leben gehegt haben ſollte, hinderte 
ihn das natürlich nicht, wie geſchehen, einen Vertrag für ſein weiteres Leben 
abzuſchließen. Dadurch wird der Vertrag nicht zu einem Geſchäft von Todes 
wegen. | 
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Die rechtliche Beurteilung könnte aber nicht einmal dann eine andre 
ſein, wenn beide Parteien — was überhaupt nicht erweisbar iſt — mit Sicher- 
heit auf den alsbaldigen Tod des L. gerechnet und nur zum Schein den Ver⸗ 
trag in der Form eines nach ihrer Überzeugung der Ausführung überhaupt 
nicht fähigen Dienſtvertrages gekleidet hätten. Es mag der Klägerin zu- 
gegeben werden, daß es in ſolchem Falle zweifelhaft ſein könnte, ob nicht der 
Vertrag gemäß § 2301 Ab. 1 als Verfügung von Todes wegen anzuſehen 
wäre; denn dann wäre, da die Beklagte zur Ausführung ihrer Leiſtung gar- 
keine Gelegenheit mehr gehabt hätte, die Gegenleiſtung in Wirklichkeit eine 
unentgeltliche Leiſtung, und die Auffaſſung, daß in dieſem Falle der Vertrag 
in Wirklichkeit als ein durch das Überleben des Beſchenkten bedingtes Schen⸗ 
kungsverſprechen anzuſehen wäre, würde nahe liegen. Dieſer Fall iſt jedoch 
nicht eingetreten. Der Erblaſſer hat noch fünf Jahre gelebt, die Beklagte 
vertraggemäß bezahlt, und die Beklagte hat ihre Leiſtung ausgeführt; beide 
hätten daher dadurch, daß ſie dem als Schenkung von Todes wegen abge— 
ſchloſſenen Vertrage in dieſer Weiſe nachlebten, ſtillſchweigend ihren Willen 
zum Ausdruck gebracht, den Vertrag als einen ſolchen unter Lebenden auf— 
rechtzuerhalten und fortzuführen. Die in ſolchem Falle urſprünglich vielleicht 
gerechtfertigte Auffaſſung als Schenkungsverſprechen verböte ſich auf Grund 
der nachträglichen Geſtaltung des Vertragsverhältniſſes. 

Es handelt ſich mithin bei dem Vertrage um eine dem Erblaſſer frei— 


ſtehende, daher wirkſame Verfügung unter Lebenden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 18. Juni 1915 in der Hamb. 


Sache M. w. D. Bf. IV. 35/15. A- d. 


43. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur 
Leiſtung an die Geſellſchaft einklagen d 
Vgl. 65 Nr. 163. 
HGB. 88 114. 125; BGB. $$ 709. 432. 


— — — Es handelt ſich um Forderungen, die der off. Handelsgeſell— 
ſchaft H. & Co. gegen die Beklagten zuſtehen ſollen. Die off. Handelsgeſell— 
ſchaft, nicht der Kläger perſönlich, einer der Geſellſchafter, iſt laut der Klage— 
begründung der Gläubiger. Die zu entſcheidende Frage iſt alſo, ob der Kläger 
als Teilhaber der off. Handelsgeſellſchaft H. & Co. berechtigt iſt, eine zum 
Geſellſchaftssermögen gehörige Forderung in der Weiſe geltend zu machen, 
daß er im eigenen Namen Leiſtung an die Geſellſchaft fordert. 

Ein ſolches Recht des Klägers kann nur aus dem 8 432 BGB. und der 
Anwendung dieſer Vorſchrift auf Gemeinſchaften zur geſamten Hand, insbe⸗ 
jondere auf die Geſellſchaft hergeleitet werden. Falls mehrere, die nicht 
Geſamtgläubiger find, eine unteilbare Leiſtung zu fordern haben, fo kann 
laut § 432 jeder Gläubiger die Leiſtung an alle fordern. Zweifellos ſind die 
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Glieder einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand nicht Geſamtgläubiger i. S. 
des § 428 BGB., weil nicht jeder die ganze Leiſtung fordern kann. Auch 
iſt die einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſchuldete Leiſtung im Rechts⸗ 
ſinn unteilbar, weil der Schuldner nur an alle gemeinſchaftlich leiſten kann. 
Die Vorſchrift des § 432 iſt alſo auf Forderungen, die einer Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand zuſtehen, grundſätzlich anzuwenden. Hieraus erklärt ſich 
die in § 2039 für die Erbengemeinſchaft gegebene Regel, daß jeder Miterbe 
die Leiſtung an alle Erben fordern kann. Sie iſt keine Ausnahmevorſchrift, 
ſondern ſtellt nur der Deutlichkeit halber ausdrücklich feſt, was aus der Be⸗ 
handlung der Erbengemeinſchaft als Geſamthandverhältnis folgt. So hat 
ſich auch das Reichsgericht mehrfach, insbeſondere in den Urteilen v. 23. Jan. 
1905, IV. 298/04 (JW. 1905, 14628) und v. 9. Jan. 1913, IV. 524/12, ähnlich 
auch ſchon in dem älteren Urteil v. 1. Dez. 1900, V. 228/00 (Entſch. 48, 269) 
ausgeſprochen. Es iſt daraus für die familienrechtlichen Geſamthandverhält⸗ 
niſſe, wie eheliche Gütergemeinſchaft, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft gefolgert, daß der § 432 auf ſie anwendbar und daß ſomit jeder 
Teilhaber berechtigt ſei, gegen Schuldner der Gemeinſchaft auf Leiſtung an 
alle zu klagen; jedoch mit der auch für den Streitfall weſentlichen Einſchrän— 
kung, daß ein ſolches Recht jedem Geſamthänder jedenfalls dann zuſtehe, 
wenn nicht eine ausſchließende Verfügungsgewalt des Ehemannes oder der 
Witwe begründet ſei. 

Auch durch die Geſellſchaft wird eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
am Geſellſchaftssermögen begründet. Deswegen hat das Reichsgericht in 
dem Urteil v. 9. Nov. 1908, VI. 661/07 (Entſch. 70, 32) den § 432 BGB. 
auf die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts angewandt, was in dem Urteil Entſch. 
76, 280 in einer beiläufigen Bemerkung gebilligt iſt. Jene Entſcheidung be⸗ 
trifft eine Geſellſchaft, für die über Geſchäftsführung und Vertretung nichts 
beſtimmt war. Ob ihr für ſolchen Fall zuzuſtimmen ſei, kann dahingeſtellt 
bleiben. Bedenken erheben ſich aus dem § 709 BGB., deſſen 1. Abſatz be⸗ 
ſtimmt, daß die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft den Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zuſteht und für jedes Geſchäft die Zuſtimmung aller Geſell⸗ 
ſchafter erforderlich iſt. Es muß zweifelhaft erſcheinen, ob nicht dieſe für die 
Geſellſchaft getroffene Sondervorſchrift die Anwendung der allgemeinen 
Regel des 8 432 auf die Geſellſchaft ausſchließt. Will man dies aber auch 
mit dem angeführten Urteil verneinen, ſo liegt doch die Sache anders für 
Geſellſchaften, deren Geſchäftsführung durch Geſetz oder Vertrag abweichend 
von dem § 709 Abſ. 1 geregelt iſt. Ein Geſellſchafter, der von einem Schuldner 
der Geſellſchaft Leiſtung an alle fordert, führt kraft des eigenen, ihm am 
Geſellſchaftsvermögen zuſtehenden Rechtes die Geſchäfte der Geſellſchaft. 
Seine Befugnis kann ſich nur auf das Recht gründen, das er kraft des Ge-. 
ſellſchaftsverhältniſſes am Geſellſchaftsvermögen hat; ſie kann deswegen nicht 
beſtehen, wenn die Geſellſchaft durch Geſetz oder Vertrag ſo organiſiert iſt, 
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daß eine Befugnis des Geſellſchafters, Geſchäfte der Geſellſchaft überhaupt 
oder doch im eigenen Namen zu führen, damit unvereinbar iſt. Dies trifft 
immer zu, wenn die Geſchäftsführung einem oder mehreren Geſellſchaftern 
übertragen iſt; denn ſolche Beſtimmungen haben den Sinn und Zweck, daß 
die Geſchäfte der Geſellſchaft ihnen gemäß und nicht anders geführt werden 
ſollen. Sie ſchließen andre Befugniſſe der Geſellſchafter zur Geſchäftsführung, 
die bei dem Mangel ſolcher Beſtimmungen beſtehen würden, aus. Darnach 
findet bei der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, wenn die Geſchäftsführung 
gemäß $ 710 einem oder mehreren Geſellſchaftern übertragen iſt, der 8 432 
keine Anwendung. Das entſpricht auch durchaus dem Zweck, den der Geſetz⸗ 
geber mit der Regel des § 432 verfolgt, nämlich Schwierigkeiten vorzubeugen, 
die entſtehen können, wenn einer der mehreren Geſamthandgläubiger ſich 
zurückhält und ſeine Mitwirkung verweigert. Dieſe Schwierigkeiten ſind aus- 
geſchloſſen bei Geſellſchaften, in denen die Führung der Geſchäfte einem oder 
einigen beſtimmten Geſellſchaftern übertragen iſt: die Anwendung des § 432 
auf ſolche Geſellſchaften würde alſo über den Zweck des Geſetzes hinausgehen. 
Die hier für die Anwendung des § 432 dargelegten Grundſätze entſprechen 
auch durchaus den Grundſätzen, die in den angeführten früheren Urteilen 
für die Anwendung des Paragraphen auf die familienrechtlichen Gemein— 
ſchaften aufgeſtellt ſind; wie dort die Fälle vorbehalten ſind, in denen dem 
Ehemann oder der Witwe eine ausſchließliche Verfügungsgewalt über das 
Geſamtgut zuſteht, ſo ſind bei der Geſellſchaft die Fälle auszunehmen, 
in denen die Geſchäftsführung abweichend von der Vorſchrift des 8 432 
geregelt iſt. 

Was hiernach allgemein für die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gilt, 
das gilt im höchſten Maße für die off. Handelsgeſellſchaft, weil ſie ſowohl 
im Intereſſe der Verkehrsſicherheit, alſo der Außenſtehenden, wie der Geſell— 
ſchafter ſelbſt beſonders ſtraff geregelt iſt. Wie das Reichsgericht (Entſch. 
56, 209) ſchon früher ausgeſprochen hat, geſtattet die Vereinigung zur ge— 
ſamten Hand ein mehr oder minder enges Maß der Zuſammenfaſſung. Bei 
der off. Handelsgeſellſchaft iſt die Zuſammenfaſſung ſo ſtark, daß die Ge— 
ſellſchaft zwar keine juriſtiſche Perſon iſt, aber ſich ihr nähert (Entſch. 56, 432). 
Dies bewirkt, daß der Teilhaber der Geſellſchaft wie ein Dritter gegenüber— 
ſteht, und daß dieſe im Verhältnis zu den Außenſtehenden als ein einheitliches 
Rechtsweſen erſcheint, was ſich äußerlich darin zeigt, daß ſie einen eigenen, 
von dem der Geſellſchafter verſchiedenen Namen führt. Dieſer ſtraffen Or— 
gapiſation entſpricht es, daß die Rechte der Geſchäftsführung (GB. SE 114ff.) 
und der Vertretung (FS 125ff.) eingehend geregelt find. Die Regelung der 
Vertretung iſt auch, ſoweit das Geſetz nichts andres ergibt, zwingend, wo— 
durch das Intereſſe der Verkehrsſicherheit gewahrt wird. Sie kann deswegen 
auch nicht durch Hereinziehung andrer allgemeiner Rechtsregeln durchbrochen 
werden. 
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Betrachtet man die Regeln über Geſchäftsführung und Vertretung im 
einzelnen, jo zeigt ſich, daß die Anwendung des 8 432 mit ihnen nicht vereinbar 
iſt. Das Recht, im eigenen Namen auf Leiſtung an die Geſellſchaft zu klagen, 
würde von beſonderer Wichtigkeit für den von der Geſchäftsführung ausge- 
ſchloſſenen Geſellſchafter ſein. Zweck des Ausſchluſſes iſt aber, daß die andern 
Geſellſchafter gegen ſeine Einmiſchung in die Geſchäfte geſichert ſein ſollen. 
Für ihn beſtimmt der § 118, daß er ſich von den Angelegenheiten der Ge- 
ſellſchaft perſönlich unterrichten kann; weiter ſoll ſein Recht nicht gehen. Dürfte 
er ſich auch handelnd durch Erhebung einer Klage im eigenen Namen ein- 
miſchen, ſo wäre der Zweck der Einrichtung vereitelt. Für die in Normal⸗ 
ſtellung gemäß 88 114 und 125 befindlichen Geſellſchafter iſt das Recht, im 
eigenen Namen zu klagen, entbehrlich, weil jeder namens der Geſellſchaft 
vorgehen kann. Sie ſollen aber gemäß § 115 Satz 2 den Widerſpruch eines 
andern Geſellſchafters beachten, was vereitelt würde, wenn ihnen der Weg 
der Klage im eigenen Namen offenſtände. Für die Sicherheit der Außen⸗ 
ſtehenden iſt es durchaus erforderlich, daß die Geſellſchaft ihnen gegenüber 
nur als Einheit auftritt; ſie dürfen nicht dem ausgeſetzt ſein, daß ſie erſt mit 
einem Geſellſchafter und dann noch mit der Geſellſchaft ſtreiten müſſen. 
Es iſt alſo mit der Geſamtheit der Vorſchriften über Geſchäftsführung und 
Vertretung der off. Handelsgeſellſchaft und mit den Zwecken dieſer Vorſchriften 
unvereinbar, daß ein Teilhaber im eigenen Namen auf Leiſtung an die Ge— 
ſellſchaft klagen kann. 

Dieſes Recht iſt ihm auch noch niemals zuerkannt worden. Im Gegen— 
teil iſt in dem Urteil v. 25. März 1899 (V. 444/98) ausgeſprochen, daß nach 
dem rechtlichen Weſen der off. Handelsgeſellſchaft während ihres Beſtehens, 
und auch während der Liquidation, der einzelne Geſellſchafter, der nicht zu 
ihrer Vertretung berufen iſt, nicht befugt ſei, zu eigenen Gunſten oder zu— 
gunſten der Geſellſchaft aus den von ihr mit Dritten geſchloſſenen Verträgen 
gegen den andern Vertragsteil klagend aufzutreten; das gleiche gelte für 
Feſtſtellungsklagen. Das wird als ſtändige Rechtſprechung des Reichsgerichts 
bezeichnet. Freilich iſt das Urteil vor 1900 ergangen, das zugrunde liegende 

bürgerliche Recht iſt aber das preuß. Allgem. Landrecht, dem die Rechts— 
ſchöpfung der Geſamthand im BGB. nachgebildet iſt; auf inhaltlich abweichende 
Vorſchriften des älteren bürgerlichen Rechts iſt alſo das Urteil nicht zurück— 
zuführen. Daß für die im Handelsverkehr ſo ſehr 1 5 


form der off. Handelsgeſellſchaft kein richterlicher ER et 
die Klage eines Teilhabers auf Leiſtung an die Geſel 10 e 
auch, Daß die allgemeine Rechtsanſchauung dieſe Klage für unzuläſſig er 

Der erkennende Senat kommt alſo zu dem Ergebniſſe, daß zwar bei JN 
Geſamthandverhältniſſen, bei denen die Geſchäftsſührung und Vertretung 
nicht durch Geſetz oder Vertrag anders geregelt ſind, jeder einzelne Leiſtung 
an alle fordern kann; daß dies aber für Geſellſchaften, wenn überhaupt, ſo 
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jedenfalls nur dann gilt, wenn die Führung der Geſchäfte gemäß § 709 allen 
gemeinſchaftlich zuſteht; daß es aber nicht gilt für Geſellſchaften, für welche 
die Geſchäftsführung und Vertretung durch beſondere Geſetzesvorſchriften 
oder Verträge anders geregelt ſind, und daß es deshalb ſicherlich nicht für 
die off. Handelsgeſellſchaft gilt, für die eine genaue, zum Teil auch zwingende 
Regelung dieſer Punkte beſteht. 
Daraus folgt ohne weiteres, daß der Kläger für ſeine Leiſtungsanträge 
nicht klageberechtigt iſt und dieſe alſo mit Recht abgewieſen ſind. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 27. Nov. 1914 in der preuß. Sache 
H. (Kl.) w. St. (II. 305/14). Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 15 S. 66. 


II. Verfahren. 


44. Suläſſigkeit einer Erſatzzuſtellung in den Fällen des § 172 SPO. 
3 PO. 5 172. 

— — — Bei der hier in Frage ſtehenden Zuſtellung des Verſäumnis— 
urteils an einen Gemeinen des aktiven Heeres kann eine Erſatzzuſtellung in 
der Schreibſtube der Kompagnie, wenn dort der Chef der dem Empfänger 
zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde nicht angetroffen wird, an einen 
bei dieſer beſchäftigten und in der Schreibſtube anweſenden Angehörigen 
der Kompagnie (Kompagnieſchreiber) nicht bemängelt werden. In einer 
Entſchließung des bayer. Staatsminiſteriums für Verkehrsangelegenheiten 
v. 12. März 1914 (Bayer. IM Bl. 1914, 40) wird die Bewirkung einer ſolchen 
Erſatzzuſtellung ausdrücklich angeordnet. Für deren Zuläſſigkeit ſprechen der 
Wortlaut der Zivilprozeßordnung, insbeſondere die §8 172 und 184 und die 
große Mehrheit der Erläuterer (ſ. z. B. Förſter-Kann? Bem. 2 zu § 172; 
Skonietzki⸗Gelpcke Bem. 6 zu § 172), ebenſo wie die Bedürfniſſe des gericht— 
lichen und des militäriſchen Geſchäftsverkehrs. — — — 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 1. Okt. 1915 i. S. K., Sp. & Cie. 
w. W. Beſchw.⸗Reg. 489/15. F—2. 


45. Keine Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod des Prozeß— 
bevollmächtigten einer Partei nach Suſtellung des Urteils. 
f I rn. 40 Nr. 314 m. N.; 69 Nr. 112 m. N. 

A. 2 mu. 380. 5 244. 
4 Ne Rd Zuſtellung des Eheſcheidungsurteils an die Prozeßbevollmächtigten 
47 der Parteien, die am 23. Juli 1912 erfolgte, war der Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten, Juſtizrat M., Anfang Auguſt 1912 geſtorben. Am 28. Auguſt 
1912 zeigte Rechtsanwalt F. dem Landgericht an, daß er nunmehr den Be— 
klagten vertrete, und dieſe Anzeige machte der genannte Anwalt am 19. März 
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1914 auch der Klägerin. Dieſe legte am 31. März Berufung ein, die trotz 
Widerſpruchs des Beklagten vom Kammergericht als rechtzeitig eingelegt 
zugelaſſen wurde. Das in der Hauptſache abändernde Ber.⸗Urteil wurde 
vom Reichsgericht aufgehoben. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat angenommen, daß durch den nach der Zuſtellung 
des erſtinſtanzlichen Urteils, aber vor dem Ablauf der Ber.⸗Friſt eingetretenen 
Tod des Prozeßbevollmächtigten des Beklagten das Verfahren unterbrochen 
worden ſei und die Unterbrechung bis zu der am 19. März 1914 erfolgten 
Anzeige des neuen Prozeßbevollmächtigten von ſeiner Beſtellung an den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin gewährt habe, daß daher die am 31. März 
1914 geſchehene Einreichung der Ber.⸗Schrift vor dem Ablauf der von der 
Anzeige v. 19. März 1914 ab zu rechnenden Berufungsfriſt bewirkt, die Be⸗ 
rufung mithin rechtzeitig eingelegt ſei. Die hiergegen von der Reviſion er⸗ 
hobene Rüge der Verletzung der §§ 244. 516. 535 ZPO. iſt begründet. 

Die Frage, bis zu welchem Zeitpunkte der Eintritt des Todes oder der 
Unfähigkeit des Prozeßbevollmächtigten zur Fortführung der Vertretung die 
Wirkung einer Unterbrechung des Verfahrens habe, iſt wiederholt vom Reichs⸗ 
gericht dahin beantwortet worden, daß dieſes Ereignis das Verfahren unter⸗ 
breche, wenn es vor der Zuſtellung des Urteils eintrete, dagegen keine Wir⸗ 
kung auf den Fortgang des Verfahrens ausübe, wenn die Zuſtellung des 
Urteils bereits bewirkt, das Urteil aber noch nicht rechtskräftig geworden iſt; 

Gruchots Beitr. 28, 1130; 33, 456. 1145; RGeEntſch. 10, 345; 13, 310 (in Seuff. A. 39 
Nr. 246, 40 Nr. 314). 
Dieſe Urteile beruhen auf folgenden Erwägungen. An den Tod oder den Fort⸗ 
fall der Vertretungsfähigkeit des Prozeßbevollmächtigten ſei die Unterbrechung 
des Verfahrens geknüpft, weil dieſe Ereigniſſe eine ſofortige Fortſetzung des 
Verfahrens unmöglich machten, ſofern nicht die Partei dabei unvertreten 
und unverteidigt bleiben müßte; ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der Unter⸗ 
brechung ſei aber, daß die Beſtellung eines neuen Anwalts für dieſe Inſtanz 
notwendig ſei, um den Fortgang des Prozeſſes zu ermöglichen. Sei das 
Endurteil zugeſtellt, ſo ſei eine weitere Tätigkeit des Anwalts für dieſe Inſtanz 
nicht mehr erforderlich, vielmehr ſei durch die Vorſchrift des § 164 (jetzt $ 210 a) 
ZPO. dafür geſorgt, daß der Prozeß ſeinen Fortgang nehmen könne ohne 
daß die betreffende Partei genötigt ſei, überflüſſigerweiſe einen neuen Anwalt 
für dieſe Inſtanz zu beſtellen. Dieſe Vorſchrift des $ 164 (210 a) ZPO. könne 
an einen andern Fall als an den des Todes oder der Vertretungsunfähigkeit 
des Anwalts nicht gedacht haben und ergebe, daß es für die Eröffnung der 
Ber.⸗Inſtanz auf ſeiten des Ber.⸗Beklagten nicht der Mitwirkung eines An- 
walts bedürfe. Das Ber.⸗Gericht beruft ſich für ſeine abweichende Anſicht 
auf die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts, die in dem Beſchluſſe der 
vereinigten Zivilſenate v. 9. April 1908 (RGEntſch. 68, 247) Ausdruck ge⸗ 
funden habe. Damit wird aber dieſer Plenarentſcheidung eine Bedeutung 
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beigelegt, die ihr ihrem Inhalt nach nicht zukommt. Bei dieſer Entſcheidung 
handelte es ſich um die Frage, ob im Falle des nach Zuſtellung des Ber.⸗Urteils 
und vor Einlegung der Reviſion eingetretenen Todes einer Partei eine Unter- 
brechung des Verfahrens eintritt, wenn die Partei zwar nicht durch einen für 
die Rev.⸗Inſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten vertreten iſt, aber noch 
ihr Prozeßbevollmächtigter aus der Ber.⸗Inſtanz vorhanden iſt. Dieſe Frage 
war ſomit von der hier zu entſcheidenden weſentlich verſchieden; ſie betraf 
nicht den Fall des Todes oder ſonſtigen Wegfalls des Prozeßbevollmächtigten, 
ſondern den Fall des Todes der Partei und die Auslegung des § 246, insbe⸗ 
ſondere der darin ſtehenden Worte: „fand . . . . eine Vertretung durch einen 
Prozeßbevollmächtigten ſtatt“. 

Die verein. Zivilſenate ſind zwar bei der Beantwortung der zu entſchei— 
denden Frage im bewußten Gegenſatze zu der früheren Rechtſprechung des 
Reichsgerichts von der Anſicht ausgegangen, daß das Ber.-Gericht auch nach 
der Zuſtellung des Ber.⸗Urteils jo lange Prozeßgericht i. S. des §S 246 ZPO. 
bleibe, als Reviſion noch nicht eingelegt ſei, und daß daher ſo lange auch et— 
waige Ausſetzungsanträge vor das Ber.⸗Gericht gehörten. Es iſt indeſſen 
in den Gründen jenes Beſchluſſes nirgends unmittelbar oder auch nur mittelbar 
ausgeſprochen, daß der Eintritt eines der im § 244 3PC. bezeichneten Er— 
eigniſſe während des Laufs der Rechtsmittelfriſt die Unterbrechung des Ver— 
fahrens bewirke. Die verein. Zivilſenate ſind vielmehr davon ausgegangen, 
daß durch die Zuſtellung des Endurteils die Anhängigkeit der Hauptſache 
in der Inſtanz beendet werde, und haben nur die Fortdauer der an ſich an die 
Anhängigkeit geknüpften Zuſtändigkeit in Anſehung der dem Prozeßgerichte 
neben der Entſcheidung des Hauptſtreits zugewieſenen Aufgaben bei dem 
Gerichte der unteren Inſtanz bejaht, bis durch die Einlegung des Rechts- 
mittels die Anhängigkeit bei der höheren Inſtanz eintrete und damit deren 
Zuſtändigkeit für die erwähnten Obliegenheiten begründet werde. Beſtim— 
mend war hierfür die Erwägung, daß andernfalls während des Laufs der 
Rechtsmittelfriſt eine Zuſtändigkeit für die außerhalb des Hauptſtreits not— 
wendig werdenden Maßnahmen überhaupt fehlen würde, und daß bei dem 
Gericht der unteren Inſtanz die Zuſtändigkeit für alle Obliegenheiten des 
Prozeßgerichts einmal entſtanden war, es daher bei der bisherigen Zuſtändig— 
keit auch unter der Vorausſetzung verbleiben müſſe, daß der Anlaß zu dem 
Autrage nach beendeter Anhängigkeit entſtanden ſei, ſofern nicht aus einem 
beſonderen Grunde in dem einen oder dem andern Fall der Antrag vor Ein— 
legung des Rechtsmittels bei dem Rechtsmittelgericht anzubringen ſein möchte. 

Der Plenarbeſchluß ſteht hiernach auf dem Standpunkte, daß die An— 
hängigkeit des Rechtsſtreits in der Inſtanz mit der Verkündung oder ſpäte— 
ſteus mit der Zuſtellung des Endurteils beendet ſei. Das iſt aber für die Frage, 
ob der nach der Zuſtellung des Urteils eintretende Wegfall des Prozeßbevoll— 
mächtigten das Verfahren unterbreche, entſcheidend. Eine Fortſetzung des 
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Verfahrens in Anſehung des Hauptſtreits kann nach der Beendigung der 
Anhängigkeit in der unteren Inſtanz nur in der Rechtsmittelinſtanz in Frage 
kommen, in der die Vertretung der Partei durch einen bei dem Rechtsmittel⸗ 
gericht zugelaſſenen Anwalt erfolgen muß. Der Tod des für die untere In⸗ 
ſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten hat demnach, wenn er nach der Be⸗ 
endigung der Anhängigkeit der Sache in der unteren Inſtanz eintritt, nicht 
die Folge, daß bei der ſofortigen Fortſetzung des Verfahrens die Partei 
zunächſt unvertreten und zufolge des im Anwaltsprozeſſe beſtehenden An⸗ 
waltszwanges an der Wahrnehmung ihrer Rechte gehindert ſein würde. Die 
Rückſichtnahme auf die Wahrung des Parteiintereſſes, die in den im 8 244 
3PO. angegebenen Fällen den Eintritt einer Unterbrechung des Verfahrens 
geboten erſcheinen ließ und daher zum Erlaſſe dieſer Geſetzesvorſchrift geführt 
hat, erfordert regelmäßig nicht die Unterbrechung des Verfahrens nach been— 
deter Anhängigkeit der Hauptſache in der Inſtanz. Die Anordnungen, für 
welche nach der Plenarentſcheidung die Zuſtändigkeit des Gerichts über die 
Anhängigkeit der Hauptſache hinaus bis zur Eröffnung der Rechtsmittel— 
inſtanz fortbeſteht, enthalten keine Fortführung des Rechtsſtreits in der Haupt⸗ 
ſache; die Möglichkeit, daß derartige Anträge vom Gegner geſtellt werden 
oder im Intereſſe der Partei ſelbſt zu ſtellen ſein könnten, rechtfertigt es nicht, 
eine Unterbrechung des Verfahrens eintreten zu laſſen und damit das An— 
hängigwerden der Sache in der Rechtsmittelinſtanz einſtweilen zu hindern. 
Da es ſich nicht um in Anſehung der Hauptſache vorzunehmende Prozeß— 
handlungen dem Gegner gegenüber handelt, würde nach 8 249 ZPO. die 
Unterbrechung des Verfahrens die Stellung der in Frage kommenden An— 
träge und die Entſcheidung darüber nicht ausſchließen. Es iſt daher nicht richtig, 
daß die in der Plenarentſcheidung v. 9. April 1908 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze, die darin ausdrücklich auf die Grenzen des $ 246 ZPO. beſchränkt worden 
ſind, zu einer Abweichung von der früheren Rechtſprechung in Anſehung 
der gegenwärtig zur Entſcheidung ſtehenden Frage nötigten. Auch ſonſt iſt 
ein Anlaß zum Aufgeben dieſer Rechtſprechung nicht gegeben. Die in den 
früheren Entſcheidungen verwertete Vorſchrift des 8 164 ZPO. iſt bei der 
neuen Faſſung der ZPO. im $ 210a in dem in Betracht kommenden Teile 
unverändert geblieben. Auch nach § 210a kann der Schriftſatz, durch den ein 
Rechtsmittel eingelegt wird, in Ermangelung eines Prozeßbevollmächtigten 
derjenigen Inſtanz, deren Entſcheidung angefochten wird, an andre Perſonen 
zugeſtellt werden. Bildet demnach der Wegfall des Prozeßbevollmächtigten 
nach der Zuſtellung des Urteils kein Hindernis für die Einlegung des Rechts— 
mittels ſeitens des Gegners, ſo erhellt daraus, daß das Geſetz einen derartigen 
Wegfall des Prozeßbevollmächtigten nicht als einen die Unterbrechung des 
Verfahrens herbeiführenden Umſtand angeſehen hat. 

Da hiernach der Tod des Juſtizrats M. das Verfahren nicht unterbrochen 
hat, das Urteil 1. Inſtanz mithin am 24. Auguſt 1912 rechtskräftig geworden 
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iſt, ſo iſt die erſt im März 1914 erfolgte Einlegung der Berufung verſpätet 
geweſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Jan. 1915 in der preuß. Sache 
B. (Bkl.) w. B. (KG. Berlin). IV. 369/14. 


46. Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sachverſtändigen zur Sicherung 
des Beweiſes;* Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß.“* “ 


"Bol. 66 Nr. 41 und 246 m. N. — gl. 51 Nr. 234. 
ZPO. 85 492. 406 Abſ. 5, 567, 


Nach § 406 Abſ. 5 ZPO. iſt zwar gegen den Beſchluß, durch welchen 
die Ablehnung eines Schachverſtändigen für begründet erklärt wird, ein Rechts⸗ 
mittel im allgemeinen nicht gegeben, wobei es keinen Unterſchied macht, 
ob der Beſchluß bereits in 1. Inſtanz ergangen oder ob erſt in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz das Ablehnungsgeſuch für begründet erklärt worden iſt (RGeEntſch. 
51, 146, in Seuff A. 58 Nr. 87). Die Beſtimmung des $ 406 Abſ. 5 ſteht aber 
einer Beſchwerde dann nicht entgegen, wenn es ſich darum handelt, ob über⸗ 
haupt eine Prüfung des Ablehnungsgeſuchs vorgenommen werden durfte, 
ob alſo die Ablehnung des Sachverſtändigen zuläſſig war. Es iſt daher die 
Beſchwerde an ſich gegeben; ſie iſt auch begründet. 

Die Frage, ob im Beweisſicherungsverfahren der Gegner das Ablehnungs— 
recht gegen einen Sachverſtändigen hat, iſt in Rechtſprechung und Wiſſen— 
ſchaft gleich beſtritten; 

vgl. Sydow-Buſch, Gaupp⸗Stein, Seuffert, Skonietzki⸗Gelpke, Förſter⸗Kann zu 8$ 487. 

492 ZPO.; OL GRſpr. 9, 138; 13, 169; 17, 164; 25, 112. 

Sie iſt zu verneinen. 

Die Stellung des Gerichts und der Beteiligten zum Beweiſe durch Sach— 
verſtändige im Beweisſicherungsverfahren wird nicht durch die allgemeinen 
Grundſätze und die ihnen entſprechenden Vorſchriften des allgemeinen Prozeß— 
verfahrens, ſondern durch diejenigen des durchaus regelwidrigen Verfahrens 
der Sicherung des Beweiſes beſtimmt. Während in jenem die Auswahl des 
Sachverſtändigen durch das Gericht erfolgt, hat dieſes hier den von dem An— 
tragſteller in ſeinem Geſuch zu bezeichnenden Sachverſtändigen zu vernehmen, 
mag ihm dieſer auch noch ſo ungeeignet erſcheinen. Das findet ſeine Erklärung 
in dem in der Juſtizkommiſſion des Reichstags bei Erörterung des dem 
jetzigen 8 4573 entſprechenden 84313 mit Recht betonten Umſtande, daß 
es ſich hier nicht um Sachverſtändige handelt, welche das Urteil des Richters 
beſtimmen ſollen, ſondern um Perſonen des Vertrauens des Antragſtellers 
(val. RGEntſch. 49, 391). Iſt dies der Grundgedanke der Beſtimmung, jo 
iſt nicht einzuſehen, weshalb dem Gegner ein Widerſpruchsrecht zuſtehen ſoll, 
das nur in dem auf ſeiner Seite mangelnden Vertrauen beruht. Die Aus— 
wahl des Sachverſtändigen geſchieht ganz auf die Gefahr des Beweisführers. 
Die Befürchtung, daß er durch die Vernehmung eines ihm günſtig geſinnten 
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Sachverſtändigen die Entſcheidung ungebührlich beeinfluſſe, iſt nicht begründet. 
Denn wenn ſich im Prozeßverfahren herausſtellt, daß der Gutachter nicht 
unbefangen war, ſo werden ſeine Bekundungen entwertet oder ganz bedeu⸗ 
tunglos. Es iſt auch der Gegner in der Lage, ſelbſt Beweisführung zu be⸗ 
antragen und ſich damit ſogleich Gegenbeweismaterial zu ſchaffen (vgl. OLG. ⸗ 
Rſpr. 25, 112. 113). Es muß daher angenommen werden, daß, wenn das 
Gericht den benannten Sachverſtändigen zu vernehmen hat und dieſer Be⸗ 
ſchluß (8 490 Abſ. 2 ZPO.) der Anfechtung entzogen iſt, auch die Einwendungen 
des Gegners gegen die Vernehmung ausgeſchloſſen ſein ſollen. Andernfalls 
würde der Zweck des Verfahrens, die ſchleunige Erhebung des Beweiſes 
wegen Beſorgnis des Verluſtes des Beweismittels, völlig vereitelt werden 
können, wie denn in dem hier vorliegenden Fall infolge der Ablehnung des 
Gegners die Durchführung der bereits am 18. Auguſt 1915 beſchloſſenen 
Beweiserhebung bis jetzt verhindert worden iſt. 

Hiernach kann die Beſtimmung des § 492 ZPO., daß die Beweisauf⸗ 
nahme nach den für die Aufnahme des betreffenden Beweismittels über⸗ 
haupt geltenden Vorſchriften erfolge, nicht die Bedeutung haben, daß der 
Gegner auch gemäß § 406 den Sachverſtändigen ablehnen dürfe, ſondern 
die Vorſchrift iſt nach der beſonderen Beſtimmung der §§ 487. 490 nur dahin 
auszulegen, daß die Aufnahme des Beweiſes allein nach den für den Beweis 
durch Sachverſtändige geltenden Vorſchriften zu erfolgen, die Erhebung des 
Beweiſes aber unanfechtbar ſtattzufinden hat. 

Beſchluß des OLG. zu Celle (1. Sen.) v. 22. Okt. 1915 i. S. Motoren⸗ 

fabr. L. Gebr. S. w. Schm. 1 W. 142/15. IL t. 
47. Vollſtreckungsurteil zu einem ausländifchen Urteil* aus dem Ge⸗ 
richtsſtande des Vermögens; Dorausſetzung dieſes Gerichtsſtandes.“ 
"Bol. 41 Nr. 154; 47 Nr. 79, 64 Nr. 118. — Vgl. 54 Nr. 246 m. N.; 57 Nr. 162; 

59 Nr. 93; 61 Nr. 182. 
3 O. 59 723. 328. 23. 

Der Kläger, in Tetſchen in Oſterreich wohnend, hatte dem in Hamburg 
anſäſſigen Beklagten Birnen geliefert. Er hatte für den Reſtkaufpreis von 
794,05 K bei dem Bezirksgericht Tetſchen am 10. Dez. 1912 und in 2. In⸗ 
ſtanz bei dem Kreisgericht Leitmeritz am 12. Febr. 1913 verurteilende Er⸗ 
kenntniſſe gegen den Beklagten erwirkt, auch war der Beklagte in dieſen 
Urteilen zur Bezahlung der erwachſenen Prozeßkoſten verurteilt worden. 
Der Kläger beantragte, die Zw.⸗Vollſtreckung aus den öſterreichiſchen Urteilen 
für zuläſſig zu erklären, ev. den Beklagten zur Bezahlung der Hauptſumme 
und der Koſten des öfterreichiichen Prozeſſes koſtenpflichtig zu verurteilen. — 
Das Landgericht erklärte durch Zwiſchenurteil den Hauptantrag für unzu— 
läſſig und wies durch Endurteil den Klagantrag betr. Erſatz der öſterreichiſchen 


Prozeßkoſten ab, im übrigen verurteilte es den Beklagten zur un bon 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 2. 
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794,05 % nebſt Zinſen. Auf die Berufung des Klägers wurde das Urteil 
inſoweit, als die Klage abgewieſen worden war, aufgehoben und die Zw. 
Vollſtreckung nach dem Klagantrage für zuläſſig erklärt, aus folgenden Gründen: 

„Dem Landgericht kann in der Auslegung der 88 723 Abſ. 3, 328 ZPO. 
nicht gefolgt werden. Wenn $ 3281 die Anerkennung des Urteils eines aus⸗ 
ländiſchen Gerichts ausſchließt, falls die Gerichte des ausländiſchen Staates 
nach den deutſchen Geſetzen nicht zuſtändig ſind, ſo iſt damit keineswegs geſagt, 
daß im betr. Falle nach der deutſchen Zivilprozeßordnung eine Zuſtändigkeit 
im Auslande begründet ſein müſſe. Bei dieſer Auslegung würde nur in jel- 
tenen Ausnahmefällen die Anerkennung des Urteils eines ausländiſchen 
Gerichts möglich ſein, die doch nach der Faſſung des § 328 die Regel bilden 
und nur in beſonderen Fällen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Vielmehr ſollen, wie 
das Reichsgericht in feinem Urteil v. 12. Juni 1900 (GruchotsBeitr. 45, 1126; 
vgl. auch JW. 1900, 590°) zutreffend ausführt, bei der Anwendung des $ 328, 
ſoweit es ſich um die tatſächlichen Vorausſetzungen für dieſe Anwendung 
handelt, überall an Stelle der deutſchen Verhältniſſe die entſprechenden Ver⸗ 
hältniſſe des Auslandes treten. Von dieſem Standpunkt aus iſt auch die Zu— 
läſſigkeit eines ausländiſchen Gerichtsſtandes nach 823 ZPO., der in der 
allgemein lautenden Nr. 1 des 8 328 von der Anwendbarkeit nicht ausdrüd- 
lich ausgeſchloſſen iſt, anzuerkennen und demgemäß die Zuſtändigkeit des 
ausländiſchen Gerichts als gegeben anzuſehen, wenn der verklagte Deutſche 
zwar im Deutſchen Reiche, aber nicht im Gebiet des fremden Staates an- 
ſäſſig iſt, dort vielmehr nur Vermögen beſitzt. Dafür, daß der Geſetzgeber 
den Gerichtsſtand des 823 ZPO., ſoweit er als ausländiſcher in Betracht 
kommt, anders hätte behandeln wollen als bei ſeiner Inanſpruchnahme im 
Inlande, liegt nichts vor. 

Demnach iſt zu prüfen, ob der Beklagte zur Zeit der Erhebung der Klage 
vor dem öſterreichiſchen Gericht in Eſterreich Vermögen i. S. des § 23 3 PO. 
beſeſſen hat. Daß das öſterreichiſche Gericht 2. Inſtanz dieſe Frage verneint 
und den Fakturengerichtsſtand des öſterreichiſchen Rechts als gegeben er: 
achtet hat, bindet dieſes Gericht nicht, da die Anerkennung des Urteils des 
ausländiſchen Gerichts nicht davon abhängig iſt, daß gerade das ausländiſche 
Gericht ſeine Zuſtändigkeit mit Recht angenommen hat, ſondern davon, daß 
überhaupt in dem fremden Staate nach unſern Prozeßvorſchriften ſich Ver— 
mögen des Beklagten befindet. Unſtreitig hat nun der Beklagte zur Zeit der 
Erhebung der Klage vor dem öſterreichiſchen Gericht eine Forderung auf 
Lieferung von Pflaumen aus einem Kaufvertrage gegen den Kläger gehabt. 
Eine ſolche Forderung ſtellt aber i. S. des §S23 ZPO. Vermögen dar, ohne 
daß zu unterſuchen iſt, ob der Beklagte die ihm auf ſeine Forderung zu lie— 
fernde Ware mit Gewinn oder Verluſt weiterzuverkaufen imſtande war oder 
ob der wirtſchaftliche Wert des Vermögens den Betrag der Klageforderung 
deckt. Vielmehr enthielt ſchon die Forderung auf Lieferung eines Poſtens 
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Pflaumen einen Vermögenswert, und das genügt zur Anwendung des 
8 23 ZPO. Darnach beſtand alſo eine Zuſtändigkeit für die öſterreichiſchen 
Gerichte auch nach deutſchem Recht und iſt, da die Parteien über die Rechts⸗ 
kraft des zweitinſtanzlichen Gerichtsurteils einig find, nach 88 722. 723 ZPO. 
die Zw.⸗Vollſtreckung aus den Urteilen für zuläſſig zu erklären. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) i. S. L. w. v. d. Sch. v. 28. Okt. 
1915. Bf. VI. 324/14. Nö. 


—— nn 2—ö üB 


48. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung 
der Vollſtreckungsklauſel.“ Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber über- 
gegangen iſt d** 

“Bol. 59 Nr. 96 m. N. — Vgl. 48 Nr. 230. 

3 PO. 58 727. 793. 569. 576 Abſ. 1. 

Der Anwalt des Klägers hatte an die Gerichtsſchreiberei des Landgerichts 
das Erſuchen geſtellt, die vorgelegte vollſtreckbare Ausfertigung des landge⸗ 
richtlichen Urteils auf die von ihm als Rechtsnachfolger bezeichneten Per⸗ 
ſonen umzuſchreiben. Der Kammervorſitzende wies den Antrag koſtenfällig 
zurück, weil jene Perſonen weder Beſitzer der im Streit befangenen Sache 
noch Rechtsnachfolger i. S. des 8 727 ZPO. ſeien. Dagegen rief der Anwalt 
mit Antrag v. 23. Sept. 1915 gemäß $ 576 ZPO. die Entſcheidung des Prozeß⸗ 
gerichts an. Dieſes beſchloß, den Antrag dem Oberlandesgericht als dem Be⸗ 
ſchwerdegericht vorzulegen; der Beſchluß erachtete den Antrag als eine ſo— 
fortige Beſchwerde nach 88 567. 569. 793 ZPO. und die Anrufung des Prozeß⸗ 
gerichts im Hinblick auf 88 576 Abſ. 1 und 577 Abi. 4 ZPO. als verſpätet. 
— Das Oberlandesgericht beſchloß, die Akten an das Landgericht zurückzu⸗ 
leiten. Aus den Gründen: | 

„Die Zurückweiſung des Antrags auf Erteilung einer vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung gegen den Rechtsnachfolger hat durch den Gerichtsſchreiber zu ge— 
ſchehen. Hier iſt ſie durch den Vorſitzenden erfolgt. Die Frage, ob in einem 
ſolchen Fall der unzuſtändigerweiſe vom Vorſitzenden erlaſſene Beſchluß 
aufzuheben und die Sache an den Gerichtsſchreiber zu verweiſen ſei, iſt vom 
OLG. Hamburg bejaht, vom OLG. Zweibrücken verneint worden (ſ. SeuffA. 
18 Nr. 230; OL Ggſpr. 3, 333). Der Senat ſchließt ſich, gegen Gaupp-Stein!® 
2, 6 Nr. 10, der letzteren Meinung an, weil es in der Tat ein zweckloſer For⸗ 
malismus wäre, den Gerichtsſchreiber, der ohne den Vorſitzenden garkeine 
andre Entſcheidung treffen kann, erſt noch zu einer förmlichen Ablehnung 
des Antrags zu veranlaſſen, ehe der Partei die Anrufung des Prozeßgerichts 
geſtattet wird. 

Der Antrag v. 23. Sept. 1915 iſt daher nicht als Beſchwerde, ſondern 
als Geſuch nach § 576 Abſ. 1 ZPO. aufzufaſſen. Die Frage, ob dieſes Geſuch 
an eine Friſt gebunden iſt, wird von den Schriftſtellern verſchieden beant— 
wortet. Falkmann (Zw.⸗Vollſtr.? 1, 134) erblickt in der Verweigerung einer 
weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung eine Entſcheidung, die im Zw.⸗Vollſtr.⸗ 
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Verfahren erfolge, und läßt dagegen nad) $ 793 ZRO. nur die jofortige Be⸗ 
ſchwerde zu. Der Senat ſchließt ſich der Anſchauung des Reichsgerichts an, 
daß gegen derartige Entſcheidungen, weil ſie nur der Vorbereitung der Zw. 
Vollſtreckung dienen, die einfache Beſchwerde nach § 567 ZPO. ftattfindet; 

RGeEntſch. 31, 410; 42, 421 (SeuffA. 54 Nr. 201); Gruchot 46, 1099. 
Auf die einfache Beſchwerde findet das in § 577 Abſ. 1 ZPO. für die Fälle 
der ſofortigen Beſchwerde angeordnete abgekürzte Verfahren keine An- 
wendung (Gaupp⸗Stein !“ 8 577 Bem. 5; Struckmann-Koch' Bem. 6 Abſ. 2 
zu § 577). Es iſt deshalb das Geſuch v. 23. Sept. 1915 vom Prozeßgericht 
ſachlich zu würdigen. Das iſt inſofern geſchehen, als der Beſchluß des Land— 
gerichts die Bemerkung enthält, daß dem Geſuch — offenbar aus den vom 
Vorſitzenden der Kammer angeführten zutreffenden Gründen — nicht ſtatt— 
gegeben werde. Aber dieſer Beſchluß iſt der Partei nicht zugeſtellt worden, 
und es liegt keine dagegen eingereichte Beſchwerde vor. Daher ſind die Akten 
an das Landgericht zurückzuleiten, das über den Antrag v. 23. Sept. 1915 
durch einen der Partei zu eröffnenden Beſchluß zu entſcheiden haben wird 
(RGeEntſch. 25, 387 und 46, 418, in SeuffA. 46 Nr. 145).“ 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 16. Okt. 1915 i. S. N. w. K. 

Beſchw.⸗Reg. 506/15. F—ı. 


49. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß auf 
Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage. 
Vgl. 58 Nr. 21 m. N. 3PO. 85 567. 2531. 

Die Klägerin hat eine Klage gerichtet gegen „den Kaufmann P. L.“. 
Die Beſchwerdeführerin trägt vor, daß es eine eingetragene Firma P. L. 
gibt, deren Inhaberin ſie iſt, während ihr Ehemann P. L. in dieſem 
Geſchäft tätig iſt. Auf die Klage iſt P. L. als Beklagter erſchienen und 
hat ſeine Paſſivlegitimation beſtritten, da die Klägerin die den Gegenſtand 
des Streits bildende Ware an die Firma P. L. verkauft habe. Auf Antrag 
der Klägerin hat das Landgericht durch den angefochtenen Beſchluß die 
Beklagtenrolle berichtigt in „Firma P. L.“. 

Gegen dieſen Beſchluß hat Frau L. Beſchwerde eingelegt, weil ſie 
dadurch gegen ihren Willen als Partei in den Prozeß hineingeſetzt werde 
an Stelle des wirklich Verklagten. Dieſe Beſchwerde iſt nicht zuläſſig, 
es beſteht keine geſetzliche Vorſchrift, welche der Antragſtellerin ein Be— 
ſchwerderecht gewährte. Das Landgericht hat mit ſeinem Beſchluß weiter 
nichts bezweckt als eine Berichtigung des ſog. Paſſivrubrums, d. h. das 
Landgericht iſt der Meinung, daß unter dem „Kaufmann P. L.“ zu ver— 
ſtehen ſei der Kaufmann in Firma P. L., und daß deshalb die Firma 
verklagt ſei, und hat dieſe ſeine Auffaſſung durch ſeinen Beſchluß klar— 
geſtellt. Da das Landgericht hiernach der Auffaſſung iſt, daß die Klage 
gegen Frau Selma L. gerichtet war, denn dieſe iſt die Inhaberin der 
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Firma P. L., ſo wird Frau L. ſich als Beklagte im Rechtsſtreit ſelbſt gegen 
ſolche Auffaſſung des Landgerichts zu wenden haben. Es wird daher dieſer 
Streit im Urteilsverfahren auszutragen fein, nicht aber in einem Beſchwerde— 
verfahren, denn ſelbſt wenn das Oberlandesgericht den Berichtigungsbeſchluß 
ändern könnte und geändert hätte, würde das Landgericht nicht gehindert ſein, 
die Perſon zu verurteilen, welche es für die verklagte Partei hält. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. Nov. 1915 i. S. 
B. & Co. w. P. L. Bs. Z. VI. e No. 


50. Unpfändbarkeit nicht abe militärpenſionen; Berechtigung 
des Drittſchuldners der gepfändeten Forderung, die Unzuläſſigkeit 
der Pfändung geltend zu e * 

"Bol. 51 Nr. 75 m. N. 

3 PO. §5 850°. 766; MannſchVVerſorgG. 8 40. 

Die Beſchwerde des Militärfiskus gegen die Pfändung der nichtabge⸗ 
hobenen Penſion des Muſikers Kr. zugunſten der Unterhaltsforderung des 
Kindes Wilhelmine L. zu 1064 / iſt zuläſſig und auch begründet. 

Gegen das Eingreifen des Militärfiskus in das gegen den Schuldner Kr. 
gerichtete Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren beſtehen keine Bedenken. Es iſt allgemein 
anerkannt, daß dem Drittſchuldner das Recht zuſteht, gegen eine geſetzlich un⸗ 
zuläſſige Forderungspfändung Einwendungen nach § 766 ZPO. zu erheben. 
Auch der Militärfiskus hat als Drittſchuldner ein beachtliches Intereſſe daran, 
mit ſeinen Einwendungen ſchon in dieſem Verfahren gehört zu werden; 

Gaupp ie 8 766 Anm. II. 3, ferner $ 829 Anm. IV. 3 und Anm. VII. 2a; RG⸗ 

Entſch. 34, 380 (Seuff A. 51 Nr. 75) und 66, 233. 

In welchem Umfange die Verſorgungsgebührniſſe von Militärperſonen 
der Unterklaſſen der Pfändung unterliegen, iſt zuletzt durch 8S 40 Mannſch⸗ 
VerſorgGeſ. v. 31. Mai 1906 geregelt worden. Darnach ſind die in 88 1 und 9 
Geſ. bezeichneten Renten, abgeſehen von gewiſſen Anſprüchen des Militär⸗ 
fiskus, der Pfändung völlig entzogen. Das gilt nach $ 45% Gef. auch für die 
ſchon früher auf Grund der 88 58ff. RMilPenſGeſ. v. 27. Juni 1871 bewil⸗ 
ligten Invalidenpenſionen, alſo auch für die Penſion von monatlich 9 &., 
die dem Schuldner Kr. ſeinerzeit in ſeiner Eigenſchaft als Hoboiſt und über⸗ 

zähliger Sergeant auf Grund der §8 65 und 70 dieſes Gef. angewieſen worden 
iſt. Für die Penſionsbezüge, die am Tage der Fälligkeit von dem Berech— 
tigten nicht eingefordert worden find, macht das MannſchVerſorgGeſetz keine 
Ausnahme. Es iſt nicht geſtattet, in das Geſetz eine Unterſcheidung zwiſchen 
rückſtändigen, fälligen und künftigen Bezügen hineinzutragen, die das Geſetz 
nicht kennt. Die Unpfändbarkeit nicht erhobener Penſionsbeträge dauert ſo 
lange als dieſe nicht etwa durch eine zwiſchen dem Fiskus und dem Berech— 
tigten getroffene ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung oder durch 
ein andres Ereignis ihre rechtliche Eigenſchaft als Invalidenpenſion verlieren. 
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Bloßer Zeitablauf vermag, abgeſehen von den Wirkungen der Verjährung, 
die rechtliche Natur einer Forderung nicht zu ändern; 
BayObLG. a. F. 7, 172; 11, 274; OLG. 10, 385; Gaupp ZPO. 8 850 Bem. 

91; Seuffert ZPO. Anm. 7; Falkmann ZuVollſtr.? 781 Nr. 7a. 

Die Bezugnahme der Beſchwerde auf $1 Lohn BG. v. 21. Juni 1869 
geht fehl. Dort iſt freilich angeordnet, daß überfällige, nicht eingeforderte 
Arbeits- und Dienſtlöhne der Pfändung unterliegen, aber dieſe Beſtimmung 
iſt dem MannſchVerſorgGeſetz fremd und auch $ 850 ZPO. hat ſie ausſchließ⸗ 
lich für die unter Nr. 1 aufgeführten Arbeits- und Dienſtlöhne beibehalten, 
aber nicht auf die Auſprüche unter Nr. 2—8, insbeſondere nicht auf die unter 
Nr. 5 genannten Invalidenpenſionen ausgedehnt. Die in DIZ. 1910, 535 
angeführte Entſcheidung des OLG. Colmar behandelt offenbar einen Fall, 
in welchem unerhobene Soldbeträge nach der Verfügung des preuß. Kriegs- 
miniſters v. 23. Juni 1873 unter Verzicht auf Zurücknahme für den Berech— 
tigten bei der Sparkaſſe angelegt worden waren. Ob ſolche aus dem Ver— 
mögen des Militärärars ausgeſchiedene Beträge das Privilegium der Un— 
pfändbarkeit behalten, braucht hier nicht geprüft zu werden; denn der vor— 
liegende Fall iſt ganz anders geartet. Für Billigkeitserwägungen, mit denen 
der amtsgerichtliche Pfändungsbeſchluß die ausnahmsweiſe Zuläſſigkeit der 
Pfändung einer Invalidenpenſion begründen will, iſt hier kein Raum. Das 
MannſchVerſorgGeſetz iſt in dieſem Punkt weder undeutlich noch lückenhaft. 
Irgendeine Abſicht einer Begünſtigung der unehelichen Kinder der Militär— 
perſonen tft weder jenem Geſetze (§ 39), noch dem MilitHinterbliebGeſetz 
v. 17. Mai 1907 (88 12. 19. 29) zu entnehmen. Nur die Dienſtprämie iſt nach 
§ 40 Abſ. 1 Satz 3 MannſchVerſorgG. im Rahmen des 8 850 Abſ. 4 ZPO. 
der Pfändung zugunſten der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder unter— 
worfen. — — — 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 4. März 1915 i. S. L. w. Kr. 

u. Milit.⸗Fisk. Beſchw.⸗Reg. 129/15. P. 


51. Freiwillige Gerichtsbarkeit; Rechtshängigkeit iſt von Amts wegen 
zu prüfen. 
FGG. 8 20. 

Der Apotheker K. beantragte am 23. Juni 1905 bei dem Amtsgericht 
Sch., die reale Eigenſchaft der von ihm betriebenen Apotheke feſtzuſtellen. 
Das Amtsgericht wies den Antrag zurück. Die Beſchwerde blieb ohne Erfolg. 
Weitere Beſchwerde wurde damals nicht eingelegt. 

Nach dem Tode des K. erneuerten ſeine Erben am 14. Juli 1914 den 
Antrag auf Feſtſtellung der realen Eigenſchaft der Apotheke. Zur Begrün- 
dung wurden im weſentlichen die gleichen rechtlichen Geſichtspunkte geltend 
gemacht wie im früheren Verfahren; erhebliche neue Tatſachen wurden nicht 
vorgebracht. Das Amtsgericht wies den Antrag aus ſachlichen Gründen ab. 
Die Beſchwerde wurde durch das Landgericht A. als unbegründet zurück— 
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gewieſen, wobei das Landgericht zwar nicht allgemein der Begründung des 
Amtsgerichts folgte, ſich aber doch deſſen ſachlichen Rechtsausführungen zum 
Teil anſchloß. Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Vorinſtanzen ſind der Frage, ob nicht etwa das Beſtehen eines 
früheren Verfahrens der Einleitung des beantragten neuen Verfahrens ent⸗ 
gegenſtehe, nicht näher getreten. Dieſe Frage iſt aber hier vor allem zu prüfen. 
Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwill. Gerichtsbarkeit hat über den 
Einfluß, den die Anhängigmachung einer Angelegenheit bei dem zuſtändigen 
Gericht ausübt, eine Beſtimmung ähnlich dem § 263 ZPO. nicht getroffen. 
Wenn aber auch bei der Verſchiedenheit des Verfahrens und dem mit dem 
Verfahren verfolgten Zweck eine analoge Anwendung der Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung, von einzelnen im Geſetze beſonders geregelten Fällen 
abgeſehen, nicht angängig iſt, ſo muß der allgemeine Geſichtspunkt, daß das 
Gericht, bei dem eine Angelegenheit noch nicht endgültig erledigt iſt, mit der⸗ 
ſelben Angelegenheit nicht noch einmal befaßt werden ſoll, doch auch hier 
Geltung haben; denn ſonſt würde nicht nur eine unnötige Mehrbelaſtung des 
Gerichts herbeigeführt, ſondern auch die für die Sacherledigung notwendige 
Einheitlichkeit der Behandlung gefährdet (vgl. hierzu Gaupp⸗Stein ZPO. 
§ 263 Anm. III). So wäre es z. B. grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen, daß 
auf Grund eines verſchiedenen Vorbringens in derſelben Angelegenheit ver⸗ 
ſchiedene Entſcheidungen ergehen. Dies wäre um ſo eher möglich, wenn etwa 
infolge der Geſchäftsverteilung die geſtellten Anträge von verſchiedenen 
Beamten erledigt werden müßten oder wenn die Angelegenheit auf Grund 
des einen Antrags noch in der unteren Inſtanz ſchwebt, während ſie auf Grund 
des andern Antrages bereits der höheren Inſtanz zur Entſcheidung vorliegt. 
Da das Untergericht gegenüber der Rechtsanſicht des übergeordneten Gerichts 
einer abweichenden Beurteilung nicht Geltung verſchaffen kann, ſo müßte 
in dem letztangeführten Falle entweder das Untergericht dem Obergericht 
gleichlautend entſcheiden oder die Aufhebung ſeiner abweichenden Entſchei⸗ 
dung durch das Obergericht wäre die notwendige Folge. Die Zulaſſung einer 
derartigen Zwieſpältigkeit des Verfahrens iſt mit dem Zweck des Geſetzes, 
durch welches klare und ſichere Rechtsverhältniſſe geſchaffen werden ſollen, 
unvereinbar. 

Allerdings muß im Verfahren der ſtreitigen Gerichtsbarkeit die Tatſache 
der Rechtshängigkeit, um Berückſichtigung zu finden, ausdrücklich geltend 
gemacht werden (§ 2631, 8 2744 ZPO.), allein für das Verfahren der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, das einen Parteibetrieb im eigentlichen Sinne nicht 
kennt, kann eine derartige Einſchränkung nicht Platz finden. Der Richter wird 
hier weſentlich im öffentlichen Intereſſe tätig und hat ſeine Anordnungen 
von Amts wegen zu treffen. Von den der Antragſtellung der Beteiligten 
vorbehaltenen Fällen abgeſehen darf ſein Einſchreiten durch die Entſchließung 
beteiligter Privatperſonen nicht behindert werden (Schlegelberger FGG. 8 12 
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Anm. I. 1). Aus dem Grundſatze der Tätigkeit von Amts wegen ergibt ſich, 
daß der Richter der freiwill. Gerichtsbarkeit auch von Amts wegen zu prüfen 
hat, ob die Vorausſetzungen für ſein Einſchreiten ſämtlich vorliegen, und dazu 
iſt auch die Frage zu rechnen, ob nicht etwa die Einleitung eines neuen Ver⸗ 
fahrens durch das Vorhandenſein eines bereits anhängigen, die gleiche Frage 
oder den gleichen Anſpruch betreffenden Verfahrens behindert ſei, m. a. W. 
ob nicht Rechtshängigkeit vorliege. 

Im gegenwärtigen Fall iſt das auf den Antrag des K. eingeleitete Ver⸗ 
fahren noch nicht abgeſchloſſen, gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
ſteht noch immer die weitere Beſchwerde offen. Wenn auch in dem neuen 
Verfahren der von den Erben des K. geſtellte Antrag durch die letzte Inſtanz 
endgültig abgewieſen ſein ſollte, ſo wäre es doch nicht ausgeſchloſſen, daß 
infolge Einlegung der weiteren Beſchwerde gegen den früheren landgericht- 
lichen Beſchluß in der Angelegenheit noch einmal entſchieden werden müßte. 
Ein derartiger Zuſtand iſt unhaltbar. 

Für die Zuläſſigkeit des neuen Antrags kann auch nicht geltend gemacht 
werden, daß dieſer von andern Perſonen geſtellt iſt als der frühere Antrag. 
Denn die Beſchwerdeführer ſind die Rechtsnachfolger des früheren Antrag- 
ſtellers; ſie verfolgen nicht ein eigenes Recht, ſondern das auf ſie durch den 
Erbfall übergegangene angebliche Recht des früheren Inhabers. Durch den 
Tod des früheren Antragſtellers iſt das bisherige Verfahren nicht erledigt; 
es kann von den Rechtsnachfolgern immer noch aufgenommen werden (RIA. 
11, 174; 13, 84; Unger in Buſch Zeitſchr. 37, 401). 

Ebenſowenig ſteht die Länge der zwiſchen dem erſten und dem zweiten 
Verfahren liegenden Zeit der Annahme der Rechtshängigkeit entgegen. Eine 
Beendigung des Verfahrens durch Zeitablauf kennt das Geſetz nicht, es ſei 
denn, daß die Einhaltung beſtimmter Friſten beſonders vorgeſchrieben iſt. 
Das neue Verfahren würde vielleicht zuläſſig, wenn die Antragſteller den 
früheren Antrag zurückgenommen oder auf die weitere Beſchwerde gegen 
den erſten Beſchluß des Landgerichts verzichtet hätten. Dies iſt nicht der 
Fall. Es braucht daher nicht weiter unterſucht zu werden, welche Wirkung 
eine derartige Erklärung auf das gegenwärtige Verfahren auszuüben imſtande 
wäre. Auch der Einfluß der Geltendmachung neuer Tatſachen kommt hier 
nicht in Frage. a 

Da ſonach die Fortdauer des früheren Verfahrens der Einleitung eines 
neuen Verfahrens entgegenſteht, ſo hätte das Amtsgericht oder an deſſen 
Stelle das Landgericht den geſtellten neuen Antrag als unzuläſſig abweiſen 
ſollen. Jedoch ſind die Beſchwerdeführer dadurch, daß die Abweiſung des 
Antrages nicht aus formellen, ſondern aus ſachlichen Gründen erfolgte, nicht 
beſchwert.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern v. 24. Sept. 1915. Beſchw.⸗R. 

63/15. H—.n. 
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52. Nichtigkeit der Verträge eines Geſchäftsunfähigen, auch wenn ſie 
ihm nicht nachteilig ſind. 
BGB. 8 105. 


— — — Es iſt anzuerkennen, daß die durch $ 105 BGB. gebotene un- 
bedingte Nichtigkeit der Vertragserklärungen geſchäftsunfähiger Perſonen 
erhebliche Nachteile ſowohl für ihre Vertragsgegner wie auch unter Umſtänden 
für ſie ſelbſt zur Folge haben kann. Das berechtigt aber den Richter nicht, 
auf der Grundlage des geltenden Geſetzes die von geſchäftsunfähigen Perſonen 
abgegebenen Vertragserklärungen in irgendeiner Beziehung als rechtswirk— 
ſam zu behandeln, insbeſondere auch dann nicht, wenn feſtgeſtellt werden 
kann, daß die Verträge den Intereſſen des Geſchäftsunfähigen nicht nachteilig 
oder gar vorteilhaft ſind. Einen ſolchen Unterſchied macht das Geſetz nicht, 
und der Richter darf ihn nicht in das Geſetz hineintragen. 

Allerdings iſt von beachtenswerter Seite (Danz in JW. 13, 1016) verſucht 
worden, aus dem erkennbaren Zweck des Geſetzes, der in dem Schutz der 
Geiſteskranken beſtehe, auf dem Wege der „modernen Methode der Necht- 
ſprechung“ durch eine Auslegung, für deren Statthaftigkeit ſogar auf die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts hingewieſen wird, den Satz herzuleiten, 
daß nur ſolche Geſchäfte eines Geiſteskranken nichtig ſeien, die er nicht in dieſer 
Weiſe vorgenommen haben würde, wenn er nicht geiſteskrank geweſen wäre. 
Aber dieſe Art der Auslegung kann nicht gebilligt werden und wird auch durch 
die von Danz in bezug genommenen Urteile des Reichsgerichts nicht gerecht- 
fertigt. Wo das Geſetz eine gebietende oder zwingende Anordnung für einen 
ſeinem Inhalt und Umfang nach klaren und beſtimmten Tatbeſtand trifft, 
kann ihm die Anwendung auf einen dieſen Tatbeſtand erfüllenden Fall nicht 
unter Berufung auf den nach der Meinung des Richters von dem Geſetze 
verfolgten Zweck, der im Geſetz keinen Ausdruck gefunden hat, verſagt werden, 
es ſei denn, daß mit Beſtimmtheit nachgewieſen werden könnte, daß das 
Geſetz ungeachtet ſeines allgemeinen Wortlauts dieſen Fall nicht habe treffen 
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wollen, daß alſo eine Lücke beſteht, die durch den Richter ausgefüllt werden muß. 
Das iſt aber keineswegs in allen Fällen anzunehmen, für die der dem Geſetz 
unterſtellte Zweck nicht zuzutreffen ſcheint. Das Geſetz kann ſehr wohl, um 
einen beſtimmten Erfolg ſicherzuſtellen, eine allgemeine Anordnung treffen, 
deren unterſchiedloſe Anwendung auch auf ſolche Fälle, für die der verfolgte 
Zweck die Anwendung an ſich nicht erfordern würde, ſeiner Abſicht entſpricht. 
Andernfalls würde man, worauf gegenüber Danz ſchon hingewieſen worden 
iſt, dazu gelangen, auch Verträge, für welche die Formvorſchrift des 8 313 
BGB. zutrifft, ohne Beobachtung der vorgeſchriebenen Form für rechts- 
wirkſam zu erklären, wenn ſie dem Verkäufer nicht ungünſtig ſind, da der 
Zweck der Vorſchrift anerkanntermaßen darin beſteht, den Verkäufer vor 
übereilten, ihn ſchädigenden Veräußerungen von Grundeigentum zu ſchützen. 
Daß aber eine einſchränkende Auslegung des § 105 BGB. den Abſichten 
des Geſetzgebers entſprechen würde, iſt durchaus nicht mit Sicherheit fejt- 
zuſtellen. Die Vorſchrift verfolgt keineswegs lediglich den Schutz der Geſchäfts⸗ 
unfähigen, ſondern beruht auf dem (aus den deutſchen Landesrechten und dem 
gemeinen Recht übernommenen) Rechtsgedanken, daß dem Willen eines 
Kindes oder eines ihm als gleichſtehend anzuſehenden Geiſteskranken Be⸗ 
deutung für das Rechtsleben nicht zukomme. Daß dieſer Rechtsgedanke der 
Vorſchrift zugrunde liegt, laſſen die Motive (1, 129. 130) erkennen, in denen 
hervorgehoben wird, daß eine Perſon, welche des Vernunftgebrauchs beraubt 
iſt, eine Vertragserklärung nicht abzugeben vermöge, und zwar unter Ab— 
lehnung der „eigenartigen Vorſchriften des franzöſiſchen Rechts, welche die 
Geltendmachung der Ungültigkeit von Rechtsgeſchäften wegen Geiſteskrankheit 
in einer mit den allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſchwer vereinbaren, durch 
Rückſichten der Zweckmäßigkeit nicht ausreichend gerechtfertigten Weiſe 
beſchränken“. Der Standpunkt des Geſetzes ergibt ſich auch deutlich daraus, 
daß im Gegenſatz zu der unbedingten Nichtigkeit der von Geſchäftsunfähigen 
abgegebenen Willenserklärungen die von den in ihrer Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſonen abgegebenen Willenserklärungen unter beſtimmten 
Vorausſetzungen Rechtswirkſamkeit erlangen können (d 106ff., 114 BGB.). 
Die Frage, ob und in welchen Richtungen der Grundſatz der Nichtigkeit 
von Willenserklärungen Geſchäftsunfähiger im Intereſſe der Sicherheit des 
Rechtsverkehrs oder im eigenen Intereſſe der Geſchäftsunfähigen einer Ein— 
ſchränkung bedarf — etwa, wie ſchon vorgeſchlagen iſt, durch eine dem 8122 
BGB. entſprechende Vorſchrift (vgl. Rümelin, Geiſteskranke ꝛc 58 ff.; Püſchel 
in IW. 1914, 564) —, iſt eine Frage der Geſetzgebung, welche durch den zur 
Anwendung des Geſetzes berufenen Richter nicht gelöſt werden kann. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. März 1915 in der preuß. Sache, 

St. (Bkl.) w. K. (OLG. Breslau). V. 477/14. 
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53. Das Sahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Überweifung 
zur Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 
BGB. § 134; ZPO. 85 835; BRBekanntm. v. 30. Sept., 20. Okt., 20. Dez. 1914 
(RGBl. 421. 443. 450). 


Die Beklagte K. ließ hierzulande im Sommer 1914 durch den franzöſiſchen 
Staatsangehörigen C. Bauarbeiten ausführen, von denen C. die Schloſſer⸗ 
arbeiten dem Schloſſer P. auftrug. Kurz vor Ausbruch des Krieges kehrte C. 
nach Frankreich zurück. P. erwirkte wegen ſeiner Lohnforderungen am 11. Sept. 
1914 gegen C. einen Arreſt und am 20. Nov. 1914 ein Verſäumnisurteil; 
Arreſtbeſchluß und Verſäumnisurteil wurden öffentlich zugeſtellt, der Arreſt⸗ 
beſchluß am 29. Sept. 1914. Auf Grund des Verſäumnisurteils und zweier 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe wurde für P. die Forderung gepfändet und ihm 
zur Einziehung überwieſen, welche dem C. gegen die Beklagte K. zuſtand. 
Dieſer Beſchluß vom 21. Januar wurde ihr zugeſtellt am 23. Jan. 1915. 
Beklagte verweigerte Bezahlung. — Klage und Berufung des P. wurden 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Frage, ob dem Begehren des Klägers das Zahlungsverbot gegen 
Frankreich v. 20. Okt. 1914 entgegenſtehe, iſt zu bejahen. 

Dieſes Zahlungsverbot deckt ſich inhaltlich mit dem gegen England er⸗ 
laſſenen v. 30. Sept. 1914. Von den einſchlägigen Beſtimmungen kommt zu⸗ 
nächſt § 2 Abſ. 2 des letzteren Verbotes in Betracht, da der Kläger nur als 
Erwerber der dem franzöſiſchen Staatsangehörigen C. entſtandenen Forderung 
in Frage kommen kann. Durch den Arreſtbeſchluß v. 11. Sept. 1914 hat Kläger 
die Forderung nicht erworben. Er ſelber meint, die Forderung mit Zuſtellung 
des Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes v. 21. Jan. 1915 erworben zu 
haben, und zwar mit derart rückwirkender Kraft, daß der Erwerb als im Zeit⸗ 
punkte der Zuſtellung des Arreſtbeſchluſſes erfolgt anzuſehen ſei. In dem 
Beſchluſſe v. 21. Jan. 1915 iſt dem Kläger die gepfändete Forderung zur 
Einziehung bis zur vollen Deckung überwieſen worden. Die Überweiſung 
zur Einziehung gibt dem Gläubiger die Befugnis, die gepfändete Forderung 
kraft ſeines Pfandrechts in eigenem Namen und für eigene Rechnung einzu⸗ 
klagen; dabei geht die Forderung aber noch nicht auf den pfändenden Gläu⸗ 
biger über, der Schuldner, zu deſſen Vermögen die Forderung auch fernerhin 
gehört und der die Gefahr des Verluſtes trägt, bleibt Inhaber der Forderung. 
Nur durch die in § 835 ZPO. vorgeſehene Überweiſung an Zahlungſtatt 
geht die gepfändete Forderung auf den Gläubiger über. Mit Rückſicht darauf 
könnte man wohl ſagen, daß der Kläger die Forderung bis zur Stunde über— 
haupt noch nicht erworben habe. Die vorſtehend erläuterten Grundſätze 
über den Übergang der Forderung auf den pfändenden Gläubiger können 
aber dem Begriff des Erwerbers im Sinne des mehrerwähnten Zahlungs— 
verbots nicht unterſtellt werden; es würde dies dem Verbot die praktiſche 
Bedeutung und Wirkſamkeit in breitem Umfange vollſtändig benehmen. 
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Der Begriff des Erwerbers iſt hier daher weiter zu faſſen. Es muß darunter 
jeder verſtanden werden, der in die tatſächliche und rechtliche Möglichkeit ver- 
ſetzt wird, im eigenen Namen und für eigene Rechnung die gepfändete For⸗ 
derung einzuziehen und einzuklagen, der infolgedeſſen in der Lage iſt, über 
die eingezogenen Gelder frei und nach Gutdünken zu verfügen. Nur dann 
wird der Zweck und der praktiſche Wert des Zahlungsverbots gewahrt. Obige 
Vorausſetzungen treffen aber auch bei der Überweiſung zur Einziehung zu. 
Der Kläger iſt ſomit tatſächlich als Erwerber der Forderung i. S. des Zah 
lungsverbots zu betrachten. Die Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes iſt 
am 23. Jan. 1915 erfolgt; dieſer Zeitpunkt kann allein für den Erwerb der 
Forderung durch den Kläger in Betracht kommen. Es kann keine Rede davon 
ſein, daß dem Akte dieſer Zuſtellung die rückwirkende Kraft innewohne, die 
ihm der Kläger beimißt. Der Arreſt einerſeits und die Pfändung mit Über- 
weiſung anderſeits ſtellen je völlig ſelbſtändige Rechtsakte dar, die unter ſich 
in garkeinem Zusammenhange ſtehen: Pfändung und Überweiſung ſind recht— 
lich auch ſehr wohl möglich, ohne daß ein Arreſt vorausgeht. Es kann deshalb 
nicht davon geſprochen werden, daß der Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchluß eine Beſtätigung des Arreſtbeſchluſſes darſtelle. Jeder dieſer Rechts— 
akte, gleichviel ob ſie geſondert erfolgen oder ſoweit zuläſſig verbunden, be— 
dingt für ſich allein und ſelbſtändig den Eintritt der geſetzlich an ſeine Erlaſſung 
geknüpften Folgen und Wirkungen. Ein Erwerb in dem hier in Betracht 
kommenden Sinne kann nur bei der Überweiſung in Frage kommen. Es iſt 
daher daran feſtzuhalten, daß der Erwerb der Forderung durch den Kläger 
erſt im Zeitpunkte der Zuſtellung des die Überweiſung enthaltenden Ve— 
ſchluſſes, ſomit am 23. Jan. 1915 erfolgt iſt. Das Zahlungsverbot gegen 
Frankreich findet aber nur gegenüber dem Erwerber keine Anwendung, der 
vor dem Inkrafttreten des Verbotes die Forderung erworben hat. Das Ver— 
bot iſt am 20. Okt. 1914 in Kraft getreten, obige Ausnahmebeſtimmung trifft 
auf den vorliegenden Fall daher nicht zu. 

Wenn der Kläger dann meint, das Zahlungsverbot erſtrecke ſich überhaupt 
nicht auf inländiſche Erwerber, ſo geht dieſe Anſchauung fehl. Gegen ſie 
ſpricht zunächſt der klare und beſtimmte Wortlaut des Verbots, es ſteht ihr 
aber auch Sinn und Zweck des Verbots entgegen. Es will verhindern, daß 
franzöſiſche Staatsangehörige, die in frauzöſiſchen Gebieten ihren Wohnſttz 
oder Sitz haben, ihre im Gebiet des Deutſchen Reichs ausſtehenden Guthaben 
einziehen können. Dieſer Zweck könnte leicht durch Benutzung allenfallſiger 
ſkrupelloſer oder gewinnſüchtiger Mittelsperſonen vereitelt werden. Die 
Schwierigkeiten, im einzelnen Falle feſtzuſtellen, ob es ſich um eine ſolche 
Verſchleierung handelt oder nicht, ſind zu groß und umſtändlich, als daß ein 
Kriegsgeſetz ſich damit befaſſen konnte, für ein ſolches erübrigt nur, ſoll es 
ſeinen Zweck erfüllen, das Verbot gegenüber jedem Erwerber, ſeiſer Inländer 
oder nicht. 
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Der Kläger kann auch nicht, wie er es verſucht, die Bekanntmachung 
v. 20. Dez. 1914 für ſich ins Feld führen. Schon der Wortlaut dieſer Bekannt⸗ KA Age 
machung läßt deutlich erſehen, daß hier ein Fall der dort gedachten Art nicht 
vorliegt. Eine analoge Anwendung dieſer Bekanntmachung auf den hier 
gegebenen Fall erſcheint mangels aller erforderlichen Anhaltspunkte für eine 
ſolche ausgeſchloſſen. Die Bekanntmachung regelt ganz beſtimmt vorgeſehene 
Fälle, eine Ausdehnung derſelben auf andre Fälle iſt nicht angängig. 

Aber auch der in JW. 1915 Nr. 13 S. 728 veröffentlichte Beſcheid des 
Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamtes v. 9. Juni 1915 kann nicht zugunſten 
des Klägers herangezogen werden. Dieſer Beſcheid ſagt nur, daß der Dritt⸗ 
ſchuldner an den deutſchen Gläubiger der ausländiſchen Firma unter den im 
Beſcheid näher bezeichneten Umſtänden Zahlung leiſten kann und darf, ohne 
ſich ſtraffällig zu machen, wenn für ihn kein Grund zur Annahme einer Ver⸗ 
ſchleierung vorliegt, keineswegs aber, daß für dieſen Fall dem Gläubiger 
ein Anſpruch auf Zahlung zukomme. Der Abſ. 2 des Beſcheides weiſt viel⸗ 
mehr ausdrücklich auf die Befugnis des Schuldners hin, auch in dieſem Falle 
dem inländiſchen Erwerber gegenüber Stundung geltend zu machen und 
Zahlung zu verweigern. 

Zugunſten des Klägers könnte dann unter Umſtänden nur noch die Aus— 
nahmebeſtimmung in 85 des Zahlungsverbots in Frage kommen; aber auch 
ſie ſchlägt hier nicht ein. — — —“ 

Urteil des OSG. Augsburg v. 5. Okt. 1915 i. S. P. w. K. — I. 84/15. 
H- n. 
54. Ob die Verpfändung des Ehrenworts den ganzen Vertrag nichtig 
macht, iſt Tatfrage. 
Vgl. 67 Nr. 104. 
BGB. 88 139. 138. 

Um den Beklagten, der bis dahin eine abhängige Dienſtſtellung im Ge— 
ſchäft ſeines Bruders innegehabt hatte, den Erwerb dieſes wertvollen Geſchäfts 
zu ermöglichen, hatte der Kläger bare 370000 % hergegeben, und dem Be- 
bagten zwar nach außen hin die Stellung eines ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
inhabers eingeräumt, aber nicht nur ſich ſelber einen angemeſſenen Gewinn⸗ 
anteil und wegen der Zurückerlangung ſeines Kapitals beſondere Sicherheiten 
ausbedungen, ſondern ſich auch zu einſchneidenden Maßnahmen im Geſchäfts⸗ 
betriebe ſeine Genehmigung ſowie das Recht zu gewiſſen Einmiſchungen in 
den Betrieb vorbehalten. In § 23 des darüber aufgenommenen Vertrages 
v. 27. April 1913 hatte der Beklagte ſein Ehrenwort verpfändet, daß er den 
im Vertrage eingegangenen Verpflichtungen auf das Gewiſſenhafteſte nach⸗ 
kommen werde. Als der Kläger einen auf Grund dieſes Vertrages ausge⸗ 
ſtellten Wechſel über 60000. einklagte, wandte der Beklagte u. a. ein, daß 
der ganze Vertrag wegen des ihm abgenötigten Ehrenworts und darin lie— 
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genden Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig jei. — Dieſer Einwand 


wurde in 2. Inſtanz verworfen; die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus 


den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Es erſcheint allerdings zweifelhaft, ob das Ber. Gericht, 
auch wenn es den § 23 des Vertrages dahin auslegen durfte, daß die ehren⸗ 
wortliche Bindung des Beklagten auf ſolche Vertragspflichten beſchränkt ſei, 
deren Erfüllung der Beklagte im Hinblick auf das Vertrauensverhältnis zum 
Kläger ohnehin als Ehrenſache habe betrachten müſſen, zu der Feſtſtellung 
berechtigt war, daß eine ſo beſchränkte Verpfändung des Ehrenworts den 
guten Sitten nicht zuwiderlaufe. In dem von der Reviſion angeführten Urteil 
v. 23. Jan. 1912 (Entſch. 78, 258 ff.) hat der 3. Zivilſenat des Reichsgerichts 
ſeine Rechtsauffaſſung im allgemeinen dahin gekennzeichnet (S. 263): 

Der Verpfändung des Ehrenworts für eine vermögensrechtliche Verbindlichkeit ſteht 
das ſchwere Bedenken entgegen, daß die bloße Nichterfüllung dieſer Verbindlich— 
keit den Schuldner als wortbrüchig erſcheinen läßt, auch wenn ihn kein oder 
doch kein erhebliches Verſchulden trifft, daß der Vorwurf der Ehrloſigkeit gegen 
ihn erhoben werden kann, auch wenn er garnicht unehrenhaft gehandelt hat. 
Dem heutigen ſittlichen Empfinden widerſtrebt es, den Schuldner der Gefahr 
einer ſolchen ungerechtfertigten Ehrenminderung auszuſetzen, nur um dem Gläubiger 
die Erfüllung einer beliebigen Forderung wirkſamer als dies mit den Mitteln 
des gerichtlichen Zwanges geſchehen kann zu ſichern. Nur zum Schutze beſonderer, 
wichtiger Intereſſen kann der Gewiſſenszwang, den die Verpfändung der Ehre auf 
den Schuldner ausübt, gerechtfertigt fein und nur einer wirklich ehrloſen Hand- 
lung darf durch eine Verpfändung der Ehre vorgebeugt werden. 

Das Ber.⸗Gericht leugnet aber die Sittenwidrigkeit der ehrenwortlichen 
Beſtärkung eines ganzen Pflichtenkreiſes, den es als durch das Vertrauens- 
verhältnis der Parteien umgrenzt bezeichnet, ohne ſich darüber auszuſprechen, 
welche der zahlreichen von dem Beklagten in dem Vertrage übernommenen 
Verbindlichkeiten es als auf dem Vertrauensverhältniſſe beruhend anſieht, 
und ohne zu prüfen, welche beſondere Wichtigkeit den einzelnen Verbindlich— 
keiten beizumeſſen ſei. 

„Einer Entſcheidung über die Haltbarkeit oder Unhaltbarkeit dieſes vom 
Ber.⸗Gericht vertretenen Standpunktes bedarf es jedoch nicht, da das ange— 
fochtene Urteil durch die Feſtſtellung getragen wird, daß, ſelbſt wenn die Ver— 
pfändung des Ehrenworts einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalten 
und deshalb nach § 138 Ab. 1 BGB. nichtig ſein ſollte, die Nichtigkeit der 
Beſtimmung des § 23 des Vertrages gleichwohl die der übrigen Vertrags— 
beſtimmungen nicht zur Folge haben würde, weil nach der ganzen Sachlage 
anzunehmen ſei, daß die Parteien den Vertrag, ſo wie geſchehen, auch ohne 
Verpfändung des Ehrenworts geſchloſſen hätten, falls ihnen die Nichtigkeit 
der Verpfändung bekannt geweſen wäre (vgl. §S 139 BGB.). Der 3. Zivilſenat 
hat zwar in mehreren, einen Dienſtvertrag mit Wettbewerbsverbot und Straf— 
abrede betreffenden Entſcheidungen (Urt. v. 8. Nov. 1910 (Entſch. 74, 332) und 
v. 1. Nov. 1911 (Seuff A. 67 Nr. 104) — die Anwendbarkeit des 8 139 BGB. 
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mit der Begründung verneint, daß die Verpfändung des Ehrenworts kein 
bloßes, dem Vertrage hinzutretendes Verſtärkungsmittel, keine Nebenabrede 
ſei, die unbeſchadet des Wettbewerbsverbots ausgeſchieden werden könne, 
ſondern daß ſie in Verbindung mit der Vertragsſtrafe die einheitliche Grundlage 
für das Wettbewerbsverbot bilde (Entſch. 78, 260). Seine Ausführungen laſſen 
jedoch nicht erkennen, daß er die ehrenwortliche Beſtärkung eines Verſprechens 
und das Verſprechen ſelbſt für begrifflich untrennbar und deshalb die Wirk⸗ 
ſamkeit des Verſprechens im Falle der Sittenwidrigkeit der ehrenwortlichen 
Beſtärkung für ſchlechthin ausgeſchloſſen erachtete. Jedenfalls hat er in einer 
ſpäteren, einen gleichen Dienſtvertrag betreffenden Entſcheidung (Urt. v. 
21. April 1914 in Warneyer ErgBd. 1914 Nr. 178) den Standpunkt ein⸗ 
genommen, daß es lediglich Tatfrage ſei, ob zwiſchen Ehrenwort und Ver⸗ 
pflichtung ein unlöslicher Zuſammenhang beſtehe oder nicht, und daß die 
Nichtigkeit der ehrenwortlichen Beſtärkung die der Verpflichtung ſelbſt nicht 
notwendig nach ſich ziehe. Dieſer Standpunkt iſt als richtig anzuerkennen. 
Auch im vorliegenden Fall, wo die Verpfändung des Ehrenworts am 
Schluſſe des Vertrages in einem beſonderen Paragraphen beurkundet iſt, 
war das Ber.⸗Gericht durch nichts gehindert, in der Verpfändung des Ehren⸗ 
worts nur ein Verſtärkungsmittel, keinen unlöslichen Beſtandteil der Ver⸗ 
pflichtungserklärung des Beklagten zu erblicken und unter Berückſichtigung 
des Geſamtinhalts und der Vorgeſchichte des Vertrages deſſen Gültigkeit 
auch bei Annahme der Nichtigkeit der Ehrenwortsverpfändung zu bejahen. 
Es hat dies mit der Begründung getan, daß der Beklagte an der Verpfändung 
ſeines Ehrenworts überhaupt kein Intereſſe gehabt habe, und daß ſich der 
Kläger zum Abſchluſſe des Vertrages auch ohne dieſe Verpfändung bereit 
gefunden hätte, wenn ihm deren Nichtigkeit auf Grund des § 138 Abſ. 1 BGB. 
bekannt geweſen wäre. Das Ber.⸗Gericht hat hierbei die Behauptung des 
Beklagten, daß er dem Verlangen des Klägers nach Verpfändung des Ehren⸗ 
wortes widerſprochen, der Kläger aber auf der Verpfändung beſtanden habe, 
als richtig unterſtellt, die behauptete Tatſache indes gegenüber den ſonſtigen 
zugunſten des Klägers ſprechenden Umſtänden für unerheblich erachtet, weil 
der Beklagte ſich dem Verlangen des Klägers gefügt habe und deshalb aus dem 
behaupteten Beſtehen des Klägers auf dem Verlangen nicht zu entnehmen 
ſei, daß der Kläger beim Feſthalten des Beklagten an ſeiner Weigerung den 
Vertrag nicht geſchloſſen hätte. Die Rüge der Reviſion, daß das Ber.⸗Gericht 
die Behauptung des Beklagten zu Unrecht für unerheblich erachtet habe, 
liegt auf rein tatſächlichem Gebiete und kann deshalb nicht durchgreifen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen. v. 25. Juni 1915 in der preuß. Sache 
V. (Bkl.) w. M. (OLG. Celle). II. 79/15. 
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55. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zu leiſten? 
Val. 65 Nr. 160 m. N.; 66 Nr. 203; 68 Nr. 119; 70 Nr. 148. 
BGB. 8s 275. 279. 

Mitte Oktober 1914 kaufte die klagende Firma von dem Beklagten eine 
beſtimmte Menge Wolle „netto Kaſſe gegen Faktura“. Am 26. Okt. 1914 
beſtätigte Beklagter den Empfang des Fakturenbetrages und teilte mit, daß 
er dem Spediteur Verladeorder gegeben habe; am 4. Nov. 1914 erklärte er 
jedoch, nicht liefern zu können, und ſtellte den bezahlten Fakturenbetrag nebſt 
Zinſen wieder zur Verfügung. Die Klägerin deckte ſich nach fruchtloſer Friſt— 
ſetzung ein und klagte dann auf Schadenerſatz. Der Beklagte verlangte Ab— 
weiſung der Klage unter Berufung darauf, daß er die am 10. Oktober bei H. 
in Belgien gekaufte Ware, worunter ſich auch das an Klägerin verkaufte Los 
befunden habe, nicht habe erlangen können, indem der Verkäufer auf vertrag- 
mäßiger Bezahlung in belgiſcher Währung beſtanden habe und ſolche trotz 
vieler angewandter Mühe bis zum 24. Oktober, als dem Fälligkeitstage, 
nicht zu beſchaffen geweſen ſei, weshalb der Verkäufer am 28. Oktober den 
Vertrag annulliert habe. — Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur 
Zahlung; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

„Indem der Beklagte „netto Kaſſe gegen Faktura“, alſo zu ſofortiger 
Lieferung, die Wolle verkaufte, über die er zur Zeit dieſes Verkaufs das Recht 
zur Verfügung noch nicht beſaß, handelte er unter der Gefahr, daß er, wenn 
es ihm nicht gelang, ſich die Verfügung über die verkaufte Ware rechtzeitig 
zu verſchaffen, ſeinem Käufer für den aus der Nichtlieferung entſtehenden 
Schaden haften mußte (BGB. §§ 440 und 326). 

Verkauft hatte er eine beſtimmt bezeichnete Partie Wolle. Dieſe Partie 
war von ihm zugleich mit noch vier andern Partien am 10. Okt. 1914 in Ver⸗ 
viers in Belgien gekauft worden. Der belgiſche Verkäufer hatte ſich ausbe— 
dungen, daß ihm, bevor er zu liefern brauche, der Kaufpreis innerhalb zehn 
Tagen, unter ausdrücklichem Ausſchluß jeder irgendwie zu begründenden 
Verlängerung dieſer Friſt, in belgiſchem Gelde bezahlt ſein mußte. Das hierzu 
erforderliche belgiſche Geld hat der Beklagte ſich durch die von ihm damit 
beauftragte Bank innerhalb der Friſt zu beſchaffen nicht vermocht. Darauf 
iſt ſein belgiſcher Verkäufer vom Vertrage zurückgetreten. Der Beklagte hat 
die Verfügung über die von ihm verkaufte Wolle nicht erlangt und deshalb 
die Lieferung an die Klägerin, die ihrerſeits ſofort gegen die ihr überſandte 
Faktura bezahlt hatte, nicht bewirken können. Er glaubt bei dieſem Sach- 
verhalt, indem er Beweis dafür anbietet, daß es unmöglich geweſen ſei, nach 
dem 14. Oktober noch 70000 Franes in belgiſchem Gelde aufzutreiben und 
niemand dies vorher habe vorausſehen können, behaupten zu dürfen, daß 
ihm die Lieferung durch einen erſt nach dem Abſchluß des Verkaufs an die 
Klägerin eingetretenen Umſtand, den er nicht zu vertreten habe, unmöglich 
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geworden und er deshalb nach $ 275 BGB. von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei geworden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig, weil der Tatbeſtand des 
§ 275 nicht vorliegt. 

Der Beklagte greift darin fehl, daß er meint, in ſeinem Rechtsverhältnis 
zur Klägerin ſich auf die Erfolgloſigkeit ſeiner Bemühungen zur Beſchaffung 
des für die Bezahlung der fünf von ihm in Verviers gekauften Partien Wolle 
erforderlichen belgiſchen Geldes berufen zu können. In ſeinem Rechtsver⸗ 
hältnis zur Klägerin handelte es ſich nicht um die fünf Partien im Gejamt- 
wert von über 70000 Francs. Und es handelte ſich zwiſchen ihm und der 
Klägerin auch nicht um die Beſchaffung belgiſchen Geldes. Alles dies ging 
nur ſein Rechtsverhältnis zu dem belgiſchen Verkäufer an und betraf nur 
den Erwerb der Wolle für den Beklagten. Was für die Nichterfüllung ſeines 
Vertrags mit der Klägerin von rechtlichem Belang war, erſchöpfte ſich in der 
Tatſache, daß ihm, als er ſich die von ihm verkaufte Wolle von der Klägerin 
bezahlen ließ, das Recht noch immer fehlte, über die von ihm ſelbſt noch 
nicht erworbene Ware zu verfügen. Dieſer Umſtand, auf dem nicht eine 
ſachliche Unmöglichkeit der Lieferung, ſondern nur das perſönliche Unver⸗ 
mögen des Beklagten, ſich die Verfügung über die vorhandene und von ihm 
der Klägerin verkaufte Ware zu verſchaffen, beruhte, war aber weder erſt 
nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes — will jagen: nach dem Ab: 
ſchluß des Vertrages mit der Klägerin — eingetreten, da er bereits beim Ab 
ſchluß beſtand, noch war es ein Umſtand, von dem der Beklagte behaupten 
dürfte, daß er ihn der Klägerin gegenüber nicht zu vertreten hatte. 

Wer ſich als Verkäufer zur Lieferung des Verkauften verpflichtet, über⸗ 
nimmt mit dieſer Verpflichtung die ohne weiteres als ſelbſtverſtändlich darin 
eingeſchloſſene Haftung dafür, daß er das, was er verkauft, auch zu liefern 
in der Lage ſei und nicht durch das Recht eines Anderen daran gehindert werde 
(RGentſch. 69, 357). Auf dieſer Haftung beruht das Wagnis deſſen, der einc 
Sache verkauft, bei welcher er das Recht, über ſie verfügen zu dürfen, erſt 
noch erwerben muß. Gelingt der Erwerb ihm nicht und kann er deshalb nicht 
liefern, ſo kann er ſich nicht von ſeiner Haftung mit dem Nachweiſe befreien, 
daß er ſich in ſeiner Annahme, er werde den Erwerb ſicher erlangen, keiner 
Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht habe. Für die Rechtsanſprüche des Käufers 
kommt es nicht darauf an, wie und womit ſein Verkäufer ſich die von ihm 
verkaufte, tatſächlich im Beſitz eines über ſie verfügenden Dritten vorhandene 
Sache zu verſchaffen beabſichtigte und wie und woran dieſe Abſicht mit oder 
ohne Verſchulden geſcheitert ſein mag.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 30. Okt. 1915 i. S. M. w. 

B. & M. Bf. II. 88/15. Nö. 


ir 
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56. Bei Rüdgabe der Mietſache im beſchädigten Fuſtande hat der 
Mieter dieſen zu rechtfertigen. 
BGB. 58 548. 556. 

Unſtreitig hat die Beklagte die vom Kläger gemietete Schute dieſem 
nach Beendigung der Miete in beſchädigtem Zuſtande zurückgegeben. Sie 
behauptet, ſie habe von der Mietſache lediglich den vertragmäßigen Gebrauch 
gemacht und hafte daher nicht für den dabei eingetretenen Schaden. 

Allein wenn auch mit Rückſicht auf die von der Beklagten in bezug ge⸗ 
nommene Vorſchrift des 8 548 BGB. ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, 
daß die Mietſache nach Beendigung des Vertrages in dem Zuſtande, in dem 
ſie ſich beim Empfang befunden habe, zurückzugeben ſei, nicht beſteht, ſo iſt 
doch der Mieter, wenn er die Mietſache beſchädigt zurückgibt und die Be⸗ 
ſchädigung ihrer Natur nach ſich — wie hier — augenſcheinlich nicht als eine 
bloße durch vertragmäßigen Gebrauch als ſolchen hervorgerufene Veränderung 
darſtellt, dem Vermieter aufklärungspflichtig dafür, wie der Schaden ſich 
ereignet hat und wie er ſich trotz der dem Mieter obliegenden Obhutspflicht 
ereignen konnte. 

An einer genügenden Aufklärung hat es die Beklagte aber fehlen 
lajien. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 25. Nov. 1915 i. S. G. (Kl.) 

w. U. Bf. III. 178/15. B. 


57. Die dienſtliche Uberweiſung außergewöhnlicher Aufgaben an 
einen Militärarzt begründet keine privatrechtlichen Anſprüche. 
BB. 89 611. 812. 


Der Kläger, der bis zum 30. Sept. 1905 als aktiver Stabsarzt zur Frauen— 
klinik der Königlichen Charité in Berlin kommandiert war und am 1. Okt. 
1905 ſeinen Dienſt als Stabs⸗ und Abteilungsarzt beim 1. Garde⸗Feld⸗ 
Artillerie-Regiment antrat, übernahm, nachdem er ſich hierzu zur Verfügung 
geſtellt hatte, neben ſeinem truppenärztlichen Dienſte die geburtshülflich- 
gynäkologiſche Behandlung der Soldatenfrauen der Garniſon Berlin auf 
Befehl des vorgeſetzten Generalarztes an Stelle des bisher damit beauftragten, 
verſetzten Stabsarztes. Er beanſpruchte nun Erſatz der Aufwendungen, die 
ihm angeblich durch die Behandlung der Soldatenfrauen in der Zeit vom 
1. Okt. 1905 bis 30. Juni 1911 erwachſen waren, abzüglich der ihm bewil— 
ligten Entſchädigungen von zuſammen 1250 .f. — Die Klage wurde in allen 
Inſtanzen für unbegründet erklärt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Der Ber.-Richter nimmt mit Recht an, daß das Verhältnis zwiſchen den 
Parteien lediglich öffentlichrechtlicher Natur iſt, und daß nicht etwa, wie der 
Kläger behauptet, ein privatrechtlicher Dienſtvertrag oder Auftrag vorliegt. 
Der Kläger hat in ſeiner Eigenſchaft als Militärarzt den dienſtlichen Befehl 
zur Übernahme der frauenärztlichen Behandlung erhalten und nur auf Grund 
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ſeines öffentlichrechtlichen Sanitätsoffiziers⸗Dienſtverhältniſſes dieſe Behand⸗ 
lung übernommen und ausgeführt. Ein Offizier oder Beamter kann aber 
für Aufwendungen, die er infolge ſeiner dienſtlichen Tätigkeit machen muß, 
von dem Fiskus Vergütung nur auf Grund einer dieſe vorſehenden beſonderen 
Beſtimmung oder einer Zuſicherung eines zur Vertretung des Fiskus befugten 
Beamten, ſonſt aber nicht, und zwar auch nicht unter dem Geſichtspunkt der 
ungerechtfertigten Bereicherung beanſpruchen. Er iſt auf Grund ſeines Dienſt⸗ 
verhältniſſes zur Tragung der mit ſeiner Dienſttätigkeit verbundenen Auf⸗ 
wendungen verpflichtet, ſie werden durch das Gehalt und ſonſtige Dienſtein⸗ 
kommen mitabgegolten. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich nun allerdings um eine außer⸗ 
gewöhnliche Tätigkeit. Während nach der Friedens ⸗Sanitäts⸗Ordnung $ 31 
die Militärärzte, und zwar in erſter Linie die Aſſiſtenzärzte, und nur in ſchweren 
Krankheitsfällen auch die Stabsärzte, lediglich die Soldatenfrauen ihres 
Truppenteils zu behandeln haben, iſt dem Kläger als Stabs⸗ und Abteilungs⸗ 
arzt die geburtshülfliche Behandlung aller Soldatenfrauen der Garniſon 
Berlin übertragen worden. Das begründet aber keinen Unterſchied, auch auf 
ſolche außergewöhnliche Tätigkeit findet der obige Grundſatz Anwendung. 
Dies iſt in dem Reichsbeſoldungsgeſetz v. 15. Juli 1909 88 3. 15 ausdrücklich 
anerkannt worden, indem dort, nicht als eine Neuerung, ſondern in Über— 
einſtimmung mit dem bisherigen Recht, 

ſ. den Kommiſſionsbericht zu dieſem Geſetze, Druckſ. Nr. 1615 der Verhandl. des 

Reichstags, 12. Legislaturper. I. Seſſion 1907/9 S. 10. 149 f., 
‚ausgefprochen iſt, daß für Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen Dienſtein— 
kommen ebenſo wie Zulagen nur inſoweit bewilligt werden können, als der 
Reichshaushaltsplan dies beſtimmt oder beſondere Fonds dazu zur Ver— 
fügung ſtellt. 

Da der Kläger nun ſeinen Anſpruch weder auf eine allgemeine Beſtim— 
mung noch auch auf eine den Fiskus verpflichtende Zuſage eines zu deſſen 
Vertretung . Beamten ſtützen kann, ſo iſt die Klage mit Recht ab— 
gewieſen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 8. Juni 1915 in der preuß. Sache 

H. (Kl.) w. Reichsfiskus (KG. Berlin). III. 594/14. 

58. Die Feuerverſicherung umfaßt auch eine Beſchädigung durch 
Kauch vor dem Ausbruch des Feuers. 
VerſvG. $ 82. 

Mit Unrecht beſtreitet die Beklagte, daß der vom Kläger geltend gemachte 
Schaden auf ein „Brandereignis“ zurückzuführen ſei, falls er durch das In⸗ 
brandgeraten der fraglichen Holzſtücke hervorgerufen worden ſei. Iſt tat⸗ 
ſächlich ein offenes Feuer zum Ausbruch n durch das der Schaden 
entitanden iſt, jo liegt ein Brandereignis i. S. der Verſicherungsbedingungen 
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vor und kann ſich die Beklagte nicht ihrer Verpflichtung aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage mit der Behauptung entziehen, daß die verſicherten Pflanzen nicht 
durch die Flammen, ſondern ſchon durch das vorhergegangene Schwelen des 
Holzes beſchädigt worden ſeien. Mit Recht weiſt das Landgericht darauf hin, 
daß die Verkehrsanſchauung einer Unterſcheidung zwiſchen den einzelnen 
Abſchnitten des Brandereigniſſes, wie ſie die Beklagte gemacht wiſſen will, 
widerſpricht und daß es für das Vorliegen des Verſicherungsfalls genügt, 
wenn überhaupt ein Brand ausgebrochen iſt, der für den Schaden urſächlich 
geworden iſt. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 30. Okt. 1915 i. S. K. (Kl.) 

w. Schleſ. Feuer⸗Verſ.⸗Geſ. Bf. VI. 140/15. B. 


59. Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer beim Ein- 
ſturz eines Werks für Verſchulden ſeines Vormundes oder aus 
§ 829 BGBDd 


(Vgl. 61 Nr. 6.) 
BGB. 88 829. 836. 114. 


Der Kläger iſt am 16. März 1909 im Hauſe des wegen Geiſteskrankheit 
entmündigten A. bei Benutzung des Fahrſtuhls zu Schaden gekommen, indem 
das Seil des Fahrſtuhls riß und der Kläger mit dem Fahrſtuhl abſtürzte. Er 
verlangte von den Erben des A. Schadenerſatz. In den beiden erſten Inſtanzen 
wurde die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
— Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſieht in dem Abreißen des Tragſeils und dem Ab— 
ſtürzen des Fahrſtuhls eine Ablöſung von Teilen eines Gebäudes oder eines 
mit dem Grundſtück verbundenen Werkes; es erachtet jedoch eine Haftung des 
A. aus § 836 BGB. nicht für gegeben, weil eine ſolche Haftung nur bei vor- 
liegendem Verſchulden des Beſitzers Platz greife, dieſer aber zur Zeit des Unfalls 
ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe (8 827 BGB.). Inſoweit befindet 
ſich das Urteil im Einklange mit dem früheren in der Sache ergangenen 
Reichsgerichtsurteil und wird auch von der Reviſion nicht angegriffen. 

Dagegen meint die Reviſion, eine Haftung des verſchuldensunfähigen 
Gebäudebeſitzers könne gleichwohl deshalb eintreten, weil er für ein ſeinem 
Vormunde zur Laſt fallendes Verſchulden einzuſtehen habe: denn § 836 lege 
dem Gebäudebeſitzer Verpflichtungen auf, die als Legalobligation vollſtändig 
der Vertragsobligation rechtlich gleich zu erachten ſeien: bei der Erfüllung 
dieſer Obligation werde der Geiſteskranke durch ſeinen Vormund vertreten, 
und gemäß § 278 BGB. habe er das Verſchulden des Vormundes in gleichem 
Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Das iſt nicht richtig. 

Irgendeine zivilrechtliche Verbindlichkeit des Gebäudebeſitzers beſteht 
inſolange nicht, als nicht der Zuſtand des Gebäudes Veranlaſſung zur Ent— 
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ſtehung eines Schadens gegeben hat. Wohl iſt in der Rechtſprechung häufig 
die Rede davon, daß der Beſitzer die Verpflichtung habe, das Gebäude in ord⸗ 
nungmäßigem, die Gefährdung andrer ausſchließendem Zuſtande zu erhalten. 
Aber dieſe Verpflichtung ſteht keineswegs einer ſchuldrechtlichen Verbindlich⸗ 
keit gleich, wie ſich ſchon aus dem Fehlen eines Forderungsberechtigten ergibt, 
ſie iſt vielmehr nur ein Sonderfall der allgemein jedem Menſchen obliegenden 
Pflicht, im Verkehr ſein Verhalten ſo einzurichten, daß dabei Benachteiligungen 
andrer möglichſt vermieden werden. Eine rechtliche Wirkung erzeugt jene Ver⸗ 
pflichtung erſt dann, wenn ihre Nichteinhaltung einen andern geſchädigt hat. 
Wäre die Anſchauung der Reviſion über das Beſtehen einer allgemeinen 
obligatoriſchen Verpflichtung des Gebäudebeſitzers zutreffend, dann hätte es 
der Vorſchrift im § 908 BGB. nicht bedurft, durch welche beſtimmten Per⸗ 
ſonen das Recht zugebilligt wird, durch Herantreten an den Beſitzer eine Ver⸗ 
bindlichkeit der bezeichneten Art zur Entſtehung zu bringen. 

Es fragt ſich ſodann, ob etwa der in der Rechtslehre mehrfach vertretenen 
Anſchauung beigepflichtet werden könnte, wonach gerade im Fall des § 836 
eine Ausnahme von dem ſonſt geltenden Grundſatze gemacht werden ſoll, 
daß der Entmündigte für das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters nicht 
zu haften hat, jo daß in dieſem Falle § 278, wenn auch nicht unmittelbar, 
jo doch ſinugemäß anwendbar wäre. Die Frage tft zu verneinen. Die Haftung 
des Gebäudebeſitzers weiſt keine ſolche Beſonderheit auf, daß gerade für ſie 
die Durchbrechung eines allgemeinen Rechtsſatzes von grundlegender Bedeu— 
tung aus bloßen Zweckmäßigkeitserwägungen gerechtfertigt erſcheinen könnte. 
Allerdings kann gegenüber einem verſchuldensunfähigen Gebäudebeſitzer der 
im $ 836 gewährte Schutz verſagen; aber darin liegt keine Beſonderheit. Die 
Gefahr, daß jemand durch das Verhalten eines Schuldunfähigen geſchädigt 
wird, ohne ihn dafür haftbar machen zu können, beſteht auch auf andern 
Gebieten. Bei Gebäudeſchäden iſt zudem für ſolche Fälle, in denen ein 
nutzungsberechtigter geſetzlicher Vertreter vorhanden iſt, Abhülfe durch § 888 
getroffen; in Fällen, in denen ein Verſchulden des geſetzlichen Vertreters 
vorliegt, kann der Geſchädigte dieſen auf Grund des § 823 in Anſpruch 
nehmen, und ſchließlich iſt, wie unten zu erwähnen, eine billige Ausgleichung 
der Intereſſen auf Grund des $ 829 möglich. Hiernach beſteht kein zwingender 
Anlaß, eine dem Geſetz fremde Haftung für Verſchulden des geſetzlichen Ver— 
treters im Fall des 8 836 anzunehmen. 

Dagegen kann dem Ber.-Gericht inſoweit nicht zugeſtimmt werden, 
als es die Anwendung des § 829 ablehnt. Nach dem Wortlaut dieſer Vor— 
ſchrift hat es allerdings den Anſchein, als ob ſie im Falle des § 836 nicht an— 
wendbar wäre. Aber wenn man die Natur der im $ 836 behandelten Haftung 
näher ins Auge faßt, ergibt ſich, daß hier keineswegs, wie in 88 833 Satz 1, 
835, eine Haftung von beſonderer Art aufgeſtellt wird, ſondern nur für einen 
beſonderen Fall und unter Umkehrung der Beweislaſt diejenige Haftung 
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behandelt wird, welche im $ 823 allgemein für den Fall vorgeſchrieben iſt, 
daß jemand durch Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
ein Recht eines anderen widerrechtlich verletzt. Schon im Urteil des 6. Senats 
vom 30. Okt. 1902 (RGEntſch. 52, 373 ff. und Seuff A. 58 Nr. 209) iſt aus⸗ 
geführt, das Beſondere der Vorſchrift des § 836 reiche nicht über die Vertei⸗ 
lung der Beweislaſt hinaus, im übrigen liege nur ein Anwendungsfall der 
aus $ 823 ſich ergebenden Haftung vor. Bildet aber $ 836 nur einen Anwen⸗ 
dungsfall des $ 823, jo rechtfertigt die Erwähnung des letzteren Paragraphen 
im $ 829 die Anwendung dieſer Vorſchrift auch für den Fall des $ 836. Irgend⸗ 
ein innerer Grund, welcher es rechtfertigen könnte, die Anwendbarkeit des 
§ 829 auf Gebäudeſchäden auszuſchließen, iſt nirgends erſichtlich. Das Urteil 
des 6. Senats in RGEntſch. 74, 145 ſteht nicht entgegen. Dort iſt allerdings 
geſagt, daß § 829 auf andre Arten unerlaubter Handlungen nicht ausgedehnt 
werden dürfe, und dabei auch $ 836 angeführt. Aber jenes Urteil ſteht ſelbſt 
auf dem Standpunkte, daß $ 829 über feinen Wortlaut hinaus anwendbar 
ſei, und die Bemerkung, wonach im Fall des § 836 eine andre Art von uner⸗ 
laubter Handlung vorliege, gehörte nicht zur Begründung der damaligen 
Entſcheidung, ſondern iſt nur nebenbei gemacht worden. 

Auch die Erwägung, daß der Entmündigte den Schaden nicht verurſacht 
haben könne, weil die Vorkehrung der zur Abwehr erforderlichen Maßregeln 
nicht ihm, ſondern ſeinem Vormund obgelegen habe (vgl. Mot. 2, 734), greift 
im Fall des 8 836 nicht durch. Denn die Frage, wer den Schaden verurſacht 
hat, braucht hier nicht weiter unterſucht zu werden, da das Geſetz eben den 
Beſitzer des Gebäudes als den Verurſacher des Schadens angeſehen wiſſen 
will. Läge die Sache ſo, daß A. zwar verſchuldensunfähig, aber gleichwohl 
ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre, dann wäre ohne weiteres erkennbar, 
daß er ſelbſt als derjenige behandelt werden müßte, der den Schaden verur— 
ſacht hat. Die Aufſtellung eines geſetzlichen Vertreters ändert in dieſer Hin— 
ſicht die Sachlage nicht. 

Hiernach bedarf es noch einer Prüfung, ob nicht dem Kläger nach den 
gegebenen Umſtänden ein Anſpruch auf Schadloshaltung i. S. des 8 829 
BGB. zuzubilligen ſei.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. März 1915 in der preuß. Sache 

N. (Kl.) w. A. Erben (KG. Berlin). IV. 500/14. 


60. Haftung des Staats für Amtspflichtverletzung des Landrats als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes in der Selbſtverwaltung. 
BGB. § 839; preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909 8 4. 

Der Kläger verlangt Erſatz des Schadens, der ihm nach ſeiner Angabe 
dadurch entſtanden iſt, daß der Landrat des verklagten Kreiſes in ſeiner Eigen— 
ſchaft als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes ſeine Amtspflicht verletzt habe. 
Nach § 4 preuß. Geſ. über die Haftung des Staats und andrer Verbände für 
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Amtspflichtverletzungen, v. 1. Aug. 1909, finden die Vorſchriften des 81 
über die Haftung des Staats auf die für den Dienſt eines Kommunalverbandes 
angeſtellten Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 
Staats der Kommunalverband haftet. 

Bei Prüfung der Frage, ob der Kreis für die behauptete Amtspflicht⸗ 
verletzung des Landrats hafte, iſt zunächſt zu unterſuchen, ob der Landrat 
als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, ſobald der Kreisausſchuß oder ſein Vor⸗ 
ſitzender als Organ der Selbſtverwaltung — nicht als ſtaatliches Verwaltungs⸗ 
gericht — tätig iſt, als ein Beamter anzuſehen ſei, der für den Dienſt des Kreis⸗ 
kommunalverbandes angeſtellt iſt. Dieſe Frage wird nicht allein durch die 
Erwägung entſchieden, daß der Landrat nach $ 24 Kreis O. für Heſſen⸗Naſſau 
vom König ernannt wird. Auch ein vom Staat ernannter Beamter kann für 
den Dienſt eines Kommunalverbandes angeſtellt fein (RGeEntſch. 80, 342). 
Nach § 36 Landesverwaltungs⸗Geſ. führt der Landrat den Vorſitz im Kreis⸗ 
ausſchuß kraft ſeiner Amtsſtellung, ohne daß es einer beſonderen Beſtellung 
bedarf. Nach der geſetzlichen Einrichtung des Landratsamts iſt ſein Träger 
ein Staatsbeamter. Der Landrat hat zwar nach § 26 Kreis O. für Heſſen⸗ 
Naſſau inſofern eine Doppelſtellung, als er als Organ der Staatsregierung 
die Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung und als Vorſitzender des 
Kreisausſchuſſes die Kommunalverwaltung des Kreiſes leitet. Indem die 
Kreisordnung (§ 24) in Berückſichtigung dieſer Doppelſtellung dem Kreistage 
ein Vorſchlagsrecht, dem König aber die Ernennung des Landrats zuweiſt, 
bringt ſie zum Ausdruck, daß der Landrat Staatsbeamter ſein ſoll und iſt. 
Wenn er Geſchäfte erledigt, die ihm kraft ſeines Staatsamts übertragen ſind, 
aber in den Bereich der Selbſtverwaltung des Kreiskommunalverbandes 
fallen, ſo wird er dadurch nicht zugleich zum Kommunalbeamten; auch ein 
Kommunalbeamter wird dadurch, daß beſtimmte ſtaatliche Aufgaben, z. B. 
die Leitung der örtlichen Polizei, mit ſeinem Kommunalamt verbunden 
werden, nicht zugleich unmittelbarer Staatsbeamter; auch bei Bearbeitung 
dieſer ſtaatlichen Geſchäfte bleibt er Organ der Selbſtverwaltung, ſo daß für 
etwaige Verletzungen der Amtspflicht die Gemeinde haftet; 

jo Brand Beamtenr. $ 228 Nr. 4 S. 618; vgl. auch Fleiner, Inſtitutionen des 

Verwaltungsr. 114. 

Selbſt wenn aber der Wirkungskreis, den der Landrat als Vorſitzender des 
Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der Selbſtverwaltung hat, als ein zweites 
Amt aufzufaſſen wäre, ſo würde es ſich um ein Amt handeln, das ſeiner Art 
nach ein Nebenamt zum ſtaatlichen Hauptamt iſt. Nach $2 Kommunalbe⸗ 
amten-Geſ. v. 30. Juli 1899 iſt als Kommunalbeamter nicht anzuſehen, wer 
neben ſeinem ſtaatlichen Hauptamt ein Kommunalamt bekleidet, das ſeiner 
Art nach ein Nebenamt iſt. Dieſes Geſetz iſt aber zur Auslegung des Begriffs 
des Kommunalbeamten des Geſetzes v. 1. Juli 1909 inſoweit heranzuziehen, 
zumal dieſes Geſetz ebenſo wie jenes die „Anſtellung für den Kommunal— 
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verband“ als weſentliches Merkmal hervorhebt. Ob der Landrat des verklagten 
Kreiſes für die Erledigung der Geſchäfte der Selbſtverwaltung eine beſondere 
Vergütung von dem Kreiſe erhält, iſt unerheblich. Die Rechtsſtellung des Vor⸗ 
ſitzenden des Kreisausſchuſſes iſt durch das allgemeine ftaatliche Recht ae- 
:egelt und kann durch beſondere Abreden zwiſchen dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes und dem Kreiſe nicht verändert werden. 

Nach alledem kann $ 4 des erwähnten Geſetzes v. 1. Juli 1909 keine An⸗ 
wendung finden; für Verletzungen der Amtspflicht, die der Landrat als Vor- 
ſitzender des Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der Selbſtverwaltung be— 
geht, haftet der Kreiskommunalverband nicht. — — — 

Urteil des OLG. zu Kaſſel (1. Sen.) v. 3. Dez. 1915. 1 U. 53/15. Mt. 
61. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Ehemannes; Einfluß 
der Üblichkeit eines Arbeitsverdienſtes der Frau“; Verhältnis zur 
Unterhaltspflicht der Verwandten“. 

„Vgl. 63 Nr. 161. — Vgl. 59 Nr. 185. 

BGB. 88 1578. 1608. 

Die Parteien waren früher miteinander verheiratet: ſeit dem 23. Mai 1912 
iſt die Ehe aus alleinigem Verſchulden des Beklagten rechtskräftig geſchieden. 
Die Klägerin verlangte nun vom Beklagten Gewährung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts mit vierteljährlich 375. Zuerkannt wurden ihr jährlich 600. . 
Rechtsmittel hatten keinen Erfolg. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt in erſter Linie von der Be— 
antwortung der Frage ab, ob der Klaganſpruch etwa um deswillen unbe— 
gründet iſt, weil die allerdings vermögensloſe Klägerin ihren Unterhalt, wie 
das Oberlandesgericht als unſtreitig anſieht, durch Arbeit erwerben kann und, 
wie der Beklagte behauptet und das Ber. Gericht als richtig unterſtellt, auch 
wirklich erwirbt. Das Ber.-Gericht verneint dieſe Frage mit dem Landgericht 
auf Grund der Feſtſtellung, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehe— 
gatten zur Zeit der Scheidung gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau 
nicht üblich ſei. Die Reviſion wendet dagegen ein, daß es, wenn die Frau 
arbeite und aus ihrer Arbeit Einkommen habe, auf die Frage der Üblichkeit 
garnicht ankomme. Indeſſen die Auffaſſung des Ber.-Gerichts entſpricht 
dem Geſetze, das in § 1578 Abſ. 1 BGB. die für die geſchiedene Frau be— 
ſtehende Möglichkeit, den Unterhalt aus dem Ertrag ihrer Arbeit zu beſtreiten, 
nur dann in Betracht gezogen wiſſen will, wenn nach den Verhältniſſen, in 
denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. 
Lediglich die Üblichkeit entſcheidet. Iſt nach den Verhältniſſen, in denen die 
Ebegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau als üblich anzuſehen, 
ſo muß ſich die geſchiedene Frau das, was ſie durch Arbeit erwerben könnte, 
wenn ſie arbeitete, und erſt recht das, was ſie durch Arbeit tafſächlich erwirbt, 
auf den Unterhalt anrechnen laſſen, auch wenn ſie während der Ehe keine 
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erwerbende Tätigkeit ausgeübt hat. Umgekehrt kann einer Frau nicht zu⸗ 
gemutet werden, nach der Scheidung erwerbende Tätigkeit auszuüben und 
ſich den Ertrag ihrer Arbeit auf den Unterhalt anrechnen zu laſſen, wenn nach 
den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit 
der Frau nicht als üblich anzuſehen iſt. Dies ſelbſt dann nicht, wenn ſie wäh⸗ 
rend der Ehe eine erwerbende Tätigkeit ausgeübt haben ſollte. Arbeitet ſie 
dennoch, ſo bleibt der Ertrag ihrer Arbeit von der Anrechnung auf den Unter⸗ 
halt ausgeſchloſſen. Alles das hat der Senat bereits ausgeſprochen (RGEntſch. 
62, 294 ff., insbeſ. S. 300), und daran iſt feſtzuhalten. Daß dieſer Standpunkt 
der des Geſetzes iſt, wird auch in der Rechtslehre faſt ausnahmslos angenommen. 
Die zweite Frage iſt die, ob die Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin 
Unterhalt zu gewähren, dadurch beeinflußt wird, daß die Mutter der Klägerin, 
wie das Ber.⸗Gericht wieder als unſtreitig anſieht, Vermögen hat und an ſich 
vielleicht in der Lage wäre, für den Unterhalt der Klägerin aufzukommen. 
Das Ber.⸗Gericht verneint in Übereinſtimmung mit dem Landgericht auch 
dieſe Frage. Wenn, ſo wird geſagt, die Mutter der Klägerin unterhalts⸗ 
pflichtig wäre, jo würde allerdings (§ 1608 Abſ. 1 Satz 2), ſoweit dem Be⸗ 
klagten nicht ſein ſtandesmäßiger Unterhalt bleibt, ihre Unterhaltspflicht der 
ſeinigen vorgehen, die Mutter ſei aber nicht unterhaltspflichtig, da die Klä⸗ 
gerin ſich durch Arbeit ſelbſt unterhalten könne, alſo (§ 1602) nicht unterhalts- 
bedürftig ſei. Dieſe Auffaſſung entſpricht gleichfalls dem Geſetze. Soweit der 
unterhaltspflichtige Ehegatte, auch der geſchiedene (§ 1606 Abſ. 2), bei Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dem andern Ehegatten Unterhalt zu ge⸗ 
währen, ſollen deſſen Verwandte, der Regel des § 1608 Abſ. 1 Satz 1 ent- 
gegen, ausnahmsweiſe vor ihm haften. Inſoweit ſoll alſo der Ehegatte erit - 
haften, wenn und ſoweit der unterhaltsberechtigte Ehegatte von ſeinen unter⸗ 
haltspflichtigen Verwandten Unterhalt nicht zu erlangen vermag. Das Geſetz 
mag dabei zunächſt an die Fälle denken, in denen die Unterhaltspflicht der 
Verwandten deshalb verſagt (vgl. ZW. 1904, 17629), weil ſie zur Gewährung 
des Unterhalts nicht in der Lage ſind. Die vom Geſetz ins Auge gefaßte Wir⸗ 
kung tritt aber nicht minder dann ein, wenn die Verwandten zwar leiſtungs⸗ 
jähig, zur Gewährung von Unterhalt jedoch deshalb nicht verpflichtet ſind, 
weil der ſeinem Ehegatten gegenüber unterhaltsberechtigte Ehegatte ihnen 
gegenüber mangels Bedürftigkeit nicht unterhaltsberechtigt iſt. Daß ein 
ſolcher Fall, wie gerade der zur Entſcheidung ſtehende Rechtsſtreit zeigt, vor⸗ 
kommen kann, hat darin ſeinen Grund, daß die Vorausſetzungen, an die das 
Geſetz die Unterhaltsberechtigung knüpft, bei der Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten und der der Verwandten nicht durchaus übereinſtimmen, was ins⸗ 
beſondere hervortritt, wenn man die Vorſchrift in § 1578 Abſ. 1 mit der in 
$ 1602 vergleicht. Nun mag zwar der Billigkeitsgrund, der zu der Vorſchrift 
in § 1608 Abf. 1 Satz 2 geführt hat (vgl. Motive 4, 689 zu 8 . und 686 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Hefti 3. 
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zu 8 1482 Abſ. 2 des 1. Entwurfs), die Vermeidung einer ungerechtfertigten 
Härte, auch dann und vielleicht erſt recht zutreffen, wenn dem unterhalts- 
pflichtigen Ehegatten als unterhaltsberechtigt ein Ehegatte gegenüberſteht, 
der von ſeinen an ſich unterhaltspflichtigen Verwandten den ſtandesmäßigen 
Unterhalt bloß deshalb nicht beanſpruchen kann, weil er imſtande iſt, ihn 
ſich ſelbſt zu verſchaffen. Indeſſen das berechtigt nicht, die Vorſchrift in § 1608 
Abſ. 1 Satz 2, zumal da fie die Eigenſchaft einer Ausnahmebeſtimmung hat, 
auch in einem Fall zur Anwendung zu bringen, für den ſie nach ihrem Wort⸗ 
laut und auch nach ihrem Sinn nicht gegeben iſt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Mai 1915 in der preuß. Sache 

W. (Bkl.) w. W. (OLG. Celle). IV. 640/14. 

62. Eine erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
kann der Ausſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 
Vgl. oben Nr. 20. 
BGB. 89 1831. 1822.1 1944. 

Nachdem der Vater der Klägerin am 9. Mai 1902 geſtorben war, hatte 
ihre Mutter am 9. Juni 1902 vor dem Amtsgericht erklärt, daß einziges Kind 
aus der Ehe die Klägerin ſei, daß kein Teſtament errichtet ſei, und daß ſie für 
ſich und ihre minderjährige Tochter die Erbſchaft ausſchlage und hierzu die 
Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts erbitte. Nach einem Protokoll des Amts- 
gerichts vom 11. Juni 1902 hatte das Amtsgericht an dieſem Tage die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung der für die minderjährige Klägerin 
erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft erteilt und dies war der Mutter am 
14. Juni 1902 mitgeteilt worden. Unter Berufung auf dieſe Vorgänge klagte 
die Klägerin gegen einen Gläubiger ihres Vaters mit dem Antrage, die von 
ihm gegen ſie verſuchte Zw.⸗Vollſtreckung aus Schuldtiteln des Vaters zu 
unterlaſſen. Der Einwand des Beklagten, daß die Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft unwirkſam ſei, weil die Genehmigung des Vorm. Gerichts erſt nach der 
Ausſchlagung ſtattgefunden habe, war in den beiden erſten Inſtanzen für 
begründet erachtet worden, wurde aber vom Reichsgericht verworfen. — 
Aus den Gründen: 

„Wenn man lediglich die Vorſchrift des 8 1831 Satz 1 BGB. in Betracht 
zieht, ſo läßt ſich die Entſcheidung des Ber.-Gerichts nicht beanſtanden. Allein 
dieſe Vorſchrift kann dann keine Anwendung finden, wenn das einſeitige 
Rechtsgeſchäft, von dem im § 1831 BGB. die Rede iſt, nach geſetzlicher Vor— 
ſchrift binnen einer beſtimmten Friſt vorgenommen werden muß. Der geſetz— 
geberiſche Grund der Aufnahme des § 1831 in das Geſetz war ebenſo wie bei 
§ 111 BGB. der, daß man es für unbillig erachtete, diejenigen Perſonen, 
deren Rechtsverhältniſſe durch das einſeitige Rechtsgeſchäft berührt werden, 
für unbeſtimmte Zeit über die Frage ſeiner Wirkſamkeit im ungewiſſen zu 
laſſen. Um dem vorzubeugen, ſollte die Genehmigung des Vorm. -Gerichts 
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der Vornahme des Geſchäfts vorhergehen, jo daß dieſes in dem letzten Beit- 
punkte ſofort wirkſam wurde (vgl. Mot. 1, 133; 4, 1153; Prot. 1, 62; 4, 797ff.). 
Dieſer geſetzgeberiſche Grund entfällt aber, wenn das Geſetz ſelbſt dafür Sorge 
trägt, daß der Zuſtand der Ungewißheit binnen feſtbeſtimmter Zeit ſein Ende 
erreicht. In ſolchen Fällen muß die geſetzliche Friſtbeſtimmung dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß es genügen ſoll, wenn alle zur Gültigkeit des Geſchäfts 
erforderlichen Erklärungen bis zum Ablauf der Friſt abgegeben werden, daß 
es aber auf die Reihenfolge, in der die Abgabe erfolgt, nicht ankommen ſoll 
(vgl. RGRKomm. Anm. I zu 8 1831 BGB.). Zu den befriſteten einſeitigen 
Rechtsgeſchäften in dieſem Sinne gehört aber nach § 1944 BGB. die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft. Da nun im vorliegenden Fall die Genehmigung 
des Vorm. ⸗Gerichts jedenfalls innerhalb der Ausſchlagungsfriſt wirkſam 
geworden iſt ($ 1828 BGB.; 8 16 Abſ. 1 FGG.), jo kann die Gültigkeit der 
Erbſchaftsausſchlagung der Klägerin nicht in Abrede, geſtellt werden. Der 
Klagantrag iſt darnach gerechtfertigt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 26. Febr. 1915 in der preuß. Sache 

S. (Kl.) w. N. (KG. Berlin). IV. 378/14. 
63. Eingetr. Genoſſenſchaft; Verjährung des Schadensanſpruchs gegen 

| Mitglieder des Auffichtsrats. 
GenG. § 41 Abſ. 5; BBB. $ 852. 


Der Konk.⸗Verwalter der M. Innungsbank, einer Genoſſenſchaft m. 
b. H., verklagte eine Anzahl von Mitgliedern des Vorſtandes und des Auf⸗ 
ſichtsrats der Genoſſenſchaft auf Schadenerſatz. Der hier in Betracht kom⸗ 
mende Beklagte Fr. gehörte dem Aufſichtsrat von 1898 bis Juni 1906 an. 
Die im Januar 1913 erhobene Klage wurde durch Teilurteil des Landgerichts 
gegen den Beklagten Fr. abgewieſen, weil zur Zeit der Erhebung der Klage 
die fünfjährige Verjährungsfriſt des $ 41 Gen. bereits abgelaufen geweſen 
ſei. Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen; ebenſo ſeine Reviſion. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Schaden, deſſen Erſatz der Kläger von dem Beklagten Fr. begehrt, 
ſoll lediglich dadurch herbeigeführt ſein, daß der Vorſtand der Genoſſenſchaft 
beſtimmten namentlich bezeichneten Genoſſen Kredite gewährt habe, die mit 
deren Vermögensverhältniſſen nicht in Einklang ſtanden, die zum Teil über⸗ 
haupt nicht, zum Teil ungenügend geſichert waren und die den von der Gen.⸗ 
Verſammlung der Genoſſenſchaft v. 8. Juni 1898 genehmigten Kreditbedin⸗ 
gungen zuwiderliefen. Der Beklagte Fr. wird für dieſen Schaden verant⸗ 
wortlich gemacht, weil er in Verletzung ſeiner Pflichten als Mitglied des 
Aufſichtsrats trotz ſeines Bewußtſeins der Unzuläſſigkeit dieſer Kreditgewäh⸗ 
rungen und ihrer Schädlichkeit für die Genoſſenſchaft nicht energiſch dagegen 
eingeſchritten, vielmehr mit den übrigen Aufſichtsratsmitgliedern nur Be⸗ 
ſchlüſſe auf Herabminderung der Kredite gefaßt habe, die vom Vorſtande 
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nicht nur nicht beobachtet, ſondern mit Krediterhöhungen beantwortet ſeien; 
weil er trotzdem nicht auf Abſetzung des Vorſtandes gedrängt und der Gen. 
Verſammlung das Geſchäftsgebahren des Vorſtandes nicht mitgeteilt, ſondern 
die Einſetzung der ungeſicherten Forderungen an die hier fraglichen kredit⸗ 
unwürdigen Genoſſen als ſichere Forderungen in die Bilanz geduldet; und 
weil er endlich trotz eingetretener Überſchuldung der Genoſſenſchaft nicht 
auf die. Konk.⸗Eröffnung hingewirkt habe. | 

Weil alle dieſe dem Beklagten Fr. zur Laſt gelegten Verfehlungen ihre 
Wurzel in der Verletzung der ihm gegenüber der Genoſſenſchaft vertraglich 
obliegenden Aufſichtspflicht hätten, nimmt das Ber.⸗Gericht an, daß auf die 
Verjährung des darauf gegründeten Schadenerſatzanſpruchs § 41 Abſ. 4 
GenG. Anwendung finde, und daß demzufolge der eingeklagte Anſpruch 
verjährt ſei. 

— — — Die Reviſion macht geltend, daß das dem Beklagten Fr. zur 
Laſt gelegte Verhalten den eingeklagten Anſpruch nicht nur aus $ 41 Abſ. 1 
und 2 GenG., ſondern auch aus § 823 Abſ. 2 und aus 8 826 BGB. begründe; 
aus Abſ. 2 8 823 inſofern, als das Verhalten des Beklagten gegen die §§ 146. 
147 GenG. verſtoße; ſoweit aber der Anſpruch nach Abſ. 2 § 823 oder $ 826 
BGB. begründet ſei, unterliege er nach 8 852 BGB. einer zwar nur drei— 
jährigen, aber erſt von der Kenntnis des Schadens ab laufenden und daher 
im vorliegenden Falle noch nicht vollendeten Verjährung. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß ein die Genoſſenſchaft ſchädigendes 
Verhalten ihrer Aufſichtsratsmitglieder ſowohl eine Verletzung des auf ver- 
traglicher Grundlage beruhenden Schuldverhältniſſes, die von der Verjäh⸗ 
rungsvorſchrift des § 41 Abſ. 4 Gen. betroffen wird, enthalten, als auch den 
Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung gemäß 8 823 Ab. 2 und 8 826 BGB. 
erfüllen kann. Die unerlaubte Handlung vermag indes einen Schadens— 
anſpruch neben demjenigen aus der Vertragsverletzung in ſolchem Fall nur 
zu erzeugen, wenn die Handlung, von einem durch das vertragliche Schuld— 
verhältnis nicht Gebundenen begangen, ebenfalls eine unerlaubte ſein würde. 
Iſt die Handlung ohne die vertragliche Verpflichtung des Handelnden nicht 
unerlaubt, ſo iſt es lediglich die Vertragsverletzung, die einen Schadenerſatz— 
anſpruch erzeugt, nicht auch daneben die unerlaubte Handlung, die als ſolche 
erſt durch die Vertragsverletzung in Verbindung mit andern Tatumſtänden 
gegeben iſt. Dem Vertragsgegner iſt dann ein Auſpruch auf Schadenerſatz 
nur aus der Vertragsverletzung gegeben: ihm gegenüber legt eine unerlaubte 
Handlung i. S. der §§ 823 ff. BG., als welche nur ein abgeſehen von einem 
bereits beſtehenden Schuldverhältniſſe widerrechtliches Verhalten anzuſehen 
iſt, überhaupt nicht vor. Alles aber, was dem Beklagten Fr. zur Laſt ge— 
legt wird, iſt nur deshalb widerrechtlich, weil es gegen die ihm der Genoſſen— 
ſchaft gegenüber, deren Anſpruch der Kläger geltend macht, vertraglich ob— 
liegenden Pflichten als Auſſichtsratsmitglied verſtößt. 
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Dies ergibt ſich ohne weiteres für die dem Beklagten zur Laſt gelegten 
ſtrafbaren Handlungen gegen 88 146. 147 GenG., die von ihm nur in ſeiner 
Eigenſchaft als Mitglied des Aufſichtsrats begangen ſein können. — — — Die 
in 88 146. 147 GenG. behandelten Straftaten ſind der Genoſſenſchaft gegen⸗ 
über lediglich Vertragsverletzungen, wenn ſie auch mit öffentlicher Strafe 
bedroht ſind. Damit iſt es wohl vereinbar, daß dieſe Strafgeſetze den Schutz 
dritter, zu den Tätern nicht in dem Aufſichtsrat⸗Vertragsverhältnis ſtehender 
Perſonen bezwecken, wie dies bezüglich des § 147 von der Rechtſprechung 
anerkannt iſt (RGeEntſch. 81, 269). Dritte können demnach Erſatz des ihnen 
durch einen Verſtoß gegen $ 147 GenG. zugefügten Schadens auf Grund 
des § 823 Abſ. 2 BGB. wegen unerlaubter Handlung verlangen. Auch der 
Genoſſenſchaft ſoll durch die Androhung öffentlicher Strafe in $ 147 ein ver⸗ 
ſtärkter Schutz zuteil werden, aber nur zur Sicherung ihres bereits beſtehen⸗ 
den vertraglichen Rechts, nicht durch Begründung eines neuen Rechts auf 
Unterlaſſung der unter Strafe geſtellten Handlungen, deſſen Gewährung 
völlig gegenſtandlos ſein würde. 

Aber auch den Tatbeſtand des §S 826 BGB., vorſätzliche Schädigung der 
Genoſſenſchaft in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe, leitet 
der Kläger inſofern aus dem vertraglichen Aufſichtsratsverhältnis her, als für 
einen Verſtoß des Beklagten gegen die guten Sitten nichts weiter vorgebracht 
iſt als eine vorſätzliche Verletzung feiner ihm als Mitglied des Aufſichtsrats 
obliegenden Pflichten, begangen durch pflichtwidrige Unterlaſſungen. Alle 
dieſe Unterlaſſungen können aber jedenfalls nur dann, auch beim Bewußt— 
ſein ihrer Schädlichkeit für die Genoſſenſchaft, einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten darſtellen, wenn der Beklagte zu den unterlaſſenen Handlungen ver⸗ 
pflichtet war. Und ohne ſeine Eigenſchaft als Mitglied des Aufſichtsrats wäre 
der Beklagte dazu nicht verpflichtet geweſen. Demnach war der Genoſſen⸗ 
ſchaft, bei Unterſtellung der von dem Kläger behaupteten Sachlage neben 
ihrem vertraglichen Anſpruch aus § 41 GenG. ein Anſpruch auf Schaden- 
erſatz aus § 826 BGB. nicht gegeben. Mit Recht hat daher das Ber.⸗Gericht 
angenommen, daß die Frage, ob der geltend gemachte Anſpruch verjährt 
ſei, nach § 41 Abſ. 4 GenG., nicht nach § 852 BGB. zu entſcheiden ſei. 

Es kann demnach allerdings der Schadensanſpruch gegen Mitglieder des 
Aufſichtsrats wegen ein und derſelben Handlung, z. B. Verſtoßes gegen 8 147 
Gen., je nachdem die Genoſſenſchaft oder ein Dritter Schadenerſatz be- 
anſprucht, der Verjährung aus § 41 Abſ. 4 oder aus $ 852 BGB. unterliegen. 
Anderſeits braucht aber in einem ſolchen Fall die Genoſſenſchaft ſich nicht 
gefallen zu laſſen, wie die Reviſion will, daß beide Verjährungsvorſchriften 
auf ihren Anſpruch anwendbar wären, alſo das verklagte Aufſichtsratsmitglied 
nur die ihm je nach den Umſtänden günſtigere gelten zu laſſen brauchte. Eine 
ſolche Anwendung beider Verjährungsvorſchriften iſt nur zu rechtfertigen, 
wenn zwei ſelbſtändige Anſprüche, der eine aus dem Vertrage, der andre aus 
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unerlaubter Handlung, gegeben ſind, wenn z. B. das Aufſichtsratsmitglied ſich 
an einem Diebſtahl am Genoſſenſchaftsgut, oder an einer vorſätzlichen oder 
fahrläſſigen Sachbeſchädigung, oder an einem zum Nachteil der Genoſſenſchaft 
begangenen Betruge beteiligt. 

Richtet ſich nun die Verjährung des eingeklagten Anſpruchs ausſchließlich 
nach § 41 Abſ. 4 GenG., jo hat das Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum den Ab⸗ 
lauf der dort beſtimmten fünfjährigen Verjährungsfriſt angenommen. Die 
Entſtehung des Anſpruchs, mit der nach § 198 BGB. die Verjährungsfriſt 
zu laufen begann, war allerdings nicht ſchon durch die im Juni 1906 infolge 
ſeines Austritts aus dem Aufſichtsrat eingetretene Beendigung des pflicht— 
widrigen Verhaltens des Beklagten gegeben. Es mußte das Beſtehen eines 
Schadenerſatzanſpruchs, mithin der Eintritt eines Schadens hinzukommen. 
Der mit der Klage geltend gemachte Schaden iſt aber nach Feſtſtellung des 
Ber.⸗Gerichts durch pflichtwidrige Kreditgewährung an gewiſſe Genoſſen ver— 
urſacht und er iſt ſchon entſtanden mit der vor 1906 erfolgten Kredithingabe, 
da die Genoſſenſchaft gegen bares Geld eine garnicht oder nur unzulänglich 
geſicherte Forderung gegen Perſonen erwarb, deren Vermögen weit hinter 
dem ihnen gegebenen Kredit zurückblieb. Dieſe Schädigung der Genoſſen⸗ 
ſchaft ift nach der eigenen Darſtellung des Klägers niemals beſeitigt, ſondern 
im Lauf der Zeit, ermöglicht durch das pflichtwidrige Verhalten des Be— 
klagten, noch erheblich vergrößert worden. Demnach hat der Lauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt jedenfalls mit dem Austritt des Beklagten aus dem Aufſichtsrat 
im Juni 1906 begonnen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 9. Nov. 1915 in der preuß. Sache 

M. Innungsbank Konk. (Kl.) w. Fr. (OL G. Naumburg). II. 248/15. 

e Fl. 
64. Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der 
Mängelanzeige. 
„Vgl. 45 Nr. 205; 56 Nr. 33. 
HB. 8 377. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten eine Anzahl Fäſſer Trockenvoll— 
milch „Milcon“ gekauft und geliefert erhalten, jedoch wegen angeblich man— 
gelnder Vertragmäßigkeit zum größten Teil zur Verfügung geſtellt. Im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit kamen ſieben Fäſſer, im Anfang März 1913 ge— 
liefert, in Frage. Die Klägerin hatte 1050 . bezahlt und wollte wandeln; 
ſie verlangte Rückzahlung des Geldes gegen Rückgabe der ſieben Fäſſer. Die 
Beklagte wandte in erſter Linie ein, daß die Rüge verſpätet erfolgt ſei. — 
In 1. Inſtanz wurde die Klage auf Grund der Einrede abgewieſen: in 2. In— 
ſtanz wurde die Einrede verworfen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Bereits in der 1. Inſtanz hat die Beklagte vier ihrer Fakturen ein— 
gereicht, welche am Fuße die Bemerkung tragen: ‚Reklamationen können 
nur innerhalb von drei Tagen nach Empfang der Ware berückſichtigt werden'. 
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Es fragt ſich, ob und wieweit der Empfänger der Faktura, der Käufer, hier 
Klägerin, ſich auf dieſen Satz hinſichtlich der ihr nach $ 377 HGB. obliegen⸗ 
den Pflicht berufen kann. Nach den Ausführungen in der neueſten Auflage 
von Staub HGB.“ 2, 820 8 377 Anm. 32 kann der Käufer gegenüber dem 
Verkäufer nicht darauf hinweiſen, daß die Friſt zur Mängelanzeige durch 
jenen Vermerk zum Nachteil des Verkäufers erſtreckt ſei; aus ihm erwüchſen 
für den Verkäufer weder Rechte noch Nachteile. Demgegenüber wird (vgl. 
insbeſ. Düringer⸗Hachenburg HGB. 2, 305 § 377 Anm. 53) der Standpunkt 
vertreten, daß ſolcher Hinweis in der Faktura den Verkäufer verpflichte, 
Rügen als rechtzeitig anzuerkennen, welche in die dort angegebene Zeit fielen. 
Tiefe Auffaſſung hat der jetzt erkennende Senat bisher geteilt (HanſGZ. 
Hauptbl. 1911 Nr. 12). Er hält daran feſt. Es kommt nicht, wie Staub 
meint, ausſchließlich darauf an, was der Verkäufer gemeint hat, ob er ſich 
eines Rechts begeben wollte oder nicht, vielmehr bleibt auch der Umſtand 
zu beachten, wie bei verſtändiger Prüfung der Sachlage der Käufer die Auße⸗ 
rung auf der Faktura auffaſſen konnte und mußte. 

Im vorliegenden Fall, wo die Friſt recht kurz geſetzt war und, wenn 
eine genaue Geſchmacks⸗ und kleinere Verarbeitungsprobe erfolgte, beinahe 
ausgenutzt wurde, wo es auch bei der Betriebseinteilung nicht immer ganz 
leicht war, ſofort nach Eintreffen der Fäſſer mit Offnen und Probieren zu 
beginnen, wo anderſeits bei der verderblichen Beſchaffenheit der Ware bald 
Klarheit über etwaige Fehler geſchafft werden mußte, iſt unter Berückſich⸗ 
tigung von Treu und Glauben im Verkehr die Klauſel ſo auszulegen, daß 
eine in der geſetzten Zeit erfolgende Rüge noch rechtzeitig war. 

Dabei wird nach § 187 Abſ. 1 BGB. der Tag des Empfangs nicht mit⸗ 
gerechnet und genügt nach 8 377 Abſ. 4 HGB. für die Wahrung der Friſt 
die Abſendung der Mängelanzeige. Nach den Ausſagen der Zeugen iſt die 
Ware am 5. März in der Fabrik der Klägerin angekommen. Die Mängel⸗ 


anzeige iſt am 8. März 1913 abgeſendet. Danach iſt die Friſt gehalten. — — —.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 18. Nov. 1915 i. S. Schm.⸗ 
Sch. w. Brüder S. Bf. VI. 473/14. Nö. 


65. Die Klagefrift aus $ 39 Strand O. fett eine Feſtſetzung des Hülfs⸗ 
lohnanſpruchs durch die Aufſichtsbehörde voraus. 


Vgl. 37 Nr. 335; auch 69 Nr. 130 m. N. 
Strand O. $ 39. 


Die Klägerin hatte bei dem Strandamt Hamburg, dem gemäß $ 40 
Strand O. v. 17. Mai 1874 die im 8 38 der Aufſichtsbehörde zugewieſenen 
Obliegenheiten übertragen ſind, einen Anſpruch auf Feſtſetzung eines Hülfs⸗ 
lohns gegen die Beklagte gemäß 8$ 36ff. Strand O. geltend gemacht. Das 
Strandamt hatte den Antrag zurückgewieſen. Die Klägerin erhob unter 
Nichtbeobachtung der im 8 39 vorgeſehenen Friſt Klage bei dem zuſtändigen 
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Landgericht auf Zahlung des Hülfslohns. Die Nichteinhaltung der Friſt 
wurde in 2. Juſtanz für bedeutunglos erklärt. Aus den Gründen: 
„Zutreffend weiſt das Landgericht darauf hin, daß auch eine die Tyeit- 
ſetzung eines Hülfslohns ablehnende Entſcheidung des Strandamts ein Be— 
ſcheid i. S. von § 39 Abſ. 1 Strand O. ſei. Doch folgt hieraus keineswegs, 
daß nach Erlaſſung eines ſolchen, eine Hülfslohnfeſtſetzung überhaupt nicht 
enthaltenden Beſcheides die Zuläſſigkeit des Rechtswegs wegen des betref— 
fenden Hülfslohnanſpruchs von der Einhaltung der in § 39 Abſ. 2 vorge⸗ 
ſehenen Ausſchlußfriſt abhänge. Vielmehr kommt die Einhaltung dieſer Aus- 
ſchlußfriſt nur in Frage, wenn das Strandamt einen Hülfslohn feſtgeſetzt hat. 
Denn nur ſolchenfalls kann ſich die eine oder andre Partei i. S. von 8 39 
Abſ. 2 Strand O. ‚bejchwert fühlen“. Lehnt dagegen das Strandamt die Feſt— 
ſetzung überhaupt ab, weil ſeiner Entſcheidung unterliegende Anſprüche nicht 
gegeben ſeien, ſo wird dadurch den materiellen Rechten des Antragſtellers 
in keiner Weiſe vorgegriffen. Vielmehr ſteht ihm im vollen Umfange der 
Rechtsweg offen und indem er dieſen beſchreitet, wendet er ſich nicht gegen 
den betreffenden Beſcheid des Strandamtes als ein dadurch Beſchwerter, 
ſtellt ſich vielmehr inſofern auf den Standpunkt dieſes Beſcheides, als er der 
ihm durch die Stellungnahme des Strandamtes zur Geltungmachung ſeiner 
Anſprüche freigegebenen Richtlinie folgt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 31. Mai 1915 in der Ham⸗ 


burger Sache Schr. & W. w. die V. B. und F. -Geſellſch. 
A- d. 


66. Warenzeichen oder Warenverzierung? 
Val. 42 Nr. 139; 63 Nr. 232. 
WarenzG. § 1. 


J. Die Parteien befaſſen ſich mit der Herſtellung und dem Vertriebe 
on Scheuertüchern. Der Beklagten iſt für Scheuertücher ein Warenzeichen 
eingetragen, das nach der maßgebenden Beſchreibung aus drei Längsſtreifen 
nebeneinander in der Mitte des Scheuertuchs beſteht, welche etwa gleiche 
Breite und gleichen Abſtand voneinander haben, gleichfarbig oder verſchieden— 
farbig ſein können und durch Kettenfäden von der betreffenden Farbe ge— 
bildet werden. Die Klägerin verlangte von der Beklagten Einwilligung in 
die Löſchung des Zeichens, indem ſie geltend machte, daß dasſelbe überhaupt 
kein Warenzeichen im Sinne des Geſetzes, ſondern eine Abbildung der Ware 
ſelbſt ſei, und daß ihm die erforderliche Unterſcheidungskraft abgehe. Die 
Beklagte erhob Widerklage mit dem Antrage, der Klägerin zu unterſagen, 
Scheuertücher mit derartigen Streifen herzuſtellen und zu vertreiben, weil 
damit wegen der beſtehenden Verwechſelungsgefahr gegen ihr Zeichenſchutz— 
recht verſtoßen werde. — In 2. Inſtanz wurden Klage wie Widerklage ab— 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„— — — Die von der Beklagten benannten Zeugen ſind Kunden oder 
Agenten der Beklagten. Daß dieſe von dem von der Beklagten in Anſpruch 
genommenen Warenzeichen Kenntnis haben und deshalb vielleicht auch den 
Mittelſtreifen auf den Tüchern der Beklagten die Eigenſchaft des Waren⸗ 
zeichens beimeſſen, iſt möglich und erklärlich. Dadurch wird aber nichts daran 
geändert, daß der Gebrauch der Streifen durch die Klägerin nach der allgemeinen 
Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe kein warenzeichenmäßiger im Sinn 
des Geſetzes iſt. Die Streifen werden nach jener Auffaſſung als bloße Ver⸗ 
zierung empfunden, die der Ware zur Befriedigung des Schönheitsſinns 
eingefügt iſt; ſie ſtellen ſich nicht als etwas Selbſtändiges dar, das an der 
Ware angebracht iſt, um ſie als Fabrikat eines beſtimmten Erzeugers kennt⸗ 
lich zu machen, ſondern als ein zur beſtimmunggemäßen Herſtellung der 
Ware, nämlich eines mit Verzierungen verſehenen Scheuertuchs, notwendiger 
Beſtandteil. Demzufolge kann der Dritte, der, wie dies bei der Klägerin 
zutrifft, in derſelben Weiſe die Streifen als Geſchmacksmuſter, nämlich als 
Verzierung ſeiner Ware und damit als deren techniſch notwendigen Be⸗ 
ſtandteil benutzt, von der Beklagten auf Grund ihres der Unterſcheidungs⸗ 
kraft und damit des Schutzes aus § 12 WarenzG. entbehrenden Waren⸗ 
zeichens daran nicht gehindert werden (vgl. RGEntſch. 64, 98). 

Übrigens ſei darauf hingewieſen, daß es ſich mit dieſer allgemeinen Auf⸗ 
faſſung des Streifens als Verzierung verträgt, wenn einzelne Fabrikanten 
zugleich damit auch die Qualitäten ihrer Erzeugniſſe zu kennzeichnen ſuchen 
ſollten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. Nov. 1913 i. S. Weberei 

M. (Kl.) w. Fr. 30. 282/12. —ll. 

II. Die Verfügungsklägerin, für die eine in Schwarzdruck ausgeführte 
Abbildung des Leipziger Völkerſchlachtdenkmals als Warenzeichen für Schoko⸗ 
ladenwaren eingetragen iſt, behauptete, die Verfügungsbeklagte, welche die 
gleichen Waren führt, verletze durch Verwendung eines ſchwarzen Bild- 
zeichens ſowie einer farbigen Wiedergabe desſelben das oben genannte Waren- 
zeichen. Sie beantragte, der Beklagten durch einſtweil. Verfügung zu ver⸗ 
bieten, ihre Waren oder deren Verpackung und Umhüllung mit Bildzeichen 
und Abbildungen zu verſehen, die mit dem Warenzeichen der Klägerin über- 
einſtimmten. — Die Beklagte beſtritt die zeichenmäßige Benutzung des Völker⸗ 
ſchlachtdenkmals und die Verwechſelungsfähigkeit ihrer Packungen mit dem 
Warenzeichen der Klägerin. — Der Antrag wurde durch Urteil abgelehnt, 
die Berufung der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Es handelt ſich nach Anſicht des Ber.-Gerichts bei der von 
der Beklagten verwendeten Darſtellung überhaupt nicht um eine Verwen— 
dung des Bildes des Völkerſchlachtdenkmals als Warenzeichen. Die Be— 
klagte will nicht erreichen und erreicht nicht, daß dieſes Bild als Kenn— 
zeichen ihrer Schokoladenwaren vom Publikum aufgefaßt werde, vielmehr 
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ſteht eine bloße Verzierung der Ware, deren Ausſtattung mit einem Bilde 
in Frage, das mit Rückſicht auf die hundertjährige Wiederkehr des Tages 
der Völkerſchlacht dem Käufer das Bild der drei Monarchen in Verbindung 
mit dem des Geländes gibt, in welchem ſich unter andern Erinnerungszeichen 
jetzt das Völkerſchlachtdenkmal erhebt. Die Behauptung der Klägerin, es 
liege nicht ein einheitliches Geſamtbild bei den Packungen vor, ſondern es 
handle ſich um zwei nebeneinandergeſtellte Bilder, von denen das eine eben 
die Benutzung ihres Zeichens in ſich trage, iſt als zutreffend nicht anzuerkennen. 
Das Bild auf der Packung wirkt als ein Bild, wie dies der Vorderrichter ſchon 
zutreffend ausgeführt hat, und für die Frage, ob die Gefahr der Verwechſe⸗ 
lung mit den Warenzeichen der Klägerin gegeben ſei, iſt der Geſamteindruck 
des Bildes maßgebend. Übrigens würde die Verwechſelungsfähigkeit auch 
dann zu verneinen ſein, wenn man den das Gelände des Völkerſchlachtdenk⸗ 
mals wiedergebenden Teil des Bildes getrennt ins Auge zu faſſen hätte. 
Beim Warenzeichen des Klägers iſt es das Völkerſchlachtdenkmal allein, das 
dem Beſchauer entgegentritt, dagegen hat dasſelbe im Bilde der Beklagten 
nur die Bedeutung eines Beſtandteils eines landſchaftlichen Bildes, ohne 
daß es aus dieſem in einer Weiſe hervorträte, die das Gelände als völlig 
nebenſächlichen Teil dem Betrachter erſcheinen ließe. Selbſtverſtändlich kann 
ein Geſchäftsinhaber durch die Anmeldung der Abbildung eines Gebäudes, 
Denkmals ꝛc., dieſes als Warenzeichen nicht derart für ſich in Beſchlag neh— 
men, daß einem Dritten die Verwendung eines Landſchaftsbildes als Aus— 
ſtattungsbild oder als Warenzeichen ſchon um deswillen verwehrt wäre, weil 
das dargeſtellte Gelände unter andern mehr oder weniger hervortretenden 
einzelnen Beſtandteilen auch jenes Gebäude mit umfaßt, immer voraus- 
geſetzt natürlich, daß eine eee ee und damit Irreführung 
des Publikums zu verneinen iſt. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 17. Okt. 1913 i. S. K. & W. 
(Kl.) w. R. & Co. 30. 264/13. — !. 


II. Verfahren. 
67. Begriff der Niederlaſſung nach $ 21 PO. 
Vgl. 66 Nr. 38 m. N. 
3 O. 8 21. 

Das Sägewerk Aumühle iſt ein gewerblicher Betrieb, der für Rechnung 
und im Namen des Beklagten geführt wird und ſchon durch die vorhandenen 
baulichen Anlagen auf eine längere Dauer, eine gewiſſe Beſtändigkeit hin— 
weiſt. Was die Art des Gewerbebetriebes anlangt, ſo iſt das Sägewerk nicht 
ein bloßer Fabrikbetrieb, der (wie in dem in IW. 1897, 381 erörterten Fall) 
die Waren lediglich herſtellte, alſo ſeinem Zweck nach nur der Vorbereitung 
des Abſatzes der fertigen Erzeugniſſe diente, mithin nichts andres als einen 


0 
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inneren Vorgang innerhalb des kaufmänniſchen Gewerbes des Beklagten dar- 
ſtellen würde. Es wird vielmehr im Sägewerk Aumühle außer der Verarbei⸗— 
tung des Holzes zu Brettern auch eine auf den Abſchluß von Geſchäften ge- 
richtete Tätigkeit entfaltet, und zwar von Geſchäften, wie ſie zum Betrieb 
der Hauptniederlaſſung des Beklagten gehören, und in einem Umfang, der 
über den Rahmen gelegentlicher oder verhältnismäßig geringfügiger Abſchlüſſe 
hinausreicht. 3 

Zum Betrieb einer Holzgroßhandlung, wie ſie der Beklagte beſitzt, gehört 
begrifflich nicht nur der Verkauf, ſondern auch der Ankauf von Holz, das ohne 
oder nach Bearbeitung gewinnbringend weiter veräußert werden ſoll. Es 
iſt erwieſen, daß der Ankauf von Blochholz aus Privatwaldungen durch den 
Kläger als Leiter des Sägewerks Aumühle vorgenommen wurde. Dieſe An⸗ 
käufe wurden von ihm ſelbſtändig und ohne vorherige Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung des Beklagten oder deſſen Frankfurter Hauptniederlaſſung ge⸗ 
macht. Die Aufgaben, die der Beklagte ſeiner Niederlaſſung in Aumühle und 
deren Leiter zugewieſen hat, ſind auch aus dem Dienſtvertrage erſichtlich. 
Darin wird als zu den Obliegenheiten des Klägers gehörig angeführt: Dop⸗ 
pelte Buchführung, Errichtung von kaufmänniſchem Inventar und kaufmän⸗ 
niſcher Bilanz, Kaſſen⸗ und Rechnungführung, Aufnahme von ſtehenden Wal⸗ 
dungen, Sortierung, Kalkulation. Daraus rechtfertigt ſich die Feſtſtellung, 
daß der Wirkungskreis des Sägewerks Aumühle und ſeines „kaufmänniſchen“ 
Leiters nicht auf die Bretterfabrikation und die gelegentliche Abgabe von 
Abfallholz und Sägemehl beſchränkt iſt, ſondern den unmittelbaren Abſchluß 
eines wichtigen Teils von Geſchäften, wie ſie zum Betrieb des Handels- 
gewerbes des Beklagten gehören, alſo von kaufmänniſchen Geſchäften, um⸗ 
faßt. Aumühle ſtellt in Anſehung des Ankaufs von Blochholz aus Privat- 
waldungen für das Wirtſchaftsgebiet, zu dem es gehört, einen räumlichen 
Ausſchnitt aus dem Geſamtbetriebe des Beklagten dar. 

Damit iſt der Begriff der Niederlaſſung i. S. des $ 21 ZPO. erſchöpft. 
Nicht erforderlich ift, daß die Zweigniederlaſſung alle Geſchäfte betreibt, die 
in der Hauptniederlaſſung betrieben werden. 

Daß die vorliegende Klage auf den Geſchäftsbetrieb der Niederlaſſung 
Bezug hat, kann füglich nicht beſtritten werden. Denn es iſt nicht notwendig, 
daß der eingeklagte Anſpruch auf einem Geſchäft der Niederlaſſung beruht. 
Es genügt, daß die Tatſachen, auf die er ſich gründet, eine Zweckbeziehung 
auf die Niederlaſſung haben, wie hier der Anſtellungsvertrag des Leiters. 

Demnach iſt bei dem Landgericht P. der Gerichtsſtand der Niederlaſſung ge⸗ 
geben. Ob nicht auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts nach §29 ZPO. dort 
begründet wäre, kann unerörtert bleiben. Die Einrede der örtlichen Unzuftändig- 
keit iſt ſohin unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils zu verwerfen. 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 9. April 1915 i. S. M. w. R. 

L. 83/15. P. 
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68. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Zuvielforderung. 
3 PO. § 92. 97. 


Aus der von dem Beklagten übernommenen Schadloshaltung des klagen⸗ 
den Vereins für den Fall eines Fehlbetrages der von dieſem veranſtalteten 
Ausſtellung klagte der Verein auf Zahlung von 2000 .M mit der Behauptung, 
daß ein entſprechender Fehlbetrag vorliege. Der Beklagte bat um Abweiſung 
der Klage, ohne ſich dabei auf eine ſchon geleiſtete Teilzahlung von 650 
zu berufen. Das Landgericht verurteilte nach dem Klagantrage, den der 
Kläger trotz dieſer Zahlung nicht eingeſchränkt hatte. Der Beklagte legte 
Berufung ein und beantragte mit Rückſicht auf die erwähnte Zahlung das 
angefochtene Urteil inſoweit aufzuheben, als er zu mehr denn 1350 % nebſt 
Zinſen verurteilt worden ſei. Der Kläger erklärte unter Einräumung des 
Empfangs der 650 /, daß er den Klaganſpruch um dieſen Betrag nebſt Zinſen 
herabſetze, und ſtellte den Antrag, dem Beklagten die Koſten der Ber.⸗Inſtanz 
aufzuerlegen. — Das Oberlandesgericht hob das 1. Urteil, ſoweit es den 
Beklagten zu mehr als 1350 .# verurteilt hatte, auf und legte dem Beklagten 
, dem Kläger ½ der Koſten des 1. Rechtszuges auf; die Koſten des 2. Rechts⸗ 
zuges hob es gegeneinander auf. Aus den Gründen: 


„Infolge der unbeſtrittenen, aber im 1. Rechtsgange nicht in die Ver⸗ 
handlung eingeführten Zahlung von 650 % war die Klageforderung zu dieſem 
Teilbetrage bereits getilgt, als die Klage auf Leiſtung der vollen Garantie- 
ſumme erhoben wurde. Die Klage hätte daher nach dieſem Teilbetrag abge⸗ 
wieſen werden müſſen, wenn der Beklagte die Zahlung vorgeſchützt hätte. 
Dem Ber. ⸗Antrage, das verurteilende Erkenntnis der Vorinſtanz inſoweit 
aufzuheben, war deshalb, ohne daß auf die ſachliche Seite des Streitver- 
hältniſſes weiter einzugehen geweſen wäre, und trotz der Erklärung des Klä— 
gers, daß er den Klaganſpruch entſprechend ermäßige, ſtattzugeben, da dieſe 
Erklärung allein das Urteil wegen des Zuvielerkannten noch nicht aus der 
Welt ſchaffte. Dagegen fiel mit jener Erklärung der Anlaß weg, nunmehr 
deswegen noch eine Klagabweiſung auszuſprechen, wie ſolches übrigens auch 
vom Beklagten in der Ber.-Verhandlung nicht beantragt worden iſt (vgl. 
38 536. 537 ZPO.). Wohl aber war infolge der teilweiſen Aufhebung des 
landgerichtlichen Urteils die erſtinſtanzliche Koſtenentſcheidung nachzuprüfen, 
und zwar auch ohne daß es darauf gerichteter Parteianträge bedurft hätte, 
wie ſolche in der Tat nicht geſtellt worden ſind; denn die Beſtimmung in 
§ 308 ZEIT. gilt auch in der Ber.-Inſtanz dergeſtalt, daß hier über die ganzen 
Koſten zu entſcheiden iſt (vgl. Gaupp-Stein ZPO. zu § 308 unter III und 
zu § 99 unter II. 2). Die ſo gebotene Nachprüfung der Koſtenfrage mußte 
dazu führen, wegen der nicht unbeträchtlichen Zuvielforderung des Klägers 
die erſtinſtanzlichen Koſten entſprechend zu verteilen: hierbei ſchien die Wahl 
eines Maßſtabes von 1 zu 4 angemeſſen. 
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Einer andern Beurteilung waren die Koſten des 2. Rechtszugs zu unter⸗ 
werfen. Hier kam in Betracht einmal, daß der Beklagte mit ſeinem Ber.- 
‚Antrage in der Hauptſache durchgedrungen iſt, ſodann aber, daß ihm dieſer 
Sieg auf Grund eines Vorbringens zuteil geworden iſt, das er in 1. Inſtanz 
geltend zu machen imſtande war. In ſolchen Fällen können nach 8 97 ZPO. 
die Koſten der Ber.⸗Inſtanz ganz oder teilweiſe der obſiegenden Partei auf- 
erlegt werden. In Anwendung dieſer Vorſchrift erachtete das Ber.⸗Gericht 
es als der Billigkeit am meiſten entſprechend, die zweitinſtanzlichen Koſten 
zwiſchen den Parteien aufzuheben. Der Antrag des Klägers, alle Koſten 
dem Beklagten aufzubürden, läßt vollkommen unberückſichtigt, daß die Not⸗ 
wendigkeit, die 2. Inſtanz anzurufen, von beiden Teilen gleichmäßig ver⸗ 
ſchuldet worden iſt. Wie der Beklagte es überſehen hat, die Zahlung, die ſchon 
vor der Klagerhebung erfolgt war, im 1. Rechtsgang einzuwenden, hat der 
Kläger, dem ſie ebenſo bekannt war, darin gefehlt, daß er ſeine infolge ihrer 
zum Teil unberechtigte Klageforderung bis zur Urteilsfällung aufrechterhielt. 

Wenn übrigens der Kläger dem Beklagten ſchriftlich erklärt haben ſollte, 
er würde die Zahlung bei der Vollſtreckung berückſichtigen, ſo würde das an 
der Beurteilung der Koſtenfrage, wie ſie oben gegeben wurde, keinesfalls 
etwas ändern, denn ein vollkommener Schutz gegen eine Vollſtreckung des 
ganzen Schuldtitels war ihm dadurch nicht gewährleiſtet, und ſelbſt eine etwa 
noch in Ausſicht geſtellte formelle Erklärung würde dem Beklagten nicht dazu 
verholfen haben, ſich wirkſam damit gegen eine Vollſtreckung zu wehren. Die 
in 8775? ZPO. erwähnten Urkunden, durch deren Vorlegung die Einſtel— 
lung der Zw.⸗Vollſtreckung erwirkt werden kann, betreffen nur Erklärungen 
über eine Befriedigung, die nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Urteils 
erfolgt iſt; um eine ſolche hätte es ſich hier aber nicht gehandelt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 18. Nov. 1915 i. S. Ka. (Bkl.) 

w. Internat. Ausſt. 5 O. 107/15. Ch. 


69. Über die Beſchwerde nach $ 99 Abſ. 3 FPO. bei Koftenverteilung 
nach Bruchteilen. 
Vgl. 60 Nr. 222; 63 Nr. 97; 70 Nr. 185 m. N. 
ZPO. 8 99 Abſ. 3. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Mehrzahl 
der Oberlandesgerichte darf eine Anfechtung der Koſtenentſcheidung nach 
§ 99 Abi. 2 ZPO. unter keinen Umſtänden über den Rahmen des GStreit- 
ſtoffs hinausgreifen, der durch das Anerkenntnisurteil betroffen worden iſt, 
wenn dieſes nur einen Teil des Streitgegenſtandes erledigt. Derſelbe Grund⸗ 
ſatz muß für die Anwendung der Vorſchrift des § 99 Abſ. 3 gelten. Wenn 
ſich alſo ein Teil des Streitgegenſtandes im Laufe des Rechtsſtreits erledigt 
hat und im Schlußurteil über deſſen Reſt ſowie über die Koſten erkannt wird, 
kann diejenige Partei, die wegen des erledigten Teils als unterliegend an— 
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geſehen und deshalb im Schlußurteil in einen Teil der Koſten verurteilt wor⸗ 
den iſt, dieſe Koſtenentſcheidung nur inſoweit mit ſofortiger Beſchwerde 
anfechten, als die Nachprüfung der angefochtenen Koſtenentſcheidung ein. 
Eingehen auf den übrigen Streitgegenſtand nicht zur Vorausſetzung hat. Ein 
ſolches Eingehen macht ſich aber nötig, wenn der Beſchwerdeführer geltend. 
macht, daß bei der ausgeſprochenen Verteilung der geſamten Koſten nach. 
Bruchteilen ein unbilliger Verteilungsmaßſtab angewendet worden ſei, wenn 
z. B. behauptet wird, die Koſten hätten bei Berückſichtigung des Streitwerts 
einerſeits des erledigten und anderſeits des durch Urteil bereinigten Teils 
des Klaganſpruchs, oder der durch dieſe Teile verurſachten koſtenpflichtigen 
Vorgänge, oder aus ſonſtigen ähnlichen Erwägungen nicht im Verhältnis von 
3, zu ½, ſondern von ½ zu ½ zwiſchen den Parteien verteilt werden müſſen. 
Ob dieſer Vorwurf begründet ſei, läßt ſich nur entſcheiden, wenn nicht bloß 
auf den durch die Erledigung, ſondern auch auf den durch das Urteil betrof- 
fenen Teil des Streitgegenſtandes eingegangen wird. Wenn dagegen der 
Beſchwerdeführer geltend macht, daß er hinſichtlich des erledigten Teils des 
Klagebegehrens zu Unrecht als unterliegender Teil erachtet worden ſei und 
deshalb mit Koſten hätte verſchont werden müſſen, ſo bedarf es zur Prüfung 
dieſer Frage bloß des Eingehens auf den erledigten Teil des Streitgegen⸗ 
ſtandes und der Entſcheidung der Frage, ob der Beſchwerdeführer ohne die 
Erledigung in Anſehung dieſes Teils obgeſiegt haben würde. So aber liegt 
der Fall hier. 

Die Klägerin hatte auf Löſchung von zwei Gebrauchsmuſtern geklagt. 
Die Klage wegen des erſten erledigte ſich im Laufe des Rechtsſtreits durch 
Ablauf der Schutzfriſt. Auf die Klage wegen des zweiten wurde der Be- 
klagte verurteilt. Von den geſamten Koſten des Rechtsſtreits legte die 1. In⸗ 
ſtanz der Klägerin 34 auf, weil die Klage wegen des erſten Gebrauchsmuſters 
von vornherein unbegründet geweſen ſei, dem Beklagten als unterliegendem 
Teil hinſichtlich des zweiten Gebrauchsmuſters 4. Die Klägerin hat nun mit 
ihrem Rechtsmittel nicht etwa eine unbillige Bemeſſung der Koſtenteile ge- 
rügt, ſondern lediglich geltend gemacht, daß die Löſchungsklage auch hin⸗ 
ſichtlich des erſten Gebrauchsmuſters begründet geweſen ſei und ihr deshalb 
Koſten wegen teilweiſen Unterliegens überhaupt nicht hätten auferlegt wer— 
den dürfen. Um dies noch zu prüfen, bedarf es keines Eingehens auf den 
Streit wegen des zweiten Gebrauchsmuſters. Stellt ſich bei der Nachprüfung 
des den erſten Löſchungsanſpruch betreffenden Streites heraus, daß der An⸗ 
ſpruch der Klägerin begründet war, jo ſteht damit feſt, daß ſie in den Koſten— 
teil von 34 zu Unrecht verurteilt worden ift, weil ſie auch in Anſehung des 
erledigten Teils nicht unterliegende Partei war, und daß dieſe 34 den Be— 
klagten als den hinſichtlich des geſamten Streitgegenſtands unterliegenden 
Teil treffen müßten. Im entgegengeſetzten Fall ſtellt ſich aber die Beſchwerde 
ohne weiteres als unbegründet dar. 
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Hiernach iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig. Sie iſt aber un⸗ 

begründet. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 21. Mai 1915 i. S. St. (Kl.) 
w. E. — 3 C. 60/15. —l. 


70. Keine Klagänderung, wenn in der Ber.⸗Inſtanz eine noch nicht 
verhandelte Klagebegründung wiederholt wird. 
3PO. 38 253. 268. 


In der Ber.⸗Inſtanz ſtützt der Kläger die Klage in erſter Linie auf Mietvertrag 
mit der verklagten Firma Arno Kn. Eventuell nimmt er dieſe Firma und 
deren Inhaber aus der Bürgſchaft v. 1. Nov. 1913 in Anſpruch. Mit dem 
erſten Klagegrund iſt der Kläger beweisfällig geblieben, deshalb war für die 
Entſcheidung auf den in zweiter Linie geltend gemachten Klagegrund, die Bürg⸗ 
ſchaft, zuzukommen, die die unbedingte Verurteilung der Beklagten rechtfertigt. 

Der Einwand der Klagänderung, den die Beklagten in der Ber.⸗Verhand⸗ 
lung mit dem Bemerken erhoben haben, daß der Klagegrund der Bürgſchaft 
im 1. Rechtszuge teils garnicht geltend gemacht, teils durch einen andern 
Klagegrund erſetzt worden ſei, iſt hinfällig. Auf Bürgſchaft iſt die Klage nicht 
nur in der Klageſchrift, ſondern auch in dem zur Ergänzung und Erweiterung 
der Klage beſtimmten Schriftſatze v. 7. Nov. 1914 geſtützt worden, denn der 
Schriftſatz enthält u. a. die Behauptung, daß „die Firma Arno Kn. für die 
Mietzinsverpflichtungen des Br. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft“ übernom- 
men habe, ſowie die Erklärung, daß ſie „hiermit aus der übernommenen 
Bürgſchaft bzw. als Mieterin in Anſpruch genommen“ werde. Der landgericht⸗ 
liche Urteilstatbeſtand iſt allerdings ſo gefaßt, daß man annehmen könnte, 
in der mündlichen Verhandlung ſei als Klagegrund nur der Mietvertrag gel⸗ 
tend gemacht worden, an andrer Stelle ſtellt er aber feſt, daß der Schriftſatz 
v. 7. Nov. 1914 vorgetragen worden iſt, und da er nichts davon beſagt, daß 
einzelne Teile des Schriftſatzes vom Vortrage ausgenommen worden wären, 
muß davon ausgegangen werden, daß ſein geſamter Inhalt zum Vortrage 
gelangt iſt. Übrigens würde es auch für die Frage der Klagänderung be⸗ 
langlos ſein, wenn der Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem Land⸗ 
gericht ſich nur auf den Mietvertrag geſtützt hätte, denn dafür, ob im Lauf 
des Rechtsſtreits die Klage geändert iſt, iſt die Klageſchrift maßgebend (vgl: 
JW. 1906, 718”; 1910, 621), und eine Klagänderung liegt nicht vor, wenn 
der Kläger in der Ber.⸗Inſtanz auf einen ſchon in der Klageſchrift geltend ge⸗ 
machten Klagegrund zurückkommt, den er in der mündlichen Verhandlung 
des 1. Rechtszuges nicht vorgetragen hat (vgl. JW. 1911, 504). — — — 
Nach alledem waren in Beachtung der Berufung die Beklagten zur Zahlung 
des geforderten Betrages nebſt Zinſen zu verurteilen. 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 10. Juni 1915 i. S. L. (Kl.) 

w. Arno Kn. u. Gen.. — 50. 29/15. Ch. 


— — 


\ 
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71. Zur Derurteilung in die Koften wie zur Entſchuldigungk wegen 
Ausbleibens als Zeuge iſt auch einer Militärperfon gegenüber das 
bürgerliche Gericht zuſtändig. 

„Vgl. 70 Nr. 117 m. N.; 

ZPO. 88 380 Abſ. 4, 381. 

Die weitere Beſchwerde des Klägers gegen die Entſcheidung des Land— 
gerichts iſt an ſich ſtatthaft, weil letztere einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält und weil das Beſchwerderecht gegen die Verfügungen aus 
88 380. 381 ZPO. bezüglich der durch das Ausbleiben eines Zeugen ver⸗ 
urſachten Koſten auch den Parteien zuſteht (Gaupp⸗Stein ! 8 380 J). Sie 
iſt jedoch aus den nachſtehenden Erwägungen nicht begründet. Zwar iſt die 
Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes rechtsirrig, ſo daß ſie den neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrund bildet, die Zurückweiſung der Beſchwerde des 
Klägers gegen den Beſchluß des AG. D. ſelbſt iſt dagegen gerechtfertigt. 

Auch im Falle des Abſ. 4 von § 380 ZPO. iſt zur Verurteilung des (mili⸗ 
täriſchen) Zeugen in die durch ſein Ausbleiben verurſachten often das Zivil⸗ 
gericht zuſtändig und demgemäß auch zu einer Verfügung nach § 381 ZPO. 
Dies ergibt ſchon der Wortlaut des § 380 Abſ. 4, wie auch die Protokolle 
(S. 131) zu 8345 ZPO. (a. F.), die die Beſtimmung in Abſ. 4 als zur Vermei⸗ 
dung der zweifachen Beſtrafung des Zeugen durch das Zivil- und das Militär⸗ 
gericht aufgenommen erklären. Auch der § 19 Einf G. z. MilStrGerO. v. 
1. Dez. 1898 (RGBl. 1289), der lediglich von der Strafe des $ 345 ZPO. 
(a. F.) ſpricht, weiſt darauf hin. Aus dem vom Landgericht angeführten 
Grunde war deshalb die Aufhebung des Beſchluſſes des erſuchten Gerichts, 
Amtsgerichts Pf., und die Zurückweiſung der Beſchwerde des Klägers, die 
ſich nur gegen die Aufhebung der Verurteilung des Zeugen H. zur Koſten⸗ 
tragung richtete, nicht gerechtfertigt. Dagegen iſt die Aufhebung des erſteren 
Beſchluſſes mit Recht aus den nachſtehenden Erwägungen erfolgt. 

Die Verurteilung des Zeugen nach 8 380 ZPO. unterbleibt und wird, 
wenn ſie erfolgt iſt, wieder aufgehoben, wenn ſein Ausbleiben vor, in oder 
nach dem Vernehmungstermin genügend entſchuldigt wird. Iſt der Zeuge 
ohne ſein Verſchulden am Erſcheinen im Termin verhindert geweſen, ſo iſt 
er von Strafe und Koſtentragung befreit, auch wenn er ſein unverſchuldetes 
Nichterſcheinen erſt verſpätet dem Gericht nachweiſt. Dies ergibt gerade 
Satz 2 von Abſ. 1 des § 381. Nun iſt durch amtliche Beſtätigungen feſtgeſtellt, 
daß der Zeuge ſich an demſelben Tage, an welchem er vor dem Amtsgericht 
Pf. vernommen werden ſollte, beim Erſatzbataillon in M. ſtellen mußte. 
Sein Ausbleiben im amtsgerichtlichen Termin iſt hiernach vollſtändig ent— 
ſchuldigt. Der Senat teilt nicht die Meinung des Beſchwerdeführers, daß 
auch die Verſpätung einer begründeten Entſchuldigung die Verurteilung des 
Zeugen zur Koſtentragung zur Folge haben müſſe. Aber wenn dies auch 
angenommen wird, erſcheint die Verſpätung der Entſchuldigung des Zeugen bei 
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der nachgewieſenen Sachlage nicht als ſchuldhaft, jo daß ſich auch in dieſem Falle 

die Anfechtung des Beſchluſſes des erſuchten Gerichts rechtfertigte. 
Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 9. Okt. 1915 i. S. S. w. R. 

Beſchw.⸗Reg. 497/15. F. z. 


72. Die Vernehmung im Beweisſicherungs⸗Verfahren begründet nicht 
die Beſorgnis der Befangenheit des Sachverſtändigen im Prozeß ſelbſt. 
(Vgl. 48 Nr. 150; 60 Nr. 64.) 

ZPO. $ 406. (42). 492. 


Das Landgericht hat im Beweisbeſchluß v. 6. Okt. 1915 die Vernehmung 
des bei ihm in allgemeiner Eidespflicht ſtehenden Sachverſtändigen, Schloſſer⸗ 
meiſters T. in L., angeordnet, der ſchon vorher im Beweisſicherungsverfahren 
ein ſchriftliches Gutachten erſtattet hatte. Der Beklagte lehnt mit Rückſicht 
hierauf den Sachverſtändigen ab; er iſt der Meinung, daß der Fall einem 
ſolchen gleichſtehe, in dem ein Sachverſtändiger einer der Parteien ein Privat⸗ 
gutachten erſtattet habe, und bringt weiter zur Begründung der Ablehnung 
vor, daß dem Sachverſtändigen die Sachkunde fehle. Das Ablehnungsgeſuch 
wird im angefochtenen Beſchluſſe zurückgewieſen, weil einmal der Beklagte 
von der Befugnis der Ablehnung nicht rechtzeitig, nämlich erſt nach Erſtattung 
des Gutachtens im Beweisſicherungsverfahren, Gebrauch gemacht habe 
(8 406 Abſ. 2 ZPO.) und weil im übrigen in dem Vorbringen des Beklagten 
ein beachtlicher Ablehnungsgrund nicht enthalten ſei. Der nach der Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen, aber rechtzeitig gemäß $ 406 Abſ. 5 ZPO. 
eingelegten ſofortigen Beſchwerde konnte nicht abgeholfen werden. 

Die Annahme des angefochtenen Beſchluſſes, daß die Ablehnung ver⸗ 
ſpätet angebracht worden ſei, trifft zwar nicht zu; denn ſie iſt vor der Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen im Prozeſſe erklärt worden, dem und deſſen 
Beweisverfahren, wie die Vorſchriften der 88 485 ff., beſ. § 493 ZPO. er- 
gaben, das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes nicht als ein Teil davon 
zugehört. 

Zutreffend aber iſt die Begründung des angefochtenen Beſchluſſes mit 
dem Fehlen eines Ablehnungsgrundes, der nach Lage der Sache nur in der 
Beſorgnis der Befangenheit gefunden werden könnte (§ 406 Abſ. 1 mit 8 42 
Abſ. 1 ZPO.). Ein Grund, der geeignet wäre, Mißtrauen gegen die Un⸗ 
parteilichkeit des Sachverſtändigen zu rechtfertigen (§ 42 Abſ. 2), kann weder 
in dem angeblichen Fehlen der — tatſächlich vorhandenen — Sachkunde des 
Sachverſtändigen, noch darin gefunden werden, daß der Sachverſtändige 
bereits ein Gutachten in der Sache erſtattet hat. Denn er hat dieſes auf An⸗ 
ordnung des Gerichts, nicht im Auftrage einer der Parteien zu deren Gunſten 
erſtattet. Die Erwägungen, aus denen in einem Falle letzterer Art in der 
Regel es der Gegenpartei nicht zu verargen iſt, wenn ſie davon ausgeht, daß 
der Sachverſtändige nicht in der Lage ſei, ſeines Amtes mit voller ee 
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lichkeit zu walten, liegt deshalb nicht vor. Andernſalls müßte im Zweiſel 
auch die Ablehnung eines Sachverſtändigen in 2. Inſtanz ſeitens derjenigen 
Partei als begründet angeſehen werden, der ſein in 1. Inſtanz erſtattetes 
Gutachten abträglich iſt. Daß aber lediglich der tatſächlich dem Beklagten 
ungünſtige Ausfall des vom Sachverſtändigen im Beweisſicherungsverfahren 
erſtatteten Gutachtens einen Schluß auf mangelnde Unparteilichkeit des 
Sachverſtändigen nicht zu rechtfertigen vermag, bedarf keiner weiteren Dar⸗ 
legung. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Nov. 1915. 5 C. Reg. 
176/15. Ch. 
73. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchluß⸗ 
berufung wegen Veränderung des Klagegegenſtandes. 


8PO. 88 529. Abſ. 2, 2682. 521. 


Der Beklagte war klagegemäß zur Lieferung von Mehl verurteilt worden, 
das er dem Kläger verkauft hatte. Er legte Berufung ein; der Kläger bean⸗ 
tragte, dieſe zurückzuweiſen und unter Anderung des 1. Urteils den Beklagten 
zu einem näher bezifferten Schadenerſatz zu verurteilen. Er begründete dies 
damit, daß inzwiſchen durch Verordnung des Bundesrats die Mehllieferung 
als ſolche für den Beklagten unmöglich geworden ſei. — Dieſem Antrage 
gemäß wurde erkannt. Aus den Gründen: 

— — — Die urſprünglich vom Kläger auf Grund des Vertrags ge- 
forderte Lieferung des Mehls iſt durch die Verordnung v. 28. Juni 1915 
(RGBl. S. 363) unmöglich geworden. Wegen des Verzuges des Beklagten 
darf der Kläger gemäß §§ 286. 249 BGB. den ihm durch den Verzug erwach⸗ 
ſenen Schaden geltend machen. — — — Die der Anderung des Klagantrags 
zugrunde liegende Veränderung der Verhältniſfe iſt erſt nach Erlaß des an⸗ 
gefochtenen Urteils eingetreten, fo daß die Anderung gemäß 88 529 Abi. 2, 
268? ZPO. zuläſſig war. 

Der Vertreter des Klägers hat zwar bei Stellung feines neuen Klag— 
antrags nicht erklärt, daß er damit eine Anſchlußberufung habe einlegen wollen. 
Er hat jedoch einen Antrag geftellt, der nicht lediglich eine ſprachliche Anderung 
der Urteilsformel bezweckt, ſondern einen ſachlich von dem in der Vorinſtanz 
verfolgten verſchiedenen Anſpruch verwirklichen ſoll. Einen ſolchen auf in- 
zwiſchen eingetretener Veränderung beruhenden Anſpruch konnte aber der 
Kläger nur im Wege der Anſchlußberufung verfolgen (Gaupp⸗Stein I zu 
9 521 ZPO.), wie fie für ſolchen Zweck in ſtändiger Rechtſprechung für zu- 
läſſig erklärt worden iſt; 

vgl. JW. 1902, 195. 777; 1907, 4821; 1912, 20126; 1915, 46111. | 
Die Rechtswirkſamkeit der Anſchlußberufung ift nicht von dem Gebrauch 
beſtimmter Formeln abhängig: vielmehr genügt es, wenn der geſtellte Antrag 


74. Reviſion. 123 


die Abſicht, eine Abänderung des Urteils über die von der Gegenpartei be⸗ 
antragten Grenzen hinaus herbeizuführen, erkennen läßt, 
vgl. Gaupp⸗Stein Bem. 20 zu 8 521 ZPO.; JW. 1915, 461˙, 

was vorliegend zutrifft. Eine unrichtige Bezeichnung der Anträge durch die 
Partei kann ihre rechtliche Bedeutung nicht beeinträchtigen (vgl. auch Gaupp⸗ 
Stein Vorbem. zu § 511 Bem 18). 

Da hiernach der Antrag des Klägers als Anſchlußberufung zu behandeln 
und ſo zuläſſig wie begründet iſt, ſo war unter Abänderung des angefochtenen 


Urteils nach dem Antrage des Klägers die Berufung zurückzuweiſen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 25. Nov. 1915 in der Lüb. 
Sache R. (Kl.) w. B. Bf. II. sr B. 


74. Unzuläffigfeit der Reviſion wegen Überſchreitung der örtlichen 
Fuſtändigkeit, auch wenn die Zuſtändigkeit eines ausländiſchen Gerichts 
behauptet wird. 

ZPO. 5 549 Abſ. 2 

Die Klägerin hatte durch Vertrag v. 24. April 1912 die Ausführung 
von Arbeiten für einen von der Beklagten in St. Petersburg errichteten 
Hotelneubau übernommen. In $ 12 des Vertrags war beſtimmt, daß etwaige 
Streitigkeiten zwiſchen den vertragſchließenden Parteien der Zuſtändigkeit 
des Kommerzgerichts in St. Petersburg unterlägen. Als die Klägerin auf 
Grund dieſes Vertrags auf Zahlung eines Teilbetrags von 5000 M bei dem 
Landgericht Frankenthal als dem Gericht der Hauptniederlaſſung der Be— 
klagten klagte, brachte die Beklagte die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
vor, indem fie behauptete, daß der in $ 12 des Vertrags vereinbarte Gerichts- 
ſtand ein ausſchließlicher ſei. — Die Einrede wurde in beiden Inſtanzen ver⸗ 
worfen; die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach § 549 Abſ. 2 ZPO. kann in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche die Reviſion nicht darauf geſtützt werden, daß das Gericht 
ſeine örtliche Zuſtändigkeit mit Unrecht angenommen habe. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind im vorliegenden Fall gegeben, da es ſich um eine Streitigkeit 
über einen vermögensrechtlichen Anſpruch handelt und die Reviſion darauf 
geſtützt wird, daß das Gericht ſeine örtliche Zuſtändigkeit mit N an⸗ 
genommen habe. 

Die Reviſion ſucht geltend zu machen, daß § 549 Abſ. 2 ZPO. im vor⸗ 
liegenden Fall um deswillen nicht anwendbar ſei, weil durch dieſe Vorſchrift, 
wie auch in den Motiven des Geſetzes zum Ausdruck gebracht worden ſei, 
das Reichsgericht nur von der Prüfung der Frage, welches von mehreren 
deutſchen Gerichten zuſtändig ſei, habe befreit werden ſollen, während es 
ſich im gegebenen Fall um die Frage handle, ob überhaupt ein deutſches 
Gericht zuſtändig ſei. Eine ſolche Unterſcheidung findet aber weder in dem 
völlig klaren Wortlaut des Geſetzes, noch in dem geſetzgeberiſchen Zweck des⸗ 

9* 


124 75. Reviſion. 


ſelben eine Grundlage, auch die Materialien des Geſetzes bieten dafür keinen 
Anhalt. Die Vorſchrift ift durch das Geſetz v. 5. Juni 1905 dem 8 549 380. 
als zweiter Abſatz beigefügt worden. Sie ſollte gleich den übrigen Beſtim⸗ 
mungen jenes Geſetzes der Entlaſtung des Reichsgerichts dienen. Im Ent⸗ 
wurf des Geſetzes war ſie noch nicht vorgeſehen, ſie iſt vielmehr erſt in der 
Kommiſſionsberatung in Vorſchlag gebracht und in den Entwurf aufgenommen 
worden. Im Kommiſſionsbericht iſt (S. 114) zu ihrer Begründung lediglich 
geſagt: „Der zweite Abſatz ſoll noch in verſtärktem Maße das Reichsgericht 
von Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten befreien“. Etwas weiteres findet ſich hierüber 
in den Geſetzesmaterialien überhaupt nicht. Auch ſonſt iſt ein innerer Grund 
für eine Unterſcheidung zwiſchen dem Fall, wo die örtliche Zuſtändigkeit eines 
ausländiſchen Gerichts neben derjenigen eines deutſchen Gerichts in Frage 
ſteht, und dem Fall, wo die Wahl zwiſchen deutſchen Gerichten zu treffen iſt, 
nicht vorhanden. Die Vorſchrift kommt nur zur Anwendung, wenn das Ge⸗ 
richt ſeine örtliche Zuſtändigkeit angenommen hat. Ihre Anwendbarkeit für 
den Fall, daß ein ausländiſches Gericht neben dem inländiſchen Gerichte in 
Frage kam, zu verneinen und ſie auf den Fall zu beſchränken, daß nur zwiſchen 
deutſchen Gerichten die Wahl zu treffen war, hieße mithin den ausländiſchen 
Gerichten vor den deutſchen Gerichten einen Vorzug einzuräumen. Das kann 

nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen fein. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der bayer. Sache 
W. & Fr. (Bkl.) w. Th., V. & W. (ORG. Zweibrücken). VII. 110/15. 


75. Die Reviſionsbegründung muß die verletzte Rechtsnorm bezeichnen. 
3PO. 5 554 Nr. 2 a. 

Der klagende preußiſche Fiskus forderte von der verklagten Stadtgemeinde 
Erſatz der Koſten, die ihm in der Zeit vom 1. Okt. 1910 bis zum 31. März 
1913 durch die Aufſtellung der Rekrutierungsſtammrolle und die Beorderung 
der Militärpflichtigen in Berlin entſtanden waren; er ftüßte die Klage auf 
Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag und ungerechtfertigte Bereicherung. 
Das Landgericht wies die Klage ab und das Kammergericht wies die Berufung 
zurück. Der Kläger legte Reviſion ein mit dem Antrage, das Ber.⸗Urteil 
aufzuheben und unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils nach dem 
Klagantrage zu erkennen. — Die Verhandlung wurde auf die Frage der 
Zuläſſigkeit der Reviſion beſchränkt und dieſe wurde verneint. Gründe: 

„Der von dem als Rechtsanwalt beim Reichsgericht zugelaſſenen Prozeß— 
bevollmächtigten des Klägers unterzeichnete Rev.-Begründungs⸗Schriftſatz 
lautet folgendermaßen: 

Es wird Verletzung der materiellrechtlichen Normen gerügt, die in der Ber. Be- 
gründung v. 15. Okt. 1914 angeführt ſind. Die Rechtſertigung des Klaganſpruchs 
iſt in dieſem Schriftſatz an der Hand der in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtim mungen in erſchöpfender und zutreffender Weiſe dargelegt. Ich wiederhole 


zur Begründung der Reviſion die in dem bezeichneten Schriftſatz enthaltenen 
Ausführungen, die ausſchließlich rechtlicher Natur ſind. 
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Dieſer Schriftſatz entſpricht nicht der geſetzlichen Form, die im § 554 ZPO. 
für die Rev.⸗Begründung vorgeſchrieben iſt. Danach muß die Rev.⸗Begrün⸗ 
dung u. a. enthalten die Angabe der Rev.⸗Gründe, und zwar nach Abſ. 3 
Nr. 2a die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm; dies gilt auch für eine 
Reviſion, die, wie die hier vorliegende, auf Verletzung des materiellen Rechts 
geſtützt wird (JW. 1907, 482; Gaupp⸗Stein ZPO. zu 8 554 unter III. 2). 
Über die Art der Bezeichnung ſind beſondere geſetzliche Beſtimmungen nicht 
getroffen; die Angabe von Geſetzesparagraphen kann daher nicht gefordert 
werden, ſelbſt wenn es ſich um die Verletzung geſchriebenen Rechts handelt; 
es genügt vielmehr, wenn die verletzte Rechtsnorm ihrem Inhalt nach ange⸗ 
geben wird, ja es muß für ausreichend erachtet werden, wenn aus der Be⸗ 
gründung erkennbar iſt, welche Vorſchrift gemeint iſt. Darüber, wann dies 
der Fall iſt, laſſen ſich allgemeine Grundſätze nicht aufſtellen; die Frage kann 
vielmehr nur von Fall zu Fall entſchieden werden (JW. 1910, 294; Urt. des 
4. Zivilſen. des RG. v. 6. Mai 1915, IV. 673/14). In jener Beziehung hat die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts an das Erfordernis der Bezeichnung der 
Rechtsnorm nur geringe Anforderungen geſtellt, aber daran feſtgehalten, 
daß aus der Rev.⸗Begründung erkennbar ſein muß, welche Vorſchrift von 
der Reviſion als verletzt angeſehen wird; ſo auch in den von der Reviſion 
angeführten Sachen I. 139/14; II. 509/12; IV. 679/12; VII. 522/09. In dem 
Urteil des 4. Zivilſen. v. 6. Mai 1915, IV. 673/14, iſt die Bezeichnung der 
verletzten Rechtsnorm in der im weſentlichen mit der Rev.⸗Begründung in 
dem jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Fall gleichlautenden Rev.⸗Begründung 
deshalb gefunden worden, weil dieſe noch den Satz enthielt: „Der Streit 
betrifft zurzeit nur die Entſcheidung über die Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs“, und angenommen wurde, daß die darauf folgende Erklärung, es werde 
die Verletzung materieller Rechtsnormen gerügt, ſich nur auf diejenigen Vor⸗ 
ſchriften beziehen könne, die für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs maß⸗ 
gebend ſeien; damit ſeien die Rechtsnormen, deren Verletzung den Gegenſtand 
der Beſchwerde bilden ſolle, hinreichend erkennbar gemacht. Daran fehlt es im 
vorliegenden Falle vollſtändig; die Rev.⸗Begründung läßt keineswegs erkennen, 
welche Vorſchrift von der Reviſion als verletzt angeſehen wird. 

Nun wird allerdings in der Rev.⸗Begründung nicht bloß Verletzung der 
„materiellrechtlichen Normen“ ſchlechthin, ſondern Verletzung derjenigen 
materiellrechtlichen Normen gerügt, „die in der Berufungsbegründung an⸗ 
geführt ſind“, der Rev.⸗Kläger „wiederholt“ zur Begründung der Reviſion 
die in dieſem Schriftſatz enthaltenen Ausführungen, die ausſchließlich recht⸗ 
licher Natur ſind, und es unterliegt keinem Zweifel, daß der Inhalt dieſer 
Ber.⸗Begründung durchaus genügen würde, wenn er in einem zum Zweck 
der Begründung der Reviſion eingereichten Schriftſatz ſtünde, da er ſogar die 
in Betracht kommenden Geſetzesvorſchriften, die nach Anſicht des damaligen 
Ber.⸗Klägers vom Landgericht verletzt worden ſind, zum Teil wörtlich angibt. 
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Es fragt ſich aber, ob die in der Rev.⸗Begründung enthaltene Bezugnahme auf 
die, wenn auch lediglich aus Rechtsausführungen beſtehende Ber.⸗Begründung 
und die „Wiederholung“ dieſer Ausführungen eine der Vorſchrift im 8 554 
ZPO. genügende Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm enthält, eine Frage, 
deren Beantwortung das vorſtehend angezogene Urteil IV. 673/14 deswegen 
dahingeſtellt gelaſſen hat, weil die Rev.⸗Begründung den Satz enthielt, daß der 
Streit nur die Entſcheidung über die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
betreffe. Die Frage iſt zu verneinen. In dem Urteil v. 26. Jan. 1907, II. 363/06 
(abgedr. in JW. 1907, 181) hat der 2. Zivilſen. des Reichsgerichts ausgeführt: 
Die Erwägungen, die den Geſetzgeber zu den Vorſchriften beſtimmten, daß die Ein⸗ 
legung und die Begründung der Reviſion im Zivilprozeſſe dem Anwaltszwang 
der bei dem Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte unterliegen, ſchließen aus, 
daß formloſe — d. i. nicht vom Rechtsanwalt am Reichsgerichte unterzeichnete — 
Schriftſtücke, die der vom Rechtsanwalt beim Reichsgericht unterzeichneten Schrift 
beigefügt ſind, Berückſichtigung finden können, mögen ſie als integrierende Be⸗ 
ſtandteile letzterer bezeichnet oder in letzterer auf andere Weiſe bezogen ſein. 
Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. Die Rev.⸗Begründung muß verfaßt 
ſein von einem beim Reichsgericht (in vor bayeriſchen Gerichten anhängigen 
Sachen während eines beſtimmten Abſchnitts des Verfahrens von einem bei 
einem bayer. Gericht) zugelaſſenen Rechtsanwalt. Dieſer Schriftſatz muß 
nach § 554 ZPO. die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm enthalten; 
dieſe Vorſchrift iſt nur dann erfüllt, wenn aus der Rev.⸗Begründung ſelbſt 
erkennbar iſt, welche Rechtsnorm die Reviſion für verletzt hält; fehlt es daran, 
ſo iſt der Schriftſatz ungenügend und es kann jenes Erfordernis nicht durch 
eine Bezugnahme und „Wiederholung“ von Ausführungen erſetzt werden, 
die in den Vorderurteilen, in Beilageakten, in — wenn auch vorgetragenen — 
Schriftſätzen der Vorinſtanzen enthalten ſind (Gaupp⸗Stein unter III. 2). 
Wenn die Reviſion meint, daß eine ſolche allgemeine Bezugnahme in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts jedenfalls bei Rügen von prozeſſualen Ver⸗ 
ſtößen zugelaſſen werde, ſo iſt das nicht zutreffend (Urt. des erkennenden Senats 
v. 29. April 1915, VI. 362/14). Wortlaut und Zweck der Vorſchrift im $ 554 
ZPO. erfordern die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm und, ſoweit die 
Reviſion darauf geſtützt wird, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren 
verletzt ſei, die Bezeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben, in 
der Rev.⸗Begründung ſelbſt (vgl. auch Entſch. des RG. in Straſſ. 29, 411). 
Es handelt ſich um eine ſchlechthin bindende Formvorſchrift, die erfüllt werden 
muß, auch wenn ſie im Einzelfall — vgl. insbeſondere den $ 559 ZPO. — 
Johne Wert ſein mag. Die vorliegende Rev.⸗Begründung läßt nun aus ihrem 
Inhalt in keiner Weiſe erkennen, welche Rechtsnormen die Reviſion als ver⸗ 
letzt anſieht; ſie iſt daher nicht in der geſetzlichen Form erfolgt; die Reviſion 
war ſomit nach § 5544 ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 30. Mai 1915 in der preuß. Sache 
Preuß. Fiskus (Kl.) w. Stadtgem. B. (KG. Berlin). VI. 630/14. 
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76. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör 
für die Konk.⸗Maſſe gegenüber ausgefallenen abſonderungs⸗ 
berechtigten Gläubigern. 

Bol. 63 Nr. 194 m. N; 64 Nr. 162. 

KO. 55 47. 82; ZPO. 5 865 Abſ. 2; BGB. 88 1121. 1122. 

Der Beklagte hatte als Verwalter im Konkurſe über das Vermögen eines 
Kalkſteinwerks am 6. März 1913 die auf dieſem Werke noch vorhandenen 
drei Pferde um 1015 K veräußert und den Erlös für Konk.⸗Zwecke verwendet. 
Der Kläger, der erſter Hyp.⸗Gläubiger war, erlitt bei der Zw.⸗Verſteigerung 
im Oktober 1913 einen den Betrag von 1000 „ überſteigenden Ausfall; er 
verlangte nun vom Beklagten im Wege perſönlichen Erſatzanſpruchs 1000 1 
nebſt 4% Prozeßzinſen, weil der Erlös aus dem Verkauf der Pferde, die Zu⸗ 
behörſtücke des Werkes geweſen ſeien, nicht für Konk.⸗Zwecke hätten verwendet 
werden dürfen. — Der Klage wurde ſtattgegeben; die Berufung des Beklagten 
blieb erfolglos. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Veräußerung von Zubehörſtücken durch den Konk.⸗Verwalter und 
die Verwertung des Erlöſes für Konk.⸗Zwecke ſteht materiell⸗rechtlich einer 
Pfändung gleich; denn eine Veräußerung durch den Konk.⸗Verwalter, wie 
hier, ſtellt keine Veräußerung in ordnungmäßiger Fortführung der bisherigen 
Bewirtſchaftungsweiſe dar. Es kann dies eine für die ordnungmäßige Ver⸗ 
waltung der Konk.⸗Maſſe nützliche oder gar notwendige Maßregel ſein, damit 
wird aber die Abführung an die Konk.⸗Maſſe nicht gerechtfertigt, die Konk.⸗Gläu⸗ 
biger dürfen nicht auf Koſten der Abſonderungsberechtigten bereichert werden; 

vgl. RGeEntſch. 69, 85; (Seuff. 64 Nr. 162); auch 42, 90. 
Für Zubehörſtücke hat aber das Geſetz in $ 865 Abſ. 2 ZPO. ein Pfändungs⸗ 
verbot aufgeſtellt. Ob der Konk.⸗Verwalter ſolche aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Rechts beſtehende Pfändungsverbote auch ohne beſondere Geltend⸗ 
machung ſeitens der durch eine Verletzung des Verbots Geſchädigten zu be⸗ 
achten und einzuhalten habe (vgl. Jaeger KO. “. Note 49 zu $ J), kann hier 
dahingeſtellt bleiben, denn im gegebenen Fall hat eine Geltendmachung 
ſeitens des abſonderungsberechtigten Klägers ſtattgefunden. Es iſt nämlich 
dem Konk.⸗Verwalter bereits am 14. März 1913, wie er ſelbſt zugibt, eine 
Abſchrift der Anmeldung des Klägers von ſeiner Ausfallsforderung zugegangen. 
Damit mußte er aber auf die Geltendmachung von Abſonderungsrechten 
ſeitens des Klägers aufmerkſam werden. Hierbei iſt darauf hinzuweiſen, daß 
für die Geltendmachung von Abſonderungsrechten (§ 47 KO.) eine Friſt oder 
Form nicht vorgeſchrieben iſt, daß ſolche zwar dem Konk.⸗Verwalter gegenüber 
an ſich geltend zu machen ſind, daß es aber genügen muß, wenn dieſem in 
irgendeiner Form das Abſonderungsrecht bekannt wird. Sobald dies geſchieht, 
entſteht für ihn auch die Pflicht, das Recht zu beachten, um eine Haftung aus 
§ 82 KO. hintanzuhalten (vgl. Jaeger Note 6 zu 8 4 KO.). Hiegegen hat aber 
der Beklagte verſtoßen; denn er hat, trotzdem ihm das Abfonderungstecht des 
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Klägers am 14. März 1913 bekannt geworden war oder wenigſtens bekannt 
werden mußte, in der Folge angefangen, den Erlös aus dem Verkauf der 
Pferde, ſtatt ihn für abſonderungsberechtigte Perſonen bereit zu ſtellen, un⸗ 
mittelbar für Konk.⸗Zwecke zu verwenden, insbeſondere zur Bezahlung von 
Lohnforderungen, wobei hier völlig dahingeſtellt bleiben kann, ob es ſich dabei 
um die Bezahlung von Maſſeſchulden oder wohl richtiger von Konk.⸗Forde⸗ 
rungen gehandelt hat. 

Der Einwand des Beklagten, die Zubehöreigenſchaft der Pferde habe 
zur Zeit des Verkaufs nicht mehr beſtanden, weil damals der Betrieb des Werkes 
bereits eingeſtellt geweſen ſei, iſt nicht begründet, weil ein Erlöſchen der Zu⸗ 
behöreigenſchaft nach Lage der Umſtände nicht angenommen werden kann. 
Das Beweisangebot des Beklagten lautet ſelbſt nur dahin, daß der Betrieb 
„im weſentlichen“ eingeſtellt geweſen ſei. Es wäre übrigens auch die Ein⸗ 
ſtellung des Betriebs, beſonders ſolange die Möglichkeit beſtand, ihn zum Teil 
oder voll wieder aufzunehmen, garkein genügender Grund zum Erlöſchen der 
Zubehöreigenſchaſt, am wenigſten gegenüber den Hyp.⸗Gläubigern im Hin⸗ 
blick auf die Vorſchriften in 88 1121 und 1122 BGB. 

Wenn der Beklagte weiterhin einwendet, daß den Kläger eigenes Ver⸗ 
ſchulden (§S 254 BGB.) treffe, weil er ſich ſelbſt nicht weiter um die Pferde 
gekümmert habe und insbeſondere im Konk.⸗Termin v. 29. März 1913 Rechte 
auf den Erlös nicht geltend gemacht habe, ſo kommt in Betracht, daß es an ſich 
nicht Pflicht des Hyp.⸗Gläubigers ſein kann, entſprechende Maßregeln hin⸗ 
ſichtlich der Zubehörſtücke vorzukehren, am wenigſten, wenn das Konk.⸗Verfahren 
eröffnet und ein Rechtsanwalt als Konk.⸗Verwalter beſtellt iſt. Es beſtand 
für den Kläger und deſſen Anwalt aber auch im Termin v. 29. März 1913 
weiter keine Veranlaſſung, den Konk.⸗Verwalter beſonders darauf aufmerkſam 
zu machen, was er hinſichtlich eines Erlöſes aus Zubehörſtücken zu tun habe; 
der Termin war der allgemeine Prüfungstermin, in welchem der Stonf.- 
Verwalter den üblichen Bericht abgab; im übrigen durften der Kläger und 
ſein Anwalt wohl annehmen, daß der Konk.⸗Verwalter ſelbſt wiſſen werde, 
wie er ſich zu verhalten habe, um ſpätere Haftungen zu vermeiden. 

Bei der gegebenen Sachlage erweiſt ſich daher die perſönliche Inanſpruch⸗ 
nahme des Beklagten auf der Grundlage des $ 82 KO. im Einklang mit dem 
Landgericht als rechtlich begründet. Daß der Kläger als „Beteiligter“ im Sinne 
jener Vorſchrift zu gelten hat, bedarf um ſo weniger einer weiteren Begrün⸗ 
dung, als er, abgeſehen von feinem Abſonderungsrecht, auch ſeine ev. Ausfalls- 
forderung zum Konk.⸗Verfahren angemeldet hatte und inſoweit auch als 
Konk.⸗Gläubiger in Betracht kam. 

Die Berufung des Beklagten war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Nov. 1915 i. S. F. w. F. 

I.. 149/15. 1-2. 
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77. Nicht rechtsfähiger Verein; können einzelne Mitglieder für 
ihn klagen d 
Vgl. 70 Nr. 26 m. N.; auch 71 Nr. 43 m. N. 
BGB. 88 54. 432. 709 ff. 


Die Kläger ſind Mitglieder der nicht eingetragenen Genoſſenſchafts— 
meierei W. Dieſe hat, da eine die Rechtsperſönlichkeit begründende Ein⸗ 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter fehlt, auch eine Verleihung der Rechts⸗ 
fähigkeit (8 22 BGB.) nicht erfolgt iſt, ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit nicht 
erlangt. Nach ihrer korporativen Verfaſſung und der ſatzunggemäßen Un⸗ 
abhängigkeit ihres Beſtandes vom Wechſel ihrer Mitglieder ſtellt ſie ſich als 
ein nicht rechtsfähiger Verein dar, auf den die Vorſchriften über die Geſell⸗ 
ſchaft (88 709 ff.) gemäß § 54 BGB. Anwendung finden. Der nicht rechts- 
jähige Verein iſt als ſolcher nicht klageberechtigt, da gemäß $ 50 ZPO. nur 
Rechtsperſonen klagen können. Klageberechtigt ſind bei dem nicht rechts⸗ 
fähigen Verein vielmehr nur die Träger des Vereinsvermögens. Dies ſind 
die Mitglieder in ihrer Gejamtheit; 

vgl. RGEntſch. 57, 92; 78, 106; Komm. von RGRäten Anm. 1 zu 5 54 BGB.; Planck 

BGB' Anm. 31 zu 5 54. 

Im vorliegenden Fall klagt aber nicht die Geſamtheit der Vereinamitglieder, 
da die Klage von einem Mitglied, dem Landmann W., nicht miterhoben wor⸗ 
den iſt.— — — 

Demnach wird die Klageforderung nicht namens des nicht rechtsfähigen 
Vereins d. h. ſeiner ſämtlichen Mitglieder geltend gemacht. Somit ſind es 
nur einzelne Mitglieder des nicht rechtsfähigen Vereins, welche hier einen 
zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Anſpruch erheben. Sie ſind hierzu 
nur berechtigt, wenn auch einzelne Geſellſchafter als ſolche Zahlung einer 
Geſellſchaftsſchuld zur Geſellſchaftskaſſe verlangen können. 

Das Reichsgericht hat in den Entſch. 70, 33 und 76, 280 ein ſolches Recht 
des Einzelgeſellſchafters anerkannt, und zwar unter Berufung auf § 432 
BGB. Ob ein ſolches Recht auch bei nicht rechtsfähigen Vereinen anzu⸗ 
erkennen ſei, hat das RG. in Entſch. 78, 106 dahingeſtellt In laſſen. 
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In einer neueren Entſcheidung (Entſch. 86, 66 und SeuffA. 71 Nr. 43) hat 
es aber das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters bei ſolchen Geſellſchaften 
verſagt, bei denen die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft gemäß 8 710 
BGB. einem Geſellſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen ſei. 
Das Reichsgericht führt aus, daß bei ſolchen Geſellſchaften kein Bedürfnis 
beſtehe, durch die Heranziehung der Vorſchrift des $ 432 BGB. ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die grundſätzlich erforderliche Mitwirkung aller Geſellſchafter 
(8 709 Abſ. 1) zu ſchaffen. 

Im vorliegenden Fall iſt im § 18 der Meiereiſatzungen beſtimmt, daß 
die Geſchäfte der Geſellſchaft, einſchließlich der Prozeßführung, von dem aus 
drei Mitgliedern beſtehenden Vorſtande zu erledigen ſeien. Damit iſt die 
Geſchäftsführung der Geſellſchaft gemäß § 710 Satz 1 BGB. geregelt, und 
es entfällt demgemäß auch nach der reichsgerichtlichen neueren Rechtſprechung 
das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters nach 8 432 BGB. 

Das Ber.⸗Gericht iſt aber mit der in der Rechtslehre vorherrſchenden 
Anſicht (vgl. Planck Anm. 1; Oertmann Anm. 1d; Staudinger Anm. II zu 
8 432 BGB.) der Auffaſſung, daß der $ 432 BGB. überhaupt in feiner An⸗ 
wendbarkeit hinter die ſpeziellen Rechtsnormen der §§ 709. 710. 711 BGB. 
zurücktreten muß. Dieſe letzteren Vorſchriften regeln die Frage, wer die 
Geſchäfte der Geſellſchaſt zu führen hat, vorbehaltlich abweichender Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen erſchöpfend und abſchließend. Da zu der Geſchäftsfüh⸗ 
rung auch die Geltendmachung der Geſellſchaftsanſprüche gehört, iſt auch 
über die Art dieſer Geltendmachung in den 88 709ff. Beſtimmung getroffen, 
und die hier für das Geſellſchaftsrecht getroffene beſondere Regelung muß 
der allgemeinen Beſtimmung des § 432 vorgehen und iſt allein maßgebend. 
Es würde namentlich bei nicht rechtsfähigen Vereinen mit großer Mitglieder⸗ 
zahl auch praktiſch zu unbefriedigenden Ergebniſſen führen, wenn der Schuld- 
ner des nicht rechtsfähigen Vereins nicht nur von dem vertretungsberech⸗ 
tigten Vorſtande namens der Vereinigung, ſondern auch von beliebigen Einzel⸗ 
mitgliedern belangt werden könnte. 

Demnach iſt ein Klagerecht eines oder mehrerer Einzelgeſellſchafter nicht 
anzuerkennen, nur die Geſamtheit der Mitglieder kann klagen. 

Das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters kann auch nicht durch den Hin⸗ 
weis darauf begründet werden, daß drei von den klagenden vier Mitgliedern 
zugleich Vorſtandsmitglieder, alſo geſchäftsführende Geſellſchafter ſind. Denn 
dieſe Geſchäftsführungsbefugnis gibt keine eigenen materiellen Klagerechte, 
jondern gemäß § 714 BGB. nur die Befugnis, die Geſellſchafter zu vertreten. 
Die Frage der Geſchäftsführung hat alſo mit der Frage, wer berechtigt iſt, 
als Partei den Anſpruch zu erheben, nichts zu tun. Die Vorſtandsmitglieder 
haben hier nicht kraft ihrer Vertretungsmacht für ſämtliche Mitglieder, ſon— 
dern nur für einzelne Mitglieder, nur für einen Teil der Mitglieder geklagt. 
Ein Teil der Mitglieder iſt aber nicht legitimiert, den der Geſellſchaft zus 
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ſtehenden Anſpruch zu erheben, da ein ſolches Individualrecht, wie aus⸗ 
geführt, nicht beſteht. 

Es hätte alſo für das Meiereimitglied W. milgeflagt werden müſſen, 
und dies hätte geſchehen können, auch wenn W. ſich an der Klage nicht be⸗ 
teiligen wollte, da die Mitglieder der Meiereigenoſſenſchaft, ſolange ſie Mit⸗ 
glieder ſind und der Satzung unterworfen find, auch deren § 18 gegen ſich 
gelten laſſen müſſen, wonach der Vorſtand eine nur im Wege des § 20 (durch 
Generalverſammlungsbeſchluß) entziehbare Vollmacht zur Vertretung der 
Geſamtheit der Geſellſchaft hat. | 

Aus dieſem Grunde war die Abweiſung der Klage gerechtfertigt. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 15. Juni 1915. B. u. Gen. w. D. 

U II. 249/14. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 197. 


78. Eigentumsverhältniffe an unterirdiſchen Gasleitungen und 
elektriſchen Kabeln. e.. 


Vgl. 71 Nr. 2 m. N. 
BGB. 88 93 ff. 

Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtück dergeſtalt verbunden, 
daß ſie deſſen weſentlicher Beſtandteil wird, jo erſtreckt ſich nach $ 946 BGB. 
das Eigentum an dem Grundſtück auf dieſe Sache. Daran kann auch durch 
vertragliche Abmachung mit dem Grundſtückseigentümer nichts geändert 
werden. Ein Eigentumsvorbehalt an der verbundenen Sache zugunſten 
ihres früheren Eigentümers würde nach der weitaus herrſchenden Anſicht 
unwirkſam ſein und höchſtens obligatoriſche Rechte erzeugen, die aber ſchon 
dem Sonderrechtsnachfolger gegenüber verſagen würden (RG. in JW. 1902, 
26294; RGentſch. 63, 421, in Seuff A. 62 Nr. 129; Entſch. 73, 335). Wenn 
alſo die Vorſchrift des § 946 auf die Gasleitungen und Stromzuführungs⸗ 
fabel Anwendung fänden, jo würden dieſe regelmäßig in keinem einheit- 
lichen Eigentum ſtehen, ſondern ſtreckenweiſe ebenſovielen verſchiedenen Eigen⸗ 
tümern gehören, wie ſie fremde Grundſtücke unterirdiſch durchſchneiden. Ein 
derartiges Ergebnis wäre aber für das wirtſchaftliche Leben unerträglich. 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft ſtehen deshalb auch mit überwiegender 
Mehrheit auf dem allein brauchbaren Standpunkte, daß die Leitung in der 
Regel dem Eigentümer oder Inhaber des Werkes gehöre, deſſen Erzeugniſſe 
ſie vermittelt, und ſie weichen nur darin voneinander ab, auf welchem Wege 
man zu dieſer Rechtsanſicht gelangen kann. 

Die meiſten dieſer Konſtruktionsverſuche gehen aus von den geſetzlichen 
Ausnahmen des § 946. Als ſolche kommen nur drei in Betracht, nämlich 
1. 8 912, 2. § 95 Abſ 1 Satz 1 und 3. 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 

Ob der $ 912 wirklich eine Ausnahme von der Regel des 8 946 gewähre, 
iſt allerdings nicht ganz unſtreitig. Früher iſt das vom Reichsgericht und 
auch ſonſt verneint (RG. in JW. 1911, 366; vgl. RGEntſch. 70, 207; auch OLG. 

10* 
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München in SeuffA. 67 Nr. 204). Aber dieſer Standpunkt iſt auf Wider⸗ 
ſpruch geſtoßen (z. B. Mannherz in JW. 1912, 491; OLG. Düſſeldorf in Lobes 
Z. 9, 41; OLG. Dresden in JW. 1912, 1037) und dann auch vom Reichs⸗ 
gericht inſoweit wieder verlaſſen, als anerkannt iſt, daß der Überbau nicht 
in das Eigentum des Nachbarn falle, wenn dieſer zu ſeiner Duldung ver⸗ 
pflichtet ſei (RGEntſch. 83, 147; vgl. auch ſchon 72, 272). Aber wenn man 
dem auch beiſtimmen muß, ſo würde doch eine Übertragung der Rechtsſätze 
vom Überbau auf ſolche Leitungen, die oft kilometerweit durch zahlloſe fremde 
Grundſtücke gehen, ausgeſchloſſen ſein. Das verbietet nicht nur der Sprach⸗ 
gebrauch, der den Ausdruck Überbau nicht bei ſolchen Leitungen anwenden 
würde, ſondern auch der offenſichtliche Zweck der betreffenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mung über das Nachbarrecht. Überbauten und die hier in Rede ſtehenden 
unterirdiſchen Leitungen ſind auch ſo weſensverſchieden, daß eine entſpre⸗ 
chende Anwendung des $ 912 BGB. auf fie ebenfalls den größten Bedenken 
begegnen Ni se 

Was fernere den 8 95 Abſ. 1 Satz 1 BGB. betrifft, ſo ſchließt er von 
den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks ſolche Sachen aus, die nur 
zu einem vorübergehenden, Zwecke mit ihm verbunden ſind, Vorübergehend 
im Sinne dieſer Vorſchrift iſt nun zwar der Zweck einer Sache nicht bloß 
dann, wenn ihm ſeiner Natur nach eine zeitliche Begrenzung innewohnt, 
mag auch das Ende erſt nach Jahren oder gar Jahrzehnten eintreten. Und 
dieſe Begrenzung wird namentlich bei ſolchen Anlagen ohne weiteres an⸗ 
genommen, die auf Grund eines — wenn auch lange dauernden — Miet⸗ 
oder Pachtverhältniſſes errichtet werden (vgl. RG. in Entſch. 55, 284; 59, 20; 
61, 188; 63, 421 und SeuffA. 62 Nr. 129; RG. in JW. 1912, 129. War⸗ 
neyer 1913, 38). Allein bezüglich der unterirdiſchen Kabel- und Gasleitungen 
wird man wohl regelmäßig nicht von einer Pacht oder Miete, ſondern viel⸗ 
mehr von einer unentgeltlichen Gebrauchs- oder Platzleihe gegenüber den 
Grundeigentümern ſprechen müſſen. Eine Beendigung iſt dann aber, ſofern 
nicht ein Ausnahmefall des 8 605 BGB. eintritt, nach § 604 ausgeſchloſſen, 
ſolange der Zweck der Leitungen fortdauert. Da aber deren Zweck in der 
Regel von vornherein nicht begrenzt zu ſein pflegt, ſo kann man bei ihnen, 
ohne den Worten Gewalt anzutun, auch nicht von einem nur borübergehen- 
den Zweck ſprechen. Wollte man das aber doch tun, ſo würde aus dieſer 
Konſtruktion eine andre Schwierigkeit erwachſen, welche ſie für den vorliegen⸗ 
den Fall praktiſch ungeeignet macht. Bei jeder Sonderrechtsnachfolge über 
das Grundſtück würde nämlich das Vertragsverhältnis aufhören, wenn es 
nicht etwa ausdrücklich oder wenigſtens durch ſchlüſſige Handlungen erneuert 
würde. Das kann man aber namentlich in den zahlreichen Fällen nicht an— 
nehmen, in denen dem Grundſtückserwerber das Vorhandenſein der unter— 
irdiſchen Leitungen ganz unbekannt bleibt. In allen dieſen Fällen würde 
deshalb mit dem Eintritt der Sonderrechtsnachfolge die Ausnahme des 895 
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‚Abi. 1 Satz 1 BGB. fortfallen und deshalb die Regel des $ 946 Platz greifen. 
Man würde alſo auch bei dieſer Konſtruktion Leitungen haben, die ſtrecken⸗ 
weiſe in verſchiedenem Eigentum ſtänden und dieſes Eigentumsverhältnis 
auch fortwährend wechſelten. 

Die Ausnahme des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſchließlich greift dann 
platz, wenn ein Werk in Ausübung eines Rechts an einem fremden Grund⸗ 
ſtück von dem Berechtigten mit dem Grundſtück verbunden worden iſt. Nun 
iſt zwar vielfach, beſonders im Schrifttum, die Anſicht vertreten, daß hier 
unter Recht auch ein obligatoriſches Recht zu verſtehen ſei; 

Staudinger BGB.“ 5 95 Bern. 3 c; Rehbein S. 84; Endemann BR. 5 52 Bem. 
27; Coſack“ 2, 272; Crome 1, 87; Dernburg BR. 3 $ 5 II 4b; Gierke Sachenr., 
46; ebenſo OLG. Stuttgart in SeuffA. 64, 111. 

Allein dieſe Rechtsmeinung ſteht mit dem Sprachgebrauch des Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuchs unvereinbar im Widerſpruch. Letzteres verſteht überall und daher 
auch hier unter Recht an einem Grundſtück nur ein dingliches, Recht. Die 
weitergehende Auslegung wird deshalb auch von namhaften Schriftſtellern 
und vom Reichsgericht verworfen; 

RG. in JW. 190, 336; OLG. Roſtock im Recht 1910, 2774; Komm. v. RGRäten! 
§ 95 Bem. 5; Planck BGB. 5 95 Bem. 4; Oertmann Allg. T. § 95; Maenner 
Sachenr.? S. 12 Bem. 22; Turnau- Förster Liegenſchaftsr.“ $ 95 Bem. 2 a. E.; 
Güthe GBO.“ § 3 Bem. 8; Predari GBO., 15; Strohal in IheringsJ. 38, 36; 
Tobias im Arch Ziv Prax. 94, 403. 

Danach kann die Ausnahme des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ausſchließlich auf 
Grund eines dinglichen Rechts begründet werden. Ein ſolches entſteht aber 
gemäß 8 873 BGB. nur noch durch Eintragung im Grundbuch und, ſoweit 
es ſich um Straßen oder andre Grundſtücke des Staates, der Gemeinde oder 
ſonſtiger Eigentümer handelt, deren Grundſtücke nach $ 1 der braunſchw. VO. 
zur GBO. nicht eingetragen ſind, durch gerichtliche oder notarielle Verlaut⸗ 
barung der Einigung ($ 51 braunſchw. AusfG. z. BGB.). An einer ſolchen 
Begründung eines dinglichen Rechts wird es aber faſt regelmäßig fehlen. 
Nur bezüglich der ſchon vor 1900 angelegten Leitungen könnte man auch 
ohne Grundbucheintragung nach Art. 184 Einf G. z. BGB. im Fall der Er⸗ 
weislichkeit einer Erſitzung (vgl. BraunſchwZ. 61, 59) zur Annahme eines 
dinglichen Rechts gelangen. 

Müßte man alſo mit der vielfach vertretenen Anſicht (vgl. Staudinger 
§ 94 Bem. 3a; Pland $ 94 Bem. 2d; Komm. v. RGgäten $ 94 Bem. 1; 
Oertmann Allg. T. $ 94 Bem. 3a u. a.) die in Rede ſtehenden Leitungen als 
mit dem Grund und Boden feſt verbundene Sachen i. ©. des § 94 BGB. 
anſehen, jo wäre die Folgerung unabweislich, daß fie auch als weſentliche 
Beſtandteile der verſchiedenen von ihnen durchſchnittenen Grundſtücke zu 
gelten hätten und daher den Eigentümern des betreffenden Elektrizitäts⸗ 
werks oder der Gasanſtalt nur in den ſeltenen Fällen gehören könnten, in 
denen die Anlagen nur vorübergehende im gekennzeichneten Sinne ſind oder 
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auf einem dinglichen Recht beruhen (jo in der Tat Komm. v. RGRäten? 8 94 
Bem. 1a; Planck a. a. O. u. a.). 

Dieſes unerfreuliche Ergebnis hat der 5. Zivilſen. des Reichsgerichts 
ſchon in einer älteren Entſcheidung dadurch zu beſeitigen geſucht, daß er die 
Leitung als weſentlichen Beſtandteil und damit als Eigentum der Zentrale 
angeſehen hat. Das Urteil in Entſch. 48, 267 jagt darüber: ‚Darauf, ob die 
Verbindung in ſenkrechter oder in wagerechter Richtung ſtattgefunden hat, 
kommt ebenſowenig etwas an wie darauf, ob die Sache ſich innerhalb des 
Bereichs des Grundſtücks, zu dem ſie gehört oder mehr oder minder räumlich 
davon entfernt auf oder unter fremdem Grund und Boden befindet, ſofern 
nur im letzteren Falle trotz der Entfernung der ununterbrochene räumliche 
Zuſammenhang zwiſchen Grundſtück und Sache gewahrt bleibt‘. Die gleiche 
Anſicht, der ſich in der Folge Theorie und Praxis mehrfach angeſchloſſen 
haben, iſt dann vom Reichsgericht durch verſchiedene Senate ſpäter wiederholt; 

Entſch. 61, 192 (5. 3 S.); 67, 233 (6. S.); W. 1906, 554 (5. 8 S.); OG. 

Stuttgart im Recht 1906, 46; Oberneck GBO.“ 5 51; Rehbein BGB. ©. 89; 

vgl. Staudinger $ 94 Bem. 3a Abſ. 1 a. E. 

Allein ihr ſteht entgegen, daß man darnach zu einer doppelten Beſtandteils⸗ 
beziehung der Leitungen kommen könnte, nämlich einmal zu der gegenüber 
der Zentrale und dann zu der gegenüber den fremden Grundſtücken. Und 
es iſt nicht einzuſehen, warum die eine Beziehung die andre überwiegen ſollte, 
zumal da die Verbindung mit dem Grund und Boden regelmäßig viel feſter 
und jedenfalls viel unmittelbarer ſein wird, als die durch die Leitung ver- 
mittelte und vielleicht ſehr weit entfernte. Außerdem würde der vom Reichs⸗ 
gericht betonte ununterbrochene Zuſammenhang bei jedem Zerreißen oder 
jedem künſtlichen Zerſchneiden der Leitung aufhören und damit die Frage 
entſtehen, ob die Eigentumsverhältniſſe trotzdem die gleichen bleiben könnten. 
Schließlich würde in den Fällen, in denen Elektrizitätswerk oder Gasanſtalt 
auf einem Pachtgrundſtück betrieben würden, das Leitungsnetz nach dieſer 
Auffaſſung nicht in das Eigentum des Unternehmers oder Inhabers des 
Werkes, ſondern in das des Verpächters fallen. 

Zu einem praktiſch befriedigenden Ergebniſſe führt deshalb dieſe An⸗ 
ſicht nicht, die denn auch bereits in neueren Entſcheidungen einem abweichen⸗ 
den Standpunkte gewichen iſt (RG. 7. ZS. in Entſch. 83, 147; 5. 3S. in 
Warneyer Rechtſpr. 1914, 143). Den Bedürfniſſen des wirtſchaftlichen Lebens 
in allen Beziehungen gerecht wird einzig und allein der Standpunkt, daß 
das Leitungsnetz durch die Einſenkung in das Erdreich ſeine juriſtiſche Selb— 
ſtändigkeit überhaupt nicht verliert und folgeweiſe an ſeinen Eigentumsver⸗ 
hältniſſen auch keine Veränderung erleidet. Dieſer Standpunkt läßt ſich auch 
ungezwungen aus dem geltenden Rechte begründen. 

Auszugehen iſt dabei ebenfalls von der Vorſchrift des 8 946 BGB., 
die das ſog. Akzeſſionsprinzip nur für diejenigen Sachen aufſtellt, die weſent— 
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liche Beſtandteile eines Grundſtücks werden. Es gilt aber nicht für gewöhn⸗ 
liche Beſtandteile (Biermann Sachenr.? § 946 Bem. 1 Abſ. 2; Enneccerus 
Sachenr.? § 721) oder für ſog. ſcheinbare Beſtandteile eines Grundſtücks 
(Meyer Rechtl. Natur der nur ſcheinb. Beſtandteile eines Grundſtücks 1903 
S. 5ff.). Demgemäß gibt ſchon das in Entſch. 61, 24 veröffentlichte Urteil 
des 2. 35. des RG., welches die Gasröhren in den Ortsſtraßen als deren ge⸗ 
wöhnliche Beſtandteile oder mindeſtens als Zubehör anſieht, dem Gedanken 
einer juriſtiſchen Selbſtändigkeit jener Anlagen Raum. Man muß aber noch 
einen Schritt weiter gehen. Denn es würde ganz verfehlt ſein, anzunehmen, 
daß jede Sache, die von dem Erdreich eines Grundſtücks feſt bedeckt und da⸗ 
durch mit ihm verbunden iſt, ohne weiteres deſſen Beſtandteil wird. Eine 
derartige an dem Wortlaut der §d 93. 94 BGB. haftende Auslegung würde 
ihrem Sinn und Zweck nicht gerecht. So würde beiſpielsweiſe kaum jemand bei 
einem ſilbernen Löffel, der mit der Müllabfuhr in den Erdboden eines fremden 
Grundſtücks geraten und mit dieſem feſt verbunden iſt, die Folgerung ziehen, 
daß das Eigentum an dieſem Löffel nun auch mit dem Eigentum des Grundſtücks 
verbunden wäre. Die Eigentumsverhältniſſe würden pielmehr zunächſt ganz 
unverändert bleiben und nur nach den Grundſätzen über den Fund oder viel» 
leicht auch des Schatzes eine ſpätere Veränderung erfahren. Es handelt ſich 
dabei nur ſcheinbar um eine Ausnahme von 8 91 Abſ. 1 Saß 1 BGB. Denn 
auch dieſe Vorſchrift hat immer zur Vorausſetzung, daß es ſich bei der betreffenden 
Sache um einen Beſtandteil handelt. Was Beſtandteile ſind, ſagt das BGB. 
nicht, das beſtimmt ſich vielmehr ausſchließlich nach der Verkehrsauffaſſung: 

Oertmann Allg. T. § 93 Bem. 4b; Oertmann Verkehrsſitte, 453; Planck“ $ 94 Bem. 
2d 3; Siecke DYZ. 1908, 946; RGeéntſch. 67, 33 und SeuffA. 63 Nr. 239. 

Dabei kommt es nicht, wie bezüglich des § 97, darauf an, daß ſich eine ganz 
poſitive Verkehrsauffaſſung über die Beſtandteilseigenſchaft einer beſtimmten 
Sache oder Sachenart gebildet hat, ſondern nur darauf, ob ein jeder verſtän⸗ 
dige Beurteiler die miteinander verbundenen Sachen im gegebenen Fall als 
eine einzige Sache anſehen würde oder nicht (RG. in JW. 1912, 128ff.). 
Darnach aber kann man unbedenklich ſagen, daß die bloß mechaniſche Ver⸗ 
bindung einer Sache mit einem Grundſtück, deſſen Zwecken zu dienen ſie 
garnicht beſtimmt iſt, im allgemeinen nicht dazu führen wird, dieſe Sachen 
zu Beſtandteilen des Grundſtücks zu rechnen. Beſonders aber wird die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung eine derartige Beſtandteilseigenſchaft der Leitungsſtrecken in 
bezug auf die verſchiedenen Grundſtücke, die von ihnen durchſchnitten werden, 
verneinen (vgl. auch Staudinger $ 94 Bem. 3a Abſ. 1 a. E.). Ahnliche oder 
gleiche Geſichtspunkte für die Beurteilung der Rechtsverhältniſſe an ſolchen 
Leitungen ſind auch neuerdings mehrfach betont; 

RGeEntſch. 83, 147; Warneyer 1914, 143; OLG. Kiel in 8 DR. 1912, 20; OLG. 
Stuttgart in Recht 1914, 1954 ff.; Tobias im Arch ZivPrax. 94, 407; Zencke 
Gaslieferungsvertr. 1908, 2; Donner in Bay. 1905, 166. 

Die Gas⸗ und Waſſerleitungsrohre, ſowie die Stromzuleitungskabel erleiden 
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aljo durch Einſenkung in fremde Grundftüde an ihren Eigentumsverhältniſſen 
an ſich keine Veränderung.“ 


Plenarbericht des OLG. zu Braunſchweig v. 9. Februar 1915. A. H. 


79. Unzuläſſigkeit der Pfändung treuhändig abgetretener Forderungen; 
Widerſpruchsklage des neuen Gläubigers. 


Vgl. 65 Nr. 109; 69 Nr. 260 m. N. 
BGB. 8 398; 3 O. $ 771. 


Der Kauffrau L. war ihr ganzes Warenlager abgebrannt. Ihre An— 
ſprüche gegen zwei Feuerverſicherungsgeſellſchaften trat ſie dem klagenden 
Kreditverein ab, der damals etwa 5700 . zu fordern hatte, damit er zuerſt 
ſein Geld bekomme und dann die übrigen Gläubiger bezahle. Die Abtretung 
wurde den Geſellſchaften angezeigt. Da ihnen aber Pfändungen der Brand⸗ 
entſchädigungsgelder von andern Gläubigern der L. zugeſtellt wurden, hinter 
legten ſie den von ihnen geſchuldeten Betrag von 9300 . Der Kredit- 
verein erhob nun Widerſpruchsklage gegen die pfändenden Gläubiger. — 
Das Landgericht erklärte die Klage für den die Forderung des Kredit— 
vereins in Höhe von 5700 „ überfteigenden Betrag für unzuläſſig. In der 
Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage in vollem Umfange zugeſprochen. Aus den 
Gründen: 

„— — — Ob Frau L. ihre Anſprüche auf dieſe Gelder dem Kredit⸗ 
verein zu eigenem Recht abgetreten hat oder ob ganz oder teilweiſe eine viel⸗ 
leicht widerrufliche fiduziariſche oder Inkaſſoabtretung vorliegt, derart, daß 
die Einziehung aller oder der die Forderung des Kreditvereins überſteigenden 
Beträge lediglich im Intereſſe und für Rechnung der L. erfolgen ſollte (vgl. 
RGentſch. 53, 417), kann nach Lage des Falles dahingeſtellt bleiben. Im 
erſten Fall wäre die Klage ohne weiteres zuzuſprechen. Aber auch im andern 
Fall wäre die Widerſpruchsklage berechtigt. Zwar würde in dieſem letzteren 
Fall die Forderung formell auf den Kreditverein übergegangen ſein, in Wirk— 
lichkeit aber doch, ſoweit es fi) um ein Treuhandverhältnis handelte, wirt- 
ſchaftlich ein Vermögensbeſtandteil der L. geblieben ſein, der als ſolcher dem 
Zugriff der Gläubiger des Kreditvereins entzogen wäre (RGeEntſch. 45, 80, 
Seuff A. 55 Nr. 191; 79, 121). Daraus kann aber doch nicht gefolgert wer— 
den, daß die Gläubiger der L. ſich, wie es geſchehen iſt, ohne weiteres an 
die Forderung halten und ſie in den Händen der Verſicherungsgeſellſchaften 
pfänden könnten. Ebenſo wie die Gläubiger des Kreditvereins nicht mehr 
Rechte geltend machen können als er ſelbſt hat, können auch die Gläubiger 
der L. größere Rechte nicht in Anſpruch nehmen als dieſer ſelbſt zuſtehen. 
Nachdem aber die Forderung von ihr an den Kreditverein abgetreten und 
die Abtretung den Verſicherungsgeſellſchaften angezeigt worden iſt, iſt dieſer 
nach außen, im Verhältnis zum Schuldner, der alleinige Forderungsinhaber. 
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Nur er kann die Forderung vom Schuldner beitreiben, und nur an ihn kann 
der Schuldner wirkſam bezahlen. Die L. mag berechtigt ſein, ihren Auftrag 
zur Einziehung und Verwendung des Geldes zu widerrufen und dadurch 
einen Anſpruch auf Rückübertragung der Forderung erlangen oder nicht, ſo⸗ 
lange ſie von dieſem ihrem Rechte keinen Gebrauch macht, iſt ſie zur Einziehung 
der Forderung nicht berechtigt. Daraus folgt ohne weiteres, daß auch ihre 
Gläubiger nur ihre Rechte gegen den Kreditverein geltend machen können, 
nicht aber zur Pfändung der der L. garnicht mehr zuſtehenden Forderung 
gegen die Verſicherungsgeſellſchaften berechtigt ſind. 

Dieſe Löſung iſt nicht nur theoretiſch die einzig mögliche, ſondern ent⸗ 
ſpricht auch den Verkehrsbedürfniſſen, indem ſie dem Schuldner der Forde⸗ 
rung, dem die Abtretung bekannt geworden iſt, den erforderlichen Schutz an- 
gedeihen läßt, da er nicht wiſſen kann, welches Verhältnis zwiſchen altem und 
neuem Gläubiger beſteht und ihm eine weitere Prüfung in dieſer Richtung 
nicht zugemutet werden kann, nachdem ihm der bisherige Gläubiger die Ab⸗ 
tretung angezeigt hat ($ 4055GB.); 

a. M. OLG. Braunſchweig in SeuffA. 65 Nr. 109; Riedinger JW. 1913, 1161 ff. 
Iſt dies richtig, fo muß folgerichtig auch angenommen werden, daß dem Kredit⸗ 
verein ein die Veräußerung hinderndes Recht an der Forderung zuſteht. So⸗ 
lange die L. den Auftrag nicht widerrufen und ihre Anſprüche auf Rücküber⸗ 
tragung nicht geltend gemacht hat, iſt ſie auch zu einer anderweitigen Ver— 
äußerung der Forderung nicht befugt und iſt der Kreditverein berechtigt, 
einer ſolchen zu widerſprechen. Er iſt daher auch zur Erhebung der Wider— 
ſpruchsklage gemäß § 771 ZPO. den pfändenden Gläubigern gegenüber be— 
rechtigt und die bewirkten Pfändungen ſind ihm gegenüber unzuläſſig. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Kreditverein w. 

M. & Gen. — IV. U. 101/14. L—ch. 


80. Der $ 410 Abſ. 1 BGB. gibt dem Schuldner nur eine Einrede. 


Vgl. 11 Nr. 136. 
BGB. 5 410; ZPO. $ 94. 


In 1. Inſtanz handelte es ſich darum, ob der Beklagte auf Grund eines 
Schuldſcheins v. 1. Septbr. 1912 dem Kläger einen am 1. Septbr. 1914 fällig 
geweſenen Darlehnsteil zu 1000 ſchuldete. Der Beklagte hatte im weſent⸗ 
lichen eingewendet, der Kläger habe dieſe an ſich beſtehende Forderung an 
das Bankhaus H. abgetreten. Der Kläger gab dies zu, entgegnete jedoch, 
die Forderung ſei ihm im Winter 1913/1914 zurückübertragen worden. Das 
Landgericht, das annahm, daß die Rückübertragung erfolgt und dem Be⸗ 
klagten ſchon vor Erhebung der Klage mitgeteilt worden ſei, verurteilte den 
Beklagten koſtenfällig zur Zahlung von 1000 , nebſt 4% Zinſen ſeit dem 
1. Septbr. 1914. Einige Tage nach Verkündung des Urteils zahlte Beklagter 
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an den Kläger die eingeklagte Summe nebſt den Zinſen. In der Ber.⸗Inſtanz 
machte er aber geltend, er ſei zwar verpflichtet, den eingeklagten Hauptpoſten 
an den Kläger zu bezahlen, habe dieſe Verpflichtung auch erfüllt, dagegen 
verwahre er ſich gegen die Zahlung von Zinſen und Prozeßkoſten. Er berufe 
ſich auf $ 410 BGB.; die Urkunde über die Rückübertragung der Forderung 
ſei ihm erſt nach Beendigung der 1. Inſtanz vorgelegt worden; die Zurück⸗ 
weiſung der Mahnung des Klägers und überhaupt die Ausübung der in 8 410 
BGB. bezeichneten Rechte ſei dadurch unverzüglich erfolgt, daß er die Klage⸗ 
berechtigung des Klägers beſtritten habe. Bei der Zahlung von Hauptſtuhl 
und Zinſen habe er ſich alle ſeine Rechte vorbehalten. — Die Berufung des 
Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Da der Beklagte die Hauptforderung zu 1000 .M und die geſchuldeten 
Verzugszinſen nach Erlaſſung des angefochtenen Urteils an den Kläger be⸗ 
zahlt hat, handelt es ſich nur noch um die Koſten des Prozeſſes. Dieſe könnten 
den Beklagten allerdings nicht treffen, wenn er ſich mit Recht auf 8 410 BGB. 
berufen könnte (§ 94 ZPO.). Dies iſt aber nicht der Fall. Der $ 410 Abſ. 1 
gibt dem Schuldner nur die Befugnis, ſeine Leiſtung an den neuen Gläubiger 
von der Aushändigung der Abtretungsurkunde abhängig zu machen; eine 
Mahnung des neuen Gläubigers iſt unwirkſam, wenn ſie ohne Vorlegung 
einer ſolchen Urkunde erfolgt und der Schuldner ſie aus dieſem Grunde un⸗ 
verzüglich zurückweiſt. Auf die Einrede aus § 410 Abſ. 1 BGB. hat ſich aber 
der Beklagte während der ganzen 1. Inſtanz niemals berufen, vielmehr das 
ganze klägeriſche Vorbringen beſtritten und gleichzeitig Abtretung der Forde⸗ 
rung an H. behauptet. Die daraufhin erfolgte klägeriſche Behauptung der 
Rückübertragung hat Beklagter ebenfalls beſtritten und Abweiſung der Klage 
beantragt. Hierin kann nur das Beſtreiten des klägeriſchen Anſpruchs über⸗ 
haupt, nicht aber, wie der Beklagte will, die Geltendmachung der aufſchieben⸗ 
den Einrede des 8 410 Abſ. 1 BGB. gefunden werden. So gut der Beklagte 
in 2. Inſtanz dieſe Einrede deutlich vorbrachte, wäre er auch in 1. Inſtanz 
hierzu in der Lage geweſen. In dieſem Falle hätten ihn allerdings die Prozeß⸗ 
koſten nicht treffen können (Gaupp⸗Stein Note II 2 u. 3 zu 8 94 ZPO.). Allein 
das Beſtreiten des Beklagten hatte feinen Grund lediglich darin, daß er, ob- 
wohl er die Rückübertragung an den Kläger kannte, darauf ausging, deſſen 
Befriedigung hinauszuſchieben. Er hat auch nach Erlaſſung des landgericht— 
lichen Urteils die Hauptſumme und die Zinſen bezahlt ohne ſein Recht aus 
§ 410 Abſ. 1 BGB. geltend zu machen. Selbſt wenn er bei der Zahlung er- 
klärt hätte, er behalte ſich ſeine Rechte vor, wäre aus dieſer allgemeinen 
Erklärung im vorliegenden Fall immer noch nicht zu erſehen, daß er ſein Recht 
aus § 410 BGB. hätte geltend machen wollen und geltend gemacht habe. 
Es kommt daher auf den Vorbehalt nicht an. — — —“ 

Urteil des SYS. München (3. Sen.) v. 28. Dez. 1915. B. w. H. 

L. 315/15. F—2. 


— — 
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81. Einſchränkungen in der Benutzung einer Mietwohnung in einem 
Badeort durch den Krieg berechtigen weder zur Kürzung des Preifes 
noch zur friſtloſen Kündigung. 

Vgl. 70 Nr. 210 m. N., 209. 214. 

BGB. 58 537. 542. 


Der Beklagte hatte für die Zeit vom 11. Juli bis 11. Oktober 1914 die 
erſte Etage einer am Oſtſeeſtrande belegenen Villa in Travemünde zu einem 
Mietzins von 1400 „ gemietet. Er war bereits am 13. Auguſt 1914 aus 
der Wohnung wieder ausgezogen und wollte an der Miete 450 „ kürzen. 
Gegen die Einklagung dieſes Betrages machte er geltend, er ſei zur friſtloſen 
Kündigung berechtigt geweſen, weil ihm der vertragmäßige Gebrauch der 
Mietwohnung entzogen ſei. Nach Kriegsausbruch habe nämlich die Militär⸗ 
behörde den Bewohnern der Strandvillen verboten, in den nach der See⸗ 
ſeite belegenen Zimmern Licht zu brennen, ohne die Fenſter in geeigneter 
Weiſe zu verdunkeln. Das ſei für jeden Kurgaſt eine unerträgliche Zumutung 
geweſen, für ihn aber beſonders, da er gewohnt und beruflich genötigt geweſen 
ſei, abends zu komponieren, ſolche Arbeit aber bei geſchloſſenen Fenſtern an 
warmen Abenden geradezu geſundheitsſchädlich ſei. Mindeſtens aber ſei 
eine Minderung des Mietzinſes ſchon deshalb gerechtfertigt, weil durch den 
Ausbruch des Krieges die meiſten Annehmlichkeiten des Badelebens, die ihn 
gerade zum Mieten einer ſo teuren Wohnung bewogen hätten, weggefallen 
ſeien. — Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 350 
und wies deſſen Widerklage auf Rückzahlung von 450 H ab. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt der Anſicht, daß der durch den Krieg herbeigeführte 
Wegfall der Annehmlichkeiten des Travemünder Badelebens — hier abgeſehen 
von der Beſchränkung in der Beleuchtung der Wohnungen — weder den 
Mietvertrag ohne weiteres aufhebt, noch den Mieter zur friſtloſen Kündigung 
oder zu einer Minderung des Mietzinſes berechtigt. Zwar wird bei der Mie- 
tung einer Sommerwohnung in einem Badeorte der Mieter regelmäßig von 
der Erwartung ausgehen, daß während der Mietzeit der Badeverkehr mit 
ſeinen Annehmlichkeiten in gewohnter Weiſe ſtattfindet, und der Vermieter 
wird ſich bewußt ſein, daß dieſe Erwartung für den Mieter mitbeſtimmend 
zum Vertragſchluß iſt. Trotzdem kann in Ermangelung ausdrücklicher Ab⸗ 
machung weder angenommen werden, daß der Vermieter auf Grund des 
Mietvertrages für das Fortbeſtehen des Badeverkehrs einzuſtehen hat, noch 
iſt das Fortbeſtehen der Annehmlichkeiten des Badeverkehrs als Bedingung 
für die Fortdauer des Mietvertrages anzuſehen. Die Gefahr einer unerwartet 
eintretenden Beendigung oder Einſchränkung des Badelebens, die außer im 
Fall eines Krieges auch durch andre Umſtände, z. B. Ausbruch einer anſtecken⸗ 
den Krankheit, Landestrauer, herbeigeführt werden kann, trifft an ſich den 
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Mieter; ihr Eintritt ändert an dem Beſtande des Mietvertrages nichts. Auch 
bei einer in einem Badeort gelegenen Wohnung gehört zu dem vom Ver⸗ 
mieter der Wohnung vertragmäßig zu gewährenden Gebrauch nicht die Mög⸗ 
lichkeit, von der Wohnung aus an einem Badeverkehr, wie er ſonſt regelmäßig 
an dem Orte herrſcht, teilzunehmen. Deshalb wird auch durch das Aufhören 
oder die Einſchränkung des Badelebens der vertragmäßige Gebrauch der 
Wohnung dem Mieter nicht entzogen oder behindert. Anderſeits kann auch 
in einem Badeort der Badeverkehr nicht als Eigenſchaft der in dem Orte 
belegenen Wohnungen, und der Fortfall oder die Einſchränkung dieſes Ver⸗ 
kehrs nicht als Fehler der Wohnung, der die Tauglichkeit zu dem vertrag⸗ 
mäßigen Gebrauch hindere, angeſehen werden. Der Fall liegt inſoweit nicht 
anders, als wenn jemand mit Rückſicht auf die Erziehung ſeiner Kinder eine 
Wohnung in einer Gymnaſial- oder Univerſitätsſtadt oder mit Rückſicht auf 
die an einem Fürſtenſitz gebotenen Annehmlichkeiten in einer Reſidenzſtadt 
gemietet hat, und ſpäter das Gymnaſium, die Univerſität oder die Hofhaltung 
verlegt wird. 

Ebenſowenig berechtigt das beim Kriegsausbruch von der Militärbehörde 
erlaſſene Verbot, in den nach der Seeſeite belegenen Zimmern abends Licht 
zu brennen, ohne die Fenſter in geeigneter Weiſe zu verdunkeln, zu einer frift- 
loſen Kündigung oder zu einer Minderung des Mietzinſes. Als ein Fehler 
der Mietſache kann die durch das Verbot den Bewohnern auferlegte Be— 
ſchränkung überhaupt nicht angeſehen werden. Allerdings ſind als Fehler 
der Mietſache i. S. des § 537 BGB. nicht nur körperliche Mängel der Sache 
ſelbſt, ſondern auch ſolche Verhältniſſe anzuſehen, welche die Mietſache in 
ihrer Tauglichkeit unmittelbar beeinträchtigen (Mittelſtein Mietes, 216). Auch 
behördliche Verbote, welche auf Grund von Baupolizei- und Wohnungspflege⸗ 
geſetzen die Benutzung der gemieteten Räume oder einzelner Teile allgemein 
oder für beſtimmte Zwecke unterſagen, ſind hierher zu rechnen (Mittelſtein 
a. a. O. Note 9). Bei dem hier in Frage ſtehenden Verbot aber handelt 
es ſich nicht um Verhältniſſe, die unmittelbar die Mietſache in ihrer Taug— 
lichkeit betreffen; das Verbot richtet ſich vielmehr unmittelbar an die Be— 
wohner, indem es ihnen aus Gründen des allgemeinen Wohls und der Sicher- 
heit ein beſtimmtes Verhalten in der Wohnung vorſchreibt. Der Fall liegt 
ähnlich wie bei den an einzelnen Orten im Intereſſe der öffentlichen Ruhe 
erlaſſenen polizeilichen Verboten, zu beſtimmten Stunden oder nach öffent— 
lichen Straßen und Plätzen hin Teppiche und Decken auszuklopfen, oder zu 
beſtimmten Stunden bei geöffneten Fenſtern zu muſizieren, oder bei den 
im Intereſſe der Sicherheit oder der Sonntagsheiligung erlaſſenen obrigkeit— 
lichen Anordnungen, nach denen die Haustüren von einer beſtimmten Stunde 
ab verſchloſſen zu halten oder während der Zeit des Hauptgottesdienſtes die 
Läden zu ſchließen und die Schaufenſter zu verhängen ſind. Demnach iſt 
eine Minderung des Mietzinſes nach 8537 BGB. nicht gerechtſertigt. 
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Aber auch das Recht der friſtloſen Kündigung iſt nicht gegeben. Der 
Mieter kann die Räume nach wie vor als Wohnung benutzen. Er kann ſie 
auch, wie das zur Benutzung in den Abend- und Nachtſtunden nach zeitgemäßer 
Anſchauung erforderlich iſt, beleuchten und lüften. Er iſt nur — in dem zu 
Kriegszeiten gegebenen Intereſſe der Erſchwerung feindlicher Angriffe — ge- 
halten, wenn er Licht brennt, die Fenſter derart abzublenden, daß kein Licht⸗ 
ſchein nach außen fällt. Das iſt möglich, auch ohne die erforderliche Lüftung 
ganz abzuſtellen. In der Auflage der Militärbehörde iſt deshalb eine auch 
nur teilweiſe Entziehung des vertragmäßigen Gebrauchs der Wohnung nicht 
zu erblicken. Es mag darauf hingewieſen werden, daß an manchen Orten 
ſich das Brennen von Licht an Sommerabenden bei geöffneten Fenſtern 
auch aus andern Gründen, mit Rückſicht auf das Eindringen von Mücken, 
Moskitos u. dgl. in die bewohnten Räume verbietet, ohne daß dieſe Beein⸗ 
trächtigung als Entziehung des vertragmäßigen Gebrauchs der Wohnung 
empfunden wird. Anderſeits ſei darauf hingewieſen, daß auch die nach dem 
Reichsgeſetz v. 25. Juni 1868 den Inhabern quartierfähiger Räume auf⸗ 
erlegte Einquartierung als teilweiſe Entziehung des vertragmäßigen Ge— 
brauchs nicht betrachtet wird (Mittelſtein, 281). Jedenfalls aber würde, ſelbſt 
wenn man die durch das Verbot den Bewohnern auferlegte Beſchränkung 
als Hinderung des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietwohnung anſehen 
wollte, dieſe Beeinträchtigung — auch bei Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß es ſich im vorliegenden Falle um eine teure, deshalb beſondere Annehm— 
lichkeiten verſprechende Wohnung in einem Badeort handelt — nur als ſo 
unerheblich betrachtet werden können, daß auch das angebliche Bedürfnis 
des Beklagten, abends und nachts bei geöffneten Fenſtern zu komponieren, 
die friſtloſe Kündigung nach $ 542 Abſ. 2 BGB. nicht rechtfertigen könnte. 


u 


— — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) in der Lüb. Sache B. (Bkl.) w. 
Tr. Klubh.⸗Geſ. Bf. II. 108/15. B. 


82. Haftung aus einer Zeichnung zur Deckung der Koften einer 
Ausſtellung; Unzuläſſigkeit der Einrede, daß der Fehlbetrag vom 
Unternehmer verſchuldet ſei. 

Vgl. oben Nr. 39 m. N. 

BGB. $ 765. N 5 

Der Beklagte verneint, daß der vom Kläger errechnete Fehlbetrag tat— 
ſächlich beſtehe. Aus dem jedoch, was er zur Begründung vorbringt, ergibt 
ſich, daß er nicht das Entſtehen eines Fehlbetrags, ſondern nur die Befugnis 
des Klägers in Abrede ſtellt, die Garantieübernehmer auf Grund dieſes Fehl— 
betrags in Anſpruch zu nehmen, weil dieſer durch geſchäftliche Maßnahmen 
des Klägers herbeigeführt worden ſei, für deren Folgen er nicht einzuſtehen 
habe. Hiermit kann er nicht gehört werden. Denn er hat ſich nicht ausbe— 
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dungen, daß er nur den durch beſtimmte, dem Ergebniſſe des Ausſtellungs⸗ 
unternehmens abträgliche Ereigniſſe eingetretenen Mißerfolg auszugleichen 
habe, und muß deshalb für den Mißerfolg des Ausſtellungsunternehmens 
einſtehen, gleichviel aus welcher Urſache er entſtanden iſt; 

vgl. Stammler im Arch ZivPrax. 69, 135. 136; Enneccerus B. R.? 1, 765 Nr. 5 und 7. 
Das Riſiko des großen Unternehmens des Klägers hat alſo auch nicht teil⸗ 
weiſe der dazu unfähige Unternehmer, ſondern lediglich der Garantieüber⸗ 
nehmer zu tragen, deſſen Verpflichtung durch die Höhe der Garantieſumme, 
nicht aber durch irgendwelche Unterſcheidung der Urſachen des entſtandenen 
Ausfalls begrenzt wird. Das trifft auch zu, ſoweit der Beklagte behauptet, 
daß die von ihm gerügten geſchäftlichen Maßnahmen — und in deren Folge 
der Ausfall — auf ſchuldhaft fehlerhafter Geſchäftsführung der Ausſtellungs⸗ 
leitung beruhten. 

Ein Einwand dieſer Art wird allerdings dem Garantieübernehmer mehr⸗ 

fach, zum Teil mit dem Hinweiſe auf $ 254 Abſ. 1 BGB. zugeſtanden, 


ſo von Stammler a. a. O., 137; Enneccerus a. a. O. 765 Nr. 7; Oertmann 
Schuldverh.“ zu 5 676 Anm. 2 d q, 


jedoch mit Unrecht. Denn, was der Beklagte dem Kläger zu leiſten verſprochen 
hat, iſt ein Teil der Mittel, deren der Kläger bedarf, damit ſeine Gläubiger 
keine Vermögenseinbuße erleiden. Die Verpflichtung des Beklagten bezweckt 
alſo nicht die Ausgleichung eines Vermögensſchadens, den ſich der Kläger 
zugezogen hat, ſondern die Vermehrung ſeines Vermögens bis zu dem Be— 
trage, den es erreichen muß, um Dritte vor Schaden zu bewahren; nicht der 
Kläger trägt ein Riſiko, ſondern der Beklagte. Der § 254 BGB. ſchlägt des⸗ 
halb nicht ein. Die Einwendung des Beklagten kann auch nicht auf §§ 276. 
278 BGB. geſtützt werden. Wenn auch dieſe Vorſchriften bei allen Schuld⸗ 
verhältniſſen einſchlagen und deshalb angenommen werden könnte, daß der 
Kläger dem Beklagten für Verſchulden ſeiner geſetzlichen Vertreter hafte, ſo 
würde doch für den Beklagten daraus nur eine Schadenerſatzforderung be⸗ 
gründet ſein, die er aufrechnungweiſe geltend zu machen hätte, und das iſt 
nicht geſchehen. — — — 

Urteil des OLG. Dresden (5. Sen.) v. 6. Dez. 1915. M. (Kl.) w. 

Iba. 5 0. 94/15. Ch. 


83. Derficherungswert eines teilweiſe abgebrannten Gebäudes, deſſen 
Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 


Vgl. 59 Nr. 227 m. N. 
Verſ Vertr. 88 82 ff.; BGB. 9 157. 


Der stläger hatte am 3. Dez. 1909 ſein in M. am Markt gelegenes Haus 
mit Nebengebäude bei der verklagten Verſich.-Geſellſchaft gegen Brandſchaden 
zum Wert von 22500 % verſichert. Am 10. Juni 1912 erlitt er einen Brand— 
ſchaden, die Beſchädigung der Gebäude beſchränkte ſich aber im weſentlichen 
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auf das Dach und das Dachgeſchoß; die zur Beſeitigung der Schäden auf⸗ 
zuwendenden Koſten wurden von den beſtellten Gutachtern auf 2350 „ ab- 
geſchätzt. Durch Verfügung v. 30. Juli 1912 verſagte indes der Bürgermeiſter 
von M. auf Grund des § 20 BaupolO. für die Stadt M. v. 15. Juli 1908 
die Wiederherſtellung der Gebäude in dem früheren Zuſtande. Da das gegen 
dieſe Verfügung durchgeführte Beſchwerdeverfahren ohne Erfolg blieb, ver⸗ 
langte der Kläger mit der Behauptung, daß das nach dem Brande verbliebene 
Reſtgebäude für den infolge der Verfügung notwendig gewordenen Neubau 
wertlos ſei, Zahlung der vollen Verſicherungsſumme. Dieſem Verlangen wider⸗ 
ſprach die Beklagte, indem ſie geltend machte, daß ſie nach den Verſicherungs⸗ 
bedingungen nur für den 2350 / betragenden eigentlichen Brandſchaden 
hafte, nicht aber für den Schaden, der dem Kläger durch das polizeiliche Bau⸗ 
verbot entſtehe. — Beide Vorinſtanzen wieſen die Klage ab; das Reichs⸗ 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Streitig unter den Parteien iſt, ob die Verpflichtung der verklagten 
Verſich.⸗Geſellſchaft lediglich dahin geht, dem Kläger diejenigen Koſten zu 
erſetzen, die aufzuwenden ſind, um das durch den Brand beſchädigte Gebäude 
in dem früheren Zuſtande wiederherzuſtellen, oder ob die Beklagte den Wert 
des Gebäudes abzüglich des Materialwerts der ſtehengebliebenen Gebäude⸗ 
teile deshalb erſetzen muß, weil dem Kläger die Wiederherſtellung des Dach— 
geſchoſſes infolge Verſagung der polizeilichen Bauerlaubnis unmöglich ge— 
worden iſt. Beide Vorinſtanzen haben eine Haftung der Beklagten nur in 
dem erſten Umfange angenommen. Nach den allgemeinen Verſich.-Bedin⸗ 
gungen, insbeſondere nach dem Inhalt der 88 1 und 9, haben fie als Ver⸗ 
tragswillen feſtgeſtellt, daß die Verſicherung nur gewährt werde für den 
durch den Brand ſelbſt ſowie durch Löſchen, Niederreißen und Ausräumen 
an den verſicherten Gegenſtänden hervorgerufenen Schaden, nicht aber für 
einen Schaden, der erſt durch eine aus Anlaß des Brandes erlaſſene polizei⸗ 
liche Anordnung herbeigeführt ſei, und daß es für die nach 89 zu berückſich⸗ 
tigende Verwendbarkeit ſtehen gebliebener Gebäudeteile lediglich auf deren 
techniſche Verwendbarkeit, nicht aber darauf ankomme, ob die an ſich vorlie⸗ 
gende Verwendbarkeit etwa im einzelnen Fall aus baupolizeilichen Gründen 
ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Feſtſtellung des Vertragsinhalts wird von der Re⸗ 
viſion als gegen 8 157 BGB. verſtoßend angegriffen, ſie iſt deshalb nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung vom Reichsgericht auch auf ihre tatſächliche Richtig⸗ 
keit nachzuprüfen. Die Nachprüfung ergibt aber ihre Unhaltbarkeit. 

Zunächſt kann dem Ber.⸗Richter darin nicht beigetreten werden, daß 
die Verſich.⸗Bedingungen ſo klar gefaßt ſeien, daß jeder Zweifel über das 
von den Parteien wirklich Gewollte ausgeſchloſſen wäre. Mag auch aus der 
Beſtimmung des $1 Abſ. 1 zunächſt entnommen werden können, daß die 
Verſich.-Geſellſchaft außer für den eigentlichen Brandſchaden nur für den⸗ 
jenigen als mittelbare Folge des Brandereigniſſes eingetretenen Schaden 
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aufkommen will, der durch Löſchen, Niederreißen und Ausräumen eintritt, 
jo rechtfertigt doch die Beſtimmung des §89 — — — die Annahme, daß 
dem Verſicherten der Unterſchied der Werte des verſicherten Gegenſtandes 
vor und nach dem Brande als Betrag ſeines Schadens gewährt werden ſoll, 
— — —. In dieſer Beſtimmung des 89 fehlt jeder Hinweis darauf, daß 
die Verwendbarkeit der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes lediglich nach theoretiſchen, bautechniſchen Grund⸗ 
ſätzen beurteilt werden ſoll und nicht vielmehr darnach, ob denn der Ver⸗ 
ſicherte nach den maßgebenden geſetzlichen oder baupolizeilichen Vorſchriften 
überhaupt in der Lage iſt, die ſtehengebliebenen Gebäudeteile tatſächlich zur 
Wiederfertigſtellung des Gebäudes benutzen zu können. Für den Verſich.⸗ 
Nehmer, der ſich durch die Verſicherung gegen den durch einen Brand ihm 
etwa erwachſenden Schaden ſichern will, iſt die als mittelbare Folge des 
Brandes eintretende Entwertung des verſicherten Gebäudes ganz die gleiche, 
ob der Verwendung der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wiederherſtellung 
des früher beſtandenen techniſche oder rechtliche Hinderniſſe entgegenſtehen. 
In beiden Fällen ergibt ſich für ihn als unvermeidliche Folge des Brandes, 
daß er durch Ausbeſſern und Ergänzen der abgebrannten Teile das Gebäude 
nicht wiederherſtellen kann. Wie der erkennende Senat bereits in einem 
Urt. v. 27. Mai 1910 (VII. 464/09) ausgeſprochen hat, kann auch eine auf 
Grund des objektiven Rechts erlaſſene polizeiliche Anordnung nicht als eine 
beſondere Schadensurſache neben dem Brand angeſehen werden. Da nun 
überdies jeder Anſpruch auf Erſatz des durch ein beſtimmtes Ereignis ein- 
getretenen Schadens grundſätzlich allen in urſächlichem Zuſammenhang mit 
dem ſchädigenden Ereignis ſtehenden Schaden umfaßt, wäre es Sache der 

Verſich.-Geſellſchaft geweſen, falls die bloße techniſche Verwendbarkeit für 

die Feſtſetzung der Entſchädigung ausſchlaggebend ſein ſollte, dieſen ihren 

Willen unzweideutig in den Verſich.-Bedingungen zum Ausdruck zu bringen. 

Dieſe Bedingungen ſind von ihr aufgeſtellt und ſie muß deshalb ſich gefallen 

laſſen, daß die vorliegende Unklarheit gegen ſie und zugunſten der Verjich.- 

Nehmer ausgelegt wird (vgl. Urt. des erkennenden Senats v. 11. Nov. 1904, 

DIZ. 10, 71). — — — 

Iſt aber hiernach beim Mangel einer unzweideutigen Beſtimmung, daß 
als Verwendbarkeit i. S. des $ 9 die nach techniſchen Grundſätzen theoretiſch 
mögliche Verwendbarkeit zu gelten habe, davon auszugehen, daß es für die 
Verwendbarkeit der ſtehengebliebenen Gebäudeteile darauf ankommt, ob die 
Verwendung zur Wiederherſtellung des durch den Brand beſchädigten Ge— 
bäudes nach den tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſen wirklich durch— 
führbar iſt, jo läßt ſich die Unbegründetheit des noch zur Entſcheidung ſtehen- 
den Klaganſpruchs auch nicht, wie der Ber.-Richter annimmt, daraus her— 
leiten, daß die Bauerlaubnis zu Unrecht verſagt ſei, weil weder ein Um— 
noch ein Ausbau in Frage ſtehe. Die Entſcheidung der Frage, ob die Bau— 
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erlaubnis auf Grund der Baupol O. v. 15. Juli 1908 mit Recht verſagt wor⸗ 
den ſei, war in dem durch das Landesverwaltungsgeſetz vorgeſchriebenen 
Verfahren herbeizuführen. Da nun vorliegend die die Bauerlaubnis ver⸗ 
ſagende polizeiliche Verfügung trotz Durchführung des Beſchwerdeverfahrens 
von allen Inſtanzen aufrechterhalten iſt, ſo iſt für den Kläger als eine un⸗ 
vermeidliche Folge die Unmöglichkeit der Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes durch bloße Wiedererrichtung des zerſtörten Dachgeſchoſſes gegeben. 
Von dieſer Sachlage hatte das Ber.⸗Gericht bei ſeiner Beurteilung auszugehen 
ohne in eine Nachprüfung der Frage einzutreten, ob die Verwaltungsbehörden 
mit Recht einen Um⸗ oder Ausbau als in Betracht kommend angenommen 
haben. | 
Nach alledem unterliegt das Ber.⸗Urteil der Aufhebung. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. Mai 1915. H. Gl.) w. 
Verſich.⸗Geſ. Th. 8 Cöln). VII. 73/15. 


84. Feuerverſicherung; Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß als 
Derficherungswert der Anſchaffungswert gelten follee 


Vgl. 41 Nr. 56 m. N. 
Verſ Vertr. 58 86. 52. 


Die Akt.⸗Geſellſchaft D. & J. in H. hatte die geſamten Beſtände ihrer 
Fabrik an Maſchinen, Geräten, Werkzeugen, ſonſtigem Mobiliar und Mate⸗ 
rialier auf die Zeit vom 31. Dezember 1912 bis 31. Dezember 1913 für 
700000 / bei den verklagten Verſich.⸗Geſellſchaften gegen Feuersgefahr 
verſichert. Im Jahre 1913 wurde über das Vermögen der Firma das Konf.- 
Verfahren eröffnet. Nach der Konk.⸗Eröffnung, am 29. Mai 1913, brach 
auf dem Fabrikgrundſtück ein Feuer aus, bei dem ein Teil der verſicherten 
Gegenſtände zerſtört oder beſchädigt wurde. Gemäß $ 14 der allg. Verſich.⸗ 
Bedingungen fand ein Abſchätzungsverfahren ſtatt, bei dem von den Sach⸗ 
verſtändigen der entſtandene Schaden auf 31341 M ermittelt wurde, jedoch 
mit dem Hinzufügen, es ſei nicht darauf Rückſicht genommen, daß die Verſich.⸗ 
Nehmerin ſich zur Zeit des Brandes im Konkurſe befunden habe, der wahre 
Wert der zerſtörten Gegenſtände unmittelbar vor dem Brande würde nur 
mit 50% des in der Taxe ermittelten Werts in Anrechnung zu bringen ſein. 
Die Beklagten zahlten nur 50% der erwähnten Schadensſumme an die Konf.- 
Maſſe aus, wurden aber auf Klage des Konk.⸗Verwalters zur Zahlung der 
ganzen Summe verurteilt. — Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: Zu 

— — Im 813 der allg. Verſich.⸗Bedingungen der Beklagten ift 
zunächft der das Verſicherungsrecht im allgemeinen beherrſchende Grundſatz 
zum Ausdruck gebracht, daß die Verſicherung nicht zu einer Bereicherung 
führen ſoll. Im Anſchluß daran iſt weiter beſtimmt, daß der Verſicherer, 


auch wenn die Verſicherungsſumme höher iſt, als der n zur 
Seuffert! Archi 71. 3. Jolge Bd. 16 Heft 4. 
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Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls, nicht verpflichtet iſt, mehr als den 
Betrag des Schadens zu erſetzen, gegen welchen Verſicherung gewährt iſt, 
und zwar unter Zugrundelegung des Werts der Sache zur Zeit des Eintritts 
des Verſicherungsfalls. Im Abſ. 2 des § 13 findet ſich dann die hier ein- 
ſchlagende Beſtimmung, wonach als Verſicherungswert — alſo als Wert zur 
Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls — bei Haushalts- und ſonſtigen 
Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen derjenige 
Betrag gilt, welcher erforderlich iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen, 
unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und 
neu ſich ergebenden Minderwerts. Der Sinn dieſer zuletzt erwähnten Be⸗ 
ſtimmung iſt völlig klar und unzweideutig; zum Unterſchiede von anderen 
unter die Verſicherung fallenden Gegenſtänden ſoll bei Haushalts⸗ und ſon⸗ 
ſtigen Gebrauchsgegenſtänden, Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen nicht der 
Betrag des Schadens unter Zugrundelegung ihres Werts, ſondern der An⸗ 
ſchaffungswert von Sachen gleicher Art unter billiger Berückſichtigung des 
aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden Minderwerts als 
der Verſicherungswert gelten. Es liegt mithin für dieſen beſonderen Kreis 
von verſicherten Gegenſtänden eine ausdrückliche Vereinbarung über die 
Höhe des im Schadensfalle zu leiſtenden Erſatzes vor. Dieſer Vereinbarung 
gegenüber kann nicht im einzelnen Falle dem Verſicherer das Recht zuge— 
ſtanden werden, ſich darauf zu berufen, daß der Verſicherte nach ſeinen be— 
ſonderen Perhältniſſen nicht in der Lage und willens geweſen wäre, die 
betreffenden Gegenſtände, wäre der Schadensfall nicht eingetreten, noch 
weiterhin zu behalten und zu gebrauchen, ſondern daß er ſie zu billigen 
Preiſen loszuſchlagen genötigt geweſen ſein würde, und daß er durch Zah⸗ 
lung des Anſchaffungspreiſes für Erſatzſtücke deshalb in eine günſtigere Ver⸗ 
mögenslage kommen, alſo bereichert werden würde. Vielmehr nötigt der 
klare Wortlaut des § 13 der Bedingungen zu der Annahme, daß durch die 
erwähnte Vertragsbeſtimmung bezüglich der in Betracht kommenden Gegen⸗ 
ſtände eine erſchöpfende poſitive Vereinbarung über den für ſie zu leiſten⸗ 
den Erſatz hat getroffen werden ſollen und daß dabei, ſoweit nötig, dem all- 
gemeinen Grundſatz, daß die Verſicherung nicht zu einer Bereicherung führen 
ſoll, bereits Rechnung getragen iſt, daß mithin die Anwendung der erwähnten 
Beſtimmung im einzelnen Falle nicht noch von einer beſonderen Nachprüfung 
abhängig gemacht werden darf, ob etwa der Verſicherte nach ſeinen beſon⸗ 
deren Verhältniſſen durch den Empfang der ihm zu leiſtenden Entſchädigungs⸗ 
ſumme in eine günſtigere Vermögenslage kommen würde, als in der er ſich 
bei Nichteintritt des Verſicherungsfalls befunden hätte. 

Auch der wörtlich mit $ 13 Abſ. 2 Satz! der allg. Verſich.-Bedingungen 
der Beklagten übereinſtimmende 8 86 VerſVertrG. läßt eine ſolche die Be— 
ſonderheiten des Einzelfalls berückſichtigende Anwendung nicht zu. Zugrunde 
liegt der Beſtimmung die Erwägung, daß Gegenſtände der fraglichen Art 
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durch den Gebrauch ſchnell an Wert zu verlieren pflegen und daß ſie in der 
Regel unentbehrlich ſind und im Verluſtfall deshalb der Regel nach durch 
Neuanſchaffungen erſetzt werden müſſen, daß mithin durch den bloßen Erſatz 
ihres Wertes (VerſVertrG. § 52) eine volle Ausgleichung des in Wirklich⸗ 
keit entſtandenen Schadens regelmäßig nicht eintreten würde. Die Beſtim⸗ 
mung lautet aber ganz allgemein und iſt in keiner Weiſe abhängig davon 
gemacht, ob im einzelnen Fall jene Erwägungen, aus denen ſie hervorgegangen 
it, tatſächlich zutreffen, es iſt deshalb auch nicht zuläſſig, hiervon ihre An⸗ 
wendung im einzelnen Fall abhängig zu machen. Dasſelbe gilt auch von 
§ 13 Abſ. 2 der Verſich.⸗Bedingungen. Wollten die Beklagten dieſe Beſtim⸗ 
mung in dem von ihnen derſelben jetzt beigelegten Sinne verſtanden wiſſen, 
ſo hätten ſie dies durch eine andre Faſſung zum Ausdruck bringen müſſen. 
In der vorliegenden Faſſung läßt die Beſtimmung die von 8 Beklagten 
jetzt vertretene Auslegung nicht zu. 


Hiernach kann bei der Abſchätzung des Schadens auf den Umſtand, daß 
ſich die Akt.⸗Geſellſchaft D. & J. zur Zeit der Entſtehung des Schadensfalles 
im Konkurſe befand, kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden. Es folgt 
daraus nicht einmal, daß, wie die Beklagten behauptet haben, von einer An⸗ 
ſchaffung von Erſatzſtücken für die durch den Brand zerſtörten Gegenſtände 
keine Rede habe ſein können. — — — Hiervon aber auch abgeſehen, ſo iſt 
entſcheidend die Erwägung, daß die beſondere Lage, in der ſich die Verſicherte 
infolge der Konk.⸗Eröffnung befand, und die Tatſache, daß der Schadensfall 
ſich nach Eröffnung des Konkurſes ereignet hat, nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen bei der Feſtſtellung der Entſchädigung überhaupt außer Betracht 
zu bleiben hat. 

Die Reviſion war hiernach zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 7. Mai 1915. A. u. Gen. (Bkl.) 

w. D. & G. Konk. (ORG. Hamburg). VII. 34/15. 


85. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem Gewerbe⸗Un⸗ 
fallverſich.⸗Geſetze begonnen und unter der Neichs-Derficherungs- 
Ordnung vollendet wurde. 


RVerſO. 5 907; Einf G. dazu Art. 6; Gewu VG. $ 138; Einf. z. BGB. Art. 169. 


Am 29. Nov. 1912 erlitt der verſicherungspflichtige Arbeiter A einen Un⸗ 
fall. Erſt nach 34 Jahren zeigte es ſich, daß der Unfall für ihn Nachteile zur 
Folge hatte. Am 10. Dez. 1913 erließ die Berufsgenoſſenſchaft Beſcheid da⸗ 
hin, daß A eine Unfallrente zu beanſpruchen habe; der Beſcheid wurde ihm 
am 14. Dez. 1913 zugeſtellt. Die Rente wurde am 3. Febr. 1915 wieder 
eingezogen. Die Genoſſenſchaft verlangte mit der am 12. Jan. 1915 zugeſtellten 
Klage vom Unternehmer Erſatz ihrer Aufwendungen. Das Landgericht wies 

11 
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die Klage wegen Verjährung ab. Die Berufung der Klägerin wurde aus 
folgenden Erwägungen zurückgewieſen: 

„— — — Der fragliche Unfall trug ſich während der Geltungsdauer des 
GewerbeUnſsVerſichGeſ. v. 30. Juni 1900 zu. Darnach verjährt der Erſatz⸗ 
anſpruch der Berufsgenoſſenſchaft in einem Fall, wie hier, wo kein Straf— 
gerichtsurteil ergangen und die Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung nicht angerufen worden iſt (Gew VG. 88 136. 137 Abſ. 2), nach § 138 
in zwei Jahren nach dem Unfall. Er wäre alſo nach altem Recht ſchon mit 
dem Ablauf des 29. November 1914 verjährt. 

Nun iſt aber während dieſer Friſt, nämlich (nach Art. 1 EinfG. z. 
RVerſO. mit Art. 3 Kaiſerl. VO. v. 5. Juli 1912 (RGBl. 429) am 1. Jan. 
1913 das einſchlägige 3. Buch der Reichs⸗Verſich.⸗Ordnung in Kraft getreten, 
das die Vorſchrift über die Verjährung derartiger Erſatzanſprüche geändert 
hat. Da es nach dem alten Recht mehrfach vorgekommen war, daß Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ihrer Erſatzanſprüche dadurch verluſtig gingen, daß ſie ohne. 
ihr Verſchulden die zweijährige Friſt nicht einhalten konnten, weil ſie ſelbſt 
vom Unfallſchaden zu ſpät unterrichtet wurden oder weil die rechtskräftige 
Feſtſetzung der Entſchädigung wegen des zeitraubenden Verfahrens zu ſpät 
erging, das Mittel der Feſtſtellungsklage (nach $ 256 ZPO.) aber unter Um⸗ 
ſtänden verſagte, ging das neue Geſetz bei der Regelung der Verjährungs⸗ 
frage davon aus, daß für das Beſtehen und den Umfang des Erſatzanſpruchs 
erſt die rechtskräftige Feſtſetzung der Entſchädigung die Grundlage bieten 
ſolle. Das neue Geſetz läßt deshalb die Verjährung erſt vom Zeitpunkte dieſer 
Feſtſetzung an laufen, bemißt dafür aber die Friſt kürzer als das alte Geſetz 
(vgl. Gugel RVerſO. S 907 Anm. 2). Darnach tritt nun die Verjährung 
der von der Berufsgenoſſenſchaft nach 8 903 gegen Unternehmer, deren Be- 
vollmächtigte und gegen Betriebs- und Arbeiteraufſeher zu ſtellenden Erſatz⸗ 
anſprüche, wenn wie hier kein ſtrafgerichtliches Urteil erforderlich und die 
Verjährung nicht durch Anrufung der Gexnoſſenſchaftsverſammlung unter- 
brochen iſt, in einem Jahre nach der erſten rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Entſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft ein (§ 907). Nach neuem Recht wäre 
ſohin die Verjährung, da der die Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft nach 8 1583 feſtſtellende Beſcheid v. 10. Dez. 1913 dem Verletzten am 
14. Dez. 1913 zugeſtellt worden, alſo, da hiegegen kein Einſpruch erhoben 
wurde, nach 8 1591 einen Monat ſpäter, d. i. mit dem Ablauf des 14. Jan. 
1914 rechtskräftig geworden tft, erſt mit dem Ablauf des 14. Jan. 1915 voll- 
endet geweſen (§ 125). 

Nun fragt es ſich, welche Bedeutung dem Umſtande zukommt, daß die 
Verjährung ſchon unter dem alten Recht begonnen hat und erſt während der 
Geltungsdauer des neuen Rechts abgelaufen iſt. Iſt nämlich das neue Recht 
anzuwenden, ſo iſt der Anſpruch noch nicht verjährt, da die Klage am 12. Jan. 
1915, zwei Tage vor dem Ablauf der nach neuem Recht berechneten Friſt, 
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zugeſtellt worden iſt. Das EinfGeſetz ftellt für die Übergangszeit im Art. 6 
Abj. 1 den Grundſatz auf, daß auch für ſolche Friſten, deren Lauf ſchon wäh⸗ 
rend der Geltungsdauer des alten Geſetzes begonnen hat, beim Inkrafttreten 
der RVerſOrdnung aber noch nicht vollendet iſt, die Vorſchriften der RVerſ.⸗ 
Ordnung gelten, macht aber hievon in den folgenden Abſätzen Ausnahmen. 
Im 3. Abſatze ſchließt es zunächſt die Auslegung aus, daß ſolche Friſten etwa 
(wie dies unter Umſtänden nach dem Art. 169 Einf®. z. BGB. der Fall iſt) 
mit dem Inkrafttreten der RVerſ Ordnung von neuem zu laufen beginnen, 
indem es verfügt, daß ſich der Beginn der Friſten immer „nach dem alten 
Rechte“ beſtimmt. Und auch für das Ende der Friſt nimmt es ſich nicht das 
Einf GG. z. Bürgerl. Geſetzbuch zum Vorbild, etwa für eine Vorſchrift des In⸗ 
halts, daß die Friſt gelten ſolle, die früher oder ſpäter „abläuft“, ſondern es 
verordnet im 2. Abſ. des Art. 6, daß ſich die Friſt nach dem alten Recht be⸗ 
ſtimmt, „wenn ſie darnach länger iſt als nach der RVerſ Ordnung“. Es 
werden nicht zwei Friſten (die des alten und die des neuen Rechts) zu Einer 
verſchmolzen, ſondern es greift nur eine Friſt von einer im voraus im Ge⸗ 
ſetze beſtimmten Dauer Platz, nämlich die, die länger iſt; und auch dann, 
wenn die kürzere Friſt ſpäter ablaufen würde als die längere, kommt nur 
die längere zur Anwendung. Hiernach hätte das Geſetz, was die Verjährung 
von Erſatzforderungen angeht, einfach beſtimmen können, daß ſich dieſe immer 
nach dem alten Rechte richtet; allein von einer ſolchen beſonderen Vorſchrift 
wurde abgeſehen, da durch den Art. 6 nicht nur für die Verjährungs⸗ ſondern 
für alle Arten von Friſten, auch für die Rechtsmittelfriſten, eine allgemeine 
Regelung getroffen werden ſollte. 

Die Verjährung des hier ſtrittigen Anſpruchs begann ſohin (gemäß Abſ. 3) 
nach dem alten Rechte mit dem Tage des Unfalls am 29. Nov. 1912 zu laufen, 
und da die Friſt nach dem alten Recht länger iſt als nach dem neuen, nämlich 
zwei Jahre (ſtatt eines Jahres), jo iſt ſie (gemäß Abſ. 2) nach dem alten Recht 
zu berechnen, und darnach war die Verjährung mit dem 29. Nov. 1914 voll⸗ 
endet. 

Das Landgericht hat deshalb auf die vom Beklagten vorgeſchützte Ein⸗ 


rede hin den Klaganſpruch mit Recht abgewieſen. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 8. Jan. 1916. Bayer. Bau⸗ 
gewerk⸗Genoſſ. w. S. L. 125/15. Chr. 


86. Vergiftung von Bienen durch Gaſe einer Fabrik. Grenzen des 
Gegenbeweiſes gegen die Übertretung eines Schutzgeſetzes“. 
"Bol. 52 Nr. 18 m. N.; 70 Nr. 105 S. 184. 

BGB. 88 823 Abſ. 2, 903. 


Der Kläger, der in B. wohnt und Bienenzucht treibt, behauptete, daß 
ihm von 1899 bis einſchließlich 1912 in jedem Jahre Bienenvölker an Ver— 
giftung eingegangen ſeien durch arſenikhaltige Dämpfe aus der Blei- und 


. 
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Silberhütte der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft in B. Durch den Tod der Bienen 
ſowie infolge des mangelnden Honigertrags und der Minderbefruchtung 
ſeines Obſtes ſei ihm ein Schaden von insgeſamt 23674 entſtanden, wo⸗ 
von er 20 000 einklagte. Die Beklagte, deren Hüttenbetrieb ſtaatlich ge⸗ 
nehmigt iſt, beſtritt den Anſpruch nach Grund und Höhe, insbeſondere die 
Tötung von Bienen des Klägers durch giftige Gaſe ihres Hüttenwerkes. Sie 
erhob eine Feſtſtellungs⸗Widerklage, über die noch nicht entſchieden iſt. Das 
Landgericht erklärte den Klaganſpruch, ſoweit Schadenerſatz für das Ein⸗ 
gehen von 4 Bienenſtöcken im Jahre 1912 begehrt war, dem Grunde nach 
für gerechtfertigt und wies im übrigen die Klage ab. Beide Teile legten Be⸗ 
rufung ein; die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen, während auf 
die Berufung der Beklagten die Klage in vollem Umfange abgewieſen wurde. 
Das Reichsgericht hob das Ber.⸗Urteil auf und verwies die Sache in die Ber. 
Inſtanz zurück. Aus den Gründen: 

„Es iſt davon auszugehen, daß die den Bienen den Tod bringende Ein⸗ 
atmung arſenhaltiger, von der Hütte der Beklagten ausgehender Gaſe er- 
folgt ſein kann auf dem Grundſtück der Beklagten, oder auf dem des Klägers 
oder auch irgendwo anders. Da nach Lage der Sache dem Kläger der Nach⸗ 
weis kaum gelingen kann, wo die verderbliche Einatmung erfolgt iſt, ſo kann 
er nur obſiegen, wenn die Schadenerſatzpflicht unabhängig von der Ortlich⸗ 
keit des Einatmens beſteht. Mit Recht erfordert das Ber.⸗Gericht den Nach⸗ 
weis einer widerrechtlichen und ſchuldhaften Eigentumsverletzung, und zwar, 
ſoweit es ſich um Schaden aus dem Jahre 1899 handelt, nach gemeine m 
Rechte wie auch, für die ſpätere Zeit, nach dem Rechte des Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs. — — — 

Nun hatte der Kläger behauptet, daß der Beklagten die ihr verliehene 
Konzeſſion zur beſonderen Pflicht mache, das Entweichen giftiger Gaſe aus 
den Schornſteinen zu verhindern, wogegen die Beklagte behauptet, daß ſie 
ſich bei ihrem Betriebe im Rahmen der ihr erteilten Konzeſſion halte, das 
zeitweilige gelegentliche Entweichen giftiger Dämpfe aber zum Hüttenbetrieb 
gehöre; die die Konzeſſion betreffende Behauptung des Klägers ſei in ihrer 
Allgemeinheit unrichtig. — — — Die in der Genehmigungsurkunde ge— 
troffene Anordnung, ſoweit und wenn ſie eine Beſtimmung wie die vom 
Kläger behauptete enthält, iſt als ein den Schutz Andrer bezweckendes Geſetz 
anzujehen; ſie gibt dem Empfänger das Recht, das Gewerbe jo zu betreiben 
wie die Genehmigungsbedingungen es geſtatten, die, wenn die Behauptung 
des Klägers richtig iſt, zum Schutze der Verkehrsſicherheit, alſo auch des Ein— 
zelnen, aufgeſtellt worden und daher nicht etwa bloße Ordnungsvorſchriften 
(RGeEntſch. 79 Nr. 19 S. 92) find. Wenn 8 823 Abſ. 2 BGB. von Geſetzen 
ſpricht, jo iſt darunter jede Rechtsnorm zu verſtehen (Einf. z. BGB. Art. 2). 
Eine von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Zuſtändigkeit ordnungmäßig erteilte Genehmigung zu einem Gewerbebetrieb 
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iſt aber eine ſolche Rechtsverordnung; ſie hat rechterzeugende Kraft (JW. 
1912, 65239); ſie fußt auf 88 16ff. GewO., aus denen ſich auch ergibt (ſiehe 
auch § 147 Gew.), daß ſie ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 
it. — — — Enthält die der Beklagten erteilte Genehmigung eine Anord⸗ 
nung, wie ſie vom Kläger behauptet iſt, ſo würde auch die Beklagte gemäß 
8 823 Abſ. 2 BGB. zur Leiſtung von Schadenerſatz verpflichtet ſein, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die Bienen des Klägers durch Einatmen arſenhaltiger, aus 
der Hütte der Beklagten herrührender Gaſe verendet ſind. Denn die Be⸗ 
klagte hat zugegeben, gegen eine Anordnung, wie ſie der Kläger behauptet, 
verſtoßen zu haben. Daraus würde ſich die ſowohl nach gemeinem Recht 
wie nach 8 823 Abſ. 2 BGB. erforderliche Widerrechtlichkeit ergeben, die 
ohne den von der Beklagten zu erbringenden Nachweis ihrer Nichtſchuld 
ihre Haftpflicht begründen würde, unabhängig von der Lage des Ortes, an 
dem die Einatmung erfolgt wäre. Einen Entlaſtungsbeweis hat ſie ange⸗ 
treten, und das Ber.⸗Gericht hat ihn für erbracht angeſehen. Hiergegen wendet 
ſich die Reviſion mit Recht, denn das Ber.⸗Urteil hat dabei die dem Ent⸗ 
laſtungsbeweis des 8 823 Abſ. 2 BGB. gezogenen engen Grenzen verkannt. 
Da der Tatbeſtand der rechtswidrigen Handlung in dem Verſtoß gegen die 
im Schutzgeſetz enthaltene Anordnung erſchöpft iſt, kann das Verſchulden 
ſich auch nur auf dieſen Tatbeſtand beziehen. Das rechtswidrige Verhalten 
iſt daher ſchon dann ſchuldhaft, wenn der Übertreter bewußtermaßen die ge⸗ 
botene Handlung unterließ oder die verbotene ausführte (Komm. v. RGRäten 
8823 Nr. 16 und die dort angeführten Urteile). Dies muß aus gleichem 
Grunde für das gemeine Recht gelten. Da die Beklagte garnicht beſtreitet, 
gegen die vom Kläger behauptete, von ihr beſtrittene, in der Genehmigungs- 
urkunde angeblich enthaltene Anordnung gehandelt zu haben, ſo war ihr 
damit jeglicher Entlaſtungsbeweis verſchloſſen, und ſie durfte mit dem an⸗ 
getretenen, ſich gegen die Vorausſehbarkeit des eingetretenen Erfolges rich- 
tenden Beweis oder ihren dahingehenden Ausführungen nicht gehört werden. 
Da das Urteil darauf beruht, daß es eine der Art nach nicht zuläſſige Ent⸗ 
laſtung der Beklagten angenommen hat und infolgedeſſen auf den Kern⸗ 
punkt für die Entſcheidung, den es zwar im Eingange ſeiner Gründe kurz be- 
rührt hat, die Frage nach dem Inhalt der Genehmigungsurkunde, nicht ein⸗ 
gegangen iſt, mußte das Urteil aufgehoben und die Sache an das Ber.⸗Gericht 
zurückverwieſen werden. 

Erweiſt ſich die Behauptung des Klägers dagegen nicht als richtig, ſo er⸗ 
ſcheint die völlige Abweiſung der Klage als gerechtfertigt. Liegt eine ſolche 
Übertretung nicht vor, ſo fällt jeder Erſatzanſpruch fort, da der Kläger die 
Behauptung weder aufgeſtellt hat noch, wie anzunehmen iſt, aufſtellen kann, 
daß dies nicht auf dem Grundſtücke der Beklagten geſchehen iſt. Es beſteht 
alſo die Möglichkeit, daß das Einatmen auf dieſem Grundſtück ſtattgefunden 
hat. Für dieſen Fall leugnet das Ber.⸗Gericht — und zwar wenn eine Über⸗ 
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tretung des Schutzgeſetzes nicht nachgewieſen wird, mit Recht — eine Erſatz⸗ 
pflicht. Die Frage, ob ein Grundſtückseigentümer das Recht hat, auf ſeinem 
Grundſtück Giftpflanzen oder Bienenſchädlinge einzupflanzen, oder vergifteten 
Honig aufzuſtellen, um zu ihm herübergeflogene Bienen Andrer zu vernichten 
(Strauß in DIZ. 1903, 306; Friedrichs ebenda 1904, 688), bedarf hier keiner 
Erörterung, da hier nach Lage der Sache keine Rede davon ſein kann, daß 
das Entweichenlaſſen giftiger Gaſe bei dem Hüttenbetriebe nur den Zweck 
haben könne, einem Anderen Schaden zuzufügen (§ 226 BGB.) oder über⸗ 
haupt zu dieſem Zweck geſchehe. Nach § 903 BGB. kann aber der Eigen⸗ 
tümer einer Sache, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter entgegen⸗ 
ſtehen, mit ihr nach Belieben verfahren, und dieſes Recht erſtreckt ſich auch auf 
den hier in Frage kommenden Luftraum. Daß etwa dem Kläger aus be- 
ſonderen Beſtimmungen betr. das Bienenrecht ein die Beklagte zum Schaden⸗ 
erſatz verpflichtendes Recht zur Seite ſtehe, iſt weder von ihm behauptet noch 
ſonſt erſichtlich. Da die Vorausſetzungen des 8 226 BGB. nicht vorliegen, 
und man auch nicht ſagen kann, daß ein Grundeigentümer, der auf ſeinem 
Grundſtück in behördlich genehmigter Weiſe ein Gewerbe treibt, dadurch ſein 
Recht in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zum Schaden 
Andrer mißbrauche, 

RGeEn tſch. 50, 227; 57, 241; in Seuff A. 57 Nr. 191; 60 Nr. 36, 
ſelbſt wenn ein Andrer dadurch Schaden erleidet, ſo beſteht kein Grund für 
eine Haftbarkeit der Beklagten, falls die Bienen das Gift auf deren Grund⸗ 
ſtück eingeatmet haben. Dies müßte aber, da die Möglichkeit beſteht, daß 
dies der Fall geweſen iſt, unter allen Umſtänden zur vollen Abweiſung der 
Klage führen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. Okt. 1915. K. (Kl.) w. Blei⸗ u. 

Silberhütte B. (OLG. Frankfurt a. M.). V. 203/15. 


87. Schadenerſatz für verminderte Erwerbsfähigkeit; Wegfall bei deren 
| Berbeiführung durch eine ſpätere Urſache. 
Vgl. 67 Nr. 37. 
BGB. § 843. 


Der Kläger, ein Architekt, war am 21. April 1907 durch Umſtürzen eines 
vom Beklagten geführten Kraftwagens verunglückt. Ihm waren mehrere 
Rippen gebrochen; ſpäter waren nervöſe Störungen und noch ſpäter Arte- 
rienverkalkung und Zuckerkrankheit eingetreten, wodurch die Erwerbsunfähig⸗ 
keit des Klägers vermindert worden war, bis endlich am 3. Febr. 1910 ein 
Schlaganfall ſeine Erwerbsfähigkeit ganz aufgehoben hatte. — Auf ſeine 
Klage war der Beklagte in 2. Inſtanz u. a. verurteilt worden, ihm für Ver: 
minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit eine Rente auch für die Zeit nach dem 
Schlaganfall zu zahlen. In dieſem Punkt wurde die Entſcheidung aufgehoben. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 


88. Örtliche Zuſtändigkeit. | 153 


„— — — Begründet iſt der Rev.⸗Angriff des Beklagten, der ſich auf 
die Zuerkennung der Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit an den 
Kläger auch nach dem Schlaganfall v. 3. Febr. 1910 bezieht. Wenn, wie 
das Ber.⸗Gericht annimmt, die Arterienverkalkung und die Zuckerkrankheit 
des Klägers nicht durch den Unfall verurſacht worden ſind, und wenn der 
Schlaganfall v. 3. Febr. 1910 auf dieſe Krankheiten ohne Beeinfluſſung durch 
den Unfall und ſeine Folgen zurückzuführen iſt; wenn alſo dieſer Schlag⸗ 
anfall, der nach der weiteren Annahme des Ber.⸗Gerichts den Kläger völlig 
erwerbsunfähig gemacht hat, ihn auch ohne den Unfall betroffen haben würde, 
ſo fällt mit dieſem Schlaganfall auch der Schaden hinweg, der dem Kläger 
infolge des Unfalls entſtanden iſt; der Unfall hat ſeine urſächliche Bedeutung 
für die Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers verloren. Eine Aus⸗ 
nahme beſteht nur, wenn die ſpätere Schadensurſache wiederum von einem 
dritten Erſatzpflichtigen zu vertreten iſt, der nun den Schaden inſoweit nicht 
zu erſetzen hat als er ſchon früher verurſacht worden war; 

vgl. die Urteile des erkennenden Senats RGeEntſch. 68 Nr. 85 S. 355; JW. 1911 

658 35, 1912, 549 18. 

Es mag deshalb ſein, daß dem Kläger auch nach dem Zeitpunkt des Schlag⸗ 
anfalls v. 3. Febr. 1910 wegen der aus dem Unfall nach der Beweisannahme 
des Ber.⸗Gerichts hervorgegangenen traumatiſchen Neuroſe noch beſondere 
Pflegekoſten erwachſen, die die Zuerkennung einer Rente wegen Vermeh⸗ 
rung der Bedürfniſſe rechtfertigen möchten; inſoweit die Rente wegen Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit des Klägers zugeſprochen iſt, muß ſie von dem 
Eintritt der neuen ſelbſtändigen Verurſachung desſelben Schadens an in 
Wegfall gebracht werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Juni 1915. R. (Kl.) w. B. 
(OLG. Karlsruhe). VI. 49/15. 


88. Örtliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem Wettbewerbsgeſetz. 
unlWG. 8 24; ZPO. 8s 13. 21. 32. 


Die klagende Firma hatte gegen die in Remſcheid niedergelaſſene Be⸗ 
klagte vor dem Landgericht in Hamburg geklagt auf Erlaſſung eines Verbots, 
die in dem Offertenblatt ꝛc. abgebildeten Haken als Nixofix⸗Haken zu ver⸗ 
treiben und anzubieten; zugleich hatte ſie die Erlaſſung einer gleichlautenden 
einſtweil. Verfügung beantragt. Nachdem die Klägerin den Hauptanſpruch 
für erledigt erklärt hatte, verurteilte das Landgericht die Klägerin in die Koſten 
des Rechtsſtreits, da das Klagevorbringen, ſobald von dem Wettbewerbszweck 
abgeſehen werde, die Anwendung des 8 826 BGB. nicht rechtfertige. Die 
ſofortige Beſchwerde der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Klage erblickt den Verſtoß gegen die guten Sitten und die bor- 
ſätzliche Schädigung der Klägerin darin. daß die Beklagte Wandhaken mit 
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geringfügiger und unweſentlicher Abweichung in der Form, wie ſie die Klä⸗ 
gerin als ihre X⸗Haken vertreibt, unter der Bezeichnung Nixofix⸗Haken an⸗ 
preiſt und dadurch das Publikum irreführt. Wie dieſes Gericht bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen hat, muß der ausſchließliche Gerichtsſtand des $ 24 Unl WG. 
immer dort eintreten, wo der mit der Klage vorgetragene Tatbeſtand ein 
ſolcher iſt, daß er unter die beſondere Vorſchrift des §1 fallen muß. Nur 
wenn der Tatbeſtand ein ſolcher iſt, daß er zwar die Anwendung des 81 
nicht rechtfertigt, wohl aber diejenige des 8 826 BGB. fordert, ein Fall, der 
bei der nahezu vollſtändigen Gleichheit der beiden Geſetzesbeſtimmungen nur 
ſelten eintreten wird, kann ein Gerichtsſtand nach 8 32 ZPO., wie er hier 
in Anſpruch genommen werden ſoll, in Frage kommen. 

Eine Irreführung des Publikums durch faſt vollſtändige Nachahmung 
der X⸗Haken und Bezeichnung als Nixofix⸗Haken kann aber für ſich allein 
noch nicht als eine gegen die guten Sitten gerichtete Handlung erkannt wer⸗ 
den. Der vorgetragene Tatbeſtand läßt nicht erkennen, inwiefern die Hand⸗ 
lungsweiſe der Beklagten unter Berückſichtigung der geſamten Umſtände des 
Falles, insbeſondere der Gründe und verfolgten Zwecke ihres Vorgehens, 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalte. Wollte die Klägerin behaupten, 
daß dieſes Vorgehen erfolgte, um dem Abſatz der X-Haken der Klägerin Ab⸗ 
bruch zu tun, fo würde zwar eine ſittenwidrige abſichtliche Schädigung ge- 
geben ſein; es wäre jedoch damit wieder das Erfordernis des Wettbewerbs⸗ 
zwecks des §1 UnlWG. eingeführt und damit die ausſchließliche Anwend⸗ 
barkeit dieſes Geſetzes auf den vorgetragenen Tatbeſtand und der ausſchließ⸗ 
liche Gerichtsſtand des § 24 daf. gegeben. 

War ſomit die Klage von Anfang an ſo, wie angeſtellt, nach dem allein 
noch in Betracht kommenden $ 826 BGB. unbegründet, fo hätte ſie ohne die 
Erledigterklärung der Abweiſung unterliegen müſſen. Das Landgericht hat 
daher mit Recht der Klägerin die Koſten auferlegt und die zuläſſigerweiſe ein- 
gelegte ſofortige Beſchwerde mußte zurückgewieſen werden.“ 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 13. Januar 1916. X-Haken⸗ 
Betr.⸗Geſ. (Kl.) w. A. & M. S. Bs. Z. II. 131/15. B. 


89. Über das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ſtädtiſchen 
Straße gegen elektriſche Leitungen oberhalb der Straße 
erforderliche Intereſſe. 


Vgl. 60 Nr. 191; 65 Nr. 241. 
BGB. 89 905. 1004. 


Die verklagte Firma betreibt auf ihrem Grundſtück in E. Flammweg 
Nr. 67 eine Müllerei und ſtellt dort auch Elektrizität her. Auf der andern 
Seite der Straße liegt das Grundſtück Flammweg Nr. 68 des an der Firma 
beteiligten Kaufmanns Ernſt S. Der Flammmeg iſt eine im Eigentum der 
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klagenden Stadt ſtehende öffentliche Straße. Die Beklagte hatte von ihrem 
Grundſtück aus nach dem Grundſtück des Kaufmanns S. einen Draht in einer 
Höhe von 10 bis 11 m und einer Länge von etwa 30 m gezogen, um dem 
letztgenannten Grundſtück die von ihr erzeugte elektriſche Kraft zuzuführen. 
Etwa 11, m unter dem Draht zieht ſich die Fernſprechleitung der Poſtver⸗ 
waltung. 

Die Klägerin verlangte Entfernung des von der Beklagten geſpannten 
Drahts, indem ſie, geſtützt auf ihr Eigentum am Flammwege, geltend machte, 
daß ſie ſelbſt elektriſche Kraft herſtelle, an deren Abſatz ſie ein Intereſſe habe, 
und daß die Beklagte durch die Hinüberleitung des Drahtes unter Benutzung 
der klägeriſchen Straße in dieſes Abſatzgebiet zu ihrem, der Klägerin, Schaden 
eingreife. Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung der Klägerin zu— 
rückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach 8 905 BGB. erſtreckt ſich das Recht des Eigentümers eines Grund⸗ 
ſtücks auf den Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der 
Oberfläche. Da die Beklagte mit ihrer Drahtleitung in den Raum über dem 
klägeriſchen Grundſtück eingreift, iſt daher die Klage nach 88 1004. 903. 905 
BGB. an ſich begründet. Der Beklagten ſteht aber nach § 905 Satz 2 BGB. 
der Nachweis offen, daß die von ihr vorgenommene Einwirkung auf den 
klägeriſchen Luftraum in ſolcher Höhe ſtattfinde, daß die Klägerin an der 
Ausſchließung kein Intereſſe habe. Ein derartiges Intereſſe der Klägerin 
iſt zu verneinen. 

Allerdings kommt es auf die Größe des Intereſſes nicht an, es genügt 
ſodann auch ein bloß mittelbares Intereſſe und endlich ſchon ein Liebhaber⸗ 
intereſſe. Das durch §S 905 BGB. geſchützte Intereſſe muß aber mit dem 
Eigentumsrecht zuſammenhängen, denn § 905 BGB. iſt eine aus dem In⸗ 
halt des Eigentums abgeleitete Vorſchrift, wie ſeine Einordnung in Buch 3 
Abſchn. 3 Tit. 1 BGB., woſelbſt der „Inhalt des Eigentums“ behandelt wird, 
ergibt, und er beruht auf dem Gedanken, daß auch das Eigentumsrecht kein 
ſchrankenloſes Recht iſt, ſondern da ſeine Grenze finden ſoll, wo ein ſchutz⸗ 
bedürftiges Eigentumsintereſſe nicht mehr erkennbar iſt. Das Eigentums⸗ 
intereſſe fällt daher keineswegs mit dem Intereſſe des Eigentümers zuſammen. 
Nicht jedes Intereſſe des Eigentümers am Ausſchluß einer Einwirkung auf 
den Luftraum über ſeinem Grundſtück gibt ihm ein Verbietungsrecht, und 
auch nicht einmal jedes vermögensrechtliche Intereſſe reicht dazu aus. Er⸗ 
fordert wird vielmehr eine Beziehung des Intereſſes zum Grundſtück und 
dem dazu gehörigen Rechtskreiſe. In dieſem Sinne ſagen auch die Prot. 
zum BGB. 3, 122: die Beſtimmung ſei ſo zu verſtehen, daß jedes Intereſſe 
des Eigentümers „mit Rückſicht auf die Bedeutung der Einwirkung für die 
Benutzung oder den Wert des Grundſtücks Beachtung finden müſſe“. Ein 
ſolcher Zuſammenhang mit dem Eigentum am Grundſtück fehlt in dem hier 
vorliegenden Fall, inſoweit die Klägerin geltend macht, daß ſie ſelbſt elek— 
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triſche Kraft herſtelle und Gewinn dadurch einbüße, daß die Beklagte dem 
S. ſchen Grundſtück elektriſchen Strom zuführe. Allerdings hat die Klägerin 
ein wirtſchaftliches Intereſſe daran, für den von ihr erzeugten elektriſchen 
Strom möglichſt viele Abnehmer zu haben und ihren auf die Stromerzeugung 
und Stromverwertung gerichteten Betrieb monopolartig zu geſtalten. Dieſes 
Intereſſe hat ſie jedoch nicht in ihrer Eigenſchaft als Eigentümerin der Straßen 
von E., zu denen der Flammweg gehört, ſondern als Betriebsunternehmerin; 
mit dem Eigentum am Flammwege hat es alſo nichts zu tun, und es iſt ledig⸗ 
lich ein Zufall, daß ſich das Eigentumsrecht und das Betriebsunternehmen 
in einer Perſon vereinigen. — — — 

In 2. Inſtanz hat die Klägerin geltend gemacht, daß ſie ein Intereſſe 
daran habe, der Entſtellung des Straßenbildes und der etwaigen Störung 
der Fernſprechleitung entgegenzuwirken. Die Fernſprechleitung iſt nicht 
ſtädtiſch, ſondern eine Anlage der Poſtverwaltung, an ihr hat daher die Klä⸗ 
gerin überhaupt kein Recht, auf deſſen Schutz ſie irgend einen Anſpruch er⸗ 
heben könnte. Es fehlt auch hier wieder an jedem für die Anwendbarkeit 
des § 905 BGB. erforderlichen Zuſammenhange zwiſchen dem Eigentum 
am Flammwege und der Fernſprechleitung. Daß ſich noch andre Strom⸗ 
kreiſe, an denen die Klägerin intereſſiert wäre, in einer durch den ſtreitigen 
Draht etwa gefährdeten Nähe befänden, erhellt nicht. Der Klägerin kann 
weiter aber auch nicht darin beigeſtimmt werden, daß der Draht das Straßen⸗ 
bild in erheblicher Weiſe ſtöre. Nur ein einziger, den Flammweg überqueren⸗ 
der Draht von etwa 30 m Länge bildet den Gegenſtand des Streits. Der 
Draht iſt 10 bis 11 m hoch geſpannt, befindet ſich alſo in einer ſolchen Höhe, 
daß er die freie Benutzung der Straße und insbeſondere den Ausblick von 
der Straße nach oben durchaus nicht hindert. Drahtleitungen, die ſich längs 
einer Straße oder quer darüber hinziehen, ſind faſt in allen Ortſchaften und 
vornehmlich in Städten etwas ſo Häufiges, daß das Publikum nicht darin 
etwas ſieht, was das Straßenbild beeinträchtige. Derartige Anlagen werden 
nach heutigen Anſchauungen überhaupt nicht mehr als Schönheitsfehler, 
keinesfalls aber als eine erhebliche Verunſtaltung einer Straße empfunden. 
Etwas andres würde es ſein, wenn der Eigentümer eines Gartens der Hin- 
überleitung von Drähten um deswillen widerſpräche, weil ſie ihm den freien 
Ausblick nach oben hindern. Ein Garten unterliegt einer ganz andern Be— 
urteilung als eine öffentliche Straße. Aber ſelbſt bei Drahtleitungen über 
Gartengrundſtücken wird es immer auf den einzelnen Fall ankommen. So 
hat ſich der 2. Zivilſenat des erkennenden Gerichts in einem Urteil v. 7. April 
1911 (SchlHolſtelnz. 1911, 194) dahin ausgeſprochen, daß ein Stromleitungs— 
draht über dem äußerſten Grenzteil eines kleinen Gartens, der weder eine 
Gefahr für das Grundſtück bildet, noch der Bebauung hinderlich iſt, noch auch 
das äſthetiſche Gefühl verletzt. nicht im Hinblick auf 8 905 BGB. verboten 
werden kann. Der von demſelben Senat im Urteil v. 1. Febr. 1910 (Schl. 
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Holſt Anz. 1910, 83/84) behandelte Fall betraf dagegen eine Drahtleitung, die 
über ein zweiſtöckiges Haus hinwegging, an deren Entfernung ſich ein Inter⸗ 
eſſe daraus ergab, daß der Draht einer etwaigen Erhöhung des Hauſes hin- 
derlich war, und daß ein auf vertraglicher Abmachung beruhendes beſonderes 
Intereſſe an der ungehinderten Benutzung des Luftraums vorlag. Wie wenig 
übrigens die Klägerin ſelbſt die Anbringung des ſtreitigen Drahts unter dem 
Geſichtspunkt der Verunſtaltung des Straßenbildes betrachtet hat, ergibt 
ſich ohne weiteres daraus, daß ſie in der Klageſchrift hierauf überhaupt nicht 
eingegangen iſt und lediglich ihr wirtſchaftliches Intereſſe als Betriebsunter⸗ 
nehmerin des ſtädtiſchen Elektrizitätswerks betont hat. Endlich kommt in 
Betracht, daß die Fernſprechleitung nur 1½ m unter dem Drahte der Be⸗ 
klagten läuft, und daß alſo bereits durch ſie auf das Straßenbild in einer 
Weiſe eingewirkt wird, daß daneben der eine kurze Leitungsdraht der Be⸗ 
klagten von keiner erheblichen Bedeutung fein kann. Daß eine regelloſe Über- 
ſpannung der Straßen der Stadt E. ſchon jetzt ſtattfinde, wird von der Klä⸗ 
gerin nicht behauptet, und für ihre Befürchtung, daß ſie ſtattfinden könen, 
falls ſie gegen derartige Drahtleitungen keinen Widerſpruch erhebe, fehlt es 
an jeder Grundlage, da es ſich bei ſolchen Leitungen immer nur um verein⸗ 
zelte Fälle von Selbſterzeugung elektriſcher Kraft unter ganz beſonderen 
Umſtänden handeln kann. 
Hiernach erſcheint der Klaganſpruch unbegründet.“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 17. Juni 1915. Stadt E. (Kl.) w. S 
UI. 87/14. SchlHolſtAnz. 1915, 201. 


90. „Ordnungmäßige Benutzung“ des Grundſtücks, für das ein 
Notweg verlangt wird. 


Vgl. 62 Nr. 41 m. N. 
BGB. $ 917. 


Der Kläger beſtreitet nicht, daß der Beklagten als Eigentümern des 
Grundſtücks Kartenbl. F. F. Nr. 201/32 (Wredeſtraße 6—8) ein Notwegerecht 
über die ihm gehörigen Grundſtücke zuſteht, die die Wredeſtraße bilden. Auch 
die vom Landgericht auf 4 m bemeſſene Breite des Notwegs iſt in dieſer 
Inſtanz nicht ſtreitig. Die Parteien ſind lediglich darüber uneins, ob die 
Richtung des Notwegs über die Grundſtücke F. F. Nr. 210/32 und Nr. 226/35 
nach der Querſtraße zu (wie der Kläger meint und das Landgericht feſtgeſetzt 
hat), oder über Nr. 210/32 und Nr. 211/32 nach der Wilhelmſtraße zu (wie 
die Beklagte begehrt), zu nehmen iſt. 

Maßgebend für die Entſcheidung dieſer Frage iſt die Feſtſtellung, welche 
Verbindung des Grundſtücks der Beklagten mit dem öffentlichen Wege zur 
ordnungmäßigen Benutzung dieſes Grundſtücks erforderlich iſt (§ 917 Abſ. 1 
BGB.). Mit Recht führt das angefochtene Urteil aus, daß der Notwegberech⸗ 
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tigte nur das Notwendige, nicht etwa einen ſeiner Bequemlichkeit beſonders 
entſprechenden Notweg verlangen kann. Zutreffend geht es auch davon 
aus, daß bei der Beſtimmung des Notwegs, der eine Beſchränkung fremden 
Eigentums bedeutet, die Intereſſen des Notwegpflichtigen weſentlich berüd- 
ſichtigt werden müſſen. Richtig iſt ferner, daß bei mehrfacher Möglichkeit 
der Verbindung mit dem öffentlichen Wege die kürzeſte Verbindung in vielen 
Fällen die den belaſteten Nachbar am wenigſten beeinträchtigende und des⸗ 
halb zu wählen ſein wird. Allein dieſer Satz kann als allgemeiner Grund⸗ 
ſatz nicht aufgeſtellt werden. Für Richtung und Umfang des Notwegs aus- 
ſchlaggebend iſt nach dem Geſetze ſtets, welcher Weg für die ordnungmäßige 
Benutzung des notwegberechtigten Grundſtücks notwendig iſt. 

Ordnungmäßig tft eine Benutzung, die „objektiv, nach vernünftigem Er⸗ 
meſſen den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen, der Größe, Lage, Kulturart und 
Umgebung des Grundſtücks entſpricht“ (Planck! Anm. 16 zu $ 917 S. 304; 
vgl. RGEntſch. 79, 117). Nicht jede Verbindung eines Grundſtücks mit einem 
öffentlichen Wege ſchließt ein Notwegerecht für dieſes Grundſtück aus (Ennec⸗ 
cerus⸗Kipp⸗Wolf 22 856 1.1). Nur wenn die vorhandene Verbindung zu 
einer wirtſchaftlich gerechtfertigten Benutzung des Grundftüds ausreicht, fällt 
das Bedürfnis für einen Notweg und damit das Recht auf ihn fort. Selbſt 
eine zweite Verbindung mit einem öffentlichen Wege kann gefordert werden, 
wenn das Grundſtück, für das die Duldung des Notwegs verlangt wird, „nach 
ſeiner Größe, Lage, Kulturart und Umgebung nur dann ordnungmäßig be- 
wirtſchaftet (unmittelbar benutzt) werden kann, wenn es noch eine weitere 
Verbindung mit einem öffentlichen Wege erhält“ (RGeEntſch. 79, 120). 
Maßgebend für die Frage, ob, in welcher Richtung und in welchem Umfange 
ein Notwegerecht beſteht, iſt ſtets das wirtſchaftlich gerechtfertigte Bedürfnis 
auf unmittelbare Benutzung des Grundſtücks, für das der Notweg beanſprucht 
wird. 

Das Grundſtück der Beklagten iſt mit einem Doppelwohnhaus bebaut, 
das in einzelnen Stockwerken an Offiziere und Beamte vermietet iſt. Soll 
ein ſolches Haus ſeinem wirtſchaftlichen Charakter gemäß benutzt werden, ſo 
iſt eine gut im Stande gehaltene, feſte, reinliche Verbindung mit dem ſtädti⸗ 
ſchen Straßennetz nicht, wie das Landgericht annimmt, eine beſondere Be— 
quemlichkeit für die Bewohner, ſondern für die zweckentſprechende Benutzung 
des Grundſtücks erforderlich. Fehlt eine ſolche Verbindung, ſo würde es nicht 
möglich ſein, die Wohnungen in dem Hauſe an Angehörige beſſergeſtellter 
Stände, die erheblichere Mieten zu zahlen gewillt und imſtande ſind, zu ver⸗ 
mieten. Für Wohnungen in einem Hauſe, das nur auf Umwegen, durch 
unbefeſtigte, bei ſchlechtem Wetter nicht gangbare Wege zu erreichen iſt, wer⸗ 
den angemeſſene Mietpreiſe nicht erzielt werden können. Die Benutzung 
eines ſolchen Hausgrundſtücks als Miethauſes für wirtſchaftlich beſſergeſtellte 
Mieter wird bei ſolchem Zugange nicht möglich ſein. 
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Die vom Kläger für das Grundſtück der Beklagten zugeſtandene, vom 
Landgericht feſtgeſtellte Notwegverbindung entſpricht nicht den gerechtfer⸗ 
tigten Anſprüchen, die für ein ſolches Anweſen zu ſtellen ſind. Unſtreitig iſt 
die Querſtraße, nach der hin dieſe Verbindung geht, zwar eine öffentliche 
Straße; ſie iſt auch dem Hauſe der Beklagten näher gelegen als die Wilhelm⸗ 
ſtraße; der nach ihr auslaufende Notweg würde deshalb für den Kläger als 
Eigentümer der notwegpflichtigen Grundſtücke weniger beeinträchtigend und 
läſtig ſein als ein Notweg nach der Wilhelmſtraße. Die Querſtraße iſt aber, 
wie ebenfalls unter den Parteien unſtreitig iſt, in ſehr ſchlechtem Zuſtande, 
weder chauſſiert noch gepflaſtert und bei ſchlechtem Wetter faſt unbegehbar; 
ſie führt in die Uferſtraße, eine Sackgaſſe, die nur durch die Wilhelmſtraße 
mit der Stadt verbunden iſt. Eine Verbindung mit einem ſolchen Wege reicht 
aber, wie oben erörtert, zur ordnungmäßigen Benutzung des mit einem Miet⸗ 
hauſe für Mieter mit höheren Anſprüchen bebauten Grundſtücks nicht aus. 
„Erforderlich“ iſt vielmehr, da andre Verbindungen nicht in Frage ſtehen, 
der Ausgang nach der Wilhelmſtraße. 

Dieſem Ergebniſſe gegenüber kann nicht eingewendet werden, daß die 
Benutzung des Grundſtücks der Beklagten zum Bau und zur Unterhaltung 
von Miethäuſern „der Lage, Kulturart und Umgebung“ nicht entſpreche. 
Der Kläger hat dies ſelbſt nicht behauptet. Es ergibt ſich aber auch ohne wei⸗ 
teres alls dem Vorbringen der Parteien und den in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vorgelegten Karten, daß das Grundſtück der Beklagten unmittelbar an 
andre mit Wohnhäuſern bebaute Grundſtücke angrenzt, daß die nur 118 m 
entfernte Wilhelmſtraße eine völlig an⸗ und ausgebaute Straße iſt, durch 
die die elektriſche Bahn führt, daß der Nordbahnhof nahe gelegen iſt, daß 
es ſich alſo um einen Stadtteil handelt, in welchem Häuſer der Art, wie das 
der Beklagten, in erheblicher Zahl ſtehen. Die Benutzung des Grundſtücks 
der Beklagten durch Vermietung eines mehrſtöckigen Miethauſes entſpricht 
daher den örtlichen Verhältniſſen. 

Darnach hat die Beklagte einen Anſpruch darauf, daß der Kläger die 
Benutzung ſeiner Grundſtücke als Notweg zum Grundſtücke der Beklagten 
nach der Wilhelmſtraße hin in der unſtreitigen Breite von 4 m duldet. 


Urteil des OLG. zu Caſſel (2. Sen.) v. 29. Nov. 1915. Neue Bod.- _ 
Geſ. w. K. 2 U. 47/15. Mtn. 


91. Beginn des Laufs der Notwegsrente mit der Duldungspflicht. 


(Bol. 69 Nr. 199 S. 363.) 
BGB. $ 917. 


Im Kommentar von RGRäten 8 917 BGB. Bem. 13 wird die Anficht 
vertreten, daß die Rentenpflicht beim Notwege mit der Duldungspflicht be⸗ 
ginne, und nicht erſt, wenn der Notwegberechtigte tatſächlich den Weg be- 
nutzt habe. Dieſer Anſicht iſt der Vorzug zu geben vor der des Ber.⸗Gerichts. 
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Dieſes irrt, wenn es erklärt, es ſei hier doch augenſcheinlich der Fall voraus⸗ 
geſetzt, daß es einer beſonderen Anlegung des Weges nicht bedürfe, wenn 
aber wie hier beſondere Herſtellungsarbeiten erforderlich ſeien, ſo müßten die 
Rentenzahlungen, wie beim Überbau, auf den § 917 BGB. verweiſt, mit 
dem Beginn des Baues anfangen. Die Bezugnahme im Urteil auf Staudinger 
§ 913 Bem. 4 geht fehl, da dort nur vom Überbau geſprochen wird. Wenn 
nach § 917 Abſ. 2 die Vorſchrift des § 912 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende An⸗ 
wendung findet, ſo iſt zu bemerken, daß darnach für die Höhe der Rente die 
Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend ſein ſoll. Während bei einem Bau 
über die Grenze dieſe Zeitbeſtimmung die naturgemäße iſt, trifft dies beim 
Notwege nicht zu. Durchaus folgerichtig erklärt denn auch der Kommentar 
von RGRäten, die entſprechende Anwendung des § 912 Abſ. 2 Satz 2 ergebe, 
daß für die Höhe der Rente der Zeitpunkt entſcheidend ſei, in dem die Dul⸗ 
dungspflicht entſtanden, d. h. die Notlage vorhanden und das Verlangen ge⸗ 
ſtellt ſei (j. auch Mugdan Mater. 3, 601, III Abſ. 2 a. E.). Da mit 
dieſem Augenblick die Wertminderung des Grundſtücks inſofern eintritt, als 
nunmehr die geſetzliche Eigentumsbeſchränkung in die Tat umgeſetzt wird, 
der Eigentümer z. B., der verkaufen will, infolge der dem Kaufluſtigen mit⸗ 
zuteilenden Geltendmachung des Notwegsanſpruchs ſich mit einem geringeren 
Kaufpreiſe begnügen muß, ſo erſcheint, mag man nun dem Urteil recht⸗ 
begründende oder nur rechterklärende Kraft beimeſſen, das Verlangen ge⸗ 
rechtfertigt, den Rentenlauf mit der Rechtskraft des Urteils, d. h. mit der 
Verkündung des Reviſionsurteils beginnen zu lajjen. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 22. Dez. 1915. V.s Konkurs w. 
Sch. u. Gen. V. 263/15. Ch. 


\ 
92. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Seuerverficherungs- 
ſumme auf einem anderen Grundſtück widerfprechen, ? 


Vgl. 67 Nr. 158. 
BGB. 58 1127 ff.; VerſBG. 8 97 ff. 


Der Kläger iſt Gläubiger einer Hypothek auf dem Grundſtück des Be⸗ 
klagten Nr. 53 B. Zwei Scheunen, die auf dieſem Grundſtück ſtanden, brannten 
ab, die Verſicherungsſumme wurde an den Beklagten gezahlt und dieſer baute 
nunmehr auf dem ihm gleichfalls gehörigen Grundſtück Nr. 105 B eine größere 
Scheune auf. Der Kläger verlangte Wiederaufbau einer neuen Scheune von 
mindeſtens derſelben Größe, demſelben Verhältniſſe und derſelben Bauart 
auf dem Grundſtück Nr. 53 B, oder Zahlung oder Hinterlegung eines dem Wert 
entſprechenden Betrages. — Die Klage wurde abgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

„Zweierlei iſt möglich: Entweder die Verſich.⸗Geſellſchaft hat die Verjich.- 
Summe gemäß $ 1130 BGB. an den Beklagten zu Recht bezahlt. Dann hat 
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Kläger keinerlei Anſpruch; die Verſich.⸗Forderung — nur dieſe haftet nach 
§ 1127 BGB. dem Gläubiger — iſt durch die Zahlung erloſchen. Oder die 
Zahlung der Verſich.⸗Summe iſt unter Außerachtlaſſung der Vorſchriften des 
§ 1128 BGB. erfolgt. Dann hätte Kläger allenfalls einen Anſpruch an die 
Verſich.⸗Geſellſchaft, nie aber an den Eigentümer des Grundſtücks (vgl. RG.⸗ 
Entſch. 64, 28). Einen Anſpruch auf Wiederherſtellung gleicher oder ähn⸗ 
licher Gebäude anſtelle der abgebrannten hat der Hyp.⸗Gläubiger ohne wei⸗ 
teres auf Grund der 88 1120 ff. BGB. nicht, ebenſowenig wie er beanſpruchen 
kann, daß der Eigentümer fortgeſchafftes Inventar wieder zurückſchaffe. Er 
kann aber auch nicht etwa Bezahlung oder Hinterlegung eines entſprechenden 
Teiles der Hypothek gegen Löſchung eines gleichen Betrages desſelben ver⸗ 
langen. Ein ſolcher Anſpruch läßt ſich weder aus dem Bürgerl. Geſetzbuch 
noch aus dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag v. 30. Mai 1908 88 97f. 
herleiten, iſt auch weder in der Rechtſprechung noch der Rechtslehre anerkannt. 
Wenn Staudinger (Anm. II 2a zu § 1127 BGB.) ausführt, der Gläubiger 
könne nicht mehr verlangen, als daß ihm die frühere Sicherheit wieder ver⸗ 
ſchafft werde, oder wenn das OLG. Marienwerder (Rſpr. 26, 144) jagt, der 
Gläubiger könne nicht eine genaue Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
verlangen, es genüge die Wiederherſtellung eines die gleiche Sicherheit ge⸗ 
währenden Zuſtandes, fo wird dadurch im Anſchluß an $ 1127 Abſ. 2 BGB. 
nur zum Ausdruck gebracht, daß, wenn der Gläubiger einen gleichwertigen 
oder annähernd gleichwertigen Erſatz ſchaffe, der Gläubiger damit zufrieden 
ſein müſſe und daher die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer er⸗ 
löſche; es kann daraus aber nicht die Anſicht begründet werden, daß der Hyp.⸗ 
Gläubiger dem Eigentümer gegenüber einen Anſpruch auf Herſtellung eines 
ſolchen Erſatzes habe. Auch die Bemerkung in den Motiven (3, 651): der Real⸗ 
kredit ſei weſentlich dadurch bedingt, daß dem Gläubiger die Sicherheit, welche 
er durch die Eintragung erlange, bis zur Verwirklichung der Hypothek er⸗ 
halten bleibe; um dieſes Ziel zu erreichen, müſſe das Grundſtück nicht bloß 
in ſeinem rechtlichen Beſtande, ſondern auch in ſeinem die Sicherheit be⸗ 
einfluſſenden wirtſchaftlichen Beſtande dem dinglichen Rechte des Gläubigers 
unterworfen werden, — dient nur dazu, die Haftung der Verſich.⸗Forderung 
zu begründen, läßt ſich aber nicht verwerten, um einen Anſpruch des Hyp.⸗ 
Gläubigers auf Herſtellung eines gleichartigen anſtelle eines abgebrannten 
Gebäudes zu rechtfertigen. 

Wie wenig aber das Bürgerl. Geſetzbuch daran gedacht hat, dem Hyp.⸗ 
Gläubiger einen derartigen Anſpruch zuzubilligen, geht einesteils daraus her⸗ 
vor, daß es in Art. 110 Einf G. die Regelung der Frage, wie ſich die Rechts- 
lage geſtalte, wenn zerſtörte Gebäude in andrer Lage wiederhergeſtellt 
werden, der Landesgeſetzgebung überlaſſen hat, anderſeits aber daraus, daß es 
in den $$ 1133. 1134 dem Hyp.⸗Gläubiger gewiſſe Rechte eingeräumt hat, 


wenn eine Verſchlechterung des Grundſtücks und zugleich eine Sun der 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 4. 
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Hypothek eingetreten oder zu beforgen iſfk. Dieſe Beſtimmungen wären über- 
flüſſig und ſinnlos, wenn dem Hyp.⸗Gläubiger dieſe Rechte ſchon dann zu⸗ 
ſtehen ſollten, falls lediglich eine Verſchlechterung des Grundſtücks und da⸗ 
durch eine geminderte Sicherheit unabhängig von einer Gefährdung der 
Hypothek eintritt. Daß aber die Hypothek irgendwie gefährdet worden ſei, 
hat der Kläger ſelbſt nicht behauptet. Ein Anſpruch des Klägers, welcher 
die Sicherung ſeiner Hypothek zum Zweck hat, wäre alſo nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen und im Umfange der 88 1133. 1134 BGB. begründet, er ent⸗ 
fällt, wenn dieſe Vorausſetzungen, wie hier, nicht vorliegen.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 8. Juni 1915. S. w. von 

G. 3 U. 25/15. Th. 


93. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei 
Aberleitung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in das geſetzliche Güter— 
recht (bayer. Recht). 

BGB. 88 1546. 1363 ff. 1391. 1418; Bayer. Überg Vorſchr. Art. 83. 94; 
Bayer. LR. Ic. VI 55 22. 32; VI, c. 87, c. 8 8 13. 


Die Ehefrau Kreszenz Bl. lebte mit ihrem Ehemann in dem aus der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft des bayer. Landrechts übergeleiteten geſetzlichen 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung. Mit der Behauptung, daß 
ihr Mann das gemeinſam erworbene Vermögen vergeude, verlangte ſie eine 
einſtweil. Verfügung. Vom Oberlandesgericht als Beſchwerdeinſtanz wurde 
ihrem Antrage ſtattgegeben, indem dem Ehemanne verboten wurde, ohne 
ihre Zuſtimmung über die bei der Bank auf ſeinen Namen allein hinterlegten 
Wertpapiere und auf ſeinen Namen eingetragene Hypotheken zu verfügen, 
der Bank hiervon Kenntnis gegeben und das Grundbuchamt um die Ein- 
tragung des Verbots erſucht wurde. In tatſächlicher Beziehung wurde A 
Vermögensgefährdung durch den Mann als glaubhaft gemacht nn 
rechtlicher Hinſicht beſagen die Gründe: 


„Nach Art. 83. 94 ÜbergVorſchr. iſt mit dem 1. Jan. 1900 an die Stelle 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft nach bayer. Landrecht der Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung nach den Vorſchriften des Bürgerl. Geſetz— 
buchs in Verbindung mit einem Anſpruch auf Ausgleichung des Ehegewinnes 
getreten, der ſelbſt in dem Falle gegeben iſt, daß der überlebende Ehegatte 
nach Art. 84 jenes Geſetzes die im Bürgerl. Geſetzbuch beſtimmte, die geſetz— 
liche Erbfolge ausſchlägt. Der Ausgleichungsanſpruch vertritt den Anteil an 
der Errungenſchaft der aufgehobenen Errungenſchaftsgemeinſchaft und iſt ein 
weſentlicher Beſtandteil des umgewandelten Güterſtandes. Er iſt nach ſeinem 
Weſen und ſeinen Wirkungen nichts andres als der ſchon durch die Errungen— 
ſchaftsgemeinſchaft des bayer. LM. begründete geſellſchaftsrechtliche Aus- 
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einanderſetzungsanſpruch (bayer. LR. Ic. VI § 22 n. 3—5, IV c. 8 8 7). Als 
bedingter Anſpruch war dieſer Auseinanderſetzungsanſpruch mit Abſchließung 
der die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach bayer. LR. begründenden Ehe oder 
einem nachfolgenden Eintritt dieſes Güterſtandes vorhanden und iſt in dieſer 
Geſtalt in den Ausgleichungsanſpruch des. Uberleitungsgeſetzes übergegangen. 
Er iſt nur die Ausübung eines ſchon vorhandenen Rechts (vgl. BayObLG. 
n. F. 4, 466; 14, 684ff.). Als vermögensrechtlicher Anſpruch gehört er zu 
dem Vermögen der Ehefrau, das mit dem Inkrafttreten des BGB. nich 
§ 1463 als eingebrachtes Gut der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen wurde. Ein Fall der in den 88 1366 bis 1370 beſtimmten Vor⸗ 
behaltsgüter liegt hier nicht vor. 

Der Ausgleichungsanſpruch iſt zwar nach Art. 83 ÜbergVorſchr. nicht 
übertragbar; auch nicht übertragbare Rechte können aber, ſelbſt wenn vielleicht 
einzelne nicht Gegenſtand der ehemännlichen Nutznießung werden können 
(vgl. Planck BGB. § 1363 Anm. 4), doch immerhin Beſtandteil des ein⸗ 
gebrachten Gutes fein, wie zur Genüge aus § 1439 BGB. erhellt. Auch 
aus dem Weſen und dem Zweck des Ausgleichungsanſpruchs darf nichts Gegen⸗ 
teiliges gefolgert werden; insbeſondere läßt ſich nicht einwenden, daß an 
dem Ausgleichungsanſpruch keine Nutznießung möglich iſt, daß er ſich gegen 
den Ehemann ſelbſt richtet und erſt nach der Aufhebung der Nutznießung und 
Verwaltung verwirklicht werden kann; denn auch unverzinsliche Forderungs— 
rechte der Frau gegen den Ehemann, die aus irgendeinem Rechtsgrunde erſt 
mit dem vorgenannten Zeitpunkt fällig werden, haben die Fähigkeit, ein 
gebrachtes Gut der Frau zu werden, weil nach der Vorſchrift des 8 1363 BGB. 
grundſätzlich alle Beſtandteile des ehefraulichen Vermögens eingebrachtes Gut 
ſind und fein können, die nicht als Vorbehaltsgut, ſohin als eine der Aus- 
nahmen des 88 1366-1371 des Geſetzes zu erweiſen ſind (vgl. Planck Vorbem. 2 
zu $ 1363 und Anm. 5 zu $ 1363). Wird dann durch das Verhalten des Ehe⸗ 
mannes die Beſorgnis begründet, daß die Rechte der Frau in einer den Aus⸗ 
gleichungsanſpruch erheblich gefährdenden Weiſe verletzt werden, ſo kann die 
Frau nicht nur von ihrem Ehemanne nach $ 1391 Abſ. 1 Sicherheit verlangen, 
ſondern nach § 14181 auch auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung 
klagen. Dieſes Ergebnis iſt um ſo mehr zu billigen, als ſchon nach bayer. LR. 
lc. VI S 32 n. 35 und IVe. VIII S 13 n. 5 die Ehefrau berechtigt war, bei 
übler Wirtſchaft des Mannes in Anſehung der Errungenſchaft die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft zu verlangen (BayObLG. a. F. 7, 775; 8, 213; Seuff A. 
45 Nr. 172; E. B. 8, 324). Dieſer Rechtszuſtand mußte als mit der Herüber⸗ 
nahme des Ausgleichungsanſpruchs in das neue Recht aufrechterhalten an⸗ 
geſehen werden, falls nicht ſeine Wirkung erheblich abgeſchwächt werden 
ſollte und nicht auch das neue Recht eine gleiche oder ähnliche Handhabe bieten 
würde, um ungebührlichen wirtſchaftlichen Ausſchreitungen des Ehemannes 
wirkſam entgegenzutreten; denn das Überleitungsrecht gewährt den Aus— 
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gleichungsanſpruch wie wenn eine Anderung des Güterſtandes nicht ein⸗ 
getreten wäre.“ 
Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 31. Mai 1915. Bl. w. Bl. 
Beſchw.⸗R. 285/15. P. 


94. Ein in beſondere amtliche Verwahrung gebrachter Erbvertrag 
darf nicht an die Beteiligten herausgegeben werden (preuß. Recht). 


BGB. 88 2277. 2290; preuß. AusfG. z. BGB. Art. 81. 89; preuß. FGG. Art. 42. 


Gemäß 8 2 FGG. in Verbindung mit $ 159 GVG. darf das Erſuchen um 
Rechtshülfe nur abgelehnt werden, wenn dem erſuchten Gerichte die örtliche 
Zuſtändigkeit mangelt oder die vorzunehmende Handlung nach dem Recht 
des erſuchten Gerichts verboten iſt. Die letztere Vorausſetzung iſt hier erfüllt, 
da der gemäß § 2277 BGB. in beſondere amtliche Verwahrung gebrachte 
Erbvertrag, um deſſen Herausgabe an den T. das Amtsgericht R. erſucht 
hat, an die Beteiligten nicht herausgegeben werden darf. 

Nach $ 2256 BGB. gilt ein vor einem Richter oder vor einem Notar 
oder vor dem Gemeindevorſteher (§ 2249) errichtetes Teſtament als wider⸗ 
rufen, wenn die in amtliche Verwahrung genommene Urkunde dem Erb⸗ 
laſſer zurückgegeben wird, und der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit ver⸗ 
langen. Für die Aufhebung eines Erbvertrages iſt dagegen dieſe Form durch 
das Bürgerl. Geſetzbuch nicht zugelaſſen (vgl. §8 2290 ff., 2293). Die Auf⸗ 
hebung geſchieht durch Vertrag oder durch Teſtament oder, ſofern ein ſolcher 
zuläſſig iſt, durch einſeitigen Rücktritt, welcher dem andern Vertragſchließen⸗ 
den gegenüber oder nach deſſen Tode mittels Teſtaments erklärt werden 
muß. Aus dem Bürgerl. Geſetzbuch läßt ſich daher eine Befugnis der Ver⸗ 
tragſchließenden, die Herausgabe des Erbvertrages an ſie ſelbſt zu fordern, 
nicht entnehmen, und es kann vielmehr, da ſich auch in andern Reichsgeſetzen 
eine Beſtimmung dieſes Inhalts nicht findet, höchſtens in Frage kommen, ob 
nach der Landesgeſetzgebung, der durch den $ 200 FGG. die nähere Regelung 
der beſonderen amtlichen Verwahrung überlaſſen worden iſt, eine ſolche Rück⸗ 
reichung an die Vertragſchließenden ſelbſt für ſtatthaft erachtet zu werden 
vermag; 

vgl. Komm. von RGRäten z. BGB. Anm.|7 zu § 2277 und Beſchluß des Kammer. 
gerichts vom 12. Jan. 1905 in RIA. 5, 159 ſowie in KJB. 29, 78 ff. 

Dies iſt aber für das hier in Betracht kommende preuß. Recht zu ver— 
neinen. Denn die Beſtimmungen des letzteren, wonach Erbverträge ebenſo 
wie Teſtamente durch Zurücknahme aus der amtlichen Verwahrung auf— 
gehoben werden konnten (88 565 ff., 623 ALR. I. 12; 889.15 AGO. IL 4) 
ſind durch den Art. 891 AusfG. z. BGB. und den Art. 1441 pr. FGG. ausdrück⸗ 
lich außer Kraft geſetzt worden und es ſind an ihre Stelle die Vorſchriften 
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des Art. 81 pr. Ausf®. z. BGB. und des Art. 42 pr. FGG. getreten, deren 
erſtere die Form der Annahme und der Herausgabe regelt, während die letz⸗ 
tere über deren Vorausſetzungen und damit auch über die Frage, an wen die 
Herausgabe zu erfolgen hat, Beſtimmung trifft und in dieſer Beziehung 
gerade die Regel aufſtellt, daß die Urſchrift des gerichtlichen und des nota⸗ 
riellen Protokolls über die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts in der Ver⸗ 
wahrung des Gerichts oder des Notars bleibt. Daß dieſe Regel da verſagen 
muß, wo das Reichsgeſetz — wie dies in Anſehung der Teſtamente durch 
$ 2256 Abſ. 2 BGB., wonach der Erblaſſer die Rückgabe des Teſtaments 
jederzeit fordern darf, geſchehen iſt — etwas Gegenteiliges angeordnet hat, 
unterliegt keinem Bedenken. Soweit es an einer entgegenſtehenden reichs⸗ 
geſetzlichen Vorſchrift fehlt und auch das Landesgeſetz eine Ausnahme nicht 
zuläßt, muß es dagegen, wie das Kammergericht in dem vorbezeichneten Be⸗ 
ſchluſſe zutreffend ausgeführt hat, bei der Regel verbleiben und darnach darf, 
da eine die Zuläſſigkeit der Herausgabe an die Beteiligten ſelbſt anordnende 
Sondervorſchrift weder reichs⸗ noch landesgeſetzlich getroffen worden iſt, 
eine ſolche Herausgabe als nicht zuläſſig angeſehen und eine Wiederaufhebung 
der beſonderen amtlichen Verwahrung vielmehr nur in der Weiſe als ſtatt⸗ 
haft erachtet werden, daß der Verſchluß geöffnet wird und die Vertragsurkunde 
aus der beſonderen amtlichen Verwahrung in die gewöhnliche amtliche Ver⸗ 
wahrung des Gerichts oder des Notars nunmehr gelangt. 

Das Amtsgericht K. hat daher mit Recht das Erſuchen um Aushändigung 
des Erbvertrages an T. wegen Unzuläſſigkeit einer ſolchen Herausgabe ab⸗ 
gelehnt. 

Beſchluß des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 26. Okt. 1915. III 2. 
Th. 


II. Verfahren. 


95. Keine Fahrläſſigkeit des Rechtsanwalts, wenn er von einer, wenn 
auch beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts ausging. 
RAO. § 28; BGB. 8 675. 


Der Hypothek des Klägers ging eine Grundſchuld von 100000 % vor, 
die aber nur in Höhe von 96460 . ausbezahlt worden war. Für den nicht 
ausbezahlten Teil war eine Pfändung der Grundſchuld erfolgt. Als es ſich 
bei der Zw.⸗Verſteigerung darum handelte, wieviel der Kaufmann Pr., In⸗ 
haber einer nachfolgenden Hypothek, bieten müſſe, damit die Hypothek des 
Klägers gedeckt werde, berechnete der verklagte Rechtsanwalt als Berater des 
Klägers dieſen Betrag in der Weiſe, daß er für die Grundſchuld nur die aus— 
bezahlte Summe anſetzte, indem er annahm, der Reſt werde der in einem 
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Urteil des Reichsgerichts v. 8. März 1905 (Entſch. 60, 251) ausgeſprochenen 
Rechtsauffaſſung entſprechend für die nachfolgenden Gläubiger frei und 
infolgedeſſen dem Kläger zugeteilt werden. Um einen dieſer Berechnung 
entſprechenden Betrag erſteigerte Pr. das Grundſtück. Im Verteilungs- 
verfahren wurde jedoch der auf den Reſt der Grundſchuld treffende Betrag 
dem Pfändungsgläubiger zugeſprochen und dieſe Verteilung wurde im 
Rechtsſtreit beſtätigt, nachdem das Reichsgericht in dem Urteil v. 6. Dez. 
1911 (Entſch. 78, 60. 69) ſeinen früheren Standpunkt aufgegeben und aus⸗ 
geſprochen hatte, daß in einem ſolchen Fall der fragliche Erlösteil an ſich 
dem Grundſchuldgläubiger zuſtehe, auf Grund des mit dieſem abgeſchloſſenen 
Vertrages oder auf Grund des 8812 BGB. auch von dem Beſteller der 
Grundſchuld in Anſpruch genommen werden möge, nicht aber den nach— 
folgenden Gläubigern zukomme. Der Kläger warf dem Beklagten fahrläſſig 
falſche Beratung vor und verlangte Erſatz ſeines Ausfalls und der Koſten 
von zwei dem Verteilungsverfahren ſich anſchließenden Prozeſſen, zuſammen 
5144,79 N. — Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung und ebenſo die 
Reviſion des Klägers wurden zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Die Berechnung des Beklagten entſprach der in RGeEntſch. 60, 251 
ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung. Daß der Beklagte dieſe Entſcheidung zu— 
grunde legte, kann ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden. Wenn ſie auch 
von Schriftſtellern bekämpft wurde und der Beklagte ſelbſt Zweifel an ihrer 
Richtigkeit hatte, jo durfte er doch erwarten, daß die mit dem Verteilungs- 
verfahren und mit einem Verteilungsſtreit befaßten Gerichte ihr folgen wür⸗ 
den, und brauchte auch nicht damit zu rechnen, daß das Reichsgericht ſelbſt 
ſeine Meinung ändern werde. Da das Reichsgericht entſchieden hatte, läßt 
ſich der Fall auch nicht andern Zweifelsfällen gleichſtellen, in denen der Rechts⸗ 
anwalt damit rechnen muß, daß eine andre als die von ihm angewandte Rechts— 
auffaſſung zur Geltung kommen könne. Durfte der Beklagte aber von der 
Entſcheidung in Bd. 60, 251 ausgehen, dann konnte man es ihm auch 
nicht zumuten, nur um der bloßen Möglichkeit willen, daß der dort aufgeſtellte 
Grundſatz wider Erwarten nicht angewendet oder gar vom Reichsgericht ſelbſt 
wieder aufgegeben werden würde, ſeinem Auftraggeber oder auch nur einem 
Dritten ein höheres Gebot anzuſinnen, als nach der damals maßgebenden Ent- 
ſcheidung des Reichsgerichts nötig war. Es iſt daher unerheblich, ob Pr. auf 
Verlangen auch mehr geboten haben würde, und ob, wie das Ber. Gericht 
annimmt, die Reviſion aber beſtreitet, der Beklagte bei andrer Berechnung 
von ſeinem Standpunkt aus ſogar mit Schadenerſatzanſprüchen hätte rechnen 
müſſen. Da eine Erörterung der Rechtsfrage mit dem Kläger, wie das Ber. 
Gericht mit Recht hervorhebt, nur theoretiſche Bedeutung gehabt haben würde, 
hat der Beklagte die gebotene Sorgfalt auch dann nicht verletzt, wenn er von 
einer Mitteilung ſeiner rechtlichen Bedenken abſah, und das erforderliche Gebot 
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aus eigener Entſchließung jo berechnete, wie er nach RGeEntſch. 60, 251 

durfte. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Sept. 1915. J. (Kl.) w. 
L. W. (KG. Berlin). III. 23/15. 


96. Streitwert des Anſpruchs auf Herausgabe eines Gebäudeteils. 


(Vgl. 36 Nr. 295.) 
ZPO. 8 6. 


Das Landgericht geht von der Annahme aus, daß der Kläger mit der 
Klage die Herausgabe des Grundſtücks „Prinz von A.“ in J. gefordert habe 
und daß ſich deshalb die Berechnung des Streitwerts nach dem Wert dieſes 
Grundſtücks zu richten habe. Es legt als Wert des Grundſtücks den Kauf⸗ 
preis zugrunde, den die Parteien in dem zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrage v. 5. Septbr. 1914 für das Grundſtück ſelbſt, ohne das Gaſthofs⸗ 
inventar, vereinbart haben, und ſetzt demgemäß den Wert des Streitgegen- 
ſtandes auf 61000 „ feſt. Demgegenüber macht der Kläger in feiner Be⸗ 
ſchwerde, mit der er Feſtſetzung des Streitwerts auf 2000 e erſtrebt, gel- 
tend, daß für die Wertbemeſſung der jährliche Mietwert der in Frage fom- 
menden Räume maßgebend ſei, der 2000 % betrage. 

Der Standpunkt des Klägers iſt nicht richtig. Die Klage war gerichtet 
auf Verurteilung des Beklagten, „die im Erdgeſchoß und 1. Stockwerk des 
Vordergebäudes befindlichen, dem Betriebe einer Gaſtwirtſchaft dienenden 
Räume des Grundſtücks Prinz von A. dem Kläger zur Verfügung zu ſtellen“, 
und war geſtützt darauf, daß der Kläger Eigentümer des Gaſthofgrundſtücks 
ſei und der Beklagte die betr. Räume ohne Recht inne habe; nachträglich auch 
darauf, daß der Kläger die Räume dem Beklagten auf Grund eines nichtigen 
Kaufvertrages überlaſſen habe und dann vom Kaußvertrage zurückgetreten 
ſei. Der Beklagte hat im Prozeſſe ſein Recht zum Beſitz nicht aus einem Miet⸗ 
vertrage oder einem ähnlichen Rechtsverhältniſſe, ſondern aus dem Kauf⸗ 
vertrage hergeleitet und überdies die Einrede der Argliſt und ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht vorgebracht. Hiernach bildete den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
nicht das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht- oder Mietverhältniſſes, ſon⸗ 
dern der Beſitz der im Klagantrage aufgeführten Räume. Mithin wird der 
Streitwert nach $6 ZPO. beſtimmt durch den Wert dieſer Räume, näm⸗ 
lich des Erdgeſchoſſes und erſten Stockwerks des Vordergebäudes des Gaſt⸗ 
hofs „Prinz von A.“ in J. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 28. Okt. 1915. 5 C. 161/15. 
Ch. 


168 97. Prozeßkoſten. 


97. Hoſtenlaſt des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und 
der Kläger deshalb ſeine Feſtſtellungsklage für erledigt erklärt. 


Vgl. 61 Nr. 21. 
3PO. 88 91. 256. 


Als der Kläger Th. von den gepachteten Flurſtücken, die mit Hafer beſtellt 
waren, den Hafer mähte, wurde ihm vom Anwalt der beiden Beklagten, die 
Hypotheken an dem Grundftüd beſaßen, die Einbringung des Hafers ver⸗ 
boten. Er klagte gegen die Beklagten auf Feſtſtellung, daß er über den Hafer 
als Eigentümer verfügen dürfe. Im Termin 1. Inſtanz erklärte der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Beklagten, daß ſich das Verbot der Wegſchaffung des 
Hafers durch die inzwiſchen erfolgte Anordnung der Zw.⸗Verwaltung des 
Grundſtücks erledigt habe, daß jedoch in dieſer Erklärung ein Anerkenntnis 
der Klaganſprüche nicht liegen ſolle. In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
In der Ber.⸗Verhandlung erklärten die Beklagten, daß ſie Anſpruch auf den 
Hafer nicht mehr erhöben. Hierauf gaben die Erben des inzwiſchen verftor- 
benen urſprünglichen Klägers die Erklärung ab, daß ſie die Hauptſache infolge 
dieſer Erklärung der Gegner für erledigt erachteten und nur noch beantragten, 
den Beklagten die Koſten beider Inſtanzen aufzuerlegen. Dem entſprechend 
wurde erkannt. Aus den Gründen: 


„Daß für den Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſt⸗ 
ſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes bis zu der Erklärung der Beklagten, 
daß ſie Anſpruch auf den Hafer nicht mehr erhöben, gegeben war, bedarf keiner 
weiteren Darlegung. Das Klagebegehren hat ſich aber in der Ber.⸗Inſtanz 
dadurch erledigt, daß die Beklagten erklärt haben, einen Anſpruch auf den 
Hafer nicht mehr erheben zu wollen. Damit entfällt für die Kläger, die Erben 
des Th., jedes Intereſſe auf Anerkennung ihres Verfügungsrechts über den 
Hafer. Lediglich der Widerſpruch der Beklagten hatte den urſprünglichen 
Kläger Th. zur Erhebung der Klage gezwungen, um ſich durch die Verurtei- 
lung der Beklagten ihnen gegenüber die Verfügung zu ermöglichen. 

Die Erledigung der Hauptſache übt verſchiedenen Einfluß auf die Koſten⸗ 
entſcheidung aus, je nachdem fie durch Zufall eingetreten oder von der ver- 
klagten Partei herbeigeführt worden iſt. Im erſten Fall iſt nach der herr⸗ 
ſchenden Meinung zu prüfen, wer zu der Zeit, als ſich der Streit in der 
Hauptſache erledigte, ſachlich im Unrecht geweſen ſei, und ihm ſind dann die 
Koſten aufzuerlegen. Wenn dagegen die verklagte Partei die Erledigung her- 
beiführt, indem ſie den Klaganſpruch erfüllt oder bei einer Feſtſtellungsklage 
das dieſe rechtfertigende Verhalten, die Berühmung 2c. aufgibt, ſo iſt ſie 
unterliegender Teil, indem ſie ſich dem Klageverlangen tatſächlich fügt. Sie 
kann ſich nicht etwa auf den Standpunkt ſtellen, in der Hauptſache wolle ſie, 
ſei es der Koſtenerſparnis halber, ſei es zwecks Abkürzung des Prozeſſes, 
ſei es aus einem ſonſtigen Grunde, durch Befriedigung des Klägers nach— 


2 


68. Ausſetzung des Verfahrens. 169 


geben, aber ſie beharre darauf, daß ſie im Recht geweſen ſei und daß des⸗ 
halb trotz ihres Nachgebens der Kläger in die Koſten verurteilt werden müſſe. 
Im vorliegenden Fall kommt es deshalb für die Koſtenpflicht darauf an, 
ob, wie die Beklagten annehmen, die Klage ſich durch die Einleitung der Zw.⸗ 
Verwaltung und die Beſtellung eines Zw.⸗Verwalters erledigt hat und ihnen 
dadurch die Paſſivlegitimation für die Hauptſache genommen worden ſei 
derart, daß ihre Erklärung in der Ber.⸗Verhandlung nur die Folgerung aus 
dieſer Erledigung gezogen habe, oder ob das Gegenteil der Fall war. Die 
Meinung der Beklagten iſt jedoch unzutreffend. Der Anſpruch, den ſie auf 
den Hafer erhoben hatten, fiel nicht in ſich zuſammen durch die Einleitung der 
Zw.⸗Verwaltung. Dieſe hinderte ſie nicht, ihren Widerſpruch gegen eine Ver⸗ 
fügung des urſprünglichen Klägers über den Hafer mit der Wirkung aufrecht⸗ 
zuerhalten, daß dieſer, ſelbſt wenn der Zw.⸗Verwalter ſein Recht auf den 
Hafer anerkennen oder zu einer ſolchen Anerkennung verurteilt werden ſollte, 
erſt ihrer Verurteilung bedurfte, um über den Hafer verfügen zu können. 
Hatten ſie es einmal für angezeigt gehalten, gegen eine Verfügung des Klä⸗ 
gers über den Hafer Widerſpruch zu erheben, ſo mußten ſie dieſen auch, wenn 
ſie die Koſtenlaſt nicht auf ſich laden wollten, aufrechterhalten und die Ab⸗ 
weiſung der Klage herbeiführen. Die Selbſtändigkeit des Vorgehens der 
Beklagten und ihrer weiteren Haltung gegenüber dem Anſpruch des Th. 
tritt beſonders ſcharf bei dem Beklagten Sch. hervor, der der Klage noch den 
Einwand der Gläubigeranfechtung entgegengeſetzt hat, alſo einen Rechtsbehelf, 
der dem Zw.⸗Verwalter verſchloſſen war. 
Hiernach treffen die Beklagten als ſachfälligen Teil die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits (88 91. 100 ZPO.)“ i 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 3. Nov. 1915. Th.s Erben (Kl.) 
w. Darl.⸗V. L. u. Gen. 3 0. 63/15. —ll. 


98. Die Möglichkeit einer Ausſetzung nach dem Kriegs⸗Schutz⸗Geſetze 
v. 4. Aug. 1914 rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 


3PO. $ 247. 261; Kriegs Schutz GGeſ. v. 4. Aug. 1914 8 2. 


Es beſteht kein Rechtsgrund, über die Wortfaſſung des § 2 des Kriegs⸗ 
Schutz⸗Geſetzes v. 4. Auguſt 1914 (RGBl. von 1914, 329) hinausgehend auch 
bei noch nicht anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Anſetzung 
eines Verhandlungstermins abzulehnen und dadurch einen Gläubiger zu 
hindern, eine Rechtshängigkeit ſeines Anſpruchs herbeizuführen, obſchon er 
hieran auch dann ein Intereſſe haben kann, wenn in der Folgezeit die Ab⸗ 
gabe einer Entſcheidung ſo lange dem Richter verboten iſt, wie der Beklagte 
zu den Kriegsteilnehmern gehört. Es war daher ohne Rückſicht auf die Frage, 
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ob demnächſt ein Urteil gegen den Beklagten ergehen darf oder nicht, der 
Beſchwerde ſtattzugeben wie geſchehen. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 15. Sept. 1915. R. 
(Kl.) w. M. Bs. III 131/15. B. 


99. Bei ſog. eventueller Ulagenhäufung iſt die Erlaſſung eines 
Teilurteils über den Hauptanſpruch unzuläſſig. 
Vgl. 55 Nr. 44. 
ZPO. $ 301. 


Um den Ausbruch des Konkurſes von der Firma Gebr. F. & A. B. ab- 
zuwenden, trat der Beklagte mit den Gläubigern in Unterhandlungen, die 
nach der Darſtellung der Kläger mit dem Abſchluß eines Vertrages v. 31. Okt. 
1910 endeten, durch welchen der Beklagte die Forderungen in Höhe von 70°, 
kaufte und ſo den Konkurs abwendete. Die Zahlung ſollte in gewiſſen Zeit⸗ 
abſtänden erfolgen und zur Sicherſtellung der Gläubiger ſollte der Beklagte 
ſogleich gute, ſichere Hypotheken zur Höhe von 70% der Forderungen an 
den Rechtsanwalt D. als Treuhänder übergeben. Der Beklagte weigerte 
ſich demnächſt, der letztgenannten Verpflichtung nachzukommen, weil der 
Vertrag nicht zu Recht beſtehe. Die Kläger, die zu den Gläubigern gehörten, 
verlangten mit der Klage in erſter Linie auf Grund jenes Vertrages Ber- 
urteilung des Beklagten zur Hergabe der Hypotheken ſowie Feſtſtellung der 
Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages. Für den Fall aber, daß die Klage inſo⸗ 
weit nicht begründet ſein jollte, verlangten ſie event. Verurteilung des Be- 
klagten zur Zahlung des vollen Betrages ihrer Forderungen mit der Be⸗ 
gründung, daß der Beklagte tatſächlich Teilhaber der Firma Gebr. F. & A. B. 
geweſen ſei, auch durch einen mit den andern Inhabern der Firma geſchloſ— 
ſenen ſelbſtändigen Vertrag Schulden wie Forderungen der Firma über- 
nommen habe. Der Beklagte beſtritt die Behauptungen der Kläger und 
erhob verſchiedene Einwendungen. — In 1. Inſtanz wurde durch Teilurteil 
die Klage hinſichtlich des Hauptanſpruchs abgewieſen und die Entſcheidung 
über den Eventualantrag weiterer Verhandlung vorbehalten. Das Ber. 
Gericht hob auf und verwies zurück. Gründe: 

„Nach 8 260 ZPO. können mehrere Anſprüche eines Klägers gegen den— 
ſelben Beklagten, auch wenn ſie auf verſchiedenen Gründen beruhen, in Einer 
Klage geltend gemacht werden, wenn für die ſämtlichen Anſprüche das Prozeß⸗ 
gericht zuſtändig und dieſelbe Prozeßart zuläſſig iſt. Nach § 301 ZPO. kann 
das Gericht, wenn in ſolchem Falle nur der eine der mehreren Anſprüche zur 
Endentſcheidung reif iſt, dieſe durch Teilurteil erlaſſen. 

Im vorliegenden Falle werden mit der Klage von ſämtlichen Klägern 
zwei Anſprüche geltend gemacht. Der eine gründet ſich auf einen Vertrag 
v. 31. Okt. 1910 und richtet ſich auf Verurteilung des Beklagten zur Sicher— 
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ſtellung ſowie auf Feſtſtellung der Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages. Der 
andre Anſpruch gründet ſich auf andre Tatſachen, die mit jenem Vertrage 
unſtreitig keinerlei Zuſammenhang haben, und richtet ſich auf Verurteilung 
des Beklagten zur Bezahlung der Forderungen der Kläger. Darnach handelt 
es ſich im vorliegenden Fall zwar um eine Klagenhäufung, jedoch um eine 
ſolche, die die Beſonderheit bietet, daß die verſchiedenen Anſprüche nicht 
ſelbſtändig nebeneinander geltend gemacht werden, ſondern daß der zweite 
Anſpruch nach der ausdrücklichen Erklärung der Kläger nur erhoben ſein ſoll 
für den Fall, daß der erſte Anſpruch nicht für begründet erachtet wird. Der 
zweite Anſpruch iſt alſo nur bedingt geltend gemacht. Eine derartige, dem 
Geſetze an ſich fremde jog. event. Klagenhäufung iſt im Gegenſatz zu der 
Anſicht einer Anzahl von Kommentatoren (vgl. Stein!“ Bem. II. 3 zu $ 260) 
in ſtändiger Rechtſprechung, der der Senat ſich anſchließt, für zuläſſig erachtet 
worden (RGEntſch. 77, 120). Es fragt ſich daher, ob die Vorſchrift des 8 301 
ZPO. bei ſinngemäßer Auslegung auf den Fall der event. Klagenhäufung 
analog anwendbar iſt. Dieſe Frage war zu verneinen. | 

Der Sinn jener Vorſchrift iſt, daß bei Entſcheidungsreife eines rein 
quantitativen Teils des Streitgegenſtandes, der von dem Fortgange des 
übrigen Prozeſſes nicht berührt wird, durch Erlaß eines Teilurteils der Klä⸗ 
rung des Prozeßſtoffs und der ſchnellen Entſcheidung über den ſpruchreifen 
Teil gedient werden ſoll. Bei der event. Klagenhäufung handelt es ſich aber 
bei der Entſcheidung über den Hauptanſpruch nicht um eine ſolche über einen 
quantitativen Teil des Streitgegenſtandes. Haupt⸗ und Eventualanſpruch 
bilden vielmehr ein einheitliches Ganzes (RGEntſch. 77, 125), ſie ſtehen nicht 
ſelbſtändig, nicht vereinzelt nebeneinander, ſondern greifen ineinander. Der 
Eventualanſpruch iſt bedingt durch das Nichtbeſtehen des Hauptanſpruchs, 
dieſer bedingt mithin jenen. Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung über 
den Hauptanſpruch ſtets von Wirkung iſt auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
des Eventualanſpruchs. Die Erwägungen, die zu der Aufnahme der Vor⸗ 
ſchrift des 8 301 ZPO. geführt haben, paſſen daher nicht auf den hier vor⸗ 
liegenden Fall der nur event. Klagenhäufung. Angeſichts der Einheitlich— 
keit und des Ineinandergreifens von Haupt- und Eventualanſpruch verbietet 
ſich die analoge Ausdehnung jener Geſetzesbeſtimmung. Sie würde auch 
nach Sachlage weder einem praktiſchen Bedürfnis entſprechen, noch für zweck⸗ 
mäßig erachtet werden können, da andernfalls die Möglichkeit nicht von der 
Hand zu weiſen wäre, daß in verſchiedenen Inſtanzenzügen ſowohl dem 
Haupt- wie auch dem Eventualanſpruch entſprochen werden könnte, ein Er— 
gebnis, das dem ausdrücklich erklärten Willen des Klägers zuwiderliefe und 
der Billigkeit widerſpräche. 

War ſonach die obengeſtellte Frage verneinend zu beantworten, ſo war 
das angefochtene Teilurteil prozeſſual unzuläſſig. Dieſer weſentliche Mangel 
des Verfahrens 1. Inſtanz mußte nach Sachlage gemäß 8 539 ZET. zur Auf⸗ 
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hebung der landgerichtlichen Entſcheidung und zur Zurückverweiſung führen. 


— — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Sept. 1915. K. u. Gen. 
(Kl.) w. F. W. U. Bf. III. 126/15 B. 


100. Recht des Handelsmäklers zur Feugnisverweigerung. 


3PO. 8 3843. 


Die Mitglieder des klagenden Vereins ſind ſatzungmäßig verpflichtet, 
bei Kaufabſchlüſſen mit Nichtmitgliedern einen erheblichen Prozentſatz des 
Kaufpreiſes an die Vereinskaſſe abzuführen. Der klagende Verein berief 
ſich für das Vorliegen ſolchen Abſchluſſes auf das Zeugnis des vermittelnden 
Maklers, der jedoch ſein Zeugnis verweigerte. Die Weigerung wurde in der 
Beſchwerdeinſtanz für berechtigt erklärt. Gründe: 


„Der Zeuge St. iſt Handelsmäkler. Er hat das in Frage kommende 
Geſchäft zwiſchen der Beklagten und ihrem Vertragsgegner vermittelt. Würde 
er gezwungen, die Fragen des landgerichtlichen Beweisbeſchluſſes zu beant- 
worten, ſo würde er damit dem klagenden Verein offenbaren müſſen, wer 
der Vertragsgegner der Beklagten ſei und ob dieſer zu den in $ 3 der Sat⸗ 
zung der Klägerin bezeichneten Perſonen gehöre. Dadurch würde die Be⸗ 
klagte in Gefahr gebracht werden, den in der erwähnten Satzung vorgeſehenen 
Prozentſatz des Verkaufspreiſes an die Klägerin abführen zu müſſen, da⸗ 
durch aber würde wiederum anderſeits auch das geſchäftliche Intereſſe des 
Vertragsgegners der Beklagten in Mitleidenſchaft gezogen werden können. 
Nun ſteht aber der Handelsmäkler in einer Art Treueverhältnis zu den Par⸗ 
teien des von ihm vermittelten Geſchäfts. Er hat zwar die öffentlich-xechtliche 
Verpflichtung des 8 100 HGB., ein Tagebuch, enthaltend alle Einzelheiten 
der vermittelten Geſchäfte, zu führen. Er hat auch die vom Landgericht be- 
regte Offenbarungspflicht des § 101 HGB., dieſe jedoch nur gegenüber den 
Vertragsparteien, nicht gegenüber Dritten. Auch kann zwar das Gericht nach 
$ 102 HGB. in einem Rechtsſtreit der beiden Vertragsteile auch von Amts 
wegen die Vorlegung des Tagebuchs des Mäklers anordnen, jedoch nur be— 
hufs Vergleichs mit der Schlußnota, den Auszügen oder andern Beweis- 
mitteln, nicht aber um darüber hinaus den Inhalt des Tagebuchs zu erfor- 
ſchen und dadurch der beweispflichtigen Partei Material zu verſchaffen (Staub 
BGB.? 1, 463 Anm., Abſ. 1 zu § 102). 

Nach allem würde der Zeuge die Fragen des landgerichtlichen Beweis— 
beſchluſſes nicht beantworten können, ohne ein Gewerbegeheimnis zu offen» 
baren, an deſſen Nichtoffenbarung er 10 Sachlage ein erhebliches eigenes 
Geſchäftsintereſſe hat. 
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Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben und die Zeugnisver⸗ 
weigerung gemäß § 384? ZPO. für berechtigt zu erklären.“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 4. Jan. 1916. Bs. Z. III. 
171/15. B. 


101. Die vom Vollſtreckungsgericht angeordnete Übertragung der 
gepfändeten Sachen auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche 
Maßnahme; Wirkung auf Rechte Dritter d 


Vgl. 52 Nr. 211; 62 Nr. 171; 65 Nr. 82. 
ZPO. § 825; BGB. $ 936. 


Die Eheleute W. waren Mieter des Beklagten; der Mietvertrag war 
vom 25. Januar 1911. Auf Grund von wegen Mietforderungen erſtrittenen 
Urteilen und Koſtenfeſtſetzungs⸗Beſchlüſſen ließ der Beklagte im Juli und 
Auguſt 1915 Pfändungen in bewegliche Sachen, die ſich in der Wohnung 
der Eheleute W. befanden, vornehmen. Dieſelben Sachen hatte der Kläger 
bereits am 1. und 5. Nov. 1912 pfänden laſſen und in Gemäßheit Beſchluſſes 
des Amtsgerichts H. v. 22. Nov. 1912 hatte am 6. Januar 1913 der Gerichts⸗ 
vollzieher P. das Eigentum der in ſeinem Protokoll aufgeführten Sachen 
zu den Taxpreiſen des Gerichtsvollzieheramts auf den Kläger übertragen. 
— Kläger klagte auf Unzuläſſigkeit der Pfändungen des Beklagten, während 
dieſer geltend machte, daß das Eigentum der Sachen, wenn Kläger es er⸗ 
worben habe, mit ſeinem Vermieterpfandrecht belaſtet geweſen wäre. Die 
Klage wurde abgewieſen. Gründe: | 

„Mit Gaupp-Stein Bem. 3 zu § 825 ZPO. ſieht das Ber.⸗Gericht in 
der auf Grund einer Anordnung des Vollſtr.⸗Gerichts gemäß § 825 ZPO. 
erfolgenden Übereignung gepfändeter Mobilien auf den Pfändungsgläubiger 
nicht ein Rechtsgeſchäft des bürgerlichen Rechts, ſondern eine gerichtliche 
Maßnahme, einen behördlichen Akt (vgl. Hanf. OLG. in SeuffA. 65 Nr. 166). 
Das führt aber nicht dazu, ihr eine weitergehende Wirkung beizumeſſen, als 
ſie nach der ihr zugrunde liegenden Anordnung des Vollſtr.⸗Gerichts haben 
ſollte. Das Amtsgericht hat in ſeinem Beſchluſſe v. 22. Nov. 1912 angeordnet, 
daß die fraglichen Pfandſachen zu den Taxpreiſen des Ger.⸗Vollziehers dem 
Gläubiger zu übertragen ſeien, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen. 
Eine ſolche, der jahrelangen Praxis des Amtsgerichts Hamburg entſprechende 
Einſchränkung widerſpricht keiner zwingenden Vorſchrift des Geſetzes. Es 
blieben alſo dem Eigentum des Gläubigers entgegenſtehende oder einſchrän⸗ 
kende Rechte Dritter erhalten. Ein ſolches Recht war das Vermieterpfand⸗ 
recht des Beklagten, das, ſelbſt wenn die zur Zeit der Übereignung fällig ge⸗ 
weſene Miete bezahlt geweſen ſein ſollte, ſchon damals für den Mietzins des 
laufenden und des folgenden Mietjahrs geltend gemacht werden konnte (§ 559 
Satz 2 BGB.). Daß dieſes Pfandrecht durch Zahlung der Mietzinsbeträge 
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oder in andrer Weiſe in Wegfall gekommen ſei, iſt von keiner Seite behauptet. 
Kläger als Eigentümer der dem Pfandrecht des Beklagten unterliegenden beweg⸗ 
lichen Sachen kann alſo die Geltendmachung des Pfandrechts nicht hindern. 

Die Klage iſt ſomit abzuweiſen. Sie wäre es auch, wenn mit dem OLG. 
Dresden (SeuffA. 62 Nr. 171) und mit Reichel (IheringsJ. 53, 141; vgl. 
auch RG. in SeuffA. 52 Nr. 211) in der Übereignung ein Vorgang des bürger- 
lichen Rechts zu ſehen wäre. Es würden alsdann nach BGB. $ 936 Abſ. 1 
Satz 3, da die Veräußerung im Wege des constitutum possessorium (BGB. 
8 936) erfolgt iſt, Rechte Dritter erſt erloſchen ſein, wenn der Erwerber auf 
Grund der Veräußerung den Beſitz der Sachen erlangt hätte. Dies iſt nach 
den übereinſtimmenden Erklärungen der Parteien nicht der Fall.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Dez. 1915. Fr. A. w. 
A. H. Bf. I. 405/15. Nö. 


102. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 
Vgl. 47 Nr. 57 m. N.; 70 Nr. 74. 
8 PO. 58 1032. 42. 

Zwiſchen der D. Dampfſch.⸗Geſ. K. und der Firma S. & Co. war eine 
Anzahl gleichartiger Verträge über die Verſchiffung von Salpeter abgeſchloſſen 
worden, in denen für die Entſcheidung von Streitigkeiten aus den Verträgen 
die Zuſtändigkeit eines Schiedsgerichts vorgeſehen war. Als infolge des Krieges 
Meinungsverſchiedenheiten über die Ausführung der Verträge entſtanden, 
wurde die Entſcheidung einem Schiedsgericht übertragen, für das die Firma 
S. & Co. den Schiedsrichter B. ernannte. Das Schiedsgericht entſchied gegen 
die Dampfſch.⸗Geſellſchaft. Als zur Entſcheidung einer zweiten Meinungs- 
verſchiedenheit die Firma S. & Co. wiederum den Schiedsrichter B. ernannte, 
lehnte die Gegenpartei ihn ab, doch wurde das Ablehnungsgeſuch in beiden 
Inſtanzen abgewieſen, vom Beſchwerdegericht mit folgenden Gründen: 

„Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß eine Ablehnung des 
Schiedsrichters B. nicht lediglich aus dem Grunde wegen Beſorgnis der Be— 
fangenheit erfolgen kann, weil dieſer in einer gleichliegenden Sache eine 
Rechtsanſicht zum Ausdruck gebracht hat, die der Antragſtellerin ungünſtig 
iſt. Allerdings iſt die Ablehnung eines Schiedsrichters nicht allein davon 
abhängig, daß das wirkliche Bewußtſein einer Parteilichkeit zu erſehen iſt, 
vielmehr genügt das Vorliegen eines Grundes, der nach der perſönlichen An⸗ 
ſchauung des Ablehnenden geeignet iſt, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
des Schiedsrichters zu rechtfertigen. Aber dabei darf ſich der Richter nicht 
mit einem rein perſönlichen Mißtrauen dieſer Partei genügen laſſen, viel⸗ 
mehr nur dann die Ablehnung als berechtigt anerkennen, wenn Tatſachen 
vorliegen, die in den Augen eines vernünftig denkenden Menſchen geeignet 
ſind, Mißtrauen bezüglich der Unparteilichkeit des Schiedsrichters zu erregen, 
die alſo ſachlich dieſes Mißtrauen rechtfertigen und nicht nur in dem Glauben 
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der ablehnenden Partei wurzeln. Dazu genügt aber nach allgemein aner⸗ 
kannter Rechtſprechung (vgl. die Entſcheidung des bayer. Oberſten LG. in 
SeuffA. 70 Nr. 74) nicht die Tatſache, daß ein Richter in früheren Prozeſſen 


bereits einmal gegen die ablehnende Partei entſchieden hat. — — —“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 30. Okt. 1915. Deutſche 
Dampfſch.⸗Geſ. K. w. S. & Co. Bs. VI. 138/15. Nö. 


103. Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches 
Gericht iſt für die Ernennung der Schiedsrichter zuſtändig und nach 
welchem Recht haben dieſe zu entſcheidend 

Vgl. 65 Nr. 1. 
ZPO. 89 1045. 1025. 

In einem Frachtvertrage zwiſchen einer norwegiſchen und einer deut⸗ 
ſchen Firma war beſtimmt, daß event. ein Schiedsgericht aus zwei in Chriſtiania 
anſäſſigen Kaufleuten zuſammentreten ſolle, wovon jede Partei einen zu be⸗ 
ſtellen habe. Nach Eintritt eines Streitfalls weigerte die deutſche Firma ſich, 
ſich auf das Schiedsgericht einzulaſſen, ernannte auf alle Fälle einen Roſtocker 
Kaufmann zum Schiedsrichter, und berief ſich u. a. auf das Ausländermora⸗ 
torium. Der Antrag der norwegiſchen Firma, das Landgericht zu Roſtock, dem 
Wohnſitz der verklagten Firma, möge einen Schiedsrichter ernennen, wurde 
abgelehnt; in 2. Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„In dem Frachtvertrage, der den vertraglichen Beziehungen der Parteien 
zugrunde liegt, iſt über den Erfüllungsort weiter nichts beſtimmt als daß 
beſtimmte Zahlungen in Chriſtiania erfolgen ſollen. Über das Schiedsgericht, 
welches wegen etwaiger auf Grund des Vertrages entſtehender Streitig⸗ 
keiten entſcheiden ſoll, iſt aber geſagt, daß es aus zwei Kaufleuten in Chri⸗ 
ſtiania beſtehen ſoll. Hieraus iſt zu entnehmen, daß das Schiedsgericht in 
Chriſtiania oder doch überhaupt in Norwegen ſeinen Sitz haben ſoll. Es 
beſteht zwar die Möglichkeit, daß die in Chriſtiania anſäſſigen Geſchäftsleute 
bei einem zufälligen Zuſammentreffen außerhalb Norwegens ihren Schieds⸗ 
ſpruch abgeben oder ſich beſonders zu dieſem Zweck ins Ausland begeben, 
etwa an den derzeitigen Liegeplatz des Schiffes. Aber derartige Möglich⸗ 
keiten liegen ſo fern, daß ſie offenbar von den Vertragsparteien nicht ins 
Auge gefaßt worden ſind und auch jetzt nicht zu berückſichtigen ſind. 

Wenn ſomit nach dem Willen der Parteien das Schiedsgericht aus in 
Chriſtiania anſäſſigen Kaufleuten beſtehen und in Chriſtiania ſeinen Sitz haben 
ſoll, fo iſt daraus der weitere Schluß zu ziehen, daß auf das Verfahren nor⸗ 
wegiſches Recht Anwendung finden ſoll (vgl. Kohler in GruchotsBeitr. 
31, 490). Die Parteien können nicht erwarten, daß die Schiedsrichter die 
Prozeßvorſchriften eines für ſie fremden Rechts kennen und darnach ver— 
fahren. Hieraus folgt, daß norwegiſches Recht auch anzuwenden iſt bezüg— 
lich der Frage, ob und unter welchen Umſtänden das ſtaatliche Gericht anſtelle 
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einer Partei einen Schiedsrichter zu ernennen habe; desgleichen welches Ge» 
richt dafür zuſtändig iſt. Es ergibt ſich aber auch die weitere Folge, daß für 
die Ernennung überhaupt nur norwegiſche Gerichte in Frage kommen können. 
Die Annahme, daß für die den Staatsgerichten obliegenden Hülfshandlungen 
bei norwegiſchen Schiedsgerichten deutſche Gerichte berufen ſeien, müßte zu 
Unzuträglichkeiten führen, zumal wenn man berückſichtigt, daß nach § 1047 
ZRO. das zuerſt angerufene deutſche Gericht auch weiterhin für alle gericht- 
lichen Handlungen zuſtändig bleiben würde. So wird denn auch von 
Wadlinger ZwVollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche 36—40; Kohler a. a. O. 493; 
von Bar Internat. Privatr.? 2, 538 ff., 
die Mitwirkung der im Staate des Sitzes des Schiedsgerichts beſtehenden Ge⸗ 
richte ohne weiteres vorausgeſetzt. Da ſomit die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters für die Antragsgegnerin durch ein norwegiſches Gericht, nicht aber 
durch das Landgericht zu Roſtock, welches an ſich für die Entſcheidung nach 
8 1045 ZPO. zuſtändig iſt, zu erfolgen hat, fo iſt der geſtellte Antrag im Er- 
gebnis mit Recht zurückgewieſen worden. 

Die in der Beſchwerde ausgeſprochene Befürchtung, daß der Antragſteller 
bei Nichtgewährung ſeines Antrages rechtlos werden könnte, iſt nicht ſtichhaltig. 
Er hat ſich mit dem Antrage an das zuſtändige norwegiſche Gericht zu wenden, 
und wenn dieſes einen Schiedsrichter ernannt und das Schiedsgericht ſeine 
Entſcheidung gefällt hat, ſo kann der Antragſteller, falls der Antragsgegner 
nicht freiwillig einer gegen ihn etwa ergehenden Verurteilung Genüge leiſtet, 
zwar nicht ein Vollſtr.⸗Urteil aus § 1042 ZPO. erlangen, wohl aber eine 
Klage auf Erfüllung des Schiedsſpruchs gemäß den vom Reichsgericht in 
RGeEntſch. 30, 368 ff. dargelegten Grundſätzen erheben. Dabei iſt dann von 
dem deutſchen Gericht nur zu prüfen, ob der Schiedsſpruch nach norwegiſchem 
Recht ordnungmäßig ergangen iſt. Dieſer Weg iſt allerdings nicht gangbar, 
wenn das norwegiſche Recht eine gerichtliche Ernennung von Schiedsrichtern 
garnicht kennt. In dieſem Fall aber wird die Schiedsgerichtsklauſel durch 
die Weigerung, einen in Chriſtiania anſäſſigen Kaufmann, deſſen Staats- 
angehörigkeit übrigens gleichgültig ſein würde, zu ernennen, hinfällig, und 
einer Klage aus dem Vertrage kann dann der Antragsgegner den Einwand 
des Schiedsgerichts nicht mehr entgegenſetzen. Zu bemerken iſt dabei noch, 
daß die Zuläſſigkeit der Erfüllungsklage wie der Vertragsklage davon ab- 
hängt, ob in dem Zeitpunkt ihrer Erhebung noch die Beſtimmungen der Be— 
kanntm. v. 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung von Anſprüchen von 
im Auslande wohnenden Perſonen gelten, während fie für das Schied3- 
verfahren auch dann nicht in Betracht kommen würden, wenn darauf deut⸗ 
ſches Recht Anwendung fände.“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 28. Sept. 1915. Fr. w. W. 
23a. S. A. 1. 15. | 


0 
2 
„ 


Kn. 


I. Bürgerliches Recht. 


104. Wohnſitz; der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene Land- 
ſturmmann dient nur zur Erfüllung der Wehrpflicht. 
BGB. 8 9; RMIIG. 5 38; ZPO. $ 13. 


Der Beſchwerdeführerin war unter Aufhebung des landgerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes das Armenrecht für den von ihr anhängig zu machenden Scheidungs⸗ 
prozeß zu bewilligen, da auch die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts. 
nach § 606 Abſ. 1 ZPO. gegeben iſt. 

Nach § 13 ZPO. wird der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon durch 

„den Wohnſitz und nach 8 16 ZPO. in Ermangelung eines ſolchen durch den 
Aufenthaltsort beſtimmt. Der Wohnſitz wird gemäß §7 BGB. durch ſtän⸗ 
dige Niederlaſſung begründet und durch Aufhebung der Niederlaſſung mit 
dem Willen ſie aufzugeben aufgehoben. Die ſtändige Niederlaſſung erfordert 
den Willen, den Ort bleibend zum Mittelpunkt der Lebensverhältniſſe zu 
machen. Das Beſchwerdegericht iſt der Anſchauung, daß der Ehemann Z. 
— abgeſehen von den unten folgenden Erörterungen — ſeinen Wohnſitz in 
München nicht aufgegeben hat; der Gerichtsſtand des $ 16 ZPO. bleibt des⸗ 
halb außer Betracht. 

Nach §9 Abſ. 1 BGB. hat eine Militärperſon ihren Wohnſitz am Gar- 
niſonorte; dieſer iſt unabhängig von ihrem Willen ihr Niederlaſſungs⸗, nicht 
nur Aufenthaltsort. Dieſe Ausnahme in der Wohnſitzbeſtimmung des § 7 
BGB. findet aber keine Anwendung auf Militärperſonen, „die nur zur Er⸗ 
füllung der Wehrpflicht dienen“ (8 I Abſ. 2 BGB.). Nach Anſchauung des 
Beſchwerdegerichts trifft dies für den Ehemann Z., der zurzeit Landſturm⸗ 
mann in Hannover iſt, zu, ſo daß für die Beſtimmung ſeines Wohnſitzes nicht 
89 Abſ. 1, ſondern §7 BGB. maßgebend iſt. z 

Der 8 38 RMilG. v. 2. Mai 1874 (RGBl. 45) beſtimmt nicht, welche 
Militärperſonen zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen, ſondern lediglich, 
welche Militärperſonen zum aktiven Heere gehören. Hiernach gehört Z. als 
zum aktiven Dienſt einberufener Landſturmmann nach $38B zum aktiven 
Heere; er wird — weil in Kriegszeiten einberufen — den im Frieden aus⸗ 
gehobenen Rekruten ($ 38A Nr. 3) bezüglich „der Dienſtpflicht 195 aktiven 
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Heere“ gleichgeſtellt (8 109 Wehr O.). Dies ſchließt aber nicht aus, daß er 
zur Erfüllung ſeiner Wehrpflicht dient. Im Gegenteil: die Ableiſtung der 
Dienſtpflicht im aktiven Heere bildet lediglich eine beſtimmte Art der Erfül⸗ 
lung der Wehrpflicht, die in die Dienſtpflicht — dieſe wiederum in die Dienſt⸗ 
pflicht im ſtehenden Heere, die Landwehrpflicht ꝛc. — und in die Landſturm⸗ 
pflicht zerfällt (88 4. 5 Wehr O.). Die Landſturmpflicht wird durch den Auf⸗ 
ruf der Landſturmpflichtigen zum aktiven Dienſt in Kriegszeiten zur Dienſt⸗ 
pflicht. Den Gegenſatz zu der Militärperſon, die nur zur Erfüllung der Wehr⸗ 
pflicht dient, bildet im Frieden und im Kriege der Berufsſoldat. Ebenſo wie 
der ausgehobene Rekrut, der ſeine Dienſtpflicht im aktiven Heere ableiſtet, 
nur zur Erfüllung ſeiner Wehrpflicht dient, tut dies auch der in Kriegszeiten 
zum aktiven Dienſt aufgerufene und deshalb zum aktiven Heere gehörige Land⸗ 
ſturmmann; beide erfüllen nur ihre Wehrpflicht — Dienſtpflicht und Land⸗ 
ſturmpflicht — und beide ſtehen denjenigen Militärperſonen gegenüber, die 
nicht oder wenigſtens nicht nur zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen und 
die mit der Bezeichnung der „Berufsſoldaten“ zuſammengefaßt werden können. 

Die im Komm. von RGRäten zu $I BGB. vertretene Annahme eines 
geſetzlichen Wohnſitzes für alle in $ 38 aufgeführten Militärperſonen beruht 
auf der Gleichſtellung der Zugehörigkeit zum aktiven Heere mit der Eigen⸗ 
ſchaft des Berufsſoldaten; dieſe wird durch die Teilung der Klaſſen in $ 38A 
ſelbſt in Berufsſoldaten (Nr. 1 und 2) und in ausgehobene Rekruten (Nr. 3) 
widerlegt. — — — | 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 25. Jan. 1916; Z. w. Z. 
Beſchw.⸗Reg. 23/16. F—ız. 


105. Die zur Verarbeitung beſtimmten Rohſtoffe“ find nicht Zubehör 
des Fabrikgrundſtücks (anders Kohlen und Baumittel“ “). 
Vgl. 65 Nr. 157. — Vgl. 69 Nr. 230 m. N. 
BGB. 89 97ff. 

Die Klägerin wollte mit dem ihr in der Zw.⸗Verſteigerung zugeſchlagenen 
Fabrikgrundſtück des L., auf welchem kunſtgewerbliche Möbel hergeſtellt wur⸗ 
den, ohne weiteres auch die zu ſolcher Verarbeitung beſtimmten Hölzer er⸗ 
worben haben, die teils auf dieſem Grundſtück ſelbſt, teils auf gemieteten 
Plätzen lagerten. Sie klagte gegen die W. Vereinsbank, der L. ſeine Holz» 
vorräte zur Sicherung übereignet hatte, auf Duldung der Wegnahme. Die 
1. Inſtanz erkannte dieſen Anſpruch bezüglich der auf dem Fabrikgrundſtück 
ſelbſt lagernden Hölzer an. In 2. Inſtanz wurde die Klage im ganzen Um- 
fange abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen. — Aus 
den Gründen: | 

„— — — Dem Ber. Richter iſt darin beizutreten, daß die Holzvorräte 
deswegen nicht Zubehör der Möbelfabrik ſind, weil ſie nicht dazu beſtimmt 
ſind, dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als der Hauptſache zu dienen. 
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Zwar kann eine Fabrik, die, wie eine Möbelfabrik, darauf eingerichtet 
iſt, aus beſtimmten Rohſtoffen in den Verkehr zu bringende Fabrikwaren 
herzuſtellen, ihre Zweckbeſtimmung nicht erfüllen, wenn ihr nicht Rohſtoffe 
der betreffenden Art zur Verarbeitung zugeführt werden. Aber die Roh⸗ 
ſtoffe dienen nicht dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als der Hauptſache. 
Begrifflich „dient“ eine Sache einer anderen als der „Hauptſache“, wenn 
ſie dieſer als Hülfsſache untergeordnet iſt, wenn ſie zu der Hauptſache im 
Abhängigkeitsverhältnis ſteht. Die Rohſtoffe aber ſind nicht der Fabrifſache 
als Hülfsſachen untergeordnet. Vielmehr ſtehen ſie und die Fabrikſache hin⸗ 
ſichtlich der Selbſtändigkeit als gleichwertig und gleichwichtig zu achtende, 
voneinander unabhängige Sachen ſich gegenüber. Allerdings ſollen aus ihnen 
dadurch, daß ſie im Betriebe der Fabrik umgearbeitet oder verarbeitet wer⸗ 
den, Fabrikwaren hergeſtellt werden. Aber daraus folgt nur, daß, wie die 
Fabrikſache ihrer, ſo ſie der Fabrikſache bedürfen, um der Zweckbeſtimmung 
zugeführt zu werden. Daher ſind Vorräte an Rohſtoffen, die auf ein Fabrik⸗ 
grundſtück gebracht worden ſind, um im Betriebe der Fabrik zu Fabrikwaren 
umgearbeitet oder verarbeitet zu werden, nicht dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Fabrikſache als der „Hauptſache“ zu „dienen“ beſtimmt. Für die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Rechtsauffaſſung ſpricht weſentlich, daß § 98 Nr. 1 BGB. bei 
einem für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude, ins⸗ 
beſondere bei einer Fabrik, als dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache 
zu dienen beſtimmt nur die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen und ſon⸗ 
ſtigen Gerätſchaften erklärt, nicht auch Vorräte an Rohſtoffen, die im Be⸗ 
triebe umgearbeitet oder verarbeitet werden ſollen. Der 1. Entwurf z. BGB. 
enthielt im 8 791, wenn auch in andrer Faſſung, jo doch dem Inhalt nach 
eine gleiche Vorſchrift. Nach den Motiven (3, 66) ſollte gegenüber der in 
Gebieten des gemeinen Rechts verbreiteten Anſchauung, daß bei einem zum 
Betriebe eines Gewerbes eingerichteten Gebäude das Inventar regelmäßig nicht 
den Zwecken des Grundſtücks, ſondern nur den perſönlichen Zwecken des Beſitzers 
diene, im Anſchluß an neuere Geſetzbücher, namentlich an die 88 48 bis 102 
preuß. ALR. I. 2 klargeſtellt werden, daß zu dem Zubehör eines zu einem ge⸗ 
werblichen Zweck auf die Dauer eingerichteten Gebäudes, insbeſondere einer 
Fabrik, auch die dem gewerblichen Zweck dienenden Maſchinen und ſonſtigen 
Gerätſchaften gehörten. Das preuß. ALR. aber beſtimmte im $ 931.2: 

Zu den Pertinenzſtücken einer Fabrik werden nur die zu deren Betrieb beſtimmten Gerät⸗ 
ſchaften, nicht aber die vorrätigen Materialien, oder in der Arbeit befindlichen 
und noch weniger die bereits verarbeiteten Sachen gerechnet. 

Hätte man ſich hierzu bezüglich der vorrätigen Materialien, d. i. der Vorräte 
an Rohſtoffen, die im Betriebe einer Fabrik verarbeitet werden ſollen, in 
Gegenſatz ſtellen und dieſe Sachen ebenfalls als Zubehör einer Fabrik an⸗ 
geſehen wiſſen wollen, ſo Hatte es nahe gelegen, dies im Geſetze zum Aus⸗ 


druck zu bringen. 
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Demnach find die auf einem Fabrikgrundſtück lagernden Vorräte an 
Rohſtoffen nicht als Zubehör der Fabrik zu erachten. Anders verhält es ſich 
mit Kohlenvorräten, die das Reichsgericht (Entſch. 77, 36) als Fabrikzubehör 
erklärt hat. Solche Vorräte ſind dazu beſtimmt, als Hülfsſachen dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck der Fabrikſache als der Hauptſache zu dienen; denn die 
lagernden Kohlen haben die Beſtimmung, durch ihre Verwendung zur Feue⸗ 
rung der Maſchinen als Hülfsmittel des Betriebes den wirtſchaftlichen Zweck 
der Fabrikſache zu fördern. Anders verhält es ſich auch mit der ſog. Material⸗ 
reſerve für eine Fabrik ſowie mit den auf einem Baugrundſtück lagernden 
Baumittelſtücken. Die vom erkennenden Senat (Entſch. 66, 356) als Zubehör 
der Fabrik erklärte Materialreſerve iſt dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt, indem ſie als Hülfsſache durch Verwendung 
zur Ausbeſſerung oder zum Erſatz abgenutzter Teile die Fabrik betriebsfähig 
erhalten ſoll. Die Baumittelſtücke ferner, die ebenfalls vom erkennenden 
Senat (Entſch. 84, 284 und Seuff A. 69 Nr. 230) als Zubehör des Baugrund⸗ 
ſtücks erklärt worden ſind, haben die Beſtimmung, dem wirtſchaftlichen Zweck 
des Baugrundſtücks, das durch Bebauung nutzbar gemacht werden ſoll, als 
Hülfsſachen zur Ermöglichung der Bauausführung zu dienen. — — — 

Hiernach ſind die ſtreitigen Holzvorräte, als die Klägerin das zur Möbel⸗ 
fabrikation eingerichtete Grundſtück zugeſchlagen erhielt, nicht Zubehör der 
Möbelfabrik geweſen und hat ſie daher die Klägerin nicht gemäß 88 20. 55. 90 
3WG., 81120 BGB. durch den Zuſchlag zum Eigentum erworben. 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 17. März 1915. St. & F. (Kl.) 

w. W. V. (OLG. Stuttgart). V. 487/14. Auch in RGEntſch. 86 Nr. 80 

S. 326. 


106. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 


Vgl. 66 Nr. 3. 
BGB. Sd 157. 133. 


Die Parteien, zwei Zementfirmen, ſchloſſen am 2. Juni 1910 einen 
Kartellvertrag, der in §7 Abſ. 3 beſtimmte: 

„Die Fabrik B. (die Beklagte) nimmt .. . ab 1. Januar 1911 im 
Verhältnis ihres Kontingents zu demjenigen des Geſamtkontingents 
der Verkaufsſtelle (der Klägerin) teil an den Aufwendungen, welche 
die letztere von dieſem Zeitpunkt an zur Verhinderung von Neugrün- 
dungen oder zur Hebung des Zementabſatzes im Gebiet der Verkaufs— 
ſtelle macht.“ 


Im März 1912 klagte die Klägerin gegen die Beklagte aus dem Ver— 
trage auf Zahlung von 75262,98 . Davon forderte ſie 10773, 98 1 als 
nach 87 Abſ. 3 für das Jahr 1911 geſchuldeten Betrag. Der Rechtsſtreit 
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wurde durch einen außergerichtlichen Vergleich erledigt; die Vergleichsſumme 
hat die Beklagte gezahlt. Für das Jahr 1912 forderte die Klägerin auf Grund 
von 87 Abſ. 3 des Vertrags 14676,87 M. Die Beklagte zahlte 5385,68 ; 
die Zahlung des Reſtes verweigerte ſie mit der Behauptung, daß die in Be⸗ 
tracht kommenden Aufwendungen keine ſolchen ſeien, an denen ſie bei rich⸗ 
tiger Vertragsauslegung teilzunehmen habe. Die Klägerin klagte darauf auf 
Zahlung der weiteren 9291,19 % nebſt Zinſen. Die Beklagte erhob Wider⸗ 
klage auf Rückerſtattung des in der Vergleichsſumme enthaltenen Betrags von 
10371,21 K nebſt Zinſen; fie machte geltend, daß fie dieſen Betrag, der fie 
bei richtiger Auslegung des Vertrags nicht berühre, ohne rechtlichen Grund 
gezahlt habe. — Das Landgericht gab der Klage ſtatt, die Widerklage wies 
es ab. Auf Berufung der Beklagten wies das Oberlandesgericht die Klage 
ab, während es bezüglich der Widerklage die abweiſende Entſcheidung des 
Landgerichts aufrechterhielt. Auf die Reviſion der Klägerin wurde die Ab⸗ 
weiſung der Klage aufgehoben und inſoweit zurückverwieſen; die Anſchluß⸗ 
reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Streit der Parteien bewegt ſich nur um die Frage, wie in 87 
Abſ. 3 des Vertrags v. 2. Juni 1910 die Beſtimmung auszulegen iſt, daß 
die Beklagte teilzunehmen habe an den Aufwendungen, welche die Klägerin 
„zur Hebung des Zementabſatzes“ in ihrem Gebiete macht. Die Beklagte 
will die Beſtimmung in dem beſchränkten Sinne verſtanden wiſſen, daß ſie 
nur Bezug habe auf Aufwendungen, die gemacht würden zur Steigerung 
des Zementverbrauchs in den überhaupt für die Abnahme in Betracht kom— 
menden Kreiſen. Dagegen fallen nach der Anſicht der Klägerin unter die 
Beſtimmung auch Aufwendungen, die gemacht werden, um den Abſatz der 
beteiligten Fabriken zu ſteigern, insbeſondere die an Konkurrenzfabriken ge⸗ 
zahlten Abfindungen, um die es ſich hier hauptſächlich handelt. Das Ber.- 
Gericht tritt dem 1. Richter darin bei, daß die Faſſung des Vertrags ſprach— 
lich beide Auslegungen zulaſſe. Weiter iſt es der Meinung, die Klägerin habe, 
ſoweit ſie aus der mehrdeutigen Beſtimmung Rechte für ſich ableiten wolle, 
den Beweis zu erbringen, entweder, daß die Parteien über ihre Auslegung 
beim Vertragsabſchluß einig geweſen ſeien oder, daß ihre Auslegung nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte geboten ſei. Hiervon 
ausgehend legt es dar, daß der Zweck und Zuſammenhang der geſamten 
Vertragsbedingungen zu der Auslegung der Klägerin „nicht nötige“, daß 
die Ausſagen des über den Sinn des Vereinbarten vernommenen Zeugen 
Sch. „keineswegs ſchlüſſig“ ſeien, daß das an ſich für die Auffaſſung der Klä⸗ 
gerin ſprechende frühere Verhalten der Beklagten „einen ſicheren Schluß“ 
nicht zulaſſe. Auf dieſe Beweiswürdigung hin weiſt es die Klage ab. Um⸗ 
gekehrt iſt es bei der Widerklage, die den Parteien Anlaß zu demſelben Streit 
über den Sinn des Vertrags gegeben hat, der Anſicht, daß die Beklagte die 
Richtigkeit ihrer Auslegung zu beweiſen habe. 
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Dieſe Behandlung iſt grundſätzlich verfehlt. Von einer Beweislaſt kann 
bei der Auslegung von Vertragsurkunden nur in dem Sinne die Rede ſein, 
daß eine Partei, die einen beſtimmten Vertragsinhalt behauptet und zur 
Unterſtützung ihrer Behauptung außerhalb der Urkunde liegende Tatſachen 
anführt, im Beſtreitungsfall den Beweis für dieſe Tatſachen zu erbringen 
hat. Die Auslegung ſelbſt iſt eine unter Beachtung von 88 133. 157 BGB. 
zu erfüllende Aufgabe des Richters, die an ſich mit Beweisführung und Be⸗ 
weiswürdigung nichts zu tun hat. Gleichzeitig iſt ſie eine Aufgabe, der ſich 
der Richter in der Weiſe zu unterziehen hat, daß er zu einem beſtimmten Er⸗ 
gebniſſe kommt, das gleichmäßig für alle Vertragsparteien gilt. Denn eine 
Vertragsbeſtimmung kann, wenn ſie überhaupt wirkſam ſein ſoll, immer nur 
Einen richtigen Sinn haben. Die danach dem Richter obliegende Aufgabe 
hat das Ber.⸗Gericht, das den Vertrag überhaupt nicht auslegt, ſondern ſich 
auf die Würdigung einzelner Beweiſe und beweiserheblicher Tatſachen be⸗ 
ſchränkt, verkannt. Auf dieſem Mangel beruht aber auch bezüglich der Klage 
die Entſcheidung, weil inſoweit die Abweiſung nur im Hinblick auf den den 
Anſpruch der Klägerin nicht rechtfertigenden ſtreitigen Vertragsinhalt erfolgt iſt. 

Anders liegt die Sache bei der Widerklage. Das Ber.⸗Gericht befindet 
ſich zwar hier in dem gleichen Irrtum über die Auslegung wie bei dem zur 
Klage von ihm Ausgeführten, aber darauf beruht hier die Entſcheidung nicht. 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 23. April 1915. Südd. Zem.⸗ 

Verk.⸗Stelle (Kl.) w. Portl.⸗Zem.⸗Werk B. (OLG. Stuttgart). II. 

25/15. 


107. Auslegung der Verabredung, daß die Lieferzeit verlängert werde 
wenn rechtzeitige Lieferung wegen Krieges unmöglich ſei. 


Vgl. 45 Nr. 176; 54 Nr. 81; 57 Nr. 236; 68 Nr. 119. 
BGB. 88 275. 157. 


Der Beklagte hatte dem Kläger laut Schlußbrief v. 6. Mai 1914 ungefähr 
150 Tonnen guten, geſunden Donau⸗Mais, lieferbar von Mitte Juni bis Ende 
Oktober, zum Preiſe von 143 % die Tonne verkauft. Der Schlußbrief ent⸗ 
hielt die Abrede: 

Falls die rechtzeitige Lieferung durch Blockade, Krieg, Streik, Ausfuhrverbot, Waggon— 
mangel oder außerge wöhnlichen Waſſerſtand, ſowie ſonſtige elementare Ereigniſſe uns 
möglich iſt, wird die Lieferzeit für den noch unerledigten Teil des Kontraktes bis nach 
Aufhebung des Hinderniſſes prolongiert. 

Achtzig Tonnen wurden geliefert. Wegen der übrigen ſiebzig Tonnen er⸗ 
klärte der Beklagte durch Brief v. 6. Auguſt 1914 den Vertrag für auf⸗ 
gehoben, weil die Lieferung unmöglich ſei. Kläger wollte dies nicht gelten 
laſſen. Er ließ dahingeſtellt, ob er während des Krieges Lieferung fordern 
könne, beantragte aber feſtzuſtellen, daß der Vertrag nicht aufgehoben ſei, 


107. Unmöglichkeit der Erfüllung. 183 


ſondern fortbeſtehe. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, in 2. In⸗ 
ſtanz dagegen erkannt, daß der Vertrag fortbeſtehe. Das Reichsgericht hob 
auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat durch ſein Urteil v. 5. Juli 1915 entſchieden, daß 
der Vertrag der Parteien ‚fortbeftehe‘. Das Urteil hat die Bedeutung, daß 
an dieſem Tage, dem 5. Juli, der Vertrag beſtanden hat. Darüber, ob er 
ſpäter, insbeſondere wegen Fortdauer der Erfüllungshinderniſſe aufgehoben 
ſei, hat das Urteil nicht entſchieden und konnte es auch nicht entſcheiden. Das 
Rev.⸗Gericht hat demnach nur zu prüfen, ob das Urteil, ſo verſtanden, dem 
Recht entſpricht. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſich nicht darüber ausgeſprochen, ob während der 
vor Ausbruch des Krieges bis zum Urteil verſtrichenen Zeit der Beklagte wegen 
der durch den Krieg verurſachten Hinderniſſe von der Pflicht rechtzeitiger 
Lieferung frei geweſen iſt. Dies wird ausdrücklich unentſchieden gelaſſen. 
Es iſt aber auf Grund des feſtſtehenden Sachverhalts anzunehmen. Der 
Beklagte hat ausdrücklich behauptet, daß die Lieferung wegen des Krieges 
und der erlaſſenen Ausfuhrverbote unmöglich geweſen ſei. Der Kläger hat 
dies zugeſtanden. Es ſteht alſo feſt, daß die Lieferung dem Beklagten ohne- 
ſein Verſchulden bis zum Tage des 1. Urteils, dem 1. Mai 1915, unmöglich, 
und er bis dahin nicht zur Leiſtung verpflichtet geweſen iſt. Daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſich während der zwei Monate bis zum Erlaß des Ber. -Urteils irgend- 
wie geändert hätten, hat der Kläger nicht behauptet. Es iſt alſo anzunehmen, 
daß die Unmöglichkeit der Leiſtung bis dahin fortbeſtanden hat. 

Aus dieſer Tatſache und dem Weſen der Leiſtung, die den Gegenſtand 
des Vertrages bildet, verbunden mit den Rechtsgrundſätzen, die das Reichs⸗ 
gericht in dem Urteil (RGEntſch. 42, 114, in Seuff A. 54 Nr. 81) aufgeſtellt 
hat, ergibt ſich, daß der Beklagte von der Leiſtungspflicht frei geworden iſt, 
es ſei denn, daß ſeine Verbindlichkeit durch die im Tatbeſtand angeführte 
beſondere Vertragsabrede erweitert wäre. Gemäß dem Ausſpruch jenes 
Urteils, dem der erkennende Senat zuſtimmt, hat eine zeitweilige Verhin— 
derung der Leiſtung deren dauernde Unmöglichkeit zur Folge, wenn die not» 
wendige zeitliche Verſchiebung jo bedeutend iſt, daß dadurch die wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung und der Inhalt der Leiſtung weſentlich geändert werden. 
Dieſer Fall iſt hier eingetreten. Die rückſtändigen 70 Tonnen Mais ſollten 
in der Zeit vom Auguſt bis Ende Oktober 1914 allmählich geliefert werden. 
Die Lieferung iſt bis Anfang Juli 1915, alſo während elf Monate, unmöglich 
geweſen. Der Kläger kann die Lieferung für den Zweck, für den er ſie be⸗ 
ſtellt hatte, nämlich zur Fütterung ſeiner Pferde während der Vertragszeit, 
nicht mehr gebrauchen, wenn er auch für ſie noch ſpäter Verwendung für 
gleichartigen Bedarf haben wird. Der Beklagte muß, wenn er noch liefern 
ſollte, mit einer ſpäteren Ernte rechnen als mit der er bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages vernünftigerweiſe rechnen konnte; ſeine Vorausberechnungen und 
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Vorbereitungen der Vertragserfüllung ſind durch den Krieg vereitelt. Die 
wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung iſt alſo durch die notwendige Ver⸗ 
zögerung für beide Teile in weſentlichſter Weiſe verändert, oder — wie das 
Urteil in Bd. 42 ſich mit Recht ausdrückt — der Inhalt der Leiſtung iſt durch 
die zeitliche Verſchiebung ein andrer geworden. Das iſt eine Tatſache, deren 
Eintritt nicht von Vertragsabreden abhängt, die durch ſolche nicht beſeitigt, 
ſondern nur möglicherweiſe ihrer rechtlichen Erheblichkeit entkleidet werden 
kann. Wenn alſo das angefochtene Urteil nur beſagte, daß die Parteien beim 
Abſchluſſe den Fall längerer Dauer der durch Krieg ꝛc. herbeigeführten Hin⸗ 
derniſſe nicht bedacht, und über die Folgen im Vertrage nichts beſtimmt hätten, 
ſo würde die Klage abzuweiſen ſein. Denn nach dem Geſetze iſt der Beklagte 
frei, weil durch die notwendig gewordene Verzögerung der Inhalt der Lei⸗ 
ſtung weſentlich verändert iſt. 

Nun iſt aber das Ber.⸗Gericht im zweiten Abſatz ſeiner Gründe in ſeiner 
Auslegung der ſtreitigen Abrede hierüber hinausgegangen. Hier heißt es: 
„Die Parteien ... wollten den Vertrag auch bei längeren Verzögerungen 
der Lieferung aufrechterhalten und nur die Lieferzeit bis zur Hebung des 
Hinderniſſes hinausgeſchoben haben“. Iſt dies richtig, ſo iſt die Entſcheidung 
zugunſten des Klägers klar. Dann haben die Parteien eben vereinbart, daß 
der Vertrag ausgeführt werden ſolle, auch wenn durch zeitliche Verſchiebung 
die wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung ſich gänzlich ändere, und daß alſo 
zwiſchen ihnen bei Eintritt der vorbehaltenen Hinderniſſe die verabredete Liefer⸗ 
zeit keinesfalls als weſentlich gelten ſolle. Ein Vertrag dieſes Inhalts wäre 
in hohem Maße ungewöhnlich und der Verkehrsſitte widerſprechend. Dies 
zeigt ſich auch darin, daß das Schiedsgericht des Vereins der Berliner Ge— 
treidehändler in ſeinem von dem Beklagten vorgelegten Spruche v. 24. Juni 
1915 die gleiche Vertragsabrede nicht im Sinne des Ber.-Gerichts verſtanden 
hat. Trotzdem iſt die Auslegung des Ber.-Gerichts möglich. Da aber gemäß 
§ 157 BGB. Verträge jo auszulegen find, wie Treu und Glauben mit Rück— 
ſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, jo hätte das Ber. Gericht bei der Aus- 
legung die Verkehrsſitte in Betracht ziehen müſſen. Es konnte zu ſeiner Aus— 
legung nur kommen, wenn es die Überzeugung gewann, daß die Parteien 
hier in der Tat einen Vertrag von ungewöhnlichem, von dem Gebrauche des 
Verkehrs abweichenden Inhalt haben abſchließen wollen und ſolchen Inhalt 
in der ſtreitigen Abrede erkennbar zum Ausdruck gebracht haben. Die Gründe 
des Urteils laſſen aber nicht erkennen, daß das Ber. Gericht ſich dies ver— 
gegenwärtigt und die Vorſchrift des § 157 berückſichtigt habe: vielmehr weiſt 
ihr Zuſammenhang darauf hin, daß dieſer Punkt überſehen tft. — — — 

Es mußte deshalb Aufhebung des Urteils und Zurückverweiſung der 
Sache erfolgen.“ = | 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. J. Jan. 1916. W. (Bkl.) w. H. 

(KG. Berlin). II. 332/15. 
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108. Der Beſchädigte haftet für ein Mitverſchulden ſeiner 
Hülf⸗perſonen. 


Vgl. 65 Nr. 158 m. N.; 66 Nr. 158; 67 Nr. 125. 
BGB. 88 278. 831. 


Als die Dampfdreſchmaſchine der Beklagten im Anweſen des Klägers 
arbeitete, geriet deſſen Scheune in Brand. Der Kläger führte den Brand 
auf ein Verſchulden der Beklagten und ihres Maſchinenführers B. zurück 
und verlangte Schadenerſatz auf Grund Vertrages und wegen unerlaubter 
Handlung. Der Anſpruch wurde dem Grunde nach in 1. Inſtanz im vollen 
Umfange, auf die Berufung der Beklagten aber, unter Zurückweiſung dieſer 
Berufung im übrigen, zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion 
der Beklagten wie die Anſchließung des Klägers wurden zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: N 

„— — — Gerechtfertigt iſt auch die Ausführung des Ber.⸗Gerichts, daß 
bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden der Söhne des Klägers 
mitgewirkt hat, das ihm nach 88 254. 278 BGB. wie fein eigenes Verſchulden 
anzurechnen iſt. Wäre der Kläger ſelbſt anweſend geweſen, ſo hätte er in 
feinem eigenen Intereſſe die für die Sicherheit ſeines Eigentums erforder- 
lichen Maßregeln ergreifen müſſen, und es träfe ihn eigenes Verſchulden, 
wenn er den Funkenflug beobachtet und doch der offenſichtlichen Gefahr 
nicht durch Einſtellung des Dreſchens vorgebeugt hätte. Das Gleiche gilt 
für die Söhne, wenn ſie den Vater in der Leitung der Arbeiten vertraten. 
Sie durften ſich auch nicht bei der Antwort des B., das mache nichts, be⸗ 
ruhigen; denn die Gefahr war für jeden erkennbar und, wie das Ber.⸗Gericht 
feſtſtellt, auch von ihnen erkannt worden. Das Verſchulden ſeiner Söhne 
muß der Kläger gegen ſich gelten laſſen. 


Das Reichsgericht hat wiederholt anerkannt, daß die in Abſ. 2 Satz 2 
des § 254 BGB. erwähnte Vorſchrift des 8 278 auch auf das im Abſ. 1 des 
§ 254 behandelte, bei der Entſtehung eines Schadens mitwirkende Verſchul⸗ 
den anzuwenden iſt (RGeEntſch. 62, 106; 75 Nr. 25 S. 114, S. 257). Da 
immer nur eine entſprechende Anwendung des 8 278 BGB. in Frage kommt, 
ſo braucht es ſich nicht um die Erfüllung einer Verbindlichkeit im Rechts⸗ 
ſinn zu handeln. Es genügt, wenn „etwas einer Verbindlichkeit Ahnliches 
vorliegt, das erfüllt werden kann! (Entſch. 75, 258, in SeuffA. 66 Nr. 158). 
Dieſe Vorausſetzung iſt gegeben, wenn durch Vertrag ein Schuldverhältnis 
zwiſchen den Parteien begründet iſt und innerhalb desſelben eine gewiſſe 
Tätigkeit, hier die Leitung der Dreſcharbeiten, dem Beſchädigten zuſteht. 
War der Kläger nach dem Vertrage zu dieſer Leitung nur berechtigt, nicht 
verpflichtet, jo mußte er doch, wenn er die Folgen des § 254 vermeiden wollte, 
bei Ausübung dieſer Tätigkeit gerade mit Rückſicht auf ſein Verhältnis zu 
den Beklagten die Sorgfalt anwenden, die in feinem eigenen Intereſſe ge⸗ 
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boten war. Überließ er das, was er ſelbſt hätte tun ſollen, andern Perſonen 
ſo iſt es nur folgerichtig, daß er, ſoweit es ſich um die Beobachtung jener 
Sorgfalt handelt, auch die Verantwortung für dieſe Perſonen übernimmt 
und ihre Nachläſſigkeit gegenüber den Beklagten in der gleichen Weiſe ver⸗ 
tritt wie eigenes Verſchulden. Das Ber.⸗Gericht nimmt aber auch einwand⸗ 
frei an, daß die Söhne des Klägers ihn bei der Leitung der Dreſcharbeiten 
vertraten. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 1. Okt. 1915. A. u. Gen. (Bkl.) 
w. L. (OLG. Augsburg). III. 73/15. N 


109. Aber die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei 
der Dertragserfüllung. 


Vgl. 42 Nr. 234 m. N.; 66 Nr. 130; 68 Nr. 231. 
BGB. 88 278. 831. 


Die Klägerin verlangte für gelieferte Kohlen Zahlung von 3000 . 
Die Beklagte wandte ein, ſie beziehe ſeit etwa fünfzehn Jahren jährlich für 
rund 15000 bis 20000 / Kohlen von der Klägerin und ſei hierbei von deren 
Leuten in Kenntnis und Einverſtändnis des Sohnes der Klägerin ſeit Jahren 
bis zur letzten Lieferung dadurch übervorteilt worden, daß ihr regelmäßig 
weniger Kohlen geliefert als in Rechnung geſtellt ſeien. Dadurch ſei ſie um 
einen Betrag geſchädigt, der mindeſtens der Klageforderung gleichkomme 
und der aufrechnungweiſe als Schadenerſatzforderung geltend gemacht werde. 
— Der Einwand wurde in beiden Inſtanzen verworfen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klageforderung ſelbſt iſt an ſich unſtreitig. Die Beklagte macht 
ihr gegenüber nicht etwa einen Anſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes 
um den Gegenwert derjenigen Ware geltend, die ſie im einzelnen zu wenig 
geliefert erhalten haben will. Sie verlangt vielmehr ganz allgemein Erſatz 
des Schadens, der ihr dadurch erwachſen ſei, daß ſie während der etwa fünf— 
zehn Jahre lang gepflogenen Geſchäftsverbindung mit der Klägerin ‚jeit einer 
langen Reihe von Jahren“ übervorteilt worden ſei, indem durch betrügeriſche 
Handlungen der beiderſeitigen Angeſtellten, an denen auch Robert V., Sohn 
und ‚Geſchäftsführer' der Klägerin, teilgenommen habe, regelmäßig weniger 
Kohlen geliefert als in Rechnung geſtellt und bezahlt worden ſeien. Die 
Beklagte hat unſtreitig die Kohlen ausnahmslos auf eigenem Grund und 
Boden von den Leuten der Klägerin übernommen, hat ſie durch ihre eigenen 
Angeſtellten verwiegen laſſen und auf Grund der Verwiegungsnotizen dieſer 
ihrer Leute ſodann der Klägerin Quittung erteilt über die auf dieſe Weiſe 
jeweils als empfangen feſtgeſtellten Kohlenmengen. Daraufhin hat die Klä— 
gerin ihrerſeits die Rechnungen für die Beklagte aufgemacht, die dann von 
dieſer — mit Ausnahme des eingeklagten Betrages — bezahlt worden ſind. 
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Da die Beklagte ausdrücklich hat erklären laſſen, daß fie nicht behaupten 
wolle, die Inhaberin der klagenden Firma habe ſelbſt Kenntnis von den an⸗ 
geblichen Unterſchleifen gehabt, ſo kann für eine Haftung der Klägerin für 
die behaupteten Unehrlichkeiten ihrer Angeſtellten zunächſt nur der § 278 
BGB. in Frage kommen. Darnach hat der Schuldner ein Verſchulden der 
Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bedient, in glei⸗ 
chem Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Nach dem nicht ſtrei⸗ 
tigen Inhalt der Parteivereinbarungen hatte die Klägerin die jeweils be⸗ 
ſtellten Kohlen der Beklagten auf deren Platz anzuliefern. Zur Erfüllung 
dieſer Verbindlichkeit bediente Klägerin ſich der Angeſtellten, die im Zu⸗ 
ſammenwirken mit den Leuten der Beklagten den ſtreitigen Schaden ver⸗ 
urſacht haben ſollen. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß eine Haftung der Klägerin inſoweit, 
als es ſich dabei um Veruntreuung bereits übergebener Kohlenmengen han⸗ 
delt, weder nach § 278 noch auch nach $ 831 BGB. gegründet werden kann. 
Soweit es ſich aber darum handelt, daß die Beklagte mehr Kohlen bezahlt 
als ſie übergeben erhalten haben will, iſt der dadurch entſtandene Schaden 
nach dem Vortrage der Beklagten auf betrügeriſches Verfahren der beider⸗ 
ſeitigen Leute beim Verwiegen der Kohlen zurückzuführen. Hierfür iſt aber 
eine Haftung der Klägerin gleichfalls nicht gegeben, da es ſich inſoweit um 
Verfehlungen ihrer Hülfsperſonen handelt, die den Tatbeſtand ſelbſtändiger 
unerlaubter Handlungen bilden, die mit der Vertragserfüllung ſelbſt nur 
äußerlich zuſammenhängen (RGeEntſch. 63 Nr. 86 S. 343). Die Haftung des 
Schuldners für derartige nur mittelbare Folgen des Verſchuldens von Er⸗ 
füllungsgehülfen regelt ſich nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen über 
Haftung für mittelbar verurſachten Schaden überhaupt (Komm. von RGRäten? 
1, 318, Anm. 3 zu § 278 Abſ. 2). Darnach iſt aber hier der von der Recht⸗ 
ſprechung geforderte ſog. adäquate Zuſammenhang zwiſchen dem durch das 
Tun der klägeriſchen Angeſtellten angerichteten Schaden und der Verwen⸗ 
dung der Angeſtellten durch die Klägerin zum Zweck der Vertragserfüllung 
nicht gegeben, weil die Beklagte ſelbſt vorträgt, daß die Klägerin von dem 
behaupteten Treiben ihrer Angeſtellten keine Kenntnis gehabt habe, dieſe 
ſonach aus eigener Entſchließung vorſätzlich gehandelt haben und die Klä⸗ 
gerin unter regelmäßigen Verhältniſſen — andre ſind hier nicht behauptet 
worden — mit derartigen unerlaubten Handlungen ihrer Angeſtellten nicht 
zu rechnen brauchte, auch keine Rede davon ſein kann, daß die objektive Mög⸗ 
lichkeit derartiger, die Kunden der Klägerin ſchädigender Verfehlungen durch 
die fragliche Verwendung der Leute abſeiten der Klägerin erhöht oder begün⸗ 
ſtigt worden ſei (RGEntſch. 69 Nr. 13 S. 57). 

Handelt es ſich aber ſonach um lediglich im äußeren, rechtlich nicht nach 
8 278 BGB. zu beachtenden Zuſammenhange mit der klägeriſchen Vertrags- 
erfüllung begangene unerlaubte Handlungen der Angeſtellten der Klägerin, 
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jo könnte ihre Haftung nur auf $ 831 BGB. gegründet werden. Auch hier 
würde es ſich aber lediglich um Verfehlungen handeln, die nur bei Gelegen⸗ 
heit der Ausführung der Verrichtung begangen ſind. Daß die Klägerin etwa 
vorhandene diebiſche Neigungen ihrer Leute gekannt habe, iſt nicht behauptet 
worden. — — — 

Der von der Beklagten geltend gemachte Schadensanſpruch ſtellte ſich 
ſonach nicht als begründet dar. Es mag aber noch bemerkt werden, daß die 
Beklagte, ſelbſt wenn er begründet wäre, in keinem Falle Erſatz des vollen 
Schadens verlangen könnte, da, wenn die Klägerin für die Verfehlungen 
ihrer Leute einzuſtehen hätte, das gleiche für die Beklagte hinſichtlich ihrer 
eigenen Angeſtellten zu gelten hätte, ſo daß der behauptete Schaden in jedem 
Fall nach §S 254 BGB. angemeſſen zu verteilen wäre. 

Die Berufung war ſonach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 9. Dez. 1915. V. (Kl.) w. 

N. & N. Bf. III. 467/14. B. 


110. Sog. Hamburger Arbitrage, Schiedsvertrag oder Beſtellung von 
Schiedsmännern? 


Vgl. 64 Nr. 179 m. N.; 69 Nr. 45. 
BGB. 88 317. 157; 8 PO. $ 1025. 


Gegenüber der Klage auf Zahlung von 1476,85 „ Preisunterſchied aus 
einem unerfüllt gelaſſenen Lieferungsvertrage über 1000 Zentner La Plata⸗ 
Mais hat Beklagte die Einrede des Schiedsvertrages vorgebracht und die 
Verhandlung zur Hauptſache verweigert. 

Das Landgericht hat die Einrede für begründet erklärt und die Klägerin 
mit ihrer Klage koſtenpflichtig abgewieſen. Dieſe von der Klägerin angefochtene 
Entſcheidung iſt zu Unrecht ergangen. 

Die Beſtimmungen der Schlußnote, ſoweit ſie hier in Frage kommen, 
lauten folgendermaßen: 

Erfüllungsort für beide Kontrahenten Hamburg. Qualitätsdifferenzen oder ſonſtige 
Meinungsverſchiedenheiten ſind durch freundſchaftliche Hamburger Arbitrage zu ent— 
ſcheiden. Die Ware iſt mit erkannter Vergütung zu empfangen. Im übrigen ſind die 
Hamburgiſchen Gerichte zuſtändig. 

Das Landgericht meint, daß nach dem Wortlaut der Schlußnote alle Mei— 
nungsverſchiedenheiten, die ſich auf den Kauf bezögen, alſo alle Meinungs— 
verſchiedenheiten, die die Verpflichtung zur Leiſtung beträfen, durch Arbitrage 
zu entſcheiden ſeien. Dieſe weitgehende Auslegung der Arbitrageklauſel läßt 
ſich mit den beiden letzten Sätzen der Klauſel ſchlechterdings nicht in Ein— 
klang bringen. Die Worte: „Die Ware iſt mit erkannter Vergütung zu emp— 
fangen“ weiſen darauf hin, daß die Schiedsmänner ſich darauf zu beſchränken 
hätten, eine etwaige Vergütung feſtzuſetzen, denn die Ware ſoll ja — auch 
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beim Vorhandenſein von Differenzen — jedenfalls empfangen werden. Dazu 
kommt der letzte Satz: „Im übrigen ſind die Hamburgiſchen Gerichte zuſtändig“. 
Das kann nur bedeuten: bei ſonſtigen Streitigkeiten, die nicht „Qualitäts⸗ 
differenzen oder ſonſtige Meinungsverſchiedenheiten“ find. Der Satz iſt nicht 
dahin zu verſtehen, daß die Hamburgiſchen Gerichte nur zuſtändig ſein ſollten, 
die Zuläſſigkeit der Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch auszuſprechen 
($ 1042); das brauchte nicht noch beſonders feſtgeſetzt zu werden, weil ja 
ſchon vorher beſtimmt war, daß Hamburg Erfüllungsort für beide Kontra⸗ 
henten ſein ſollte. Hiernach müſſen die — allerdings unklaren — Worte: 
„oder ſonſtige Meinungsverſchiedenheiten“ auf ſolche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſchränkt bleiben, welche die Ware betreffen und eine Preisermäßi⸗ 
gung zur Folge haben konnten. Alle übrigen Streitigkeiten, wie z. B. darüber, 
ob der Vertrag gültig zuſtande gekommen oder ob er wegen Kriegsausbruchs 
oder aus andrer Urſache unwirkſam ſei, ſollten der freundſchaftlichen Arbi⸗ 
trage entzogen ſein und zur Zuſtändigkeit der Hamburgiſchen Gerichte ge⸗ 
hören. Die Einrede des Schiedsvertrags iſt demnach unbegründet. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 1. Juli 1915. Sch. & Co. w. 

A. & Gebr. Bf. III. 44/15. A- d. 


111. Darlehn gegen Ehrenwort* des Empfängers; Gültigkeit für den 
Darlehnsgeber. 


gl. 67 Nr. 104; 71 Nr. 54. — Vgl. 65 Nr. 62. 
BGB. 5 607. 138. 139. 


Der klagende Arzteverband hatte dem verklagten Arzte am 5. Mai 1910 
ein Darlehn von 2000 / gewährt gegen die Verpflichtung des Beklagten, 
den geliehenen Betrag mit 2% zu perzinſen und in monatlichen Raten von 
20 . zurückzuzahlen; der Betrag ſollte jedoch ſofort ohne vorherige Kün⸗ 
digung fällig ſein, wenn der Beklagte eine Zins⸗ oder Abzahlungsrate länger 
als eine Woche in Rückſtand laſſe oder den von ihm gemäß $ 2 übernom⸗ 
menen Verpflichtungen zuwiderhandle. In dieſem $ 2 verpflichtete ſich der 
Beklagte auf Ehrenwort und bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 
2000 % für jeden Zuwiderhandlungsfall, innerhalb der nächſten 10 Jahre 
1. von einer etwaigen Abſicht, ſich an einem andern Orte Deutſchlands nieder⸗ 
zulaſſen, vor deren Ausführung dem jeweiligen Vorſitzenden des klagenden 
Verbandes Mitteilung zu machen; 2. eine Stellung als Arzt in einer Kranken⸗ 
kaſſe, Berufsgenoſſenſchaft, Sanitätsverein oder einer ähnlichen Körperſchaft 
nicht ohne vorherige Genehmigung des Vorſtandes des klagenden Verbandes 
anzunehmen. Der Beklagte hatte bis dahin an Zinſen überhaupt nichts und 
an Abſchlagszahlungen nur 60 „ geleiſtet. Geſtützt hierauf und auf die wei⸗ 
tere Behauptung, daß der Beklagte auch den im $ 2 des Vertrages über- 
nommenen Verpflichtungen zuwidergehandelt habe, forderte der Kläger den 
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Darlehnsreſt und die Vertragsſtrafe. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz ab- 
gewieſen. Das Reichsgericht hob auf ſoweit die Abweiſung die Darlehns⸗ 
und Zinſenforderung betraf. Aus den Gründen: 

„— — — Das Rechtsmittel iſt unbegründet, ſoweit der Anſpruch auf 
Zahlung der Vertragsſtrafe abgewieſen worden iſt. Das Ber.⸗Gericht iſt 
bei ſeiner Ausführung, daß im vorliegenden Fall die unter Verpfändung des 
Ehrenworts erfolgte Übernahme der im § 2 aufgeführten Verpflichtungen 
gegen die guten Sitten verſtoße, durchweg von Grundſätzen ausgegangen, 
die mit der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts im Einklang ſtehen. 
Die Übernahme einer Verpflichtung unter Ehrenwort führt dazu, daß der 
Schuldner bei Nichterfüllung der Verpflichtung, auch wenn ihn kein oder doch 
kein erhebliches Verſchulden trifft, als wortbrüchig erſcheint, daß der Vor⸗ 
wurf der Ehrloſigkeit gegen ihn erhoben werden kann, auch wenn er nicht 
unehrenhaft gehandelt hat. Wie daher in dem in den Entſch. 78, 258 ff. ab⸗ 
gedruckten Urteil dargelegt iſt, widerſtrebt es dem heutigen ſittlichen Emp⸗ 
finden, den Schuldner der Gefahr einer ſolchen ungerechtfertigten Ehren⸗ 
minderung auszuſetzen, nur um dem Gläubiger die Erfüllung einer beliebigen 
Forderung wirkſamer als dies mit den Mitteln des gerichtlichen Zwangs ge⸗ 
ſchehen kann, zu ſichern; nur zum Schutze beſonderer wichtiger Inter- 
eſſen kann der Gewiſſenszwang, den die Verpfändung der Ehre auf den 
Schuldner ausübt, gerechtfertigt ſein und nur einer wirklich ehrloſen Hand⸗ 
lung darf durch die Verpfändung der Ehre vorgebeugt werden. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen ſind im vorliegenden Falle nicht gegeben. Das Ber.⸗Gericht 
verkennt nicht, daß der Kläger die ethiſche und geſellſchaftliche Hebung des 
Arzteſtandes erſtrebt, legt aber zugleich dar, daß er zur Erreichung dieſes 
Zweckes, mithin in erſter Linie die Forderung vermögensrechtlicher Intereſſen 
im Auge hat. Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
— — — Die vom Beklagten im $2 des Vertrages übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen mögen allerdings bezwecken, den Standesintereſſen der Arzte 
zu dienen, und es mag auch gegen ſie an ſich ein Bedenken nicht zu erheben 
ſein. Allein es iſt in keiner Weiſe erſichtlich, daß dem berechtigten Intereſſe 
des Klägers an ihrer Einhaltung nur durch die, einen rechtlichen Zwang über— 
haupt nicht begründende, aber die Gefahr einer geſellſchaftlichen Vernich— 
tung herbeiführende Verpfändung der Ehre des Schuldners Genüge getan 
werden könnte und nicht ſchon durch Vereinbarungen andern Inhalts, wie 
ſolche auch im vorliegenden Fall getroffen worden. Es mag der Reviſion 
zugegeben werden, daß wenn die Beteiligten ſich frei gegenüberſtehen und 
das Ehrenwort frei gegeben und genommen wird, die aus dem Mißbrauch 
der Bindung der Ehre ſich ergebenden Bedenken nicht ſo ſchwerwiegend ſind 
wie in dem Verhältnis zwiſchen dem Dienſtherrn und dem von ihm ſozial 
abhängigen Angeſtellten. Allein ganz abgeſehen davon, daß dieſe Bedenken 
auch in jenen Fällen regelmäßig erheblich genug ſind, um die Verpfändung 
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der Ehre als ſittenwidrig erſcheinen zu laſſen, findet die hier nicht vorliegende 
ſoziale Abhängigkeit ihr Gegenſtück darin, daß der ehrenwörtlich ſich verpflich⸗ 
tende Arzt oft unter dem Druck einer Notlage handelt. Das iſt auch hier der 
Fall geweſen. — — — Unter dieſen Umſtänden muß das Verlangen und 
die Abgabe einer ehrenwörtlichen Beſtärkung von Verpflichtungen, wie ſie 
hier übernommen worden, mit dem Ber.⸗Gericht als gegen die guten Sitten 
verſtoßend angeſehen werden und zwar um ſo gewiſſer, als der Beklagte 
nicht einem einzelnen gegenüberſteht, ſondern einem großen Kreiſe von 
Standesgenoſſen. Das hat zur Folge, daß nach § 138 Abſ. 1 BGB. nicht nur 
die Abgabe des Ehrenwortes ſelbſt, ſondern überhaupt die unter Verpfän⸗ 
dung des Ehrenworts erfolgte Übernahme der im $ 2 aufgeführten Pflichten 
nichtig iſt. Aus dieſer Nichtigkeit ergibt ſich ferner mit Rückſicht auf die Neben⸗ 
vereinbarung einer Vertragsſtrafe ohne weiteres, daß das vom Beklagten 
für den Fall der Zuwiderhandlung gegen jene Pflichten abgegebene Ver⸗ 
ſprechen einer Vertragsſtrafe hinfällig iſt. Das Ber.⸗Gericht hat daher inſo⸗ 
weit die Klage mit Recht abgewieſen. 

Dagegen kann der Reviſion Erfolg nicht verſagt werden, ſoweit das 
Ber.⸗Gericht die Klage auch wegen des Darlehnsanſpruchs abgewieſen hat. 
Es handelt ſich zunächſt darum, ob das Darlehnsgeſchäft ſelbſt gegen die 
guten Sitten verſtößt. Das iſt, wie der Inhalt dieſes Rechtsgeſchäfts ohne 
weiteres ergibt, zu verneinen, wird auch vom Ber.⸗Gericht nicht angenom⸗ 
men und iſt vom Beklagten nicht behauptet worden; dieſer hat vielmehr in 
den Vorinſtanzen nur gegenüber dem Anſpruch auf Zahlung der Vertrags⸗ 
ſtrafe die Nichtigkeit des Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
geltend gemacht. Nach der Schlußbeſtimmung des § 1 ſoll zwar das Dar⸗ 
lehn ſofort fällig ſein, wenn der Beklagte den ehrenwörtlich übernommenen 
Verpflichtungen zuwiderhandeln würde, und aus der Nichtigkeit der Über⸗ 
nahme dieſer Verpflichtungen könnte auch die Nichtigkeit jener Schlußbeſtim⸗ 
mung aus dem gleichen Grunde hergeleitet werden. Allein dieſes Bedenken 
erledigt ſich dadurch, daß die Fälligkeit des Darlehns nach anderweitiger Ver⸗ 
tragsbeſtimmung ſchon deswegen eingetreten iſt, weil der Beklagte Zinſen 
überhaupt nicht und Abſchlagszahlungen auch nur in ungenügendem Maße 
geleiſtet hat. Es iſt daher nach den Umſtänden des vorliegenden Falls an⸗ 
zunehmen, daß die Nichtigkeit des einen Teils des Vertrags wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten nicht auch aus dem gleichen Grunde den an⸗ 
dern Teil, das Darlehnsgeſchäft ſelbſt, ergriffen hat. 

Dem Anſpruch auf Rückzahlung des Darlehns ſamt Zinſen ſteht aber auch 
nicht, wie das Ber.⸗Gericht angenommen hat, § 139 BGB. entgegen. Bei 
Anwendung dieſer Auslegungsregel iſt davon auszugehen, was die am Rechts⸗ 
geſchäft Beteiligten verſtändigerweiſe gewollt haben können. In dieſer Be⸗ 
ziehung kann dem Ber.⸗Gericht zugegeben werden, daß der Kläger den Ver— 
trag ohne die ehren wörtliche Bindung des Beklagten nicht abgeſchloſſen haben 
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würde; ihm würde daher einer Klage auf Auszahlung des Darlehns gegen⸗ 
über die Regel des § 139 zur Seite ſtehen. Das Ber.⸗Gericht berückſichtigt 
aber nicht, daß das eigentliche Darlehn ein Realvertrag iſt, daß erſt durch 
die Hingabe der Sachen die einſeitige Verpflichtung zur Rückgewähr be⸗ 
gründet wird. War aber der Darlehnsvertrag durch Hingabe der Darlehns⸗ 
ſumme abgeſchloſſen, ſo kann der Kläger bei dieſer Hingabe verſtändiger⸗ 
weiſe auch nur ein Feſthalten an den Beſtimmungen des Vertrages ohne 
Rücksicht auf die Gültigkeit oder Ungültigkeit der ehrenwörtlichen Übernahme 
der im § 2 aufgeführten Verpflichtungen gewollt haben, d. h. die Gewäh⸗ 
rung der verſprochenen Zinſen und die Rückzahlung des ausgezahlten Be⸗ 
trages zur vereinbarten Zeit durch den Beklagten; denn ſonſt würde ihm 
nur ein Bereicherungsanſpruch gegen den Beklagten zuſtehen. Daß aber der 
Beklagte jenen Betrag als Darlehn auch dann angenommen haben würde, 
wenn ihm die im $ 2 erwähnten Verpflichtungen nicht auferlegt worden 
wären, bedarf keiner beſonderen Darlegung (vgl. auch Entſch. 86, 323). Der 
Anſpruch auf Rückzahlung des Darlehns erweiſt ſich ſomit als begründet; 
das Ber.⸗Urteil muß daher, ſoweit es die Klage wegen dieſes Anſpruchs ab⸗ 
. gewiejen hat, aufgehoben und die Sache, da ſie mit Rückſicht auf die vom 
Beklagten geltend gemachte Aufrechnungseinrede zur Endentſcheidung noch 
nicht reif iſt, in dieſem Umfange an das Ber.⸗Gericht zurückverwieſen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. Mai 1915. Verb. d. Arzte D. 

(Kl.) w. C. (OL G. Dresden). VI. 121/15. 


112. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit wird nicht durch Freigebigkeit Dritter ausgeſchloſſen. 
Vgl. 63 Nr. 250; auch 67 Nr. 9 m. N. 

BGB. 8 843. 

Die Klägerin, eine ältere Witwe, die im Hauſe ihres Stiefſohns B. lebte 
und im Hausweſen half, war durch Schreck über einen Hund des Beklagten 
L. erkrankt und ärztlich behandelt worden. Ihr Anſpruch auf Schadenerſatz 
war rechtskräftig dem Grunde nach als berechtigt anerkannt, in dem Ver⸗ 
fahren über den Betrag wurde ihr aber die Forderung für verminderte Er- 
werbsfähigkeit abgeſprochen. Dieſe Entſcheidung wurde in 2. Inſtanz ge⸗ 
ändert. Aus den Gründen: 

„— — — Mit Recht erachtet ſich die Klägerin durch das angefochtene 
Urteil inſofern beſchwert, als ihr der Anſpruch auf Erſatz für die Beeinträch⸗ 
tigung ihrer Erwerbsfähigkeit aberkannt iſt. Allerdings iſt der Verletzte nur 
zu entſchädigen für den ihm nach ſeinen Lebens- und Erwerbsverhältniſſen 
tätſächlich entgehenden Erwerb; 

RGentſch. 63, 197; auch die Entſch. des 6. Zivilſen. des RG. v. 5. Dez. 1907 bei War⸗ 

neyer 1908 Nr. 169. 


Allein wenn das Landgericht gegen die Klägerin verwertet, daß ſie vor dem 
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Unfall von ihrem Stiefſohn in der Hauptſache nur Koſt und Wohnung, nicht 
baren Lohn erhalten habe, und daß ihr alles dies auch nach dem Unfall in 
gleicher Weiſe weiter gewährt werde, ſo daß ſie wirtſchaftlich genau ſo nach 
wie vor dem Unfall ſtehe, ſo wird dies der Sachlage nicht gerecht. Es liegt 
hier kein Fall vor, in dem der Verletzte früher von ſeiner Arbeitskraft keinen 
oder unerheblichen Gebrauch gemacht hätte. In den einfachen bäuerlichen 
Verhältniſſen, denen die Klägerin und ihr Stiefſohn B. nach den Beweis⸗ 
ergebniſſen angehören, gehen regelmäßig die Beteiligten davon aus, daß 
eine Frau wie die Klägerin ihren Unterhalt durch die für den Beſitzer des 
Gutes geleiſteten Arbeit erwirbt, nicht aber der Stieſſohn die Stiefmutter 
lediglich aus Familienrückſichten verpflegt, ohne eine Gegenleiſtung durch 
wirtſchaftliche Dienſte zu erwarten, mindeſtens wenn ſie ſolche zu leiſten im⸗ 
ſtande iſt. Wird hier durch eine Verletzung des Körpers oder der Geſundheit 
die Erwerbsfähigkeit der Verletzten aufgehoben oder gemindert, kann ſie 
nicht mehr ihre Arbeitskraft in der früheren Weiſe für den eigenen Erwerb 
verwerten, ſo iſt ſie geſchädigt auch dann, wenn ihr unverbindlich der Unter⸗ 
halt aus Freigebigkeit weiter gewährt wird. Daß der Anſpruch nach 8 843 
BGB. nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß ein andrer dem Verletzten Unter- 
halt zu gewähren hat, iſt in Abſ. 4 ebenda ausdrücklich beſtimmt. Es iſt davon 
auszugehen, daß der Verletzte um ſo weniger ſich freiwillige Unterſtützungen 
von dritter Seite auf ſeinen Schadenerſatzanſpruch anrechnen laſſen muß. Im 
gegebenen Fall iſt insbeſondere anzunehmen, daß der Stiefſohn der Klägerin 
von ihr Vergütung für die ihm entgangenen Arbeitsleiſtungen beanſpruchen 
wird, ſobald ſie dazu imſtande iſt, ſelbſt wenn man nicht ohne weiteres 
die Vereinbarung, die er als Zeuge bekundet, wonach die Klägerin ihm 
eine jährliche Entſchädigung von 200 , für Koſt und Unterkunft verſprochen 
hat, für erwieſen anſieht. Denn nach der geſamten Sachlage ſind dieſe An⸗ 
gaben B.s nicht unglaubhaft. Er hat darnach mit der Klägerin nach dem 
Tode ſeines Vaters das Abkommen getroffen, daß er ſie bei ſich behalten 
wolle, ſie dagegen wie bisher in der Wirtſchaft tätig fein ſolle. — — — 

Bei Bemeſſung der Höhe dieſes Schadenerſatzes iſt in Betracht zu ziehen, 
daß die Klägerin ſelbſt nicht in Abrede ſtellt, leichtere Arbeiten verrichten zu 
können, die im Hausweſen vorkommen und daß die Erſcheinungen krankhafter 
Beeinträchtigung ihres Befindens, wenn auch nicht überwiegend, mit zurück⸗ 
zuführen ſind auf ſchon vor dem Unfall beſtehende Altersverkalkung. Ander⸗ 
ſeits beſtehen unzweifelhafte durch den Schreck hervorgerufene ernſtliche Be⸗ 
ſchwerden, die zur Folge haben, daß die Klägerin die ſchwere Feldarbeit und 
ſonſtigen Arbeiten, die erhebliche Anforderungen an ihre Körperkräfte ſtellen, 
nicht mehr zu leiſten vermag. Die Beſchwerden ſind allerdings geringer ge⸗ 
worden und es iſt die Möglichkeit einer weiteren Beſſerung in einigen Jahren 
nicht ausgeſchloſſen. Es erſcheint hiernach angemeſſen, der Klägerin eine Rente 
von jährlich 150 % ſeit dem 17. Oktober 1912 — — — . jedoch 

Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 5. 
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nur auf die Zeit bis zum 16. Oktober 1917. Eine ſolche Begrenzung war er⸗ 
forderlich, da angenommen werden kann, daß die Erwerbsminderung, wenn 
ſie längere Zeit hindurch beſteht, weſentlich durch das vorgerückte Lebens⸗ 
alter der Klägerin bedingt ſein wird, nicht mehr auf den durch den Hund 


des Beklagten L. verurſachten Schreck. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 19. Okt. 1915. Witwe B. (Kl.) 
w. L. 40. 13/15. Ch. 


— — —ñ—ö—ů—Ü— 


113. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöfend 
bedingten Geſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruchd 


Vgl. 49 Nr. 247 m. N.; 50 Nr. 13. 
HGB. 88 99. 346; BGB. $$ 158. 652. 


Der klagende Handelsmäkler hatte für die Beklagte den Verkauf von 
Speck gegen einen Lohnſatz von 1% vermittelt. Nach Inhalt der Schluß⸗ 
ſcheine war „Glückliche Ankunft und eventuelles däniſches Ausfuhrverbot 
vorbehalten“. Ein ſolches Ausfuhrverbot wurde erlaſſen und die Geſchäfte 
kamen nicht zur Ausführung. Der Kläger verlangte nunmehr Zahlung des 
vereinbarten Lohns; die Klage wurde aber in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
— Gründe des Ber. Urteils: 

„Die Abmachung eventuelles däniſches Ausfuhrverbot vorbehalten‘ ſtellt 
ſich im Rechtsſinn als eine aufhebende Bedingung dar, denn es handelt ſich 
um Lokogeſchäfte Kopenhagen oder andre nordiſche Häfen, der Erlaß eines 
Ausfuhrverbots war daher an ſich für den rechtlichen Beſtand des im nor⸗ 
diſchen Ankunftshafen zu erfüllenden Geſchäfts ohne Bedenken. 

Der Einfluß, den der Eintritt einer auflöſenden Bedingung auf den 
bereits mit dem Abſchluß des bedingten Geſchäfts (im Gegenſatz zu dem 
Fall der aufſchiebenden Bedingung) zur Entſtehung gelangten Lohnanſpruch 
der Mäkler hat, iſt in der Rechtslehre ſtreitig. Es bedarf indeſſen keiner Stel- 
lungnahme zu dieſer Frage, denn auch wenn es richtig ſein ſollte, daß nach 
dem Sinn des Geſetzes, jnfolge der Endigung der Wirkung des Rechts⸗ 
geſchäfts (8 158 Abſ. 2 BGB.), nachträglich auch der Lohnanſpruch wieder 
ſeine Begründung verlöre, ſo würde dennoch dieſe Geſetzesbeſtimmung bei 
ihrer nachgiebigen Natur für den vorliegenden Fall keine Geltung beanſpruchen 
können. 

Im kaufmänniſchen Verkehr mit ſeinen ausgebildeten Geſchäftsbedin⸗ 
gungen iſt die Einfügung auflöſender Bedingungen — es braucht nur auf 
die Kriegsklauſel hingewieſen zu werden — überaus verbreitet; es entſpricht 
aber nicht der Verkehrsauffaſſung, wenn in ſolchen Fällen der Mäkler ſeines 
Lohnanſpruchs nachträglich mit dem Eintritt der Bedingung wieder ver— 
luſtig gehen ſollte. Der kaufmänniſche Mäkler, deſſen Tätigkeit gerade auf 
den Abſchluß ſo gearteter Geſchäfte hinzielt und der in dieſem Abſchluß ſeinen 
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Erwerb findet, hat ſeinen Lohn mit dem Abſchluß eines ſolchen rechtsver⸗ 
bindlichen, wenn auch bedingten Geſchäfts im Zweifel endgültig verdient. 
Nicht anders aber, wie bei ſolchen verkehrsüblichen Bedingungen, liegt es 
hier. Der Vorbehalt des ausländiſchen Ausfuhrverbots iſt, während der 
jetzigen Kriegszeit, eine ſelbſtverſtändliche Vorſichtsmaßregel des hieſigen 
Importeurs, der ein Lokogeſchäft auf einen Auslandsplatz macht, denn nur 
in der Möglichkeit der Einfuhr ſind ſeine ſpekulativen Ausſichten gegründet; 
es herrſcht demgemäß auch unter den Parteien kein Streit darüber, daß 
ſolcher Vorbehalt augenblicklich vielfach verwandt wird. 

Kläger hat daher, vom Standpunkt der augenblicklichen Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe aus in verkehrsüblicher Weiſe ein überhaupt nur durch die Hinzufügung 
der Bedingung für ſeinen Auftraggeber annehmbares Geſchäft vermittelt, 
und da auf den Abſchluß gerade ſolcher Geſchäfte ſeine Erwerbstätigkeit ge⸗ 
richtet iſt, hat er auch, wenn nichts eg abgemacht iſt, den Lohn 
zu verlangen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 10. Nov. 1915. M. (Kl.) w 
Verein. Export⸗Co. Hamburg. Bf. IV. 165/15. B. 


114. Eine Friſt zur näheren Beſtimmung der Ware nach $ 375 
Abſ. 2 HSB. braucht nicht geſetzt zu werden, wenn fie zwecklos 
ſein würde. 


Vgl. 59 Nr. 74; 63 Nr. 109 m. N. 
HGB. $ 375 Abſ. 2; BGB. $ 326. 


Nach Behauptung des Klägers hatte der Beklagte bei ihm am 24. Okt. 
1912 für die Verkaufszeit 1913 für 3—4000 % Gummibälle zu den Preiſen 
und Bedingungen des deutſchen Gummiballverbandes beſtellt. Als der Be⸗ 
klagte mit der näheren Beſtimmung der Ware in Verzug gekommen ſei, habe 
der Kläger dieſe vorgenommen. Er klagte nun auf Zahlung. Der Beklagte 
beſtritt das Zuſtandekommen des Kaufs. — Die Entſcheidung wurde von 
einem richterlichen Eide des Klägers über die Kaufverhandlungen abhängig 
gemacht. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„— — — Zu prüfen iſt noch die von den Schriftſtellern verſchieden 
beantwortete Frage, ob der Verkäufer, wenn er im Fall des Verzugs des 
Käufers ſelbſt ſpezifiziert, von Erfüllung der ihm durch 8 375 Abſ. 2 Satz 2 
auferlegten Verpflichtung, dem Käufer eine angemeſſene Friſt zur Vor⸗ 
nahme einer anderweitigen Beſtimmung zu ſetzen, unter Umſtänden ab⸗ 
ſehen darf. Das Ber.⸗Gericht iſt von der Erwägung aus, daß die Einhal- 
tung eines zweckloſen Verfahrens von dem Geſetzgeber nicht gewollt ſein 
könne, zu der Anſicht gelangt, daß ebenſo wie von der Friſtſetzung nach $ 326 
BGB. auch von der nach § 375 HGB. dann abgejehen werden dürfe, wenn das 

14* 


196 . 115. Eiſenbahn — Frachtverkehr. 


Verhalten des Käufers es ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, daß er die Friſt be⸗ 
nutze. So aber lag der Fall hier. Der Beklagte hatte ſich mit Entſchieden⸗ 
heit auf den Standpunkt geſtellt, daß es zu einem Vertragſchluſſe nicht ge⸗ 
kommen ſei und der Kläger deshalb einen Anſpruch auf Lieferung und auf 
nähere Beſtimmung an ihn nicht erheben könne. Er hatte die wiederholten, 
zuletzt unter Friſtſetzung bewirkten Aufforderungen des Klägers, Beſtimmungen 
vorzunehmen, unbeantwortet gelaſſen. Ein Zweifel darüber, daß er es ab⸗ 
lehne, in irgendeiner Richtung ſich in Anſehung des von ihm beſtrittenen 
Geſchäftes weiter zu äußern, konnte darnach nicht beſtehen, es war alſo zweck— 
los, ihm trotzdem noch eine Friſt zu ſetzen, damit er gegenüber der Beſtim⸗ 
mung des Klägers eine eigene andre treffe. Die weitere Haltung des Be⸗ 
klagten beſtätigt, wie zutreffend dieſe Beurteilung ſeines Verhaltens iſt, und 
daß er ſelbſt nicht geltend machen will, er würde im Fall der Friſtſetzung ſeiner⸗ 
ſeits eine Beſtimmung getroffen haben. Weder nach Empfang der Beſtim⸗ 
mung des Klägers noch im Lauf des Rechtsſtreits hat er deren Sachgemäß— 


heit bemängelt oder das Unterbleiben der Friſtſetzung gerügt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 10. Nov. 1915. H. (Bkl.) w. 
Schw. 30. 81/15. | II. 


115. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der 
Haftung für beſchädigtes Frachtgut. 
a Vgl. 70 Nr. 90 m. N. 
HGB. § 459; EBVerkO. $ 86 Abſ. 2. 


Nach 8 86 Abſ. 2 EBVerkO. verb. mit Abſ. 1 Nr. 3 müßte die Klägerin 
beweiſen, daß die Beſchädigung der von ihr ſelbſt verladenen Kiſte Glas 
nicht durch die Art des Aufladens oder durch mangelhafte Verpackung ent- 
ſtanden iſt. Dieſen Beweis erachtet das Ber.-Gericht in Übereinſtimmung 
mit dem 1. Richter für geführt. Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß die 
Klägerin die ſehr in das Einzelne gehenden Verladungsvorſchriften der Eiſen⸗ 
bahn in allen Punkten befolgt hat, abgeſehen davon, daß die Streben, durch 
welche die Kiſte gehalten wurde, am Wagenboden nicht durch aufgenagelte 
Holzklötze, ſondern unmittelbar durch je 2 fünfzöllige Nägel befeſtigt waren. 
Dieſe Art der Befeſtigung entſprach aber der langjährigen Übung der Klä⸗ 
gerin, deren Leute viele tauſende Kiſten in ſolcher Weiſe zum Verſand ge⸗ 
bracht haben, ohne daß jemals eine Kiſte umge fallen iſt. Dazu kommt, daß 
der Güterabfertigungs⸗Vorſteher P. bekundet hat, daß er die ſtreitige Kiſte 
als ordnungmäßig verladen abgenommen hat, und daß von der Bahnverwal⸗ 
tung nicht darauf gedrungen iſt, daß die Steifen verklotzt würden. Wenn 
die erfahrenen ſachverſtändigen Beteiligten beider Parteien ſo in Jahre langer 
Übung verfahren ſind und ſich dabei ſonſt niemals Unzuträglichkeiten heraus⸗ 
geſtellt haben, ſo iſt auch das Ber.⸗Gericht überzeugt, daß die Verladung 
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ſachgemäß war und daß auf ſie der Schaden nicht zurückzuführen iſt. Dann 
beſteht kein Anlaß, noch Sachverſtändige zu hören. Iſt aber die Beweisver⸗ 
mutung des $ 86 Abſ. 2 EBVerkO. ausgeräumt, jo tritt wieder die Regel 
des 8 84 in Kraft, wonach die Beklagte ſich zu entlaſten hat. Da das nicht 
gelungen, der Unfall vielmehr unaufgeklärt geblieben iſt, ſo iſt der Anſpruch 
der Klägerin auf Schadenerſatz mit Recht dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. Nov. 1915. Glaſer Gen. 
(Kl.) w. L. B. EB. Bf. VI. 145/15. | B. 


116. Die Lieferfriſt im Eiſenbahnfrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben 
zu behandeln. Suläſſigkeit der Zurückbehaltung einer Tierſendung bis 
zur Bezahlung einer von ihrem Begleiter geſchuldeten Strafed 
HGB. 88 4595; EBVerkoO. 8 86; BGB. 5 242. — HGB. 95 440. 454; BGB. 58 229. 273. 1222. 


Der Kläger verlangte als Zeſſionar des Viehhändlers E. vom Eiſen⸗ 
bahnfiskus 700 A als Entſchädigung für eine auf dem Eiſenbahntransport 
von Freiſing nach München am 27. Nov. 1913 tödlich beſchädigte Kuh; die 
Eiſenbahn habe den Wagen nach ſeiner Ankunft in München⸗Südbahnhof 
grundlos nicht ausladen laſſen, ſondern wegen einer angeblichen Strafe von 
6 zurückgehalten, mit dem Wagen rangiert und erſt nach mehreren Stun⸗ 
den und nach vorgängiger Zahlung der Strafe die Ausladung geſtattet, wobei 
die Kuh ſchwer verletzt vorgefunden ſei und ſofort habe geſchlachtet werden 
müſſen. Der Beklagte lehnte unter Berufung auf die unbeſtrittene Einhal⸗ 
tung der Lieferfriſt und auf § 86 Abſ. 2 EBVerkO. die Zahlung ab und be⸗ 
hauptete weiter, der Begleiter der Kuh habe ſich einer Fahrgeldhinterziehung 
ſchuldig gemacht und auf die Beanſtandung hin kurz vor München den Wagen 
heimlich verlaſſen, deshalb habe mangels eines legitimierten Empfängers der 
Wagen in München nicht ausgefolgt werden können. — Die Klage wurde 
abgewieſen; Berufung hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: 

„— — — Daß die Eiſenbahn innerhalb der Lieferfriſt willkürlich mit 
dem Gut verfahren und deſſen Ablieferung auch dann verweigern dürfe, wenn 
ſie für dieſe Weigerung keine Gründe anführen kann, vermag der Senat nicht 
anzuerkennen. Auch für die Eiſenbahn als Frachtführerin gelten die Wor- 
ſchriften der §§ 133. 157. 226. 242. 826 BGB. und des $ 347 HGB.; fie darf 
ſich deshalb auf die Vorſchrift über die Lieferfriſt in ſolchen Fällen nicht be⸗ 
rufen, für welche die Lieferfriſtbeſtimmung offenſichtlich nicht beſtimmt iſt. 
Das iſt z. B. in der Rechtſprechung hinſichtlich ſaumſeliger Behandlung leicht 
verderblichen Gutes anerkannt, mag auch die Ablieferung noch inner— 
halb der Lieferfriſt erfolgt ſein (Sörgel Rechtſpr. 1912, 692 Nr. 412; 1913, 
720 Nr. 14). Ebenſowenig ginge es an, wenn ein angekommenes und ab— 


198 116. Eifenbahn — Frachtverkehr. 


gabereifes Frachtgut aus bloßer Willkür des Stationsvorſtandes oder Stations- 
dieners dem zur Abholung erſchienenen, mit dem Stationsangeſtellten ver⸗ 
feindeten Empfänger nicht ausgehändigt würde lediglich unter Berufung 
darauf, daß die Lieferfriſt noch nicht abgelaufen ſei. Denn dafür iſt die Liefer⸗ 
friſt nicht vorgeſehen; ſie dient vielmehr, aus der Praxis des Frachtfuhrwerks 
hervorgegangen, ebenſowohl dem Intereſſe des Frachtführers als dem des 
Verſenders und ſchneidet eine Menge von Streitigkeiten ab, die ſonſt über die 
Angemeſſenheit der tatſächlichen Beförderungsdauer unvermeidbar wären. 
Sie dient auch zweifellos dazu, der Bahn den nach ihrer ganzen Einrichtung, 
insbeſondere angeſichts des Beförderungszwanges, notwendigen Zeitraum 
für die Verteilung der aufgelieferten Güter zu gewähren und zwar ſowohl 
hinſichtlich des Beförderungsweges als der Beförderungszeit, insbeſondere 
hinſichtlich der Verteilung auf beſtimmte Züge. Die Bezugnahme auf die 
Lieferfriſt geht aber wider Treu und Glauben, wenn alles dies im ſtreitigen 
Fall garnicht in Betracht kommt. Zuzugeben iſt anderſeits ohne weiteres, 
daß die Lieferungsfriſt auch noch nach Ankunft am Beſtimmungsort von Wert 
für die Bahn iſt, um ihr freiere Hand bezüglich der Auslade⸗Reihenfolge, der 
Verſchub⸗Anordnung u. dgl. zu gewähren. Weiter iſt zuzugeben, daß nicht jede 
Verzögerung ſeitens der Bahn zugleich ein Verſchulden darſtellt, daß viel⸗ 
mehr die Eigenart des Frachtbetriebs der Bahn, insbeſondere die gebotene 
Eile manches Verſehen als im Sinne des $ 276 BGB. mit $ 347 HGB. noch 
entſchuldbar erſcheinen laſſen kann, das im gewöhnlichen Handelsbetrieb ein 
zur Haftung führendes Verſchulden darſtellen würde. Zuzugeben mag auch 
ſein, daß in den meiſten Fällen einer Verzögerung innerhalb der Lieferfriſt 
die Urſache garnicht mehr aufgedeckt werden kann und daß eine Rechenſchafts⸗ 
pflicht oder ein Ausforſchungsbeweis hierwegen nicht ſtattfindet. Zeigt aber 
der Tatbeſtand ein vorſätzliches oder grob fahrläſſiges Verſchulden der Bahn, 
jo tritt nach der Anſicht des Senats die Haftpflicht ein, weil auch die Be— 
rufung auf die Lieferfriſt der Vertragsauslegung nach Treu und Glauben 
nicht widerſprechen darf. Letzterer Punkt iſt in den gegenteiligen Ausfüh— 
rungen, insbeſondere bei Rundnagel (Haftung der Eiſenbahn, 43ff.) nicht 
genügend gewürdigt. Es handelt ſich hierbei um eine weder im Handels- 
geſetzbuch noch in der Eiſenbahn-Verkehrsordnung geordnete poſitive Vertrags- 
verletzung, die lediglich nach dem Bürgerl. Geſetzbuch zu entſcheiden iſt. Das 
Gleiche ergibt ſich übrigens aus § 95 EV Verk. nach der Auslegung, die 
dieſer Vorſchrift nicht nur von Eger, ſondern auch vom Reichsgericht (vgl. 
die Angabe bei Rundnagel 209) gegeben wird. 

Die vorſtehenden Ausführungen gelten zunächſt für die gewöhnlichen Fälle 
der Frachtgutbeſchädigung; fie behalten ihre Gültigkeit aber auch gegenüber 
den Haftungseinſchränkungen des § 86 VerkO. (§ 459 HGB.). Liegt alſo ein 


„ 52 


auf 8 86 VerkO. der Bahn nichts. Im vorliegenden Fall kann nun als er— 
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wieſen angenommen werden, daß die Kuh unverletzt in München⸗S.⸗B. an⸗ 
gekommen war. Damit iſt der Gegenbeweis im Sinne des § 86 Abſ. 3 Verfü. 
geliefert, da alle die ſeitens der Bahn aufgeführten, von ihr nicht zu vertre⸗ 
tenden Gefahrenquellen zu einer tatſächlichen Beſchädigung des Gutes nicht 
geführt haben, bis es bei richtiger Behandlung zur Abgabe an den Empfänger 
reif war, ſohin bei rechtzeitiger Abgabe das Gut unbeſchädigt ausgehändigt 
worden wäre. R 

Es kommt aljo darauf an, welche Gründe der Beklagte für die Verweige⸗ 
rung der Herausgabe nach der Ankunft im Südbahnhof anzuführen vermag. 
Daß eine ſolche Verweigerung ſtattgefunden hat, iſt durch die Beweisaufnahme 
dargetan; der Wagen wurde auch tatſächlich erſt abgegeben, als die 6 % Strafe 
bezahlt waren. Es erſcheint nun freilich zweifelhaft, ob der Bahn als Fracht⸗ 
führerin ein Pfandrecht am Inhalt des Viehwagens zuſteht, wenn der Be⸗ 
gleiter nicht auf dem Beförderungsſchein mit aufgeführt wird, ſondern eine 
ſelbſtändige Fahrkarte wie jeder andere Reiſende zu löſen hat, dies aber unter⸗ 
läßt und deshalb die in § 16 VerkO. vorgeſchriebene Strafe von 6 . zu zahlen 
hat. Denn § 16 VerkO. regelt den Perſonentransport und ſpricht der Bahn 
kein geſetzliches Pfandrecht zu, wie ſchon die Vorſchrift des Abſ. 3 über die 
Herausgabe des Reiſegepäcks an einen Reiſenden beweiſt, der mangels Zah⸗ 
lung ausgeſetzt wird. Anderſeits kann es nach allgemeinen Vorſchriften keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Bahn an ſich berechtigt iſt, mit allen zivilrecht⸗ 
lichen Mitteln die Sicherung und Beitreibung dieſer Strafe herbeizuführen, 
insbeſondere alſo durch ſicherungsweiſe Wegnahme von Eigentum des Zu⸗ 
widerhandelnden (88 229 ff. BGB.). Selbſt wenn aber die Bahn bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage des Frachtführerpfandrechts ſich dieſes Pfandrecht ſelbſt 
mit Unrecht zugeſprochen hätte, könnte daraus noch kein grobes Verſchulden 
bei der Erfüllung des Frachtvertrages abgeleitet werden; denn die Frage iſt, 
ſoviel erſichtlich, in Rechtſprechung und Rechtslehre überhaupt noch nicht er⸗ 
örtert und die öffentlichrechtlichen Vorſchriften der EBVerkO. laſſen ver⸗ 
ſchiedene Deutung zu. Die Bahn hat alſo nicht derart grundlos und will⸗ 
kürlich gehandelt als ſie den Wagen zurückbehielt, daß ihr die Berufung auf 
die Lieferfriſt wegen Verſtoßes gegen Treu und Glauben verſagt werden 
müßte. — — — Auf § 231 BGB. hat ſich der Kläger nicht berufen und 
es wäre eine derartige Berufung auch nicht durchſchlagend; denn der Fiskus 
hat im ungünſtigſten Fall die Zurückbehaltung nicht in vermeintlicher Aus⸗ 
übung eines wirklich nicht beſtehenden Selbſthülferechts vorgenommen, ſon⸗ 
dern in der gutgläubigen Annahme eines dinglichen Pfandrechts; letztere 
Annahme aber fällt nicht unter die unbedingte Schadenerſatzpflicht nach 
§ 231 BGB., ſondern iſt nach dem gewöhnlichen Vertragsrecht aus § 276 
BGB. zu beurteilen. 

Eben weil es ſich um Ausübung eines Pfandrechts, wenigſtens eines 
vermeintlichen, handelt, kann auch nicht gejagt werden, daß wegen 6% Strafe 
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nicht ein Viehwagen mit einem Inhalt von mehreren tauſend Mark zurück⸗ 
behalten werden durfte. Es iſt zweifellos, daß die Bahn, wenn ſie anders 
vorgegangen wäre, das Nachſehen hinſichtlich der Strafe gehabt hätte; ander⸗ 
ſeits hat der Erfolg gezeigt, daß auf dem eingeſchlagenen Wege die Strafe 
alsbald hereingebracht wurde. Die Leute der Eiſenbahn konnten auch nicht 
ohne weiteres annehmen, daß der Transport durch die bloße Verzögerung 
bis zur Zahlung der Strafe gefährdet werden würde, und wenn, ſo ging dieſe 
Gefährdung auf Haftung und Rechnung deſſen, der ſie veranlaßt hatte. Ein 
Rangierſtoß in der Zwiſchenzeit iſt übrigens nicht nachgewieſen. — — — 
Es können auch nicht etwa diejenigen Entſcheidungen herangezogen werden, 
die aus dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben eine übermäßige Zurück— 
behaltung mißbilligen. Denn auch dieſe Entſcheidungen gehen nicht ſo weit, 
dem Berechtigten jede Zurückbehaltung wegen Geringfügigkeit der Forderung 
zu verbieten. Nun iſt aber nicht abzuſehen, wie ſich die Bahn das Pfand, 
nämlich den Inhalt des Viehwagens, hätte teilen ſollen; das wäre auf eine 
teilweiſe Ausladung hinausgegangen, die man der Bahn nicht zumuten konnte 
(vgl. auch $ 1222 BGB.). 

Bei dieſer Sachlage und angeſichts des nach jeder Richtung widerſpruchs— 
vollen und unklaren Beweisergebniſſes muß es bei dem Grundſatz des $ 459 
HGB. mit § 86 EBVerkoO. fein Verbleiben haben, wonach die Beförderung 
lebender Tiere auf der Bahn im weſentlichen auf Gefahr des Verſenders, 
nicht der Bahn, geſchieht. Der Kläger mag ſich an den halten, der durch ſeine 
Fahrgeldhinterziehung und falſchen Angaben den Anlaß zur Zurückbehaltung 
des Wagens gegeben hat. — — —“ | 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 29. Dez. 1915. B. w. Bayer. 

EB.-Fiskus. L. 685/14. F—z. 


117. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den 
Eigentümer eines Floßes. 


Flöß G. (RG Bl. 1895, 341) 88 30°. 22. 23; BGB. $ 223. 


Durch einen aus fünf Flößen beſtehenden, der Firma L. gehörenden 
Floßzug wurde am 10. Nov. 1910 eine vom preußiſchen Fiskus unterhal⸗ 
tene Schleußenanlage beſchädigt. Der Schaden bezifferte ſich auf 4857 .. 
Die Weiterführung des Floßzuges wurde erſt geſtattet, nachdem der Unter— 
nehmer (Frachtflößer) W. eine Sicherheit von 3000 4 hinterlegt hatte. Der 
Floßzug wurde an einen gutgläubigen Dritten weiterveräußert; der Erlös 
überſtieg den angerichteten Schaden. — Der Fiskus verlangte von dem Fracht- 
flößer W. mit einer am 6. Sept. 1912 zugeſtellten Klage Erſatz des Schadens. 
Der Beklagte wandte ein, daß er bei der Beſtellung ſeiner Leute für die Floß— 
fahrt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewandt habe und machte 
außerdem die Verjährung des Anſpruchs geltend. Die Klage wurde ab— 
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gewieſen und die n des Klägers mit folgender den zurüc⸗ 
gewieſen: 

„Mit der Klage wird der Erſatz des Schadens verlangt, den die damals 
mit der Aufgabe, Flöße von M. mainabwärts zu bringen, betrauten Be⸗ 
dienſteten des Beklagten in Ausführung der Verrichtung, wozu ſie vom Be⸗ 
klagten beſtellt waren, dem Kläger durch die Beſchädigung der Schleußen⸗ 
anlage widerrechtlich zugefügt haben. Dieſen Erſatz verlangt der Kläger aus 
zwei Geſichtspunkten: 

1. Er beruft ſich auf die nach § 23 Abſ. 2 FlößG. mit § 831 BGB. 
begründete perſönliche Haftpflicht des Beklagten. Hierbei kommt es auf ein 
„Verſchulden“ der Bedienſteten des Beklagten nicht an, ſondern es genügt, 
daß dieſe, indem ſie die ihnen von ihrem Dienſtherrn übertragene Verrich⸗ 
tung ausführten, die den Kläger ſchädigende an ſich widerrechtliche Hand⸗ 
lung tatſächlich begangen haben. Aus der Tatſache, daß die Angeſtellten 
durch eine unrechte Handlung einen Schaden widerrechtlich verurſacht haben, 
folgert das Geſetz, daß ihnen die hierbei zutage getretene Untüchtigkeit auch 
ſonſt anhafte und dem Geſchäftsherrn nicht verborgen geblieben ſei, und daß 
der Geſchäftsherr, der ſolchen Angeſtellten trotzdem das den Schaden an— 
richtende Geſchäft aufgetragen hat, dies auf ſeine Gefahr hin getan und für 
die Folgen einzuſtehen habe, die aus dem Beſtellen ungeeigneter Leute ent⸗ 
ſpringen. Der Beklagte ſucht ſich von der Erſatzpflicht dadurch zu befreien, 
daß er die geſetzliche Vermutung einer ſchuldhaften Auswahl untüchtiger 
Hülfsperſonen zu widerlegen unternimmt und nachzuweiſen ſucht, daß er 
bei der Beſtellung ſeiner Leute zu jener Floßfahrt die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet habe (§ 831 Satz 2 BGB.). Dieſen Entlaſtungs⸗ 
beweis hat der Beklagte vollſtändig geführt. — — — 

2. Außerdem macht der Kläger den Beklagten als angeblichen Eigentümer 
des ſchadenſtiftenden Floßes nach $ 22 FlößG. für den Schaden verantwort⸗ 
lich. Er will, nachdem durch die Veräußerung des Floßes das ihm nach $ 22 
Abſ. 2 daran zuſtehende Pfandrecht erloſchen iſt, den Beklagten bis zur Höhe 
des hieraus erzielten Erlöſes nach § 23 Abſ. 1 perſönlich haftbar machen. 
Eine perſönliche Verbindlichkeit des Floßeigentümers für die durch ein Floß 
verurſachte Beſchädigung (von dem vorhin behandelten Fall abgeſehen) tritt 
an ſich nicht ein, ſondern ſeine Haftung iſt regelmäßig beſchränkt auf das 
ſchadenſtiftende Floß und zwar nur auf das einzelne Floß, das den Schaden 
angerichtet hat, und in dem Umfange, den das Floß bei der Zufügung des 
Schadens hatte (vgl. Mittelſtein Flöß G. $ 22 Anm. 5 und 6; Landgraf FlößG. 
§ 23 Anm. 8). Da aber dieſes Floß zur Zeit der Klagerhebung ſchon in ſeine 
einzelnen Beſtandteile aufgelöſt war und dieſe an einen gutgläubigen Dritten 
veräußert waren, fo iſt das Pfandrecht an dem Floß erloſchen und nach $ 23 
Abſ. 1 Satz 2 FlößG. eine perſönliche Haftung des Veräußerers entſtanden, 
die ſich auf den für das Floß erzielten Erlös beſchränkt. Daß hier der Erlös 
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den Betrag des vom Kläger geforderten Schadenerſatzes erreicht, hat der 
Beklagte nicht beſtritten. Allein dieſe beſchränkte perſönliche Forderung kann 
nur gegen den Eigentümer des Floßes geltend gemacht werden und dies 
war nicht der Beklagte, ſondern die Firma L. Deshalb iſt die gegen W. er⸗ 
hobene Klage inſoweit unbegründet, als ſie auf mehr als die von ihm hinter⸗ 
legten 3000 & gerichtet iſt. 

Nun fragt es ſich weiter, ob ſie nicht wenigſtens wegen dieſes Betrags 
von 3000 % gerechtfertigt ſei. Die Sicherheit wurde von ihm aus Mitteln, 
die ihm von der Firma L. geliehen worden waren, um das Floß frei zu be⸗ 
kommen, im Hinblick auf das dem Floßeigentümer gegen den Frachtflößer 
nach § 22 Satz 1 Flöß GG. zuſtehende Rückgriffsrecht, zur Sicherung des Anſpruchs 
hinterlegt, für den bis dahin das Floß gehaftet hatte. Die 3000 % traten 
ſohin an die Stelle des Floßes, das Pfandrecht, das bisher am Floß beſtan⸗ 
den hatte, wurde vereinbarunggemäß durch ein Pfandrecht an dieſen 3000 
erſetzt. In Anſehung dieſer Summe iſt der verklagte Frachtflößer W., dem 
die Summe gehört, auch der richtige Beklagte. Aber auch in dieſer Bezie⸗ 
hung iſt die Klage unbegründet; denn der Beklagte beruft ſich mit Recht auf 
§ 303 FlößG., wonach die Erſatzanſprüche wegen Beſchädigungen, die durch 
ein Floß entſtanden ſind, mit dem Ablauf eines Jahres erlöſchen, das mit 
dem Schluß des Jahres beginnt, in dem die Forderung fällig geworden iſt, 
hier alſo mit dem Ende des Jahres 1910, ſo daß die Klage, die erſt am 6. Sept. 
1912 zugeſtellt wurde, um viele Monate zu ſpät erhoben iſt. 

Daraus, daß die ſoeben angeführte Geſetzesbeſtimmung den Beiſatz 
(S 22 Abſ. 1) enthält, darf nicht etwa, wie der Kläger meint, geſchloſſen 
werden, daß nur die im § 22 Abſ. 1 erwähnte Haftung mit dem Floße dieſer 
kurzen Verjährung unterliege, während es bei der im 8 23 Abſ. 1 im Fall der 
Veräußerung des Floßes eintretenden perſönlichen Haftung mit dem Erlöſe 
des Floßes bei der gewöhnlichen Verjährung, etwa der im 8 852 BGB. feſt⸗, 
geſetzten dreijährigen oder gar der im $ 195 BGB. beſtimmten dreißigjährigen, 
zu verbleiben hätte. Mit Recht ſagt das Landgericht, daß § 23 Abſ. 1 im engſten 
Zuſammenhange mit § 22 ſteht und dieſen nur zur Erläuterung des Um⸗ 
fangs der Haftung ergänzt, aber keinen beſonderen, auf neue Vorausſetzungen 
gegründeten Erſatzanſpruch aufſtellt. Der § 22 beſtimmt, daß der Floßeigen⸗ 
tümer für die durch ſein Floß angerichteten Beſchädigungen mit dem Floß 
haftet ſolange dieſes noch unveräußert und in dem Umfange vorhanden iſt, 
den es bei der Schadenzufügung hatte, und § 23 ſetzt, wenn das Floß nicht 
mehr vorhanden iſt, an deſſen Stelle den aus der Veräußerung des Floßes 
erzielten Erlös, da (wie Mittelſtein a. a. O. in Anm.7 fagt) ‚das Landver⸗ 
mögen (des Floßeigentümers) nicht zum Nachteil des (dem Schadenerſatz⸗ 
berechtigten haftenden) Floßvermögens bereichert werden ſoll'. Sehr zutref— 
fend weiſt das Landgericht auch auf den Widerſinn hin, wozu die entgegen- 
geſetzte Auslegung führen würde: daß eine nach dem Ablauf der im 8 30 
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beſtimmten Friſt erhobene Klage, wenn das Floß noch nicht veräußert wäre, 
wegen Verjährung abgewieſen werden müßte, der Kläger aber dann, wenn 
daraufhin der Floßeigentümer das Floß veräußerte, ſofort, und diesmal mit 
Erfolg, ſeine Klage wiederholen könnte. 

Derſelben Anſicht wie das Landgericht ſind auch Laß und Maier in ihrem Haftpflichtr. 2 
$ 21 S. 130. Auch Landgraf (a. a. O. $ 30 mit $ 1197 BinnenSh®.) hält es für ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Verjährung der Forderungen mit Pfandrecht auch die daneben in 
einzelnen Fällen beſtehende (beſchränkte) perſönliche Forderung mit ergreift. Und ebenſo 
jagt Mittelſtein (a. a. O. $ 305), daß auch die im § 23 Abſ. 1 Satz 2 feſtgeſetzte beſchränkte 
perſönliche Forderung der im $ 30? beſtimmten Verjährung unterliege, da fie auf der 
Vorſchrift des $ 22 Abſ. 1 beruhe, im Gegenſatz zu der ſich aus dem bürgerlichen Recht 
ergebenden unbeſchränkten perſönlichen Haftung des $ 23 Abſ. 2, die auch in Anſehung 
der Verjährung lediglich dem bürgerlichen Rechte unterliegt. 

— — —Verfehlt iſt der Hinweis auf $ 223 BGB., wonach der Berech⸗ 
tigte durch die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht gehindert wird, ſeine Be⸗ 
friedigung aus dem Pfande zu ſuchen, das ihm für ſeinen Anſpruch haftet. 
Denn auch dann, wenn das Pfandrecht am Floß ſelbſt noch beſtände, würde 
es nach dem Ablauf der Verjährungsfriſt des § 30 FlößG. dem Gläubiger 
nicht mehr haften, und das Pfandrecht an den 3000 % iſt nur an die Stelle 
des urſprünglich haftenden Floßes getreten, unterliegt aljo denſelben Be⸗ 
ſtimmungen wie das Floßpfand. Die allgemeine Vorſchrift des §S 223 BGB. 


muß der beſonderen des § 30 FlößGG. weichen. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 20. Nov. 1915. Preuß. Fiskus 


w. W. L. 228/13. Chr. 


118. Haftung des Derfradhters für Seetüchtigkeit des Schiffes;“ 
Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung.““ 


Vgl. 32 Nr. 99; 34. Nr. 61; — Vgl. 4 Nr. 113. 114; 7 Nr. 310; 40 Nr. 225. 
HGB. 88 559. 657; BGB. § 157. 


Die Urſache der Ladungsbeſchädigung iſt aufgeklärt durch die Stauungs⸗ 
und Garnierungsbeſcheinigung, es war die Undichtigkeit eines bleiernen Ab— 
flußrohres an Backbordſeite, aus welchem Waſſer in größeren Mengen in 
den Laderaum auf die klägeriſche Ladung herabfloß. Die Schadhaftigkeit 
eines derartigen Rohrs bedeutet Seeuntüchtigkeit. Die Parteien ſind dar⸗ 
über einig, daß der Bruch des Abflußrohrs bei den Abbringungsarbeiten nach 
Feſtgeraten des Schiffes auf dem La Plata zwiſchen Buenos Aires und Wionte- 
video erfolgt iſt, alſo vor Antritt der das klägeriſche, in Montevideo eingeladene 
Stückgut betreffenden Reiſe. Die Beklagte haftet alſo nach HGB. § 559 
Abſ. 2 für den aus dem mangelhaften Zuſtande des Schiffs entſtandenen 
Schaden, es ſei denn, daß der Mangel bei Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Verfrachters nicht zu entdecken war. 


204 118. Seetüchtigkeit. 


Der Entlaſtungsbeweis ift in der Weiſe zu führen, daß der Verfrachter 
die Urſache der Nichtentdeckung des Mangels aufzuklären und in bezug auf 
den hieraus ſich ergebenden Tatbeſtand darzutun hat, daß ihm und den Per⸗ 
ſonen, für die er verantwortlich iſt, ein Verſchulden nicht zur Laſt falle (RG.⸗ 
Entſch. 67, 304). Die Urſache der Nichtentdeckung des Mangels iſt die nicht 
erfolgte Überholung des Schiffes oder wenigſtens der Räume, in welche die 
Montevideo⸗Ladung verſtaut werden ſollte. Wenn die Beklagte meint, zu 
einer ſolchen im Lauf der Reiſe des Schiffs ungewöhnlichen und vielleicht 
mit viel Mühe verbundenen Maßregel nicht verpflichtet geweſen zu ſein, fo 
verkennt ſie das Maß der ihr als Verfrachterin obliegenden Verpflichtungen. 
Sie hatte nach 8559 HGB. auch für die in Montevideo hinzukommende 
Ladung ein ſeetüchtiges Schiff zu liefern. Wenn ſie der Regel nach hätte 
glauben dürfen, daß die „Silvia“ in allen ihren Teilen in Ordnung ſei, ſo 
war dies nach der Haverei auf dem La Plata nicht der Fall, man hat nachher, 
wie die Verklarung ergibt, mit Schäden am Schiffe gerechnet. Ob man der 
bereits im Schiff befindlichen Ladung gegenüber zur Feſtſtellung dieſer Schäden 
durch Überholung des Schiffs verpflichtet war, bedarf keiner Erörterung, aber 
der neu hinzukommenden Ladung, der man das Schiff in ſeetüchtigem Zu— 
ſtande zu liefern hatte, war man verpflichtet, zum mindeſten die Räume, 
in die man ſie verſtauen wollte, zu überholen, ſicherlich den Raum, über dem 
ſich, wie man wiſſen mußte, Abflußrohre befanden, deren Bruch in Fällen 
von Havereien wie die geſchehene keine Seltenheit iſt. Die Beklagte hat alſo 
den Entlaſtungsbeweis des 8 559 Abſ. 2 nicht geführt. 

Zu Unrecht beruft ſich die Beklagte auf die in ihrem Konnoſſement ent⸗ 
haltenen Freizeichnungen. „Bruch“ iſt ein Zerbrechen der Ladung, nicht 
eines Schiffsteils; „Leckage“ Ausfließen flüſſiger Ladung aus ihren Behält- 
niſſen, nicht Beſchädigung durch von außen kommende Leckage andrer Gegen— 
ſtände (Scrutton Charterp. and bills of lading 213). Die Freizeichnung von 
„den Folgen aus den mit der See- und Dampfſchiffahrt verbundenen Ge— 
fahren“ ſchützt nicht vor der Haftung für Seeuntüchtigkeit; 

Hanſ. OLG. in HanſGGZ. Hbl. 1910, 138; RG. in HanſGzZ. Hbl. 1886, 19; Scrutton 308. 
Ebenſowenig die allgemeine Freizeichnung von „Verſchulden der Beſatzung“; 
RG. in HanſGzZ. Hbl. 1886, 19; Brandis Seer. 2, 10; Scrutton 216; Wüſtendörfer 

Studien 1, 398; Ulrich Z VerſWiſſ. 12, 1056; 
denn Grundlage der Haftung aus 8 559 iſt, wie das Landgericht zutreffend 
betont, nicht das Verſchulden der Schiffsbeſatzung, vielmehr eine frachtrecht— 
liche Gewährleiſtung. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Dez. 1915. H. B. & Co. 

w. Hamb. Amer. Paketf. A.⸗G. Bf. I. 219/15. Nö. 
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II. Verfahren. 


119. Gebührenfreiheit; der § 98 Abſ. 4 GG. bezieht ſich nicht auf 
freiwillige Abernahme der Koften. 


Vgl. 65 Nr. 224. 
GK. 8 98 Abſ. 4. 


Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß die Vorſchrift des § 98 Abſ. 4 
GKG. ſich entſprechend ihrem deutlichen Wortlaut nur auf den Fall bezieht, 
daß dem Reiche Koſten des Verfahrens durch gerichtliche Entſcheidung „auf⸗ 
erlegt“ ſind, nicht aber auf den hier vorliegenden Fall, daß das Reich ver⸗ 
gleichsweiſe die Koſten des Rechtsſtreits übernommen hat. 

Der im $ 98 Abſ. 4 in Bezug genommene $ 86 GKG. betrifft ſowohl 
die Auferlegung der Koſten durch gerichtliche Entſcheidung als auch die Über- 
nahme der Koſten durch eine dem Gericht zugehende Erklärung. Ausdrück⸗ 
lich aber iſt im § 98 Abſ. 4 nur die erſte dieſer beiden Vorausſetzungen wieder⸗ 
holt, und, daß es ſich hierbei um einen Fehler im Ausdruck handeln ſollte, 
erſcheint um jo mehr ausgeſchloſſen, als an andrer Stelle, nämlich im 8 88, 
wiederum nur der zweite Fall des § 86, der Fall der Koſtenübernahme, zitiert 
iſt, und zwar auch hier unter Hinzufügung eines Hinweiſes auf § 86. Aus 
dieſem Hinweis läßt ſich alſo nicht ſchließen, daß, obwohl nur eine Voraus⸗ 
ſetzung des § 86 erwähnt iſt, doch auch die andre in dieſem Paragraphen ent⸗ 
haltene Vorausſetzung anzuwenden ſei. | 

Aber auch ſachliche Gründe gebieten nicht eine Ausdehnung des § 98 
Abſ. 4 über ſeinen klaren Wortſinn hinaus. Denn, wenn auch das Reich in 
dem Verfahren vor den Landgerichten von der Gebührenzahlung befreit ſein 
ſoll, ſo würde doch die Vorſchrift des § 98 Abſ. 4, wenn man ſie auch auf 
Fälle freiwilliger Koſtenübernahme durch das Reich erſtrecken wollte, dem 
Reiche die Möglichkeit geben, durch Abgabe einer einfachen Übernahmeerklä⸗ 
rung, die eine Koſtenpflicht des Reiches nicht begründen würde, dem Landes⸗ 
fiskus den gegenüber der Gegenpartei bereits erworbenen Gebührenanſpruch 
ſchlechthin wieder zu entziehen. Es kann nicht angenommen werden, daß 
das Geſetz dem Reich eine ſolche weitgehende Befugnis hätte gewähren wollen. 

Es entſpricht denn auch, wie das Landgericht bereits hervorgehoben hat, 
der herrſchenden, namentlich durch das preuß. Juſtizminiſterium vertretenen 
Auffaſſung, den 8 98 Abſ. 4 auf die Fälle freiwilliger Koſtenübernahme nicht 
auszudehnen; vgl. die Allg. Verf. des preuß. Juſtizminiſters v. 8. Dez. 1902 
(JMBl. 302) und OL GRſpr. 7, 222; 21, 132. 

Die Beſchwerde war daher zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 7. Okt. 1915. R. w. Reichsmil.⸗ 

Fiskus. WI. 78/15. — Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 260. 
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120. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für den Anſpruch auf Rückzahlung 
des Kaufpreifes, wenn die beanftandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 HGB. 
verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 

Vgl. 52 Nr. 148 m. N.; 54 Nr. 80; 63 Nr. 142; 64, Nr. 55. 

ZBO. 8 29; BG. 5 269; HGB. 8 379. 

Die vom Landgericht verneinte Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts kann, 
da andre Gründe dafür nicht vorliegen, nur dann aus 829 ZPO. hergeleitet 
werden, wenn Lübeck für den eingeklagten Anſpruch als Erfüllungsort anzuſehen 
iſt. Der Klaganſpruch geht auf Rückzahlung des Kaufpreiſes aus einem Kauf— 
vertrage, den die Klägerin wegen Mangelhaftigkeit der gelieferten Ware 
wandeln will, und zwar handelt es ſich darum, wo dieſer Rückzahlungsan— 
ſpruch in einem Fall erfüllt werden muß, wo die gelieferte Ware nach 8 379 
Abſ. 2 HGB. verſteigert worden und deshalb nicht mehr vorhanden iſt. 

Die in Lübeck wohnende Klägerin hatte von dem in Oſtpreußen an- 
geſeſſenen Beklagten Saatkartoffeln unter der Abmachung gekauft, daß Be— 
klagter die Kartoffeln waggonfrei Gilgenburg (Oſtpreußen) liefern und an 
die von der Klägerin anzugebende Adreſſe abſenden ſollte, während Klägerin 
den Kaufpreis bei einem Vorſchußverein in Gilgenburg gegen Aushändigung 
des Duplikatfrachtbriefs einzuzahlen hatte. Dieſen Abmachungen gemäß iſt 
der Vertrag ausgeführt, und zwar hat Klägerin die Ware nach Lübeck ſchicken 
laſſen. Hier ſollen die Kartoffeln ſich als nicht vertragmäßig erwieſen haben, 
die Klägerin erwirkte eine einſtweil. Verfügung, durch die ſie unter der Auf⸗ 
lage, den Erlös für den Beklagten zu hinterlegen, zum öffentlichen Verkauf 
ermächtigt wurde, ließ die Kartoffeln verſteigern und, nachdem dies geſchehen 
war, die beim Landgericht Lübeck eingereichte Klage auf Rückzahlung des 
Kaufpreiſes dem Beklagten zuſtellen. Später wurde der Verſteigerungserlös 
beim Amtsgericht Lübeck hinterlegt. 

Die Frage, ob unter dieſen Umſtänden Lübeck der Erfüllungsort für den 
eingeklagten Anſpruch iſt, muß mit dem Landgericht verneint werden. Zwar 
befand die Ware ſich, ſolange ſie noch nicht verſteigert war, „dem Vertrage 
gemäß“ in Lübeck, ſo daß nach den vom Reichsgericht (Entſch. 55, 108) aus⸗ 
geführten Grundſätzen, wenn die Kartoffeln dort noch vorhanden wären, der 
Rückzahlungsanſpruch der Klägerin in Lübeck zu erfüllen ſein würde. Allein 
mit der Verſteigerung der Kartoffeln iſt der einzige Grund weggefallen, aus 
dem Lübeck als Erfüllungsort für den fraglichen Rückzahlungsanſpruch an⸗ 
genommen werden müßte, nämlich der Grund, daß der Beklagte Zug um Zug 
gegen die Rückzahlung des Kaufpreiſes Aushändigung der Ware fordern 
konnte, und deshalb in Lübeck, wo die Ware ſich dem Vertrage gemäß be— 
fand, leiſten mußte. Von dieſem Geſichtspunkt abgeſehen, iſt bei der Wande⸗ 
lung, da weder die Natur des Schuldverhältniſſes noch ſonſtige Umſtände 
einen andern Erfüllungsort ergeben, die Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Kaufpreiſes nach 8 269 BGB. im Wohnſitze des Käufers zu erfüllen. Der 
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Verſteigerungserlös iſt allerdings an die Stelle der Ware getreten, jo daß 
der Beklagte jetzt Zug um Zug gegen Rückzahlung des Kaufpreiſes Aus⸗ 
kehrung des Erlöſes fordern kann. Die Einwilligung der Klägerin zur Aus⸗ 
kehrung dieſes kraft richterlicher Anordnung in Lübeck hinterlegten Erlöſes 
iſt auch in Lübeck zu erklären, aber dieſe Erklärung ſteht nicht in ſolchem Zu⸗ 
ſammenhange mit der Zahlungspflicht des Beklagten, daß deshalb auch dieſe 
in Lübeck erfüllt werden müßte. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 24. Jan. 1916. Sp. & F. w. 

A. R. Bf I. 262/15. Nö. 


121. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Gerichts⸗ 
ſchreibers unterliegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht 
dem Anwaltszwange. 
ZBO. 8s 104. 57/7; ORG. 8 4. 


Das Landgericht hat die in $ 104 Abſ. 3 ZPO. vorgeſehene Erinnerung 
gegen die vom Gerichtsſchreiber getroffene Koſtenfeſtſetzung dem in 8 576 
ZPO. behandelten Antrage auf Anderung der Entſcheidung des Gericht3- 
ſchreibers gleichgeſtellt. Weil nun dieſer Antrag nach § 577 Abſ. 4 3 PO. 
für den Fall, daß die Entſcheidung des Gerichts der ſofortigen Beſchwerde 
unterliegen würde, auf dem für die Beſchwerde vorgeſchriebenen Wege ge⸗ 
ſtellt werden muß, und weil die ſofortige Beſchwerde gemäß § 569 ZPO. 
dem Anwaltszwange unterliegt, wenn der Rechtsſtreit in erſter Inſtanz bei 
einem Landgericht anhängig geweſen iſt, ſo hat das Landgericht angenom⸗ 
men, daß auch für die Erinnerung des § 101 Abſ. 3 Anwaltszwang beſtehe, 
wenn ſie ſich gegen die Koſtenfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers eines Land⸗ 
gerichts richtet. 

Dieſe Auffaſſung kann für zutreffend nicht erachtet werden. Es fehlt 
ein hinreichender Anlaß, die Erinnerung des § 104 Abſ. 3 den Fällen des 
§ 577 Abſ. 4 gleichzuſtellen. In letzteren Fällen hat das Prozeßgericht, wenn 
es die Entſcheidung des Gerichtsſchreibers nicht ändern will, ſich der eigenen 
Entſcheidung zu enthalten und den Antrag dem Beſchwerdegericht vorzulegen; 
hieraus ergibt ſich, daß in dem Antrage nach der Meinung des Geſetzes bereits 
die ſofortige Beſchwerde gegen die gerichtliche Entſcheidung für den gedachten 
Fall gefunden werden ſoll. Im Falle des § 104 aber hat unter allen Um⸗ 
ſtänden zunächſt das Gericht, deſſen Gerichtsſchreiber den angefochtenen Be— 
ſchluß erlaſſen hat, über die Erinnerung zu entſcheiden, und wenn es die 
Koſtenfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers billigt, ſo bedarf es erſt einer nunmehr 
zu erhebenden ſofortigen Beſchwerde der benachteiligten Partei, um die 
Entſcheidung des Gerichts der höheren Inſtanz herbeizuführen. Da das Geſetz 
der Erinnerung alſo einen anderen Charakter und einen anderen prozeſſualen 
Erfolg als dem Antrag aus den 88 576. 577 beilegt, iſt es nicht richtig, die 
Formvorſchriften des 8 577 auf die Erinnerung zu übertragen. 
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Näher liegt es, auf den $4 Abſ. 3 GKG. hinzuweiſen. Die Beſtimmung, daß 
die Einlegung von Erinnerungen zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder ſchrift⸗ 
lich ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen kann, bezieht ſich dort zwar nur auf 
die Berechnung der an das Gericht zu zahlenden Koſten. Für die analoge An⸗ 
wendung auf die Berechnung der von der unterliegenden Partei an die ob⸗ 
ſiegende zu erſtattenden Koſten ſpricht aber der Umſtand, daß das Verhältnis 
der erſten Feſtſetzung zu der auf die Erinnerung erfolgenden Entſcheidung 
ſowie die Bedeutung der Erinnerung ſelbſt in beiden Fällen die gleiche iſt. 

Aber es kann auch dieſe Analogie dahingeſtellt bleiben. Der $ 101 Abſ. 3 
enthält ſelbſt jedenfalls keine Vorſchrift, daß für die Erinnerung eine be— 
ſtimmte Form zu beobachten ſei. Ein ſachlicher Grund, eine ſolche, insbeſon⸗ 
dere in Landgerichtsprozeſſen den Anwaltszwang für geboten zu erachten, 
iſt nicht erſichtlich. Für den Antrag auf Koſtenfeſtſetzung ſelbſt, welcher häufig 
eine eingehende Berechnung erfordert, ſind in § 103 Formvorſchriften nicht 
gegeben, und die Erinnerung, die nur die Nachprüfung des Gerichts gegen- 
über der Berechnung des Gerichtsſchreibers bezielt, bedarf zu dieſem Zweck 
der Mitwirkung eines Anwalts nicht. Zu beachten iſt auch, daß vor der No— 
velle v. 1. Juni 1909 das Feſtſetzungsgeſuch an das Gericht zu richten und 
hier frei vom Anwaltszwange war. Nachdem jetzt die erſte Entſcheidung über 
die zu erſtattenden Prozeßkoſten dem Gerichtsſchreiber übertragen worden 
iſt, liegt es in der Tendenz der Geſetzgebung, auch die Erinnerung, welche 
nunmehr die Entſcheidung des Gerichts über die Koſtenfeſtſetzung herbei⸗ 
zuführen beſtimmt iſt, ebenſo formfrei zu geſtalten wie den Antrag, der vor⸗ 
her dieſem Zweck diente. Die Abſicht der Novelle war, das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren tunlichſt einfacher zu geſtalten, nicht aber, es durch Formvorſchriften 
ꝛc. verwickelter zu machen. 

Die Auffaſſung, daß die Erinnerung des $ 104 Abſ. 3 auch in Landgerichtsprozeſſen dem 
Anwaltszwange nicht unterliege, wird von den Kommentaren zur ZPO. einmütig ver- 
treten. Vgl. Förſter Komm. Bem. 60; Gaupp⸗-Stein, Bem. V, 4; Remelé (zu Peter- 
ſen), Bem. 3; Skonietzki⸗Gelpcke, Bem. 8; Seuffert, Bem. 3; Strudmann-stod), Bem. 3; 
desgl. Willenbücher Koſtenfeſtſetzungs 102 Nr. 3. In der Rechtſprechung wird die Anſicht 
des LG. zwar vom OLG. Naumburg in OL GRſpr. 27, 52 geteilt; die herrſchende 
Meinung ſteht aber auch hier auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, ſ. die Fußnote 
in OL GRſpr. 27, 52 und die Entſcheidungen der OLG. Celle und Poſen in OLG. 
Rſpr. 29, 26. 

Somit war der Beſchluß des Landgerichts aufzuheben. Da dieſes bisher die 
Sache ſelbſt nicht geprüft, ſondern die Erinnerung aus einem formalen Grunde 
zurückgewieſen hat, ſo iſt es, wenn nicht geboten, ſo doch zweckmäßig, daß die Be— 
ſchwerdeinſtanz die ſachliche Entſcheidung gemäß $ 755 ZPO. der Vorinſtanz 
überträgt. 

Vgl. Gaupp-Stein Bem. 2 und Seuffert Bem. 1 zu dieſem $; RGeEntſch. 14 Nr. 109 
S. 389; OLG. Bamberg in SeuffA. 59 Nr. 166. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 10. Jan. 1916 D. w. F. — 
45, 1/16. DE K— n. 
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122. verwertung einer beftrittenen Behauptung des Beklagten 
zugunften des Klägers. 


Bol. 67 Nr. 236 m. N.; 68 Nr. 47. 
3 PO. $ 286. 


Durch Vertrag v. 13. Juli 1909 hatte der Kläger die Bank P. in K. mit 
dem Verkauf ſeines Ritterguts beauftragt und gleichzeitig zur Ausführung 
dieſes Auftrags dem Bankdirektor L. perſönliche Vollmacht erteilt, das Gut 
für ihn zu verkaufen und aufzulaſſen ſowie die ſämtlichen bei der Auflaſſung 
erforderlichen Erklärungen für ihn abzugeben. Das Gut wurde verkauft und 
am 31. Dezember 1910 dem Käufer aufgelaſſen. Bei der Auflaſſung erklärte 
L., der als Bevollmächtigter des Klägers die Auflaſſung vornahm, namens 
des Klägers zu gerichtlichem Protokoll, daß auf dem Gut kein Patronät der 
katholiſchen Kirche zu Sch. laſte und daß er die Gewähr dafür übernehme, 
daß der Käufer wegen der mit dem Patronate verbundenen Laſten nicht 
in Anſpruch genommen werde. Tatſächlich laſtete aber das Patronat auf dem 
Gute. Der Käufer erwirkte ein Urteil des Landgerichts P., durch das der 
Kläger verurteilt wurde, ihn von der Patronatlaſt zu befreien. In dieſem 
Rechtsſtreit hatten beide Parteien dem jetzigen Beklagten L. den Streit ver⸗ 
kündet; er war dem Käufer als Nebenintervenient beigetreten. Nach Rechts- 
kraft dieſes Urteils ſchloß der Kläger mit dem Käufer einen Vergleich, in 
dem er ſich zur Zahlung von 5000 .# zur Ausgleichung aller Anſprüche des 
Käufers aus dem Urteil und zur Übernahme ſämtlicher Koſten verpflichtete. 
Die 5000 M und 796 , Prozeßkoſten find von dem Kläger gezahlt. Darauf 
forderte der Kläger Erſatz dieſer Beträge von dem Beklagten L. — Das Land- 
gericht wies die Klage ab, während das Ber.⸗Gericht die Entſcheidung von 
einem Eide des Klägers abhängig machte, daß er den Beklagten nicht be⸗ 
auftragt habe, vor der Auflaſſung des Ritterguts die Erklärung abzugeben, 
daß auf dieſem kein Patronat der Kirche ruhe. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Reviſion greift die Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts an, daß neben 
dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem Kläger und der Bank auch ein ſolches 
zwiſchen dem Kläger und dem verklagten Bankdirektor beſtanden habe. Das 
Ber.⸗Gericht ſtützt aber dieſe Feſtſtellung auf tatſächliche Erwägungen, deren 
Richtigkeit von dem Rev.⸗Gericht nicht nachzuprüfen iſt; ein Rechtsirrtum 
liegt nicht vor. Insbeſondere iſt auch darin kein Rechtsverſtoß zu finden, 
daß der Ber.⸗Richter als weſentlichen Stützpunkt für die Annahme eines 
Auftragsverhältniſſes zwiſchen den jetzigen Prozeßparteien die Behauptung 
des Beklagten verwertet, der Kläger habe ihn ausdrücklich beauftragt, vor 
der Auflaſſung die Erklärung abzugeben, daß auf dem Gute kein Patronat 
der Kirche zu Sch. ruhe. Allerdings hat der Kläger dieſe Behaupkung be⸗ 
ſtritten und den ihm darüber zugeſchobenen Eid . 8 ſteht 

Geufferts Archiv 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 6. 
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aber der Verwertung der Behauptung in der Weiſe, wie es in dem angefoch- 
tenen Urteil geſchehen, nicht entgegen. Die Tatſache, ob der Kläger dem 
Beklagten einen ausdrücklichen Auftrag des von dieſem behaupteten Inhalts 
gegeben hat, ſteht zwar bei dem Beſtreiten des Klägers nicht feſt, ſie wird 
auch von dem Vorderrichter nicht als feſtſtehend erachtet. Aus dem Umſtande, 
daß der Beklagte eine ſolche Behauptung aufgeſtellt hat, durfte das Ber.⸗ 
Gericht aber gemäß § 286 ZPO. einen Beweisgrund für die Richtigkeit der 
von dem Kläger aufgeſtellten Behauptung entnehmen, daß die Parteien in 
ein unmittelbares Auftragsverhältnis zueinander getreten ſeien. Mag auch viel⸗ 
leicht, was hier dahingeſtellt bleiben kann, dem Urteil des 5. Zivilſen. in RGEntſch. 
78, 345 und in Seuff A. 67 Nr. 236 (vgl. auch SeuffA. 51 Nr. 147 und JW. 
1914, 688), das die Reviſion unter Berufung auf das Urteil des 1. Zivilſen. 
in IW. 1893, 95° (vgl. auch daſelbſt 1898, 4132 und die Urteile des 6. Zivilſen. 
v. 23. März 1903, VI. 382/1902, v. 16. Juni 1904, VI. 509/1903 und v. 
18. Okt. 1906, VI. 15/1906) bekämpft, nicht zuzuſtimmen und die Verwertung 
einer von dem Gegner beſtrittenen, nicht erwieſenen Behauptung zuungunſten 
der behauptenden Partei nicht allgemein zuläſſig fein, fo ift ihre Berücksichtigung 
im vorliegenden Fall doch durch die Vorſchrift des § 286 gerechtfertigt, 
wonach das Gericht ‚unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Ver— 
handlungen“ nach freier Überzeugung über die Wahrheit oder die Unwahrheit 
einer tatſächlichen Behauptung zu entſcheiden hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. März 1915 L. (Bkl.) w. D. 

(OLG. Poſen.) III. 24/15. Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 81 S. 331. 


123. Grenzen der Suläſſigkeit von Zeugenbenennungen* 
und Eideszufchiebungen.** 
Vgl. 57 Nr. 115 m. N. — gl. 24 Nr. 172; 49 Nr. 62 m. N.; 62 Nr. 68; 65 


Nr. 236 S. 443. 
3 PO. 88 373. 445. 


Der Kläger war der Meinung, daß für ihn und ſeine Verwandten väter⸗ 
licherſeits „eine Erbſchaft vorliege“, von der er vermutete, daß ſie im Nach⸗ 
laſſe des, wie er annahm, einige Jahre vor 1904 „in Amerika“ geſtorbenen, 
angeblich i. J. 1805 in K. geborenen Ch. A. K. beſtehe. Er behauptete, er 
habe zum Zweck der Erhebung der Erbſchaft ſeiner Verwandten, der Witwe 
E., die nötigen Papiere übergeben und ſei von ihr an ihren Schwiegerſohn, 
den Beklagten, verwieſen worden, der „die Ausmittelung und Einziehung 
des Nachlaſſes ſchon in die Hand genommen habe“. Er habe i. J. 1904 mit 
dem Beklagten mehrfach verhandelt und dieſem die ganze Angelegenheit 
überlaſſen, nachdem er von demſelben die Zuſicherung erhalten gehabt habe, 
daß er „alles zur Ausforſchung der Perſon des Erblaſſers, des Nachlaſſes, 
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deſſen Umfangs und zur Erledigung der bei Auszahlung und Verteilung 
erforderlichen Formalien notwendige beſorgen“ werde. Weiter behauptete 
er in 2. Inſtanz: 

1. Der Beklagte habe tatſächlich die Erbſchaft erhoben und ſei erſt da⸗ 
durch in ſeine jetzige glänzende Vermögenslage gekommen (Beweis 
drei Zeugen); 

2. als der Beklagte einmal im Spiel 4000 „ verloren habe, ſei von einem 
Jagdfreunde, dem Gutsbeſitzer R. in Z., bemerkt worden: „Na, der 
kann es verſchmerzen, der hat Millionen geerbt“ (Beweis zwei Zeugen). 

Nach Erhebung dieſer Beweiſe benannte der Kläger zu beiden Punk⸗ 
ten je zwei weitere Zeugen und erklärte auf Befragen: er nehme an, daß 
die beiden zu 2. Genannten von dem, worüber ſie ausſagen ſollten, gehört 
hätten; es ſei aber auch nicht ausgeſchloſſen, daß es Gegenſtand ihrer Wahr⸗ 
nehmung geweſen ſei. Auch ſchob er dem Beklagten den Eid über das Vor⸗ 
bringen zu 1. zu. 

Der Beklagte beſtritt alle Behauptungen und nahm den ihm zugeſcho⸗ 
benen Eid mit der Bitte an, die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung zu prüfen. 
— Die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

— — — „Die Behauptung des Klägers, daß der Beklagte die große Erbſchaft 
erhoben habe, beruht nicht auf dem Wiſſen des Klägers oder auf dem Wiſſen 
derer, die er dafür als Zeugen benennt, ſondern lediglich auf dem unbegrün⸗ 
deten, aber gleichwohl eingewurzelten Glauben des Klägers vom Anfall der 
Erbſchaft und auf dem, was Zeugen über angebliche Außerungen Dritter berichtet 
haben, deren Zuverläſſigkeit ſowenig wie die der Zeugen feſtſteht oder nach⸗ 
geprüft werden kann. Der auf Antrag des Klägers inſoweit erhobene Be⸗ 
weis hat kein Ergebnis gehabt. Der neuerdings dazu angebotene Zeugen⸗ 
beweis aber iſt abzulehnen, und zwar, wenn nicht ſchon auf Grund von § 374 
ZPO., fo doch um deswillen, weil das eigene Vorbringen des Klägers deut⸗ 
lich ergibt, daß er nicht Tatſachen unter Beweis ſtellt, die auf beſtimmten 
Wahrnehmungen beruhen, ſondern nur ſolche, die er, dafern er ſie nicht über⸗ 
haupt aus der Luft greift, aus nicht nachprüfbaren Tatſachen folgert. Das 
gilt ſowohl für die Behauptung der Einhebung der Erbſchaft ſeitens des Be⸗ 
klagten, wie von der unterſtützenden Behauptung unter 2. oben im Tat⸗ 
beſtande. Ob dieſe nicht auch durch die Ausſage des Zeugen Kl. widerlegt 
wird, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls verdanken die neuen Beweis⸗ 
anträge dazu ihr Entſtehen lediglich der Angabe des Zeugen R., der es als 
möglich bezeichnet, daß die in ſein Wiſſen geſtellte Außerung von einem der 
beiden neu benannten Zeugen getan worden ſein könnte. Im Umfange der 
nachträglichen Zeugenbenennung des Klägers zu ſeinem Vorbringen unter 
1. und 2. oben im Tatbeſtande liegt alſo keine nach § 373 ZPO. zuläffige 
Beweisantretung vor, und zwar ſowenig, wie im Umfange der Eideszuſchie⸗ 
bung zu 1., die nicht über eine Beweistatſache erfolgt iſt (8 445 ZPO.) und 
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außerdem nur den Zweck verfolgt, den Beklagten zu Eröffnungen zu zwingen, 
damit der Kläger daran ermeſſen könne, ob und inwieweit ſein Glauben 


oder Meinen eine tatſächliche Grundlage habe. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 9. Dez. 1915 K. (Kl.) w 
Kn. — 50. 5/15. b Ch. 


124. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; 
Einwand des Schuldners, daß ſein Beſitz- und Benutzungsrecht 
verletzt werde oder daß die Sachen unentbehrlich ſeien. 


Vgl. 68 Nr. 223 m. N. 
ZPO. 35 808. 766. 811. 


Der Umſtand, daß die Pfandgegenſtände dem Gläubiger ſicherunghalber 

zu Eigentum übertragen ſind, ſteht ihrer Pfändung nicht entgegen; 
vgl. a. u. Gaupp-Stein!® Bem. II. 4 zu § 804 3PO.; Hein Zw.⸗Vollſtr. 100. 101; 

RGeEntſch. 79, 241 ff. (Seuff A. 68 Nr. 223). 
Der Schuldner kann allerdings auch dann, wenn der Gläubiger eigene Gegen⸗ 
ſtände bei ihm pfänden läßt, Einwendungen gegen die Art und Weiſe 
der Zw.⸗Vollſtreckung gemäß § 766 ZPO. erheben, „wenn die Pfändung eine 
Verletzung des ihm zuſtehenden Beſitz⸗ und Benutzungsrechts darſtellt“; 

vgl. einerſeits OL GRſpr. 22, 363 u. 27, 174; und anderſeits RGentſch. 79, 244. 

Er kann ſich unter dieſer Vorausſetzung auch auf 8 811 ZPO. ſtützen. Ge⸗ 
gebenenfalls beſteht aber kein Beſitz⸗ und Benutzungsrecht der Schuldner 
mehr. Nach dem Vertrage über die Sicherungsübereignung iſt der Gläubiger, 
da die Schuldner ihren Verpflichtungen aus dem Darlehnsvertrage nicht 
nachgekommen ſind, berechtigt, ſich die Pfandgegenſtände ohne weiteres an⸗ 
zueignen. Er könnte eventuell Wegnahmeurteil erwirken. Die Schuldner 
können daher nicht mehr einwenden, ſie hätten fernerhin ein Recht auf Beſitz 
und Benutzung der Sachen. Übrigens wäre auch die angebliche Unentbehr⸗ 
lichkeit der gepfändeten Gegenſtände keineswegs glaubhaft gemacht. 

Die weitere ſofortige Beſchwerde der Schuldner gegen den Beſchluß des 
Landgerichts war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 7. Dez. 1915 R. w. R. — 
Beſchw.⸗Reg. 582/15. F. 
125. Umſchreibung im Muſterregiſter im Sw.-Vollſtr. Wege. 
Vgl. 56 Nr. 142 m. N.; 59 Nr. 215. 
3PO. 98 887. 888 
Die Parteien hatten vor dem Landgericht einen Vergleich geſchloſſen, 
in welchem die zwiſchen ihnen beſtehende Geſellſchaft für aufgehoben er- 
klärt und dem jetzigen Antragſteller u. a. ein Anſpruch auf zwei Gefchmad3- 
muſter überwieſen wurde. Auf Grund dieſes Vergleichs beantragte der An— 
tragſteller beim Landgericht, da der Gegner der Verpflichtung zur Übertra- 
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gung der Muſter nicht nachkomme, ihn gemäß $ 887 ZPO. zu ermächtigen, 
die Übertragung der Muſter auf ſeinen Namen auf Koſten des Gegners vor⸗ 
zunehmen. — Das Landgericht gab dem Antrag ſtatt, während er vom Ober⸗ 
landesgericht abgewieſen wurde. Aus den Gründen: 

„Das Urheberrecht an den Muſtern iſt durch den Vergleich v. 27. Juli 
1915 auf den Antragſteller übergegangen. Von einem Vermerk im Mufter- 
regiſter iſt der Rechtsübergang nicht abhängig (vgl. Allfeld Gewerbl. Urheberr. 
319). Trotzdem iſt nicht zu bezweifeln, daß der Erwerber des Rechts gegen⸗ 
über dem im Muſterregiſter als Inhaber des Rechts Eingetragenen einen An⸗ 
ſpruch auf Vermerk des Rechtsüberganges im Muſterregiſter hat, und es beſteht 
auch kein Bedenken dagegen, in dem gerichtlichen Vergleich v. 27. Juli 1915 
einen Titel auf Bewirkung der Umſchreibung im Muſterregiſter zu erblicken. 

Aber auch von dieſer Grundlage aus erachtet das Beſchwerdegericht den 
Antrag, den Gläubiger gemäß $ 887 ZPO. zur Abgabe der Umſchreibungs⸗ 
erklärung namens des Schuldners zu ermächtigen, nicht für begründet. Frei⸗ 
lich iſt, da nicht ein rechtskräftiges Urteil, ſondern ein nach $ 794 ZPO. voll⸗ 
ſtreckbarer Vergleich den Titel der Zw.⸗Vollſtreckung bildet, der 8 894 ZPO. 
nicht anwendbar, ſo daß die Umſchreibungserklärung nicht etwa als bereits 
mit Abſchluß des Vergleichs abgegeben gelten kann (vgl. RGEntſch. 55, 57, 
in SeuffA. 59 Nr. 215; Gaupp⸗Stein Bem. I. 1 zu 8 894 ZPO.). Aber 
auch der § 887 ZPO. iſt nicht anwendbar. Abweichend von der angeführten 
Entſcheidung des Reichsgerichts iſt das Beſchwerdegericht in Übereinftimmung 
mit den Ausführungen bei Gaupp⸗Stein Bem. II 2b zu 8 887 ZPO. der 
Anſicht, daß hier nicht eine Handlung in Frage ſteht, deren Vornahme durch 
einen Dritten erfolgen kann. Die Möglichkeit der Vornahme für den Schuld⸗ 
ner, die nach $ 887 ZPO. Vorausſetzung der gerichtlichen Anordnung ſein 
ſoll, darf nicht erſt durch die als Wirkung der gerichtlichen Anordnung an⸗ 
zuſehende Ermächtigung geſchaffen werden. 

Es bleibt dem Gläubiger alſo nur der Weg des 8 888 ZPO. für die Zw.⸗ 
Vollſtreckung offen, der hier nicht gewählt iſt. — — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 18. Jan. 1916 in der Zw.⸗ 

Vollſtr.⸗Sache H. w. B. Bs. Z II. 132/15. Nö. 


126. Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer engliſchen 
Lebensverſiche rungsgeſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen 
Derficherungnehmers. 

ZPO 88 916. 917; VerſBG. 88 1. 159. 


Der Kläger, der 70 Jahre alt iſt, iſt ſeit dem Jahre 1871 bei der eng⸗ 
liſchen Lebens⸗ und Rentenverſicherungsgeſellſchaft Gresham für ſein Leben 
mit 8000 „ verſichert. Dieſe Geſellſchaft, die in London ihren Sitz hat, iſt 
zum Geſchäftsbetrieb in Bayern zugelaſſen und hat zur Sicherſtellung der 


* 
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in Bayern anſäſſigen Verſicherungnehmer die ihr durch Entſchließung des 
Staatsminiſteriums des Innern v. 28. Juli 1865 auferlegte Kaution zu 
100000 Gulden hinterlegt, über welches Depot ohne Genehmigung des ge⸗ 
nannten Miniſteriums nach den Hinterlegungsbeſtimmungen v. 19. Auguſt 
1914 nicht verfügt werden darf. Seit dem Jahre 1902 hat die Geſellſchaft 
die Eingehung neuer Verſicherungsgeſchäfte im deutſchen Reichsgebiet ein⸗ 
geſtellt und ihre Tätigkeit auf die Abwickelung der abgeſchloſſenen Geſchäfte 
eingeſchränkt und die hierzu erforderlichen Geldbeträge ſtets aus London 
überſandt. Bei Ausbruch des Krieges erließ die engliſche Staatsregierung 
ein Verbot an die Angehörigen des engliſchen Reiches, Zahlungen an Deutſch⸗ 
land zu leiſten. Im September 1914 wurde ein Anwalt in H. als Aufſichts⸗ 
perſon für die in Deutſchland befindliche Zweiganſtalt der Gresham beſtellt. 

Der Kläger beantragte beim Landgericht, zur Sicherung der Verſich.⸗ 
Summe und von 2000 % Gewinnteilanſpruch dinglichen Arreſt in das im 
Inlande befindliche Vermögen der Gresham anzuordnen und ihren Anſpruch 
gegen das Staatsminiſterium des Innern und die ... Bank auf Herausgabe 
der hinterlegten Sicherheit zu 100000 Gulden, ſowie andre Anſprüche der 
Geſellſchaft gegen Bevollmächtigte und gegen die Aufſichtsperſon auf Heraus⸗ 
zahlung von Geldern und Ablieferung von Wertpapieren zu pfänden. Das 
Landgericht erließ den beantragten Arreſtbefehl und Pfändungsbeſchluß und 
. beftätigte auf den Widerſpruch der Beklagten den Arreſtbefehl durch Urteil. 
Die Berufung der Arreſtbeklagten hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Das Ber.-Gericht geht inſoweit der Beklagten einig, als es deren durch 
den Krieg herbeigeführte ſchlechte Vermögenslage und die drohende Konkur⸗ 
renz andrer Gläubiger nicht als Arreſtgrund anſieht. Eine nachträgliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögenslage der Beklagten durch ihre deutſchen Organe 
oder durch den ſtaatlich aufgeſtellten Aufſichtsbeamten iſt nicht glaubhaft ge⸗ 
macht, ja überhaupt nicht behauptet. Wohl aber iſt für die deutſchen Gläu⸗ 
biger der Beklagten ein vollgültiger Arreſtgrund geſchaffen durch das an alle 
engliſche Staatsangehörigen gerichtete Verbot der engliſchen Regierung, an 
deutſche Reichsangehörige irgendwelche Zahlungen zu leiſten. Hierdurch iſt 
den deutſchen Gläubigern jede Möglichkeit abgeſchnitten, die ihnen rechtlich 
geſchuldeten Zahlungen aus dem Gebiet des engliſchen Reichs zu erhalten; 
auch nach Beendigung des Krieges iſt wegen des erbitterten Haſſes der lei— 
tenden Kreiſe gegen Deutſchland mit einer wenigſtens tatſächlich eintretenden 
Erſchwerung der Rechtsverfolgung in England zu rechnen. Die Beklagte räumt 
ſelbſt ein, daß ihre zurzeit für die deutſchen Gläubiger verfügbaren Mittel 
nur 500000 , ausmachen, alſo nur ein Viertel der fälligen Forderungen der 
deutſchen Gläubiger zu 2 Millionen. Dieſe brauchen nicht tatenlos die Hände 
in den Schoß zu legen und zuzuwarten, bis ihnen die Gnade der engliſchen 
Staatsregierung den Rechtsverkehr wieder eröffnet und die Möglichkeit ge— 
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währt, ihre Rechte im engliſchen Ausland zu verfolgen, während doch die 
von der Beklagten hinterlegte Sicherheit und deren ſonſtige Einnahmen ihnen 
oder mindeſtens einigen von ihnen bei energiſchem Vorgehen hinreichende 
Sicherheit gewähren könnten. 


Der Arreſtkläger mag, da er bewußt mit einer ausländiſchen Geſellſchaft 
einen Verſich.⸗Vertrag geſchloſſen hat, hierdurch auf Erwirkung eines Arreſtes 
wegen der Ausländereigenſchaft ſeiner Vertragsgegnerin ſtillſchweigend ver⸗ 
zichtet haben. Die Abſchneidung jeden Rechtsverkehrs durch das Zahlungs⸗ 
verbot der engliſchen Regierung brachte aber ihm wie allen deutſchen Gläu⸗ 
bigern der Beklagten die Gefahr, zum mindeſten für die Dauer des Krieges 
keine Zahlungen aus dem hierfür allein zureichenden engliſchen Vermögen 
der Beklagten zu erhalten; die einzige Möglichkeit der Befriedigung oder 
Sicherung beſteht ſomit für die deutſchen Gläubiger der Beklagten in dem 
Zugriff auf ihre in Deutſchland befindlichen, zur Deckung aller Gläubiger un⸗ 
zureichenden Mittel. 


Auf die vom Aufſichtsbeamten angebotene gleichheitliche Verteilung der 
vorhandenen Mittel unter ſämtliche Gläubiger brauchen ſich die deutſchen 
Gläubiger nicht verweiſen zu laſſen; jeder Gläubiger hat Anſpruch auf volle 
Befriedigung ſeines fälligen Guthabens, ſolange nicht der Konkurs eröffnet 
iſt. Die Zw.⸗Vollſtreckung in das im Auslande befindliche Vermögen der Be⸗ 
klagten iſt durch die engliſche Staatsregierung zum Nachteil der deutſchen 
Gläubiger ausgeſchloſſen worden; dieſe ſind daher noch ſchlechter geſtellt als 
wenn fie bei Nichtanordnung des Arreſtes im Ausland zu vollſtrecken ge- 
zwungen wären. Dieſe Einwirkung der engliſchen Staatsregierung hat die 
deutſchen Gläubiger nicht bloß geſchädigt, ſondern auch die Verluſtgefahr für 
ſie für die nächſte Zukunft begründet und erhöht. 

Ein Arreſtgrund im Sinne des $ 917 ZPO. iſt daher als beſtehend anzu⸗ 
erkennen. | 

Vgl. Poſener Monatsſchr. 1912, 4; JW. 1904, 557; „Recht“ 1908 Nr. 2055; RGentſch. 
67, 22 ff. 
Die Forderung des Arreſtklägers aus dem Verſicherungsvertrag iſt betagt; ſie 
wird fällig mit feinem nur hinſichtlich des Zeitpunkts des Eintritts unbe- 
ſtimmten, angeſichts des hohen Alters indes in nicht ferner Zeit zu erwar⸗ 
tenden Ableben. Sicherung dieſer betagten Forderung wird daher mit Recht 
begehrt (8 916 Abſ. 2 ZPO.). 

Die Berufung der Beklagten erweiſt ſich aus allen dieſen Erwägungen 
als unbegründet. — — —“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 27. Dez. 1915. Sch. w. Gres⸗ 

ham. L. 603/15. F—2. 
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127. Erfordernis eines vollſtändigen Tatbeſtandes in den Beſchlüſſen 
des Beſchwerdegerichts in der freiwill. Gerichtsbarkeit. 


FGG. § 25. 27. 


In Angelegenheiten der freiwill. Gerichtsbarkeit muß, ebenſo wie in 
Grundbuchſachen, mit Rückſicht auf die Natur der weiteren Beſchwerde als 
eines der Reviſon gleichſtehenden Rechtsmittels an die Begründung einer 
auf Beſchwerde ergangenen Entſcheidung des Landgerichts die Anforderung 
geſtellt werden, daß ſie aus ſich heraus dem Gericht der weiteren Beſchwerde 
den Sachverhalt erkennbar macht. Für das Gericht der 3. Inſtanz ſind die 
in der angefochtenen Entſcheidung gerichtlich feſtgeſtellten Tatſachen maß⸗ 
gebend, und außer dieſen Tatſachen dürfen andre regelmäßig nicht berüd- 
ſichtigt werden ($ 27 FGG.; 8 78 GBO.; § 561 3PO.). Es muß alſo die 
Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes klar erſehen laſſen, auf welchem 
Tatbeſtand das Landgericht ſeine Ausführungen aufbaut. Andernfalls kann 
das Gericht der weiteren Beſchwerde nicht feſtſtellen, ob die Entſcheidung 
auf einer Verletzung des Geſetzes beruht. 


Im vorliegenden Fall fehlt es in dem landgerichtlichen Beſchluſſe an 
jedem Tatbeſtand, obwohl ausweislich der Akten der Beſchwerde ein ziem⸗ 
lich umfangreicher Sachverhalt zugrunde lag. Das einzige, was der land- 
gerichtliche Beſchluß vom Sachverhalt angibt, iſt, daß der Beſchwerdeführer 
neue Tatſachen nicht vorgebracht, ſondern ſich darauf beſchränkt habe, die 
bereits in 1. Inſtanz vorgebrachten Tatſachen zu wiederholen. Selbſt wenn 
man annimmt, daß damit der Tatbeſtand des erſtinſtanzlichen Beſchluſſes in 
bezug genommen ſei, ſo würde doch immer noch der Mangel bleiben, daß 
auch dieſer Beſchluß nicht annähernd vollſtändig den Sachverhalt enthält, 
den der Beſchwerdeführer ausweislich der Akten den beiden Vordergerichten 
unterbreitet hatte. Das Amtsgericht hat zwar angegeben, daß der Beſchwerde⸗ 
führer die Abſetzung des Teſtamentsvollſtreckers wegen pflichtwidrigen Ver⸗ 
haltens im Amte verlange, hat ſich aber, anſtatt die Tatſachen nachzuprüfen, 
in denen der Beſchwerdeführer dieſes pflichtwidrige Verhalten erblickt, auf 
die Bemerkung beſchränkt, daß die „vorgebrachten Tatſachen in jedem ein⸗ 
zelnen Falle eingehend geprüft“ ſeien. | 

Es läßt ſich infolgedeſſen von dem Gericht der weiteren Beſchwerde nicht 
nachprüfen, ob dem landgerichtlichen Beſchluß ein Rechtsirrtum zugrunde 
liegt. Die Sache mußte daher unter Aufhebung des landgerichtlichen Be 
ſchluſſes an das Landgericht zurückverwieſen werden. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 21. Jan. 1915 betr. Nachlaß des 

N. in A. 1 X. 296/14. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 167. 
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128. Hemmung der Verjährung durch verzögerte Entſcheidung über 
das vom Kläger benötigte Armenrecht. 


BGB. 3 203 Abſ. 2. 


Am 12. März 1910 fiel die minderjährige Klägerin in der L. ſtraße zu 
Gr. über einen auf dem Fußſteige liegenden Steinhaufen und verletzte ſich. 
Ihr Vater als ihr geſetzlicher Vertreter verklagte zunächſt die Gemeinde Gr. 
auf Schadenerſatz, weil ſie den Unfall durch die Nichtbeleuchtung des Stein⸗ 
haufens verſchuldet habe, die Klage wurde aber vom Landgericht abgewieſen. 
Darauf nahm die Klägerin den Kreis Fr. in Anſpruch, weil er weder den 
Steinhaufen beleuchtet noch die Gemeinde Gr. von der Anfuhr der Steine 
in Kenntnis geſetzt habe. Die Klage wurde in den beiden erſten Inſtanzen 
abgewieſen; das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. — Aus den 
Gründen: 

„Der Beklagte hat der Klage neben andern Einwendungen die Einrede 
der Verjährung entgegengeſtellt. In 1. Inſtanz iſt er mit ihr nicht durch⸗ 
gedrungen, weil die Klägerin erſt durch das landgerichtliche Urteil im Vor⸗ 
prozeſſe von den Gründen Kenntnis erhalten habe, durch die eine Haftung 
der Gemeinde ausgeſchloſſen werde; es könne daher der Beginn der Ver⸗ 
jährung nicht vor den 6. Mai 1912 gelegt werden. Abweichend hiervon will 
das Ber.⸗Gericht die Verjährung jedenfalls im Auguſt 1910 beginnen laſſen. 
Der geſetzliche Vertreter der Klägerin habe ſchon im April 1910 erfahren, 
daß es ſich um eine Kreisſtraße handle, die Klägerin ſei daher auch in der 
Lage geweſen, gegen den Kreis vorzugehen und hätte hierzu jedenfalls Ende 
Auguſt 1910 nach der ausdrücklichen Ablehnung jeder Haftung ſeitens des 
Kreiſes alle Veranlaſſung gehabt. Die jetzige Klage ſei erſt im Oktober 1913, 
alſo nach vollendeter Verjährung erhoben. Das Ber.⸗Gericht ſtellt ſodann 
noch feſt, daß die Klägerin nach Zurücknahme ihrer Berufung im Vorprozeſſe 
ſchon im Januar 1913 um Zulaſſung zum Armenrecht für die Klage gegen 
den Kreis nachgeſucht hat, daß hierauf das Landgericht unter Aktenabgabe 
mit dem Kreisamte in Verhandlung getreten iſt, dieſes wiederum mit der 
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Frankfurter Verſich.⸗Akt.⸗Geſellſchaft verhandelt hat, und daß es erſt am 
18. Sept. 1913 zur Bewilligung des Armenrechts gekommen iſt. Es wird 
anerkannt, daß bei normalem Geſchäftsgange die Klage rechtzeitig hätte er⸗ 
hoben werden können, hierauf komme es aber nicht an und es brauche daher 
nicht geprüft zu werden, ob und wie ſich die Verzögerung hätte vermeiden 
laſſen. 

Schon dieſe letzteren Ausführungen geben zu Bedenken Anlaß. Nach 
§ 852 BGB. verjährt der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entſtandenen Schadens in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflich⸗ 
tigen Kenntnis erlangt. Daß dieſer Zeitpunkt mit dem Unfall ſelbſt zu⸗ 
ſammenfiele, nimmt der Vorderrichter nicht an, ſondern verlegt ihn frühe⸗ 
ſtens auf den April 1910 und jedenfalls auf den Auguſt desſelben Jahres. 
Nun handelt es ſich um einen Anſpruch, der zur Zuſtändigkeit der Land⸗ 
gerichte gehört, mit Rückſicht auf 8 78 ZPO. bedurfte daher die Klägerin zu 
ſeiner Verfolgung im Rechtswege der Tätigkeit eines bei dem zuſtändigen 
Landgericht zugelaſſenen Rechtsanwalts. Da ſie die Koſten eines ſolchen 
nicht tragen kann, hat ſie den geſetzlich vorgeſehenen Weg eingeſchlagen und 
die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Armenrecht beantragt. Daß dies 
rechtzeitig geſchah und daß die Klagerhebung vor April und noch mehr vor 
Auguſt 1913 möglich geweſen wäre, wenn die Erledigung des Armenrechts⸗ 
geſuchs in der gewöhnlichen Zeit erfolgt wäre, unterliegt keinem Zweifel, 
bis zur Beiordnung eines Anwalts aber war die Klägerin an der Rechts⸗ 
verfolgung verhindert. Es mußte daher geprüft werden, ob dieſer Behin⸗ 
derung rechtliche Bedeutung zukommt. Nach den jetzt vorliegenden Feſt⸗ 
ſtellungen iſt das zugunſten der Klägerin anzunehmen. 

Aus 8 203 Abſ. 2 BGB. ergibt ſich, daß die Verjährung gehemmt iſt, 
wenn der Berechtigte in andrer Weiſe als durch Stillſtand der Rechtspflege 
an der Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt gehindert wird. Als höhere 
Gewalt iſt freilich nicht jeder Zufall anzuſprechen, vielmehr muß es ſich um 
ein von außen her einwirkendes Ereignis handeln, das durch die äußerſte, 
nach der Sachlage von dem Betroffenen vernünftigerweiſe zu erwartende 
Sorgfalt nicht verhütet werden konnte (RGEntſch. 64, 405; 48, 412; Komm. 
von RGRäten Anm. 2 zu § 203). Das Ber.⸗Gericht ſagt nun, daß ſich die 
Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch verzögert habe, weil die an das 
Kreisamt abgegebenen Akten nicht vollſtändig zurückkamen. Nach der ge⸗ 
naueren Darſtellung im Urteil des Landgerichts wurden ſie im März 1913 
dem Kreisamt überſandt und gelangten trotz mehrfacher Erinnerung erſt mit 
einem Schreiben v. 27. Auguſt 1913 zurück, zugleich wurde mitgeteilt, es 
laſſe ſich nicht feſtſtellen, wo ſich die Akten befunden hätten. Das Fehlen 
dieſer dem Landgericht zu ſeiner Beſchlußfaſſung nötigen Akten wie auch die 
geſchäftliche Behandlung des Armenrechtsgeſuchs überhaupt ſtellt für die Klä⸗ 
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gerin ein von außen her eingreifendes Ereignis dar, das ſie in keiner Weiſe 
vorauszuſehen oder abzuwenden vermochte und das im gegebenen Fall als 
höhere Gewalt um ſo eher anzuerkennen iſt, als irgendwelche geſchäftliche 
Gewandtheit bei der in einfachen Verhältniſſen lebenden Klägerin nicht vor⸗ 
ausgeſetzt werden kann. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der Praxis des 
Reichsgerichts bei der Auslegung des 9 233 3PO., wonach ein die Wieder⸗ 
einſetzung i. d. v. St. rechtfertigender unabwendbarer Zufall dann angenom⸗ 
men wird, wenn ein rechtzeitig eingereichtes Armenrechtsgeſuch ohne Ver⸗ 
ſchulden des Antragſtellers ſo ſpät beſchieden wird, daß eine Wahrung der 
Friſt nicht möglich iſt (Warneyer 1911 Nr. 115; Nr. 449). 

Muß aber ſonach angenommen werden, daß die Verjährung bis zur Zu⸗ 
ſtellung des über die Bewilligung des Armenrechts ergangenen Beſchluſſes 
gehemmt war, jo hat das nach § 205 BGB. die Wirkung, daß der betreffende 
Zeitraum in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet wird. Dann war aber 
die Verjährung im e 1913 bei Erhebung der vorliegenden Klage noch 
nicht vollendet. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. April 1915. H. (Kl.) w. Kreis 
Fr. (OLG. Darmſtadt). VI. 652/14. Auch in RGEntſch. 87 Nr. 10 
S. 52. 


129. Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann 
nicht einwenden, daß der Verkäufer die Ware anderweit vorteilhaft 
verkauft habe. 


Vgl. 61 Nr. 8 m. N. 
BGB. 58 252. 326. 


Der Kläger fordert den Unterſchied zwiſchen ſeinem Serftellungspreie 
und dem höheren Verkaufspreiſe als entgangenen Gewinn, wozu er nach 
8 252 BGB. berechtigt if. Ob man in einem ſolchen Fall mit Staub (§ GB.“ 
2, 588 Anm. 29) von abſtrakter oder mit Makower (Vorbem. vor §8 375. 376 
XIe 2) von konkreter Schadensberechnung ſprechen will, iſt gleichgültig. In 
keinem Fall kann der Käufer einwenden, der durch ſeine Nichtabnahme dem 
Verkäufer unzweifelhaft entſtandene Schaden ſei dadurch wieder beſeitigt 
worden, daß es dem Verkäufer gelungen ſei, die Ware anderweit zu einem 
höheren als dem Vertragspreiſe zu verkaufen. Die Vorausſetzungen für 
eine Vorteilsausgleichung liegen in einem ſolchen Fall — nicht anders als bei 
einem Weiterverkauf eingedeckter Waren durch den Käufer (RGeEntſch. 52, 
154, in Seuff A. 58 Nr. 97) — nicht vor. Das folgt ſchon daraus, daß nach 
fruchtloſer Friſtſetung gemäß § 326 BGB. der Kaufvertrag aufgelöſt war. 
Kläger war unbeſchränkter Herr ſeiner Ware und konnte mit ihr verfahren 
wie er wollte. Er konnte ſie auf Lager nehmen, ſelbſt verbrauchen oder in 
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feinem Geſchäftsbetriebe veräußern. Gelang es ihm, fie alsbald oder ſpäter 
mit Gewinn zu verkaufen, ſo kann man das nicht mehr als eine Folge der 
Nichtabnahme durch den Beklagten anſehen, es wurde vielmehr lediglich 
durch das Beſtehen eines kaufmänniſchen Betriebes verurſacht, in welchem 
Waren dieſer Art hergeſtellt und verkauft wurden. Der durch den ander⸗ 
weitigen Verkauf erzielte Gewinn konnte, wie der Vorderrichter zutreffend 
ausführt, im gewöhnlichen Lauf der Dinge auch aus einer anderen Waren⸗ 
menge erzielt werden. Nun lag es hier allerdings ſo, daß der Kläger, als 
er die Ware weiter verkaufte, andre als die für den Beklagten beſtimmten 
2000 Doſen nicht auf ſeinem Lager hatte. An der rechtlichen Beurteilung 
kann aber hierdurch ſchon deshalb nichts geändert werden, weil der Kläger 
neue Ware hätte herſtellen oder ſchon vorhandene von andrer Seite hätte 
beziehen können. Ob ihm dies, wie der Beklagte behauptet, nur mit einem 
Mehraufwande möglich geweſen wäre, weil inzwiſchen die Preiſe geſtiegen 
waren, iſt unerheblich; das war eine geſchäftliche Angelegenheit des Klägers, 
um die ſich der Beklagte nicht zu kümmern hatte und woraus er Einwendungen 
gegen die Schadensberechnung des Klägers nicht ableiten kann. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 29. Januar 1916. Fr. (Kl.) 
w. F. Bf. III. 229/15. | B. 
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BGB. 88 279. 275. 285. 480. 


Der Kläger hatte bei der Beklagten, einer Getreide⸗ und Landespro⸗ 
duktenhandlung, am 27. Oktober 1914 einen Eiſenbahnwagen rumäniſchen 
Mais, lieferbar im November 1914 zum Preiſe von 23,50 % für 100 kg be⸗ 
ſtellt. Beklagte hatte den Auftrag angenommen, aber den Vorbehalt gemacht, 
daß ihr nicht der Bezug von Mais aus Rumänien durch Ausfuhrverbot, Durch- 
fuhrverbot oder ſonſt eine Maßnahme oder ein Ereignis höherer Gewalt un⸗ 
möglich gemacht werde. Da Lieferung nicht erfolgte, ſetzte der Kläger der 
Beklagten eine Nachfriſt gemäß § 326 BGB. mit dem Beifügen, daß er nach 
Ablauf der Friſt die Annahme ablehne und Schadenerſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung verlange. Den Schaden berechnete dann der Kläger, der ſich ander⸗ 
weitig gedeckt hatte, auf 2050 4; auf Bezahlung dieſes Betrages erhob er 
Klage, der die Beklagte mit der Behauptung entgegentrat, ſie habe ſchon 
vorher in Wien 15 Wagen rumäniſchen Mais, lieferbar im November 1914, 
beſtellt gehabt, wovon ſie dem Kläger einen Wagen habe liefern wollen, es 
ſei ihr aber wegen des in Rumänien herrſchenden Wagenmangels und der 
Hinderniſſe, die die rumäniſche Regierung der Ausfuhr bereitet habe, trotz 
wiederholter Mahnungen nicht möglich geweſen, die Lieferung der Ware 
zu erreichen. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: ö 
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„— — — Die Beklagte hat ſich zur Zeit des Ablaufs der ihr geſetzten 
Nachfriſt nicht in ſchuldhaftem Lieferungsverzug befunden, deshalb iſt die 
Klage mit Recht abgewieſen worden. 

Vorausſetzung der Klage auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach 
§ 326 BGB. iſt, daß die Beklagte mit der ihr obliegenden Leiſtung im Ver⸗ 
zug iſt. Gemäß § 285 BGB. kommt der Schuldner nicht in Verzug, ſolange 
die Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes unter⸗ 
bleibt, und nach $ 275 BGB. wird der Schuldner von der Verpflichtung zur 
Leiſtung frei, ſoweit die Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden 
Umſtandes oder infolge ſeines nachträglich eintretenden Unvermögens un⸗ 
möglich wird. Allerdings beſtimmt § 279 BGB., daß, wenn der geſchuldete 
Gegenſtand nur der Gattung nach beſtimmt iſt, der Schuldner, ſolange die 
Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, ſein Unvermögen zur Leiſtung auch zu 
vertreten hat, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Allein dieſer 
Vorſchrift kommt nur dispoſitive Bedeutung zu (Staudinger Bem. 5 zu 
$ 279 und Planck“ 2, 237). Zuläſſig iſt alſo insbeſondere eine ſog. „Freizeich⸗ 
nungsklauſel“ des Inhalts, daß es trotz Vorliegens einer Gattungsſchuld bei 
den allgemeinen Regeln der §8 275. 276. 285 verbleiben, der Schuldner alſo 
nicht in Verzug kommen, vielmehr in der Verpflichtung zur Lieferung frei 
ſein ſoll, wenn ihm ohne ſein Verſchulden die Lieferung unmöglich wird 
(OLG. Braunſchweig in DIZ. 1904, 752). In dieſem Sinne iſt nach der 
Anſchauung des Senats der dem Schreiben der Beklagten vom 28. Okt. 1914 
beigefügte Vorbehalt von beiden Parteien gemeint geweſen. 


Daß es der Beklagten ohne ihr Verſchulden bis zum 18. Februar 1915 
unmöglich war, den an den Kläger verkauften Wagen rumäniſchen Mais 
zu liefern, hält der Senat gleich dem Landgericht für erwieſen.— — — 
Durch unverhältnismäßig hohe Aufwendungen oder gar durch Beſtechung 
rumäniſcher Beamten die Ausfuhr des dem Kläger zu liefernden Wagens 
Mais unter allen Umſtänden zu ermöglichen, war die Beklagte nicht ver⸗ 
pflichtet. Sie hat ſich ſohin bis zum Ende der ihr geſetzten Nachfriſt nicht 
im Verzug befunden. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 10. Nov. 1915. W. w. B. & G. 

L. 505/15. | F—z. 


131. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaffung. 


Bol. 67 Nr. 132 m. N. 
BGB. 58 313. 873. 925. 


Die Beſchwerde macht geltend, daß Auflaſſung und Eintragung gleich⸗ 
wertig ſeien und deshalb die Willensübereinſtimmung der Parteien noch im 
Augenblick der Eintragung vorhanden ſein müſſe, während das hier nicht 
mehr der Fall geweſen ſei, jo daß eine Heilung nach $ 313 Satz 2 BGB. 
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nicht eingetreten ſei; insbeſondere in Bayern ſei die Beurkundung des nich⸗ 
tigen Schuldvertrags mit der der Auflaſſung in derſelben Notariatsurkunde 
verbunden, beide ſeien deshalb nichtig und hier ſei noch Widerſpruch gegen 
die Eintragung rechtzeitig erfolgt. Dieſen Ausführungen kann nicht gefolgt 
werden. 

Wohl muß zur Heilung nach § 313 Satz 2 BGB. noch die Eintragung 
hinzutreten. Dieſe ſelbſt aber iſt ein äußerlicher, in vieler Hinſicht vom Willen 
der Parteien losgelöſter Vorgang (Oberneck Grundbuchr.“ 1, 484). Die ding⸗ 
liche Bindung erfolgt mit der Auflaſſung, in dieſem Augenblick muß der Wille 
der Parteien übereinſtimmend dahin gehen, den Vertrag ſeinem ganzen In⸗ 
halt nach zur Ausführung zu bringen. Ein ſpäterer einſeitiger Widerruf hin⸗ 
dert die Heilung nicht und kann nicht mehr berückſichtigt werden (Oberneck 
Bem. 57 und Turnau⸗Förster Liegenſchaftsr.? 1, 482). 

In Bayern iſt durch Art. 81 AusfG. z. BGB. die Zuſtändigkeit des No⸗ 
tars für die Beurkundung der dinglichen Bindung begründet worden, in der 
Sache hat ſich aber dadurch nichts geändert. Durch die Heilung des § 313 
Satz 2 BGB. wird der ganze in der Notariatsurkunde enthaltene Vertrag 
vollgültig und es kann daher auch vorher keine eigentliche Nichtigkeit vorliegen, 
wobei es dahingeſtellt bleiben mag, ob man den Zuſtand bis zur Heilung als 
zeitliche Unwirkſamkeit (Staub „Das Problem des $ 313 Satz 2 BGB.“ bei 
Neumann Jahrb. des Deutſchen Rechts 12, 91), oder als eine durch Ausbleiben 
der Heilung bedingte Nichtigkeit (Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1914, 160) 
bezeichnet. 

Demgemäß war die nach 88 937. 567 ZPO. zuläſſige Beſchwerde als 
unbegründet zurückzuweiſen. 


Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 10. Februar 1916. M. w. Sch. 
Beſchw.⸗Reg. 52/16. F—. 


132. Der Käufer ift vielleicht berechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich 
vor Eintritt der Lieferungszeit einzudecken. 
Vgl. 58 Nr. 97; 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207. 
BB. $ 326; G9. 8 374. 


Der Beklagte hatte Schweinebauch zur Lieferung im Oktober 1914 
verkauft. Er hat nicht geliefert und iſt deshalb, wie rechtskräftig feſtſteht, 
ſchadenerſatzpflichtig. Die Kläger forderten abſtrakten Schadenerſatz, wobei 
ſie den Marktpreis am Ende der erſten Oktoberwoche zugrunde legten. Der 
Beklagte dagegen hielt dafür, daß es auf den Marktpreis am 16. September 
ankomme, da an dieſem Tage dem Gegner das Schreiben v. 15. Sept. zu⸗ 
gegangen ſei, inhalts deſſen Lieferung beſtimmt verweigert wäre. — Das 
Landgericht und das Ber.⸗Gericht * den Standpunkt des Klägers; 
letzteres aus folgenden Gründen: 
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„Der Beklagte hat zwar ſchon Mitte September erklärt, daß er nicht 
liefern werde, er hat dabei aber den Standpunkt eingenommen, daß er nicht 
zu liefern brauche, weil die Lieferung objektiv unmöglich ſei. Das war, wie 
rechtskräftig feſtſteht, nicht begründet. Gegenüber einer ſolchen Stellung⸗ 
nahme des Verkäufers war der Käufer vielleicht berechtigt, unter keinen 
Umſtänden aber verpflichtet, ſich ſofort, alſo vor Eintritt der Lieferungszeit, 
einzudecken oder den damaligen Marktpreis ſeiner Schadensberechnung zu⸗ 
grunde zu legen, denn der Beklagte war nicht im Lieferungsverzug und hatte 
ſich nicht etwa bereit erklärt, dem Gegner Schadenerſatz zu leiſten. Der 
Käufer konnte erſt im Oktober die Ware abrufen; er handelt daher nicht gegen 
Treu und Glauben, wenn er Oktobermarktpreiſe ſeiner Schadensberechnung 
zugrunde legt. Er hat am 30. September dem Beklagten geſchrieben, daß 
er Offerten einziehen und ſich Ende der erſten Oktoberwoche eindecken werde. 
Das wäre ein ſachgemäßes Verfahren geweſen, weshalb auch der Markt⸗ 
preis des ſo berechneten Zeitpunktes nach Treu und Glauben zugrunde gelegt 
werden darf. Ein früheres Vorgehen, wie Beklagter es beanſprucht, konnte 
nicht verlangt werden; ein ſpäteres würde nur zum Nachteil des Beklagten 


geweſen ſein, da die Preiſe dauernd anzogen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 4. März 1916. H. B. (Kl.) 
w. Ch. S. Bf. VI. 350/15. Nö. 


133. Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 


Bol. 50 Nr. 267 m. N.; 65 Nr. 67 m. N. 
BGB. 5 364 Abſ. 2; BR. v. 7. Aug. 1914/20. Mai 1915. 


Der Antrag des Beklagten, ihm eine Zahlungsfriſt zu beſtimmen, iſt nur 
zuläſſig, wenn der Gegenſtand des Rechtsſtreits eine vor dem 31. Juli 1914 
entſtandene Geldforderung iſt; 

51 Abſ. 2 BO. v. 7. Aug. 1914 und $ 1 Bkm. v. 22. Dez. 1914, Faſſung v. 20. Mai 1915, 

RGBl., 292. 

Der Kläger verlangt wegen zweier bereits von ihm ausgeklagter Wechſelforde⸗ 
rungen vom Beklagten Befriedigung aus deſſen Grundſtück, und zwar auf 
Grund der Belaſtung dieſes Grundſtücks mit einer Sicherungs (Höchſtbetrags⸗ 
Hypothek. Das vom Kläger geltend gemachte Recht iſt alſo nicht bereits mit 
der Eintragung der Hypothek am 2. Juli 1914 entſtanden, ſondern beſtimmt 
ſich auch hinſichtlich der Zeit ſeiner Entſtehung nach der Geldforderung, deren 
Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt wird ($ 1184 Abſ. 1, § 1190 Abſ. 1. 
3 BGB.). Dieſe Forderung iſt mit der Annahme zweier Wechſel ſeitens des 
Beklagten am 6. und 7. Mai 1915 entſtanden und würde zu den Forderungen, 
auf die die angezogenen Vorſchriften der VO. v. 7. Aug. und 22. Dez. 1914 
einſchlagen, auch dann nicht gehören, wenn, wie der Beklagte behauptet, 
die beiden Wechſel nur zur Prolongierung älterer, vor dem 31. Juli 1914 vom 
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Beklagten angenommenen Wechſel gegeben worden wären und darnach an⸗ 
zunehmen ſein würde, daß auch die Schuldverbindlichkeit aus dem der Wechſel⸗ 
begebung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft vor dem genannten Tage ent⸗ 
ſtanden ſei. Denn wenn es ſchon zutrifft, daß eine Forderung im Sinne der 
mehrerwähnten Verordnungen mit der Begründung des Schuldverhältniſſes, 
auf dem fie beruht, als „entſtanden“ anzuſehen iſt (vgl. OL GRſpr. 30, 378), 
ſo enthält doch die Begebung eines Wechſels, auch wenn ſie nicht mit der 
Folge des Erlöſchens des urſprünglichen Schuldverhältniſſes ($ 364 Abſ. 1 
BGB.) an Zahlungſtatt, ſondern nur zahlunghalber geſchieht, die Eingehung 
einer neuen ſelbſtändigen Verbindlichkeit (vgl. Abſ. 2 a. a. O.). Das hat auch 
von der Begebung der neuen (Verlängerungs⸗)Wechſel zu gelten, deren Aus⸗ 
ſtellungstage deshalb für die Beantwortung der Frage nach dem Zeitpunkt 
der Entſtehung der aus ihnen ſich ergebenden Forderungen maßgebend ſind; 

vgl. OL GRſpr. 30, 354; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch Anm. B IV, 2 c zu 51 BO. v. 

7. Aug. 1914, 203. 

Im übrigen hat der Beklagte nach ſeinem Vorbringen durch die wieder⸗ 
holte Verlängerung der ſchon Ende 1913 begebenen Urſprungswechſel ſich eine 
mehr als 1 Jahr über den 31. Juli 1914 hinaus erſtreckende und demnach eine 
ſo erhebliche Zahlungsfriſt verſchafft, daß ihm die Bewilligung einer wei⸗ 
teren ſolchen nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 VO. v. 7. Aug. 1914 auch dann verſagt 
werden müßte, wenn die Klageforderung zu den ebenda in Abſ. 1 erwähnten 
gehörte. 


Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. Januar 1916. 5 C. Reg. 
5/16. Ch. 


134. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem 
Baugeld⸗Darlehnsvertrage. 


Vgl. 64 Nr. 68 m. N.; 70 Nr. 206; auch 53 Nr. 99 m. N. 
BGB. $5 399. 610; BaufordGeſ. v. 1. Juni 1909 5 2. 


Der Kläger hatte auf Grund eines gegen ſeine Schuldnerin B. ergan⸗ 
genen landgerichtlichen Verſäumnisurteils und Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
zugunſten von 808 „ Hauptſache und 76 , feſtgeſetzten Koſten die Anſprüche 
pfänden laſſen, die der Schuldnerin angeblich gegen die Beklagte auf Zah- 
lung eines Darlehnsreſtes (Baukapitals) zu 1400 oder mehr oder weniger 
zuſtehen ſollten. Die Klage, die auf dieſe Pfändung und auf die Behauptung 
geſtützt war, daß die Forderung des Klägers — eines Glaſermeiſters — gegen 
die B. auf Lieferungen zum Bau ihres Anweſens in M. beruhe, für welchen 
das Baukapital von der Beklagten zugeſagt worden ſei, war vom Landgericht 
koſtenfällig abgewieſen worden. Auf die Berufung des Klägers wurde das 
Urteil, ſoweit es die Klage zu einem höheren Betrag als 76 / abgewieſen 
hatte, und im Koſtenpunkt aufgehoben und die Beklagte ſchuldig erkannt, 


134. Baugeldbdarlehn. 225 


an den Kläger 808. nebſt 4 Prozent Prozeßzinſen zu bezahlen, im übrigen aber 
wurde die Berufung des Klägers zurückgewieſen und wurden die Koſten ver⸗ 
hältnismäßig geteilt. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt nicht der Rechtsanſchauung, daß die dem Klag⸗ 
anſpruch zugrunde liegende Pfändung nach 88 829 ff. ZPO. unzuläſſig ſei. 
Nach $ 851 ZPO. iſt eine Forderung in Ermangelung beſonderer Borfchriften 
der Pfändung nur inſoweit unterworfen als ſie übertragbar iſt. Derartige 
Vorſchriften ſind nach der überwiegenden Anſchauung der neueren Recht⸗ 
ſprechung und Literatur bezüglich der Pfändung des ſog. Baugelddarlehns 
nicht gegeben, insbeſondere ſind ſolche im Geſetz über die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen v. 1. Juni 1909 (RGBl. 449), das im § 2 Abf. 3 Nr. 5 ſelbſt die 
Pfändung des Baugeldes erwähnt, nicht enthalten. Die Abtretung des An⸗ 
ſpruchs aus dem Baukapitals⸗Darlehnsvertrage iſt auch nicht nach $ 399 BGB. 
unſtatthaft, weil die Leiſtung hieraus, die Auszahlung der Darlehnsbeträge, 
auch an einen andern als den urſprünglichen Gläubiger ohne Anderung ihres 
Inhalts erfolgen kann. Desgleichen wird auch allgemein die Übertragbarkeit 
des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrage in der Weiſe bejaht, daß der 
Anſpruch auf Auszahlung des Darlehnsbetrages mit der Wirkung übertrag⸗ 
bar iſt, daß der Zeſſionar ſelbſtändig auf Grund der Abtretung die Zahlung 
vom Darlehnsgeber an ſich fordern kann ohne Schuldner desſelben zu werden; 

RGeEntſch. 68, 355; 77, 157 (Seuff A. 64 Nr. 68 und 67 Nr. 107); Komm. von RGRäten 

zu § 398 Anm. 2 und zu $ 610 Anm. 2; Hagelberg Geſ. v. 1. Juni 1909 $1 Anm. 10. 

23. 25 d. 31. 36. 38 2 d d. 39 b. 46 d; 5 2 Anm. 33. N 

Das Baugelddarlehn und der Baugelddarlehnsvertrag bilden infolge 
ihrer beſonderen Zweckbeſtimmung nur eine beſondere Erſcheinung des Dar⸗ 
lehns nach §8 607. 610 BGB. Das Ber.⸗Gericht ſchließt ſich der vorſtehenden 
Rechtsauffaſſung inſofern an, als die Übertragung des Anſpruchs aus dem 
Baugelddarlehnsvertrag mit der obigen Rechtswirkung jedenfalls dann als 
zuläſſig zu erachten iſt, wenn und ſoweit die zur Auszahlung abgetretene 
oder gepfändete Forderung zur Deckung von Leiſtungen dient für denjenigen 
Bau, für welchen das Baugelddarlehn beſtimmt iſt, weil durch eine derartige 
Abtretung das Baukapitaldarlehn ſeinen urſprünglichen Zweck beibehält und 
erfüllt. Wenn Hagelberg anſcheinend dieſe Einſchränkung verneint, ſo ſprechen 
doch feine eigenen Ausführungen zu $1 Anm. 35a. 38 b. 39 b. 45a. 46. 52 
wiederum ſelbſt daſür und ſcheint die Einſchränkung auch im Hinblick auf 
§ 399 BGB. geboten. Die tatſächliche Vorausſetzung für dieſe Einſchrän⸗ 
kung liegt hier vor; die Pfändung iſt deshalb formell zuläſſig geweſen (Hagel⸗ 
berg $ 1 Anm. 44. 46. 75). 

Gegenüber dem Zeſſionar wie dem Pfändungspfandgläubiger ſind die 
Einwendungen zuläſſig, welche gegen den urſprünglichen Gläubiger zur Zeit 
der Abtretung und Pfändung der Forderung dem zur Leiſtung Verpflichteten 
zuſtanden ($ 404 BGB. und Komm. von RGRäten Anm. 4 zu $ 404). Hierzu 
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gehört auch der Einwand des Baugelddarlehnsgebers, daß er das Darlehn 
zu jenen Zeitpunkten ſchon vollſtändig an den Darlehnsempfänger oder für 
ihn zu dem beſtimmten Bauzweck geleiſtet habe. Beweispflichtig hierfür iſt 
der Baugelddarlehnsgeber (Hagelberg $1 Anm. 39 b); die Klage auf Be⸗ 
zahlung des verſprochenen Darlehns erfordert zu ihrer Begründung nicht 
die Behauptung der noch nicht erfolgten Bezahlung (RGeEntſch. 38, 312). 
Dieſe Entſcheidung des Reichsgerichts überbürdet dem Darlehnsverſprecher 
nicht nur den Beweis der Auszahlung des Baugeldbetrages, ſondern über⸗ 
dies auch den Beweis ſeiner Verwendung zu dem beſtimmten Bauzweck. 
Die Beklagte hat dieſen Beweis weder erbracht noch auch nur angeboten. 
Ein Hinweis auf dieſe Beweispflicht an die Beklagte erſchien im Anwalts⸗ 
prozeß nicht veranlaßt (8 139 ZPO.; JW. 1914 S. 31315). 

Hiernach erſcheint der Klaganſpruch begründet, ſoweit ſich die Forderung 
des Klägers gegen ſeine Schuldnerin auf Leiſtungen in den Bau ſtützt, für 
den die Baugeld⸗Darlehnspflicht der Beklagten zur Zeit der ſtrittigen Pfän⸗ 
dung beſtand. Nicht dagegen iſt dies der Fall bezüglich des Prozeßkoſten⸗ 
aufwandes des Klägers; dieſer hat ſeine Grundlage in der Nichtzahlung der 
Schuldnerin des Klägers; dieſe Erſatzforderung beruht nicht auf Leiſtungen 
des Klägers zur fraglichen Bauförderung. Es war deshalb die Klage be⸗ 
züglich dieſes Betrages zu 76.M unbegründet und unter Zurückweiſung der 
Berufung des Klägers, ſoweit die Klage hierauf gerichtet war, zu erkennen 
wie geſchehen iſt.“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 9. Februar 1916. H. w. U. IL. 

230/15. | F—2. 


135. Rücktritt von einem Lieferungskauf wegen andauernd 
mangelhafter Lieferung. 


Vgl. 57 Nr. 74; 58 Nr. 229; 59 Nr. 32; 61 Nr. 129. 
8G. 59 243. 462. 480. 


Die Klägerin klagte auf Abnahme von 24000 Stück Abzweigſcheiben, 
Reſt eines auf 50000 St. lautenden Schluſſes. Die Beklagte wendete ein, 
die ihr bisher gelieferten, von ihr abgenommenen Abzweigſcheiben ſeien fo 
mangelhaft geweſen, daß ihr die Abnahme weiterer Scheiben nicht zuzumuten 
ſei; auch die angebotenen, vor der Abnahme zurückgewieſenen Scheiben ſeien 
mangelhaft. — Die Klage wurde abgewieſen; die Berufung der Klägerin 
hatte keinen Erfolg. 

Nachdem in den Gründen feſtgeſtellt worden, daß die angebotenen Ab⸗ 
zweigſcheiben mangelhaft ſeien, wird fortgefahren: 

„— — — War die Beklagte berechtigt, die ihr im Mai 1911 angebo- 
tenen 24000 Stück Abzweigſcheiben wegen Mangelhaftigkeit zurückzuweiſen, 
ſo iſt noch die Frage zu beantworten, ob ſie nunmehr überhaupt nicht mehr 
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an den Vertrag von 1907 gebunden, ob fie alſo berechtigt ſei, auch die Ab⸗ 
nahme andrer, ihr etwa noch von der Klägerin anzubietender Scheiben zu 
verweigern. Dieſe Frage muß noch erörtert werden, weil es ſich um einen 
Gattungskauf handelt und der Klagantrag nicht auf Abnahme der beſtimmten, 
im Mai 1911 angebotenen, jetzt bei J. Sch. & Co. lagernden Scheiben, ſon⸗ 
dern auf Abnahme und Bezahlung von 24000 Stück Abzweigſcheiben ſchlecht⸗ 
hin gerichtet iſt. | 

Die Frage ift zu bejahen. Der Käufer ift zwar in der Regel zur Wan⸗ 
delung erſt befugt, nachdem ihm die Kaufſache übergeben worden, was hier 
eben nicht der Fall iſt. Steht aber bereits feſt, daß der Verkäufer nicht anders 
als mangelhaft liefern kann, ſo braucht der Käufer nicht erſt die vertragwidrige 
Erfüllung ſeitens des Verkäufers anzunehmen, um dann von dem Hülfsmittel 
der Gewährleiſtungsanſprüche Gebrauch zu machen, ſondern er muß als 
befugt erſcheinen, dieſe Erfüllung ſchon vor der Übergabe abzulehnen und 
entſprechend der nach der Übergabe zuläſſigen Wandelung von dem Vertrage 
abzugehen (vgl. RG. in Warneyers Rechtſpr. 1912 Nr. 204). Das folgt für 
den Spezieskauf aus den Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Leiſtung 
und über die Einrede des nicht oder nicht richtig erfüllten Vertrags. Es gilt 
aber auch für den Gattungskauf dann und inſoweit, als ſich die Schuld auf 
beſtimmte Gegenſtände eingeſchränkt hat und eben die Sache, auf die ſich das 
Schuldverhältnis beſchränkt hat, mangelhaft iſt. Auch beim Angebot mangel- 
hafter Ware tritt eine Einſchränkung i. S. von § 243 Abſ. 2 BGB. ein, ſo⸗ 
fern der Käufer den Verkäufer an der angebotenen Ware feſthält (vgl. Planck 
BGB.“ 8243 Erl. 6a Abſ. 2). Eine ſolche Einſchränkung auf die von der 
Klägerin im Mai 1911 angebotenen 24000 Stück Abzweigſcheiben iſt vorlie⸗ 
gend anzunehmen. 

Durch dieſes Angebot beſchränkte ſich zunächſt die Erfüllung der Klä⸗ 
gerin auf die angebotenen Stücke und es ſtand bei der Beklagten, ob ſie, bei 
Mangelhaftigkeit der angebotenen Ware, dieſe zurückweiſen und die Liefe⸗ 
rung andrer Ware verlangen, oder die Schuld als eingeſchränkt behandeln 
und die Wandelung geltend machen oder den Rücktritt vom Vertrag erklären 
wollte. Die Beklagte hat den letzten Weg gewählt. Sie hat bereits am 
8. Mai 1911 die Annahme der an ſie abgeſandten, nachmals bei J. Sch. & 
Co. eingelagerten 24000 Stück Abzweigſcheiben wegen Mangelhaftigkeit ab⸗ 
gelehnt und erklärt, daß ſie von weiteren Bezügen überhaupt abſehe, alſo 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß ſie den Vertrag nicht mehr als zu Recht 
beſtehend erachte. Übrigens geht aus den Erklärungen der Klägerin und 
ihrem ganzen Verhalten im Prozeß hervor, daß ſie garkeine andern Stücke 
als die angebotenen liefern will, und daß nach ihrer Anſicht die Beklagte 
eben dieſe beſtimmten 24000 Stück abzunehmen habe. — — — Sie hat 
ſich alſo ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt, daß ſich das Schuldverhältnis auf 
jene 24000 Stück Abzweigſcheiben eingeſchränkt habe. 
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Endlich muß der Beklagten auch aus dem Geſichtspunkt der poſitiven 
Vertragsverletzung das Recht zum Rücktritt vom Vertrag eingeräumt werden. 
Sie hat zwar von dem auf 50000 Stück lautenden Schluß 26000 Stück nach 
und nach abgenommen und die rechtzeitige Bemängelung dieſer Mengen 
gemäß $ 377 HGB. nicht zu behaupten vermocht, könnte alſo aus der Mangel⸗ 
haftigkeit dieſer 26000 Stück, ſelbſt wenn ſie bewieſen wäre, das Recht auf 
Rücktritt wegen poſitiver Vertragsverletzung nicht herleiten (vgl. Staub⸗Könige 
HGB, Exkurs zu $ 374 Anm. 1%). Wohl aber ſtellt ſich das Angebot der 
24000 Scheiben im Mai 1911 in Verbindung mit dem weiteren Verhalten 
der Klägerin als eine ſolche Verletzung dar. Wenn die Klägerin dieſe 24000 
Stück, mit der ſie ihrer Erfüllungspflicht genügen wollte, in einem ſo mangel⸗ 
haften Zuſtande lieferte, wie ihn die Phyſikaliſch⸗techniſche Reichsanſtalt feſt⸗ 
geſtellt hat; wenn fie weiter trotz dieſer Feſtſtellung ſeitens der von ihr ſelbſt 
als Gutachterin bezeichneten Reichsanſtalt der Beklagten anſinnen will, ſo 
beſchaffene Ware abzunehmen; und wenn ſie endlich auch durch widerſpre⸗ 
chende Behauptungen wie durch das Unterlaſſen einer Erklärung, daß ſie 
andre, beſſere Ware liefern wolle, das Vertrauen der Beklagten darauf völlig 
erſchüttert hat, daß ſie überhaupt imſtande ſei, anders und weniger mangel⸗ 
haft zu liefern als im Mai 1911, ſo kann der Beklagten billigerweiſe ein Feſt⸗ 
halten am Vertrage nicht zugemutet werden. 


Das Landgericht hat nach alledem mit Recht die auf Abnahme und Be⸗ 


zahlung von 24000 Stück Abzweigſcheiben gerichtete Klage abgewieſen.—— —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 13. Juli 1915. E. & G. (Kl.) 


w. K. & C. — 70. 389/13. —e—. 


136. Schenkung unter einer Auflage? oder gegenſeitiger Vertrag d“ 
Haftung des Notars wegen unterlaſſener Belehrung.“ 


„Vgl. 68 Nr. 189 m. N. — gl. 63 Nr. 88; 66 Nr. 98; 68 Nr. 80. 214. 
BGB. 3g 525. 675. 839. 


Am 20. Mai 1911 wurde bei dem verklagten Notar auf Wunſch des 
Klägers und ſeiner Ehefrau ein „Schenkungsvertrag“ aufgenommen, inhalts 
deſſen der Kläger ſein Grundſtück zu Ch. ſeiner Frau „ſchenkt“ und dieſe unter 
Annahme der „Schenkung“ die auf dem Grundſtück laſtenden Hypotheken⸗ 
ſchulden von zuſammen 290000 % mit der Zinsverpflichtung vom 1. Juli 
1911 ab als Selbſtſchuldnerin übernimmt. In § 4 des Vertrags heißt es, 
daß der Wert des Grundſtücks auf 290000 M angegeben wurde. Der Be⸗ 
klagte berechnete 3% Stempelſteuer. Die Stempelbehörde erachtete jedoch 
einen läſtigen Vertrag als vorliegend und ordnete deshalb die Nachzahlung 
von 2897 % Landesſtempel und von 1933,50 „ Reichsſtempel an. Die Ein⸗ 
wendungen des Klägers hiergegen wurden in allen Inſtanzen zurückgewieſen. 
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— Auf Klage des Klägers wurde der Beklagte zum Erſatz dieſer Beträge ver⸗ 
urteilt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der unbeſtritten gebliebenen Behauptung des Klägers hat dieſer 
den Beklagten beauftragt, über die von ihm beabſichtigte Zuwendung ſeines 
Grundſtücks an ſeine Ehefrau einen Schenkungsvertrag zu errichten. Die 
Ausführbarkeit dieſes Auftrags unterlag erheblichem Zweifel. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die Ehefrau des Klägers die auf dem Grundſtück haftenden 
Hypothekenſchulden als Selbſtſchuldnerin übernehmen ſollte, konnte es ſich, 
wenn überhaupt eine Schenkung vorlag, nur um eine ſolche unter einer Auf⸗ 
lage (88 525 ff. BGB.) handeln. Dieſe Vertragsart iſt zwar durch ein ſcharfes 
begriffliches Merkmal von dem gegenſeitigen Vertrage unterſchieden, ſofern 
hier eine wechſelſeitige Abhängigkeit der im Austauſchverhältnis zueinander 
ſtehenden Leiſtungen der Vertragsparteien beſteht, dort aber in einſeitiger 
Weiſe nur die Leiſtung des Beſchenkten von der des Schenkers abhängig iſt 
(RGeEntſch. 60, 238). Ausſchlaggebend für das Vorliegen des einen oder des 
andern Merkmals iſt jedoch in erſter Linie der Vertragswille. Es kommt 
darauf an, ob die Leiſtung jedes Vertragsgenoſſen das Entgelt für die Lei⸗ 
ſtung des Vertragsgegners darſtellen ſoll oder ob die eine Vertragspartei 
der andern eine unentgeltliche Zuwendung mit der Nebenbeſtimmung machen 
will, daß der Erwerber das Zugewendete oder ſeinen Wert für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck verwendet. Im einzelnen Fall iſt es daher nicht immer zweifel⸗ 
frei zu entſcheiden, ob die eine oder die andre Vertragsart gegeben iſt. Auch 
bei Einkleidung eines Rechtsgeſchäfts in die Form der Schenkung unter einer 
Auflage iſt je nach der Sachlage mehr oder weniger damit zu rechnen, daß 
der Vertrag im Streitfall als ein entgeltlicher oder wenigſtens als ein ge⸗ 
miſchter — zum Teil läſtiger, zum Teil freigebiger — Vertrag aufgefaßt 
wird. 

Die Möglichkeit, daß das Geſchäſt trotz der äußeren Erſcheinung im Ge⸗ 
wande der Schenkung als gegenſeitiger Vertrag betrachtet wird, liegt be⸗ 
ſonders nahe dann, wenn der Wert der Zuwendung und der Wert der Auf⸗ 
lage einander gleichſtehen. Selbſt wenn es bei der Schenkung unter einer 
Auflage nicht darauf ankommen ſollte, daß nach Vollziehung der Auflage 
noch eine Bereicherung des Beſchenkten verbleibt, ſo ſind doch bei einer Sach⸗ 
geſtaltung der bezeichneten Art beſondere Zweifel darüber am Platze, ob 
die Vertragsbeteiligten es auf eine unentgeltliche Zuwendung abgeſehen haben. 
Im gegenwärtigen Fall hat nun aber der Kläger den Wert des Grundſtücks 
nach der Behauptung des Beklagten, die dieſer gegen ſich gelten laſſen muß 
(RGeEntſch. 78, 345, in SeuffA. 67 Nr. 236) auf 290000 &, alſo auf den⸗ 
ſelben Betrag beziffert, auf den ſich die von der Frau des Klägers übernom⸗ 
menen Hypothekenſchulden belaufen. Der Beklagte war daher mit Rüdficht 
auf den Inhalt des ihm erteilten Auftrags verpflichtet, den Kläger darauf 
hinzuweiſen, daß der zu beurkundende Vertrag trotz der Abfaſſung in der 
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Form des Schenkungsvertrags als ſolcher möglicherweiſe keine Anerkennung 
finden würde. Zu dieſem Hinweis mußte ſich der Beklagte um ſo mehr ver⸗ 
anlaßt ſehen, als ſich ihm kein Anhalt für einen ernſtlichen Schenkungswillen 
des Klägers darbot. Er durfte ſich des Hinweiſes auch dann nicht für ent⸗ 
hoben erachten, wenn der Kläger nicht, wie er behauptet, ausdrücklich erklärte, 
daß er den Akt nur wünſche, falls keine hohen Stempelkoſten entſtünden. 
Dem Notar liegt als Urkundsperſon die Verpflichtung zur Aufklärung der 
Vertragſchließenden inſoweit ob, als es durch das Zuſtandekommen einer 
rechtswirkſamen Beurkundung erfordert wird (Warneyer Rſpr. 1913, 242; 
1911, 257). Lautet daher der Auftrag eines Vertragsbeteiligten dahin, daß 
der Notar ein Rechtsgeſchäft in einer beſonderen Vertragsform beurkunden 
ſolle, und ſtehen der wirkſamen Erledigung des Auftrags rechtliche Bedenken 
entgegen, ſo hat der Notar den Auftraggeber hierüber zu belehren. Der Be⸗ 
klagte verletzte demnach dadurch, daß er die Aufklärung des Klägers unter- 
ließ, die ihm dieſem gegenüber obliegende Amtspflicht. 

Aus den Darlegungen des Ber.⸗Gerichts geht hervor, daß die Beurkun⸗ 
dung dem Willen des Klägers nur entſprach, wenn durch fie die Verpflich- 
tung zur Entrichtung erheblicher Stempelabgaben nicht begründet wurde. 
Der Kläger hatte nach ſeiner vom Beklagten nicht beſtrittenen Behauptung 
deſſen Bureauvorſteher vor der Beurkundung auch ausdrücklich erklärt, er 
würde den Vertrag nicht ‚machen‘, wenn er Umſatzſteuer zahlen müſſe. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres, daß er, falls der Beklagte ihm die erforderliche Auf⸗ 
klärung hätte zuteil werden laſſen, den Auftrag zur Beurkundung des Rechts⸗ 
geſchäfts zurückgezogen haben würde und daß alsdann der durch die Nach- 
forderung des Stempels entſtandene Schaden vermieden worden wäre. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſonach mit Recht der Klage ſtattgegeben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. 1915. G. (Bkl.) w. Kr. 

(KG. Berlin). III. 454/14. 


137. Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertrags⸗ 
| formulars hinſichtlich der Vertragsdauer. 
Vgl. 64 Nr. 164; auch 66 Nr. 3; 71 Nr. 106. 
BGB. 85 564. 565. 157. 

Zwiſchen dem Wortlaut der Beſtimmungen des § 1 und des § 2 Abſ. 1 
des Mietvertrages beſteht ein unleugbarer Widerſpruch. Ein ſolcher tritt in 
dieſer Art nach der Lebenserfahrung nicht ſelten auf bei Ausfüllung eines 
gedruckten Vertragsformulars, das auf verſchiedenartige Geſtaltungen der 
Vereinbarung zugeſchnitten iſt. Gerade auf Grund dieſer Entſtehung ſolcher 
dem Wortlaut nach widerſprechender Vertragsbeſtimmungen darf aber regel- 
mäßig verſtändigerweiſe nicht angenommen werden, daß die Vertragspar- 
teien tatſächlich hätten Vereinbarungen treffen wollen, die ſich gegenſeitig 
ausſchließen, daß ſie alſo zu einem einheitlichen Vertragswillen nicht gelangt 
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feien. Vielmehr wird die Sache im allgemeinen dahin zu beurteilen fein, 
daß die Vertragſchließenden über einen beſtimmten Vertragsinhalt einig 
geworden ſind, daß es ihnen aber bei der Ausfüllung des vorgedruckten For⸗ 
mulars nicht gelungen iſt, den Vertragswillen mit genügender Deutlichkeit 
zum Ausdruck zu bringen. Dadurch wird der Beſtand des Vertrages nicht 
berührt. Denn für das Zuſtandekommen des Vertrages genügt es, daß die 
Beteiligten über die Bedeutung der gewählten Faſſung ihrer Vereinbarungen 
einig waren. Die Löſung der vorliegenden Streitfrage iſt alſo lediglich Sache 
der Auslegung des Willens, den die Parteien bei Beurkundung des Ver⸗ 
trages haben ausdrücken wollen. ö 

Die Annahme, es habe in ihrem Sinne gelegen, zugleich eine feſte Ver⸗ 
tragsdauer von 3 zu 3½ Jahren zu vereinbaren, iſt ohne weiteres abzulehnen, 
Es kann ſich nur darum handeln, ob $ 1 den wirklichen Vertragswillen in der 
Tat richtig wiedergibt und die Faſſung des § 2 Abſ. 1 nur eine Entgleiſung 
der Ausdrucksweiſe bildet, über deren mit $ 1 übereinſtimmende Bedeutung 
beide Teile jedoch einig waren, oder ob es ſich umgekehrt verhält. So hat 
auch die Rechtſprechung bisher dieſe Frage behandelt (vgl. Staudinger Ilc 
zu $ 564 BGB.). Es heißt nun im § 1: „Das Mietverhältnis beginnt mit 
dem 1. April 1913 und gilt für die Dauer von 3 Jahren als feſt abgeſchloſſen“. 
Anderſeits ſchreibt $ 2 vor, das Mietverhältnis könne nur durch eine Kündi⸗ 
gung zum 1. April oder 1. Oktober aufgehoben werden, bei Abſchluß des 
Vertrages auf längere Zeit beginne dieſes Kündigungsrecht erſt nach Ab⸗ 
lauf der Vertragszeit. Faßt man den Ausdruck „Beginn des Kündigungs⸗ 
rechts“ in dem Sinne auf, daß damit die Zuläſſigkeit der Erklärung der Kün⸗ 
digung getroffen werden ſolle, ſo iſt die Ausfüllung dieſes Formulars ohne 
Vermeidung eines inneren Widerſpruchs unmöglich. Denn alsdann würde 
ſich die im § 1 für die Angabe der feſten Vertragsdauer gelaſſene Lücke nie⸗ 
mals den wirklichen Verhältniſſen entſprechend ausfüllen laſſen. Die Zahl 
im $1 müßte immer um ein halbes Jahr niedriger angegeben werden als 
die gewollte feſte Vertragszeit dauern ſoll. Läßt ſich eine derartige, bei der 
Formularausfüllung bewußt geübte Berückſichtigung des aus der Faſſung 
des Formulars hervorgehenden Widerſpruchs tatſächlich nachweiſen, ſo bietet 
die Auslegung des Vertrages keine Schwierigkeit. Iſt das jedoch nicht nach⸗ 
weisbar und auch garnicht behauptet, wie es regelmäßig zutreffen wird und 
jedenfalls hier zutrifft, fo iſt die Beſtimmung des $ 1 mit der des § 2 Abſ. 1 
ſo lange unvereinbar, als man an der Auslegung feſthält, der Beginn des 
Kündigungsrechts im § 2 beziehe ſich auf die Zuläſſigkeit der Kündigungs⸗ 
erklärung. Bei ſolcher Auslegung ſteht § 2 mit $1 nicht im Einklange und 
könnte, wenn man überhaupt einen einheitlichen Willen der Vertragſchließenden 
annehmen wollte, nur als Widerruf oder Abänderung des $ 1 aufgefaßt werden. 

Dieſe Auslegung kann aber aus zwei Erwägungen nicht als richtig an⸗ 
erkannt werden. Zunächſt liegt auf der Hand, daß die Stellung der Verein⸗ 
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barung des $ 1 über die Vertragsdauer an der Spitze des Vertrages im Zweifel 
den Zweck haben ſoll, die wirkliche feſte, d. h. eine Abkürzung durch Kündi⸗ 
gung ausſchließende Mietzeit feſtzulegen. Darüber kann nach dem inhalt⸗ 
lichen Zuſammenhange des § 1, der von dem Mietobjekt, dem Beginn der 
Mietzeit und dem Mietzinſe handelt, kein Bedenken beſtehen. Hier ſollen die 
weſentlichen Beſtandteile des Vertrages, Gegenſtand, Preis, unbedingte zeit⸗ 
liche Bindung feſtgeſetzt werden. Dem gegenüber hat der § 2 an ſich den 
Zweck, die Möglichkeit etwaiger Verlängerung durch Unterlaſſung der Kün⸗ 
digung klarzuſtellen. Daher wird derjenige, der auf Grund eines ſolchen For⸗ 
mulars einen Vertrag ſchließt, von vornherein im § 2 keine Beſtimmung ver⸗ 
muten, die dem Zweck diente, die klare Beſtimmung des § 1 über die unbedingt 
vereinbarte feſte Vertragsdauer zu widerrufen. Denn § 2 handelt eben an ſich 
garnicht von der Dauer der feſten Mietzeit, ſondern von der auf ſie folgenden 
Zeit, und der in ihm etwa enthaltene Widerſpruch mit § 1 liegt jedenfalls 
nicht klar zutage, ſondern wird erſt im Wege der Schlußfolgerung aus der 
Beſtimmung über die Zuläſſigkeit der Kündigung erkannt. Daß die Par⸗ 
teien, die einen derartigen Vertrag unterzeichnen, einen ſolchen Widerſpruch 
herbeizuführen beabſichtigten oder daß fie ihre klare Vereinbarung im § 1 
damit widerrufen wollten, iſt nicht ohne weiteres anzunehmen; wenigſtens ſo 
lange nicht, als bei verſtändiger Würdigung der Dinge die Auffaſſung gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß fie aus der Faſſung des § 2 einen ſolchen Widerſpruch nicht 
herausleſen mußten und demgemäß in der berechtigten Annahme der Schlüſ⸗ 
ſigkeit des Urkundeninhalts auch nicht herausgeleſen haben, d. h. alſo, wenn 
der § 2 vermöge feiner Faſſung auch eine Auslegung verträgt, die mit dem 
§1 in Einklang ſteht. 

Dies iſt nun in der Tat der Fall. Die Kündigung iſt die Aufhebung des 
Vertrages durch die Willkür eines Vertragsteils. Sie kann hinſichtlich ihrer 
Erklärung und ihrer Wirkung zeitlich auseinanderfallen, wie es hier zutrifft. 
Je nachdem man nun im § 2 unter Beginn des Kündigungsrechts den rechts⸗ 
geſchäftlichen Akt oder den rechtsgeſchäftlichen Erfolg im Auge hat, je nach⸗ 
dem man alſo unter Kündigungsrecht die Befugnis verſteht, die Aufhebung 
des Vertrages zu erklären oder zu erwirken, ergibt ſich zwiſchen den Beſtim⸗ 
mungen der $$ 1 und 2 ein Widerſpruch oder ein Einklang. Es erſcheint aber 
keineswegs als ausgeſchloſſen, den Ausdruck „Kündigungsrecht“ in dem Sinn 
der Befugnis, die Vertragsauflöſung zu bewirken, aufzufaſſen, alſo den Zeit⸗ 
punkt nicht der Erklärung als vielmehr des Wirkſamwerdens der Erklärung 
zu betonen, zumal da $ 2 in feinem Eingange davon ſpricht: aufgehoben werde 
der Vertrag durch Kündigung, Ziehzeit nur 1. April und 1. Oktober, alſo auch 
hier gerade den Zeitpunkt der bewirkten Löſung in den Vordergrund ſtellt. 

Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 10. Februar 1916. L. w. Br. 2 U. 

4/16. | Lt. 
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| 138. Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen Verzugs in 
FF EURER DE RUE SO. = 
BGB. 58 538. 581. 242. 275. 


Die Beklagte hatte von der Klägerin deren Gießereigrundſtück ſeit 1902 
für jährlich 1250 M in Pacht gehabt. Als das Pachtverhältnis im Jahr 1909 
gelöſt worden war, klagte die Klägerin ein Saldoguthaben aus dieſem Ver⸗ 
hältnis von 4421,30 M ein, wogegen die Beklagte zunächſt als Schadenerſatz⸗ 
forderung ($ 538 Abf. 1 BGB.) im Wege der Aufrechnung und Widerklage 
geltend machte, daß ſchon im Jahr 1904 in einer den Gießereibetrieb ſtören⸗ 
den Weiſe das Grundſtück ſich geſenkt habe und Grundwaſſer in den Fuß⸗ 
boden gedrungen ſei, und daß die Klägerin es trotz an ſie ergangener Auf⸗ 
forderung unterlaſſen habe, Abhülfe zu ſchaffen. Die Klägerin beſtritt ihre 
Entſchädigungsverpflichtung, weil die Senkungen durch Bergbau Dritter 
hervorgerufen ſeien. — Das Ber.⸗Gericht erkannte der Beklagten einen weiter 
geltend gemachten Minderungsanſpruch zu, verwarf aber die in erſter Linie 
erhobene Schadensforderung. Aus den Gründen: 

— — — Der Fehler, der die Tauglichkeit des Grundſtücks für den 
Gießereibetrieb minderte, beſtand in der Bodenſenkung in Verbindung mit 
der Veränderung des Grundwaſſerſtandes. Dieſe Übelftände find erſt im 
Sommer 1904 aufgetreten. Bis dahin war der Mangel nicht vorhanden, 
die Tauglichkeit des Grundſtücks nicht beeinträchtigt. Schon daraus folgt, 
daß der Mangel dem zuerſt pachtenden Ingenieur K. nicht bekannt ſein konnte, 
ja zur Zeit des Vertragsabſchluſſes überhaupt noch nicht vorhanden war. Was 
damals ſchon beſtanden haben mag, war die mögliche Urſache des Mangels, 
die Lage des Grundſtücks in einem von dem Kohlenabbau beeinflußten Ge⸗ 
biet. Allein auf die Kenntnis hiervon konnte es nicht ankommen. 

Aus dem Geſagten folgt aber weiter ſchon, daß von den drei Voraus⸗ 
ſetzungen für Geltendmachung von Schädenanſprüchen die erſte, daß näm⸗ 
lich der Mangel ſchon beim Vertragsabſchluſſe vorhanden war, nicht in Frage 
kommen kann. Da, wie keiner Ausführung bedarf, der Mangel weiter nicht 
auf einen Umſtand zurückgeführt werden kann, den die Klägerin als Ver⸗ 
pächterin zu vertreten hatte, jo könnte dieſe nur in dem Fall ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig gemacht werden, wenn ſie mit der Beſeitigung des Mangels in Ver⸗ 
zug geraten wäre. Das Ber.⸗Gericht vermag — anders als die Vorinſtanz 
— auch dieſe Vorausſetzung nicht als gegeben zu erachten. Verzug würde 
die Verpflichtung der Klägerin zur Befeitigung des Mangels bedingen, und 
eine ſolche Verpflichtung müßte verneint werden, wenn ihre Erfüllung un⸗ 
möglich wäre. Dabei darf der Begriff der Unmöglichkeit i. S. von § 275 
BGB. nicht zu eng gefaßt und etwa auf den Fall beſchränkt werden, daß 
kein Menſch die Leiſtung zu bewirken, alſo den Mangel zu beſeitigen vermöchte 
(Komm. von RGRäten bei § 275 Anm. 3). Der e e 
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keit der Leiſtung ift vielmehr auch der Fall gleichzufegen, daß der Schuldner 
nur mit übermäßiger Kraftanſtrengung, alſo nur unter ſolchen Schwierig⸗ 
keiten oder nur unter ſo großen Aufwendungen zu erfüllen vermöchte, daß 
ihm die Leiſtung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
nicht zugemutet werden kann. Denn über dieſe Grenze hinaus geht die Lei- 
ſtungspflicht keines Schuldners (§ 242 BGB.; RGeEntſch. 57, 118; 65, 34). 
Ob Unmöglichkeit in dieſem Sinne vorlag, muß nach den beſonderen Umſtän⸗ 
den der Sachlage beurteilt werden; die hier vorliegenden drängen zur Be⸗ 
jahung der Frage. Nach dem überzeugenden Gutachten F.s wäre zur Be⸗ 
ſeitigung des Mangels ein Aufwand von mindeſtens 2900 M erforderlich ge- 
weſen. Dieſer Betrag wäre ſchon an ſich ganz unverhältnismäßig hoch ge⸗ 
weſen gegenüber dem, was die Klägerin aus dem Pachtverhältniſſe von der 
Beklagten bis zu deſſen damals für Ende Dezember 1905 zu erwartendem 
Ablauf noch zu ziehen hatte. Aber dazu kam, daß nach dem Urteil des Sach⸗ 
verſtändigen mit den von ihm vorgeſchlagenen Veränderungen noch keines⸗ 
wegs ein Betrieb erzielt werden konnte, der frei von Unbequemlichkeiten 
blieb, ſo daß die Klägerin trotzdem gewärtigte, daß ſie ſich auch noch Abzüge 
an der Pacht würde gefallen laſſen müſſen. Ausſchlaggebend muß aber ſein, 
daß die Vornahme der koſtſpieligen Maßregeln, wie der Sachverſtändige be⸗ 
tont, nicht die geringſte Gewähr für eine dauernde Mängelabſtellung bot, 
da die Bodenbewegung noch nicht auf einem Ruhepunkt angelangt war. Hier⸗ 
nach war die Beſeitigung des Mangels in dem angegebenen Sinn als unmög⸗ 
lich anzuſehen und konnte die Klägerin mit dieſer nicht in Verzug geraten. 
Es entfällt damit jede rechtliche Grundlage ſowohl für die Aufrechnungs⸗ 

einrede als auch für die erhobene Widerklage. 
Es bleibt alſo nur noch die Frage, ob und inwieweit die Beklagte mit 
dem hülfsweiſe geltend gemachten Minderungsanſpruch durchdringe.— — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Febr. 1915. St. w. K. & 

Co. — 50. 47/11. F—ch. 


139. Der Beleidiger kann vertraglich zum öffentlichen Widerruf 
verpflichtet werden. 


(Vgl. 70 Nr. 12 m. N.) 
BGB. 89 823 Abf. 2, 138. 249. 


Im Jahre 1912 hatte der Beklagte in ſeiner Gaſtwirtſchaft zu andern 
Perſonen geäußert, der Kläger habe ſeine Mühle in Brand geſteckt. Kläger 
erhob deshalb Privatklage und der Beklagte wurde vom Schöffengericht 
wegen öffentlicher Beleidigung des Klägers zu 100 % Geldſtrafe ſowie zu 
der Nebenſtrafe aus § 200 Abſ. 1 StGB. verurteilt. Er legte Berufung ein. 
Darauf kam vor der Ber.⸗Strafkammer am 2. Auguſt 1913 ein Vergleich 
zuſtande; der Kläger nahm die Privatklage zurück, der Beklagte übernahm 
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die: Koften, erklärte die behaupteten Beleidigungen zu Protokoll für unwahr 
und verpflichtete ſich, dieſe Erklärung in zwei Zeitungen und durch einwöchigen 
Aushang an der Gemeindetafel auf ſeine Koſten zu veröffentlichen. Da er 
dieſer Verpflichtung nicht nachkam, wurde Kläger mit dem Antrage klagbar, 
den Beklagten zur Vornahme der Veröffentlichung zu verurteilen. Das Land⸗ 
gericht erkannte nach dieſem Antrage und die Berufung des Beklagten wurde 
zurückgewieſen; ebenſo ſeine Reviſion. — Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges wird von der Reviſion mit Unrecht 
in Zweifel gezogen. Der Vergleich, um deſſen Erfüllung es ſich handelt, be⸗ 
trifft die Genugtuung für eine Beleidigung, die der Beklagte dem Kläger. 
zugefügt hatte, alſo für eine Verletzung der Ehre des Klägers. Das Rechts⸗ 
gut der Ehre fällt aber keineswegs ausſchließlich in den Bereich des öffent⸗ 
lichen Rechts, berührt vielmehr gerade in erſter Linie die beſondere Rechts- 
ſphäre des Einzelnen. Der von den Parteien geſchloſſene Vergleich iſt dem⸗ 
nach als ein Geſchäft des bürgerlichen Rechts, als ein privatrechtlicher Ver⸗ 
trag anzuſehen. Der Umſtand, daß der Vergleich die Beendigung eines Straf⸗ 
verfahrens bezweckte und daß er vor einem Strafgericht geſchloſſen wurde, 
kann an dieſem Ergebnis nichts ändern. 

Zur Sache ſelbſt wird vom Ber.⸗Richter ausgeführt, die freiwillige Über- 
nahme des öffentlichen Widerrufs der vom Beklagten begangenen Beleidigung 
verſtoße gegen kein Geſetz, insbeſondere nicht gegen $ 11 Einf G. z. StPO., 
denn dieſe Vorſchrift beziehe ſich nicht auf einen Widerruf, zu welchem ſich 
der Täter durch Vertrag verpflichtet habe. Die Reviſion rügt Verletzung des 
$ 6 EinfG. z. StGB. und des § 11 EinfG. z. StPO. Sie meint, der öffent⸗ 
liche Widerruf einer Beleidigung ſtelle eine Selbſtdemütigung dar, die über⸗ 
wiegend den Charakter einer den Beleidiger treffenden Strafe trage, und 
zwar einer Strafe, die als mit dem modernen Rechtsbewußtſein unvereinbar 
aus der Reihe der geſetzlich zuläſſigen Strafen ausgeſchloſſen worden ſei. 
Demnach könne es auch nicht für zuläſſig erachtet werden, daß ſich jemand 
vergleichweiſe, alſo durch Vertrag, zu einem öffentlichen Widerruf verpflichte. 
Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 

Es iſt zwar richtig, daß die früher partikularrechtlich zuläſſig geweſenen 
Strafen des Widerrufs, der Abbitte und der Ehrenerklärung durch $ 6 Einf. 
z. StGB. als Strafen beſeitigt ſind, und es mag auch zugegeben werden, 
daß ſich die Geſetzgebung zu dieſem Schritte entſchloſſen hat, weil angenom⸗ 
men wurde, daß ſolche Strafen für den Verurteilten demütigend und be⸗ 
ſchämend ſowie mit dem modernen Rechtsbewußtſein nicht vereinbar ſeien. 
Daraus folgt aber noch nicht, daß ſich der Beleidiger auch durch Vertrag 
nicht rechtswirkſam zu einer von jenen Kundgebungen verpflichten könne. 
Ein ſolcher Schluß würde vielmehr nur dann gerechtfertigt ſein, wenn an⸗ 
genommen werden müßte, daß der Geſetzgeber jene Kundgebungen über⸗ 
haupt und ſchlechthin mißbilligt habe. Allein die bloße e des 
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öffentlichen Widerrufs und ähnlicher Erklärungen als Strafe beweiſt, auch 
wenn man die bereits erwähnten Motive mit in Betracht zieht, mehr nicht, 
als daß der Geſetzgeber jene Maßregeln als geeignete öffentliche Strafen 
nicht angeſehen hat. | 

Auch aus § 11 EinfG. z. StPO. iſt zugunſten der Reviſion nichts her- 
zuleiten. Wenn dort geſagt iſt, daß die Verfolgung von Beleidigungen nur 
nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung ſtattfinde, ſo iſt dabei erſicht⸗ 
lich nur an die ſtrafrechtliche Verfolgung des Täters, nicht an die Geltend⸗ 
machung von zivilrechtlichen Anſprüchen gedacht. Der $ 11 bildet daher weder 
ein Hindernis für den Abſchluß von Verträgen über den Widerruf einer Be⸗ 
leidigung, noch ſteht er der Beſchreitung des Rechtswegs bezüglich der An⸗ 
ſprüche aus ſolchen Verträgen entgegen. 

Denkbar iſt, daß unter Umſtänden der $ 138 BGB. in Frage kommen 
könnte. Allein im vorliegenden Fall liegt zweifellos ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten nicht vor. Weder der Inhalt der vom Beklagten abzugebenden 
Erklärung, noch die Art der Bekanntmachung und der damit verfolgte Zweck 
können in dieſer Beziehung Bedenken erregen. 

Die Reviſion beruft ſich auf das Urteil des 6. Zivilſenats in RGEntſch. 
60, 12. Damals handelte es ſich aber nur darum, ob der Beleidigte ſchon 
auf Grund des Geſetzes, insbeſondere nach $ 249 BGB. einen Anſpruch auf 
Widerruf der Beleidigung habe. Über die Frage, ob Verträge über den 
Widerruf rechtswirkſam und klagbar ſind, iſt nicht entſchieden und ſollte nicht 
entſchieden werden. — — —“ a 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Mai 1915. W. (Bkl.) w. S. 

(OLG. Breslau). VII. 6/15. Auch in RCeEntſch. 87 Nr. 16 S. 80. 


140. Sum Begriff des Eigenbeſitzers nach 88 856 Abſ. 5, 857 BGB. 
BGB. 88 836 ff. 


Der Kläger war in Schaden gekommen durch das Umſtürzen eines Maſtes 
des Leitungsnetzes, das die verklagte Akt.⸗Geſellſchaft benutzte, um von ihrem 
Elektrizitätswerke in A. aus das dortige Grundſtück der Petrol.⸗Verk.⸗Geſell⸗ 
ſchaft, über andre Grundſtücke hinweg, mit Strom zu verſorgen. Die auf 
Grund des 8 837 BGB. erhobene Klage auf Schadenerſatz wurde dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht entnimmt aus der eigenen Darſtellung der 
Beklagten, daß fie ſeinerzeit von dem Vorbeſitzer des A. er Elektrizitätswerks 
auch die Anſchlußleitung, die zu den Baulichkeiten der Petrol.⸗Verk.⸗Geſell⸗ 
ſchaft führt, tatſächlich mit übernommen hat, daß fie ſeitdem dieſe Anſchluß⸗ 
leitung dazu benutzt, um aus ihrem Elektrizitätswerke der Petrol.⸗Verk.⸗ 
Geſellſchaft den nötigen Strom zu liefern, und daß ſie ſich tatſächlich bisher 
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in Ausübung ihres Stromlieferungsrechts auch als den unterhaltspflichtigen 
Beſitzer angeſehen hat, während ſich die Petrol.⸗Verk.⸗Geſellſchaft um das 
Leitungsnetz nicht bekümmert hat. Es iſt der Anſicht, dieſe Tatſachen ge⸗ 
nügten zur Anwendung des $ 837 BGB. ebenſo, wie es nach § 836 zur Feſt⸗ 
ſtellung der Haftpflicht genüge, daß der Pflichtige, ohne Eigentümer zu ſein, 
Eigenbeſitzer ſei, d. h. das Werk tatſächlich als ihm gehörend innehabe. 

Die Reviſion beanſtandet dieſe Erwägung. Sie führt aus: Zum Eigen⸗ 
beſitze gehöre, daß der Wille, die Sache rechtlich zu beherrſchen, vorhanden 
und zum Ausdruck gekommen ſei. Regelmäßig werde eine Kundgebung dieſes. 
Willens nicht anzunehmen ſein, wenn ihr, wie im Streitfall, eine mangelnde 
Prüfung des Sachverhalts zugrunde liege, mit der Klarſtellung des wahren 
Sachverhalts werde ohne weiteres der Eigenbeſitzwille hinfällig. Deshalb ſei 
es auch rechtsirrig, wenn das Ber.⸗Gericht Erklärungen und Behauptungen 
der Beklagten, die von dem Irrtum beeinflußt geweſen ſeien, zur Feſtſtellung 
des Eigenbeſitzwillens herangezogen habe. Die Rüge iſt unbegründet. 

Wie im Fall des § 836, ſo iſt auch im Fall des $ 837 BGB. haftpflichtig 
der Eigenbeſitzer. Eigenbeſitzer aber iſt nach § 872, wer eine Sache „als ihm 
gehörend“ beſitzt. Die Wendung „als ihm gehörend“ könnte die anſcheinend 
von der Reviſion vertretene Meinung aufkommen laſſen, als ob das Geſetz 
den Glauben des Beſitzers erforderte, daß ihm die Sache wirklich gehöre. 
Daß aber zum Eigenbeſitz der gute Glaube des Beſitzers nicht erforderlich iſt, 
ergibt ſich ohne weiteres aus § 937 Abſ. 2 und § 955 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
Als ihm gehörend“ bedeutet nicht, daß der Beſitzer die Sache für eine ihm 
gehörende halten muß (ſog. opinio dominii), es genügt vielmehr der Wille 
des Beſitzers, ſie wie eine ihm gehörende zu beſitzen (ſog. animus domini), 
d. h. die dem Inhalt des Eigentums entſprechende Stellung zur Sache zu 
haben. Das iſt die in der Rechtslehre herrſchende Auffaſſung, und ſie iſt als 
dem Geſetz entſprechend anzuerkennen. In der Entſcheidung des 5. Zivil⸗ 
ſenats (Entſch. 54, 135) iſt zwar geſagt, Eigenbeſitzer ſei, wer eine Sache als 
fein eigen, als ihm gehörig beſitzt, wer fie ‚aljo mit dem Willen, ihr Eigentümer 
zu ſein, beſitzt'. Dieſe Stelle iſt vielleicht nicht ganz ſcharf gefaßt, ſachlich 
will jedoch der 5. Zivilſenat von der herrſchenden Lehre augenſcheinlich nicht 
abweichen, zu einer Hervorhebung des Unterſchiedes zwiſchen der Meinung 
des Beſitzers, Eigentümer zu ſein, und ſeinem Willen, die Sache wie eine 
ihm gehörende zu beſitzen, bot der damalige Streitfall keinerlei Veranlaſſung. 
Von dem hiernach zutreffenden Begriff des Eigenbeſitzers geht aber auch 
das Ber.⸗Gericht aus. Da die irrige Annahme, Eigentümer zu ſein, den Willen 
des Beſitzers, ſie wie eine ihm gehörende zu beſitzen, nicht nur nicht ausſchließt, 
ſondern ſehr häufig geradezu zur Vorausſetzung hat, ſo iſt es auch nicht als 
rechtsirrig anzuſehen, wenn das Ber.⸗Gericht zur Feſtſtellung des Eigenbeſitz⸗ 
willens Erklärungen und Behauptungen der Beklagten herangezogen hat, die 
von der angeblich irrigen Annahme beeinflußt waren, ſie ſei Eigentümerin 
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auch der zu den Baulichkeiten der Petrol.⸗Verk. N führenden An⸗ 
ſchlußleitung und mit ihr des ſog. Unglücksmaſtes. | 
Wenn $ 837 BGB. von jemand ſpricht, der ein Gebäude oder ein Werk 
auf einem fremden Grundſtück ‚in Ausübung eines Rechts“ beſitzt, fo ſtellt 
er damit, wie noch bemerkt werden mag, nicht das Erfordernis auf, daß dem 
Beſitzer das, ſei es dingliche, ſei es perſönliche, Recht, auf dem fremden Grund⸗ 
ſtück das Gebäude oder das Werk zu haben, wirklich zuſteht. Auch hier gilt 
vielmehr Ahnliches wie beim Eigenbeſitzwillen. Es genügt, wenn der Be⸗ 
ſitzer den Willen hat, das Recht, auf dem fremden Grundſtück das Gebäude 
oder das Werk zu haben, wie ein ihm zuſtehendes auszuüben. Daß aber die 
Beklagte auch bezüglich der Anſchlußleitung dieſes Willens geweſen iſt, ob⸗ 
gleich inſoweit das Recht in Wahrheit vielleicht der Petrol.⸗Verk.⸗Geſellſchaft 
zuſtand, geht ar den Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts mit Sicherheit her⸗ 
vor. — — —' 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Okt. 1915. K.s Elektr.⸗Werke 
(Bkl.) w. N. (OLG. Naumburg). IV. 72/15. 


141. Eigenhändiges Teſtament in Briefform“; es kann die Unter⸗ 
| zeichnung nur mit dem Vornamen genügen. 


Bol. 58 Nr. 14. 242. 
BER. 68 22312; 126 Abſ. 1. 


Die Braut des im September 1914 im Felde gefallenen Vizefeldwebels 
M. legte dem Amtsgericht in P. zwei Briefe des Verſtorbenen vor mit dem 
Antrage, ſie als Teſtamente zu eröffnen und ihr einen Erbſchein zu erteilen. 
Der eine Brief „Paderborn den 4. Auguſt 1914“ war an die Eltern der An⸗ 
tragſtellerin gerichtet und unterſchrieben „Euer Sohn und Schwager Fritz“. 
Der andre war an die Antragſtellerin gerichtet, aus „Pdb. d. 8. Auguſt 14“ 
und unterſchrieben „Dein treuer Fritz“. Das Amtsgericht wies den Antrag 
ab, indem es in beiden Briefen die Unterſchrift und in dem zweiten auch die 
Ortsangabe beanſtandete. Auch das Landgericht hielt die Unterſchriften für 
ungenügend, während es die Frage offen ließ, ob die Ortsangabe im zweiten 
Brief ausreiche. Das Kammergericht wollte aus letzterem Grunde keine Be⸗ 
denken herleiten, war aber ebenfalls der Anſicht, daß die Unterſchriften nicht 
dem Geſetze entſprächen. Da dieſe Frage jedoch vom OLG. Colmar anders 
entſchieden war (Jur. Ztſchr. f. Elſ.⸗Lothr. 33, 434), legte es die weitere Be⸗ 
ſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. dem Reichsgericht vor und dieſes ent- 
ſchied zugunſten der Antragſtellerin. — Aus den Gründen: 

„Nach § 2231 Nr. 2 BGB. kann ein Teſtament durch eine von dem Erb- 
laſſer unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchriebene und unter- 
ſchriebene Erklärung errichtet werden. Daß die Erklärung auch in Briefform 
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erfolgen kann, iſt anerkannt Rechtens (JW. 1907, 14325 und 1910, 22%), Dar- 
über, wie die Unterſchrift zu erfolgen hat, iſt in § 2231 Nr. 2 nichts gejagt. 
Das Kammergericht iſt deshalb der Anſicht, daß dieſe Frage nach § 126 Abſ. 1 
BGB. zu entſcheiden ſei (vgl. auch RGEntſch. in Strafſ. 43, 231), wonach, 
wenn durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt, die Urkunde von dem 
Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift“ oder mittels gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden muß. Der § 126 
Abſ. 1 iſt für die Fälle gegeben, in denen nach dem Geſetz einfache Schrift⸗ 
form genügt. Zu dieſen Fällen gehört der des $ 2231 Nr. 2 nicht. Ob § 126 
Abſ. 1 trotzdem, und obwohl er im übrigen wegen des für das eigenhändige 
Teſtament aufgeſtellten Erforderniſſes der eigenhändigen Unterſchrift zweifel⸗ 
los nicht paßt, zur Ergänzung des § 2231 Nr. 2 wenigſtens inſoweit heranzu⸗ 
ziehen iſt, als er Unterzeichnung durch Namensunterſchrift erfordert, kann 
zweifelhaft erſcheinen. Die Frage bedarf aber hier keiner Entſcheidung. Denn 
auch wenn fie zu bejahen iſt, folgt daraus noch nicht, daß, wie das Kammer⸗ 
gericht meint, das eigenhändige Teſtament unter allen Umſtänden mit dem 
Namen unterzeichnet werden müßte, deſſen ſich der Erblaſſer im Verkehr all⸗ 
gemein bedient, und daß deshalb, da der verkehrsübliche Name grundſätzlich 
der dem Erblaſſer nach bürgerlichem und öffentlichem Rechte zuſtehende 
Familienname ſei, die Unterzeichnung mit einem andern Namen als dem 
Familiennamen, insbeſondere mit dem Vornamen, einzig und allein dann 
zuläſſig ſei, wenn dieſer andre Name, wie z. B. bei erlauchten Perſonen der 
Vorname, ‚in regelmäßiger und allbekannter Übung im Verkehr als Name 
gebraucht‘ werde. e | 
Der 8 126 Abſ. 1 fchreibt Unterzeichnung durch Namensunterſchrift vor, 
ſagt aber nichts darüber, was zur Namensunterſchrift gehört. Das erklärt 
ſich aus der Entſtehungsgeſchichte (vgl. inſoweit Arch Ziv Prax. 100, 418). — — — 
Der Geſetzgeber hat es hiernach abſichtlich vermieden, im $ 126 Abſ. 1 Unter- 
zeichnung mit dem Familiennamen vorzuſchreiben. Die Fälle, in denen 
nach den Motiven die Unterzeichnung mit einem andern als dem Familien⸗ 
namen, insbeſondere mit dem Vornamen, genügen ſoll, ſind, wie ſchon das 
Wort „namentlich“ in den Prot. der 1. Kommiſſion ergibt, nur als Beiſpiele 
gedacht. Es kann deshalb, und da den Ausführungen in den Vorarbeiten, 
worauf auch das Kammergericht Gewicht legt, von keiner der maßgebenden 
Stellen widerſprochen worden iſt, im Sinne des Geſetzes auch in andern 
Fällen die Unterzeichnung mit einem andern als dem Familiennamen nicht 
für ausgeſchloſſen erachtet werden. Iſt dem aber ſo, dann muß insbeſondere 
die Unterzeichnung eigenhändiger Erklärungen, die ſich an nahe Angehörige 
richten, mit dem bloßen Vornamen mindeſtens dann als zuläſſig und aus⸗ 
reichend angeſehen werden, wenn ſich aus dem durch die Unterſchrift gedeckten 
Text der Urkunde die Perſon des Ausſtellers für jeden Dritten mit Sicher⸗ 
heit ergibt. So aber liegt die Sache hier. Der Erblaſſer hat nämlich in den 
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beiden Briefen den Empfängern, und zwar in den vor der Unterfchrift ſtehen⸗ 
den Teilen der Briefe, ſeine genaue Feldadreſſe mitgeteilt, und in dieſer 
auch ſeinen Familiennamen angegeben, ſo daß aus den Briefen ſelbſt ohne 
weiteres zu entnehmen iſt, daß ſie von dem Vizefeldwebel Fritz M. der 
5. Komp. des Inf.⸗Regim. Nr. 158 geſchrieben ſind. Das Kammergericht 
glaubt zwar, auch dieſem Umſtande kein Gewicht beilegen zu dürfen, weil 
die Namensunterſchrift ein Formerfordernis (nicht ein Beweismittel) ſei und 
nicht durch den verfügenden Inhalt der Urkunde ergänzt werden könne. 
Darin geht es aber zu weit. Reicht nach dem Geſetz in gewiſſen Fällen die 
Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen aus, ſo iſt in dieſen Fällen dem 
Formerforderniſſe durch die Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen ge⸗ 
nügt und alles übrige iſt Beurteilung des Einzelfalls, aber nicht Formfrage. 
Die Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen kann zwar unter Umſtänden 
Bedenken andrer Art erregen, insbeſondere nach der Richtung hin, ob es 
ſich um eine wirklich zum Abſchluß gelangte Willenserklärung oder lediglich 
um einen Entwurf, eine nur für den Ausſteller ſelbſt beſtimmte Aufzeichnung 
oder etwas Ahnliches handelt. Bedenken ſolcher Art werden aus der Unter⸗ 
zeichnung mit dem bloßen Vornamen ſeltener herzuleiten ſein, wenn, wie 
hier, Erklärungen in Frage kommen, die ſich in Briefen an nahe Angehörige 
finden, denen gegenüber ſich der Briefſchreiber auch gerade im Briefverkehr 
regelmäßig nur mit dem Vornamen zu bezeichnen pflegt. Jedenfalls aber 
ſind derartige Bedenken im vorliegenden Falle bisher nicht geltend gemacht; 
die aus der Unterzeichnung der beiden Briefe mit dem bloßen Vornamen 
bisher herzuleitenden Bedenken jedoch ſind, wie dargelegt, unbegründet.“ 


Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 5. Juli 1915. RA. 14, 262. 
Auch RCeEntſch. 87 Nr. 22 S. 109. ö 


142. Suläſſigkeit des Firmenzuſatzes „& G.“ bei einer 
offenen Handelsgeſellſchaft. 
HGB. $ 19. 


Der Beſchwerdeführer, der auf Grund der BRVO. v. 30. Sept. und 
der Bkm. d. RK. v. 20. Okt. 1914 (RGBl. 421. 443) zum Zwangsvexwalter 
der Zweigniederlaſſung der franzöſiſchen Kommanditgeſellſchaft „V. B. fils 
et Compagnie“ beſtellt worden war, meldete zum Handelsregiſter die Ande⸗ 
rung der Firmenbezeichnung für die Zweigniederlaſſung in „V. B. Sohn 
& G.“ an. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung als dem § 19 HGB. nicht 
entſprechend ab; die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Der weiteren Be⸗ 
ſchwerde wurde ſtattgegeben. — Gründe: 

„Der Anſicht des Landgerichts, daß der ein Geſellſchaftsverhältnis andeu⸗ 
tende Zuſatz ‚Cie.‘ oder ‚Co.‘ von dem Verbote geſchäftlicher Bezeichnungen 
in franzöſiſcher Sprache, wie es die militäriſchen Befehlshaber auf Grund 
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der ihnen jm Geſetz über den Belagerungszuſtand v. 4. Juni 1851 übertra⸗ 
genen Gewalt erlaſſen haben, nicht betroffen werde, wird unbedenklich zu⸗ 
geſtimmt werden können. Denn die Verordnung der ſtellvertr. kommandie⸗ 
renden Generale des 14. 15. 16. und 21. Armeekorps über die Geſchäfts⸗ 
ſprache v. 31. Dez. 1914 will der gefliſſentlich in das Reichsland getragenen 
Werbung für Gebrauch und Verbreitung des Franzöſiſchen entgegentreten, 
während es ſich hier um herkömmliche Zuſätze handelt, deren Entſtehung 
in andern Umſtänden zu ſuchen iſt und die im ganzen Reiche längſt üblich 
find. Allein die Unzuläſſigkeit oder das Verbot des Zuſatzes „& Cie.“ u. dgl. 
ſteht im vorliegenden Falle überhaupt nicht zur Entſcheidung. Es handelt ſich 
für das Regiſtergericht nur darum, ob der Zuſatz „& G.“ geſetzlich zuläſſig iſt. 
Auch der Beſchwerdeführer hat zwar dem Regiſtergericht gegenüber der Ver⸗ 
ordnung der Militärbefehlshaber Erwähnung getan; er begründet aber aus⸗ 
drücklich den Antrag auf Eintragung des verdeutſchten Zuſatzes nicht damit, 
daß die Verdeutſchung rechtlich notwendig, ſondern daß ſie ſtatthaft ſei. Darin 
hat er recht, und die Annahme des Gegenteils ſeitens der Vorinſtanzen verletzt 
den § 19 HGB. 

Abkürzungen der im $ 19 HGB. und in andern Vorſchriften für die ver⸗ 
ſchiedenen Geſellſchaftsfirmen geforderten Zuſätze ſind allgemein üblich und 
geſtattet. Es iſt nun kein Grund dafür einzuſehen, daß eine Geſellſchaft den 
vorgeſchriebenen ‚das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zuſatz“ 
nicht in einer auch ſonſt üblichen Abkürzung an die Ausdrucksweiſe des Ge⸗ 
ſetzes, welches nur von der ‚Geſellſchaft', niemals von der Compagnie“ redet, 
ſolle knüpfen dürfen, und daß ſie entweder zu einer unbegründeten Weit⸗ 
ſchweifigkeit oder dazu gezwungen ſein ſolle, bei einem fremdſprachigen Zu⸗ 
ſatze zu beharren, der ſich zwar durch herkömmliche Übung und, da er einem 
Mißverſtändniſſe nicht begegnet, anſtandlos Duldung verſchafft hat, der aber 
weder der Geſellſchaftsbezeichnung im Geſetz entſpricht, noch ſprachlich ein⸗ 
wandfrei, noch auch ſachlich ganz richtig iſt. Denn die mit dem Zuſatz ‚& Cie.“, 
‚u. Comp.“ oder ähnlich gebildete Firma deutet unrichtigerweiſe an, daß ein 
namentlich Bezeichneter und daneben eine Geſellſchaft (eine Compagnie) be⸗ 
ſtehe, während in Wirklichkeit die Geſellſchaft, deren Firma bekanntgemacht 
werden ſoll, aus einem namentlich bezeichneten und einem andern Teilhaber 
oder mehreren andern Teilhabern erſt gebildet wird. Deshalb wird auch 
der vom Beſchwerdeführer beabſichtigte Zuſatz „& G.“, und ‚Gefellichafter‘ 
zu leſen fein, nicht ‚und Gejellfchaft‘, wodurch jene Unrichtigkeit noch ſchärfer 
hervorträte als ſie in dem fremdſprachigen Ausdrucke vielleicht empfunden 
werden mag. Dahingeſtellt bleiben kann dabei, wie der Beſchwerdeführer 
ſelbſt den gewählten und N zu beanſtandenden abgekürzten Zuſaß für ſich 
aufgefaßt hat. 

Welche ernſt zu nehmenden ‚Mißdeutungen und Irrtümer“, die das 
Landgericht befürchtet, durch den beabſichtigten, an die Sprache des Ge⸗ 


242 142. Handelsfirma. 


ſetzes angelehnten Zuſatz herbeigeführt werden ſollen, iſt ſchwer, erfindlich; 
die von dem Regiſtergericht, dem das Beſchwerdegericht beipflichtet, angenom- 
mene Möglichkeit, der Zuſatz „& G. könne ‚und Genoſſen' verſtanden werden, 
iſt ſachlich wenig belangreich, ganz abgeſehen davon, daß für Genoſſenſchaften 
ganz beſtimmte anderweitige Firmenbezeichnungen im Gen.⸗Geſetze vorge⸗ 
ſchrieben und in das Genoſſenſchaftsregiſter (nicht in das Handelsregiſter) 
einzutragen ſind und dies im Handelsverkehr bekannt iſt. Ebenſowenig Be⸗ 
deutung iſt der der praktiſchen Erfahrung des Lebens kaum entnommenen 
Befürchtung beizumeſſen, der Zuſatz könne als ‚und Gattin“ oder als ‚und 
Gemahlin“ geleſen werden. Geſetzt es ſei ſo, und es käme jemand zu dieſer 
fernliegenden Deutung, ſo könnte er dazu nur auf Grund der richtigen Er⸗ 
kenntnis gelangen, daß es ſich um eine Geſellſchaft handelt. Wenn er dem 
Zuſatz irrtümlich entnehmen zu müſſen glaubte, der Mitgeſellſchafter ſei die 
Ehefrau des mit Namen Bezeichneten, ſo ſtünde der Irrende lediglich dem⸗ 
jenigen gleich, der in einem Fall, in welchem tatſächlich die Ehefrau Gefell- 
ſchafterin iſt, dies aus dem Zuſatz „& Comp.‘ nach feinem Verſtändniſſe von 
dieſem Zuſatze verneinen zu müſſen glaubte. Derlei ausgeſonnenen Irrtums⸗ 
möglichkeiten iſt keine Bedeutung beizumeſſen. Es mag beiſpielsweiſe daran 
erinnert werden, wie unter Umſtänden der dem Namen eines Verſicherungs⸗ 
vereins auf Gegenſeitigkeit beigegebene Zuſatz ‚a. G.“ von einem Unkundigen 
als ‚Aktiengeſellſchaft“ (A. G.) möglicherweiſe verſtanden werden kann. 

Das Regiſtergericht hat nach $ 18 Abſ. 2 HGB., der in dieſer Hinſicht 
ſelbſtverſtändlich auch für Geſellſchaftsfirmen gilt, darauf zu achten, daß der 
Zuſatz nicht eine Täuſchung herbeizuführen geeignet iſt. Aber im übrigen 
ſind, ſofern das Geſetz keine Schranken zieht, die Beteiligten in ihrer Ent⸗ 
ſchließung frei; und es wäre eine Überſpannung der richterlichen Pflicht, 
wenn es als Aufgabe der Gerichte angeſehen würde, den freien Handels⸗ 
verkehr vor vermeintlichen oder entfernt möglichen Irrtümern zu bewahren, 
denen die beteiligten Kreiſe nach den Erfahrungen des Lebens nicht zu ver⸗ 
fallen pflegen, vor denen, ſofern ſie überhaupt von ſachlicher Bedeutung 
ſind, durch eigene billigerweiſe zu fordernde Überlegung ſich zu ſchützen ſie 
aber auch nach Natur und Zweck des Handelsregiſters durch deſſen Einträge 
nicht entbunden ſind. 

Darnach iſt der beantragten Eintragung ſtattzugeben, falls nicht etwa 
andre Gründe ihr entgegenſtehen, was das Regiſtergericht zu prüfen hat. 
Zu bemerken iſt hierzu, daß die Eigenſchaft des Geſchäfts als Zweignieder⸗ 
laſſung der in A. beſtehenden Hauptniederlaſſung die von dem Beſchwerde⸗ 
führer beabſichtigte Verdeutſchung der Firma nicht hindert, da der Firmen⸗ 
eintrag bei der Zweigniederlaſſung nicht völlig mit dem der Hauptnieder⸗ 
laſſung übereinſtimmen muß. Die Firma der Hauptniederlaſſung muß nur 
in ihrem weſentlichen Teil (wie der Kommentar von Staub⸗Könige Anm. 8 
zu $ 30 es ausdrückt: in ihrem „Kern“ wiedergegeben und die Abweichung darf 
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nicht zu einer Täuſchung on tet Beiden Erforderniſſen ift hier durch⸗ 
aus genügt.“ 
Beſchluß des OLG. zu Colmar v. 13. Okt. 1915. RIA. 14, 294. 


143. Wichtiger Grund zur Auflöſung einer Geſellſchaft m. b. H., ir 
daß der eine Geſellſchafter Engländer iſt. 


&mbH®. $ 61. 


Der Ingenieur K., mit dem der Kläger ſeit dem 8. Juli 1907 die Her⸗ 
ſtellung von Straßenwalzen und Aufreißern und die Verleihung ſolcher Geräte 
unter der Firma Gebr. B., Geſellſch. m. b. H., betrieben hatte, wurde von 
den zuſtändigen Behörden des Inlands als engliſcher Staatsangehöriger an⸗ 
geſehen und wird deshalb ſeit mehreren Monaten in Ruhleben feſtgehalten. 
Das Landgericht löſte auf Antrag des Klägers die Geſellſchaft auf. Hiergegen 
legte dieſe Berufung ein, die jedoch zurückgewieſen wurde. Aus den Gründen: 

„Die den formellen Vorausſetzungen des Geſetzes entſprechende Klage 
iſt auch ſachlich begründet. Hierbei legt das Ber.⸗Gericht kein Gewicht auf das 
dem Geſellſchafter K. zum Vorwurf gemachte Verhalten gegenüber dem 
Kläger als ſeinem Mitgeſellſchafter und den Geſchäftskunden. Anſcheinend 
handelt es ſich inſoweit nicht um Verfehlungen, die das Gedeihen und die 
Fortentwicklung der Geſellſchaft erheblich gefährdeten oder das Zuſammen⸗ 
arbeiten der beiden Geſellſchafter unerträglich und unmöglich machten, wohl 
aber iſt die nach außen ſichtbare Tatſache, daß K. engliſcher Staatsangehöriger 
iſt, geeignet, die Gefahr eines geſchäftlichen Zuſammenbruchs der Geſellſchaft 
zu begründen. Die Tatſache ſelbſt iſt als zugeſtanden anzuſehen. Die Angehörig⸗ 
keit K.s zu einem feindlichen Staate, insbeſondere zu England, muß aber auf 
die Verhältniſſe der verklagten Geſellſchaft höchſt nachteilig wirken und deren 
ferneres Gedeihen aufs Außerſte gefährden. Sollte doch der nun ſchons / Jahre 
andauernde Krieg für England vor allem ein Handelskrieg und das Mittel 
ſein, den geſchäftlichen Wettbewerb Deutſchlands im Welthandel niederzuringen 
und die deutſchen Geſchäfte von den Weltmärkten auszuſchließen. Für längere 
Zeit kann deshalb nicht daran gedacht werden, daß Geſellſchaften, der Eng⸗ 
länder als Inhaber zugehören, in Deutſchland, wo die engliſchen Kriegs- 
geſichtspunkte allgemein bekannt ſind, Geſchäfte machen. Das iſt trotz aller 
Nachſicht und Langmut des deutſchen Volkes nicht zu erwarten. Keinesfalls 
können ſich die Gemeinde⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden, die haupt⸗ 
ſächlichſten Kunden der verklagten Geſellſchaft, über die in allen Vollskreiſen 
herrſchende Stimmung hinwegſetzen. Es iſt daher nicht zufällig, daß die Ge⸗ 
meindeverwaltungen von Dr. und Bl. ſich bereits in dieſem Sinne geäußert 
haben und der verklagten Geſellſchaft ſo lange, als 5 ein Engländer angehört, 
weitere Aufträge nicht geben wollen. 
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Daß die Engländereigenſchaft K.s ihm an ſich nicht zum Verſchulden an⸗ 
gerechnet werden kann, iſt einflußlos; ſie bleibt trotzdem i. S. des Geſetzes ein 
wichtiger Grund zur Auflöſung der Geſellſchaft. Keinesfalls liegt inſoweit 
ein Verſchulden des Klägers vor. Vielmehr könnte höchſtens noch in Frage 
kommen, ob nicht K. das Gedeihen der verklagten Geſellſchaft dadurch erheb⸗ 
lich gefährdet habe, daß er ſich nicht bloß auf die Fürſorge für durch den 
Kriegsausbruch in Bedrängnis geratene Engländerinnen, die ihm in Deutſch⸗ 
land niemand zum Vorwurf machen wird, beſchränkt, ſondern ſich nach dem 
Kriegsausbruch offen auf die Seite Englands geſtellt und damit bei vielen 
Deutſchen Argernis erregt hat. 

Nach alledem iſt die Berufung zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 5. Nov. 1915. Gebr. B. w. 

B. 20. 64/15. —e—. 


II. Verfahren. 


144. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der 
Rechte und der Antrag auf Anerkenntnisurteil find keine fontra- 
diktoriſche Verhandlung nach $ 181 GH. 


GKG. § 181; HPD. 3599. 


Der Beklagte hat gegenüber einer Wechſelklage zum Betrage von 
2613,50 % in der Verhandlung vor dem Landgericht erklären laſſen, daß er 
den ganzen Betrag im Wechſelprozeß anerkenne, jedoch bezüglich eines Teil⸗ 
betrages von 1600 „ unter Vorbehalt feiner Rechte für das ordentliche Ver⸗ 
fahren. Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten dem Anerkenntniſſe gemäß 
zu verurteilen. Das Landgericht hat den Beklagten nach der Klage und in 
die Koſten verurteilt und ihm die Ausführung der Rechte im ordentlichen 
Verfahren vorbehalten. — — — 

Die Frage, ob eine Erklärung des Beklagten, er erkenne die Wechſel⸗ 
forderung als ſolche an, bitte aber um Vorbehalt ſeiner Rechte, und ein dar⸗ 
auf geſtellter Antrag der Klägerin, den Beklagten zu verurteilen, als kontra⸗ 
diktoriſche Verhandlung i. S. von 88 181. 19 GKG. anzuſprechen ſei, iſt ſtreitig. 
Bejahend: Sydow⸗Buſch Anm. 1; Rittmann' Anm. 6 zu § 19 GKG. Dieſes 
Gericht ſchließt ſich der 

von Stein Anm. 4 zu 9 599 ZPO.; Pfafferoth Anm. 3 zu § 19 GKG.; OLG. Marien⸗ 
werder in OLGRſpr. 2, 269 und OLG. Dresden Ann. 22, 553 vertretenen 
entgegengeſetzten Anſicht an; denn es iſt nicht angängig, von widerſprechenden 
Anträgen zu ſprechen, wenn beide Parteien Verurteilung im Wechſelprozeß 
beantragen und der Beklagte ohne Widerſpruch der Klägerin lediglich ſich die 
Möglichkeit des Vorbringens ſeiner Einrede für das Nachverfahren ſichert. 
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Eine Verhandlungsgebühr gelangt daher mangels einer kontradiktori⸗ 
ſchen Verhandlung nicht zur Hebung. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 3. een. 19151 i. S. 
Karl B. (Bkl.) w. Ed. W. — Bs. Z. II. 97/16. | B. 


145. Streitwert bei der Wandelungsklage; Nebenforderungen. 


Vgl. 57 Nr. 68. 
8 O. 88 8. 4; 8. 8 462. 


| Wie aus dem Tatbeſtande des Ber.⸗Urteils hervorgeht, hat der Kläger 
nicht neben dem Antrage auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
200 # einen weiteren Antrag auf deſſen Verurteilung zur Rücknahme des 
gekauften Hundes geſtellt; es erübrigt daher die Prüfung, wie hoch etwa 
ſein Intereſſe an dieſer Rücknahme zu bewerten ſein würde. Daß der Kläger 
die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung nur „gegen Rückgewährung“ 
des Hundes begehrt und daß das Gericht die Verurteilung auch nur mit dieſer 
Maßgabe ausgeſprochen hat, iſt für die Berechnung des Streitwerts ohne 
Bedeutung. Die Rückgewähr des gekauften Gegenſtandes iſt in erſter Linie 
eine Pflicht des wandelnden Käufers, die ſeinem Anſpruch auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes gegenüberſteht. Es iſt ſachgemäß, daß er bei der Klagerhebung 
ſeinen Willen, den Kaufgegenſtand zurückzugeben, durch die Faſſung des 
Antrages zum Ausdruck bringt, eine Zuſammenrechnung der Werte der beider⸗ 
ſeits zu bewirkenden Leiſtungen wird aber dadurch ebenſo wenig gerechtfertigt, 
wie wenn ein Käufer aus einem Kaufgeſchäft auf Lieferung gegen Zahlung 
oder der Verkäufer auf Zahlung gegen Lieferung klagt (vgl. RG. in Seuff A. 
57 Nr. 68). 
Daß bei einer Wandelungsklage der Anſpruch des Käufers auf Erſatz 
der Futterkoſten für das zurückzunehmende Tier als Nebenforderung im 
Sinne des §4 ZPO. anzuſehen iſt, iſt jetzt in der Rechtſprechung anerkannt 
(vgl. RGEntſch. 52 Nr. 44 S. 164 ff. und Meckl. Z. 19, 49). In gleicher Weiſe 
iſt aber auch der Anſpruch des Klägers auf Erſatz der von ihm verauslagten 
Hundeſteuer zu behandeln. Beide Forderungen ſtehen im Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis zu der eingeklagten Hauptforderung. Ihr Beſtehen iſt bedingt da⸗ 
durch, daß der Kläger einen Anſpruch auf Wandelung des Kaufgeſchäfts hat. 
Der Kläger würde weder die Futterkoſten noch die Steuer aufgewandt haben, 
wenn er den Hund nicht gekauft hätte, und wenn er in die Lage verſetzt wer⸗ 
den ſoll, wie wenn der Kauf überhaupt nicht abgeſchloſſen wäre, ſo gehört 
dazu neben der Rückzahlung auch die Erſtattung der gedachten Auslagen 
(vgl. auch RG. in JW. 1906, 20221 und OLG. Kiel in OL GRſpr. 13, 670). 


Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 13. Januar 1916 C. w. B. 
SA. 62, 1/16. N Kn. 
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146. Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen“, 
auch wenn außerdem unlauterer Wettbewerb vorliegt.“ Die Ein- 
rede der Klagänderung geht der der örtlichen Unzuſtändigkeit vor.““ 
Vgl. 66 Nr. 217 m. N. — gl. 46 Nr. 285; 58 Nr. 257. — gl. 58 Nr. 257; 58 Nr. 43. 
8 O. 55 22. 264; BGB. 5 824; Unl WG. 8 24. 

Die Klägerin hatte ihren Anſpruch auf Zurücknahme einer ſie ſchädigenden 
Bemerkung in einer Dresdener Druckſchrift zunächſt auf $ 824 BGB. ge- 
ſtützt; die Beklagten hatten die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des 
Leipziger Gerichts vorgeſchützt, aber dann zur Hauptſache verhandelt. Nach 
erfolgter Beweiserhebung erklärte die Klägerin, ſie wolle die Klage nun⸗ 
mehr auch auf 88 14. 1 UnlW. und auf § 826 BGB. ſtützen. Unter Auf⸗ 
rechterhaltung des Unzuſtändigkeitseinwands beſtritten die Beklagten das tat⸗ 
ſächliche Anführen der Klägerin und ſchützten die Einrede der Klagänderung 
vor. — Das Landgericht erachtete ſich auf Grund der Beſtimmungen in 824 
UnlWG. für örtlich unzuſtändig und wies die Klage ab. Das Ber. ⸗Gericht 
hob auf und verwies die Sache an das Landgericht zurück. Aus den Gründen: 

— — — Das Landgericht gründet die Abweiſung der Klage inſoweit, als 
ſie ſich auf die 88 824. 826 BGB. ſtützt, in erſter Linie auf die örtliche Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts, indem es die Meinung vertritt, daß wenn der Klag⸗ 
anſpruch ſowohl aus dem Wettbewerbsgeſetz wie aus den angeführten Para⸗ 
graphen hergeleitet werde, die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des § 24 UnlWG. 
allein durchgreife. Das iſt unzutreffend. War der Gerichtsſtand der uner⸗ 
laubten Handlung gegeben, jo kann der Umſtand, daß der des § 24 UnlWG. 
. fehlt, nur dazu führen, die Klage inſoweit wegen örtlicher Unzuſtändigkeit 
abzuweiſen als ihr Beſtimmungen des UnlWettbewGeſ. zugrunde gelegt 
worden find (RGeEntſch. 27, 386, in Seuff A. 46 Nr. 285). 

Der Gerichtsſtand des $ 32 ZPO. war aber für die erhobene Delikts⸗ 
klage ſchon um deswillen in L. vorhanden, weil eine durch Verbreitung eines 
Preßerzeugniſſes verübte unerlaubte Handlung auch da begangen iſt, wo die 
Verbreitung ſtattgefunden hat, insbeſondere der durch 8 7 Abſ. 2 der StPO. 
beſeitigte fliegende Gerichtsſtand der Preſſe für den Zivilprozeß weiter beſteht 
(RGeEntſch. 78, 257f.; vgl. Seuff A. 66 Nr. 217). 

Daß die von dem Beklagten 1 herausgegebene Zeitſchrift und die Num⸗ 
mer derſelben, in deren Artikel die Klägerin einen Verſtoß gegen die 88 824. 
826 BGB. findet, in L. verbreitet und geleſen worden iſt, ſteht außer Streit. 
Daß der Artikel, wenn man die Wahrheit des klägeriſchen Anführens unter- 
ſtellt, den 88 824. 826 BGB. unterfallen kann (JW. 1912, 64315), iſt nicht 
zu beſtreiten. Eine Aufhebung des Urteils inſoweit und eine Zurückverwei⸗— 
fung nach 8538 ZPO. kann aber nicht um deswillen unterbleiben, weil die 
vorige Inſtanz in zweiter Linie die Klage, ſoweit fie auf $ 824 BGB. ge- 
ſtützt iſt, für ſachlich unbegründet erklärt, und ſoweit fie auf § 826 beruht, 
den Einwand der Klagänderung für berechtigt anſieht. Zu einer ſachlichen 
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Prüfung iſt das Gericht, wenn es ſich für unzuſtändig erachtet, überhaupt 
nicht befugt (RG. in Seuff A. 53 Nr. 257); es würde ſonſt der Umfang der 
Rechtskraft des Urteils zweifelhaft werden. Tut es dies dennoch, ſo iſt die 
Begründung für die ſachliche Abweiſung als nicht vorhanden zu behandeln. 
Was den Einwand der Klagänderung betrifft, ſo hätte dieſer an erſter 
Stelle geprüft werden müſſen, weil, wenn er für durchſchlagend angeſehen 
wird, ſich ein Eingehen auf das Vorbringen und damit auch auf die Frage 
erledigt, ob es im gewählten Gerichtsſtand berückſichtigt werden kann. Eine 
Klagänderung lag aber garnicht vor, die Klägerin hatte nur ihre tatſächlichen 
und rechtlichen Ausführungen ergänzt (§ 2681 ZPO.) und jedenfalls konnte 
von einer weſentlichen Erſchwerung der Verteidigung ($ 264 ZPO.) nicht 
die Rede ſein.— — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. Nov. 1913 VerſSchG. 
m. b. H. w. Verb. S. J. 30. 157/13. III. 


147. Die Beſtimmung eines gemeinſchaftlichen Gerichts im Fall des 
N 536 Nr. 5 Fp. iſt für das beſtimmte Gericht bindend. 
Vgl. 40 Nr. 240. 
EBD. 38 36°. 37 Abſ. 2. 

Durch Beſchluß des Reichsgerichts v. 28. Februar 1914 war auf das 
Geſuch des Klägers für deſſen Klage gegen drei, angeblich in drei verſchie⸗ 
denen Gerichtsbezirken wohnende Beklagte wegen eines Anſpruchs auf Rück⸗ 
nahme von Aktien und Schadenerſatz, auf Grund des § 36 ZPO. das Land- 
gericht zu Erfurt als zuſtändiges Gericht beſtimmt worden. Der demnächſt 
bei dem Landgerichte zu Erfurt erhobenen Klage begegneten die Beklagten 
mit der prozeßhindernden Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit, indem ſie 
behaupteten, daß ſie alle ihren Wohnſitz und damit ihren allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand im Bezirk des Landgerichts zu Eiſenach hätten. Das Landgericht 
verwarf die Einrede. Das Oberlandesgericht wies die Klage ab. Das Reichs⸗ 
gericht ſtellte das 1. Urteil wieder her. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſieht auf Grund der ihm vorgelegten und von ihm 
erhobenen amtlichen Auskünfte als erwieſen an, daß keiner der Beklagten 
feinen Wohnſitz und damit feinen allgemeinen Gerichtsſtand ($ 13 ZPO.) im 
Bezirk des Landgerichts zu Erfurt hat, daß vielmehr für alle drei Beklagte 
vermöge ihres Wohnſitzes ein gemeinſchaftlicher allgemeiner Gerichtsſtand bei 
dem Landgericht zu Eiſenach begründet iſt. Ferner iſt dargelegt, ein nach 
§ 36 Nr. 3 ZPO. erlaſſener Beſchluß des höheren Gerichts ſei allerdings nach 
8 37 Abſ. 2 daſelbſt unanfechtbar, ſei aber, da er ohne mündliche Verhand- 
lung ergehen könne, dahin auszulegen, daß durch ihn nur für den Fall, daß 
die behaupteten tatſächlichen Vorausſetzungen vorliegen, daß alſo ein gemein⸗ 
ſchaftlicher allgemeiner Gerichtsſtand der zu verklagenden Perſonen nicht be- 
ſtehe, ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand geſchaffen werden ſolle. Lägen 
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dieſe tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vor, ſo ſei der Beſchluß ohne prak⸗ 
tiſche Bedeutung und die Einrede der Unzuſtändigkeit den Beklagten nicht 
genommen. Darnach erachtete das Ber.⸗Gericht die Einrede im gegebenen 
Falle für begründet. Dieſer Auffaſſung war nicht beizutreten. 

Schon nach der in dem Beſchluſſe des Reichsgerichts v. 28. Februar 1914 
enthaltenen Parteibezeichnung iſt der allgemeine Gerichtsſtand des Wohn⸗ 
ſitzes für keinen der Beklagten bei dem als zuſtändig beſtimmten Landgericht 
zu Erfurt begründet. Sollte das Ber.⸗Gericht etwa der Meinung ſein, daß 
ſchon aus dieſem Grunde ein Einwand gegen die Zuſtändigkeit erhoben werden 
könne, ſo wäre dieſe Anſicht nicht gerechtfertigt. Die Frage, ob im Fall des 
§ 36 Nr. 3 ZPO. die Auswahl zu beſchränken ſei auf die für die einzelnen 
künftigen Beklagten in Betracht kommenden Gerichte oder ob auch ein andres 
Gericht gleicher Ordnung, bei dem keiner der Beklagten ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, gewählt werden kann, war von dem Ber.-Gerichte nicht 
zu entſcheiden und kann darum auch hier nicht Gegenſtand der Entſcheidung 
ſein. Das folgt nicht nur aus der Vorſchrift des § 37 Abſ. 2, wonach der die 
Beſtimmung treffende Beſchluß der Anfechtung entzogen iſt, ſondern auch 
aus dem allgemeinen Grundſatze, daß das untere Gericht nicht berufen iſt, 
die Beſchlüſſe des übergeordneten nachzuprüfen (vgl. das reichsgerichtl. Urteil 
v. 15. Nov. 1884 in Seuff A. 40, Nr. 240). Eben dieſer Grundſatz ergibt aber 
auch die Hinfälligkeit der weiteren Erwägungen des Ber.⸗Richters. Die 
unteren Inſtanzen hatten den in dem entſcheidenden Punkte — der Ber 
zeichnung des für die Klage zuſtändigen Gerichts — völlig unzweideutigen 
Beſchluß des Reichsgerichts nicht auszulegen, ſondern, ſolange das Reichs⸗ 
gericht ihn nicht etwa ſelbſt beſeitigte, als unabänderlich hinzunehmen, wie 
es ſeitens des Landgerichts auch geſchehen iſt. Daran ändert nichts der von 
dem Ber.⸗Gericht hervorgehobene Umſtand, daß es ſich um einen Beſchluß 
handelt, der nach 8 37 Abſ. 1 ohne mündliche Verhandlung erlaſſen werden 
konnte. Auch wenn ein Beſchluß ohne mündliche Verhandlung ergeht oder 
ergehen kann, iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß das Gericht vor der Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund irgendwelcher Unterlagen in eine beſondere ſachliche 
Prüfung eingetreten iſt, und dabei kann es gerade den nachher beanſtan⸗ 
deten Punkt anders beurteilt haben als ihn das ſpäter mit der Sache befaßte 
Gericht beurteilen würde. Ob und wieweit dieſer Fall hier zutraf, entzog 
ſich der Kenntnis der Vorinſtanzen und es war auch nicht ihre Aufgabe zu 
prüfen, ob und in welchem Umfange das Reichsgericht ſich Gewißheit zu 
verſchaffen hatte oder verſchafft hat über die Vorausſetzungen, von denen 
es bei der Erlaſſung ſeines Beſchluſſes ausging. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 11. Mai 1915 Z. (Kl.) w. Thür. 

Kred.⸗Anſt. u. Gen. (OL G. Naumburg). II. 75/15. Auch in RGEntſch. 

86 Nr. 100 S. 404. ö 
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148. Das Eigentum am tatſächlichen Zubehör geht auf den Erfteher 
über, auch wenn er weiß, daß es einem Dritten gehörte. 
Bol. 68 Nr. 249 m. N. 
ZIG. 8 55 Abf. 2. 


Der Ber.⸗Richter geht davon aus, daß die ſtreitigen Maſchinen und Ge⸗ 
rätſchaften, ſofern ſie zur Zeit der Zw.⸗Verſteigerung Zubehör des verſtei⸗ 
gerten Grundſtücks waren und ſich im Beſitze des Schuldners (Grundſtücks⸗ 
eigentümers) befanden, auf Grund der 88 55 Ab. 2, 90 Abſ. 2 ZwVerſtGeſ. 
Eigentum des Beklagten geworden ſind, welcher das Grundſtück erſtanden 
hat, und zwar auch dann, wenn ſie bis zur Verſteigerung Eigentum des Klägers 
waren und dies dem Beklagten bekannt war. Die Reviſion bekämpft dieſe 
Auffaſſung. Sie iſt aber rechtlich zutreffend. Nach § 55 Abſ. 2 erſtreckt ſich 
die Verſteigerung auf Zubehörſtücke, die ſich im Beſitze des Schuldners oder 
eines neu eingetretenen Eigentümers befinden, auch dann, wenn ſie einem 
Dritten gehören, es ſei denn, daß dieſer fein Recht nach Maßgabe des $ 37 
Nr. 5, alſo durch Herbeiführung der Aufhebung oder Einſtellung des Ver— 
fahrens hinſichtlich dieſer Zubehörſtücke geltend gemacht hat. Das iſt im vor⸗ 
liegenden Falle nicht geſchehen. Sonach hat gemäß $ 90 Abſ. 2 der Beklagte 
mit dem Zuſchlage auch das Eigentum an den ſtreitigen Gegenſtänden er— 
worben, falls die in § 55 Abſ. 2 bezeichneten Vorausſetzungen auf fie zutrafen, 
und zwar auch dann, wenn ſie Eigentum des Klägers waren. Das Geſetz 
hat, im Anſchluß an die unter der Geltung des früheren preuß. ZwVerſt. 
Geſetzes zur Herrſchaft gelangte Rechtſprechung, auch das ſog. „tatſächliche 
Zubehör“, d. h. diejenigen Gegenſtände, welche infolge ihres räumlichen Ver⸗ 
hältniſſes zum Grundſtück und nach der Art ihrer Beſtimmung und Benutzung 
für die Zwecke des Grundſtücks Zubehör ſind, ohne aber im Eigentum des 
Grundſtückseigentümers zu ſtehen, und auf die ſich deshalb weder die Hypo⸗ 
thek (8 1120 BGB.) noch die Beſchlagnahme (§ 20 Abſ. 2 3G.) erſtreckt, 
den Wirkungen des Zuſchlags hinſichtlich des Eigentumsüberganges auf den 
Erſteher unterworfen und den bisherigen Eigentümer, der ſein Recht nicht 
in der vorgeſchriebenen Weiſe gewahrt hat, auf einen Bereicherungsanſpruch 
an dem Verſteigerungserlöſe beſchränkt. Dieſe Beſtimmung beruht, ebenſo 
wie die Rechtſprechung, an die ſie ſich angeſchloſſen hat, auf der Erwägung, 
daß aus Verkehrsrückſichten den Bietern bei einer Zw.⸗Verſteigerung Er⸗ 
mittelungen über die Eigentumsverhältniſſe an dem Zubehör nicht zugemutet 
werden dürfen, daß fie ſich vielmehr auf den äußerlich wahrnehmbaren Zu- 
ſtand müſſen verlaſſen können (RGEntſch. 49, 255). Es kann aber keinen 
Unterſchied machen, ob im einzelnen Fall der Bieter, der Erſteher wird, von 
dem Eigentum des Dritten Kenntnis hatte oder nicht. Denn auf dem Willen 
des Erſtehers beruht der Eigentumserwerb durch Zuſchlag in der Zw.-Ver⸗ 
ſteigerung nicht; er tritt vielmehr kraft Geſetzes in dem Umfange ein, in 


welchem das Grundſtück zum Gegenſtande der Sag und Des 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 6. 
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Zuſchlags durch das Vollſtr.⸗Gericht gemacht worden iſt, ohne Rückſicht darauf, 
ob dem Erſteher ein Erwerbswille in dieſem Umfange fehlt oder ob ſein 
Erwerbswille in irgendeiner Richtung fehlerhaft iſt. Das iſt für das frühere 
preuß. Recht vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen worden; 
vgl. Entſch. 45, 284 (Seuff A. 55 Nr. 131) und dort angef. Urteile; ferner das Urt. v. 
21. Dez. 1901, V. 342/01 in Gruchot 46, 1035. 
Für das jetzt geltende Recht iſt angeſichts der ausdrücklichen Vorſchrift des 
Geſetzes welche einen Unterſchied in bezug auf die Kenntnis oder Unkenntnis 
des Erſtehers nicht macht, um ſo mehr an dieſer Auffaſſung feſtzuhalten. Auch 
derjenige Bieter, der weiß, daß die Zubehörſtücke im Eigentum eines Dritten 
ſtehen, kann auf Grund der geſetzlichen Beſtimmung darauf rechnen, daß ſie 
demungeachtet mitverſteigert werden; ſein Gebot bezieht ſich alſo auch auf 
ſie und er zahlt das Entgelt für ſie in dem Steigpreiſe mit. Von dieſer Auf— 
faſſung iſt, wie die Geſetzesmaterialien ergeben, auch die 2. Kommiſſion aus— 
gegangen; 
vgl. Bern. 112 der Komm. des RIAmts für die 2. Leſung. Ebenſo Jaeckel-Güthe zu 
5 55 Zw G. Bem. 2 a und die dort. Anführungen. Vgl. auch Entſch. 72, 358. 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. Dez. 1915. P. (Kl.) w. N. 
(OLG. Breslau). V. 334/15. 


149. Suftändiges Gericht für die Niederlegung des Schiedsſpruchs. 
Vgl. 54 Nr. 202. 
3 O. $ 1039. 


Im ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt der Schiedsſpruch den Parteien 
in einer von den Schiedsrichtern unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen 
und unter Beifügung der Beurkundung der Zuſtellung auf der Gerichts- 
ſchreiberei des zuſtändigen Gerichts niederzulegen (§ 1039 ZPO.). Die Eins 
haltung dieſer Vorſchriften iſt erforderlich zum Zuſtandekommen eines wirk— 
ſamen Schiedsſpruchs; bevor fie nicht befolgt worden ſind, darf das Vollſtr. 
Urteil zum Schiedsſpruch nicht erlaſſen werden (§ 1042). Zuſtändig iſt das 
Amtsgericht oder das Landgericht, das in einem ſchriftlichen Schiedsvertrage 
als ſolches bezeichnet iſt, und in Ermangelung einer derartigen Bezeichnung 
das Amtsgericht oder das Landgericht, das für die gerichtliche Geltendmachung 
des Anſpruchs zuſtändig ſein würde (§ 1045). 

Der zwiſchen den Parteien geſchloſſene ſchriftliche Schiedsvertrag enthält 
die Bezeichnung eines zuſtändigen Gerichts nicht. Da nun die Parteien in 
L. ihren Wohnſitz haben und den Streitgegenſtand im ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren ein Anſpruch des Klägers auf Zahlung von 6549,53 .I6 bildete, 
hatte im gegenwärtigen Falle die Niederlegung des Schiedsſpruchs auf der 
Gerichtsſchreiberei des Landgerichts L. zu erfolgen. Es iſt aber der Schieds— 
ſpruch nicht beim Landgericht, ſondern beim Amtsgericht L. niedergelegt worden. 
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Infolgedeſſen war die erhobene Klage, die die Erlaſſung des Vollſtr.⸗Urteils 
zum Gegenſtand hatte, unbegründet und hätte abgewieſen werden müſſen, 
wenn ſich nicht die Entſcheidung in der Hauptſache erledigt hätte. Mit Recht 
hat daher das Landgericht nach dem Grundſatze des 8 91 Abſ. 1 ZPO. die 
Streitkoſten dem Kläger auferlegt. 

An dieſem Ergebniſſe vermag der Umſtand nichts zu ändern, daß der 
Kläger im Juni 1915 gleichzeitig mit der Klageſchrift die ihm zugeſtellte, von 
den Schiedsrichtern unterſchriebene Ausfertigung des Schiedsſpruchs ſamt 
der Urkunde über die an ihn erfolgte Zuſtellung beim Landgericht eingereicht 
hat. Denn die Niederlegung des Schiedsſpruchs muß durch die Schieds⸗ 
richter geſchehen oder wenigſtens in ihrem Auftrage oder mit ihrer Geneh⸗ 
migung durch eine Mittelsperſon vorgenommen werden. Der Kläger be⸗ 
hauptet aber ſelbſt nicht, daß er im Auftrag oder mit Genehmigung der Schieds⸗ 
richter gehandelt habe, die ja, wie das Schreiben des Schiedsrichters P. er⸗ 
kennen läßt, auf dem Standpunkt ſtehen, daß ſie mit der Niederlegung beim 
Amtsgericht der Vorſchrift des $ 1039 ZPO. genügt hätten. Überdies würde 
es auch an der Niederlegung der Urkunden über die Zuſtellung des Schieds⸗ 
ſpruchs an die Beklagte fehlen. Die ſofortige Beſchwerde war hiernach mit 
der Koſtenfolge des §97 ZPO. Abſ. 1 zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. 5 C. Reg. 

17/16. Ch. 
150. Hat der einzelne Nonkursgläubiger ein Beſchwerderecht gegen 

Anweiſungen des Gerichts an den Honkursverwalter über 
die Schlußverteilungd ö 
Vgl. 61 Nr. 267 m. N. 
KO. §8 73. 161. 


In dem Konk.⸗Verfahren über das Vermögen der Geſellſchaft m. b. H. Th. 
L. & Co. find die Forderungen ausländiſcher Gläubiger auf Grund der Verordn. 
des Bundesrats v. 7. Auguſt 1914/21. Januar 1915 von der Prüfung aus⸗ 
geſchloſſen worden. Da nunmehr die Beendigung des Verfahrens in Aus— 
ſicht ſteht, hat der Konk.⸗Verwalter beantragt, das Verfahren auszuſetzen 
oder ihn zu ermächtigen, die auf die ausländiſchen Gläubiger entfallende 
Dividende zu hinterlegen. Dieſen Antrag hat das Amtsgericht abgelehnt, 
vielmehr den Verwalter angewieſen, die Genehmigung zur Vornahme der 
Schlußverteilung zu beantragen. Auf ſofortige Beſchwerde des Verwalters 
hat das Landgericht am 16. März 1915 beſchloſſen, den amtsgerichtlichen 
Beſchluß dahin abzuändern, daß der Verwalter zwar die Genehmigung zur 
Vornahme der Schlußverteilung zu beantragen, aber auch für die Zurück— 
behaltung und Hinterlegung der auf die Forderungen der ausländiſchen Gläu— 
biger entfallenden Anteile Sorge zu tragen habe. Dieſer Beſchluß iſt dem 
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Verwalter am 25. März 1915, den Gläubigern dagegen nicht zugeſtellt worden. 
Am 19. April 1915 hat die Konk.⸗Gläubigerin O. gegen den landgerichtlichen 
Beſchluß weitere ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage erhoben, den an⸗ 
gefochtenen Beſchluß aufzuheben und den Verwalter anzuweiſen, die Schluß⸗ 
verteilung ohne Rückſicht auf die ausländiſchen Gläubiger vorzunehmen. 
Dieſe Beſchwerde iſt unzuläſſig, da die Beſchwerdeführerin nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt. An ſich ſteht allerdings im Konk.⸗Verfahren ein Beſchwerde⸗ 
recht allen durch eine gerichtliche Entſcheidung Betroffenen zu. Aber die 
Konk.⸗Gläubiger ſind durch die vorliegende Entſcheidung, die nur eine An⸗ 
weiſung an den Konk.⸗Verwalter enthält, noch garnicht betroffen. Das zeigt 
ſich ſchon darin, daß dieſe Entſcheidung, wie auch die des Amtsgerichts, ihnen 
garnicht zugeſtellt worden iſt, wie überhaupt ſolche Entſcheidungen den Konk.⸗ 
Gläubigern regelmäßig nicht bekanntgegeben zu werden pflegen. Es würde 
die ordnungmäßige Abwicklung des Konk.⸗Verfahrens ſtören, wenn den Konk.⸗ 
Gläubigern ohne jede zeitliche Beſchränkung ein Anfechtungsrecht gegeben 
wäre. Das würde auch mit dem Grundſatz im Widerſpruch ſtehen, daß im 
Konk.⸗Verfahren nur die ſofortige Beſchwerde zuläſſig iſt, die an eine beſtimmte 
Friſt gebunden iſt und daher abgeſchloſſene Verhältniſſe ſchafft. Betroffen 
werden die Konk.⸗Gläubiger erſt durch die auf Grund der dem Verwalter 
erteilten Anweiſung vorgenommene Schlußverteilung. Gegen dieſe können 
ſie ihre Einwendungen im Schlußtermin geltend machen. Dann wird end⸗ 
gültig darüber zu entſcheiden fein, ob der in der materiellen Frage vom Amts⸗ 
gericht oder vom Landgericht eingenommene Standpunkt grundſätzlich zu 
billigen iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. April 1915 in der Hamb. 
Konk.⸗Sache Th. L. & Co. A- d. 


151. Haftung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes wegen 
mangelhafter Überwachung des Konkursverwalters.* Haftung in 
einem ſog. unechten Geſamtſchuldverhältnis.“* 

„Vgl. 44 Nr. 158; 49 Nr. 293. — Vgl. 19 Nr. 22; 22 Nr. 279. 

KO. § 89; BGB. § 421. 

Der Kläger forderte als derzeitiger Verwalter im Konkurſe zum Ver— 
mögen des R. von den drei Beklagten als Geſamtſchuldnern 800.4 mit Zinſen 
als teilweiſen Erſatz für einen Schaden, den der R.fche Konkurs infolge von 
Unterſchlagungen des früheren Konk.-Verwalters E. erlitten hatte. Er be— 
gründete die Schadenerſatzpflicht damit, daß die Beklagten als Mitglieder 
des Gläubigerausſchuſſes im Riſchen Konkurſe die ihnen nach 888 KO. ob— 
liegende Überwachungspflicht vernachläſſigt hätten und der dadurch geſchä— 
digten Konk.-Maſſe nach § 89 KO. verantwortlich ſeien. Über das 
Vermögen des E. war ebenfalls das Konk. Verfahren eröffnet worden; 
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der Kläger hatte zu dieſem Verfahren dieſelben Anſprüche angemeldet. — 
Beide Inſtanzen haben verurteilt, das Oberlandesgericht mit nachſtehender 
Begründung: | 

„Aus der beigebrachten Aufſtellung ergibt ſich, daß der Rechtsanwalt E. 
als Verwalter im R.ſchen Konkurſe bis zu ſeiner Flucht am 20. Juli 1913 
einen Betrag von 1054,25 / von der R.ſchen Konk.⸗Maſſe unterſchlagen hat. 
Dieſer Betrag ermäßigt ſich um 100 „, die dem E. für feine Tätigkeit als 
Konk.⸗Verwalter zu vergüten ſein würden. Es mag ferner zugunſten der 
Beklagten unterftellt werden, daß ſich der Fehlbetrag ferner um 90,65 M 
mindert, die auf den R.ſchen Konkurs als Anteil an dem Einlagebeſtand des 
Bankbuchs der Depoſitenkaſſe entfallen wären, und die dem R.ſchen Kon⸗ 
kurſe nur dadurch verloren gegangen ſeien, daß der derzeitige Konk.⸗Verwalter 
die Ausſonderung dieſes Betrages aus der E.ſchen Konk.⸗Maſſe, zu der dieſer 
Einlagebeſtand gezogen worden war, nicht geltend gemacht habe. Der 
Schaden, den die R.ſche Konk.⸗Maſſe erlitten hat, beträgt hiernach jeden⸗ 
falls 963,60 .. 

Nicht abzuziehen iſt dagegen die Dividende, die die R.ſche Konk.⸗Maſſe 
auf ihre zum E.ſchen Konkurſe angemeldete Forderung des unterſchlagenen 
Betrages aus dieſem Konkurſe möglicherweiſe erhalten wird. Dem R.ſchen 
Konkurſe gegenüber haften für den erlittenen Schaden die drei Beklagten 
aus dem Geſichtspunkte des § 89 KO. als Geſamtſchuldner für den Fall, 
daß ihnen Pflichtverletzungen nachgewieſen werden, die für den Schaden ur⸗ 
ſächlich ſind, und neben ihnen der Rechtsanwalt E. und deſſen konkursmäßiges 
Vermögen aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung ($ 246 StGB.; 
§ 823 BGB.). Die Verpflichtung der drei Beklagten einerſeits und des Rechts⸗ 
anwalts E. anderſeits beruhen hiernach zwar auf zwei ganz unabhängig von⸗ 
einander entſtandenen Schuldverhältniſſen, fie haben aber denſelben Lei- 
ſtungsinhalt. Es liegt ſonach im Verhältnis der beiden zur Entſchädigung 
des R.ſchen Konkurſes verpflichteten Gruppen ein ſog. unvollkommenes oder 
unechtes Geſamtſchuldverhältnis vor und die 88 421 BGB. ff. ſind hierauf in- 
ſoweit anzuwenden, als ſie nicht auf der hier fehlenden Rechtsgemeinſchaft 
zwiſchen den ſchuldigen Gruppen beruhen; 

vgl. Staudinger Vorbem. vor $ 420 BGB. unter Nr. 7 und die dort angezogenen Schrift- 
ſteller; Crome B. R. 2, 376; Oertmann Schuldverh. Vorbem. 5 c zu 420 ff. BGB.; 

Komment. v. RGRäten $ 421. 

Der Kläger iſt hiernach nicht gehindert, neben der klageweiſen Inanſpruch⸗ 
nahme der drei Beklagten gleichzeitig feinen Schädenanſpruch im E.jchen 
Konkurſe geltend zu machen, und die Beklagten können nicht verlangen, daß 
von der ſie möglicherweiſe treffenden Zahlungsverpflichtung derjenige Be⸗ 
trag in Abzug gebracht werde, der etwa als Dividende im Konkurſe des mit- 
verpflichteten E. zu erwarten iſt. Denn nach § 421 Satz 2 BGB. bleiben bis 
zur Bewirkung der ganzen Leiſtung ſämtliche Schuldner verpflichtet und nach 
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§§ 422 ff. BGB. wirken nur die Erfüllung oder gewiſſe Erfüllungsſurrogate 
ganz oder teilweiſe zerſtörend auf das beſtehende Schuldverhältnis. Ob ſie 
nach Befriedigung des Klägers die Abtretung jener Anſprüche an den E.ſchen 
Konkurs fordern oder ob dieſe Anſprüche kraft Geſetzes auf ſie übergehen, 
braucht hier nicht erörtert zu werden. 

Die Beklagten haben der ihnen nach 888 KO. als Mitgliedern des Gläu⸗ 
bigerausſchuſſes obliegenden Pflicht nicht genügt und namentlich gegen die 
Vorſchrift in § 88 Abſ. 2 verſtoßen, wonach die Kaſſe des Konk.⸗Verwal⸗ 
ters mindeſtens einmal im Monat durch eines ihrer Mitglieder zu unterſuchen 
iſt. Solche Pflichtverletzung ergibt ſich aus der eigenen Sachdarſtellung der 
Beklagten. — — — Dieſe Pflichtwidrigkeiten des Gläubigerausſchuſſes ſind 
urſächlich für die Unterſchlagungen des Verwalters und damit für den dem 
R.ſchen Konkurs erwachſenen Schaden. Hierfür haben die Beklagten nach 
§ 89 KO. als Geſamtſchuldner aufzukommen, da alle drei für dieſelben Pflicht⸗ 
widrigkeiten verantwortlich ſind, der Schaden aber nur einmal zu erſetzen iſt 
(88 421 ff. BGB.). 

Bei Ordnungsvorſchriften, die wie die Vorſchrift in S 88 KO. dazu dienen 
ſollen, der Schadenszufügung durch einen Dritten vorzubeugen, iſt bis auf 
weiteres davon auszugehen, daß deren peinliche Befolgung auch den vom 
Geſetzgeber im Auge gehabten Erfolg der Verhütung des Schadens haben 
werde. Sache der zur Befolgung dieſer Vorſchriften Verpflichteten iſt es, 
darzutun, daß der Schaden auch bei gehöriger Befolgung eingetreten ſein 
würde, wenn ſie dieſen Vorſchriften nicht genügt haben. Mit der ganz all⸗ 
gemeinen Behauptung, daß die Unterſchlagungen des Anwalts auch bei ge- 
höriger Kaſſenprüfung und Überwachung nicht zu verhüten geweſen wären, 
können die Beklagten ihre Verantwortlichkeit nicht ablehnen. Es iſt im Gegen- 
teil mit großer Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß der junge Anwalt, wenn 
ihm von Anfang an ſtreng auf die Finger geſehen und ſeine Kaſſenführung 
überwacht worden wäre, ſich an den Geldern dieſes Konkurſes überhaupt 
nicht vergriffen, jedenfalls aber einen etwa ſchon eingetretenen Schaden ge- 
deckt haben würde, als es noch Zeit war. Bei einer ſolchen Aufſicht mußte 
er ja mit einer Aufdeckung ſeiner ungetreuen Handlungsweiſe und der Ver— 
nichtung ſeiner ſozialen Stellung jeden Augenblick rechnen. Deshalb iſt die 
Annahme berechtigt, daß es zu den Verfehlungen überhaupt nicht gekommen 
wäre, da ihm alsdann rechtzeitig das Gewiſſen geſchärft und zum Bewußtſein 
gebracht worden wäre, welchen Gefahren er ſich durch den Eingriff in das 
ihm anvertraute Gut ausſetzte. 

Auch mit ihrem weiteren Einwande, daß die Perſon und die angeſehene 
Stellung E.s in feinem Bezirk, der geringe Umfang des Konkurſes und die 
kleine Vermögensmaſſe die ſtrenge Beobachtung der Beſtimmungen des § 88 
KO. nicht gefordert hätten, ſind die Beklagten nicht zu hören. Die Über— 
wachungspflicht des § 88 iſt unabhängig von ſolchen Verhältniſſen den 
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Mitgliedern des Gläubigerausſchuſſes ganz allgemein zur Pflicht gemacht. 
Es mag fein, daß die Beklagten wegen der angeſehenen ſozialen Stellung E.s 
aus einer nicht angebrachten und einem gewiſſenhaften Konk.⸗Verwalter 
ſicher nicht einmal angenehmen Rückſicht die Befolgung der Vorſchriften in 
888 außer acht gelaſſen haben. Das mag ihr Verhalten in milderem 
Lichte erſcheinen laſſen, der Verantwortlichkeit können ſie ſich damit nicht 
entziehen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. Juli 1914 i. S. R. Konk. 

w. G. u. Gen. 10. %6/14. F- ch. 


152. Die Beſchwerde in der freiwill. Gerichtsbarkeit ſetzt eine 
| Derfügung voraus. 
FGG. 8 19. 


In dem angefochtenen Beſchluſſe des Landgerichts wird dargelegt, daß 
die Eröffnung des Vorſitzenden der Vormundſchaftsbehörde an den Beſchwerde— 
führer v. 30. März / 1. April 1915 eine mit der Beſchwerde des 8 19 FGG. 
anfechtbare Verfügung nicht zu erblicken ſei. Darin iſt der Vorinſtanz zuzu— 
ſtimmen. Ihre Begründung enthält keinen Rechtsirrtum. Die Mitteilung, 
die Vormundſchaftsbehörde ſei „zu der Anſicht gekommen“, daß Frau B. zur 
Erziehung des Knaben G. ungeeignet ſei, und ebenſo die ausgeſprochene „Er— 
wartung“ einer Außerung über anderweitige Unterbringung des Knaben ſind 
Meinungsäußerungen der Behörde gegenüber einem väterlichen Vormunde, 
gegen die es eine Beſchwerde nicht gibt. 

Der 2. und 3. Abſatz der Eröffnung könnte eher einem Zweifel Raum 
geben, da in erſterem der Vater „aufgefordert“ wird, den Sohn aus der Be⸗ 
einfluſſung der Frau B. zu entfernen und ihn anderswo unterzubringen, und 
im folgenden Abſatz angekündigt wird, die Vormundſchaftsbehörde werde 
weiteres Belaſſen des Sohns unter jener Aufſicht als Mißbrauch des Sorge- 
rechts anſehen und infolgedeſſen gezwungen ſein, ein Verfahren zur Ent- 
ziehung der Fürſorge einzuleiten. Die Aufforderung, gewiſſe erziehliche Maß⸗ 
nahmen zu ergreifen, ſei es nun z. B. größere Strenge anzuwenden, beſſere 
perſönliche Aufſicht zu führen, oder — wie hier — den Einfluß gewiſſer Per- 
ſonen auszuſchalten und ſtatt deſſen den andrer zu ſetzen, liegt aber nur im 
Rahmen der obervormundſchaftlichen Fürſorge für das Kind und der Unter⸗ 
ſtützung des väterlichen Vormundes in der Richtung einer gedeihlichen Er- 
ziehung, ohne daß eine ſolche Aufforderung ſchon als eine in die väterliche 
Gewalt des Vaters eingreifende Anordnung aufgefaßt werden kann. Nur 
eine ſolche kann aber das Recht zu einer Beſchwerde an die höhere Inſtanz 
geben. Auch die Hinzufügung, daß, wenn der Vater jene Aufforderung un⸗ 
beachtet laſſe, man darin einen Mißbrauch ſeines Sorgerechts erblicken werde 
und folgeweiſe ein Sorgeentziehungs-Verfahren einleiten müſſe, ändert daran 
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nichts. Denn ſo gewiß auch dieſe in Ausſicht geſtellten Schritte auf die Ent⸗ 
ſchlüſſe des Vaters einzuwirken beſtimmt waren, ſo enthalten doch auch ſie 
nur Mitteilungen über beabſichtigte künftige Maßnahmen, aber keine mittels 
Beſchwerde angreifbare Anordnung oder „Verfügung“. 

Die in Schlegelbergers Kommentar zuſammengeſtellte Rechtſprechung 
ſteht dem nicht entgegen, da ſtets davon ausgegangen wird, daß mit der Be⸗ 
ſchwerde nur eine klar umſchriebene behördliche Anordnung, deren Nicht⸗ 
befolgung den angewieſenen Rechtsnachteil für ihn herbeizuführen geeignet 
ſcheint, angegriffen werden kann. Insbeſondere gibt auch der im ZBl⸗ 
FGG. 6 Nr. 26 abgedruckte Beſchluß des OLG. Dresden v. 16. Juni 1903 
keinen Anlaß, dieſen Fall dem Reichsgericht vorzulegen. Denn dort han⸗ 
delte es ſich um eine Zwiſchenverfügung des Vormundſchaftsrichters wäh⸗ 
rend des Prozeſſes um Herausgabe eines Kindes, welche im Intereſſe des 
Kindes die Fortſetzung des bisherigen Zuſtandes anordnete. Die Behörde 
übte alſo Zwang in einer beſtimmten Richtung aus, ſorgte ihrerſeits dafür, 
daß das Kind bei einer beſtimmten Perſon verbleibe. Im vorliegenden Fall 
dagegen hat ſie nur dem Vater in eindringlicher Weiſe den Rat erteilt, falls 
er der Einleitung eines Sorgeentziehungs⸗Verfahrens entgehen wolle, den 
Einfluß einer beſtimmten Perſönlichkeit auf ſeinen Sohn auszuſchalten. Eine 
mit der Beſchwerde angreifbare Verfügung iſt das noch nicht. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 17. Dez. 1915 in der Vorm. 

Sache G. F. 58/15. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


153. Kichterliche Prüfung der Verfaſſungmäßigkeit eines Reichsgeſetzes. 


(Vgl. 11 Nr. 1; 38 Nr. 199; 45 Nr. 159.) 
Reichsverf. Art. 2. 42. 5. 17. 78. 


Der Kläger hatte ein ihm gehöriges Grundſtück in Bremen, das er am 
27. Oktober 1911 erworben hatte, nach dem 30. Juni 1913 wieder veräußert. 
Hierfür hatte er auf Erfordern der Steuerbehörde“ am 12. Mai 1914 5667,96 / 
Zuwachsſteuer entrichtet. Der Steuerbeſcheid gründete ſich auf das Reichs⸗ 
zuwachsſteuergeſetz v. 14. Febr. 1911 in der Faſſung vom 3. Juli 1913, ließ 
alſo den Reichsanteil von 50% außer Betracht. Im September 1914 klagte Klä⸗ 
ger gegen den Bremiſchen Staat auf Rückzahlung der 5667,96. nebſt Zinſen, 
indem er geltend machte, daß das Geſetz in ſeiner gegenwärtigen Faſſung 
mit Art. 4 Nr. 2 der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſtehe. — Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Nach § 58 RZuwStG. v. 14. Febr. 1911 ſollte das Reich vom Er⸗ 
trage der Zuwachsſteuer 50% erhalten. Die übrigen 50% waren ſo verteilt, 
daß 10% den Bundesſtaaten als Entſchädigung für die Verwaltung und Er— 
hebung der Steuer und 40% den Gemeinden, in deren Bereich ſich das 
Grundſtück befindet, zufließen ſollten. Dieſe Beſtimmung iſt durch 8 1 des 
Reichsgeſ. über Anderungen im Finanzweſen v. 3. Juli 1913 dahin abgeändert 
worden, daß für die nach dem 30. Juni 1913 eintretenden Fälle der Steuer⸗ 
pflicht die Erhebung des Reichsanteils fortfallen ſoll. Der Kläger ſteht auf 
dem Standpunkte, daß das RZuwStGeſetz nunmehr ungültig ſei, weil es gegen 
Art. 4 Nr. 2 der Reichsverfaſſung verſtoße. Verfaſſungmäßig unterlägen der 
Zuſtändigkeit des Reichs nur die für die Zwecke des Reichs zu verwendenden 
Steuern, die Zuwachsſteuer ſolle jetzt aber nur noch für die Zwecke der Bundes⸗ 
ſtaaten und der Gemeinden erhoben werden. 

Der Ber.⸗Richter iſt der Meinung, daß das RZuwScGeſetz in ſeiner 
gegenwärtigen Faſſung nicht verfaſſungwidrig ſei. Es ſei darin nur aus- 
geſprochen, daß das Reich bis auf weiteres, nämlich für die Dauer des Be— 
ſtehens der Novelle, ſeinen Steueranteil nicht erheben wolle; damit habe ſich 


aber der Charakter der den Bundesſtaaten und Gemeinden n Anteile 
Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 7. 
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nicht geändert. Wolle man jedoch annehmen, daß das Geſetz jetzt mit der Ver- 
faſſung nicht mehr im Einklang ſtehe, ſo liege in der Anderung des Geſetzes zu⸗ 
gleich eine Anderung der Verfaſſung, und zwar eine rechtsgültige Anderung. 
Eine vorherige Anderung des Art. 4 Nr. 2 ſei nicht erforderlich geweſen. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Art. 4 und 78 RVerf. Es wird aus⸗ 
geführt, die Novelle beſtehe jetzt noch zu Recht, und ſolange ſie beſtehe, handle 
es ſich bei der Zuwachsſteuer nicht um eine für die Zwecke des Reichs zu ver⸗ 
wendende Steuer. Für das Zuſtandekommen einer rechtswirkſamen Abände— 
rung des Art. 4 Nr. 2 RVerf. fehle es an jedem Anhalt. Der Vertreter des 
Beklagten hat dagegen ausgeführt, daß, wenn überhaupt eine Verfaſſungs⸗ 
verletzung vorliege, dieſe nur im Geſetze vom 3. Juli 1913 zu finden ſei; dann 
erſtrecke ſich die Ungültigkeit aber nur auf dieſes Geſetz, nicht auch auf das 
Geſetz vom 14. Februar 1911. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Geſetz v. 3. Juli 1913 oder auch 
ſchon das Geſetz v. 14. Febr. 1911 gegen Art. J Nr. 2 Verf. verſtoße, denn 
ſelbſt wenn das der Fall ſein ſollte, würde doch die Verbindlichkeit beider 
Geſetze anerkannt werden müſſen. Verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen haben, 
wie ſich aus Art. 78 RVerf. ergibt, keine ſtärkere Kraft als die Beſtimmungen 
irgendeines anderen Reichsgeſetzes, ſie werden deshalb durch jedes ſpätere, 
eine abweichende Vorſchrift enthaltende Reichsgeſetz ohne weiteres außer 
Kraft geſetzt (Dambitſch Verfaſſung des D. Reichs, 682). Maßgebend für 
die Gerichte wie für jede andre Behörde ſind deshalb bei Prüfung der Rechts⸗ 
verbindlichkeit eines Reichsgeſetzes, mag es ſich um eine Verfaſſungsänderung 
handeln oder nicht, diejenigen Beſtimmungen der Verfaſſung, in welchen 
die Vorausſetzungen für das Zuſtandekommen eines Reichsgeſetzes überhaupt 
aufgeſtellt ſind, alſo die Art. 2. 5 und 17. Dieſen Beſtimmungen iſt im vor— 
liegenden Falle genügt. Die Geſetze v. 14. Febr. 1911 und 3. Juli 1913 ſind 
im Reichsgeſetzblatt verkündet (S. 33 und 521). Sie tragen die Unterſchrift 
des Kaiſers und die Gegenzeichnung des Reichskanzlers. Die Eingangsworte 
enthalten die Erklärung, daß Bundesrat und Reichstag zugeſtimmt haben. 
Durch jene Gegenzeichnung hat der Reichskanzler die Verantwortlichkeit 
auch dafür übernommen, daß die Geſetze verfaſſungmäßig zuſtandegekommen 
ſind. Damit würde, wenn tatſächlich eine Verfaſſungsänderung vorliegen 
ſollte, zugleich der formelle Beweis geliefert ſein, daß im Bundesrat die 
nach Art. 78 Abſ. 1 erforderliche Mehrheit vorhanden geweſen war (dal. 
Labands 4, 46. 48; Dambitſch 62. 64). Die von der Reviſion angeregten 
Zweifel, ob ſich die Geſetzgebungsfaktoren des Art. J Nr. 2 RVerf. überhaupt 
bewußt geweſen und ob nicht etwa im Bundesrat mehr als 13 Stimmen 
gegen den Geſetzentwurf abgegeben ſeien, erſcheinen hiernach nicht begründet. 

Das Rechtsmittel war deshalb als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 11. Jan. 1916. D. (Kl.) w. Brem. 

Staat (OL G. Hamburg). VII. 217,15. 
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154. Die Nichtigkeit eines Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten ſetzt beiderſeitigen Verſtoß voraus. 


Vgl. 64 Nr. 63; 65 Nr. 88 m. N. 
BGB. § 138. 


Die verklagte Geſellſchaft hatte vom Bankier R. Anteile einer mexikani⸗ 
ſchen Mine gekauft, ſich zur Begleichung des Kaufpreiſes von dem Kläger 
50000 e geborgt und die Darlehnsforderung nebſt Zinſen hypothekariſch auf 
ihren Grundbeſitz eintragen laſſen. Im Mai 1913 kündigte der Kläger das 
Darlehn zum 1. Dezember 1913, und er klagte dann dinglich und perſönlich 
auf Zahlung. Die Beklagte machte u. a. geltend, daß R. beim Verkauf 
der Anteile auſ gemeinſchaftliche Rechnung mit dem Kläger gehandelt habe 
und daß die Anteile zur Zeit des Kaufs, worüber fie von R. auf Veranlaſ⸗ 
ſung des Klägers getäuſcht ſei, ganz wertlos geweſen ſeien. Nicht nur der 
in ſolcher Weiſe zuſtande gebrachte Kaufvertrag, ſondern auch das Darlehns⸗ 
geſchäft und die Hypothekbeſtellung ſeien unſittlich und nach $ 138 BGB. 
nichtig. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte, ihre Berufung wurde 
zurückgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den 
Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß das von der Beklagten 
behauptete argliſtige Zuſammenwirken des Klägers und R.s bei dem Stauf- 
und dem Darlehnsgeſchäft von 1912 dieſe Geſchäfte und insbeſondere den 
Darlehnsvertrag nicht gemäß dem § 138 BGB. nichtig mache, iſt nicht zu 
beanſtanden. Ein Rechtsgeſchäft verſtößt im Sinne dieſes Paragraphen nur 
dann gegen die guten Sitten, wenn es an ſich, nach ſeinem ſich aus der Zu— 
ſammenfaſſung von Inhalt, Beweggrund und Zweck ergebenden Geſamt— 
charakter einen ſolchen Verſtoß ergibt (RGEntſch. 56, 231; 63, 350; 68, 98/9, 
in SeuffA. 64 Nr. 63), und bei einem Vertrage, alſo einem zweiſeitigen 
Rechtsgeſchäft kommt nur ein beiden Vertragsteilen gemeinſamer Beweg— 
grund und ein von beiden Vertragsteilen verfolgter Zweck in Betracht (RG. 
Entſch. 78, 353; Warneyer Rſpr. 1910 Nr. 49). Nicht wird daher die Nich— 
tigkeit eines Vertrages auf Grund des § 138 ſchon damit begründet, daß de 
eine Vertragsteil mit ſeinem Verhalten beim Vertragſchluß gegen die guten 
Sitten verſtoßen, daß er den andern Vertragsteil insbeſondere durch ein 
ſolches Verhalten zum Vertragſchluß beſtimmt hat (RGeEntſch. 72, 217/8, bei 
Gruchot 53, 907). Mehr aber iſt jenem von der Beklagten behaupteten Zu⸗ 
ſammenwirken des Klägers mit R. nicht zu entnehmen, und wenn danach 
R. die Beklagte auf Anſtiftung des Klägers durch argliſtige Täuſchung über 
den Wert der Anteile der fraglichen Mine zum Abſchluß des Kaufs, aus deſſen 
Veranlaſſung das Darlehn aufgenommen iſt, beſtimmt hat, ſo würde daraus 
zunächſt nichts weiter folgen, als daß die Beklagte den Kauf anfechten konnte 
(5 123 Abſ. 1 BGB.). — — — Aus der begründeten n Kaufs 


* 
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würde nur deſſen Nichtigkeit und hieraus weiter vielleicht die Verpflichtung 
des Klägers folgen, das, was ihm auf Grund des angeblich mit für ſeine 
Rechnung abgeſchloſſenen Kaufvertrages zugefloſſen iſt, weil ohne Rechts⸗ 
grund auf Koſten der Beklagten erlangt, herauszugeben, aber eine ſolche 
Forderung hat die Beklagte nicht geltend gemacht, namentlich nicht gegen 
die Klageforderung zur Aufrechnung geſtellt. Eine Nichtigkeit des Darlehns⸗ 
geſchäfts läßt ſich aus der durch die Anfechtung begründeten Nichtigkeit des 
Kaufs nicht herleiten. Die Annahme, daß das Darlehn ein Beſtandteil des 
Kaufvertrages ſei, oder daß beide Geſchäfte Beſtandteile eines ſie umfaſſen⸗ 
den einheitlichen Rechtsgeſchäfts ſeien, wird durch das behauptete argliſtige 
Zuſammenwirken des Klägers mit R. und durch die behauptete Beteiligung 
des Klägers am Kauf nicht begründet. — — — 

Dagegen legt der behauptete und hier als richtig zu eee Sach⸗ 
verhalt die Anwendung des $ 826 BGB. nahe. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. Nov. 1915. S. (Bkl.) w. C. 
(OL G. Hamm). V. 240/15. 


155. Das bloße Nichteintreten einer Dorausfetung beeinflußt den 
Beſtand des Vertrages nicht. 
Val. 61 Nr. 133 m. N.: 63 Nr). 
BGB.; : 158.31! 

Am 26. Januar 1912 hatte der Klager mu dem verſtorbenen Ehemann 
und Erblaſſer der Beklagten einen Lieferungsvertrag auf 10000 Stück Bint- 
gußmodelle vom Völkerſchlachtdenkmal zum Preiſe von 58 O für das Stück 
abgeſchloſſen. Es waren nur 1024 Stück abgenommen worden, die Abnahme 
des Reſtes hatte der Mann der Beklagten trotz Friſtſetzung und Androhung 
nach $ 326 BGB. verweigert. Der Kläger forderte nunmehr von der Be— 
klagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung im Betrage von 1436,16 4 nebſt 

* Prozeßzinſen, indem er geltend machte, daß er an jedem nichtabgenommenen 

2 * en einen Reingewinn von 16 H gehabt haben würde. — Die Beklagte 
eſtritt die Schadenerſatzpflicht mit folgender Begründung: Die zu liefernden 
Modelle hätten als Träger von Tiſchfeuerzeugen in der Weiſe Verwendung 
finden ſollen, daß ein in einer Offnung an der Spitze des Modells verwahrter 
Zündſtift an einer am Modell angebrachten Reibfläche angezündet wurde; 
der Kläger habe genau von dieſer Zweckbeſtimmung gewußt, und nur unter 
der ausdrücklichen Bedingung, daß die Modelle dieſe Verwendung finden 
könnten, ſei der Vertrag geſchloſſen worden. Feuerzeuge der geplanten Art 
ſeien nun, wie ihr Mann erſt im Januar 1914 erfahren habe, Gegenſtand 
des Deutſchen Gebrauchsmuſters Nr. 394335, das vom 24. Auguſt 1909 ab 
laufe und 1912 verlängert worden jet: der Verkauf der mit dem Feuerzeug 
verſehenen Modelle würde alſo das Gebrauchsmuſter verletzen und Schaden— 


2 
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erſatz und Straffolgen nad) jich ziehen. Da eine anderweitige Verwendung 
der Modelle nicht in Betracht komme, ſei die Erfüllung des Vertrages mit 
Recht abgelehnt worden. — Dieſer Einwand wurde in beiden Inſtanzen ver⸗ 
worfen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Nach der Ausſage des Zeugen W. iſt bei den Vertragsverhandlungen 
davon geſprochen worden, zu welchem Zweck die vom Kläger zu liefernden 
Modelle verwendet werden ſollten und wie ſie die Käuferin zur Erreichung 
dieſes Zweckes geſtalten wollte. Daß die Modelle dieſem Zweck zu dienen 
ungeeignet ſeien, behauptet die Beklagte ſelbſt nicht. Es kann danach weder 
auf Grund des Abſ. 1 noch auf Grund des Abſ. 2 von $ 459 BGB. davon 
die Rede ſein, daß die Modelle mit Fehlern behaftet wären oder der zugeſicherten 
Eigenſchaften entbehrten. Was die Beklagte einwendet, läuft darauf hinaus, 
daß der Vertrag mit dem Kläger, wie dieſem erkennbar geweſen ſei, trotz 
vertragmäßiger Lieferung der Modelle nicht geſchloſſen worden wäre, wenn 
das der gewerbmäßigen Herſtellung und dem Vertriebe der Feuerzeuge ent⸗ 
gegenſtehende Verbietungsrecht bekannt geweſen wäre, und daß aus dieſem 
Grunde der Vertrag keinen Beſtand haben könne. Die Beklagte ſtützt ſich 
damit auf den Nichteintritt einer Vorausſetzung im Sinne der Windſcheidſchen 
Lehre (Windſcheid⸗Kipp Pand.? 1, 507 ff. zu 88 97 ff.; auch ROHCGEntſch. 
19, 50 ff.). Dieſe Lehre iſt aber vom Bürgerl. Geſetzbuch bewußt aus Gründen 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs abgelehnt worden (vgl. Mot. 2, 842 zu 
8742 Entw.; ſowie Prot. d. 2. Leſung 2, 690). Danach kann die bloße Annahme 
von Tatſachen, mögen auch beide Teile von ihrem Vorhandenſein ausgegangen 
ſein, im Fall des tatſächlichen Nichtbeſtehens für ſich allein nicht von Be⸗ 
deutung für den Beſtand eines Gejchäfts’jein. Vielmehr muß hinzukommen, 
daß der geeinte Wille der Parteien, der rechtsgeſchäftliche Wille, das Rechts⸗ 
verhältnis in irgendwelcher Art, insbeſondere in Geſtalt einer Bedingung, 
in Abhängigkeit von ihnen geſetzt hat; vgl. RGEntſch. 62, S. 267 (Seuff A. 61 
Nr. 133); 66, 132 ff.. 

Dieſer Auffaſſung ſteht die von der Beklagten für ihre Meinung in An— 
ſpruch genommene Entſcheidung in RGeéEntſch. 69, 429 nicht entgegen. In 
dem dieſer Entſcheidung zugrunde liegenden Fall kam in Frage, ob nicht das 
Beſtehen des dem dritten Patentinhaber zuſtehenden Unterſagungsrechts als 
ein dem Kaufgegenſtande, dem verkauften Erwerbsgeſchäft, ſelbſt anhaftender 
Fehler anzuſehen ſei, durch den i. S. von § 459 Abſ. 1 BGB. der Wert und 
die Tauglichkeit des Geſchäfts zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufgehoben oder gemindert wurde. Daß in ſolchem Fall eine Ge⸗ 
währleiſtungspflicht gegeben ſein kann, leuchtet ein. Hier dagegen iſt die 
Kaufſache als ſolche auch nach dem Vorbringen der Beklagten mangelfrei. 
Die Nichterreichbarkeit des mit dem Vertrage verfolgten, durch das beſtehende 
Gebrauchsmuſter vereitelten Zweckes hängt mit der Beſchaffenheit der Kauf⸗ 
ſache, wie dieſe nach dem geſchloſſenen Vertrage zu liefern war, in keiner 
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Weiſe zuſammen. Sie betrifft vielmehr einen außerhalb der Vertragserfül— 
lung liegenden Umſtand. Ein ſolcher kann unter dem rechtlichen Geſichts— 
punkte der Gewährleiſtung keine Bedeutung haben. 

Davon, daß die Verwendbarkeit der Modelle zu Feuerzeugen der ge— 
planten Art ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Bedingung des Vertrags 
geſetzt worden ſei, kann nach der Ausſage des Zeugen W. keine Rede ſein. 
Auch der Mann der Beklagten hat an die Möglichkeit, daß ſich der Verwend— 
barkeit Hinderniſſe entgegenſtellen könnten, garnicht gedacht und hat deshalb 


die Setzung einer Bedingung garnicht in Betracht gezogen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 20. April 1915. Fr. w. H. 


90. 21/15. F- ch. 


156. Verkauf im Auslande befindlicher Ware; wer haftet für ein 
Ausfuhrverbot ? Auslegung. 


Vgl. 48 Nr. 197; 69 Nr. 193 m. N. 
BGB. 323. 157. 


Der Kläger hatte von der Beklagten 18 Kiſten amerikaniſchen gejalzenen 
Speck gekauft. In der Schlußnote hieß es: „Die Ware iſt nach Anzeige von 
Schweden nach Hamburg oder Altona abgeſandt“, und „glückliche Ankunft 
vorbehalten“. Die Beklagte lieferte nicht, weil die Ausfuhr der bei Vertrag— 


ſchluß bereits von Stockholm auf dem Wege über Malmö nach Hamburg abe 


geſandten Ware durch ein inzwiſchen erfolgtes Verbot der ſchwediſchen Re— 
gierung unterſagt wurde. Der Anſpruch des Klägers auf Schadenerſatz wurde 
in beiden Inſtanzen für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Unbeſtritten iſt die von der Beklagten dem Kläger verkaufte Ware durch 
ein Ausfuhrverbot der ſchwediſchen Regierung in Schweden zurückgehalten 
worden, ſo daß die Beklagte zur Lieferung außerſtande iſt. Es ſteht gleichfalls 
feſt, daß die Ware zur Zeit des Vertragſchluſſes bereits von Stockholm nach 
Malmö auf den Weg gebracht worden war, um von da nach Hamburg weiter— 
geſandt zu werden. Es fragt ſich deshalb, ob unter dieſen Umſtänden der 
Kläger oder die Beklagte die Gefahr des Erlaſſes eines ſolchen Ausfuhrverbotes 
zu tragen habe. An ſich wird der Verkäufer durch ein Ausfuhrverbot von 
der Lieferung der Ware befreit, da die Lieferung durch einen von ihm nicht 
verſchuldeten Umſtand unmöglich geworden iſt. Der Kläger hat mithin als 
Käufer darzutun, daß in dieſem Fall abweichend von der Regel die Beklagte 
als Verkäuferin dieſe Gefahr beim Vertragſchluſſe übernommen habe. Dieſe 
Darlegung iſt aber, wie mit dem Landgericht anzunehmen iſt, dem Kläger 
gelungen. 

Die Beklagte hat in der Schlußnote erklärt, daß die Ware ‚nach Anzeige 
von Schweden nach Hamburg oder Altona abgeſandt ſei“. Darunter iſt zu 
verſtehen, daß die Ware den ſchwediſchen Hoheitsbereich bereits verlaſſen habe, 


— — — — — 
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jo daß ein Ausfuhrverbot Schwedens die Lieferung nicht mehr verhindern 
könne. Dieſe Auslegung iſt um ſo mehr anzunehmen, als ſeit dem Beginn 
des Krieges, alſo auch zur Zeit des Vertragſchluſſes, die Frage des Erlaſſes 
von Ausfuhrverboten ſeitens der neutralen Staaten für den Handel eine 
beſonders große Bedeutung hat und daher beim Abſchluß derartiger Lieferungs⸗ 
verträge mit in Berechnung gezogen zu werden pflegt. Die Beklagte hat 
nun in dieſer Inſtanz behauptet und unter Beweis durch das Zeugnis des 
den Abſchluß vermittelnden Maklers geſtellt, die Klauſel habe die Bedeutung 
gehabt, daß die Ware nach einer von Schweden eingegangenen Anzeige bereits 
nach Hamburg abgeſandt worden ſei, ſo daß nicht geſagt ſei, daß die Ware 
ſchon von Schweden abgegangen ſei. Es mag ſein, daß der Makler den Sinn 
der Klauſel ſo aufgefaßt hat, hierauf kann es jedoch nicht ankommen. Kläger 
durfte die Erklärung ſo verſtehen, wie ſie ſich ohne nähere Erläuterung im 
verkehrsüblichen Sinne darſtellt. Daß aber nach den allgemeinen Anſchau⸗ 
ungen im Handel und Verkehr eine ſolche Klauſel ſo auszulegen iſt, wie hier 
geſchehen, daß nämlich die Ware bereits von Schweden nach Hamburg ab— 
geſandt worden ſei, dafür ſprechen nicht nur die gebrauchte Ausdrucksweiſe 
und der Umſtand, daß die Beklagte ihre jetzige Auslegung in 1. Inſtanz gar⸗ 
nicht vorgebracht hat, ſondern auch, daß das kaufmänniſch beſetzte 1. Gericht 
die Klauſel ebenſo geleſen hat. Demnach hat die Beklagte beim Vertrag— 
ſchluſſe dem Kläger erklärt, daß die Ware Schweden bereits verlaſſen habe, 
und kann ſie ihre Lieferungsverweigerung nicht auf das ſchwediſche Aus— 
fuhrverbot ſtützen. 

Hieran ändert auch der „Vorbehalt der glücklichen Ankunft‘ nichts. Dieſe 
dem Seehandel eigentümliche Vertragsbeſtimmung bezog ſich offenbar auf 
den Teil des Weges, der auf dem Waſſer zurückzulegen war, jedenfalls ent- 
hielt aber die Erklärung, daß die Ware von Schweden abgeſandt ſei, eine 
Begrenzung der Klauſel glückliche Ankunft vorbehalten‘ auf den nicht ſchwe— 
diſchen Teil des Weges. 


Demnach iſt die Schadenerſatzforderung des Klägers begründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. März 1916. J. (Kl.) w. 
R. & P. Bf. VI. 439/15. 97/16. Nö. 


157. Einfluß des Krieges auf Lieferungs verträge? 
Vgl. 70 Nr. 209 m. N.; 71 Nr. 107. 
BGB. § 323. 

Die Klägerin hatte der Beklagten durch Vertrag v. 3. Juli 1914 auf 
Lieferung, Ankunft vorbehalten, etwa 150 Tonnen Neu-Guinea-Kopra in 
Säcken, bereits in Sydney eingetroffen und promptmöglichſt per Dampfer 
zu verladen, zum Preiſe von 49 bzw. 48 1 in Hamburg ausgeliefertes Ge— 
wicht verkauft. Die Ware war prompt nach Ankunft aus Schiff oder Leichter 
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oder vom Quai zu empfangen und frei Fahrzeug der Beklagten zu liefern. 
Die Klägerin hatte die verkaufte Ware, welche im Dampfer „Rheinland“ in 
Sydney eintraf, mit demſelben Dampfer weiterbefördert, der Dampfer hatte 
aber infolge Kriegsausbruchs Padang als Nothafen anlaufen müſſen und 
lag noch mit ſeiner Ladung dort. Die Beklagte lehnte das Erſuchen 
der Klägerin, ſie wegen Unmöglichkeit der Erfüllung aus dem Vertrage zu 
entlaſſen, ab, ſtellte ihr jedoch frei, Erſatzware zu liefern. Klägerin erhob 
darauf Klage auf Feſtſtellung, daß der Vertrag aufgehoben und ſie nicht 
zur Lieferung von Erſatzware verpflichtet ſei. — Es wurde erkannt, daß der 
Beklagten keine Rechte mehr aus dem Vertrage v. 3. Juli zuſtänden. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagte irrt, wenn ſie den abgeſchloſſenen Kaufvertrag als Ab⸗ 
ladegeſchäft anſieht. Die Kopra war in Hamburg zu liefern und hier von 
der Käuferin aus Schiff oder ab Quai zu empfangen. Die Klägerin hatte 
daher ihre Leiſtung durch Übergabe der Ware hier zu bewirken und trug bis 
zu dieſem Zeitpunkte die Gefahr des Verluſtes und der Verſchlechterung. Im 
übrigen handelt es ſich auch nicht um einen Gattungskauf, der durch Liefe⸗ 
rung beliebiger Ware erfüllt werden konnte; es war vielmehr eine ganz be⸗ 
ſtimmte, als bereits in Sydney angelangt bezeichnete Ware verkauft. 

Es fragt ſich ſomit, ob die Klägerin an der Erfüllung des Vertrages in 
Hamburg durch Unmöglichkeit im Rechtsſinn verhindert worden iſt. Wenn 
die Beklagte zunächſt darauf hinweiſt, daß die Klägerin ihre Leiſtung ſchon 
teilweiſe bewirkt habe, jo kann ihr darin nicht beigepflichtet werden. Teil- 
weiſe wäre erfüllt worden, wenn ein Teil der verkauften Partie in Hamburg 
angedient wäre. Tatſächlich iſt nur mit der Erfüllung durch Beförderung 
der Kopra bis Padang begonnen worden. Der Beginn der Erfüllung iſt 
aber mit der Teilerfüllung jedenfalls dann nicht gleichbedeutend, wenn der 
weſentliche Inhalt der Erfüllung mit ihrem Beginne nicht beſchafft wird. 

Im übrigen iſt den Ausführungen des Landgerichts beizutreten. Die 
Erfüllung iſt der Klägerin unmöglich geworden, weil ihre Leiſtung, wenn 
man ſie am Vertrage feſthielte, dem Sinne und der Abſicht des Vertrages 
völlig zuwiderlaufen würde, weil insbeſondere der Leiſtungsinhalt eine er- 
hebliche Anderung erlitte. Die Ware follte ‚promptmöglichſt' von Sydney 
weiterverſchifft und nach Hamburg befördert werden. Es war alſo mit einer 
gewiſſen Beförderungszeit gerechnet worden. Wenn die Beklagte ausführt, 
daß es ſich dabei um einen Umſtand handle, der nur zugunſten des Käufers 
habe wirken ſollen und deshalb vom Verkäufer nicht geltend gemacht werden 
könne, ſo iſt das eine einſeitige und daher nicht zu billigende Auffaſſung. Sie 
überſieht, daß hier, wo die Klägerin in Hamburg zu erfüllen hatte, die Be— 
förderungszeit auch für die Klägerin von erheblichſter Bedeutung war. Je 
länger die Reiſe dauerte, deſto mehr vergrößerte ſich die von ihr zu tragende 
Gefahr des Verluſtes und der Verſchlechterung der Ware. Es iſt klar, daß 
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die Kopra bei langer Reiſedauer und Lagerung eintrocknet und an Gewicht 
verliert. Wäre dieſer Umſtand nicht ſchon aus Erfahrung dem Gerichte be⸗ 
kannt, ſo würde er daraus erhellen, daß der Kaufpreis nach dem Vertrage 
nach in Hamburg ausgeliefertem Gewichte zu bezahlen war. Bei der un⸗ 
erwartet langen Kriegsdauer und angeſichts der Tatſache, daß auch heute das 
Ende desſelben garnicht abzuſehen iſt, würde alſo die Klägerin, wenn ſie an 
den Vertrag gebunden bliebe, ein derartiges Maß der Erhöhung ihres Riſikos 
und ihrer Aufwendungen (Verſicherungsgelder!) auf ſich zu nehmen haben, 
daß der Inhalt ihrer Leiſtung nicht im entfernteſten mehr dem durch den 
Vertrag übernommenen entſpräche. Ein ſolches Übermaß von Leiſtung darf 
aber dem Verpflichteten nicht zugemutet werden, und in dieſem Sinne iſt 
anzuerkennen, daß ihre urſprünglich ausbedungene Leiſtung rechtlich unmög⸗ 
lich geworden iſt. 

Die Berufung der Beklagten war daher im weſentlichen zurückzuweiſen. 
Aber auch hinſichtlich des Umfanges der Feſtſtellung war dem Landgericht 
zu folgen. Die Beklagte hat bisher niemals Lieferung der Ware in Padang 
gefordert und fordert ſie auch heute noch nicht. Ein Recht, ſie ſpäter einmal 
zu fordern, wenn ſie in dieſem Rechtsſtreit endgültig unterliegen ſollte, kann 
ihr nicht zugeſprochen werden, weil nach derartigem Zeitablauf auch die 
Lieferung in Padang als unmöglich im Rechtsſinn anzuſehen wäre. Dabei 
mag es unerörtert bleiben, ob überhaupt nach dem Vertrage die Beklagte, 
die in Hamburg zu empfangen und dementſprechend zu zahlen hat, berech— 
tigt ſei, Lieferung an einem ganz andern Ort zu beanſpruchen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26. Febr. 1916. C. W. w. 
Firma H. Schl. & Co. Bf. VI. 477,15. Nö. 


158. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfänd— 
barkeit des Anſpruchs gegenüber dem Derficherungnehmer. 


Vgl. 65 Nr. 165 m. N. 
BGB. § 331; Vers G. § 166; ZPO. $ 829. 


Die Auslegungsregel des § 331 Abſ. 1 BGB. für Verträge, in denen 
jemand ſein Leben zugunſten eines Dritten verſichert, mithin Fürſorge für 
den Dritten nach ſeinem Tode trifft, läßt als vermutlichen Willen der Par⸗ 
teien einerſeits folgern, daß der Dritte mit dem Tode des Verſprechensemp⸗ 
fängers unmittelbar das Recht erwerben ſoll, die ausbedungene Leiſtung von 
dem Verſprechenden zu verlangen, anderſeits, daß er bis zu dieſem Zeitpunkt 
überhaupt kein Recht, auch nicht einmal ein bedingtes Recht haben ſoll. Die 
Vertragſchließenden können daher bis zum Tode des Verſprechensempfängers 
den Vertrag beliebig ändern Dieſen Auslegungsregeln entſprechen auch im 
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vorliegenden Rechtsſtreit die Beſtimmungen der allgemeinen Verſicherungs— 
bedingungen für den Verſicherungsvertrag zwiſchen Sebajtian M. — dem 
verſtorbenen Ehemann der Beklagten — und der Lebensverſicherungsgeſell— 
ſchaft. Darnach waren die Vertragſchließenden einig, daß Verfügungen des 
Verſicherten über die Verſicherungsſumme zugunſten Dritter erſt vom Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit der Verſicherung an wirkſam ſein ſollen. Daher verblieb 
die Forderung aus dem Verſicherungsvertrage im Vermögen des Sebaſtian 
M. bis zu deſſen Tode und war demgemäß auch pfändbar, ohne daß die im 
Vertrage bezeichnete Beklagte in rechtsgültiger Weiſe hiergegen widerſprechen 
konnte. Sebaſtian M. hätte ſeiner Frau die Anſprüche aus dem Verſiche⸗ 
rungsvertrage nur dadurch voll und ganz erhalten können, wenn er ſie in 
rechtsverbindlicher Weiſe an ſeine Frau übertragen haben würde ($$ 398ff. 
BGB.); 
ſ. Komm. von RGgäten zu § 331 Bem. 1; RGEntſch. 51, 404 (Seuff A. 58 Nr. 120); 

80, 177; Seuff A. 35 Nr. 165. 
Eine ſolche Übertragung iſt nicht erfolgt und von der Beklagten auch nicht 
behauptet. Die von ihr unter Beweis geſtellten Verſprechungen ihres ver— 
ſtorbenen Mannes, er werde die Police nicht belehnen und in keiner Weiſe 
zugunſten eines Dritten verfügen, alle Rechte aus der Verſicherung ſollten 
der Frau zuſtehen, vermögen an der Rechtslage nichts zu ändern, da hierdurch 
der Beklagten kein Recht auf die Verſicherungsſumme zu Lebzeiten ihres 
Mannes eingeräumt wurde, die Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrage 
vielmehr nach wie vor dem Ehemanne bis zu ſeinem Tode verblieben. Der 
Ausführung des Landgerichts, daß der verſtorbene M. auch durch ſein Ver— 
halten klar zum Ausdruck gebracht habe, daß die Verfügung über ſeine Ver— 
tragsanſprüche ihm jederzeit zuſtehe, iſt beizutreten. Er hat nicht nur der 
Pfändung und Ülberweiſung feiner Anſprüche aus dem Vertrage nicht wider— 
ſprochen, ſondern auch im Offenbarungseidverfahren den Anſpruch auf die 
Verſicherungsſumme als Beſtandteil ſeines Vermögens bezeichnet. Dem⸗ 
gemäß hat die Beklagte die Anſprüche ihres Mannes aus dem Lebensver— 
ſicherungsvertrage erſt mit deſſen Tode und mit der durch die Pfändung be— 
gründeten Beſchwerung erworben. 

Die Pfändung und Überweiſung der Anſprüche, die dem verſtorbenen 
M. auf Grund des Verſicherungsvertrages zuſtanden, iſt durch den amts— 
gerichtlichen Beſchluß in vollkommen geſetzmäßiger Weiſe, entſprechend den 
Beſtimmungen in 88 828. 829. 788. 835. 836 ZPO. erfolgt und rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Die Berufung der Beklagten gegen das landgerichtliche 
Urteil erſcheint ſohin unbegründet und war zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 4. März 1916. Gebr. B. (Kl.) 
w. M. L. 717/15. F—2. 
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159. Die Abtretung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch 
verbleibt die Forderung ſachlich bei dem Abtretenden. 
Vgl. 56 Nr. 40 m. N.; 65 Nr. 109; 66 Nr. 92. 
BGB. $$ 398. 671. 117 Abſ. 2; ZPO. 8 771. 

Der Beklagte hatte gegen ſeinen Schuldner ©. eine Forderung pfänden 
laſſen, die dem jetzigen Kläger gegen einen gewiſſen L. zuſtand, aber vom 
Kläger an S. zur Einziehung abgetreten worden war. Der Kläger focht mit 
Erfolg die Pfändung an. — Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Es handelt ſich nur um eine Abtretung zur Einziehung. Dem 
Vorderrichter iſt darin beizutreten, daß eine ſolche Abtretung dem Beklagten 
als Gläubiger des Inkaſſozeſſionars S. nicht das Recht zur Pfändung der 
fraglichen Forderung gab und daß der Kläger trotz der Abtretung an der 
Forderung ein die Veräußerung hinderndes Recht hat. Allerdings gilt der 
Grundſatz, daß die Abtretung einen abſtrakten Charakter und dingliche Wirkung 
hat, an ſich auch für die Inkaſſozeſſion (vgl. BGB. von RGRäten 8 398 
Anm. 1; Staudinger $ 398 Anm. 5 Abſ. 1). Dieſer Grundſatz iſt aber bei 
der Inkaſſozeſſion nicht völlig durchgeführt, wird vielmehr durchbrochen durch 
den Grundſatz, daß die nur zur Einziehung abgetretene Forderung ſachlich 
bei dem Abtretenden beſtehen bleibt. Dies zeigt ſich u. a. in dem in Lehre 
wie Rechtſprechung herrſchenden Rechtsſatz, daß der Inkaſſozedent dieſe 
Abtretung jederzeit einſeitig widerrufen kann und hieran beim Fehlen der 
Einwilligung des Inkaſſozeſſionars auch nicht durch die Vorſchrift von § 409 
Abſ. 2 BGB. gehindert wird (vgl. Staudinger BGB. 8 398 Anm. 5 Abſ. 3; 
RGeEntſch. 53, 416). Demgemäß überträgt zwar die Inkaſſozeſſion nach 
außen hin die Forderung auf den Zeſſionar, aber mit dem Widerrufsrecht 
des Inkaſſozedenten beſchwert derart, daß die Forderung kein Vermögens- 
ſtück des Inkaſſozeſſionars wird, über welches er — wenn auch nur nach außen 
hin — verfügen könnte, vielmehr ein Vermögensſtück des Zedenten bleibt, 
an welchem er ein zwar nicht die rein formelle Weiterzeſſion zum bloßen 
Inkaſſo, wohl aber die Veräußerung i. S. von ZPO. 8 771 hinderndes Recht 
hat (vgl. auch Staudinger BGB. § 398 Anm. 5 letzten Abſatz z. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 22. März 1916. Sch. w. H. 

Bf. I. 258/15. Nö. 


160. Kündigungsrecht des Mieters aus $542 BGB.; Erfordernis 
einer Friſtſetzung zur Abhülfe. 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37; 66 Nr. 206. 
BGB. § 542. 

Der Kläger Sch. hatte dem Beklagten M. eine Werkſtätte für die Zeit 
vom 1. Mai 1908 bis 30. April 1914 vermietet. Der Beklagte hatte den Ver— 
trag zum 1. Okt. 1911 gekündigt und den Mietzins bis dahin bezahlt. Der 
Kläger klagte weiteren Mietzins ein. Der Beklagte beantragte widerklagend 
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Feſtſtellung der Zuläſſigkeit ſeiner Kündigung, indem er u. a. behauptete, 
in der Wohnung über der Werkſtätte ſei gewerbmäßig Unzucht getrieben wor⸗ 
den. Die Klage wurde zugeſprochen, die Widerklage abgewieſen. Durch 
Zwiſchenurteil des Ber.⸗Gerichts wurde erkannt, daß die Widerklage auf 
gewerbliche Unzucht nicht geſtützt werden könne. Gründe: 

„— — — Der angebliche unzüchtige Verkehr in der Wohnung über der 
Werkſtätte kann die Kündigung nicht rechtfertigen, weil eine Friſt zur Abhülfe 
nicht geſetzt worden iſt. Davon, daß in der Kündigung, wie der Beklagte meint, 
eine Friſtſetzung liege, kann keine Rede ſein, denn die erfolgloſe Friſtſetzung 
iſt nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes Vorausſetzung der Zuläſſigkeit 
der Kündigung. Außerdem enthält das Kündigungsſchreiben weder die Auf⸗ 
forderung zur Abhülfe, da es den fraglichen Mangel garnicht erwähnt, noch 
auch die Beſtimmung einer Friſt. Ein genügender Grund, von der Friſt⸗ 
ſetzung abzuſehen, lag aber nicht vor. Eine ſolche iſt nur dann nicht erforder⸗ 
lich, wenn die Vertragserfüllung ernſtlich verweigert wird; daraus iſt ein 
Verzicht auf das Erfordernis der Friſtbeſtimmung zu entnehmen. Bei Be⸗ 
urteilung der Frage, ob Erfüllungsverweigerung vorliege, iſt jedoch ein ſtrenger 
Maßſtab anzulegen; es müſſen gewichtige Umſtände vorliegen, welche es nach 
Lage der Sache ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, daß Abhülfe geſchaffen wird 
(RGeEntſch. 66, 419ff.; Warneyer 1910 Nr. 275). Eine ernſtliche Weigerung 
des Klägers, das unzüchtige Treiben abzuftellen, läßt ſich jedoch aus den vom 
Beklagten behaupteten und zu Beweis geſtellten Tatſachen nicht entnehmen. 
Wenn er den Bürgermeiſter zweimal erfolglos zum Kläger geſchickt hat,, um 
ihn zur Einſtellung des bordellmäßigen Betriebes zu veranlaſſen“, jo braucht 
daraus nicht gefolgert zu werden, daß der Bürgermeiſter namens des Be⸗ 
klagten und im Sinn einer Forderung der Vertragserfüllung aufgetreten ſei 
und daß der Kläger ſolche ernſtlich verweigert habe (vgl. RGEntſch. 72, 171). 
Noch weniger beweiskräftig ſind die übrigen zu Beweis geſtellten Behaup⸗ 
tungen über ſehr vertraute Beziehungen des Klägers zur Mieterin der Woh- 
nung. Was zwiſchen dieſen beiden vorgekommen iſt, kann nicht als Erfül⸗ 
lungsverweigerung ſeitens des Klägers gegenüber dem Beklagten betrachtet 
werden, ſondern nur einen Schluß ermöglichen, was er vermutlich getan 
haben würde, wenn ihm eine Friſt zur Abhülfe beſtimmt worden wäre. Aus 
derartigen mehr oder minder unſicheren Schlußfolgerungen kann aber ein 
Verzicht auf das Erfordernis une Friſtbeſtimmung nach 8 542 BGB. nicht 
hergeleitet werden. — — — 

Urteil des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 29. Febr. 1916. Sch. w. M. 

IV. M 104/14. ... L-d. 
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161. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei 
Räumung einer Wohnung nach dem Pfandrecht des Vermieters 
zu erkundigen d 
Vgl. 37 Nr. 136; 63 Nr. 134; 69 Nr. 5. 

BGB. 55 561. 932; HB. 5 410. 

Die Eheleute K. hatten von dem Kläger eine Etagenwohnung in Miete. 
In ihrem Auftrage holte die verklagte Firma am 23. Februar 1915 eine An⸗ 
zahl der eingebrachten Sachen aus der Mietwohnung ab und nahm ſie bei 
ſich zu Lager. Die Eheleute K. waren dem Kläger Miete ſchuldig; Kläger 
verlangte daher von der Beklagten innerhalb der im $ 561 BGB. vorgeſehenen 
Friſt die Herausgabe der Sachen. Die Beklagte machte das ihr als Spedi⸗ 
teurin zuſtehende Pfandrecht geltend, ſie war nur bereit, die Sachen gegen 
Erſatz der ihr erwachſenen Koſten herauszugeben. Der Kläger meinte, daß 
das Pfandrecht der Beklagten ſeinem Pfandrecht nachſtehe, weil ſie bezüg⸗ 
lich ſeines Vermieterpfandrechts nicht in gutem Glauben geweſen ſei. — 
Das Landgericht erklärte den Anſpruch des Klägers für berechtigt, in 2. In⸗ 
ſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der auf § 561 Abſ. 2 BGB. geſtützten Klage gegenüber beruft ji die 
Beklagte auf ihr Pfandrecht, das ihr als Spediteurin an den ſtreitigen Sachen 
zuſtehe. Daß das Pfandrecht der Beklagten dem klägeriſchen Pfandrecht vor⸗ 
geht, wenn ſie es gutgläubig erworben hat, iſt zutreffend und wird auch von 
keiner Partei mehr in Zweifel gezogen. Geht das Pfandrecht der Beklagten 
dem klägeriſchen vor, fo iſt ſie als Pfandgläubigerin auch dem Kläger gegen— 
über zum Beſitze der Sachen berechtigt, braucht alſo die mit der Klage ver— 
langten Sachen nicht herauszugeben. 

Dem Landgericht kann nun nicht darin beigeſtimmt werden, daß die 
Beklagte zur Zeit des Erwerbes des Pfandrechts nicht in gutem Glauben 
geweſen ſei. Kläger hat den ſchlechten Glauben der Beklagten zu beweiſen. 

Schlechter Glaube ſetzt Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des 
fremden Rechts voraus ($ 932 Abſ. 2 BGB.). Daß die Beklagte gewußt 
habe, daß die Eheleute K. noch Miete ſchuldig waren und daher dem Kläger 
ein Pfandrecht zuſtand, behauptet der Kläger nicht. Eine grobe Fahrläſſig⸗ 
keit der Beklagten iſt nicht erweislich. Die Beklagte hatte den Auftrag er— 
halten, die Sachen abzuholen und zu lagern. Sie hatte keinen Grund, ſich 
beſonders darüber zu vergewiſſern, ob nicht etwa ein Pfandrecht des Ver— 
mieters an den Sachen beſtand. Eine ſolche Verpflichtung wäre vielleicht 
anzunehmen, wenn Verdachtsgründe vorhanden waren, die bei der Be— 
klagten die Vermutung erwecken konnten, daß ihre Auftraggeber noch Miete 
ſchuldig waren und die Sachen dem Zurückhaltungsrecht entziehen wollten. 
Solche Anhaltspunkte lagen hier nicht vor. Es handelte ſich um die Miete 
größerer Wohnräume. Die Beklagte konnte daraus entnehmen, daß die 
„Mieter in guten oder doch geordneten Verhältniſſen lebten und daß daher 
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dem Auszuge Rechte des Vermieters nicht entgegenſtänden. Der Kläger will 
einen Verdachtsgrund in dem Umſtande ſehen, daß die Räumung außerhalb 
der gewöhnlichen Umzugstermine ſtatthatte. Das kommt aber vielfach vor 
und läßt einen Schluß darauf, daß noch Miete geſchuldet wird, überhaupt 
nicht zu. 

Die Meinung des Landgerichts würde dazu führen, daß ein Spediteur 
oder Möbelfuhrmann in jedem Falle, in dem er einen Auftrag auf Beförde— 
rung von Möbeln aus Mietwohnungen erhält, ſich über das Pfandrecht des 
Vermieters unterrichten müßte, ein Verlangen, das dem Geſchäftsbetrieb 
des Spediteurs die größten Schwierigkeiten nach jeder Richtung bereiten 
müßte und um jo weniger gerechtfertigt erſcheint, als es nicht Sache des Spe⸗ 
diteurs ſein kann, für die Erhaltung des Mietepfandrechts zu ſorgen. 

Die Möglichkeit, daß ein Mieter noch Miete ſchuldet und daß dem Be— 
klagten dieſe Möglichkeit bekannt iſt, iſt natürlich vorhanden. Daß aber die 
Beklagte deshalb verpflichtet ſein ſollte, ſich nach einem Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters zu erkundigen und daß in der Unterlaſſung der Einziehung von Er— 
kundigungen gar eine grobe Fahrläſſigkeit liegen ſollte, iſt unzutreffend. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 20. Januar 1916. M. (Kl.) 

w. G. Bf. III. 245/15. | B. 


162. Das Pfändungspfandrecht an einer laufenden Mietzinsforderung 
wird mit der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den 
Mieter gegenſtandlos. 

Vgl. 59 Nr. 121. 

BGB. 88 573. 1276. 

Der Beklagte hatte vom 1. Mai 1914 an das Haus des Konditors A. 
um jährlich 2000 , vierteljährlich zu je 500 / vorauszahlbar, gemietet. 
Der Mietſchilling war von der Klägerin gepfändet und ihr zur Einziehung 
überwieſen. Durch Vertrag v. 23. Febr. 1915 verkaufte A. ſein Haus an den 
Mieter (Beklagten), und zwar gegen Übernahme der darauf laſtenden Hypo— 
theken; die Auflaſſung erfolgte am 6. März 1915. Die Klägerin verlangte 
vom Beklagten Zahlung von 620, weil zugunſten dieſes Betrages die Miete 
für das zur Zeit des Kaufvertrags laufende und für das folgende Kalender— 
vierteljahr gepfändet ſei, was Beklagter beſtritt. — Das Landgericht fprach 
der Klägerin lediglich den ſich für ſie bis zum 6. März 1915 zu berechnenden 
Teil des Mietſchillings mit 41,84 zu; ihre Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Entſcheidung des Prozeſſes hängt in erſter Linie von der Frage 
ab, ob durch den Verkauf des Hauſes an den Mieter das Pfandrecht der Klä— 
gerin an den Mietforderungen des Schuldners A. erloſchen iſt, wie das Land— 
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gericht annimmt, oder ob es für das damals laufende und das darauf folgende 
Kalendervierteljahr gemäß § 573 BGB. als fortbeſtehend zu gelten hat, wie 
die Ber.⸗Klägerin in erſter Linie behauptet. 

Der Umſtand, daß hier Rechte an den Mietzinſen auf Grund eines Pfän- 
dungsrechts geltend gemacht werden, würde der Anwendbarkeit des § 573 
BGB. an ſich nicht entgegenſtehen (Komm. von RGRäten Anm. 2 zu § 573). 
Dagegen hat das Beſtehen eines Pfandrechts an einer auf Vertrag beruhen— 
den Mietforderung zur Vorausſetzung, daß auf Grund des Vertrags die For— 
derung beſteht. Daß der Mietvertrag hier beſtanden hat, iſt nicht beſtritten; 
er iſt jedoch dadurch erloſchen, daß der Mieter Eigentum an der Mietſache 
erlangt hat (a. a. O. Anm. 1 zu $ 564 BGB.). Das Pfandrecht an der Miet- 
forderung könnte daher nur weiterbeſtehen, wenn dies trotz des Erlöſchens des 
Mietvertrages zugunſten des Berechtigten durch geſetzliche Vorſchrift angeord— 
net wäre. Dies iſt aber nicht der Fall. Insbeſondere folgt dies nicht aus § 573 
BGB. Dieſe Beſtimmung enthält eine Ausnahme von dem in $ 571 auf- 
geſtellten Grundſatz, daß der Erwerber vom Eigentumsübergange ab ein 
ſelbſtändiges Recht auf den Mietzins erhält. Der § 571 ſpricht aber lediglich 
davon, daß der Vermieter, nachdem das Grundſtück an den Mieter über- 
laſſen iſt, an einen Dritten, der alſo nicht der Mieter ſein kann, veräußert. 
Er hat das Fortbeſtehen des Mietvertrages zur Vorausſetzung und regelt 
gerade das Verhältnis zwiſchen Mieter und Käufer. Daher kann auch unter 
dem in § 573 erwähnten Eigentumsübergang kein andrer verſtanden ſein als 
der in 8571 gemeinte, jo daß alſo ſchon ſprachlich § 573 nicht auf den hier 
vorliegenden Fall bezogen werden kann. Auch der Zweck dieſer Beſtimmung 
gebietet nicht, eine Ausnahme von der oben aufgeſtellten Regel zu machen. 
Die Vorſchrift iſt einesteils im Intereſſe des Vermieters, andernteils aber 
hauptſächlich zur Sicherheit des Mieters und Käufers des Grundſtücks er— 
laſſen. Der Käufer, der in den Mietvertrag einzutreten hat, ſoll in ſeinem 
Recht auf den Mietzins nicht über Gebühr beſchränkt werden, und anderſeits 
ſoll der Vermieter im wirtſchaftlichen Intereſſe zu gewiſſen Vorausverfügungen 
über den Mietzins berechtigt und hinwiederum der Mieter hierbei dem an 
ſich zum Bezuge des Mietzinſes berechtigten Käufer gegenüber geſchützt ſein 
(Prot. 2, 146). Zum Schutze der Gläubiger des Vermieters ſind dieſe Be— 
ſtimmungen nicht getroffen. Sie haben immer das Fortbeſtehen des Miet- 
vertrages zur Vorausſetzung. Eine Pfändung von Mietforderungen iſt aber 
jederzeit von dem rechtlichen Beſtand des Mietvertrags abhängig, ſie hindert 
den Vermieter nicht, über ſein Eigentum zu verfügen, und es hat der Gläu⸗ 
biger kein Recht darauf, daß in einem ſolchen Fall der Mietvertrag fort- 
beſtehe und ihm alsdann der Mietzins für das laufende und folgende Ka⸗ 
lendervierteljahr geſichert bleibe. Veräußert daher der Vermieter an den 
Mieter und erliſcht hierdurch der Mietvertrag, fo findet 8573 BGB. keine 
Anwendung. 
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In dieſem Sinne haben ſich nunmehr auch Rechtſprechung wie Rechts⸗ 
lehre überwiegend ausgeſprochen. 

Auch das Kammergericht hat ſeine frühere gegenteilige Anſicht (Seuff A. 59 Nr. 121 u. 
OL GRſpr. 10, 170) nunmehr aufgegeben (OL GRſpr. 13, 378). Ebenſo Rſpr. 17, 20; 
Recht 1909 Nr. 1858; 3 BlfFGG. 9, 585; Mittelſtein Die Miete? 620. 683; Niendorff Miet- 
rechte 317 und die dortigen Anführungen. 

Dagegen Staudinger?’ 8, Anm. II. 2 zu 5573 (2, 977) und Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 
2 (1906), 134. 

Auch aus § 1276 BGB. kann kein Grund gegen die hier vertretene An⸗ 
ſicht abgeleitet werden. Dieſe Vorſchrift enthält den eigentlich ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Satz, daß ein verpfändetes Recht durch Rechtsgeſchäft nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Pfandgläubigers aufgehoben werden kann. Sie findet auf das 
Pfändungspfandrecht keine direkte, höchſtens entſprechende Anwendung (Komm. 
vor Räten Anm. 3 zu $ 1257 BGB.). Auf Fälle der vorliegenden Art iſt 
ſie aber überhaupt nicht anwendbar; denn ein Rechtsgeſchäft über das gepfän⸗ 
dete Recht, nämlich die Mietforderung, liegt hier nicht vor, vielmehr handelt es 
ſich hier nur um eine Verfügung über das Eigentum an der Mietſache, durch 
die der die Grundlage des Pfandrechts bildende Mietvertrag indirekt beſeitigt 
wird. In der Verfügung über die Mietſache aber iſt der Vermieter trotz 
der an der Mietforderung beſtehenden Pfändung nicht beſchränkt, gepfändet 
iſt vielmehr nur ein auf Grund eines obligatoriſchen Vertrags beſtehendes 
Recht, auf deſſen Fortbeſtand der Pfandgläubiger keinen Anſpruch hat. 

Anders würde ſich dies alles allerdings verhalten, wenn der Kaufver⸗ 
trag der Klägerin gegenüber nach 881.3 Nr. 1 AnfGeſ. anfechtbar und daher 
unwirkſam wäre; allein die in dieſer Beziehung aufgeſtellten Behauptungen 
rechtfertigen die Anfechtbarkeit nicht. — — — 

Eventuell hat dann die Klägerin noch geltend gemacht, es habe unter 
allen Umſtänden wenigſtens der am 1. Februar 1915 als vorauszahlbar fällig 
geweſene Vierteljahrsbetrag des Mietſchillings als gepfändet zu gelten: dies 
kann jedoch nicht anerkannt werden. Der Pfandgläubiger kann keine anderen 
und insbeſondere keine weitergehenden Rechte geltend machen als fie der— 
jenige hat, von dem er ſein Recht ableitet. Die Feſtſetzung der Borauszahlbar- 
keit des Mietzinſes ändert aber nichts an den Rechten und Pflichten des Ver⸗ 
mieters. Sie verpflichtet ihn insbeſondere, dem Mieter den Gebrauch der ge— 
mieteten Sache zu gewähren, und der Mietſchilling iſt das hierfür durch den 
Mieter zu leiſtende Entgelt, für deſſen Höhe der Zeitpunkt der Fälligkeit keine 
Rolle ſpielt. Sowenig daher der Vermieter für diejenige Zeit das Entgelt ver— 
langen kann, für die der Mietvertrag nicht mehr- beſteht, ebenſowenig iſt hierzu 
der Pfändungspfandgläubiger berechtigt. Er müßte den zu viel bezahlten Be— 
trag ebenſo wieder herauszahlen wie hierzu der Vermieter verpflichtet wäre. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel iſt im Geſetze nicht gemacht. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 10. Febr. 1916. H. & V. (Kl.) 
w. B. L. 612/15. F-. 
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163. Allgemeine Einrede der Argliſt gegen Anſprüche aus einem 
nichtigen Bordellkauf. 


Vgl. 64 Nr. 192 m. N.; auch 58 Nr. 186 m. N. 
BGB. 95 817. 242. 


Die Klägerin hatte am 1. Juli 1911 ihr Haus in E. mit dem darin betrie⸗ 
benen Bordell an die Beklagte vermietet, der zugleich das Recht eingeräumt 
wurde, das Haus käuflich zu erwerben. Der Kaufpreis wurde auf 26000 
feſtgeſetzt, jedoch ſollten hierauf die für die Zwiſchenzeit gezahlten Mietbeträge 
voll angerechnet werden. Nachdem am 18. Dez. 1912 wegen Unſittlichkeit 
und Nichtigkeit des Vertrags die Beklagte zur Räumung verurteilt war, kam 
es zu einem Vergleich, worin ſich die Klägerin verpflichtete, am 3. Januar 
1913 gegen Hingabe von 12000 # in Akzepten und Abtretung einer Hypo⸗ 
thek von 5000 % das Haus an die Beklagte aufzulaſſen. Der Kaufvertrag 
wurde Anfang Juni 1913 notariell abgeſchloſſen. Zur Auflaſſung aber kam 
es nicht, vielmehr beanſpruchte die Klägerin die Herausgabe des Grund⸗ 
ſtücks unter Räumung des Hauſes. Die Beklagte verlangte im Wege der 
Widerklage Auflaſſung. — Das Landgericht erkannte unter Abweiſung der 
Widerklage nach dem Klagantrage, jedoch mit der Einſchränkung, daß die 
Beklagte das Grundſtück Zug um Zug gegen Zahlung von 12000 „ heraus⸗ 
zugeben habe. Die Berufung der Klägerin blieb ohne Erfolg. Das Reichs⸗ 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Der wirkliche Wert des Hauſes betrug, wie feſtgeſtellt iſt, 9000 , und 
ein Kaufpreis von 26000 / iſt nur mit Rückſicht darauf bewilligt worden, 
daß in dem Hauſe bisher ein Bordell betrieben war und auch weiter betrieben 
werden ſollte. Der Kauf war daher, worüber beide Teile einig waren, ein 
ſog. Bordellkauf, und als ſolcher war er ſittenwidrig und nichtig. Dies hat 
zuletzt auch die Beklagte nicht mehr beſtritten, ſie hat vielmehr nur noch gel— 
tend gemacht, daß die Klägerin mit der, auf die 88 985. 986 BGB. geſtützten, 
dinglichen Klage die Herausgabe des Hauſes nicht beanſpruchen könne, wenn 
ſie gleichzeitig die Herausgabe der empfangenen Kaufpreiszahlungen ablehne; 
das Verlangen der Klägerin ſei in hohem Maße unbillig und ſittenwidrig. 
Dieſer Anſicht ſchließt ſich das Ber.-Gericht an, und es führt dabei aus: bei 
ſittenwidrigen Geſchäften ſei nach der Vorſchrift in $ 817 BGB. die Zurüd- 
forderung des Geleiſteten ausgeſchloſſen, und es beſtehe auch, da es an einem 
„Anſpruche“ (§ 273) fehle, kein Zurückbehaltungsrecht, dagegen ſei in der 
ſog. exceptio doli generalis ein Rechtsbehelf gegeben, deſſen Wirkung unter 
Umſtänden die gleiche ſei wie die eines geſetzlichen Zurückbehaltungsrechts. 
Dieſe exceptio ſei, wie für das gemeine Recht, jo auch für das Bürgerl. Geſetz⸗ 
buch anerkannt, und ſie greife da Platz, wo, wie im vorliegenden Falle, beim 
uneingeſchränkten Durchdringen des Klaganſpruchs dem andern Teil in einer 
wider Treu und Glauben oder gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16. Heft 7. | 20 
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vorſätzlich Schaden zugefügt werde. — Dieſe Ausführungen ſtehen im all⸗ 
gemeinen mit der Rechtsauffaſſung im Einklang, die gerade im Hinblick auf 
die ſog. Bordellkäufe bereits in mehrfachen Entſcheidungen (58, 356; 71, 435; 
86, 192) das Reichsgericht vertreten hat. Insbeſondere iſt in der Entſchei⸗ 
dung Bd. 71, 435 für den dort gegebenen Fall ausgeſprochen worden, daß 
der Kläger zu viel verlange und argliſtig und ſittenwidrig handle, wenn er 
Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit begehre und das auf unſittliche Weiſe 
Erlangte nicht herausgeben, ſondern unentgeltlich behalten wolle. 

Der jetzt zur Entſcheidung ſtehende Fall zeigt aber inſofern eine Beſon⸗ 
derheit, als die Beklagte auf den Kaufpreis zwar erhebliche Zahlungen ge⸗ 
leiſtet, anderſeits aber aus dem Bordellgrundſtück auch ſeit dem 1. Juli 1911 
die Nutzungen gezogen hat. Die Beklagte will nun zwar das Grundſtück her⸗ 
ausgeben, wenn ihr die gezahlten Kaufgeldbeträge erſtattet werden, aber ſie 
will ſich die aus dem Bordellgrundſtück gezogenen Nutzungen nicht in vollem 
Umfange, ſondern nur im Umfange des gewöhnlichen Nutzungswerts anrechnen 
laſſen. Dieſen Nutzungswert ſtellt nun das Ber.⸗Gericht auf 2805,60 M mit 
dem Bemerken feſt, daß in dieſem Betrage die Klägerin für die Zeit bis zum 
Urteil eine vollkommen ausreichende Entſchädigung erhalte. Dies aber iſt 
nicht entſcheidend, vielmehr war, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, 
die Behauptung erheblich, daß tatſächlich die Beklagte aus dem Hauſe durch 
das darin betriebene Gewerbe höhere Nutzungen gezogen habe. Haben die 
tatſächlich aufgekommenen Nutzungen den Betrag von 2805,60 „ überſtiegen, 
ſo würde für dieſen Fall das Ber.⸗Urteil zu dem Ergebnis führen, daß zwar 
die Klägerin, aber nicht auch die Beklagte das durch das unſittliche Geſchäft 
Erlangte voll herauszugeben hätte. Dies iſt aber abzulehnen. Mit der exc. 
doli generalis kann die Beklagte einer mit der Verfolgung des Klaganſpruchs 
verbundenen ſittenwidrigen Schädigung entgegentreten, an einer Schädigung 
fehlt es aber, wenn und ſoweit der Beklagten gegenüber den gemachten Lei⸗ 
ſtungen auch Vorteile aus dem unſittlichen Geſchäfte zugefloſſen ſind, mögen 
immerhin dieſe Vorteile durch ein ſittlich zu beanſtandendes Verhalten er- 
langt ſein. Das Ber.⸗Gericht wird hiernach über die Nutzungen, die die Be— 
klagte aus dem Hauſe gezogen hat, anderweitige Feſtſtellungen zu . 
haben. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 30. Okt. 1915. Schm. w. M. 

(OL G. Naumburg). V. 190/15. 


164. Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, auch 
wenn ſie der Gegner fälſchlich für wahr hält. Beweislaſt. 
Vgl, 69 Nr. 240 m. N. 
BGB. $ 824. 
Der Kläger betrieb einen Teppichhandel, der Beklagte eine Werkitatt 
für Raumkunſt. Der Beklagte lieferte ſeinen Kunden Möbel und auch Tep— 
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piche, letztere hatte er längere Zeit vom Kläger bezogen. Im Geſchäft des 
Beklagten war ein Handlungsgehülfe Str. angeſtellt. Der Beklagte glaubte 
erfahren zu haben, daß der Kläger in mehreren Fällen bei Teppichkäufen 
ſeitens der Kunden des Beklagten mit Str. zum Nachteil des Beklagten ge⸗ 
handelt und dem Str. unerlaubte Vorteile zugewendet habe. Wie der Kläger 
behauptete, ſollte der Beklagte zu mehreren Perſonen ſich im Jahre 1913 
dahin geäußert haben: der Kläger nehme mit dem Str. Schiebungen vor, 
arbeite mit ihm Hand in Hand und bereichere ſich ſo auf Koſten des Be⸗ 
klagten. Der Kläger klagte auf Grund dieſer Außerungen gegen den Be⸗ 
klagten zuerſt auf Unterlaſſung, dann auch auf Schadenerſatz. — Die Klage 
wurde in den erſten Inſtanzen abgewieſen, das Reichsgericht hob auf und 
verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Die Urteile beider Vorinſtanzen nehmen an, daß das geſchäftliche Ver⸗ 
halten des Klägers in der Tat nicht einwandfrei geweſen ſei und dem Be⸗ 
klagten einen begründeten Anlaß zu ſeinen es beanſtandenden Außerungen 
gegeben habe, und daß deshalb ein Anſpruch des Klägers gegen den Be⸗ 
klagten auf Schadenerſatz oder auch nur auf Unterlaſſung fernerer Angriffe 
nicht gegeben ſei. | 

Das Ber.⸗Gericht zählt drei Fälle auf, in denen nachgewieſenermaßen 
der Kläger unter Beteiligung des beim Beklagten angeſtellten Str., der bei 
dieſem eine Vertrauensſtellung genoß, aber doch bloßer Handlungsgehülfe 
war, Geſchäfte gemacht hat. Es hat die Vorgänge dieſer drei Geſchäfte gegen⸗ 
ſtändlich (objektiv) nur ſo weit feſtgeſtellt und feſtſtellen wollen, als zu der 
Feſtſtellung des inneren perſönlichen (ſubjektiven) Tatbeſtandes erforderlich 
ſchien, dahin, daß dieſe „eigenartigen Vorgänge“ dem Beklagten, als er da- 
von Kenntnis erhielt, verdächtig erſcheinen konnten in dem Sinne, daß der 
Kläger mit Str. zu eigenem Vorteil und zum Nachteil des Beklagten zu— 
ſammengehe. Ob und inwieweit dies tatſächlich richtig ſei, läßt das Ber. 
Gericht bewußterweiſe dahingeſtellt, es genüge, daß der Beklagte von ihrer 
Richtigkeit überzeugt geweſen und in ſeinen Mitteilungen an andre in den 
Grenzen der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen nach § 193 StGB. und 
8 824 BGB. geblieben ſei. Das nimmt das Ber.-Gericht an, weil der Be— 
klagte die Außerungen, die die Unterlage der Klage bilden, nur Berufsgenoſſen 
und hauptſächlich nur den gewählten Vertretern des Berufsſtandes gegen— 
über getau habe. Damit erachtet es dann die Klage für hinfällig. 

Mit Recht greift die Reviſion dieſe Entſcheidung inſoweit an, als es ſich 
um den Unterlaſſungsanſpruch des Klägers handelt. Möge der perſönliche 
gute Glaube und die Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes den Be⸗ 
klagten von der Schadenerſatzpflicht für die Vergangenheit entlaften, jo er⸗ 
ledige ſie doch nicht das Verlangen des Klägers, in Zukunft die Behauptung 
und Verbreitung der ihm nachgeſagten Tatſachen zu unterlaſſen. Das Ber.⸗ 
Gericht hätte, macht die Reviſion geltend, in eine gegenſtändliche Würdigung 
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der beanſtandeten Geſchäfte eintreten müſſen, und dem Kläger habe der 
Nachweis der Unwahrheit der vom Beklagten behaupteten Tatſachen nicht 
abgeſchnitten werden dürfen. 

In der Tat treffen die Entſcheidungsgründe des Ber.⸗Urteils nur für 
den Schadenerſatzanſpruch zu, über deſſen Abweiſung der Kläger ſich des⸗ 
halb auch mit der Reviſion garnicht beſchwert; ſie genügen aber nicht zur 
Abweiſung des Unterlaſſungsantrages. Der Schadenerſatzanſpruch erfordert 
gegenſtändliche und perſönliche Unwahrhaftigkeit behaupteter beleidigender 
oder kreditſchädigender Tatſachen nach § 823 Abſ. 2 in Verbindung mit 
88 185—187 StGB. und 824 BGB.; der Unterlaſſungsanſpruch im Sinne 
der Abwehrklage (vorbeugenden Unterlaſſungsklage) begnügt ſich mit der 
gegenſtändlichen Unwahrheit, vorausgeſetzt, daß die Gefahr beſteht, daß die 
unwahre Behauptung oder Verbreitung wiederholt werde, was vom Kläger 
geltend gemacht worden iſt (vgl. JW. 1915, 2913). Unrichtig zwar würde es 
ſein, die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen für den Unterlaſſungsanſpruch 
ſchlechthin auszuſchalten; iſt dieſe feſtgeſtellt, ſo fehlt es am Tatbeſtande der 
unerlaubten Handlung der Beleidigung oder der Kreditgefährdung auch 
gegenſtändlich; das Handeln iſt nicht rechtswidrig (vgl. RGEntſch. 82, 59, 
in Seuff A. 69 Nr. 33). Aber ein berechtigtes Intereſſe daran, eine als falſch 
erwieſene Behauptung immer wieder zu verbreiten, kann regelmäßig nicht 
anerkannt werden (JW. 1912, 29011. 5877). Die tatſächliche Unwahrheit muß 
allerdings der Kläger, der auf rein gegenſtändlicher Grundlage den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch durchſetzen will, beweiſen, wie auch die Reviſion nicht ver⸗ 
kennt. Er muß alſo die Rechtlichkeit ſeines Geſchäftsgebahrens in den Ge⸗ 
ſchäften, die dem Beklagten die Unterlage für ſeine beanſtandete Außerung 
gegeben haben, dartun und nachweiſen, daß zwiſchen ihm und Str. ein den 
Beklagten benachteiligendes Einverſtändnis nicht beſtand. Für die Beurtei— 
lung der Unterlaſſungsklage ſind aber einmal die Außerungen des Beklagten 
gegenüber Dritten über die Geſchäfte des Klägers genau feſtzuſtellen. Das 
Ber.⸗Gericht begnügt ſich damit, daß die behaupteten Außerungen des Be⸗ 
klagten inſoweit unbeſtritten ſind, als ſie dahin gehen, der Kläger habe mit 
dem Str. Schiebungen vorgenommen und mit ihm Hand in Hand gearbeitet; 
es läßt aber dahingeſtellt und unterſtellt nur, daß der Beklagte auch weiter, 
wie der Kläger behauptet hat, hinzugefügt habe, der Kläger bereichere ſich 
auf Koſten des Beklagten. Des weiteren ſind aber die Geſchäfte, die dem 
Beklagten den Anlaß zu feinen Außerungen gaben, nicht nur daraufhin feſt— 
zuſtellen, ob die Außerungen des Beklagten im guten Glauben und in Wahr— 
nehmung berechtigter Intereſſen gemacht worden ſind, ſondern auch darauf— 
hin, ob ſie in Wahrheit die vom Beklagten in ſeinen Mitteilungen an die Be— 
rufsgenoſſen dem Kläger gemachten Vorwürfe hinſichtlich ſeines Geſchäfts— 
gebahrens zu rechtfertigen geeignet waren, und ob eine Wahrnehmung berech— 
tigter Intereſſen auch für den Fall weiterer Wiederholungen der Nußerungen 
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des Beklagten alssgegeben angenommen werden kann, ſofern die Gefahr 
einer Wiederholung als beſtehend anerkannt wird. 

Da das Ber.⸗Gericht dieſe Feſtſtellungen und Prüfungen von feinem 
Standpunkt der ununterſchiedenen Behandlung und Beurteilung des Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs und des Feſtſtellungsanſpruchs aus unterlaſſen hat, mußte 
das angefochtene Urteil inſoweit der Aufhebung unterliegen und die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.⸗Gericht zurück⸗ 
verwieſen werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 23. Dez. 1915. M. (Kl.) w. S. 
(OLG. Hamburg). VI. 286/15. 


165. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs 
wegen Überfüllung des Lagers.“ Grenzen der Bekanntmachung 
der Verurteilung.“ * 


Vgl. 55 Nr. 139; 58 Nr. 98; 60 Nr. 149; 66 Nr. 135. — Vgl. 68 Nr. 172 m. N. 
. Unl WG. 58 3. 7. 23. 


Der Beklagte betreibt in L., T.⸗Straße 8, ein Schuhwarengeſchäft. Er 
hatte ſeit Anfang Oktober 1913 längere Zeit an ſeinem Laden ein Plakat 
mit der Aufſchrift „Total herabgeſetzte Preiſe wegen Überfüllung des Lagers“ 
und „Extra billige Preiſe“ angebracht. Der Kläger, ein Verband zur Förde⸗ 
rung gewerblicher Intereſſen, ſah in dieſer Anpreiſung, die er als Ankündi⸗ 
gung eines Ausverkaufs betrachtet wiſſen wollte, einen unlauteren Wett⸗ 
bewerb. Er erwirkte zunächſt eine einſtweil. Verfügung auf Unterlaſſung 
dieſer Anpreiſung gegen den Beklagten und forderte dann, daß der Beklagte 
unter Androhung von Geldſtrafe verurteilt werde, in Mitteilungen, die für 
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, dieſe Anpreiſung ohne 
Angabe eines ſie rechtfertigenden Grundes zu unterlaſſen, und daß ihm die 
Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung zuerkannt werde. — Das 
Landgericht erkannte nach den Klaganträgen. Auf Berufung des Beklagten 
wurde die Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung in Wegfall ge— 
ſtellt, im übrigen aber die Entſcheidung im weſentlichen aufrechterhalten. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Befugnis des Klägers, auf Grund der Beſtimmungen des Geſetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb gegen den Beklagten vorzugehen, ergibt 
ſich aus 8 13 UnlWG. 

Der Inhalt des beanſtandeten Plakats beſagt für das Publikum, daß 
der Beklagte zu beſonders billigen Preiſen verkaufe, um eine in ſeinem Ge⸗ 
ſchäft vorhandene Anhäufung von Waren über den regelmäßigen Beſtand 
hinaus zu beſeitigen. In dem Plakat kommt alſo zum Ausdruck, daß ein 
Teil der Vorräte zum Zweck der Räumung mit Beſchleunigung veräußert 
werden ſolle. Darin liegt die Ankündigung eines Ausverkaufs i. S. von 
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87,89 UnlWG. Als Grund des Ausverkaufs iſt das Anwachſen des Waren⸗ 
beſtandes über das gewöhnliche Maß hinaus, eben die Überfüllung, angegeben. 
Überfüllung des Lagers muß nach der Anſchauung des Verkehrs als berech⸗ 
tigter Grund zu beſchleunigtem Verkauf anerkannt werden, wenn damit ein 
Zuſtand der Warenanhäufung gemeint iſt, der ſich ungewollt und im Wider⸗ 
ſpruch mit den normalen Verhältniſſen des Betriebes eingeſtellt hat, und 
der beſeitigt werden muß, um den Betrieb in die regelmäßigen Bahnen 
zurückzuführen. Unbedenklich darf davon ausgegangen werden, daß das 
Publikum den Hinweis auf die Überfüllung in dem Plakat des Beklagten in 
dieſem Sinne aufgefaßt hat. Dann aber entſprach der Inhalt der Anpreiſung 
nicht den Tatſachen. 

Das Ergebnis der Beweisaufnahme iſt mit der Behauptung des Be⸗ 
klagten, daß er durch die beſonderen Veranſtaltungen in Leipzig im Jahre 
1913 zu erhöhten Warenanſchaffungen veranlaßt worden ſei, nicht wohl ver⸗ 
einbar. Wie dem Ber.⸗Gericht aus eigener Wiſſenſchaft bekannt iſt, dauerte 
die Internat. Baufachausſtellung vom Mai bis zum Oktober 1913; das 
Deutſche Turnfeſt fand in den Tagen vom 11. bis 14. Juli 1913, die Völker⸗ 
ſchlachtʒ⸗ Gedenkfeier in den Tagen vom 16. bis 18. Oktober 1913 ſtatt. Die 
feſtgeſtellte hauptſächlichſte Steigerung des Warenbezugs des Beklagten, im 
Auguſt und September 1913, liegt alſo in der Zeit, als das Turnfeſt über⸗ 
haupt und die Ausſtellungszeit ſchon zu einem großen Teil vorüber waren. Der 
Beklagte müßte ſomit gerade noch für den Reſt der Ausſtellungszeit und für 
die wenigen Tage der Völkerſchlacht⸗Gedenkfeier die größten Anſchaffungen 
gemacht haben. Das würde unverſtändlich fein. — — — Der geltend ge⸗ 
machte Zuſammenhang der geſteigerten Warenanſchaffung mit den erwähnten 
beſonderen Veranſtaltungen in Leipzig kann aber überhaupt nicht zugegeben 
werden. 

Es ſind hier die in Betracht kommenden örtlichen Verhältniſſe, die dem 
Ber.⸗Gericht gleichfalls aus eigenem Wiſſen bekannt ſind, in Erwägung zu 
ziehen. — — — Die in Frage ſtehenden Veranſtaltungen ſpielten ſich in 
ganz andern Stadtgegenden ab, als wo ſich das Geſchäft des Beklagten be- 
findet. Bei der Lage ſeines Geſchäfts konnte der Beklagte aus dem Verkehr 
unmittelbar nach den Feſtplätzen keinen Vorteil ziehen. Aber auch die Steige⸗ 
rung des allgemeinen Verkehrs in Leipzig infolge der in Rede ſtehenden 
beſonderen Veranſtaltungen konnte ihm nicht zugute kommen, da dieſe natur⸗ 
gemäß die innere Stadt betreffen mußte, die T.⸗Straße aber eine Vorſtadt⸗ 
ſtraße iſt. Unter dieſen Umſtänden muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß 
der Beklagte auf einen erhöhten Abſatz infolge der mehrerwähnten beſonderen 
Veranſtaltungen gerechnet und deshalb die Mehranſchaffungen an Ware ge— 
macht haben könnte. 

Es ergibt ſich als natürliche Folgerung aus dem vorliegenden Sachver— 
halt die Auffaſſung, daß der Beklagte in erhöhtem Umfang Waren bezogen 
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hat, weil er hoffte, er werde durch entſprechende Anſpannung ſeiner Tätig⸗ 
keit und nachdrückliche Bearbeitung des Publikums in ſeinem Geſchäft einen 
beſchleunigten Umſatz erzielen können. Dieſe Auffaſſung findet in dem ſonſtigen 
geſchäftlichen Gebaren des Beklagten eine Beſtätigung, indem er von der 
Übernahme des Geſchäfts an bis in die neueſte Zeit eine rege Reklame⸗ 
tätigkeit entfaltet hat. — — — 

Nach alledem beruhte die Warenanhäufung bei dem Beklagten nicht auf 
einer Stockung des Abſatzes, die infolge fehlgeſchlagener geſchäftlicher Be⸗ 
rechnungen eingetreten war, ſondern der Beklagte hatte ſie planmäßig her⸗ 
beigeführt, um durch beſchleunigten Abſatz der vergrößerten Warenbeſtände 
ſeinen Geſchäftsbetrieb beſonders ertragreich zu geſtalten. Das Publikum 
aber mußte, wie oben hervorgehoben, aus dem Plakat das Vorliegen des 
erſterwähnten Sachverhalts entnehmen. — — — 

Der Beklagte hat alſo durch das Plakat in der Form einer für einen 
größeren Perſonenkreis beſtimmten Mitteilung über die Preisbemeſſung der 
in Frage ſtehenden Waren und den Anlaß des Verkaufs unrichtige Angaben 
gemacht, die den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots erweckten. 
Nach § 3 UnlWG. iſt er, ohne daß etwas darauf ankommt, ob er ſchuldhaft 
gehandelt hat, verpflichtet, dieſe unrichtigen Angaben zu unterlaſſen. 

Auch die Wiederholungsgefahr, die die Vorausſetzung der Klage auf 
dieſe Unterlaſſung bildet, iſt gegeben. Wie außer Streit, betreibt der Be⸗ 
klagte ſein Geſchäft noch. Seine oben beſprochene Neigung zu wirkſamer 
Reklame läßt damit rechnen, daß er, wie im gegenwärtigen Fall, auch künftig 
wieder die zuläſſigen Grenzen überſchreite. Unter den Verhältniſſen, wie ſie 
durch die von ihm für Ende September 1916 beabſichtigte Geſchäftsaufgabe 
geſchaffen ſind, liegt dieſe Befürchtung beſonders nahe. 

Die Anpreiſung iſt unzuläſſig, wegen ihres Widerſpruchs mit den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen. Mit Beziehung auf dieſe iſt ſie alſo zu verbieten. 

Dagegen konnte die Entſcheidung des Landgerichts, ſoweit ſie dem Kläger 
die Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung zuerkennt, nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Das beanſtandete Plakat war an dem Geſchäftslokal des 
Beklagten angebracht. Der Kreis der Perſonen, zu deren Kenntnis es ge⸗ 
kommen iſt, beſchränkte ſich alſo auf das im Laden des Beklagten und in deſſen 
Gegend verkehrende Publikum. Eine Mitteilung der Verurteilung an die 
breite Offentlichkeit, wie ſie die öffentliche Bekanntmachung bezweckte, er⸗ 
ſchien hiernach nicht gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 29. März 1916. Verein ſelbſt. 

Leipz. Kaufl. (Kl.) w. R. 3 0. 82/14. 2 
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166. Eigentumsftörung; zum Begriff der Grtsüblichkeit, Einfluß der 
Anſchauung der Bevölkerung. 


Vgl. 69 Nr. 198 m. N. und die folgende Nr. 
BGB. 88 906. 1004. 


Der Kläger, Eigentümer einer Beſitzung in H., behauptete, daß ſeine 
dort ſtehenden Obſtbäume keine Früchte mehr trügen und abſtürben. Er 
führte dies ganz oder doch ganz überwiegend auf die von den Koksöfen der 
Beklagten ausgehenden Einwirkungen zurück, und er beanſpruchte Schaden- 
erſatz. Die Klage war in 1. Inſtanz dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt worden; in 2. Inſtanz wurde ſie abgewieſen. Die Reviſion wurde zurüd- 
gewieſen. — Aus den Gründen: 

„Um die Beſitzung des Klägers liegen in einer Entfernung von 1 bis 
3 Kilometern außer der Kokerei der Beklagten noch 6 andre Kokereien, von 
denen eine jede 100 bis 120 Ofen hat. Die Beklagte hatte früher 120 Ofen 
und ſie hat deren Zahl im Jahre 1904 um 60 Ofen vermehrt. Der Kläger 
ſieht in der letzteren Tatſache die Urſache der Beeinträchtigungen. Die Beklagte 
beſtreitet dies, ſie beruft ſich aber auch auf die Vorſchrift des 8 906 BGB., 
wonach der Eigentümer eines Grundſtücks Zuführungen nicht verbieten kann, 
die durch eine Benutzung des andern Grundſtücks herbeigeführt werden, 
welche bei Grundſtücken dieſer Lage nach den örtlichen Verhältniſſen ge— 
wöhnlich iſt. Für die Frage, ob letzteres im gegebenen Fall zutrifft, muß 
außer Betracht bleiben, ob es, wie die Reviſion behauptet, in H. zahlloſe 
Grundſtücke gibt, die nicht für die Zwecke von Kokereien benutzt werden. 
Für das Maß deſſen, was nach § 906 an Einwirkungen zu dulden iſt, ent- 
ſcheidet nicht die Art der Benutzung der Mehrzahl der Grundſtücke, ſondern 
die Auffaſſung der Bevölkerung; gegen Einwirkungen, die die Bevölkerung 
in ihrer Allgemeinheit als nach den örtlichen Verhältniſſen üblich hinnimmt 
und erträgt, hat, wenigſtens der Regel nach, der einzelne kein Verbietungs⸗ 
recht. 

Von dieſem Geſichtspunkte geht erſichtlich auch das Ber.⸗Urteil aus. 
Unter der Feſtſtellung, daß die Gegend, in der die Beſitzung des Klägers 
liegt, den ‚typiſchen Charakter einer Induſtriegegend“ trägt, und daß ſich 
dort, und zwar ſchon ſeit 1904, insbeſondere Kokereibetriebe in größerer 
Zahl und von ſehr großem Umfange befinden, wird unter Hinweis auf das 
Ergebnis der richterlichen Augenſcheinseinnahme ausgeführt, die ganze Gegend 
zeige weit und breit dasſelbe Bild; überall ſehe man kranke und tote Obſt⸗ 
bäume, und ſoweit dieſe vereinzelt noch geſund ſeien, trügen ſie mit ganz 
verſchwindenden Ausnahmen keine Früchte mehr. Damit wird deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß in der näheren und weiteren Umgebung der Grund— 
ſtücke des Klägers infolge der von den Kokereien ausgehenden Einwirkungen 
kein Obſtbau möglich iſt, daß ſolcher dort auch nicht mehr betrieben wird und 
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daß ſich hiermit die Bevölkerung in ihrer Allgemeinheit abgefunden hat. 
Die Beklagte hat, wie die Sachverſtändigen bekunden und das Ber.⸗Gericht 
feſtſtellt, nichts getan, was nicht in der dortigen Gegend üblich wäre“. Aller- 
dings hat die Beklagte im Jahre 1904 ihre Koksanlagen um 60 Ofen er⸗ 
weitert, ſo daß ſeitdem ihre Anlagen an Größe die der andern Zechen über⸗ 
treffen. Allein, war das Gebiet in dem feſtgeſtellten Umfange bereits ein 
Kokereigebiet, jo konnte ohne Rechtsirrtrum angenommen werden, daß die 
Verhältniſſe dadurch, daß zu den vorhandenen 700 Ofen oder mehr noch 
weitere 60 Ofen hinzugetreten ſind, keine irgendwie weſentliche Veränderung 
erlitten haben. Die Obſtbäume des Klägers würden, wie ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt iſt, auch ohne die Erweiterung der Anlage eingegangen ſein. Daß 
der Schaden ſonſt vielleicht nicht ſo plötzlich, ſondern mehr allmählich ein⸗ 
getreten und inſofern auch geringer geweſen ſein würde, nimmt das Ber.- 
Gericht, das hier gemäß § 287 ZPO. nach freiem Ermeſſen zu urteilen hatte, 
erſichtlich nicht an, entſcheidend iſt aber auch in erſter Linie, ob die Beklagte 
mit der Erweiterung der Anlage die Grenzen ihrer Befugniſſe aus den §8 903 
und 906 BGB. überſchritten und damit rechtswidrig gehandelt habe. Dies 
aber muß auf Grundlage der getroffenen Feſtſtellungen verneint werden. 
Auch unter Mitberückſichtigung der von der Erweiterungsanlage ausgehenden 
Zuführungen machen ſich für die Allgemeinheit jetzt die Beeinträchtigungen 
nicht empfindlicher bemerkbar als früher, empfindlicher wird allerdings der 
Kläger betroffen, aber nur inſofern, als ſeine Beſitzung dem vorherrſchend 
von Weſten, d. i. aus der Richtung der Kokerei, herkommenden Winden aus⸗ 
geſetzt iſt. Die Benutzung der Grundſtücke, auf denen ſich die Anlagen der 
Beklagten befinden, iſt keine andre, als wie ſie nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen bei den ſonſtigen Kokereigrundſtücken gewöhnlich iſt. N 
Hiernach gibt das Urteil zu Bedenken keinen Anlaß. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 16. Okt. 1915. F. (Kl.) w. 
BergwGeſ. H. (OLG. Hamm). V. 178,15. 


167. Ortsüblichkeit in Anwendung auf läſtige Gerüche aus einer 
ſtädtiſchen Bedürfnisanſtalt. 


Vgl. die vorige Nr. m. N. 
BGB. § 906. 


Die Beklagte hat in der Nähe des Hausgrundſtücks der Klägerin in Berlin⸗ 
Treptow, 25,7 m von deren Hauſe entfernt, auf der Mittelpromenade der 
E.⸗Straße, eine öffentliche Bedürfnisanſtalt errichtet. Die Klägerin behaup⸗ 
tete, durch die von dieſer Bedürfnisanſtalt ausgehenden, in ihr Grundſtück 
eindringenden Gerüche würden ſie und ihre Mieter ſtark beläſtigt; ſie habe 
aus dieſem Grunde einem ihrer Mieter ſchon einen Nachlaß von 200 % am 
jährlichen Mietzinſe bewilligen müſſen. Sie erhob Klage auf Erſtattung dieſer 
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200 M und auf Verurteilung der Beklagten zu Vorkehrungen, durch die das 
Eindringen von Geſtank aus der Bedürfnisanſtalt in ihr Grundſtück verhindert 
werde. — In den beiden erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Die Reviſion wendet ſich nicht ohne Grund gegen die Be⸗ 
gründung des Ber.⸗Urteils. Die Klägerin hatte unter Berufung auf eine 
Anzahl von Zeugen behauptet, daß namentlich in den Sommermonaten oft 
ein ſtarker Urin⸗ und Olgeruch von der Bedürfnisanſtalt in ihr Haus 
wie auch in noch weiter entfernt liegende Häuſer an der E.⸗Straße 
eindringe. Der Ber.⸗Richter erklärt die Benutzung des Grundſtücks der Be⸗ 
klagten, der Straße, wodurch die von der Klägerin beanſtandete Einwirkung 
auf die Benutzung ihres Grundſtücks herbeigeführt ſein ſoll, nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage für gewöhnlich, darum 
habe die Klägerin gemäß § 906 BGB. die etwa beſtehende Einwirkung auch 
dann zu dulden, wenn ſie die Benutzung ihres Grundſtücks nicht unweſent⸗ 
lich beeinträchtige. Dies wäre nicht zu beanſtanden, wenn der auf das Grund⸗ 
ſtück der Klägerin einwirkende Geruch durch eine Benutzung des Grundſtücks 
der Beklagten herbeigeführt würde, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. Der Ber.⸗Richter begründet ſeine 
vorbezeichnete Annahme dahin: nach der Lage und offenkundigen Entwick⸗ 
lung, die die Landgemeinde Berlin⸗Treptow gegenwärtig in Beſiedelung, 
Verkehr und Ausgeſtaltung der Straßen erreicht habe, ſei als maßgebender 
Bezirk das Gebiet Berlins und ſeiner angrenzenden Vororte anzuſehen, und 
es ſei bewieſen, daß die Bedürfnisanſtalt der Beklagten nach ihrer Aufſtellung 
im Verhältnis zu den Häuſern der Umgebung, ihrer Ausführung und Ein⸗ 
richtung ſowie nach dem Maß ihrer Benutzung ſich in dem Rahmen halte, 
der für derartige Anlagen in Berlin und ſeinen Vororten üblich ſei. 

Hiergegen ergibt ſich zunächſt das Bedenken, ob nicht der Kreis der für 
die Vergleichung hinſichtlich der fraglichen Benutzungsart in Betracht kom⸗ 
menden Grundſtücke vom Ber.⸗Richter unzutreffend beſtimmt worden iſt, 
wenn eine weiter von der Klägerin aufgeſtellte, die Frage der Ortsüblichkeit 
betreffende Behauptung berückſichtigt wird. Für die Beſtimmung des ge- 
nannten Kreiſes iſt als maßgebend zu erachten, inwieweit Grundſtücke in der 
Umgebung des Grundſtücks der Beklagten bezüglich gleichartiger Benutzungen 
als zuſammengehörig zu gelten haben (vgl. IW. 1910, 149, 23615; Gru⸗ 
chots Beitr. 48, 605). Hinſichtlich der Gerüche verurſachenden Grundſtücks⸗ 
benutzungen, um die es ſich hier handelt, können aber in Anbetracht des großen 
Umfangs und der Verſchiedenartigkeit der Bebauung von Berlin und ſeinen 
Vororten und, da Gerüche ſich nicht weit zu verbreiten pflegen, einzelne Stadt- 
teile im Hinblick auf die Frage der Ortsüblichkeit als für ſich zuſammengehörig 
anzuſehen ſein; namentlich dann, wenn ſie durch die beſondere Art der Be— 
bauung (“Villenſtil, herrſchaftliche Miethäuſer) ein einheitliches charakteriſtiſches 
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Gepräge haben, durch das fie ſich in erkennbarer Weiſe von andern Stadt⸗ 
teilen unterſcheiden (vgl. Gruchot 48, 605; ZW. 1910, 14914, Die Klägerin 
hat nun behauptet, ihr Grundſtück liege in einem Villenviertel; auch hat der 
vernommene Sachverſtändige das Haus der Klägerin als Villa bezeichnet. 
Es wäre daher vom Ber.⸗Richter zu prüfen geweſen, ob nicht hinſichtlich der 
Frage der Ortsüblichkeit nur eine gleiche oder doch bezüglich der Gerüche 
als gleichartig zu erachtende Benutzung andrer Grundſtücke in ſolchen Stadt⸗ 
teilen von Berlin und den Vororten in Betracht zu ziehen wäre, die eben⸗ 
falls Villenviertel ſind oder doch nach der Art ihrer Anlage und Bebauung 
dieſer angeblichen Villengegend im weſentlichen gleichſtehen. Nach dem bis⸗ 
herigen Vorbringen der Beklagten kommen andre Geruch verurſachende Grund⸗ 
ſtücksbenutzungen als die durch das Halten und den Betrieb von Bedürfnis⸗ 
anſtalten hinſichtlich der Ortsüblichkeit nicht in Frage. Die Bejahung der Orts⸗ 
üblichkeit würde alſo davon abhängig ſein, daß auch von Bedürfnisanſtalten 
in andern Stadtteilen der vorbezeichneten Art üble Gerüche ausgehen. 

Sodann iſt, wenn die Einwirkung durch die Benutzung einer Anlage 
herbeigeführt ſein ſoll, für die Frage der Ortsüblichkeit der Benutzung nicht 
oder doch nicht ſtets allein entſcheidend, ob die Anlage in gleicher oder im 
weſentlichen ähnlicher Weiſe hergeſtellt und eingerichtet iſt wie Anlagen auf 
andern Grundſtücken in gleicher Lage. Vielmehr kommt es vornehmlich oder 
doch auch darauf an, ob im Hinblick auf die durch die Benutzung der Anlage 
verurſachte ſchädliche Wirkung die Art und das Maß dieſer Benutzung gleich 
oder doch im weſentlichen gleich zu erachten iſt der Art und dem Maß der 
Benutzung der Anlagen auf den andern Grundſtücken (GruchotsBeitr. 47, 
955; Warneyer Rſpr. 1909 Nr. 216; 1910 Nr. 446). Der Ber.⸗Richter er⸗ 
klärt nun zwar, daß das Maß der Benutzung der Bedürfnisanſtalt der Beklagten 
dem bei andern derartigen Anlagen in Berlin und ſeinen Vororten üblichen Maß 
entſpreche. Jedoch iſt damit nur das Maß der Benutzung durch das Publikum 
gemeint. Die Art und das Maß der Benutzung einer Bedürfnisanſtalt umfaßt 
aber in Anſehung der ſchädlichen Wirkung auch die Art der Inſtandhaltung 
und das Maß des Betriebes der Anlage. Wäre die Behauptung der Klägerin 
richtig, daß namentlich in den Sommermonaten oft ein ſtarker Urin- und 
Olgeruch von der Bedürfnisanſtalt der Beklagten in ihr Haus eindringe, ſo 
könnte, auch wenn der vorbezeichnete Kreis der andern Grundſtücke auf ganz 
Berlin und ſeine Vororte zu erſtrecken wäre, die einen ſolchen Geruch ver⸗ 
urſachende Benutzung der Bedürfnisanſtalt der Beklagten nur dann als orts⸗ 
üblich gelten, wenn auch durch die Benutzung andrer Bedürfnisanſtalten in 
der genannten Umgebung gleiche oder doch im weſentlichen gleich zu erachtende 
Gerüche verurſacht würden. Von dieſem Geſichtspunkt wäre daher die Frage 
der Ortsüblichkeit vom Ber.⸗Richter zu prüfen geweſen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 12. Juni 1915. G. (Kl.) w. Ge⸗ 
meinde B.⸗Tr. (KG. Berlin). V. 12/15. 
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168. Recht des Eigentümers, ſein mit einem Nießbrauch belaſtetes 
Grundſtück zu beſonderen Zwecken zu betreten. 


(Vgl. 32 Nr. 305; 64 Nr. 152.) 
BGB. 88 1004. 1036. 


Die Eigentümer eines Grundſtücks, auf welchem für den Beklagten ein 
Nießbrauch eingetragen ſtand, verlangten im Wege der einſtweil. Verfügung, 
daß der Beklagte die Beſichtigung des Grundſtücks durch Perſonen geſtatte, 
die auf das Grundſtück Geld zu leihen oder es zu kaufen gewillt waren. Das 
Landgericht gab dem Antrage ſtatt; der Widerſpruch des Beklagten blieb er⸗ 
folglos, ebenſo ſeine Berufung. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Antragſteller haben glaubhaft gemacht, daß der Nießbrauch an 
dem ihnen gehörenden Grundſtücke dem Antragsgegner lediglich zu ſeiner 
Sicherung wegen der für ihn auf dem Grundſtück haftenden 29000 „ ſamt 
Zinſen beſtellt worden iſt. Nach $ 1036 Abſ. 1 BGB. iſt er zum Beſitze des 
Grundſtücks berechtigt; das Eigentum der Antragſteller iſt aber, wie aus der 
rechtlichen Natur des Nießbrauchs als Dienſtbarkeit ohne weiteres zu ent⸗ 
nehmen iſt, dadurch nur inſoweit beſchränkt, als es der Sicherungszweck er⸗ 
fordert. Darnach kann der Antragsgegner nicht verbieten, daß die Antrag⸗ 
ſteller zu dem Zweck, ſich Geld auf das Grundſtück zu beſchaffen oder Kauf⸗ 
liebhaber zu gewinnen, das Grundſtück betreten und es durch andre von ihnen 
begleitete oder mit Vollmacht verſehene Perſonen beſichtigen laſſen. Beein⸗ 
trächtigungen dieſes Rechts können ſie nach § 1004 Abſ. 1 BGB. entgegen- 
treten. 

Sie haben nun glaubhaft gemacht, daß am 29. Juli 1913 P. den An⸗ 
tragſteller G. und einen von ihm begleiteten Mann, der den Verkauf des 
Grundſtücks vermitteln oder Geld darauf beſchaffen ſollte, mit dem Bemerken, 
G. habe nichts mehr darin zu ſuchen, er (P.) ſei jetzt die maßgebende Perſon, 
aus dem Grundſtück hinausgewieſen hat. Mit Unrecht beſtreitet der Antrags⸗ 
gegner, daß er wegen der von P. verübten Beeinträchtigung des Eigentums 
der Antragſteller auf Unterlaſſung in Anſpruch genommen werden könnte. 
Als Störer i. S. von § 1004 Abſ. 1 BGB. gilt nicht nur, wer die Beeinträch⸗ 
tigung ſelbſt begeht, ſondern auch derjenige, mit deſſen Willen die Beein⸗ 
trächtigung begangen wird oder von deſſen Willen die Fortſetzung der Störung 
abhängig iſt (Gruchots Beitr. 46, 650 ff.; 47, 1066; 48, 949). Ein Verſchulden 
iſt zur Begründung des in 8 1004 Abſ. 1 Satz 2 BGB. erwähnten Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs nicht erforderlich. Der Antragsgegner gibt nun ſelbſt zu, 
daß er P. unbeſchränkte Vollmacht zur Verwaltung des Grundſtücks der An 
tragſteller erteilt hat. Dadurch hat er die Urſache zu der von P. verübten 
Eigentumsſtörung geſetzt, und er hatte auch die Möglichkeit, durch entſprechende 
Anweiſung an P. weitere Eigentumsſtörungen durch dieſen zu verhüten. 
Darauf, ob er P. gerade zu der von ihm verübten Störung des Eigentums 
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der Antragſteller veranlaßt oder fie genehmigt hat, kommt nichts an. Da 
nach alledem der Unterlaſſungsanſpruch der Antragſteller auch, ſoweit P. 
deren Eigentum beeinträchtigt hat, ſchon nach § 1004 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
gegeben iſt, jo kann dahingeſtellt bleiben, ob der Anſpruch auch nach § 278 
oder nach §8 823. 831 BGB. zu rechtfertigen wäre. 

Die Berufung des Antragsgegners darauf, daß ſich die Antragſteller in 
die ihm als Nießbraucher zuſtehenden Befugniſſe eingemiſcht und dadurch 
ſein Recht verletzt hätten, iſt nicht geeignet, ihn zu entlaſten. Es ſteht ihm 
frei, gerichtliche Hülfe gegen Beeinträchtigungen ſeines Nießbrauchs durch 
die Antragſteller zu beanſpruchen. Das Recht, dadurch Vergeltung zu üben, 
daß er ſeinerſeits die Eigentumsbefugniſſe der Antragſteller verletzt, hat er 
nicht. Von erlaubter Selbſtverteidigung oder Selbſthülfe kann nach ſeiner 
eigenen Darſtellung bei ihm nicht die Rede ſein. 

Da endlich auch die Anordnungen der einſtweil. Verfügung, die ihre 
geſetzliche Grundlage in $ 940 ZPO. findet, nach § 938. 890 ZPO. bedenken⸗ 
frei und angemeſſen ſind, muß das Rechtsmittel des Antragsgegners erfolg⸗ 
los bleiben.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 19. Febr. 1914. Gr. w. G. u. 
Gen. 1. O. 13/14. F- ch. 


169. Bedeutung der Übergabe des Hypothekenbriefs bei Abtretung 
der Hypothek. Dienſtvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber.“ 


(Vgl. 69 Nr. 40 m. N.) 
BGB. § 1154. — BGB. 8 675. 611; RAD. 8 28. 


Für die Preußiſche Pfandbriefbank ſtand auf einem Grundſtück eine 
Briefhypothek von 110000 .K eingetragen, auf welche fie dem Eigentümer 
erſt 86000 / gezahlt hatte, als dieſer am 26. Juli 1907 in einer von dem 
Rechtsanwalt und Notar F., dem Erblaſſer der Beklagten, entworfenen und 
beglaubigten Urkunde dem Kläger den Anſpruch auf Auszahlung der Reſt— 
valuta, ſowie die für den Grundſtückseigentümer in dieſer Höhe beſtehende 
Eigentümerhypothek abtrat. Die Abtretung ſollte im Grundbuch eingetragen, 
der Hypothekenbrief für den neuen Gläubiger, den Kläger, dem Notar aus— 
gehändigt werden. Die Eintragung unterblieb indes, der Notar ließ ſich ledig⸗ 
lich den Brief über die 110000 % von der Bank kommen, händigte ihn dem 
neuen Gläubiger ein, ließ ihn ſich aber in demſelben Augenblick zurückgeben 
und ſchickte ihn alsbald der Bank wieder ein. Dieſe zahlte noch weitere Be— 
träge an den Grundſtückseigentümer aus, fo daß von den 110000 , nur noch 
16000 % fehlten. Ein Gläubiger des Grundſtückseigentümers ließ nun die 
Eigentümergrundſchuld in Höhe von 16000 „ pfänden. Die Pfändung wurde 
als wirkſam anerkannt, weil die Hypothek ohne die erforderliche Übergabe 
des Hyp.⸗Briefes nicht auf den Kläger übergegangen ſei, ſo daß der auf die 
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Eigentümergrundſchuld in dem unterdeſſen eingeleiteten Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren 
entfallene Betrag von 16 234,29. dem Pfandgläubiger zugeſprochen wurde. 
Der Kläger nahm darauf die Beklagten als Erben des Notars in Anſpruch, 
weil der Erblaſſer ſeine Amts⸗ und Vertragspflicht fahrläſſig verletzt habe. — 
Die Beklagten wurden in beiden Inſtanzen zur Erſtattung der 16234,29 4 
verurteilt. Ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Erblaſſer der Beklagten hat keine Amtspflicht verletzt. Seine Tätig⸗ 
keit beſchränkte ſich auf die mängelfreie Beglaubigung der Unterſchrift. Es 
kann ſich nur darum handeln, ob ihm eine ſchuldhafte Verletzung von Vertrags⸗ 
pflichten aus einem mit dem Kläger abgeſchloſſenen Geſchäftsbeſorgungsver⸗ 
trage zur Laſt fällt. Nach den Feſtſtellungen des Oberlandesgerichts beſtand 
ein ſolcher Vertrag, der die zur Herbeiführung einer wirkſamen Abtretung der 
Teilhypothek erforderliche Beratung und Tätigkeit zum Inhalt hatte. 

Für die Abtretung der Eigentümergrundſchuld iſt die Übergabe des 
Briefes an den neuen Gläubiger erforderlich; bei Teilabtretung braucht kein 
Teilbrief gebildet zu werden, es genügt die Übergabe des über die ganze 
Poſt gebildeten Briefes oder die Einräumung des Mitbeſitzes an dieſem. 
Die ‚Übergabe‘ des § 1154 BGB. bedeutet Verſchaffung des Beſitzes oder 
Mitbeſitzes. Daß dieſem Erforderniſſe nicht durch die von dem Erblaſſer vor⸗ 
genommene Scheinhandlung genügt wurde, mußte dieſer als Rechtskundiger 
wiſſen, er hat durch ſein Verhalten den Kläger in den Glauben verſetzt, die 
Abtretung ſei rechtswirkſam und hat damit das Zuſtandekommen eines wirk⸗ 
lich rechtswirkſamen Abkommens vereitelt. Die Wahl des völlig ungeeigneten 
Mittels und die Nichtanwendung tauglicher Mittel verſtießen gegen die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt. Der Erblaſſer hat alſo die aus dem Vertrage 
ihm obliegenden Pflichten fahrläſſig verletzt und dadurch den Schaden ver⸗ 
urſacht. Das vertragliche Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und ‚Auftrag- 
geber iſt regelmäßig ein Dienſtvertrag, und zwar ein Dienſtvertrag, der eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat (JW. 1914, 6424). Ausnahmsweiſe 
kann das Vertragsverhältnis ſich als ein Werkvertrag darſtellen, nämlich dann, 
wenn ein durch Arbeits- oder Dienſtleiſtung herbeizuführender Erfolg den 
Inhalt des Vertrages bildet. Daß es ſich dabei nur um eine Ausnahme han⸗ 
delt, iſt zum Beiſpiel auch in der Begründung zum Entwurf des Geſ. betr. 
Anderung der Rechtsanwaltsordnung v. 22. Mai 1910 (Reichstag 12. Leg. 
Per., II. Seſſion 09/10, Druckſ. 309, 33) zu § 32a anerkannt. Eine ſolche 
Ausnahme iſt hier nicht gegeben. Die Ausführungen des Ber.⸗Gerichts ſind 
zutreffend. Es kommt darauf an, ob der zu erzielende Erfolg Gegenſtand 
des Vertrages war und ob nach dem Willen der Beteiligten ‚Erfolg und Ber 
gütung als die eigentliche Leiſtung und Gegenleiſtung ſich gegenüberjtehen‘. 
Mit Recht weiſt das Ber.⸗Gericht darauf hin, ein Erfolg werde ſchließlich bei 
jeder Arbeit erſtrebt. Auch jede Tätigkeit des Rechtsanwalts ſoll einem ge— 
wiſſen Erfolge dienen. Wollte man deshalb ſtets das Vertragsverhältnis als 
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Werkvertrag anſehen, dann hätte es der Abänderung der RechtsanwOrdnung 
im $ 32a nicht bedurft. Das vorliegende Vertragsverhältnis enthält nichts, 
was ſeiner Unterordnung unter den Begriff des Dienſtvertrages nach § 675 
BGB. entgegen ſtände. Daß nicht jede Geſchäftsbeſorgung ein ‚Werk‘ i. S. 
der 88 631 ff. BGB. iſt, ergibt eben dieſer § 675. Hier war nicht, wie in dem 
Falle ZW. 1914, 642 Inhalt des Vertrages der Erfolg, ſondern die Summe 
der zu ſeiner Erreichung erforderlichen Beratung und ſonſtigen Arbeitsleiſtung. 
Die Verjährungsvorſchrift des 8 638 BGB. greift darnach nicht Platz.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. N 1916. F. w. R. (OLG. 
Frankfurt a. M.). III. 394/15. Ka. 


170. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten 
kann auch nicht als Einzelteſtamente aufrechterhalten werden. 


(Vgl. 64 Nr. 93.) 
BGB. 58 2265. 140. 


Die ledigen Schweſtern Minna und Klara M. hatten in einem von 
Klara M. geſchriebenen, von Minna M. mitunterſchriebenen Schriftſtück v. 
9. Febr. 1912, unter der Überſchrift: Unſre beiderſeitigen letztwilligen Be⸗ 
ſtimmungen, ſich gegenſeitig zu Univerſalerben eingeſetzt. Nach dem Tode 
der Klara M. klagte Minna M. gegen Kinder vorverſtorbener Geſchwiſter auf 
Anerkennung ihres alleinigen Erbrechts. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen 
für unbegründet erklärt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die Ausführungen, auf denen die Entſcheidung des Ber. 
Gerichts beruht, ſind rechtlich zutreffend. Das Teſtament v. 9. Febr. 1912 
ſtellt ſich als ein gemeinſchaftliches Teſtament dar; mehrere Perſonen haben 
gemeinſchaftlich in der einen Urkunde letztwillige Verfügungen getroffen. 
Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann aber von andern Perſonen als Ehe⸗ 
gatten gemäß $ 2265 BGB. nicht errichtet werden. Das Teſtament iſt des⸗ 
halb unwirkſam. — — — 

Die Erwägung des Ber.⸗Gerichts, daß die letztwillige Verfügung auch 
nicht im Wege der Konverſion (8140 BGB.) als Einzelteſtament der Erb- 
laſſerin aufrechterhalten werden könne (vgl. KGJ. 35A, 93), iſt von der Re⸗ 
viſion nicht beſonders angegriffen worden. Die Erwägung iſt zutreffend. 
Ob entſcheidendes Gewicht darauf zu legen wäre, daß die in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtament getroffenen letztwilligen Verfügungen begrifflich kein 
andres Rechtsgeſchäft ſeien als die in beſonderen Teſtamenten getroffenen 
Verfügungen, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt der Grund zutreffend, 
daß mit der Beſtimmung des § 2265 nicht in Einklang zu bringen wäre, 
wenn gemeinſchaftliche letztwillige Verfügungen von Nichtehegatten in irgend⸗ 
welcher Weiſe als letztwillige Verfügungen Wirkſamkeit erlangten. Bei Ein⸗ 
führung des Bürgerl. Geſetzbuchs war man ſich der gegen die Zulaſſung 
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gemeinſchaftlicher Teſtamente ſprechenden gewichtigen Bedenken bewußt. 
Nach dem 1. Entwurf ($ 1913) ſollte beſtimmt werden: ‚Mehrere Perſonen 
können letztwillige Verfügungen nicht gemeinſchaftlich errichten‘. Zur Begrün⸗ 
dung wurde hervorgehoben (Motive 5, 253): die Unzuträglichkeiten eines 
wechſelſeitigen Teſtaments lägen auf der Hand; nicht ſelten beſtehe eine erheb⸗ 
liche Schwierigkeit, den wirklichen Willen der Verfügenden zu ermitteln; da⸗ 
neben ergebe ſich eine wenigſtens tatſächliche Beengung der freien Wider⸗ 
ruflichkeit; zahlreiche Streitigkeiten und Prozeſſe pflegten die Folge zu ſein. 
Nachdem in der Kommiſſion für die 2. Leſung die Zulaſſung des gemein— 
ſchaftlichen Teſtaments für Ehegatten angenommen worden war, iſt in $ 2265 
BGB. beſtimmt worden, daß ein gemeinſchaftliches Teſtament nur von Ehe⸗ 
gatten errichtet werden könne. Für die gemeinſchaftlichen Teſtamente der 
Ehegatten ſind in den 88 2266 bis 2273 weitere Vorſchriften gegeben worden, 
durch welche die auch mit der beſchränkten Zulaſſung gemeinſchaftlicher Teſta⸗ 
mente verbundenen Schwierigkeiten und Zweifel gehoben oder doch gemin⸗ 
dert werden ſollten. Die Gründe nun, die dazu führten, gemeinſchaftliche 
Teſtamente für Nichtehegatten zu verbieten, ſtehen auch der Annahme ent: 
gegen, daß letztwillige Verfügungen, welche Nichtehegatten gemeinſchaftlich 
treffen, als Einzelteſtamente Wirkſamkeit erlangen könnten. Die Unzuträg- 
lichkeiten, die ſich aus der Verbindung letztwilliger Verfügungen mehrerer 
Perſonen in Einer Urkunde ergeben, ſind gleich groß oder noch größer, wenn 
den letztwilligen Verfügungen als Einzelteſtamenten Geltung verſchafft wer⸗ 
den könnte, als ſie wären, wenn die Beſtimmungen, die das Geſetz für ge— 
meinſchaftliche Ehegattenteſtamente (insbeſondere in den 88 2270. 2271. 2272) 
gibt, auch auf ſie zur Anwendung kämen. Das Verbot des § 2265 läßt daher 
nicht zu, gemeinſchaftliche letztwillige Perlgumgen von Nichtehegatten als 
Einzelteſtamente aufrechtzuerhalten. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. Mai 1915. M. (Kl.) w. M. 
u. Gen. (OLG. Dresden). IV. 699/14. Auch in RGentſch. 87 Nr. 7 
S. 33. 


171. Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträged 
Vgl. 70 Nr. 214 m. N. 
HGB. § 70; BGB. 8 626. 


Durch Vertrag v. 19. Okt. 1912 war der Kläger von der Beklagten für 
fünf Jahre vom 1. Juli 1912 ab als „kaufmänniſcher Bureauchef und Pro— 
kuriſt“ gegen ein Jahresgehalt von 5100 für die erſten zwei und von 5400, 
für die folgenden drei Jahre und gegen 6% vom Reingewinn mit einem 
gewährleiſteten Mindeſtſatze von 1800 ,½/ jährlich angeſtellt. Dabei war ver 
einbart: „Tritt einer der beiden Kontrahenten einſeitig von dem Vertrage 
zurück, ſo hat er an den andern Kontrahenten eine ſofort fällige Konventional— 
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ſtrafe von 20000 zu entrichten“. Durch Brief v. 14. Nov. 1914 entließ die 
Beklagte den Kläger ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt mit der Begrün⸗ 
dung, ſeine Tätigkeit habe ſich beſonders auf das Geſchäft mit England, Frank⸗ 
reich und Belgien bezogen, das infolge des Krieges in abſehbarer Zeit nicht 
fortgeführt werden könne. Der Kläger beanſpruchte nun die Vertragsſtrafe, 
die ihm auch — in 2. Inſtanz in vollem Betrage — zugeſprochen wurde. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht geht zutreffend davon aus, daß die Beklagte die Zah⸗ 
lung der Vertragsſtrafe nur dann verweigern kann, wenn ſie einen wichtigen 
Grund zur vorzeitigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ($ 70 HGB.) gehabt 
hat. Es verneint aber das Vorliegen eines ſolchen Grundes, weil die Beklagte 
im November 1914 trotz des Krieges zur Weiterbeſchäftigung des Klägers, 
und zwar in Inlandsgeſchäften, imſtande geweſen ſei. Seine Ausführungen 
ſtehen im Einklange mit der (zum Abdruck beſtimmten) Entſcheidung des er⸗ 
kennenden Senats v. 30. November 1915 (III. 193/15). Dort iſt aus⸗ 
geſprochen: grundſätzlich ſei davon auszugehen, daß ein wichtiger Grund 
nicht ſchon dann vorliege, wenn die unter der Einwirkung des Krieges ent⸗ 
ſtandene wirtſchaftliche Lage den Betrieb, für den vertragmäßig der Dienft- 
verpflichtete tätig zu ſein habe, nicht mehr lohnend erſcheinen laſſe, ja ſelbſt 
dann nicht, wenn aus dieſem Grunde der Dienſtberechtigte ſich zur Einſtel— 
lung des Betriebs entſchließe: inſoweit habe vielmehr allein der Dienſtberech— 
tigte die wirtſchaftliche Gefahr des Betriebs zu tragen; nur wenn die Weiter— 
führung des Betriebs mit Rückſicht auf die Folgezuſtände des Krieges un— 
möglich erſcheine, wenn ſie nach den tatſächlichen Verhältniſſen vernünfliger- 
weiſe und nach Treu und Glauben dem Dienſtberechtigten unter keinen Um— 
ſtänden zugemutet werden könnte, ſei ein wichtiger Kündigungsgrund als 
vorhanden anzuerkennen. 

Eine ſolche Unmöglichkeit, den Kläger vertragmäßig weiter zu beſchäf⸗ 
tigen, lag nun nach den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts am 14. Nov. 1914 
nicht vor, und daß dieſe unter Verletzung prozeßrechtlicher Beſtimmungen 
getroffen wären, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. Mag man auch 
mit ihr kein entſcheidendes Gewicht darauf legen, daß der Kläger nach der 
Vertragsurkunde allgemein als ‚kaufmänniſcher Bureauchef und Prokuriſt' 
angenommen iſt, ſo tragen doch die auf Grund des Ergebniſſes der Beweis— 
aufnahme getroffenen weiteren Feſtſtellungen die Entſcheidung: daß der 
Kläger von jeher, ſchon vor dem Kriegsausbruch, bei der Beklagten nicht 
nur die engliſchen, franzöſiſchen und belgiſchen, ſondern in gleicher Weiſe 
auch die deutſchen Geſchäfte bearbeitet habe, daß er nur etwa die Hälfte der 
Zeit auf Reiſen und in der übrigen Zeit als Bureauchef auf dem Bureau 
der Beklagten tätig geweſen, daß er kaufmänniſch vorgebildet, zum ſelbſtän⸗ 
digen Abſchluß von Inlandsgeſchäften imſtande und in ſeiner vertragmäßigen 
Stellung auch für die Bearbeitung von Inlandsgeſchäften N und 
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beſtimmt geweſen jei. Daß der Vorderrichter bei dieſen Feſtſtellungen irgend- 
eine der in der Rev.⸗Begründung angeführten Behauptungen der Beklagten 
überſehen haben ſollte, dafür fehlt es an jedem Anhalt. 

Die von der Reviſion beſonders hervorgehobene Behauptung der Be— 
klagten, daß ſie von ihren 50 Angeſtellten nur 20 behalten habe und auch 
dieſe nur vier Stunden täglich habe beſchäftigen können, iſt von dem Ber. 
Gericht jedenfalls nicht überſehen worden. Von dem oben angegebenen 
grundſätzlichen Standpunkt aus betrachtet iſt ſie unerheblich. Daß die Be— 
klagte infolge des Krieges nicht genügende Beſchäftigung für ihre Angeſtellten 
hatte, berechtigte ſie nicht zur vorzeitigen Aufhebung eines längeren Ver— 
tragsverhältniſſes; ſie konnte nur den nicht auf längere Zeit unkündbar An⸗ 
geſtellten mit der vereinbarten oder ſonſt mit der geſetzlichen Friſt fündigen 
und ſo die überflüſſigen Kräfte abſtoßen. 

Unhaltbar iſt endlich auch die Ausführung der Beklagten, der Anitel- 
lungsvertrag ſei dahin auszulegen, daß die Vertragsſtrafe mindeſtens auf ſeiten 
der Beklagten beſchränkt ſein ſollte auf das, was der Kläger von ſeiner etwa 
unberechtigten Entlaſſung an bis zu dem Termin, zu dem der Vertrag zuerſt 
von der Beklagten gekündigt werden konnte oder zu dem der Kläger zur Lei⸗— 
ſtung ſeiner Dienſte außerſtande kam, noch zu beziehen gehabt hätte, und 
daß ferner der Kläger ſich auf die Vertragsſtrafe das anrechnen zu laſſen 
habe, was er etwa anderweitig in dieſer Zeit verdient habe. Die Vertrags⸗ 
ſtrafe iſt auf 20000 feſtgeſetzt; für eine Vertragsauslegung, daß fie geringer 
ſein ſolle, wenn der Kläger ſie beanſpruche und ſein Schaden jene Summe 
nicht erreiche, gibt der Vertrag nicht den geringſten Anhalt und eine Herab— 
ſetzung gemäß $ 343 BGB. iſt in dem vorliegenden Falle nach 8 348 HGB. 
unzuläſſig.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 11. Januar 1916. P. (Btl.) w. 

Pf. (OLG. Düſſeldorf). III. 353/15. 


172. Wann iſt nach § 52 Binnen Sch. die Reiſe angetreten? 
Vgl. 62 Nr. 93. 
BinnenSchG. § 37; HGB. 88582. 580. 

Der klagende Schiffseigner M. hatte mit der Beklagten einen Fracht— 
vertrag geſchloſſen, wonach er von Hamburg nach Oderſtationen 9500 Ztr. 
Güter aller Art mit ſeinem Kahn befördern ſollte. Der Kläger hatte in Ham— 
burg, Altona, Harburg Ladung zu nehmen. Die Beklagte hatte freien Dampf 
zu gewähren, ſie „beſorgt“ das Schleppen. Der Kläger hatte Ladung in 
Hamburg und Wilhelmsburg (Preußen) genommen. Am 4. Auguſt zeichnete 
der Schiffer den Oderſchlußſchein, erhielt einen Vorſchuß für Fracht und 
Schleuſengelder und wurde von dem Befrachter „abgefertigt“. Der Kahn 
wurde durch einen Schlepper nach der Süderelbe und dieſe eine Strecke hinauf 
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geſchleppt. Er ſollte die weitere Fahrt als Anhang eines großen Oderſchlepp⸗ 
zugs machen. Da dieſer in der Norderelbe gebildet wurde, wurde der Kahn 
des Klägers die Norderelbe eine Strecke herunter geſchleppt, ſo daß er wieder 
in einem Teile des Hamburger Hafens lag. Der Oderſchleppzug iſt nicht 
abgegangen; die Geſellſchaft, bei welcher die Beklagte den Kahn des Klägers 
am 3. Auguſt angemeldet hatte, lehnte wegen des Kriegsausbruchs, ihren 
Bedingungen gemäß, die Abſchleppung ab, was die Beklagte am 5. oder 
6. Auguſt erfuhr. Der Kahn des Klägers blieb im Hamburger Hafen liegen; 
die Beklagte bemühte ſich nicht um eine andre Schleppgelegenheit, obwohl 
eine ſolche zu ſtark erhöhtem Schlepplohn zu haben war. 

Der Kläger klagte auf Zahlung des Liegegeldes bis zum 4. Auguſt 1914 
und der vollen Fracht abzüglich erhaltener Vorſchüſſe. Die Beklagte wurde 
antraggemäß verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Auf dieſen Tatbeſtand hat das Landgericht mit Recht den $ 37 
Binnen SchG. zur Anwendung gebracht. Die Beklagte beſtreitet, daß der 
Schiffer ‚die Reiſe angetreten‘ hatte, weil dieſe erſt mit dem Abſchwimmen 
des Oderſchleppzuges von Hamburg begonnen haben würde, dieſer Schlepp— 
zug aber, insbeſondere der Kahn des Klägers, im Hamburger Hafen liegen 
geblieben ſei. Hierin vermag das Ber.-Gericht der Beklagten nicht zu folgen, 
wobei es nicht der Hülfe Sachverſtändiger bedarf, denn es handelt ſich um 
die Entſcheidung einer Rechtsfrage in Anwendung auf einen ganz eigen— 
artigen Tatbeſtand, über den ſich wegen ſeiner Beſonderheit eine Verkehrs— 
auffaſſung nicht gebildet haben kann. In dem, dem 837 BSchG. entſpre— 
chenden § 582 HGB. iſt der Antritt der Reiſe durch Bezugnahme auf den 
§ 580 HGB. geſetzlich beſtimmt. Nach dieſer ſeerechtlichen Vorſchrift iſt die 
Reiſe angetreten, wenn nach Lieferung von Ladung die Wartezeit (HGB. 
§ 579) verſtrichen oder wenn der Befrachter den Schiffer bereits abgefertigt 
hat. Das Binnenſchiffahrtsgeſetz hat dagegen von ſolchen poſitiven Beſtim— 
mungen abgeſehen; | 

vgl. Begründung zur Reichstagsvorlage S. 70 zu 8% 36. 37; 

es ſpricht in den §88 20. 25. 35. 36. 37. 68. 69. 71 immer nur ſchlechthin von 
dem Antritt der Reiſe, alſo ihrem tatſächlichen Antritt. Es genügt alſo die 
bloße Abfertigung des Schiffs nicht. Mittelſtein (Binnenſchiffahrtsr. 1, 171 
unter 2) jagt, die Reiſe ſei angetreten, wenn „das Schiff (mit irgendwelcher 
Ladung) den Ladeplatz zwecks Antritts der Frachtreiſe verlaſſen hat‘. Dem 
iſt der 1. Zivilſenat des Hanſ. Oberlandesgerichts in ſeinem Urteil v. 10. Okt. 
1911 (HanſG3. Hauptbl. 1911 Nr. 138) gefolgt, ebenſo das Landgericht, und 
auch der erkennende Senat pflichtet dem bei. 

Im vorliegenden Falle war nicht nur das Schiff abgefertigt, ſondern 
auch der Vorſchuß bezahlt, ein Schlepper geſtellt, und mit der vollen Ladung 
hatte der Kahn den letzten Ladeplatz verlaſſen zum Zweck des Antritts der 
Reiſe. Den Schlepper hatte der Befrachter zu ſtellen. Wo und wie er die 
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Schlepper wechſeln, ob er den Kahn allein oder mit andern zuſammen ſchleppen 
laſſen wollte, war ſeine Sache. Es liegt auch nicht etwa jo, daß der voll- 
beladene Kahn vom Ladeplatz nach einer andern Stelle im Hafen verholt wurde, 
um von dort aus erſt die eigentliche Frachtreiſe anzutreten, ſondern der Kahn 
iſt aus dem Hafengebiet hinausgeſchleppt worden in die Süderelbe und dieſe 
hinauf einige Kilometer in der Richtung ſeines Beſtimmungshafens. Daß 
der Kahn dann die Norderelbe hinunter geſchleppt iſt in den Durchſtich, lag 
nur daran, daß die Beklagte den Kahn an einen dort liegenden Schleppzug 
anhängen ließ. Die bis dahin tatſächlich gemachte Reiſe nach Abfertigung 
mit voller Ladung, auf welcher ſchon z. B. die im $ 37 erwähnten Beiträge 
zur Großen Haverei ſowie Bergungs- und Hülfskoſten hätten erwachſen können, 
war keine ſelbſtändige Zureiſe, ſondern ein Teil der Frachtreiſe, in deren 
Fortſetzung der Befrachter wegen der Freidampf-Klauſel eingegriffen hat. 
Deshalb war im vorliegenden Fall die ir ſchon am 4. Auguſt i. ©. des 
§ 37 BSchG. angetreten. 

Aus dem Inhalt des 11 b ergibt ſich nicht, daß die Parteien 
den Begriff des Antritts der Reiſe enger gefaßt haben. Im Gegenteil ſind 
ſie ſogar von einer weiteren, ſich an das Seerecht anlehnenden Auffaſſung 
ausgegangen, denn im Frachtſchein heißt es bei der Beſtimmung, daß der 
Schiffer ſich ‚für die zurückzulegende Neije‘ bis Breslau 6 Wochen anrechnen 
laſſen müſſe, daß dieſe Friſt gerechnet werde ‚beginnend mit dem Ablauf 
des Tages, an welchem ich vollſtändig beladen und ſteueramtlich abgefertigt 
bin‘ (was letzteres hier ſchon vor dem 4. Auguſt geſchehen war). 

Deshalb ſteht der §37 BSchG. dem Kläger zur Seite und ſein Anſpruch 
auf Liegegeld bis zum 4. Auguſt in der jetzt unſtreitigen Höhe von 285 1 
und auf die volle au abzüglich gezahlter Vorſchüſſe mit reſtlich 390,25 1 
iſt begründet. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. März 1916. W. M. w. 

K. E. Str. Bf. VI. 298/15. Nö. 


II. Verfahren. 


173. Der Tatbeſtand des Urteils muß die Behauptungen der 
Parteien vollftändig erfeben laſſen. 
ZPO. 8 313 Nr. 3. 

Die Reviſion bemängelt zunächſt den Tatbeſtand des Ber. Urteils als 
den Anforderungen des § 313 Nr. 3 3 O. nicht entſprechend. Sie verweiſt 
auf einen Beſchluß des Ber.-Gerichts v. 17. Mai 1915, durch den auf den 
Antrag der Beklagten, den Tatbeſtand zu ergänzen, das Kammergericht zwar 
feſtſtellt, daß der Inhalt von fünf näher bezeichneten vorbereitenden Schrift— 
ſätzen in der mündlichen Verhandlung vorgetragen worden iſt, gleichwohl 


174. Eidesverweigerung. 293 


aber es ablehnt, dieje in dem Urteil ſelbſt fehlende Feſtſtellung in den Tat- 
beſtand aufzunehmen, weil dem Erfordernis einer gedrängten Darſtellung 
des Sach⸗ und Streitſtandes genügt ſei. Dieſer Grund geht allerdings fehl. 
Denn die Kürze und Überſichtlichkeit der Sachdarſtellung darf nicht ihrer Voll⸗ 
ſtändigkeit Abbruch tun. Die Parteien haben ein Recht darauf, daß ihre Be⸗ 
hauptungen, ſoweit ſie nicht gänzlich abwegig und ohne jede Beziehung zur 
Entſcheidung ſind, vollſtändig in den Tatbeſtand aufgenommen werden, ſelbſt 
wenn das entſcheidende Gericht ſie für unweſentlich hält. Denn nur die Auf⸗ 
nahme in den Tatbeſtand bietet eine Gewähr dafür, daß ſich die Nachprüfung 
der höheren Inſtanz auf den ganzen in der Vorinſtanz beigebrachten Streit- 
ſtoff erſtrecken kann, es ſei denn, daß ſchon das Sitzungsprotokoll der letzten 
mündlichen Verhandlung die erforderlichen Feſtſtellungen enthält (§ 314 
ZPO.) Letzteres trifft im gegebenen Fall nicht zu. Das Vorbringen der 
Beklagten in den vorhin erwähnten Schriftſätzen war jedoch keineswegs un⸗ 
erheblich. Wollte daher der Ber.-Richter den vorgetragenen Inhalt der 
Schriftſätze nicht in knapperer Zuſammenfaſſung unmittelbar ſeiner Sach— 
darſtellung einfügen, jo bot ihm die durch § 313 Abſ. 2 zugelaſſene Verwei⸗ 
ſung ein geeignetes Mittel, dem Vollſtändigkeitserfordernis unbeſchadet der 
Klarheit und der durch § 313 Nr. 3 gebotenen Gedrungenheit der Darſtel— 
lung gerecht zu werden. Der Tatbeſtand des Ber.⸗Urteils enthielt hiernach 
Auslaſſungen i. S. des § 320 Abſ. 1, die eine Berichtigung notwendig 
machten. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 29. Nov. 1915. S. (Bkl.) w. S. 

(KG. Berlin). IV. 190/15. 


174. Zum Begriff der Eidesverweigerung. 
Vgl. 43 Nr. 67. 306. 
ZPO. 8 464 Abſ. 2. 

Im Einverſtändnis der Parteien über Norm und Erheblichkeit war für 
den Beklagten ein Eid in der Wahrheitsform beſchloſſen worden. Der Eid 
ſollte durch Erſuchen des Amtsgerichts in A. abgenommen werden. Dort er⸗ 
ſchien im Eidesleiſtungstermin am 22. Dez. 1914 der Beklagte und erklärte, er 
könne den Eid in der Wahrheitsform nicht ſchwören, er bitte, ihn in der Über⸗ 
zeugungsform anzuordnen. Der Amtsrichter ſandte darauf die Akten an das 
Prozeßgericht. Im Verhandlungstermin am 14. Januar 1915 wurde vom 
Prozeßgericht der Antrag des Beklagten auf Abänderung des Eides in Über⸗ 
zeugungsform abgelehnt und beſchloſſen, das Amtsgericht erneut um Abnahme 
des Eides zu erſuchen. Im Termin vor dem Amtsgericht bat der Beklagte 
nochmals, den Eid in der Überzeugungsform abzunehmen. Über dieſen Antrag 
wurde verhandelt, die Klägerin widerſprach aber dem Antrag, wobei ſie ſich 
einverſtanden erklärte, daß der Beklagte den Eid, wie er gefaßt war, leiſte. 
Nach Ablehnung ſeines Antrags leiſtete dann der Beklagte den Eid vorſchrift— 
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mäßig ab. In der Schlußverhandlung beantragte die Klägerin, den Eid für 
verweigert zu erklären, weil er nicht mehr hätte erhoben werden dürfen, nach⸗ 
dem der Beklagte die Erklärung v. 22. Dez. 1914 abgegeben habe. Dieſer 
Sachverhalt unterliegt der folgenden Beurteilung: 

„Nach § 464 Abſ. 2 ZPO. hat die Verweigerung der Eidesleiſtung zur 
Folge, daß das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache als voll erwieſen 
gilt. Für den Begriff der Verweigerung der Eidesleiſtung gibt die Zivil— 
prozeßordnung keine Vorſchriften. Nur das Eine ergibt ſich aus den 
88 465 —468, daß das Nichterſcheinen des Schwurpflichtigen im Eides⸗— 
leiſtungstermin nicht eine Verweigerung der Eidesleiſtung i. S. des 8 464 
Abſ. 2 darſtellt, ſondern einer beſonderen geſetzlichen Regelung unterliegt 
(vgl. namentlich $ 467). Dieſer Fall ſcheidet hier aus. Erſcheint der Schwur- 
pflichtige und gibt er Erklärungen ab, ſo muß das Gericht nach der Geſamt⸗ 
ſachlage frei würdigen, ob er i. S. des $ 464 Abſ. 2 den Eid verweigert habe 
(jo mit Recht Kann ZPO. $ 464 Ben. 2 a, bb). Erklärt der Schwurpflichtige 
ſchlechthin: „Ich verweigere den Eid“, ſo wird allerdings regelmäßig für eine 
weitere Auslegung kein Raum fein. Anders aber, wenn, wie hier, der Schwur— 
pflichtige den Eid zwar nicht leiſten will, aber noch zuſätzliche Erklärungen 
macht. Der Schwurpflichtige hat hier zwar erklärt, daß er den Eid in der 
Wahrheitsform nicht ſchwören könne, aber hinzugeſetzt, er bitte, ihn in der 
Überzeugungsform anzuordnen. Damit hat er nicht endgültig die Eideslei— 
ſtung ablehnen, ſondern nur eine Anderung der Faſſung herbeiführen wollen. 
Dies war prozeſſual denkbar. Der Eid war zuläſſiger Weiſe durch Beſchluß 
angeordnet worden. Dieſer Beſchluß iſt, wie § 461 ausdrücklich ſagt, ein 
Beweisbeſchluß, unterliegt alſo dem §S 360 ZPO. Dort iſt beſtimmt, daß vor 
Erledigung des Beweisbeſchluſſes keine Partei eine Anderung desſelben auf 
Grund der früheren Verhandlungen beantragen kann. Dies gilt aber nur für 
die Partei. Das Gericht kann von einem gefaßten Beſchluſſe jederzeit abgehen. 
Es ſteht auch nichts entgegen, daß eine Partei zu einer ſolchen Anderung eines 
Beweisbeſchluſſes, wenngleich ſie kein Recht darauf hat, eine unverbindliche 
Anregung geben kann. Ob das Gericht auf eine ſolche Anregung hin nochmals 
in eine Verhandlung über Beibehaltung oder Abänderung des Beſchluſſes ein— 
treten will, ſteht in ſeinem Ermeſſen. Hier iſt das Gericht inſofern auf die 
Anregung des Beklagten eingegangen, als es noch einmal in eine Verhandlung 
darüber eingetreten iſt und Beſchluß gefaßt hat, ob die Eidesnorm zu ändern 
ſei. Das Gericht 1. Inſtanz hat alſo die Erklärung des Beklagten v. 22. Dez. 
1914 ebenfalls keineswegs als endgültig und als Eidesverweigerung, ſondern 
als eine Anregung zur Anderung des Beſchluſſes aufgefaßt d. h. fo, wie nach 
der Überzeugung des Ber. -Gerichts die Erklärung des Beklagten v. 22. De— 
zember 1914 tätſächlich gemeint war. 

Dazu kommt noch folgendes. In dem Termin, in welchem über die 
Frage der Anderung der Eidesnorm verhandelt wurde, hat die Klägerin erklärt, 
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daß fie zwar der Überzeugungsform des Eides widerſpreche, aber einverſtanden 
ſei, wenn der Beklagte den Eid in der bereits früher angeordneten Wahrheits⸗ 
orm leiſte. Auch die Klägerin ſelbſt hat alſo damals noch garnicht den Ge⸗ 
danken gehabt, daß der Eid bereits verweigert ſei, hat ſogar noch in dem 
ſpäteren zweiten Eidesleiſtungstermin in R. nichts in dieſer Richtung vorge⸗ 
bracht, ſondern iſt erſt ſpäter, in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht, auf dieſen Geſichtspunkt gekommen. Nachdem ſie ſich aber der, 
wenn nicht gebotenen, ſo mindeſtens möglichen Auffaſſung, daß eine Eidesver⸗ 
weigerung nicht vorliege, durch ihr eigenes Verhalten angeſchloſſen hatte, konnte 
ſie nicht mehr, nach Leiſtung des Eides, von dieſem Stanbpunkt wieder 
abrüden. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamm (2. Sen.) v. 7. März 1916. 2 U. 129/15. 

F—th. 


175. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 
Vgl. 31 Nr. 104. 
3PO. 88 606 Abſ. 4, 114; BGB. §5 1564 ff.; Einf G. Art. 17. 

Die beabſichtigte Rechtsverfolgung erſcheint ausſichtlos, weil der Antrag— 
ſteller öſterreichiſcher Staatsangehöriger und Katholik iſt. | 

Die Zuftändigfeit des Hamburger Gerichts für die beabſichtigte Schei— 
dungsklage iſt ausgeſchloſſen, da nach § 606 Abſ. 4 ZPO., wenn die Che- 
gatten Ausländer ſind, die Scheidungsklage im Inlande nur erhoben werden 
kann, falls das inländiſche Gericht auch nach den Geſetzen des Staates zu— 
ſtändig iſt, dem der Ehemann angehört, und nach öſterreichiſchem Recht die 
Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für Scheidungsklagen von Oſterreichern 
nicht anerkannt wird: 

vgl. auch §§ 76. 100. 104 Jurisdiktionsnorm v. 1. Auguſt 1895; § 81 Nr. 3 ExekO. v. 

25. Mai 1896; und RG. in JW. 1914, 941. 

Materiell könnte auf Scheidung nicht erkannt werden, weil nach Art. 17 
Einf G. z. BGB. für die Scheidung der Ehe die Geſetze des Staats maß— 
gebend ſind, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, 
und nach öſterreichiſchem Recht (§ 111 öſterr. Allgem. Bürgerl. Geſetzb.) das 
Band der Ehe unauflöslich iſt, wenn auch nur ein Teil zur Zeit der Ehe— 
ſchließung der katholiſchen Religion zugetan war. Auf beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett aber dürfen deutſche Gerichte auch dann nicht erkennen, 
wenn nach deutſchem Recht die Scheidung der Ehe gerechtfertigt und nach 
dem Rechte des Staates, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage 
angehört, nur beſtändige Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig ſein würde 
(vgl. Verein. Zivilſen. des RG Entſch. 55, 345). 

Auch mit einer Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1575 
BGB.) würde der Antragſteller nicht durchdringen können, da auch hierfür 
nach Art. 17 Abſ. 4 EinfG. z. BGB. erforderlich wäre, daß nach öſterreichi— 
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ſchem Recht die Scheidung zuläſſig wäre, dieſes aber, wie bereits ausgeführt 
iſt, hier nicht zutrifft (vgl. Planck Anm. 7 zu Art. 17 EG. z. BGB.). 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 1. Febr. 1916 P. w. P. 
Bs. Z. II. 11/16. r B. 
176. Die Haftung einer zur Einſtellung der Zw. F 
geleiſteten Sicherheit ſetzt Derfchulden voraus. 
Vgl. 61 Nr. 120. 
3PO. 8 769; BGB. 8 823. 

Der Beklagte hatte mit der Behauptung, daß er der Klägerin zu deren 
Befriedigung eine ihm zuſtehende Forderung abgetreten habe, die Einſtellung 
der von ihr betriebenen Zw.⸗Verſteigerung ſeines Wohnhauſes beantragt. Das 
Landgericht hatte die Einſtellung gegen Leiſtung einer Sicherheit angeordnet, 
und der Beklagte hatte die Sicherheit geleiſtet. Er hatte dann eine Zw.⸗Vollſtr.⸗ 
Gegenklage erhoben, war damit aber rechtskräftig abgewieſen worden. Die 
Klägerin verlangte nun im Wege der Klage die Einwilligung des Beklagten 
in die Herausgabe der Sicherheit, zur Deckung ihres durch die Einſtellung 
der Zw.⸗Verſteigerung entſtandenen Schadens. — Das Landgericht wies die 
Klage ab. Das Ber.⸗Gericht gab ihr ſtatt mit folgender Begründung: 

„— — — Der Beſchluß des Landgerichts auf Einſtellung der Zw.-Ver⸗ 
ſteigerung erging auf Grund des § 769 Abſ. 1 ZPO. Es wurde der Weiter⸗ 
betrieb der Zw.⸗Verſteigerung gehemmt. Das Landgericht machte dabei von 
der Möglichkeit Gebrauch, die Einſtellung der Zw. Verſteigerung von der 
Leiſtung einer Sicherheit abhängig zu machen, die dazu dienen ſollte, die 
Befriedigung der Anſprüche, die ſich aus der Einſtellung der Zw. Verſteige⸗ 
rung für die Klägerin ergeben würden, zu gewährleiſten (Urt. des RG. in 
Seuff A. 61 Nr. 120). Die Klägerin macht nun auf die Sicherheit Anſpruch, 
weil ſie durch die Einſtellung der Zw.-Verſteigerung geſchädigt worden ſei. 
Daß ſie dadurch geſchädigt worden iſt, ſteht jetzt ſchon feſt. Es iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß das Gebot von 7200 /, das am 30. April 1914 gelegt wurde, 
auch am 22. Februar 1912 gelegt worden wäre. Es iſt auch der Klägerin 
zu glauben, daß ſie am 22. Februar 1912 nötigenfalls bis zum Betrag ihrer 
Forderung ſelbſt mitgeſteigert hätte, denn ihre Forderung betrug damals 
weniger als 7200 „. In der Zwiſchenzeit wuchſen aber die Zinſen aus den 
Hyp.⸗Forderungen an, die die Klägerin zu beanſpruchen hatte, es kamen 
die durch die Vollſtr.⸗Gegenklage und die Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung 
veranlaßten Koſten ſowie die Koſten der weiteren anwaltſchaftlichen Ver— 
tretung und der Wahrnehmung der weiteren Termine durch den Vertreter 
der Klägerin dazu. Daß insbeſondere die Koſten der Vollſtr.-Gegenklage 
hierher zu rechnen ſind, kann einem Bedenken nicht unterliegen, denn die 
Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung erfolgte im Zuſammenhang mit der Er— 
hebung der Vollſtr.⸗Gegenklage, die Klägerin mußte den Rechtsſtreit durch— 
führen, um die Einſtellung der Zw.-Verſteigerung zu befeitigen. 
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Es fragt ſich nun, ob die Klägerin berechtigt iſt, die vom Beklagten hinter⸗ 
legte Sicherheit zur Deckung ihres Schadens in Anſpruch zu nehmen. Das 
Ber.⸗Gericht pflichtet der in dem erwähnten Urteil des Reichsgerichts ver⸗ 
tretenen Anſchauung bei, daß in einem Fall der hier in Rede ſtehenden Art 
eine auf die hinterlegte Sicherheit ſich erſtreckende Haftung des Schuldners 
nur begründet iſt, wenn ihm ein Verſchulden nachgewieſen werden kann. 
Das Reichsgericht verweiſt in jener Entſcheidung auf den 8 823 BGB. Es 
käme hier nur der Abſ. 1 des § 823 in Betracht. Dieſe Geſetzesbeſtimmung 
kann jedoch nicht angewendet werden, weil es ſich hier um die Schädigung 
des Vermögens der Klägerin als ſolchen handelt und das Vermögen als 
ſolches durch § 823 Abſ. 1 nicht geſchützt wird. Das Reichsgericht konnte aber 
nur auf den § 823 BGB. verweiſen, weil es ſich in dem von ihm entſchie⸗ 
denen Fall um eine Widerſpruchsklage nach § 771 ZPO. handelte und zwi⸗ 
ſchen dem der Pfändung Widerſprechenden und dem Pfändungspfandgläu⸗ 
biger ein Vertragsverhältnis nicht beſtand. Anders liegt die Sache in dieſem 
Falle. Hier hatte die Klägerin dem Beklagten gegen die Zuſicherung der 
Hyp.⸗Beſtellung zwei Darlehen gegeben. Zwiſchen ihnen beſtand alſo ein 
zweiſeitiger Vertrag: die Klägerin hatte die Darlehen zu gewähren, der Be— 
klagte war verpflichtet, die vereinbarten Zinſen zu zahlen und die Darlehen 
zurückzuerſtatten, und er mußte dulden, daß die Klägerin aus dem verpfän— 
deten Anweſen Befriedigung ſuchte. Auf den jetzt zu entſcheidenden Fall 
ſind deshalb die Beſtimmungen des 2. Buchs, 1. Abſchn., I. Teiles des BGB. 
anzuwenden. Nach § 242 BGB. war der Beklagte verpflichtet, die Leiſtung 
jo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rüdjicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. Bei der Abwickelung dieſes Vertragsverhältniſſes hatte er auch 
die ihm bekannten Intereſſen der Klägerin zu wahren und ſein Verhalten ſo 
einzurichten, daß deren Benachteiligung möglichſt vermieden wurde (Komm. 
von RGRäten $ 242 Anm. 1). Der Beklagte hat dieſer Verpflichtung zuwider⸗ 
gehandelt, als er die Vollſtr.⸗Gegenklage erhob und die Einſtellung der Zw. 
Verſteigerung erwirkte. Durch die Ausſage des Notars ſteht feſt, daß die 
Abtretung der Forderung an die Klägerin nicht rechtswirkſam geworden war 
und daß Beklagter die Rechtsunwirkſamkeit der Abtretung kannte. Er wäre 
jedenfalls verpflichtet geweſen, ſich bei dem Notar nach der Rechtswirkſam⸗ 
keit der Abtretung zu erkundigen, um ſo mehr, als er den ungewöhnlichen 
Weg eingeſchlagen hatte, die Abtretung zu erklären, ohne ſich mit der 
Klägerin über die Abtretung und die Freigabe der veräußerten Grundſtücke 
vom Pfandverbande geeinigt zu haben. Er wußte, daß er mit ſeinen 
Maßnahmen die von der Klägerin erſtrebte Befriedigung wenigſtens zeit⸗ 
weiſe vereitelte. Dadurch, daß er die Klage erhob und die Einſtellung 
der Zw.⸗Verſteigerung erwirkte, ohne ſich erkundigt zu haben, verletzte 
er zum mindeſten fahrläſſig ſeine Vertragspflichten und handelte ſchuldhaft 
i. S. von § 276 BGB. 
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Der Einwand des Beklagten, die Klägerin habe ihren Schaden felbit 
verſchuldet, weil ſie es unterlaſſen habe, die Aufhebung der Einſtellung der 
Zw.⸗Verſteigerung zu beantragen und bei der Deiſtdeigerung mitzubieten 
(8 254 BGB.), iſt nicht begründet. Ein Antrag, die Einſtellung der Zw.⸗ 
Verſteigerung aufzuheben, hätte keine Ausſicht auf Erfolg gehabt; es wäre 
ihm entgegengehalten worden, daß die Klägerin durch die geleiſtete Sicher⸗ 
heit gegen eine Benachteiligung geſichert ſei. Jedenfalls ſteht es dem Be⸗ 
klagten nicht zu, ſich auf die Möglichkeit dieſes Rechtsbehelfs zu berufen, 
denn er hätte es am eheſten in der Hand gehabt, durch Zurücknahme ſeines 
Antrags auf Einſtellung der Zw.-Verſteigerung deren Fortbetrieb zu ermög⸗ 
lichen. Die Klägerin (eine Sparkaſſe) war aber auch nicht verpflichtet, bei 
der Verſteigerung mitzubieten, nur um den Schuldner vor der Inanſpruch⸗ 
nahme wegen des Ausfalls zu ſchützen (RGEntſch. 80, 161, in Seuff A. 69 
Nr. 2).— — — 

Der Beklagte haftet alſo der Klägerin für den ihm durch die Erhebung 
der Vollſtr.⸗Gegenklage und die Erwirkung der Einſtellung der Zw. Verſteige⸗ 
rung zugegangenen Schaden und muß geſtatten, daß die Klägerin ſich an 
der für ſie hinterlegten Sicherheit ſchadlos hält. — — —“ 

Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 18. Dez. 1915. L. 33/15. 
Chr. 


177. Widerſpruchsklage der Miterben wider die Pfändung des 
Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nachlaſſes. 
Vgl. 64 Nr. 73 m. N.; 65 Nr. 65 S. 140. - 

ZPO. 8771; BOB. 88 2039. 2040. 

Der minderjährige, von dem Oberlehrer M. bevormundete Kriegsfrei— 
willige G. D. iſt im Oktober 1914 im Lazarett zu H. ohne Teſtament ver- 
ſtorben und hat als nächſte Verwandte ſeine Mutter, wiederverehelichte Frau 
B., und zwei Brüder hinterlaſſen. Wegen einer Forderung gegen die Mutter 
erwirkte die Beklagte die Pfändung und Überweiſung der angeblichen Forde— 
rung der Mutter gegen den Oberlehrer M. auf Zahlung des Nachlaßver— 
mögens ihres Sohnes auf Höhe von 2625,44. Die Kläger, die beiden 
Brüder des Verſtorbenen, nahmen als angebliche alleinige Erben die ge— 
pfändete Forderung für ſich in Anſpruch und erhoben Klage mit dem An— 
Dagegen behauptete die Beklagte, daß die Mutter alleinige Erbin geworden 
ſei. — Das Landgericht erkannte nach dem Klagantrage, weil die Mutter 
form- und friſtgerecht die Erbſchaft ausgeſchlagen habe. Die Beklagte legte 
Berufung ein, wobei ſie erklärte, daß für die Mutter nicht mehr das alleinige 
Erbrecht zum Nachlaſſe ihres Sohnes in Anſpruch genommen werde, ſondern 
nur ein Miterbrecht neben den Klägern; daraus ergebe ſich aber die Unzu— 
läſſigkeit der Widerſpruchsklage, weil die Pfändung mangels Zuſtellung an 
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die Miterben wirkunglos und daher die Widerſpruchsklage gegenſtandlos 
ſei. — Die Berufung wurde aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

„Der gegen die Zuläſſigkeit der Widerſpruchsklage erhobene Einwand iſt 
unzutreffend. Einerſeits kann nicht davon die Rede ſein, daß die Pfändung 
um deswillen formwidrig erfolgt ſei, weil zu ihrer Wirkſamkeit die Zuſtel⸗ 
lung an die Miterben nötig geweſen ſei. Denn gepfändet iſt nicht ein Erbteil 
oder ein Anteil an einer Nachlaßforderung, ſondern die Forderung der Frau 
B. gegen einen Dritten, einen Nichterben, den Oberlehrer M., der als Vor⸗ 
mund des Erblaſſers deſſen Hinterlaſſenſchaft in Händen hatte. Die prozej- 
ſualen Vorausſetzungen für die Formrichtigkeit einer Pfändung können ſich 
aber nur darnach richten, was als ihr Gegenſtand bezeichnet iſt, nicht darnach, 
was in Rückſicht auf die materielle Berechtigung des Schuldners hätte ge- 
pfändet werden müſſen. Anderſeits hängt die Zuläſſigkeit einer Widerſpruchs⸗ 
klage auch garnicht davon ab, ob die Pfändung formgerecht vorgenommen 
iſt, da derjenige, in deſſen Recht durch den Vollſtreckungsakt, wenn auch in 
unvollkommener Weiſe eingegriffen wird, zur Abwehr berechtigt iſt, ſolange 
der Eingriff vorliegt (vgl. Stein ZPO. § 771, II, 2 und RGentſch. 81, 44). 
Die Beklagte hat aber bisher nicht erklärt, daß ſie aus der Pfändung keine 
Rechte mehr herleiten wolle. Demnach ſtellt ſich die Widerſpruchsklage keines— 
wegs als gegenſtandlos dar. | 

Der Umſtand, daß die Beklagte für die Frau B., deren angebliche For— 
derung ſie für ſich gepfändet hat, nicht mehr ein Alleinerbrecht an dem Nach— 
laß in Anſpruch nimmt, ſondern neben dieſer die Kläger als Miterben an— 
erkennt, iſt aber nach andrer Richtung für die Entſcheidung von Bedeutung, 
jedoch zu ungunſten der Beklagten. Sie hat von dem Standpunkt aus, daß 
die Frau B. Alleinerbin geworden ſei, gepfändet deren Forderung gegen den 
Verwahrer des Nachlaſſes, den Oberlehrer M., ‚auf Zahlung des Nachlaß— 
vermögens“, worin eine ausreichende Bezeichnung für die nach ihrem Vor— 
bringen als rechtlich möglich allein in Betracht kommende Forderung auf 
Herausgabe der in Händen Ms befindlichen Nachlaßgegenſtände geſehen 
werden mag. Nachdem ſie jenen Standpunkt aufgegeben hat und der Frau 
B. ein Recht auf dieſe Forderung nur noch kraft eines Miterbrechts zuſchreibt, 
könnte nur in Frage kommen, daß die Frau B. gemäß $ 2039 BGB. als Mit— 
erbin berechtigt wäre, die Herausgabe an alle Erben zu fordern. Dieſer An— 
ſpruch ſteht zwar jedem Miterben ſelbſtändig zu und kann von ihm allein 
klagend verfolgt werden, aber verfügen können über den Anſpruch, der einen 
Nachlaßgegenſtand bildet, gemäß § 2040 BGB. die Erben nur gemeinſchaft⸗ 
lich. Daraus folgt, daß ebenſowenig wie der einzelne Miterbe daran einem 
Dritten Rechte beſtellen kann, aus ſeinem Rechte heraus für ſeine Gläubiger 
durch Pfändung Rechte begründet werden können. Dem ſteht die Mitberech⸗ 
tigung der andern Erben hindernd entgegen. Da hiernach die Kläger, deren 
Miterbrecht von der Beklagten nicht beanſtandet wird, an der gepfändeten For⸗ 
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derung ein die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne des 8 771 ZPO. 
auch dann haben, wenn die Frau B. ebenfalls Miterbin iſt, jo erweiſt ſich 
die erhobene Widerſpruchsklage ohne weiteres als begründet. Es kann alſo 
dahingeſtellt bleiben, ob die Annahme des 1. Richters, daß Frau B. die Erb⸗ 


ſchaft rechtswirkſam ausgeſchlagen habe, zutreffend iſt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 5. Januar 1916 U. w. D. Ue. 
19/15. 5 Kn. 


178. Einſtweilige Verfügung nach § 940 SPO.; nur das Bedürfnis 
einer einſtweiligen Regelung iſt glaubhaft zu machen. 
Vgl. 38 Nr. 294; 46 Nr. 158; 52 Nr. 66; 49 Nr. 292. 
ZRO. § 940. 

Zwiſchen den Parteien war bei dem Landgericht ein Rechtsſtreit an⸗ 
hängig, in welchem der Kläger als Eigentümer des Ritterguts W. gegen die 
Beklagte als Eigentümerin des Nachbargrundſtücks mit dem Antrag klagte, 
das Befahren des ſog. Hahnsweges, ſoweit er auf W.er Flur liege und von 
dem Kläger als ſein Eigentum bezeichnet werde, zu unterlaſſen. Als der Rechts 
ſtreit bis zur Entſcheidung gewiſſer verwaltungsrechtlicher Streitpunkte aus⸗ 
geſetzt wurde, hatte kurz zuvor der Inſpektor des Klägers den Hahnsweg 
dadurch unwegſam gemacht, daß er darauf Löcher graben ließ, um in ſie 
Pfähle als Pfeiler für eine den Verkehr auf dem Wege unmöglich machende 
Schranke einzuſetzen. Mit Beziehung hierauf beantragte die Beklagte, dem 
Kläger durch eine einſtweil. Verfügung bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
Rechtsſtreits bei Strafe zu verbieten, den Hahnsweg auf W.er Flur unwegſam 
zu machen, und ihm zugleich aufzugeben, jene Löcher wieder auszufüllen. — 
Die einſtweil. Verfügung wurde durch Urteil erlaſſen und die Berufung 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Es mag dahin ſtehen, ob die Gründe des angefochtenen Urteils, insbeſon⸗ 
dere die Ausführungen über das der Beklagten angeblich zuſtehende ſubjektiv 
öffentliche Recht eigener Art‘ auf Geſtattung der Benutzung des Hahnsweges 
allenthalben zutreffen. Immerhin iſt die Entſcheidung ſelbſt im Ergebniſſe 
richtig; denn die einſtweil. Verfügung durfte in dem beantragten Umfange 
erlaſſen werden, weil hier die Vorausſetzungen des § 940 ZPO. vorliegen. 
Bei einer einſtweil. Verfügung aus dieſer Geſetzesſtelle hat der Antrag⸗ 
ſteller nur darzutun, daß die Regelung des einſtweiligen Zuſtandes aus den 
dort bezeichneten Gründen nötig iſt. Darnach genügt es, wenn er dartut, 
daß ein ſtreitiges Rechtsverhältnis, für das der Rechtsweg zuläſſig iſt, und 
ein Bedürfnis für eine einſtweilige Regelung vorliegt. Beides trifft hier zu. 

Was das ſtreitige Rechtsverhältnis anlangt, ſo verlangt hier die Be— 
klagte Schutz in dem Beſitz ihres Rechtes, auf dem ſog. Hahnswege zu fahren, 
weil ihr der Kläger dieſes Recht in dem Prozeſſe ſtreitig macht. Daß für 
dieſes ſtreitige Rechtsverhältnis der Rechtsweg zuläſſig iſt, kann im Hinblick 
darauf, daß ſich die Beklagte auf den Erwerb einer Fahrgerechtigkeit durch 
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Erſitzung, alſo auf eine Grunddienſtbarkeit des bürgerlichen Rechts, und zwar 
im Hauptprozeſſe zur Rechtsverteidigung auf dem vom Kläger ſelbſt durch 
Erhebung ſeiner Eigentumsfreiheitsklage aus § 1004 BGB. beſchrittenen 
Rechtswege ſtützt, um ſo weniger zweifelhaft ſein, als der ordentliche Rechts⸗ 
weg ſelbſt bei Streitigkeiten über das Beſtehen von Grunddienſtbarkeiten an 
öffentlichen Wegen, alſo erſt recht in dem vorliegenden Falle zuläſſig iſt, wo 
nur darüber geſtritten wird, ob das Recht beſtehe, über ein Stück Land zu 
fahren, das überhaupt kein öffentlicher Weg iſt und daher erſt recht Gegen⸗ 
ſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein kann. Inwieweit die Beklagte dieſe Grund⸗ 
dienſtbarkeit hinreichend glaubhaft gemacht habe, kann dahinſtehen. Denn 
für den Antrag aus § 940 ZPO. bedarf es der Glaubhaftmachung des Rechtes 
ſelbſt nicht, weil die Glaubhaftmachung des Rechts nicht einmal immer mög⸗ 
lich iſt (Seuff A. 46 Nr. 158 ©. 247/48). 

Was dagegen das Bedürfnis für eine einſtweilige Regelung anlangt, 
ſo hat der Antragſteller allerdings glaubhaft zu machen, daß die verlangte 
Regelung nötig ſei. Dazu genügt es aber, daß er Verhältniſſe dartut, die 
zu der Annahme berechtigen, es werde der beſtehende Zuſtand zu ſeinen 
Ungunſten ſo verändert, daß es zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder 
zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus andern Gründen der An— 
ordnung ſchleuniger Schutzmaßregeln bedarf. Solche Verhältniſſe hat die 
Beklagte dargetan. Der Hahnsweg iſt ſchon ſeit den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts zur Bewirtſchaftung des Grundſtücks der Beklagten mitbefahren 
worden, und dieſe hat ihn auch bis in die neueſte Zeit dazu benutzt. Erſt 
jetzt, d. h. ſeitdem es unter den Parteien ſtreitig iſt, ob ſie das tun darf, be— 
nimmt ihr der Kläger die Möglichkeit, den Weg ſo wie bisher weiter zu be— 
nutzen, indem er ihn, abgeſehen von den auf Veranlaſſung des Gutsinſpelktors 
gegrabenen Löchern, in ſeinem oberen Teile eingeebnet und auch neuerdings 
wieder als Feld beſtellt hat. Schon dies genügt, um eine Regelung nötig 
erſcheinen zu laſſen, welche weitere Eingriffe des Klägers in den bisherigen 
Zuſtand möglichſt ausſchließt. Das tut die einſtweil. Verfügung des Land— 
gerichts, indem ſie zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder zur Verhin— 
derung weiterer Gewalt dem Kläger einerſeits bei Strafe verbietet, den 
Hahnsweg auf Wiler Flur irgendwie unwegſam zu machen, anderſeits aber 
ihm auch aufgibt, die Löcher wieder verkehrsſicher zumachen zu laſſen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 2. Febr. 1914. St. w. P. — 
90. 32/14. F- ch. 
179. Die Ausnahme in § 41 Abſ. 1 GBG. gilt auch für eine 

Geſamtnachfolge durch Eingemeindung. 
Vgl. 66 Nr. 88. 
GBO. 8 41 Abſ. 1. 

Für die Sparkaſſe der Landgemeinde B. ſtand im Grundbuch von C. 

eine Grundſchuld von 6000 eingetragen. Nachdem die genannte Land— 


1 
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gemeinde der Stadt C. eingemeindet worden war und ihre Selbſtändigkeit 
als Gemeinde verloren hatte, erteilte als deren Rechtsnachfolgerin die Stadt⸗ 
gemeinde C. dem Schuldner Quittung und Löſchungsbewilligung für den 
Teilbetrag von 2000 „. Das Amtsgericht machte die Abſchreibung dieſes 
Betrages von vorheriger Umſchreibung der Hypothek auf die Stadtgemeinde 
C. abhängig. Die Beſchwerde der Stadt wurde zurückgewieſen, und die weitere 
Beſchwerde würde vom OLG. Dresden ebenfalls zurückgewieſen worden 
ſein, wenn nicht wegen der darin liegenden Abweichung von einem Beſchluß 
des preuß. Kammergerichts v. 9. Okt. 1911 (KGeEntſch. 41, 213) die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts gemäß § 79 Abſ. 2 GBO. einzuholen geweſen 
wäre. Das Reichsgericht trat der Auffaſſung des Kammergerichts bei. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Der $41 Abſ. 1 GBO. ſieht eine Ausnahme gegenüber der 
Regel des 8 40 GBO., wonach eine Eintragung nur dann erfolgen ſoll, wenn 
derjenige, deſſen Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte ein— 
getragen iſt, ausdrücklich allerdings nur zugunſten des Erben des eingetra— 
genen Berechtigten vor, und unzweifelhaft ſtellt ſich der § 41 Abſ. 1 auch als 
eine Ausnahmevorſchrift dar. Daß indeſſen der letztere Umſtand eine er— 
weiterte Anwendung jener Vorſchrift an ſich noch nicht hindern würde, er— 
kennt auch das Oberlandesgericht an, indem es zutreffend davon ausgeht, 
daß ‚die Eigenſchaft einer geſetzlichen Vorſchrift als einer Ausnahmevorſchrift 
ihre Anwendung auf rechtsähnliche Fälle nicht ausſchließe“. Das Oberlandes⸗ 
gericht gelangt aber zu einer dem Kammergericht entgegengeſetzten Auffaſ— 
ſung deshalb, weil es glaubt, verneinen zu müſſen, daß zwiſchen der auf Erb— 
recht beruhenden Nachfolge und der durch Eingemeindung vermittelten Nach— 
folge die erforderliche Rechtsähnlichkeit beſtehe, während das Kammergericht 
das Gegenteil angenommen hat. Das Oberlandesgericht iſt jedoch den Be— 
weis für ſeine Auffaſſung ſchuldig geblieben. Daß betreffs der Art und 
Weiſe, wie die Rechtsnachfolge in dem einen und dem andern Fall zur Ent— 
ſtehung gelangt, keine Rechtsähnlichkeit beſteht, iſt offenbar. Aber darauf 
kommt es nicht an. Entſcheidend iſt, ob das Ergebnis der Geſamtrechtsnach— 
folge, wie ſie durch eine Eingemeindung bewirkt wird, in Hinblick auf den 
8 11 Abſ. 1 GBO. einen Tatbeſtand ſchafft, der dem in jener Vorſchrift vor— 
ausgeſetzten und nach ihr vorauszuſetzenden Tatbeſtande weſensgleich iſt, oder 
ob, anders ausgedrückt, auch im gegebenen Fall diejenigen beſonderen Rechts— 
erwägungen zutreffen, die zu der Ausnahmevorſchrift geführt haben und ihre 
innere Berechtigung erweiſen. Das iſt aber der Fall. 

In materieller Hinſicht zunächſt beſteht zwiſchen dem Fall einer erbrecht— 
lichen Nachfolge und einer ſolchen kraft Eingemeindung die Rechtsähnlichkeit, 
daß in beiden Fällen eine Rechtsnachfolge mit den vollen Wirkungen einer 
Geſamtrechtsnachfolge ſtattfindet, und daß auch hier wie dort der Rechts— 
vorgänger ſein Daſein eingebüßt hat. Dieſe beiden Umſtände laſſen nun 
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auch gerade in Hinblick auf die 88 40. 41 GBO. eine gleichmäßige Behand⸗ 
lung beider Fälle als zuläſſig erſcheinen. Der Ordnungsvorſchrift des § 40 
liegt der Gedanke zugrunde, daß Mißſtände eintreten können, wenn der ein⸗ 
getragene Berechtigte und der nicht eingetragene materiell Berechtigte ver- 
ſchiedene Perſonen ſind, und daß die Rechtsſicherheit des Verkehrs dadurch 
gefährdet ſein kann. Eben um dieſen Mißſtänden nach Möglichkeit vorzubeugen, 
ſoll durch die Vorſchrift des § 40 dafür Vorſorge getroffen werden, daß der 
Inhalt des Grundbuchs mit der wahren Sachlage in Einklang bleibt, daß 
alſo derjenige, welcher über ein Buchrecht verfügt, ſich auch durch das Grund— 
buch als den zur Verfügung Berechtigten ausweiſt. Wie nun aber durch 
Verfügungen des Erben des eingetragenen Berechtigten eine Gefährdung 
der Intereſſen Dritter, ſei es des Sondernachfolgers, ſei es des eingetragenen 
Erblaſſers, auch dann ausgeſchloſſen iſt, wenn der Erbe die Verfügung ge- 
troffen hat ohne zuvor die Umſchreibung auf ſich ſelbſt herbeigeführt zu haben, 
ſo trifft das nicht minder dann zu, wenn eine Gemeinde über ein Buchrecht 
ihrer eingetragenen Rechtsvorgängerin verfügt ohne daß zuvor ſie ſelbſt als 
die Berechtigte eingetragen worden iſt. Auch hier ſchlägt die nämliche Tat- 
ſache durch, daß die gedachte Gemeinde völlig an die Stelle der in ihr auf— 
gegangenen Gemeinde getreten, und daß die letztere überhaupt untergegangen 
iſt. Daraus ergibt ſich alſo zunächſt ſo viel, daß die materielle Rechtslage 
auch in Fällen in Frage ſtehender Art die Befolgung der Regel des 8 40 
als überflüſſig erſcheinen läßt, und daß mithin jedenfalls inſoweit für die 
Anwendbarkeit der Ausnahmevorſchrift Raum beſteht. 

Ein weiterer Zweck des § 40 liegt auf dem formalen Gebiet: es ſoll 
nämlich durch die Befolgung jener Beſtimmung dem Grundbuchrichter die 
Prüfung der Legitimation erleichtert werden dergeſtalt, daß er ſtets aus dem 
Grundbuch ſelbſt zu erſehen vermag, wer der zur Verfügung Befugte iſt. 
Wie nun aber im Fall der Verfügung eines Erben für dieſen zweiten Grund 
des § 40 keine Stelle iſt, jo trifft das in gleicher Weiſe auch in dem Falle zu, 
wenn eine Gemeinde über das für die eingemeindete Gemeinde eingetragene 
Recht verfügt. Wie dort, jo muß auch hier der Grundbuchrichter den Rechts— 
übergang ſelbſt ohnehin prüfen, und iſt hiernach dem Eintragungsantrag ein— 
mal ſtattgegeben worden, dann iſt die Legitimationsfrage endgültig erledigt. 
Der eingetragene Berechtigte iſt ein für alle Mal untergegangen, und der 
Rechtsnachfolger, der die Verfügung traf, iſt gänzlich an ſeine Stelle getreten. 

Für die gleichartige Behandlung der beiden hier in Rede ſtehenden Fälle 
ſpricht ſomit ſchließlich poſitiv die allgemeine Erwägung, daß, wenn die Be⸗ 
folgung der Regel des § 40 in dem einen Fall wie im andern durch kein Be⸗ 
dürfnis geboten iſt, es auch als richtig erſcheinen muß, von dem Gebot der 
Vorſchrift ebenſowohl hier wie dort abzuſehen und vielmehr der Ausnahme⸗ 
vorſchrift des $ 41 Raum zu geben. Denn keinesfalls kann es im Sinn eines 
vernünftigen Geſetzes liegen, den Verkehr durch an ſich unnötige Vorſchriften 
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normaler Art zu beläftigen. Und die Ausnahmevorſchrift des $ 41 Ab]. 1 be- 
ruht gerade darauf, daß bei dem in ihr ausdrücklich vorgeſehenen Falle die 
vorhergehende Eintragung des Rechtsnachfolgers als zwecklos unterbleiben 
kann. Durch die Eintragung würde der Buchinhalt unnötig vermehrt werden 
und entſtünden überdies auch unnötige Koſten. Das träfe aber beides in 
dem einen Fall wie in dem andern zu. 

Wollte man anderſeits erwägen, ob das Geſetz die Ausnahmevorſchrift 
des § 41 etwa gefliſſentlich allein auf den Fall habe abſtellen wollen, deſſen 
in ihr ausdrücklich gedacht worden iſt, ſo wäre dieſe Frage ſchlechthin zu ver⸗ 
neinen. Daß der Geſetzgeber im § 41 Abſ. 1 nur ‚den Erben‘ berüdjichtigt 
und ſo nur ihm die Befreiung vom Eintragungszwange zugeſtanden hat, er⸗ 
klärt ſich daraus, daß an den § 5 preuß. Eig.⸗Erw.⸗Geſetzes v. 5. Mai 1872 
angeknüpft wurde (vgl. Motive zum BGB. 3, 317), und daß hier nur das 
Recht des Erben zur Auflaſſung ohne voraufgegangene Eigentumsberichtigung 
vorgeſehen war. Dagegen ergibt ſich aus nichts ein Anhalt dafür, daß der 
Geſetzgeber durch die Faſſung des § 41 mittelbar jeden andern Rechtsnachfolger 
als den Erben von der einem ſolchen gewährten Vergünſtigung habe aus⸗ 
ſchließen wollen. So hat der 5. Zivilſenat in ſeinem Beſchluſſe v. 17. Januar 
1903 (RGeEntſch. 53, 298 ff.) auch bereits angenommen, daß die Ausnahme⸗ 
vorſchrift auch auf den Fall von Verfügungen des Erbeserben in entſprechen⸗ 
der Anwendung zu erſtrecken ſei. Den Darlegungen dieſes Beſchluſſes, die 
ſich weſentlich an die Entſtehungsgeſchichte der 88 40. 41 anſchloſſen, iſt das 
Kammergericht auch in der von ihm entſchiedenen Sache gefolgt. 

Das OCberlandesgericht zu Dresden iſt nunmehr ſeinerſeits zu dem ent— 
gegengeſetzten Ergebniſſe gelangt, indem es davon ausgeht, daß die Aus— 
nahmevorſchrift des § 41 lediglich darauf zurückzuführen ſei, daß dem Erben 
als ſolchem unnötige Koſten erſpart werden ſollten, während andre Rechts⸗ 
nachfolger als Erben auf eine ſolche Berückſichtigung keinen Anſpruch hätten. 
Andre Gründe für den von ihm angenommenen Mangel an Nechtsähnlich- 
keit zwiſchen den beiden hier zur Erörterung ſtehenden Fällen hat das Ober⸗ 
landesgericht überhaupt nicht geltend gemacht. Es iſt indeſſen die Meinung, 
daß nur der Geſichtspunkt, den Erben mit unnötigen Koſten zu verſchonen, 
für die Beſtimmung des 8 41 maßgebend geweſen ſei, an ſich irrig. Im übrigen 
aber darf auch die Auffaſſung keineswegs Billigung finden, daß das Geſetz 
gewillt ſein könne, andern Beteiligten als den Erben auch unnötige Koſten 
aufzubürden und an ſachlich überflüſſigen Beſchwerungen des Verkehrs ledig— 
lich deshalb feſtzuhalten, weil andernfalls der Staatskaſſe eine Gebühr ent- 
gehen würde.“ 

Beſchluß des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 13. Nov. 1915. VB. 1/15. 
RIA. 14, 300. Auch in RGeEntſch. 87 Nr. 66 S. 284. 


I. Bürgerliches Recht. 


180. Verſtoß gegen die guten Sitten durch entgeltliche Mberlaffung 
oder Verſchaffung der Leitung eines Krankenhauſes d 


Vgl. 64 Nr. 181 m. N. 
BGB. $ 138. 


Der Kläger trug ſich im Jahre 1910 mit der Abſicht, wiſſenſchaftliche 
Studien zu treiben und wollte aus dieſem Grunde die Stellung als leiten⸗ 
der Arzt des E.⸗Krankenhauſes zu K., die er ſeit 12 Jahren inne hatte, auf- 
geben. Der Beklagte trat mit ihm, als er hiervon erfuhr, in Verhandlungen. 
Dieſe führten zu der Vereinbarung, daß der Beklagte dem Kläger als Ent- 
ſchädigung bei der Übernahme der bezeichneten Stellung 5000 / zahlen 
ſolle; „ehrenwörtliche Diskretion ſelbſtverſtändlich“. Nach dem Zuſtandekommen 
der Vereinbarung verhandelte der Beklagte mit der Verwaltung des Kranken⸗ 
hauſes und erhielt von dieſer die durch den Weggang des Klägers freiwerdende 
Stelle für die Zeit vom 1. Januar 1911 an übertragen. Der Kläger forderte 
jetzt vom Beklagten die Zahlung der 5000 % nebſt Zinſen. — Die Klage 
wurde in 1. und in 3. Inſtanz abgewieſen. Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der Darſtellung des Klägers im Ber.⸗Verfahren ſollten die 5000 M 
u. a. eine Entſchädigung dafür darſtellen, daß er dem Beklagten mit deſſen 
Eintritt in die Stelle des Krankenhausleiters eine Reihe von Werten über⸗ 
ließ, die er während ſeiner zwölfjährigen Tätigkeit in der Stellung geſchaffen 
haben will. In dieſer Hinſicht hat er ausgeführt, das E.⸗Krankenhaus ſei 
vom erſten Bett an bis zu dem Umfang, den es mit 45 Betten bei ſeinem 
Weggang gehabt, ſein Werk geweſen und von ihm unter Aufwendung be- 
trächtlicher eigener Mittel auf dieſe Stufe der Entwicklung gebracht worden. 
Ihm habe das Recht zugeſtanden, einen Teil der Betten mit Kranken zu be⸗ 
legen, für deren Behandlung ihm das Honorar gebührt habe. Das Ber. 
Gericht legt dieſe von ihm für glaubhaft erachteten Behauptungen der recht⸗ 
lichen Würdigung des Falles zugrunde und meint, daß hiernach zur Beanſtan⸗ 
dung des Entſchädigungsverſprechens aus dem Geſichtspunkte der guten 
Sitten kein Anlaß vorliege. Mit dieſer un wird es den A 


des Falles nicht gerecht. 
Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 8. 22 
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Der Kläger ließ es ſich, wie ſeine Ausführungen ergeben, angelegen ſein, 
einen Nachfolger zu finden. Er ſuchte nach einem ſolchen in der Zeitung und 
pflog, nachdem der Beklagte als Bewerber um die Stellung aufgetreten war, 
mit dieſem Verhandlungen. Dieſe Bemühungen hatten nur Sinn und Zweck, 
wenn er beabſichtigte, denjenigen, welchen er als ſeinen Nachfolger ins Auge 
faßte, der Krankenhausverwaltung zur Anſtellung zu empfehlen. In dieſer 
Weiſe iſt er denn auch nach ſeinem eigenen Anführen ſpäter verfahren. Für 
die Beurteilung des Wertes ſeines Vorſchlags war es von Wichtigkeit, ob er 
unter Umſtänden erfolgte, die ſeine Unparteilichkeit in Frage ſtellten. Ließ 
ſich der Kläger dafür, daß er die von ihm bekleidete Stelle aufgab und da— 
durch einem andern Arzt den Eintritt in dieſe ermöglichte, eine Entſchädi⸗ 
gung verſprechen, ſo wurde die Unbefangenheit ſeines Urteils über den Ver— 
ſprechenden und die Zuverläſſigkeit der Empfehlung leicht beeinträchtigt. 
Die Krankenhausverwaltung hatte deshalb ein erhebliches Intereſſe daran, 
daß ſie von dem Abkommen der Parteien Kenntnis erhielt. Die Mitteilung 
hiervon war für ſie von um ſo größerer Bedeutung, als es ſich um die Stelle 
des Krankenhausleiters handelte, die ein beſonderes Maß von wiſſenſchaft⸗ 
licher und ſittlicher Befähigung vorausſetzte und deren ſachgemäße Beſetzung 
wegen des erhöhten Vertrauens, das vom Publikum Arzten in dieſer Siel- 
lung entgegengebracht wird, zugleich im öffentlichen Intereſſe lag. Verab— 
redeten daher die Parteien, die ſich hierüber nicht im unklaren befinden 
konnten, die Geheimhaltung des Übereinkommens, ſo ſetzten ſie ſich hier- 
durch mit den Anforderungen in Widerſpruch, die vom Standpunkt des jitt- 
lichen Empfindens der Geſamtheit aus an ihr Verhalten zu ſtellen ſind. Es 
iſt ohne weiteres anzunehmen, daß ſie zur Vermeidung des Anſcheins, die 
Empfehlung des Beklagten durch den Kläger ſei verkauft, auf das Verſprechen 
der Geheimhaltung großen Wert legten und ohne das Verſprechen die Ver⸗ 
einbarung über die Zahlung der 5000 . nicht getroffen haben würden. Die 
Nichtigkeit des Verſprechens hat daher die Nichtigkeit des Entſchädigungs⸗ 
abkommens zur Folge (§ 139 BGB.). 

Der Kläger behauptet allerdings, daß die 5000 % zugleich auch eine 
Entſchädigung für die von ihm beim Suchen nach einem Nachfolger auf— 
gewendeten Einrückungsgebühren und für gewiſſe bauliche Herſtellungen im 
Krankenhauſe ſowie für Anſchaffungen habe ſein ſollen, die er mit ſeinen 
Mitteln bewirkt habe und in deren Genuß der Beklagte getreten ſei. Wäre 
dies auch zutreffend, ſo würde es an der rechtlichen Beurteilung nichts ändern. 
Die Aufwendungen kamen dem Beklagten erſt mit der Erlangung der Stelle 
zugute. Ohne dieſe gewährten ſie ihm keinen Vorteil. Unter den Gegen— 
leiſtungen des Klägers kam deshalb deſſen Rücktritt von der Krankenhaus- 
leitung die überwiegende Bedeutung zu. Das Abkommen muß daher auch 
unter dieſem Geſichtspunkt als ein unteilbares Ganzes betrachtet und in ſeinem 
vollen Umfang als nichtig angeſehen werden. 
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Hiernach war der Reviſion ſtattzugeben, ohne daß erſt noch zu unter- 
ſuchen war, ob auch die Verpfändung des Ehrenwortes für die Erfüllung des 
Geheimhaltungsverſprechens der Gültigkeit des Zahlungsverſprechens im 
Wege ſtehe.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Dez. 1915. D. (SE) w. K. 

(ORG. Caſſel). III. 220/15. 


181. Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei 
öffentlichen Derdingungen; Derftoß gegen die guten Sitten ? 


Vgl. 63 Nr. 197 m. N.; 64 Nr. 64; 65 Nr. 45. 
BGB. $ 138 Abſ. 1. 


Der klagende Bund der Baugeſchäfte von Bremen und Umgegend iſt 
ein in das Vereinsregiſter eingetragener rechtsfähiger Verein. Die Mit⸗ 
gliederverſammlung hat am 9. Januar 1913 durch Beſchluß die Angebots-, 
Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingungen feſtgeſtellt, durch welche es den Mit- 
gliedern zur Pflicht gemacht iſt, bei öffentlichen Verdingungen für jedes An⸗ 
gebot beſondere Koſten aufzuſchlagen und zu berechnen, welche den bei der 
Vergebung ausfallenden Bewerbern, ſofern ſie Mitglieder des Bundes ſind, 
zugute kommen. Weiter ſoll die den Zuſchlag erhaltende Firma die ein— 
gerechneten Beträge der Geſchäftsleitung des Bundes überweiſen, die den 
ausfallenden Firmen die Beträge auszahlt. — Der Kläger forderte auf Grund 
dieſes Beſchluſſes von der verklagten Baufirma die Zahlung derartiger an- 
geblich geſchuldeter Gebühren. Die Einrede, daß die Abmachung den guten 
Sitten zuwiderlaufe, W in beiden Inſtanzen zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Der Verſtoß gegen die guten Sitten ſoll einmal darin liegen, 
daß durch übermäßige Preistreibereien die Beſteller gezwungen würden. 
außer den für die Arbeiten ſelbſt von den Bewerbern eingeſetzten Preiſen 
noch oft ſehr erhebliche Aufſchläge zu zahlen, welche für Perſonen beſtimmt 
ſeien, die mit der Ausführung der Arbeiten garnichts zu tun hätten. Sodann 
aber ſei der Beſchluß auch im Verhältnis der verſchiedenen an der Verdingung 
ſelbſt Beteiligten unter einander ſittenwidrig, weil ſehr viele Unternehmer 
Gebote einreichten, die überhaupt nicht ernſtlich gemeint ſeien und nur des⸗ 
halb abgegeben würden, weil die Bewerber mit geringer Mühe in der ſicheren 
Gewißheit, den Zuſchlag nicht zu bekommen, einen guten Verdienſt für ſich ein⸗ 
ſtecken wollten. Dadurch würde den ernſtlichen Bewerbern die ſichere Grundlage 
für die Bemeſſung der zu fordernden Preiſe entzogen, weil ihnenfnichtherſt im 
letzten Augenblick vor Ablauf der Bewerbungsfriſt von der Klägerin die Zahl 
der an der Verdingung teilnehmenden Bundesmitglieder mitgeteilt würde. 

Was den erſten Punkt anlangt, ſo könnte eine Anfechtbarkeit höchſtens 
im Verhältnis zwiſchen Beſteller und Unternehmer in Frage Pa auf 
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welche ſich die Beklagte nicht berufen könnte. Aber auch in dieſer Beziehung 
iſt eine Anfechtung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht gegeben. 
Der klagende Bund iſt eine größere Vereinigung und zählt unſtreitig etwa 
300 Baufirmen in Bremen, d. h. etwa 2 aller bremiſchen Baufirmen, zu 
ſeinen Mitgliedern. Ahnliche Verbände beſtehen in allen Teilen Deutſchlands. 
Nun iſt durch den Beſchluß v. 9. Januar 1913 allen Vereinsmitgliedern zur 
Pflicht gemacht, bei Beteiligung an öffentlichen Verdingungen und auch 
ſonſt bei Einreichung von Bauangeboten an Beſteller nur Angebote mit der 
Aufſchrift ‚Auf Grund der Angebots⸗, Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingungen 
des Bundes der Baugeſchäfte“ einzureichen. Sollte ſelbſt dieſe Vorſchrift 
nicht in allen Fällen innegehalten werden, ſo iſt es doch nicht zweifelhaft, 
daß die Bedingungen des Klägers in Baukreiſen bekannt ſind. Die Beſteller 
wiſſen alſo, daß ſie die Gebühren als Aufſchlag zu den Koſtenanſchlägen zu 
zahlen haben. Beklagte hat ihre Behauptung, daß durch ein ſolches Ver⸗ 
fahren die Beſteller planmäßig irregeführt und ausgebeutet würden und 
übermäßige Preiſe zu zahlen hätten, in keiner Weiſe mit Beiſpielen zu 
belegen vermocht. Es iſt daher nicht bewieſen, daß das von dem Kläger bei 
Verdingungen geübte und ſeinen Mitgliedern zur Pflicht gemachte Verfahren 
in irgendwie in Betracht kommender und erheblicher Weiſe zu Unzuträglid)- 
keiten zwiſchen Beſtellern und Unternehmern geführt hätte. 

Aber auch die weitere Begründung des Einwandes der Sittenwidrigkeit 
kann nicht durchſchlagen. Offenſichtlich beruht der von der Beklagten ange⸗ 
fochtene Beſchluß des Klägers v. 9. Januar 1913 auf der Erwägung, daß es 
unbillig ſei, wenn die unberückſichtigten Bewerber bei Verdingungen für ihre 
oft mühevolle Arbeit und beträchtlichen Auslagen keine Entſchädigung er⸗ 
hielten. Derartige Entſchädigungen erhalten die Bewerber nämlich durd)- 
ſchnittlich nicht von den Beſtellern, die ſich in der Regel die Unentgeltlichkeit 
der Angebote vertragmäßig ausbedingen. Wenn ſonach der angefochtene 
Beſchluß ſeine Entſtehung einem berechtigten und ſchutzbedürftigen wirt» 
ſchaftlichen Bedürfnis verdankt und auch bei ordnungmäßiger Anwendung 
zu nicht zu beanſtandenden Ergebniſſen führt, jo ſchließt das natürlich nicht 
aus, daß in vereinzelten Fällen die Beſtimmungen des Beſchluſſes von ge— 
wiſſenloſen Bewerbern ausgebeutet und mißbraucht werden. Eine ſolche 
mißbräuchliche Handhabung wird durch eine wirkſame Aufſicht abſeiten der 
Klägerin, welche die Angebote ſammelt, ohne Zweifel beſeitigt werden können, 
ganz abgeſehen davon, daß die Anforderungen, welche an Koſtenanſchläge 
und Angebote bei Vergebungen von Bauten abſeiten der Beſteller geſtellt 
werden, durchweg derartig ſind, daß nicht ernſthafte Bewerber ſchon aus 
dieſem Grunde in den ihnen zukommenden Beträgen keine ausreichende 
Entſchädigung für ihre immerhin aufzuwendende Mühe finden und ſchon 
deshalb von der Teilnahme an der Bewerbung abſehen werden. Es iſt ferner 
zu berückſichtigen, daß bei Privatarbeiten der Kreis der Bewerber durch— 
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ſchnittlich ein begrenzter iſt. Es finden bei Privatbauten meiſt keine öffent⸗ 
lichen Verdingungen ſtatt, ſondern der Beſteller ſetzt ſich mit den von ihm 
in Ausſicht genommenen Bewerbern unmittelbar in Verbindung. Hier wird 
alſo im Durchſchnitt jeder Bewerber ſeine Mitbewerber perſönlich kennen, 
und die von der Beklagten gerügten Mißſtände fallen ohne weiteres fort. 
Der Umſtand, daß bei Staatsbauten in gewiſſem Umfange für den einzelnen 
Bewerber die Zahl der Bewerber nicht zu überſehen war, hat dazu geführt, 
die Beſtimmungen des Beſchluſſes v. 9. Januar 1913 betr. die Verdingungs⸗ 
gebühren in einer den Bedürfniſſen des Verkehrs Rechnung tragenden Weiſe 
dahin abzuändern, daß für Staatsbauten ein feſtſtehender Pauſchalbetrag 
aufgeſchlagen wurde. So entſtand die vorliegende neue Faſſung des Be— 
ſchluſſes v. 12. März 1914. Daraus folgt, daß gewiſſe leicht zu beſeitigende 
Mißſtände nicht dazu führen können, den an und für ſich nicht zu beanſtan⸗ 
denden Beſchluß aus dem Geſichtspunkt des Verſtoßes gegen die guten Sitten 
zu beſeitigen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. April 1916. Bund der Bau⸗ 

geſchäfte von Br. u. Umg. w. M. & B. Bf. VI. 412/15. Nö. 


182. Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme 
beſchloſſene Gutachten zu unterzeichnen d 


Vgl. 70 Nr. 121 m. N. 
BGB. $ 317; ZPO. 8 1025. 


Das in Bd. 70 Nr. 121 mitgeteilte Urteil iſt vom Reichsgericht aufgehoben 
worden. Aus den Gründen: 

„— — — Zu beanſtanden iſt zunächſt, daß das Ber.⸗Gericht es unent⸗ 
ſchieden läßt, ob auf Grund des § 11 des Vertrages von 1906 Schiedsrichter 
oder Schiedsgutachter ernannt werden ſollen und ernannt ſind. Die Annahme 
des angefochtenen Urteils, es ſei bei der Gleichheit der Pflichten beider recht- 
lich bedeutunglos, ob das Klageverlangen gegen den Beklagten in ſeiner Eigen- 
ſchaft als Schiedsrichter oder als Schiedsgutachter gerichtet werde, wird von 
der Reviſion mit Recht als nicht zutreffend angegriffen. Es iſt dabei nicht 
beachtet, daß die rechtliche Stellung des Schiedsrichters den Streitteilen 
gegenüber eine andre iſt als die des Schiedsgutachters. Das ſog. Rezeptum 
iſt, wie in dem Urteil des Reichsgerichts v. 29. Nov. 1904 (Entſch. 59, 247) 
ausgeführt iſt, ein Vertrag eigener Art, welcher dem Schiedsrichter, da er 
über den Parteien ſtehend einen Rechtsſtreit gleich wie der Staatsrichter ent⸗ 
ſcheiden ſoll, eine Stellung einräumt, wie ſie weder beim Auftrage, noch 
bei dem Dienſt⸗ oder Werkvertrage des Bürgerl. Geſetzbuchs zu finden iſt. 
Dieſe beſondere Stellung haben die Schiedsgutachter nicht. Ihre vertrag⸗ 
lichen Beziehungen zu den Parteien, für die ſie ein Gutachten erſtatten ſollen, 
ſind nicht von vornherein ſchon durch einen Vertrag beſonderer Art geregelt, 
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ſondern ergeben ſich erſt aus den mit ihnen getroffenen Vereinbarungen; 
dieſe können in verſchiedenen Vertragsarten zum Ausdruck gebracht ſein und 
müſſen deshalb nach der Lage des einzelnen Falls beurteilt werden. Nur 
für das Rezeptum iſt in der Rechtſprechung des Reichsgerichts die Klage beider 
Parteien auf Erfüllung und damit auch auf unterſchriftliche Vollziehung 
eines Schiedsſpruchs zugelaſſen. Wenn es ſich hier um Beſtellung von Schieds- 
richtern nicht handelt, ſind deshalb aus dieſer Rechtſprechung dem Beklagten 
ungünſtige Folgerungen nicht herzuleiten. Von der Prüfung, ob die drei 
hier in Betracht kommenden Perſonen zu Schiedsrichtern beſtellt oder ob 
ſie zu Schiedsgutachtern ernannt ſind, darf daher nicht abgeſehen werden. 
Dieſe Frage kann aber, da es in dieſer Beziehung weiterer tatſächlicher Er— 
örterungen nicht bedarf, vom Rev.⸗Gericht entſchieden werden und zwar 
dahin, daß, obwohl der § 11 des Vertrags von einem Schiedsgericht und von 
Schiedsrichtern ſpricht, doch ein Schiedsvertrag i. S. des § 1025 ZPO. nicht 
geſchloſſen iſt und deshalb auch nicht Schiedsrichter, ſondern Schiedsgutachter 
ernannt und in Tätigkeit getreten ſind. 

Nach der Vertragsbeſtimmung ſoll ſchiedsgerichtliche Entſcheidung darüber 
getroffen werden, ob, wenn das Kaliwerk Grundſtücke nördlich der Chauſſee 
C.—E. in Anſpruch nehmen will, ein zwingender Fall hierfür vorliege. Dem 
Schiedsgericht iſt damit nicht, wie dies 8 1025 ZPO. zur Vorausſetzung hat, 
die Entſcheidung eines Rechtsſtreits durch einen den Streit erſchöpfenden, 
dem Urteile des ordentlichen Richters gleichen Spruch übertragen, ſondern 
es ſoll nur über eine tatſächliche Vorfrage entſcheiden. Die Folgerungen, 
welche ſich aus der Bejahung oder Verneinung dieſer nur ein Element der 
Entſcheidung bildenden Frage ergeben, ſind von den Schiedsrichtern nicht 
zu ziehen. Erſt die Folgerung aber, daß das in Anſpruch genommene Grund— 
ſtück dem Kaliwerke zu dem im Vertrage beſtimmten Preiſe zu überlaſſen ſei 
oder nicht, entſcheidet den Streit. Dem ſog. Schiedsgericht iſt nur das Be⸗ 
finden darüber übertragen, ob das Kaliwerk zur Fortführung ſeines Unter— 
nehmens des betreffenden Grundſtücks aus zwingenden Gründen bedarf. 
Eine ſich hierüber verhaltende Außerung iſt lediglich ein nach Prüfung der 
tatſächlichen Verhältniſſe erſtattetes Gutachten. Bloße Gutachten aber können 
durch Parteivereinbarungen zu Schiedsſprüchen nicht gemacht werden. 

Hiernach iſt mit der Reviſion das Vorliegen eines Schiedsvertrages und 
damit auch die Beſtellung des Beklagten zum Schiedsrichter zu verneinen. 
Nicht zu folgen aber iſt den ſich daran anknüpfenden Ausführungen der Re— 
viſion, daß dann auch, da der Beklagte unſtreitig vom Kaliwerke zum Schieds— 
gutachter ernannt iſt, der Kläger überhaupt nicht zu ihm in ein vertragliches 
Verhältnis getreten ſei. Vielmehr iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn 
das Ber.⸗Gericht annimmt, der Beklagte habe damit, daß er ſich bereit er— 
klärt habe, bei der Entſcheidung der nach dem Vertrage von drei Perſonen 
zu prüfenden Streitfrage mitzuwirken, nicht nur dem Streitteil, der ihn zu— 
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gezogen hat, ſondern beiden Teilen gegenüber die Verpflichtung übernommen, 
die der zuſammengetretenen Kommiſſion geſtellte Aufgabe durchzuführen. 
Dieſe Auffaſſung entſpricht, mag mit den Gutachtern ein Auftragsverhältnis 
eingegangen oder ein Dienſt⸗ oder Werkvertrag geſchloſſen ſein, der Lage der 
Sache und nicht willkürlich, ſondern nur, wenn dies nach dem eingegangenen, 
Vertragsverhältnis gerechtfertigt iſt, darf der Beklagte ſeine zugeſagte weitere 
Mitwirkung verweigern. 

Weiter iſt auch darin dem Ber.⸗Gericht beizutreten, daß in einem Falle, 
wie der vorliegende iſt, ſchriftliche Begutachtung ſtillſchweigend verlangt und 
zugeſagt iſt. Dagegen entbehrt die hieraus hergeleitete weitere Folgerung 
des angefochtenen Urteils, der Beklagte dürfe deshalb die unterſchriftliche 
Vollziehung des nach dem Beſchluſſe der Mehrheit in dem Schriftſtücke v. 
7. Januar 1914 abgefaßten Gutachtens, weil er abweichender Anſicht ſei, 
nicht verweigern, bisher einer ſie ſtützenden Grundlage. 

Für das ſchiedsgerichtliche Verfahren iſt allerdings in 8 1038 ZPO. an- 
geordnet, daß bei einem von mehreren Schiedsrichtern zu erlaſſenden Spruche 
die abſolute Mehrheit der Stimmen entſcheidend iſt, ſofern nicht der Schieds⸗ 
vertrag ein andres beſtimmt. Für eine entſprechende Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift auf mehrere beſtellte Gutachter bietet das Geſetz aber keinen Anhalt. 
Vielmehr ordnen gegenteilig die von der Beſtimmung einer Leiſtung durch 
Dritte handelnden 88 317ff. BGB. an, daß, wenn mehrere Perſonen über 
eine Leiſtung entſcheiden ſollen, dieſe Perſonen eine Einheit darſtellen. Ab⸗ 
geſehen von der bei der Beſtimmung von Summen zugelaſſenen Durch⸗ 
ſchnittsberechnung ſoll, ſofern nichts andres verabredet iſt, nur eine über⸗ 
einſtimmend abgegebene Erklärung für die Vertragſchließenden von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein. 

Aus dieſen Beſtimmungen iſt zu entnehmen, wenn ſie auch nicht un⸗ 
mittelbar von Gutachtern ſprechen, daß bei Berufung mehrerer Perſonen 
zu einer Entſcheidung über eine Vertragsleiſtung die Maßgeblichkeit eines 
bloßen Mehrheitsbeſchluſſes vom Geſetze an ſich nicht anerkannt wird. Eine 
für Gutachter etwas andres ausſprechende Geſetzesvorſchrift iſt vom Ber.⸗ 
Gericht nicht angeführt, es nimmt ohne weiteres an, daß der Beklagte ſich der 
Mehrheit zu fügen habe. Das beſchwert, da es an einem Anhalt dafür fehlt, 
den Beklagten und es bedarf in dieſer Beziehung noch weiterer Erörterungen 
und Feſtſtellungen. Dieſe haben ſich darauf zu-erftreden, ob, da es ſich hier 
nicht um zwingendes Recht handelt, zunächſt die im § 11 des Vertrages ge- 
troffene Vereinbarung dahin auszulegen ſei, daß ſich die Vertragſchließenden 
dem Mehrheitsbeſchluſſe der drei zur Entſcheidung der Frage, ob ein zwingen⸗ 
der Fall vorliege, berufenen Perſonen haben unterwerfen wollen oder ob 
nur eine übereinſtimmende Begutachtung hat maßgebend ſein ſollen. 

Bei der Auslegung des Vertrages im erſteren Sinn wird dann weiter 
zu prüfen und zu entſcheiden ſein, wie dem Beklagten die Begutachtung über⸗ 
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tragen und wie fie von ihm übernommen iſt, ob er nur ein von der Auffaſ⸗ 
ſung der beiden andern zur Entſcheidung berufenen Perſonen unabhängiges 
Gutachten hat erſtatten oder ob er gegebenenfalls ſich einem Mehrheits⸗ 
beſchluſſe hat fügen wollen. Wird letzteres angenommen und ſoll daraus 
die Verpflichtung des Beklagten zur Vollziehung des Schriftſtücks v. 7. Januar 
1914 gefolgert werden, ſo wird vor der Entſcheidung noch zu erörtern ſein, 
ob der Beklagte durch die Verweigerung ſeiner Unterſchrift von dem Ver⸗ 
trage zurückgetreten ſei und ob er zu dem Rücktritt nach der von ihm ge⸗ 
gebenen Darſtellung der Vorgänge oder aus ſonſtigen Gründen berechtigt 
war. Dabei bedarf es der Prüfung, welcher der ſchon erwähnten Vertrags⸗ 
arten die rechtlichen Beziehungen der Parteien zu unterſtellen ſind und wie 
ſich danach das Kündigungs⸗ und Rücktrittsrecht des Beklagten geſtaltet. 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Juni 1915. T. (Bkl.) w. R. 

(OLG. Celle). VII. 74/15. RGeEntſch. 87 Nr. 43 S. 191. 


183. Nichtigkeit der Abtretung künftiger Forderungen bei 
ungenügender Beſtimmtheit. 


Vgl. 59 Nr. 178 m. N., 179; 64 Nr. 25; 69 Nr. 221 S. 414; auch 69 Nr. 92 m. N. 
BGB. § 398. 


Der Grundeigentümer V. hatte am 25. April 1912 die Mieten ſeines 
Grundſtücks zur Sicherheit für einen gewährten Vorſchuß im Betrage von 
23000 1 an den Beklagten abgetreten. Am 4. Juli 1913 trat V. die Mieten 
desſelben Grundſtücks an den Kläger zur Sicherheit für eine Hypotheken⸗ 
forderung von 40000 „ ab mit dem Zuſatz, daß der Kläger die Abtretung 
den Mietern erſt vorlegen werde, wenn die Auszahlung gekündigter Hypo⸗ 
theken und die Zahlung der fälligen Zinſen vom Grundeigentümer nicht 
erfolgt ſei. Am 4. Februar 1914 endlich trat der Beklagte einen Teil der 
ihm abgetretenen Mieten an die Nebenintervenienten weiter ab. Der Be⸗ 
klagte iſt im Juli 1914 aus den Mieten in voller Höhe der von V. geſchul⸗ 
deten 23000 / befriedigt worden. Zu den abgetretenen Mieten gehörte auch 
ein Mietbetrag von 894,02 /, der bei der Hinterlegungsſtelle hinterlegt wor⸗ 
den war. Kläger forderte die Einwilligung des Beklagten in die Auskehrung 
des Betrages an ihn. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus 
den Gründen: ö | 

„Der Kläger ſtützt feinen Anſpruch auf die Zeſſion vom 4. Juli 1913, 
wonach der Grundeigentümer V. ihm ‚vom 1. Juli 1913 ab alle Rechte und 
Anſprüche auf Zahlung der Mieten für das Viſche Grundſtück, und zwar 
ſowohl auf Grund der jetzt beſtehenden wie auch auf Grund aller noch in 
Zukunft zu ſchließenden Mietverträge abgetreten“ hat, jedoch mit der Be— 
ſtimmung, daß „Kläger die Zeſſion den Mietern erſt vorlegen werde, wenn 
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die Auszahlung gekündigter Hypotheken und die Zahlung der fälligen Zinſen 
vom Grundeigentümer nicht erfolgt‘ ſei. Darnach ſollte alſo der Zedent V. 
die Mieten zunächſt ſelbſt von den Mietern einziehen, und zwar für eigene 
Rechnung, und das Recht des Klägers auf die Mieten erſt dann eintreten, 
wenn V. mit der Auszahlung gekündigter Hypothekenzinſen und fälliger 
Zinſen im Rückſtand ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Abtretung 
ſchon deshalb der Rechtswirkſamkeit entbehrt, weil die Verfügung über die 
abgetretene Forderung nicht ſofort auf den Kläger übergehen ſollte, ſon⸗ 
dern der Übergang von einer Bedingung abhängig gemacht worden war 
(vgl. RGEntſch. 37, 103. 106; ZW. 1914, 8306). Denn ſchon aus einem andern 
Grunde iſt dieſe Abtretung ungültig. Sie betrifft zukünftige Forderungen. 
Eine ſolche Abtretung iſt in Übereinſtimmung mit der ſtändigen höchſtrichter⸗ 
lichen Rechtſprechung an ſich als zuläſſig anzuſehen. Aber mit Recht ver⸗ 
langt ebendieſelbe Rechtſprechung als Vorausſetzung für die Gültigkeit der 
Abtretung eine genügende Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit der abgetre- 
tenen Forderungen; 

RGeEntſch. 67, 167, (Seuff A. 64 Nr. 25); 75, 228. 
Wenn nun auch die Mieten, auf die ſich die Abtretung bezieht, im vorliegen— 
den Fall einzeln aufgeführt worden ſind, ſo ſchafft doch die Abrede, daß der 
Kläger die Zeſſion den Mietern gegenüber erſt dann geltend machen ſolle, 
wenn der Grundeigentümer mit feiner Hypothekenrückzahlung oder Zins⸗ 
zahlung im Rückſtande ſei, einen Zuſtand der Unſicherheit, der die ganze Ab— 
tretung als ungültig erſcheinen laſſen muß. Der Zeitpunkt, von dem ab die 
Mieten wirklich an den Kläger übergehen ſollen, iſt von vornherein ganz 
unbeſtimmt und hängt auch von Umſtänden ab, die den Schuldnern der 
Mieten wie den Gläubigern der Parteien ganz unbekannt ſind. Es kommt 
hinzu, daß der Grundeigentümer die Mieten ſchon vorher an den Beklagten 
abgetreten hatte, und daß durch das Zuſammentreffen der beiden Abtre⸗ 
tungen die Unbeſtimmtheit der zweiten Abtretung noch verſtärkt wird. Der⸗ 
artige, im einzelnen nicht genau beſtimmte und im voraus nicht beſtimmbare 
Abtretungen zukünftiger Forderungen können im Intereſſe der Rechtsſicher⸗ 
heit nicht als zuläſſig angeſehen werden. Sie ſchaffen unklare Verhältniſſe, 
die infolge der mangelnden Klarheit nicht nur dem neuen Gläubiger, ſon⸗ 
dern vor allem auch den Schuldnern der abgetretenen Forderungen und den 
Gläubigern der Parteien ſchaden können. 

Deshalb kann das Recht ſolche unbeſtimmte Abtretungen als gültig nicht 

anerkennen und mußte die Klage abgewieſen werden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Jane 1916. M. (Kl.) 

w. Sch. u. Gen. Bf. VI. 243/15. Nö. 
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184. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor? Aufrechnung 
gegen ein ſolches“. 
(Vgl. 70 Nr. 124 m. N.) 
BGB. § 428; 719 Abſ. 2. 

Die beiden Beklagten hatten gegen den Kläger eine Forderung für Maler- 
arbeiten eingeklagt. Es war dann zwiſchen den Parteien ein Vergleich ge— 
ſchloſſen worden, nach welchem der Kläger den Beklagten u. a. 200 zu 
Händen ihres Anwalts zu zahlen hatte. Später trat der Drogenhändler W. 
dem Kläger eine ihm angeblich gegen den Erſtbeklagten für geliefertes Farben⸗ 
material zuſtehende Forderung ab. Der Kläger wollte nun mit der ihm ab- 
getretenen Forderung gegenüber der den Beklagten aus dem Vergleich zu— 
ſtehenden Forderung aufrechnen und klagte auf Feſtſtellung, daß die Voll— 
ſtreckung aus dem Vergleich unzuläſſig ſei, ſowie auf Herausgabe des Schuld— 
titels. Die Beklagten beſtritten, daß die abgetretene Forderung zu Recht be— 
ſtehe und eine Aufrechnung mit der Vergleichsforderung zuläſſig ſei. — Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt; in 2. Inſtanz wurde ſie abgewieſen. Gründe: 

„Der Rechtsauffaſſung des Landgerichts kann nicht beigepflichtet werden. 
Haben mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern, ſo iſt nach der Vorſchrift 
des 8 420 BGB. jeder Gläubiger im Zweifel nur zu einem gleichen Anteil 
berechtigt. Während für mehrere Schuldner im Geſetze ſchon dann ein Ge— 
ſamtſchuldverhältnis vermutet wird, wenn die gemeinſame Verpflichtung 
auf einem Vertrage beruht (§ 427 BGB.), iſt etwas entſprechendes nicht 
auch für die Mitberechtigung feſtgeſetzt worden. Ein Geſamtgläubigerverhält⸗ 
nis liegt vielmehr nur dann vor, wenn nach Lage des Falles jeder die ganze 
Leiſtung fordern kann, der Schuldner aber die Leiſtung nur einmal zu be— 
wirken verpflichtet iſt (S 428 BGB.). Fälle dieſer Art find im Rechtsver⸗ 
kehr ſelten (vgl. Staudinger BGB. 8 428 Anm. 1 a. E.). Der Umſtand, daß 
die Mitberechtigung auf Vertrag beruht oder daß die Leiſtung an den Anwalt 
der Berechtigten erfolgen ſoll, reicht nicht aus, um eine Abſicht der Parteien 
auf Begründung eines Geſamtgläubigerverhältniſſes anzunehmen. 

In Wahrheit beruht aber die Entſcheidung des Rechtsſtreits auf andern 
Rechtsgrundſätzen. Die Beklagten haben ihr Malergeſchäft gemeinſam be— 
trieben, wie die im Vorprozeß beigebrachten Schriftſtücke, insbeſondere der 
Vertrag und die Rechnungen, ausweiſen. Mindeſtens aber beſtand für die 
Beſchaffung der vom Kläger beſtellten Arbeiten ein Geſellſchaftsverhältnis. 
Daraus folgt, daß, dem Charakter des Geſamthandverhältniſſes entſprechend, 
der Forderung der Beklagten gegenüber nicht mit einer Forderung auf— 
gerechnet werden konnte, die dem Kläger als Schuldner gegen einen der 
Beklagten zuſtand (§ 719 Abſ. 2 BGB.). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
nicht die beiden Beklagten dem Drogenhändler W. aus der Beſtellung und 
Lieferung des Farbenmaterials haften. Abgetreten hat W. jedenfalls nur 
die gegen den Erſtbeklagten ihm zuſtehende Forderung. 
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Somit war die Aufrechnung gegenüber der Vergleichsforderung un⸗ 
wirkſam. Die Beklagten haben das Recht, den Vergleich gegen den Kläger 


vollſtrecken zu laſſen.“ 0 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. Febr. 1916. H. (Kl.) w. 
C. S. und W. S. Bf. VI. 308/15. Nö. 


185. Kein Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters aus 
$ 554 BGB. bei Rückſtändigkeit eines nur unerheblichen Teils 
einer Sinsrate. 

BGB. $ 554. 

— — — Die Vorſchrift des 8554 BGB. darf nicht dazu führen, den 
Mieter auch dann einer friſtloſen Kündigung auszufetzen, wenn es ſich nur 
um unerhebliche Teile einer Mietzinsrate handelt (vgl. RGEntſch. 82, 54). 
Es würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der Vermieter auch auf 
einen geringfügigen Rückſtand ſich ſollte berufen dürfen. Das Ber.-Gericht 
verneint einen Verſtoß gegen Treu und Glauben nur deshalb, weil es den 
Betrag von 10 , mit dem nach feiner Annahme der Beklagte für das dritte 
Vierteljahr mindeſtens im Rückſtande war, dem Rückſtande für das zweite 
Vierteljahr einfach hinzurechnet und dann den Geſamtbetrag für nicht gering 
erklärt. Das entſpricht nicht dem Sinn des 8 554 BGB. Das Geſetz fordert 
ausdrücklich Verzug mit der Entrichtung von zwei Raten. Die Frage, ob 
ein Teilrückſtand zu geringfügig ſei, um eine Kündigung zu rechtfertigen, 
iſt daher nach dem Verhältniſſe des rückſtändigen Teilbetrages zu der be— 
treffenden Rate, nicht nach dem Geſamtbetrag der Rückſtände aus beiden 
Raten zu beurteilen. Daß aber ein Betrag von 10 % gegenüber einem Zins⸗ 
betrag von 1062 f 50 Y jo geringfügig iſt, daß nach Treu und Glauben 
der Vermieter zur Begründung der friſtloſen Kündigung ſich auf einen ſolchen 
Rückſtand nicht ſtützen darf, iſt ohne weiteres anzuerkennen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. März 1915. Kn. (BEL): w 

St. (KG. Berlin). III. 565/14. Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 82 S. 334. 


186. Feuerverſicherung auf Gegenſeitigkeit; über die Gültigkeit 
ſatzungwidriger Verſicherungsgeſchäfte gegen feſte Prämien nach 
§ 21 Abſ. 2 PrivDerfUnt®. 
PrivVerſüntG. v. 12. Mai 1901 (RGBl. 139) 5 21 Abſ. 2. 


Der Kläger hatte im Auguſt 1914 zwei Getreidemieten für die Zeit vom 
4. Auguſt bis 4. Oktober 1914 bei der Beklagten gegen Feuersgefahr ver⸗ 
ſichert. Am 21. Auguſt 1914 brannten die Mieten ab. Der Kläger forderte 
Zahlung von 4450 // nebſt Zinſen. In 1. Inſtanz wurde die Klage abge- 
wieſen, während in 2. Inſtanz der Anſpruch dem Grunde nach für gerecht— 
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fertigt erklärt wurde. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus 
den Gründen: 

„Die Beklagte iſt ein Verſich.⸗Verein auf Gegenſeitigkeit und unter⸗ 
liegt als ſolcher den Beſtimmungen des 3. Abſchn. des Geſ. über die privaten 
Verſich.⸗ Unternehmungen v. 12. Mai 1901. Nach $ 21 Abſ. 2 dieſes Geſetzes 
dürfen Verſich.⸗Vereine auf Gegenſeitigkeit Verſich.⸗Geſchäfte gegen feſte 
Prämien in der Art, daß die Verſicherungnehmer nicht Mitglieder des Vereins 
werden, nur betreiben, ſoweit die Satzung dies ausdrücklich geſtattet. Der 
vom Regierungspräſidenten genehmigte, die Satzung und die allgemeinen 
Verſich.⸗Bedingungen umfaſſende Geſchäftsplan der Beklagten läßt den 
Abſchluß derartiger Verſich.⸗Geſchäfte in beſtimmtem Umfange zu, inſofern 
nach § 15 Allg. Verſich.⸗Bedingungen Mitglieder gewiſſe Gegenſtände, dar⸗ 
unter Getreide, Heu und Stroh in Mieten (Schobern) während des Laufs 
der Verſich.⸗Periode monateweiſe zu feſten Beiträgen — gegen feſte Prä⸗ 
mien — nach beſonderem Tarif verſichern können. Danach können ſolche 
Verträge nur mit Mitgliedern geſchloſſen werden. Der Kläger hat nun im 
Auguſt 1914 einen Verſich.⸗Vertrag gegen feſte Prämien über zwei Getreide⸗ 
mieten mit der Beklagten abgeſchloſſen, er war jedoch damals nicht mehr 
Mitglied der verflagten Geſellſchaft, der Vertrag hätte mithin nicht abge⸗ 
ſchloſſen werden dürfen. Es fragt ſich deshalb zuvörderſt, ob der Vertrag 
überhaupt wirkſam zuſtandegekommen iſt. In den Vorinſtanzen iſt dieſe 
Frage nicht zur Erörterung gekommen, die Beklagte hatte nach dieſer Rich⸗ 
tung hin Einwendungen gegen den Klaganſpruch nicht erhoben. Die Reviſion 
macht in dieſer Beziehung Bedenken geltend, jedoch ohne Grund. 

Ein Zweifel an der Gültigkeit des Vertrags könnte überhaupt nicht ent⸗ 
ſtehen, wenn die Beſtimmung in $ 15 Allg. Verſich.-Bedingungen dahin 
zu verſtehen wäre, daß mit dem Abſchluß einer Verſicherung zu feſten Bei⸗ 
trägen die Erwerbung der Mitgliedſchaft verbunden wäre. So kann die Be⸗ 
ſtimmung jedoch nicht verſtanden werden. Zwar vollzieht ſich im allgemeinen 
der Eintritt in die Mitgliedſchaft und die mit ihr verbundenen Rechte und 
Pflichten bei Verſich.-Geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit unmittelbar mit dem 
Abſchluß des Verſich.⸗Vertrags ſelbſt, es bedarf nicht daneben noch eines auf 
den Eintritt des Verſich.⸗Nehmers in die Geſellſchaft gerichteten beſonderen 
Vertrags. Allein dieſer Grundſatz iſt auf die tatſächlich und rechtlich ganz 
anders geſtaltete Verſicherung gegen feſte Prämien nicht ohne weiteres an⸗ 
wendbar. Die Vorſchrift in $ 21 Abſ. 2 Gef. bezieht ſich ihrem Wortlaut nach 
auf ſolche Verſich.-Geſchäfte gegen feſte Prämien, bei denen der Verſich.“ 
Nehmer nicht Mitglied des Vereins wird. In dieſem Sinne iſt auch $ 15 
Verſich.⸗Bedingungen der Beklagten gemeint. — — — Ein Verſtoß gegen 
§ 15 der Verſich.-Bedingungen und § 21 Abſ. 2 Gef. liegt mithin vor, inſofern 
die Beklagte den Verſich.-Vertrag mit einer Perſon abgeſchloſſen hat, die 
weder Mitglied war, noch durch den Vertragsabſchluß ſelbſt die Mit⸗ 
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gliedſchaft erlangte. Dieſer Verſtoß hat jedoch keine Nichtigkeit des Ver⸗ 


trags zur Folge. 
0 Ge itigkeit 
e RS 
Nchd 


Das Geſetz verbietet den Verſich. zes 
Abſchluß von Verſicherungen gegen feite Printe 
nur inſoweit, als ihnen die Satzung den. Betrieb olg nicht aus- 
drücklich geſtattet. Mit Rückſicht hierauf begegnet die * daß das 
Geſetz den Abſchluß ſolcher Verſicherungen, dafern dabei die ſatzungmäßig 
gezogenen Grenzen überſchritten worden ſind, mit der Folge der Nichtig⸗ 
keit habe bedrohen wollen, von vornherein dem ſchwerwiegenden Bedenken, 
daß die Satzung dem Publikum nicht bekannt zu ſein pflegt und auch nicht, 
wie dies § 10 Abſ. 1 Geſ. hinſichtlich des Abſchluſſes eines Verſich.⸗Vertrags 
auf Gegenſeitigkeit vorſchreibt, dem Verſich.⸗Nehmer vor dem Abſchluſſe eines 
Verſich.⸗Vertrags gegen feſte Prämien ausgehändigt zu werden braucht. 
Gegen eine ſolche Annahme ſpricht auch der allgemeine Zweck des Geſetzes, 
der nach § 1 darin beſteht, Privatunternehmungen, welche den Betrieb von 
Verſich.⸗Geſchäften zum Gegenſtande haben, der Beaufſichtigung der zuſtän⸗ 
digen Behörden nach Maßgabe der im Geſetze ſelbſt im einzelnen getrof- 
fenen Vorſchriften zu unterwerfen. Das Geſetz ſucht ſeine im weſentlichen, 
wenn auch nicht ausſchließlich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts liegen⸗ 
den Zwecke vornehmlich in der Weiſe zu erreichen, daß es die Einrichtungen 
und den Betrieb derartiger Verſich.-Unternehmungen behördlicher Beaufſich⸗ 
tigung unterwirft und auf dieſem Wege die Befolgung der von ihm getroffenen 
Vorſchriften ſichert. Daß es daneben noch an die Nichtbefolgung einzelner 
Vorſchriften die privatrechtliche Folge der Nichtigkeit eines geſetzwidrig vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfts habe knüpfen wollen, liegt an ſich fern und 
würde nur angenommen werden können, wenn und ſoweit das Geſetz eine 
ſolche Abſicht erkennen ließe. Der Inhalt des hier in Betracht kommenden 
§ 21 Abſ. 2 Gef. ſpricht aber nicht für, ſondern gegen die Annahme einer 
ſolchen Abſicht des Geſetzes. Denn das dort ausgeſprochene Verbot richtet 
ſich ſeinem Wortlaut nach lediglich gegen die Verſich.⸗Vereine, nicht gegen 
die Verſich.⸗Nehmer, hat auch nur den Betrieb von Verſich.⸗Geſchäften gegen 
feſte Prämien im allgemeinen, nicht das einzelne Rechtsgeſchäft zum Gegen⸗ 
ſtande und iſt überdies in diejenige Form gekleidet, in der in der neueren 
Geſetzesſprache Verbote ausgeſprochen zu werden pflegen, deren Übertretung 
nicht mit der Folge der Nichtigkeit des verbotwidrig abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfts bedroht ſein ſoll. Soweit hiernach etwa eine aus § 134 BGB. her⸗ 
zuleitende Vermutung für die Nichtigkeit des ſtreitigen Verſich.⸗Vertrags 
ſpricht, erſcheint ſie durch den Inhalt und den e I De et wider⸗ 
legt. — — —“ 
(die Aufhebung erfolgte aus andern Gründen.) 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 9. Nov. 1915. Mob.⸗F.⸗VerſG. 
in M. (Bkl.) w. Dr. (OLG. mn.) VII. N 
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187. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſicherungs⸗ 
a yg wegen des englifchen Zahlungsverbots. 


fe 62 Nr. 107; 65 Nr. 25.) 
Eu 5 77 65 8689. 88 157. 321. 
A at in der Entſcheidung v. 28. Januar 1905 (RGentſch. 


60, 8 ) ausgeführt: Im allgemeinen habe nach dem Bürgerl. Geſetzbuch 
die ſog. clausula rebus sic stantibus, abgeſehen von den Ausnahmefällen 
der 88 321. 610 keine Geltung. Dadurch ſei aber die Prüfung nicht aus⸗ 
geſchloſſen, ob nicht im einzelnen Fall oder auch bei einer ganzen Gattung. 
von Verträgen nach der Abſicht der Parteien und nach der Natur der Ver⸗ 
träge bei deren Auslegung nach Treu und Glauben und mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte ein Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände gegeben ſei. 
Bei Verſich.⸗Verträgen gehe der erkennbare Zweck des Verſich.⸗Nehmers 
dahin, ſich gegen die Folgen eines wirtſchaftlich nachteiligen Ereigniſſes zu 
ſchützen, die Gewißheit zu haben, daß er durch die Verſicherung gegen die 
befürchteten Nachteile bei deren Eintritt ohne weiteres Deckung finde. Dieſer 
Zweck bleibe bei der Verſicherung bei einer auf den planmäßigen Großbetrieb 
gerichteten Geſellſchaft regelmäßig nur erreichbar, ſolange die wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Grundlagen, auf denen ſich der Großbetrieb aufbaue, im 
weſentlichen erhalten blieben; er ſei gefährdet, wenn jene Grundlagen durch 
Handlungen der Geſellſchaft erſchüttert würden, welche auf eine Beſeitigung 
oder erhebliche Veränderung derjenigen Verhältniſſe zielten, auf deren Fort⸗ 
beſtand der Verſicherte bei Eingehung der Verſicherung habe rechnen dürfen. 
Es müſſe daher bei Auslegung der Verſich.-Verträge nach den dieſe im wei⸗ 
teſten Umfange beherrſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben als ftill- 
ſchweigend vereinbart angeſehen werden, daß der Verſicherte in ſolchen Fällen 
zum Rücktritt berechtigt ſein ſolle. 

Dieſen Grundſätzen iſt auch heute noch zu Folgen: Sie werden nicht be- 
rührt durch das erſt nach jener Entſcheidung des Reichsgerichts erlaſſene Reichs⸗ 
geſetz v. 30. Mai 1908 über den Verſich.⸗Vertrag. Das Reichsgericht ſtellt 
nicht für das frühere Recht einen dispoſitiven Rechtsſatz des Verſicherungs⸗ 
rechts auf, ſondern folgert die ſtillſchweigende Vereinbarung eines Rücktritts⸗ 
rechts aus dem übereinſtimmenden Parteiwillen beim Abſchluß des Verſich.- 
Vertrages im Wege der Auslegung nach Treu und Glauben und mit Rück- 
ſicht auf die Verkehrsſitte ($ 157 BGB.). Einer ſolchen Annahme ſteht nicht 
entgegen, daß das Geſetz v. 30. Mai 1908 von einem Rücktrittsrecht in Fällen, 
in denen die vom Reichsgericht aufgeſtellten Vorausſetzungen eingetreten 
ſind, nicht ſpricht. — — — 

Das Reichsgericht hat den Fall im Auge, daß durch Sale der 
Geſellſchaft die Grundlagen des Verſich.-Geſchäfts erſchüttert werden, wäh⸗ 
rend es ſich hier zunächſt um den Einfluß des Erfüllungsverbots handelt, 
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das die engliſche Regierung am 9. Sept. 1914 in betreff beſtehender Verſich.⸗ 
Verträge mit feindlichen Ausländern erlaſſen hat. Es muß aber auch für 
dieſen Fall als von den Parteien beim Abſchluß des Vertrages ſtillſchweigend 
vereinbart angeſehen werden, daß der Verſicherte zur Kündigung berechtigt 
ſein ſollte; hätten ſie den Fall als möglich vorausgeſehen, ſo iſt anzunehmen, 
daß fie für jeinen Eintritt die Auflöſung des Verſich.⸗Vertrages vorgeſehen 
hätten. Denn infolge des Erfüllungsverbots wurden die rechtlichen und wirt— 
ſchaftlichen Grundlagen des Verſich.⸗Verhältniſſes vollſtändig erſchüttert und 
der Verſich.⸗Vertrag mit der Klägerin bot für den Beklagten nicht mehr 
genügende Sicherheit gegen die ſchweren Schäden, die ihn im Falle eines 
Brandes bedrohten. 

In dem Verſich.⸗Schein des Beklagten war das Grundkapital der klagen⸗ 
den Geſellſchaft auf 65497260 ½ angegeben. Infolge des engliſchen Zah— 
lungsverbots war aber ſo viel klar, daß das engliſche Stammunternehmen 
keine Mittel zur Deckung der Schäden deutſcher Verſicherter hergeben würde. 
Das inländiſche Vermögen, das zur Deckung der deutſchen Verſicherten heran⸗ 
gezogen werden konnte, beſtand aus einer dem Reichsfiskus für die Erfüllung 
der Verſich.⸗Verbindlichkeiten verpfändeten Sicherheit in Höhe von 1700000. 
und einem nach dem letzten Geſchäftsbericht mit Hypotheken nicht belaſteten 
Grundſtücke in Hamburg im Bilanzwerte von 500000 A. Dieſes Grundſtück 
kam aber bei der Schwierigkeit ſeiner Verwertung offenbar in abſehbarer 


Zeit als geeignete Deckung nicht in Betracht. — — — Die Prämienein⸗ 
nahmen der Geſellſchaft — — — und die etwa in Deutſchland verbliebenen 
Überſchüſſe früherer Jahre — — — gewährten infolge des engliſchen Zah— 


lungsverbots dem Verſicherten keine genügende Sicherheit mehr. Wenn auch 
das engliſche Zahlungsverbot einer Verurteilung der Geſellſchaft durch deutſche 
Gerichte nicht entgegengeſtanden hätte, ſo war doch damit zu rechnen, daß 
die engliſche Hauptleitung der Geſellſchaft dem engliſchen Geſetze entſprechend 
ihrem deutſchen Hauptbevollmächtigten die Weiſung erteilen würde, die ver⸗ 
fügbaren Gelder nicht zur Deckung in Deutſchland eingetretener Schäden zu 
verwenden, ſondern herauszuziehen oder ſonſtwie beiſeite zu bringen. — — — 
Weiter war zu berückſichtigen, daß der deutſche Verſich.-Beſtand der klägeri⸗ 
ſchen Geſellſchaft gerade infolge der den Verſicherten durch ein Rundſchreiben 
vom September 1914 gewährten Möglichkeit, ihre Verſicherung anf die Hanſeat. 
Verſich.⸗Geſellſchaft von 1877 zu übertragen, wie vorauszuſehen, einer 
ſtarken Abwanderung ausgeſetzt war, wodurch der deutſche Verſich.-Beſtand 
der Klägerin die Eigenſchaft eines abſterbenden, in der Abwickelung begrif⸗ 
fenen annahm. Daraus ergab ſich einerſeits die Abminderung der Prämien⸗ 
einnahmen, anderſeits die Gefahr eines mangelhaften Gefahrenausgleichs, 
einer Unregelmäßigkeit des Schadensverlaufs und ſomit des Leerausgehens 
für die am längſten laufenden Verſicherungen, endlich ein hoher Verwaltungs⸗ 
koſtenſatz. 
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Das Weſentliche blieb darnach, daß den deutſchen Verſicherten infolge 
des engliſchen Zahlungsverbots nicht mehr das ganze große Unternehmen 
der Klägerin gegenüberſtand, das gerade durch ſeine Ausbreitung über ver⸗ 
ſchiedene Länder und den dadurch bedingten weſentlich erhöhten Gefahren⸗ 
ausgleich und die hohen Geſamtprämieneinnahmen ſowie das hohe Grund⸗ 
kapital von über 65 Millionen 1 den Verſicherten eine Sicherheit erſten 
Ranges bot, ſondern ihnen nur noch das im Verhältnis dazu ganz gering⸗ 
fügige in Deutſchland befindliche Vermögen der Klägerin als Sicherheit haftete 
und allenfalls der verbleibende geringe deutſche Verſich.⸗Beſtand den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens bildete. Dadurch waren die wirtſchaftlichen und recht⸗ 
lichen Grundlagen des Verſich.⸗Geſchäfts der Klägerin für das Verhältnis zum 
Beklagten ſo weſentlich andre geworden, daß dem Beklagten nach dem Sinn 
des urſprünglichen Vertrages nicht zugemutet werden konnte, an dem Ver⸗ 
trage feſtzuhalten, er vielmehr zur Kündigung berechtigt war (vgl. OLG. 
Kiel in JW. 1915, 530). 

Die Klägerin macht nun noch geltend, ſie habe dem Beklagten durch 
die Garantie der Hanſeat. Verſich.⸗Geſellſchaft von 1877 unter ſolidariſcher 
Mitverhaftung der Norddeutſchen Verſich.⸗Geſellſchaft in Hamburg mehr als 
ausreichende anderweitige Sicherheit verſchafft, wie ſie in einem Rund⸗ 
ſchreiben vom September 1914 dem Beklagten mitgeteilt habe. Wenn in 
dieſem Rundſchreiben dem Beklagten angeboten iſt, die Verſicherung auf 
die bezeichnete Hanſeat. Geſellſchaft übergehen zu laſſen, ſo braucht ſich der 
Beklagte, wie nicht zweifelhaft iſt, darauf nicht einzulaſſen, da niemand ge⸗ 
zwungen werden kann, ſich einen andern Schuldner aufdrängen zu laſſen, 
abgeſehen von den Fällen einer Geſamtrechtsnachfolge. Ebenſo wenig aber 
braucht ſich der Beklagte auf eine andre Geſtaltung ſeiner Rechtsverhältniſſe 
einzulaſſen, welche wirtſchaftlich denſelben Erfolg auf anderem Wege er⸗ 
reichen ſollte. — — — Es iſt dem OLG. Kiel a. a. O. auch darin zu folgen, 
daß die ganze Grundlage des Verſich.⸗Verhältniſſes verändert wird, wenn 
die Klägerin, da ſie ſelbſt mit ihrem Geſamtvermögen nur noch zum kleinſten 
Teil für die Erfüllung einſtehen kann, nunmehr eine andre Geſellſchaft 
als Haftungsperſon im Wege der Garantieübernahme einſchieben will. 
Im rechtlichen und wirtſchaftlichen Sinne ſoll dem Verſicherten in der 
Hauptſache eine andre Geſellſchaft haften als die, mit der ſie abge- 
ſchloſſen hat. Darauf braucht ſich der Beklagte nicht einzulaſſen. Außer⸗ 
dem konnte dem Beklagten nicht zugemutet werden, daß er im Sep⸗ 
tember 1914, als er das Rundſchreiben der Klägerin erhielt und ſich 
über ſein Verhalten alsbald ſchlüſſig machen mußte, Nachforſchungen an⸗ 
ſtelle, ob der Vermögensſtand der Hanſeat. Geſellſchaft und der Nord- 
deutſchen ein derartiger war, daß neben der Deckung ihres eigenen Verſich. 
Beſtandes noch eine beachtliche Sicherheit für die Verſicherten des N 
übrig blieb. — — — 
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Die Kündigung war mithin zu der Zeit, als ſie ausgeſprochen wurde, 
gerechtfertigt. Damit war der Vertrag aufgelöſt, und ein nachträglicher Nach⸗ 
weis genügender Sicherheit, wie ihn die Klägerin jetzt angeboten hat, würde 
daran nichts mehr ändern. 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 28. April 1916. L. (Bkl.) w 

Lond. Phönix. La. 200/15. | K—n. 


188. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der 
Haftpflicht⸗Verſicherung. 
VerſBG. 88 6. 153. 


Der Kläger war bei der Beklagten gegen Haftpflicht verſichert. Er iſt 
am 28. Nov. 1912 wegen fahrläſſiger Körperverletzung verurteilt worden, hat 
der Beklagten aber erſt am 23. Febr. 1913 Anzeige von dem Unfall erſtattet, 
nachdem zivilrechtliche Anſprüche gegen ihn erhoben worden waren. Die 
verklagte Geſellſchaft lehnte infolgedeſſen die Zahlung ab, wurde jedoch in 
allen Inſtanzen dazu ſchuldig erkannt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8153 VerſVG., die auf den vor⸗ 
liegenden Fall Anwendung findet, wird der Pflicht zur Anzeige des Ver⸗ 
ſicherungsfalles genügt, wenn die Anzeige innerhalb einer Woche erfolgt, 
und dieſe Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Dritte ſeinen 
Anſpruch gegenüber dem Verſicherungnehmer geltend macht, jedoch iſt, wenn 
der Verſicherungnehmer zu einer gerichtlichen Verhandlung über den An⸗ 
ſpruch geladen wird, die Anzeige unverzüglich nach Empfang der Ladung 
zu machen. Dieſe Vorſchrift iſt inſofern zwingend, als nach § 153 Abſ. 2 der 
Verſicherer ſich auf eine Vereinbarung nicht berufen kann, durch welche die 
Dauer oder die Berechnung der Friſt zum Nachteil des Verſicherungnehmers 
anders beſtimmt iſt. Danach ſind derartige auf die Anzeigepflicht des Ver⸗ 
ſicherungnehmers ſich beziehende Vereinbarungen nicht ſchlechthin, ſondern 
nur inſofern dem Belieben der Beteiligten entzogen, als ſie zum Nachteil 
des Verſicherungnehmers gereichen und auch nur inſoweit, als ſie ſich auf 
die Dauer oder die Berechnung der Anzeigefriſt beziehen. Vereinbarungen 
andrer Art, insbeſondere ſolche über die Form der Anzeige, über die mit der 
Anzeige zu erbringenden Nachweiſungen u. dgl. ſind zuläſſig und wirkſam. 
Dagegen kann ſich der Verſicherer nicht auf eine Vereinbarung berufen, durch. 
die der Beginn der Anzeigefriſt auf einen andern Zeitpunkt, als den in $ 153 
Abi. 1 beſtimmten, zum Nachteil des Verſicherungnehmers feſtgeſetzt wird, 
insbeſondere alſo auf die Feſtſetzung eines früheren als des geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Zeitpunktes, von dem die Anzeigefriſt zu laufen beginnt, denn 
eine ſolche Vereinbarung betrifft die Berechnung der Friſt und ihre Dauer. 

Eine unverzügliche Anzeige iſt dem Verſicherungnehmer in § 153 Abſ. 1 
nur dann zur Pflicht gemacht, wenn er zu einer gerichtlichen „ en 

Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 8. 
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über den Anſpruch geladen wird, die bloße Vorladung zu einem Strafverfahren 
genügt hierzu in der Regel nicht, da das Strafverfahren nicht den Anſpruch 
des Verletzten gegen den Verſicherungnehmer zum Gegenſtande hat; nur 
dann iſt das letztere der Fall, wenn im Strafverfahren zuläſſigerweiſe wegen 
des die Haftpflicht des Verſicherungnehmers begründenden e vom 
Verletzten ein Anſpruch auf Buße erhoben wird. 

Im gegebenen Falle hat wegen des am 6. Sept. 1912 erfolgten Unfalls 
ein Strafverfahren ſtattgefunden. Dieſes Strafverfahren kommt aber nicht 
in Betracht, da ein Bußanſpruch in demſelben nicht erhoben worden iſt. Da⸗ 
gegen hat der Kläger die gegen ihn erhobenen Erſatzanſprüche nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Ber.⸗Richters unbeſtritten innerhalb einer Woche nach deren 
Geltendmachung der Beklagten angezeigt, er hat N der un geſetzlich 
obliegenden Anzeigepflicht friſtgemäß genügt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 17. März 1916. Sch. w. Geſellſch. 

a (OLG. Colmar). u 392/15. L—ch. 


. e ERBEN eines widerrechtlichen Eingriff in. einen 
fremden Gewerbebetrieb. 
Vgl. 70 Nr. 177 m. N. 
BGB. $ 823. 

Die Parteien ſind beide Kartoffelhändler. Der Beklagte hatte dem Kläger 
einen EB.⸗Wagen Kartoffeln verkauft, der Kläger bemängelte aber die Ware 
und ſtellte ſie dem Beklagten zur Verfügung. Dieſer ließ darauf in die Num⸗ 
mer der zu Berlin erſcheinenden „Kartoffel⸗ und Fouragezeitung“ v. 22. März 
1913 die Anzeige einrücken: „Kollegen, welche mit der Firma V. S. W. 
in Berlin, H.⸗Straße 67, in Verbindung ſtehen oder geſtanden haben, bitte 
ich, mir ihre Erfahrungen recht bald zukommen zu laſſen“. Auf Grund der 
Veröffentlichung dieſer Anzeige erhob der Kläger, u. a. mit Berufung auf 
8 823 Ab}. 1 BGB., gegen den Beklagten eine Klage auf Feſtſtellung ſeiner 
Schadenerſatzpflicht. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen ee 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

— — — Die Anwendung des § 823 Abſ. 1 BGB. kann, da die Ehre 
nicht zu den durch dieſes Geſetz geſchützten Rechtsgütern gehört, nur in Frage 
kommen, ſoweit ein rechtswidriger und ſchuldhafter Eingriff in den eingerich- 
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb als in ein ſonſtiges Recht“ des Klägers 
vorliegen würde. Der Kläger meint, daß dieſes Erfordernis gegeben ſei, da 
ein von ihm auf dem Güterbahnhofe betriebenes Detailgeſchäft dadurch, daß 
ihn ſein Angeſtellter M., der dieſes Zweiggeſchäft ſeit Jahren geleitet habe, 
auf die Anzeige des Beklagten hin verlaſſen habe und die Kundſchaft miß⸗ 
trauiſch wurde, vollſtändig vernichtet worden ſei. Allein dadurch wird der 
geſetzliche Tatbeſtand des § 823 Abſ. 1 nicht hergeſtellt. Eine Verletzung des 
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eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebes liegt nicht ſchon dann vor, 
wenn infolge der Handlung des Täters die Kundſchaft des Gewerbetreibenden 
geſchmälert, ſein gewerblicher Gewinn verringert wird, auch nicht dann, wenn 
die Handlung gegenſtändlich die Wirkung hat, daß, wie hier behauptet wird, 
ein Geſchäftszweig des gewerblichen Unternehmens des Klägers infolge des 
Ausbleibens der Kundſchaft aufgegeben werden muß. Vorausſetzung der An⸗ 
wendung des § 823 Abſ. 1, der Verletzung des eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetriebes als eines ſonſtigen Rechts“ im Sinne dieſes Geſetzes iſt viel⸗ 
mehr, wie das Reichsgericht in wiederholten Entſcheidungen ausgeſprochen hat, 
daß der Eingriff unmittelbar gegen den Beſtand des Gewerbebetriebes ſich 
richtet, ſei es, daß der eingreifende Täter tatſächlich die Betriebshandlungen 
hindert, ſei es, daß er deſſen rechtliche Zuläſſigkeit beſtreitet und ſich fälſchlich 
das Recht anmaßt, ihn zu unterſagen oder zu beſchränken (RGEntſch. 48, 114; 
56, 271; 58, 24; 64, 52; 65, 210). Dieſes Ziel der Handlung muß bei vor⸗ 
ſätzlichen Handlungen in den Willen des Täters aufgenommen ſein, bei fahr⸗ 
läſſigen muß dieſer einen ſolchen Erfolg vorausgeſehen haben oder haben 
vorausſehen können. An dem Nichtvorhandenſein dieſer Vorausſetzung muß 
im gegebenen Falle die Anwendung des § 823 Abſ. 1 BGB. ſcheitern.— — —“ 


Urteil des Reichsgerichts 6 Sa) v. 29. Nov. 1915. W. (Kl.) w. R. 
VI. 246/15. | | 


190. Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn 
er um die Ungültigkeit der Erklärung weiß? 
BGB. 3 839; preußd G. Art. 60. u 


Der verklagte Rechtsanwalt, damals zugleich Vertreter des Notars St., 
hat am 14. Auguſt 1907 in Gegenwart der Witwe Maria B. und der Klä⸗ N 
gerin eine Urkunde entworfen, laut welcher die Witwe B. nach dem Ein⸗ 
gangsſatze: „am 13. Auguſt 1907 hat mein Sohn unter meiner Einwilligung 
von Fräulein Emma Th. (der Klägerin) ein Darlehn von 10000 & erhalten“, 
eine Hypothekbeſtellung für dieſe Forderung der Klägerin ſowie Eintra⸗ 
gungsbewilligung und Eintragungsantrag erklärte; dieſe Urkunde war ſofort 
von der Witwe B. unterſchrieben, und dieſe Unterſchrift ſofort vom Beklagten 
als Notar beglaubigt worden; die Eintragung der Hypothek war auf Antrag 
des Beklagten am 20. Auguſt 1907 erfolgt. Der inzwiſchen vermögenslos 
verſtorbene Darlehnsnehmer Max B. war damals noch minderjährig und 
hat nach Eintritt der Volljährigkeit dieſes Darlehn nicht genehmigt. Mangels 
Rechtsgültigkeit des Darlehns hatte die Witwe in einem Vorprozeß von der 
jetzigen Klägerin als Beklagten die Umſchreibung der Sicherungshypothek 
auf ihren (der Witwe B.) Namen gefordert, wozu die jetzige Klägerin auch 
rechtskräftig verurteilt worden war. Jetzt verlangte die Klägerin Schaden⸗ 


erſatz in Höhe von 10809 4 41 9 nebſt Zinſen vom Beklagten, weil er am 
23° 
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14. Auguſt 1907 die Minderjährigkeit des Max B. gekannt, ſie aber auf die 
ſich daraus ergebenden Rechtsfolgen nicht hingewieſen habe. — Der Anſpruch 
wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter folgert die Amtspflicht des Beklagten als Notars zur 
Prüfung der Gültigkeit der Verpfändungserklärung und der Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Max B. aus dem Art. 60 Abſ. 2 preuß. FGG., der ergebe, daß der 
Entwurf einer Urkunde durch den Notar mit nachfolgender Beglaubigung ſich 
als amtliche Tätigkeit des Notars darſtelle. — — — Die Auffaſſung des 
Ber.⸗Richters kann dahinſtehen. Es bedarf nicht erſt eines Schluſſes daraus, 
daß der Beklagte den Entwurf der Urkunde ſelbſt angefertigt hatte, ſondern 
ſchon daraus, daß er den Inhalt der Urkunde kannte, folgte ſeine Amtspflicht 
als Notar, dieſelbe nicht öffentlich zu beglaubigen, da ihr Inhalt ein offen⸗ 
bar ungültiges Geſchäft — für ein ungültiges Darlehn eine eben darum ſelbſt 
ungültige Hyp.⸗Beſtellung vollzog. 

Zwar beſtimmt Art. 60, daß bei der Beglaubigung einer Unterſchrift 
oder eines Handzeichens der Richter oder der Notar ohne Zuſtimmung der 
Beteiligten nicht befugt iſt, von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis zu nehmen, 
und dieſe Beſtimmung wiederholt die Vorſchriften des § 21 Abſ. 1 preuß. 
NotG. v. 11. Juli 1845 und des § 13 hannov. Not O. v. 18. Sept. 1853; vgl. 
preuß. Allg. GerO. III. 7 § 76. Daraus ergibt ſich jedoch noch nichts für den 
Fall, daß der Notar mit Zuſtimmung der Beteiligten von dem Inhalt der 
Urkunde Kenntnis nimmt. Dann weiß er auf eine vom Geſetz zugelaſſene 
Weiſe, zu welch einem Geſchäft ſeine Mitwirkung durch Beglaubigung der 
Unterſchrift begehrt wird, und zwar ſeine amtliche Mitwirkung behufs Er⸗ 
höhung des urkundlichen Wertes der Urkunde, nämlich ihrer Erhebung zur 
Wirkſamkeit und zur Bedeutung einer öffentlich beglaubigten Urkunde. Dann 
kann der Amtspflichtenkreis des Notars von dieſer ſeiner rechtmäßig erwor⸗ 
benen Kenntnis nicht unberührt bleiben. Andernfalls müßte der Notar für 
befugt oder gar, da er ſeine Dienſte nicht ohne triftigen Grund verweigern 
darf (Art. 83 Abſ. 1 Satz 1 preuß. FGG.), für verbunden erachtet werden, 
eine Urkunde öffentlich zu beglaubigen, obwohl er aus deren Inhalt weiß, 
daß ſie eine Straftat iſt oder einer Straftat dient; er müßte alſo für befugt 
oder gar verbunden erachtet werden, einen Verſtoß gegen das Strafgeſetz 
wiſſentlich zu fördern und einer ſtrafbaren Handlung wiſſentlich Beihülfe zu 
leiſten. Andernfalls wäre der Notar befugt oder gar verbunden, eine Urkunde 
öffentlich zu beglaubigen, obwohl er aus deren Inhalt weiß, daß ſie ein offen— 
bar ungültiges Geſchäft enthält, alſo befugt oder verbunden, die Beweiskraft 
eines Aktes wiſſentlich zu ſtärken, der nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
ſtets einem Andern Schaden zufügt, ſei es beiden Beteiligten, ſei es einem 
derſelben, ſei es einem Dritten. Dieſe Konſequenzen ſchließen ſich von ſelbſt 
aus; ſie führen zu dem allgemeinen Grundſatze, daß im Gegenteil der preu— 
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ßiſche Notar, der mit Zuſtimmung der Beteiligten von dem Inhalt der von 
ihm zu beglaubigenden Urkunde Kenntnis nimmt und ſo die offenbare Straf⸗ 
barkeit oder offenbare Ungültigkeit des Inhalts erſieht, die von ihm begehrte 
Beglaubigung abzulehnen hat, wenn wegen des ſtrafbaren oder ungültigen 
Inhalts die Urkunde gänzlich wegfallen müßte, oder wenn eine mögliche 
Abänderung nicht vorgenommen werden ſoll. Aus dem Begriff des öffent⸗ 
lichen Amtes folgt ohne weiteres die Pflicht, ‚mit möglichſter Sorgfalt zu 
verhüten“, wie es die preußiſche Allg. Gerd. II. 2 8 28 inbetreff des Ver⸗ 
fahrens bei den Handlungen der freiwill. Gerichtsbarkeit vorſchrieb, ‚daß vor 
dem Beamten keine geſetzwidrigen oder ungültigen Aktus vorgenommen 
werden“. Eben dieſer Grundſatz hat in Art. 16 bayer. Not G. v. 9. Juni 1899 
einen erſchöpfenden Ausdruck gefunden; unter einer gewiſſen Beſchränkung 
auch in Art. 45 bayer. Not G. v. 10. Nov. 1861 und in Art. 108 Abſ. 1 
württemb. Ausf G. z. BGB. Eben darum haben mehrere Landesgeſetze im 
Gegenſatz zum preuß. Recht angeordnet, daß der Notar vor der Beglaubigung 
der Unterſchrift von dem Inhalt des Schriftſtücks Kenntnis nehmen ſoll. Dies 
beſtimmt Art. 35 bayer. NotG. v. 9. Juni 1899; desgleichen $ 27 ſächſiſchen 
AusfVoO. v. 16. Juni 1900 zu FGG. Aber auch ſoweit die Kenntnisnahme 
vom Inhalt des zu beglaubigenden Schriftſtücks nicht angeordnet und nur 
mit Zuſtimmung der Beteiligten geſtattet iſt, wie im preuß. Recht, kann 
dies aus inneren zwingenden Gründen nicht den Sinn haben, daß der Notar, 
wenn er erlaubterweiſe Kenntnis nimmt und ſo den offenbar ſtrafbaren 
oder offenbar ungültigen Inhalt der Urkunde erkennt, trotz deſſen zur Hebung 
der Beweiskraft einer ſolchen Urkunde durch öffentliche Beglaubigung amt⸗ 
lich mitzuwirken verpflichtet oder befugt ſein ſolle. Damit wäre der End⸗ 
zweck des nur dazu geſchaffenen und im einzelnen geregelten Notariats, die 
Sicherheit des ordnungmäßigen rechtsgeſchäftlichen Verkehrs zu fördern und 
zu ſchützen und alle jetzt und ſpäter an dem Beſtand der Urkunde Beteiligten 
zu ſichern, vereitelt und der Notar angewieſen, den von den unmittelbar Be⸗ 
teiligten ſei es aus Unkunde ſei es abſichtlich gewollten Mißbrauch der öffent- 
lichen Beglaubigung wiſſentlich zu vollenden. Ein derartiger Selbſtwider⸗ 
ſpruch des Geſetzes iſt eine Unmöglichkeit. 

Zwar bleibt die nur öffentlich beglaubigte Urkunde immer eine Privat- 
urkunde; ſie wird nicht dadurch zu einer öffentlichen Urkunde, daß der preuß. 
Notar infolge der vor der Beglaubigung von dem Inhalt des Schriftſtücks 
genommenen Kenntnis die Verpflichtung hatte, bei offenbarer Strafbarkeit 
oder offenbarer Ungültigkeit des Inhalts die Beglaubigung abzulehnen. 
Daraus kann jedoch gegen das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung nichts 
gefolgert werden. Denn die öffentliche Beglaubigung ſchweigt lediglich dar⸗ 
über, ob der Notar vorher von dem Urkundeninhalt Kenntnis hatte oder nicht, 
läßt alſo die Möglichkeit ſolcher Kenntnis offen. Die äußere Form der öffent- 
lichen Beglaubigung ſchweigt auch in den Rechtsgebieten, in denen die 
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Kenntnisnahme vom Urkundeninhalt landesgeſetzlich vorgeſchrieben wurde, 
über die Erfüllung oder Nichterfüllung dieſer Pflicht zur Kenntnisnahme. 
Die dargelegte Verpflichtung hängt lediglich von der nicht beurkundeten Wirk⸗ 
lichkeit ab, ob der preuß. Notar tatſächlich mit Zuſtimmung der Beteiligten 


4 


von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis genommen hat oder nicht. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 8. Okt. 1915 (OLG. Breslau). 
III. 586/14. Auch in RGentſch. 87 Nr. 52 S. 232. 


191. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch 
ein ſpäteres Teſtament geſtritten wird. 
BGB. 89 1937. 2258. 


Die Parteien ſtreiten über das Erbrecht nach der Witwe Karoline M. 
Die Kläger behaupten auf Grund der letztwilligen Verfügungen der Erb⸗ 
laſſerin, insbeſondere des privatſchriftlichen Teſtaments v. 8. Mai 1904, alleinige 
Erben zu ſein; die Beklagten nehmen für ſich ebenfalls Erbrechte in Anſpruch, 
die fie einerſeits mit der Behauptung, daß ſämtliche Teſtamente wegen Geiſtes⸗ 
krankheit der Erblaſſerin nichtig ſeien, auf die geſetzliche Erbfolge ſtützen, ander⸗ 
ſeits auch für den Fall der Gültigkeit der Teſtamente aus dieſen und zwar 
insbeſondere aus dem notariellen Teſtament v. 9. Juni 1903 herleiten. Das 
Ber.⸗Gericht hat lediglich geprüft, welche Anordnungen hinſichtlich der Erb— 
folge in den Teſtamenten der Erblaſſerin enthalten ſeien, und iſt auf Grund 
dieſer Prüfung zur Abweiſung der Klage gelangt. | 

Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß gegenüber den notariellen Teſta⸗ 
menten vom Jahre 1903, nach denen neben den Klägern auch die Beklagten 
und Willi H. als Miterben berufen ſeien, die Kläger nachzuweiſen hätten, 
daß dieſe Mitberufung der Beklagten zu Erben durch eine ſpätere letztwillige 
Verfügung der Erblaſſerin wieder beſeitigt ſei. Es iſt ſodann in eine Erörte⸗ 
rung der übrigen Teſtamente der Erblaſſerin eingetreten und zu dem Ergebnis 
gelangt, daß darnach ſchwerwiegende Bedenken gegen die Annahme beſtänden, 
die Erblaſſerin habe durch das Teſtament v. 8. Mai 1904 die Erbeinſetzungen 
in den notariellen Teſtamenten aufheben wollen, und daß auch das ſonſtige 
unter Beweis geſtellte Vorbringen der Kläger nicht ausreiche, um einen 
ſolchen Aufhebungswillen der Erblaſſerin zu beweiſen. Was die Erblaſſerin 
mit ihrer Anordnung in dem Teſtament v. 8. Mai 1904 habe ſagen wollen, 
ſei unklar und dunkel, der Sinn ſei nicht zu erkennen. Hier genüge aber auch 
die Feſtſtellung, daß das Teſtament v. 8. Mai 1904 bei Würdigung aller Um⸗ 
ſtände erhebliche Zweifel laſſe, ob der Wille der Erblaſſerin dahin gegangen 
ſei, den Klägern ihren ganzen Nachlaß zuzuwenden und die Beklagten ganz 
auszuſchließen, und daß es den Klägern nicht gelungen ſei, dieſe Zweifel zu 
beſeitigen. Solange dies aber nicht geſchehen ſei, könne auf Grund des Teſta— 
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ments v. 8. Mai 1904 auch nicht das feſtgeſtellt werden, was die Kläger be⸗ 
gehrten. 
Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Recht bekämpft. Un- 
richtig iſt Schon der Ausgangspunkt des Ber.⸗Gerichts, daß gegenüber der in 
dem notariellen Teſtament v. 9. Juni 1903 enthaltenen Erbeinſetzung der 
Beklagten die Kläger die Beweislaſt hätten, daß dieſe Erbeinſetzung in einem 
ſpäteren Teſtament widerrufen ſei. Dieſe Auffaſſung würde zutreffend ſein, 
wenn die Erbeinſetzung der Beklagten in dem Teſtament v. 9. Juni 1903 mit 
der Errichtung dieſes Teſtaments Rechte für die Beklagten begründet hätte 
und es ſich nur darum handelte, ob dieſe Rechtsſtellung ſpäter geändert oder 
aufgehoben worden ſei, wie es z. B. bei dem Vorliegen mehrerer zeitlich auf⸗ 
einanderfolgender Verträge der Fall ſein könnte. So iſt aber die Rechtslage 
hier nicht. Die letztwilligen Anordnungen äußern erſt mit dem Tode des 
Erblaſſers rechtliche Wirkungen, erſt in dieſem Zeitpunkt gelangen die auf 
dem Willen des Erblaſſers beruhenden Rechte der Erben und Vermächtnis⸗ 
nehmer zur Entſtehung. Iſt aber für die Geſtaltung der Rechtslage in An⸗ 
ſehung des Nachlaſſes der letzte Wille des Erblaſſers, wie er zur Zeit ſeines 
Todes vorliegt, maßgebend, ſo läßt ſich bei dem Vorhandenſein mehrerer 
Teſtamente die Frage, ob und welche Rechte beſtimmten Perſonen auf Grund 
letztwilliger Anordnung am Nachlaß zuſtehen, nur auf Grund ſämtlicher Tefta- 
mente beurteilen, die in ihrer Geſamtheit den letzten Willen des Erblaſſers 
enthalten. Die Erbeneigenſchaft der in einem älteren Teſtament eingeſetzten 
Perſon kann daher erſt als nachgewieſen gelten, wenn feſtſteht, daß dieſe An⸗ 
ordnung in den ſpäter errichteten Teſtamenten nicht widerrufen iſt. Solange 
hierüber noch Zweifel beſtehen, bildet die in dem älteren Teſtament enthaltene 
Erbeinſetzung keine ausreichende Grundlage für die Anerkennung des Erb— 
rechts der darin genannten Perſonen. Es iſt daher nicht angängig, hier von 
der Annahme einer Erbeinſetzung der Beklagten auszugehen, deren Wider- 
legung durch den Nachweis eines ſpäteren Widerrufs Sache der Kläger ſei. 
Allerdings haben die Kläger das von ihnen in Anſpruch genommene 
Recht als Alleinerben darzutun. Dieſer Darlegungspflicht genügen ſie aber 
bis auf weiteres durch die Vorlegung der Teſtamente der Erblaſſerin, auf 
deren Geſamtinhalt ſie ihr behauptetes Recht gründen. Aufgabe des Gerichts 
iſt es, im Wege der Auslegung dieſer Urkunden den Willen der Erblaſſerin 
zu ermitteln und darnach zu entſcheiden, ob die Kläger in dem behaupteten 
Umfang Erben ſind, ob alſo die in dem Teſtament v. 9. Juni 1903 geſchehene 
Berufung der Beklagten zu Miterben in den ſpäteren Teſtamenten wider⸗ 
rufen iſt. Von einer Beweislaſt der Parteien kann hierbei nur inſofern die 
Rede ſein, als die Parteien Tatſachen, die außerhalb der Teſtamente liegen 
und von ihnen zur Unterſtützung ihrer Auffaſſung von dem Willen der Erb⸗ 
laſſerin vorgebracht ſind, im Beſtreitungsfalle beweiſen müſſen, ſofern ſie 
nach dem Ermeſſen des Gerichts für die Erforſchung des in den Teſtamenten 
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zum Ausdruck gebrachten Willens der Erblaſſerin erheblich ſind. — — — 
Hätte das Ber.⸗Gericht eine beſtimmte Feſtſtellung über den Inhalt des Teſta⸗ 
ments v. 8. Mai 1904 getroffen, die einen Widerruf der früheren Erbein⸗ 
ſetzung als nicht vorliegend erſcheinen ließe, ſo würde es nicht zu beanſtanden 
ſein, wenn dabei bemerkt worden wäre, daß die Kläger für Tatſachen, die 
eine entgegengeſetzte, ihnen günſtige Auslegung zu rechtfertigen vermöchten, 
beweispflichtig geweſen wären. In dieſem Sinne ſind aber die Ausführungen 
des Ber.⸗Gerichts nicht zu verſtehen. Es iſt vielmehr unentſchieden gelaſſen, 
was die Erblaſſerin mit der in dem Teſtament v. 8. Mai 1904 getroffenen 
Anordnung hat beſtimmen wollen, und die Feſtſtellung für ausreichend erklärt 
worden, daß dieſes Teſtament erhebliche Zweifel laſſe, ob der Wille der Erb— 
laſſerin auf Ausſchließung der Beklagten von der Erbſchaft gegangen ſei, und 
daß den Klägern die Beſeitigung dieſer Zweifel nicht gelungen ſei. Gerade 
dieſe Zweifel zu löſen, die hinſichtlich des Willens der Erblaſſerin beſtehen, 
war die Aufgabe der dem Ber.⸗Gericht obliegenden Auslegung des Teita- 
ments v. 8. Mai 1904. Das Ber.⸗Gericht mußte daher eine beſtimmte Feſt⸗ 
ſtellung treffen, in welcher Beziehung durch dieſes Teſtament die in den nota⸗ 
riellen Teſtamenten enthaltenen Beſtimmungen abgeändert worden ſind, ob 
insbeſondere dadurch die frühere Erbeinſetzung der Beklagten oder ihrer Rechts- 
vorgänger widerrufen worden iſt oder nicht. Dieſer Verpflichtung würde 
das Ber.⸗Gericht nur überhoben geweſen ſein, wenn die Beſtimmungen des 
Teſtaments v. 8. Mai 1904 ſo widerſpruchvoll oder unverſtändlich wären, 
daß es ausgeſchloſſen wäre, einen vernünftigen Sinn daraus zu gewinnen. 
Das trifft jedoch nicht zu und hat auch, ſoweit erſichtlich, vom Ber.-Gericht 
nicht gejagt werden jollen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. Dez. 1915. H. u. Gen. (Kl.) 

w. Br. u. Gen. (OLG. Celle). IV. 199/15. 


192. Wie kann der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. die 
Löſchung feiner Eintragung erwirken d 


Vgl. 63 Nr. 32; 68 Nr. 241. 
GmbHG. 8 66; BGB. 9 29. 


Der Kläger war zum alleinigen Liquidator der Hartſteinwerke Oe., Geſellſch. 
m. b. H., beſtellt und als ſolcher in das Handelsregiſter eingetragen worden. 
Er hatte ſeine Stellung als Liquidator unter Einhaltung der im Anſtellungs— 
vertrage vereinbarten Friſt auf den 31. Juli 1912 gekündigt und die Kün— 
digung war angenommen worden. Ein neuer Liquidator war nicht beſtellt. 
Ein vom Kläger im Auguſt 1912 geſtellter Antrag, ihn als Liquidator im 
Handelsregiſter zu löſchen, wurde vom Amtsgericht mit der Begründung 
zurückgewieſen, daß die Beendigung ſeiner Vertretungsbefugnis nicht von ihm, 
ſondern von dem neu beſtellten Liquidator angemeldet werden müſſe. Nach— 
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dem der Kläger dann verſchiedentlich von Gläubigern der Geſellſchaft zur 
Leiſtung des Offenbarungseides für die Geſellſchaft vorgeladen worden war, 
beantragte er im September 1912, einen Liquidator von Amts wegen zu 
ernennen. Das Amtsgericht hatte darauf am 10. Sept. 1912 in das Handels- 
regiſter eingetragen, daß die Vertretungsbefugnis des Klägers beendigt ſei; 
auf Beſchwerde eines Gläubigers war aber das Amtsgericht vom Landgericht, 
beſtätigt vom Oberlandesgericht, angewieſen worden, dieſe Eintragung wieder 
zu löſchen, ſo daß der Kläger als Liquidator eingetragen blieb. Er erhob nun 
Klage gegen die Geſellſchafter der Oe. Hartſteinwerke mit dem Antrage, ſie 
zu verurteilen, einen neuen Liquidator zu beſtellen und den neuen Liqui⸗ 
dator zu veranlaſſen, die Löſchung des Klägers als Liquidators, zu beantragen. 
— Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Gründe des Ber. 
Urteils: 

„Eine Rechtsbeziehung zwiſchen dem Kläger als früherem Liquidator 
der Geſellſchaft m. b. H. und den verklagten einzelnen Mitgliedern diejer . 
Geſellſchaft, welche den Klagantrag rechtfertigen könnte, iſt nicht gegeben. 
Durch die Beſtellung zum Liquidator iſt der Kläger nur zu der in Liquida- 
tion befindlichen Geſellſchaft, die als ſolche ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten 
hat (8 13 GmbH.), in Vertragsbeziehungen getreten, nicht zu den Geſell— 
ſchaftern. Nur von der Geſellſchaft, nicht von den einzelnen Geſellſchaftern 
kann er verlangen, daß ſie nach Beendigung ſeines Amtes als Liquidator 
die Löſchung ſeiner Eintragung als Liquidator im Handelsregiſter beſchaffe. 
Der Kläger ſteht in dieſer Beziehung ebenſo wie jeder andre Gläubiger der 
Geſellſchaft. Als geweſener Liquidator hat er keinen Anſpruch gegen die 
Geſellſchafter, weder gegen den einzelnen, noch gegen alle gleichzeitig, daß 
ſie einen neuen Liquidator beſtellen. 

In welcher Weiſe der Kläger der Geſellſchaft gegenüber ſeinen Anſpruch 
auf Löſchung ſeines Namens im Handelsregiſter durchführen kann, ſteht in 
dieſem gegen die Geſellſchafter gerichteten Rechtsſtreit nicht zur Entſcheidung. 
Immerhin mag darauf hingewieſen werden, daß, im Gegenſatz zu der den 
früheren Antrag des Klägers auf Beſtellung eines andern Liquidators ab— 
weiſenden Entſcheidung des Amtsgerichts v. 2. Juni 1914, das Kammer⸗ 
gericht in einem gleichliegenden Falle (Beſchl. v. 2. Dez. 1901, OL GRſp. 4, 
526) die Beſtellung eines Liquidators im Wege des § 29 BGB. für zuläſſig 
erklärt und ausführlich dargelegt hat (S. 259ff. a. a. O.), daß für ſolche Fälle 
die Sonderbeſtimmung des $ 66 GmbHG. nicht Platz greife (vgl. auch Entſch. 
des KG. v. 8. April 1907 in RIA. 8, 268). 

Jedenfalls mußte die hier erhobene Klage abgewieſen und deshalb der 
Berufung der Erfolg verſagt werden.“ n 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 21. März 1916. K. (Kl.) w. 

Pl. u. Gen. Bf. II. 279/15. . 
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193. Kein Derftoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung 
eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen e oder 
deswegen erklärten Austritt. 


Gewd. 88 81 4. 152 ad. 2; UnlWG. 51; BG. 5158. 


Die Innungsverſammlung der „Freien Fleiſ cherinnung des mittleren 
Elbtals mit dem Sitze in L.“, der beide Parteien als Mitglieder angehörten, 
hatte am 16. Dez. 1913 einen Beſchluß gefaßt, wonach ſich die Innungs⸗ 
mitglieder gegenſeitig verpflichteten, alle Anträge des Zentral-⸗Geſellenver⸗ 
bandes abzulehnen und bei Boykottierungen größere, den boykottierten Kol⸗ 
legen entzogene Lieferungen nicht anzunehmen. Der Beſchluß war dem 
Beklagten, der der Verſammlung nicht beigewohnt hatte, ſchriftlich zugefertigt 
worden. Der Beklagte hatte trotzdem am 4. Februar 1914 einen Tarifvertrag 
mit dem Zentral⸗Geſellenverband abgeſchloſſen und am 7. Februar 1914 in der 
Volkszeitung eine Geſchäftsanzeige veröffentlicht, worin er auf die Annahme 

des Geſellentarifs hinwies. Am 11. Februar 1914 erklärte er feinen Aus⸗ 
tritt aus der Innung, die Innung wollte jedoch den Austritt als erſt für den 
31. März 1915 wirkſam anerkennen. 

Der Kläger hatte nun eine einſtweil. Verfügung erwirkt, durch die dem 
Beklagten verboten wurde, in öffentlichen Bekanntmachungen oder für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmten Mitteilungen zu behaupten, daß 
er den Tarifvertrag des Zentral⸗Geſellenverbandes der Fleiſcher anerkannt 
habe. Auf den Widerſpruch des Beklagten wurde dieſe Verfügung vom Land- 
gericht unter Bezugnahme auf $1 UnlWG. beftätigt. Der Beklagte legte 
Berufung ein. Vor Eintritt in die Verhandlung zur Sache erklärte der Kläger, 
daß ſich der Rechtsſtreit in der Hauptſache dadurch erledigt habe, daß er ſein 
Geſchäft nach Erlaſſung des angefochtenen Urteils verkauft habe. Dies gab 
der Beklagte zu, erklärte aber, ein rechtliches Intereſſe daran zu haben, daß 
die einſtweil. Verfügung als von Anfang an ungerechtfertigt aufgehoben 
werde. Dieſem Antrage wurde ſtattgegeben aus folgenden Gründen: 

„Das Landgericht ſieht in der Veröffentlichung des Beklagten ſelbſt 
dann einen Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn der Be] ſchluß der Innungs⸗ 
verſammlung v. 16. Dezember 1913 für ihn unverbindlich war. Dem konnte 
nicht beigetreten werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Beſchluß etwa 
dann die Grundlage für ein ſittenwidriges Verhalten des Beklagten abgeben 
konnte, wenn nur gemäß $ 152 Abſ. 2 GewO. die Möglichkeit fehlte, einen 
Anſpruch auf Grund des Beſchluſſes mit Klage oder Einrede geltend zu machen, 
der Beſchluß aber ordnungmäßig zuſtande gekommen war und für den Be- 
klagten beſtand. Davon kann aber keine Rede ſein, wenn der Beſchluß über— 
haupt nicht ſatzungmäßig gefaßt und deshalb von vornherein unwirkſam war 
oder dadurch ſeiner Wirkſamkeit gegenüber dem Beklagten völlig entkleidet 
worden iſt, daß der Beklagte ſeinen Austritt aus der Innung erklärt hat. In 


193. Gewerbliche Innung. 331 


dieſem Falle würde das Verhalten des Beklagten nicht anders zu beurteilen 
ſein als wenn ein Dritter, der der Innung nicht als Mitglied angehörte, den 
Tarifvertrag anerkannt und dieſe Tatſache wahrheitgemäß veröffentlicht hätte. 
Solches mag von dem im Kampfe mit einer Arbeitnehmer⸗Organiſation 
ſtehenden Berufsgenoſſen unangenehm empfunden und als unkollegial auf⸗ 
gefaßt werden; ein u gegen die en Sitten: iſt N darin nicht zu 
erblicken. 5 

Rechtsunwirkſam war der Beschluß v. 16. Dez 1913 weil det Erlaß der⸗ 
artiger Verbote nicht zu den in § 2 der Satzung aufgezählten Aufgaben der 
Innung gehörte. In 82, der ſich wörtlich mit $ 81a GewO. deckt, iſt zwar 
als Aufgabe der Innung die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standes⸗ 
ehre unter den Innungsmitgliedern und die Förderung eines gedeihlichen 
Verhältniſſes zwiſchen Meiſtern und Geſellen bezeichnet. Darunter fällt auch 
der Abſchluß von Tarifverträgen mit den Geſellenverbänden, nicht aber die 
Einrichtung einer Kampforganiſation der Mitglieder gegen die Geſellenver⸗ 
bände. Hätte der Innung die Macht zur Anordnung derartig in die perſönliche 
Freiheit der Mitglieder tief eingreifender und für den einzelnen unter Um⸗ 
ſtänden von den ſchwerſten wirtſchaftlichen Folgen begleiteter Maßregeln 
gegeben werden ſollen, ſo hätte dies in der Satzung einen klaren und un⸗ 
zweideutigen Ausdruck finden müſſen; um ſo mehr, als jedenfalls Zwangs— 
innungen eine derartige Befugnis nicht haben, obwohl ihnen die in 8 2 der 
Satzung der hier in Frage ſtehenden freien Innung aufgeführten Aufgaben 
geſetzlich durch §S 81a GewO. geſtellt find. Griff aber die Innungsverſamm— 
lung mit ihrem Beſchluß v. 16. Dez. 1913 in ein außerhalb ihrer ſatzung⸗ 
gemäßen Aufgaben liegendes Gebiet ein, ſo war der Wesch für die In⸗ 
nungsmitglieder ohne jede Wirkſamkeit. 

Selbſt wenn man aber annehmen wollte, daß der Beſchluß nicht ſatzung⸗ 
widrig ſei, würde er doch durch die Erklärung des Austritts aus der Innung 
für den Beklagten unverbindlich geworden ſein. Von dem Beſchluſſe allein 
konnte der Beklagte nicht zurücktreten. Wenn auch der Beſchluß zur Er- 
langung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe gefaßt war, ſo ſtellte er 
doch weder eine Vereinigung noch eine Verabredung zu dieſem Zwecke 
dar, ſondern eine auf der Vereinsautonomie beruhende Willensäußerung 
der Innung, die an ſich auch diejenigen Mitglieder band, die dem Be⸗ 
ſchluſſe nicht zugeſtimmt hatten. Wohl aber iſt eine Innung, deren 
Satzung einen ſolchen Beſchluß zuläßt, jedenfalls dann eine Vereinigung 
zur Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe, wenn ein derartiger 
Beſchluß in Gemäßheit der Satzung von der Innungsverſammlung gefaßt 
worden iſt. Nach § 152 Abſ. 2 GewO. ſtand deshalb dem Beklagten der 
Austritt aus der Innung frei und dieſes Recht konnte durch die Satzung 
nicht beſchränkt, insbeſondere nicht von der Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
abhängig gemacht werden. 


332 194. Sachverſtändigen⸗Gebühren. 


Unerheblich ift, daß der Beklagte die Anerkennung des Tarifvertrages 
bekannt gegeben hat, bevor er ſeinen Austritt erklärt hatte. Dieſe Austritts⸗ 
erklärung lag noch vor dem Erlaß der einſtweil. Verfügung. Nachdem aber 
der Beſchluß durch ſeinen Austritt für den Beklagten unwirkſam geworden 
war, konnte ihm die Veröffentlichung der Anerkennung des Tarifvertrages 
nicht mehr verboten werden. 

Hiernach war die einſtweil. Verfügung von Anfang an ungerechtfertigt. 
Infolgedeſſen war ſie auf die Berufung des Beklagten aufzuheben. Dem 
ſteht nicht entgegen, daß der Kläger nach Erlaß des angefochtenen Urteils 
ſein Geſchäft veräußert und angezeigt hat, daß ſich dadurch ſein Anſpruch 
in der Hauptſache erledigt habe. Der Beklagte hat gleichwohl ein Intereſſe 
daran, daß die Verfügung aufgehoben wird. Seinem ausdrücklichen Ver⸗ 
langen auf Aufhebung der Verfügung war deshalb zu entſprechen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 26. Juni 1914. H. w. T. — 

30. 81/14. F—ch. 


II. Verfahren. 


194. Üblicher Preis für Gutachten nach $4 Geb. f. Zeugen 
u. Sachverſt. (Faſſung v. 10. Juni 1914, RGBl. 214). 
Geb. f. Z. u. S. 9 4. 


Das Landgericht iſt der Anſicht, daß der übliche Preis des $4 Gebo. 
f. Zeugen u. Sachverſt. ſich an die Sätze des § 3 angliedern müſſe und zwar 
in der Weiſe, daß ein üblicher Preis nur dann zu berückſichtigen ſei, wenn 
er in dem Rahmen bis zu 3 und bei beſonders ſchwierigen Leiſtungen bis 
zu 6 % liege. Dem kann nicht beigetreten werden. 

Nach der älteren Faſſung der Geb.⸗Ordnung erhielt der Sachverſtändige 
für ſeine Leiſtungen eine Vergütung für Zeitverſäumnis bis zum Betrage 
von 2% für die Stunde ($ 3); bei ſchwierigen Unterſuchungen und Sad) 
prüfungen war dagegen auf Verlangen eine Vergütung nach dem üblichen 
Preiſe zu gewähren (§ 4). Daß darnach in Fällen der letztgedachten Art über 
den Stundenſatz von 2 4 hinausgegangen werden konnte, iſt nach der Faſ— 
ſung des Geſetzes nicht zweifelhaft und iſt in der Praxis ſtets ſo gehandhabt 
worden (KG. Berlin in OL GRſpr. 5, 222). Da aber der übliche Preis durch— 
aus nicht nach Stunden bemeſſen zu ſein braucht, ſondern ebenſowohl eine 
Pauſchſumme üblich ſein kann, ſo folgt hieraus mit Notwendigkeit, daß 84 
dem § 3 gegenüber eine vollkommen ſelbſtändige Bedeutung haben muß. 
Die neue Faſſung des Geſetzes hat durch einen Zuſatz in § 3 die Möglichkeit 
geſchaffen, bei beſonders ſchwierigen Leiſtungen ohne weiteres bis zum Stunden— 
ſatze von 6 ./ zu gehen, und hat die Beſchränkung auf beſonders ſchwierige 
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Leiſtungen in $ 4 fallen laſſen. In der Begründung des Geſetzentwurfes 
(Reichstag Bd. 303, 2339) heißt es darüber: | | 
Die Einſchränkung, wonach nur bei ſchwierigen Unterſuchungen und Sachprüfungen dem 
Sachverſtändigen auf Verlangen für die aufgetragene Leiſtung eine Vergütung nach 
dem üblichen Preiſe gewährt werden darf, iſt innerlich nicht gerechtfertigt. Sie bildet 
einen Hauptbeſchwerde punkt der beteiligten Kreiſe. 
Hieraus iſt zu folgern, daß § 4 lediglich in ſeinem Anwendungsgebiet er— 
weitert, an ſeinem Verhältniſſe zu §3 aber nichts geändert werden ſollte. 
Eben die Beſchränkung auf ſchwierige Fälle, welche der Geſetzgeber beſei— 
tigen wollte, bringt das Landgericht durch ſeine beſchränkende Auslegung 
aber wieder hinein. Das iſt offenbar unrichtig. Es iſt vielmehr lediglich zu 
unterſuchen, ob die von dem Sachverſtändigen geforderte Vergütung üblich iſt. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. Die Berechnung der Gebühren nach der 
GebO. der Architekten und Ingenieure vom Jahre 1901 iſt nach den ge— 
machten Erhebungen allgemeiner Brauch, wenn auch die Anwendung der 
Sätze auf gerichtliche Sachverſtändige vor Anderung des Geſetzes auf ſchwie— 
rigere Arbeiten beſchränkt bleiben mußte (OL G. Karlsruhe und KG. Berlin 
in OL GRſpr. 5, 222; OLG. Hamburg dort 7, 232). Nachdem nunmehr die 
Schranke in der Anwendung des § 4 gefallen iſt, erſcheinen dieſe Sätze auf 
Fälle wie den vorliegenden ohne weiteres anwendbar. — — — 
Beſchluß des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 1. Mai 1916. IV. W. 55/15. 
L- ch. 


195. Sachverftändigen-Gebühren eines Beamten. 
Vgl. 40 Nr. 69. 
Geb. f. Z. u. S. § 13 Abſ. 2. 


Es iſt zu entſcheiden, ob die Gebühren des Sachverſtändigen Profeſſors 
Dr. N. nach den reichsgeſetzlichen Vorſchriften der GebO. f. Z. u. S., in der 
Faſſung v. 10. Juni 1914, oder nach dem Hamburg. Regulativ, betr. die Ge— 
bühren der Medizinalperſonen als Sachverſtändige v. 21. Okt. 1881, zu be— 
meſſen ſind. Nach dem Hamburg. Regulativ würden ſich Gebühren nur im 
Betrage von höchſtens 30 „ rechtfertigen, während nach der reichsgeſetzlichen 
Vorſchrift der erhobene Anſpruch von 120 % begründet ſein würde. 

Nach Geb. f. Z. u. S. § 13 Abſ. 1 kommen, ſoweit für gewiſſe Arten 
von Sachverſtändigen beſondere Taxvorſchriften beſtehen, welche an dem 
Orte des Gerichts, vor welches die Ladung erfolgt, und an dem Aufenthaltsort 
des Sachverſtändigen gelten, lediglich dieſe Vorſchriften zur Anwendung. Es 
kann aber nach Abſ. 2 der Sachverſtändige, wenn er nicht öffentlicher Beamter 
iſt, an Stelle der Geſamtvergütung nach den Taxvorſchriften die Berechnung 
der Geſamtvergütung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beanſpruchen. 

Das Medizinalamt hat ſich über die Frage, ob die Oberärzte an den ham— 
burgiſchen Krankenhäuſern als öffentliche Beamte i. S. von Gebo. 8 13 
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Abſ. 2 anzuſehen ſeien, unter Berufung auf § 359 StGB. dahin geäußert, 
daß die Oberärzte als öffentliche Beamte im Sinne dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen anzuſehen ſeien. Es gehöre freilich die Erſtattung von Gutachten 
nicht zu ihren Dienſtpflichten und es ſei deshalb bei der Vernehmung eines 
Oberarztes als Sachverſtändigen in jedem Einzelfall zu prüfen, ob er ſein 
Gutachten in Ausübung der ihm vorbehaltenen freien bzw. 1 
Praxis erſtatte, in welchem Falle er nicht als Beamter anzuſehen ſei. 
kann dahingeſtellt bleiben, ob aus 9359 StGB. zu folgern iſt, daß die = 
ärzte auch i. S. von § 13 Abſ. 2 GebD. öffentliche Beamte find. Denn auch 
wenn ſie es {ind, kann ihnen in einem Fall wie dem vorliegenden der An- 
ſpruch auf eine Geſamtvergutung nach der e . nicht 
verſchränkt werden. 

Die Worte des § 13 Abſ. 2 „wenn er nicht öffentlicher eagle it“ be 
dürfen einer einſchränkenden Auslegung. Das Geſetz kann nicht gemeint 
haben, daß ein öffentlicher Beamter, der ein mit ſeiner amtlichen Eigen⸗ 
ſchaft in keiner Beziehung ſtehendes Gutachten erſtattet, inſoweit, falls Tax⸗ 
vorſchriften beſtehen, des Wahlrechts aus § 13 Abſ. 2 beraubt ſein ſoll. Wie 
den als Sachverſtändigen zugezogenen öffentlichen Beamten das poſitive 
Privileg des § 14 Abſ. 1 hinſichtlich der Tagegelder und Reiſekoſten nur zu⸗ 
gute kommt, „wenn ſie aus Veranlaſſung ihres Amtes zugezogen werden 
und die Ausübung der Wiſſenſchaft, der Kunſt oder des Gewerbes, deren 
Kenntnis Vorausſetzung der Begutachtung iſt, zu den Pflichten des von ihnen 
verſehenen Amtes gehört“, jo kann auch das negative Privileg des $ 13 Abſ. 2 
ſie nur treffen, wenn eine Beziehung zwiſchen ihrer Eigenſchaft als öffent⸗ 
liche Beamten und der Erſtattung des Gutachtens gegeben iſt. Jene Worte 
können alſo nur ſo verſtanden werden, als lauteten ſie: „wenn er nicht ſein 
Gutachten in ſeiner Eigenſchaft als öffentlicher Beamter erſtattet hat“. | 

Der Sachverſtändige Oberarzt Prof. Dr. N. hat fein Gutachten nicht 
in amtlicher Eigenſchaft erſtattet; denn die Erſtattung von Gutachten gehört 
nicht zu den Dienſtpflichten der Oberärzte, und das Gericht hat von ihm 
nicht in dieſer Eigenſchaft ſein Gutachten verlangt. Er kann daher die Be⸗ 
rechnung ſeiner Vergütung nach der GebO. f. Z. u. S. beanſpruchen. 


Beſchluß des OLG. zu e (1. b. > Febr. 1916. Th. w. 
Th. Bf. I. 306/14. No. 


196. Verſchulden bei der Berne der wiedereinſetzung i. d. v. St. gegen 
ein dem e unbekannt gebliebenes Verſäumnisurteil. 
Vgl. 69 Nr. 203 m. N. 

N PO. 88 233 Abſ. 2, 339. 
Durch ein am 18. Nov. 1913 erlaſſenes Verſäumnisurteil war der Be⸗ 
klagte vom Landgericht verurteilt worden, dem Kläger 5400 / Hauptſtamm 
nebſt Zinſen zu 4% ſeit dem 25. Okt. 1913 und weitere 232,90 „ Arreſt⸗ 
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koſten zu bezahlen. Wie ſchon die Klageſchrift ſo war auch das Verſäumnis⸗ 
urteil, in welchem die Einſpruchsfriſt auf drei Wochen feſtgeſetzt war, öffent⸗ 
lich und zwar das letztere in der Weiſe an den Beklagten zugeſtellt worden, 
daß es am 1. Dez. 1913 an die Gerichtstafel angeheftet wurde und dort bis 
zum 29. Dez. 1913 angeſchlagen blieb. Durch Schriftſatz v. 17. Januar 1914, 
der an demſelben Tage beim Gericht einging, legte der Beklagte gegen das 
Verſäumnisurteil Einſpruch ein und bat gleichzeitig um Wiedereinſetzung 
gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt, da er von der Zuſtellung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis erlangt hätte; er be⸗ 
finde ſich ſeit Monaten im Ausland und fein Aufenthalt ſei den Beteiligten 
unbekannt, er habe weder von der Erlaſſung des Verſäumnisurteils noch von 
deſſen Anheftung an die Gerichtstafel etwas erfahren. — Die Wiederein⸗ 
ſetzung wurde abgelehnt und der Einſpruch verworfen. Die en des 
N blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht will als glaubhaft ee unterftellen, 
daß der Bellagte in der Tat von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils nicht 
eher als wie er ſelbſt angibt Kenntnis bekommen hat. Es hält aber gleich⸗ 
wohl die Vorausſetzung für die Anwendung der Beſtimmung in $ 233 Abſ. 2 
ZPO. nicht für gegeben und zwar ſchon um deswillen nicht, weil an der Nicht⸗ 
erlangung der Kenntnis davon nach der eigenen Sachdarſtellung des Be— 
klagten ſein Vertreter die Schuld trug und deſſen Verſchulden auch in den 
Anwendungsfällen der eben angezogenen Geſetzesvorſchrift dem Verſchulden 
der Partei ſelbſt gleichgeſtellt werden muß (§ 232 Abſ 2 ZPO.). Nach ſeiner 
eigenen Angabe hat der Rechtsanwalt R. am 10. Dez. 1913 den Auftrag 
übernommen, das Nötige zu tun, um zu erfahren und dem Beklagten mit- 
zuteilen, wenn die nach Einleitung des Arreſtverfahrens zu erwartende Haupt⸗ 
klage vom Gegner erhoben werden ſollte, und dafür zu ſorgen, daß kein Ver⸗ 
ſäumnisurteil auf ſie ergehe. Hiernach hatte der Rechtsanwalt R. alle Ver⸗ 
anlaſſung, auf mögliche öffentliche Zuſtellungen an den Beklagten achtzugeben 
und daraufhin auch die Gerichtstafel einzuſehen oder einſehen zu laſſen, an 
welcher das Verſäumnisurteil noch vom 10. bis zum 29. Dezember 1913 an⸗ 
geheftet war. Dieſe Tatſache hätte alſo dem Vertreter des Beklagten bei 
einiger Sorgfalt garnicht entgehen können und zwar noch zu einer Zeit, in der 
es möglich geweſen wäre, durch rechtzeitige Einſpruchsemlegung die Ver⸗ 
ſäumnisfolgen wieder gut zu machen. 

Zu einem für ihn günſtigeren Ergebniſſe wäre übrigens auch dann nicht 
zu gelangen geweſen, wenn weder ihn noch ſeinen Vertreter unmittelbar 
daran, daß er von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils keine Kenntnis er⸗ 
hielt, ein Verſchulden getroffen hätte. Denn bei der Ermittelung des Sinnes 
der in $ 233 Abſ. 2 ZPO. aufgeſtellten Ausnahmevorſchrift iſt der Zuſammen⸗ 
hang nicht außer acht zu laſſen, in welchem ſie zu der im vorangehenden 1. Ab⸗ 
ſatz enthaltenen Regelvorſchrift ſteht (RGEntſch. 73, 57). Inſofern gewinnen 
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die Erwägungen Bedeutung, die das Landgericht in der Richtung angeſtellt 
hat, daß der Beklagte es überhaupt und ſchon ehe es zur Erlaſſung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils kam, unterlaſſen habe, als er ins Ausland ging, die nötigen 
Vorkehrungen etwa durch Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten oder 
auf andre Weiſe zu treffen, um ſolche prozeſſuale Möglichkeiten wie die Er⸗ 
laſſung eines Verſäumnisurteils oder die Verſäumung von Notfriſten aus⸗ 
zuſchließen. Aus 8 233 Abſ. 2 folgt nämlich keineswegs, daß nun in allen 
Fällen, in denen eine Partei von der Zuſtellung eines Verſäumnisurteils 
ohne ihr oder ihres Vertreters Verſchulden nichts erfahren hat, die Wieder- 
einſetzung gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt auch erteilt werden 
müßte. Vielmehr iſt entſprechend der Regel im 1. Abſ. erforderlich, daß die 
Partei durch die unverſchuldete Nichtkenntnis an der Friſteinhaltung verhin⸗ 
dert worden iſt, daß alſo gerade hierin die Urſache der Verſäumung liegt. 
Dies trifft aber dann nicht zu, wenn eine Partei zwar von der Urteilszuſtel⸗ 
lung ſchuldlos nichts erfahren hat, aber durch ſonſtiges Verſchulden überhaupt 
in die Lage gekommen iſt, eine Notfriſt zu verſäumen, wobei wiederum dem 
Verſchulden der Partei das ſeines Vertreters gleichzuſtellen iſt. Von einem 
ſolchen Verſchulden iſt aber der Beklagte auch dann nicht freizuſprechen, wenn 
man allenthalben ſeine eigene Sachdarſtellung zugrunde legt. Denn auch 
aus ihr ergibt ſich, daß er zeitweiſe und zwar gerade in der kritiſchen Zeit 
ohne einen Vertreter geweſen iſt, der gerade ſein Augenmerk auf eine etwaige 
öffentliche Zuſtellung richtete. Jedenfalls hatte der Beklagte, wenn er es 
durchaus vermeiden wollte, ſeinen Aufenthalt im Auslande bekannt werden 
zu laſſen, in der Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten das geeignetſte, 
wenn auch keineswegs das einzige Mittel, die Erlaſſung eines Verſäumnis⸗ 
urteils hinter ſeinem Rücken zu verhindern. Nachdem bereits das Arreſt⸗ 
verfahren in Gang geſetzt war, konnte er ſich beiſpielsweiſe auch des Mittels 
bedienen, den Gegner auf dem in § 926 ZPO. vorgezeichneten Wege zur als» 
baldigen Erhebung der Klage zu zwingen und zu überwachen oder über- 
wachen zu laſſen, ob dieſe friſtgemäß erhoben und etwa öffentlich zugeſtellt 
werde, oder er konnte ſelbſt Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des 
Arreſtanſpruchs erheben. Alle dieſe Wege waren ihm ja als Rechtsanwalt 
wohlbekannt. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. März 1915 i. S. G. w. Gr. 
5 O. 248/14. F—ch. 


197. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leiſtung nach $ 259 


und nach § 2 5p. 
Vgl. 57 Nr. 198; 70 Nr. 163. 
3PO. $8 257. 259. 


Der Kläger hatte bei der Beklagten, einer engliſchen Verſich.⸗Geſellſchaft, 
eine Verſicherung des Inhalts genommen, daß ihm mit Vollendung des 
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55. Lebensjahres, d. h. am 3. März 1915, die Summe von 25000 A aus⸗ 
zuzahlen, im Fall ſeines früheren Ablebens dieſer Betrag von ſeinen Erben 
zu beanſpruchen ſei. Die Verſich.-Summe ermäßigte ſich unter Berüdjichti- 
gung eines auf den Verſich.-Schein erhobenen Vorſchuſſes und verſchiedener 
Zuſchlagsdividenden auf 13159 . Die letzte, im Frühjahr 1915 fällig ge- 
wordene Prämie, 1158,97 , hatte der Kläger infolge des Verbots von Zah— 
lungen nach England nicht entrichtet. Der Kläger verlangte auf Grund der 
§§ 257. 259 ZPO. Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 13159 .H 
am 3. März 1916. — In beiden Inſtanzen wurde der Klage entſprochen. 
Auch die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das Landgericht nimmt an, daß die Klage nach Vorſchrift des § 259 
ZPO. begründet ſei. Dem vermag das Ber.-Gericht nicht zu folgen. Es 
muß die Beſorgnis gerechtfertigt ſein, daß ſich die Beklagte der rechtzeitigen 
Leiſtung entziehen werde. Das iſt nach der deutlichen Sprache des Geſetzes 
nicht mit der Beſorgnis gleichbedeutend, daß der Schuldner nicht rechtzeitig 
erfüllen werde. Nun ſteht lediglich feſt und iſt auch nichts weiteres vom Kläger 
vorgetragen worden, als daß die Beklagte eine engliſche Geſellſchaft iſt, daß 
die engliſche Regierung Zahlungen nach Deutſchland unter Strafe verboten 
hat und daß die im Deutſchen Reiche verfügbaren Mittel der Beklagten nicht 
ausreichen, um die Anſprüche ihrer Verſicherten zu befriedigen. Daß bloßer 
Mangel an Zahlungsmitteln die Anwendung des § 259 nicht rechtfertigt, ver— 
kennt auch das Landgericht nicht. Es erblickt aber in dem Zahlungsverbot 

der engliſchen Regierung gegründeten Anlaß zur Verurteilung. Demgegen— 
über iſt zu erwägen, daß das Zahlungsverbot nur eine Unmöglichkeit der 
Leiſtung im Rechtsſinne ſchafft. Die Beklagte würde ji), wenn fie dem Verbot 
zuwider zahlte, ſchwerſter Beſtrafung ausſetzen. Ihr kann alſo die Zahlung 
nicht zugemutet werden. Daß der deutſche Richter dem engliſchen Zahlungs— 
verbot an ſich keine Wirkſamkeit zuzuerkennen hat, darf ihn nicht an der Prü— 
fung hindern, ob ſich der dem Verbot fügende engliſche Schuldner feiner Ver— 
pflichtung entziehe. Es kann aber ſchlechterdings nicht geſagt werden, daß 
ſich der Schuldner, dem die Leiſtung aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, unmöglich wird, ſeiner Verpflichtung entziehe. 

Auch der allgemeine Hinweis auf die ſchlimmen Erfahrungen, die man 
bezüglich des Rechtsgefühls der Engländer nach Ausbruch des Krieges ge— 
macht habe, kann nicht zur Anwendung des § 259 ZPO. führen. Dieſe Be— 
ſtimmung fordert die Feſtſtellung gerechtfertigter Beſorgnis im einzelnen 
Falle. Es geht zu weit, wollte man ſagen, alle Engländer hätten ſich nach 
Beginn des Krieges ihres Rechtsgefühls entäußert. Der Kläger, deſſen Sache 
es wäre, hat keinerlei Tatſachen angeführt, welche einen ungünſtigen Schluß 
bezüglich des geſchäftlichen Verhaltens der Beklagten zuließen. In dieſer 
Richtung könnte höchſtens der Satz des Rundſchreibens in Betracht kommen, 
„daß, falls die deutſchen Verſicherten es zu einer Konk.⸗Eröffnung hierſelbſt 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft s. 24 
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kommen laſſen würden, mit der Möglichkeit zu rechnen ſei, daß die Londoner 
Zentrale zum mindeſten den Verſuch machen werde, ſich ihren in Deutſch⸗ 
land begründeten Verpflichtungen zu entziehen“. Aber das Rundſchreiben iſt 
nicht von der Beklagten, ſondern von den gerichtlich beſtellten Aufſichtsper⸗ 
ſonen ausgegangen. Es ſteht nicht feſt, daß die Beklagte von dem Inhalt 
des Schreibens Kenntnis erhalten habe oder daß er ihrer eigenen Auffaſſung 
entſpreche. Überdies iſt der Zweck der angezogenen Außerung klar. Man 
wollte die Verſicherten davon abhalten, ohne Rückſicht auf die Mitbeteiligten 
die eigenen Rechte zu verfolgen. Es kommt hinzu, daß die in Ausſicht ge⸗ 
ſtellte Möglichkeit überhaupt niemals eintreten könnte, weil die Voraus⸗ 
ſetzungen einer Konk.⸗Eröffnung gemäß 8$ 237. 238 KO. nicht vorhanden ſind. 

Anderſeits iſt aber das Ber.⸗Gericht — und zwar wiederum im Gegen⸗ 
ſatz zum Landgericht — der Anſicht, daß die Anwendung des § 257 ZPO. 
geboten iſt. Die Tatſache allein, daß der Anſpruch auf einen gegenſeitigen 
Vertrag geſtützt wird, bei dem naturgemäß Leiſtung und Gegenleiſtung an 
ſich im Abhängigkeitsverhältnis ſtehen, ſteht der Verurteilung zu zukünftiger 
Zahlung nicht entgegen. Es kommt weſentlich darauf an, inwieweit dieſe 
Abhängigkeit zur Zeit noch beſteht. Im vorliegenden Fall iſt die Leiſtung 
des Klägers mit Ausnahme des letzten Teilbetrages erfolgt. Da Leiſtung und 
Gegenleiſtung in Geldzahlungen beſtehen, ſo löſt ſich die teilweiſe Bedingtheit 
der noch ausſtehenden Leiſtungen ohne weiteres im Verrechnungswege auf. 
Das würde natürlich dann nicht zutreffen, wenn, ausnahmsweiſe, der An⸗ 
ſpruch des Klägers im ganzen von der Bezahlung auch der letzten Prämie 
abhängig wäre. Eine ſolche Abhängigkeit ergibt ſich aber weder aus all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen, noch iſt ſie etwa durch die Verſich.-Bedingungen 
geſchaffen. Somit iſt der Anſpruch des Klägers zur Höhe von 12000,03 , 
d. h. bis auf den Betrag der letzten Prämie, von jeder Gegenleiſtung un- 
abhängig. Inſoweit iſt daher der Klage jedenfalls ſtattzugeben. 

Das gleiche Ergebnis kann für den Reſtbetrag nicht angeſprochen werden. 
Es liegt auf der Hand, daß der Verſicherte nur dann die volle Verſich.-Summe 
ausbezahlt verlangen kann, wenn er ſeinerſeits alle fälligen Prämien ent- 
richtet hat. Inſoweit, d. h. ziffermäßig, beſteht allerdings eine Abhängig- 
keit der Leiſtung von der Gegenleiſtung, obgleich fie ſich hier, wie bereits an- 
geführt, wegen der Natur des beiderſeitigen Leiſtungsgegenſtandes durch 
Verrechnung auflöſt. Der Kläger kann daher am 3. März 1916 nur die reſt⸗ 
liche Verſich.-Summe, vermindert um den Betrag der Prämie aus 1915, 
beanſpruchen. | 

Zu erörtern wäre aber noch, ob nicht dem Kläger trotzdem, dem Inhalt 
des Verſich.⸗Vertrages zuwider, auf Grund des deutſchen Zahlungsverbotes 
der ganze Betrag zuzuſprechen iſt. Man würde zu dieſem Ergebniſſe ge— 
langen, wenn man ſagen müßte, daß durch das Zahlungsverbot die Fällig— 
keit der Gegenleiſtung des Klägers unter allen Umſtänden beſeitigt ſei, und 
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dieſe Tatſache, da es ſich um eine Vergeltungsmaßregel handelt, auf die Ver⸗ 
pflichtung des andern Teiles ohne Einfluß bleibe. Eine ſo weitgehende Aus⸗ 
legung ſcheint aber nicht berechtigt. Die Verordnung des Bundesrats hat 
lediglich die Zahlungspflicht des deutſchen Schuldners dem feindlichen Aus⸗ 
lande gegenüber vorläufig aufheben wollen. Sie bezweckt aber nicht, in die 
vertraglichen Beziehungen derart einzugreifen, daß ſie dem deutſchen Schuld⸗ 
ner Vorteile neu verſchaffte, auf welche er nach dem Vertrage keinen An⸗ 
ſpruch hat. Es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem Fall, daß 
der deutſche Schuldner bereits die Gegenleiſtung des feindlichen Gläubigers 
erhalten hat, und demjenigen, wo erſt in Zukunft die Gegenleiſtung gegen 
Gewährung der eigenen Leiſtung erworben werden ſoll. Würde man aber 
ſelbſt in dieſem Punkt andrer Auffaſſung ſein müſſen, ſo könnte doch eine 
Verurteilung der Beklagten in den Reſtbetrag nicht ausgeſprochen werden. 
Denn es ſteht heute keineswegs feſt, daß das deutſche Zahlungsverbot auch 
am 1. März 1916 noch in Kraft ſein wird. Es erſcheint daher nicht in Ord⸗ 
nung, den Kläger auch für den entgegengeſetzten Fall von der Verpflichtung, 


lid) den Betrag der letzten Prämie kürzen zu laſſen, zu befreien. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 2. Nov. 1915. H. w. Star 
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198. Unpfändbarkeit des Flügels und der Noten bei einem Muſiklehrer. 
Vgl. 41 Nr. 316. 
ZPO. 5 811 Nr. 5. 

Mit Recht geht das Landgericht davon aus, daß für die Frage der Ent⸗ 
behrlichkeit nach § 811 Nr. 5 3 PO. weſentlich iſt, ob der Lebensunterhalt des 
Schuldners und ſeiner Familie durch anderweitige Hülfsquellen geſichert iſt 
und für die Beſtreitung des Lebensunterhalts die Erwerbstätigkeit des 
Schuldners nicht oder nur unweſentlich in Betracht kommt. 

Schuldner wohnt zuſammen mit ſeiner ſehr kränklichen und hülfs⸗ 
bedürftigen Ehefrau. Beide ſind alte Leute. Dem Gerichte ſind die Verhält⸗ 
niſſe des Schuldners aus früheren Prozeſſen bekannt; es iſt daher auch in der 
Lage zu beurteilen, daß die der ſchuldneriſchen Ehefrau aus dem S.ſchen 
Teſtament zuſtehenden, der Pfändung nicht unterliegenden, Bezüge von 
jährlich 3000 „ nicht ausreichen, um bei den geſteigerten Bedürfniſſen der 
kränklichen Ehefrau des Schuldners und den teuren Lebensverhältniſſen der 
gegenwärtigen Zeit den Lebensunterhalt des Schuldners und ſeiner Ehefrau 
zu beſtreiten. Schuldner iſt daher trotz ſeines vorgerückten Alters darauf an⸗ 
gewieſen, durch perſönliche Ausübung ſeines Berufs als Muſiklehrer ſeine 
Einkünfte zu erhöhen. Daß er gegenwärtig ſeinen Beruf als Muſiklehrer 
tatſächlich ausübt, indem er in ſeiner Wohnung unter Benutzung des Flügels 
und der Noten ſeinen Schülern Unterricht erteilt, iſt durch die nn al 
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Erklärung der Frau Sch. und den Bericht des Gerichtsvollziehers dargetan. 
Unter dieſen Umſtänden iſt die Pfändung des Flügels und der Noten 
gemäß 8 811 Nr. 5 ZPO. unzuläſſig. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 17. Juni 1916. Sch. & Sohn 
w. L. — Bs. Z. VI. 63/16. | B. 


199. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den 
unpfändbaren Gehaltsteil. 


Vgl. 42 Nr. 173; 64 Nr. 129; 65 Nr. 22 m. N.; 70 Nr. 13. 
3 PO. 8 8501; BGB. 394. 134. 


Als die Gehaltsforderung der vom Beklagten angeſtellten Balletmeiſterin 
P. vom Kläger gepfändet worden war, kündigte ihr der Beklagte die Stel— 
lung, ſchloß aber alsbald mit ihr am 6. März 1913 einen neuen Anſtellungs— 
vertrag, worin er ſich ausbedang, daß ein an ſie gezahlter Vorſchuß von 
795 f in der Weiſe verrechnet werden ſollte, daß bis zur Abverdienung des 
Vorſchuſſes von dem monatlichen Gehalt von 300 % nur 175 gezahlt wür- 
den. Gegenüber einer neuerlichen Pfändung des Klägers und der darauf 
geſtützten Klage auf Hinterlegung oder Zahlung von 175 des September⸗ 
gehalts bat der Beklagte um Abweiſung und widerklagend um Feſtſtellung, 
daß er nicht verpflichtet ſei, den pfändbaren Teil des Gehalts für die Monate 
September 1913 bis 1. Febr. 1914 für den Kläger zu hinterlegen. — In 
1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Zahlung von 175 f, in 2. Inſtanz nur 
von 112,50 .#6 verurteilt, ſeine Widerklage wurde abgewieſen. Aus den Grün— 
den des Ber. Urteils: " 

„Zu entſcheiden iſt lediglich, ob und wieweit das Verrechnungsabkommen 
v. 6. März 1913 dem Klagebegehren entgegenſtehe. In dieſer Abmachung 
war nicht ausdrücklich geſagt, ob die in jedem Monat abzuziehenden 125 HK 
auf den unpfändbaren oder den pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet 
werden ſollten. Wenn jedoch die Vereinbarung den von den Beteiligten 
offenbar erſtrebten Erfolg haben ſollte, den Gläubigern der Schuldnerin 
den Zugriff auf das Gehalt tunlichſt zu erſchweren oder unmöglich zu machen, 
ſo konnte die Vereinbarung nur ſo gemeint ſein, daß die Anrechnung der 
125 .K auf den pfändbaren Gehaltsteil ſtattfinden ſollte. In dieſem Fall 
würde der unpfändbare, durch jene Vereinbarung nicht berührte Teil des Ge— 
halts der Schuldnerin erhalten geblieben ſein, und der Beklagte hätte ſich 
demzufolge einem Pfändungspfandgläubiger gegenüber darauf berufen 
können, daß auf den pfändbaren und gepfändeten Teil des Gehalts bereits 
125 % durch Verrechnung gezahlt wären. Der Beklagte war indeſſen nicht 
imſtande, mit der Schuldnerin wirkſam zu vereinbaren, daß der Vorſchuß 
auf den pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet würde. Die Unwirkſam- 
keit einer derartigen Vereinbarung folgt vielmehr aus den Vorſchriften über 
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die Lohnbeſchlagnahme, die zwingendes Recht enthalten. Unpfändbar iſt der 
Arbeits- und Dienſtlohn nur bis zu 1500 /, pfändbar iſt er, inſoweit er die 
Summe von 1500 It für das Jahr überſteigt (§ 850 Nr. 1; § 4 Nr. 4 LohnbG. 
v. 21. Juni 1869 in der Faſſung v. 28. März 1897). Dieſe Pfändungsbeſchrän— 
kung hat den Zweck, dem Dienſtverpflichteten den unentbehrlichen Teil ſeines 
Einlommeus zu ſichern. Die Kehrſeite der Beſchränkung liegt aber darin, 
daß deu Gläubigern der Zugriff auf den entbehrlichen Teil des Schuldner— 
einkommens nicht entzogen iſt und nicht entzogen werden darf. Entgegen— 
ſtehende Abmachungen, die darauf abzielen, den unpfändbaren Teil des Ein— 
kommens zu erhöhen, ſind deshalb mit der Zwangsnatur dieſer Geſetzgebung 
unvereinbar und wirkungslos. Auf eine ſolche unſtatthafte Erhöhung des Un— 
pfändbaren würde es hinauskommen, wenn der Schuldner einen Teil ſeines 
Gehalts in Geſtalt von Vorſchüſſen gezahlt erhielte und infolge einer Ab— 
rede, daß die Vorſchüſſe auf den pfändbaren Teil des Gehalts anzurechnen 
wären, imſtande ſein würde, einen Pfändungspfandgläubiger von dem Zu— 
griff auf einen dem Unpfändbaren gleichkommenden Teil des noch nicht 
gezahlten Gehaltsbetrages fernzuhalten. Daraus folgt ohne weiteres, daß 
Vorſchüſſe auf das Gehalt, die rechtlich nichts andres als Gehaltszahlungen 
ſind (vgl. RG. in JW. 1912, 684 und Komm. von RGRäten? zu 8362 Bem. 4), 
ganz von ſelbſt und ohne daß es einer Parteivereinbarung bedarf, ja ſogar 
entgegen einer davon etwa abweichenden Parteivereinbarung, auf den un— 
pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet werden müſſen. 

Durch das Verrechnungsabkommen v. 6. März 1913 wurde das Monats- 
gehalt der Schuldnerin nicht etwa auf 175 „ herabgeſetzt, es blieb vielmehr 
nach wie vor, wie das Abkommen übrigens ausdrücklich hervorhob, 300 .K 
und es wurde lediglich die mehrerwähnte Verrechnung von jeweils 125 . 
auf 300 . ausbedungen. Der unpfändbare Teil des Gehalts berechnete ſich 
mithin nach einem Monatseinkommen von 300 . Da aber die Schuldnerin 
unſtreitig nicht zwölf Monate, ſondern nur acht Monate Gehalt gezahlt er— 
hielt, jo war in jedem Monat nicht nur ein Zwölftel von 1500 % = 125 lt, 
ſondern ein Achtel von 1500 .K = 187,50 % der Pfändung entzogen, denn 
das vertragliche Einkommen der als Balletmeiſterin angeſtellten Schuldnerin 
war ſo bemeſſen, daß ſie davon auch in den vier Monaten, die außerhalb der 
Spielzeit lagen, ihren Lebensunterhalt beſtreiten mußte, und in dem un— 
pfändbaren Betrage von 187,50 war deshalb das mitenthalten, was die 
Schuldnerin in den vier erwerbloſen Monaten zu ihrem Lebensunterhalt 
nötig hatte (vgl. OL GRſpr. 15, 167. 168). 

Demgemäß hat der Kläger in Anſehung des von ihm in Anſpruch ge— 
nommenen Gehalts für September 1913 einen Anſpruch nur inſoweit, als 
dieſes Gehalt den unpfändbaren Betrag von 187,50 überſteigt, alſo nur 
in Höhe von 112,50 . Nicht dagegen kaun er, wie das Landgericht angenom— 
men hat, 175 K für ſich in Anſpruch nehmen. Daß er aber nicht Hinterlegung 
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gemäß § 853 ZPO., deſſen Vorausſetzungen fehlen, ſondern nur Zahlung 
verlangen kann, hat das Landgericht zutreffend ausgeführt. 

Die Klage war daher auf die Berufung des Beklagten inſoweit abzuweiſen, 
als der Beklagte zur Zahlung von mehr als 112,50 % verurteilt worden war.“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 28. Sept. 1915. A. w. S. W. UII. 
24/15. SchleswHolſt. Anz. 1915, 231. 


200. Haftung des Swangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im 
Konfurfe feſtgeſtellte Forderung. 
(Vgl. 53 Nr. 141; 58 Nr. 226.) 
KO. 88 193 ff. 146; BGB. $ 767. 

Michael Gr. ſchuldete der Anna G. 10000 , verſichert auf feinem An⸗ 
weſen. Am 18. Febr. 1913 wurde über deſſen Vermögen der Konkurs er⸗ 
öffnet. Am 14. April 1913 machte Michael Gr. den Zwangsvergleichsvor⸗ 
ſchlag, daß die nichtbevorrechtigten Gläubiger 20% ihrer Forderungen in 
Raten erhalten ſollten, ſoweit ſie anerkannt ſeien oder noch anerkannt oder 
gerichtlich feſtgeſtellt würden, und daß der Möbelhändler Tr. die Bürgſchaft 
für die richtige Zahlung der Raten übernehme. Tr. hatte in einer Urkunde 
v. 11. April 1913 die Bürgſchaftsannahme in dieſem Sinne erklärt. Der 
Zwangsvergleich wurde beſtätigt und am 30. Juni 1913 rechtskräftig. Am 
18. Juni hatte Anna G. die 10000 % nebſt 400 % Zinſen zum Konkurſe 
angemeldet. Im Schlußtermin v. 26. Juli 1913 wurde die Forderung nur 
bis zum Betrage von 4000 % nebſt 400 % Zinſen anerkannt und für den 
Ausfall feſtgeſtellt, bezüglich des Reſtes zu 6000 % vom Konk.⸗Verwalter 
beſtritten. Am 13. Sept. 1913 wurde das Konk.⸗Verfahren als durch Zwangs⸗ 
vergleich erledigt aufgehoben. Bei der Zwangsverſteigerung des Anweſens 
kam die Forderung der Anna G. nicht zum Zuge. Die Pfändung gegen 
Michael Gr. zugunſten der Quote aus den feſtgeſtellten 4000 „ nebſt Zinſen, 
d. i. für 880 „ nebſt Koſten, blieb erfolglos, worauf Anna G. dieſe Forderung 
gegen Tr. als Bürgen ausklagte und beitrieb. 

Sodann verklagte Anna G. den Tr. auch auf die Quote aus den be- 
ſtrittenen 6000 „#6 = 1200 % nebſt Zinſen auf Grund ſeiner Bürgſchaft und 
zugleich den Michael Gr. als Geſamtſchuldner. Gr. wurde im Verſäumnis⸗ 
verfahren verurteilt, gegen Tr. wurde die Klage abgewieſen. In der Ber.- 
Inſtanz wurde auch Tr. verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Einwendungen des Tr. ſind unbegründet. 

Die Behauptung, daß der Zwangsvergleich und die Bürgſchaftserklä— 
rung nur diejenigen Forderungen beträfen, die konkursmäßig nach $ 146 
KO. mit Wirkung gegen den Konk.-Verwalter feſtgeſtellt wurden, iſt nicht 
richtig. Der § 181 KO. Satz 1 enthält das Gebot, daß der Zwangsvergleich 
allen nichtbevorrechtigten Konk.-Gläubigern gleiche Rechte gewähre, ſoweit 
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nicht die zurückgeſetzten Gläubiger ausdrücklich zuſtimmen. Nichtbevorrechtigter 
Konk.⸗Gläubiger aber iſt jeder mit einem Vorrecht im Sinne des § 61 KO. 
nicht ausgeſtattete perſönliche Gläubiger, der einen erzwingbaren, bei der 
Konk.⸗Eröffnung begründeten, und aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners 
zu erfüllenden Anſpruch hat, gleichviel, ob er von ſeinem Teilnahmerecht Ge⸗ 
brauch macht oder nicht (Jaeger 83 KO. Anm. 1). Da ſelbſt Gläubiger, die 
am Konkurs nicht teilgenommen haben, vom Gebot der Gleichheit der Rechte 
umfaßt werden, ſo gilt dies natürlich auch von ſolchen Gläubigern, die zwar 
zunächſt am Konkurſe durch Anmeldung ihrer Forderungen teilgenommen, 
dann aber überhaupt oder hinſichtlich eines Teiles ihrer Forderungen auf 
konkursmäßige Befriedigung verzichtet haben, ohne gleichzeitig auf die For⸗ 
derung ſelbſt zu verzichten (Jaeger § 181 Anm. 1 und die dort angef. Ent⸗ 
ſcheidungen). Der letztere Fall liegt hier vor. Die Klägerin hätte, da die 
Hauptforderung ſich als titulierte Forderung i. S. des § 146 Abſ. 6 KO. dar⸗ 
ſtellt, trotz des Widerſpruchs des Konk.⸗Verwalters unter Berufung auf den 
Titel die Auszahlung oder, nach Erhebung einer Widerſpruchsklage durch 
den Konk.⸗Verwalter, die Zurückbehaltung des auf die Forderung treffenden 
Anteils verlangen oder unter Umſtänden auch die Feſtſtellungsklage erheben 
können (Jaeger § 146 Anm. 27 u. $ 168 Anm. 4); dadurch, daß ſie es nicht 
tat, hat ſie auf konkursmäßige Befriedigung, nicht aber auf die Forderung 
ſelbſt verzichtet. Die Vorſchriften der 88 193. 181 KO. gelten alſo auch für 
die hier in Frage ſtehende Hauptforderung. Für die Auslegung des dem 
Zwangsvergleiche zugrunde liegenden Parteiwillens aber folgt aus der Un⸗ 
abänderlichkeit des Grundſatzes der Gleichbehandlung, daß im Zweifel die 
mit dieſem Grundſatze im Einklang ſtehende Auslegung, die eine Aufrecht⸗ 
haltung des Vergleichs ermöglicht, als Willensmeinung der Beteiligten an- 
zuſehen iſt. Das Reichsgericht hat daher mit Recht erkannt, daß die Abrede, 
es ſollten die Gläubiger ‚fejtgeftellter‘ Forderungen 20% erhalten, mit Nüd- 
ſicht auf den $ 181 KO. dahin zu verſtehen ſei, daß die Vergleichsrechte allen 
Gläubigern zukommen ſollen, deren Forderungen ſchon beim Vergleichs— 
abſchluß feſtgeſtellt find oder ſpäter feſtgeſtellt werden (Jaeger $ 181 Anm. 4; 
Leipz Z. 1907, 283). Aus dem gleichen Grunde iſt bis zum Beweis des 
Gegenteils anzunehmen, daß die Abrede, es ſollten die nicht bevorrechtigten 
Gläubiger 20% ihrer Forderungen inſoweit erhalten, als ſie anerkannt ſeien 
oder noch anerkannt oder gerichtlich feſtgeſtellt würden, auch eine nach Be⸗ 
endigung des Konkurſes erfolgende gerichtliche Feſtſtellung umfaßt. 

Was aber für die Hauptſchuld gilt, muß auch für die Bürgſchaft gelten. 
die Zwangsvergleichsbürgſchaft bildet einen Beſtandteil des Zwangsver⸗ 
gleichs; die Haftung des Zwangsvergleichsbürgen iſt ein den Konk.⸗Gläubi⸗ 
gern gewährtes akzeſſoriſches Recht; eine Beſchränkung der Bürgſchaftshaftung 
auf Forderungen, die konkursmäßig anerkannt und feſtgeſtellt worden, ent- 
hielte alſo einen Verſtoß gegen das in 8 181 KO. enthaltene Gebot der Gleich— 
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behandlung aller Konk.⸗Gläubiger. Es iſt daher auch die Bürgſchaftserklärung 
bis zum Beweiſe des Gegenteils dahin auszulegen, daß ſie ſich auf die nach 
der Beendigung des Konkurſes gerichtlich feſtgeſtellten Forderungen mit er— 
ſtreckt und zwar ſelbſt dann, wenn ſie dem Garanten zur Zeit des Vergleichs— 
abſchluſſes unbekannt waren (Jaeger $ 146 Anm. 1 a. E.; LeipzgZ. 1912, 
792; Jaeger § 194 Anm. 6 Satz 2 u. 3). Selbſt in dem vom Beklagten er- 
wähnten Fall, daß die Feſtſtellungsklage gegenüber dem Konk.-Verwalter 
abgewieſen, in dem gegen den Gemeinſchuldner durchgeführten Prozeſſe aber 
als zu Recht beſtehend anerkannt würde, wäre die Haftung des Zwangsver— 
gleichsbürgen — vorbehaltlich der jedem Bürgen zuſtehenden Einreden — 
begründet; denn der frühere Gemeinſchuldner iſt im Verhältnis zum Bürgen 
der Hauptſchuldner, und die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners iſt gemäß 
dem $ 767 BGB. für die Verpflichtung des Bürgen maßgebend. Ganz mit 
Unrecht beruft ſich der Beklagte auf Jaeger; er beſagt das Gegenteil (8 181 
Anm. 2). 

Der Mangel der konkursmäßigen Feſtſtellung der beſtrittenen Teilforderung 
hat nun aber allerdings die Folge, daß in Anſehung ihrer keine Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung aus dem Zwangsvergleich nach Maßgabe des § 194 KO. ſtattfindet; 
vielmehr bedarf die Klägerin gegen den Hauptſchuldner und den Bürgen 
eines anderweitigen Vollſtreckungstitels (Jaeger Anm. 3 u. 6 zu § 194). 
Gegenüber dem Hauptſchuldner beſitzt ſie allerdings bereits einen Titel in der 
vollſtreckbaren Urkunde. Da aber nach dem Zwangsvergleich die 20 % nur 
aus anerkannten oder gerichtlich feſtgeſtellten Forderungen geſchuldet werden 
und in der Bürgſchaftserklärung nur hierfür die Haftung übernommen iſt, be— 
darf es trotz des Vorhandenſeins der vollſtreckbaren Urkunde einer gerichtlichen 
Feſtſtellung der beſtrittenen Teilforderung. Daß dieſe gerade durch eine Feſt— 
ſtellungsklage gemäß 8 256 ZPO. herbeigeführt werde, iſt nicht notwendig; 
denn auch in dem auf eine Leiſtungsklage ergehenden Urteil iſt eine gerichtliche 
Feſtſtellung über den Beſtand des geltend gemachten Anſpruchs enthalten. 

Aber auch die Annahme des Beklagten, daß die gerichtliche Feſtſtel— 
lung der Forderung gegen den Hauptſchuldner der Inanſpruchnahme des 
Bürgen hätte vorausgehen müſſen, iſt nach Lage des Falles ungerechtfertigt. 
Die Einrede der Vorausklage erſcheint nach 8 773 Nr. 1 BGB. ausgeſchloſſen, 
weil die Zw.-Vollſtreckung gegen den Hauptſchuldner wegen der Quote aus 
dem feſtgeſtellten Teilbetrage fruchtlos geblieben iſt. — — — Der Wortlaut 
des Zwangsvergleichs ſpricht nicht für die Anſchauung des Beklagten. Richtig 
iſt nur, daß die Verurteilung des Hauptſchuldners dem Bürgen gegenüber 
weder Rechtskraft noch Vollſtreckbarkeit erzeugt; 

Jaeger, § 194 Anm. 6; RGeEntſch. 56, 110, (in Seuffll. 59 Nr. 254, 71, 59). 


7. 


Urteil des OLC. München (1. Sen.) v. 26. März 1915 i. S. G. w. Gr. 
L. 955/14. P. 


I. Bürgerliches Recht. 


201. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten 
Wechſelunterſchrift. 


Vgl. 56 Nr. 260. 
BGB. $ 177. 


Durch das landgerichtliche Urteil ſind die verklagten Eheleute ſamtver⸗ 
bindlich ſchuldig erkannt, an die Klägerin 8264,37 K und 6% Zinſen daraus, 
ſowie 74,80 , Wechſelunkoſten und Proviſion zu bezahlen, im übrigen iſt 
die auf 12000 % Wechſelſumme ſamt Nebenſache gerichtete Klage abgewieſen 
worden. Die Klage ſtützte ſich auf einen am dritten Tage nach Sicht zahl⸗ 
baren Wechſel über 12000 %, gezogen auf W. und von dieſem angenommen; 
auf der Rückſeite trägt der Wechſel u. a. die Giros der beiden Beklagten und 
der Klägerin. Nachdem der Akzeptant Selbſtmord verübt hatte, wurde der 
Wechſel auf Betreiben der Klägerin zur Sicht und Annahme vergeblich vor⸗ 
zulegen verſucht und ſodann mangels Zahlung proteſtiert. Die Beklagten 
beſtritten die Echtheit ihrer Unterſchrift, ſowie jede Zuſtimmung oder Ge⸗ 
nehmigung zur Beifügung ihres Namens durch W. — Das Landgericht er⸗ 
achtete nicht als erwieſen, daß W., von dem unbeſtritten die Giros mit dem 
Namen der Beklagten herrühren, gerade für dieſen Wechſel Vollmacht zur 
Unterzeichnung gehabt habe, es nimmt aber an, daß die Unterſchriften als 
nachträglich nach 8 177 BGB. genehmigt und daher rechtswirkſam angeſehen 
werden müßten. Das Urteil des Oberlandesgerichts, das die Berufung der 
Beklagten zurückgewieſen hat, führt zu dieſem Punkte folgendes aus: 

„Hinſichtlich der Frage, ob eine „‚gefälſchte“ d. h. bewußt widerrechtlich 
hergeſtellte Wechſelunterſchrift durch nachträgliche Genehmigung ($ 177 BGB.) 
Rechtswirkſamkeit erlangen kann, hat ſich das Landgericht lediglich auf das 
Urteil des Reichsgerichts 1. Zivilſen. v. 8. Juni 1901 (Seuff A. 56 Nr. 260 
und JW. 1901, 518) bezogen. Dieſe Bezugnahme genügt deshalb nicht, 
weil ſich derſelbe Senat in einem Urteil v. 13. Juni 1904 (JW. 1904, 49727 
unter Hinweis auf ROH Gentſch. 21, 165 und die Kommentare zur Wechſel⸗ 
ordnung von Staub und Bernſtein auf den gegenteiligen Standpunkt geſtellt 
hat. Anderſeits hat nach Staub der Oberſte Gerichtshof in Wien wiederum 

Seufferts Archiv Bb. 71. 8. Folge Bb. 16. Heft 9. 2⁵ 
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die Wirkſamkeit einer nachträglichen Unterſchriftsgenehmigung zugelaſſen. 
Auch Reichsgerichtsrat Dr. Mansfeld tritt dafür in der Leipziger Zeitſchrift 
1914, 801 ff. ein; hierauf wird für den Stand der Streitfrage Bezug genommen. 

Die Frage iſt, da auch im ordentlichen Verfahren Klagegrund in erſter 
Linie die Wechſelunterſchrift geblieben iſt, von Amts wegen zu prüfen. Der 
Senat verkennt hierbei das Gewicht der für die Verneinung ſprechenden 
Gründe, insbeſondere der aus der Wechſelordnung entnommenen, keines⸗ 
wegs; er iſt aber, indem er ſich die Darlegung von Mansfeld aneignet, der 
Anſicht, daß ſeit der Entſcheidung der Verein. Zivilſ. v. 27. Juni 1910 (Entſch. 
74, 69) das Gewicht dieſer Gründe weſentlich vermindert worden iſt und zur 
Verneinung nicht mehr zureicht. Nach jener Plenarentſcheidung iſt es zu⸗ 
läſſig, daß der Vertreter die in Vertretung geleiſtete Unterſchrift lediglich 
dadurch herſtellt, daß er den Namen ſeines Machtgebers oder desjenigen, 
für den er ohne Vollmacht handeln will, niederſchreibt; eines Zuſatzes, der 
die Tatſache der Vertretung bei dieſer Unterſchrift erſichtlich macht, bedarf 
es nicht. Selbſtverſtändlich bedarf es auch keiner Nachahmung der Schrift- 
züge des Vertretenen; der Vertreter kann mit ſeiner ihm eigentümlichen 
Handſchrift den Namen des Vertretenen zeichnen. Daß damit insbeſondere 
im Wechſelverkehr die Nachprüfung der Echtheit erheblich erſchwert wird, 
iſt nicht zu leugnen; es wird dies aber von der Entſcheidung der Verein. Zivil⸗ 
ſenate in den Kauf genommen, um nicht eine noch größere Gefährdung der 
Rechtsſicherheit zuzulaſſen. Dieſe Rechtslage würde bei Aufrechterhaltung 
der früheren Rechtſprechung hinſichtlich der Unmöglichkeit nachträglicher 
Genehmigung „gefälſchter' Wechſel zu folgendem Ergebnis führen: Wenn 
der Sohn einen Wechſel auf den Namen ſeines Vaters fälſcht, nachträglich 
aber die Zuſtimmung des Vaters (Genehmigung) dazu erlangt, ſo müßte 
der vom Sohn gezeichnete Name des Vaters auf dem Wechſel geſtrichen und 
dafür der gleiche Name ſofort neuerdings hingeſchrieben werden, und zwar 
könnte letzteres wiederum durch den Sohn geſchehen, da er ja nunmehr nicht 
mit nachträglicher Einwilligung (Genehmigung), ſondern mit vorheriger 
(Zuſtimmung) handeln würde. Das liefe auf einen für die Praxis unver⸗ 
ſtändlichen Formalismus hinaus, der ſtrafrechtliche und zivilrechtliche Be- 
griffe nicht genügend auseinanderhält. Strafbar bleibt der Fälſcher, auch 
wenn nachträglich die Unterſchrift genehmigt und damit die urſprünglich 
nur vorgetäuſchte zivilrechtliche Haftung des Dritten tatſächlich begründet 
wird. Was gegen dieſe Darlegungen vorgebracht wird (z. B. Frank StGB. 
Bem. WI b zu § 267) richtet ſich in Wirklichkeit gegen die Entſcheidung der 
Verein. Zivilſenate hinſichtlich der Form der Vertretungszeichnung. Hält 
man aber an dieſer feſt, ſo darf man ſich nicht ſcheuen, auch die Folgerungen 
zu ziehen und zwar gerade und erſt recht für eine formale Skripturobligation 
wie es der Wechſel iſt; denn gerade bei einer ſolchen Formalobligation iſt es 
außerordentlich mißlich, auf die ſubjektiven Unterſcheidungen eingehen zu 
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müſſen, wie z. B. ob eine ohne Ermächtigung, aber in der ſicheren Hoffnung 
ſpäterer Genehmigung abgegebene Wechſelunterſchrift durch ſolche Geneh⸗ 
migung gültig wird. 

Der Senat ſteht alſo grundſätzlich auf dem Standpunkt des Landgerichts, 
daß eine nachträgliche Genehmigung der urſprünglich widerrechtlich abge⸗ 
gebenen Unterſchrift Rechtswirkſamkeit verleiht.“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 5. April 1916. M. w. R. — 

L. 510/15. F—z. 


202. Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft; die Abernahme der 
Uberſendungsgefahr durch den Verkäufer iſt Fegelmäßig ohne Einfluß. 


Vgl. 62 Nr. 104 m. N. 
BGB. 88 269; 446. 


Der Kläger, Milchhändler in Hamburg, behauptete, mit dem Beklagten 
einen Milchlieferungsvertrag für die Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1915 
geſchloſſen zu haben. Er klagte beim Landgericht in Hamburg auf Schaden- 
erſatz wegen Nichtlieferung der Milch im Mai 1915. Der Beklagte, der in 
Wulfsdorf ſeinen Wohnſitz hat, erhob den Einwand der örtlichen Unzuftändig- 
keit des Gerichts, wogegen der Kläger behauptete, daß nach Handelsbrauch 
und Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages der Erfüllungsort für die Ver⸗ 

pflichtungen des Beklagten Hamburg ſei. — Die Klage wurde e 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Die Frage, an welchem Ort ein Vertrag zu erfüllen iſt, iſt 
aus dem Inhalt des Vertrages oder ſonſtigen Umſtänden zu ermitteln. Sie 
iſt rein rechtlicher Natur. Daraus ergibt ſich, daß ſie vom Gericht zu entſcheiden 
iſt und daß die Meinung von Milchhändlern oder ſonſtigen im Milchfach ſach⸗ 
verſtändigen Perſonen keine Bedeutung haben kann. Aus dem Inhalt des 
Vertrages, ſo wie ihn der Kläger behauptet, kann aber nicht geſchloſſen werden, 
daß der Erfüllungsort für den Beklagten Hamburg ſei. 

Nach den Behauptungen des Klägers ſollte der Beklagte die von ihm 
in Wulfsdorf gewonnene Milch durch einen Wagen nach Hamburg befördern. 
laſſen, wo ſie an den Kläger abgeliefert werden ſollte. Der Beklagte ſollte 
alſo einen Frachtführer mit der Beförderung der Milch beauftragen. Hier— 
nach würde ein Diſtanzgeſchäft vorliegen, bei welchem, von beſonderen Um- 
ſtänden abgeſehen, der Erfüllungsort für den Verkäufer an ſeinem Wohn⸗ 
ſitze iſt. Daran zweifelt auch der Kläger nicht. Er bezweifelt ferner mit Recht 
nicht, daß auch die Tatſache, daß der Beklagte die Koſten der Beförderung 
übernommen. hat, an dem Erfüllungsort nichts ändert. Er meint aber, unter 
Berufung auf eine von ihm angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts, daß 
der Wohnſitz des. Käufers dann als Erfüllungsort anzuſehen ſei, wenn Wer 
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Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Bei dem von dem Kläger angeführten 
Urteil handelte es ſich um eine Dampfmaſchine, bei deren Transport die Ver⸗ 
hältniſſe anders liegen mögen als im vorliegenden Falle. Im allgemeinen 
geht die, auch vom Reichsgericht mehrfach gebilligte Rechtsmeinung — es 
mag auf RGentſch. 68, 78 verwieſen werden — dahin, daß die Übernahme 
der Transportgefahr noch nicht zu dem Schluſſe berechtigt, daß der Erfüllungs⸗ 
ort für den Verkäufer am Wohnorte des Käufers ſei. Anders würde die Sache 
vielleicht dann liegen, wenn der Beklagte den Transport auch mit eigenem 
Wagen übernommen hätte. Das behauptet der Kläger aber nicht. 


Das angerufene Gericht war daher nicht zuſtändig. — — —“ 
Uneil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 7. März 1916. K. (St) w. O. 
Bf. III. 309/15. B. 


203. Die vom Verkäufer übernommenen Koſten der Verſendung 
enthalten in der Regel nur die Koſten der gewöhnlichen Fracht. 


BGB. $ 448. 


Die vertraglichen Abmachungen der Parteien ergeben ſich unſtreitig 
aus dem Briefwechſel vom 5. 8. und 9. Dez. 1914. Darnach verkaufte Kläger 
der Beklagten Hölzer für Kriegslieferungen. Die Ware war frei EBWagen 
Hemelingen oder Bremen Hauptbahnhof zu liefern und zwar ab 12. Dez. 
1914 unter Benutzung ſog. Kriegsfrachtbriefe, welche die Beklagte dem Kläger 
einzuſenden hatte. Die Beredung, daß entgegen der Vorſchrift des 8 448 
BGB. der Verkäufer die Koſten der Bahnfracht zu tragen haben ſolle, kann 
im allgemeinen nur dahin verſtanden werden, daß die Koſten der gewöhn⸗ 
lichen Fracht zu Laſten des Verkäufers gehen ſollen. Freilich können im be- 
ſonderen Falle die Umſtände ergeben, daß die Vertragſchließenden darunter 
auch die Koſten der Eilfrachtverſendung verſtanden wiſſen wollen. Dafür 
ſind aber in dem hier vorliegenden Falle greifbare Anhaltspunkte nicht ge⸗ 
geben. Die Beklagte findet ſie darin, daß es ſich um Kriegslieferungen handelte 
und daß die Abmachungen der Parteien eine beſchleunigte Abwicklung des 
Geſchäfts bezweckten. Allein ſelbſt wenn man davon ausgeht und ſelbſt 
wenn man annimmt, daß der Kläger ſich ſtillſchweigend damit einverſtanden 

erklärt habe, daß die unſtreitig am 12. Dez. 1914 zu beginnende Lieferung 
des verkauften Holzes am 18. Dez. zu beendigen ſei, ſo würde dieſe Tatſache 
noch nicht zu dem Schluſſe nötigen, daß die Parteien übereinſtimmend den 
Willen gehabt hätten, daß die Verſendung der Ware mit Eilfracht vorzunehmen 
ſei und daß der Verkäufer die Koſten auch dieſer Art des Transports zu tragen 
haben ſolle. Dagegen ſpricht auch der Umſtand, daß die Beklagte, als ſie dem 
Kläger der Abrede gemäß mit ihrem Beſtätigungsſchreiben v. 8. Dez. 1914 
die Kriegsfrachtbriefe gleich mit einſandte, nur drei Eilfrachtbriefe ſchickte. 
Eine Erklärung dieſer eigentümlichen Tatſache, die ein Verſehen bei der 
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Beklagten nahelegen müßte, hat der Anwalt der Beklagten nicht zu geben ver⸗ 
mocht. Bezeichnend iſt aber auch ferner, daß auf die Eilfrachtbriefe die erſten 
Wagen zur Verſendung gelangten, während die gewöhnlichen Frachtbriefe 
gerade für die beiden letzten Raten benutzt wurden, dieſe aber gleichwohl 
rechtzeitig und, wie die Originale durch die amtlichen Stempel erweiſen, nicht 
minder ſchnell ans Ziel gelangten als die Eilfrachtſendungen. Ja, während 
von dieſen die erſte vier Tage gebrauchte, gelangte die zweite gewöhnliche 
Frachtſendung bereits in einem einzigen Tage an die Beſtimmungsſtation. 

Wenn die Beklagte daher dem Kläger unter den ihm einzuſendenden 
Kriegsfrachtbriefen einige Eilfrachtbriefe ſchickte, ſo konnte der Kläger daraus 
nur den Wunſch der Beklagten entnehmen, einige Wagen beſchleunigt abrollen 
zu laſſen. Dieſem Wunſche nicht zu entſprechen, lag für ihn keinerlei Ver⸗ 
anlaſſung vor. Ein Einverſtändnis aber damit, daß auch die entſtehenden 
Mehrkoſten zu ſeinen Laſten gehen ſollten, kann in der Stattgabe jenes Wunſches 
nicht erblickt werden. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 16. Juni 1916. S. w. Bremer 
Karoſſeriewerke. Bf. V. 109/16. Nö. 


204. Auslegung einer Bemerkung über die Ankunftszeit der Ware. 


Vgl. 63 Nr. 111 m. N.; 66 Nr. 202 m. N. 
BGB. 88 459. 271. 157. 


Die Klägerin hatte der Beklagten laut Schlußſchein am 5. März 1915 
25 Fäſſer nordamerikaniſche Mitteldärme verkauft. Die Beklagte lehnte die 
Annahme der Ware ab, weil ſie gemäß der Zuſicherung, daß „die Ware im 
nordiſchen neutralen Hafen gelöſcht ſei und ſich in der Verladung nach Ham⸗ 
burg befinde“, gekauft und deshalb mit einem Eintreffen der Ware in Ham⸗ 
burg innerhalb 8 bis 10 Tagen habe rechnen können. Die Zuſicherung der 
Klägerin habe nicht den Tatſachen entſprochen, da ſie garkeine in neutralem 
Hafen gelöſchte und in der Verladung nach Hamburg befindliche Ware da⸗ 
mals gehabt habe. — Die Beklagte wurde zum Schadenerſatz verurteilt. 
Aus den Gründen: 

„Der Beklagten kann nicht darin gefolgt werden, daß mit der im Schluß⸗ 
ſchein enthaltenen Bemerkung „die Ware iſt im nordiſchen neutralen Hafen 
gelöſcht und befindet ſich in der Verladung nach Hamburg,“ die zu liefernde 
Ware als eine ſolche gekennzeichnet und feſtgeſtellt ſei, welche der erwähnten 
Angabe entſprechen müſſe. Nur wenn die Bemerkung in dieſem Sinn auf⸗ 
zufaſſen wäre, würde Beklagte das Recht haben, die Annahme einer Ware 
zu verweigern, die der erwähnten Orts⸗ und Verladungsangabe nicht ent⸗ 
ſprach. Die Klägerin hat aber mit jener Bemerkung lediglich der Beklagten 
als Käuferin mitteilen wollen, welche Mitteilungen ſie über den gegen⸗ 
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wärtigen Liegeort der zu verkaufenden Ware habe und wie ſich daher die 
Beklagte den mutmaßlichen Weitertransport nach Hamburg und deſſen vor⸗ 
ausſichtliche Dauer berechnen könne. Daß die Klägerin dabei wahrheitsgetreu 
entſprechend den ihr erteilten Auskünften berichtet hat, und daß insbeſondere 
die Ware mit dem am 4. März 1915 in Kopenhagen eingelaufenen Dampfer 
„Hellig Olav“ verladen geweſen iſt, iſt durch Vorlage des Telegramms über⸗ 
zeugend dargetan. Nun iſt dem Gerichte bekannt, daß im Frühjahr 1915 die 
Ausfuhr von däniſchen Häfen nach Deutſchland wegen der ſtrengen eng⸗ 
liſchen Ausfuhrüberwachung vielfach mit großen Schwierigkeiten verbunden 
und eine Ausfuhr aus Schweden ungleich leichter zu bewerkſtelligen war. 
Es haben daher in jener Zeit viele Waren, die von Dänemark nach Deutſchland 
gehen ſollten, notgedrungen den Umweg über Schweden wählen müſſen, 
was die Ankunft in Deutſchland natürlich verzögerte. Es iſt anzunehmen, 
daß die hier ſtreitige Partie Mitteldärme aus demſelben Grunde über Stock⸗ 
holm nach Hamburg gegangen iſt. Iſt das aber der Fall, ſo iſt die Klägerin 
jedenfalls auf Grund der Bemerkung im Schlußſchein, ‚Die Ware iſt im nor⸗ 
diſchen neutralen Hafen N ꝛc.“, für die Verzögerung der Ankunft nicht 
haftbar. — — —“ 

Urteil des OLG. z Hamburg v. 27. Mai 1916. 8. w. S. — Bf. VI. 

435/15. Nö. 


205. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in § 56 
Abſ. 2 Erbſch StGeſetzes. 
ErbſchStGeſ. v. 3. Juni 1906 $ 56 Abſ. 2. 


Die Klägerin hatte im März 1912 aus Anlaß ihrer Verheiratung von 
der Großhändlerswitwe R., einer Schweſter ihrer Mutter, eine unentgelt⸗ 
liche Zuwendung von 35000 „ erhalten. Auf Grund der 8855 und 10 
Nr. 12 ErbſchStGeſ. v. 3. Juni 1906 (RGBl. 654) forderte die Steuerbehörde 
eine Steuer von 1400 4 ein. Nach deren unter Vorbehalt erfolgter Zahlung 
klagte die Klägerin auf Rückerſtattung nebſt 4% Verzugszinſen, indem ſie 
unter Berufung auf § 56 Abſ. 2 des angezogenen Geſetzes geltend machte, 
ihre Tante habe mit der Schenkung einer ſittlichen Pflicht und einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen. — Während das Landgericht 
die Klage abwies, verurteilte das Oberlandesgericht den Fiskus klagegemäß; 
das Reichsgericht hob jedoch auf und ſtellte das 1. Urteil wieder her. Aus 
den Gründen: 

„Beide Vorinſtanzen haben zunächſt übereinſtimmend verneint, daß die 
Witwe R. durch die Schenkung der 35000 . einer ſittlichen Pflicht im Sinne 
des § 56 Abſ. 2 EStG. entſprochen habe. Abweichend vom Landgericht hat 
aber der Ber.⸗Richter angenommen, daß die Witwe R. mit der Schenkung 
eine Anſtandspflicht erfüllt habe, und iſt ſo zur Verurteilung des Beklagten 
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gekommen. Dieſe Annahme beruht auf einer Verkennung des Begriffs der 
Anſtandspflicht i. S. des § 56 Abſ. 2 EStG. — — — 

Nur ein Verhalten, das nach der nicht etwa in den Kreiſen der Ver⸗ 
wandten und Bekannten, ſondern in den weiteren Kreiſen aller dem Schenker 
ſozial Gleichſtehenden, ſeiner Standesgenoſſen, im Verkehr entwickelten all⸗ 
gemeinen Anſchauung mit Rückſicht auf den Anſtand derart geboten iſt, daß 
ſein Unterlaſſen eine erhebliche Einbuße an Anerkennung und Achtung zur 
Folge haben würde, rechtfertigt die Befreiung von der Schenkungsſteuer, 
die nicht nur zur Erzielung von Einnahmen, ſondern auch zwecks möglichſter 
Ausſchließung von Umgehungen der Erbſchaftsſteuer eingeführt iſt, ſo daß 
eine einengende Auslegung der Befreiungsvorſchrift am Platze iſt. Daß aber 
im vorliegenden Fall die Schenkung durch eine Anſtandspflicht in dieſem engeren 
Sinn geboten geweſen ſei, iſt bei der feſtgeſtellten Sachlage zu verneinen. 

Zunächſt iſt zum Nachweis einer ſolchen Anſtandspflicht völlig ungeeignet 
der vom Ber.⸗Richter zur Rechtfertigung ſeiner Auffaſſung an erſter Stelle 
hervorgehobene Umſtand, daß die Schweſter der Klägerin aus gleichem Anlaß 
früher auch ein erhebliches Geldgeſchenk erhalten hat. Was der Ber.⸗Richter 
in dieſer Richtung ausführt, daß ein Unterbleiben der Zuwendung der 35000 M 
einerſeits die Klägerin in den Verdacht eines Mangels verwandtſchaftlicher 
Liebe und Rückſicht gegenüber ihrer Tante und anderſeits dieſe ‚bei den nächſten 
Angehörigen‘ in den Verdacht des Geizes gebracht haben würde, reicht nicht 
aus, um den allein erheblichen Schluß zu rechtfertigen, daß die Tante im 
Fall des Unterlaſſens der Schenkung in den ihr ſozial gleichſtehenden Kreiſen 
eine Einbuße an Achtung und Anerkennung erlitten hätte. Allerdings kann 
im einzelnen Fall aus der früheren Gewährung einer Zuwendung eine An⸗ 
ſtandspflicht zu einer weiteren Schenkung gefolgert werden, wenn ſich in der 
früheren Zuwendung mit Rückſicht auf den mit ihr verfolgten Zweck nach den 
Umſtänden zugleich die Zuſicherung weiter erforderlich werdender Unter⸗ 
ſtützung finden läßt, wie es insbeſondere in den Fällen der Unterſtützung 
zu Ausbildungs⸗ oder Heilungszwecken möglich erſcheint. Dagegen macht der 
bloße Umſtand, daß jemand einem Verwandten einen größeren Betrag 
ſchenkt, es nach der maßgebenden, in weiteren Kreiſen herrſchenden Anſchauung 
noch nicht zu einem Gebot des Anſtandes, einem anderen, gleich nahen Ver⸗ 
wandten bei gleichem Anlaß gleichfalls ein größeres Geſchenk zu machen. 
In einem ſolchen Fall erſcheint die Schenkerin durch keinerlei auf den An⸗ 
ſtand zu nehmende Rückſichten gebunden, vielmehr völlig frei in ihrer Ent⸗ 
ſchließung, während das Geſetz erkennbar die Befreiung von der Steuer nur 
dann für berechtigt angeſehen hat, wenn ſich aus den äußeren Verhältniſſen 
für den Schenkgeber eine Nötigung zum Schenken ergibt. 

Der Ber.⸗Richter hat ſodann weiter eine Anſtandspflicht aus der wieder⸗ 
holt der Mutter der Klägerin gegebenen Zuſicherung, auch ſie zu verſorgen, 
hergeleitet. Er verkennt nicht, daß ein ſolches, übrigens nicht nur wegen Form⸗ 


352 206. Pfandrecht des Vermieters. 


mangels, ſondern auch wegen des Mangels jeglichen Verpflichtungswillens 
rechtsunverbindliches Inausſichtſtellen eines beſtimmten demnächſtigen Ver⸗ 
haltens nicht geeignet iſt, die ſpäter erfolgte Zuwendung als durch den An⸗ 
ſtand geboten erſcheinen zu laſſen, er meint aber, daß die Fortdauer der un⸗ 
getrübten Beziehungen der Schenkerin zur Familie der Klägerin, ſowie der 
Nichteintritt einer Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen der 
Schenkerin in Verbindung mit der Zuſage eine Anſtandspflicht begründeten. 
Allein das bloße Fortbeſtehen der zur Zeit der unverbindlichen Zuſage ge⸗ 
gebenen Verhältniſſe kann nicht ausreichen, um eine aus dieſer Zuſage ſelbſt 
ſich nicht ergebende Anſtandspflicht entſtehen zu laſſen. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſchließlich angenommen, daß die Witwe R. aus Pietät 
gegen ihren verſtorbenen Ehemann, der wiederholt den Wunſch ausgeſprochen 
hat, daß auch die Klägerin eine Ausſtattung erhalten ſolle, ſich zur Gewäh⸗ 
rung der 35000 % verpflichtet erachtet habe, und hat auch unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt in der Schenkung die Erfüllung einer Anſtandspflicht erblickt. 
Auch hierin liegt eine Verkennung deſſen, was der Anſtand im Sinne des 
Steuergeſetzes erfordert. Die Fälle, in denen das Reichsgericht eine ſittliche 
Pflicht oder doch eine Anſtandspflicht bei Schenkungen angenommen hat, 
mit denen ein Wunſch eines Verſtorbenen oder eine ihm rechtlich unverbind⸗ 
lich gemachte Zuſage erfüllt wurde, lagen inſofern anders, als dort der Ver⸗ 
ſtorbene über ſeinen Nachlaß, ſo wie geſchehen, nur verfügt hatte in der be⸗ 
ſtimmten Erwartung und Vorausſetzung, daß der Empfänger des Nach⸗ 
laſſes dieſen zum Teil in der beſtimmten Weiſe verwenden würde. Daß aber 
im vorliegenden Fall der Wunſch des verſtorbenen Ehemannes in einer der⸗ 
artigen Beziehung zu einer letztwilligen Zuwendung an ſeine Ehefrau geſtanden 
hätte, iſt garnicht geltend gemacht. Nach Lage der Sache iſt deshalb davon 
auszugehen, daß die Witwe R. durch den Wunſch ihres Mannes in keiner Weiſe, 
auch nicht durch auf den Anſtand zu nehmenden Rückſichten gebunden war. 

Kann nach alledem die Befreiung des $ 56 Abſ. 2 EStG. vorliegend nicht 
beanſprucht werden, ſo rechtfertigt ſich die Aufhebung des Ber.⸗Urteils und die 
Zurückweiſung der Berufung der Klägerin gegen das die Klage abweiſende 
Urteil des Landgerichts.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 8. Febr. 1916. C. w. Bayer. Fiskus. 
VII. 382/15. F—2. 


206. Dem Dermieterpfandrechte unterliegen auch die von einem 
Dorerben eingebrachten zur Erbſchaft gehörigen Sachen. 


Vgl. 26 Nr. 111; 68 Nr. 103. 
§8 559. 560. 2115 BGB.; 5 773 ZPO. 


Der Beklagte, in deſſen Hauſe die Witwe B. ſeit 1912 als Mieterin wohnte, 
ließ wegen rückſtändiger Miete die von der Mieterin eingebrachten Sachen 
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pfänden. Zwei minderjährige Kinder der Mieterin erhoben gegen die Pfän⸗ 
dung Widerſpruchsklage u. a. mit der Behauptung, daß die gepfändeten 
Sachen zur Erbſchaft ihres 1908 verſtorbenen Vaters gehörten, der ihre Mutter 
zur Vorerbin und ſie zu Nacherben eingeſetzt habe. — Die Klage wurde ab⸗ 
und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Richtig iſt, daß die Mutter der Kläger bloße Vorerbin ihres 
Ehemannes geworden iſt. Die Kläger ſind für den Fall des Todes der Mutter 
oder ihrer Wiederverheiratung als Nacherben des Vaters eingeſetzt, und zwar 
nur auf das, was von der Erbſchaft bei dem Eintritt der Nacherbfolge noch 
übrig fein wird; mithin iſt ihre Mutter nach $ 2137 BGB. von allen im $ 2136 
bezeichneten Beſchränkungen und Verpflichtungen, welche ſonſt für den 
Vorerben gelten, befreit. Hieraus würde freilich nicht folgen, daß ein per- 
ſönlicher Gläubiger der Mutter ohne weiteres befugt wäre, auch über Gegen⸗ 
ſtände, die zur Vorerbſchaft gehören, ohne Zuſtimmung der Nacherben im 
Wege der. Zw.⸗Vollſtreckung zu verfügen. Denn nach § 2115 Satz 1 BGB. 
iſt eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der Zw. 
Vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konk.-Verwalter 
erfolgt, im Fall des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie 
das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde, und von dieſer 
Beſchränkung kann auch der Erblaſſer keine Befreiung erteilen ($ 2136 BGB.). 
Ferner iſt in 8 773 ZPO. beſtimmt, daß der Nacherbe nach Maßgabe des 8 771 
3 PO. Widerſpruch erheben kann, wenn ein Gegenſtand, der zu der Vor⸗ 
erbſchaft gehört, im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung veräußert oder überwieſen 
werden ſoll und wenn die Veräußerung oder Überweiſung im Fall des Ein⸗ 
tritts der Nacherbfolge nach 8 2115 BGB. dem Nacherben gegenüber un- 
wirkſam iſt. Nach $ 2115 Satz 2 BGB. iſt nun aber ſolche Verfügung dann 
unbeſchränkt wirkſam, wenn ein an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtehendes 
Recht geltend gemacht wird, das im Fall des Eintritts der Nacherbfolge dem 
Nacherben gegenüber wirkſam iſt. Vorliegendenfalls kann ſich der Beklagte 
den Klägern gegenüber auf ein ſolches Recht berufen, welches gegen ſie im 
Fall des Eintritts der Nacherbfolge wirkſam iſt, nämlich auf ſein geſetzliches 
Pfandrecht als Vermieter der Wohnung, in welche die Sachen am 1. Okt. 
1912 von der Mutter der Kläger eingebracht waren. Bis zum Eintritt der 
Nacherbfolge hat der Vorerbe nach dem Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs grund⸗ 
ſätzlich die Stellung, die er haben würde, wenn die Nacherbfolge nicht an⸗ 
geordnet wäre. Er iſt daher nicht bloßer Nießbraucher, wie der Vorerbe nach 
preuß. Allg. Landrecht, ſondern Eigentümer der Nachlaßſachen. Bringt er in ein 
von ihm gemietetes Grundſtück Nachlaßſachen ein, die er als Vorerbe geerbt 
hat, jo ſind dies alſo „Sachen des Mieters“, woran der Vermieter für feine 
Forderungen aus dem Mietverhältnis nach $ 559 BGB. ein Pfandrecht hat. 

Fraglich könnte nur fein, ob mit Rückſicht auf die in $ 559 Satz 3 BGB. 
enthaltene Beſtimmung, wonach ſich das Pfandrecht des Vermieters nicht 
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auf die ‚der Pfändung nicht unterworfenen Sachen‘ erſtreckt, deshalb jene 
Sache wiederum von der Pfandhaftung wegen der Forderungen des Ver⸗ 
mieters aus dem Mietverhältnis auszunehmen find, weil $ 773 ZPO. vor⸗ 
ſchreibt, daß Gegenſtände, die zu einer Vorerbſchaft gehören, nicht im Wege 
der Zw.⸗Vollſtreckung veräußert oder überwieſen werden ſollen, wenn die 
Veräußerung oder Überweiſung im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
nach § 2115 BGB. dem Nacherben gegenüber unwirkſam iſt. Allein es iſt 
zu beachten, daß $ 773 ZPO. nicht von einem Verbot der Pfändung ſpricht, 
ſondern (ebenſo wie $ 772) nur von einem Verbot der Veräußerung (Zw.⸗ 
Verſteigerung) und der Überweifung. Die Pfändung kann alſo auch im Fall 
des § 773 nicht abgelehnt werden; nur die Veräußerung und Überweiſung 
der gepfändeten Gegenſtände ſollen, wenn die erwähnte Vorausſetzung 
feſtſteht, von Amts wegen unterbleiben, andernfalls ſoll es dem Nacherben 
überlaſſen bleiben, ſein Recht im Wege der Klage nach § 771 gegen den die 
Zw.⸗Vollſtreckung betreibenden Gläubiger geltend zu machen. Im Sinne 
des 8 559 Satz 3 BGB. ‚der Pfändung nicht unterworfen“ iſt alſo ein Gegen⸗ 
ſtand nicht um deswillen allein, weil er von der Vorſchrift des 778 ZPO. 
betroffen wird. 

Allerdings hat das Reichsgericht (Entſch. 80, 30 ff., in Seuff A. 68, Nr. 103) 
entſchieden, daß zu den Forderungen, gegen welche nach $ 394 BGB. die Auf⸗ 
rechnung nicht ſtattfindet, auch die Forderungen gehören, welche nach § 773 
PO. im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung nicht überwieſen werden ſollen, und 
in 8 394 BGB. iſt ebenfalls nur der Wortlaut gebraucht: ‚Soweit eine For⸗ 
derung der Pfändung nicht unterworfen ift, findet ꝛc.“ Aber ſchon in der 
erwähnten Entſcheidung iſt der Hinweis darauf enthalten, daß die Bedeutung 
der Worte ‚der Pfändung nicht unterworfen“ nicht überall die gleiche iſt und 
bei 8 394 BGB. wegen des Zwecks der Vorſchrift, welche die Aufrechnung 
in demſelben Umfange beſchränken will wie die zwangweiſe Veräußerung 
oder Überweiſung einer Forderung unſtatthaft iſt, eine weitergehende und 
jedenfalls auch die Beſchränkung nach § 773 3PO. umfaſſende iſt. Dagegen 
handelt es ſich bei der Beſtimmung des § 559 Satz 3 BGB., wie die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes zeigt, lediglich um eine ſozialpolitiſche Vorſchrift. 
Die aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt und im öffentlichen Intereſſe 
für unpfändbar erklärten Sachen ſollen auch vom geſetzlichen Pfandrecht 
des Vermieters ausgenommen ſein. Dies zeigt, daß der Geſetzgeber hierbei 
nur an ſolche Sachen gedacht haben kann, bezüglich deren um ihrer körper⸗ 
lichen Beſchaffenheit willen, insbeſondere wegen ihrer Unentbehrlichkeit für 
den Schuldner oder deſſen Familie die Zw.⸗Vollſtreckungsrechte des Gläu⸗ 
bigers beſchränkt ſind. Keineswegs aber können ſolche Beſchränkungen der 
Zw.⸗Vollſtreckung hier gemeint ſein, die, wie 8 773 ZPO., nur wegen der 
beſonderen Rechtsbeziehungen, in welchen dritte Perſonen außer dem Schuld⸗ 
ner zu den gepfändeten Sachen ſtehen, aufgeſtellt ſind. Dabei kann es ganz 
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dahingeſtellt bleiben, ob die in $ 559 Satz 3 BGB. enthaltene Ausnahme 
auch lediglich auf diejenigen Sachen zu beziehen iſt, welche nach $ 811 ZPO. 
der Pfändung nicht unterworfen find‘, oder auch auf diejenigen Haushaltungs⸗ 
gegenſtände, welche nach $ 812 ZPO. ‚nicht gepfändet werden ſollen“ (vgl. 
darüber Staudinger BGB. /. 8559 Anm. V 1b). Jedenfalls kommt die 
Beſchränkung in 8 773 ZPO. nach § 559 Satz 3 BGB. nicht in Betracht. 
Der Umſtand, daß die ſonſt pfändbaren Sachen des Mieters zu einer Vor⸗ 
erbſchaft gehören, hindert alſo die Entſtehung des geſetzlichen Vermieter⸗ 
pfandrechts keineswegs. Ein ſolches Pfandrecht muß der Nacherbe im Fall 
des Eintritts der Nacherbfolge ganz ebenſo wie ein vom Vorerben etwa rechts⸗ 
geſchäftlich beſtelltes Pfandrecht gegen ſich gelten laſſen (vgl. 8 2112 BGB.). 

Die für den Beklagten gepfändeten Sachen find nun ſämtlich ſolche, 
die nicht unter die 88 811. 812 ZPO. fallen, da ja auch der Gerichtsvollzieher 
ſie ſonſt nicht hätte pfänden dürfen; Einwendungen in dieſer Richtung ſind 
auch von den Klägern nicht geltend gemacht. Folglich unterlagen ſie ſämt⸗ 
lich dem geſetzlichen Vermieterpfandrecht des Beklagten. Der Beklagte hat 
dieſes Pfandrecht auch gegen die Mutter der Kläger in der wegen der rück⸗ 
ſtändigen Wohnungsmiete v. 1. Okt. 1914 bis 1. April 1915 erhobenen Klage 
geltend gemacht und die Pfändung v. 19. Juli 1915 iſt gerade wegen dieſer 
Mietforderung erfolgt, ſo daß Beklagter mit ſeinem durch die Pfändung er⸗ 
langten Pfändungspfandrecht nichts weiter geltend macht als das von ihm 
ſchon vorher an denſelben Sachen erworbene Vermieterpfandrecht, welches 
auch den Klägern gegenüber wirkſam iſt, jo daß fie nach 8 773 SPD. (vgl. 
$ 2115 BGB.) der Pfändung nicht widerſprechen können. — — — 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 6. April 1916. B. u. 
Gen. (Kl.) w. B. 3 U. 245/15. Cr. 


207. Ablöſung von Teilen eines Gebäudes“ durch Serbrechen eines 
zuſchlagenden Fenſters; Entlaſtungsbeweis“ “. 

„Vgl. 46 Nr. 17; 57 Nr. 62; 58 Nr. 139; 61 Nr. 6. — gl. 70 Nr. 35 m. N. 

BGB. §9 836. 831. 

Der Kläger wurde am 28. Sept. 1914 auf dem Bürgerſteige vor dem 
Hausgrundſtücke Nr. 67 der B.⸗Straße in L. von den aus dem zweiten Stock⸗ 
werk des Gebäudes herabfallenden Trümmern einer Fenſterſcheibe getroffen 
und an der Hand verletzt. Für den dadurch erlittenen Schaden machte er 
die als Eigentümerin des Grundſtücks eingetragene und deſſen Beſitz aus“ 
übende off. Handelsgeſellſchaft F. M. und die Geſellſchafter perſönlich haft⸗ 
bar, weil ſie das Fenſter ohne eine Vorrichtung, die es gegen ein Zuſchlagen 
ſichere, gelaſſen hätten. Seine Klage auf Schadenerſatz wurde dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt; die Berufung der Beklagten wurde N 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 
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„Das Landgericht hat den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt auf Grund der Feſtſtellungen, daß die dem Kläger durch die 
herabfallende Fenſterſcheibe beigebrachte Körperverletzung die Folge einer 
Ablöſung von Teilen des im Beſitze der verklagten Geſellſchaft befindlichen 
Gebäudes und dieſe Ablöſung wiederum die Folge einer mangelhaften Unter- 
haltung desſelben inſofern geweſen ſei, als die Beſitzerin unter Verletzung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfaltspflicht es unterlaſſen habe Vorkehrungen 
zu treffen, die ein Zuſchlagen des geöffneten Fenſters verhindern und die 
damit verbundene Gefahr beſeitigen ſollen. Es hat die Beklagten nicht mit 
dem Verteidigungsvorbringen gehört, daß die Anbringung derartiger Vor⸗ 
richtungen bei Geſchäftsräumen dieſer Art nicht verkehrsüblich und das be- 
treffende Fenſter für gewöhnlich nicht dazu beſtimmt ſei, zu Lüftungszwecken 
geöffnet zu werden, und hat die Geſellſchaft auf Grund von $ 836 BGB. 
und die mitverklagten Geſellſchafter auf Grund von § 128 HGB. gejamt- 
haftend für den Schaden verantwortlich gemacht. Dieſen Feſtſtellungen der 
Vorderrichter war ebenſo wie den daraus gezogenen rechtlichen Schluß— 
folgerungen beizutreten. Die Ausführungen, mit denen die Beklagten da- 
gegen ankämpfen, — — —xönnen auch, ſoweit ſie noch nicht vom Landgericht 
zurückgewieſen worden ſind, die Erſatzpflicht der Beklagten nicht in Frage ſtellen. 

Zur mangelfreien Unterhaltung eines Gebäudes gehören, wie gerade 
auch in der von den Beklagten für die Stützung ihres Standpunktes heran⸗ 
gezogenen Entſcheidung (im Recht 1908, 565 Nr. 3130) hervorgehoben wird, 
diejenigen Maßnahmen, die nötig find, um das Gebäude und deſſen ein- 
zelnen Teile, wozu die Fenſter gehören, in einem dem Gebrauchszweck die⸗ 
nenden und etwaigen Gefahren vorbeugenden Zuſtande zu erhalten. Dieſer 
letzteren Vorausſetzung iſt jedoch nicht genügt, wenn Fenſterflügel mit der⸗ 
artig großflächigen Glasſcheiben (von 150 em Länge und 90 em Breite), die 
noch obendrein nach der Straßenſeite zu angebracht find und überhaupt ge- 
öffnet werden können — ganz gleich, ob dies häufig oder nur ſelten geſchieht 
und ob ſie nach außen oder nach innen ſchlagen —, jeder Sicherung entbehren, 
die das geöffnete Fenſter vor dem Zuſchlagen ſchützt. Mit der von ihnen be⸗ 
haupteten Tatſache, daß derartige Vorrichtungen zum Feſtſtellen der geöff- 
neten Fenſter ſehr häufig zu fehlen pflegten, wollen die Beklagten offenbar 
beweiſen, daß ſie die im Verkehr erforderliche, weil im Verkehr übliche Sorg⸗ 
falt beobachtet hätten. Dies trifft jedoch im vorliegenden Fall nicht zu. Denn 
gemeiniglich, aber nicht immer, wird das, was im Verkehr üblich iſt, auch dem 
Maße der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſprechen. Bei Fenſtern 
von derartiger Beſchaffenheit und ausnehmender Größe erheiſcht aber die Ver— 
kehrspflicht jedenfalls beſondere Vorſichtsmaßregeln, und wenn ihr Fehlen auch 
bei ihnen ſo allgemein zu beobachten wäre wie behauptet wird, ſo wäre eben 
nur feſtzuſtellen, daß ſich in dieſem Fall das im Verkehr Übliche nicht mit dem 
deckt, was die Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erfordert. 
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Mit Unrecht vermiſſen die Beklagten weiterhin den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen einer in der Nichtanbringung von Sicherheitsvor⸗ 
kehrungen etwa zu erblickenden Mangelhaftigkeit der Unterhaltung und dem 
Unfall. Nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge iſt anzunehmen, daß, wenn 
Sicherheitsvorrichtungen irgendwelcher Art, ſei es Fenſterhaken oder Fenſter⸗ 
klammern, vorhanden geweſen wären, derjenige davon Gebrauch gemacht 
hätte, der das Fenſter vor dem Unfall geöffnet hat. Dieſer greifbare Sach⸗ 
zuſammenhang kann durch die Erwägung nicht zerriſſen werden, daß noch 
andre Möglichkeiten beſtanden haben würden, einem gefahrdrohenden Zu⸗ 
ſchlagen des geöffneten Fenſterflügels vorzubeugen (wie durch Vorſtellen 
eines Stuhls oder Einklammern irgendeines Gegenſtandes). 

Übrigens würden die Beklagten, wenn nicht ſchon unmittelbar nach 
$ 836, auch mittelbar nach $ 831 BGB. zum Erſatz des Schadens verpflichtet 
ſein, den nach ihrer eigenen Darſtellung ihr Angeſtellter Cl. durch die unter⸗ 
laſſene Sicherung des von ihm geöffneten Fenſters angerichtet hat. Sie haben 
zwar verſucht, in dieſer Richtung den nach der letzteren Geſetzesvorſchrift 
nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis dafür anzutreten, daß ſie bei der Auswahl 
jenes Angeſtellten die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hätten. 
Allein dieſer Nachweis würde ſie noch nicht von der Haftpflicht befreien. Ein 
weiteres vermutetes Verſchulden des Geſchäftsherrn, das ihn haftbar macht, 
ſelbſt wenn die Sorgfalt der Auswahl der zu einer Verrichtung beſtellten 
Perſon erwieſen iſt, ſtellt nach $ 831 Satz 2 der Mangel gehöriger Sorgfalt 
bei Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften dar, ſofern die Aus⸗ 
führung der Verrichtung ſolche Beſchaffungen erforderlich macht. Zu den Ver⸗ 
richtungen der oder eines Angeſtellten in ſolchen Geſchäftsräumen wie denen 
der verklagten Geſellſchaft gehört es, die Arbeits⸗ und ſonſtigen Geſchäfts⸗ 
räume in Ordnung zu halten; hierein ſchlägt auch die ab und zu ſich nötig 
machende Durchlüftung der Arbeitsräume. Wer zu dieſem Zweck die Fenſter 
öffnen will, muß auch die Vorrichtungen vorfinden, die erforderlich ſind, 
um dies in gefahrloſer Weiſe tun zu können. Inſofern lag der Fall vor, daß 
die Beklagten Vorrichtungen zu beſchaffen hakten. Den Beweis dafür, daß 
ſie bei der Beſchaffung ſolcher die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be⸗ 
obachtet hätten, können die Beklagten nicht führen. Ja es ſteht ſogar das Gegen⸗ 
teil feſt infolge des Geſtändniſſes der Beklagten und des Ergebniſſes der Augen⸗ 
ſcheinseinnahme, wonach jede Sicherheitsvorrichtung gefehlt hat, um das 
Fenſter gefahrlos öffnen zu können. Daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde, haben die Beklagten zwar als mög⸗ 
lich hingeſtellt, den Beweis dafür aber haben ſie nicht erbracht und können 
ſie nach Lage der Sache nicht erbringen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Nov. 1915. F. M. u. Gen. 
(Bkl.) w. R. — 50. 124/15. Ch. 
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208. Der Beamte haftet auch für fahrläſſige Verletzungen der 

Amtspflicht nur bei dem Nachweiſe, daß der Verletzte weder 

jetzt noch früher eine andre Erſatzmöglichkeit verſäumt habe. 
BGB. $ 839. 


Der Kläger war als Erſteher in einem Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren dadurch 
in Schaden gekommen, daß der Beklagte als Verſteigerungsrichter erklärt 
hatte, die in das geringſte Gebot fallende, noch in voller Höhe eingetragene 
Hypothek von 118000 % komme nur noch mit 100000 % in Betracht, indem 
davon 18000 % bezahlt ſeien. Er verlangte Schadenerſatz in Höhe der zuviel 
gebotenen 18000 „ nebſt Zinſen. Die Klage war abgewieſen und die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen worden. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: | 

„Das Ber.-Gericht nimmt zutreffend in Übereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung des erkennenden Senats an, daß auf Grund des Art. 1384 
des code civil der Staat für ein Verſchulden des Vollſtr.⸗Richters in Anſpruch 
genommen werden kann und daß dieſe Haftung des Fiskus die des ſchuldigen 
Beamten gemäß 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ausſchließt. Die Reviſion hat hier⸗ 
gegen auch keine Angriffe gerichtet. Sie wendet ſich nur gegen die Anſicht 
des Ber.⸗Gerichts, daß die Berufung auf die Haftung des Staates durch die 
inzwiſchen eingetretene Verjährung des Anſpruchs gegen den Staat im vor— 
liegenden Fall nicht ausgeſchloſſen werde. Der Ber.-Richter begründet dies 
damit, der Beklagte habe den ‚Einwand‘ nicht dadurch verloren, daß der 
Kläger in Unkenntnis der Geſetze und ihrer Tragweite, ſei es verſchuldet 
oder unverſchuldet, die Möglichkeit, vom Staat Erſatz zu erlangen, verſäumt 
habe, denn auch unverſchuldete Geſetzesunkenntnis gereiche nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen dem Geſetzesunkundigen zum Nachteil. 

Demgegenüber iſt zunächſt zu bemerken, daß die Vorſchrift des 8 839 
Abſ. 1 Satz 2 nicht etwa dem in Anſpruch genommenen Beamten einen 
Einwand gewährt, daß vielmehr die Behauptung, der Verletzte vermöge 
nicht auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen, zur Klagebegründung gehört und 
alſo von dem Verletzten näher darzulegen und im Streitfall zu beweiſen iſt 
(vgl. RGEntſch. 81, 430; Gruchot 58, 661). Streitig iſt aber, was in dieſer 
Hinſicht von dem Verletzten zu behaupten ſei, ob die Darlegung genüge, 
daß er jetzt, d. h. zur Zeit der Geltendmachung ſeines Anſpruchs gegen den 
Beamten, nicht auf andre Weiſe Erſatz erlangen könne, oder daß er zu der 
Zeit, in der er von dem Eintritt des Schadens und der Haftung des Beamten 
Kenntnis erlangte, hierzu nicht in der Lage geweſen ſei, oder ob er ſeine Un— 
möglichkeit, anderweit Erſatz zu erhalten, für die ganze Zeit von der Kenntnis— 
nahme ab darzulegen habe. Der erkennende Senat, der zu dieſer Streit— 
frage bereits zweimal beiläufig Stellung genommen hat (Entſch. 79, 12; 
80, 255), iſt auf Grund erneuter Prüfung der Frage zu der Anſicht ge— 
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langt, daß die Vorſchrift des § 839 Abſ. 1 Satz 2 dahin auszulegen ift: der nur 
fahrläſſig handelnde Beamte kann nur dann in Anſpruch genommen werden, 
wenn der Verletzte ohne ſein Verſchulden nicht auf andre Weiſe Erſatz zu 
erlangen vermag, ſo daß es alſo zur Klagebegründung nicht ausreicht, wenn 
der Verletzte die jetzige Unmöglichkeit eines anderweitigen Erſatzes behauptet, 
ſondern auch darzutun iſt, daß er eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt habe. Dieſe Anſicht entſpricht nicht nur den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen über den Einfluß des Schuldmoments auf die Ge— 
ſtaltung der Rechtsverhältniſſe, ſondern findet außerdem eine Stütze in der 
Vorſchrift des § 839 Abſ. 3 und deſſen Entſtehungsgeſchichte. — — — Durch 
die Reichstagskommiſſion wurden die Worte „vorſätzlich oder fahrläſſig“ ein- 
gefügt, um, wie ausgeführt wurde, die allgemeine Regel zur Anwendung 
zu bringen, daß der Beſchädigte nur dann keinen Erſatzanſpruch habe, wenn 
ihn ſelbſt bezüglich der Nichtabwendung des Schadens ein Verſchulden treffe; 
es entſpreche auch nicht der Gerechtigkeit, dem Verletzten den Schaden auf- 
zubürden, auch wenn ihm keinerlei Verſchulden hinſichtlich der Nichtabwendung 
zur Laſt falle. Dieſe Erwägung rechtfertigt auch für die Auslegung des 
§ 839 Abſ. 1 Satz 2 die Anſicht, daß der Verletzte feinen Erſatzanſpruch gegen 
den Beamten nicht ſchon dann verliert, wenn er es ohne Verſchulden ver— 
ſäumt, von dem in erſter Linie Verpflichteten Erſatz zu erlangen. Wenn es 
ſich hier auch nicht um die Nichtabwendung eines noch nicht entſtandenen, 
ſondern um Erſatz des bereits erwachſenen Schadens handelt, erſcheint es 
doch nicht minder unbillig, dem durch das Verſchulden eines Beamten ge— 
ſchädigten Dritten, der auf die Amtstätigkeit des Beamten angewieſen iſt, 
jeden Erſatzanſpruch gegen den ſchuldigen Beamten zu nehmen, wenn es 
ihm ohne ſein Verſchulden unmöglich geworden iſt, von dem in erſter Reihe 
Verpflichteten Erſatz zu erlangen, und ihm ſo die Gefahr aufzubürden. Ander— 
ſeits kann man auf dieſen Fall nicht die Vorſchrift des $ 254 Abſ. 2 BGB. 
zur Anwendung bringen, weil, wie ſoeben erwähnt, der Schaden bereits 
erwachſen, alſo nicht mehr abzuwenden iſt. Außerdem rechtfertigt die Aus— 
ſchaltung der Vorſchrift des § 254 Abſ. 2 durch die Vorſchrift des § 839 Abſ. 3 
auch deren Nichtanwendung auf jenen Fall; eine Abwägung des beiderſei— 
tigen Verſchuldens, wie es der § 254 vorſchreibt, kann hier ſowenig ſtattfinden 
wie in dem Fall des § 839 Abſ. 3. Demnach hat eine ſchuldhafte Verſäumung 
der Geltendmachung des Erſatzanſpruchs gegen den Erſtverpflichteten ohne 
weiteres den Verluſt des Erſatzanſpruchs gegen den Beamten zur Folge. — — — 

Legt man dieſe Anſicht der Entſcheidung des vorliegenden Falls zugrunde, 
jo rechtfertigt die Begründung des Ber. Gerichts die Klagabweiſung nicht. 
Denn ein Verſchulden i. S. des $ 276 BGB. wird durch entſchuldbaren Rechts- 
irrtum ausgeſchloſſen.— — —" 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 2 März 1915 in der bei Sache ©. 
(Kl.) w. K. (OLG. Köln). III. 363/14. Auch in RGEntſch. 86 Nr. 68 S. 286. 
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209. Für den Umfang einer Vorrangeinräumung iſt der Wille der 
Beteiligten entſcheidend. 


BGB. 8 880. 


Auf dem Grundſtück des Kr. in M. war für den Kläger eine Reſtkauf⸗ 
geldhypothek von 14581,75 4 nebſt Zinſen eingetragen. Kr. ſchloß mit der 
Beklagten einen Vertrag, durch den dieſe ſich verpflichtete, zur Bebauung 
des Grundſtücks unter näher bezeichneten Bedingungen Baugeld herzugeben. 
Auf Grund dieſes Vertrages ließ Kr. auf das Grundſtück hinter der Hypothek 
des Klägers für die Beklagte eine Darlehnshypothek von 137000 „ und eine 
weitere Hypothek von 7000 % eintragen. Dieſen Hypotheken räumte der 
Kläger in einer Verhandlung v. 16. Okt. 1909 unter Zuſtimmung Kr.s vor 
ſeiner Hypothek den Vorrang ein; gleichzeitig verpflichtete ſich Kr. dem Kläger 
gegenüber, die Hypotheken der Beklagten löſchen zu laſſen, ſoweit ſie ſich 
mit dem Eigentum am Grundſtück in einer Perſon vereinigten. Die Vor⸗ 
rangeinräumung und eine Vormerkung der eben gedachten Verpflichtung 
Kr.s wurden am 26. Okt. 1909 eingetragen. Am 20. Okt. 1909 ſchrieb die 
Beklagte dem Kläger unter Bezugnahme auf eine Unterredung von dem⸗ 
ſelben Tage und unter Überſendung einer Abſchrift des Baugeldvertrages 
mit Kr., daß ſie „die Raten nur zu den im Baugeldvertrage angeſetzten Bau⸗ 
ſtadien“ zahle, und in einem weiteren Schreiben v. 22. Okt. 1909 wieder⸗ 
holte ſie dieſe Erklärung. Das Grundſtück kam im Jahre 1910, bevor der Bau 
von Kr. zu Ende geführt war, zur Zw.⸗Verſteigerung. Bei der Kaufgelder⸗ 
verteilung erhielt die Beklagte daraus auf ihre Hypotheken 116321,23 .H 
ohne Widerſpruch des Klägers zugeteilt, während dieſer mit ſeiner Hypothek 
ganz ausfiel. — Der Kläger klagte demnächſt auf Zahlung von 14581,75 4 
nebſt Zinſen, indem er geltend machte, daß die Beklagte nach dem Bau⸗ 
geldvertrage und nach der ihm gegenüber eingegangenen Verpflichtung 
nur 85000 /, höchſtens aber 89000 % Baugeld habe verabfolgen und auf 
ihre Hypothek von 137000 % zum Anſatz bringen dürfen; nähme man noch 
etwa 6000 % für Proviſionen und Koſten hinzu, jo habe die Beklagte min⸗ 
deſtens den ſeine Hypothek deckenden Unterſchied von 116321,23 4 und 
95000 „ zu Unrecht erhalten. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte 
nach dem Klagantrage. In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob jedoch auf und verwies die Sache in die Ber.⸗Inſtanz zurück. 
Aus den Gründen: 

„Mit Recht und in Übereinſtimmung mit dem Standpunkt einer feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung iſt das Ber.⸗Gericht davon ausgegangen, daß der 
Kläger dadurch, daß er der Zuteilung der 116321,23 4 aus dem Verſtei⸗ 
gerungserlöſe auf die Hypotheken der Beklagten nicht widerſprochen hat, 
nicht gehindert ſei, einen durch dieſe Zuteilung nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts begründeten Anſpruch gegen die Beklagte im gewöhn⸗ 
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lichen Klagewege geltend zu machen (vgl. RGEntſch. 39 Nr. 93 S. 379; 42 
Nr. 58 S. 247; 58 Nr. 39).— — — 

Mit Recht bekämpft die Reviſion die Verwerfung des Klagegrundes der 
ungerechtfertigten Bereicherung. 

Für den dinglichen Umfang einer bewilligten und eingetragenen Vor⸗ 
rangeinräumung iſt der Wille der an der erforderlichen dinglichen Einigung 
Beteiligten, des vortretenden und des zurücktretenden Berechtigten ($ 880 
BGB.), auch dann maßgebend, wenn ſie in der Grundbucheintragung nicht 
zu entſprechendem Ausdruck gelangt. Jedenfalls wird die Vorrangein⸗ 
räumung durch die Eintragung nur in dem Umfange dinglich wirkſam, als 
die erforderliche Einigung nach dem Willen der daran Beteiligten reicht (vgl. 
RGeEntſch. 59 Nr. 85 S. 315; ferner bei Gruchot 52, 1060). Liegt nun nach 
der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts der Vorrangeinräumung im vorliegenden 
Fall ein Vertrag der Parteien zugrunde, nach dem ſich die Beklagte ver⸗ 
pflichtet hat, das Baugeld an den Eigentümer Kr. nur in den im Baugeld⸗ 
vertrage feſtgeſetzten Teilbeträgen und nicht vor Erreichung der dafür vor⸗ 
geſehenen Stufen im Fortſchreiten des Baus auszuzahlen, ſo läßt ſich ohne 
weiteres annehmen, daß nach der zur Vorrangeinräumung erforderlichen 
dinglichen Einigung der Parteien der zur Sicherung der Baugeldforderung 
der Beklagten beſtellten Hypothek der Vorrang auch nur inſoweit eingeräumt 
worden iſt, als ſie durch genaue Einhaltung der im Baugeldvertrage feſtgeſetzten 


Ratenzahlungen gedeckt wurde. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das Ber. 


Gericht. Dann aber konnte die Beklagte auf Grund ihrer Hypothek von 
137000 „“ auch bei der Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks eine Befriedi⸗ 
gung aus dem Verſteigerungserlöſe vor der Hypothek des Klägers nur in⸗ 
ſoweit beanſpruchen, als jene Hypothek durch Zahlungen gedeckt war, die 
im Rahmen der im Baugeldvertrage vorgeſehenen Baugeldraten lagen, 
und hat ſie mit dem, was ſie aus dem Verſteigerungserlöſe auf den nicht 
durch ſolche Zahlungen gedeckten Teil ihrer Hypothek erhielt, etwas ohne 
rechtlichen Grund auf Koſten des Klägers erlangt. Dies würde ſie nach den 
88 812 Abſ. 1, 818 Abſ. 2 verpflichten, dem Kläger das jo ohne Rechtsgrund 
Erlangte oder einen entſprechenden Geldbetrag herauszugeben. Die Aus⸗ 
führung des Ber.⸗Gerichts, daß die Beklagte die in der Zw.⸗Verſteigerung 
erhaltenen Beträge auf Grund ihrer Hyp.⸗Eintragungen nach Maßgabe des 
Zw.⸗Verſt.⸗Geſetzes erhalten und auf ihre Hypotheken die ihren Forderungs⸗ 
anmeldungen entſprechenden Beträge bezahlt habe, berückſichtigt die dar⸗ 
gelegte Beſchränkung der Vorrangeinräumung und den Umſtand nicht, daß 
die Beklagte für ihre Forderungen, ſoweit die Vorrangeinräumung nicht 
reichte, erſt nach der Hyp.⸗Forderung des Klägers Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlöſe zu beanſpruchen hatte. 

Die Beklagte würde übrigens auch dann auf Koſten des Klägers ohne 
Rechtsgrund bereichert ſein, wenn ſie abgeſehen von der ee Einigung 
Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16. Heft 9. 
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und der dadurch beſchränkten dinglichen Wirkung der Vorrangeinräumung 
durch den feſtgeſtellten Vertrag der Parteien dem Kläger gegenüber nur 
ſchuldrechtlich verpflichtet war, den eingeräumten Vorrang nur inſoweit für 
ihre Hypothek in Anſpruch zu nehmen, als dieſe durch dem Vertrage ent⸗ 
ſprechende Baugeldzahlungen gedeckt war (vgl. RGEntſch. 71 Nr. 106 ©. 426; 
JW. 1902, 170 und 1906, 2955). 

Durch ſeine Stellungnahme zu dem Klagegrunde der ungerechtfertigten 
Bereicherung hat das Ber.⸗Gericht den $ 812 ſowie die 88 880. 873 BGB. 
verletzt. Sein auf dieſer Geſetzesverletzung beruhendes Urteil war nach den 
88 549. 564 ZPO. aufzuheben. In der Sache ſelbſt konnte der Senat nicht 
entſcheiden, da das Ber.⸗Gericht nicht beſtimmt feſtgeſtellt hat, ob die Bau⸗ 
geldzahlungen, die die Beklagte entgegen dem Vertrage der Parteien vor 
Fälligkeit der betreffenden Baugeldraten gezahlt hat, den vom Kläger be⸗ 
anſpruchten Betrag von 14581,75 M erreichen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 27. Okt. 1915. W. (Kl.) w. Bod. 
u. BaukrGeſ. (KG. Berlin). V. 199/15. 


210. Eheſcheidung wegen Zerrüttung des ehelichen Derhältniffes; 
Beweislaſt des klagenden Teils über das Derfchulden 
(Surechnungsfähigkeit) des andern. 

BGB. $ 1568. 


Der Scheidungsklage feiner Frau gegenüber hatte der Beklagte eine 
Widerklage auf Scheidung erhoben, die auf $ 1568 BGB. geſtützt war. Die 
Widerklage wurde in allen Inſtanzen für unbegründet erklärt. — Aus den 
Gründen des Rev. ⸗-Urteils: ö 

„Das Ver.⸗Gericht hat eine Anzahl Verſtöße der Klägerin gegen die 
durch die Ehe begründeten Pflichten feſtgeſtellt und ausgeſprochen, daß das 
Verhalten der Klägerin in ſeiner Geſamtheit objektiv betrachtet ſich als ſchwere 
Eheverfehlung darſtelle. Es hat aber auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen S., der im Februar und November 1913 zwei Anfälle von 
Geiſteskrankheit bei der Klägerin beobachtet und ſich über ihren Geſamt⸗ 
zuſtand dahin ausgeſprochen hat, daß er auch außerhalb der beiden Anfälle 
von ausgeprägter geiſtiger Störung eine Reihe von pſychopathiſchen, ſpeziell 
ſog. hyſteriſchen Zügen dargetan habe, nicht die Überzeugung erlangt, daß 
die Klägerin für ihr Verhalten verantwortlich gemacht werden könne. Es 
wird ausgeführt: Nach $ 1568 BGB. ſei davon auszugehen, daß der Beklagte 
den Nachweis des Verſchuldens der Klägerin erbringen müſſe. Es ſei irrig, 
wenn der Beklagte meine, die Klägerin müſſe beweiſen, daß fie kein Ver- 
ſchulden treffe, weil man davon auszugehen habe, daß jeder ſo lange für ſeine 
Handlungen verantwortlich ſei, als die Willensunfreiheit nicht feſtſtehe. Wie 
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die übrigen Tatbeſtandsmerkmale des § 1568 müſſe der die Scheidung ver⸗ 
langende Ehegatte auch das Tatbeſtandsmerkmal des Verſchuldens nach⸗ 
weiſen. Dieſen Beweis habe der Beklagte nicht erbracht. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Grundſätze über die Beweislaſt. Sie 
vertritt die Anſicht, daß der Beklagte ſeiner Beweispflicht genügt habe durch 
den Nachweis eines ſich objektiv als ſchwere Eheverfehlung darſtellenden 
Verhaltens der Klägerin, das bei normaler Geiſtesbeſchaffenheit derſelben 
ein Verſchulden ergeben würde, und daß demgegenüber der Klägerin der 
Beweis obliege, daß ihr Verhalten auf krankhafter Geiſtesſtörung beruhe 
und deshalb ihr nicht zum Verſchulden anzurechnen ſei. Dieſe Rüge iſt nicht 
begründet. | 

Das Reichsgericht hat bereits wiederholt ausgeſprochen, daß der Ehe⸗ 
gatte, der eine Eheverfehlung als Scheidungsgrund gemäß $ 1568 BGB. 
geltend macht, den Vorfall in vollem Umfange darlegen und auch die Ab⸗ 
weſenheit von Umſtänden dartun muß, die ein Verſchulden des andern Gatten 
ausſchließen oder eine mildere Beurteilung rechtfertigen, und daß dies ins⸗ 
beſondere auch dann gilt, wenn ſich der andre Ehegatte auf Notwehr beruft 
(Urt. v. 30. Okt. 1911, IV. 102/11 und Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 328). 
Die Anſicht der Reviſion, wer Notwehr behaupte, ſei dafür beweispflichtig, 
widerſpricht demnach jedenfalls auf dem Gebiete des Eheſcheidungsrechts 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts, von der abzugehen der erkennende 
Senat keine Veranlaſſung findet. Vom Standpunkte dieſer Rechtſprechung 
aus iſt es aber nicht zu beanſtanden, wenn das Ber.⸗Gericht gegenüber der 
Verteidigung der Klägerin den Beklagten dafür als beweispflichtig angeſehen 
hat, daß der Klägerin ihr feſtgeſtelltes Verhalten als Verſchulden anzurechnen, 
alſo nicht auf eine ihre Verantwortlichkeit ausſchließende geiſtige Erkran⸗ 
kung zurückzuführen ſei. 

Aber auch abgeſehen hiervon, beruht die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts 
nicht auf einer Überſpannung der Anforderungen an die Beweispflicht des 
Beklagten. Das Ber.⸗Gericht hat Beweis über die Zurechenbarkeit der 
Handlungen der Klägerin erhoben und iſt auf Grund der Würdigung des 
Beweisergebniſſes zu der poſitiven Feſtſtellung gelangt, daß deren geſamtes 
Verhalten auf geſchlechtlichem Gebiet auf eine krankhaft hyſteriſche Grund⸗ 
lage zurückzuführen ſei. Allerdings kann nicht jede auf einer hyſteriſchen 
Grundlage beruhende Verfehlung ohne weiteres als unverſchuldet angeſehen 
werden, vielmehr wird hierfür der Grad der Krankheit und das Maß des 
von ihr ausgehenden Einfluſſes auf den Willen der Frau im einzelnen Falle 
von maßgeblicher Bedeutung ſein. Daß aber ſchwere Hyſterie der Frau ge⸗ 
eignet iſt, ihre Verantwortlichkeit für die im Zuſtande der Erregtheit began⸗ 
genen Verfehlungen auszuſchließen, iſt vom Reichsgericht bereits anerkannt 
(IV. 237/12). Aus den Feſtſtellungen, die das Ber. Gericht trifft, iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß es einen Fall ſchwerer Hyſterie bei der Klägerin als vorliegend 
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angeſehen hat. Ihr Zuſtand hat zu zeitweiligen Anfällen ausgeſprochener 
Geiſtesſtörung geführt, bei deren einem das Auftreten von Sinnestäuſchungen 
und Wahnideen feſtgeſtellt worden iſt, und die Zeuginnen R. und H. haben 
bei dem von ihnen bekundeten Verhalten der Klägerin den Eindruck gehabt, 
daß ſie geiſtig nicht normal ſei. Wenn bei dieſer Sachlage das Ber.⸗Gericht 
die Überzeugung nicht hat gewinnen können, daß die Klägerin für ihre Ver⸗ 
fehlungen verantwortlich zu machen ſei, ſo iſt in rechtlicher Beziehung dagegen 
nichts zu erinnern. — — —- “ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Sept. 1915. K. w. K. (OLG. 

Darmſtadt). IV. 75/15. 


211. Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels; 
Beweislaſt. 


BGB. d 1621 Abſ. 2, 2333 ff. 


Auf Klage der Tochter war der Beklagte verurteilt worden, ihr zur Ver⸗ 
heiratung mit H. eine Ausſteuer von 5000 % zu zahlen. Seine Einrede, 
daß die Klägerin ihren Ausſteueranſpruch durch unſittlichen Lebenswandel 
verwirkt habe, war verworfen worden. Seine Reviſion blieb erfolglos. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht hat ſeiner Entſcheidung die vom Senat im 
Urteil v. 6. März 1911 (RGEntſch. 77, 162) aufgeſtellten Rechtsſätze zugrunde 
gelegt. Die von der Reviſion gegen dieſes Urteil erhobenen Bedenken ſind 
nicht begründet. Das Urteil beſchäftigt ſich mit zwei Fragen: zunächſt mit 
der Frage, ob es nach § 1621 Abſ. 2 BGB. zur Verweigerung der Ausſteuer 
genüge, wenn die ſie verlangende Tochter früher einmal einen ehrloſen oder 
unſittlichen Lebenswandel geführt hat, oder ob es erforderlich ſei, daß ſie 
ihn bis zur Eheſchließung fortgeſetzt hat. An zweiter Stelle wird die damit 
zuſammenhängende Frage der Beweislaſt behandelt. In erſter Beziehung 
wird dargelegt, daß nach dem von der Verweiſung im § 1621 Abſ. 2 betrof- 
fenen $ 2336 die Pflichtteilsentziehung nur dann wirkſam ſei, wenn die Tochter 
ſich noch zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung ſchlecht führe, 
und aus der entſprechenden Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift gefolgert, daß 
Vater oder Mutter auch nur dann die Ausſteuer verweigern könnten, wenn 
die Tochter noch in dem Zeitpunkt, in welchem der Anſpruch auf die Aus⸗ 
ſteuer an ſich zur Entſtehung gelange, alſo im Zeitpunkte der Heirat (vgl. 
IW. 1915, 337) dem unſittlichen Lebenswandel ergeben ſei. Dagegen wird 
angenommen, daß für die ſich aus § 2336 ergebende zwiefache Regelung 
der Beweislaſt, je nachdem es ſich um die Frage des Beſtehens des anſtößigen 
Wandels zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung (Abſ. 3) oder 
der Abwendung der Tochter davon zur Zeit des Erbfalls (Abſ. 4) handle, 
im Falle des § 1621 kein Raum ſei, weil hier für die Frage, ob die Verwei⸗ 
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gerung der Ausſteuer berechtigt ſei, eben nur ein einziger Zeitpunkt in Be⸗ 
tracht kommen könne, nämlich der der Eheſchließung. Den Beweis des Tat⸗ 
beſtands der gegenüber dieſem Anſpruch zuläſſigen Einrede habe aber der 
Einredeberechtigte zu beweiſen, alſo der Vater oder die Mutter. 

Die Reviſion meint zunächſt, bei der Technik des Bürgerl. Geſetzbuchs 
würde es befremden, daß in dem § 1621 Abſ. 2 nicht auch auf die Vorſchrift 
des § 2336 Abſ. 4 verwieſen ſei. Aber im § 1621 iſt keiner der über die Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils handelnden Paragraphen in Bezug genommen. 
Es iſt nur geſagt, daß der Vater und die Mutter die Ausſteuer verweigern 
können, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die den 
Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen. Damit iſt, wie 


ſchon im Urteil v. 6. März 1911 ausgeführt iſt, auf die Geſamtheit der die 


Entziehung des Pflichtteils regelnden Vorſchriften verwieſen, und es iſt der 
richterlichen Prüfung überlaſſen, inwieweit dieſe Vorſchriften auch auf den 
Fall der Verweigerung der Ausſteuer entſprechende Anwendung leiden. 

Weiter macht die Reviſion geltend, der Vater und die Mutter könnten 
ja nach $ 1621 Abſ. 1 den Anſpruch auf die Ausſteuer ſchon dadurch hinfällig 
machen, daß ſie die elterliche Einwilligung zur Verheiratung der Tochter ver— 
weigerten, während ſie den Pflichtteil nur in den im § 2333 vorgejehenen 
Fällen entziehen dürften; dieſe freiere Stellung der Eltern im erſten Falle 
ſpreche für die Annahme, daß ſie die Ausſteuer auch dann verſagen könnten, 
wenn die Tochter lediglich früher einmal einem ſchlechten Lebenswandel 
ſich hingegeben habe. Dabei überſieht die Reviſion aber, daß der § 1621 
Abſ. 1 von der erforderlichen elterlichen Einwilligung ſpricht, daß die Eltern 
die Ausſteuer alſo nur dann verſagen dürfen, wenn die Tochter ihre Einwilli⸗ 
gung zur Heirat in einem Falle nicht einholt, in dem ſie nach den 88 1305 ff. 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 

Nicht zutreffend iſt endlich die Auffaſſung der Revision, t die im Urteil 
v. 6. März 1911 aufgeſtellten Grundſätze führten zu einer Umkehrung der 
Beweislaſt, wie fie im $ 2336 Abſ. 4 geregelt ſei. Wenn hiernach der Geſetz⸗ 
geber die Beweislaſt dem Enterbten auferlege, ſo ſei es ohne geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift nicht angängig, bei der Verſagung der Ausſteuer den Elternteil für 
beweispflichtig zu erklären. Aber hier trifft das zu, was die Reviſion ſelbſt 
ausſpricht, wenn fie ſagt, die Vorſchriften des § 2336 ſeien in allen ihren 
Einzelheiten auf die Entziehung des Pflichtteils abgeſtellt und ließen ſich 
ohne ſachliche Umgeſtaltung auf die Verweigerung der Ausſteuer nicht an⸗ 
wenden. Gerade das iſt der Grund, weshalb das Urteil v. 6. März 1911 den 
§ 2336 Abſ. 4, ſoweit er die Beweislaſt regelt, im Fall des § 1621 nicht für 
anwendbar erachtet. Für dieſen Fall ergibt vielmehr ſchon die entſprechende 
Anwendung des § 2336 Abſ. 3, daß der verpflichtete Elternteil den Nachweis 
führen muß, daß dem Ausſteueranſpruch die hier erörterte Einrede ent⸗ 


gegenſtehe. 
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Stellt man ſich aber auf den Rechtsſtandpunkt des Urteils v. 6. März 
1911, ſo gibt die Begründung des Ber.⸗Urteils zu Bedenken keinen An⸗ 
laß. — — —" 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. Nov. 1915. B. i w. H. 
(OLG. Naumburg). IV. 590/14. 


212. Aufrechnung des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines 
Miterben aus $ 2039 BGB. mit einer Forderung an den Nachlaß. 
BGB. 88 2039. 2040. 


Die Witwe H. hatte dem Beklagten gegen die Verpflichtung jederzeitiger 
Rückgabe 1600 M zur Aufbewahrung übergeben. Zwei ihrer 18 Erben klagten 
auf Hinterlegung der 1600 % für die Erben. Der Beklagte wollte mit einer 
Gegenforderung gegen die Erblaſſerin aufrechnen und drang in 2. Inſtanz 
damit durch. Aus den Gründen: 

„Zwingende Gründe praktiſcher Natur und die Entſtehungsgeſchichte 
des 8 2039 BGB. führen dazu, die Aufrechnung zuzulaſſen. Aus § 2040 
BGB. läßt ſich die zur Entſcheidung ſtehende Frage nicht beantworten, denn 
die Beſtimmung des Abſ. 2: „Gegen eine zum Nachlaß gehörende Forderung 
kann der Schuldner nicht mit einer ihm gegen einen einzelnen Miterben zu⸗ 
ſtehenden Forderung aufrechnen' gibt keinen Aufſchluß darüber, wem gegen⸗ 
über die Aufrechnung zu erklären ſei, ſteht daher nicht ohne weiteres im 
Gegenſatz zu Abſ. 1, wonach die Erben über einen Nachlaßgegenſtand nur 
gemeinſchaftlich verfügen können. Der Abſ. 2 will auch keinen beſonderen 
erbrechtlichen Grundſatz aufſtellen, ſondern bringt nur den allgemeinen Grund⸗ 
gedanken des Geſamthandverhältniſſes zum Ausdruck (Dernburg B. R. 2 
9 64) und entſpricht wörtlich den für die Geſellſchaft und für die Gütergemein⸗ 
ſchaft geltenden Beſtimmungen, denen er ohne weiteres nachgebildet iſt 
(Prot. 5, 865 ff.; 88 719. 1442. 1471 BGB.). 

Deshalb it von der Vorſchrift des 8 2039 auszugehen, welche lautet: 
‚Gehört ein Anſpruch zum Nachlaß, ſo kann der Verpflichtete nur an alle 
Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur die Leiſtung an alle 
Erben fordern. Jeder Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu 
leiſtende Sache für alle Erben hinterlegt, oder — — — an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer abliefert‘. Hierdurch wird der Grundſatz, daß nur 
die Geſamtheit der Miterben befugt iſt, die Rechte des Nachlaſſes gerichtlich 
geltend zu machen, durchbrochen und nach dem Vorbilde der preußiſchen 
Praxis dem einzelnen Miterben die Verfolgung gemeinſamer Rechte geſtattet. 
Dies iſt aus Zweckmäßigkeitsgründen geſchehen, weil die Erhebung der Klage 
durch alle Erben häufig nahezu unausführbar iſt. Die Miterben könnten 
ſchwer geſchädigt werden, wenn ein einzelner aus Gleichgültigkeit oder Eigen⸗ 
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ſinn die Beteiligung an der Geltendmachung gemeinſchaftlicher Rechte ab⸗ 
lehnte; möchte dann auch eine Klage gegen den widerſtrebenden Genoſſen 
auf Mitwirkung zu den gerichtlichen Schritten rechtlich zu begründen ſein, 
ſo wäre ein ſolcher Umweg weitläufig und unter Umſtänden nicht gangbar 
(Prot. 5, 864). Nach preuß. Recht war dem Miterben bei Durchführung 
ſeiner Klage alles geſtattet, wodurch die Rechte der übrigen Erben nicht ver⸗ 
letzt oder der Verpflichtete nicht in eine ſchlechtere Lage verſetzt wurde. So 
führt das Obertribunal in ſeiner Entſcheidung v. 28. Sept. 1871 (Striethorſt 
81, 186) aus: | 

Das eigentliche Fundament der Sonderklage des Miterben beruhe darauf, daß die 

Forderung ſämtlichen Erben zuſtehe, daß ſie ihnen gegenüber vom Schuldner an⸗ 

erkannt werden müſſe und durch Einwendungen dieſes nicht beſeitigt werden könne. 

Inſofern aber den ſämtlichen Erben gegenüber, wenn ſie gemeinſchaftlich den Anſpruch 

einklagten, gewiſſe Einwendungen durchgreifen würden, müſſe der Schuldner damit 

auch auf die Klage des einzelnen Erben gehört werden. 

Dieſe Grundſätze ſind daher für die Auslegung des § 2039 Satz 2 BGB. maß⸗ 
gebend. Wenn auch richtig iſt, was das Landgericht ſagt, daß der klagende 
Miterbe nicht mit Wirkung für oder gegen die Erbengemeinſchaft die Schuld 
anerkennen oder beſtreiten kann, ſo iſt doch ebenſo ſicher, daß in dem von 
dem einzelnen Erben angeſtellten Sonderrechtsſtreit deſſen Erklärungen und 
Prozeßhandlungen, z. B. Anerkenntnis, Geſtändnis ꝛc. in dem Einzelrechts⸗ 
ſtreit die ihnen auch ſonſt zukommende Rechtswirkung ausüben müſſen. Es 
iſt davon auszugehen, daß der Miterbe, wenn er auch keineswegs den Ge⸗ 
ſamtanſpruch mit Wirkung für und gegen die übrigen Erben zum Prozeß- 
gegenſtande macht (Jahrb. des deutſchen Rechts 1903, 234), aus dem ge⸗ 
meinſamen Recht klagt. Er darf den Schuldner nicht in ſchlechtere Lage bringen, 
als wenn ſämtliche Erben vorgegangen wären. Insbeſondere ſtehen ihm 
ſämtliche Einwendungen entgegen, welche der Schuldner allen Miterben 
gegenüber vorbringen könnte (vgl. Dernburg a. a. O. 5, 502. 503). 

Im vorliegenden Fall würde der Beklagte, wenn er von der Erblaſſerin 
ſelbſt oder von ſämtlichen Erben in Anſpruch genommen wäre, mit ſeiner ihm 
gegen die Erblaſſerin und damit gegen den Nachlaß zuſtehenden Gegenfor⸗ 
derung aufrechnen können und ſo die Klageforderung zum Erlöſchen bringen. 
Wollte man ihm dieſe Befugnis hier verſagen, ſo würde ſeine Lage erheblich 


ſchlechter ſein. Denn ſolange ihm aus irgendwelchen Gründen die Ermitte⸗ 


lung der übrigen Miterben, etwa weil ſie ſich wie hier zum Teil in Amerika 
befinden, oder infolge neuerlicher Erbfälle, nicht gelingen würde, wäre er 
gezwungen, auf das von dem Kläger erzielte Urteil hin zunächſt die Schuld⸗ 
ſumme für alle Erben zu hinterlegen, da ja, ſolange die Aufrechnungserklä⸗ 
rung nicht allen zugegangen wäre, nach den Ausführungen des Vorder⸗ 
richters die Aufrechnung nicht rechtswirkſam vollzogen ſein würde. Dieſe 
Schwierigkeit wäre durch die Möglichkeit, die Beſtellung eines Abweſenheits⸗ 
oder Nachlaßpflegers herbeizuführen, nicht weſentlich vermindert. Der 
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Kläger erſcheint deshalb, da ihm § 2039 BGB. ein ſelbſtändiges Klagerecht 
gibt, zur Entgegennahme der Aufrechnungserklärung verpflichtet und auch 
berechtigt. | 

Dieſe Auslegung iſt vorzugsweiſe aus praktiſchen Erwägungen geboten 
und mit dem Zweck des Geſetzes vereinbar. Daß die Aufrechnung nicht zu⸗ 
läſſig ſei, iſt denn auch von keiner namhaften Stelle der Rechtswiſſenſchaft 
ausgeſprochen. Dagegen vertritt der Kommentar von RGRäten ($ 2040) 
die hier erörterte Rechtsauffaſſung ausdrücklich. Der Senat trägt keine Be⸗ 
denken, ſich ihr anzuſchließen. Denn nur ſie genügt den Anforderungen, welche 
der bürgerliche Verkehr an das Geſetz ſtellt. Nach Möglichkeit dieſen Anfor⸗ 
derungen aber das Geſetz in der Auslegung anzupaſſen, iſt die Hauptauf⸗ 
gabe der Praxis. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Celle (1. Sen.) v. 18. April 1916. A. w. H. 1 U. 13/16. 
| Lt. 


213. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen 
Teſtaments durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 


(Vgl. 45 Nr. 258 m. N.; 50 Nr. 96; 63 Nr. 119; auch unten Nr. 217.) 
BGB. 8d 2271. 2081. 2282 Ab}. 3. 


Der Kläger hatte mit ſeiner erſten Ehefrau am 24. Sept. 1891 ein ge⸗ 
meinſchaftliches Teſtament errichtet, worin fie ſich wechſelſeitig und außer⸗ 
dem ihre gemeinſchaftlichen Kinder, die Beklagten, zu Erben eingeſetzt hatten. 
Die Frau ſtarb am 27. Nov. 1911. Das gemeinſchaftliche Teſtament wurde 
am 26. Febr. 1912 verkündet. Der Kläger hat ſich am 23. Jan. 1913 ander⸗ 
weit verheiratet und am 2. Sept. 1913 bei dem Amtsgericht als dem Nachlaß⸗ 
gericht eine notariell beglaubigte Urkunde eingereicht, in der er erklärt, daß 
er das gemeinſchaftliche Teſtament anfechte, weil ſeine jetzige Ehefrau an 
ſeinem Nachlaſſe pflichtteilsberechtigt ſei, was ihm bei der Errichtung des 
gemeinſchaftlichen Teſtaments nicht habe bekannt ſein können und nicht be— 
kannt geweſen ſei. Die Beklagten hielten die Anfechtungserklärung für un⸗ 
wirkſam, weil ſie, entgegen der nach ihrer Anſicht anzuwendenden Vorſchrift 
des § 2282 Abi. 3 BGB., nicht gerichtlich oder notariell beurkundet ſei. Der 
Kläger hielt dagegen die Vorſchrift des $ 2081 Abſ. 1 für maßgebend und des⸗ 
halb die Anfechtung für rechtswirlſam. Er beantragte, dies feſtzuſtellen. — 
Das Landgericht trat der Rechtsanſicht der Beklagten bei und wies die Klage 
ab; das Ber.⸗Gericht dagegen billigte den Standpunkt des Klägers und er- 
kannte nach ſeinem Antrage. Das Reichsgericht ſtellte die erſte Entſcheidung 
wieder her. Aus den Gründen: 

„Streitig iſt unter den Parteien die Frage, in welcher Form der letzt- 
lebende Ehegatte, der die Erbſchaft aus dem von ihm und dem verſtorbenen 
Ehegatten errichteten gemeinſchaftlichen Teſtament angenommen hat, dieſes 
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Teſtament anfechten kann, wenn ihm nach der Errichtung des Teſtaments 
ein Pflichtteilsberechtigter erwachſen iſt. Da die Ehefrau des Klägers nach 
dem 1. Jan. 1900 geſtorben iſt, haben die Vorinſtanzen die Frage mit Recht 

unter Zugrundelegung der Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs geprüft. 
ö Beſondere Vorſchriften für die Anfechtung eines gemeinſchaftlichen 
Teſtaments durch einen der Erblaſſer ſind im Bürgerl. Geſetzbuch nicht ge⸗ 
geben. Es fragt ſich daher zunächſt, ob darauf die allgemeinen Vorſchriften 
der 88 2078 ff., insbeſondere alſo auch die Formvorſchrift des § 2081 Abi. 1 
Anwendung finden. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Weder der $ 2078 noch 
auch der § 2079 beziehen ſich auf eine Anfechtung durch den Erblaſſer ſelbſt. 
Im 8 2080 iſt vielmehr der Kreis der Perſonen, denen nach den §8 2078. 2079 
das Anfechtungsrecht zuſtehen ſoll, erſchöpfend dahin geregelt, daß derjenige 
zur Anfechtung berechtigt iſt, welchem die Aufhebung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung unmittelbar zuſtatten kommen würde. Dem Wortlaut nach ließe 
ſich vielleicht dieſe Vorſchrift auf den Erblaſſer beziehen. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt aber mit Sicherheit, daß dies nicht die Abſicht des Geſetzes 


iſt. Der 1. Entw. bezeichnete im $ 1784 denjenigen als anfechtungsberechtigt, 


welcher, wenn die letztwillige Verfügung nicht errichtet worden wäre, als Erbe 
oder Vermächtnisnehmer berufen oder von einer Beſchwerung befreit ſein 
oder ein Recht erlangt haben würde. In dieſer Faſſung hätte die Vorſchrift 
auf den Erblaſſer nicht bezogen werden können. Die Verhandlungen der 
Kommiſſion für die 2. Leſung, wo der 8 2080 feine jetzige Faſſung erhalten 
hat, ergeben aber, daß eine ſachliche Anderung nicht beabſichtigt war (Mug⸗ 
dan 5, 545/7). Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung findet ihre Beſtätigung im 
Geſetze ſelbſt. Denn die Abſ. 2 und 3 des § 2080 enthalten Einſchränkungen 
des im § 2080 Abſ. 1 aufgeſtellten Grundſatzes (Motive 5, 56), beide aber 
paſſen ihrem Wortlaut nach nicht auf den Erblaſſer. Dasſelbe gilt auch vom 
§ 2079 ſelbſt, denn Vorausſetzung der Anfechtung iſt darnach, daß der Erb⸗ 
laſſer einen zur Zeit des Erbfalls (8 1922) vorhandenen Pflichtteilsberech⸗ 
tigten übergangen hat. Deshalb mußte auch im $ 2281 Abſ. 1, der bei Erb⸗ 
verträgen dem Erblaſſer das Anfechtungsrecht gibt, an die Stelle dieſes Zeit⸗ 
punktes derjenige der Anfechtung geſetzt werden. Endlich paßt auch § 2081 
nicht, weil vor dem Tode des Erblaſſers ein Nachlaßgericht hinſichtlich ſeines 
Nachlaſſes noch nicht vorhanden fein kann (vgl. § 73 FGG.). 

Beſtände ſchließlich nach den allgemeinen Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs über letztwillige Verfügungen ein Anfechtungsrecht des Erb⸗ 
laſſers, jo hätte es der beſonderen Vorſchrift des § 2281 nicht bedurft, da nach 
8 2279 auf vertragmäßige Zuwendungen die für letztwillige Zuwendungen 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden. 

Der Ausſchluß des Anfechtungsrechts des Erblaſſers entſpricht auch der 
Natur der Sache. Der Entwurf kannte das gemeinſchaftliche Teſtament nicht, 
die Vorſchriften darüber ſind erſt von der Kommiſſion für die 2. Leſung 
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beſchloſſen. Bei dem einſeitigen Teſtament, das der Erblaſſer nach § 2253 
jederzeit frei widerrufen kann, bedurfte es aber eines Anfechtungsrechts nicht. 
Damit iſt denn auch in den Motiven (5, 48 zu 88 1780 Entw.) die Nichtauf⸗ 
nahme des Anfechtungsrechts des Teſtators gerechtfertigt; und in den Mo⸗ 
tiven zu $ 1948 Entw. ($ 2281 BGB.) heißt es ausdrücklich: „In Abweichung 
von den Vorſchriften der 88 1780 ff. (88 2078 ff. Geſ.) muß bei dem Erbein⸗ 
ſetzungsvertrage dem die Verfügung Errichtenden das Anfechtungsrecht ein⸗ 
geräumt werden; dasſelbe wird hier nicht durch das ſtärkere Recht des freien 
Widerrufs entbehrlich'. | 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich zugleich, daß dem Erblaſſer das An⸗ 
fechtungsrecht nicht ſchon nach 8 119 BGB. zuſtehen kann. Die Motive er- 
kennen dies auch ausdrücklich an, indem ſie ſagen, diejenige Perſon, welche 
unter dem Einfluſſe einer gewiſſen Art von Willensunfreiheit verfügt habe, 
ſei in dem Zeitpunkte, in welchem die Wirkungen der Verfügung einträten, 
nicht mehr vorhanden und könne deshalb auch nicht anfechtungsberechtigt 
fein (Motive 5, 55 zu $ 1784 Entw.). Aus demſelben Grunde würde es auch 
an einem Anfechtungsgegner fehlen, da bei Lebzeiten des Erblaſſers auf Grund 
ſeiner letztwilligen Verfügung noch niemand unmittelbar einen rechtlichen 
Vorteil erlangt hat (8 143 Abſ. 4 Satz 1 BGB.). Endlich handelt es ſich in 
den Fällen des § 2078 Abſ. 2 und des § 2079 um einen Irrtum im Beweg⸗ 
grunde, der im § 119 als Anfechtungsgrund nicht anerkannt iſt. 

Steht hiernach dem Erblaſſer ſelbſt bei Teſtamenten ein Anfechtungs⸗ 
recht nach dem Bürgerl. Geſetzbuch nicht zu, ſo kann ein ſolches bei gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamenten nur auf dem Wege der entſprechenden Anwendung 
der §8 2281 ff. zugelaſſen werden. Dieſe entſprechende Anwendung iſt aber 
auch ebenſo wie bei andern Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs über den 
Erbvertrag wegen der Gleichheit der Rechtslage geboten, die zwiſchen dem 
durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer und dem überlebenden Ehegatten 
beſteht, der das ihm (korreſpektiv) Zugewendete angenommen hat (Entſch. 
58, 64. 77. 111). Auch das Urteil v. 16. Okt. 1911 (Entſch. 77, 165 ff.) ſteht 
auf demſelben Standpunkte, wenn dort auch in erſter Linie die vorſtehend 
abgelehnte Auffaſſung vertreten wird, daß der überlebende Ehegatte das ge⸗ 
meinſchaftliche Teſtament ‚wenn nicht aus § 2079, fo doch aus § 2078 Abſ. 2° 
anfechten könne (S. 171). Will man aber die vom Bürgerl. Geſetzbuch für 
die Anfechtung des Erbvertrages gegebenen Vorſchriften auf das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament übertragen, ſo gebietet es die Folgerichtigkeit, auch 
die Vorſchriften des 8 2282 über die Form, in der der Erblaſſer anfechten 
muß, zur Richtſchnur zu nehmen. Nicht nur die materiellen Vorausſetzungen 
der Anfechtung durch den Erblaſſer find in den 88 2281 ff., wenn auch unter 
teilweiſer Bezugnahme auf die 88 2078. 2079 geregelt, ſondern auch das Ver⸗ 
fahren iſt ſelbſtändig und zum Teil abweichend von den §8 2080 ff. geordnet. 
Wie die Motive 5, 322 zu § 1948 und die Beratungen der 2. Kommiſſion 
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(Mugdan 5, 739 ff., 749) ergeben, iſt dabei überall auf den Umſtand, daß 
gerade der Erblaſſer ſelbſt es iſt, deſſen Anfechtungsrecht in Frage ſteht, Nüd- 
ſicht genommen. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Juni 1915. Fr. (Bkl.) w. Fr. 
IV. 27/15 (KG. Berlin). Auch in RGentſch. 87 Nr. 20 S. 95. 


214. Schwierigkeiten der Beförderung durch beſondere Verkehrs⸗ 
verhältniſſe begründen keine Betriebsſtörung nach 875 Abſ. 7 EB Derf®. 


HGB. 5 466; EVBVerkO. $ 75. 


Die Klägerin verſandte im März 1911 eine große Menge von Kartoffeln, 
die zur Ausfuhr beſtimmt waren, nach der Grenzſtation Herbesthal. Da um 
jene Zeit in Herbesthal überhaupt ein außerordentlich ſtarker Andrang von 
Kartoffelſendungen ſtattfand, hielt die Eiſenbahnverwaltung, um der Über⸗ 
füllung der Station abzuhelfen, einen Teil der anrollenden Sendungen vor⸗ 
übergehend auf Zwiſchenſtationen zurück. Die Maßregel hatte zur Folge, 
daß bei etwa 60 davon betroffenen Wagenladungen der Klägerin die tarif⸗ 


mäßige Lieferfriſt überſchritten wurde. Mit Klage machte die Klägerin die 


ihr nach § 94 Abſ. 2 EBVerkO. wegen der Verſäumung der Lieferfriſt zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche geltend. Ihr Antrag ging auf Verurteilung des Be⸗ 
klagten zur Zahlung von 4532,35 M nebſt Zinſen, womit fie in allen In⸗ 
ſtanzen durchdrang. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

— — — Die unter 8 75 Abſ. 7 VerkO. fallende Betriebsſtörung ſoll 
nach der Anſicht des Beklagten darin zu finden ſein, daß zu der fraglichen 
Zeit eine ungeheure Menge von Kartoffeln über Herbesthal ausgeführt wor⸗ 
den ſei und daß dieſer Maſſenandrang von Sendungen in Verbindung 
mit der Säumigkeit der Empfänger in der Abnahme und Weiterſendung 
der nach Herbesthal gelangten Wagen die ordnungmäßige Beförderung 
unmöglich gemacht habe. Das Ber.⸗Gericht iſt in erſter Reihe der Meinung, 


daß eine Verkehrsſtockung infolge großen Güterandrangs, wie ſie hier nach 


der Behauptung des Beklagten vorlag, überhaupt nicht unter den Begriff 
der Betriebsſtörung i. S. der Verkehrsordnung falle und daß ſchon deshalb 
die Berufung auf $ 75 Abſ. 7 verſage. Dieſer Auffaſſung war beizutreten. 
Mag auch der Ausdruck ‚Betriebsftörung‘ ſprachlich dahin verſtanden werden 
können, daß er eine Störung der bezeichneten Art mitumfaßt, ſo iſt doch mit 
dem Ber.⸗Gericht eine ſolche Ausdehnung des Begriffs auf Beförderungs⸗ 
ſchwierigkeiten, die ihre Urſache in beſonderen Verkehrsverhältniſſen haben, 


abzulehnen und anzunehmen, daß nur ſolche Störungen getroffen ſind, bei 


denen eine Behinderung im techniſchen Gebrauch der vorhandenen Betriebs⸗ 
mittel und damit eine die Möglichkeit des Betriebs unmittelbar beeinträch⸗ 
tigende äußere Einwirkung vorliegt. Zutreffend weiſt das Ber.⸗Gericht darauf 


Om ——. Age —— — — ” 
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hin, daß die Verkehrsordnung gegen Störungen durch beſondere Verkehrs⸗ 
verhältniſſe und gegen die Nachteile, die der Bahn daraus erwachſen können, 
in andrer Weiſe Vorſorge getroffen hat. Namentlich kommt hier in Betracht, 
daß derſelbe $ 75, der das Ruhen der Lieferfriſt für die Dauer der unver⸗ 
ſchuldeten Betriebsſtörung anordnet, in Abſ. 3 der Eiſenbahn das Recht gibt, 
für außergewöhnliche Verkehrsverhältniſſe Zuſchlagsfriſten zu den tarif⸗ 
mäßigen Lieferfriſten feſtzuſetzen. Sodann kann ſie, wenn die ordnung⸗ 
mäßige Abwicklung des Verkehrs durch Güteranhäufungen gefährdet wird, 
nach § 80 Abſ. 8 die Entladefriſten und die lagerzinsfreie Zeit abkürzen, 
ſowie das Standgeld und das Lagergeld erhöhen. Ferner ſind im § 63 Abf. 1 
Beſtimmungen getroffen, die es ermöglichen, die Annahme von Gütern, die 
nicht ordnungmäßig befördert werden können, abzulehnen. Auch ſind in 
§ 81 der Eiſenbahn Mittel an die Hand gegeben, durch die ſie ſich nicht recht⸗ 
zeitig abgenommener Güter entledigen, alſo auch einer den Verkehr behin⸗ 
dernden Anſtauung entgegenarbeiten kann. Dieſe Vorſchriften ergeben, 
daß es auch in Anſehung der Einhaltung der Lieferfriſt Sache der Bahn iſt, 
durch geeignete Maßnahmen den Verkehrsverhältniſſen Rechnung zu tragen 
und daß die Verkehrsordnung, wenn ſie von Störungen des Betriebs ſpricht, 
die den Lauf der Lieferfriſt hemmen, bloß in den e be⸗ 
gründete Schwierigkeiten nicht im Auge hat. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 22. Okt. 1905 (OLG. Köln). II. 
288/15. Vgl. RGEntſch. 87 Nr. 55 S. 244. 


II. Verfahren. 


215. Begriff des Rechtsnachfolgers einer Partei mit dem Recht zur 
Aufnahme des unterbrochenen Derfahrens. 


Vgl. 50 Nr. 284 m. N.; 51 Nr. 221. 
3 PO. 8 239. 


Der Freiherr Hugo von N. klagte auf Grund von Familienverträgen 
gegen die Tochter und Erbin des ohne Hinterlaſſung von Söhnen verftor- 
benen Freiherrn Karl von N. auf Herausgabe gewiſſer Grundſtücke an die 
Familie von N. Er behauptete, daß ſämtliche in Betracht kommende Mit⸗ 
glieder der Familie ſich zur gerichtlichen Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
entſchloſſen und ihm ihre Anſprüche zur gerichtlichen Geltendmachung ab⸗ 
getreten hätten. Das Landgericht wies die Klage ab. Als der Kläger im 
Lauf der Ber.⸗Inſtanz geſtorben war, ordnete das Ber.⸗Gericht auf Antrag 
der Beklagten die Ausſetzung des Verfahrens gemäß § 246 ZPO. an. Der 
Prozeßbevollmächtigte der Klagſeite lud darauf die Beklagte zur Verhand— 
lung vor das Ber. Gericht mit der Erklärung, daß jetzt der Freiherr Eugen 
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von N. auf Grund der für den Fall des Wegfalls des Freiherrn Hugo vor⸗ 
ſorglich an ihn erklärten Abtretung der Anſprüche der Familienmitglieder 
zur prozeſſualen Geltendmachung als Kläger den Prozeß fortführe und, falls 
dies etwa rechtlich notwendig erſcheine, für ſich und als Bevollmächtigter ſeiner 
Brüder und Miterben nach dem unverheirateten Bruder den Prozeß auf— 
nehme. — Das Ber.⸗Gericht wies den nunmehrigen Kläger mit deſſen An⸗ 
trag auf Fortſetzung des Rechtsſtreits ab. Das Reichsgericht hob auf und er⸗ 
klärte den Eintritt des Freiherrn Eugen von N. in den Rechtsſtreit für be⸗ 
rechtigt. Aus den Gründen: . 

„Zunächſt war zu erwägen, daß ſachlich in Wahrheit die ſämtlichen männ⸗ 
lichen Mitglieder der Familie von N. die Kläger ſind, wenn auch Freiherr 
Hugo allein in der prozeſſualen Rolle des Klägers aufgetreten iſt. Nach dem 
Tode des Freiherrn Hugo lag ein Verhältnis vor, das dem Falle des Todes 
des Prozeßbevollmächtigten einer Partei naheſtand. Allerdings unterſchied 
er ſich von dieſem Falle dadurch, daß der Prozeßbevollmächtigte den Rechts⸗ 
ſtreit in fremdem Namen führt, während hier Freiherr Hugo den Rechts⸗ 
ſtreit im eigenen Namen führte. Die Ahnlichkeit in beiden Fällen ergab ſich 
aber daraus, daß dem Freiherrn Hugo ebenſo wie einem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten nicht der materielle, jetzt im Rechtsſtreit begriffene Anſpruch, ſondern 
nur das Recht zur prozeſſualen Geltendmachung dieſes Anſpruchs übertragen 
worden war. Da dieſes Recht zur prozeſſualen Geltendmachung des ma- 
teriellen Anſpruchs nach der Behauptung der Klagſeite für den Fall, daß 
Freiherr Hugo die ihm abgetretenen Klagerechte aus irgendwelchem Grunde 
nicht zur Entſcheidung bringen ſollte, an den jetzigen Kläger Freiherrn Eugen 
abgetreten worden iſt, ſo kann es zweifelhaft erſcheinen, ob nicht auf Grund 
obiger Erwägung der Fall einer Rechtsnachfolge überhaupt nicht gegeben 
und der Eintritt des jetzigen Klägers Freiherrn Eugen ohne weiteres gerecht⸗ 
fertigt iſt. Doch bedarf es keiner näheren Erörterung nach dieſer Richtung, 
da der Eintritt des jetzigen Klägers in den Rechtsſtreit auf Grund andrer 
Erwägungen unbedenklich iſt. 

Der Begriff des Rechtsnachfolgers i. ©. des § 239 ZPO. iſt mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die unnütze, mit Koſten und Zeitverluſt verbundene Ver⸗ 
vielfältigung und Häufung von Rechtsſtreitigkeiten unter allen Umſtänden 
vermieden werden muß, im weiteſten Sinne zu nehmen. Der Begriff des 
Rechtsnachfolgers i. S. des § 239 ZPO. iſt nicht derſelbe wie der des mate⸗ 
riellen Rechts, umfaßt vielmehr jede Perſon, die infolge des Todes der bis⸗ 
herigen Partei in deren Rechtsſtellung eintritt. Es kommt nicht darauf an, 
daß dieſer Eintritt in die Rechtsſtellung der bisherigen Partei auf Grund 
eines Rechts erfolgt, das die bisherige Partei hatte oder das aus dem Rechte 
der bisherigen Partei abgeleitet wird, ſondern lediglich darauf, daß der Ein⸗ 
tretende infolge des Todes der bisherigen Partei deren Rechtsſtellung erlangt 
hat. In gleichem Sinne iſt auch der Begriff der Rechtsnachfolge in den 
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§8 265. 266 ZPO. vom Reichsgericht aufgefaßt worden. Unter dem Aus⸗ 
drucke „Rechtsnachfolger“ i. S. dieſer Vorſchriften iſt nicht nur derjenige zu 
verſtehen, der ſein Recht von dem der bisherigen Prozeßpartei ableitet, ſon⸗ 
dern derjenige, der jetzt das Recht der bisherigen Prozeßpartei innehat, 
gleichgültig wie er es erlangt hat, insbeſondere ob er es auf dem Wege der 
Ableitung aus dem Rechte des Vorgängers oder in originärer Weiſe erworben 
hat (RGeEntſch. 40, 339, in Seuff A. 53 Nr. 191). In dieſem Sinne iſt der 
jetzige Kläger Freiherr Eugen der Rechtsnachfolger des Freiherrn Hugo. Er 
iſt in die Rechtsſtellung des urſprünglichen Klägers zum Teil auf Grund 
ſeiner Beteiligung an dem durch die Familienverträge begründeten fidei⸗ 
kommißähnlichen Recht, alſo zum Teil auf Grund eigenen materiellen Rechts, 
zum Teil auf Grund der nach feiner Behauptung an ihn erfolgten Über- 
tragung des Rechts zur prozeſſualen Geltendmachung des Anſpruchs der 
übrigen männlichen Mitglieder der Familie von N. auf Überlaſſung der 
Grundſtücke eingetreten. 
Dieſes Ergebnis entſpricht auch ſachlich durchaus den Verhältniſſen. 
Es wäre unerträglich, wenn der Rechtsſtreit, der ſo weit gediehen iſt, nicht 
zwiſchen dem jetzigen Kläger und der Beklagten weitergeführt werden könnte, 
ſondern ein neuer Rechtsſtreit zwiſchen denfelben Perſonen begonnen wer⸗ 
den müßte, obwohl die Fortführung des bisherigen Rechtsſtreits gegenüber 
dem jetzigen Kläger für die Beklagte weder eine Erſchwerung ihrer Rechts⸗ 
lage, noch einen ſonſtigen Nachteil mit ſich bringt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Jan. 1916. von N. (Kl.) w. 
von R. (OLG. Darmſtadt). III. 300/15. 


216. Anderung in der Bezeichnung des Beklagten. 


Vgl. 58 Nr. 21 m. N.; 66 Nr. 172; auch 64 Nr. 52 m. N. 
3PO. $ 253 Nr. 1. 


Die Berufung des Beklagten richtet ſich gegen das die Unzuſtändig⸗ 
keitseinrede zurückweiſende Zwiſchenurteil v. 28. Dez. 1915 und gegen den 
das Paſſivrubrum in „A. Fl.“ umändernden, dem Urteil voraufgegangenen 
Beſchluß v. 7. Dez. 1915. 

Der Kläger hat ſeine Klage zunächſt gerichtet gegen „die Verpflegungs⸗ 
ſtelle des Kriegsgefangenenlagers Halbe m. b. H.“ und hat ſie dem jetzigen 
Beklagten A. Fl. als deren Geſchäftsführer zugeſtellt. Als ſich demnächſt 
herausſtellte, daß die bezeichnete Geſellſchaft nicht eingetragen war und daher 
als ſolche gemäß § 11 GmbHG. überhaupt nicht beſtand, hat Kläger die 
Klage gegen den jetzigen Beklagten gerichtet. 

Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtſprechung (Stein! Anm. 9 zu 
8 268) erkannt, daß die Einführung einer neuen Prozeßpartei an Stelle einer 
bisherigen anderen regelmäßig als Anderung der Klage anzuſehen iſt. 
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Das Landgericht hat ſeinen Beſchluß, daß das Paſſivrubrum entſprechend 
zu ändern ſei, d. h. daß A. Fl. an Stelle der bisher als verklagte Partei be⸗ 
zeichneten Geſellſchaft zu treten habe, damit begründet, daß tatſächlich Fl. 
von Anfang an der wirkliche Beklagte geweſen ſei. Es hat damit entſchieden, 
daß vorliegendenfalls eine Anderung der Klage nicht anzunehmen ſei. Dieſe 
Entſcheidung iſt gemäß 88 270. 512 ZPO. unanfechtbar, übrigens auch ma⸗ 
teriell gerechtfertigt. Dem Fl. iſt die Klage zugeſtellt worden, er hat das 
Schreiben v. 22. April 1915, durch welches der Vertragsantrag des Klägers 
angenommen wurde, unterzeichnet, er hat den Betrag des zunächſt gegen die 
Geſellſchaft erlaſſenen Verſäumnisurteils v. 29. Juni 1915 bezahlt und fordert 
die Rückzahlung, er hat endlich unterm 28. Juni 1915 ein Schreiben an das 
Gericht gerichtet, in welchem er mitteilt, daß er bisher die Geſchäfte dieſer 
— garnicht als ſolcher beſtehenden — Geſellſchaft geführt habe und daß der 
Rechtsſtreit daher gegen ihn perſönlich zu führen ſei (vgl. § 11 Abſ. 2 Geſ.). 
Dem Landgerichte kann daher nur darin beigepflichtet werden, daß der jetzige 
Beklagte tatſächlich von Anfang an der in Wahrheit Verpflichtete und als der 
wirkliche Prozeßgegner des Klägers anzuſehen war. Er hat dadurch, daß er 
auch formell durch den fraglichen Gerichtsbeſchluß als die verklagte Partei 
in den Rechtsſtreit eingeſtellt worden iſt, keine Nachteile erlitten; 

vgl. die vom Reichsgericht in dem in SeuffA. 66 Nr. 172 S. 336 abgedruckten Erkennt- 
niſſe ausgeſprochenen, freilich einen in tatſächlicher Hinſicht anders liegenden Fall 
betreffenden Grundſätze. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 15. April 1916. H. (Kl.) w. 

A. Fl. Bf. III. 75/16. | B. 


217. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im 
gemeinfchaftlichen Teſtament Bedachten auf Feſtſtellung, 
daß er das Teſtament mit Recht angefochten habe. 


Vgl. oben Nr. 213 m. N. 
ZPO. 5 256; BGB. 88 2271. 2281. 


Am 23. Auguſt 1887 hatten der Kläger und feine damalige Ehefrau 
ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, worin ſie ſich wechſelſeitig und 
außerdem die Beklagte, ihre Adoptivtochter, in gewiſſer Weiſe bedacht hatten. 
Am 26. Juni 1910 ſtarb die Ehefrau; im Auguſt 1911 ging der Kläger eine 
neue Ehe ein. Mit Hinweis darauf focht er das Teſtament bei dem Amts⸗ 
gericht L., als dem Nachlaßgericht, an. Dann klagte er gegen die Adoptiv⸗ 
tochter auf Feſtſtellung, daß das Teſtament von ihm rechtsgültig angefochten 
worden ſei. Die Beklagte beſtritt, daß die Vorausſetzungen einer Feſtſtellungs⸗ 
klage vorlägen, womit ſie in 1. Inſtanz Gehör fand. Das Ber. ⸗Gericht traf 
die erbetene Feſtſtellung. — Aus den Gründen: 
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„Ein Rechtsverhältnis i. S. von $ 256 ZPO. erfordert nicht unmittel⸗ 
bare rechtliche Beziehungen der Parteien zueinander; es genügt vielmehr, 
daß darüber geſtritten wird, ob ein Tatbeſtand vorliege, dem rechtliche Wir⸗ 
kungen zwiſchen den Parteien zukommen (RGentſch. 41, 345 ff.; OL GgRſpr. 
27, 68). Wie unten auszuführen ſein wird, gleicht die durch das hier vor⸗ 
liegende gemeinſchaftliche Teſtament begründete Rechtslage in den hier er⸗ 
heblichen Beziehungen derjenigen Lage, die im Fall eines Erbvertrags ge⸗ 
geben ſein würde. Wenn aber im Wege des Erbvertrags zwei Perſonen ſich 
gegenſeitig zu Erben eingeſetzt, weiter aber zum Erben ihres gemeinſchaft⸗ 
lichen Nachlaſſes einen Dritten berufen haben, ſo iſt, mindeſtens nach dem 
Tode des einen Vertragſchließenden und nach der Annahme ſeiner Erbſchaft 
durch den Überlebenden, zwiſchen dieſem und dem Dritten ein Tatbeſtand 
jener Art gegeben; mindeſtens von dieſer Zeit an hat der Dritte eine erb- 
rechtliche Anwartſchaft auf ein Erbrecht am dereinſtigen Nachlaß des Über- 
lebenden, die rechtlich nur unter engbegrenzten Vorausſetzungen vereitelt 
werden kann (88 2281 ff., 2290 Abſ. 1 Satz 2, 2293 ff. BGB.). In 8 2352 
wird die Verzichtbarkeit dieſer gegenüber dem Überlebenden begründeten 
ſelbſtändigen Rechtsſtellung ausdrücklich anerkannt. 

Vgl. Schiffner Erbvertrag 73 ff.; Planck in Bem. 3 vor $ 2274 BGB., 5. S. 714. 
Wenn ein Erbvertrag zwiſchen Ehegatten entgegen der Vermutung des 
$ 2280 verb. mit $ 2269 BGB. dahin zu verſtehen wäre, daß der Überlebende 
nur Vorerbe und der Dritte Nacherbe des Erſtverſtorbenen ſein ſollte, ſo würde 
nach dem Antritt der Vorerbſchaft durch den überlebenden Ehegatten injo- 
weit zwiſchen ihm und dem Dritten nach den 88 2100 ff. BGB. ganz offen⸗ 
ſichtlich ebenfalls ein Rechtsverhältnis i. S. von 8 256 ZPO. gegeben ſein. 
Wäre die maßgebende Verfügung ein Erbvertrag, jo wäre alſo ein Rechts 
verhältnis“ der Beklagten zum Kläger ſtreitig, wenn es ſich weiter nach dem 
Klagantrage um die Verneinung ihrer Erbenſtellung oder (oder auch) 
um die ihrer Nacherbenſtellung zu ihm handelte. — Das iſt aber der Sinn 
des Klagantrags. Dieſer erſcheint ohnehin nicht weniger zuläſſig als das 
Verlangen nach Feſtſtellung der Unwirkſamkeit einer Erbausſchlagung im 
Falle der ZW. 1906, 569. Auf alle Fälle ergibt der Wortlaut des Antrags 
in Verbindung mit der Klagebegründung, daß mit der Wirkſamkeit der An⸗ 
fechtung die Vernichtung der Rechtsſtellung feſtgelegt werden ſoll, die die 
Beklagte als eingeſetzte Erbin oder Nacherbin ohne die Anfechtung des Klä⸗ 
gers haben würde. Außer den beiden vertragſchließenden Ehegatten iſt in der 
maßgebenden Verfügung überhaupt niemand anders als die Beklagte (und 
unter Umſtänden die Nachkommen der Beklagten) bedacht worden, jo daß 
nicht nur die Richtung der Klage gegen die Beklagte, ſondern auch die Sach⸗ 
lage den Sinn des Antrags außer Zweifel ſtellt. 

Weiter hält das Ber.⸗Gericht ein rechtliches Intereſſe des Klägers an 
alsbaldiger Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes für deutlich gegeben. Wäre 
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die Anfechtung unwirkſam, jo kämen alsbald bedeutſame rechtliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahmen des Klägers zur wirtſchaftlichen Sicherung ſeiner 
zweiten Ehefrau auf den Fall ſeines Todes in Frage, von denen er andern- 
falls abſehen könnte. Hätte die Beklagte die Berechtigung der Anfechtung 
anerkannt, ſo würde es der richterlichen Feſtſtellung nicht bedürfen; ſie hat 
aber eine ſolche Anerkennung abgelehnt und in dieſem Rechtsſtreit aus⸗ 
drücklich, wie ſchon vorher durch ihr ganzes Verhalten, vielmehr die Unwirk⸗ 
ſamkeit der Anfechtung und damit den Fortbeſtand ihrer Anwartſchaft ver⸗ 
treten. Ob der eine oder andre Teil die Zweifelhaftigkeit der Rechtslage 
verſchuldete“, iſt demgegenüber unerheblich. Von einer Verſchuldung in dieſer 
Hinſicht kann hier aber auch überhaupt nicht die Rede ſein. Das Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe iſt alſo — wenigſtens unter der Vorausſetzung der mehrerwähnten 
Rechtsähnlichkeit — vom Landgericht zu Unrecht verneint worden. Die be⸗ 
antragte Feſtſtellung iſt aber auch ſachlich geboten. 

Die Rechtslage des Dritten, welchen Ehegatten zum Erben des Über⸗ 
lebenden von ihnen einſetzen, iſt von vornherein, mindeſtens aber nach der 
Annahme der Erbſchaft des Erſtverſtorbenen durch den überlebenden Ehe— 
gatten, tatſächlich im weſentlichen gleich, mag die Einſetzung in einem gemein— 
ſchaftlichen Teſtament oder in einem Erbvertrage ſtehen. Schon eine ober- 
flächliche Vergleichung der 88 2269 —2271 mit den 88 2290 ff., 2298 BGB. 
legt dies nahe, fo daß ſich auch die Anwendung des § 2281 und des $ 2285 
BGB. auf den Fall des gemeinſamen Teſtaments aufdrängt. Des näheren 
hat das Ber.⸗Gericht in dieſem Sinne ſchon zur Sache 2 O. 275/09 Stellung 
genommen, und zwar unter Billigung des Reichsgerichts (IV. 594/10). 
So genügt es hier auf die entſprechenden Aus- und Anführungen zu verweiſen, 
die ſich bei Plancks unter III. IVa und VIII vor $ 2272 BGB. finden (5, 702). 
Damit iſt einmal die oben verwertete allgemeine Vorausſetzung als zutreffend 
erwieſen. Weiter aber war im einzelnen darnach die Anfechtung des gemein- 
ſchaftlichen Teſtaments durch den Kläger ſelber ebenſo wie nach § 2281 zuläſſig. 

Gegen die überhaupt nicht beſonders beſtrittene Formrichtigkeit und 
Rechtzeitigkeit der Anfechtung beſtehen keine Bedenken. Sachlich aber wird 
ſie durch die unſtreitig noch beſtehende zweite Ehe des Klägers nach § 2079 
BGB. ohne weiteres gerechtfertigt. Enthielte die maßgebende Verfügung 
lediglich eine Erbeinſetzung — nicht auch eine Nacherbeinſetzung — der Be— 
klagten, jo wäre die Verfügung, ſoweit fie die Beklagte angeht, alſo un⸗ 
mittelbar im vollen Umfange hinfällig; und unerachtet der ſich aus dem Wort⸗ 
laut der Verfügung ergebenden Zweifel iſt auch lediglich eine Erbeinſetzung 
hier ebenſo anzunehmen, wie in dem Falle eines Beſchluſſes des Kammer⸗ 
gerichts v. 1. Nov. 1909 (Seuff Bl. 75, 257). Wäre die Beklagte als Nacherbin 
der erſtverſtorbenen Ehefrau des Klägers anzuſehen, ſo würde die erklärte 
Anfechtung übrigens nach BGB. § 2270 Abſ. 1 verb. mit Abſ. 2 mittelbar 
auch die Unwirkſamkeit dieſer Nacherbeinſetzung begründen. 

Seufſerts Archiv Bb. 71. 8. Folge Bb. 16 Heft 9. 27 
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Jedenfalls war ſomit in Beachtung des e die Wirkſamkeit 
der Anfechtung des Klägers anzuerkennen. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 25. Sept. 1914. M. w. B. 
2. O. 56/14. F- ch. 


218. Bedeutung der Friſtbeſtimmung bei behinderter Beweisaufnahme. 
ZPO. $ 356. 


Das Landgericht hat durch den angefochtenen Beſchluß dem Beklagten 
bei Vermeidung der Folgen des § 356 ZPO. zur Beibringung der Adreſſe 
ſeines Zeugen Fr. eine Friſt geſetzt, die zwei Monate nach dem Zeitpunkt 
ablaufen ſoll, in welchem durch Kaiſerl. Verordnung der Kriegszuſtand für 
beendet erklärt werden wird. Fr. befindet ſich in franzöſiſcher Kriegs— 
gefangenſchaft. Der angefochtene Beſchluß iſt inhaltlich gleichbedeutend mit 
einer Ausſetzung des Verfahrens über die Dauer des gegenwärtigen Kriegs— 
zuſtandes hinaus und iſt daher gemäß § 252 ZPO. mit der Beſchwerde an- 
fechtbar (vgl. Stein!“ Bem. I zu § 252). Die Beſchwerde iſt mithin zuläſſig. 
Sie iſt auch begründet. 

Zunächſt iſt den Akten nicht zu entnehmen, daß die Klägerin überhaupt 
den zur Anwendung des 8 356 ZPO. erforderlichen Antrag auf Friſtſetzung 
geſtellt habe. Ohne ſolchen Antrag durfte das Gericht aber keinesfalls wie 
geſchehen vorgehen, ſondern mußte kraft des Parteibetriebes weitere Mit- 
teilungen und Anträge der Parteien abwarten und bis dahin das Verfahren 
ruhen laſſen. 

Sodann aber kann es nicht der Sinn der Vorſchrift des §S 356 ZPO. 
ſein, bei Hinderniſſen von völlig unabſehbarer Dauer, die der Beweisaufnahme 
entgegenſtehen, wie z. B. langwieriger unheilbarer Krankheit eines Zeugen 
oder dergl., eine Friſt von gleichfalls unbeſtimmter Dauer feſtzuſetzen und 
damit einen Zuſtand herbeizuführen, der tatfächlich einer Ausſetzung des Verfah— 
rens auf unbeſtimmte Zeit gleichkommen würde. Im vorliegenden Fall würde 
ſich das auch ſchon aus dem Grunde ohne weiteres verbieten, weil der Be— 
weisbeſchluß des Landgerichts, zu dem der Zeuge Fr. zugelaſſen worden iſt, 
die Frage des Vorliegens der tatſächlichen Vorausſetzungen des §2 VO. v. 
7. Auguſt 1914 (RG Bl. 1914, 360) betrifft, dieſe Verordnung aber, von 
deren Anwendbarkeit gerade die Möglichkeit der Durchführung des im übrigen 
unſtreitigen Klaganſpruchs abhängt, nur für einen beſtimmten, jeweils ver— 
längerten Zeitraum erlaſſen worden iſt und zur Zeit, nach der Verordn. v. 
13. April 1916, nur bis zum 31. Juli 1916 gilt. Vielmehr wird in allen 
Fällen eine Friſt von beſtimmter Dauer feſtzuſetzen ſein, deren Länge nach 
dem Geſichtspunkte zu bemeſſen iſt, daß die Friſt nicht dazu dienen ſoll, den 
Fortgang des Rechtsſtreits auf unbeſtimmte Zeit zu verzögern, ſondern gerade 
umgekehrt ihn zu fördern. Bei der Ungewißheit aller irdiſchen Ereigniſſe ſoll 
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nach dem Sinne der in Rede ſtehenden Geſetzesvorſchrift, wenn der Gegner 
des Beweisführers es beantragt, durch angemeſſene Friſtſetzung endgültig 
klargeſtellt werden, ob der als von ungewiſſer Dauer angenommene, der 
Beweisaufnahme entgegenſtehende Zuſtand mutmaßlich in der Tat noch auf 
längere Zeit hinaus beſtehen bleiben wird, ſo daß ſolchenfalls alsdann der 
Rechtsſtreit, damit er nicht ins Endloſe verzögert werde, zunächſt einmal in 
dem betreffenden Rechtszuge ohne Rückſicht auf das Beweismittel fortzufeße- 
iſt, oder ob etwa durch unvermutete Beſeitigung des Hinderniſſes jener Zun 
ſtand ein Ende gefunden hat, ſo daß der Rechtsſtreit ohne weiteres ſeinen 
Fortgang nehmen kann. 

Selbſtverſtändlich bleibt es, wenn es ſich um das Verfahren im 1. Rechts⸗ 
zuge handelt, dem Beweisführer unbenommen, ſich des ihm durch die Frift- 
ſetzung entzogenen Beweismittels im 2. Rechtszuge erneut zu bedienen. 

Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben und die Sache zur 
erneuten Verhandlung und Entſcheidung nach Maßgabe der vorſtehend ent— 
wickelten Grundſätze an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — — 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 26. Mai 1916. S. (Kl.) 
w. Kr. Bs. V. 31/16. B. 


219. Sum Begriff des rechtlichen Intereſſes in $393 Nr. 4 SPO. 
(Unterhändler.) 


Vgl. 49 Nr. 129 m. N.; 63 Nr. 124; 69 Nr. 155. 
3 PO. § 393 Nr. 4; BGB. $ 675. 


Der Kläger behauptete, dem Beklagten im April 1915 durch den Metz 
ger S. zwei Ochſen abgekauft zu haben und verlangte Erfüllung dieſes Ver— 
trags durch Übergabe der Ochſen gegen Zahlung des Kaufpreiſes. Der Be- 
klagte beantragte Abweiſung, weil ein Kauf nicht zuſtande gekommen ſei; 
er habe nur geſagt, wenn er die Ochſen einmal hergebe, bekomme ſie S.; 
daß dieſer für den Kläger handle, habe er nicht gewußt. — Das Landgericht 
hat neben andern Zeugen auch den S., und zwar eidlich vernommen und die 
Klage ſchließlich mangels genügenden Beweiſes abgewieſen. Die Berufung 
des Klägers blieb erfolglos. Zur Frage der Vereidigung des Zeugen S. 
führt das Oberlandesgericht folgendes aus: 

„Die Ausſage des Zeugen kann lediglich als unbeeidigt gewürdigt werden, 
weil auf ihn § 393 Nr. 4 ZPO. zutrifft und zu einer nachträglichen Vereidi⸗ 
gung kein Anlaß beſtünde (Reichsgericht im, Recht“ 1911 Nr. 1351). Der Zeuge 
hat aus dem ſtreitigen Geſchäft vom Kläger 10 /, Unterhändlerlohn zu be- 
anſpruchen, und er haftet als Beauftragter dem Kläger auch für die Koſten 
und Schäden, die ihm durch ſchuldhafte unrichtige Auskunft über den Verlauf 
und das Ergebnis des aufgetragenen Geſchäfts entſtehen (88 675. 666, BGB.). 
Für den Unterhändlerlohn iſt die Entſcheidung über Beſtand oder Nichtbeſtand 

27° 
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des Geſchäfts im Rechtsſtreit der Geſchäftsparteien untereinander ohne weiteres 
maßgebend; aber auch für einen etwaigen Rückgriffprozeß des Klägers 
gegen S. würden die Beweisergebniſſe und das Urteil im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit von großem tatſächlichen Einfluß ſein. S. hätte alſo zweifellos 
das Recht gehabt, als Streitgehülfe des Klägers aufzutreten; vgl. die Kom- 
mentare zu $ 66 ZPO.; RGentſch. 83, 182 (in Seuff A. 69 Nr. 155); SeuffA. 
70 Nr. 91). Solchenfalls aber fällt er, obſchon Bevollmächtigter ($ 385 Nr. 4 
3 PO .), unter § 393 Nr. 4 ZPO. Die neue Faſſung dieſer Vorſchrift iſt jo 
weit, daß dadurch die meiſten früheren Streitfragen im Sinne des Eides— 
ausſchluſſes erledigt werden. Nur die allgemeine Eigenſchaft als Gläubiger 
oder vorausſichtlicher Erbe der einen Partei oder Verwandtſchaft als ſolche, 
weil rein wirtſchaftlicher Natur, genügt nicht, ein rechtliches Intereſſe zu be— 
gründen; auch die Fälle einer allgemeinen Gewinnbeteiligung am Jahres— 
ergebnis (RGeEntſch. 83, S. 182) liegen anders als der Anſpruch auf einen 
beſtimmt bezifferten Anteil am ſtreitigen Geſchäft ſelbſt oder eine für den 


ſtreitigen Geſchäftsabſchluß als ſolchen zu gewährende Entlohnung. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 17. März 1916. G. w. St. 
L. 619/15. F. 


220. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel 
und einer neuen Leiſtungsklage. 


(Vgl. 60 Nr. 248 m. N.) 
ZPO. 88 731. 794. 


Allerdings beendigte der Prozeßvergleich v. 21. Dez. 1914 den Rechts⸗ 
ſtreit über die Kaufpreisforderung hinſichtlich der gelieferten Möbel inſofern, 
als der Umfang der klägeriſchen Forderung und die Berechtigung der von der 
Beklagten geltend gemachten Einwendungen gegen die Kaufſache entſchieden 
wurde. Der Prozeßvergleich löſte jedoch auch neue Verpflichtungen ſchuld⸗ 
rechtlicher Art für beide Parteien aus. Es war zunächſt zu prüfen, ob der 
Vergleich geeignet war, ohne weiteres der Klägerin den ihr nach Erbringung 
der Vorleiſtung zuſtehenden Anſpruch auf die Vergleichsſumme im Voll— 
ſtreckungswege zu verſchaffen; denn ſtand dieſe Möglichkeit feſt, ſo bedurfte 
es keiner weiteren Klagerhebung und die vorliegende Klage wäre ohne Sad) 
Rentſcheidung aus dem prozeſſualen Grunde des Mangels eines Rechtsſchutz— 
bedürfniſſes abzuweiſen geweſen (vgl. Gaupp-Stein Vorbem. zu § 253 ZPO. 
IV 2b). 

Eine ſolche Möglichkeit bot nun der Vergleich nicht ſchlechthin. Viel— 
mehr hätte die Klägerin unter Anwendung der Vorſchrift des § 726 
Abſ. 2 3 PO. den Beweis des Annahmeverzuges der Beklagten hinſichtlich 
der ihr gegenüber vorzunehmenden Vorleiſtung,, da ihr die Beibringung 
der für die Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel erforderlichen öffentlichen Beweis— 
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urkunden nicht möglich war, nur auf dem Umwege einer beſonderen Klage 
gemäß $ 731 ZPO., der Klage auf Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel, er bringen 
können. Es ſchien dem Gericht als ein zu formaliſtiſcher Standpunkt, dieſe 
Klage auf Verurteilung nur deshalb abzuweiſen, weil die Klägerin auch 
auf dem Wege der beſonderen Klage gemäß § 731 ZPO. zu ihrem Ziele 
hätte gelangen können. In ſolchen Fällen, wo der Berechtigte zu ſeinem 
Rechte nur auf dem Wege eines neuen Prozeſſes gelangen kann, iſt für die 


Anwendung der Lehre von der Klagevorausſetzung des Rechtsſchutzbedürf⸗ 


niſſes kein Raum, und es muß in derartig liegenden Fällen gleich ſein, ſtatt 
auf Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel zu Hagen, die Verurteilungsklage zu wählen 
und Erfüllung des Vergleichs durch Leiſtungsurteil zu begehren. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 17. März 1916. Möbelfabrik 
Fr. w. J. Bf. IV. 396/15. Nö. 


221. Eine Klage auf Herausgabe eines Vollſtr.⸗Titels 
iſt keine Sw.⸗Vollſtr.-Gegenklage. 
Vgl. 57 Nr. 184; 58 Nr. 149. 
3 O. 8 767. 


Der Kläger klagt beim LG. Hamburg auf Herausgabe dreier Zw. Vollſtr.⸗ 
Titel, welche die Beklagte gegen ihn beim LG. J Berlin erwirkt hat und 
auf Zahlung von 62,35 M, welche ſie auf Grund eines Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes desſelben Gerichts von ihm hat einziehen laſſen. Sowohl wegen 
des Herausgabeanſpruchs wie wegen des Zahlungsanſpruchs macht die Be⸗ 
klagte demgegenüber geltend, es handle ſich um eine verſchleierte ſog. Zw.“ 
Vollſtr.⸗Gegenklage aus § 797 ZPO., es ſei daher nach § 797 Abſ. 1 das 
LG. J in Berlin für dieſe Klage ausſchließlich zuſtändig. 

Soweit auf Zahlung von 62,35 % geklagt wird iſt dies ſchon deshalb 
nicht zutreffend, weil inſoweit nicht nur der Antrag, ſondern auch die 
Begründung der Zw. Vollſtr.⸗Gegenklage von der der gegenwärtigen Klage 
abweicht. Jemand, der im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung hat zahlen müſſen, 
kann nicht mehr mit der Klage aus $ 767 vorgehen, ſondern es bleibt 
ihm nichts übrig, als das ihm nach bürgerlichem Recht etwa zuſtehende 
Klagerecht auf dem dafür gegebenen Wege zu verfolgen (RG. in JW. 
1898, 506; Ob. LG. f. Bayern in SeuffA. 50 Nr. 221 u. a.). Soweit auf 
Herausgabe der Zw.-Vollſtr.⸗Titel geklagt wird, mag es fein, daß die Klage⸗ 
begründung der Begründung einer ſog. Zw. ⸗Vollſtr.⸗Gegenklage entſpricht; 
aber Antrag und Klagebegehren ſind andre; die Klagen ſind alſo nicht 
dieſelben. Der Antrag anf Herausgabe der Urteile geht über den Bereich 
der Klage aus § 767 ZPO., deren Ziel der Ausſpruch iſt, daß die 
ſchwebende Zw.⸗Vollſtreckung aus den Urteilen unzuläſſig ſei, erheblich hinaus 
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(RG. im JW. 1910, 709). Es iſt auch ohne weiteres klar, daß der Kläger 
eine andre Klage als die Zw.-Vollſtr.⸗Gegenklage hat anſtellen wollen, denn 
die Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage hat er ſchon beim LG. J in Berlin erhoben und 
iſt damit rechtskräftig abgewieſen; er würde ſie alſo mit Erfolg dort jedenfalls 
nicht von neuem anſtrengen können, wenn er nicht etwa neue Einwendungen 
gegen die Zw.⸗Vollſtreckung aus den Titeln haben ſollte, die er zur Zeit der 
Erhebung jener Klage nicht geltend zu machen imſtande war. Gerade dies 
ſcheint der Grund zu ſein, der den Kläger veranlaßt, eine andre Klage als 
die aus § 767 ZPO. zu verſuchen. Ob die Begründung der erhobenen 
Klage den Klagantrag rechtfertigt, iſt eine an dre Frage, die zur Zeit noch 
nicht zu entſcheiden iſt. 

Wenn eine ſolche Klage auf Herausgabe von Zw.⸗Vollſtr.⸗Titeln, wie 
hier vorliegt, nach dem Rechte gegeben iſt, ſo mag es vom Standpunkte 
des Geſetzgebers zweckmäßig erſcheinen, für ſie ebenſo wie für die Klage 
aus § 767 ZPO. einen ausſchließlichen Gerichtsſtand anzuordnen. Das kann 
aber nicht dazu führen, die prozeſſuale Formvorſchrift des § 767 über den 
Gerichtsſtand etwa ausdehnend dahin auszulegen oder entſprechend dahin 
anzuwenden, daß auch für die hier erhobene Klage auf Herausgabe von 
Titeln jener für die Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage ausſchließliche Gerichtsſtand allein 
gegeben wäre. Eine derartig freie Handhabung der Prozeßgeſetze würde 
der Willkür Tür und Tor öffnen. Wenn das Reichsgericht in der an— 
geführten Entſcheidung (JW. 1910, 710) davon ſpricht, daß der Fall denk— 
bar wäre, daß eine Klage nur bezwecke, die geſetzliche Kompetenzvorſchrift 
des § 767 zu umgehen, und es anſcheinend für möglich hält, dann die 
Vorſchrift des Geſetzes doch auzuwenden, ſo mag dabei etwa daran gedacht 
fein, daß eine in Wahrheit nur als Zw.-Vollſtr.⸗Gegenklage begründete Klage 
zum Schein in der Form der Feſtſtellungsklage erhoben wird, damit ein 
andres Gericht angegangen werden könne. Das kann hier, wo Herausgabe 
der Urteile verlangt wird, nicht geſagt werden. Für dieſe Klage hat 
das Geſetz einen beſonderen Gerichtsſtand nicht angeordnet. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 24. Mai 1916. Schr. (Bkl.) 

w. L. Bf. V. 78/16. Nö. 


222. Über die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im 
Beſchlußverfahren zu entſcheiden. 
ARD. 88 1045. 1032. 


Die Parteien hatten zur Erledigung von Streitigkeiten über Arbeiten, 
die von der Klägerin für den Beklagten geleiſtet waren, einen Schiedsvert rag 
geſchloſſen. Durch einen Schiedsſpruch der Schiedsrichter K., M. und T. 
wurde der Anſpruch der Klägerin abgewieſen. Die Klägerin forderte mit 
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ihrer im Rechtswege erhobenen Klage Aufhebung dieſes Schiedsſpruchs. Der 
Beklagte widerſprach dem Klagebegehren und erhob Widerklage auf Erlaſſung 
des Vollſtr.⸗Urteils. Die Klage wurde abgewieſen und die Vollſtreckung des 
Schiedsſpruchs für zuläſſig erklärt. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Der von der Klägerin erhobene Angriff, daß das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren unzuläſſig geweſen ſei, weil die durch Schreiben v. 
11. Februar 1914 abgelehnten Schiedsrichter K. und T. mitgewirkt hätten, 
wird im Ber.⸗Urteil ſchon deshalb für erledigt erachtet, weil die Ablehnung 
durch die Beſchlüſſe des Landgerichts und des Oberlandesgerichts v. 8. Okt. 1914 
und 2. März 1915 rechtskräftig für unbegründet erklärt iſt. Dieſer Entſchei⸗ 
dungsgrund erweiſt ſich als zutreffend und durchgreifend. 

Die Reviſion ſucht zwar geltend zu machen: Das Beſchlußverfahren 
des § 1045 ZPO. diene nur dazu, im Laufe und vor Durchführung des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens eine für deſſen Zuläſſigkeit erhebliche Entjchei- 
dung zu treffen. Werde im Fall eines Ablehnungsgeſuchs (§ 1032) der 
Schiedsſpruch erlaſſen, ohne daß ſchon ein Gerichtsbeſchluß nach § 1045 über 
die Ablehnung vorliege, ſo ſei anzunehmen, daß der Schiedsſpruch unter 
Vorbehalt der Zuläſſigkeit des ſchieds richterlichen Verfahrens gefällt ſei. Über 
die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens habe dann nicht mehr das Beſchlußgericht, 
ſondern das nach $ 1041 oder $ 1042 erkennende Gericht zu befinden. 
Den Ausführungen iſt indes nicht zu folgen. Früher waren Streitigkeiten 
über die Ernennung oder die Ablehnung eines Schiedsrichters im Wege des 
ordentlichen Prozeſſes, deſſen Einleitung eine Klage und deſſen Abſchluß ein 
Urteil bildet, zum Austrag zu bringen ($ 871 ZPO. a. F.). Die für dieſe 
und andre Angelegenheiten durch die Prozeßnovelle v. 17. Mai 1898 einge⸗ 
führte Anderung, die ſich aus § 1045 ZPO. n. F. ergibt, läßt zweifelfrei 
die Meinung des Geſetzgebers erkennen, daß inſoweit ein einfacher als der 
ordentliche Prozeßweg geſtaltetes Verfahren, nämlich das gerichtliche 
Beſchlußverfahren genüge. Daß die Entſcheidungsform des Beſchluſſes nur 
während des Laufes und nicht auch nach Abſchluß des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens einzutreten habe und maßgeblich ſei, dafür bietet der Wortlaut 
des Geſetzes keinen Anhalt, und dafür ſind auch innere Gründe nicht gegeben. 
Da die Schiedsrichter auch trotz einer gegen ſie oder einen von ihnen gerich— 
teten Ablehnungserklärung ihr Verfahren fortſetzen können, liegt die Möglich⸗ 
keit ſehr nahe, daß ſchon vor Erwirkung eines Gerichtsbeſchluſſes über die 
Ablehnung gemäß $ 1045 das ſchiedsrichterliche Verfahren zum Abſchluß 
kommt. Wenn gleichwohl das Geſetz das angeordnete gerichtliche Beſchlußver⸗ 
fahren nicht ausdrücklich auf die Zeit, bis der Schiedsſpruch bei Gericht 
niedergelegt iſt (§ 1039), eingeſchränkt hat, ſo iſt zu folgern, daß ſolche Ein⸗ 
ſchränkung nicht im Willen des Geſetzgebers lag. Beſonderer Beurteilung 
mag der Fall unterliegen, wenn im Rechtsſtreit gemäß § 1041 Nr. 1. eine 
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vom Schiedsgericht zurückgewieſene Ablehnung eines Schiedsrichters als 
Grund zur Aufhebung des Schiedsſpruchs geltend gemacht und ein Gerichts 
beſchluß nach § 1045 nicht ergangen iſt. Ob nicht dann der Prozeßrichter 
materiell über die Frage der Berechtigung der Ablehnung befinden darf, ſteht 
nicht zur Entſcheidung und bedarf nicht der Unterſuchung. Hier lag der 
Vorinſtanz vor Erlaß des Ber.-Urteils der im Streit der Parteien ergangene, 
ſachlich eingehend begründete und formell rechtskräftige Beſchluß des zuſtändigen 
Beſchwerdegerichts v. 2. März vor, der die Ablehnung der Schiedsrichter 
K. und T. für ungerechtfertigt erklärte. Bei dieſer Sachlage war der Prozeß— 
richter nicht veranlaßt und nicht befugt, über den auf geſetzmäßigem Wege 
zuſtande gekommenen Gerichtsbeſchluß hinwegzugehen und ſelbſtändig aufs 
neue zu prüfen, ob die Ablehnungserklärung begründet war. Daß ein Beſchluß— 
verfahren nach § 1045 durch ein zu derſelben Schiedsgerichtsſache ſchwebendes 
Prozeßverfahren gemäß § 1041 oder 8 1042 aufgeſogen und hinfällig werde, 
iſt nicht vorgeſchrieben und nicht anzunehmen. Wenn auch die Rechtswirkſam⸗ 
keit des Schiedsſpruchs unter dem Vorbehalt der Zuläſſigkeit des ſchiedsrich⸗ 
terlichen Verfahrens ſteht, ſo folgt daraus keineswegs, daß der nach § 1041 
oder § 1042 erkennende Richter die materielle Prüfung auch auf Punkte zu 
erſtrecken habe, über die ſchon, wie vorliegend hinſichtlich der zwei Schieds⸗ 
richter betreffenden Ablehnung, gerichtlich mit einer die Parteien bindenden 
Kraft entſchieden iſt. Eine ſolche Entſcheidung darf und muß der Prozeß— 
richter bei der ihm obliegenden Urteilsfällung berückſichtigen und zu Grunde 
legen. Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Nov. 1915. B. (Kl.) w. Kreis 

R. (OLG. Kiel). VII. 211/15. 


1 Bürgerliches Recht. 


223. Unmöglichkeit der Erfüllung infolge Krieges d 


Vgl. oben Nr. 157 m. N. 
BGB. 59 323. 480. 


I. Die Klägerin hatte am 12. Mai 1914 von der Beklagten 50 Stück 
Hemdentuch der Bezeichnung H 50 M in der Länge von je 90 bis 100 m zum 
Preiſe von 0,32 K für den Meter, „lieferbar 1914/1915“, gekauft. Die Be⸗ 
klagte lieferte trotz Abrufs des ganzen Betrages nur 25 Stück und erklärte 
ſich wegen des Reſtes zur Lieferung außer Stande. Die Klägerin klagte darauf⸗ 
hin auf Lieferung der rückſtändigen 25 Stück, eventuell auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Der Auftrag der Klägerin v. 12. Mai 1914 enthält hinſichtlich der Liefer⸗ 
zeit der Ware die Beſtimmung: ‚lieferbar 1914/19155. Eine weitere Verein- 
barung des Inhalts, daß in Teilen abzurufen und dieſe Teile etwa gleichmäßig 
auf die Jahre 1914 und 1915 zu verteilen ſeien, iſt nicht getroffen. Zieht man 
in Betracht, daß es ſich um einen kleinen Abſchluß im Geſamtwert von etwa 
1500 % handelt, jo iſt davon auszugehen, daß Beklagte innerhalb der beiden 
Jahre 1914 und 1915 jederzeit auf Verlangen der Klägerin ſelbſt den ganzen 
Betrag des Abſchluſſes liefern mußte, und daß jedenfalls, nachdem im 
Juli 1914 10 Stück geliefert waren, es kein unbilliges oder vertragwidriges 
Verlangen der Klägerin darſtellte, wenn ſie für die weitere Lieferung die an⸗ 
gegebene Einteilung am 26. Januar 1915 vornahm. 

Die Behauptung der Beklagten, fie habe damals die Ware wegen Un- 
möglichkeit der Lieferung nicht zu liefern brauchen, wird widerlegt durch ihr 
eigenes Schreiben v. 28. Jan. 1915, in welchem ſie die Beſchaffung der Ware 
von ihren Rohwebern in Ausſicht ſtellt, falls Klägerin die Tagespreiſe bewillige. 
Beklagte begründet nun zwar die behauptete Unmöglichkeit noch damit, daß 
die Preiſe damals fo ſehr, nämlich um 8 Y für den Meter, geſtiegen ſeien, 
daß ihr die Beſchaffung der Ware zu dieſem erhöhten Preiſe nicht zugemutet 
werden könne. Dieſer Verteidigung kann aber nicht beigetreten werden. 


Ein Lieferant, der ſich bei Abſchluß eines Lieferungsvertrages u mit der 
Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 10. 
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zur Erfüllung ſeiner Lieferungsverpflichtung erforderlichen Ware verſorgt, 
muß gewärtigen, daß er zu der Zeit, in welcher ſeine Verpflichtung zur Liefe— 
rung fällig wird, derartige Preisaufſchläge bis zu 25% des Vertragspreiſes 
auf ſich nehmen muß, um ſeine Lieferungsverpflichtungen zu erfüllen. Von 
einer Unmöglichkeit der Lieferung in dem Sinne, daß dem Verkäufer die Be⸗ 
ſchaffung der Ware zu dem erhöhten Tagespreiſe nicht zugemutet werden 
könne, kann hier nicht die Rede ſein. Beklagte war alſo im Lieferungsverzuge, 
als ſie Ende Januar 1915 die Lieferung unter Berufung auf die angebliche 
Unmöglichkeit der Lieferung ablehnte. 

Beklagte iſt daher zur Lieferung der auf den Abſchluß noch rückſtändigen 
25 Stück Hemdentuch verpflichtet und der erſte Klagantrag der Klägerin iſt 
begründet. Es iſt nicht nachgewieſen, daß infolge der Verordnungen der 
kommandierenden Generale des 7. und 9. Armeekorps vom Auguſt 1915 
die Lieferung des Hemdentuchs mit dieſem Zeitpunkt unmöglich geworden 
wäre. Die Verordnung des kommandierenden Generals des 7. Armeekorps 
beſtimmt lediglich, daß die Erledigung der Privataufträge hinter den Auf— 
trägen der Heeresverwaltung zurückzuſtehen habe. Durch die Verordnung 
des kommandierenden Generals des 9. Armeekorps v. 12. Aug. 1915 iſt ver⸗ 
ordnet worden, daß 10% von den bei Beginn des 14. Aug. 1915 vorhandenen 
eigenen Beſtänden an Baumwolle und Baumwollabgängen, jedoch mindeſtens 
1000 kg und höchſtens 5000 kg, zu beliebiger Verwendung von der Beſchlag⸗ 
nahme freigegeben bleiben. Es iſt anzunehmen, daß ſelbſt damals noch das 
geringe Quantum von 25 Stück Hemdentuch, welches Beklagte noch auf den 
Abſchluß v. 12. Mai 1914 an die Klägerin zu liefern hat, von ihr aus den be- 
ſchlagnahmefreien Beſtänden beſchafft werden konnte. Der Eventualantrag 


der Klägerin auf Schadenerſatz mußte daher außer Betracht bleiben. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Mai 1916. J. M. V. w. 
H. L. Bf. VI. 4/16. | Nö. 


II. Stlägerin hatte von der Beklagten zur Lieferung September 1914/ 
April 1915 rd. 240 T deutſches Reisfuttermehl gekauft. Am 4. September 1914 
hatte die Beklagte der Klägerin „force majeure angedient“ und erklärt, daß 
ſie nicht liefern werde. Klägerin deckte ſich ein und forderte von der Beklagten 
Schadenerſatz. Der Anſpruch wurde für begründet erklärt. Aus den Gründen: 

„Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß nach dem vorliegenden Ver— 
trage die Beklagte nicht Ware einer beſtimmten Fabrik und zwar ihrer eigenen 
verkauft hat. Nach der eigenen Darſtellung der Beklagten iſt bei den Vor⸗ 
verhandlungen lediglich davon die Rede geweſen, daß die Beklagte Reisfutter- 
mehl herſtelle und daß die zu liefernde Ware keinesfalls geringer ausfallen 
dürfe als das bekannte Hamburger Reisfuttermehl III. Dagegen hat die Be- 
klagte garnicht behauptet, daß ſie geradezu verpflichtet worden ſei, ihr 
eigenes Erzeugnis zu liefern. Vollends ſpricht auch die Faſſung des Schluß— 
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ſcheins gegen eine derartige Vereinbarung, denn dort iſt als Gegenstand des 
Vertrages ‚Deutjches Reisfuttermehl, in Qualität nicht geringer als Hamburger 
Mühlen⸗Reisfuttermehl III“ angegeben. Daher kann die Beklagte ſich nicht 
auf 8 6 der eee berufen, um vom Vertrage loszu⸗ 
kommen. 

Ebenſowenig ſteht ihr aber der 97 der Bedingungen zur Seite, wonach 
die abgeſchloſſenen Verträge ganz oder für den noch unerfüllten Teil als auf- 
gehoben gelten, ſobald und inſoweit die Einfuhr oder die Verladung vom Ab- 
ladeorte durch Ausfuhr⸗ oder Einfuhrverbot, Feindſeligkeiten, Feuer, Streik, 
Ausſperrung, Blockade, Epidemien oder höhere Gewalt unmöglich gemacht 
wird. Schon nach dem Wortlaut dieſer Bedingung iſt die Beklagte im vorliegenden 
Falle von ihrer Lieferungspflicht nicht befreit. Ihre Berufung auf angeb— 
liche Ausfuhrverbote im Schreiben v. 4. Sept. 1914, die Rumänien und Italien 
erlaſſen haben ſollten, iſt unzutreffend, denn tatſächlich ſind damals in dieſen 
Ländern Ausfuhrverbote nicht erlaſſen worden, auch iſt noch Ware der hier 
in Betracht kommenden Art damals nach Deutſchland hereingekommen. Daß 
die Menge dieſer hereingekommenen Ware keine ganz geringe geweſen ſein 
kann, ergibt ſich daraus, daß nach dem Gutachten des Sachverſtändigen M. der 
Beſtand an Rohmaterial und Fertigfabrikaten bei Kriegsausbruch in Deutſch— 
land nur ein verhältnismäßig geringer geweſen iſt, während die ſachverſtän— 
digen Schiedsrichter in dem von der Klägerin übergebenen Schiedsgerichts— 
urteil ſich dahin ausgeſprochen haben, daß Anfang September 1914 genügend 
Ware auf dem deutſchen Markt vorhanden geweſen ſei. Aber das Gericht legt 
nach der Faſſung der Bedingung dieſe auch dahin aus, daß der Verkäufer nur dann 
durch die verhinderte Einfuhr von ſeiner Lieferung befreit ſein ſoll, wenn 
dieſe die Lieferung unmöglich macht. Das ſchließt es aus der Verwendung 
des Wortes ‚injormeit‘ und aus der Erwägung, daß es offenbar unbillig wäre, 
wenn der Verkäufer trotz der erſchwerten Ausfuhr die Möglichkeit hätte, ſich 
ohne übertriebene Anſtrengungen Ware zu verſchaffen und trotzdem von ſeiner 
Lieferungsverpflichtung befreit ſein ſollte. Daß nach dieſer Richtung die jtatt- 
gehabte Preisſteigerung von Ende Juli bis Anfang September um etwa 50% 
keine ſo große geweſen iſt, daß billigerweiſe der Beklagten die Beſchaffung der 
Ware nicht zugemutet werden könnte, nimmt dieſes Gericht in Übereinſtim⸗ 
mung mit der u Un): bejegten 1. Inſtanz und dem ebenjo bejegten 
Schiedsgericht an. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 20. Mai 1916. E. K. w. M. & J. 

Bf. VI. 426/15. Nö. 
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224. Gewährt die Kriegsklauſel ohne weiteres ein Rücktrittsrecht von 
einem Lieferungsvertraged Auslegung. 


Vgl. 70 Nr. 209 m. N.; 71 Nr. 107 ſowie die vorige Nr. \ 
BGB. $$ 480. 323. 157. 


Auf Grund eines Lieferungsvertrages verlangte die Klägerin Lieferung, 
die die Beklagte mit Rückſicht auf den inzwiſchen ausgebrochenen Krieg ver⸗ 
weigerte. Klägerin klagte auf Schadenerſatz. Ihr Anſpruch wurde in beiden 
Inſtanzen für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der hier maßgebliche Vertragswortlaut iſt: ‚Betriebsſtörungen, 
force majeure, Krieg ꝛc. entbinden während der Dauer ihres Beſtehens 
von der Lieferung. Die Lieferzeit wird um die Dauer dieſer Fälle verlängert. 
Sollte Verkäufer aber länger als drei Monate an der Lieferung verhindert 
ſein, ſo iſt er berechtigt, den Kontrakt, ſoweit er unerledigt iſt, ganz zu ſtor⸗ 
nieren‘. Auf Grund deſſen glaubt die Beklagte den Standpunkt vertreten 
zu können, daß, einerlei ob durch den Krieg die Lieferung der Ware verhindert 
oder erſchwert werde oder nicht, einerlei auch, ob der Verkäufer tatſächlich über 
Warenmengen verfügte, welche zur Vertragserfüllung genügen, der Kriegs⸗ 
ausbruch als ſolcher ihr ein unbeſchränktes Rücktrittsrecht gebe. Dieſer Stand⸗ 
punkt würde alſo dahin führen, daß der Verkäufer, je nachdem es ihm 
vorteilhaft iſt, entweder feinen Käufer am Vertrag. feſthalten oder aber, bei 
ſteigenden Preiſen dieſe in ſeinem Intereſſe ausnutzen könnte, indem er 
von den vor dem Krieg geſchloſſenen Verträgen zurücktritt und nunmehr die 
Waren, wenn ſich nicht der frühere Käufer etwa zu den erhöhten Preiſen ver- 
ſtehen will, anderweitig mit einem Vorteil verkauft, der, wie bekannt, bei 
manchen Waren erheblich iſt. Es iſt klar, daß, wenn wirklich ein Verkäufer 
für den Fall eines Krieges ſich eine für ihn ſo vorteilhafte Lage ſichern will, 
er dies zu einem für den andern Teil klaren Ausdruck zu bringen hat. Aus dem 
obenſtehenden Vertragswortlaut iſt aber nichts weiteres zu entnehmen, als 
daß der Verkäufer ein Recht auf Hinausſchiebung der Lieferung haben ſoll, 
wenn und folange der Krieg die Lieferung ‚verhindert‘ und daß er dann, 
aber auch nur dann, ein Rücktrittsrecht ausüben darf, wenn dieſe Ver⸗ 
hinde rung länger als drei Monate nach dem Kriegsausbruch andauert. Die 
Beklagte hat offenbar ſelber urſprünglich die obige Abrede ganz richtig lediglich 
in dem vorſtehend dargelegten Sinn aufgefaßt. Denn in ihrem Rundſchreiben 
v. 1. Aug. 1914 und in ihrem Briefe an die Klägerin von demſelben Tage 
wird keineswegs der Standpunkt vertreten, daß es jetzt im Belieben der Be— 
klagten ſtehe, ob ſie ihre alten Verträge erfüllen wolle oder nicht, ſondern es 
wird dort nur geltend gemacht, daß infolge der Kriegsereigniſſe und deren 
Folgen für den Bahntransportverkehr zunächſt' oder „bis auf weiteres“ nicht 
geliefert werden könne. So ſchreibt die Beklagte wörtlich: ‚Des weiteren teilen 
wir Ihnen mit, daß, nachdem die Mobilmachung angeordnet und die Einfuhr 
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von Gerſte durch Sperrung der Elbmündung verhindert iſt, wir infolge force 
majeure bis auf weiteres auf Ihren Kontrakt nicht mehr liefern können. So⸗ 
bald wir dazu in der Lage ſind, kommen wir Ihnen mit weiteren Nachrichten 
bezüglich Ablieferung näher‘. Es kommt alſo einzig darauf an, ob die Be⸗ 
klagte länger als drei Monate nach dem Kriegsbeginn (1. Aug. 1914) an Liefe⸗ 
rung der Ware, d. h. der rückſtändigen 30 Tonnen gehindert worden iſt. Dies 
behauptet fie ſelber an ſich nicht — — — 

Die Beklagte wirft endlich der Klägerin einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten vor, den ſie darin erblickt, daß die Klägerin unter obwaltenden Um⸗ 
ſtänden Lieferung zu Friedenspreiſen verlange. Es iſt aber nicht abzuſehen, 
wieſo hier, wo doch jede Partei den Vertrag gutgläubig in ihrem Sinn auslegt 
und jede Partei danach den von ihr eingenommenen Rechtsſtandpunkt gut⸗ 
gläubig vertritt, die eine der andern vorwerfen könnte, daß ſie im Sinne des 
§ 826 BGB. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe ihr vorſätz⸗ 
lich Schaden zufüge. Das Landgericht hat u mit Recht die e für 
ſchadenerſatzpflichtig erachtet.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 6. März 1916. E. & F. w. 

C. H. Akt.⸗Geſ. Bf. I. 318/15. Nö. 


225. Aber den Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers 
auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 


Vgl. 62 Nr. 203 m. N. 
BGB. 88 397. 123. 157. 158 Abſ. 2, 826. 


Im November 1913 ließ die Firma G., die jetzige Beklagte, die ſich damals 
in Zahlungsſchwierigkeiten befand, ihren Gläubigern durch einen Anwalt 
den Vorſchlag unterbreiten, gegen Empfang von 20% der Forderungen auf den 
Reſt des Guthabens zu verzichten. Unter den Gläubigern befand ſich die 
Firma K., die nunmehrige Klägerin, die für gelieferte Waren 2860. % zu 
fordern hatte, und die Firma Sch. & Cie., der für gelieferte Waren eine For⸗ 
derung von 1440 /, außerdem eine Wechſelregreßforderung von 90 M 
und eine am 24. Dez. 1913 fällige Wechſelforderung von 94 , zuſtand. Die 
Firma Sch. & Cie. machte ihre Zuſtimmung davon abhängig, daß die beiden 
Wechſelforderungen voll bezahlt würden; G. ließ ſich dazu herbei, worauf die 
Firma Sch. & Cie. hinſichtlich ihrer Warenforderung den Nachlaß von 20% 
bewilligte. Die Firma K., die von den Verhandlungen mit Sch. & Cie. nichts 
erfahren hatte, trat dem Akkordvorſchlag am 30. Nov. 1913 bei. Da auch alle 
übrigen Gläubiger zuſtimmten, kam der Akkord auf der Grundlage des anwalt⸗ 
lichen Rundſchreibens zuſtande. Die zum Vollzug des Akkords erforder⸗ 
lichen Beträge wurden aufgebracht. Auch die Firma K. erhielt 20% ihrer Forde⸗ 
rung ausbezahlt, jo daß ſie mit 2288 / ungedeckt blieb. 
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Nachdem ſie von der vollen Befriedigung der beiden Wechſelforderungen 
der Firma Sch. & Cie. Kenntnis erhalten hatte, focht ſie am 30. Juli 1915 die 
Bewilligung des Nachlaſſes von 80%, weil durch argliſtige Täuſchung und 
Irrtum veranlaßt, an und erhob ſodann Klage gegen die Firma G. auf Zah 
lung eines Teilbetrags von 600 % nebſt 5% Zinſen feit dem 1. Jan. 1914 
mit der Begründung, daß ſie den Nachlaß zu 80% nur im Vertrauen darauf 
bewilligt habe, daß kein Gläubiger vor den anderen bevorzugt werde. Die 
Firma G. beantragte Abweiſung der Klage und erhob Widerklage mit dem 
Antrage, feſtzuſtellen, daß der Klägerin ein Anſpruch auf Nachzahlung von 
80% ihrer Forderung nicht zuſtehe. — Das Landgericht hat die Beklagte an⸗ 
traggemäß verurteilt und die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufung 
der Beklagten wurde die Klage abgewieſen und gemäß der Widerklage feſt— 
geſtellt, daß der Klägerin gegen die Beklagte auch ein Anſpruch auf weitere 
Nachzahlung nicht zuſtehe. Aus den Gründen: 

„Gleiche Behandlung ſämtlicher Gläubiger iſt keine Vorausſetzung des 
Akkordvertrags; daher berechtigt die irrige Annahme eines Gläubigers, daß 
alle Gläubiger gleiche Berückſichtigung fänden, dieſen nicht zur Anfechtung. 
Beſondere Umſtände können aber die Pflicht zur Offenlegung vor Abſchluß 
des Akkords begründen, ſo z. B. wenn, wie bei Rundſchreiben, allſeitig eine 
wahrheitgemäße Darſtellung des Abhandlungsplans erwartet wird. Wird 
in ſolchen Fällen die Bevorzugung eines Gläubigers verſchwiegen, ſo können 
die getäuſchten Gläubiger den Akkordvertrag nach § 123 BGB. anfechten oder 
Schadenerſatz nach 8 826 BGB. begehren; fie können ſich aber auch auf den 
Standpunkt ſtellen, daß die Nichtbevorzugung einzelner Gläubiger eine auf— 
löſende Vertragsbedingung nach 88 158 Abſ. 2, 133. 157 BGB. gebildet habe, 
und daher, wenn ſich ihre Erwartung nicht bewahrheitet, den Rücktritt vom 
Akkordvertrag erklären; 

Staub HGB.“? Anm. 10 des Erf. zu 88 350; Jaeger KO.? /“ Anm. 9 zu $ 181 und 
die an dieſen. Stellen angeführten weiteren Schriftſteller und Entſcheidungen. 
Obwohl die Einzelheiten des in Ausſicht genommenen Akkordvertrags jämt- 

lichen Gläubigern durch das Rundſchreiben des Anwalts der Firma G. bekannt— 
gegeben worden ſind, die Vorausſetzungen der oben erwähnten Rechtsbehelfe 
daher vorzuliegen ſcheinen, muß doch mit Rückſicht auf die beſonderen Um— 
ſtände des vorliegenden Falles, entgegen der Annahme des Landgerichts, der 
von der Klägerin erhobene Anſpruch für unbegründet erklärt werden. Zu welch 
weittragenden und unbefriedigenden Ergebniſſen der Rücktritt eines Gläubigers 
von einem bereits vollzogenen Akkordvertrag führen kann, zeigt gerade der zur 
Entſcheidung ſtehende Rechtsſtreit. Nach der vom Landgericht vertretenen 
Anſchauung würde der Hauptſchuldige, die Firma Sch. & Cie., im unge— 
ſtörten Beſitz des hinter dem Rücken der übrigen Gläubiger erreichten Sonder— 
vorteils verbleiben, die Klägerin volle Befriedigung ihrer ganzen Forderung 
erhalten, ſämtliche übrigen Gläubiger dagegen auf die bereits erhaltenen 
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20% ihrer Forderung beſchränkt bleiben, während die wirtſchaftliche Exiſtenz 
der Beklagten, die durch das Zuſtandekommen des Akkords wenigſtens auf 
einige Zeit hinaus geſichert ſchien, durch das Vorgehen der Klägerin vernichtet 
wird. Dieſe Erwägung zwingt dazu, das Rücktrittsrecht wegen Bevorzugung 
einzelner Gläubiger auf den Fall zu beſchränken, daß der dem bevorzugten 
Gläubiger gewährte Sondervorteil nicht ganz unerheblich iſt. Denn die Annahme, 
daß die gleichheitliche Behandlung aller Beteiligten von jedem Gläubiger 
ſtillſchweigend als auflöſende Vertragsbedingung geſetzt wurde, ſtützt ſich auf 
die Grundſätze der 88 133 und 157 BGB. Nach Treu und Glauben und nach 
der Verkehrsſitte aber muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß jeder Teilnehmer 
an einem Akkordvertrag ſich feinen Rücktritt auch für den Fall vorbehalten 
haben ſollte, wenn einem andern Gläubiger irgendwelche, wenn auch noch ſo 
geringfügige Bevorzugung zuteil wird. Ob der einem Gläubiger gewährte 
Sondervorteil ſo erheblich iſt, daß er den Rücktritt der übrigen Gläubiger zu 
rechtfertigen vermag, kann nicht allgemein, ſondern nur unter Berüdjichtigung 
der Umſtände des einzelnen Falles entſchieden werden. Nach der von der 
Beklagten übergebenen Zuſammenſtellung betrugen ihre Schulden im Ok— 
tober 1913 253146; die Forderungen der ſechs höchſtbeteiligten Gläubiger 
waren 3823.1, 3385 .#, 2860 (die Klägerin), 2379.1, 1978 4 und 1440. 
(Firma Sch. & Cie.). Bei dieſer Sachlage erſcheint der Umſtand, daß die Firma 
Sch. & Cie. ihre weitere Forderung zu 184% nicht nur in Höhe von 20% 
(S 36,80 A), ſondern voll ausbezahlt erhielt, als jo unweſentlich, daß es nicht 
gerechtfertigt erſcheint, das Unterbleiben einer ſo geringfügigen Bevorzugung 
eines Gläubigers als ſtillſchweigende Bedingung des Akkordvertrags zu be— 
trachten. Die Klägerin iſt daher zum Rücktritt vom Akkordvertrag nicht be— 
rechtigt. 

Aber auch das Recht zur Anfechtung ihrer Beitrittserklärung gemäß 
8123 BGB. ſteht der Klägerin nicht zu. An dem Verhalten der Beklagten 
iſt nach der Beweiserhebung nur zu beanſtanden, daß ſie von dem erſt nach der 
Verſendung des Rundſchreibens geſtellten Verlangen der Firma Sch. & Cie., 
ihr die beiden Wechſel voll zu bezahlen, den übrigen Gläubigern keine Mit— 
teilung gemacht hat. Ob dieſe Unterlafjung den Vorwurf argliſtiger Täuſchung 
zu begründen vermag, kann bezweifelt werden. Zur Anwendbarkeit des 
§ 123 BGB. fehlt es aber jedenfalls an dem erforderlichen urſächlichen Zu— 
ſammenhang zwiſchen dieſer Verſchweigung und der von der Klägerin er— 
klärten Zuſtimmung zum Akkord. Denn der Senat iſt überzeugt, daß die 
Klägerin, wenn ſie davon Kenntnis erhalten hätte, daß die Firma Sch. & Cie. 
auf Vollzahlung ihrer Wechſelforderung zu 184. beſtehe, hieraus keinen 
Anlaß entnommen hätte, das vorteilhafte Angebot eines Akkords zu 20% 
abzulehnen oder ihre bereits erteilte Zuſtimmung zu widerrufen; ſie hätte 
ja dadurch die ſichere Ausſicht, den fünften Teil ihrer Forderung zu retten, 
preisgegeben gegen die hohe Wahrſcheinlichkeit, bei konkursmäßiger Befriedi⸗ 
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gung etwa 95% oder mehr ihrer Forderung zu verlieren. Gerade mit Rück⸗ 
ſicht auf die Höhe der Forderung, die für die Klägerin auf dem Spiel ſtand, 
kann nicht angenommen werden, daß ſie, lediglich aus Mißgunſt gegen die 
Firma Sch. & Cie. ihrem eigenen Intereſſe ſo töricht zuwidergehandelt hätte. 
Die von der Klägerin im Rechtsſtreit aufgeſtellte Behauptung, ſie hätte, falls 
ſie von der Bevorzugung der Firma Sch. & Cie. Kenntnis erhalten hätte, dem 
Akkord keinesfalls zugeſtimmt, iſt offenbar prozeßtaktiſcher Erwägung ent⸗ 
ſprungen und verdient keinen Glauben. 

Auch die Bezugnahme auf 3 826 BGB. vermag die Klage nicht zu ſtützen. 
Ob die Handlungsweiſe des G. das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden verletzt, erſcheint zweifelhaft, da er ſich in einer gewiſſen Zwangs⸗ 
lage befand, auf den Rat ſeines Schwiegervaters handelte und wohl auch an⸗ 
nehmen durfte, daß wegen der Geringfügigkeit des von Sch. & Cie. begehrten 
Sondervorteils eine beſondere Mitteilung hierüber an die übrigen Gläubiger 
nicht erforderlich ſei. Aber auch bei der gegenteiligen Annahme iſt $ 826 BGB. 
unanwendbar, weil das Verhalten des G. eine Schädigung der Klägerin nicht 
zur Folge gehabt hat. Eine Verminderung der zur Befriedigung der übrigen 
Gläubiger verfügbaren Maſſe iſt durch die Verheimlichung des mit Sch. & Cie. 
getroffenen Sonderabkommens nicht herbeigeführt worden. — — — Wäre 
aber wirklich an dem Widerſpruch eines oder einzelner Gläubiger das Zuſtande⸗ 
kommen des Akkords geſcheitert, jo hätte in dem dann unausbleiblichen Konk.⸗ 
Verfahren ſicherlich kein Gläubiger mehr als 5% ſeiner Forderung, die Klägerin 
alſo nur 143 4 ſtatt der tatſächlich bezogenen 20% — 572 „ erhalten. Eine 
Beſchädigung des Vermögens der Klägerin iſt alſo durch die Verheimlichung 
der Begünſtigung der Firma Sch. & Cie. keinesfalls verurſacht worden. 

Die Klägerin bleibt daher an ihre Zuſtimmung zum Akkord und den er⸗ 
klärten Verzicht auf 80% ihrer Forderung gebunden und kann irgendwelche 
weitere Anſprüche nicht geltend machen. — — —“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 12. April 1916. K. w. G. L. 134/16. 
F—2. 


. 226. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen 
Gläubiger gegebenen Sahlungsverſprechens. 


Vgl. 67 Nr. 107 m. N. 
BGB. 8 404. 


Die Klägerin hatte für die Terraingeſellſchaft K. m. b. H. zu B. Kanali⸗ 
ſations⸗ und Erdarbeiten ausgeführt, auf die im Frühjahr 1911 ein Betrag 
von 54000 „ fällig war. Da Zahlung nicht erfolgte, machte fie ihren Anſpruch 
im Rechtswege geltend. Der damalige Prozeß endete mit einem Vergleiche: 
die Terraingeſellſchaft verpflichtete ſich, einen Teil ſofort in bar zu zahlen, 
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während jie der Klägerin wegen des Reſtes von 29956,65 K eine gleich hohe 
Forderung gegen H. in B.⸗H. abtrat. Ihre Mitgliederverſammlung hatte 
nämlich beſchloſſen, das Stammkapital um 350000 / zu erhöhen; H. hatte 
von dem neuen Kapital 81700 K übernommen, die ihm bis zum 2. Okt. 1912 
geſtundet waren. Durch Schreiben v. 2. Aug. 1911 erklärte er der Klägerin, 
daß er die abgetretene Forderung am 2. Okt. 1912 unmittelbar an ſie zahlen 
werde. — Die Klägerin klagte den Betrag gegen H. ein, indem ſie die Klage 
ſowohl auf die Abtretung wie auf die Zuſage v. 2. Aug. 1911 ſtützte. H. brachte 
Einwendungen gegen die abgetretene Forderung vor und beſtritt, daß das 
Schreiben v. 2. Aug. 1911 als Klagegrund dienen könne. — Das Landgericht 
erachtete den Klagegrund der Abtretung für durchgreifend. Das Ber.⸗Gericht 
ließ die Gültigkeit der abgetretenen Forderung dahingeſtellt, verwarf aber die 
Einwendungen gegen den Klagegrund des Zahlungsverſprechens. Die Re⸗ 
viſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Erklärt der Schuldner einer abgetretenen Forderung dem Zeſſionar, 
er werde die Schuld unmittelbar an ihn zahlen, ſo iſt die Bedeutung dieſer Er⸗ 
flärung nach Lage der Umſtände verſchieden zu beurteilen. Es kann fein, 
daß damit nur von der Abtretung Kenntnis genommen wird. Doch wird das 
die Ausnahme bilden; in der Regel ſind die Worte als Willenserklärung aufzu- 
faſſen (vgl. RG. Entſch. 83, 186). Dabei kommt nicht etwa nur ein abſtraktes 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis in Frage, vielmehr kann auch eine 
Verpflichtung zur Zahlung ohne Rückſicht auf etwaige Einwendungen gegen 
die Forderung gewollt ſein (vgl. z. B. RG.Entſch. 77, 157, in SeuffA. 67 
Nr. 107). Ahnlich wie es im Wechſelverkehr geſchieht, wenn der Schuldner 
dem nach der Echtheit der Unterſchrift ſich erkundigenden Inhaber des Wechſels 
Zahlung verſpricht (vgl. RG.Entſch. 82, 337; RG. II 618/13 v. 28. Okt. 1913, 
Leipz ZZ. 1914, 757), wird auch dem Zeſſionar nicht ſelten eine Garantiezuſage 
erteilt. Mitunter erſcheint das Verſprechen auch als Entgelt für eine Gegen⸗ 
leiſtung des Verſprechensempfängers, ſo daß es im Zuſammenhang des gegen— 
ſeitigen Vertrags ſeinen Grund findet. 

Im vorliegenden Fall hat das Kammergericht ausgeführt, der Hinweis 
auf den urſprünglichen Schuldgrund, der ſich in dem Schreiben v. 2. Aug. 
1911 finde, ſpreche gegen ein abſtraktes Schuldverſprechen; da aber ausdrück⸗ 
lich Zahlung für den 2. Okt. 1912 zugefichert fei, laſſe ſich bei der Gkwandtheit | 
H.s im ſchriftlichen Ausdruck nicht annehmen, daß er nur die Abtretung als 
gültig habe anerkennen wollen. Auch die Begleitumſtände des Falls nötigten 
zu einer andern Auffaſſung. Als die Terraingeſellſchaft die ſtreitige Forderung 
abtrat, ſei H. Vorſitzender ihres Aufſichtsrats und in erheblichem Maße am 
Stammkapital beteiligt geweſen. Er habe gewußt, daß die Klägerin gegen die 
Geſellſchaft eine beträchtliche Geldforderung eingeklagt hatte und die Ver⸗ 
urteilung unmittelbar bevorſtand. Wie er ebenfalls wußte, hätten der Gejell- 
ſchaft bare Geldmittel nicht zur Verfügung geſtanden. Danach habe er ein 
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erhebliches perſönliches und wirtſchaſtliches Intereſſe daran gehabt, die Zw.⸗ 
Vollſtreckung und das drohende Konk.⸗Verfahren von der Geſellſchaft abzu⸗ 
wenden. Aus einem Briefe der Klägerin v. 1. Aug. 1911 habe er erſehen 
müſſen, daß der Zuſammenbruch nur dann verhindert werden konnte, wenn 
er ſelbſt ſich erbot, ihr die abgetretene Summe zu zahlen. Sofort nach Emp⸗ 
fang dieſes Briefes habe er die verlangte Erklärung abgegeben und dadurch 
die Zurücknahme der Klage erzielt. Zweifellos ſei er ſich dabei bewußt geweſen, 
daß ſich die Klägerin mit der Abtretung einer tatſächlich oder rechtlich zweifel 
haften Forderung nicht begnügen werde, ſondern volle und unbedingte Sicher- 
heit verlange. Habe er unter ſolchen Umſtänden Zahlung verſprochen, ſo könne 
ſeine Erklärung nicht anders gedeutet werden als in dem Sinne, daß der 
Klägerin ein unentziehbares Recht auf die Zahlung eingeräumt werden ſollte. 

Dieſe Ausführungen ſind in tatſächlicher Hinſicht nicht angefochten worden. 
Die Schlußfolgerung aber, zu der der Ber. Richter gelangt, iſt frei von Necht3- 
irrtum. Nach dem, was feſtgeſtellt iſt, handelt es ſich um einen gegenſeitigen 
Vertrag: dafür, daß die Klägerin ihre Klage gegen die Terraingeſellſchaft 
zurücknahm und Stundung gewährte, verpflichtete ſich H., der Klägerin un- 
bedingt die Summe von 29956,65 % zu zahlen. Daß ein Verzicht auf un- 
bekannte Einreden nicht möglich ſei, iſt ſchon an ſich nicht richtig, trifft hier aber 
auch deshalb nicht zu, weil H. nur der Klägerin gegenüber, nicht auch gegen- 
über der Terraingeſellſchaft verſprochen hat, aus etwaigen Einwendungen 
keine Rechte herzuleiten. Es verhält ſich ebenſo wie wenn er eine von der Ter⸗ 
raingeſellſchaft ausgeſtellte Anweiſung oder einen Wechſel der Klägerin gegen- 
über angenommen hätte (vgl. 8784 BGB.; Art. 82 WO.). Standen ihm 
wirklich Einwendungen gegen die Forderung zur Seite, ſo iſt die Beklagte 
darauf beſchränkt, die ak im Kondiktionswege mit der Terraingeſellſchaft 
auszutragen. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Febr. 1916. H. (Bekl.) w. Br. 
(KG. Berlin). II. 420/15. | 


227. Wann war die ohne Genehmigung des Gläubigers übernommene 


et 7 Bypothek]zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der Erfüllungsüber— 


nahme klagen will? 


(Vgl. 38 Nr. 224; 68 Nr. 7. 50; ferner 68 Nr. 33 m. N.) 
BGB. 88 415. 416. 1141. 


Gl. war perſönlicher und dinglicher Schuldner einer auf ſeinem Gute O. 
für die Klägerin eingetragenen Darlehnshypothek. Er verkaufte das Gut im 
Juli 1910 an den Beklagten, der die Hypotheken in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernahm. Die Klägerin genehmigte die Schuldübernahme nicht. 
Der Beklagte verkaufte das Gut ſpäter weiter an Gr. Nachdem Gl. verſtorben 
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und von ſeiner Witwe als alleinigen Erbin beerbt worden war, trat dieſe am 
26. Mai 1915 den ihrem Ehemann zuſtehenden und von ihr ererbten An⸗ 
ſpruch gegen den Beklagten auf Befriedigung der Klägerin wegen der Dar— 
lehnsforderung an die Klägerin ſelbſt ab. Die Klägerin erhob nun Klage mit 
dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, an ſie 17200 % (den Betrag der 
Hypothek) nebſt Zinſen Zug um Zug gegen Abtretung der Hypothek zu zahlen. 
Der Beklagte beantragte zunächſt Abweiſung der Klage; als darauf die Hypo⸗ 
thek von den Erben Gr.s ausgezahlt wurde, ward nur noch über die Koſten ge- 
ſtritten und dieſe wurden der Klägerin auferlegt. Ihre Beſchwerde wurde 
aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

„Da die Schuldübernahme in betreff der perſönlichen (Darlehns⸗) Schuld 
Gl.s von der Klägerin nicht genehmigt iſt, war Gl. perſönlicher Schuldner 
geblieben; infolge Erbgangs iſt ſeine Witwe Schuldnerin geworden. Ding⸗ 
licher Schuldner war Gr. Der perſönliche Schuldner Gl. und darnach ſeine 
Witwe hatten anderſeits aus der nicht genehmigten Schuldübernahme, welche 
die Bedeutung einer Erfüllungsübernahme im Verhältnis zwiſchen Gl. und dem 
Beklagten hatte, einen Anſpruch gegen den Beklagten auf Befreiung von der 
perſönlichen Schuld, welcher der Klägerin abgetreten iſt (vgl. RGEntſch. 80, 
183). Die Klägerin konnte aus dieſer Abtretung Anſprüche nur inſoweit gegen 
den Beklagten herleiten, als ſolche dem Gl. zugeſtanden hatten. Gl. oder ſeine 
Erbin, die perſönlichen Schuldner der Darlehnshypothek, konnten Anſprüche 
aus der Erfüllungsübernahme gegen den Beklagten nur erheben, ſoweit ſie 
ſelbſt als perſönliche Schuldner zur Befriedigung der Gläubigerin verpflichtet 
waren; ſie konnten vom Beklagten Befreiung mithin erſt verlangen, wenn die 
Schuld ihnen gegenüber fällig geworden war (vgl. Staudinger Anm. 3b zu 
8415 BGB.). Die Kündigung der Hypothek an den Grundeigentümer be- 
wirkte keine Fälligkeit der perſönlichen Schuld, da der dingliche und der perjön- 
liche Schuldner verſchiedene Perſonen waren (vgl. Staudinger Anm. I 3b 
zu 8 1141 BGB.). Eine Kündigung der perſönlichen Schuld hätte an die 
Witwe Gl., welche nach dem Tode ihres Ehemannes die perſönliche Schuldnerin 
war, erfolgen müſſen; ſolange eine ſolche nicht erfolgt war, hatte ſie noch keinen 
fälligen Anſpruch auf Schuldbefreiung gegen den Beklagten, und die Klägerin 
als Zeſſionarin hatte keine weitergehenden Anſprüche. Eine Kündigung an 
den Beklagten war bedeutunglos, da dieſer nicht perſönlicher Schuldner der 
Darlehnshypothek war. 

Das Landgericht iſt dieſen Grundſätzen mit Recht gefolgt. Die Beſchwerde 
ſucht mit Unrecht auszuführen, die Logik des landgerichtlichen Urteils führe 
dahin, daß die Witwe Gl. ſich ſelbſt hätte kündigen müſſen. Nicht die Witwe 
Gl. hätte ſich, ſondern die Klägerin hätte der Witwe Gl. kündigen müſſen, 
um den Befreiungsanſpruch der letzteren gegen den Beklagten geltend machen 
zu können. Da dieſe Kündigung nicht erfolgt war, hat das Landgericht mit 
Recht die Prozeßkoſten der Klägerin auferlegt, welche aus dem abgetretenen 
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Befreiungsanſpruch der Witwe Gl. noch keine fälligen Anſprüche gegen den 
Beklagten hatte, als ihre Befriedigung erfolgte.“ 
Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 8. Juni 1916. Gl. w. H. 18b. 
SA. 1/16. Kn. 


228. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer 
zugeſicherten Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordernd 
Vgl. 58 Nr. 118; 60 Nr. 29. 

BGB. 85 463. 280 Abf. 2. 


— — — Das Ber.⸗Gericht erachtet für erwieſen, daß die Beklagten 
nach § 10 des Vertrages v. 20. Juli 1912 in Anſehung des Brauereibetriebes 
die Eigenſchaft einer Ertragsfähigkeit von rd. 8000 , jährlich zugeſichert 
haben, ſtellt darauf feſt, daß dem Brauereigeſchäft die bezeichnete Eigen⸗ 
ſchaft gefehlt hat, und nimmt auf Grund deſſen an, daß der Kläger, zumal jenes 
Geſchäft den weſentlichſten Teil des Kaufgegenſtandes gebildet habe, gemäß 
§ 463 BGB. Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern dürfe. Seien die 
Beklagten ihrer Verpflichtung als Verkäufer auch inſoweit nachgekommen, 
als ſie die Brauereigrundſtücke dem Kläger übergeben und übereignet hätten, 
ſo ſei die Sache gleichwohl ſo anzuſehen, als wäre der Vertrag von ſeiten der 
Beklagten überhaupt und gänzlich unerfüllt geblieben, weil eben dem Kauf⸗ 
gegenſtande die zugeſagte Eigenſchaft gefehlt habe; mithin aber könne der 
Kläger nach § 463 (Satz 1) BGB. ſowohl die Zurücknahme der Grundftüde 
verlangen wie auch die erhobenen Erſatzforderungen geltend machen. Das 
Ber.⸗Gericht hat ſich hierbei auf das Urteil des 2. Zivilſen. des Reichsgerichts 
in Entſch. 52, 352 (Seuff A. 88 Nr. 118) berufen. Hier (wie auch in Entſch. 53 
Nr. 24 S. 92) iſt allerdings der Standpunkt vertreten worden, daß ſich der 
Käufer, dem eine Sache geliefert worden, der eine zugeſagte Eigenſchaft fehle, 
wie im Falle des Gattungskaufs gemäß $ 480 BGB. jo auch beim Kauf einer 
beſtimmten Sache gemäß § 463 auf den Standpunkt ſtellen könne, „als habe 
der Verkäufer überhaupt nicht erfüllt“, und daher die empfangene Sache auch 
„zurückweiſen“ und den ſich aus der vollen Nichterfüllung ergebenden Schaden 
erſetzt verlangen dürfe. Die Reviſion hat dieſen Ausgangspunkt bemängelt. 

Die Anſicht, daß auch beim Verkauf einer beſtimmten Sache ein Fall völliger 
Nichterfüllung dann vorliege, wenn der dem Käufer gemäß 8 433 Abſ. 1 
Satz 1 übergebenen und übereigneten Sache zur Zeit des Gefahrüberganges 
eine zugeſagte Eigenſchaft mangele, kann allerdings bedenklich ſein. Indeſſen, 
will man auch der anderen, von der Wiſſenſchaft und den meiſten Bearbeitern 
des BGB. vertretenen Auffaſſung folgen, daß unter den gedachten Voraus- 
ſetzungen nur von einem Fall mangelhafter Erfüllung geſprochen werden 
könne, und der Verkäufer dementſprechend grundſätzlich auch nur wegen mangel— 
hafter Erfüllung hafte, ſo muß man doch auch von dieſer Anſchauung aus zu 
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dem Ergebnis gelangen, daß ein Käufer die ihm gewährte Sache zurückgeben 
und daraufhin Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des geſamten Vertrages 
verlangen kann, wenn die Sache ſo liegt, daß ihm die zugeſagte Eigenſchaft 
überhaupt nicht gewährt werden kann und er an der mangelhaften Erfüllung 
kein Intereſſe hat (vgl. 88 280 Abſ. 2 und 325 Abſ. 2). Um einen ſolchen Fall 
würde es ſich aber hier handeln, wenn es richtig wäre, daß dem Kläger von den 
Beklagten als Eigenſchaft des Kaufgegenſtandes eine Ertragsfähigkeit des 
Brauereigeſchäfts in Höhe von jährlich etwa 8000 , vertraglich zugeſichert 
worden iſt, daß dagegen das Geſchäft in Wirklichkeit mit Gewinn überhaupt 
nicht gearbeitet hat und ein Arbeiten mit Erfolg auch nicht zu erwarten iſt. 
In dieſen Beziehungen ſind nun die Vorausſetzungen des zu denkenden Falles 
durch die Feſtſtellungen des Ber.⸗Urteils zum Teil bereits jetzt als gegeben 
dargetan. Das Ber.⸗Gericht nimmt zunächſt als ſelbſtverſtändlich an, daß es 
dem Kläger um Erwerb einer gewinnbringenden Brauerei zu tun war, und 
darin kann ihm keinesfalls entgegengetreten werden. Sodann aber hat die 
Reviſion auch nicht die rein tatſächliche Feſtſtellung zu erſchüttern vermocht, 
daß die Brauerei nicht nur keinen Gewinn gebracht, vielmehr ſtändig mit 
Verluſt gearbeitet hat; daß ſie für die Zwecke des Klägers unbrauchbar war und 
auch die Hoffnung nicht beſtand, das Geſchäft in abſehbarer Zeit zu heben. 
Endlich aber iſt das Ber.⸗Gericht auch der Darlegung des Sachverſtändigen 
Schw. gefolgt, daß Brauereien von der Art, wie ſie die hier in Rede ſtehende 
iſt, in Sachſen überhaupt nicht mit Erfolg betrieben werden können. Eine 
Brauerei zu behalten, die für die Dauer keinen Gewinn verſprach und einen 
ſolchen nicht verſprechen konnte, hatte der Kläger mithin in der Tat kein Inter⸗ 
eſſe; und das Brauereigeſchäft bildete, wie das Urteil zutreffend ebenfalls 
angenommen hat, gerade den weſentlichen Teil des Kaufgegenſtandes. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 8. Jan. 1916. L. u. Gen. (Bekl.) 
w. Schw. (OLG. Dresden). V. 314/15. 


229. Erfordert das beſondere Kündigungsrecht aus 8544 BGB. eine 
Friſtſetzung d 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37. 
BGB. 9544 

Diefe Frage ift vom OLG. Hamburg bejaht, vom Reichsgericht in einer 
anderen Sache verneint worden. 

I. Die Klägerin hat vom Beklagten im September 1912 ein Haus in Bill⸗ 
wärder für die Zeit vom 1. Nov. 1912 bis zum 31. Dez. 1917 feſt gemietet. 
Zur Zeit des Mietens und der Gebrauchsüberlaſſung waren die Räume im 
Erdgeſchoß feucht, was beiden Parteien damals unſtreitig bekannt war. Die 
Klägerin behauptet, ſie habe das Haus gemietet, damit es für ihre Arbeiter 
zu Wohnzwecken diene; es habe ſich alsbald herausgeſtellt, daß die Benutzung 
der Räume im Erdgeſchoß mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit 
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verbunden fei; von der Behörde ſei ihr daher der Gebrauch dieſer Räume zu 
Wohnzwecken verboten worden. Sie hat am 3. Jan. 1914 dem Beklagten eine 
Friſt bis zum 1. März 1914 geſetzt, in welcher dieſer die Räume in bewohnbaren 
Zuſtand zu ſetzen habe, widrigenfalls ſie den Vertrag als aufgelöſt betrachte. 
Beklagter iſt der Aufforderung nicht nachgekommen, worauf Klägerin dem 
Beklagten am 4. März 1914 erklärt hat, ſie betrachte das Mietverhältnis ab 
1. März 1914 als aufgelöſt. Das hat Beklagter nicht anerkennen wollen. Mit 
der gegenwärtigen Klage fordert die Klägerin, geſtützt auf 8 5441 BGB. die 
Feſtſtellung, daß der Mietvertrag hinſichtlich der Erdgeſchoßräume mit dem 
1. März 1914 ſein Ende erreicht habe. 

Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage iſt vom Beklagten nicht in Zweifel 
gezogen worden und erſcheint in der Tat ohne weiteres als gegeben. 

In der Sache ſelbſt war zunächſt zu prüfen, ob die tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung des § 544 BGB. zur Zeit der Kündigung vom 
März 1914 vorhanden waren. Dieſe Frage war zu bejahen. Der Beklagte 
beſtreitet nicht, daß es ſich überhaupt um Wohnräume handelte oder doch um 
Räume, die zum Aufenthalt von Menſchen beſtimmt waren. Nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen Br. kann es ferner nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Benutzung der Erdgeſchoßräume mit einer erheblichen Gefährdung der Ge- 
ſundheit verbunden war und daß dieſer durch Feuchtigkeit hervorgerufene 
Zuſtand ein nicht durch äußere Umſtände leicht zu beſeitigender Mangel iſt, 
ſondern einen nachhaltigen und nicht bloß vorübergehenden Übelſtand dar⸗ 
ſtellt. Darnach iſt die Anwendung des § 544 BGB. an ſich gegeben und die 
Klägerin war an ſich berechtigt, die Miete hinſichtlich der in Betracht kommenden 
Räume ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen. — — — 

Soweit der Beklagte geltend machen will, daß das Kündigungsrecht 
des 8 544 BGB. vertragmäßig ausgeſchloſſen worden ſei, ſteht feiner Ber- 
teidigung der Umſtand entgegen, daß dieſe Geſetzesvorſchrift im öffentlichen 
Intereſſe gegeben iſt und ausdrücklich beſtimmt, daß die Kenntnis des Mieters 
von der gefahrbringenden Beſchaffenheit beim Mieten oder ein Verzicht des 
Mieters auf die Geltendmachung der ihm aus jener Beſchaffenheit zuſtehen⸗ 
den Rechte nicht ſchaden. Aber auch im übrigen konnte der Rechtsſtandpunkt 
des Beklagten nicht für richtig erachtet werden. 

Dabei iſt davon auszugehen, daß der § 544 BGB. eine Sondervorſchrift 
iſt, die eine Ausnahme von den Beſtimmungen der 89 542. 543. 539 BGB. 
darſtellt. Der 8542 BGB. gewährt dem Mieter das Recht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt zu kündigen, und zwar regelmäßig nach vorheriger 
Friſtſetzung, wenn ihm der vertragmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz 
oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird. Der § 543 
BGB. erklärt in jenem Abſ. 1 auf dieſen Fall u. a. den 8 539 BGB. für ent- 
ſprechend anwendbar, und dieſer wiederum gewährt die dort bezeichneten 
Rechte, an deren Stelle infolge der entſprechenden Anwendung das Kündi— 
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gungsrecht des 8542 BGB. tritt, u. a. dann nicht, wenn der Mieter den be- 
treffenden Mangel bei der Mietung kannte. An dieſe Vorſchriften iſt erſt bei 
der 2. Leſung des Bürgerl. Geſetzbuchs der jetzige 8544 BGB. angeſchloſſen 
worden. Nach dem Vorgange des gemeinen Rechts, das dem Mieter ein Nüd- 
trittsrecht gab, wenn mit der Fortſetzung des Gebrauchs eine Gefahr für ihn 
verbunden war, ü 

vgl. Windſcheid, Pand.7 2, 467, Anm. 4 zu $ 402; ferner v. Buchka BGB. und 

Gem. Rechts 3, 117 $ 17, | 
bezweckte man durch die Neueinfügung der hier in Rede ſtehenden Vorſchrift 
ſozialpolitiſchen und geſundheitlichen Rückſichten Rechnung zu tragen und im 
öffentlichen Intereſſe eine Vorſchrift zu ſchaffen, die es dem Mieter ermöglichen 
ſollte, bei einer Beſchaffenheit der Mieträume, die die Benutzung als mit 
einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit verbunden erſcheinen läßt, den 
Mietvertrag zu löſen, ſelbſt wenn er die gefahrbringende Beſchaffenheit 
beim Mieten kannte oder auf ſeine Rechte verzichtete. 

Daraus ergibt ſich zunächſt ohne weiteres, daß der § 544 eine Vorſchrift 
zwingenden Rechts iſt, die, wie ſchon oben ausgeführt, durch Parteivereinbarung 
nicht abgeändert werden kann. Es ergibt ſich aber ferner daraus, daß 8 544 
lediglich eine Ausnahme von der allgemeinen Regel des § 543 darſtellt. Daraus 
folgt weiter, daß durch die Anwendbarkeit des § 544 die übrigen Beſtimmungen 
der 88 542. 543 BOB. keineswegs ausgeſchloſſen fein ſollten und nicht ausge— 
ſchloſſen ſind. Der § 544 betrifft nur einen in einigen Punkten abweichend ge— 
regelten Sonderfall, der eine Verallgemeinerung als Ausnahmebeſtimmung 
nach anerkannten Auslegungsgrundſätzen nicht geſtattet und daher jene all- 
gemeinen Vorſchriften im übrigen unberührt läßt. Demnach iſt der IH BGB. 
ſo zu leſen, als wenn es an Stelle der Worte: „ſo kann der Mieter das Miet⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen, auch wenn 
er ꝛc.“ hieße: „jo ſteht dem Mieter das Kündigungsrecht des 8 542 BGB. 
zu, auch wenn er ꝛc.“. Alsdann iſt ohne weiteres klar, daß der Mieter auch 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 8544 regelmäßig die Pflicht hat, 
dem Vermieter zunächſt die in 8 542 vorgeſehene Friſt zur Abhülfe zu beſtimmen, 
es ſei denn, daß die Erfüllung des Vertrages infolge des die Kündigung recht— 
fertigenden Umſtandes für ihn kein Intereſſe hat, was für die weitaus meiſten 
Fälle des Anwendungsgebiets des § 544 BGB. ohne weiteres zutreffen 
wird; 

fo Mittelſtein Miete? $ 37 Nr. 34 S. 268; a. M. Komm. von RGRäten? 2, 532 

Anm. 1 zu 8 544. 

Im vorliegenden Falle hat die Klägerin dem Beklagten, wie dieſer nicht 
beſtritten hat, eine derartige Friſt geſetzt, deren Angemeſſenheit vom Beklagten 
nicht in Zweifel gezogen iſt. 

Aus den vorſtehend entwickelten Ausführungen ergibt ſich aber ferner 
ohne weiteres, daß der Mieter ſich auf die Ausnahmevorſchrift des § 544 trotz 
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des ſcheinbar entgegenſtehenden Wortlauts und des zwingenden Charakters 
der Beſtimmung dann nicht berufen kann, wenn er den geſundheitsgefähr⸗ 
denden Zuſtand ſelbſt verſchuldet hat. Denn daß ſolches Verſchulden nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen das Kündigungsrecht des Mieters nach 
§ 542 BGB. ausſchließt, kann nicht zweifelhaft fein (Mittelſtein 8 36 Nr. 11, 
S. 262; Komm. von RGRäten Anm. 3 zu 8 542 S. 531). Faßt man aber 
den 9544 als Ausnahmebeſtimmung von der Regel des § 543 Abſ. 1 auf, fo 
ergibt ſich ohne weiteres und ungezwungen, daß die gleichen Grundſätze auf 
ſeinen Fall Anwendung finden, müſſen (Mittelſtein $ 37 Nr. 3b S. 268, wo 
in Anm. 14 die einſchlägigen Beſprechungen zuſammengeſtellt find). — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 31. Mai 1916. Zinkhütte w. P. 

Bf. V. 83/16. B. 


II. — — — Das Ber.⸗Gericht hat ein Kündigungsrecht der Beklagten 
aus 8 542 BGB. mangels einer Friſtſetzung verneint, den § 544 aber für 
anwendbar erachtet. Es bejaht ohne Rechtsverſtoß das Vorliegen der Voraus- 
ſetzungen des außerordentlichen Kündigungsrechts des 8 544. Seine An⸗ 
nahme, daß in der mangelhaften, das Leben und die Geſundheit der Bewohner 
gefährdenden Beſchaffenheit der Kellertreppe und vor allem des Fußbodens 
der Küche, durch den die Beklagte einmal durchgebrochen iſt, ein erheblich ge⸗ 
ſundheitsgefährlicher Zuſtand der Wohnung zu finden ſei, der die Beklagten 
zur friſtloſen Kündigung des ganzen Mietvertrags berechtigte, iſt einwand⸗ 
frei. — — — 

Das außerordentliche Kündigungsrecht des § 544 ſetzt auch nicht voraus, 
daß der Mieter zuvor gemäß § 542 eine Friſt zur Abhülfe geſetzt habe. Die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung der von der 2. Kommiſſion eingeſchalteten Beſtimmung 
des $ 544, die die Worte „nach Maßgabe des § 529“ (d. i. 8 542 Gef.) enthielt, 
iſt ſchon durch die Redaktionskommiſſion abgeändert worden und nicht in das 
Geſetz übergegangen; auf ſie kann man ſich daher für die abweichende Meinung 
nicht berufen. Letztere findet in der Faſſung des Geſetzes ſelbſt keine Stütze und 
ſteht im Widerſpruch mit dem Zweck der Vorſchrift, den Mieter vor einer 
erheblichen Geſundheitsgefährdung zu ſchützen (Prot. 2, 230ff.); denn der 
Mieter müßte ſich darnach regelmäßig während des Laufes einer zur Beſeiti⸗ 
gung des Mangels laufenden Friſt noch weiter der Gefährdung der Geſund⸗ 
heit ausſetzen. Iſt die gefahrbringende Beſchaffenheit binnen einer verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeit zu beſeitigen, ſo liegt eine erhebliche Gefährdung überhaupt 
nicht vor (RGEntſch. 51, 211; in Seuff A. 58 Nr. 73). — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Jan. 1916. B. w. Ehel. K 

(OLG. Colmar). III. 329/15. 
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230. Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle;“ 
Beweislaſt.““ 


“Bol. 67 Nr. 54. — gl. 61 Nr. 79 m. N. 
BGB. 88 554. 254. 


Der Beklagte Th., der im Hauſe der Mitbeklagten L. in Berlin eine Schank⸗ 
wirtſchaft betrieb, verkaufte Geſchäft und Inventar an den Kläger. Dieſer trat 
durch ein Abkommen vom März 1910 in den zwiſchen den Beklagten beſtehen⸗ 
den, für die Zeit bis zum 31. März 1914 abgeſchloſſenen Mietvertrag ein, 
mußte aber ſchon im Juni 1910 wegen Nichtzahlung der Miete räumen. Die 
Beklagte L. behielt ſein Inventar zurück und überließ es dem Th., der die 
Wirtſchaft wieder übernahm und im Dezember 1910 Geſchäft und Inventar 
dem Gaſtwirt H. verkaufte und übergab. Der Kläger verlangte nun von 
beiden Beklagten als Geſamtſchuldnern für den Verluſt des Inventars Schaden⸗ 
erſatz in Höhe von 6500.46. — Der Anſpruch wurde dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, in der Richtung gegen die Beklagte L. aber ſchließlich auf 
Grund einer vorbehaltenen Aufrechnung mit Anſprüchen wegen Mietausfalls 
abgewieſen. Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen; auf ſeine 
Reviſion wurde indes das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die Sache zurückverwieſen. 
Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß der infolge ſeiner Zahlungſäumnis 
zur Räumung gezwungene Kläger verpflichtet war, der Beklagten L. den 
Mietausfall zu erſetzen, den ſie infolge der Räumung erlitt. — — — Dieſe 
Auffaſſung iſt ſachlich gerechtfertigt. Der Vermieter, der dem zahlungſäumigen 
Mieter ohne Einhaltung einer Friſt kündigt, kann zwar nicht mehr den Miet⸗ 
zins als ſolchen verlangen (vgl. $ 555 BGB.), wohl aber den Erfah des Schadens 
beanſpruchen, der ihm durch die auf die Schuld des Mieters zurückzuführende 
Beendigung des Mietverhältniſſes entſtanden iſt, alſo auch den Ausfall an 
Mietzins für die vereinbarte Vertragsdauer (RGeEntſch. 76, 367, in Seuff A. 67 
Nr. 54). Nur eine Klarſtellung und vertragmäßige Feſtlegung dieſer Erſatz— 
pflicht, nicht die Verabredung einer Vertragsſtrafe bedeutet es daher in der 
Regel, wenn der Mieter für ſolche Fälle als für die Miete oder für den Aus⸗ 
fall bis zum Ende der Vertragszeit haftbar erklärt wird. In dieſem Sinn iſt 
es zu verſtehen, wenn nach 8 14 des Mietvertrages bei Nichterfüllung des 
Vertrages durch den Mieter und diejenigen Perſonen, für die er verantwort- 

lich iſt, der Vermieter die ſofortige Räumung verlangen kann, der Mieter aber 
gleichwohl für die Miete während der ganzen Vertragsdauer haften ſoll. Das 
Gleiche gilt für die vom Ber.-Gericht nicht gewürdigte, gerade im vorliegenden 
Fall anwendbare Beſtimmung in $2 des Vertrages, wonach der Vermieter 
bei verabſäumter oder nicht vollſtändiger Bezahlung der Miete die fofortige 
Räumung verlangen kann, der Mieter aber für den Ausfall haftet, der dem 


Vermieter bis zum Ablauf der Vertragszeit durch Leerſtehen oder 2 ander⸗ 
Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 10. 
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weitige Vermietung oder Benutzung der Räume gegenüber den durch den Ver⸗ 
trag feſtgeſetzten Einnahmen entſteht. Der Fall der Weitervermietung iſt hier 
ausdrücklich vorgeſehen, die Haftung des Klägers alſo auch für dieſen Fall 
vorbehalten. Die Beklagte war aber nicht bloß berechtigt, die Räume ander⸗ 
weitig zu vermieten, fie mußte ſogar im Hinblick auf 8 254 BGB. auf eine 
ſolche Vermietung bedacht ſein, um eine Einſchränkung ihres Schadenerſatz⸗ 


anſpruchs zu verhüten. Daraus, daß die Beklagte, wenn auch ohne Zuziehung 


des Klägers die vermieteten Räume weiter vermietet hat, läßt ſich daher 
eine Befreiung des Klägers von ſeiner Haftung für den Ausfall nicht ableiten. 
— — — Inſoweit iſt das Ber.⸗Urteil nicht zu beanſtanden. 

Rechtsirrig iſt dagegen die bei der Prüfung der Höhe des Ausfalls vom 
Ber.⸗Gericht vertretene Auffaſſung, es ſei Sache des Mieters, zu behaupten 
und zu beweiſen, daß der Vermieter infolge anderweitiger Vermietung einen 
Ausfall nicht erlitten habe. Da es ſich um einen Schadenerſatzanſpruch handelt, 
iſt davon auszugehen, daß der Vermieter das Vorliegen des Schadens beweiſen 
muß, deſſen Erſatz er verlangt. Einen Schaden erleidet er aber nur unter der 
Vorausſetzung, daß die Weitervermietung nicht zu ſeiner Befriedigung in der 
Höhe des urſprünglich vereinbarten Mietzinſes führt. Daß die Beweislaſt des 
Vermieters auch im Sinn des vorliegenden Vertrages liegt, ergibt ſich aus der 
Beſtimmung des § 2, die eine Haftung des Mieters nur für den Ausfall 
vorſieht. Die abweichende Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts beruht erſichtlich 
darauf, daß es dieſe Beſtimmung überſehen und nur den $ 14 berückſichtigt hat. 


Aber auch, wenn nur dieſe Beſtimmung vorläge, wäre die Auffaſſung des Ber.- . 


Gerichts nicht zu billigen. Solche ſtrenge Haftungsbeſtimmungen, die ohne 
jede Rückſicht auf den Mieter formularmäßig von den Vermietern als dem 
wirtſchaftlich ſtärkeren Teile den Verträgen eingefügt werden, müſſen, wie 
der Senat ſchon in dem Urteil v. 28. Febr. 1911 (JW. 400°) ausgeſprochen 
hat, in einer die Intereſſen des Mieters möglichſt ſchonenden Weiſe ausgelegt 
werden. Mangels einer ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung kann daher nicht 
angenommen werden, daß, wenn § 14 nur von einer Haftung für die Miete, 
nicht für den Mietausfall ſpricht, damit die Beweislaſt vom Vermieter auf 
den Mieter übertragen werden ſollte, zumal naturgemäß dem Vermieter 
der Beweis des Ausfalls weſentlich leichter fällt als dem Mieter der des Gegen⸗ 
teils. Muß aber der Vermieter ſeinen Ausfall nachweiſen, dann muß er auch, 
bevor er den bisherigen Mieter für Mietrückſtände ſpäterer Mieter haftbar 
macht, dartun, daß und in welcher Höhe er trotz ſeines Pfandrechts an den von 
den ſpäteren Mietern eingebrachten Sachen (8559 BGB.) nicht in der Lage 
ſei, ſich für jene Rückſtände Befriedigung zu verſchaffen. Wenn auch die durch 
das Pfandrecht gegebene Sicherheit noch keine Befriedigung iſt, ſo hat doch 
der Vermieter in den eingebrachten Sachen ein Mittel zu ſeiner Befriedigung 
in der Hand. Eine nach Treu und Glauben erfolgende Feſtſtellung der beider— 
ſeitigen Pflichten muß deshalb dazu führen, daß der Vermieter den früheren 


— —— — 
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Mieter für den Ausfall erſt dann in Anſpruch nehmen darf, wenn er die Pfand⸗ 
gegenſtände verwertet hat oder beweiſt, daß ihre Verwertung ausgeſchloſſen 
iſt oder ihm nicht zugemutet werden kann. Der Hinweis des Ber.⸗Richters 
darauf, daß einer ſolchen Verwertung Schwierigkeiten, wie z. B. Eigentums⸗ 
anſprüche Dritter, entgegenſtehen können, kann eine andre Auffaſſung nicht 
rechtfertigen. Es wäre Sache der Beklagten, darzulegen und nachzuweiſen, 
daß ſolche Schwierigkeiten tatſächlich beſtänden. Die Zurückweiſung des Ein⸗ 
wandes des Klägers, daß die Beklagte im Beſitze von wertvollen Inventar⸗ 
ſtücken ſpäterer Mieter ſei, aus denen ſie volle Befriedigung erlangen könne, 
iſt daher nicht gerechtfertigt. Das Ber.⸗Urteil muß danach ſchon deshalb auf⸗ 
gehoben werden, weil es auf einer Verkennung der Beweislaſt des Vermieters 
beruht. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 5. Mai 1916. Schm. (Kl.) w. 
L. u. Gen. (KG. Berlin). III. 57/16. 


231. Der in Feindesland abgeſperrte Handlungsgehülfe hat keinen 
Anſpruch auf Gehalt. 


BGB. g 616; HG. 5 63. 


Der Ehemann der Klägerin war bei der Beklagten als Handlungsbevoll⸗ 
mächtigter mit einem Gehalt von 6500 „/ jährlich für die Zeit bis zum 
30. Juni 1915 angeſtellt, und es war zwiſchen der Klägerin und den Inhabern 
der verklagten Firma vereinbart, daß der Klägerin monatlich 300 / auf das 
Gehalt ihres Ehemannes ſo lange ausbezahlt werden ſollten, als der Ehemann 
aus Hamburg abweſend und aus dieſem Grunde nicht in der Lage ſein werde, 
fein Gehalt ſelbſt zu erheben. Der Ehemann der Klägerin befand ſich zur 
Zeit des Kriegsausbruchs im Auftrage der Beklagten in Bombay und war dort 
Anfang Auguſt 1914 interniert worden. Der Anſtellungsvertrag war von der 
Beklagten nicht gekündigt worden. Die Klägerin klagte auf Zahlung von 600 
für Oktober und November 1914; Beklagte erhob Widerklage auf Feſtſtellung, 
daß der Klägerin irgendwelche Anſprüche nicht mehr zuſtänden. — Die Klage 
wurde abgewieſen und der Widerklage ſtattgegeben. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„— — — Die Entſcheidung über die beiderſeits erhobenen Anſprüche 
hängt von der Berechtigung des Ehemannes der Klägerin zum weiteren Bezuge 
ſeines Gehalts nach ſeiner Internierung in Indien ab, denn es handelt ſich bei 
der von der Klägerin erhobenen Forderung um die Auskehrung eines Teils 
dieſes Gehaltes an die Klägerin. Die Stellung des Mannes der Klägerin bei 
der Firma J. war die eines Handlungsgehülfen, mögen ihm auch in Veran⸗ 
laſſung der ihm aufgetragenen Geſchäfte weitgehende Vollmachten zur Ver- 
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tretung der Intereſſen der Firma erteilt fein. Ein Anſpruch auf Gehalt fteht, 
wie bei einem jeden Dienſtvertrage, einem Handlungsgehülfen nur im Fall 
der Leiſtung der übernommenen Dienſte zu, und es macht der 863 HGB. 
hiervon nur inſofern gegenüber dem § 616 BGB. eine Ausnahme, als er dem 
Handlungsgehülfen, ſofern dieſer durch unverſchuldetes Unglück an der Lei⸗ 
ſtung der Dienſte verhindert iſt, noch einen Anſpruch auf Gehalt für die Dauer 
von höchſtens ſechs Wochen der Verhinderung gewährt. Der Mann der 
Klägerin iſt durch ſeine Internierung in einem Gefangenenlager in Indien an 
der Leiſtung der Dienſte ſeit den erſten Tagen des Monats Auguſt 1914 ver⸗ 
hindert geweſen. Ob dieſe Verhinderung als ein unverſchuldetes Unglück anzu⸗ 
ſehen iſt, ob der Mann ohne ſein Verſchulden durch einen in ſeiner Perſon 
liegenden Grund an der Dienſtleiſtung verhindert geweſen iſt (§ 616 BGB.), 
kann für die Entſcheidung dahingeſtellt bleiben, denn es ſind der Klägerin un- 
beſtritten für die beiden erſten Monate der Internierung ihres Mannes die 
vereinbarten Bezüge ausgezahlt worden, und es iſt damit, ſoweit der Klägerin 
ein Anſpruch zuſteht, der Beſtimmung des 863 HGB. entſprochen. Der Um⸗ 
ſtand aber, daß der Ehemann in Veranlaſſung ſeiner Dienſtleiſtung, nämlich 
infolge ſeines vertraglichen Aufenthalts in Indien nach dem Kriegsausbruch 
interniert worden iſt, ſteht der Abhängigkeit des Gehaltsbezugs von der Lei⸗ 
ſtung der Dienſte nicht entgegen. Hiernach ſteht der Klägerin ein weitergehender 
Anſpruch an die Firma J. nicht zu und iſt die Berufung der Klägerin gegen 
das die Klage abweiſende und der Widerklage entſprechende Urteil als un- 
begründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 9. Juni 1916. T. (Kl.) w. J 

Bf. IV. 26/16. Nö. 


232. Über die Sorgfaltsflicht des Gläubigers gegen den ann 
(Ausfallsbürgen). 


Vgl. 69 Nr. 6 m. N., Nr. 245; 70 Nr. 103. 
BGB. § 776. 


— — — Wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſchon wieder— 
holt zum Ausdruck gekommen iſt, 
vgl. bei. RGEntſch. 65, 136; Warneyer 1907 Anh. Nr. 25; 1908 Nr. 370; 1915 
Nr. 17; auch VI. 123/06, 
hat das Bürgerl. Geſetzbuch in bewußtem Gegenſatz zu andern Geſetzgebungen 
und zu der vorherrſchenden gemeinrechtlichen Lehre eine Verpflichtung des 
Gläubigers, beim Vorgehen gegen den Hauptſchuldner auf die Intereſſen 
des Bürgen Rückſicht zu nehmen, grundſätzlich — von beſonders geſtalteten 
Rechtsbeziehungen der Beteiligten abgeſehen — nicht angenommen; nur in 
den beſonders beſtimmten Fällen des § 776 tritt infolge Aufgebens gewiſſer 
Rechte ſeitens des un eine Befreiung des Bürgen ein. An ſich werden 
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für den Gläubiger durch den Bürgſchaftsvertrag nur Rechte begründet; die 
Vertragsleiſtung des Bürgen beſteht nach dem Sinn und Zweck des Vertrags 
darin, dem Gläubiger eine Sicherung eben dafür zu gewähren, daß ſeine 
Anſprüche an den Hauptſchuldner befriedigt werden. Anderſeits ſteht auch der 
Bürgſchaftsvertrag unter dem allgemeinen Gebot, daß der eine Vertragsteil 
dem anderen Treu und Glauben zu wahren hat. So darf der Gläubiger 
weder willkürlich die Lage des Bürgen verſchlechtern noch argliſtig deſſen 
Intereſſen beeinträchtigen (BGB. von RGRäten? Erl. 1 zu § 776). Es ent⸗ 
ſpricht dieſen allgemeinen Erwägungen wie auch dem Zweck und dem Grund⸗ 
gedanken der Vorſchrift des 8 776 BGB., wenn das Ber.⸗Gericht für den Fall 
der Ausfallsbürgſchaft im beſonderen davon ausgegangen iſt, daß der Gläubiger 
bei Geltendmachung des ihm in der Beitreibung der Hypothek erwachſenen 
Ausfalls vom Bürgen nicht Beträge fordern kann, deren Verluſt er ſelbſt durch 
nachläſſige Beitreibung verſchuldet hat und bei angemeſſener Sorgfalt hätte 
vermeiden können. Unzweifelhaft gilt dies vor allem dann, wenn ſich der 
Gläubiger inſoweit der Verletzung einer beſonders erteilten Zuſage ſchuldig 
gemacht hat (VI. 346/05). Aber auch darüber hinaus iſt anzuerkennen, daß, 
wenn der Gläubiger im Vertrauen auf die ihm durch die Ausfallsbürgſchaft 
gebotene Sicherheit die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner nachläſſig 
betreibt, hierin dem Bürgen gegenüber, der ſeine Haftung vertragmäßig auf 
den Ausfall beſchränkt hat, nach Umſtänden ſogar ein argliſtiges, für den 
Regelfall aber wenigſtens ein vertragwidriges Verhalten des Gläubigers 
gefunden werden kann. Iſt der Fall, für den der Bürge Zahlung zu⸗ 
geſagt hat, infolge ſolchen vertragwidrigen Verhaltens des Gläubigers einge⸗ 
treten, ſo kann dieſer Rechte hierauf nicht ſtützen (JW. 1905, 720; VI. 73/10); 
es würde auch gegen Treu und Glauben verſtoßen, wollte er ſich in dieſem Sinne 
darauf berufen, daß er die im Verkehr gebotene Sorgfalt in eigenen Angelegen⸗ 

heiten nicht beobachte. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 22. Nov. 1915. VorſchVer. B. 
(Kl.) w. B. u. Gen. (OLG. Karlsruhe). VI. 152/15. Auch in RGeéEntſch. 87 

Nr. 75 S. 328. 


233. Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen 
Bypothef übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit 
des neuen Gläubigers. 


Vgl. 69 Nr. 6 m. N. 
BGB. 85 776. 437. 398. 


Der Beklagte trat 1899 eine für ihn auf dem Anweſen E 44 in A. einge⸗ 
tragene Hypothek zu 2500 „ an F. „unter Haftung für Beſtand, Güte und Ein⸗ 


bringlichkeit“ ab. Der Schuldner war bei der Beurkundung der Abtretung 
bei dem Notar mit anweſend und erklärte: „Ich nehme von der vorſtehenden 
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Zeſſion Kenntnis, bekenne die vorgenannte Summe nunmehr als Darlehn 
zu ſchulden und verpflichte mich, es von heute an mit 4% zu verzinſen und in 
halbjährigen Raten zu je 150 % vom 1. März 1900 an zurückzuzahlen“. Die 
Halbjahresraten wurden einige Jahre eingehalten und hierdurch das Dar⸗ 
lehn auf 1500 % vermindert. Nach dem Tode des Gläubigers F. trat deſſen 
Witwe 1913 die Forderung an ihre Tochter unter Haftung für den Beſtand, 
aber ohne weitere Gewähr ab. Der Schuldner zahlte bis März 1915 die 
Zinſen ordnungmäßig, an dieſem Tage aber erklärte er, außer Stande zu ſein, 
von jetzt an Zinſen oder Hauptſache zu zahlen. Die gegen ihn verſuchte Zw.⸗ 
Vollſtreckung war ohne Erfolg. Der Kläger nahm deshalb den Beklagten auf 
Grund der 1899 übernommenen Haftung für Güte und Einbringlichkeit der For⸗ 
derung auf Zahlung in Anſpruch; in beiden Inſtanzen ohne Erfolg. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Die Übernahme der Haftung für Güte und Einbringlichkeit der Forde⸗ 
rung, zu der ſich der Beklagte in der Urkunde v. 14. Aug. 1899 dem Zeſſionar 
F. gegenüber verſtanden hat, ſtellt ſich nach dem hier maßgebenden gemeinen 
Recht als ein Garantieverſprechen dar, das ſich ſeiner Natur nach von der 
Bürgſchaft in weſentlichen Punkten unterſcheidet. Ob und inwieweit die 
Grundſätze des Bürgſchaftsvertrages auf die Übernahme einer Gewährleiſtung 
der hier fraglichen Art entſprechende Anwendung zu finden haben, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Bei richtiger Auslegung des von dem Beklagten gegebenen 
Garantieverſprechens erweiſt ſich ohne Heranziehung jener Grundſätze der 
Klaganſpruch von ſelbſt als unbegründet. In der Urkunde vom 14. Aug. 1899 
hat Beklagter, wenn man nur den Wortlaut und die räumliche Anordnung 
ihres Inhalts ins Auge faßt, allerdings für Güte und Einbringlichkeit der 
Hypothek zu 2500 % ſchlechthin, ohne Einſchränkung gehaftet. Sieht man 
von dem übrigen Inhalt der Urkunde ab, ſo hat er alſo dafür garantiert, daß die 
Hypothek an Haupt⸗ und Nebenſache keinen Ausfall erleide, wenn das Kapital 
nach Belieben des Zeſſionars zur Kündigung kommen werde. Zeitlich und 
räumlich folgt in der Urkunde der Abtretung die Vereinbarung zwiſchen F. 
und dem Schuldner nach, daß die 2500 , als Darlehn geſchuldet und in halb- 
jährlichen Teilbeträgen von 150. % abbezahlt werden ſollen. Betrachtet man 
die beurkundeten Vorgänge vom Standpunkte des wirtſchaftlichen Zuſammen— 
hangs aus, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die drei Parteien, die 
gemeinſam beim Notar erſchienen waren, die von ihnen abzugebenden, natur⸗ 
gemäß vorher von ihnen in allen Einzelheiten beſprochenen Erklärungen als 
korreſpektive betrachteten, daß der Beklagte von der Bereitwilligkeit des Schuld— 
ners zu Teilzahlungen ſchon bei Beurkundung der Abtretungserklärung aus- 
ging und daß er nur mit Rückſicht auf das Verſprechen von Teilzahlungen 
die dadurch weſentlich geminderte Haftung für Einbringlichkeit des Hypo— 
thekenkapitals übernahm, das, wie er ebenfalls wußte, in eine Darlehnsſchuld 
umgewandelt werden ſollte. 
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Der Wille des Zedenten und des Zeſſionars ging demgemäß dahin, daß 
die Haftung für Einbringlichkeit der Forderung nicht länger dauern ſolle als 
bis zu dem Zeitpunkt, in welchem bei pünktlicher Einhaltung der Teilzahlungen 
das Kapital getilgt geweſen wäre, d. i. bis zum Jahre 1908. Wenn F., ohne 
die Genehmigung des Garanten einzuholen, im Jahre 1904 auf Einhaltung der 
Abzahlungsfriſten und auf die Abzahlung ſelbſt aus irgendeinem Grunde ver⸗ 
zichtete, ſo war jedenfalls vom Jahre 1908 an die Haftung des Beklagten 
erloſchen. Er war alſo zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr verpflichtet, 
den Kläger für etwaigen Ausfall an der Hypothek ſchadlos zu halten. 

War das Garantieverſprechen des Beklagten ſchon zu der Zeit erloſchen, 
als F. noch Gläubiger der Hypothek war, ſo kann ununterſucht bleiben, ob 
nicht die Gewährleiſtungsverpflichtung des Beklagten ſpäter dadurch ihre 
Rechtswirkſamkeit verloren hat, daß die Erbin des F. die Hypothek dem Kläger 
„unter Haftung für den Beſtand der Forderung, aber ohne weitere Gewähr“ 
übertrug, daß alſo für ſie der Fall der Schadloshaltung nur dann noch ein⸗ 
treten konnte, wenn ſie die Hypothek wieder erwarb, was nicht geſchah (vgl. 
OLG Rſpr. 9, 61ff.; anderſeits RGeEntſch. 72, 138 ff.).“ 


Urteil des OLG. Augsburg v. 15. Juni 1916. L. 184/15. F. 


234. Verletzung durch ein aus einem Tiergarten ausgebrochenes Stück 
Wild; haftet der Eigentümer des Gartens als Tierhalter d 


BGB. 88 833. 960. 


Der Kläger behauptete, er ſei am 28. Mai 1910 auf der an den Rehpark 
des Beklagten vorbeiführenden Straße von einem dieſem Park entſtammenden 
Rehbock angefallen und erheblich verletzt worden. Der Bock habe zunächſt 
außerhalb des den Park umgebenden Gitters geſtanden und gegen ein im 
Park ſtehendes Reh geſtoßen. Er, Kläger, ſei ruhig ſeines Weges gegangen; 
plötzlich ſei der Bock ihm nachgekommen, habe ihn von hinten her gegen das 
Bein geſtoßen und zu Boden geworfen. Dabei habe er die Verletzungen er⸗ 
litten, infolge deren er erwerbsunfähig geworden ſei. Bei dem Unfall ſei 
auch ſein Anzug, der einen Wert von 35 * gehabt habe, unbrauchbar geworden. 
Der Kläger verlangte vom Beklagten die Erſtattung dieſer 35 % und die 
Zahlung einer Jahresrente von 1500 %, ferner beantragte er feſtzuſtellen, 
daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihm allen aus dem Unfall weiter entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. — Das Landgericht wies die Klage ab; das Oberlandes⸗ 
gericht erklärte den Klaganſpruch, ſoweit er auf Erſatz des dem Kläger bereits 
entſtandenen Schadens gerichtet war, dem Grunde nach für gerechtfertigt 
und entſprach auch dem Feſtſtellungsbegehren des Klägers. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 
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„Das Ber.⸗Gericht führt aus: es ſei erwieſen, daß der Rehbock, der den 
Kläger verletzt hat, zu dem Gehege des Beklagten gehört habe, aus dem er 
erſt kurz vor dem Unfall ausgebrochen ſei. Er ſei als gezähmtes Tier i. S. 
des 8 960 Abſ. 3 BGB. anzuſehen. Da der Bock, bevor er den Kläger ange⸗ 
griffen habe, an dem Parkgitter geſtanden und gegen ein hinter dem Gitter 
ſtehendes Reh geſtoßen habe, ſo habe er die Gewohnheit, an den ihm be⸗ 
ſtimmten Ort zurückzukehren, noch nicht abgelegt gehabt, er ſei alſo noch nicht 
herrenlos geworden. Der Beklagte hafte deshalb als Tierhalter nach $ 833 BGB. 
für den dem Kläger bereits entſtandenen und weiter etwa noch entſtehenden 
Schaden. 

Dieſe Begründung gibt in verſchiedenen Richtungen zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß. Es iſt zunächſt nicht richtig, wenn das Ber.⸗Gericht die Frage, ob der Be⸗ 
klagte Tierhalter i. S. des 8833 BGB. war, lediglich aus 8 960 BGB. entſcheidet, 
denn dieſe Vorſchrift regelt nur die Eigentumsfrage, während dieſe für das 
Tierhalterverhältnis, das tatſächlicher Natur iſt, der entſcheidenden Bedeutung 
entbehrt (RGEntſch. 55, 164. 165; ZW. 1911, 279%). Dieſer Mangel würde 
allerdings nach Lage der Umſtände nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
Denn wenn der Rehbock in der Tat ein „gezähmtes“ Tier i. S. des 9 960 
Abſ. 3 BGB. war und wenn einwandfrei feſtgeſtellt wäre, daß er zur Zeit 
des Unfalls die Gewohnheit, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, 
noch nicht abgelegt hatte, ſo würde die Annahme, daß der Beklagte in jenem 
Zeitpunkt auch noch Tierhalter war, rechtlich nicht zu beanſtanden ſein. Da 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ein Dritter als Tierhalter nicht in Frage 
kommt, ſo würde der Beklagte damals noch die tatſächliche Verfügungsgewalt 
über das Tier gehabt haben (vgl. Motive 3, 373 zu 2; RGSt. 48, 386). Allein 
jene Feſtſtellung iſt rechtlich nicht haltbar. Wilde Tiere ſind grundſätzlich 
herrenlos (§ 960 Abſ. 1 Satz 1). Nur dann ſteht ein wildes Tier im Beſitz und 
Eigentum des Menſchen, wenn ſeine natürliche Freiheit durch Gefangen— 
ſchaft aufgehoben iſt; dies iſt nach dem Standpunkt des Geſetzes auch dann 
der Fall, wenn es in einem ‚Tiergarten‘ gehalten wird (§ 960 Abſ. 1 Satz 2) 
oder wenn es, ohne durch eine äußere Anſtalt in ſeiner Bewegungsfähig⸗ 
keit beſchränkt zu ſein, ſo abgerichtet (gezähmt) worden iſt, daß es an den ihm 
beſtimmten Ort zurückkehrt (jo Motive zu 8 905 Entw. 3, 372 zu b). In 
erſtem Fall wird alſo das Tier, wie es von Schriftſtellern ausgedrückt iſt, 
durch phyſiſche Mittel, im zweiten lediglich durch die Gewöhnung an eine 
beſtimmte Ertlichkeit pſychiſch beherrſcht. Das Ber.-Gericht hat dieſe beiden 
Fälle nicht auseinander gehalten. Es iſt gewiß möglich, daß ſich ein gezähmter 
Rehbock in einem Tiergarten befindet, aber daraus allein, daß der bis dahin 
im Rehpark des Beklagten gefangen gehaltene Bock ſich zur Zeit des nach der 
Feſtſtellung des Ber.-Gerichts kurz nach ſeiner Entweichung erfolgten Unfalls 
in der Nähe dieſes Rehparks befand, kann nicht geſchloſſen werden, daß er 
vorher die Gewohnheit gehabt hatte, an den ihm beſtimmten Ort, den er 
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früher garnicht verlaſſen hatte, zurückzukehren, alſo gezähmt war. War er 
aber kein gezähmtes Tier, jo war, wenn man von dem vom Ber.⸗Gericht an⸗ 
gewendeten 8 960 BGB. ausgeht, die Frage, ob er herrenlos geworden war, 
nicht aus 8 960 Abſ. 3, ſondern aus 8 960 Abſ. 2 zu entſcheiden. Es kam alſo 
darauf an, ob der Beklagte das Tier unverzüglich nach der Entweichung ver⸗ 
folgt und dieſe Verfolgung bis zum Unfall fortgeſetzt oder ob er ſie damals 
ſchon aufgegeben hatte. Vom Standpunkt des 8 960 BGB. aus wäre ferner 
zu prüfen geweſen, ob der Rehpark des Beklagten als ‚Tiergarten‘ i. S. dieſer 
Vorſchrift angeſehen werden kann. Nicht jeder Wildpark iſt ein Tiergarten 
in dieſem Sinne (vgl. Prot. der 2. Komm. 3, 254). Es kommt vielmehr dar⸗ 
auf an, ob der zur Feſthaltung des eingehegten Wildes umſchloſſene Raum 
nach der Geſamtheit der zur Einſchließung getroffenen Vorrichtungen geeignet 
iſt, die Gefangenſchaft des Wildbeſtandes zu begründen (RGSt. 42, 75). 

Aus dieſen Gründen unterliegt das Urteil der Aufhebung. Das Ber.⸗ 
Gericht wird unter Berückſichtigung der erörterten Geſichtspunkte anderweit 
zu prüfen haben, ob der Beklagte zur Zeit des Unfalls ‚Tierhalter‘ i. S. des 
8833 BGB. war. — — —“ 


Urteil. des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. März 1916. K. (Bkl.) w. Z. 
(OLG. Düſſeldorf). IV. 426/15. 


235. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit find die Voraus- 
ſetzungen einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 
BGB. 88 1569. 61. 1042. 


— — — Untichtig iſt es, wenn die Reviſion die Erforderniſſe einer 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit nach §6 Nr. 1 BGB. auch als Erforder⸗ 
niſſe der Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit nach $ 1569 gelten laſſen will. 
Inwieweit der Geiſteskranke durch ſeine Krankheit in der Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten behindert wird, iſt nur bei der Entmündigung von Bedeutung 
und führt je nach dem Grade dieſer Beeinfluſſung ſeiner Geſchäftsbefähigung 
zur Feſtſtellung des einen oder des anderen Entmündigungsgrundes mit den 
ſich aus dieſer formellen richterlichen Feſtſtellung ergebenden, voneinander 
verſchiedenen materiellen Rechtsfolgen. Bei der Eheſcheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit kommt es dagegen ausſchließlich darauf an, ob die geiſtige Erkrankung 
die von den Vorausſetzungen der Entmündigung völlig verſchiedenen, aus⸗ 
ſchließlich das Eheleben betreffenden Folgen gehabt hat, ſodaß in dem näm⸗ 
lichen Falle die Vorausſetzungen der Entmündigung unerfüllt, die der Scheidung 
dagegen erfüllt fein können. Es fällt deshalb im gegebenen Fall auch nicht ent- 
ſcheidend ins Gewicht, daß das gegen die Beklagte eingeleitete Entmündi- 
gungsverfahren mit einer Ablehnung der Entmündigung geendet hat. 
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Ebenſowenig wird die Feſtſtellung der Geiſteskrankheit dadurch in Frage 
geſtellt, daß der Ber.⸗Richter die Beklagte für geſchäftsfähig und darum auch 
für prozeßfähig hält. Auch in dieſer Beziehung ſchließt, wie das Reichsgericht 
wiederholt angenommen hat, die trotz vorhandener Geiſteskrankheit beſtehen 
gebliebene Fähigkeit eines Ehegatten, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, 
die Annahme nicht aus, daß gleichwohl die im § 1569 BGB. vorgeſehenen 
Folgen der Geiſteskrankheit eingetreten ſeien, die Scheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit daher mit Recht beantragt ſei. Auf dieſem Rechtsſtandpunkt ſtehen 
insbeſondere die Urteile des Senats IV. 608/04 v. 8. Mai 1905 und IV. 
434/08 v. 1. April 1909. 

Somit läßt ſich die Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts, daß die Geiſteskrank⸗ 
heit der Beklagten während der Ehe ununterbrochen mehr als drei Jahre be⸗ 
ſtanden hat, rechtlich nicht beanſtanden. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Febr. 1916. Schw. w. Schw. 
(OLG. Darmſtadt). IV. 297/15. 


236. Bedeutung eines ſog. Primafacie-Beweiſes bei einem 
Schiffzuſammenſtoß. ö 
Vgl. 64 Nr. 157; 70 Nr. 151. 
HGB. 8 734. 


Am 21. Febr. 1912 fuhr der dem Beklagten gehörige Dampfer „Tiger“ 
mit einer Schute im Anhang durch den Reiherſtieg. Hierbei brach infolge 
ſtarken Gierens der Schute der Haken der Schleppkette, und die frei gewordene 
Schute rannte, nach rechts, auf den an der Werft der Klägerin ſtilliegenden, 
im Bau begriffenen klägeriſchen Dampfer Bahia Blanca, der auf dieſe Weiſe 
beſchädigt wurde. Nach Anſicht des Beklagten war das ſtarke Gieren der Schute 
verurſacht worden durch unvorſichtiges Fahren andrer Dampfer; beſonders 
ſoll der dem Nebenintervenienten P. gehörige Schleppdampfer „Auguſt 
Peters“ den Schleppzug des Beklagten mit ſtarker Fahrt und in großer Nähe 
überholt und hierdurch einen erheblichen Sog auf die Schute ausgeübt haben. 
Klägerin machte den Beklagten für den entſtandenen Schaden verantivort- 
lich, indem fie ihm oder der Schlepperbeſatzung u. a. vorwarf, daß das Schlepp⸗ 
geſchirr nicht in Ordnung, insbeſondere der Haken zu ſchwach geweſen ſei. 
Der Beklagte beſtritt jedes Verſchulden auf ſeiner Seite, er legte den gebrochenen 
Haken vor und führte aus, daß dieſer keine erkennbaren Mängel gehabt habe 
und ſein Bruch durch das ſchnelle Fahren des Auguſt Peters ausreichend er⸗ 
klärt werde. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; das Ber.-Gericht 
erklärte den Klaganſpruch für gerechtfertigt; das Reichsgericht hob jedoch das 
Ber.⸗Urteil auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 
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„— — — Die Feſtſtellung eines Verſchuldens auf Seiten des Beklagten 
wegen eines Mangels des Schlepphakens iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Aller⸗ 
dings liegt ein Primafacie-Beweis gegen den Beklagten inſofern vor, als 
das Anrennen des ſtilliegenden Dampfers Bahia Blanca durch den von ſeinem 
Dampfer Tiger geſchleppten Kahn eine Ordnungswidrigkeit darſtellt, die ſeine 
Entſchuldigung erfordert. Der Primafacie⸗Beweis hat aber, wie in RGeEntſch. 
69, 432 und auch ſonſt mehrfach vom Reichsgericht dargelegt iſt, nicht die Be⸗ 
deutung einer geſetzlichen Vermutung des Verſchuldens, welches nur durch 
einen vollen Gegenbeweis zu beſeitigen wäre, ſondern es genügt, daß Beklagter 
Umſtände darlegt und glaubhaft macht, welche den gegen ihn vorliegenden 
Verdacht eines Verſchuldens zu entkräften geeignet ſind, fo daß ſich die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit eines Herganges ergibt, der ein Verſchulden nicht bedingt, mag 
auch die Möglichkeit eines ſolchen nicht ausgeſchloſſen ſein. Im Widerſpruch 
mit dieſer Rechtsauffaſſung legt das Ber.⸗Gericht dem Beklagten den denkbar 
ſtrengſten Gegenbeweis auf, indem es ihn für ſachfällig erklärt, wenn auch nur 
eine entfernte Möglichkeit ſeines Verſchuldens beſtehen bleibe. Der Beklagte 
hat glaubhaft dargelegt, daß der große Schlepper Auguſt Peters in ganz geringer 
Entfernung und mit großer Schnelligkeit ſeinen Schleppzug paſſiert und da⸗ 
durch einen ſehr ſtarken Sog auf die Schute ausgeübt hat, welcher zunächſt das 
Vorwärtstreiben der letzteren und dann beim Wiederzurückgehen einen ſtarken 
Ruck auf die Schlepptroſſe hervorrief. Der Sachverſtändige Schr. hält dieſen 
ſtarke Sog, der auf einem Verſtoß auf ſeiten des Auguſt Peters beruht, für die 
Haupturſache des Bruches, in zweiter Linie führt er ihn auf die von vornherein 
beſtehende Neigung der Schute zum Gieren zurück. Der Beklagte hat den Haken 
zur Unterſuchung vorgelegt, und es iſt bisher nicht feſtgeſtellt, daß er einen 
äußerlich erkennbaren Mangel hatte. Damit hat der Beklagte ſeiner Entſchuldi⸗ 
gungspflicht, ſoweit der Mangel des Hakens in Betracht kommt, voll genügt. 
Erfahrunggemäß können derartige Haken bei ſtarker Beanſpruchung brechen, 
ohne daß der Schleppunternehmer oder der Schlepperführer dafür verant- 
wortlich zu machen iſt. — — — 

Hiernach erſcheint der in dem Anrennen liegende Primafacie-Beweis 
durch den Bruch des Hakens, und der in letzterem etwa zu findende Verdacht 
einer mangelhaften Ausrüſtung des Schleppers durch die glaubhaft darge— 
legten beſonderen Umſtände des Falles an ſich ausgeräumt, und es kann ein 
Verſchulden des Beklagten oder ſeines Schlepperperſonals bezüglich des Schlepp⸗ 
geſchirrs nur angenommen werden, wenn ein beſtimmter Mangel desſelben 
und zugleich eine Nachläſſigkeit feſtgeſtellt wird. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 1. Mai 1915. St. (Bkl.) w. R. 

Schiffsw. (OLG. Hamburg). I. 3/15. 
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II. Verfahren. 


237. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 
Vgl. 53 Nr. 122. 
GVG. § 204. 


Der Wert des Streitgegenſtandes war für die Ber.⸗Inſtanz auf 20— 60.4 
feſtgeſetzt worden. Die Beſchwerde des Prozeßbevollmächtigten der Klägerin 
verlangte Erhöhung auf 1000 . Die Beſchwerde wurde zugelaſſen. Aus 
den Gründen: 

„Die Beſchwerde iſt als Ferienſache zu behandeln. Im GerVerſGeſetz iſt 
allerdings nicht beſtimmt, daß die Wertfeſtſetzung Ferienſache ſei. Nach § 204 
GWG. in der Faſſung der Novelle v. 1. Juni 1909 find aber die Ferien ohne 
Einfluß auf das Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren. Die Streitwertfeſtſetzung bildet 
nun die Grundlage für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ Verfahren; eine abſchließende 
Entſcheidung über die Höhe der der einen Partei von dem Gegner zu erſtattenden 
Prozeßkoſten kann nicht erfolgen, ſolange nicht die Höhe des Streitwerts end- 
gültig beſtimmt iſt. Soll daher die Koſtenfeſtſetzung in den Ferien möglich 
ſein, ſo muß auch die Wertfeſtſetzung in den Ferien erfolgen können. Unerheb⸗ 
lich iſt dabei, daß die Klägerin im vorliegenden Fall die Koſten bis zum 1. No⸗ 
vember geſtundet hat; dieſer Umſtand hindert ſie nicht, ſofort die Koſten feſt⸗ 
ſetzen zu laſſen und folgeweiſe darf er auch die Wertfeſtſetzung nicht ver⸗ 
zögern. — — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Ferienſen.) v. 25. Juli 1916. H. w. Kl. 

40 1. 16. K—n. 


238. Sur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene 
Anwälte haften geſamtſchuldneriſch nur auf dem Berufsgebiet. 


Vgl. 70 Nr. 132. 
RAD. $ 28; BGB. 425. 


Der Kläger forderte von den drei Beklagten, die früher in M. gemein- 
ſchaftlich den Anwaltsberuf ausübten, als Geſamtſchuldnern Schadenerſatz 
mit der Begründung, daß er im Jahre 1909 durch fahrläſſig falſche Auskünfte 
des — ſoweit hier in Betracht kommend — Beklagten M. zur Gewährung 
von Darlehn an die Eheleute Gr. beſtimmt worden ſei, die über Mittel zur 
Rückzahlung nicht verfügten. — Das Oberlandesgericht hob auf die Berufung 
des Klägers das klagabweiſende Urteil des Landgerichts auf und erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die Reviſion des Beklagten 
mit der Reviſion den Antrag, das angefochtene Urteil, ſoweit es ſie betraf, 
aufzuheben und die Berufung des Klägers zurückzuweiſen. Es wurde dieſem 
Antrage gemäß erkannt. Aus den Gründen: 
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„— — — Unbeſtrittenermaßen bot der Ingenieur Gr. dem Kläger, 
als er ihn um die Gewährung eines Darlehns von 8000 „K erſuchte, die Geſchäfts⸗ 
anteile als Sicherheit an, mit denen er und ſeine Ehefrau an der Internat. 
Reklamegeſellſchaft m. b. H. in C. beteiligt waren. Wegen der Einholung von 
Auskünften über die Sicherheit verwies Gr. den Kläger an die Kanzlei der 
Beklagten, denen er für einen von ihm gegen die Reklamegeſellſchaft geführten, 
damals noch ſchwebenden Rechtsſtreit Vollmacht erteilt hatte. Bei der Rück⸗ 
ſprache, die auf dieſe Veranlaſſung hin der Kläger mit dem Beklagten M. 
nahm, erklärte er dieſem, er mache das Geſchäft mit den Gr. ſchen Eheleuten 
nur, wenn es ohne Riſiko ſei. Die Aufſchlüſſe, welche ihm hierauf M. gab, 
waren inſofern unrichtig, als M. in bezug auf die Reklamegeſellſchaft ver⸗ 
ſicherte, daß ſie gut ſei, und als er dem Kläger keine Mitteilung davon machte, 
daß Gr., abgeſehen von der Beteiligung an dieſem Unternehmen, vermögens⸗ 
los ſei. Das Ber.⸗Gericht nimmt nun an, daß durch die Inanſpruchnahme und 
die Erteilung der Auskunft ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien 
begründet worden ſei, auf Grund deſſen die Beklagten für die ſchuldhaft falſche 
Raterteilung eines jeden von ihnen als Geſamtſchuldner zu haften hätten, 
und zieht hieraus die Folgerung, daß die andern beiden Beklagten die von M. 
verſchuldeten unrichtigen Angaben vertreten müßten. Dieſe Beurteilung des 
Sachverhalts wird der beſonderen Lage des Falles nicht gerecht. 

In dem Urteil RGeEntſch. 85, 306 (in Seuff A. 70 Nr. 132) iſt allerdings 
dargelegt worden, daß zwei Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſamen Berufs— 
ausübung vereinigt haben, als Geſamtſchuldner für den Schaden haftbar 
ſind, der durch das Verſchulden des einen von ihnen der Partei-erwachſen iſt, 
die fie mit der Wahrnehmung ihrer Rechte betraut hat. Dieſer Rechtsgrund— 
ſatz kommt jedoch dem Kläger nicht zuſtatten. Wie ſich die gemeinſchaftliche 
Betätigung der mehreren miteinander verbundenen Anwälte auf das Berufs⸗ 
gebiet beſchränkt, ſo kann die in ihr zu erblickende Kundgebung an das Publikum 
nur dahin verſtanden werden, daß ſie ſich zu gemeinſchaftlichen Dienſtleiſtungen 
innerhalb der Grenzen des Anwaltsberufs erbieten. Wenn und ſoweit daher 
einer der Anwälte eine Auskunft unter Überſchreitung dieſer Grenzen erteilt, 
greift zwar nach Befinden eine vertragliche Haftung des Auskunfterteilenden 
ſelbſt, nicht aber auch der mit ihm verbundenen Anwälte Platz, die durch 
eine ſolche Betätigung ihres Berufsgenoſſen in Vertragsbeziehungen zu dem 
Auskunft Begehrenden überhaupt nicht treten. Die falſchen Angaben M.s 
betrafen aber lediglich Verhältniſſe, die dem wirtſchaftlichen, nicht dem Rechts- 
gebiet angehören, deren Aufklärung auch nicht einmal durch die Beantwortung 
von Vorfragen rechtlicher Art bedingt war oder in einem ſonſtigen inneren 
Zuſammenhange mit den Aufgaben eines rechtskundigen Beraters ſtand. 
Mit Unrecht weiſt der Kläger demgegenüber darauf hin, daß M. im Namen der 
beiden andern Beklagten dem Kläger gegenüber die Verpflichtung übernommen 
habe, kraft der ihnen von den Gr.ſchen Eheleuten zu erteilenden General⸗ 
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vollmacht über deren Geſchäftsanteile an dem Cler Unternehmen, ſoweit es 
die Sicherung der Darlehnsanſprüche des Klägers erfordert, zu verfügen, 
alſo wirtſchaftliche Intereſſen des Klägers wahrzunehmen. Selbſt wenn M. 
zur- Übernahme einer ſolchen Verpflichtung von den beiden andern Beklagten 
ermächtigt war oder dieſe die Eingehung der Verpflichtung nachmals genehmigt 
haben, ſchließt weder das eine noch das andre zugleich eine Einverſtändnis⸗ 
erklärung der beiden Anwälte mit der Erteilung von Auskünften wirtſchaft⸗ 
licher Art durch M. in ſich. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Mai 1916. v. P. u. Gen. (Bkl.) 

w. Th. (OLG. München). III. 47/16. 


239. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger 
Pachtvertrag mit ſteigendem Pachtzins wirkſam angefochten ſei, 
f Rückgabe der geleifteten Sicherheit und auf Herausgabe der ein⸗ 
gebrachten Sachen. 
ZPO. 88 5. 6. 8; GKG. §§ 9. da. 


Die Kläger haben den mit der Beklagten geſchloſſenen Pachtvertrag über ein 
Kurhaus, in welchem der Pachtzins für das 1. Jahr auf 8000 , für das 2. 
auf 10000 % und für das 3. Jahr auf 12000 % feſtgeſetzt war, wegen Irr⸗ 
tums angefochten. Sie beantragten die Feſtſtellung, daß das Pachtverhältnis 
nicht mehr beſtehe und Verurteilung der Beklagten zur Herausgabe der von 
ihnen geleiſteten Sicherheit und Freigabe der eingebrachten Sachen. 

Durch Beſchluß des Landgerichts zu W. iſt der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf 30482 % feſtgeſetzt worden. Die Beſchwerde der Kläger richtet 
ſich dagegen, daß 

1. der Wert des einjährigen Pachtzinſes mit 10482 4 angenommen 

worden iſt, welcher Betrag dem auf ein Jahr berechneten Durchſchnitts⸗ 
wert der ganzen noch laufenden Mietzeit entſpricht, und daß 

2. die mit der Klage geltend gemachten Anſprüche auf Feſtſtellung der 

Auflöſung des Pachtverhältniſſes, Herausgabe der geleiſteten Sicher⸗ 
heit und Zuſtimmung zur Wegnahme der von den Pächtern einge⸗ 
brachten Gegenſtände als „mehrere“ geltend gemachte Anſprüche 
mit 10482 4 + 10000 % + 10000 4 = 30482 1 zuſammengerechnet 
worden ſind. 
Die Beſchwerdeführer wollen nur den für das laufende 1. Jahr ver⸗ 
einbarten Pachtzins von 8000 % als Streitwert anerkennen und die Werte 
der Sicherheit und der eingebrachten Sachen außer Berechnung gelaſſen 
haben, weil es ſich dabei lediglich um die Sicherſtellung der geltend gemachten 
Forderung durch vertragliches und geſetzliches Pfandrecht handle. 

Wegen des erſten Punktes iſt die Beſchwerde nicht begründet. 

Nach §9 GKG. ſind für die Wertberechnung die Vorſchriften der §88 3 
bis 9 ZPO. mit den dem 89 GK G. nachſtehenden Beſtimmungen maßgebend. 
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Während in §8 ZPO. beſtimmt iſt, daß bei dem Streit über das Beſtehen 
oder die Dauer eines Pacht⸗ oder Mietverhältniſſes der Betrag des auf die 
geſamte ſtreitige Zeit fallenden Zinſes und, wenn der 25 fache Betrag des ein⸗ 
jährigen Zinſes geringer iſt, dieſer Betrag für die Wertberechnung entſcheidend 
iſt, gilt hinſichtlich der Gebührenberechnung der §S ga GKG., wonach für einen 
längeren als einjährigen Zeitraum der Wert auf den Betrag des einjährigen 
Zinſes zu berechnen iſt. Dieſe letztere Beſtimmung ſetzt alſo voraus, daß der 
Streit ſich auf einen längeren als einjährigen Zeitraum erſtreckt, und ordnet die 
Berechnung des „einjährigen“ Zinſes an und nicht die Berechnung des Miet⸗ 
zinſes für das „laufende erſte Jahr“. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht daher 
ſchon gegen die Auslegung der Beſchwerdeführer. Aber auch die Vergleichung 
mit den Beſtimmungen in Abſ. 2 und 3 des § 9a ergibt, daß der Geſetzgeber 
in allen Fällen des $ 9a davon ausgegangen iſt, daß bei künftigen Bezügen von 
wechſelnder Größe der Jahresbetrag nach einem Durchſchnittsmaßſtabe feſt⸗ 
zuſtellen iſt (Rittmann GG? zu § 9a Bem. 5 Abſ. 2). 

Wegen des zweiten Punktes iſt dagegen die Beſchwerde begründet. 

Die Parteien haben darüber geſtritten, ob das Pachtverhältnis aufgelöſt 
ſei und daher keine Forderung mehr beſtehe, für welche die Sicherheit und die 
eingebrachten Sachen hafteten, deren Herausgabe gefordert wird. Die Forde⸗ 
rungen der Kläger auf Feſtſtellung der erfolgten Auflöſung des Vertrages, 
Herausgabe der Sicherheit und Zuſtimmung zur Wegnahme der Sachen 
betreffen wirtſchaftlich denſelben Gegenſtand und ſind daher nicht „mehrere“ 
zuſammenrechenbare Anſprüche i. S. des § 5 ZPO. Vielmehr kommt nach 
§6 3PO. nur der Betrag der Forderung oder der Wert der Sicherheit und 
des Eingebrachten (des Pfandes), wenn dieſer geringer iſt, in Betracht, nicht der 
Betrag der Forderung und der Wert des Pfandes; 

RGeEntſch. 31, 386; JW. 1894, 2601; 96, 2702; Gruchot 54, 168; Wach 1, 387 Anm. 

67; Stein ZPO. 11 zu $6 Bem. II, 3 und zu $5 Bem. I Abi. 3. 

Hiernach war unter Abänderung des angefochtenen Beſchluſſes der Wert 
des Streitgegenſtandes auf 10482 , feſtzuſetzen, im übrigen aber die Be⸗ 
ſchwerde zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 18. Mai 1916. K. w. S. 

3 W. 45/16. Cr. 


240. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall eines Hoſtenanſpruchs“ 
und einer Arreſtſicherheit.““ 
“Bol. 59 Nr. 93 m. N.; auch 70 Nr. 145 S. 265. — gl. 50 Nr. 226; auch 51 Nr. 245 
m. N.; 52 Nr. 280. N 
ZPO. $8 23. 91. 923. 


Das Landgericht hat aus einem doppelten Grunde angenommen, daß 
ſich hier (in Hamburg) Vermögen des Beklagten befinde und das Gericht daher 
nach § 23 ZPO. zuſtändig ſei, einmal, weil der Beklagte im Vorprozeß der 
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Parteien ein obſiegliches Teilurteil gegen den Kläger erwirkt und damit, 
wenn darin auch nicht über die Koſten entſchieden ſei, einen Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch gegen den Kläger erlangt habe, ſodann, weil zur Aufhebung eines 
vom Kläger gegen den Beklagten erwirkten Arreſtes von dieſem hier ein Betrag 
von 85 / hinterlegt ſei, der vereinbartermaßen an Stelle der beſchlagnahmten 
Ware treten ſollte. In beiden Punkten iſt dem Landgericht zuzuſtimmen. 

Wann der obſiegenden Partei auf Grund der Vorſchrift des Geſetzes 
über die Koſtentragung (ZPO. $ 91) ein gegenwärtiges poſitives Recht auf 
Koſtenerſtattung gegen die unterliegende Partei derart entſtehe, daß es als 
ein Vermögensgegenſtand i. S. des 8 23 ZPO., und nicht etwa bloß als eine 
Ausſicht oder Anwartſchaft, anzuſehen ſei, erſcheint zweifelhaft und iſt ſtreitig 
(vgl. Gaupp⸗Stein Vorbem. II“ vor $I1 ZPO.). Ohne weiteres darf ange⸗ 
nommen werden, wie in dem vom Beklagten angeführten Urteile dieſes Ge⸗ 
richts (OL GRſpr. 6, 374 a) erörtert iſt, daß mit der Erhebung einer Klage vor 
Erlaſſung eines Urteils nur die Möglichkeit eines Anſpruchs auf Koſtenerſtattung 
gegeben iſt. Fraglich dagegen erſcheint es, ob, wie dasſelbe Urteil, ferner der 
Beſchluß desſelben Gerichts in HanſG Z. 1902 Beibl. 228 und mehrere Urteile 
des Reichsgerichts (bei Gaupp⸗Stein a. a. O. Anm. 32. 33) verlangen, ſchon 
ein in Koſtenerſtattung verurteilendes, und wie einige meinen ſogar vorläufig 
vollſtreckbares Erkenntnis vorliegen müſſe, um das gedachte Vermögensrecht 
zu begründen. Das Landgericht nimmt das nicht an, ſondern hält ſchon das in 
der Hauptſache ohne Koſtenentſcheidung ergangene und rechtskräftig gewordene 
Teilurteil für ausreichend, um ein Recht auf Koſtenerſtattung als Vermögens⸗ 
objekt zu ſchaffen. Für dieſe Auffaſſung ſpricht, daß jetzt ſchon alle geſetzlichen 
Vorausſetzungen vorliegen, welche das Gericht nötigen, die aus formellen 
rechneriſchen Gründen hinausgeſchobene Koſtenentſcheidung zu erlaſſen und 
dem Kläger einen ſeinem rechtskräftigen Unterliegen mit etwa 1 des Streit⸗ 
werts wenigſtens einigermaßen entſprechenden Koſtenteil aufzuerlegen. Es 
iſt ein tatſächliches Recht des Beklagten, als gegenwärtiger Vermögensgegen⸗ 
ſtand, zur Entſtehung gelangt, dem das Gericht bei der ev. zu beantragenden 
Koſtenentſcheidung gerecht werden muß. Die unumſtößliche Grundlage für 
die klägeriſche Koſtenerſtattungspflicht und den ihr entſprechenden Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch des Beklagten liegt in dem rechtskräftigen Teilurteil vor. 
Der formelle Ausſpruch über die von dem abgewieſenen Kläger unter allen 
Umſtänden zu erſtattenden Koſten erſcheint im Hinblick auf SA ZPO. als eine 
Anerkennung dieſes Rechts, aber begrifflich nicht zur Begründung des Rechts 
erforderlich. Das Gericht iſt keineswegs mehr in der Lage, ſich dieſem Ausſpruch 
zu entziehen. Es ſteht nicht etwa in ſeinem Ermeſſen. Auch nicht etwa nach 
892 Abſ. 2 ZPO., ſelbſt wenn man einen beiderſeitigen Obſieg annehmen 
wollte, da ein Fall der dort dem Gericht gegebenen Befugnis, der einen 
Partei, hier dem Beklagten, die geſamten Prozeßkoſten aufzuerlegen, aus— 
geſchloſſen iſt. Auch die Vorſchrift, daß dem Gegner nur zur zweckentſprechen— 
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den Rechtsverteidigung notwendig aufgewendete Koſten zu erſetzen ſind, 
ſtellt nur die Höhe dieſer Koſten, nicht das Recht an ich ins Ermeſſen des Ge— 
richts. Daß in jedem Anwaltsprozeſſe notwendige Koſten für den Gegner 
entſtehen, verſteht ſich von ſelbſt. Daß dem Beklagten alſo auf Grund des zu 
ſeinen Gunſten erlaſſenen Teilurteils nach §91 ZPO. ein Recht auf Stoften- 
erſatz gegen den Kläger zuſtand, läßt ſich nicht verkennen. 

Auch der andre vom Landgericht angeführte Grund, daß der vom Beklagten 
hier hinterlegte Betrag von 85 Vermögen desſelben darſtelle, welches den 
hieſigen Gerichtsſtand begründe, iſt durchſchlagend. Sollte auch, wie jetzt 
näher angegeben wird, der Betrag ſeitens der Anwälte des Beklagten in ihrem 
Namen hinterlegt ſein und deren Rechnungsverhältnis mit dem Beklagten 
keinen Anſpruch an die ihnen eingeſandte Hinterlegungsſumme für ihn übrig 
laſſen, ſo ändert das nichts an der gegenwärtigen Tatſache, daß ſich hier Ver— 
mögen des Beklagten befindet. Nach der Abſicht des Geſetzes und dem unbe— 
ſtrittenen Einverſtändnis der Parteien tritt die geleiſtete Sicherheit an die 
Stelle des Arreſtgegenſtandes und macht es keinen Unterſchied, ob die Sicher- 
heit vom Schuldner oder von einem Dritten geleiſtet iſt, denn fie ſoll ein Be- 
friedigungsmittel für die im Arreſtverfahren verfolgte Verbindlichkeit bilden 
(RGeEntſch. 34, 356, in Seuff A. 50 Nr. 226). 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1916. K. w. Sch. 

Bf. VI. 335/15. Nö. 


241. Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 
929 ZPO.; 88 269. 270 BG. 


Der in München wohnende Kläger hatte im Auftrag der in A. lebenden 
Eheleute Sch. und ihrer Tochter der letzteren Geſangſtunden erteilt; er klagte 
das dafür geſchuldete noch rückſtändige Honorar beim Landgericht München I 
ein, weil das Stundengeld ſtets in München bezahlt worden und München 
beiderſeitiger Erfüllungsort ſei. — Das Landgericht wies die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit ab; die Berufung des Klägers blieb erfolglos. Aus den 
Gründen: 

„Den geſetzlichen Erfüllungsort beſtimmen 88 269. 270 BGB.; behauptet 
der eine Vertragsteil einen vom geſetzlichen abweichenden Erfüllungsort, 
ſo trifft ihn hierfür die Beweislaſt. Im vorliegenden Rechtsſtreit kommt für 
die Beklagten als geſetzlicher Erfüllungsort A. in Frage. Daß der Kläger ver⸗ 
pflichtet war, die Stunden in München zu geben und anderſeits die Beklagten 
das Honorar auf eigene Koſten und Gefahr an den Kläger zu überſenden 
hatten, ändert am geſetzlichen Erfüllungsort der Beklagten nichts. Daß die 
Streitteile, ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend, München als Erfüllungs⸗ 
ort für die Beklagten vereinbart hätten, dafür liegt keinerlei Nachweis vor; 
es kann dies auch nicht aus der Natur des dem Streit zugrunde liegenden 

Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 10. 30 
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Schuldverhältniſſes oder aus andern Umſtänden geſchloſſen werden. Auch 
eine vom Kläger angeführte Verkehrsgewohnheit, daß Unterrichtsſtunden da 
zu bezahlen ſeien, wo ſie genommen werden, würde nur für den ohnehin ge⸗ 
ſetzlich geregelten Beſtimmungsort für Zahlungen ſprechen, der aber nicht dem 
Erfüllungsort gleichſteht. Es hat daher auch auf den in dieſer Hinſicht ange⸗ 
botenen Sachverſtändigenbeweis nicht weiter anzukommen (§ 270 BGB.). 
Die Feſtſetzung eines einheitlichen Erfüllungsorts im Wege des Vertrages 
iſt ſohin nicht erwieſen (RGEntſch. 65, 332). 

Das Landgericht hat demnach gemäß § 29 ZPO. und 88 269. 270 BGB. 
mit Recht angenommen, daß die Einrede der mangelnden örtlichen Zuſtändig⸗ 
keit begründet iſt, und die Klage e ES weshalb auch die 
Berufung zurückzuweiſen war. — — 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 11. März 1916. Sch. w. Sch. 

L. 36/16. F—z. 


242. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner 
von der Schuld freid 


Vgl. 61 Nr. 70; 63 Nr. 54. 
ZPO. 5 829 Abſ. 3; BGB. $$ 407. 1275. 


Wegen einer vollſtreckbaren Forderung von 300 M ließ der Kläger am 
29. Sept. 1913 durch Gerichtsvollzieher Gr. ſeinen Schuldnern, den Ehe⸗ 
leuten M., und deren Mieter K. die Benachrichtigung von der bevorſtehenden 
Pfändung der Mietzinsforderung zuſtellen. Der Ger.⸗Vollzieher traf K., 
der verreiſt war, nicht an, wohl aber die Vermieterin Frau Mi.; er ſtellte aber 
die Benachrichtigung an K. nicht dieſer, ſondern durch Niederlegung bei der 
Poſt zu. Am 1. Oktober ſandte K. ohne Kenntnis von dem Zahlungsverbot 
den Mietzins im Betrage von 60. an Frau M. ein. Am 15. Oktober erwirkte 
der Kläger einen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß bezüglich der Miet- 
zinsforderung, deſſen Zuſtellung am 20. desſ. Mon. erfolgte. Der Kläger 
erhob dann Klage auf Zahlung der 60 % gegen K., wurde aber vom Amts⸗ 
gericht und vom Landgericht abgewieſen, weil die Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
verbots nicht den geſetzlichen Vorſchriften entſpreche. Jetzt beanſpruchte er 
wegen dieſer ſchuldhaften Amtspflichtverletzung des Ger.⸗Vollziehers vom 
Staat Erſatz ſeines Schadens. — Das Landgericht wies die Klage ab, ſoweit 
ſie auf Erſatz der Koſten der Vorpfändung und der Pfändung gerichtet war, 
und verurteilte im übrigen den Beklagten nach dem Klagantrage. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen; das Reichsgericht hob jedoch auf und 
verwies zurück. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Parteien find darüber einig, daß die Zuſtellung der Benachrichti⸗ 
gung von der bevorſtehenden Pfändung v. 29. Sept. 1913 an den Dritt⸗ 
ſchuldner K. unwirkſam war, weil die Erſatzzuſtellung an die Vermieterin er⸗ 
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folgen konnte und deshalb die Zuſtellung durch Niederlegung bei der Poſt 
nicht zuläſſig war (Z PO. 8182, 8 181 Abſ. 2). — — — Die Reviſion wendet 
ſich auch nicht gegen die Annahme des Ber.⸗ Gerichts, daß der Ger.⸗Vollzieher 
Gr. durch die Vornahme jener Zuſtellung eine ihm, dem Kläger, gegenüber ob⸗ 
liegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt habe. Auch das iſt zu billigen. — — — 

Der Beklagte beſtreitet aber, daß dem Kläger ein Schaden erwachſen ſei, 
mit der Begründung: auch wenn die Zuſtellung ordnungmäßig durch Erſatz⸗ 
zuſtellung an die Vermieterin erfolgt wäre, würde der Drittſchuldner K. am 
1. Okt. 1913 in Unkenntnis der Zuſtellung den Mietzins an die Vermieter ge- 
zahlt und ſich dadurch auch dem Kläger gegenüber befreit haben. Wäre das 
richtig, ſo würde in der Tat ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem 
Verſchulden und dem Schaden zu verneinen ſein, da dem Kläger der Vorteil, 
den er durch die Zuſtellung erlangen wollte, auch bei ordnungmäßiger Zu⸗ 
ſtellung nicht zugefallen fein würde (vgl. das Urteil des erkennenden Senats 
v. 1. April 1913, III. 447/12, Gruchots Beitr. 57, 982). Das Ber.⸗Gericht hat 
aber dieſen Einwand zurückgewieſen. Unter Bezugnahme auf die Ausführungen 
von Fabian in JW. 1914, 451 ff., die nach feiner Meinung durch die Gegen- 
ausführungen von Simon daſelbſt S. 721 ff. nicht entkräftet werden, verneint 
es die in der Rechtſprechung, 

vgl. Urt. des OLG. Hamburg in OLGRſpr. 11, 185 und in SeuffA. 61 Nr. 70, das die 

Anſicht des Ber.⸗Gerichts teilt, anderſeits das eingehend begründete Urteil des 

OLG. Stuttgart in Rſpr. 16, 303 und in Seuff A. 63 S. 79 Nr. 54, 
und in der Rechtslehre ſehr beſtrittene Frage, ob der Drittſchuldner, der in 
Unkenntnis der durch Erſatzzuſtellung erfolgten Pfändung die gepfändete 
Forderung an ſeinen Gläubiger zahlt, dadurch auch dem Pfändungsgläubiger 
gegenüber befreit werde. | 

Dieſe Anſicht wird von dem Beklagten mit Recht bekämpft. Ihm ift zu- 
nächſt darin beizupflichten, daß fie zu unbilligen Ergebniſfen führt und daher 
nur dann der gegenteiligen Meinung vorzuziehen wäre, wenn ſie ſich aus den 
geſetzlichen Beſtimmungen mit Notwendigkeit ergäbe. Nach ihr müßte ein 
Drittſchuldner ſelbſt dann nochmals an den Pfändungsgläubiger zahlen, wenn 
er unmittelbar nach der Erſatzzuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes, zu einer 
Zeit, zu der er von dieſer ohne jedes Verſchulden aller in Betracht kommenden 
Perſonen noch keine Kenntnis erlangt hat, ſeinen Gläubiger befriedigt, z. B. 
wenn die Zuſtellung erfolgt, während er ſich bereits von ſeiner Wohnung oder 
von ſeinem Geſchäftszimmer entfernt hat, um den geſchuldeten Geldbetrag 
ſeinem Gläubiger zu überbringen. Der Schuldner kann nie wiſſen, ob nicht 
eine Pfändung der Forderung im letzten Augenblick erfolgen wird; er dürfte 
daher, wenn er ſichergehen wollte, nur in ſeiner Wohnung oder in ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsräumen, in denen die Zuſtellung gemäß §8 180 ff. der ZPO. zu erfolgen 
hat, Zahlung leiſten, während doch Geldſchulden nach dem BGB. § 270 (vgl. 
Entſch. 78, 137) Bringſchulden ſind. Das Ergebnis, zu dem die Anſicht des 

30. 
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Ber.⸗Gerichts führt, erfcheint daher unannehmbar. Demgegenüber kann man 
ſich auch nicht auf das entgegenſtehende Intereſſe des Vollſtr.-Gläubigers be⸗ 
rufen, denn dieſes iſt weniger ſchutzwürdig als das des an der Zw.-Vollſtreckung 
ſelbſt nicht beteiligten Drittſchuldners, zumal jener auch, da er die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung betreibt, leichter in der Lage iſt ſich zu ſichern als der Drittſchuldner. 
Die zu einem billigeren Ergebniſſe führende Anſicht der Reviſion hat auch 
die geſetzlichen Vorſchriften für ſich. Daß das Pfändungspfandrecht, ſoweit ſich 
nicht aus den Beſtimmungen der Prozeßordnung ein andres ergibt, nach 
8804 3PO. unter den Pfandrechtsvorſchriften des bürgerlichen Rechts ſteht, . 
iſt allgemein anerkannt; | 
vgl. die Motive zur ZPO., 424, zum BGB. 3, 797; RGEntſch. 57, 324; 60, 70; 61, 
Nr. 81 S. 333; JW. 1913, 101. 
Für das Pfandrecht gilt nun aber nach § 1275 BGB. in Verbindung 
mit 8 407 der Satz, daß der Pfandgläubiger einer Forderung eine Leiſtung, 
die der Schuldner nach der Pfandbeſtellung an ſeinen Gläubiger bewirkt hat, 
gegen ſich gelten laſſen muß, es ſei denn, daß der Schuldner das Pfandrecht 
bei der Leiſtung kennt. Darnach iſt die obige Streitfrage zu bejahen, ſofern 
ſich nicht aus andern Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs oder aus der 
Zivilprozeßordnung die Unanwendbarkeit des § 407 auf das Pfändungspfand⸗ 
recht ergibt, und das iſt zu verneinen. Aus der Zivilprozeßordnung könnte nur 
die Beſtimmung des § 829 Abſ. 3 in Betracht kommen, wonach mit der Zu— 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner die Pfändung als be— 
wirkt anzuſehen iſt; ſie regelt aber nur die Entſtehung des Pfändungspfandrechts 
und den Zeitpunkt, in dem dieſes wirkſam wird, ohne etwas über die hier in 
Betracht kommende Frage zu ſagen, worin die Wirkungen beſtehen; dieſe iſt 
durch den bereits erwähnten §804 ZPO. und die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts geregelt. Nun hat allerdings der 1. Zivilſenat des RG. in einem 
Urteil (Entſch. 22, 410, in Seuff A. 45 Nr. 59), bei dem es ſich um die Frage 
der Wirkſamkeit der öffentlichen Zuſtellung eines Pfändungsbeſchluſſes an 
einen ausländiſchen Drittſchuldner handelte, ausgeſprochen: das Weſen der 
Zuſtellung, das grundſätzlich den Einwand des Nichtkennens ausſchließe, 
würde beeinträchtigt werden, wenn man das Nichtkennen der erfolgten öffent— 
lichen Zuſtellung ſeitens des Drittſchuldners für beachtenswert erachten wollte. 
Und auch die 1. und die 2. BGB.⸗Kommiſſion find nach verſchiedenen Stellen 
der Motive (1, 214; 2, 112) und der Protokolle (1, 393 in Verbindung mit 
373; 2, 473 Anm. 2) der Anſicht geweſen, daß nach den Vorſchriften der Zivil— 
prozeßordnung die Zuſtellung, auch eine Erſatzzuſtellung, ſelbſt und nicht die 
Kenntnis von dieſer entſcheidend ſei. In der Zivilprozeßordnung iſt aber 
keine Beſtimmung enthalten, nach der die Zuſtellung die Kenntnisnahme 
von dem Inhalt des zugeſtellten Schriftſtücks allgemein, auch für eine nach 
dem bürgerlichen Recht erforderliche Kenntnis, erſetzt. Mit den Vorſchriften der 
Prozeßordnung ſteht demnach die Anſicht der Reviſion nicht im Widerſpruch. 
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Ebenſowenig ſtehen ihr ſonſtige Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs 
entgegen. Das Ber.⸗Gericht beruft ſich in dieſer Hinſicht im Anſchluß an Fabian 
a. a. O. 453 auf die im § 1275 angezogene Beſtimmung des § 1070 Abſ. 2 
und die entſprechende Vorſchrift des § 2129 Abſ. 2, aus denen der allgemeine 
oder doch im Bereich des $ 1275 geltende Grundſatz herzuleiten ſei, daß, wenn 
gerichtlich angeordnete Verfügungsbeſchränkungen an Forderungen dem Ver⸗ 
pflichteten zugeſtellt ſeien, dieſer ſich nicht mehr darauf berufen dürfe, daß er 
ſie nicht gekannt habe. Der § 1275 ſtellt aber nur für den Fall, daß dem die 
Rechte des Verpfänders verletzenden Pfandgläubiger die Ausübung des 
Pfandrechts durch gerichtliche Anordnung entzogen und einem Verwalter 
übertragen wird (ebenſo wie § 1070 Abſ. 2 und § 2129 Abſ. 2 für gerichtliche 
Anordnungen, die dem Nießbraucher die Ausübung des Nießbrauchs oder dem 
Vorerben die Verwaltung des Nachlaſſes entziehen), die Zuſtellung einer Mit- 
teilung von der Anordnung der Kenntnis von dieſer für die Wirkſamkeit der 
Übertragung gleich. Aus dieſen für eigenartige Fälle getroffenen Sonder⸗ 
vorſchriften läßt ſich keineswegs jener allgemeine Grundſatz, vielmehr eher die 
Anſicht herleiten, daß ſich die Gleichſtellung von Zuſtellung und Kenntnis 
nicht von ſelbſt verſteht und außerhalb dieſer Sonderfälle nicht gilt. Dasſelbe 
läßt ſich von der Vorſchrift des 8 392 im Vergleich mit § 406 jagen, nach denen 
für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung nach der Abtretung der Zeitpunkt der Kennt— 
nis von dieſer, dagegen für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung nach der 
Beſchlagnahme der Zeitpunkt der Beſchlagnahme ſelbſt entſcheidet; aus der 
Unzuläſſigkeit einer Aufrechnung mit einer nach der Beſchlagnahme, aber vor 
der Kenntniserlangung erworbenen Forderung iſt die Wirkungsloſigkeit einer 
in dieſer Zwiſchenzeit erfolgten Leiſtung nicht zu folgern. Endlich iſt auch 
aus § 132 BGB. nichts für die Anſicht des Ber.-Richters zu entnehmen; die 
Zuſtellung erſetzt danach nur das Zugehen einer Willenserklärung, nicht 
deren Kenntnis; daß die im § 407 geforderte Kenntnis des Schuldners von 
der Abtretung durch die Erſatzzuſtellung einer Benachrichtigung von dieſer 
erſetzt werde, beſtimmt der $ 132 nicht. 

Schließlich iſt ein durchſchlagendes Bedenken gegen die Anwendbarkeit 
des 8 107 auf das Pfändungspfandrecht auch nicht aus der Regelung der Be— 
weislaſt in dieſer Beſtimmung herzuleiten. Da die Zuſtellungsvorſchriften 
bedeutende Gewähr dafür bieten, daß der, an welchen die Zuſtellung erfolgt, 
auch alsbald von ihr Kenntnis erlangt, wird der nach § 407 an ſich dem Pfän⸗ 
dungsgläubiger obliegende Beweis der Kenntnis des Drittſchuldners von der 
Pfändung durch eine ordnungmäßige Zuſtellung meiſt als geführt angeſehen 
werden können und der Drittſchuldner darlegen müſſen, daß er ausnahms⸗ 
weiſe keine Kenntnis erhalten habe. | 

Das in dem Vorſtehenden von der Pfändung Geſagte gilt gemäß $ 845 
Abſ. 2 in Verbindung mit § 930 ZPO. ohne weiteres auch von der Ankündi⸗ 
gung der Pfändung des $ 845. 
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Iſt demnach ſchon auf Grund der 88 1275. 407 BGB. anzunehmen, daß 
der Drittſchuldner, der in Unkenntnis der Pfändung oder Vorpfändung an 
ſeinen Gläubiger zahlt, dadurch auch dem Pfändungsgläubiger gegenüber 
befreit wird, ſo bedarf es keines Eingehens auf die von dem Richter ebenfalls be⸗ 
kämpfte anderweitige Begründung dieſes Satzes auf Grund der 88 135 ff. BGB. 

Das Berufungsurteil iſt daher wegen Verletzung der 88 1275. 407 aufzu⸗ 
heben und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.⸗Gericht 
zurückzuverweiſen, weil noch keine Feſtſtellung darüber getroffen iſt, ob wirk⸗ 
lich auch bei ordnungmäßiger Zuſtellung der Drittſchuldner den Mietzins in 
Unkenntnis der Vorpfändung gezahlt und die Vermieterin die Zahlung ange⸗ 
nommen haben würde. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Preuß. Staat (Bkl.) 

w. A. (KG. Berlin). III. 189/15. 


243. Der Eintritt eines Schiedsrichters in den Kriegsdienſt iſt als 
Wegfall i. S. des § 1051 50 O. anzuſehen. 
ZPO. $ 1031. 


Die Parteien hatten einen Schiedsvertrag geſchloſſen, der Antrags- 
gegner hatte den Baudirektor S. zum Schiedsrichter beſtellt. Eine Klage 
auf Zahlung von 11688 „ war vom Antragſteller, wie er behauptet, bereits 
am 10. Juli 1914 beim Schiedsgericht eingereicht worden, das Gericht war 
aber überhaupt noch nicht zuſammengetreten. Der Schiedsrichter S., der 


ſich als Hauptmann der Reſerve a. D. der Heeresverwaltung freiwillig zur 


Verfügung geſtellt hatte, war nämlich nach der Mobilmachung zunächſt Bahn⸗ 
hofskommandant in Harburg geweſen und dann dem Generalgouverne⸗ 
ment in Brüſſel zugeteilt. Der Antragſteller hatte zunächſt den Antrags- 
gegner aufgefordert ($ 1031 ZPO.), binnen einer Woche einen andern 
Schiedsrichter zu beſtellen. Nach fruchtloſem Friſtablauf beantragte er beim 
Landgericht die Ernennung eines Erſatzſchiedsrichters, indem er auf die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 1031. 1032 ZPO. Bezug nahm. — Das Landgericht 
wies den Antrag zurück. Auf die Beſchwerde des Antragſtellers wurde 
dieſer Beſchluß aufgehoben aus folgenden Gründen: 

„Da es ſich nicht um die Ablehnung eines Schiedsrichters handelt, 
kann es dahingeſtellt bleiben, ob S. die Erfüllung ſeiner Amtspflichten als 
Schiedsrichter dadurch „ungebührlich verzögert“ hat, daß er freiwillig in 
den Heeresdienſt eingetreten iſt (8 1032 ZPO.). Es bedarf aber auch keines 
Eingehens darauf, ob in dieſem Verhalten S.s eine Verweigerung der 
Amtsausübung ($ 1031 ZPO.) zu ſehen ſei. Der Schiedsrichter S. iſt 
nämlich als „weggefallen“ zu betrachten ($ 1031 ZPO.). Diejenige Partei, 
welche den Schiedsrichter ernannt hat, hat auf die Aufforderung des Gegners 
binnen einer Woche einen andern Schiedsrichter zu beſtellen, wenn der 
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ernannte Schiedsrichter ſtirbt oder aus einem andern Grunde wegfällt 
oder die Übernahme oder die Ausführung des Schiedsrichteramts verweigert 
(8 1031 3PO.). In allen dieſen Fällen handelt es ſich alſo um Gründe, 
die in der Perſon des zum Schiedsrichteramt Berufenen liegen und die 
Durchführung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens unmöglich machen. Was 
unter „Wegfall“ i. S. dieſer Vorſchrift zu verſtehen iſt, ſagt das Geſetz nicht 
ausdrücklich. Es würde aber auf eine Vereitelung des vom Geſetz erſtrebten 
Zwecks, die Durchführung des Verfahrens tunlichſt zu fördern, hinauslaufen, 
wenn man unter Wegfall nur den dauernden Wegfall anſehen wollte. 
Allerdings bedarf es keiner weiteren Ausführung, daß nicht jede, und ins⸗ 
beſondere nicht jede nur vorübergehende Behinderung des Schiedsrichters 
einen Wegfall darſtellt. Einem Wegfall für das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
kommt es aber gleich, wenn der Schiedsrichter nach Art und Dauer ſeiner 
Behinderung nicht imſtande iſt, ſein Schiedsrichteramt in angemeſſener Zeit 
auszuüben. Ein längeres Warten auf die Behebung dieſes Hinderniſſes 
kann der am Fortgange des Verfahrens intereſſierten Partei nicht zuge⸗ 
mutet werden. 

Im vorliegenden Fall iſt der Schiedsrichter S. ſeit der Mobilmachung 
im Dienſte der Heeresverwaltung tätig, und das ſchiedsrichterliche Verfahren 
iſt deshalb nach der unwiderſprochenen Behauptung des Antragſtellers über⸗ 
haupt noch nicht vorwärts gekommen, obwohl die Klage bereits Anfang 
Juli 1914 eingereicht worden ſein ſoll. Es muß aber damit gerechnet 
werden, daß der Schiedsrichter noch auf lange Zeit hinaus militäriſch ſo 
in Anſpruch genommen ſein wird, daß von ihm ein Tätigwerden als 
Schiedsrichter nicht erwartet werden kann. Jedenfalls fehlt es an jedem 
Anhalt dafür, daß er in abſehbarer Zeit aus ſeiner militäriſchen Stellung 
ausſcheiden wird. Unter dieſen Umſtänden liegt der Fall nicht anders als 
bei einem durch andauernde Erkrankung verhinderten Schiedsrichter, und 
für einen ſolchen Fall wird die Anwendbarkeit des $ 1031 ZPO. allgemein 
bejaht (vgl. z. B. Stein ZPO. 1, Bem. I. 1 zu § 1031).— — —" 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 11. März 1915. R. w. Entw.⸗ 
Verb. St.⸗L. WI. 25/15 Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 190. 


244. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anſpruch auf 
Befriedigung im Konkurſe des Hauptſchuldners. 
Vgl. 69 Nr. 196 m. N. 
KO. 88 67. 68; BGB. $ 774. 
Das Landgericht folgt mit Recht den unwiderlegbaren Ausführungen der 
Verein. Zivilſenate des Reichsgerichts in RGéEntſch. 14, 173 (Seuff A. 41 
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Nr. 323), wonach der Bürge, der den Gläubiger nach der Eröffnung des 
Konkurſes zum Vermögen des Hauptſchuldners teilweiſe befriedigt, am Kon⸗ 
kurſe dann nicht teilnehmen darf, wenn der Gläubiger wegen ſeiner Reſt— 
forderung durch die Konk.-Dividende — wie im vorliegenden Fall — nicht 
voll befriedigt wird. Nicht zutreffend aber iſt es, wenn das Landgericht aus 
den Zuſicherungen, die der Gemeinſchuldner Sch. vor Übernahme der bürg⸗ 
ſchaftweiſe vom Beklagten beſtellten Hypothek dieſem gegeben und die Sch. 
bei ſeinen Vernehmungen als Zeuge bekundet hat, den Schluß zieht, der 
Beklagte könne den Anſpruch auf Befreiung von der Hypothek, weil er auf 
einem beſonderen Verſprechen des Gemeinſchuldners beruhe, im Konkurſe 
ſelbſtändig neben der Forderung der Gläubigerin geltend machen. 

Der Auslegung, die die 88 67. 68 KO. durch die Rechtſpréchung und 
durch die Rechtslehre gefunden haben (vgl. Jaeger KO.?“ 1, 714/715 8 67 
Anm. 5; SächſA. 1907, 390) liegt der Gedanke zugrunde, daß die Konk.-Maſſe 
nicht zwei Gläubiger nebeneinander befriedigen dürfe, von denen der Haupt- 
ſchuldner außerhalb des Konkurſes nur entweder den einen oder den andern 
zu befriedigen hätte. Dieſer Erfolg, der gerade vermieden werden ſoll, würde 
aber auch eintreten, wenn, wie im vorliegenden Fall, der mitverhaftete Bürge 
Beteiligung im Konkurſe wegen ſeines ſelbſtändigen Anſpruchs auf Schuld— 
befreiung beanſpruchen könnte. Auch in einem ſolchen Falle handelt es ſich 
wirtſchaftlich nur um eine einmalige Schuldenlaſt. Der Gemeinſchuldner 
ſchuldet nicht neben ſeiner Schuld an den Hauptgläubiger noch einen be— 
ſonderen Geldbetrag an den Bürgen; vielmehr iſt ſeine Verpflichtung zur 
Schuldbefreiung gegenüber dem Bürgen nur die Kehrſeite ſeiner Schuld 
dem Hauptgläubiger gegenüber; mit der Erfüllung dieſer wird auch jene er⸗ 
füllt, die ihrem Weſen nach garnicht anders als durch Befriedigung des Haupt— 
gläubigers erfüllt werden kann, mit dieſer aber auch von ſelbſt erliſcht. Folge— 
richtig führt denn auch Jaeger a. a. O. aus, daß der Mitverpflichtete auch 
dann nicht im Konkurſe des Hauptſchuldners zuzulaſſen ſei, wenn ſein An— 
ſpruch gegen dieſen auf einem beſonderen Rechtsverhältniſſe beruhe, da eben 
die Forderung des Hauptgläubigers und der Anſpruch des Bürgen auch bei 
Selbſtändigkeit der Entſtehungsgründe den Hauptſchuldner nicht zweimal 
nebeneinander, ſondern nur alternativ belaſten. 

Der Widerſpruch des Klägers gegen die ſtreitige Forderungsanmeldung 
des Beklagten war daher begründet und der Feſtſtellungsklage, deren prozeſ— 
ſuale Vorausſetzungen gegeben ſind, in Beachtung der gegen das klagabwei— 
ſende Urteil eingelegten Berufung ſtattzugeben. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 21. März 1916. K. w. R. 

70. 132/15. 8 —e—. 


I. Bürgerliches Recht. 


245. Zuläffige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung in 
eigenem Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 


Vg. 66 Nr. 20 m. N.; auch 69 Nr. 258 m. N. 
. BGB. 88 398. 675; ZPO. $ 2531. 


Die klagende Firma F. & J. hatte für den Beklagten in den Jahren 
1904 und 1905 Maurerarbeiten ausgeführt, wofür fie angeblich noch 4619,18 .# 
zu beanſpruchen hatte. Der Klagantrag war zunächſt auf Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung an die Klägerin ſelbſt gerichtet, nachdem jedoch vom 
Beklagten geltend gemacht worden war, daß die Klageforderung ſchon vor 
Erhebung der Klage an die Firma L. Pf. in C. abgetreten ſei, beantragte 
Klägerin, den Beklagten zur Zahlung an L. Pf. zu verurteilen. Der Beklagte 
beſtritt die Klageforderung und behauptete außerdem, daß ihm gegen die 
Klägerin noch eine Forderung für gelieferte Zimmerarbeiten zuſtehe. Dieſe 
Forderung war im Konkurſe, der inzwiſchen über das Vermögen der Klä— 
gerin eröffnet worden war, vom Verwalter beſtritten worden; der Beklagte 
erhob deshalb, nachdem der Verwalter in den Prozeß eingetreten war, gegen 
dieſen Widerklage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die von ihm angemel— 
dete Forderung von 583,06 f Hauptgeld und 52,13 .H# Zinſen zu Recht be— 
ſtehe. — Die Klage wurde in den beiden erſten Inſtanzen durch Teilurteil 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber.- 
Gericht zurück. Aus den Gründen: 

„Unſtreitig war die eingeklagte Forderung ſchon vor Erhebung der Klage 
von der Firma F. & J. an die Firma L. Pf. abgetreten. Der jetzt als Kläger 
auftretende Konk.-Verwalter hält ſich aber zur Fortführung des Prozeſſes 
mit dem Antrage, daß die Zahlung nicht an die Konk.-Maſſe, ſondern an 
die Firma L. Pf. erfolgen ſolle, für berechtigt. Nach dem Tatbeſtand 1. In⸗ 
ſtanz hatte er zur Rechtfertigung dieſes Standpunktes geltend gemacht, bei 
der Abtretung v. 18. Februar 1909 ſei mit der Firma Pf. vereinbart, daß 
die Zedentin zur Einziehung der Forderung berechtigt bleiben ſollte, die ein⸗ 
gezogenen Gelder aber demnächſt an die Zeſſionarin abzuführen ſeien. In 
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der Ber.⸗Inſtanz hat der Konk.⸗Verwalter ſeine Klagebefugnis auf eine „Er⸗ 
mächtigung“ von ſeiten der Zeſſionarin geſtützt und behauptet, daß eine ſolche 
Ermächtigung nicht nur bei der Abtretung, ſondern auch ſpäter wiederholt 
erteilt und beſtätigt worden ſei. 

Der Ber.⸗Richter erachtet die Vereinbarung über die Einziehung der 
Forderung durch die Zedentin für nichtig. Er führt aus, Gläubigerrecht und 
Klagerecht könne nicht getrennt werden. Neben dem Forderungsrecht des 
Gläubigers gegen den Schuldner könne das Recht eines Dritten, die Forde⸗ 
rung in eigenem Namen einzuziehen, nicht beſtehen. Das Recht der Ein⸗ 
ziehung in eigenem Namen ſei ein Beſtandteil des Forderungsrechts und 
eine Ablöſung dieſes Beſtandteils ſei unzuläſſig. Übrigens ſei auch prozeß⸗ 
rechtlich die Möglichkeit nicht gegeben, Rechte einem andern zur Einklagung 
in eigenem Namen zu überlaſſen. 

Die Reviſion widerſpricht dieſen Ausführungen. Sie rügt Verletzung 
des § 398 BGB. und wirft dem Ber.⸗Richter vor, daß er den Grundſatz der 
Vertragsfreiheit verkannt habe. Es beſtehe weder materiellrechtlich noch pro⸗ 
zeſſual ein Hindernis, daß jemand eine Forderung abtrete, gleichzeitig ſich aber 
die Einziehung und Abführung der Gelder an den Zeſſionar vorbehalte. 
Keinesfalls könne die Rechtswirkſamkeit einer nach der Übertragung liegen⸗ 
den Inkaſſozeſſion, wie ſie nach Anſicht der Reviſion vom Kläger behauptet 
worden ſei, beanſtandet werden. 

Die rechtliche Auffaſſung des Ber. Richters kann nicht gebilligt werden. 
Anzuerkennen iſt nur, daß eine Verabredung, wonach das Recht der Ein⸗ 
ziehung in eigenem Namen auf den Zeſſionar überhaupt nicht übergehen, 
ſondern dauernd und bedingunglos bei dem bisherigen Gläubiger verbleiben 
ſoll, mit dem Weſen der Abtretung (88 398 ff. BGB.) nicht vereinbar fein 
würde. Daß es ſich hier um einen ſolchen Fall handelte, iſt aber vom Ber.“ 
Richter nicht feſtgeſtellt und auch nicht ohne weiteres anzunehmen. Näher 
liegt vielmehr die Möglichkeit, daß im Anſchluß an die Abtretung oder auch 
ſpäter die Zeſſionarin aus freien Stücken oder auf Wunſch der bisherigen 
Gläubigerin dieſer den Auftrag und die Ermächtigung erteilt hat, die For⸗ 
derung in eigenem Namen, aber für Rechnung der Zeſſionarin einzuziehen. 
So viel ſteht jedenfalls ſchon jetzt feſt, daß der einzuziehende Betrag nicht 
der Zedentin verbleiben ſollte, ſondern an die Zeſſionarin abgeführt werden 
mußte. Daraus ergibt ſich aber, daß es ſich bei der vereinbarten Einziehung 
im weſentlichen um eine Geſchäftsbeſorgung handelte, die dem Intereſſe des 
neuen Gläubigers diente, und gerade dieſer Umſtand hätte zur Prüfung der 
Frage Anlaß geben müſſen, ob die Einziehung der abgetretenen Forderung 
durch die Zedentin in Wirklichkeit nicht ſowohl ein Recht, als vielmehr eine 
Verpflichtung der Zedentin bilden ſollte. Müßte die Frage aber in dem zu- 
letztgedachten Sinne entſchieden werden, ſo könnte offenbar keine Rede davon 
ſein, daß die Willensmeinung der Vertragſchließenden dahin gegangen wäre, 
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die Zedentin ſolle nach wie vor aus eigenem Recht zur Einziehung der For⸗ 
derung befugt fein, ſondern die Sache würde jo liegen, daß an ſich die Bei- 
ſionarin zur Einziehung berechtigt geweſen wäre, und daß die Zedentin die 
Einziehungsbefugnis nur aus der Ermächtigung der Zeſſionarin herleitete, 
alſo deren Recht ausübte. Die Frage, ob es überhaupt möglich iſt, daß jemand 
einen andern ermächtigt, ein Recht des erſteren in eigenem Namen geltend 
zu machen, iſt mit der Reviſion zu bejahen. Durchgreifende Bedenken ſind 
in dieſer Beziehung weder dem materiellen Recht noch der Prozeßordnung 
zu entnehmen (vgl. RGeEntſch. 73, 306, in Seuff A. 66 Nr. 20). 

Da hiernach eine anderweitige Würdigung der getroffenen Vereinbarung 
erforderlich iſt, muß das angefochtene Urteil aufgehoben werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 4. Febr. 1916. F. & J. Konk. 
(Kl.) w. G. (OLG. Caſſel). VII. 368/15. 


246. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; darf 
der Schuldner mit Forderungen an den Scheingläubiger aufrechnend 
BGB. 88 405. 406. 117. 


Nach den in den Einlagebüchern 3688. 4011 und 4014 der Vereinsbank 
D. enthaltenen Eintragungen ſollten im Jahre 1911 für den Mühlenbeſitzer 
Paul W. 3000. 10 000 und nochmals 10 000 % eingezahlt worden fein. Tat⸗ 
ſächlich waren Einzahlungen nicht erfolgt und fanden auch nachträglich nicht 
ſtatt. Auf Grund der in ihrem Beſitze befindlichen drei Bücher meldete die 
Klägerin die darin beurkundeten Forderungen nebſt Zinſen in dem am 4. Jan. 
1912 eröffneten Konkurſe der Vereinsbank als Konk.⸗Forderung an, indem ſie 
geltend machte, daß die Forderung zu Nr. 3688 ſchon vor der Konk.⸗Eröff⸗ 
nung von W. an den Gaſtwirt Kn. und von dieſem an ſie, die beiden andern 
Forderungen zunächſt ebenfalls vor der Konk.⸗Eröffnung von W. und nach⸗ 
her, im Oktober 1912, nochmals von ſeinem Konk.⸗Verwalter an ſie abgetreten 
worden ſeien. Der verklagte Konk.⸗Verwalter der Vereinsbank beſtritt, daß 
die Einlagebücher ordnungmäßig ausgeſtellt, die Forderungen rechtswirkſam 
begründet und übertragen worden ſeien, und rechnete hülfweiſe mit Forde⸗ 
rungen auf, die der Vereinsbank gegen W. und Kn. zuſtehen follten. — Die 
1. Inſtanz ſtellte der Klage entſprechend die ſtreitigen Forderungen als Konk.⸗ 
Forderungen feſt. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen, ebenſo 
ſeine Reviſion. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß durch die Ausſtellung der Ein⸗ 
lagebücher Rechte für W. nicht begründet werden, die darin beurkundeten 
Forderungen vielmehr nur zum Schein beſtehen ſollten. Es lehnt die Be⸗ 
hauptung des Beklagten, W. habe die Einlagen nachträglich machen ſollen, 
als unglaubwürdig ab und erachtet als feſtſtehend, daß die Ausſtellung der 
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Bücher gerade zu dem Zweck erfolgt war, um bei Dritten den Glauben zu 
erwecken, als ob ein Schuldverhältnis bereits beſtehe, und dadurch dieſe 
Dritten zur Hergabe von Geld geneigt zu machen. Damit iſt die Schein⸗ 
natur der beurkundeten Erklärungen gegeben ($ 117 BGB.). 

Das Ber.⸗Gericht nimmt aber mit Recht weiter an, daß der Beklagte 
nach § 405 BGB. der Klägerin den Einwand des Scheins nicht wirkſam ent⸗ 
gegenhalten könne. Die Einlagebücher ſind ordnungmäßig ausgeſtellt. Da 
bei der Abtretung durch W. und Kn. die Einlagebücher im Beſitze der Klä⸗ 
gerin waren und auch nicht dargetan iſt, daß die Klägerin damals den wahren 
Sachverhalt kannte oder kennen mußte, ſo iſt ihre Rechtsſtellung gegenüber 
der Vereinsbank nach 8 405 BGB. zu beurteilen. 

Bezüglich der Forderungen aus den Büchern Nr. 4011 und 4014 nimmt 
das Ber.⸗Gericht mit dem Beklagten an, daß es ſich vor der Konk.⸗Eröffnung 
nur um eine Verpfändung gehandelt habe. Für die Begründung der an— 
gemeldeten Konk.⸗Forderungen kommt daher nur die erſt nach der Eröffnung 
des Konkurſes erfolgte Abtretung vom Oktober 1912 in Betracht, und es 
bedarf der Prüfung, ob dieſer Erwerb die Klägerin zur Konk.-Gläubigerin 
machen konnte ($ 3 KO.). Mit der Erwägung des Ber.⸗Gerichts, daß die 
Forderungen ſchon vor der Konk.-Eröffnung beſtanden, und nur die Perſon 
des Berechtigten wechſelte, iſt die Frage nicht erledigt. Denn die Begrün- 
dung der Eigenſchaft eines Konk.-Gläubigers für denjenigen, an den eine 
Forderung nach der Konk.⸗Eröffnung abgetreten wird, beruht darauf, daß die 
Forderung, die er erwirbt, zur Zeit der Konk.-Eröffnung, wenn auch in der 
Perſon eines Anderen, bereits begründet war. Eine Scheinforderung aber iſt 
nichtig ($ 117 BGB.). Erſt mit der Abtretung an den gutgläubigen Erwerber 
wird die Nichtforderung zur Forderung. Es wäre jedoch unbillig und mit 
der Sicherheit des redlichen Geſchäftsverkehrs nicht verträglich, wenn der⸗ 
jenige, der auf Grund eines vom Gemeinſchuldner vor der Konk.-Eröffnung 
ausgeſtellten und aus der Hand gegebenen Schuldſcheins eine Forderung 
erwirbt, von der Teilnahme am Konk.-Verfahren ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
Die Ausſchließung würde auch dem Zweck des $ 405 widerſprechen. Die 
Vorſchrift beruht auf dem Gedanken, der Scheinſchuldner gebe mit dem 
Schuldſchein ein Schriftſtück aus der Hand, das an jeden Leſer das Anſinnen 
ſtelle, ſeinen Inhalt als ernſtlich gemeint anzuſehen, der Ausſteller müſſe 
deshalb auch dafür einſtehen, daß das Vertrauen des Erwerbers auf die be— 
urkundete Erklärung nicht getäuſcht werde (Prot. 1, 390). Der Erwerber 
nimmt darnach nicht etwa ein Vertragsangebot des Ausſtellers an, ſondern 
er ſoll allgemein ſo behandelt werden, wie wenn die Erklärung vom Schuldner 
ernſtlich abgegeben worden, ein Schuldverhältnis alſo ſchon in dem aus der 
Urkunde erſichtlichen Zeitpunkte entſtanden wäre. Soll $ 405 ſeine Bedeu— 
tung nicht verlieren, ſo muß dieſe Rechtsſtellung des gutgläubigen Erwer— 
bers auch im Konkurſe berückſichtigt werden. Die Forderung beſtand zwar 
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noch nicht als der Konkurs eröffnet wurde, der gutgläubige Erwerber kann 
aber beanſpruchen, ſo behandelt zu werden, als ob ſie damals ſchon beſtanden 
hätte. Das Intereſſe der übrigen Konk.⸗Gläubiger muß gegenüber der zum 
Schutze des redlichen Geſchäftsverkehrs gebotenen Rückſicht auf den gutgläu⸗ 
bigen Erwerber zurücktreten. Der Erwerber einer Scheinforderung befindet 
ſich in einer ähnlichen Lage wie derjenige, der nach 88 932 ff. BGB. beweg⸗ 
liche Sachen von einem Nichteigentümer erwirbt. Die Bedeutung, die im letz⸗ 
teren Fall dem Beſitze der Sache zukommt, hat hier die Vorlegung der Ur⸗ 
kunde, und wie für den Erwerb nach $$ 932ff., unbeſchadet der Vorſchrift in 
87 KO., anzuerkennen iſt, daß trotz $ 15 KO. eine Minderung der Aktiv⸗ 
maſſe eintreten kann (vgl. Jaeger KO. § 15 Anm. 44), ſo kann gegenüber 
§3 KO. die Vorſchrift des 8 405 BGB. zu einer Mehrung der Paffiven führen, 
wenn, wie hier, der Gemeinſchuldner die Schuldurkunde ſchon vor der Stonf.- 
Eröffnung aus der Hand gegeben hat. Die Forderungen, die die Klägerin 
aus den Büchern Nr. 4011 und 4014 ableitet, müſſen daher als Konk.⸗Forde⸗ 
rungen behandelt werden. 

Die Aufrechnung von Gegenforderungen, die der Vereinsbank gegen W. 
zuſtehen ſollen, weil er die Einlagebücher der Beklagten vertragwidrig zu eige— 
nem Nutzen verwendet habe, weiſt das Ber.-Gericht aus dem Grunde zurück, 
weil dieſer Einwand die Geltendmachung von Umſtänden vorausſetze, die 
nach § 405 BGB. dem gutgläubigen Erwerber gegenüber nicht berüdjichtigt 
werden ſollen. Das iſt inſoweit gerechtfertigt, als es ſich um die in den Be I 
ſitz der Klägerin gelangten Bücher handelt. Nach N45 darf die Beeren € > 
der Klägerin nicht entgegenhalten, daß dieſe Bücher nur zum Schein aus N 
geitellt worden find, um Dritte zur Hergabe von Geld zu beſtimmen. Es 
würde der Zulaſſung dieſes Einwandes gleichkommen, wenn die Vereins— 
bank dieſe Tatſache gegenüber der Klägerin dazu benutzen dürfte, um daraus 
Anſprüche gegen W. abzuleiten und durch Aufrechnung mit dieſen die Forde— 
nungen der Klägerin hinfällig zu machen. Die Zurückweiſung des Einwandes 
der Aufrechnung bedeutet daher nicht, wie die Reviſion meint, eine Aus— 
dehnung des § 405, ſondern nur jeine Anwendung auf den vorliegenden be- 
ſonders gearteten Fall. Es würde auch gegen Treu und Glauben verſtoßen, 
wenn in einem Fall der vorliegenden Art der Scheinſchuldner, nachdem die 
beabſichtigte Täuſchung gelungen, die Anſprüche des gutgläubigen Erwerbers 
durch Berufung auf Gegenforderungen gegen den zur Täuſchung mitwirken— 
den Scheingläubiger entkräften wollte. Dieſe letztere Erwägung führt aber 
auch zur Zurückweiſung der Gegenforderungen, die der Vereinsbank gegen 
W. wegen Verwertung andrer Einlagebücher und aus ihrem Kontokurrent⸗ 
verkehr mit W. zuſtehen ſollen. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß § 405 an 
ſich die Aufrechnung mit Gegenforderungen des Scheinſchuldners gegen den. 
Scheingläubiger in den Grenzen des § 406 nicht ausſchließt. Wenn das Ber.⸗ 
Gericht das Gegenteil aus dem Wortlaut des $ 406 („auch dem neuen Gläu⸗ 
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biger gegenüber“) ableitet, weil dieſe Beſtimmungen nur dem Schuldner, der 
von einer Abtretung keine Kenntnis habe, Schutz gewähren, nicht aber ihm 
eine beſſere Stellung verſchaffen ſolle als er vor der Abtretung gehabt hatte, 
und von einer Aufrechnung der Vereinsbank ſchon gegenüber W. keine Rede 
ſein könne, da er keine Forderung gegen die Vereinsbank gehabt habe, ſo 
überſieht es, daß $ 406 nur den regelmäßigen Fall im Auge hat, daß die ab⸗ 
getretene Forderung in der Perſon des Abtretenden rechtswirkſam begründet 
war. Der Grund, weshalb für eine Aufrechnung der Vereinsbank gegenüber 
W. kein Raum war, lag darin, daß dieſem der Einwand des Scheins ent- 
gegengeſetzt werden konnte. Fällt dieſer Einwand nach $ 405 BGB. gegen- 
über dem gutgläubigen Erwerber weg, jo beſteht kein Grund mehr, die Auf- 
rechnung auszuſchließen. Die an ſich zuläſſige Aufrechnung iſt nur deshalb 
zurückzuweiſen, weil ihre Geltendmachung nach den Umſtänden des Falles 
gegen Treu und Glauben verſtößt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Vereinsb. D. Konk. 
(Bkl.) w. Spar.⸗Ver. M. (OL G. Dresden). III. 244/15. Auch in RG⸗ 
Entſch. 87 Nr. 97 S. 420. 


. Auslegung des Art. 4 Reichsgeſ. v. 8. Juni 1915 zur 
e der Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzinsforderungen. 


7 2 ar 8 573; w G. $ 57; Reichsgeſ. v. 8. Juni 1915. 

Über das Ter J.⸗Straße 28 in Hamburg war am 13. Juli 1915 
die Zw.⸗Verwaltung angeordnet worden. Der Beklagte war der Zwangs- 
verwalter. Dem Kläger waren am 1. März 1915 die Mieten des Grund⸗ 
ſtücks abgetreten. Die Parteien ſtritten darüber, ob die Mieten für die Zeit 
vom 1. Oktober 1915 bis 1. Januar 1916 auf Grund einer Abtretung dem 
Kläger gebührten. Der Beklagte ſtand auf dem Standpunkt, daß nach dem 
am 20. Juni 1915 in Kraft getretenen Reichsgeſetz zur Einſchränkung der 
Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen v. 8. Juni 1915 die Ab⸗ 
tretung der Mieten über den 1. Oktober 1915 hinaus unwirkſam ſei. Der 
Kläger glaubte demgegenüber aus der Übergangsbeſtimmung des Art. 4 
jenes Geſetzes entnehmen zu können, daß vorliegendenfalls noch das bis- 
herige Recht maßgebend ſei, wonach er bis zum 1. Januar 1916 auf die Mieten 
Anſpruch machen könne. Er klagte auf Feſtſtellung dieſes Rechts. In der Ber.- 
Inſtanz wurde der Klage ſtattgegeben. Aus den Gründen: 

„Wie die im Art. 4 Reichsgeſ. v. 8. Juni 1915 enthaltene Übergangs- 
beſtimmung zu verſtehen ſei, iſt zweifelhaft und ſtreitig. Das Landgericht 
legt ſie dahin aus, daß mit dem Ablauf des dem Inkrafttreten des Geſetzes 
folgenden Vierteljahres, alſo mit dem 30. September 1915, die Vorſchriften 
des bisherigen Rechts ganz außer Kraft treten und von da an nur die neuen 
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Beſtimmungen gelten ſollten. Dem vermag das Ber.⸗Gericht nicht beizu⸗ 
treten. Daß der Wortlaut des Art. 4 mit der landgerichtlichen Auslegung 
vereinbar iſt, mag zugegeben werden. Entſcheidend aber ſpricht gegen eine 
derartige Auslegung, daß der Artikel dann überflüſſig und zwecklos wäre. 
Das Ber. ⸗Gericht ſchließt ſich daher der, insbeſondere von Stillſchweig in 
JW. 1915 Nr. 12. 16. 21.; Hallbauer daſ. Nr. 18; Kretſchmar in Zeitſchr. f. 
Rechtspfl. 1915 Nr. 14, und Mittelſtein im Recht 1915 Nr. 15 vertretenen 
gegenteiligen Auffaſſung an. Der Art. 4 ſagt nicht, daß die vorgeſetzlichen 
Vorausverfügungen nur bis zum 30. Sept. 1915 wirken, ſondern daß für 
die Frage, welche Wirkung ſie haben, in der bis zum 30. Sept. 1915 dauern⸗ 
den Übergangszeit das alte Recht zugrunde zu legen iſt. Das heißt m. a. W.: 
die Vorausverfügung ſoll in der Übergangszeit dieſelbe Wirkung haben wie 
wenn das neue Recht noch nicht beſtände (Hallbauer a. a. O.). 
Darnach iſt dem Klaganſpruch zu entſprechen.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) K. w. Pf. Bf. VI. 66/16. Nö. 


248. Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäklervertrag. 
(Vgl. 45 Nr 13.) 
BGB. $$ 652. 158. n 

Die in den Schlußnoten v. 1., 4. und 8. März 1915 wiedergegebenen 
Geſchäftsabſchlüſſe der Beklagten als Verkäuferin von amerikaniſchem Schmalz 
ſind durch die Vermittlung der klagenden Maklerfirma zuſtande gekommen. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob Klägerin nach dem Wortlaut der Abſchlüſſe 
in Verbindung mit den vorliegenden Tatſachen die auf 3166,57 „ berech- 
nete Maklergebühr zu fordern berechtigt ſei. Die Schlußnoten enthalten fol- 
gende Beſtimmung: „Für dieſe Partie iſt die Ausfuhrerlaubnis bereits er⸗ 
teilt. Sollte indeſſen wider Erwarten die Ausfuhr unmöglich ſein, ſo iſt dieſer 
Abſchluß aufgehoben“. Die Beklagte hat alſo ausdrücklich eine Haftung dafür 
abgelehnt, daß es möglich ſein werde, die Ware nach Deutſchland auszuführen. 
Daß die Verſendung der Ware nach Deutſchland infolge eines ſchwediſchen 
Ausfuhrverbots unmöglich geworden iſt, iſt unter den Parteien nicht ſtreitig. 

Nicht zu billigen iſt die Annahme der Klägerin, daß die Abſchlüſſe über⸗ 
haupt an keine Bedingung im Rechtsſinne geknüpft geweſen ſeien. Fraglich 
kann vielmehr nur ſein, ob eine aufſchiebende oder eine auflöſende Bedin⸗ 
gung anzunehmen ſei. Wenn die von der Bedingung abhängig gemachte 
Wirkung erſt mit dem Eintritt der Bedingung eintreten ſoll, jo liegt nach $ 158 
BGB. eine aufſchiebende Bedingung vor, während eine auflöſende Bedingung 
anzunehmen iſt, wenn mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung des 
Rechtsgeſchäfts endigt. Daran, ob die Geſchäftsabſchlüſſe, die ja zweifellos 
zuſtande gekommen ſind, auch ſchon in Wirkung getreten waren, könnte 
gezweifelt werden. Bei Annahme einer aufſchiebenden Bedingung, die in 
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dieſem Falle nicht eingetreten wäre, hätte Klägerin nach der Vorſchrift des 
§ 652 BGB. einen Maklerlohn noch nicht verdient. Mit Rückſicht auf den 
Wortlaut der in Frage kommenden Beſtimmung ſoll indeſſen mit dem Land⸗ 
gericht und zugunſten der Klägerin davon ausgegangen werden, daß eine auf- 
löſende Bedingung vorliegt. Damit iſt jedoch für die Klägerin noch nichts 
gewonnen. Aus der Faſſung des $ 652 BGB. kann nicht geſchloſſen werden, 
daß bei Feſtſetzung einer auflöſenden Bedingung der Maklerlohn immer ge⸗ 
fordert werden könne, gleichviel, ob die Bedingung eintritt oder nicht (vgl. 
Motive zum BGB. 2, 513); die herrſchende Meinung geht vielmehr dahin, 
daß mit dem Eintritt der auflöſenden Bedingung der Anſpruch auf Makler⸗ 
lohn hinfällig werde; . 
vgl. Planck zu $ 652; Staub HBG. Anm. 30 vor $ 93; Staudinger zu $ 652 BGB.; 
Ritter HGB. § 93 S. 143; dagegen Dernburg B. R. II 2, 486/487; Han: G3. Hptbl. 
1915 Nr. 155; Komm. von RGRäten zu § 652 S. 609 unten. 
Aber auch auf dieſe äußerſt beſtrittene Frage ſoll nicht näher eingegangen 
werden. Sie läßt ſich wohl überhaupt nicht in der Weiſe entſcheiden, daß 
eine für alle Fälle gleichbleibende und maßgebliche Regel aufgeſtellt werden 
könnte, weil es im weſentlichen auf die begleitenden Umſtände und insbeſon⸗ 
dere darauf ankommt, wie die gerade ſtreitenden Teile ſelbſt über den Makler⸗ 
vertrag gedacht haben. Die Beklagte, Verkäuferin der Ware, iſt ebenſo wie 
die Käuferin davon ausgegangen, daß ſich der Ausführung der Ware ein 
Hindernis nicht entgegenſtellen werde. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß Be— 
klagte den Maklerlohn auch für den Fall hätte bewilligen wollen, daß der 
Geſchäftsabſchluß wegen eines Ausfuhrverbots aufgehoben werden würde. 
„Die klagende Maklerfirma, welche die Schlußnoten ſelbſt verfaßt hat, kann 
ſich nicht darauf berufen, daß ihr der Maklerlohn nach der Verabredung auch 
im Fall der Aufhebung des Abſchluſſes gezahlt werden ſollte. Dieſen Fall hat 
Klägerin offenbar garnicht in Erwägung gezogen. Unter dieſen Umſtänden 
iſt der landgerichtlichen Entſcheidung darin beizupflichten, daß Klägerin nach 
der herrſchenden Verkehrsanſchauung den Mallerlohn nicht verdient hat. 


Die Berufung war demnach zu verwerfen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 27. Juni 1916. H. (Kl.) w. 


G. & Co. Bf. III. 484/15. | B. 


249. Begründung der Rückforderung einer Fahlung auf einen 
anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 
BOB. § 812. 781. 

Die erhobene Klage ſtützt ſich auf ungerechtfertigte Bereicherung (8812 
BGB.). Der Kläger hat Zahlungen an die Beklagte geleiſtet zur Tilgung 
eines ihr angeblich gegen ihn zuſtehenden Schadenerſatzanſpruchs; er fordert 
dieſe jetzt in Höhe von 6000 „ zurück. Der Kläger gibt zu, daß er der Be— 
klagten durch Entwenden von Fett, alſo durch unerlaubte Handlung, einen 
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Schaden zugefügt hat; er meint aber jetzt, der Schaden ſei nicht ſo hoch ge- 
weſen wie die von ihm als Erſatz gezahlten Beträge. 

Nach Entdeckung der Straftat hat der Kläger ſich in einer Urkunde v. 
16. Dez. 1913 ſchuldig bekannt, die Beklagte vom Jahre 1909 an um min- 
deſtens 25000 Pfund Fett im Wert von 13500 % beſtohlen zu haben. Er 
hat dieſen Betrag am folgenden Tage bar an die Beklagte ausgezahlt, dem⸗ 
nächſt hat er noch weitere 1000 % für entgangene Zinſen bezahlt. Die Rück⸗ 
forderung ſtützt er jetzt darauf, daß er die in der Urkunde v. 16. Dez. 1913 
enthaltene Anerkenntniserklärung wegen widerrechtlicher Drohung und weſent— 
lichen Irrtums anficht und daß er darzulegen verſucht, die der Schadenberech— 
nung v. 16. Dez. 1913 zugrunde liegenden Schätzungen ſeien unrichtig ge- 
weſen. Indes kann es dahingeſtellt bleiben, ob eine Anfechtung des Schuld— 
anerkenntniſſes durchgreifen könnte, denn der Kläger hat, als er die 14500 .M 
zahlte, nicht nur den Anſpruch aus dem Anerkenntnis, ſondern vor allem den 
Anſpruch aus der unerlaubten Handlung tilgen wollen und getilgt. 
| Die Urkunde v. 16. Dez. 1913 enthält nur eine nähere vertragmäßige 

Feſtlegung des Mindeſtbetrags des vom Kläger der Beklagten zugefügten 
Schadens. Ausdrücklich hat ſich die Beklagte in der Urkunde weitere Schaden— 
erſatzanſprüche für den Fall vorbehalten, daß ſie von ihrem Beſtehen ſich 
überzeugen würde. Es iſt alſo durch die Urkunde nicht eine völlig neue Grund— 
lage des Anſpruchs in dem Sinne geſchaffen, daß durch die Anerkenntnis— 
erklärung der Anſpruch aus der unerlaubten Handlung aufgehoben oder be— 
friedigt wäre, ſondern durch das Schuldanerkenntnis wurde lediglich ſichernd 
und konkurrierend ein weiterer in ſich ſelbſtändiger Anſpruch geſchaffen, der 
neben den Anſpruch aus der unerlaubten Handlung trat. Zahlte alſo der 
Kläger die anerkannte Schadenerſatzſumme, ſo tilgte er zwei nebeneinander 
beſtehende Anſprüche, die auf denſelben Gegenſtand gingen. Ungerechtfertigt 
bereichert durch dieſe Zahlung wurde die Beklagte nur dann, wenn einmal 
das Anerkenntnis unwirkſam war und wenn weiter der Anſpruch aus der 
unerlaubten Handlung nicht in der angenommenen Höhe beſtand. Der 
Kläger, der das Fehlen einer wirkſamen Verbindlichkeit als den Rechts— 
grund ſeiner Bereicherungsklage nach $ 812 BGB. zu beweiſen hat (sgl. 
Komm. von RGRäten Anm. 11 zu 8812 BGB.), muß daher, um mit der 
Klage durchzudringen, nicht bloß das Anerkenntnis aus dem Wege räumen, 
ſondern auch beweiſen, daß der Anſpruch aus der unerlaubten Handlung 
nicht in der den gezahlten Beträgen entſprechenden Höhe beſtand. Fehlt es 
hieran, ſo hat der Gläubiger lediglich bekommen, was ihm zukam. 

Dieſen Beweis aber, daß der der Beklagten zugefügte Schaden geringer 
als 14500 „ geweſen ſei, hat der Kläger nicht ſchlüſſig angetreten, und er 
kann ihn, wie ſeine eigenen Erklärungen ergeben, nicht führen. — — — 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 29. Febr. 1916. Th. w. V. & E. 

U Il. 231/14. Mn. 
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250. Schadenerſatz wegen Körperverletzung, auch für eine 
Nervenſtörung. 


Vgl. 64 Nr. 7. 
BGB. 85 823. 843. 


— — — Nach den einwandfreien Feſtſtellungen des chirurgiſchen Sach⸗ 
verſtändigen Profeſſors V. kann kein Zweifel daran beſtehen, daß die Schuß⸗ 
verletzung des rechten Beins des Klägers von ziemlich leichter Art war, nur 
die oberflächlichen Weichteile in geringer Ausdehnung beſchädigt hat, und 
daß die Wundheilung bald glatt und ohne Entzündungserſcheinungen von 
ſtatten ging, ſo daß ſchon ſeit geraumer Zeit (etwa Ende November 1912) 
als Dauerfolge der Unfallverletzung ein erheblicher anatomiſch⸗pathologiſcher 
Befund nicht mehr vorliegt. Die unbedeutenden Spuren, welche von der 
Schutzverletzung beim Kläger auch noch jetzt zurückgeblieben ſind, müſſen an 
und für ſich als für ſeine Erwerbsfähigkeit völlig belanglos angeſehen werden. 
Dagegen ſteht nicht minder feſt, daß beim Kläger von der Verletzungsſtelle 
aus bei Bewegungen des rechten Beins, beſonders beim Gehen und Arbeiten 
(hauptſächlich Klopfen mit dem Schuhmacherhammer auf dem Oberſchenkel), 
noch immer unangenehme Empfindungen unbedeutenderer Art ausgelöſt 
werden. Auch dieſe Empfindungen konnten freilich ſeit der Heilung des ver⸗ 
letzten Beines ihrer Natur nach an ſich eine nennenswerte Einſchränkung 
ſeiner Gebrauchsfähigkeit nicht mehr bedingen; trotzdem haben ſie dazu ge⸗ 
führt, daß der Kläger ſich allmählich immer mehr von einem dadurch her⸗ 
vorgerufenen Gefühl der Schwäche und Unbeholfenheit des verletzten Beins 
beherrſchen ließ und ſo ſchließlich zu der Überzeugung gelangte, nicht nur nicht 
mehr ohne Stock gehen, ſondern namentlich auch keine Schuhmacherarbeiten 
mehr verrichten zu können, bei welchen das verletzte Bein weſentlich in An- 
ſpruch genommen werden muß. Trotz mancher offenbarer Übertreibungen 
hatten ſomit die erwähnten Beſchwerden des Klägers immerhin doch auch 
einen tatſächlichen Grund, und ſie haben in der Tat bis zur förmlichen Nerven⸗ 
erkrankung des Klägers mit der Folge einer ganz erheblichen Schwächung 
ſeiner Willenskraft geführt, die auch gegenwärtig noch nicht wieder vollſtändig 
behoben iſt. Es wirft ſich daher die Frage auf, ob dieſe Nervenſtörung und fol- 
geweiſe auch die über die Zeit des Wundheilungsverlaufs hinaus im weſent⸗ 
lichen dadurch allein hervorgerufene Erwerbsbeeinträchtigung des Klägers mit 
dem vom Beklagten zu vertretenden Schußunfall überhaupt noch in einen 
urſächlichen Zuſammenhang im Rechtsſinn gebracht werden kann. Der Ge⸗ 
cichtshof trägt keine Bedenken, dieſe Frage zu bejahen. 

Das Reichsgericht hat in ſeiner einſchlägigen Rechtſprechung in ähnlichen 
Fällen (vgl. insbeſ. RGeEntſch. 75, 19; JW. 1908, 52611 und Warneyers 
Rſpr. 1914 Nr. 51 und 104) einen derartigen Zuſammenhang mit Recht 
ſchon überall da als gegeben angenommen, wo die vom Schadenerſatzpflich⸗ 
tigen verſchuldete Körperverletzung objektiv auch nur ein Glied in der Ge- 
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ſamtheit der verurſachenden Momente für die ſpäter eingetretene Nerven⸗ 
erkrankung geworden iſt. Nach dem N.ſchen Gutachten muß aber die im 
weſentlichen in einer ſeeliſchen Hemmung der auf ſeine Arbeitstätigkeit ge⸗ 
richteten Willenskraft beſtehende Nervenkrankheit des Klägers nach dem 
nervenärztlichen Erfahrungswiſſen in der Tat als eine derartige tatſächliche 
Folgeerſcheinung der Schußverletzung angeſehen werden. Denn gerade die 
nach der Heilung der äußeren Beinverletzung beim Kläger infolge des übrig 
gebliebenen Muskeldefekts in Wirklichkeit immer noch vorhandenen unange⸗ 
nehmen Empfindungen im verletzten Bein waren es, welche bei ihm auf der 
Grundlage einer an ſich ſchon gegebenen neuraſtheniſchen Veranlagung zu⸗ 
nächſt das Gefühl bleibender Schwäche und Unbeholfenheit hervorriefen und 
jo bei der dadurch bereits verurſachten Erſchütterung des ſeeliſchen Gleich⸗ 
gewichts zu der allerdings ſelbſteingegebenen Überzeugung führten, eine er⸗ 
hebliche dauernde Behinderung in der Betätigung ſeiner, namentlich ſtarkes 
Klopfen mit dem Hammer auf dem rechten Oberſchenkel erheiſchenden Schufter- 
arbeit erlitten zu haben. Und dieſe ſchließlich zur Zwangsvorſtellung aus⸗ 
geartete hyſteriſche Einbildung beherrſchte ſeither jedenfalls ganz geraume 
Zeit hindurch das Seelenleben des Klägers in derart hohem Maß, daß ihm 
infolge der dadurch bewirkten Schwächung ſeiner Willenskraft in der Tat 
die Rückkehr zur früheren Berufsarbeit unmöglich gemacht wurde. Es handelt 
ſich daher hier um einen weſentlich ganz anders gearteten Sachverhalt, als er 
der in Warneyers Rſpr. 1914 Nr. 51 veröffentlichten Entſcheidung des Reichsge⸗ 
richts zugrunde lag, bei welchem der zwiſchen einer ſog. „überwertigen“ Idee 
der Geſundheitsſtörung des Verletzten und ſeinem Unfall beſtehende Zuſammen⸗ 
hang bloß ein rein äußerlicher und zufälliger war, der lediglich an das Er⸗ 
leben des Unfalls als ſolches, dagegen nicht wie im vorliegenden Fall an 
eine durch den Unfall bewirkte, in ſchmerzhaften Empfindungen fortdauernde 
Geſundheitsſtörung anknüpfte, die dort ſchon ohne alle tatſächlichen Folgen 
abgelaufen war, als der Nervenkrankheitsprozeß erſt einzuſetzen begann. 
Dieſer auch heute noch nicht ganz überwundene krankhafte Zuſtand des 
Klägers brachte es ohne weiteres mit ſich, daß er auch nach ſeiner Entlaſſung 
aus der ärztlichen Behandlung wegen der inzwiſchen aufgetretenen ſeeliſchen 
Unmöglichkeit, wie früher als Schuhmacher zu arbeiten, ſolange dieſe an⸗ 
dauerte, tatſächlich ſo gut wie keinerlei Verdienſt aus der Verwertung ſeiner 
Arbeitskraft zu erzielen vermochte. — — — Um die Zeit vom 9. Januar 
1913 trat dagegen unverkennbar inſofern eine Beſſerung ein, als er ſich wenig⸗ 
ſtens dazu zu entſchließen vermochte, ſich durch die Armenbehörde ein ſog. 
Arbeitsgeſtell beſchaffen zu laſſen und den Verſuch zu machen, mit deſſen 
Hülfe wieder Reparaturarbeiten auszuführen. Indeſſen auch damit ver⸗ 
mochte er ſeinen früheren Arbeitsverdienſt noch lange nicht mehr zu erreichen; 
es erſcheint vielmehr glaubhaft, daß er auch noch ſpäter eine ganz erhebliche 
Erwerbseinbuße fortgeſetzt weiter erlitten und daß dieſe, wie er bei der Schluß⸗ 
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verhandlung geltend machte, bis jetzt immerhin noch etwa rund 1000 „ jähr⸗ 
lich betragen hat. — — — Der Gerichtshof war jedoch trotzdem nicht in der 
Lage, dem Kläger dieſen Schadensbetrag in vollem Umfang zuzuſprechen, 
da nach den in dieſer Inſtanz erhobenen Gutachten nicht zu bezweifeln iſt, 
daß der Kläger ſehr wohl imſtande geweſen wäre, dieſe Erwerbseinbuße durch 
größeren Arbeitseifer wenigſtens teilweiſe erheblich zu verringern (vgl. RG⸗ 
Entſch. 75, 22/23). Seine ſeeliſche Willenshemmung hat nach und nach er- 
heblich nachgelaſſen — — —. Der Gerichtshof iſt der Überzeugung, daß 
vom Kläger, wenn er die im Verkehr zur Abwendung von Schaden von ſich 
ſelbſt erforderliche Sorgfalt ($ 276 Ab}. 1 Satz 2 und 3 BGB.) in dem Maß, 
in welchem es ihm nach dem Stand ſeines Nervenleidens ſehr wohl mög⸗ 
lich war, wirklich aufgewendet hätte, ſeither in der Tat auch ein noch größerer 
Arbeitsverdienſt erreicht worden wäre. — — — Bei Betätigung des er— 
forderlichen Arbeitseifers, namentlich durch Annahme von Ausbeſſerungen 
für andre Schuhmacher als ſog. Heimarbeit, hätte er den ihm in der Zeit 
vom 9. Januar 1913 bis 27. Oktober 1915 in Höhe von rund 2550 . tat- 
ſächlich erwachſenen Erwerbsausfall ſehr wohl um etwa ein Drittel verringern 
können. — Jetzt iſt dagegen nach dem N.ſchen Gutachten der Nervenzuſtand 
des Klägers bereits wieder derart beträchtlich gehoben, daß die beim Arbeiten 
noch auftretenden Mißempfindungen bei einigermaßen gutem Willen un— 
ſchwer ganz überwunden werden könnten, und nach vorausſichtlich ziemlich 
kurzer Zeit bei der Arbeit überhaupt vollſtändig verſchwunden ſein werden. 
Seine Erwerbsfähigkeit iſt deshalb jetzt im weſentlichen nur noch durch den 
inzwiſchen eingetretenen Verluſt der Übung eingeſchränkt, der jedoch, wenn 
ſich der Kläger nunmehr, wie es von ihm verlangt werden darf und muß, 
mit allem Eifer ſeiner Arbeit zuwendet, längſtens im Lauf eines weiteren Jahres 
vollſtändig ausgeglichen ſein wird. Der Gerichtshof bewertet daher den durch die— 
ſen vorübergehenden Zuſtand der weiter fortdauernden Erwerbsbeeinträchtigung 
des Klägers bedingten Verdienſtausfall, ſoweit er von ihm nach obigen Darlegun— 
gen nicht ebenfalls ſelbſtverſchuldet iſt, insgeſamt bloß noch auf 300 1. — 
Urteil des OLG. zu Karlsruhe (1. Sen.) v. 10. Nov. 1915. M. (Kl.) w. 
MGvVerein K. — Z. 1 BR. 16/14. Behr. 


251. Haftung des Inhabers einer Auskunftei für den Schaden aus 
der Erteilung und Weiterbegebung einer falſchen Auskunft; Umfang 
des Schadens. 

Vgl. 64 Nr. 29. 

GB. 89 826. 824. 249. 253; ZPO. $ 287. 

Der Beklagte, Inhaber einer Auskunftei, hatte über den Kläger im 
November 1912 eine ſehr ungünſtige Auskunft erteilt und verbreiten laſſen; 
es war ihm darin u. a. der Vorwurf der Wechſelreiterei und der laxen Ge— 
ſchäftsmoral gemacht und geſagt, daß in Fachkreiſen die Verhältniſſe des 
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Klägers mit großem und ſteigendem Mißtrauen beurteilt würden und man 
jedenfalls eine Kreditgewährung nicht mehr ohne weiteres befürworten könne, 
ſondern dringendſt anempfehlen müſſe, ſich vollſtändig und ausreichend ſicher— 
zuſtellen. Beklagter hatte ſich die Auskunft von einer andern Auskunftei 
Fegen Zahlung von 3 oder 4 verſchafft und ſie weitergegeben, ohne ihre 
Richtigkeit geprüft zu haben, obwohl bis dahin in ſeinem Archiv nur gute 
Auskünfte über den Kläger vorhanden waren. Auf die Auskunft hin waren 
ungünſtige Gerüchte über das Geſchäft des Klägers in Umlauf gekommen 
und nachteilige Einwirkungen auf ſeinen Kredit bemerkbar geworden. Der 
Kläger hatte mit Hülfe eines Privatdetektivs, der für ſeine Leiſtungen 240 AH 
beanſpruchte und ausbezahlt erhielt, im Dezember 1913 vom Inhalt der Aus— 
kunft und von der Urheberſchaft des Beklagten Kenntnis erlangt und unter 
Aufwendung von 20 „ durch einen Bücherreviſor ſeine Geſchäftsführung 
prüfen laſſen; da ſich dieſe als einwandfrei erwies, hatte Beklagter die von 
ihm erteilte Auskunft als falſch zurückgenommen. Nunmehr erhob der Kläger 
auf Grund von § 826 BGB. Klage auf Bezahlung von 920 f Schadenerſatz, 
indem er außer den oben erwähnten 260 K weitere 660 .H dafür forderte, 
daß er durch ſeine faſt ein Jahr hindurch fortgeſetzten Bemühungen, den Ur— 
heber der Gerüchte zu finden, mindeſtens 330 Arbeitsſtunden verſäumt habe. 
— Das Landgericht erkannte nach dem Klagantrage; das Ber. Gericht ſprach 
dem Beklagten lediglich 460 .K zu. Aus den Gründen: 

„Der § 824 BGB. enthält keine Sonderbeſtimmung, durch die die An⸗ 
wendung des $ 826 BGB. ausgeſchloſſen wird, es hat vielmehr, wenn der 
Tatbeſtand des § 826 gegeben iſt, der $ 826 neben dem $ 824 Anwendung 
zu finden. Der Tatbeſtand des $ 826 BGB. iſt erwieſen. 

Die in der Auskunft vom Beklagten in bezug auf den Kläger als den 
Inhaber eines großen und angeſehenen Geſchäfts gemachten Bemerkungen 
und behaupteten Tatſachen, die unbeſtritten nicht der Wahrheit entſprachen, 
waren geeignet, den Kläger verächtlich zu machen, in der öffentlichen Mei— 
nung herabzuwürdigen, ſeinen Kredit zu gefährden, die ſchwerſten Nachteile 
für ſeinen Erwerb und ſein Fortkommen herbeizuführen, und ſie erfüllen 
den Tatbeſtand eines Vergehens der Beleidigung nach 88 185. 186. 187 StGB. 
Bei der Erteilung und Weiterbegebung dieſer Auskunft hat der Beklagte nicht 
nur die erhöhte Sorgfalt ſchwer verletzt, die im Verkehr vom Inhaber einer 
Auskunftei anzuwenden iſt, die ſich in Rückſicht auf die einſchneidenden Folgen 
ihrer Mitteilungen der ſtrengſten Wahrhaftigkeit befleißigen muß und deren 
Kunden das höchſte Intereſſe daran haben, durch eine wahrheitgemäße Aus— 
kunft ſich vor Schaden zu ſchützen, ſondern er hat auch die gewöhnlichſte Auf— 
merkſamkeit vollſtändig außer acht gelaſſen, die von jedem anſtändigen Ge— 
ſchäftsmann und von jedem ordentlichen und gewiſſenhaften Menſchen ver— 
langt werden muß. Durch das Geſtändnis des Beklagten ſteht feſt, daß er, 
obwohl er nie etwas Nachteiliges über den Kläger und ſeinen Geſchäftsbetrieb 
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erfahren hatte und in feinem Archiv ſogar die beiten Auskünfte über ihn vor⸗ 
handen waren, die ihm von einer keineswegs verläſſigen Perſönlichkeit ge⸗ 
lieferte falſche Auskunft über den Kläger ohne ihre Richtigkeit zu prüfen 
weiter begeben und ſogar einer großen Bank ausgeantwortet hat. Er hat 
ſonach in leichtſinniger Weiſe ohne genügende Unterlage, ja ſogar im Wider⸗ 
ſpruch mit den ihm ſelbſt über den Kläger bekannten günſtigen Tatſachen 
jene äußerſt ungünſtige Auskunft erteilt und zwar ſo, als wiſſe er das Mit⸗ 
geteilte, während er es in Wirklichkeit nicht gewußt hat und allen Grund 
hatte, an der Richtigkeit des Mitgeteilten zu zweifeln; er hat hierdurch ſeine 
Pflichten als verantwortlicher Leiter einer Auskunftei gröblich verletzt. Der 
Kläger hat glaubhaft angegeben, daß infolge jener Auskunft großes Mißtrauen 
bei der Kundſchaft erweckt worden iſt, er ſich in ſeiner wirtſchaftlichen Stellung 
bedroht geſehen und nicht unbedeutenden Schaden erlitten hat. Der Be⸗ 
klagte mußte ſich der ſchweren Verantwortung, die er durch die Erteilung 
einer derartigen Auskunft übernommen hatte, bewußt ſein, mußte ſich die 
ſchweren Eingriffe in die perſönlichen und vermögensrechtlichen Verhältniſſe, 
die jene Auskunft zur Folge haben mußte, vergegenwärtigen und war ſich 
nach der Überzeugung des Gerichts bewußt, daß der Kläger durch dieſe Aus⸗ 
kunft Schaden leiden werde. 

Durch dieſe Handlungsweiſe hat der Beklagte nicht nur die Pflicht zur 
Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in beſonders ſchwerer 
Weiſe verletzt, ſohin ſich einer groben Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht, ſondern 
auch einen ſchweren Verſtoß gegen die guten Sitten begangen; denn das 
dem Kläger gegenüber gezeigte gewiſſenloſe und gemeingefährliche Verhalten 
des Beklagten widerſpricht nicht nur dem Anſtands- und Sittlichkeitsgefühl 
jedes ehrbaren Geſchäftsmannes, ſondern jedes billig und gerecht denkenden 
Menſchen. Ein argliſtiges Handeln wird zur Annahme eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nicht erfordert. 

Die Schadenzufügung durch dieſes ſittenwidrige Handeln des Beklagten 
iſt aber auch vorſätzlich erfolgt. Zum Begriffe der vorſätzlichen Schaden⸗ 
zufügung iſt nicht die unmittelbare Richtung des Vorſatzes auf die Schaden⸗ 
zufügung erforderlich; es genügt vielmehr grobe Fahrläſſigkeit und die Vor⸗ 
nahme der ſittenwidrigen Handlung in dem Bewußtſein, daß ein andrer 
dadurch Schaden leiden werde. Argliſtiges Handeln bildet auch hier kein 
Tatbeſtandsmerkmal. Daß der Beklagte grobfahrläſſig und im Bewußtſein 
des ſchädigenden Erfolges gehandelt hat, ſteht zweifelfrei feſt. 

Der Beklagte iſt demgemäß dem Kläger auf Grund des 8 826 BGB. 
ſchadenerſatzpflichtig. Was die Höhe des Schadens anlangt, iſt nach $ 249 
BGB. Beklagter verpflichtet, den Zuſtand wiederherzuſtellen, der beſtehen 
würde, wenn die falſche Auskunft nicht erteilt worden wäre. Der Kläger 
war durch das gegen die guten Sitten verſtoßende Verhalten des Beklagten 
gezwungen, um ſich vor größerem und unberechenbarem Schaden zu ſchützen, 
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ſeine Geſchäftsbücher prüfen zu laſſen, wofür er 20 / verausgabt hat, und 
den Urheber der ſeine Ehre und ſeine wirtſchaftliche Stellung ſchädigenden 
Gerüchte ausfindig zu machen, wofür 240 „ verausgabt wurden. Dieſe Be⸗ 
träge hat Beklagter zu erſtatten. Mit ſeinem Einwand, daß die Forderung 
des Privatdetektivs zu hoch geweſen ſei, kann er nicht gehört werden, da er 
ſeine Verpflichtung zum Erſatz dieſes dem Kläger erwachſenen Schadens nur 
nach Maßgabe des § 254 BGB. beſtreiten könnte, ein Verſchulden des Klä⸗ 
gers bei Entſtehung dieſes Schadens jedoch vom Beklagten nicht behauptet 
werden kann und auch nicht vorliegt. Der Anſpruch von 660 „ iſt dagegen 
in dieſer Höhe nicht begründet. Der Kläger kann vor allem nach $ 253 BGB. 
nur Erſatz des Vermögensſchadens, nicht aber mangels der Vorausſetzungen 
des 8 847 BGB. Entſchädigung für die durch das ſittenwidrige Handeln des 
Beklagten verurſachten ſeeliſchen Leiden, für ſeine Sorgen und Aufregungen 
fordern. Das Gericht iſt überzeugt und auch der Beklagte kann nicht be⸗ 
ſtreiten, daß dem Kläger aus Anlaß des gewiſſenloſen Vorgehens des Beklagten 
ein Vermögensſchaden auch dadurch entſtanden iſt, daß er durch das Schreiben 
von Briefen, das Verhandeln mit ſeinen Kunden und Geſchäftsfreunden 
und dem Detektiv viel Zeit verſäumt hat. Dafür jedoch, daß der Kläger 
gerade 330 Arbeitsſtunden verſäumt habe, iſt kein Beweis erbracht, und es 
läßt ſich wegen der Unbeſtimmtheit der Verhältniſſe ein zahlenmäßiger Be⸗ 
weis auch nicht führen, weshalb auch die beantragte Beweisaufnahme in 
dieſer Richtung nicht anzuordnen war. 

Das Gericht hat ſich gemäß § 287 ZPO. veranlaßt geſehen, über die 
Höhe dieſes Schadens unter Würdigung der Umſtände des Falles nach freier 
Überzeugung zu entſcheiden. Einen Anhaltspunkt bietet die Forderung des 
Privatdetektivs für ſeine in dieſer Angelegenheit entwickelte Tätigkeit und 
hierfür verlangte Entlohnung. Da er nach Angabe des Klägers eine ſehr 
umfangreiche Tätigkeit entfaltet und zweifellos zur Ermittlung der Urheber⸗ 
ſchaft des Beklagten die Hauptarbeit geleiſtet, hiefür eine Entlohnung von 
240 „ beanſprucht und auch der Kläger dieſen Betrag für angemeſſen er- 
achtet hat, erſchien dem Gericht als Entſchädigung für die vom Kläger ver- 
ſäumte Zeit ein Betrag von 200 „ als billig und angemeſſen. Der vom Be⸗ 


klagten dem Kläger zu erſetzende Schaden beträgt hiernach 460 . — — —" 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 6. Mai 1916. C. w. Sch. — 


L. 700/15. F. 


252. Haftung des Neichsfisfus für Tötung durch Verſchulden eines 
Soldaten; Beweislaſt. 
BGB. $ 839; NGef. v. 22. Mai 1910. 


In der Nacht vom 4. zum 5. Auguſt 1914 wurde der vom Werkmeiſter 
Mü., dem Ehemanne bzw. Vater der Kläger, geführte Kraftwagen, in wel⸗ 
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chem der Privatgelehrte Dr. R. aus B. ſaß, an der ſeit der Mobilmachung 
militäriſch beſetzten, über die Lützener Straße in Leipzig⸗Plagwitz führenden 
Eiſenbahnbrücke angehalten, weil der Umſtand, daß Dr. R. eine Perücke trug, 
den Verdacht erweckt hatte, daß es ſich um Spione handelte. Beide Inſaſſen 
des Wagens wurden feſtgenommen und von einem Unteroffizier und zwei 
Soldaten zur nächſten Polizeiwache abgeführt; unter letzteren befand ſich 
der zu Beginn der Mobilmachung wieder eingezogene Landwehrmann Mi., 
der mit ſcharf geladenem und entſichertem Gewehr hinter Mü. herging. 
Plötzlich entlud ſich das Gewehr, und der Schuß daraus traf den Mü. töd- 
lich. Seine Witwe und Kinder erhoben gegen Mi. und den Reichsfiskus 
Klage auf Entſchädigung mit der Begründung, daß Mi. den Tod ihres Er— 
nährers durch Fahrläſſigkeit verſchuldet habe. — Der Anſpruch wurde als 
dem Grunde nach berechtigt anerkannt. Die Berufung des Reichsfiskus wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„In tatſächlicher Beziehung ſteht zunächſt einmal ſo viel feſt, daß der 
Ernährer der Kläger, als er nach ſeiner vorläufigen Feſtnahme von dem 
hierzu befehligten Landwehrmann Mi. nach der Polizeiwache abgeführt 
wurde, durch einen Schuß aus dem von dieſem een entſicherten Ge⸗ 
wehr unabſichtlich getötet worden iſt. 

Eine Haftung des Reichsfiskus für dieſen Unfall könnte nur nach dem 
Reichsgeſetze v. 22. Mai 1910 begründet werden, welches in den Fällen, in 
denen ein Reichsbeamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt, die im $ 839 BGB. beſtimmte Verantwortlichkeit auf 
das Reich überträgt und den Reichsbeamten inſoweit die Perſonen des Sol— 
datenſtandes gleichſtellt (§ 1 Abſ. 1 und 3). Zu einer Bejahung der Haft⸗ 
pflicht des Reichs wäre alſo dann zu gelangen, wenn anzunehmen ſein würde, 
daß der Soldat Mi. eine ihm gegenüber dem Erſchoſſenen obliegende Amts— 
oder Dienſtpflicht verletzt und durch Fahrläſſigkeit deſſen Tod verurſacht habe; 
dazu müßte als drittes noch die gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit 
kommen, die das gemeinſame Merkmal aller unerlaubten Handlungen bildet 
(Komm. von RGRäten Vorbem. 1 vor § 823), denn um eine Haftung aus 
ſolcher handelt es ſich, wie die Verweiſung auf § 839 ohne weiteres erkennen 
läßt, bei dem erwähnten Reichsgeſetz. Das Vorhandenſein aller dieſer Tat- 
beſtandsmerkmale haben aber die Kläger darzulegen und, ſoweit nötig, zu 
beweiſen. 

Der Anſpruch aus 8 839 ſteht nur einem ſolchen Verletzten zu, dem— 
gegenüber eine Amtspflicht beſtand, und dementſprechend können auch den 
in 8 841 BGB. beſtimmten Anſpruch nur diejenigen Hinterbliebenen erheben, 
deren Ernährer gegenüber eine Amtspflicht verletzt wurde. Alſo nicht jede 
Körperverletzung oder Tötung, die von einem Soldaten in Ausübung ſeines 
Dienſtes verurſacht worden iſt, vermag eine Haftpflicht aus § 839 auszulöſen; 
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der Täter muß zu dem Verletzten in ein Verhältnis gekommen ſein, das ihm 
gewiſſe Pflichten gerade dieſem gegenüber auferlegte. Was für Pflichten das 
ſeien, läßt ſich am beſten durch Hervorhebung der Gegenſätze klarſtellen. Den 
Gegenſatz zu den Dienſtpflichten, die den Beamten Dritten gegenüber im 
Sinne der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen obliegen, bilden einmal die 
Pflichten des Beamten, die von ihm im inneren Verhältniſſe zu den über⸗, 
neben⸗ und untergeordneten Beamten zu beobachten ſind, und ſodann die 
Pflichten, die dem Beamten zwar nach außen, aber unmittelbar im öffentlichen 
Intereſſe auferlegt find (Komm. von RGRäten Anm. 3 bei $ 839). Hat die 
Amtspflicht aber den Zweck, das Intereſſe des einzelnen wahrzunehmen, ſo 

liegt fie dem Beamten einem Dritten gegenüber ob (RGeéEntſch. 78, 241). 
Zutreffend legt in dieſer Beziehung das Landgericht dar, daß dem Soldaten 
Mi. dem Erſchoſſenen gegenüber die Amtspflicht des ſorgſamen Transports 
nach der Wache obgelegen habe, und es mag genügen, hierzu noch hervor⸗ 
zuheben, daß er ihn zum Beiſpiel auch vor den Angriffen der nachdrängen⸗ 
den Volksmaſſe zu ſchützen hatte, deren Erbitterung gegen die Feſtgenom⸗ 
menen als vermeintliche Spione ſich nach den vom Beklagten nicht bemän⸗ 
gelten Feſtſtellungen der Militärgerichte bereits offen bekundet hatte. 

Sit ſomit die Vorausſetzung der Verletzung einer dem Getöteten gegen- 
über beſtehenden Amtspflicht aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt ohne wei⸗ 
teres zu folgern, ſo hat das gleiche von dem Merkmale der Widerrechtlich⸗ 
keit zu gelten. Denn die Tötung wie auch die Körperverletzung eines Men⸗ 
ſchen iſt eine objektiv widerrechtliche Handlung, wenn ſie nicht aus einem 
beſonderen Grunde wie Notwehr, Notſtand, Tötung im Feld, ordnungmäßiger 
Waffengebrauch auch außerhalb desſelben, zu einer rechtmäßigen wird (vgl. 
RGentſch. 50, 65, in Seuff A. 58 Nr. 33; Gruchots Beitr. 51, 1003). Letzteres 
wäre z. B. dann der Fall geweſen, wenn Mü. einen Fluchtverſuch unter⸗ 
nommen und Mi. alsdann von der Schußwaffe gegen ihn vorſchriftmäßig 
Gebrauch gemacht hätte. Dann würde es auf die vom Beklagten vorgelegten 
Dienſtvorſchriften angekommen ſein, aus denen hervorgeht, unter welchen Um⸗ 
ſtänden der Soldat von ſeiner Waffe Gebrauch machen darf und ſoll. Sie 
kommen aber für den vorliegenden Fall nicht in Betracht, da der Soldat Mi. 
offenbar in dem e als ſein Gewehr ſich entlud, garnicht hat ſchießen 
wollen. 

Nach alledem blieb den Klägern nur noch übrig, nachzuweiſen, daß der 
Tod ihres Verſorgers durch eine Fahrläſſigkeit des Soldaten Mi. ver⸗ 
urſacht worden ſei. Wenn man nun auch dieſen Beweis ſeines ſubjektiven 
Verſchuldens von den Klägern verlangen muß, ſo iſt man doch nicht nur 
nicht behindert, ſondern durch eine billige Rückſichtnahme auf die ganze den 
Klägern ſo unheilvoll gewordene Sachlage beſonders dringend veranlaßt, 
ihnen dieſen Beweis nicht zu ſchwer zu machen und vor allem den in der 


Rechtſprechung ſtets anerkannten Grundſatz (JW. 1912, 34819) s kommen 
Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 11. 
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zu laſſen, daß der Schuldbeweis für ausreichend geführt erachtet werden darf, 
wenn der feſtgeſtellte Sachverhalt nach dem regelmäßigen Zuſammenhange 
der Dinge die Folgerung rechtfertigt, der Unfall ſei durch ein Verſchulden ver⸗ 
anlaßt. Ein ſolcher Fall liegt hier ganz ausgeſprochen vor. Wird jemand durch 
einen Schuß aus einem Gewehr verletzt oder getötet, der ohne den Willen 
deſſen, welcher das Gewehr in der Hand hat, losgegangen iſt, ſo darf nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge angenommen werden, daß dieſer un⸗ 
vorſichtig mit dem Gewehr umgegangen iſt. Sache des Beklagten wäre es 
demgegenüber, Umſtände darzulegen und zu beweiſen, aus denen ſich das 
Gegenteil ergibt. Nicht möchte ſich hierbei das Ber.⸗Gericht, wie es das Land⸗ 
gericht getan hat, darauf feſtlegen, daß dem Täter Mi. zur Fahrläſſigkeit an⸗ 
gerechnet werde gerade der Umſtand, daß er das Gewehr in ungeſichertem 
Zuſtande trug. Selbſt zugegeben einmal — was der Beklagte in der Ber.- 
Verhandlung mit Entſchiedenheit verficht, auch unter Sachverſtändigenbeweis 
ſtellt —, daß die Entſicherung der Waffe im gegebenen Fall eine zuläſſige, 
ja gebotene Maßnahme geweſen wäre, ſo würde ſich daraus noch keineswegs 
die Schuldloſigkeit des Soldaten Mi. ergeben: fein Verſchulden kann in ganz 
andrer Richtung zu ſuchen ſein, ohne daß den Klägern anzuſinnen wäre, gerade 
die einzelne Handlung oder Unterlaſſung in abſolute Gewißheit zu ſtellen, in 
welcher es gelegen hat. Außerordentlich nahe liegt die Annahme, daß der 
Soldat Mi. es mit der Haltung des entſicherten Gewehrs verſehen habe. 
Trotz der Entſicherung des Gewehrs hätte der ſchlimme Erfolg vermieden wer— 
den können, wenn Mi. es mit nach oben gerichtetem Lauf und ſo feſt gehalten 
hätte, daß es auch durch einen Stoß einer dritten Perſon nicht in gefahr- 
drohende Lage verſetzt werden konnte, und wenn er nicht den Finger am 
Abzuge gehalten hätte. Nach ſeiner Angabe im Strafverfahren will er das 
Gewehr ziemlich wagerecht, mit der Mündung ſogar etwas nach unten ge— 
tragen haben. Das wäre natürlich ſehr leichtſinnig geweſen. Das Ber.⸗Gericht 
will dieſe Ausſage, weil nicht im gegenwärtigen Rechtsſtreit erſtattet, nicht als 
Beweismittel gegen den Beklagten verwenden. Nach der Stellung, die es 
gegenüber der Beweispflicht der Kläger einnimmt, bedarf es deſſen nicht; 
hält es doch das Merkmal der Fahrläſſigkeit aus dem Sachverhalt ſelbſt ge- 
geben, ſolange nicht der Beklagte alle Möglichkeiten zu widerlegen vermag, 
in denen ein Verſchulden des Mi. liegen könnte — was nach dem vorher 
Dargelegten nicht etwa eine Umkehrung der Beweislaſt bedeutet. Tauglichen 
Beweis in der ſoeben angegebenen Richtung hat aber der Beklagte nicht 
angeboten. ö 
Nach alledem war im Ergebniſſe übereinſtimmend mit dem Landgericht 
die Haftpflicht des Reichsfiskus feſtzuſtellen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 18. Mai 1916. 5 0. 156/15. 
Ch. 
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253. Unlauterer Wettbewerb; Vertrieb von Waren, die ſich ein 
Händler unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Dertragsbrucde 
verſchafft hat. 

Vgl. 68 Nr. 213; auch 69 Nr. 243 m. N. 
uni WG. 8 1; PatG. 8 4; BGB. 8 138. 


Die Klägerin ſtellt Nähmaſchinen her, die ſie unter der Bezeichnung 
„Ph.⸗Nähmaſchinen“ in den Handel bringt. Der Beklagte iſt Nähmaſchinen⸗ 
händler in W., der in ſeinem Geſchäft auch Ph.⸗Nähmaſchinen feilhält. Er 
hat ſolche in ſeinem Schaufenſter ausgeſtellt, auch auf ſolche Nähmaſchinen 
bezügliche Anſchläge in ſeinen Geſchäftsräumen aushängen. Die Vertretung 
hinſichtlich ihrer Nähmaſchinen für den Bezirk der Städte W. und H. nebſt 
anliegenden Ortſchaften hatte die Klägerin ſeit einer Reihe von Jahren dem 
Nähmaſchinenhändler Bruno S. in H., einem Bruder des Beklagten, über⸗ 
tragen. Mit der Klage erſtrebte ſie, daß dem Beklagten unter Strafandrohung 
verboten werde, von ihren Vertretern ohne ihre Genehmigung Ph.⸗Maſchinen 
zu erwerben und feilzuhalten. Sie ſtützte ihren Anſpruch auf 84 PatG., 
auf 8 12 WZG., ſowie auf $1 UnlWG., indem fie geltend machte: fie habe 
den Vertrieb ihrer Nähmaſchinen in der Weiſe geregelt, daß ſie Vertreter 
anſtelle, jedem einen beſtimmten Bezirk zuweiſe, ihm das Alleinverkaufsrecht 
hierfür übertrage und ihm vertragmäßig die Pflicht auferlege, die Maſchinen 
nur an Perſonen innerhalb des Bezirks und ohne ihre Einwilligung nicht 
an Wiederverkäufer abzugeben; der Beklagte, dem das bekannt ſei, verſchaffe 
ſich nun die von ihm feilgehaltenen Ph.⸗Nähmaſchinen dadurch, daß er ihren 
Vertretern die unwahre Angabe mache, die Maſchinen ſeien für Verwandte 
beſtimmt, und ſie zum Vertragsbruche verleite. — Das Landgericht verurteilte 
den Beklagten nach dem Klagantrage. Das Oberlandesgericht hielt die Ver⸗ 
urteilung nur inſoweit aufrecht, daß dem Beklagten bei Strafe der Erwerb 
und das Feilhalten von ſolchen Nähmaſchinen verboten wurde, die er da- 
durch an ſich bringe, daß er Vertretern der Klägerin zurede, von Einhaltung 
ihrer Vertragspflichten gegen die Klägerin abzuſehen. Aus den Gründen: 

„Die Klägerin kann den Anſpruch, daß der Beklagte ohne ihre Geneh- 
migung von ihren Vertretern keine Ph.-Nähmaſchinen erwerbe und feilhalte, 
nicht auf die ihr an einzelnen Teilen ihrer Maſchinen zuſtehenden Patente 
ſtützen. Durch die Überlaſſung an ihre Vertreter hat die Klägerin ihre Ma⸗ 
ſchinen bereits ſelbſt in den Verkehr gebracht, damit die Vorteile ihrer Pa- 
tente genoſſen und ſo ihr Recht verbraucht. Die Beſchränkungen, die ſie dabei 
ihren Abnehmern bezüglich des weiteren Abſatzes auferlegt hat, haben nur 
ſchuldrechtliche Wirkung, ſind patentrechtlich aber bedeutunglos (RGeEntſch. 51, 
139). Daß der Beklagte vertragmäßigen Verpflichtungen ihr gegenüber unter⸗ 
worfen ſei, behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. — Die gleichen Erwägungen 
ſtehen dem Anſpruch der Klägerin entgegen, ſoweit er mit der Behauptung, 
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ihr jei die Bezeichnung ‚Rh.‘ geſchützt, auf §8 12 WZG. geſtützt werden ſoll 
(RGeEntſch. 50, 229; 51, 263). 

Es kann ſich darnach nur fragen, ob der Anſpruch der Klägerin auf Grund 
von $ 1 UnlWG. gerechtfertigt iſt. Bei Entſcheidung dieſer Frage iſt von dem 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannten Satze auszugehen, daß 
derjenige, der ſich, um einen Vermögensvorteil zu erlangen, an der Ver⸗ 
letzung von Vertragspflichten beteiligt, die einem andern gegenüber einem 
Dritten obliegen, deswegen allein noch nicht gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt, daß vielmehr noch beſondere Umſtände hinzutreten müſſen, die ſein 
Verhalten als ſittlich verwerflich erſcheinen laſſen (vgl. RGEntſch. 78, 14ff., 
insbeſ. 17. 18; 81, 86ff, insbeſ. 91). Zweifelhaft kann nur ſein, ob, wie der 
2. Zivilſenat des RG. in der zuletzt erwähnten Entſcheidung annimmt, im 
Geſchäftsverkehr das bewußte Hinwirken darauf, daß jemand vertragbrüchig 
wird, in der Regel ſittenwidrig iſt, ſo daß nur im einzelnen Fall die beglei⸗ 
tenden Umſtände die Sittenwidrigkeit auszuſchließen vermögen, oder ob in 
einem ſolchen Fall die Sittenwidrigkeit erſt durch die beſonderen Umſtände, 
insbeſondere durch die Anwendung unlauterer Mittel, begründet wird, wie, 
der 6. Zivilſenat des RG. annimmt (JW. 1910, 705°; 1913, 8661). 

Nun war dem Beklagten bereits aus dem früher von der Klägerin gegen 
ihn angeſtrengten Prozeſſe bekannt geworden, daß die Klägerin ihre Ver⸗ 
treter vertragmäßig zu binden pflege, nicht außerhalb ihres Bezirks an Wieder- 
verkäufer zu liefern. Solche Verträge ſind außerdem in weitem Maße ge⸗ 
bräuchlich, wie der Beklagte ſelbſt nicht leugnet. Hiernach hat der Beklagte 
damit rechnen müſſen und nach der Überzeugung des Ber.⸗Gerichts auch da⸗ 
mit gerechnet, daß ſein Verkäufer Sch. durch einen derartigen Vertrag der 
Klägerin gegenüber gebunden ſei und aus dieſem Grunde ihm nicht weiter 
liefern wolle. — — — Er hat darnach den Verſuch, Sch. zur Weiterliefe⸗ 
rung zu beſtimmen, auch für den Fall unternommen, daß Sch. dies nur unter 
Verletzung der ihm der Klägerin gegenüber obliegenden Vertragspflichten tun 
könne. Die Mittel, deren er ſich bedient hat, können als lauter nicht an- 
geſehen werden. Er weiſt ihn auf ſeine wirtſchaftliche Machtſtellung als Groß⸗ 
händler hin, die es ihm erlaube, ſich auch einmal über eine Vertragspflicht 
hinwegzuſetzen, zumal es ſich dabei mittelbar doch nur um die Verletzung 
der Intereſſen ſeines mit ihm verfeindeten Bruders, eines Kleinhändlers, 
handle. Er ſichert ihm weiter zu, daß fein Bruder, der von der Vertrags- 
verletzung zunächſt Betroffene, nicht erfahren werde, wo er die Maſchinen 
her habe. Damit und durch das Verſprechen ſofortiger Barzahlung ſucht er 
ihn zum Vertragbruch zu verleiten. Das aber iſt ein Einwirken auf den 
Willen Sch.s mit unlauteren Mitteln, das ſich als Verſtoß gegen § 1 
UnlWG. darſtellt, gleichviel ob dabei von dem oben angeführten Standpunkte 
des 2. oder dem des 6. Senats des RG. ausgegangen wird. Hiernach iſt 
allerdings gegen den Beklagten der Anſpruch auf Unterlaſſung gegeben. 
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Allein dieſer Anſpruch reicht nur jo weit, wie ſich der Beklagte gegen 
das Geſetz vergangen hat, denn es kann ihm nicht mehr verboten werden als 
er getan hat, nach dem Geſetz aber nicht hätte tun ſollen. Soweit die Klä⸗ 
gerin mit dem von ihr begehrten allgemeinen Verbot mehr verlangt hat, 
iſt daher in Beachtung der Berufung des Beklagten die Klage abzuweiſen. 
Der Anſpruch, daß dem Beklagten wenigſtens der Erwerb und das Feil⸗ 
halten von Maſchinen in der von ihm unternommenen unlauteren Weiſe unter⸗ 
ſagt werde, ſtellt ſich als Teil des erhobenen allgemeinen Anſpruchs dar. Es 
iſt die Beſorgnis begründet, daß der Beklagte auch in Zukunft es in derſelben 
unlauteren Weiſe unternehmen werde, Vertreter der Klägerin zu beſtimmen, 
unter Verletzung ihrer Vertragspflichten ihm Ph.⸗Maſchinen zu liefern. Des⸗ 
halb iſt die vorbeugende Unterlaſſungsklage zur Abwehr drohender Eingriffe 
begründet (vgl. RG. in SeuffA. 69, Nr. 105 S. 197).— — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 2. Dez. 1914. 30. 144/14. 
F—ch. 


254. Die Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen erfordert deren 
deutliche Bezeichnung.“ — Der (preuß.) Notar haftet als Beamter.** 
“Bol. 70 Nr. 58 m. N. — gl. 70 Nr. 178 m. N: auch oben Nr. 136. 

a BGB. 88 929. 839. 

Durch einen von dem Beklagten beurkundeten Vertrag v. 10. Juli 1912 
übertrugen die Eheleute R. der Klägerin zur Sicherung ihrer Darlehnsforde⸗ 
rungen von 36000 / das Eigentum an den in einer Anlage des Vertrags auf- 
geführten Gegenſtänden, nämlich Laden⸗ und Kontoreinrichtungen und Waren. 
Die Vertragsteile erklärten in dem Vertrage, daß das Eigentum an dieſen 
Gegenſtänden fortan der Klägerin zuſtehe, daß die Schuldner ſie nunmehr 
für die Klägerin als neue Eigentümerin beſäßen, jedoch berechtigt ſeien, ſie, 
ſoweit ihre Benutzung angängig ſei, unentgeltlich zu benutzen und, ſoweit 
ſie Waren ſeien, im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe zu veräußern. Die Schuld⸗ 
ner verpflichteten ſich, den zum Eigentum übertragenen Beſtand auf der 
urſprünglichen Höhe zu erhalten, und die Beteiligten erklärten, darüber einig 
zu ſein, daß Erſatzſtücke von den Schuldnern für die Gläubigerin zu Eigentum 
erworben würden. Nachdem am 21. Mai 1913 über R.s Vermögen Konkurs 
eröffnet war, erhob die Klägerin Klage gegen den Konk.⸗Verwalter auf Her⸗ 
ausgabe der übereigneten Gegenſtände und Einwilligung in die Auszahlung 
des hinterlegten Erlöſes, ſoweit jene inzwiſchen veräußert waren. Die Klage 
wurde, ſoweit ſie auf Herausgabe der Waren oder ihres Erlöſes gerichtet 
war, wegen Nichtigkeit der Übereignung der Waren abgewieſen. Die Klä⸗ 
gerin beanſpruchte nun Erſatz ihres Schadens in Höhe von 17000 „ von dem 
Beklagten, weil er dieſen Schaden durch mangelhafte Abfaſſung des Vertrags 
fahrläſſigerweiſe verurſacht habe. — Das Landgericht erkannte nach dem 
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Klagantrage; das Oberlandesgericht wies die Klage ab. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: | 

„Der von der Reviſion und wohl auch von dem Oberlandesgericht geteilten 
Anſicht des Landgerichts, daß die Klage als Vertragsklage, nicht als Klage aus 
8 839 BGB. begründet ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Der um die 
Beurkundung eines Vertrags erſuchte Notar iſt kraft ſeines Amtes verpflichtet, 
dem Vertrage die für ſeine Rechtsgültigkeit und Wirkſamkeit erforderliche 
Faſſung zu geben, mag et auch ſchon vor der Beurkundung von der einen 
Partei mit dem Entwurf des von ihm zu beurkundenden Vertrags beauf⸗ 
tragt ſein. Die dem Beklagten vorgeworfene mangelhafte Abfaſſung des 
Vertrags ſtellt daher eine Amtspflichtverletzung des Notars dar, und da die 
Erfüllung einer Amtspflicht des Notars nicht Gegenſtand vertraglicher Bin⸗ 
dung ſein kann, 

vgl. RGEntſch. 85, 409, in SeuffA. 70 Nr. 178; JW. 1915, 1007. 1193; Gruchot 59, 

1055; Warneyer Rſpr. 9. Jahrg. S. 128 Nr. 81, 
ſcheidet hier der Geſichtspunkt der Vertragshaftung aus und kommt nur der 
der Haftung aus $ 839 in Betracht. Es bedarf daher, wenn die Klage nicht 
ſchon aus andern Gründen abzuweiſen iſt, auch einer Prüfung der bisher 
nicht erörterten Frage, ob die Klägerin nicht von andrer Seite Erſatz zu er- 
langen vermag ($ 839 Abſ. 1 Satz 2), ſeitens des Ber.⸗Gerichts, an das die 
Sache unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zurückzuverweiſen iſt, weil 
die Verneinung eines Verſchuldens des Beklagten mit der bisherigen Begrün⸗ 
dung nicht als zutreffend anerkannt werden kann. 

Der Ber.⸗Richter meint, der Beklagte habe die Bezeichnung der zu über⸗ 
eignenden Waren in dem Vertrage und die Beſtimmung hinſichtlich der Er⸗ 
ſatzſtücke deshalb ohne Verſchulden für ausreichend erachten dürfen, weil er 
annehmen konnte, das dem Vertrage beigefügte Verzeichnis ſtelle das ge— 
ſamte Warenlager des übereignenden Schuldners dar. Dem würde nur 
dann beigepflichtet werden können, wenn der Beklagte entſprechend dem 
Willen der Vertragsteile, wie er ihn nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts 
verſtanden hatte, das geſamte Warenlager des. Schuldners R. als Gegen⸗ 
ſtand der Eigentumsübertragung in dem Vertrage bezeichnet hätte und nicht 
„die in der Anlage aufgeführten Gegenſtände“, die nach der Entſcheidung 
im Vorprozeſſe der genügenden Individualiſierung entbehrten. Es iſt ein 
wie ſchon für das frühere Recht ſo auch für das heutige anerkannter Satz, 
daß nur individuell beſtimmte Sachen Gegenstand der Beſitz- und Cigen- 
tumsübertragung ſein können; 

vgl. z. B. RGeEntſch. 52, 385; RGSt. 47, 44; Gruchot 51, 616; 58, 1029; JW. 1912, 

797; Warneyer Rſpr. 5. Jahrg. 236; 
ein Rechtsſatz, der dem Beklagten nach ſeinem eigenen Vorbringen bekannt 
geweſen iſt. Daß die zu übereignenden Sachen einzeln aufgeführt werden, 
iſt nicht immer erforderlich; es genügt auch eine fie zuſammenfaſſende ver- 
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kehrsübliche Bezeichnung, z. B. der Ausdruck Warenlager, vorausgeſetzt, daß 
alle zu einem beſtimmten Warenlager gehörigen Gegenſtände übereignet 
werden ſollen. Wird aber ſtatt einer ſolchen zuſammenfaſſenden Bezeichnung 
eine Aufzeichnung der einzelnen Waren gewählt, ſo bedarf es deren genauer 
Individualiſierung, mögen ſie auch tatſächlich das geſamte Warenlager aus⸗ 
machen. Damit ſtehen die von dem Ber.⸗Gericht angezogenen Urteile des 
7. Zivilſenat v. 15. Juni und 14. Nov. 1911 (VII. 612/10 und 68/11, im Aus⸗ 
zug abgedruckt in JW. 1911, 762; 1912, 144) nicht in Widerſpruch. In dem 
erſten Urteil iſt vielmehr Gewicht gelegt auf die „Konkretiſierung“ der zu 
übereignenden Sachen durch die Angabe, daß die in beſtimmten Lagerräumen 
befindlichen Waren in ihrer Geſamtheit in das Eigentum des Erwerbers über⸗ 
gehen und daß die neu anzuſchaffenden Erſatzſtücke eben in dieſe Räume hin⸗ 
eingebracht werden ſollen; und in dem zweiten wird die nötige Beſtimmt⸗ 
heit des Vertragsgegenſtandes darin gefunden, daß alle Waren veräußert 
werden ſollten, die ſich zur Zeit des Vertragſchluſſes in einem beſtimmten 
Raume, nämlich dem Laden des Veräußerers befanden. Hier enthält der 
Vertrag keine dementſprechende Bezeichnung, er läßt nicht erkennen, daß alle 
Waren übereignet werden ſollten. Deshalb entſchuldigt der von dem Ber. 
Richter feſtgeſtellte Glaube des Beklagten, die in dem Verzeichnis aufgeführten 
Waren umfaßten das Warenlager, den Beklagten nicht. Vielmehr iſt zu prüfen, 
ob der Beklagte annehmen durfte, die Anlage des Vertrags enthalte eine 
genügende Individualiſierung der zu übereignenden Einzelſachen. Ebenſo 
bedarf auch die Frage einer nochmaligen Prüfung, ob die Beſtimmung über 
den Eigentumsübergang an den Erſatzſtücken von dem Beklagten als aus⸗ 
reichend erachtet werden durfte, da der Ber.⸗Richter dies bisher nur unter 
dem obigen unzutreffenden Geſichtspunkte bejaht hat. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. Mai 1916. E. (Kl.) w. H. 
(OLG. Cöln). III. 26/16. 


255. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran 
ein fremdes Eigentumsrecht vorbehalten iſt. 
Vgl. 58 Nr. 54; 62 Nr. 77; 66 Nr. 52; 69 Nr. 107. 
BGB. 39 950. 455. 

Klägerin hatte an R. unter Eigentumsvorbehalt Holz zur Verarbeitung 
für Türen, Fenſterrahmen und Bekleidungen an einem Bau des G. käuflich 
geliefert. Bevor der Bau fertiggeſtellt worden war, geriet er wegen Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten des Bauherrn ins Stocken. Die von R. hergeſtellten 
Holzarbeiten wurden vom Bau fortgeſchafft und vom Beklagten angekauft. 
Der Klage auf Herausgabe der Holzarbeiten wurde inſoweit ſtattgegeben, 
als dieſe noch nicht in den Bau eingefügt geweſen waren. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
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„Zwar waren durch die Verarbeitung des von der Klägerin dem R. ge- 
lieferten Holzes zu Türen, Fenſterrahmen und Bekleidungen neue Sachen 
entſtanden und dieſe würden nach der Regel des 8 950 BGB. Eigentum des 
R. geworden ſein. Allein da die Klägerin ſich dem R. gegenüber das Eigen⸗ 
tum an dem Holz vorbehalten hat, einerlei ob dasſelbe verarbeitet oder un⸗ 
verarbeitet iſt, bis es mit dem Bau verbunden iſt', jo kann die geſetzliche Regel 
nicht Anwendung finden. Auch der Beſteller einer Sache, der den Stoff 
liefert, behält das Eigentum, wenn aus dem Stoff die beſtellte neue Sache 
entſteht; der Verfertiger wird in dieſem Fall nicht Eigentümer, wie allgemein 
anerkannt iſt. Ebenſowenig kann derjenige Eigentum durch Verarbeitung 
erwerben, welcher mit dem Willen, Eigentum nicht zu erlangen, ſondern 
wegen Eigentumsvorbehalts das Eigentum dem bisherigen Eigentümer des 
Stoffes zu belaſſen, eine neue Sache herſtellt. Zwar erwirbt Eigentum durch 
Verarbeitung fremden Stoffes, wer ohne den Willen, Eigentum zu erwerben, 
die Verarbeitung vornimmt; aber es liegt kein Grund vor, die Anwendung 
des Geſetzes ſo weit auszudehnen, daß der Verarbeiter auch gegen ſeinen 
Willen Eigentum erwerben ſoll. Der Fall, daß jemand aus fremdem Stoff 
eine fremde Sache ſchaffen will, wird von dem 8 950 nicht getroffen. 

Darnach hat alſo die Klägerin wegen des Eigentumsvorbehalts das 
Eigentum an den Fenſtern, Türen und Bekleidungen behalten, ſoweit dieſe 
Gegenſtände noch nicht für die Dauer mit dem Neubau verbunden waren 
(88 94. 95 BGB.), während an den bereits eingefügten Sachen der Grund⸗ 
ſtückseigentümer das Eigentum erwarb. 

Als dann in der Folge die bereits eingefügten Türen und Fenſter wieder 
ausgehängt und mit den noch nicht angebrachten zuſammen fortgeſchafft 
wurden, entſtand eine untrennbare Vermengung ($ 948 BGB.), ſoweit den 
Türen nicht anzuſehen war, ob ſie ſchon für die Dauer angebracht geweſen 
waren oder nicht. Soweit die Fenſter ſchon verglaſt, die Türen ſchon ge- 
malt waren, fielen ſie nicht in die Vermengung, da inſoweit ſichtbar war, 
daß die Einfügung ſchon ſtattgefunden hatte. An der untrennbaren Menge 
ſteht der Klägerin und dem Grundftüdseigentümer G: Miteigentum nach 
Verhältnis des Wertes ihrer Anteile zu ($ 947). Hiernach bleibt, abgeſehen 
von der Frage des gutgläubigen Erwerbes durch den Beklagten, nur noch 
zu entſcheiden, wieviele der Fenſter und Türen ſchon eingefügt waren als 
ſie fortgeſchafft wurden, um darnach die Größe des Anteils der Klägerin an 
der untrennbaren Menge zu beſtimmen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. April 1916. R. (Kl.) w. 
R. u. Gen. Bf. VI. 401/15. Nö. 
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256. Abtretung einer Hypothef; die Unwirkſamkeit ſpäterer Leiſtungen 
an den alten Gläubiger gilt nur für die dingliche Forderung. 
Vgl. 62 Nr. 137 m. N. 

BGB. $$ 1156. 407. 

Auf einem damaligen Grundſtück des Kaufmanns G. war am 11. Dez. 
1911 für den Töpfermeiſter E. eine Hypothek im Betrage von 7200 % für 
gelieferte Töpferarbeiten und Darlehen eingetragen worden. Im Jahre 1912 
verkaufte G. durch mündlichen Vertrag das Grundſtück an den Kläger; dabei 
wurde vereinbart, daß die Hypothek nicht vom Kläger übernommen, ſondern 
durch G. zur Löſchung gebracht werden ſollte. Am 19. Okt. 1912 ließ G. 
auf Grund des mündlichen Vertrags das Grundſtück an den Kläger auf und 
dieſer wurde darauf als Eigentümer eingetragen. Die Hypothek war nicht 
gelöſcht, ſondern auf Grund einer von dem Gläubiger E. ausgeſtellten Ab- 
tretungsurkunde, welche vom 15. Okt. 1912 datiert, deren Unterſchrift am 
23. Okt. 1912 beglaubigt und die am 24. Okt. 1912 bei dem Grundbuchamt 
eingereicht worden war, am 20. Januar 1914 auf den Schlächtermeiſter Kl., 
den Erblaſſer der Beklagten, umgeſchrieben worden. Auf eine von G. gegen 
E. erhobene Klage war E. durch ein rechtskräftig gewordenes Urteil des Land⸗ 
gerichts v. 23. Mai 1914 verurteilt worden, in die Löſchung der Hypothek 
zu willigen. Mit einer neuen Klage gegen die Erben des Kl. beantragte darauf 
der Kläger im Einverſtändnis mit G., die Beklagten zu verurteilen, die Lö⸗ 
ſchung der Hypothek zu bewilligen und zu dieſem Zweck den Hypothekenbrief 
dem Grundbuchamt zu überreichen. — In den beiden erſten Inſtanzen wurde 
nach dem Klagantrage erkannt. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
»Aus den Gründen: | 

„Der Kläger ſtützt den Klaganſpruch auf eine zwiſchen G., feinem Necht3- 
vorgänger im Eigentum des belaſteten Grundſtücks, und E., dem früheren 
Hyp.⸗Gläubiger, der die Hypothek an den Erblaſſer der Beklagten abgetreten 
hat, angeblich getroffene Vereinbarung, durch welche ſich E. verpflichtet haben 
ſoll, gegen Zahlung von 3000 „ und einen von G. auszuſtellenden Wechſel 
über 800 1 die Löſchung der Hypothek zu bewilligen, ſowie auf die Be— 
hauptung, daß dieſe Vereinbarung von G. erfüllt worden ſei. Der Ber. 
Richter erachtet den Beweis für erbracht, daß die von dem Kläger behauptete 
Vereinbarung zwiſchen G. und E. getroffen und von G., und zwar am 19. Okt. 
1912, erfüllt worden iſt — — — 

Der Ber.⸗Richter nimmt weiter an, daß der Anſpruch auf Einwilligung 
in die Löſchung der Hypothek auf Grund der zwiſchen G. und E. getroffenen 
Vereinbarung gegen die verklagten Erben Kl. geltendgemacht werden könne 
(daß dieſe paſſiv legitimiert ſeien). Er führt aus, es könne von der Feſt⸗ 
ſtellung, ob die Zeſſion der Hypothek durch E. an Kl. nur zum Schein erfolgt 
ſei, abgeſehen werden, denn es ſei nicht erwieſen, daß die Zeſſion vor dem 
19. Okt. 1912 erfolgt ſei. Nach $ 407 BGB. müſſe der Zeſſionar die Leiſtung 
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des Schuldners an den Zedenten und die von dieſem mit dem Schuldner ab⸗ 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte gegen ſich gelten laſſen, wenn der Schuldner 
zu dem in Frage kommenden Zeitpunkte die Tatſache der Zeſſion nicht kannte. 
Daß G. am 19. Okt. 1912 die Zeſſion an Kl. kannte, könne nicht als erwieſen 
angeſehen werden, ſchon deshalb nicht, weil nicht erwieſen ſei, daß ſie da⸗ 
mals ſchon erfolgt war. Nach $ 1156 BGB. finde zwar der § 407 auf die 
Übertragung einer Hypothek im allgemeinen keine Anwendung; wenn jedoch 
der bisherige Gläubiger, wie im vorliegenden Falle, durch den Beſitz des 
Hyp.⸗Briefs legitimiert war, ſo müſſe der Zeſſionar die Rechtsgeſchäfte des 
§ 407 gegen ſich gelten laſſen, wenn der Schuldner die Zeſſion nicht kannte. 
Für den gleichliegenden Fall der Zeſſion der Buchhypothek, in welchem der 
Schuldner (der Eigentümer) von der zur Bewirkung der Zeſſion erforderlichen 
Eintragung der Zeſſion keine Kenntnis hatte, habe das Reichsgericht (RG⸗ 
Entſch. 67, 413ff.) die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts gegen den Zeſſionar 
ebenfalls angenommen, ſofern der Schuldner nicht auf irgendeinem Wege 
ſichere Kenntnis von dem Forderungsübergang erlangt hatte. Deshalb müßten 
die Beklagten die am 19. Oktober 1912 wirkſam gewordenen Rechtsgeſchäfte, 
welche G. mit E. vorgenommen habe, ſelbſt dann gegen ſich gelten laſſen, 
wenn die Zeſſion an Kl. an dieſem Tage ſchon erfolgt wäre, da E. durch den 
Beſitz des Briefes der für ihn damals im Grundbuch ſtehenden Hypothek als 
der zur Verfügung Berechtigte legitimiert war. Um ſo mehr müßten die 
Beklagten dieſe Rechtsgeſchäfte deshalb gegen ſich gelten laſſen, weil damals 
die Zeſſion an Kl. ‚nachweislich‘ noch nicht erfolgt war. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Grund als rechtsirrig 
angegriffen. Rechtsirrig iſt ſchon der den Ausgangspunkt der Erörterungen 
des Ber.⸗Richters bildende Satz, daß ungeachtet der Vorſchrift des § 1156 
BOB. auf Grund des 8 407 BGB. der Zeſſionar einer Hypothek die von 
dem Eigentümer (Schuldner) nach der Abtretung mit dem bisherigen Gläu⸗ 
biger in Anſehung der Forderung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als ihm 
gegenüber wirkſam gelten laſſen müſſe, falls der Eigentümer von der Zeſ— 
ſion zur Zeit der Vornahme der Rechtsgeſchäfte keine Kenntnis hatte. Die 
Bezugnahme des Ber.⸗Richters für dieſe Auffaſſung auf das Urteil des er⸗ 
kennenden Senats v. 22. Febr. 1908 (Entſch. Bd. 67, 413) beruht auf einem 
Mißverſtehen dieſer Entſcheidung. In dem dortigen Fall hat es ſich lediglich 
um die Frage gehandelt, ob der Veräußerer eines mit einer Hypothek be- 
laſteten Grundſtücks, welcher zugleich perſönlicher Schuldner der Forderung 
iſt, ſich von der perſönlichen Schuld dadurch befreien kann, daß er die in 
§ 416 BGB. vorgeſchriebene Anzeige von der Schuldübernahme durch den 
Käufer an denjenigen richtet, der früher im Grundbuch als Gläubiger ein⸗ 
getragen war, wenn er von der erfolgten Abtretung und Umſchreibung der 
Hypothek auf einen andern Gläubiger keine Kenntnis erlangt hat. Dieſe 
Frage iſt ſowohl für die Brieſhypothek wie für die Buchhypothek bejaht und 
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zur Begründung u. a. ausgeführt, daß der $ 1156 BGB. ‚bei Abtretung von 
Briefhypotheken nur in Anſehung der Hypothek, nicht aber hinſichtlich der 
perſönlichen Schuld die Anwendung der 88 406—408 BGB. ausſchließe“. 
Damit iſt in geradem Gegenſatze zu dem, was der Ber.⸗Richter aus der Ent⸗ 
ſcheidung herausgeleſen hat, anerkannt, daß in Anſehung der Hypothek die 
Anwendung der 88 406—408 durch § 1156 BGB. ausgeſchloſſen iſt. Das 
ergibt ſich auch ohne weiteres aus dem uneingeſchränkten Wortlaut des $ 1156. 
Auch die vom Ber.⸗Richter hervorgehobene Tatſache, daß am 19. Okt. 1912, 
alſo zu der Zeit, als die Vereinbarung zwiſchen G. und E. abgeſchloſſen wurde, 
E. noch als Gläubiger im Grundbuch eingetragen und daß er im Beſitz des 
Hyp.⸗Briefs war, kann die Anwendung des § 407 BGB. nicht rechtfertigen. 
Auch aus 8 893 BGB. könnte die Annahme des Ber.⸗Richters, daß Kl. die 
Vereinbarung zwiſchen G. und E., falls ſie nach der an ihn erfolgten Ab⸗ 
tretung ſtattgefunden hätte, gegen ſich gelten laſſen müßte, nicht gerecht⸗ 
fertigt werden, da dieſe Vorſchrift zwar auf Leiſtungen und dingliche Ver⸗ 
fügungen über das im Grundbuch eingetragene Recht, nicht aber auf Ver⸗ 
pflichtungen aus ſchuldrechtlichen Verträgen in Anſehung des Rechts, die 
Beſtimmungen über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ($ 892) für 
entſprechend anwendbar erklärt. Sonach erweiſt ſich aber auch der ‚Um⸗ſo⸗ 
mehr‘-Echluß des Ber.⸗Richters auf den nach ſeinen Feſtſtellungen tatſächlich 
vorliegenden Fall, daß die Vereinbarung vor der Abtretung ſtattgefunden hat, 
als unzutreffend. Es kann ſich daher nur fragen, ob für dieſen Fall die Ent⸗ 
ſcheidung des Ber.⸗Richters aus andern Gründen gerechtfertigt ſei. 

Nach den Feſtſtellungen des Ber.⸗Richters hat der Erblaſſer der Beklagten 
die Hypothek in rechtswirkſamer Weiſe erworben. Dann kann ein rein ſchuld⸗ 
rechtlicher Anſpruch des G. gegen E. auf Löſchung der Hypothek gegen ihn 
überhaupt nicht geltend gemacht werden, da ſchuldrechtliche Verpflichtungen 
auf den, der ein dingliches Recht durch Sonderrechtsnachfolge erwirbt, ohne 
Schuldübernahme nicht übergehen. Es iſt deshalb rechtsirrig, wenn der Ber.- 
Richter von der Annahme aus, daß die Klage auf einen ſolchen perſönlichen 
Anſpruch des G. aus dem mit E. abgeſchloſſenen eee Vertrage 
geſtützt ſei, zur Zuſprechung der Klage gelangt ift. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. April 1916. Kl. Erben (Bkl.) 

w. K. (KG. Berlin). V. 46/16. 


257. Dflegerbeftellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten 
in den Ruheſtand. 
BGB. $ 1910; RBG. $ 62. 


Dieſe Anordnung einer Pflegſchaft unterſteht nicht dem bürgerlichen 
Recht. Es iſt eine Maßregel, die entgegen der Pflegſchaft des bürgerlichen 
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Rechts nicht in erſter Reihe das Wohl des Pflegebefohlenen verfolgt, ſon⸗ 
dern vornehmlich vorgeſehen iſt, um die Durchführung eines zum öffent⸗ 
lichen Nutzen dienenden Verfahrens zu erleichtern. Auf ſolche öffentlichrecht⸗ 
liche Verhältniſſe iſt das Bürgerl. Geſetzbuͤch nicht anwendbar. Weder bedarf 
es der Einwilligung des Beamten nach § 1910 BGB. für den Fall, daß eine 
Verſtändigung mit ihm möglich iſt, noch muß die Pflegſchaft gemäß § 1920 
BGB. wieder aufgehoben werden, wenn er es verlangt (KGJ. 30A, 28 = 
RIA. 6, 2; DIZ. 1916, 910). 

Das Verfahren ſelbſt wird von der vorgeſetzten Dienſtbehörde nach deren 
pflichtmäßigem Ermeſſen gegen den Beamten eingeleitet und durchgeführt; 
der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. Deswegen hängt auch die Beſtellung eines 
Pflegers nach 8 62 RBG. lediglich davon ab, ob die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
ſie für notwendig erachtet. Eine gerichtliche Nachprüfung dieſer Einzelheit 
des Verfahrens widerſpräche der uneingeſchränkten Machtbefugnis, mit der 
die Verwaltungsbehörde die ſachliche Entſcheidung darüber zu treffen hat, 
ob der Beamte zwangweiſe in den Ruheſtand zu verſetzen iſt. 

Allerdings kann die Verwaltungsbehörde das Gericht darum angehen, 
einen Pfleger zu beſtellen. Aber dann fällt dieſes Verfahren aus dem Rahmen 
des Beamtengeſetzes heraus. Es iſt eine gewöhnliche Pflegſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts, die das Gericht wie von Amts wegen, ſo auch auf Anregung 
der Verwaltungsbehörde erwägen kann. Es entſcheidet darüber nach jelb- 
. ftändiger Prüfung, ob die Vorausſetzungen einer Pflegſchaft vorliegen, und 
unabhängig von der Anſicht der Verwaltungsbehörde, die Pflegſchaft ſei 
nötig. Dabei kann das Gericht die Pflegſchaft nach ſeinem Befinden auch 
auf einen beſtimmten Kreis der Angelegenheiten des Pflegebefohlenen be- 
ſchränken. Wird eine ſolche Pflegſchaft eingerichtet, ſo wird die Anordnung 
der beſonderen Pflegſchaft des $ 62 RBG. überflüſſig. Aber für dieſe ge- 
richtliche Pflegſchaft des bürgerlichen Rechts find dann auch die $$ 1910. 1920 
BGB. zu beachten. So hat das Amtsgericht die Sache behandelt und durfte 
ſie behandeln; darin iſt keine Geſetzesverletzung zu finden. 

Dagegen iſt die Mitwirkung der Gerichte bei der Anordnung der be- 
ſonderen, öffentlichrechtlichen Pflegſchaft aus $ 62 RBG. ausgeſchloſſen. So 
hat das Landgericht jetzt und ſchon früher entſchieden, und dem hat ſich die 
elſ.-lothr. Juſtizverwaltung angeſchloſſen (Samml. 13, 303). Dieſe Pfleger⸗ 
beſtellung iſt Verwaltungsſache wie das ganze übrige Verfahren der §8 62ff. 
RBG. und wie die darin zu treffende Endentſcheidung. Die Gerichte haben 
bei den nicht ſtreitigen Angelegenheiten des öffentlichen Rechts nur mitzuwirken, 
wo das Geſetz es vorſchreibt (8 13 elſ.-lothr. Ausf G. z. FGG.). Für den vor⸗ 
liegenden Fall gibt es keine ſolche geſetzliche Vorſchrift. Der $ 38 F GG., auf 
den das Kammergericht ſich für ſeine gegenteilige Anſicht beruft (a. a. O.), kann 
freilich bei ſeiner allgemeinen Faſſung auch von andern Pflegſchaften als denen 
des $ 1910 BGB. verſtanden werden; aber er regelt nur die örtliche Zu- 
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ſtändigkeit der Gerichte und ſetzt voraus, daß überhaupt die Gerichte zu⸗ 
ſtändig ſind. 
Der Vorlage der Sache an das Reichsgericht gemäß § 28 FGG. bedarf 
es nicht, da der $ 62 RBG. hier nur als Landesgeſetz in Frage kommt.“ 
Beſchluß des OLG. zu Colmar an ) v. 8. Sept. 1916. IX. 30/16. 
L- ch. 


258. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die 
Ablehnung einer Pflegerbeſtellung. 
BGB. $$ 1913. 2262; FGG. 58 20. 573. 


Das 3 Nachlaßgericht gelangte bei Eröffnung eines Teſtaments zu der An⸗ 
ſicht, daß noch unbekannte Erben bedacht ſeien. Um dieſen nach $ 2262 BGB. 
den Inhalt des Teſtaments bekanntgeben zu können, erſuchte es das zuſtän— 
dige Vormundſch.⸗Gericht um Beſtellung eines Pflegers für die unbekannten 
Erben. Das Vormundſch.⸗Gericht lehnte ab; die Beſchwerde des Nachlaß⸗ 
gerichts wurde wegen mangelnden Beſchwerderechts zurückgewieſen, ebenſo 
die weitere Beſchwerde. Aus den Gründen: 

„— — — Ein Recht zur Einlegung der Beſchwerde ſteht dem Nachlaß⸗ 
gericht nicht zu. Ein ſolches könnte nur auf § 20 oder $ 57 Nr. 3 FGG. geſtützt 
werden. Was 8 20 angeht, jo müßte ein eigenes Recht“. des Nachlaßgerichts 
durch die ablehnende Verfügung des Vormundſch.⸗Gerichts beeinträchtigt ſein. 
In dieſer Beziehung käme nur § 2262 BGB. in Betracht, wonach das Nad)- 
laßgericht die Intereſſenten von dem ſie betreffenden Teſtamentsinhalt zu 
benachrichtigen hat. Aber dies iſt eine Pflicht und kein Recht des Nachlaß— 
gerichts. Es hat kein Recht darauf, daß die Benachrichtigung ermöglicht wird, 
und hat keinen Anſpruch darauf, daß das Vormundſch.⸗Gericht jo verfährt, 
wie das Nachlaßgericht es wünſcht (K GJ. 32 A, 106). Es iſt auch nicht richtig, 
daß, wie das Nachlaßgericht anführt, die Weigerung der Pflegſchaftsbeſtellung 
ihm die Erfüllung ſeiner Pflichten unmöglich mache. Die Pflicht aus § 2262 
BGB. geht nur auf Inkenntnisſetzung der dem Nachlaßgericht bekannten Be— 
teiligten und, ſoweit fie ihm nicht bekannt find, auf Erkundigung (RGeEntſch. 
69, 274; BGB. von RGRäten? Anm. 1 zu $ 2262). Im vorliegenden Fall 
genügt das Nachlaßgericht ſeiner Pflicht, wenn es die Beſtellung eines Pfle⸗ 
gers für die Abkömmlinge bei dem Vormundſch.⸗Gericht in Anregung bringt 
und, wenn ein Pfleger beſtellt iſt, die Bekanntmachung ($ 2262 BGB.) an 
dieſe bewirkt. Die Prüfung der Vorausſetzungen für die Beſtellung eines 
Pflegers iſt aber ausſchließlich Sache des Vormundſch.⸗Gerichts. Lehnt das 
letztere die Beſtellung ab, ſo hat das Nachlaßgericht das Seinige getan, und 
es kann ſchon deshalb von einer Beeinträchtigung des Nachlaßgerichts in 
ſeinen Aufgaben durch die Ablehnung keine Rede ſein. Es liegt daher der 
im KGJ. 374, 127 behandelte Fall, daß das Nachlaßgericht durch die Weige- 
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rung des anderen Gerichts ‚an der Erfüllung feiner amtlichen Aufgaben ver⸗ 
hindert wird‘, überhaupt nicht vor. Auch auf den Geſichtspunkt, daß die be⸗ 
ſchwerdeführende Behörde zur Wahrnehmung der betreffenden Angelegenheit 
im öffentlichen Intereſſe berufen ſei (RGEntſch. 60, 196, in Seuff A. 61 Nr. 56; 
KGJ. 21A, 181; 344, 134), kann das Beſchwerderecht hier nicht geſtützt wer⸗ 
den. Denn die Wahrnehmung der Rechte der am Nachlaſſe Beteiligten liegt 
grundſätzlich dieſen ſelbſt und, wenn ſie zur eigenen Wahrnehmung ihrer 
Rechte nicht in der Lage ſind, dem Vormundſch.⸗Gericht ob, das ſelbſtändig 
darüber zu befinden hat, ob ein Bedürfnis für die Beſtellung eines Pflegers 
vorliege. Im Rahmen des $ 2262 BGB. hat freilich auch das Nachlaßgericht 
für die Intereſſen der Beteiligten zu ſorgen. Aber dieſer Rahmen reicht eben, 
wie hervorgehoben, im vorliegenden Falle nur ſo weit, die Beſtellung eines 
Pflegers anzuregen und, im Fall feiner Beſtellung, dieſen von dem betref- 
fenden Teſtamentsinhalt in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe Anregungsbefugnis, 
die auch jeder Dritte hat, und die nur auf Herbeiführung der Amtcstätigkeit 
des Vormundſch.⸗Gerichts geht, iſt von einem beſonderen Antragsrecht, wie 
es dem Nachlaßgerichte z. B. im Fall des 8 83 BGB. verliehen iſt, und aus 
welchem allerdings ein Beſchwerderecht folgen würde (RGEntſch. 60 S. 197; 
KGJ. 34 A, 135. 136), durchaus verſchieden. 

Nach dem Geſagten kann auch ‚ein rechtliches Intereſſe' des Nachlaß⸗ 
gerichts an der Beſtellung von Pflegern ($ 57 Nr. 3 FGG.; vgl. KGJ. 334A, 
68; 40A, 43) nicht anerkannt werden, denn auf die rechtlich geordneten Be— 
ziehungen des Nachlaßgerichts iſt die Ablehnung der Pflegſchaft in keiner 
Weiſe einzuwirken imſtande. Sie berührt Rechte des Nachlaßgerichts in keiner 
Weiſe.“ 

Beſchluß des KG. Berlin v. 8. Okt. 1915. RIA. 15, 26. 


II. Verfahren. 


259. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung auf 
Schadenerſatz klagende Perſonen notwendige Streitgenoſſend 
ZPO. $ 62; BGB. § 845. 


Viktoria S. iſt nach ihrer Behauptung dadurch zu Schaden gekommen, 
daß der Beklagte, als er mit ſeinem Kraftwagen ſie und ihr Fuhrwerk, neben 
dem ſie herging, auf der Landſtraße überholte, ihr über den Fuß gefahren 
iſt. Sie und ihre Mutter machen Erſatzanſprüche gegen den Beklagten geltend. 
Die Mutter fordert, weil ſie in der Landwirtſchaft auf die Hülfe ihrer Tochter 
angewieſen geweſen ſei und dieſe ihr die Hülfe nicht mehr leiſten könne, eine 
jährliche Rente. Die Tochter fordert Schmerzengeld und ebenfalls — für 
die Zeit nach dem Ableben der Mutter — eine Rente. 
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Gegen das Urteil des Landgerichts, welches die Anſprüche dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt hat, iſt vom Beklagten Berufung eingelegt. In 
dem Termin zur mündlichen Verhandlung iſt nur die Tochter erſchienen. 
Der Beklagte hat gegen beide beantragt: das angefochtene Urteil aufzuheben 
und die Klage abzuweiſen, zugleich erklärend, daß er event. beantrage, gegen 
die Mutter im Verſäumnisverfahren zu erkennen. Das Oberlandesgericht hat 
die Berufung zurückgewieſen, indem es angenommen hat, daß die Klägerinnen 
notwendige Streitgenoſſen ſeien und die Mutter durch die Tochter dement⸗ 
ſprechend in der Ber.⸗Inſtanz vertreten worden ſei. Es ſei, ſo wird aus⸗ 
geführt, allein ſtreitig, ob der Unfall durch den Kraftwagen des Beklagten 
herbeigeführt ſei und dieſen ein Verſchulden treffe, die Einzelanſprüche der 
Klägerinnen ſeien in 1. wie in 2. Inſtanz dem Grunde nach nicht beanſtandet 
worden, und aus der Natur der jetzt ſtreitigen Frage ergebe ſich, daß das 
jetzt ſtreitige Rechtsverhältnis den beiden Streitgenoſſen gegenüber nur ein⸗ 
heitlich feſtgeſtellt werden könne. Das wird von der Reviſion mit Recht 
beanſtandet. 

Richtig iſt, daß die tatſächliche Grundlage der Anſprüche der beiden Klä⸗ 
gerinnen ein und dieſelbe iſt, die nur entweder beſtehen kann oder nicht be- 
ſtehen. Aber das iſt nicht ausreichend. Der Fall des 8 62 ZPO. liegt zweifel⸗ 
los dann vor, wenn das Rechtsverhältnis ſo iſt, daß die Entſcheidung für oder 
gegen den einen Genoſſen für oder gegen den anderen auch dann maßgeblich 
wäre, wenn er ſich am Prozeß nicht beteiligt hätte, oder wenn verlangt wer⸗ 
den kann, daß der nicht Beteiligte hinzugezogen wird (exc. plurium litiscon- 
sortium). Es iſt zuzugeben, daß die Rechtſprechung und insbeſondere auch 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts die Anwendung des § 62 darüber hin— 
aus auch auf andre Fälle ausgedehnt hat. Aber daran iſt doch feſtzuhalten, 
daß die logiſche Unvereinbarkeit voneinander abweichender Entſcheidungen 
nicht ausreicht, notwendige Streitgenoſſenſchaft zu begründen; und daß die 
Identität des tatſächlichen oder rechtlichen Klagegrundes die Streitgenoſſen— 
ſchaft zu einer notwendigen nicht macht, ergibt ſich unmittelbar aus poſitiven 
Geſetzesbeſtimmungen, wie 88 425 Abſ. 2, 429 Abſ. 3 BGB. Es ſteht denn 
auch nichts im Wege, daß in dem Falle, wo durch eine unerlaubte Handlung 
mehrere verletzt ſind, die Klage des einen Verletzten einer andern rechtlichen 
Beurteilung unterfällt als die des andern, und daß, während der einen Klage 
ſtattgegeben wird, die andre abgewieſen wird oder umgekehrt. 

Darnach hätte der Vorderrichter gegen die Mitklägerin, die auf die Be- 
rufung des Beklagten im Termin nicht erſchienen war, nicht, wie geſchehen, 
ſondern nach 8 542 Abſ. 2 ZPO. vorgehen müſſen. Es mag ſein, daß die 
Entſcheidung im Ergebnis nicht anders ausgefallen wäre, wenn der Vorder⸗ 
richter ſo verfahren hätte, doch läßt ſich das nicht beurteilen, ohne daß man 
damit zugleich in eine ſachliche Prüfung der Vorgänge und Würdigung der 
erhobenen Beweiſe eintritt, was nicht die Aufgabe der Rev.⸗Inſtanz iſt. 
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Vielmehr mußte die Sache zu einer nochmaligen Verhandlung an die Vor⸗ 
inſtanz zurückverwieſen werden. 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Januar 1916. St. (Bkl.) w 
S. u. Gen. (OLG. Augsburg). VI. 350/15. 


260. Gegen die Abweiſung des Antrags, nach $ 76 Abſ. 4 5p O. von der 
Klage entbunden zu werden, iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 
Vgl. 45 Nr. 218. 

ZPO. 8 76. 

Durch das angefochtene Zwiſchenurteil hat das Landgericht den Antrag 
des Beklagten, ihn gemäß 8 76 ZPO. von der Klage zu entbinden, da er die 
Urkunde, deren Herausgabe von ihm verlangt wird, nur für den Benannten 
beſitze, abgewieſen, weil die Klage nicht Auf die Tatſache des Beſitzes, ſondern 
auf ein Schuldverhältnis gegründet ſei (vgl. OL GRſpr. 20, 300). Die hier⸗ 
gegen vom Beklagten rechtzeitig eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt unzuläſſig, 
denn es handelt ſich nicht um einen Zwiſchenſtreit einer Partei mit einem 
Dritten, ſondern um den Streit der Parteien. Das Landgericht, welches die 
Verteidigung des Beklagten für nicht begründet erachtet hat, hat ſie prozeſſual 
richtig durch ein Zwiſchenurteil gemäß § 303 ZPO. zurückgewieſen (vgl. Stein 
zu ZPO. 8 76 V. 4; Förfter- Kann? zu 8 76 Nr. 5 S. 275). Gegen ein ſolches 
Zwiſchenurteil ift ein Rechtsmittel nicht gegeben (vgl. 8512 ZPO.). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. April 1916. S. w. L. 

Bs. Z. VI. 40/16. Nö. 


261. Zuſtändigkeit des Berufungsgerichts zur Beſchlußfaſſung über 
die Art einer in 1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiftung. 
3 PO. $$ 108. 710; BGB. 95 234. 235. 

Die Klägerin hatte gegen den Beklagten beim Landgericht ein Urteil 
auf Bezahlung von 23700 % nebſt Verzugszinſen erwirkt, das gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung von 25000 % für vorläufig vollſtreckbar erklärt wurde. Sie 
hatte alsbald bei der Hinterlegungsſtelle (Kgl. Filialbank) 25000 „ bar hinter⸗ 
legt. Nachdem der Beklagte Berufung eingelegt hatte, beantragte die Klä— 
gerin beim Ber.⸗Gericht, auszuſprechen, daß ſie e ſei, die hinterlegte 
Barſumme zu EIDEDEN, wenn fie Zug um Zug 5% Deutſche Reichsanleihe 
im Kurswerte von 98%, event. von 75% gerechnet Ginterlege, — Das Ber.- 
Gericht ſprach der Klägerin die Berechtigung au, den zum Zweck der Sicher- 
heitsleiſtung hinterlegten Barbetrag gegen 5% Deutſche Reichsanleihe zu 
drei Vierteilen des Ausgabekurswertes rsulanlichen: den weitergehenden 
Antrag wies es zurück. Aus den Gründen: 

„Das Oberlandesgericht iſt zur Entſcheidung zuſtändig. 
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Läge nur ein Antrag auf Geſtattung des Umtauſches des hinterlegten 
Barbetrags in 5% Deutſche Reichsanleihe zu. 75% des Ausgabekurswertes 
vor, ſo käme eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts allerdings nicht in 
Frage. Der Antrag, der einen Antrag auf Herausgabe der hinterlegten Sicher⸗ 
heit enthält, wäre nach $ 49 der bayer. Hinterlegungsordnung v. 18. Dez. 
1899 (Gef. u. VOBl., 1033) bei dem ſog. Weiſungs⸗Amtsgericht zu ſtellen. 
Dieſes müßte dem Antrag ohne weiteres ſtattgeben, da der Barhinterleger 
gemäß dem in $ 108 ZPO. für anwendbar erklärten 8 235 BGB. kraft Ge⸗ 
ſetzes berechtigt iſt, das hinterlegte Geld in geeignete Wertpapiere umzutau⸗ 
ſchen, da ferner Deutſche Reichsanleihe gemäß den 88 234. 1807 Nr. 2 BGB. 
zu den geeigneten Wertpapieren im Sinne des § 235 BGB. gehört. 

Die Eingabe der Klägerin enthält aber auch den Antrag, zu geſtatten, 
daß unter Abweichung von der Vorſchrift des 8 234 Abſ. 3 BGB. Wert⸗ 
papiere zum vollen Kurswert hinterlegt werden. Es wird alſo eine Entjchei- 
dung über die Art der Sicherheitsleiſtung begehrt. Eine ſolche Entſcheidung 
kann ohne mündliche Verhandlung und ohne Gehör der Gegenpartei durch 
Beſchluß des Prozeßgerichts erfolgen; | 

Gruchot 40, 1189; JW. 1899, 4186; 33P. 17, 154; Gaupp-Stein Anm. 10 zu $ 108 

ZPO. 

Der vom OLG. Hamburg vertretenen Anſchauung (OL GRſpr. 21, 104; auch 
Sydow⸗Buſch Anm. 2 zu d 108 ZPO. und Gaupp-Stein Anm. 5 zu $ 718 
ZPO.) daß ſtets nur das Gericht, das die Höhe der Sicherheit beſtimmt hat, 
zur Beſtimmung der Art der Sicherheit berufen ſei, vermag der Senat nicht 
beizutreten. Alle Entſcheidungen in einem anhängigen Prozeß, für die nicht 
eine beſondere Zuſtändigkeit begründet iſt, ſind vom Prozeßgericht zu treffen; 
eine beſondere Zuſtändigkeit für die Entſcheidung über die Art der Sicher⸗ 
heitsleiſtung iſt im Geſetz nirgends vorgeſehen, insbeſondere iſt der § 109 
3PO. ſeinem Wortlaut nach auf Fälle der vorliegenden Art nicht anwend— 
bar; es verbleibt alſo bei der regelmäßigen Zuſtändigkeit. Als Prozeßgericht 
erſcheint aber nach Einlegung der Berufung das Ber.-Gericht. . Richtig iſt 
nur die in der Entſcheidung des OLG. Hamburg enthaltene Bemerkung, 
daß § 718 3PO. auf Entſcheidungen über die Art der Sicherheitsleiſtung. 
nicht zutrifft. 

Sachlich kann dem Antrag auf Geſtattung des Umtauſches des hinterlegten 
Barbetrages in Deutſche Reichsanleihe zum Kurswerte von 98% nicht ent» 
ſprochen werden. Eine Parteivereinbarung, die übrigens eine Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts überflüſſig machen würde, liegt nicht vor. Ohne Partei⸗ 
vereinbarung iſt aber der Umtauſch einer erlegten Sicherheit nur nach Maß— 
gabe der 88 235. 231 BGB., alſo nur unter Zugrundelegung von drei Vier- 
teilen des Kurswertes der an Stelle der Barſicherheit tretenden Wertpapiere 


zuläſſig. Für die Berechnung iſt nach §S 2 Bkm. über die ee en 
Seufferts Urchiv 71. 3. Folge Bd 16 Heft 11. 
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mit Wertpapieren v. 22. Dezember 1914 (RGBl. 541) der Ausgabekurs maß⸗ 
gebend.“ | 


Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 5. Juni 1916. F. w. W. — 
L. 285/16. Fo. 


262. Verfahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige 
Vollſtreckung. 


Vgl. 69 Nr. 113 m. N. 
ZPO. 88 109. 715. 


Nachdem das gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärte 
Urteil des Landgerichts durch das die Berufung verwerfende Urteil beſtätigt 
und dieſes Ber.⸗Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt, iſt allerdings die 
Veranlaſſung für die Sicherheitsleiſtung, von der das 1. Urteil die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit abhängig gemacht hatte, weggefallen. Für die Anordnung 
der Rückgabe gilt aber nicht das vereinfachte Verfahren aus § 715 ZPO., 
das die Vorlegung eines Rechtskraftzeugniſſes vorausſetzt, ſondern das in 
8109 ZPO. angeordnete Beſchlußverfahren. Der Beſchwerdeführer wird 
daher dieſer Beſtimmung gemäß zunächſt eine Friſtbeſtimmung gegen den 
Beklagten zu erwirken haben, ſein Antrag auf ſofortige Anordnung der Rück⸗ 
gabe iſt mit Recht vom Landgericht zurückgewieſen worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 16. Juni 1916. W. w. Kr. 

Bs. V. 45/16. B. 


263. Der gerichtlich beſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann 
die Vertretung nicht niederlegen. 
ZPO. 88 247. 79. 


Dem im Felde ſtehenden Beklagten war auf Antrag der Kläger der 
Rechtsanwalt H. auf Grund des §1 VO. v. 14. Januar 1915 vom Land⸗ 
gericht zum Vertreter beſtellt worden. Dieſer Vertreter hatte dann gegen 
das den Beklagten verurteilende Erkenntnis Berufung eingelegt. Tags vor 
dem auf den 23. Auguſt 1916 anberaumten Verhandlungstermin zeigte der 
Vertreter dem Ber.⸗Gericht an, daß er die Vertretung des Beklagten nieder- 
lege und im Termin nicht erſcheinen werde. Im Termin waren nur die Ber. 
Beklagten vertreten. Ihr Anwalt beantragte, die eingelegte Berufung durch 
Verſäumnisurteil zu verwerfen. Dem Antrage wurde ſtattgegeben. Gründe: 

„Der Antrag der Ber.-Beklagten auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils 
gegen den im Termin zur mündlichen Verhandlung über die Berufung nicht 
erſchienenen Ber.⸗Kläger hätte zurückgewieſen werden müſſen, wenn der 
vom Gericht dem Beklagten beſtellte Vertreter die Vertretung befugtermaßen 
niedergelegt hätte, der Beklagte mithin ohne Vertreter wäre und demgemäß 
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das Verfahren nach § 2 Gef. v. 4. Auguſt 1914 als unterbrochen zu gelten 
hätte. Eine Unterbrechung des Verfahrens iſt aber nicht eingetreten. Der 
einem Kriegsteilnehmer nach $ 1 VO. v. 14. Januar 1915 zur Wahrnehmung 
ſeiner Rechte und Verpflichtungen im Rechtsſtreit beſtellte Vertreter, welcher 
die Vertretung übernommen hat, kann ſein Amt nicht niederlegen. Er kann 
nur unter Darlegung der Gründe ſeine Entlaſſung aus dem Amte beim Ge— 
richt beantragen. Das folgt aus der rechtlichen Stellung des Vertreters, 
welcher nicht Bevollmächtigter, ſondern geſetzlicher Vertreter des Kriegs⸗ 
teilnehmers kraft richterlicher Beſtallung iſt. 

Da die Erklärung des Vertreters, daß er die Vertretung niederlege, 
wirkunglos war, das Vertreteramt vielmehr fortdauert und mithin das Ver⸗ 
fahren nicht unterbrochen iſt, mußte dem Antrage der Kläger auf Verſäumnis⸗ 


urteil gemäß 88 330. 542 Abſ. 1 ZPO. entſprochen werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Sen.) v. 28. Aug. 1916. L. u. Gen. 
(Kl.) w. A. Bf. III. 288/16. B. 


— — — nn 


264. Berechtigung des Kaufmanns zur Verweigerung der Ausſage 
über ſeine Bezugsquellen. 
Vgl. 49 Nr. 213; 66 Nr. 21 und 107 m. N. 
ARD. $ 384 Nr. 3. 

Es handelt ſich um die Berechtigung des Zeugen, feine Ausſage darüber 
zu verweigern, ob und in welchem Umfange er gewiſſe Warenſorten von 
der Klägerin bezogen habe. Der Zeuge hat erklärt, daß er mit der Beklagten 
im ſchärfſten Wettbewerbe ſtehe und die Offenlegung ſeiner Bezugsquelle 
ſowie die Angabe der Höhe ſeines Einkaufs ihm geſchäftlich erheblichen Schaden 
zufügen könne. Er hat vor dem Beſchwerdegericht ſeinen Standpunkt weiter 
dahin erläutert, daß die ihm infolge früherer Streitigkeiten beſonders un⸗ 
freundlich geſinnte Beklagte, wenn ſie den Umfang ſeines Geſchäfts genauer 
erfahre, über die Bedeutendheit oder Geringfügigkeit ſeines Geſchäfts An⸗ 
gaben machen könne, welche ihm in ſeinem Kundenkreiſe ſchaden würden; 
der beiderſeitige Abſatzbezirk ſei der gleiche. Wenn er aber gar genötigt werde, 
die beſonderen, von ihm bezogenen Warenſorten anzugeben, ſo beſtehe die 
Gefahr, daß ſich die Beklagte gerade auf den Handel mit dieſen Sorten werfen 
und ihn durch Unterbieten daraus verdrängen werde. 

Dieſe Darlegungen des Zeugen ſind nach ihrer tatſächlichen Grundlage 
nicht von der Beklagten bekämpft worden und rechtlich geeignet, den Zeugen 
zur Verweigerung ſeiner Ausſage zu berechtigen. Die Aufdeckung einer Be⸗ 
zugsquelle und der Umfang des betreffenden Bezuges können für den Kauf⸗ 
mann den Gegenſtand eines gewerblichen Geheimniſſes bilden. Daß ihre 
Offenbarung im vorliegenden Fall eine Schädigung des Zeugen zur Folge 

33* 


460 265. Ehefachen; Eid. 


haben kann, leuchtet angeſichts der vom Zeugen vorgetragenen Erwägungen 
ein. — — — 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. März 1916. J. N. w. 
M. & Schw. Bs. Z. VI. 24/16. Nö. 


265. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt die 
beſchworene Tatſache auch für die Scheidungsfrage. 
Vgl. 51 Nr. 156 m. N.; 54 Nr. 263. 
3. 58 617. 463. 

Der Vorderrichter hat die Berufung der Beklagten gegen das erſtinſtanz— 
liche Urteil zurückgewieſen, durch welches die Ehe der Parteien geſchieden und 
die Beklagte für den ſchuldigen Teil erklärt worden iſt. Er hat feſtgeſtellt, 
daß die Beklagte im Sommer 1913 den Kläger fortgeſetzt dadurch verleumdet 
hat, daß ſie ihn grundlos und wider beſſeres Wiſſen eines unzüchtigen, eine 
gröbliche Verletzung ſeiner Dienſtſtellung enthaltenden Treibens bei ſeinen 
Vorgeſetzten und den andern Mitbedienſteten ſowie bei der Polizei beſchul— 
digt und dabei lediglich aus Gehäſſigkeit und in der Abſicht gehandelt hat, 
den Kläger in ſchonungloſeſter Weiſe bloßzuſtellen und ihm zu ſchaden. Mit 
dieſer Feſtſtellung war zugleich die Behauptung der Beklagten erledigt, daß 
der Kläger mit einer Lina A. fortgeſetzt Unzucht getrieben habe. In 1. In⸗ 
ſtanz hatte die Beklagte auf Grund dieſer Behauptung auch ihrerſeits Wider⸗ 
klage auf Scheidung der Ehe erhoben, ſodann aber die Widerklage aufgebend 
und nur den Antrag aufrechterhaltend, den Kläger eintretendenfalls für den 
ſchuldigen Teil zu erklären, dieſem über ihre Behauptung den Eid zugeſchoben, 
den dieſer angenommen und auf Grund Beweisbeſchluſſes dahin geleiſtet 
hat, daß er nicht mit der Lina A. ein Liebesverhältnis unterhalten oder ae- 
ſchlechtlich verkehrt habe. In 2. Inſtanz hat die Beklagte die Widerklage auf 
Scheidung der Ehe und wegen Ehebruchs wieder aufgenommen und durch 
Benennung von Zeugen unter Beweis geſtellt. Der ⸗Vorderrichter hat wei— 
tere Beweiſe nicht erhoben. — — — Seine Entſcheidung iſt ſchlüſſig be- 
gründet und erweiſt ſich als frei von Rechtsirrtum. 

Durch den Eid des Klägers iſt der volle Beweis erbracht, daß er mit 
der A. weder Geſchlechtsverkehr gepflogen noch überhaupt ein Liebesver— 
hältnis unterhalten hat. Die Eideszuſchiebung war zuläſſig, nachdem die 
Beklagte die Widerklage hatte fallen laſſen und ihre Behauptung nur noch 
der Begründung des Antrages diente, den Kläger für den Fall, daß die Ehe 
geſchieden werden ſollte, für mitſchuldig zu erklären (JW. 1891, 2727; 1899, 
6061; 1905, 11413). Nachdem aber der Kläger den Eid geleiſtet hat, iſt der 
Beweis des Beſchworenen erbracht. Wenn die Reviſion den Standpunkt 
vertritt, daß die geſetzliche Wirkung der Eidesleiſtung nach 8 463 ZPO. nur 
für die Entſcheidung über die Schuldfrage eintrete, daß aber gegenüber der 
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Widerklage auf Eheſcheidung der Richter die Bedeutung der Eidesleiſtung 
hätte frei würdigen müſſen und die Erhebung der durch Benennung von 
Zeugen angetretenen Beweiſe nicht unter Berufung auf die formale Be⸗ 
weiskraft des Eides hätte ablehnen dürfen, ſo iſt allerdings in Fällen wie 
dieſem dann für freie Beweiswürdigung Raum, wenn der Eid verweigert iſt; 
RGentſch. 34, 351; 43, 422; in SeuffA. 51 Nr. 156 und 54 Rr. 263. 
Weſentlich anders liegt es aber, wenn es zur Eidesleiſtung gekommen iſt und 
damit die Partei eine Erklärung abgegeben hat, die, wenn ſie unwahr ſein 
ſollte, nur unter Verletzung der Eidespflicht abgegeben ſein könnte. Hier 
kommt die Abſicht der Prozeßnorm, daß der Parteieid nicht der freien Wür⸗ 
digung des Richters unterliegen und daß er nicht durch einfachen Gegen— 
beweis ſoll entkräftet werden können, zur Geltung. Wenn es auf dieſe Weiſe 
zur Entſcheidung über den Anſpruch auf Scheidung der Ehe auf Grund eines 
Parteieides kommt, ſo beruht das auf der freien Entſchließung des Gegners, 
der ſich der Eideszuſchiebung bedient und dabei mit der Möglichkeit rechnen 
mußte, daß der Eid geleiſtet und damit ihm jeder weitere Beweis feiner Be- 
hauptung abgeſchnitten wird. Daher war es gerechtfertigt, daß der Vorder⸗ 
richter auf die Vernehmung der Zeugen nicht eingegangen iſt. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. Jan. 1916. J. w. J. (OLG. 
Dresden). VI. 404/15. 


266. Folgen des Wegfalls eines Schiedsrichters, über deſſen Er- 
nennung ſich die beiden Parteien erſt nach Abſchluß des Schieds- 
vertrages geeinigt hatten. 

Vgl. 46 Nr. 162; 50 Nr. 145. 

ZPO. 55 1033 Nr. 1, 1031. 1029. 
| Der Kläger macht geltend, der Schiedsvertrag ſei gemäß $ 1033 Nr. 1 
ZPO. außer Kraft getreten, weil der zum Schiedsrichter beſtimmte Deich— 
baumeiſter R. infolge ſeiner Einberufung zum Heeresdienſt weggefallen ſei. 
In der Tat kann die länger währende Einberufung eines Schiedsrichters 
zum Kriegsdienſt feinen Wegfall i. S. des 8 1033 3PO. begründen (val. 
OLG. Kiel in Seuff. A. 71 Nr. 243; OLG. Hamburg in LeipzZ. 1915, 561), 
und wenn der Wegfall einmal eingetreten und der Schiedsvertrag dadurch 
aufgehoben iſt, wird dieſe Aufhebung nicht dadurch wieder beſeitigt, daß 
der Schiedsrichter ſpäter infolge von Umſtänden, mit denen nicht von vorn⸗ 
herein zu rechnen war, wieder aus dem Heeresdienſt ausgeſchieden iſt. Allein 
eine Aufhebung des Schiedsvertrages wegen Wegfalls des Schiedsrichters 
gemäß § 1033 Nr. 1 ZPO. findet nur ſtatt, wenn beſtimmte Perſonen in 

dem Schiedsvertrage zu Schiedsrichtern ernannt ſind. 

Im vorliegenden Fall beſteht kein Streit darüber, daß in dem urſprüng⸗ 
lichen Schiedsvertrage noch kein beſtimmter Schiedsrichter ernannt war. Erſt 
nachträglich haben ſich die Parteien auf R. als Schiedsrichter geeinigt. Dieſe 
nachträgliche Einigung kann eine doppelte Bedeutung haben: 
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Entweder wurde dadurch der bisherige Schiedsvertrag inhaltlich ab- 
geändert und zwar dahin, daß nur dieſer nachträglich Beſtimmte als Schieds⸗ 
richter tätig fein ſolle. Alsdann iſt der Fall des 8 1033 ZPO. gegeben, und 
es erſcheint gleichgültig, ob die beſtimmte Perſon in dem urſprünglichen 
Schiedsvertrage oder in einer ſpäteren abändernden Vereinbarung ernannt iſt. 

Oder die nachträgliche Einigung hatte nur die Bedeutung, daß lediglich 
über die Art der Ausführung des Schiedsvertrages eine Einigung zuſtande⸗ 
kam, ohne daß der Schiedsvertrag als ſolcher geändert werden ſollte. 

Das Reichsgericht hat nach Lage der Umſtände bald die eine, bald die 
andre Auslegung bevorzugt (vgl. einerſeits JW. 1892 ‚95; anderſeits SeuffA. 
46 Nr. 162). Das Ber.⸗Gericht iſt — in Übereinſtimmung mit dem Land⸗ 
gericht und mit Seuffert ZPO. Anm. 1 zu § 1033 (vgl. dagegen Stein Anm. I 
zu § 1033) — der Anſicht, daß im Zweifel die ſpätere Einigung über die Per⸗ 
ſon des Schiedsrichters nicht die Bedeutung hat, daß nun dieſer Schiedsrichter 
in Abänderung des urſprünglichen Vertrages als der im Vertrage Ernannte 
zu gelten hätte. 

Der Grundgedanke des § 1033 geht dahin, daß, wenn die Parteien ſich 
nur einem beſtimmten Schiedsrichter unterworfen haben, nicht feſtgeſtellt 
werden kann, daß ſie ſich im Falle ſeines Wegfalls auch einem andern Schieds⸗ 
richter hätten unterwerfen wollen. Der im Vertrage beſtimmte Schiedsrichter 
kann eine ſolche Vertrauensperſon geweſen ſein, daß die Parteien ſich nur 
ſeinem perſönlichen Urteil unterordnen wollten; mit ſeinem Wegfall iſt daher 
die Erfüllung des Schiedsvertrages unmöglich geworden, und der Vertrag 
verliert ſeine Wirkſamkeit. Haben aber die Parteien zunächſt allgemein 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung vereinbart und ſich ſpäter über einen be- 
ſtimmten Schiedsrichter geeinigt, ſo ſteht feſt, daß die Schiedsvereinbarung 
an ſich von der Perſon eines beſtimmten Schiedsrichters unabhängig war, 
und es bleibt daher trotz des Wegfalls des ſpäter ernannten Schiedsrichters 
ſehr wohl die Einigung über die ſchiedsrichterliche Vereinbarung als ſolche 
feſtſtellbar; es liegt kein Grund vor, nun die ganze Schiedsvereinbarung ledig- 
lich deshalb außer Kraft treten zu laſſen, weil es den Parteien gelungen war, 
ſich über die Perſon des Schiedsrichters zu einigen. Eine ſolche Auslegung 
würde dahin führen, die ſachlich erwünſchte Einigung über den Schiedsrichter 
den Beteiligten als gefährlich erſcheinen zu laſſen, da ſie den Beſtand des 
Schiedsvertrages in Frage ſtellen könnte. Solange nicht die Parteien zu 
erkennen geben, daß ſie den urſprünglichen Schiedsvertrag inhaltlich abändern 
wollen, hat die Einigung über die Perſon des Schiedsrichters im Zweifel 
nur die Bedeutung, daß der bisherige Schiedsvertrag ausgeführt wird und 
an Stelle der Ernennung je eines Schiedsrichters durch jede Partei eine 
Einigung über eine gemeinſame Ernennung des Schiedsrichters erfolgt. Fällt 
alsdann dieſer gemeinſam ernannte Schiedsrichter weg, ſo tritt nicht die 
Folge des § 1033, ſondern nur die des § 1031 3PO. ein: jede Partei hat 
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an Stelle des weggefallenen Schiedsrichters auf Aufforderung des Gegners 
einen neuen Schiedsrichter zu beſtellen. 

Im vorliegenden Fall liegt nichts dafür vor, daß mit der Einigung über 
die Ernennung des R. der Schiedsvertrag inhaltlich abgeändert werden ſollte. 
Der Kläger iſt vielmehr im Gegenteil, wie ſeine Erklärung vom 2. Juli 1915 
erkennen läßt, ſelbſt davon ausgegangen, daß an Stelle des weggefallenen R. 
ein andrer Schiedsrichter zu ernennen ſei. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 21. März 1916. L. w. M. UL. 

180/15. | M—.n. 

267. Fuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner, die unter 
Geſchäftsaufſicht ſtehen. 
KO. 88 12. 14; BRBkm. v. 8. Auguſt 1914 $ 5. 

Unter den Parteien iſt ſtreitig, ob die an ſich zugegebene Wechſelforde⸗ 
rung während der über den Beklagten verhängten Geſchäftsauſſicht durch 
Leiſtungsklage geltend gemacht werden könne. Das Landgericht hat dies 
verneint und die Klage abgewieſen, weil während der Geſchäftsaufſicht die 
Fälligkeit mangle. Dem vermag der Senat nicht beizutreten. 

Aus der Bkm. v. 8. Auguſt 1914 (RGBl. 363 $ 5) ergibt ſich nur, daß 
die gerichtliche Geltendmachung nicht bevorzugter Forderungen durch Arreſt 
und Zw.⸗Vollſtreckung ebenſo unterſagt iſt wie die Konk.⸗Eröffnung. Dieſes 
Verbot entſpricht dem 8 14 Abſ. 1 KO. Dagegen fehlt eine dem § 12 KO. 
entſprechende Vorſchrift, wonach die Gläubiger ihre Forderungen nur nach 
Maßgabe des Aufſichtsverfahrens verfolgen könnten; dieſer Lücke entſpricht 
die Belaſſung der Verfügungsfähigkeit beim Beaufſichtigten, deſſen Zah- 
lungen im Gegenſatz zu §8 6ff. KO. wirkſam find, auch wenn fie gegen den 
Widerſpruch der Aufſichtsperſon erfolgen, denn § 7 Abſ. 2 Bkm. enthält nur 
eine Sollvorſchrift im Verhältnis zwiſchen Schuldner und Auſſichtsperſon. 
Wollte der Bundesrat die Klageſtellung als ſolche (nicht bloß Arreſt und Zw.⸗ 
Vollſtreckung) verbieten, jo lag die Aufnahme einer dem § 12 KO. entſpre⸗ 
chenden Vorſchrift ſo nahe, daß die Unterlaſſung als entſcheidend erachtet 
werden muß. Dies um ſo mehr, als es ſich um ein Ausnahmegeſetz handelt, 
die gegenteilige Auffaſſung auch weitere Normen über Prozeßunterbrechung, 
Verzinſung und Aufrechnung (Recht 1916, 462; Leipz. Z. 1916, 177) erfordert 
hätte und der jetzigen Art der Abfaſſung von Geſetzen eine beſondere Ge⸗ 
ſtattung der an ſich nicht ausdrücklich verbotenen Klageſtellung, wie ſie der 
Beklagte fordert, völlig fremd wäre. Dem Schuldner ſteht als Schutz ſohin 
nur die Einwendung aus § 766 ZPO. zu, falls aus einem bereits vorhan⸗ 
denen oder nachträglich erwirkten Vollſtreckungstitel die Vollſtreckung trotz 
des § 5 Bkm. betrieben werden ſoll. Ob dieſe Regelung aus der Menge 
der an ſich zum Schutze des Schuldners zur Verfügung ſtehenden Mittel zu⸗ 
treffend gewählt wurde und ob ſie genügt, hat nicht der Richter, ſondern 
der Geſetzgeber zu entſcheiden. Daß die hier vertretene Anſicht nicht unerträg⸗ 
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lich ift, ergibt ſich ſchon daraus, daß der Bundesrat die Verordnung über die 
Geſchäftsaufſicht ſeit Kriegsbeginn unverändert gelaſſen hat, obwohl die bis⸗ 
lang herrſchende Rechtſprechung der oben dargelegten Auffaſſung des Senats 
entſprochen hat; 

vgl. Leipz Z. 1915, 1115 und JW. 1915, 1377 (OL G. Dresden); KGBl. 1915, 107 

(Kammergericht), Recht 1915 Nr. 332 (OLG. Düſſeldorf); OL GRſpr. 30, 369 Note 1 

und 31, 388 (OLG. Poſen und Frankfurt); Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſetze? 191 

und die dortigen Anführungen. 

Der abweichenden Rechtſprechung des 1. Zivilſ. des OLG. Dresden (OLG.⸗ 
Rſpr. 31, 389 und JW. 1916, 866) kann ſohin nicht gefolgt werden. 

Auf die gelegentliche Bezeichnung der Verordnung als Moratorium oder 
Stundung in der Entſcheidung des Reichsgerichts v. 26. Mai 1916 (JW 
102119) kann ſich Beklagter nicht berufen; denn ein abgeſchwächtes Morato⸗ 
rium liegt auch im Vollſtreckungsverbot und außerdem handelt es ſich dort 
um die Entſcheidung einer ganz anderen Frage (Konkursvorrecht der Auf- 
ſichtsperſon für ihre Entlohnung), die durch dieſe gelegentliche Bemerkung 
nicht getragen wird. Am allerwenigſten vermag ſich der Senat der Unter⸗ 
ſtellung anzuſchließen, als ob die Kriegsverordnungen in ſolcher Eile und 
Flüchtigteit abgefaßt worden ſeien, daß das Fehlen wichtiger Vorſchriften 
erklärlich ſei. Für dieſe Unterſtellung fehlt jeder Anhalt; es muß vielmehr 
angenommen werden, daß die Vorbereitung des Kriegszuſtands für die Rechts⸗ 
pflege pflichtgemäß ebenſo von langer Hand geordnet war und auf dem Lau— 
fenden gehalten wurde, wie dies für die militäriſche 8 als ſelbſt⸗ 
verſtändlich gilt. 

Demgemäß war der Berufung des Klägers ſattzugeben und der Be⸗ 
klagte zur Bezahlung der Wechſelſumme zu 2250 , nebſt Zinſen und Speſen 
zu verurteilen. Die Koſten beider Inſtanzen treffen nach 88 91. 97 ZPO. 
den nunmehr unterlegenen Beklagten. — — — Der Ausſpruch über die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit des Ber.⸗Urteils entſpricht dem § 708 Nr. 4 und 7 
ZPO. Ein materieller Vorbehalt entſprechend dem Vollſtreckungsverbot des 
§ 5 Bkm. kommt nicht in Frage, denn der Schuldner kann die Vollſtreckung 
während der Geſchäftsaufſicht nötigenfalls durch Vorweiſung des Gerichts 
beſchluſſes über ihre Verhängung entſprechend dem § 775 ZPO. ohne weiteres 
hindern und weiterhin Einwendungen nach 8 766 ZPO. erheben. Ein mate— 
rieller Vorbehalt wäre nur veranlaßt, wenn die Bekanntmachung ein mate— 
rielles Zahlungshindernis oder ein Klageverbot wie die Konkursordnung ent. 
hielte. Das iſt aber nach den obigen Ausführungen gerade nicht der Fall. 
Dieſer Unterſchied wird auch von Waſſermann-Erlanger a. a. O. 193 und von 
den bei Soergel Kriegsrechtſpr. 121 aufgeführten Entſcheidungen verkannt, 
während das Landgericht Karlsruhe (Recht 1915, 171 Nr. 324) die richtige 
Auffaſſung vertritt. | 

Urteil des OLG. München (Ferienſenat) v. 23. Aug. 1916. L. w. F. M. 

434/16. F- z. 


Regiſter 


über 


den 16. Wand der dritten Folge (der ganzen Reihe 71. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den deutſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Feil. 
Lürgerliches Recht. 


J. Die allgemeinen Lehren. 


1. Die Rechtsregeln. 
A. Geſetzliches Recht. 
Richterliche Prüfung der Verfaſſungmäßigkeit eines Reichsgeſetzes. 153. 
B. Wirkſamkeit des Rechts. 
a) Zeitliche Wirkſamkeit. 
Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem GewlUnfVerſGeſetze begonnen und 
unter der RVerſOrdnung vollendet wurde. 85. 
b) Ortliche Wirkſamkeit (Statutenkolliſion). 
Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen öſterreichiſchen 
Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. | 
Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; nach welchem Recht haben die 
Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 


2. Perſonen. 


A. Natürliche Perſonen (BGB. 88 1—20). 
§ 6 Nr. 1. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit ſind die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 235. 
§ 7. S. bei 99. 
§ 9. Der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene Landſturmmann dient nur zur 
Erfüllung der Wehrpflicht. 104. 
Seufferts Archiv 71. 8. Folge Bd 16 Heft 12. 84 
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B. Juriſtiſche Perſonen (88 21—89). 
§ 29. Wie kann der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. die Löſchung ſeiner Ein- 
tragung erwirken? 192. 
§ 54. Können einzelne Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins für ihn klagen? 77. 
SS 67ff. Über das Recht des Regiſterrichters, die Gültigkeit des Anmeldungsinhalts 
zu prüfen. 30. 


3. Sachen. 


A. Beſchränkt verkehrsfähige Sachen. 
Auch das künſtlich verengerte Bett eines öffentlichen Fluſſes wächſt gemeinrechtlich dem 
angrenzenden Grundſtücke zu. 1. 
B. Verkehrsfähige Sachen ($$ 90-103). 
SS 93ff. Eigentumsverhältniſſe an unterirdiſchen Gas- und elektriſchen Leitungen. 78. 
— Rohrnetz einer Gasanſtalt, ob Beſtandteil des Anſtaltsgrundſtücks? 2. 
§ 97. Die zur Verarbeitung beſtimmten Rohſtoffe ſind nicht Zubehör des Fabrik— 
grundſtücks (anders Kohlen und Baumittel). 105. 


4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit (88 104115). 

§ 104 Nr. 2. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit ſind die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 235. 

§ 105. Nichtigkeit der Verträge eines Geſchäftsunfähigen, auch wenn fie ihm nicht 
nachteilig ſind. 52. 

§ 114. Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer bei Einſturz eines 
Werkes für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus § 829 BGB.? 59. 

B. Willenserklärung ($$ 116—144). 

§ 117. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; darf der Schuldner 
mit Forderungen an den Scheingläubiger. aufrechnen? 246. — Die Abtretung zur Ein- 
ziehung hat dingliche Wirkung, doch bleibt die Forderung ſachlich bei dem Abtretenden. 159. 

§ 123. Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers auf einen allgemeinen 
Schuldvergleich. 225. 

§ 126. Eigenhändiges Teſtament in Briefform; es kann die Unterzeichnung nur mit 
dem Vornamen genügen. 141. — Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer ge— 
fälſchten Wechſelunterſchrift. 201. 

§ 133. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 106. — 
Gegenüber der Auslegungspflicht des Richters haben die Parteien keine eigentliche Be— 
weislaſt. 107. — Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der Mängelanzeige. 
64. — Auslegung der Vorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Bedachte keinerlei An⸗ 
ſprüche an den Nachlaß mache. 21. 

S. ferner bei $ 157. 

§ 134. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den unpfänd— 
baren Gehaltsteil. 199. — Das Zahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Über— 
weiſung zur Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 33. 

§ 138. Die Nichtigkeit eines Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
ſetzt beiderſeitigen Lerſtoß voraus. 154. — Darlehn gegen Ehrenwort; Gültigkeit für den 
Darlehnsgeber. 111. — Ob die Verpfändung des Ehrenworts den ganzen Vertrag nichtig 
macht, iſt Tatfrage. 54. — Kein Verſtoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung 
eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten 
Austritt. 193. — Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Anſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. — Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb von Waren, die unter Ver— 
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leitung von Zwiſchenhändlern zum Vertragsbruch erworben ſind. 253. — Verſtoß gegen 
die guten Sitten durch entgeltliche Überlajjung oder Verſchaffung der Leitung eines Kranken— 
hauſes? 180. — Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei öffent— 
lichen Verdingungen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 181. — Der Beleidiger kann ver- 
traglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

§ 139. Ob die Verpfändung des Ehrenworts den ganzen Vertrag nichtig macht, ift 
Tatfrage. 54. — Darlehn gegen Ehrenwort; Gültigkeit für den Darlehnsgeber. 111. 

§ 140. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten iſt auch als 
Einzelteſtament nicht aufrecht zu erhalten. 170. 


C. Vertrag ($$ 145—157). 


§ 157. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 106. — 
Gegenüber der Auslegungspflicht des Richters haben die Parteien keine eigentliche Be— 
weislaſt. 107. — Auslegung einer Vertragsbedingung gegen den, der fie in den Vertrag 
gebracht hat. 83. — Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, 
durch den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. 

Verkauf im Auslande befindlicher Ware; wer haftet für ein Ausfuhrverbot? 156. — 
Auslegung der Kriegsklauſel in einem Lieferungsvertrage. 224. — Auslegung der Ver⸗ 
abredung, daß die Lieferzeit verlängert werde, wenn rechtzeitige Lieferung wegen Krieges 
unmöglich ſei. 107. — Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit 
der Ware. 204. — Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der Mängelanzeige. 
64. — Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 

Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertragsformulars hinſichtlich 
der Vertragsdauer. 137. — Erforderniſſe einer Friſtſetzung zur Abhülfe nach $ 542 BGB. 
160. — Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält keine Entlaj- 
ſung des urſprünglichen Mieters. 8. 

Über den Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers auf einen allgemeinen 
Schuldvergleich. 225. 

Feuerverſicherung; Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß als Verſicherungswert 
der Anſchaffungswert gelten ſolle. 84. — Verſicherungswert eines teilweiſe abgebrannten 
Gebäudes, deſſen Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 83. — Kün— 
digung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen des engliſchen 
Zahlungsverbots, nach der Verkehrsſitte. 187. — Zum Begriff „Kriegsereignis“ in den 
Bedingungen einer Unfallverſicherungs-Geſellſchaft. 10. N 
: Bei Verſchiffung eit über Zee, Kaſſe gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im in— 


ländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 32. — Bedeutung der Freizeichnung von 
Bruch und Leckage. 118. — Freizeichnung im Konnoſſement beim Stückgütervertrage von 


Verſchulden des Schiffers neben dem Bekenntnis des Empfangs guter Ware. 22. 

Sog. Hamburger Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schiedsmännern? 
110. — Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht iſt für die Er- 
nennung zuſtändig und nach welchem Recht haben die Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 

S. ferner bei $ 133. | 


D. Bedingung (35 158—162). 


§ 158. Das bloße Nichteintreten einer Vorausſetzung beeinflußt den Beſtand des 
Vertrages nicht. 155. — Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäklervertrag. 248. 
— Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Geſchäfts bei 
Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. — Einfluß der heimlichen Begünſtigung 
eines Gläubigers auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 225. 
34* 
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E. Vertretung. Vollmacht (55 164—181). 
§ 177. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechſel⸗ 
unterſchrift. 201. 
F. Einwilligung. Genehmigung 88 182 —185). 
8 184. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechjelunter- 
ſchrift. 201. a 
5. Verjährung (88 194 — 225). 


§ 195. Verjährungsfriſt, wenn die Verſicherung unter dem GewuUnfVerſceſetze be- 
gonnen und unter der RVerſOrdnung vollendet wurde. 85. 
§ 198. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats einer 
eingetr. Genoſſenſchaft. 63. 
j § 203. Hemmung der Verjährung durch verzögerte Entſcheidung über das vom 
Kläger benötigte Armenrecht. 128. 
§ 223. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117. 


6. Ausübung der Rechte. Selbſthülfe. (8 226-231). 
§ 229. Darf die Eiſenbahn eine Tierſendung zurückbehalten bis zur Zahlung einer 
von dem Begleiter geſchuldeten Strafe? 116. 
7. Sicherheitsleiftung. (88 232 — 240). 
SS 234/5. Zuſtändigkeit des Ber.-Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung. 261. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


Verpflichtung zur Leiſtung ($$ 241-292). 

§ 242. Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Anſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. — Die Berufung des Gläubigers auf den Friſtablauf des $ 326 BGB. 
kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 34. — Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen 
Verzugs in Beſeitigung eines Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Bei Ver- 
ſchiffung eif über See, Kaſſe gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im inländiſchen Ver— 
ſchiffungshafen verlangt werden. 32. 

§ 243. Rücktritt von einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung. 135. 

§ 249. Umfang des Schadens aus Erteilung einer falſchen Auskunft durch eine 
Auskunftei. 251. — Die Frau hat Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten bei einer erlit— 
tenen Verletzung; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. — Der Beleidiger kann 
vertraglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

§ 252. Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann nicht einwenden, 
daß der Verkäufer die Ware anderweit vorteilhaft verkauft habe. 129. 

§ 253. Umfang des zu erſtattenden Schadens aus Erteilung einer falſchen Aus— 
kunft durch eine Auskunftei. 251. 

§ 254. Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei der Ver⸗ 
tragserfüllung. 109. — Der Beſchädigte haftet für Mitverſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 
108. — Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle; Beweislaſt. 230. — 
Mitverſchulden des Ehemannes iſt ohne Einfluß auf den Anſpruch ſeiner Frau auf Erſatz 
der Heilungskoſten bei einer Verletzung. 31. 

§ 260. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Verzeichniſſes. 3. 
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8 269. Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft; die Übernahme der Verſendungsgefahr 
durch den Verkäufer iſt regelmäßig ohne Einfluß. 202. — Gerichtsſtand des Erfüllungsorts 
für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn die beanſtandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 HGB. 
verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 120. — Bei Verſchiffung eif über See, Kaſſe 
gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im inländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 
32. — Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 241. 

§ 271. Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit der Ware. 
204. 

§ 273. Darf die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur Zahlung einer von dem Be— 
gleiter geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. 

§ 275. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zur Leiſtung? 55. 
— Auslegung der Verabredung, daß die Lieferzeit verlängert werde, wenn rechtzeitige Liefe— 
rung wegen Krieges unmöglich ſei. 107. — Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen 
Verzugs in Beſeitigung eines Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Einfluß des 
gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, durch den ſie ſich engliſchen 
Gerichten und 1 Recht unterwerfen. 4. — Freizeichnung von der Haftung bei Gat— 
tungskäufen. 130. — S. ferner bei $ 323. 

§ 278. Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei der Ver⸗ 
tragserfüllung. 109. — Inwieweit haftet der Geſchäftsherr für Verſchulden ſeiner Hülfs— 
perſonen auch bei den Vertragsverhandlungen und dem Vertragſchluß? 33. — Der Be— 
ſchädigte haftet für Mitverſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 108. 

§ 279. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zur Leiſtung? 
55. — Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 

§ 280 Abſ. 2. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer 
zugeſicherten Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern? 228. 

§ 285. Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge ($$ 305-319). 


§ 313. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. 

§ 317. Sog. Hamburger Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schieds- 
männern? 110. — Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme abgegebene 
Gutachten zu unterzeichnen? 182. 


B. Gegenſeitiger Vertrag (58 320-327). 


§ 321. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen 
des engliſchen Zahlungsverbots. 187. 

§ 323. Unmöglichkeit der Erfüllung infolge Krieges? 223. — Einfluß des Krieges 
auf Lieferungsverträge? 157. — Die Kriegsklauſel gewährt nicht ohne weiteres ein Rück— 
trittsrecht von einem Lieferungsvertrage. 224. — Verkauf im Auslande befindlicher Ware; 
wer haftet für ein Ausfuhrverbot? 156. — Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 
171. — S. ferner bei $ 275. 

§ 326. Eine Friſt zu näherer Beſtimmung der Ware nach $ 375 Abſ. 2 HGB. braucht 
nicht geſetzt zu werden, wenn ſie zwecklos jein würde. 114. — Der Käufer iſt vielleicht be⸗ 
rechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich vor Eintritt der Lieferungsfriſt einzudecken. 132. — 
Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann nicht einwenden, daß der Ver⸗ 
käufer die Ware anderweit mit Vorteil verkauft habe. 129. — Die Berufung des Gläu⸗ 
bigers auf den Friſtablauf des $ 326 BGB. kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 34. 
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C. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten (88 328-335). 


§ 331. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfändbarkeit des An— 
ſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer. 158. 


D. Rücktritt (58 346-361). 


§ 351. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Kaufſache richtet 
ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 37. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


A. Erfüllung (88 362-371). 
§ 362. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 
§ 364 Abſ. 2. Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 133. 


B. Aufrechnung (88 387-396). 

§ 387. Aufrechnung gegen ein Geſamtgläubigerverhältnis. 184. — Aufrechnung 
des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines Miterben aus § 2039 BGB. mit einer For⸗ 
derung an den Nachlaß. 212. 

§ 394. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den unpfänd- 
baren Gehaltsteil. 199. 

| 0. Erlaß ($ 397). 

§ 397. Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers auf einen allgemeinen 

Schuldvergleich. 225. 


4. Übertragung der Forderung (88 398-413) 


§ 398. Nichtigkeit der Abtretung künftiger Forderungen bei ungenügender Be— 
ſtimmtheit. 183. — Erlöſchen der für Güte und Einbringlichteit einer abgetretenen Hypothek 
übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. — Die Abtre— 
tung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, doch bleibt die Forderung ſachlich beim Ab— 
tretenden. 159. — Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung im eigenen 
Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 245. 

§ 399. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld-Darlehns— 
vertrage. 134. ö 

§ 404. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen Gläubiger ge— 
gebenen Zahlungsverſprechens. 226. 

SS 405/66. Gutgläubiger Erwerb einer urtundlichen Scheinforderung; darf der 
Schuldner mit Forderungen an den Scheingläubiger aufrechnen? 246. 

§ 407. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung gahlende Drittſchuldner von der 
Schuld frei? 242. — Die Unwirkſamkeit ſpäterer Leiſtungen an den alten Gläubiger einer 
abgetretenen Hypothek gilt nur für die dingliche Forderung. 256. — Unzuläſſigkeit der Pfän⸗ 
dung treuhändig abgetretener Forderungen; Widerſpruchsklage des neuen Gläubigers. 79. 

§ 410. Die Einrede, daß die Abtretungsurkunde nicht vorgelegt ſei, muß der Schuldner 
geltend machen. 80, 


5. Schuldübernahme (8$ 414—419). 


SS 415,6. Wann war zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der ohne feine Gench- 
migung übernommenen Hypothek klagen will? 227. 

§ 416. Die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis gilt in 
der Regel als Befreiung des bisherigen Schuldners. 5. 
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6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern ($$ 420-432). 


§ 421. Haftung in einem fog. unechten Geſamtſchuldverhältnis. 151. 

§ 425. Zur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene Anwälte haften 
geſamtſchuldneriſch nur auf dem Berufsgebiet. 238. 

§ 428. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor? Aufrechnung gegen ein 
ſolches. 184. 

§ 432. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an 
die Geſellſchaft einklagen? 43. — Können einzelne Mitglieder für einen nicht rechtsfähigen 
Verein klagen? 77. 


7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 


a) Allgemeine Vorſchriften (88 433-458). 

§ 437. Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen Hypothek 
übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. 

§ 447. Die Übernahme der Verſendungsgefahr durch den Verkäufer iſt regelmäßig 
ohne Einfluß auf den Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft. 202. 

§ 448. Die vom Verkäufer übernommenen Verſendungskoſten enthalten in der 
Regel nur die der gewöhnlichen Fracht. 203. 2 

§ 455. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran ein fremdes 
Eigentumsrecht vorbehalten worden iſt. 255. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache (88 459493). 

§ 459. Iſt die Ausfuhrfähigkeit eine vorausgeſetzte Eigenſchaft der Ware? 36. — 
Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit der Ware. 204. — 
Willtürliche Beſchränkungen des Umfangs einer Zeitſchrift durch den Herausgeber; An— 
ſprüche des Beſtellers. 35. 

§ 462. Rücktritt von einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung. 135. — Der Zuſatz im Antrage der Wandelungsklage „gegen Rücknahme“ bleibt 
für den Streitwert ohne Anſatz. 145. 

§ 163. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer zugeſicherten 
Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern? 228. 

§ 467. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Kaufſache richtet 
ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 37. — Gerichtsſtand des Erfüllungs— 
orts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn die beanſtandete Ware nach § 379 Abſ. 2 
HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 120. 

§ 480. Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. — Rücktritt von 
einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter Lieferung. 135. — Unmöglich— 
keit der Erfüllung infolge Krieges? 223. — Die Kriegsklauſel gewährt nicht ohne weiteres 
ein Rücktrittsrecht. 224. 


B. Schenkung (§§ 516—524). 


§ 516. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in 856 Abſ. 2 Erbſch.“ 
StG. 205. 
§ 525. Schenkung unter Auflage? oder gegenſeitiger Vertrag? 136. 


C. Miete. Pacht. 


a) Miete ($$ 535—580). 
§ 535. Anſchluß an eine Fernſprechſtelle als Miete. 29. 


472 Regiſter. Schuldverhältniſſe. 


§ 537. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Miete einer Schankwirt⸗ 
ſchaft? 6. — Einſchränkungen in der Benutzung einer Mietwohnung in einem Badeort durch 
den Krieg berechtigen weder zur Kürzung des Preiſes noch zu friſtloſer Kündigung. 81. 

§ 538. Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen Verzugs in Beſeitigung eines 
Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. 

§ 542. Vorausſetzungen einer Kündigung der Wohnungsmiete wegen Beleidigung 
des Mieters durch den Vermieter oder deſſen Angehörige. 7. — Einſchränkungen in der 
Benutzung einer Mietwohnung in einem Badeort durch den Krieg berechtigen weder zur 
Kürzung des Preiſes noch zur friſtloſen Kündigung. 81. — Kündigungsrecht des Mieters; 
Erfordernis einer Friſtſetzung zur Abhülfe. 160. 

§ 544. Erfordert das beſondere Kündigungsrecht aus 5 544 eine Friſtſetzung? 229. 

§ 548. Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter dieſen 
zu rechtfertigen. 56. 

§ 549. Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält keine 
Entlaſſung des urſprünglichen Mieters. 8. 

§ 554. Kein Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters bei Rückſtändigkeit 
nur eines unerheblichen Teils einer Zinsrate. 185. — Der mit N gekündigte Mieter 
haftet für Mietausfälle; Beweislaſt. 230. 

§ 556. Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter dieſen 
zu rechtfertigen. 56. 

§ 559. Vermieterpfandrecht auch an den von einem Vorerben eingebrachten Erb— 
ſchaftsſachen. 206. — Das Pfandrecht des Vermieters wird nicht berührt durch die vom 
Vollſtr.- Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen auf den Pfändungs— 
gläubiger. 101. | 

§ 561. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 564. Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertragsformulars 
hinſichtlich der Vertragsdauer. 137. 

§ 573. Das Pfändungspfandrecht an einer laufenden Mieteforderung wird mit 
der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter gegenſtandlos. 162. — Aus- 
legung des Art. 4 RGeſ. v. 8. Juni 1915 zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet- 
und Pachtzinsforderungen. 247. 

) Pacht ($$ 581—597). 

§ 581. Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen Verzugs in Beſeitigung eines 
Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Kein Kündigungsrecht des Vermieters 
oder Verpächters bei Rückſtändigkeit nur eines unerheblichen Teils einer Zinsrate. 185. 


D. Darlehn (588 607-610). 


§ 607. Das Darlehn iſt Realvertrag. 111. — Darlehn gegen Ehrenwort des Emp- 
fängers; Gültigkeit für den Darlehnsgeber. 111. 

$ 610. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld⸗Darlehns⸗ 
vertrage. 134. 


E. Dienſtvertrag (58 611-630). 


§ 611. Dienſtvertrag zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem Auftraggeber. 169. — 
Die dienſtliche Überweifung außergewöhnlicher Aufgaben an einen Militärarzt begründet 
keine privatrechtlichen Anſprüche. 57. — Übernahme lebenslänglicher Haushaltführung und 
Pflege als Hausdame gegen eine Vergütung bis an deren Lebensende; kein Geſchäft von 
Todes wegen. 42. — Annahme einer Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer Wirt— 
ſchaft; Dienſt⸗, nicht Werkvertrag. 38. 
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Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den Ruheſtand. 257. 

§ 616. Der in Feindesland abgeſperrte Handlungsgehülfe hat keinen Anſpruch auf 
Gehalt. 231. 

8 626. Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 171. — Annahme einer 
Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer Wirtſchaft; wichtiger Kündigungsgrund für 
den Wirt? 38. 


F. Werkvertrag (§§ 631-651). 


8 631. Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei öffentlichen 
Verdingungen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 181. — Annahme einer Muſilkapelle zu 
abendlichen Vorträgen in einer Wirtſchaft; a nicht Werkvertrag. 38. 


G. Mäklervertrag (58 652-656). 


§ 652. Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäflervertrag. 248. — 
Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Geſchäfts bei Eine 
tritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 


H. Auftrag (58 662-676). 


§ 671. Die Abtretung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch verbleibt die 
Forderung ſachlich bei dem Abtretenden, der widerrufen kann. 159. 

§ 675. Dienſtvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber. 169. — Keine Fahr- 
läſſigkeit des Anwalts, wenn er von einer, ſei es auch beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts 
ausging. 95. — Rechtsverhältnis des Treuhänders, dem Forderungen zu einem beſtimmten 
Zweck übertragen wurden. 24. — Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung 
in eigenem Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzullagen. 245. — Zum 
Begriff des rechtlichen Intereſſes in 5393 3PO. (Unterhändler). 219. 


J. Geſellſchaft (35 705-740). 


§ 709. Können einzelne Mitglieder für einen nicht rechtsfähigen Verein klagen? 
77. — Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an die Ge— 
ſellſchaft einklagen? 43. 

§ 719. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor? Aufrechnung gegen ein 
ſolches. 184. | 


K. Spiel und Wette ($$ 762— 764). 


§ 764; Börſs. $ 50. Der Spieleinwand bei Börſentermingeſchäften iſt nur ausge— 
ſchloſſen bei genauer Einhaltung der Geſchäftsbedingungen. 9. 


L. Bürgſchaft (§8s 765— 778). 


§ 765. Rechtsverhältniſſe aus der Zeichnung zu einer Deckung der Koſten einer Aus- 
ſtellung. 139; Unzuläſſigkeit der Einrede, daß der Fehlbetrag vom Unternehmer verſchuldet 
ſei. 82. 

§ 767. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe feſt⸗ 
geſtellte Forderung. 200. 

§ 774. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anfpruch auf Befriedigung im 
Konkurſe des Hauptſchuldners. 244. 

§ 776. Über die Sorgfaltspflicht des Gläubigers gegen den Ausfallsbürgen. 232. — 
Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen Hypothek übernommenen 
Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. 
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. Schuldanerkenntnis (58 780— 782). 


§ 781. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen Gläubiger ge- 
gebenen Zahlungsverſprechens. 226. — Begründung der Rückforderung einer Zahlung auf 
einen anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 249. 


N. Ungerechtfertigte Bereicherung (§ 812-822). 


§ 812. Begründung einer ungerechtfertigten Bereicherung durch Zahlung auf einen 
anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 249. — Die dienſtliche Überweiſung außer- 
gewöhnlicher Aufgaben an einen Militärarzt begründet keine privatrechtlichen Anſprüche, 
auch nicht aus ungerechtfertigter Bereicherung. 57. — Für den Umfang einer Vorrang— 
einräumung an eine Baugeldhypothek iſt zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung der Wille der Beteiligten entſcheidend, daß die Auszahlungsbedingungen beim 
Baugelddarlehn eingehalten ſein müſſen. 209. — Das bloße Nichteintreten einer Voraus- 
ſetzung beeinflußt den Beſtand des Vertrages nicht. 155. 

§ 817. Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Anſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. 


O. Verſicherungsvertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz. 


a) RGeſ. über die privaten Verſicherungs-Unternehmungen v. 12. Mai 
1901. 

§ 21. Feuerverſicherung auf Gegenſeitigkeit; über die Gültigkeit ſatzungwidriger 
Verſicherungsgeſchäfte gegen feſte Prämien nach § 21 Abſ. 2 PrivVerſüntG. 186. 

b) Verſicherungsvertrags-Geſ. v. 30. Mai 1908. 

§ 1. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen 
des engliſchen Zahlungsverbots. 187. — Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer 
engliſchen Lebensverſich.-Geſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen Verſicherungnehmers. 
126. 

§ 6. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der Haftpflicht— 
Verſicherung. 188. 

§ 52. S. bei 886. 

§ 82. Die Feuerverſicherung N auch eine Beſchädigung durch Rauch vor Aus- 
bruch des Feuers. 58. — Verſicherungswert eines teilweiſe abgebrannten Gebäudes, deſſen 
Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 83. 

§ 86. Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß als Verſicherungswert der Anſchaf— 
fungswert gelten ſolle. 84. 

§ 97. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Verſicherungsſumme auf 
einem andern Grundſtück widerſprechen? 92. 

§ 153. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der Haftpflicht- 
Verſicherung. 188. 

§ 159. S. bei 81. 

§ 166. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfändbarkeit des An- 
ſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer. 158. 

§ 179. Zum Begriff „Kriegsereignis“ in den Bedingungen einer Unfallverſicherungs— 
Geſellſchaft. 10. 


e) Gewerbe-Unfall-Verſicherungsgeſetz v. 30. Juni 1900. 


§ 138. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem Gew UnfVerſGeſetze 
begonnen und unter der RVerſOrdnung vollendet wurde. 85. j 


* 
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d) Reichs-Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 


§ 907. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem GewlünfVerſceſetze be— 
gonnen und unter der RVerſordnung vollendet wurde. 85. 


P. Verlagsvertrag (Gef. v. 19. Juli 1901). 


Anſprüche des Beſtellers einer Zeitſchrift, deren Umfang der Herausgeber willkürlich 
beſchränkt hat. 35. 


Q. Unerlaubte Handlungen. 
a) BOB. §§ 823853. 

§ 823. Schadenerſatz wegen Nervenſtörung infolge einer Körperverletzung. 250. — 
Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten 
in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. — Vergiftung von Bienen 
durch Gaſe einer Fabrik. 86. — Bedeutung eines Primafacie-Beweiſes bei einem Schiffs— 
zuſammenſtoß. 236. — Verletzung der Pflichten als Aufſichtsratsmitglieds einer eingetr. 
Genoſſenſchaft; unerlaubte Handlung? 63. — Vorausſetzungen eines widerrechtlichen Ein— 
griffs in einen fremden Gewerbebetrieb. 189. — Die Haftung einer zur Einſtellung der 
Zw.⸗Vollſtreckung geleiſteten Sicherheit ſetzt Verſchulden voraus. 176. 

Grenzen des Gegenbeweiſes gegen die Übertretung eines Schutzgeſetzes. 86. — Der 
Beleidiger kann vertraglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

§ 824. Haftung des Inhabers einer Auskunftei aus der Erteilung einer falſchen 
Auskunft. 251. — Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, auch wenn ſie 
der Gegner fälſchlich für wahr hielt; Beweislaſt. 164. — Gerichtsſtand der unerlaubten Hand— 
lung bei Preßvergehen, auch wenn außerdem unlauterer Wettbewerb vorliegt. 146. 

§ 826. Haftung des Inhabers einer Auskunftei aus der Erteilung einer falſchen 
Auskunft; Umfang des Schadens. 251. — Ülber den Einfluß der heimlichen Begünſtigung 
eines Gläubigers auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 225. — Verletzung der Pflichten 
als Aufſichtsratsmitglied einer eingetr. Genoſſenſchaft; unerlaubte Handlung? 63. 

§ 829. Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer wegen Einſturz eines 
Werks für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus §829 BGB.? 59. 

§ 831. Der Beſchädigte haftet für Mitverſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 108. — 
Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei der Vertragserfüllung. 
109. — Ablöſung von Gebäudeteilen durch Zerbrechen eines aus Verſchulden eines An— 
geſtellten zuſchlagenden Fenſters; Entlaſtungsbeweis. 207. 

§ 833. Verletzung durch ein aus einem Tiergarten ausgebrochenes Stück Wild; 
haftet der Eigentümer des Gartens als Tierhalter? 234. — Auch bei Körperverletzung einer 
Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten in ihrer Perſou; Mitverſchulden 
des Mannes iſt einflußlos. 31. 

§ 836. Ablöſung von Gebäudeteilen durch Zerbrechen eines zuſchlagenden Fenſters; 
Eutlaſtungsbeweis. 207. — Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer wegen 
Einſturz eines Werks für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus § 829 BGB.? 59. 

SS 836/7. Zum Begriff des Eigenbeſitzers nach $8 836 Abſ. 3, 837. 140. 

§ 839. Der Beamte haftet auch für fahrläſſige Verletzungen der Amtspflichten nur 
bei dem Nachweis, daß der Verletzte weder jetzt noch früher eine andere Erſatzmöglichkeit 
verſäumt habe. 208. — Haftung des Staats für Amtspflichtverletzung des Landrats als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes in der Selbſtverwaltung. 60. — Haftung des Reichsfiskus 
für Tötung durch Verſchulden eines Soldaten; Beweislaſt. 252. — Der (preuß.) Notar haftet 
bei Aufnahme eines Vertrages als Beamter. 254. — Haftung des Notars wegen unterlaf— 
jener Rechtsbelehrung. 136. — Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn 


er um die Ungültigkeit der Erklärung weiß? 190. 
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§ 843. Schadenerſatz für verminderte Erwerbsfähigkeit; Wegfall bei deren Herbei- 
führung durch eine ſpätere Urſache. 87. — Schadenerſatz wegen Nervenſtörung infolge einer 
Körperverletzung. 250. — Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit wird nicht durch Freigebigkeit Dritter ausgeſchloſſen. 112. 

8 845. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung auf Schadenerſatz klagende 
Perſonen notwendige Streitgenoſſen? 259. 

§ 847. Bemeſſung des Schmerzengeldes. 11. 

§ 852. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117. 
— Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats einer eingetr. Ge— 
noſſenſchaft. 63. 

b) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 3 Nr. 1. Die Gläubigeranfechtung einer Hyp.-Beſtellung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
das Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 12. 

c) Unlauterer Wettbewerb (Get. v. 7. Juni 1809). 

§ 1. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb von Waren, die ſich ein Händler unter 
Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertragsbruch verſchafft hat. 253. — Kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen 
Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten Austritt. 193. 

§ 3. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs wegen Über— 
füllung des Lagers. 165. 5 

§ 7. Untauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs wegen Über— 
füllung des Lagers. 165. 

§ 23. Grenzen der Veröffentlichung einer Verurteilung wegen unlauteren Wett— 
bewerbs. 165. 

§ 24. Crtliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem Wettbewerbsgeſetze. 88. — Ge- 
richtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen, auch wenn außerdem unlauterer 
Wettbewerb vorliegt. 146. 


R. Verfügungen der Staatsgewalt. 


Haftung des Reichsfiskus für Tötung durch Schuld eines Soldaten; Beweislaſt. 252. 
Erbſchstc. § 56. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in $ 56 Abſ. 2 
ErbſchStG. 205. 


III. Sachenrecht. 
1. Beſitz ($$ 854—872). 


§ 855. Zum Begriff des Eigenbeſitzers nach 88 836 Abſ. 3, 837 BGB. 140. 


2. Allgemeine Dorjchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873 902). 


§ 873. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. 

§ 875. Kann der Hyp.-Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 

§ 876. Das Zinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt und einem 
Andern übertragen werden. 15. | 

§ 880. Für den Umfang einer Vorrangeinräumung iſt der Wille der Beteiligten 
entſcheidend. 209. f 

§ 883. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs— 
vormerkung. 28. 
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5. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums ($$ 903-924). 


§ 903. Recht des Eigentümers, fein mit einem Nießbrauch belaſtetes Grundſtück zu 
beſonderen Zwecken zu betreten. 168. — Vergiftung von Bienen durch Gaſe einer Fabrik 
auf dem Fabrikgrundſtück verpflichtet nicht zu Schadenerſatz. 86. 

§ 905. Über das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ſtädtiſchen Straße gegen 
elektriſche Leitungen oberhalb der Straße erforderliche Intereſſe. 89. 

§ 906. Zum Begriff der Ortsüblichkeit; Einfluß der Anſchauung der Bevölkerung. 
166. — Ortsüblichkeit in Anwendung auf läjtige Gerüche aus einer ſtädtiſchen Bedürfnis- 
anſtalt. 167. 

§ 917. Notweg für die ordnungmäßige Benutzung eines Grundſtücks; deren Begriff. 
90. — Beginn des Laufs der Notwegsrente mit der Duldungspflicht. 91. 


B. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken. 


a) Nach BGB. §§ 925—928. 
§ 925. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. — 
Das Landesrecht kann die Auflaſſung durch Prozeßvergleich e 13. 
p) Verlaſſenes Flußbett. 
Auch das künſtlich verengerte Bett eines öffentlichen Fluſſes wächſt gemeinrechtlich 
dem angrenzenden Grundſtücke zu. 1. 


C. Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen. 


a) Übertragung ($$ 929936). 

§ 929. Die Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen erfordert deren deutliche 
Bezeichnung. 254. 

§ 932. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahrläſſigen Ankauf 
von einem Nichteigentümer. 40. — Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei 
Räumung einer Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 936. Die vom Vollſtr.⸗Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen 
auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche Maßnahme, kein Rechtsgeſchäft bürger— 
lichen Rechts; ſie läßt beſtehende Vermieterpfandrechte unberührt. 101. 


) Erſitzung (F 937-945). 

§ 937. Zum Begriff des Eigenbeſitzers. 140. 

c) Verbindung. Vermiſchung (§§ 946-952). 

§ 946. Eigentumsverhältniſſe an unterirdiſchen Gas- und elektriſchen Leitungen 
78. — Rohrnetz einer Gasanſtalt, ob Beſtandteil des Anſtaltsgrundſtücks? 2. 

§ 950. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran ein fremdes 
Eigentumsrecht vorbehalten iſt. 255. 

d) Aneignung (88 958-964). | 

§ 960. Haftet der Eigentümer eines Tiergartens als Tierhalter für Verletzungen durch 
ein ausgebrochenes Stück Wild? 231. 


D. Anſprüche aus dem Eigentum (§§ 985-1007). 


§ 985. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahrläſſigen Ankauf 
von einem Nichteigentümer. 40. 
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§ 1004. Eigentumsſtörung; zum Begriff der Ortsüblichkeit; Einfluß der Anſchauung 
der Bevölkerung. 166. — Ortsüblichkeit in Anwendung auf läſtige Gerüche aus einer ſtädti— 
ſchen Bedürfnisanſtalt. 167. — lber das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ſtädti— 
ſchen Straße gegen elektriſche Leitungen oberhalb der Straße erforderliche Intereſſe. 89. 


4. Dienſtbarkeiten (88 1018-1093). 


§ 1036. Recht des Eigentümers, ſein mit einem Nießbrauch belaſtetes Grundſtück 
zu beſonderen Zwecken zu betreten. 168. 


5. Nypothek ($$ 1113—1190). 


§ 1122. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 1127. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Verſicherungsſumme auf 
einem anderen Grundſtück widerſprechen? 92. \ 

§ 1141. Wann war zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der ohne ſeine Genchmi- 
gung übernommenen Hypothek klagen will? 227. 

§ 1144. Kann der Hyp.-Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 

§ 1152. Das Zinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt werden. 15. 

§ 1154. Bedeutung der Übergabe des Hyp.-Briefs bei Abtretung der Hypothek. 169. 

§ 1156. Die Unwirkſamkeit jpäterer Leiſtungen an den alten Gläubiger einer ab- 
getretenen Hypothek gilt nur für die dingliche Forderung. 256. 


§ 1163. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 


6. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten. 
A. An beweglichen Sachen ($$ 1204—1272). 


§ 1207. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 1222. Kann die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur Zahlung einer von dem Be— 
gleiter geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. 


B. An Rechten ($$ 1273-1296). 


§ 1275. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner von 
der Schuld frei? 242. 


§ 1276. Mit der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter wird das 
Pfändungspfandrecht an einer laufenden Mietforderung gegenſtandlos. 162. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 


A. Wirkungen der Ehe im allgemeinen ($$ 1353-1362). 


§ 1353. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 
§ 1362. Die Vermutung aus 8 1362 ailt nur für die Gläubiger des Mannes. 17. 
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B. Eheliches Güterrecht. 


a) Geſetzliches Güterrecht ($$ 13631431). 

88 1363ff. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei liber- 
leitung der bayer. Errungenſchaftsgemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

§ 1389. Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz 
der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. 

§ 1391. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.⸗Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

§ 1396. S. bei $ 1399. 

§ 1399. Die Frau im geſetzlichen Güterſtande kann ihr Eingebrachtes ſchuldrechtlich 
verpfänden, nicht dinglich. 18. 

§ 1412. S. bei $ 1399. 

§ 1418. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.-Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht ($$ 1432—1557). 

§ 1438. Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz 
der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. 

§ 1443. Der Mann führt die Verwaltung im eigenen Namen, nicht zugleich im 
Namen der Frau. 31 S. 52. 

8 1546. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.-Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 


C. Scheidung der Ehe (58 1564-1587). 


§ 1564. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen öſter⸗ 
reichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. 

§ 1567. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 

§ 1568. Beweislaſt des klagenden Teils über das Verſchulden (Zurechnungsfähigkeit) 
des anderen. 210. 

§ 1569. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit ſind die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 235. 

8 1578. Unterhaltspflicht des ſchuldig gejchtedehen Ehemannes; Einfluß der Üblich- 
keit eines Arbeitsverdienſtes der Frau. Verhältnis zur Unterhaltspflicht der Verwandten. 61. 
— Durch Scheidung der Ehe erliſcht die Stellung des Mannes als Familienoberhauptes in 
armenpolizeilichem Sinn (Bremen). 19. 


2. Verwandtſchaft. 
A. Unterhaltspflicht (88 1601-1615). 


8 1608. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Ehemannes; Einfluß der Üblid- 
keit eines Arbeitsverdienſtes der Frau. Verhältnis zur Unterhaltspflicht der Verwandten. 61. 


B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 
Elterliche Gewalt (§§ 1626-1698). 


§ 1621. Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels; Beweis⸗ 
laſt. 211. N 


§ 1632. Anſpruch der Mutter, der nach $ 627 ZPO. die Sorge übertragen war, auf 
Herausgabe des Kindes gegen einen Dritten. 41. 
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§ 1643. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmigung des 
Vorm.⸗Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. 

§ 1666. Die Beſchwerde in der freiwill. Gerichtsbarkeit ſetzt eine Verfügung vor- 
aus. 152. 

§ 1686. S. bei 8 1632 und $ 1643. 


5. Vormundſchaft. 
A. Über Minderjährige (88 17731895). 
§ 1822 Nr. 1. Eine erforderliche Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann der Aus- 
ſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 62. — Erbſchaftausſchlagung für einen Minderjährigen; 
Genehmigung des Vorm.-Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. 
§ 1831. Eine erforderliche Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann der Ausſchlagung 
der Erbſchaft nachfolgen. 20. 62. 


B. Pflegſchaft (58 1909 —1921). 


§ 1910. Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den 


Ruheſtand. 257. 
§ 1913. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 
Pflegerbeſtellung. 258. 


V. Erbrecht. 


1. Erbfolge (88 1922 — 1941). 


§ 1937. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpä— 
teres Teſtament geſtritten wird. 191. 

§ 1939. Kein Geſchäft von Todes wegen, wenn einer Hausdame eine Vergütung 
bis an ihr Lebensende verſprochen wird für die von ihr übernommene lebenslängliche Haus 
haltführung und Pflege. 42. 


2. Rechtliche Stellung des Erben. 


A. Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. 
Fürſorge des Nachlaßgerichts ($$ 1942-1966). 


§ 1944. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmigung des 
Vorm.⸗Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. — Eine erforderliche Geneh- 
migung des Vorm.-Gerichts kann der Ausſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 62. 


B. Mehrheit von Erben (§§ 2032-2063). 

SS 2039/40. Aufrechnung des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines Miterben 
aus § 2039 BGB. mit einer Forderung an den Nachlaß. 212. — Widerſpruchsklage der Mit- 
erben wider die Pfändung des Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nach— 
laſſes. 177. 

5. Teſtament (SS 2064-2273). 

§ 2079. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. 

§ 2081 Abſ. 1. S. bei 8 2079. 

§ 2115. Vermieterpfandrecht auch an den von einem Vorerben eingebrachten Erb— 
ſchaftsſachen. 206. 
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§ 2147. Auslegung der Vorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Bedachte keinerlei 
Anſprüche an den Nachlaß mache. 21. 

8 2231 Nr. 2. Eigenhändiges Teſtament in Briefform; es kann die Unterzeichnung 
mit dem Vornamen genügen. 141. 

§ 2258. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpäteres 
Teſtament geſtritten wird. 191. 

8 2262. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 
Pflegerbeſtellung. 258. 

§ 2265. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten kann auch 
nicht als Einzelteſtamente aufrechterhalten werden. 170. 

8 2271. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. — Klage des überlebenden Ehe⸗ 
gatten gegen den im gemeinſchaftlichen Teſtament Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger 
das Teſtament mit Recht angefochten habe. 217. 


4. Erbvertrag ($$ 2274 — 2302). 


§ 2277. Ein in beſondere amtliche Verwahrung gebrachter Erbvertrag darf nicht 
an die Beteiligten herausgegeben werden. 94. 

8 2281. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im gemeinſchaftlichen Tefta- 
ment Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger das Teſtament mit Recht angefochten habe. 217. 

§ 2282. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. 


VI. Handelsrecht. 


1. Handelsſtand. 
A. Handelsfirma (HGB. 58 17—37). 
§ 17. Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage, ſtatt P. L.: Firma P. L.; Un- 
zuläſſigkeit der Beſchwerde. 49. 
§ 19. Zuläſſigkeit des Firmenzuſatzes „& G.“ bei einer off. Handelsgeſellſchaft. 142. 


— Die Firma der Zweigniederlaſſung muß die der Hauptniederlaſſung in ihrem Kern wieder- 
geben. 142 a. E. 


B. Handlungsgehülfen (8$ 59—83). 
§ 63. Der in Feindesland abgeſperrte Handlungsgehülfe . keinen Anſpruch auf 


Gehalt. 231. 
§ 70. Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 171. 


C. Handelsmäkler (5s 93-104). 


§ 99. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Ge- 
ſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 
SS 101ff. Recht des Handelsmäklers zur Zeugnisverweigerung nach § 384 ZPO. 100. 


2. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (58 105-160). 


§ 114. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an 
die Geſellſchaft einklagen? 43. 

§ 125. S. bei 5 114. 
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B. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (Gef. v. 20. April 1892/20. Mai 1898.) 


§ 61. Wichtiger Grund zur Auflöſung einer Geſellſchaft m. b. H., daß der eine Ge- 
ſellſchafter Engländer ift. 143. 

§ 66. Wie kann der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. die Löſchung ſeiner Ein⸗ 
tragung erwirken? 192. 


C. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft (Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 
§ 41. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats. 63. 


5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften ($$ 343—372). 


§ 346. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Ge- 
ſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 


B. Handelskauf (Ss 373-382). 


§ 374. Der Käufer iſt vielleicht berechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich vor Eintritt 
der Lieferungszeit einzudecken. 132. 

§ 375. Eine Friſt zur näheren Beſtimmung der Ware braucht nicht geſetzt zu werden, 
wenn ſie zwecklos ſein würde. 114. 

§ 377. Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der Mängelanzeige. 64. 

§ 379. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn 
die beanſtandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden 
iſt. 120. 


C. Speditionsgeſchäft (8$ 407—415). 


§ 410. Sit der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 


D. Frachtgeſchäft (85 425—452). 
§ 440. Die Lieferfriſt im EBFrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben zu behandeln. 


116. — Kann die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur Zahlung einer von dem Begleiter 
geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. 


E. Frachtgeſchäft der Eiſenbahnen (58 453—473 und EBVerkO.). 


§ 454. Die Lieferfrift im EBFrachtverkehr ift nach Treu und Glauben zu behan- 
deln. 116. - 

§ 459 Nr. 3; EVerkd. 5 86 Abſ. 2. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn 
von der Haftung für beſchädigtes Frachtgut. 115. — Nr. 5; EBVerkoO. $ 86. Die Liefer⸗ 
friſt im EBFrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben zu behandeln; Zurückbehaltung einer 
Tierſendung bis zur Bezahlung einer von dem Begleiter geſchuldeten Strafe? 116. 

§ 466; EBVerkd. 8 75. Schwierigkeiten der Beförderung durch beſondere Ver 
kehrsverhältniſſe begründen keine Betriebsſtörung nach $ 75 Abſ. 7 EBVerkO. 214. 


F. Binnenſchiffahrt (Gef. v. 15. Juni 1895/20. Mai 1898). 
§ 37. Wann iſt die Reiſe angetreten? 172. 
G. Flößerei (Geſ. v. 15. Juni 1895). 


§ 22. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117 
§ 23. S. bei $ 22. 
§ 30. S. bei 8 22. 
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4. Seehandel (88 474-903). 


§ 559. Haftung des Verfrachters für Seetüchtigkeit des Schiffes: Entlaſtungsbeweis 
und Freizeichnung. 118. 


8 582. Wann iſt nach $ 37 Binnen Sch. die Reiſe angetreten? 172. 

§ 606. Zuläſſigkeit einer Freizeichnung vom Verſchulden des Schiffers im Konnoſſe— 
ment beim Stückgütervertrage. 22. 

8 651. Bedeutung des Konnoſſements beim Stückgütervertrage; Freizeichnung vom 
Verſchulden des Schiffers gegenüber dem Bekenntnis des Empfangs guter Ware. 22. 

8 657. Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung gegenüber der Haftung des Verfrach- 
ters für Seetüchtigkeit des Schiffs. 118. 

8 734. Bedeutung eines ſog. Primafacie⸗Beweiſes bei einem Schiffszuſammen⸗ 
ſtoß. 236. Ä 

Strandd. § 39. Die Klagefriſt ſetzt eine Feſtſetzung des Hülflohnanſpruchs durch die 
Aufſichtsbehörde voraus. 65. 


VII. Wechſelrecht (Wo.). 


Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 133. 


8 12. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechjelunter- 
ſchrift. 201. | 


VIII. Gewerberecht. 


J. Gewerbeordnung. 


§ Sla. Kein Verſtoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung gegen einen 
ſatzungwidrigen Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten Austritt. 193. 
§ 152. S. bei 8 Bla. 


2. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 


§ 4. Der Erwerb von Waren unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertrags— 
bruch enthält keine Patentverletzung. 253. 


5. Schutz von Warenbezeichnungen (Geſ. v. 12. Mai 1894). 


§ 1. Warenzeichen oder Verzierung? 66. 
§ 12. Der Erwerb von Waren unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertrags- 
bruch enthält keine Verletzung des Warenzeichenrechts. 253. . 


Zweiter Feil. 
Verfahren. 


J. Allgemeine Lehren. 
1. Anwendbarkeit der Geſetze. 
Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht iſt für die Er- 


nennung zuſtändig und nach welchem Recht haben die Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 
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2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 


§ 13. Die Klagefriſt aus $ 39 Strand O. ſetzt eine Feſtſetzung des Hülflohnanſpruchs 
durch die Aufſichtsbehörde voraus. 65. . 
§ 204. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 237. 


3. Rechtsanwaltſchaft (RA.). 
§ 28. Dienſtvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber. 169. — Zur gemein- 
ſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene Anwälte haften geſamtſchuldneriſch nur auf 
dem Berufsgebiet. 238. — Keine Fahrläſſigkeit des Anwalts, wenn er von einer, ſei es auch 
beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts ausging. 95. 


4. Gerichtskoſten (GKG.). 

§ 4. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungen des Gerichtsſchreibers unterliegt auch 
in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 

89. ©. bei 5 ga. 

§ 9a. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger Pachtvertrag 
wirkſam angefochten ſei, auf Rückgabe der Sicherheit und auf Herausgabe des Eingebrachten. 
239. 

§ 18 Nr. 1. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der Rechte 
und der Antrag auf Anerkenntnisurteil ſind keine kontradiktoriſche Verhandlung i. S. des 
5 181 GKG. 144. 

§ 98. Der 5 98 Abſ. 4 GKG. bezieht ſich nicht auf freiwillige Übernahme der Koſten. 
119. 


5. Gebühren von Seugen und Sachverſtändigen 
(Gebo. v. 30. Juni 1878/20. Mai 1898). 


§ 4. Üblicher Preis für Gutachten. 194. 
§ 13. Sachverſtändigen⸗Gebühren eines Beamten. 195. 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte. 


a) Sachliche Zuſtändigkeit (ZPO. $$ 1—11). 

§ 3. Streitwert bei der Wandelungsklage; der Zuſatz „gegen Rücknahme“ bleibt außer 
Anſatz. 145. 

§ 4. Nebenforderungen bei der Wandelungsklage (Futterkoſten, Hundeſteuer). 145. 

§ 5. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein Pachtvertrag wirkſam an⸗ 
gefochten ſei, auf Rückgabe der Sicherheit und Herausgabe des Eingebrachten. 239. 

§ 6. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein Pachtvertrag wirkſam an⸗ 
gefochten ſei, auf Herausgabe der Sicherheit und auf Herausgabe des Eingebrachten. 239. 
— Streitwert des Anſpruchs auf Herausgabe eines Gebäudeteils. 96. 

§ 8. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger Pachtvertrag mit 
ſteigendem Pachtzins wirkſam angefochten ſei. 239. 

b) Gerichtsſtand ($$ 12-37). 

§ 13. Der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene Landſturmmann dient nur zur 
Erfüllung der Wehrpflicht. 104. — Ortliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem UnlWettbew.“ 
Geſetze. 88. 
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§ 21. Begriff der Niederlaſſung. 67. — Ortliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem 
UnlWettbewGeſetze. 88. 

§ 23. Vorausſetzungen des Gerichtsſtands des Vermögens. 47. — Gerichtsſtand des 
Vermögens im Fall eines Koſtenanſpruchs und einer Arreſtſicherheit. 240. 

§ 29. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn 
die beanſtandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden 
iſt. 120. — Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 241. 

§ 32. Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen, auch wenn außer- 
dem unlauterer Wettbewerb vorliegt. 146. — Ertliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem 
UnlWettbewGeſetze. 88. 

§ 36 Nr. 3. Die Beſtimmung iſt für das beſtimmte Gericht bindend. 147. 

§ 37 Abſ. 2. S. bei $ 36 Nr. 3. 


c) Ablehnung der Gerichtsperſonen (58 41—49). 
8 42. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 102. 


B. Parteien. 
a) Streitgenoſſenſchaft (58 59-63). 


§ 62. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung N Schadenerſatz klagende 
Perſonen notwendige Streitgenoſſen? 259. 


b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit ($$ 64-77). 
§ 76. Die Abweiſung des Antrags auf Entbindung von der Klage iſt nicht anfecht⸗ 
‚Dar, 260. 


c) Prozeßbevollmächtigte ($$ 78-90). 
„ § 78. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Geucheſhrelber unter⸗ 
liegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 
§ 79. Der gerichtlich beſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann die Vertretung 
nicht niederlegen. 263. 
d) Prozeßkoſten (So 91—107). 
§ 91. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall e eines Koſtenanſpruchs. 240. — Koſtenlaſt 
des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und der Kläger deshalb die Feſtſtellungsklage 
für erledigt erklärt. 97. 
Erſtattungsfähigkeit der Koſten zweier Anwälte im Mahn- und Widerſpruchsverfahren. 23. 
§ 92. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Zuvielforderung. 68. 
§ 94. Die Einrede, daß die Abtretungsurkunde nicht vorgelegt ſei (§ 410 Abſ. 1 BGB.), 
muß der Schuldner erhoben haben. 80. 
§ 97. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Zuvielforderung. 68. 
§ 99. Über die Beſchwerde bei Koſtenverteilung nach Bruchteilen. 69. 
8 103. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 237. 
§ 104. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Gerichtsſchreibers unter- 
liegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 
e) Sicherheitsleiſtung (F 108113). 
§ 108. Zuſtändigkeit des Ber.⸗Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Juſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung. 261. 
§ 109. Verfahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige Vollſtreckung. 
262. | 
C. Verfahren. 
a) Zuſtellungen ($$ 166— 213). 
§ 172. Zulaſſigkeit einer Erſatzzuſtellung in den Fällen des § 172 ZPO. 44. 
| | 35* 
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b) Folgen der Verſäumung. Wiedereinſetzung i. d. v. St. (58 230— 238). 


§ 233. Verſchulden bei der Frage der Wiedereinſetzung gegen ein dem Antragſteller 
unbekannt gebliebenes Verſäumnisurteil. 196. 


c) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (5 239—252). 


§ 239. Begriff des Rechtsnachfolgers einer Partei mit dem Recht zur Aufnahme 
des unterbrochenen Verfahrens. 215. 

§ 244. Keine Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod des Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten einer Partei nach Zuſtellung des Urteils. 45. 

§ 245. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, durch 
den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. 

§ 247. Die Möglichkeit einer Ausſetzung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutz⸗ 
geſetze rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 98. — Der gerichtlich be⸗ 
ſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann die Vertretung nicht niederlegen. 263. 


2. Verfahren in I. Inſtanz vor den Landgerichten. 
A. Verfahren bis zum Urteil (8 253-299). 


§ 253 Nr. 1. Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung im eigenen 
Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 245. — Anderung in der 
Bezeichnung des Beklagten. 216. — Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß 
auf Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage. 49. — Nr. 2. Keine Klagänderung 
wenn in der Ber.⸗Inſtanz eine noch nicht verhandelte Klagebegründung wiedrholt wird. 70. 

§ 256. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger das Teſtament mit Recht angefochten habe. 
217. — Koſtenlaſt des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und der Kläger deshalb 
die Feſtſtellungsklage für erledigt erklärt. 97. 

§ 257. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leiſtung nach § 259 und nach $ 257 
ZPO. 197. | 

§ 259. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leitung nach $ 259 und nad) $ 257 
ZPO. 197. 

F 261. Die Möglichkeit einer Ausſetzung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutz⸗ 
geſetze rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 98. 

§ 264. Die Einrede der Klagänderung geht der der örtlichen Unzuſtändigkeit vor. 146. 

§ 268. Keine Klagänderung, wenn in der Ber.⸗Inſtanz eine noch nicht verhandelte 
Klagebegründung wiederholt wird. 70. — Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigen⸗ 
der Anſchlußberufung wegen Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. 

§ 282. Gegenüber der Auslegungspflicht des Richters gibt es keine eigentliche Be— 
weislaſt der Parteien. 106. — Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle; 
Beweislaſt. 230. — Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter 
dieſen zu rechtfertigen. 56. — Beweislaſt des Baugeldgebers, daß er das verſprochene Dar- 
lehn und zwar zum Bau gegeben habe. 134. — Grenzen des Gegenbeweiſes gegen die Über— 
trelung eines Schutzgeſetzes. 86. — Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, 
auch wenn ſie der Gegner fälſchlich für wahr hielt; Beweislaſt. 164. — Der Beamte haftet 
auch für fahrläſſige Verletzungen der Amtspflicht nur bei dem Nachweiſe, daß der Verletzte 
weder jetzt noch früher eine andere Erſatzmöglichkeit verſäumt habe. 208. — Beweislaſt bei 
beanſpruchter Haftung des Reichsfiskus für Tötung durch Verſchulden eines Soldaten. 252. 
— Beweislaſt des auf Eheſcheidung wegen Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes klagenden 
Teils über das Verſchulden (Zurechnungsfähigkeit) des anderen. 210. — Beweislaſt bei 
Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels. 211. — Beweislaſt, wenn 
über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpäteres Teſtament geſtritten wird. 191. 
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— Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der Haftung für beſchädigtes Fracht— 
gut. 115. — Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung gegenüber der Haftung des Verfrach— 
ters für Seetüchtigkeit des Schiffs. 118. — Bedeutung eines ſog. Primafacie-Beweiſes bei 
einem Schiffszuſammenſtoß. 236. 

§ 286. Verwertung von Behauptungen einer Partei zu deren Ungunſten. 136 S. 229. 
— Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Beklagten zugunſten des Klägers. 122. 

§ 287. Umfang des Schadens aus Erteilung einer falſchen Auskunft durch eine Aus- 
kunftei. 251. 

B. Urteil ($$ 300—329). 


§ 301. Bei jog. eventueller Klagenhäufung iſt die Erlaſſung eines Teilurteils über 
den Hauptanſpruch unzuläſſig. 99. 

§ 303. Gegen die Abweiſung des Antrags aus $ 76 ZPO. auf Entbindung von der 
Klage iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 260. 

§ 313 Nr. 3. Der Tatbeſtand des Urteils muß die Behauptungen der Parteien voll- 
ſtändig erſehen laſſen. 173. 

§ 328. Vollſtr.⸗Urteil zu einem ausländiſchen Urteil aus dem Gerichtsſtande des 
Vermögens. 47. 

C. Verſäumnisurteil (55 330—347). 


§ 339. Verſchulden bei der Frage der Wiedereinſetzung gegen ein dem Antrag— 
ſteller unbekannt gebliebenes Verſäumnisurteil. 196. 


D. Allgemeine Beſtimmungen über die Beweisaufnahme ($$ 355-370). 
§ 356. Bedeutung der Friſtbeſtimmung bei behinderter Beweisaufnahme. 218. 
E. Zeugenbeweis ($$ 373-401). 


8 373. Grenzen der Zuläſſigkeit von Zeugenbenennungen und Eideszuſchiebungen. 
123. 

SS 380/381. Zur Verurteilung in die Koſten wie zur Entſchuldigung wegen Aus- 
bleibens als Zeuge iſt auch einer Militärperſon gegenüber das bürgerliche Gericht zuſtändig. 
71. — Die Beſchwerde gegen Verfügungen bezüglich der Koſten aus $8 380. 381 ſteht auch 
den Parteien zu. 71. 

§ 384 Nr. 3. Berechtigung des Kaufmanns zur Verweigerung der Ausſage über 
ſeine Bezugsquellen. 264. — Recht des Handelsmäklers zur Zeugnisverweigerung nach 
8 384 3PO. 100. 

§ 393 Nr. 4. Zum Begriff des rechtlichen Intereſſes (Unterhändler). 219. 

F. Beweis durch Sachverſtändige (88 402—414). 

§ 406. Die Vernehmung im Beweisſicherungs-Verfahren begründet nicht die Be- 
ſorgnis der Befangenheit im Prozeſſe ſelbſt. 72. — Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Cad)- 
verſtändigen zur Sicherung des Beweiſes; Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß. 46. 

G. Beweis durch Eid ($$ 445—477). 

§ 445. Grenzen der Zuläſſigkeit von Zeugenbenennungen und Eideszuſchiebungen. 
123. 

§ 463. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter e beweiſt die beſchworene 


Tatſache auch für die Scheidungsfrage. 265. 
§ 464. Zum Begriff der Eidesverweigerung. 174. 


H. Sicherung des Beweiſes (88 485494). 


§ 485. Die Vernehmung eines Sachverſtändigen begründet nicht die Beſorgnis 
ſeiner Befangenheit im Prozeſſe ſelbſt. 72. 
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§ 492. Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sachverſtändigen zur Sicherung des 
Beweiſes; Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß. 46. — Die Vernehmung im Beweis⸗ 
ſicherungs⸗Verfahren begründet nicht die NE der Befangenheit des Sachverſtändigen 
im Prozeſſe ſelbſt. 72. 


. . Rechtsmittel. 
A. Berufung ($$ 511 —544). 


§ 521. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchlußberufung wegen 
einer Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. 

§ 529. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchlußberufung wegen 
Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. . 


B. Reviſion ($$ 545—566). 
§ 549 Abſ. 2. Unzuläſſigkeit der Reviſion, auch wenn die Zuſtändigkeit eines aus- 


ländiſchen Gerichts behauptet wird. 74. 
§ 554 Nr. 2. Die Rev.⸗Begründung muß die verletzte Rechtsnorm bezeichnen. 75. 


C. Beſchwerde ($$ 567—577). 

§ 567. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß auf Berichtigung der 
Beklagtenrolle in der Klage. 49. — Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sachverſtändigen zur 
Sicherung des Beweiſes; Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß. 46. 

§ 569. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr.- 
Klauſel; Verfahren wenn der Gerichtsſchreiber übergangen war. 48. 

§ 576. Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber übergangen war bei dem Antrag auf 
Umſchreibung einer Vollſtr.⸗Klauſel. 48. — Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
des Gerichtsſchreibers unterliegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 

§ 577 Abſ. 2. S. bei 9 576. 


4. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß (88 592-605). 


§ 599. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der Rechte und der 
Antrag auf Anerkenntnisurteil jind keine kontradiktoriſche Verhandlung nach § 181 GKG. 144. 


5. Ehejachen (58 606—639). 

§ 606. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen öfter 
reichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. 

§ 616. Die rechtsträftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 

§ 617. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt auch für die Schei— 
dungsfrage. 265. 

§ 627. Anſpruch der Mutter, der die Sorge für das Kind übertragen war, auf deſſen 
Herausgabe gegen einen Dritten. 41. 


6. Mahnverfahren (88 688-703). 
§ 691. Erſtattungsfähigkeit der Koſten zweier Anwälte im Mahn- und Widerſpruchs⸗ 
rerfahren. 23. 
7. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen ($$ 704-802). 


§ 715. Zuſtändigkeit des Ber.-Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung für die vorläufige Vollſtreckung. 261. — Xers 
fahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige Vollſtreckung. 362. 
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§ 723. Vollſtr.⸗Urteil zu einem ausländiſchen Urteil aus dem Gerichtsſtande des 
Vermögens. 47. 

8 727. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr.- 
Klauſel; Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber dabei übergangen war. 48. 

§ 731. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der N und einer neuen 
Leiſtungsklage. 220. 

§ 766. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand aus 
$ 766 oder $ 811 ZPO. 124. — Unpfändbarkeit nicht abgehobener Militärpenſionen; Be⸗ 
rechtigung des Drittſchuldners, die Unzuläſſigkeit der Pfändung geltend zu machen. 50. — 
Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid⸗Verfahren kann nur 
mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 

§ 767. Eine Klage auf Herausgabe eines Vollſtr.⸗Titels ift keine Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegen⸗ 
klage. 221. 

8 769. Die Haftung einer zur Einſtellung der Zw.⸗Vollſtreckung geleiſteten Sicher⸗ 
heit ſetzt Verſchulden voraus. 176. 

§ 771. Widerſpruchsklage gegen die Pfändung; Rechtsverhältnis des Treuhänders. 
24. — Unzuläſſigkeit der Pfändung treuhändig abgetretener Forderungen; Widerſpruchs⸗ 
klage des neuen Gläubigers. 79. — Widerſpruchsklage der Miterben wider die Pfändung 
des Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nachlaſſes. 177. — Die Abtretung 
zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch verbleibt die Forderung ſachlich bei dem Xb- 
tretenden, der daher deren Pfändung durch Gläubiger des Zeſſionars widerſprechen kann. 159. 

§ 773. Dem Vermieterpfandrecht unterliegen auch die von einem Vorerben ein- 
gebrachten Erbſchaftsſachen. 206. 

§ 793. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr.“ 
Klauſel. 48. — Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid⸗Verfahren 
kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 

§ 794 Nr. 2. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel und einer 
neuen Leiſtungsklage. 220. | 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 


a) In das bewegliche Vermögen ($$ 803-863). 


§ 807. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Verzeichniſſes. 3. 

§ 808. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand, daß 
ſein Beſitz- oder Benutzungsrecht verletzt werde oder daß die Sachen unentbehrlich ſeien. 124. 

8 811. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand aus 
$ 766 oder 8 811 3PO. 124. — Nr. 5. Unpfändbarkeit des Flügels und der Noten eines 
Muſiklehrers. 198. 

§ 825. Die vom Vollſtr.-Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen 
auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche Maßnahme; ſie hat keine Wirkung auf 
Rechte Dritter (Vermieterpfandrecht). 101. 

§ 829. Über die Pfändbarkeit des Anſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer bei 
Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten. 158. — Wird der in Unkenntnis von der Pfän⸗ 
dung zahlende Drittſchuldner von der Schuld frei? 242. 

§ 835.. Das Zahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Überweiſung zur 
Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 53. 

§ 845. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner von der 
Schuld frei? 242. 

§ 850 Nr. 1. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den un- 
pfändbaren Gehaltsteil. 199. — Nr. 8. Unpfändbarkeit nicht abgehobener Militärpen⸗ 
ſionen. 50. 
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§ 851. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld ⸗Darlehns⸗ 
vertrage. 134. 


b) In das unbewegliche Vermögen ($$ 864—871). 


§ 865. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 869 386. § 55 Das Eigentum am tatſächlichen Zubehör geht auf den Erſteher 
über, auch wenn er weiß, daß es einem Dritten gehörte. 148. — § 57. Auslegung des Art. 4 
RGeſ. v. 8. Juni 1915 zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforde⸗ 
rungen. 247. — 865. Wirkung des Beſchluſſes, gewiſſes Zubehör von der Verſteigerung des 
Grundſtücks auszuſcheiden; Widerſpruchsrecht des ausgefallenen Realgläubigers gegen die 
Fortſchaffung des Zubehörs. 25. § 91. S. bei 9 65. 

C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen ($$ 883898). 

§ 887. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs⸗ 
vormerkung. 28. — S. ferner bei § 888. 


§ 888. Die Umſchreibung im Muſterregiſter im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung iſt nach 
§ 888 zu bewirken. 125. 


D. Offenbarungseid und Haft ($$ 899—915). 


F. 901. Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid⸗Verfahren 
kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 


E. Arreſt und einſtweilige Verfügungen ($$ 916-945). 


§ 917. Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer engliſchen Lebensver⸗ 
ſicherungs-Geſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen Verſicherungnehmers. 126. 

§ 920. Für das Arreſtverfahren kann der Hauptanſpruch trotz ſeiner Abweiſung in 
1. Inſtanz des ordentlichen Verfahrens glaubhaft erſcheinen. 27. 

§ 923. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall einer Arreſtſicherheit. 240. 

§ 940. Einſtweil. Verfügung nach § 940 ZPO.; nur das Bedürfnis einer einſtweiligen 
Regelung iſt glaubhaft zu machen. 178. 

§ 941. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs— 
vormerkung. 28. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (88 1025-1048). 


§ 1025. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, 
durch den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. — Sog. Hamburger 
Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schiedsmännern? 110. 

8 1029. S. bei 8 1033 Nr. 1. 

§ 1031. Der Eintritt in den Kriegsdienſt iſt als Wegfall des Schiedsrichters an— 
zuſehen. 243. — S. ferner bei § 1033 Nr. 1. 

§ 1032. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 102. 
— Über die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im Beſchlußverfahren zu entſcheiden. 222. 

§ 1033 Nr. 1. Folgen des Wegfalls eines Schiedsrichters, über den die Parteien 
ſich erſt nach Abſchluß des Schiedsvertrages geeinigt hatten. 266. 

§ 1038. Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme abgegebene 
Gutachten zu unterzeichnen? 182. 

§ 1039. Zuſtändiges Gericht für die Niederlegung des Schiedsſpruchs. 149. 

§ 1045. Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht hat die 
Schiedsrichter zu ernennen und nach welchen Recht haben dieſe zu entſcheiden? 103. — Über 
die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im Anſchlußverfahren zu eutſcheiden. 222. 
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III. Konkursverfahren. 


1. Konkursrecht (KO. 88 1—70). 


§ 3. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; Berückſichtigung im 
Konkurſe des Scheinſchuldners. 246. 

§ 12. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen einen Schuldner unler Geſchäftsauf⸗ 
ſicht. 267. 

§ 14. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner unter Geſchäftsaufſicht. 267. 

§ 31. Die Gläubigeranfechtung einer Hyp.⸗Beſtellung ift ausgeſchloſſen, wenn das 
Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 12. 

§ 47. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 59 Nr. 2. Gebühren für Ferngeſpräche des Gem.⸗Schuldners auf dem Anſchluß 
ſeines Geſchäftslokals nach der Konk.⸗Eröffnung ſind Maſſeſchulden. 29. 

SS 67/8. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anſpruch auf Befriedigung im 
Konkurſe des Hauptſchuldners. 244. 


2. Konkursverfahren (71244). 


§ 73. Hat der einzelne Konk.⸗Gläubiger ein Beſchwerderecht gegen Anweiſungen 
des Gerichts über die Schlußverteilung? 150. 

§ 82. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

8 89. Haftung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes wegen mangelhafter Ülber- 
wachung des Konk.⸗Verwalters. 151. 

§ 146. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe fejt- 
geſtellte Forderung. 200. 

§ 193. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe feſt⸗ 
geſtellte Forderung. 200. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 


5 19. Die Beſchwerde in der freimill. Gerichtsbarkeit ſetzt eine Verfügung voraus. 152. 

§ 20. Eine Rechtshängigkeit derſelben Sache iſt von Amts wegen zu prüfen. 51. — 
Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer Pflegerbeitel- 
lung. 258. 

8 25. Erfordernis eines vollſtändigen Tatbeſtandes in den Beſchlüſſen des Beſchwerde⸗ 
gerichts in der freiwill. Gerichtsbarkeit. 127. 

§ 38. Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den Ruhe- 
ſtand. 257. 

§ 57 Nr. 3. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 
Pflegerbeſtellung. 258. — Nr. 9. Die Beſchwerde ſetzt eine Verfügung voraus. 152. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 
§ 19. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 
§ 39. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs⸗ 
vormerkung. 28. 
§ 41. Die Ausnahme in 3 41 Abſ. 1 gilt auch für eine Geſamtnachfolge durch Ein- 
gemeindung. 179. 
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3. Notariat. 


Haftung des Notars wegen unterlaſſener Rechtsbelehrung über das aufzunehmende 
Geſchäft. 136. 

Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn er um die Ungültigkeit 
der Erklärung weiß? 190. 

Der (preuß.) Notar haftet bei Aufnahme eines Vertrages als Beamter. 254. 
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der Entſcheidungen nach den Serichtshöfen. 
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Frankfurt a. M. OLG.: Nr. 206. 239. 

Hamburg. OLG.: Nr. 19. 23. 26. 29. 30. 32. 36. 42. 47. 49. 55. 56. 58. 64. 65. 73. 81. 
88. 98 — 102. 109. 110. 113. 115. 118. 120. 125. 129. 132. 144. 150. 152. 156. 157. 159. 161. 
172. 175. 181. 183. 184. 192. 195. 197. 198. 202 — 204. 216. 218. 220. 221. 223. 224. 
2291. 231. 240. 247. 248. 255. 260. 262—264. 

Hamm. DRG: Nr. 174. 5 

Karlsruhe. OLG.: Nr. 250. 

Kaſſel. OLG.: Nr. 60. 90. 

Kiel. OL G.: Nr. 77. 89. 119. 199. 243. 249. 266. 

Königsberg. OLG.: Nr. 6. 8. 92. 94. 

Leipzig. RG.: Nr. 1. 2. 4. 5. 9. 11. 15—18. 31. 33. 34. 37. 43. 45. 52. 54. 57. 59. 61—63. 
74. 75. 83. 84. 86. 87. 91. 95. 105—108. 111. 122. 128. 136. 139—141. 147. 148. 153. 
154. 163. 164. 166. 167. 169—171. 173. 179. 180. 182. 185. 186. 188—191. 205. 208 
bis 211. 213—215. 222. 226. 228. 22911. 230. 232. 234—236. 238. 242. 245. 246. 254. 

256. 259. 265. 

München. Ob. LG.: Nr. 51. 
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Roſtock. OL G.: Nr. 13. 20. 22. 25. 103. 121. 145. 177. 187. 227. 237. 


Berichtigungen. 
Bd. 64 S. 473 Z. 21 v. u. ſtatt 60: 50. 
Bd. 67 S. 391 Z. 7 v. o. ſtatt 36: 38. 
Bd. 70 S. 510 3.22 v. o. ſtatt 1904: 1914. 
Bd. 71 S. 31 Z. 8 v. o. ſtatt März: Mai. 
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I. Bürgerliches Recht. 


1. Die Überſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs⸗Höchſtpreiſe macht den 
ganzen Vertrag nichtig. 
Vgl. 37 Nr. 92. 210 m. N.; 42 Nr. 197; 43 Nr. 110. 
BGB. 88 134. 135. 139; BRWO. v. 28. Okt. u. 17. Dez. 1914. 


Das durch die Bundesratsverordnungen v. 28. Okt. und 17. Dez. 1914 
ergänzte Reichsgeſetz v. 4. Auguſt 1914, 

RGBl. 339. 458. 513; vgl. auch 86 VO. v. 23. Sept. 1915 MRG. Bl. 604), 
geſtattet für die Dauer des Krieges die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gegen— 
ſtände des täglichen Bedarfs ſowie für andre Gegenſtände (§ 1 Abſ. 1 und 2 
Ge}. in der Faſſung der VO. v. 17. Dez. 1914), und ſtellt (8 6 in derſelben 
Faſſung, 9 4 Gef. v. 4. Aug. 1914) das Überſchreiten der Höchſtpreiſe (Nr. 1) 
ſowie bereits die Aufforderung zum Abſchluß eines die Höchſtpreiſe über- 
ſchreitenden Vertrages und das Erbieten zu einem ſolchen Vertrage (Nr. 2) 
unter Strafe. Hieraus, aus der Bedrohung eines rechtsgeſchäftlichen Handelns 
mit Strafe folgt zuerſt das Verbot des letzteren, und zwar das Verbot einer nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zuläſſigen Veräußerung. Deshalb 
erhebt ſich zuerſt die Frage, ob die verbotenen, an ſich dem Grundſatze des 
8134 BGB. unterſtehenden Veräußerungen völlig (abſolut) oder nach $ 135 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. nur gegenüber beſtimmten Perſonen (relativ) unwirkſam 
iind. Der Zweck des Geſetzes führt zur Annahme eines abjoluten Veräuße⸗ 
rungsverbots. Es ſoll nicht einen beſtimmt abgegrenzten Perſonenkreis 
ſchützen, ſondern die durch die beſonderen Verhältniſſe des Krieges gefährdete 
Verſorgung der geſamten Bevölkerung des Deutſchen Reiches mit den Gegen— 
ſtänden des notwendigen, beſonders des täglichen Bedarfs nach Möglichkeit 
vor Störungen bewahren, insbeſondere bei Wahrung der berechtigten Inter⸗ 
eſſen der Erzeuger und Händler die verbrauchende Bevölkerung durch die 
Feſtſetzung unüberſteigbarer Preiſe vor gewinnſüchtiger Ausbeutung ſeitens 
einzelner ſchützen (vgl. die Begründung des Geſ. v. 4. Aug. 1914 bei Güthe⸗ 
Schlegelberger, Kriegsb. 1, 747). Das Geſetz bezweckt alſo den Schutz der 
Allgemeinheit gegen die durch den Krieg, namentlich das Vorgehen = Feinde 
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herbeigeführte Gefahr des Mangels an den notwendigen Lebensbedürfniſſen, 
der „Aushungerung“ der Bevölkerung des Deutſchen Reiches im weiten 
Sinne des Worts, und enthält ſamt ſeinen Abänderungen eine derjenigen 
notwendigen Maßnahmen zur Abhülfe wirtſchaftlicher Schädigungen während 
des Krieges, die durch § 3 Gef. v. 4. Rig. 1914 über die Ermächtigung des 
Bundesrats zu ſolchen Maßnahmen (RGBl. 327) dem letzteren übertragen 
worden ſind. Die Vorſchrift des § 135 iſt deshalb auf die auf Grund von 
85 des Höchſtpreisgeſetzes (Faſfung des 93 VO. v. 28. Okt. 1914, RGBl. 458) 
erlaſſenen Feſtſetzungen von Höchſtpteiſen nicht anwendbar, ſondern es ver⸗ 
bleibt bei der Unterſtellung unter die Regel des 8 134. 

Dieſe Geſetzesbeſtimmung erklärt das gegen ein geſetzliches Verbot ver- 
toßende Rechtsgeſchäft nicht ſchlechthin, ſondern nur dann für nichtig, wenn 
a. dem Geſetze nicht ein andres ergibt. Das Höchſtpreisgeſetz ſelbſt ent⸗ 
hält in dieſer Hinſicht keinen ausdrücklichen Ausſpruch. Die in den Höchſt⸗ 
preisverordnungen des Bundesrats, 

z. B. der hier einſchlagenden v. 10. Dez. 1914, (RG Bl., 500) und u. a. in den VO. über 
die Höchſtpreiſe von Getreide und Kleie v. 28. Okt. 1914, (RG Bl. 462) ſowie für Hafer 

v. 5. Nov. 1914, (RGSBl., 469), 
gewählte Ausdrucksweiſe: „Der Preis ... darf nicht überſteigen“ kann allein 
nicht zur Annahme der Nichtigkeit der dagegen verſtoßenden Rechtsgeſchäfte 
führen (vgl. BGB. von RGRäten? 1, 158 Anm. 1; Pland? 1, 348 Anm. 1a 
zu 8 131). Anderſeits iſt es aber auch unzuläſſig, mit dem Aufſatz über Ge⸗ 
treidehöchſtpreiſe in der Zeitſchr. Recht und Wirtſch. (1915, 8. 9) lediglich 
daraus, daß im Geſetze für den Verſtoß gegen ſeine Vorſchriften Rechtsfolgen 
ausdrücklich nur auf ſtrafrechtlichem, nicht auch auf bürgerlich-xechtlichem 
Gebiet gezogen ſind, zu folgern, daß die gegen das geſetzliche Verbot verſtoßenden 
Rechtsgeſchäfte der Nichtigkeit nicht verfallen ſeien. Denn die Nichtigkeit eines 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden Rechtsgeſchäfts kann ſich auch ohne 
ausdrückliche Hervorhebung dieſer Folge aus dem Inhalt und Zweck des Ver— 
botes ergeben (Planck Anm. 1b; RGeEntſch. 68, 358 ff. 367). Beſonders der 
Zweck des Verbots aber führt zur Annahme der Nichtigkeit der gegen die 
Höchſtpreisfeſtſetzungen verſtoßenden Rechtsgeſchäfte. Denn es handelt ſich 
um Maßnahmen, durch die die Bevölkerung des Deutſchen Reiches vor der 
Gefahr der Entbehrung in den wichtigſten Teilen ihrer Verſorgung mit den 
Gegenſtänden des Verbrauchs nach Möglichkeit geſchützt und befähigt werden 
ſoll, die durch den Krieg ſeiner Volkswirtſchaft und jeder Einzelwirtſchaft 
drohenden Schäden zu ertragen. Die dieſem Zweck zuwiderlaufenden, alſo 
gemeingefährlichen, auf „ſpekulative oder unlautere Machenſchaften zurück— 
gehenden übertriebenen Preisſteigerungen“ (vgl. die Begründung a. a. O.) 
zu verhindern, ſind, wie die tägliche Erfahrung lehrt, lediglich Strafdrohungen 
völlig unzureichend, die Verwirklichung des Geſetzeszweckes iſt nur dadurch 
zu erreichen, daß die ihm zuwiderlaufenden Rechtsgeſchäfte unmöglich gemacht 
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werden. Anſprüchen, die aus ſolchen hergeleitet werden könnten, iſt alſo die 
geſetzliche Anerkennung überhaupt zu verſagen. 

Deshalb muß der von Hachenburg in der Leipz Z. 1915, 15. 16 aufgeſtellten, 
vom Reichsgericht in zwei in JW. 1916, 1021“ und in Warneyers Rſpr. 1916, 
385 abgedruckten Entſcheidungen v. 19. Mai und 23. Juni 1916 und anſcheinend 
auch vom Beklagten geteilten Meinung widerſprochen werden, daß, weil es 
nicht Zweck des Geſetzes ſei, Kaufverträge über die unter die Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzungen fallenden Waren zu verhindern, das unter Überſchreitung des 
Höchſtpreiſes abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft nicht nichtig, ſondern daß nur der 
Warenpreis auf den zuläſſigen Satz zurückzuführen ſei. Hachenburg zerlegt 
das Geſchäft in zwei Teile, deren einem er die Wirkſamkeit zuſpricht, die er 
dem andern verſagt. Das wäre nur möglich, wenn $ 139 BGB. zur Anwen⸗ 
dung käme. Ein hierher gehöriger Fall liegt jedoch nicht vor, weil es ſich 
bei der Beſtimmung einerſeits der Ware und anderſeits des Kaufpreiſes nicht 
um mehrere, zu einer Einheit zuſammengefaßte Rechtsgeſchäfte, ſondern um 
die notwendigen Beſtandteile eines und desſelben Rechtsgeſchäfts handelt 
(RGeEntſch. 78, 120) und die Nichtigkeit eines ſolchen Beſtandteils den andern 
nicht zur rechtsgeſchäftlichen Wirkung gelangen laſſen kann (Planck 370 Anm. 1 
zu § 139). Mit gutem Grunde widerſpricht deshalb auch Buſch (in DIZ. 1916, 
127. 128) der Annahme Hachenburgs, indem er darauf hinweiſt, daß durch 
letztere in das Geſetz ein dieſem fremder Zwang zum Vertragsabſchluß ein⸗ 
geführt werde und auch ein Vertrag zum Höchſtpreiſe ohne Einigung der 
Parteien über Ware und Preis nicht möglich ſei. Das iſt es, was insbeſondere 
der Begründung der angezogenen reichsgerichtlichen Entſcheidungen entgegen⸗ 
ſteht. Dieſe folgert aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes, daß die unter 
Überſchreitung der Höchſtpreisgrenze geſchloſſenen Verkäufe aufrechtzuer- 
halten und nur die Preiſe auf das erlaubte Maß herabzuſetzen ſeien. Das 
Geſetz enthält weder eine ſolche Anordnung, die ohne weiteres den Höchſtpreis 
an Stelle des vereinbarten Preiſes zum Vertragspreiſe erhöbe, noch eine 
Ermächtigung des Richters, die, wie § 343 BGB. im Fall einer unverhältnis⸗ 
mäßig hohen Vertragsſtrafe deren Herabſetzung auf den angemeſſenen Betrag,, 
ſo die Herabſetzung des den Höchſtpreis überſchreitenden Vertragspreiſes auf 
jenen geſtattete. Daß aber die Eröffnung der Möglichkeit für den Erwerber 
der der Höchſtpreisbeſtimmung unterliegenden Ware, dieſe ohne anderweitige 
Einigung mit dem Veräußerer an Stelle des vereinbarten Preiſes mit dem 
niedrigen Höchſtpreiſe zu bezahlen, zur Erreichung des Geſetzeszwecks, „die 
verfügbaren Vorräte gegen Preiſe, die ſich innerhalb der geſetzten Grenzen 
halten, in den Verkehr zu bringen“, nicht beitragen, ſondern ihm entgegen⸗ 
wirken würde, lehrt die tägliche Erfahrung der jetzigen Zeitläufte. Jedenfalls 
it auch. dann, wenn der Erwerber einer den Höchſtpreisbeſtimmungen unter- 
liegenden Ware ſich insgeheim vorbehalten wollte, nicht den vereinbarten, 
ſondern nur den Höchſtpreis zu bezahlen, eine Einigung auf dieſen nicht er⸗ 
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folgt und ein Vertrag, durch den der Veräußerer verpflichtet würde, Zug um 
Zug gegen Bezahlung eines nicht vereinbarten Preiſes die verkaufte Ware 
zu übergeben, nicht abgeſchloſſen worden. 

Die Nichtigkeit der Veräußerungsverträge, die unter Überſchreitung der 
auf Grund des Geſetzes feſtgeſetzten Höchſtpreiſe abgeſchloſſen werden, iſt 
aber weiter auch daraus zu folgern, daß das Geſetz als Strafgeſetz die von ihm 
verbotenen Rechtsgeſchäfte an beiden vertragſchließenden Teilen ahndet 
(86 Faſſung v. 17. Dez. 1914, RGBl. 515). Das folgt bereits aus Nr. 1 der 
Strafandrohung, wonach der angedrohten Strafe verfällt, „wer die nach 81 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet“, und wird noch verdeutlicht durch Nr. 2, 
wo ebenſo der zum Abſchluſſe eines ſolchen Vertrages Auffordernde wie der 
dazu ſich Erbietende mit Strafe bedroht wird (vgl. RG. in JW. 1915, 1201 14 b. 
1207). In Fällen dieſer Art it anzunehmen, daß die Strafdrohung ſich 
gegen das Rechtsgeſchäft als ſolches richtet, dieſes im ganzen ungültig ſein ſoll; 

vgl. Komm. von RGRäten 159 Anm. 2; Planck 349 Anm. 2 b; Staudingers 1, 520 ff. 

Anm. dc. zu 5 134 und die angez. Entſch., bei. RGEntſch. 60, 275 ff., 279; und RG. 

in Goltd. Arch. 54, 416. | 
Auch aus dieſem Grunde ſind Rechtsgeſchäfte, die nach dem Inkrafttreten 
der die Höchſtpreiſe feſtſetzenden Beſtimmungen unter Überſchreitung dieſer 
Preiſe abgeſchloſſen werden, nach $ 134 BGB. nichtig (vgl. Mayer Privatr. des 
Krieges 30). Die Nichtigkeit iſt von Amts wegen zu berüdjichtigen. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 25. Sept. 1916. J. (Kl.) w. N. 
5 O. 66/16. Ch. 


2. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode 
des Vollmachtgebers gültig d 
Vgl. 48 Nr. 182 m. N.; 69 Nr. 49. 
BGB. 88 168. 672; GBO. 29. 

Die Witwe O. beantragte in eigenem wie im Namen der Erben des Jakob 
O. die Löſchung der zugunſten der Witwe und der Erben des Jakob O. auf 
dem Grundbuchblatt der Eheleute K. eingetragenen Hypotheken. Sie handelte 
als Vertreter der Erben auf Grund einer von dieſen ausgeſtellten notariellen 
Vollmacht. Zwei dieſer Erben waren inzwiſchen geſtorben. Das Grundbuch⸗ 
amt lehnte die Löſchung ab, weil die Vollmacht durch den Tod dieſer Erben 
erloſchen ſei. Beſchwerde und weitere Beſchwerde blieben erfolglos. — Aus 
den Gründen: 

„Nach 8168 BGB. beſtimmt ſich das Erlöſchen einer Vollmacht nach 
dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Die Vollmacht 
beſteht daher nur dann über den Tod des Vollmachtgebers hinaus fort, wenn 
das der Erteilung der Vollmacht zugrunde liegende Rechtsverhältnis durch 
den Tod des Vollmachtgebers nicht aufgehoben wird. Beruht die Vollmacht 
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auf einem Auftrage, ſo kommt die Auslegungsregel des §672 BGB. in Be⸗ 
tracht, wonach der Auftrag im Zweifel nicht durch den Tod des Auftraggebers 
erliſcht; auch auf einen Dienſtvertrag oder Werkvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtand hat, findet der § 672 gemäß $ 675 entſprechende 
Anwendung. Für den Grundbuchverkehr kann aber die von einem Verſtorbenen 
ausgeſtellte Vollmacht die Vertretungsmacht des Bevollmächtigten auch zur 
Vertretung der Erben nur dartun, wenn ſich aus der Vollmachtsurkunde 
ſelbſt die Fortgeltung der Vollmacht über den Tod des Vollmachtgebers er- 
gibt oder durch öffentliche Urkunden (§ 29 GBO.) nachgewieſen wird, daß 
der Vollmacht ein über den Tod des Vollmachtgebers fortdauerndes Rechts⸗ 
verhältnis zugrunde liegt (RIA. 10, 263; Samml. 14, 317). Das Landgericht 
hat ohne Rechtsirrtum verneint, daß der Nachweis der Fortdauer der Voll⸗ 
macht des Peter O. und der Eliſabeth R. über deren Tod erbracht ſei. Aus 
der Vollmachtsurkunde ergibt ſich nicht, daß die Vollmachtgeber die Vollmacht 
für ſich und ihre Erben ausgeſtellt haben, ebenſowenig welches Rechtsverhältnis 
der Vollmachterteilung zugrunde liegt; das zugrunde liegende Rechtsverhältnis 
iſt auch nicht durch öffentliche Urkunden nachgewieſen. 

Der Beſchwerdeführer meint, das Landgericht hätte durch Auslegung 
aus der Urkunde und unter Würdigung aller in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe finden müſſen, daß das der Vollmacht zugrunde liegende Rechts⸗ 
verhältnis ein Auftrag an die Vollmachtnehmerin ſei; es handle ſich auch 
nicht um eine allgemeine Vollmacht, ſondern um eine ganz beſondere Voll- 
macht zur Löſchung der gemeinſchaftlichen Hypothek, woraus der Wille der 
Vollmachtgeber, daß die Vollmacht für die Erben wirkſam fein ſolle, zu ent⸗ 
nehmen ſei. Dieſe Ausführungen ſind nicht zutreffend; es handelt ſich nicht 
um eine beſondere Vollmacht zur Löſchung der hier in Frage ſtehenden Hypo⸗ 
theken, ſondern um eine allgemeine Vollmacht zur Löſchung aller für die 
Erben des Jakob O. gemeinſchaftlich eingetragenen Hypotheken ohne An- 
gabe des Erlöſchungsgrundes. Aus dieſer Vollmacht läßt ſich nicht entnehmen, 
auf welchem Rechtsverhältniſſe fie beruht; welche ‚in Betracht kommenden 
Verhältniſſe“, aus denen ſich ein Auftrag ergebe, das Grundbuchamt hätte 
würdigen ſollen, iſt nicht zu erſehen.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Mai 1915. Reg. III. 

30/15. Bay Ob GZ. 16, 97. 


3. Der zu erſetzende Gewinnentgang beſchränkt ſich nicht auf den 
Gewinn, der ſonſt rechtlich beanſprucht werden konnte. 
Vol. 62 Nr. 103; 63 Nr. 150. 
BGB. 5 252. N 
Die Krankenkaſſen der Stadt Braunſchweig, die dem verklagten Vereine 
angehören, ſchloſſen am 2. Dezember 1913 wegen eines Streits mit den 
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Braunſchweiger Arzten einen notariellen Vertrag mit dem Kläger und zwei 
andern Arzten, durch den dieſe auf die Dauer von 10 Jahren unter Zuſicherung 
eines jährlichen Einkommens von je 10000 verpflichtet wurden, die ärzt⸗ 
liche Krankenkaſſentätigkeit in Braunſchweig auszuüben. Bald darauf einigte 
ſich der verklagte Verein mit den Braunſchweiger Arzten wieder, entließ die 
drei Kaſſenärzte und unterſagte ihnen jede Tätigkeit als Krankenkaſſenärzte. 
Beklagter, der nicht verkennt, daß dem Kläger hieraus ein Schadenerſatzanſpruch 
erwachſen iſt, zahlte dem Kläger die zugeſicherte Summe von 10000 % für 
das Jahr 1914 aus. Kläger erhob Klage auf Zahlung von vorläufig 5000 
des Schadens, der ihm, abgeſehen von den gezahlten 10000 %, durch die 
vertragwidrige Nichtbeſchäftigung als Arzt angeblich in Höhe von über 13000, 
entſtanden ſei, indem er behauptete, im Fall ſeiner Tätigkeit als Kaſſenarzt 
hätte er mit Wahrſcheinlichkeit durch Ausübung ärztlicher Tätigkeit noch den 
bezeichneten Betrag verdienen können. — In den erſten Inſtanzen wurde die 
Klage abgewieſen; das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den 
Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat den Begriff des Schadenerſatzes verkannt. Nach 
§ 252 BGB. umfaßt der zu erſetzende Schaden auch den entgangenen Gewinn. 
Als entgangen gilt der Gewinn, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
und nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere den getroffenen Anſtalten 
und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. Damit 
iſt klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, daß nicht nur der entgangene 
Gewinn, auf deſſen Erzielung ein Anſpruch beſtand, von dem Begriff des 
Schadenerſatzes umfaßt wird. Vielmehr macht es — wenigſtens in der Regel — 
keinen Unterſchied, ob ein Recht auf den Gewinn beſtand oder ob der Gewinn— 
entgang nur tatſächlicher Natur iſt (vgl. auch RGSt. 41, 375). Deshalb kommt 
im vorliegenden Fall nichts darauf an, ob dem Kläger ein klagbarer Anſpruch 
auf die Beſchäftigung als Kaſſenarzt, die ihm die Erzielung des Gewinnes 
ermöglichte, zuſtand oder nicht. Die Ausführungen des Ber.-Gerichts, die 
darauf hinauslaufen, daß dem Kläger der erhobene Anſpruch nicht zuſtehe, 
weil ihm die Erlangung des von ihm behaupteten Gewinns nicht zugeſichert 
worden ſei, ſind rechtsirrtümlich. Der grundloſe Rücktritt des Beklagten vom 
Vertrage erzeugte den Schadenerſatzanſpruch. Zur Ermittelung dieſes Schadens 
iſt die wirtſchaftliche Lage des Klägers, wie ſie ſich ohne den Rücktritt des Be— 
klagten geſtaltet haben würde, mit der wirtſchaftlichen Lage des Klägers, 
wie ſie ſich infolge des Rücktritts des Beklagten geſtaltet hat, zu vergleichen. 
Hätte Beklagter den Vertrag eingehalten, ſo wäre Kläger beſchäftigt worden, 
und dann hätte er nach ſeiner Behauptung den in der Klageſchrift näher be— 
zeichneten Gewinn nach den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falles 
machen können. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. Mai 1916. L. (Kl.) w. Verein 

B. u. f. Krk. (OLG. Braunſchweig). III. 41/16. 
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4. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefernd 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 
Vgl. 58 Nr. 61 m. N.; 65 Nr. 166. 
BGB. 85 269. 697. 839; GVG. $ 13. 

In der Fabrik der Klägerin in Bad Oldesloe waren im Herbſt 1915 auf 
Anordnung des Amtsgerichts Lübeck 1619 Säcke beſchlagnahmt worden, 
welche die Klägerin von einer Anzahl Knaben gekauft hatte. Das Amtsgericht 
war bei der Beſchlagnahme von der Annahme ausgegangen, daß die Säcke 
zu einer größeren Anzahl von Säcken gehörten, welche durch Knaben von 
Lübecker Lagerplätzen geſtohlen worden waren. Nach beendigter Straf⸗ 
unterſuchung teilte das Polizeiamt in Lübeck der Klägerin mit, daß 506 Säcke 
zu ihrer Verfügung auf der Polizeiwache St. Lorenz ſtänden. Klägerin 
forderte koſtenfreie Rückſendung nach Oldesloe; das Polizeiamt lehnte dieſes 
Erſuchen ab. Klägerin meinte, daß das Polizeiamt zur koſtenfreien Rück⸗ 
ſendung der Säcke an ſie verpflichtet ſei und erhob Klage auf koſtenfreie Über⸗ 
ſendung der Säcke gegen den Lübeckiſchen Staat. — Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte hat gegenüber dem Klaganſpruch zunächſt die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhoben, da die zur Entſcheidung ſtehende 
Frage öffentlich-rechtlicher Natur und der Entſcheidung durch die ordentlichen 
Gerichte entzogen ſei. Die Einrede iſt nicht begründet. Die Beſchlagnahme 
von beweglichen Sachen, welche ſich im Beſitze von Privatperſonen befinden, 
durch die dazu berufenen Organe des Staats erfolgt zur Sicherung und Durd)- 
führung der dem Staate obliegenden Strafgewalt und ſtellt ſich demgemäß 
als eine Handlung der Staatsgewalt dar, die allerdings zunächſt zwiſchen 
dem Staat und dem von der Beſchlagnahme Betroffenen ein dem öffentlichen 
Recht unterliegendes Rechtsverhältnis zur Entſtehung bringt. Das ſchließt 
aber nicht aus, daß durch die Beſchlagnahme auch Rechtsbeziehungen zwiſchen 
dem Staat und dem von der Beſchlagnahme Betroffenen erzeugt werden, 
welche privatrechtlichen Charakter haben und aus denen privatrechtliche An⸗ 
ſprüche erwachſen. Es mag hier auf die Entſcheidung des RG. in Entſch. 51, 219 
(in SeuffA. 58 Nr. 61) verwieſen werden, in welcher eine Zuſammenſtellung 
der Entſcheidungen des Reichsgerichts enthalten iſt, welche den vertragartigen 
oder vertragähnlichen Charakter der durch die Beſchlagnahme entſtehenden 
Rechtsbeziehungen anerkannt haben. 

Iſt ſomit davon auszugehen, daß aus der Beſchlagnahme bürgerlich-rechtliche 
Anſprüche zwiſchen den Parteien entſtanden ſind, jo ergibt weiter der 8 13 
GG., daß das angerufene ordentliche Gericht zur Entſcheidung derartiger 
Rechtsſtreitigkeiten berufen iſt, ‚falls nicht entweder die Zuſtändigkeit von Ver⸗ 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt oder reichsgeſetz⸗ 
lich beſondere Gerichte beſtellt oder zugelaſſen find‘. Für Lübeck iſt eine der⸗ 
artige Beſtimmung nicht getroffen. — — — Darnach iſt die Zuläſſigkeit des 
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Rechtswegs für die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits nicht zu be— 
zweifeln. 

In der Sache ſelbſt kommt es darauf an, an welchem Ort der Beklagte 
der Klägerin die beſchlagnahmten Säcke zurückzugeben hatte, nachdem die 
Beſchlagnahme aufgehoben war, und ob der Beklagte darnach verpflichtet 
war, die Säcke der Klägerin an ihren Wohnſitz koſtenfrei zurückzuſenden. Mag 
man nun das zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis als ein fſtill— 
ſchweigend geſchloſſenes vertragartiges oder als ein dem Verwahrungsvertrage 
ähnlich oder gleich zu erachtendes Rechtsverhältnis bezeichnen (RGeEntſch. 
51, 221): in keinem Fall wird man ſagen können, daß für die Verpflichtung des 
Staates zur Rückerſtattung des beſchlagnahmten Gegenſtandes ein . 
Send: sort als Lübeck in Betracht komme (§ 269 BGB.). N 

Der Verwahrer hat nach 8 697 BGB. die hinterlegte Sache an dem Ort 
zurückzugeben, an welchem die Sache aufzubewahren war, und iſt nicht ver— 
pflichtet, ſie dem Hinterleger zu bringen. Will man alſo das Rechtsverhältnis 
der Parteien nach den Vorſchriften über die Verwahrung behandeln, ſo be— 
ſteht für den Beklagten gewiß keine Überſendungspflicht. Aber auch wenn 
hier ein vertragähnliches Verhältnis beſonderer Art als vorliegend ange— 
nommen wird, iſt kein Grund erſichtlich, in Anſehung des Leiſtungsorts von 
der im § 269 BGB. zum Ausdruck gebrachten Regel abzuweichen, nach welcher 
der Schuldner an ſeinem Wohnſitz zu leiſten hat, wenn ein andrer Leiſtungs— 
ort weder beſtimmt noch aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes zu entnehmen iſt. Letzteres iſt hier nicht der Fall. Das 
Landgericht begründet ſeine abweichende Anſicht dahin: N 

Bei der Beſchlagnahme gelangten die Sachen nicht auf Grund des 

Willens deſſen, dem ſie weggenommen wurden, in den Beſitz des Staates, 
ſondern ohne oder gegen ſeinen Willen und in öffentlichem Intereſſe, alſo 
in dem Intereſſe, das der Staat zu vertreten habe, das ſein Intereſſe ſei. 
Es ſei daher billig, daß dem Beſitzer der Sache nicht mehr Nachteile auferlegt 
würden als das öffentliche Intereſſe hier unbedingt erfordere, und daß, 
nachdem der Grund für die Beſchlagnahme weggefallen ſei, der frühere 
Zuſtand hergeſtellt werde, und zwar auf Koſten des Staates, der die Ver— 
änderung in ſeinem Intereſſe vorgenommen habe. Deshalb entſpringe 
es hier dem zwiſchen dem Staat und dem früheren Beſitzer durch die Be— 
ſchlagnahme entſtandenen Schuldverhältniſſe, daß der Staat die Sache am 
Ort der Wegnahme zurückgebe; und deshalb ſei der Staat nach $ 269 BGB. 
verpflichtet, die beſchlagnahmte Sache, wenn er ſie anderswohin gebracht 
habe, auf ſeine Koſten an den Wegnahmeort zurückzuſchaffen. 

Das ſind aber keine zur Annahme einer Zurückſchaffungspflicht des Staates 
zwingende Gründe, ſondern Billigkeitsgründe, von denen überdies auch nicht 
bei jeder Sachlage die Rede ſein kann. So ſcheint die Sache gerade auch hier 
zu liegen, da die Klägerin die ſtreitigen Säcke von Knaben gekauft hat, dieſe 
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Knaben es auch geweſen ſind, welche eine große Anzahl von Säcken auf 
Lübecker Lagerplätzen geſtohlen hatten; da ein Teil der bei der Klägerin 
beſchlagnahmten Säcke mit dem Zeichen Lübecker Firmen verſehen waren und 
es zur Feſtſtellung, ob und wieweit die Säcke in Lübeck geſtohlen ſeien, der 
Vorlegung in Lübeck bedurfte; da auch ein Teil der Säcke nach den Ermitte⸗ 
lungen geſtohlen war und auch gegen die Kläger als Inhaber ein Ermittelungs⸗ 
verfahren wegen Hehlerei geſchwebt hat. Dies ergibt zugleich, daß die Be⸗ 
ſchlagnahme der Säcke nach $94 StrPO. durchaus gerechtfertigt war und 
daß ein ſchuldhaftes Verhalten der Organe des Lübeckiſchen Staates, welches 
dieſe gemäß $ 839 BGB. oder gemäß dem lübeckſchen Geſetze v. 17. Febr. 1912 
den Staat an ihrer Stelle zum Schadenerſatz verpflichten könnte, nicht in 


Frage kommt. 


Ebenſowenig kann von einer vergehenähnlichen Haftung des Beklagten 
auf Schadenerſatz hier die Rede ſein. 

Nach alledem ließe ſich hier eine Haftung des verklagten Staates nur auf 
eine den vorerwähnten Billigkeitsgründen Rechnung tragende beſondere ge— 
ſetzliche Beſtimmung gründen. Eine ſolche Beſtimmung beſteht aber nicht. 
Vielmehr ergibt ſich aus den Verhandlungen, die bei der 2. Beratung der 
Strafprozeßordnung im Plenum des Reichstags ſtattgefunden haben (Hahn 
Mater. zur StPO. 1806), daß der Reichstag und die verbündeten Regierungen 
grundſätzlich eine Haftung des Staats für die nachteiligen Folgen einer Be⸗ 
ſchlagnahme gegenüber dem von dieſer Beſchlagnahme Betroffenen abgelehnt 
haben. Längere Zeit nach Inkrafttreten der Reichsjuſtizgeſetze iſt dann durch 
ein Sondergeſetz, nämlich das Geſetz betr. die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft v. 14. Juli 1904, wohl eine Entſchädigungspflicht 
des Staats, ſoweit es ſich um die nachteiligen Folgen einer im Intereſſe der 
Strafverfolgung angeordneten Beſchränkung der perſönlichen Freiheit handelt, 
feſtgeſetzt; eine entſprechend geregelte Haftpflicht des Staats für die nachteiligen 
Folgen einer im Intereſſe der Strafverfolgung angeordneten Beſchlagnahme 
iſt aber bisher nicht geſetzlich feſtgeſetzt worden. N 

Auf Grund dieſer Erwägungen kann eine Verpflichtung des verklagten 
Staats zur koſtenfreien Rückſendung der beſchlagnahmten Säcke an die Klägerin 


nach Oldesloe nicht anerkannt werden. — — —“ | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Juli 1916. A. L. & Co. 
w. Lüb. Staat. Bf. VI. 197/16. Nö. 


5. Zur Anwendung der fog. Kriegsklauſel genügt der tatſächliche 
Kriegsausbruch. 
BGB. 88 287. 157. 
Das Landgericht gründet ſeine Entſcheidung darauf, daß die Beklagte 
am 1. Auguſt 1914, alſo im Zeitpunkt des Eintritts der Lieferpflicht, noch 
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eine Warenmenge zur Verfügung gehabt habe, die an ſich zur Erfüllung des 
Vertrages hätte verwendet werden können, daß ſie daher am 1. Auguſt in 
Lieferverzug geraten jei, weshalb $ 287 BGB. gegen fie angewendet werden 
müſſe. Hierbei wird aber die Bedeutung der Kriegsklauſel in $ le der Verkaufd- 
bedingungen verkannt. Der Satz: 

Krieg, Blockade, Epidemie, Ein- oder Ausfuhrverbot, welche die Verſchiffung aus dem 

Bezugslande oder die Einfuhr der Ware verhindern, entbinden von der Lieferpflicht, 
hat die Bedeutung, daß der verkaufende Großkaufmann, der ja nicht immer 
nur eine einzelne beſtimmte Warenmenge an einen einzelnen Abkäufer ver- 
kauft, ſondern meiſt gleichzeitig eine Reihe von Verträgen laufen hat, zu deren 
Erfüllung er einführt, gegen die geſchäftlichen Schwierigkeiten geſchützt werden 
ſoll, die für ihn dadurch entſtehen, daß infolge Kriegsausbruchs oder infolge 
der andern in obigem Vorbehalt erwähnten Umſtände die Einfuhr der in Frage 
kommenden Warengattung aus dem Bezugslande behindert wird. Es kommt 
demnach lediglich darauf an, ob im Sinne des Vorbehalts am 1. Aug. 1914 
bereits der Krieg ausgebrochen war und ob infolgedeſſen der Bezug der hier 
in Frage ſtehenden Warengattung, nämlich ſüdruſſiſcher Gerſte, aus Rußland 
bereits am 1. Aug. 1914 verhindert ward. Beides iſt zu bejahen. Bereits 
am 31. Juli 1914 war Deutſchland im erklärten Kriegszuſtand (vgl. die kaiſerl. 
Verordn. v. 31. Juli 1914, RG Bl. 1914, 263). Im Hinblick auf das bedroh- 
liche Vordringen der ruſſiſchen Armeen gegen die öſtlichen Grenzen war ſchon 
am 31. Juli das bekannte Ultimatum an Rußland ergangen. Als die darin 
geſetzte 12 ſtündige Friſt für die Einſtellung der Kriegsvorbereitungen ruſſiſcher— 
ſeits unbefolgt geblieben war, erfolgte bereits am Nachmittag des 1. Auguſt 
die allgemeine Mobilmachung, verbunden mit dem Aufruf des Landſturms 
(Verordn. des Kaiſers v. 1. Aug. 1914, RGBl., 273). Nach dieſen offenkundigen 
Tatſachen war am Nachmittage des 1. Auguſt der Krieg mit Rußland im 
Sprachgebrauch des Lebens, und deshalb auch im Sinne des Vorbehalts bereits 
ausgebrochen, einerlei, ob eine förmliche Kriegserklärung 1 bis 2 Tage ſpäter 
erſt erfolgte oder ob Rußland ohne die bei ziviliſierten Völkern übliche Formali⸗ 
tät einer Kriegserklärung ohne weiteres mit Feindſeligkeiten begann. 

Daß nun infolge dieſes Kriegsausbruchs die Verſchiffung von ruſſiſcher 
Gerſte aus Rußland bereits am 1. Auguſt verhindert wurde, bedarf bei der 
Gerichtskundigkeit der großen Verſendungsſchwierigkeiten vom ruſſiſchen Aus— 
land ins Inland, welche mit der allgemeinen Mobilmachung eintraten oder 
in Anlaß der Fruchtloſigkeit des Ultimatums an Rußland bereits eingetreten 
waren, keines weiteren Beweiſes. Die Beklagte war alſo auf Grund des 
§1 des Vertrages nicht mehr zur Lieferung verpflichtet, der Schadenerſatz— 
anſpruch iſt mithin unbegründet. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 19. Nov. 1915. B. (Kl.) w. Th. 
M. Bf. I. 120/15. B. 
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6. Nach § 321 BGB. hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne vor⸗ 
zuleiſten Barzahlung oder eee verlangend 


M. -57 Nr. 188; 58 Nr. 164; 59 Nr. 51. 


2 


BGB. §9 321. 326. 


Der Beklagte hatte im Oktober 1911 vom Kläger 10000 kg Zucker zum 
Preiſe von 47,50 1 für 100 kg gekauft, zahlbar entweder in 2 Monaten nach 
Lieferung oder ſofort mit 1% Skonto, und ſich verpflichtet, dieſen Zucker 
vom 1. Okt. 1912 bis zum 31. März 1913 abzurufen. Die Abnahme des am 
30. Nov. 1912 auf Abruf gelieferten Zuckers lehnte der Beklagte ab, da der 
Fuhrmann des Klägers die Ware nur gegen Barzahlung ausliefern zu dürfen 
erklärte. Auf Befragen erhielt er vom Kläger den Beſcheid, daß ihm nur noch 
gegen Barzahlung geliefert würde. Daraufhin rief der Beklagte nicht ab, 
obgleich ihn der Kläger wiederholt dazu aufforderte und ihm mitteilte, daß er 
nach dem 31. März 1913 infolge Auflöſung dieſer Warenabteilung zur Lieferung 
des Zuckers nicht mehr imſtande ſei. Der Kläger erhob dann Klage auf Schaden⸗ 
erſatz im Betrage von 850% nebſt 5% Zinſen ſeit 1. Juli 1913. Er behauptete, 
daß er, da der Beklagte ſeine früheren Verpflichtungen erheblich verſpätet 
erfüllt habe, berechtigt geweſen ſei, Barzahlung zu verlangen, daß der Beklagte 
mit dem 31. März 1913 in Abnahme⸗ und Zahlungsverzug geraten ſei und 
daß Kläger infolge der Auflöſung der Warenabteilung ſeitdem kein Intereſſe 
mehr an der Vertragserfüllung gehabt habe. Er forderte als Schadenerſatz 
den Unterſchied zwiſchen dem Verkaufs- und dem Börjen- und Marktpreiſe 
am 31. März 1913 mit 8,50 % für je 100 kg. — Die Klage wurde abgewieſen. 
Gründe des Ber.-Urteils: 


. „Nach den Parteierklärungen ſteht feſt, daß der Beklagte gegen zwei⸗ 
monatiges Ziel gekauft hatte und der Kläger ſonach vorleiſtungspflichtig war. 
Wenn man einmal zugunſten des Klägers die vom Beklagten lebhaft beſtrittene 
Behauptung als wahr unterſtellt, daß ſein Anſpruch auf die Bezahlung des 
Kaufpreiſes dadurch gefährdet geweſen ſei, daß in den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Beklagten nach dem Kaufabſchluß eine weſentliche Verſchlechterung 
eingetreten ſei, jo war er auf Grund der Beſtimmung des $ 321 BGB. berechtigt, 
die Lieferung zu verweigern, bis der Beklagte Zahlung dafür leiſtete oder 
Sicherheit für ſeine Gegenleiſtung gewährte. Dagegen gewährt ihm dieſe 
Geſetzesſtelle keinen Anſpruch darauf, daß der Beklagte ihm den Zucker Zug 
um Zug gegen Barzahlung oder Sicherſtellung der Kaufpreisſchuld abnehme, 
noch kann er die Leiſtung des Beklagten ohne ſeine Vorleiſtung fordern. Viel⸗ 
mehr beſchränkt ſich das ihm durch § 321 eingeräumte Recht darauf, ſeinerſeits 
die Leiſtung zu verweigern. Das hat nicht zur Folge, daß der Beklagte in 
Zahlungsverzug kommen kann ohne daß ihm zuvor der gekaufte Zucker ver⸗ 
tragmäßig angeboten und geliefert worden iſt. Er kann auch nur durch ein 
vorbehaltloſes Angebot der Ware in Annahmeverzug geſetzt werden. 
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Wenn der Vorleiſtungspflichtige von der Befugnis des $ 321 Gebrauch 
macht, entſteht damit, wie dem Kläger zuzugeben iſt, ein eigentümlicher und 
unerquicklicher Schwebezuſtand: der Verkäufer braucht zicht zu liefern, bis der 
Käufer gezahlt oder ſichergeſtellt hat, anderſeits iſt der Käufer nicht zur Zahlung 
oder Sicherſtellung verpflichtet und kann nicht in Verzug geſetzt werden, wenn 
der Verkäufer nicht vorleiſtet. 

Inſoweit nun der Käufer dem Verkäufer gegenüber nicht mehr auf deſſen 
vertragmäßiger Vorleiſtung beſtehen kann, kann zwar von einer geſetzlichen 
Anderung der Vorleiſtungspflicht des Verkäufers geſprochen werden; doch 
kann daraus allein, daß das Geſetz einem Vertragsteil gegebenenfalls ein 
Recht zur Leiſtungsverweigerung einräumt, keineswegs gefolgerk werden, 
daß ihm damit zugleich geſtattet ſein ſolle, auch gegen den Willen des Käufers 
einen weſentlich anderen, für dieſen beſchwerlicheren Vertragsinhalt geltend 
zu machen (vgl. RGeEntſch. 53, 64). Allerdings würde es eine Unbilligkeit 
für den Verkäufer bedeuten, wenn das Geſetz ihm zumutete, für alle Zeit ſich 
leiſtungsbereit zu halten für den Fall, daß ſich der Käufer einmal entſchließt, 
den Kaufpreis Zug um Zug gegen Lieferung zu zahlen oder ſicherzuſtellen, 
oder doch durch den Nachweis der Beſſerung ſeiner Vermögensverhältniſſe 
die Einrede aus § 321 BGB. beſeitigt. Dieſe Erwägung kann aber, wie das 
Ber.⸗Gericht in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung (vgl. insbeſ. 
Staub Exk. zu $ 373 HGB. Bem. 38ff. und Planck“ Bem. b zu $ 321 BGB.) 
annimmt, nur dazu führen, daß man dem Vorleiſtungspflichtigen das Recht 
einräumt, den Gegner unter Setzung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung 
darüber aufzufordern, ob er Zug um Zug zahlen oder ſicherſtellen wolle. 
Ein ſolches Vorgehen entſpricht durchaus den Grundſätzen des Bürgerl. Ge— 
ſetzbuchs über die Schaffung klarer Verhältniſſe. Schweigt der Käufer auf die 
Aufforderung oder lehnt er ab, ſo wird man dem zur Vorleiſtung verpflich— 
teten Verkäufer in Anwendung des §346 HGB. und des 8 157 BGB. das Recht 
zum Rücktritt vom Vertrage gewähren dürfen, und zwar weil ſolches dem mut 
maßlichen Willen der Parteien beim Vertragsabſchluß entſpricht und weil 
der Käufer, in deſſen Perſon die Gründe, welche die Ausführung des Vertrags 
verhindern, entſtanden ſind und der ſich weigert, dieſe Hinderungsgründe zu 
beſeitigen, gegen Treu und Glauben handeln würde, wenn er gleichwohl den 
Verkäufer am Vertrage feſthalten wollte. 


Nach alledem kann der Vorleiſtungspflichtige nach Befinden wohl dazu 
kommen, ſich von dem Vertrage freizumachen. Aber es iſt unmöglich, ihm 
darüber hinaus das Recht auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach Maß— 
gabe des § 326 BGB. zuzuſprechen, weil dieſe Geſetzesſtelle den Verzug des 
Gegners zur notwendigen Vorausſetzung hat.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. Juli 1916. W. w. H. 10. 10/14. 
F—ch. 


7. Höhere Gewalt. 13 


7. Krieg iſt höhere Gewalt. 
(Vgl. 71 Nr. 223 m. N.) 
BGp. 323. 

In dem Kaufvertrage befand ſich der Vorbehalt: Force majeure befreit 
den Verkäufer von der Erfüllung. Aus dieſem Grunde berief ſich die ver— 
klagte Firma, als fie wegen Nichtlieferung auf Schadenerſatz in Anſpruch ge— 
nommen wurde, auf den Krieg. — Die Klage wurde in 3. en abgewieſen. 
Aus den Gründen: 


„— — — Es ſtand nach dem Inhalt des ſtreitigen Vertrages der Be— 
klagten frei, die vertragmäßige Ware, nämlich Superior Sommer Ariba- 
Kakao der Ernte 1914, in beliebiger Weiſe, insbeſondere auch vom Lager zu 
liefern. Deswegen war für ſie die Leiſtung möglich, wenn in den für die 
Lieferung beſtimmten Monaten ſolche Ware zu Hamburg am Markte war, 
was das Ber.⸗Gericht auf Grund der Gutachten feſtgeſtellt hat. 


Gemäß der Regel der 88 275. 279 iſt die Beklagte alſo nicht von der Leiſtung 
freigeworden. Die Befreiung iſt aber entgegen der Meinung des Ber.-Gerichts 
auf Grund der force-majeure-stlaujel eingetreten. Nach dem Ausſpruch 
des Ber.⸗Gerichts ſoll Krieg als höhere Gewalt bei beſtehenden Verträgen nur 
dann gelten, wenn er einem Kontrahenten die Erfüllung des Vertrages un— 
möglich macht. Dabei iſt der Rechtsbegriff der höheren Gewalt verkannt. 
Ob ein Ereignis höhere Gewalt iſt, beſtimmt ſich nicht nach ſeinen Folgen, 
ſondern nach ſeinem Weſen. Jedes von außen kommende Ereignis über— 
mächtiger Art, und ſomit auch der Krieg, iſt ſtets höhere Gewalt. Dies iſt ſeit 
dem Urteil v. 20. Mai 1915 (II. 83/15; RGeEntſch. 87, 92) von dem erkennen⸗ 
den Senat ſtets feſtgehalten worden. Wenn nun, wie im Streitfall, der Ver⸗ 
käufer im Vertrage höhere Gewalt vorbehält, ſo kann damit allerdings nicht 
jedes in dieſe Kategorie fallende Ereignis, namentlich nicht jeder Krieg gemeint 
ſein, der ſich irgendwo in der Welt zuträgt. Nach Treu und Glauben können nur 
ſolche Fälle höherer Gewalt gemeint ſein, durch welche die Betriebe, von denen 
der Verkäufer für die Lieferung abhängt, ernſtlich betroffen und geſtört werden. 
So hat der Senat ähnliche Klauſeln ſtets ausgelegt und namentlich in den 
Urteilen II. 370/15 (abgedr. in Holdheims MSchr. 1916, 44) und II. 40/16 
über einen dem jetzt ſtreitigen, ganz ähnlichen Vorbehalt erkannt. An dieſer 
Rechtſprechung wird feſtgehalten. 

Nach ihr iſt die Beklagte im Streitfall von der Leiſtung freigeworden. 
Denn es ſteht außer Zweifel, daß ihr Einfuhrhandel durch den gegenwärtigen 
Krieg aufs ärgſte geſtört iſt, daß durch ihn die Vorbereitungen, die ſie zur Er⸗ 
füllung des ſtreitigen Vertrages getroffen hatte, vereitelt ſind, weil ſie die 
Waren, die ſie der Käuferin liefern wollte, nicht mehr auf dem üblichen Wege, 
ſondern, wenn überhaupt, ſo nur mit größten Koſten und Gefahren hat be⸗ 
ziehen können. Deswegen iſt ihre Berufung auf den Vorbehalt gerechtfertigt. 
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Sie iſt vom Vertrage frei, und der Anſpruch des Käufers iſt folglich unbe⸗ 
gründet.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen. b. 7. Juli 1916. Van E. (Bkl.) w. M. 
(OLG. Hamburg). II. 154/16. 


8. Anſprüche aus einem Militärdienft-Derficherungsvertrage und aus 
einer Sicherſtellung mit dem Derficherungsfchein. 


Vgl. 59 Nr. 159 m. N.; 63 Nr. 224; auch 65 Nr. 165 m. N. 
BGB. 59 330. 273. 952. 1204. 


Der Baumeiſter Sch. in B., zu deſſen Vermögen am 1. Febr. 1915 das 
Konk.⸗Verfahren eröffnet wurde, hatte im Jahre 1907 mit einer Verſicherungs⸗ 
anſtalt einen Vertrag abgeſchloſſen, wonach dieſe betreffs des am 16. Febr. 1907 
geborenen Sohnes des Sch. eine Verſ.⸗Summe von 3000. entſprechend 
ihren Satzungen auszuzahlen verſprach. Den hierüber ausgeſtellten Verſ.⸗ 
Schein hatte der Beklagte in Beſitz. Der Kläger forderte als Konk.⸗Verwalter 
die Herausgabe des Scheines. Der Beklagte wandte ein, er habe den Schein 
im Jahre 1913 vom Gemeinſchuldner zur Sicherheit für ein Darlehn einge- 
händigt erhalten; es ſeien ihm dabei die Rechte aus dem Verſ.⸗Vertrage ab⸗ 
getreten, zum mindeſten ein Zurückbehaltungsrecht an dem Schein eingeräumt 
worden. — In 2. Inſtanz wurde dem Klagantrage entſprochen mit folgender 
Begründung: 

„Wenn ein Vater betreffs ſeines Sohnes kurze Zeit nach deſſen Geburt 
eine Militärdienſt-Verſicherung eingeht, ſo will er im Zweifel, mindeſtens 
wenn es ſich, wie hier, nicht bloß um den Eintritt ſeines Sohnes als Gemeinen 
handelt (SächſA. 1897, 378), nicht ein ſofortiges Forderungsrecht des ver— 
ſicherten Sohnes begründen, ſondern zunächſt ſelbſt die Rechte aus der Ver- 
ſicherung, insbeſondere den Anſpruch auf die künftige Auszahlung der Verſ.⸗ 
Summe erwerben; ſoll doch durch eine ſolche Verſicherung in der Regel für 
die Bezahlung der nicht unerheblichen Koſten vorgeſorgt werden, die dem 
Vater in Zukunft dadurch erwachſen, daß der Sohn ſeine Dienſtpflicht als 
Einjährig-Freiwilliger zu genügen hat. Zu dieſem Zweck will er im Zweifel, 
jedenfalls bis zum Eintritt des Verſicherungsfalls, die Verfügung über das 
Verſ.⸗Kapital in der Hand behalten (OL GRſpr. 24, 299). Ob etwa die zunächſt 
nur vorhandene Ausſicht des Sohnes ſich nach dem Willen der Vertragsteile 
bei Eintritt des Verſ.-Falles (der Einziehung zur Ableiſtung des Militär— 
dienſtes) in ein eigenes Recht desſelben verwandle, kann unerörtert bleiben, 
da dieſer Fall nicht vorliegt. Da ſich im vorliegenden Fall aus dem vom 
Baumeiſter Sch. im Jahre 1907 abgeſchloſſenen Verſ.-Vertrage, in dem der 
Sohn nur als der Verſicherte, nicht als der auf die Verſ.-Summe Berechtigte 
aufgeführt wird, nichts Gegenteiliges ergibt, ſo ſtanden ihm die Rechte aus der 
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Verſicherung und deshalb auch das Eigentum an der Polize zu (§ 952 Ab}. 1 
BGB.). Der Kläger kann daher als Verwalter des Sch.ſchen Konkurſes dieſe 
Rechte geltend machen und vom Beklagten als Beſitzer der Polize ihre Heraus⸗ 
gabe verlangen. 

Was der Beklagte dagegen vorbringt, vermag den Anſpruch des Klägers 
nicht zu befeitigen. 

Nach der eidlichen und durchaus glaubhaften Ausſage des Gemeinſchuldners 
hat er die Polize dem Beklagten im Jahre 1913 zur Sicherheit für ein Darlehn 
eingehändigt; dabei wurde ausgemacht, daß der Beklagte ſie zu ſeiner Sicherung 
wegen des Darlehns in den Händen behalten und an ihn zurückgeben ſolle 
ſobald das Darlehn zurückgezahlt ſei; es iſt aber eine beſondere Vereinbarung 
über den Übergang der Rechte aus der Polize an den Beklagten nicht getroffen 
worden: die Verſ.⸗Summe ſei ja auf viele Jahre hinaus noch nicht fällig ge- 
weſen und die Polize habe deshalb nur als Sicherheit dienen können. Darnach 
hat der Gemeinſchuldner die Rechte aus der Polize nicht auf den Beklagten 
übertragen wollen und es ſind deshalb dieſe Rechte auch nicht auf ihn über⸗ 
gegangen. Die vom Beklagten behauptete Abtretung der Rechte iſt ſomit 
unbewieſen. 

Nach den Angaben des Zeugen hat er dem Beklagten die Polize zur Sicher- 
heit für ein Darlehn eingehändigt. Eine Verpfändung der Forderungen aus der 
Polize iſt damit nicht bewirkt worden, weil die nach $ 1280 BGB. erforderliche 
Anzeige nicht erfolgt iſt. Eine Verpfändung der Polize ſelbſt iſt ausgeſchloſſen, 
weil jie nicht Träger des verbrieften Rechts, ſondern nur Beweis- oder Legi- 
timationsurkunde iſt (RGEntſch. 68, 282). Wohl aber wurde dem Beklagten 
dadurch an der Polize ein vertragmäßiges Zurückbehaltungsrecht eingeräumt; 
dieſes hat jedoch keine dingliche Wirkung, denn ein dingliches Zurückbehaltungs— 
recht iſt dem BGB. unbekannt. Das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht 
des HGB. 8 369 iſt ſchon um deswillen nicht gegeben, weil es nur an beweg— 
lichen Sachen und Wertpapieren erlangt werden kann, mithin nicht an Beweis- 
oder Legitimationsurkunden. Ein perſönliches Zurückbehaltungsrecht, das 
nach obigem begründet worden iſt, iſt aber dem Konkurſe gegenüber, wie aus 
§8 48 ff. KO. folgt, unwirkſam (RGEntſch. a. a. O.). 

Die vom Beklagten angezogene Entſcheidung dieſes Oberlandesgerichts 
(Seuff A. 65 Nr. 165) behandelt einen anders gearteten Fall. Dort händigte 
der Schuldner ſeinem Gläubiger wegen eines Darlehns zur Sicherheit eine 
Lebensverſicherungs⸗Polize ein, bei der die Verſ.-Summe in zweiundeinhalb 
Jahren an den Schuldner zahlbar war, und es wurde dabei ausgemacht, daß 
das Darlehn aus der Verſ.⸗Summe zurückgezahlt werden ſolle. In ſolchem 
Falle kann angenommen werden, daß der Schuldner den Anſpruch auf die Verſ.⸗ 
Summe abtreten, oder dem Gläubiger eine widerrufliche Vollmacht zur Ein- 
ziehung der Verſ.-Summe erteilen wollte. Im vorliegenden Fall war aber 
die Verſ.⸗Summe erſt fällig, wenn der im Februar 1907 geborene Sohn in 
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das Heer oder die Marine eingeſtellt wurde; die Fälligkeit trat alſo erſt etwa 
vierzehn Jahre nach der Hingabe der Polize an den Beklagten ein. Es war 
ferner nicht ausgemacht, daß der Beklagte aus der Verſ.⸗Summe Zahlung 

erhalten ſollte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. April 1916. Schr. Konk. 
w. W. 30. 26/16. F- ch. 


9. Die Beſtimmung „Kaffe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur 
Dorleiftung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 


Bd. 64 Nr. 126 m. N. 
BGB. 88 433. 271. 


Die Vertragsbeſtimmung „netto Kaſſe bei Überreichung der Faktura“ 
verpflichtete den Kläger an und für ſich zur Vorleiſtung, d. h. zur Zahlung 
vor Empfang der Ware. Eine ſolche Vorleiſtung konnte ihm aber billigerweiſe 
nicht zugemutet werden, wenn Beklagte ihm vor oder bei Überreichung der 
Faktura zu erkennen gab, daß die Ware von vertragwidriger Beſchaffenheit 
ſein werde. Das iſt im vorliegenden Falle geſchehen. Die Überſendung von 
Ausfallmuſtern ſtellt eine rechtserhebliche Willenserklärung dar, durch die 
zum Ausdruck gebracht wird, daß die zu liefernde Ware dem Ausfallmuſter 
entſprechen werde. Wenn Kläger in dieſem Falle auf die Faktura hin Zahlung 
geleiſtet hätte, ſo konnte dadurch der Anſchein erweckt werden, daß er ſich mit 
einer minderwertigen Ware zufrieden geben wolle. Der Umſtand, daß Kläger 
auf Vorlegung von Ausfallmuſtern vertragmäßig keinen Anſpruch hatte und 
daß er infolgedeſſen bei Verweigerung von Ausfallmuſtern ſogleich bei Über- 
reichung der Faktura hätte Zahlung leiſten müſſen, ändert an der Sachlage 
nichts. Nachdem Beklagte auf Erſuchen des Klägers Ausfallmuſter geſchickt 
hatte, war Kläger zu der Annahme berechtigt, daß die Ware ſo beſchaffen fein 
werde wie die vorgelegten minderwertigen Muſter. Kläger durfte daher die 
Zahlung einſtweilen zurückhalten. Wenn die Ware ſelbſt, wie Beklagte ver⸗ 
ſichert, vollkommen vertragmäßig, alſo beſſer geweſen iſt als die überſandten 
Ausfallmuſter, jo hätte Beklagte durch Überſendung andrer, der Ware ent⸗ 
ſprechender, Ausfallmuſter den Kläger zur Vorleiſtung nötigen können. Das 
hat ſie aber nicht getan, ſie hat es auch abgelehnt, dem Kläger ſo lange einen 
Zahlungsaufſchub zu bewilligen, bis er in ihrem Kontor einen Ballen von der 
Ware geprüft haben werde. | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 15. Juni 1916. W. w. H. K. 

Bf. III. 284/15. Nö. 


10. Laſtenfreiheit eines Grundſtücks, 17 


10. Bezieht * die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf Grund⸗ 
dienſtbarkeitend 
Vgl. 63 Nr. 181. 
| B08. 89 434. 157. 

Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß das Beſtehen eines das Kauf⸗ 
grundſtück als Grunddienſtbarkeit belaſtenden Fahr⸗ und Gehrechts des Land⸗ 
wirts Gr. feſtgeſtellt iſt. — — — Nach dem § 434 BGB. war der Beklagte 
aber verpflichtet, dem Kläger das verkaufte Grundſtück frei von Rechten zu 
verſchaffen, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werden können, 
und zu dieſen Rechten gehört jede Grunddienſtbarkeit ($ 1018 BGB.). Das 
Ber.⸗Gericht nimmt an, daß der Beklagte die gleiche Verpflichtung auch ver⸗ 
traggemäß übernommen habe, da er das Grundſtück nach dem Kaufvertrage 
„laſtenfrei“ zu gewähren hatte. Der Angriff, den die Reviſion hiergegen 
richtet, iſt hinfällig. Richtig iſt, daß der Senat in dem herangezogenen Urteil 
(RGeEntſch. Bd. 66 Nr. 75, in Seuff A. 63 Nr. 181) gegenüber der von ihm 
mißbilligten Auslegung des Ber.⸗Gerichts betont hat, daß das Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuch unter „Laſten“ nur Belaſtungen verſtehe, vermöge deren Leiſtungen 
aus dem Grundſtück zu entrichten ſind, nicht dagegen Belaſtungen zugunſten 
Dritter, die nur das Eigentums⸗ und Verfügungsrecht des Grundſtückseigen⸗ 
tümers einſchränken, wie Nießbrauch, Grunddienſtbarkeiten oder dingliches 
Vorkaufsrecht. Es iſt jedoch zu berückſichtigen, daß es ſich dort um die Aus⸗ 
legung einer Vertragsbeſtimmung handelte, nach der die Grundſtücke „mit 
allen Rechten und Laſten“ verkauft wurden, einer Vertragsbeſtimmung alſo, 
die, im Sinne des dortigen Ber.⸗Gerichts ausgelegt, die geſetzliche Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Verkäufers wegen Rechtsmängel erheblich einſchränkte, 
und namentlich, daß es bei der Auslegung einer Vertragsbeſtimmung weſent⸗ 
lich auf den Sinn ankommt, den die Vertragſchließenden damit verbunden 
haben (vgl. 8 133 BGB.). Dies hat auch in dem in Rede ſtehenden Urteil 
Anerkennung gefunden, in dem ausgeführt iſt: nur dann würden in der be⸗ 
handelten Vertragsbeſtimmung unter „Laſten“ auch andre Belaſtungen, ins⸗ 
beſondere Grunddienſtbarkeiten, mitzuverſtehen ſein, wenn die Parteien 
beim Vertragſchluß entſprechende Vereinbarungen hinſichtlich der Übernahme 
auch ſolcher Belaſtungen durch den Käufer getroffen hätten. Mit Bezug 
auf den vorliegenden Fall hat nun das Ber.⸗Gericht feſtgeſtellt, daß der Kläger 
bei den Vertragsverhandlungen das Beſtehen von Wegerechten am Kauf⸗ 
grundſtück aufs beſtimmteſte beſtritten hat, und erwogen: die Beſtimmung, 
nach der der Beklagte das Grundſtück „laſtenfrei“ gewähren ſollte, ſei hier, 
wo bei den Vertragsverhandlungen erörtert worden ſei, daß Nachbarn des 
Beklagten Fahr⸗ und Gehrechte in Anſpruch nähmen, in den Vertrag aufge- 
nommen, um eine beſondere vertragmäßige Gewährleiſtungspflicht für den 
Beklagten zu begründen. Hiermit iſt die Meinung des Ber.⸗Gerichts, daß 
ſich die Beſtimmung nach dem übereinſtimmenden Willen der r 

Seufferts Archiv Bd. 72. 8. Folge Bd. 17 Heft 1. 
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den gerade auf die bei den Vertragsverhandlungen zur Sprache gebrachten 
Wegerechte habe beziehen ſollen, deutlich genug zum Ausdruck gebracht. 

Kam der Beklagte ſeiner Verpflichtung nicht nach, dem Kläger das Grund⸗ 
ſtück frei insbeſondere von der bezeichneten Grunddienſtbarkeit zu verſchaffen, 
fo beſtimmten ſich die Rechte des Klägers gemäß dem 8 440 BGB. nach den 
Vorſchriften der 88 320 bis 327. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 12. April 1916. K. (Bkl.) w. Konſ.⸗ 
Verein E. (OLG. Jena). V. 35/16. 


11. Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden 
| Vorſicht. 
Vgl. 64 Nr. 131. 
BGB. 85 823. 276. 

Der Kläger hatte ſich am 9. Sept. 1911 als Schüler einer Bezirksſchule 
in L. in einer vom Beklagten als Lehrer abgehaltenen Zeichenſtunde eine metal⸗ 
lene Tuſchfeder in das rechte Auge geſtoßen und dieſes dadurch verloren. 
Für den Schaden machte er den Beklagten verantwortlich, weil dieſer ihn 
ohne Grund und Befugnis mit der Hand auf den Kopf geſchlagen habe und 
er infolgedeſſen mit dem Kopfe herunter auf die Feder gefahren ſei. — In 
1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht machte die Ent⸗ 
ſcheidung von einem Eide des Beklagten darüber abhängig, daß er, als er 
eine Handbewegung in der Nähe des Kopfes des Klägers gemacht, nicht ge- 
ſehen habe, daß dieſer die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet 
gehalten habe. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„Nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts hat der Beklagte eine leichte 
Handbewegung in der Richtung nach dem Kopfe des Klägers hin gemacht, 
um durch einen aufmunternden Klaps die Aufmerkſamkeit des Klägers zu er- 
regen; die Handbewegung hat jedoch nicht eine ſolche Stärke gehabt, daß von 
einem Schlage geſprochen werden könnte. Ob der Beklagte den Kopf des 
Klägers vor deſſen Verletzung durch die Tuſchfeder getroffen hat oder ob der 
Kläger ſchon vorher ausgewichen iſt, hat das Ber.-Gericht dahingeſtellt gelaſſen. 
Es hat aber verneint, daß Beklagter den Kläger gezüchtigt habe oder ihn habe 
züchtigen wollen, weil zum Begriff der Züchtigung ein Schlag von irgend 
beträchtlicher Stärke gehöre, der wirklichen Schmerz zu erregen geeignet ſei. 
Endlich nimmt das Ber.⸗Gericht mit Rückſicht auf die geringe Heftigkeit der 
Bewegung des Beklagten nicht an, daß er etwa, ohne eigentlich zu züchtigen, 
einem Gefühle des Argers in unſtatthafter Weiſe nachgegeben habe. 

Wenn das Ber.-Gericht auf Grund dieſer Feſtſtellungen annimmt, eine 
unerlaubte Handlung falle dem Beklagten nur dann zur Laſt, wenn er vor 
Ausführung der Handbewegung in der Nähe des Kopfes des Klägers geſehen 
habe, daß Kläger die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet 
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halte, ſo iſt das nicht rechtsirrtümlich. Es hieße das Maß der im Verkehr er- 
forderlichen Vorſicht überſpannen, wollte man verlangen, daß Beklagter, 
ehe er die harmloſe Handbewegung machte, ſich davon überzeugte, daß Kläger 
nicht etwa die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet hielt, zumal 
da er wiederholt den Schülern verboten hatte, die Tufchfeder ſteil nach aufwärts 
zu halten. Ein Verſtoß gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt lag ins⸗ 
beſondere auch nicht darin, daß der Beklagte ſich die üble Angewohnheit des 
Klägers, bei Zurechtweiſungen und ähnlichen Anläſſen den Kopf nach vorn zu 
werfen, nicht vergegenwärtigte, da ihm billigerweiſe nicht angeſonnen werden 
kann, während des Unterrichtens einer großen Anzahl von Schülern an jede 
üble Angewohnheit jedes einzelnen Schülers jederzeit zu denken. Prozeß⸗ 
verſtöße ſind in dem angefochtenen Urteil nicht enthalten.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Juli 1916. K. (Kl.) w. W. 

(OLG. Dresden). III. 180/16. 


12. Eigentumsſtörung durch Geräuſch; die Grtsüblichkeit wird durch 
politiſche Grenzen nicht ausgeſchloſſen. 
Vgl. 69 Nr. 198 m. N.; 71 Nr. 166. 
BGB. 95 906. 1004. N 

— — — Während das Landgericht den Klaganſpruch um deswillen ab- 
gewieſen hat, weil es annahm, daß das Geräuſch, das von der Riemendreherei 
auf dem Grundſtücke der Beklagten den Grundſtücken des Klägers zugeführt 
wird, die Benutzung dieſer Grundſtücke nicht oder doch nicht weſentlich beein- 
trächtige, iſt der Ber.⸗Richter, indem er die Frage der Unweſentlichkeit dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen hat, zur Zurückweiſung der Berufung gelangt auf Grund der 
Annahme, daß die Zuführung des Geräuſches durch eine Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks der Beklagten herbeigeführt werde, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich ſei (88 1004. 906 BGB.). Er ſieht näm⸗ 
lich auf Grund des Gutachtens des gerichtlichen Sachverſtändigen, Gewerbe— 
inſpektors W., der als ſtaatlicher Gewerbeaufſichts-Beamter für B. mit den 
örtlichen Verhältniſſen und der Anſchauung der dortigen Bevölkerung wohl 
vertraut ſei, in Verbindung mit dem Gutachten des für L. zuſtändigen Ge⸗ 
werbeinſpektors Tr. und den ſonſtigen Beweisaufnahmen als erwieſen an, 
daß die in Rede ſtehenden Grundſtücke der Parteien in einem Wohngebiet mit 
ausgeſprochenem Induſtriecharakter liegen, in welchem der Betrieb von Riemen⸗ 
drehereien auch zur Nachtzeit üblich ſei. Er ſtellt ferner auf Grund des Gut— 
achtens von W. feſt, daß Bauart, Betriebsweiſe und Geräuſchentwicklung der 
auf dem Grundſtück der Beklagten betriebenen Riemendreherei, welche im 
Verg leich mit den übrigen in L. und B. beſtehenden Riemendrehereien als 
Betrieb mittlerer Größe anzuſehen, die in der dortigen Gegend allgemein 
übliche ſei, und daß die Geräuſcheinwirkungen, welche von dem Betriebe der 
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Beklagten ausgehen, den von andern Riemendrehereien und ſonſtigen ähn⸗ 
lichen induſtriellen Betrieben des dortigen Bezirks verurſachten durchaus 
gleichartig ſind und ſich im Rahmen deſſen halten, was nach der allgemeinen 
Anſchauung der dortigen Bevölkerung an Geräuſchen als gewöhnlich und 
ortsüblich ertragen und geduldet werde. Die Ausführungen des von dem 
Kläger überreichten Privatgutachtens des Gewerberats Cl. erklärt der Ber. 
Richter für nicht geeignet, die Feſtſtellungen des gerichtlichen Sachverſtändigen 
W. zu erſchüttern; eine unterſchiedliche Behandlung der Bezirke L. und B. 
hinſichtlich der Ortsüblichkeit des Riemendrehereibetriebs und der damit ver⸗ 
bundenen Geräuſchentwickelung, worauf Cl. hinauswolle, ſei unzuläſſig und 
rechtsirrtümlich. Denn wie das vorgelegte Kartenmaterial ergebe, grenzten 
die Bezirke der Gemeinde L. und der Stadt B. unmittelbar aneinander und 
bildeten ein zuſammenhängendes Wohngebiet mit ausgeſprochenem Induſtrie⸗ 
charakter, was auch durch die Gutachten von W. und Tr., den zuſtändigen 
Gewerbebeamten für B. und L., beſtätigt worden ſei. 

Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine Ver⸗ 
letzung der 88 1004. 906 BGB. in den von der Reviſion hervorgehobenen 
Richtungen nicht erkennen. — — — Der Ber.⸗Richter hat keineswegs, wie 
die Reviſion meint, ausgeſprochen, daß eine unterſchiedliche Behandlung zweier 
aneinandergrenzenden Ortsbezirke wie L. und B. „ohne weiteres“ unzu⸗ 
läſſig und rechtsirrtümlich jei; er entnimmt vielmehr die Unzuläſſigkeit für den 
vorliegenden Fall daraus, daß dieſe Ortsbezirke ein zuſammenhängendes 
Wohngebiet von einheitlichem induſtriellen Charakter bilden. Damit iſt nichts 
andres geſagt, als daß es unzuläſſig ſein würde, für die Frage der Ortsüblichkeit 
der Einwirkungen innerhalb eines ſolchen einheitlichen Gebietes zur Vergleichung 
geeignete Betriebe lediglich deshalb außer Betracht zu laſſen, weil ſie nach der 
beſtehenden Verwaltungseinteilung zu einer andern Ortsgemeinde gehören 
als das Grundſtück, von welchem die Einwirkungen ausgehen. Das iſt nicht 
rechtsirrig, entſpricht vielmehr der von dem erkennenden Senat in RGEntſch. 70, 
154 und ſonſt vertretenen Rechtsauffaſſung, an welcher feſtzuhalten iſt. 
Daß im vorliegenden Falle mit der Zugehörigkeit zu zwei verſchiedenen Ge⸗ 
meinden auch die Zugehörigkeit zu zwei verſchiedenen größeren Verwaltungs⸗ 
bezirken (Provinzen) verbunden iſt, hat der Ber.⸗Richter erſichtlich für unerheb⸗ 
lich gehalten, und zwar ohne Rechtsirrtum. Soweit aber Cl. in ſeinem Gut- 
achten auszuführen geſucht hat, daß L. und B. auch hinſichtlich ihrer induſtriellen 
Entwicklung weſentliche Verſchiedenheiten aufwieſen, iſt der Ber.-Richter 
ihm nicht gefolgt, hat vielmehr auf Grund der Gutachten der für beide Orte 
zuſtändigen ſtaatlichen Gewerbeaufſichts-Beamten in Ausübung der ihm zu— 
ſtehenden freien Beweiswürdigung bedenkenfrei angenommen, daß der in— 
duſtrielle Charakter beider Orte ein einheitlicher ſei, ſo daß ſich L. wirtſchaftlich 
als ein nicht ausſcheidbarer Teil des Induſtrieortes B. darſtelle. Eine Unter- 
ſcheidung innerhalb dieſes einheitlichen Wohn- und Wirtſchaftsgebiets könnte 
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nur dann in Frage kommen, wenn etwa einzelne Teilgebiete (Viertel) vor⸗ 
handen wären, welche ſich durch den beſonderen Charakter ihrer Bebauungs- 
und Bewohnungsweiſe als „Villenviertel“ oder dergleichen auszeichneten und 
wenn die Grundſtücke des Klägers in einem ſolchen Viertel lägen; N 

vgl. Urteile des RG. V. 69/09 v. 22. Dez. 1909 (JW. 1910. 14944); V. 354/03 v. 

20. Febr. 1904 (Gruchot 48, 604). 

Daß aber die Grundſtücke des Klägers in einem ſolchen beſonderen Viertel 
lägen, iſt von ihm nicht behauptet und auch in dem Gutachten von Cl. nicht aus- 
geführt worden. Dort iſt vielmehr nur geſagt, daß in L. drei „Zonen“ für die 
Bebauung feſtgeſetzt ſeien: die Fabrikzone, die Innenzone und die Landhaus⸗ 
zone; zugleich aber iſt feſtgeſtellt, daß die Grundſtücke des Klägers nicht etwa 
in der Landhauszone, ſondern in der Innenzone belegen ſind, in welcher 
Wohnhäuſer und gewerbliche Anlagen errichtet werden dürfen und die ſomit 
offenbar kein Villenviertel bildet. Bei dieſer Sachlage hatte der Ber.⸗Richter 
feine Veranlaſfung, auf dieſe Zoneneinteilung in den Urteilsgründen näher 
einzugehen oder in dieſer Beziehung noch ein Fragerecht auszuüben. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. März'1906. E. (Kl.) w. H. & Co. 

(OLG. Hamm). V. 38/16. 


13. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemein⸗ 
ſchaft hat der Ehemann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 
BGB. 8 1472. 

Die Parteien, die ſich im Jahre 1891 miteinander verheiratet und in 
weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt hatten, vereinbarten am 8. Sept. 1904 
Gütertrennung, was am 19. Sept. 1904 ins Güterrechtsregiſter eingetragen 
wurde. Durch rechtskräftiges Urteil v. 13. Dez. 1913 wurde die Ehe geſchieden, 
beide Parteien wurden für ſchuldig erklärt. Schon im Jahr 1912, als die 
Parteien ſich bereits getrennt hatten und an verſchiedenen Orten wohnten, 
erhob der Mann Klage auf Herausgabe einer Reihe von Sachen mit der Be- 
hauptung, daß er ſie mit ſeinem Gelde gekauft und allerdings zum Teil der 
Beklagten geſchenkt habe, allein dieſe Schenkungen widerrufe er jetzt wegen 
Undanks der Beklagten. Die Beklagte beſtritt dieſe Angaben; fie be- 
hauptete, die zurückgeforderten Sachen teilweiſe aus eigenen, teilweiſe mit 
Mitteln bezahlt zu haben, die ſie von ihrer Mutter erhalten habe. — Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Alle Sachen, die während der Gütergemeinſchaft erworben 
wurden, wurden mit Rechtsnotwendigkeit Geſamtgut der Parteien, ohne 
daß für ein Sondereigentum eines der Ehegatten Raum war. Dies gilt ſo⸗ 
wohl nach (preuß.) ALR. II. 1 88 361. 371. 372 wie auch nach BGB. $ 1438. 
Es iſt alſo unerheblich, ob der Kläger die Sachen aus ſeinen eigenen Mitteln 
angeſchafft und ob er einen Teil dieſer Sachen der Beklagten geſchenkt hat. 
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Alle Sachen ſind in die Gütergemeinſchaft gefallen. Der Geſichtspunkt der 
Schenkung und des Widerrufs iſt mithin für den jetzt anhängigen Rechtsſtreit 
ohne Erheblichkeit. Maßgeblich ſind folgende Erwägungen. Im Jahre 1904 
haben die Eheleute Gütertrennung vereinbart und damit die früher beſtehende 
Gütergemeinſchaft aufgehoben. Für die Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
beſtimmt das BGB. im 8 1471, daß die Eheleute ſich in Anſehung des Ge⸗ 
ſamtguts auseinanderzuſetzen haben. Bis zur Auseinanderſetzung gelten die 
Vorſchriften der 88 1472 ff. Es bleibt alſo, wie ſich hieraus ergibt, das Geſamt⸗ 


gutverhältnis bis nach beendigter Auseinanderſetzung beſtehen. Die Aus⸗ 


einanderſetzung iſt bisher nicht erfolgt. Alle Vermögensſtücke alſo, die am 
8. Sept. 1904 ſchon vorhanden waren — und dies iſt bei allen geforderten 
Sachen der Fall — ſind gemeinſames Eigentum der Parteien geblieben. 
Für die gemeinſam gebliebenen Sachen gilt nun aber nicht mehr der für die 
Zeit der Gütergemeinſchaft beſtehende Rechtsſatz des 8 1443 BGB., wonach 
die Verwaltung (aljo auch der Beſitz) der Sachen dem Manne zuſteht; ſondern 
nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift ſteht bis zur Auseinanderſetzung die Ver⸗ 
waltung des Geſamtguts den Ehegatten gemeinſchaftlich zu (81472 Abſ. 1 
Satz 1). Der Kläger kann daher nicht, wie er es tut, (Allein⸗) Beſitz der im 
gemeinſchaftlichen Eigentum ſtehenden Sachen verlangen. Dieſe Erwägung 
führt zur Abweiſung der Klage. | 

Es war auch nicht etwa dem Kläger der Mitbeſitz zuzuſprechen. Denn, 
da man nicht ohne weiteres wiſſen kann, wie ſich ein ſolcher Mitbeſitz geſtalten 
müßte, und da der Kläger eben auch lediglich den Alleinbeſitz verlangt, alſo 
den Beſitz der Beklagten völlig beſeitigen will, ſo iſt nach Lage der Sache die 
Auffaſſung geboten, daß die Zuſprechung des Mitbeſitzes gegenüber dem 
Klageverlangen nicht ein Minderes, ſondern ein Anderes wäre. Daher iſt 
nicht auf den nichtverlangten Mitbeſitz zu erkennen (vgl. ZPO. 8 308), ſondern 
die Klage iſt völlig abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamm v. 26. Sept. 1916. 2 U. 133/14. Feth. 


14. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft; zur Umſchreibung eines Grund⸗ 
ſtücks auf die Witwe und die Kinder bedarf es der Fuſtimmung der 
volljährigen Kinder. 

BGB. $ 1487; EBD. § 22 Abſ. 2. 

Im Grundbuch von L. Bl. 435 iſt als Eigentümer des dort verzeichneten 
Grundſtücks der am 30. Juli verſtorbene St. eingetragen. Seine Witwe, die 
Beſchwerdeführerin, reichte dem Grundbuchamt ein Zeugnis des Nachlaß— 
gerichts ein, wonach ſie mit ihren Kindern, die ſämtlich volljährig waren, die 
Gütergemeinſchaft fortſetzt, und ſie beantragte, auf Grund des Zeugniſſes das 
Grundſtück auf ſie und die Kinder umzuſchreiben. Das Grundbuchamt ver— 
langte durch Zwiſchenverfügung die Zuſtimmungserklärung der Kinder. Die 
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hiergegen erhobene Beſchwerde wurde vom Landgericht zurückgewieſen. 
Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Es handelt ſich bei der begehrten Eintragung um eine Berichtigung des 
Grundbuchs, und zwar nach zwei Richtungen hin. Das Grundbuch iſt durch 
den Tod des eingetragenen Eigentümers unrichtig geworden. Ferner ſoll 
es ſchon vorher inſofern unrichtig geweſen ſein, als nur der verſtorbene Ehe⸗ 
mann als Eigentümer eingetragen war, obwohl das Eigentum beiden Ehe⸗ 
gatten als Geſamtgut zuſtand. 

Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft des BGB., in welche die hier in 
Rede ſtehende Ehe übergeleitet iſt, hat der überlebende Ehegatte die gleiche 
rechtliche Stellung, wie ſie während der Ehe der Mann bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft hat; die Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der 
Frau (§ 1487 BGB.). Nach § 1443 BGB. unterliegt demnach das Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nunmehr der Verwaltung der Beſchwerde— 
führerin. Dieſes Verwaltungsrecht umfaßt aber nicht die Befugnis, für die 
Abkömmlinge die nach § 22 Abſ. 2 GBO. bei der Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung von Eigentümern erforderliche Zuſtimmung der Eigen⸗ 
tümer namens der Abkömmlinge zu erklären; denn auch während der Ehe 
hat der Mann nicht die Befugnis, dieſe Erklärung namens der Frau im Be- 
richtigungsverfahren abzugeben. Das Verwaltungsrecht gibt dem Manne 
nur die Befugnis, im eigenen Namen Erklärungen abzugeben, nicht aber das 
Recht, eine Zuſtimmung, die ſeine Frau nach einer ausdrücklichen Geſetzes⸗ 
vorſchrift zu geben hat, für dieſe zu erklären. Bei der Berichtigung des Grund- 
buchs durch Eintragung der Frau als Miteigentümerin handelt es ſich aber 
nach § 22 Abſ. 2 GBO. um eine ſolche ausdrückliche Vorſchrift. 

Mit dieſer Entſcheidung befindet ſich der Senat in Übereinſtimmung mit 
dem Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landesgerichts v. 26. Jan. 1906 (Samml. 
7, 46). Der Beſchluß des Reichsgerichts v. 24. Jan. 1914 (RGEntſch. 84, 326, 
in SeuffA. 70 Nr. 40) ſteht nicht entgegen. In dem dieſem Beſchluſſe zu Grunde 
liegenden Fall handelte es ſich, ebenſo wie in dem gleichfalls nicht entgegen⸗ 
ſtehenden Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landesgerichts v. 10. Juli 1913 
(OL GRſpr. 27, 201) nicht um eine Grundbuchberichtigung, ſondern um die 
Frage, ob der Mann beim Erwerb eines Grundſtücks es ohne Mitwirkung der 
Frau als Geſamtgut beider Ehegatten eintragen laſſen kann. Dieſe Frage, 
die das Kammergericht in dem Beſchluſſe v. 7. Nov. 1910 (KGJ. 40, 153) 
und das OLG. Darmſtadt in dem Beſchluſſe v. 13. Sept. 1913 (K GJ. 46, 256) 
verneint hatten, hat das Reichsgericht in dem Beſchluſſe v. 24. Jan. 1914 
bejaht. Es hat aber dabei ausdrücklich erklärt, daß es dahingeſtellt bleiben 
könne, ob es nicht der Zuſtimmung der Frau bedürfe, wenn der zunächſt für 
den Mann gebuchte Erwerb nachträglich in Berichtigung des Grundbuchs als 
Geſamtgut eingetragen werden ſolle. Da es ſich vorliegend um eine wirk— 
liche Berichtigung handelt, haben danach auch die Abkömmlinge, die in der 
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fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Stellung der Frau haben und hier voll⸗ 
jährig ſind, ihre Zuſtimmung zu ihrer Eintragung als Eigentümer zu geben.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 8. April 1915. Zum Grdb. von 
Lockſtedt 435. 1 X. 62/15. SchleswHolſt. Anz. 1916, 70. 


15. Über die Koſten des von einem Nachlaßgläubiger eingeleiteten 
Offenbarungseid⸗ Verfahrens hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. 
Vgl. 57 Nr. 40; 67 Nr. 229; auch 68 Nr. 39. 

BGB. $ 2006; JGG. $ 79. 

Gegen die Geſchwiſter G. als Erben ihres Vaters beantragte nach der 
Inventarserrichtung der Gläubiger B. die Ableiſtung des Offenbarungseides 
(§ 2006 BGB.). Der Eid wurde geleiſtet und die Geſchwiſter G. beantragten 
nun beim Nachlaßgericht Feſtſetzung der ihnen erwachſenen Anwaltskoſten. 
Dem Antrage wurde ſtattgegeben; dieſe Entſcheidung wurde jedoch aufge⸗ 
hoben und weitere Beſchwerde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Die Anſicht der B., daß es zur Geltendmachung des Anſpruchs 
auf Erſtattung der von den Gegnern aufgewendeten Koſten an einem zur 
Zw.⸗Vollſtreckung geeigneten Titel fehle, hat im Geſetze keinen Halt. Zur An⸗ 
wendung kommen die Beſtimmungen der Art. 131 bis 133 bayer. AusfG. z. 
BGB., da das Reichsrecht über die Pflicht zur Tragung der Koſten eines 
Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit keine allgemeinen Vorſchriften 
gegeben hat und § 2006 BGB. keine beſondere Vorſchrift über die Koſten⸗ 
pflicht in dem dort geregelten Verfahren enthält. Nach dem Wortlaut des 
Art. 133 bedarf es keines Vollſtr.⸗Titels, ſondern es iſt nur die Feſtſtellung 
nötig, daß nach dem Art. 131 eine Erſtattungspflicht beſteht; dieſe Feſtſtellung 
iſt in dem Beſchluſſe des Amtsgerichts getroffen. Nicht zuläſſig iſt aber, in 
dem Verfahren nach § 79 FGG. dem Antragſteller die Erſtattung von Koſten 
an den Gegner aufzuerlegen. War das Verlangen des B. begründet, ſo traf 
ihn keine Verpflichtung zum Erſatze von Koſten, weil nach dem Art. 131 Abſ. 1 
AusfG. z. BGB. derjenige, in deſſen Angelegenheit die amtliche Verrichtung 
ſtattfindet, zur Erſtattung der einem andern Beteiligten erwachſenen Koſten 
nur angehalten werden kann, ſoweit die gemachten Aufwendungen zur 
zweckentſprechenden Erledigung der Angelegenheit notwendig waren. Dies 
iſt aber dann nicht der Fall, wenn ein berechtigtes Verlangen geſtellt worden 
iſt. Nur wenn B. grundlos die Leiſtung des Offenbarungseides gefordert 
hätte, könnte er nach dem Art. 131 Abſ. 2 zur Erſtattung der Aufwendungen 
der Geſchwiſter G., ſoweit dieſe den Umſtänden nach notwendig waren, ver— 
pflichtet werden. Über die Verpflichtung zur Tragung der Koſten konnte das 
Nachlaßgericht keine Entſcheidung erlaſſen, weil ſeine Aufgabe mit der Ab— 
nahme des Eides beendet war. Ob ein Beteiligter einem andern Beteiligten 
Koſten zu erſtatten hat, iſt davon abhängig, ob der Antrag begründet war oder 
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nicht. Die Prüfung dieſer Frage ſteht aber dem Nachlaßgerichte nicht zu, 
ſondern iſt Aufgabe des Prozeßgerichts. Da das Nachlaßgericht ſonach zu 
einer Entſcheidung in der Sache ſelbſt nicht zuſtändig iſt, kann es ſich auch 
nicht mit einer Unterſuchung darüber befaſſen, ob die Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, von denen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt bedingt iſt, und kann 
mithin auch nicht die nach dem Ergebniſſe dieſer Unterſuchung zu beantwortende 
Frage entſcheiden, ob ein Beteiligter einem andern Beteiligten Aufwendungen 
zu erſetzen hat. Das Amtsgericht hat daher mit Unrecht über die Verpflichtung 
des B. zum Koſtenerſatze ſich ausgeſprochen und die Koſten feſtgeſetzt (vgl. 
Samml. 13, 373). 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Mai 1915. Reg. III. 

31/15. BayOb Gz. 16, 98. 


16. Das eigenhändige Privatteſtament erfordert eine eigenhändige 
Ortsangabe. 
Vgl. 56 Nr. 255; 58 Nr. 12. 13; 59 Nr. 236; 69 Nr. 202. 
868. 5 2231 Nr. 2. Ä 

Das eigenhändige Teſtament des am 27. Sept. 1914 gefallenen Fabrikanten 
Chriſtoph L. war auf einem mit dem Vordruck ſeiner Firma und dem gedruckten 
Datum: „F., den — — —“ verſehenen Bogen geſchrieben worden, die Zeit⸗ 
angabe war mit „den 1. Aug. 1914“ ausgefüllt, eine handſchriftliche Orts⸗ 
bezeichnung fehlte. — Das Teſtament wurde für ungültig erklärt. Aus 
den Gründen: 

— — — Daß in einem nach § 2231 Nr. 2 BGB. errichteten Teſtament 
nicht nur die letztwilligen Verfügungen ſelbſt, ſondern auch der Ort und der 
Tag der Errichtung vom Erblaſſer eigenhändig geſchrieben ſein müſſen, daß 
alſo die Worte „eigenhändig geſchrieben“ ſich auch auf die Worte „unter An⸗ 
gabe des Orts und Tages“ beziehen, iſt in der Rechtſprechung und Rechtslehre 
allgemein anerkannt und wurde erſt neuerdings wieder von dem 4. Zivilſenat 
des Reichsgerichts in einer Entſcheidung v. 4. Febr. 1915 (LeipzZ. 1915, 
1240) eingehend dargelegt. Allerdings hat in der neueren Zeit eine mildere 
Auslegung der urſprünglich im ſtrengſten Wortſinn gedeuteten geſetzlichen 
Beſtimmung inſofern Platz gegriffen, als die Rechtſprechung nunmehr das 
Erfordernis der eigenhändigen Angabe des Ortes der Errichtung auch dann 
als erfüllt erachtet, wenn z. B. eine allgemein verſtändliche Abkürzung ge⸗ 
braucht oder der Ort der Errichtung auf Grund einer Straßenbezeichnung oder 
einer ſonſtigen in der Niederſchrift ſelbſt enthaltenen Angabe unzweifelhaft 
feſtgeſtellt werden kann (vgl. z. B. OLGRſpr. 20, 428; JW. 1907, 143). 

Allein dieſe mildere Auffaſſung kann nicht dazu führen, ein Teſtament 
nach § 2231 Nr. 2 auch dann als gültig zu behandeln, wenn die Niederſchrift, 
wie hier, überhaupt keine Angabe des Ortes der Errichtung enthält. Unerläß⸗ 


* 
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liches Erfordernis iſt unter allen Umſtänden, daß ſich der Ort und der Tag der 
Errichtung auf Grund deſſen, was der Erblaſſer eigenhändig geſchrieben hat, 
ohne Zuhülfenahme von Beweismitteln, die außerhalb der eigenhändigen 
Niederſchrift gelegen ſind, feſtſtellen laſſen. Das trifft in den Fällen zu, die 
den von den Beſchwerdeführern angerufenen Entſcheidungen zugrunde 
liegen, denn in dieſen Fällen enthielt die eigenhändige Niederſchrift Angaben 
(die abgekürzte Ortsbezeichnung Blu. und eine Straßenbezeichnung), auf 
Grund deren der Ort der Errichtung ohne weiteres feſtgeſtellt werden konnte. 
Dieſe Fälle lagen alſo weſentlich anders als der hier zu entſcheidende, in dem 
es an jeder eigenhändigen, den Ort der Errichtung ergebenden Angabe fehlt. 
Es mag zugegeben werden, daß alles dafür ſpricht, daß das Teſtament tat⸗ 
ſächlich in Fr. errichtet worden iſt, allein auf Grund der eigenhändigen Nieder⸗ 
ſchrift des Erblaſſers läßt ſich das nicht feſtſtellen und dieſe allein iſt für die 
Frage, ob das Teſtament gültig iſt oder nicht, maßgebend.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 18. Sept. 1915. Reg. III. 

52/15. Bay Ob LGZ. 16, 116. 


17. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu ihrer 
Nachprüfung. 
HGB. § 39: BGB. 260. 


Die Kaufleute H. und K. betrieben in L. als offene Handelsgeſellſchafter 
ein Kommiſſions⸗ und Eigengeſchäft in Rauchwaren. Am 18. Mai 1912 ver- 
einbarten ſie mit dem Kaufmann Sch. in L., daß die off. Handelsgeſellſchaft 
H. & K. am 30. Sept. 1914 aufgelöſt werde, daß H. deren Aktiven und Paſſiven 
übernehme, mit Sch. eine neue off. Handelsgeſellſchaft H. & Sch. bilde und 
in dieſe die Aktiven und Paſſiven der früheren Firma einbringe, K. endlich 
ein Geſchäft als Einzelkaufmann eröffne. Für die Dauer von mindeſtens 
drei und von höchſtens zehn Jahren wurde beſtimmt, daß die beiden neu zu 
bildenden Firmen „ein Drittel des durch die Jahresbilanz feſtgeſtellten Rein— 
gewinns“ aneinander abführen, dagegen am Verluſt des andern Vertragsteils 
nicht teilnehmen ſollten; endlich daß K. für Käufe, die er für ſich oder andre 
Firmen mit H. & Sch. oder in deren Auftrag und für deren Rechnung mit 
Firmen außerhalb Ls. abſchließe, Proviſionen erhalten ſolle, deren Betrag 
er ſich auf ſeinen Anteil am Reingewinn anrechnen laſſen müſſe. Gemäß dieſem 
Vertrage begann am 1. Okt. 1912 ſowohl die off. Handelsgeſellſchaft H. & Sch., 
als auch der Einzelkaufmann K. den Geſchäftsbetrieb. K. hat der Handels— 
geſellſchaft H. & Sch. im Lauf des Rechtsſtreits eine Bilanz für den 31. Dez. 1913 
vorgelegt; die letztere hatte aber mit der Klage die Vorlegung einer Bilanz 
für die Zeit vom 1. Okt. 1912 bis 31. Dez. 1913 und Vorlegung der zur Prüfung 
der Bilanz nötigen Geſchäftspapiere und Geſchäftsbücher gefordert. — In 
2. Inſtanz wurde der Beklagte zur Vorlegung der Eröffnungsbilanz für den 


17. Vorlegung einer Geſchäftsbilanz. 27 


1. Okt. 1912 und zur Vorlegung der Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere 
an einen vom Amtsgericht auszuwählenden Sachverſtändigen verurteilt. Aus 
den Gründen: 


„Die rechtliche Natur des Vertrages, den die Parteien unter dem 18. Mai 
1912 abgeſchloſſen haben, braucht nicht grundſätzlich erörtert zu werden. Un⸗ 
zweifelhaft hat nach dem Vertrage jeder Vertragsteil Anſpruch auf ein Dritt⸗ 
teil des vom anderen erzielten Jahresgewinns und damit ſelbſtverſtändlich 
Anſpruch auf Auskunft über die Höhe dieſes Gewinns, und zwar, da beide 
Parteien Vollkaufleute ſind, dergeſtalt, daß jeder dem andern eine Abſchrift 
der von ihm nach § 39 Abſ. 2 HGB. aufzuſtellenden Jahresbilanz geben 
muß. Da die Bilanz begrifflich den Vermögensbeſtand nur für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt, nicht während eines beſtimmten Zeitraums wiedergibt, 
läßt ſie das Ergebnis der Geſchäftsführung während dieſes Zeitraums nur durch 
Vergleichung mit der früheren Bilanz erkennen (Staub HGB.“ § 39 Anm. 1a). 
Die Klägerin, die auf Vorlegung einer Bilanz für die Zeit vom 1. Okt. 1912 
bis zum 31. Dez. 1913 geklagt hat, hat dies denn auch auf Befragen dahin 
erläutert, daß ſie außer der bereits vorgelegten Bilanz für den 31. Dez. 1913 
nur noch die Vorlegung der Eröffnungsbilanz (§ 39 Abſ. 1 HGB.) für den 
1. Okt. 1912 fordere. Inſoweit iſt der Klaganſpruch begründet. Wenn der 
Beklagte es gegen die geſetzliche Vorſchrift unterlaſſen hätte, eine Eröffnungs⸗ 
bilanz aufzuſtellen, und wenn es ihm Mühe machen würde, dies nachzuholen, 
ſo kann er doch damit hier nicht gehört werden. 


Überall, wo das Bürgerl. und das W von einer Aus⸗ 
kunftspflicht handeln, 


vgl. z. B. die $$ 259. 260 BGB., die Beſtimmung über das Inventar des Erben, die 
Auskunftspflicht gegenüber Miterben und Pflichtteilberechtigten, ferner $$ 166. 
338 HGB. 


gibt das Geſetz der Regel nach ein Mittel an, das dem Auskunftsberechtigten 
die Nachprüfung ermöglicht, ob die Auskunft richtig ſei. Aus den zahlreichen 
Einzelbeſtimmungen läßt ſich deshalb der allgemeine Grundſatz ableiten, daß 
— ſoweit nicht etwas andres beſtimmt oder vereinbart iſt — das Auskunfts⸗ 
recht das Recht der Nachprüfung in ſich ſchließt. Das Mittel der Nachprüfung 
iſt je nach Lage des Falles verſchieden: eidliche Verſicherung der Richtigkeit 
der Auskunft, in den kaufmänniſchen Verhältniſſen regelmäßig Vorlegung der 
Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere. Es iſt unbedenklich, und nach § 346 
HGB. mit Rückſicht darauf, daß die Parteien Vollkaufleute find und es ſich 
um Nachprüfung einer Bilanz handelt, geradezu geboten, als Mittel der Nach⸗ 
prüfung hier — — — das Recht der Einſicht der Bücher und Papiere zur 
Verfügung zu ſtellen. Auch wenn das nicht, wie die Klägerin unter Eides⸗ 
zuſchiebung behauptet, mit ausdrücklichen Worten vereinbart iſt, muß es als 
ſtillſchweigend vereinbart angeſehen werden. 
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Eine andre Frage iſt es, ob das Recht, die Bücher und Papiere einzuſehen, 
von der Klägerin perſönlich ausgeübt werden darf. Ihr Intereſſe erfordert 
es nicht unbedingt. Das des Beklagten weiſt darauf hin, daß ein Unbeteiligter 
die Nachprüfung vornimmt. Denn wie ſich aus dem Parteivorbringen un⸗ 
zweifelhaft ergibt, ſind die Parteien mehr oder weniger im Wettbewerb auf 
dem Gebiet des Rauchwarenhandels tätig. Bei der Einſichtnahme in die 
Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere zwecks Nachprüfung der Bilanz läßt es 
ſich garnicht vermeiden, daß der Nachprüfende Kenntnis von geſchäftlichen 
Vorgängen erlangt, deren er für den Prüfungszweck nicht bedarf. Nach Treu 
und Glauben muß deshalb das mindeſtens ſtillſchweigend vereinbarte Nach⸗ 
prüfungsrecht (auch wenn die Vereinbarung auf Geſtattung der Einſicht in 
Bücher und Papiere gegangen iſt) dahin ausgelegt werden, daß dieſes Recht nur 
durch einen unbeteiligten vertrauenswürdigen Dritten, d. h. einen in allge⸗ 
meiner Eidespflicht ſtehenden gerichtlichen Sachverſtändigen ausgeübt werden 
darf, wenn ſich die Parteien im Einzelfall nicht auf eine andre Perſon einigen. 
Der Klägerin kann daher das Nachprüfungsrecht nur in dieſem beſchränkten 
Umfange zugeſprochen werden. Der Sachverſtändige wird in entſprechender 
Anwendung der §8 145 ff. FGG. von dem für beide Teile zuſtändigen Regiſter⸗ 
gericht, dem Amtsgericht zu L., zu ernennen ſein. Die Koſten, die durch deſſen 
Berufung und durch die Nachprüfung entſtehen, hat die Klägerin vorzuſchießen. 

Die Behauptung, daß der Beklagte in der Abſicht, ſie zu ſchädigen, durch 
unangemeſſene Abſchreibungen zu einer ſachlich falſchen Bilanz gekommen 
ſei, vermag der Klägerin ein weitergehendes Recht nicht zu verſchaffen, und 
iſt nur für die im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht zu entſcheidende Frage von 
Bedeutung, ob die Erſtattung der jetzt von ihr vorzuſchießenden Koſten vom 
Beklagten gefordert werden darf. Selbſtverſtändlich iſt ſie auch bei der Nach⸗ 
prüfung ſelbſt zu berückſichtigen. Denn wenn auch nach dem Bilanzrecht des 
Handelsgeſetzbuchs dem Kaufmann nicht verboten iſt, ſeine Aktiven unter dem 
wahren Wert einzuſtellen, wie dies bei blühenden Handelsunternehmungen 
regelmäßig (um ſtille Reſerven zu ſchaffen) geſchieht, ſo iſt dies doch überall 
da unzuläſſig, wo Rechte Dritter in Frage kommen, wie hier (Staub Anm. 2 
zu 8 40 HGB.). Auch der Einwand der Klägerin iſt unbegründet, daß 
nur ihr Teilhaber H. in der Lage ſei, eine zuverläſſige Nachprüfung der 
Bilanzen des Beklagten, insbeſondere in bezug auf die Abſchreibungen 
vorzunehmen, denn H. kann ſeine perſönlichen Kenntniſſe, Erfahrungen 
und Zweifel dem Sachverſtändigen kundgeben, der ſie pflichtgemäß zu 
berückſichtigen hat. 

Ein Zurückbehaltungsrecht ſteht dem Beklagten nicht zu. Auch wenn 
die ihm von der Klägerin übergebene Bilanz unrichtig wäre, hat er doch nur 
das Recht auf Nachprüfung und auf Zahlung des bei der Nachprüfung etwa 
ermittelten höheren Gewinns. Er kann aber nicht von der Klägerin eine 
neue Bilanz fordern und bis zu deren Vorlegung mit ſeiner Bilanz 
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und mit der Geſtattung der Einſicht in Bücher und Papiere zurückhalten 
(8 273 BGB.).“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. März 1916. H. & S. w. K. 
1 O. 26/15. F—ch. 


II. Verfahren. 


18. Armenrecht für die Eheſcheidungsklage der Ehefrau eines in 
Deutſchland abgeſperrten Engländers. 
Vgl. 57 Nr. 19; 63 Nr. 166. 
SPD. 8 114 Abſ. 2. 

Der Klägerin iſt zur Führung ihres Eheſcheidungsprozeſſes gegen den 
Beklagten vom Landgericht das Armenrecht gewährt, jedoch, nachdem ſich 
herausgeſtellt hat, daß die Parteien engliſche Staatsangehörige ſind, durch 
den angefochtenen Beſchluß wieder entzogen worden. Der Anſicht, daß einem 
in Deutſchland wohnhaften Engländer das Armenrecht zu verſagen ſei, weil 
in dem gegenwärtigen Kriegszuſtande die Gegenſeitigkeit nicht mehr ver⸗ 
bürgt erſcheine, kann wenigſtens für den vorliegenden Fall nicht zugeſtimmt 
werden. | 

Daß bis zum Ausbruch des Krieges Engländer auf das Armenrecht im 
Inlande Anſpruch hatten, inſoweit ſie ihren Wohnſitz im Inlande hatten, weil 
inſoweit die in 8 114 Abſ. 2 ZPO. geforderte Gegenſeitigkeit verbürgt war, 
iſt anerkannten Rechtens; 

vgl. Inhulſen bei Leske und Löwenfeld, Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr 
1, 679 ff.; SeuffA. 57 Nr. 19; 63 Nr. 166. 
Entſcheidend hierfür war nicht ein internationales Abkommen; 


an dem Haager Abkommen über den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 409 ff.), 
das unter IV eine Vereinbarung über die Zulaſſung der Angehörigen der Vertrags- 
ſtaaten zum Armenrecht enthält, war England nicht beteiligt, wie denn für den Nach⸗ 
weis der Verbürgung der Gegenſeitigkeit der Nachweis eines internationalen Abkom⸗ 
mens nicht erforderlich iſt. 
Entſcheidend war vielmehr (vgl. Inhulſen a. a. O.) die tatſächliche, durch 
Gerichtsgebrauch und die Rules of the Supreme Court October 1883 
order 16, rules 22—31 geſicherte Übung, derzufolge in der Zulaſſung zum 
Armenrecht in England zwiſchen Staatsangehörigen und Nichtſtaatsangehörigen 
überhaupt kein Unterſchied gemacht wurde. 

Es fragt ſich, ob und wie der Kriegsausbruch auf die hiernach beſtehende 
Rechtslage eingewirkt hat. Irgendeine ausdrückliche inländiſche Vorſchrift 
hinſichtlich der Verſagung der Gewährung des Armenrechts an feindliche Aus- 
länder liegt nicht vor. Soweit die Verfolgung von Anſprüchen feindlicher 
Ausländer ſchlechthin verſagt wird, beſchränkt ſich die Verſagung auf vermögens⸗ 


30 18. Armenrecht. 


rechtliche Anſprüche, und zwar ſolcher Perſonen, die im Auslande ihren Wohn⸗ 
ſitz haben (BRVO. v. 7. Aug. 1914 ꝛc). Soweit zwiſchenſtaatliche Verträge 
mit feindlichen Staaten in Frage kommen, wird mit Recht für gewiſſe 
Angelegenheiten geltend gemacht, daß ſie durch den Kriegsausbruch ſtillſchwei⸗ 
gend, und zwar auch anlangend ihre innerſtaatliche Geltung als aufgehoben 
zu erachten ſeien; ſo in Anſehung der Handelsverträge, ſo auch, gegenüber 
Belgien, Frankreich, Portugal, Rußland, in Anſehung der Befreiung des Aus⸗ 
länders von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung wegen der Prozeß— 
koſten, die in dem erwähnten Haager Abkommen v. 17. Juli 1905 feſtgelegt 
worden war; 
KG. in DIZ. 1915, 317. 616; JW. 1915, 802; Hanf OLG. in OL GRſpr. 31, 32, während 
anderſeits, anlangend den gewerblichen Rechtsſchutz, in der Entſcheidung des RG. in 

W. 1915, 145.10 eine abweichende Anſchauung zur Geltung gelangt. 

Da im vorliegenden Fall die Gegenſeitigkeit überhaupt nicht auf zwiſchen⸗ 
ſtaatlichem Vertrag beruhte, könnte eine entſprechende Einwirkung der Tat⸗ 
ſache des Kriegsausbruchs nur dann angenommen werden, wenn Grund für 
die Auffaſſung beſtände, daß in England ſeit Kriegsausbruch dort wohnhafte 
Deutſche zum Armenrecht nicht mehr zugelaſſen würden. Dieſe Auffaſſung 
muß aber nach Maßgabe der im Auswärtigen Amte zuſammengeſtellten 
„Ausnahmegeſetze gegen deutſche Privatrechte in England, Frankreich und 
Rußland“ (Carl Heymanns Verlag, Berlin, Verlags⸗Archiv 5901) für un⸗ 
begründet erachtet werden, da trotz Verfolgung des Plans einer weitgehenden 
wirtſchaftlichen Schädigung des Feindes jene Geſetze und Verordnungen weder 
an der Verfolgbarkeit eines Eheſcheidungsanſpruchs abſeiten eines in England 
wohnhaften Deutſchen einen Zweifel laſſen, noch zu der Annahme berechtigen, 
daß entgegen der bisherigen Übung in England in Anſehung der Gewährung 
des Armenrechts der Grundſatz der Staatsangehörigkeit maßgebend geworden 
ſei. Während ſich die meiſten einſchlägigen Geſetze und Verordnungen Efig⸗ 
lands auf den Handel mit dem Feinde beziehen, beſchäftigt ſich das Geſetz 
Nr. 35 v. 16. März 1915 mit dem Gerichtsverfahren gegen Feinde, kommt 
jedoch, da es nur die Erleichterung des Gerichtsverfahrens gegen Feinde in 
gewiſſen Fällen zum Gegenſtand hat, hier nicht in Betracht. Nr. 43 aber gibt 
eine „Aufzeichnung über die Stellung feindlicher Ausländer vor britiſchen 
Gerichten“. — — — Nach der hieraus ſich ergebenden Beſtimmung des Be— 
griffs des „feindlichen Ausländers“ durch die engliſche Rechtſprechung, der 
auch die Auslegung des Begriffs „Feind“ in dem Geſetze v. 16. März 1915 
durchaus analog iſt, findet auf einen in England wohnhaften Deutſchen, 
ſofern er ſich den behördlichen Ausländerbeſchränkungen unterworfen hat, 
die Verſagung des Rechtsſchutzes keine Anwendung. Nach Maßgabe jener 
Vorſchriften beſteht auch kein Grund zu der Annahme, daß während des Krieges 
unter Aufhebung des Grundſatzes, daß das Armenrecht allen in England 
wohnhaften Perſonen erteilt werden kann, ein in England wohnhafter Deutſcher 
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in ſeinem Rechtsſchutze dadurch eingeſchränkt ſein ſollte, daß ihm auf ſein An⸗ 
ſuchen die Rechtsverfolgung in forma pauperis nicht jedenfalls da gewährt 
würde, wo es ſich nicht um die Verfolgung wirtſchaftlicher Anſprüche, ſondern 
um das Begehren der Eheſcheidung handelt. 

Da die Klägerin ein ausreichendes polizeiliches Armutszeugnis vorgelegt, 
auch glaubhaft erklärt hat, daß ſie einen Prozeßkoſtenvorſchuß von dem Be⸗ 
klagten, ihrem Ehemann, einem ſtellungloſen, in Ruhleben abgeſperrten 
Kellner, nicht würde erlangen können, ſo war ihr unter Aufhebung des ange⸗ 
fochtenen Beſchluſſes das nachgeſuchte Armenrecht zu gewähren. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 24. März 1916. J. (Kl.) 

w. J. Bs. Z. IV. 26/16. B. 


19. Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Gegners zu deſſen 
Ungunften. 


Vgl. 71 Nr. 122 m. N., Nr. 136 S. 229. 
ZPO. $ 286. 


Die Widerklage des auf Scheidung belangten Ehemannes, die gleichfalls 
auf Scheidung gerichtet war, war abgewieſen worden, weil nach der eigenen 
Darſtellung des Beklagten die der Frau vorgeworfenen, von ihr beſtrittenen 
Fehltritte nach 8 1570 BGB. als verziehen angeſehen werden müßten. — Im 
übrigen aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Die Anſchlußreviſion des Beklagten nennt es prozeſſual unzu⸗ 
läſſig, daß das Kammergericht die eigene Erklärung des Beklagten über den 
Geſchlechtsverkehr der Parteien nach dem 2. Mai 1912 als wahr unterſtellt, 
obwohl ſie von der Klägerin beſtritten war. Da nach 8617 ZPO., fo fact ſie, 
im Eheſtreit nicht einmal die allgemeinen Grundſätze über das gerichtliche 
Geſtändnis Anwendung fänden, ſo könne noch viel weniger eine einſeitige, 
vom Gegner beſtrittene Behauptung als wahr unterſtellt werden, das müſſe 
überdies ſelbſt unabhängig von 8 617 als unzuläſſig gelten. Die Vorſchrift 
in $ 617 jedoch, die die Anſchlußreviſion im Auge hat, ift hier ſchon deshalb ohne 
Bedeutung, weil keine Tatſache in Frage ſteht, die die Scheidung begründen 
ſoll, die Annahme einer Verzeihung vielmehr umgekehrt der Aufrechterhaltung 
der Ehe diente. Es handelt ſich alſo bloß um die allgemeine Frage, ob eine 
Partei an eigenen Behauptungen zu ihren Ungunſten auch dann feſtgehalten 
werden kann, wenn ſie von der andern Partei beſtritten ſind. Für ihre dieſe 
Frage verneinende Anſicht beruft ſich die Anſchlußreviſion nicht mit Unrecht 
auf das reichsgerichtliche Urteil v. 4. Jan. 1893 (JW. 95%). Sie könnte ſich 
zum Teil auch auf das Senatsurteil v. 20. Mai 1898 (JW. 4132) und ferner 
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auf das Senatsurteil v. 26. Okt. 1905, IV. 168/05 berufen. Der Stand der 
neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt aber der, 
vgl. z. B. die Entſcheidungen v. 30. Januar 1908, RGeEntſch. 67, 364; v. 14. Febr. 1912, 
Entſch. 78, 345 und SeuffA. 67 Nr. 236; v. 21. März 1914, in Warneyer Erg Bd. 
Nr. 234; v. 2. Nov. 1914, IV. 286/14; v. 16. Nov. 1914, IV. 227/14; v. 25. Jan. 
1915, Entſch. 86, 144 und v. 15. Mai 1915, V. 59/15 in JW. 79814, 
daß Behauptungen einer Partei, die vom Gegner beſtritten ſind, zwar nicht 
als nur nach 8 290 ZPO. widerrufliche Geſtändniſſe i. S. des § 288 behandelt, 
wohl aber bei freier, dem Gerichte nach § 286 zuſtehender Beurteilung, der, 
wie das Verhalten einer Partei im Rechtsſtreit überhaupt, ſo auch ihre Be⸗ 
hauptungen unterliegen, gegen den Behauptenden verwertet werden dürfen. 
Auf dieſem Standpunkte, der auch in der Rechtslehre geteilt wird, iſt ſtehen zu 
bleiben. Die beſtrittene Behauptung, an der der Behauptende feſtgehalten 
werden ſoll, darf allerdings nicht (vgl. das Urteil v. 18. Okt. 1906, JW. 74510) im 
Widerſpruch zu dem ſtehen, was das Gericht unter Berückſichtigung des Ge⸗ 
ſamtinhalts der Verhandlung und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme ſonſt als feſtgeſtellt anſieht. Dieſe Einſchränkung ſpielt aber im 
Streitfall keine Rolle, weil das Kammergericht die vom Beklagten behauptete 
Verzeihung ſonſt nicht etwa als widerlegt, ſondern im Gegenteil durchweg als 
erfolgt behandelt. Die Rüge der Anſchlußreviſion iſt daher unbegründet. — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 25. Okt. 1915. S. (Kl.) w. S. (KG. 
Berlin). IV. 114/15. 


20. Stellung des Zeugen im Swiſchenſtreit über feine Seugnisver⸗ 
weigerung; kein Anſpruch auf Seugengebühr. 


Vgl. 40 Nr. 220; 57 Nr. 181; 60 Nr. 245. 
3 PO. §8 387. 401. 


Der Antragſteller war zu dem Termin v. 16. März 1916 nicht zur Er⸗ 
ſtattung einer Zeugenausſage geladen, vielmehr liegt die Sache ſo, daß, nach⸗ 
dem die verklagte Firma gegen das die Zeugnisverweigerung des Antrag- 
ſtellers für berechtigt erklärende Urteil des Landgerichts ſofortige Beſchwerde 
eingelegt hatte, das Beſchwerdegericht zur Verhandlung über die Beſchwerde 
von Amts wegen einen Termin angeſetzt hatte, in welchem der Antragſteller 
und der Inhaber der Beklagten zur Aufklärung der Sache in Perſon erſcheinen 
ſollten. Es handelt ſich alſo um die Fortführung des Zwiſchenſtreits, in welchem 
über die Rechtmäßigkeit der Zeugnisverweigerung des Antragſtellers zu ent⸗ 
ſcheiden war. Über die Koſten des Zwiſchenſtreits war aber nach den Regeln 
der §§ 91ff. ZPO. zu entſcheiden. Dies iſt hier auch in dem die ſofortige Be— 
ſchwerde der Beklagten verwerfenden Beſchluſſe dahin geſchehen, daß die 
Beklagte, Beſchwerdeführerin, in die Koſten des Rechtsmittels einſchließlich 
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der dem Antragſteller Zeugen S. erwachſenen verurteilt iſt. Der Zeuge gilt 
inſoweit als Partei (Gaupp⸗Stein Bem. III zu 8 387 ZPO.). 

Daraus folgt weiter, daß der Antragſteller den Anſpruch auf Erſtattung 
der ihm erwachſenen Unkoſten gemäß den 88 103ff. ZPO. geltend zu machen 
hat. Er wird deshalb die Beklagte unter Aufſtellung ſeiner Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, für welche allerdings nach 8 91 Abſ. 1 a. E. ZPO. die für die Ent⸗ 
ſchädigung von Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 
finden, zur Bezahlung auffordern müſſen und, wenn und ſoweit die Beklagte 
den berechtigterweiſe geforderten Betrag nicht bezahlt, das Geſuch um Feſt⸗ 
ſetzung des zu erſtattenden Betrages gemäß § 103 Abſ. 2 ZPO. bei dem Ge⸗ 
richtsſchreiber 1. Inſtanz, alſo des LG. Hamburg, anbringen und auf Grund 
des erlangten Feſtſetzungsbeſchluſſes die Zw.⸗Vollſtreckung gegen die Beklagte 
betreiben müſſen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. März 1916. J. N. w. 
M. & Schw. Bs. Z. VI. 24/16. ö Nö. 


. Gegenbeweis gegen eine Urkunde, daß dieſer Teil beim Vorleſen 
überhört worden ſei. 


(Vgl. 67 Nr. 124 m. N.) 
ZPO. 8 415 Abſ. 2. 


In dem notariellen Kaufvertrage v. 18. Dez. 1911 war unter III. be⸗ 
ſtimmt: „Eine Gewährſchaft leiſtet der Verkäufer nur für ungehinderten 
Beſitz und Eigentumsübergang und dafür, daß das Anweſen mit keinen weiteren 
Hypotheken als den nachſtehend übernommenen belaſtet iſt“. Auf Klage eines 
Nachbarn wurde dann aber der Käufer verurteilt, deſſen Triftrecht anzu— 
erkennen. In ſeiner Klage gegen den Verkäufer auf Entſchädigung machte 
der Käufer geltend, daß eine Erklärung wie die unter III. garnicht abgegeben 
ſei, und daß er dieſe Stelle der Urkunde beim Vorleſen überhört habe. Hier— 
über wurde dem Kläger ein richterlicher Eid auferlegt. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 3 | | 

„— — — Die Annahme des Ber.⸗Richters, daß gegenüber der Beur- 
fundung, daß das notarielle Protokoll den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen 
genehmigt und unterſchrieben worden, gemäß § 415 Abſ. 2 ZPO. der Gegen⸗ 
beweis in der Richtung zuläſſig ſei, daß einer der Vertragſchließenden eine vom: 
Notar in die Vertragsurkunde aufgenommene Vertragsbeſtimmung, über 
welche vorher keine ausdrücklichen Erklärungen von den Vertragſchließenden. 
abgegeben worden ſind, bei dem Vorleſen des Protokolls überhört habe, und 
daß, falls dieſer Beweis geführt wird, die in Frage ſtehende Beſtimmung 
nicht zum Vertragsinhalt geworden ſei, ſteht im Einklange mit a Rechts⸗ 

Seufferts Archiv Bb 72. 8. Folge Bb. 17 Heſt 1. 
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grundſätzen, welche von mehreren Senaten des Reichsgerichts aufgeſtellt und 
feſtgehalten worden ſind. 

Vgl. die vom Ber.⸗Richter angeführten Urteile des 7. Ziv.⸗Sen. v. 28. Febr. 1902 
(RGeEntſch. 50, 420); des 2. Ziv.⸗Sen. v. 13. Juli 1908 (Warneyer 1908 Nr. 553) 
und des 6. Ziv.⸗Sen. v. 6. Nov. 1911 (Warneyer 1912 Nr. 47); ferner das Urteil des 
2. Ziv.⸗Sen. v. 21. Mai 1901, II. 76/01. 

Von dieſer Rechtſprechung abzuweichen bieten die Ausführungen der 
Reviſion dem jetzt erkennenden Senate keine Veranlaſſung. Die Beurkundung, 
daß die Vertragsparteien das notarielle Protokoll genehmigt haben, iſt vom 
Ber.⸗Richter ohne Rechtsirrtum, ſoweit der Kläger in Betracht kommt, hin⸗ 
ſichtlich der Nr. III als widerlegt erachtet worden, ſofern nachgewieſen wird, 
daß dieſer infolge Uberhörens von der Beſtimmung, auf die er nicht gefaßt fein 
konnte, da ſie ohne Zutun der Parteien und ohne beſonderen Hinweis von dem 
Notar in die Urkunde aufgenommen worden war, Kenntnis nicht erhalten hat. 
Einer Anfechtung des Vertrags bedurfte es nicht, da die Beſtimmung unter 
dieſer Vorausſetzung nicht Vertragsinhalt geworden iſt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 24. Mai 1916. N. (BEL) w. E. 
(OLG. Augsburg). V. 73/16. 


22. Darf eine Firma als Schiedsrichter beſtellt werden? 
BO. 8 1025. 


Die Beklagte bemängelt, daß die Schiedsgerichtsklauſel des Vertrages 
unbeſtimmt laſſe, wer Schiedsrichter ſein ſolle. Schiedsrichter ſollen ſein 
„die unterzeichneten Makler“. Das ſind aber nicht mehrere einzelne Han⸗ 
delsmakler, ſondern die im Eingang genannte Firma M. & Sohn, die 
auch als ſolche die Schlußnoten unterzeichnet hat. M. & Sohn ſind aber eine 
Kommanditgeſellſchaft, welche zwei perſönlich haftende Geſellſchafter hat, 
von denen jeder unſtreitig die Geſellſchaft zu vertreten berechtigt iſt. Es iſt 
der Beklagten zuzugeben, daß eine derartige Bezeichnung des Schiedsrichters 
im einzelnen Fall zu Zweifeln und Schwierigkeiten Anlaß geben kann, die 
vielleicht gar dazu führen können, die Perſon als nicht genügend beſtimmt 
zu erachten. Derartige Beſonderheiten liegen aber hier nicht vor. Das er⸗ 
kennende Gericht erachtet, daß, wenn zwei Kaufleute eine „Firma“ zum 
Schiedsrichter beſtellen, im Zweifel anzunehmen ſein wird, daß jeder ver⸗ 
tretungsberechtigte Inhaber der Firma befugt fein ſoll, das Amt des Schieds- 
richters zu üben. Durch die Bezeichnung einer Firma als Schiedsrichter wird 
zum Ausdruck gebracht, daß deren Inhaber nach der Meinung der den Schieds⸗ 
vertrag Schließenden das erforderliche Vertrauen und die erforderlichen 
Kenntniſſe beſitzen und deshalb als Schiedsrichter berufen werden. Da aber 
regelmäßig jeder Geſellſchafter die Firma zu vertreten befugt iſt, ſo werden 
regelmäßig auch die den Schiedsvertrag Schließenden damit rechnen, daß 
nur einer der Firmeninhaber als Schiedsrichter tätig ſein wird, zumal da⸗ 
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durch die Firmeninhaber am wenigſten beanſprucht werden und ihnen die 
Möglichkeit gewährt iſt, denjenigen Geſellſchafter zu beſtimmen, der gerade 
zur Verfügung ſteht oder durch feine Erfahrungen und Kenntniſſe beſonders 
geeignet iſt. Deshalb iſt der erkennende Senat in Übereinſtimmung mit dem 
1. Richter, einer Kammer für Handelsſachen, der Meinung, daß die Schieds- 
gerichtsklauſel den Schiedsrichter genügend beſtimmt bezeichnet. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Jan. 1916. C. J. & Co. 
w. F. Sch. Bf. VI. 191/15. Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 
VII. 75/16 v. 6. Juni 1916: Nö. 


23. Privatperſonen können nicht rechtswirkſam vereinbaren, daß eine 
Behörde ein Schiedsgericht beſtellen ſolle. 
ZPO. 85 1031. 1029. 

In einem Vertrage hatten die Parteien vereinbart, daß wenn ein von 
ihnen beſtelltes Schiedsgericht binnen einer beſtimmten Zeit keinen Schieds⸗ 
ſpruch gefällt habe, das Landgericht ein neues Schiedsgericht ernennen ſolle. 
Darauf hatte das Landgericht auf Antrag der einen Partei ein Schiedsgericht 
eingeſetzt. Auf Beſchwerde der Gegenpartei wurde dieſer Beſchluß aufge⸗ 
hoben und der Antrag auf Ernennung eines Schiedsgerichts abgewieſen. 
Aus den Gründen: | 

„Es kann nicht bezweifelt werden, daß die Parteien unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen die Beſtellung eines Schiedsgerichts durch einen Dritten ver- 
einbaren können. Dieſer Dritte kann aber in ſolchem Fall nur als Privat⸗ 
perſon in Betracht kommen (vgl. RGEntſch. 53, 1ff.). Hier ſoll das Land⸗ 
gericht, alſo eine Behörde, die Beſtellung des Schiedsgerichts vornehmen. 
Eine derartige Vereinbarung iſt unwirkſam, da eine Behörde nur im Rahmen 
geſetzlicher Vorſchriften auf Anträge einer Partei tätig werden kann. 

Das Landgericht verkennt dieſe Rechtslage nicht, meint aber, daß der 
81031 ZPO. die geſetzliche Grundlage für die Tätigkeit des Gerichts bilde, 
da die Parteien vereinbart hätten, daß unter gewiſſen tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen, die hier vorlägen, ein Tatbeſtand, wie ihn § 1031 behandle, ange- 
nommen werden ſolle. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. 
Ein Anwendungsfall des § 1031 iſt nicht gegeben. Zunächſt ſteht dem die 
Tatſache entgegen, daß § 1031 nicht für Schiedsrichter gilt, welche gemäß 
§ 1029 Abſ. 2 vom Gericht, anſtatt von der Partei, beſtellt worden find (Gaupp⸗ 
Stein § 1031 Anm. I Fußnote 2). Hiervon abgeſehen kann aber überhaupt 
nicht geſagt werden, daß im vorliegenden Fall ein Schiedsrichter fortgefallen 
ſei. Es liegt lediglich die Tatſache vor, daß die beſtellten Schiedsrichter nicht 
innerhalb zwei Wochen nach ihrer Beſtellung endgültig erkannt haben, und daß 
für dieſen Fall der Vertrag die Einberufung eines neuen Schiedsgerichts vor⸗ 
ſieht. Damit werden für das Eintreten des Gerichts völlig neue Voraus⸗ 
ſetzungen geſchaffen. Die Parteien können unmöglich vereinbaren, daß ge- 
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wiſſe Tatbeſtände denjenigen gleichgeſtellt werden ſollen, für welche das Geſetz 
eine Zuſtändigkeit des Gerichts beſonders geſchaffen hat. Damit würde die 
Möglichkeit gegeben ſein, einer Behörde durch Privatvereinbarung neue 
Zuſtändigkeiten zuzuweiſen. Ein ſolches Ergebnis iſt mit unſrer Rechts⸗ 
ordnung nicht vereinbar.“ | | 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. Sept. 1916. St. & A. 
w. T. R. Bs. Z. VI. 83/16. | Nö. 


24. Aufrechnung im Konfurfe mit dem Überſchuß aus einem nach 
der Honk.⸗Eröffnung verkauften Pfande. 
Vgl. 50 Nr. 231. | | 

KO. 88 54. 55 Nr. 1; BGB. 58 1223. 1247. | 

Der Kaufmann K. in L., über deſſen Nachlaß am 15. Sept. 1915 das 
Konk.⸗Verfahren eröffnet worden war, hatte zur Sicherung der verklagten 
Stadtgemeinde L. wegen Forderungen der ſtädtiſchen techniſchen Werke an 
ihn bei deren Kaſſenverwaltung zwei Wertpapiere im Nennwerte von 3000, 
pfandweiſe hinterlegt. Nach Eröffnung des Konkurſes verkaufte die Beklagte 
die Wertpapiere und befriedigte ſich aus dem Erlöſe von 2938 / für ihre 
Forderungen aus den Leiſtungen ihrer techniſchen Werke in Höhe von 2024,10 ft. 
Dem vom Konk.⸗Verwalter klagend erhobenen Anſpruch auf Herauszahlung 
des Überſchuſſes von 913,90 4 ſtellte fie die Einrede entgegen, daß dieſe Forde⸗ 
rung durch die dem Konk.⸗Verwalter in einem Schreiben v. 30. Sept. 1915 
erklärte Aufrechnung mit gleichhohen, vor der Konk.⸗Eröffnung gegen den 
Verſtorbenen und deſſen Nachlaß erworbenen fälligen Gegenforderungen auf 
Bezahlung der in dem Schreiben bezeichneten Steuern und ſonſtigen Gebühr- 
niſſe erloſchen ſei. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Beklagte iſt mit den von ihr gegen die Klageforderung aufgerechneten, 
vor der Eröffnung des Konk.-Verfahrens zum Nachlaſſe K. erworbenen Forde⸗ 
rungen Konk.⸗Gläubigerin — zum erheblichen Teile mit Vorrecht nach § 61 
Nr. 2 KO. —, und ſie iſt das, was der Konk.⸗Verwalter mit der vorliegenden 
Klage von ihr fordert, nach der Eröffnung des Verfahrens zu dem dem Konkurſe 
unterliegenden Nachlaßvermögen ſchuldig geworden. Nach der Vorſchrift 
im § 55 Nr. 1 KO. würde ihr deshalb die Aufrechnung mit ihren Forderungen 
gegen die vom Konk.⸗Verwalter erhobene Forderung zu verſagen ſein. Im 
854 Abſ. 1 wird aber dem Konk.⸗Gläubiger die Aufrechnung mit einer und 
gegen eine Forderung geſtattet, die zur Zeit des Konkursbeginns bereits als 
betagte oder bedingte beſtanden hat. Iſt dies eine Forderung, die zu dem 
dem Konkurſe unterliegenden Vermögen des Gemeinſchuldners gehört, ſo 
kommt es mit dem Ablauf der Zeit und dem Eintritt der aufſchiebenden Be— 
dingung zu einem Schuldigwerden zur Maſſe. Obſchon alſo in dieſen Fällen 
die Vorausſetzungen gegeben ſind, die nach 855 Nr. 1 die Aufrechnung aus⸗ 
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ſchließen, wird dieſe durch § 54 geſtattet. Daraus folgt, weil andernfalls das 
Geſetz einen unlösbaren Widerſpruch enthielte, daß ein Schuldigwerden nach 
Konk.⸗Beginn und zu dem Konk.⸗Vermögen ein „Schuldigwerden zur Maſſe“ 
i. S. von 8 55 Nr. 1 nur dann bedeutet, wenn die Verbindlichkeit nach der 
Konk.⸗Eröffnung aus neuen Schuldverhältniſſen entſtanden iſt, dagegen für 
dieſe geſetzliche Vorſchrift kein Raum verbleibt, wenn die Verbindlichkeit, 
obſchon auch aus ihr eine Schuld zur Maſſe ſich ergibt, als betagte oder auf⸗ 
ſchiebend bedingte bereits dem nachmaligen Gemeinſchuldner erwachſen war 
(vgl. Jaeger KO.“ Anm. 5 zu 855). Sit dies der Fall, jo kann im Hinblick 
auf die durch $ 54 insbeſondere gegenüber $ 387 BGB. erweiterte Aufrechnungs⸗ 
möglichkeit auch mit nicht fälligen Forderungen aufgerechnet werden. Der 
Umſtand alſo, daß der Erblaſſer und nach ihm ſeine Erben vor der Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes eine fällige Forderung auf den Überſchuß aus dem 
Erlöſe des Pfandes noch nicht hatten, kann deshalb zur Verneinung der Auf⸗ 
rechnungsbefugnis der Beklagten nicht führen. 

Bei der Anwendung des $ 54 begründet es, wie bereits die Motive (zu 
9 60, jetzt 67 KO.) hervorgehoben haben und in der Rechtſprechung ohne Wider⸗ 
ſpruch anerkannt wird, keinen Unterſchied, ob die Bedingung auf Rechtsge⸗ 
ſchäft oder unmittelbar auf dem Geſetze beruht (vgl. RGEntſch. 58, 11). Alſo 
auch die Tatſache, daß erſt infolge des Pfandverkaufs an die Stelle des 
Anſpruchs auf Rückgabe des Pfandes nach dem Erlöſchen des Pfandrechts ein 
Anſpruch in der Höhe des Erlöſes aus dem Pfande getreten iſt (88 1223. 1247 
Satz 2 BGB.), ſteht der von der Beklagten erklärten Aufrechnung nicht ent- 
gegen, ſofern nur dieſer Anſpruch bereits vom Verpfänder K. als geſetzlich 
bedingter, und zwar, was allein in Frage kommt, als aufſchiebend bedingter 
Anſpruch mit der Verpfändung erworben und nicht erſt als durch den Pfand⸗ 
verkauf nach der Konk.⸗Eröffnung aus einem neu begründeten Rechtsverhält⸗ 
niſſe entſtandener anzuſehen iſt. 

Eine Forderung iſt nach § 158 BGB. rechtsgeſchäftlich aufſchiebend be- 
dingt, wenn ihre Wirkſamkeit vom Eintritt oder Nichteintritt eines künftigen 
ungewiſſen Ereigniſſes abhängig gemacht wird. Als geſetzlich aufſchiebend 
bedingt hat darnach eine Forderung zu gelten, wenn ihre künftige Wirkſamkeit 
von einem dem grundlegenden Rechtsgeſchäft hinzutretenden ungewiſſen Er⸗ 
eigniſſe abhängt, das als rechtlich bedeutſame Tatſache ſchon kraft Geſetzes 
den Anſpruch zur Entſtehung bringt. So faßt auch die vom Kläger für ſeine 
die Aufrechnungsbefugnis der Beklagten verneinende Anſicht angezogene 
Entſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 53, 330 den Begriff der geſetzlichen 
Bedingung auf. Sie ſtellt im Fall eines Auftragsverhältniſſes die aus dem 
urſprünglich zwiſchen dem Gemeinſchuldner und dem Beauftragten abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage entſtandenen Verbindlichkeiten denen gegenüber, die 
durch die Ausführung des Auftrags „für die Konk.⸗Maſſe“ nach § 23 KO. 
und 8672 BGB., alſo aus einem nach der Konk.⸗Eröffnung begründeten 
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Schuldverhältniſſe entſtanden ſind, und verneint die Aufrechnungsbefugnis des 
Beauftragten, weil deſſen Schuld zur Maſſe aus dieſem Schuldverhältniſſe 
entſtanden ſei (vgl. Jaeger Anm. 7 zu 855). Anderſeits erkennt die Recht⸗ 
ſprechung an, 

vgl. RGeEntſch. 79, 129 und JW. 1913, 33825 OLG. Hamburg in OL Ggiſpr. 23, 

302. 304; auch die ſchon angez. RGeEntſch. 58, 11, 
daß der Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung ($ 326 BGB.), der kraft 
Geſetzes an die Stelle des vertragmäßigen Lieferungsanſpruchs nach Beginn 
des Konkurſes getreten iſt, nicht als erſt nach der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens 
erworben anzuſehen, ſondern ſchon zur Zeit der Konk.⸗Eröffnung für den 
Fall des Erfüllungsverzugs (der Erfüllungsverweigerung) begründet, alſo 
hierdurch geſetzlich bedingt geweſen iſt. Iſt auch hiernach daran feſtzuhalten, 
daß ein Anſpruch als geſetzlich bedingter aus einem beſtehenden Vertragsver⸗ 
hältniſſe erwächſt, wenn ihn eine dieſem hinzutretende rechtlich bedeutſame 
Tatſache kraft Geſetzes zur Entſtehung bringen kann, ſo iſt auch der weitere 
vom Kläger angezogene, in einer Entſcheidung des OLG. Hamburg (OL GRſpr. 
21, 174 oben) behandelte Fall nicht wie hier, ſondern im entgegengeſetzten 
Sinne zu entſcheiden (vgl. Jaeger a. a. O. Anm. 4 a. E.) und im vorliegenden 
Falle trotz der abweichenden Anſicht, zu der ſich in einer gleichliegenden Sache 
(Seuff A. 50 Nr. 231) das OLG. Roſtock bekannt hat, mit der gegenwärtig 
angefochtenen Entſcheidung anzunehmen, daß die Klageforderung bereits 
vor der Konk.⸗Eröffnung dem Erblaſſer und ſeinen Erben als geſetzlich bedingte 
zugeſtanden hat. 

Es trifft allerdings zu, daß es ſich bei dem aus § 1247 Satz 2 und 8 1223 
Abſ. 1 BGB. hervorgehenden Anſpruch des Verpfänders auf den Überſchuß 
aus dem Erlöſe des Pfandes um den Teilungsanſpruch des § 749 Abſ. 1 BGB. 
um deswillen handelt, weil der Erlös, der „an die Stelle des Pfandes tritt“, 
Miteigentum des Pfandgläubigers, dem er zum Teil gebührt, und des Pfand⸗ 
eigentümers wird. Dieſer vom Konk.-Verwalter geltend gemachte perſön⸗ 
liche Anſpruch iſt bereits vom Erblaſſer mit der Verpfändung als ein durch 
den Pfandverkauf aufſchiebend, und zwar geſetzlich bedingter erworben worden. 
Gegen ihn, der ſich der Höhe nach mit den Ülberſchüſſen des Erlöſes über 
den zur Befriedigung des Pfandgläubigers erforderlichen Betrag deckt 
(81247 Satz 1, 88 741. 752 Satz 1 BGB.), iſt die verklagte Konk.⸗Gläubigerin 
nach § 54 Abſ. 1 KO. aufzurechnen berechtigt. Ob, wenn der Konk.⸗Verwalter 
den Betrag des Pfanderlöſes, der dem von ihm verwalteten Nachlaſſe gebührt, 
vorweg genommen hätte, wegen des Fortbeſtehens des am Pfande begründet 
geweſenen Eigentums des Erblaſſers und ſeiner Erben nunmehr am Über⸗ 
ſchuſſe (vgl. OL GRſpr. 6, 126) für letztere der dingliche und deshalb nicht 
aufrechenbare Herausgabeanſpruch des 8985 BGB. begründet wäre, kann, 
auch abgeſehen davon, daß er nicht erhoben worden iſt, dahingeſtellt bleiben, 
weil hierdurch der einmal entſtandene Teilungsanſpruch nicht beſeitigt worden 
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wäre (vgl. Lang Aufrechnungsr. $ 38 Note 15 und bei Note 15 S. 257). Hieran 
würde auch nicht, wie der Kläger annimmt, die Vermiſchung des Erlöſes aus 
den verpfändeten Wertpapieren mit den Barmitteln der Beklagten etwas 
ändern, denn auch dies würde den aus dem Pfandverkauf und dem dabei 
erzielten Übererlöfe entſtandenen Teilungsanſpruch des § 749 Abſ. 1 BGB. 
nicht beſeitigt und das Erlöſchen der ihm zugrunde liegenden Forderung durch 
die Aufrechnung der Beklagten nicht hintangehalten, insbeſondere den Konk.⸗ 
Verwalter nicht darauf beſchränkt haben, ſeinen Teilungsanſpruch nunmehr 
auf der Grundlage des Miteigentums nach $ 948 Abſ. 1 und 947 Abſ. 1 BGB. 
zu begründen. Er hat übrigens auch eine Klage mit dieſer Begründung nicht 
erhoben. 

Die Aufrechnung der Beklagten war nach alledem zuläſſig. Sie hat zum 
Erlöſchen der Klageforderung geführt (8 389 BGB.). Die Klage iſt deshalb 
mit Recht abgewieſen worden und darum die Berufung zurückzuweiſen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. April 1916 i. S. K. Konk. 
w. Stadt L. — 6 O. 26/16. F- ch. 


— — 


25. Abweiſung des Antrags eines Gläubigers auf Konkurseröffnung; 
der Schuldner hat keinen Anſpruch auf Koftenerftattung. 
KO. $ 105. 

Der Antrag eines Gläubigers, das Konk.⸗Verfahren über den Schuldner 
zu eröffnen, war „auf ſeine Koſten“ abgewieſen worden. Er legte Beſchwerde 
ein, nahm dann aber den Antrag zurück. Der Schuldner hatte ſich von einem 
Anwalt beraten laſſen, auch eine Abſchätzung feines Anweſens durch Sach— 
verſtändige veranlaßt, und beantragte nun Feſtſetzung der ihm dadurch er- 
wachſenen Koſten. Der Gerichtsſchreiber gab dem Antrag ſtatt, und das 
Amtsgericht wies eine Erinnerung des Gläubigers zurück; auf deſſen ſofortige 
Beſchwerde wurde aber der Feſtſetzungsbeſchluß aufgehoben; die weitere 
ſofortige Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„— — — Die Konkursordnung enthält keine Beſtimmung, wonach der 
Konk.⸗Antragſteller, der ſeinen Antrag zurücknimmt oder damit abgewieſen 
wird, dem Gemeinſchuldner deſſen Koſten erſtatten müſſe. Die Gemein⸗ 
ſchuldnerin beruft ſich zu Unrecht darauf, daß nach § 72 KO. die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung über die Koſtenerſtattung anzuwenden wären. Das 
Landgericht hat mit Recht darauf hingewieſen, daß § 72 KO. ſelbſt die Ein⸗ 
ſchränkung enthält: „ſoweit nicht aus den Beſtimmungen der Konkursordnung 
ſich Abweichungen ergeben“. Es hat mit Recht daraus entnommen, daß eine 
Beſtimmung der Zivilprozeßordnung hiernach dann nicht auf das Konk.⸗ 
Verfahren übertragen werden kann, wenn ihre Anwendung der Natur des 
Konk.⸗Verfahrens als eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens widerſpricht. 
Das Konk.⸗Verfahren iſt kein Rechtsſtreit der Zivilprozeßordnung, wo ſich 
Kläger und Beklagter als Parteien gegenüberſtehen. Kann es doch auch auf 
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Antrag des Gemeinſchuldners ſelbſt eröffnet werden. Deshalb können auch 
die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung, die auf dem Gegenſatze zwiſchen 
mehreren Perſonen (Parteien) beruhen, nicht auf das Konk.⸗Verfahren an⸗ 
gewandt werden; und dazu gehört auch die Vorſchrift des 8 91 ZPO., daß der 
unterliegende Teil dem Gegner deſſen Koſten zu erſtatten hat. Das Verfahren 
iſt nicht ſo geſtaltet, daß der Gemeinſchuldner die Rolle einer Gegenpartei 
des Antragſtellers einnähme. Im Konk.⸗Verfahren herrſcht wie im Straf- 
verfahren der Amtsbetrieb und die Ermittlung von Amts wegen. Das Ge- 
richt hat nach § 75 KO. von ſich aus die nötigen Ermittelungen anzuſtellen, 
ohne daß es einer Mitwirkung des Schuldners bedarf. Ihm ſoll nur Gelegen⸗ 
heit gegeben werden, ſich zu äußern; er kommt nur als Auskuünftsperſon in 
Betracht; die Vorſchrift, ihn zu hören, ſoll nur dazu dienen, die Ermittelung 
der Wahrheit zu fördern. Außert er ſich aber nicht oder iſt er nicht zu erlangen, 
ſo treten deshalb nicht etwa Verſäumnisfolgen ein; das Konk.⸗Gericht hat 
vielmehr von ſich aus zu ermitteln, ob die Vorausſetzungen für die Konk.⸗ 
Eröffnung vorliegen (88 105. 75 KO.). Die Konk.⸗Ordnung verlangt vom 
Gemeinſchuldner nicht, daß er Material heranſchaffe, um die Konk.⸗Eröffnung 
abzuwenden. Koſten braucht er ſich alſo nicht zu machen; die Ermittelungen 
hat das Gericht auf Koſten der Staatskaſſe anzuſtellen. Dafür kann es vom 
Konk.⸗Antragſteller einen Auslagenvorſchuß einfordern (§S 84 GKG.). Macht 
daher der Schuldner ſelbſt Aufwendungen, indem er ſich einen Rechtsanwalt 
annimmt oder auf eigene Koſten Erhebungen veranſtaltet, ſo tut er es, ohne 
dazu durch die Art des Verfahrens genötigt zu ſein. Er kann deshalb keinen 
Erſatz dafür verlangen. Er befindet ſich in derſelben Lage wie der Beſchuldigte 
im amtlich betriebenen Strafverfahren. Ausnahmevorſchriften aber, wie 
§ 219 Abſ. 3 oder 8 499 Abſ. 2 StPO., enthält die Konk.⸗Ordnung nicht. 

Die Koſtenentſcheidung in dem Beſchluſſe, der den Konk.⸗Antrag ablehnt, 
kann ſich dabei nur auf die Gerichtskoſten beziehen. Deshalb kann unerörtert 
bleiben, ob dieſer Beſchluß noch maßgebend ſei, nachdem vor ſeiner Rechts 
kraft der Eröffnungsantrag überhaupt (nicht nur die Beſchwerde) zurüd- 


genommen worden iſt, und ob für die Feſtſetzung der Koſten, ſoweit ſie der 


Gemeinſchuldnerin erſt im Beſchwerdeverfahren erwachſen ſind, ein voll— 
ſtreckbarer Titel (§ 103 Ab}. 1 ZPO.) vorliege. 

Für die Koſten des jetzigen Koſtenfeſtſetzungsſtreits ſind dagegen die Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung anzuwenden und vom Landgericht auch mit 
Recht angewendet worden, weil die Gemeinſchuldnerin ſelbſt ein Koſtenfeſt— 
ſetzungsverfahren nach der Zivilprozeßordnung eingeleitet hat.“ 

Beſchluß des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 24. Febr. 1914. 3 W. 19/14. 

Thür. Bl. 63, 63. 


I. Bürgerliches Recht. 


26. Eine Höchſtpreisverordnung ift ein Verbotsgeſetz. 
Vgl. 3 Nr. 258; 6 Nr. 166; 37 Nr. 92. 210 m. N.; 42 Nr. 197. 
BGB. $ 134; Bkm. v. 28. Okt. 1914 (RG Bl. 458). 

Durch Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 10. Dez. 1914 (RGBl. 500) 
it für inländiſches ſchwefelſaures Ammoniak ein Höchſtpreis von 27 bis 28.4 
für den Doppelzentner feſtgelegt worden. Die Verordnung iſt nach $6 am 
14. Dez. 1914 in Kraft getreten. Gemäß 8 5 finden die $$ 2. 3 Abſ. 2 und 4 
des Geſ. betr. die Höchſtpreiſe v. 4. Aug. 1914 (RGBl. 339) in der Faſſung der 
Bm. v. 28. Okt. 1914 (RGBl. 458) entſprechende Anwendung. 

Am 14. oder 15. Dez. 1914, alſo in jedem Fall nach Inkrafttreten des 
Höchſtpreiſes, hat der Beklagte an die Klägerin Ammoniak zum Preiſe von 
18,50 & für 100 Pfd. = 37. für den Doppelzentner verkauft. Am 21. Dez. 
1914 hat der Beklagte der Klägerin 29976 Pfd. Ammoniak geliefert und hier⸗ 
für den Vertragspreis von 5545 „ in Rechnung geſtellt. Die Klägerin hat 
am 6. Januar 1915 dieſen Betrag an den Beklagten bezahlt. Unſtreitig über⸗ 
ſteigt der bezahlte Vertragspreis den Höchſtpreis um mindeſtens 1200 „. Die 
Klägerin ſtützt ihren Rückforderungsanſpruch auf 8 812 BGB. Ihre Anſicht, 
daß der Vertrag v. 14./15. Dez. 1914 nicht nichtig ſei, ſondern als zum Höchſt⸗ 
betrag abgeſchloſſen gelte, ſo daß ſie den gezahlten, aber nicht geſchuldeten 
Mehrbetrag für ſich allein zurückfordern könne, iſt unzutreffend. 

Die Meinung, daß ein unter Überſchreitung des Höchſtpreiſes abgeſchloſſenes 
Kaufgeſchäft, obwohl es gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, nicht nichtig ſei, 
wird allerdings vereinzelt in der Literatur vertreten; 

Hachenburg in LeipZZ. 1915, 16; Schneider in Recht und Wirtſchaft 1915, 8. 

Der Anſicht kann aber nicht beigetreten werden. Das Geſetz verbietet 
den Abſchluß von Kaufverträgen zu einem höheren Preiſe als dem feſtgeſetzten 
Höchſtpreis und bedroht Verkäufer wie Käufer mit Strafe, wenn ſie die Höchſt⸗ 
preiſe überſchreiten. Ein Kaufvertrag, der einen höheren Preis als den Höchſt⸗ 
preis feſtſetzt, verſtößt gegen ein geſetzliches Verbot und iſt daher nach § 134 
BGB. nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein andres ergibt. Letzteres 
iſt nicht der Fall. In der Bkm. v. 10. Dez. 1914 und im Höchſtpreisgeſetz iſt 
zwar die Nichtigkeit der Kaufgeſchäfte als Rechtsfolge nicht beſonders ausge⸗ 
ſprochen. Daraus kann aber nicht geſchloſſen werden, daß die allgemeinen 
Regeln des BGB. nicht Anwendung finden ſollten. Das gejebliche Verbot 

Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd 17 Heft 2. 

By 
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bezweckt gerade, Rechtsgeſchäfte des verbotenen Inhalts unmöglich zu machen. 
Bei einem Kaufvertrag iſt die Beſtimmung des Preiſes neben der Ware der 
weſentlichſte Geſchäftsbeſtandteil. Das Verbot, einen beſtimmten Preis zu 
überſchreiten, richtet ſich gegen beide Vertragsteile und bedroht beide mit 
Strafe. Zweck des Geſetzes iſt, die durch das verbotene Geſchäft eintretende 
Veränderung im Kreiſe des Privatrechts der Beteiligten zu verhindern; 
vgl. Mayer Kriegsr. 30; JW. 1916, 443. 109; Leipg. 1915, 1369, 1. 

Der Vertrag v. 14./15. Dez. 1914 iſt alſo nichtig, ohne daß es darauf ankommt, 
ob die Parteien an dieſem Tage die Höchſtpreisfeſtſetzung ſchon gekannt haben. 
Für keine Partei beſtand eine Verpflichtung zur Erfüllung, der Beklagte hätte 
nicht zu kaufen, die Klägerin nicht zu zahlen brauchen. 

Beide Parteien haben aber den Vertrag, ſo wie er abgeſchloſſen war, 
erfüllt und beide haben damit gegen das geſetzliche Verbot verſtoßen, ſo daß 
die Rückforderung des von der Klägerin geleiſteten Betrages nach $ 817 Satz 2 
BGB. ausgeſchloſſen iſt. Der Beklagte beſtreitet nicht, bei der Lieferung und 
bei der Annahme der Zahlung die Höchſtpreisfeſtſetzung gekannt zu haben. 
Seine Angabe, er habe angenommen, daß der zwar nach Inkrafttreten, aber 
vor Bekanntwerden des Höchſtpreiſes abgeſchloſſene Vertrag zu dem Vertrags⸗ 
preiſe habe erfüllt werden dürfen, verdient keinen Glauben, iſt aber auch un⸗ 
erheblich. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens von 
Geſetzen ſich nicht je nach der Kenntnis der Beteiligten davon verſchiebt. Der 
Beklagte hat durch Fordern des Vertragspreiſes und Annahme der Zahlung 
bewußt gegen das geſetzliche Verbot verſtoßen. Ein gleicher Verſtoß fällt aber 
auch der Klägerin zur Laſt. Der Geſchäftsführer der Klägerin hat ſchon am 
16. oder 17. Dez. 1914 die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Ammoniak gewußt. 
Gerade ſein ſofortiges Aufſuchen des Beklagten zeigt, daß er einen Einfluß 
der Höchſtpreisfeſtſetzung auf den Vertrag annahm. Bei dem Intereſſe, das 
in gewerblichen und landwirtſchaftlichen Kreiſen an der Kenntnis von den ge⸗ 
troffenenen geſetzlichen Maßnahmen hinſichtlich des Ammoniaks als unent⸗ 
behrlichen Düngemittels herrſchte, kann ohne weiteres angenommen werden, 
daß der Geſchäftsführer der Klägerin aus den Tageszeitungen oder von Berufs⸗ 
genoſſen den Höchſtpreis auch ziffermäßig erfahren hat. Es genügt aber ſchon, 
daß er überhaupt gewußt hat, daß ein Höchſtpreis feſtgeſetzt war. Wie das 
Landgericht im Anſchluß an RGentſch. 72, 48 (SeuffA. 65 Nr. 111) zutreffend 
ausführt, kommt es nicht darauf an, ob die Klägerin gerade die Bkm. vom 
10. Dez. 1914 und das Höchſtpreisgeſetz gekannt hat; ſie hat gewußt, daß ein 
Höchſtpreis beſtand und hat dann gleichwohl den Vertragspreis entrichtet 
(JW. 1915, 1207). 

Hiernach iſt die Klage zu Recht abgewieſen worden und es iſt die Be⸗ 
rufung zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 17. Juni 1916 S. w. St. (U III. 39/16). 

SchleswHolſt. Anz. 1916, 156. 
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27. Wird die Rechtsgültigkeit eines Kaufs dadurch berührt, daß die 
Ablieferung derartiger Ware an den Kriegsausſchuß vorgeſchrieben iſt d 


BER. 134; BO. v. 15. Juli 1915 (RG Bl. 438). 


Am 27. Juli 1915 hatte der Kläger dem Beklagten 1030 kg Mohnſaat, 
abzunehmen bis 31. Juli 1915, verkauft. Der Kläger klagte auf Zahlung des 
Kaufpreiſes von 877,20 M und Abnahme der Ware. Im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits lieferte er indes die Ware, die Beklagter nicht abnahm, an den Kriegs⸗ 
ausſchuß für pflanzliche und tieriſche Ole und erhielt von ihm 808,80 4K am 
19. Okt. 1915 bezahlt. In der mündlichen Verhandlung verlangte er deshalb 
nur noch 84,60. nebſt Binfen; dieſe 84,60. bildeten den Reſt des Kauf⸗ 
preiſes zuzüglich gewiſſer Unkoſten; der Betrag war aber beſtritten. Der Be⸗ 
klagte behauptete, der Vertrag ſei zufolge der VO. v. 15. Juli 1915 über den 
Verkehr mit Olfrüchten und daraus gewonnenen Produkten, auf Grund 
deren der Kläger auch an den Kriegsausſchuß geliefert habe, ungültig geweſen; 
die Einrede wurde jedoch in 2. Inſtanz verworfen. Aus den Gründen: 

„— — — Dem Kläger iſt darin beizupflichten, daß die BRVO. v. 
15. Juli 1915 (RGBl. 438) den am 27. Juli 1915 geſchloſſenen Kauf nicht auf⸗ 
gehoben hat. Die Reichsgeſetze und Verordnungen, durch welche Waren 
oder ſonſtige Produkte für unmittelbare oder mittelbare Kriegszwecke in An⸗ 
ſpruch genommen werden, ſind in der Wahl der Wege zur Erreichung ihrer 
Zwecke vielfach verſchieden. Die Verſchiedenheit macht ſich namentlich auch 
darin geltend, ob und wieweit ſie den freien Verkehr mit den Waren oder 
Produkten, ſei es ſofort, ſei es für einen ſpäteren Zeitpunkt, ſei es ganz, ſei 
es teilweiſe, ausſchließen oder beſtehen laſſen. Für das hier vorliegende Gebiet 
iſt von Intereſſe, daß zunächſt durch VO. v. 22. Juni 1915 (RG Bl. 345) be⸗ 
ſtimmt worden war, daß Kaufverträge über Mohn aus der inländiſchen Ernte 
des Jahres 1915 nichtig ſeien. Dieſe Verordnung iſt durch Bkm. v. 24. Juli 
1915 (RGBl. 476) außer Kraft geſetzt worden, nachdem inzwiſchen die ein⸗ 
gangs gedachte VO. v. 15. Juli 1915 erlaſſen worden war. Es iſt klar, daß 
dieſe letztere Verordnung die von ihr ergriffenen Produkte in einer gewiſſen 
Weile dem gänzlich freien Verkehr entzieht. Denn ſie beſtimmt in $ 1, daß die 
Produkte an den Kriegsausſchuß in Berlin zu liefern find. Sie führt in § 2 für 
diejenigen, die Olfrüchte in Gewahrſam haben, die Pflicht ein, die bei Beginn 
eines jeden Kalendervierteljahres vorhandenen Mengen nach Arten und 
Eigentümern getrennt, erſtmalig am 1. Aug. 1915, anzuzeigen, verpflichtet 
in d 3 den Kriegsausſchuß, die ihm nach § 1 zu liefernden Früchte zu beſtimmten 
Preiſen abzunehmen, und legt dem Lieferungspflichtigen in $ 4 auf, dem Kriegs- 
ausſchuß anzuzeigen, von welchem Zeitpunkt ab er zur Lieferung bereit fei. 
Der Kaufpreis iſt, wenn die Abnahme nicht zwei Wochen ſpäter erfolgt, von 
da ab mit 1% über den jeweiligen Reichsbankdiskont zu verzinſen; von da ab 
geht auch die Gefahr auf den Kriegsausſchuß über. Dieſe Beſtimmungen 
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find nachträglich durch die VO. v. 8. Nov. 1915 (RGBl. 735) weiter dahin 
abgeändert, daß die im §1 ſchlechthin aufgeſtellte Verpflichtung zur Liefe⸗ 
rung formell weggefallen iſt. Dagegen hat, wer Ole in Gewahrſam hat, 
ſie dem Kriegsausſchuß auf Verlangen zu überlaſſen (§ 4) und der Kriegs⸗ 
ausſchuß hat auf Antrag des zur Überlaffung Verpflichteten binnen einer Woche 
zu erklären, welche beſtimmt zu bezeichnenden Mengen er übernehmen wolle. 
Aber auch abgeſehen von dieſer erſt nachträglichen, hier unmittelbar nicht in 
Betracht kommenden Abänderung der VO. v. 15. Juli 1915 kann nicht ange⸗ 
nommen werden, daß die letztere jeglichen Verkauf der betreffenden Produkte 
habe unterbinden wollen. Zunächſt iſt bedeutſam, daß die Verordnung einen 
der aufgehobenen VO. v. 22. Juni 1915 entſprechenden Satz über Aufhebung 
der Kaufverträge, wie er ſich auch in andern einſchlägigen Verordnungen 
(3. B. in 9 6 (8) VO. über die Regelung des Zuckerverkehrs, RGBl. 467) findet, 
vermiſſen läßt. Beſonders beachtlich iſt, daß ſie als lieferungspflichtig nicht 
den Eigentümer der Ware, ſondern denjenigen behandelt, der ſie in Gewahrſam 
hat. Die ihm nach $4 obliegende Pflicht, anzuzeigen, wann er lieferungs⸗ 
bereit ſei, ſetzt erſichtlich nicht früher ein als die in $ 3 feſtgelegte Pflicht, erſt⸗ 
malig am 1. Auguſt 1915 (einen halben Monat nach Verkündung der Ver⸗ 
ordnung) den Beſtand an Olfrüchten anzuzeigen. Dies ſpricht dafür, daß 
bis zum 1. Auguſt 1915 der Beſitzer noch wechſeln darf. Die Feſtlegung der 
weiteren Pflicht, auch ſpäterhin den Beſtand der jeweils zu Beginn eines 
Kalendervierteljahrs vorhandenen Mengen anzuzeigen, ſpricht dafür, daß der 
Beſitzer auch weiterhin noch wechſeln darf. Denn ſollte nur die Anzeige der 
Verringerung des vorhandenen Beſtandes durch Verbrauch oder Verarbeitung 
im abgelaufenen Vierteljahr in Frage kommen, ſo würde dies geſagt ſein. 
Die Lieferungspflicht erſcheint ſonach ganz ausſchließlich auf den jeweiligen 
Gewahrſam abgeſtellt, nur mit der Maßgabe, daß, ſobald Anzeige von dem 
Beſtande an den Kriegsausſchuß erfolgt iſt, dieſem gegenüber bis zur nächſten 
Anzeige der Anzeigende eintretendenfalls lieferungspflichtig bleibt. Hiernach 
iſt aber kein Grund erſichtlich, weshalb die vorliegende Verkehrsbeſchränkung 
weitergehend auch Kaufgeſchäfte über die in der gedachten Weiſe gebundenen 
Produkte habe ausſchließen wollen. Überdies erſcheint es auch vom wirt⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt aus nur als vernünftig, daß man z. B. eine erſt nach 
Erlaſſung der Verordnung ſich durch Aufkäufe vollziehende Vereinigung 
kleinerer Mengen von Olfrüchten in einer Hand, durch die ſich der Ablieferungs⸗ 
verkehr zweifellos vereinfacht, nicht hat verhindern wollen. 

Es iſt mithin anzunehmen, daß der Kläger bis zum 1. Auguſt berechtigt 
war, zu verkaufen und den Gewahrſam an den Beklagten zu übertragen. Da 
letzteres aber nicht geſchah, blieb der Kläger dem Kriegsausſchuß gegenüber 
lieferungspflichtig. Hätte er zum nächſten Anzeigetermin angezeigt, daß er nicht 
mehr beſitze, ſo würde von da ab der neue Beſfitzer anzeige⸗ und lieferungs⸗ 
pflichtig geworden ſein. 
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Der vom Kriegsausſchuß an den Verwahrer zu zahlende Übernahmepreis 
gebührt in dem vorliegenden Falle, daß der Verwahrer die Ware verkauft 
hat, in ſeinem Verhältnis zum Käufer dem letzteren, wogegen der Käufer dem 
Verkäufer den Kaufpreis zu entrichten ſchuldig iſt. Iſt der Übernahmepreis 
höher als der Kaufpreis, fo gebührt der Überſchuß dem Käufer; iſt er, wie im 
vorliegenden Fall, geringer, ſo hat der Verkäufer Anſpruch darauf, daß der 
Käufer ihm den Unterſchied erſtatte. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. J. (Kl.) w. W. 

Bf. IV. 52/16. B. 


28. Die Sahlungsverbote gegen Frankreich und England beziehen 
ſich nicht auf Hahlung ausländiſcher Schulden Deutſcher im Ausland. 
Vgl. 71 Nr. 535. | 8 
BGB. $ 134; Bkm. v. 30. Sept. und 20. Okt. 1914 (RG Bl. 421. 443). 

Zwiſchen den Parteien, die beide Deutſche ſind und in Leipzig ihre Handels⸗ 
niederlaſſung haben, beſtand eine Geſchäftsverbindung, indem der Beklagte 
bis Ende Juli 1914 durch den Kläger, der auch in Paris eine Firma (9. C.) 
führte, Pelzwaren aus Paris bezog. Der Geſchäftsgang war der, daß der 
Beklagte der Leipziger Firma des Klägers ſeinen Bedarf mitteilte, daß dann die 
Pariſer Firma des Klägers ſich mit Pariſer Fabrikanten ohne den Beklagten zu 
nennen in Beziehung ſetzte und die Waren erwarb; auch die Bezahlung er⸗ 
folgte durch den Kläger. — Der Kläger wollte hieraus eine größere Summe 
vom Beklagten zu fordern haben und klagte davon einen Teilbetrag von 
10000 & ein, womit er in beiden Inſtanzen durchdrang. Im übrigen aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der Kläger war im Verhältnis zum Beklagten nicht bloß Ver⸗ 
mittler zwiſchen ihm und den Pariſer Fabrikanten, ſo daß nur dieſe den Kauf⸗ 
preis für die vom Beklagten bezogenen Waren fordern könnten. — — — 
Anderſeits muß die Auffaſſung abgelehnt werden, daß der Kläger auch im 
Verhältnis zum Beklagten als Eigenhändler aufgetreten ſei. — — — Biel- 
mehr muß der Auffaſſung des Beklagten beigetreten werden, daß der Kläger 
als fein Einkaufskommiſſionär tätig geweſen iſt.— — — 

Als Einkaufskommiſſionär kann der Kläger, da er nicht zu behaupten vermag, 
daß die Pariſer Fabrikanten bezahlt ſeien, vom Beklagten zurzeit nur verlangen, 
daß er von den Verbindlichkeiten befreit werde, die er durch die im Auftrage 
des Beklagten im eigenen Namen bewirkten Einkäufe eingegangen iſt (§ 257 
BGB.). Dies kann durch Zahlung an jene Verkäufer zur Zeit nicht geſchehen, 
weil dem Beklagten durch die Bkm. v. 20. Okt. 1914, betr. das Zahlungs- 
verbot gegen Frankreich (RGBl. 443) verb. mit $1 der Bkm. v. 30. Sept. 
1914, betr. das Zahlungsverbot gegen England (RGBl. 421) unzweifelhaft 
verboten iſt, an die Pariſer Fabrikanten Zahlung zu leiſten. Eine den Kläger 
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befreiende Schuldübernahme (8 414 BGB.) durch den Beklagten kommt 
ebenfalls nicht in Betracht. Bei dieſer Sachlage kann dem Kläger ein An⸗ 
ſpruch darauf, daß der Beklagte an ihn zahle, nicht verſagt werden. Es ent⸗ 
ſpricht regelmäßig der kaufmänniſchen Kommiſſion, daß die Befreiung durch 
Zahlung des Beauftragten an feinen Gläubiger erfolgt (RGEntſch. 47, 125). 
Da nun im vorliegenden Falle die Befreiung des Klägers in andrer Weiſe 
nicht ſtattfinden kann, auch nicht in Frage kommt, daß der Kläger dies zu ver⸗ 
treten habe, jo beſchränkt ſich die Verpflichtung des Beklagten gemäß $ 265 
BGB. darauf, daß er dem Kläger die erforderliche Deckung leiſte. — — — 

Der Beklagte hat aber auch die Fälligkeit der vom Kläger eingegangenen 
Verbindlichkeiten beſtritten; indes zu Unrecht. 

Die Bekanntmachung über das Zahlungsverbot gegen Frankreich v. 
20. Okt. 1914 (RGBl. 443) erklärt die Vorſchriften der VO. v. 30. Sept. 1914 
über das Zahlungsverbot gegen England (RGBl. 421) auch auf Frankreich 
für anwendbar. Die Zuſatz⸗Bekanntmachung v. 20. Dez. 1914 (RGBl. 550) 
ſchlägt nicht ein. Verboten iſt hiernach, daß aus dem Gebiet des Deutſchen 
Reichs nach (Großbritannien oder) Frankreich unmittelbar oder mittelbar 
Zahlungen geleiſtet werden. Nach dem Wortlaut dieſer Vorſchriften iſt alſo 
nicht verboten, daß ein Schuldner, der im Auslande ſeinen Wohnſitz oder 
ſeine Handelsniederlaſſung hat, auch wenn er Deutſcher iſt, die im Auslande 
gegen ihn entſtandenen Verbindlichkeiten mit bereits im Auslande befind⸗ 
lichen Werten tilge. Dem entſpricht es, daß gemäß § 5 des Zahlungsver⸗ 
bots v. 30. Sept. 1914 umgekehrt, der Regel nach, im Inlande Anſprüche, 
die Engländern zuſtehen, getilgt werden dürfen, wenn ſie im Betriebe einer 
von ſolchen im Inlande unterhaltenen Niederlaſſung entſtanden ſind. Auf 
Verbindlichkeiten, die für ausländiſche Gläubiger gegen einen Deutſchen im 
Betriebe ſeiner im Auslande unterhaltenen Niederlaſſung entſtanden ſind, 
kann darum auch die Stundungsvorſchrift in § 2 der angezogenen Bekannt⸗ 
machung nicht bezogen werden. Die Denkſchriften zu beiden Bekanntmachungen 
(Drucks. des Reichst. 13. Leg.⸗Per. 2. Seſſion 1914 Nr. 26 S. 85ff.) ergeben 
Gegenteiliges nicht. Es muß auch als ausgeſchloſſen gelten, daß die Abſicht 
beſtanden habe, Zahlungen der gekennzeichneten Art zu verbieten. Denn 
die Niederlaſſung eines Deutſchen im Auslande bleibt der Gerichtsbarkeit 
des Auslandes auch während des Krieges unterworfen. Es kann alſo die 
Beitreibung ſolcher Anſprüche im Wege der regelmäßigen Zw.⸗Vollſtreckung 
und im Wege einer nach Kriegsrecht eingeſetzten Zw.⸗Verwaltung durch deutſche 
Vorſchriften garnicht gehindert werden. Es würde deshalb eine grundloſe 
Härte gegen den deutſchen Schuldner ſein, wenn ihm verboten würde, frei⸗ 
willig eine Handlung vorzunehmen, die der Auslandsſtaat jederzeit erzwingen 
kann, und wenn er dadurch genötigt würde, ſich Koſten und darüber hinaus 
nach Befinden auch andre ſchwere Nachteile zuzuziehen. Den erwähnten 
Verboten iſt daher (abgeſehen von der Ausnahmevorſchrift in $1 Abſ. 2 des 
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Zahlungsverbots gegen England) rein territoriale Bedeutung beizumeſſen. 
Dies iſt auch, ſoweit dem Oberlandesgericht auf Grund der ihm zugänglichen 
Quellen bekannt iſt, in Rechtſprechung und Schrifttum nicht beftritten; 
vgl. JW. 1916, 849; ferner Sieskind im Recht 1914, 696; Buſch in JW. 1914, 911; 
Dalberg in DIE. 1914, 1259; Hachenburg in Leipg. 1914, 1681; Waſſermann in 

JW. 1915, 10; und Menner ebenda S. 868. 

Im vorliegenden Falle hat nun der Kläger als alleiniger Inhaber der 
Firma H. C., die in Paris ihre Handelsniederlaſſung hat, von in Paris ange⸗ 
ſeſſenen Firmen in Paris Waren gekauft und er iſt jenen dafür den Kaufpreis 
ſchuldig geworden. Die Zwangsbeitreibung der hiernach geſchuldeten Beträge 
aus den bereiten Mitteln der Pariſer Firma H. C. kann der Kläger nicht hindern. 
Dies iſt ihm auch nicht geboten. Es iſt ihm deshalb aber auch nicht verboten, 
durch Angeſtellte der Pariſer Firma mit deren Mitteln freiwillig Zahlungen zu 
leiſten, ſoweit dies trotz der von ſeiten der franzöſiſchen Regierung anſcheinend 
angeordneten Zw.⸗Verwaltung möglich iſt. Auch ſoweit der Kläger als Rauch⸗ 
waren⸗Kommiſſionär in Rußland, England, Nordamerika Vermögen hat, iſt 
dies dem Zugriff der Pariſer Gläubiger ausgeſetzt. Das Zahlungsverbot 
gegen Frankreich übt daher auf die Tilgung der erwähnten Verbindlichkeiten 
des Klägers nur die zweifache Wirkung aus, 

a) daß er aus dem Gebiet des Deutſchen Reichs weder unmittelbar 
an die Pariſer Gläubiger der Firma H. C. Zahlungen leiſten, noch auch der 

Firma H. C. zu dieſem Zweck Mittel zur Verfügung ſtellen darf; 

b) daß gegen ihn die Zw.⸗Vollſtreckung aus Schuldtiteln, welche die 
Pariſer Firmen gegen die Firma H. C. etwa erlangen, im Inlande auch 
nicht mittels Vollſtreckungsurteils (88 722 ff. ZPO.) zugelaſſen werden darf. 
An der Fälligkeit der Schulden des Klägers gegen die Pariſer Fabrikanten 

iſt ſomit durch das erwähnte Zahlungsverbot nichts geändert, nur iſt das in⸗ 
ländiſche Vermögen des Klägers dem Zugriff ſeiner genannten Gläubiger zeit- 
weilig entzogen. 

Da die Verbindlichkeiten des Klägers, von denen er Befreiung verlangt, 
fällig find, würde der Beklagte die Zahlungspflicht nicht gemäß § 257 Abſ. 2 
BGB. durch Sicherheitsleiſtung abwenden können, auch wenn er dazu bereit 
wäre. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 29. Juni 1916. C. (Kl.) w. R. 

10. 222/15. —— 


20. Wohnungmiete eines Mannes für ein Mädchen; Derftoß 
gegen die guten Sitten? 
Bol. 6 Nr. 18; 42 Nr. 198. 
BGB. 5 138. 
Die Klägerin lebte mit dem Erblaſſer der Beklagten, der Kaufmann und 
Angeſtellter der Firma C. & Co. war und am 9. Juni 1915 als Offizier gefallen 
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iſt, in Beziehungen, die ſie ſelbſt in der Klage als „Verhältnis“ bezeichnet. 
Dieſe Beziehungen haben ſchon im Jahr 1905, als die Klägerin im 17. Lebens⸗ 
jahr ſtand, begonnen und haben ſich ununterbrochen bis zum Tode des Erb⸗ 
laſſers fortgeſetzt. Am 5. Juni 1913 hat der Erblaſſer ein Teſtament errichtet, 
worin er erklärt, große Verpflichtungen gegen die Klägerin zu fühlen, und als 
den einzigen Grund der Teſtamentserrichtung bezeichnet, daß er ihre Zukunft 
ſo ſicherſtellen wolle wie es ihm möglich ſei; er erwähnt, daß die Klägerin 
mittellos ſei, ſpricht in warmen Ausdrücken von ihr und ordnet an, daß ſeine 
Aſche von ihr aufbewahrt und, wenn möglich, bei ihrem Tode ihr ins Grab 
mitgegeben werden ſolle. Als am 2. Aug. 1914 der Erblaſſer ins Feld zog, 
hat er ſich mit der Klägerin verlobt und ſie ſeinen Eltern zugeführt; unter ſeiner 
Todesanzeige ſteht der Name der Klägerin als „Braut“ neben denen der 
Eltern und der Geſchwiſter. Seit Jahren hat der Erblaſſer den Unterhalt 
der Klägerin einſchließlich der Wohnung beſtritten; ſie hat zwar das Gewerbe 
einer Stellenvermittlerin betrieben, aber damit keinen Verdienſt erzielt. 
Und zwar hat der Erblaſſer früher in eigenem Namen für die Klägerin eine 
Wohnung gemietet; er ſelbſt wohnte bei ſeinen Eltern. Am 25. Juli 1914 
iſt über die jetzige Wohnung der Klägerin der bis zum 1. Oktober 1917 laufende 
Mietvertrag geſchloſſen, laut deſſen die Klägerin als Mieterin auftritt und der 
Erblaſſer für ihre Verpflichtungen die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt. 
Bezogen hat die Klägerin dieſe Wohnung Anfang April 1915. Bis zu ſeinem 
Tode hat der Erblaſſer der Klägerin ſo viel Mittel zukommen laſſen, daß ſie 
die Miete davon bezahlt hat. Für die Zeit ſeit dem 1. Juli 1915 hat die Klägerin 
die Miete aus eigenen Mitteln, wie ſie angibt aus ihren Erſparniſſen, bezahlt. 
Sie begehrt von dem verklagten Teſtamentsvollſtrecker Erſtattung dieſer Be⸗ 
träge und Freihaltung von der Miete bis zum 1. Oktober 1917. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Es geht von der Behauptung 
der Klägerin aus, daß in ihrem Verhältnis zu dem Erblaſſer vereinbarunggemäß 
dieſer die Miete habe zahlen oder ihr erſtatten ſollen. Eine ſolche Vereinbarung 
ſei nichtig, da nach der von der Klägerin geſchilderten Sachlage die von dem 
Erblaſſer angeblich übernommene Verpflichtung zur Mietezahlung ein Ent⸗ 
gelt für die geſchlechtliche Hingabe der Klägerin darſtellte; die Klägerin ſelbſt 
behaupte, lange Jahre Verhältnis und ſchließlich Braut des Erblaſſers geweſen 
zu ſein, ſie, die mittellos ſei, habe die verhältnismäßig teure Wohnung lediglich 
im Intereſſe des Erblaſſers gemietet, der ihr einen Hausſtand gekauft, den 
größten Teil ſeiner freien Zeit bei ihr zugebracht und ſie überhaupt unterhalten 
habe. Jene angebliche Vereinbarung verſtoße daher gegen die guten Sitten. 

In dieſer Begründung werden die Umſtände des Einzelfalls nicht genügend 
gewürdigt. 

Es iſt unbedenklich feſtzuſtellen, daß der Erblaſſer die Klägerin zum Mieten 
der Wohnung veranlaßt, ſie damit beauftragt hat. Während er bis dahin 
ſelbſt eine Wohnung für fie gemietet hatte, iſt es bei dem Mieten dieſer Wohnung 
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äußerlich jo gewendet, daß die Klägerin die Mieterin war, etwa weil ſie, wie 
ſie angibt, als Stellenvermittlerin eine eigene Wohnung haben mußte, oder 
aus andern Gründen; im Verhältnis zwiſchen ihr und dem Erblaſſer aber 
war er der Mietende, der die Wohnung für ſich und die Klägerin haben wollte 
und für deſſen Rechnung die Klägerin, jedoch in eigenem Namen, die Wohnung 
mietete. Aus dieſem Auftragsverhältnis, mit dem die Bürgſchaftübernahme 
durchaus im Einklang ſteht, ergibt ſich ohne weiteres, ſofern nicht der Auftrag 
und deſſen Annahme gegen die guten Sitten verſtoßen, die Verpflichtung des 
Erblaſſers, die Klägerin von der Miete freizuhalten oder ihr ausgelegte Beträge 
zu erſtatten; ob dies noch ausdrücklich vereinbart iſt, iſt unerheblich. Mehr als 
Erſtattung der ausgelegten Beträge und Freihaltung verlangt die Klägerin 
auch nicht, ſie verlangt nicht etwa freie Wohnung in den Mieträumen bis zum 
Ablauf des Vertrages, ſondern iſt bereit, auf die Wohnung zu verzichten, wenn 
ſte nur ihrer Verpflichtungen ledig wird. 

Es iſt richtig, daß die Erteilung und Annahme eines ſolchen Auftrags 
unſittlich ſein kann. Zwar können, wie ſelbſtverſtändlich iſt, Perſonen, die in 
einem ſog. „Verhältnis“ miteinander leben, gültige Rechtsgeſchäfte miteinander 
eingehen, und dieſe haben auch dann rechtlichen Beſtand, wenn ſie, ohne daß 
das ſog. Verhältnis beſtände, nicht eingegangen ſein würden. Aber zwiſchen 
Perſonen, die in ſolchen von der Rechtsordnung mißbilligten Beziehungen 
leben, iſt es häufig, daß ihre Rechtsgeſchäfte derart von unſittlichen Beweg⸗ 
gründen und Zwecken beherrſcht werden, daß das Rechtsgeſchäft als gegen die 
guten Sitten verſtoßend angeſehen werden muß; ſo z. B. wenn ein Darlehn 
gegeben wird, um ein Mädchen zum Geſchlechtsverkehr gefügig zu machen 
oder zu erhalten. In gleicher Weiſe kann auch der Auftrag eines Mannes an 
ein Mädchen oder eine Frau, in eigenem Namen eine Wohnung zu mieten, 
unſittlich ſein, wenn nämlich gerade dadurch ein unſittlicher Verkehr ermöglicht, 
oder wenn der weibliche Teil gefügig gemacht oder erhalten werden ſoll oder dgl. 
(Han. 1906 Beibl. S. 195), und insbeſondere auch dann, wenn es ſo liegt, 
wie das Landgericht annimmt, daß in dem Auftrage zugleich eine Zuwendung 
liegt, die als Entgelt für unſittlichen Verkehr zu betrachten iſt. Ein Entgelt, 
oder wie das Landgericht es nennt, ein Aquivalent, ſetzt ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung voraus, ſo daß die eine ohne die 
andre nicht gewährt werden würde. 

Im vorliegenden Fall liegen die tatſächlichen Verhältniſſe jedoch durchaus 
anders. Es iſt zu berückſichtigen, daß die Beziehungen der Klägerin beim 
Abſchluß des Mietvertrages ſchon neun Jahre lang beſtanden und ſich zu einem 
ſo feſten Bunde geſtaltet hatten, daß beiden die Löſung ihrer Beziehungen 
fernlag, ſie vielmehr beabſichtigten, zeitlebens daran feſtzuhalten. Das geht 
ſowohl aus den Erklärungen der Klägerin vor dem Ber.⸗Gericht hervor wie 
aus dem Teſtament des Erblaſſers. Tatſächlich haben ſich ja auch beide nach 
Abſchkuß des Mietvertrages bei Ausbruch des Krieges, und zwar noch vor Be⸗ 
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ziehung der Wohnung durch die Klägerin, verlobt. Seit einer Reihe von Jahren 
beſtritt der Erblaſſer den Unterhalt der Klägerin einſchließlich der Wohnung, 
die er früher in eigenem Namen für ſie gemietet hatte. Wenn dies bei Ab⸗ 
ſchluß dieſes Mietvertrages geändert wurde, ſo trat dadurch in den Beziehungen 
zwiſchen dem Erblaſſer und der Klägerin keinerlei Anderung ein, es war ein 
für dieſe Beziehungen zueinander gleichgültiger Umſtand. Es erſcheint aus⸗ 
geſchloſſen, daß das Mieten dieſer Wohnung, oder daß die Mietung einer 
anderen Wohnung um jene Zeit irgendwelchen Einfluß auf das Verhältnis 
zwiſchen der Klägerin und dem Erblaſſer ausgeübt haben ſollten in der Richtung, 
daß etwa ohne das Mieten der Wohnung ihre Beziehungen ſich gelockert 
hätten oder abgebrochen wären und daß durch die Gewährung der Wohnung 
die Klägerin an den Erblaſſer mehr gefeſſelt wäre als ohnedies. Bei dem 
Verhältnis der beiden Perſonen zueinander, das ſich zu einem dauernden 
geſtaltet hatte, verſtand ſich ganz von ſelbſt, daß der Erblaſſer für eine Wohnung 
der Klägerin ſorgte; Beweggrund und Zweck dieſes Tuns war ſeine in dem 
Teſtament bezeugte Dankbarkeit und Zuneigung zu der Klägerin und die ſeit 
Jahren beſtehende tatſächliche Geſtaltung, daß er den Unterhalt der Klägerin 
beſtritt; dies wurde durch die Mietung der Wohnung lediglich fortgeſetzt. In 
einem ſolchen Fall kann nicht wohl davon die Rede ſein, daß Beweggrund 
oder Zweck des Handelns, oder beides, gegen die guten Sitten verſtießen, 
und zwar auch dann nicht, wenn, wie ſelbſtverſtändlich iſt, die Wohnung zu⸗ 
gleich auch dazu dienen ſollte, den geſchlechtlichen Verkehr der Klägerin mit 
dem Erblaſſer fortzuſetzen. In Fällen, wie hier, tritt dies zu ſehr in den Hinter⸗ 
grund, als daß es noch als die Handlungsweiſe beherrſchend angeſehen werden 
kann. Anders iſt es, wenn die zu beſchaffende Wohnung weſentlich und über⸗ 
wiegend dem außerehelichen Geſchlechtsverkehr dienen ſoll und gerade zu dieſem 
Zweck gemietet wird. Es kommt bei dieſer Art von Beziehungen ſtets auf die 
Verhältniſſe des Einzelfalls an. Die Fälle, wo es ſich um leicht eingegangene 
und leicht gelöſte weſentlich auf Geſchlechtsgenuß abzielende „Verhältniſſe“ 
handelt, ſind mit dem hier zu beurteilenden Fall nicht vergleichbar. 

Dem allgemeinen Empfinden über das, was den guten Sitten entſpricht, 
mag es zuwiderlaufen, eine ſolche Verbindung, wie zwiſchen der Klägerin 
und dem Erblaſſer beſtand, zu haben und zu pflegen; wenn aber einmal eine 
ſolche mit dem Gepräge der Dauerhaftigkeit vorhanden iſt, ſo kann es nicht als 
unſittlich gelten, die daraus ſich ergebenden wirtſchaftlichen Folgen auf ſich 
zu nehmen. Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Rechtsgeſchäften, deren 
Inhalt nach Beweggründen, Zweck und Ziel unſittlicher Natur iſt, und ſolchen, 
die lediglich durch ein beſtehendes unſittliches Verhältnis veranlaßt ſind. Die 
letzteren ſind nicht ohne weiteres unſittlich, können es aber ſein. Im vorliegen⸗ 
den Falle iſt der Beweis dafür nicht erbracht. Wenn die Beziehungen der 
Klägerin zu dem Erblaſſer ſich aus irgendwelchen Gründen bei deſſen Leb⸗ 
zeiten während der Dauer des Mietverhältniſſes gelöſt hätten, ſo würde der 


30. Stellvertretung. 51 


Erblaſſer aus dem Auftrage gehaftet haben und ſich auf Unſittlichkeit nicht 
haben berufen können, was er übrigens, wie nach dem Teſtament nicht zu 
bezweifeln iſt, auch nicht getan haben würde. 
Danach war den Klaganträgen zu entſprechen. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 1. Nov. 1916. Schr. ( l) w. 
K. Teſt. V. Bf. 338/16. Gr. 


30. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Grund äußerer 
Umſtände. 
Bol. 68 Nr. 74 m. N., Nr. 226. 
BGB. 33 164. 171. 

Der Beklagte hatte im September 1914 bei ſeinem Schuldner D. deſſen 
Forderung an den Händler T. aus dem Verkauf von Schweinen pfänden 
und fich überweiſen laſſen, worauf T. die Schuld von 661 K an ihn ausbezahlt 
hatte. Der Kläger verlangte vom Beklagten Auszahlung dieſes Betrages 
auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung, indem er behauptete, daß er als 
Inhaber der Schweinemäſterei, in welcher er den Beklagten angeſtellt habe, 
als eigentlicher Verkäufer und mithin als Gläubiger des Kaufgeldes betrachtet 
werden müſſe. — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung des Klägers 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Die Hauptbegründung des Klaganfpruchs läuft darauf hinaus, daß die 
vom Beklagten gepfändete, ihm überwieſene und durch Auszahlung erfüllte 
Forderung nicht dem Pfändungsſchuldner D., ſondern dem Kläger zugeſtanden 
habe. Daß D. beim Abſchluß des Vertrags, dem die Forderung entſprang, 
ausdrücklich im Namen des Klägers handelnd hervorgetreten ſei, behauptet der 
Kläger nicht; die Umſtände ſollen eine derartige Stellvertretung des Klägers 
durch D. ergeben (8 164 Abſ. 1 S. 2 BGB.). 

Eine weitverbreitete, im allgemeinen billigenswerte und auch vom Ober⸗ 
landesgericht Kiel befolgte Rechtſprechung legt den § 164 Abſ. 1 S. 2 dahin 
aus, daß bei Rechtsgeſchäften, die ſich auf einen Gewerbebetrieb beziehen, 
der Wille der Beteiligten regelmäßig auf den Abſchluß mit dem Inhaber des 
Gewerbes gerichtet ſei, und daß ſogar dieſer maßgebende Wille durch einen 
Irrtum darüber, ob die innerhalb des Gewerbebetriebs abſchließende Perſon 
der Inhaber ſei oder nicht, keineswegs beeinträchtigt werde (Planck BGB. 
Bem. 4 zu § 164). Allein dieſe Willensauslegung, die einer geſunden wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundauffaſſung entſpringt, hält ſich nur dann im Rahmen des 
§ 164 und iſt daher nur dann zur Annahme einer direkten Stellvertretung 
gemäß $ 164 dienlich, wenn jener Wille ſich in irgend einer Weiſe äußerlich 
erkennbar hervortut. Den Hauptfall, wenn auch nicht den einzigen, wird es 
bilden, daß das zu beurteilende Rechtsgeſchäft in einem Laden oder ſonſtigen 
Geſchäftsraum abgeſchloſſen wird. Jedenfalls muß es nicht nur ‚feititehen, 
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daß die Abſicht dahin ging, mit dem Inhaber des Geſchäfts zu kontrahieren“ 
(ſo Planck a. a. O.), ſondern es muß ſich auch gerade dieſer Wille in äußeren, 
beim Vertragsabſchluß ſelbſt erkennbaren Umſtänden verkörpern. Eine Aus⸗ 
legung, die dieſe Grenzen überſchreitet und zu tief in das Innenverhältnis der 
handelnd auftretenden Perſonen zu einem Dritten eindringt, wird zwar 
vielfach zu einer richtigen Intereſſenwahrung führen, auf der andern Seite 
aber die Klarheit und Sicherheit des Rechtsverkehrs gefährden, indem ſie an 
Stelle des äußerlich Wahrnehmbaren das Ungewiſſe und ſchwer zu Erkennende 
ſetzt. Gerade dieſes Ergebnis widerſtreitet aber dem deutlichen Grundgedanken 
der direkten Stellvertretung i. S. des § 164 BGB. 

Im vorliegenden Fall hat nun die Beweisaufnahme erkennbare äußere 
Umſtände, die den Willen des T., mit dem Kläger, als dem die Schweinezucht 
Betreibenden, abzuſchließen, nicht ergeben. Bei der Beweiswürdigung iſt 
es nicht zu überſehen, daß nicht rechtsverſtändige Zeugen häufig bei nachträg⸗ 
licher Betrachtung früher betätigter Rechtsauffafſungen die wirtſchaftlich wich⸗ 
tigen Geſichtspunkte mit den rechtlich maßgebenden verwechſeln. Es iſt alſo 
nicht jede einzelne Wendung, die ein ſolcher Zeuge ſeiner Auffaſſung gibt, 
wörtlich zu nehmen. Alles in allem geſehen iſt aber offenbar die neben der 
Auffaſſung des D. maßgebende Anſchauung des T. doch eher die geweſen, 
daß D. ein ſelbſtändiger Schweinezüchter ſei und daß er unmittelbar nur mit 
dieſem zu tun habe. Was man ſonſt in der Gegend geglaubt hat, tritt dem⸗ 
gegenüber zurück. — — — Der vorliegende Fall iſt daher fachlich, nach den 
äußeren Umſtänden, und perſönlich, nach der Auffaſſung des einen Vertrag⸗ 
ſchließenden, anders beſchaffen als die Fälle, in denen jemand auf einem 
Gutshof mit einem Knecht oder einem Inſpektor einen Handel abſchließt. — —“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 20. Mai 1916 G. w. E. U. III 
179/15. SchleswHolſtunz. 1916, 174. 


31. Unbegründete Abnahmeverweigerung des Käufers; der Der- 
käufer muß anderweit günſtig zu verkaufen ſuchen. 
Vgl. 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207. 
BGB. 55 254. 326. 
| In einem Vorprozeſſe war die Verpflichtung der Beklagten zur Abnahme 
einer größeren Menge Maßflieſen feſtgeſtellt worden. Die Klägerin forderte, 
als die Bekagte die Maßflieſen nicht abnahm, Schadenerſatz gemäß 9 326 BGB., 
wurde aber vom Landgericht abgewieſen, indem mit Rückſicht auf eingetretene 
Preisſteigerung ein Schaden der Klägerin überhaupt verneint wurde. Das 
Oberlandesgericht beſtätigte mit folgender Begründung: 
„Mit Recht ſtellt das Landgericht auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen K. feſt, daß die Klägerin im Dezember 1913, d. i. nach Ablauf der 
ihr bis zum 21. Dezember geſetzten Nachfriſt (§ 326 BGB.), welcher Zeit⸗ 
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punkt für die Berechnung des abſtrakten Schadens zugrunde zu legen iſt (RG. 
Entſch. 60, 346 ff., 348 oben), mit Leichtigkeit die an die Beklagte verkauften 
Maßflieſen anderweit und ſogar zu einem höheren Preiſe hätte verkaufen können. 
Die Klägerin war ſomit in der Lage, den jetzt geltend gemachten Schaden 
in voller Höhe abzuwenden. Unterließ ſie dies, ſo iſt ſie für dieſe Unterlafſung 
im Rahmen des § 254 Abſ. 2 BGB. verantwortlich zu machen (Entſch. 57, 
106 ff.). Dieſe Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß es nicht nur Pflicht 
eines jeden iſt, ſchädliche Eingriffe in einen fremden Rechtskreis zu vermeiden, 
ſondern daß es auch Aufgabe jedes ordentlichen und verſtändigen Menſchen 
iſt, ſich und das Seinige tunlichſt vor Schaden zu bewahren. Wer, pochend 
auf die Schadenerſatzpflicht eines anderen, jede Maßregel zur Abwendung 
oder Minderung eines ihm drohenden Schadens unterläßt, der verſtößt wider 
Treu und Glauben, wenn er gleichwohl den vermeidlich geweſenen Schaden 
von dem anderen erſetzt verlangt. Dieſer Verſtoß gegen Treu und Glauben 
iſt es, den das Geſetz in $ 254 Abſ. 2 BGB. als Verſchulden bezeichnet. 
RGentſch. 52, S. 349 ff., 351; vgl. auch Dernburg B. R. II. 1, 82 5 32 Nr. 3, wonach 
ein Verſchulden i. S. jener Beſtimmung dann vorliegt, wenn der Geſchädigte zur Ab⸗ 
wendung des Schadens das nicht tut, was er vorausſichtlich tun würde, wenn er 
niemand hätte, der ihm für den Schaden aufkommt. 

So liegt hier der Fall. Bei der Leichtigkeit, mit der die Klägerin durch 
anderweitige, noch dazu gewinnbringende Verwertung der an ſich der Beklagten 
zu liefernden Maßflieſen ſich vor jedem Schaden hätte bewahren können, iſt 
das Verlangen der Klägerin auf Erſatz des abſtrakten Schadens ſo unbillig 
wie nur möglich; und der ihr angeblich erwachſene Schaden beruht derart 
vorwiegend auf ihrem eigenen Verſchulden, daß das etwaige Verſchulden des 
Beklagten dagegen gänzlich zurücktritt und daß deshalb auch eine nur teil⸗ 
weiſe Verurteilung der Beklagten zum Schadenerſatze nicht mehr gerecht⸗ 
fertigt wäre. 

Die Klägerin kann ſich nicht einmal darauf berufen, daß ſie infolge ge⸗ 
nügender Vorräte von Rohſtoffen noch neben der Beklagten alle Abnehmer 
von Maßflieſen hätte befriedigen können. Denn gerade angeſichts der vom 
Sachverſtändigen bekundeten Knappheit an Maßflieſen zu Ende 1913 iſt nicht 
anzunehmen, daß etwa die Menge Rohſtoffe, die die Klägerin zur Herſtellung 
der an die Beklagte zu liefernden Maßflieſen gebraucht haben würde, von ihr 
nicht zu verwenden geweſen wären. Vielmehr ſind die erkennenden Richter 
davon überzeugt, daß ſie auch dieſe Rohſtoffe durch Herſtellung der damals nur 
in beſchränkten Mengen auf den Markt kommenden Maßflieſen und durch deren 
anderweitigen Verkauf zu den gegenüber dem Vertragspreiſe höheren Preiſen 
hätte verwerten können. Für den vorliegenden Fall ſchlagen deshalb die 
entgegenſtehenden Ausführungen in OLGRſpr. 23, 9ff. unter 8 keinesfalls ein. 

Übrigens iſt das Ber.⸗Gericht auch davon überzeugt, daß die Klägerin 
die in Betracht kommenden Rohſtoffe anderweit und ſogar mit Gewinn ver⸗ 
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wendet hat. Denn es wäre geradezu unwirtſchaftlich, wenn ein Kaufmann 

die günſtige Marktlage, wie ſie ſich für die Klägerin bot, nicht ausgenutzt hätte.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 11. April 1916. K. & P. w. H. 
8 O. 3/16. F ch. 


32. Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen 
Abladegeſchäft. 
Vgl. 66 Nr. 202 m. N.; 71 Nr. 32. 107. 157. 
| BGB. 33 271. 459. 157. 

— — — Es bedarf keiner erneuten Darlegung, daß beim reinen Ablade⸗ 
geſchäft die Verhinderung der Abladung durch den gegenwärtigen Krieg eine 
Unmöglichkeit der Leiſtung bewirkt, indem, bei der handelsüblichen Bedeutung 
des Abladetermins für die Eigenſchaft der Ware, die Verhinderung der Ab⸗ 
ladung die wirtſchaftliche Bedeutung und den Inhalt der Leiſtung derart 
berührt, daß die Bewirkung der vertragmäßigen Leiſtung als unmöglich zu 
gelten hat. Wenn der vorliegende Vertrag daher nicht die Nachlieferungs⸗ 
klauſel enthielte, ſo wäre die Klägerin, und zwar auch ohne Zuhülfenahme 
der force majeure⸗Klauſel, von der Lieferungsfriſt wegen Unmöglichkeit frei. 
Zu prüfen iſt daher lediglich, ob die Rechtslage eine andre deswegen iſt, weil 
der Vertrag jene Nachlieferungsklauſel enthält. 

Dieſe Klauſel lautet: 

Die Verkäufer find berechtigt, dieſen Kontrakt zu annullieren, falls die Ausführung des⸗ 
ſelben durch Krieg verhindert wird, ſofern der Käufer keine den Umſtänden entſpre⸗ 
chende Nachlieferungsfriſt bewilligen will; das Recht, dieſe Nachlieferungsfriſt zu be⸗ 
anſpruchen, ſteht den Verkäufern ebenfalls zu. 

Nach der Auslegung, die Beklagter dieſer Klauſel geben will, iſt dadurch die 
(aus dem Charakter des Abladegeſchäfts zu folgernde) Vertragsabſicht, daß die 
Ware einige Monate nach der vertraglich beſtimmten Abladefriſt hier abge⸗ 
liefert werden ſollte, für den Fall des Krieges geändert, derart, daß es für den 
Verkäufer keine unbillige Zumutung bedeute, die Ware bis zum Friedens⸗ 
ſchluß aufzubewahren und ſie nachher zur Ablieferung zu bringen; zur Auf⸗ 
bewahrung der Ware ſei aber der Verkäufer nicht einmal verpflichtet, denn 
da „fair average quality of the season“, nicht „of the season 1914 verkauft 
ſei, ſei er berechtigt, nach Beendigung des Krieges Ware derjenigen Saiſon 
zu liefern, welche alsdann die laufende ſei. Dieſe Auslegung geht fehl. 

Gehandelt iſt Ware der Saiſon 1914; das iſt, da es ſich um Abladung 
September / Oktober bzw. Oktober / November 1914 handelt, ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Der Zuſatz des Jahres zu dem Worte Saiſon wäre höchſt überflüſſig 
geweſen. Die Klägerin iſt daher weder berechtigt noch verpflichtet, zur Er⸗ 
füllung Ware der nach Kriegsbeendigung laufenden Saiſon zu verwenden. 
Daß Beklagter bei günſtigen Preiſen natürlich bereit wäre, auch ſolche Ware 


wollte. 
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als Erfüllung anzunehmen, iſt für die rechtliche Beurteilung bedeutunglos. 
Es kann ſich daher nur fragen, ob der Beklagte auf Grund der Nachlieferungs⸗ 
klauſel auch nach Beendigung des Krieges noch Lieferung von Ware der Saiſon 
1914 verlangen kann. Das iſt zu verneinen. 

Allerdings wird durch das Nachlieferungsrecht der Sinn der Abladeklauſel 
verändert, aber nicht ſo, daß dadurch beim Vorliegen der angegebenen Gründe 
für die Ausführung des Vertrags („Krieg, Streik, Ausfuhrverbot oder irgendein 
anderer Fall von force majeure“) die Beſtimmung des Abladetermins völlig 
ihrer Bedeutung entkleidet würde und an Stelle der Verpflichtung zur Liefe⸗ 
rung von Ware eines beſtimmten Abladetermins geradezu eine unbeſchränkte 
Gattungsſchuld träte. Das aber wäre der Fall, wenn man die Klägerin auch 
jetzt noch zur Lieferung von Ware der Saiſon 1914 als verpflichtet erachten 


Der Sinn der Beſtimmung, daß der Käufer das Recht hat, eine den Um⸗ 
ſtänden entſprechende Nachlieferungsfriſt zu ſetzen, iſt vielmehr bei einer 
unter Berückſichtigung von § 157 BGB. erfolgenden Auslegung der, daß, 
wenn der urſprünglich vorgeſehene Abladetermin infolge jener Behinderungen 
vereitelt wird, dennoch der Verkäufer zur Lieferung einer ſpäteren Abladung 
auf Verlangen des Käufers verpflichtet ſein ſoll, vorausgeſetzt, daß eine ſolche 
Leiſtung den Umſtänden entſpricht, das heißt, ihm unter Berückſichtigung der 
obwaltenden Verhältniſſe zugemutet werden kann. Wann das der Fall iſt, 
kann nicht allgemein geſagt werden. Hier iſt es, angeſichts der langen Dauer 
der Verhinderung und der völlig unabſehbaren Veränderungen der Geſchäfts⸗ 
lage auf dem Waren⸗ und Frachtenmarkt bei Beendigung des Krieges nicht 
der Fall. | | 

Die Klägerin iſt mithin von der Leiſtung frei. Die darauf gerichtete 
Feſtſtellungsklage iſt begründet und der Berufung war daher der Erfolg zu 
verſagen. a 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 30. Juni 1916. H. D. & Co. 
(Kl.) w. W. Bf. IV. 139/16. B. 


33. Keine Verurteilung zu einer nachträglichen inzwiſchen unmöglich 
gewordenen Leiſtung. 
Vgl. 49 Nr. 87 m. N.; 57 Nr. 236; 67 Nr. 74. 
BGB. 8 280. 

Gegen die Beklagten war im Februar 1910 geklagt worden auf die Milch⸗ 
lieferung vom 1. Febr. 1910 bis zum 1. Febr. 1918 an die Molkerei des Klägers, 
zu der ſie ſich in einem Vertrage vom Januar 1909 verpflichtet hatten. — Sie 
wurden in 2. Inſtanz klagegemäß verurteilt; das Reichsgericht hob die Ver⸗ 
urteilung auf, ſoweit ſie ſich auf die Zeit vom 1. Febr. 1910 bis zum 1. Juli 1915 
bezog, und erklärte für dieſe Zeitdauer den in der Ber.⸗Inſtanz hülfweiſe 
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geſtellten Schadenerſatzanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Aus 
den Gründen: 

„— — — Zutreffend wird die Entſcheidung inſoweit, als ſie die Ver⸗ 
gangenheit betrifft und die Beklagten verurteilt ſind, nach Maßgabe des Ver⸗ 
trages an die Molkerei des Klägers für die Zeit vom 1. Febr. 1910 bis ein⸗ 
ſchließlich 1. Juli 1915 täglich von drei Kühen je 5 Liter Milch zu liefern, 
mit der Begründung bekämpft, daß ſie inſoweit ſich als eine unzuläſſige Ver⸗ 
urteilung zu einer unmöglichen Leiſtung darſtelle. In dieſer Beziehung hat 
das Ber.⸗Gericht ausgeführt: Eine offenbar unmögliche Leiſtung komme 
nicht in Betracht. Allerdings könne eine Leiſtung, deren objektive Unmöglich⸗ 
keit feſtſtehe, nicht zum Gegenſtand einer Klage gemacht werden. Ein ſolcher 
Fall liege aber hier nicht vor. Denn zur Zeit der Klagezuſtellung — Ende 
Februar 1910 — ſei das Verlangen nach Lieferung der ſeit dem 1. Febr. 1910 
rückſtändigen Milch noch keineswegs unmöglich geweſen, da eine Erſatzlieferung 
unſchwer zu bewirken geweſen wäre, wenn der Klaganſpruch von dem Be⸗ 
klagten alsbald anerkannt worden wäre. Ob eine ſolche Nachlieferung jetzt 
noch in Frage kommen könne und wie ſie auszuführen wäre, könne nur im 
Wege des beiderſeitigen Übereinkommens zu regeln ſein. Denn natürlich 
könnten die Beklagten im Fall der Verurteilung nicht die ganze rückſtändige 
Menge dem Kläger auf einmal anliefern. Indeſſen handle es ſich hierbei 
lediglich um Fragen, deren Löſung in der Zw.⸗Vollſtr.⸗Inſtanz verſucht werden 
möge. Die Beklagten ſeien jedenfalls nicht berechtigt, im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits dem Kläger die Einrede der Unmöglichkeit der Erfüllung entgegenzu⸗ 
ſetzen, wenn ſie dieſe Unmöglichkeit ſelbſt herbeigeführt und ſomit zu vertreten 
hätten. Denn dadurch würde die Prozeßlage des Klägers verſchlechtert wer⸗ 
den, indem dieſer nunmehr gezwungen wäre, die Vorausſetzungen für den 
Grund und die Höhe eines Schadenerſatzanſpruchs nachzuweiſen, während 
es ihm ſonſt freiſtehen würde, die Erfüllung zu fordern und nach Erwirkung 
eines obſiegenden Urteils den für ihn bequemeren Weg des § 283 BGB. 
zu beſchreiten (RGEntſch. 54, 31). Der Einwand der Unmöglichkeit könne 
deshalb hier keine Berückſichtigung finden. 

In der Rechtslehre iſt allerdings ſtreitig, ob in dem Fall, daß nach Ent⸗ 
ſtehung des Schuldverhältniſſes die Leiſtung infolge eines von dem Schuldner 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird, auf den urſprünglichen Leiſtungs⸗ 
gegenſtand geklagt werden kann und eine dahingehende Verurteilung zuläſſig 
iſt, oder ob die Verbindlichkeit ſich in eine ſolche auf Schadenerſatz umwandelt. 
Die herrſchende Meinung entſcheidet die Frage im letzteren Sinn. In Über⸗ 
einſtimmung hiermit hat der 1. Zivilſen. des Reichsgerichts in dem von dem 
Ber.⸗Gericht bezogenen Urteile (Entſch. 54, 31) entſchieden, daß ein Urteil 
auf eine Leiſtung, deren Unmöglichkeit bereits feſtſteht, nicht zu erlaſſen iſt; die 
Verurteilung der Beklagten zu dem urſprünglichen Leiſtungsgegenſtande 
wurde dann auch auf die Erwägung geſtützt, daß die Unmöglichkeit ſeiner Lei⸗ 
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ſtung zwar von der Beklagten behauptet, von dem Kläger aber beſtritten ſei 
und noch nicht feſtſtehe. Dabei wurde auf den beſonderen Vorteil hingewieſen, 
der dem Kläger aus einer ſolchen Verurteilung im Hinblick auf § 283 BGB. 

erwachſe. Dieſer Rechtſprechung ſchließt ſich der erkennende Senat an. 
Im Unterſchiede von dem damals entſchiedenen Fall ſteht jedoch ſchon 
gegenwärtig ohne weiteres feſt, daß die Verpflichtung der Beklagten, inner⸗ 
halb einer gewiſſen Zeit täglich an die Molkerei des Klägers eine beſtimmte 
Menge Milch zu liefern, für den bereits abgelaufenen Zeitraum in der im 
Vertrage vorgeſehenen, dem Vertragszweck und den beiderſeitigen Intereſſen 
der Parteien entſprechenden Weiſe nicht mehr erfüllt werden kann. Durch die 
Hinausſchiebung der Leiſtung auf lange Zeit hinaus iſt der Leiſtungsgegenſtand 
ſelber verändert und hat damit die Fähigkeit, als Vertragserfüllung zu dienen, 
verloren. Daher iſt die Leiſtung des urſprünglichen Vertragsgegenſtandes 
unmöglich geworden (vgl. RGEntſch. 42, 116, in Seuff A. 54 Nr. 81). Dies 
iſt von dem Ber.⸗Gericht verkannt. Deshalb unterliegt feine Entſcheidung. 
inſoweit der Aufhebung. Grundſätzlich ſteht dem in der Ber.⸗Inſtanz hülf⸗ 
weiſe geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch bezüglich des fraglichen 
Zeitraums nach Lage der Sache keinerlei Bedenken entgegen. Daher 
war dieſer Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären und 
die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung über die Höhe 
dieſes Anſpruchs an das Gericht 1. Inſtanz zurückzuverweiſen ($ 538 ZPO.). —“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 4. Febr. 1916. Sch. u. Gen. (Bkl.) 
w. Kl. (OLG. Breslau). II. 378/15. Auch in Entſch. 88 Nr. 18 S. 76. 


34. Schenkung von Todes wegen durch einen Vertrag zugunſten 
Dritter. b 
Vgl. 33 Nr. 12; 51 Nr. 113; 54 Nr. 85. 
BGB. 55 328. 331. 2301. 

Der Privatmann Joſeph G. in P., der mit der B.M. Bank daſelbſt in 
Geſchäftsverbindung ſtand und ein Guthaben bei ihr hatte, hatte in einem 
von ihm nicht eigenhändig geſchriebenen, aber unterſchriebenen Briefe v. 
8. Okt. 1907 die Bank erſucht, der Ehefrau Luiſe M., ſeiner Nichte, deren Auf⸗ 
enthalt nicht bekannt ſei, 5000 & gutzuſchreiben und ihn für dieſen Betrag zu 
belaſten; er verlangte die Verzinſung des Betrags mit 4% und beſtimmte, 
daß der Betrag der Frau M. oder deren Erben nach ſeinem Tode ausbezahlt 
und daß die Abrechnungen über das Konto ihm zugeſtellt werden ſollten. 
Die Bank hatte dieſen Antrag angenommen und in Ausführung desſelben 
unter Belaſtung des Kontos des G. der Frau M. den bezeichneten Betrag 
auf einem für ſie angelegten Konto gutgeſchrieben und dem G. bis zu 
deſſen Tode die Abrechnungen über dieſes Konto zugeſtellt. Der Aufenthalt 
der Frau M. blieb unbekannt. Als Teſtamentsvollſtrecker des G. verlangte 
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der Kläger mit der Klage von der Beklagten als der Rechtsnachfolgerin der 
genannten Bank die Ausbezahlung der 5000. % nebſt den aufgelaufenen 
Zinſen. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Gründe des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat in dem zwiſchen G. und der Bank getroffenen 
Abkommen ein Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten im Sinne der 
58 328 ff. BGB. erblickt, durch das ſich die Bank dem G. gegenüber verpflichtet 
hat, bei deſſen Tode der Frau M. oder deren Erben 5000 nebſt den aufge- 
laufenen Zinſen zu bezahlen, und es hat weiterhin ausgeführt, daß nach dem 
Zweck und den Umſtänden des Abkommens die Frau M. oder ihre Erben 
mit dem Tode des G. das unmittelbare Recht erworben hätten, die verſprochene 
Leiſtung zu fordern. Dieſe Annahme läßt keinerlei Rechtsirrtum erkennen. 

Die Reviſion ſucht zunächſt die Wirkſamkeit des Vertrags deshalb in Frage 
zu ziehen, weil die Bank kein Intereſſe an der verſprochenen Leiſtung gehabt 
und weil es an dem Erfordernis des ‚Kauſalverhältniſſes' zwiſchen ihr und G. 
gefehlt habe. Dieſer Einwand iſt unbegründet. Allerdings liegt regelmäßig 
dem Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten das ſog. Deckungsverhältnis 
zwiſchen dem Verſprechenden und dem Verſprechensempfänger zugrunde. 
Dieſes lag aber im vorliegenden Fall darin, daß die Bank im Kontokorrent⸗ 
verkehr mit G. ſtand und das Verſprechen zur Tilgung ihrer hieraus ſich er⸗ 
gebenden Verbindlichkeit abgab. Die von der Reviſion zur Vergleichung heran⸗ 
gezogenen Fälle, daß ein Freund ſeinem Freunde das Verſprechen zur Be⸗ 
friedigung der eigenen Gläubiger gebe und daß ein Geſchäftsherr den eigenen 
Kaſſierer zur Auszahlung einer Summe an einen Dritten ermächtige, liegen 
durchaus anders; in derartigen Fällen entſteht keine Verbindlichkeit, weil es 
an einem ſchutzwürdigen Intereſſe des Gläubigers und an dem Willen recht⸗ 
licher Bindung fehlt. 

Auch der Einwand, daß ein Vermächtnis des G. vorliege, greift nicht durch. 
Allerdings hat nach den Feſtſtellungen G. der Frau M., die er aus Verſehen 
in ſeinem Teſtament übergangen hatte, durch den Vertrag auf ſeinen Tod 
eine unentgeltliche Zuwendung machen wollen. Das bürgerliche Recht ver⸗ 
bietet es aber nicht, eine ſolche Wirkung auf dem Wege des Verſprechens im 
Sinn der §8 328ff. BGB. herbeizuführen. Auch durch Vertrag unter Le 
benden können, wie bereits in RGEntſch. 80, 177 ausgeſprochen worden iſt, 
die Zwecke erreicht werden, die das Vermächtnis verfolgt. Die auf den Todes 
fall zugunſten Dritter geſchloſſenen Verträge kommen in ihrem Endziel den 
Vermächtniſſen nahe, ſie haben aber die Eigentümlichkeit, daß der Dritte 
unmittelbar aus dem Vertrage erwirbt, und daß ſich das Zugewendete mit dem 
Tode des Verfügenden von ſeinem Nachlaſſe trennt und nicht zu dieſem 
gehört. | 

Auf den Mangel einer geſetzlichen Form kann die Unwirkſamkeit des Ver⸗ 
trages nicht geſtützt werden. Für das Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 
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iſt im Geſetze eine Form nicht vorgeſchrieben. Die Notwendigkeit einer ſolchen 
iſt auch aus dem Deckungsverhältnis zwiſchen der Bank und G. nicht abzuleiten. 
Dagegen könnte in Frage kommen, ob nicht aus dem Verhältnis zwiſchen den 
Vertragsparteien zu dem begünſtigten Dritten die Notwendigkeit einer Form 
ſich ergebe. Sollte, wie im vorliegenden Fall dies zutrifft, durch den Vertrag 
eine Zuwendung an den Dritten bewirkt werden, und entfiel der Rechtsgrund 
der Zuwendung wegen Formmangels des Rechtsgeſchäfts, das der Zuwendung 
zugrunde liegt, ſo könnte die Zuwendung von dem Zuwendenden nach den 
Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden. 
Durch das von der Bank geleiſtete Verſprechen ſollte der Frau M. oder ihren 
Erben eine unentgeltliche Zuwendung. durch G. gemacht werden, Dieſe Zu- 
wendung war aber keine Schenkung unter Lebenden, weil ſie erſt mit dem 
Tode des G. und im Fall des Überlebens der Frau M. in Wiſrkamkeit treten 
ſollte; die Formvorſchrift des 8 518 BGB. kommt daher nicht zur Anwendung. 
Soll aber die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode des Verſprechens⸗ 
empfängers erfolgen, ſo erwirbt der Dritte gemäß § 331 BGB. das Recht auf 
die Leiſtung mit dem Tode des Verſprechensempfängers; er erwirbt es un⸗ 
mittelbar aus dem Vertrage als ein unentziehbares Recht auch ohne Kenntnis 
des Vertrags; ſein Erwerb iſt unabhängig von der Annahme der Zuwendung. 
Einer Form bedarf dieſe Zuwendung nicht (Hellwig Vertr. auf an an 
Dritte 350ff.). 

Hiernach haben die Frau M. oder ihre Erben mit dem Tode des G. den 
Anſpruch an die Bank erworben. Dieſer Rechtserwerb würde nur dann nicht 
gelten, wenn ſie das aus dem Vertrage erworbene Recht zurückgewieſen 
(8 333 BGB.) oder den Tod des G. nicht überlebt hätten. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung iſt jedoch vom Ber.⸗Gericht nicht getroffen worden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 25. Febr. 1916. G. Teſt.⸗Vollſtr. 

(Kl.) w. Deutſche Bank (OLG. Hamm). III. 368/15. Auch in RGEntſch. 

88 Nr. 33 S. 137. g = 


35. Verpflichtung zur Abnahme, wenn der Vertrag eine jährliche 
Geſamtmenge feſtſetzt. 
Vgl. 63 Nr. 6 m. N. 
GB. 5433 Abſ. 2. 

In dem Vertrage v. 28. Sept. 1912, durch den ſich die Beklagte verpfüchtelk, 
den für ihre in Cr. liegende Fabrik erforderlichen elektriſchen Strom aus⸗ 
ſchließlich von der Klägerin zu beziehen, hatte die Beklagte eine jährliche Mindeſt⸗ 
abnahme von 120000 Kilowattſtunden zugeſagt und ſich zur Zahlung der 
entſprechenden Beträge verpflichtet. Über den Einfluß eines Krieges auf die 
gegenſeitigen Verpflichtungen der Parteien waren beſondere Beſtimmungen 
getroffen worden. In den erſten 7 Monaten des Jahres 1914 hat die Ber 
klagte nur 56317 kwSt. abgenommen und bezahlt; eine weitere Abnahme 
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von Strom iſt dann wegen Stillegung des Fabrikbetriebes infolge des Krieges 
nicht erfolgt. Die Klägerin behauptete nun, die Beklagte hätte in den erſten 
7 Monaten des Jahres 1914 entſprechend der Jahresgarantie 70000 kwSt. 
abnehmen müſſen, habe alſo 13683 zu wenig abgenommen und ſei danach 
verpflichtet, die nicht abgenommenen Stunden mit dem Vertragspreiſe von 
5,3 O, zuſammen mit 725,20 , zu bezahlen. Auf Bezahlung dieſer Summe 
ſamt Zinſen ging ihre Klage, die in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Aus den 
Gründen: 

„Die Beklagte hat die Haftung für eine Mindeſtabnahme nach dem klaren 
und unzweideutigen Wortlaut des Vertrages auf das Jahr übernommen. 
Es lag ihr danach, da die Abnahme naturgemäß wechſelnd war, nicht die Ver⸗ 
pflichtung ob, in jedem Monat 10000 kwSt., den zwölften Teil des Jahres⸗ 
betrages, abzunehmen, vielmehr war ihr geſtattet, den Minderbezug früherer 
Monate durch Mehrbezug ſpäterer Monate auszugleichen. Ob dieſe Befugnis 
nach dem Sinn des Vertrages völlig ſchrankenlos war, ſo daß etwa die Beklagte 
die geſamte Menge im letzten Monat abnehmen konnte, in den früheren Monaten 
dagegen nichts zu beziehen brauchte, kann dahingeſtellt bleiben, da ein ſolcher 
beſonderer Fall nicht vorliegt, die Minderabnahme in den erſten 7 Monaten 
des Jahres 1914 vielmehr unzweifelhaft in dem Rahmen des durch den Vertrag 
gewährten Spielraums liegt. 

Nach dem Geſagten war die Beklagte bis zum Ausbruch des Krieges zu 
Anfang des Monats Auguſt 1914 nicht in Verzug mit der Abnahme von Strom 
gekommen. Dadurch erledigt ſich der auf die bis dahin angeblich erfolgte 
Minderabnahme geſtützte Klaganſpruch. An dieſem Ergebniſſe wird durch die 
Beſtimmung in $ 4 Abſ. 10 des Vertrages nichts geändert. Denn wenn dort 
geſagt iſt, daß während der Zeit der durch beſondere Umſtände, wie Krieg, 
eingetretenen Behinderung in der Abnahme von elektriſchem Strom die 
Abnahmeverpflichtung erliſcht, ſo bezieht ſich das ſowohl nach dem Wortlaut 
wie nach dem Sinn des Vertrages auf die ganze in der Behinderungszeit 
abzunehmende Menge. Während der tatſächlichen Behinderung ſollte die 
Beklagte zur Abnahme überhaupt nicht verpflichtet ſein; wie das in entſprechen⸗ 
der Weiſe in Abſ. 7 desſelben Paragraphen für die Klägerin beim Eintritt 
eines ſie an der Lieferung von Strom hindernden Umſtandes beſtimmt war. 
Wenn die Klägerin für den Fall des Eintritts einer zeitweiſen Abnahme⸗ 
behinderung, wie ſie hier vorliegt, eine verhältnismäßige Verrechnung der für 
das Jahr zugeſicherten Mindeſtabnahme Platz greifen laſſen will, ſo trägt 
ſie damit etwas in den Vertrag hinein, wofür dieſer keinen Anhalt bietet. 
War die Beklagte nach dem Vertrage befugt, den Reſt der zugeſicherten Mindeſt⸗ 
abnahme in den noch fehlenden fünf Monaten des Jahres abzunehmen, und 
ſtand nicht feſt, daß das nicht auch tatſächlich geſchehen ſein würde, wenn die 
Behinderung nicht eingetreten wäre, ſo kann ihr aus der Minderabnahme der 
erſten ſieben Monate kein vertragmäßiger Nachteil erwachſen. Hätte die von 
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der Klägerin verlangte Berechnung eintreten follen, jo hätte es der Aufnahme 
einer beſonderen dies zum Ausdruck bringenden Beſtimmung im Vertrage 
oder doch der Vereinbarung einer monatlichen Mindeſtabnahme von 10000 
kwSt. bedurft. — — — N 
Aus dieſen Gründen iſt in Beachtung der Berufung der Beklagten die 
Klage abzuweiſen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 23. Nov. 1915. S. E. L. G. 


w. B. & Cl. 90. 125/15. F- ch. 
36. Verpflichtung des Verſicherten, Gefahr erhöhende Umſtände 
anzuzeigen. 

Vgl. 27 Nr. 60; 51 Nr. 212 m. N. 

Vers. 55 23. 25. 


Nach §7 Nr. 2 und 4 der Verſicherungsbedingungen der Beklagten in 
Übereinſtimmung mit 89 23 Abſ. 1, 25 Abſ. 1 VerſVertrG. iſt die Beklagte 
von der Verpflichtung zum Erſatz des der Klägerin durch den Einbruchdiebſtahl 
am 24.) 25. Januar 1915 zugefügten Schadens frei, wenn ohne Einwilligung 
oder Geſtattung der Beklagten eine Anderung in den Verhältniſſen bezüglich 
des verſicherten Gegenſtandes vorgenommen oder eingetreten iſt, durch welche 
eine Erhöhung der Gefahr bedingt iſt, und die Klägerin als Verſicherungnehmerin 
der Beklagten nicht unverzüglich nach Kenntnis davon Mitteilung gemacht hat. 
Nach dem 8 7 Nr. 2 iſt die ſchriftliche Erſtattung der Anzeige von einer Gefahr⸗ 
erhöhung ausdrücklich von der Beklagten vorgeſchrieben worden. In Nr. 4 
des 87 iſt weiter ausgeführt, daß in Anſehung von häuslichem Mobiliar eine 
Gefahrerhöhung dann als vorliegend angeſehen werden ſolle, wenn die Ver⸗ 
ſicherungsräumlichkeit für eine längere Dauer als 60 Tage unbewohnt und 
unbeaufſichtigt gelaſſen wird. Dort wird der Begriff der Aufſicht dahin er⸗ 
läutert, daß mindeſtens erforderlich ſei, daß die Aufſicht durch eine erwachſene 
Perſon ausgeübt werde, die ſich wenigſtens während der Nacht in den Ver⸗ 
ſicherungsräumen aufhalte. Dieſen Erforderniſſen hat die Klägerin ſeit dem 
20. Okt. 1914, alſo länger als 60 Tage vor dem hier in Rede ſtehenden Ein⸗ 
bruch v. 24./25. Januar 1915, nicht genügt. Sie hat unſtreitig das fragliche 
Haus von dieſem Zeitpunkt an nicht bewohnt. Wenn ſie ihrer Aufſichtspflicht 
dadurch genügt zu haben meint, daß ſie und ihre erwachſene Tochter wöchent⸗ 
lich zwei⸗ bis dreimal das Haus betreten und nachgeſehen hätte, ſo iſt dem nicht 
beizutreten. Auch die angebliche Beaufſichtigung durch die Polizei genügt nicht 
jenen von der Beklagten berechtigterweiſe aufgeſtellten Erforderniſſen. Die 
Anbringung von Sicherheitsſchlöſſern und ſonſtigen Vorkehrungen, welche die 
Klägerin vorgenommen haben will, genügen gleichfalls nicht jenen Vorſchriften; 
die Sicherung des verſicherten Gegenſtandes durch Schlöſſer und andre Vor⸗ 
kehrungen entbindet den Verſicherungnehmer nicht von der Ausübung der 
in der Polize vorgeſchriebenen Beaufſichtigungspflicht. 
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Es iſt alſo eine Gefahrerhöhung i. S. des $7 Nr. 4 des Verſicherungs⸗ 
ſcheins während der Dauer des Verſicherungsvertrages eingetreten, über welche 
die Klägerin der Beklagten unverzüglich eine ſchriftliche Anzeige zu e 

hatte. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juli 1916. S. (Kl.) w. 
Niederl. Lloyd. Bf. VI. 44/16. Nö. 


37. Invalidenverſicherung; nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche 
gegen Dritte gehen auf den Derficherungsträger über. 
Vgl. 70 Nr. 194; auch 45 Nr. 268; 46 Nr. 50; 49 Nr. 41; 54 Nr. 175: 64 Nr. 226. 
RVerſoO. 85 1324. 1542. | 

Der Beklagte, ein ehemaliger Waſſerbauarbeiter, der eine ſog. Alarm⸗ 
kanone zu bedienen hatte, verunglückte im Auguſt 1913 beim Anfertigen von 
Patronen, es wurde ihm die linke Hand weggeriſſen. Er erhob außergerichtlich 
gegen die Gemeinde G. Entſchädigungsanſprüche in Höhe von 18000 K; 
vergleichweiſe bezahlte die Verſicherungsgeſellſchaft, bei der die Gemeinde 
verſichert war, für dieſe 6000 & an den Beklagten aus unter dem ausdrück⸗ 
lichen Vorbehalt, daß eine Rechtspflicht zur Entſchädigung nicht anerkannt 
werde. Die Landverſicherungsanſtalt Oberbayern verlangte richterliche 
Feſtſtellung dahin, daß ſie berechtigt ſei, die. ſie treffende Verpflichtung zur 
Gewährung von Invalidenrente gegen jene Vergleichsſumme aufzurechnen. 
Das Landgericht wies die Klage ab, davon ausgehend, daß die Bezahlung der 
6000 freiwillig erfolgt ſei und daß für die Gemeinde G. keine geſetzliche 
Verpflichtung vorgelegen habe, den Beklagten zu entſchädigen. Die Be⸗ 
rufung der Klägerin hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

„Die von der Klägerin begehrte Aufrechnung ihrer Rentenpflicht gegen⸗ 
über den dem Beklagten von dritter Seite gezahlten 6000 M iſt nach § 1324 
RVerſO. nur dann und inſoweit zuläſſig, als auf die Verſicherungsanſtalt 
ein Anſpruch auf Entſchädigung nach Maßgabe des § 1542 RVerſO. über⸗ 
gegangen iſt. Letztere Vorſchrift beſagt, daß ein ſolcher Übergang ſtattfindet 
ſoweit die nach der RVerſO. Verſicherten nach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch den fraglichen 
Unfall erwachſen iſt. Die RVerſO. ſetzt alſo hier als weſentliche Grundbedin⸗ 
gung eines derartigen Übergangs voraus, daß der Schädiger dem Verletzten 
nach geſetzlicher Vorſchrift zum Schadenerſatz aus dem Unfall verpflichtet iſt. 
Verſteht er ſich ohne das Beſtehen ſolcher Verpflichtung zu einer Entſchädi⸗ 
gung, jo greift 8 1542 nicht Platz. Ebenſowenig gehen die auf Vertrag be⸗ 
ruhenden Anſprüche oder die auf Geſetz beruhenden Anſprüche, die nicht die 
Natur der Entſchädigungsanſprüche haben, auf den Verſicherungsträger über; 

Lehmann RBerfd. Bem. 7 zu $ 1542; Hagen in Zeitſchr. f. Rchtspfl. in Bayern 1912, 70. 
Es war daher durchaus ſachgemäß, daß das Landgericht zur Hauptgrundlage 
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ſeiner Entſcheidung die Unterſuchung über die Frage machte, ob Beklagter in 
Wirklichkeit gegenüber der Gemeinde G. wegen des Unfalls nach den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen überhaupt einen Schadenerſatzanſpruch erworben habe. 
Eine frühere richterliche Feſtſtellung über dieſen Punkt liegt nicht vor; Be⸗ 
klagter hat nur außergerichtlich Anſprüche gegen die Gemeinde G. erhoben 
und es ſind Vergleichsunterhandlungen geführt worden, die durch das Ein⸗ 
treten der Verſich.⸗Geſellſchaft beendet wurden. 
Das Ber.⸗Gericht billigt aber auch die Ausführungen und Erwägungen 
des Landgerichts über die aufgeworfene Grundfrage. Die Gemeinde G. 
trifft kein nachweisbares Verſchulden an dem Unfall, das eine geſetzliche Haftung 
nach Maßgabe der 88618. 823 BGB. begründen könnte. — — — Wenn 
aber die Gemeinde kein Verſchulden trifft und der Beklagte daher keinen 
geſetzlichen Entſchädigungsanſpruch gegen ſie erheben kann, ſo konnte auch ein 
Übergang von Anſprüchen i. S. des § 1542 RVerſo. nicht ſtatthaben und es 
fällt damit die Zuläſſigkeit einer Aufrechnung von ſelbſt fort. — — —“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 4. Okt. 1916. Landverſ.⸗Anſtalt 
Oberbayern w. F. L. 298/16. F—z. 


38. Suläſſigkeit eines Rechtsſtreits zwiſchen den Eltern eines Kindes 
aus nichtiger Ehe über deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung feines 
Familienſtandes. 

BGB. 58 1699. 1707; ZPO. 3 643. 

Die Klägerin hatte mit dem Beklagten am 4. Sept. 1911 in England 
die Ehe geſchloſſen, dieſe Ehe wurde jedoch durch Urteil des Landgerichts zu 
Cöln v. 20. Nov. 1913 auf Grund des § 1328 BGB. für nichtig erklärt, weil 
eine frühere Ehe der Klägerin wegen ihres Ehebruchs mit dem Beklagten 
geſchieden worden war. Aus der Ehe der Streitteile iſt ein am 30. Jan. 1912 
geborener Knabe hervorgegangen. Die Klägerin klagte zunächſt auf Heraus⸗ 
gabe des Kindes an ſie; nachdem dann infolge einſtweil. Verfügung das Kind 
zur Klägerin gebracht worden war, beantragte ſie feſtzuſtellen, daß der Be⸗ 
klagte kein Recht habe, die Herausgabe des Kindes von ihr zu verlangen. Der 
Beklagte erhob Widerklage auf Herausgabe des Kindes an ihn. — Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab und gab der Widerklage ſtatt. In 2. Inſtanz wurde 
unter Abweiſung der Widerklage dem Feſtſtellungsantrag der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„Die Klägerin hat ihren Anſpruch auf Herausgabe des Kindes darauf ge⸗ 
ſtützt, daß das Kind unehelich ſei und ſie als ſeine uneheliche Mutter das Recht 
habe, für die Perſon des Kindes zu ſorgen (§ 1707 BGB.). Daß das Kind 
als uneheliches zu behandeln ſei, begründet ſie damit, daß die Ehe nichtig ſei 
und daß die Sondervorſchriften in 88 1699 bis 1702 BGB. nicht anwendbar 
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\ 
ſeien, weil beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung ge⸗ 
kannt hätten. Darüber, daß die Klägerin ſelbſt die Nichtigkeit gekannt hat, 
beſteht kein Streit unter den Parteien; das Ber.⸗Gericht legt inſoweit ſeiner 
Entſcheidung die ‚unbeſtrittene Behauptung‘ der Klägerin zugrunde. Der 
Streit dreht ſich einerſeits darum, ob die Klage in der Weiſe, wie ſie geſtellt 
iſt, überhaupt zuläſſig ſei, anderſeits darum, ob auch der Beklagte die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung gekannt habe. Das Landgericht hatte die 
Klage als unzuläſſig angeſehen und aus dieſem Grunde ohne Eingehen auf 
die Beweisfrage abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht bezeichnet die Klage als 
zuläſſig und ſieht den Beweis als erbracht an, daß der Beklagte die Nichtigkeit 
der Ehe gekannt habe. | 

Die Reviſion macht zunächſt unter Berufung auf das Urteil des Reichs⸗ 
gerichts in Entſch. 76, 283 geltend, daß eine Klage auf Herausgabe des Kindes 
unzuläſſig ſei ſolange nicht in einem Verfahren nach $$ 640. 643 ZPO. durch 
ein für und gegen alle wirkendes Urteil der Perſonenſtand des Kindes feſt⸗ 
geſtellt ſei. Der Einwand kann nicht als begründet anerkannt werden. 

Die Sache liegt weſentlich anders als in dem angezogenen Fall. Über die 
Frage der Abſtammung des Kindes beſteht hier überhaupt kein Streit, ſondern 
nur darüber, welche rechtlichen Folgen die Nichtigkeit der Ehe für das Rechts⸗ 
verhältnis der Eltern zu dem Kinde nach ſich ziehe. Eine gewiſſe Zwieſpältig⸗ 
keit kann ſich allerdings dadurch ergeben, daß im gegenwärtigen Prozeß das 
Kind der Mutter zugeſprochen wird, weil es als ein uneheliches zu behandeln 
ſei, während im übrigen das Kind vorerſt auf Grund der Eintragung der Geburt 
im Standesregiſter als ehelich zu gelten hätte und demnach der Vater als ſein 
geſetzlicher Vertreter zu handeln berechtigt wäre. Aber das iſt keineswegs 
ein Zuſtand, von dem ſich, wie in jenem Falle, ſagen ließe, er könne vom Geſetze 
nicht gewollt ſein und nicht geduldet werden; mit Recht weiſt das Ber.⸗Urteil 
darauf hin, daß für gewiſſe Fälle der Nichtigkeit der Ehe ein ähnlicher Zuſtand 
vom Geſetz ausdrücklich angeordnet wird, indem die Sorge für die Perſon 
des Kindes der Mutter, die geſetzliche Vertretung dagegen dem Vater zuſteht 
(88 1700. 1635 Abſ. 1 u. 2 BGB.). Richtig iſt jo viel, daß die im gegenwärtigen 
Prozeß ergehende Entſcheidung der Klägerin keine endgültigen Rechte verleihen 
kann, weil das Urteil im Familienſtandsprozeß — der längſt anhängig gemacht 
und bereits in die 3. Inſtanz gelangt iſt — für und gegen alle wirkt und daher 
auch für die Rechte beider Elternteile von Bedeutung ſein wird. Aber dieſer 
Umſtand ſteht der Durchführung des gegenwärtigen Prozeſſes nicht im Wege. 
Da der letztere den Rechten des Kindes in keiner Weiſe vorgreifen kann, ſo iſt 
es auch ohne Belang, daß hier andre Prozeßregeln gelten als im Familien⸗ 
ſtandsprozeß und namentlich die dem Kinde nachteilige Behauptung der 
Mutter, daß ſie die Nichtigkeit der Ehe gekannt habe, eine grundſätzlich andre 
Bedeutung hat als im Familienſtandsprozeß, wo der Beweis der Behauptung 
verlangt werden konnte. 
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Alles in allem genommen, liegen im Streitfalle keine Umſtände vor, die 
dazu nötigten, in gleicher Weiſe wie im Falle Entſch. 76, 283 die Klage auf 
Herausgabe des Kindes vor Durchführung einer Familienſtandsklage für 
unzuläſſig zu erklären. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Juli 1916. Fr. (Bkl.) w. St. 
(OLG. Braunſchweig). IV. 104/16. 


39. Die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge iſt nach ſachliche n Maßſtabe 
| zu beurteilen. | 
Vgl. 41 Nr. 39 m. N.; 43 Nr. 205; 44 Nr. 123. 
H. 5 377. 

Die Berufung wird darauf geſtützt, daß der Warenpoſten von 1831,15. 
an den im Schreiben der Beklagten v. 19. Januar 1914 angegebenen Mängeln 
(Muſterwidrigkeit und zu große Leichtigkeit) leide und daß der Vorderrichter 
zu Unrecht den hierauf geſtützten Einwand unter Hinweis auf § 377 HGB. 
als verſpätet zurückgewieſen habe. Der fragliche Warenpoſten (Korſett⸗ 
ſtoffe) wurde nach Angabe der Beklagten beſtellt am 1. oder 2. Nov. 1913 
und geliefert am 9. Dez. 1913. Inzwiſchen hatte der auf Reiſen in Frank⸗ 
reich befindliche Inhaber der verklagten Firma, A., am 4. Nov. 1913 einen 
Eiſenbahnunfall bei Melun erlitten, konnte erſt Anfang Dezember 1913 von 
Frankreich nach Hamburg befördert werden und ſoll nach Darſtellung der Be⸗ 
klagten erſt am 15. Jan. 1914 überhaupt wieder vernehmungsfähig geweſen ſein. 
Dieſe Umſtände ſollen nach Anſicht der Beklagten es entſchuldigen, daß erſt 
am 19. Jan. 1914 Mängelanzeige erfolgte und ſoll deshalb die Anwendung 
des 8 377 Abſ. 2 HGB. ausgeſchloſſen fein. In dem letzten Punkte kann aber 
der Beklagten nicht beigetreten werden. Entſcheidend iſt nicht, ob im Einzel⸗ 
fall eine Hinausſchiebung einer Mängelanzeige auf Gründen beruht, die der 
Käufer nicht verſchuldet hat, ſondern entſcheidend iſt der Geſichtspunkt, daß 
der Verkäufer geſchützt ſein ſoll gegen die Nachteile, welche mit einer Ver⸗ 
ſpätung einer Mängelrüge für ihn verknüpft ſein können. Es iſt deshalb die 
Frage, was der „ordnunggemäße Geſchäftsgang“ i. S. des Abſ. 1 8 377 HGB. 
erfordert, lediglich nach ſachlichem Maßſtabe zu beantworten und ſind deshalb 
zufällige perſönliche Hinderungen, welche den Käufer zur Hinausſchiebung 
einer Anzeige im Einzelfall veranlaßt oder auch vielleicht genötigt haben 
mögen, nicht zu berückſichtigen. In dieſem Sinne wird auch in der Recht⸗ 
ſprechung der § 377 HGB. überwiegend ausgelegt und angewendet (sgl. 
z. B. Warneyer Jahrb. 1907, 262 zu HGB. § 377 Nr. 19). Daß nun eine 
Hinausſchiebung der Mängelanzeige vom 9. Dez. bis zum 19. Jan. bei dem 
in Rede ſtehenden Artikel an ſich dem § 377 Abſ. 1 nicht entſprach, wird auch 
von der Beklagten nicht bezweifelt. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 7. Febr. 1916. Sch. w. O. T. 

Bf. I. 110/15. Nö. 
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40. Über die Haftung der Eiſenbahn für Fugverſpätung bei verderb- 
licher Ware. 


Vgl. 66 Nr. 75 m. N.; 71 Nr. 116. 
HGB. 38 456. 466. 


Der Kläger verlangt von der Eiſenbahn Schadenerſatz, weil von 25 Zent⸗ 
nern lebender Fiſche, die fie am 23. Okt. 1913 für ihn von D. nach B. beförderte, 
die meiſten unterwegs verendet ſind. Das Eingehen der Fiſche iſt nach ſeiner 
Behauptung darauf zurückzuführen, daß der Fiſchwagen, der fahrplanmäßig 
11 Uhr von D. abging, in Z. den Anſchluß an den 12“ Uhr abgehenden 
Zug nach M. nicht erreichte und bis zum Abgang des nächſten Zuges 445 Uhr 
auf dem Bahnhof dort ſtehen blieb; ſtatt um 240 ar iſt er infolgedeſſen erſt 
um 6° Uhr in B. eingetroffen. 

Der Berufung iſt zuzugeben, daß die Eisenbahn ihre Haftung für den 
Schaden nicht ſchon aus dem Grunde ablehnen kann, weil ſie die Ablieferung 
der Sendung innerhalb der tarifmäßigen Lieferfriſt bewirkt hat. Allerdings 
wird in der Rechtslehre und Rechtſprechung die Meinung vertreten, daß die 
Eiſenbahn bei Einhaltung der Lieferfriſt für einen durch Verzögerung des 
Transports entſtehenden Schaden niemals einzuſtehen habe (vgl. insbeſ. 
OLG. Zweibrücken bei Eger 31, 234). Aber durch die Feſtſetzung der Liefer⸗ 
friſten in dem Tarif nach 88 428. 454 HGB. und § 75 EVBVerk0O. ändert ſich 
nichts an der Haftung der Bahn für den Schaden, der durch Verluſt oder 
Beſchädigung des Guts in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis 
zur Ablieferung entſteht (88 456. 471 HGB.). Auch die beſonderen Beſtim⸗ 
mungen des § 466 HGB. in betreff des Schadens, der durch Verſäumung der 
Lieferfriſt entſteht, ſchränken dieſe Haftung nicht ein. Der Bahn gereicht es 
dabei nicht einmal, wie ſonſt einem Frachtführer nach 8 429 HGB., in allen 
Fällen zur Entlaſtung, wenn der Verluſt oder die Beſchädigung des Guts auf 
Umſtänden beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers 
nicht abgewendet werden konnten. Nur wenn eigenes Verſchulden des Ver⸗ 
fügungsberechtigten, höhere Gewalt, äußerlich nicht erkennbare Mängel in 
der Verpackung, oder die natürliche Beſchaffenheit des Guts für den Schaden 
urſächlich wurden, haftet ſie nicht. 

Aus ihrer Verpflichtung, auf die unbeſchädigte Ablieferung des Gutes 
mit aller Sorgfalt hinzuwirken, folgt aber, daß ſie Sachen, die ihrer natürlichen 
Beſchaffenheit nach der Gefahr des Verderbs unterliegen, möglichſt unge⸗ 
ſäumt befördern muß; 

Vgl. die Entſcheidungen des Wiener Handelsgerichts und des öſterr. Höchſten Gerichts 

hofs bei Eger 28, 207; 26, 419. 

Dieſer Pflicht wird mit der Einhaltung der tarifmäßigen Lieferfriſt nicht 
immer genügt. Bei Beförderung lebender Tiere haftet ſie nach § 459 Nr. 5 
HGB. nicht für den Schaden, welcher aus der für dieſe mit der Beförderung 
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verbundenen beſonderen Gefahr entſteht; trotzdem hat ſie mit aller Sorgfalt 
bei der Beförderung darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſe Gefahr ſich nicht 
verwirklicht, daß ſie ſich im beſonderen nicht vergrößert. Tritt ein Schaden 
ein, der aus dieſer Gefahr entſtehen konnte, ſo wird vermutet, daß er daraus 
entſtanden iſt; aber dem Geſchädigten ſteht der Nachweis offen, daß die Gefahr 
ſich bloß infolge einer Verletzung der Sorgfaltspflicht der Bahn verwirklicht hat. 

Der Bahn läßt ſich indeſſen im vorliegenden Fall nicht vorwerfen, daß 
ſie in der Beförderung der Fiſche des Klägers irgendwie ſäumig geweſen wäre. 
— — — Der Fahrbienftleiter in 3. hat richtig gehandelt, indem er den Zug 
nach M. fahrplanmäßig um 12“ abgehen ließ, ohne das Eintreffen des Eilzugs 
mit dem Fiſchwagen abzuwarten. Für dieſen Zug war aus S. eine Ver⸗ 
ſpätung von 15 Minuten gemeldet, ſein Eintreffen in Z. war daher ſtatt um 
12 erſt um 1255 Uhr zu erwarten; er iſt auch wirklich erſt zu dieſer Zeit in Z. 
angekommen. Länger als 10 Minuten ſollte aber der Zug nach M. auf das 
Eintreffen des Eilzugs nach der Dienſtvorſchrift nicht warten. Durch die 
Überleitung des Fiſchwagens, die einen Zeitaufwand von etwa 10 weiteren 
Minuten erfordert hätte, würde der Zug eine ſo große Verſpätung bekommen 
haben, wie der Fahrdienſtleiter ſie mit gutem Grund unter dieſen Umſtänden 
für nicht angängig halten konnte. Die Beförderung der Fiſche iſt demnach 
keineswegs von der Eiſenbahn in unnötiger Weiſe verzögert worden. 

Der Kläger glaubt ſeinen Entſchädigungsanſpruch auch darauf ſtützen zu 
können, daß ihm bei der Aufgabe der Sendung von dem annehmenden Beamten 
die Zuſicherung erteilt worden ſei, der Fiſchwagen werde in Z. „direkten 
Anſchluß“ finden, wenn er ihn unter Erlegung der dafür zu entrichtenden 
beſonderen Gebühr telegraphiſch vormelden laſſe. Auf dieſe Auskunft durfte 
ſich aber der Kläger verſtändiger Weiſe nicht in dem Sinn verlaſſen, daß der 
Fiſchwagen ſelbſt bei Eintritt einer erheblichen Zugverſpätung in Z. ohne 
jeden Aufenthalt weiter befördert werden würde. Es braucht daher nicht 
unterſucht zu werden, ob die Eiſenbahn dem Kläger für die Folgen einer 
unrichtigen Auskunft⸗ oder Raterteilung von ſeiten des Annahmebeamten 
einzuſtehen hätte. Eine Zuſicherung, daß auf die telegraphiſche Vormeldung 
hin in Z. unter allen Umſtänden mit der Ablaſſung der Anſchlußzüge bis zum 
Eintreffen des Fiſchwagens gewartet werden würde, hätte in Widerſpruch 
geſtanden mit den Vorſchriften der EBVerkoO. und wäre daher ſchon aus e 
Grunde nach § 471 Abſ. 2 Satz 2 HGB. ungültig geweſen. 

Urteil des OLG. zu Colmar (3. Sen.) v. 30. Okt. 1916. V. w. R. UI U. 

44/16. V. 
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II. Verfahren. 


41. Die ausſchließliche Zuftändigfeit der Landgerichte für Anfprüche 
gegen den Fiskus wegen Derfchuldens von Staatsbeamten beſchränkt 
ſich nach preuß. Recht auf Verſchulden auf öffentlichrechtlichem Gebiet. 
Bol. 45 Nr. 214; 48 Nr. 154. 
8G. 1 70 Abi. 3; preuß. Ausf®. 3 39: 80. $ 5472. 

Der Kläger war am Abend des 9. April 1913 im Geſchäftsgebäude des 
Landgerichts in Eſſen, als er eine Klageſchrift in den Briefkaſten einwerfen 
wollte, von einer nicht beleuchteten Treppe gefallen und dabei verletzt worden. 
Er nahm den Juſtizfiskus auf Schadenerſatz in Anſpruch. In 2. Inſtanz 
war ihm dieſer Anſpruch zu / als begründet zugeſprochen worden, wogegen 
der Beklagte Reviſion einlegte, der ſich der Kläger anſchloß. Die Reviſion 
wurde als unzuläſſig verworfen und die Anſchließung für wirkunglos erklärt. 
— In den Gründen des Rev.⸗Urteils wird zunächſt ausgeführt, daß die Rev.⸗ 
Summe nicht vorliege, und dann fortge fahren: 

„— — — Es bleibt alſo nur noch zu prüfen, ob, wie die Reviſionsbegrün⸗ 
dungs⸗Schrift geltend macht, im vorliegenden Fall ein Anſpruch vorliege, 
für welchen das Landgericht ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes ausſchließlich zuſtändig iſt (8547 Nr. 2 ZPO.). In dieſer Hinſicht 
kann lediglich die Vorſchrift des § 70 Abſ. 3 GVG. in Verbindung mit § 39 
preuß. AusfG. z. GVG. in Frage kommen. Dieſer beſtimmt in Nr. 2, daß die 
Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes für die 
Anſprüche gegen den Landesfiskus wegen Verſchuldung von Staatsbeamten 
zuſtändig ſind. 

Wie der erkennende Senat bereits in der Entſcheidung v. 29. April 1901, 
VI. 59/01 (JW. 1901, 2944) ausgeſprochen hat, ſtehen die Nr. 2 und 3 des 839 
AusfG. z. GVG. in einem engen und organiſchen Zuſammenhange, jo daß 
es ſich bei der in Nr. 2 erwähnten „Verſchuldung von Staatsbeamten' um ein 
ſolches ſchuldhaftes Tun des Staatsbeamten handelt, das mit ſeiner amt⸗ 
lichen Tätigkeit in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht, alſo entweder eine 
Überſchreitung ſeiner amtlichen Befugniſſe oder eine pflichtwidrige Unter⸗ 
laſſung von Amtshandlungen darſtellt, mithin das Gebiet ſeiner öffentlich⸗ 
rechtlichen Tätigkeit betrifft. Iſt dagegen der Beamte nur auf privatrecht⸗ 
lichem Gebiete als Vertreter des Fiskus tätig, ſo entfällt die Anwendung 
der Nr. 2 genau ſo, wie ſie nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in allen den Fällen als unanwendbar bezeichnet worden iſt, in denen es ſich 
nur um die privatrechtlichen Beziehungen des Fiskus zu dritten Perſonen 
handelte. 

Bol. RGentſch. 18, 166; 29, 420, in SeuffA. 48 Nr. 154; 40, 398; 50, 396; JW. 1887, 

921; 1889, 4781; 1896, 3001, 
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Es gelten hier die Sätze, die der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
v. 26. Nov. 1908, VI 654/07 (Seuff Bl. 74, 384) in einem andern Zuſammenhang 
und nach einer andern Richtung hin ausgeſprochen hat. Wie dort, ſo handelt 
es ſich auch hier nicht um einen von dem Beamten in Ausübung der ihm an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zugefügten Schaden, ſondern vielmehr 
um die allgemeine Fürſorgepflicht, die der Fiskus, wie jede Privatperſon, 
anzuwenden hat, wenn er in einem Gebäude einen allgemeinen Verkehr er⸗ 
öffnet, oder wenn er ein ſeiner Verfügungsmacht unterliegendes Grundſtück 
für einen Gemeingebrauch durch das Publikum eingerichtet hat und unter⸗ 
hält. Im gleichen Sinn hat auch der 3. ZS. des RG. in dem Urteil v. 23. Jan. 
1912 (Entſch. 78, 325, insbeſ. 329. 330) unter Hinweis auf das Urteil des 
erkennenden Senats vom 22. Mai 1905 (DIZ. 1905 Sp. 699 Nr. 59) hervor⸗ 
gehoben, daß der Staat nach den Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs als 
Eigentümer eines Gerichtsgebäudes wegen eines durch die ſchlechte Beſchaffen⸗ 
heit einer Einrichtung verurſachten Schadens nach den Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs haftet, wobei es ſich aber nicht um einen von dem Beamten ledig⸗ 
lich in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zuge⸗ 
fügten Schaden handelt. 

Zu dem gleichen Ergebnis würde man übrigens auch gelangen, wenn 
man annimmt, es liege hier ein eigenes Verſchulden des verklagten Fiskus 
vor; denn daß auf ſolche Fälle der § 39 Nr. 2 preuß. Ausf G. z. GVG. keine 
Anwendung findet, ſteht in der Praxis des Reichsgerichts feſt (vgl. Entſch. 
42, 415; JW. 1901, 394). 

Hiernach muß alſo, da die Vorſchriften des $ 70 Abſ. 3 GVG. in Ver⸗ 
bindung mit § 39 Nr. 2 preuß. AusfG. z. GVG. und ſomit auch die des § 547 
Nr. 2 ZPO. im vorliegenden Falle nicht Platz greifen, die Reviſion des Be⸗ 
klagten als unzuläſſig verworfen werden, was gleichzeitig die Wirkungloſigkeit 
der (unſelbſtändigen) Anſchlußreviſion des Klägers zur Folge hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Jan. 1916. Preuß. Juſtiz⸗ 
fiskus (Bkl.) w. M. (OLG. Hamm). VI. 361/15. | 


42. Eine Ungebührsftrafe kann nur der Richter verhängen, der die 
Sitzungspolizei ausgeübt hat“; Haftſtrafe nicht über drei Tage ““. 
"Bol. 48 Nr. 130. — gl. 50 Nr. 203; 52 Nr. 187. 

G. 3179. 

Der Beſchwerdeführer wurde am 13. Sept. 1916 in einer Strafſache als 
Zeuge vernommen von dem mit der Wahrnehmung des Termins beauftragten 
Referendar. Das Protokoll über die Vernehmung des Zeugen ſchließt mit 
den Worten: „eine Beſtrafung des Zeugen wegen Ungebühr bleibt vorbehalten“. 
Über die Vorgänge, welche den Anlaß zu dieſer Bemerkung gegeben haben, 
enthält das Protokoll nichts, vielmehr hat der Referendar an den aufficht- 
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führenden Richter über die Vorgänge ſchriftlich berichtet, woraufhin der Richter 
den angefochtenen Beſchluß erlaſſen hat, durch den der Beſchwerdeführer 
in eine Geldſtrafe von 25 % oder 5 Tage Haft genommen iſt. 

Dieſer Beſchluß entſpricht ſchon inſofern nicht dem Geſetz, als er über die 
im 8179 GVG. neben Geldſtrafe nur zugelaſſene Haftſtrafe von 3 Tagen 
hinausgeht. Der Beſchluß entſpricht aber auch vollen Umfangs deshalb nicht 
dem Geſetz, weil er von einem Richter erlaſſen iſt, der in dem Termin, in 
welchem die Ungebühr begangen ſein ſoll, nicht die Sitzungspolizei ausgeübt 
hat. Nach § 184 GVG. iſt der Beſchluß des Gerichts und deſſen Veranlaſſung 
in das Protokoll aufzunehmen. Das beweiſt, daß nur der amtierende Richter, 
hier alſo der Referendar, die Strafe verhängen konnte, wozu er auch gemäß 
85 des hamburg. Ausf G. z. GVG. befugt war. 

Es war daher der angefochtene Beſchluß als in einem dem Geſetze nicht 
entſprechenden Verfahren erlaſſen aufzuheben. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Strafſen.) v. 13. Okt. 1916. Bs. St. 
150/16. B. 


— 


43. Erftattung der Koften eines zweiten Prozeßbevollmächtigten, wenn 
der Vertreter des zum Heeresdienſte eingezogenen erſten wegen 
perſönlicher Beziehungen zum Gegner die Vertretung abgelehnt hat. 
N Vgl. 50 Nr. 44. 45; 52 Nr. 49; und 65 Nr. 225 m. N. 

ZPO. 5 91 Abſ. 2. 

Die Klägerinnen ſind zunächſt durch den Juſtizrat H. als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten vertreten geweſen. Bei Kriegsbeginn wurde dieſer zum Heeres⸗ 
dienſt eingezogen; ſein Stellvertreter Rechtsanwalt B. lehnte es wegen per⸗ 
ſönlicher Beziehungen zu dem Beklagten ab, die Klägerinnen in dem Prozeß 
weiter zu vertreten. Darauf beſtellten dieſe im Oktober 1914 den Juſtizrat 
Fl. an Stelle des Juſtizrats H. zu ihrem Prozeßbevollmächtigten. Gegen 
den in die Koſten des Rechtsſtreits verurteilten Beklagten beantragten die 
Klägerinnen die Feſtſetzung der ihnen zu erſtattenden Koſten des Juſtizrats 
Fl. und, als dieſem Geſuch ſtattgegeben war, nachträglich auch noch die Feſt⸗ 
ſetzung der ihnen erwachſenen Koſten des Juſtizrats H. in Höhe von 108,65 
nebſt 1,70 Geſuchskoſten. Auch dieſem Antrage iſt ſtattgegeben; nur ſind 
die Koſten dieſes nachträglichen Feſtſetzungsverfahrens den Klägerinnen ſelbſt 
auferlegt. 

_ Der Beklagte hat gegen den zweiten Feſtſetzungsbeſchluß Erinnerung 

eingelegt und geltend gemacht, daß ein Wechſel in der Perſon des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht notwendig geweſen wäre, weil die Beſtellung eines 
anderen Vertreters möglich geweſen wäre. Das Landgericht hat die Er⸗ 
innerung zurückgewieſen, mit der Begründung, daß dem Juſtizrat H. kein 
Vorwurf daraus gemacht werden könnte, wenn er bei der Auswahl ſeines 
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allgemeinen Stellvertreters auf deſſen Behinderung an der Vertretung in 
der vorliegenden Prozeßſache keine Rückſicht genommen hätte, und daß auch 
der Nachweis der Unmöglichkeit der Beſtellung eines beſonderen Vertreters 
von dem Prozeßbevollmächtigten nicht verlangt werden könnte. Hiergegen 
hat der Beklagte ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

Nach 8 91 Abſ. 2 ZPO. find die Koſten mehrerer Rechtsanwälte nur injo- 
weit zu erſtatten, als ſie die Koſten eines Rechtsanwalts nicht überſteigen oder 
als in der Perſon des Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten mußte. Vorliegen⸗ 
denfalls überſteigen ſie die Koſten eines Rechtsanwalts um den Betrag von 
108 A, denn Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr, Beweisgebühr und Aus⸗ 
lagen⸗Pauſchſatz wären nur einmal entſtanden, wenn Juſtizrat H. Prozeß⸗ 
bevollmächtigter der Klägerinnen geblieben wäre. Lediglich die von ihm 
liquidierten Auslagen von 0,65 % für die Zuſtellung der Klage ſind nicht 
noch ein zweites Mal entſtanden. Dieſen Betrag von 0,65 “ muß der Be⸗ 
klagte alſo unbedingt erſetzen und inſoweit iſt ſeine Beſchwerde ohne weiteres 
unbegründet. Bezüglich der obigen 108.4 hängt ſeine Erſtattungspflicht 
davon ab, ob der Wechſel in der Perſon des Anwalts der Klägerinnen not⸗ 
wendig war, d. h. von den Klägerinnen nicht vermieden werden konnte. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. Denn der Juſtizrat H. war infolge ſeiner 
Einziehung zum Heeresdienſt an der Ausübung ſeines Berufs verhindert 
und der Rechtsanwalt B., welchem er ſeine Stellvertretung gemäß § 25 RAD. 
übertragen hatte, hatte den Klägerinnen erklärt, daß er wegen feiner perſön⸗ 
lichen Beziehungen zu dem Beklagten nicht in der Lage ſei, für ſie den Prozeß 
weiterzuführen. Ob den Juſtizrat H. hieran eine Schuld trifft, ob er ins⸗ 
beſondere bei der Auswahl ſeines allgemeinen Stellvertreters Rückſicht darauf 
hätte nehmen müſſen, daß Rechtsanwalt B. verhindert war, als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter gegen den Beklagten aufzutreten, ferner ob ſolche Verhinde⸗ 
rung des Rechtsanwalts tatſächlich beſtand und ob er nicht wenigſtens für die 
mündliche Verhandlung und die Beweisaufnahme einem andern Rechts⸗ 
anwalt die Vertretung der Klägerinnen gemäß § 27 RAD. hätte übertragen 
können, alles dies iſt für den Erſtattungsanſpruch der Klägerinnen gegen 
den Beklagten gleichgültig. Es genügt, daß der Stellvertreter des Juſtiz⸗ 
rats H. ſich geweigert hatte, die Klägerinnen in dieſer Prozeßſache zu ver⸗ 
treten. Infolgedeſſen blieb dieſen nichts andres übrig, als ſich an einen andern 
Anwalt zu wenden. Möglich iſt es vielleicht, daß den Klägerinnen infolge 
der von dem Stellvertreter des Juſtizrats H. ausgeſprochenen Weigerung 
zur Fortführung des Mandats ein Schadenerſatzanſpruch gegen den Juſtizrat H. 
wegen der ihnen hierdurch entſtandenen Mehrkoſten erwachſen iſt. Aber hier⸗ 
über könnte nur in einem gegen den Anwalt ſelbſt anzuſtrengenden Prozeſſe 
entſchieden werden, und die Klägerinnen haben es nicht nötig, ſich von dem 
ihnen zur Koſtenerſtattung verpflichteten Beklagten auf den immerhin zweifel⸗ 
haften Ausgang eines ſolchen Prozeſſes verweiſen zu laſſen. Das einzige, was 
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der Beklagte verlangen kann, iſt, daß ihm die Klägerinnen gegen Erſtattung 
der fraglichen Mehrkoſten ihre etwaigen Anſprüche gegen den Rechtsanwalt 
Juſtizrat H. aus der angeblich unmotivierten Kündigung ihres Auftrages in 
Höhe des Betrages jener Koſten abtreten, damit es ihm ermöglicht wird, 
dieſe Anſprüche gegen den genannten Anwalt ſelbſt zu verfolgen; 
vgl. RG. in Seuff A. 52 Nr. 49; Baupp-Stein ZPO. 11 f 91 Note 164; Willenbücher 
Koſtenfeſtſ.7, 45. | 
Mit dieſer Maßgabe war der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 14. Okt. 1916 auf- 
rechtzuerhalten und die Beſchwerde des Beklagten zurückzuweiſen. Die Koſten 
der Beſchwerde müſſen dem Beklagten auferlegt werden, weil die Klägerinnen 
auf Verlangen gewiß zu jeder Zeit bereit geweſen wären, ihm jene etwaigen 
Erſatzanſprüche gegen Empfang der fraglichen Koſten abzutreten, in dem weſent⸗ 
lichen Punkte aber, ob der Beklagte ihnen die Erſtattung dieſer Koſten un⸗ 
bedingt verweigern darf, die Beſchwerde erfolglos geblieben iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 16. Nov. 1916. 3 W. 
86/16. Cr. 


44. Der Beweisbeſchluß muß die zu beweiſenden Tatſachen genau 
bezeichnen. 
Bol. 47 Nr. 149; 55 Nr. 101. 
ZPO. 3 359. 

Der Beweisbeſchluß des erſuchenden Gerichts entſpricht nicht der Vor⸗ 
ſchrift des 8 359 ZPO. Der in Hamburg wohnhafte Zeuge ſoll über die Be⸗ 
hauptungen der Parteien in den Schriftſätzen v. 16. Aug. und 23. Sept. 1916 
vernommen werden. Dieſe beiden Schriftſätze enthalten aber nicht nur die 
ſtreitigen (erheblichen) Behauptungen der Parteien, ſondern auch ſolche Be⸗ 
hauptungen, die entweder nicht ſtreitig ſind oder ſich doch nicht auf Dinge 
beziehen, die Gegenſtand der Wahrnehmung des Zeugen geworden ſind. Es 
iſt nicht Sache des erſuchten Richters, aus den bezeichneten Schriftſätzen den 
Stoff auszuwählen, den er gemäß der vermutlichen Auffaſſung des erſuchenden 
Gerichts als geeignet erachtet, zum Gegenſtande der Beweisaufnahme zu 
werden. Es hätten zum mindeſten diejenigen Teile der Schriftſätze, über 
welche die Vernehmung zu erfolgen hatte, bezeichnet werden müſſen. So 
verlangt es auch die von der Beſchwerdeführerin angezogene Erläuterung 
Steins zu § 359 ZPO. 

Die Rechtshülfe iſt daher mit Recht abgelehnt worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26, Okt. 1916. H. w. L. 

Bs. VI. 91/16. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


45. Eine Höchſtpreisverordnung iſt kein Verbotsgeſetz. 
Vgl. oben Nr. 26 (anders). 
BGB. 35 134. 138; Gef. v. 4. Aug. (17. Dez.) 1914, 21. Jan. 1915. 

Der Reichsmilitärfiskus (Kläger) hatte am 5. Febr. 1915 vom Beklagten 
4000 Ztr. Kartoffeln zum Preiſe von 2,90 % gekauft, während der Höchſtpreis 
2,50 bis 2,75 % betrug. Der Beklagte trat ſpäter vom Vertrage zurück, indem 
er u. a. geltend machte, daß der Verkauf wegen Überſchreitung der Höchſt— 
preiſe nichtig ſei. Der Kläger forderte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung; 
er beſtritt, daß der Höchſtpreis überſchritten ſei und daß eine Überſchreitung 
des Höchſtpreiſes den Kauf nichtig machen würde. — In 2. Inſtanz wurde 
die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus 
den Gründen: 

„Das Kammergericht nimmt zu Unrecht an, daß eine Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe den Kauf nichtig mache. Allerdings iſt die Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe durch Geſetz mit Strafe bedroht und ſomit verboten. Ver⸗ 
käufe, in denen die Höchſtpreiſe überſchritten werden, fallen demnach unter den 
§ 134 BGB. Sie ſind nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein andres ergibt. 

Das Geſetz, um das es ſich handelt, iſt das Geſetz betr. Höchſtpreiſe v. 
4. Auguſt 1914 in der Faſſung v. 17. Dez. 1914 nebſt der Anderung vom 
2 Januar 1915 (RG Bl. 1914, 339. 516 und 1915, 25). Dieſe Vorſchriften 
ſind zwar Rechtsnormen und deswegen Geſetze i. S. des Bürgerl. Geſetzbuchs: 
ſie unterſcheiden ſich aber von den meiſten Geſetzen dadurch, daß ſie nicht 
auf die Verwirklichung eines Rechtsgedankens, ſondern ganz unmittelbar auf 
einen wirtſchaftlichen Zweck abzielen. Deswegen muß bei ihrem Verſtändnis 
und bei ihrer Anwendung vor allem der wirtſchaftliche Zweck berüdiichtigt 
werden. 

Es ſoll aber durch das Geſetz und die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe nicht 
nur der negative Erfolg erreicht werden, daß keine Waren zu höheren als 
den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen verkauft werden — womit nichts gebeſſert 
wäre —, ſondern der poſitive Erfolg, daß die verfügbaren Vorräte an Gegen— 
ſtänden des täglichen Bedarfs, beſonders an notwendigen Nahrungsmitteln 
dem Volke zu Preiſen zugeführt werden, welche die feſtgeſetzte Grenze nicht 
überſchreiten. Das ergibt ſich aus der Natur der Sache und aus dem Ge— 
ſamtinhalt des Geſetzes. Seine weſentlichen Vorſchriften beſtimmen erſtens 
(88 2—4), daß die Behörden die Waren den Beſitzern, in: N im Fall 
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der Widerſetzlichkeit, fortnehmen und für deren Rechnung zum Höchſtpreiſe 
verkaufen dürfen; zweitens, daß die Überſchreitung der Höchſtpreiſe und 
ſonſtige Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz beſtraft werden. Durch beides 
zuſammen ſoll alſo ein ſtarker Druck und, wenn nötig, ein Zwang, innerhalb 
der Höchſtpreiſe zu verkaufen, ausgeübt werden. Das iſt der Inhalt und 
Zweck des Geſetzes und hiermit iſt es nicht vereinbar, geſchehene Verkäufe 
wegen Überſchreitung der Höchſtpreiſe als nichtig zu behandeln. Dadurch 
würde die Verteilung der nötigen Nahrungsmittel nicht befördert, ſondern 
entgegen dem offenbaren Zweck des Geſetzes zunächſt einmal gehemmt werden, 
indem die Käufer, die, ſei es für eigenen Bedarf, ſei es zum weiteren Ber- 
triebe gekauft hatten, nun garnichts erhalten würden. Es ergibt ſich alſo 
aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes, daß die verbotwidrige Überſchrei⸗ 
tung der Höchſtpreiſe nicht die im $ 134 BGB. für den Zweifelsfall beſtimmte 
Folge der Nichtigkeit der Verkäufe nach ſich ziehen kann. Soll, wie das Geſetz 
es offenbar will, poſitiv darauf hingewirkt werden, daß die verfügbaren Vor⸗ 
räte gegen Preiſe, die ſich innerhalb der geſetzten Grenze halten, in den Ver⸗ 
kehr kommen, ſo müſſen vielmehr die unter Überſchreitung dieſer Grenze 
geſchloſſenen Verkäufe aufrechterhalten und nur die Preiſe auf das erlaubte 
Maß herabgeſetzt werden. Dies hat die Wirkung, daß die Ware in den Ver⸗ 
kehr gebracht und nicht mehr, als für erſchwinglich erachtet, dafür bezahlt wird. 
Nur dieſe Herabſetzung der Preiſe, nicht die Nichtigkeit der Verkäufe, iſt alſo 
die aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes ſich ergebende Folge der verbot⸗ 
widrigen Überſchreitung der Höchſtpreiſe. Sie muß gemäß dem Grundſatze 
des § 134 eintreten. 5 

Was hiergegen in der Literatur geltend gemacht wird, iſt nicht durch⸗ 
ſchlagend. Es iſt nicht zwingend, daß die Herabſetzung der Preiſe deswegen 
nicht zuläſſig ſei, weil ſie auf einen Zwang, zu kontrahieren, hinauslaufe, 
den das Geſetz nur in Ausnahmefällen kenne. Die Vorſchriften der 88 211. 
geben allerdings nur den Behörden das Recht, dem Beſitzer die Ware abzu⸗ 
nehmen oder ihn zum Verkauf zu zwingen. Daraus folgt aber nicht, daß, 
wenn ein Beſitzer verkauft hat, der Preis nicht auf das zuläſſige Maß herab- 
geſetzt werden könnte. Es wird hiermit gegen den Beſitzer der Grundgedanke 
des Geſetzes, daß jeder ſeine verfügbaren Vorräte innerhalb der feſtgeſetzten 
Preisgrenze verkaufen ſoll, in andrer Weiſe geltend gemacht. Es iſt wirt— 
ſchaftlich und auch rechtlich etwas Verſchiedenes, ob jemand zu einer Ver— 
äußerung ſeines Eigentums gezwungen wird, oder ob in einem geſchloſſenen 
Veräußerungsvertrage beſtimmte Abreden, weil wider das allgemeine Inter— 
eſſe verſtoßend, unter Aufrechterhaltung des Vertrags im übrigen getilgt 
werden. Dies iſt keineswegs ohne Vorgang in der Geſetzgebung. Es gilt 
vielmehr bei verſchiedenen Vertragsarten in bezug auf Abreden, die für den 
wirtſchaftlich ſchwächeren Teil bedrücklich ſind, ſo z. B. für die Konkurrenz— 
klauſel der Handlungsgehülfen (HGB. $ 74), ferner in dem in der Literatur 
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bereits angeführten Fall des $ 624 BGB. Auch auf den $ 724 BGB. iſt 
hinzuweiſen. Gehören Vorſchriften dieſer Art, die entgegen dem Grundſatz 
des § 139 BGB. einzelne Vertragsabreden unwirkſam machen, den Vertrag 
im übrigen aber aufrechterhalten, zum dauernden Beſtande der Rechts⸗ 
ordnung, ſo können ſie in einem wirtſchaftlichen Notgeſetze, das für begrenzte 
Zeit ſcharf in die wirtſchaftliche Freiheit eingreift, kein Bedenken erregen. 

Gegen den erörterten Einwurf ſpricht auch die Verordnung betr. die 
Wirkung der Überſchreitung der Höchſtpreiſe v. 11. Nov. 1915 (RG Bl., 758). 
Dieſe Verordnung iſt allerdings auf den Streitfall nicht anwendbar, weil 
ſie ſich nur auf die Ernte von 1915 und die für dieſe Ernte feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe bezieht. Allein ſie beſtimmt für die Ernte von 1915 in 81 Satz 2, daß bei 
gewiſſen Verkäufen, wenn ſie unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe ab⸗ 
geſchloſſen ſind, der Höchſtpreis an die Stelle des Vertragspreiſes treten 
ſoll. Die nähere Bedeutung dieſes Satzes zu unterſuchen, beſteht kein Grund. 
Hier kommt es nur darauf an, daß eine ſpätere, zu derſelben Materie gehörige 
Verordnung in der Tat die Ermäßigung des vereinbarten Preiſes auf den 
Höchſtpreis bei Aufrechterhaltung des Vertrages vorſieht. Dies zeigt, daß 
theoretiſch⸗konſtruktive Bedenken ſolche Anordnung nicht ausſchließen. Darüber 
hinaus zeigt aber dieſe Verordnung, daß die ſeit Erlaß des Geſetzes gemachten 
Erfahrungen dahin führen, die in den Fällen der Überſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe entſtehenden Schwierigkeiten durch Herabſetzung der Vertragspreiſe auf 
das vom Geſetze erlaubte Maß zu regeln. Sie bietet alſo eine Beſtätigung 
des hier ausgeſprochenen Grundſatzes, daß ſolche Herabſetzung der Preiſe, 
nicht aber die Nichtigkeit der Verträge die dem Geſetze gemäße Folge der 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe iſt. 

Aus $ 134 BGB. kann alſo die Nichtigkeit der unter Überſchreitung der 
Höchſtpreiſe geſchloſſenen Käufe nicht abgeleitet werden. 

Nun wird allerdings von dem Beklagten und auch in der Literatur gel⸗ 
tend gemacht, daß es auf den § 134 nicht ankomme, weil jeder unter Über- 
ſchreitung der Höchſtpreiſe geſchloſſene Verkauf ſchon wegen Verſtoßes wider 
die guten Sitten nach $ 138 BGB. nichtig ſei. Dies iſt aber unbegründet. 
Nicht jedes Rechtsgeſchäft, das wider ein geſetzliches Verbot verſtößt, iſt des⸗ 
wegen auch ſchon ſittenwidrig. Andernfalls wäre der § 134 gegenſtandlos. 
Es muß vielmehr in jedem Fall geprüft werden, ob das verbotwidrige Ge- 
ſchäft nach Meinung aller billig und gerecht Denkenden, ſei es wegen des 
Verſtoßes gegen die geſetzliche Ordnung, ſei es auch hiervon abgeſehen, ver⸗ 
werflich war. Das iſt für Käufe über dem Höchſtpreiſe, bei denen Unkenntnis 
der feſtgeſetzten Preiſe, Meinungsverſchiedenheit über deren Berechnung und 
mannigfaltige andre Gründe die Vertragſchließenden gegen den Vorwurf 
ſittenwidrigen Handelns ſchützen können, keineswegs ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen. Im Streitfall ſind Tatumſtände, die das Geſchäft als ſittenwidrig 
kennzeichnen, nicht behauptet, und ſie liegen auch erſichtlich nicht vor. 

6* 
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Darnach iſt aljo der ſtreitige Vertrag auf alle Fälle gültig. Ob in ihm 
die Höchſtpreiſe überſchritten ſind, kann dahingeſtellt bleiben; denn, wenn es 
der Fall ſein ſollte, ſo würde daraus nur die Herabſetzung der Preiſe auf das 
erlaubte Maß folgen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. Mai 1916. MMilFiskus (Kl.) 

w. v. B. (KG. Berlin). II. 100/16. Auch in Entſch. d. RG. Bd. 88 

Nr. 62 S. 250. 


46. Beim Cif⸗Geſchäft find Art und Weiſe der Beförderung weſentlich. 
Vgl. 37 Nr. 137; 60 Nr. 228; 71 Nr. 32. 
BGB. 88 269. 447. 

Die Beklagte hatte der Klägerin am 17. Juli 1914 „ungefähr 50 Tonnen 
China Antimon Crudum, je 25 Tonnen Auguft- und September⸗Verſchiffung, 
netto Kaſſe gegen Dokumente bei Ankunft des Dampfers, cif Hamburg / Havre 
London, eif Neuyork mit üblichem Aufſchlag“ verkauft. Sie lehnte die 
Erfüllung dieſes Vertrages wegen Unmöglichkeit infolge des Krieges ab und 
verharrte bei ihrer Ablehnung auch der am 15. Okt. 1914 ergangenen Auf⸗ 
forderung gegenüber, die Ware unmittelbar nach Neu york zu verladen. — 
Die Klägerin forderte nunmehr Schadenerſatz wegen Nichterfüllung und 
klagte zunächſt auf Zahlung von 4200 1. Sie wurde damit abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Beſtimmung darüber, wie und wohin die gekaufte Ware zu ver— 
ſenden ſei, ſteht regelmäßig dem Käufer zu. Auch wird dieſem die Berech— 
tigung nicht verſagt werden können, die über die Verſendung erteilte An— 
weiſung vor deren Ausführung abzuändern, wofern dem Verkäufer dadurch 
nicht erhebliche Schwierigkeiten zugemutet werden. Anders aber ſteht es in 
dieſer Beziehung bei einem Kaufgeſchäft mit der Cif-Bejtimmung Man 
kann nicht allgemein ſagen, daß hier nur der Unterſchied beſtehe, daß der 
Verkäufer Beförderungs- und Verſicherungskoſten zu tragen habe und daher 
dieſe Aufwendungen einfach auf den Kaufpreis aufſchlage, ſo daß, wenn 
der Käufer eine vom Vertrage abweichende Beförderung wünſche, nur der 
etwaige Koſtenmehrbetrag in Rechnung geſtellt werden könne. Das Cif-Ge- 
ſchäft hat ſich vielmehr zu einem Kauf beſonderer Art herausgebildet, bei 
dem die Beförderung und Verſicherung des Kaufgegenſtandes nicht mehr 
Nebenleiſtungen ſind, ſondern gleich der Ware ſelbſt einen weſentlichen Be— 
ſtandteil des Geſchäfts ausmachen. Cik-Lieferungen nach beſtimmten Plätzen 
ſind zu beſonders gearteten Leiſtungen geworden. Es hat ſich ein eigener 
Cif⸗Marktpreis gebildet. Gewiſſe Handelshäuſer unterhalten nur einen be— 
ſtimmten Cif-Verfehr und halten ſich von andern Verbindungen fern. Viel— 
fach haben fie ſich auf den beſonderen, von ihnen gepflegten Cif-Berfehr 
beſonders eingerichtet, mit den in Betracht kommenden Verfrachtern lang— 
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friſtige Verträge abgeſchloſſen, ſich dementſprechende Rabatte geſichert und 
dergleichen mehr. Wird daher bei einem Cik⸗Geſchäft Beförderungsart und 
Weg genau vorgeſchrieben, ſo kann der Käufer im Zweifel nicht als berech— 
tigt gelten, dem Verkäufer eine andre Beförderung unter Angebot des Er⸗ 
ſatzes der Mehrkoſten vorzuſchreiben. 
Daher iſt auch im vorliegenden Fall die Klägerin an die Einhaltung 85 
im Vertrage enthaltenen Beſtimmung über den Beförderungsweg gebunden. 
Daß aber dieſe Beſtimmung für den Fall der Verſendung nach Neuyork 
eine Umladung in Europa vorſieht, kann nicht wohl bezweifelt werden. Dabei 
mag es dahingeſtellt bleiben, ob ſolche Umladung auch mit andern Dampfern 
als ſolchen der Hamburg⸗Amerika⸗Linie zu beſchaffen war. Die Hauptſache 
war, daß die Umladung erfordert worden iſt. Dieſe Tatſache ergibt ſich aus 
den Worten „mit üblichem Aufſchlage“ und wird auch durch das Gutachten 
des Sachverſtändigen beſtätigt. Erwägt man, daß nach dem Gutachten die 
Koſten direkter Verladung nach Amerika in ihrem Verhältniſſe zu denen einer 
indirekten Verladung ſchwanken, ſo wird man das Recht des Verkäufers, auf 
der vertraglichen Vorſchrift zu beſtehen, als um ſo begründeter erachten. 
Eines Beweiſes der Tatſache, daß im Auguſt und September 1914 eine 
Verſchiffung von Antimon Crudum für Rechnung eines deutſchen Abladers 
an einen deutſchen Empfänger von China nach Europa unmöglich war, be— 
darf es nicht. Der Verkäufer und Ablader hatte ſeine vertragliche Pflicht nicht 
ſchon dadurch erfüllt, daß er die Ware für den Käufer an Bord eines Schiffes 
brachte, ſondern es mußte ſich um eine Verſchiffung handeln, die an ſich zur 
Erreichung ihres natürlichen Ziels, d. h. der Verbringung der Ware an ihren 
Beſtimmungsort geeignet war. Eine ſolche Verſchiffung war im Auguſt und 
September nicht mehr auszuführen. Deutſche Schiffe unterlagen der Gefahr 
der Aufbringung durch feindliche Kriegsſchiffe; und wenn ſelbſt neutrale 
Fahrzeuge das Metall zur Beförderung angenommen hätten, ſo lag es auf 
der Hand, daß eine Überlieferung derartigen Gutes an den deutſchen Emp— 
fänger vereitelt werden mußte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1916. A. w. S., 
G. & Co. Bf. VI. 296/15. Die Reviſion wurde zurückgewieſen, II. 169/16 
v. 27. Juni 1916. Nö. 


47. Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht der Derfäufer nicht 
die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 
Vgl. 71 Nr. 157 m. N. 
BGB. 88 323. 275. 
Die Beklagte hatte ſich mit Schreiben v. 30. April 1914 verpflichtet, der 
Klägerin auf Abruf bis Ende 1914 rund 2500 kg flüſſigen Fleiſchextrakt zum 
Preiſe von 3,10 1 für das kg, frei Hamburg, gegen Kaſſe innerhalb 30 Tagen 
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zu liefern. Es waren der Klägerin am 30. Juni 1914 80 kg geliefert worden; 
am 17. Okt. 1914 rief ſie weitere 10 Kaniſter (zu je 100 kg) ab. Die Beklagte 
antwortete am 19. Okt., ſie könne den Auftrag vorläufig nicht ausführen, 
da der Krieg ſie in Anſehung der Ware unvorbereitet getroffen habe und 
ſelbſt ſchwimmende Ware nicht eingetroffen ſei; ſie ſei aber jetzt bemüht, 
Fleiſchextrakt über neutrale Häfen einzuführen. Mit Schreiben v. 23. Okt. 
1914 erſuchte dann die Klägerin um ſofortige Zuſendung weiterer 1000 kg 
und rief endlich am 7. Dez. 1914 auch den Reſt ab. Die Beklagte verweigerte 
die Lieferung. Klägerin erhob Klage und beantragte die Verurteilung der 
Beklagten zur Zahlung von 2000 / Schadenerſatz wegen unterbliebener Liefe⸗ 
rung von 2000 kg. Die Beklagte berief ſich darauf, daß die Lieferung infolge 
des Krieges für ſie unmöglich geworden ſei. Die Klägerin beſtritt die be⸗ 
hauptete Unmöglichkeit, indem ſie insbeſondere geltend machte, daß ſie noch 
am 26. Nov. 1914 von einer Firma in Amſterdam 100 J. flüſſigen Fleiſchextrakt 
von annähernd gleicher Güte erhalten habe. — Die Klage wurde vom Ber.- 
Gericht abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Verkauft war flüſſiger Fleiſchextrakt von beſtimmter Beſchaffenheit, wie 
ihn die Klägerin bereits früher von der Beklagten erhalten hatte, und zwar 
insgeſamt rund 2500 kg auf Abruf bis Ende 1914, wovon 80 kg am 30. Juni 
1914 geliefert und 2420 kg bei Kriegsausbruch noch nicht geliefert waren. 
Unſtreitig handelte es ſich um eine Ware, welche nicht im Inlande hergeſtellt, 
ſondern in Original⸗Kaniſter aus dem Auslande, meiſt über London und 
Antwerpen, eingeführt wurde. Solche Ware war aber, wie der Sachver- 
ſtändige Fl. überzeugend dargelegt hat, ſchon unmittelbar nach dem Aus⸗ 
bruch des Krieges und während der folgenden Monate mindeſtens bis Ende 
1914 in den in Betracht kommenden Mengen weder im Inlande zu erhalten, 
noch über neutrale Länder aus dem Auslande zu beziehen. Aus Antwerpen 
konnte die Ware zu der in Frage kommenden Zeit — bald nach der Ein⸗ 
nahme — noch nicht bezogen werden; erſt im Februar 1915 gelang es, Liefe⸗ 
rungen von dort zu erhalten. — — — Steht hiernach, ohne daß es auf wei⸗ 
tere Begutachtung oder die Vernehmung von Zeugen ankommt, für die 
Überzeugung des Gerichts feſt, daß die Beklagte infolge des Krieges die Ver⸗ 
tragsware zur Zeit des Abrufs in den erforderlichen Mengen auf keine Weiſe 
von dritter Seite erhalten konnte, fo iſt fie von der Verpflichtung zur Lei- 
ſtung wegen nachträglich eingetretener Unmöglichkeit frei geworden, falls 
nicht etwa der Umſtand, daß ſie ſich zur Zeit des Kriegsausbruchs nicht im 
Beſitze der verkauften Ware befand, von ihr zu vertreten iſt. Dieſe letztere 
Vorausſetzung liegt aber nicht vor. 

Die Beklagte war nicht verpflichtet, das ganze im April 1914 der Klägerin 
auf allmähliche Abnahme bis Ende des Jahres verkaufte Quantum alsbald 
auf Lager zu nehmen und dort zur Verfügung der Klägerin zu halten, ſon— 
dern ſie hatte nur Vorſorge zu treffen, daß die Ware, die in ruhigen Zeiten 


48. Übertragung der Forderung. 79 


innerhalb weniger Tage aus dem Auslande angeliefert werden konnte, zu 
ihrer Verfügung ſtand, ſobald ſie von der Klägerin abgerufen wurde. In 
dieſer Beziehung iſt aber von der Beklagten alles Erforderliche geſchehen, 
denn ſie hat ſich, wie die Beweisaufnahme ergeben hat, zur Erfüllung ihrer 
laufenden Verträge vollauf eingedeckt, und lediglich der Ausbruch des Krieges 
hat es bewirkt, daß die Ware nicht mehr im Inlande eingetroffen iſt. Auch 
darin iſt die Klägerin im Unrecht, daß ſie einen Vorwurf gegen die Beklagte 
daraus ableitet, daß dieſe die 610 kg Vertragsware, welche ſie beim Aus- 
bruche des Krieges auf Lager hatte, nicht ihr auf den vorliegenden Kontrakt 
geliefert hat. Denn die Zeugen haben glaubwürdig bekundet, daß jene Lager⸗ 
ware bereits vor dem 17. Okt. 1914, dem Tage des Abrufs der Klägerin, 
im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe an andre Kunden der Beklagten auf Grund 
von Verträgen geliefert worden iſt, die ſchon vor dem Kriegsausbruche ge⸗ 
ſchloſſen waren, und die Klägerin hatte, zumal nur ein verhältnismäßig kleines 
Quantum in Frage ſtand, kein Recht, zu verlangen, daß die Ware ganz oder 
teilweiſe für ſie zurückbehalten werde. | 
Erweiſt ſich hiernach der Anſpruch der Klägerin auf Erſatz des ihr durch 
die Nichtlieferung entſtandenen Schadens als unbegründet, ſo mußte die 


Klage, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils, abgewieſen werden. — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 17. Okt. 1916. Sch. (Kl.) w. 
Gl. Bf. III. 62/16. | B. 


48. Forderungsübertragung unter aufſchiebender Bedingung; Unwirk— 
ſamkeit, wenn der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 
Vgl. 59 Nr. 100 m. N. 

BGB. 88 398. 158. 

Die Eheleute E. hatten am 15. Dez. 1911 mit dem Kaufmann St. eine 
Vereinbarung getroffen, wornach ſie zur Sicherung für ein am 12. März 1912 
fälliges Akzept von 1500 „ die am 1. März 1912 fällig werdenden Miet- 
zinſen ihrer zwei Häuſer abtraten. Am 1. Okt. 1912 trat der Ehemann E. 
zahlunghalber die ſeit 1. Okt. 1912 fälligen und künftig noch fällig werdenden 
Mietzinſen der beiden Anweſen an den Beklagten ab. Im Juni 1913 wurden 
die Anweſen zum Zweck der Zw.⸗Verwaltung beſchlagnahmt. Der Zwangs- 
verwalter hinterlegte von den Mieten für die Zeit vom 1. April bis 1. Okt. 
1913 einen Betrag von 3031 , bei der Filialbank M. Der Kläger verlangte 
hiervon 1500 #4 mit Zinſen ſeit 9. Auguſt 1913 mit der Behauptung, der 
dem St. begebene Wechſel ſei wiederholt verlängert worden, zum letztenmal 
am 7. Mai 1913 für den 7. Auguſt 1913, und es ſei hierbei die Mietzins⸗ 
abtretung immer erneuert worden; St. habe die Wechſel, insbeſondere den 
letzten, an den Kaufmann G. unter Abtretung der Rechte aus der Mietzins⸗ 
abtretung weiterbegeben und G. habe ihm, den Kläger, im Februar 1914 
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Inkaſſomandat erteilt; der Wechſel ſei zwar eingeklagt, aber noch nicht ein- 
gelöſt. Der Beklagte verweigerte die Zuſtimmung zur Ausbezahlung der 
verlangten Beträge, indem er für ſich beſſere Rechte in Anſpruch nahm. Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt, während in 2. Inſtanz die Klage abgewieſen 
wurde. Aus den Gründen: 

— — — Für die Behauptung, daß ein Scheingeſchäft vorliege, wäre 
der Beklagte beweispflichtig; einen Beweis hat er aber in dieſer Richtung 
nicht verſucht. Es iſt übrigens nach dem Zweck der Vereinbarung und der 
ganzen Sachlage ein Scheingeſchäft ausgeſchloſſen, denn St. wollte von An- 
fang an für ſeine Forderung eine Sicherung in Geſtalt des Zugriffs auf die 
Mietzinſen. Die zu dieſem Zweck getroffene Vereinbarung, die man als 
Sicherungsabtretung gewollt hat, hat jedoch zur ſofortigen wirkſamen For⸗ 
derungsübertragung nicht geführt. Die Tatſache, daß der Geſamtbetrag der 
Mietzinſen bedeutend höher war als die zu ſichernde Forderung würde aller- 
dings der Rechtswirkſamkeit der Abtretung nicht entgegenſtehen, da in einem 
ſolchen Fall der Überſchuß nur auflöſend bedingt abgetreten iſt (SeuffA. 60 
Nr. 98; Enneccerus B. R.“ 1 8 302 Anm. 1). Die Unwirkſamkeit ergibt 
ſich jedoch aus folgenden Gründen. N 

In der Vereinbarung iſt beſtimmt, daß St. ſich verpflichtet, von der 
Mietzinsabtretung die Mieter zunächſt nicht zu verſtändigen. Es iſt weiter 
die Beſtimmung getroffen, daß, wenn der Wechſel am Verfalltag nicht ein- 
gelöſt wird oder die Rechte des St. ſonſtwie als gefährdet erſcheinen, St. 
berechtigt iſt, ſelbſt oder durch einen Vertreter die Mietzinſen einkaſſieren zu 
laſſen. E. war alſo bis zu dieſem Zeitpunkt nach wie vor berechtigt, die Miet— 
zinſen im eigenen Namen und für ſich einzukaſſieren. Beide Klauſeln wider⸗ 
ſprechen dem Weſen der Abtretung. Wenn es auch bei der Sicherungsabtre— 
tung möglich und vielfach üblich iſt, daß der Abtretende ermächtigt wird, die 
Forderung einzuziehen, ſo muß dem Drittſchuldner gegenüber doch der Zeſ— 
ſionar als Gläubiger erkennbar auftreten wollen. Die Forderungsabtretung 
als dingliche Vermögensverſchiebung verträgt nicht, daß der Zedent dem 
Drittſchuldner gegenüber nach wie vor als Selbſtberechtigter auftritt und 
auftreten will (LeipzZ. 1914, 1899). Auch die Unkenntnis, die nach $ 407 
BGB. erforderlich war, damit ſie mit befreiender Wirkung an den Zedenten 
zahlen konnten, ſollte den Drittſchuldnern zunächſt nicht genommen werden. 
Eine derartige Beſtimmung macht die Abtretung ebenfalls ungültig (RGEntſch. 
37, 106; Leipzg. 1916, 1006). 

Die Unwirkſamkeit der Abtretung iſt indes eite völlige, denn die jchrift- 
liche Vereinbarung v. 15. Dez. 1911 läßt nicht die Deutung zu, daß die Miet— 
zinsforderungen in keiner Weiſe auf den Gläubiger übergehen, vielmehr bei 
den Eheleuten E. verbleiben ſollten. Dem widerſpricht, daß ein Renten— 
verzeichnis übergeben worden iſt, daß die Anweſensbeſitzer ſich verpflichtet 
haben, St. von einer Beſchlagnahme der Mietzinſen ſofort zu verſtändigen 
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und daß St. bei Nichteinlöſung des Wechſels oder der Gefährdung der Rechte 
ſelbſt berechtigt ſein ſollte, die Mieten einzuziehen. Die Vereinbarung v. 
15. Dez. 1911, die nach dem Beweisergebnis bei den Verlängerungen des 
Wechſels immer erneuert worden iſt und zur Begründung des Klaganſpruchs 
verwertet wird, kann daher nach ihrem Wortlaut und dem geſamten Ver⸗ 
halten der Beteiligten nur dahin gedeutet werden, daß die Eheleute E. zu- 
nächſt im unbeſchränkten Genuß der Mietzinſen verbleiben und dieſe kraft 
eigenen Rechts einziehen ſollten und daß die ſchuldrechtlich feſtgelegte Rechts— 
übertragung erſt bei Gefährdung der Rechte aus dem Wechſel oder bei Nicht⸗ 
einlöſung des Wechſels wirkſam werden ſollte. 

Der letzte Wechſel iſt am 7. Auguſt 1913 fällig geworden und nicht ein⸗ 
gelöſt worden. An dieſem Tage iſt daher die Bedingung für die Forderungs— 
übertragung, deren Grundlage die Vereinbarung vom 15. Dez. 1911 und 
die bei der Verlängerung des Wechſels vorgenommene Erneuerung der Siche— 
rungsabtretung bildete, eingetreten und damit die Übertragung rechtswirkſam 
geworden (§ 158 Abſ. 1 BGB.). 

Dieſe Forderungsabtretung ſteht aber der des Beklagten, dem am 1. Okt. 
1912 die laufenden und künftigen Mietzinſen abgetreten worden ſind, im 
Range nach, da das Gericht nach dem Sachverhalt überzeugt iſt, daß der Be— 
klagte von der Abtretung der Mietzinſen an St. in Anbetracht der Höhe ſeiner 
Forderungen keine Kenntnis gehabt hat. Dieſe Nichtkenntnis iſt jedenfalls 
bis zum Beweis des Gegenteils, welcher Beweis vom Kläger nicht angetreten 
worden iſt, anzunehmen (§ 161 Abſ. 3 BGB.). 

Das mit der Klage beanſpruchte Vorrecht iſt daher nicht begründet; es 
war demgemäß die Klage abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 18. Okt. 1916. S. w. A. L. 333/16. 
F—z. 


49. Bier und Mineralwaſſerflaſchen und Tragkaſten gelten als mit- 
verkauft, wenn fie nicht in angemeſſener Seit zurückgegeben werden. 
Vgl. 55 Nr. 88 m. N.; 62 Nr. 224 m. N.; 66 Nr. 66. 

BGB. § 448; HGB. $ 380. 

„Die Beklagte hatte im September 1912 von der Klägerin Mineralwaſſer 
in Flaſchen zur Weiterveräußerung bezogen. Die ihr hierüber ausgeſtellte 
Rechnung v. 27. Sept. 1912 lautete auf einen den Preis für die Tragkaſten 
und Flaſchen mit enthaltenden Betrag bei einem Ziel von drei Monaten, mit 
dem weiteren Vermerk der Klägerin: „Tragkaſten und leere Flaſchen bleiben 
mein Eigentum und werden bei frachtfreier Rückſendung zum berechneten 
Preiſe zurückgenommen“. Erſt nachdem ihr von der Klägerin ein Zahlungs- 
befehl über 1622,50 v. 17. März 1914, gegen den ſie Widerſpruch erhob, 
zugegangen war, ſchickte die Beklagte Ende März 1914 eine Anzahl Kaſten 
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und Flaſchen im Preiſe von 1273,25 / an die Klägerin zurück. Dieſe ver⸗ 
langte Zahlung des Reſtes von 349,25 M. nebſt 5% Zinſen ſeit dem 13. Mai 
1914, weil die Flaſchen nicht innerhalb der angemeſſenen Friſt von einem 
Jahre zurückgegeben ſeien. — In 2. Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt. 
Aus den Gründen: | 

„— — — Nach der Verkehrsſitte pflegt der Verkäufer die Gefäße, in 
denen er die verkaufte Ware liefert, dem Käufer käuflich zu überlaſſen, wenn 
ſie ihm nicht in beſtimmter Friſt in brauchbarem Zuſtande zurückgeliefert 
werden. Man ſchließt gewöhnlich einen auflöſend oder aufſchiebend bedingten 
Kauf ab. Ein ſolcher Vertrag liegt auch hier vor. Die Klägerin hat in der 
Rechnung v. 27. Sept. 1912 der Beklagten das Angebot gemacht, die Trag- 
kaſten und Flaſchen zu den dafür angeſetzten Preiſen zu kaufen, ſie hat aber 
ſich bereit erklärt, ſie bei frachtfreier Rüdjendung zum berechneten Preiſe 
zurückzunehmen. Dieſes Recht der Rückgabe kann jedoch die Beklagte nach 
Treu und Glauben nicht zeitlich unbeſchränkt ausüben. Sie iſt dazu, wenn auch 
keine beſtimmte Friſt feſtgeſetzt iſt, nur innerhalb angemeſſener Friſt berech⸗ 
tigt. Die Klägerin verlangt in vollem Umfange den Preis der noch nicht 
zurückgegebenen Kaſten und Flaſchen mit Recht, weil die Beklagte die als 
angemeſſen zu bezeichnende Friſt zur Rückgabe nicht eingehalten hat. Dieſe 
kann demgegenüber für ſich das Recht der Rückgabe nicht mehr in Anſpruch 
nehmen. Wenn ihr auch nach dem Willen der Parteien eine längere Friſt zur 
Rückgabe der Gefäße zugeſtanden haben mag, weil bei deren Bemeſſung ihrer 
Abhängigkeit von ihrer Kundſchaft Rechnung getragen werden mußte, ſo iſt 
doch anzunehmen, daß, als die Klägerin mit dem der Beklagten am 19. März 
1914 zugeſtellten Zahlungsbefehl v. 17. desſ. Mon. den Preis für die Gefäße 
forderte, die Beklagte ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſie damals bereits von 
der Kundſchaft zurückerhalten hatte, zur Bezahlung des Preiſes verpflichtet 
war. Die letzte Lieferung war ſchon am 27. Sept. 1912 erfolgt. Bei dieſer 
Sachlage kann es nicht angemeſſen erſcheinen, die Rückgabefriſt der Beklagten 
zu ihren Gunſten über den 19. März 1914 hinaus zu beſtimmen, da bis dahin 
ſogar ſeit der letzten Lieferung faſt 173 Jahre verſtrichen waren. Der An⸗ 
ſpruch der Klägerin auf Bezahlung der noch nicht zurückgeſendeten Flaſchen 
iſt alſo wegen Leiſtungsverzugs der Beklagten begründet. 


. * 
Vgl. Staub HGB. Anm. 6 zu $ 380. Ferner OL GRſpr. 16, 123 ff., wo ausgeführt wird, 
daß es nach dem eingeholten Gutachten der Billigkeit entſpreche, die Rückgabe von 
nur geliehenen Mineralwaſſerflaſchen in angemeſſener Zeit zu bewirken; eine pünkt⸗ 
liche Handhabung ſei bei dem Handel mit Mineralwaſſer notwendig, da ein bedeu- 
tendes Kapital in den Flaſchen ſtecke, das ſonſt zu lange brach liege; die befriſtete 
Rückgabe und die Erſatzpflicht bei Verzögerung beruhe demnach auf Handelsbrauch. 


Die von der Beklagten geteilte Anſicht der vorigen Inſtanz, daß der 
Vermerk auf der Rechnung v. 27. Sept. 1912 „Tragkaſten und leere Flaſchen 
bleiben mein Eigentum ꝛc.“ auf eine Leihe der Flaſchen hinweiſe, iſt nicht 
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zwingend. Der Kauf über dieſe iſt zu dem Zeitpunkte zuſtande gekommen, 
wo die angemeſſene Friſt zur Rückgabe ſeit der Lieferung verſtrichen war, 
ohne daß inzwiſchen die Flaſchen zurückgegeben waren. Der den Eigen⸗ 
tumsvorbehalt enthaltende Vermerk auf der Rechnung bezieht ſich nur auf 
die Zeit nach der Lieferung, wo das Zuſtandekommen des Kaufs noch in 
der Schwebe iſt, die Friſt zur Rückgabe noch läuft und hinſichtlich der Flaſchen 
noch ein Leih⸗ oder Mietverhältnis beſteht. Wollte man aber lediglich einen 
Leihvertrag annehmen, ſo würden auf ihn die Grundſätze, wie ſie in dem 
angeführten Urteil in OL GRſpr. 16, 123 entwickelt find, anzuwenden fein, 
und wäre die Beklagte darnach auch wegen verzögerter Rückgabe der Flaſchen 
zur Bezahlung des Preiſes verpflichtet, weil auch dann anzunehmen wäre, 
daß die Parteien in ihrem Vertragsverhältnis von den gleichen Grundſätzen 
ausgegangen ſeien wie ſie nach dem in dem Urteil hervorgehobenen Handels- 
gebrauch beſtehen. Der Vernehmung eines Sachverſtändigen über die ein⸗ 
ſchlagenden Fragen bedarf es nicht, da ſich das Gericht auf Grund der vor— 
liegenden tatſächlichen Unterlagen ſelbſt ein Urteil bilden kann und ſich gebildet 
hat. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 12. Okt. 1915. W. w. J. 40. 
115/15. F ch. 


50. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Pacht einer 
| Nachtwirtſchaft. 
Vgl. 71 Nr. 6. 
. BGB. 88 542. 581. 

Der Kläger hatte durch Vertrag v. 17. Januar 1912 die Räume im Erd⸗ 
geſchoß feines Hauſes in Nürnberg dem Beklagten zum Betriebe einer Wein- 
wirtſchaft und den 3. Stock als Wohnung gegen eine jährliche Vergütung von 
14000 % für die Zeit vom 1. Februar 1912 bis zum 1. Januar 1917 über⸗ 
laſſen. Die Wirtſchaft wurde als ſog. Nachtlokal betrieben und hatte Ver⸗ 
längerung der Polizeiſtunde an drei Tagen der Woche bis 2 Uhr, an vier 
Tagen bis 5 Uhr morgens. Nach Beginn des Krieges wurde die Polizeiſtunde 
allgemein, nicht bloß für dieſe Wirtſchaft, auf 12 Uhr feſtgeſetzt und damit 
der Nachtbetrieb zum großen Teil unmöglich gemacht. Die Beklagten kün— 
digten daher im September 1914 das Vertragsverhältnis ohne Einhaltung 
einer Friſt. Der Kläger beſtritt die Rechtmäßigkeit der Kündigung und ver⸗ 
langte die Bezahlung der am 1. Oktober 1914 fälligen Vergütung. Die Be⸗ 
klagten beriefen ſich auf § 13 des Vertrages und 8542 BGB., hülfweiſe bean⸗ 
ſpruchten ſie Ermäßigung der Vergütung nach 8537 BGB. — Die 1. In⸗ 
ſtanz wies die Klage ab. In der Ber.⸗Inſtanz wurde nach dem Klagantrage 
erkannt; in der Rev.⸗Inſtanz wurde das 1. Urteil wiederhergeſtellt. Aus den 
Gründen: 
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„Das Ber.⸗Gericht Stellt feſt: Der Kläger habe in den Räumen des Erd- 
geſchoſſes eine Reſtauration und eine Bar betrieben, der Barbetrieb ſei ſchon 
unter ſeiner Leitung im weſentlichen ein Nachtbetrieb geweſen, deſſen Haupt⸗ 
einnahmen bei geringem Tagesbetrieb in der Zeit von 11 Uhr nachts an 
eingegangen ſeien, und habe unter Ausdehnung auf alle Räume des Erd— 
geſchoſſes nach dem Vertrage v. 17. Januar 1912 in der gleichen Weiſe weiter 
betrieben werden ſollen. Die Räume mit Einrichtung ſeien nach dem über⸗ 
einſtimmenden Willen beider Parteien zum Betriebe einer Nachtwirtſchaft 
vermietet, und es ſei insbeſondere auch die nur für einen derartigen Betrieb 
angemeſſene hohe Vergütung vereinbart worden. Gleichwohl wird die Kün⸗ 
digung nach 8 542 BGB. für unbegründet erklärt, weil der Kläger die Räume 
in einem zum Betriebe einer Nachtwirtſchaft geeigneten Zuſtand übergeben 
und erhalten, jede Störung unterlaſſen, eine Gewähr dafür aber, daß die 
Polizeibehörde den Betrieb in der bisherigen Weiſe bis 2 und 5 Uhr morgens 
geſtatte, nicht übernommen habe. Auch § 537 BGB. ſoll nicht anwendbar 
ſein, weil die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr allgemein und wegen 
des Krieges, nicht wegen der Beſchaffenheit der Räume oder wegen der ört— 
lichen Lage erfolgt ſei, alſo nicht ein Fehler der Sache vorliege, eine Zu— 
ſicherung aber nicht erteilt worden ſei. 

Dieſe Ausführungen ſtehen, ſoweit $ 537 BGB. in Frage kommt, im 
Widerſpruch mit den Grundſätzen, die der erkennende Senat in dem Urteil 
v. 9. Nov. 1915, III. 145/15 (Entſch. 87, 278) ausgeſprochen hat, und die 
gleichen Erwägungen führen hier zur Anwendung des § 542 in Verbindung 
mit 8 581 BGB. 

Der Verpächter iſt verpflichtet, dem Pächter den Gebrauch des verpad)- 
teten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte während der Pachtzeit zu 
gewähren. Waren, wie ji) aus den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts er- 
gibt, die Wirtſchaftsräume für den Nachtbetrieb beſtimmt und nach dem über— 
einſtimmenden Willen der Parteien unter Vereinbarung einer dieſer Art 
des Betriebes entſprechenden hohen Vergütung zu einem ſolchen Betriebe 
verpachtet worden, dann beſtand der vertragmäßige Gebrauch (§ 542 BGB.) 
in der Benutzung als Nachtwirtſchaft, und es handelte ſich nicht nur um den 
tatſächlichen Umfang des Fruchtbezuges, für den der Verpächter nicht haftet, 
ſondern um die Möglichkeit der Fruchtziehung durch den Pachtgegenſtand, 
wenn durch die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr der Nachtbetrieb, 
wenn nicht unmöglich gemacht, ſo doch in einer Weiſe beeinträchtigt wurde, 
daß man von einem Nachtbetrieb in dem gewöhnlichen Sinn und auch im 
Sinn des Vertrages nicht mehr ſprechen kann. Wenn auch die Zeit von 11 bis 

12 Uhr für den Nachtbetrieb freiblieb, jo war er doch in der Hauptſache un: 
möglich geworden, und man darf auch davon ausgehen, daß Perſonen, die 
ſolche Wirtſchaften nach 11 Uhr aufzuſuchen pflegen, von einem Beſuch ab— 
ſehen, wenn ſie wiſſen, daß der Betrieb ſchon um 12 Uhr geſchloſſen werden 
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muß. Die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr traf daher auch nicht nur 
die Perſon des Pächters ($ 552 BGB.), ſondern den Pachtgegenſtand ſelbſt 
in ſeiner Eigenſchaft als Nachtwirtſchaft. Damit war, wenn auch ohne Ber- 
ſchulden des Verpächters, der vertragmäßige Gebrauch des Pachtgegenſtandes, 
mindeſtens zum großen Teil, dem Pächter entzogen, und die Kündigung, 
deren Grund eine Friſtſetzung überflüſſig machte, nach 88 542. 581 en 
wirkſam. — — — Es muß daher die Klage abgewieſen werden. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 15. Febr. 1916. B. (Bkl.) w. R. 

(OLG. Nürnberg). III. 333/15. Auch in RGEntſch. 88 Nr. 23 S. 97. 


51. Belkin des Gewähr (Garantie)⸗ Derfprechens. 
Vgl. 69 Nr. 6 m. N.; 71 Nr. 233. ſowie die folgende Nr. 
BGB. $$ 765. 157. 

Die Klägerin hatte Bedenken getragen, einem Dritten a zu liefern, 
ſich aber hierzu entſchloſſen, als der Beklagte ihr erklärte, er ſei jetzt an dem 
Geſchäft des Dritten beteiligt, habe ihm 50000 % in das Geſchäft gegeben 
und ihm außerdem einen Bankkredit eröffnet, er übernehme die volle Garantie 
für alle Waren, welche der Dritte bei der Klägerin kaufen werde, ſie würde 
infolge ſeiner Beteiligung niemals irgendetwas bei der Geſchäftsverbindung 
mit dem Dritten verlieren. Nachdem der Dritte zahlungsunfähig geworden 
war, verlangte die Klägerin den Preis der dem Dritten gelieferten Waren 
von dem Beklagten. — Das Landgericht wies die Klage ab; in 2. Inſtanz 
wurde der Beklagte aber zur Zahlung verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Beſprechungen der Parteien, bei welchen von der Garantieüber— 
nahme des Beklagten die Rede war, hatten den Zweck, die Klägerin trotz 
ihrer Bedenken zu beſtimmen, weiter an den Dritten Waren auf Kredit zu 
liefern. Wenn ſich der Beklagte bei ſolcher Gelegenheit zur Übernahme voller 
Garantie bereit erklärte, ſo können allerdings trotz des Gebrauchs des Wortes 
„Garantie“ Bedenken beſtehen, ob hiermit nicht bloß die Übernahme einer 
Bürgſchaft erklärt werden ſollte. Der Beklagte hat aber der Verſicherung 
ſeiner vollen Garantie noch die Worte hinzugefügt, daß die Klägerin nie— 
mals etwas bei dem Geſchäft mit dem Dritten infolge ſeiner Beteiligung 
verlieren werde. Dieſer. Zuſatz gibt der Garantieerklärung gerade die recht— 
liche Bedeutung, welche der Vorderrichter vermißt. Denn im Zuſammen— 
hange mit dieſer, die erſten Worte ergänzenden und erläuternden Außerung 
liegt in der Garantieerklärung des Beklagten die der Klägerin erklärte und 
von ihr angenommene Willenserklärung, die Gefahr des geſchäftlichen Unter— 
nehmens zu übernehmen, zu welchem der Beklagte die Klägerin durch ſeine 
Erklärung beſtimmen wollte und beſtimmt hat.“ 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (2. Sen.) v. 20. Nov. 1916. M. w. 
S. 2 U. 38/16. Ka. 
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52. Bürgſchaft und Gewährvertrag erfordern nicht eine Ungewißzeit 
der Inanſpruchnahme. 
Vgl. die vorige Nr. — BGB. $ 765. 

Der klagende Bankverein übernahm durch Vertrag v. 6. Sept. 1912 mit 
Rechten und Verbindlichkeiten das Vermögen der in Zahlungsſchwierigkeiten 
geratenen Kommanditgeſellſchaft B.er Kreditbank; aus beſtimmten Ver⸗ 
mögensteilen ſollte eine Rücklage von 115000 M gebildet werden zur Aus⸗ 
gleichung etwaiger Verluſte auf ausſtehende Forderungen, und in $7 des 
Vertrages übernahmen mehrere Perſonen, darunter die Beklagten, der Klä⸗ 
gerin gegenüber die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, jeder in Höhe eines be⸗ 
ſtimmten Betrages. Der Kläger nahm nun mit der Klage wegen erlittener 
Ausfälle den Beklagten L. auf Zahlung von 17250 % und Zinſen, die Be⸗ 
klagte R. auf Zahlung von 34500 ½ und Zinſen in Anſpruch, wozu fie auch 
in allen Inſtanzen für ſchuldig erkannt wurden. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die in $ 7 von den „Bürgen“ eingegangene Verpflichtung ſtellt 
ſich in Wahrheit rechtlich nicht als Bürgſchaft, ſondern als Gewährübernahme 
(Garantievertrag) dar. Die Bürgen ſtehen dafür ein, daß die Kreditbank 
nicht mehr als die buchmäßigen Schulden beſitzt, daß der Kläger nicht aus 
von der Kreditbank übernommenen Bürgſchaften in Anſpruch genommen 
wird, daß eine hypothekariſche Darlehnsforderung voll eingehen wird, und 
daß alle Außenſtände zu ihrem Nennwert eingehen. Es wird mithin von den 
ſog. Bürgen nicht eine fremde Schuld ſondern ein Erfolg verbürgt; es wird 
nicht eine Zahlung an Stelle des Schuldners, ſondern eine Gefahr etwaigen 
Verluſtes übernommen, der dem Kläger erwachſen könnte. Das ſtellt im 
Gegenſatze zur Bürgſchaft den rechtlichen Tatbeſtand des Gewährvertrages 
dar (RGeEntſch. 61 S. 157; 72 S. 138; Warneyer 1909 Nr. 87; 1913 Nr. 9; 
1915 Nr. 262). Für die Rechtsgültigkeit der gegenüber dem Kläger von 
den „Bürgen“ übernommenen Verpflichtungen begründet dies keinen Unter⸗ 
ſchied. — — — 

Die Reviſion meint, daß, wenn von vornherein feſtſtand, daß die Aus⸗ 
ſtände nicht eingehen und die Rücklage zur Deckung der Geſellſchaftsſchulden 
nicht hinreichen würde, eine Bürgſchaft für den Eingang nach dem Weſen 
der Bürgſchaft undenkbar ſei. Der Vertrag ſelbſt ergebe, daß mit der Ein— 
ziehbarkeit gerechnet wurde, und der Kläger habe, wenn er nicht argliſtig 
handeln wollte, die Bürgen darüber aufklären müſſen, daß jenes nicht der 
Fall ſei. Ein Bürgſchaftsvertrag liegt indeſſen, wie bereits ausgeſprochen 
wurde, überhaupt nicht vor. Inſoweit jedoch die Vorausſetzungen des Bürg— 
ſchafts- und des Gewährvertrages die gleichen ſind und bei beiden mit einem 
möglichen Verluſt in der Zukunft für den Gläubiger gerechnet wird, iſt es 
nicht zutreffend, daß die Bürgſchafts- oder Gewährverpflichtung wegen 
inneren Widerſpruchs hinfällig werde, wenn der Verluſt als ſicher erwartet 
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werde. Auch das Ber.-Urteil hat einen ähnlichen Satz in dem Komm. von 
RGRäten zum BGB. vorgetragen gefunden, daß nämlich die Ungewißheit 
über die Inanſpruchnahme des Bürgen Begriffsmerkmal der Bürgſchaft und 
dieſe deshalb nichtig jei, wenn die Inanſpruchnahme des Bürgen von vorn⸗ 
herein als ſicher feſtſtehe. Allein an der vom Ber.⸗Gericht angezogenen Stelle 
jenes Kommentars iſt nur ausgeführt, daß, wo die Hauptſchuld bereits getilgt 
oder die Erfüllung bereits unmöglich geworden oder bei der Ausfallsbürg⸗ 
ſchaft der Ausfall bereits erfolgt iſt, für eine Bürgſchaftsverpflichtung kein Raum 
mehr iſt. Das liegt in der Tat in der Natur der Bürgſchaft. Aber nur die Tat⸗ 
ſache der Vergangenheit, nicht eine, wenn auch ſichere Erwartung in der Zu⸗ 
kunft ſchließt die Bürgſchaft aus, und dasſelbe gilt für den Garantievertrag. 
Im gegebenen Falle iſt nach der Behauptung der Beklagten die Sachlage 
die, daß die Rücklage der 115000 4 vorausſichtlich ſchon durch Einen der 
unſicheren Ausſtände aufgezehrt werden mußte, ſo daß die Inanſpruchnahme 
der „Bürgen“ für den Kläger allerdings bereits beim Vertragsabſchluß ſo gut 
wie feſtſtand. Das macht jedoch den Vertrag nicht widerſpruchvoll und nicht 
ungültig; die gleiche Sachlage wird bei einem großen Bruchteil aller Siche⸗ 
rungsverträge vorliegen. Eine Aufklärungspflicht hinſichtlich der Zukunfts- 
ausſichten für die „Bürgen“ dieſen gegenüber hatte der Kläger nicht; er durfte 
nur nicht auf Täuſchung berechnete unrichtige Verſicherungen geben und 
mußte auf etwaige Rückfragen der Bürgen, ſoweit er Auskunft zu geben ſich 
bereit zeigte, auch wahrheitgemäße Auskunft geben. Ohne Rechtsirrtum er⸗ 
achtet das Ber.⸗Gericht eine argliſtige Täuſchung der Beklagten durch den 
Kläger ſchon durch die dem Vertrage zugrunde liegende und in ihm zum 
Ausdruck gekommene Sachlage für widerlegt. Durch die Vermögensübernahme 
ſollte die Kreditbank vor dem Konkurſe bewahrt werden; der Kläger, der das 
Vermögen der mit Verluſt arbeitenden Kreditbank übernahm, wollte ſelbſt⸗ 
verſtändlich den Fehlbetrag nicht mit eigenem Vermögen decken; er mußte 
»Sicherheiten ſuchen und mußte auch annehmen, daß, wer dieſe zu leiſten ſich 
bereit erklärte, mit der Gefahr bekannt war, die er übernahm. Die „Bürgen“ 
waren der Geſellſchaft und deren Vertretern und Kommanditiſten nahe- 
ſtehende Perſonen, und aus dem zahlenmäßigen Verhältnis der Geſamtſumme 
der Gewährverpflichtungen zu dem Betrage der Rücklage ergab ſich, daß 
mit der Möglichkeit eines großen Ausfalls gerechnet wurde. Von jedem, der 
eine Bürgſchaft oder eine Gewährverpflichtung hinſichtlich fremder Schuld 
übernimmt, muß vorausgeſetzt werden, daß er die Gefahr, die er übernimmt, 
ſich überlegt; die Unterlagen für dieſe Prüfung gibt der Vertrag in ſeinem 
Zuſammmenhange ſelbſt. 
Die Reviſionen der Beklagten waren hiernach als unbegründet zu⸗ 
rückzuweiſen. | 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Mai 1916. L. u. ©. (Bkl.) w. 
B.er Bankverein (OLG. Hamburg). VI. 84/16. 
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53. Warnung eines Kaufliebhabers; Verſtoß gegen die guten Sitten? 


Vgl. 59 Nr. 103; 69 Nr. 240 m. N.; 71 Nr. 164. 251. 
BGB. 88 824. 826. 138. 


Wie der Sachverſtändige in überzeugender Weiſe darlegt, iſt das früher 
der Klägerin gehörige Grundſtück mit Trockenfäule behaftet und befand es 
ſich in dieſem Zuſtand ſchon zu der Zeit, als die Klägerin es im Jahre 1913 
zu verkaufen ſuchte. Durch dieſe Trockenfäule, die ſich zwar vorausſichtlich 
durch Vornahme mehr oder weniger umfänglicher Arbeiten beſeitigen läßt, 
wurde der Wert des Grundſtücks weſentlich beeinträchtigt. Die Allgemeinheit 
pflegt zwiſchen Trockenfäule („trockenem Schwamm“) und echtem Haus⸗ 
ſchwamm nicht zu unterſcheiden; ſie vermag das im einzelnen Falle meiſt 
auch garnicht, da die Unterſcheidung oft ſelbſt für den Fachmann ſchwierig 
iſt; ſie bezeichnet im gewöhnlichen Leben ſowohl die Trockenfäule als auch 
den echten Hausſchwamm als Schwamm. Die Behaftung eines Grund— 
ſtücks mit Schwamm gilt als ein weſentlicher Mangel, der den Käufer, der 
in Unkenntnis davon ein Grundſtück kaufte, zur Wandelung berechtigt. Es 
entſpricht daher dem Intereſſe eines Kaufluſtigen, wenn er von dritter Seite 
vor dem Ankauf eines Grundſtücks gewarnt wird, „weil der Schwamm drin 
ſei“, denn er wird dadurch vor unliebſamen Weiterungen und Streitigkeiten, 
unter Umſtänden auch vor Vermögensverluſten bewahrt. 

Daß in dem Biſchen Grundſtück der Schwamm ſei, war in Z. allgemein 
bekannt. Wenn daher die Beklagten die Eheleute K., als dieſe von ihrer 
Kaufabſicht ſprachen, davor warnten, weil darin der Schwamm ſei, han— 
delten ſie in einem wohlbegründeten Intereſſe der Eheleute K. und ver— 
ſtießen nicht gegen die guten Sitten, mochten ſie auch zugleich den Zweck 
verfolgen, K. dadurch zum Kauf ihres Grundſtücks geneigt zu machen, und 
mochten ſie ſich auch bewußt ſein, daß der Klägerin durch das Scheitern des 
Verkaufs ihres Grundſtücks an K. ein Schaden erwüchſe. Zwar kann auch 
— das ſcheint das Landgericht zu verkennen — durch die Behauptung und 
Verbreitung einer wahren Tatſache der Tatbeſtand einer ſittenwidrigen, vor— 
ſätzlichen Schädigung i. S. von 8826 BGB. erfüllt werden (SeuffA. 59 
Nr. 103). Aber der Umſtand allein, daß die betreffende Tatſache, wie hier, 
wettbewerbshalber verbreitet wird, macht die Verbreitung nicht ſchon zu einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlung (RGeEntſch. 76, 110): vor⸗ 
liegend um ſo weniger, als der Hinweis der Beklagten auf den Schwamm 
im Hauſe der Klägerin zugleich im Intereſſe K.s erfolgte, der dadurch vor 
einem Kaufe bewahrt werden ſollte, der ihm nachmals aller Vorausſicht nach 
Unannehmlichkeiten bereitet haben würde. Daß die Beklagten mit ihrer 
Bemerkung gegenüber K. dieſe wohlmeinende Abſicht verbanden, ergibt ſich 
aus den von der Zeugin H. bekundeten Worten des verklagten Ehemannes: 
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„es würde ihm leid tun, wenn K. das B.ſche Grundſtück kaufte, denn da wäre 
der Schwamm drin“. 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 4. Okt. 1916. B. (Kl.) w. R. 
70. 168/15. —e— 


54. Anfechtung einer Pfändung. 
= 44 Nr. 238 m. N.; 60 Nr. 203; auch 70 Nr. 53 m. N. 
Anſch. § 3 Nr. 1. 

Beide Parteien ſind Hyp.⸗Gläubiger eines Grundſtücks, der Beklagte an 
zweiter, der Kläger an dritter Stelle. Das Grundſtück iſt am 28. Dez. 1914 
unter Zw.⸗Verwaltung geſtellt worden. Durch Pfändungs⸗ und Überwei⸗ 
ſungsbeſchluß v. 29. Sept. 1914 hat der Kläger die Mieten für die Zeit vom 
1. Okt. 1914 bis Ende März 1915 pfänden laſſen. Der Anfechtung des Be- 
klagten iſt ſtattzugeben. 

Auch eine ſtaatliche Vollſtr.-Handlung unterliegt der Anfechtung (vgl. 
§ 6 AnfG.), insbeſondere bei Feſtſtellung eines abſichtlichen Zuſammen— 
wirkens zur Schaffung des vollſtreckbaren Titels. Hierzu kann auch ohne aus— 
drückliche Verabredung ein bewußtes Unterlaſſen genügen, ſofern ſich aus 
einem ſolchen der auf eine Benachteiligung der Gläubiger gerichtete Wille 
folgern läßt (RG. in IW. 1914, 106). Die Anfechtbarkeit iſt aber auch dar⸗ 
über hinaus anzuerkennen. Bei Befriedigungshandlungen wegen beſtehender 
Forderungen iſt zu unterſcheiden zwiſchen kongruenter und nicht kongruenter 
Deckung. Nur in letzterem, nicht aber im erſten Falle ſchließt das Bewußt— 
ſein des Schuldners von der die andern Gläubiger benachteiligenden Wirkung 
ſeiner Rechtshandlung zugleich die Abſicht der Benachteiligung in ſich. In 
beiden Fällen ſind aber letzten Endes die Umſtände des gegebenen Falles 
maßgebend dafür, ob ein Schluß von dem Bewußtſein auf die Abſicht der 
Gläubigerbenachteiligung zuläſſig und nach den Umſtänden geboten iſt (RG. 
in IW. 1911, 193; 1911, 778; 1915, 282). Die Anwendung ähnlicher Ge— 
ſichtspunkte auf die im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung ſich vollziehende Deckung 
oder Befriedigung des Gläubigers iſt ein dringendes Gebot wirtſchaftlicher 
Notwendigkeit, da andernfalls die Herſtellung eines vollſtreckbaren Titels und 
die Herbeiführung einer Vollſtr.⸗Handlung an Stelle der freiwilligen Befrie— 
digung und damit eine Umgehung der der Anfechtung eigentümlichen Rechts- 
ſätze ohne Schwierigkeit möglich ſein würde. Insbeſondere gilt dies bei den 
Verhältniſſen des Hypothekenmarktes in großen Städten. Hier iſt die Ein⸗ 
fügung der Vollftr.-Stlaufel in Hyp.⸗Schuldurkunden jo gut wie ausnahmslos 
üblich. Die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung und die Pfändung 
der Mieten würde alſo im Fall der Gefahr einer drohenden Zw.⸗Verwaltung 
ebenſo leicht zu vollziehen ſein wie eine freiwillige Mietabtretung. Der Weg 
der Pfändung der Mieten im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung wird a ge⸗ 
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wählt, um die mit einer freiwilligen Mietabtretung verbundene Gefahr der 
Anfechtbarkeit nach Möglichkeit zu beſeitigen. Dieſes Verfahren verdient 
keinen Schutz. Es führt, wie die Erfahrung gezeigt hat, zu einer ſchweren Er⸗ 
ſchütterung des Hyp.⸗Kredits und zu einer Beeinträchtigung und Verkürzung 
berechtigter Anſprüche vorgehender Hyp.⸗Gläubiger, die an Stelle der Be⸗ 
friedigung, auf welche ſie ein Recht haben und welche ſie nach den gegebenen 
Verhältniſſen auch erwarten durften, vor die Notwendigkeit geſtellt werden, 
zu ihrer eigenen Sicherheit ein Grundſtück erwerben zu müſſen, obgleich dieſes 
für ein oder mehrere Vierteljahre infolge einer Mietpfändung keinen Ertrag 
zu gewähren imſtande iſt. 

Auf ſeiten des Klägers liegt inkongruente Deckung vor. Er war aller⸗ 
dings gleichfalls Hyp.⸗Gläubiger, dem die Mieten gemäß 88 1123 ff. BGB. 
haften. Er mußte aber im Verhältnis zu den ihm vorgehenden Hyp.⸗Gläubi⸗ 
gern damit rechnen, daß die Mieten in erſter Reihe nach der geſetzlichen Rang⸗ 
ordnung der eingetragenen Hypotheken verwendet werden. Ein nachſtehender 
Hyp.⸗Gläubiger, der die Mietzinſen ohne Rückſicht auf die Anſprüche der vor⸗ 
gehenden Gläubiger für ſich beſchlagnahmt, ſteht gegenüber dieſen letzteren 
nicht anders als ein dritter Gläubiger, der überhaupt kein Recht auf die Mieten 
hat. Er erlangt durch die Mietpfändung einen Vorteil, auf den ihm ein An⸗ 
ſpruch nicht zuſteht, alſo eine inkongruente Deckung. 

Aber auch abgeſehen hiervon iſt nach den Umſtänden des vorliegenden 
Falles Anfechtbarkeit anzunehmen. Der Kläger ſtand in den nächſten Be⸗ 
ziehungen zu der Grundſtückseigentümerin. Er hatte bereits dem Vorbeſitzer 
Darlehen gegeben, die er bei einer Verwertung des Grundſtücks zurückerhalten 
ſollte. Er hat ſpäter die ihm jetzt zuſtehende Hypothek abgelöſt, als ſie von 
dem früheren Gläubiger zurückgefordert wurde. Es war ihm der Nießbrauch 
und eine Grundſchuld von 12000 A bewilligt worden, aus der er ſich für 
ſeine Forderung und für ſeine jahrelange Hülfe bei vorteilhafter Verwertung 
des Grundſtücks befriedigen ſollte. Er hat das Grundſtück verwaltet und 
namentlich die Verhandlungen über die Verlängerung der erſten Hypothek, 
die am 1. Okt. 1914 fällig wurde, mit der Gläubigerin geführt. Ihm war 
alſo das Scheitern dieſer Verhandlungen und damit das Bevorſtehen der 
Zw.⸗Verwaltung bekannt. Wenn unter ſolchen Umſtänden zwei Tage vor der 
Fälligkeit der erſten Hypothek die Mieten für zwei volle Vierteljahre gepfändet 
wurden, ſo kann dies nur im allſeitigen Einverſtändnis zu dem Zwecke ge— 
ſchehen ſein, für den Fall der als unvermeidlich erkannten Zw.-Verwaltung 
von den Einkünften des Grundſtücks noch ſo viel für den an dritter Stelle 
ſtehenden Hyp.⸗Gläubiger zu retten, als dies unter äußerſter Ausnutzung der 
geſetzlichen Möglichkeiten überhaupt geſchehen konnte. 

Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 2. Nov. 1916. L. w. S. 22 U. 

3106/16. Ha. 
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55. Über die Fälligkeit von Vermächtnisforderungen. 
Vgl. 15 Nr. 145. 
BGB. 85 2176. 2184. 

Es iſt richtig, daß der Anſpruch des Vermächtnisnehmers gegen den 
beſchwerten Erben den rechtlichen Charakter einer einfachen Schuldforderung 
hat. Nach § 2176 BGB. kommt die Forderung des Vermächtnisnehmers 
ſchon mit dem Erbfall zur Entſtehung. Das Entſtehen der Forderung iſt 
aber mit ihrem Fälligwerden nicht identiſch. Wann die Forderung fällig 
wird, wird, wie der übrige Inhalt der Forderung, durch das Teſtament be⸗ 
ſtimmt. Iſt in einem Paragraphen des Teſtaments ein Geldvermächtnis aus⸗ 
geſetzt und iſt in dieſem Paragraphen nichts darüber angeordnet, wann das 
Vermächtnis zur Auszahlung gelangen ſoll, ſo iſt für die Beſtimmung der 
Fälligkeit der geſamte Inhalt des Teſtaments zu berückſichtigen. 

Im vorliegenden Fall hat der Erblaſſer an verſchiedene Perſonen Geld⸗ 
vermächtniſſe in Höhe von zuſammen 700000 „ ausgeſetzt und angeordnet, 
daß die Teſtamentsvollſtrecker ein Kapital in ihrer Verwaltung behalten 
ſollen, das zur Beſtreitung einer ſeiner Ehefrau zu zahlenden Rente von 
jährlich 15000 4 ausreicht, daß fie auch feiner Ehefrau die Rente auszahlen 
ſollen. Der nach Erledigung aller Vermächtniſſe übrige Teil des Nachlaſſes 
ſoll zu einem wohltätigen oder gemeinnützigen Zweck verwandt werden. 
Der Erblaſſer hat Teſt.⸗Vollſtrecker ernannt und die aus § 5 des Teſtaments 
erſichtlichen Vorſchriften gegeben. Bereite Geldmittel, aus denen die Teſt.⸗ 
Vollſtrecker ſofort nach dem Tode des Erblaſſers die Vermächtniſſe hätten 
auszahlen können, hat der Erblaſſer nicht hinterlaſſen. Sein Vermögen war 
zur Zeit ſeines Todes zum weitaus größten Teile in kaufmänniſchen Geſchäften 
feſtgelegt. Bei ſolcher Sachlage erſcheint klar, daß es nicht der Wille des Erb⸗ 
laſſers war, daß die Teſt.⸗Vollſtrecker die Vermächtniſſe ſofort nach ſeinem 
Tode auszahlen ſollten. Wenn in einem ſo oder ähnlich liegenden Fall ein 
Teſt.⸗Vollſtrecker, der zunächſt nur über geringfügige bereite Geldmittel ver- 
fügte, dieſe verfügbaren Geldmittel ohne weiteres dem erſten beliebigen 
Vermächtnisnehmer, der die ſofortige Auszahlung verlangt, unter Zurück⸗ 
ſetzung der Intereſſen der andern Vermächtnisnehmer auszahlen wollte, ſo 
würde nicht zweifelhaft ſein, daß er damit der letztwilligen Verfügung des 
Erblaſſers zuwiderhandelt und ſeine Pflicht verletzt. Die Verpflichtung des 
beſchwerten Erben oder des Teſt.⸗Vollſtreckers gegenüber dem Vermächtnis⸗ 
nehmer einerſeits und das Recht des Vermächtnisnehmers gegen den Erben 
und den Teſtamentsvollſtrecker anderſeits ſind nur zwei Seiten desſelben 
Rechtsverhältniſſes. Solange der Teſt.⸗Vollſtrecker einſtweilen nicht zahlen 
darf, hat der Vermächtnisnehmer noch kein fälliges Forderungsrecht. 

Darüber, wann der Teſt.⸗Vollſtrecker die Vermächtniſſe auszuzahlen hat, 
wenn der Erblaſſer ausdrückliche Anordnungen für dieſen Punkt nicht ge- 
troffen hat, laſſen ſich genauere allgemeingültige Regeln nicht aufſtellen. 

75 


92 56. Eigentumserwerb. 


Wann die Auszahlung zu geſchehen hat, muß nach Maßgabe der Erforderniſſe 
des beſonderen Falles unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte abgemeſſen 
werden. Es iſt nicht zu verkennen, daß dann innerhalb der durch die Er- 
forderniſſe des beſonderen Falls und der Verkehrsſitte gezogenen Grenzen 
vielfach noch Raum für verſchiedene Bemeſſung des Fälligkeitszeitpunktes 
bleiben wird. Es iſt davon auszugehen, daß der Erblaſſer, der einem Teſt.⸗ 
Vollſtrecker die Verwaltung und Verteilung ſeines Nachlaſſes aufträgt, ihm 
auch den Auftrag geben will, innerhalb der vorgedachten Grenzen über den 
genaueren Zeitpunkt der Auszahlung nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen 
zu entſcheiden. 

— — — Das Ber.⸗Gericht hat auf Grund der geſamten Umſtände des 
Falles im Wege freier Beweiswürdigung die Überzeugung erlangt, daß die 
Teſt.⸗Vollſtrecker über den Zeitpunkt der Auszahlung innerhalb der durch 
die Erfor derniſſe des beſonderen Falles und die Verkehrsſitte vorgeſchrie⸗ 
benen Grenzen nach Maßgabe ihres pflichtmäßigen Ermeſſens Beſtimmung 
getroffen haben. Die Klage iſt darnach zu einer Zeit erhoben, als der 5 tlägerc 
die ſofortige Auszahlung noch nicht fordern konnte. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 8. Nov. 1916. B. (Kl.) w. 
C. Teſt. — Bf. IV. 240/16. B. 


56. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemein- 
ſchaftlichen Hausſtand verbleiben“. 
Haftung des Notars für Verſehen bei Aufnahme eines Vertrages“ “. 
“Bol. 46 Nr. 208; 62 Nr. 171. — gl. 71 Nr. 254 m. N. 
BGB. 88 930. 1362. — BGB. $ 839. 

Die Klägerin, die mit ihrem Mann im geſetzlichen Güterrecht des BGB. 
lebte, hatte am 6. Juli 1913 vor dem verklagten Notar mit ihrem Mann einen 
. Kaufvertrag abgeſchloſſen, durch den ihr Mann ihr das Eigentum an gewiſſen 
Mobilien übertrug. Am 9. Mai 1914 vereinbarten die Eheleute vor dem 
Beklagten Gütertrennung. Eine Beſtätigung oder Wiederholung des Ver— 
trages v. 6. Juli 1913 erfolgte dabei nicht. Als dann der Ehemann von einem 
Gläubiger gepfändet wurde, machte die Klägerin im Widerſpruchsprozeß ihr 
Eigentum an den ihr durch den Vertrag v. 6. Juli 1913 übertragenen ge- 
pfändeten Mobilien geltend, doch wurde ſie rechtskräftig vom Landgericht A. 
mit ihrem Anſpruch abgewieſen, weil der genannte Vertrag rechtsunwirkſam 
ſei. In dieſem Prozeß hatte die Klägerin dem Beklagten den Streit ver— 
kündet, der Beklagte war aber in den Streit nicht eingetreten. Mit einer 
neuen Klage verlangte die Klägerin vom Beklagten Erſatz des ihr durch die 
Unwirkſamkeit des vom Beklagten beurkundeten Vertrages entſtandenen 
Schadens. — Der Klage wurde vom Ber. Gericht ſtattgegeben. Aus den 
Gründen: 
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„Daß der Beklagte an ſich mit der Behauptung nicht gehört werden 
kann, der Vorprozeß ſei unrichtig entſchieden und ſchon aus dieſem Grunde 
entfalle ſeine Haftung für den der Klägerin durch feine Beratung erwach⸗ 
ſenen Schaden, bedarf keiner weiteren Ausführung. Das ergibt ſich ſchon 
aus der unſtreitigen Tatſache, daß Klägerin dem Beklagten im Vorprozeſſe 
den Streit verkündet hat. Mit Unrecht legt die Klägerin aber die 88 74. 68 
3 PO. fo weit aus, daß der Beklagte auch in bezug auf die Schuldfrage ſich 
nicht auf die Unrichtigkeit der im Vorprozeſſe von den Gerichten vertretenen 
Rechtsanſchauung berufen könne. Vielmehr beſchränkt ſich die Wirkung der 
88 74. 68 lediglich darauf, daß der Beklagte es gegen ſich gelten laſſen 
muß, daß die Klägerin im Vorprozeſſe unterlegen iſt. Für die Beurteilung 
der Frage, ob ein Verſchulden des Beklagten bei der Beratung der Klägerin 
und der Abfaſſung des Vertrages vorgelegen habe, iſt dagegen die Nach- 
prüfung der Frage, ob die von dem Landgericht A. vertretene Rechtsanſchauung 
richtig ſei, nicht zu umgehen.!) Dieſe Frage muß aber im Gegenſatz zum 
Vorderrichter bejaht werden. Mit Recht hat das Aer Landgericht die Un⸗ 
wirkſamkeit des vom Beklagten beurkundeten Vertrages angenommen, da 
eine Übertragung des Eigentums an den Mobilien nicht ſtattgefunden hat, 
weder gemäß $ 929, noch auch nach $ 930 BGB. 

Die Übergabe nach $ 929 Satz 1 ſetzt eine körperliche Übergabe der Sache, 
nicht bloß die Einräumung rechtlicher Befugniſſe voraus. Sie kann nicht 
durch ſymboliſche Handlungen, wie die hier vollzogene Berührung einzelner 
Sachen und die Anweiſung der Sachen an den Erwerber erſetzt werden. 
Die Sachen ſind nach wie vor im Hausſtande der Eheleute und an denſelben 
Orten wie bisher verblieben. Der Mann übte nachher dieſelbe tatſächliche 
Gewalt über ſie aus wie vorher. Daran würde auch der Umſtand nichts 
ändern, daß er erklärt haben ſollte, die Sachen künftig nicht mehr für ſich 
beſitzen zu wollen. Nun genügt nach $ 854 Abſ. 2 BGB. allerdings zum 
Erwerb des Beſitzes eine bloße Einigung des bisherigen Beſitzers und des 
Erwerbers, wenn der Erwerber in der Lage iſt, die Gewalt über die Sache 
auszuüben. Aber dieſe Beſtimmung greift nur dann Platz, wenn der bis— 
herige Beſitzer den Beſitz ſeinerſeits aufgibt, was hier nicht geſchehen iſt. 
Nicht anders verhält es ſich mit der Anwendung des § 929 Satz 2 BGB. auf 
den vorliegenden Fall, wonach die Einigung für den Eigentumsübergang 
genügt, wenn der Erwerber bereits im Beſitze der Sache iſt. Es iſt dem Be— 
klagten zuzugeben, daß auch ein Mitbeſitz für eine derartige Übertragung des 
Eigentums genügen mag; aber auch wenn man der Frau beim geſetzlichen 
Güterſtande im Gegenſatz zu der herrſchenden Lehre einen ſolchen Mitbeſitz 
zugeſtehen wollte, ſo ſetzt doch die Anwendung des § 929 Satz 2 voraus, daß 
der bisherige Mitbeſitzer ſeinen Beſitz zugunſten des bisherigen Mitbeſitzers 


1) Vgl. SeuffA. 61 Nr. 175. 208 m. N. (S.) 
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aufgibt. Ein Fortbeſtand des bisherigen Beſitzſtandes ift mit der Übertragung 
des Eigentums unvereinbar. Hier aber hat der Ehemann auch nach der an⸗ 
geblichen Beſitzübertragung dieſelbe tatſächliche Gewalt über die Mobilien 
ausgeübt wie zuvor (vgl. RG. bei Gruchot 49, 127). 

Daß eine Eigentumsübertragung nach § 930 BGB. nicht rechtswirkſam 
erfolgt iſt, zeigt die Erwägung, daß der im Vertrage vereinbarte Leihvertrag 
neben dem ſchon vorher beſtehenden Verwaltungsrecht des Mannes eine 
ſelbſtändige Bedeutung garnicht haben kann. Die Leihe überträgt nur un⸗ 
vollſtändigen Beſitz und ermächtigt nicht zur Verfügung über die geliehene 
Sache, während das Verwaltungsrecht den Mann zum Beſitzer des Ein— 
gebrachten macht und ihm die freie Verfügung über dasſelbe gibt. Durch 
den Vertrag v. 6. Juli 1913 ſind daher auf den Mann der Klägerin keine 
Rechte übertragen worden, die er nicht vorher ſchon hatte, ſo daß ſich nicht 
ſagen läßt, es ſei dadurch ein Rechtsverhältnis vereinbart worden, vermöge 
deſſen der Mann unter Übertragung des mittelbaren Beſitzes auf die Frau 
den unmittelbaren Beſitz ſich bewahrt hätte. Die für den Güterſtand der 
Verwaltungsgemeinſchaft des preuß. Allg. LR. in RGeEntſch. 48, 318 (auch 
JW. 1901, 260) gemachten Ausführungen find fo überzeugend und treffen 
auch den vorliegenden Fall ſo ſehr, daß ſie nicht einfach damit abgetan werden 
können, ſie beträfen nur das altpreußiſche Recht. 


Im gleichen Sinne iſt die Frage der Wirkſamkeit einer derartigen Eigenlumsübertragung, 
abgeſehen von den beiden angeführten reichsgerichtlichen Entſcheidungen, noch ent⸗ 
ſchieden in OL GRſpr. 8, 112 (OLG. Breslau): im Recht 1910 Nr. 915 (OL G. Naum- 
burg) und in Dresd Ann. 34, 213 (OLG. Dresden); im entgegengeſetzten Sinne in der 
Rſpr. der OLG. 12, 279 (OLG. Naumburg) und Warneyer 2 zu 5 929 I (OLG. 
Karlsruhe). 


Das von dieſem Gericht als richtig erkannte Ergebnis ſtellt ſich auch keines— 
wegs, wie der Vorderrichter annimmt, als „befremdlich“ oder, wie der Be— 
klagte ausgeführt hat, als „weltfremd“ dar. Es entſpricht vielmehr durchaus 
dem Geiſte des Bürgerl. Geſetzbuchs, das, wie die 88 1431. 1435 ergeben, 
derartige Verträge unter Ehegatten im Intereſſe dritter Perſonen durchaus 
nicht begünſtigt. Verlangt ſchon der $ 930 BGB. im Intereſſe der Dritten, 
daß, wenn bei einer Eigentumsübertragung der Veräußerer im Beſitz bleibt, 
ein beſonderes, äußerlich in die Erſcheinung tretendes Rechtsverhältnis zwi— 
ſchen dem Veräußerer und dem Erwerber vereinbart werden muß, wonach 
der erſtere im Beſitze bleibt, ſo müſſen gerade bei ſolchen Verträgen unter 
Ehegatten beſonders ſtrenge Anforderungen an die Anwendung dieſer Be— 
ſtimmung geſtellt werden. Wenn man dem Standpunkte des Beklagten 
folgen wollte, würde ſich auf einem Umwege, und zwar unter Vermeidung 
der im Intereſſe der Dritten gegebenen Vorſchriften, ein Zuſtand herbei— 
führen laſſen, der zu einem weſentlichen Teil dem Güterſtande der Güter— 
trennung entſprechen würde. 
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Somit ſteht auch für dieſes Gericht feſt, daß der Beklagte die Klägerin 
ſchlecht beraten hat, als er dieſen unwirkſamen Vertrag für ſie beurkundete, 
ohne ihr gleichzeitig den Rat zu geben, einen Gütertrennungsvertrag mit 
ihrem Manne zu ſchließen. Der dadurch hervorgerufene Schaden hätte ge⸗ 
beſſert werden können, wenn der Beklagte, als er ſpäter den Gütertrennungs⸗ 
vertrag der Eheleute aufnahm, den früheren Vertrag hätte beſtätigen oder 
wiederholen laſſen, was er wiederum unterlaſſen hat. 

Für die Frage, ob der Beklagte der Klägerin für den ihr durch den un⸗ 
wirkſamen Vertrag erwachſenen Schaden aufzukommen hat, iſt $ 839 BGB. 
maßgebend, da nach $ 1 des Hamburg. Gef. betr. das Notariat v. 29. Dez. 
1899 die Notare öffentliche Beamte ſind. Der Beklagte haftet hiernach für 
jeden Schaden, der der Klägerin aus der von ihm vorſätzlich oder fahrläſſig 
erfolgten Verletzung einer ihm der Klägerin gegenüber obliegenden Amts⸗ 
pflicht erwachſen iſt. Eine derartige fahrläſſige Verletzung der dem Beklagten 
obliegenden Sorgfalt bei der Beratung der Klägerin und der Beurkundung 
des Vertrages iſt aber hier gegeben. Gewiß iſt nicht zu verkennen, daß die 
Frage, in welcher Weiſe eine ſolche Eigentumsübertragung unter Ehegatten 
vorgenommen werden muß, ſtreitig iſt, wie ſchon aus den obigen wider⸗ 
ſprechenden Erkenntniſſen folgt. Es kann dem Beklagten ohne weiteres zu⸗ 
gebilligt werden, daß er die von der hier vertretenen abweichende Rechts⸗ 
anſicht für die zutreffende halten konnte. Aber es war ſeine Pflicht, die Ehe⸗ 
leute auf die in der Sache liegenden Zweifel hinzuweiſen und ihnen min⸗ 
deſtens darzulegen, daß es für ſie unter allen Umſtänden ſicherer ſei, den 
Weg der Gütertrennung zu wählen; 

JW 1909, 217; 1911, 546. 948; 1914, 78. 1078; Deutſche Notztſchr. 1912, 445. 
In dieſer Unterlaſſung liegt die Verletzung der Sorgfalt abſeiten des Be⸗ 
klagten. Dabei hat das Gericht mit erwogen, daß es ſich hier um ein Gebiet 
handelt, das der güterrechtlichen Verträge, auf dem die Notare beſon⸗ 
ders bewandert ſein müſſen, da gerade hier ihre Tätigkeit vom Publikum 
beſonders häufig in Anſpruch genommen wird, und daß deshalb damit ge⸗ 
rechnet werden muß, daß die Notare eine beſondere Kenntnis der wichtigſten 
Fragen dieſes Rechtsgebietes, zu denen die vorliegende gehört, beſitzen. Bei 
Aufwendung der gebotenen Sorgfalt konnten dem Beklagten die in der 
Sache liegenden Zweifel nicht entgehen und mußte er zu dem Schluſſe kommen, 
daß es für die Eheleute jedenfalls ſicherer und ungefährlicher war, wenn ſie, 
wie eine Reihe von Urteilen höherer Gerichte und auch das Reichsgericht 
fordern, zur Wirkſamkeit der von ihnen beabſichtigten Eigentumsübertragung 
zunächſt einen Gütertrennungsvertrag abſchloſſen. Da der Beklagte es an 
der Anſtellung derartiger Erwägungen hat fehlen laſſen, ſo muß er der Klä⸗ 
gerin für den ihr hieraus entſtandenen Schaden aufkommen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Okt. 1916. Schm. (Kl.) 

w. S. Bf. VI. 75/16. | Nö. 
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57. Geſetzliches Güterrecht; Vorausſetzungen des Anſpruchs der Frau 
auf Sicherheitsleiſtung. 
Vgl. 62 Nr. 87 m. N. — BGB. $ 1391. 

Der Kläger verlangte von ſeiner Frau, der Beklagten, von der er ſchon 
ſeit längerer Zeit getrennt lebte, darin zu willigen, daß die bei der Bank⸗ 
firma H. & Co. in B. auf ſeinen Namen hinterlegten Wertpapiere an ihn 
herausgegeben würden. In 1. Inſtanz wurde die Beklagte nach dieſem An⸗ 
trage verurteilt; in 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
blieb erfolglos. Aus den Gründen: | 

„Das Verlangen des Klägers, daß die Beklagte in die Herausgabe ihrer 
bei der Firma H. & Co. in B. hinterlegten Wertpapiere einwillige, iſt nach 
§ 1373 BGB., wonach der Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen in Beſitz zu nehmen berechtigt iſt, an ſich begründet. Das Ber. 
Gericht weiſt aber die Klage nach $ 1391 Abſ. 1 BGB. ab, weil, wie die Be⸗ 
klagte eingewendet hat, das Verhalten des Klägers eine erhebliche Gefähr⸗ 
dung ihres Eingebrachten befürchten laſſe. Die rechtliche Anwendbarkeit 
dieſer Vorſchrift unterliegt keinem Bedenken und wird auch von der Reviſion 
nicht beanſtandet. | 

Bei der daraufhin angeftellten Unterſuchung, ob die Vorausſetzungen des 
§ 1391 Abſ. 1 BGB. gegeben ſind, geht das Ber.⸗Gericht von der Auffaſſung 
aus, es ſei nicht erforderlich, daß der Kläger ſchon eine ſchädigende Hand⸗ 
lung begangen oder ſich gerade bei der Verwaltung des Eingebrachten unzu- 
verläſſig gezeigt habe; vielmehr komme es darauf an, ob ſein Verhalten ſeinen 
Charakter in ſolchem Licht erſcheinen laſſe, daß die Beſorgnis gerechtfertigt 
ſei, er werde künftig die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut er- 
heblich gefährdenden Weiſe verletzen. Von dieſem Standpunkt aus ſtellt das 
Ber.⸗Gericht im einzelnen folgendes feſt: es habe ſich der Kläger in dem 
Scheidungsprozeß mehrfach unzuverläſſig gezeigt, ihm fehle die Wahrheits⸗ 
liebe, er ſei gegen die Beklagte von Liebloſigkeit erfüllt; er habe ihr grundlos 
vorgeworfen, ſie würde, wenn ſie den im Scheidungsprozeß ihr auferlegten 
Eid leiſte, ſich eines Meineids ſchuldig machen; er habe auch bei den Aus⸗ 
ſöhnungsverhandlungen im Jahre 1915 und 1916 gezeigt, wie wenig ihm 
an der Fortſetzung der Ehe gelegen ſei; die der Frau für die Dauer des Schei⸗ 
dungsprozeſſes geſchuldeten Unterhaltsgelder habe er ihr erſt garnicht, ſpäter 
wiederholt nur verkürzt entrichtet; dagegen habe er mit auffälliger Eile ge— 
ſucht, den Beſitz ihrer Wertpapiere zu erlangen, wie denn auch ſein ganzes 
Verhalten nur darauf gerichtet geweſen ſei, die alleinige Verfügung über 
ihr Eingebrachtes zu erlangen. — Alle dieſe Feſtſtellungen ſind prozeßgerecht 
begründet. — — — Das Ber.⸗-Gericht erwägt ſodann, der Mann habe das 
Vermögen der Frau nicht etwa bloß nach den Grundſätzen eines ordentlichen 
Kaufmanns, ſondern ſo zu verwalten, wie es dem ſittlichen Weſen der Ehe 
und einer rechten ehelichen Geſinnung entſpreche. Es gelangt demnach zu 
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dem Schlußergebnis, die ganze Handlungsweiſe rechtfertige für die Frau 
die Beſorgnis, daß ihr Eingebrachtes in der Hand des Klägers erheblich ge— 
fährdet ſei, auch wenn zunächſt keine Anzeichen dafür vorlägen, daß er von 
ihrem Vermögen einen unrechtmäßigen Gebrauch machen werde. 

Die Reviſion rügt hierzu in materiellrechtlicher Hinſicht Verletzung des 
§ 1391 BGB. Sie meint, die Beſorgnis i. S. des $ 1391 könne nur einem die 
Verwaltung des Eingebrachten betreffenden Verhalten des Mannes, nicht 
aber aus einem ſonſtigen ehewidrigen Verhalten entnommen werden; nach 
dieſer Richtung böten aber die feſtgeſtellten Umſtände keinen Anhalt, um 
i. S. des § 1391 für die Beklagte eine Gefährdung ihres Eingebrachten be⸗ 
ſorgen zu laſſen. 

Die Rüge iſt nicht begründet. Ein feſter Rahmen für die Unterſuchung, 
ob der Mann durch ſein Verhalten eine erhebliche Gefährdung des Ein⸗ 
gebrachten der Frau befürchten laſſe, beſteht von Rechts wegen nicht. Maß⸗ 
gebend ſind ſtets die Umſtände des zu entſcheidenden Falles. Darnach iſt 
das Gericht bei Prüfung jener Frage nicht auf ſolche Umſtände beſchränkt, 
die bloß die bisherige vom Manne ausgeübte Verwaltung des Eingebrachten 
angehen, ſondern es kann, je nachdem die Sachlage dazu Anlaß bietet, die 
Handlungsweiſe und den Charakter des Mannes nach jedweder Richtung 
prüfen, ſo daß es rechtlich nicht gehindert iſt, auch ſein anderweitiges Ver⸗ 
halten, alſo auch ſein außergeſchäftliches Verhalten und ſein geſamtes Be⸗ 
nehmen gegenüber ſeiner Frau zu würdigen. Dieſe Auffaſſung ſteht mit 
der bisherigen Rechtſprechung des Reichsgerichts im Einklang, an der auch 
in dieſem Falle feſtgehalten wird (Urt. v. 4. März 1904, VII. 483/03 in 
RGeEntſch. 57, 161; und v. 6. März 1916, IV. 363/15). Das Ber.⸗Gericht 
war daher bei der Beurteilung der Vorausſetzungen des $ 1391 BGB. Feines: 
wegs nur an die Richtſchnur gebunden, nach der ein Kaufmann geſchäftlich 
zu verfahren hat. Anderſeits würde es verfehlt ſein, ſchon wegen liebloſen 
Verhaltens des Mannes anzunehmen, daß das von ihm verwaltete Ein⸗ 
gebrachte ſeiner Frau gefährdet ſei. Dieſe einſeitige Auffaſſung liegt aber 
dem Ber.⸗Urteil fern. Denn das entſcheidende Gewicht iſt nicht auf ſeine 
Liebloſigkeit gelegt, ſondern darauf, daß er ſich gegen die Beklagte unwahr 
und unzuverläſſig gezeigt hat. Nimmt man zu dieſem charakterloſen Ver⸗ 
halten die feſtgeſtellten Tatſachen hinzu, daß der Kläger ſich von der Be⸗ 
klagten lieblos abgewendet, ſeinerſeits die Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft vereitelt und ihr den geſchuldeten Unterhalt nur verkürzt ge⸗ 
währt hat, ſo konnte das Ber.⸗Gericht aus dieſem Geſamtbild ohne Rechts⸗ 
irrtum die Überzeugung gewinnen, daß die Beklagte zum Kläger kein Ver⸗ 
trauen mehr haben kann und wegen Verkürzung ihrer Rechte am Eingebrachten 
i. S. des § 1391 BGB. beſorgt fein muß. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 13. Juli 1916. F. w. F. (KG. zu 
Berlin). IV. 108/16. 
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58. Hat der Handlungsagent einen Proviſionsanſpruch für Geſchäfte 
mit ihm ſelberd 
HGB. § 88. 

— — — Die Anſicht, daß dem Handlungsagenten auf eigene Warenbezüge 
keine Proviſion zuſtehe, wird von Staub (HGB. 8 88 Anm. 3 S. 422) ver⸗ 
treten, mit der Begründung, daß dem Handlungsagenten die Tätigkeit ob⸗ 
liege, zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dritten Perſonen Geſchäfte zu ver⸗ 
mitteln, und daß er dafür die Proviſion als Entgelt erhalte; wo dieſe Tätig⸗ 
keit nicht ſtattfinde, entfalle auch der Anſpruch auf die Proviſion. Dieſe An⸗ 
ſicht, die den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts wohl entſprechen würde, 
wird dem kaufmänniſchen Standpunkt nicht gerecht und entſpricht daher nicht 
dem Handelsrecht. Das Landgericht ſagt zutreffend, die Proviſion ruht auf 
der Ware. Bei der Feſtſetzung des Verkaufspreiſes rechnet der Verkäufer 
ſchon mit der Proviſion, es kann ihm gleich ſein, ob ein Dritter oder der 
Agent ſelbſt ſein Abnehmer iſt (ſo ſchon zutreffend Handelsger. Hamburg 
1875, Buſch Archiv 36, 382). Staub ſteht auch mit der von ihm vertretenen 
Anſicht allein; die andern Kommentatoren und Schriftſteller (Düringer— 
Hachenburg, Ritter, Jacuſiel, Albrecht-Tentler) vertreten die entgegengeſetzte 
Meinung mit der zutreffenden Einſchränkung, daß dem Agenten für eigene 
Bezüge Proviſion dann nicht zuſtehe, wenn ihm Vorzugspreiſe oder ſonſtige 
Vergütungen gewährt werden; ſo auch die zahlreichen in den Kommentaren 
angeführten Handelskammergutachten, die freilich nur für einzelne Handels— 
zweige erſtattet ſind, aber doch die Anſicht der Handelskreiſe auch allgemein 
zur Erſcheinung bringen. | 

Die Klägerin behauptet denn auch, dem Beklagten ſeien bei feinen Be— 
zügen Vergünſtigungen gewährt. Aber ſie hat dies nur in der Weiſe zu be— 
gründen vermocht: der Beklagte habe „durchgängig“, „faſt nur“, in der Haupt⸗ 
ſache Ausſchuß oder ſog. Partieware bezogen, und dabei ſeien ihm beſonders 
billige Preiſe berechnet. Dieſe Behauptung reicht nicht aus, die Proviſion 
auszuſchließen. Dazu iſt erforderlich, daß dem Agenten allgemein d. h. bei 
ſeinen ſämtlichen Eigenbezügen eine Vergünſtigung gewährt wird, und zwar 
eben deswegen, weil er Agent iſt; das hat nicht behauptet werden können. 
Ausſchußwaren werden ſchon an ſich zu billigen Preiſen verkauft; daß der 
Beklagte ſeine ſämtlichen Bezüge zu niedrigerem Preiſe erhalten hätte als 
dritte Perſonen, und zwar aus dem ihm erkennbaren Grunde, weil er Agent 
der Klägerin war, iſt nicht behauptet, ſondern nur, daß ihm beſonders billige 
Preiſe bei ſeinen Käufen bewilligt ſeien, d. h. niedrigere als die ſonſt üb— 
lichen und daß er nach ſeiner Sachkunde dies erkannt habe. Das iſt nicht das 
entſcheidende. Dem Beklagten hätte aus den Erklärungen oder dem Ver— 
halten der Klägerin erſichtlich ſein müſſen, daß er die angebliche Preisver— 
günſtigung an Stelle der Proviſion erhalte. Daß ihm dies hätte erkennbar 
ſein müſſen, dafür iſt nichts vorgebracht. Auch die Einräumung eines Kredits 
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von 10000 % — übrigens gegen Bürgſchaft des zahlungsfähigen Vaters des 
Beklagten — kann mit dem Landgericht als ſolche Vergünſtigung nicht an⸗ 
geſehen werden, um ſo weniger, als der Kredit nicht einmal zinslos gewährt 
wurde. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 11. Okt. 1916. Porz. Fabr. C. 
(Kl.) w. K. — Bf. V. 36/16. Gr. 


II. Verfahren. 


59. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger 
ſchon eine vollſtreckbare Urkunde hatte. 
Vgl. 60 Nr. 248 m. N.; 67 Nr. 45; 71 Nr. 220. 
| 3 PO. 88 93. 307. 7945. 

Die Beklagten haben in 1. Inſtanz den Anſpruch der Klägerin in vollem 
Umfang anerkannt. Das Landgericht hat darauf ein Anerkenntnisurteil er⸗ 
Rlaſſen und die Klägerin in die Koſten verurteilt. 

Das Ber.⸗Ger. ſtellt ſich in weſentlicher Übereinſtimmung mit dem 
Landgericht auf den Standpunkt, daß der Beſitz einer Urkunde, die ſelb— 
ſtändig zur Zw.⸗Vollſtreckung verwertet werden kann (88 794 Nr. 5, 795. 726 
ZPO.) das Rechtsſchutzbedürfnis nicht ausſchließt, jo daß der Gläubiger troß- 
dem die Verurteilungsklage zu ſtellen befugt iſt; 

RGeEntſch. 46, 306 (JW. 1900 66011); ScuffA. 48 Nr. 300 (Gruchot 38, 183); 60 Nr. 248; 

67 Nr. 45; BayObLG. 5, 488. 489. 

Das Landgericht hat weiter angenommen, daß für die Klägerin kein äußerer 
Anlaß zur Klageſtellung beſtand, da ihr die Beklagten eine für jede Art der 
Zw.⸗Vollſtreckung geeignete Urkunde ausgeſtellt hatten und ihre Schuld nie- 
mals beſtritten, vielmehr in der erſten Verhandlung ausdrücklich anerkannt 
haben. Der Anſicht der Klägerin, dies ſei widerſpruchvoll, die Klageſtellung 
hätte ſich nur dann erübrigt, wenn die Beklagten aus freien Stücken den 
Hauptſacheanſpruch ſofort in vollem Umfang befriedigt hätten und nicht in 
Verzug geraten ſeien, kann nicht beigetreten werden. Die Beklagten find aller- 
dings dadurch, daß fie nach der durch die Kündigung herbeigeführten Fällig— 
keit die Klägerin nicht befriedigt haben, in Verzug geraten ($ 284 Abſ. 2 
BGB.), was regelmäßig den Beklagten trotz des Anerkenntniſſes vor Über- 
bürdung der Koſten nach § 91 ZPO. nicht ſchützt. Die Beklagten haben jedoch 
ihre Schuld niemals beſtritten. Weiterungen in der Vollſtr.-Inſtanz waren 
nicht zu befürchten, denn die Beklagten haben Einwendungen in der Boll- 
ſtreckung nicht in Ausſicht geſtellt und die Klägerin wäre, da die Kündigung 
formellen Bedenken nicht unterliegt (Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1906, 
191) in der Lage geweſen, die Vollſtr.⸗Klauſel auch hinſichtlich der Haupt— 
ſache für die Notariatsurkunde zu erlangen. Die Klägerin war alſo nicht ohne 
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weiteres zu dem Schluß berechtigt, daß ſie nur durch Klageſtellung alsbald die 
Bezahlung ihrer Schuld erlangen werde. Da ſie in Geſtalt der Notariats⸗ 
urkunde bereits einen Vollſtr.⸗Titel hatte, hätten neben dem Verzug noch 
weitere beſondere Umſtände, die ſie zu dieſem Schluß berechtigten, vorliegen 
müſſen. Solche beſondere Umſtände ſind von der Klägerin nicht behauptet. 
Es iſt daher auch der Entſcheidung des Landgerichts, das mit Recht darauf 
hinweiſt, daß es bei der gegebenen Sachlage unbillig wäre, die Prozeßkoſten 
den Beklagten aufzuerlegen, im übrigen beizutreten. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 27. Nov. 1916. H. w. K. L. 433/16. 

| | F—z. 


60. Der Koftengläubiger hat Anſpruch auf einen vollſtreckbaren Titel. 
3080. 59 102. 103. ö 

Das Landgericht hat durch rechtskräftig gewordenes Zwiſchenurteil v. 
13. Mai 1916 den Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Be⸗ 
klagte hat daraufhin die Klägerin durch Zahlung befriedigt, jo daß der Klag⸗ 
anſpruch auch der Höhe nach erledigt iſt. Beklagte hat ferner die Gerichts⸗ 
koſten und ſämtliche klägeriſche Anwaltskoſten mit Ausnahme der noch weiter 
geforderten Korreſpondenz-Gebühren ihrer Gleiwitzer Korreſpondenz⸗Anwälte 
bezahlt. Klägerin hat beim Landgericht beantragt, der Beklagten durch Urteil die 
Prozeßkoſten aufzuerlegen abzüglich der darauf bereits bezahlten, ziffermäßig 
angegebenen Koſten. Das Landgericht hat durch Urteil v. 24. Okt. 1916 den 
Antrag der Klägerin als unbegründet zurückgewieſen und der Klägerin die 
durch dieſen Antrag verurſachten Koſten auferlegt. Gegen dieſes Urteil richtet 
ſich die ſofortige Beſchwerde der Klägerin. Die Beſchwerde iſt begründet. 

Nach § 103 ZPO. kann der Anſpruch auf Erſtattung von Prozeßkoſten 
nur auf Grund eines zur Zw. Vollſtreckung geeigneten Titels geltend ge- 
macht werden. Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung über den Umfang 
und die Höhe des Koſtenerſtattungsanſpruchs aus der Prozeßentſcheidung 
auszuſcheiden hat, dieſe vielmehr ſich lediglich mit der Auferlegung oder anteil- 
mäßigen Verteilung der Prozeßkoſten auf die Parteien zu beſchäftigen hat. 
Das Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren iſt ein ſelbſtändiges Nachverfahren, in 
welchem die Entſcheidung über die Richtigkeit der Koſtenanſätze und ins⸗ 
beſondere auch über die Notwendigkeit der Koſten dem Gerichtsſchreiber 
zuſteht und das Gericht nur zur Entſcheidung über eine gegen den Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß eingelegte Erinnerung gemäß § 104 Abſ. 3 ZPO. berufen 
iſt. Mit Unrecht hat daher das Landgericht die zwiſchen den Parteien ſtreitige 
Frage der Zubilligung der Korreſpondenzgebühr in der Prozeßentſcheidung 
entſchieden. | | 

Iſt aber die Entſcheidung über den Umfang der Koſtenerſtattungspflicht 
dem Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren vorbehalten, fo hat die obſiegende Partei 
als Koſtengläubiger einen Anſpruch darauf, daß die Koſtenpflicht der Gegen- 
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partei durch einen vollſtreckbaren Titel feſtgelegt wird, welcher nach $ 103 
ZPO. allein die Grundlage für die Geltendmachung eines Koſtenerſtattungs⸗ 
Anſpruchs bilden kann. Eine ſolche Koſtenentſcheidung iſt auch erforderlich, 
wenn ein Teil des im übrigen durch Zahlung erledigten Koſtenerſtattungs⸗ 
Anſpruchs, in dieſem Falle die Korreſpondenzgebühr des auswärtigen Korre⸗ 
ſpondenzanwalts, unter den Parteien ſtreitig iſt (vgl. HanſGerZ. Beibl. 
1908 Nr. 65 II a. E.). 
Die angefochtene Entſcheidung war daher aufzuheben und das Land— 
gericht anzuweiſen, die beantragte Koſtenentſcheidung zu erlaſſen. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Nov. 1916. E. K. w. 
L. & R. Bs. Z. VI. 97/16. Nö. 


61. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 
Vgl. 63 Nr. 99; 64 Nr. 175 m. N. 
3PO. 138. 278. 

— — — Der Kläger ſtützt ji) auf ein Abkommen der beiden Prozeß— 
bevollmächtigten der 1. Inſtanz, wonach der des Beklagten ſich verpflichtet 
haben ſoll, die Einrede der mangelnden Aktivlegitimation des Klägers nicht 
vorzubringen. 

Es handelt ſich hierbei nicht um eine Vereinbarung, die auf das ſtreitige 
Rechtsverhältnis ſelbſt, die aus dieſem entſpringenden Rechte und Pflichten 
der Parteien, abändernd oder aufhebend einzuwirken und deshalb nach Maß— 
gabe der Vorſchriften des bürgerlichen Rechts eine unmittelbare ſachliche, 
materiell⸗rechtliche, Wirkung zu äußern geeignet wäre, alſo, was hier allein 
in Frage kommen könnte, den Übergang des Gläubigerrechts vom Kläger 
auf den neuen Gläubiger ($ 398 BGB.) ungeſchehen zu machen und des⸗ 
halb die daraus für den Beklagten der Klage gegenüber begründete Einrede 
zu beſeitigen vermöchte; ſondern behauptet wird lediglich ein Abkommen 
der Parteien über die Betätigung des dem Beklagten aus dem ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſe zukommenden Rechts, der Klage die Einrede der Abtretung 
der Klageforderung ſeitens des Klägers an einen Dritten entgegenzuſtellen. 
Vereinbart ſoll ſein, daß der Beklagte dieſes ſein Recht im Prozeſſe nicht 
geltend mache. Auch dieſe Vereinbarung enthält, ſofern ſie über einen dem 
bürgerlichen Recht angehörigen Rechtsbehelf, alſo ein — ſubjektives — Recht 
des Beklagten verfügt, ein Rechtsgeſchäft, das dem bürgerlichen Recht an⸗ 
gehört und nach dieſem hinſichtlich ſeiner Gültigkeit zu beurteilen iſt ſowie 
Rechte und Pflichten — z. B. im Falle des Zuwiderhandelns dagegen — 
erzeugt. Wirkſam werden, d. h. die Prozeßentſcheidung beeinfluſſen aber 
kann die außerhalb des Prozeſſes getroffene Vereinbarung nicht ſchon dadurch, 
daß ſie vom Kläger dem Gericht bekanntgegeben wird, denn ſie beſeitigt die 
Einrede des Beklagten nicht, ſondern erſt dann, wenn fie in eine Prozeßhand— 
lung umgeſetzt wird, deren Vorausſetzung und Wirkung lediglich vom Prozeß— 
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geſetze, alſo Vorſchriften des öffentlichen Rechts, geregelt wird (vgl. RGEntſch. 
Bd. 77 S. 329, in Seuff A. 68 Nr. 5). Darnach konnte die Vereinbarung der 
Parteien nur durch die Form der mündlichen Erklärung vor dem erkennenden 
Gerichte (§ 128 ZPO.) wirkſam werden, ſei es, daß der Beklagte der an⸗ 
geblich übernommenen Verpflichtung entſprechend die Einrede nicht vortrug, 
ſei es, daß er erklärte, auf die Geltendmachung der vorgetragenen Einrede 
verzichten zu wollen. Beides iſt nicht geſchehen. Der Beklagte hat vielmehr 
die Einrede, die nicht vorzutragen er nach der Behauptung des Klägers ſich 
verpflichtet hatte, dem Gericht vorgetragen und damit der richterlichen Prü⸗ 
fung unterſtellt. Denn es gibt kein Geſetz und daraus kein prozeſſuales Mittel, 
das es geſtattete, von der Prozeßpartei eine Erklärung oder die Unterlaſſung 
einer ſolchen zu erzwingen, ſondern das Prozeßgeſetz legt es in die Hand 
der Parteien, den Prozeßſtoff dem Gerichte abſchließend zu unterbreiten, ſog. 
Verhandlungsmaxime, und beſchränkt demzufolge, erſtreckt aber auch die 
richterliche Prüfung auf die von den Parteien vorgebrachten Angriffs- und Ver⸗ 
teidigungsmittel. Die von den Parteien über das Verhalten des Beklagten 
im Prozeſſe außerhalb des letzteren getroffene Vereinbarung hat alſo prozeß— 
rechtliche Wirkſamkeit nicht erlangt; der richterlichen Prüfung iſt vielmehr 
auch die Einrede unterſtellt worden, auf deren Geltendmachung der Beklagte 
angeblich verzichtet hat. Daraus iſt weiter die Folgerung zu ziehen, daß die 
Klage, deren Antrag der Kläger nicht dem gegebenen Sachſtande entſprechend 
abändern will, abgewieſen werden muß, ſoweit der Kläger zufolge Abtretung 
der Klage forderung im Rechtsſtreit kein eigenes Recht mehr verfolgt. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 30. Okt. 1916. 5 0. 61/15. Ch. 


62. Koftenlaft, wenn der Beklagte feine Feſtſtellungs-Swiſchenklage 
gegen eine Teilflage für erledigt erklärt, nachdem der Kläger feine 
Klage aufs Ganze erweitert hatte. 

Vgl. 68 Nr. 67; 71 Nr. 97. 

ZPO. $$ 280. 91. 

Der Kläger hatte einen Anſpruch von 1500 % in drei Teilklagen beim 
Amtsgericht geltend gemacht. Die Beklagte erhob in der einen Sache Wider- 
klage auf Feſtſtellung, daß dem Kläger der ganze Anſpruch nicht zuſtehe, und 
beantragte Verweiſung der Sache ans Landgericht. Hier wiederholte der 
Kläger den Antrag auf Zahlung von 500 , die Beklagte den Antrag der, 
Widerklage. Nachdem der Kläger in dieſem Prozeß auch die anderen Teile 
des Anſpruchs miteingeklagt hatte, erklärte die Beklagte die Widerklage für 
erledigt. Die Klage wurde abgewieſen; ſämtliche Koſten wurden dem Kläger 
auferlegt. Mit der Berufung wendete ſich der Kläger lediglich dagegen, daß 
das Urteil keinen Ausſpruch über die Widerklage enthalte und nicht die Koſten 
der Widerklage der Beklagten auferlegt habe. Die Berufung hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: 
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„Wird von einem Anſpruch zunächſt nur ein Teilbetrag klageweiſe geltend 
gemacht, wie im vorliegenden Fall ſeitens des Klägers noch vorm Landgericht 
im Verhandlungstermin vom 3. März 1913, ſo kann der Beklagte, der die 
ganze Forderung beſtreitet, die negative Inzidentfeſtſtellungs-Widerklage mit 
dem Antrag erheben, das Nichtbeſtehen des ganzen Anſpruchs, auch des ein- 
geklagten Teils, feſtzuſtellen. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Widerklage wird 
von der allgemein herrſchenden Anſicht bejaht, wie dies das Reichsgericht erſt 
neuerdings wieder ausgeſprochen hat; 

Urt. v. 23. Juni 1914, IW. 1914, 93623; ferner JW. 1905, 37313; Skonietzki⸗Gelpke. 

3PO. 732 $ 280 Anm. 9. 5 
Dieſe Anſicht entſpricht dem berechtigten Intereſſe des Beklagten und ver- 
dient deshalb den Vorzug vor der von Stein (ZPO. 1 8 280 IT? bei 
Note 13) vertretenen. 

Das Oberlandesgericht erachtet daher, jener erſten Anſicht folgend, die 
Erhebung der Widerklage vorliegend im vollen Umfang für zuläſſig. Das 
gilt auch inſoweit, als der Kläger zunächſt vorm Amtsgericht den ganzen An- 
ſpruch durch Erhebung von drei Teilklagen rechtshängig gemacht hatte, denn 
die Beklagte hatte ein unmittelbares rechtliches Intereſſe daran, durch Er⸗ 
hebung der Widerklage mit dem entſprechenden Antrage den Rechtsſtreit 
über den ganzen Betrag an das Landgericht verwieſen zu ſehen. 

Nachdem der Kläger vorm Landgericht einen alle drei Teilbeträge zu— 
ſammenfaſſenden Antrag geſtellt hatte, fiel das Intereſſe der Beklagten an 
Ser Widerklage weg. Wenn ſie nunmehr die Widerklage für erledigt erklärte, 
J handelte fie durchaus folgerichtig und ſachgemäß. Durch dieſe Erklärung 
beſchränkte ſie ihren Widerklageantrag auf die Koſten. Eine Zurücknahme iſt 
in den Erklärungen ebenſowenig zu finden, wie etwa die Klage dadurch zurück— 
genommen wird, daß der Kläger Befriedigung in der Hauptſache anzeigt. 
Jene Erklärung eröffnete für die Beklagte die einzige Möglichkeit, koſtenfrei 
auszugehen, was nicht der Fall geweſen wäre, wenn ſie die Widerklage zu— 
rückgenommen hätte (vgl. Stein a. a. O., der in dieſer Frage die herrſchende 
Anſicht vertritt, S. 271. 272 8 91 JI bei Note 15 bis 32). 

Da nun die Widerklage anfangs begründet war und die Beklagte in 
dem Augenblick, wo die Vorausſetzung, nämlich ihr rechtliches Intereſſe daran, 
wegfiel, deren Erledigung anzeigte, ſo hatte der auch zur Klage unterliegende 
Kläger die geſamten Koſten zu tragen. Dagegen war, nachdem die Wider— 
klage gegenſtandlos geworden und die Beklagte ihre Erledigung angezeigt 
hatte, kein Raum mehr für den Ausſpruch ihrer Abweiſung. Die darauf ab— 
zielende Berufung des Klägers war deshalb mit der ſich aus 8 97 Abſ. 1 
3 PO. ergebenden Koſtenfolge zurückzuweiſen. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 26. Okt. 1915. R. w. B. 70. 

31/15. —— 
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63. Weitere Beſchwerde wegen verſagten rechtlichen Gehörs nur bei 
Übergehung erheblicher Anträge. 
Vgl. 45 Nr. 148 m. N.; 57 Nr. 255; 60 Nr. 66; 67 Nr. 237. 
ZPO. § 568 Abf. 2. 

Die weitere ſofortige Beſchwerde richtet ſich gegen einen Beſchluß des 
Landgerichts H., der die ſofortige Beſchwerde der Gläubigerin gegen den die 
Zw.⸗Vollſtreckung gegen den Schuldner einſtellenden und die Folgen feiner 
Nichtzahlung aufhebenden Beſchluß des Amtsgerichts H. zurückweiſt. Sie iſt 
nach 8 568 Abſ. 2 ZPO. nur zuläſſig, ſoweit in der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. Einen ſolchen 
ſieht die weitere Beſchwerde darin, daß eine Anzahl von Eingaben, die der 
Schuldner dem Beſchwerdegericht eingereicht hat, der Gläubigerin nicht mit- 
geteilt, dieſer daher das rechtliche Gehör verweigert worden ſei. 

Die Tatſache der Nichtmitteilung mehrerer Schriftſätze des Schuldners 
an die Gläubigerin iſt richtig. Dieſe Schriftſätze und ihre Anlagen waren 
dazu beſtimmt, die Angaben über die wirtſchaftliche Lage des Schuldners und 
die Verhältniſſe ſeines Grundſtücks, die in dem an das Amtsgericht gerichteten 
Antrage des Schuldners enthalten ſind, einzeln darzulegen und glaubhaft zu 
machen. Dieſe Schriftſätze der Gläubigerin zur Erklärung vorzulegen, war 
das Beſchwerdegericht nur verpflichtet, wenn es dies zur Aufklärung des 
Sachverhalts für erforderlich erachtete. Das Befinden hierüber war Sache 
ſeines freien richterlichen Ermeſſens (vgl. OLG. Dresden in SeuffA. 57 
Nr. 255). Von einer Verweigerung des rechtlichen Gehörs iſt alſo keine Rede. 

Der weiteren Beſchwerde iſt weiter zu entnehmen, daß ſie die Nich— 
beachtung des Beſchwerdevorbringens rügt, das ſich gegen die amtsgerichtliche 
Anordnung der Beſeitigung von Rechtsfolgen der Nichtzahlung des Schuldners 
richtet. Dieſen Punkt hat das Beſchwerdegericht allerdings unerwähnt ge— 
laſſen, und fein etwaiges völliges Überfehen würde, wenn er erheblich wäre, 
allerdings die weitere Beſchwerde rechtfertigen (RGEntſch. 42, 352; 60, 407; 
KG. in LeipzZ. 1915, 1402). Aber er iſt nicht erheblich. Die Annahme der 
Gläubigerin, daß die fragliche Anordnung keine geſetzliche Grundlage habe, 
iſt irrig. — — — Weiter aber ſpricht nichts dafür, daß das Landgericht die 
Ausführungen der Gläubigerin über die Tragweite der amtsgerichtlichen 
Anordnung überſehen hätte; vielmehr iſt aus ſeiner Faſſung zu entnehmen, 
daß es den Beſchluß des Amtsgerichts auch inſoweit gebilligt hat. Die Nicht— 
erörterung des Vorbringens der Gläubigerin iſt unter dieſen Umſtänden . 
kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund (vgl. RGéEntſch. 30, 339; JW. 
1900, 71). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 29. Sept. 1916. Th. w. 
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I. Bürgerliches Recht. 


64. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen und Ausländern 
im Auslande. 
Vgl. 10 Nr. 122; 32 Nr. 2; 66 Nr. 33. 
Einf. z. BGB. Art. 11. 13. 

Der Kläger iſt türkiſcher Staatsangehöriger und gehört der armeniſch⸗ 
katholiſchen Religion an. Er hat am 8. Juli 1908 in Rio de Janeiro vor dem 
dortigen Standesbeamten mit der Beklagten die Ehe geſchloſſen. Die Beklagte 
war früher preußiſche Staatsangehörige, ſoll dieſe Staatsangehörigkeit aber, 
wie der Kläger in der Ber.⸗Inſtanz behauptete, vor der Eheſchließung durch 
Zeitablauf verloren und eine andre nicht erlangt haben. Feſtſtellungen darüber 
hatte das Ber.⸗Gericht nicht getroffen. Der Kläger machte geltend, die Ehe 
ſei nichtig. Als Türke armeniſch⸗katholiſchen Bekenntniſſes könne er eine gültige 
Ehe nur vor dem armeniſchen Patriarchen in Konſtantinopel ſchließen. Auch 
ſtaatlich werde eine anderweit geſchloſſene Ehe in der Türkei als gültig nicht 
anerkannt. Infolge der Nichtigkeit der Ehe ſei die Beklagte nicht berechtigt, 
ſeinen Namen zu führen. Er erhob deshalb Klage auf Unterlaſſung der Führung 
dieſes Namens. — Die Klage wurde in heiden Inſtanzen — aber aus verſchie⸗ 
denen Gründen — abgewieſen. Die Bi wurde zurückgewieſen. Gründe 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Unſtreitig haben die Parteien ihre Ehe in Braſilien unter Beobachtung 
der dort vorgeſchriebenen Formen vor einem Standesbeamten geſchloſſen. 
Die Ehe iſt alſo gültig, wenn Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 Einf G. z. BGB. anwendbar 
iſt. An ſich findet dieſe Vorſchrift auch auf die Eheſchließung Anwendung; 
denn auch dieſe iſt vom Standpunkt des bürgerlichen Rechts aus als ein Rechts⸗ 
geſchäft anzuſehen. Es kann ſich nur fragen, ob jene Vorſchrift etwa durch 
Art. 13 Einf G. eine Einſchränkung erfahren hat. Der Abſ. 3 dieſes Artikels 
kommt vorliegend nicht in Betracht. Aber der Art. 13 Abſ. 1 unterwirft 
ganz allgemein „die Eingehung der Ehe“ dem Perſonalſtatut der Verlobten. 
Es iſt dort zwar nur von dem Fall die Rede, daß einer der Eheſchließenden 
ein Deutſcher iſt, und es ſteht im vorliegenden Fall nicht feſt, daß die Beklagte 
zur Zeit der Heirat noch Deutſche war. Aber da ſie jedenfalls keine andre 


Staatsangehörigkeit erlangt hatte, jo iſt Art. 13 nach Art. 29 EinfG. e 
Seufſerts Archiv Bd. 72. 8. Folge Bd. 17 Heft 4. 
By 


® 
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Nicht beigetreten werden kann nun zwar der in der Literatur vertretenen 
Anſicht, daß der Ausdruck „Eingehung der Ehe“ überhaupt nicht die Form, 
ſondern nur die materiellrechtlichen Erforderniſſe der Eheſchließung begreife. 
Das ſteht mit dem Wortſinn nicht im Einklang, und dagegen ſpricht der Abſ. 3 
dieſes Artikels, der beſondere Vorſchriften für die Form einer Ehe triſft, die 
im Inlande geſchloſſen wird. Aber trotzdem läßt der Art. 13 Abſ. 1 den Art. 11 
Abſ. 1 Satz 2 unberührt. Es läßt ſich aus Art. 13 Abſ. 1 nicht entnehmen, 
daß die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem die Ehe geſchloſſen wird, 
nur dann genügen ſoll, wenn auch das ausländiſche Eherecht eine entſprechende 
Vorſchrift enthält. Vielmehr hat Art. 13 Abſ. 1, ſoweit fein Verhältnis zu 
Art. 11 Abſ. 1 in Frage kommt, lediglich die Bedeutung, daß er die Geſetze 
bezeichnet, welche im Sinn des Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 für das Rechtsgeſchäft 
der Eheſchließung maßgebend ſein ſollen. Er ergänzt alſo den Art. 11 dahin, 
daß, wenn die Eheſchließung nach Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 gültig fein ſoll, die 
Formerforderniſſe des Heimatsrechts beider Verlobten beobachtet werden 
müſſen. Der Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 iſt eine ganz ſelbſtändige, für alle Rechts⸗ 
geſchäfte geltende Vorſchrift, in deren Bereich der Art. 13 Abſ. 1 nicht ein⸗ 
greift. Dieſe Auffaſſung findet ihre Beſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes. Nach dem Bericht der Reichstagskommiſſion v. 12. Juni 1896 
(Nr. 440d der Druckſ. S. 2) hat der Vertreter der Regierung, ohne Wider⸗ 
ſpruch zu finden, anerkannt, „daß bei einer im Auslande zwiſchen Deutſchen 
oder zwiſchen Deutſchen und Ausländern geſchloſſenen Ehe nach Art. 10 Abſ. 1 
Satz 2 (Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes) die am Orte der Eheſchließung 
geltenden Geſetze maßgebend“ ſeien. Das entſpricht auch der allgemein 
herrſchenden Anſicht. | 

Auch das Ber.⸗Gericht ſcheint dieſe Anſicht zu teilen, aber den Art. 11 
Abſ. 1 Satz 2 um deswillen für nid anwendbar zu halten, weil es meint, 
daß die nach der Behauptung des Klägers maßgebenden Vorſchriften des 
katholiſch⸗armeniſchen Eherechts materiellrechtlicher Natur ſeien und deshalb 
nach Art. 13 Abſ. 1 Einf. Anwendung hätten finden müſſen. Iſt dies der 
Sinn der nicht ganz klaren Ausführungen des Ber.⸗Gerichts, jo könnte 
ihm nicht beigetreten werden. Denn unter der Form der Eheſchließung iſt 
zu verſtehen ſowohl die äußere Geſtaltung der von den Eheſchließenden abzu⸗ 
gebenden Willenserklärungen als auch die geſamte Mitwirkung des Beamten 
oder Geiſtlichen und etwaiger Hülfsperſonen einſchließlich des vorangehenden 
Aufgebots (vgl. Zitelmann Internat. Privatr. 2, 609. 611). Ob die Formen 
religiöſer Natur ſind, kann dabei keinen Unterſchied machen. Daß dies die 
richtige Auffaſſung iſt, ergibt ſich auch aus Art. 5 des hier ſonſt nicht zur An— 
wendung kommenden Haager Eheſchließungs-Abkommens. Denn wenn der 
Artikel im Abſ. 1 beſtimmt, daß in Anſehung der Form die Ehe überall als 
gültig anzuerkennen iſt, wenn die Eheſchließung dem Geſetze des Landes, 
in welchem ſie erfolgt iſt, entſpricht, und im Abſ. 2 davon zugunſten derjenigen 
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Länder, deren Geſetzgebung eine religiöſe Trauung vorſchreibt, eine Aus⸗ 
nahme macht, ſo iſt damit ausgeſprochen, daß die Vorſchriften über die religiöſe 
Trauung Formvorſchriften ſind. 

Die Ehe der Parteien iſt daher, wie das Landgericht zutreffend ange⸗ 
nommen hat, nach Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 Einf G. z. BGB. gültig. Die Reviſion 
mußte daher zurückgewieſen werden, ohne daß es eines Eingehens auf die 
rechtlich nicht unbedenklichen Erwägungen, auf Grund deren das Ber.⸗Gericht 
zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, bedurfte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. April 1916. D. w. D. (OLG. 

Hamburg). IV. 420/15. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 47 S. 191. 


65. Feſtſtellung des Zeitpunktes des Todes bei der Todeserklärung. 
Vgl. 69 Nr. 165 m. N. 
BGB. 99 14. 18. 

Der Kläger hatte als Pfleger des Nachlaſſes der Eheleute F. das Aus⸗ 
ſchlußurteil des Amtsgerichts Hamburg v. 14. Juli 1915 erwirkt. In dieſem 
Urteil war ein ſeit langer Zeit verſchollener Verwandter der Erblaſſer, namens 
Johann Jakob Eduard F., für tot erklärt, und als Zeitpunkt ſeines Todes der 
31. Dez. 1913, nachts 12 Uhr, feſtgeſtellt. Da ſich, je nachdem der Verſchollene 
die Erblaſſer überlebt hat oder nicht, die Beerbung verſchieden geſtaltete, 
hatte der Kläger ein Intereſſe an der richtigen Feſtſtellung des Todestages. 
Da nach ſeiner Anſicht dieſe Feſtſtellung unrichtig, nämlich auf einen viel zu 
ſpäten Zeitpunkt getroffen worden iſt, erhob er gemäß 8 974 ZPO. Klage 
und beantragte, die Feſtſtellung des Todestages auf einen erheblich früheren 
Zeitpunkt vorzunehmen. — In 2. Inſtanz wurde der Klage ſtattgegeben. 
Aus den Gründen: N 

„Mit Recht hat das Landgericht angenommen, daß für ein erſt nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs einzuleitendes Verfahren, welches 
eine Todeserklärung zum Gegenſtande hat, die Vorſchriften des BGB. 88 13 
bis 18 platzgreifen, gleichgültig ob die Verſchollenheit oder Abweſenheit vor 
oder nach dem Inkrafttreten des BGB. begonnen hat. Es folgt dies aus den 
Beſtimmungen der Art. 158 ff. Einf Geſ. z. BGB. (vgl. Staudinger Art. 158 
Anm. 2b). 

In der Sache ſelbſt aber iſt dem Landgericht nicht beizutreten. Insbe⸗ 
ſondere iſt nicht erſichtlich, aus welchen Gründen gerade der 31. Dez. 1913 
als Todestag gewählt worden iſt. Feſt ſteht, daß ſeit 1889 weder über Johann 
Jakob Eduard F., noch über ſeinen Bruder irgendwelche Nachrichten einge- 
laufen ſind. Bezieht man nun die vom Zeugen V. bekundete Mitteilung des 
Gemeindevorſtehers P. auf den Bruder, ſo würde feſtſtehen, daß die letzte 
Nachricht über Johann Jakob Eduard noch weiter zurückliegen muß. In 
jedem Fall alſo kann angenommen werden, daß die letzte Nachricht ſpäteſtens 
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im Jahre 1889 eingetroffen iſt. Da der Verſchollene fein 70. Lebensjahr 
vollendet haben würde, beſtimmt ſich die Friſt für die Todeserklärung auf 
5 Jahre (8 14). Entſprechend iſt der Todestag zu beſtimmen (88 18. 14). 
Hieraus ergibt ſich als Zeitpunkt des Todes der 31. Dez. 1894 nachts 12 Uhr.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Okt. 1916. Nachlaß F. w. 
Staatsanw. Bf. VI. 157/16. Nö. 


66. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſter Täuſchung 
über die Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine 
f Hypothek beſtellt wird. 
Vgl. 63 Nr. 132 m. N.; 67 Nr. 6; ferner 67 Nr. 192, 243 m. N. 
BER. 88 123. 610. 

Die Klägerin kaufte am 20. Februar 1913 vom Gaſtwirt H. deſſen Gaſt⸗ 
hof „Stadt Leipzig“ in R. und erhielt von der Beklagten das Verſprechen, 
ihr am 11. März 1913 den zur Anzahlung darauf beſtimmten Betrag von 
6000 % gegen Hypothek darzuleihen. Da die Beklagte nachmals das Darlehn 
verweigerte, wurde ſie von der Klägerin in einem Vorprozeſſe auf deſſen 
Gewährung verklagt. Im Lauf jenes Rechtsſtreits vereinbarten die Klägerin 
und H. die Aufhebung ihres Kaufvertrags. Die Klägerin erhob dann eine 
neue Klage, mit der ſie von der Beklagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
des Darlehnsverſprechens verlangte. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

— — — Die Frage, ob der Beklagten ein berechtigter Grund zur An⸗ 
fechtung zur Seite geſtanden habe, war zu bejahen. Bei Berückſichtigung der 
näheren Umſtände muß ſchon allein der Grund genügen, daß die Klägerin, als 
ſie ſich das Darlehnsverſprechen erteilen ließ, der Beklagten verſchwieg, wie ſehr 
ihr und ihrem Manne die Kreditwürdigkeit abging. In welchem Maße dies 
der Fall geweſen iſt, erhellt aus der unbeſtrittenen Tatſache, daß Haftbefehle 
zur Erzwingung des Offenbarungseides wider die Klägerin am 11. März 1911, 
am 18. Mai, 12. Okt. und 13. Nov. 1912 wegen Schuldbeträgen von 195,40 
bis herunter zu 43,76, und wider deren Ehemann am 16. Aug. 1910, am 
11. März 1911 und am 6. Nov. 1912 wegen Schuldbeträgen von 194,40 M 
bis herunter zu 28,20 erlaſſen worden waren. Wenn nun auch zuzugeben 
iſt, daß eine allgemeine Offenbarungspflicht nicht beſteht, die ſoweit ginge, 
daß jemand, der einen Vertrag abſchließen will, dem Anderen ungefragt alle 
Umſtände aufzudecken hätte, die irgendwie deſſen Entſchließung zu beeinfluſſen 
geeignet ſein könnten, fo iſt doch in der Rechtſprechung der Grundſatz aner- 
kannt worden (vgl. BGB. von RGRäten zu $ 123 Anm. 2 Abſ. 2 und die dort 
angezog. Entſcheidungen), daß bloßes Verſchweigen den Tatbeſtand der arg— 
liſtigen Täuſchung dann erfüllt, wenn es den Grundſätzen von Treu und 
Glauben widerſpricht und der Andre nach redlicher Verkehrsanſchauung die 
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erhebliche Mitteilung unter den gegebenen Umſtänden erwarten durfte. 
Nun würde es gewiß auf die perſönliche Kreditwürdigkeit des Empfängers des 
Darlehnsverſprechens wenig oder garnicht angekommen ſein, wenn es ſich 
um ein hypothekariſches Darlehn gehandelt hätte, das in der Tat lediglich auf 
den Realkredit abgeſtellt wurde; allein ein ſolches Darlehn kam hier nicht in 
Frage. Dem ſteht ſchon der Umſtand entgegen, daß die Hypothek als dritte 
hinter 70000 M auf einem Grundſtück zu ſtehen kommen ſollte, welches ohne 
Inventar nur 72000 % wert war. Dazu kommt, daß neben der Darlehns⸗ 
gewährung die Abſchließung eines Bierlieferungsvertrags einhergehen ſollte 
und es der Beklagten wegen dieſes Zuſammenhangs um ſo mehr darauf 
ankommen mußte, daß der Vertragsgegner ihr durch ſeine Perſönlichkeit eine 
gewiſſe Gewähr bieten konnte, mindeſtens aber ſich nicht in einer ſo bedrohten 
wirtſchaftlichen Lage wie die Klägerin befand. — — — Das Ber.⸗Gericht hegt 
nicht den geringſten Zweifel, daß die Beklagte der Klägerin das Darlehn nicht 
zugeſagt haben würde, wenn es die oben vorangeſtellten Tatſachen gekannt 
und darnach die Sachlage verſtändig gewürdigt hätte. Es iſt weiter auch der 
vollen, aus der ganzen Sachlage geſchöpften Überzeugung, daß ſich das⸗ 
ſelbe auch die Klägerin geſagt hat. 

Unter dieſen Umſtänden war letztere von dem Vorwurf argliſtiger Täuſchung 
nicht freizuſprechen, die die Beklagte berechtigte, den Vertrag anzufechten. 
Wenn hiernach der Darlehnsvorvertrag als von Anfang an nichtig zu behandeln 
war (§ 142 BGB.), jo war damit der Klage, mit welcher Rechte wegen feiner 


Nichterfüllung verfolgt werden ſollen, von vornherein der Boden entzogen. — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. Sch. w. H. 
50. 138/15. F—ch. 


67. Grenzen der richterlichen Ergänzung von Lücken in einem 
DVDertrage. 
Vgl. 67 Nr. 194 m. N. 
BGB. 8 157. 

Gegen die Auffaſſung des Ber.⸗Richters, daß das Vertragsverhältnis 
mit der Konk.⸗Eröffnung ſein Ende erreicht haben ſollte, wendet ſich die Reviſion 
mit Recht. Der Ber.⸗Richter gelangt zu ſeiner Auffaſſung dadurch, daß er 
eine Vertragsbeſtimmung aufſtellt, die zwar in der Vertragsurkunde nicht 
getroffen ſei, die aber die Vertragsteile getroffen haben würden, wenn ſie an. 
die Möglichkeit des Eintritts eines gewiſſen Ereigniſſes, nämlich der Eröff⸗ 
nung des Konkurſes über das Vermögen der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft als 
des einen Vertragsteils, beim Abſchluſſe des Vertrages gedacht hätten. Der 
Ber.⸗Richter erachtet dies als eine „ergänzende Vertragsauslegung“. Allein 
maßgebend iſt lediglich der von den Vertragsteilen erklärte Wille. Gegen⸗ 
ſtand der Auslegung gemäß 88 133. 137 BGB. können nur die in der Vertrags⸗ 
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urkunde niedergelegten Erklärungen der Vertragsteile ſein. Sind dieſe Er⸗ 
Härungen nach einer beſtimmten Richtung undeutlich oder dem Sinn nach 
zweifelhaft, oder fragt es ſich, ob nicht der Parteiwille unvollſtändig oder 
unvollkommen zum Ausdruck gelangt ſei, ſo iſt für eine Auslegung Raum. 
Dabei kann in letzterer Beziehung auch ein Parteiwille, der ſich als ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Folge aus dem ganzen Zuſammenhange der in der Vertragsurkunde 
niedergelegten Abreden darſtellt oder aus den darin zum Ausdruck gebrachten 
leitenden Geſichtspunkten ergibt, als erklärt angenommen werden. Nur 
dies beſagen auch die vom Ber.⸗Richter angeführten Urteile des Reichsgerichts 
in Gruchots Beitr. 54, 387; RGeEntſch. 67, 433. Hier aber will der Ber.- 
Richter eine Vertragsbeſtimmung, die tatſächlich nicht getroffen worden iſt, 
in die von den Vertragsteilen abgegebenen Vertragserklärungen einfügen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es unter Umſtänden Aufgabe des Richters 
iſt, eine vermeintliche Lücke in einem Vertrage auszufüllen (vgl. die Urteile 
in IW. 1912, 1905; Warneyer Rſpr. 1912 Nr. 289). Jedenfalls kann für 
einen ergänzenden Ausſpruch des Richters unter Anwendung der Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nur dann 
Raum ſein, wenn ein Vertrag innerhalb ſeines tatſächlich gegebenen Rahmens 
oder innerhalb der wirklich gewollten Vereinbarungen der Vertragſchließenden 
eine erſichtliche Lücke aufweiſt; niemals aber kann von einer ergänzungs⸗ 
fähigen bloßen Vertragslücke die Rede fein, wenn die Ergänzung zu einer Er- 
weiterung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt führen ſoll (vgl. Urt. des erkennenden 
Senats v. 19. Juni 1915, V. 51/15 in RGeEntſch. 87, 211). Insbeſondere 
iſt die Einfügung einer Vertragsbeſtimmung, die nach der Meinung des Richters 
die Vertragsteile getroffen haben würden, wenn ſie ſich den Eintritt eines 
gewiſſen Ereigniſſes beim Vertragſchluß vorgeſtellt hätten, mit der Wirkung, 
daß bei Eintritt des Ereigniſſes die Vertragsbeſtimmung wie eine wirklich 
getroffene Geltung habe, dann als unzuläſſig zu erachten, wenn die Vertrags⸗ 
beſtimmung eine Anderung oder eine Einſchränkung des in der Vertrags⸗ 
urkunde erklärten Vertragswillens enthält. Denn das, was beim Vertrag⸗ 
ſchluß als Vertragswille zum Ausdruck gebracht worden iſt, muß unbedingt 
maßgebend bleiben. 

Vorliegend iſt in dem Vertrage v. 31. Jan. 1913 deutlich beſtimmt, daß 
der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft an dem Anweſen der Witwe S. das Nieß⸗ 
brauchsrecht mit der Pflicht, die Hyp.⸗Zinſen zu bezahlen und die öffentlichen 
Laſten des Anweſens zu tragen, auf die Dauer von 5 Jahren zuſtehen, daß 
ſie dafür als Gegenleiſtung während der 5 Jahre an die Witwe S. jährlich 
13000 % zahlen, daß ihr während der 5 Jahre das Vorkaufsrecht in Anſehung 
des Anweſens zum Preiſe von 210000. zuſtehen und daß während der 
5 Jahre die Witwe S. das ihr von der Beklagten gewährte Darlehn in jähr⸗ 
lichen Beträgen von 2000. abzahlen, die Beklagte jedoch zum Abzuge der 
2000 .# von den 13000 .# berechtigt ſein ſoll. Daß dieſe Rechte und Pflichten 
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der Vertragsteile im Fall der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft bereits vor Ablauf der 5 Jahre mit der Maßgabe 
ihr Ende erreichen ſollten, daß der Witwe S. ein Schadenerſatzanſpruch wegen 
der vorzeitigen Beendigung erwachſen ſolle, davon enthält der Vertrag nichts. 
Vielmehr iſt die fragliche Zeitdauer der Rechte und Pflichten als eine von den 
Vertragsteilen unbedingt gewollte feſtgeſetzt. An dieſe dem Willen der Ver⸗ 
tragsteile beim Abſchluß des Vertrages entſprechende Feſtſetzung ſind beide 
Vertragsteile gebunden, auch wenn ſie, falls ſie ſich die Möglichkeit des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft vorgeſtellt hätten, 
die Beſtimmung getroffen haben würden, daß mit dem Eintritt des Konkurſes 
die Rechte und Pflichten aufhören ſollten. Nur durch eine neue anderweitige 
Vereinbarung der Vertragsteile oder durch geſetzliche Vorſchriften, die zwingend 
in das Vertragsverhältnis eingriffen, konnte die Feſtſetzung der Zeitdauer eine 
Anderung erfahren. 

Hiernach iſt die Annahme des Ber.⸗Richters, daß mit der in Rede ſtehenden 
Konk.⸗Eröffnung das Vertragsverhältnis ſein Ende erreicht habe, ungerecht⸗ 
fertigt. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. April 1916. S. (Kl.) w. AktGeſ. 

M. & Co. (OLG. München). V. 37/16. 


68. Stundenfriſt, Einwirkung des Sonntags. — Kriegsereignis i. S. 
der Unfallverſicherung.“ 
„Vgl. 71 Nr. 10. 
BGB. 8 193. 157. 

Der Mann der Klägerin war bei der der Beklagten gehörigen . .. Zeitung 
abonniert und als Abonnent mit 1000 „ gegen Unfälle verſichert. Er war als 
Kraftwagenführer zum Heeresdienſt einberufen und iſt bei Ausführung einer 
militäriſch anbefohlenen Kraftwagenfahrt dadurch tödlich verunglückt, daß er 
beim Nebenhergehen neben dem langſam fahrenden Wagen infolge eines 
Stoßes unter dieſen geraten und überfahren worden iſt. Die auf Zahlung 
der Verſicherungsſumme von 1000 % gerichtete Klage hatte das Landgericht 
abgewieſen, weil die Klägerin nicht die in den Verſicherungsbedingungen 
für die Anzeige vorgeſchriebene Friſt von 24 Stunden eingehalten, vielmehr 
den Unfall, von dem ſie am 4. Dezember, einem Sonnabend, vormittags 
Kenntnis erlangt, der Beklagten erſt am 6. Dezember früh vor 9 Uhr ange⸗ 
zeigt habe. Unter Bezugnahme auf die Verſicherungsbedingungen hatte die 
Beklagte ihre Zahlungspflicht auch um deswillen verneint, weil es ſich um 
ein Kriegsereignis handle und weil der Getötete den Unfall durch eigenes 
Verſchulden verurſacht habe. — Auf die Berufung der Klägerin wurde das 
Urteil aufgehoben und die Beklagte nach dem Antrag verurteilt. Aus den 
Gründen: 
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„Da der verſtorbene Ehemann der Klägerin Abonnent der ... Zeitung 
geweſen iſt, auch bis an ſein Lebensende das Abonnentengeld pünktlich be- 
zahlt hat, und da er infolge eines Unfalls tödlich verunglückt iſt, fo iſt die auf 
Zahlung von 1000 „ Abonnentenverſicherung gerichtete Klage nach 88 1. 6. 18. 
der Beſtimmungen über die Abonnentenfürſorge der... Zeitung begründet, 
ſofern nicht, wie die Beklagte behauptet, der Anſpruch nach 88 15. 16 daſ. 
wegen verſpäteter Anzeige verwirkt iſt, oder einer der von der Beklagten 
geltend gemachten Ausnahmefälle nach 889 Nr. 5 und 7 (Kriegsereignis, 
eigenes Verſchulden) vorliegt. 

Das Landgericht hat ſchon das erſte angenommen und deshalb die Klage 
abgewieſen. Aber ſeiner Anſicht, d 193 BGB. greife bei einer nach Stunden 
bemeſſenen Friſt nicht Platz, kann nicht beigetreten werden. 

Der § 193 BGB. unterſcheidet nicht, ob die Friſt, innerhalb deren die 
Erklärung abzugeben iſt, eine nach Monaten, Wochen, Tagen oder eine nach 
Stunden bemeſſene iſt (Staudinger BGB. /s 1, 684 8193 Bem. 4). Aller⸗ 
dings wird bei einer Stundenfriſt häufig nach dem Parteiwillen eine Berüd- 
ſichtigung des Sonn⸗ oder Feiertags i. S. des § 193 als ausgeſchloſſen zu gelten 
haben, ſo wenn es ſich um Leiſtungen handelt, die nur für den beſtimmten 
Tag Wert haben, wie Dienſtleiſtungen zu einer Feſttagsgeſellſchaft, Reiſe⸗ 
droſchken, Annahme der Beſtellung von Theaterkarten ꝛc. 

Nehbein BGB. 1, 292 $$ 186 bis 193, 2d; Oertmann Allg. Teil des BGB., 

579 5 193, 2d 3; Planck B868.“, 1, 502 $ 193, 5. ä 

Aber das iſt nicht für Anzeigefriſten wie die hier in Frage kommende 
anzunehmen, auf die § 193 an ſich Anwendung findet (Oertmann 578, 2 ca). 
Im vorliegenden Fall entſpricht es gerade der dem 8193 zugrunde liegenden 
Abſicht der Förderung der Sonntagsruhe, die Stundenfriſt unter Auslaſſung 
des Sonntags zu berechnen. Denn dem Anſpruchsberechtigten, der am 
Sonnabend von dem tödlichen Unfall des Verſicherten erfährt, wird es meiſt 
ſchwierig, wenn nicht unmöglich ſein, für ein rechtzeitiges Zugehen der Anzeige 
bei der Beklagten am Sonntag Sorge zu tragen. Und die Beklagte, deren 
Geſchäftsräume am Sonntag infolge der Sonntagsruhe nur kurze Zeit ge⸗ 
öffnet ſind, wird vielfach garnicht in der Lage ſein, Sonntags die Anzeige 
entgegennehmen zu können. | | 

Da nun der Klägerin, wie die Beklagte ſelbſt angibt, die Anzeige von dem 
Unfall ihres Mannes am 4. Dezember 1915, einem Sonnabend, vormittags 
zwiſchen 8 und ½9 Uhr zugegangen iſt, und fie am 6. Dezember 1915 vor⸗ 
mittags kurz vor 9 Uhr — alſo offenſichtlich alsbald nach Eröffnung des Ge— 
ſchäftslokals der Beklagten — den Unfall bei der Beklagten gemeldet hat, 
ſo iſt die Anzeige als rechtzeitig bewirkt anzuſehen. Denn die Beſtimmung 
in $15 der Verſich.⸗Beſtimmungen iſt gemäß 88 157. 242 BGB. bezüglich 
des Umfangs der Friſt dahin auszulegen, daß eine geringfügige Überſchreitung 
von etwa ½ bis ½ Stunde nicht in Betracht kommt, ſowie weiter dahin, 
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daß maßgebend für den Beginn der Anzeigefriſt die Kenntnis des Anſpruchs⸗ 
berechtigten vom Tode des Verſicherten iſt, nicht etwa der möglicherweiſe 
ſchon Tage zuvor liegende tödliche Unfall. Wollte man das letztere annehmen, ſo 
würde der Verſicherungsanſpruch in einer großen Anzahl von Fällen hinfällig 
ſein, weil dem Berechtigten eine rechtzeitige Anzeige garnicht mehr möglich wäre. 

Auch auf § 9 Nr. 7 Verſ.⸗Beſtimmungen kann ſich die Beklagte nicht mit 
Erfolg berufen. Danach ſind von der Verſicherung ausgeſchloſſen: 

Unfälle, die der Verſicherte erleidet: ... durch Kriegsereigniſſe oder vorbereitende 
Maßnahmen zum Schutze gegen zukünftige Angriffe und durch Nachwirkungen der 
vom Angreifer oder Verteidiger wegen des Krieges vorgenommenen Handlungen, 
gleichviel ob Zivil⸗ oder Militärperſonen betroffen werden. 


Es genügt alſo nicht, daß der Unfall bei Gelegenheit eines Kriegsereigniſſes 
oder einer Kriegsmaßnahme ſich ereignet, er muß vielmehr durch ein be- 
ſtimmtes Kriegsereignis oder durch eine der erwähnten Maßnahmen, z. B. 
durch ein Bombardement, einen Fliegerangriff u. dgl. herbeigeführt ſein. 
Es genügt auch nicht, daß ſich der Verunglückte in Kriegsdienſt befand, wie 
anderſeits unter die Ausnahmebeſtimmung auch Unfälle fallen, die eine 
Zivilperſon durch ein Kriegsereignis erleidet. Hier befand ſich der Mann der 
Klägerin zwar in Kriegsdienſt und der Unfall ereignete ſich bei Ausführung 
einer militäriſch anbefohlenen Fahrt. Aber dieſe Fahrt war, wie ſich aus der 
Ausſage des Zeugen G. ergibt, keine ſolche, mit der eine beſondere, durch den 
Krieg verurſachte erhöhte Gefahr verbunden war. Sie fand ſtatt im Etappen⸗, 
nicht im Operationsgebiet, zur Tageszeit — nach ½9 Uhr vormittags — und 
in langſamem Zeitmaß. Der Wagen war mit Brettern beladen, die aller 
Wahrſcheinlichkeit nach nicht zu einer Verteidigungs⸗ oder Angriffsmaßnahme, 
etwa für einen Schützengraben verwendet werden ſollten, ſondern zum Bau 
einer Baracke beſtimmt waren. Es handelte ſich alſo um eine Fahrt, wie ſie 
in derſelben Weiſe auch in Friedenszeiten im Inland ſtattzufinden pflegt; 
irgendwelche Erhöhung der Gefahr durch die Kriegslage iſt nicht erſichtlich. 
Eine Berufung der Beklagten auf I Nr. 7 Verſ.⸗Beſtimmungen erſcheint 
daher ausgeſchloſſen. 

Endlich laſſen die Angaben des Zeugen G. auch nicht erkennen, daß der 
Getötete den Unfall durch eigene Fahrläſſigkeit oder durch Nichtbeachten 


beſonderer Vorſchriften verſchuldet habe. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 16. Januar 1917. A. w. J. 
70. 116/16. | Be 


69. Einfluß des Konkurſes auf eine Mater der Waun 
durch Hlagerhebung. 
(Vgl. 43 Nr. 53.) | 
BGB. 5 211 Abſ. 2; ZPO. 8 240. 
Ohne Rechtsirrtum nimmt das Landgericht an, daß der eingeklagte An⸗ 
ſpruch aus dem Werkvertrage nicht früher verjährte als in vier Jahren vom 
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Schluß des Kalenderjahrs an, in welchem die einzelnen den eingeklagten 
Anſpruch bildenden Forderungen fällig geworden waren. Das Ber.⸗Gericht 
‚ſchließt daraus mit Recht, daß die Verjährung jedenfalls noch rechtzeitig durch 
die am 22. März 1904 in der Verhandlung vor dem Landgericht erfolgte 
Geltendmachung des neuen Klagegrundes unterbrochen iſt. 

Nun iſt zwar im Lauf der Ber.⸗Inſtanz der Prozeß zum Stillſtand ge⸗ 
kommen. Nach dem Tatbeſtande des angegriffenen Urteils iſt die Verhand- 
lung des Rechtsmittels auf Antrag der Parteien von Termin zu Termin ver⸗ 
tagt, bis ſich im Termin v. 16. Sept. 1908 herausſtellte, daß über das Ver⸗ 
mögen des Klägers das Konk.⸗Verfahren eröffnet war. Das letztere wurde 
im Jahre 1911 aufgehoben. Darauf nahm der Kläger durch Zuſtellung des 
Schriftſatzes v. 9. Dez. 1911 das Verfahren auf. 

Mit der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens iſt das Prozeßverfahren in 
der Ber.⸗Inſtanz gemäß § 240 ZPO. unterbrochen, und dieſe Unterbrechung 
hat, da eine Aufnahme nach den für den Konkurs geltenden Beſtimmungen 
nicht ſtattfand, bis zu der im Jahre 1911 erfolgten Aufhebung des Konkurſes 
gedauert. Der Stillſtand des gegenwärtigen Prozeßverfahrens in 2. Inſtanz, 
der für die Dauer des Konkurſes eingetreten iſt, war aber, wie das Ber.⸗Gericht 
zutreffend annimmt, nicht geeignet, die am 22. März 1904 eingetretene Unter⸗ 
brechung der Verjährung des eingeklagten Anſpruchs gemäß § 211 Abſ. 2 BGB. 
zu beendigen und eine neue Verjährung beginnen zu laſſen. Denn damit der 
Stillſtand des Verfahrens dieſe Wirkung habe, muß er infolge einer Ver⸗ 
einbarung der Parteien oder dadurch, daß der Prozeß nicht weiter betrieben 
wird, eingetreten ſein. Hier aber iſt der Stillſtand eingetreten kraft Geſetzes 
infolge der Konk.⸗Eröffnung, und zwar für die ganze Dauer des Konkurſes, 
da die eingeklagte Forderung zur Konk.⸗Maſſe gehörte. Ein aus dieſem Grunde 
eingetretener Stillſtand läßt nicht eine durch Klagerhebung unterbrochene 
Verjährung endigen und eine neue wieder beginnen. Die Unterbrechung 
der Verjährung endet vielmehr erſt und eine neue Verjährung kann erſt be⸗ 
ginnen, wenn die durch die Konk.⸗Eröffnung eingetretene Unterbrechung des 
Verfahrens aufgehört hat und nun der Prozeß nicht weiter betrieben wird 
(RGeEntſch. 72, 187). Eine neue Verjährung konnte alſo im vorliegenden 
Fall nicht vor der im Jahre 1911 erfolgten Aufhebung des Konkurſes beginnen, 
und dies auch nur dann, wenn der Kläger dann den Prozeß hätte liegen laſſen, 
was weder feſtſteht noch von dem Beklagten behauptet iſt. 

Hiernach bedurfte es nicht der von der Reviſion vermißten Feſtſtellung, 
wann der Konkurs über das Vermögen des Klägers eröffnet ſei, und das 
Ber.⸗Gericht war daher nicht veranlaßt, wie die Reviſion meint, gemäß § 139 
ZPO. auf Angabe des Tages der Konk.⸗Eröffnung hinzuwirken. Als früheſte 
Zeit der Konk- Eröffnung konnte auch nach Anſicht der Reviſion das Jahr 1906 
in Frage kommen. Der Konkurs würde dann 5 Jahre gedauert haben. Während 
dieſer Zeit, alſo ſeit 1906, hätte allerdings der Gemeinſchuldner wirkſame 
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Prozeßhandlungen nicht vornehmen können, aber es hätte dann wegen des 
Konkurſes auch eine neue Verjährung nicht beginnen können. Zwar hätte 
der Konk.⸗Verwalter nach § 10 KO. den Prozeß aufnehmen oder die Aufnahme 
ablehnen können, in welch letzterem Fall der Gemeinſchuldner den Prozeß 
aufnehmen konnte. Aber der Konk.⸗Verwalter hat weder das eine noch das 
andre getan. Er hat es unterlaſſen, den Prozeß aufzunehmen; der Beklagte 
hat an feiner Befugnis, ihn gemäß § 239 ZPO. zur Aufnahme zu veranlaſſen, 
keinen Gebrauch gemacht. Infolge der Unterlaſſung des Konk.⸗Verwalters 
hat die Unterbrechung des Prozeſſes bis zur Aufhebung des Konkurſes fort⸗ 
gedauert. Der während der ganzen Dauer der Unterbrechung des Prozeſſes, 
wenn dieſe Dauer auch durch die Unterlaſſung des Konk.⸗Verwalters ver⸗ 
längert war, eingetretene Stillſtand des Verfahrens hatte aber nicht die Wir⸗ 
kung, die bereits durch Klagerhebung bewirkte Unterbrechung der Verjährung 
zu beendigen und eine neue Verjährung in Lauf zu ſetzen. Es konnte alſo 
nicht, wie die Reviſion meint, weil der Konk.⸗Verwalter infolge Unterlaſſung 
der Aufnahme ſeinerſeits den Prozeß mehr als 4 Jahre ruhen ließ, während 
der Dauer des Konkurſes eine neue Verjährung von 4 Jahren beginnen und 
ſich vollenden. Zwar hatte der Konk.⸗Verwalter nach 8 6 KO. das Verfügungs⸗ 
recht über die eingeklagte Forderung auszuüben, und ſeine Rechtshandlungen 
und Unterlaſſungen mit Bezug auf dieſelbe haben Wirkung gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner. Allein ſeine Unterlaſſung bewirkte hier nur die Fortdauer der durch 
die Konk.⸗Eröffnung eingetretenen Unterbrechung des Prozeſſes, und dadurch, 
daß während dieſes Zeitraums der Prozeß nicht vom Konk.⸗Verwalter betrieben 
wird, wird nach § 211 Abſ. 2 BGB. eine durch den Prozeß bereits herbei- 
geführte Unterbrechung der Verjährung nicht beendigt. 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 26. Sept. 1916. C. (Bkl.) w. Nachl.⸗ 

Konk. S. (OLG. Colmar). II. 248/16. 


70. Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung 
u der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 


Vgl. 56 Nr. 246 m. N.; auch 66 Nr. 202. 
BGB. 8$ 271. 326. 361; HGB. $ 376. 


Die Verkehrsanſchauung, welche beim Kaufgeſchäft betreffend Waren, 
die über See abzuladen ſind, in der Vereinbarung einer beſtimmten Ablade⸗ 
zeit eine ſo weſentliche Vertragsbeſtimmung ſieht, daß bei ihrer Nichtinne⸗ 
haltung der Käufer den Vertrag nicht als erfüllt gelten zu laſſen braucht, gilt 
für den binnenländiſchen Verkehr nicht. Das iſt gerichtsnotoriſch und wird be⸗ 
ſtätigt durch die vom Landgericht eingeholten Auskünfte des Vorſtandes des 
Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börſe. Die im Schlußſchein 
enthaltene Klauſel „Mai⸗Verladung ab Aken“ bedeutet daher nichts andres 
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als die Feſtſetzung einer Leiſtungszeit für die Klägerin. Wenn, wie zugunſten 
des Beklagten unterſtellt werden mag, die Klägerin, trotz rechtzeitig erhaltener 
Verladeanforderung, dieſe Zeit nicht innegehalten hat, ſomit in Verzug ge- 
taten iſt, dann hätte der Beklagte gemäß $ 326 Abſ. 1 BGB. vorgehen müſſen; 
ein Rücktrittsrecht ohne Friſtfeſtſetzung ſtand ihm nicht zu, da weder ein Fall 
von 8 376 HGB. vorliegt, noch die Vorausſetzungen von $ 326 Abi. 2 BGB. 
dargetan oder auch nur behauptet ſind. Durch ſeinen unberechtigten Rücktritt 
hat der Beklagte ſich ſelbſt in Verzug geſetzt. Da Klägerin ihm, wie das eigene 
Schreiben des Beklagten ergibt, zur Aufnahme des Ladeſcheins eine Friſt geſetzt 
hat die fruchtlos abgelaufen iſt, iſt Klägerin berechtigt, Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 1. Nov. 1916. F. R. & Co. (Kl.) 

w. H. Bf. I. 96/16. | B. 


71. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beftimmten 
Lande zu liefern beabſichtigte. 
Vgl. 35 Nr. 116 m. N.; 65 Nr. 160. 
BOB. 38 480. 279. 15° 
Die Klägerin hatte der Beklagten im . 1914 Zinn verkauft. Die 
Schlußnote enthielt folgende Klauſeln: 

Cif Lübeck oder Stettin, netto Caſſa gegen Dokumente bei Eintreffen des 3 (oder 
des Eiſenbahnwagens) am Beſtimmungsort, unbehinderte Schiffahrt vorbehalten, 
glückliche Ankunft in Schweden, glückliche Ausfuhr aus Schweden, glückliche Ankunft 
in Deutſchland vorbehalten, ebenſo Ausfuhrmöglichkeit von England. 

Die Beklagte verlangte aufrechnend Schadenerſatz wegen Nichtlieferung 
der Ware, der ihr in 2. Inſtanz zugeſprochen wurde. Aus den Gründen: 

„Verkauft waren nach dem Beſtätigungsſchreiben der Klägerin rund 
5 Tonnen 99prozentiges Lamm⸗ und Flagzinn in Blöcken, alſo nur der Gattung 
nach beſtimmte Sachen und nicht, wie die Klägerin meint, eine einzelne von 
ihr in Schweden angekaufte, aus England einzuführende Partie. Den in 
den Vertrag aufgenommenen Befreiungsklauſeln iſt nichts Gegenteiliges zu 
entnehmen. Sie zeigen nur, daß die Klägerin beabſichtigte, den Vertrag zu 
erfüllen durch Lieferung einer Ware, die von England nach Schweden und 
von dort weiter nach Deutſchland ausgeführt werden ſollte. Es iſt aber klar, 
daß eine Verpflichtung der Klägerin zur Lieferung einer ſolchen Ware von 
ihr nicht übernommen war. Sie hätte auf den Vertrag auch eine Ware liefern 
können, die ſchon in Deutſchland oder Schweden lagerte. Schon deshalb 
iſt es ausgeſchloſſen, die Klauſeln im Sinne der Klägerin auszulegen. 
Sie ſind für die Frage nach dem Gegenſtande des Vertrages ohne Be⸗ 
deutung. Sachverſtändige aber eine gegenteilige Auslegung zu hören, iſt 
nicht erforderlich. 
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War aber im Vertrage der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung nach 
beſtimmt, ſo hat die Klägerin, ſolange die Leiſtung aus der Gattung möglich 
war, ihr Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihr ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zur Laſt fiel (8279 BGB.). Sie kann daher ihre Haftung für 
den der Beklagten entſtandenen Schaden nicht ſchon durch den Nachweis ab⸗ 
wenden, daß ſie von ihrer ſchwediſchen Verkäuferin die gekaufte Ware nicht 
habe erhalten können, ſondern ſie müßte behaupten und beweiſen, daß es für 
ſie bis zum Ablauf der Lieferungszeit ohne ihr Verſchulden überhaupt nicht 
möglich geweſen ſei, Ware der verkauften Art hereinzubekommen. Eine ſolche 
Behauptung hat ſie aber nicht aufſtellen können, ſie hat vielmehr zugeben müſſen, 
daß während jenes Zeitraums einzelne Pöſte Zinn aus England über Schweden 
nach Deutſchland eingeführt worden ſind, und es ſteht auch unbeſtritten feſt, 
daß ſie ſelbſt der Beklagten bald nachher, nämlich am 23. März 1915, 297 Blöcke 
derſelben Ware — allerdings zu einem um 35% für 100 kg höheren Preiſe — 
geliefert hat. Vergeblich beruft ſich die Klägerin dieſer Sachlage gegenüber 
auch auf die Befreiungsklauſeln des Vertrages, denn durch ſie wäre ſie nur 
geſchützt, wenn zu der in Betracht kommenden Zeit eine Ausfuhr von Waren 
der hier fraglichen Art aus England nach Schweden und von dort weiter nach 
Deutſchland überhaupt nicht hätte erfolgen können, während das Gegenteil 
feſtſteht. Es beſteht kein Streit, daß ein engliſches Ausfuhrverbot für Metall⸗ 
waren überhaupt nicht beſtanden hat und daß ein Ausfuhrverbot für Schweden 


erſt ſpäter, nämlich Ende März 1915, erlaſſen worden iſt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 26. Sept. 1916. K. (el. w. Fl. 


Bf. III. an B. 


72. Die Verträge der Cheaterdirektoren mit den Schauspielern und 
Sängern find Dienſtverträge“. Üblichkeit ſchriftlicher Form. 
gl. 58 Nr. 68; 62 Nr. 197; auch 56 Nr. 221. 222. 
BGB. 85 611 ff.; 127. 154 Abſ. 2. 

Der Kläger war von der Beklagten für ihre Bühne durch ſchriſtichen Ver⸗ 
trag v. 26. Aug. 1915 als jugendlicher Heldentenor für die Zeit vom 1. Okt. 1915 
bis 30. April 1916 mit einem Monatsgehalt von 300 & unter der Vereinbarung 
verpflichtet worden, daß der Vertrag für die nächſte Spielzeit weiter laufen 
ſolle, falls er nicht vor dem 1. März 1916 gekündigt würde. Mit Schreiben 
v. 23. Febr. 1916 kündigte die Beklagte dem Kläger ſeine Stelle mit Rückſicht auf 
die politiſche Lage. Der Kläger begehrte nunmehr die Feſtſtellung, daß er auf 
Grund eines am 10. Jan. 1916 abgeſchloſſenen mündlichen Vertrags von der 
Beklagten für ihre Oper auch für die Zeit vom 1. Okt. 1916 bis 30. April 1917 
einſchließlich der in die Monate Mai mit September 1916 fallenden Spiel⸗ 
zeit gegen ein Monatsgehalt von 500 M als Sänger angeſtellt ſei. — Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab; das Ber.⸗Gericht gelangte gleichfalls zu dem Schluß, 
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daß der Kläger am 10. Jan. 1916 von der Beklagten nicht feſt für die 
nächſte Spielzeit verpflichtet worden ſei, und nahm ferner als erwieſen an, 
daß die Beklagte mit dem Kläger am 10. Jan. 1916 einen Anſtellungsvertrag 
überhaupt nicht abgeſchloſſen habe. Es wies deshalb die Berufung des Klägers 
zurück; dabei wurde u. a. folgendes ausgeführt: 

„Die Verträge der Theaterdirektoren mit den Schauſpielern und Sängern, 
die ſie für die von ihnen geleiteten Bühnen auf eine beſtimmte Zeit verpflichten, 
ſind Dienſtverträge i. S. der SL 611ff. BGB.; 

vgl. Saeger in Braunihw. 58, 104; Stadelmann Impreſariovertrag 22; Marwitz 

Bühnen.⸗Eng.⸗Vertrag 4ff.; Goldbaum Rechte und Pflichten des Schauſpielers; Entſch. 

des Reichs. 28, 278; OG Rſpr. 6, 82; 22, 161; Recht 1904, 602 2601. 

Für den Charakter dieſes Vertrags als auf Werkverdingung gerichtet ſpricht 
ſich das bayeriſche Ob LG. im Urteil v. 21. Jan. 1901 (Samml. 2, 33 und Seuff⸗ 
Bl. 66, 333) aus, ohne daß ihm beigetreten werden könnte. Die Sänger und 
Schauſpieler find nicht als gewerbliche Arbeiter anzuſehen (RGeEntſch. 41, 55; 
GruchotBeitr. 45, 1078). Da auch der Theaterunternehmer nur Sollkaufmann 
i. S. des $2 HGB. iſt (Staub HGB. Anm. 3 zu § 2 und Anm. 9, 42 zu 8 J), 
kann der Bühnendienſtvertrag kein Handelsgeſchäft ſein. 

Der Abſchluß eines ſolchen Vertrags iſt daher nur nach 88 611 ff. BGB. zu 
beurteilen. — — — Für Dienſtverträge herrſcht der allgemeine Grundſatz 
der Formfreiheit. In Theaterkreiſen iſt jedoch ausnahmslos der ſchriftliche 
Abſchluß aller Dienſtverträge mit Schauſpielern und Sängern üblich. Dies 
geſchieht nicht bloß zur Herſtellung der den Beweis ermöglichenden Urkunden 
für die Archive der Theaterdirektionen, ſondern zur Feſtlegung der eingehenden 
Beſtimmungen über Spielgelder, Gaſtſpiele, Urlaub u. a. Nach dem über⸗ 
einſtimmenden Willen beider Vertragsteile iſt die Gültigkeit des Anſtellungs⸗ 
vertrags der Sänger und Schauſpieler von ſeiner ſchriftlichen Abfaſſung ab- 
hängig (88 127. 154 Abſ. 2 BGB.). Auch aus dieſem Grunde kann ein rechts⸗ 
wirkſamer Anſtellungsvertrag vom Kläger mit der Beklagten mündlich nicht 
abgeſchloſſen worden ſein. — — —“ 


Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1916. K. w. H. L. 429/16. 
F—2. 


73. Keine Mäklergebühr bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 
Vgl. 45 Nr. 13; 71 Nr. 113. 248. 
BGB. 89 652. 162. 

Die Schlußnote v. 19. Juni 1916 enthält die Klauſel: „Auf Beſicht; 
Beſicht und Entſcheidung im Lauf des heutigen Tages“. Da im Lauf des 
19. Juni nicht die Billigung der Käuferin erklärt worden iſt, ſo iſt die auf— 
ſchiebende Bedingung, unter der der Kauf geſchloſſen war, nicht eingetreten 
(88 495. 496 BGB.). Nach 8652 Abſ. 1 Satz 2 kann ſomit Mäklerlohn nicht 
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verlangt werden. Natürlich iſt dieſe Beſtimmung nachgiebiger Natur. Daß 
aber hier das Gegenteil, wie das Landgericht annimmt, ausdrücklich vereinbart 
ſei, iſt aus den Worten „Courtage 19%“ nicht zu entnehmen; fie beſtimmen 
nur die Höhe der Courtage, ohne feſtzuſetzen, daß ſie unbedingt geſchuldet ſei. 
Eine Rechtsüberzeugung der Kaufmannſchaft, daß für aufſchiebend bedingte 
Geſchäfte bei Ausfall der Bedingung Courtage zu zahlen ſei, wäre, weil un⸗ 
richtig, nicht zu beachten. Ein dahingehender Handelsgebrauch aber, der nach 
HGB. 8 346 für die Auslegung des vorliegenden Mäflerverfrages in Betracht 
kommen würde, liegt nicht vor; denn, wie dem Ber.⸗Gericht aus einer Anzahl 
von Streitſachen bekannt, iſt die Frage, ob für die Vermittlung eines bedingten 
Geſchäfts im Fall des Ausfalls der Bedingung Courtage zu zahlen iſt, in Handels⸗ 
kreiſen außerordentlich ſtreitig. 

Der Beklagte ſoll, wie Kläger behauptet, durch Andienung unkontrakt⸗ 
licher Ware den Eintritt der Bedingung verhindert haben. Das iſt bedeutunglos, 
ſofern nicht ein Handeln wider Treu und Glauben vorliegt (vgl. $ 162 BGB.), 
wofür nichts beigebracht iſt. Unmittelbar kommt übrigens § 162 im Verhältnis 
der Parteien garnicht in Betracht, denn nicht der Mäklervertrag, ſondern der 
Kaufvertrag iſt unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen. Freilich 
iſt der Auftraggeber auch dem Mäkler gegenüber verpflichtet, den Eintritt 
der Bedingung des Kaufvertrages nicht wider Treu und Glauben zu verhindern 
(Hanf. OLG. 6. Senat in OL GRſpr. 20, 216). Daraus folgt aber nicht 
allgemein eine Vertragspflicht des Verkäufers gegenüber dem Mäkler, dem 
Käufer kontraktliche Ware zu liefern. Sicherlich nicht beim Kauf auf Probe, 
bei dem der Käufer die Ware, gleichviel ob kontraktlich oder nicht, nach freiem 
Belieben ablehnen kann. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 13. Dez. 1916. L. w. H. Bf. I. 

313/16. Nö. 


74. Mäklerlohn trotz Widerrufs des Auftrags und Unterbrechung der 
Verhandlungen, wenn der urſächliche Sufammenhang des Kaufs mit 
ö dem Nachweis feſtſteht. | 
Vgl. 60 Nr. 100 m. N.; 61 Nr. 200. 

BGB. § 652. 

Der Beklagte hatte den Agenten B. mit dem Verkauf ſeines Wirtſchafts⸗ 
grundſtücks beauftragt und ſich verpflichtet, „für den Nachweis eines Käufers 
oder für die Vermittelung des Verkaufs“ eine Proviſion zu zahlen. Hier⸗ 
nach hatte B. die Proviſion bereits verdient, wenn er dem Beklagten einen 
Kaufliebhaber nachwies und mit dieſem infolge ſeines Nachweiſes der Kauf 
zuſtande kam, auch wenn er eine weitere vermittelnde Tätigkeit nicht ent⸗ 
faltete. Wie erwieſen iſt, hat B. dem Beklagten den Gaſtwirt H. nachgewieſen 
und dieſen auf das Grundſtück aufmerkſam gemacht; H. hat ſich daraufhin zu 
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dem Beklagten begeben und ſpäter hat er von ihm das Grundſtück gekauft. 
Hiernach hat B. den Anſpruch auf die Proviſion erlangt, wenn der Kauf in⸗ 
folge ſeines Nachweiſes geſchehen iſt, und hierfür würde nach der Sachlage 
bereits eine Vermutung ſprechen, wenn es nur auf den urſprünglichen Auftrag 
ankäme (vgl. RG. in JW. 1902 Beil. S. 282). Der Beklagte hat aber geltend 
gemacht, daß er den dem B. erteilten Auftrag widerrufen habe, daß die Ver⸗ 
handlungen mit H. vollſtändig abgebrochen ſeien, und daß der Kauf erſt in⸗ 
folge der Bemühungen zuſtande gekommen ſei, welche nachher der Agent G. 
in ſeinem Auftrage aufgewandt habe. 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme muß allerdings angenommen 
werden, daß der Beklagte den erteilten Auftrag zurückgenommen hat. Da 
er bei Erteilung des Auftrages auf den Widerruf nicht verzichtet hatte, war die 
Zurücknahme zuläſſig. Sie vermag aber dem B. ſeinen Proviſionsanſpruch 
nicht zu entziehen, wenn der nach dem Widerruf erfolgte Kaufabſchluß doch 
auf den Nachweis des B., wenn auch nicht als die einzige oder hauptſächliche 
Urſache zurückzuführen iſt. Wie die Motive zum BGB. (2, 512 ff.) ausführen, 
iſt in einem ſolchen Fall unter Berückſichtigung der Geſamtheit der Umſtände 
zu prüfen, ob nicht ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des 
Mäklers und dem Abſchluß des Geſchäfts dennoch beſteht (vgl. auch Komm. 
von RGRäten $ 652 Bem. 2% ſowie v. Staudinger $ 652, II, 2 aa beſ. Abſ. 2, 
III, 5d und e und die hier angeführten Entſcheidungen). Fraglich kann dabei 
allerdings ſein, ob die vorerwähnte Vermutung auch beſteht, wenn der Kauf⸗ 
abſchluß erſt nach dem Widerruf erfolgt; die Beantwortung dieſer Frage iſt 
aber im vorliegenden Falle nicht nötig, da der urſächliche Zuſammenhang 
als erwieſen anzuſehen iſt. 

Denn H. hat zwar die Verhandlungen abgebrochen als eine Einigung 
über die Anzahlungsbedingungen zunächſt nicht zu erzielen war, und es haben 
dann 4 bis 6 Wochen lang keine Verhandlungen ſtattgefunden; erſt der Agent 
G. hat ſie wieder in Gang gebracht, indem er dem H. günſtigere Anzahlungs⸗ 
bedingungen bot. Daß aber der Beklagte und G. den H. als einen Mann kannten, 
der geneigt war, das Grundſtück zu kaufen, verdanken ſie lediglich der Tätig⸗ 
keit des B. Bei ſeinem erſten Beſuche im Lokal des Beklagten hatte H. dort 
den G. angetroffen und ihm gleich erklärt, daß er durch B. von der Sache 
Kenntnis erlangt habe. Als die Verhandlungen ſtockten, brauchte G. weitere 
Nachforſchungen nach der Kaufluſt des H. nicht anzuſtellen; es genügte zur Wieder⸗ 
anknüpfung zunächſt, daß der Beklagte die Bedingungen, an denen H. Anſtoß 
genommen hatte, abänderte und daß dieſer davon benachrichtigt wurde. Daß 
H. ſelbſt trotz des zeitweiligen Abbruchs der Verhandlungen und des Dazwiſchen⸗ 
kommens von G. die Mitteilung durch B. als die erſte Veranlaſſung des Kauf— 
handels anſah, hat er dadurch gezeigt, daß er während der neuen Verhand— 
lungen dem B. mehrfach Nachricht über ihren Stand gegeben hat. Somit iſt 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des B. und dem ſpäteren 
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Kaufabſchluſſe gegeben; die Mitwirkung des G. und die zeitweilige Unter⸗ 
brechung der Verhandlungen ſind ohne Belang; vgl. OLG. e in 
OL GRſpr. 14, 29 und OLG. Karlsruhe dort 28, 199; 
in den hier entſchiedenen Fällen waren die Verhandlungen ſogar drei und mehr als 
ſechs Monate unterbrochen geweſen. 
Urteil des OLG. e Sen.) v. 22. Okt. 1915. V. w. W. Ve. 263/15. 
Kon. 


75. Einrede der Argliſt gegen die Berufung darauf, daß auch die 
eee des Gegners gegen die guten Sitten verſtoße. 


Vgl. 71 Nr. 163 m. N. 
BGB. $ 817 Satz 2. 


Die Klägerin klagte gegen die Teſtamentserben ihres geſchiedenen Mannes 
auf Zahlung von 150000 ,, die ſie nach einem vor der Scheidung mit ihrem 
Mann geſchloſſenen Erbvertrage erhalten ſollte. Während des Eheſcheidungs⸗ 
ſtreits war zwiſchen den Streitteilen ein Vergleich geſchloſſen, wonach der 
Frau außer andern Vorteilen 150000 „ als Abfindung ausgezahlt werden 
ſollten, und der Vergleich war ausgeführt worden. — Die Klage wurde in 
allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Zugunſten der Klägerin wird in dem Ber. Urteil unterſtellt, 
daß der Vergleich v. 14. März 1910 nichtig geweſen ſei, weil er dazu gedient habe, 
die Klägerin zur Zurücknahme der Berufung gegen das auf Scheidung lautende 
erſtinſtanzliche Urteil zu beſtimmen und auf dieſe Weiſe die ſonſt nicht mit 
Sicherheit zu erreichende Scheidung der Ehe herbeizuführen, weil ſomit der 
Vergleich die Erleichterung der Eheſcheidung bezweckt habe. Aber auch von 
dieſem Standpunkt aus gelangt das Kammergericht zur Abweiſung der Klage: 

Aus der Nichtigkeit des Vergleichs würde an ſich ſolgen, daß der Erbvertrag v. 

30. März 1908 durch den Vergleich nicht aufgehoben ſei, der Klägerin alſo ihre etwaigen 

Anſprüche aus dieſem Erbvertrage nicht genommen ſeien. Hier liegt nun aber 

der Fall ſo, daß die Klägerin unſtreitig die im Vergleich v. 14. März 1910 ausgeſetzte 

Abfindung von 150 000. gezahlt erhalten hat, wie auch die übrigen in dem Ver- 

gleich feſtgeſetzten Nebenleiſtungen unſtreitig von ihrem Ehemanne bewirkt worden 

ſind. Außer dieſen 150 000 & verlangt Klägerin noch die Zahlung der im Erbver⸗ 
trage v. 30. März 1908 ihr verſprochenen 150 000 &, indem ſie ſich auf die Vorſchrift 
des $ 817 BGB. beruft, wonach der Empfänger einer gegen die guten Sitten verjtoßen- 
den Leiſtung, ſofern der Verſtoß nicht bloß ihm, ſondern auch dem Leiſtenden zur Laſt 
fällt, zur Herausgabe nicht verpflichtet iſt. Dieſen Anſpruch, der dazu führen würde, 
daß die Klägerin die 150 000 & zweimal erhielte, hat das Kammergericht unter der 
Begründung aberkannt, daß dem Anſpruch die Einrede der Argliſt entgegenſtehe. 

Argliſtig handle, wer ſich auf die Nichtigkeit eines von ihm ſelbſt geſchloſſenen Ver⸗ 

trages berufe, um ſich Vorteile zu verſchaffen. Die Klägerin wollte das behalten, 

was ſie auf Grund des nach ihrer Behauptung ſittenwidrigen Vergleichs erhalten 
habe, ſie fordere aber außerdem das, was ſie zur Erlangung dieſer Vorteile in dem 

Vergleich aufgegeben habe. Ein ſolches Verhalten verſtoße gegen Treu und Glauben 

Eeuffert3 Archiv Bd 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 4. 9 
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und gegen das Anſtandsgefühl aller billig Denkenden. Einem in dieſer Weiſe begrün⸗ 

deten Anſpruch ſei der Rechtsſchutz zu verſagen. 

Dieſer Entſcheidung kann trotz der von der Reviſion erhobenen Ausſtellungen 
im weſentlichen nur beigepflichtet werden. 

Die Abweiſung des Anſpruchs würde nicht dem geringſten Zweifel unter- 
liegen können, wenn angenommen werden könnte, was im Ber.⸗Urteil nicht 
feſtgeſtellt iſt, daß die im Vergleich v. 14. März 1910 bedungenen, ſofort zahl⸗ 
baren 150000 % mit den im Erbvertrage v. 30. März 1908 ausgeſetzten 
150000 „ vollſtändig identiſch wären. Durch Empfang der aus erſterem 
Vertrage gezahlten 150000 % würde die Klägerin dann zugleich wegen ihres 
Anſpruchs aus dem Erbvertrage befriedigt ſein. Eine ähnliche Rechtslage 
ergibt ſich jedoch im vorliegenden Fall, wo die zur Abfindung aller Anſprüche 
an die Klägerin aus dem Vergleich gezahlten 150000 „ zugleich einen Erſatz 
für die fortfallenden 150000 % aus dem Erbvertrage bilden ſollten, auch bei 
Anwendung des § 817 BGB. Dieſer Vorſchrift kann nicht, wie die Reviſion 
will, die Bedeutung einer Strafvorſchrift beigelegt werden. Wäre dieſer 
Standpunkt richtig, ſo würde kein Bedenken dagegen zu erheben ſein, daß die 
Klägerin die Leiſtungen aus dem ſittenwidrigen Vergleich behält und einen 
weiteren Vermögensvorteil durch Geltendmachung der Rechte aus dem durch 
den Vergleich aufgehobenen Erbvertrag erſtrebt, daß alſo die Beklagten jtraf- 
weiſe zur doppelten Leiſtung herangezogen werden. Der von der Reviſion 
eingenommene Standpunkt entſpricht jedoch nicht dem Geſetze. Nach $ 817 
ſoll der Empfänger einer verwerflichen Leiſtung aus dem Empfange keinen 
Vorteil ziehen. Er iſt deshalb zur Herausgabe verpflichtet. Anders iſt es, 
wenn außer dem Empfänger auch der Geber gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen hat. In dieſem Fall ſoll an dem tatſächlich beſtehenden Zuſtande nichts 
geändert werden. Das Geſetz ſtellt, da es kein Intereſſe hat, den einen Teil 
vor dem andern zu begünſtigen, keinem der beiden Teile einen Rechtsbehelf 
zur Verfügung, um eine Anderung der tatſächlich beſtehenden Vermögenslage 
herbeizuführen. Mit dieſem Grundgedanken würde aber das Geſetz in Wider⸗ 
ſpruch geraten, wenn es dem Empfänger geſtatten wollte, das ihm Geleiſtete 
zu behalten und außerdem die aus der Nichtigkeit des Geſchäfts ſich ergebende 
Forderung auf eine weitere Leiſtung, die zur Erlangung der neuen Leiſtung 
aufgegeben iſt, durchzuſetzen. Der Empfänger würde ſich dadurch eine ganz 
ungerechtfertigte Vergünſtigung unter Anderung des beſtehenden Zuſtandes 
verſchaffen, die nicht vom Geſetze gewollt iſt. 

Mit Recht hat deshalb der Ber.⸗Richter die Einrede der Argliſt für durch⸗ 
greifend erachtet. Die grundſätzliche Zuläſſigkeit einer ſolchen Einrede iſt 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt; 

vgl. JW. 1900, 32230; RGeEntſch. 57, 376, in SeuffA. 60 Nr. 141; 58, 356. 429; 

64, 220; 71, 434; 78, 282; 86, 192. | 

Kann auch die Einrede der Argliſt nicht dazu verwandt werden, einer jeden 
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unbilligen Rechtsverfolgung entgegenzutreten (vgl. RGEntſch. 86, 194), ſo 
iſt doch ſicher eine ſolche Einrede dann nicht zu verſagen, wenn ſie dazu dient, 
einer geſetzlichen Beſtimmung in ihrer Anwendung diejenige Begrenzung zu 
geben, die aus dem Inhalt des Geſetzes ſelbſt erkennbar iſt. Aus $ 817 iſt aber 
erkennbar, daß es eine dem Geſetze zuwiderlaufende unbillige Rechtsverfolgung 
ſein würde, wenn der Empfänger außer den Vorteilen des 8 817 Satz 2 auch 
die Vorteile aus der Nichtigkeit des Geſchäfts in Anſpruch nehmen könnte. 
Eine ganz ähnliche Rechtsanſchauung hat das Reichsgericht bereits in einer 
andern Frage, bei der Beurteilung der aus der Ungültigkeit des Bordellkaufs 
entſtehenden Folgen, zur Geltung gebracht. In dem Urteil RGentſch. 71, 
432 hat das Reichsgericht entſchieden, daß der Käufer, der zur Herausgabe 
des Bordellgrundſtücks nicht bereit iſt, die Nichtigkeit des Geſchäfts nicht be⸗ 
nutzen darf, um den nach § 817 Satz 2 an ſich ſtatthaften Anſpruch auf Be⸗ 
freiung von der Bordellhypothek, deren Beſtellung nicht die Erfüllung ſondern 
die Eingehung einer Verbindlichkeit darſtellt, durchzuſetzen (RGEntſch. 68, 
103, in SeuffA. 64 Nr. 63). Es wird hier ausgeführt, der Kläger verlange zu 
viel, wenn er Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit begehre und das auf un⸗ 
ſittliche Weiſe Erlangte nicht herausgeben, ſondern unentgeltlich behalten wolle. 
Dieſes Verhalten ſei argliſtig und verſtoße ſowohl gegen die Grundſätze von 
Treu und Glauben als auch gegen alles Anſtands⸗ und Rechtsgefühl; ein ſolches 
Verhalten könne durch die Rechtsordnung nicht geſchützt werden. Es ſei 
unbedenklich, der Einrede der Argliſt, die zu einem ähnlichen Ergebniſſe führe 
wie die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts, bei Anwendung der Rechts⸗ 
grundſätze über ungerechtfertigte Bereicherung Raum zu gewähren, denn 
Treu und Glauben und gute Sitte beherrſchten den geſamten Rechtsverkehr 
und kämen überall zur Geltung, wo mit Sicherheit anzunehmen ſei, daß der 
Geſetzgeber dieſe Grundſätze angewendet wiſſen wolle, um einem damit in 
Widerſpruch ſtehenden Gebaren ſeinen Schutz zu verſagen. Von dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung iſt das Reichsgericht auch nicht abgewichen in den Entſch. 78, 282 
und 86, 192 mitgeteilten Urteilen. In dem erſten Urteile wurde die Klage 
auf Herausgabe des Bordellgrundſtücks abgewieſen, weil der Beklagte ſich 
lediglich ablehnend verhielt, nicht ſeinerſeits Anſprüche aus der Nichtigkeit 
des Vertrags erhob. Das letzte Urteil endlich behandelt einen beſonders⸗ 
artigen Fall, in welchem die Beklagten Teilzahlungen auf den Kaufpreis ge⸗ 
leiſtet hatten, deren Zinsertrag jedoch den Klägern kein hinreichendes Entgelt 
für die ihnen entzogenen Grundſtücksnutzungen der Zwiſchenzeit gewährte, 
und zu weiteren Abſchlagszahlungen nicht bereit waren. Die Einrede der 
Argliſt wurde hier gegenüber dem auf das Eigentum geſtützten Anſpruch auf 
Herausgabe des Grundſtücks als der Billigkeit widerſtreitend nicht zugelaſſen. —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Mai 1916. B. en w. J. 

(KG. Berlin). IV. 45/16. 


ge 
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76. Anzeigepflicht des gegen Unfall Derficherten bei einem die 
| Gefahr erhöhenden Berufswechſel. | 


Vgl. oben Nr. 36 m. N. 
VG. 88 23. 25. 


Der Kläger, ein Viehhändler, der bei der Beklagten gegen Unfall verſichert 
war, erlitt am 19. Januar 1915 dadurch einen Unfall, daß er ſich, als er einige 
Borſten aus einem Schwein entfernen wollte, mit dem Meſſer an der Hand 
verletzte und ſich dadurch eine Blutvergiftung zuzog, infolge deren ihm der 
eine Arm abgenommen werden mußte. Er verlangte Erſatz ſeines Schadens. 
Die Beklagte verweigerte die Bezahlung u. a. mit der Begründung, daß der 
Unfall nicht unter die Verſicherung falle, und daß der Kläger ihr auch ſeinen 
Berufswechſel nicht vor dem Unfall angezeigt habe. Die Klage wurde in 
beiden Inſtanzen abgewieſen. — Gründe des Ber.⸗Urteils: 

„Der Verſicherungsantrag, der inhalts des Verſ.⸗Scheins die Grundlage 
des Vertrags bildet, läßt keinen Zweifel, daß die Beklagte ausſchlaggebendes 
Gewicht auf die Berufsart des Klägers und die Art ſeiner Betätigung im 
Berufe gelegt hat. Nach den im Verſicherungsweſen allgemein üblichen 
Gepflogenheiten waren die Antworten des Klägers für die Beklagte weſent⸗ 
lich zur Beſtimmung der den Umſtänden entſprechenden Gefahrenklaſſe und 
der ſich hiernach richtenden Gebühr. Die Antworten des Klägers ergeben 
aber auch zugleich ſachlich den Umfang der zur Verſicherung kommenden Un⸗ 
fälle. Mit Recht hat das Landgericht darauf hingewieſen, daß die Beklagte die 
aus den Angaben des Klägers folgende ſachliche Schranke noch dadurch ver⸗ 
ſchärft hat, daß ſie im Verſ.⸗Schein die beim Viehtreiben ſowie beim Ein⸗ und 
Ausladen von Vieh erfolgenden Unfälle ausnahm, ſelbſt wenn ſie ſich im 
Rahmen derjenigen Betätigung zutragen ſollten, auf die ſich nach dem Vertrage 
die Verſicherung an ſich beziehen würde. Der vorliegende Unfall, der ſich bei 
einer beruflichen Tätigkeit des Klägers zutrug, die außerhalb der bloßen Be⸗ 
aufſichtigung der Angeſtellten lag, war nicht verſichert. 

Wenn der Kläger anführt, die Beklagte könne doch nicht ernſtlich be⸗ 
haupten, daß ihm vertragmäßig verboten worden ſei, überhaupt ein Meſſer 
in die Hand zu nehmen, ſo verſchließt er ſich der Einſicht, daß es ſich hier um eine 
Tätigkeit im Berufe gehandelt hat, für die nach ſeinen Angaben die Beklagte 
das Riſiko nicht mit übernehmen ſollte und nicht mit übernommen hat. Ob 
er ſich in gleicher oder ähnlicher Weiſe öfters betätigt hat, oder ob es ſich nur 
um ein ausnahmsweiſes Eingreifen in den Arbeitsbereich der Angeſtellten 
gehandelt hat, iſt für die Entſcheidung nicht weſentlich. Die Fragen unter 
Nr. 4 des Verſich.⸗Antrags find, dem klaren Wortlaut nach keineswegs nur auf 
eine ‚richtige Mitarbeit“ abgeſtellt, wie der Kläger angenommen wiſſen will. 
Insbeſondere die Antwort „nur aufſichtführend' beweiſt auch, daß der Kläger 
ihren Sinn richtig verſtanden hat. Eine Betätigung, wie ſie hier in Frage 
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ſteht, erfordert Fachkenntniſſe und eine gewiſſe berufliche Geſchicklichkeit ſowie 
das notwendige Handwerkszeug. Gerade ein gelegentliches, laienhaftes 
Eingreifen, wie es der Kläger vorgenommen hat, birgt eine beſonders ſtarke 
Gefahrerhöhung in ſich, vor der ſich zu ſichern die Beklagte offenſichtlich allen 
Anlaß hatte. Unzutreffend iſt es, wenn Kläger aus dem Vorbehalt am Schluß 
des Verſ.⸗Scheins folgert, daß die Beklagte damit eine außerhalb der Aufſicht 
liegende Betätigung als nicht verſicherungspflichtig ausſchließe, alſo ſelbſt den 
Begriff der Aufſichtführung ſehr weit aufgefaßt haben müſſe. Die Beſtim⸗ 
mung „Unfälle, welche den Herrn Verſicherungnehmer beim Viehtreiben und 
Ein⸗ und Ausladen von Vieh betreffen, fallen nicht unter die Entſchädigungs⸗ 
verpflichtung der Gejellichaft‘, ſchließt vielmehr, wie ſchon erwähnt, alle Un⸗ 
fälle bei den bezeichneten Gelegenheiten von der Verſicherung aus, auch wenn 
ſie ſich ereignen, während der Kläger dabei nur aufſichtführend zugegen war. 

Der Kläger hat ſich aber auch, als er mit dem Reichseinkauf die Verträge 
v. 28. Dez. 1914 ſchloß, mindeſtens neben ſeinem ſeitherigen Beruf als Vieh⸗ 
händler auch dem Fleiſcherberufe zugewendet. Er hat, wie der Schlacht⸗ 
vertrag in 88 1 und 3 ausweiſt, für die Dauer des Kriegs die Schlachtung und 
weitere Zurichtung der ihm überwieſenen Schweine übernommen. Daß es 
ſich dabei um eine Großſchlächterei handelte, tut nichts zur Sache; das Groß⸗ 
fleiſchereigewerbe ſteht nach dem Preisſatz der Beklagten in der 5. Gefahren⸗ 
klaſſe, während der Viehgroßhandel der 9. Gefahrenklaſſe angehört. Bei 
verſtändiger Erwägung, wie man ſie von einem beſonnenen Manne fordern 
darf, mußte ſich der Kläger ſagen, daß der neue Beruf, in dem er ſich betätigte, 
recht wohl für die beſtehende Verſicherung bedeutſam ſein und eine Gefahren⸗ 
erhöhung und eine andre Gefahrenklaſſe bedingen könne. Er war daher nach 
8 8e der Allgem. Verſ.⸗Bedingungen verpflichtet, die eingetretene Veränderung 
binnen 15 Tagen der Beklagten anzuzeigen. Die unſtreitige Unterlaſſung 
dieſer Anzeige iſt ihm zum Verſchulden anzurechnen und zieht vertragmäßig 
das Erlöſchen der Verſicherung nach ſich. 

Die Beſtimmungen in Abſchn. 1 Tit. 2 des Reichsgeſ. über den Verſ.⸗ 
Vertrag finden auf das vorliegende Rechtsverhältnis nicht Anwendung, da 
der zunächſt auf 10 Jahre geſchloſſene Vertrag nicht gekündigt und ſo nach 
86 Abſ. 3 Allgem. Verſ.⸗Bedingungen ſtillſchweigend für die gleiche Zeit⸗ 
dauer verlängert worden iſt, jene Geſetzesbeſtimmungen auch nicht zu denen 
gehören, die auf ein beſtehendes Verſ.⸗Verhältnis ohne weiteres Anwendung 
finden (Art. 3 Einf G.). Übrigens wäre auf Grund von 8d 23. 25. 31 dieſes 
Geſetzes zu demſelben Ergebnis zu gelangen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 5. Mai 1916. G. w. F. V. 

20. 95/15. F—ch. 
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77. Haben die Anlieger einer ftädtifchen Straße einen Entſchädigungs⸗ 
| anſpruch wegen ihrer Deränderung?®? 
Vgl. 58 Nr. 140 m. N. 
BGB. $ 907. 

Zum Zweck des Baus der Nord⸗Süd⸗Untergrundbahn in Berlin hat die 
verklagte Stadtgemeinde die Weidendammer Brücke abbrechen laſſen und 
an dieſer Stelle nach Einlegung des Tunnels eine neue Brücke errichtet. Für 
die Herſtellung des Baus war die auf die Brücke von Oſten her zuführende 
Uferſtraße, der Weidendamm, mit polizeilicher Genehmigung von der Bau- 
leitung durch einen in der Stromrichtung verlaufenden Zaun auf einer Strecke 
derartig verengt worden, daß Wagen ſich auf der verbliebenen Fahrſtraße 
nicht mehr ausweichen konnten; zwiſchen dem Zaun und dem Stromufer 
waren verſchiedene Bauſchuppen errichtet worden. Am Weidendamm liegt 
an der verengten Strecke ein der Klägerin gehöriges Hausgrundſtück. Sie 
fühlte ſich durch die Anderungen der Straße beſchwert und verlangte mit der 
Klage die Feſtſtellung, daß die verklagte Stadtgemeinde verpflichtet ſei, den 
ihr durch die Bauarbeiten entſtandenen Schaden zu erſetzen. — Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Recht des Straßenanliegers auf Benutzung der Straße beſchränkt 
ſich darauf, daß ihm durch nachträgliche Anderungen der Straße der Zugang 
zu dieſer und der Verkehr mit dem ſich anſchließenden Straßennetze nicht 
dauernd weſentlich erſchwert wird und daß ihm Licht und Luft durch Bauten 
vor ſeinem Grundſtück nicht dauernd im weſentlichen entzogen werden. Dieſer 
Grundſatz iſt durch ſtändige Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtgeſtellt 
(RGEntſch. 44, 282; 62, 87 u. a. m.) und wird auch von der Reviſion nicht an- 
gegriffen. Hiernach muß ſich der Anlieger alle vom Eigentümer der Straße 
zur Förderung des Gemeinwohls, insbeſondere zu Straßenzwecken vorge⸗ 
nommenen Eingriffe in ſein Straßenbenutzungsrecht, wenn ſie nur vorüber⸗ 
gehend ſind oder ſich nur als unweſentliche Störungen darſtellen, gefallen 
laſſen, ohne daß ihm dafür ein Entſchädigungsanſpruch zuzubilligen wäre. 
Im vorliegenden Fall beſchwert ſich die Klägerin darüber, daß ihr infolge der 
durch die Herſtellung des Bauzauns und der dadurch eingetretenen Verengung 
der Straße der Verkehr mit der Straße und dem anſtoßenden Straßennetz 
weſentlich erſchwert werde, da ein Wagenverkehr vor ihrem Grundſtück un⸗ 
möglich geworden und auch der Verkehr für Fußgänger erſchwert und abgelenkt 
ſei. Es iſt auch anzuerkennen, daß jedenfalls die vollſtändige Verhinderung 
des Wagenverkehrs zu einem Grundſtück als ein weſentlicher Eingriff in das 
Anliegerrecht angeſehen werden müßte. Der Ber.⸗Richter ſtellt aber feſt, 
daß alle durch die Anderung des Weidendamms bewirkten Erſchwerniſſe des 
Verkehrs und ſonſtigen Störungen ſich nur auf die Zeit bis zur Beendigung 
des Umbaus der Weidendammer Brücke, alſo auf einen Zeitraum von höchſtens 
drei Jahren erſtrecken würden, und er nimmt an, daß eine derartige Störung 
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keine dauernde zu nennen ſei. Schon dieſe auf tatſächlichen Erwägungen 
beruhende Feſtſtellung dient der Entſcheidung des Ber.⸗Richters als ausreichende 
Stütze. Daß der Ber.⸗Richter den Begriff der dauernden“ Erſchwerung 
verkannt habe, iſt der Reviſion nicht zuzugeben. Mit Recht hält er für die Frage, 
ob eine Erſchwernis als dauernde anzuſehen ſei, die Verkehrsauffaſſung für 
maßgebend. Er erwägt, daß die wirtſchaftliche Bedeutung des Unternehmens 
der Anlegung einer Untergrundbahn und des dazu erforderlichen Brücken⸗ 
umbaus für die Stadtgemeinde Berlin eine ſehr große iſt, derartige Bauanlagen 
in Berlin nichts Ungewöhnliches ſind und daß eine mit ſolchen verbundene 
Verkehrserſchwerung dort als eine dauernde noch nicht empfunden wird. Ein 
Rechtsirrtum iſt in dieſer dem Ber.⸗Richter zuſtehenden Beurteilung der ört⸗ 
lichen Verkehrsauffaſſung nicht zu erkennen. Wäre die Meinung der Reviſion, 
derartige Bauanlagen brächten ſchon durch ihre Errichtung und während der 
Errichtungszeit eine zur Entſchädigung verpflichtende dauernde Verkehrs⸗ 
erſchwernis mit ſich, zu teilen, ſo wäre damit die Herſtellung ſolcher großzügiger 
Verkehrsunternehmungen, die bei dem Wachſen der Großſtädte kaum zu ent⸗ 
behren ſind, unmöglich gemacht oder doch in Frage geſtellt, denn die Ausfüh⸗ 
rungskoſten würden ſich, da regelmäßig eine große Anzahl von Anliegern be⸗ 
teiligt und durch die Bauausführung geſchädigt find, un verhältnismäßig er⸗ 
höhen. Daß die vorübergehenden Schädigungen durch die Anlieger ertragen 
werden müſſen, erſcheint auch nicht unbillig, da erfahrungmäßig durch derartige 
die Verkehrserleichterung bezweckende Anlagen nicht eine dauernde Ent⸗ 
wertung, ſondern eine dauernde Wertſteigerung für die anliegenden Grund⸗ 
ſtücke verurſacht zu werden pflegt. Daß im Streitfall die ſtörende Inanſpruch⸗ 
nahme des Weidendamms nicht zur Wiederherſtellung oder Verbeſſerung 
gerade dieſer Straße, ſondern einer anderen Straße, nämlich der mit einer 
Untergrundbahn und einer neuen Brücke auszuſtattenden unmittelbar be⸗ 
nachbarten Friedrichſtraße dienen ſollte, macht für die rechtliche Beurteilung 
keinen Unterſchied. Es genügt ſchon, daß die Inanſpruchnahme ſeitens des 
Straßeneigentümers im öffentlichen Intereſſe erfolgt iſt, und es bedarf daher 
keiner Erörterung, ob man ſogar mit dem Urteil des Reichsgerichts v. 23. Nov. 
1905 (RGeEntſch. 62, 87) jo weit gehen darf, daß die Stadt als Straßeneigen⸗ 
tümerin durch das Recht der Anlieger auch an einer privatwirtſchaftlichen 
Ausnutzung der Straße nicht gehindert wird. 

Der Ber.⸗Richter unterſucht auch noch, ob die Inanſpruchnahme des 
Weidendamms eine weſentliche Erſchwerung des Verkehrs nach der Straße 
hin und des Zutritts von Luft und Licht für das Grundſtück der Klägerin dar⸗ 
ſtelle, und beantwortet auch dieſe Frage im verneinenden Sinn. Obgleich es 
für den Erfolg der Reviſion auf dieſen Entſcheidungsgrund nicht mehr an⸗ 
kommt, ſo ſei doch bemerkt, daß ihm ein Rechtsirrtum nicht zugrunde liegt. 
Der Ber.⸗Richter durfte auf Grund tatſächlicher Erwägungen zu dem Ergebnis 
kommen, daß es ſich hier nicht um ſchwerwiegende Störungen handle, da der 
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Zugang und die Zufuhr zum Grundſtück der Klägerin noch ungehindert von 
der Prinz⸗L.⸗F.⸗Straße aus erfolgen kann, der vor dem Grundſtück errichtete 
Bauzaun und ebenſo die errichteten Bauſchuppen nur verhältnismäßig niedrig 
ſind und die Breite der hinter dem Bauſchuppen ee Spree als Luft⸗ 
und Lichtquelle unverändert geblieben iſt. — — —' 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 21. Nov. 1916. H. B.Geſ. (Kl.) w 
Stadt B. (KG. Berlin). VII. 189/16. 


78. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten 
darf der Mann nicht aufrechnen. 
BGB. 85 1387. 394; ZPO. $ 850 Nr. 2. 

Während des Scheidungsprozeſſes wurde auf Antrag der Frau dem 
Mann durch einſtweil. Verfügung aufgegeben, ihr einen Vorſchuß von 120 4 
für die Anwaltskoſten zu zahlen. Der Mann erhob Widerſpruch, indem er 
geltend machte, daß er mit ſeinen größeren Gegenforderungen aufgerechnet 
habe. Die einſtweil. Verfügung wurde beſtätigt. Aus den Gründen: 

„Der Kläger begehrt die Aufhebung der einſtweil. Verfügung, weil er 
gegen den Anſpruch der Beklagten auf Zahlung von Anwaltskoſtenvorſchuß, 
den er an ſich nicht beſtreitet, aufgerechnet habe. Eine ſolche Aufrechnung iſt 
nicht zuläſſig. Die ſich aus 8 1387 BGB. ergebende Vorſchußforderung mag 
kein Ausfluß der Alimentationspflicht fein (vgl. RG. in ZW. 1900, 432); 
fie iſt aber wegen Gleichheit des Rechtsgrundes analog einer geſetzlichen Ali⸗ 
mentenforderung zu behandeln. Sie iſt dann unpfändbar nach $ 850 Nr. 2 
ZRO. und es findet gegen ſie nach $ 394 BGB. eine Aufrechnung nicht ſtatt. 

Mit teilweiſe abweichenden Begründungen gelangen zu dem gleichen 
Ergebnis das LG. Wiesbaden und das OLG. Frankfurt (Frankf. Rundſchau 
38, 114). — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. en) v. 1. Nov. 1916. H. w. H. Bj. I. 
268/16. B. 


79. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung* und der Auf- 
rechnung gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines 
Miterben. 

Vgl. 62 Nr. 195. 

BGB. $$ 1975. 1990. 1977. 387 ff. 

Die Annahme der Klägerinnen, daß ſie die auf den Nachlaß beſchränkte Haf⸗— 
tung ſchon durch die Errichtung eines Inventars endgültig gewonnen hätten, ent— 
behrt der Berechtigung. Die Inventarerrichtung (88 1993 ff. BGB.) iſt weder 
notwendig noch für ſich allein geeignet, den Erben die auf den Nachlaß be— 
ſchränkte Haftung zu ſichern (BOB. v. RGRäten? Vorbem. vor $ 1967 unter 3 
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und vor § 1993). Das Bürgerl. Geſetzbuch fteht, wie wenigſtens die überwiegende 
Mehrheit der Schriftſteller und mit ihnen das Ber.⸗Gericht annimmt (vgl. auch 
Ann. 27, 317), auf dem Standpunkte, daß die Erben für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten grundſätzlich unbeſchränkt, wenn ſchon mit der Möglichkeit der Haf⸗ 
tungsbeſchränkung haften. Das Geſetz gibt dem Erben die Möglichkeit, die 
beſchränkte Haftung zu erwerben, in der Regel nur unter der Vorausſetzung, 
daß er die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes herbeiführt (§ 1975). Dem ſteht es gleich, wenn die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers erfolgt. Durch die rechtzeitige Errichtung des Inventars und 
gegebenenfalls durch Leiſtung des Offenbarungseides ($ 2006) erhält ſich der 
Erbe einerſeits die Füglichkeit, jederzeit die beſchränkte Haftung auf dem in 
8 1975 vorgezeichneten Wege zu gewinnen, und anderſeits geht ihm dieſe 
Füglichkeit endgültig verloren und es wird ſeine Haftung zu einer unbeſchränkten, 
wenn er innerhalb einer ihm geſetzten Inventarfriſt das Inventar nicht errichtet 
(88 1997 Abſ. 1, 2003 Abſ. 1 Satz 2) oder bei der Errichtung gegen die Vor⸗ 
ſchriften in § 2005 verſtößt oder die Leiſtung des Offenbarungseides ver⸗ 
weigert ($ 2006 Abſ. 3). 

Im vorliegenden Falle haben die Klägerinnen und ihre Miterbin, die 
weder Nachlaßverwaltung noch Nachlaßkonkurs herbeigeführt haben, mit den 
Mitteln des § 1975 die Beſchränkung ihrer Haftung nicht erlangt. Es kommt 
jedoch hier ergänzend die Vorſchrift in § 1990 in Betracht, die den Erben unter 
den dort angegebenen Vorausſetzungen die auf den Nachlaß beſchränkte Haftung 
ſichert. Denn ſie können unter dieſen Vorausſetzungen die Befriedigung eines 
Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht, haften 
alſo nur mit den Kräften des Nachlaſſes. Durch den von den Klägerinnen 
beigebrachten Beſchluß des Amtsgerichts zu L. v. 10. Juni 1916 iſt dargetan, 
daß ihr Antrag auf Eröffnung des Konkurſes zum Nachlaſſe mangels einer 
die Koſten deckenden Maſſe abgelehnt worden iſt. Die Klägerinnen haben 
ſonach das Recht erlangt, Nachlaßgläubiger und ſonach auch die Beklagte 
wegen ihrer Nachlaßforderung auf den noch vorhandenen Nachlaß zu ver⸗ 
weiſen (8 1990 Abſ. 1). Dem ſucht die Beklagte mit der Behauptung zu be⸗ 
gegnen, daß die Klägerinnen gegen die ihnen in Anſehung der Inventarer⸗ 
richtung obliegenden Pflichten dadurch verſtoßen hätten, daß in dem von 
ihnen eingereichten Verzeichniſſe der Nachlaß nicht vollſtändig aufgeführt ſei. 

Die Beklagte hat nicht behauptet, daß fie ſelbſt gegen die Erben. ihrer 
Schuldnerin den Antrag auf Beſtimmung einer Inventarfriſt geſtellt habe, 
noch iſt ihnen vom Nachlaßgericht eine ſolche geſetzt worden. Vielmehr haben 
die Klägerinnen und ihre Miterbin am 31. März 1915 freiwillig ein Nachlaß⸗ 
verzeichnis beim Nachlaßgericht eingereicht, wozu fie nach § 1993 berechtigt 
waren. Dieſes Nachlaßverzeichnis, in dem die Nachlaßverbindlichkeiten nicht 
angegeben find ($ 2001), iſt vom Lokalrichter A. am 13. Nov. 1914 im Auftrage 
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des angeblichen Bevollmächtigten der Erben, Rechtsanwalt W., aufge⸗ 
nommen worden, es iſt jedoch weder die Zuziehung einer zweiten Ortsgerichts⸗ 
perſon, wie in $ 101 ſächſ. AusfG. v. 15. Juni 1900 vorgeſchrieben iſt, erfolgt,, 
noch iſt das Verzeichnis, was nach § 2002 BGB. zu erfordern iſt, von den 
Erben oder deren Bevollmächtigten unterſchrieben worden; 

vgl. BGB. von RGRäten $ 2002 Anm.; Staudinger 7 8 zu $$ 2002 — 2004 unter b; 

RGeEntſch. 77, 245; vgl. noch $ 101 Abſ. 2 Satz 2 des angez. AusfG. in Verbindung 

mit 88 7 II, 81, 20 der Dienſtanweiſung für Ortsgerichtsperſonen v. 21. Dez. 1899. 
Daß dieſem Nachlaßverzeichniſſe die an die Inventarerrichtung geknüpften 
Wirkungen zukämen und insbeſondere darauf die Vorſchriften des § 2005 
Anwendung zu finden hätten, iſt zu verneinen. 

Hinſichtlich der Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Aufrechnung der 
Forderung eines Nachlaßgläubigers gegen eine nicht zum Nachlaſſe gehörende 
Forderung des Erben fehlt für die Fälle des 81990 eine dem 8 1977 ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift. Daraus ergibt ſich, daß nur die allgemeinen Grund⸗ 
läge des 88 387ff. BGB. maßgebend find. Der Forderung der Beklagten, 
mit der ſie aufrechnet, ſteht nach obigem die Einrede der Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes jedenfalls dann entgegen, wenn nur eine der in § 1990 Abſ. 1 
Satz 1 aufgeführten drei Tatſachen den Klägerinnen ſchon zur Zeit der Auf⸗ 
rechnungserklärung der Beklagten zur Seite ſtand. Da eine Forderung, der 
eine Einrede — gleichviel ob eine zerſtörliche oder nur eine verzögerliche — 
entgegenſteht, nicht aufgerechnet werden kann (8 390), iſt alsdann die Aufrech⸗ 
nung unzuläſſig (BGB. von RGRäten $ 1990 unter 3). Nun iſt zwar die Auf⸗ 
rechnung von der Beklagten bereits vor dem die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes ablehnenden Beſchluſſe v. 10. Juni 1916 erklärt worden. Jedoch 
iſt als erwieſen anzuſehen, daß der Nachlaß auch bereits vor der Aufrechnung 
unzulänglich war und daher ſchon damals den Klägerinnen die Einrede zur 
Seite ſtand. Die Vorſchrift in 8 1990 Abſ. 1 erfordert nicht einen Antrag 
des Erben auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes und einen dieſen Antrag 
mangels einer den Koſten entfprechenden Maſſe ablehnenden Beſchluß des 
Konk.⸗Gerichts (vgl. Bingner im SächſA. 1895, 603; Ann. des ſächſ. OLG. 
27, 324); vielmehr iſt es hinreichend, daß die Konk.⸗Eröffnung wegen Mangels 
einer den Koſten entſprechenden Maſſe „nicht tunlich“ iſt. Das iſt aber hier 
ſchon ehe die Beklagte die Aufrechnung erklärt hat der Fall geweſen. — — — 
Es iſt daher der Beſtand des Nachlaſſes ſchon vor der Aufrechnung der Be- 
klagten ein derartiger geweſen, daß die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes mangels 
einer den Koſten entſprechenden Maſſe „nicht tunlich“ war. 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 20. Nov. 1916. P. C. Fabr. R. 
(Bkl.). w. F. u. Gen. 50. 51/16. | Ch. 
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80. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Beſtimmung 

des Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts 
| erfolgt fein. 

BGB. $ 2065 Abſ. 2; Einf G. Art. 214. | 

— — — Der Zuſammenhang des unter der Herrſchaft des ſächſiſchen 
BGB. errichteten gemeinſchaftlichen Teſtaments lehrt zweifelfrei, daß nicht 
etwa der Magiſtrat zu Lübeck als Erbe zum dritten Teil hat eingeſetzt werden ſollen 
mit der Auflage, die Erbſchaft zugunſten milder Stiftungen zu verwenden, 
ſondern, daß er „Dritter“ i. S. der 88 2086. 2087 ſächſ. BGB. fein ſoll, der 
an Stelle des in erſter Linie hiermit beauftragten Zuletztverſterbenden der 
Erblaſſer die bedachten Stiftungen und ihren Erbteil beſtimmen ſoll. Auf 
Grund dieſer teſtamentariſchen Ermächtigung hat der Senat der Freien und 
Hanſeſtadt L. die ſeit 1910 in L. beſtehende und ſtaatlich genehmigte Gr.⸗ 
Stiftung als die Bedachte beſtimmt. Da indes dieſe Beſtimmung erſt unter 
der Herrſchaft des Deutſchen BGB. getroffen worden iſt, das eine derartige 
Beſtimmung des Erben nicht geſtattet ($ 2065 Abſ. 2), jo entſteht die Frage, 
ob ſie wirkſam iſt. Der erkennende Senat, der beim Erlaß des Beweisbeſchluſſes 
die Möglichkeit der Bejahung in Betracht gezogen hatte, hat ſie bei wieder⸗ 
holter Erwägung verneinen müſſen. 

Die letztwillige Verfügung rückſichtlich des in Rede ſtehenden Nachlaß⸗ 
drittels iſt im gemeinſchaftlichen Teſtament noch nicht zum Abſchluß gekommen. 
Dort iſt nur der Erbteil beſtimmt, bezüglich des Erben aber, der ſie erhalten 
ſoll, nur verfügt worden, daß es eine (oder mehrere) der milden Stiftungen 
der Stadt L. ſein ſolle. Die Beſtimmung der konkreten Stiftung, die das 
Nachlaßdrittel erben ſoll, iſt einer ſpäteren Zeit und der Verfügung des 
Zuletztſterbenden oder des Magiſtrats von L. vorbehalten worden. Zur Voll⸗ 
ſtändigkeit einer Erbeinſetzung gehört die zweifelfreie Bezeichnung des Erben. 
Zum Abſchluß iſt alſo die letztwillige Verfügung inſoweit im gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament noch nicht gekommen. Vollendet iſt ſie erſt durch den Aus⸗ 
ſpruch des Senats zu L. v. 22. Dez. 1915; er mußte hinzutreten, um die letzt⸗ 
willige Verfügung vollſtändig zu machen. Da ſich dieſer letzte, notwendige 
und unentbehrliche Teil der Errichtungshandlung nicht vor dem Inkraft⸗ 
treten des Deutſchen BGB. verwirklicht hat, kann er nicht nach dem ſächſiſchen 
Recht beurteilt werden. Die Vorſchrift des Art. 214 Abſ. 1 Einf. BGB. 
hat nur ſolche vor dem 1. Jan. 1900 errichtete Teſtamente im Auge, die bis 
dahin in ſich vollendet und fertig geworden ſind. Hiernach iſt die Wirkſamkeit 
des Ausſpruchs des Senats von L., der die Ausfüllung des durch das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament geſchaffenen Blanketts darſtellt, nach Deutſchem Recht 
zu beurteilen und im Hinblick auf § 2065 Abſ. 2 Deutſch. BGB. zu verneinen. 
Die Sache liegt inſoweit nicht anders, als wenn ein altrechtliches Teſtament 
die Beſtimmung des Erben einem Nachzettel vorbehält, der unter der Herr⸗ 
ſchaft des heutigen Rechts, aber nicht in einer dieſem entſprechenden Teſtaments⸗ 


‘ 
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form, wennſchon gemäß dem früheren Rechte, geſchrieben worden iſt (vgl. 
Staudinger Einf®. z. BGB. Art. 214 II Ab S. 604). ö 

Aber auch wenn man die Verleihung der Befugnis zur Beſtimmung der 
Perſon des Erben nicht unter dem Geſichtspunkt der Teſtamentserrichtung 
betrachtet, ſondern zu den Wirkungen des Teſtaments zählt, ändert ſich nichts 
am Ergebnis. Denn hier iſt dieſe Befugnis des Senats zu L. an die Stelle 
des Beſtimmungsrechts der zuletzt verſtorbenen Emma Gr. getreten, die unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts geſtorben iſt. Ob fie zu dieſer Zeit noch wirk⸗ 
ſam erteilt werden konnte, das beſtimmt ſich, da inſoweit Art. 214 EinfG. 
keine Ausnahme vorſchreibt, der Regel entſprechend nach neuem Recht und iſt 
nach $ 2065 Abſ. 2 zu verneinen (vgl. auch RGEntſch. 66, 103). 

In wohlerworbene Rechte wird dadurch nicht eingegriffen. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht der Wunſch der Erblaſſer, einen Teil ihres Ge⸗ 
ſamtvermögens milden Stiftungen zuzuführen, von Emma Gr. bei Lebzeiten 
ſchon dadurch verwirklicht worden iſt, daß ſie die Gr.⸗Stiftung errichtet und aus 
ihrem die Nachläſſe ihrer Mutter und ihres Bruders in ſich ſchließenden Ver⸗ 
mögen ausgeſtattet hat. Auf jeden Fall gab es keine Stiftung, die beim Ein⸗ 
tritt des Erbfalls eine Anwartſchaft auf die Erbfolge beſaß, und es beſtand für 
die milden Stiftungen zu L. mehr nicht als eine El Ausſicht, daß die 
Wahl zur Miterbin auf ſie fallen werde. 

Der Grundſatz des heutigen Rechts, daß der Erblaſſer die Beſtimmung 
der Perſon, die eine Zuwendung erhalten ſoll, nicht einem Dritten überlaſſen 
darf, iſt ausnahmslos für die Erbeinſetzung durchgeführt. Die für Vermächtniſſe 
und Auflagen in den 88 2151. 2152. 2156. 2192. 2193 BGB. nachgelaſſenen 
Ausnahmen kommen für den Streitfall nicht in Betracht. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 10. Febr. 1916 v. K. u. Gen. w. S. 

u. Gen. 10. 117/16. —. 


81. Über die Befuaniffe des Längſtlebenden nach einem wechſelſeiti— 
gen Teſtament entſcheidet der einzelne Fall. 
Vgl. 48 Nr. 96 m. N.; 50 Nr. 96; 67 Nr. 12. 262. 
BGB. § 2269. 

Die Klage, und ihr folgend das Landgericht, ſtützt ſich auf den Satz, 
daß bei einem korreſpektiven wechſelſeitigen Teſtament der Längſtlebende 
nicht die Rechte der eingeſetzten Dritten durch Schenkungen wiſſentlich be- 
einträchtigen dürfe, denn wenn auch der Längſtlebende in bezug auf Ber- 
fügungen unter Lebenden völlig frei ſei, ſo würde doch — ſo wird geſagt — 
die Vornahme einer ſolchen Schenkung zum Nachteil der Rechte des Einge- 
geſetzten nicht der wahren Abſicht der Teſtatoren entſprechen. Es läßt ſich 
indeſſen die Frage, welche Befugniſſe dem Längſtlebenden und dem ein— 
geſetzten Dritten zuſtehen, nicht allgemein nach einer beſtimmten Formel, 
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ſondern nur von Fall zu Fall je nach dem einzig und allein maßgeblichen jeweili⸗ 
gen Inhalt des Teſtaments und dem darin ausgedrückten Willen der Teſtatoren 
beurteilen. Im vorliegenden Fall iſt nun im Teſtament nicht bloß beſtimmt, daß 
der längſtlebende Gatte unter Lebenden die denkbar freieſte Verfügung über den 
geſamten Nachlaß haben ſoll, ſondern es iſt ausdrücklich weiter geſagt: daß 
er das Recht haben ſoll „zu ſchalten und zu walten wie es ihm beliebt“. Dieſem 
Wortlaut gegenüber wäre es eine offenſichtliche Willkür, dem überlebenden 
Gatten die Vornahme von Schenkungen jeder Art zu unterſagen, obgleich 
doch jedes Rechtsgeſchäft unterſchiedlos dem Längſtlebenden ganz nach ſeinem 
Belieben im Teſtament freigeſtellt wird. Hinzu kommt hier, daß nach dem 
ferneren Inhalt des Teſtaments die Teſtatoren ſich keineswegs etwa beſtrebt 
zeigten, den geſetzlichen Erben des einen oder des andern Eheteils ein beſtimmtes 
Vermögen für die Zeit nach ihrem beiderſeitigen Ableben zu ſichern, ſondern 
ſie wollen garnichts weiter, als daß, falls nach dem Tode des Längſtlebenden 
noch etwas vorhanden ſein ſollte, dieſes etwa Vorhandene dem geſetzlichen 
Erben zufallen ſolle. Dies zeigt klar der weitere Satz des Teſtaments: „Nach 
dem Tode des Längſtlebenden ſoll das alsdann vorhandene unaufgeteilte 
Vermögen zur Hälfte an diejenigen, welche geſetzliche Erben des zuerſt Ver⸗ 
ſtorbenen geworden ſind ꝛc. fallen“. Da die als Kläger auftretenden Perſonen 
weder Vertragserben noch pflichtteilsberechtigt waren und ſind, ſie alſo etwaige 
Anrechte lediglich auf Grundlage der teſtamentariſchen Beſtimmungen geltend 
machen können, ſo kann im vorliegenden Fall keine Rede davon ſein, daß die 
überlebende Witwe durch die Schenkung den Beſtimmungen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments zuwider eine Verkürzung der Erbrechte der geſetzlichen 
Erben ihres Mannes herbeigeführt habe. Denn bei dem vorliegendenfalls in 
Betracht kommenden Teſtamentswortlaut hatten dieſe Erben eben ein Erbrecht 
nur für den Fall, daß beim Ableben der Witwe und nachdem dieſe bis zu 
ihrem Tode frei nach ihrem Belieben geſchaltet und gewaltet hatte, noch etwas 
vorhanden ſein ſollte, und dieſer Fall lag eben nicht vor, weil die Witwe jene 
Schenkung vollzogen hatte, eine Schenkung, durch deren Vornahme ſie, wie 
gezeigt, einen durchaus ihr erlaubten Schritt tat, auch wenn ſie ſich der für die 
geſetzlichen Erben nachteiligen Folgen dieſes Schrittes bewußt war. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 13. Dez. 1916. K. u. Gen. w. T. 
Bf. I. 288/16. 5 Nö. 


82. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. N. befteht kein 
Konfurrenzverbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen 
der Geſellſchaft zu wahren. 
Vgl. 63 Nr. 258. 
| | GmbHG. $ 35. 
Die Beklagten waren Geſchäftsführer der aufgelöften chemiſchen Fabrik 
T., Geſellſch. m. b. H. Der Beklagte E. hatte der Geſellſchaft eine größere 
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Menge gebrauchter Margarinekiſten, die er für 15.9 gekauft hatte, zu 50.9 
das Stück weiterverkauft. Die klagende Firma, der die Anſprüche der Geſellſchaft 
abgetreten waren, ſtand auf dem Standpunkt, daß die Beklagten in analoger 
Anwendung von 8 60. 61 HGB. eigene Geſchäfte nicht hätten machen dürfen, 
daß ſie daher das Recht auf Herausgabe des erzielten Gewinns habe. Sie 
verlangte daher Zahlung des Gewinns in Höhe von 1035,05 nebſt Zinſen. 
Eventuell ſei der Anſpruch aus dem Geſichtspunkte des Schadenerſatzes be⸗ 
gründet; denn der angemeſſene Preis für die Kiſten betrage nur 15 9 und die 
Beklagten hätten, indem fie die Kiſten für den übermäßigen Preis von 50 9 
für die Geſellſchaft erwarben, ihre Pflichten als Geſchäftsführer gröblich ver⸗ 
letzt. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; in 2. Inſtanz wurden die 
Beklagten verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. iſt geſetzlicher Vertreter und 
fein Handlungsgehülfe; eine unmittelbare Anwendung von § 60 HGB. kommt 
daher, wie das Landgericht mit Recht annimmt und wie Klägerin ſelbſt auch 
in der Tat garnicht bezweifelt, nicht in Frage. Aber auch eine analoge An⸗ 
wendung dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt ausgeſchloſſen; im Gegenſatz zu dem 
auf den Vorſtand einer Akt.⸗Geſellſchaft bezüglichen $ 236 HGB. enthält das 
Geſetz betr. Geſellſchaften m. b. H. ein Konkurrenzverbot nicht, wie ihm auch 
eine dem § 312 HGB. entſprechende Strafbeſtimmung fehlt. Dieſe Regelung 
entſpricht der nach jeder Richtung freieren Ausgeſtaltung dieſer Geſellſchafts⸗ 
form, trägt insbeſondere auch dem Umſtande Rechnung, einerſeits, daß die 
Intereſſen der Geſellſchaft und der Geſchäftsführer, je nach dem Maße ihrer 
Beteiligung, weitgehend zuſammenfallen können, anderſeits, daß es, beim 
Mangel eines Aufſichtsrats, an einem Organ fehlen würde, das die ſowohl 
im 8 60 als im § 236 HGB. vorgeſehene Befreiung von dem Konkurrenzverbot 
ausſprechen könnte. N 

Der Klaganſpruch iſt aber begründet aus dem Geſichtspunkt des Schaden⸗ 
erſatzes. | | 

Die Geſchäftsführer ſind auf Grund ihres Vertrages verpflichtet, die 
Intereſſen der von ihnen vertretenen Geſellſchaft wahrzunehmen und dürfen 
nicht ihre. Vertretungsbefugnis zur Erlangung ſachlich ungerechtfertigter Ver⸗ 
mögensvorteile auf Unkoſten der Geſellſchaft mißbrauchen. Tun ſie es dennoch, 
jo handeln fie vertragwidrig und machen ſich ſchadenerſatzpflichtig (vgl. Staub⸗ 
Hachenburg GmbHG. § 35 Anm. 2). Das haben aber beide Beklagte, in ge⸗ 
wolltem Zuſammenwirken, getan. Denn nach dem Gutachten des Sachver⸗ 
ſtändigen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der von E. bezahlte Preis 
von 15 O für die Kiſte der für gebrauchte Margarinekiſten angemeſſene und 
übliche iſt. — — — Der Beklagte E. war ſomit zwar nicht gehindert, obgleich 
er Geſchäftsführer war, die Kiſten ſeiner Geſellſchaft zu verkaufen ſoweit ſie 
Verwendung dafür hatte, er mußte aber, wenn ihm auch ein angemeſſener 
Gewinn nicht verwehrt war, im Hinblick auf ſeine Pflichten als Geſchäftsführer, 
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den Preis, zu dem er ſie abließ, mit dem wirklichen Wert in Einklang bringen 
und durfte bei der Preisbemeſſung höchſtens dem Umſtande Rechnung tragen, 
daß die Koſten infolge ihrer Beſchaffenheit für die Zwecke der Geſellſchaft 
verhältnismäßig gut geeignet waren. Wenn E. aber die Kiſten, die er, ihrem 
wirklichen Werte entſprechend, zu 15 9 erworben hatte, zu einem Preiſe von 
50 O an die Geſellſchaft abſetzte, jo machte er ſich unter Ausnutzung feiner 
Stellung als Geſchäftsführer und daher unter Verletzung ſeiner Pflichten einer 
gröblichen Übervorteilung der Geſellſchaft ſchuldig. Ein Preis von 20 O) ift 
das höchſte, was er, unter Berückſichtigung der ausgeführten Geſichtspunkte, 
hätte verlangen dürfen. | 

Ebenſo liegt es bei dem Beklagten D. Seine Pflicht als Geſchäftsführer 
war es, ſich über den Wert der Kiſten, die er von dem andern Geſchäftsführer 
für die Geſellſchaft erwarb, zu unterrichten, insbeſondere auch feſtzuſtellen, 
zu welchem Preiſe dieſer ſie erworben hatte. Indem er das unterließ und 
einfach den geforderten unverhältnismäßig hohen Preis bewilligte, hat auch 
er ſeine Pflichten verletzt. Es kommt daher bei ihm nicht darauf an, ob er auch 
an dem von E. erzielten Gewinn beteiligt wurde. i 

Beide Beklagte find ſomit ſchadenerſatzpflichtig und müſſen den Zuſtand 
herſtellen, der ohne ihr ſchadenbringendes Verhalten, d. h. ohne die ſchuldhafte 
Forderung und Bewilligung des zu hohen Preiſes beſtanden hätte, ſie müſſen 
alſo den Unterſchied zwiſchen dem wirklich gezahlten Preiſe und dem Preiſe 
erſtatten, der bei einem pflichtmäßig, d. h. alſo bei einem Preiſe von 20 O 


bewirkten Verkauf von der Geſellſchaft gezahlt wäre. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 6. Dez. 1916. K. & Co. (Kl.) 
w. D. u. E. Bf. V. 143/16. B. 


II. Verfahren. 


83. Berufung des Empfängers der Streitverkündung; die Beitritts⸗ 
erklärung muß beiden Parteien vor der Berufungseinlegung zuge⸗ 


ſtellt ſein. 
Vgl. 60 Nr. 220 m. N. g Gabe: 4 47. U. 
ZPO. 85 74. 70. 518. 
Tritt der, dem der Streit verkündet iſt, dem Rechtsſtreit bei, ſo beſtimmt 
ſich ſein Verhältnis zu den Parteien gemäß $ 74 Abſ. 1 ZPO. nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Nebenintervention. Der Beitritt muß daher in der Form des 
870 ZPO., alſo durch Zuſtellung eines Schriftſatzes erfolgen. Der Schrift⸗ 
ſatz muß nach der vom Reichsgericht in wiederholten Entſcheidungen (Entſch. 15, 
397, in Seuff A. 41 Nr. 223; 42, 403) und auch von dieſem Gericht vertretenen 
Anſicht an beide Parteien zugeſtellt werden, obgleich dies in $ 70 nicht ganz 
deutlich geſagt iſt. Erſt mit der letzten der beiden Zuſtellungen iſt daher der 


eo 
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Beitritt als erfolgt anzuſehen. Nach § 176 muß die Beitrittserklärung den 
Prozeßbevollmächtigten der Parteien zugeſtellt werden. Wird, wie hier, 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil Berufung eingelegt, ſo müſſen die Zuſtellungen 
der Beitrittserklärung an die Prozeßbevollmächtigten der Parteien vor Ein⸗ 
reichung der Ber.⸗Schrift erfolgen; denn die Verbindung des die Beitritts⸗ 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes mit der Berufung iſt ausgeſchloſſen, weil 
nach § 518 die Einlegung der Berufung bereits durch die Einreichung der 
Ber.⸗Schrift bei dem Ber.⸗Gericht erfolgt, die Verbindung des die Beitritts⸗ 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes mit der Berufung aber zur Folge haben 
würde, daß die Berufung eingelegt wäre bevor der Beitritt erfolgt, was 
unzuläſſig iſt. 

Im vorliegenden Fall find Beitrittserklärung und Ber.⸗Schrift gleich⸗ 
zeitig von der Empfängerin der Streitverkündung am 11. Mai beim Ber.- 
Gericht eingereicht worden. Der den Beitritt enthaltende Schriftſatz iſt der 
Klägerin erſt am 12. Mai zugeſtellt worden; es kann dahingeſtellt bleiben, 
wann der Schriftſatz der Beklagten zugeſtellt worden iſt, auf jeden Fall war der 
Beitritt früheſtens am 12. Mai bewirkt. Am 11. Mai war aber bereits die 
Berufung eingelegt, mithin vor erfolgtem Beitritt. Das war aber unſtatthaft. 
Die Berufung der Empfängerin der Streitverkündung iſt ſonach gemäß $ 535 
ZPO. durch Urteil als unzuläſſig zu verwerfen, und ihr find auch die Koſten 
der Berufung gemäß § 101 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. aufzuerlegen, da die N 
in der Ber.⸗Inſtanz nicht aufgetreten iſt. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 8. Nov. 1916. K. Nachf. w. Kr. 
Bf. V. 155/16. | Nö. 


84. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts iſt unzuläſſig, 
wenn ein Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 
3PO. $ 127. 567. 

Dem Kläger iſt durch den Beſchluß des Landgerichts v. 13. Sept. 1916 
wegen bevorſtehenden Friſtablaufs vorbehaltlich weiterer Prüfung einſtweilen 
das Armenrecht bewilligt worden. Der ihm beigeordnete Anwalt hat ſodann 

a uk gagen den Militärfiskus auf Bezahlung einer monatlichen Verſtümme⸗ 
Aungszulage von 27 % zum Landgericht erhoben. Nachdem ſich das Kriegs— 
miniſterium auf das Armenrechtsgeſuch geäußert hatte, hat das Landgericht 
durch Beſchluß v. 5. Okt. 1916 dem Kläger das Armenrecht entzogen, weil 
der Kläger die Verſtümmelungszulage auf Grund der Vorſchrift in $ 13 Abſ. 3 
MannſchVerſorgGeſ. v. 31. Mai 1906 begehre, in dieſem Fall aber die Be— 
willigung der Zulage unter Ausſchluß des Rechtswegs endgültig der Entſchei— 
dung der oberſten Militärverwaltungsbehörde unterliege. Infolge dieſes 
Beſchluſſes hat der Anwalt des Klägers die Klage zurückgenommen. Nun- 
mehr hat ſich der Kläger an das Oberlandesgericht mit der Bitte gewendet, 
ſeine Angelegenheit näher zu prüfen. 
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Die Eingabe des Geſuchſtellers ſtellt ſich als Beſchwerde gegen den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß dar. Die Beſchwerde iſt in bezug auf die Form nicht zu 
beanſtanden, ſie iſt aber, da infolge der Zurücknahme der Klage ein Rechts⸗ 
ſtreit beim Landgericht nicht mehr anhängig, die Inſtanz alſo beendigt iſt, 
unſtatthaft und war deshalb als unzuläſſig zu verwerfen; 

Skonietzki⸗Gelpcke Bem. 30 zu 5 127 ZPO. und JW. 1895, 383 1 (Gruchot Bd. 39, 

1128) und 1904, 178 4, 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Nov. 1916. Sp. w. Bay. 

Militärfiskus. Beſchw. Reg. 508/16. Fe-. 


85. Unterbrechung des Verfab rens ge gegen einen eee 
auch wenn nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 
3PO. 55 247. 234. 

Für eine vom Kläger gegen den Beklagten erhobene Klage hatte das Land⸗ 
gericht die öffentliche Zuſtellung bewilligt, ebenſo für das in der Folge er⸗ 
gangene Verſäumnisurteil, in welchem die Einſpruchsfriſt auf einen Monat 
beſtimmt war. Darnach war die Rechtskraft im Mai 1914 eingetreten. Der 
Beklagte trat Anfang Auguſt 1914 ins Heer ein. Im Oktober 1914 ſchrieb 
er aus dem Felde ans Landgericht, daß er erſt jetzt durch ein Schreiben des 
klägeriſchen Anwalts v. 11. Auguſt von dem Prozeß und dem Urteil Kenntnis 
erhalten habe und um gerichtliche Hülfe bitte. Erſt am 29. Dez. 1914 legte 
er durch einen Rechtsanwalt Einſpruch gegen das Verſäumnisurteil ein und 
bat gleichzeitig um Wiedereinfetzung i. d. v. St. Das Verſäumnisurteil wurde 
aufgehoben. — Gründe des Ber.⸗Urteils: 

„Der Beklagte behauptet anſcheinend mit Recht, daß die Vorausſetzung 
der öffentlichen Zuſtellung, Unbekanntheit des Aufenthalts, niemals gegen 
ihn vorgelegen habe. Aber dieſer Umſtand ſteht der Wirkſamkeit der vom 
Prozeßgericht, wenngleich auf Grund unzutreffender Angaben, ordnungmäßig 
bewilligten öffentlichen Zuſtellung nicht entgegen (RGEntſch. 59, 259, in Seuff⸗ 
A. 61 Nr. 248, 61, 363). Es iſt alſo davon auszugehen, daß das Verſäumnis⸗ 
urteil v. 12. März 1914 ordnungmäßig ergangen und ordnungmäßig zuge⸗ 
ſtellt, mithin auch rechtskräftig geworden iſt. 

Es fragt ſich, ob der Beklagte gegen die Verſäumung der Einſpruchs⸗ 
friſt die Wiedereinſetzung auf Grund des § 233 Abſ. 2 ZPO. beanſpruchen 
kann, weil er von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils ohne ſein Verſchulden 
keine Kenntnis erlangt hat. Auch das Ber.⸗Gericht nimmt unbedenklich an, 
daß der Beklagte von dem Urteil erſt durch den ihm ins Feld nachgeſandten 
Brief des Klägers erfahren hat. Auch iſt ein Verſchulden des Beklagten, 
durch das ihm das Verfahren und das Urteil bis Oktober 1914 unbekannt 
geblieben wäre, nicht zu begründen. — — — 

Als der Beklagte von dem Urteil erfuhr, war die einjährige Friſt vom 
Ablauf der verſäumten Einſpruchsfriſt an noch nicht BEENDEN, ni konnte 
Seufferts Urin Bd. 78. 8. Folge Bb. 17 Heft 4. 
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damals noch, und zwar an ſich binnen einer zweiwöchigen Friſt, die Wieder⸗ 
einſetzung beantragen. Dieſe zweiwöchige Friſt iſt zweifellos verſäumt, denn 
der mit der Nachholung des Einſpruchs verbundene Antrag auf Wiedereinſetzung 
iſt erſt am 29. Dez. 1914 geſtellt worden. Das wäre verſpätet, wenn nicht dem 
Beklagten als Kriegsteilnehmer die Wohltat des Schutzgeſetzes v. 4. Aug. 1914 
zur Seite ſtände. Nach 9 2 dieſes Geſetzes werden ohne weiteres die ge⸗ 
gen Kriegsteilnehmer anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten unter⸗ 
brochen. Mit Unrecht beſtreitet der Kläger, daß zur Zeit des Ausbruchs 
des Krieges gegen den Beklagten ein Rechtsſtreit, der hätte unterbrochen 
werden können, noch anhängig geweſen ſei. Zwar war damals das er⸗ 
gangene Urteil bereits rechtskräftig; trotzdem dauerte das Verfahren, wie⸗ 
wohl mit ſehr ſchwachen Wirkungen, noch inſoweit fort, als es noch durch 
außergewöhnliche Rechtsbehelfe, wie Wiederaufnahme oder Wiedereinſetzung 
i. d. v. St., zum Aufleben gebracht werden konnte. Das muß jedenfalls für 
den Begriff der Anhängigkeit i. S. des § 2 des Kriegsteilnehmer⸗Schutzgeſetzes 
genügen, denn den hier geſchützten Perſonen ſollen alle ihre Rechtszuſtändniſſe 
gewahrt bleiben, wie ſie zur Zeit des Beginns ihrer Teilnahme am Kriege 
beſtanden. Wenn alſo dem Beklagten, der bei der Mitteilung von der Zuſtel⸗ 
lung Kriegsteilnehmer war, von dem Zeitpunkt der Kenntnis an der Einſetzungs⸗ 
antrag zuſtand, ſo lief die an ſich für dieſen Antrag beſtimmte Friſt zunächſt 
nicht, denn das Verfahren war unterbrochen und ruhte bis zur Aufnahme, 
die erſt am 29. Dez. 1914 durch den Einſpruch erfolgte. 

Freilich würde dieſe Unterbrechung nicht eingetreten ſein, wenn der 
Beklagte einen zur Wahrnehmung ſeiner Rechte berufenen Vertreter gehabt 
hätte. Das behauptet der Kläger, aber offenbar ohne jede tatſächliche Grund⸗ 
lage. — — — 

Nach dem Geſagten liegen die Vorausſetzungen der Wiedereinſetzung 
gemäß ZPO. 88 233 Abſ. 2, 234 vor. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 2. März 1916. L. w. v. K. Ka. 
322/15. Kn. 


86. Heilung einer unwirkſamen Klagezuftellung durch Nachbringung 
der Vollmacht. 
Vgl. 68 Nr. 65 m. N. 
ZBO. 58 253. 81; BGB. 5 184 Abſ. 1. 

Die Klägerinnen haben am 25. März 1916 ihre gegen die Beklagte ge⸗ 
richtete Klage den Rechtsanwälten B. und Br. zugeſtellt, mit denen ihr An⸗ 
walt in der der Klage zugrunde liegenden Angelegenheit bereits ſchriftlich 
verhandelt hatte, die aber damals noch keine Prozeßvollmacht von der Be⸗ 
klagten erhalten hatten. Dieſe Prozeßvollmacht iſt ihnen nachträglich von der 
Beklagten erteilt worden, und das iſt den Klägerinnen mitgeteilt worden 
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dadurch, daß man ihrem Anwalt die Klagebeantwortung v. 31. März 1916 
zuſtellte, worin die Anwälte B. und Br. als Prozeßbevollmächtigte der Be⸗ 
klagten bezeichnet waren. Hierin liegt eine nachträgliche Genehmigung der 
Entgegennahme der Klage durch dieſe Anwälte, welche ſie ſo ſtellt, als wären 
ſie von Anfang an Zuſtellungsbevollmächtigte der Beklagten geweſen (vgl. 
BGB. § 184 Abſ. 1), mithin den Mangel der Klagerhebung heilte. Unter dieſen 
Umſtänden ſind die Klägerinnen, nachdem ſie die Klage zurückgenommen 
haben, auf Antrag der Beklagten mit Recht gemäß ZPO. 8 271 Abſ. 3 zur 
Tragung der Koſten des Verfahrens verurteilt worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 18. Sept. 1916 B. D. u. Gen. 

w. F. H. Bs. Z. I. 80/16. | Nö. 


— — — — 


87. Darf der Sachverſtändige Hülfskräfte benutzen d 
ZPO 8 411. 

Die Reviſion rügt, daß der Vorderrichter feiner Entſcheidung das Gut— 
achten des Profeſſors Dr. W. zugrunde lege, ohne auf das gegen dieſes Gut— 
achten erhobene Bedenken einzugehen. 

Gegen das Gutachten wird geltend gemacht, daß es nicht von Profeſſor 
W. ſondern von dem Aſſiſtenzarzt Dr. St. herrühre, der es auch mitunterzeichnet 
habe. Aus der in dem Gutachten enthaltenen Bemerkung, der Kläger Kr. 
ſei bei ſeinem zweimaligen Aufenthalt in der Klinik durch W. „und mich“ 
des öfteren unterſucht und beobachtet worden, ergebe ſich die Abfaſſung durch 
St., es müſſe aber verlangt werden, daß der vom Gericht beſtellte Sach⸗ 
verſtändige die volle Verantwortung für ſeine Tätigkeit übernehme; es gehe 
nicht an, daß an Stelle des geforderten Gutachtens ein andres geſetzt werde, 
das nur ſcheinbar ein ſolches des ernannten Sachverſtändigen ſei. Gegen die 
letztere Ausführung beſtehen keine Bedenken, es kann aber nicht zugegeben 
werden, daß das vorliegende Gutachten nicht von Profeſſor W. ſelbſt er⸗ 
ſtattet ſei. Aus der von der Reviſion angezogenen Stelle ergibt ſich nur, daß 
Profeſſor W. bei ſeiner Tätigkeit als Gutachter ſeinen Aſſiſtenten zugezogen 
hat und daß von dieſem die ſchriftliche Ausarbeitung herzuſtammen ſcheint, 
weiter aber auch, daß er ſelbſt bei den Unterſuchungen und der Beobachtung 
des Klägers mitgewirkt hat und daher in der Lage war, ſich über deſſen Zu— 
ſtand ein eigenes Urteil zu bilden. Daß ein Sachverſtändiger bei der Vor⸗ 
bereitung oder Ausarbeitung ſeines Gutachtens Hülfskräfte zuzieht, iſt an 
ſich nicht zu beanſtanden und wird bei der Beobachtung eines Kranken in einer 
Klinik ſchon deshalb häufig nötig werden, weil deſſen andauernde Beobachtung 
durch den ernannten Sachverſtändigen überhaupt unmöglich wäre. Gefordert 
muß freilich werden, daß ſich der Sachverſtändige nicht ohne Nachprüfung auf 
die Hülfskraft verläßt und deren Anſicht ohne weiteres mit ſeinem Namen 


deckt. Für eine ſolche Annahme liegen hier keine Anhaltspunkte vor, ins⸗ 
| 10* 
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beſondere kann aus der Unterzeichnung des Gutachtens durch den Sachver⸗ 
ſtändigen und ſeinen Aſſiſtenten nur geſchloſſen werden, daß zwar die Beteili⸗ 
gung des letzteren erſichtlich gemacht werden ſollte, daß aber der Sachver⸗ 
ſtändige ſelbſt die vorliegende ſchriftliche Ausarbeitung auf Grund ſeiner im 
Text des Gutachtens bekundeten Beobachtungen und Unterſuchungen billigt. 
In dieſer Hinſicht unterſcheidet ſich der zur Entſcheidung ſtehende Fall von dem 
in dem Urteile des 2. Zivilſen. in RGEntſch. 65, 82 behandelten, denn damals 
hatte der bei dem Reichsgericht zugelaſſene und daher zur Unterzeichnung 
der Reviſionsbegründung berechtigte Rechtsanwalt ſeiner Unterſchrift einen 
Zuſatz beigefügt, durch den er die Verantwortlichkeit für den Inhalt des 
Schriftſatzes ablehnte. 

Hiernach iſt die erhobene Rüge unbegründet und es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob ihr nicht auch ZPO. § 295 entgegenſtehen würde. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Sept. 1916. B. (Bkl.) w. Kr. 
VI. 336/14. 


88. Keine Furückverweiſung in die 1. Inſtanz, wenn dort die Schadens⸗ 
klage nur wegen nicht vorhandenen Schadens abgewieſen iſt. 
Vgl. 66 Nr. 82 m. N. 
3PO. $ 538 Nr. 3. 

— — — Die Vorſchrift des § 538 Nr. 3, daß das Ber.⸗Gericht die Sache, 
inſofern eine weitere Verhandlung derſelben erforderlich iſt, an das Gericht 
1. Inſtanz zurückzuverweiſen hat, wenn im Fall eines nach Grund und Betrag 
ſtreitigen Anſpruchs durch das angefochtene Urteil die Klage abgewieſen iſt, 
hat, wie das Reichsgericht in Entſch. 59, 427 und JW. 10, 628 zutreffend 
darlegt, nur die Bedeutung, daß die Sache zur Entſcheidung über die Höhe 
des Schadensbetrags in den Fällen an die 1. Inſtanz zurückverwieſen werden 
muß, in denen der 1. Richter die Klage abgewieſen hat, weil nach ſeiner An⸗ 
ſicht der Beklagte zum Erſatz eines Schadens überhaupt nicht verpflichtet iſt, 
der Ber.⸗Richter aber das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung für gegeben 
erachtet. Dagegen bezieht ſich die erwähnte Beſtimmung nicht auf den Fall, 
daß der 1. Richter zwar ebenſo wie der 2. Richter eine Verpflichtung des 
Beklagten zum Schadenerſatze, wenn ein Schaden entſtanden iſt, anerkennt, 
die Klage aber deshalb abweiſt, weil nach ſeiner Annahme ein Schaden nicht 
entſtanden oder das Vorhandenſein eines ſolchen nicht nachweisbar oder nicht 
ſubſtanziert iſt, wenn alſo die Richter der beiden Inſtanzen in der rechtlichen 
Beurteilung der Schadenerſatzpflicht des Beklagten übereinſtimmen und nur 
in der tatſächlichen Annahme des Vorhandenſeins eines Schadens voneinander 
abweichen. Dies trifft hier zu. Der 1. Richter hat angenommen, daß der 
von dem Kläger auf 1214,97.“ angegebene Schaden, den dieſer durch die 
Aufwendung von Koſten für die Tieferlegung des Hofraums erlitten haben 
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will, durch die Vorteile, die ihm die Verbeſſerung der Fröbelgaſſe brachte, 
ganz aufgewogen ſei; er hat alſo nicht nur den Grund, ſondern auch die Höhe 
des Klaganſpruchs geprüft. Jedenfalls hat er, und hierauf kommt es an, 
die Frage des Betrages dadurch, daß er die ganze Forderung des Klägers aus⸗ 
geglichen ſein läßt, in den Bereich ſeiner Entſcheidung gezogen. Damit iſt 
aber die Sache auch hinſichtlich des Betrags an das Ber.⸗Gericht erwachſen. 
Das Geſetz will nicht eine doppelte Prüfung durch die 1. Inſtanz, es will nur 
die ſachliche Prüfung des Klaganſpruchs nach Grund und Betrag in zwei 
Inſtanzen geſichert wiſſen. In dem vorliegenden Fall war alſo die Zurück⸗ 
verweiſung nicht veranlaßt und der Ber.⸗Richter nicht gehindert, über den 
Betrag ſelbſt zu entſcheiden.— — — | 
Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 22. März 1915. Reg. I. 
192/14. Bay ObLGZ. 16, 50. 


— 


89. Die Zwangsvollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann 
auch ohne Sicherheit eingeſtellt werden. 
ZPO. 35 700. 719. 707. 

Wenn es im § 700 ZPO. heißt, daß der Vollſtr.⸗Befehl einem für vor- 
läufig vollſtreckbar erklärten auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteil gleichſtehe, 
jo müſſen für ihn auch die Vorſchriften Anwendung finden, welche hinſichtlich 
der Einſtellung der Zw.⸗Vollſtreckung aus einem für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Verſäumnisurteil in der Zivilprozeßordnung getroffen ſind. Auf 
dieſem Standpunkt ſtehen auch die Kommentare zur ZPO. (vgl. u. a. Seuffert 
Bem. 4 zu § 700; Gaupp⸗Stein II Abſ. 3 daſ.). Nach 88 719. 707 kann das 
Gericht aber aus einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten Verſäumnisurteil 
die Zw.⸗Vollſtreckung auch ohne Sicherheitsleiſtung einſtellen, und es findet 
nach den nämlichen Vorſchriften eine Anfechtung des Beſchluſſes, welcher ſolche 
Einſtellung ausſpricht, nicht ſtatt. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. R. & Co. 

w. Nordd. Nährmittelw. Bs. Z. IV. 92/16. Nö. 


90. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim Dritt⸗ 
ſchuldner; Beſchwerderecht des Schuldners d 
ZBO. $$ 809. 828. 

Der Gerichtsvollzieher wollte auf Grund eines Vollſtreckungstitels gegen 
den Schuldner H. in der Wohnung der Frau N. Kartoffeln pfänden, von denen 
er annahm, daß H. ſie dort nur eingeſtellt habe. Frau N. erklärte aber, daß ſie 
die Kartoffeln von H. gekauft und ihm ſchon 5 K angezahlt habe, den Reſt 
von 14,80.“ wolle H. ſich um 3 Uhr von ihr holen. Inzwiſchen erſchien auch 
H. zu dieſem Zweck. In dem Pfändungsprotokoll heißt es nun: Frau N. ſei 
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bereit geweſen, das Geld an H. zu zahlen, er, der Ger.⸗Vollzieher habe hierauf 
das Geld als gepfändet erklärt und die Frau N. aufgefordert, das Geld an 
ihn zu zahlen, was auch geſchehen ſei. — Der Schuldner erhob Einwendungen 
gegen dieſes Verfahren. Das Amtsgericht und ebenſo auf Beſchwerde das 
Landgericht nahmen an, daß dem Schuldner bares Geld gepfändet worden 
ſei; es wurde nur geprüft und verneint, ob nach $ 811 Nr. 2 ZPO. dieſer Bar⸗ 
betrag dem Schuldner zum Einkauf von Lebensmitteln hätte gelaſſen werden 
müſſen. Die weitere ſofortige Beſchwerde des Schuldners wurde zurück⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen: | 

„— — — Entweder waren beſtimmte Geldſtücke oder ſonſtige Zahlungs⸗ 
mittel bereits vor der Vollſtreckungshandlung des Ger.⸗Vollziehers von Frau 
N. ausgeſondert und dem Schuldner übergeben, etwa auf den Tiſch gelegt 
und ihm, der ſie haben wollte, zum Wegnehmen überwieſen. Dann war das 
Eigentum und der Gewahrſam auf H. übergegangen, und der Ger.⸗Vollzieher 
nahm bewegliche körperliche Sachen dem H. aus deſſen Gewahrſam weg. 
Eine ſolche Sachpfändung war dann ordnungmäßig und gab dem Schuldner 
keinen Grund zu Einwendungen. 

Oder es waren noch keine beſtimmten Geldſtücke oder Geldſcheine in dieſer 
Weiſe aus der Kaſſe der Frau N. entnommen, bereitgeſtellt und dem H. über⸗ 
wieſen. Dann hatte Frau N. zunächſt nur ihre Bereitwilligkeit erklärt, des 
Schuldners Forderung zu bezahlen. Die Geldſtücke ꝛc. waren aber noch ihr 
Eigentum und noch in ihrem Gewahrſam, es ſtand noch nicht feſt, welche ein⸗ 
zelnen Münzen oder Scheine in ihrem Geldbehältniſſe dem H. gehörten und 
welche ihr; vielmehr gehörten alle noch ihr (oder ihrem Manne) und waren 
alle noch in ihrem Gewahrſam. Eine Pfändung von körperlichen Sachen des 
Schuldners in deſſen Gewahrſam kam alſo dann noch nicht in Frage. Der 
Ger.⸗Vollzieher pfändete höchſtens, wenn man ſein Verhalten überhaupt als 
eine Pfändung von beſtimmten Sachen anſehen will, bei einem zur Heraus⸗ 
gabe bereiten Dritten Sachen, die noch garnicht ins Eigentum des Schuldners 
übergegangen waren, vielmehr noch dem Dritten ſelbſt gehörten. Dann 
war aber der Schuldner H. in ſeinem Vermögen garnicht beeinträchtigt. Ihm 
wurde nichts genommen, die Pfändung griff weder in ſeinen Gewahrſam 
noch in ſein Eigentum ein, die Münzen oder Scheine gehörten ja garnicht ihm, 
wurden auch ohne ſeine Zuſtimmung nicht etwa dadurch ſein Eigentum, daß 
Frau N. ſie ſtatt ihm dem Ger.⸗Vollzieher übergab; was alſo mit dieſen Geld⸗ 
mitteln der Frau N. geſchah, berührt ihn nicht, er behielt nach wie vor ſeine 
Forderung an Frau N., die nur erloſchen wäre, wenn Frau N. ihm gezahlt 
hätte. Die Pfändung fremder Sachen in fremdem Gewahrſam gibt ihm keinen 
Grund, die Aufhebung der Pfändung zu verlangen. 

Eine andre mögliche und nach dem Pfändungsprotokoll wohl näher 
liegende Auffaſſung des Vorgehens des Ger.⸗Vollziehers iſt aber noch die, 
Faß er garnicht bereits beſtimmte Münzen oder Scheine wegnahm, ſondern 


91. Konkursgläubiger. 143 


nur allgemein die Frau N. anwies (vgl. § 829 Abſ. 1 Satz 1, 8 8835 ZPO.), 
ihren Schuldbetrag von 14,80. nicht an H., ſondern an ihn, den Ger.⸗Vollzieher, 
zu zahlen. In dieſem Fall aber beſchlagnahmte er nicht unmittelbar beſtimmte 
körperliche Sachen, ſondern eine bei der Drittſchuldnerin ausſtehende Forde⸗ 
rung auf Zahlung eines Kaufpreisreſtes. Dazu war er geſetzlich nicht zuſtändig, 
das konnte nur das Amtsgericht (§ 828 3 PO.) . Die Beſchlagnahme war alſo 
nichtig. Wenn Frau N. daraufhin an den Ger.⸗Vollzieher zahlte, fo zahlte 
ſie an eine nicht für H. zum Empfange berechtigte Perſon und deshalb brachte 
dieſe Zahlung die Forderung des H. nicht zum Erlöſchen. H. behielt nach wie 
vor das Recht, von ihr Bezahlung des Kaufpreiſes zu fordern, iſt alſo auch bei 
dieſer Auffaſſung nicht in ſeinem Vermögen beeinträchtigt. 

Mag man alſo das Pfändungsprotokoll ſo oder ſo verſtehen, in keinem 
Fall hat der Schuldner H. Grund, gegen die Vollſtreckungshandlung Einwen⸗ 
dungen zu erheben.“ N 


Beſchluß des OLG. zu Jena v. 18. Jan. 1915. 2 W. 2/15. Thür Bl. 63, 219. 


91. Fallen Vergütungen für den Vorſtand oder die Mitglieder eines 
Grubenvorſtandes unter 561 Nr. 1 HO d 
Vgl. 42 Nr. 29; 56 Nr. 221 S. 397. 
KO. 8 611; Preuß. Allg. BergG. 5 128. 

Nach § 611 KO. ſind im Konkurſe bevorrechtigt gewiſſe Forderungen 
derjenigen Perſonen, die ſich dem Gemeinſchuldner für deſſen Haushalt, 
Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäft zur Leiſtung von Dienſten verdungen 
haben. Der Umfang des hiermit eingeführten beſonderen Rechtsbegriffs 
iſt in der Rechtſprechung und dem Schrifttum mit verſchiedenen Ergebniſſen 
erörtert. Daran beſteht kein Zweifel, daß ſich die Tragweite der geltenden 
Vorſchrift über diejenige älterer, gleichgerichteter Beſtimmungen, die nur den 
Schutz des Lidlohnes bezweckten, hinaus erſtreckt, daß weder ein dauerndes 
Verhältnis noch eine perſönliche Botmäßigkeit des Dienſtverpflichteten zu 
fordern iſt, daß ſich auch der Zweck der Vorſchrift nicht in dem Schutz der wirt⸗ 
ſchaftlich Schwachen erſchöpft. Mit Recht iſt dem Direktor einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, der durch den Anſtellungsvertrag ſeine Berufsarbeit dem Dienſte der 
Geſellſchaft widmet, für die Gehaltsforderung das Vorrecht des § 61! zuer- 
kannt. Ob auch Dienſte andrer Art, welche die Tätigkeit des Dienſtverpflich⸗ 
teten weniger ausſchließlich in Anſpruch nehmen, des Handlungsagenten, des 
mit der Führung der Bücher betrauten Bücherreviſors, auf das Vorrecht 
Anſpruch haben, mag im einzelnen Fall zweifelhaft ſein. Unumgängliches 
Erfordernis iſt aber immer, daß nur eigentliche Dienſtverträge, nicht aber ein 
Werkvertrag oder ein ſich ſonſt von dem Weſen des Dienſtvertrages entfernendes 
Verhältnis vorliegen. Denn andernfalls kann nicht wohl davon die Rede ‚im, 
daß ſich der Fordernde zu Dienſten verdungen habe. 
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Die Frage, ob hiernach dem Repräſentanten einer Gewerkſchaft oder dem 
Vorſitzenden oder Mitglied des Grubenvorſtandes das Vorrecht zuſtehe, iſt 
allgemein nicht zu beantworten. Die ſich in der Auslegung des preuß. Berg⸗ 
geſetzes von Braſſert⸗Gottſchalke zu $ 128 Anm. 5 findende Bemerkung, welche 
die Frage grundſätzlich bejaht, entbehrt der Begründung und hält gegenüber 
den Vorſchriften des Geſetzes nicht ſtich. Das Berggeſetz regelt die Rechts⸗ 
verhältniſſe dieſer Perſonen nur im Hinblick auf die ihnen übertragene Ver⸗ 
tretungsmacht. Welcher Art das innere Verhältnis der Gewerkſchaft zu ihrem 
Vertreter ſei, wird freier Vereinbarung überlaſſen. Es iſt denkbar, daß ein 
Repräſentant oder ein Mitglied des Grubenvorſtandes der Leiter des Betriebes 
oder in dieſem angeſtellt iſt. Dann wird er mit Recht das Vorrecht im Kon⸗ 
kurſe in Anſpruch nehmen, aber nicht kraft ſeiner Eigenſchaft als Repräſentant 
oder Grubenvorſtand, ſondern kraft des zugrunde liegenden Anſtellungs⸗ 
verhältniſſes. Im Zweifel wird durch die Übernahme der Stellung eines 
Repräſentanten ꝛc. nur ein Auftragsverhältnis begründet (vgl. § 128 preuß. 
Allg. BergG.). 

In dem gegenwärtigen Fall ergeben ſich aus dem Vertrage des Klägers 
keinerlei Umſtände, die eine von dem geſetzlichen Regelfall abweichende 
Beurteilung ſeiner Stellung rechtfertigen. Der Kläger, ein ſelbſtändiger 
Kaufmann in Hamburg, war im Jahre 1913 Vorſitzender des Grubenvorſtandes 
der Gewerkſchaft H. in Hannover. Die mit dem Amt verbundene Tätigkeit 
nahm ihn im Durchſchnitt während einer Stunde des Tages in Anſpruch. 
Sie hinderte ihn nicht, ſeinen Wohnſitz in Hamburg und ſeine ſonſtige Er⸗ 
werbstätigkeit beizubehalten. Eine Verpflichtung, die Tätigkeit für die Ge⸗ 
werkſchaft eine beſtimmte Zeit fortzuführen, nahm er nicht auf ſich; es ſtand ihm 
frei, das Amt jederzeit niederzulegen. Vom Oktober bis Ende 1913 war er 
denn auch nicht mehr Vorſitzender ſondern nur noch Mitglied des Gruben- 
vorſtandes. Ebenſowenig erwarb er durch die Übernahme des Amts einen 
Rechtsanſpruch auf eine Vergütung. Zwar war die Bewilligung einer ſolchen 
im Statut vorgeſehen, und es mochte nach Brauch und Herkommen von vorn⸗ 
herein mit ihr gerechnet werden; immerhin ſtand die Bewilligung in dem 
Ermeſſen der Gewerkenverſammlung und erfolgte für das laufende Jahr. 
Die Vergütungen für 1913 ſind durch Beſchluß der Gewerkenverſammlung 
v. 14. Mai 1913, alſo nach Beginn der Amtszeit, auf welche ſich der Beſchluß 
bezog, feſtgeſetzt worden. Durch die nachträgliche Bewilligung einer belohnen⸗ 
den Vergütung wird der unentgeltlich übernommene Auftrag nicht in einen 
Dienſtvertrag umgewandelt. Nach alledem hat ſich der Kläger nicht zur Leiſtung 
von Dienſten für die Gewerkſchaft verdungen. 

Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 15. Juni 1916. L. w. Konk. Gewerkſch. 

E. 2 U. 48/16. I—t. 


I. Bürgerliches Recht. 


92. Unſittlichkeit ſog. Hnebelungsverträge. 
Vgl. 67 Nr. 103. 147. 
BGB. § 138. 


Die Parteien hatten am 1. Nov. 1914 ein Abkommen geſchloſſen, durch 
welches die Klägerin den Alleinverkauf der Fabrikate des Beklagten in den 
dort angegebenen Grenzen übernahm. Der Beklagte behauptete, daß der 
Vertrag als gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig ſei. Die Klägerin 
klagte auf Feſtſtellung, daß der Vertrag zu Recht beſtehe. Sie wurde in 2. In⸗ 
ſtanz mit der Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Beklagte erachtet den Vertrag für nichtig nach $ 138 BGB., erſtens 
weil er ihn übermäßig knebele, zweitens weil er zur Täuſchung des Publi⸗ 
kums geſchloſſen ſei. Die erſte Begründung trifft zu. Der Vertrag enthält 
derartig ſcharfe Beſtimmungen zu Laſten des Beklagten, daß er als wider 
die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden muß. 

Das der Klägerin eingeräumte Recht des ausſchließlichen Alleinverkaufs 
aller Erzeugniſſe des Beklagten geht ſo weit, daß es geeignet iſt, den ſelb⸗ 
ſtändigen Geſchäftsbetrieb des Beklagten wenn nicht zu unterbinden, ſo doch 
jeglicher Entwickelungsmöglichkeit zu berauben. Es erſtreckt ſich nicht nur 
auf den geſamten Verſand, nicht nur auf Hamburg, Altona, Harburg und 
Wandsbeck, ſondern auch auf „alle diejenigen außerhalb des vorgenannten 
Bezirks gelegenen Orte, mit denen der Beklagte ein laufendes Geſchäft noch 
nicht macht und für die die Klägerin unmittelbar oder mittelbar Verkäufe 
abſchließt oder auch nur Kunden bearbeitet oder intereſſiert'. Aber auch hin⸗ 
ſichtlich der dem Beklagten hiernach noch verbleibenden Orte kann die Klä⸗ 
gerin die Abſatzmöglichkeiten jederzeit einſchränken, auf Grund der Beſtim⸗ 
mung: ‚Gleicherweiſe werden Perſonen oder Firmen, die außerhalb unſers 
Bezirks wohnen und denen wir etwas direkt oder indirekt verkaufen, oder 
ſie auch nur für die in Frage kommenden Fabrikate bearbeiten oder inter⸗ 
eſſieren, uns für die Zukunft, als unter dieſen Vertrag fallend, reſerviert, 
auch wenn Sie nach dem betreffenden Orte Ihrerſeits ſchon liefern“. Klägerin 
iſt alſo in der Lage, jahrelange Kunden des Beklagten, indem ſie ihnen ein 
Angebot ſchickt und fie damit ‚für die in Frage kommenden Fabrikate inter- 
eſſiert', dem Beklagten für die Zukunft zu nehmen und auf ſich überzuführen; 
das wird der Klägerin noch dadurch erleichtert, daß der Beklagte auch inner⸗ 
halb des ihm verbliebenen Geſchäftsbezirks niemandem e f und. 


Seufſerts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17. Heft 5. 
By 
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beſſere Bedingungen einräumen kann als der Klägerin, die hierdurch die 
Möglichkeit gewinnt, ihn bei ſeinen eigenen Kunden mit ſeiner eigenen Ware 
aus dem Felde zu ſchlagen, während dem Beklagten die Neueinführung ſeiner 
Waren auf noch nicht bearbeitetem Boden ſo gut wie unterbunden wird. 
Abgeſehen von dieſer bedingten hat ſich die Klägerin aber auch eine unbe⸗ 
dingte Bindung der Preiſe ausbedungen, bei gewiſſen Erzeugniſſen für die 
ganze Vertragszeit, ſofern nicht der Nachweis der Unmöglichkeit ihrer Inne⸗ 
haltung geführt wird, im übrigen jedenfalls ein Jahr lang, nachdem Klägerin 
von der ihr mitgeteilten Anderung Kenntnis genommen hat. Veränderungen 
der Wirtſchaftslage kann alſo der Beklagte der Klägerin gegenüber nur im 
beſchränkteſten Maße ausnutzen, und auch das nur nach oben, während Ande⸗ 
rung von Preiſen oder Bedingungen nach unten, welche der Beklagte Dritten 
einräumt, automatiſch auch der Klägerin zugute kommen. 

Die Alleinverkaufspflicht des Beklagten würde viel von ihrem Druck 
verlieren, wenn ihr als natürliches Gegengewicht eine Bezugspflicht der 
Klägerin gegenüberſtände. Davon iſt aber im Vertrage keine Rede. Die 
Klägerin iſt alſo imſtande, den Beklagten dadurch, daß ſie nichts von ihm 
beſtellt, überhaupt lahmzulegen. Ohne Not wird ſie das vielleicht nicht tun. 
Aber daß ſie deſſen fähig iſt und, etwa in Streitfällen mit dem Beklagten, 
rückſichtlos von ihren vertraglichen Rechten Gebrauch machen würde, iſt, 
wenn ſie ſich auch im Prozeß auf einen andern Standpunkt ſtellt, nach ihren 
eigenen brieflichen Drohungen in dem Schreiben nicht zu bezweifeln. Schon 
daß nach dem Vertrage für den Beklagten die Möglichkeit beſteht, in dieſer 
Weiſe behandelt zu werden, macht den Vertrag zu einem unbilligen und 
gegen die guten Sitten verſtoßenden. ‚Ob eine Handlung gegen die guten 
Sitten verftößt, kann nur nach dieſer Handlung ſelbſt und ihren Begleit⸗ 
umſtänden, nicht aber nach ihrem Erfolg beurteilt werden‘ (Hanf. OLG. in 
Schl.⸗Holſt. Anz. 1906, 84). 

Schon dieſe rein vermögensrechtliche Knebelung des Beklagten, die ſich 
mindeſtens auf eine Vertragszeit von 10 Jahren erſtreckt, begründet eine Ge⸗ 
ſchäftsgebundenheit des Beklagten, die ihn derart rechtlos ſtellt, daß er in 
mehr als einer Hinſicht ‚der unverantwortlichen Willkür und dem Belieben 
der Klägerin preisgegeben ift‘ (vgl. Kohler Arch. f. B. R. 31, 240). 

Dazu kommen aber Umſtände ſittlicher Art. Dem Beklagten werden 
Pflichten hinſichtlich der Beaufſichtigung ſeiner Geſchäftsbriefe, hinſichtlich 
des geſchäftlichen Verhaltens gegenüber Dritten auferlegt, die für einen 
ſelbſtändigen, auf ſeine Ehre haltenden Kaufmann unerträglich ſein müſſen. 
Er darf mit Perſonen des klägeriſchen Intereſſenbereichs keinen Briefwechſel 
irgendwelcher Art führen, ihnen demgemäß weder den Empfang eines Briefes 
anzeigen noch mitteilen, daß er ihn an die Klägerin weitergeleitet habe. Er 
hat jeden Verkehr mit dieſen perſönlich, durch Angeſtellte oder Dritte oder 
durch Fernſprecher zu unterlaſſen. Sollten ſich ſolche Perſonen perſönlich mit 
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ihm wegen Lieferung oder Angebote in Verbindung ſetzen, fo ſteht ihm wohl 
das Recht zu, ihnen ſeinen Betrieb zu zeigen; er hat ſich aber jeglicher Be⸗ 
ſprechungen, Abmachungen ꝛc. über Preiſe, Bedingungen ſowie Lieferungen ꝛc. 
aufs ſtrengſte zu enthalten, die Betreffenden an die Klägerin zu ver⸗ 
weiſen und dieſe unter Angabe aller Einzelheiten zu benachrichtigen. Es iſt 
ihm alſo nicht einmal geſtattet, einem derartigen Kaufluſtigen auf Befragen 
den Preis der von ihm beſichtigten Gegenſtände mitzuteilen — eine Vor⸗ 
ſchrift, die geradezu niederdrückend auf das Selbſtbewußtſein eines Kauf⸗ 
mannes wirken muß. Wie ſehr es die Klägerin überhaupt darauf abſieht, 
die geſchäftliche Perſönlichkeit des Beklagten zu vernichten, zeigt das von 
ihr ausbedungene Recht, während der Dauer des Vertrages an oder in ſeinem 
Fabrikunternehmen ihre Schilder anzubringen. Dem Vertragsinhalt ent⸗ 
ſprach das Verhalten der Klägerin, wie der Fall mit dem Spandauer Ar⸗ 
tilleriedepot zeigt. Auf Vorſagen eines Andern einen Brief, wie den dama⸗ 
ligen, an einen Dritten ſchreiben zu müſſen, heißt ſich einer Entwürdigung 
unterziehen, die ſchwer zu überbieten iſt. 

Das Landgericht verkennt nicht die den Bedingungen des Vertrages 
innewohnende Schärfe. Es bringt aber zum Ausdruck, daß ſelbſt völlige Lahm⸗ 
legung der geſchäftlichen Betätigung einer Partei dann zuläſſig erſcheine, 
wenn dafür ausreichende Vorteile gewährt würden. Es iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß der Vertrag geeignet war, dem Beklagten, der das Zuſammen⸗ 
arbeiten mit der Klägerin und ihren Rechtsvorgängerinnen von den früheren 
Verträgen her kannte, einen hohen Abſatz, namentlich nach überſeeiſchen 
Ländern zu bringen, daß auch die Übernahme der Sicherheits⸗ und Zahlungs⸗ 
gefahr durch die ſichere Klägerin für ihn einen außerordentlich großen Vor⸗ 
teil bedeutete, wie ihn die wenigſten Fabrikanten genießen. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dieſe Vorteile eine ausreichende Gegenleiſtung für ſeine 
vermögensrechtliche Knebelung bildeten. Denn keinenfalls waren ſie ein 
Ausgleich für die ſittliche Entwürdigung, die die Klägerin dem Beklagten 
zumutete. Eine ſolche läßt ſich überhaupt nicht mit Geld gut machen, wenig⸗ 
ſtens für einen anſtändigen und ehrliebenden Kaufmann. Und nur vom 
Standpunkt der redlich und anſtändig denkenden Verkehrskreiſe iſt der Ver⸗ 
trag zu beurteilen. Von dieſem Standpunkt aus verſtößt er wider die guten 
Sitten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 8. Nov. 1916. Nordd. Geldſchr.⸗ 

Geſ. (Kl.) w. Tr. Bf. I. 111/16. B. 


93. Feſtbeſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗Fixgeſchäft. 
Vgl. 63 Nr. 202 m. N.; 69 Nr. 3. 27. | 
BGB. $$ 163. 271. 284. 361; HGB. 5 376. 
Zwiſchen dem Beklagten, als Verkäufer, und der klagenden Firma, als 


Käuferin, war am 26. Auguſt 1914 ein Vertrag über 60 bis 100 Haut Rind⸗ 
11° 
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leder, je 14 bis 20 Pfund ſchwer, zum Preiſe von 3,40 1 das Pfund, zahlbar 
bei Empfang mit 1% Skonto, lieferbar bis Ende Dezember 1914, geſchloſſen 
worden. Der Beklagte hatte am 24. Sept. und am 21. Okt. 1914 je 10 Haut 
geliefert und den Preis empfangen. Dagegen lehnte er das Erſuchen der 
Klägerin v. 5. Januar 1915 um Weiterlieferung ab und ebenſo ihre Auf⸗ 
forderung v. 26. Februar 1915, die noch rückſtändigen 40 Haut binnen 14 Tagen 
zu liefern, widrigenfalls ſie die Annahme ablehne und Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung beanſpruchen werde. Die Klägerin forderte nun Schaden⸗ 
erſatz von im ganzen 4080 „. Der Beklagte beſtritt den Anſpruch nach Grund 
und Betrag, wobei er u. a. geltend machte, der Vertrag ſei mit der Maßgabe 
geſchloſſen worden, daß er nur bis zum Ablauf des Jahres 1914 und zwar 
je nach Abruf habe zur Lieferung verpflichtet fein ſollen. — In 1. Inſtanz 
wurde der Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In 
2. Inſtanz wurde die Entſcheidung von dem Eide des Beklagten abhängig 
gemacht: bei Abſchluß des Vertrages ſei vereinbart, daß die Lieferung bis 
zum 31. Dez. 1914 abgerufen ſein müſſe. Das Reichsgericht hob auf und ver⸗ 
wies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Dem Ber.⸗Gericht fällt inſofern ein Rechtsirrtum zur Laſt, 
als es in der unter Eid geſtellten Vereinbarung die Beſtimmung eines End⸗ 
termins i. S. des § 163 (vgl. § 158 Abſ. 2) BGB. gefunden hat. Daß mit 
dem Ablauf des Jahres 1914 oder mit der Nichtvornahme des Abrufs bis zu 
dieſem Zeitpunkte die Wirkung des Rechtsgeſchäfts habe endigen ſollen, 
iſt bei einer nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte 
erfolgenden Auslegung aus jener Vereinbarung nicht zu entnehmen und 
auch von dem Beklagten garnicht geltend gemacht worden. Der Rechtsſtand⸗ 
punkt des Beklagten war vielmehr der, daß nach dem Willen beider Teile die 
Erfüllung des Vertrages innerhalb des Jahres 1914 habe erfolgen und nach 
Ablauf dieſes Zeitraums habe ausgeſchloſſen ſein, zur Erfüllung durch die 
Klägerin aber auch der Abruf, als eine ihr obliegende Hauptleiſtung, habe 
gehören ſollen, ſowie daß dieſer Wille in der vertraglichen Feſtſetzung der 
Verpflichtung, die Ware bis zum 31. Dez. 1914 abzurufen, erkennbar zum 
Ausdruck gelangt ſei. Darin iſt zwar nicht die Behauptung eines Fixgeſchäfts 
zu finden. Es unterliegt jedoch keinem Bedenken, daß auch bei einem Nicht⸗ 
fixgeſchäft die Vertragſchließenden der Erfüllungszeit weſentliche Bedeutung 
beilegen und die Abrufspflicht zu einer Hauptverpflichtung des Käufers machen 
können, und zwar dergeſtalt, daß beim Unterbleiben des Abrufs der Käufer 
mit dem Ablauf der kalendermäßig beſtimmten Friſt nicht nur ohne Mah— 
nung in Leiſtungsverzug geraten, ſondern daß ihm auch hinterher eine dem 
beiderſeitigen Vertragswillen entſprechende Erfüllung nicht mehr möglich 
und der Verkäufer deshalb ohne weiteres zum Rücktritt vom Vertrage be— 
rechtigt ſein würde (Warneyer Erg. Bd. 1916 Nr. 221). Ebenſo iſt anzu— 
erkennen, daß ein Lieferungsvertrag, worin dem Käufer der Abruf inner— 
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halb eines beſtimmten Zeitraums ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden, 
zumal bei Berückſichtigung der Umſtände, unter denen er zuſtandegekommen 
iſt, ſehr wohl in dieſem Sinne ausgelegt werden kann. Beides hat das Ber.⸗ 
Gericht offenbar überſehen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 29. Sept. 1916. B. & K. (Kl.) 
w. W. (OLG. Hamm.) II. 163/16. 


94. Unmöglichkeit der Leiſtung; iſt der erlangte Erſatz dem Gläubiger 
auch bei Gattungsſchulden herauszugeben? 


Vgl. oben Nr. 27. 
BGB. $ 281. 


Im Mai 1914 hatte der Beklagte dem Kläger 600 Sack Superior⸗Kar⸗ 
toffelſtärke zum Preiſe von 22 „“ für 100 kg verkauft, lieferbar je 100 Sack 
Oktober, Dezember 1914, Februar, April, Juni, Auguſt 1915. Die Liefe⸗ 
rungen für Februar und April 1915 waren ihm unmöglich geworden, da am 
25. Februar 1915 ſämtliche in Deutſchland hergeſtellte Kartoffelſtärke durch 
Verordnung des Bundesrats zugunſten der Trockenkartoffel⸗Verwertungs⸗ 
Geſellſchaft m. b. H. beſchlagnahmt wurde (RGBl. 1915, 118). Mit der Be⸗ 
hauptung, der Beklagte habe ſeine Beſtände — 44800 kg — mit mindeſtens 
44 „ für den Sack von der genannten Geſellſchaft bezahlt bekommen, der 
Überſchuß dieſes Preiſes über den Vertragspreis gebühre nach $ 281 BGB. 
dem Kläger, erhob dieſer Klage auf Zahlung von 4400 / nebſt Prozeßzinſen. 
— Während da3 Landgericht die Klage abwies, erklärte das Oberlandesgericht 
den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das Reichsgericht ſtellte 
die Klagabweiſung wieder her. Gründe: 

„Verkauft ein Fabrikant Ware, die er ſelbſt herſtellt, ſo werden, auch 
ohne daß es beſprochen wird, die Umſtände nicht ſelten die Annahme nahe⸗ 
legen, daß nur die Erzeugniſſe der eigenen Fabrik den Vertragsgegenſtand 
bilden ſollen. Wie ſich ein ſolcher Fall zu dem Surrogationsgrundſatz (8 281 
BGB.) verhält, braucht nicht geprüft zu werden, denn nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des Ber.⸗Gerichts hat der Beklagte Kartoffelſtärke ſchlechthin, nicht 
lediglich eigenes Fabrikat verkauft. Es fragt ſich nur, ob die Pflicht zur Er⸗ 
ſatzherausgabe auch für gewöhnliche Gattungsſchulden gilt. 

Im Ber.⸗Urteil wird die Frage abweichend von der Anſicht des 1. Rich⸗ 
ters bejaht. Das Ber.⸗Gericht hält den § 281 BGB. auf Gattungsſchulden 
unmittelbar für anwendbar. Zum Beweiſe führt es aus, das Wort ‚Gegen⸗ 
jtand‘ bezeichne nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes einen weiteren Be⸗ 
griff als ‚Sache', und auch bei Gattungsſchulden werde ein Gegenſtand ge⸗ 
ſchuldet. Beides iſt gewiß richtig, trifft aber nicht den entſcheidenden Punkt 
(geſchuldeter Gegenjtand‘ in § 281 iſt nur ſprachliche Glättung des 1. Entw. 
§ 238 ‚für den Gegenſtand der letzteren“, nämlich der Leiſtung; praktiſch 
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kommen nur Sachen in Betracht). Entſcheidend iſt, daß der Schuldner den⸗ 
ſelben Gegenſtand, für den er Erſatz erlangte, geſchuldet haben muß. Wäh⸗ 
rend der Erſatz immer für beſtimmte, konkrete Sachen gewährt wird, kann 
man bei einer noch nicht nach $ 243 Abſ. 2 BGB. individualiſierten Gattungs⸗ 
ſchuld nicht ſagen, jene ſpäter erſetzten Sachen ſeien geſchuldet geweſen. Die 
Identität iſt hier begrifflich ausgeſchloſſen. Der Gläubiger war nicht be⸗ 
rechtigt, die Leiſtung der erſetzten Sachen ganz oder teilweiſe zu fordern (vgl. 
§ 241 BGB.); die vom Schuldner zu vertretende Unmöglichkeit, grade fie zu 
leiſten, würde bei Fortdauer der Gattung die Verpflichtung in keine Schaden⸗ 
erſatzpflicht umgewandelt haben (vgl. $ 280 BGB.); war die Unmöglichkeit 
von ihm nicht zu vertreten, ſo hätte der Fortbeſtand der Gattung ſeine Be⸗ 
freiung gehindert (vgl. § 275 BGB.); eine auf jene Sachen beſchränkte Un⸗ 
möglichkeit hätte dem § 281 keinen Raum verſchafft. Alles das folgt aus dem 
Weſen der Gattungsſchuld, die, ſolange nicht der Schuldner das zur Leiſtung 
ſeinerſeits Erforderliche getan hat, auf keine individuelle Sache gerichtet iſt. 
Unmittelbar greift ſonach die Vorſchrift des § 281 bei Gattungsſchulden 
nicht Platz. In juriſtiſchen Aufſätzen der jüngſten Zeit wird aber mehrfach 
einer entſprechenden Anwendung das Wort geredet, zum Teil mit der Be⸗ 
gründung, der Krieg habe ein rechtliches Problem aufgeworfen, dem es ge⸗ 
recht zu werden gelte. Auch dem kann jedoch nicht beigetreten werden. 
Läßt man die Ausdehnung des § 281 auf verſchuldete Unmöglichkeit als 
unweſentlich beiſeite, ſo geht der Grundgedanke der Vorſchrift dahin, daß 
der Schuldner, der durch ein beſtimmtes Ereignis von ſeiner Verpflichtung 
frei wird, dem Gläubiger ſämtliche Wirkungen des Ereigniſſes, einſchließlich 
der vorteilhaften, in Rechnung ſtellen muß. Von dieſem Gedanken aus nötigt 
eine Beſchlagnahme der geſchuldeten Gattung, verbunden mit einem dem 
Schuldner zugefloſſenen Erſatz, noch nicht zur Herausgabe des Erſatzes an 
den Gläubiger. Sicherlich ſpricht hierfür dann keine Billigkeitsrückſicht, wenn 
der Gläubiger ohne die Beſchlagnahme diejenigen Stücke der Gattung, auf 
die ſich der Erſatz bezog, garnicht erhalten haben würde. Verlangt werden 
müßte mindeſtens, daß der Schuldner ſie zur Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
benutzt hätte. Der Vorausſetzung des § 281: Geſchuldetſein der erſetzten 
Spezies, müßte das Erfordernis entſprechen, daß die erſetzten Gattungsſtücke 
dem Gläubiger tatſächlich geleiſtet worden wären. Allein eine Regel von 
einleuchtender Billigkeit iſt damit nicht gewonnen. Bei einer individuell ge⸗ 
ſchuldeten Sache liegt es gewiſſermaßen in der Natur der Dinge, daß, falls 
ſie nicht geleiſtet werden kann, der Anſpruch auf die Sache ſelbſt in den An⸗ 
ſpruch auf das Surrogat übergeht. Daher tritt die Vorſchrift in den früheren 
Rechtsſyſtemen nicht beſonders hervor; der Zwang zur Herausgabe des Er⸗ 
ſatzes erſcheint als ſelbſtverſtändliche Nachwirkung der erloſchenen Schuld; 
vgl. die Stellen bei Windſcheid Pand. § 264 Anm. 6, code civil Art. 1302. 
1303. Dagegen wird bei Gattungsſchulden durch den bloßen Entſchluß des 
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Schuldners, eine beſtimmte Sache zu leiſten, noch keine rechtlich erhebliche 
Beziehung des Gläubigers zu ihr geſchaffen. Wollte man dennoch, wenn es 
ſich um ein Surrogat handelt, dieſem Entſchluß oder der Gewißheit ſeiner 
Verwirklichung das gleiche Gewicht beilegen wie dem Geſchuldetſein der 
Sache, ſo gelangte man folgerecht zu einer allgemeinen Ausgleichungspflicht 
von unberechenbarer Tragweite. Abſichtlich und aus wohlerwogenen Gründen 
hat das Geſetz die Ausgleichung auf genau umſchriebene Tatbeſtände, wie 
Bereicherung auf fremde Koſten ohne Rechtsgrund ($$ 812. 816), Surroga⸗ 
tion der geſchuldeten Sache ($ 281), compensatio lucri cum damno oder den 
Fall des 8 255 beſchränkt. 

Zu der mangelnden inneren Rechtfertigung treten die Unzuträglichkeiten 
der Durchführung hinzu. Die Nachforſchung nach dem, was der Schuldner 
getan hätte, wenn die Zukunft anders ausgefallen wäre, bedeutet ein Ein⸗ 
dringen in das Gebiet, das ſeiner freien Entſchließung vorbehalten bleiben 
muß; ſie führt auch überaus häufig nicht zum Ziel. Mag der Kauſmann in 
blanco verkauft und Deckungskäufe abgeſchloſſen haben oder mag er Vorräte 
beſitzen: der Beweis, daß er gerade diejenigen Stücke, die beſchlagnahmt wur⸗ 
den, dieſem beſtimmten Gläubiger geleiſtet haben würde, wird oft nicht zu 
erbringen ſein. Iſt doch das Lager des Kaufmanns einem ſtändigen Wechſel 
unterworfen; ſehr möglich, daß er alle Beſtandteile, die es im Augenblick 
der Beſchlagnahme dufwies, vor der Fälligkeit der Schuld anderweit ver⸗ 
äußert hätte. Selbſt Kundgebungen im Inneren des Betriebes, wie Wei⸗ 
ſungen an das Perſonal, Einträge in ein Geſchäftsbuch könnten, da ſie jeder⸗ 
zeit zurücknehmbar ſind, nicht ohne weiteres als ſchlüſſiger Gegenbeweis 
gelten. Erſt die Individualiſierung der Schuld ändert das Verhältnis. Wird 
nunmehr die als Schuldgegenſtand herausgeſtellte Sache, ſei es allein oder 
mit der ganzen Gattung, beſchlagnahmt und Erſatz dafür gewährt, ſo trifft 
den Schuldner die Pflicht, das Erlangte herauszugeben. 

Da hiernach die vorgeſchlagene Analogie abzulehnen iſt, mußte das Urteil 
des Landgerichts wiederhergeſtellt werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 30. Okt. 1916. S. (Bkl.) w. K. 
(OLG. Celle). II. 263/16. Auch in RGEntſch. 88 Nr. 71 S. 287. 


95. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach $ 285 BGB. 
geſetzten Nachfriſt. 
Vgl. 63 Nr. 150. 
BGB. 98 283. 325 Abſ. 2, 252. 


Der Beklagte war durch Urteil v. 1. März 1915 verurteilt worden, der 
Klägerin vier Barrels Rizinusöl gegen Zahlung des Kaufpreiſes von 168 M 
für den Doppelzentner zu liefern. Seine Berufung war durch Urteil v. 2. Nov. 
1915 zurückgewieſen worden. Dieſen Urteilen lag ein am 16. Nov. 1914 ab⸗ 
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geſchloſſener Kaufvertrag zugrunde, wonach der Beklagte der Klägerin für 
ſofort 10 Barrels Rizinusöl zu liefern hatte. Sechs Barrels hat er damals 
geliefert. Am 2. Nov. 1915 feste ihm die Klägerin gemäß $ 283 BGB. eine 
Lieferungsnachfriſt für die reſtlichen vier Barrels bis zum 8. Dez. 1915. Da 
der Beklagte Lieferung ablehnte, forderte ſie Schadenerſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung: Sie berechnete ihren in entgangenem Gewinn beſtehenden Schaden 
unter Annahme des 8. Dez. 1915 als Stichtages abſtrakt mit 2203,20 „. — 
In 1. Inſtanz wurde der Beklagte, der Unmöglichkeit der Leiſtung vorgeſchützt 
hatte, zur Zahlung von 2203,20 „ nebſt 5% Zinſen ſeit dem 7. Jan. 1916 
verurteilt. Wegen eines Teilbetrages von 340 A nebſt Zinſen beruhigte ſich 
der Beklagte hierbei, wegen des Mehrgeforderten bat er um Abweiſung der 
Klage. Im übrigen aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte beſcheidet ſich deſſen, daß er der Klägerin Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung zu leiſten habe. Die Nachprüfung des angefochtenen 
Urteils hat ſich deshalb auf die Frage zu beſchränken, ob der Schadensanſpruch 
der Klägerin in der ihr vom Landgerichte zugeſprochenen Höhe begründet 
iſt oder nicht. Hierbei war von folgenden Erwägungen auszugehen. | 

Für den Fall des fruchtloſen Ablaufs der vom Gläubiger nach $ 283 BGB. 
geſtellten Nachfriſt iſt zu unterſtellen, daß die Leiſtung während des Verzuges 
des Schuldners aus einem von ihm zu vertretenden Umſtand unmöglich ge⸗ 
worden iſt (§ 325 Abſ. 2 BGB.). Die Folge iſt, daß ſich das ganze Vertrags⸗ 
verhältnis — nicht bloß der Beſtandteil desſelben, bezüglich deſſen ein Schuldner⸗ 
verzug vorlag, und nicht bloß der urteilmäßige Anſpruch — in einen Anſpruch 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung auflöſt; 

vgl. RGEntſch. 61, 353; 66, 67; Staub HGB.“. Erf. zu $ 374 Anm. 149, Bd. 2, 663. 
Kein Teil kann mehr vom andern Erfüllung des urſprünglichen Vertrags⸗ 
verhältniſſes fordern. Der Schuldner hat nunmehr den Gläubiger durch 
Leiſtung einer Geldentſchädigung fo zu ſtellen, wie er daſtehen würde, wenn. 
der abgeſchloſſene Vertrag nach Lieferungsgegenſtand und Zeit ordnungmäßig 
erfüllt worden wäre. Der Schuldner hat insbeſondere den Gewinn zu er⸗ 
ſetzen, den der Gläubiger nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach 
den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach den getroffenen Anſtalten und 
Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwarten konnte ($ 252 BGB.). 

Die Klägerin, die vor Kriegsbeginn Kommiſſions- und Agenturgeſchäfte 
betrieb, behauptet, daß ſie ſeit Kriegsbeginn Geſchäfte in Olen auch auf eigene 
Rechnung mache und daß ſie als Eigenhändlerin den Kauf v. 16. Nov. 1914 
über 10 Barrels Rizinusöl mit dem Beklagten abgeſchloſſen habe. Dies mag 
für die Entſcheidung zu ihren Gunſten als wahr unterſtellt werden. Als zu 
entſchädigender entgangener Gewinn käme alsdann der Gewinn in Betracht, 
den die Klägerin bei rechtzeitiger Lieferung aus der Weiterveräußerung der 
Ware gezogen haben würde. Beſtimmte Tatſachen in der Richtung, daß ſie 
die nicht gelieferte Ware bereits mit Gewinn weiter verkauft gehabt habe 
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und nicht habe liefern können oder daß ſie ihren Bedarf anderweit zu höheren 
Preiſen gedeckt habe, hat ſie nicht aufgeſtellt. Sie hat eine abſtrakte Berech⸗ 
nung ihres Schadens gewählt. Für dieſen Fall hat der Käufer unter gewöhn⸗ 
lichen Verhältniſſen die Wahl, ob er feiner Schadensberechnung den Markt⸗ 
preis zur Zeit des eingetretenen Verzuges oder den Marktpreis am Ende 
der Nachfriſt zugrunde legen will. 

Dieſer Grundſatz iſt zunächſt für die Fälle des $ 326 BGB. ausgeſprochen 
worden (vgl. Staub 2, 611 Anm. 62). Vielfach wird die Regel auch in den 
Fällen des § 283 BGB. zutreffen. Doch darf nicht außer Betracht bleiben, 
daß hier der Ablauf der Nachfriſt meiſt zeitlich ſehr viel ſpäter liegt als der 
Zeitpunkt, mit welchem der Schuldner in Erfüllungsverzug gekommen iſt. 

Der § 283 BGB. entſpricht dem § 243 des 1. Entw. Nach dieſem ſollten 
für den hier geordneten Fall die Vorſchriften der $ 240—242 Entw. entſpre⸗ 
chend angewendet werden. In § 242 Abſ. 2 war beſtimmt: 


Für die Beſtimmung des Wertes eines Gegenſtandes, deſſen Leiſtung ganz oder 
teilweiſe unmöglich geworden, iſt der Ort der Leiſtung ſowie die Zeit entſchei— 
dend, in welcher der Schuldner zu leiſten verpflichtet war. Den Wert einer 
ſpäteren Zeit kann der Gläubiger nur geltend machen, wenn nach den Umſtänden 
anzunehmen iſt, daß ſein Schaden in der Entziehung des höheren Wertes beſteht. 


Dieſe Vorſchrift iſt nun allerdings von der 2. Kommiſſion geſtrichen 
worden, ,weil ſich gegen die Beſtimmung, welche ſie über den maßgebenden 
Zeitpunkt treffe, gegründete Bedenken erheben ließen und kein Bedürfnis 
beſtehe, dieſe Frage, die bei jedem Schadenerſatzanſpruch auftauche, für den 
Fall des 8 240 beſonders zu entſcheiden' (Prot. 1, 219). Hieraus folgt aber 
nur, daß die Frage nach dem maßgebenden Zeitpunkte lediglich nach den 
allgemeinen Grundſätzen über die Ermittelung des Schadens zu entſcheiden 
iſt, inſoweit es ſich um entgangenen Gewinn handelt, alſo vornehmlich nach 
§ 252 BGB. (vgl. Planck BGB.“ 8280 Bem. 1c). Daß nicht ſchlechthin der 
Ablauf der Nachfriſt maßgebend ſein kann, ergibt ſchon die Erwägung, daß 
die Stellung der Nachfriſt im Belieben des Gläubigers liegt und er es dem— 
nach in der Hand hätte, bei ſteigender Tendenz des Marktpreiſes durch Zu— 
warten ſeinen Erſatzanſpruch beliebig zu vergrößern. 

Die Klägerin hat für ihre Schadensberechnung als Stichtag das Ende 
der Nachfriſt gewählt. Das war der 8. Dez. 1915. Sie will damit unterſtellt 
haben, daß ſie, wenn der Beklagte ordnungmäßig kurz nach dem 16. Nov. 
1914 die geſchuldeten 4 Barrels geliefert hätte, dieſe bis zum 8. Dez. 1915 
auf Lager genommen und alsdann zu dem für dieſen Tag vom Sachverſtän⸗ 
digen feſtgeſtellten Marktpreiſe von 492 / für 100 kg, alſo mit einem Gewinn 
von 2203 M verkauft haben würde. Daß ſie beſtimmt jo gehandelt haben 
würde, vermag ſie nicht zu behaupten, ſie ſagt nur, daß ſie wahrſcheinlich 
das Ol zunächſt behalten haben würde, um einen höheren Nutzen zu erzielen. 
Das Gericht bleibt alſo bei der Ermittelung des eingetretenen Schadens auf 
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bloße Annahmen verwieſen, die ſich nicht auf feſtſtehende Tatſachen, ſondern 
auf eine Wahrſcheinlichkeit gründen. In ſolchem Fall hat es den Schaden 
unter Würdigung aller Umſtände im Rahmen des § 252 BGB. nach freier 
Überzeugung zu ſchätzen (§ 287 ZPO.). 

Berückſichtigt man nun, daß die jetzt ſtreitigen vier Barrels Ol nur den 
nicht gelieferten Teil eines Kaufes von zehn Barrels darſtellen, ſo beſteht 
zunächſt ſchon eine nicht geringe Wahrſcheinlichkeit dafür, daß der ganze Kauf 
einem einheitlichen Zwecke dienen ſollte und daß deshalb mit den nicht ge⸗ 
lieferten vier Barrels nicht anders verfahren worden wäre als mit den ein⸗ 
gegangenen ſechs Barrels. Letztere hat die Klägerin zweifellos nicht über 
Jahresfriſt eingelagert. — — — Gegen die Wahrſcheinlichkeit einer langen 
Einlagerung bar bezahlter Ware ſpricht die Erfahrungstatſache, daß ein Kauf⸗ 
mann beſtrebt iſt, das von ihm angelegte Betriebskapital ſchnell arbeiten zu 
laſſen und möglichſt oft umzuſetzen. Hier handelt es ſich allerdings um eine 
infolge der Kriegsverhältniſſe knapp gewordene Ware ausländiſcher Herkunft, 
die die Neigung zu außerordentlicher Preisſteigerung zeigte und deshalb zu 
Hauſſe⸗Spekulationen reizen konnte. Es mag der Klägerin ohne weiteres 
zugegeben werden, daß ſie in Erwartung des Steigens der Preiſe eine Zeit⸗ 
lang mit dem Weiterverkauf gewartet haben würde. Dabei darf davon aus⸗ 
gegangen werden, daß ſie bei der Entſchließung, wie lange ſie mit einem 
Weiterverkauf warten ſollte, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
auch das Riſiko erwogen haben würde, das ſie bei einem Abwarten auf ſich 
nahm. Als Nachteile einer längeren Einlagerung kamen Lagerſpeſen und 
die Gefahr des Schwundes und einer Verſchlechterung in Betracht. Vor 
allem aber lag die Möglichkeit nicht fern, daß Höchſtpreiſe feſtgeſetzt wurden, 
die einen Preisſturz herbeiführen konnten. Beachtliche Gründe ließen alſo 
einen baldigen Weiterverkauf empfehlenswert erſcheinen. Schließlich darf 
auch damit gerechnet werden, daß ſich die Klägerin der nahe liegenden Er⸗ 
wägung nicht verſchloſſen haben würde, daß es einen großen Mangel von 
vaterländiſcher Geſinnung bedeute, zu einer übermäßigen Preisſteigerung 
einer vielſeitig gebrauchten und ſtark geſuchten Ware durch die abſichtliche 
Zurückhaltung von Vorräten ſelbſt mit beizutragen. Unter Würdigung dieſer 
Verhältniſſe erachtet das Ber.⸗Gericht als das wahrſcheinlichſte, daß die Klä⸗ 
gerin die vier Barrels ſchon nach kürzerer Zeit weiterverkauft und höchſtens 
eine Preisſteigerung von 50 % auf den Doppelzentner abgewartet haben 
würde. Sie hätte dann binnen weniger Tage einen Gewinn von 30% er- 
zielt, der das Maß eines in Friedenszeiten erzielbaren Gewinns bei weitem 
überſteigt und unter Berückſichtigung der Kriegsverhältniſſe nahe an das 
Übermäßige heranreicht. Auf Grund dieſer Erwägungen ſchätzt das Ber.- 
Gericht den der Klägerin durch die Nichtlieferung von 680 kg entgangenen 
Gewinn auf 340 . Nur dieſer Betrag ſteht ihr als Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu. 
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Die Klage war demzufolge auf die auch nur inſoweit eingelegte Be⸗ 
rufung des Beklagten in Höhe von 1883,20 „ nebſt den darauf entfallenden 
Zinſen abzuweiſen. Wegen des nicht angefochtenen Teilbetrages von 340 4 
nebſt anteiligen Zinſen war ſie auf Grund nachträglicher Erfüllungsleiſtung 
des Beklagten für erledigt zu erklären. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 2. Nov. 1916. B. & H. (Kl.) 
w. Z. 1 O. 73/16. 


96. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Sweifel nicht an 
Erfüllungſtatt. 
Vgl. 54 Nr. 9 m. N.; 57 Nr. 239; 69 Nr. 210. 
g BER. $ 364. 

Geben und Nehmen eines Wechſels für eine Schul iſt nicht gleichbedeu⸗ 
tend mit Zahlung. Hingabe an Erfüllungſtatt iſt nur anzunehmen, wenn der 
übereinſtimmende Wille der Parteien dahin geht, daß durch die Hingabe der 
Schuldner von ſeiner urſprünglichen Schuld befreit werden ſoll. Selbſt die 
Begebung des Wechſels und die ſpätere Vereinnahmung der Valuta iſt, wenn 
nicht jene Willensübereinſtimmung vorliegt, an ſich noch keine endgültige 
Zahlung. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der Schuldner ſein eigenes 
Akzept gibt oder einen fremden (Kunden⸗) Wechſel. In der Regel wird die 
Willensmeinung dahin gehen, daß der Gläubiger ſeine Befriedigung durch 
den Wechſel zu ſuchen verpflichtet iſt, die urſprüngliche Forderung aber bis 
zur Entſcheidung darüber, ob der Gläubiger Befriedigung erhält, in ihrer 
Wirkung aufgehoben bleibt. Das gilt auch dann, wenn kaufmänniſcher Übung 
entſprechend der Wechſel, wie hier, als Einnahme gebucht wird. Auch in 
dieſem Falle liegt, wenn nicht ein beſonderes abweichendes Abkommen zwi⸗ 
ſchen Gläubiger und Schuldner getroffen iſt, nur Hingabe erfüllunghalber, 
nicht an Erfüllungſtatt, vor (BGB. § 364 Abſ. 2; Rehbein BGB. 2, 292). 

Eine ſolche beſondere Vereinbarung iſt im vorliegenden Falle nicht, 
wie ſchon das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, darin zu finden, daß 
der Beklagte, wie er behauptet, die Klägerin um Annahme des auf Moskau 
lautenden Wechſels über 954,70 „ gebeten und dabei erklärt hat, „er ſchulde 
jetzt nicht ſo viel, da könne ihm die Klägerin 200 „ herausgeben, das andre 
ſolle ſie von ſeiner Rechnung abrechnen“, und daß die Klägerin daraufhin 
den Wechſel genommen und dem Beklagten gegen ſeine Quittung 200 M 
gegeben hat. Ebenſowenig iſt darin ein Diskontgeſchäft mit der Wirkung 
zu erblicken, daß die alte Schuld in Höhe der Wechſelſumme erloſchen wäre. 
Vielmehr liegt lediglich eine Annahme des Wechſels erfüllunghalber vor, 
derzufolge die alte Schuld in Höhe des Wechſels erſt durch deſſen Zahlung 
erlöſchen ſollte. 

Die Klägerin war danach zwar verpflichtet, aus dem Wechſel Befriedi⸗ 
gung zu ſuchen und zwar mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (Ennec⸗ 
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cerus B. R.“ 1 12, 180. 181; Warneyer Rſpr. d. RG. 1913 Nr. 136). Da 
ſie aber infolge des Kriegsausbruchs an der Einziehung des Wechſels und 
an deſſen Proteſtierung gegenüber dem in Rußland domizilierten Beklagten 
verhindert iſt und deshalb auch den Ausſteller mangels Proteſtes nicht be⸗ 
langen kann, ſteht der Geltendmachung ihrer urſprünglichen, unbeſtritten 
mindeſtens 1000 „ betragenden Forderung gegen den Beklagten nichts 
entgegen. | 
Das Landgericht hat demzufolge der auf Zahlung von 1000 „ gerichteten 
Klage mit Recht ſtattgegeben.— — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 8. Nov. 1916. K. w. R. 7 0. 
7715. —— 


97. Haftung des Poſtbeamten für Verſchulden bei Einſchreibſendungen. 
Vgl. 68 Nr. 58. 
BGB. 85 839; Reichspoſtgeſ. $ 10. 

Die Ehefrau des Klägers übergab dem Beklagten in ſeiner Eigenſchaft 
als Poſtſchalterbeamten am 2. Okt. 1915 einen durch Eilboten zu beſtellen⸗ 
den Einſchreibebrief an den Kläger zur Beförderung. Der Beklagte erteilte 
ihr einen Poſteinlieferungsſchein, unterließ aber, den Brief mit einer Ein⸗ 
ſchreibenummer zu bekleben, in das Annahmebuch einzutragen und weiter 
nachzuweiſen, wie es ſeine Dienſtpflicht geweſen wäre. Kläger behauptet, 
daß der Brief nicht angekommen ſei und einen Betrag von 195 M enthalten 
habe. Die Poſtbehörde hat ihm nach angeſtellter Unterſuchung den beim 
Verluſt von Einſchreibſendungen geſetzlich vorgeſchriebenen Betrag von 42 4 
bezahlt. Kläger nahm dann den Beklagten wegen feines ſchuldhaften Ver— 
haltens auf Zahlung des Reſtbetrages von 153 % in Anſpruch. — Das Land⸗ 
gericht machte die Entſcheidung von dem Eide des Klägers über den Emp- 
fang des Briefes abhängig. Die Berufung des Beklagten wurde zurüdge- 
wieſen. Aus den Gründen: 

„Daß der fragliche Brief tatſächlich den Betrag von 195 & enthalten 
hat, iſt auf Grund der Beweisaufnahme 1. Inſtanz mit dem Landgericht 
anzunehmen. Auch beſteht hiernach ein hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit 
dafür, daß der Kläger den Brief nicht erhalten hat, ſo daß der Eidesauflage 
an den Kläger jedenfalls zuzuſtimmen iſt. Die Verteidigung des Beklagten 
richtet ſich denn auch in der Hauptſache weniger gegen dieſe Feſtſtellungen 
des Landgerichts als gegen die Annahme eines Verſchuldens auf ſeiner Seite 
und gegen die rechtliche Grundlage des angefochtenen Urteils. 

Der Beklagte hat zunächſt auch in dieſer Inſtanz wiederholt, daß er dienſt— 
lich derartig überanſtrengt geweſen ſei, daß ihm das Verſehen in der Be— 
handlung des Briefes nicht als Verſchulden angerechnet werden könne. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Es mag ſein, daß der Beklagte am Tage vor 
dem fraglichen Vorfall bis 10 Uhr abends Dienſt gehabt hat und am folgen- 
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den Morgen ſchon vor dem Beginn ſeines Dienſtes, 5853, wieder auf der Amts⸗ 
ſtelle erſchienen iſt. Auch mag der Andrang von Sachen gerade an jenen 
Anfangstagen des Monats beſonders ſtark geweſen ſein. Aber das rechtfertigt 
keineswegs die Tatſache, daß der Beklagte einen Brief, der ihm als Ein⸗ 
ſchreibebrief übergeben worden iſt, über den er einen richtigen Einlieferungs⸗ 
zettel ausſtellte und über deſſen Inhalt er, wie er ſelbſt angibt, ſich mit der 
Abſenderin längere Zeit unterhalten hat, nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe, 
ſondern als einfachen Brief behandelte. Da es ſich hierbei um die Hand⸗ 
habung eines einfachen, keine beſondere Überlegung erfordernden Verfahrens 
handelte, mußte der Beklagte, auch wenn er damals noch ſo ſehr beſchäftigt 
war, dieſes Verfahren richtig handhaben. Es iſt auch beachtenswert, daß 
der Beklagte in der von ſeiner Behörde gegen ihn angeſtrengten Unter⸗ 
ſuchung allerdings angegeben hat, daß er damals außergewöhnlich viel zu 
tun gehabt habe, aber dies keineswegs als eine Entſchuldigung ſeines Ver⸗ 
haltens hingeſtellt, vielmehr ſeine Erſatzpflicht bezüglich der dem Kläger von 
der Behörde erſtatteten 42 „ rundweg anerkannt hat, wie denn auch die 
Behörde eine Fahrläſſigkeit des Beklagten bei der Ausübung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Verrichtungen angenommen hat. 

Ebenſowenig kann der Beklagte damit gehört werden, daß nach $ 839 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſeine Haftpflicht ausgeſchloſſen ſei. Daß das Reich aus 
dem Beförderungsvertrage dem Kläger nur in Höhe von 42 M haftet, er⸗ 
gibt $ 10 ReichspoſtGeſ. Dieſe Beſtimmung iſt nach § 6 Reichsgeſ. v. 22. Mai 
1910 über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten durch dieſes Geſetz nicht 
berührt worden. Wenn nun auch der Beklagte als Erfüllungsgehülfe des 
Fiskus den Abſchluß des Beförderungsvertrages zwiſchen der Ehefrau des 
Klägers und dem Fiskus vermittelt hat, ſo iſt er ſelbſt doch nicht in ein ver⸗ 
tragliches Verhältnis zu der Frau getreten. Vielmehr kann dieſe und der 
Kläger gegen den Beklagten einen Schadenerſatzanſpruch nur auf Grund 
eines außervertraglichen Verſchuldens nach $ 839 BGB. ſtützen. Der Be⸗ 
klagte haftet dem Kläger und ſeiner Frau wegen Verletzung ſeiner Amts⸗ 
pflicht (vgl. Dambach PoſtG. § 12 Nr. 6; JW. 1911, 46). Daß die Vor⸗ 
ſchriften der Poſtordnung über die Behandlung von Einſchreibſendungen, 
die der Beklagte nach ſeinem eigenen Zugeſtändnis verletzt hat, im Intereſſe 
der Sicherheit des Poſtverkehrs erlaſſen worden ſind und dem Beklagten 
dem Publikum gegenüber oblagen, bedarf keiner weiteren Ausführung und 
iſt auch vom Beklagten nicht in Abrede genommen worden. Der Beklagte 
glaubt indeſſen, daß eine Haftung wegen ſeiner Fahrläſſigkeit durch § 839 
Abſ. 1 Satz 2 ausgeſchloſſen ſei. Dieſer Satz beſtimmt, daß der Beamte nur 
dann in Anſpruch genommen werden kann, wenn der Geſchädigte auf andre 
Weiſe nicht Erſatz erlangen kann. Im vorliegenden Fall kann der Kläger 
von dem Fiskus einen Erſatz des hier eingeklagten Betrages von 153 M nicht 
erlangen, da die Haftung des Poſtfiskus auf den Betrag von 42 . beſchränkt 
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iſt. Weshalb aber der Geſchädigte, wenn er von einem Anderen nur einen 
Teil ſeines Schadens erſetzt verlangen kann, deshalb ſich wegen des Reſtes 
nicht an den Beamten ſoll halten können, iſt unerfindlich und vom Beklagten 
in keiner Weiſe näher begründet worden. 

Endlich hat der Beklagte ſich wieder auf ein angebliches Verſchulden der 
Frau des Klägers berufen, da ſie den Brief nicht mit Wertangabe, ſondern als 
Einſchreibebrief aufgegeben habe. Es mag ſein, daß dieſes Verſchulden an 
ſich urſächlich für den Verluſt des Briefes ſein könnte, inſofern, wie Kläger 
behauptet, für die Behandlung von Wertſendungen beſondere Vorſchriften 
beſtehen und er dieſe jedenfalls beobachtet haben würde, wenn die Frau den 
Brief als Wertbrief aufgeliefert hätte. Aber ein Verſchulden der Frau liegt 
überhaupt nicht vor. Zunächſt irrt der Beklagte, wenn er annimmt, daß ſie 
ſich überhaupt eines direkten Verſtoßes gegen die Poſtordnung ſchuldig ge⸗ 
macht habe, indem ſie es unterlaſſen habe, den Brief mit Wertangabe auf⸗ 
zuliefern. Denn nirgends unterſagt die Poſtordnung, Wertſachen ohne Wert⸗ 
angabe oder als Einſchreibſendungen aufzugeben. Die Aufgabe mit Wert⸗ 
angabe hat lediglich Bedeutung für die Haftung der Poſt als ſolcher. An 
ſich ſteht es jedem Abſender frei, Wertſachen mit Wertangabe oder als ein⸗ 
geſchrieben“ zu verſenden. Fraglich kann nur fein, ob es vom Standpunkte 
des Abſenders fahrläſſig iſt, einen Geldbetrag in einem Briefe zu verſenden, 
ohne ſich die durch die Wertangabe gebotene Sicherheit der Verſendung zu 
verſchaffen. Dieſe Frage iſt im vorliegenden Falle zu verneinen. Ob das 
gleiche bei der Verſendung eines beſonders hohen Betrages der Fall iſt, mag 
dahinſtehen. Aber die durch das Einſchreiben gewährte Sicherheit iſt ſchon 
eine ſolche, daß die Verſendung eines Betrages von 195 K auf dieſem Wege 
an ſich keine Außerachtlaſſung der gebotenen Sorgfalt enthält. Es kommt 
hinzu, daß im vorliegenden Falle die Frau ſicher darauf rechnen durfte, daß 
der Beklagte, der von dem Inhalt des Briefes Kenntnis hatte, den Brief 
vorſchriftmäßig behandeln werde und daß ſie beſtimmte Gründe hatte, ihn 
nicht unter Wertangabe zu verſenden. Insbeſondere wünſchte ſie nicht, daß 
in dem Hotel, in dem der Kläger den Brief erhalten ſollte, bekannt werde, 


wieviel Geld ſie ihrem Manne ſende. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Dez. 1916. R. w. St. 
Bf. VI. 227/16. Nö. 


98. Ungewißheit über die Annahme der Erbſchaft. 


Vgl. 57 Nr. 175; 58 Nr. 37. 
BGB. 88 1960. 1961. 


Das Amtsgericht und mit ihm das Landgericht haben den auf Grund 
des § 1961 BGB. geſtellten Antrag auf Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
abgelehnt, weil die Erben des Schuldners bekannt ſeien. Es kommen in Be⸗ 
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tracht die Eltern des ledig verſtorbenen Schuldners als geſetzliche Erben. 
Dieſe haben die Erbſchaft ausweislich der Erklärung des Vaters v. 6. Nov. 
1916 ausdrücklich weder angenommen noch ausgeſchlagen. Eine ſtillſchwei⸗ 
gende Annahme infolge Ablaufs der Ausſchlagungsfriſt iſt aber nur dann 
gegeben, wenn der Erbe ſichere Kenntnis von dem Anfall und dem Grunde 
der Berufung hatte. Dieſe fehlt und die Ausſchlagungsfriſt kann nicht be⸗ 
ginnen in Fällen, in denen der Erbe nicht weiß, ob eine letztwillige Ver⸗ 
fügung vorhanden iſt. Im vorliegenden Fall kann der im Oſten gefallene 
Erblaſſer ein Teſtament errichtet haben, von dem die Eltern keine Kenntnis 
erlangt haben. Nähere Feſtſtellungen hiezu ſind in den Vorinſtanzen nicht 
gemacht. Es beſteht deshalb eine Ungewißheit über die Annahme der Erb⸗ 
ſchaft i. S. des § 1960 Abſ. 1 Satz 2 BGB. und die Vorinſtanzen haben das 
Geſetz verletzt (88 1944. 1960 Abf. 1; 1961 BGB.), indem fie trotzdem 
die Annahme der Erbſchaft ausgeſprochen und die Beſtellung eines Nach⸗ 
laßpflegers abgelehnt haben. 

Die Antragſtellerin bedarf zum Nachweis der Rechtsnachfolge, die dem 
für die Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel zuſtändigen Beamten kaum offenkundig 
ſein dürfte, einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde. Dieſe 
könnte ſie auf dem Wege erhalten, daß ſie die Ausſtellung eines Erbſcheins 
beantragte, wie ihr von dem Amtsgericht nahegelegt worden war. Aber wenn 
ſie auch ſo zur Feſtſtellung des Erbrechts gelangen kann, ſo iſt doch die Un⸗ 
gewißheit über die Annahme der Erbſchaft bis jetzt keineswegs gehoben und 
der Antragſtellerin deshalb der Weg des § 1961 BGB. nicht verſchloſſen. 

Beſchluß des OLG. zu Colmar (1. Sen.) v. 20. Dez. 1916. — 1 K. 46/16. 
L-cch. 


99. Das Erbſchaftsſte ueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den 
Inhalt eines Erbſcheins. 
BGB. 85 2353. 2365; ErbſchStG. 857; 8 PO. § 792; FGG. 8 20. 


Das Nachlaßgericht hatte nach dem kinderloſen Ableben der Frau S., 
die mit ihrem Mann in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt und keine letzt⸗ 
willige Verfügung hinterlaſſen hatte, dieſem einen Erbſchein erteilt, daß er zur 
einen Hälfte und gewiſſe Seitenverwandte zur andern Hälfte geſetzliche Erben 
ſeien. Später ordnete das Nachlaßgericht auf eine Anregung der Oberzoll⸗ 
direktion die Einziehung des Erbſcheins an, weil der Ehemann nur Erbe zu 
½ geworden ſei und den Nießbrauch an den übrigen / der Seitenverwandten 
habe. Auf Beſchwerde des Teſt.⸗Vollſtreckers des inzwiſchen verſtorbenen 
Ehemannes gab jedoch das Landgericht dem Nachlaßgericht auf, von ſeinen 
Bedenken Abſtand zu nehmen. Hiegegen erhob die Oberzolldirektion Be⸗ 
ſchwerde; ſie beantragte, das Nachlaßgericht zu der erwähnten Anderung des 
Erbſcheins anzuweiſen. Das Kammergericht hielt die Oberzolldirektion für 
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nicht berechtigt zu ſolchem Antrage und legte dieſe Frage dem Reichsgericht 
zur Entſcheidung vor ($ 28 FGG.), weil fie vom OLG. Jena anders beurteilt 
worden war. — Das Reichsgericht trat dem Kammergericht bei. Aus den 
Gründen: | 

„— — — Ein Beſchwerderecht der Oberzolldirektion iſt mit dem Kammer⸗ 
gericht zu verneinen. Der Anſpruch des Fiskus auf die Erbſchaftsſteuer ent⸗ 
ſteht mit dem Anfall eines ſteuerpflichtigen Erwerbes von Todes wegen und 
beſtimmt ſich in ſeiner Höhe nach dem Betrage, um welchen der Erwerber durch 
den Anfall bereichert worden iſt (88 1ff. 16 ErbſchStG.). Der einmal ent⸗ 
ſtandene Anſpruch des Fiskus kann grundſätzlich durch den Eintritt ſpäterer 
Ereigniſſe weder ganz noch teilweiſe aufgehoben werden, insbeſondere ſind 
private Abmachungen zwiſchen den einzelnen Nachlaßbeteiligten über die 
Art ihrer Auseinanderſetzung oder gegenſeitigen Abfindung auf ihre Steuer⸗ 
pflicht ohne Einfluß. Nur wenn zur Beſeitigung eines über den Anfall oder 
ſeine Höhe beſtehenden Streits zwiſchen den Beteiligten ein Urteil ergeht 
oder ein Vergleich geſchloſſen wird, iſt dieſe, für die Beteiligten bindende end⸗ 
gültige Ordnung der erbrechtlichen Verhältniſſe auch dem Fiskus gegenüber 
in Anſehung der Erbſchaftsſteuerpflicht maßgebend und der Fiskus nicht be⸗ 
rechtigt, ſich aus dem Grunde darüber hinwegzuſetzen, weil ſie auf einer un⸗ 
richtigen Rechtsauffaſſung beruhe (RGEntſch. Bd. 48, 301; 69, 321). Der 
Erbſchein ſteht aber hinſichtlich ſeiner Wirkung einem rechtskräftigen Urteil 
oder einem zwiſchen ſtreitenden Erbprätendenten geſchloſſenen Vergleich 
über ihre Beteiligung am Nachlaß nicht gleich; er ſchafft im Intereſſe der 
Verwaltung des Nachlaſſes und zum Schutze daran beteiligter redlicher Dritter 
lediglich eine vorläufige Ordnung des Erbrechts, deſſen endgültige Ordnung 
der Parteivereinbarung oder der Entſcheidung des Prozeßrichters vorbehalten 
bleibt. Der Inhalt des Erbſcheins iſt deshalb für die Erbſchaftsſteueranſprüche 
des Fiskus nicht ohne weiteres maßgebend und nicht geeignet, deſſen nach 
der wahren Rechtslage begründeten Anſprüche zu beſeitigen. 

Das OLG. in Jena hat die Rechtsbeeinträchtigung des Fiskus auch nur 
darin gefunden, daß durch den unrichtigen Erbſchein im Hinblick auf die durch 
8 2365 BGB. für die Richtigkeit des Inhalts des Erbſcheins begründete Ver⸗ 
mutung die Rechtslage des Fiskus für die Geltendmachung ſeines Erbſchafts⸗ 
ſteueranſpruchs erſchwert werden könne. Das iſt indeſſen nicht der Fall. Die 
Steuerbehörde wird durch das Beſtehen eines Erbſcheins nicht gehindert, 
ihrem Beſcheid über die zu entrichtende Erbſchaftsſteuer eine von dem Inhalt 
des Erbſcheins abweichende Rechtsauffaſſung zugrunde zu legen. Durch 
die Erteilung des Erbſchaftsſteuerbeſcheids wird aber die Verpflichtung zur 
einſtweiligen Entrichtung der darin angegebenen Steuerbeträge innerhalb 
der beſtimmten Friſt begründet, nach deren Ablauf die Beitreibung im Wege 
des Verwaltungs-Zwangsverfahrens erfolgt. Das Vorhandenſein eines in- 
haltlich unrichtigen Erbſcheins hindert alſo weder die Feſtſetzung noch die 
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Einziehung der dem Fiskus nach der wahren Rechtslage zuſtehenden Erb⸗ 
ſchaftsſteuer. In dem gegen den Fiskus gemäß § 57 Erbſch StG. angeſtrengten 
Rechtsſtreit auf gänzliche oder teilweiſe Erſtattung eines eingegangenen Erb- 
ſchaftsſteuerbetrags hat nach feſtſtehender Rechtſprechung der Fiskus, obgleich 
er ſich in der Rolle des Beklagten befindet, die Beweislaſt dafür, daß die von 
ihm geltend gemachte Steuerforderung berechtigt iſt. Dieſe Beweislaſt wird 
ihm alſo nicht erſt durch das Vorliegen eines Erbſcheins aufgebürdet, deſſen 
Inhalt mit der dem Steuerbeſcheide zugrunde gelegten Beurteilung der 
Rechtslage im Widerſpruch ſteht, und ſie wird auch durch einen derartigen 
Erbſchein nicht erſchwert. Denn wenn der Fiskus den ihm ohnehin obliegen⸗ 
den Beweis für die Richtigkeit der von ihm behaupteten Erbfolge erbringt, 
ſo iſt damit zugleich die Unrichtigkeit des Erbſcheins nachgewieſen und die 
Vermutung aus § 2365 BGB. widerlegt. Bei der Prüfung der vom Fiskus 
vertretenen Rechtsauffaſſung und bei der Würdigung der dafür vorgebrachten 
Tatſachen iſt der Prozeßrichter durch den Inhalt des Erbſcheins und die ihm 
zugrunde liegende Beurteilung der Tat- und Rechtslage durch den Nachlaß⸗ 
richter nicht beſchränkt. Aus den Vorſchriften der 88 2365 BGB., 57 ErbſchStG. 
läßt ſich hiernach eine Beeinträchtigung eines Rechts des Fiskus durch den 
unrichtigen Inhalt des einem Dritten erteilten Erbſcheins nicht herleiten. 
Dem Kammergericht iſt aber ferner auch darin beizutreten, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 792 ZPO. jedenfalls im gegenwärtigen Falle nicht ge⸗ 
geben ſind. — — — Daß die Oberzolldirektion eines Erbſcheins des von 
ihr angegebenen Inhalts zum Zweck der Zw.⸗Vollſtreckung aus einem bereits 
erteilten Erbſchaftsſteuerbeſcheide bedürfte, iſt nicht erſichtlich. Nur beim 
Vorliegen dieſer Vorausſetzungen könnte aber überhaupt eine Heranziehung 
des 8 792 ZPO. zur Begründung des Beſchwerderechts der Oberzolldirektion 
in Frage kommen. Die Oberzolldirektion bezweckt mit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde offenſichtlich nur, den Inhalt des erteilten Erbſcheins mit der Rechts- 
auffaſſung in Einklang bringen zu laſſen, die ſie ſelbſt dem Erbſchaftsſteuer⸗ 
beſcheide zugrunde gelegt hat oder zugrunde legen will, um den hierüber 
beſtehenden Streit im Wege des Erbſcheinerteilungs⸗Verfahrens zum Austrag 
zu bringen. Ein rechtliches Intereſſe an der Erlangung eines dementſprechen⸗ 
den Erbſcheins würde ſich für den Fiskus vielleicht damit begründen laſſen, 
daß er dadurch im Rechtsſtreit über die Berechtigung des Steueranſatzes der 
ihm obliegenden Beweislaſt für das Erbrecht und die Größe des Erbteils 
des Inanſpruchgenommenen überhoben und dem Kläger der Beweis für die 
Unrichtigkeit des Erbſcheins aufgebürdet würde. Ob dieſe Folgerung aus 
§ 2365 BGB. für den Erbſchaftsſteuerprozeß zu ziehen wäre (vgl. Warneyer 
Jahrb. der Entſch. 1913 Nr. 300), kann auf ſich beruhen. Denn ein in dieſer 
Beziehung etwa anzuerkennendes Intereſſe des Fiskus an der Erlangung 
eines Erbſcheins würde nicht ausreichen, ein Antragsrecht des Fiskus auf 
Erteilung des Erbſcheins zu bejahen (Motive zum BGB. 5, 558). Nach $ 2353 
Seuffern Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 5. | 12 
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BGB. ſteht das Recht, auf Erteilung des Erbſcheins anzutragen, dem Erben 
zu. Dieſe Vorſchrift iſt in der Rechtſprechung allerdings dahin ausgelegt 
worden, daß dadurch nicht nur der Erbe habe für antragsberechtigt erklärt 
werden ſollen; das Antragsrecht iſt aber andern Perſonen nur inſoweit zu⸗ 
geſtanden worden, als ihnen dieſes Recht vom Geſetz ausdrücklich beigelegt 
worden iſt (88 792. 896 ZPO.) oder fie zur Erfüllung ihnen geſetzlich obliegen⸗ 
der Verpflichtungen eines Erbſcheins bedürfen (KGJ. 22A, 56; 404, 37). 
Ein derartiges Bedürfnis kann für die Erbſchaftsſteuerbehörde nicht anerkannt 
werden. Der Erbſchaftsſteuer unterliegt nach Maßgabe des Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes jeder Erwerb von Todes wegen, gleichviel ob er ſich im Wege der 
Erbfolge oder auf andre Weiſe vollzieht (88 1 bis 4). Pflicht der Erbſchafts⸗ 
ſteuerbehörde iſt es daher, feſtzuſtellen, inwieweit infolge des Todes einer 
Perſon der Steuerpflicht unterliegende Fälle eines Erwerbes von Todes 
wegen eingetreten ſind. Nach dieſer Richtung gibt der Erbſchein aber nur 
in ſehr beſchränktem Maße Auskunft, da er lediglich ein vorläufiges Zeugnis 
darüber iſt, welche Perſonen Erben geworden, wie groß die einzelnen Erb— 
teile ind und welche Verfügungsbeſchränkungen für die Erben beſtehen, 
dagegen keine Angaben über Vermächtniſſe, Pflichtteilsrechte oder ſonſtige 
der Erbſchaftsſteuer unterliegende Vermögenserwerbungen enthält. Der Erb— 
ſchein vermag daher die Steuerbehörde der ihr obliegenden Ermittelungs— 
pflicht nicht zu überheben, er iſt für die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Er— 
werbsfälle weder ausreichend noch erforderlich, für dieſe Feſtſtellung werden 
vielmehr der Steuerbehörde durch die ihr gemäß §§ 39ff. ErbſchStG. zu er- 
teilenden Auskünfte und Mitteilungen die erforderlichen Unterlagen gewährt, 
auf Grund deren ſie die Sach- und Rechtslage ſelbſtändig zu beurteilen hat. 
Steht aber der Steuerbehörde, abgeſehen etwa von den gegenwärtig nicht 
in Betracht kommenden Fällen der §§ 792. 896 ZPO., kein Recht auf die 
Erteilung des Erbſcheins zu, ſo läßt ſich auch unter dieſem Geſichtspunkt kein 
Recht für ſie begründen, die Einziehung eines unrichtigen Erbſcheins zu be— 
treiben. 
Die weitere Beſchwerde iſt hiernach mangels einer Beſchwerdeberechtigung 
der Oberzolldirektion zurückzuweiſen.“ 
Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 29. Juni 1916. RIA. 15, 11. 


100. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafterin ins 
Handelsregiſter eingetragen werden. 
Vgl. 30 Nr. 206. 
HGB. $8 105. 139; BGB. § 20385 FGG. 8 125. 

Die Erben eines offenen Handelsgeſellſchafters beantragten, die Erben— 
gemeinſchaft als Geſellſchafterin ins Handelsregiſter einzutragen. Der An— 
trag wurde abgelehnt, Beſchwerde und weitere Beſchwerde blieben erfolglos. 
— Aus den Gründen: 
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„— — — Eine Erbengemeinſchaft als ſolche kann nicht als Teilhaberin 
in eine off. Handelsgeſellſchaft eintreten, vielmehr müſſen die einzelnen Mit⸗ 
erben Geſellſchafter werden. Ein andres läßt die Ausgeſtaltung der off. Han⸗ 
delsgeſellſchaft nicht zu. Denn darnach können nur einzelne, natürliche oder 
juriſtiſche, Perſonen, nicht aber Gemeinſchaften, auch nicht ſolche zur geſamten 
Hand, Geſellſchafter ſein. Sowenig wie es zuläſſig iſt, daß eine off. Handels⸗ 
geſellſchaft als ſolche ſich als Geſellſchafterin an einer anderen off. Handels⸗ 
geſellſchaft beteiligt (vgl. Staub HGB.“ Anm. 25 zu § 105), ſowenig iſt das 
auch hinſichtlich einer Erbengemeinſchaft angängig. Die gegenteilige Meinung 
wird allein von Markus in Holdheims MSchr. 19, 88 unter Bezugnahme darauf 
vertreten, daß die Möglichkeit beſtehen müſſe, beim Tode eines Geſellſchafters 
das Zerfallen ſeines Geſellſchaftsanteils iu Teile zu verhüten. Ob ein Be⸗ 
dürfnis hierfür beſteht und ob ihm auf dem von Markus bezeichneten Wege 
abgeholfen werden würde, darf dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls ergeben 
die zwingenden Vorſchriften des 8 139 HGB., daß an die Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Mitglieds einer off. Handelsgeſellſchaft als Geſellſchafter auch bei 
noch beſtehender Erbengemeinſchaft nur die einzelnen Erben eintreten können; 
der Eintritt der Erbengemeinſchaft als ſolcher iſt darnach ausgeſchloſſen, eben 
weil infolge der Ordnung, die das Geſetz für die off. Handelsgeſellſchaft ge— 
troffen hat, Geſellſchafter nur Einzelperſonen ſein können (vgl. Staub Anm. 14 
zu § 139). Wenn ſich die Beſchwerdeführer auf die Ausführungen und Angaben 
bei Staub Anm. 40 zu § 105 berufen zu können glauben, jo wird überſehen, 
daß dort lediglich die Frage behandelt wird, ob beim Tode eines Einzelkauf— 
manns deſſen Erben beim Fortbeſtehen der Erbengemeinſchaft als Inhaber 
der Firma im Handelsregiſter eingetragen werden können, ohne daß zwiſchen 
ihnen eine Handelsgeſellſchaft begründet wird. Dieſe Frage iſt hier nicht 
zu entſcheiden.“ 

Beſchluß des OLG. zu Dresden v. 23. Okt. 1915. RIA. 15, 43. 


101. Kriegsverficherung der Warenſendung eines deutſchen Hauſes in N 
Amerika; falſche Deklaration als amerikaniſches oder neutrales 
Eigentum. 
HGB. $ 806. 


Die klagende Firma G. & L. in Hamburg hatte im Oktober 1914 bei 
den verklagten Verſ.⸗Geſellſchaften 99 Ballen Büffelhäute gegen Kriegsgefahr 
mit 30000 verſichert. Die Ware wurde von der Firma G. L. & Co. in 
San Salvador nach Neuyork und von dort weiter nach Kopenhagen ver— 
laden. Sie wurde von den Engländern weggenommen, ſoll auch kondem— 
niert ſein; jedenfalls hat die Klägerin ſie abandonniert. Sie verlangte die 
Verſicherungsſumme. Die Beklagten verweigerten die Zahlung, weil die 


Ware in der Police als „amerikaniſches Eigentum“ deklariert worden, tat— 
12* 
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ſächlich aber deutſches Eigentum geweſen ſei, denn die Inhaber von G. L. 
& Co. in San Salvador ſeien Deutſche. — Die Klage wurde ab⸗ und die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Die Klägerin hält die Deklaration für richtig, weil die Firma 
G. L. & Co. eine ſelbſtändige offene Handelsgeſellſchaft ſei, die in Amerika 
ihren Sitz habe. Rechtlich betrachtet, gibt es kein Eigentum einer Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern nur Eigentum von Geſellſchaftern. Im wirtſchaftlichen Sinne 
ſpricht man allerdings von dem Eigentum einer Geſellſchaft, aber auch, wenn 
man dieſe wirtſchaftliche oder kaufmänniſche Auffaſſung zugrunde legen will, 
war die Deklaration unzutreffend. Wirtſchaftlich find die hieſige Firma und 
die Firma in San Salvador eng miteinander verbunden. Von vier Inhabern 
ſind zwei hier, zwei drüben und betreiben ihr Geſchäft durch ein Haus in 
San Salvador und ein Haus hier. Rechtlich und rechneriſch mögen die beiden 
Firmen getrennt ſein, wirtſchaftlich bilden ſie im weſentlichen eine Einheit. 
Hier handelt es ſich nur um eine Verſicherung gegen Kriegsgefahr, alſo in 
erſter Linie gegen die Gefahr der Kondemnierung der Ware. Ein Priſen⸗ 
gericht würde aber als maßgebend anſehen nicht die rein juriſtiſche Seite, 
ſondern die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wenn es beurteilen will, ob eine 
Ware feindliches oder neutrales Gut iſt. Klägerin meint, die Bezeichnung 
der Ware als ‚amerikaniſch“ ſei für den Verſicherer unerheblich geweſen, es 
hätte auch genügt, wenn die Ware als „neutral“ bezeichnet worden wäre. 
Es kommt zunächſt nicht darauf an, wie die Klägerin die Ware hätte dekla⸗ 
rieren können, ſondern wie ſie ſie deklariert hat. Im übrigen war es auch 
ein erheblicher Unterſchied, ob man die Ware als ‚amerifanijch oder als 
‚neutral‘ bezeichnete. Im erſten Fall kann an der Neutralität kein Zweifel 
fein. Die Bezeichnung ‚neutral‘ iſt dagegen ein Begriff, über deſſen Aus⸗ 
legung Zweifel entſtehen konnten, ſie bot den Verſicherern nicht die Sicher⸗ 
heit wie die Tatſache, daß das Gut amerikaniſch war. Im übrigen hätte die 
Ware auch nicht als ‚neutral‘ deklariert werden dürfen. Gerade die Aus⸗ 
führungen, die die Klägerin über die engliſche Auffaſſung im Jahre 1914 
gemacht hat, zeigen die Bedenklichkeit ſolcher Deklaration. Nach dieſer Auf⸗ 
faſſung ſollen die Waren im Auslande domizilierter Deutſcher oder Firmen 
als neutral angeſehen worden ſein. Hier ſind aber von den Inhabern der 
Firma zwei in Deutſchland domiziliert und beſteht ein deutſches und ein 
überſeeiſches Haus. Dann kann man aber nicht wohl ſagen, daß die Firma 
nur in Amerika domiziliert ſei, und die Ware als neutral anſehen. Ganz aus⸗ 
geſchloſſen war es aber jedenfalls, lediglich aus dem formalen Geſichtspunkte, 
daß die Firma in San Salvador eine ‚jelbjtändige offene Handelsgeſellſchaft' 
war, die Ware als „amerikaniſches Eigentum‘ zu bezeichnen. Die Klägerin 
hat auch ſelbſt Zweifel gehabt, ob man die Ware als neutral anſehen könne; 
ſie hat ſich mit ihrem Makler darüber beraten; wenn ſie zu dem Schluſſe kam, 
daß es zuläſſig ſei, die Ware als neutral zu bezeichnen, ſo konnte ſie ſich doch 
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nicht verhehlen, daß dieſe Annahme keineswegs zweifellos war, und, wenn 
das der Fall war, ſo hätte ſie durch ihren Makler den Verſicherern Auf⸗ 
klärung über die tatſächlichen Verhältniſſe geben müſſen. Wenn ſie ſtatt 
deſſen einfach die Ware, ſei es als amerikaniſch, ſei es auch nur als neutral, 
deklarierte, ſo muß ſie die Folgen tragen, falls ſich dieſe Deklaration als falſch 
erweiſt. — — — Daß die falſche Deklaration erheblich i. S. der $$ 29. 32 
Allg. See Ver Bed. war, bedarf keiner Ausführung. Die Verſicherer wollten 
die Ware nur verſichern, wenn ſie neutral war. Durch die Erklärung, daß 
ſie ‚amerifanifches Eigentum‘ war, wurde jeder Zweifel an der Neutralität 
behoben. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 10. Okt. 1916. G. & L. (Kl.) 

w. Stand. u. Gen. Bf. III. 155/16. B. 


II. Verfahren. 


102. Verhältnis der Staatskaſſe zu den Parteien hinſichtlich der 
Gerichtskoſten im Falle des § 941 GG. 
Vgl. 37 Nr. 249; 66 Nr. 244. 
GKG. § N. 


Die Erinnerung des Beklagten richtet ſich dagegen, daß auf ihn Koſten 
der Ber.⸗Inſtanz angeſetzt und von ihm eingefordert worden ſind, nachdem 
ein die Koſtenpflicht endgültig zuungunſten des armen Klägers regelndes 
Urteil erlaſſen worden iſt. Die Erinnerung iſt aber unbegründet. Denn der 
Koſtenanſatz beruht auf der Vorſchrift in $ 941 GKG., deren klarer Sinn er⸗ 
gibt, daß im Zivilprozeſſe mit dem Ablauf eines Jahres nach der Beſtim⸗ 
mung des erſten Termins in der Inſtanz und jedes weiteren Jahres für die⸗ 
jenige Partei, die die Inſtanz in Bewegung geſetzt hat, die Verpflichtung 
entſteht, alle bis dahin erwachſenen Streitkoſten zu bezahlen, dafern nicht 
vorher eine Entſcheidung über die Koſten ergeht. Der Anſpruch der Staats⸗ 
kaſſe gegen ſie wird in ſolchem Folle derart begründet, daß er ſich als ein 
wohlerworbenes Recht darſtellt, welches ihr nicht wieder entzogen werden 
kann, auch nicht durch ein die einmal nach § 94 zahlungspflichtig gewordene 
Partei mit Koſten verſchonendes Urteil; ein ſolches verſchafft vielmehr der 
Staatskaſſe einen zweiten Schuldner neben dieſer Partei, der es überlaſſen 
bleiben muß, die von ihr eingezogenen Koſten auf Grund des Urteils ſich 
von der Gegenpartei erſtatten zu laſſen. Ganz gleichgültig iſt hierbei, ob 
der Anſatz der Koſten nach § 94 und deren Abforderung unmittelbar nach 


166 103. Gerichtsſtand der belegenen Sache. 


Ablauf der Jahresfriſt oder ſpäter, und namentlich, ob ſie erfolgt ſind, bevor 
oder nachdem das die andre Partei belaſtende Urteil ergangen iſt; 
vgl. Rittmann GKG. Anm. 3 bei $ 94; Pfafferoth Anm. 1 bei $ 94; ferner die 
Entſcheidung des Reichsgerichts im RGeEntſch. 36, 411 ff. und die dort ange⸗ 
zogenen früheren Entſcheidungen desſelben Gerichts. 
Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 5. Febr. 1917. 5 C. Reg. 18/17. 
| Ch. 


103. Nicht unter $ 24 HPO. fallen Klagen auf Gewährung und 
Übertragung des Eigentums. 
Vgl. 44 Nr. 214. 
ZPO. 24. | 

Klagen, durch die das Eigentum i. ©. des § 24 ZPO. geltend gemacht 
wird, ſind ſolche, die ein bereits beſtehendes Eigentum behaupten und dem⸗ 
nach die Herausgabe der Sache oder Feſtſtellung des dem Kläger zuſtehenden 
Eigentums, Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung der auf einen 
andern — Nichteigentümer — lautenden Eintragung u. dgl. verfolgen. Da⸗ 
gegen gehören nicht hierher ſolche Klagen, die auf Grund perſönlichen Schuld⸗ 
verhältniſſes auf Gewährung und Übertragung des Eigentums, auf Auflaſ⸗ 
ſung u. dgl. gerichtet ſind; 

Gaupp⸗Stein Bem. III, 1 zu 8 24 ZPO.; die Bemerkungen in den Handausgaben 

von Neumiller, Sydow⸗Buſch und Warneyer zu $ 24 ZPO. und JW. 1891, 509. 
Nach dem eigenen Vorbringen der Geſuchſtellerin und den unbeſtrittenen 
Tatſachen — Ernſt F. hat auf Grund einer Spezialvollmacht ſeitens der Ge⸗ 
ſuchſtellerin und Generalvollmacht ſeitens der in Leipzig wohnhaften Martha 
F. das Anweſen für dieſe beiden eingeſteigert, der Zuſchlag wurde beiden 
erleilt und ſie als Eigentümer zu gleichen Anteilen im Grundbuch eingetragen 
— handelt es ſich hier nicht etwa und kann es ſich nicht darum handeln, daß 
die Geſuchſtellerin hinſichtlich; des ſtrittigen grundbuchmäßigen Anweſens⸗ 
anteils der Martha F. als Klagegrund ein bereits ihrerſeits beſtehendes Eigen⸗ 
tum geltend machen will, ſondern es iſt ein auf Grund perſönlichen Schuld- 
verhältniſſes — aus der „auftragwidrigen Handlungsweiſe“ des Ernſt F., 
wie im Geſuch geſagt iſt — zu erhebender Anſpruch darauf in Frage, daß 
Martha F. ihren Anweſensanteil auf die Geſuchſtellerin zu übertragen („in 
die Umſchreibung zu willigen“) habe, ſo daß letztere nun Alleineigentümerin 
des Anweſens werde. 

Gegenüber einer ſolchen Klage hat ſohin das Landgericht mit Recht ver⸗ 
neint, daß der 8 24 ZPO. zutreffe, und das Armenrecht für den gegen Martha 
F. beim Landgericht M. anhängig zu machenden Rechtsſtreit verweigert, 
weshalb die Beſchwerde der Geſuchſtellerin zurückzuweiſen war. 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 20. Januar 1917. Franziska 

W. w. Martha F. u. Gen. Beſchw.⸗Reg. 24/17. F—3. 
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104. Vorausſetzung der Armenrechtsbewilligung iſt Beeinträchtigung 
des notwendigen Unterhalts. a 


ZPO. 3 114. 


Die Beſchwerde iſt gemäß § 127 ZPO. zuläſſig, iſt aber unbegründet. 
Die Beklagte, deren Ehemann zurzeit nicht in der Lage zu ſein ſcheint, ſeiner 
Unterhaltspflicht auch nur zum Teil zu genügen, bezieht von ihrer wohl⸗ 
habenden Mutter für ſich und ihr Kind vierteljährlich 900 M Unterhalt. Das 
mag nicht mehr ſein, als was ihr, in Hinblick auf die wirtſchaftliche und ge⸗ 
ſellſchaftliche Lebenslage ihrer Mutter, als ſtandesmäßiger Unterhalt i. S. des 
§ 1610 BGB. zukommt; ja es mag vielleicht gar, wie die Beklagte behauptet, 
dieſes Maß nicht einmal erreichen. Aber $ 114 ZPO. macht die Bewilligung 
des Armenrechts nicht von der Beeinträchtigung des ſtandesmäßigen, ſondern 
des für den Antragſteller und ſeine Familie notwendigen Unterhalts ab⸗ 
hängig; und es iſt nicht einzuſehen, weshalb die Beklagte von einem Jahres⸗ 
einkommen von 3600 „ neben ihrem und ihres Kindes notwendigen Unter⸗ 
halt nicht auch die Koſten des gegenwärtigen Prozeſſes ſollte beſtreiten können. 
Das Geſetz will nicht, daß jemand die Koſten eines Prozeſſes ſchon deshalb 
von ſich abwälzen kann, weil dieſe ihm nicht erlauben würden, weiter ſtandes⸗ 
gemäß zu leben; es mutet der in ſolcher Lage befindlichen Prozeßpartei viel⸗ 
mehr zu — und zwar aus Billigkeitsgründen, die auf der Hand liegen —, 
daß ſie ſich mit Rückſicht auf die Koſten des Rechtsſtreits erforderlichenfalls 
in ihrer allgemeinen Lebensführung auf das Maß des ſchlechthin Notwendigen 
einſchränkt. Es iſt freilich anzuerkennen, daß auch dieſes Maß eine gewiſſe 
Berückſichtigung der Verhältniſſe des Einzelfalles zuläßt; doch wird mit der 
hier getroffenen Entſcheidung dieſe Rückſicht keineswegs verletzt. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 29. Jan. 1917. B. w. T. 

Bs. Z. II. 9/17. B. 


105. Unterbrechung durch den Tod des Beklagten; keine Klagabweifung, 
wann die geladenen Rechtsnachfolger nicht aufnahmepflichtig ſind. 
Vgl. 50 Nr. 284. ö 
ZPO. $ 239. 


Der Kläger hatte gegen ſeinen Sohn E. W. Klage auf Zahlung von 
810,42 M nebſt Prozeßzinſen, die letzterer ihm aus einem Kaufvertrag über 
ein Schloſſergeſchäft nebſt Inventar ſchulde, erhoben. E. W. iſt im Lauf des 
Rechtsſtreits am 24. Oktober 1914 vor Ypern gefallen. Zu ſeinen geſetzlichen 
Erben gehörten die jetzt vom Kläger auf Zahlung der Klageſumme in An⸗ 
ſpruch genommenen Luiſe und Käthe W., die vom Kläger geladen wurden, 
in dem auf dieſe Ladung anberaumten Termin jedoch erklären ließen, daß 
ſie die Erbſchaft ausgeſchlagen hätten. Nach Vortrag des Inhalts der Akte 
über den Nachlaß des E. W. und ſtreitiger Verhandlung zur Sache wies das 
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Landgericht die Klage ab. — Dieſe Entſcheidung wurde aufgehoben und die 
Sache ans Landgericht zurückberwieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil es durch den 
Inhalt der Nachlaßakte als erwieſen angeſehen hat, daß die vom Kläger als 
Rechtsnachfolgerinnen des E. W. in Anſpruch genommenen Luiſe und Käthe 
W. nicht deſſen Rechtsnachfolgerinnen geworden ſeien. Durch dieſes Urteil 
iſt der Kläger und Ber.⸗Kläger beſchwert. 

Beſtreiten, wie es hier geſchehen iſt, die Geladenen die Rechtsnachfolge 
und mithin die Aufnahmepflicht, ſo iſt über dieſe Frage zu verhandeln. Die 
Verhandlung erſtreckt ſich auch auf die Hauptſache, wenn wie hier eine Be⸗ 
ſchränkung der Verhandlung auf die Frage der Aufnahmepflicht nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Kommt alsdann aber das Gericht zu der Überzeugung, daß 
die Geladenen nicht Rechtsnachfolger ſind, ſo iſt dies durch — mit Berufung 
und Reviſion anfechtbares — Endurteil in der Weiſe auszuſprechen, daß 
das Begehren des Klägers, daß die Geladenen den Rechtsſtreit aufnehmen, 
als unbegründet zurückgewieſen wird unter Verurteilung des die Aufnahme 
Begehrenden in die Koſten des Aufnahmeverfahrens. Das Gericht darf aber 
nicht die Klage abweiſen. Das Verfahren bleibt unterbrochen. Dem Kläger 
bleibt es unbenommen in dem zwar unterbrochenen, aber rechtshängig ge⸗ 
bliebenen Verfahren andre Perſonen als Rechtsnachfolger des Verſtorbenen 
zur Aufnahme und zur Verhandlung über die Hauptſache zu laden. Er kann 
ſachlich noch immer obſiegen. | 

Das Urteilsverfahren 1. Inſtanz leidet deshalb an einem weſentlichen 
Mangel, der die Zurückverweiſung der Sache in die Inſtanz nach $ 539 ZPO. 
zuläſſig erſcheinen läßt. Dieſe Zurückverweiſung erſchien vorliegendenfalls 
geboten, weil, wenn dieſes Gericht, ginge es materiell auf die Sache ein, zu 
der Anſicht gelangen würde, daß die Geladenen die Erbſchaft nicht mehr aus⸗ 
ſchlagen konnten, weil fie fie vorher durch Auftreten als Erben bereits an- 
genommen hätten, den Parteien über die Hauptſache, nämlich die Frage, ob 
der verſtorbene Erblaſſer dem Kläger noch etwas ſchuldete oder nicht, eine 
Inſtanz verloren ginge. — — —“ 

Airteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 5. Januar 1917. Th. W. (Kl.) 

w. E. W. — Bf. IV. 167/16. Nö. 


106. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines 


Feſtſtellungsanſpruchs. 
Vgl. 61 Nr. 261. 
ZPO. 88 256. 304. 


Der Kläger hatte unter dem Anführen, er ſei am 11. Febr. 1914 abends 
auf der von L. nach B. führenden Landſtraße durch einen vom Beklagten K. 
geleiteten Kraftwagen, deſſen Halter der Beklagte R. geweſen ſei, von hinten 
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angefahren und zu Boden geſchleudert worden, habe dabei ſchwere körperliche 
Verletzungen und auch Sachſchaden erlitten, ſei infolgedeſſen bis zum 20. Juni 
1914 völlig erwerbsunfähig geweſen, habe auch ſpäterhin noch Schaden an 
ſeiner Geſundheit gehabt und ſolchen auch weiter zu erwarten, gegen beide 
Beklagte geklagt mit dem Antrage, ſie als Geſamtſchuldner zur Zahlung 
von 344,25 % Lohnausfall und Sachſchaden nebſt Zinſen ſowie zum Erſatz 
allen Schadens zu verurteilen, der ihm ſonſt noch aus dem Unfall zuſtehe 
und künftig noch zuſtehen werde. — Das Landgericht entſchied durch Zwiſchen⸗ 
urteil, daß „der Klaganſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt“ ſei. Mit 
der Berufung verlangten die Beklagten, daß die Klage abgewieſen werde. 
Der Kläger faßte ſeinen zweiten Antrag dahin: feſtzuſtellen, daß die Beklagten 
verpflichtet ſeien, als Geſamtſchuldner ihm allen weiteren Schaden, der aus 
dem Unfall entſtanden ſei und noch entſtehen werde, zu erſetzen. Die Berufung 
wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die eingeklagten Leiſtungs⸗ 
anſprüche dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt würden, und ferner 
feſtgeſtellt werde, die Beklagten ſeien verpflichtet, dem Kläger darüber hinaus 
allen weiteren Schaden zu erſetzen, der ihm aus dem Unfall entſtanden ſei 
oder noch entſtehen werde. — Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Landgericht hat mit der Begründung, daß ‚der geltend 
gemachte Anſpruch' dem Grunde und der Höhe nach ſtreitig ſei und es ſich 
daher nach § 304 Abſ. 1 ZPO. rechtfertige, über den Grund des Anſpruchs 
vorab zu entſcheiden, ein Zwiſchenurteil dahin erlaſſen: „Der Klaganſpruch 
iſt dem Grunde nach gerechtfertigt'. Dabei hat es aber überſehen, daß ſchon 
im 1. Rechtsgange nicht nur ein Anſpruch, ſondern mehrere ſelbſtändige An⸗ 
ſprüche erhoben worden ſind. Ferner hat es die rechtliche Natur des vom 
Kläger geſtellten Antrages, die Beklagten zu verurteilen, ihm allen Schaden 
zu erſetzen, der ihm ſonſt noch aus dem Unfall zuſtehe oder künftig noch zuſtehen 
werde, völlig verkannt, indem es darin, an dem Wortlaut haftend, ein Leiſtungs⸗ 
verlangen gefunden hat. In Wirklichkeit hat der Kläger damit nur die Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung der Beklagten zum Erſatz des über die erhobenen 
Leiſtungsanſprüche hinausgehenden Schadens begehrt, wie ſich daraus er⸗ 
gibt, daß er inſoweit einen Forderungsbetrag nicht beziffert hat, und wie in 
der Ber.⸗Verhandlung durch entſprechende Faſſung des Antrages noch be⸗ 
ſonders klargeſtellt worden iſt. Sein Feſtſtellungsverlangen iſt zuläſſig, denn 
der weitergehende Schaden iſt gegenwärtig ſeiner Höhe nach nicht genau 
zu beſtimmen, und die Feſtſtellung dient zur Schaffung einer klaren Rechts⸗ 
lage wie zur Vorbereitung und Vereinfachung des künftigen Rechtsſtreits 
über den Betrag, es liegt ſonach ein rechtliches Intereſſe an der verlangten 
Feſtſtellung auf ſeiten des Klägers vor (§ 256 ZPO.). Da nun der Feſt⸗ 
ſtellungsantrag nicht einen Streit über einen Betrag betrifft, iſt inſoweit für 
eine Vorabentſcheidung über den Grund nach § 304 ZPO. Abſ. 1 kein Raum 
(vgl. RGeEntſch. 21, 382, in Seuff A. 44 Nr. 140; SächſA. 14, 498; 15, 324). 
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Das Urteil hat vielmehr dahin zu ergehen, daß die Verpflichtung der Beklagten 
zum weiteren Schadenserſatze feſtzuſtellen iſt. In dieſem Teil iſt die Entſchei⸗ 
dung kein Zwiſchenurteil W 8 304, ſondern Endurteil, Teilurteil i. S. des 
$ 301 ZPO. — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Okt. 1916. 50. 139/15. 
Ch. 


107. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des 
Scheidungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werdend 


Vgl. 60 Nr. 110; auch 71 Nr. 197 m. N. 
3PO. § 259; BGB. 8 1578. 


Die Frage, ob ein auf Grund des § 1578 BGB. erhobener Anſpruch 
während Beſtehens der Ehe, noch vor rechtskräftig ausgeſprochener Schei⸗ 
dung, erhoben werden könne, iſt mit dem Reichsgericht, gegen die Anſicht 
des Landgerichts, zu verneinen. 

In dem Urteil v. 5. Januar 1914 (Warneyer Rſpr. d. RG. 1914 Nr. 293) 
ſpricht der 4. Ziv.⸗Sen. des Reichsgerichts in klarer, jeden Zweifel ausſchließen⸗ 
der Weiſe aus, daß vor Scheidung der Ehe die klagebegründenden Tatſachen 
für den dem unſchuldigen Teil zuſtehenden Unterhaltsanſpruch nicht gegeben 
ſeien, und es daher rechtlich ausgeſchloſſen ſei, ſchon während Beſtehens der 
Ehe über einen etwaigen zukünftigen Unterhaltsanſpruch des Ehegatten aus 
8 1578 BGB. Entſcheidung zu treffen. Das Reichsgericht folgt mit dieſer, 
auch anderwärts vertretenen Anſicht, 

vgl. Staudinger BGB. § 1578 Nr. 6; Schmidt, BGB. von Hölder, Schollmeyer 

u. a. § 1578 Nr. 5b; Förſter⸗Kann ZPO. $ 259 Nr. 1 Abſ. 3; OLG. Celle 

und Stuttgart im Recht 1902, 435; 1911 Nr. 1154, | 
der Auslegung, die Stein (ZPO. 8 259 I) der Vorſchrift in $ 259 ZPO. gibt, 
wonach eine Klage aus dieſer Beſtimmung nur unter der Vorausſetzung zu⸗ 
läſſig iſt, daß der Anſpruch, wenn auch als befriſteter oder bedingter, bereits 
beſteht, d. h. daß die ihn begründenden Tatſachen bereits gegeben ſind. Das 
iſt aber bezüglich des Anſpruchs aus § 1578 BGB. nicht der Fall folange 
die Ehe beſteht. Denn ſein Entſtehen hat gerade zur Vorausſetzung, daß die 
Ehe rechtskräftig geſchieden iſt. 

Mit Unrecht ſucht das Landgericht gegen das oben erwähnte Urteil des 
Reichsgerichts ein früheres, in RGeEntſch. 58, 139 (Seuff A. 60 Nr. 110) ab⸗ 
gedrucktes Urteil desſelben Senats auszuſpielen. Dieſe letztere Entſcheidung 
betrifft nicht die Frage, ob eine Klage aus § 1578 BGB. zuläſſig ſei ſolange 
die Ehe beſtehe, ſondern die Frage, ob eine Tochter gegen ihren Vater nach 
$ 1620 BGB. auf Gewährung einer Ausſteuer klagen könne, bevor ihre in 
Ausſicht genommene Heirat geſchloſſen ſei. Dieſe Frage durfte unbedenklich 
bejaht werden. Denn hier liegt die den Anſpruch begründende Tatſache, näm⸗ 
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lich das zwiſchen Tochter und Vater durch die Verwandtſchaft begründete 
Rechtsverhältnis, ſchon vor, und der Anſpruch iſt nur noch davon bedingt, 
daß die Tochter ſich verheiratet (vgl. die Worte in § 1620: „im Falle ihrer 
Verheiratung“). Beim Unterhaltsanſpruch aus § 1578 BGB. aber find die 
Vorausſetzungen dafür während Beſtehens der Ehe nicht gegeben. Die ihn 
begründende Tatſache iſt vielmehr gerade die Wiederauflöſung der bisher 
beſtehenden Ehe. Erſt mit der Rechtskraft des die Scheidung ausſprechenden 
Urteils iſt die Grundlage für den Anſpruch aus § 1578 gegeben, der dann 
noch in der dort erſichtlichen Weiſe bedingt iſt („inſoweit zu gewähren, als“). 
Ein Widerſpruch zwiſchen den zwei Entſcheidungen des Reichsgerichts beſteht 
ſonach nicht, wenn auch die Begründung des Urteils in RGeEntſch. 58, 139 
vielleicht zu Zweifeln Anlaß geben mag. — Der Umſtand, daß zwiſchen den 
Parteien ein Scheidungsprozeß, und zwar ſchon in der Ber.⸗Inſtanz, anhängig 
iſt, ändert an der Unzuläſſigkeit der aus $ 1578 BGB. erhobenen Klage nichts. 
Auch in dem vom Reichsgericht am 5. Januar 1914 entſchiedenen Falle lagen 
die Parteien in Scheidung. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Juli 1916. W. w. W. — 

70. 82/16. ——. 


108. Darf der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Heraus⸗ 
gabe erwirkt hat, gegen den Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine 
neue Eigentumsklage erheben d 


Vgl. oben Nr. 59 m. N. 
ZPO. 88 325. 727. 731; BGB. 8 985. 


Nachdem die klagende Firma in einem vorangegangenen Prozeſſe die 
Verurteilung des damaligen Beklagten L. zur Herausgabe von Maſchinen, 
die ihr gehörten, rechtskräftig erſtritten hatte, erhob ſie die gleiche Klage auf 
Grund ihres Eigentums gegen die Firma Le., die während des früheren Pro- 
zeſſes die ſtreitigen Maſchinen von L. gekauft und übergeben erhalten hatte. 
— Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die Klägerin hatte ſchon vor Erhebung der vorliegenden Klage 
in dem gegen L. geführten Prozeſſe das rechtskräftige Urteil des Oberlandes⸗ 
gerichts N. erwirkt, wodurch auf Grund ihres Eigentums an jenen Gegen⸗ 
ſtänden der damalige Beklagte zu deren Herausgabe verurteilt worden iſt. 
Die Rechtskraft jenes Urteils wirkte auch gegen die verklagte Rechtsnachfol⸗ 
gerin L.s, falls dieſe im Zeitpunkt ihres Erwerbes hinſichtlich des Mangels 
im Rechte ihres Vorgängers oder auch nur in Anſehung der Rechtshängigkeit 
der gegen L. erhobenen Klage bösgläubig war ($ 325 ZPO.; vgl. RGeEntſch. 
79, 165, in Seuff A. 68 Nr. 29). Um die nach Maßgabe des § 325 ZPO. be⸗ 
gründete Geltung der Rechtskraft eines Urteils gegen den Rechtsnachfolger 
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der verurteilten Partei zur Verwirklichung zu bringen, ſind der obſiegenden 
Partei die beiden in $ 727 und § 731 bezeichneten Wege eröffnet. Daß die 
Klägerin im Beſitz einer die Nachfolge der Beklagten in die Rechtsſtellung 
L.s erweiſenden öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde und damit 
in der Lage geweſen wäre, von der Beſtimmung des § 727 Gebrauch zu machen, 
dafür iſt ein Anhalt nicht gegeben. Nichts hinderte aber die Klägerin, gemäß 
$ 731 zu verfahren und bei dem inſofern ausſchließlich zuſtändigen Landgericht 
in N. aus dem gegen L. erlaſſenen Urteil gegen die jetzige Beklagte Klage 
auf Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel zu erheben (vgl. JW. 1900, 15515). Dies 
war der Weg, auf den das Geſetz in ſehr beſtimmt gehaltener Faſſung die 
Klägerin hinwies. 

Der von ihr tatſächlich eingeſchlagene Weg der Erhebung einer neuen 
Eigentumsklage iſt weſentlich dem Fall gleichzuſtellen, daß ein Gläubiger 
nach und trotz Erwirkung einer den Schuldner verurteilenden rechtskräftigen 
Entſcheidung gegen dieſen von neuem mit der Klage aus dem materiellen 
Schuldgrunde vorgeht. Es iſt denkbar, daß der obſiegende Kläger begrün⸗ 
deten Anlaß hat, von den Mitteln, welche ihm das Zw.⸗Vollſtreckungsrecht 
der Prozeßordnung an die Hand gibt, abzuſehen und zu einem zweiten Pro⸗ 
zeſſe gegen den verurteilten Beklagten oder deſſen Rechtsnachfolger auf der 
Grundlage des urſprünglichen Tatbeſtandes zu ſchreiten. Die Motive zum 
1. Entw. des BGB. (1, 375/6) erwähnen das Beiſpiel, daß die Akten des 
erſten Prozeſſes durch Brand oder ſonſtige Unfälle verloren gegangen ſind. 
Immer aber handelt es ſich dann um Abweichungen vom regelmäßigen Ver⸗ 
fahren, um Ausnahmen von der Regel, die zuzulaſſen ſind, weil ſich aus den 
beſonderen Umſtänden des Falls ein berechtigtes Intereſſe der klagenden 
Partei an der Wahl des eingeſchlagenen Weges ergibt. Zweifelhaft mag 
ſein, ob das Gericht von Amts wegen zu Erörterungen und zur Entſcheidung 
über die Frage der Zuläſſigkeit der zweiten, auf den materiellen Tatbeſtand 
gegründeten Klage veranlaßt und befugt iſt. Dies kann hier auf ſich beruhen, 
da die Beklagte in den Vorinſtanzen auf den § 731 ZPO. hingewieſen und 
daraus einen Einwand gegen die Klage hergeleitet hat. 

Die Klägerin hat keinerlei beachtliche Gründe dafür beigebracht, warum 
ſie nicht das wider L. erwirkte Urteil zum weiteren Vorgehen gegen deſſen 
Rechtsnachfolgerin benutzte. — — — Die Zuläſſigkeit einer Klage nach $ 731 
gegen die Beklagte als Erwerberin der ſtreitigen Gegenſtände kann einem 
Zweifel nicht unterliegen. Irgendein berechtigtes Intereſſe, den von der 
Prozeßordnung gewieſenen Weg zu verlaſſen und gegen die Beklagte aus 
§ 985 BGB. zu klagen, wird für die Kägerin nicht erſichtlich. Anderſeits 
wird durch die Art des Vorgehens der Klägerin das beachtliche Intereſſe der 
Beklagten nachteilig berührt. Dies folgt ſchon daraus, daß jede Partei an 
Vermeidung unnötiger Geldaufwendungen intereſſiert iſt, in dem hier ge— 
wählten Verfahren des ordentlichen Prozeſſes aber höhere Gebührenſätze als 


109. Vollſtreckungsklauſel. 173 


im Verfahren nach $ 731 erwachſen ($ 26 Nr. 8 GKG.; § 20 Geb. O. f. R. A.). 
Außerdem würde, wenn die Klägerin in dieſem Rechtsſtreit obſiegt, der Be⸗ 
klagten die Gefahr drohen, daß nicht nur das neue, ſondern auch das gegen 
ihren Rechtsvorgänger erwirkte Urteil als Titel zu Vollſtr.⸗Angriffen wider 
ſie benutzt werden könnte. | 
Iſt ſonach ein berechtigtes, ſchutzwürdiges Intereſſe nicht auf Seite der 
Klägerin, ſondern auf Seite der Beklagten anzuerkennen, ſo muß die vor⸗ 
liegende, vom regelrechten Wege abweichende Klage der Abweiſung unter⸗ 
liegen; 
vgl. auch RGEntſch. 16, 435, in SeuffA. 42 Nr. 258; 35, 359; 39, 5; 46, 306; 
JW. 1891, 31015. 
Gegenſtandlos iſt der Hinweis der Reviſion auf die Statthaftigkeit der Wahl 
zwiſchen verſchiedenen Klagegründen, namentlich zwiſchen einem Grunde all- 
gemeiner und einem Grunde beſonderer Natur. Hier handelt es ſich nicht 
um eine ſolche Auswahl, ſondern darum, ob die Klägerin rechtlichen Anlaß 
hatte, von dem ihr durch die Prozeßordnung gewieſenen Wege abzugehen 
Ebenſowenig trifft das noch vorgetragene Bedenken zu, die neue Eigentums⸗ 
klage bringe die Gefahr mit ſich, daß das im Vorprozeſſe feſtgeſtellte Eigen- 
tum im gegenwärtigen Rechtsſtreit verneint werden könnte, es ſei aber nicht 
Aufgabe des Gerichts, der Klägerin gegen deren eigenen Willen eine Für⸗ 
ſorge angedeihen zu laſſen. Der hier angedeutete Geſichtspunkt, die Klägerin 
gegen eine Prozeßgefahr zu ſchützen, iſt für die Klagabweiſung nicht maß⸗ 
gebend geweſen. Im übrigen iſt auch nicht anzunehmen, daß die Stellung 
der Klägerin bei ſachlicher Durchführung der Eigentumsklage ſchwieriger als 
im Falle einer Klage nach § 731 ZPO. wäre. Zur Erörterung der Umſtände, 
auf die es ſachlich ausſchlaggebend ankommt, nämlich der nicht mehr ſtreitigen 
Identität der der Klägerin im Prozeſſe gegen L. zugeſprochenen Gegen⸗ 
ſtände mit den von L. an die Beklagte veräußerten Sachen und der Frage 
einer Bösgläubigkeit der Beklagten im weiter oben angedeuteten Sinne 
bieten beide Arten von Prozeßverfahren in gleicher Weiſe Raum. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 26. Mai 1916. S. (Kl.) w. L. 
(OLG. Dresden). VII. 84/16. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 67 S. 267. 


109. Verurteilung Fug um Sug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung iſt 
eine Anordnung des Dorſitzenden nicht erforderlich. | 
ZPO. § 726. 730. 


Die Kläger hatten der Beklagten den Neubau eines Landhauſes auf einem 
ihnen gehörigen Grundſtück in E. übertragen und mit ihr vereinbart, daß alle 
etwaigen Streitigkeiten aus dieſem Bauvertrag endgültig durch ein Schieds⸗ 
gericht geſchlichtet werden ſollten. Nach Fertigſtellung des Baues verweigerten 
die Kläger deſſen Abnahme, weil er mit Mängeln behaftet ſei. Durch Schieds⸗ 
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ſpruch v. 20. Nov. 1914 wurde die Beklagte ſchuldig erkannt „an die Kläger 
gegen Rückverbriefung der Villa in E. auf Koſten der Beklagten 30300 .# 
nebſt 4% Zinſen ſeit 1. Aug. 1914 zu bezahlen“. Das Landgericht erklärte 
die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch für zuläſſig, wies die auf Auf⸗ 
hebung des Schiedsſpruchs gerichtete Widerklage ab und erklärte das Urteil 
gegen Sicherheitsleiſtung in Höhe von 50000 #4 für vorläufig vollſtreckbar. 
Die von der Beklagten eingelegten Rechtsmittel waren ohne Erfolg. 

Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts hatte alsbald nach Erlaſſung des 
landgerichtlichen Urteils den Klägern eine Ausfertigung zum Zweck der Zw. 
Vollſtreckung erteilt und dabei auf die Anordnung der Sicherheitsleiſtung 
hingewieſen. Gegen die Zuläſſigkeit dieſer Vollſtr.⸗Klauſel erhob die Beklagte 
Einwendungen, weil ſie nach 88 730. 726 Abſ. 1 ZPO. nur auf Anordnung des 
Vorſitzenden habe erteilt werden dürfen. Die Einwendungen wurden vom 
Landgericht koſtenfällig zurückgewieſen. Die von der Beklagten gegen den 
landgerichtlichen Beſchluß eingelegte Beſchwerde iſt nicht, wie ſie meint, die 
ſofortige, ſondern die einfache Beſchwerde nach 8 567 ZPO., weil die Erteilung 
der Vollſtr.⸗Klauſel die Zw.⸗Vollſtreckung erſt vorbereitet und noch nicht einen 
Teil des Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahrens bildet, fo daß § 793 ZPO. nicht anmwend- 
bar iſt. Begründet iſt das Rechtsmittel nicht. 

Bei dem hier in Frage ſtehenden Teil des Schiedsſpruchs handelt es fi) . 
um die Verurteilung der Beklagten zu einer Leiſtung Zug um Zug gegen eine 
Leiſtung der Kläger. Das ergibt ſich mit aller Deutlichkeit aus der Faſſung 
des Schiedsſpruchs und wird durch die Gründe desſelben beſtätigt. Der 
rechtliche Vorgang iſt der Durchführung der vollzogenen Wandelung ($ 467 
BGB.) oder des Rücktritts von einem Vertrage (§8 346. 348 BGB.) zu der- 
gleichen. Die „Leiſtung“ der Beklagten iſt hier die Zahlung, zu der ſie ver— 
urteilt iſt. Die „Leiſtung“ der Kläger beſteht nicht, wie die Beſchwerde meint, 
im Abſchluß eines Kaufvertrags, ſondern in der vom Schiedsſpruch nicht ganz 
zutreffend als „Rückverbriefung“ bezeichneten Übertragung des Eigentums 
an Grundſtück und Haus auf die Beklagte gemäß 88 873. 925 BGB. Der 
Begriff der Leiſtung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ſie eine Mitwirkung 
der Gegenpartei erfordert und ſelbſt wieder ausſchließlich oder zum Teil, 
wie bei der Einigung nach 88 873. 925 BGB., in einem Vertrage beſteht. 

Iſt der Beklagte wie hier zu einer Leiſtung Zug um Zug verurteilt, ſo 
braucht der Gläubiger nach 8 726 Abſ. 2 ZPO., um die Vollſtr.-Klauſel zu 
erlangen, in der Regel nicht zu beweiſen, daß der Schuldner die ihm gebührende 
Leiſtung erhalten habe oder ſich im Annahmeverzug befinde. Um den Gläubiger 
nicht zur Vorleiſtung zu nötigen, wird die Vollſtr.-Klauſel ohne weiteres er— 
teilt (Gaupp-Stein Bem. III zu § 726 ZPO.). Eine Anordnung des Vor— 
ſitzenden iſt, wie ſich aus 8 730 Abſ. 1 3 PO. ergibt, in dieſen Fällen zur Erteilung 
der Vollſtr.-Klauſel nicht erforderlich. Den Beweis der Leiſtung oder des 
Annahmeverzugs hat der Gläubiger erſt bei Beginn der Zw. Vollſtreckung 
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zu führen (§ 756 ZPO.). Die Anwendbarkeit des § 726 Abſ. 2 ZPO. erfährt 
allerdings — mit Rückſicht auf 8894 ZPO. — eine Einſchränkung dann, 
wenn die dem Schuldner obliegende Leiſtung in der Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung beſteht. Das iſt aber hier nicht der Fall. Denn die dem Schuldner 
obliegende Leiſtung i. S. des § 726 Abſ. 2 ZPO. iſt diejenige, zu der er ver⸗ 
urteilt iſt, hier alſo die Zahlung der 30300 %, nicht etwa die Mitwirkung des 
Schuldners bei der Leiſtung des Gläubigers an ihn. 

Mit Recht hat daher das Landgericht den Einwendungen der Beklagten 
nicht ſtattgegeben. 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 23. Juni 1916. P. w. H. & L. 
Beſchw.⸗Reg. 11/16. F—z. 


110. Strenge Anforderungen an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung 
inkongruenter Deckungsgeſchäfte. 


Vgl. 67 Nr. 129 m. N. 
KO. $ 302. 


Der Müller P. hatte ſeit längerer Zeit von der verklagten Firma Waren 
gegen 30 Tage Ziel bezogen. Wegen 1280 , die im April 1914 fällig waren, 
erbat P. Stundung, die ihm gegen Hergabe eines Akzepts auf den 27. Mai 
1914 gewährt wurde. Das Akzept löſte er nicht ein. Am Fälligkeitstage ſuchte 
ihn Pl., der Prokuriſt der verklagten Firma, auf und ließ ſich Forderungen 
im Geſamtbetrage von 1552,85 % abtreten. Daraus ſollte nicht nur die fällige 
Warenſchuld gedeckt werden, ſondern noch 100 % Entſchädigung, die P. der 
Beklagten zuſagte für Aufhebung eines noch laufenden Schluſſes für Gerſte. 
Am 20. Juni 1914 ſtellte P. Antrag auf Konk.-Eröffnung gegen ſich. Der 
Konk.⸗Verwalter focht die Abtretung auf Grund § 30 Nr. 2 KO. mit Erfolg 
an. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — IJſt ſonach die Zahlungseinſtellung für den Zeitpunkt, in dem 
die Beklagte das inkongruente Deckungsgeſchäft durch ihren Prokuriſten ab— 
ſchließen ließ, erwieſen, ſo hat ſie, um die Anfechtung zu entkräften, zu be— 
weiſen, daß ihrem Vertreter weder die Zahlungseinſtellung noch eine Be— 
günſtigungsabſicht P.s bekannt war. In beiden Richtungen iſt der Beweis, 
an den bei der Gefährlichkeit inkongruenter Deckungsgeſchäfte ſtrenge An— 
forderungen geſtellt werden müſſen, nicht erbracht. Wenn ein Kaufmann 
eine Kaufpreisforderung bereits einmal hat ſtunden müſſen und dann der 
über die geſtundete Schuld ausgeſtellte Wechſel nicht eingelöſt wird, ſo muß 
er mit der nahen Möglichkeit rechnen, daß dieſe Nichteinlöſung auf einer Zah— 
lungseinſtellung des Schuldners beruht, und iſt darlegungspflichtig für die 
Umſtände, die ihm die Überzeugung verſchafft haben, daß gleichwohl in dieſem 
beſonderen Fall eine Zahlungseinſtellung nicht vorlag. Dazu genügt nicht 
die Anſtellung irgendwelcher Nachfragen beim Schuldner und oberflächlicher 
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andrer Erkundigungen; der Gläubiger muß vielmehr jo ernſtliche Bemühungen 
dartun, ſich über die Lage des Schuldners Klarheit zu verſchaffen, wie man 
billigerweiſe von einem redlichen, ſorgfältigen Kaufmann verlangen kann, 
der ſich die nahe Möglichkeit vor Augen hält, daß der Schuldner ſeine Zahlungen 
eingeſtellt habe. Hier hat ſich Pl. darauf beſchränkt, den Schuldner zu fragen: 
Es liegen doch keine Klagen oder Pfändungen gegen Sie vor?“ und ſich bei 
der verneinenden Antwort beruhigt. Nachher hat er den Mandatar W., den 
er mit der Einziehung der abgetretenen Forderungen beauftragen wollte, 
gefragt, wie es mit P. ſtehe und die Antwort bekommen, ſoviel dem W. be⸗ 
kannt, liefen keine Klagen und Pfändungen, wie es auswärts ausſehe, wiſſe 
er nicht. Mit dieſen Erkundigungen hat Pl. ſich begnügt, naheliegende und 
ihm, da er doch gerade wegen des Ausbleibens der Wechſelſumme an den 
Wohnort des Schuldners gereiſt war, leicht mögliche gründlichere Nachfragen 
hat er unterlaſſen. Die näheren Umſtände, warum P. die bereits einmal 
geſtundete Schuld wiederum nicht bezahlen könne, hat er ſich nicht von dem 
Schuldner darlegen laſſen, ſich nicht unterrichtet, ob er nicht mit der Abtretung 
alle Aktiven erhielt, die P. noch hatte, ſich jeder Frage, ob das Inventar oder 
das noch vorhandene Warenlager nicht verſchrieben ſei, ob nicht noch andre 
Wechſel unbezahlt geblieben, ob kürzlich Sicherheitshypotheken beſtellt ſeien, 
enthalten, den P. nicht veranlaßt, ihm aus ſeinen Büchern ſeine Lage klar⸗ 
zuſtellen, ſich nicht ermächtigen laſſen, bei der ihm bekannten Bank, mit der 
P. in Verbindung ſtand, zu erkundigen. Das ſind alles Umſtände, die den 
Verdacht begründen können, daß Pl. die Verhältniſſe des P. kannte und es 
abſichtlich unterließ, eingehendere Fragen zu ſtellen. Wenn dieſe Umſtände 
auch zu dem Beweiſe der Kenntnis von der Zahlungseinſtellung nicht aus⸗ 
reichen möchten, ſo ſtehen ſie doch dem von der Beklagten zu erbringenden 
Beweiſe der Nichtkenntnis entgegen. — — —“ 


Urteil, des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 18. Okt. 1916. P. Konk. (Kl.) 
w. Pl. Bf. V. 54/16. | Nö. 


J. Bürgerliches Recht. 


111. Eigenhändige Namensunterſchrift im Sinne von Verſicherungs⸗ 
bedingungen. 
Vgl. 60 Nr. 93 m. N.; 62 Nr. 52. 
BGB. 88 126, 127. 


Daß der Ehemann der Klägerin durch einen Unfall mit tödlichem Aus⸗ 
gang i. S. der (Abonnenten) Verſ.⸗Bedingungen ums Leben gekommen iſt, geht 
aus der Akte der Berufsgenoſſenſchaft hervor. Auch die Berechtigung der Klägerin 
zur Einklagung der Verſicherungsſumme kann nicht bezweifelt werden. Es 
kommt demnach lediglich an auf die Auslegung der Worte „eigenhändig mit 
ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen“ in dem in Betracht kommenden Para⸗ 
graphen der Verſich.⸗Bedingungen, deſſen genaue Beobachtung nach Ausführung 
der Beklagten die Vorbedingung für den Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme ſein ſoll. Das Ber.⸗Gericht tritt ungeachtet der gegenteiligen Aus⸗ 
führung der Ber.⸗Klägerin der Begründung des Landgerichts bei. 

Der Vorderrichter nimmt zutreffend Bezug auf die bekannte Entſcheidung 
der verein. Zivilſenate des Reichsgerichts in Entſch. 74, 69 —76, betr. die Er⸗ 
forderniſſe der in $ 126 BGB. erörterten Schriftform, die nach $ 127 im Zweifel 
auch bei Verträgen zu gelten haben, und ſchon auf Grund deſſen ließe ſich die 
Aufrechterhaltung des Vorderurteils rechtfertigen. Es kommt aber auch ab⸗ 
geſehen hiervon bei der Beurteilung der Frage, was die Parteien unter den 
obigen Worten verſtanden haben oder in welchem Sinne der verſtorbene 
Ehemann der Klägerin jene Worte auffaſſen durfte, weſentlich in Betracht, 
welcher Bevölkerungsklaſſe dieſer angehörte und für welche Schichten der 
Bevölkerung das von der Beklagten herausgegebene Blatt beſtimmt iſt. Es 
zeigt nun ſchon der geringe Abonnementsbetrag von nur 50 Pf. monatlich, 
daß das Blatt weſentlich für die niederen, meiſt ungebildeten oder halbgebildeten 
Kreiſe, und zwar insbeſondere für die handarbeitende Klaſſe beſtimmt iſt, 
der auch der verſtorbene Ehemann der Klägerin angehörte. Erfahrunggemäß 

pflegt in dieſen Bevölkerungsſchichten der Mann wenig gewandt mit der Feder 

zu ſein; es iſt hier deshalb etwas durchaus gewöhnliches, . 5 oe 
Geufferts Archiv Bb. 78. 8. Bolge Bb. 17 Heft o. 
By 
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jtüden, welche an ſich der Mann zu unterjchreiben hat, die Frau in feinem 
Einverſtändnis mit ſeinem Namen unterſchreibt. Hierin erblickt der Verkehr 
in dieſen Bevölkerungsſchichten nichts unrechtes, zumal ja auch oft der auf 
Arbeit außer Haus befindliche Ehemann garnicht in der Lage iſt, ſelber ſtets 
ſofort perſönlich zur Feder zu greifen. Wenn nun die Beklagte, welche ihre 
Abonnenten vorzugsweiſe in dieſen Kreiſen ſucht, die Vorſchrift aufſtellt: 
„Die Quittung iſt vom Abonnenten ſofort nach Empfang eigenhändig mit 
ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen“, ſo konnte ſie nicht vorausſetzen, daß 
in allen Fällen jeder Arbeiter ſofort nach Abgabe der Quittung perſönlich mit 
eigener Hand ſeinen Namen auf das Papier ſetzen werde, ſie mußte vielmehr 
als verſtändiger Menſch damit rechnen, daß in ſehr vielen Fällen dieſe Unter⸗ 
ſchrift von der Hand der Frau geleiſtet werden würde. Mußte man letzteres 
aber als etwas Selbſtverſtändliches annehmen, ſo brauchte auch der Abonnent 
das Gebot der Eigenhändigkeit nicht dahin zu verſtehen, daß er ſtets perſönlich 
mit eigener Hand zur Feder greifen müſſe, durfte vielmehr davon ausgehen, 
daß es einerlei ſei, ob er perſönlich den Namenszug auf die Quittung ſetze 
oder ob dies ſeitens der Frau geſchehe. Es läßt ſich demnach nicht ſagen, 
daß hier dem wahren Sinne der obigen Vorſchrift zuwider gehandelt ſei, 
deshalb war auch aus dieſem Grunde das Vorderurteil zu beſtätigen. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 14. Febr. 1917. D. w. E. 5 
Bf. I. 252/16. No. 


112. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen 
Anſpruch auf Herausgabe von Sinsſcheinen, wenn der Kurswert 
. iſt und er die Sicherheit nicht erhöht. 

Vgl. 70 Nr. 68. 
BGB. 85 240. 1296; ZPO. 5 109. 

Der Kläger, der durch Urteil des Landgerichts zu L. v. 11. Okt. 1912 
zur Bezahlung von & 9500 mit Zinſen an den jetzigen Beklagten verurteilt 
worden war, hatte gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt, über die noch nicht 
entſchieden war, und nach Vereinbarung mit dem Beklagten zur Abwendung 
der Zw.⸗Vollſtreckung fünf Pfandbriefe der preuß. Hyp.⸗Aktienbank je zu 
2000. mit Erneuerungs⸗ und Zinsſcheinen beim Vertreter des Beklagten 
hinterlegt. Da der Beklagte die Herausgabe der vier inzwiſchen fällig ge⸗ 
wordenen Zinsſcheine verweigerte, klagte der Kläger auf deren Herausgabe. 
Der Beklagte machte u. a. geltend, daß die hinterlegten Wertpapiere infolge 
des Krieges entwertet ſeien und daß er deshalb eine Erhöhung der Sicherheit 
verlangen könne. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: 

„An den vom Kläger hinterlegten Wertpapieren hat, da ihre Hinterlegung 
nach dem Willen der Parteien einer Hinterlegung bei einer gerichtlichen Hinter- 
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legungsſtelle in Anſehung der auf ſie anzuwendenden geſetzlichen Beſtimmungen 
gleichſtehen ſoll, der Beklagte ein Pfandrecht erworben ($ 233 BGB.), das 
ſich auch auf die hinterlegten Zinsſcheine erſtreckt (§ 1296 Satz 1 BGB.). 
Der Kläger kann die Herausgabe der Zinsſcheine verlangen, ſoweit ſie vor 
dem Eintritt der Vorausſetzungen des $ 1228 Abſ. 2 BGB. (Fälligkeit der ge⸗ 
ſicherten Forderung) fällig werden (§ 1296 Abſ. 2 BGB.). Der Kläger be- 
hauptet zwar, daß die geſicherte Forderung noch nicht fällig ſei. — — — In⸗ 
deſſen kann das dahingeſtellt bleiben, da die Annahme des Landgerichts zu⸗ 
treffend iſt, daß der Kläger mit ſeinem Verlangen auf Herausgabe der Zins⸗ 
ſcheine wider Treu und Glauben verſtößt, weil der Beklagte die Ergänzung der 
ohne ſein Verſchulden unzureichend gewordenen Sicherheit verlangen kann 
und verlangt ($ 240 BGB.). 

Daß die Wertpapiere allein für ausreichend erachtet worden ſeien, um 
wegen eines Betrages von 9500. als Sicherheit zu dienen, iſt nicht richtig. 
Da die Zinsſcheine für den 1. Oktober 1913 und die ſpäteren Zinstermine 
bei der Hinterlegung mit übergeben worden ſind, läßt ſich nur ſagen, daß die 


Wertpapiere mit den Zinsſcheinen als zu dem erwähnten Zweck ausreichend 


erachtet worden ſeien. Die Wertpapiere haben zur Zeit der Hinterlegung 
unſtreitig einen Kurswert von 98 gehabt. Nach der eigenen Angabe des Klägers 
waren ſie ſchon zur Zeit der letzten Notierung v. 24. Juli 1914 im Kurswerte 
geſunken (der Kursſtand war damals 96). Die Forderung des Beklagten iſt 
aber außerdem um den Betrag der ſeit der Hinterlegung erwachſenen Zinſen, 
für die die Sicherheit mit haftet, erhöht, und dieſe Zinſen betragen mehr als 
der Wert der vom Kläger beanſpruchten Zinsſcheine. Dazu kommt, daß auch 
der Kurswert der Wertpapiere, wie ohne weiteres anzunehmen iſt, infolge des 
Kriegszuſtandes geſunken iſt. — — — Es würde auch, wenn man den vollen 
Kurswert, den die Wertpapiere zur Zeit der Hinterlegung oder am 25. Juli 1914 
hatten, zugrunde legt, die Forderung des Beklagten nebſt den bisher ent⸗ 
ſtandenen Zinſen durch die hinterlegten Wertpapiere zuzüglich des Wertes der 
vom Kläger beanſpruchten Zinsſcheine nicht zum vollen Betrage geſichert ſein. 
Das Verlangen des Beklagten auf Ergänzung der Sicherheit iſt ſonach 
gerechtfertigt; da der Kläger die Sicherheit nicht ergänzen will und nicht er⸗ 
gänzt hat, iſt der Beklagte berechtigt, die Herausgabe der geforderten Zins⸗ 
ſcheine zu verweigern ($ 273 BGB.). Dazu würde er auch dann berechtigt 
ſein, wenn anzunehmen wäre, daß bei der Hinterlegung von Wertpapieren 
die Zinsſcheine nur um deswillen mit zu hinterlegen ſind, weil es ihrer zur 
Verkaufsfähigkeit der Papiere bedarf, und ihre Hinterlegung nicht den Zweck 
verfolgt, die zu leiſtende Sicherheit über den Wert der Papiere zu erhöhen 
(vgl. Ann. des OLG. Dresden 28, 160).“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. sn v. 11. Okt. N F. w. Gr. 50. 
98/15. F—ch. 
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113. Unmöglichkeit der Herausgabe wenn die Sache abhanden ge- 
kommen iſtd Beweislaſt. 
Vgl. 36 Nr. 111. 
BGB. 8 275. 

Daß der Beklagte an ſich verpflichtet iſt, die Strazze ſeines von ihm an 
die Klägerin verkauften, in Brambach betriebenen Mineralwaſſergeſchäfts 
der Klägerin herauszugeben, iſt außer Zweifel. Denn die Strazze gehört zu 
den Geſchäftsbüchern, und deren Herausgabe iſt in $4 des Kaufvertrags 
ausdrücklich ausbedungen. 

Wenn ſich der Beklagte ſeiner Herausgabepflicht dadurch zu entziehen 
ſucht, daß er behauptet, die Herausgabe ſei objektiv unmöglich, ſo muß er den 
Eintritt der Unmöglichkeit als rechtsvernichtenden Umſtand voll beweiſen; 
die Leiſtung hat inſoweit als möglich zu gelten wie nicht ihre Unmöglichkeit 
feſtſteht; 

Planck BGB.“, Vorbem. zu 58 275 ff. II 2; Oertmann Schuldverh. 5 275 4a; Coſack 

B. R.s 5 99 II, 3. 

Eine ſolche Unmöglichkeit wird noch nicht dadurch dar getan, daß der Be⸗ 
klagte den Nachweis erbringt, das Buch ſei ihm abhanden gekommen. Denn 
das Buch kann wieder in ſeinen Beſitz gelangen; er kann den Dritten aus⸗ 
findig machen, der es hat ꝛc. (vgl. Planck a. a. O. S. 205, 2a). Deshalb ge⸗ 
nügt es noch nicht, wenn der Beklagte beweiſt, daß ihm die Strazze auf ſeinem 
Umzug von Br. nach Gr. verloren gegangen ſei. Er müßte weiterhin den 
Nachweis führen, daß die Strazze infolge des Verluſtes vernichtet, oder doch 
zum mindeſten, daß ſie für ihn unauffindbar und nicht wieder beſchaffbar ſei. 
Hieran aber fehlt es. | 

Selbſt wenn man der unbeeidigten Ausſage der Frau des Beklagten 
vollen Glauben beimeſſen wollte, würde daraus doch nichts weiter folgen, 
als daß der Beklagte ihr erzählt hat, er habe die Geſchäftsbücher mit dem 
übrigen Geſchäftsinventar in den EBWagen nach Gr. verladen laſſen, daß 
er ſpäter darüber geklagt hat, die Bücher ſeien abhanden gekommen, und daß 
er ſich zu Hauſe wiederholt bemüht hat, die Bücher zu fin den. Daß er ſich 
nach dem Verbleiben des Bücherpakets bei der Eiſenbahn oder bei den mit dem 
Transport beſchäftigten Perſonen erkundigt habe, kann die Zeugin nicht 
ſagen. Nicht das geringſte hat der Beklagte in der Richtung vorzubringen 
vermocht, welche ernſtlichen Schritte er etwa zur Wiedererlangung der Bücher 
gemacht, in welcher Weiſe er bei der Eiſenbahnverwaltung und dem mit ſeinem 
Umzug beauftragten Spediteur vorſtellig geworden, ob er den Transport, 
insbeſondere die Bücher verſichert hatte und wie ſich die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft ſeinen Anſprüchen gegenüber verhalten hat. Bei dem großen Wert, 
den der Beklagte ſelbſt auf die Bücher legte, und bei der Verpflichtung zur 
Herausgabe, die ihm der Klägerin gegenüber oblag, wäre eine Verſicherung 
- gegen Verluſt beim Umzug wohl am Platze geweſen. Erſt wenn dargetan 
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wäre, daß all die vorgedachten Bemühungen erfolglos geweſen und nach 
menſchlichem Ermeſſen jede Möglichkeit als ausgeſchloſſen zu erachten wäre, 
daß die Strazze wieder zum Vorſchein käme, könnte von einer Unmöglichkeit 
der Leiſtung i. S. von § 275 BGB. geſprochen werden. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 21. Nov. 1916. Br. Spr. w. M. 
70. 325/13. —e— 


114. Bei Setzung einer Nachfriſt muß klar zum Ausdruck 
kommen, daß ſonſt die Erfüllung abgelehnt und Schadenerſatz 
gefordert wird. 

BGB. $ 326. 

Die Beklagten haben auch in dieſer Inſtanz geltend gemacht, ſie hätten 
der Klägerin zur Erfüllung eine Nachfriſt gemäß § 326 BGB. geſetzt und 
wären nach fruchtloſem Ablauf derſelben mit Recht vom Vertrage zurückge⸗ 
treten. 

In Übereinſtimmung mit dem Landgericht kann weder in dem der Klägerin 
überſandten Telegramm noch in dem dies beſtätigenden Schreiben v. 3. März 
1915 eine nach § 326 BGB. ausreichende Nachfriſtſetzung erblickt werden. 
Es iſt in der Rechtſprechung und Rechtswiſſenſchaft allgememn anerkannt, 
daß nach § 326 BGB. der Gläubiger mit der Friſtſetzung die Androhung der 
Ablehnung der Erfüllung nach Ablauf der Friſt deutlich zum Ausdruck bringen 
muß. Eine Friſtſetzung ohne gleichzeitige Ablehnungserklärung kann nie die 
Wirkungen des § 326 nach ſich ziehen. Dieſe Auffaſſung entſpricht dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes, das die Ablehnungserklärung ausdrücklich dem Gläubiger 
zur Pflicht macht. Auch das Reichsgericht hat in wiederholten Entſche idungen 
dieſen Standpunkt gebilligt. In feiner in JW. 1910, 12 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung hat das Reichsgericht ausgeſprochen, daß im Intereſſe der Sicherheit 
des Verkehrs von einem Gläubiger, der ſich die in $ 326 BGB. beſtimmten 
Folgen des Rechts zum Rücktritt vom Vertrage oder auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung ſichern will, verlangt werden muß, daß er eine dem § 326 ent- 
ſprechende klare Rechtslage ſchafft, indem er ſeine Entſchließung, daß er die 
Annahme der Erfüllung ablehne und Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
fordere, in beſtimmter endgültiger Weiſe dem Vertragsgegner erklärt. Eine 
die Androhung der Ablehnung der Erfüllung nicht enthaltende Erklärung würde 
eine Rechtslage ſchaffen, die es dem Käufer ermöglichte, bei ſteigender Kon⸗ 
junktur Erfüllung, bei fallender Konjunktur Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, alſo auf Koſten des Verkäufers zu ſpekulieren. 

Angeſichts dieſer klaren Rechtslage berufen ſich die Beklagten ohne Erfolg 
darauf, daß im kaufmänniſchen Verkehr eine Nachfriſtſetzung, wie fie in dem 
Telegramm enthalten ſei, als eine ſolche die Wirkungen des § 326 auslöſende 
ange ſehen würde, auch wenn mit ihr die Erklärung nicht verbunden ſei, nach 
Ablauf der Friſt die Erfüllung ablehnen zu wollen. Selbſt, wenn eine ſolche 
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Auffaſſung in kaufmänniſchen Kreiſen herrſchte, würde ſie nicht geeignet ſein, 
angeſichts der in § 326 enthaltenen Beſtimmung die Androhungserklärung 
entbehrlich zu machen. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 15. Jan. 1917. Stralſ. Zucker⸗ 
fabr. w. E. & Z. Bf. V. 275/16. Nö. 


115. Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Friſt. 
Vgl. 71 Nr. 224 m. N.; 72 Nr. 5. 
BGB. $ 346. 

Die Kriegsklauſel in $1 des Schlußſcheins iſt richtig nicht als auflöſende 
Bedingung zu verſtehen, ſondern gewährt der Verkäuferin lediglich ein ver⸗ 
tragliches Rücktrittsrecht. Ob am 1. Auguſt bereits der Kriegsfall i. S. der 
Klauſel eingetreten war, kann dahinſtehen. Die Kriegsklauſel iſt als tief 
einſchneidende, die Intereſſen des Käufers ſehr ſtark berührende Vertrags⸗ 
beſtimmung mit beſonders ſorgfältiger Berückſichtigung der Grundſätze von 
Treu und Glauben im Verkehr auszulegen und anzuwenden. Es darf von 
ihr nur ſo Gebrauch gemacht werden, daß keine billige Rückſicht auf die Inter⸗ 
eſſen des Käufers außer acht gelaſſen wird. Da der Käufer ſtets ſeine eigenen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen im Hinblick auf den abgeſchloſſenen Kauf ge⸗ 
troffen haben wird, ſo muß er, wenn auch nicht unverzüglich (RG. im Recht 
1916 143288), jo doch, ſobald der Verkäufer die Verhältniſſe einigermaßen über⸗ 
blicken kann, darüber Gewißheit erhalten, ob der Verkäufer glaubt, einen 
Rücktritt vom Vertrage auf den Krieg ſtützen zu können und ob er gewillt iſt, von 
einem ſolchen Rechte Gebrauch zu machen. Hat der Verkäufer ſeine Nicht⸗ 
lieferung auf andre Gründe, vorliegend auf die Beſchlagnahme, geſtützt und 
dadurch den Käufer veranlaßt, ſein weiteres Verhalten gerade hierauf einzu⸗ 
ſtellen, wo eine ſpätere Lieferung nach Aufhebung der Beſchlagnahme nicht 
ausgeſchloſſen erſchien, und kommt er nach monatelangem Schriftwechſel 
und Verhandlungen allererſt im Prozeſſe mit einer Berufung auf die Kriegs⸗ 
klauſel hervor, ſo kann ihm eine ſolche Verteidigung mit Rückſicht auf Treu und 
Glauben im Verkehr nicht mehr verſtattet werden. | 

Dieſe Auffaſſung der Klauſel entſpricht auch durchaus der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung, wie ſie ſich in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen 
hat. Es mag genügen, auf die Urteile des OLG. Braunſchweig v. 18. Juni 1915 
in OL GRſpr. 31, 183, des KG. Berlin v. 21. März 1916 ebendort 32, 312 
(wo es ſich um eine faſt genau gleiche Verzögerung in der Geltendmachung 
der Klauſel handelte), des Hanſeat. OLG. 4. Sen. v. 14. Juli 1916 in HanſGzZ. 
1916 Nr. 123; des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 29. Febr. 1916 in JW. 1916, 
829 zu verweiſen. Von gleichen Grundſätzen geht auch der 3. Senat dieſes 
Gerichts in OL GRſpr. 31, 362 aus. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 16. Jan. 1917. L. (Kl.) w. M. 

Bf. II. 229/15. B. 
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116. Derftärfende Schuldübernahme oder Bürgſchaftd 
Vgl. 62 Nr. 178 m. N.; 63 Nr. 219; 67 Nr. 141. 

Der Sohn der Beklagten ſchuldete dem Kläger 1000 / Wechſelſumme 
mit 6% Zinſen daraus ſeit dem 13. Mai 1913. Der Kläger behauptete, die 
Beklagte habe im November 1913 oder um dieſe Zeit, da ihr Sohn den 
Wechſel bei Verfall nicht eingelöſt hatte und ihm Klage angedroht war, die 
Schuld übernommen und ſich verpflichtet, ſie in Hauptſache und Zinſen bis 
ſpäteſtens Ende Juni 1914 an den Kläger zu bezahlen. Er beantragte, die 
Beklagte zur Zahlung von 1000 / nebſt den Zinſen zu verurteilen. Die Be⸗ 
klagte beſtritt die Schuldübernahme. — In 1. Inſtanz wurde die Klage ab⸗ 
gewieſen; in 2. Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt. Aus den Gründen: 

„Durch die Ausſage des Zeugen B. erachtet das Ber.⸗Gericht als er⸗ 
wieſen, daß die Beklagte dem Kläger im November 1913 verſprochen hat, 
bis Ende Juni 1914 ihm die Schuld ihres Sohnes zu bezahlen. Das Ver⸗ 
ſprechen ſtellt ſich rechtlich als Schuldmitübernahme — Schuldbeitritt, kumu⸗ 
lative Schuldübernahme — dar; | 

Staudinger /s Vorbem. 3 vor $ 414, Bem. 4a zu $ 766; Planck“ Vorbem. 2a vor $ 414; 

Seuff Bl. 68, 365; 70, 157; 74, 46; Zeitſchr. f. Rechtspflege in Bayern 6 (Jahrg. 

1910), 125 und die an dieſen Stellen weiter aufgeführten Schriftſteller und Entſchei⸗ 

dungen. 

Die Anſchauung des Landgerichts, daß in dem Verſprechen nur eine Bürg⸗ 
ſchaftserklärung zu erblicken wäre, die mangels der ſchriftlichen Form der 
Gültigkeit entbehrte, kann nicht für zutreffend erachtet werden. Der Be⸗ 
klagten war es nicht darum zu tun, nur dafür einzuſtehen, daß ihr Sohn ſeine 
Verbindlichkeit erfüllen werde. Sie kann nicht mehr gehofft haben, daß ihr 
Sohn die Schuld noch bezahlen werde. Es ſtand ſchon feſt, daß er ſeine längſt 
fällige Verpflichtung nicht erfüllt hatte und nicht erfüllen konnte. Der Kläger 
bat nun die Beklagte um die Tilgung der fremden Schuld, und ſie ſagte dieſe 
für einen beſtimmten Zeitpunkt zu. Dieſe Umſtände beweiſen den Willen 
der Beklagten, eine Schuldmitübernahme einzugehen (vgl. Wolf Kumulative 
Schuldübernahme; Diſſertation; Würzburg 1908). Die Beklagte hat damit 
eine fremde Schuld in der Weiſe übernommen, daß ſie neben dem bisherigen 
Schuldner als Geſamtſchuldnerin nach § 421 BGB. eingetreten iſt. 

Ein eigenes unmittelbares, rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe des 
Übernehmers an der Schuldübernahme iſt für die Annahme einer kumulativen 
Schuldübernahme nicht unter allen Umſtänden notwendig. Ein ſolches Er⸗ 
fordernis ſtellt auch das vom Landgericht angeführte Urteil des Reichsgerichts 
(Entſch. 64, 318) nicht auf; es ſagt nur, daß es beſonderer Umſtände bedürfe, 
um auf den Willen einer kumulativen Schuldübernahme ſchließen zu können, 
und daß das eigene Intereſſe des Schuldübernehmers im gegebenen Falle 
den Schluß auf das Vorliegen einer eigenen ſelbſtändigen ſolidariſchen Verbind⸗ 
lichkeit des Übernehmenden und nicht einer bloßen Bürgſchaft rechtfertige. 
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Aber auch ohne daß der Übernehmer ein eigenes Intereſſe am Schuldbeitritt 
haben muß, kann ſein Wille auf die Begründung eines ſolchen Rechtsver⸗ 
hältniſſes gerichtet ſein. Im vorliegenden Fall würden übrigens die vom Kläger 
behaupteten Umſtände, daß der Sohn der Beklagten das entliehene Geld 
teilweiſe für ſie ſelbſt verwendet habe und daß die Beklagte die Schuld des⸗ 
halb übernommen habe, weil ſie beſtrebt geweſen ſei, die geſchäftliche Exiſtenz 
ihres Sohnes, eines Kaufmanns, und den guten Ruf der Familie zu erhalten, 
für die Annahme eines eigenen Intereſſes an der Schuldübernahme ſprechen. 
Die Schuldmitübernahme bedarf nicht der ſchriftlichen Form, ſie kann 
auch durch einen formloſen Vertrag erfolgen. Die Schuldmitübernahme der 
Beklagten iſt daher gültig und letztere verpflichtet, die der Höhe nach nicht be⸗ 
ſtrittene Schuld ihres Sohnes dem Kläger zu bezahlen.“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1916. F. w. F. L. 222/16. 
F—2. 
9 
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Vgl. 70 Nr. 211 m. N. 
BGB. 88 433 Abſ. 2, 293. 


Die Beklagte hatte im Dezember 1914 an die Klägerin 4 Ladungen zu 
je 10000 kg kauſtiſcher Soda verkauft zur Lieferung auf Abfordern bis Juni 
1915, im Anſchluß an einen laufenden Vertrag. Die Klägerin rief auf den 
neueren Schluß am 8. Mai 1915 die erſte Ladung ab, die ihr am 18. Mai ge⸗ 
liefert wurde, und ſodann am 3. Juni 1915 die drei weiteren Ladungen, 
dieſe zunächſt für Ende Juni, Mitte Auguſt und Ende September, ſchließlich 
auf Einſpruch der Klägerin ſämtlich für Ende Juni. Die Beklagte lieferte 
jedoch nur noch eine Ladung. Mit der Klage wurde ihre Verurteilung zur 
Lieferung der beiden letzten Ladungen begehrt. — Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen, das Oberlandesgericht beſtätigte aus folgenden Gründen: 

„Die 4 Ladungen kauſtiſcher Soda waren ‚zur ſukzeſſiven Abſendung 
bis Juni 1915 beſtellt. Damit war der Klägerin einerſeits ein gewiſſer Spiel⸗ 
raum in der Abnahme der Ware eingeräumt, anderſeits hatte ſie doch die Ver⸗ 
pflichtung, für ihre Abforderungen annähernd gleiche zeitliche Zwiſchenräume 
einzuhalten. Zwar iſt im Regelfall dann, wenn für größere Mengen unange⸗ 
meſſen kurze Abruffriſten geſetzt werden, die Folge nur die, daß der Verkäufer 
eine entſprechende Hinausſchiebung der Lieferfriſt fordern kann, und auch 
wenn jene Vorausſetzung erſt gegen das Ende der Abruffriſt eintritt, kann im 
allgemeinen die Lieferung nicht ganz oder teilweiſe verweigert, ſondern nur 
ihre Erſtreckung auf die Zeit nach Ablauf der Friſt verlangt werden. Selbſt 
bei Zuwarten mit den Abrufen über die Abrufzeit hinaus erliſcht im allgemeinen 
das Recht des Käufers nur dann, wenn es gegen Treu und Glauben ausgeübt 
wird (vgl. Staub⸗Könige, Anm. 71 im Exk. vor § 373 HGB.). Andres gilt 
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dann, wenn die Einzelabrufe an beſtimmte kalendermäßige Friſten gebunden 
oder ſonſt nach dem Inhalt des Vertrages mit größter Pünktlichkeit vorzunehmen 
waren oder wenn überhaupt die Abrufpflicht als eine Hauptverbindlichkeit 
des Käufers erſcheint (vgl. Staub⸗Könige, Anm. 5 im Erf. zu § 359, Anm. 168 
im Erf. zu 8 374). Im gegebenen Falle war nach der Abſchlußbeſtätigung 
die Beklagte, wenn die Abnahme nicht pünktlich an den feſtgeſetzten Terminen 
erfolgte, zur Streichung des nicht abgenommenen Reſtes berechtigt. Dieſe 
Beſtimmung führt zunächſt dahin, daß das, was bis zum 30. Juni nicht ab⸗ 
gerufen war, weiterhin nicht mehr geliefert zu werden brauchte. Aber auch 
dann, wenn die Klägerin erſt gegen das Ende der Abruffriſt mit unangemeſſen 
großen Abrufen kam, deren Ausführung bis zum 30. Juni der Beklagten nicht 
zugemutet werden konnte, führt jene Beſtimmung bei einer den Zeitverhält⸗ 
niſſen Rechnung tragenden Auslegung dahin, daß die Beklagte die Lieferung 
verweigern kann, ſoweit ſie infolge des verſpäteten Abrufs bis zum 30. Juni 
nicht mehr bewirkt zu werden brauchte. Die Klägerin behauptet ſelbſt nicht, 
daß die Beklagte die entſprechenden Vorräte auf Lager gehabt habe. Dies 
war der Beklagten auch nicht anzuſinnen; ſie handelte vielmehr kaufmänniſch 
richtig, wenn ſie ſich nur ihrerſeits durch Abſchlüſſe auf Abruf derart eingedeckt 
hatte, daß bei ſachgemäßer Ausübung des Abrufrechts durch die Klägerin 
die jeweilige Bereitſtellung der Ware möglich war. Die Klägerin kann offenbar 
ſelbſt nicht ernſtlich beſtreiten, daß die Beklagte, als ſie ſich auf den Abruf vom 
3. Juni hin ihrerſeits an ihren Lieferanten, das Syndikat Deutſcher Soda⸗ 
fabriken, wandte, die von der Klägerin abgeforderte Menge nur zum dritten 
Teile geliefert erhielt. Hiermit mußte eben die Klägerin rechnen, zumal ſolche 
Syndikate kraft ihrer Monopolſtellung Lieferungsverträge auf Abruf in Waren, 
mit denen gegenwärtig haushälteriſch umgegangen werden muß, ſeit Kriegs⸗ 
beginn häufig nur freibleibend abſchließen. Unter dieſen Umſtänden konnte 
die Lieferung der ſtreitigen zwei Ladungen von der Beklagten bis zum 30. Juni 
1915 nicht mehr verlangt werden, und für die Zeit darüber hinaus konnte ſie 
von dem vertragmäßigen Rechte der Lieferungsverweigerung überhaupt 
Gebrauch machen. Es iſt auch nicht anzuerkennen, daß ſie dabei irgendwie 
gegen Treu und Glauben gehandelt hätte; nach ihrer Angabe hätte ſie in der 
Zeit nach dem 30. Juni die Ware nur zu einem Preiſe einkaufen können, der 
ihr im Verhältnis zur Klägerin einen Verluſt von 374% — gegenüber einem 
Gewinn von nur 26, bei ordnunggemäßer Abwicklung — aufgebürdet hätte. 
Zu dieſer Eindeckung, zu der ſie nur die unſachgemäße Abrufweiſe der Klägerin 
genötigt hätte, hatte ſie keine Verpflichtung, dafern ſie ſich bei richtiger Ein⸗ 
teilung ſeitens der Klägerin durch Rückſchlüſſe üblicher Art geſichert hatte. 
Wenn die Beklagte ſich bei früheren Abſchlüſſen nicht ängſtlich an die 
Lieferzeiten gehalten hat, ſo lag dies wahrſcheinlich daran, daß ſie früher ſelbſt 
bei der Beſchaffung der Ware keine Schwierigkeiten gehabt hat. Sie begab 
ſich damit noch nicht ihrer Vertragsrechte für künftige Abſchlüſſe. Daß ſie die 
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Ware der Klägerin einfach hätte zurollen ſollen, konnte nicht verlangt werden. 
Dazu hatte ſie nach dem Sinn ſolcher Abrufverträge nicht einmal ein Recht, 
ſie hätte vielmehr ſolchenfalls mit der Zurückweiſung der Ware rechnen müſſen. 
Sie konnte und mußte abwarten, bis die Klägerin von dem Recht des Abrufs 
Gebrauch gemacht hatte. Eine Mahnung hierzu war überflüſſig; die Klägerin 
mußte ſich ſelbſt ſagen, daß ſie bei unangemeſſenen Abrufen Beanſtandungen 
erfahren konnte.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 21. März 1916. Spitz.⸗Appr. 

Pl. w. B. 40. 21/16. F- ch. 


118. Auch bei der Abrede „Kaffe gegen Dokumente“ hat der Käufer 
unter Umſtänden ein Recht zur vorherigen Prüfung der Ware. 
Vgl. 32 Nr. 317; 48 Nr. 281; 49 Nr. 210. 211; 64 Nr. 126; 66 Nr. 28. 

BGB. 85 433 Abſ. 2, 242. 271. 157. 

— — — Als die Klägerin den Beklagten zur Bezahlung der 350 Dutzend 
Normalhemden aufforderte, waren dieſe ſeitens des klägeriſchen Lieferanten 
auf Order der Klägerin mit der Bahn bereits an W. & C. in Hamburg ge⸗ 
ſendet und konnten dort jederzeit beſichtigt werden. Dann aber konnte das an 
ſich jedem Käufer zuſtehende Recht auf vorgängige Prüfung der Ware vor 
deren Bezahlung nicht dadurch mehr hinfällig gemacht werden, daß der Ver⸗ 
käufer trotzdem auf der Klauſel „Kaſſa gegen Duplikatfrachtbrief“ beſtand. 
Es kommen hier diejenigen auf Treu und Glauben im Verkehr fußenden Er⸗ 
wägungen im Betracht, von welchen eine ſtändige Rechtſprechung (vgl. z. B. 
RGeEntſch. 31, 107, in Seuff A. 49 Nr. 111) bei Behandlung der bekannten 
Abrede „Kaſſe oder Akzept gegen Verladungsdokumente“ ausgeht. Der 
Verkäufer, welcher dem Käufer das Konnoſſement übergeben und ſich dadurch 
der Verfügung über die Ware begeben hat, hat ein gerechtes Intereſſe daran, 
daß er ſchon gegen Übergabe des Konnoſſements den Kaufpreis erhält, auch 
wenn der Käufer, der ja die Beſchaffenheit der noch ſchwimmenden Ware nicht 
prüfen kann, dadurch möglicherweiſe in Ungelegenheit verſetzt wird. Die 
Geltendmachung dieſer Abrede aber wird zur Schikane, wenn die Ware am 
Beſtimmungsort angelangt iſt und dort ohne Schwierigkeit unterſucht werden 
kann, es tritt deshalb dann wieder die Befugnis des Käufers zur vorgängigen 
Prüfung der Ware in Wirkſamkeit (vgl. die angef. Entſcheidung). 

Analog liegt der Fall hier. Wenn gemäß 8 455 HGB. bahnſeitig ein 
Duplikatfrachtbrief ausgeſtellt und dieſer vom Abſender dem Empfänger 
übergeben iſt, ſo mag der Verkäuſer, namentlich bei langer Dauer des Bahn⸗ 
transports in Kriegszeiten, ein gerechtes Intereſſe daran haben, den Kauf⸗ 
preis ausbezahlt zu erhalten, ſobald er durch Übergabe des Duplikatfrachtbriefs 
an den Käufer ſich des freien Verfügungsrechts über das Frachtgut begeben 
hat; es hat deshalb die Ausbedingung der Klauſel „Kaſſe gegen Duplikat⸗ 
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frachtbrief“ auch im binnenländiſchen Verſandgeſchäft ihren guten Sinn. 
Aber die Ausübung dieſer Klauſel wird auch hier zur Schikane, ſobald die Ware 
am Beſtimmungsort eingetroffen iſt und dort unterſucht werden kann; des⸗ 
halb hat auch hier von dieſem Zeitpunkt an der Verkäufer nicht mehr die 
Befugnis, dem Käufer eine vorgängige Prüfung der Ware vor Bezahlung 
des Kaufpreiſes abzuſchneiden (ſo auch Düringer und Hachenburg HGB.? 3, 
68 Anm. 3).— — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 7. Pe 1917. H. H. & Co. 

w. Ph. v. H. Bf. I. 237/16. Nö. 


— —ũ—ũ᷑ —ü—— 


119. Bedeutung der Hlauſel „waggonfrei X“; Inhalt der vom Der- 
käufer übernommenen Verſendungspflicht. 
Vgl. 32 Nr. 335; 68 Nr. 148; 69 Nr. 96. 
BOB. 55 447. 448. 157; HB. $ 346. 

Der Streit der Parteien dreht ſich in erſter Linie um die Auslegung der 
vereinbarten Klauſel „waggonfrei Hamburg“. Es handelt ſich um einen 
Kaufvertrag. Beide Parteien ſind in Hamburg anſäſſig. Wie der Inhalt 
des Vertrages zeigt, insbeſondere die Abrede „Kaſſe gegen Duplikatfrachtbrief“, 
ſollte die Ware, worüber auch Einverſtändnis herrſcht, nach außerhalb ver⸗ 
ſendet werden. 

Nach § 448 BGB. hat mangels beſonderer Abmachung der Käufer die 
Koſten der Verſendung zu tragen. Die Klauſel „waggonfrei Hamburg“ 
bedeutet daher nichts andres, als daß hier der Kläger als Verkäufer die Koſten 
zu tragen haben ſollte, die bis zur Einladung in den Eiſenbahnwagen ent⸗ 
ſtehen. Die fragliche Klauſel regelt alſo lediglich die Koſtenfrage und berührt 
nicht die übrigen aus dem Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen; 

vgl. Staub? Anm. 31 zum Erf. zu $ 372 S. 444; Goldmann HGB. 3, 1387, Anm. 82 

zu $ 346; HanſGer Z. Hauptbl. 1908 Nr. 22 S. 36; 1916 Nr. 111 S. 204. 

Demnach ſagt die Klauſel „waggonfrei Hamburg“ nichts darüber, wer die Ver⸗ 
ſendung ſelbſt vorzunehmen, insbeſondere wer für die Geſtellung des Wagens 
Sorge zu tragen hat. 

Aus dem Geſetz ergibt ſich nicht ohne weiteres, daß der Verkäufer die Ware 
nach dem Beſtimmungsort zu ſenden verpflichtet ſei. Aus 8 447 BGB. kann 
dies jedenfalls nicht gefolgert werden (Staub Anm. 28 zum Exk. zu § 382 
S. 995). Es beſteht aber ſeit alters ein allgemein anerkannter Handelsbrauch 
ſolchen Inhalts. Im vorliegenden Fall kann auch dem Vertrage ſelbſt ent⸗ 
nommen werden, daß die Parteien durch die ſchon erwähnte Abrede „Kaſſe 
gegen Duplikatfrachtbrief“ einen dahingehenden Willen zu eee 
Ausdruck gebracht haben. 

Hatte ſonach im vorliegenden Fall der Kläger die Verpflichtung der Ver⸗ 
ſendung der Ware, ſo hatte er damit doch lediglich ein Geſchäft des Beklagten 
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als des Käufers zu führen. Daraus ergibt ſich aber weiter, daß der Beklagte 
die Abnahme und die Zahlung des Kaufpreiſes nicht ſchon deshalb verweigern 
durfte, weil der Kläger außerſtande war, die Verſendung zu bewirken (RG. in 
HanjGerg. Hauptbl. 1916 Nr. 47 S. 88. 89). Anderſeits kann aus der Über- 
nahme der Verſendungspflicht durch den Verkäufer nicht mehr gefolgert 
werden, als daß er gehalten iſt, die Verſendung mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmannes vorzunehmen, insbeſondere die mit dem Transport zu 
betrauende Perſon auszuwählen und ſich die Geſtellung des Transport mittels 
angelegen ſein zu laſſen. Wenn daher im beſonderen Falle die Beſchaffung 
von Eiſenbahnwagen auf ungewöhnliche Schwierigkeiten ſtößt, ſo kann dem 
an ſich verſendungspflichtigen Verkäufer nicht angeſonnen werden, ungewöhn⸗ 
liche Anſtrengungen zu machen, ſich ungewöhnlicher, nach dem Vertrage nicht 
vorgeſehener Transportmittel oder Transportwege zu bedienen (Staub a. a. O.). 
Auf dieſem Standpunkte hat bereits das Reichsoberhandelsgericht bei aus 
Anlaß des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges eingetretenem Wagenmangel ge- 
ſtanden; N 

vgl. Puchelt HGB.? 2, 209 ff. Anm. 6 und 8a Abſ. 3 zu Art. 344 a. H. und die dort 

angeführten Erkenntniſſe. | 

Allerdings beruhte dieſe Rechtſprechung auf dem Art. 344 alten HGB., einer 
Vorſchrift, die aber laut Denkſchrift zum jetzigen HGB. lediglich als jetzt ſelbſt⸗ 
verſtändlich geſtrichen worden iſt. 

Im vorliegenden Falle herrſcht unter den Parteien kein Streit und iſt 
auch gerichtsbekannt, daß um die hier in Frage kommende Zeit infolge des 
Krieges erheblicher Wagenmangel beſtand. Daß der Kläger vergeblich ver- 
ſucht hat, Wagen zur Verſendung der verkauften Ware zu beſchaffen, zeigt 
der beigebrachte Briefwechſel und iſt von dem Beklagten nicht beſtritten worden. 
Nachdem der Kläger die Erfolgloſigkeit ſeiner Verſuche dem Beklagten ange— 
zeigt, mußte dieſer nunmehr ſeinerſeits entweder für die Beſchaffung der 
Wagen oder, wenn ihm dies nicht möglich war, ſonſtwie für die Übernahme der 
Ware, etwa durch Einlagerung am Erfüllungsorte Hamburg, Sorge tragen. 
Keinesfalls aber durfte er, wie oben dargelegt, die Abnahme der Ware über⸗ 
haupt ablehnen. Er befand ſich daher im Verzuge, als der Kläger ihm durch 
Schreiben v. 15. März 1915 eine Nachfriſt gemäß § 326 BGB. zur Bewirkung 
der Abnahme bis zum 22. März ſetzte. Die Friſt war angemeſſen, die Ange⸗ 
meſſenheit iſt auch nicht beſtritten worden. 

Das Verlangen des Klägers auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
mußte mithin für berechtigt erachtet werden. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Dez. 1916. F. (Kl.) w. 
G. & M. Bf. III. 450/15. B. 
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120. Sum Begriff der erheblichen 3 ng 
$ 544 BGB. 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37; 71 Nr. 229. 
BGB. § 544. N 

Die Klägerinnen hatten durch Vertrag v. 11. Aug. 1913 vom Beklagten 
in deſſen Hauſe A.⸗Allee 17 zu W. eine Wohnung auf die Zeit vom 1. Okt. 1913 
bis 30. Sept. 1916 gemietet. Sie nahmen das Recht der vorzeitigen friſt⸗ 
loſen Aufkündigung des Vertrags für ſich in Anſpruch, weil die Wohnung 
feucht und fußkalt ſei, in ihr auch ſtarker Modergeruch herrſche und die Ge⸗ 
ſundheit der Bewohner hierdurch erheblich gefährdet werde. In erſter Linie 

beantragten ſie zu erkennen, daß der Vertrag ſofort zu Ende gehe. — In 
2. Inſtanz wurde unter Aufhebung des klagabweiſenden Urteils des Land⸗ 
gerichts dieſem Antrage entſprochen und als Tag, an dem der Vertrag durch 
die Kündigung der Klägerinnen ſein Ende erreicht habe, der 4. Juli 1914, 
der Tag der Klagezuſtellung feſtgeſetzt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 
N „Das Ber.⸗Gericht ſtellt feſt, daß in einem der über der Torfahrt liegenden 
Zimmer der Mietwohnung an der Pappe unter dem Linoleumbelag des 
Fußbodens infolge eines Fehlers beim Legen feuchte Stellen und Schimmel⸗ 
bildungen vorhanden waren, die einen durchdringenden modrigen, ſich auch 
den übrigen Zimmern mitteilenden Geruch ausſtrömten. Auf Grund des 
herbeigezogenen ärztlichen Gutachtens wird für bewieſen erachtet, daß der⸗ 
artige Gerüche nicht nur unangenehm empfunden werden, ſondern auch den 
normalen Verlauf der Verdauungsfähigkeit bei Menſchen beeinträchtigen und 
die Kräfte und Widerſtandsfähigkeit des Körpers herabmindern können, ins⸗ 
beſondere bei Frauensperſonen, bei denen fie Übelkeit, Erbrechen ꝛc. herbei- 
zuführen vermöchten. Bei dieſem Sachverhalt ſieht der Ber.⸗Richter die 
Vorausſetzungen des Kündigungsrechts aus § 544 BGB. für gegeben an. 
Er verkennt zwar nicht, daß der Mangel verhältnismäßig leicht zu beſeitigen 
war, mißt jedoch dieſem Umſtand keine Bedeutung bei, weil die erſt durch eine 
mühſame Beweisaufnahme geklärte Urſache des Geruchs für die Klägerinnen 
von vornherein nicht erkennbar geweſen ſei und dieſen nicht die Verpflichtung 
obgelegen habe, mit Hülfe von Sachverſtändigen der Urſache und den Mitteln 
zur Beſeitigung des Mangels nachzuforſchen. 

Die Reviſion bezeichnet dieſe Ausführungen als widerſpruchvoll und 
macht geltend, die vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellte Möglichkeit der leichten 
Behebung des Mangels ſchließe die Annahme aus, daß die Benutzung der 
Wohnung mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit i. S. von 8 544 
BOB. verbunden geweſen ſei. Der Angriff iſt nicht begründet. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts im Hinblick auf das 
dabei verwertete ärztliche Gutachten dahin zu verſtehen ſind, daß in der Regel 
nur bei längerem Beſtehen eines Übelſtandes der vorliegenden Art eine Ge⸗ 
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ſundheitsſchädigung zu befürchten ſei. Bei einer ſolchen Sachlage fehlt es 
allerdings dunn, wenn der Mangel leicht und in verhältnismäßig kurzer Zeit 
zu beſeitigen iſt, an einem weſentlichen Begriffserfordernis der erheblichen 
Geſundheitsgefährdung, welche die Wahrſcheinlichkeit einer nachhaltigen Be⸗ 
einträchtigung der Geſundheit vorausſetzt; 
RGeEntſch. 51, 210, in Geuffü. 58 Nr. 73; Warn. Rip. 1911 Nr. 323; JW. 1912, 288°. 

Allein mit Recht ſieht der Ber.⸗Richter dies hier nicht für durchgreifend an. 
Nach der von ihm getroffenen Feſtſtellung war die Urſache des Modergeruchs 
in dem mit der Klagerhebung zuſammenfallenden Zeitpunkt der Kündigung 
nicht mit ausreichender Sicherheit zu erkennen, ſondern ſie konnte nur durch 
zeitraubende Nachforſchungen Sachverſtändiger ermittelt werden. Solange 
aber nicht die Urſache des Übelftandes erforſcht, insbeſondere feſtgeſtellt war, 
ob der Fäulnisgeruch etwa auf dem Vorhandenſein von Feuchtigkeit im Ge⸗ 
bäude beruhe, konnte der Mangel nicht mit Ausſicht auf Erfolg bekämpft 
werden. Bei einer derartigen Geſtaltung des Falls kann die Frage, ob der 
Mangel leicht und verhältnismäßig ſchnell zu beſeitigen ſei, nicht vom Stand⸗ 
punkt eines Beurteilers, der die von den Sachverſtändigen ermittelten Tat⸗ 
ſachen kennt, ſondern nur unter Zugrundelegung des Sachſtandes beant- 
wortet werden, der zur Zeit der Ausübung des Kündigungerechts bekannt 
war. Die Lage des Mieters im Zeitpunkt der Kündigung iſt in dem gekenn⸗ 
zeichneten Fall trotz der vorhandenen objektiven Möglichkeit, dem Mangel 
leicht und raſch abzuhelfen, die gleiche wie da, wo zwar der Grund des Mangels 
und die Mittel zu ſeiner Bekämpfung feſtſtehen, deſſen Beſeitigung aber mit 
erheblichen Schwierigkeiten oder beträchtlichem Zeitaufwand verbunden oder 
unmöglich iſt. Der Schutz, welchen der $ 544 dem Mieter gegen die Gefahren 
aus der Benutzung geſundheitswidriger Räume angedeihen laſſen will, würde 
vereitelt werden, wenn die Beſorgnis der Geſundheitsgefährdung lediglich 
nach der objektiven Beſchaffenheit der Mieträume und ohne Rückſicht auf den 
Zeitraum beurteilt würde, den die Ermittlung der Urſache des gefahrbringen⸗ 
den Mangels und die hiervon abhängige Ergründung der Mittel und Wege 
zur Abhülfe erfordert. Nach dem Dargelegten kann den Klägerinnen auch 
kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn ſie vor der Kündigung nicht der 
Urſache des Übelſtandes mit Hülfe von Sachverſtändigen nachgingen. Es 
kann unerörtert bleiben, ob dem Mieter, der von dem Rechtsbehelf des 8 544 
Gebrauch machen will — wie das Ber.⸗Gericht anzunehmen ſcheint — 
eine ſolche Nachforſchungspflicht in keinem Falle obliege. Jedenfalls kann den 
Klägerinnen bei den Schwierigkeiten und dem Zeitaufwand, die nach den 
Ausführungen des Ber.⸗Richters mit der Ermittlung des Sachverhalts ver⸗ 
knüpft waren, die Erforſchung nicht angeſonnen werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. März 1916. M. (Bkl.) w. Sch. 
(OLG. Frankfurt a. M.). III. 408/15. Auch in RCeEntſch. 88 Nr. 40 
S. 168. | 
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121. Uber das Vorliegen eines Betriebsunfalls entſcheiden nach 
§ 1543 RDerf®. die Verſicherungsinſtanzen. 
Vgl. 50 Nr. 201; 54 Nr. 49. 175; 62 Nr. 161. 
RVerſO. 5 1543. 

Am 14. April 1911 war der im Geſchäftsbetriebe eines Lohnfuhrwerks⸗ 
unternehmens in Hamburg beſchäftigte Kutſcher B. durch einen Kraftwagen 
des Beklagten überfahren worden. Seine Verletzung hatte eine Beeinträchti⸗ 
gung der Erwerbsfähigkeit um 50% zur Folge. Durch Entſcheidung des 
Schiedsgerichts der Arbeiterverſicherung in Hamburg v. 22. Febr. 1912, be⸗ 
ſtätigt durch Urteil des Reichsverſicherungsamts v. 30. Okt. 1912, war die 
Entſchädigungspflicht der Fuhrwerks⸗Berufsgenoſſenſchaft dem Verletzten 
gegenüber feſtgeſtellt und dieſe verurteilt worden, an Br. eine Rente zu zahlen 
und die Koſten des Heilverfahrens zu tragen. Die Berufsgenoſſenſchaft ver⸗ 
langte nun von dem Beklagten die Erſtattung eines an Br. gezahlten Be⸗ 
trages ſowie die Feſtſtellung, daß die Beklagten verpflichtet ſeien, ihr auch die 
ihr aus dem Unfall entſtehenden weiteren Aufwendungen zu erſtatten, ſo⸗ 
weit dieſe nicht den dem Verletzten aus ſeinem Unfall gegen den Beklagten 
auf Grund des KraftfahrzGeſetzes zuſtehenden Anſpruch überſtiegen. — Dem 
Antrag wurde in allen Inſtanzen entſprochen. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: ä 

„— — — Zunächſt muß geprüft werden, ob für die Frage des Vorliegens 
eines Betriebsunfalls ausſchließlich die im vorliegenden Fall ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsverſicherungsamts v. 30. Okt. 1912 maßgebend iſt, wie die 
Klägerin geltend gemacht hat. 

Das Ber.⸗Gericht hat in dieſer Hinſicht unter Bezugnahme auf RGEntſch. 
39, 109; 55, 385 und Seuff A. 54 Nr. 175 den Standpunkt vertreten, daß bei 
der Entſcheidung über einen auf Grund des § 140 GewUnfVG. geltend ge⸗ 
machten Anſpruch die ordentlichen Gerichte ſelbſtändig darüber zu befinden 
haben, ob die Berufsgenoſſenſchaft zur Gewährung der dem Verunglückten 
zu zahlenden Rente rechtlich verpflichtet ſei, ob alſo ein Betriebsunfall des 
Verletzten, d. h. eine Beſchädigung desſelben in einem der betreffenden Berufs⸗ 
genoſſenſchaft angehörigen Gewerbebetriebe vorliege. Dieſe Auffaſſung ent⸗ 
ſpricht in der Tat der Rechtſprechung des Reichsgerichts, an der auch für das 
bis zum Inkrafttreten der R geltende Recht unbedenklich feſtzu⸗ 
halten iſt. 

Dagegen bedarf es noch einer Prüfung der von den Inſtanzgerichten 
nicht erörterten Frage, ob dadurch, daß die RVerſO. auf Grund des Art. 4 
der VO. v. 5. Juli 1914 (RGBl. 439) ſeit dem 1. Jan. 1914 in vollem Um⸗ 
fange in Kraft getreten iſt, die Rechtslage ſich geändert habe. Mit dem Inkraft⸗ 
treten der RVerſO., alſo ſeit dem 1. Januar 1914, haben nämlich auch die 
Vorſchriften der 88 1542. 1543 RVerſoO. Geltung erlangt. Die erſtere Vor⸗ 
ſchrift iſt ganz allgemein an die Stelle derjenigen Vorſchriften der früheren 
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Reichs VerſichGeſetze ($ 140 Abſ. 2 GewUnfVG.; 857 Abſ. 4 KrVerſG.; 8 54 
InvVerſG.) getreten, die den Übergang von Anſprüchen der Verſicherten 
auf diejenigen Organe vorſehen, von denen ſie wegen ihrer Verſicherungs⸗ 
anſprüche befriedigt werden; | 

vgl. amtl. Begründung zu den $$ 1525. 1526 Entw. der RVerſO. 470, Drucks. des 
Reichst. Nr. 340, 12. Leg Per. II. Seſſion 1909/10. 

Jene Vorſchrift hat alſo auch den 8 140 GewUnf VG. erſetzt, auf welchen der 
Klaganſpruch in erſter Linie geſtützt iſt. Im Anſchluß an den § 1542 be⸗ 
ſtimmt nun der 8 1543 RVerſO. wörtlich: 

Hat ein ordentliches Gericht über ſolche Anſprüche ($ 1542) zu erkennen, fo iſt es an die 
Entſcheidung gebunden, die in einem Verfahren nach dieſem Geſetze darüber ergeht, 
ob und in welchem Umfange der Verſicherungsträger verpflichtet iſt. Für die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens vor dem ordentlichen Gerichte gilt entſprechend $ 901 Abſ. 2. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nach dieſer Vorſchrift — im Gegen⸗ 
ſatz zu dem nach der vorerwähnten Rechtſprechung des Reichsgerichts vor dem 
Inkrafttreten der RVerſO. geltenden Rechtszuſtande — die Gerichte unter 
der Herrſchaft der 88 1542. 1543 RVerſO. an die Entſcheidung der Verſicherungs⸗ 
inſtanzen darüber gebunden ſind, ob ein Betriebsunfall vorliegt, und ob dem⸗ 
nach und in welchem Umfange die Berufsgenoſſenſchaft zur Entrichtung einer 
Unfallrente an den Verletzten verpflichtet iſt. 

Aber ſchon der Wortlaut des Geſetzes läßt klar erkennen, daß es im vor⸗ 
liegenden Falle nicht zur Anwendung kommen kann, ſo daß es auch keines 
Eingehens auf die Frage bedarf, welche Natur die Vorſchrift des § 1543 habe 
und ob ſie an und für ſich auch auf ſolche Anſprüche Platz greifen könnte, die 
bereits vor dem Inkrafttreten der RVerſO. entſtanden find. Denn die Gerichte 
ſind nach $ 1543 nur an ſolche Entſcheidungen der Verſicherungsinſtanzen ge⸗ 
bunden, die in einem durch die Vorſchriften der Reichs Verſ Ordnung ( dieſes 
Geſetzes) geregelten Verfahren ergangen find. Im vorliegenden Fall iſt 
aber die Entſcheidung des RVerſAmts, durch welche die Verpflichtung der 
Klägerin zur Zahlung der dem Verletzten Br. zu gewährenden Beträge end⸗ 
gültig feſtgeſetzt worden, bereits am 30. Okt. 1912 erlaſſen, alſo zu einer Zeit, 
in welcher weder die Vorſchriften des 3., die Unfallverſicherung regelnden 
Buches der RVerſO., noch diejenigen des 5. und 6. Buches bereits in Kraft 
getreten waren (Art. 3 und 4 VO. v. 5. Juli 1912). Danach liegt alſo eine 
‚in einem Verfahren nach der RVerſO. ergangene Entſcheidung hier überhaupt 
nicht vor, jo daß ſchon aus dieſem Grunde die Vorſchrift des $ 1543 nicht Platz 
greifen kann. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Febr. 1916. R. (Bkl.) w. Fuhrw.⸗ 


BG. Berlin (OLG. Hamburg). VI. 455/15. Auch in RGEntſch. 88 
Nr. 341 S. 140. 
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122. Schädigung durch argliftige Derleitung zu einer unentgeltlichen 
dumwendung. 
| BGB. $5 826. 516. 

Die Klägerin, eine geborene St., hatte ſich am 5. Sept. 1909 mit dem 
Weinhändler Jakob K. verheiratet, der bis Ende 1907 bei dem Beklagten 
Weinreiſender geweſen war und, nachdem er ſich ſelbſtändig gemacht, Wein 
und Kellergeräte von ihm bezogen hatte. Sie brachte eine von ihrem Vater 
und ihren Brüdern ihr gegebene Mitgift von 25000 in die Ehe ein. Die 
Eheleute K. lebten im geſetzlichen Güterſtand. Die Klägerin verließ ihren 
Mann am 12. Febr. 1910 und erhob Scheidungsklage. Die Ehe wurde durch 
Urteil v. 12. Okt. 1911 rechtskräftig aus beiderſeitigem Verſchulden geſchieden. 
Am 15. März 1911 wurde über das Vermögen des Jakob K. das Konk.⸗Verfahren 
eröffnet; die Einbringensforderung der Klägerin ging verloren. Die Klägerin 
erhob eigenen Namens und in den abgetretenen Rechten ihres Vaters und 
ihrer Brüder Schadenerſatzklage aus 88 823 Abſ. 2 und 826 BGB. gegen den 
Beklagten auf Zahlung von 25000 % mit folgender Begründung. Nach der 
Verlobung hätten ihre Brüder von K. Aufſchluß über ſeine Vermögens⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere verlangt, daß er ſich von dem Beklagten frei mache. 
K. habe ſeine Schulden bei dem Beklagten mit 158514 33.9 angegeben 
und im Auguſt 1909 eine ſchriftliche Beſtätigung des Beklagten hierüber vor⸗ 
gelegt. Der Beklagte ſelbſt, den die Angehörigen der Klägerin um genaue 
Auskunft erſuchten, habe erklärt, daß er von K. nicht mehr als dieſen Betrag 
zu fordern habe. Die Angaben des Beklagten, dem K. eine viel höhere Summe 
ſchuldete, ſeien wiſſentlich unwahr geweſen und zur Täuſchung der Klägerin 
und ihrer Familie gemacht worden, damit K. eine Frau mit größerer Mitgift 
bekomme und davon ſeine Schulden bei dem Beklagten bezahle, dies ſei auch 
mit Mitteln der Mitgift unmittelbar nach der Hochzeit geſchehen. Klägerin 
würde den K. nicht geheiratet und von ihrem Vater und ihren Brüdern die 
Mitgift nicht erhalten haben, wenn ſie nicht von dem Beklagten getäuſcht 
worden wären. — Das Landgericht wies die Schadenerſatzklage der Klägerin 
ab. In 2. Inſtanz wurde der Klaganſpruch, ſoweit er in den Rechten des 
Vaters und der Brüder St. erhoben wurde, dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Während das Landgericht die Klage abgewieſen hat, weil es eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung der Klägerin oder ihrer Angehörigen verneinte, hat das 
Ber.⸗Gericht der Klage in der angegebenen Beſchränkung auf Grund des 
8 826 BGB. ftattgegeben. — — — 

Die weſentliche Rüge der Reviſion richtet ſich gegen die Annahme des 
Ber.⸗Gerichts, daß das Vermögen der St.s beſchädigt worden ſei. Bei der 
gegebenen Sachlage ſei der Satz des Ber.⸗Gerichts unzutreffend, daß jede 
Vermögensaufwendung ohne Erwerb eines entſprechenden Gegenwertes das 


Vermögen des Aufwendenden ſchädige. Die Aufwendungen hätten hier 
Seuflerts Archiv Bd. 72. 4 Folge Bd. 17 Heft 6. 14 
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überhaupt keinen Gegenwert erſtrebt. Die St.s hätten freiwillig und ohne 
Entgelt der Klägerin eine Mitgift gewährt, der Vater, indem er eine geſetz⸗ 
liche, die Brüder, indem ſie eine ſittliche Pflicht erfüllten. Dadurch ſchon 
hätten ſie ihr Vermögen verloren und hätten durch die ſpäteren Wirkungen 
nicht mehr beeinträchtigt werden können. Der Zweck einer geſicherten Ehe 
ſei erreicht geweſen. — — — 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der von ihr bekämpfte Satz in dem Ber.⸗ 
Urteil hier keine Anwendung leidet, weil die Beſteller der Mitgift keinen Gegen⸗ 
wert — in der buchſtäblichen Bedeutung dieſes Wortes — erſtrebt haben. 
Der Satz greift im allgemeinen nur bei Verträgen Platz, bei denen der ent⸗ 
geltlichen Leiſtung des einen Teils eine entgeltliche Leiſtung des andern Teils 
gegenüberſteht. Einen ſolchen Vertrag haben die Angehörigen der Braut 
oder dieſe ſelbſt mit K. nicht abgeſchloſſen. Daran ändert der Umſtand nichts, 
daß in den Kreiſen, zu denen die Beteiligten gehören, die geldliche und ge⸗ 
ſchäftliche Seite einer Heirat eine bedeutſame Rolle ſpielt. Die Beſteller 
der Mitgift wollten damit, ſoweit für den Vater keine Rechtspflicht beſtand, 
freiwillig der Braut eine unentgeltliche Zuwendung machen, die im Geſchäft 
des Ehemannes verwendet und dazu dienen ſollte, ihr eine Verſorgung und 
ſichere Zukunft zu ſchaffen. Durch eine unentgeltliche, nicht belaſtete Zu⸗ 
wendung wird an ſich das Vermögen des Schenkgebers verringert; $ 826 BGB. 
erfordert jedoch, daß der Erſatzpflichtige dem Erſatzberechtigten Schaden zu- 
fügt, d. h. die adäquate Urſache ſeines Schadens ſetzt. Wer aus eigenem 
freiem Willen Vermögensſtücke ohne Entgelt hergibt, erleidet zwar eine 
Vermögenskürzung, aber keinen Schaden i. S. des § 826; ihm wird auch kein 
Schaden zugefügt. Sein Wille iſt jedoch nicht mehr frei, wenn er durch Irrtum 
beeinflußt und hervorgerufen iſt; dann handelt er nicht, wie er in Wahrheit 
gewollt hat; ſein Vermögen wird, ſoweit er es aus Irrtum opfert, wider ſeinen 
wirklichen Willen vermindert. Von einem Schaden im Rechtsſinn wird man 
ferner dann nicht ſprechen können, wenn der Schenkgeber die unentgeltliche 

Zuwendung zu einem beſtimmten Zweck macht und der Zweck erreicht wird, 
ſo, wie er ihn erſtrebt hat; ſeiner Leiſtung entſpricht dann in gewiſſem Sinne die 
Gegenleiſtung, die er im Auge gehabt und gewollt hat. Er wird aber i. S. 
des § 826 geſchädigt, wenn er über den beabſichtigten Zweck getäuſcht wird, 
in der Täuſchung befangen zu der Freigebigkeit ſich beſtimmen läßt, die er ohne 
die Täuſchung nicht gemacht hätte, und wenn der von ihm mit der Freigebig⸗ 
keit verfolgte Zweck nicht erreicht wird. So liegt der Fall hier. 

Vater und Brüder St. wollten die Mitgift nur hergeben, wenn der Bräuti⸗ 
gam von dem Beklagten loskomme und nach Tilgung ſeiner Schuld ein nam— 
haftes Betriebskapital behalte. Die St.s, denen K. ſchon vorher feine Ver— 
mögensverhältniſſe wahrheitwidrig geſchildert hatte, wollten ihre Tochter 
und Schweſter unter keinen Umſtänden einem Manne zur Frau geben, der 
ſie fortgeſetzt täuſchte und belog, daher weder in kaufmänniſcher noch in ſitt— 


123. Eingetr. Genoſſenſchaft. 195 


licher Hinſicht das Vertrauen verdiente, das ſie für das Wohlergehen des 
Mädchens und für ihre eigenen perſönlichen und die in Ausſicht genommenen 
geſchäftlichen Beziehungen zu dem künftigen Schwager als unerläßlich be⸗ 
trachteten. Mindeſtens in dem Sinne, daß der Ehegatte im Verhältnis zu 
ſeiner Frau und ihrer engſten Familie ein verläßlicher Menſch und Geſchäfts⸗ 
mann ſei, haben ſie der Klägerin eine geſicherte Ehe verſchaffen, daher nur dann, 
wenn die ſchließlichen Angaben des K. über ſeine Vermögensverhältniſſe und 
ſeine Schulden bei dem Beklagten genau der Wahrheit entſprachen, die Ge⸗ 
nehmigung zur Heirat, ohne welche die Klägerin die Ehe nicht eingegangen 
wäre, erteilen und die Mitgift ausfolgen wollen. Durch ſeine argliſtige Irre⸗ 
führung hat der Beklagte die St.s beſtimmt, die Mitgift dem K., der ſie in 
das Geſchäft ſtecken ſollte, zu behändigen; die St.s haben nicht freiwillig, 
ſondern in dem von dem Beklagten unterhaltenen und geförderten Irrtum 
das Geld hergegeben. Der Zweck, den ſie mit der Mitgift verfolgt haben, 
der Klägerin eine geſicherte Ehe in dem oben bezeichneten Sinn zu verſchaffen, 
iſt nicht erreicht worden. Das traurige Schickſal der Ehe hat, wie anzunehmen 
iſt, ſeinen letzten Grund darin, daß die Frau des K. und ihre nächſten Ange⸗ 
hörigen nach dem, was vorgegangen war, jedes Vertrauen in ſeine perſönliche 
und geſchäftliche Verläſſigkeit verloren hatten und damit die Unterlage für 
ein gedeihliches Zuſammenleben zerſtört war. Unbedenklich hat hiernach der 
Beklagte den St.s eine Vermögensbeſchädigung zugefügt. 

Mit Recht ſieht das Ber.⸗Gericht in dem . des Beklagten eine 
ſittlich verwerfliche Handlungsweiſe. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. Sept. 1916. Fr. (Bkl.) w. K 
(OLG. Nürnberg). VI. 130/16. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 100 S. 407. 


123. Eingetr. Genoſſenſchaft; Erfordernis der Beitrittserklärung neben 
dem Erwerb eines Geſchäftsanteils. 


Vgl. 39 Nr. 185 m. N.; 60 Nr. 60 m. N.; 
Gen. $ 15. 


Über das Vermögen der L.er Handelsbank, eingetr. Genoſſenſchaft m. b. H., 
war am 24. Okt. 1914 das Konk.⸗Verfahren eröffnet und der Beklagte zum 
Konk.⸗Verwalter beſtellt worden. Seine gemäß § 106 Gen. aufgeſtellte 
Vorſchußberechnung wurde von mehreren darin belaſteten Mitgliedern an⸗ 
gefochten. Sie beſtritten, überhaupt Mitglieder der Genoſſenſchaft geworden 
zu ſein, wenngleich ſie in die Liſte der Genoſſen eingetragen worden wären, 
weil die von ihnen zur Erlangung der Mitgliedſchaft durch Abtretung er⸗ 
worbenen Geſchäftsanteile ungültig geweſen ſeien. Der Beklagte machte 
dagegen geltend, daß die Kläger durch unbedingte Beitrittserklärungen und 
die auf Grund der Erklärungen und deren Einreichung bewirkte Eintragung 

14° 
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in die Genoſſenliſte Mitglieder geworden ſeien. — Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
| „Das Landgericht hat die Klagen auf Grund der Erwägung abgewieſen, 

daß die Mitgliedſchaft der Genoſſenſchaft nach der Anmeldung des Statuts 
durch ſchriftliche, perſönlich vollzogene unbedingte Beitrittserklärung, deren 
Einreichung durch den Vorſtand in das Regiſtergericht und Eintragung in 
die Liſte erworben werde (8 15 GenG.) und dieſe Vorausſetzungen bei den 
Klägern vorlägen. — — — Durch die Eintragung in die Liſte der Genoſſen 
ſolle gerade eine Gewähr dafür, daß alle eingetragenen Perſonen auch wirk⸗ 
lich Genoſſen ſeien und als ſolche hafteten, und eine ſichere Grundlage für die 
Kreditwürdigkeit der Genoſſenſchaft geſchaffen werden. 

Dieſe Erwägungen können keinem begründeten Einwande begegnen. 
Was die Kläger dagegen vorbringen, beruht auf einer Verkennung der recht⸗ 
lichen Natur der Beitrittserklärung als einer auch für die Gläubiger der Ge⸗ 
noſſenſchaft beſtimmten verpflichtenden Willenserklärung und der recht⸗ 
ſchaffenden Bedeutung der Eintragung des Genoſſen und ſeiner Geſchäfts⸗ 
anteile in die öffentliche Genoſſenliſte durch das Gericht, ſowie darauf, daß die 
Kläger, indem ſie dem unmittelbaren (originären) Erwerbe der Mitgliedſchaft 
nach § 15 GenG. einen abgeleiteten Erwerb i. S. des § 76 gegenüberſtellen, 
ganz überſehen, daß die letztere Vorſchrift, die in dem vom Ausſcheiden ein⸗ 
zelner Genoſſen handelnden Abſchnitt des Geſetzes ihren Platz hat, nicht einen 
andern Weg der Erwerbung der Mitgliedſchaft eröffnen will, ſondern nur be- 
ſagt, daß die Übertragung des Geſchäftsguthabens an einen Nichtgenoſſen 
nur ſtatthaft iſt, ſofern dieſer Genoſſe wird, d. h. die Mitgliedſchaft nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes, alſo wiederum nach § 15 erwirbt. Auch in dieſem 
Fall erwirbt der zum Wer, nicht infolge des Erwerbes eines Geſchäftsgut⸗ 
habens des bisherigen Genoſſen neu eintretende Genoſſe nicht deſſen Mit⸗ 
gliedſchaft, ſondern eben ſein Geſchäftsguthaben (PariſiusTrüger Gen. 
Anm. 5 und 12 zu § 76). Den Klägern entgeht hierbei auch der Unterſchied, 
der zwiſchen dem auf einem Vertrage zwiſchen der Genoſſenſchaft und dem 
ſich zur Aufnahme meldenden Mitgliede beruhenden Beitritt und dem Vertrags- 
verhältnis zwiſchen dem alten und dem neuen Genoſſen, das die Übertragung 
des Geſchäftsguthabens zum Gegenſtand hat, zu machen iſt. Beide Verträge 
ſind vollſtändig auseinanderzuhalten; der Annahme der Kläger, daß der 
Beitrittsvertrag durch das Abtretungsgeſchäft und deſſen Gültigkeit bedingt 
ſei, ſteht die ausdrückliche und zwingende Vorſchrift des 8 15 entgegen, wonach 
die Beitrittserklärung die Abhängigmachung von einer Bedingung überhaupt 
nicht verträgt. Tatſächlich haben denn auch die Kläger bedingungloſe Beitritts⸗ 
erklärungen abgegeben; und dieſe haben in Verbindung mit der Eintragung 
in die Genoſſenliſte ihre Mitgliedſchaft begründet, die einwandfrei und nament— 
lich frei von den Mängeln iſt, welche etwa der Mitgliedſchaft derjenigen Genoſſen 
anhafteten, die ihnen ihre Geſchäftsanteile übertrugen. Welche rechtlichen 
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Folgen dieſe Mängel etwa im Verhältniſſe zwiſchen den Klägern und den 
Genoſſen, von denen ſie Geſchäftsguthaben ſich haben übertragen laſſen, 
auszulöſen geeignet ſeien, kann hier unerörtert bleiben; es braucht auch über 
die etwaige Mangelhaftigkeit der Geſchäftsanteile der Rechtsvorgänger kein 
Beweis erhoben zu werden. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. Mai 1916. 50. 147/15. 
F- ch. 


124. Haftung der Reederei für Reiſegepäck der Sahrgäfte, 
HGB. 8 673. 

Der Kläger fuhr mit ſeiner Ehefrau im Juni 1914 auf dem der Beklagten 
gehörigen Dampfer „Hohenſtaufen“ von Madeira nach Liſſabon. Ein ihm 
gehöriger Kabinenkoffer, der beim Ausbooten nicht unter feiner Aufſicht ver- 
blieb, ſondern mit dem übrigen Gepäck befördert wurde, war hierbei ins Waſſer 
gefallen und nebſt ſeinem Inhalt durchnäßt worden. Der Kläger verlangte 
Schadenerſatz. Die Beklagte zahlte, ohne Anerkennung einer Verpflichtung 
hierzu, 100 / und beantragte im übrigen Abweiſung der Klage, unter Be⸗ 
ſtreitung des Klaganſpruchs nach Grund und Höhe. — Der Klaganſpruch wurde 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt; die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach § 673 Abſ. 2 HGB. gelten, wenn das Reiſegut von dem Schiffer 
oder einem dazu beſtellten Dritten übernommen iſt, für den Fall feines Ver⸗ 
luſtes oder ſeiner Beſchädigung die Vorſchriften der 88 606—610. 

Der Fall der Übernahme des Reiſeguts liegt vor. Gleichviel ob der 
Kabinenkoffer des Klägers, wie dieſer angibt, ihm für die Ausbootung wider 
ſeinen Willen abgenommen oder aber, wie die Beklagte behauptet, weil dies 
üblich und der Zollvorſchriften wegen nötig ſei, im Gepäckboot an Land ge- 
bracht worden iſt, immer iſt er, wenn auch nur für kurze Zeit und für einen 
kleinen Teil des Transports, durch dazu befugte Organe des Verfrachters 
entgegengenommen worden. Die Beklagte haftet alſo nach § 606 für den 
durch Beſchädigung des Koffers in der Zeit von der Annahme bis zur Ab— 
lieferung entſtandenen Schaden, es ſei denn, daß die Beſchädigung auf Um⸗ 
ſtänden beruhte, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters nicht 
abgewendet werden konnten. Dieſen Entlaſtungsbeweis hat ſie nicht ange⸗ 
treten. 

Mit Unrecht meint ſie, ſich von den Folgen einer Beſchädigung des Koffers 
freigezeichnet zu haben. Zwar iſt ihr beizutreten, ſoweit ſie ausführt, daß der 
Kläger an ihre ÜUberfahrtsbedingungen gebunden ſei, auch wenn ihm nicht eine 
auf ſie Bezug nehmende Fahrkarte ausgehändigt worden iſt; denn wer über⸗ 
ſeeiſche Dampfer regelmäßiger Schiffahrtslinien benutzt, weiß, daß dieſe nur 
unter gewiſſen allgemeinen Überfahrtsbedingungen die Beförderung aus⸗ 
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führen, und er unterwirft ſich dieſen Bedingungen, indem er den Beförderungs⸗ 
antrag ſtellt. Aber inhaltlich deckt der von der Beklagten in Bezug genommene 
Abſatz der Bedingungen „Haftung der Geſellſchaften“ nicht den vorliegenden 
Fall. Es heißt daſelbſt: 

Die Hamburg⸗Südamerikaniſche⸗Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft und die Hamburg⸗Amerika⸗ 
Linie haften nur für Beſchädigung von Raumgepäck, wenn ihnen das Verſchulden 
daran nachgewieſen werden kann, und auch nur bis zum Höchſtbetrage von 100 & 
für das Gepäckſtück. — — — Für Kammergepäck, Handgepäck und für alle Ge⸗ 
genſtände, welche die Fahrgäſte auf der Reiſe in Gebrauch oder Gewahrſam be⸗ 
halten, übernehmen die Geſellſchaften keine Verantwortung. — — — 
Raumgepäck liegt unſtreitig nicht vor, ſondern Kammergepäck. Und wollte 

man den auf dieſes bezüglichen Teil der Klauſel wörtlich nehmen, ſo würde 
die Beklagte allerdings für eine Beſchädigung des Kabinenkoffers unter keinen 
Umſtänden haften. Aber § 133 BGB. führt zu einer andern Auslegung der 
Klauſel. Die unterſchiedliche Behandlung des Kammergepäcks beruht darauf, 
daß es ſich während der Beförderung nicht im Gewahrſam des Verfrachters 
befindet, ſondern in der Kabine, alſo in einem Raum, den einerſeits der Paſſagier 
ſelbſt zu überwachen in der Lage iſt, zu dem aber anderſeits auch dritte Perſonen 
mehr oder weniger unbeſchränkten Zutritt zu haben pflegen. Für ſolches 
Gepäck will der Verfrachter nicht verantwortlich ſein, weil er nicht die Mög⸗ 
lichkeit beſitzt, es zu verſchließen oder zu überwachen. Dieſer Grund fällt weg, 
ſofern und ſolange der Verfrachter das Gepäck — wie oben dargelegt — „über⸗ 
nommen“ hat. Für die Dauer dieſes Zuſtandes den Verfrachter in Ge⸗ 
mäßheit obiger Klauſel gleichfalls für freigezeichnet zu erachten, hieße an dem 
buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks haften und einer Auslegung zum Siege 
verhelfen, die auch von dem Verfaſſer der Klauſel kaum gewollt ſein kann. 
Zweifel über die Tragweite der Freizeichnung ſind jedenfalls zu a des 
Verfaſſers, der ſich deutlicher hätte ausdrücken können. 
Somit iſt der Erſatzanſpruch des Klägers begründet. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 21. Febr. 1917. Fr. (Kl.) 
w. Hamb.⸗Am.⸗Linie. Bf. I. 266/16. B. 


II. Verfahren. 


125. Streitwert bei einer Klage auf Herausgabe von Aktien 
nebſt Dividendenſcheinen und dem Bezugsrecht auf neue Aktien. 
ZPO. 853.4; BGB. 85 99. 101 Nr. 2. 


Der Kläger beantragte, die Beklagte gegen Zahlung von 79000 & zur 
Herausgabe von 106 Aktien der G. Akt.⸗Geſellſchaft nebſt Dividendenſcheinen 
und dem Bezugsrecht auf 106 neue Aktien derſelben Geſellſchaft, hülfweiſe 
zur Herausgabe von 106 neuen Aktien dieſer Geſellſchaft Zug um Zug gegen 
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Zahlung von weiteren 31800 „ zu verurteilen. Das Landgericht ſetzte den 
Wert des Streitgegenſtandes auf 40840. feſt. Die vom klägeriſchen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten im eigenen Namen (§ 12 Gebo. für RA.) eingelegte Be⸗ 
ſchwerde hatte Erfolg. Aus den Gründen: 

„Die 106 alten Aktien, deren Herausgabe verlangt wird, hatten zur Zeit 
des Kaufs nach Angabe des Klägers einen Kurs von 250%, der Wert betrug 
alſo, da der Nennbetrag der Aktie 300 & iſt, 79500 K. 

Die beantragte Herausgabe der Dividendenſcheine kommt bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwerts nicht in Betracht, da Dividenden die rechtliche Natur 
von Früchten und Nutzungen haben und der Anſpruch auf Herausgabe der 
Dividendenſcheine im vorliegenden Falle als Nebenforderung geltend ge⸗ 
macht iſt; 

ZPO. 5 4; BGB. $ 101 Nr. 2; Planck BGB.“ Bem. 3 zu $ 99; Oertmann Allg. 

Teil des BGB.? Bem. 4b zu z 99; JW. 1893, 5351; Gruchots Beitr. 52, 1095. 
Dagegen iſt das Bezugsrecht auf neue Aktien nicht als Frucht oder Nutzung 
des Aktienrechts zu erachten; 

ebenſo Planck a. a. O.; a. A. ohne überzeugende Begründung F. Affolter Das 

Fruchtrecht 146. 219 in Fiſchers Abh. zum Privatr. und Zivilprozeß 21 Heft 1; 
denn es iſt kein beſtimmunggemäßer, regelmäßig wiederkehrender Ertrag der 
Aktie; es entſteht auch nicht aus der Aktie ſelbſt, zu ſeiner Entſtehung haben 
andere Momente mitzuwirken (Erhöhung des Grundkapitals, Beſchluß der 
Generalverſammlung). (So mit Recht das Urteil des Kammergerichts 
v. 12. Mai 1911 in OL GRſpr. 24, 140.) Der Wert dieſes Rechts iſt unter Zugrunde⸗ 
legung der Angaben des Klägers nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Die neuen 
Aktien hatten um jene Zeit nach Behauptung des Klägers ebenfalls einen 
Kurs von 250% und wurden nach Angabe der Klage zum Nennwert ausge⸗ 
geben. Der Wert des Bezugsrechts beträgt alſo 79500 weniger 31800 = 
47700 (Rittmann Der Wert des Streitgegenſtandes“ § 154 Nr. 1). Der 
Umſtand, daß die Gegenleiſtung des Klägers 79000 % (Kaufpreis) betrug und 
daß er ſich zur Zahlung dieſer Gegenleiſtung ſchon in der Klage bereit erklärte, 
hat bei der Feſtſetzung des Streitwerts außer Betracht zu bleiben (Rittmann 
8 70 und die dort erwähnten Entſcheidungen). Der Streitwert war hiernach 
unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes auf 79500 und 47700 = 
127200. feſtzuſetzen. 

Der Anwalt des Klägers hat allerdings nur Erhöhung des Streitwerts 
auf 120340 K beantragt; an dieſe Anſchauung des Beſchwerdeführers iſt aber 
das Beſchwerdegericht nicht gebunden (GKG. § 16 Abſ. 1 Satz 2; RGentſch. 
71, 321).“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 24. Januar 1917. D. w. T. 

Beſchw.⸗Reg. 26/17. F—z. 
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126. Vor ausſetzungen des beſonderen Gerichtsſtands und der Zu⸗ 
läſſigkeit der Widerflage.* — Kann gegen die Klage aus einem 
Garantievertrage ein SZurückbehaltungsrecht ausgeübt werdend ““ 


“Bol. 64 Nr. 201 m. N.; 70 Nr. 47. — (Vgl. 55 Nr. 136; 71 Nr. 39. 82.) 
ZPO. 58 33. 322; — BGB. 59 273. 322. 


Vom klagenden Verein wurde im Jahre 1914 die Internat. Ausſtellung 
für Buchgewerbe und Graphik, Leipzig 1914, veranſtaltet. Der Beklagte über⸗ 
nahm dem Kläger gegenüber bis zur Höhe von 4000. /, Garantie für den Fall, 
daß ſich infolge der Vorbereitung, Durchführung oder Liquidation dieſer Aus⸗ 
ſtellung ein Fehlbetrag ergebe. Der Kläger forderte mit der Behauptung, 
daß ſich ein Fehlbetrag ergeben habe, zu deſſen Deckung die Garantiezeich- 
nungen voll in Anſpruch genommen werden müßten, vom Beklagten die Be- 
zahlung von 4000 % ſamt Zinſen. Der Beklagte machte u. a. Gegenforde— 
rungen aus Pachtverträgen geltend, die er mit dem Kläger über eine Schauf- 
wirtſchaft auf dem Ausſtellungsgelände abgeſchloſſen hatte. Wegen eines 
Teils dieſer Gegenforderungen erhob er im Betrage von 4000 % Widerklage. — 
In 1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Klage verurteilt und mit ſeiner Wider⸗ 
klage abgewieſen. Seine Berufung zur Widerklage wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Vorausſetzung nicht bloß des beſonderen Gerichtsſtands, ſondern auch 
der Zuläſſigkeit der Widerklage iſt der rechtliche Zuſammenhang des Anſpruchs 
der Widerklage mit dem in der Klage geltend gemachten Anſpruch oder mit 
den gegen dieſen vorgebrachten Verteidigungsmitteln. Das iſt die herrſchende, 
durch die Entſtehungsgeſchichte des 833 ZPO. gerechtfertigte Annahme, 
an der das Reichsgericht (RGEntſch. 11, 423, in Seuff A. 40 Nr. 55; 23, 397, 
in Seuff A. 45 Nr. 127; WarneyerRſpr. 1908 Nr. 550; 1913 Nr. 454), unge⸗ 
achtet der dagegen in der vom Beklagten angezogenen Entſcheidung (RGeEntſch. 
46, 424, in Seuff A. 56 Nr. 61) angeregten Zweifel, und auch das Oberlandes⸗ 
gericht (Annalen 7, 381; 29, 467), mit Ausnahme der ebenfalls vom Beklagten 
angeführten Entſcheidung (Annalen 13, 246), in ſtändiger Rechtſprechung 
und in Übereinſtimmung mit der Rechtslehre feſtgehalten haben und an der 
auch der erkennende Senat feſthält. 

Ein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und dem 
Anſpruch der Widerklage beſteht, wenn beide Anſprüche entweder Ausflüſſe 
desſelben Rechtsverhältniſſes ſind, oder wenn ſie ſich gegenſeitig bedingen 
(RG. in Gruchots Beitr. 42, 1187 und in Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 454). 
Erſteres liegt nicht vor; der Garantieübernahmevertrag, der der Klage zugrunde 
liegt, und die zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Pachtverträge ſowie die 
angebliche Schadenzufügung durch unerlaubte Handlung, worauf die Wider⸗ 
klage geſtützt wird, haben Rechtsverhältniſſe verſchiedener Art erzeugt. Zwi— 
ſchen den Anſprüchen der Klage und der Widerklage beſteht auch kein bedingung— 
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weiſes Verhältnis; die Entſcheidung über den einen iſt nicht abhängig von der 
Entſcheidung über den anderen. 

Dagegen würde der Zuſammenhang der Widerklage mit einem gegen die 
Klage vorgebrachten Verteidigungsmittel gegeben ſein, wenn der Beklagte 
rechtlich zuläſſigerweiſe (RGEntſch. 23, 398, in SeuffA. 45 Nr. 127) die mit 
der Klage geforderte Leiſtung zurückbehalten dürfte. Der Begründung des 
Landgerichts, mit der es die Zurückbehaltung für unzuläſſig erklärt, iſt jedoch 
beizutreten und dabei noch auf folgendes hinzuweiſen. 

Der Garantievertrag iſt ein einſeitiger Vertrag und verpflichtet lediglich 
den Garantieübernehmer, nicht den Garantieempfänger; 

vgl. Stammler in Archiv Prax. 69, 49. 120. 121; Enneccerus BR. 2, 1, 764. 765 
$ 823 unter III, 5. 
Ein Zurückbehaltungsrecht aus 8322 Abi. 1 BGB. iſt alſo ſchon begrifflich 
ausgeſchloſſen. In Frage könnte nur kommen, ob für den Beklagten ein 
ſelbſtändiger Anſpruch begründet ſei, der ihn zur Zurückbehaltung nach § 273 
Abſ. 1 BGB. berechtigte. Zur Begründung des Zurückbehaltungsrechts 
aus dieſer geſetzlichen Vorſchrift genügt zwar nach Befinden der Urſprung 
der beiderſeitigen Anſprüche aus Rechtsgeſchäften, zwiſchen denen ein natür⸗ 
licher wirtſchaftlicher Zuſammenhang vorhanden iſt (vgl. RGEntſch. 78, 336 
und 72, 103 ſowie die S. 104 angegebene Entſcheidung); es mag auch ein natür⸗ 
licher wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und den 
Anſprüchen des Beklagten aus den Pachtverträgen beſtehen. Gleichwohl iſt 
8273 Abſ. 1 BGB. nicht anwendbar, weil ‚aus dem Schuldverhältniſſe ſich 
ein andres ergibt‘. Das liegt im Zweck des Garantievertrags begründet. — — 
Der Zweck der vom Kläger mit den Garantieübernehmern abgeſchloſſenen 
Verträge: dem Ausſtellungsunternehmer die notwendige und ſichere Grund- 
lage in den Forderungen an die Garantieübernehmer zu geben und dieſen das 
Riſiko des Unternehmens völlig und ſchlechthin aufzuerlegen (vgl. Stammler 
3ff., 50. 120ff., 135ff.; Enneccerus 765 unter 7), würde durch die Gewährung 
des vom Beklagten beanſpruchten Zurückbehaltungsrechts vereitelt werden. 
Das vom Beklagten geltend gemachte Zurückbehaltungsrecht, weil der Kläger 
die Pachtverträge nicht erfüllt hat und bis er ſie erfüllt, iſt deshalb dem Be⸗ 
klagten auch ohne Beantwortung der Frage zu verſagen, ob es überhaupt 
gegenüber der Tatſache noch beachtet werden könnte, daß dem Kläger die 
Erfüllung der mit dem Beklagten abgeſchloſſenen Pachtverträge ſachlich un- 
möglich geworden iſt. Daran ändert auch der Verſuch des Beklagten nichts, 
einen beſonderen Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und den wider⸗ 
klagend geltend gemachten Gegenanſprüchen durch die Behauptung herzu⸗ 
ſtellen, vom Kläger ſei denen, die ſeine Pächter hätten werden wollen, zu ver⸗ 
ſtehen gegeben worden, daß ſie Ausſicht auf das Zuſtandekommen von Pacht⸗ 
verträgen nur hätten, wenn ſie zum Garantiefonds zeichneten. Denn daraus 
folgt bloß, daß der Kläger — verſtändiger⸗ und verſtändlicherweiſe — ſeine 
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Pächter aus der Zahl derer auswählen zu wollen erklärt hat, die ſich ihm als 
Garantieübernehmer dazu empfahlen, nicht aber, daß er zwiſchen den fertigen 
Garantieübernahme⸗ und den noch abzuſchließenden Pachtverträgen einen 
Zuſammenhang habe herſtellen wollen, der es den Garantieübernehmern 
geitattete, ihm die Geltendmachung ſeiner Rechte aus den Garantieverträgen 
deren Zwecke zuwider zu verſchränken. 

Der Beklagte iſt jetzt der Meinung, daß der Zuſammenhang der Wider⸗ 
klage mit einem gegen die Klage vorgebrachten Verteidigungsmittel auf 
Grund einer von ihm erklärten Aufrechnung gegeben ſei. Das wäre zu⸗ 
treffend, wenn er wirklich aufgerechnet hätte. Das iſt jedoch nicht geſchehen. 
— — — Die Widerklage iſt demgemäß unzuläſſig und mit Recht abgewieſen 
worden.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 20. März 1916. K. w. Int. 

Ausſt. f. B. 5 O. 173/15. — e — 


127. Klagänderung; es entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 
Vgl. 60 Nr. 200; 71 Nr. 70. 
ZPO. 58 264. 253. 


Die Klägerin war Inhaberin eines das Datum vom 24. Okt. 1911 tragen⸗ 
den Wechſels über 6000 ,, der acht Tage nach Sicht zahlbar fein ſollte. Der 
Wechſel war akzeptiert von dem Rittmeiſter a. D. Kl., früher in B. Als Aus⸗ 
ſtellerin und Indoſſantin war auf ihm die am 23. Aug. 1913 geſtorbene Frau 
M. von L., die vor ihrem Tode mit Kl. zuſammengelebt hatte, genannt. Die 
Klägerin war lange Jahre hindurch in der Familie Kl. bedienſtet. Nach ihrer 
Behauptung hat ſie den Wechſel für Darlehen erhalten, die ſie aus ihren Er⸗ 
ſparniſſen dem Rittmeiſter Kl. und der Frau von L. gewährt hat. Im Februar 
1914 ließ ſie den Wechſel gegen den Akzeptanten proteſtieren. Sodann er⸗ 
hob ſie gegen den Verwalter des Nachlaſſes der Frau von L. im Wechſelprozeß 
Klage auf Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen, Proteſtkoſten und Pro⸗ 
viſion. Im 1. Verhandlungstermin nahm ſie vom Wechſelprozeß Abſtand. — 
Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Die Behauptung des verklagten Nachlaß⸗ 
verwalters, daß die Unterſchriften der Frau von L. auf dem Wechſel gefälſcht 
ſeien, erachtete es für widerlegt. Auf die Berufung des Beklagten wies das 
Oberlandesgericht die Klage ab. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſpricht ſich über die Echtheit der Unterſchriften der 
Ausſtellerin und Indoſſantin des Wechſels nicht aus. Es hält den Wechjel- 
anſpruch für hinfällig, weil den beſonderen Vorſchriften, die nach Art. 19. 
20 WO. für Nachſichtwechſel gelten, nicht genügt iſt. Inſoweit iſt eine Re⸗ 
viſionsbeſchwerde nicht erhoben. Die Reviſion wendet ſich aber gegen die 
weitere Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß die Berufung der Klägerin auf 
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ihre Darlehnsforderung eine unzuläſſige Klagänderung enthalte und daß des⸗ 
halb auf dieſen Anſpruch im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht einzugehen ſei. 
Der Angriff iſt begründet. 

Die Klägerin hat ſchon in der Klageſchrift die Tatſachen dargelegt, die 
den Anſpruch auf Zahlung der geforderten 6000. auch unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Darlehnshingabe rechtfertigten. Dieſe Darlegung war zur Be⸗ 
gründung der Wechſelklage nicht erforderlich, hatte vielmehr erkennbar den 
Zweck, die geltend gemachte Forderung als eine ſolche in den Prozeß einzuführen, 
die der Klägerin auch nach dem materiellen Rechtsverhältniſſe, das dem Wechſel⸗ 
vertrage zugrunde lag, zuſtand. Das genügte aber, um auch den Darlehnsan⸗ 
ſpruch rechtshängig zu machen. Wenn das Ber.⸗ Gericht Gewicht darauf legt, 
daß die Klage mit aller Deutlichkeit im Wechſelprozeß und als Wechſel⸗ 
klage erhoben ſei, ſo iſt aus dieſem Umſtande nichts zu folgern, weil die Klä⸗ 
gerin es jederzeit in der Hand hatte, vom Wechſelprozeß Abſtand zu nehmen 
und weil der Darlehnsanſpruch rechtshängig werden konnte, auch wenn er ſich 
für die zunächſt gewählte Prozeßart nicht eignete. Ebenſo iſt es gleichgültig, 
ob in der 1. Inſtanz der Darlehnsanſpruch beſonders erörtert worden iſt. Ent⸗ 
ſcheidend für die Frage, ob der Anſpruch rechtshängig wurde, iſt der Inhalt 
der Klageſchrift. Auch der von dem Ber.⸗Gericht hervorgehobenen Tatſache, 
daß die Klägerin Proteſtkoſten und Proviſion gefordert hat, iſt nichts Gegen⸗ 
teiliges zu entnehmen; das war nur eine natürliche Folge der Geltend⸗ 
machung auch des Wechſelanſpruchs. 

Hiernach war das Urteil wegen Verletzung des § 529 Abſ. 2 ZPO. aufzu⸗ 
heben und die Sache an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 23. Febr. 1917. Sch. (Kl.) w. 
Nachlaß von L. (OLG. Karlsruhe). II. 148/15. 


128. Suftellung des Urteils im Ehefcheidungsverfahren von 
Amts wegen. 


Vgl. 54 Nr. 66. 
3 PO. 5 625; BGB. $ 1574. 


Die im Parteibetriebe erfolgte Zuſtellung des Ber.⸗Urteils kann als eine 
gültige Urteilszuſtellung nicht angeſehen werden, deshalb erweiſt ſich die 
Einlegung der Reviſion gegen dieſes Urteil nach § 625 ZPO. als wirkunglos. 

Auf Klage des Ehemannes hat die 1. Inſtanz auf Scheidung der Ehe er⸗ 
kannt und die Ehefrau für den ſchuldigen Teil erklärt. Gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung hat die verklagte Ehefrau Berufung eingelegt mit dem Antrage, die⸗ 
ſelbe aufzuheben und den Kläger für mitſchuldig an der Scheidung zu erklären. 
Auf die Berufung iſt in 2. Inſtanz das 1. Urteil inſoweit, als die Beklagte 
allein für ſchuldig erklärt worden iſt, aufgehoben und auf einen Eid des Klägers 
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erkannt worden, bei deſſen Leiſtung die Beklagte für allein ſchuldig, bei 
deſſen Verweigerung dagegen der Kläger für mitſchuldig erklärt werden 
ſoll. Das Ber.⸗Urteil hat mithin ausſchließlich die Schuldfrage zum Gegen⸗ 
ſtande und läßt den bedingungloſen Scheidungsausſpruch der 1. Inſtanz völlig 
unberührt. 

Unter dieſen Umſtänden aber konnte im Hinblick auf die Vorſchrift im 
8625 3PO., durch welche verhütet werden ſoll, daß der Beſtand der Ehe 
nach dem Belieben der Parteien in der Schwebe bleibe, die Zuſtellung des 
Ber.⸗Urteils nicht den Parteien überlaſſen werden, ſondern mußte von Amts 
wegen geſchehen. Denn wenn auch die Berufung der Beklagten nur die 
Schuldfrage betraf und im Ber.⸗Urteil auch nur über dieſe, und zwar bedingt 
erkannt worden iſt, ſo wurde doch durch die Einlegung der Berufung der 
Scheidungsausſpruch der 1. Inſtanz ſeinem vollen Umfange nach bis zur 
rechtskräftigen Austragung der Sache an der Beſchreitung der Rechtskraft 
gehindert (RGEntſch. 58, 307; 64, 315), und es würde, wenn die Zuſtellung 
des Ber.⸗Urteils den Parteien überlaſſen bliebe, ein Erfolg erreicht, der durch 
8625 ZPO. gerade verhütet werden ſoll, inſofern es alsdann dem Belieben 
der Parteien überlaſſen bliebe, einen in bedingungloſer Form vorliegenden 
Scheidungsausſpruch der Rechtskraft zuzuführen oder an der Beſchreitung 
der Rechtskraft auf unbegrenzte Zeit zu verhindern. Im Hinblick auf den 
im 81574 BGB. zum Ausdruck gelangten Grundſatz der Einheitlichkeit und 
Untrennbarkeit des Scheidungs⸗ und des Schuldausſpruchs beſteht zwiſchen 
den beiden Urteilen der 1. und der 2. Inſtanz trotz der Verſchiedenheit ihres 
Inhalts und Gegenſtands ein ſolcher innerer Zuſammenhang, der es not— 
wendig erſcheinen läßt, die Zuſtellungsfrage nicht ausſchließlich vom Stand— 
punkt des Ber.⸗Urteils aus ohne Rückſicht auf die erſtinſtanzliche Entſcheidung 
zu beurteilen, ſondern beide Urteile in ihrem Zuſammenwirken für den zu er— 
reichenden gemeinſchaftlichen Endzweck, die Löſung der Scheidungs- und der 
Schuldfrage, in Betracht zu ziehen. So angeſehen liegt aber der Fall weſent— 
lich nicht anders, als wenn in einem und demſelben Urteil über die Scheidung 
der Ehe unbedingt und über die Schuldfrage bedingt entſchieden worden wäre. 
Ob eine ſolche Entſcheidung für zuläſſig zu erachten iſt, iſt hier nicht zu erörtern. 
Jedenfalls kann nicht bezweifelt werden, daß ſie, wenn ſie ergeht, von Amts 
wegen und nicht im Parteibetriebe zuzuſtellen iſt, eben weil ſie, und zwar 
unbedingt, auf Scheidung der Ehe lautet und mithin einen endgültigen Schei⸗ 
dungsausſpruch enthält. | 

Die in RGeEntſch. 48, 423 abgedruckte Entſcheidung der vereinigten Zivil— 
ſenate betrifft einen weſentlich anders gearteten Fall, nämlich den Fall, wenn 
in einem Urteil die Entſcheidung der Schuldfrage von einem Eide abhängig 
gemacht, gleichzeitig aber auch der an ſich bedingungloſe Scheidungsausſpruch 
als von der Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides bedingt hingeſtellt und ſo 
zum Ausdruck gebracht wird, daß noch nicht in dieſem Urteil ſelbſt, ſondern erſt 
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in dem künftig zu erwartenden, die Folgen der Leiſtung oder Nichtleiſtung 
des Eides zum Ausdruck bringenden Schlußurteil der endgültige Ausſpruch 
auf Scheidung der Ehe zugleich mit der Entſcheidung über die Schuldfrage 
erfolgen werde. Im jetzt vorliegenden Fall iſt ein künftiger, bedingungloſer 
Ausſpruch auf Scheidung der Ehe nicht mehr zu erwarten, er liegt vielmehr 
in der inſoweit von dem Ber.⸗Urteil garnicht berührten erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidung bereits vor. 

Die in JW. 1906, 39117 abgedruckte Entſcheidung des 4. Zivilſenats be⸗ 
betrifft einen Fall, der ſich von dem vorliegenden ſchon dadurch erheblich unter⸗ 
ſcheidet, daß in jenem Fall von der verklagten Seite auf Scheidung und Schuldig⸗ 
erklärung des Gegners Widerklage erhoben und die Widerklage in die Ber.⸗ 
Inſtanz gelangt war, während im vorliegenden Fall eine Widerklage nicht er⸗ 
hoben worden iſt. Jene Entſcheidung iſt deshalb hier nicht maßgebend. 
Übrigens würde fie, ſoweit fie etwa von den in RGEntſch. 58, 307 vom 4. Senat 
ausgeſprochenen Grundſätzen abweichen ſollte, durch die in RGEntſch. 64, 315 
veröffentlichte Entſcheidung desſelben Senats überholt ſein, da darin jene 
Grundſätze gebilligt und erneut zum Ausdruck gebracht worden ſind. 

Das führte zu der getroffenen Entſcheidung. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 9. März 1917. B. w. B. (OLG. 

Hamburg). VII. 419/15. ö 


— ä ——— nn — 


129. Kann ein ausländiſcher Hyp.-Bläubiger in der von einem andern 
Gläubiger betriebenen Sw.-Derfteigerung Verſagung des Suſchlags 
beantragen ? 

Bktm. v. 8. Juni 1916 $ 12 (RG Bl. 454); 8G. 8 96. 


Gegen den Beſchluß des Landgerichts W., durch welchen auf Beſchwerde 
des Hyp.⸗Gläubigers H. St. in Paris der Zuſchlagsbeſchluß des Amtsgerichts K. 
v. 3. Okt. 1916 aufgehoben und der Zuſchlag verſagt iſt, haben die Erſteher, 
Eheleute G., weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde er⸗ 
ſcheint begründet. 

Das Landgericht hat den Beſchwerdegrund zu Unrecht als begründet 
anerkannt, der auf Nichtanwendung der in 8 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 (RG Bl. 
454) über die Geltendmachung von Hypotheken, Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden, erwähnten Befugnis zur Verſagung des Zuſchlags geſtützt iſt. Aller⸗ 
dings iſt es irrig, wenn in der weiteren Beſchwerde von den Erſtehern aus⸗ 
geführt wird, daß der auf § 12 der genannten Verordnung geſtützte Antrag 
auf Verſagung des Zuſchlags ſchon deshalb unzuläſſig geweſen ſei, weil der 
Hyp.⸗Gläubiger feinen Wohnſitz im Auslande habe und weil $1 Bkm. v. 
7. Aug. 1914 über die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die 
im Ausland ihren Wohnſitz haben (RGBl. 360), dem Antrage entgegengeſtanden 
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hätte. Denn der Zweck der Verordn. v. 7. Aug. 1914 iſt nur der, zu verhüten, 
daß Auslandsbewohner, die im Auslande durch Moratorien geſchützt ſind, 
im Inlande ihre vor dem Kriege entſtandenen Forderungen eintreiben und 
ihre Anſprüche auf dieſe Weiſe verwirklichen. Dagegen ſollen dieſe Perſonen 
nicht gehindert ſein, ihre Anſprüche bloß zu verteidigen oder der gegebenen 
Schutzmittel zur Erhaltung derſelben ſich zu bedienen (vgl. RG. in JW. 1915, 
126510). Das in § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 dem Hyp.⸗Gläubiger gewährte 
Recht, die Verſagung des Zuſchlages zu beantragen, iſt aber lediglich ein Mittel, 
den Gläubiger vor dem Verluſt feines Anſpruchs zu bewahren. Eine „Geltend- 
machung“ dieſes Anſpruchs i. S. der Bkm. v. 7. Aug. 1914 liegt bei ſolchem 
Antrage nicht vor. Aber in der Verordn. v. 8. Juni 1916 iſt nicht geſagt, daß 
das Gericht dem Antrage des Hyp.⸗Gläubigers bei Vorliegen der in § 12 er⸗ 
wähnten Vorausſetzungen ſtattgeben muß; ein ſolcher Zwang beſteht ſelbſt 
dann nicht, wenn es an der Glaubhaftmachung von ſeiten des betreibenden 
Gläubigers, daß ihm die Verſagung des Zuſchlags einen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringen würde, fehlt. Es heißt nur, daß das Gericht dem Antrage 
ſtattgeben „kann“; die Entſcheidung iſt alſo von dem gerechten Ermeſſen des 
Verſteigerungsrichters abhängig. Nun wäre zwar der Umſtand, daß auf An⸗ 
trag des Hyp.⸗Gläubigers H. St. vom Vollſtr.⸗Gericht ſchon einmal, am 28. Juli 
1916, der Zuſchlag auf Grund des § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 verſagt und 
neuer Verſteigerungstermin auf den 3. Okt. 1916 beſtimmt worden war, 
kein Hindernis gegen eine nochmalige Verſagung des Zuſchlags auch nach 
dieſer neuen Verſteigerung geweſen. Denn in § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 
iſt ausdrücklich geſagt, daß die Verſagung des Zuſchlags mehrfach erfolgen 
darf. Aber überwiegende Gründe ſprechen dafür, den Zuſchlagsbeſchluß des 
Amtsgerichts v. 3. Okt. 1916 aufrecht zu erhalten. Die Verſteigerung v. 3. Okt. 
1916 hatte ganz dasſelbe Ergebnis wie die Verſteigerung v. 7. Juli 1916, und 
es iſt bei den jetzigen Verhältniſſen auf dem Grunſtücksmarkt anzunehmen, 
daß in abſehbarer Zeit auch eine abermalige Verſteigerung keinen beſſeren 
Erfolg haben wird. Anderſeits ſchwebt das Verſteigerungsverfahren bereits 
ſeit 31. Mai 1915, und die Grundſtückseigentümerin iſt der N. Landesbank, 
welche das Verfahren an erſter Stelle betreibt und welcher die erſte Hypothek 
zuſteht, bereits vom erſten Halbjahre des Jahres 1914 ab die regelmäßigen 
Zahlungen an Zinſen und Amortiſationsraten dieſer Hypothek ſchuldig ge⸗ 
blieben. Auf ihren Antrag iſt auch bereits zu wiederholten Malen die einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens bewilligt worden. Ihre Vexmögens⸗ 
verhältniſſe ſind aber offenbar derartige, daß die rückſtändigen Forderungen der 
betreibenden Gläubiger immer mehr anwachſen werden. Bei dieſer Sach⸗ 
lage erſcheint es durchaus billig, die Verſteigerung nicht auf Erwartungen 
hin, deren Eintritt gänzlich zweifelhaft iſt, abermals hinauszuſchieben. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 23. Nov. 1916. 3 W. 

87/16. ö Cr. 
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130. Widerruflichkeit der Amtsniederlegung eines Schiedsrichters. 
ZPO. 8 10331. 


Durch Spruch des Schiedsgerichts v. 16. Juni 1914 war der Beklagte zur 
Zahlung von 4429,64 an den Kläger verurteilt worden. In 1. Inſtanz 
beantragte der Kläger, die Zw.⸗Vollſtreckung für zuläſſig zu erklären, ev. den 
Beklagten zur Zahlung von 4429,64. nebſt 4% Zinſen ſeit 16. Juni 1914 
zu verurteilen. Der Beklagte beantragte Abweiſung beider Anträge. Das 
Landgericht hielt den erſten Antrag für unbegründet, weil die Zuſtellung des 
Schiedsſpruchs erſt erfolgt ſei, nachdem der Schiedsrichter G. ſein Amt am 
8. Juli 1914 niedergelegt hatte. Dagegen wurde angenommen, daß der Be⸗ 
klagte dem Kläger zum Schadenerſatze verpflichtet ſei, weil er den G. zur nach⸗ 
träglichen Niederlegung ſeines Amtes veranlaßt habe. Auf Berufung des 
Beklagten wurde die Klage vollſtändig abgewieſen. Die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen. — Gründe: 

„Der Antrag des Klägers, über den in der Vorinſtanz zu erkennen war, 
iſt darauf geſtützt, daß der Beklagte den Schiedsrichter G. zur Niederlegung 
ſeines Amtes beſtimmt habe in der Abſicht, auf dieſe Weiſe das Zuſtande⸗ 
kommen eines wirkſamen Schiedsſpruchs zu verhindern, und daß er dieſen 
Zweck auch erreicht habe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der geltend ge⸗ 
machte Schadensanſpruch aus einem ſolchen Tatbeſtand hergeleitet werden 
könnte, da der Annahme, daß durch die Amtsniederlegung des Schiedsrichters 
G. das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs verhindert worden ſei, nicht beizu⸗ 
treten iſt. Das Landgericht hat die Erteilung des Vollſtr.⸗Urteils allerdings 
abgelehnt und dieſe Ablehnung damit begründet, daß das Zuſtandekommen 
des Schiedsſpruchs durch den Rücktritt des G. vereitelt worden ſei. Dieſes 
Urteil iſt auch ſchon rechtskräftig. Die Rechtskraft eines Urteils erſtreckt ſich 
aber nicht auf die Entſcheidungsgründe (§ 322 ZPO.), und deshalb iſt die auch 
für den Schadensanſpruch erhebliche Frage der Rechtswirkſamkeit des Schieds⸗ 
ſpruchs jetzt von neuem zu prüfen. 

Dieſe Prüfung führt zu dem Ergebnis, daß die Amtsniederlegung des G. 
das Wirkſamwerden des Schiedsſpruchs nicht verhindert hat. Solange G. 
den Spruch nicht unterſchrieb, fehlte dieſem allerdings die verbindliche Kraft 
($ 1039). G. hat ihn aber unterſchrieben, und dieſe Unterſchrift wird dadurch, 
daß G. in der Zwiſchenzeit zwiſchen Beſchlußfaſſung und Unterzeichnung ſein 
Amt niedergelegt hatte, in keiner Weiſe berührt. Indem G. den Spruch unter⸗ 
ſchrieb, widerrief er die Amtsniederlegung. Daß er ſich urſprünglich geſträubt 
hatte und ſeine Unterſchrift erſt gab, nachdem er auf die Möglichkeit einer Klage 
hingewieſen worden war, ändert hieran nichts. Der Standpunkt des Land⸗ 
gerichts, daß G. nach Niederlegung ſeines Amtes den Schiedsſpruch nicht mehr 
hätte unterſchreiben dürfen und daß die trotzdem erteilte Unterſchrift unwirkſam 
ſei, würde nur dann als richtig anzuerkennen ſein, wenn die Amtsniederlegung 
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unwiderruflich geweſen wäre. Das Geſetz enthält aber keine Beſtimmung, 
aus der ein ſolcher Schluß gezogen werden könnte, und an ſich iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb der zurücktretende Schiedsrichter ſeinen Rücktritt, ſolange er 
nicht von beiden Parteien genehmigt iſt, nicht ſollte widerrufen können. Da⸗ 
bei kommt insbeſondere in Betracht, daß der Rücktritt nicht etwa im freien 
Belieben des Schiedsrichters ſteht, daß dieſer vielmehr durch Übernahme des 
Schiedsrichteramtes beiden Teilen zur Erfüllung rechtlich verpflichtet wird 
(RGentſch. 59, 252). 

Steht hiernach aber feſt, daß die zeitweilige Amtsniederlegung des G. 
das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs nicht verhindert hat, ſo fällt die 
Behauptung des Klägers, er ſei dadurch geſchädigt worden, daß G. ſein Amt 
niedergelegt und daß der Beklagte ihn hierzu beſtimmt habe, ohne weiteres 
zuſammen. Den durch Verweigerung des Vollſtr.⸗Urteils entſtandenen 
Schaden hat der Kläger vielmehr ſich ſelbſt zuzuſchreiben; er iſt darauf zurückzu⸗ 
führen, daß Kläger es unterlaſſen hat, gegen das landgerichtliche Urteil Berufung 
einzulegen. Über die Frage, ob er ſich wegen der ihm angeblich noch zuſtehen⸗ 
den Reſtforderung aus dem Bauvertrage nunmehr an die ordentlichen Gerichte 
wenden kann, iſt für jetzt nicht zu entſcheiden, zurzeit handelt es ſich nur um 
den Schadensanſpruch, und dieſer iſt, ſchon weil es an einem urſächlichen Ver⸗ 
halten des Beklagten fehlt, mit Recht zurückgewieſen worden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 2. Okt. 1916. D. (Kl.) w. R. (OLG. 

Frankfurt a. M.). VII. 153/16. 


1. Bürgerliches Recht. 


131. Wer zuläßt, daß jemand wie ein Bevollmächtigter für ihn han⸗ 
delt, erteilt damit ſtillſchweigend Vollmacht. 
Vgl. 59 Nr. 109. 177 m. N. 
BGB. $ 167. 

In der Frage, ob der Angeſtellte der verklagten Kopenhagener Handels⸗ 
firma, H., zum Abſchluß des ſtreitigen Kaufs bevollmächtigt war, kann dem 
wohlbegründeten Urteil des Landgerichts lediglich beigetreten werden. Im 
inneren Verhältnis zwiſchen der Beklagten und H. war dieſer zwar nicht ab⸗ 
ſchlußbevollmächtigt, wie er ſelbſt nicht hat beſtreiten können. Aber dadurch, daß 
die Beklagte ſeit Anfang März 1914 ihn als ihren alleinigen Vertreter ſtändig 
die hieſige Kaffeebörſe hat beſuchen und dort Abſchlüſſe von ihm hat machen 
laſſen, hat die Beklagte Dritten gegenüber zu erkennen gegeben, daß er ihr 
abſchlußberechtigter Vertreter ſei. Wer es geſchehen läßt, daß jemand wie ein 
Bevollmächtigter für ihn handelt, erteilt dem Handelnden damit ſtillſchweigend 
Vollmacht; dieſer Satz entſpricht ſtändiger Rechtſprechung, insbeſondere 
des Reichsgerichts, der nur gefolgt werden kann (RGeEntſch. 43, 190; 50, 76). 

Ohne dieſen Rechtsſatz würde ein geordneter und auf Treu und Glauben 
aufgebauter Verkehr nicht beſtehen können. Das Landgericht hat zutreffend 
ausgeführt, daß insbeſondere im Kaffeehandel, in welchem die Preiſe in ganz 
kurzen Zeiträumen, ſozuſagen von Minute zu Minute, ſchwanken, und in 
welchem die Termingeſchäfte nicht unter 500 Sack abgeſchloſſen werden, es 
garnicht denkbar ſein würde, Abſchlüſſe zu machen, die erſt von der Geneh⸗ 
migung der Beklagten in Kopenhagen hätten abhängig ſein ſollen. Daß die 
Inhaber der Beklagten, die ſeit langen Jahren hier eine Filiale unterhalten 
hat, die Art des Kaffeehandels genau kannten, ſteht außer jedem Zweifel, 
und ebenſo, daß ſie wußten, daß H. als ihr hieſiger Vertreter für ſie handelte. 
Es kommt nicht darauf an, daß hier ein Effektivgeſchäft vorliegt, während die 
Vertretung der Beklagten durch H. hauptſächlich dadurch in die Erſcheinung 
trat, daß H. die Terminsbörſe beſuchte, ſolange dieſe — bis zum Kriegsbeginn — 
noch abgehalten wurde. Denn nachher hat H. auch Effektivgeſchäfte ſelbſtändig 
abgeſchloſſen, und auch dies kann den Inhabern der Beklagten nicht unbekannt 
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hat denn auch H. für abſchlußbevollmächtigt gehalten. Der Abſchluß v. 
6. Nov. 1914 iſt daher für die Beklagte bindend. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 15. Jan. 1917. H. & Co. 
w. L. P. & Co. Bf. V. 257/16. Nö. 


132. Nach $ 172 BGB. genügt nicht die Vorlegung einer beglaubig- 
ten Abſchrift der Vollmachtsurkunde. 
Vgl. 55 Nr. 196. 
BGB. § 172. 

Die Beklagte wurde aus einer Bürgſchaftserklärung in Anſpruch genommen, 
die ihr Ehemann in ihrem Namen abgegeben hatte. Die Klage wurde in 2. In⸗ 
ſtanz abgewieſen; die Reviſion wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Nach den Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts hat die Beklagte unter dem 
17. Juni 1912 eine Generalvollmacht ausgeſtellt, worin ſie ihren Ehemann er⸗ 
mächtigt, ſie in allen ihren Angelegenheiten zu vertreten. Seine Vertretungs⸗ 
macht ſoll ſich ohne jede Ausnahme auf alle Rechtsgeſchäfte erſtrecken, welche 
von der Beklagten und ihr gegenüber vorgenommen werden können. Er 
ſoll auch ermächtigt ſein, in ihrem Namen mit ſich im eigenen Namen oder als 
Vertreter eines Dritten Rechtsgeſchäfte vorzunehmen. Die Unterſchrift der 
Beklagten unter der Vollmachtsurkunde iſt notariell beglaubigt worden. 

Wie das Ber.⸗Gericht indeſſen weiter feſtſtellt, hat die Beklagte dieſe Voll⸗ 
macht ihres weitergehenden Wortlauts ungeachtet ihrem Ehemann mit der 
Beſchränkung erteilt, daß ſie nur bei dem Gründungsvertrag der Kurhaus 
Schloß P. Geſellſch. m. b. H. zwecks Regulierung von Hypothekenangelegen⸗ 
heiten verwandt werden ſollte. Zutreffend nimmt das Ber.⸗Gericht hiernach 
an, daß der Ehemann der Beklagten die Bürgſchaftserklärung für dieſe ohne 
Vollmacht abgegeben habe, und die Beklagte, die die Erklärung auch nicht 
genehmigt habe, hieraus nicht verpflichtet ſei. 

Die Klägerin hat demgegenüber den Schutz des $ 172 BGB. in Anſpruch 
genommen: bei Abgabe der Bürgſchaftserklärung habe der Ehemann der Be⸗ 
klagten die Vollmachtsurkunde v. 17. Juni 1912, die er von der Beklagten 
unſtreitig ausgehändigt erhalten habe, vorgelegt. Der Einwand kann indeſſen 
nach den weiteren Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts das Klagebegehren nicht 
ſtützen. Das Ber.⸗Gericht hält nämlich für erwieſen, daß die beim Vertrags⸗ 
abſchluß vorgelegte Urkunde nicht die Urſchrift der Vollmacht, ſondern eine 
— ſei es beglaubigte oder nicht beglaubigte — Abſchrift geweſen iſt. Damit iſt 
den Erforderniſſen des $ 172 BGB. in der Tat nicht genügt. Nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 167. 170—172, über deren Zuſammenhang ſich bereits die 
Entſcheidung des erkennenden Senats in Entſch. 56, 53 ausſpricht, iſt, wenn 
jemand durch beſondere Mitteilung an einen Dritten oder durch öffentliche 
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Belmmitmacdhmg kundgegeben hat, daß er einen Anderen bevollmächtigt 
habe, dieſer auf Grund der Kundgebung im erſten Falle dem Dritten, im andern 
Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. In § 172 wird einer 
beſonderen Mitteilung an den Dritten der Fall gleichgeſtellt, wenn der Voll⸗ 
machtgeber dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der 
Vertreter ſie dem Dritten vorlegt: die Aushändigung der Urkunde an den 
Vertreter gilt als eine auf Mitteilung der erteilten Vollmacht an den Dritten 
gehende Willenserklärung des Vollmachtgebers, und die Vorlegung der dem 
Vertreter ausgehändigten Urkunde an den Dritten ſoll dieſem die Gewähr 
bieten, daß eine Bevollmächtigung nach Maßgabe der vorgelegten Urkunde 
dem als Bevollmächtigter Auftretenden erteilt iſt. Es leuchtet ein, daß es hierzu 
der Urſchrift der Vollmachtsurkunde bedarf. Die Abſchrift einer ſolchen kann 
allenfalls beweiſen, daß der Bevollmächtigte einmal Vollmacht erhalten hat, 
nicht aber, daß er die Vertretungsmacht noch beſitzt. Der Bevollmächtigte kann 
ſich, ſolange er im Beſitz der Urſchrift der Vollmachtsurkunde iſt, davon Ab⸗ 
ſchriften in unbeſchränkter Zahl fertigen und beglaubigen laſſen; daß er im 
Beſitz der Vertretungsmacht iſt, kann nur durch den Beſitz derjenigen Urkunde 
dargetan werden, die er eben vom Vollmachtgeber erhalten hat. 

Daran kann auch der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand nichts 
ändern, daß der Ehemann der Beklagten zur Zeit des Vertragſchluſſes die 
Urſchrift der Vollmacht, wie anſcheinend unſtreitig, noch beſeſſen und bei dem 
Vertragſchluſſe dem Zeugen K., wie dieſer bezeugt, die Vollmachtsabſchrift 
mit dem Bemerken vorgezeigt hat, dieſe Urkunde ſei eine notariell beglaubigte 
Abſchrift der ihm von ſeiner Ehefrau erteilten Vollmacht, ſie habe dieſelbe 
Bedeutung wie die Urſchrift der Vollmacht. Wie der erkennende Senat bereits 
in der angeführten Entſcheidung ausgeführt hat, muß nach dem Wortlaut, 
Sinn und Zweck der Vorſchrift die Vollmachtsurkunde (Urſchrift) — ſinnfällig — 
zur Hand oder doch vor Augen geſtellt werden; es genügt nicht, wenn ſie nach 
Inhalt, Beſchaffenheit oder beſonderen Kennzeichen genauer bezeichnet, 
aber nicht vorgelegt, der ſinnlichen Wahrnehmung des Dritten nicht unmittel⸗ 
bar zugänglich gemacht wird. Läßt der Dritte, auf die bloße Angabe des angeb⸗ 
lich Bevollmächtigten vertrauend, ſich mit dieſem als Vertreter ein, ſo handelt 
er auf ſeine eigene Gefahr, und zwar gleichermaßen bezüglich des Beſtehens. 
der Vertretungsmacht überhaupt wie ihres näheren Umfangs. 

Es kann endlich auch nicht etwa, wie die Reviſion meint, darauf ankommen, 
daß, wenn die Urſchrift der Vollmachtsurkunde v. 17. Juni 1912 vorgelegt 
worden wäre, hieraus die in Rede ſtehende Beſchränkung der Vertretungsmacht 
garnicht zu erſehen geweſen wäre, der Wortlaut der Vollmacht vielmehr nur 
den Glauben an das Beſtehen der umfaſſenden Vertretungsmacht bei der 
Klägerin oder ihrem Vertreter K. hätte beſtärken können. In dieſer Hinſicht 
genügt es, auf die Ausführungen der mehrerwähnten Entſcheidung zu verweiſen. 
Der Inhalt der Urkunde iſt dem Dritten gegenüber voll wirkſam, nur ſofern 
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ihm die Urkunde (Urſchrift) vorgelegt ift; iſt dies nicht geſchehen, jo bleibt das 
Beſtehen der Vertretungsmacht eine offene Frage, und der Dritte, der ſich 
ſolchenfalls auf das Beſtehen der Vertretungsmacht verläßt, handelt auf ſeine 
Gefahr.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 5. Okt. 1916. R. (Kl.) w. E. VI. 
165/16. (KG. Berlin.) Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 107 S. 430. 


133. Können ſich die Parteien bei der notariellen Beurkundung eines 
Vertrages durch einen gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſend 
Vgl. 70 Nr. 236 m. N. 

BGB. § 181. 

Der Kläger will den Beklagten für den Schaden verantwortlich machen, 
der ihm dadurch erwachſen ſei, daß durch Verſchulden des Beklagten die von 
dieſem als Notar beurkundete Veräußerung eines Teils ſeines Geſchäftsanteils 
an einer Geſellſchaft m. b. H. der rechtlichen Wirkung entbehrt habe, und daß 
er infolgedeſſen die vom Erwerber R. in Gegenleiſtung gezahlten 1000 & auf 
deſſen Klage habe zurückerſtatten müſſen, auch mit den Koſten eines für ihn 
zweckloſen Prozeſſes belaſtet worden ſei. Das Landgericht hat die Abweiſung 
der Schadenerſatzanſprüche des Klägers damit begründet, daß dem Beklagten 
allerdings die mangelhafte Verleſung des notariellen Protokolls v. 1. Okt. 
1910 zum Verſchulden gereiche, daß dieſes Verſchulden aber für den Schadens⸗ 
erfolg der Unwirkſamkeit des Vertrages ohne Bedeutung ſei, weil der Vertrag 
auch wegen der nach der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts unzu⸗ 
läſſigen Vertretung der Vertragsparteien vor dem Notar durch einen gemein⸗ 
ſamen Bevollmächtigten nichtig ſei, und der Beklagte, da er im Oktober 1910, 
nach der damals noch nicht vom Reichsgericht beanſtandeten, in Bremen all⸗ 
gemein üblichen Praxis verfahren habe, für dieſen Nichtigkeitsgrund nicht ein⸗ 
zuſtehen brauche. — — — 

Das Ber.⸗Gericht ſteht in der Frage, ob die Vertretung der Vertrags⸗ 
parteien durch den Bürovorſteher des Beklagten bei Errichtung der notariellen 
Urkunde dem Willen des Geſetzes genügte, auf dem der Auffaſſung des Land⸗ 
gerichts entgegengeſetzten Standpunkt des Klägers, der die Frage bejaht. — — — 

Die Entwicklung des bürgerlichen Rechts hat zur Anerkennung einer, 
auf beſonderer geſetzlicher Beſtimmung oder auf rechtsgeſchäftlicher Erteilung 
beruhenden Vertretungsmacht geführt, innerhalb deren im Namen des Ver⸗ 
tretenen unmittelbar für oder gegen ihn wirkende Willenserklärungen von einem 
Andern, ſeinem Vertreter, abgegeben werden können. Die durch Rechtsgeſchäft 
erteilte Vertretungsmacht, vom Geſetz ($ 166 Abſ. 2 BGB.) Vollmacht ge— 
nannt, verliert nicht dadurch den Charakter einer Vertretung im Willen, daß 
ſie auf ein Rechtsgeſchäft mit genau beſtimmtem Inhalt beſchränkt iſt; die zur 
Vollziehung dieſes Geſchäfts erforderliche, im Namen des Vertretenen abgege— 
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bene Erklärung bleibt eine Willensäußerung des Vertreters „innerhalb der ihm 
zuſtehenden Vertretungsmacht“ ($ 164 BGB.). Die mehreren Beteiligten, 
unter denen ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen iſt, können ihre Vertretung einer 
und derſelben Perſon übertragen, die damit in die Lage kommt, das Rechts⸗ 
geſchäft als Vertreter der einen Partei mit ſich ſelbſt als Vertreter der einen" 


oder mehreren andern Parteien vorzunehmen ($ 181 BGB.). Jede Vollmacht 


iſt im Zweifel — ſofern ſich nämlich nicht aus dem zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
verhältnis oder aus Erklärungen an die beteiligten Perſonen ein andres ergibt 
— jeder Zeit widerruflich ($ 168 BGB.). Die die Erteilung der Vollmacht 
enthaltende Erklärung des Vollmachtgebers bedarf nicht der Form, welche 
für das Rechtsgeſchäft, dem ſie dienen ſoll, beſtimmt iſt ($ 167 BGB.). 


Nach dieſen Grundſätzen iſt es, zunächſt allgemein geſprochen, zweifellos 


zuläſſig, daß zwei Parteien, die miteinander einen der notariellen Beurkundung 
bedürftigen Vertrag ſchließen wollen, ſich formlos über alle Einzelheiten des 
beabſichtigten Vertragsverhältniſſes verſtändigen und alsdann beide eine dritte 
Perſon, etwa einen Angeſtellten des Notars, mündlich oder ſchriftlich beauf- 
tragen und ermächtigen, vor dem Notar den Austauſch der dem Vertrags⸗ 
entwurf entſprechenden Willenserklärungen zu vollziehen. Mit der Aus⸗ 
führung dieſes Auftrags durch den bevollmächtigten Vertreter und ihrer ge- 
hörigen Beurkundung durch den Notar kommt der beabſichtigte Vertrag zu⸗ 
ſtande. 

Ein ſolcher Fall liegt hier vor, wenigſtens der äußeren Erſcheinung nach. 
Daß der Kläger und R. den Entwurf der beiderſeitigen Willenserklärungen, 
durch deren Austauſch vor dem Notar der beabſichtigte Vertrag vollzogen werden 
ſollte, bereits am Tage vor dieſer Vollziehung, am 30. Sept. 1910, zuſammen 
mit der Vollmacht für den Bürovorſteher des Beklagten, in die Form eines 
ſchriftlichen „Vertrages“ kleideten, braucht an ſich nicht mehr zu bedeuten 
als eine zweckmäßige oder doch für zweckmäßig gehaltene Vorbereitung und 
Vereinfachung der Verhandlung vor dem Notar, die im Falle des Vertrag⸗ 
ſchluſſes durch einen gemeinſchaftlichen Vertreter, deſſen Vollmacht oder 
Auftrag auf die Vollziehung eines Vertrages mit ganz beſtimmtem Inhalt 
beſchränkt iſt, regelmäßig angebracht ſein wird, die aber auch dann nahe liegt 
und durchaus gebräuchlich iſt, wenn Parteien, die ſelber vor dem Notar erſcheinen 
ſollen, ſchon vorher ganz genau wiſſen, was ſie dort einander erklären wollen. 
Und die Erklärung des Bürovorſtehers P. vor dem Beklagten als Notar, daß 
er jenen Vertrag, den ſeine Auftraggeber unterſchrieben hätten, für dieſe 
hierdurch förmlich abſchließe, bringt als ſeinen ihm vom Kläger und R. einge⸗ 
räumten Willen genau dasſelbe zum Ausdruck, was die Parteien perſönlich, 
doch gewiß mit dem vollen beabſichtigten Erfolge, mit der übereinſtimmenden 
Erklärung, daß ſie den dem Notar vorgelegten in die Form eines Vertrages 
gekleideten Vertragsentwurf „hierdurch förmlich abſchließen“, als ihren Ver⸗ 
tragswillen zu erkennen gegeben hätten. 
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Nun iſt freilich, angeſichts der Auffaſſung, mit der das Landgericht, in 
Anlehnung an Urteile des Reichsgerichts, die Vertretung der Parteien durch 
den Bürovorſteher P. für unwirkſam erklärt, weil P., nur damit der Form⸗ 
vorſchrift Genüge geſchehe, den bereits vorher formlos und damit ungültig 
vollzogenen Vertrag habe notariell beurkunden laſſen, anſtatt ihn ſelber vor 
dem Notar abzuſchließen, ohne weiteres zuzugeben, daß durch die Zulaſſung 
eines Verfahrens, wie es hier von den Vertragsparteien in Gemeinſchaft mit 
dem Bürovorſteher P. und dem Beklagten, übrigens nach einer allgemeinen 
Praxis der bremiſchen Notare geübt iſt, der Zweck der Formvorſchriften 
des Geſetzes erheblich beeinträchtigt wird. Mit dem Gebot gerichtlicher oder 
notarieller Beurkundung eines Vertrages will das Geſetz eine Gewähr dafür 
geben, daß wichtige rechtliche Verfügungen und Verpflichtungen nicht getroffen 
und übernommen werden, ohne daß diejenigen, die vor ſo bedeutſamen Ent⸗ 
ſchließungen ſtehen, Gelegenheit finden, ſich über die Bedeutung ihres Unter⸗ 
nehmens völlig klar zu werden; dieſen Erfolg erwartet der Geſetzgeber von der 
förmlichen Verhandlung vor Gericht oder Notar, von der Vorbereitung für einen 
ſolchen ſich aus dem Alltags⸗ und Geſchäftsleben heraushebenden Akt und 
von dem mit dieſem Erfordernis regelmäßig verbundenen Aufſchub der end⸗ 
gültigen Entſchließung. Aber der Zweck des Geſetzes iſt nicht ſelbſt Geſetz 
geworden. Deshalb würde auch der klare Nachweis, daß in einem beſtimmten 
Falle das perſönliche Erſcheinen der Parteien vor dem Notar nach Lage der 
Sache ohne den geringſten Einfluß auf die beurkundeten, höchſt wichtigen Ent⸗ 
ſchließungen geblieben ſei, was ſicherlich ſehr häufig der Fall iſt, den Beſtand 
des nach der Formvorſchrift des Geſetzes abgeſchloſſenen Vertrages durchaus 
nicht berühren. Dann kann es auch keinen Unterſchied machen, wenn die Par⸗ 
teien, die ſich über das, was ſie einander leiſten wollen, bereits völlig geeinigt 
haben, von denen keiner mehr zweifelt, daß er ſich auf das Zuſtandekommen 
des Vertrages ſicher verlaſſen könne, und die vielleicht ſchon mit Rückſicht auf 
den bevorſtehenden Vertragſchluß wichtige wirtſchaftliche Maßregeln getroffen 
haben, das eigentliche Rechtsgeſchäft, das vom Tatſachenſtandpunkt aus nun 
wirklich kaum noch mehr als die Erledigung einer Formvorſchrift bedeuten 
mag, nicht perſönlich vornehmen, ſondern durch einen gemeinſamen Vertreter 
beſorgen laſſen, wozu das Geſetz ihnen die Mittel an die Hand gibt. 

Daß nun aber im vorliegenden Falle die Vertragsparteien noch weiter 
gegangen wären, daß ſie nicht nur den eigentlichen rechtlichen Vertragſchluß 
in einer Weiſe, die ihnen jeden Zweifel an der Verwirklichung ihrer Abſichten 
genommen haben mag, vorbereitet hätten, daß ſie vielmehr mit dieſer Vor⸗ 
bereitung des notariellen Akts ſchon die wirkliche vertragliche Bindung hätten 
vollziehen wollen und demnach die Aufgabe ihres Bevollmächtigten nur in 
einer Anzeige der bereits erfolgten Vertragsvollziehung beim Notar zum Zweck 
der Verbriefung lediglich dieſer Tatſache erblickt, alſo garnicht die Abſicht 
gehabt hätten, erſt durch P. den Vertrag in rechtlich wirkſamer Weiſe ſchließen 
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zu lajjen, das vermag das Ber.⸗Gericht nicht zu erkennen und feſtzuſtellen. Wenn 
ſie es nicht ſchon vorher gewußt haben, ſo ſind ſie am Büro des Beklagten 
darüber belehrt worden, daß das von ihnen beabſichtigte Geſchäft der nota⸗ 
riellen Beurkundung bedürfe. Dieſes Erfordernis, das ihnen Weitläufigkeiten 
und Koſten verurſachte, die ſie bei dem ganz einfachen Inhalt des beabſichtigten 
Vertrages gewiß gern vermieden hätten, konnten ſie, auch ohne genauere 
Belehrung über ſein rechtliches Weſen, nicht anders als dahin verſtehen, daß 
der Vertrag nur vor dem Notar mit rechtlicher Wirkung abgeſchloſſen werden 
könne. Dann beſteht aber durchaus kein Grund, daran zu zweifeln, daß ſie 
bei der ſchriftlichen Niederlegung ihrer Vertragsabſichten in der äußeren Form 
des „Vertrages“ v. 30. September 1910 darüber ſehr wohl im klaren geweſen 
ſind, daß damit noch nichts Rechtsgültiges geſchaffen ſei, daß vielmehr erſt der 
„förmliche Abſchluß zu notariellem Protokoll“ durch den von ihnen gleichzeitig 
beauftragten und ausdrücklich bevollmächtigten P. „als Vertreter beider Teile“ 
den Vertrag mit rechtlicher Wirkung zuſtande bringen werde, gleich als wenn 
ſie ſelber ihre vertragliche Einigung vor dem Notar erklärten. Ihr damit gege⸗ 
benes Verſtändnis für die Rechtslage genügt für die Feſtſtellung, daß die Voll⸗ 
macht, die ſie P. erteilt haben, eine wirkliche Vollmacht im Rechtsſinn dieſes 
Wortes war, nämlich die Ermächtigung, in ihrem Namen die ihre Vertrags⸗ 
abſichten verlautbarenden Willenserklärungen abzugeben. Wollte man vom 
Vollmachtgeber ein tieferes Eindringen in die Bedeutung der Vertretung 
im Willen verlangen, ſo würde man den Rechtsbehelf der Vollmacht, mit dem 
das Geſetz den Rechtsverkehr erleichtern will, wohl für den größten Teil der 
Fälle, in denen man ſich ſeiner bisher bedient hat, ausſchalten. — Daß ander⸗ 
ſeits auch der Bürovorſteher P. eine ausreichende Vorſtellung von der recht- 
lichen Bedeutung der ihm erteilten Vertretungsmacht gehabt hat, um den Sinn 
ſeiner Erklärung, daß „er hierdurch den Vertrag für ſeine Auftraggeber förm⸗ 
lich abſchließe“, richtig zu verſtehen, kann vollends ohne Bedenken angenommen 
werden. | | 

Mit der Anerkennung der Gültigkeit der dem Bürovorſteher des Beklagten 
erteilten Vollmacht und der Rechtswirkſamkeit des Handelns des Bevoll⸗ 
mächtigten, womit die dem Beklagten vom Landgericht gewährte Entlaſtung 
von der Verantwortlichkeit für die Schadensfolgen andrer Mängel des vom 
Kläger beabſichtigten Veräußerungsgeſchäfts hinfällig wird, ſoll nicht allgemein 
in Abrede geſtellt werden, daß andre Fälle denkbar ſind, die, wennſchon ſie 
in der äußeren Erſcheinung eine große Ahnlichkeit mit dem vorliegenden zeigen, 
doch ſo erhebliche Abweichungen in den Vorſtellungen und der Willensrichtung 
der beteiligten Perſonen erkennen laſſen, daß tatſächlich der Abſchluß eines 
nichtigen Vorvertrages feſtzuſtellen iſt, der für die damit verbundene Bevoll⸗ 
mächtigung eines gemeinſamen Vertreters nicht den für eine wirkliche Voll⸗ 
macht erforderlichen Raum eigener Willensbetätigung des Vertreters übrig 
läßt und wohl gar nach der wirklichen Abſicht der Parteien die Übermittelung 
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ihres Vertragswillens an den Notar zu einem bloßen Botendienſt macht 
(RG. v. 1. Nov. 1913, LeipzZ. 8, 575), oder daß die Beſtellung eines gemein⸗ 
ſamen Bevollmächtigten an ſich eine wegen Formmangels unzuläſſige Bindung 
im Sinn eines formbedürftigen Vertrages bedeutet, durch die die erteilte 
Vollmacht nichtig wird (RGEntſch. 79, Nr. 48). Auf dieſe und andre Mög⸗ 

lichkeiten iſt hier nicht näher einzugehen. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 7. Dez. 1916. A. (Kl.) w. B. 
Bf. II. 295/15. B.— 


— — 


134. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, 
wenn die Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes 
beendigt iſt und der Prozeß nicht rechtzeitig weiter betrieben wird. 
Vgl. 43 Nr. 53; 66 Nr. 233; 69 Nr. 50. 
BGB. $ 211 Abſ. 2; ZPO. $ 251; WO. Art. 78. 

Die Klage ſtützt ſich auf den vom Erblaſſer der Beklagten am 13. Juni 1914 
ausgeſtellten Wechſel über 1600. und macht den Regreßanſpruch des Inhabers 
gegen die Erben des Ausſtellers geltend. Nach Art. 78 Nr. 1 WO. verjährt dieſer 
Anſpruch in drei Monaten; die Verjährung beginnt mit dem Tage des erhobenen 
Proteſtes (19. Sept. 1914). Dieſer Proteſt iſt bei dem am 14. Sept. 1914 
zur Zahlung fällig geweſenen Wechſel rechtzeitig erhoben, da damals die Bkm. 
des Bundesrats v. 6. Aug. 1914 (RGBl. 357) über die Verlängerung der Friſten 
des Wechſel⸗ und Scheckrechts in Geltung war, durch die die Proteſtfriſt des 
Art. 41 WO. um 30 Tage verlängert wurde. Es ſoll auch unterſtellt werden, 
daß der Proteſt richtig erhoben wurde. Der Geltendmachung des Klagan⸗ 
ſpruchs iſt jedoch mit Recht die Einrede der Verjährung entgegengeſetzt worden. 

Im Verhandlungstermin v. 9. März 1915 erklärten die Anwälte der Parteien, 
daß ſie mit Rückſicht auf einen andern gegen die Beklagten anhängigen Prozeß 
keine Anträge ſtellten. Es ſoll angenommen werden, daß die Parteivertreter 
damals, was unter Beweis geſtellt iſt, das Ruhen des Prozeſſes vereinbart 
haben (8 251 ZPO.). Alsdann geſchah in der Richtung gegen die Beklagten 
nichts mehr, bis auf Antrag ihres Anwalts der Vorſitzende der Zivilkammer 
am 10. Febr. 1916 (alſo nach Ablauf der dreimonatigen Verjährungsfriſt) 
neuerlichen Verhandlungstermin beſtimmte. Die durch die Klagerhebung 
erfolgte Unterbrechung der Verjährung endigte gemäß § 211 Abſ. 2 BGB. 
mit der letzten Prozeßhandlung der Parteien, d. h. alſo mit dem 9. März 1915. 
Von da an lief gegen die Erben des am 21. Sept. 1914 verſtorbenen Wechſel⸗ 
ausſtellers eine neue dreimonatige Verjährungsfriſt (Staub⸗Stranz WO. Exk. zu 
Art. 79 Anm. 16. 23), die auch dadurch nicht beſeitigt werden konnte, daß der 
Prozeß durch Vereinbarung der Parteien in Stillſtand geriet (Staub⸗Stranz 
WO. a. a. O. Anm. 10; Komm. v. RGRäten zum BGB. § 202 Anm. 2, 
§ 211 Anm. 2). In dieſer Vereinbarung liegt weder eine Stundung und zwar 


135. Verzug. 217 


ſchon deshalb nicht, weil es ſich um einen beftrittenen Anſpruch handelte, 
noch auch ein Verzicht auf die Geltendmachung der Verjährungseinrede, da 
man damals die Verjährung überhaupt nicht im Auge hatte. Ebenſowenig 
iſt auch darin, daß die Einrede der Verjährung in 1. Inſtanz nicht vorgebracht 
wurde, ein Verzicht auf dieſe Einrede zu erblicken, hierfür liegen keinerlei 
Anhaltspunkte vor. Auch eine Argliſt iſt in dem jetzigen Vorbringen der Ver⸗ 
jährung nicht zu finden. Zur Zeit der erwähnten Vereinbarung dachte man 
nicht an die Verjährung, auch ſtand es damals noch dahin, ob die Unterbrechung 
des Verfahrens mehr als drei Monate dauern werde und zudem wäre die Klä⸗ 
gerin in der Lage geweſen, einen Ladungsantrag zur Unterbrechung der 
Verjährung zu ſtellen, weil gemäß § 225 BGB. die Verjährung durch Rechts⸗ 
geſchäft nicht erſchwert werden kann (RGEntſch. 73, 394). 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 15. Febr. 1917. L. w. L.— L. 

543/16. F. 


135. Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 
Vgl. 59 Nr. 219 m. N. 
BGB. 88 326. 284. 

Durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts v. 10. Nov. 1914 war feſt⸗ 
geſtellt worden, daß die jetzige Klägerin verpflichtet ſei, die in der Anlage jenes 
Urteils aufgeführten Mengen Ledertücher von dem Beklagten abzunehmen. 
Die Klägerin klagte mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht be⸗ 
rechtigt ſei, aus jenem Urteil die Abnahme der darin bezeichneten Putztücher 
zu fordern. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die erhobene Klage, was der Beklagte 
beſtreitet, auch als negative Feſtſtellungsklage (8256 ZPO.) zuläſſig ſei. Jeden⸗ 
falls iſt ſie als Klage aus 8 767 ZPO. ſchlüſſig begründet, denn es iſt damit 
bei dem Prozeßgericht der 1. Inſtanz eine Einwendung geltend gemacht worden, 
die den durch das Urteil v. 10. Nov. 1914 feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betrifft 
und auf einen erſt nach der Schlußverhandlung entſtandenen Grund geſtützt 
wird. Die Faſſung des Klagantrags ſchließt nicht aus, die Klage als Wider⸗ 
ſpruchsklage nach 8 767 ZPO. anzuſehen. In der Regel wird zwar bei einer 
ſolchen der Antrag dahin lauten, daß die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Urteil 
für unzuläſſig erklärt werde; ſo kann aber im gegenwärtigen Fall der Antrag 
nicht geſtellt werden, weil es ſich nicht um ein Leiſtungs⸗ ſondern um ein Feſt⸗ 
ſtellungsurteil handelt. 

Daß ihre im Urteil v. 10. Nov. 1914 feſtgeſtellte Verpflichtung zur Abnahme 
der Putztücher nachträglich weggefallen ſei, leitet die Klägerin daraus her, 
daß ſie unſtreitig den Beklagten durch Brief v. 14. Dez. 1914 zur Lieferung 
der im Urteil bezeichneten Tücher bis Ende 1914 aufgefordert, ihm am 2. Jan. 
1915 eine Nachfriſt bis zum 10. Jan. 1915 geſetzt hat mit der Erklärung, daß ſie, 
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falls die Lieferung bis dahin unterbleibe, von der Abnahme zurücktreten und 


Schadenerſatz verlangen werde, und ihm ſchließlich am 12. Jan. 1915 geſchrieben 


hat,daß ſie nunmehr von der Abnahme zurücktrete und ihm ihre Schadens⸗ 
rechnungen durch ihren Rechtsanwalt zugehen laſſen werde. In Hinblick auf 
dieſe Tatſache erklärt auch das Landgericht die Klägerin nach 8 326 BGB. 
für berechtigt, die Abnahme der Tücher zu verweigern, wobei es noch ausführt: 
die im Schreiben v. 2. Jan. 1915 geſetzte Nachfriſt ſei zwar zu kurz geweſen, 
das Schreiben habe aber an Stelle der darin beſtimmten Friſt eine angemeſſene 
Nachfriſt in Lauf geſetzt, und dieſe ſei zur Zeit der Klagerhebung verſtrichen 
geweſen oder doch mindeſtens während des Rechtsſtreits abgelaufen. 

Das Ber.⸗Gericht vermag dem nicht beizutreten. Eine Nachfriſt kann mit 
den in $ 326 BGB. beſtimmten Folgen erſt geſetzt werden, wenn der Schuldner 
mit der ihm obliegenden Leiſtung im Verzuge iſt, und der Schuldnerverzug 
wiederum hat Fälligkeit der Schuld und Mahnung zur Vorausſetzung 
(8 284 BGB.). Bei Kaufverträgen, die auf Abruf geſchloſſen find, führt regel⸗ 
mäßig der Abruf des Käufers die Fälligkeit der Lieferung des Verkäufers 
herbei und enthält zugleich die Mahnung. Aber nicht jeder Abruf iſt dazu ge- 
eignet, ſondern nur ein ſolcher, der vertragmäßig iſt, das Begehren, zu einer 
früheren Zeit zu liefern als zu der Erfüllungszeit, die ſich aus dem Vertrage 
bei deſſen Auslegung nach Treu und Glauben und unter Berückſichtigung 
der Verkehrsſitte ergibt, iſt ſchon mangels der Fälligkeit unwirkſam (vgl. 
Düringer und Hachenburg HGB.? 2, 205). 

Der Ende 1910 zwiſchen den Parteien geſchloſſene Kaufvertrag, auf Grund 
deſſen das Urteil v. 10. Nov. 1914 die Verpflichtung der Klägerin zur Abnahme 
von 38396 Lederputztüchern ausgeſprochen hat, hatte zum Gegenſtande 
50000 Stück Lederputztücher, die bis Ende 1911, alſo im Zeitraum von einem 
Jahre, zur Abnahme mit einer Lieferfriſt von vier bis ſechs Wochen für die 
einzelnen abgerufenen Poſten zu liefern waren. Wenn nun die Klägerin, 
die auf den ganzen Schluß bis zum Herbſt 1913 nur 11604 Tücher und zwar 
immer nur in kleineren Poſten abgerufen hatte, am 14. Dez. 1914 auf einmal 
den ganzen von ihr bisher nicht abgerufenen Reſt forderte, der 38396 Stück 
Ledertücher, mithin nahezu vier Fünftel der geſamten nach dem Vertrage an 
ſich in einzelnen Poſten mit vier⸗ bis ſechswöchiger Lieferfriſt nach und nach 
im Lauf eines Jahres zu liefernden Vertragsmenge umfaßte, ſo hätte ſie, 
um ſich innerhalb der durch den Vertrag gezogenen Grenzen zu halten, dem 
Beklagten unbedingt mehrere Monate Zeit zur Lieferung laſſen müſſen. 
Statt deſſen verlangte ſie die Leiſtung in einer Art und Weiſe, wie ſie, der Be⸗ 
klagte nicht ſchuldete. Ein ſolches vertragwidriges Leiſtungsverlangen war 
nicht geeignet, die Fälligkeit der dem Beklagten obliegenden Leiſtung in dem 
Sinne, daß ſie als Grundlage des Schuldnerverzuges hätte dienen können, 
herbeizuführen, und hatte, eben weil es nicht vertragmäßig war, auch nicht 
die Wirkung einer Mahnung. Der Abruf v. 14. Dez. 1914 zog auch nicht die 
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Verpflichtung des Beklagten nach ſich, den Schlußreſt binnen der ſich aus dem 
Vertrage ergebenden längeren Friſt zu liefern, und zwar ſchon um deswillen 
nicht, weil die Klägerin ihm am 12. Jan. beſtimmt erklärt hat, daß ſie nunmehr 
die Abnahme verweigere. Damit hat ſie nunmehr die frühere Mahnung, die 
an den Beklagten gerichtete REN UND ee eng vor Ablauf der Erfüllungs⸗ 
zeit rückgängig gemacht. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. K. w. Weberei 

M. 5 O. 152/15. F—ch. 


136. Hat der Verkäufer oder der -Käufer die erforderliche Ausfuhr- 


oder Durchfuhrerlaubnis zu befchaffen? 
(Vgl. 48 Nr. 197; 71 Nr. 36.) 
BGB. 88 157. 447. 
Laut Schlußſchein v. 25. Juli 1914 kaufte die in Brünn ſeßhafte Klägerin 
50 Barrels Tranabfallfett von der in Hamburg anſäſſigen Beklagten frei 
Waggon Tetſchen. Da die Beklagte die Ware der Klägerin nicht lieferte, 
klagte dieſe auf Schadenerſatz. Das Landgericht erklärte die Klage dem Grunde 
nach für berechtigt; die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 


„Die Beklagte ſtützt ihre Weigerung, die Ware der Klägerin zu liefern, 


einmal auf die ſog. Kriegsklauſel und ſodann auf die Tatſache, daß die Klägerin 
nicht, wozu ſie verpflichtet geweſen ſei, die Durchfuhrerlaubnis durch Deutſch⸗ 
land für die Ware erwirkt habe. Nun war die Beklagte ohne Zweifel, nachdem 
ſeitens Deutſchlands ein Ausfuhr⸗ und Durchfuhrverbot für die hier in Frage 
kommende Ware erlaſſen worden war, berechtigt, die Lieferung der Ware 
während der Dauer dieſes Verbots völlig abzulehnen. Hätte ſie ſich auf dieſen 
Standpunkt geſtellt, ſo hätte die Klägerin ſich dem fügen müſſen. Aber die 
Beklagte hat dies nicht getan. Sie hat nach mehrfachem Hin⸗ und Herſchreiben 
Anfang Februar 1915 der rad die dem Vertrage entſprechende Ware 
angedient. Allerdings hat ſie gleichzeitig die Klägerin aufgefordert, ihr den 
amtlichen Durchfuhrerlaubnisſchein zu beſchaffen. Ob die Beklagte an ſich 
berechtigt war, an die Klägerin eine ſolche Forderung zu ſtellen, kann zweifel⸗ 
haft erſcheinen. Da die Beklagte, wie ſie ſelbſt zugibt, nach dem Vertrage ver⸗ 
pflichtet war, die Ware bis Tetſchen zu liefern, da ſie als Verkäuferin, die in 
Deutſchland anſäſſig iſt, auch ſehr viel leichter imſtande war, von der Deutſchen 
Regierung die Erlaubnis zu erwirken, als eine im Auslande angeſeſſene aus⸗ 
ländiſche Firma, und da endlich, wie dieſer Fall lehrt, die Beklagte auch weit 
beſſer über die für die Einholung der Erlaubnis erforderlichen Einzelheiten 
bezüglich der Beſchaffenheit, Herkunft ꝛc. der Ware unterrichtet war als die 
Klägerin, ſo liegt die Annahme nahe, daß ſchon nach dem Vertrage die Be⸗ 
ſchaffung der Durchfuhrerlaubnis Sache der Beklagten war. Immerhin mag 
der Beklagten zugegeben werden, daß ſie mit Rüdficht auf die ihr zur Seite 
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ſtehende Kriegsklauſel der Klägerin die Bedingung ſetzen konnte, daß ſie dieſe 
Erlaubnis beſchaffe. Aber auch von dieſem Standpunkt aus hat die Beklagte 
ihren Verpflichtungen nicht genügt. Nachdem ſie von der Klägerin erfahren 
hatte, daß dieſe zur Beſchaffung der Erlaubnis einer genaueren Angabe über 
die Herkunft der Ware bedurfte, erforderten es Treu und Glauben im Handel 
und Verkehr, daß die Beklagte, die allein der Klägerin dieſe Angaben machen 
konnte, dies tat oder aber ſelbſt die Beſchaffung der Durchfuhrerlaubnis über⸗ 
nahm. Es iſt vom kaufmänniſchen Standpunkt aus ganz verſtändlich, daß die 
Beklagte ſich ſcheute, der Klägerin ihren Lieferanten anzugeben, aber dann 
mußte ſie eben hieraus die Folgerung ziehen, daß ſie ſelbſt die Beſchaffung 
der Erlaubnis übernahm. Die Beklagte hat auch offenbar dieſelbe Empfin⸗ 
dung gehabt. Wie ſie ſelbſt in dieſer Inſtanz angegeben hat, hat ſie nicht nur ſich 
mehrfach bei der Behörde um die Durchfuhrerlaubnis bemüht, ſondern hat 
ſie ſolche auch am 15. April erhalten. Bei dieſer Sachlage hat ſie übereilt ge⸗ 
handelt, als ſie ſchon am 26. März die Klägerin vor die Wahl ſtellte, entweder 
die Tragung der Lagerkoſten zu übernehmen oder ihrerſeits auf die Lieferung 
der Ware zu verzichten. Die Beklagte hätte den Beſcheid des Reichskanzlers 
abwarten müſſen, bevor ſie in derartiger Weiſe gegen die Klägerin vorging. 
Gewiß brauchte ſie nicht ganz unbeſtimmte Zeit hindurch zu warten, aber nach 
Lage der Verhältniſſe mußte ſie damit rechnen, daß ihr in nicht allzuferner 
Zeit ein Beſcheid des Reichskanzlers zugehen werde. Aus ihrem in dieſer In⸗ 
ſtanz übergebenen Schreiben an die Zentralſtelle für Ausfuhrbewilligungen 
v. 25. März 1915 ergibt ſich, daß die Beklagte ihr erſtes Geſuch v. 8. Febr., 
das offenbar den Vorſchriften nicht genügt hatte, zurückerhalten hat, und daß ſie 
dann am 3. März ein neues Geſuch eingereicht hat, auf das ſich auch das Schrei⸗ 
ben v. 25. März bezieht. Unter dieſen Umſtänden mußte die Beklagte den 
Beſcheid des Reichskanzlers noch weiter abwarten, bevor ſie ſich in die Un⸗ 


möglichkeit verſetzte, der Klägerin die ihr angediente Ware zu liefern. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 2. Nov. 1916. J. M. w. S. & Co. 
Bf. VI. 90/16. " No. 


137. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch 
Nypothekbeſtellung geheilt; die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 
Vgl. 69 Nr. 121. 

BGB. § 518. 1163. 

Auf das Grundſtück des Klägers war am 24. Nov. 1906 in Abt. III Nr. 3 
eine Briefhypothek zur Sicherung eines vom 1. Nov. 1906 zu 5% verzinslichen, 
nach dreimonatiger Kündigung rückzahlbaren Darlehns von 15000 . für die 
Beklagte, die Ehefrau des Klägers, eingetragen worden. Die Eintragung war 
erfolgt auf Grund einer notariell beglaubigten Urkunde v. 22. Nov. 1906, 
worin der Kläger bekannte, von feiner Ehefrau ein Darlehn von 15000 , er⸗ 
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halten zu haben, ſich verpflichtete, dieſen Betrag vom 1. Nov. 1906 mit 5% 
zu verzinſen, und zur Sicherung des Darlehns die Eintragung der Hypothek 
für ſeine Ehefrau bewilligte und beantragte. Im Oktober 1913 erhob der Kläger 
gegen ſeine Ehefrau Klage mit dem Antrage, ſie zu verurteilen, in die Löſchung 
der Hypothek zu willigen. Er machte geltend: Er habe im Jahre 1906, da er 
dringend Geld gebraucht habe, bei der Z.er Diskontobank um Kredit nach⸗ 
geſucht. Die Bank habe hypothekariſche Sicherheit verlangt und ihm geraten, 
auf ſein Grundſtück formell eine Hypothek auf den Namen ſeiner Ehefrau 
eintragen zu laſſen und dann dieſe Hypothek als Grundlage für die Kredit⸗ 
gewährung zu verpfänden. Daraufhin habe er die Hypothek für die Beklagte 
eintragen laſſen. Der Hyp.⸗Brief ſei auch der Bank für die Beklagte übergeben 
worden. Zwiſchen der Bank und ihm ſei das Kreditgeſchäft jetzt erledigt; 
der Bankverein ſei auch bereit, den Hyp.⸗Brief ihm herauszugeben, die Beklagte 
aber widerſpreche der Herausgabe und weigere ſich auch, die Löſchung der 
Hypothek zu bewilligen. 

Die Beklagte entgegnete: Über 20 Jahre lang habe ſie für den Kläger und 
mit ihm ſchwer gearbeitet; ſie habe ihn in ſeinem Geſchäft unterſtützt und ihn, 
wenn er auswärts geweſen ſei, im Schlachthaus und beim Viehverkauf ver⸗ 
treten. Als Entgelt hierfür und, damit ſie für ihr Alter verſorgt ſei, habe der 
Kläger ihr die 15000 “ verſprochen, die, weil ſich Kläger nicht ſeiner Bar⸗ 
mittel habe entäußern wollen, in das Grundbuch eingetragen werden ſollten. 
Der Hyp.⸗Brief ſei ihr auch ausgehändigt worden. Damals habe Kläger nie 
etwas davon erwähnt, daß er in Geldverlegenheit ſei und die Hypothek ver⸗ 
pfänden müſſe; erſt ſpäter ſei es ihm gelungen, ſie dahin zu bringen, daß ſie 
mit ihm auf die Bank gegangen ſei und dort etwas unterſchrieben habe. 

Der 1. Richter wies die Klage ab. Er erklärte für nicht bewieſen, daß der 
Kläger die Hypothek nur formell beſtellt habe um ſie zu verpfänden, nahm 
vielmehr an, daß er ſie ernſtlich für ſeine Ehefrau beſtellt habe, um ihr eine un⸗ 
entgeltliche Zuwendung zu machen. Eine notarielle Beurkundung erachtete 
er nicht für erforderlich, weil es ſich nicht um ein Schenkungsverſprechen, 
ſondern um unmittelbare Bewirkung einer Schenkung handle. 

In 2. Inſtanz wurde die Beklagte nach dem Klagantrage verurteilt. 
Im übrigen aus den Gründen des die Sache zurüdvermweijenden Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter nimmt zugunſten der Beklagten an, daß ihr der Hyp.⸗ 
Brief übergeben worden ſei und daß ſie daher, wenn die Hyp.⸗Beſtellung 
rechtswirkſam wäre, die Hypothek gemäß § 1163 Abſ. 2 BGB. erworben hätte. 
Er erachtet ferner die Behauptung des Klägers, daß die Hypothek auf den Namen 
der Beklagten aus einem rein formalen Grunde, nämlich nur um ihm ſelber 
als Kreditunterlage zu dienen, eingetragen worden ſei, für nicht erwieſen. 
Dagegen nimmt er an, daß dem Kläger der Beweis gelungen ſei, daß die von 
der Beklagten in erſter Linie aufgeſtellte Behauptung, es ſei zwiſchen den 
Parteien ein entgeltlicher Vertrag über die nachträgliche Bezahlung der von 
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der Beklagten dem Kläger angeblich geleiſteten Dienſte durch die Beſtellung 
der Hypothek zuſtande gekommen, unrichtig ſei. Weiter erklärt der Ber.⸗ 
Richter, es bedürfe nicht der Erhebung des vom Kläger noch angebotenen Be⸗ 
weiſes dafür, daß auch eine Schenkung der Hypothek in Anbetracht der ehelichen 
Verhältniſſe der Parteien nicht erfolgt ſei, denn auch wenn man unterſtelle, 
daß die Hypothek der Beklagten geſchenkt worden ſei, ſo ſei doch die Schenkung 
nicht rechtswirkſam erfolgt. Da die Schuldurkunde nicht gerichtlich oder no⸗ 
tariell beurkundet, ſondern nur notariell beglaubigt worden ſei, entbehre das 
ſchenkungweiſe abgegebene Schuldanerkenntnis der erforderlichen Form, und, 
da daher ein Forderungsrecht durch das Schuldanerkenntnis nicht rechtswirkſam 
begründet worden, fo ſei nach 8 1163 Abſ. 1 Satz 1 BGB. trotz der Eintragung 
der Hypothek und der Aushändigung des Hyp.⸗Briefes an die Beklagte die 
Leiſtung, durch die gemäß § 518 Abſ. 2 BGB. der Formmangel er geheilt 
werden können, nicht bewirkt. 

Die Reviſion macht hiergegen geltend: Unterſtelle man mit dem 
Ber.⸗Richter das Vorliegen eines Schenkungsvertrages, jo ſei mit Unrecht 
deſſen Rechtsgültigkeit verneint. Ein formlos geſchenktes dingliches Recht 
werde durch deſſen Beſchaffung wirkſam; dieſer Grundſatz aber ziehe die Fol⸗ 
gerung nach ſich, daß auch die dem dinglichen Recht zugrunde liegende per⸗ 
ſönliche Forderung zur Entſtehung gelange. Dies iſt jedoch nicht zutreffend. 

Wäre das in der notariell beglaubigten Schuldurkunde erklärte Bekenntnis 
des Empfangs und der Verpflichtung zur Rückzahlung eines Darlehns un⸗ 
richtig und die Verpflichtungserklärung nur ſchenkungweiſe abgegeben, ſo 
würde die Zahlung der 15000 M nach erfolgter Kündigung und die Ver⸗ 
zinſung der 15000 „ mit 5% vom 1. November 1906 ab bis zur Zahlung vom 
Kläger der Beklagten ſchenkweiſe verſprochen ſein. Dieſes dann tatſächlich 
vorliegende Schenkungsverſprechen würde gemäß §8 125. 518 Abſ. 1 Satz 1 
BGB. wegen Mangels der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (vgl. 
88 128. 129 BGB., 88 167ff. FF G.) rechtsungültig geweſen fein. Für die Be⸗ 
klagte wäre daher auf Grund des Schenkungsverſprechens eine rechtsgültige 
perſönliche Forderung auf Verzinſung und Zahlung der 15000 % gegen den 
Kläger nicht entſtanden. Nach § 518 Abſ. 2 BGB. hätte allerdings der Mangel 
der Form durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung geheilt werden 
können; aber die verſprochenen Leiſtungen wären die Entrichtung der Zinſen 
und die Zahlung der 15000 „ geweſen, und dieſe Leiſtungen ſind nicht be⸗ 
wirkt worden. Durch die gleichzeitige Beſtellung der Hypothek an dem Grund⸗ 
ſtück des Klägers wäre der Mangel der Form nicht geheilt worden. Denn die 
Hyp.⸗Beſtellung hätte, ebenſo wie die Beſtellung eines Pfandrechts zur Siche- 
rung der Ford erung, nur der Sicherung der künftigen Erfüllung des Leiſtungs⸗ 
verſpreche ns gedient, wäre aber nicht ſelbſt Erfüllung des Verſprechens geweſen, 
durch welche die von dem Kläger als Schenkgeber verſprochene Leiſtung der 
Zins⸗ und Kapitalzahlung an die Beklagte als Schenknehmerin bewirkt worden 
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wäre (vgl. RGeEntſch. 71, 291. 292; JW. 1904, 3373). Eine perſönliche For⸗ 
derung der Beklagten gegen den Kläger wäre alſo auch durch die Hyp.-Beſtellung 
nicht zur Entſtehung gelangt. Wäre dies aber der Fall, ſo hätte die Beklagte 
trotz Eintragung der Hypothek auf ihren Namen und trotz Übergabe des 
Hyp.⸗Briefes die Hypothek nicht erworben. Vielmehr ſtände wegen Nichtigkeit 
der Forderung, die durch die Hypothek geſichert werden ſollte, die Hypothek 
gemäß § 1163 Abſ. 1 Satz 1, 8 1177 Abſ. 1 BGB. dem Kläger als Eigentümer⸗ 
grundſchuld zu. Auch wenn man die an ſich einer Form nicht bedürfende 
Einigung über die Hyp.⸗Beſtellung (8 873 BGB.), die Eintragung der Hypothek 
für die Beklagte und die Übergabe des Hyp.⸗Briefs an die Beklagte als Voll⸗ 
ziehung einer auf Beſtellung der Hypothek gerichteten Schenkung auffaſſen 
wollte, wobei es gleichgültig wäre, ob ein Schenkungsverſprechen hinſichtlich 
der Hyp.⸗Beſtellung als vorangegangen angenommen würde oder nicht (vgl. 
Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 249), wäre eine den Mangel der Form nach $ 518 
Abſ. 2 BGB. heilende Bewirkung der fraglichen Leiſtungen nicht erfolgt, da 
die Hypothek eben wegen Nichtigkeit der geſicherten Forderung dem Kläger 
als Eigentümergrundſchuld zuſtände und alſo eine Leiſtung aus dem Vermögen 
des Klägers an die Beklagte nicht bewirkt worden wäre (vgl. RGEntſch. 68, 
101. 103, in Seuff A. 64 Nr. 63). Vom Geſichtspunkt einer Schenkung iſt 
daher die Annahme des Ber.⸗Richters, daß die Beklagte die Hypothek nicht er- 
worben habe, gerechtfertigt. 
Jedoch hat der Kläger ſelbſt für das Vorliegen einer Schenkung nichts 
vorgebracht. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. Juli 1916. Gr. (Bkl.) w. Gr. 
(OLG. Breslau) V. 135/1916. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 89 S. 366. 


. 138. Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Notteſtaments durch 
den Gemeindevorſteher; Rüdfichtnahme auf den Bildungsftand und 
auf die Umſtände. 

Vgl. 67 Nr. 112. 

BGB. 88 839. 2242. 2249, 

In der Nacht vom 3. zum 4. Mai 1910 erklärte morgens um 3½ Uhr der 
Kötner Franz H. vor dem Beklagten, in ſeiner damaligen Eigenſchaft als 
Gemeindevorſteher von Einum, und vor zwei zugezogenen Zeugen ſeinen letzten 
Willen mündlich zu Protokoll. Er beſtimmte in dieſem Teſtamente die Klägerin, 
ſeine Ehefrau, zu ſeiner alleinigen Erbin. Am Tage darauf ſtarb der Erblaſſer. 
Das vom Beklagten aufgenommene Protokoll wies mehrere Fehler auf. 
Zunächſt fehlte die Jahreszahl bei der Angabe des Tages der Verhandlung 
und nur auf dem mit dem Amtsſiegel verſehenen Umſchlage, in dem das Proto- 
koll verſchloſſen wurde, war in der vom Beklagten und den Zeugen unter⸗ 
ſchriebenen Aufſchrift als Zeit der Errichtung der „4. Mai 1910 morgens 
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3½ Uhr“ angegeben. Sodann fehlte die Feſtſtellung der Beſorgnis, daß die 
Errichtung des Teſtaments vor einem Richter nicht mehr möglich ſein werde; 
es war dies nur mit Bezug auf die Herbeiholung eines Notars feſtgeſtellt. 
Endlich war das Protokoll von dem Erblaſſer nicht unterſchrieben, ſondern 
nur unterkreuzt, aber nicht mit ausdrücklichen Worten feſtgeſtellt worden, 
daß der Erblaſſer erklärt habe, nicht ſchreiben zu können, vielmehr bei der Unter⸗ 
kreuzung durch den Erblaſſer nur vermerkt: „Handzeichen des H., der wegen 
Schwäche ſeinen Namen nicht ſchreiben konnte“. Die Klägerin behauptete, 
daß das Teſtament ihres Ehemannes wegen der angegebenen drei Formfehler 
nichtig ſei, und daß der Beklagte die Nichtigkeit verſchuldet habe. Sie hatte 
in einem Vorprozeſſe mit der Behauptung, daß die Gemeinde das Verſehen 
des Beklagten zu vertreten habe, gegen dieſe auf Schadenerſatz geklagt, war 
aber mit der Klage rechtskräftig abgewieſen worden, weil dem Beklagten für ſeine 
Tätigkeit bei der Aufnahme des Teſtaments eine Gebühr zuſtand. Hierauf erhob 
ſie einen Anſpruch auf Schadenerſatz gegen den Beklagten ſelbſt und ſtellte 
den Antrag, ihn zur Zahlung von 30000 % nebſt Verzugszinſen zu verurteilen. 
— Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 27730,67 M 
nebſt Zinſen. Auf Berufung des Beklagten wurde die Klage in 2. Inſtanz 
abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin blieb erfolglos. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Das Bery.-Gericht hält das vom Beklagten aufgenommene Teſtament 
des Franz H. gemäß § 125 BGB. wegen zweier Formmängel für nichtig, 
nämlich wegen der fehlenden Jahresangabe bei der Feſtſtellung des Tages 
der Verhandlung (§8 2241 Nr. 1, 2249 Abſ. 1 BGB.) ſowie wegen der unvoll⸗ 
ſtändigen Feſtſtellung der Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments 
vor einem Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglich geweſen wäre 
(§ 2249 Abſ. 2 BGB.). Die gleiche Bedeutung mißt es dem Mangel einer 
ausdrücklichen Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht habe ſchreiben können 
(8 2242 Abſ. 2 BGB.), nicht bei, weil dieſe Erklärung als vom Erblaſſer dadurch 
abgegeben gelten könne, daß er, wie feſtgeſtellt, das Protokoll unterkreuzt 
hat. Dieſen Ausgangserwägungen des Ber.⸗Gerichts war inſofern beizuſtimmen, 
als ſie ſich auf den Mangel einer ausreichenden Feſtſtellung des in § 2249 
Abſ. 2 BGB. vorgeſchriebenen Inhalts beziehen. Da ein zur Aufnahme 
von Teſtamenten berufener Richter unter Umſtänden leichter erreichbar ſein 
kann als ein Notar, ergibt ſich aus der feſtgeſtellten Beſorgnis in Anſehung 
des Notars nicht zugleich die nämliche Beſorgnis in Anſehung des Richters. 
Dieſe den Richter betreffende Feſtſtellung iſt aber bei richtiger Auslegung 
des 8 2249 Abſ. 2 neben der bezüglich des Notars erforderlich und ihr Fehlen 
hat daher gemäß § 125 BGB. die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge. Der 
Ber.⸗Richter hat auch zutreffend angenommen, daß dem vorhandenen Form- 
mangel nicht durch Schlußfolgerungen aus Umſtänden, die außerhalb der Ur⸗ 
kunde liegen, abgeholfen werden kann, ſo daß der etwa mögliche Nachweis 
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der größeren Nähe des nächſtwohnenden Notars als des nächſtgelegenen Ge⸗ 
richtsorts oder andrer die leichtere Erreichbarkeit des Notars klarſtellender 
Tatumſtände dem Teſtamente nicht zur Gültigkeit verholfen hätte. 
N Die beiden andern von dem Beklagten begangenen Fehler ſind zwar 
als ſolche anzuerkennen, da ihre Vermeidung jeder Möglichkeit von Zweifeln 
in Anſehung der Erfüllung geſetzlicher Formerforderniſſe vorgebeugt hätte. 
Allein der Ber.⸗Richter hat, was die Schreibensunfähigkeit des Erblaſſers an⸗ 
langt, ſelbſt ſchon darauf hingewieſen, daß ſich aus der Unterkreuzung des 
Protokolls durch den Erblaſſer und aus der in dem Protokoll enthaltenen 
Schlußfeſtſtellung ſeiner auf Schwäche beruhenden Unfähigkeit, zu ſchreiben, 
auch eine vom Erblaſſer ausgehende Kundgebung ſeines ihn an der Herſtellung 
der Namensunterſchrift verhindernden körperlichen Unvermögens erſehen 
ließ, und daß damit dem Formerfordernis der 88 2242 Abſ. 2, 2249 Abſ. 1 BGB., 
wenn auch nur notdürftig, genügt ſei. Dies entſpricht der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des Senats (RGeEntſch. 65, 375; 69, 79ff., insbeſ. 83), von der ab⸗ 
zugehen kein Anlaß beſteht. | 

Unbeantwortet endlich kann im vorliegenden Fall die Frage bleiben, 
ob nicht das Nämliche von dem Fehler der nicht fehlenden, ſondern nur unvoll⸗ 
ſtändigen Zeitangabe bei der Feſtſtellung des Tages der Verhandlung zu gelten 
habe — — —, da mit dem Ber.⸗Richter davon ausgegangen werden mußte, 
daß ſchon die unzulängliche Befolgung der Vorſchrift des 8 2249 Ab. 2 die 
Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge hat. 

Mit Recht hat der Ber.⸗Richter auch die Vorausſetzungen des § 839 Abſ. 1 
Satz 1 BGB., auf den der erhobene Schadenerſatzanſpruch geſtützt iſt, inſo⸗ 
fern für erfüllt erachtet, als er die Verpflichtung des Beklagten, bei der Auf⸗ 
nahme von Teſtamenten der Befolgung geſetzlicher Formvorſchriften die gehörige 
Sorgfalt zuzuwenden, für eine Amtspflicht anſieht, die ihm nicht nur dem 
Erblaſſer, ſondern auch dem in dem Teſtament vom Erblaſſer Bedachten 
gegenüber in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindevorſteher oblag. Und ebenſo 
zutreffend hält der Ber.⸗Richter unter der Vorausſetzung, daß der Beklagte 
ſich einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht hätte, während ihm vorſätzliche Pflicht⸗ 
verletzung nicht zum Vorwurf gemacht werden kann, die ihn von der Schaden⸗ 
erſatzpflicht befreiende Ausnahmevorſchrift des § 839 Abſ. 1 Satz 2 deshalb 
nicht für anwendbar, weil mit Rückſicht auf ſein Gebührenbezugsrecht eine 
Haftpflicht der Gemeinde nach $ 1 Abſ. 3, $ 4 Geſ. v. 1. Auguſt 1909 (GeſS. 691) 
nicht beſtand, eine Möglichkeit aber, auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen, für die 
Klägerin ebenſowenig gegeben war. | 

Die Entſcheidung hängt ſomit davon ab, ob die vom Ber.⸗Gericht feſtge⸗ 
ſtellten beſonderen Umſtände die Annahme einer dem Beklagten zur Laſt 
fallenden Verletzung der Sorgfaltspflicht und damit zugleich ſeiner Amts⸗ 
pflicht als Gemeindevorſteher rechtlich ausſchließen. Die Bejahung dieſer 
Frage ergibt ſich aus dem eingehenden, eine Fahrläſſigkeit des a ver⸗ 

Seulferts Arcknv Bd 72. 8. Folge Bd. 17 Heft 7. 
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neinenden Ausführungen des Ber.⸗Gerichts. Mit dem Ber. Richter darf zu⸗ 
nächſt im allgemeinen davon ausgegangen werden, daß an die Geſetzeskunde, 
an die richtige Geſetzesauslegung und an die praktiſche Schulung in der An⸗ 
wendung der Geſetzesvorſchriften einem Gemeindevorſteher gegenüber nicht 
gleichhohe Anforderungen geſtellt werden können, wie gegenüber einem Richter 
oder Notar. Das im Notzuſtande gemäß § 2249 vor einem Gemeindevorſteher 
errichtete Teſtament kann daher auch nicht die gleiche Gewähr der Formſicher⸗ 
heit bieten wie das richterliche oder notarielle Teſtament. Es bildet den letzten 
und äußerſten Verſuch, den Willen eines Sterbenden, ſoweit möglich, noch 
in der Form feſtzuhalten, die das Geſetz für ſeine Gültigkeit erfordert. Eine 
bei dem Gemeindevorſteher einer Dorfgemeinde zum mindeſten ungewöhn⸗ 
liche Unterſcheidungsſchärfe würde aber dazu gehören, wollte man von ihm 
die klare und ſichere Erkenntnis deſſen erwarten, daß nach $ 2242 Abſ. 2 BGB. 
die objektive Feſtſtellung vorhandener Schreibensunfähigkeit eine vom Erb⸗ 
laſſer ausgehende Erklärung ſeiner Schreibensunfähigkeit nicht voll erſetzt, 
und daß das Geſetz im § 2249 Abſ. 1 mit dem Verlangen, daß die Beſorgnis 
nicht rechtzeitiger Erreichbarkeit eines Richters „oder“ eines Notars feſtgeſtellt 
werde, die Unerreichbarkeit ſowohl des Richters als auch des Notars oder die 
Beſorgnis gemeint hat, daß weder ein Richter noch auch ein Notar rechtzeitig 
zur Stelle ſein könnten. Bedenklicher unter dem Geſichtspunkte des Verſchul⸗ 
dens iſt allerdings der in der Fortlaſſung der Jahreszahl bei der Angabe des 
Verhandlungstages beſtehende Fehler, der aber in dem Fall nicht ausſchlag⸗ 
gebend ins Gewicht fallen würde, wenn er als ausgeglichen zu gelten hätte 
durch die vollſtändige Tagesangabe auf dem Teſtamentsumſchlage. Wie dem 
aber auch ſei, der Beklagte wird auch in dieſer Beziehung entlaſtet durch die 
vom Ber.⸗Richter feſtgeſtellten beſonders ungünſtigen Umſtände, unter denen 
er ſich der Aufgabe unterzog, dem Wunſche des mit dem Tode ringenden Erb⸗ 
laſſers zu entſprechen und ſeinen letzten Willen in die geſetzliche Form zu bringen. 
Darüber, daß er nach dem Maß feiner Rechtskenntnis und Erfahrung ſich ge- 
wiſſenhaft bemüht hat, dieſen Formanforderungen gerecht zu werden, laſſen 
die tatſächlichen Erwägungen des Ber.-Richters keinen Zweifel. Die näheren 
Umſtände, unter denen er in Tätigkeit trat, erſchwerten dabei ſeine Aufgabe. 
Nachdem er bis 11 oder 12 Uhr nachts feſtgeſtelltermaßen gearbeitet hatte, 
wurde er des Morgens um 3½ Uhr aus dem Schlafe geholt. Er mußte in dem 
engen Raum der Wohnung des Erblaſſers, wo dieſer ſchwerkrank zu Bette lag, 
das Teſtament zu Protokoll bringen. Seine Arbeitsfähigkeit und ſeine Geiſtes⸗ 
kräfte waren, wie der Ber.⸗Richter weiter feſtſtellt, zugleich dadurch beeinträchtigt, 
daß er im Alter von 58 Jahren ſtehend, an einer auf Arterienverkalkung be⸗ 
ruhenden Herz- und Nervenaffektion litt. Die Zeit, in der das Teſtament 
errichtet wurde, war überdies, wie der Ber.⸗Richter für erwieſen hält, für 
den Beklagten beſonders anſtrengend geweſen. — — — Die Sorgfalt, mit 
der er bei der Teſtamentserrichtung zu Werke ging, findet ſchließlich der 


— 


139. Staatsangehörigkeit. 227 


Ber.⸗Richter auch darin beſtätigt, daß er die kleine Schrift von Kurz mit einer 
Anleitung für die Errichtung von Teſtamenten zur Hand hatte und ſich danach 
richtete. a 

Nach alledem läßt fich rechtlich nichts dagegen erinnern, daß der Beklagte, 
wie der Ber.⸗Richter ſeine Tätigkeit beurteilt, in den Grenzen der Möglichkeit 
das Seinige dafür getan hat, ein gültiges Teſtament zuſtande zu bringen, 
und daß ihn unter den feſtgeſtellten Umſtänden der Vorwurf nicht trifft, durch 
Verabſäumung der erforderlichen Sorgfalt ſeine ihm der Klägerin gegenüber 
obliegende Amtspflicht verletzt zu haben. Fällt dem Beklagten aber eine Ver⸗ 
letzung der ihm durch ſein Amt auferlegten Pflichten nicht zur Laſt, ſo erübrigt 
ſich damit gemäß § 839 Abſ. 1 BGB. die weitere Frage, ob, wenn das Gegenteil 
zuträfe, ſein Verſchulden zugleich auf einer Verabſäumung der durch die An⸗ 
forderungen des Verkehrs gebotenen Sorgfalt i. S. des § 276 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. beruhte, ob er alſo fahrläſſig gehandelt hat. Keinesfalls kann der Re⸗ 
viſion zugegeben werden, daß der Ber.⸗Richter gegen 88 839 und 276 BGB. 
verſtoßen habe. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 2. Nov. 1916. H. (Kl.) w. A. (OSG. 
Celle.) IV. 275/16. 


139. Entlaſſung eines Minderjährigen aus der Staatsangehörigkeit; 
die Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts kann auch aus Staats intereſſen 
verſagt werden. 

RGeſ. v. 22. Juli 1913 (RG Bl. 583). 

Der die badiſche Staatsangehörigkeit beſitzende Zimmermann Sp. in 
St. Gallen bat am 16. Febr. 1916 beim Amtsgericht in C. als dem zuſtändigen 
Vorm.⸗Gericht um die Genehmigung zur Stellung eines Antrages auf Ent⸗ 
laſſung ſeines am 18. April 1900 in St. Gallen geborenen Sohnes Ludwig 
aus der badiſchen Staatsangehörigkeit. Das Amtsgericht ſchlug den Antrag 
ab. Das Landgericht erteilte die Genehmigung, indem es davon ausging, 
daß das Vorm.⸗Gericht bei ſeiner Entſcheidung ausſchließlich das Intereſſe des 
Minderjährigen zu berückſichtigen habe, nicht aber die Genehmigung aus dem 
Grunde verſagen dürfe, weil die Entlajjung und die Befreiung des Minder⸗ 
jährigen von der Militärpflicht dem öffentlichen Intereſſe widerſpreche. — 
Auf weitere Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft wurde die Entſcheidung des 
Amtsgerichts wiederhergeſtellt. Aus den Gründen: 

„— — — Mit Unrecht beruft ſich das Landgericht auf die im KGJ. 
33 A, 49 und im Recht 1907, 894294 abgedruckte Entſcheidung des 
Kammergerichts v. 29. Dez. 1906. Bei dieſer Entſcheidung handelte es 
es ſich um die Auslegung des durch Art. 41 II Einf G. z. BGB. in das Geſetz 
v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und Staats⸗ 


angehörigkeit eingeſtellten $ 14a, nicht aber um den § 19 des Reichs- und Staats⸗ 
16° 
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angehörigkeitsgeſetzes v. 22. Juli 1913. Ob die Entſcheidung des Kammer⸗ 
gerichts mit dem früheren Recht im Einklang ſtand, kann dahingeſtellt beilben. 
Mit dem $ 19 des jetzt geltenden Geſetzes iſt die Auffaſſung, daß das Vorm.⸗ 
Gericht die Genehmigung nicht deshalb verſagen dürfe, weil die Befreiung des 
Minderjährigen von der Militärpflicht dem öffentlichen Intereſſe an der Er⸗ 
haltung der Wehrkraft des Staates widerſpricht, nicht vereinbar. Das neue 
Geſetz hat den Gedanken, daß das Vorm.⸗Gericht nicht bloß den perſönlichen 
Vorteil des Minderjährigen, ſondern namentlich auch das Wohl des Staates 
zu berückſichtigen hat, deutlich zum Ausdruck gebracht, indem es in 8 19 Abſ. 1 
Satz 2 der Staatsanwaltſchaft zur Wahrung der öffentlichen Intereſſen ein 
weitgehendes Beſchwerderecht einräumte; 
vgl. v. Keller und Trautmann Reichs⸗ und StaatsangehGeſetz Anm. zu $ 19 S. 248 ff., 
jowie Bekanntm. des bayer. Juſtizminiſteriums v. 12. April 1916 im bayer. JM Bl. 

S. 22 und Erlaß des bad. Juſtizminiſteriums v. 28. Sept. 1916 im Bad. IM Bl. ©. 120. 
Daß die Wahrung des öffentlichen Intereſſes an der Erhaltung der Wehrkraft 
des Staates ausſchließlich Sache der Verwaltungsbehörde ſei, welche die Ent⸗ 
laſſung zu erteilen hat, iſt nicht richtig. Die Verwaltungsbehörde iſt garnicht 
in der Lage, einem Minderjährigen, der noch nicht wehrpflichtig iſt, die von 
ſeinem geſetzlichen Vertreter mit Genehmigung des deutſchen Vorm.⸗Gerichts 
beantragte Entlaſſung zu verſagen. Ein Minderjähriger, der das 17. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet hat, unterliegt deshalb hinſichtlich der Entlaſſung nur 
der in $ 19 beſtimmten Beſchränkung; 

vgl. $ 22 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 2 Gef. und § 1 VO. v. 3. Auguſt 1914, betr. die 

Entlaſſung aus der R.- und StAngehörigkeit, RGBl. 1914, 323. 

Das Vorm.⸗Gericht hatte hiernach bei feiner Entſcheidung auch das 
öffentlichrechtliche Intereſſe des Staates an der Erhaltung der Wehrkraft 
zu berüdjichtigen. Dem Amtsgericht iſt aber auch darin beizutreten, daß während 
des gegenwärtigen Krieges, in dem das deutſche Volk um ſein Daſein kämpfen 
und der Staat an jeden Staatsbürger die höchſten Anforderungen ſtellen muß, 
die Entlaſſung eines Minderjährigen kurz vor dem Eintritt in das wehrpflichtige 
Alter nur aus beſonders wichtigen Gründen geſtattet werden darf, und daß 
im vorliegenden Fall ſolche Gründe nicht geltend gemacht worden ſind. Der 
Tatſache, daß der Sohn des Beſchwerdeführers, wenn er nicht aus dem Staats⸗ 
verband entlaſſen wird, unter Umſtänden das Lehrverhältnis, in das er ein⸗ 
getreten iſt, unterbrechen muß und daß hierdurch ſeine Ausbildung in ſeinem 
Beruf als Eiſendreher beeinträchtigt werden könnte, iſt in Anbetracht der 
Wichtigkeit der ſittlichen und rechtlichen Pflichten, die ihm nach dem Eintritt 
ſeiner Wehrpflicht während des Krieges ſeinem Vaterlande gegenüber obliegen, 
eine erhebliche Bedeutung nicht beizulegen.“ 


Beſchluß des OLG. zu Karlsruhe v. 29. Nov. 1916. RIA. 15, 103. 
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140. Vermutung des Eigentums der im Beſitz befindlichen getrennt 
lebenden Ehefrau; Inhalt des Gegenbeweiſes. 
N BGB. $ 1006. . 

Die Parteien haben einander im Oktober 1898 geheiratet. Anfang Februar 
1913 zog der Kläger aus der Ehewohnung weg, nachdem ihm auf Antrag der 
Beklagten, mit der er damals im Eheſcheidungsprozeß lag, durch einſtweil. 
Verfügung des Prozeßgerichts aufgegeben worden war, die Wohnung binnen 
24 Stunden zu verlaſſen und nicht wieder zu betreten. Der Eheprozeß endete 
damit, daß die Ehe durch rechtskräftiges Urteil v. 8. Juli 1914 geſchieden wurde. 
Der Kläger klagte dann gegen die Beklagte auf Herausgabe einer Reihe von 
Gegenſtänden auf Grund der Behauptung, dieſe Sachen, die bei ſeinem Weg⸗ 
zuge in der Wohnung geblieben und noch jetzt im Beſitze der Beklagten ſeien, 
gehörten ihm, er habe ſie mit Ausnahme von zwei näher bezeichneten Gegen⸗ 
ſtänden, die er in die Ehe eingebracht habe, ſämtlich während der Ehe und zwar 
vor dem Februar 1913 durch Kauf und Übergabe zu Eigentum erworben. — 
In 1. Inſtanz wurde die Beklagte zur Herausgabe verurteilt; das Ber.⸗Gericht 
hob auf und verwies die Sache zurück. — Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß der Beklagten als Be⸗ 
ſitzerin der ſtreitigen Gegenſtände die Eigentumsvermutung des § 1006 BGB. 
Abſ. 1 S. 1 zur Seite ſteht und daß dies auch dann zu gelten hat, falls der 
Kläger bis zu ſeinem Wegzuge aus der Wohnung Beſitzer der Sachen geweſen 
ſein ſollte, da ſie ihm weder geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen ſind und infolge deſſen die in $ 1006 Abſ. 1 Satz 2 vorge⸗ 
ſehene Ausnahme nicht vorliegt. Insbeſondere kann der einſtweil. Verfügung 
v. 1. Febr. 1913 nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß durch ſie die Sachen 
dem Kläger abhanden gekommen wären. Abhanden gekommen ſind Sachen, 
deren Beſitz dem Beſitzer durch ein von ſeinem Willen unabhängiges Ereignis 
entzogen iſt. Durch jene einſtweil. Verfügung iſt nun dem Kläger nur aufge⸗ 
geben worden, die Wohnung binnen 24 Stunden zu verlaſſen und nicht wieder 
zu betreten; dagegen iſt er an der Verfügung über ſein Eigentum dadurch 
nicht verhindert worden. Es ſtand ihm frei, ſeine Sachen mitzunehmen oder 
nachträglich durch Beauftragte abholen zu laſſen; nötigenfalls hätte er mit 
Hülfe des Gerichts die Beklagte zwingen können, ihre Wegnahme zu dulden. 
Er hat jedoch nichts hiervon getan, ſondern die Sachen in der Wohnung und 
damit im Beſitze der Beklagten belaſſen und erſt nach ziemlich 11, Jahren 
Schritte zu ihrer Wiedererlangung getan. 

Ein etwaiger Beſitz des Klägers an den ſtreitigen Sachen würde durch 
ſeinen Auszug aus der Wohnung dann nicht fein Ende erreicht haben, wenn 
es ſich hierbei um eine ihrer Natur nach nur vorübergehende Verhinderung 
in der Ausübung der Gewalt über die Sachen gehandelt hätte (vgl. 9 856 BGB. 
Abſ. 2). Davon kann aber nicht die Rede ſein. Allerdings beſchränkte ſich das 
Verbot des Betretens der Wohnung, wie ſich von ſelbſt verſteht, auf die Dauer 
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des Eheprozeſſes, und es mag ſein, daß der Kläger zunächſt der Hoffnung ge⸗ 
weſen iſt, die von der Beklagten erhobene Scheidungsklage werde abge⸗ 
wieſen werden, und für dieſen Fall beabſichtigt hat, in die Wohnung zurück⸗ 
zukehren. Eine ſolche Abſicht hat er aber jedenfalls dann nicht mehr gehabt, 
als er, wie er ſelbſt angibt, im Lauf des Prozeſſes dazu überging, ſeinerſeits 
Scheidungswiderklage zu erheben. 

Der Umſtand, daß nach § 1006 BGB. vermutet wird, daß die Beklagte 
Eigentümerin der noch ſtreitigen Sachen ſei, hat zur Folge, daß der Kläger, 
um mit ſeinem Eigentumsanſpruch durchzudringen, dieſe Vermutung wider⸗ 
legen muß. Hierzu genügt nicht der Nachweis, daß er ſelbſt einmal Eigentum 
an den Gegenſtänden erworben hat, ſondern er muß beweiſen, daß die Beklagte 
nicht Eigentümerin ſei, ſei es, daß ſie Eigentum überhaupt nicht erlangt, ſei 
es, daß ſie es wieder verloren habe; dieſen Beweis kann er insbeſondere in 
der Weiſe führen, daß er die Tatſachen, die die Beklagte zur Begründung 
ihres Eigentumsrechts anführt, als unwahr nachweiſt. Der Kläger, der ſich 
augenſcheinlich über den Umfang ſeiner Beweispflicht nicht klar iſt, hat nun nur 
Beweis dafür angeboten, daß er vor ſeinem Wegzuge von der Beklagten 
Eigentum an den Sachen erworben habe, und das Landgericht hat mit Rück⸗ 
ſicht darauf ſeine Klage abgewieſen, weil dieſes Beweisangebot nicht genüge, 
ohne ihn zuvor über ſeine Beweispflicht aufzuklären und zur Bezeichnung 
von Beweismitteln zur Widerlegung der zugunſten der Beklagten ſprechenden 
Eigentumsvermutung aufzufordern. Dadurch hat es die ihm nach § 139 3PO. 
obliegende Frage⸗ und Aufklärungspflicht verletzt; es liegt ein Verfahrens⸗ 
mangel vor, auf dem das angefochtene Urteil beruht. Es erſchien deshalb 
angebracht, von der Befugnis des § 539 ZPO. Gebrauch zu machen und die 
Sache unter Aufhebung des Urteils an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 12. Febr. 1917. M. w. M. 
5 0 91/16. | Ch. 


141. Das elterliche Recht auf Verkehr mit dem Kinde darf nicht durch 
einen Beauftragten ausgeübt werden. | 
BGB. $ 1636. 

Die Eltern lagen in Scheidung und lebten getrennt; die Kinder befanden 
ſich bei der Mutter. Der Vater hatte bis dahin jeden Freitag die Kinder zu 
ſich holen laſſen; als er ins Feld rückte, beantragte er beim Vorm.⸗Gericht, 
der Mutter aufzugeben, daß ſie die Kinder jeden Freitag ſeiner Mutter zuführen 
laſſe. Der Antrag wurde abgelehnt, die Beſchwerden wurden zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: 

„Allerdings iſt das Vorm.⸗Gericht zur nähern Regelung des Verkehrs 
zwiſchen Eltern und Kindern in analoger Anwendung des § 1636 Satz 2 BGB. 
auch dann zuſtändig, wenn die Ehe der Eltern noch nicht rechtskräftig geſchieden 


142. Annahme an Kindesſtatt. 231 


iſt, dieſe vielmehr nur getrennt leben (RGEntſch. 69, 94; KGJ. 39 A, 3 u. a.). 
Allein es kann ſtets nur den Verkehr der Kinder mit einem Elternteil regeln, 
dem ein Recht auf den Verkehr zuſteht (Satz 1). Dieſes Verkehrsrecht, das 
dem zwiſchen den Eltern und den Kindern beſtehenden Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis entſpringt (vgl. KGJ. 41, 11; RIA. 11, 254; a. M. RGEntſch. 64, 
47) iſt höchſt perſönlicher Natur, begrenzt ein Zuſammenſein behufs des gegen⸗ 
ſeitigen Sehens und der gegenſeitigen Ausſprache und kann dementſprechend 
weder einem Dritten übertragen noch durch einen Dritten ausgeübt werden. 
Der Großmutter ſteht ein ſelbſtändiges Recht auf den perſönlichen Verkehr 
mit den Enkeln nicht zu, ſo daß ein ſolcher auch durch das Vorm.⸗Gericht nicht 
geregelt werden kann. Allerdings iſt der Standpunkt des Landgerichts inſo⸗ 
weit nicht frei von rechtlichen Bedenken, als es das Hauptgewicht darauf gelegt 
hat, daß das Vorm. ⸗Gericht nicht zu entſcheiden habe, ob die Mutter der Kinder 
deren Großmutter den Verkehr mit ihnen zu geſtatten habe, denn in Frage 
ſteht lediglich ein Verkehr des Vaters mit den Kindern, den er nur durch ſeine 
Mutter, nicht perſönlich, ausüben will. Allein, da ſich die Vorentſcheidung 
aus den oben dargelegten Gründen als richtig darſtellt, war die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurückzuweiſen (§ 563 Z PO.).“ 
Beſchluß des KG. zu Berlin v. 3. März 1916. RIA. 15, 96. 


142. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesſtatt angenommenen 
Kindes ein klagbares Recht auf perſönlichen Verkehrd 
5 BGB. $$ 1764. 1636. 

— — — Beide Vorinſtanzen haben ein Recht der unehelichen Mutter 
auf perſönlichen Verkehr mit ihrem von einem Dritten an Kindesſtatt ange⸗ 
nommenen Kinde verneint. Die rechtliche Natur eines Rechts zum perſön⸗ 
lichen Verkehr mit einem Kinde iſt in der Rechtſprechung und der Rechtslehre 
ſtreitig. Das Reichsgericht in dem Urteile v. 12. Juli 1906 (Entſch. 64, 47; 
IW. 1906, 598) und das Kammergericht in dem Beſchluſſe v. 11. April 1907 
(K GJ. 34 A, 43; OLG. Rſpr. 16, 23) haben das gedachte Recht nicht aus der 
Blutsverwandtſchaft ſchlechthin, ſondern aus dem Perſonenſorgerechte ge- 
folgert. Demgegenüber haben ſich Staudinger (BG“, IV. 2, 1197 Anm. 1 
Abſ. 2 zu § 1765) und die dort Angeführten dahin ausgeſprochen, daß das 
gegebenenfalls im Klagewege geltend zu machende Recht der Eltern oder der 
unehelichen Mutter auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde nicht Beſtandteil 
der elterlichen Gewalt ſei, vielmehr dem zwiſchen den Eltern und dem 
Kinde beſtehenden Verwandtſchaftsverhältnis entſpringe. Insbeſondere hat 
v. Blume in Seuff Bl. 72 (1907), 95ff. („Die rechtliche Natur des Elternrechts 
aus 8 1636 BGB.“) bemerkt, daß die Eltern das Recht des Verkehrs mit dem 
Kinde haben, um das Bedürfnis nach Teilnahme am geiſtigen und leiblichen 
Wohlergehen des Kindes befriedigen zu können. Dementſprechend hat das 
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Kammergericht in Abweichung von der oben dargelegten Auffaſſung in dem 
Beſchluſſe v. 6. Okt. 1911 (KGJ. 41, 11; RIA. 11, 254; OL GRſpr. 24, 26) 
der ſeitdem in ſtändiger - Rechtsübung aufrechterhaltenen Anſicht Ausdruck 
gegeben, daß das Verkehrsrecht des $ 1636 BGB. nicht ein Teil des Perſonen⸗ 
ſorgerechts ſei, ſondern als ſelbſtändige Befugnis neben ihm beſtehe und 
dem zwiſchen Eltern und Kindern beſtehenden nahen Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis entſpringe, welches bedingt, daß kein Elternteil von dem Verkehr mit 
dem Kinde ganz ausgeſchloſſen wird. 

Allein ein ſolches Recht, mit dem Kinde persönlich zu verkehren, iſt zwar 
im § 1636 BGB. für den Fall der Scheidung der Ehe der Eltern dem nach 
8 1635 BGB. nicht ſorgeberechtigten Elternteile, nicht aber auch im § 1765 
BGB. für den Fall vorgeſehen, daß mit der Annahme an Kindesſtatt die leib— 
lichen Eltern die elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, verlieren. In dem 
letztgedachten Falle hat alſo das Verkehrsrecht keine geſetzliche Anerkennung 
gefunden. Eine analoge Anwendung des § 1636 BGB. erſcheint im Hinblick 
auf die eigenartigen, bei der Annahme an Kindesſtatt obwaltenden Verhält⸗ 
niſſe als ansgeſchloſſen; 

vgl. RGEntſch. 64, 47; ROT. 34 a, 43; auch Motive 4, 991; Prot. 4, 734. 
Hiernach ergibt ſich, — abweichend von der Entſcheidung in den Bl. für Rechtspfl. 
im Bez. des KG. 1906, 19 — der Satz, daß den leiblichen Eltern, insbeſondere 
der unehelichen Mutter, ein im Wege des Prozeſſes verfolgbarer Anſpruch 
auf Geſtattung des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde, welches von einem 
Dritten an Kindesſtatt angenommen worden iſt, überhaupt nicht zuſteht. 

Mag ſomit auch ein klagbares Recht der leiblichen Mutter auf den per⸗ 
ſönlichen Verkehr mit dem Kinde nicht beſtehen, jo erfordert es doch das Sitten 
geſetz, daß der gedachte Verkehr aufrechterhalten bleibt, falls durch deſſen 
Unterbleiben das allein maßgebende Intereſſe des Kindes verletzt wird. 
Die Wahleltern haben demzufolge bei der Erziehung des Kindes auf deſſen 
Verhältnis zu ſeinen leiblichen Eltern die durch das Sittengeſetz geforderte 
Rückſicht zu nehmen, ſodaß, wenn ſie den leiblichen Eltern den perſönlichen 
Verkehr mit dem Kinde ohne verſtändigen Grund in ungehöriger Weiſe ab⸗ 
ſchneiden und dadurch die Intereſſen des Kindes gefährden oder ſchädigen, 
das Vorm.⸗Gericht auf Grund des § 1666 BGB. einzuſchreiten hat (Reichsgericht 
a. a. O.; Kammergericht a. a. O.) — — — 

Hiernach waren die Vorentſcheidungen aufzuheben und es war die Sache 
zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der vorſtehenden 
Ausführungen an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Dieſes wird durch Ver⸗ 
handlungen mit den Beteiligten zu prüfen haben, welcher Weg ſich bietet, 
um den durch das Sittengeſetz geforderten Verkehr des Kindes mit der leib- 
lichen (unehelichen) Mutter in einer Weiſe zu ermöglichen, daß weder die In⸗ 
tereſſen des Kindes gefährdet, noch das Erziehungsrecht der Wahleltern 
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über das gebührliche Maß beeinträchtigt werden, wobei, falls ſich die Beſorgnis 
ergeben ſollte, daß die leibliche Mutter bei den Zuſammenkünften einen un⸗ 
günſtigen Einfluß auf das Kind ausüben könnte, die Zuziehung einer ge- 
eigneten Aufſichtsperſon in Betracht zu ziehen wäre. 

Beſchluß des KG. zu Berlin v. 18. Febr. 1916. RIA. 15, 93. 


143. Eine Stadtgemeinde wird durch ihre Lebensmittelbeſorgung 
während des Krieges nicht Kaufmann. — Derfteigerung beanftandeter 
Ware als nützliche Geſchäftsführung“. 
"Bol. 62 Nr. 262. 
HGB. 88 1. 343 ff. — BGB. $ 677. 

Der Beweiswürdigung des Landgerichts iſt darin beizutreten, daß die 
verklagte Stadtgemeinde verleſene Speiſekartoffeln von / Zoll aufwärts 
beſtellt hat. Es iſt weiter als erwieſen anzuſehen, daß ein großer Teil der von 
der Klägerin gelieferten Kartoffeln die zugeſicherte Größe nicht hatte und daß 
mindeſtens die Hälfte ſchorfig, d. h. mit einem Ausſchlage behaftet war, der den 
Speiſewert der Kartoffeln erheblich beeinträchtigt. Den Angaben des Zeugen G. 
und dem Gutachten des Sachverſtändigen iſt weiter zu entnehmen, daß der 
Ausſchlag bereits während des Wachſens der Kartoffeln im Acker eingetreten 
iſt. Da hiernach die der Beklagten gelieferten Kartoffeln die zugeſicherte 
Eigenſchaft nicht gehabt und mit einem vom Verkäufer zu vertretenden Mangel 
behaftet waren, kann die Beklagte nach §88 459 ff. BGB. Wandelung verlangen. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß die Beklagte die Kartoffeln erſt am 16. 
oder 17. Mai 1915 hat unterſuchen laſſen und daß ſie der Klägerin erſt am 
17. Mai 1915 mitgeteilt hat, daß die Sendung unverwendbare ſchorfige Ware 
enthalte. Nach § 377 HGB. hat zwar der Käufer die Ware unverzüglich nach 
der Ablieferung durch den Verkäufer, ſoweit dies nach ordnungmäßigem 
Geſchäftsgange tunlich iſt, zu unterſuchen und, wenn ſich ein Mangel zeigt, 
dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu machen. Die Vorſchrift greift jedoch 
nur dann Platz, wenn der Kauf für beide Teile ein Handelsgeſchäft iſt. Dieſer 
Fall liegt indes nicht vor. Die Beklagte iſt, ſoweit ſie Kartoffeln und andre 
Lebensmittel im großen einkauft und im einzelnen an die Bevölkerung der 
Stadt abſetzt, nicht Kaufmann. Denn es iſt gerichtskundig, daß fie dieſe Geſchäfte 
nicht in der Abſicht, aus dem fortgeſetzten Betrieb ſolcher Geſchäfte eine dauernde 
Einnahmequelle für ſich zu ſchaffen, betreibt, ſondern daß ſie es ſich gleich vielen 
andern größeren deutſchen Städten in der jetzigen Zeit der Kriegsnot zur 
Aufgabe gemacht hat, den Bedarf der Einwohner an den notwendigſten Nah⸗ 
rungsmitteln ſicherzuſtellen. Dieſe Aufgabe liegt durchaus auf öffentlich⸗ 
rechtlichem Gebiet. Was zu deren Erfüllung geſchieht (An- und Verkauf von 
Lebensmitteln u. dgl.) dient ausſchließlich dazu, dem von England gegen uns 
ins Werk geſetzten Hungerkrieg zu begegnen und dieſe feindlichen Kriegsmaß⸗ 
nahmen unſchädlich zu machen. 
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Nun iſt zwar die verklagte Stadtgemeinde ſchon deshalb, weil ſie durch den 
Betrieb der ſtädtiſchen Straßenbahn die Beförderung von Perſonen gewerb⸗ 
mäßig betreibt, nach $1 Nr. 5 HGB. Kaufmann i. S. des Handelsgeſetzbuchs, 
und es kommen daher für die Frage, ob ein Handelsgeſchäft der Beklagten 
vorliege, noch die Vorſchriften in 88 343. 344 HGB. in Betracht. Allein zum 
Betriebe des Straßenbahngewerbes gehört der Kartoffeleinkauf nicht, auch 
iſt er nicht im Betriebe dieſes Gewerbes erfolgt (8 343 Abſ. 1 und 2 HGB.). 
Aber auch die Rechtsvermutung des § 344 Abſ. 1 kann nicht Platz greifen, 
weil es offen und gerichtskundig iſt, daß der Kartoffeleinkauf nicht jenem Han⸗ 
delsgewerbe, ſondern öffentlichrechtlichen Zwecken, der Erfüllung einer obrig⸗ 
keitlichen Aufgabe dient. Endlich ſcheidet auch die Vorſchrift des § 345 HGB. 
für die Anwendbarkeit der 88 377. 379 aus, da dieſe Beſtimmungen beider⸗ 
ſeitige Handelsgeſchäfte zur Vorausſetzung haben. Da ſonach die Beſtimmung 
in 8 377 keine Anwendung leidet, kann eine etwaige Verſpätung der Unter⸗ 
ſuchung und Anzeige auch nicht zur Folge haben, daß die Ware als genehmigt 
gilt. — — — 

Dem Landgericht ift im Ergebnis weiter darin beizutreten, daß die Beklagte 
die beanſtandete Ladung Kartoffeln öffentlich verſteigern laſſen durfte. Die 
kaufmänniſche Aufbewahrungspflicht des § 379 Abſ. 1 HGB. lag ihr nicht 
ob. Daher ſchlägt auch die Vorſchrift in § 379 Abſ. 1 nicht ein. Sie hätte 
ſich auf die Verweigerung der Annahme beſchränken können. Dann wären 
die Kartoffeln bei dem offenkundigen dringenden Bedarf an Eiſenbahnwagen 
durch die Eiſenbahnverwaltung unter erfahrunggemäß ungünſtigeren Um⸗ 
ſtänden verſteigert worden. Die Kartoffeln waren überdies dem Verderben 
ausgeſetzt, die Klägerin hatte der in den Telegrammen v. 17. und 18. Mai 1915 
angedrohten Verſteigerung nicht widerſprochen und auch nicht zu erkennen 
gegeben, daß ſie vom Zeitpunkt der Verſteigerung benachrichtigt werden wolle. 
Die unter Beobachtung der üblichen Formen in der Hauptmarkthalle erfolgte 
Verſteigerung entſprach daher nicht bloß dem objektiven Intereſſe, ſondern auch 
dem mutmaßlichen Willen der Klägerin und iſt ſonach, da die Beklagte auch 
der Vorſchrift in § 681 Satz 1 BGB. entſprochen hat, als Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (88 677 ff. BGB.) für die Klägerin verbindlich (RGeEntſch. 66, 
ee 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 4. Jan. 1917. J. w. Stadtgem. 

Dr. 1 O. 193/16. u 


144. Der Aktionär hat nicht ſchon geſetzlich Anſpruch auf Ausftellung 
von Gewinnanteilſcheinen. 
HGB. 8 213. 
Der Kläger iſt Inhaber der auf den Inhaber lautenden Aktien der verklagten 
Geſellſchaft Nr. 11501 bis 11600. Dieſe Aktien ſind ohne Gewinnanteil— 
ſcheine und Gewinnanteilſcheinbogen ausgegeben worden. Kläger verlangte 
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mit der Klage, daß die Beklagte verurteilt werde, ihm zu ſeinen Aktien ſolche 
Bogen zu liefern. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger verlangt von der Beklagten, daß ſie ihm zu den in ſeinem 
Beſitz befindlichen Aktien Gewinnanteilſcheine und Gewinnanteilſchein⸗ 
Bogen liefere, wobei er unter den letzteren die Erneuerungsfcheine (Talons) 
verſteht. Unſtreitig ſind dieſe Aktien bei der Erhöhung des Kapitals der ver⸗ 
klagten Geſellſchaft im Jahre 1895 ohne ſolche Scheine ausgegeben worden. 
Irgendein Rechtsgrund ſteht dem Kläger aber bei ſeinem Verlangen nicht 
zur Seite. Er gibt ſelbſt zu, daß weder das Geſetz (vgl. Staub HGB. § 213 
Anm. 15), noch die Satzung der Beklagten die Ausgabe von Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen und Erneuerungsſcheinen vorſchreibt. Er glaubt aber ſeine Klage 
darauf ſtützen zu können, daß die Ausgabe ſolcher Scheine üblich ſei und, da 
ein Beſchluß der Generalverſammlung der Beklagten über die Ausgabe von 
Aktien ohne ſolche Bogen nicht vorliegt, der Vorſtand der Beklagten die neuen 
Aktien ohne ſolche Scheine garnicht habe ausgeben dürfen. Darauf iſt zunächſt 
zu entgegnen, daß der Kläger unſtreitig ſelbſt in jener Zeit, da dieſe Aktien 
ausgegeben waren, Vorſtand der Beklagten geweſen iſt, ſodaß es ſchon zweifel⸗ 
haft ſein kann, ob er ſelbſt ſich auf ſein eigenes unerlaubtes Handeln der Be⸗ 
klagten gegenüber berufen kann. Aber ein derartiges Handeln liegt auch gar⸗ 
nicht vor. Unbeſtritten hat die Gen.⸗Verſammlung der Beklagten am 4. Juni 
1895, als ſie die Erhöhung des Grundkapitals beſchloß, den Beſchluß gefaßt, 
daß die Ausgabe der neuen Aktien nicht unter Nennwert erfolge, im übrigen 
aber die Bedingungen, unter denen die Ausgabe erfolgen ſolle, durch den Vor⸗ 
ſtand und Aufſichtsrat feſtgeſtellt würden. Damit war dem Vorſtand und 
Aufſichtsrat auch die Befugnis eingeräumt, zu beſtimmen, ob zu den Aktien 
Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine ausgegeben werden ſollten. Es iſt 
nicht einzuſehen, weshalb dies in dem Beſchluſſe der Gen.⸗Verſammlung, 
dem der Kläger übrigens zugeſtimmt hat, nicht enthalten geweſen ſein ſoll. 
Tatſächlich ſind dann die Aktien ohne ſolche Scheine vom Vorſtand ausgegeben 
worden. Der Kläger beſtreitet, daß vom Vorſtand und Aufſichtsrat ein förm⸗ 
licher Beſchluß nach dieſer Richtung gefaßt worden ſei. Aber bis heute haben 
weder der Vorſtand noch der Aufſichtsrat etwas gegen dieſe Art der Aktien⸗ 
ausgabe einge wandt, ſodaß es nicht von Erheblichkeit iſt, ob fie einen entſprechen⸗ 
den förmlichen Beſchluß gefaßt haben. Jedenfalls haben die Organe der Be- 
klagten deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie dieſe Aktien nicht mit Gewinn⸗ 
anteil⸗ und Erneuerungsſcheinen verſehen willen wollen. Der einzelne Aktionär 
iſt aber nicht befugt, im Prozeßwege von der Beklagten etwas zu verlangen, 
was mit den rechtmäßigen Beſchlüſſen der ſatzungmäßigen Organe der Akt.⸗ 
Geſellſchaft im Widerſpruch ſteht. — — —“ | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Febr. 1917. R. w. R. Akt.⸗ 

Geſ. Bf. VI. 294/16. Nö. 
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145. Bat die Kaperung des verſicherten Schiffes Einfluß auf 
die Prämienzahlung d | 
HGB. 88 812. 813. 849. 854. — Allg. Seeverſ.⸗Bed. $$ 101. 157. 


Die Nebenintervenientin hat als Eignerin des Dampfers M. G. das 
Kasko dieſes Dampfers bei einer Reihe von Geſellſchaften verſichert. Die 
Verſicherung iſt für die Zeit vom 23. Januar 1915 bis 22. Januar 1916 geſchloſſen. 
Sie läuft „nur für Seegefahr“. Am 24. Okt. 1915 iſt der Dampfer in der Oſt⸗ 
ſee gekapert und in einen ruſſiſchen Hafen gebracht worden. Die Beklagte 
behauptet, daß er ſeitdem dort ſtilliegt, während der Kläger annimmt, daß die 
Ruſſen ihn alsbald wieder in Fahrt geſetzt haben. Der Kläger verlangt als 
Zeſſionar der Verſicherer von der Beklagten, die ſich an ſich zur Prämienzahlung 
vertraglich verpflichtet hatte, Zahlung der letzten Vierteljahresrate der Jahres⸗ 
prämie im ziffermäßig nicht ſtreitigen Betrage von 960,51 4. Die Beklagte 
und die Nebenintervenientin wollen für die Zeit ſeit der Wegnahme des Schiffes 
keine Prämie ſchulden. Ihre Einwendungen gegen die Klageforderung ſind 
indes nicht begründet. 

Dem Landgericht iſt zunächſt darin beizutreten, daß durch die Feſtlegung 
von vier Prämien⸗Zahlungsterminen nicht die Verſicherung ſelbſt in mehrere 
Zeitabſchnitte zerlegt, ſondern lediglich die Zahlung der Prämie für die auf 
ein ganzes Jahr feſt geſchloſſene Verſicherung in gewiſſer Weiſe befriſtet 
worden iſt. 

Imübrigen iſt bei Prüfung der Frage, ob die Beklagte infolge Kaperung 
des Dampfers von der Zahlung der reſtlichen Prämie frei ſei, von dem Schluß⸗ 
abſatz des $ 101 der nach der Police maßgeblichen Allg. Seeverſich.⸗Bedingungen 
auszugehen. Dort wird bei einer „nur für die Seegefahr“ geſchloſſenen Ver⸗ 
ſicherung dem Verſicherten eine Zuſchlagsprämie von % im Monat auferlegt, 
wenn das Schiff „infolge von Kriegsverhältniſſen in einen Hafen verwieſen 
oder aufgebracht wird“, der Verſicherte kann aber die Zahlung dieſes Zus 
ſchlags dadurch vermeiden, daß er unverzüglich, nachdem er von der Verweiſung 
oder Aufbringung erfahren hat, auf die Fortdauer der Verſicherung verzichtet. 
Der Gedanke iſt alſo, daß Aufbringung und Verweiſung das Verſicherungs⸗ 
riſiko erhöhen und dadurch einen Prämien⸗Zuſchlag bedingen, dem ſich der 
Verſicherte nur durch Verzicht auf die Fortdauer der Verſicherung ent⸗ 
ziehen kann. Darüber, wie es im Fall ſolchen Verzichts mit der Hauptprämie 
gehalten werden ſoll, beſtimmt § 101 nichts. Es verbleibt daher inſoweit bei 
den allgemeinen Beſtimmungen des 7. Abſchn. (88 154 ff.) über „Aufhebung 
der Verſicherung und Rückzahlung der Prämie“ und insbeſondere bei der 
Vorſchrift des § 157, wonach ein Riſtorno nicht ſtattfindet, wenn die Gefahr 
für den Verſicherer bereits zu laufen begonnen hat, und zwar ohne Unterſchied, 
ob die Verſicherung auf eine einzelne Reiſe, ob eine Zeitverſicherung oder eine 
Verſicherung auf kombinierte Reiſen geſchloſſen iſt. Den diesbezüglichen 
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Ausführungen des angefochtenen Urteils iſt lediglich beizutreten. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ihnen nichts hinzuzufügen. 

Es iſt weiter zu prüfen, ob die von der Beklagten angezogene beſondere 
Policenklauſel über Prämienrückgewähr im Fall unbeſchäftigten Stilliegens 
des Schiffes ihr das Recht gibt, die Zahlung der noch ausſtehenden Prämie 
zu verweigern. Aber auch das iſt zu verneinen. Nach dieſer Klauſel iſt der 
verhältnismäßige Teil der Stammprämie zurückzuvergüten, „wenn das Schiff 
im Winterlager oder aus andern Gründen — ausgenommen wegen einer 
der Verſicherung zur Laſt fallenden Havarie — während aufeinander folgender 
15 oder mehr Tage in einem Hafen unbeſchäftigt ſtilliegt, und auf Grund 
voraufgegangener Kündigung die Verſicherung während der Zeit des Still⸗ 
liegens gänzlich aufgehört hat“. Dem Ber.⸗Gericht iſt nicht zweifelhaft, daß 
die Klauſel lediglich ſolche Fälle betrifft, in denen der Reeder Anlaß hat, ſein 
Schiff unbeſchäftigt ſtillzulegen. Dann entſpricht es verſtändigen wirtſchaft⸗ 
lichen Erwägungen, daß ihm für die Zeit dieſes Stillegens die Prämienzah⸗ 
lung erlaſſen wird. Weſentlich anders liegt die Sache, wenn, wie im vorliegen⸗ 
den Fall, das Schiff ohne ſein Zutun und gegen ſeinen Willen zum Still⸗ 
liegen kommt, wenn es aufgebracht und in einen fremden Hafen gebracht wird 
und damit ſogar ein erhöhtes Riſiko eintritt, für das der Verſicherte noch eine 
Zuſchlagsprämie zu zahlen hat. Dieſe Fälle dem Stillegen des Schiffes durch 
den Reeder gleichzuſtellen, liegt kein Anlaß vor, und es darf hierfür auch darauf 
verwieſen werden, daß es ſich bei der Frage, ob das vom Feinde gekaperte 
und in einen fremden Hafen gebrachte Schiff dort „unbeſchäftigt ſtilliegt“ 
oder vom Feind benutzt wird, um völlig unkontrollierbare und unbeweisbare 
Umſtände handelt, von denen, wenn die Auslegung der Beklagten richtig 
wäre, die Entſcheidung über das Prämienriſtorno abhangen würde. Die Be⸗ 


zugnahme der Beklagten auf das Zeugnis des in Rußland internierten Kapitäns 


und auf eine Auskunft der ruſſiſchen Hafenbehörden zeigt die in dieſer Beziehung 
beſtehende Beweisunmöglichkeit, und auch das iſt ein nicht unweſentliches 
Indiz gegen die Auslegung der Beklagten. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 20. Nov. 1916. Ver. Hamb. 
Aſſek. w. H. & C. M. Bf. V. 235/16. Nö. 


146. Eine Polizeiverordnung, die den Verkauf von Branntwein x. 
nach dem geſetzlichen Ladenſchluß unterſagt, verſtößt nicht gegen die 
Gewerbeordnung. 

GewO. § 1. 139 e. 139 f. 

Das Polizeiamt zu Lübeck hat am 1. März 1913 eine Verordnung erlaſſen, 
wonach den Schank- und Gaſtwirten ſowie den Kleinhändlern von Branntwein 
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verboten wird, in der Zeit von Beginn der Polizeiſtunde oder des Ladenſchluſſes 
ab bis 71, Uhr morgens Branntwein, Liköre oder nicht denaturierten Spiritus 
auszuſchenken oder zu verkaufen. Der Kläger, der in Lübeck den Kleinverkauf 
und Ausſchank von Spirituoſen betreibt, hat gegen dieſe Verordnung verſtoßen 
und iſt deshalb mehrfach mit Strafe belegt worden. Er focht die Rechtsgültig⸗ 
keit der Polizeiverordnung an, wurde aber damit zurückgewieſen. — Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Auch dieſes Gericht tritt dem Urteil des Ferienſtrafſenates v. 25. Auguſt 
1915 darin bei, daß die angefochtene Verordnung des Polizeiamts v. 1. März 
1913 mit der Reichsgewerbeordnung nicht im Widerſpruch ſteht. Allerdings 
beſtimmt § 139 e Gew., daß offene Verkaufsſtellen von 9 Uhr abends bis 
5 Uhr morgens für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen. Die An⸗ 
ordnung eines weitergehenden Ladenſchluſſes iſt nach § 139 f nur unter be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen, insbeſondere auf Antrag von mindeſtens zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtattet. Aber die Anordnung 
eines Ladenſchluſſes enthält die Verordnung, die den Ausſchank und Verkauf 
von Branntwein in beſtimmter Zeit unterſagt, keineswegs. Dem Kläger iſt 
die Offnung feiner Verkaufsſtelle in der Zeit von morgens 5 Uhr bis 7½ Uhr 
nach wie vor geſtattet, er darf in dieſer Zeit nur nicht Branntwein, Liköre oder 
nicht denaturierten Spiritus ausſchenken oder verkaufen. 

Im gleichen Sinne hat auch das Kammergericht in ſeinen Urteilen v. 22. Dezember 1902 
und 3. Mai 1904 (vgl. Die Polizei 1904/05, 104. 324) erkannt, ebenſo ſprechen ſich 
Landmann (GewO. 2 88 139 e Anm. 26 und Olshauſen in der bei Landmann 
erwähnten Stelle aus. 

Daß aber an ſich bei einem konzeſſionspflichtigen Gewerbe, wie es der 
Betrieb der Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus darſtellt, die Auflegung derartiger Beſchränkungen im Intereſſe 
des allgemeinen Wohles zuläſſig iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Ebenſowenig verſtößt dieſe Verordnung gegen den §1 Gew., da nach aner⸗ 
kannter Auslegung die durch dieſen Paragraphen gewährleiſtete Gewerbe⸗ 
freiheit ſich nur auf die Zulaſſung zum Gewerbe, nicht auch auf die Ausübung 
des Gewerbebetriebes bezieht. Daß vom Standpunkt des Lübeckiſchen Rechts 
aus das Polizeiamt zum Erlaß einer derartigen Verordnung an ſich zuſtändig 
iſt, hat der Kläger nicht beſtritten, ſteht auch für das Gericht feſt.“ 

Urt. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Sept. 1916. J. F. w. Lüb. 
Staat. Bf. VI. 164/16. Nö. 
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II. Verfahren. 


147. Die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach $ 36? 5 PO. 
ſetzt voraus, daß die Beklagten Streitgenoſſen ſind. 
3PO. $ 36”. 

Der Wagenwärter H. in L. hat nach ſeiner Behauptung am 5. Juli 1913 
bei Ausübung ſeines Dienſtes im Bahnhofe einen Unfall erlitten. Er will 
den Bahnarzt „wegen unſachgemäßer, ärztlicher Behandlung“ und den durch 
die Eiſenbahndirektion vertretenen bayeriſchen Fiskus „wegen zu Unrecht 
erfolgter Penſionierung“ als Streitgenoſſen im allgemeinen Gerichtsſtand 
auf Schadenerſatz verklagen. 

Ein gemeinſchaftlicher beſonderer Gerichtsſtand iſt nach dem allerdings 
äußerſt dürftigen Vorbringen des Geſuchſtellers für den Rechtsſtreit nicht be⸗ 
gründet; da der Bahnarzt bei dem Landgericht B. und der bayeriſche Fiskus, 
ſoweit er durch die Eiſenbahndirektion vertreten wird, bei dem Landgericht 
N. den allgemeinen Gerichtsſtand hat und beide Gerichte zu den Bezirken 
verſchiedener Oberlandesgerichte gehören, fo iſt eine der in d 36 Nr. 3 3PO. 
für die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts aufgeſtellten Vorausſetzungen 
und auch die Zuſtändigkeit des erkennenden Gerichts zur Verbeſcheidung 
des Geſuchs gegeben. Es muß aber noch hinzukommen, daß im Falle der 
Erhebung der Klage zwiſchen den Beklagten eine Streitgenoſſenſchaft i. S. 
der 88 59ff. ZPO. beſteht. Dieſes Erfordernis wird zwar von verſchiedenen 
Schriftſtellern (Förſter ZPO. Anm. 30 zu § 36; Planck Zivilprozeßr. § 22 
A, 3) geleugnet, entſpricht aber dem Willen des Geſetzgebers. Es iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß das Geſetz dem Worte „Streitgenoſſen“ in § 36 Nr. 3 einen 
andern Sinn beilegt als in den 88 59ff. Weiter kommt in Betracht, daß das 
Prozeßgericht nach $ 145 ZPO. anordnen kann, daß mehrere in einer Klage 
erhobene Anſprüche in getrennten Prozeſſen verhandelt werden, und dieſe 
Anordnung treffen ſoll, wenn im Fall der ſubjektiven Klagenhäufung die Vor⸗ 
ausſetzungen der 8859 ff. nicht vorliegen. Es hätte keinen Sinn, wenn das 
Geſetz einerſeits das höhere Gericht im Fall des § 36 Nr. 3 anweiſen würde, 
ohne Prüfung der Vorausſetzungen der Streitgenoſſenſchaft zum Zweck der 
Ermöglichung der gemeinſamen Verhandlung der mehreren Anſprüche ein 
Gericht zu beſtimmen, anderſeits dem letzteren Gericht eine Handhabe, ja 
ſogar die Anweiſung zur Trennung der verbundenen Anſprüche geben würde. 
Im vorliegenden Fall iſt das erwähnte Erfordernis nicht gegeben. Der Geſuch⸗ 
ſteller leitet die Verpflichtung der zu Verklagenden weder aus demſelben noch 
aus einem im weſentlichen gleichartigen tatſächlichen und rechtlichen Grunde 
ab. Ja, es iſt zum mindeſten zweifelhaft, ob die beiden Anſprüche nebeneinander 
beſtehen können. Nach ſeinem Vorbringen iſt anzunehmen, daß er wegen Dienſt⸗ 
unfähigkeit nach Art. 48 Nr. 2 (bayer.) Beamt®. in den Ruheſtand verſetzt wurde, 
daß er aber glaubt, ſeinen Dienſt noch verrichten zu können. Iſt dieſe Meinung 
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begründet, dann ſteht die behauptete unſachgemäße Behandlung des Bahn⸗ 
arztes in keinem urſächlichen Zuſammenhange mit dem ihm durch ſeine Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand entſtandenen Schaden, und der Bahnarzt iſt nicht 
verpflichtet, ihm dieſen Schaden zu erſetzen; iſt ſie nicht begründet, dann iſt 
der Schadenerſatzanſpruch gegen den Fiskus unhaltbar. Hiernach mußte das 
Geſuch als unbegründet zurückgewieſen werden. 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 5. Juli 1916. Reg. 

IV. 21/16. BayOBVGZ. 17, 168. 


148. Aufrechnungseinrede. Das Ber.⸗Gericht hat auch nachzuprüfen, 
ob die Erlaſſung eines Dorbehaltsurteils geboten war. 
Vgl. 63 Nr. 168; 69 Nr. 136. 
ZPO. $ 302. 

Nach 8302 ZPO. iſt es in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt, ob es bei 
Vorliegen der erforderten Vorausſetzungen — Mangel rechtlichen Zuſammen⸗ 
hanges von Anſpruch und Gegenſtand, ſowie Entſcheidungsreife des Klag⸗ 
anſpruchs — von der Befugnis Gebrauch machen will, über die Klageforde⸗ 
rung unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung zu entſcheiden. 
Das Vorbehaltsurteil entſcheidet alſo nicht allein darüber, ob die oben ange⸗ 
führten geſetzlichen Vorausſetzungen für den Erlaß eines ſolchen Urteils vor⸗ 
liegen, ſondern auch darüber, ob nach Lage des Falls die Zurückſtellung einer 
Entſcheidung über die Aufrechnung geboten erſcheine. Die Nachprüfung dieſer 
letzteren Frage unterliegt ebenſo wie die Frage nach dem Vorhandenſein der 
geſetzlichen Vorausſetzungen für den Erlaß eines Vorbehaltsurteils der Nach⸗ 
prüfung durch das Ber.⸗Gericht. Der dahin gehenden Anſicht des Bayer. 
Oberſten LG. (Entſch. vom 21. Febr. 1908, OL GRſpr. 17, 171) ſchließt ſich 
dieſes Gericht an; ebenſo auch Gaupp-Stein III letzter Abſ. zu § 302 ZPO. 

Es iſt nun nicht anzuerkennen, daß im vorliegenden Fall der Erlaß eines 
Vorbehaltsurteils nach $ 302 zweckmäßig wäre. Die Klägerin iſt eine ſchwediſche 
Firma und hat ihre Handelsniederlaſſung in Malmö. Die Vollſtreckung von 
Urteilsforderungen im Auslande iſt erfahrunggemäß mit größeren Schwierig⸗ 
keiten verbunden als eine Vollſtreckung im Inlande. In dieſer ungünſtigen 
Lage würde ſich die Beklagte befinden, wenn das Vorbehaltsurteil rechts- 
kräftig und nachträglich der Gegenanſpruch der Beklagten ſich als begründet 
erweiſen würde. Es erſcheint daher regelmäßig und auch im vorliegenden 
Fall nicht angebracht, einem inländiſchen Schuldner gegenüber einem aus— 
ländiſchen Gläubiger die Vorteile der Aufrechnungsmöglichkeit und der da— 
durch bedingten günſtigeren Prozeßlage zu verſagen. 

Aus den angegebenen Gründen war das angefochtene Vorbehaltsurteil 
aufzuheben und die Sache an das Landgericht zurückzuverweiſen, ohne daß 
es eines Eingehens auf die Frage des rechtlichen Zuſammenhangs von Klag— 


— 
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anſpruch und Gegenforderung, der hier vielleicht aus den von der Beklagten 
dafür geltend gemachten Gründen anzuerkennen wäre, bedurfte. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 4. Jan. 1917. Akt. Bol. w. L. 
Bf. VI. 304/16. Nö. 


, 


149. Hat eine Partei gegen die andere einen Anſpruch auf Berich— 
tigung einer Urkunded 
- BPOD. $ 415. 

In dem notariellen Pachtvertrage v. 7. Juni 1913, hut den die Ge⸗ 
meinde W. gewiſſe Grundſtücke zur induſtriellen Ausbeutung der Erde den Fabri⸗ 
kanten Gebr. M. in Ch. auf eine Reihe von Jahren überlaſſen hatte, war den 
Pächtern auch das Recht eingeräumt, die Gemeindewege und Gräben auf die Ver⸗ 
tragsdauer zur Legung von Geleisübergängen zu benutzen. In der Folgezeit be⸗ 
haupteten die Pächter, es ſei vereinbart worden, daß ihnen dieſes Recht ſtändig, 
auch nach Ablauf des Pachtvertrags zuſtehen ſolle, die Worte „auf die Vertrags⸗ 
dauer“ ſeien nur durch ein Verſehen des Notars in die Urkunde gekommen 
und von ihnen beim Vorleſen überhört worden. Sie verlangten die Streichung 
dieſer Worte und verweigerten die Zahlung der Pacht als die Gemeinde dieſes 
Anſinnen ablehnte. Gegen die von der Gemeinde eingeleitete Zw.⸗Vollſtreckung 
der vollſtreckbaren Urkunde erhoben ſie Klage mit dem Antrage, die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung für unzuläſſig zu erklären, weil ihnen bis zu der begehrten Berich⸗ 
tigung das Recht auf Zurückbehaltung der Pachtſumme zuſtehe. — Die Klage 
wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— —— Die Kläger gründen ihre Einwendungen gegen die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung aus der Urkunde v. 7. Juni 1913 auf ein Zurückbehaltungsrecht i. S. 
des 8 273 BGB. Es liegt ihnen daher ob, darzutun, daß ihnen aus dem Rechts⸗ 
verhältnis, auf dem ihre Verpflichtung beruht, ein fälliger Anſpruch gegen die 
Beklagte zuſtehe. Einen ſolchen Anſpruch erblicken die Kläger in der von ihnen 
behaupteten rechtlichen Befugnis, von der Beklagten die Berichtigung der 
notariellen Urkunde in der Weiſe zu verlangen, daß ſie in die Streichung be- 
ſtimmter, angeblich durch ein Verſehen in die Urkunde gekommener Worte 
und in deren Erſetzung durch beſtimmte andre Worte willige. Die Kläger machen 
nicht die Nichtigkeit des Vertrags v. 7. Juni 1913 geltend, ſie richten ihren An⸗ 
trag auch nicht auf die Feſtſtellung, daß die Vertragsurkunde einen unrichtigen 
Inhalt habe; ſie wollen im Gegenteil den Vertrag aufrechterhalten wiſſen, 
verlangen aber, daß eine beſtimmte Stelle in der Urkunde ihren Behauptungen 
entſprechend geändert werde, und weigern ſich, inſolange ihrer Zahlungspflicht 
zu genügen, die ſie an ſich nicht in Abrede ſtellen. 

Ein Berichtigungsanſpruch, wie ihn die Kläger geltend machen, iſt aber 
dem bürgerlichen Recht fremd; er kann dem Anſpruch auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Vertrags gegenüber nicht als ein in dieſem e weniger 

Ceufferts Urchiv Bd. 78. 3. Folge Bb. 17 Heft 7. 
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weitgehendes Begehren aufgefaßt werden, ſondern iſt ein von ihm völlig 
verſchiedenes und weſentlich andres Verlangen. Es gibt weder eine ausdrück⸗ 
liche Geſetzesvorſchrift, auf die das Verlangen einer Urkundenberichtigung 
in der von den Klägern begehrten Art geſtützt werden könnte, noch läßt ſich 
aus den die Beurkundung von Rechtsgeſchäften und Willenserklärungen 
regelnden Rechtsvorſchriften ein allgemeiner Grundſatz des Inhalts ableiten, 
daß überall, wo ſich nach der Behauptung eines der Vertragſchließenden in 
einer Urkunde Unrichtiges findet, auch ein Recht auf Richtigſtellung und eine 
entſprechende Pflicht zur Vornahme der Berichtigung gegeben ſei. Der von 
den Klägern geltend gemachte Berichtigungsanſpruch kann namentlich nicht 
aus dem 8415 Abſ. 13 PO. abgeleitet werden. Dieſe Geſetzesſtelle enthält 
nur die beſondere prozeßrechtliche Beſtimmung, daß einer öffentlichen Urkunde 
gegenüber der Beweis der unrichtigen Beurkundung des Vorganges, alſo 
insbeſondere der Beweis zuläſſig ſein ſoll, daß die beurkundete Erklärung von 
der in der Urkunde bezeichneten Perſon überhaupt nicht, oder nicht ſo, wie ſie 
beurkundet wurde, abgegeben worden ſei (Seuffert ZPO. Anm. 4 zu $ 415). 
Sie ſchafft aber keinen materiellen Rechtsbehelf in dem Sinne, daß die Berid)- 
tigung der unrichtigen Beurkundung ohne weiteres verlangt und durch Klage, 
Einrede, Übung des Zurückbehaltungsrechts geltend gemacht werden könnte. 
Die Kläger vermögen ſich für ihre Darlegung, daß aus einer an irgendeiner 
Stelle Unrichtiges enthaltenden Urkunde nicht vollſtreckt werden dürfe, nicht 
auf die von ihnen angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts v. 28. Febr. 
1902 (RGentſch. 50, 420) zu berufen. Der dieſer Entſcheidung zugrunde 
liegende Sachverhalt unterſcheidet ſich ebenſo wie der Tatbeſtand der ihr fol⸗ 
genden Erkenntniſſe v. 29. Nov. 1907, 6. Nov. 1911 und 24. Mai 1916 (Warn. 
Rſpr. 1, 552 Nr. 681 und IW. 1912, 87 und 1916, 1113) von dem hier vorlie⸗ 
genden Fall ſchon dadurch, daß in den dort entſchiedenen Sachen die unrichtige 
Beurkundung eines Teils der Urkunde die unmittelbare Grundlage für die 
Einwendung gegen die Zw.-Vollſtreckung bildet, während hier die nach Maßgabe 
des § 415 Abſ. 2 zu beweiſende Tatſache der unrichtigen Beurkundung erſt 
einen Anſpruch ſchaffen ſoll, der die widerſprechende Partei berechtigt, die aus 
der vollſtreckbaren Urkunde geſchuldete Leiſtung bis zur Erfüllung des Anſpruchs 
zu verweigern. Da ein geſetzlicher Anhaltspunkt für den von den Klägern 
geltend gemachten Anſpruch auf Berichtigung der Urkunde nicht beſteht, 
kann darauf ein Zurückbehaltungsrecht nicht geſtützt werden. Den Klägern ſteht 
daher eine begründete Einwendung gegen die von der Beklagten eingelei⸗ 
tete Zw.⸗Vollſtreckung nicht zu Gebote. — — —“ 

Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 9. Oktober 1916. Reg. 1. 

53/16. Bay Obe GZ. 17, 205. 
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150. Auslegung der Pfändungsformel „gepfändet bis zur Höhe der 
Forderung des Gläubigers“. 
(Vgl. 40 Nr. 328; 44 Nr. 295.) 
ZPO. 88 803. 829. 

Die Beklagte hatte wegen einer Forderung von 1000. an die Frau E. die 
Forderung pfänden laſſen, die der E. in der Höhe von 2000. gegen den Kläger 
zuſtand. Dieſe wurde bis zur Höhe der Forderung der Beklagten gegen Frau E., 
gepfändet und der Beklagten zur Einziehung überwieſen. Die Beklagte machte 
von dem der Frau E. eingeräumten außerordentlichen Kündigungsrecht Gebrauch. 
Der Kläger C. beſtritt die Gültigkeit der Kündigung und erhob Feſtſtellungs⸗ 
klage. Er ging davon aus, daß nicht die ganze Forderung der E., ſondern nur 
der der Forderung des Beklagten entſprechende Teil gepfändet worden ſei. — 
In 2. Inſtanz wurde dieſe Anſchauung mit folgender Begründung verworfen: 

„Der Anſchauung des Klägers, daß durch den Pfändungsbeſchluß nicht 
die ganze Forderung der Frau E. an ihn gepfändet und der Beklagten zur 
Einziehung überwieſen worden ſei, ſondern nur der Teil, der der Forderung 
der Beklagten an Frau E. entſpricht, kann nicht beigetreten werden. Der Wort⸗ 
laut des Pfändungsbeſchluſſes „die dem Schuldner in der Höhe von 2000 „Kb 
zuſtehende Forderung wird bis zur Höhe der gläubigeriſchen Forderung ge— 
pfändet“ iſt in dieſer Beziehung zwar nicht ganz deutlich. Es iſt dem Vertreter 
des Klägers zuzugeben, daß er auch dahin ausgelegt werden kann, daß die 
Pfändung auf den Betrag der Forderung des Beklagten an Frau E. beſchränkt 
ſein ſolle. Dieſe Auslegung würde aber der allgemein üblichen nicht ent⸗ 
ſprechen. Für gewöhnlich nimmt man an, daß die Pfändung einer Forderung 
ſich auf deren Vollbetrag erſtreckt, auch wenn der Anſpruch, zu deſſen Gunſten 
gepfändet wird, dieſen Betrag nicht erreicht, und daß der Zuſatz „bis zur Höhe 
der gläubigeriſchen Forderung“ nur für die Geltendmachung des Pfändungs⸗ 
pfandrechts die Schranke bilden ſoll. Daß dieſe Auslegung der Praxis entſpricht, 
ergibt auch die Faſſung des Eintrags der Pfändung in das Grundbuch, die 
dahin lautet, daß die Forderung der Frau E. für die Firma B. zugunſten 
von 1000 „ ꝛc. gepfändet ſei. Der Grundbuchbeamte ging alſo davon aus, 
daß die ganze Forderung der Frau E. gepfändet worden ſei. Mit dieſer Aus⸗ 
legung ſtimmt auch überein, was Stein ZPO. zu § 829 bemerkt. Obgleich er 
die Beſtimmung des 8803 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. auch auf Geldforderungen 
für anwendbar erklärt, nimmt er doch an, daß regelmäßig die ganze Forderung 
zu pfänden ſei, auch wenn fie die zu vollſtreckende Forderung überſteigt, daß 
das Pfandrecht ſich auf die ganze Forderung erſtrecke, auch wenn die beizu⸗ 
treibende Forderung geringer iſt (§ 829 A. II. 4 und IV. 1). 

In der Regel wird dem Antrage des Gläubigers ſtattzugeben ſein; be⸗ 
antragt nicht der Gläubiger ſelbſt, eine Forderung nur zum Teil zu pfänden, 
ſo wird auch das Vollſtr.⸗Gericht keinen Anlaß haben, die Pfändung auf einen 


Teil der zu pfändenden Forderung zu beſchränken. Die Beſtimmung des 
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8 803 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. läßt ſich bei Geldforderungen nicht ſchlechthin durch— 
führen. Eine bewegliche Sache, die gepfändet werden ſoll, trägt ihren Wert 
in ſich; ſeine Feſtſtellung macht dem Gerichtsvollzieher in der Regel keine 
Schwierigkeit. Der Wert einer Geldforderung hängt aber von verſchiedenen 
Umſtänden ab, die das Vollſtr.⸗Gericht für gewöhnlich nicht leicht überſchauen 
und beurteilen kann. Selbſt Jaeger, der die vom Kläger vertretene Anſicht 
verteidigt (Leipz ZZ. 3, 194) bemerkt, daß jeder Antrag, der nicht eine Beſchränkung 
enthält, das Begehren der vollen Pfändung enthalte. Es iſt nicht anzunehmen, 
auch vom Kläger nicht behauptet, daß die Beklagte ſelbſt ihren Pfändungs⸗ 
antrag auf den ihrer Forderung entſprechenden Teil der zu pfändenden For⸗ 
derung der Frau E. beſchränkt habe. Sie hätte gegen eine ſolche Beſchränkung 
wohl Bedenken getragen, da der zu pfändenden Forderung erhebliche Hypo⸗ 
theken vorgingen, die zu pfändende Forderung alſo nur geringe Sicherheit 
bot. Auch nach Jaeger mußte deshalb die ganze Forderung gepfändet werden. 
Dazu kommt, daß auch C. ſelbſt, wenigſtens im Anfange, den Pfändungsbe⸗ 
ſchluß dahin aufgefaßt hat, daß dadurch die ganze Forderung gepfändet worden 
ſei; denn er hat nach ſeiner eigenen Angabe die am 1. Nov. 1913 fällig geworde⸗ 
nen Zinſen aus dem ganzen Kapital an die Beklagte gezahlt. Es führt auch nur 
die hier vertretene Auslegung zu einem befriedigenden Ergebnis. Wenn man 
der Anſchauung des Klägers folgen wollte, könnte es leicht vorkommen, daß 
ein Gläubiger trotz erwirkter Pfändung nicht befriedigt wird. Das Ber.⸗Ge⸗ 
richt nimmt deshalb an, daß die Pfändung ſich auf die ganze Forderung der 
Frau E. bezog. 

Daraus ergibt ſich, daß der Kläger die Zinſen aus dem ganzen der Frau E. 
geſchuldeten Kapital an die Beklagte zu zahlen hatte ($ 1289 BGB.). Durch 
die Überweiſung der Forderung zur Einziehung trat die Beklagte in Anſehung 
der Geltendmachung der gepfändeten Forderung, ſoweit ihre Forderung 
reichte, an die Stelle der Schuldnerin E. Die Beklagte war berechtigt, die 
gepfändete Forderung inſoweit einzuziehen ($ 1282 Abſ. 1 BGB.). Daraus er⸗ 
gibt ſich von ſelbſt ihre Befugnis, das Kapital zu kündigen (Stein $ 829 
A. IV. 1). Die Beſtimmungen über die Kündigung im Vertrage v. 30. Okt. 1911 
galten auch für die Beklagte.“ 

Urteil des OLG. zu Bamberg (1. Sen.) v. 9. Febr. 1917. — L 153/15 — 
— Chr. 
151. Vollziehung der einſtweiligen Verfügung mit der Snpellung 
an den Gegner. 
Vgl. 66 Nr. 83 m. N.; 70 Nr. 232. 
n ZPO. $$ 936. 929 Abſ. 2. 

Durch einſtweil. Verfügung des Landgerichts Hamburg v. 11. Mai 1915 
war dem Schuldner auferlegt worden, die ihm von dem Kaufmann Karl L. 
übergebenen, der Antragſtellerin gehörigen vier Ballen Leder an die Antrag- 
ſtellerin herauszugeben. Dieſe einſtweil. Verfügung war dem Schuldner 
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am 15. Mai 1915 zugeftellt worden. Nach dem Pfandprotokoll vom felbigen 
Tage war die Zw.⸗Vollſtreckung fruchtlos ausgefallen, inſofern die vier Ballen 
beim Schuldner nicht gefunden waren und der Schuldner ſich geweigert hatte, 
die Stelle, wo das Leder am dritten Ort lagere, anzugeben. Die Gläubigerin 
lud darauf den Schuldner zur Ableiſtung des Offenbarungseides nach $ 883 
ZPO. vor das Amtsgericht H. Der Schuldner beſtritt feine Verpflichtung 
zur Eidesleiſtung, weil er gegen ein in der Hauptſache ſelbſt gegen ihn ergangenes 
Urteil Berufung eingelegt habe. Das Amtsgericht verwarf den Widerſpruch. 
Der Schuldner legte ſofortige Beſchwerde ein mit der Begründung, daß die 
im 8 929 Abſ. 2 mit 8 936 ZPO. vorgeſehene Friſt nicht innegehalten ſei, 
womit er beim Landgericht durchdrang. Das Oberlandesgericht ſtellte auf wei⸗ 
tere Beſchwerde des Gläubigers den Beſchluß des Amtsgerichts wieder her 
mit folgender Begründung: 

„Nach 8 929 Abſ. 2 ZPO. iſt die Vollziehung eines Arreſtbefehls unftatt- 
haft, wenn ſeit dem Tage, an dem der Befehl verkündet oder der Partei, auf 
deren Geſuch er erging, zugeſtellt worden, ein Monat verſtrichen iſt. Nach 
§ 936 ZPO. find die Vorſchriften, die für dieſe Anordnung von Arreſten und 
das Arreſtverfahren gegeben ſind, auf die Erlaſſung einſtweil. Verfügungen 
und das weitere Verfahren entſprechend anzuwenden, ſoweit nicht beſondere 
Vorſchriften gegeben ſind. Hinſichtlich einer geſetzlichen Befriſtung der Gül⸗ 
tigkeitsdauer einſtweil. Verfügungen ſind beſondere Vorſchriften nicht erlaſſen. 
Es fragt ſich daher, ob auch der § 929 Abſ. 2 ZPO. auf einſtweil. Verfügungen 
anzuwenden iſt. | 

Dieſe Vorſchrift verfolgt den Zweck, der aus der Veränderlichkeit aller 
Verhältniſſe ſich ergebenden Gefahr zu begegnen, daß zur Zeit der Vollziehung 
des Arreſtes die Umſtände, die zu ſeiner Anordnung führten, ſich ſo geändert 
haben, daß das Gericht den Arreſt bei dieſer veränderten Sachlage nicht oder 
nicht in dem Umfange erlaſſen haben würde. Dieſelbe Gefahr beſteht aber wegen 
der Vielſeitigkeit einſtweil. Verfügungen und weil ſie der Befriedigung, Arreſte 
aber nur der Sicherung des Gläubigers dienen, in noch höherem Maße bei ihrer 
Anordnung. Demgemäß erſcheint es geboten, die Vorſchrift des § 929 Abſ. 2 
ZPO. auch auf das Verfahren über den Erlaß einſtweil. Verfügungen anzu⸗ 
wenden. f 

Nach den 88 930. 932 ZPO. erfolgt die Vollziehung des dinglichen Arreſtes 
bei beweglichen Sachen durch Pfändung, bei Grundſtücken durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek. Dieſe Vorſchriften paſſen nicht auf das Verfahren 
über einſtweil. Verfügungen, eben weil dieſe nicht der bloßen Sicherung des 
Gläubigers dienen; ſie laſſen daher eine entſprechende Anwendung auf die 
in Rede ſtehende Verfahrensart überhaupt nicht zu (RGEntſch. 36, 391, in 
Seuff A. 52 Nr. 132). Alſo verſteht das Geſetz bei einſtweil. Verfügungen 
unter dem Begriff „Vollziehung“ etwas andres als bei Arreſten. Insbeſondere 
kann die Zw.⸗Vollſtreckung aus einer einſtweil. Verfügung nicht als ſolche iden⸗ 
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tiſch ſein mit ihrer Vollziehung im Sinn des Geſetzes. Das ergibt ſich ſchon 
daraus, daß bei großen Gruppen einſtweil. Verfügungen, insbeſondere ſoweit 
ſie eine bloße Ermächtigung erteilen, z. B. Getrenntleben von Ehegatten, 
oder ein Verbot ausſprechen, z. B. gewiſſe Behauptungen nicht aufzuſtellen, 
eine Zw.⸗Vollſtreckung der Verfügung als ſolcher ausgeſchloſſen iſt. 

Kann aber die Zw.⸗Vollſtreckung nicht die Vollziehung der einſtweil. 
Verfügung bedeuten, ſo muß das Geſetz darunter notwendigerweiſe einen 
weiter zurückliegenden Rechtsakt verſtanden wiſſen wollen. Als ſolcher kann aber 
nur die Zuſtellung des die Verfügung erlaſſenden Beſchluſſes oder verkünden⸗ 
den Urteils an den Schuldner in Frage kommen. Dieſe iſt der Rechtsakt, 
durch welchen der die einſtweil. Verfügung anordnende Befehl des Gerichts 
und zugleich der Wille des Gläubigers, dem Befehl kraft des das geſamte 
Verfahren beherrſchenden Parteibetriebes Geltung zu verſchaffen, dem Gegner 
zur Kenntnis gebracht werden. Mithin geſchieht dieſe Zuſtellung zum Zweck 
der Vollziehung der einſtweil. Verfügung und iſt, je nachdem eine Zuwider⸗ 
handlung erfolgt oder nicht, ihr erſter oder ihr einziger Akt. Daraus ergibt 
ſich, daß die Zuſtellung an den Gegner zur Vollziehung der einſtweil. Ver⸗ 
fügung erforderlich, aber auch genügend iſt. 

So hat denn auch das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung erkannt: 

vgl. Entſch. 21, 416 (Seuff A. 44 Nr. 154); 51, 129; 67, 159; ebenſo der jetzt erkennende 

Senat in HanſGerZ. Beibl. 1902 Nr. 44 S. 70. — A. M. der 5. Senat des OLG. in 

HanſGerZ. Beibl. 1910 Nr. 24, S. 32, aufgehoben vom RGB., Seuff A. 66 Nr. 83. 

Im vorliegenden Fall iſt die einſtweil. Verfügung bereits vier Tage nach 
ihrer Anordnung dem Schuldner zugeſtellt worden, ſodaß die in Rede ſtehende 
Triſi jedenfalls gewahrt iſt. 

Der angefochtene Beſchluß des Landgerichts war daher aufzuheben und 
der amtsgerichtliche Beſchluß wiederherzuſtellen.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Okt. 1915 in der Hamb. 
Sache Schleſ. Sch. u. B. Induſtrie (Kl.) w. O. Bs. Z. III. 147/15. B. 
152. Haftet der Konkursverwalter auch für Verſehen, die im 
Schlußtermin nicht gerügt find? 

Vgl. 68 Nr. 30 (anders). 
KO. § 86. 

Der Kläger (Gemeinſchuldner) behauptet zur Begründung der Klage, 
der Beklagte habe die ihm als Konk.-Verwalter obliegenden Pflichten mehrfach 
verletzt und der Kläger ſei durch jede dieſer Verletzungen geſchädigt worden. 
Treffen dieſe Behauptungen zu, ſo hat der Kläger gegen den Beklagten durch 
jede Verletzung einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens erworben, der ihm 
durch ſie erwachſen iſt (K O. 8 82). Der Beklagte wendet gegen die Klaganſprüche 
ein, der Kläger habe die Umſtände, aus denen er jetzt ſeine Anſprüche herleite, 
nicht auch ſchon in der Gläubigerverſammlung v. 12. April 1912 geltend gemacht, 


152. Haftung des Konk.⸗Verwalters. 247 


in der der Beklagte die Schlußrechnung gelegt habe. Iſt dies richtig, ſo ſind 
die Anſprüche des Klägers erloſchen, denn die Schlußrechnung gilt, ſoweit 
in der Verſammlung Einwendungen nicht erhoben werden, als anerkannt 
($ 86 Satz 4). 

Der Kläger meint, dieſe Folge trete nicht hinſichtlich aller Einwendungen 
ein, ſondern nur hinſichtlich der Einwendungen gegen Punkte, die in der Rech⸗ 
nung erwähnt ſeien. Eine ſolche Einſchränkung der Ausſchlußwirkung iſt jedoch 
weder aus der angezogenen Geſetzesſtelle ſelbſt, noch aus andern Umſtänden 
zu entnehmen. Die Verwaltung iſt für die Schlußrechnung und für deren 
Anerkennung eine Einheit und jene Geſetzesſtelle hat den Zweck, die aus der 
Geſchäftsführung des Verwalters geltend zu machenden Anſprüche zu begrenzen 
(Mot. z. KO. 2, 308). Die Schlußrechnung iſt unvollſtändig, wenn ſie nicht 
alle Handlungen und Unterlaſſungen, die zur Verwaltung gehören, umfaßt, 
ſondern ſich auf eine oder mehrere von ihnen nicht mit erſtreckt. Sie iſt 
vor der Verſammlung auf der Gerichtsſchreiberei niederzulegen ($ 86 Satz 2), 
damit jeder, zu deſſen Einſicht die Hinterlegung geſchieht, darunter der Gemein⸗ 
ſchuldner (Satz 3), ſchon vor der Verſammlung prüfen kann, ob ſich die An⸗ 
ſprüche, die er ſich gegen den Verwalter als ſolchen aus irgendeinem Grunde 
zuſchreibt, aus der Schlußrechnung ergeben oder nicht, ſowie ob ihnen die 
Schlußrechnung entgegenſteht. Die Behauptung, daß die Schlußrechnung 
in dieſer oder in anderer Richtung unvollſtändig oder unrichtig ſei, gehört zu 
den Einwendungen, auf die ſich $ 86 bezieht. Daher iſt, wenn eine ſolche Be⸗ 
hauptung nicht aufgeſtellt wird, als anerkannt anzuſehen, daß die Schluß⸗ 
rechnung ſowohl vollſtändig als richtig ſei. Dasſelbe gilt, wenn die Unvoll⸗ 
ſtändigkeit und Unrichtigkeit ungerügt bleiben, obwohl, wie im vorliegenden Fall, 
der Verwalter in der Schlußrechnung ausdrücklich erklärt hat, daß er nicht über 
jede einzelne Angelegenheit berichte, aber auf Verlangen bereit ſei, dies noch 
zu tun. Die Anerkennung hat zur Folge, daß der Verwalter aus Handlungen 
und Unterlaſſungen, die in der Rechnung unerwähnt geblieben ſind, nicht 
in Anſpruch genommen werden kann; ſie wirkt wie ein Verzicht auf die Er⸗ 
gänzung und auf die Berichtigung der Schlußrechnung und auf die Anſprüche, 
die, wenn die Berichtigung und Ergänzung erfolgten, erhoben werden könnten, 
und zwar tritt dieſe Wirkung ohne Rückſicht auf den Grund ein (Jaeger KO, 886 
Anm. 6), aus dem die Einwendungen unerhoben geblieben ſind. 

Der Kläger behauptet, er habe ſich in der Verſammlung die Klagan⸗ 
ſprüche vorbehalten; indeſſen iſt in den Umſtänden, die er dazu anführt, ein 
Vorbehalt, der wirkſam wäre, nicht zu finden. Der Kläger hat beim Konk.⸗ 
Gericht ſchon vor der Verſammlung zwei Schriftſätze v. 16. und 31. Jan. 1912 
eingereicht und zu dem zweiten von ihnen, wie das auch vermerkt iſt, am 3. Febr. 
1912 — alſo längſt vor der Verſammlung v. 12. April 1912 — mündlich nach⸗ 
getragen, daß er bei ſeinen früheren Einwendungen, auch ſoweit er ſie nicht 
wieder berührt habe, ſtehen bleibe, und in dem erſten Schriftſatz hatte er zwar 
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nicht alle, aber doch einige von den Punkten gerügt, auf die er jetzt die Klage 
ſtützt. Die Schlußrechnung gilt jedoch trotz dieſer Einwendungen als anerkannt, 
denn Einwendungen müſſen, wenn ſie das Anerkenntnis ausſchließen ſollen, 
in der Verſammlung ſelbſt (KO. § 86 Satz 4) erhoben werden, und der Kläger 
hat ſie in der Verſammlung, wie das Vereinsprotokoll zeigt, nicht wiederholt. 
Hieran ändert ſich auch nichts, wenn die in dem Protokoll enthaltene Erklä⸗ 
rung des Klägers: „Meine Einwendungen gegen die Schlußrechnung des 
Verwalters ſind durch den Beſchluß der Beſchwerdekammer erledigt“ nicht 
auf alle Einwendungen, die der Kläger bis dahin überhaupt erhoben hatte, 
ſondern nur auf diejenigen von ihnen zu beziehen iſt, mit denen das Landgericht 
auf ſeine Beſchwerde befaßt geweſen war; denn dieſe Einwendungen betrafen 
zwar nicht die Punkte, die der Kläger mit der Klage geltend macht, aber die 
unmittelbare Fortſetzung der Erklärung, die der Kläger in der Verſammlung 
abgegeben hat, lautet: „Weitere Einwendungen habe ich gegen dieſe nicht, 
ich behalte mir jedoch vor, gegen den Beſchluß weitere Beſchwerde ein⸗ 
zulegen“. Damit hat er auf alle Einwendungen, die er gegen die Schlußrechnung 
erhoben habe oder erheben könnte, verzichtet. Er hat dieſen Verzicht zwar 
dahin eingeſchränkt, daß er ſich nicht mit auf die Einwendungen erſtrecken ſolle, 
die von den durch das Landgericht in ſeinem Beſchluß erledigten Beſchwerden 
der Parteien betroffen worden ſeien, aber bei keiner dieſer Beſchwerden hatte 
es ſich um die Einwendungen gehandelt, die der Kläger mit der Klage verfolgt. 


Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 26. Sept. 1916. 4 O. 79/16. 
| Schm. 


I. Bürgerliches Recht. 


153. Einfluß des Krieges auf die Preisbeſtimmung in langfriſtigen 
vorher abgeſchloſſenen Bierlieferungsverträgen?* Ergänzung des Der- 
| tragsinhalts durch Auslegung.““ 
Vgl. 70 Nr. 100 und 209 m. N. — gl. 72 Nr. 67 m. N. 
BGB. 95 157. 242. 

Die Kläger hatten ſich durch Vertrag v. 1. Juli 1911 verpflichtet, auf zehn 
Jahre den geſamten Bedarf an Bier für ihre Wirtſchaft von dem Bierbrauerei- 
beſitzer Otto W., dem verſtorbenen Ehemann der Beklagten, zu beziehen; 
dabei ward der Bierpreis auf 16 O für den Liter feſtgeſetzt. Auf Grund dieſes 
Vertrages bezogen die Kläger bis zum Herbſt 1915 ihren ganzen Bierbedarf 

Won Otto W. und nach ſeinem Ableben von ſeiner Witwe und Alleinerbin, 
der Beklagten. Im November 1915 verlangte dieſe im Hinblick auf die durch 
den Krieg herbeigeführte Anderung der Lage 209 für den Liter und ſtellte, 
da die Kläger hierauf nicht eingingen, die Bierlieferung ein. Die Kläger bean⸗ 
tragten, die Beklagte zu verurteilen, bis zum 30. Juni 1921 ihnen ihren Bier⸗ 
bedarf um 16 O für den Liter zu liefern, jedoch auf die Dauer der reichögejek- 
lichen Kontingentierung des Malzverbrauchs nur die Menge, die ſich aus dem 
für die Beklagte unter Berückſicht'gung der Jahre 1912 und 1913 treffenden 
Malzkontingente berechnen. Die Beklagte machte geltend, um 16 0 für den 
Liter könne das Bier wegen der durch den Krieg hervorgerufenen grundlegenden 
Anderung der Verhältniſſe unmöglich geliefert werden; fie habe ſelbſt die Brau⸗ 
tätigkeit eingeſtellt, ihr Malzkontingent an den Bierbrauer B. abgetreten, 
von dem fie die entſprechenden Biermengen um 24 O für den Liter erhalte, 
und ſei bereit, den Klägern künftighin Bier aus der Brauerei des B. zu dem 
gleichen Preiſe zu liefern; die Kläger hätten dabei, da der Ausſchankpreis, 
der früher 22 9 für den Liter betrug, nunmehr auf 30 O geſtiegen ſei, den 
gleichen Nutzen wie früher, nämlich 6.9 am Liter. — Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen, die Berufung der Kläger blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

18 


Geufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 8. 
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„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der Beantwortung der 
Frage ab, ob die Beklagte trotz der durch den Krieg hervorgerufenen außer⸗ 
ordentlichen Steigerung der Herſtellungskoſten nach wie vor verpflichtet ſei, 
den Klägern das Bier um 16.4 für den Hektoliter zu liefern. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch erkennt die ſogenannte clausula rebus sic 
stantibus als allgemeinen Rechtsſatz nicht an, räumt vielmehr einer ſpäteren 
Anderung der Verhältniſſe nur in gewiſſen Ausnahmefällen (z. B. 88 321. 
605 Nr. 1, 610 BGB., vgl. auch § 323 ZPO.) Einfluß auf die Fortdauer der 
früheren Vereinbarungen ein. Wohl aber kann die durch § 157 BGB. gebotene 
Auslegung des Vertrags nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſitte dazu führen, daß eine Partei infolge veränderter Umſtände an ihr Ver⸗ 
ſprechen nicht mehr gebunden iſt (Staudinger BGB. /s Bem. 4 Abſ. 3 zu 
§ 157). Durch Auslegung kann der Inhalt eines Vertrages inſoweit ergänzt 
werden, als gewiſſe Punkte nicht geregelt ſind; auch Rechtsfolgen, an die der 
Erklärende garnicht gedacht hat, können als ſinngemäße Folge des in der Er⸗ 
klärung zum Ausdruck gebrachten Geſchäftswillens erſcheinen und demgemäß 
als in der Erklärung mitumfaßt gelten, weil die gegenteilige Annahme mit dem 
Inhalt der Erklärung in Widerſpruch ſtände. In ſolchen Fällen wird vom 
Richter eine von den Beteiligten nicht getroffene Regelung aus dem Zweck 
und dem Inhalt des Erklärten im Sinne der Beteiligten ſo ergänzt, wie dieſe 
ſie getroffen hätten, wenn ſie den eingetretenen Verlauf der Dinge in Betracht 
gezogen hätten; dabei iſt das, was Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte fordern, als gewollt zu unterſtellen, gleichviel, ob dies der unaus⸗ 
geſprochenen Abſicht der Beteiligten entſpricht oder nicht; 

Planck BGB? Bem. 5 zu § 133, Bem. 2 Abf. 2 zu § 157; Komm. v. RGRäten? Bem. 1 
zu $ 157 und die dort erwähnten Entſcheidungen des Reichsgerichts, insbeſ. Urteil 

v. 3. Mai 1912 in JW. 1912, 7428 und Seuff A. 67 Nr. 194. 

Vorausgeſetzt wird dabei allerdings, daß der Vertrag innerhalb ſeines 
tatſächlich gegebenen Rahmens oder innerhalb der wirklich gewollten Ver— 
einbarungen eine erſichtliche Lücke aufweiſt, während die Ergänzung des Partei: 
willens unzuläſſig iſt, wenn ſie zu einer Erweiterung des Vertragsgegen— 
ſtandes ſelbſt führen ſoll (RGEntſch. 87, 213ff.) oder eine Anderung oder 
Einſchränkung des in der Vertragsurkunde erklärten Vertragswillens enthalten 
würde (Seuff A. 72 Nr. 67). 

Die Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden Fall führt 
zu dem Ergebnis, daß eine der Ausfüllung durch Auslegung bedürftige Lücke 
des Vertrags v. 1. Juli 1911 vorhanden iſt. Über die Frage, ob die Kläger 
das Bier von der Beklagten auch dann zum Preiſe von 160 für den Liter 
zu beziehen berechtigt ſind, wenn ſich der Bierpreis im allgemeinen erhöht, 
enthält der Vertrag ſelbſt keine Beſtimmung. Es mag ſein, daß, wie die Kläger 
behaupten, ausdrücklich vereinbart wurde, auch in dieſem Falle ſolle der Bier— 
preis bis zum 1. Juli 1921 im Verhältnis zwiſchen den Parteien der gleiche 
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bleiben. Eine derartige Vereinbarung hatte aber nach der Überzeugung des 
Senats unzweifelhaft nur die Bedeutung, daß eine unter regelmäßigen Ver⸗ 
hältniſſen eintretende geringfügige Erhöhung des Preiſes, wie fie für die Folge⸗ 
zeit als wahrſcheinlich vorauszuſehen war, auf die Verpflichtung der Beklagten, 
den Klägern das Bier um 16 O für den Liter zu liefern, keinen Einfluß üben 
ſollte. Im vorliegenden Falle handelt es ſich aber um etwas weſentlich anderes, 
nämlich um eine grundlegende Umwälzung der für die Feſtſetzung des Bier⸗ 
preiſes maßgebenden Verhältniſſe durch den Krieg. Wie der Sachverſtändige 
S. überzeugend dargelegt hat, ſind ſeit Kriegsbeginn die zur Erzeugung des 
Biers erforderlichen Rohſtoffe, insbeſondere die Gerſte, ſo außerordentlich im 
Preiſe geſtiegen, daß der Herſtellungspreis für einen Hektoliter, der ſich zu 
Beginn des Krieges auf etwa 10 bis 12% berechnete, zurzeit mehr als 194 
beträgt; es iſt denn auch der Verkaufspreis des Biers überall im gleichen Ver⸗ 
hältnis geſtiegen, und zwar in den hier in Betracht kommenden Gegenden 
Niederbayerns von 20 bis 24.9 auf 309% für den Liter. Die Kläger ſelbſt 
beanſpruchen nach der unwiderſprochen gebliebenen Behauptung der Be⸗ 
Hagten für das von ihnen ausgeſchenkte Bier dieſen Preis. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Parteien, wenn ſie bei Abſchluß des Vertrages v. 1. Juli 
1911 die Möglichkeit ins Auge gefaßt hätten, daß der Herſtellungspreis des Biers 
innerhalb des vom Vertrag umfaßten Zeitraumes auf mehr als 19% für den 
Hektoliter ſteigen werde, für dieſen Fall an dem Preis von 16 für den Hekto⸗ 
liter nicht feſtgehalten hätten, da der Brauerei unmöglich zugemutet werden 
konnte, mit dem ſich hieraus notwendigerweiſe ergebenden Verluſt zu arbeiten, 
während der entſprechende, ſchon ſeiner Höhe nach als Kriegswucher erſcheinende 
Gewinn ausſchließlich in die Taſche des Wirts fließen würde. Der Sachver⸗ 
ſtändige hat denn auch beſtätigt, daß die Preisfrage zwiſchen Wirt und Brauerei 
ſelbſt bei langfriſtigen Bierlieferungsverträgen allgemein dahin geregelt 
wurde, daß der Wirt künftighin an die Brauerei um ſo viel mehr zu zahlen hat, 
als der Ausſchankpreis gegenüber der Friedenszeit erhöht wurde. Darin kommt 
zum Ausdruck, daß eine Auslegung des Vertrages, wie ſie die Kläger verlangen, 
der Verkehrs itte ebenſo wie den Grundſätzen von Treu und Glauben widerſpricht. 
Die Frage, ob das Verlangen der Kläger nicht wenigſtens für die Zeit 
vom ſeinerzeitigen Kriegsende bis zum Ablauf der Vertragsperiode berechtigt 
wäre, bedarf keiner Prüfung, da der Senat mit dem Landgericht annimmt, 
daß eine weſentliche Verminderung der zurzeit hinſichtlich der Bierproduk— 
tionskoſten beſtehenden Verhältniſſe bis zum 1. Juli 1921 nicht eintreten wird. 
Die Anſchauung der Kläger, daß zum mindeſten auf die Verpflichtung der 
Beklagten zur Lieferung gegen einen vom Richter feſtzuſetzenden höheren 
Einheitspreis hätte erkannt werden müſſen, iſt unzutreffend, weil die Kläger 

einen dahingehenden Hülfsantrag nicht geſtellt haben. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 18. Juni 1917 M. w. W. I, 69/17. 

F—2. 
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154. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges 
Unternehmen. 
Vgl. 55 Nr. 136; 71 Nr. 39. 82. 
BGB. 58 320. 525. 705. 780. 

Als die elektriſche Straßenbahn don N. nach Schn. verlängert wurde, 
verpflichtete die Gemeinde Schn. ſich der Straßenbahngeſellſchaft gegenüber 
zu einem Beitrag von 225000 4. Die Gemeinde ließ, bevor dieſer Vertrag 
abgeſchloſſen wurde, Sammelbögen umlaufen, um Beiträge bei den Inter⸗ 
eſſenten zeichnen zu laſſen. Der Beklagte trug ſich mit einem Jahresbeitrag 
von 200. in einem ſolchen Sammelbogen ein, der überſchrieben iſt: Verzeich⸗ 
nis über freiwillige Beiträge zu den Koſten der Verlängerung der elektriſchen 
Straßenbahn von N. nach Schn.; er ſetzte ſeinen Namen eigenhändig daneben. 
Es heißt in dieſem Verzeichnis, daß die nachſtehend verzeichneten Perſonen 
ſich durch Namensunterſchriſt verpflichten, zu den vorbezeichneten Koſten 
die bei ihrem Namen eingetragene Summe alljährlich, und zwar auf die Dauer 
von 5 Jahren, an die Gemeindekaſſe zu Schn. zu zahlen. — Nachdem die ver⸗ 
längerte Bahn im Dezember 1912 in Betrieb geſetzt war, klagte die Gemeinde 
die erſten drei Jahresbeiträge mit zuſammen 600. K ein. Der Beklagte wurde 
verurteilt, und zwar in 2. Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„Der erhobene Klaganſpruch wird auf die Eintragung ſeitens des Be⸗ 
klagten in die vorgelegte Zeichnungsliſte geſtützt, und es iſt daher zunächſt zu 
prüfen, ob hierdurch, was der Beklagte beſtreitet, eine rechtsgültige Verbind. 

lichkeit begründet worden iſt. Wenn der Beklagte einwendet, es habe durch 
die Einzeichnung überhaupt keine Verbindlichkeit erzeugt werden ſollen, 
ſondern der Zweck des Einſammelns der Unterſchriften habe darin beſtanden, 
zunächſt einmal eine vorläufige Überſicht darüber zu erhalten, wieviel Geld 
für jedes der verſchiedenen Projekte, die damals zur Erörterung ſtanden, 
ſeitens der Intereſſenten aufgebracht werden könnte, ſo widerſpricht dies ge⸗ 
radezu dem Wortlaut der Urkunde. Hier heißt es ausdrücklich, daß der Zeichner 
ſich zu beſtimmten Beiträgen zu den nee verpflichtet, die an die 
Gemeindekaſſe zu entrichten ſind. 

Zweifelhaft kann es ſein, wie dieſe vom Beklagten übernommene Zah⸗ 
lungsverpflichtung ſich rechtlich darſtellt. Während in einem Prozeß gegen einen 
andern Zeichner, der den gleichen Zeichnungsſchein unterzeichnet hatte, das 
Landgericht in der Ber.-Inſtanz angenommen hat, es liege ein abſtraktes 
Schuldverſprechen i. S. des § 780 BGB. vor, iſt im angefochtenen Urteil 
ausgeführt, daß es ſich um einen gegenſeitig verpflichtenden Vertrag 
handle, durch den die Gemeinde ſich als Gegenleiſtung für die Beitragszeich⸗ 
nung verpflichtet habe, durch ihr Handeln einen beſtimmten Erfolg, nämlich 
die Ausführung des Bahnbaues durch einen Dritten, herbeizuführen. Das 
jetzt erkennende Gericht ſieht ſich nicht in der Lage, dieſer Auffaſſung beizu— 
treten. Es kam dem Zeichner nicht darauf an, daß die Gemeinde eine beſondere 
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Tätigkeit entfaltete, um das Zuſtandekommen des Bahnbaues zu fördern 
oder zu ſichern, ſondern weſentlich war für ihn lediglich die Tatſache, daß die 
Bahn gebaut werde und hierfür ſeitens der Gemeinde Koſten aufgewendet 
wurden. Auch die Aufwendung beſonderer Bemühungen ſeitens der Gemeinde 
konnte anderſeits die Einziehung der gezeichneten Koſtenbeiträge nicht recht⸗ 
fertigen, wenn der Erfolg, der Bau der Straßenbahn, den ein Dritter vor⸗ 
nehmen ſollte, nicht eintrat. Das Vorliegen eines gegenſeitigen Vertrages 
i. S. der 88 320 ff. BGB. iſt daher abzulehnen. 

Auch eine Schenkung, die wegen Mangels der vorgeſchriebenen Form 
ungültig ſein würde, liegt nicht vor. In der Zeichnung von Beiträgen zu den 
der Gemeinde erwachſenden Straßenbaukoſten liegt eine Freigebigkeit ſeitens 
der Zeichner, die freiwillig — wie auch der Ausdruck „freiwillige Beiträge“ 
im Zeichnungsſchein beſagt — Geld aus ihrem Vermögen herzugeben ſich 
verpflichtet haben. Mochten ihre Beweggründe auch eigennützige ſein, oder 
mochten mehr ideale Geſichtspunkte (z. B. Hebung des Gemeinweſens) maß⸗ 
gebend ſein, dies waren nur die Beweggründe, und es blieb immer eine Zuwen⸗ 
dung aus ihrem Vermögen, und zwar eine unentgeltliche, denn man kann nicht die 
von einem Dritten herzuſtellende Anlage der Bahn als Gegenwert anſehen; 

vgl. hierzu den anders liegenden Fall im Recht 1907 Nr. 1097, wo das Reichsgericht 
als Entgelt für einen von einem Grundbeſitzer abgetretenen Streifen Landes die 

Straßenanlage anſieht. 

Allein es war nicht die Meinung der Zeichner und ebenſowenig der Ge⸗ 
meinde, die die Sammler zur Einholung der Zeichnungen ausgeſchickt hatte, 
daß hierdurch eine Bereicherung der Gemeinde, an die die Beiträge zu ent⸗ 
richten waren, herbeigeführt wurde. Sie ſollte nicht das Geld behalten, um 
es für ihre Zwecke zu verwenden, ſondern die Beiträge ſollten einen Teil der 
Koſten darſtellen, die aufzuwenden waren, um die Straßenbahngeſellſchaft 
zum Bau der Verlängerungsbahn zu veranlaſſen. Die gezeichneten Beträge 
bildeten für die Gemeinde nur einen Faktor für die Berechnung der Summe, 
die ſie anzubieten in der Lage war. Sie gab alſo in dieſer Weiſe die gezeichneten 
Gelder entſprechend ihrer Zweckbeſtimmung weiter, oder ſchoß dieſe Beträge, 
ſoweit deren Einzahlung erſt ſpäter erfolgen ſollte, im Vertrauen auf die ein⸗ 
gegangene Verpflichtung, wie ſie im Zeichnungsſchein ausgeſprochen iſt, 
einſtweilen vor, um ſie ſpäter bei Fälligkeit von den ihr Verpflichteten wieder 
einzuziehen. Es entſtand alſo ein fiduziariſches Rechtsgeſchäft, d. h. 
ein Recht der Gemeinde auf die Einziehung des Geldes mit der Verpflichtung, 
das Geld einem Dritten auszuliefern, ſobald dieſer das Werk, deſſen Förderung 
Zweck der Zeichnung war, hergeſtellt hatte, wie ſie anderſeits, ſofern das Werk 
nicht zuſtande kam, zur Rückgabe der bereits geleiſteten Zeichnungsbeiträge 
verpflichtet war. Es fehlt alſo für die Bereicherung an einem das Vermögen 
der Gemeinde verbeſſernden Akt und damit ſcheidet die Annahme einer Schen⸗ 
kung aus (vgl. hierzu RGeEntſch. 62, 386 und anderſeits 71, 140). 
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Das Reichsgericht führt in der erſtgenannten Entſcheidung im Anschluß 
an den Komm. von Planck Vorbem. IX 2 zu dem Abſchnitt über Rechtsgeſchäfte 
aus, daß es neben dem regelmäßigen Zweck eines Rechtsgeſchäfts, der in der 
Zuwendung einer unentgeltlichen Bereicherung, in der Verpflichtung zu einer 
Gegenleiſtung oder in der Tilgung einer Schuldverbindlichkeit beſteht, auch 
noch andre Zweckbeſtimmungen gibt, die zur rechtsgeſchäftlichen Vegründung 
eines Rechtsverhältniſſes führen können, wie z. B. der Umſtand, daß eine Be⸗ 
dingung zu erfüllen iſt. Auch hier liegt ein ſog. kauſales Rechtsgeſchäft 
vor, wenn es auch nicht den Regelfällen unterſtellt werden kann. Eine ſolche 
Zweckbeſtimmung, die alſo den Grund darſtellt, aus dem es vorgenommen 
wird, kann auch dann angenommen werden, wenn die Errichtung eines gemein⸗ 
nützigen, wohltätigen oder idealen Zweckes Gegenſtand der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Handlung iſt, ohne daß ein gegenſeitiger Vertrag oder eine Schenkung 
in Frage kommt. Dieſer Anſicht iſt bereits der 3. Senat des hieſigen Oberlan⸗ 
desgerichts in einem ähnlich liegenden Falle gefolgt (SchleswHolſt. Anz. 
1916, 217), und es erſcheint die Annahme eines derartigen kauſalen Rechts⸗ 
geſchäfts auch im vorliegenden Fall geeignet, der Sachlage und insbeſondere 
der Abſicht, wie ſie von der Gemeinde bei der Einſammlung und von den In⸗ 
tereſſenten bei der Abgabe der Zeichnungserklärungen erkennbar gehegt wurde, 
zu entſprechen. Die Zweckbeſtimmung wird hier nach dem Willen der Kon⸗ 
trahenten Teil des Vertragsinhalts, ſo daß, wenn dieſer Zweck hinfällig wird, 
oder wenn er auf etwas Unmögliches oder Unſittliches gerichtet iſt, daraus die 
Ungültigkeit der übernommenen Verpflichtung folgt (vgl. hierzu noch Ennec— 
cerus Lehrb. / J. 1, 9 139 J). In dem vom Beklagten unterzeichneten Zeich⸗ 
nungsſchein iſt dieſe Zweckbeſtimmung zum Ausdruck gebracht durch die nähere 
Bezeichnung, wofür die gezeichneten Beträge Verwendung finden ſollen, 
denn es iſt hier geſagt, daß es ſich um Beiträge zu den Koſten der Verlängerung 
der elektriſchen Straßenbahn handelt. 

Aber auch wenn man den kauſalen Rechtscharakter verneinen will und 
in der Vertragsurkunde trotz der Hervorhebung des Verwendungszwecks 
ein abſtraktes Rechtsgeſchäft ſieht, in dem lediglich eine nähere Bezeichnung 
der Art der Leiſtung, die der Verpflichtete eingeht, enthalten iſt, ſo ändert 
dies an der Rechtsbeſtändigkeit des Verpflichtungsaktes nichts, denn nach 
I 780 BOB. begründet das ſchriftliche Schuldverſprechen, das in der Ab— 
ſicht abgegeben wird, hierdurch ſelbſtändige Rechte und Verbindlichleiten 
zu erzeugen, einen gültigen Vertrag. Daß hier aber nach Abſicht der 
Gemeinde, die den Zeichnungsſchein entworfen hatte und den Intereſſen— 
ten vorlegen ließ, wie nach dem Willen derjenigen, die ſich zu einer Zeich— 
nung verſtanden und daher ihren Namen nebſt der Höhe ihres Beitrages 
einzeichneten, durch die Eintragung die Rechtsverbindlichkeit begründet 
ſein ſollte, iſt nicht zweifelhaft. Die vom Geſetz geforderte Schriftform 
iſt gewahrt. 
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Endlich mag noch darauf hingewieſen werden, daß in andern Fällen, 
wo Intereſſenten ſich gemeinſam an der Aufbringung eines Teils der Koſten 
einer größeren, gemeinnützigen Anlage beteiligt haben, angenommen iſt, 
daß ein Geſellſchaftsvertrag durch die Zeichnung begründet ſei (vgl. 
SchlHolſt Anz. 1915, 110). Mag dieſe Annahme im Einzelfall berechtigt fein, 
ſo liegt jedenfalls für ein ſolches Rechtsgebilde im vorliegenden Falle nichts 
vor, wo nicht von einem Zuſammenſchluß der Zeichner zur Erreichung eines 
gemeinſamen Zweckes die Rede iſt, ſondern die Gemeinde nur geſucht hat, 
einzelne Intereſſenten zur Hergabe von Geldmitteln zu bewegen, um ihre 
eigene Beitragspflicht entſprechend zu mindern. Es iſt auch nicht erſichtlich, 
daß der einzelne Zeichner ſich mit Rückſicht darauf, daß ein beſtimmter Kreis 
von Intereſſenten ſich zuſammenſchloß, beteiligt hat, ſondern dies geſchah, 
weil das perſönliche Intereſſe des einzelnen ihm das . der 
Bahnanlage erwünſcht erſcheinen ließ. 

Aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich die rechtsverbindliche Kraft 
der Beitragszeichnung der Beklagten und weiter die Berechtigung der Gemeinde, 
ihrerſeits die Rechte aus der erfolgten Zeichnung geltend zu machen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 16. Nov. 1916. E. (Bkl.) w. Gem. 
Schn. (UI. 40/16). n 1917, 98. 


155. Dertragsftrafe zur Sicherung einer Unterlaſſung; iſt ein Der- 
ſchulden erforderlich d 
Vgl. 56 Nr. 245 m. N. 
BGB 8 339. 

Es iſt in der Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung beſtritten, ob die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der Vertragsſtrafe nach 8339 BGB. ſtets ein Ver⸗ 
ſchulden des Schuldners vorausſetzt, alſo auch dann, wenn, wie hier, die ge- 
ſchuldete Leiſtung in einem Uuterlaſſen beſteht. Das Reichsgericht hat zwar 
(Entſch. 55, 79) dieſe Frage verneint und ſich dahin ausgeſprochen, daß die 
Gegenüberſtellung der beiden Sätze in 8339 BGB. ergebe, daß, wenn die ge- 
ſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht, die Strafe mit der Zuwider— 
handlung verwirkt ſei ohne Rückſicht darauf, ob den Schuldner ein Verſchulden 
treffe oder nicht. 

Ein Grund, warum der Geſetzgeber den zu einem Unterlaſſen verpflichteten 
Schuldner im Gegenſatz zu dem zu einem tatſächlichen Handeln verpflichteten 
Schuldner ohne Rückſicht auf Verſchulden für eine Zuwiderhandlung habe haften 
laſſen wollen, iſt nicht erſichtlich. Der Wortlaut des § 339 ſpricht auch nicht 
zwingend für die in Bd. 55 vertretene Anſicht des Reichsgerichts. Das Ber.: 
Gericht iſt daher der Meinung, daß $ 339 Satz 2 den Gläubiger nur vom Nad)- 
weiſe des Verſchuldens befreit, dem Schuldner aber geſtattet, den Mangel eines 
ſolchen als Befreiungsgrund geltend zu machen und zu beweiſen, eine Auf— 
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fafjung, die das Reichsgericht in feiner ſpäteren, in Entſch. 63, 117 abgedruckten 
Entſcheidung zwar erwähnt, zu der es aber Stellung nicht genommen hat. 

Die Beſtimmung des 8 339 iſt überdies nachgiebiger Art. Die Parteien 
können in allen Fällen die Verwirkung der Strafe von einem Verſchulden 
des Zuwiderhandelnden abhängig machen. Nach Sachlage iſt die hier zwiſchen 
den Parteien getroffene Vereinbarung in dieſem Sinne auszulegen. Dieſe 
Annahme rechtfertigt ſich ſchon mit Rückſicht auf den außerordentlich hohen 
Betrag der Vertragsſtrafe, die für jeden Fall der Zuwiderhandlung abge⸗ 
macht worden iſt. Es kann nicht der Wille der Parteien geweſen ſein, daß der 
Kläger eine Strafe von 1000. zahlen ſollte, wenn einmal durch ein entſchuld⸗ 
bares Verſehen von ſeinem Geſchäfte aus Butter an Privatkundſchaft ver⸗ 
kauft wurde. Dies iſt auch vom Beklagten niemals geltend gemacht. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 11. April 1917. Gr. w. Konk. K 
Bf. V. 271/14. Nö. 


156. Kauf auf Beſicht binnen beſtimmter Friſt; empfangsbedürftige 
Willenserklärung. 


Vgl. 44 Nr. 36. 
BOB 8 496. 


Es handelt ſich um einen Kauf der Klägerin, den ſie am 14. Jan. 1916 
mit dem Beklagten abgeſchloſſen hat, und zwar um einen Kauf „auf Beſicht“ 
derart, wie in den 88 495. 496 BGB. gemeint iſt. Da „auf morgigen Beſicht“ 
verkauft war, jo bedeutete das, daß die Friſt des $ 496 am nächſtfolgenden Tage, 
alſo am Sonnabend dem 15. Jan. 1916 ablief; eine andre Auslegung, etwa 
dahin, daß am 15. Jan. die in Leipzig lagernde Ware nur beſichtigt, die Villi— 
gung aber erſt ſpäter geſchehen ſollte, iſt nicht möglich. Kauf „auf Beſicht“ 
iſt ein feſtſtehender Ausdruck des Geſchäfts- und Rechtslebens, ſeine Bedeutung 
iſt geſetzlich klargeſtellt, und es ſpricht nichts dafür, daß die Parteien den über— 
einſtimmenden Willen gehabt hätten, das Wort abweichend von der regel— 
mäßigen Bedeutung zu gebrauchen. Auch war, wie der Verlauf gezeigt hat, 
die Villigung innerhalb der feſtgeſetzten Friſt durchaus möglich, obgleich die 
Ware in Leipzig lagerte und die Parteien in Hamburg wohnen. Der Abnehmer 
der Ware, der ſie beſichtigen ſollte und beſichtigt hat, konnte ſich telephoniſch 
oder telegraphiſch mit der Klägerin in Verbindung ſetzen, und in der Tat wäre 
es, nach der eigenen Behauptung der Klägerin durchaus möglich geweſen, 
innerhalb der bedungenen Friſt die Billigung zu erklären. 

Die Klägerin behauptet, dies ſei nur dadurch vereitelt, daß die Beklagte 
am 15. Jan. 1916 telephoniſch nicht zu erreichen geweſen ſei; es ſei vor 7 Uhr 
abends vergeblich verſucht, mit ihr zu telephonieren. Dieſer Umſtand iſt er— 
heblich. Es handelt ſich bei der Billigung um eine empfangsbedürftige Willens— 
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erklärung; deren Zugehen durfte die Beklagte nicht vereiteln. Sie war, da 
der telephoniſche Geſchäftsverkehr zwiſchen ihr und der Klägerin, wie übrigens 
allgemein, üblich war, verpflichtet, bis zum Schluß der üblichen Geſchäftszeit 
das Zugehen der auf telephoniſchem Wege zu erwartenden Willenserklärung 
nicht zu verhindern. Hätte die Beklagte, wenn auch nur fahrläſſigerweiſe, 
die Verſpätung des Zugehens der für ſie beſtimmten Willenserklärung ver⸗ 
ſchuldet, ſo würde ſie gegen Treu und Glauben handeln, wenn ſie aus ihrem 
eigenen Verſchulden zum Nachteil der Klägerin Vorteile herleiten wollte 
(RGeEntſch. 58, 409, in Seuff A. 60 Nr. 94). Die Klägerin würde dann 
das Recht haben, es ſo anſehen zu dürfen, als ob ihre Billigung rechtzeitig 
zugegangen wäre. Beweispflichtig dafür, daß ſie vergeblich verſucht hat, 
die Billigung rechtzeitig zu erklären, und es nicht an ihr gelegen hat, daß 
dieſe verſpätet erklärt worden iſt, iſt die Klägerin. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 23. Mai 1917. J. de L. & H. 

(Kl.) w. L. N. Bf. V. 282/16. Nö. 


\ 


157. Kündigung wegen nicht pünktlicher Mietezahlung fett Verzug 
des Mieters voraus. 
BOB. 89 554. 285. | 


Die Beklagten hatten in einem Haufe des Anna B.ſchen Nachlaſſes ein 
Geſchäftslokal um vierteljährlich 5875 % gemietet. Nach dem Mietvertrage 
war der Mietzins ſpäteſtens am dritten Tage des Vierteljahres im voraus 
zu entrichten, und der Vermieter zur friſtloſen Kündigung und zum Verlangen 
ſofortiger Räumung berechtigt, wenn auch nur einmal nicht pünktlich bezahlt 
wurde. Die Beklagten hinterlegten am 1. Juli 1915 den auf das 3. Vierteljahr 
treffenden Mietzins zugunſten mehrerer Gläubiger unter Verzicht auf Rück— 
nahme. Der Teſtamentsvollſtrecker beſtritt die Rechtmäßigkeit der Hinterle— 
gung und verlangte die ſofortige Räumung. Die Beklagten beriefen ſich noch 
auf eine im Mai 1915 bezüglich der am 1. Juli und ſpäter fälligen Mietzinſen 
erklärte Aufrechnung. — Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung des 
Klägers zurückgewieſen. Die Reviſion des Klägers hatte keinen Erfolg. Aus 
den Gründen: | 

„Das Ber.-Gericht erklärt die Hinterlegung aus dem Grunde für gered)t- 
fertigt, weil die Beklagten damit hätten rechnen dürfen, daß die zur Aufrech— 
nung geſtellte Forderung begründet, die Aufrechnung wirkſam ſei. Der Ne- 
viſion iſt zuzugeben, daß dieſe Rechtfertigung der Hinterlegung dem Sachver— 
halt nicht entſpricht. — — — Die Entſcheidung des Ber.-Gerichts iſt im Er⸗ 
gebiſſe gleichwohl zu billigen, da die der Aufrechnung zugrunde liegenden Ver- 
hältniſſe die Klage auch dann als unbegründet erſcheinen laſſen, wenn man von 
der Hinterlegung ganz abſieht. 


* 
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Der Kläger ſtützt ſich auf die Vertragsbeſtimmung, wonach ſchon die ein⸗ 
malige Unpünktlichkeit in der Zahlung des Mietzinſes die friſtloſe Kündigung 
und das Verlangen ſofortiger Räumung rechtfertigen ſoll. Mangels gegentei⸗ 
liger Anhaltspunkte ſind auf dieſes vertragmäßige Kündigungsrecht im übrigen 
die Vorſchriften anzuwenden, die im 8 554 BGB. für die geſetzliche Kündigung 
wegen Nichtzahlung des Mietzinſes aufgeſtellt find. Die Kündigung ſetzt alfo 
auch hier voraus, daß der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes im Ver⸗ 
zuge iſt. Verzug liegt aber nicht vor, ſolange die Entrichtung infolge eines 
Umſtandes unterbleibt, den der Mieter nicht zu vertreten hat ($ 285 BGB.). 
Da aber grundſätzlich nur Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten ſind ($ 276), 
ſo ſteht dem Vermieter die Kündigungsbefugnis auch dann nicht zu, wenn 
der Mieter, ohne die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu verletzen, zur 
Verweigerung der Zahlung berechtigt zu ſein glauben darf, mag auch ſeine 
Auffaſſung, z. B. daß er zur Aufrechnung berechtigt ſei, objektiv nicht zutreffen. 
Inſoweit dem Urteil des erkennenden Senats v. 18. Okt. 1907, III. 93/07 
(vgl. Komm. v. RGRäten z. BGB. 8285 Anm. 1) eine abweichende Meinung 
zugrunde liegt, wird ſie nicht aufrechterhalten. Der Kläger war daher zur 
Kündigung nicht befugt, wenn die Beklagten ohne Verſtoß gegen die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt davon ausgehen durften, daß der Kläger bezüglich 
des Mietzinſes v. 1. Juli 1915 ſich die Forderung entgegenhalten laſſen müſſe, 
die der Aufrechnungserklärung der Beklagten zugrunde lag. Dies iſt aber nach 
dem vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten Sachverhalt der Fall. Die Beklagten hatten, 
ſei es aus Verſehen, ſei es in der Erwartung der Ablieferung an den Maurer- 
meiſter H., die Mietzinſen für das letzte Vierteljahr 1914 und für das 1. Viertel⸗ 
jahr 1915, die der Kläger an H. abgetreten hatte, an den Kläger bezahlt, und 
dieſer hatte einen Betrag. von 7125. nicht an H. abgeliefert, ſondern ander⸗ 
weit verwendet. Die Beklagten mußten befürchten, dieſen Betrag nochmals 
an H. bezahlen zu müſſen, H. hatte auch Klage auf Zahlung erhoben; eine Ent⸗ 
ſcheidung über dieſe Klage war im Juli 1915 noch nicht ergangen. Unter dieſen 
Umſtänden durften die Beklagten damit rechnen, daß der Kläger den Betrag, 
um den er auf ihre Koſten ohne rechtlichen Grund bereichert war, an ſie zurüd- 
zahlen und, ſoweit er aus der Nichtzahlung von Mietzinſen Rechte ableiten wollte, 
jenen Rückforderungsanſpruch ſich entgegenhalten laſſen müſſe. Wenn auch 
der Kläger mit Rückſicht auf die vorausgegangene Abtretung der Mietzinſen 
an den Kommerzienrat B. nicht berechtigt war, Zahlung an ſich zu verlangen, 
ſo durfte er ſich doch den Beklagten gegenüber auch nicht auf die Nichtzahlung 
von Mietzinſen berufen, auf die er ſich, wenn er noch ſelbſt Mietzinsgläubiger 
geweſen wäre, die an die Beklagten zurückzuzahlenden Beträge hätte anrechnen 
laſſen müſſen; ein ſolches Vorgehen würde gegen Treu und Glauben verſtoßen 
und die Einrede der Argliſt begründet haben. Da die Beklagten mit dem Be— 
ſtande ihres Rückforderungsrechts rechnen durften, liegt eine ſchuldhafte Nicht- 
zahlung des Mietzinſes, ſoweit das Verhältnis zum Kläger in Betracht kommt, 
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nicht vor. Das Räumungsverlangen des Klägers iſt unbegründet. Ob die von 
den Beklagten erklärte Aufrechnung wirkſam, die ihr zugrunde liegende For⸗ 
derung wirklich begründet war, iſt unerheblich. 
Die Klage iſt mit Recht abgewieſen worden, die Reviſion unbegründet.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. B. Nachlaß (Kl.) 
w. A. E. & Co. (KG. Berlin). III. 211/16. 


158. Über die Haftung aus unerlaubter Handlung in Dertragsver- 
hältniſſen. 
Vgl. 50 Nr. 246 m. N.; 61 Nr. 174 S. 314; 63 Nr. 201; 67 Nr. 58; 68 Nr. 126. 233 a. E.; 


69 Nr. 119 m. N. 
BGB. $$ 823. 536. 


Der Kläger iſt am 21. April 1913 beim Kegelſpiel auf der ihm und den 
Mitkeglern durch Mietvertrag zum Gebrauch eingeräumten, im Sommer 
‚offenen Kegelbahn des Beklagten über einer im Aufſatzbrett an dem üblichen 
Aufſatzpunkt befindlichen, wie der Beklagte wiſſen mußte und wußte, gefähr⸗ 
lich glatten Aſtſtelle ausgeglitten und hat dadurch einen Bruch des Unterſchenkels 
erlitten. Die Klage fordert Schadenerſatz und Schmerzengeld. Das Land⸗ 
gericht hat abgewieſen; der Ber.⸗Richter hat den Anſpruch dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt. Die Reviſion greift als rechtsirrig an die den Anſpruch 
auf Schmerzengeld ſtützende Annahme einer unerlaubten Handlung des Be⸗ 
klagten und die Verneinung des bei richtiger Auffaſſung ſogar als überwiegend 
zu erachtenden Mitverſchuldens des Klägers. 

I. Der erſte Angriff der Reviſion kann für begründet nicht erachtet werden. 

Der Ber.⸗Richter begründet das Vorliegen auch einer unerlaubten Hand- 
lung i. S. des 8 823 BGB. damit, daß die Kegelbahn als eine offene auch von 
anderen Perſonen als den Wirtſchaftsgäſten betreten und von den in Hof 
und Garten des Hauſes ſpielenden Kindern benutzt worden ſei. Ob dieſer 
Geſichtspunkt einer allgemeinen Verkehrseröffnung vorliegend zutreffen und 
ausreichen würde, bedarf keiner Erörterung; denn auch ohne dieſen Geſichts- 
punkt iſt zu bejahen, daß der Beklagte dem Kläger nicht nur aus dem über die 
Kegelbahn geſchloſſenen Vertrage, ſondern auch wegen unerlaubter Handlung 
haftet. 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts erkennt grundſätzlich die Möglich⸗ 
keit eines Zuſammentreffens der Haftung aus Vertrag und aus unerlaubter 
Handlung an. Während die Entſcheidung des 7. Sen. v. 28. April 1908 in 
IW. 1908, 432/3 ſich darauf beſchränkt, im allgemeinen auszuſprechen, es 
ſ ei nach der Sachlage des Einzelfalles zu bemeſſen, ob die Vertragsverletzung 
zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt, wird die Wirk⸗ 

t eines ſolchen Zuſammentreffens im beſonderen für Körperverletzung 

n mehrfacher Art begründet: 
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mit der Eröffnung eines allgemeinen, nämlich auch dritten, mit dem 
Verletzer nicht in einem Vertragsverhältnis befindlichen Perſonen jrei- 
geſtellten Verkehrs, RGEutſch. 85, 186; JW. 1904, 141°; 1910, 11213; 
1911, 1827, wobei auch die Familienangehörigen, Dienſtboten und ſonſtigen 
Hausgenoſſen des Mieters als ſolche dritte Perſonen erachtet werden, JW. 
1910, 100313; 

mit der allgemeinen Berufspflicht des Arztes, JW. 1911, 44917; damit, 
daß die Übernahme der Vertragspflicht den andern Teil dazu beſtimmt hat, 
ſich in die Lage zu begeben, in der er zu Schaden gekommen iſt, JW. 12, 
338? (6. Ziv Sen.). 

Alle dieſe Erwägungen bedürfen einer Ergänzung oder Berichtigung. 

Immer dann, wenn der Vertrag gerade nur oder gerade auch auf Für⸗ 
ſorge für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit des Vertragsgegners 
geht, ſei es auf Vornahme von dieſe Geſundheit fördernden Handlungen, 
ſei es auf Unterlaſſung jedes die Geſundheit gefährdenden Verhaltens, kann es 
darauf nicht ankommen, ob die Fürſorgepflicht gegenüber dem Vertragsgegner 
gleichzeitig auch daneben gegenüber Dritten beſteht (Verkehrseröffnung auch 
für Dritte). Ebenſo muß unerheblich bleiben, ob dieſe Fürſorgepflicht beſteht 
auch Dritten gegenüber, welche ohne Vertragsband mit dem Verletzer ſtatt 
des Vertragsgegners in den Handlungsbereich des Verletzers kämen (Beruf3- 
pflicht des Arztes, auch wenn der Arzt zu dem behandelnden Kranken nicht in 
einem Vertragsverhältnis ſteht, JW. 1911, 450; Haftung des familienrechtlich 
ſeinem Kinde gegenüber fürſorgepflichtigen Vaters auch aus unerlaubter Hand⸗ 
lung, weil er auch fremden unerwachſenen Kindern für die fahrläſſig offen 
gelaſſene Zugänglichkeit einer gefährlichen Maſchine haften würde, RGeEntſch. 
75, 254). Ebenſo kann es nicht darauf abgeſtellt werden, ob gerade die Über- 
nahme der Vertragspflicht den Vertragsgegner erſt beſtimmt hat, ſich in die 
ihn alsdann ſchädigende Lage zu begeben, JW. 1912, 339. 

Die allgemeine Rechtspflicht, niemand körperlich zu verletzen, beſteht 
immer und gegenüber jeder Perſon, gleichviel ob dieſe mittels Vertrages 
oder ohne Vertrag in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen iſt. 
Dieſe allgemeine Rechtspflicht kann dadurch nicht beſeitigt werden, daß ein 
Vertrag es war, durch den die Möglichkeit der Einwirkung auf den Körper des 
andern gegeben wurde. Auch der Vertragsgegener bleibt immer der durch 
§ 823 BGB. Geſchützte; er wird es in noch ſtärkerem Grade, wenn der Vertrag 
den Verletzer ſogar noch beſonders, nämlich eben auch noch vertragmäßig, 
zur Fürſorge verpflichtet. Das allgemeine Verbot widerrechtlicher Körperver— 
letzung wird dadurch nur individualiſiert und verſtärkt, daß der Vertrag dem 
andern ſogar noch ein vereinbartes Recht auf Fürſorge, alſo auf das Gegenteil 
jeder Körperverletzung gibt; andernfalls würde die Widerrechtlichkeit der 
Körperverletzung i. S. des 8 823 nur darum verneint, weil dem andern noch 
ein weiterer beſonderer Anſpruch auf Unterlaſſung jeder Körperverletzung 
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zuſteht — ein Ergebnis, deſſen Ungereimtheit und Unerträglichkeit auf der 
Hand liegt. 

Aus dieſem Grunde und ſchon allein aus dieſem Grunde haftet auch 
wegen unerlaubter Handlung: der Arzt dem Kranken, den er vertragwidrig 
unter Nichtbeachtung mediziniſcher Regeln behandelt, vgl. Urt. des RG. 
v. 4. Juli 1916, III. 142/16 in Warneyer 1916, 3635; der Dienſtherr dem 
Dienſtverpflichteten, dem gegenüber er die Pflichten des § 618 BGB. nicht 
erfüllt, Warneyer 12, 287; der Wirt und der Vermieter dem Gaſte und 
Mieter, dem er vertragwidrig gefährliche Räume zur Benutzung überläßt; 
der Verkäufer dem Käufer, dem er vertragwidrig ſtatt einer Seltersflaſche 
eine Flaſche mit ätzender Lauge übergibt, JW. 1908, 236°, vgl. JW. 1910, 
749 Sp. 2 unten; der Beſteller dem Unternehmer, dem er eine gefährliche Ar⸗ 
beitsſtätte zuweiſt, JW. 1910, 14810. 

Die Vertragwidrigkeit einer Körperverletzung hängt nicht davon ab, ob 
der Vertrag die Fürſorge für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit 
zum alleinigen und hauptſächlichen Gegenſtande hat, oder ob er in der Haupt⸗ 
ſache andre Ziele bezweckt und nur nebenbei und in einzelnen Richtungen 
eine Fürſorgepflicht auferlegt. Ebenſowenig kann für das Beſtehen einer un⸗ 
erlaubten Handlung neben der Vertragsverletzung entſcheidend ſein, ob die 
Übernahme der Vertragspflicht für den andern gerade beſtimmend war, 
ſich in die ihn alsdann ſchädigende Lage zu begeben. Wie dort einfach die 
Geſamtheit des Vertragsinhalts maßgebend iſt, ſo iſt hier die Allgemeinheit 
des Verbots ausſchlaggebend, daß niemand einen andern körperlich verletzen 
darf, wie auch immer der andere in den Wirkungs- und Handlungsbereich 
des Verletzers gekommen ſein mag. Die Entſcheidung in JW. 1910, 339 
ſagt über den Fall eines ſolchen beſtimmenden Beweggrundes denn auch nur 
„jedenfalls dann ſei das Gebotenſein der verletzten Sorgfalt durch eine Bertrags- 
pflicht für das Weſen der unerlaubten Handlung gleichgültig“. 

Eine völlig andre Frage liegt dann vor, wenn die allgemeine Rechts- 
pflicht, niemand körperlich zu verletzen, durch Vertrag geändert, insbeſondere 
gemindert iſt. Der operative Eingriff des Arztes z. B. wird kraft des ihm durch 
den Rechtswillen des Kranken eingeräumten Vertragsrechts zu einem nicht 
rechtswidrigen, RGSt. 25, 378/382; RGentſch. 68, 433/4; JW. 1910, 753°3; 
vgl. Karl Mansfeld in Leipz ZZ. 1915, 334/339. Soweit die Einwilligung des 
Kranken reicht, aber auch nur fo weit, iſt kraft ihrer der Eingriff und die Be⸗ 
handlung vertraggemäß und darum überhaupt nicht rechtswidrig; ohne ſolche 
Einwilligung iſt die vom Arzt vorgenommene Verletzung des Körpers des 
Kranken eine rechtswidrige Körperverletzung i. S. des § 823, und dies um fo 
mehr, wenn ſie zugleich gegen die Vertragspflichten des Arztes dieſem Kranken 
gegenüber verſtößt. 

Ob und inwieweit der Vertrag die an ſich natürlich auch zwiſchen den 
Vertragsteilen nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen geregelten 
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Rechtsbeziehungen ändert, insbeſondere die Haftung mindert, kann nur nad) 
dem auf Geſetz oder auch auf beſonderer Abrede beruhenden Inhalt des ein⸗ 
zelnen Vertrages bemeſſen werden; 

vgl. Crome in DIZ. 1904 17/20; von Blume im Recht 1905, 483 und die Prüfung die⸗ 

ſer Frage in RGEntſch. 50, 250 und 58, 412. 

So ſagt die Entſcheidung des 6. Ziv Sen. in JW. 1913, 3767, welche den 
Anſpruch einer bei einer Eiſenbahnfahrt durch Auffahren einer Lokomotive 
verletzten Perſon behandelt und die in JW. 1904, 166“ vertretene Rechts⸗ 
auffaſſung offenſichtlich aufgibt: „Beſonderheiten des Vertragsverhältniſſes, 
mit Rückſicht auf welche auch die Haftung aus der unerlaubten Handlung 
als eine geminderte zu erſcheinen hätte (vgl. z. B. 88 599. 690. 277 BGB.), 
kommen hier nicht in Frage; vielmehr iſt der Maßſtab des die Haftung begrün⸗ 
denden Verſchuldens für die Anwendung des 8 823 Abf. 1, 8 881 wie für den 
Transportvertrag grundſätzlich dieſelbe (3 276 BGB.)“; vgl. die Entſcheidung 
des 6. Ziv Sen. v. 19. Juni 1916, VI. 143/16 in JW. 1916, 12768. Und dahin 
gerade geht der bereits erwähnte allgemeine Ausſpruch des 7. Ziv Sen. in 
JW. 1908, 432/433, durch den die in RGEntſch. 67, 185 durch Berufung auf 

allgemeine Grundſätze und durch Hinweis auf JW. 1904, 1664 gegebene erſte 
Begründung unzweideutig verlaſſen wird. 

Vorliegend kann von einer Anderung, insbeſondere Minderung der all⸗ 
gemeinen, aus 8 823 folgenden Rechtspflicht des Beklagten durch den über die 
Kegelbahn geſchloſſenen Vertrag keine Rede ſein. Die allgemeine Rechts⸗ 
pflicht des Beklagten war durch ſeine Vertragspflicht, für einen ungefährlichen 
Bodenbelag zu ſorgen, lediglich den Keglern gegenüber feſtgelegt und verſtärlt. 

II. Begründet dagegen iſt der zweite Angriff der Reviſion. 

Der Kläger mußte die ihm bekannte Gefährlichkeit der Aſtſtellen, welche 
bereits früher mehrere Kegler zu Fall gebracht hatte, und wegen welcher be⸗ 
reits mehrfach Abhülfegeſuche an den Beklagten gerichtet waren, beim Kegeln 
ſelbſt berüdfichtigen und fein Verhalten darnach einrichten. Auch den Kläger 
trifft alſo ein Verſchulden, jedoch nicht ein überwiegendes; vielmehr iſt ange- 
meſſen, den Schaden zu / dem Beklagten, zu / dem Kläger ſelbſt zur Laſt 
zu legen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. H. (Bkl.) w. L. 

(KG. Berlin). III. 145/16. Zum Teil auch in RGeEntſch. 88, Nr. 108 

S. 433. 


159. Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine Amts- 
pflichtverletzung; Beweis. 
Vgl. 54 Nr. 224 m. N. 
BGB. $ 839; ZPO. $ 376. 
In einem Privatklageverfahren gegen den Kläger war nach deſſen mehr- 
fachem unentſchuldigten Ausbleiben in der Hauptverhandlung ein Haftbefehl 
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gegen ihn vom Schöffengericht erlaſſen und ſodann der Kläger in Vollſtreckung 
des Haftbefehls fünf Tage bis zur Hauptverhandlung in Haft behalten worden. 
Unter der Behauptung, daß die Verhaftung geſetzlich unzuläſſig geweſen 
ſei und ihm einen Vermögensſchaden von 82,25 M verurſacht habe, ver⸗ 
langte der Kläger vom preuß. Staat auf Grund des preuß. Geſetzes 
v. 1. Aug. 1909 den Erſatz dieſes Schadens. — Das Landgericht wies die 
Klage ab, während das Ber.⸗Gericht den Klaganſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärte. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
Aus den Gründen: 

„— — — Die Verantwortlichkeit des Staats für den vom Schöffen⸗ 
gericht erlaſſenen geſetzwidrigen Haftbefehl iſt nach $1 Geſ. v. 1. Aug. 1909 
nur dann begründet, wenn den Amtsrichter eine Haftung trifft, da die Schöffen 
keine Staatsbeamten ſind. Eine Haftung des Amtsrichters iſt aber nicht ſchon 
deshalb gerechtfertigt, weil er Mitglied des den Beſchluß erlaſſenden Schöffen⸗ 
gerichts war, ſondern nur dann, wenn der geſetzwidrige Beſchluß auf ſein Ver⸗ 
halten zurückzuführen war. Iſt dies nicht der Fall, hat der Amtsrichter ins⸗ 
beſondere gegen die Erlaſſung des Haftbefehls geſtimmt, ſo iſt er frei von Ver⸗ 
antwortlichkeit. Denn das Bürgerl. Geſetzbuch kennt keine Haftung des Kol⸗ 
legiums als ſolchen oder eine Geſamthaftung aller ſeiner Mitglieder, auch der 
Mitglieder, die gegen die ſchädigende Entſcheidung geſtimmt haben; es legt 
vielmehr gemäß den allgemeinen Grundſätzen nur den ſchuldigen Beamten 
eine Verbindlichkeit auf (Begründung 826; Denkſchr. 103; Seuff A. 54 Nr. 224). 
Der Geſchädigte, der wegen eines ihn benachteiligenden Kollegialbeſchluſſes 
Erſatzanſprüche geltend macht, hat alſo zu behaupten und im Beſtreitungsfall 
zu beweiſen, daß der von ihm in Anſpruch genommene Beamte für die ihm 
nachteilige Entſcheidung verantwortlich ſei, für ſie geſtimmt habe. Die Rechts⸗ 
lage iſt nicht die, daß dem Beamten der Beweis ſeiner Unſchuld obliege. Es 
iſt auch keine tatſächliche Vermutung für die Einſtimmigkeit des Kollegiums 
und, was insbeſondere das Schöffengericht anlangt, dafür gerechtfertigt, daß. 
in der Entſcheidung die Abſtimmung des Amtsrichters zum Ausdruck gekommen 
ſei. In der vorliegenden Sache iſt unter Berufung auf das Zeugnis des Amts⸗ 
richters behauptet worden, daß er von den Schöffen überſtimmt worden ſei. 
Das Ber.⸗Gericht hat dieſen Beweisantritt für unzuläſſig erklärt, weil über das 
ſtreng geheim zu haltende Ergebnis der Abſtimmung kein Richter als Zeuge ge⸗ 
hört werden dürfe; es hat aber ausgeführt, daß nach ſeiner Überzeugung der 
Amtsrichter ſich der Erlaſſung des von ihm für zuläſſig erachteten Haftbefehls 
nicht widerſetzt und die Schöffen über die erforderliche Androhung des Haft⸗ 
befehls nicht belehrt habe. 

Dieſe Darlegungen verletzen, wie die Reviſion mit Recht rügt, das Prozeß⸗ 
geſetz. Der angebotene Beweis iſt nach den Umſtänden des Falles zuläſſig; 
die vom Ber.⸗Gericht auf willkürlicher Grundlage über den Inhalt der ſchöffen⸗ 
gerichtlichen Beratung getroffene Feſtſtellung ſtellt eine unzuläſſige Vorweg⸗ 
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nahme des Beweiſes dar. Eine ausdrückliche Vorſchrift, die es verböte, über 
die Art und den Inhalt der Abſtimmung die Richter als Zeugen zu vernehmen, 
beſteht nicht. Die Entſcheidung RGSt. 26, 202 hat nur ausgeſprochen, daß 
mit Rückſicht auf die Unabhängigkeit des Richteramts und die den Richtern ob⸗ 
liegende Pflicht, über den Hergang bei der Beratung und Abſtimmung Still⸗ 
ſchweigen zu beobachten, nach dem Zuſammenhang der Vorſchriften des 
Ger.⸗Verf.⸗Geſetzes und der Prozeßordnungen es grundſätzlich für unzuläſſig 
zu erachten ſei, die beteiligten Richter über die Art und Weiſe des Zuſtande⸗ 
kommens des Richterſpruchs als Zeugen zu vernehmen. Die Entſcheidung hat 
jedoch die Frage offen gelaſſen, ob nicht dieſer Grundſatz höheren Intereſſen 
der Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung, namentlich bei Unterſuchungen 
wegen Rechtsbeugung, bei Rückgriffsprozeſſen gegen Richter und in ähnlichen 
Fällen zu weichen habe. Eine ſolche Ausnahme in den Zivilprozeſſen wegen 
Amtspflichtverletzungen der Beamten zuzulaſſen, entſpricht der Rechtsordnung 
und dem Rechtsſchutzbedürfnis der Beteiligten. Würde in den Fällen, wo es 
darauf ankommt, ob der Richter für die ſchädigende Entſcheidung geſtimmt hat 
oder überſtimmt worden iſt, die Vernehmung der beteiligten Richter verſagen, 
ſo wäre die Rechtsverfolgung auf beiden Seiten in Frage geſtellt. Für den 
Beamten insbeſondere iſt die Entſcheidung darüber, ob er ſich der ihm vorge⸗ 
worfenen Pflichtverletzung ſchuldig gemacht habe oder nicht, von ſchwerwie⸗ 
gender Bedeutung; feine dienſtliche Stellung, fein Anſehen und fein Fort⸗ 
kommen werden davon betroffen. Für die Zuläſſigkeit des Beweiſes kann es 
deshalb auch nicht von entſcheidender Bedeutung ſein, ob es ſich in dem Schaden⸗ 
erſatzprozeſſe um einen erheblichen Geldwert handelt. Nach 8 144 preuß. 
ALR. II. 10 iſt es den überſtimmten Beamten geſtattet, ihr abweichendes 
Gutachten ſchriftlich unter Anführung der Gründe zu den Akten zu bringen. 
Wie ſich aus den Kommiſſionsberatungen zu §8 199 GVG. (Hahn Mater. zum 
GVG. 1, 361. 845) ergibt, ſollte den Richtern dasſelbe Recht im Hinblick auf 
ihre ſittliche und rechtliche Verantwortlichkeit bewilligt werden; die Aufnahme 
in das Geſetz unterblieb, nachdem darauf hingewieſen worden war, daß der 
überſtimmte Richter den Inhalt ſeiner Abſtimmung durch ſeine eigene Er⸗ 
klärung und das Zeugnis ſeiner Mitrichter beweiſen könne. Die Befürchtung, 
daß mit dem Rechte der Zeugenvernehmung Mißbrauch getrieben werden 
könnte, kann nicht dazu führen, das Recht zu verſagen. Mißbräuche können 
überall vorkommen. Dem erkennenden Gerichte liegt es ob, einem etwaigen 
Mißbrauch mit den Mitteln des Prozeßrechts entgegenzutreten. Ein andres 
kann aber dann nicht gelten, wenn an Stelle des Beamten der Staat verant⸗ 
wortlich gemacht wird. Auch in dieſem Fall handelt es ſich um das dienſtliche 
Verſchulden des Beamten; deſſen Stellung und Ruf wird in gleicher Weiſe 
in Mitleidenſchaft gezogen. Dem Beamten droht der Rückgriff des Staats. 
Für den Geſchädigten iſt es gleichgültig, vb er den Beamten oder den Staat 
zum Prozeßgegner hat. 
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Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu ander- 
weitiger Se und ee an das Ber.⸗Gericht e 
teilen. —— —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 17. Okt. 1916. Preuß. Staat 

(Bkl.) w. R. (OLG. Düſſeldorf). III. 127/16. Auch in RGentſch. 89 

Nr. 3 S. 13. 


160. Unzuläſſigkeit der Anfechtung einer Ehe wegen Unfruchtbarkeit 
des andern Ehegatten. 
Vgl. 39 Nr. 114; 42 Nr. 302; 66 Nr. 165. 
BGB. § 1333. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Beklagte außerſtande iſt, Kinder zu 
gebären, und ob der Kläger ſich hierüber bei der Eheſchließung in einem für ihn 
bedeutungsvollen Irrtum befunden hat; denn die Abweiſung der Klage iſt 
ſchon deshalb geboten, weil die Unfruchtbarkeit der Ehefrau dem Ehemann 
überhaupt keinen Anfechtungsgrund aus § 1333 BGB. gewährt. Es wider⸗ 
ſtrebt den gegenwärtigen ſittlichen Anſchauungen unſers Volks, daß einem 
Ehegatten geſtattet ſein ſollte, ſeine Ehe jederzeit wegen Irrtums anzufechten, 
wenn ſich die Fortpflanzungsunfähigkeit des andern Ehegatten herausſtellt; 

vgl. Dernburg B. R. 4 $ 19 Anm. 8 und Endemann Lehrb. 8 2 $ 162 Anm. 22. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch, unter deſſen Geltung die Ehe der Parteien 
geſchloſſen worden iſt, betrachtet die Ehe nicht mehr unter dem Geſichtspunkte 
der Kindererzeugung, ſondern ſieht in ihr nur das Band, welches die beiden 
Ehegatten miteinander zu einer dauernden Lebensgemeinſchaft verbindet 
(1353 Abſ. 1). Es können deshalb auch nur die Umſtände, welche der Erreichung 
dieſes Zieles dienen, bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe berück⸗ 
ſichtigungswert erſcheinen. Hierzu gehört aber die Frage der Fruchtbarkeit 
einer Ehefrau nicht. 

Aber ſelbſt wenn man der Fortpflanzungsunfähigkeit immerhin die Be⸗ 
deutung eines relativen Anfechtungsgrundes i. S. des § 1333 BGB. einräumen 
wollte, wäre die Klage unbegründet. Denn dann wäre es Sache des Klägers 
geweſen, darzutun, daß er nach den für die Ehe der Parteien in Betracht 
kommenden beſonderen Verhältniſſen die Ehe mit der Beklagten nicht ge⸗ 
ſchloſſen haben würde, falls ihm bei Eingehung der Ehe die angebliche Gebär⸗ 
unfähigkeit der Beklagten bekannt geweſen wäre (vgl. RG. in JW. 1906, 38915). 
In dieſer Richtung find aber von ihm tatſächliche Behauptungen nicht aufge⸗ 
ſtellt worden. 

Der Berufung war deshalb der Erfolg zu verſagen. 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 25. Nov. 1916. D. w. D. (U III. 
175/16). SchleswHolſt Anz. 1917, 81. 


0 


Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft. 19 


266 161. Eheſcheidung. 


161. Unterhaltspflicht des geſchiedenen wieder verheirateten Ehemanns; 
wie weit ift die Frau zum Erwerb durch Arbeit verpflichtet d 


Vgl. 63 Nr. 161; 71 Nr 61; auch 67 Nr. 16; 70 Nr. 220. 
VGB. 5 1579. 


Die Ehe der Parteien iſt durch rechtskräftig gewordenes Urteil v. 10. Febr. 
1913 aus alleinigem Verſchulden des Beklagten geſchieden worden. Die Klä⸗ 
gerin verlangte mit der Anfang Dezember 1914 erhobenen Klage für die Zeit 
vom 1. Aug. 1914 an, nachdem bis dahin ihr der Beklagte freiwillig zum Unter⸗ 
halt 60 bis 80.4 monatlich gezahlt, dann aber weitere Zahlungen unterlaſſen 
hatte, die Gewährung einer monatlichen Unterhaltsrente von 65%. Der 
Beklagte beſtritt jede Unterhaltspflicht, da er zur Gewährung des Unterhalts 
bei der ihm obliegenden Verpflichtung, ſeine zweite Ehefrau und ſeine beiden 
Kinder zweiter Ehe zu unterhalten, nach ſeinen Vermögensverhältniſſen außer⸗ 
ſtande ſei, anderſeits die Klägerin vermögend ſei und ihr zuzumuten ſei, durch 
eigene Arbeit ihren Unterhalt zu verdienen. — Das Landgericht erkannte auf 
Abweiſung der Klage. Das Kammergericht verurteilte den Beklagten zur 
Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 40. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat auf die Unterhaltspflicht des Beklagten gegenüber 
ſeiner geſchiedenen Ehefrau den 8 1579 BGB., der auch im Urteil ausdrück⸗ 
lich angeführt wird, zur Anwendung gebracht. Es ſieht, da Beklagter infolge 
ſeiner Wiederverheiratung zugleich dem neuen Ehegatten und zwei minder⸗ 
jährigen Kindern den Unterhalt zu gewähren hat, den in $ 1579 Abſ. 1 Satz 2 
vorgeſehenen Fall als gegeben an und beurteilt demgemäß unter Bezugnahme 
auf die RGEntſch. 75, 433 (Seuff A. 67 Nr. 16) die Unterhaltspflicht dahin, 
daß Beklagter nicht zunächſt den Unterhalt für ſich und ſeine neue Familie 
in Abzug bringen dürfe, ſondern daß die vorhandenen Mittel gleichmäßig für 
ſämtliche Unterhaltsberechtigte nach den Grundſätzen der Billigkeit zu ver⸗ 
wenden ſeien. Die Anwendung des § 1579 ſetzt nun aber nach den Eingangs⸗ 
worten voraus (vgl. RGeEntſch. 67, 59), daß der für ſchuldig erklärte Ehegatte 
zur Erfüllung der Unterhaltspflicht ohne Gefährdung ſeines ſtandesgemäßen 
Unterhalts außerſtande iſt. Von dem Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung 
iſt das Ber.⸗Gericht, ſoweit erſichtlich, auch ausgegangen, da ſeine Entſcheidung 
ſachlich darauf beruht, daß der Beklagte ebenſo wie die andern Unterhalts- 
berechtigten ſich eine Einſchränkung des ihnen an ſich zuſtehenden Unterhalts 
gefallen laſſen müſſe. Im Widerſpruch hiermit iſt aber am Schluſſe der Ur— 
teilsgründe gejagt, Beklagter könne die auf 40 % bemeſſene monatliche Rente 
an Klägerin zahlen, ohne damit auch bei den jetzigen Verhältniſſen ſeiner und 
ſeiner neuen Familie ſtandesgemäßen Unterhalt zu gefährden. Hierdurch wird 
eine Unklarheit in das Ber.-Urteil hineingetragen, welche die von der Re— 
viſion gerügte Stellungnahme des Berufungsrichters zu der Frage, inwieweit 
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die Klägerin zum Erwerb durch eigene Arbeit für verpflichtet zu erachten it, 
in rechtlich zu beanftandender Weiſe beeinflußt hat. 

Dieſe Verpflichtung zum Arbeitserwerb iſt im Regelfall des 8 1578 in 
andrer Weiſe zu beurteilen als im Fall des § 1579 Abſ. 1 Satz 2. Im allgemeinen 
(bei Anwendung des § 1578) kann allerdings die geſchiedene Frau auf Arbeits⸗ 
erwerb nur dann verwieſen werden, wenn nach den Verhältniſſen, in denen die 
Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Dieſe Aus⸗ 
nahme liegt nach den bedenkenfreien Ausführungen des Ber.⸗Gerichts hier 
nicht vor. Wie im Ber.⸗Urteil feſtgeſtellt iſt, hat die Klägerin während der 
Zeit der Ehe eine erwerbende Tätigkeit nur inſofern ausgeübt, als ſie beim 
Betriebe des von dem Beklagten (in den Jahren 1898 bis 1901) gepachteten 
Kurhauſes H. mitgeholfen hat, wobei ihre Tätigkeit ſich auf die Leitung be⸗ 
ſchränkt hat. Unberechtigt iſt der Angriff der Reviſion, es ſei vom Ber.⸗Richter 
nicht beachtet, daß die Klägerin ſchon vor ihrer Verehelichung gleich ihren Ge⸗ 
ſchwiſtern ſich in dienender Stellung befunden habe. Für die Frage, ob die 
geſchiedene Ehefrau zum Arbeitserwerb verpflichtet iſt, kommt es nicht darauf 
an, welche Stellung die Frau vor der Verheiratung eingenommen hat. Ent⸗ 
ſcheidend ſind vielmehr nach der Vorſchrift des § 1578 die Verhältniſſe, wie ſie 
während der Ehe ſich entwickelt und bleibenden Beſtand gewonnen haben. 
Der Regel nach iſt anzunehmen, daß im Bürgerſtande der geſchiedenen Frau 
nicht zugemutet werden kann, ſich ihren Unterhalt durch Arbeit zu verdienen, 
daß ein ſolcher Erwerb durch Arbeit nicht üblich iſt (vgl. RGEntſch. 62, 295; 
IW. 1902, 73). Dafür, daß hier beſondere Verhältniſſe vorlägen, die eine andre 
Beurteilung rechtfertigten, iſt von dem Beklagten, der nach ſeinen Angaben in 
der ganzen Zeit eine gut bezahlte Stellung als Reiſender bei der Weinfirma H. 
& Gr. in Br. gehabt hat, nichts vorgebracht. Daß die Klägerin vorübergehend 
ihrem Manne bei Verwaltung des Kurhauſes geholfen hat, iſt für ihren Unter⸗ 
haltsanſpruch unſchädlich. Eine Verpflichtung der geſchiedenen Ehefrau, ſich 
ihren Unierhalt ſelbſt zu verdienen, kann nicht daraus allein hergeleitet werden, 
daß ſie während der Ehe (gemäß $ 1356 Abſ. 2) ihrem Manne in deſſen Geſchäft 
Beihülfe geleiſtet hat. N 

Ganz anders liegt die Sache, wenn in Anwendung des § 1579 Abſ. 1 
Satz 2 der Unterhaltsanſpruch der Frau nach Billigkeit zu bemeſſen iſt. Der 
Geſichtspunkt der Billigkeit kann, wie der erkennende Senat bereits in dem 
Urteile v. 11. Okt. 1909, IV. 647/08 B. w. B. ausgeſprochen hat, dazu führen, 
der geſchiedenen Ehefrau bezüglich des Arbeitserwerbs eine weitergehende Ver⸗ 
pflichtung aufzuerlegen. Die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der Ehe⸗ 
leute ſind zu dieſem Zweck verſtändig gegeneinander abzuwägen. Wird eine 
ſolche Prüfung vorgenommen, ſo iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß der 
Klägerin die Zumutung zu ſtellen ſei, ſolange der Beklagte ſich in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen bedrängten Lage befindet, ihre Arbeitskraft — ſoweit ſie nicht durch 
ihren Geſundheitsſtand hieran gehindert iſt — in der vom Beklagten vorge⸗ 
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ſchlagenen Weiſe durch Halten von Penſionären ꝛc. auszunutzen. Den Ber.- 
Richter trifft jedenfalls der Vorwurf, daß er auf dieſen Geſichtspunkt, der bei 
Anwendung des 8 1579 Abſ. 1 Satz 2 berückſichtigt werden mußte, überhaupt 
nicht eingegangen iſt. — — — 

Die Aufhebung des Ber.⸗Urteils war hiernach geboten, weil hinſichtlich 
der Arbeitsverpflichtung der Klägerin ein dem Geſetze nicht entſprechender 
Rechtsſtandpunkt eingenommen iſt. Bei der anderweitigen Verhandlung wird 
das Ber.⸗Gericht den Sachverhalt auch ſonſt erneut zu prüfen haben, namentlich 
nach der Richtung hin, ob von den Grundſtückseinkünften der Klägerin Abzüge 
für Waſſergeld ꝛc., welche Koſten in den Mietverträgen von den Mietern über⸗ 
nommen ſein ſollen, gemacht werden dürfen, ob die Klägerin, die vermögende 
Verwandte haben ſoll, nicht in der Lage iſt, den ihr gehörigen Bauplatz im Werte 
von 10000 %, der nach ihren Angaben bisher nur mit 1160 und 140. beliehen 
iſt, durch Aufnahme einer weiteren Hypothek nutzbar zu machen und ob von 
ihr Unterhalt ſchon für die Zeit vor Erhebung der Kluge (vgl. § 1613 BGB.) 
verlangt werden kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 23. Nov. 1916. Br. w. Br. (KG. 

Berlin). IV. 231/16. 


162. Verpfändung eines ODerſicherungsſcheins durch den verftorbenen 
Schuldner; perſönliches Hurückbehaltungsrecht des Gläubigers gegen 
den Nachlaßverwalter. 

BGB. dd 1985. 273. 


Die „Verpfändung“ des Verſicherungsſcheins iſt nichtig, da nicht der 
Schein, ſondern nur der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme abgetreten 
werden kann, und ſelbſt wenn man in der Verpfändung des Scheines eine 
ſolche des Anſpruchs ſehen wollte, auch dieſe ungültig wäre, weil es an der 
Anzeige an die Verſicherungsbank fehlt (8 1280 BGB.). Doch iſt es ſtatthaft 
und geboten, im Wege der Umdeutung anzunehmen, daß für den Beklagten 
an dem Scheine ein perſönlich wirlſames Zurückbehaltungsrecht (BGB. 
8 273) beſtellt worden iſt (vgl. ähnliche vom Reichsgericht in dieſem Sinn 
entſchiedene Fälle in RGEntſch. 66, 24 und 68, 386). Inſoweit ſtimmen auch 
die Parteien in ihrer Rechtsauffaſſung überein. Es fragt ſich ſomit, ob gegen- 
über dem Kläger als Nachlaßverwalter das perſönliche Zurückbehaltungsrecht 
wirkſam iſt. Dieſe Frage bejaht der Senat aus folgenden Gründen. 

Das Reichsgericht hat, unter Würdigung der gegneriſchen Anſichten, 
in dem Beſchluſſe v. 12. März 1907, RGeEntſch. 65, 287, dargelegt, daß die 
Nachlaßverwaltung entſprechend der Konk.-Verwaltung geſtaltet und die 
Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters — anders als die des Nachlaßpflegers 
des § 1960 BGB. — ſonach auch der des Konk.-Verwalters entſprechend ſei. 
Der Konk.⸗Verwalter aber fei nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
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gerichts weder als geſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners noch der Gläubiger 
oder der Konk.⸗Maſſe anzuſehen, ſondern er habe als die für die Durchführung 
der Konk.⸗Verwaltung zuſtändige Stelle eine eigene Parteiſtellung. Dieſe 
nehme auch der Nachlaßverwalter ein. Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich der 
Senat namentlich deswegen an, weil, wie das Reichsgericht mit Recht beſonders 
hervorhebt, nach 8 1984 BGB. die Nachlaßverwaltung dem Erben die Befugnis 
entzieht, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen, und weil nach den 
88 1985 und 1986 die abgeſonderte Nachlaßmaſſe eine dem Einfluß des Erben 
entzogene Vermögensmaſſe bildet, die lediglich der Verwaltung und Verfügung 
des Nachlaßverwalters unterliegt und die nur er gerichtlich und außergericht- 
lich zu vertreten hat (vgl. ferner RGEntſch. 72, 260). 

Von dieſem Geſichtspunkt aus wird folgendes von Bedeutung. Es iſt 
anerkaͤnt, daß das perſönliche Zurückbehaltungsrecht im Unterſchied vom 
Pfandrecht ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung nicht gewährt und daher 
auch im Konkurſe des Schuldners nicht geltend gemacht werden kann (vgl. 
KG. Berlin in Seuff A. 59 Nr. 159 und RGeéEntſch. 68, 282). Es fragt ſich nun, 
ob die Tatſache, daß die Stellung des Nachlaßverwalters derjenigen des Konk.⸗ 
Verwalters rechtsähnlich iſt, dazu führt, auch gegenüber dem Nachlaßverwalter 
die Wirkſamkeit des gegenüber dem Erblaſſer begründeten perſönlichen Zu⸗ 
rückbehaltungsrechts zu verneinen. Dies iſt nicht der Fall. Zwiſchen der Aufgabe 
des Nachlaßverwalters und der des Konk.⸗Verwalters beſteht trotz der Weſens⸗ 
ähnlichkeit ihrer Stellung mindeſtens in einer Hinſicht ein durchgreifender 
Unterſchied. Der Konk.⸗Verwalter hat alle Forderungen, die überhaupt 
im Konkurſe geltend zu machen ſind, nach gleichem Verhältnis zu befriedigen 
KO. § 12). Das iſt der Hauptgrund, aus dem das (nicht⸗kaufmänniſche) Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht nicht im Konkurſe geltend gemacht werden kann (vgl. Jaeger 
KO. 8 49 Bem. 42). Anders aber bei der Nachlaßverwaltung. Der Nachlaß⸗ 
verwalter hat zwar auch die Gläubiger zu befriedigen. Aber gerade die Vor⸗ 
ſchrift, daß er ſie alle nach gleichem Verhältnis mit den übrigen Gläubigern 
zu befriedigen habe, fehlt für den Nachlaßverwalter (vgl. 8 1985 Abſ. 1). Wenn 
der Nachlaßverwalter feſtſtellt, daß die Maſſe zur völligen Befriedigung aller 
Gläubiger nicht ausreicht, ſo hat er (abgeſehen natürlich von den Fällen, wo eine 
allſeitige außerkonkursliche Einigung gelingt) den Nachlaßkonkurs zu beantragen 
(88 1985 Abſ. 2, 1980). Solange aber der Nachlaßkonkurs nicht eröffnet iſt, 
iſt es ausgeſchloſſen, Rechtsſätze, die gerade nur dem Konkurſe eigentümlich 
ſind, auf die Nachlaßverwaltung zu übertragen. Es entfällt fomit für die 
Nachlaßverwaltung der Grund, aus dem für den Nachlaßkonkurs das Zurück⸗ 
behaltungsrecht verſagt. Man muß daher zu der Folgerung kommen, daß 
das Zurückbehaltungsrecht gegenüber dem Nachlaßverwalter vollwirkſam iſt. 

Daß das Nachlaßaufgebot beantragt iſt (88 2015. 1980. 1885 Abſ. 2) 
ſteht nicht, wie der Kläger meint, der Wirkſamkeit des Zurückbehaltungsrechts 
um deswillen entgegen, weil der Anſpruch des Beklagten dieſerhalb der Eigen⸗ 
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ſchaft der „Fälligkeit“ entbehre. Der Anſpruch bleibt „fällig“, wenn auch der 
Nachlaßverwalter kraft Einrede die Befriedigung vorläufig verweigern darf. 
Dies zeigt ſchon $ 273, der gerade „fällige“ Anſprüche auf beiden Seiten voraus⸗ 
ſetzt und doch dem Schuldner kraft Einrede die Befugnis gibt, die geſchuldete 
„fällige“ Leiſtung vorläufig zu verweigern. 

Beſchluß des OLG. zu Hamm v. 15. Mai 1917. 2. W. 40/17. F—th. 


163. Kann das Werben zum Beitritt zu einer Geſellſchaft m. b. H. 
eine Vertragsverletzung begründend 
Vgl. 60 Nr. 60 und 215 m. N. 
GmbHG. 8 55. 

Der Kläger hatte, als das Stammkapital der V.⸗Nahrungsmittelgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. erhöht wurde, Beiträge gezeichnet. Nachdem die Geſellſchaft 
in Konkurs geraten war, nahm er den Beklagten, ein Mitglied der Geſellſchaft, 
der ihm den Beitritt empfohlen haben ſollte, auf Schadenerſatz in Anſpruch. 
Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Mit Recht iſt das Landgericht davon ausgegangen, daß eine 
Haftung des Beklagten dem Kläger gegenüber für den Schaden, den dieſer 
durch den Beitritt zur V.⸗Nahrungsmittelgeſellſchaft erlitten hat, nur aus dem 
Geſichtspunkt einer unerlaubten Handlung in Frage kommen kann, und daß 
mithin der Klaganſpruch, ſei es ganz oder teilweiſe, nur dann begründet ſein 
würde, wenn der Beklagte den Kläger durch bewußt unwahre Angaben ge⸗ 
täuſcht hätte und dieſer durch die Täuſchung zur Übernahme von Geſchäfts⸗ 
anteilen beſtimmt worden wäre. Wenn demgegenüber der Kläger in der Ber. 
Verhandlung auch eine vertragmäßige Haftbarkeit auf dem Wege aus dem 
Verhalten des Beklagten“ hergeleitet wiſſen wollte, daß er darlegte, es ſei Da» 
durch, daß dieſer für ihn den Beitritt geworben, ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
ihm und dem Beklagten entſtanden, wie überhaupt das einer beſtehenden Ge— 
ſellſchaft neu beitretende Mitglied zu jedem einzelnen früheren Geſellſchafter 
in ein Vertragsverhältnis trete, jo vermag das Ber.-Gericht dieſe Auffaſſung 
keinesfalls zu teilen. Wenn überhaupt bei der Übernahme der durch die Ka⸗ 
pitalserhöhung einer Geſellſchaft m. b. H. zu ſchaffenden Geſchäftsanteile 
von einem Vertrage die Rede ſein könnte, 

vgl. hierzu Staub⸗-Hachenburg GmbHG. bei Anm 18 und 26 zu 8 55, der die Frage be— 
jaht, und Pariſius und Crüger zu $ 55, die ein einſeitiges Rechtsgeſchäft annehmen, 

ſo könnte es ſich doch dann — anders als bei der Gründung des Geſellſchaft — 
höchſtens um einen Vertrag handeln, den der neue Geſellſchafter mit der 
Geſellſchaft ſchließt, niemals aber um ſo viel Einzelverträge als Mitglieder der 
Geſellſchaft vorhanden ſind; man denke hierbei nur an die einzelnen Geſell— 
ſchafter, die etwa der Kapitalserhöhung und der damit unter Umſtänden ver- 
bundenen Aufnahme neuer Geſellſchafter in die Geſellſchaft garnicht zugeſtimmt 


164. Freie Beweiswürdigung. 271 


haben. Soweit aber der Beklagte als bisheriger Geſellſchafter dem Kläger 
noch beſonders Rat oder Empfehlung zum Beitritt erteilt haben ſollte, ſo 
kann daraus allein nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift (§S 676 BGB.) eine 
Verpflichtung zum Erſatze des aus der Befolgung des Rats oder der Empfehlung 


entſtehenden Schadens nicht hergeleitet werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Febr. 1917. B. (Kl.) v. M. 
— 5 O. 102/16. ch. 


II. Verfahren. | 


164. Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene urſprüng⸗ 
liche Partei vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. Form der Eidesab⸗ 
nahme im Felde. 

ZRO. 88 286. 446. 471. 481. — RGeſ. v. 28. Mai 1901 $ 1? (RGBl. 185). 

Nach der Niederſchrift v. 5. Juli 1916 iſt der dort angegebene Eid von dem 
Erblaſſer der jetzigen Kläger vorſchriftmäßig nach § 481 ZPO. abgeleiſtet wor⸗ 
den. — — — Die Ableiſtung des Eides iſt aber um deswillen nicht geſetzmäßig 
erfolgt, weil der Eid von einem Gerichtsoffizier abgenommen worden iſt. 
Eine geſetzliche Vorſchrift, daß die Gerichtsoffiziere im Felde für die Erledigung 
von Erſuchen um Rechtshülfe hinſichtlich der zum Heere gehörigen Perſonen 
zuſtändig ſind, beſteht nicht. Vielmehr iſt nach § 1 Nr. 3 Geſ. betr. die freiwill⸗ 
Gerichtsbarkeit ꝛc. v. 28. Mai 1901 (RGBl., 185) im Felde, d. i. für die Dauer 
des mobilen Zuſtandes des Heeres oder einzelner Teile des Heeres, auch 
(d. h. neben den nach anderen geſetzlichen Vorſchriften zuſtändigen Behörden) 
den Kriegsgerichtsräten und den Oberkriegsgerichtsräten die Zuſtändigkeit 
für die Erledigung von Erſuchen um Rechtshülfe hinſichtlich der Militärper⸗ 
ſonen des aktiven Heeres verliehen, und es erſtreckt ſich die angeführte Vorſchrift 
auch auf die Erledigung von Erſuchen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Iſt hiernach die Leiſtung des Eides ſeitens des urſprünglichen Klägers am 
5. Juli 1916 nicht in geſetzmäßiger Weiſe erfolgt, ſo iſt, da der urſprüngliche 
Kläger inzwiſchen verſtorben, alſo der Schwurpflichtige weggefallen iſt, nun⸗ 
mehr der 8 471 ZPO. anzuwenden. Es iſt daher, da der Eid durch ein bedingtes 
Urteil auferlegt iſt, unter Aufhebung des Urteils in der Sache anderweit 
zu erkennen (§ 471 Abſ. 3 ZPO.). Das iſt jedoch nur eine Formvorſchrift, 
durch die nichts daran geändert wird, daß die Parteien nur in Anſehung der 
betreffenden Beweisführung alle Rechte ausüben können (§ 471 Abſ. 1 ZPO.), 
daß alſo nur über die Beweisfrage anderweit zu entſcheiden iſt, während der 
übrige Inhalt des früheren Urteils, das im vorliegenden Falle —n rechts⸗ 
kräftig iſt, unberührt bleibt; 

RGeEntſch. 13, 380 (SeuffA. 40 Nr. 322); 23, 358; 38, 413; Ann. des ſachf. OLG. 22 


S. 529; OL GRſpr. 6, 398 ff., Seuff A. 48 Nr. 224; Stein ar: 10 8 471 unter III 
1 und 2. 
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Die Beklagten haben über die ſtreitige Vereinbarung den jetzigen Klägern 
den Eid zugeſchoben, der von dieſen angenommen worden iſt. Der urſprüngliche 
Kläger hat nun bereits im landgerichtlichen Verfahren beſchworen, daß die 
ſtreitige Vereinbarung, die nach der früheren Behauptung der Beklagten 
in den Geſchäftsräumen des Rechtsanwalts K. zuſtandegekommen ſein ſollte, 
nicht getroffen worden iſt. Er hat auch, wie die Beklagten neuerdings behauptet 
hatten, bereits zweimal beſchworen, daß die ſtreitige Vereinbarung nicht im 
Kaffehaus zum Weißen Hirſch in L. getroffen worden ſei. Wenn auch bei 
der Abnahme dieſer beiden letzten Eide nicht den geſetzlichen Vorſchriften 
gemäß verfahren worden iſt — beide Eide ſind vor dem nicht zuſtändigen Gerichts⸗ 
offizier geleiſtet und bei der erſten Eidesleiſtung iſt, wie die Niederſchrift vom 
6. März 1916 ergibt, der Zeugeneid unter Außerachtlaſſung der Vorſchrift in 
8481 ZPO. geleiſtet worden —, ſo liegt doch kein Anhalt vor, daß der ur- 
ſprüngliche Kläger ſich dieſer Mängel bewußt geweſen iſt, vielmehr iſt anzu— 
nehmen, daß er die Eide in der Meinung ausgeſchworen hat, daß er ſie in 
geſetzlicher Weiſe und insbeſondere vor einem zuſtändigen Beamten ableiſte. 
Das Oberlandesgericht hat hiernach die volle richterliche Überzeugung er— 
langt, daß die beſchworenen Tatſachen wahr ſind. Die Eideszuſchiebung der 
Beklagten an die jetzigen Kläger iſt daher unzuläſſig (88 446 ZPO.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. März 1917. 5. O 112/15. Ch. 


165. Das Urteil auf eine Widerſpruchsklage gegen den Verteilungs- 
| plan ſchafft Rechtskraft auch für den Anſpruch ſelbſt. 
3PO . §9 322. 876; 3VG. § 115. 
Vgl. unten Nr. 168. 

Der Geltendmachung der allein noch ſtreitigen Gegenforderung der Be— 
klagten ſteht die Einrede der Rechtskraft entgegen (8 322 Abſ. 1 ZPO.). 

Im C.ſchen Zw.⸗Verſteigerungsverfahren hatte die Beklagte den ſtreitigen 
Betrag, den ſie aus ihren Mitteln zur Befriedigung einer Hyp.-Gläubigerin ver⸗ 
auslagt zu haben behauptete, bei der Kaufgelderverteilung angemeldet, der 
Kläger hatte dagegen Widerſpruch erhoben, und ſein Widerſpruch war im Vor— 
prozeß der Parteien rechtskräftig für begründet erklärt worden. 

Der Widerſpruch im Verteilungsverfahren bei der Zw. Verſteigerung 
eines Grundſtücks (§ 115 Zw G.; §8 876ff. ZPO.) betrifft das Recht der 
Teilnahme an der Zw. Vollſtreckung (RGEntſch. 65, 66; Stein, ZPO. ½ 2, 
765), und zwar das beſſere Recht. Der Grund des Widerſpruchs gehört dem 
materiellen Recht an (RGEntſch. 15, 224). Wenn auch das nächſte Ziel der 
Widerſpruchsklage darauf gerichtet iſt, den Gegner von der dabei in Betracht 
kommenden Teilnahme am Verfahren der Zw. Vollſtreckung wegzudrängen, 
ſo geht doch der Anſpruch darüber hinaus auf endgültige Befriedigung. Aus— 
gangspunkt und Ziel der Widerſpruchsklage iſt nicht nur das prozeſſuale, 
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ſondern auch das materielle Recht auf den Verſteigerungserlös (RGEntſch. 
15, 221; 62, 168; 71, 426; 78, 63). Demgemäß kann der Widerſpruchskläger 
ſeinen Anſpruch auch auf ſchuldrechtliche Beziehungen, die zwiſchen ihm und. 
dem Gegner beſtehen, ſtützen (RGEntſch. 71, 426). Wird daher im Widerſpruchs⸗ 
verfahren rechtskräftig feſtgeſtellt, daß der Widerſprechende das materielle, 
beſſere Recht auf den Verſteigerungserlös hat, ſo regelt ſich hierdurch die Rechts⸗ 
lage nicht nur im Rahmen des Zw.⸗Verſt.⸗Verfahrens, ſondern auch unab⸗ 
hängig davon endgültig nach den Grundſätzen von der Rechtskraft. Erhält 
der mit Erfolg Widerſprechende den Verſteigerungserlös kraft beſſeren Rechts 
rechtskräftig zugeſprochen, ſo iſt hiermit auch einem etwaigen Bereicherungs⸗ 
anſpruch des unterliegenden Gegners (vgl. $ 878 Abſ. 2 3 PO.) ohne weiteres 
der Boden entzogen. 

Vermöge der Rechtskraft des Urteils im Vorprozeſſe iſt deshalb die Be⸗ 
klagte gehindert, dem Kläger den ihm dort zuerkannten Betrag wieder zu 
entreißen; 

Stein 2, 766; Jäckel⸗Güthe. ZwVG. 5 Alm: 1 zu $ 113 S. 480; OLG. Königsberg 

in OLGRIpr.. 3, 336/37. 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 14. Dez. 1916 B. w. B. UI. 150/18). 
SchleswHolſt. Anz. 1917, 92. 
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166. Keine Reſtitution auf Grund einer Urkunde, über deren In- 
halt die Partei ſich ſchon während des früheren Verfahrens unter- 
| richten konnte. 


Vgl. 39 Nr. 165; 62 Nr. 267; 69 Nr. 259; 70 Nr. 50. 
3PO. § 580 Nr. 7b. 


Der Kläger war auf Grund vollſtreckbarer Titel Gläubiger der Margarete 
E. zu einem Betrage von mindeſtens 5300. Die Schuldnerin und ihre ſieben 
Geſchwiſter, darunter die beiden Beklagten, hatten als Erben ihres im Jahre 
1887 verſtorbenen Vaters am 28. Juni 1905 einen Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrag geſchloſſen, wonach der Erbteil der Margarete E. nur noch 5308. 26 0, 
betrug und die Beklagten ſich verpflichteten, dieſe Summe herauszuzahlen. 
In zwei vom 29. Juni 1905 datierten Erklärungen hatte aber Margarete E. 
bekannt, daß ihr Guthaben von 5308 % 26 0 durch Gegenanſprüche der Be⸗ 
klagten verrechnet ſei. Der Kläger hatte nun gegen die Beklagten auf Zahlung 
von 5300 & geklagt mit der Behauptung, der Vertrag v. 28. Juni 1905 ſei 
zum Schein geſchloſſen, um die von ihm eingeleitete Zw. ⸗Vollſtreckung gegen 
Margarete E., der ein Erbteil von etwa 57000. zuſtehe, zu vereiteln; der 
Vertrag ſei unwirkſam und ſittenwidrig. — Beide Vorinſtanzen erkannten 
nach dem Klagantrage. Das Ber.⸗Gericht insbeſondere hatte auf Grund der 
übereinſtimmenden eidlichen Zeugniſſe der übrigen Geſchwiſter die Über⸗ 


274 | 166. Reſtitutionsklage. 


zeugung gewonnen, daß der für Margarte E. ausgeworfene Erbteil von 5308 M 
26 O, höher geweſen und in dieſer geringen Höhe nur aufgenommen worden 
ſei, um die Miterbin vor ihren zahlreichen Gläubigern zu ſchützen. Die Reviſion 
der Beklagten war zurückgewieſen worden. 

Hiergegen erhoben die Beklagten die Reſtitutionsklage, die ſie unter Be⸗ 
rufung auf § 580 Nr. 7 ZPO. darauf ſtützten, daß ſie erſt jetzt eine Urkunde, 
das ſog. Erbſchaftshauptbuch, zu benutzen in den Stand geſetzt worden ſeien, 
welche eine ihnen günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Dieſes 
Buch war unſtreitig nicht etwa neu aufgefunden worden; ſeiner war bereits 
in dem rechtskräftig geſchloſſenen Verfahren gedacht worden und die Parteien 
hatten über das Buch und ſeine Bedeutung ſowie darüber, wo es ſich befinde, 
eingehend verhandelt. Nach dem eigenen Vorbringen der Beklagten war das 
Buch urſprünglich vom Erblaſſer geführt worden und befand ſich nach ſeinem 
Tode in den Händen des Miterben Edwin E., der eine gewiſſe Zeit hindurch 
die Verwaltung geführt und Eintragungen in das Buch gemacht hatte. Die 
Beklagten trugen vor, daß ſie vom Inhalt des Buches erſt ſpäter Kenntnis 
erhalten hätten; ſie machten geltend, daß bei früherer Verwendung des Buches 
ſich ein ſo erheblicher Widerſpruch mit den Zeugenausſagen ergeben haben 
würde, daß dieſe nicht mehr die Grundlage des Urteils hätten bilden können; 
auch wäre daraus darzutun geweſen, daß die Berechnung des Erbteils der 
Margarete E. auf 57000. % unrichtig ſei. — Das Kammergericht wies die 
Reſtitutionsklage zurück, weil die Beklagten das Buch in der Tat ſchon vor der 
Erlaſſung des mit der Klage angegriffenen Urteils hätten benutzen können. 
— Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: | 

„— — — Es kann ſich nur noch fragen, ob die von der Reviſion ver- 
tretene einſchränkende Auslegung des § 580 Nr. 7” 3PO. zu billigen iſt. 
Die Frage iſt, ob die Partei im Sinne dieſer Vorſchrift zur Benutzung einer 
ihr als vorhanden bekannten Urkunde erſt dann als inſtandgeſetzt zu 
gelten habe, wenn ſie den Inhalt der Urkunde kennt, oder aber ſchon 
dann, wenn ſie die Urkunde zu beſchaffen und ſich über ihren Inhalt zu 
unterrichten vermag. 

Es braucht nicht erörtert zu werden, ob der erſtangeführten Auffaſſung 
etwa unter beſonderen Umſtänden beizutreten ſein möchte, ſo dann, wenn die 
Sacherheblichkeit der Urkunde an ſich ſo fern liegt, ſo wenig wahrſcheinlich 
iſt, daß mit ihr überhaupt nicht zu rechnen war, und ob ſolchenfalls nicht viel— 
mehr richtig der andre Fall des 8580 Nr. 7? anzunehmen fein würde, daß die 
Urkunde neu „aufgefunden“ ſei. Denn ſolche beſonderen Umſtände kommen hier 
nicht in Betracht. Im allgemeinen aber und grundſätzlich iſt die Frage nach 
dem Zweck und nach dem Wortlaut der Vorſchrift gegen die Reviſion zu 
entſcheiden. A 

Die aus Billigkeitsgründen vom Geſetz gewährte Reſtitutionsklage iſt 
ein außerordentlicher Rechtsbehelf, und die Rechtsſicherheit fordert ſeine Ein⸗ 


© 
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ſchränkung auf die unumgänglich notwendigen Fälle (RGeEntſch. 84, 145). 
Bei dem Fall des § 580 Nr. 7P handelt es ſich um die Benutzung zur Führung 
eines nachträglichen Urkundenbeweiſes: der Reſtitutionskläger hat zu beweiſen, 
daß er jetzt zur Beweisführung imſtande wäre, während er es vordem nicht 
war. Dabei ſtehen ſich aber die verſchiedenen Formen der Antretung des 
Urkundenbeweiſes gleich: § 420 (eigene Vorlegung), 88 421 ff. (Antrag, dem 
Gegner die Vorlegung aufzugeben), 88 428 ff. (Antrag auf Beſtimmung einer 
Friſt zur Herbeiſchaffung der in den Händen eines Dritten befindlichen Urkunde), 
88 432 ff. (Antrag auf Erhebung der Urkunde bei einer öffentlichen Behörde). 
Bezüglich des Erbſchaftshauptbuchs konnte mithin auch ſchon vor Abſchluß 
des früheren Verfahrens der Antrag auf Friſtbeſtimmung nach § 428 ZPO. 
geſtellt werden, wenn, wie die Beklagten ſelbſt angeben, das Buch ſich bei 
Edwin E. befand, und damit war der Urkundenbeweis angetreten. Das Buch 
war alſo an ſich benutzbar, nur mußte für den praktiſchen Zweck der Beweisfüh⸗ 
rung ſich die Partei Wiſſenſchaft von ſeinem Inhalt verſchaffen, alſo die Vor⸗ 
legung des Buches erlangen. Daß ſie dies nicht tat, nicht einmal verſuchte, 
kann ihr keinen Wiederaufnahmegrund verſchaffen. In der Lage der Beklagten 
hat ſich gegen das frühere Verfahren nur das eine geändert: die Beurteilung 
der Beweiserheblichkeit des Buchs. Sie haben dieſe vordem verneint, vielleicht 
auch bloß bezweifelt, jetzt — durch Bekanntwerden mit dem Inhalt des Buches — 
ſind ſie eines Beſſeren belehrt. Das kann zur Wiederaufnahme nicht führen. 
Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht auch nur von „benutzen“. Daß damit nur 
ein Benutzen in dem Sinne zu verſtehen wäre, wie es an ſich die Beweisan⸗ 
trittserklärung vorausſetzt, mit Kenntnis der Erheblichkeit, des Beweiswerts, 
liegt im Worte nicht, das vielmehr auch die Benutzung zur voraufgehenden In⸗ 
formation decken kann. Ergibt eine ſolche die Unverwertbarkeit des Beweis⸗ 
mittels, ſo muß die Partei eben auf ſeine Geltendmachung verzichten. Dem⸗ 
gegenüber wäre es ein praktiſch unannehmbares Ergebnis, wenn die Partei 
lediglich dadurch, daß ſie ſich über den Inhalt einer ihr bekannten und erlang⸗ 
baren Urkunde nicht näher unterrichtet, einen Wiederaufnahmegrund wenigſtens 
inſoweit ſchaffen könnte, daß ihre Klage i. S. des 8 580 ZPO. ſtatthaft, mithin 
zuzulaſſen und ſachlich zu beurteilen wäre. Wenn in RGentſch. 48, 375 für 


veröffentlichte Patentſchriften, weil ſie öffentliche Druckſchriften (i. S. des 


§ 2 PatG.) ſeien, ſchlechthin verneint wird, daß fie überhaupt zeitweilig nicht 
bekannt oder ſonſt nicht benutzbar geweſen ſein könnten, ſo könnte ſich dem⸗ 
gegenüber doch auch ein Wiederaufnahmekläger nicht etwa darauf berufen, 
der Inhalt der Druckſchrift ſei ihm erſt nachträglich bekannt geworden (vgl. 
im allg. auch noch JW. 1909, 464 und RGeEntſch. 84, 145).“ 
Urteil des Reichsgericht (6. Sen.) v. 16. Okt. 1906. E. u. Gen. (Bkl.) w. 
B. (KG. Berlin). VI. 227/15. Auch in RGeEntſch. 89 Nr. 1 S. 1. 
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167. Iſt das Ehegericht bei einer einſtweil. Verfügung wegen der 
Kinder an einen vorangegangenen Beſchluß des Vormundſchaftsge⸗ 
richts gebundend | 

Vgl. 56 Nr. 50; 69 Nr. 250; auch 65 Nr. 191 m. N.; 69 Nr. 250; DR: 42. 

ZRO. § 627; BGB. 9 1666. 

In dem Eheſcheidungsſtreit der Parteien ordnete das Ber.⸗Gericht auf 
Antrag der verklagten und widerklagenden Frau durch einſtweil. Verfügung 
v. 3. Febr. 1916 an, daß die Sorge für die minderjährigen Kinder der Parteien 
Edith, geboren am 6. Juli 1908, und Ruth, geboren am 6. September 1911, 
ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handle, für die Dauer des 
Rechtsſtreits der Mutter, der Beklagten, übertragen werde. — Auf Widerſpruch 
des Klägers wurde die Verfügung aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Auf Antrag der Beklagten hat das Amtsgericht D. als Vormundſchafts⸗ 
gericht nach umfangreichen Erörterungen durch Beſchluß v. 25. Sept. 1915 
dem Kläger die Sorge für die Perſon der minderjährigen Töchter E. und R. 
entzogen, weil es für bewieſen angeſehen hat, daß er das geiſtige und leibliche 
Wohl der Kinder dadurch gefährde, daß er ſie vernachläſſigt und ſich eines un⸗ 
ſittlichen Verhaltens ſchuldig gemacht habe. Auf Beſchwerde des Klägers 
hat das Landgericht nach weiteren Beweiserhebungen durch Beſchluß v. 
31. Dez. 1915 die amtsgerichtliche Entſcheidung aufgehoben, indem es aus⸗ 
führt, es fehle an ausreichendem Beweiſe für eine Vernachläſſigung der Kinder 
durch den Vater, jedenfalls aber erſcheine zurzeit eine Gefährdung des geiſtigen 
oder leiblichen Wohles der Kinder durch den Vater nicht beanzeigt. Die weitere 
Beſchwerde der Frau iſt vom Oberlandesgericht am 12. Febr. 1916 als un⸗ 
begründet zurückgewieſen worden. 

Der Kläger nimmt nun auf den Beſchluß des Landgerichts v. 31. Dez. 1915 
Bezug und macht geltend, daß mit Rückſicht auf die hiernach vorliegende vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Entſcheidung eine vom Eheprozeßgericht ausgehende 
Regelung der Kinderfürſorge, wie ſie in der mit dem Widerſpruch angefochtenen 
einſtweil. Verfügung v. 3. Febr. 1916 getroffen ſei, überhaupt nicht zuläſſig 
geweſen oder wenigſtens jetzt, nachdem der landgerichtliche Beſchluß vom Ober- 
landesgericht beſtätigt worden ſei, nicht mehr aufrechtzuerhalten ſei. Das 
kann aber nicht als richtig anerkannt werden. Die in Frage ſtehenden Anord⸗ 
nungen des Prozeßgerichts und des Vorm.⸗Gerichts ſind in ihren Vorausſetzungen 
und Wirkungen verſchieden und ſtehen ſich gleichberechtigt gegenüber. Das 
Vorm.⸗Gericht darf nur einſchreiten, wenn ein Fall des $ 1666 BGB. Abſ. 1 
gegeben iſt (vgl. ZBlF G. 14, 696), alſo nur dann, wenn das geiſtige oder 
leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet wird, daß der Vater das Recht 
der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, es vernachläſſigt oder ſich 
eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens ſchuldig macht. Die zur Abwendung 
der Gefahr zu treffenden Maßnahmen, die auch darin beſtehen können, daß dem 
Vater die Sorge für die Perſon des Kindes entzogen wird, unterliegen keiner 
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zeitlichen Beſchränkung. Das Gericht des Eheprozeſſes dagegen kann An⸗ 
ordnungen wegen der Sorge für die Perſon der minderjährigen Kinder der 
Parteien nach § 627 8 PO. nur für die Dauer des Rechtsſtreits erlaſſen, iſt 
aber dabei an die materiellrechtlichen Beſtimmungen der 88 1627ff. BGB. 
nicht gebunden, ſondern nimmt für die erforderliche einſtweilige Regelung 
eine freiere Stellung ein, kann insbeſondere die Sorge für die Perſon der 
Kinder, ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handelt, vom Vater 
auch dann auf die Mutter übertragen, wenn es an den Vorausſetzungen des 
8 1666 BGB. Abſ. 1 fehlt (RG. im Recht 11 Nr. 2613). Der Umſtand, daß nach 
der Entſcheidung des Landgerichts ein Anlaß zum vormundſchaftsgerichtlichen 
Einſchreiten gegen den Kläger aus 8 1666 BGB. nicht vorliegt, läßt mithin 
eine einſtweilige Regelung des Sorgerechts, wie ſie in der einſtweil. Verfügung 
v. 3. Febr. 1916 durch das Prozeßgericht erfolgt iſt, keineswegs als unzuläſſig 
erſcheinen. 

Bei der Prüfung der Frage, ob und welche Anordnungen wegen der Sorge 
für die Perſon der Kinder zu treffen ſind, hat das Prozeßgericht in erſter Linie 
auf das Wohl der Kinder Rückſicht zu nehmen (BGB. von RGRäten $ 1635 
Anm. 2; OL GRſpr. 23, 199; Recht 11 Nr. 2613). Dieſe Rückſicht kann, wenn 
der Ausgang des Eheprozeſſes mit ziemlicher Sicherheit vorauszuſehen iſt, 
dazu führen, die dem $ 1635 BGB., der die Kinderfürſorge unter den Eltern 
für die Zeit nach der Scheidung regelt, entſprechende Zuweiſung ſchon jetzt 
eintreten zu laſſen, um einen für die Erziehung der Kinder unzuträglichen 
Wechſel des Aufenthalts zu vermeiden. Liegen bezüglich keines der Ehegatten 
Bedenken vor, ihm die Kinder anzuvertrauen, jo wird in Hinblick auf das na- 
türliche Übergewicht des Vaters als des Hauptes der Familie dieſem die Er⸗ 
ziehung der Kinder nicht zu verſagen ſein, dafern nicht etwa aus beſonderen 
Gründen die Mutter als geeigneter anzuſehen iſt, was in der Regel bei Kindern 
von ſehr jugendlichem Alter zutreffen wird. 

Im gegenwärtigen Falle läßt ſich jetzt noch nicht mit einiger Sicherheit feſt— 
ſtellen, ob die eine oder die andere Partei oder beide werden für ſchuldig erklärt 
werden, fo daß der §1635 BGB. Satz! als Anhaltspunkt für die richterliche Ent- 
ſcheidung nicht dienen kann. — — — Es ſind indes in der Verhandlung Um- 
ſtände hervorgetreten, die dafür ſprechen, die Kinder doch dem Vater zu belaſſen. 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. April 1916. L. w. L. 5 O. 
Ar. 2/16. | ——. 


168. Unzuläſſigkeit einer Zurückbehaltungseinrede und einer Wider⸗ 
klage gegenüber der Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 
Vgl. 42 Nr. 187 m. N.; 54 Nr. 198; 61 Nr. 143; auch oben Nr. 126 und Nr. 165. 
3PO. 85 771. 33; VGB. 8 273. 

Kläger erhebt die Widerſpruchsklage aus 8 771 ZPO., indem er and 
daß die Zw.⸗Vollſtreckung in gewiſſe Sachen für unzuläſſig erklärt werde. 
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Damit macht er ein im weſentlichen prozeſſuales Recht geltend, bei welchem 
das die Veräußerung hindernde Recht wohl einen Entfcheidungsgrund abgibt, 
während Gegenſtand des Anſpruchs lediglich die Unzuläſſigkeit der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung iſt (vgl. RGEntſch. 13, 299; 61, 431; 70, 25.) Mit Recht hat der 
Kläger demnach den Antrag der Klage dahin formuliert, die Zw.⸗Vollſtreckung 
für unzuläſſig zu erklären. Wenn auch dieſe Formulierung nicht vorgeſchrieben 
iſt, ſo iſt ſie doch von der Praxis nicht nur für zuläſſig, ſondern für einzig und 
allein richtig erklärt. Damit iſt zugleich der Anſpruch als ein nur prozeſſualer 
gekennzeichnet. Er geht demnach nicht auf eine geſchuldete Leiſtung, wie 
§ 273 BGB. vorausſetzt; es liegt überhaupt zwiſchen den Parteien kein Schuld⸗ 
verhältnis vor (vgl. die Worte in $ 273 BGB: wofern ſich nicht aus dem Schuld⸗ 
verhältnis etwas anderes ergibt.) Demgemäß iſt ein Zurückbehaltungsrecht 
gegenüber dem Anſpruch auf Unzuläſſigkeitserklärung der Zw.⸗Vollſtreckung aus⸗ 
geſchloſſen. Dies hat das OLG. Hamburg ſogar in einem Fall angenommen, 
wo der Antrag darauf gerichtet war, den Beklagten zu verurteilen, die Pfändung 
aufzuheben, wo alſo dem Wortlaut nach der Beklagte zu einem Tun verurteilt 
werden ſollte; und dieſer Anſicht hat ſich auch Gaupp⸗Stein (Anm. III Nr. 4 
zu 8 771 PZO) angeſchloſſen. Allerdings kann der Kläger möglicherweiſe 
mit einer ſolchen Widerſpruchsklage auch einen materiellrechtlichen Anſpruch 
berbinden; in dieſem Fall wäre unter Umſtänden für den Beklagten die Mög⸗ 
lichkeit geſchaffen, ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben. Das hat aber der 
Kläger in dieſem Fall nicht getan. Bei dieſer Sachlage hat demnach der 
Vorderrichter mit Recht die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts 
für unzuläſſig erklärt. N 
Daraus folgt aber auch mit Notwendigkeit, daß in gleicher Weiſe dieſem 
Antrage gegenüber eine Widerklage nach 833 ZPO. unzuläſſig iſt, da $ 33 
ZPO. nicht bloß den Gerichtsſtand ſondern auch die Zuläſſigkeit der Wider⸗ 
klage regelt. Denn da mit der Klage kein materiellrechtlicher Anſpruch geltend 
gemacht wird, kann der Gegenanſpruch nicht mit dem in der Klage geltend 
gemachten Anſpruch in Zuſammenhang ſtehen. Allerdings genügt es für die 
Anwendbarkeit des 833 ZPO., daß der Gegenanſpruch mit dem gegen den 
Klaganſpruch vorgebrachten Verteidigungsmittel in Zuſammenhang ſteht, 
und an ſich liegt dieſe Vorausſetzung hier vor, da die Widerklage mit dem geltend 
gemachten Zurückbehaltungsrecht zuſammenhängt. Aber wie das Reichsgericht 
(Entſch. 23, 398, in Seuff A. 45 Nr. 127) zutreffend ausführt, kann dieſe Vor⸗ 
ſchrift nur dahin verſtanden werden, daß ein rechtlicher Zuſammenhang mit einem 
gegen die Klage vorgebrachten rechtlich zuläſſigen Verteidigungsmittel erfordert 
wird; denn unmöglich kann das Geſetz, welches die Zuläſſigkeit der Widerklage 
beſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen unterwerfen wollte, zugleich dem 
Beklagten die Befugnis haben einräumen wollen, ſich den Weg für eine an ſich 
unzuläſſige Widerklage dadurch zu öffnen, daß er aus der Widerklage gegen 
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ſomit nicht auf das tatſächliche Vorbringen des Verteidigungsmittels, ſondern 
auf deſſen rechtliche Zuläſſigkeit an. Iſt das Verteidigungsmittel rechtlich un⸗ 
zuläſſig, ſo iſt damit auch die Unzuläſſigkeit der damit in Zuſammenhang ſte⸗ 
henden Widerklage gegeben. Auch in dieſer Beziehung find demnach die Aus⸗ 
führungen des Vorderrichters, welche mit der erwähnten Entſcheidung des 
OLG. Hamburg (Buſch 38 P. 27, 180) in Einklang ftehen, durchaus zu⸗ 
treffend. — — —“ = | 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 21. Dez. 1916. N. w. C. 

3 U. 85/16. Th. 


169. Begriff der Swangsvollitredungskoften. 
ZRO. $ 788. | 

Durch Urteil des Landgerichts v. 8. März 1916 iſt das Geſellſchaftsver⸗ 
hältnis der Parteien aufgelöſt und der Beklagte mit den Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits belaſtet worden. Der Kläger hat dann ein Verfahren betr. Ernennung. 
eines Liquidators für die Geſellſchaft eingeleitet und jetzt beantragt, die ihm 
dadurch entſtandenen Koſten als Zw.⸗Vollſtr.⸗Koſten gegen den Beklagten feſt⸗ 
zuſetzen. Das Landgericht hat dieſen Antrag mit Recht abgewieſen. Unter 
den Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung nach §8 788 ZPO. ſind nur ſolche Koſten zu 
verſtehen, die unmittelbar zum Zweck der Vorbereitung und des Betriebes 
der Vollſtreckung aufgewandt worden ſind (Gaupp⸗Stein 8 788 J, 2). Dazu 
können aber nicht die durch Beſtellung eines Liquidators für die aufgelöſte 
Geſellſchaft entſtandenen Koſten gerechnet werden. Die Liquidation iſt eine 
Maßnahme, die erſt der Auflöſung der Geſellſchaft folgt; ſie enthält keines⸗ 
wegs eine die Auflöſung ſelbſt betreffende Zw.⸗Vollſtr.⸗Handlung. Der Umſtand, 
daß der Kläger die ihm erwachſenen Koſten ev. in einem beſonderen Rechts⸗ 
ſtreit geltend machen muß, ſteht mit dieſer Auffaſſung um ſo weniger im 
Widerſpruch, als nach 8 788 ZPO. die Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung mit dem 
Anſpruch ſelbſt beizutreiben ſind, das Geſetz alſo davon ausgeht, daß als. 
Zw. “⸗Vollſtr.⸗Koſten nur liquide Koſten in Betracht kommen können; um ſolche 

Koſten handelt es ſich aber, wie Kläger ſelbſt zugibt, hier nicht. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Juni 1917. F. w. St. 
Bs. Z. VI. 36/17. Nö. 


170. Beſchlüſſe der Beſchwerdeinſtanz in Grundbuchſachen ſind auch in. 
tatſächlicher Beziehung ausreichend zu begründen. 
Vgl. 71 Nr. 127. 
GBO. $ 7. 

Der angefochtene Beſchluß des Landgerichts unterliegt aus dem formellen 
Grunde einer Verletzung des § 77 GBO. der Aufhebung. 

Nach § 77 GBO. iſt die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts mit Gründen. 
zu verſehen. Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt der, für die Beurteilung des Gerichts 
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der weiteren Beſchwerde eine Grundlage zu ſchaffen. Damit dies der Fall 
ſei, genügt nicht eine Begründung im eigentlichen (engeren) Sinne, d. h. 
eine bloße Angabe der rechtlichen Erwägungen des Beſchwerdegerichts, auf 
Grund deren es zu ſeiner Entſcheidung gekommen iſt, ſondern das Beſchwerde⸗ 
gericht muß auch die tatſächlichen Verhältniſſe, auf denen ſeine Rechtsauffaſſung 
beruht, endgültig feſtſtellen. Denn in Grundbuchſachen (8 78 GBO.) muß 
ebenſo wie in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ($ 27 FGG.) 
mit Rückſicht auf die Natur der weiteren Beſchwerde als eines der Reviſion 
gleichſtehenden Rechtsmittels an die Begründung einer Beſchwerdeentſcheidung 
die Anforderung geſtellt werden, daß ſie aus ſich heraus dem Gericht der 
weiteren Beſchwerde den Sachverhalt erkennbar macht. Während nämlich 
nach der Zivilprozeßordnung das Gericht der weiteren Beſchwerde ebenſo 
wie das Beſchwerdegericht (im Gegenſatz zum Reviſionsgericht gemäß 8 561 
ZPO.) auf der Grundlage des geſamten Akteninhalts zu entſcheiden und daraus 
ſelbſtändig die für ſeine Entſcheidung erforderliche Grundlage in tatſächlicher 
Beziehung zu ſchaffen hat, 

vgl. auch Gaupp⸗Stein zu § 573 ZPO. unter III und Schlegelberger Anm. 16 zu 

925 FGG., f 

iſt dieſes Verfahren für das Gericht der weiteren Beſchwerde im Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchs unzuläſſig. Hier ſind für das 
Gericht des dritten Rechtszuges gemäß § 27 FGG. und § 78 GBO., je 
in Verbindung mit § 561 ZPO. die in der angefochtenen landgerichtlichen 
Entſcheidung feſtgeſtellten Tatſachen maßgebend und es dürfen außer dieſen 
andre Tatſachen in der Regel nicht berücksichtigt werden. Deshalb muß auch 
die Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes klar erkennen laſſen, auf 
welche Tatſachen das Landgericht ſeine Rechtsausführungen aufbaut, wenn 
es auch für manche Fälle zu weit gehen mag, unbedingt eine vollſtändige 
und erſchöpfende Sachdarſtellung zu verlangen, wie in der Entſcheidung des 
Kammergerichts v. 3. März 1902 (OL GRſpr. 4, 351) erörtert iſt. 

Vgl. auch Güthe $ Anm. 16; Predari 2 Anm. 1; Arnheim? Anm. 9 zu 9 77 GBO. 
Schlegelberger Anm. 15 zu $ 27 und Anm. 17 zu 825 FGG.; OL GRſpr. 4, 412 
(Jena) und den bei Schlegelberger erwähnten Beſchluß des Senats v. 20. März 1913 
(IX. 63/13). 

An dieſen Erforderniſſen iſt umſomehr feſtzuhalten, wenn — wie vorlie⸗ 
gend — eine in tatſächlicher wie rechtlicher Beziehung beſonders ſchwierige 
Angelegenheit von weitgehender Bedeutung in Frage ſteht. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. ZS.) v. 11. Nov. 1915, Grdb. von 
Schleswig Bd. 38 Bl. 1763. 1. X. 242/15. SchleswHolſt. Anz. 1917, 52. 


I. Bürgerliches Recht. 


171. Das Auftreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung 
der kurzen Derjährungsfrift des § 196 Nr. 1 BGB. 
BGB. 8 1961; HGB. 3 1. 

— — — Unbeſtritten kommt der Kläger weder als Kaufmann i. ©. 
des § 1 noch, da ein Eintrag in das Handelsregiſter nicht ſtattgefunden hat, 
i. S. des § 2 HGB. in Betracht. Die Beklagte verſucht denn auch die An⸗ 
wendbarkeit der Nr. 1 des § 196 nur noch daraus herzuleiten, daß Kläger 
tatſächlich ein nach $2 HGB. eintragspflichtiges Unternehmen nach kauf⸗ 
männiſcher Art betrieben und ſomit im Rechtsverkehr wie ein Kaufmann auf⸗ 
getreten ſei, ſo daß er allgemein als ſolcher zu gelten habe. Allein dem Ber.⸗ 
Richter iſt darin beizutreten, daß es einen Rechtsſatz, nach dem derjenige, 
der im Rechtsverkehr wie ein Kaufmann auftritt, lediglich wegen dieſes ſeines 
Auftretens ganz allgemein als Kaufmann zu gelten habe, nicht gibt. Schon 
die Vorſchrift des 82 HGB., wonach erſt nach erfolgtem Eintrag der Firma 
in das Handelsregiſter das betreffende Unternehmen als Handelsgewerbe 
i. S. des Geſetzes und damit deſſen Inhaber als Kaufmann zu gelten hat, 
ſpricht gegen das Beſtehen eines ſolchen Rechtsſatzes. In einem Fall, wie 
dem vorliegenden, in dem überhaupt irgendein Eintrag in das Handels⸗ 
regiſter nicht in Frage ſteht, wird es allerdings zum Schutz des redlichen Ver⸗ 
kehrs gerechtfertigt fein, in Anwendung der in den 88 157 und 242 BGB. 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſätze denjenigen, der, ſei es allgemein im Rechts⸗ 
verkehr oder ſei es einer beſtimmten andern Perſon gegenüber, wahrheit⸗ 
widrig ſich als Kaufmann ausgegeben hat, zugunſten ſeines Vertragsgenoſſen 
als Kaufmann zu behandeln. Inſoweit als der gutgläubige Vertragsgenoſſe 
nach Treu und Glauben und mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte infolge des 
Auftretens des Scheinkaufmanns zu der Annahme berechtigt erſcheint, daß 
des letzteren ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Willenserklärung eine be⸗ 
ſtimmte Bedeutung, ein beſtimmter Inhalt zukomme, erfordert es die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs, daß die Erklärung gleich wie die eines Kaufmanns zu be- 
urteilen iſt. Soweit es ſich jedoch nicht um den Schutz des redlichen Verkehrs 
in dieſem Sinn handelt, insbeſondere inſoweit die Anwendbarkeit der ver⸗ 
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ſchiedenen die Verjährung betreffenden geſetzlichen Vorſchriften in Frage 
kommt, fehlt es an jedem Rechtsgrund dafür, den im Handelsregiſter nicht 
eingetragenen Nichtkaufmann lediglich deshalb den für Kaufleute gegebenen 
Verjährungsvorſchriften zu unterwerfen, weil er als Kaufmann aufgetreten 

Niſt. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 19. Sept. 1916. Grube M. (Bkl.) 
w. B. (OLG. Naumburg). VII. 140/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 35 

S. 163. 


172. Bedeutung von Kompenfationsfäufen im Handel. 
N 08. 5 389. 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 18. Juli 1914 1000 Zentner 
Salpeter und am 22. Juli 1914 450 Zentner, Lieferung Februar / März 1915. 
In Gemäßheit der auf der Schlußnote enthaltenen Beſtimmungen über 
höhere Gewalt wurden die Verträge auf Februar / März 1916 gefchoben. 
Bezüglich der 1000 Zentner bezahlte Klägerin ein Aufgeld von 396. an die 
Beklagte. Am 16. Juli 1915 kaufte die Beklagte die 1450 Zentner in Rückkauf in 
Kompenſation mit den vorſtehenden Verträgen von der Klägerin, Lieferung 
Februar / März 1916. Am 29. Januar 1916 ſandte Klägerin die Rechnung 
über 1171,25 4 über die in Kompenſation verkauften 1450 Zentner an die 
Beklagte. Da die Beklagte Zahlung verweigerte, erhob Klägerin auf Zahlung 
des Betrages Klage. Die Beklagte wurde verurteilt. Aus den Gründen: 

„Da die Beklagte dieſelben 1450 Sack Salpeter, die ſie der Klägerin ver⸗ 
kauft hatte, in Kompenſation mit dieſen Kaufverträgen zurückgekauft hat, 
ſo erſcheint eine tatſächliche Erfüllung dieſer ſich gegenüberſtehenden Verträge 
begrifflich ausgeſchloſſen. Vielmehr hat in dieſem Fall nach § 389 BGB. 
grundſätzlich eine Aufrechnung der beiderſeitigen Forderungen im Augenblick 
ihres Gegenübertretens, d. h. der Abſchließung des Rückkauf⸗ und Kompen⸗ 
ſationsvertrages, ſtattgefunden und iſt der einen Partei, hier der Klägerin, 
eine Forderung auf den überſchießenden Betrag der Kaufpreiſe erwachſen. 
Die Beklagte ſtellt dies auch grundſätzlich nicht in Abrede, will aber für den 
Salpeterhandel einen abweichenden Brauch nach der Richtung behaupten, 
daß den Vertragsteilen für die Geltendmachung und Ausführung der aus 
ſolchen Verträgen entſpringenden Rechte die Möglichkeit der tatſächlichen 
Abwicklung der betreffenden Lieferungsverträge offen gelaſſen werde. Was 
die Beklagte aber nach dieſer Richtung beigebracht hat, iſt nicht genügend, 
um auch nur die Unterlage für eine Beweisaufnahme durch Einziehung eines 
Sachverſtändigengutachtens zu gewähren. Es mag zugegeben werden, daß 
in Friedenszeiten hier und da ſolche Rückkaufverträge auch tatſächlich durch 
Übergabe von Lieferſcheinen ausgeführt worden ſind, wenngleich dies nach 
der Angabe des Prokuriſten der Beklagten nur felten geſchehen iſt. Aber da- 
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mals machte eine ſolche von den Vertragsteilen gewählte Erledigung keinerlei 
Schwierigkeiten, da ſich ſtets genügend Ware am Markte befand. Entſcheidend 
iſt, ob auch unter den ganz veränderten Verhältniſſen des Krieges und bei 
einem Kompenſationsvertrage, der im Juli 1915, alſo zu einer Zeit, da der 
Krieg ſchon ein Jahr dauerte, ſein Ende nicht abzuſehen, wohl aber mit einer 
Lieferungsmöglichkeit im Februar / März 1916 garnicht zu rechnen war, ab- 
geſchloſſen worden iſt, ein derartiger Handelsbrauch beſteht. Es erſcheint aus⸗ 
geſchloſſen und iſt auch von der Beklagten garnicht behauptet worden, daß 
ſich für ſolche Fälle ein derartiger Brauch gebildet oder auch nur vereinzelt 
eine ſolche Abwicklung der Verträge ſtattgefunden haben ſollte. Die ganze 
Beweisführung der Beklagten iſt lediglich auf die von den gegenwärtigen 
ganz verſchiedenen Friedensverhältniſſe abgeſtellt und kann daher nicht in 
Betracht kommen. — — —“ 


9 des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Mai 1917. S. B. (Kl.) 
m. S0 & M. Bf. VI. 408/16. Nö. 


173. Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 


Vgl. 66 Nr. 202 m. N.; 71 Nr. 157; 72 Nr. 32. 
BGB. 38 447. 361. 


Laut Schlußſchein v. 8. Juni 1914 hatte die Klägerin von der Beklagten 
ca. 50 Tonnen prima amerikaniſches Elektrolytkupfer gekauft zum Preiſe von 
129,50 4 für. 100 Kilo, Verladung von Amerika im Juli 1914, Lieferung 
eif Hamburg oder Häfen gleicher Frachtparität, andre Häfen mit dem üblichen 
Aufſchlag in Käufers Wahl, Zahlung netto Kaſſe gegen Dokumente. Die 
Beklagte lud die Ware in den am 30. Juli 1914 zur Abfahrt von Neuyork 
nach Hamburg fälligen Dampfer der Amerika⸗Linie „President Grant“ ein 
und teilte die geſchehene Verladung der Klägerin am 31. Juli telegraphiſch 
mit. Weil aber der Dampfer des inzwiſchen ausgebrochenen Krieges wegen 
entweder nicht abfuhr oder doch nach kurzer Fahrt wieder umkehrte, wurde 
die Ware in Neuyork wieder gelöſcht und, wie die Klägerin behauptet, an den 
Ablader zurückgegeben. Am 11. Auguſt bat die Klägerin um eine Rechnung, 
ſobald die Verſchiffung der Ware erfolgt ſei, und reichlich zwei Monate ſpäter, 
am 19. Oktober, erſuchte ſie die Beklagte, die Verſchiffung nunmehr unver⸗ 
züglich per Kabel nach Rotterdam oder welchen ſonſtigen neutralen Hafen 
ſie beſtimmen wolle zur Verſchiffung zu bringen. Die Beklagte lehnte dies 
nach einem weiteren Briefwechſel ab. Die Klägerin verlangte dann Schaden- 
erſatz wegen Nichterfüllung, wurde aber mit dieſem Anſpruch abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es iſt eine Ware verkauft worden, welche ſeitens der Verkäuferin im 
Juli 1914 von Amerika zu verladen und „eif Hamburg oder Häfen gleicher 
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Frachtparität, andre Häfen mit dem üblichen Aufſchlag in Käufers Wahl, 
netto Kaſſe gegen Dokumente“ zu liefern war. Daß bei einem ſolchen Vertrage 
der Abladehafen für die Vertragspflichten des Verkäufers jedenfalls inſoweit 
der Erfüllungsort iſt, als es ſich um die Übergabe der verkauften Ware an 
den Käufer handelt, und daß mit ihrer Auslieferung an den Schiffer die Ge⸗ 
fahr der Ware regelmäßig auf den Käufer übergeht, iſt anerkannten Rechtens 
und entſpricht auch den im Vertrage für maßgeblich erklärten Platzuſanzen für 
den hieſigen Warenhandel (Börſen⸗Handb. 1910, 154). Bildet, wie hier, 
eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache den Gegenſtand des Kaufes, ſo 
muß freilich noch hinzukommen, daß der Verkäufer dem Käufer die erfolgte 
Verladung anzeigt. Durch die Verladungsanzeige vollzieht ſich nach der all⸗ 
gemeinen Rechtsüberzeugung der Kaufleute die im $ 243 Abſ. 2 BGB. vor⸗ 
geſehene Beſchränkung des Schuldverhältniſſes, ohne welche bei Gattungs⸗ 
ſchulden ein Übergang der Gefahr nicht denkbar iſt. 

Den ihr nach dieſem Vertrage obliegenden Verpflichtungen hat nun 
aber die Beklagte im ganzen Umfange genügt, indem ſie — worüber kein 
Streit iſt — die von ihr nach dem Vertrage zu liefernde und gegen Seegefahr 
gehörig verſicherte Ware auf Grund des mit der Reederei des „President 
Grant“ geſchloſſenen Frachtvertrages in den für den 30. Juli 1914 zur Ab⸗ 
fahrt von Neuyork nach Hamburg fälligen Dampfer einladen ließ und der 
Käuferin hiervon am 31. Juli 1914 telegraphiſch und brieflich Anzeige 
machte. Eine weitere Verpflichtung beſtand für ſie nicht. Wurde dem⸗ 
nächſt, nachdem am 1. Auguſt 1914 der Krieg ausgebrochen und die Reederei 
auf Grund der ihr im § 629 Nr. 2 HGB. gewährten Befugnis vom Fracht⸗ 
vertrage zurückgetreten war, die Ware aus dem Schiff ohne Zutun der Be⸗ 
klagten wieder ausgeladen, ſo war das ein Umſtand, den die Beklagte nicht 
zu vertreten hatte. 

Beſtand ſchon aus dieſem Grunde für die Beklagte keine Verpflichtung, 
die Ware von neuem zu verladen, ſo kommt hinzu, daß mit dem 31. Juli 
1914 die Verladungsfriſt abgelaufen war. Nach ihrem Ablauf konnte aber, 
da bei Abladungsgeſchäften der hier fraglichen Art die Beſtimmung der Friſt 
eine weſentliche Vertragsbedingung bildet, die Käuferin die Verladung über⸗ 
haupt nicht mehr verlangen, und die Verkäuferin brauchte einem ſolchen 
Verlangen nicht Folge zu leiſten. Das verkennt die Klägerin jetzt auch ſelbſt 
nicht mehr, ſie vertritt aber den Standpunkt, daß die Beklagte ſich mit der 
Ausführung des Abrufs der Klägerin v. 19. Oktober grundſätzlich einverſtanden 
erklärt habe. Darin kann ihr nicht beigetreten werden. Die Beklagte hatte 
hinreichend deutlich, wenn auch ohne beſonderen Hinweis auf den Ablauf 
der Verladungsfriſt, zum Ausdruck gebracht, daß ſie ſich zu einer nochmaligen 
Verladung nicht für verpflichtet halte, weil der Vertrag durch die Einladung 
der Ware in den Dampfer „President Grant“ ſeine ordnungmäßige Erle— 
digung gefunden habe. Wenn fie ſich dann ſpäter — unter gewiſſen Bedin- 
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gungen, die abjeiten der Klägerin nicht genehmigt wurden — bereit erklärte, 
die Ware doch noch zur Verſchiffung zu bringen, ſo lag darin ein Entgegen⸗ 
kommen, zu welchem ſie der Klägerin gegenüber nicht verpflichtet war und 
durch welches ſie nicht gehindert wird, im Prozeſſe auf den früher von ihr 
eingenommenen ablehnenden Standpunkt zurückzugreifen. 

Zu einer andern Beurteilung kann auch die Erwägung nicht führen, 
daß der Verkäufer, indem er die Verſendung der Ware bewirke, damit ein 
Geſchäft des Käufers beſorge, als deſſen Beauftragter er inſoweit anzuſehen 
ſei. Denn der übernommene Auftrag war nach der Natur des Cif⸗Verkaufs 
darauf beſchränkt, die gegen Seegefahr verſicherte Ware ordnungmäßig auf 
den Weg zu bringen, und dieſer Verpflichtung wurde durch den Abſchluß 
des Frachtvertrages und die Übergabe der Ware an das Schiff genügt. Dafür, 
daß das Schiff die Reiſe antrat und den Beſtimmungshafen . hatte 
die Verkäuferin nicht einzuſtehen. 

Mit Recht beruft ſich die Beklagte aber ferner darauf, daß ihr eine ſchuld⸗ 
hafte Nichterfüllung des Vertrages auch um deswillen nicht zur Laſt falle, 
weil ihr bei der durch den Krieg geſchaffenen Sachlage eine Verſchiffung der 
Ware nach Rotterdam oder einem andern neutralen Hafen, wie ſie von der 
Klägerin im Briefe v. 19. Oktober verlangt wurde, nicht zuzumuten geweſen 
ſei. Zutreffend hat in dieſer Beziehung der Vorderrichter erwogen, daß eine 
Verſchiffung von Kupfer nach jenen Häfen, ſoweit ſie überhaupt möglich war, 
doch nur in der Weiſe erfolgen konnte, daß die Konnoſſemente auf den Namen 
einer im neutralen Hafen anſäſſigen Firma ausgeſtellt wurden, daß es aber 
nicht Sache der Beklagten geweſen ſei, eine ſolche Firma ausfindig zu machen, 
und daß ſie in dieſer Hinſicht von der Klägerin keinerlei Anweiſung erhalten 
habe. Hinzukommt, daß Kupfer ſeit Anfang Oktober 1914 in Amerika zur 
Verladung nach Holland nur angenommen wurde, wenn die Ware an die 
holländiſche Regierung adreſſiert war, welche die dazu nötige Genehmigung 
nur erteilte, wenn für das Verbleiben der Ware in Holland Garantie ge⸗ 
leiſtet wurde. Ob es zu der in Betracht kommenden Zeit möglich geweſen 
wäre, die Ware ohne entſprechende Garantie nach andern neutralen Ländern 
zu verſchiffen, und ob eine ſolche Verſchiffung nach nordiſchen Häfen in der 
Tat ſtattgefunden hat, kann dahingeſtellt bleiben, weil feſtſteht, daß jede ſolche 
Verſchiffung ungewöhnlichen Schwierigkeiten begegnete und überdies das 
Schiff und die Ware der Gefahr einer Wegnahme durch eine der feindlichen 
Mächte ausſetzte. Bei ſolcher durch den Krieg veränderten Sachlage iſt aber 
eine Verpflichtung der Beklagten, die Ware von neuem zur Verſchiffung zu 
bringen, auch bei weiteſtgehender Auslegung der von ihr übernommenen 
Verſendungspflicht nicht anzuerkennen. 

Ob die Klägerin, nachdem die Ware aus dem Schiffe wieder gelöſcht 
war, deren Auslieferung in Neuyork hätte fordern können, kann dahingeſtellt 
bleiben, weil ein ſolches Verlangen von ihr nicht geſtellt worden iſt. 
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Die Klage auf Erſatz eines Nichterfüllungsſchadens iſt aus den angeführten 
Gründen mit Recht abgewieſen worden. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Dez. 1916. A. (Kl.) w. 
E. u. Gen. Bf. III. 205. 278/16. B. 


174. Eine verſpätete Kündigung kann für den nächſtfolgenden Kün- 
digungstermin wirkſam werden. 


BGB. 9 564. 


Der klagende Verwalter des Nachlaſſes des im Frühjahr 1915 verſtorbenen 
S. kündigte durch Schreiben v. 30. Dez. 1915 den zwiſchen S. und den Be⸗ 
klagten beſtehenden Mietvertrag auf den 1. April 1916. Die Beklagten wieſen 
die Kündigung zurück mit der unſtreitig zutreffenden Begründung, daß halb⸗ 
jährliche Kündigungsfriſt beſtehe und die Bekanntmachung des Bundesrats 
v. 7. Okt. 1915, auf welche Kläger ſich berief, keine Anwendung finde. Die 
Parteien ſtritten nur darüber, ob in dieſer für den 1. April unwirkſamen 
Kündigung eine eventuelle Kündigung auf den nächſten zuläſſigen Termin, 
den 1. Okt. 1916, liege. Der Kläger bejahte dies und verlangte deshalb mit 
der Klage Feſtſtellung, daß der Mietvertrag mit Ablauf des 30. Sept. 1916 
beendigt geweſen ſei. Dem Klagantrage wurde vom Landgericht entſprochen; 
die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Den Ausführungen des Landgerichts kann in rechtlicher und tatſächlicher 
Hinſicht nur zugeſtimmt werden. Mit Recht jagt Staudinger § 564 BGB. 
Bem. IIc unter Berufung auf die in der Literatur herrſchende Meinung, 
daß die Frage, ob eine verſpätete Kündigung wenigſtens auf den nächſten 
zuläſſigen Termin zu beziehen ſei, oder ob es einer neuerlichen Kündigung 
bedürfe, von den Umſtänden des Einzelfalles abhängt. Wollte der Kündigende 
auf alle Fälle das Vertragsverhältnis löſen und iſt dieſer Wille dem andern 
Vertragsteil auch genügend erkennbar geworden, ſo iſt die Kündigung ohne 
weiteres für den nächſten zuläſſigen Termin wirkſam. Daß Kläger den Miet⸗ 
vertrag auf alle Fälle löſen wollte, ergab ſich aber unverkennbar nicht nur 
aus dem in dem Tode des Mieters liegenden Grunde der Kündigung, ſondern 
auch daraus, daß er die Beklagten bat und ermächtigte, die Räume ſobald als 
möglich anderweitig zu vermieten. Da er dieſe Bitte nie zurückgenommen 
hat, ſo hat er den Beklagten fortdauernd das Recht eingeräumt, die Miet⸗ 
räume zu vermieten, und damit unverkennbar zum Ausdruck gebracht, daß 
ihm ſelbſt an den Mieträumen nichts mehr läge.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. April 1917. G. w. L. u. 

Gen. Bf. III. 414/16. Nö. 


\ 
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175. Schadensberechnung bei einem Werkvertrage, deſſen Aus führung 
der Beſteller verhinderte. 
Vgl. 12 Nr. 24. 
BGB. 58 642. 645. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten im Februar 1913 einen Auftrag 
auf Lieferung von 500000 Etiketten erhalten. Sie fertigte die erforderlichen 
Entwürfe und Probedrucke an und überſandte ſie der Beklagten zur Ge⸗ 
nehmigung. Beklagte äußerte ſich nicht. Klägerin ſetzte am 12. Februar 
1914 gemäß $ 643 BGB. eine Friſt von 1 Woche, die fruchtlos verſtrich. Sie 
klagte auf Erſatz des Schadens, den fie auf 650 & berechnete. Die Beklagte 
vertrat den Standpunkt, daß die Klägerin, da ſie den Vertrag gekündigt habe, 
ihren Schaden nur nach $$ 643. 645 BGB. und nicht außerdem nach $ 642 
BGB. berechnen könne, und daß ſich hiernach nur ein Schaden von 30,05 M 
ergebe. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Zahlung von 350 &, 
worauf dieſe 20020 zahlte und im übrigen Berufung einlegte. Das Ber.- 
Gericht ſprach der Klägerin weitere 200 & zu und wies die Klage im übrigen 
ab. Aus den Gründen: 

„Der § 642 BGM. ſpricht dem Unternehmer, wenn der Beſteller durch 
Unterlaſſung einer ihm obliegenden Handlung in Annahmeverzug gerät, 
eine angemeſſene Entſchädigung zu, berechnet nach der Dauer des Verzuges 
und der Höhe der Vergütung, unter Abzug der erſparten Aufwendungen und 
deſſen, was er durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskräfte erwerben 
konnte. Der § 643 BGB. gibt dem Unternehmer für dieſen Fall ein Kün⸗ 
digungsrecht und 9 645 gibt ihm ſolchenfalls einen Vergütungsanſpruch für 
die geleiftete Arbeit und Anſpruch auf Erfah der in der Vergütung nicht ent- 
haltenen Auslagen. 

Die Meinung des Landgerichts, daß die Geltendmachung eines Anſpruchs 
aus 8 645 BGB. den Anſpruch aus $ 642 ausſchließe, iſt nicht zutreffend. 
Der Wortlaut der beiden Geſetzesbeſtimmungen gibt für ſolche Annahme 
keine Unterlage. Ihr Inhalt ſpricht dagegen. § 642 gibt einen Erſatzanſpruch 
wegen Verzögerung der Annahme. Er ſetzt alſo das Beſtehen des Vertrages 
voraus. Daraus ergibt ſich aber nur, daß nach der Kündigung ein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen Verzögerung für die Zeit nach der erfolgten Kündigung 
nicht mehr erwachſen kann. Weshalb aber durch die Kündigung ein vorher 
bereits erwachſener Erſatzanſpruch wieder in Wegfall kommen ſoll, iſt nicht 
einzuſehen. Sogut wie ein Unternehmer, wenn es im Fall des § 642 BGB. 
nicht zur Kündigung, ſondern zur Herſtellung des Werkes kommt, den An⸗ 
ſpruch auf die vertragmäßige oder angemeſſene Vergütung, neben dem Erſatz⸗ 
anſpruch wegen der Verzögerung hat, ſo hat er, wenn er nur einen Teil des 
Werkes herſtellt, einen Anſpruch auf Erſatz von Vergütung und Auslagen für 
den tatſächlich hergeſtellten Teil des Werkes. Nur letzteres wird in § 645 be- 
ſtimmt, der demnach die Vorſchrift des $ 642 überall nicht berührt. Es kann 
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ſich daher nur fragen, wie der Schaden nach § 642 und nach $ 645 zu be⸗ 
rechnen iſt. 

Den erſteren Schaden hat der Sachverſtändige auf 100 & geſchätzt. 
Derſelbe iſt bezahlt. Des weiteren hat die Beklagte als Erſatz für Auslagen 
noch weitere 25,20 & zugebilligt und in Höhe dieſes Betrages keine Berufung 
eingelegt. Mit Unrecht will die Klägerin weiter die Proviſion des Agenten 
einſetzen. Es iſt zunächſt nicht einzuſehen, weshalb der Agent eine Proviſion 
ſollte beanſpruchen können, nachdem das Geſchäft aus Gründen in der Perſon 
der Beklagten nicht zur Ausführung gekommen iſt. Des weiteren iſt aber 
die Proviſion keine Auslage auf die geleiſtete Arbeit, ſondern gehört zu den 
allgemeinen, den Verdienſt der Klägerin mindernden Unkoſten, die ſich aus 
der Art ihres Geſchäftsbetriebes ergeben, aber mit der Arbeit ſelbſt nur in 
indirektem Zuſammenhange ſtehen. Wollte man der Klägerin folgen, jo würde 
das dazu führen, daß je geringer der Verdienſt der Klägerin wegen der Höhe 
der Proviſion iſt, deſto höher ihr Erſatzanſpruch fein würde., Derſelbe könnte 
den Anſpruch auf Vergütung für die ganze geleiſtete Arbeit überſteigen, ein 
Ergebnis, das im Geſetz nicht gewollt ſein kann. 

Was die Vergütung wegen Verzuges aus $ 642 BGB. anlangt, ſo iſt 
eine angemeſſene Vergütung zu gewähren. Sie kann nicht genau feſtgeſtellt 
werden, ſondern iſt zu ſchätzen. In ſeinem Gutachten hat der Sachverſtändige 
dies bereits getan und das Gericht hat kein Bedenken, das Urteil desſelben 
ugrunde zu legen. Darnach kommen der Klägerin außer den erledigten 

„20 K noch 200 M zu. 

Fragen konnte es ſich, ob nach der Beſtimmung von $ 651 BGB. die 
Vorſchriften über den Kauf anzuwenden ſind. Die Frage iſt aber zu verneinen. 
Allerdings hat die Klägerin die zur Herſtellung des Werkes nötigen Anſchaf⸗ 
fungen gemacht, aber das Weſentliche war die Leiſtung der Arbeit, die Her⸗ 
ſtellung des Werkes. Die Beſchaffung der hierfür notwendigen Materialien, 
wie Farben, Lack und Papier, tritt dagegen zurück. Die Frage kann aber 
auf ſich beruhen, denn auch unter Anwendung der Vorſchriften über den Kauf 
würde man nach den Grundſätzen über Schadenerſatz wegen Verzuges hier 
zu dem gleichen Reſultat gelangen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. März 1917. Sch. (Kl.) 
w. Gl. Werke. Bf. III. 18/16. B. 


176. Sum $ 94 Abſ. 2 Gef. über den Verſicherungs vertrag 
v. 30. Mai 1908. 
Verſ VG. $ 94 Abſ. 2. 
Die Klägerin war mit ihren Fabrikgebäuden, Maſchinen und Waren bei 
den beiden verklagten Verſich.⸗Geſellſchaften je zur Hälfte gegen Feuersgefahr 
verſichert. Am 7. Februar 1914 brannte die Fabrik ab. Der Gebäude⸗ und 
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Maſchinenſchaden iſt reguliert. Die Waren waren bis zum Höchſtbetrage von 
110000 4 verſichert. Die Klägerin behauptete, es ſeien Waren im Wert 
von etwa 153000 verbrannt, fie habe ihre Schadensberechnung am 30. März 
1914 eingereicht, von den Beklagten ſei planmäßig die Ermittelung des Scha⸗ 
dens verzögert worden. Sie verlangte mit der im Juli 1914 erhobenen Klage 
Auszahlung des Betrages, den die Beklagten nach Lage der Sache mindeſtens 
zu zahlen hätten. Sie berechnete den Mindeſtbetrag der Entſchädigung für 
die verbrannten Waren auf 90000 &, klagte aber hiervon nur den Betrag 
von 60000. ein. — Nach Erhebung der Klage zahlten die Beklagten je 
10000 &, beantragten im übrigen aber Abweiſung der Klage. — Die Be⸗ 
klagten wurden eine jede zur Zahlung weiterer 20000 & nebſt Zinſen ver⸗ 
urteilt. Ihre Berufung wie Reviſion wurden zurückgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die Reviſion wendet fich, die Übereinſtimmung der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Beklagten mit der Geſetzesvorſchrift anerkennend, 
in erſter Reihe gegen die dem § 94 Abſ. 2 VerſVertrG. vom Ber.⸗Gericht 
gegebene Auslegung. Sie erachtet es nicht für zutreffend, daß der Verſicherung⸗ 
nehmer ſchon, wenn bis zum Ablauf eines Monats nach der Anzeige des Ver⸗ 
ſicherungsfalls der Schaden ohne ſein Verſchulden noch nicht vollſtändig feſt⸗ 
geſtellt iſt, Zahlung der nach Lage der Sache mindeſtens zu gewährenden 
Entſchädigung ſolle verlangen können. „Vorausſetzung für die Anwendung 
der Geſetzesvorſchrift ſei nach ihrem Zweck und Wortlaut, daß die Beteiligten 
bis zu einer gewiſſen Summe einig ſeien und nur noch über eine Mehrfor- 
derung Streit herrſche. In einem ſolchen Fall wolle das Geſetz verhindern, 
daß der Verſicherer durch Zurückbehaltung der bereits feſtgeſtellten Entſchädi⸗ 
gung einen Druck auf den Verſicherungnehmer ausübe, ihn durch Vorent⸗ 
haltung der feſtgeſtellten Entſchädigung zur Nachgiebigkeit zwinge. Das Geſetz 
ſpreche von dem noch nicht vollſtändig feſtgeſtellten Schaden, ſolange über⸗ 
haupt noch nichts feſtgeſtellt ſei, könne daher auch nichts verlangt werden. 
Werde nach § 94 dem Verſicherungnehmer ein Anſpruch auf mehr als den 
unſtreitigen Schadensbetrag zugebilligt, ſo könne der Verſicherer damit zur 
Zahlung eines die Entſchädigungsſumme nach ihrer endgültigen Feſtſtellung 
üiberfteigenden Betrages verpflichtet und mangels eines geſicherten Rückfor⸗ 
derungsrechts geſchädigt werden. 

Dieſen Ausführungen iſt nicht zu folgen. In der Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs iſt zu § 94 ausgeſprochen, daß ſich die Lage des Verſicherungnehmers 
dadurch, daß die Entſchädigungsſumme, wie es in der Natur der Sache liege, 
in der Regel nicht gezahlt werde bevor der Umfang des Schadens feſtgeſtellt 
ſei, ungünſtig geſtalten könne. Es bedürfe deshalb eines Ausgleichs. Dieſer 
wird im Abſ. 1 durch die Anordnung der Verzinſung der Entſchädigungsſumme 
nach dem Ablauf eines Monats ſeit der Anzeige des Verſicherungsfalls gewährt. 

Zum Ausgleich des Nachteils, der ſich aber weiter für den Verſicherung⸗ 
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nehmer daraus ergibt, daß er bei Jangwierigen Schadensermittelungen, wie 
ſie die Feſtſtellung der Entſchädigungsſumme gerade bei großen Brandſchäden 
erfordert, bis zur endgültigen Feſtſetzung des Schadensbetrages von der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft keine Zahlung erhält, dient die Beſtimmung in Abſ. 2. 
Sie ermächtigt den Verſicherungnehmer, wenn der Schaden bis zum Ablauf 
eines Monats ſeit der Anzeige des Verſicherungsfalls noch nicht vollſtändig 
feſtgeſtellt iſt, doch die Zahlung des Betrages zu fordern, der nach Lage der 
Sache mindeſtens zu zahlen iſt. Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Verzinſung und zur Zahlung hat das Geſetz für den Fall für geboten erachtet, 
daß ſich infolge des Verſchuldens des Verſicherungnehmers die Feſtſtellung 
des Schadens verzögert. Das ſpricht Abſ. 3 aus. 

Nach der Begründung iſt ſomit die Beſtimmung des $ 94 zur Wahrung 
der Intereſſen des Verſicherungnehmers getroffen. Dieſen wird die Be⸗ 
ſtimmung aber nicht in dem vom Geſetzgeber gewollten Umfange gerecht, 
wenn ihr die von der Reviſion vertretene Deutung gegeben wird. Wenn nach 
Abſ. 2 Zahlung nur in Höhe des Betrages der Verſicherungsſumme gefordert 
werden könnte, den auch der Verſicherer als Mindeſtbetrag der Entſchädigung 
anerkennt, dann hätte es, wie das Ber.⸗Gericht zutreffend ausführt, der Ver⸗ 
ſicherer in der Hand, durch Beſtreiten jeden nennenswerten Schadens eine 
Zahlung vor der endgültigen Schadensfeſtſetzung zu verhindern. Die Abſicht 
des Geſetzes, dem Verſicherungnehmer ſchon vor dieſem Zeitpunkte einen Teil 
der Entſchädigungsſumme zur Verfügung zu ſtellen, würde damit leicht zu 
vereiteln ſein. Beſtreiten kann der Verſicherer auch den Schadensbetrag, 
welchen der von ihm ernannte Sachverſtändige begutachtet hat. Es trifft alſo 
nicht zu, daß, wie die Reviſion meint, ein Beſtreiten in dem angegebenen 
Sinne nicht möglich ſei. 

— — — Im Intereſſe des Verſicherten liegt es, jo ſchnell und jo weit als 
möglich wegen des erlittenen Schadens entſchädigt zu werden. Der Wortlaut 
der Geſetzesbeſtimmung ſteht der aus ihrer Begründung entnommenen Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers, dieſes Intereſſe des Verſicherungnehmers zu wahren, 
nicht entgegen. Der Schaden wird erſt mit der endgültigen Feſtſetzung der 
Entſchädigungsſumme „vollſtändig feſtgeſtellt“. Solange dieſe Feſtſetzung 
noch nicht erfolgt ift, findet daher § 94 Abſ. 2 auch nach dem Wortlaut des 
Geſetzes Anwendung. Rechtliche Vorausſetzung für die Zuerkennung des 
Mindeſtbetrages, über den die Parteien nicht einig ſind, iſt dann allerdings 
weiter, daß die Entſchädigungspflicht des Verſicherers an ſich feſtſteht. Wird 
dieſe beſtritten und wird, wie das im vorliegenden Fall geſchehen iſt, Verwir⸗ 
kung des Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme eingewendet, ſo ſteht ein 
ſolches Vorbringen des Verſicherers wie der Forderung der Verſicherungs⸗ 
ſumme überhaupt, fo auch der Teilforderung aus $ 94 Abſ. 2 entgegen. Es 
muß deshalb über dieſe Einwendungen in dem Rechtsſtreit, in welchem der 
Verſicherte Zahlung des Mindeſtbetrages fordert, mitentſchieden werden. 
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Ebenſo iſt der Verſicherer mit ſeinen Einwendungen gegen die Höhe des ge⸗ 
forderten Teilbetrages zu hören und dieſer iſt nur in einer Summe feſtzu⸗ 
ſetzen, von der als ſicher anzunehmen iſt, daß ſie die demnächſt endgültig zu 
bewilligende Entſchädigungsſumme nicht überſteigt. Bei ſolcher Anwendung 
des Geſetzes haben die Verſich.⸗Geſellſchaften nicht zu befürchten, daß ihnen 
aus der Verurteilung zur Zahlung eines ſtreitigen Mindeſtbetrages Schaden 
erwächſt. Über den Anſpruch des Verſicherungnehmers aus $ 94 Abſ. 2 iſt 
mangels einer andern geſetzlichen ch, im ordentlichen Prozeßverfahren 
zu verhandeln und zu entſcheiden. 

Das Ber.⸗Gericht iſt dem Vorſtehenden entſprechend verfahren. Es 
hat den auf argliſtige Täuſchung und auf die Verletzung der Auskunftspflicht 
bei der Schadensermittelung geſtützten Verwirkungseinwand der Beklagten 
für unbegründet erachtet. — — — . 

Die Feſtſtellung des Mindeſtbetrags des Schadens iſt auf ihre Richtig⸗ 
keit in der Rev.⸗Inſtanz nicht nachzuprüfen.— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 26. Januar 1917. WPr. F. Soz. 

u. Gen. (Bkl.) w. P. (OL G. Hamm). VII. 348/16. Auch RGEntſch. 

89 Nr. 80 S. 351. 


177. Der $ 903 RADerf®. bezieht ſich nicht auf Unfälle ſelbſtverſicherter 
Unternehmer. 
NLerid. $ 908. 

Der Beklagte betreibt eine kleine Landwirtſchaft und iſt als ſelbſtändiger 
Ackerer gemäß § 925 RVerſO. nach der Satzung der klagenden landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgenoſſenſchaft bei dieſer verſichert. Am 8. Auguſt 1913 ließ er 
durch die Dreſchmaſchine des Landwirts A. ſeinen Raps ausdreſchen und half 
mit bei der Arbeit, dabei geriet er mit dem Arme in die Einlegeöffnung der 
vom Sohne des Beſitzers geleiteten Maſchine. Die Klägerin hat ihm gemäß 
der RVerſO. Entſchädigung gewährt und gewährt ſie ihm weiter. Sie behauptet, 
der Beklagte habe ſeinen Unfall durch Außerachtlaſſung derjenigen Sorgfalt 
verſchuldet, zu der er durch ſeinen Beruf und ſein Gewerbe verpflichtet ſei, 
er hafte ihr daher nach $ 1042 i. V. m. 8 903 RVerſ O. für alle ihre Aufwen⸗ 
dungen und hat deren Erſatz mit der Klage gefordert. Mit dieſer vom Land⸗ 
gericht abgewieſen, hat ſie in der Ber.⸗Inſtanz in erſter Linie beantragt, feſt⸗ 
zuſtellen, daß ſie berechtigt ſei, gegenüber den Entſchädigungsanſprüchen des 
Beklagten mit ihren Erſatzanſprüchen aus § 903 RVerſO. aufzurechnen, und 
in zweiter Linie den Antrag geſtellt, nach dem Klagantrag zu erkennen. Die 
Berufung iſt zurückgewieſen worden, die Reviſion kann keinen Erfolg haben. 

§ 903 MVerſO. gibt der Berufsgenoſſenſchaft einen Erſatzanſpruch nur 
gegen Unternehmer und ihnen nach $ 899 Gleichgeſtellte. Das Ber.⸗Gericht 
hat in Übereinſtimmung mit dem Landgericht dieſe Vorſchrift auf Unfälle, 
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die ein ſelbſtverſicherter Unternehmer durch eigene Fahrläſſigkeit erleidet, 
nicht für anwendbar erachtet. Dieſe Anſicht iſt zutreffend. 

Zur Begründung ſeiner Anſicht hat das Ber.⸗Gericht folgendes ausgeführt. 
Nach §8 556. 557 RVerſO. habe der Verletzte keinen Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung, wenn er den Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder wenn er ihn ſich bei 
der Begehung eines Verbrechens oder eines vorſätzlichen Vergehens zugezogen 
habe; unter dem „Verletzten“ ſei der verſicherte und verletzte Arbeitnehmer, 
Unternehmer und Betriebsbeamte zu verſtehen. Die eigene, noch ſo große 
Fahrläſſigkeit ſolle alſo nicht bloß dem Arbeiter und Betriebsbeamten ſondern 
auch dem Unternehmer nicht entgegengehalten werden können. Daran habe 
auch die Beſtimmung im d 903 nichts geändert. Wenn dort eine Haftung des 
Unternehmers oder der ihm nach $ 899 gleichgeſtellten Bevollmächtigten und 
Repräſentanten, Betriebs- und Arbeiteraufſeher gegenüber der Genoſſenſchaft 
ausgeſprochen werde, falls ſie den Unfall fahrläſſig unter Außerachtlaſſung 
derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt haben, zu der ſie vermöge ihres 
Amtes, Berufs oder Erwerbes beſonders derpflichtet ſeien, ſo könne dieſe 
Beſtimmung nur dahin ausgelegt werden, daß die Haftung eintreten ſolle, 
wenn Aufſichtsperſonen und leitende Perſönlichkeiten, d. h. ſolche, welche wegen 
ihrer Stellung zur Anwendung beſonderer Aufmerkſamkeit verpflichtet ſeien, 
fahrläſſigerweiſe die ihnen obliegende Aufmerkſamkeit den ihrer Auſſicht 
anvertrauten Perſonen oder ſonſtigen Dritten gegenüber außer acht laſſen. 
Dafür ſpreche ſchon der Umſtand, daß die gleiche Haftung der Arbeiter nicht 
ausgeſprochen werde, daß man ſich vielmehr darauf beſchränkt habe, ſolche 
den Unternehmern und deren Beamten aufzuerlegen, die in erſter Linie den 
Betrieb und die darin beſchäftigten Arbeiter zu beaufſichtigen haben; weiter 
aber auch die allgemeine rechtliche Erwägung, daß eine Verpflichtung zur 
Anwendung von Aufmerkſamkeit nur Dritten gegenüber beſtehe. Wollte man 
der Auffaſſung der Klägerin beitreten, ſo würde das dazu führen, daß in vielen 
Fällen der Verletzte leer ausginge und der Zweck des Geſetzes, den ſozial 
ſchwächeren Teil der Bevölkerung ohne Rückſicht auf eigenes Verſchulden 
vor den Folgen etwaiger Unfälle ſicherzuſtellen, vereitelt würde. Wenn ferner 
der Unternehmer und die ihm nach $ 899 Gleichgeſtellten der Genoſſenſchaft 
im Falle des § 903 für ihre Aufwendungen auch ohne ſtrafgerichtliche Feſt⸗ 
ſtellung haften, ſo müſſe doch unter ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten geprüft 
werden, ob er ſtrafgerichtlich zur Verantwortung hätte gezogen werden können, 
d. h. es müſſe zum mindeſten ein Tatbeſtand feſtgeſtellt werden, der die Vor⸗ 
ausſetzungen ſtrafgerichtlicher Verurteilung erfüllen könne. Daran fehle es 
im vorliegenden Falle, weil die fahrläſſige Selbſtverletzung nie die Grundlage 
einer ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit bilden könne, möchte auch die Schuld 
des Verletzten einwandfrei feſtſtehen. 

Dieſen Ausführungen iſt durchweg beizutreten. Sie ſtimmen mit denen 
überein, die den zu § 136 Gewu VG. (im weſentlichen gleichlautend mit 
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§ 903 NBerfd.) ergangenen Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamts 
zugrunde liegen, wonach der Berufsgenoſſenſchaft gegen ſelbſtverſicherte 
Unternehmer, die einen entſchädigungspflichtigen Unfall erlitten haben, ein 
Erſatzanſpruch nicht zuſteht, mit dem ſie gegen den Entſchädigungsanſpruch 
aufrechnen könnte. (Amtl. Nachr. des RVerſ Amts 1915, 511 Nr. 2121; Handb. 
der Unf.⸗Verſ. 1, 628 unter 8.) Die Ausführung des Ber.⸗Gerichts, daß es zur 
Anwendung des § 903 eines — im vorliegenden Falle fehlenden — Tat⸗ 
beſtandes bedürfe, der eine ſtrafgerichtliche Verurteilung rechtſertigen würde, 
ſteht im Einklang mit dem Urteil des erkennenden Senats v. 12. Okt. 1908, 
in RGeEntſch. 69, 340 ff. 

Was die Reviſion gegen die Ausführungen des Ber.⸗Gerichts geltend 
macht, beruht im weſentlichen auf dem Geſichtspunkt, daß die Unternehmer 
gleichmäßig zu behandeln ſeien; das widerſpricht aber gerade dem Geſetze, 
das die kleinen Unternehmer den Arbeitern gleichſtellt, indem es die Ver⸗ 
ſicherungspflicht auf ſie erſtreckt, weil fie zum großen Teile wirtſchaftlich nicht 
beſſer ſtehen als die Arbeiter und auf ihre perſönliche Arbeitsfähigkeit an⸗ 
gewieſen find. Wenn das Geſetz will, daß die Heinen Unternehmer, die einen 
Betriebsunfall erleiden, von der Berufsgenoſſenſchaft ebenſo entſchädigt 
werden wie Arbeiter, ſo kann es nicht ſein Wille ſein, daß ihnen auf einem 
Umwege das wieder genommen wird, was ihnen die ſoziale Fürſorge zuwendet. 
Ohne Grund beruft ſich die Reviſion für ihre abweichende Anſicht auf $ 955 
in Verb. m. § 622 RVerſO., wo allerdings eine Aufrechnung von Unfall⸗ 
entſchädigungen gegen Regreßanſprüche vorgeſehen iſt; denn das würde nur 
dann für jene Anſicht ſprechen, wenn lediglich unter den vorliegenden Ver⸗ 
hältniſſen eine Aufrechnung, wie ſie $ 622 vorſieht, denkbar wäre, was indeſſen 
nicht der Fall iſt. 

Iſt daher die Beſtimmung im § 903 gegen den ſelbſtverſicherten Unter- 
nehmer, der einen entſchädigungspflichtigen Unfall erlitten hat, nicht an⸗ 
wendbar, 

jo auch die Komm. zur RVerſO. von Stier⸗Somlo zu $ 903 Anm. 4 Ac S. 661 und zu 
$ 1042 Anm. 1 S. 837; von Honow 3. Buch zu $ 903 Anm. 17 S. 575; von Dan- 

nenberg 3 5 903 Anm. 5; ſowie Piloty Unf VerſGeſ. v. 30. Juni 1900 zu $ 136 Anm. 3, 
ſo ſteht der Berufsgenoſſenſchaft auch kein Anſpruch aus § 903 gegen ihn zu, 
mit dem ſie gegen feinen Entſchädigungsanſpruch aufrechnen könnte. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Januar 1917. Rhein. landw. 

UBGen. (Kl.) w. H. (OLG. Köln) VI. 364/16. Auch RGeéEntſch. 89 

Nr. 74 S. 330. Ä 
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178. Umfang der Aufſichtspflicht des Pferdehalters und der von 
Fußgängern zu übenden Dorfidht. 
Vgl. 62 Nr. 136; 66 Nr. 138, 235. 
BGB. 55 833 Satz 2, 254. 

Die Beklagte beſorgt für die Poſtverwaltung in Eſſen das geſamte Poſt⸗ 
fuhrweſen mit einem Beſtand von mehreren tauſend Pferden. Am 24. Auguſt 
1913 wurde der Kläger von einem ihrer Pferde, das der Poſtillion Pl. aus 
der Toreinfahrt vor dem Hauptpoſtamte quer über den Bürgerſteig führte, 
geſchlagen und verletzt. Seine Schadenerſatzklage wurde vom Landgericht 
abgewieſen, indem es annahm, daß die Beklagte alle mit der Pferdewartung 
betrauten Leute ſowie die Pferde ſelber mit verkehrserforderlicher Sorgfalt 
habe beaufſichtigen laſſen. Das Ber.⸗Gericht dagegen nahm an, der Unfall 
ſei durch die Reizbarkeit und Schreckhaftigkeit des Pferdes verurſacht worden, 
wofür die Beklagte verantwortlich ſei. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: - 

„— — — Mit Recht erklärt die Reviſion zu den Ausführungen des Ber.- 
Gerichts die Beſtimmungen der 88 833. 276 BGB. und des § 286 ZPO. für 
verletzt. f 

So iſt zunächſt die Rüge begründet: zu Unrecht ſei jede Schuld des Klägers 
verneint; denn er habe ſich grundlos in den Bereich fremder Pferde begeben 
und auf eigene Gefahr trotz Warnung unternommen, zwiſchen den Pferden 
hindurchzugehen. Wie feſtſteht, iſt der Kläger auf dem Bürgerſteige weiter⸗ 
gegangen, als zwiſchen dem Schwanze des aus der Toreinfahrt bereits heraus⸗ 
geführten Pferdes und dem Kopfe des folgenden Pferdes rund 2 m Zwiſchen⸗ 
raum waren. Er ſuchte alſo zwiſchen fremden Pferden hindurchzugehen, 
ohne auch nur den kurzen Augenblick zu warten, bis beide Pferde völlig weg⸗ 
geführt waren. Damit hat er ſich willkürlich in den offenſichtlichen Gefahren⸗ 
bereich dieſer Pferde begeben, gleichviel ob er, wie das Ber.⸗Gericht meint, 
nicht damit habe zu „rechnen“ brauchen, daß das erſte Pferd ausſchlagen 
könne. Durch dieſes Vorgehen hat er aber die einem Fußgänger gebotene 
Verkehrsſorgfalt verletzt, die er gegenüber dem Fuhrverkehr in einer Groß⸗ 
ſtadt aufzuwenden hatte; denn im Fußgänger⸗ und Fuhrverkehr beſteht nach 
§ 276 BGB. das Rechtsgebot, daß aufeinander Rückſicht genommen werden 
muß (Urt. des RG. v. 12. Januar 1914, VI. 496/12 in JW. 1914, 353°). 
Hiernach weiſt der ganze Hergang des Unfalls zunächſt ohne weiteres auf ein 
fahrläſſiges Verhalten des Klägers hin. Den aus der feſtgeſtellten allgemeinen 
Sachlage ſich ergebenden berechtigten Vorwurf der Fahrläſſigkeit könnte der 
Kläger allerdings dadurch beſeitigen, daß er beſondere Umſtände darlegt, 
die ſein dichtes Herangehen an die vorbeigeführten Pferde mehr oder weniger 
entſchuldigen. Ob ſolche entlaſtende Umſtände dem Kläger zur Seite ſtehen, 
was bisher tatſächlich nicht aufgeklärt iſt, muß der erneuten Sachverhandlung 
überlaſſen bleiben. 
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Die weiteren Rügen der Reviſion richten ſich gegen die Ausführungen 
über die Schadenshaftung der Beklagten aus 88 833. 823 BGB. 

Nicht beanſtandet wird der rechtliche Ausgangspunkt, daß die Beklagte 
als Pferdehalterin für den Schaden des Klägers verantwortlich iſt, wenn ſie 
nicht nach § 833 Satz 2 BGB. beweiſt, daß ſie bei der Beaufſichtigung des 
Pferdes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde; auch muß ſie 
für den Schaden nach $ 823 BGB. aufkommen, wenn fie jene Sorgfalt in 
einer ſonſtigen für den Schaden urſächlichen Weiſe vernachläſſigt hat. 

Was aber den Unfall tatſächlich betrifft, ſo iſt das Ber.⸗Gericht der Feſt⸗ 
ſtellung des Landgerichts nicht entgegengetreten, daß der Poſtillion Pl., ein 
tüchtiger und zuverläſſiger Kutſcher, ſich dabei nichts habe zu ſchulden kommen 
laſſen; er habe das Pferd kurz am Zügel und ruhigen Schritts aus der Tor⸗ 
einfahrt herausgeführt. — — — Hinſichtlich des Hergangs des Unfalls ſelber 
wird auch der Beklagten keine Außerachtlaſſung der verkehrserforderlichen 

„Sorgfalt zur Laſt gelegt. Dieſe Annahme erſcheint nach der jetzigen Sachlage 
i. S. des § 833 Satz 2 BGB. frei von Rechtsirrtum. Die Reviſion wendet 
ſich aber gegen die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts, es hätte die Beklagte das 
fragliche Pferd, das nach der Ausſage des Pl. zwar empfindlich geweſen ſei, 
aber niemals geſchlagen, geſcheut und ſich bösartig gezeigt habe, kurzerhand 
aus dem Dienſte ziehen müſſen. Sie rügt dazu: dieſe Anforderung überſpanne 
die geſetzlich gebotene Sorgfalt, ſie ſei auch undurchführbar; höchſtens ſei zu 
verlangen, daß eine gewiſſe Vorſicht beobachtet werde, was auch, wie feſt⸗ 
geſtellt, geſchehen ſei. Dieſe Rüge iſt beachtlich. 

Der Großſtadtverkehr, der weitgehende tieriſche Zugkraft verwenden 
muß, würde unerträglich gefeſſelt und unterbunden, wenn man nur ſolche 
Pferde für verwendbar erklären wollte, die erprobterweiſe völlig fromm und 
fehlerfrei ſind. Das würde hier zutreffen, wollte man ein Pferd, das kein 
Schläger iſt und ohne Scheuklappen gefahren werden kann, ſchon deshalb 
gänzlich ausſchließen, weil es einigermaßen reizbar und ſchreckhaft iſt und 
ſeine „Nücken“ hat. Es kommt hier doch weſentlich auf den Grad der Schreck⸗ 
haftigkeit an, um daraufhin das Pferd für derart verkehrsgefährlich zu erklären, 
daß es in keiner Weiſe, auch nicht einmal mit allen Vorſichtsmaßregeln, im 
Straßenverkehr verwendet werden dürfe. In dieſer Hinſicht fehlen aber 
ausreichende tatſächliche Feſtſtellungen. Daraus allein, daß das Pferd dem 
dicht hinter ihm herangekommenen Kläger einen Hufſchlag verſetzt hat, würde 
auf ſeine gänzliche Unbrauchbarkeit für den Poſtfuhrverkehr noch nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden können. Die Anforderung an die Sorgfalt, mit der ein Fuhr⸗ 
unternehmer die Pferde auswählen muß, darf nicht ſo weit getrieben werden, 
daß er nur vollkommen tugendhafte Pferde einſtellen darf, denen der Fuß⸗ 
gänger ſich acht⸗ und ſorglos nähern kann. So, wie die Sachlage bislang feſt⸗ 
geſtellt iſt, kann der Beklagten nicht vorgeworfen werden, ſie hätte der Ver⸗ 
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wendung des Pferdes im Fuhrverkehr durch ſtreng beaufſichtigte Einrichtungen 
vorbeugen müſſen. | 
Sodann hält die Reviſion die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts für rechtsirrig, 
es hätten die Inhaber der verklagten Firma ſich ſelbſt davon überzeugen müſſen, 
daß die Maßregeln, nach denen Untugenden der Pferde zu melden ſind, immer 
durchgeführt wurden. Sie führt hierzu aus: Die Beklagte habe die ſelbſtändige 
Aufſicht und Leitung des Pferdeweſens dem Oberſtallmeiſter T. übertragen, 
für deſſen Zuverläſſigkeit Beweis erboten ſei; es ſei auch kein andrer Fall 
feſtgeſtellt worden, in dem eine Untugend eines Pferdes nicht zur Kenntnis 
des T. gekommen wäre. Was die Beweisaufnahme über die perſönliche Auf⸗ 
ſichtstätigkeit des T. und der Stallmeiſter ergeben habe, ſei prozeßwidrig 
übergangen worden. 

Auch dieſe Rüge iſt im weſentlichen begründet. Bei ſo umfangreichen 
Unternehmungen, wie es der Fuhrbetrieb der Beklagten iſt, darf der Unter⸗ 
nehmer (Geſchäftsherr, Tierhalter) die Ausführung gewiſſer ihm obliegenden 
Verrichtungen ſeinen Angeſtellten überlaſſen. Er hat aber dafür einzuſtehen, 
daß er die Angeſtellten mit der im Verkehr gebotenen Sorgfalt ausgewählt 
hat. Dies trifft hier auf den Oberſtallmeiſter T. zu, dem die Auflicht über 
die Pferde übertragen war und dem die Stall- und Futtermeiſter, Poſtillione 
und Kutſcher unterſtellt waren. Den Beweis für ſeine Zuverläſſigkeit hat die 
Beklagte angetreten. Hinzukommen muß aber, daß auch beſtimmte Einrich- 
tungen beſtehen, nach denen T. in ſeinem Wirkungskreiſe zu verfahren hat; 
erſt durch die Bindung an dieſe Einrichtungen wird er aus einem ſorgfältig 
Ausgewählten zu einem ſorgfältig Angeſtellten. Solche Einrichtungen zu 
treffen, iſt regelmäßig die eigene Aufgabe des Unternehmers. Es hat alſo 
die Beklagte ihren Sorgfaltsbeweis auch darauf zu erſtrecken, daß in ihrem 
Unternehmen Einrichtungen beſtehen und gehandhabt werden, nach denen 
Untugenden von Pferden, namentlich ſolche, die die Pferde für den Dienſt 
ganz oder nur beſchränkt untauglich machen, ſicher bemerkt werden und zuver⸗ 
läſſig anzuzeigen find (RGeEntſch. 78, 107; Warneyer 1913 Nr. 364). Nun 
meint das Ber.⸗Gericht, es habe „offenbar“ an einer dauernden Beobachtung 
der Pferde gefehlt, das laſſe einen Mangel in der Organiſation des Fuhrweſens 
ſowie in der Zuverläſſigkeit der Angeſtellten der Beklagten erkennen. Was 
jedoch die letztere Annahme der Unzuverläſſigkeit der Angeſtellten betrifft, 
ſo ſteht ſie keineswegs mit den übrigen Ausführungen des Ber.⸗Gerichts im 
Einklange. — — — Auch die weitere Annahme, es habe an Einrichtungen 
für eine ſorgfältige Beobachtung der Pferde gefehlt, es ſei nicht dargetan, 
daß nach dieſer Richtung „irgend etwas geſchehen“ ſei, hält der Reviſion nicht 
ſtand. Denn mit Recht wird es als Verletzung des 8 286 ZPO. gerügt, daß zu 
dieſem Punkte die erhobenen Beweiſe ungewürdigt geblieben ſeien: dar⸗ 
nach ſeien die Pferde von T. und den Stallmeiſtern ſtändig beaufſichtigt und 
vor⸗ und nachmittags in dichter und ſtets wechſelnder Aufſtellung nachgeſehen 
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worden, auch ſeien die Poſtillione angewieſen worden, alles Auffällige, jede 
Untugend der Pferde zu melden. Wenn aber anzunehmen ſein ſollte, daß 
tatſächlich in dieſer Weiſe die Pferde ſtändig beaufſichtigt worden ſind, ſo war 
die Beklagte rechtlich der Notwendigkeit enthoben, noch ihrerſeits weitere 
Vorſchriften in dieſer Hinſicht zu erlaſſen. Denn die genaue Umgrenzung des 
Geſchäftskreiſes ihrer Angeſtellten kann ſich auch aus der Natur der Sache 
ſelber und durch die Billigung ihrer ausgeübten Tätigkeit ergeben (Urt. des 
RG. v. 6. Juni 1912, VI. 60/12). Sofern aber hier für die Stallmeiſter klare 
und beſtimmte Zuſtände geſchaffen waren, die ihnen über ihre Pflichten volle 
Gewißheit gaben, kann es der Beklagten nicht als pflichtwidrige Unterlaſſung 
vorgeworfen werden, es ſei ihrerſeits zur Regelung einer ſtändigen Pferde⸗ 
aufſicht „nichts geſchehen“. Ob bei dem von der Beklagten behaupteten 
praktiſch geübten Verfahren die Reizbarkeit der fraglichen Pferde wegen be⸗ 
ſonderer Hochgradigkeit als verkehrsgefährdende Untugend mit dem Ziele 
auf fernere Unverwendbarkeit hätte zur Anzeige gebracht werden müſſen, 
iſt tatſächlich noch eine offene Frage, die in der erneuten Sachverhandlung 
gegebenenfalls zu erörtern ſein wird. Desgleichen wird zu prüfen ſein, ob 
und wieweit unter den etwa noch näher feſtzuſtellenden Umſtänden noch eine 
beſondere Mit- oder Oberaufſicht der Inhaber der verklagten Firma geboten 
und ob deren Verletzung für den Unfall urſächlich geworden war. — — — 
Die Reviſion erſcheint hiernach begründet. Die Sache war demnach in 

die Ber.⸗Inſtanz zurückzuverweiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Juli 1916. Gebr. van E. (Bkl.) 

w. C. (OLG. Hamm). IV. 118/16. 


179. Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das 
frühere gemeine Recht. 
Vgl. 70 Nr. 179 m. N. 
BGB. 3 839. 

Der Kläger und die beiden Brüder Heinrich D. und Karl D. ſchloſſen 
am 15. April 1913 vor dem Beklagten als amtierendem Notar einen Vertrag, 
wonach die Brüder D. bekennen, vom Kläger ein Darlehn erhalten zu haben, 
und zur Sicherheit für Kapital und Zinſen dem Kläger ihren Erbteil am Nach⸗ 
laß ihres im Jahre 1877 zu Lübeck verſtorbenen Vaters verpfänden. Der Nachlaß 
des Vaters D. beſtand in zwei Hypothekpoſten im Geſamtbetrage von 5000.4; 
Der Erbteil jedes der Brüder D. betrug 1000. K. Die Verpfändung des Anteils 
des Heinrich D. war nicht in das Grundbuch eingetragen worden, obwohl 
nach dem vor 1900 in Lübeck geltenden und nach Art. 213 EinfGeſ. z. BGB. 
für den Nachlaß des Vaters D. in Geltung gebliebenen gemeinen Rechts die 
Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch zur wirkſamen Beſtellung 
der Sicherheit erforderlich wäre. Am 4. Juli 1913 wurde über 5 . 

Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bb. 17. Heft 9. | 
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des Heinrich D. das Konk.⸗Verfahren eröffnet. Der Konk.⸗Verwalter zog 
den Erbanteil des Gemeinſchuldners zur Maſſe, wodurch dem Kläger ein 
Schaden erwachſen iſt, für den er den Beklagten haftbar machte. — Der Be⸗ 
klagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Parteien ſind darüber einverſtanden, daß dem Beklagten außer der 
Beurkundung des Vertrages die Beratung der Vertragsparteien über Form 
und Inhalt des Vertrages oblag. Daraus folgt, daß der Beklagte verpflichtet 
war, den Vertragſchließenden alle Behelfe und Maßnahmen zur Kenntnis 
zu bringen, welche ſie beobachten mußten, um eine rechtsverbindliche Sicher⸗ 
ſtellung des Klägers für ſeine Anſprüche gegen die Brüder D. durchzuführen. 
Darnach war die Amtspflicht des Beklagten nicht mit der Beurkundung des 
Vertrags beendet; er mußte vielmehr die Vertragſchließenden auch darüber 
unterrichten, welche weiteren Schritte erforderlich waren, um die beabſich⸗ 
tigte Sicherſtellung des Klägers zu erreichen. 

Die Brüder D. waren Miterben nach ihrem im Jahre 1877 verſtorbenen 
Vater Hans D. Gemäß Art. 213 EinfGeſ. z. BGB. blieben für die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe hinſichtlich des Nachlaſſes des verſtorbenen Hans D. die Vor⸗ 
ſchriften des in Lübeck vor 1900 geltenden gemeinen Rechts maßgebend. Nach 
dem gemeinen Recht hatte aber der Veräußerer oder Verpfänder einer Erb⸗ 
ſchaft oder eines Anteils an einem Nachlaß dem Erwerber oder Pfandgläubiger 
die zum Nachlaß gehörigen Forderungen oder Forderungsanteile zu übertragen 
oder beſonders zu verpfänden; 

vgl. Dernburg Pand. 3 5 168, 1 S. 329; const. 5 de hered. vel act. send 4, 39; 

fr. 288 de hered. vel act. vend. 18, 4. 

Es war alſo wohl die zuſammenfaſſende Verfügung des Erben über feinen 
Erbſchaftsanteil in der Geſamtheit zuläſſig; das gemeine Recht legte aber dieſer 
Verfügung im Gegenſatz zu dem Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs ($ 2033) 
keine dingliche Wirkung bei, erforderte vielmehr zur Erlangung der dinglichen 
Rechte an den Nachlaßſachen und zum Erwerbe der Forderungen die Übereig- 
nung oder Abtretung und im Verpfändungsfall die Übertragung des Pfand⸗ 
rechts an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden nach den dafür geltenden Rechts 
grundſätzen. Das verkennt auch der Beklagte nicht, denn er vertritt ſelbſt dieſen 
Standpunkt. Die für die Verpfändung einer Hyp.⸗Forderung zu beobachtende 
Form war aber unſtreitig die Eintragung der Übertragung oder Verpfändung 
in das Grundbuch. Auf die darnach erforderliche Eintragung der Verpfändung 
in das Grundbuch mußte der Beklagte die Vertragſchließenden aufmerkſam 
machen, da ihm die Belehrung über Form und Inhalt des Vertrages oblag. 
Die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, welches mangels Beobachtung der Form⸗ 
vorſchriften nicht den gewünſchten Erfolg rechtgültiger Sicherſtellung bot, 
war für die Beteiligten ohne jeden Wert. Der Beklagte hat auch die Vertrag⸗ 
ſchließenden tatſächlich über die Eintragungsfrage belehrt, aber unrichtig da— 
hin, daß die Verpfändung der Eintragung nicht bedürfe. 
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Beklagter kann nun nicht damit durchdringen, daß ihn deshalb kein Ver⸗ 
ſchulden treffe, weil er ſich erſt im Jahre 1902 als Rechtsanwalt und Notar 
in Lübeck niedergelaſſen habe, alſo zu einer Zeit, als in Lübeck das gemeine 
Recht nicht mehr in Geltung geweſen ſei, und deshalb nicht von ihm erwartet 
werden könne, daß er die entlegenen Rechtsſätze des früheren gemeinen Rechts 
immer im Kopfe und gegenwärtig habe. Dem iſt zunächſt entgegenzuhalten, 
daß das gemeine Recht bis zur Einführung des Bürgerl. Geſetzbuchs in Lübeck, 
dem Ort der Niederlaſſung des Beklagten, gegolten hat. Für einen rechtskun⸗ 
digen Anwalt und Notar darf aber das frühere Recht des Ortes ſeiner Nieder⸗ 
laſſung kein fremdes fein. Hinzu kommt, daß die Übergangsbeſtimmungen des 
Einf.⸗Geſetzes faſt nur Verweiſungen auf das frühere Partikularrecht enthalten, 
ſo daß nach einer ſo verhältnismäßig kurzen Zeit nach Einführung des Bürgerl. 
Geſetzbuchs jeder praktiſche Juriſt ſehr oft in die Lage kommt, Rechtsverhält⸗ 
niſſe beurteilen zu müſſen, die noch Beziehungen zum früheren Recht haben. 
Hiernach iſt für einen Lübecker Notar die Vertrautheit mit den Beſtimmungen 
des gemeinen Rechts unerläßlich und die Nichtanwendung derſelben eine Fahr⸗ 


läſſigkeit, die zum Schadenerſatze gegebenenfalls verpflichtet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Juli 1916. P. (Kl.) w. Sch. — 
Bf. VI. 15/16. | Nö. 


180. Der Derluft der Ladung eines zu Kriegszwecken beſchlagnahmten 
Schiffs iſt Kriegsſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 
BGB. 5 904; KLG. 55 3. 23; GVG. $ 13. 

Die Deutſch⸗Weſtafr. Handelsgeſellſchaft hatte auf einem Dampfer der 
W.⸗Linie Güter im angeblichen Wert von 18832. nach Weſtafrika verladen. 
Der Dampfer wurde alsbald nach ſeiner Ankunft in Teneriffa am 1. Auguſt 
1914 vom Reichsmarineamt zur Verwendung als Hülfs⸗ und Kohlenſchiff 
für deutſche Kreuzer erfordert und nach der Behauptung des Klägers ohne daß 
die Ladung zuvor gelöſcht werden durfte, in Dienſt geſtellt. Der Dampfer 
wurde im Dienſt der Marine von einem engliſchen Kriegsſchiff aufgebracht 
und priſengerichtlich verurteilt. 

Der klagende Verein Hamb. Aſſekuradeure erhob in den ihm abgetretenen 
Rechten der genannten Handelsgeſellſchaft Klage gegen den Reichsfiskus 
auf Zahlung von 18832 K, fürſorglich, feſtzuſtellen, daß der Beklagte ver⸗ 
pflichtet ſei, den Kläger für den Verluſt der Güter zu entſchädigen. — Die Klage 
wurde in allen Inſtanzen wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Dampfer iſt, worüber kein Streit herrſcht, auf Grund des § 23 
Kriegsleiſtungsgeſetzes von der Marineverwaltung zur Benutzung für Kriegs⸗ 
zwecke erfordert und ihr hierzu von dem Beſitzer zur Verfügung geſtellt worden. 
Seine Überlaſſung an das Reich war daher eine Kriegsleiſtung. Das gleiche 

21° 
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trifft nicht für die Ladung zu, um die allein der Rechtsſtreit geht. Das Merkmal 
der Kriegsleiſtung iſt die Leiſtung zu Kriegszwecken (§ 1 Geſ.). Die Leiſtung 
ſoll, gleichviel, ob ſie in Lieferung von Gegenſtänden oder in Dienſten beſteht, 
ein Bedürfnis der Land⸗ oder Seeſtreitkräfte befriedigen. Die Ladung iſt 
nicht, wie 88 23. 6. 3° es vorausſetzen, von dem Beſitzer erfordert, fie iſt von 
ihm nicht hergegeben worden. Über ihren Inhalt iſt nichts feſtgeſtellt. Der 
Kläger behauptet ſelbſt nicht, daß ſie Kriegsbedarf enthalten oder irgendeinen 
Wert für die Kriegsführung gehabt habe. Sie war, wie zu vermuten iſt, eher 
ein Hindernis als eine Förderung für den Zweck, dem das Schiff dienen ſollte, 
weil ſie den Raum für die einzunehmenden Kohlen oder andres Kriegsmaterial 
ſperrte. 

Iſt die Ladung von der Marineverwaltung zu Kriegszwecken weder ver⸗ 

langt noch ihr dazu ausgefolgt worden, fo war ihre Überlaſſung keine Kriegs- 
leiſtung, wenn ſelbſt das Schiff mit der Ladung in Anſpruch genommen wurde, 
ohne daß die Ladung gelöſcht werden durfte. Der Verluſt der Ladung war 
vielmehr für den Eigentümer ein Kriegsſchaden. Hierzu gehört nicht bloß, 
wie die Reviſion meint, die Beſchädigung oder Zerſtörung einer Sache, ſondern 
jeder durch Kriegshandlungen unmittelbar oder mittelbar herbeigeführte 
Vermögensſchaden, ſoweit die Opferung an Vermögenswert ſich nicht als 
Kriegsleiſtung darſtellt. Der Fall liegt nicht anders, als wenn im Landkrieg 
ein von der deutſchen Heeresbehörde erfordertes inländiſches Gebäude, in dem 
militäriſch wertloſe Waren lagern, vom Feind ſamt den Waren zerſtört oder 
weggenommen wird. Die Überweiſung des Gebäudes an das Heer iſt eine 
Kriegsleiſtung (88 3*. 14 Geſ.), der Verluſt der Waren für ihren Eigentümer 
ein Kriegsſchaden. 
Mag es nun wünſchenswert fein, daß jeder Kriegsſchaden eine billige 
Ausgleichung finde, ſo kommt es für die hier zu entſcheidende Frage nur darauf 
an, ob nach geltendem Recht ein Anſpruch gegen das Reich auf Vergütung 
von Kriegsſchäden der vorliegenden Art beſteht und ob der Rechtsweg dafür 
offen iſt. 

Nach § 35 KLG. wird für alle durch den Krieg verurſachten Beſchädigungen 
an beweglichem und unbeweglichem Eigentum der Umfang und die Höhe der 
etwa zu gewährenden Entſchädigung und das Verfahren bei ihrer Feſtſtellung 
durch jedesmaliges Spezialgeſetz beſtimmt. Ein ſolches Geſetz iſt für die Kriegs⸗ 
ſchäden des gegenwärtigen Kriegs bis jetzt nicht ergangen. Das RGeſ. v. 
3. Juli 1916 (RGBBl. 675) betrifft die Feſtſtellung der im Reichsgebiet verur⸗ 
ſachten Kriegsſchäden und ſcheidet die Schäden der Seeſchiffahrt aus (881. 
20). Ob durch 835 KLG. ausgeſprochen iſt, daß Entſchädigungsanſprüche 
bis zum Erlaß eines Spezialgeſetzes im Fall eines Kriegs ausgeſchloſſen ſeien, 
mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls liefert die Vorſchrift einen gewichtigen 
Anhalt dafür, daß der damalige Geſetzgeber der Anſicht war, daß Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche, bevor ſie durch ein Spezialgeſetz anerkannt würden, nicht be⸗ 
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ſtehen, und daß ſie vor der Regelung des Verfahrens in dieſem Geſetz nicht vor 
die ordentlichen Gerichte gebracht werden können. 

Sieht man auch hiervon ab, ſo ſpricht die rechtliche Natur der Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche wegen Kriegsſchäden, ſofern ſie überhaupt beſtehen, dagegen, 
daß, ſolange das Geſetz nichts andres beſtimmt, der Rechtsweg zu ihrer Durch⸗ 
führung zugelaſſen ſei. Kriegsſchäden entſtehen als Folge der Erklärung des 
Kriegszuſtandes und der darnach von der Heeresverwaltung und ihren Gliedern 
zur Verteidigung und Sicherung des Vaterlandes ergriffenen Maßnahmen 
und der ſich dagegen richtenden Kampfhandlungen des Feindes. Die Hand⸗ 
lungen, die die Kriegsſchäden unmittelbar oder mittelbar herbeiführen, werden 
alſo im höchſten Sinne in Ausübung von Staatshoheitsrechten vorgenommen. 
So hat hier die Marineverwaltung in Ausübung der Militärhoheitsrechte 
die Hergabe des Schiffs verlangt. Verpflichtet, den Befehl zu befolgen, das 
Schiff mit der Ladung auszuliefern, war der Beſitzer des Schiffs kraft der 
öffentlichen Laſt, die ihm das Kriegsleiſt.⸗Geſetz auferlegt, alſo kraft öffentlichen 
Rechts. Hat die Marineverwaltung, wie der Kläger behauptet, die Löſchung 
der Ladung nicht geſtattet, jo entſprang das Verbot wiederum der Militär⸗ 
hoheit, weil das Schiff offenbar ohne jede Verzögerung ſeiner Beſtimmung 
zugeführt werden mußte. Bei dem Vorgang kommen nur öffentlichrechtliche 
Anſprüche und Pflichten in Betracht. Zwar wurde in das Privateigentum 
und das Vermögen des Schiffbeſitzers wie des Eigentümers der Ladung ein⸗ 
gegriffen; hieraus allein laſſen ſich aber keine privatrechtlichen Beziehungen 
zwiſchen der Staatsgewalt und dem Pflichtigen herleiten, wenn jene in Aus- 
übung von Hoheitsrechten und nicht als Träger privatrechtlicher Befugniſſe 
und Verbindlichkeiten zu dem Eingriff geſchritten iſt. 

Hiernach ſind die Anſprüche auf Entſchädigung von Kriegsſchäden öffent⸗ 
lichrechtlicher Art. Dies aber iſt für die Frage des Rechtswegs maßgebend. 
Nach § 13 GVG. gehören vor die ordentlichen Gerichte nur die bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, ſofern ſie nicht landes⸗ oder reichsgeſetzlich vor eine andere Be⸗ 
hörde verwieſen ſind. Grundſätzlich bilden die öffentlichrechtlichen Streitigkeiten 
den Gegenſatz zu den bürgerlichrechtlichen, die begrifflich mit den privat⸗ 
rechtlichen zuſammenfallen. ö 

Daher iſt bei dem ausſchließlich öffentlichrechtlichen Charakter, den das 
dem Klagebegehren zugrunde liegende Rechtsverhältnis und die daraus er⸗ 
wachſenden Rechte und Pflichten tragen, der Rechtsweg verſchloſſen. Des⸗ 
wegen verſagt auch der Verſuch des Klägers, ſich die gerichtliche Zuſtändig⸗ 
keit zu verſchaffen, indem er die Klage auf 8 904 BGB. ſtützt. Denn $ 904 
läßt nur eine rein privatrechtliche Enteignung zu, deren Grundſätze nicht auf 
öffentlichrechtliche Verhältniſſe übertragen werden können, wie denn die Ein⸗ 
wirkung der Marinebehörde auf das Schiff mit der Ladung gemäß § 23 KLG. 
und nicht aus § 904 erfolgt iſt. Die Frage, ob der Anſpruch auf Vergütung 
von Kriegsſchäden auf das RGeſ. v. 22. Mai 1910 betr. die Haftung des Reichs 
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für ſeine Beamten gegründet und vor das ordentliche Gericht gezogen werden 
kann, wie Kläger will, bedarf ſchon deshalb keiner Entſcheidung, weil der Vor⸗ 
trag des Klägers für die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes nichts ergibt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Febr. 1917. Verein Hamb. 
Aſſek. (Kl.) w. D. Reichsfiskus. (KG. Berlin). VI. 409/16. Auch in RGeEntſch. 
89 Nr. 51 S. 221. 


181. Unterhaltsanſpruch der getäuſchten Ehefrau nach rechtskräftiger 
N Anfechtung der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung. 
BGB. 95 1345. 1614. 


Die am 15. Juli 1909 geſchloſſene Ehe der Parteien iſt auf die Anfechtungs⸗ 
klage der Frau durch rechtskräftiges Urteil des Oberlandesgerichts zu D. v. 
4. Nov. 1914 auf Grund von §8 1334 Abſ. 1, 1343 Abſ. 1 BGB. für nichtig 
erklärt worden, weil der Mann zur Zeit des Verlöbniſſes mit der Klägerin 
zeitweiſe Geſchlechtsverkehr mit einem Dienſtmädchen W. unterhalten habe. 
Die Klägerin forderte jetzt mit der Behauptung, daß dem Beklagten bei der 
Eingehung der Ehe die Anfechtbarkeit der Ehe bekannt geweſen ſei, gemäß 
8 1345 BGB. von dieſem den Unterhalt in Höhe von 225. & vierteljährlich 
von der Rechtskraft des Nichtigkeitsurteils an. — In 1. Inſtanz wurde der Klage 
teilweiſe entſprochen, während das Oberlandesgericht die Entſcheidung von 
einem Eide des Beklagten darüber abhängig machte, ob er zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung gewußt habe, daß ein argliſtiges Verſchweigen ſeines im November 
1906 vollzogenen Geſchlechtsverkehrs mit dem damaligen Dienſtmädchen W. 
der Klägerin das Recht gebe, ss die Löſung der Ehe herbeizuführen. Aus 
den Gründen: 

„Der von der Klägerin aus 81345 Abſ. 1 BGB. erhobene Unterhalts- 
anſpruch für die Zeit nach der am 28. Dez. 1914 rechtskräftig gewordenen 
Nichtigkeitserklärung ſetzt die Kenntnis des Beklagten von der Nichtigkeit oder, 
was nach 8 142 Abſ. 2 BGB. dem lleichzuſtellen iſt, von der Anfechtbarkeit 
der Ehe zur Zeit der Eingehung der Ehe voraus. Die Klägerin hat daher dieſe 
Kenntnis nachzuweiſen. Es genügt mithin nicht die Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
grundes (vgl. 8122 Abſ. 2 BGB.), der die Anfechtbarkeit begründenden Um⸗ 
ſtände (vgl. 8 40 Nr. 1 KO.; § 11 Nr. 1. 2 AnfG.), ſondern die Kenntnis der 
Anfechtungsbefugnis iſt erfordert. Dieſer Kenntnis ſteht ein Kennenmüſſen 
nicht gleich. Sie iſt der geſetzgeberiſche Grund, aus dem in § 1345 BGB. 
der die Anfechtbarkeit kennende Ehegatte einem im Scheidungsfall für allein 
ſchuldig erklärten Ehegatten gleichgeſtellt wird. 

Es fragt ſich, wann im allgemeinen eine Kenntnis der Anfechtbarkeit 
anzunehmen iſt und ob nach den Umſtänden des vorliegenden Falls aus den 
Feſtſtellungen des Urteils v. 4. Nov. 1914 dieſe Kenntnis der Anfechtbarkeit 
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gefolgert werden kann. Zu erfordern iſt nicht die Kenntnis der Anfechtbarkeit 
in der rechtstechniſchen Bedeutung dieſes Begriffs und mit den ihr eigenen 
rechtlichen Merkmalen, wenn anders die Vorſchrift in 9 1345 BGB. überhaupt 
tatſächlich allgemeine Bedeutung haben und nicht auf den Kreis der Rechts⸗ 
kundigen beſchränkt ſein ſoll. Es muß hiernach das Bewußtſein genügen, daß 
der Gültigkeit und Vollwirkſamkeit der Ehe ein rechtlicher Mangel, ein rechtliches 
Bedenken entgegenſtehe; 


vgl. Seuff Bl. 72, 620 und Thieſſen [„Die Wirkungen nichtiger Ehen“ in Fiſchers Ab- 
handl. 16 Heft 1, 170. 178. 


Allein auch dieſe geringere Kenntnis wird ſich regelmäßig nicht ohne weiteres 
feſtſtellen laſſen und kann gänzlich fehlen. Sie fällt im Falle der Anfechtung 
der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung nach § 1345 BGB. begrifflich nicht mit 
dem zur argliſtigen Täuſchung gehörenden Bewußtſein zuſammen. In dieſem 
Fall wird ſich allerdings das Bewußtſein des argliſtig Täuſchenden häufig 
auf die Anfechtbarkeit der Ehe wegen der argliſtigen Täuſchung erſtrecken 
(vgl. hierzu RGEntſch. 68, 401). Dies gilt insbeſondere häufig bei einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung über einen Verlöbnisbruch, wie er dem Beklagten im Ehe⸗ 
ſtreit nachgewieſen iſt. Eine ſolche Verfehlung gegen die Verlöbnistreue 
iſt nach dem Sittengeſetze — von dem Bildungsſtande der Parteien aus — 
dem Treubruch während der Ehe weſensverwandt und wird häufig als ein 
ziemlich eben ſo ſchwerer Verſtoß gegen die Treupflicht bewertet wie der Ehe⸗ 
bruch. Im vorliegenden Fall ergibt ſich aus den überzeugenden Feſtſtellungen 
des Urteils v. 4. Nov. 1914, daß dem Beklagten die ſtrengen ſittlichen Anſchauun⸗ 
gen der Klägerin vor der Ehe bekannt und für ihn die Veranlaſſung geweſen 
ſind, ſich als ebenſo ſittenſtreng hinzuſtellen, um die Klägerin an ſich zu feſſeln 
und zur Eingehung der Ehe mit ihm geneigt zu machen. Ebenſo hat das Ober⸗ 
landesgericht dort überzeugend dargelegt, daß ſich der Beklagte recht wohl 
bewußt geweſen ſei, die Klägerin werde ihm ſeine ſchwere Verfehlung mit der 
W. keinesfalls verzeihen, und daß er ihr deshalb dieſe Verfehlung gefliſſentlich 
verſchwiegen habe, während er nach einer Anfang November 1906 ſeitens der 
Klägerin vorgenommenen vorübergehenden Aufhebung des Verlöbniſſes 
unwichtige Dinge gebeichtet habe, um ſie in den Irrtum zu verſetzen, er offen⸗ 
bare ihr alles, was ſeiner Meinung nach irgendwie für ihre Entſcheidung über 
die Erneuerung des Verlöbniſſes und eine künftige Eheſchließung bedeutſam 
ſein könne. Wenn daraus der Schluß gezogen wird, der Beklagte habe in 
berechnender Weiſe aus der Erkenntnis heraus, daß die Ehe ſonſt nicht zuſtande 
kommen werde, der Klägerin die Verfehlung mit der W. gefliſſentlich verheim⸗ 
licht und ihr auch ſpäterhin bis zur Eheſchließung hiervon keine Mitteilung 
gemacht, ſo liegt in der Tat der vom Landgericht im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
daraus gezogene weitere Schluß nahe, der Beklagte habe zur Zeit der Ein⸗ 
gehung der Ehe auch die Anfechtbarkeit der Ehe wegen derſelben argliſtigen 
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Täuſchung, d. h. die Zuläſſigkeit eines rechtlichen Angriffs gegen den Beſtand 
der Ehe gekannt. — — — 

Im Gegenſatz zum Landgericht erachtet es das Ber.⸗Gericht unter Wür⸗ 
digung aller (näher erörterten) Umſtände nicht für ausgeſchloſſen, daß der Be⸗ 
klagte, deſſen ſittliche Anſchauungen nicht ſo hohe geweſen ſind wie die der 
Klägerin, zur Zeit der Eheſchließung, wennſchon er die Verlöbnistreue arg⸗ 
liſtig verſchwieg, ſich doch über die Zuläſſigkeit einer Anfechtung der Ehe wegen 
des argliſtigen Verſchweigens dieſer faſt drei Jahre zurückliegenden Verfehlung 
keine Gedanken gemacht und von der Eigenſchaft jener Täuſchung als Ehe⸗ 
anfechtungsgrundes keine Kenntnis gehabt hat. Es kann nicht zugegeben 
werden, daß die Anfechtbarkeit oder Lösbarkeit der Ehe wegen eines derartigen 
Verſchweigens einer vorehelichen Verfehlung des Mannes ſo allgemein be⸗ 
kannt wäre, daß dieſe Kenntnis auch beim Beklagten vorausgeſetzt und ohne 
weiteres aus ſeiner Argliſt beim Verſchweigen der Anfechtungstatſache gefol⸗ 
gert werden könnte. Wenn er ſich geſagt hat, die Klägerin würde bei Kenntnis 
der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe die Ehe 
mit ihm nicht geſchloſſen haben, ſo zwingt dies nicht zu dem Schluſſe, daß er auch 
die Eigenſchaft eines Verſchweigens der Verlöbnisuntreue als Anfechtungs⸗ 
grundes gekannt hat. Dieſe Kenntnis ſetzt eben immerhin ſchon — auch wenn 
man die oben hervorgehobene geringere Kenntnis genügen läßt — Recht“ 
kenntniſſe voraus, die zwar auch in Laienkreiſen vorhanden ſein können, aber 
nicht gewöhnlich ſind. In Laienkreiſen kann man ſogar der Anſchauung be⸗ 
gegnen, daß wegen eines vorehelichen Geſchlechtsverkehrs des Mannes, ſelbſt 
während der Verlöbniszeit, und wegen des Verſchweigens dieſer Tatſache 
„eine Löſung der Ehe“ nicht verlangt werden könne. 

Nach alledem hält das Ber.⸗Gericht es nach § 475 ZPO. für geboten, 
dem Beklagten über die behauptete Kenntnis der Anfechtbarkeit bei der Che⸗ 
ſchließung einen richterlichen Reinigungseid aufzuerlegen. Iſt dieſe Kenntnis 
bewieſen, fo iſt der Klaganſpruch, ſoweit es ſich um die Vorausſetzungen von 
§ 1345 BGB. handelt, feinem Grunde nach gerechtfertigt; denn daß die Klä⸗ 
gerin zur Zeit der Eheſchließung die Anfechtbarkeit der Ehe gekannt hätte, 
hat der dafür beweispflichtige Beklagte nicht dargetan. 

Was den angeblichen Verzicht der Klägerin auf Unterhalt für die Zeit 
nach der Auflöſung der Ehe anlangt, ſo iſt der Meinung des Landgerichts, 
ein derartiger Verzicht ſei unzuläſſig, nicht beizutreten. Unterhaltsanſprüche 
aus 88 1578 ff. BGB. — und darum auch aus § 1345 BGB. — ſind als rein vermö⸗ 
gensrechtliche, eine Art von Schädenforderungen darſtellende Anſprüche ver⸗ 
zichtbar. Dies folgt aus § 1580 Abſ. 3 BGB., wo die Vorſchrift in $ 1614 BGB. 
unter den für die Unterhaltspflicht geltenden Vorſchriften nicht aufgeführt iſt, 
ſowie aus der ſonſtigen Gleichſtellung des bei der Anfechtung ſchlechtgläubigen 
Ehegatten mit dem bei der Scheidung für allein ſchuldig erklärten (BGB. von 
RGRäten Anm. 5 zu § 1580, Anm. 8 zu § 1345). Allein aus dem eigenen 
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Vorbringen des Beklagten läßt ſich ein ſchlüſſiger Verzicht der Klägerin über⸗ 
haupt nicht ableiten. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 17. Dez. 1915. W. w. W. 7 0. 
163/15. F- ch. 


182. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten er 
ſchaftsvertrage. 
HGB. 5 133, BGB. $ 723. 

Die drei Parteien hatten ſich früher zu einer off. Handelsgeſellſchaft 
vereinigt, die unter den beiden Beklagten auch fortbeſtehen blieb. Mit dem 
Kläger entſtanden Streitigkeiten; es wurde am 22. Mai 1912 ein Vergleich 
geſchloſſen, wonach Kläger die Geſchäftsführung und die Vertretung nieder⸗ 
legte und zugleich beſtimmt wurde, daß er mit dem 31. Oktober 1915 aus der 
Geſellſchaft ausſcheiden werde. Noch vor dieſem Termin, im Februar 1915, 
erhob er Klage, die Geſellſchaft wegen verſchiedener Vertragswidrigkeiten der 
Beklagten für aufgelöſt zu erklären. Nachdem im Lauf des Prozeſſes der 31. Okt. 
1915 verſtrichen war, änderte er den Antrag dahin, die Beklagten zu verurteilen, 
gemeinſchaftlich mit ihm die Liquidation vorzunehmen. Die Klage wurde 
überall abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Kammergericht iſt auf eine Beweisaufnahme über das Vorhanden⸗ 
ſein wichtiger Gründe zur Auflöſung der Geſellſchaft ($ 133 HGB.) nicht ein⸗ 
gegangen. Es hat erwogen: Nach dem Vergleich v. 22. Mai 1912 ſei der Kläger 
mit dem 31. Okt. 1915 endgültig aus der Geſellſchaft ausgeſchieden und daher 
jetzt nicht mehr berechtigt, die Auflöſung oder Liquidation der Geſellſchaft 
zu fordern. Vergebens mache er geltend, daß er durch Erhebung der Klage 
den Rücktritt vom Vergleich wegen poſitiver Vertragsverletzung erklärt habe. 
Der Vergleich trage den Charakter eines Geſellſchaftsvertrages an ſich; bei 
ausgeführten Geſellſchaften aber ſei ein Rücktritt nicht möglich. 

Dieſe Erwägungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

In dem Urteil RGeEntſch. 81, 303, an das ſich der Ber.⸗Richter anſchließt, 
hat der erkennende Senat ausgeſprochen, daß für Geſellſchaften, die ſchon 
zur Ausführung gelangt ſind, die Vorſchrift des 8 723 BGB. über Kündigung 
aus wichtigen Gründen gegenüber den Beſtimmungen über Rücktritt (§ 326 
BGB.) als ausſchließendes Sondergeſetz betrachtet werden muß. Die Entſchei⸗ 
dung bezog ſich auf eine bürgerlichrechtliche Geſellſchaft; aber ſowohl die 
ſyſtematiſchen Gründe wie die Zweckmäßigkeitsrückſichten, auf denen ſie beruht, 
treffen in ſogar erhöhtem Maße auf die off. Handelsgeſellſchaft zu. Während 
nach Art. 2 Einf G. z. HGB. die Regeln des Handelsgeſetzbuchs den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs vorgehen, werden in § 133 Abſ. 2 HGB. 
gerade die Umſtände, die nach 88 325. 326 BGB. zum Rücktritt Anlaß geben 
würden, als Gründe der Auflöſungsklage aufgezählt. Ebenſo iſt es ganz be⸗ 


306 ' 182. Nebenintervention. - 


ſonders für off. Handelsgeſellſchaften als richtig anzuerkennen, daß das Rück⸗ 
trittsrecht mit ſeinen die Geſellſchaft nach rückwärts auflöſenden Folgen zu 
unerträglicher Verwirrung führen würde. Das Bedenken der Reviſion, daß 
die Beendigung der Geſellſchaft nach $ 133 BGB. nicht durch Willenͤserklärung, 
ſondern durch richterliches Urteil ſtattfinde, bis zu deſſen Rechtskraft viel Zeit 
vergehe, ſchlägt nicht durch. Auch bei einer Kündigung, der die Gegenpartei 
widerſpricht, bedarf es längerer Zeit, um die Berechtigung gerichtlich feſtſtellen 
zu laſſen. Ob das Urteil konſtitutiv oder deklaratoriſch wirkt, der Zuſtand der 
ſubjektiven Ungewißheit iſt in beiden Fällen der gleiche; die Mißhelligkeiten, 
die davon unzertrennlich ſind, können nur durch einſtweil. Verfügungen ge⸗ 
mildert werden. — — — 

Die entwickelte Anſicht kann auch nicht mit Fug als unbillig getadelt werden. 
Dem Kläger ſtanden Rechtsbehelfe zu Gebote, um die ihm im Vergleich zu⸗ 
geſicherten Rechte geltend zu machen. Er hatte den Erfüllungszwang, konnte 
z. B. die Büchereinſicht durch einſtweil. Verfügung ſichern laſſen, und hatte den 
Anſpruch auf Schadenerſatz nach den allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes. 
Nur das Recht, von der getroffenen Regelung zurückzutreten, ſtand ihm nicht 
zu, weil dieſe Regelung Beſtandteil des Geſellſchaftsvertrags geworden war 
und das Geſetz den Rücktritt von Geſellſchaftsverträgen nicht geſtattet. 

Die Reviſion mußte danach zurückgewieſen werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 16. Jan. 1917. G. P. (Kl.) w. 
M. P. u. Gen. (KG. Berlin). II. 345/16. Auch RGeEntſch. 89 Nr. 75 
S. 334. 


II. Verfahren. 


183. Nach rechtskräftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt eine Neben⸗ 
intervention unſtatthaft. 
ö ZPO. 88 66. 578. 

In einem beim Landgericht Cr. anhängigen Rechtsſtreit hatte der Rentner 
Otto E. ein Darlehn von der Firma J. & Schm. zu Cr. zurückgefordert. Dieſe 
verkündeten dem Kaufmann Theodor J. in U. den Streit. Die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits wurde in 2. Inſtanz von einem Eide des Klägers abhängig 
gemacht. Dieſer hat nach Rechtskraft des bedingten Endurteils den Eid geleiſtet, 
worauf die verklagte Firma durch Läuterungsurteil v. 16. Dez. 1910 nach dem 
Klagantrag verurteilt wurde. Nach Rechtskraft dieſes Urteils reichte Theodor 
J., der der Streitverkünderin bisher nicht beigetreten war, im April 1915 
beim Oberlandesgericht einen Schriftſatz ein, in dem er erklärte, der Beklagten 
als Nebenintervenient beizutreten, und zugleich Reſtitutionsklage gegen beide 
Urteile des Oberlandesgerichts auf Grund einer neu aufgefundenen Urkunde 
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mit dem Antrag erhob, unter Beſeitigung beider Urteile die Klage abzuweiſen. 
— Das Oberlandesgericht verwarf die Reſtitutionsklage als unzuläſſig, die 
Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Vorderrichter legen dar, daß mit den Beſtimmungen des § 66 ZPO. 
die Annahme ſchlechterdings unvereinbar ſei, daß ein Dritter, der ein rechtliches 
Intereſſe daran hat, daß die eine Partei obſiege, auch nach der rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung eines Rechtsſtreits den Beitritt erklärt. Dies folge nicht bloß aus der 
klaren Beſtimmung des Abſ. 2, ſondern mehr noch aus Abſ. 1, wo für den Bei⸗ 
tritt ein „anhängiger“ Rechtsſtreit vorausgeſetzt werde. Daraus ergebe ſich, 
daß der zum Beitritt Berechtigte abwarten müſſe, bis ein Rechtsſtreit anhängig 
ſei, ehe er zum Beitritt zugelaſſen werden könne; beſtehe kein anhängiges Ver⸗ 
fahren, weil die Klage noch nicht erhoben oder über ſie bereits rechtskräftig 
entſchieden ſei, ſo beſtehe auch keine Möglichkeit des Beitritts. Sei daher ein 
Rechtsſtreit rechtskräftig entſchieden, jo könne der nach § 66 zum Beitritt 
Berechtigte das Verfahren durch Erhebung der Reſtitutionsklage nicht wieder 
anhängig machen, er könne nur beitreten, wenn es von der Hauptpartei durch 
Erhebung einer Reſtitutionsklage wieder anhängig gemacht ſei. 

Dieſe Auffaſſung, die übrigens von der überwiegenden Mehrzahl der 
Schriftſteller geteilt wird, wird von der Reviſion ohne Grund beanſtandet. 
Insbeſondere iſt der Vorwurf verfehlt, die Vorderrichter hafteten zu ſehr 
am Wortlaut des 9 66, und es braucht zur Rechtfertigung jener Auffaſſung 
auf die von der Reviſion erörterte rechtliche Natur der Wiederaufnahmeklagen, 
insbeſondere darauf, ob mit ihnen kein neuer Prozeß eingeleitet, der alte 
Prozeß vielmehr nur aufgenommen werde, nicht eingegangen zu werden. 
Mit klaren, jede andere Deutung ausſchließenden Worten beſtimmt 8 66 
Abſ. 2, daß die Nebenintervention bis zur rechtskräftigen Entſcheidung erfolgen 
kann, und zwar auch in Verbindung mit der Einlegung eines Rechtsmittels. 
Das beſagt, daß, wenn ein Rechtsmittel nicht mehr möglich iſt, eine Neben⸗ 
intervention ausgeſchloſſen iſt. Der Begriff der rechtskräſtigen Entſcheidung 
ergibt ſich aus § 705 3 PO., und daß unter einem Rechtsmittel i. S. des $ 66 
nur diejenigen Rechtsbehelfe verſtanden werden können, die die Ziv.⸗Proz.⸗ 
Ordnung unter dieſem Gattungsbegriff im 3. Buche aufführt, und daneben 
noch der in allen Inſtanzen in gleichem Maße vorkommende Einſpruch, nicht 
aber die Klagen, die zur Wiederaufnahme des Verfahrens führen, kann nach 
der Sprache und der Einrichtung der Ziv.⸗Proz.⸗Ordnung nicht zweifelhaft 
ſein. Die Anſicht, der durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſene Prozeß müſſe, 
ſolange gegen ihn noch eine Wiederaufnahmeklage zuläſſig ſei, „in gewiſſem 
Sinne“ noch als rechtshängig behandelt werden, iſt verfehlt. Hieraus, in Ver⸗ 
bindung damit, daß nach § 578 ZPO. die Erhebung einer Wiederaufnahmeklage 
ein durch rechtskräftiges Endurteil geſchloſſenes Verfahren vorausſetzt, ergibt 
ſich mit Notwendigkeit, daß ein Dritter, der an dieſem Verfahren nicht beteiligt 
war, eine ſolche Klage nicht erheben kann. | 
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So iſt der vorliegende Fall geftaltet: die Streitverkündung ift ohne Erfolg 
geblieben; der jetzige Reſtitutionskläger iſt der Beklagten im Hauptprozeſſe 
nicht beigetreten; das iſt erſt geſchehen, nachdem der Prozeß durch rechts⸗ 
kräftiges Endurteil beendigt war; er hatte darin irgendeine Stellung nicht 
erworben; er war daran völlig unbeteiligt. Bei dieſer Sachlage kann uner⸗ 
örtert bleiben, ob dem Nebenintervenienten, mithin dem, der, ſei es freiwillig, 
ſei es infolge Streitverkündung einer Partei während des Hauptprozeſſes, 
alſo vor deſſen rechtskräftiger Entſcheidung, beigetreten war, eine Stellung in 
dieſem Prozeſſe daher ſchon eingenommen hatte, das Recht zur Erhebung einer 
Wiederaufnahmeklage zugeſtanden werden kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. J. w. E. u. Gen. 

(OLG. Düſſeldorf). VI. 232/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 95 S. 424. 


184. Auch Bas erſt nach dem Anerkenntnisurteil ergehende Koften- 
urteil ift nur mit Berufung anfechtbar. 
Vgl. 70 Nr. 185 m. N. 
ZPO. $ 99 Abſ. 2 u. 3. 

Der Kläger erwirkte gegen den Beklagten beim Landgericht in der Sitzung 
vom 3. Februar 1917 ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Anerkenntnis⸗ 
urteil. Hinſichtlich des Koſtenpunktes ſtellten die Anwälte der Parteien außer⸗ 
gerichtliche Erledigung in Ausſicht. In dem auf klägeriſchen Antrag anberaumten 
neuerlichen Termin vom 10. März 1917 wurde über die Koſten verhandelt; 
das Landgericht legte die Koſten des Rechtsſtreits dem Beklagten auf und er- 
klärte das Urteil für vorläufig vollſtreckbar. Gegen dieſes Urteil richtete ſich 
die ſofortige Beſchwerde des Beklagten, die das Oberlandesgericht als unzu⸗ 
läſſig verwarf. Aus den Gründen: 

„Nach dem Haren Wortlaut des § 99 Abſ. 3 ZPO. findet gegen ein Koſten⸗ 
urteil die ſofortige Beſchwerde nur dann ſtatt, wenn eine Entſcheidung in der 
Hauptſache nicht ergangen iſt. Hier iſt aber eine ſolche, und zwar durch längſt 
rechtskräftiges Anerkenntnisurteil ergangen, das mangels Mitentſcheidung 
über die Koſten allerdings ein Teilurteil war, wenn es auch nicht als ſolches 
bezeichnet iſt. Solchenfalls iſt nicht Abſ. 3, ſondern Abſ. 2 einſchlägig; wonach 
bei Erledigung der Hauptſache durch Anerkenntnisurteil die Koſtenentſcheidung 
„ſelbſtändig“ anfechtbar iſt, d. h. alſo durch das für die Hauptſache zuläſſige 
Rechtsmittel, gleichgültig, ob es gegen die Hauptſache wirklich eingelegt wird. 
Das iſt hier die Berufung. Allerdings iſt der Koſtenanſpruch hier nicht äußer⸗ 
lich in einem einheitlichen Urteil mit dem Anerkenntnisurteil vereinigt, das 
iſt aber belanglos; 

RGeEntſch. 46, 394; OL GRſpr. 2, 253; 3, 436; Peterſen ZPO. © 1, 257 Bem. 7 zu 

8 99; Förſter⸗Kann 3 833 Bem. 200 zu $ 99; Freudenthal Bem. 7 zu $ 99. 

Auch auf ſolche Fälle, die ſogar in der Praxis die Mehrheit bilden werden, 
trifft der Grund der Zulaſſung der Berufung ſtatt der Beſchwerde zu, nämlich, 
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daß ſich letztere für die hier auftauchenden Fragen des § 93 ZPO. weniger 
eignet. In der Tat kann es keinen Unterſchied bedeuten, ob die widerſprechende 
Koſtenverhandlung ſofort oder nach einer Vertagung ſtattgefunden hat. Der 
von einzelnen Erläuterern beſonders hervorgehobene Streitfall, daß das Aner⸗ 
kenntnis nicht zur vollſtändigen Erledigung der Hauptſache geführt hat, liegt 
hier nicht vor. | 
Auch das Landgericht hat offenbar den Abſ. 2 des 8 99 für anwendbar er- 
achtet, da es das Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt hat (Seuff Bl. 71, 
226). Da die Entſcheidung durch eine Gegenerklärung des Klägers nicht be⸗ 
einflußt werden könnte, war von einem Gehör desſelben als überflüſſig abzu⸗ 
ſehen (Recht 1900, 94; 33 P. 43, 431).“ 
- Beichluß des OLG. München (1. Sen.) v. 6. Juni 1917. P. w. Z. Beſchw. 
Reg. 122/17. F—2. 


185. Dürfen perſönliche Eindrücke bei der Beweiswürdigung 
verwertet werdend 
Vgl. 42 Nr. 255. m. N. 
8p O. 3 286. 

Die Beklagte war rechtskräftig zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
mit dem Kläger verurteilt worden. Unter der Behauptung, daß ſie böslich 
trotz ſchriftlicher Aufforderung v. 2. Sept. 1912 dem Urteil keine Folge ge⸗ 
leiſtet habe, erhob Kläger Anfang März 1914, nachdem zwei Sühnetermine 
am 13. Juni und 5. Juli 1913 ſtattgefunden hatten, Klage auf Scheidung. 
Die Beklagte wandte ein, daß es im erſten Sühnetermin zu einer Verſöhnung 
gekommen ſei. Sie machte auch geltend, daß bei der Schwäche ihrer Geiſtes⸗ 
kräfte und bei ihrer Willensſchwäche aus der bloßen Nichtbefolgung der Auffor⸗ 
derung v. 2. Sept. 1912 keine böſe Abſicht gefolgert werden dürfe. — In beiden 
Inſtanzen wurde auf Scheidung erkannt. Das Reichsgericht hob auf und ver⸗ 
wies zurück. Aus den Gründen: 

„Die Scheidung aus § 1567 Nr. 1 BGB. ſetzt voraus, daß der zur Her- 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilte Ehegatte dem 
Urteil in böslicher Abſicht nicht Folge geleiſtet hat. Dieſe Vorausſetzung würde 
nicht vorliegen, wenn die Beklagte, die ebenſo wie der Kläger taubſtumm iſt, 
infolge ihrer geringen geiſtigen Fähigkeiten ein genügendes Verſtändnis von 
der Bedeutung des Herſtellungsurteils nicht beſeſſen oder nur eine ſo geringe 
Willensfreiheit gehabt hätte, daß ſie ſür das Fernbleiben nicht verantwortlich 
gemacht werden könnte. Das Ber.⸗Gericht hat dies trotz der im Vorprozeß 
von dem Sachverſtändiden M. gegen die geiſtige Befähigung der Beklagten 
und namentlich gegen ihre Willensfähigkeit ausgeſprochenen Bedenken ver⸗ 
neint. Seine Überzeugung gründet ſich jedoch nach Inhalt des Ber.⸗Urteils 
lediglich auf den perſönlichen Eindruck, den der Berichterſtatter in dem unter 
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Zuziehung eines Dolmetſchers am 4. März 1916 abgehaltenen Sühnetermin 
von der Beklagten gewonnen habe. 

Mit Recht rügt die Reviſion, daß ein ſolcher Eindruck auf den beauftragten 
Richter nicht habe berückſichtigt werden dürfen. Dem Gericht iſt es zwar nicht 
verwehrt, die ihm ſinnenfällig gewordenen Eindrücke, welche die Perſon eines 
Zeugen, eines Sachverſtändigen oder einer Partei auf es gemacht hat, im Urteil 
u verwerten. Es enthält aber, wie das Reichsgericht bereits in verſchiedenen 
Entſcheidungen ausgeführt hat, | 

vgl. RGEntſch. 17, 425; JW. 1887, 1871; Gruchots Beitr. 51. 193, | 

eine Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit 
der Verhandlung, wenn das erkennende Gericht derartige Eindrücke, die nicht 
zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht ſind, berückiichtigt. 
In den angeführten Entſcheidungen iſt dies zwar nur ausgeſprochen bezüglich 
des Eindrucks, den ein Zeuge bei ſeiner Vernehmung hervorgerufen hat. 
Das gleiche muß aber auch gelten, wenn der Eindruck, den das Verhalten 
einer Partei gemacht hat, der Entſcheidung zugrunde gelegt werden ſoll. 
Ob eine Ausnahme von dieſem Grundſatz dann zuzulaſſen ift, wenn der be⸗ 
auftragte Richter über ſeine Wahrnehmungen einen Vermerk. in das Protokoll 
aufgenommen hat, der als Beſtandteil der Beweisaufnahme in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen iſt, kann unerörtert bleiben, da im vorliegenden 
Fall das Prot. v. 4. März 1916 keinen ſolchen Vermerk enthält. Der gerügte 
Mangel iſt übrigens hier von um ſo größerer Bedeutung, als es für die Beurtei⸗ 
lung der Willens⸗ und Urteilskraft der Beklagten an jeder objektiven Grundlage 
fehlt, das erkennende Gericht in dieſer Beziehung vielmehr einzig und allein 
auf den Eindruck des beauftragten Richters angewieſen war. — — — 

Was ſodann den Einwand der Ausſöhnung betrifft, jo iſt dieſer Einwand 
von dem Ber.⸗Richter verworfen worden, weil zwar manches für die Richtigkeit 
der Bekundungen der Zeugen P. und Gr. ſpräche, anderſeits aber der Kläger 
dem Zeugen B. erklärt habe, daß er im Sühnetermin mißverſtanden ſei und ein 
ſolches Mißverſtändnis, wie es im Ber.⸗Urteil heißt, nach der Überzeugung des 
Senats gemäß dem perſönlichen Eindruck des Berichterſtatters von der Verhand⸗ 
lungsfähigkeit des Klägers ohne Dolmetſcher trotz der von P. bekundeten 
Einzelheiten möglich ſei. Auch hier hat das Ber.⸗Gericht, was die Reviſion 
zutreffend rügt, den nicht protokollierten Eindruck des beauftragten Richters, 
vor dem der Kläger in dem Sühne⸗ und Beweistermine am 4. März 1916 
erſchienen iſt, in unzuläſſiger Weiſe verwertet. Die Annahme, daß die Ausſöh⸗ 
nung nicht erwieſen ſei, beruht nicht bloß auf der Ausſage des B., ſondern we⸗ 
ſentlich auch auf dem perſönlichen Eindruck, den der beauftragte Richter von 
der Auffaſſungsfähigkeit des Klägers und von der Möglichkeit, ſich in zuver⸗ 
läſſiger Weiſe mit ihm zu verſtändigen, erlangt hat. Eine unmittelbare Erkennt⸗ 
nisquelle konnte aber dieſer Eindruck für das erkennende Gericht, das aus der 
mündlichen Verhandlung hierüber nichts erfahren hat, nicht bilden. 
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Wegen dieſer beiden Prozeßverſtöße, die eine Verletzung der 88 285. 
286 ZPO. enthalten, mußte das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die noch nicht 
entſcheidungsreife Sache an das Ber.⸗Gericht zurückverwieſen werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 1. März 1917. P. w. P. (OLG. 
Stettin). IV. 390/16. 


186. Kann die zugeſprochene Unfallrente wegen fpäterer Verheira⸗ 
tung der Verletzten gemindert werden ? 
ZPO. 5 323; BGB. $ 843. 

Der Beklagten, die bei einem Unfall im Betriebe der klagenden Straßen⸗ 
bahngeſellſchaft verletzt wurde, war durch Urteil v. 30. Sept. 1912 eine Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zugeſprochen worden. Die Klägerin 
erhob ſpäter auf Grund des § 323 ZPO. Klage auf Abänderung des Urteils, 
die u. a. darauf geſtützt wurde, daß die Beklagte ſich inzwiſchen mit dem Ar⸗ 
beiter Gr. verheiratet hatte. Die Klage wurde abgewieſen. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Fall des vom Vorderrichter ange- 
zogenen Urteils des Reichsgerichts in JW. 1912, 594 mit dem vorliegenden 
ſich nicht dergeſtalt deckt, daß jene Entſcheidung ohne weiteres auch hier zu⸗ 
träfe. Dort war der Verletzten durch den Unfall eine mit beſtimmtem Ein⸗ 
kommen verbundene Anſtellung verloren gegangen, die ſie auch dann, wenn der 
Unfall nicht geweſen wäre, hätte aufgeben müſſen, falls ſie ſich entſchloß, in 
die Ehe zu treten. Dort mußte das Bedenken auftreten, daß für dieſen Schaden 
der urſächliche Zuſammenhang mit dem Unfall unterbrochen ſein würde, 
wenn ſich feſtſtellen ließe, daß die Verletzte, auch wenn ſie den Unfall nicht er⸗ 
litten hätte, zur Ehe geſchritten wäre. Davon iſt hier nicht die Rede. Hier iſt 
vielmehr durch Schätzung auf Grund der geſamten Verhältniſſe die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit auf einen Bruchteil der unverſehrten Arbeitskraft ver⸗ 
' anſchlagt worden. Dem gegenüber läßt ſich nicht mit derſelben Beſtimmtheit 
ſagen, daß unter der gleichen Vorausſetzung, daß die Ehe auch ohne den Un⸗ 
fall geſchloſſen worden wäre, der Kauſalzuſammenhang des Unfalls mit dem 
Schaden unterbrochen ſein würde. Es läßt ſich nicht allgemein der Satz auf⸗ 
ſtellen, daß die Erwerbsfähigkeit der Frau dadurch an wirtſchaftlichem Wert 
verliere, daß ſie zur Ehe ſchreitet. Darüber kann nur nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles unter Berückſichtigung der Lebensverhältniſſe der Eheleute 
entſchieden werden. Insbeſondere in den Kreiſen der Bevölkerung, welchen 
die Beklagte und ihr Ehemann nach Stand und Beruf angehören, iſt die Frau 
in weiteſtem Umfange darauf angewieſen und verpflichtet, neben dem Mann 
zur Aufrechterhaltung und Hebung der Lebensführung ihre Arbeitskraft 
zu verwerten. Und da auch, wo das tatſächlich nicht geſchieht, iſt die Arbeits- 
kraft der Frau auch wirtſchaftlich von erheblicher Bedeutung, weil ſie den 
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Haushalt führt, den Mann von allem, was hier zu geſchehen hat, freihält 
und ihm die volle Entfaltung ſeiner Arbeitsleiſtung ermöglicht. Naturgemäß 
bildet denn auch bei dem Entſchluß, einen gemeinſchaftlichen Hausſtand zu 
gründen, die volle Arbeitskraft der Frau einen unter Umſtänden weſentlichen 
Faktor, und es iſt nichts dagegen einzuwenden, wenn gegebenen Falles ver⸗ 
nünftige Überlegung dabei den Umſtand in Rechnung ſtellt, daß die Betreffende 
zwar minder leiſtungsfähig iſt, dafür aber eine Unfallrente bezieht. Es kann 
auch nicht ſchlechthin entſcheidend ſein, wie die Eheleute ſich im einzelnen Falle 
das Leben einrichten. Steht die Frau davon ab, auf Erwerb auszugehen 
oder im Erwerbsgeſchäfte des Mannes mit die Hand anzulegen, ſo muß das 
in dieſen Verhältniſſen in der Art der Lebensführung der Eheleute zur Geltung 
kommen Es iſt dieſes dann die Geſtalt, in welcher eine Minderung der Er⸗ 
werb “fähigkeit der Frau in die Erjcheinung tritt, und dann ſehr wohl durch Geld 
wieder ausgeglichen werden kann. Es liegt auch keine Veranlaſſung vor, 
den vorliegenden Fall wegen beſonderer Umſtände anders zu beurteilen, 
zumal da die Beklagte vielleicht gerade wegen ihres leidenden Zuſtandes davon 
hat abſehen müſſen, auf Verdienſt auszugehen, und nicht einmal imſtande zu 
ſein ſcheint, die häuslichen Arbeiten ohne Beſchwerden zu verrichten — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. März 1917. Gr. B. Str. 

(Kl.) w. Gr. (KG. Berlin VI. 24/17. 


I. Bürgerliches Recht. 


187. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten 
Teſtaments. 
Vgl. 54 Nr. 135 m. N. 
EinfG. Art. 11; BGB. $ 2231. 

Die Beklagten ſind Vollſtrecker des Teſtaments des am 9. Februar 1914 
in Hamburg verſtorbenen G. van D., der nach beſtrittener Behauptung des 
Klägers holländiſcher Staatsangehöriger war und ein eigenhändiges Teſta⸗ 
ment hinterlaſſen hat. Der Kläger — ein in Holland lebender Bruderſohn 
des Erblaſſers — ſteht auf dem Standpunkt, daß für die Beerbung hollän⸗ 
diſches Recht, und zwar auch hinſichtlich der Errichtungsform, zur Anwendung 
gelange, daß darnach das eigenhändige Teſtament ungültig ſei und er ſeinen 
geſetzlichen Erbteil zu beanſpruchen habe. 

Die Vorſchrift des Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 Einf G. z. BGB. iſt eine abſo⸗ 
lute Kolliſionsnorm, „eine ganz ſelbſtändige, für alle Rechtsgeſchäfte geltende 
Vorſchrift“, in deren Bereich, ebenſowenig wie der Art. 13 Abſ. 1 (vgl. 
RGeEntſch. 88, 192 in SeuffA. 72 Nr. 64) der Art. 25 Einf G. eingreift 
(vgl. RGEntſch. 43, 156, in Seuff A. 54 Nr. 135). 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſpricht nicht für, ſondern gegen 
den Kläger, denn der in der Kommiſſion geſtellte Antrag, daß die Form des 
Errichtungsortes nur genügen follte, „ſofern nicht das nach Satz 1 (des § 3 
Entw., Art. 11 Einf.) maßgebende Geſetz (alſo das Geſetz, welches für das 
den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend iſt) 
entgegenſteht“, hat eben im Geſetze keine Aufnahme gefunden. Die ſomit bei 
den Beratungen des Geſetzes allerdings vorhandenen Beſtrebungen, die all⸗ 
gemeine Bedeutung des Satzes „locus regit actum“ in dieſer Weiſe einzu⸗ 
ſchränken, ſind daher erfolglos geblieben und im Wortlaut des Geſetzes hat 
die abſolute Natur der Kolliſionsnorm, wie beſonders deutlich auch aus dem 
Abſ. 2 des Art. 11 hervorgeht, der ihre Geltung im Gebiete des Sachenrechts 
und nur in dieſem Gebiete ausſchließt, zweifelfreien Ausdruck N 


Geufferts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 10. 
By 
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Die Klage ift daher unbegründet, auch wenn der Erblaſſer die hollän⸗ 
diſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben und das darnach für die Beerbung 
maßgebende holländiſche Recht die Gültigkeit eines im Auslande errichteten 
handſchriftlichen Teſtaments nicht anerkennen ſollte. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 2. Mai 1917. van D. (Kl.) 
w. R. u. Gen. Bf. IV. 403/16. Gr. 


188. Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungsgeſchäfts. 


Vgl. 70 Nr. 77. 143. 211 m. N. 
GB. 5 157; 8. $ 346. 


Am 15. Mai 1914 hatte die Klägerin 10 Bund nordamerikaniſche Globus⸗ 
Mitteldärme, prompte Abladung eif Stettin netto Kaſſe nach Eintreffen in 
Stettin, von den Beklagten gekauft. Die Beklagten lieferten nicht, weil die 
Klägerin ſtillſchweigend auf die Lieferung verzichtet habe, ihnen auch die 
Lieferung infolge Kriegsausbruchs und der damit verbundenen Seeſperre 
unmöglich geworden ſei. Die auf Lieferung gerichtete Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn auch davon auszugehen war, daß Stillſchweigen nicht ohne wei⸗ 
teres als Zuſtimmung zu einer zugegangenen Erklärung anzuſehen iſt, ſo iſt 
doch anerkannten Rechtens, daß im Handelsverkehr das Stillſchweigen eines 
Kaufmanns auf ein ihm von einem andern Kaufmann gemachtes vertrag⸗ 
liches Anerbieten im Hinblick auf die im Verkehr üblichen Gebräuche und 
Gewohnheiten als Zuſtimmung angeſehen werden kann. In ihren Briefen 
v. 25. und 30. Sept. 1914 haben nun die Beklagten, rechtlich betrachtet, der 
Klägerin das Angebot gemacht, den Abſchluß v. 15. Mai 1914 wegen des 
Kriegsausbruchs und der eingetretenen engliſchen Seeſperre als aufgehoben 
zu betrachten, da die den Gegenſtand des Abſchluſſes bildende nordamerikaniſche 
Verſchiffungsware auf dem vertragmäßig angenommenen Wege nicht mehr 
hereinzubekommen wäre. Die Klägerin hat auf dieſes Angebot bis zum 
11. Nov. 1914 geſchwiegen und, als die Beklagten in ihrem Briefe v. 13. Nov. 
1914 bei ihrer Stellungnahme beharrten, bis zum 16. Juli 1915 nicht nur 
geſchwiegen, ſondern in dieſer Zeit mit den Beklagten über gleichartige Ware 
neue Abſchlüſſe gemacht, ohne noch auf den Abſchluß v. 15. Mai 1914 zurück⸗ 
zukommen oder ſonſtwie der Stellungnahme der Beklagten zu widerſprechen. 
Ihr Verhalten war nach Treu und Glauben, zumal es ſich um eine im Preiſe 
ſchwankende Ware handelt, garnicht anders denn als eine Willenskundgebung 
des Inhalts aufzufaſſen, ſie ſei mit der Aufhebung des Abſchluſſes einverſtanden. 
Dieſe Beurteilung des Sachverhalts: Aufhebung des Abſchluſſes durch gegen⸗ 
ſeitige Übereinftimmung, entzog dem Klaganſpruch die rechtliche Grundlage 
ohne weiteres. 
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Aber auch bei Verneinung eines derartigen Aufhebungsvertrages würde 
die Klägerin nicht mehr Lieferung verlangen können, da ſich die Beklagten 
mit Recht auf unverſchuldete Unmöglichkeit berufen konnten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (4. Sen.) v. 28. Februar 1917. 

H. w. W. AU. 75/16. Ka. 


189. Haftung einer Bank aus dem einem ungetreuen Bankbeamten 
ausgeſtellten, die Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 
Vgl. 70 Nr. 146 m. N. 
BGB. $$ 876. 826. 

Wilhelm K., der vom 6. Auguſt 1906 bis zum 21. Juli 1909 bei der Be⸗ 
klagten als Bankbevollmächtigter angeſtellt war, hatte in dieſer Stellung 
Unterſchlagungen in Höhe von 54000 „ begangen. Die Beklagte hatte ihm 
nach dem 21. Juli 1909 ein auf den 21. Juli 1909 zurückdatiertes Zeugnis 
ausgeſtellt, worin fie jagt: „K. hat ſich in der angegebenen Zeit als ein im. 
Bankfach routinierter und kenntnisreicher Mann erwieſen. Sein Austritt 
erfolgt auf ſeinen Wunſch“. Im Jahre 1912 ſtand K. einige Zeit als Buch⸗ 
halter im Dienſte des Klägers. Unter dem Anführen, K. habe auch beim 
Kläger Unterſchlagungen begangen, wofür die Beklagte verantwortlich ſei, 
da Kläger durch das die Unehrlichkeit K.s verſchweigende Zeugnis der Be⸗ 
klagten zur Anſtellung K.s beſtimmt worden ſei, beantragte der Kläger die 
Verurteilung der Beklagten zum Erſatz des ihm in Höhe von 3766,17. er- 
wachſenen Schadens, wozu die Beklagte in allen Inſtanzen verurteilt wurde. 
— Aus den Gründen des in letzter Inſtanz beſtätigten Ber.⸗Urteils: 

„Wer wiſſentlich einem früheren Angeſtellten ein falſches Zeugnis aus⸗ 
ſtellt, von dem er annimmt oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß 
es der Angeſtellte zum Zweck der Täuſchung gebrauchen werde, macht ſich 
nach § 826 BGB. ſchadenerſatzpflichtig. Ein falſches Zeugnis ſtellt auch 
derjenige aus, der es nicht auf eine beſtimmte Eigenſchaft erſtreckt, ihm aber 
eine ſolche Faſſung gibt, daß ein einſichtvoller Leſer trotz Fehlens eines Aus⸗ 
ſpruchs über die betreffende Eigenſchaft annehmen muß, ſie ſei vorhanden, 
während ſie in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt. Das gilt insbeſondere von 
der Ehrlichkeit. 

Nach der gutachtlichen Außerung der Handelskammer zu L. v. 19. Febr. 
1915, die im Einklang ſteht mit den Feſtſtellungen in dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts v. 20. Mai 1915 (Warneyer Rechtſpr. des RG. 1916 Nr. 76) und 
der ſich der erkennende Senat anſchließt, pflegt in Zeugniſſen höherer An⸗ 
geſtellter, wie es K. war, die Ehrlichkeit nicht beſonders beſcheinigt zu werden. 
Vielmehr wird ſie als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, und das Zeugnis iſt, 
wenn der Angeklagte ehrlich war, ſo zu faſſen, daß man aus ſeinem Sinn 


auf die Ehrlichkeit ſchließen kann. So iſt im vorliegenden Fall das von der 
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Beklagten dem K. ausgeſtellte, vom 21. Juli 1909 datierte Zeugnis gefaßt. 
Wenn darin geſagt iſt, daß K. bei der Beklagten drei Jahre lang als Bank⸗ 
bevollmächtigter, zuletzt als Vorſteher einer Depoſitenkaſſe, angeſtellt ge⸗ 
weſen ſei und ſich als ein im Bankfach routinierter und kenntnisreicher Mann 
erwieſen habe, ſowie daß ſein Austritt auf ſeinen Wunſch erfolgt ſei, ſo muß 
jeder einſichtvolle Leſer die Überzeugung gewinnen, daß K. alle Eigenſchaften 
beſitze, die für einen Bankbevollmächtigten, insbeſondere auch für einen 
ſelbſtändigen Filialleiter erforderlich ſind, daß alſo an ſeiner Ehrlichkeit nicht 
gezweifelt und er unbedenklich ohne Einholung weiterer Auskünfte ange⸗ 
ſtellt werden könne. Es iſt alſo durch das Zeugnis, ähnlich wie in dem jenem 
Reichsgerichtsurteil zugrunde liegenden Falle die Ehrlichkeit K.s geradezu 
bezeugt. . | 

Nun ift aber das Zeugnis nicht, wie es ſich den Anſchein gibt, beim 
Weggang 8.3 von der Beklagten am 21. Juli 1909 ausgeſtellt — zu welcher 
Zeit der Beklagten die beträchtlichen Unterſchlagungen K.s allerdings noch 
nicht bekannt waren —, ſondern erſt Anfang Oktober 1910, zu einer Zeit, 
wo die Beklagte von den Unterſchlagungen 8.3 längſt erfahren hatte. Damals 
durfte die Beklagte nicht mehr dem Zeugnis eine ſolche Faſſung geben, daß 
der Leſer daraus nicht bloß nichts Nachteiliges gegen K. entnehmen konnte, 
ſondern ſogar annehmen mußte, K. ſei in jeder Weiſe für das Bankfach 
und für eine Vertrauensſtellung darin geeignet. Das wußte auch der Direktor 
der Beklagten W., wie ſeine Außerung beweiſt, „das Zeugnis müſſe ſo aus⸗ 
geſtellt werden, daß ihnen dadurch keine Unannehmlichkeiten entſtänden“. 
Die Beklagte wollte alſo durch die Vordatierung den Anſchein erwecken, als 
ob ſie bei Ausſtellung des Zeugniſſes noch nichts von den Unterſchlagungen 
gewußt habe. Daß ſie ſich durch die Ausſtellung des günſtigen Zeugniſſes 
dem K. für die Deckung der Unterſchlagungen erkenntlich zeigen wollte, wie 
M. richtig vermutet, folgt daraus, daß der Direktor W. das Zeugnis erſt dann 
in Ausſicht ſtellte, wenn die Unterſchlagungen ſämtlich gedeckt ſeien. Die Er⸗ 
kenntlichkeit durch die Ausſtellung des Zeugniſſes beſtand darin, daß dem 
K. dadurch ſein ſpäteres Fortkommen erleichtert werden ſollte, und das 
war wiederum nur dadurch möglich, daß dem Zeugnis eine Faſſung gegeben 
wurde, aus der der Leſer einen ſo günſtigen Eindruck von K. gewann, daß er 
ihn ohne weitere Erkundigungen anſtellte. 

Die Beklagte hat ſich auch geſagt, daß durch die unrichtige Faſſung des 
Zeugniſſes einem künftigen Geſchäftsherrn Schaden zugefügt werden könne. 
Das folgt namentlich daraus, daß ſie erfahren hatte, wie K. vor dem 10. März 
1910 — alſo etwa ein halbes Jahr vor Ausſtellung des Zeugniſſes der Be⸗ 
klagten — einer andern Firma ein fälſchlich angefertigtes Zeugnis vorgelegt 
hatte, aus welchem Anlaß ſie dem K. am 11. März 1910 mit einer Anzeige 
bei der Staatsanwaltſchaft gedroht hatte. Sie wußte alſo, daß ſich K. nach den 
bei ihr begangenen Unterſchlagungen nicht gebeſſert hatte, ſondern in ſeinem 
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verbrecheriſchen Treiben fortfuhr, ſogar vor Urkundenfälſchung nicht zurück⸗ 
ſchreckte, und ihm daher weitere Veruntreuungen ſehr wohl zuzutrauen ſeien. 
Anderſeits erſah ſie aus der von K. an ihren Direktor W. gerichteten Bitte 
um ein Zeugnis, welchen Wert K. auf ein echtes Zeugnis lege, und daß er 
nach der Erfahrung, die er mit der Vorlegung eines gefälſchten Zeugniſſes 
gemacht hatte, bei künftigen Bewerbungen um eine Stelle das echte, ihm 
von der Beklagten wirklich erteilte Zeugnis vorlegen und dadurch ſeinen 
künftigen Prinzipal über ſeinen Mangel an Ehrlichkeit täuſchen, hierdurch 
aber der Gefahr einer Vermögensſchädigung durch neue Unehrlichkeiten aus⸗ 
ſetzen werde. 

Damit ſind die Vorausſetzungen für eine Anwendung des $ 826 BGB. 
gegeben. ö 

Daß der Kläger durch Unterſchlagungen geſchädigt iſt, die K. in ſeiner 
Stellung bei ihm begangen, iſt außer Streit; ſttreitig dagegen die von der 
Beklagten verneinte Frage, ob das Zeugnis der Beklagten für dieſe Ver⸗ 
mögensſchädigung urſächlich war. Sie iſt zu bejahen. Insbeſondere hat der 
erkennende Senat auf Grund der Ergebniſſe der Verhandlung und Beweis 
aufnahme die volle Überzeugung davon erlangt, daß K. das Zeugnis der 
Beklagten dem Kläger vorgelegt hat und daß Kläger durch dieſes Zeugnis 
bewogen worden iſt, ihn anzuſtellen. — — — 

Die Beklagte ſucht dem Kläger den Schaden oder wenigſtens einen Teil 
davon ſelbſt aus dem Geſichtspunkt des Mitverſchuldens aufzubürden, weil 
er nicht über K. noch beſondere Auskünfte eingezogen habe. Allein gegenüber 
der Haftung aus vorſätzlicher Schädigung kommt ein Mitverſchulden in der 
Regel überhaupt nicht in Betracht (vgl. RG. in Warneyer Rechtſpr. d. RG. 
1914 Nr. 49). Beſtände eine ſo allgemein geübte und bekannte Gepflogen⸗ 
heit, einen Bankbeamten auch bei Vorlegung guter Zeugniſſe erſt anzuſtellen, 
nachdem noch beſondere Erkundigungen bei ſeinem früheren Prinzipal ein- 
geholt worden, daß die Beklagte es als ſelbſtverſtändlich hätte vorausſetzen 
können, man werde ſich an ſie wenden und ſie könne alsdann der betreffenden 
Firma reinen Wein einſchenken, ſo könnte vielleicht in Frage kommen, ob 
hierdurch der Vorſatz auf ſeiten der Beklagten zu verneinen wäre. Aber eine 
ſolche allgemeine Übung beſteht nicht, wie aus dem Gutachten der Handels— 
kammer zu U. v. 8. Sept. 1914 hervorgeht, der das Gericht ſich anſchließt. 
Auch in dem oben erwähnten, in Warneyers Rechtſpr. 1916 Nr. 76 abgedruckten 
Urteil des Reichsgerichts iſt von einer ſolchen weiteren Erkundigung nicht die Rede. 

Wie ferner oben dargelegt iſt, liegen hier gerade beſondere Umſtände 
vor, aus denen der Vorſatz der Beklagten folgt, wodurch die Anwendung 
des § 254 BGB. ausgeſchloſſen wird. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 15. März 1916. M. w. V. C. 

7 O. 53/14. Die Reviſion iſt durch Urteil des Reichsgerichts v. 18. Sept. 

1916, VI. 174/16, zurückgewieſen worden. ——. 
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190. Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu § 111 StPO. 
StPO. 8 111. 

Dem Kläger, der wegen Erpreſſung von 20000 „, verübt gegenüber 
dem Generalkonſul G., zu Gefängnis verurteilt iſt, waren bei ſeiner Ver⸗ 
haftung zwei Sparkaſſenbücher des DNHandl.⸗Geh.⸗Verbandes in Hamburg, 
die er ſich gegen Einzahlung des größten Teils der 20000 & verſchafft hatte, 
abgenommen worden. Die Staatsanwaltſchaft verweigerte die Herausgabe 
der Sparkaſſenbücher an den Kläger und hinterlegte ſie am 20. Mai 1915 bei 
der Hinterlegungsſtelle des Amtsgerichts H. zugunſten des G., ohne auf das 
Recht zur Rücknahme zu verzichten. Der Kläger verlangte nun vom Hamburger 
Staat, der gleichfalls die Herausgabe der Bücher verweigert hatte, dieſe 
Herausgabe. Der Anſpruch wurde in allen Inſtanzen als begründet aner⸗ 
kannt. Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter hat in Übereinſtimmung mit dem Landgericht auch 
bei der Unterſtellung, daß der Kläger die vom Konſul G. erhaltenen Barmittel 
ungewechſelt bei der Sparkaſſe des Deutſch⸗Nationalen Handlungsgehülfenver⸗ 
bandes eingezahlt hat, angenommen, daß die Sparkaſſenbücher keine dem 
Verletzten G. durch die feſtgeſtellte ſtrafbare Handlung des Klägers entzogenen 
Gegenſtände i. S. des § 111 StPO. ſeien und daß fie deshalb dem Kläger 
zu Unrecht unter Berufung auf dieſe geſetzliche Vorſchrift vorenthalten würden. 
Die von der Reviſion erbetene Nachprüfung gibt zu einer Beanſtandung 
keinen Anlaß. 

Es entſpricht, wie die Vorinſtanzen zutreffend ausführen, der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, daß der angezogene § 111 nur auf ſolche 
Gegenſtände anwendbar iſt, die unmittelbar durch die ſtrafbare Handlung 
dem Verletzten entzogen worden ſind, nicht aber auch auf Gegenſtände, die 
der Täter unter Aufwendung des ſtrafbar Erlangten durch ein an ſich weder 
gegen das Geſetz noch gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft 
erworben hat. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, liegt kein Anlaß vor. 
Richtig iſt, daß man in neuerer Zeit es rechtspolitiſch für wünſchenswert 
erachtet hat, die Vorſchrift auch auf ſolche Gegenſtände auszudehnen, die 
mit dem ſtrafbar erlangten Gelde oder dem Erlös ſtrafbar erlangter Sachen 
angeſchafft ſind, dementſprechend iſt denn auch die Vorſchrift in dem neuen 
Entwurf einer Strafprozeßordnung ausdrücklich auf ſolche Gegenſtände aus⸗ 
gedehnt, allein auch dies ſpricht nur dafür, daß von dem beſtehenden Geſetz 
ſolche mittelbar dem Verletzten entzogenen Gegenſtände nicht mitbetroffen 
werden. 

Mit Recht haben die Vorinſtanzen auch abgelehnt, die Sparkaſſenbücher 
um deswillen als unter den § 111 fallend anzuſehen, weil ſie gleich einem über 
geſtohlene Sachen ausgeſtellten Pfandſchein den Kläger in die Lage ſetzen 
würden, ſich wieder in den Beſitz der durch die ſtrafbare Handlung erlangten 
Gegenſtände zu ſetzen. Letzteres trifft nicht zu. Durch die Einzahlung gibt 
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der Einzahlende nicht nur wie bei einer Verpfändung den Beſitz, ſondern 
auch das Eigentum an den eingezahlten Barmitteln auf, das an die Spar⸗ 
kaſſe übergeht, während der Einzahlende als Gegenwert nur den ſchuldrecht⸗ 
lichen Anſpruch auf Rückzahlung eines gleichgroßen Geldbetrages erhält. 
Weder dieſer Anſpruch noch das über ihn ausgeſtellte Sparkaſſenbuch können 
als ein durch die Erpreſſung erlangter Gegenſtand i. S. des geltenden Ge⸗ 
ſetzes angeſehen werden. 

Verſagt aber hiernach der einzige Grund, den der Beklagte für ſeine 
Verweigerung der Herausgabe der Bücher geltend gemacht hat, ſo beſchwert 
das angefochtene Ber.⸗Urteil ihn nicht und war deshalb ſeine Reviſion, wie 
geſchehen, als unbegründet zurückzuweiſen, ohne daß es eines Eingehens 
auf die vom Ber.⸗Richter an zweiter Stelle gegebene Begründung bedurfte, 
daß die Klage ihrem Sinn und Zweck nach auf Freigabe der ſchuldrechtlichen 
Forderungen gerichtet ſei, dieſe aber überhaupt keine Gegenſtände i. S. des 
§ 111 StPO. ſeien.“ f 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. Nov. 1916. Hamb. Staat 

(Bkl.) w. Cr. (OLG. Hamburg). VII. 362/16. 


191. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Heraus» 
gabe nach Durchführung einer Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des 
Eigentums. | 
Vgl. 72 Nr. 108 m. N. 
BGB. 55 861. 985; ZPO. $ 325. 731. 256. 

Die Klägerin verlangt, trotzdem ſchon im Vorprozeſſe der Parteien die 
Beklagte wegen eigenmächtiger Beſitzentziehung zur Herausgabe des blauen 
Autochaſſis Nr. 3684 nebſt dazugehörigen zwei Laternen, einer blauen Haube 
und eines blauen Kotflügels auf Grund des § 861 BGB. rechtskräftig ver⸗ 
urteilt worden iſt, auch jetzt wiederum die Herausgabe dieſer Sachen. Für 
dieſe Klage fehlt ihr das Rechtsſchutzbedürfnis, denn wie im Vorprozeſſe geht 
auch der jetzige Anſpruch aus dem Eigentum nach § 985 BGB. lediglich auf 
die Herausgabe der Sachen. Daß die Sachen in dem einen Fall wegen eigen⸗ 
mächtiger Beſitzentziehung, in dem andern Fall aber wegen Eigentums 
beeinträchtigung herausverlangt werden, ändert nichts daran. Der Gegen⸗ 
ſtand des Klagebegehrens aus 8 985 iſt nicht die Feſtſtellung des Eigentums, 
es iſt bielmehr das Eigentum lediglich die klagebegründende Tatſache des 
Herausgabeanſpruchs, und lediglich auf die Feſtſtellung dieſes Anſpruchs be⸗ 
ſchränkt ſich die Rechtskraftwirkung des auf Grund des 8 985 ergangenen 
Urteils (jo auch u. a. Staudinger § 985 J. 1 und Dernburg BR. 8 117). 
Hat aber die Klägerin ſchon im Vorprozeſſe ein Urteil auf Herausgabe der 
Sachen erwirkt, ſo hat ſie damit das bereits erreicht, was ſie jetzt wiederum 
von neuem verlangt. Dieſem erneuten zweckloſen Antrag auf Herausgabe 


320 192. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 


des blauen Autochaſſis nebſt Kotflügel, Haube und Laternen kann deshalb 
wegen mangelnden Bedürfniſſes des Rechtsſchutzes nicht ſtattgegeben werden. 
Wohl aber iſt für ihren in der Ber.⸗Inſtanz erhobenen Anſpruch auf 
Feſtſtellung ihres Eigentums an dieſen Sachen ein Rechtsſchutzbedürfnis 
gegeben, da ihr Eigentum an dieſen Sachen noch keine richterliche Feſtſtellung 
gefunden hat. An der alsbaldigen Feſtſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes 
gegenüber der das Eigentum beſtreitenden Beklagten hat auch die Klägerin, 
ſelbſt wenn die Beklagte auf Herausgabe dieſer Sachen ſchon verurteilt iſt, 
ein rechtliches Intereſſe. Denn wie ſchon dargelegt iſt, enthält die Verurtei⸗ 
lung der Beklagten zur Herausgabe dieſer gegenüber noch nicht, wie Beklagte 
vermeint, die Feſtſtellung des Eigentums der Klägerin. Dementſprechend 
wird auch durchgängig die Verbindung dieſer beiden Klagen in einem Ver⸗ 
fahren als zuläſſig erachtet (Staudinger a. a. O.). Irrtümlich iſt auch die 
Anſicht der Beklagten, daß in der nachträglichen Erhebung der Feſtſtellungs⸗ 
klage eine Klagänderung liege. Den beiden Anſprüchen auf Herausgabe und 
Eigentumsfeſtſtellung liegen die gleichen klagebegründenden Tatſachen zu⸗ 
grunde, und die nachträgliche Erhebung der Eigentumsfeſtſtellungsklage ent- 
hält gegenüber dem zunächſt aus $ 985 BGB. erhobenen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der Sachen nicht einen neuen, anders gearteten Anſpruch auf Grund 
andrer Klagetatſachen. Es ſtellt ſich vielmehr die Feſtſtellungsklage nur dar 
als eine nach $ 268 Nr. 2 ZPO. zuläſſige Erweiterung des Klagantrags in 
der Hauptſache. 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 17. Okt. 1912. T. w. Firma D. & Co. 
U II. 75/16. SchlHolſtAnz. 1917, 71. 


192. Über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinan⸗ 
derſetzung wegen der beendigten fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Vgl. 59 Nr. 184; 62 Nr. 183; 63 Nr. 252; 72 Nr. 14. 

BGB. 88 1487. 1491. 

Nach dem Tode feiner Ehefrau hatte Adam S. die Gütergemeinſchaft 
mit ſeinen Söhnen Georg S. und Johann S. und ſeiner Enkelin Henriette S. 
fortgeſetzt. Als er am 5. Nov. 1915 ſtarb, wurde er von den Söhnen und der 
Enkelin zu je / beerbt. Die Erben vereinbarten laut notarieller Urkunde 
v. 19. Febr. 1916 — indem ſie voranſchickten, daß eine Auseinanderſetzung 
wegen des Geſamtguts und des Nachlaſſes noch nicht erfolgt ſei — daß die 
Enkelin aus der Gemeinſchaft ausſcheiden, dieſe aber unter den übrigen Teil⸗ 
habern fortbeſtehen ſolle. Demgemäß übertrug Henriette S. in der Urkunde 
ihren Anteil am Geſamtgut und am Nachlaß des Adam S. auf Georg S. 
und Johann S. Als Abfindungsſumme wurden 6000. feſtgeſetzt. Dies 
wurde auch zu dem Anweſen, das zum Geſamtgut und Nachlaß gehörte, im 
Grundbuch eingetragen. Dann trug jedoch das Grundbuchamt von Amts 
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wegen zum Schutz der Henriette S. den Widerſpruch ein: daß der von der 
Mutter ſtammende Anteil den Brüdern Georg S. und Johann S. und der 
Henriette S. gemeinſchaftlich gehöre. — Die Beſchwerde der Brüder wurde 
vom Landgericht verworfen; die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. Aus den 
Gründen: 

„Es handelt ſich hier um die Frage, ob der Anteil der Henriette S. an dem 
Geſamtgut auf Georg und Johann S. übergegangen iſt. Dieſe Frage iſt zu 
bejahen. Richtig iſt allerdings die Annahme des Landgerichts, daß nach der 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, auch wenn die Beendigung 
durch den Tod des überlebenden Chegattey erfolgt ($ 1494 BGB.), vor der 
Auseinanderſetzung ein anteilsberechtigter Abkömmling über ſeinen Anteil 
am Geſamtgute der fortgeſ. Gütergemeinſchaft nicht verfügen kann, denn 
für die Zeit von der Beendigung der fortgeſ. Gütergemeinſchaft bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts gilt gemäß $ 1497 Abſ. 2 die 
Analogie der ehelichen (und der fortgeſetzten) Gütergemeinſchaft; das Geſamt⸗ 
handverhältnis dauert bis zur Erledigung der Auseinanderſetzung fort, auch 
die Beſchränkung der Verfügung der anteilsberechtigten Abkömmlinge über 
ihre Anteile am Geſamtgute ($ 1487 BGB.). Es iſt nicht richtig, wie die Be⸗ 
ſchwerdeführer angeben, daß durch die Vereinbarungen in der Urkunde v. 
19. Febr. 1916 in Anſehung des Geſamtguts eine Auseinderſetzung erfolgt, 
und daß deshalb eine Verfügung über den Anteil an dem Geſamtgute zu⸗ 
läſſig geweſen ſei. Das Gegenteil einer Auseinanderſetzung geht aus der 
Urkunde hervor; dort iſt angegeben, daß die Auseinanderſetzung des Geſamt⸗ 
guts und des Nachlaſſes noch nicht erfolgt iſt, und daß die Erſchienenen ver⸗ 
einbaren, daß Henriette S. aus der Gemeinſchaft ausſcheide, daß aber die 
Gemeinſchaft unter den beiden übrigen Teilhabern fortbeſtehen ſolle; das Ge⸗ 
ſamthandverhältnis ſollte alſo für Georg und Johann S. fortbeſtehen. 

Hinſichtlich des Grundſatzes der Unveräußerlichkeit der Anteile der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge an dem Geſamtgute (88 1487. 1442) iſt aber in 
§ 1491 eine Ausnahme gemacht. Der anteilsberechtigte Abkömmling kann 
auf ſeinen Anteil an dem Geſamtgute verzichten. Der Inhalt der Urkunde 
v. 19. Febr. 1916, wonach die Beteiligten vereinbart haben, daß Henriette S. 
aus der Gemeinſchaft gegen Zahlung einer Abfindungsſumme ausſcheide, 
ergibt, daß es der genügend zum Ausdruck gekommene Wille war, daß Hen⸗ 
riette S. auf ihren Anteil am Geſamtgut der fortgeſ. Gütergemeinſchaft 
gegen eine Abfindungsſumme verzichtet hat; infolgedeſſen iſt ihr Anteil den 
beiden andern anteilsberechtigten Abkömmlingen mit dinglicher Wirkung 
zugewachſen. | 

Die Anſicht des Landgerichts, daß § 1491 nicht in Betracht kommen könne, 
weil in $ 1497 Abſ. 2 nur die 88 1442. 1472. 1473 und nicht auch $ 1491 für 
anwendbar erklärt ſeien, kann nicht geteilt werden. § 1491 hat eine Ausnahme 
von dem Grundſatze der 88 1487 Abſ. 1, 1442, daß der anteilsberechtigte Ab- 
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kömmling nicht über ſeinen Anteil an dem Geſamtgute verfügen kann, ge⸗ 
ſchaffen, um ihm die Möglichkeit zu gewähren, vor der Auseinanderſetzung 
aus der Gemeinſchaft völlig auszuſcheiden und auf der Grundlage eines ſolchen 
Verzichtes ſich die Mittel zur Begründung einer ſelbſtändigen Wirtſchaft 
oder ſeines Unterhalts durch Verwertung ſeines Anteils zu verſchaffen. Dieſes 
Bedürfnis und dieſe Gründe können aber auch nach Beendigung der fortgeſ. 
Gütergemeinſchaft bis zu der ſich oft lange hinausziehenden Auseinander- 
ſetzung hervortreten. Es wurde ſchon oben auf die Analogie der fortgeſ. Güter⸗ 
gemeinſchaft hingewieſen. § 1487 Abſ. 1, in welchem die Regel aufgeſtellt 
iſt, daß der anteilsberechtigte Abkömmling nicht über ſeinen Anteil verfügen 
kann, iſt in 8 1497 Abſ. 2 auch nicht ausdrücklich angeführt, er findet aber 
unzweifelhaft auch nach Beendigung der fortgeſ. Gütergemeinſchaft bis zur 
Erledigung der Auseinanderſetzung Anwendung; es iſt kein Grund erſichtlich, 
warum nicht auch die Ausnahme in $ 1491, ſolange das Geſamthandverhältnis 
beſteht, Geltung haben ſoll. 

Die Eintragung im Grundbuch, daß Georg und Johann ©. allein anteils⸗ 
berechtigt an dem Geſamtgut ſind, iſt hiernach nicht unrichtig; zur Eintragung 
eines Widerſpruchs beſtand kein Anlaß.“ | 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 7. Juli 1916. Reg 

III. 63/16. Bay Obs GZ. 17, 170. 


193. Bemeſſung der Ausſteuer. 
Vgl. 7 Nr. 60; 70 Nr. 41. 
BGB. 5 1620. 

Die Klägerin, eine Tochter des Beklagten, hatte bei ihrer Verheiratung 
im April 1915 keine Ausſteuer erhalten; ſie verlangte mit Klage eine ſolche 
von 3000 “ nebſt Zinſen. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Der Klaganſpruch gründet ſich auf $ 1620 BGB. Darnach iſt der Be⸗ 
klagte zur Gewährung einer Ausſteuer verpflichtet, ſoweit er bei Berückſich⸗ 
tigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung feines ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts dazu imſtande iſt. Der Beklagte iſt verheiratet. Er hat 
für Frau und 3 Kinder zu ſorgen. Sein dienſtliches Einkommen überſteigt 
nicht 6000 , Nebeneinnahmen hat er nicht. Er iſt zwar Eigentümer eines 
Hauſes und erzielt durch Vermieten mehrerer Zimmer eine jährliche Miet⸗ 
einnahme von 400 , das Haus iſt jedoch hoch beſchwert, jo daß dieſe Ein⸗ 
nahme nur eine Verringerung der ſonſt für ſeine Verhältniſſe zu hohen Woh⸗ 
nungskoſten bedeutet. Demgegenüber ſtehen beträchtliche laufende Verbind⸗ 
lichkeiten. Was der Beklagte regelmäßig an Hypothekenzinſen und Ver⸗ 
ſicherungsprämien aufbringen muß, überſteigt 750 % im Jahre. Hinzu 
kommen beſondere Ausgaben für die Kinder, denen der Beklagte vernünftiger⸗ 
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und berechtigterweiſe eine gute Ausbildung zuteil werden läßt. Die Summe, 
die ihm zur Beſtreitung des Haushalts und der übrigen Unterhaltskoſten für 
ſeine Familie verbleibt, iſt zumal angeſichts der herrſchenden Teuerung ſehr 
knapp bemeſſen. Da er kein Vermögen beſitzt, hat er ſogar, um überhaupt 
nur durchzukommen, ein für ſeine Verhältniſſe nicht unbeträchtliches Dar⸗ 
lehn aufnehmen müſſen. 

Bei dieſer Sachlage muß angenommen werden, daß der Beklagte bei 
Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts nicht in der Lage iſt, der Klägerin eine Ausſteuer 
zu gewähren. Daß er früher ſchon für ſie beträchtliche Aufwendungen gemacht 
hat, kann dabei ganz außer Betracht bleiben. Es ſoll nicht verkannt werden, 
daß dem Beklagten grundſätzlich zuzumuten iſt, ſogar ſeinen Kredit zur Be⸗ 
friedigung des Ausſteueranſpruchs der Klägerin auszunutzen. Aber auch 
dieſe Pflicht findet ihre Grenze an der Leiſtungsfähigkeit des Beklagten, dem 
die Möglichkeit einer ordnung⸗ und ſtandesmäßigen Wirtſchaftführung nicht 
entzogen werden darf. Insbeſondere kann von ihm, wie die Dinge liegen, 
nicht verlangt werden, daß er durch Beleihung feiner Lebensverſicherungs⸗ 
police ſich die Mittel verſchaffe, der Klägerin eine Ausſteuer zu gewähren; 
denn er muß mit der Möglichkeit rechnen, daß ihm durch den Unterhalt und die 
Ausbildung ſeiner übrigen Kinder noch erhebliche Ausgaben erwachſen, und 
auch abgeſehen hiervon kann von einem Beamten, der über ein feſtbegrenztes 
Einkommen, nicht aber über ein Vermögen verfügt, beſonders in jetziger 
Zeit nicht verlangt werden, daß er ſich der letzten Möglichkeit entäußert, 
Geldmittel zu beſchaffen.— — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 25. April 1917. Ehefr. A. 
geb. R. w. J. R. Bf. V. 332/16. Nö. 


194. Über das Süchtigungsrecht der Stiefmutter. 
BGB. 88 1631 Abſ. 2, 1685. 

Gegen die Eheſcheidungsklage der Frau erhob der Mann Widerklage auf 
Scheidung, die er auf die Behauptung gründete, daß die Frau ſeinen Sohn 
erſter Ehe oft ohne Grund und in gröblicher Weiſe mißhandelt habe. Darüber 
heißt es im Rev.⸗Urteil: 

„— — — Soweit die Reviſion die Auffaſſung vertreten will, die 
Klägerin habe als Stiefmutter den Knaben überhaupt nicht züchtigen dürfen, 
iſt ihr nicht zu folgen. Wenn der Vater noch unerzogener Kinder eine neue 
Ehe eingeht, überträgt er damit ſtillſchweigend das ihm nach § 1631 BGB. 
zuſtehende Erziehungs⸗ und Züchtigungsrecht als abgeleitetes Recht auf die 
Frau, welche dieſen Kindern nun Mutter ſein ſoll. Sie darf deshalb, wie der 
Vater ſelbſt, die bei der Erziehung angemeſſenen Zuchtmittel anwenden, 
und es iſt zu deren Anwendung im Einzelfall die beſondere Zuſtimmung 
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des Vaters kein geſetzliches Erfordernis. Anderſeits kann eine Anwendung 
der Zuchtmittel, wenn ſie über das durch die Zwecke der Erziehung gebotene 
Maß hinausgeht, ſich als durch die Erziehungszwecke nicht gebotene Miß⸗ 
handlung und geſundheitliche Schädigung der Stiefkinder darſtellt, dem Vater 
berechtigten Anlaß zur Erhebung einer auf § 1568 BGB. geſtützten Schei⸗ 
dungsklage geben. 

Das iſt, wenn es im angefochtenen Urteil ae nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt, der Standpunkt, von dem das Ber.⸗Gericht zutreffend bei der 
Entſcheidung über die Widerklage ausgegangen iſt. Die Frage iſt nun, ob 
die Klägerin ſich in dem Rahmen des ihr darnach zuſtehenden Züchtigungs⸗ 
rechts gehalten hat oder ob fie durch wiederholte Überſchreitung dieſes Rechtes 
ehewidrig gehandelt hat. Das Ber.⸗Gericht hat letzteres nicht angenommen, 
und der Reviſion iſt darin, daß das bisherige Ergebnis der Beweisaufnahme 
nicht ausreichend gewürdigt ſei, nicht beizutreten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 24. April 1917. St. w. St. (OLG. 

Hamburg). VII. 441/16. 


195. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer 
ſpäteren Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 
BGB. 35 2079. 2281. 1741. 138. 

Die Beklagte iſt die kinderloſe Witwe des am 4. Auguſt 1893 verſtor⸗ 
benen Hermann M. in Berlin. Die Eheleute hatten am 29. Mai 1893 ein 
gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, durch das ſie ſich gegenſeitig zu Erben 
und als Nacherben zu / einen Halbbruder des Mannes, zu Y, den Vater 
des Klägers, unter Subſtituierung der Abkömmlinge, einſetzten. Die Be⸗ 
klagte hat die Erbſchaft ihres Mannes angetreten. Im Jahre 1913 nahm ſie 
ihre Stütze Olga H. an Kindesſtatt an und focht, nachdem dieſer Vertrag 
gerichtlich beſtätigt worden war, am 16. Mai 1913 in notarieller Urkunde 
gegenüber dem Nachlaßgericht das gemeinſchaftliche Teſtament an. Der 
Kläger beſtritt die Rechtswirkſamkeit dieſer Anfechtung; er erhob Klage mit 
dem Antrage, feſtzuſtellen, daß ihm ein Erbrecht an dem Nachlaß der Be⸗ 
klagten ihres verſtorbenen Ehemanns auf Grund des Teſtaments v. 29. Mai 
1893 zuſtehe. — Das Landgericht gab dieſem Antrage ſtatt ſoweit der Nach⸗ 
laß des verſtorbenen Ehemannes der Beklagten in Betracht kommt und wies 
im übrigen die Klage ab. Auf Berufung des Klägers erforderte das Kammer⸗ 
gericht von der Beklagten einen Eid darüber, ob ſie mit ihrem verſtorbenen 
Manne einig geweſen ſei, daß unter allen Umſtänden der Vater des Klägers 
oder letzterer ſelbſt etwas aus dem Nachlaß erhalten ſollten; bei Verweigerung 
des Eides ſollte das Erbrecht des Klägers auch gegenüber dem Nachlaſſe der 
Beklagten feſtgeſtellt werden, andernfalls ſeine Klage, ſoweit ihr nicht ſchon 
vom Landgerichte ſtattgegeben worden iſt, abgewieſen werden. Das Reichs- 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 
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„Zutreffend hat das Ber.⸗Gericht bei Beurteilung des Rechts der Be⸗ 
klagten, das gemeinſchaftliche Teſtament anzufechten, die Vorſchriften des 
Bürgerl. Geſetzbuchs zugrunde gelegt. Eine Verletzung des Art. 214 Einf®. 
z. BGB. oder der Vorſchriften des preuß. Allg. Landrechts liegt deshalb nicht 
vor. Ebenſowenig beſteht ein rechtliches Bedenken dagegen, daß das Ber.- 
Gericht gegenüber dem gemeinſchaftlichen Teſtament eine Anfechtung in dem 
angenommenen Umfang auf Grund des § 2079 in Verbindung mit $ 2281 
BGB. für zuläſſig erachtet hat; unerheblich iſt bei dieſer Sachlage, ob das 
Anfechtungsrecht auch aus § 2078 BGB. hergeleitet werden kann. Dagegen 
kann der Reviſion der Erfolg nicht verſagt werden, ſoweit die Behandlung 
nachſtehenden Punktes durch das Ber.⸗Gericht in Betracht kommt. 

Der Kläger hatte ſchon in der 1. Inſtanz die Behauptung aufgeſtellt, 
daß die Beklagte lediglich deshalb die Olga H. an Kindesſtatt angenommen 
habe, um das gemeinſchaftliche Teſtament zu beſeitigen und ihn und ſeine 
Stiefſchweſter um ihre Erbanſprüche zu bringen. In 2. Inſtanz hat der Kläger 
jeine Behauptung unter Beweisantretung wiederholt. — — — Das Ber.- 
Gericht iſt auf den Beweisantrag nicht eingegangen; es ſagt vielmehr, auch 
wenn die Behauptung des Klägers richtig ſei, könne ſie den geſtellten Antrag 
nicht rechtfertigen. Für dieſe Inſtanz muß deshalb die Richtigkeit der be⸗ 
zeichneten Behauptung unterſtellt werden. 

Zur Begründung der Anſchauung, daß jene Behauptung den geſtellten 
Antrag nicht rechtfertigen könne, ſagt das Ber.⸗Urteil: die Behauptung wäre 
wohl geeignet, eine Klage aus $ 826 BGB. zu begründen; aber wenn auch 
die Beklagte dem Kläger zum Schadenerſatz verpflichtet wäre, ſo bliebe doch 
die Anfechtung des Teſtaments rechtswirkſam, und das durch ſie nichtige 
Teſtament könnte nicht durch Richterſpruch wiederhergeſtellt werden. Der 
Kläger könnte nur Erſatz in Geld verlangen; einen dahingehenden Antrag 
habe er nicht geſtellt, einer Klagänderung habe die Beklagte vorſorglich wider⸗ 
ſprochen. 

Ob wirklich, trotz der Vorſchrift in $ 249 BGB., wonach Schadenerſatz 
in erſter Reihe durch Herſtellung eines den Schaden beſeitigenden Zuſtandes 
zu leiſten iſt, unter den hier gegebenen Umſtänden nur Erſatz in Geld verlangt 
werden kann, braucht nicht weiter unterſucht zu werden; denn es iſt überhaupt 
nicht richtig, daß der Kläger auf einen Schadenerſatzanſpruch beſchränkt iſt. 

Der Kläger ſelbſt hatte ſich, ſoweit erſichtlich, weder in 1. noch in 2. In⸗ 
ſtanz auf $ 826 berufen; es lag auch kein Grund vor, fein Vorbringen in ſolcher 
einſchränkenden Weiſe aufzufaſſen. Es kann vielmehr ebenſowohl dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Nichtigkeit des Kindesannahme⸗Vertrags wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten und damit auch die Unwirkſamkeit der auf 
den nichtigen Vertrag geſtützten Anfechtungserklärung geltend gemacht wer⸗ 
den ſollte. Ein ſolches Vorgehen des Klägers muß auch als berechtigt aner⸗ 
kannt werden. Denkt man ſich etwa den Fall ſo, daß die den Annahmevertrag 
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Abſchließenden von vornherein darüber einig ſind, der Vertrag ſolle nur dazu 
dienen, die Anfechtung eines Erbvertrags oder gemeinſchaftlichen Teſtamentes 
zu ermöglichen, und nach Erreichung dieſes Zieles ſolle das durch den Vertrag 
begründete Rechtsverhältnis wieder aufgehoben werden (8 1768 BGB.), jo 
ſpringt es ohne weiteres in die Augen, daß dem durch derartiges Vorgehen 
in ſeinen Rechten Beeinträchtigten ein unmittelbarer Rechtsbehelf zur Abwehr 
gegeben ſein muß und er nicht auf einen möglicherweiſe wirkungloſen Schaden⸗ 
erſatzanſpruch beſchränkt werden darf. Daß auch ſolche familienrechtliche 
Verträge wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſein können und 
daß ihre gerichtliche Beſtätigung der Geltendmachung der Nichtigkeit nicht 

entgegenſteht, iſt unbedenklich anzunehmen; 
Komm. von RGRäten Anm. 1 zu $ 1743, Anm. 2 zu $ 1754; Staudinger Anm. 1 Abſ. 2 
zu $ 1743, Anm. 1 zu $ 1755; Schlegelberger Anm. 1 Abſ. 2 zu 5 65 Se Motive 

z. BGB. 4, 1001 mit 950. 

Es hätte deshalb das bezeichnete Vorbringen des Klägers aus dem Geſichts⸗ 
punkte des § 138 BGB. gewürdigt werden müſſen. 

Auch wenn ſich bei Prüfung jenes Vorbringens nur ſoviel ergäbe, daß 
zwar die Beklagte ſelbſt lediglich in der vom Kläger behaupteten ſittenwidrigen 
Weiſe gehandelt habe, daß aber der Annahmevertrag wegen Gutgläubigkeit 
des andern Teils der Nichtigerklärung entrückt wäre, dann bliebe immer noch 
zu prüfen, ob nicht die von der Beklagten vorgenommene Anfechtung des 
Teſtamentes ſelbſt wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt. 

Faßt man in der vorbezeichneten Weiſe das Vorbringen des Klägers 
dahin auf, daß die Unwirkſamkeit der Anfechtungserklärung und damit die 
fortdauernde Gültigkeit des Teſtaments v. 29. Mai 1893 geltend gemacht 
werden ſollte, ſo liegt keine Klagänderung vor. Zuzugeben iſt dabei, daß 
der vorliegende Klagantrag nicht einwandfrei gefaßt iſt (was übrigens ebenſo 
gegenüber der urſprünglichen Begründung der Klage zutrifft); es wäre wohl 
mehr die Unwirkſamkeit der erfolgten Anfechtung als die allgemeine Fort⸗ 
dauer des Erbrechts gegenüber einem Lebenden zu betonen. Aber inſoweit 
kann unbedenklich auf dem in 8 139 ZPO. bezeichneten Wege geholfen wer⸗ 
den. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. März 1917. D. (Kl.) w. M. 

(KG. Berlin). IV. 409/16. 


196. Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen des in einem korreſpektiven 
Teſtament eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 
Bol. 67 Nr. 17. 
BGB. 35 2269/70. 2287. 
— — — Im Fall des 82269 Abſ. 1 iſt der Überlebende in der un⸗ 
entgeltlichen Verfügung nicht unbeſchränkt. Wenn der Fall des korreſpektiven 
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Teſtaments nach § 2270 BGB. vorliegt, und das iſt hier der Fall, da die Ehe⸗ 
gatten ſich gegenſeitig bedacht haben, findet die Verfügungsfreiheit des Über⸗ 
lebenden darin ihre Schranke, daß er die Verfügungen des Teſtaments nicht 
durch Schenkungen abſichtlich vereiteln darf. Das Geſetz hat die Unwirkſam⸗ 
keit ſolcher Schenkungen ausdrücklich allerdings nur beim Erbvertrage ($ 2287 
BGB.) anerkannt. Nach der vom Reichsgericht (Entſch. 58, 64; 77, 5) in Über⸗ 
einſtimmung mit der früheren Rechtſprechung (Entſch. 41, 168) vertretenen 
Anſchauung, der ſich dieſes Gericht anſchließt, iſt aber mit Rüdficht auf die 
überaus enge Verwandtſchaft zwiſchen dem Erbvertrage und dem korreſpek⸗ 
tiven Teſtament (88 2280. 2269 BGB.), ſowie auf die völlige Gleichheit der 
Rechtslage zwiſchen dem durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer und dem 
überlebenden Ehegatten, der das ihm Zugewendete nicht ausgeſchlagen hat, 
anzunehmen, daß die Beſtimmung des § 2287 BGB. auch auf korreſpektive 
Teſtamente Anwendung findet. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juli 1916. H. w. Frau S. 

Bf. VI. 58/15. Nö. 


197. Eingetragene Genoſſenſchaft; Nachſchüſſe zur Abwendung des 
Konkurſes dürfen während der Liquidation nicht erhoben werden. 
Vgl. 70 Nr. 88 m. N. 

Gen. 38 7. 105. 140. 

Die Klägerin, eine eingetr. Genoſſenſchaft, verlangte vom Beklagten, 
der ihr Mitglied iſt, auf Grund Beſchluſſes der Vollverſammlung v. 17. Febr. 
1916, wonach die Genoſſen zur Deckung der Schulden der Klägerin 15% der 
Haftſumme von je 300. für einen Geſchäftsanteil bezahlen ſollen, nach Höhe 
von 45K für jede der ihm gehörigen 15 Geſchäftsanteile Zahlung von 675 K. 
Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Klaganſpruch wird aus dem Vollverſammlungsbeſchluſſe her⸗ 
geleitet, nach welchem während der Liquidation der Geſellſchaft zur Abwen⸗ 
dung des Konkurſes von den Genoſſenſchaftern Nachſchüſſe erhoben werden 
ſollen. Dieſer Beſchluß iſt äber ſchlechthin nichtig (RG. in JW. 1901, 83“). 

Die Verbindlichkeit der Mitglieder einer eingetr. Genoſſenſchaft m. b. H. 
zu Zahlungen erſchöpft ſich im Verhältnis zur Genoſſenſchaft in der Voll⸗ 
einzahlung der Geſchäftsanteile (8 7 GenG. in der Faſſung v. 20. Mai 1898, 
RGBl. 810), und nach Eröffnung des Konkurſes zum Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft in der Leiſtung von Nachſchüſſen bis zum Betrage der ſatzungmäßigen 
Haftſumme zur Deckung des vom Konk.⸗Verwalter bilanzmäßig nachge⸗ 
wieſenen Fehlbetrags (88 105. 140 a. a. O.; RGeEntſch. 85, S. 209, in SeuffA. 
70 Nr. 88). Eine Verpflichtung, zur Abwendung des Konkurſes Teilzahlungen 
auf die Haftſumme zu leiſten, kann durch Beſchluß der Vollverſammlung 
nicht geſchaffen werden, da die Haftſumme für den Fall des Konkurſes un⸗ 
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verkürzt dem Konk.⸗Verwalter und den Gläubigern zur Verfügung ſtehen 
muß; 
Pariſius⸗Krüger GenG. Anm. 4 zu $ 6 S. 81; Anm. 31 ff. zu $ 7 S. 103; Vorbem. 

vor den $$ 98 ff. S. 458. 

Nach der älteren Faſſung des Geſetzes (RGBl. 1868, 427) war im Fall 
der Überſchuldung den Liquidatoren zur Pflicht gemacht, eine Vollverſamm⸗ 
lung der Genoſſenſchafter einzuberufen und zum Antrage auf Konk.⸗Eröff⸗ 
nung eine Friſt von acht Tagen ſeit dieſer Verſammlung gegeben, binnen deren 
die Genoſſenſchafter zur Abwendung des Konkurſes den Fehlbetrag bar ein⸗ 
zahlen konnten. Dieſe Vorſchrift iſt bei der Feſtſtellung des jetzt geltenden 
Geſetzestextes entgegen den Anträgen von Schulze⸗Delitzſch auf geſetzliche 
Regelung des Nachſchußverfahrens zur Abwendung des Konkurſes, 

Druck. des RT. 1876 Nr. 40 S. 559 ff.; 1877 Nr. 41 S. 229ff.; 1881 Nr. 107 S. 634. 

636. 641, 
gemäß dem Regierungsentwurf v. 27. Nov. 1888 (Druckſ. 1888/89 S. 183 ff.) 
geſtrichen und durch § 99, § 140 des Geſetzes erſetzt worden, wonach der An⸗ 
trag auf Konk.⸗Eröffnung ohne Zögern geſtellt werden muß, „ſobald“ Zahlungs⸗ 
unfähigkeit oder Überſchuldung vorliegt; der Antrag darf mithin auch zum 
Zweck eines Umlegeverfahrens nicht aufgeſchoben werden. Die beſondere 
Begründung des Entwurfs vom Jahre 1888 (Druckſ. Nr. 28 S. 238) ergibt, 
daß man dabei die Möglichkeit, durch ein Nachſchußverfahren die für die Ge⸗ 
noſſenſchafter mit dem Konkurſe verbundenen Nachteile zu vermeiden, keines⸗ 
wegs überſehen hat. Man hat aber erwogen, daß der Erfolg des Nachſchuß⸗ 
verfahrens ungewiß bleibe und im Fall des Mißlingens ſich der Sachſtand 
nur verſchlimmere, aber auch im Fall des Gelingens die Lage ſowohl der 
Genoſſenſchafter als auch der Gläubiger der Genoſſenſchaft gefährdet bleibe, 
und deshalb für nötig erachtet, ein Nachſchußverfahren zur Abwendung des 
Konkurſes zu verbieten. 
| Ob etwa durch einſtimmigen Beſchluß aller Mitglieder die Aufbringung 

des Fehlbetrags als freiwillige Zuwendung an die Genoſſenſchaft unbeſchadet 
des unverkürzten Fortbeſtandes der Haftſumme eines jeden Genoſſen er- 
folgen kann (was die Begründung des Entwurfs vom Jahre 1888 a. a. O. 
S. 238 dahingeſtellt ſein läßt), braucht im vorliegenden Fall nicht erörtert zu 
werden, da ſich unſtreitig von 332 nur 90 Genoſſenſchafter an der Beſchluß⸗ 
faſſung beteiligt haben. Es iſt daher auch belanglos, daß die in der Vollver⸗ 
ſammlung erſchienenen Genoſſenſchafter bis auf einen ſämtlich der Einziehung 
der Nachſchüſſe zugeſtimmt haben, und daß dieſer eine nachträglich ſeinen 
Widerſpruch zurückgezogen haben ſoll. Wenn die Mehrzahl der Genoſſen⸗ 
ſchafter nachträglich freiwillig gezahlt hat, ſo iſt dies keinesfalls geeignet, 
eine Zahlungspflicht des Beklagten zu begründen. Da der Beklagte, der durch 
ſeinen Bevollmächtigten der Erhebung der Nachſchüſſe zugeſtimmt hat, nur 
einem alle Genoſſenſchafter bindenden Vollverſammlungsbeſchluſſe hat zur 


198. Geſellſchaft m. b. H. 329 


ſtimmen wollen, läßt ſich nicht feſtſtellen, daß er bei Kenntnis der Nichtig⸗ 
keit dieſes Beſchluſſes ſich wenigſtens für ſeine Perſon zur Leiſtung eines 
Nachſchuſſes an die Genoſſenſchaft habe verpflichten wollen. Vielmehr muß 
als erwieſen gelten, daß er das nicht gewollt hat, da ja ſeine Leiſtung allein 
den beabſichtigten Erfolg, die Abwendung des Konkurſes, offenſichtlich nicht 
herbeiführen konnte. Eine Erhöhung der Geſchäftsanteile, die zur Deckung 
der Verluſte grundſätzlich zuläſſig iſt, 

RhEntſch. 72, 236; FW. 1910, 4064; vgl. auch SeuffA. 63 Nr. 18 und OLG Rſpr. 

24, 354, 
konnte im vorliegenden Fall nicht mehr beſchloſſen werden, weil ſchon die 
Liquidation eingeleitet war, alſo bloß noch die Deckung des vorhandenen 
Fehlbetrages in Frage kam. Der vorliegende Beſchluß hat ſich denn auch 
darauf beſchränkt (unzuläſſigerweiſe), die Zahlung eines Teiles der Haft⸗ 
ſumme der Genoſſen anzuordnen. 

Endlich kann zur Begründung der Klageforderung der § 30 Satz 2 der 
Genoſſenſchaftsſatzungen ſchon deshalb nicht herangezogen werden, weil dort 
nur die Volleinzahlung der Geſchäftsanteile geregelt wird, um die es ſich im 
vorliegenden Fall unſtreitig garnicht handelt. Eine dem Geſetze zuwider⸗ 
laufende Nachſchußpflicht könnte auch durch die Satzungen nicht begründet 


werden (Kammergericht in RIA. 8, 206).— — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) M. Genoſſenſchafts⸗B. w. R. 
1 O. 6/17. —e—. 
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GmbHG. 88 21ff. 


Der Kläger nahm als Konk.⸗Verwalter der in Konkurs befindlichen 
Nitrierſtoffwerke O., einer Geſellſchaft m. b. H., die Beklagte auf Zahlung 
eines noch von der Stammeinlage ausſtehenden Betrages in Höhe von 
13 953,65 in Anſpruch, und zwar auf Grund der nach $ 21 Abſ. 3 GmbHG. 
einem ausgeſchloſſenen Geſellſchafter gegenüber geregelten Ausfallshaftung. 
Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit der vorliegenden Klage macht der Konk.⸗Verwalter zum Vermögen 
der Geſellſchaft m. b. H. gegen einen früheren Geſellſchafter den Anſpruch 
auf Nachzahlung der Stammeinlage geltend. Dieſer Anſpruch iſt ſehr wohl 
von demjenigen zu unterſcheiden, durch den die Beitragspflicht zur Stamm⸗ 
einlage gegen einen der Geſellſchaft noch angehörenden Geſellſchafter verfolgt 
wird. Die Geltendmachung des Anſpruchs, der hier zur Entſcheidung geſtellt 
iſt, regelt ſich nach den Vorſchriften des $ 21 Abſ. 3 GmbHG. 92 wird im 


Seufferts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 10. 
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Gegenſatz zu der gewöhnlichen Beitragspflicht als Ausfallshaftung bezeichnet. 
Die Geltendmachung dieſer Ausfallshaftung iſt an beſtimmte Förmlich⸗ 
keiten geknüpft. Der bisherige Geſellſchafter muß ſeiner Beitragspflicht zur 
Stammeinlage nicht Genüge geleiſtet haben, er muß in den Formen des 
§ 21 GmbHG. ausgeſchloſſen ſein und der rückſtändige Betrag weder von 
ſeinem Rechtsvorgänger im Erwerbe des Geſchäftsanteils noch durch Verkauf 
des Geſchäftsanteils zu erlangen geweſen ſein. 

Die Beklagte rügt zunächſt die Nichtbeobachtung der formellen Voraus⸗ 
ſetzungen des Kaduzierungsverfahrens, indem ſie die Nichteinhaltung der 
im § 21 beſtimmten Friſten behauptet. ur Auffaſſung kann jedoch nicht 
beigetreten werden. — — — 

Das Gericht ſieht daher zwar die zur Geltendmachung der Ausfalls⸗ 
haftung erforderliche Vorausſetzung eines wirkſamen Kaduzierungsverfahrens 
als beobachtet an, tritt aber darin den Ausführungen des Landgerichts bei, 
daß die weiteren Vorausſetzungen der gemäß $ 21 Abſ. 3 erfolgenden Ein⸗ 
forderung nicht erfüllt ſind. Das Geſetz bezeichnet die Haftung des aus⸗ 
geſchloſſenen Geſellſchafters ausdrücklich als eine ſolche „wegen des Ausfalls“. 
Der Begriff jeder Ausfallshaftung ſetzt voraus, daß es ſich um die Geltend⸗ 
machung einer ſubſidiären Haftung handelt, welche erſt dann Platz greifen 
ſoll, wenn die Inanſpruchnahme andrer Perſonen, welche für den Betrag 
ſchuldneriſch verpflichtet ſind, oder wenn die Verwertung des Geſchäftsanteils 
ſelbſt im Wege einer öffentlichen Verſteigerung zu einem Ergebniſſe nicht 
geführt hat. Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß der Kläger die 
Tatſache des Ausfalls nicht genügend bewieſen hat. Gerade die Ausfalls⸗ 
haftung ſetzt ſtreng zu nehmende Anforderungen an den zu führenden Beweis 
eines Ausfalls voraus. Der Rechtsvorgänger des Beklagten, T., welcher als 
Zeuge vereidigt iſt, gibt ſelbſt zu, daß er nicht mittellos iſt, und bezieht ſich 
darauf, daß er im Fall ſeiner Inanſpruchnahme ſich bei ſeinen Hinterleuten, 
die ihn für den Erwerb des Geſchäftsanteils zum Treuhänder beſtellt hätten, 
erholen könne. Wenn der Kläger behauptet, es käme für die Feſtſtellung der 
Zahlungsunfähigkeit eines Rechtsvorgängers nicht der Zeitpunkt der Klag⸗ 
erhebung gegen den ausgeſchloſſenen Geſellſchafter, ſondern derjenige der 
Einleitung des Kaduzierungsverfahrens in Betracht und dementſprechend 
feinen Beweisantrag formuliert, jo iſt dieſe Auffaſſung abwegig. Das Geſetz 
ſchreibt für die Geltendmachung der Ausfallshaftung die Beobachtung einer 
gewiſſen Reihenfolge für die Handlungen der Geſellſchaft vor. Indem die 
Verſteigerung des Geſchäftsanteils erſt nach erfolgloſer Durchführung der 
Inanſpruchnahme von Rechtsvorgängern der Beklagten zuläſſig iſt (§ 23) 
und anderſeits der Rückgriff auf die Rechtsvorgänger erſt nach Abſchluß des 
Kaduzierungsverfahrens erlaubt iſt, kann jedenfalls für die Feſtſtellung der 
Mittelloſigkeit des Rechtsvorgängers nicht der Zeitpunkt des Kaduzierungs— 
verfahrens, ſondern muß ein ſpäterer Zeitpunkt in Betracht kommen. Da ein 
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„Ausfall“ im Urteil gegen den ausgeſchloſſenen Geſellſchafter feſtgeſtellt 
werden muß, iſt es notwendig, daß ein der Urteilsfällung möglichſt nahe liegen⸗ 
der Zeitpunkt der Feſtſtellung der Vermögensloſigkeit des Rechtsvorgängers 
zugrunde zu legen iſt, und jedenfalls kann ſich ein Geſellſchafter noch in jedem 
Stadium des gegen ihn eingeleiteten Prozeſſes darauf berufen, der Ausfall 
ſtehe zurzeit noch nicht feſt, wenn begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß ſein Rechtsvorgänger zurzeit noch zahlungsfähig ſei. Solche Anhalts⸗ 
punkte ſind aber hier, wie das Landgericht ausführt, vorhanden und müſſen 
vom Kläger in zweifelfreier Weiſe widerlegt ſein, wenn er den Anſpruch 
auf § 23 Abſ. 3 ſtützen will. Die im § 22 Abf. 2 erwähnte Beweisvermutung 
kann er nicht zu ſeinen Gunſten anführen, da ſie nur für die Haftung des 
früheren Rechtsvorgängers Platz greift. 

Nach alledem war die Berufung zu verwerfen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 4. Mai 1917. Konk. O. (Kl.) 
w. D. Bf. IV. 412/16. Gr. 


199. Unterſuchung und Mängelrüge, wenn die Ware in e 
Teilen nacheinander geliefert wird. 


HGB. 9 377. 


Wie der Sachverſtändige G. bekundet, ſind die von der Klägerin gelie⸗ 
ferten Mantel⸗ und Kochgeſchirr⸗Riemen, namentlich auch hinſichtlich der 
Näharbeit, ſo mangelhaft ausgefallen, daß die Beklagte ſie der Klägerin mit 
Recht zur Verfügung ſtellen konnte. Die Klägerin beſtreitet das in dieſer 
Inſtanz auch nicht mehr. Die Entſcheidung hängt demnach lediglich davon 
ab, ob die Beklagte rechtzeitig gerügt hat. Dieſe Frage ift in Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen des Landgerichts zu bejahen. Darnach hält auch das 
Ber.⸗Gericht zwar für unbewieſen, daß die Beklagte hinſichtlich jeder einzelnen 
der in der Zeit vom 28. November bis zum 8. Dezember erfolgten Teilſen⸗ 
dungen Widerſpruch erhoben habe; es iſt aber mit dem Vorderrichter der An⸗ 
ſicht, daß die nach Beendigung der Teillieferungen mittels Schreibens v 
10. Dezember ausgeſprochene Mängelrüge rechtzeitig geweſen ſei. 

Die Entſcheidungsgründe des Landgerichts gehen zurück auf eine in 
RGeEntſch. 43, 65 abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts. Der dort 
entſchiedene Fall lag freilich inſofern anders als der hier vorliegende, als dort 
beim Vertragſchluß, der ſich auf die Lieferung von 20000 Albums mit An⸗ 
ſichten einer bevorſtehenden Ausſtellung bezog, nicht davon die Rede geweſen 
war, daß die Lieferung in Teilſendungen erfolgen ſollte. Hier aber war aller⸗ 
dings von vornherein in Ausſicht genommen, daß die Klägerin die 10000 Mantel⸗ 
und 5000 Kochgeſchirr⸗Riemen in gewiſſen Teilmengen zur Ablieferung 
bringen ſollte. Denn wenn ſie auch die ganzen Poſten innerhalb einer vom 
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27. November ab laufenden Nachfriſt von 8 Tagen zu liefern hatte, ſo ſollte 
ſie doch „ſpäteſtens am Sonnabend früh“, d. h. am 28. November „mit der 
Lieferung beginnen“; ſie war alſo berechtigt, der Beklagten ſo, wie ſie es 
getan hat, je nach Fertigſtellung der Riemen größere oder kleinere Mengen 
zuzuſenden, bis ſpäteſtens bei Ablauf der Nachfriſt der ganze Poſten geliefert 
ſein mußte. Ä 

Trotz dieſer nicht zu verkennenden Verſchiedenheit beider Tatbeſtände 
iſt auch für den vorliegenden Fall daran feſtzuhalten, daß es ſich bei den ver⸗ 
ſchiedenen Teillieferungen nicht um eine Reihe ſelbſtändiger Erfüllungs⸗ 
geſchäfte gehandelt hat. Es waren Lieferungen, die auf einer von der Be⸗ 
klagten zu Recht erfolgten Nachfriſtſetzung innerhalb einer Friſt von wenigen 
Tagen zu erfolgen hatten. Der Umfang der einzelnen Teilſendungen war 
nicht feſtgelegt, ſondern beſtimmte ſich lediglich darnach, wieviel von der 
Klägerin fertiggeſtellt und nach und nach zur Ablieferung gebracht werden 
konnte, und ſo ſind denn auch in der Tat Teilſendungen von ganz verſchiedener 
Größe erfolgt. Und endlich handelte es ſich um eine Ware, bei der infolge 
ihrer Maſſenherſtellung mit gewiſſen Unterfchieden im Ausfall der einzelnen 
Lieferungen von vornherein zu rechnen war; erſt aus dem Geſamteindruck 
über die vollſtändige Lieferüng konnte daher ein zuverläſſiges Urteil darüber 
gewonnen werden, ob die bei den einzelnen Sendungen vorgefundenen Mängel 
gegenüber der Geſamtmenge ſo geringfügig waren, daß die Ware im ganzen 
noch als empfangbar gelten mußte. 

Hiernach hat die Beklagte, wie das Ber.⸗Gericht überzeugt iſt, ohne 
Fahrläſſigkeit angenommen, daß es ſich bei den einzelnen Teilſendungen, in 
denen die mit der Erfüllung des Vertrages ſäumig geweſene Klägerin auf 
Grund der ihr bewilligten Nachfriſt die Riemen zur Ablieferung brachte, 
nicht um eine Reihe ſelbſtändiger Erfüllungsgeſchäfte gehandelt hat, bei denen 
ſie die etwaigen Mängel jeder Lieferung ſelbſtändig hätte rügen müſſen. 
Dieſe Überzeugung wird auch' dadurch nicht erſchüttert, daß die Beklagte im 
Rechtsſtreit den Standpunkt hat vertreten laſſen, auch die einzelnen Teil⸗ 
ſendungen ſeien jedesmal ſofort durch Fernſprecher beanſtandet worden. 
Daß aber auch die Klägerin die Sache derzeit ſo angeſehen hat, ergibt ſich für 
das Ber.⸗Gericht daraus, daß ſie erſt bei der letzten Sendung v. 8. Dezember 
ihrer Begleitnote den handſchriftlichen Vermerk „Rein netto, ſof. Kaſſe“ hin⸗ 
zufügte. Darin kommt zum Ausdruck, daß auch nach Auffaſſung der Klägerin 
die einzelnen Sendungen keinen ſelbſtändigen Charakter hatten, und daß, 
wie erſt nach Ablieferung des Geſamtpoſtens die urſprüngliche Vertrags 
klauſel „rein netto, ſof. Kaſſe“ Bedeutung gewann, ſo auch erſt zu dieſem 
Zeitpunkt die Beklagte die Ware zu unterſuchen und etwaige Mängel zu 
rügen hatte. Von Bedeutung iſt hierbei auch, daß erſt am 21. Dezember, 
nachdem man bereits über die ſachliche Berechtigung der erhobenen Mängel— 
rüge hin und her geſchrieben hatte, die Klägerin mit dem Einwand hervortrat, 
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daß die Mängelrüge v. 10. Dezember verſpätet jei und Beklagte bei jeder 
einzelnen Teilſendung unverzüglich etwaige Mängel hätte rügen müſſen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 31. Jan. 1917. R. K. w. R. 
& Co. u. Gen. Bf. V. 300/16. Nö. 


200. Kann bei Nichtzahlung eines zahlunghalber empfangenen und 
weitergegebenen Wechſels der Empfänger gegen den Ausſteller auf 
das alte Schuldverhältnis zurückgreifen d 
Vgl. 56 Nr. 10 m. N. 

Wo. 58 44. 83. 

Die Klägerin hatte unſtreitig auf den Kaufpreis von zuſammen 1040,28. 
für die der Beklagten im März 1914 gelieferten Waren ein am 1. Sept. 1914 
fälliges Akzept des Gärtnereibeſitzers K. in G. über 700 , das die Beklagte 
an eigene Ordre ausgeſtellt und auf die Klägerin giriert hatte, zahlunghalber 
angenommen. Dieſer Wechſel befand ſich zur Zeit der Fälligkeit in der Hand 
der Firma C. T. L. & Co. in B., an die ihn die Klägerin weitergiriert hatte, 
war aber von dieſer Firma ohne Proteſterhebung i. J. 1915 der Klägerin 
zurückgegeben worden, die ihn zu den Akten überreichte, alſo noch beſaß. 
Die Beklagte verweigerte die Bezahlung des eingeklagten Kaufpreisreſtes 
von 700 „ unter Bezugnahme darauf, daß ſie zur Zahlung nur gegen die der 
Klägerin unmögliche Rückgabe des Wechſels mit einer Proteſturkunde ver⸗ 
pflichtet ſei. Das Landgericht wies die Klage in Beachtung dieſes Einmandes 
mit der Erwägung ab, daß die Klägerin auf die urſprüngliche Forderung nicht 
zurückgreifen dürfe, weil ſie der Beklagten den Wechſel mangels feiner Pro- 
teſtierung nicht „intakt“ zurückgeben könne. Das Oberlandesgericht verurteilte 
dagegen antraggemäß mit folgender Begründung: 

„Der Verkäufer, der einen Wechſel auf eine Kaufpreisforderung in Zah⸗ 
lung nimmt, hat die Verpflichtung, zunächſt aus dem Wechſel Befriedigung 
zu ſuchen. Auf die Kaufpreisforderung kann er nicht zurückgreifen, wenn er 
die Wechſelvaluta behalten oder den Wechſel feinem Geber nicht jo zurüd- 
geben kann, daß dieſer gegen die daraus verpflichteten Perſonen vorzugehen 
in der Lage iſt (Staub WO. Art. 83 Anm. 26. 28. 29). 

Vorliegendenfalls hat die Klägerin den Wechſel durch Weiterbegebung 
verwertet, und ſie war, da ſie den Proteſt nicht erlaſſen hat, als Indoſſantin 
zur Einlöſung des nicht proteſtierten Wechſels von ihrem Nachmanne, der ihn 
zur Zeit der Fälligkeit inne hatte, kraft Wechſelrechts nicht verpflichtet (Art. 41. 
42 WO .). Hieraus folgt indes nicht, daß ſie die Wechſelvaluta behalten darf 
und daher aus dem Wechſel eine Deckung erlangt hat, die ihr nicht wieder 
entriſſen werden kann. Sie hat den Wechſel annehmbar zahlunghalber 
weiterbegeben und muß ſich deshalb den Rückgriff ihres Indoſſatars aus dem 
der Wechſelbegebung unterliegenden Rechtsverhältniſſe gefallen laſſen, weil 
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dieſer aus dem Akzept keine Befriedigung erlangt hat. Der Akzeptant K. iſt 
nicht nur jetzt zahlungsunfähig und bereits im März 1915 geweſen, wie die 
Beklagte zugibt, ſondern er war auch ſchon zur Zeit der Fälligkeit am 1. Sept. 
1914 zur Einlöſung des Wechſels außerſtande. Ob die Firma C. T. L. & Co. 
den Wechſel nicht nur nicht proteſtiert, ſondern, wie die Beklagte neuerdings 
behauptet, auch nicht präſentiert hat, iſt bei dieſer Sachlage unerheblich; ſie 
würde, auch wenn ſie den Wechſel zur Zahlung vorgelegt hätte, die Wechſel⸗ 
ſumme nicht erlangt haben. — — — Die Klägerin konnte dem Verlangen 
ihres Nachmannes nach Zahlung des Betrages, für den ſie ihm den Wechfel 
zahlunghalber begeben hatte, unter dieſen Umſtänden auch nicht unter Hin⸗ 
weis auf die Präjudizierung des Wechſels entgegentreten, weil ſie dadurch 
keinen Schaden erleidet, daß ſie den Wechſel nicht „intakt“ zurückerhält und 
daher auch nicht ihrem Geber mit Proteſturkunde zurückgeben kann. Denn 
ſie kann ſich Befriedigung aus der unterliegenden Kaufpreisforderung auch 
ohne den Wechſelanſpruch von ihrem Vormann, der Beklagten, verſchaffen, 
weil ſie dieſer den zahlunghalber angenommenen, vom Akzeptanten nicht 
eingelöſten Wechſel in einem Zuſtande zurückgeben kann, der dieſer das Vor⸗ 
gehen gegen den Akzeptanten als die einzige ihr gegenüber aus dem Wechſel 
verpflichtete Perſon nicht nur aus dem Wechſel ſondern auch aus dem der 
Wechſelannahme zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe geſtattet. Zur Er⸗ 
haltung des Wechſelrechts der Beklagten als Ausſtellerin gegen den Akzep⸗ 
tanten war die Proteſterhebung des nicht domizilierten Wechſels nicht not⸗ 
wendig (Art. 44. 43. 23 WO .). Die Beklagte kann alſo den Wechſel, der gegen 
den Akzeptanten auch noch nicht verjährt iſt (Art. 77 WO .), auch ohne Proteſt⸗ 
urkunde geltend machen (vgl. Staub WO. Art. 83 Anm. 29). Konnte ſich 
die Klägerin unter dieſen Umſtänden der Rücknahme des Wechſels nicht ent⸗ 
ziehen, obſchon ihr Nachmann ohne ihr Verſchulden die Proteſterhebung 
verſäumt hat, ſo kann es ihr auch nicht zum Vorwurf gereichen, daß ſie deſſen 
Klage nicht abgewartet, ſondern den Wechſel freiwillig zurückgenommen 
hat. — — — 

Aus den vorſtehenden Feſtſtellungen erhellt des weiteren ſchon, daß die 
Klägerin den Wechſel nach der ihr erlaubten Durchſtreichung ihres und ihrer 
Nachmänner Indoſſamente (Art. 55 WO.) der Beklagten ſo zurückgeben kann, 
daß dieſe als Ausſtellerin und Remittentin, der gegenüber der Akzeptant 
als einzige aus dem Wechſel verpflichtete Perſon in Frage kommt (Art. 4. 
6. 23 WO.), den Wechſel auch ohne Proteſt gegen K. geltend machen kann, 
weil ſie hierzu einen Proteſt nicht braucht. Für ſie iſt der Wechſel alſo trotz 
Unterlaſſung der Proteſterhebung „intakt“. Sie iſt zwar kraft Wechſelrechts 
zur Einlöſung des nicht proteſtierten Wechſels der Klägerin gegenüber nicht 
verpflichtet, muß ſich aber den Rückgriff der Klägerin auf die unterliegende 
Forderung gefallen laſſen, weil ſie durch die Unterlaſſung der Proteſtierung 
des zahlunghalber gegebenen, aber bei den Verhältniſſen des Akzeptanten 
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als Zahlungsmittel untauglichen Wechſels aus den angegebenen Gründen 
keinen Schaden erleidet. Sie kann nicht nur aus dem nicht eingelöſten Wechſel 
ſondern auch aus dem unterliegenden Schuldverhältniſſe gegen K. vorgehen 
(Staub Art. 83 WO. Anm. 27). Sie braucht ſich zwar das Zurückgehen der 
Klägerin auf den der Wechſelbegebung zugrunde liegenden Kaufvertrag nur 
gegen Rückgabe des Wechſels gefallen zu laſſen; die Klägerin iſt aber zur 
Rückgabe imſtande und hierzu auch bereit. 

Auch aus dem Umſtande, daß die Klägerin erſt im Februar oder März 
1915 nach Rücknahme des Wechſels von ihrem Nachmanne die Bezahlung 
des ungetilgten Kaufpreiſes unter Bezugnahme auf die Nichteinlöſung des 
Zahlunghalber angenommenen Wechſels durch den Akzeptanten verlangt hat, 
kann die Beklagte keinen Einwand herleiten, weil ſie dadurch keinen Schaden 
erlitten hat. Nach den dargelegten Verhältniſſen des Akzeptanten iſt nicht 
anzunehmen, daß ſie von dieſem Befriedigung erlangt hätte, wenn ſie den 
Wechſel alsbald nach Verfall gegen ihn geltend gemacht hätte. — — — 

Kann die Beklagte nach dieſen Erwägungen die Folgen der eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit K.s, die die Befriedigung der Klägerin aus deſſen Akzept 
ohne ihr Verſchulden verhindert hat, nicht auf die Klägerin abwälzen, ſo iſt 
ſie in Beachtung des Rechtsmittels der Klägerin gemäß der Klagbitte zu ver⸗ 
urteilen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 29. Febr. 1916 i. S. Fr. & Gl. 
w. H. & Co. 4 0. 240/15. F—ch. 


201. Inwieweit genießen „geflügelte Worte“ urheberrechtlichen Schuß? 
: LitUrhG. 41. 

Durch Vertrag mit Wilhelm Buſch in Wiedenſahl hat die B.ſche Verlags- 
buchhandlung deſſen bei ihr erſchienene, ſeither auf gemeinſchaftliche Rechnung 
mit dem Verfaſſer vertriebene Werke mit allem Zubehör zu unumſchränktem 
Verlagsbetrieb übertragen erhalten. Zu den vom Vertrag umfaßten Werken 
gehört auch das Gedicht „Die fromme Helene“. Die Likörfabrik K. & Cie. 
ſtellt einen Likör her, den ſie „Fromme Helene“ nennt. Er wird in Origin al⸗ 
flaſchen und in Miniaturflaſchen vertrieben, die mit einer farbigen dreieckigen 
Papieretikette verſehen ſind, in deren Mitte eine derartige Flaſche abgebild et 
iſt; an den beiden Seiten ſteht mit größeren Buchſtaben „Fromme Helen e“ 
und darunter in zwei Zeilen mit kleinen Buchſtaben „Es iſt ein Brauch v on 
alters her, wer Sorgen hat, hat auch Likör! Buſch.“ Die Likörfabrik R. hatte 
ſolchen Likör bezogen, ſtellte ihn in den beſchriebenen Flaſchen in ihren Ver⸗ 
kaufsſtellen aus und brachte ihn jo zum Verkauf. Die B.ſche Verlagsbu ch⸗ 
handlung erblickte in der Wiedergabe des aus dem Gedicht „Die from me 
Helene“ entnommenen Verſes eine Verletzung der auf ſie übergegangen en 
Urheberrechte an dieſem Werke und klagte mit dem Antrag, den Verkauf 
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und die Ausstellung von Likörflaſchen mit ſolcher Aufſchrift zu verbieten. — 
In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Vorquszuſchicken iſt, daß die Verwertung des Buchtitels „Fromme 
Helene“ als Likörname und Beſtandteil des Warenzeichens nicht Gegenſtand 
des Rechtsſtreits iſt. Die Klage richtet ſich nur gegen die Verwendung der 
zwei Verszeilen. 

Daß das Gedicht „Die fromme Helene“, aus dem ſie entnommen ſind, 
ein nach Maßgabe des § 1 Nr. 1 LitUrhG. urheberrechtlich geſchütztes Schrift⸗ 
werk iſt und daß die Schutzfriſt noch läuft, ſteht außer Streit. 

— — — Die Klägerin hat das Verlagsrecht (im ſubjektiven Sinn) an 
den Werken von Wilhelm Buſch, darunter auch an dem Gedicht „Die fromme 
Helene“ erhalten, nämlich das ausſchließliche Recht zur Vervielfältigung 
und gewerbmäßigen Verbreitung jener Werke. Zum Schutz ihres Verlags⸗ 
rechts hat die Klägerin dieſelben Befugniſſe, die zum Schutz des Urheber⸗ 
rechts vom Geſetze gewährt ſind. Welches dieſe Befugniſſe ſind, beſtimmt 
ſich nach dem LitUrhGeſ. von 1901, das nach § 62 inſoweit auch auf die vor 
ſeinem Inkrafttreten entſtandenen Werke Anwendung findet. Der Urheber 
hat gegen denjenigen, der ſein ausſchließliches Recht zur Vervielfältigung 
und gewerbmäßigen Verbreitung des geſchützten Werkes verletzt, anerkannter⸗ 
maßen die im Geſetz allerdings nicht erwähnte Unterlaſſungsklage, die nur 
objektive Widerrechtlichkeit voraussetzt. Dieſelbe Klage ſteht daher auch der 
Klägerin gegenüber einer Störung ihres Verlagsrechts zu, und zwar ohne 
weiteres. Das Klagerecht des Verlegers iſt von der Behauptung und dem 
Nachweis einer Vermögensſchädigung oder Vermögensgefährdung nicht 
abhängig. Für die Entſcheidung des Rechtsſtreits kommt es ſohin nur darauf 
an, ob die Wiedergabe des Verſes auf den Likörflaſchen der Nebeninter⸗ 
denientin ſich als unzuläſſige Vervielfältigung eines Teiles des Gedichts „Die 
fromme Helene“ darſtellt ($ 41 Lit. UrhG.). Nach der Zuläſſigkeit oder Unzu⸗ 
läſſigkeit der Vervielfältigung beſtimmt ſich im vorliegenden Fall auch die 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Verbreitung. 

Für den Begriff der Vervielfältigung iſt die Art und die Beſtimmung 
des zur Wiedergabe dienenden Gegenſtandes gleichgültig (ſ. Allfeld Komm. 
815 Bem. 2a). Es macht daher begrifflich nichts aus, daß der Vers nicht 
in einem Schriftwerk, ſondern auf einem Gebrauchsgegenſtand wiederge⸗ 
geben iſt. 

Auf 813 LitUrhG. läßt ſich die Zuläſſigkeit der Vervielfältigung des 
Verſes nicht ſtützen. Denn eine „freie“ Benutzung, wie fie $ 13 zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, ſteht hier jedenfalls nicht in Frage. 

Das Landgericht ſtellt ausſchließlich auf die gewerbmäßige Verbreitung 
ab und führt aus, auch die Verwertung kleinſter Teile aus fremden Geiſtes⸗ 
werken ſei nur in den durch das Geſetz vorgeſehenen Ausnahmefällen zuläſſig; 
ausſchlaggebend ſei, ob in dem Teil die Eigenart des Werkes ſich offenbare 
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und ob die Entnahme „animo citandi‘ oder „animo spoliandi“ geſchehen jei. 
Auch die Verwertung ſog. geflügelter Worte ſei nicht anders zu beurteilen. 
Der entlehnte Vers ſei ein beſonders charakteriſtiſcher Teil des ganzen Gedichts 
und ein ſogar hervorſtechend typiſcher „Schlager“ echt Buſchſchen Humors. 
Es liege daher eine unbefugte Ausbeutung des geſchützten Werkes vor. Dieſe 
Ausführungen erregen nach mehrfacher Richtung Bedenken. Zunächſt ſtehen 
ſie, wie das Landgericht ſelbſt anerkennt, im Widerſpruch mit der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts. Dieſes nimmt einen teilweiſen Nachdruck im 
zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Sinne nur dann an, wenn ein irgendwie erheblicher 
Teil des geſchützten Schriftwerks vervielfältigt worden iſt, und bemißt die 
Erheblichkeit nach dem quantitativen und qualitativen Verhältnis des Teils 
zu dem ganzen Werk (Daude LitUG. § 41 S. 97; Voigtländer u. Fuchs Lit UG. 
9 41 S. 197). Man wird allerdings Birkmeyer (DIZ. 1903, 256) darin bei⸗ 
pflichten müſſen, daß bei der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit nicht 
ſchablonenhaft verfahren werden darf und daß behufs Feſtſtellung des Zwecks 
der Entlehnung auch auf das quantitative und qualitative Verhältnis des ent⸗ 
lehnten Teils zu dem Werk des Entlehners zu ſehen iſt. Aber es beſteht kein 
Grund, den vom Reichsgericht für erforderlich erachteten Maßſtab der Ver⸗ 
hältnismäßigkeit überhaupt preiszugeben. Die Anſicht des Landgerichts 
kann zu unannehmbaren Ergebniſſen führen. Denn es läßt fich denken, daß 
in einem beſtimmten Ausdruck, den ein Schriftſteller geprägt hat, die Eigen⸗ 
art ſeines Werkes mindeſtens in dem Maß ſich offenbart wie in dem vorliegenden 
Vers die Eigenart des Gedichts, aus dem er entnommen iſt. Man müßte 
dann in der Wiedergabe eines einzigen Wortes (z. B. Nietzſches N 
moral“) einen teilweiſen Nachdruck erblicken. 

Was den Gegenſatz zwiſchen dem „animus citandi“ und dem „animus 
spoliandi‘ betrifft, jo wird gerade dann, wenn die Wiedergabe nicht in einem 
Schriftwerk erfolgt, alſo von vornherein nicht den Zweck haben kann, zur 
Verdeckung mangelnder oder zur Ergänzung ungenügender eigener Geiſtes⸗ 
tätigkeit zu dienen, die Vermutung dafür ſprechen, daß die Wiedergabe eines 
an ſich verſchwindend kleinen Teiles aus einem fremden Werk lediglich mit 
dem animus citandi geſchehen iſt. 

Der Satz vollends, den das Landgericht über die Verwertung fog. ge⸗ 
flügelter Worte aufſtellt, iſt jedenfalls in ſeiner allgemeinen Faſſung unhaltbar. 
Es gibt unbeſtreitbar „geflügelte Worte“ beſonderer Art, ſeien es Stellen 
aus den Werken volkstümlicher Dichter oder Schriftſteller, ſeien es nicht in 
Schriftwerken niedergelegte Ausſprüche bekannter Perſönlichkeiten, die ſo 
allgemein verbreitet, ſo ſehr in aller Leute Mund ſind, daß ſie ſich von dem 
Werk, dem ſie entſtammen, von dem Urheber, der ſie geſchaffen, völlig los⸗ 
gelöſt haben und zu einem gemeinſamen geiſtigen Beſitz des ganzen Volkes 
geworden ſind. Sie ſind „typiſch“, aber nicht oder doch nicht nur für ihren 
Schöpfer und ſein Werk, ſondern in dem Sinne eines allgemein gültigen, 
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allgemein gebrauchten, manchmal geradezu feſtſtehenden Ausdrucks für ge- 
wiſſe Gedanken, Stimmungen, Lagen. 

Auch der hier in Frage ſtehende Vers gehört zu den geflügelten Worten 
dieſer Art. Weil und ſoweit ſie bereits im allgemeinen Verkehr ſind, muß 
bei ihnen das Recht des Urhebers, andre von der Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung auszuſchließen, als gehemmt erachtet werden. Dieſe Beeinträchtigung 
des Urheberrechts und damit auch des Verlagsrechts fällt tatfächlich nicht ſehr 
ins Gewicht, da es ſich ja immer nur um einzelne Stellen ganz geringen 
Umfangs handelt, und iſt gewiſſermaßen als der Preis anzuſehen, der für die 
Volkstümlichkeit zu entrichten iſt. Die Gewerbmäßigkeit der Verbreitung 
begründet in dieſem Zuſammenhang keinen Unterſchied in der rechtlichen 
Beurteilung. 8 

Anders wäre es, wenn eine mißbräuchliche Verwertung vorläge. Denn 
nur zugunſten des ſinngemäßen Gebrauchs durch die Allgemeinheit, nicht 
zum Schutz einer Traveſtierung des Inhalts durch einen einzelnen iſt die ur⸗ 
heberrrechtliche Ausſchließungsbefugnis gehemmt. Eine Traveſtie liegt aber 
hier nicht vor. Angeſichts des Inhalts des Verſes und des ganzen Gedichts 
iſt in der Anbringung der zwei Zeilen in dem Warenzeichen für eine Likörſorte 
eine Entſtellung oder Herabwürdigung des Werkes nicht zu erblicken. Mit 
der Feſtſtellung dieſer Tatſache erledigt ſich auch der Hinweis der Klägerin 
darauf, daß die Wiedergabe und Verbreitung dem Andenken des Dichters 
zuwider ſei und zugleich die Erörterung der Frage, ob etwa eine Verletzung 
des perſönlichkeitsrechtlichen Inhaltes des Urheberrechts gegeben und ob 
der Verleger zu ihrer Abwehr imſtande ſei. 

Gemäß den vorſtehenden Darlegungen ſtellt ſich die Klage aus mehreren 
Geſichtspunkten als unbegründet dar und iſt ſohin unter Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) v. 22. Juni 1917. B. w. R. und 
K. & Cie. L. 571/16. F—2. 


II. Verfahren. 


202. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen ein Koftenurteil nach vor 
angegangenem Teilurteil zur Hauptſache. 
Vgl. 63 Nr. 97 und oben Nr. 184 m. N. 
3PO. 8 99 Abſ. 3. 

Die Beklagte hat gegen das Urteil des Landgerichts v. 10. Dez. 1915 
Berufung und gleichzeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt. Nachdem ſie in⸗ 
zwiſchen die Berufung zurückgezogen hat, iſt noch über die Beſchwerde zu ent⸗ 
ſcheiden. 
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Das angefochtene Urteil hat nur über die Prozeßkoſten entſchieden, indem 
es dieſe der Beklagten auferlegt hat. Die Beklagte will das Urteil anfechten 
inſoweit, als es ihr auch die Koſten auferlegt, welche durch Einklagung der 
Beträge, über die durch das Teilurteil des Landgerichts v. 22. Juni 1915 
nicht erkannt iſt, entſtanden ſind. 

Nach 8 99 Abſ. 3 ZPO. kann eine Entſcheidung über die Koſten nur dann 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden, wenn eine Entſcheidung 
in der Hauptſache nicht ergangen iſt. Im vorliegenden Fall hat das Landgericht 
durch das Teilurteil v. 22. Juni 1915 wenigſtens über einen Teil des Anſpruchs 
in der Hauptſache entſchieden; der Reſt der Forderung iſt dann ohne Sachent⸗ 
ſcheidung erledigt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in einem ſolchen Fall die 
ſofortige Beſchwerde auch wegen der auf den ohne Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache erledigten Teil der Forderung entfallenden Koſten überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, da eine, wenn auch nur teilweiſe, Entſcheidung in der Hauptſache 
ergangen iſt (jo Gaupp⸗Stein ZPO. 0 zu 8 99 Anm. VI. 2). Jedenfalls iſt 
die Beſchwerde dann unzuläſſig, wenn, wie hier, über die Koſten des durch 
Sachentſcheidung erledigten Teils und des reſtlichen Anſpruchs einheitlich 
entſchieden iſt, ſo daß zu einer anderen Verteilung der Koſten ein Eingehen 
auf die Sachentſcheidung des Teilurteils erforderlich ſein würde (RGEntſch. 55, 
394; 59, 431; HanſGH. 1908 Bbl. Nr. 44). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 5. Juni 1918. W. w. W. u. 
S. Be. Z. IV. 66/16. Nö. 


203. Schätzungseid über die Höhe des Anſpruchs aus einer 
Feuerverſicherung. 
(Vgl. 63 Nr 264.) 
3PO. § 287; VerſBG. $ 82. 

Der Kläger klagte gegen die Verſicherungsgeſellſchaft auf Erſatz des 
erlittenen Brandſchadens. Dieſer wurde von den Sachverſtändigen auf 
10 142,35 feſtgeſtellt, der Kläger bezeichnete aber dieſe Schadenfeſtſtellung 
als offenbar unbillig und forderte eine höhere Summe, die ihm in 1. Inſtanz 
zugeſprochen wurde. Das Ber.⸗Gericht machte die Entſcheidung von einem 
dem Kläger gemäß § 287 ZPO. auferlegten Schätzungseid abhängig. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Entſcheidung des Rechtsſtreits von einem 
gemäß $ 287 ZPO. dem Kläger auferlegten Schätzungseide abhängig gemacht. 
Die Reviſion beſtreitet die Anwendbarkeit des § 287; die Vorſchrift betreffe 
nur Anſprüche auf Schadenerſatz im geſetzlichen Sinn, der dem Kläger ent- 
ſtandene Brandſchaden, für den er Erſatz begehre, ſei aber kein Schaden i. S. 
des Geſetzes, es handle ſich vielmehr um einen Anſpruch auf Erfüllung eines 
Vertrages, des Verſicherungsvertrags. Dieſen Ausführungen läßt ſich nicht 
beipflichten. 
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Allerdings hat der dem Kläger entſtandene Schaden, alſo der durch den 
Brand verurſachte Vermögensverluſt, nicht aus ſich allein kraft Geſetzes, 
ſondern nur in Verbindung mit dem von den Parteien miteinander abge⸗ 
ſchloſſenen Verſich.⸗Vertrag einen Erſatzanſpruch des Klägers gegen die Be⸗ 
klagte zu erzeugen vermocht. Gleichwohl iſt der geltend gemachte Anſpruch 
ein Schadenerſatzanſpruch, als ſolcher wird der aus der Schadenverſicherung 
beim Eintritt eines Schadenfalles hervorgehende Erſatzanſpruch auch vom 
Geſetz über den Verſich.⸗Vertrag bezeichnet. Die Vorſchrift des § 287 ZPO. 
ſetzt ihrem Wortlaut nach lediglich voraus, daß unter den Parteien ſtreitig 
iſt, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie hoch ſich der Schaden oder ein zu 
erſetzendes Intereſſe belaufe. Auf den Rechtsgrund, auf dem der Klage⸗ 
anſpruch beruht, legt das Geſetz mithin kein Gewicht. Zu einer einſchränkenden 
Auslegung des Geſetzes in dem von der Reviſion vertretenen Sinne iſt kein 
Anlaß vorhanden. Der Zweck der Vorſchrift erfordert vielmehr ihre An⸗ 
wendung auch in Fällen der hier vorliegenden Art. Sie wurde, wie die Be⸗ 
gründung des Entwurfs zu § 250 erwähnt, durch die Erfahrung veranlaßt, 
daß die in dem früheren Prozeßrecht an den Beweis eines Schadens geſtellten 
Anforderungen Schädenprozeſſe zu beſonders langwierigen und verwickelten 
Rechtsſtreitigkeiten zu machen pflegten. Um dieſen Übelſtänden abzuhelfen, 
hat es der Geſetzgeber für erforderlich erachtet, die Entſcheidung der Fragen, 
ob und in welcher Höhe ein Schaden entſtanden ſei, der freien Überzeugung 
des Gerichts zu überlaſſen. Dieſe Erwägungen ſind lediglich praktiſcher Art 
und liegen auf prozeſſualem Gebiet. Sie treffen ganz unabhängig von dem 
Grunde des Klaganſpruchs überall zu, wo zwiſchen den Parteien über die 
Entſtehung oder die Höhe eines Schadens Streit beſteht. Dieſe Vorausſetzung 
aber iſt im vorliegenden Falle gegeben. 

„Die von der Reviſion angezogenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
(Entſch. 8, 220; 58, 35) ſchlagen nicht ein. Die erſte derſelben hat den Anſpruch 
eines Freikuxberechtigten auf den Ausbeuteanteil an einem Bergwerk zum 
Gegenſtand. Der Anſpruch auf einen Anteil an der Bergwerksausbeute iſt 
ſeiner Natur nach kein Schadenerſatzanſpruch, dies wird in der Begründung 
jener Entſcheidung dargelegt, und weiter wird darin ausgeführt, die bloße 
Nichterfüllung einer Obligation erzeuge nicht ohne weiteres eine Intereſſe⸗ 
forderung, die Obligation bleibe beſtehen und der Gläubiger könne aus dem 
urſprünglichen Verpflichtungsgrunde ſeinen Anſpruch herleiten, aus der 
Verzögerung der Erfüllung könne aber nebenher ein beſonderer Intereſſe⸗ 
anſpruch wegen verzögerter Erfüllung erwachſen. In dem zweiten Rechtsfalle 
handelte es ſich darum, den Wert eines mittels taxierter Police verſicherten, 
durch Unfall untergegangenen Kahns zu dem Zweck zu ermitteln, um die 
Unterlage für die Beantwortung der Frage zu gewinnen, ob eine Überver- 
ſicherung vorliege und ob der durch Vereinbarung der Parteien auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe feſtgeſetzte Verſicherungswert beſtehen bleiben könne. Aus 
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dieſem Grunde hat in dieſem Falle das Reichsgericht dahin entſchieden, daß 
es ſich nicht um die Feſtſtellung eines Schadens oder Intereſſes, ſondern um 
die Ermittelung des Wertes des Kahnrumpfs handle und deshalb § 287 ZPO. 
nicht zutreffe. In einem andern, dem jetzt vorliegenden Fall ähnlichen Streit⸗ 
fall hat anderſeits das Reichsgericht die Frage, ob bei der Ermittelung der 
Höhe des Brandſchadens nach $ 259 (jetzt § 286) oder nach § 260 (jetzt $ 287) 
ZPO. zu verfahren ſei, zugunſten der Anwendung des $ 260 (jetzt § 287) 
entſchieden. Das entſpricht auch der in der Literatur vorherrſchenden Meinung. 
Hiernach erweiſen ſich die geltend gemachten Rev.⸗Angriffe als unbegrün⸗ 
det. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 17. Nov. 1916. Prov. (Bkl.) w. 
W. (OLG. Frankfurt a. M.). VII. 258/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 42 
S. 190. 


204. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Berech⸗ 
nung des geltend gemachten Schadens. 
3PO. $ 322. 

Die Klägerin hatte in dem Vorprozeſſe der Parteien Schadenerſatz wegen 
der unterbliebenen Lieferung von 200 Zentnern Kakaopulver begehrt und unter 
Zugrundelegung eines Marktpreiſes vom 9. Januar 1915 in Höhe von 195.4 
für den Zentner einen Betrag von 1430 geltend gemacht. In dieſem Vor⸗ 
prozeſſe war der Klage unter Abweiſung der weitergehenden Anſprüche in 
Höhe von 430.“ entſprochen worden. Die Klägerin forderte in einem neuen 
Rechtsſtreit unter Zugrundelegung eines Weiterverkaufs der Ware den ent⸗ 
gangenen Gewinn in Höhe von 3400. Unter Berückſichtigung des ihr im 
Vorprozeſſe zugebilligten Betrages von 430 / beantragte ſie Zahlung von 
2970 K. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Auf Berufung wurde 
dieſes Urteil inſoweit aufgehoben, als die Klägerin in Höhe von mehr als 
1000 % mit ihrer Klage abgewieſen worden war und der Anſpruch der Kläge⸗ 
rin im übrigen für begründet erklärt. Aus den Gründen: 

„Bei der Geltendmachung des Schadenerſatzes wegen Nichterfüllung 
kann der Gläubiger für die Berechnung ſeines Schadens entweder den Betrag 
geltend machen, den er als entgangenen Gewinn nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge mit Wahrſcheinlichkeit unter Zugrundelegung eines Marktpreiſes 
erwarten konnte (ſog. abſtrakte Schadensberechnung), oder er kann auch den 
Betrag verlangen, den er nach den beſonderen Umſtänden im Hinblick auf ein 
beſtimmtes Geſchäft als Gewinn erwarten konnte (ſog. konkrete Schadensbe⸗ 
rechnung). Wie das Landgericht zutreffend ausführt, handelt es ſich in beiden 
Fällen um den Anſpruch des Käufers auf Erſatz des ihm aus dem Unterbleiben 
der Lieferung erwachſenen Schadens. Wenn ein Gläubiger bei der Geltend⸗ 
machung dieſes Schadens von den beiden ihm zur Verfügung ſtehenden Be⸗ 
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rechnungsarten die ihm zuſagende auswählt und zum Gegenſtand eines Rechts⸗ 
ſtreits macht, ſo erwächſt jedoch nur der in den Prozeß gezogene Anſpruch in 
der von ihm beantragten Höhe in Rechtskraſt. Indem es weiter als Rechtens 
angeſehen werden kann, | 

fo Urteil des Reichsgerichts v. 29. Mai 1906 in Holdheim 15, 256; Staub Exk. zu 

8 374 HGB. Anm. 59; auch Ritter Komm. z. HGB., 
daß ein Gläubiger von der einen Berechnungsart zu der andern übergehen 
darf, ſei es wegen Mißlingens des Nachweiſes, ſei es weil ihm die eine Berech⸗ 
nungsart nicht den vollen, von ihm mit Recht geltend zu machenden Schadens⸗ 
betrag gewährt, ſo ſteht auch im gegenwärtigen Verfahren der Einwand der 
Rechtskraft nur inſoweit entgegen, als der Schadenerſatzanſpruch bereits 
Gegenſtand des Vorprozeſſes war. Die Klägerin braucht daher nur die aus 
dem Urteilsſpruch gezogenen Rechtsfolgen, ſei es die der rechtskräftigen Zu⸗ 
erkennung, ſei es die der rechtskräftigen Aberkennung gegen ſich gelten zu 
laſſen (§ 322 ZPO.). Der Rechtskraft fähig geworden iſt daher nur der auf 
Grund abſtrakter Schadenerſatzberechnung im Vorprozeſſe geltend gemachte 
Anſpruch in Höhe von 1430 K. Indem das Urteil des Vorprozeſſes der Klä⸗ 
gerin 430. zuerkannte, den Betrag in Höhe von 1000 & aber abſprach, kann 
die Klägerin unter Berückſichtigung dieſer Tatſachen ihren weitergehenden, 
auf Grund der konkreten Berechnungsart geltend zu machenden Schaden ver⸗ 
folgen. 

Das landgerichtliche Urteil unterlag daher der Aufhebung inſoweit, als 
die Klägerin bei der Beantragung eines Schadens in Höhe von 2970. in 
Höhe von mehr als 1000 & mit ihrer Klage abgewieſen war, übrigens war der 
Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt zu erklären und die Sache gemäß 
8 5383 ZPO. an das Gericht 1. Inſtanz zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 20. Juni 1917. A. G. w. C. & St. 

Bf. IV. 43/17. Nö. 


205. Entlaſtung der Gerichte; Anwendbarkeit des Verweiſungsver⸗ 
fahrens nach 8 505 5PO. auf das Verfahren vor dem Gberlandes- 
gerichte. 

3 O. $ 505; 5 27 EntlaſtungsVO. v. 9. Sept. 1915 (RG Bl. 562). 

Der in München wohnende Kläger erhob zum Landgericht München I 
gegen die Firma K., die in G., einer Stadt Württembergs, ihren Sitz hat, 
Klage auf Einwilligung in die Wandelung eines Vertrages über die Aus⸗ 
führung einer Zentralheizungsanlage durch die Beklagte und auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes. Die Beklagte machte die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
angegangenen Gerichts geltend. Dieſe Einrede wurde durch Zwiſchenurteil 
des Landgerichts verworfen, auf die Berufung der Beklagten jedoch wurde 
der Rechtsſtreit wegen Unzuſtändigkeit des Landgerichts München J an das 
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zuſtändige württembergiſche Landgericht verwieſen, der Ausſpruch im Koſten⸗ 
punkt aber dem weiteren Verfahren vorbehalten. — In den Gründen des 
Ber.⸗Urteils wird zunächſt dargelegt, daß der Ort, wo die verklagte Firma 
ihren Sitz hat, als der für alle ſich aus dem Vertrage ergebenden Verpflich⸗ 
tungen vereinbarte Erfüllungsort anzuſehen ſei, daher auch für die Wandelung 
des Vertrags, und daß daher das angefochtene Urteil nicht gerechtfertigt ſei 
und aufgehoben werden müſſe. Sodann wird weiter ausgeführt: 

„Die Klage iſt jedoch wegen Unzuſtändigkeit des angegangenen Gerichts 
nicht abzuweiſen, vielmehr iſt der 827 BD. zur Entlaſtung der Gerichte v. 
9. Sept. 1915 (RGBl. 562) anzuwenden. Es iſt allerdings ſtreitig, ob § 505 
ZPO. auch für die Ber.⸗Inſtanz, insbeſondere für das Oberlandesgericht, gilt; 

vgl. Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſ.? 106; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch? 519; 

LeipzZ. 1912, 45 Nr. 2; Neumiller in Zeitſchr. f. Rechtspfl. 1915, 317 Nr. 5 a. E. 
Das Gericht erachtet den 8 505 ZPO. auch im Verfahren vor den Oberlandes⸗ 
gerichten in der Ber.⸗Inſtanz für entſprechend anwendbar. Der § 27 a. a. O. 
jagt, daß die Vorſchrift des § 505 ZPO. im Verfahren vor den Landgerichten 
entſprechende Anwendung findet. Hierdurch werden im Wege eines Sonder⸗ 
geſetzes die übrigen Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung — inſoweit ſie 
hiermit nicht im Einklang ſtehen — entſprechend geändert. Nach § 523 ZPO. 
finden auf das Verfahren in der Ber.⸗Inſtanz die in 1. Inſtanz für das Ver⸗ 
fahren vor den Landgerichten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwen⸗ 
dung, ſoweit ſich nicht aus dem 1. Abſchnitt des 3. Buchs der Zivilprozeßordnung 
Abweichungen ergeben. Solche Abweichungen gehen für den vorliegenden 
Fall aus den Beſtimmungen dieſes Abſchnitts nicht hervor. Daher iſt 8 505 
ZPO. dadurch, daß er in dem Verfahren vor den Landgerichten anzuwenden 
iſt, eben deswegen auch in der Ber.⸗Inſtanz, und zwar auch vor den Oberlandes⸗ 
gerichten anwendbar, insbeſondere find hierdurch die 88 275. 276 ZPO. 
ebenſo wie für das Verfahren vor den Landgerichten jo auch für das Ber.⸗ 
Verfahren entſprechend geändert worden; ein ausdrücklicher Ausſpruch hier⸗ 
über war nicht notwendig (ſ. Seuffert EntlaſtgsVO. Bem. 2 u. 3 zu 827). 
Wenn der $ 27 Satz 1 der VO. vom Verfahren vor den Landgerichten ſpricht, 
ſo unterſcheidet er nicht zwiſchen dem erſt⸗ und zweitinſtanzlichen landgericht⸗ 
lichen Verfahren, ebenſowenig wie Satz 2 eine ſolche Unterſcheidung erſehen 
läßt. Auch beſteht kein innerer Grund, weshalb die Ausdehnung des $ 505 
ZPO. mit ſeinem auf die Vereinfachung, Verkürzung und Verbilligung des 
Verfahrens gerichteten Zweck für das Verfahren in der Ber.⸗Inſtanz nicht 
ebenje gelten ſollte wie für die 1. Inſtanz. 

Hiernach war der Rechtsſtreit wegen Unzuſtändigkeit des Landgerichts 
München I durch die Entſcheidung, die ſich inſoweit als Beſchluß darſtellt, 
an das zuſtändige Landgericht X., zu deſſen Bezirk G. gehört, zu verweiſen. 

Über die Koſten der 1. und 2. Inſtanz iſt nicht zu entſcheiden. Der Aus⸗ 
ſpruch hierüber bleibt dem ſpäteren Urteil vorbehalten ($ 505 Abſ. 3 ZPO., 
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§ 27 Satz 2 VO. v. 9. Sept. 1915). Es muß dies insbeſondere auch für die 
durch die Berufung erwachſenen Koſten gelten; denn der Ber.⸗Führer hat 
obgeſiegt. Daher bilden die Koſten des Rechtsmittels einen Teil der Koſten 
des Rechtsſtreits, über die nach dem ſchließlichen Ausgang einheitlich gemäß 
§ 91 ZPO. zu entſcheiden iſt (Stein ZPO. Anm. II zu $ 97). Die entſtandenen 
Mehrkoſten find dann dem Kläger aufzuerlegen ($ 505 Abſ. 3 Satz 2 ZPO.)“. 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 23. Mai 1917. B. w. K. I. 

157/17. F—2. 


206. Widerſpruchsklage gegen die nicht eingetragene Pfändung einer 
nur zur Sicherheit abgetretenen Buchhypothek. 
Vgl. 71 Nr. 24 m. N., Nr. 79. 
3 PO. 5 771. 830. 

Die Klägerin trat am 22. April 1915 eine für ſie eingetragene Hyp.⸗ 
Forderung von 4000 „, wofür unbeſtritten die Erteilung eines Hypotheken⸗ 
briefs ausgeſchloſſen war, an Lina verw. P. in L. ab. Durch Beſchluß des 
Amtsgerichts v. 29. Mai 1915 wurde die Hypothek für die Beklagte wegen 
einer Forderung gegen die P. gepfändet und ihr zur Einziehung überwieſen. 
Die Pfändung wurde aber nicht in das Grundbuch eingetragen. Die Klä⸗ 
gerin widerſprach dieſer Zw.⸗Vollſtreckung mit dem Antrage, ſie für unzu⸗ 
läſſig zu erklären, da ſie die Hypothek der P. nur zur Sicherung der Anſprüche 
aus dem Pachtvertrage über ein der P. gehörendes Gaſthofsgrundſtück ab⸗ 
getreten habe und der P. keine ſolchen Anſprüche zuſtänden. — Das Ober⸗ 
landesgericht hat entgegen dem Landgericht antraggemäß verurteilt. Aus 
den Gründen: 

„Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, iſt 
außer dem Pfändungsbeſchluß die Eintragung der Pfändung in das Grund⸗ 
buch erforderlich, wenn die Erteilung des Hyp.⸗Briefes ausgeſchloſſen iſt, 
wie hier ($ 830 Abſ. 1 ZPO.). Die von der Beklagten erwirkte Pfändung iſt 
nicht in das Grundbuch eingetragen worden. Obwohl daher kein wirkſames 
Pfandrecht der Beklagten entſtanden iſt, muß doch die Erhebung der Wider⸗ 
ſpruchsklage nach § 771 ZPO. für zuläſſig erachtet werden. Denn die mit 
dem Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes begonnene Zw.⸗Vollſtreckung iſt nicht des⸗ 
halb, weil die Beklagte kein materiell wirkſames Pfandrecht erworben hat, 
ohne weiteres hinfällig geworden. Die Unwirkſamkeit der Pfändung ſteht 
unter den Beteiligten nicht außer Zweifel, ſondern die Beklagte macht 
ihre Gültigkeit geltend und verteidigt ſich gegen die Klage offenſichtlich des⸗ 
halb, um die begonnene Zw.⸗Vollſtreckung fortzuſetzen. Da hierdurch das 
von der Klägerin behauptete Recht bedroht wird, muß dieſer dagegen der 
Weg der Widerſpruchsklage offenſtehen, ohne daß etwa erſt die Klägerin 
auf eine neue negative Feſtſtellungsklage zu verweiſen wäre (vgl. RGEntſch. 
81, 190). 
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Zur Begründung ihrer Klage hat die Klägerin nachzuweiſen, daß fie 
am Gegenſtande der Zw.⸗Vollſtreckung ein die Veräußerung hinderndes 
Recht habe. Ein ſolches würde ihr allerdings dann nicht zuſtehen, wenn ſie 
ſich lediglich darauf berufen könnte, daß erſt nach der Pfändung die bis dahin 
auf den Namen der P. eingetragene Hypothek wieder an ſie abgetreten worden 
ſei; vielmehr muß das Recht ſchon zur Zeit der Zw.⸗Vollſtreckung beſtanden 
haben, denn eine ſpätere Rechtsübertragung durch die Schuldnerin würde die 
aus der Pfändung der Beklagten erwachſenen Rechte wegen des mit der Pfän⸗ 
dung verbundenen Veräußerungsverbots nicht beeinträchtigen können. Die 
Klägerin hat denn auch von vornherein ihre Klage darauf geſtützt, daß ſie die 
Hyp.⸗Forderung an die Schuldnerin P. nur zur Sicherung der aus dem 
Pacht vertrage etwa der P. gegen fie entftehenden Anſprüche abgetreten habe. 
Die Beklagte hat dieſe Behauptung nicht beſtritten. Es liegt alſo lediglich 
eine Sicherungsübertragung vor. — — — 

Dafür, ob ein Recht die Veräußerung im Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren hindere, 
iſt nicht lediglich die formale juriſtiſche, ſondern die wirtſchaftliche Vermögens- 
Zugehörigkeit entſcheidend (vgl. Stein ZPO. $ 771 II). Nur das, was wirt⸗ 
ſchaftlich zum Vermögen des Schuldners gerechnet werden kann, iſt dazu 
beſtimmt, dem Zugriff der Gläubiger zu dienen; ſonſt würden dieſe unge⸗ 
rechtfertigt ihre Befriedigung auf Koſten Dritter erlangen können. Die Be⸗ 
klagte kann daher die Hypothek nicht ſchon deshalb, weil fie zur Zeit der Zw. 
Vollſtreckung gerade auf den Namen ihrer Schuldnerin im Grundbuch ein⸗ 
getragen war, ohne weiteres zu ihrer Befriedigung in Anſpruch nehmen. 
Die Rechtslage des Gläubigers kann durch die Pfändung nicht günſtiger werden 
als die des Schuldners. Darf dieſer über das gepfändete Recht nicht beliebig 
verfügen, jo muß auch der Pfändungsgläubiger, der ſein Recht aus dem des 
Schuldners ableitet, derſelben Beſchränkung unterworfen ſein. Die Klägerin 
hatte die Hypothek aus ihrem Vermögen der P. übertragen, und zwar nicht 
dauernd und zur beliebigen Verfügung im eigenen Nutzen, ſondern nur auf 
ſo lange und zu einer ſolchen Verwendung, wie es dem Sicherungszweck ent⸗ 
ſprechen würde. Darüber hinaus aber durfte die P. die Hypothek nicht zu 
ihrem Vorteil verwenden. Soweit es der Sicherungszweck nicht erheiſchte, 
blieb die Hypothek wirtſchaftlich im Vermögen der Klägerin, während die 
P. inſoweit nur formal als die Berechtigte erſchien. Daraus folgt, daß die 
Hypothek jedenfalls in dem gegebenen Umfange wirtſchaftlich nicht zu dem⸗ 
jenigen Vermögen der P. gehörte, das zur Befriedigung ihrer Gläubiger zu 
dienen beſtimmt war. In dieſem Umfange iſt ein Recht der Klägerin am Gegen⸗ 
ſtande der Zw.⸗Vollſtreckung anzuerkennen, das die Veräußerung bei einer 
gegen die P. gerichteten Zw.⸗Vollſtreckung behufs Befriedigung dieſer Gläu⸗ 
biger hindert (vgl. RGZ. 79 S. 121; Ann. d. Sächſ. OLG. 25, 219). Hier⸗ 
gegen kann nicht etwa der Einwurf durchſchlagen, daß auf die Hypothek weder 
die Gläubiger der P. noch etwaige Gläubiger der Klägerin zugreifen könnten, 
Seuflertꝭ Archiv 78. 8. Folge d. 17 Heft 10. 
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weil einer gegen die Klägerin gerichteten Zw.⸗Vollſtreckung wiederum die 
P. auf Grund der Abtretung an ſie widerſprechen könnte. Denn ein Zugriff 
blieb dennoch, wenn auch nicht unmittelbar durch Pfändung der Hypothek 
ſelbſt, ſehr wohl durch Pfändung der aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen 
beiden hervorgehenden Anſprüche in genügender Weiſe möglich. Wie ſich 
die Inanſpruchnahme der zur Sicherung übereigneten Hypothek durch die 
P. inſoweit, als ſie zur Befriedigung etwaiger Forderungen gegen die Klägerin 
erforderlich ſein würde, zu geſtalten hätte, und welche Rechte inſoweit die 
Beklagte auf Grund ihrer Pfändung, wenn dieſe voll wirkſam geworden 
wäre, ausüben könnte, darf unerörtert bleiben. Denn zur Geltendmachung ſolcher 
Rechte müßte die Beklagte nachweiſen, daß ſie zufolge der Pfändung ein 
materielles Pfandrecht, dem das Recht der Klägerin zu weichen hätte, erworben 
habe. Das iſt aber nicht der Fall, da die erforderliche Eintragung der Pfändung 
in das Grundbuch unterblieben iſt. Deshalb iſt nicht erſt zu unterſuchen, ob 
durch die Hyp.⸗Ubertragung geſicherte Anſprüche der P. gegen die Klägerin 
erwachſen ſeien und ob der darüber zwiſchen der Klägerin und der P. nach 
der Pfändung geſchloſſene Vergleich auch der Beklagten gegenüber wirkſam 
geweſen ſein würde. Vielmehr iſt in vollem Umfange auf Grund des die 
Veräußerung hindernden Rechts der Klägerin die Zw.⸗Vollſtreckung für un⸗ 
zuläſſig zu erklären.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 6. März 1917. M. w. O. 7. O. 
125/16. F—ch. 


207. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid⸗Derfahren kann nur mit 
Beſchwerde angefochten werden. 
Bol. 65 Nr. 130; 67 Nr. 71; 71 Nr. 26. 
ZPO. J 901. 793. 766. 

Gegenüber dem vom Landgericht in Bezug genommenen Aufſatz von 
Craſemann in HanſGzZ. 1916 Beibl. 1 tritt der beſchließende Senat der von 
Gaupp⸗Stein und dem überwiegenden Teil der Rechtſprechung verfochtenen, 
insbeſondere vom Kammergericht (OL GRſpr. 15, 294) und vom Ferien⸗Ziv.⸗ 
Senat des Han. OLG. (HanſGzZ. 1915 Beibl. 266 und SeuffA. 71 Nr. 26) 
begründeten Anſicht bei, daß gegen Haftbeſchlüſſe im Offenbarungseid⸗Verfahren 
ſtets die ſofortige Beſchwerde das zuläſſige Rechtsmittel iſt. Der Haftbeſchluß 
iſt keine Vollſtr.⸗Handlung, ſondern eine Entſcheidung des Vollſtr.⸗Gerichts, 
und zwar eine ſolche, „welche ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen 
kann“, weil nach § 900 Abſ. 2 ZPO. die Anweſenheit des Gläubigers im Ter⸗ 
min nicht erforderlich iſt. Daher iſt nach § 793 die ſofortige Beſchwerde ge⸗ 
geben. Die Erinnerung nach § 766 ſoll den Zweck verfolgen, den Schuldner 
zu Wort kommen zu laſſen, wenn er vorher keine Gelegenheit zum Gehör 
hatte; dieſe hat er aber vor Erlaſſung des Haftbeſchluſſes gehabt, weil er zur _ 
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Ableiſtung des Eides geladen worden ift, gleichviel ob perſönlich oder zu Händen 
ſeines Prozeßbevollmächtigten. Die Parallele des Pfändungsbeſchluſſes geht 
fehl, weil hier der Schuldner über das Pfändungsgeſuch des Gläubigers nicht 
gehört werden darf ($ 834). Nur auf die Gelegenheit zum Gehör kommt es 
aber an, nicht darauf, ob der Schuldner dieſe auch wahrgenommen hat. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 22. März 1916. Schl. w. N. 
(Bs. Z. I. 26/16). Nö. 


208. Kann in einem Schiedsvertrage der einen Partei die Wahl des 
ordentlichen Gerichts freigelaſſen werdend 
(Vgl. 42 Nr. 293.) 
ZPO. 3 1025. 

In dem Beſtätigungsſchreiben der verklagten off. Handelsgeſellſchaft zu 
dem von ihr als Verkäuferin mit der Klägerin abgeſchloſſenen Kaufvertrage 
über eine Gerſtenlieferung hieß es: beiderſeitiger Erfüllungsort ſei Breslau, 
bei Streitigkeiten jeder Art unterwürfen ſich beide Parteien dem (näher be⸗ 
zeichneten) Schiedsgericht in Breslau; ſie, Verkäuferin, habe die Befugnis, 
anſtatt bei dem erwähnten Schiedsgericht beim Amts⸗ oder Landgericht Breslau 
zu klagen. Als die Käuferin beim Landgericht auf Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung Klage erhob, ſchützte die Beklagte die Einrede des Schiedsgerichts 
vor. Die Einrede wurde in den Inſtanzen verworfen, vom Reichsgericht 
zugelaſſen. Aus den Gründen: 

„Die Klägerin hatte gegenüber der Einrede aus § 2743 ZPO. u. a. 
geltend gemacht, die auf das Schiedsgericht bezügliche Klauſel in dem Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben ſei widerſpruchvoll, denn wenn ſich beide Teile dem 
Schiedsgericht unterwerfen wollten, könnte die Beklagte nicht daneben die 
Befugnis haben, bei den ordentlichen Gerichten zu klagen. Der Ber.⸗Richter 
iſt dieſer Auffaſſung beigetreten. Er führt aus, mit den Worten: „bei Strei⸗ 
tigkeiten jeder Art unterwerfen ſich beide Parteien dem Schiedsgericht“ 
hätten die Parteien, wie es dem Weſen des Schiedsvertrages entſpreche, 
die Entſcheidung über entſtehende Streitigkeiten bedingunglos dem Schieds⸗ 
gericht übertragen. Im Gegenſatze dazu ſolle nach der weiteren Beſtimmung, 
daß die Verkäuferin die Befugnis habe, anſtatt beim Schiedsgericht beim 
ordentlichen Gericht in Breslau zu klagen, die Beklagte nun doch nicht unbe⸗ 
dingt dem Schiedsgericht unterworfen ſein, ſondern die Wahl haben, beim 
ordentlichen Gericht oder beim Schiedsgericht zu klagen. Eine ſolche „Be⸗ 
dingung“, die die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts wieder beſchränke und 
aufhebe, ſei aber mit dem Weſen des Schiedsvertrages unvereinbar und mache 
ihn nichtig. — — — | 

Die erhobene Beſchwerde muß für begründet erachtet werden. Zunächſt 
iſt nicht zuzugeben, daß die in Rede ſtehende Beſtimmung * en 
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Widerſpruch enthielte. Wenn man die beiden Sätze, die ſich auf das Schieds⸗ 
gericht beziehen, im Zuſammenhange betrachtet, ſo haben ſich allerdings beide 
Teile grundſätzlich dem Schiedsgericht unterworfen. Eine Ausnahme iſt aber 
inſofern gemacht, als die Beklagte für die von ihr zu erhebenden Klagen die 
Wahl zwiſchen dem Schiedsgericht und dem Staatsgericht hat. Es handelt 
ſich hierbei jedoch nur um eine Einſchränkung des vorher Geſagten, und eine 
ſolche Einſchränkung führt nicht zu einem Widerſpruch. Von einer nur be⸗ 
dingungweiſen Unterwerfung der Beklagten unter das Schiedsgericht kann 
man auch nicht ſprechen; die Sache liegt vielmehr ſo, daß für Klagen der 
Verkäuferin ſowohl das Schiedsgericht als auch das Staatsgericht zuſtändig 
ſein ſollte. Klagte aber die Käuferin, ſo war das Schiedsgericht nicht nur für 
dieſe ſondern auch für die Verkäuferin zuſtändig. Wollte die Verkäuferin 
klagen und wandte ſie ſich an das Schiedsgericht, ſo lag darin nicht der Ein⸗ 
tritt einer Bedingung, ſondern die Ausübung eines Wahlrechts, und von der 
getroffenen Wahl konnte ſie dann nicht wieder abgehen (vgl. 8 35 ZPO.). 

Es fragt ſich deshalb nur, ob es geſetzlich zuläſſig iſt, daß Schiedsgericht 
und Staatsgericht nebeneinander für zuſtändig erklärt werden. Aus den 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſind Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
nicht zu entnehmen, insbeſondere nicht aus § 1025. Hier iſt nur gejagt, daß 
die Parteien, wenn ſie die Entſcheidung eines Rechtsſtreits einem Schieds⸗ 
gericht übertragen wollen, fähig ſein müſſen, über den Gegenſtand des Streits 
einen Vergleich zu ſchließen. Aus dieſer Vorſchrift kann nicht gefolgert werden, 
daß ein rechtswirkſamer Schiedsvertrag i. S. der Zivilprozeßordnung nur 
dann vorliege, wenn für einen Streit die ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
Schiedsgerichts vereinbart iſt. Im übrigen muß davon ausgegangen werden, 
daß die Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs und namentlich die allgemeinen 
Grundſätze über Verträge auch für Schiedsverträge gelten. Es beſteht demnach 
auch hier grundſätzlich Vertragsfreiheit, und es iſt deshalb nicht einzuſehen, 
warum es rechtlich nicht möglich ſein ſollte, daß die Vertragſchließenden ſich 
gegenſeitig das Wahlrecht zwiſchen Schiedsgericht und Staatsgericht ein⸗ 
räumen, oder daß ſie vereinbaren, für Klagen des einen ſolle ausſchließlich 
das Schiedsgericht, für Klagen des andern neben dem Schiedsgericht auch 
das Staatsgericht zuſtändig fein. Wenn es rechtlich möglich ift, daß bei Ver⸗ 
trägen der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts (829 ZPO.) für beide Teile 
verſchieden iſt (vgl. RGEntſch. 2, 122; 9, 351), daß alſo jede Partei ihre An⸗ 
ſprüche aus demſelben Vertrage bei einem andern Gericht anhängig macht, 
ſo kann man auch nicht ſagen, es ſei ein weſentlicher Grundſatz des Verfahrens, 
daß Anſprüche aus demſelben Rechtsverhältnis nicht gleichzeitig bei ver⸗ 
ſchiedenen Stellen anhängig gemacht werden könnten. Der Ber.⸗Richter 
nimmt beſonders daran Anſtoß, daß dieſelbe Rechtsfrage möglicherweiſe 
gleichzeitig beim Schiedsgericht und beim Staatsgericht zur Entſcheidung 
kommen könnte. Allein die Möglichkeit, daß über dieſelbe unter den gleichen 
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Parteien ftreitige Rechtsfrage verſchiedene Behörden nebeneinander zu ent- 
ſcheiden haben, beſteht auch ſonſt (vgl. § 148 ZPO.). Es liegt deshalb kein 
Anlaß vor, Verträgen, in denen ſich die Beteiligten freiwillig derartigen 
Unzuträglichkeiten ausſetzen, die Rechtswirkſamkeit zu verſagen. Bedenken 
würden ſich nur ergeben, wenn der Schiedsvertrag ſo zu verſtehen wäre, daß 
ein und derſelbe Anſpruch gleichzeitig von der einen Partei beim Schieds⸗ 
gericht, von der andern beim Staatsgericht anhängig gemacht werden könnte, 
ſo daß z. B. die Käuferin beim Schiedsgericht auf Lieferung und die Ver⸗ 
käuferin beim Staatsgericht auf Feſtſtellung, daß ſie zur Lieferung nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, Klage erheben dürfte. So hat der Ber.⸗Richter den Vertrag aber 
nicht ausgelegt, und nach Treu und Glauben ($ 157 BGB.) kann er auch 
nicht ſo ausgelegt werden. Im übrigen iſt darauf hinzuweiſen, daß die Grund⸗ 
ſätze über Rechtshängigkeit und Rechtskraft auch im Verhältnis des ſchieds⸗ 
gerichtlichen zum ſtaatsgerichtlichen Verfahren gelten (vgl. 88 263. 322. 1040 
ZPO.; § 220 BGB.; Art. 152 Einf G. z. BGB.), und daß hiernach die Gefahr 
des Erlaſſes widerſprechender Entſcheidungen über denſelben Anſpruch kaum 
noch in Frage kommen kann. | 
Da der Ber.⸗Richter ſonach ohne ſtichhaltigen Grund die Schiedsklauſel 
als rechtsunwirkſam angeſehen hat, unterliegt das angefochtene Urteil der 
Aufhebung. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. März 1916. L. & P. (Bkl.) 
w. Schleſ AktG. f. Bierbr. (OLG. Breslau). VII. 438/15. Auch in 
RGeEntſch. 88 Nr. 44 S. 179. 


— 


209. Zuläffigfeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner unter 
Geſchäftsaufſicht. 
Vgl. 71 Nr. 267. | 
KO. 58 12. 14; BRVO. v. 8. Auguſt 1914 $ 5 (RGBl. 363). 


Der Beklagte, der dem Kläger mehrere im November und Dezember 
1915 fällige Akzepte über zuſammen 5200 „ verkauft hatte, verpflichtete 
ſich am 20. Sept. 1915 dem Kläger zu deſſen Sicherheit ſeine an zweiter Stelle 
auf einem Nürnberger Grundſtück laſtende Hypothek von 14000 & jederzeit 
unverzüglich ohne jede Einrede zu verpfänden. Am 27. Okt. 1915 wurde über 
den Beklagten die Geſchäftsaufſicht gemäß der BRVO. v. 8. Aug. 1914 an» 
geordnet. Da bei Fälligkeit die Wechſel nicht bezahlt wurden, auch die be⸗ 
gehrte Hyp.⸗ Verpfändung nicht erfolgte, klagte der Kläger auf Verurteilung 
des Beklagten zur Verpfändung der Hypothek für die erwähnten Wechſel⸗ 
forderungen nebſt Zinſen ſowie zur Abgabe der erforderlichen Willens— 
erklärungen. Der Beklagte, der die Echtheit des Verpflichtungsſcheins v. 
20. Sept. 1915 anerkannte, beantragte trotzdem die Abweiſung der Klage, 
da er infolge der Geſchäftsaufſicht bei der Weigerung der Aufſichtsperſon 
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zur Verpfändung nicht befugt ſei. Der Kläger, der die Richtigkeit dieſer 
Rechtsanſicht beſtritt, beantragte vorſorglich, dem Urteil noch hinzuzufügen, 
daß die Erklärung erſt mit der Beendigung der Geſchäftsaufſicht als abge⸗ 
geben gelte. — Mit dieſer Maßgabe verurteilte das Landgericht den Be⸗ 
klagten; die Berufung und ebenfo die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Mit Recht, wie auch von der Reviſion nicht beſtritten wird, geht das 
Ber.⸗Gericht davon aus, daß der Kläger nicht zu den Gläubigern gehört, die 
gemäß 89 der BRVO. v. 8. Aug. 1914 (RGBl. 363) von dem Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfahren nicht betroffen werden. Daher findet $5 VO. auf ihn 
Anwendung, wonach Zw.⸗Vollſtreckungen in das Vermögen des Schuldners 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht zugunſten der vom Verfahren be⸗ 
troffenen Gläubiger nicht ſtattfinden. Ebenſo zutreffend ſieht das Ber.- 
Gericht in dem Klagebegehren den Anſpruch auf Vornahme einer Verfügung 
über ein Recht an einem Grundſtück, die nach § 7 Abſ. 2 VO. der unter Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht ſtehende Schuldner ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
nicht dornehmen ſoll, ohne ſich der Gefahr der Aufhebung des Verfahrens 
auszuſetzen ($ 10). 

Es iſt mit Rüdlicht auf dieſe Beſtimmungen die Anſicht vertreten worden, 
es dürfe während der Dauer der Geſchäftsaufſicht gegen den Schuldner nicht 
geklagt werden, da er, wenn ihm mangels Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
die Leiſtung verboten ſei, zur Leiſtung nicht verpflichtet ſei und daher dazu 
auch nicht verurteilt werden könne. Soweit bekannt geworden, hat ſich don 
Oberlandesgerichten bisher nur der 1. Ziv⸗Sen. des OLG. zu Dresden in Ur 
teilen v. 28. Okt. 1915 und 16. März 1916 (OL GRſpr. 31, 389; Leipzg. 1916, 
762) in dieſem Sinne ausgeſprochen. Dagegen iſt die Klage für zuläſſig er⸗ 
klärt worden vom Kammergericht und von den Oberlandesgerichten München, 
Poſen, Stuttgart, Celle, Düſſeldorf, Frankfurt a. M., Breslau, Kolmar 
ſowie vom 4. und 9. Ziv.⸗Sen. des OLG. zu Dresden; 

DIE. 1914, 1303; Leipz Z. 1915, 572; KGBl. 1915, 107; JW. 1916, 1215; Poſmſchr 
1915, 55, 147; Recht 1916, 201 41; Leipz. Z. 1916, 176; DIE. 1915, 216; Recht 
1915, 173832; OS GRſpr. 31, 388; JW. 1915, 1452; ElſLoth Z. 1915, 275; OS 
Rſpr. 31, 389; Dig. 1916, 249; Leipzg. 1915, 1115. 

Soweit die Rechtswiſſenſchaft zu der Frage Stellung genommen hat, 
iſt dies, ſoviel ermittelt, ausſchließlich in letzterem Sinne geſchehen; 

Kipp in DIZ. 1914, 1032; Breit JW. 1915, 161; Wertheimer ebenda 175; Jaeger 
Bank⸗Arch. 14, 35; Klien JW. 1915, 769; Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſetze 
204; Aehnelt JW. 1915, 494; Heilberg ebenda 1085 1304; v. Harder ebenda 1052; 
Goldſchmidt ebenda 1916, 1326; Bendix in Leipz 3. 1915, 193 Note 18; Halbbauer 
SächſA. 1915, 381; Gilbert Blr. 15, 548; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsb. 1, 346; 
Levis Deutſche Richterztg. 1915, 407; Sieskind Prozeßr. 96 $ 5 Anm. 17; Levy 
Geſchäftsaufſicht 22; Mayer Privatr. d. Krieges 154; Heß Kriegsgeſ. 123. 


Dieſe Auffaſſung muß, entgegen der des 1. Ziv Sen. des OLG. Dresden 


909, Geichäfttaufficht, 351 


und des Landgerichts Leipzig (JW. 1915, 806), für zutreffend gehalten werden. 
Wie ſchon die Überſchrift der Verordnung und $ 1 beſagen, erſtrebt die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht die Abwendung des Konk.⸗Verfahrens. Sie dient alſo, ab⸗ 
geſehen von allgemeinen wirtſchaftlichen Zwecken, in erſter Reihe dem Schuldner, 
und zwar wird ſie angeordnet zugunſten deſſen, der infolge des Krieges zah⸗ 


lungsunfähig geworden iſt, bei dem aber zugleich die Behebung der Zahlungs- 


unfähigkeit nach Beendigung des Krieges in Ausſicht genommen werden 
kann (88 1 und 3). Zur Erreichung dieſes Zweckes beſtimmt $ 5, daß während 
der Dauer der Geſchäftsaufſicht das Konk.⸗Verfahren über das Vermögen des 
Schuldners nicht eröffnet werden darf, und daß zugunſten andrer als gewiſſer 
bevorrechtigter, in 8 9 näher bezeichneter Gläubiger Arreſte und Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckungen in das Vermögen des Schuldners nicht ſtattfinden. Wenn auch 
die Aufſichtsperſon die Geſchäftsführung ganz oder teilweiſe an Stelle des 
Schuldners einer andern Perſon übertragen darf, ſo ſteht ſie doch an ſich, 
wie ſich aus 99 6 und 7 ergibt, dem Schuldner zu, dem aber im Intereſſe des 
zu erreichenden Zweckes gewiſſe Beſchränkungen auferlegt werden. Er muß 
ſich Einſichtnahme der Aufſichtsperſon in ſeine Geſchäftspapiere gefallen laſſen 
und ihr Auskünfte geben, er ſoll ferner ohne deren Zuſtimmung weder ge⸗ 
wiſſe Verfügungen vornehmen noch Anſprüche befriedigen oder ſicherſtellen 
noch auch andre als ſolche Verbindlichkeiten eingehen, die zur Fortführung 
des Geſchäfts oder zu einer beſcheidenen Lebensführung erforderlich ſind ($ 7). 
Die darnach verbleibenden Mittel, alſo nicht etwa das Stammvermögen, 
ſind zur Befriedigung der Gläubiger zu verwenden nach Anordnung der 
Aufſichtsperſon, wodurch auf eine allmähliche Abwicklung der Schulden hin⸗ 


gewirkt werden ſoll. Handelt der Schuldner ſeinen Verpflichtungen zuwider, 


jo droht ihm ($ 10) die Aufhebung des Verfahrens, die in der Regel die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes nach ſich ziehen wird. 

Hieraus ergibt ſich, daß der auf ſeinen Antrag (nur er kann den Antrag 
ſtellen) unter Geſchäftsaufſicht geſtellte Schuldner nicht etwa dem Gemein⸗ 
ſchuldner im Konkurſe gleichſteht. Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht 
iſt ihm grundſätzlich nicht entzogen. Klar tritt der Gegenſatz zwiſchen Muß⸗ 
und Sollvorſchriften hervor. Wenn unter letztere gewiſſe Handlungsbeſchrän⸗ 
kungen des Schuldners fallen, ſo erhellt doch aus dem Soll der Vorſchrift, 
daß die dieſen Beſchränkungen zuwider vorgenommenen Rechtshandlungen 
des Schuldners nicht unwirkſam ſind, ſondern ihn nur der Gefahr der Auf⸗ 
hebung der Geſchäftsaufſicht ausſetzen, die ausgeſchloſſen erſcheint, wenn den 
Schuldner kein Vorwurf trifft. Für eine Unterbrechung oder Ausſetzung eines 
anhängigen Rechtsſtreits liegt kein Grund vor, da der Schuldner ja die Prozeß 
fähigkeit nicht verliert. Wie er daher klagen kann, muß er auch verklagt werden 
können. Gegen die Zuläſſigkeit von Feſtſtellungsklagen gegen ihn werden 
von keiner Seite Bedenken erhoben. Aber auch die Bedenken, die insbe⸗ 
ſondere der 1. Ziv.⸗Sen. des OLG. Dresden gegen Klagen auf Leiſtung (Zah⸗ 
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lung) geltend macht, können nicht für begründet erachtet werden. Der 87 
enthält, wie vielfach in Rechtſprechung und Rechtslehre zutreffend hervor⸗ 
gehoben worden iſt, nur eine Beſtimmung für das innere Verhältnis zwiſchen 
Schuldner und Aufſichtsperſon, ohne deren Zuſtimmung er eine Reihe von 
Rechtshandlungen nicht vornehmen ſoll. Der Dresdner Senat irrt daher, 
wenn er allgemein von einem Verbot ſpricht und daran die Folgerung knüpft, 
daß eine vom Geſetze gemißbilligte und ſogar bei Vermeidung von Rechts⸗ 
nachteilen verbotene Handlung vom Richter nicht geboten werden dürfe. 
Von einer Pflicht des Schuldners, eine Leiſtung zu verweigern, enthält die 
Verordnung nichts, ſie verpflichtet ihn nur, die Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
einzuholen, und ſetzt ihn der Gefahr aus, der zu ſeinem Schutze angeordneten 
Geſchäftsaufſicht verluſtig zu gehen, wenn er ſich eigenmächtig über dieſe 
Beſtimmung hinwegſetzt. Dadurch wird die Befugnis des Gläubigers nicht 
berührt, im Klagewege eine gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen, die den 
Beklagten zur Leiſtung verurteilt. Aber auch die hiergegen angeführten wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründe verſagen. Denn wenn auch der Zweck der Geſchäftsauf⸗ 
ſicht iſt, die Abwendung des Konkurſes mit ſeinen exiſtenzvernichtenden Folgen 
wirtſchaftlicher und ſonſtiger Art bis zur Wiederherſtellung des Friedenszu⸗ 
ſtandes zu ermöglichen, ſo kann doch dem Dresdener Senat nicht zugegeben 
werden, daß dieſer Zweck ohne Entziehung der Leiſtungsklage nicht erreicht 
werden könne. Denn über die Dauer der Geſchäftsaufſicht hinaus will die 
Bundesratsverordnung nicht vorſorgen; gegen nachherige Maßnahmen der 
Gläubiger will ſie den Schuldner nicht ſchützen. Mit der Beendigung der 
Aufſicht, ſei es, daß ſie nach Eintritt des Friedens oder gemäß § 10 VO. früher 
erfolgt, muß daher den Gläubigern ein unbeſchränktes Einſchreiten, bis etwa 
der Konkurs eröffnet wird, unbenommen ſein. Es liegt auf der Hand, daß 
es von größtem Wert für einen Gläubiger fein kann, dann bereits einen boll- 
ſtreckbaren Schuldtitel zu haben. Während der durch die Geſchäftsaufſicht 
dem Schuldner gewährten Schonzeit iſt dieſer aber dadurch geſchützt, daß ſo 
lange Arreſte und Zw.⸗Vollſtreckungen m andre als bevorzugte Gläubiger 
unzuläſſig find. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 9. Dez. 1916. St. (BEL) w. K. 

(OLG. Nürnberg). V. 287/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 521 S. 225. 
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J. Bürgerliches Recht. 


210. Verneinung des Verzuges wegen des Rechts zur Zurückbehaltung. 
BGB. §§ 273. 285. 

Die Klägerin hatte dem Beklagten in teilweiſer Erfüllung von aufen, 
die ſie in den Jahren 1912 und 1913 miteinander abgeſchloſſen hatten, in den 
Monaten Februar bis Juli 1914 geköppte Halbleinen käuflich geliefert und 
darauf noch 5656,2 % Kaufpreis zu erhalten, ſofern nicht die Schuld durch 
die vom Beklagten erklärte Aufrechnung mit einer Gegenforderung beglichen 
war. Der Beklagte forderte nämlich Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines 
ſpäteren Kaufes. Laut Beſtätigungsſchreiben v. 10. Juni 1914 hatte die Klä⸗ 
gerin weitere 850 Stück geköppte Halbleinen, lieferbar auf Abruf bis Ende 
Dezember 1914, an den Beklagten verkauft; ſie hatte ihm im Juni und Juli 1914 
auch 35 Stück geliefert, ſeine Abrufungen für Ende Januar, Ende Februar 
und März 1915 aber mit Brief v. 24. Nov. 1914 abgelehnt. — Das Land- 
gericht verurteilte und die Berufung des n wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Die der Klägerin durch das ee Urteil ee s 
ſamt Zinſen iſt aus Kauf ſchlüſſig begründet (BGB. 8433 Abſ. 2; HGB. 
88 352 ff.) und durch die Zugeſtändniſſe des Beklagten in rechtliche Gewiß⸗ 
heit geſetzt. Streit beſteht lediglich darüber, ob die vom Beklagten zur Auf⸗ 
rechnung geſtellte Gegenforderung gerechtfertigt ſei. Er verlangt von der 
Klägerin Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des Kaufvertrags v. 10. Juni 1914 
und meint, daß es im Hinblick auf die Erfüllungsweigerung der Klägerin 
der im 8 326 BGB. vorgeſehenen Friſtſetzung nicht bedurft habe. Wie das 
Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, iſt im Intereſſe der Klarheit und 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs an dem Erforderniſſe der Friſtbeſtimmung 
feſtzuhalten, es ſei denn, daß die Umſtände als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, 
daß der im Verzug befindliche Vertragsteil ſich dann zur Erfüllung entſchließen 
werde, wenn er durch die Setzung einer Nachfriſt vor die Frage geſtellt werden 
ſollte, ob er die Folgen des $ 326 Abſ. 1 BGB. auf ſich nehmen oder fie durch 
nachträgliche Erfüllung von ſich abwenden wolle. Die einfache Ablehnung der 


Erfüllung, insbeſondere wegen Streits über den ö reicht zur 
Seufferts Archo Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 


By 
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Annahme einer endgültigen Erfüllungsweigerung nicht aus (vgl. JW. 1913, 
918; RGEntſch. Bd. 67, 319; 66, 421). Ob hiernach im vorliegenden Fall 
die Umſtände ſo liegen, daß von einer Friſtſetzung abgeſehen werden konnte, 
erſcheint höchſt zweifelhaft, braucht aber nicht weiter erörtert zu werden, 
weil auch dann, wenn dies mit dem Beklagten anzunehmen wäre, nicht zu 
einer ihm günſtigen Entſcheidung gelangt werden könnte. 

Der Schadenerſatzanſpruch aus § 326 BGB. hat nach der Faſſung dieſer 
Vorſchrift zur Vorausſetzung, daß der andre Teil mit der ihm obliegenden 
Leiſtung im Verzuge war, und an dieſer Vorausſetzung gebricht es, weil die 
Klägerin die Lieferung der 815 Stück geköppte Halbleinen aus dem Vertrage 
d. 10. Juni 1914 ſo lange verweigern durfte, bis der Beklagte den Kaufpreis 
für die im Februar bis Juli 1914 gelieferten Waren bezahlte ($ 273 BGB.). 
Mit Unrecht dermißt der Beklagte, daß ſeine Verpflichtung und die der Klä⸗ 
gerin auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe i. S. des erwähnten Paragraphen 
beruhen. Der Beklagte hatte in den Jahren 1912 und 1913 je einen größeren 
Poſten geköppte Halbleinen bei der Klägerin beſtellt, die Waren aber am 10. Juni 
1914 noch nicht völlig abgenommen. An dieſem Tage ſchloſſen nun die Par- 
teien über die Lieferung don ſolchen Halbleinen einen anderweitigen Ver⸗ 
nag, in den die noch offenſtehenden Reſte mit der Maßgabe hineingenommen 
wurden, daß zum Teil eine andre Qualität und eine andre Stückzahl geliefert 
werden ſollte und ſich deshalb auch der Preis änderte. Es beſteht ſomit ein 
tatſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dieſer Beſtellung des Beklagten und 
den früheren Beſtellungen, und aus dieſem Zuſammenhang iſt zu folgern, 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung auf ſeiten des einen Vertragsteils abhängig 
iſt don der Erfüllung der Verhindlichkeiten des anderen Teils auch aus den 
beiden früheren Abſchlüſſen (dgl. RGEntſch. Bd. 68, 34). Die Klägerin konnte 
ſomit wegen der-Nichtzahlung des Kaufpreiſes für Waren der früheren Ab⸗ 
ſchlüſſe die Lieferung der Waren aus dem Schluſſe v. 10. Juni 1914 zurück- 
halten. Daß jener Kaufpreis zum größten Teil ſchon im Juni 1914 fällig 
war, gibt der Beklagte zu. Dieſes Zurückbehaltungsrechts begab ſich die Klä⸗ 
gerin weder dadurch, daß ſie es ſich nicht bei Abſchluß des Vertrags v. 10. Juni 
1914 ausdrücklich dorbehielt, noch dadurch, daß fie die Einteilung der Ab⸗ 
rufungen des Beklagten d. 10. Juni 1914 entgegennahm, noch dadurch, daß 
ſie ein ſolches, wie der Beklagte behauptet, während der früheren Geſchäfts⸗ 
derbindung trotz erheblicher Kaufpreisrückſtände niemals geltend gemacht 
haben mag. Hängt es doch lediglich von dem Willen des Berechtigten ab, 
ob er ein ſolches Recht geltend machen will, und werden die jeweiligen be⸗ 
ſonderen Umſtände auf ſeine Entſchließung von Einfluß ſein. 

Das Zurückbehaltungsrecht, das ſonach der Klägerin ſchon ſeit Juni 1914 
wegen einer erheblichen Kaufpreisforderung zuſtand, verhinderte ohne weiteres, 
daß ſie mit der Lieferung der Waren aus dem Vertrage v. 10. Juni 1914 
in Verzug geriet, und zwar auch dann, wenn es die Klägerin vor dem Pro- 
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zeſſe noch nicht geltend gemacht hätte (vg. RG. in SächſA. 1911, 214). Wollte 
man aber annehmen, daß der Schuldner, dem ein Zurückbehaltungsrecht zu⸗ 
ſteht, dies dem Gegner gegenüber alsbald geltend machen müſſe, um den 
Eintritt und die Folgen des Verzugs zu vermeiden (RGeEntſch. 77, 436. 438), 
ſo würde doch nicht zu einer dem Beklagten günſtigen Entſcheidung zu kommen 
ſein, denn die Klägerin hat dem Beklagten ſchon in ihrem Briefe v. 14. Nov. 1914, 
alſo ſchon vor Fälligkeit des Leiſtungsanſpruchs des Beklagten, in ausreichender 
Weiſe zu erkennen gegeben, daß ſie vor der Bezahlung ihres längſt fälligen 
Guthabens jede weitere Warenlieferung ablehne. — — — Aus der Lieferungs- 
derweigerung, die auch für den Fall der Zahlung des geforderten Betrags 
don der Klägerin für den Hauptteil ihrer Verplichtung erklärt wurde, konnte 
der Beklagte ſo lange keine Rechte herleiten, als er nicht ſeine eigene voraus⸗ 
gegangene im Verzuge mit der Zahlung liegende Vertragsverletzung geheilt 
hatte (RGeEntſch. 67, 317). 

Nach alledem iſt der Anſpruch des Beklagten auf ene N 
Nichterfüllung des Schluſſes v. 10. Juni 1914 unbegründet. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. M. u. Fr. w. H. 
3 O. 105/16. F- ch. 


211. Rechte des Verkäufers bei Nichterfüllung einer vereinbarten Voraus⸗ 
leiſtung des Käufers. 
BGB. $ 321. 

Die Beklagte hatte dem Kläger laut Schreiben v. 28. Juni 1914. den 
Alleinverkauf ihrer Farbe Reſiſtine für einige beſonders bezeichnete Schweizer 
Kantone übertragen und ihm zugleich 100 Fäſſer Reſiſtine zu ungefähr 50 Kilo 
zum Preiſe von 83 Fr. für das Kilo verkauft. Sie war zu ſofortiger Lieferung 
verpflichtet. Der Kläger hatte ſich verpflichtet, zwei Wechſel über 2150 Fr., 
fällig am 15. Juli und 15. Aug. 1914, zu geben. Die beiden Wechſel ſind auch 
gegeben, der erſtere am Fälligkeitstermine eingelöſt worden. Die Beklagte 
hat die Lieferung der Ware bis zur Bezahlung des zweiten Wechſels verweigert. 
Der Kläger klagt auf Feſtſtellung, daß der Vertrag nicht mehr beſtehe. 

Es iſt unſtreitig, daß der Kläger die Frage der Beklagten, ob er im Han⸗ 
delsregiſter eingetragen ſei, bejaht hat und daß dieſe Angabe der Wahrheit 
nicht entſprach. Der Standpunkt der Beklagten, daß unter dieſen Umſtänden 
die ihr gegebenen Wechſel nicht als Wechſel im geſetzlichen Sinn und im Sinn 
des Vertragsſchreibens aufgefaßt werden könnten, iſt in den Vorſchriften des 
ſchweizeriſchen Rechts nicht begründet (wie näher ausgeführt wird). 

Es iſt richtig, daß Wechſel nach ſchweizeriſchem Recht dann eine größere 
Kraft beſitzen, wenn ſie von Perſonen ausgeſtellt ſind, die im Handelsregiſter 
eingetragen ſind. Hieraus ergibt ſich aber nicht, daß Wechſel, die von andern 
Perſonen ausgeſtellt ſind, nicht als Wechſel aufgefaßt werden könnten. Hier⸗ 
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nach kann die Beklagte nicht geltend machen, daß der Kläger die nach dem 
Vertrage d. 28. Juni 1914 ihm obliegende Vorleiſtung, nämlich die Hingabe 
von Wechſeln, nicht erfüllt habe; der Kläger hat die Wechſel hingegeben, nur 
daß dieſe infolge des Mangels ſeiner Eintragung im Handelsregiſter eine ge⸗ 
ringere Kraft beſitzen als andre Wechſel. Die Sache liegt alſo günſtigſtenfalls 
für die Beklagte ſo, daß ſie infolge des Mangels einer vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaft des Klägers vom Vertrage zurücktreten könnte. Sie will aber einen 
derartigen Rücktritt nicht erklären, vielmehr ausdrücklich an dem Vertrage 
feſthalten und aus dieſem Grunde dem Kläger die Rückzahlung der gezahlten 
Wechſelſumme verweigern. 

Zu einer ſolchen Verweigerung iſt die Beklagte nicht berechtigt. Es kann 
ihr zugegeben werden, daß ſie unter den vorliegenden Umſtänden nicht ver⸗ 
pflichtet war, nunmehr dem Kläger die beſtellte Ware vor völliger Zahlung 
des Kaufpreiſes zu überſenden. Es wäre ihr alſo dasſelbe Recht zuzubilligen, 
welches im § 321 BGB. für den Fall einer weſentlichen Verſchlechterung 
in den Vermögensumſtänden des Vertragsgegners anerkannt iſt. Dieſes 
Recht gibt der Beklagten aber lediglich die Befugnis, die Leiſtung bis zur Be⸗ 
wirkung der Gegenleiſtung zu verweigern. Sie erlangt nicht das Recht, von 
dem Kläger eine Anderung des Vertragsinhalts dahin zu fordern, daß er ver⸗ 
pflichtet ſei, die Ware gegen Zahlung des vollen Vertragspreiſes anzunehmen. 
Der Kläger hat ſich zu einer ſolchen Leiſtung nicht verpflichtet. Er hatte das 
Recht auf Aushändigung der Ware vor Zahlung des Kaufpreiſes, und die Be— 
klagte iſt wider den Willen des Klägers nicht berechtigt, ihm einen andern 
Vertragsinhalt aufzudrängen als denjenigen, den er freiwillig übernommen 
hatte (vgl. RGEntſch. 53,62). 

Mit der Geltendmachung des Verweigerungsrechts der Beklagten tritt 
ein Schwebezuſtand ein, deſſen Löſung unter den obwaltenden Umſtänden 
nach dem Verkehrsbedürfnis nur dahin denkbar iſt, daß auch dem Kläger der 
Rücktritt vom Vertrage freiſteht, falls die Beklagte ihn nicht in der vereinbarten 
Art erfüllen will. Die Beklagte hat ſich deſſen geweigert. Verharrt ſie bei 
dieſer Weigerung, ſo kann ſie ihrerſeits den Kläger gegen ſeinen Willen beim 
Vertrage nicht feſthalten, denn dies würde bedeuten, daß dem Kläger ein 
andrer Vertrag aufgedrängt wird als der von ihm vereinbarte. Hierzu ſteht 
der Beklagten kein Recht zu. 

Einer Prüfung der Frage, ob für das Rechtsverhältnis nach dieſer Rich⸗ 
tung das deutſche oder das ſchweizeriſche Recht gilt, bedarf es nicht, da die 
maßgebenden Grundſätze nach beiden Rechten die gleichen ſind. — — — 

Darnach iſt die Beklagte zur Rückzahlung der empfangenen 2150 Fr. 
verpflichtet und das Verlangen des Klägers auf Feſtſtellung des Nichtmehr- 
beſtehens des Vertrages iſt gerechtfertigt. — — — 

Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 2. April 1917. Bau⸗Bed.⸗Geſ. 

w. V.— 22 U. 4148/16. O. H. 
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212. Bedeutung einer während des Krieges vereinbarten Kriegsklauſel. 
Vgl. 71 Nr. 223 m. N. 
GB. 83 346. 157. 

Für die Anwendbarkeit der vereinbarten Kriegsklauſel, wonach „außer⸗ 
gewöhnliche Ereigniſſe, welche die Beſchaffung von Rohmaterial hindern, 
wie Krieg u. dgl.“, den Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrage berechtigen, 
auf den vorliegenden Fall iſt davon auszugehen, daß der Kaufvertrag zwiſchen 
den Parteien im Januar 1915, alſo erhebliche Zeit nach Ausbruch des Krieges, 
abgeſchloſſen iſt. Bei dieſer Sachlage konnte der Krieg als ſolcher und ohne 
weiteres das Rücktrittsrecht der Beklagten nicht begründen. Der Krieg war 
vom Standpunkt des Vertragſchluſſes aus kein „außergewöhnliches Ereignis“ 
mehr; vielmehr könnten als ſolche nur ſpäter etwa eintretende beſondere 
Kriegsereigniſſe angeſehen werden, mit denen beim Vertragſchluß nicht ge⸗ 
rechnet werden konnte, und die in weiterem Umfang, als dies ſchon durch den 
Krieg bei ſeiner längeren Dauer geſchah, die Beſchaffung des Rohmaterials 
hinderten. Andernfalls würde es auch im Belieben des Verkäufers geſtanden 
haben, ob er erfüllen oder wegen des Krieges ſeinen Rücktritt erklären wollte, 
was nicht dem Willen der Parteien entſprochen haben kann. Daß nun nach 

Abſchluß des Vertrags ſolche außergewöhnliche Ereigniſſe, welche die Be- 
ſchaffung des Rohmaterials hinderten, eingetreten ſeien, 9a die Beklagte 
auch in dieſer Inſtanz nicht behauptet. — — — 

Sie hat zwar behauptet und unter Beweis geſtellt, daß die Fabrik, deren 
Erdnußkuchen verkauft ſind, zu der Zeit, als Klägerin ihre Verfügung über 
die Ware erteilte, nicht mehr habe liefern können. Allein es bedurfte ſchon 
um deswillen keines Eingehens auf dieſe Behauptung, weil das Unvermögen 
der Fabrik, die Ware zu liefern, die Beklagte allein keinenfalls berechtigt, 
auf Grund der Kriegsklauſel ſich vom Vertrage loszuſagen, ſondern nur dann 
einen Grund zum Rücktritt vom Vertrage abgeben konnte, wenn es ſeine Ur- 
ſache hatte in außergewöhnlichen Ereigniſſen in dem oben dargelegten Sinn, 


was die Beklagte nicht behauptet hat. — — —“ 
Urteil des OLG. zu. Hamburg (4. Sen.) v. 5. Juli 1916. R. (Kl.) w. W. 


Bf. IV. 29/16. B. 


213. nn daß die Ware innerhalb beftimmter Stift zu verladen ift. 
Vgl. 72 Nr. 70 m. N. 
BOB. 58 326. 361. 480; HGB. $ 376. 

Die Parteien hatten Anfang Dezember 1914 einen Vertrag über die 
Lieferung von Kakaopulver geſchloſſen mit der Abmachung: „Die Ware iſt 
innerhalb der nächſten Woche ab Amſterdam zu verladen“. Unſtreitig hätte 
die Ware, wäre dieſer Klauſel genügt, ſpäteſtens am 17. Dezember in Ham⸗ 
burg ſein müſſen; ſie iſt infolge Verſchuldens der Beklagten erſt Anfang 
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Januar eingetroffen. Die Klägerin verweigerte die Annahme und verlangte 
Erſatz ihres Schadens. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Zah⸗ 
lung von 1500. nebſt 5% Zinſen ſeit dem 17. Dezember. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Zu prüfen iſt, welche Bedeutung der Vertragsbeſtimmung 
innewohnt, daß die Ware innerhalb der nächſten Woche ab Amſterdam zu 
verladen iſt, insbeſondere, ob die Klägerin bei Nichterfüllung der Bedingung 
das Recht hatte, ohne Friſtſetzung die Annahme zu verweigern und Schaden⸗ 
erſatz zu verlangen. Das iſt zu bejahen. Ein Fixgeſchäft freilich i. S. der 
8 361 BGB., 8376 HGB. liegt mangels genauer Zeitbeſtimmung der Lie⸗ 
ferung nicht vor. Ebenſo fehlt es an genügendem Anhalt dafür, daß die Ab⸗ 
ladung innerhalb der vereinbarten Friſt als eine zugeſicherte Eigenſchaft 
i. S. des 8480 BGB. gelten follte. Der erkennende Senat iſt aber der Mei⸗ 
nung, daß, ebenſo wie wenn es ſich um die Vereinbarung einer beſtimmten 
Abladezeit überſeeiſcher Waren handelte, ſo auch hier nach dem Willen der 
Parteien dem Käufer das Recht eingeräumt werden ſollte und eingeräumt 
iſt, ohne weiteres Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn 
die Ware nicht zu der Zeit eintraf, wo ſie unter regelmäßigen Verhältniſſen 
in Hamburg erwartet werden konnte, d. h. im vorliegenden Fall alſo ſpäteſtens 
am 17. Dez. 1914. Dieſer Vertragswille der Parteien iſt zwar beim Ab⸗ 
ſchluß nicht ausdrücklich hervorgehoben worden. Er muß aber der Eigenart 
dieſes Geſchäfts und den beſonderen Umſtänden entnommen werden, unter 
denen es zum Abſchluß gelangt iſt. Der Vertrag iſt in den erſten Kriegs- 
monaten geſchloſſen, zu einer Zeit, als der Abwicklung des Handelsverkehrs 
mit dem Auslande ernſte Schwierigkeiten erwachſen waren. Ausfuhrverbote 
drohten. Mit der Sperrung der Grenze mußte gerechnet werden. Der Preis 
der gehandelten Ware unterlag ſtarken Schwankungen. Die durch alle dieſe 
Umſtände hervorgerufene Unſicherheit, deren möglichſte Verkürzung im Inter⸗ 
eſſe beider Vertragſchließenden lag, mußte es ihnen klar machen, daß die Lie⸗ 
ferung innerhalb der vorgeſehenen Friſt die unentbehrliche Vorausſetzung 
für die Vertragserfüllung war, und daß dem Käufer nicht zugemutet werden 
konnte, dem ſäumigen Verkäufer weitere Gelegenheit zur Leiſtung zu geben. 
Dieſe Auffaſſung don der Bedeutung der vereinbarten Abladeklauſel ent⸗ 
ſpricht kaufmänniſcher Anſchauung. Sie beruht im weſentlichen auf denſelben 
Erwägungen, die dazu geführt haben, der Zeitangabe bei Überſeeablade⸗ 
geſchäften eine beſondere Bedeutung beizumeſſen. Daß die Vertragsparteien 
das Recht hatten, auf dieſe Weiſe die Regelvorſchrift des $ 326 BGB. auszu⸗ 
ſchalten, unterliegt bei der Abänderungsfähigkeit dieſer Geſetzesbeſtimmung 
keinem Zweifel. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) b. 29. Nov. 1916. W. R. w. 

v. P. & Co. Bf. V. 217/16. Nö. 
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214. Wandelung hinſichtlich eines Teiles einer größeren Menge. 
Bol. 35 Nr. 116 m. N.; 53 Nr. 80; 59 Nr. 152. 222; 68 Nr. 21; 63 Mr. 248. 
BOB. 5 469. 

Die Klägerin verlangte von der Beklagten die Fortſchaffung lagernden 
Mergels, den ihr die Beklagte in drei Schiffsladungen geliefert und die Klä⸗ 
gerin der Beklagten wegen Mangelhaftigkeit teilweiſe zur Verfügung geſtellt 
hatte, ferner Erſatz der aufgewandten Lagerkoſten. — Das Landgericht hielt 
die Wandelung nur inſoweit für zuläſſig, als eine ganze Schiffsladung 

unangetaſtet zur Verfügung geſtellt war. Auf die Berufung der Klägerin 
wurde auch hinſichtlich des abgewieſenen Anſpruchs der Klage ſtattgegeben 
aus folgenden Gründen: 

„Es handelt ſich noch um den Anſpruch auf Wegſchaffung und auf Koſten⸗ 
erſatz der Lagerung, inſoweit die Klägerin den Mergel nicht für gut befunden, 
ausgeſondert und zur Verfügung der Beklagten geſtellt hat. 

Die Mangelhaftigkeit des Mergels und die Rechtzeitigkeit der Rüge find 
nicht mehr ſtreitig. Es fragt ſich daher nur noch, ob die nach 8 462 BGB. 
gegebene Wandelungsbefugnis dadurch beſeitigt wurde, daß die Klägerin einen 
Teil des Mergels, nämlich denjenigen, den ſie mangelfrei befand, ausſonderte 
und verwandte. Das Landgericht nimmt eine derartige Verwirkung des 
Wandelungsrechts an. Der Senat vermag dem 1. Richter hier nicht zu folgen. 
Der § 469 BGB., der die hier einſchlägigen Fragen behandelt, ſpricht aller- 
dings von, ſei es einzeln oder zuſammen verkauften Sachen und verſteht 
dabei wohl unter Sachen, auch ſoweit ſie „als zuſammengehörend“ derkauft 
ſind, zunächſt nur ſolche Gegenſtände, die ſich der äußeren Betrachtung als 
Sondererſcheinungen darbieten, alſo zwar einzelne Stücke einer maſchinellen 
Einrichtung, auch noch in Ballen, Säcke, Kiſten verpackte Teile einer gleich⸗ 
artigen Maſſe, nicht aber die ununterſcheidbar zuſammengeworfenen Teile eines 
Haufens von Körnern, Kohlen u. dgl. Es iſt aber nicht abzuſehen, weshalb, 
wenn auch weniger der Wortlaut, ſo doch der Grundgedanke und erkennbare 
Sinn der genannten Geſetzesvorſchrift nicht auch dieſe letztbezeichnete Art 
von Sachgeſamtheiten ergreifen ſollte. Die Grenze beginnt freilich jedenfalls 
da, wo es ſich nicht mehr um gleichartige Teile einer Maffe, vielmehr um deren, 
eine beſtimmunggemäße Miſchung bildende, derſchiedenartige Beſtandteile 
handelt. In Fällen dieſer Art wäre es beſtimmungwidrig und unwirtſchaftlich, 
wollte man die Zerſpaltung der Geſamtſache in ihre unſelbſtändigen, teils 
mangelfreien, teils mangelhaften Beſtandteile ohne Verwirkung des Wande⸗ 
lungsrechts zulaſſen. Aber gerade der wirtſchaftliche Gedanke, wie er ſich im 
$ 469 erkennbar verkörpert, führt dahin, die Sonderung don Teilen eines Hau⸗ 
fens von Körnern, Kohlen und auch Mergel ohne Antaſtung des Wandelungs⸗ 
rechts zuzulaſſen, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen. Es iſt 
auch ſchwer, einen inneren Unterſchied zu begründen zwiſchen Waren, die 
üblicherweiſe in Gebinden gehandelt und derſchickt werden, und ſolchen, die, 
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meift ihrer natürlichen Beſchaffenheit oder ihres geringeren Wertes wegen, 
in Haufen oder Stapeln in den Verkehr gelangen. Dieſe Nußerlichkeit, die 
übrigens bei einzelnen Warenarten, wie z. B. Kartoffeln und Apfeln, wechſelnd 
hervortritt, kann einen ſolchen Unterſchied nicht ohne weiteres rechtfertigen. 
Freilich wird häufig die Mühſeligkeit und Koſtſpieligkeit der Ausſonderung 
der guten Teile von den ſchlechten insbeſondere den Käufer von einer Ver⸗ 
pflichtung, die Ausſonderung vorzunehmen, freihalten. Jene Mühen und Koſten 
werden dann den „Nachteil“ bilden, von dem im Satz 2 des § 469 die Rede 
iſt. Unterzieht ſich aber der Käufer, wie er es hier getan hat, freiwillig der 
Arbeit der Ausſonderung der verwendbaren von den unbrauchbaren Stücken, 
ſo handelt er wirtſchaftlich zweckmäßig, fügt dem Käufer keine Nachteile zu 
und bewegt ſich daher innerhalb der mindeſtens ſinngemäß angewandten 

Beſtimmung des 8 469. 
Vgl. Entſcheidungen, in denen der gleiche Grundgedanke hervortritt: OLG. Hamburg 
in OLG. Rſpr. 13, 416; RG. in Seuff A. 42 Nr. 133; OLG. Hamburg in SeuffA. 


66 Nr. 222; RG. in JW. 1917, 478; OLG. Stuttgart in Recht 14, 1675; OG. 
Hamburg in Recht 14, 334. 


Es ſteht alſo von dieſem Geſichtspunkt aus der Verpflichtung der Be— 
klagten, auch die Reſte der Mergelladung der Dampfer Anita und Anechina 
wegzuſchaffen und für deren Lagerung Koſtenerſatz zu leiſten, nichts im 
Wege. Dies gilt um ſo mehr, als die Beklagte durch ihr langes, beharrliches 
Stillſchweigen auf die ihr mitgeteilte Ausſonderungsabſicht der Klägerin die 
Klägerin in ihrem Verhalten beſtärkt hat, fie muß ſich daher deren Handlung?» 
weiſe jedenfalls nach den Grundſätzen von Treu und Glauben des Verkeh 13 
gefallen laſſen. 

Es folgt aus dieſer Sach- und Rechtslage ohne weiteres, daß die Ve⸗ 
klagte verpflichtet war, die geſamte Menge des ihr nach Wandelung zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Mergels fortſchaffen zu laſſen und, ſolange ſie dieſer Ver⸗ 
bindlichkeit nicht genügte, das Lagergeld, das die Klägerin ſelber zahlen mußte, 
ihr zu vergüten.“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 24. Febr. 1917. Fl. Glashütte w. 
H. Kalkwerk. U. III. 102/16. SchlHolſtelnz. 1917, 173. 


215. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem 
Depot ohne ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen 
Rechnung veräußert. 

Vgl. 25 Nr. 61. 

BGB. 55 675. 677. 276; DepotG. 8 1. 

Die verklagte Bank verwahrte und verwaltete für die Klägerin nach 
Maßgabe ihrer Geſchäftsbedingungen u. a. drei Aktien der Oberſchleſ. Akt.⸗Ge⸗ 
ſellſchaft für Fabrikation von Lignoſe ꝛc. in Kr. Auf Grund Beſchluſſes der 
Generalverſammlung v. 8. Mai 1915 wurden 1400 Stück neue Inhaber- 
aktien im Nennwerte von 1000. ausgegeben und den Aktionären dergeſtalt 
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zum Bezuge angeboten, daß auf je eine alte Aktie eine neue Aktie zum Kurſe 
von 150% zuzüglich 5% Stückzinſen für die Zeit vom 1. Januar 1915 bis 
zum 1. Okt. 1915 gegen Bezahlung des Schlußſtempels entfiel. Das Bezugs⸗ 
recht war bis zum 28. Juni 1915 nachmitt. 5 Uhr bei der Geſellſchaftskaſſe in 
Kr. und verſchiedenen Zeichnungsſtellen auszuüben. Am 14. Juni 1915 
ſetzte die Beklagte die Klägerin von dem Beſchluß in Kenntnis und bat um 
umgehende Verfügung über die bei ihr ruhenden drei Aktien. Am 21. Juni 1915 
erinnerte die Beklagte an die Verfügung, da die Friſt zur Ausübung des Be⸗ 
zugsrechts bereits am 26. in Berlin abliefe. Am 25. Juni 1915 verkaufte ſie 
das Bezugsrecht an der Berliner Börſe zu 123% netto für 3690. ,, ſchrieb 
dieſen Betrag der Klägerin gut und teilte ihr dies durch ein am 26. Juni früh 
zur Poſt gegebenes Schreiben mit. Am 26. Juni vormittags erhielt die Be⸗ 
klagte den vom 25. Juni datierten ſchriftlichen Auftrag der Klägerin, für ſie 
drei neue Aktien zu beziehen, worauf die Beklagte noch an demſelben Tage 
der Klägerin telegraphiſch und ſchriftlich den inzwiſchen erfolgten Verkauf 
der Bezugsrechte anzeigte. Die Klägerin verwahrte ſich ſofort gegen den 
Verkauf der Bezugsrechte und forderte dann Schadenerſatz mit dem Antrage, 
die Betlagte zu verurteilen, ihr drei junge Aktien der Geſellſchaft zu liefern. 

Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Klägerin hatte als Eigentümerin der drei alten Lignoſe-Aktien das Recht, 
drei junge Aktien zum Kurſe von 150% unter Vergütung gewiſſer Stückziuſen 
und des Schlußnotenſtempels zu erwerben. Da die drei jungen Aktien einen 
Wert gegen 10000. & hatten, die Klägerin aber zur Erlangung dieſes Wertes 
nur wenig über 4500. aufzuopfern brauchte, bedeutet der Erwerb der jungen 
Aktien einen erheblichen Vermögensvorteil für ſie. Dieſen Vermögensvorteil 
hat die Beklagte ihr dadurch vereitelt, daß ſie das Bezugsrecht für Rechnung 
der Klägerin für 3690 / verkauft hat. Sie iſt deshalb der Klägerin nach $ 276 
BGB. ſchadenerſatzpflichtig, inſoweit nicht ihr Einwand begründet iſt, daß die 
Klägerin den Verkauf des Bezugsrechts gegen ſich gelten laſſen müſſe und 
daß event. die Klägerin die überwiegende Schuld oder doch eine Mitſchuld treffe. 

Unſtreitig hat die verklagte Bank dieſe Aktien in offenem Depot gegen 
die übliche bankmäßige Vergütung verwahrt und nach Maßgabe ihrer Geſchäfts⸗ 
bedingungen in der im Bankverkehr allgemein üblichen Weiſe für die Klägerin 
verwaltet. 

Das Recht und die Pflicht der nach § 675 BGB. vbd. mit $1 Depot. 
v. 5. Juli 1896 (RGBl. 183) zu beurteilenden Verwaltung umfaßt hiernach 
die regelmäßig rechtzeitige Einlöſung der Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, 
die Beſorgung neuer Zins- und Dividendenbogen auf Grund der Erneuerungs⸗ 
ſcheine, die Überwachung der Ziehungen, die Mitteilungen über die Vorgänge 
bei der Geſellſchaft, welche die Rechte der Aktionäre, insbeſondere auch ihrer 
vermögensrechtlichen Seite, berühren. Ob darüber hinaus in einem Fall 
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der vorliegenden Art der Bankier noch eine weitere Tätigkeit entwickeln darf 
und muß, entſcheidet lediglich die Vereinbarung. 
Bol. Rießer BankdepotG. $ 1 Bem. 11; Staub 58.“ 2, 1185 Exk. zu $ 424; Coſack 
Handels. 563 unter 4a. | 
Im Zweifel wird davon auszugehen fein, daß dem Bankier ohne be- 
ſondere Ermächtigung kein weitergehendes Recht zuſteht, daß er insbeſondere 
zur Einzahlung auf nicht vollgezahlte Aktien und zur Ausübung von Be⸗ 
zugsrechten nicht ermächtigt iſt, da bei der großen wirtſchaftlichen Bedeutung 
dieſer Maßnahmen der Hinterleger regelmäßig allein wird beurteilen können, 
was für ihn zweckmäßig und geboten iſt. In ſolchen Fällen wird ſich der 
Bankier darauf zu beſchränken haben, die Weiſung ſeines Kunden in jedem 
einzelnen Fall einzuholen. Was von der Ausübung von Bezugsrechten zu 
gelten hat, hat in noch höherem Maße von deren Verwertung durch Ver⸗ 
äußerung zu gelten. Denn es handelt ſich dabei um die Verfügung über 
ein Gläubigerrecht des Aktionärs, das einen Rechtsgrund zum Aktienerwerb 
in ſich ſchließt. Sie iſt der Verfügung über das hinterlegte Papier nicht 
unähnlich, für deren Gültigkeit, wenigſtens wenn der Hinterleger nicht gewerb⸗ 
mäßig Bankier⸗ oder Geldwechſlergeſchäfte betreibt, die ſchriftliche Genehmi⸗ 
gung gefordert wird (Staub Erf. z. $ 424 Anm. 11). Beklagte iſt aber Bankier. 

Auf eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Genehmigung zum Verkauf 
der Bezugsrechte kann ſich die Beklagte nicht berufen. — — — 

Es kann ſich hiernach nur fragen, ob ſich der Verkauf nach den Grund⸗ 
ſätzen der auftragloſen Geſchäftsführung (88 677 ff. BGB.) rechtfertigen läßt. 
Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. Es ſoll nicht bezweifelt werden, daß die 
Beklagte mit dem Verkauf der Bezugsrechte die Wahrnehmung der Intereſſen 
der Klägerin im Auge gehabt hat. Etwas andres iſt es, ob ſie damit dem Inter⸗ 
eſſe der Klägerin auch tatſächlich gedient hat und hierbei der mutmaßliche 
oder wirkliche Wille der Klägerin nach Gebühr berückſichtigt worden iſt ($ 677 
BGB.). Es handelt ſich im vorliegenden Fall um ein Bezugsrecht auf junge 
Aktien, die ganz erheblich unter dem Kurſe der alten Aktien erworben werden 
konnten, und um die Ausſchlagung einer weiteren Beteiligung an einem Unter⸗ 
nehmen mit ungewöhnlich glänzenden Gewinnausſichten, die bei der Kriegs- 
lage, da es ſich um ein Unternehmen handelte, das ſich mit der Herſtellung 
von Kriegsmaterial befaßt, unſchwer zu beurteilen, und, wie die neuerdings 
wieder beſchloſſene Ausgabe junger Aktien beweiſt, berechtigt waren. Das 
Intereſſe der Klägerin wies unzweifelhaft hiernach darauf hin, die Bezugs⸗ 
rechte, ſelbſt wenn durch deren Verkauf ein verhältnismäßig hoher Erlös zu 
erzielen war, auszuüben, zumal der Klägerin, wie der Bank bekannt war, 
einſtweilig die zum Bezuge der jungen Aktien nötigen Geldmittel zu Gebote 
ſtanden, der Bezug der jungen Aktien auch inſofern keine Schwierigkeiten 
bot, als auf jede alte Aktie eine neue Aktie entfiel und die Klägerin dem Erwerb 
don Induſtriepapieren nicht abgeneigt war. 
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Bei Prüfung aller einſchlagenden Verhältniſſe durfte hiernach die Be⸗ 
klagte nicht ohne weiteres annehmen, daß die Klägerin ſich ebenfalls zum Ver⸗ 
kauf der Bezugsrechte entſchließen werde. Sie mußte vielmehr mit einer gegen⸗ 
teiligen Entſchließung rechnen, auf welche die Klägerin ſpäter auch zuge⸗ 
kommen iſt, noch bevor ſie von der Veräußerung der Bezugsrechte Kenntnis 
erlangte. Der Entſchließung der Klägerin durfte ſie um ſo weniger vorgreifen, 
als dieſe nach der Sachdarſtellung der Beklagten über eigene. Erfahrungen 
in Bankgeſchäften verfügte und ihr nicht unbeträchtliches Vermögen mit großer 
Selbſtändigkeit und Umſicht verwaltete. — — — 

Hiernach aber iſt feſtzuſtellen, daß die Bezugsrechte gegen den wirklichen 
und mutmaßlichen Willen der Klägerin ohne Recht, ſei es auch zu ihrem ver⸗ 
meintlichen Wohle verkauft worden ſind und die Beklagte hieraus der Klägerin 
nach den Beſtimmungen der 88 276 ff. BGB. zum Schadenerſatze verpflichtet iſt. 

Ein überwiegendes Verſchulden oder die Annahme einer Mitſchuld auf 
Seiten der Klägerin ($ 254 BGB.) kommt nicht in Frage. Daß die Klägerin 
mit der Beantwortung der Briefe v. 14. und 21. Juni bis zum 25. Juni 1915 
gewartet hat, kann insbeſondere nach Lage der Sache mit Rückſicht auf ihren 
eigenen Intereſſenſtandpunkt nicht als regelwidriges Verhalten angeſehen 
werden, da ſie mit einem eigenmächtigen Verkauf der Bezugsrechte nach den 
obigen Ausführungen überhaupt nicht, jedenfalls nicht vor dem 26. Juni 
zu rechnen brauchte und ihre Anweiſung bei der Beklagten noch rechtzeitig vor 
Ablauf der von dieſer ſelbſt feſtgeſetzten Friſt eingetroffen war. Inſoweit fällt 
der Klägerin weder Vorſatz noch Fahrläſſigkeit zur Laſt. An der Beklagten wäre 
es geweſen, ſofort alles zu tun, um den eingetretenen Schaden abzuwenden 
und zu vermindern und noch am 26. Juni den Verſuch zu machen, die Bezugs⸗ 
rechte an der Berliner Börſe zu einem annehmbaren Preiſe zurückzuerwerben. 

Der Schadenerſatz iſt durch Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
zu leiſten (8 249 BGB.) mit der Maßgabe, daß die Beklagte an Stelle der Be⸗ 
zugsrechte die inzwiſchen dafür ausgegebenen jungen Aktien gegen Erſtattung 
der nach den Bezugsbedingungen zu bewirkenden Aufwendungen und des durch 
den Verkauf der Bezugsrechte erzielten und der Klägerin gutgeſchriebenen 
Erlöſes von 3690.“ nebſt 4% Zinſen davon ſeit dem 26. Juni 1915 der Klä⸗ 
gerin zu verſchaffen hat.“ 

Urteil des OLG zu Dresden (1. Sen.) v. 15. Febr. 1917. T. w. D. Bank, 

10. 172/16. Die Reviſion wurde zurückgewieſen, III. 136/17, durch Urt. 

v. 6. Juli 1917. | —n— 


216. Die gefteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 
5 819 BGB. ſetzt Kenntnis des Dormundes voraus. 
. BB. 58 819. 114. 
Der Kläger verlangte die Rückzahlung von Darlehen, die er der Beklagten 
in Unkenntnis ihrer Entmündigung wegen Verſchwendung geliehen haben 
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wollte. Die Klage wurde in 2. Inſtanz e die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Beklagte hat die Gelder, die fie vom Kläger während der Geltung 
ihrer Entmündigung wegen Verſchwendung erhalten hat, auf deſſen Koſten 
ohne rechtlichen Grund erlangt; denn die Darlehen, denen die Gelder dienen 
ſollten, ſind mangels Genehmigung ihres Vormundes unwirkſam geblieben 
(88 114. 108 BGB.). Sie iſt alſo an ſich verpflichtet, dem Kläger das Er⸗ 
langte herauszugeben ($ 812 BGB.). Aber dieſe Verpflichtung zur Heraus⸗ 
gabe des Erlangten oder zum Werterſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht mehr 
bereichert iſt (§ 818 Abſ. 3 BGB.). Das Ber.⸗Gericht hat den Beweis, daß 
die Bereicherung ſchon bei Eintritt der Rechtshängigkeit des Klaganſpruchs 
fortgefallen war, für erbracht erklärt. | 

Das Ber.⸗Gericht prüft weiter zu § 819 Abi. 1 BGB., ob die Beklagte, 
weil ſie beim Empfange der Gelder ihre Entmündigung gekannt habe, zur 
Herausgabe der Bereicherung verpflichtet ſei, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe ſchon zu Zeiten ihres Geldempfanges rechtshängig geworden 
wäre. Aber es verneint eine ſolche geſteigerte Haftung, weil hier erforderlich 
geweſen wäre, daß der Vormund der Beklagten den Mangel des Rechtsgrundes 
gekannt, dieſer aber bei den Geſchäften nicht mitgewirkt habe. Die Reviſion 
vertritt dagegen die Anſicht, für die geſteigerte Haftung nach § 819 Abſ. 1 BGB. 
ſei nur entſcheidend, ob ‚der Empfänger“, hier alſo die Beklagte, den Mangel 
des rechtlichen Grundes gekannt habe. Dieſe Anſicht muß abgelehnt werden. 
Sie würde dazu führen, der Beklagten den Schutz, den ihr die Entmündigung 
wegen Verſchwendung gegen nachteilige Verpflichtungen gewähren ſoll, 
tatſächlich wieder zu entziehen. Kraft der Entmündigung einem Minder- 
jährigen, der das 7. Lebensjahr vollendet hat, gleichgeſtellt, war ſie rechtlich 
außerſtande, ohne Einwilligung des Vormundes ein rechtswirkſames Dar⸗ 
lehn aufzunehmen (88 107. 114 BGB.). Sie iſt infolgedeſſen auch nicht nach 
8607 BGB. verpflichtet, dem Kläger das als Darlehn empfangene Geld 
zurückzuerſtatten. Es hieße aber dieſe Erſtattungspflicht, die für ſie als Ent⸗ 
mündigte bei den ohne Einwilligung des Vormundes aufgenommenen Dar⸗ 
lehen entfällt, auf einem Umwege der Beklagten wieder auferlegen, wenn man 
ſie bloß wegen der eigenen Kenntnis ihrer beſchränkten Geſchäftsfähigkeit 
nach § 819 Abſ. 1 BGB. für verpflichtet erklären wollte, das Geld, das fie vom 
Kläger empfangen hat, ihm alsbald wieder herauszugeben. Die Annahme 
einer derart geſteigerten Haftung iſt mit dem Sinne der hier einſchlagenden 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht zu vereinen. Im Sinn des $ 819 Abf. 1 BGB. 
kann unter der Kenntnis des Empfängers vom Mangel des rechtlichen Grundes, 
an die das Geſetz die Rechtsfolge ſeiner geſteigerten Haftung knüpft, nicht 
ſchon die rechtlich belangloſe Kenntnis eines Geſchäftsunfähigen verſtanden 
werden. Vielmehr muß hier, wo der Kenntnis des Empfängers ähnliche Wir- 
kungen beigelegt ſind, wie ſie einem rechtsgeſchäftlich geſtalteten Verhältnis 
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angehören, von der Kenntnis der beſchränkt geſchäftsunfähigen Beklagten 
gänzlich abgeſehen und das entſcheidende Gewicht allein auf die Kenntnis 
ihres Vormundes gelegt werden. Dies entſpricht auch dem Grundgedanken, 
der die Vorſchriften der 88 107. 166 Abſ. 1 BGB. beherrſcht, wonach ein be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähiger zu verpflichtenden Willenserklärungen der Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters bedarf (8 107) und wonach der Beurteilung 
der rechtlichen Folgen einer durch Willensmängel beeinflußten Willens- 
erklärung die Kenntnis des Vertreters, nicht des Vertretenen, in Betracht 
kommt ($ 166 Abſ. 1). Daß aber hier der Vormund der Beklagten von ihren 
Geldempfängen keine Kenntnis hatte, hat das Ber.-Gericht feſtgeſtellt, wird 
auch von der Reviſion nicht beanſtandet. Darnach iſt der $ 819 Abſ. 1 BGB.) 
ohne Rechtsirrtum für unanwendbar erklärt worden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 1. Febr. 1917. K. (Kl.) w. J. 
(OLG. Dresden). IV. 401/16. 


217. Derftoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 
Vgl. 60 Nr. 174; 68 Nr. 213; 69 Nr. 243; 71 Nr. 253. 
un WG. $ 1; BGB. 8 138. 

Die Klägerin ſtellt eine beſtimmte Zigarettenmarke her. Zum Schutze 
gegen Preisunterbietungen im Kleinhandel müſſen ihre Abnehmer ſich bei 
Vermeidung von Vertragsſtrafen verpflichten, die Zigaretten nicht unter 
dem von der Klägerin beſtimmten Kleinverkaufspreis an das Publikum ab⸗ 
zugeben und die Ware an andre Händler nur dann weiter zu geben, wenn dieſe 
ſich auch ihrerſeits verpflichten, die Preiſe und die Bedingungen einzuhalten, 
die die Klägerin an den Verkauf ihrer Erzeugniſſe knüpft. Die Beklagten ver- 
kauften dieſe Zigaretten unter dem von der Klägerin beſtimmten Preiſe. 
Sie hatten die Ware nicht von der Klägerin, ſondern von einer anderen Firma 
bezogen, die ſie gleichfalls nicht von der Klägerin bezogen hatte. Die Klägerin 
erblickte hierin einen Verſtoß gegen die guten Sitten. Sie klagte auf Unter- 
laſſung, wurde aber in allen Inſtanzen abgewieſen. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„— — — Der Ber.⸗Richter nimmt zutreffend an, daß ein Händler, der 
einen reverslich gebundenen Abnehmer der Klägerin veranlaßt, ihm unter dem 
feſtgeſetzten Mindeſtpreis Zigaretten zu verkaufen, unlauter handle; daß eine 
derartige Verleitung zum Vertragsbruch gegen das Anſtandsgefühl aller billig 
und gerecht Denkenden verſtoße. Zur Abweiſung der Klage iſt er gelangt, 
indem er in erſter Linie im bewußten Gegenſatz zu der von andern Oberlandes— 
gerichten vertretenen Anſicht, verneint, daß jede Ausnutzung eines von einem 
früheren Lieferanten, einem Vormann, begangenen Vertragsbruchs ſchlecht— 
hin unſittlich ſei. Es könne, führt der Ber.⸗Richter aus, nicht ſchon als unlauter 
angeſehen werden, wenn ein Gewerbtreibender, der ebenſowenig wie ſein 
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Lieferant in einem vertraglichen Verhältnis zu der Klägerin ſteht, die Ware 
zu einem ihrem Wert vielleicht durchaus angemeſſenem Preiſe erwirbt, ob⸗ 
wohl er weiß, daß der Fabrikant einen höheren Mindeſtpreis feſtgeſetzt hatte, 
er alſo damit rechnen muß, daß der jetzige geringere Preis auf einen von einem 
Zwiſchenhändler begangenen Vertragsbruch zurückzuführen iſt, und wenn 
er dann die Ware zu einem niedrigeren Preiſe als dem vom Fabrikanten feſt⸗ 
geſetzten wieder abgibt. 

Dem iſt aber nicht beizutreten. Wenn der Erwerber weiß, daß die Ware 
ein mit der Preisangabe verſehener Maſſenartikel, auf dem Wege eines Ver⸗ 
tragsbruchs erlangt worden iſt, ſo macht er ſich regelmäßig an dieſem Vertrags- 
bruch durch den Erwerb mitſchuldig und unterſtützt ihn; er nutzt ihn planmäßig 
zu ſeinem Vorteil zur Schädigung aller derjenigen ſeiner Mitbewerber aus, 
die an die Abmachungen mit der Klägerin gebunden ſind und ſich an ſie auch 
halten und daher nur zu ungünſtigeren Bedingungen verkaufen können als 
er es, lediglich infolge ſeiner Beteiligung an dem Vertragsbruch, zu tun ver⸗ 
mag. Er erlangt auf dieſe Weiſe einen durch nichts zu rechtfertigenden Vor⸗ 
ſprung vor den redlichen Mitbewerbern. Eine dingliche Wirkung der (ver⸗ 
traglichen) Preisfeſtſetzung des Fabrikanten wird bei der dem Ber.⸗Richter 
gegenſätzlichen Auffaſſung nicht herbeigeführt, und es iſt auch nicht zutreffend, 
was der Ber.⸗Richter ferner meint, daß ſonſt eine unerträgliche Bindung des 
Handels verurſacht und es dem Fabrikanten ermöglicht würde, den Preis ſeiner 
Fabrikate zum Schaden der Verbraucher dauernd auf einer ihrem tatſächlichen 
Wert vielleicht keineswegs entſprechenden Höhe zu halten. Es wird vielmehr 
nur eine Unterbindung des unlauteren Handels, eines Handels, der auf be⸗ 
wußtes Ausnutzen ſittenwidriger Maßnahmen Andrer zu eigenem Vorteil 
und zur Schädigung der Mitbewerber abzielt, ſtatthaben, und es wäre auch 
dem Fabrikanten bei derartigen Markenartikeln, wie ſie hier allein in Frage 
ſtehen und wie fie von entſprechender Art und Güte auch anderweit viel⸗ 
fältigſt hergeſtellt werden, nicht möglich, den Preis übermäßig hoch zu halten; 
wollte das der Fabrikant zu tun verſuchen, ſo würde er die Kundſchaft für ſeine 
Marke in kurzem verlieren. . 

Der Ber.⸗Richter hat aber die Klage, auch wenn die Ausnutzung eines 
bei früherer Gelegenheit von dritten Perſonen begangenen Vertragsbruchs 
als unſittlich zu gelten habe, im vorliegenden Fall dennoch für unbegründet 
erachtet, weil nicht dargetan ſei, daß die Beklagten davon Kenntnis gehabt 
hätten, daß nur auf unlautere Weiſe die Zigaretten der Klägerin zu dem nied⸗ 
rigeren Preiſe in ihre Hände gelangen könnten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 11. Januar 1916. Y. (Kl.) w. H. 

u. Gen. (OLG. Hamburg). Auch in RGEntſch. 88. Nr. 3, S. 9. 
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218. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsüber⸗ 
eignung eines Warenlagers. 

8 Vgl. 70 Nr. 58 m. N. 

BGB. 38 930. 868. 

Die Firma K. & Co. nahm im Konkurſe über das Vermögen des Kauf; 
manns F. deſſen geſamtes, zur Zeit der Konk.⸗Eröffnung vorhandenes Waren⸗ 
lager ausſonderungweiſe in Anſpruch zur Deckung ihrer vom Konk.⸗Verwalter 
anerkannten Forderung von 2238 ./, indem fie behauptete, F. habe ihr mit 
Sicherungsübereignungs⸗Vertrag v. 20. Febr. 1914 das Eigentum an ſeinem 
geſamten Warenlager im Werte von 9000. und an den aus dem Erlös für 
die in der Zwiſchenzeit verkauften Waren neu angeſchafften Waren über⸗ 
tragen. Da der Konk.⸗Verwalter das beanſpruchte Ausſonderungsrecht be⸗ 
ſtritt, erhob ſie Klage gegen ihn auf Feſtſtellung, daß ihr an den vorhandenen 
Warenvorräten, wie ſie in dem der Klageſchrift beiliegenden Verzeichnis 
aufgeführt ſeien, ein Ausſonderungsrecht zuſtehe. — Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber Urteils: 

„Verträge zur Sicherungsübereignung dienen im allgemeinen der Sicher⸗ 
ſtellung von Gläubigern, die ihre Forderungen für gefährdet anſehen. Sie 
Waben daher die Vermutung für ſich, daß der Gläubiger den ernſtlichen Willen 
hatte, ſeine Forderung zu ſichern und ſich zu deren Sicherheit das Eigentum 
an Sachen des Schuldners übertragen zu laſſen (Recht 1910 Nr. 1063). 
Anderſeits muß jedoch die zu unerlaubten Zwecken leicht auszubeutende Mög⸗ 
lichkeit des Abſchluſſes derartiger fiduziariſcher Rechtsgeſchäfte Anlaß geben, 
die objektiven Erforderniſſe ſolcher Verträge beſonders ſcharf zu prüfen; 

Brettner im Recht 1906, 920 ff; Seuffl. 58 Nr. 123; JW. 1904, 6° und 4995 

Als Vorausſetzung für die Anerkennung der Rechtswirkſamkeit einer 
ſolchen Sicherungsübereignung von Sachen iſt zu fordern, daß eine wirk⸗ 
liche Übertragung der Vermögensſtücke des Schuldners in das Eigentum des 
Gläubigers ſtattfindet. Bei einem Warenlager iſt eine genaue een 
der zu übertragenden Sachen zu verlangen. 

Im gegebenen Fall ſind Zweifel an der Ernſtlichkeit des Willens zur 
Eigentumsübertragung veranlaßt durch den Umfang der Übereignung, den 
übermäßig hohen Wert der übertragenen Sachen mit 9000 bis 12000 4 
und den verhältnismäßig geringen Betrag der Forderung des Gläubigers 
mit nur 2238. Auffällig iſt auch, daß hier bei der Übereignung eines großen 
Warenlagers nur die einzelnen Warengattungen nach dem ungefähren Wert 
angegeben, nicht aber die Stückzahl, die Nummern oder ſonſtige genaue Iden⸗ 
titätsbehelfe für die übereigneten Waren aufgezeichnet wurden. Der be⸗ 
denklichen Tatſache, daß der Schuldner die Grundlage ſeiner ganzen Exiſtenz, 
ſein geſamtes Warenlager, dem Gläubiger zu übereignen erklärte, ſteht als 
genugſam deutlicher Hinweis auf die Nichternſtlichkeit dieſes erklärten Willens 
die Erklärung des Gläubigers gegenüber, daß der Schuldner die Waren nach 
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wie vor im eigenen Namen als Kommiſſionär veräußern, den Erlös hieraus 
aber ohne Abrechnungspflicht zur Beſtreitung ſeines Lebensunterhalts und 
zur Schuldenzahlung, alſo ganz nach eigenem Belieben zur Deckung ſeiner 
Bedürfniſſe verwenden dürfe; ja nicht einmal eine Verpflichtung, den nach 
Beſtreitung des Lebensunterhalts und nach Tilgung der fälligen Schulden 
verbleibenden Reſt des Warenerlöſes zur Erhöhung des Warenlagers auf⸗ 
zuwenden, iſt dem Schuldner auferlegt. Nur die Waren, die er freiwillig zur 
Erhöhung ſeines Warenlagers aus ſolchem Reſt anſchaffte, ſollten ſofort ins 
Eigentum der Klägerin übergehen. Der Umſtand daß die Übereignung das 
geſamte Warenlager des Schuldners umfaßte, mag auf den erſten Blick 
die Aufnahme eines genauen Verzeichniſſes als überflüſſig erſcheinen laſſen; 
allein bei der Beſchaffenheit der Waren, beſtehend in Kleiderſtoffen, Baum⸗ 
wollwaren, Tuch⸗ und Buxkin⸗, Kurz⸗, Weiß⸗ und Wollwaren ꝛc. können 
Zweifel darüber, ob ſolche in den Familienſchränken verwahrte Waren nicht 
auch zum Warenlager gehören, nur zu leicht auftauchen und nur durch genaue 
Aufzeichnung der übereigneten Sachen beſeitigt werden. Bei kleinen Kauf⸗ 
läden ſpielt außerdem die Lieferung von Waren unter Eigentumsvorbehalt, 
z. B. ſchlecht zahlenden Kunden gegenüber, eine große Rolle. Auch unter dent 
nachträglich angeſchafften Waren können ſich ſolche befunden haben. vi 
Rückſicht auf dieſe Umſtände kann auch bei Übereignung eines ganzen Waren⸗ 
lagers die Aufnahme eines Einzelverzeichniſſes der zu übereignenden Waren 
nicht entbehrt werden. Mangels eines ſolchen Verzeichniſſes ſind die zu über- 
eignenden Gegenſtände nicht genügend beſtimmt und kenntlich gemacht. 
Es iſt demnach ein ernſtlicher Wille, das Eigentum auf die Klägerin zu über⸗ 
tragen, nicht als vorgelegen anzuſehen; | 

Vgl. Recht 1909 Nr. 70; LeipzZ3Z. 1911, 705; Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 

1911, 209. 

Auch ein rechtswirkſames Beſitzkonſtitut kann nicht als vereinbart ange⸗ 
ſehen werden. Bei einem Warenlager, deſſen weitere Veräußerung dem 
Übereignenden verbleibt, muß beſonders ſcharf geprüft werden, ob den Er⸗ 
forderniſſen des § 930 BGB. genügt iſt. Der Wille des Schuldners, für den 
zu ſichernden Gläubiger zu beſitzen, muß äußerlich erkennbar gemacht ſein. 
Die Waren mußten z. B. in den Büchern auf den Namen des zu ſichernden 
Gläubigers umgeſchrieben oder ſonſt äußerlich erkennbar ſeinem Eigentums⸗ 
willen unterſtellt ſein. Im gegebenen Fall könnte auch nur dann ein die Über⸗ 
gabe erſetzendes Rechtsverhältnis i. S. des $ 868 BGB. als vereinbart ange- 
ſehen werden, wenn der Übereigner als Verwahrer ſchuldrechtlich zur An⸗ 
ſchaffung von Erſatzſtücken für die verbrauchten Waren verpflichtet wäre. Eine 
ſolche Verpflichtung iſt aber dem Schuldner nicht auferlegt worden. Darin, 
daß der Sicherungsübereigner als Geſchäftsführer zum Verkauf der über⸗ 
eigneten Waren beſtellt wird, kann kein rechtswirkſames contitutum possesso- 
rium erblickt werden; 
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vgl. SchleswHolſt Anz. 1910, 287; JW. 1911, 76221; Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 

1911, 209. 

Der Eigentumsübertragungswille muß auch bezüglich der neuangeſchafften 
Erſatzwaren äußerlich erkennbar gemacht ſein; (Hanſ GZ. 1911 Beibl. S. 227; 
Aufatz in JW. 1910, 140). Ein lediglich abſtrakt gedachtes constitutum poss- 
sessorium kann auch den Erforderniſſen des 8930 BGB. nicht entſprechen; 

Sächſ. OLG. Ann. 31, 377; Oertmann in DIZ. 1911, 1178; SeuffA. 66 Nr. 51; 

DIZ. 1903, 153. 

Soweit aber im Vertrag v. 20. Febr. 1914 ein Kommiſſionsverhältnis 
zwiſchen dem Sicherungsübereigner und dem Gläubiger verabredet ſein ſoll, 
mangelt es an einer Verpflichtung des angeblichen Kommiſſionärs zu regel- 
mäßiger Abrechnung und zur Ablieferung des ganzen oder eines zu berech— 
nenden Teiles des Erlöſes. Die dem Schuldner erteilte Befugnis, ſeinen 
Lebensunterhalt ohne jede Einſchränkung aus dem Erlös der von ihm zu 
veräußernden Waren zu beſtreiten, auch ſeine ſonſtigen Schulden aus dem Waren⸗ 
erlös begleichen zu dürfen, läßt in Verbindung damit, daß ihm keine Ver⸗ 
pflichtung auferlegt wurde, vielmehr nur eine Befugnis zuerkannt iſt, den 
Reſt des Erlöſes zum Ankauf von benötigten Erſatzwaren zu verwenden, 
ein wirkliches Kommiſſionsverhältnis nicht als gewollt und vereinbart anſehen; 

Vgl. Hoeniger in Zeitſchr. d. Notar-Vereins 1911, 177; Weisler ebenda S. 546; Leipg. 

1911, 417 ff; 1908, 105; Recht 1909 Nr. 73. 

Dem angefochtenen Urteil iſt demnach auch darin heizupflichten, daß ein 
die Übergabe erſetzendes Rechtsverhältnis i. S. des $ 868 BGB. im Vertrag 
v. 20. Febr. 1914 nicht vereinbart worden iſt. 

Eine ſolche äußerlich nicht erkennbar gemachte Sicherſtellung eines ein- 
zelnen Gläubigers durch Übertragung des ganzen Warenlagers nebſt allen 
neu anzuſchaffenden Erſatzwaren iſt auch als ein unredliches Winkelgeſchäft 
anzuſehen, durch das den redlichen Gläubigern jede Möglichkeit, ſich aus den 
ſcheinbar vorhandenen Vermögenswerten ihres Schuldners zu befriedigen, 
förmlich entzogen wird und ſie veranlaßt werden, einem kreditunwürdigen 
Schuldner weiter Kredit zu gewähren. Es iſt daher auch die Nichtigkeit ſolcher 
Winkelzüge beſonders zu betonen; 

vgl. DIZ. 1904, 1041; RGeEntſch. 77, 202. 209. 210; 66, 262 ff. 
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Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 5. Juli 1916. K. & Co. w. Sch. 


L. 208/16. F—2. 
219. Iſt Nichteinhaltung des verſprochenen Religionswechſels ein Ehe— 
ſcheidungsgrund d 
BGB. $ 1568. 


Zur Begründung der Scheidungsklage hat der Kläger geltend gemacht, 
daß die Beklagte ihm — was ſie zugibt — vor und nach der . wiederholt 
Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 
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unter Ehrenwort verſprochen habe, zum Judentum überzutreten und dies 
Verſprechen nicht gehalten habe. Das Ber.⸗Gericht hat es abgelehnt, dem 
Kläger hierin zu folgen. Es führt aus: ein ſolcher Übertritt ſei für eine geiſtig 
gebildete Frau, wie es die Klägerin ſei, eine beſonders ernſte Sache, die reif⸗ 
lichſter Überlegung bedürfe und kaum ohne innere ſchwere Kämpfe abzumachen 
ſei. Das Verſprechen, den Übertritt vorzunehmen, ſei, wenn es auch noch ſo 
ernſthaft gemeint ſei, viel leichter abzugeben als zu erfüllen. Daß bei der 
Beklagten derartige ernſthafte ſittliche Bedenken aufgetaucht ſeien, ſei nach 
ihren Briefen anzunehmen. Gewiß hätte ſie ſich das vorher überlegen und 
das Verſprechen nicht abgeben und nicht wiederholen ſollen. Vermöge ſie 
aber das einmal abgegebene Verſprechen nur zu erfüllen indem fie ihren 
Gewiſſensbedenken Gewalt antue, ſo könne in ihrer Erfüllungsweigerung 
eine ſchuldhafte Handlung, wie ſie für das Vorliegen eines Scheidungsgrundes 
erforderlich ſei, nicht gefunden werden. 

Dieſe von der Reviſion bekämpften Ausführungen können nur gebilligt 
werden. Es iſt weder ein ehrloſes oder unſittliches Verhalten noch eine Ver⸗ 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, wenn die Beklagte ſich wei⸗ 
gert, lediglich aus äußeren Gründen und ohne innere Überzeugung ihren 
Glauben zu wechſeln. Dies um jo weniger, als, wie das Ber.⸗Gericht an andrer 
Stelle ausdrücklich feſtſtellt, der Kläger ſelbſt dem Übertritt nur „eine mehr 
äußere Bedeutung“ beigelegt habe. An dieſer Beurteilung kann das frühere 
ehrenwörtliche Verſprechen nichts ändern. Vielmehr würde gerade dieſes 
Verſprechen, wenn es ohne eine ſolche innere Überzeugung abgegeben iſt, 
gegen die guten Sitten verſtoßen und die Beklagte nicht binden können. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Mai 1917. M. w. M. (KG. 

Berlin). IV. 45/17. 


220. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten unter- 
haltenen Ehefrau; Einfluß des Krieges? 
Vgl. 63 Nr. 162 m. N.; 69 Nr. 216. 
BGB. 39 1608. 1610. | 

Die Klägerin, die mit ihrer verwitweten Mutter und noch einem Bruder 
in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebte, forderte von der Mutter die Gewäh— 
rung ſtandesmäßigen Unterhalts in Höhe von 1855, vierteljährlich, weil 
ihr Mann infolge des Krieges ihr keinen Unterhalt gewähren könne. Zu⸗ 
geſprochen wurden ihr 900% vierteljährlich. — Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Streit herrſcht unter den Parteien nur noch über die Höhe des der Klä— 
gerin von der Beklagten zu gewährenden Unterhalts. In dieſer Beziehung 
hält das Oberlandesgericht in Übereinſtimmung mit dem Landgericht für ent⸗ 
ſcheidend die Lebensſtellung des Ehemannes der Klägerin, deſſen Unvermögen 
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zur Unterhaltsgewährung die Unterhaltspflicht der Beklagten gemäß $ 1608 
BGB. erſt begründe. Und zwar iſt das Oberlandesgericht der Anſicht, daß 
lediglich die Lebensſtellung des Ehemannes der Klägerin entſcheidend in Be⸗ 
tracht komme. Ausdrücklich ausgeſprochen wird insbeſondere, unrichtig ſei 
die Annahme der Klägerin, daß bei der Bemeſſung ihres ſtandesmäßigen Unter 
halts auch die Vermögensverhältniſſe der Beklagten wenigſtens inſoweit 
zu berückſichtigen ſeien, als ſie wegen der zwiſchen den Parteien beſtehenden 
verwandtſchaftlichen Beziehungen auf die Lebensſtellung der Klägerin Ein⸗ 
fluß ausübten. Ä | 

Der Standpunkt des Oberlandesgerichts, daß lediglich die Lebensſtellung 
des Ehemanns die Lebensſtellung der Klägerin beſtimme und damit nach 
9 1610 Abſ. 1 BGB. allein maßgebend ſei, wird von der Reviſion mit Recht 
als unrichtig bekämpft. In vollem Gegenſatze zu dem letzten der ſoeben aus 
den Darlegungen des Oberlandesgerichts mitgeteilten Sätze iſt ſchon in der 
Begründung zu den inhaltlich mit $ 1610 Abſ. 1 BGB. übereinſtimmenden 
9 1488 Abſ. 2 Entw. gejagt (Mot. 4, 697/698): aus der Vorſchrift ergebe ſich 
von ſelbſt, daß bei der Beſtimmung des Maßes des Unterhalts auch die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des einzelnen Verpflichteten inſoweit in Betracht zu ziehen 
ſeien, als ſie wegen der zwiſchen dem Verpflichteten und dem Berechtigten 
beſtehenden beſonderen Beziehungen auf die Lebenshaltung des Berechtigten 
von Einfluß ſeien. Im Anſchluß an dieſe Stelle in der Begründung des 1. Ent⸗ 
wurfs hat der erkennende Senat bereits durch Urteil v. 5. Januar 1916, IV. 
189/15, ausgeſprochen, daß die Lebensſtellung einer die Gewährung von Unter- 
halt fordernden Ehefrau nicht ausſchließlich nach dem gegenwärtigen ſozia⸗ 
len Stande und dem augenblicklichen Vermögens- und Erwerbsverhältniſſen 
ihres Ehemannes zu beurteilen ſei, ſondern daß auch auf die geſamten Ver⸗ 
hältniſſe der Familie, insbeſondere auf die geſellſchaftliche Stellung und die 
Vermögensverhältniſſe ihrer und ihres Ehemannes Eltern Rückſicht zu nehmen 
ſei, die dauernd ihren Einfluß auf die Lebensſtellung der Ehefrau und ihres 
Ehemannes ausübten. Ebenſo hat der Senat, und zwar ſchon wiederholt 
— bgl. das Urteil v. 20. April 1914, IV. 709/13 (in Seuff A. 69 Nr. 216), die 
dort angezogenen älteren Erkenntniſſe und aus der neueſten Zeit das Urteil 
v. 16. März 1916, IV. 392/15, —ſeiner Anſicht Ausdruck gegeben, daß die Lebens⸗ 
ſtellung von Kindern im Rahmen der gefamten Verhältniſſe ihrer Familie be 
urteilt werden müßte, daß dort insbeſondere auch auf die geſellſchaftliche Stel- 
lung und die Vermögensverhältnifſe der Großeltern Rückſicht genommen 
werden müßte, die ihren fortwirkenden Einfluß auf die Stellung des Kindes 
und ſeines Vaters behielten. An dieſen rechtsgrundſätzlichen Ausführungen 
iſt feſtzuhalten. Mit ihnen befindet ſich das oberlandesgerichtliche Urteil aber 
nicht im Einklange. Ihnen gegenüber kann ſich das Oberlandesgericht, was 
die Verpflichtung der Verwandten betrifft, einer Ehefrau Unterhalt zu ge— 
währen, auch nicht, wie es das anſcheinend tun will, darauf berufen, daß dieſe 
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Verpflichtung nach $ 1608 BGB. nur inſoweit eintritt, als der an ſich vor den 
Verwandten haftende Ehemann bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Ver⸗ 
pflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unter⸗ 
halts den Unterhalt zu gewähren. Für das Maß des der Ehefrau zu gewäh⸗ 
renden Unterhalts iſt die Frage, in welcher Reihenfolge ihr Ehemann und ihre 
Verwandten haften, ohne Bedeutung. — — — 

Nicht ganz einwandfrei erſcheinen die Darlegungen des Oberlandesgerichts 
ſchließlich inſoweit, als geſagt iſt, die durch die augenblicklichen Güterverhältniſſe 
hervorgerufene Verteuerung des Lebensunterhalts ſei nicht zu berückſichtigen, 
denn ſie treffe, möge ſie auch bei beſchränkteren Einkommensverhältniſſen 
ſchwerer empfunden werden, alle daran in Mitleidenſchaft gezogenen Per⸗ 
ſonen gleichmäßig, beſchränke auch die Anſprüche der Klägerin an die Lebens⸗ 
führung gegenüber ihrem Manne auf ein beſcheidenes Maß und könne deshalb 
nicht zur Erweiterung ihrer Anſprüche gegenüber der Beklagten führen. Ge⸗ 
wiß nötigen die heutigen Zeitverhältniſſe, wie fie durch den Krieg hervor⸗ 
gerufen ſind, jedermann zur Einſchränkung ſeiner Anſprüche. Trotzdem aber 
kann bei der erheblichen Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe der Geldbetrag, 
den ein Unterhaltsberechtigter zu ſeinem ſtandesmäßigen Unterhalt auf⸗ 
wenden muß, höher ſein, als er es unter gewöhnlichen Umſtänden ſein würde. 
Anderſeits kann freilich der Krieg auch auf das Maß deſſen einwirken, was 
der Unterhaltsverpflichtete ohne Gefährdung ſeines eigenen ſtandesmäßigen 
Unterhalts zu gewähren imſtande iſt, der Einfluß braucht ſich aber durchaus 
nicht auf beiden Seiten in gleicher Weiſe bemerkbar zu machen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. Dez. 1916. B. (Kl.) w. W. 

(OLG. Hamburg). IV. 346/16. 


221. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und 
Kind nach dem Tode der Mutter. 
BGB. 85 1630 Abſ. 2, 1796. 2042. 

Aus der Ehe des Rentners G. iſt eine im Jahre 1901 geborene Tochter 
hervorgegangen. Das Amtsgericht hatte Bedenken gegen die Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit des von dem Vater des Kindes gemäß § 1640 eingereichten 
Verzeichniſſes über den Nachlaß der Mutter. Nachdem der Vater eine im 
Wege gütlicher Einigung herbeigeführte Auseinanderſetzung abgelehnt hatte, 
wurde ihm die Vertretung des Kindes inſoweit entzogen, als es ſich um die 
Frage handelte, ob eine Auseinanderſetzung zwiſchen ihm und dem Kinde 
hinſichtlich des Nachlaſſes der Mutter ſtattfinden ſolle. Die Beſchwerde gegen 
dieſen Beſchluß hatte keinen Erfolg. Auch die weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: ö 

„Das Landgericht hat die Verpflichtung des Beſchwerdeführers zur 
Auseinanderſetzung mit dem Kinde zutreffend aus der Vorſchrift des 8 2042 
BGB. entnommen, daß jeder Miterbe jederzeit die Auseinanderſetzung ver- 
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langen kann. Ob das Kind ein ſolches Verlangen an den Beſchwerdeführer 
richten ſoll, iſt Gegenſtand der gegenwärtigen Entſcheidung. 

Kommen Umſtände zur Kenntnis des Vormundſchaftsgerichts, welche 
dafür ſprechen, daß die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vater und dem Kinde 
wegen des von erſterem verwalteten Vermögens im Intereſſe des Kindes 
geboten iſt, und daß bei der Entſcheidung, ob ſie ſtattfinden ſoll, das Intereſſe 
des Kindes zu dem des Vaters in erheblichem Gegenſatz ſteht, fo hat das Vorm. 
Gericht zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der 88 1796. 1630 Abſ. 2 S. 2 BGB. 
vorliegen. Darüber, ob die Auseinanderſetzung erfolgen ſoll, hat an ſich gemäß 
§ 1627 BGB. der Vater des Kindes als Verwalter des Vermögens desſelben 
zu entſcheiden. In einem ſolchen Fall iſt aber zu erörtern, ob nicht bei der Ent— 
ſcheidung der beregten Zweckmäßigkeitsfrage die Intereſſen des Vaters und 
des Kindes in einem ſolchen erheblichen Gegenſatz ſtehen, daß es gerecht— 
fertigt iſt, inſoweit die geſetzliche Vertretung des Kindes dem Vater zu ent— 
ziehen, alſo die Entſcheidung, ob das Kind vom Vater die Auseinanderſetzung 
verlangen ſoll, in andre Hand als die des Vaters zu legen (vgl. KGJ. 31 A, 10; 
Recht 15, 2525). Die Frage, ob ein ſolcher Intereſſengegenſatz beſteht, hat 
das Vorm.⸗Gericht nach ſeinem freien, pflichtmäßigen Ermeſſen zu entſcheiden. 
Darauf, daß das Gericht von dieſem Ermeſſen einen unangemeſſenen Ge— 
brauch macht, den Intereſſengegenſatz mit Unrecht angenommen habe, kann 
die weitere Beſchwerde nach § 27 FGG. nicht geſtützt werden, es ſei denn, 
daß bei der Ausübung des Ermeſſens weſentliche tatſächliche oder rechtliche 
Geſichtspunkte überſehen ſeien. Die Ausführungen des Landgerichts laſſen 
aber einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Der Beſchwerdeführer hat geltend 
gemacht, daß ein erheblicher Gegenſatz zwiſchen ſeinem und ſeines Kindes 
Intereſſe nur im Fall ſeiner Wiederverheiratung eintreten könne, alsdann 
aber der § 1669 BGB., welcher die Verpflichtung zur Auseinanderſetzung 
begründet, in Betracht komme und die einfache Möglichkeit eines Intereſſen— 
gegenſatzes zur Entziehung der Vertretungsmacht nicht genüge. Allerdings 
iſt richtig, daß Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 81796 BGB. iſt, 
daß ein Intereſſengegenſatz der dort bezeichneten Art wirklich beſteht, und die 
bloße Möglichkeit, daß ſich ein ſolcher ergeben könne, nicht ausreicht (dgl. 
RIA. 2, 221 OL GqRſpr. 4, 119; KGJ. 29 A, 28). Allein das Landgericht 
hat für den vorliegenden Fall rechtlich bedenkenfrei das Beſtehen eines er— 
heblichen Gegenſatzes zwiſchen dem Intereſſe des Beſchwerdeführers und dem 
des Kindes feſtgeſtellt. Ein Intereſſengegenſatz liegt vor, wenn die Intereſſen 
der Beteiligten derart verſchieden ſind, daß die Förderung des einen Intereſſes 
nur auf Koſten des anderen geſchehen kann (K GJ. 29 A, 24). Daß vorliegend 
das Intereſſe des Kindes auf die Herbeiführung der Auseinanderſetzung mit 
dem Beſchwerdeführer gerichtet iſt, ſtellt eine Annahme der Vorinſtanzen dar, 
die rechtlich nicht zu beanſtanden iſt. Insbeſondere liegt die genaue Feſtſtellung 
des Nachlaſſes ſeiner Mutter und dementſprechend des ihm aus demſelben zu— 


» 
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fallenden Vermögens weſentlich im Intereſſe des Kindes. Anderſeits iſt das 
eigene Intereſſe des Beſchwerdeführers auf die Aufrechterhaltung der Erb- 
gemeinſchaft mit dem Kinde gerichtet, indem es für ihn nach Lage der Um⸗ 
ſtände offenbar von wirtſchaftlichem Wert iſt, nicht genötigt zu ſein, größere 
Teile des von ihm verwalteten, ſeinen Zwecken dienſtbar gemachten Vermögens 
ſeiner Frau auszuſcheiden und dem Kinde zu überweiſen. Hiernach geht das 
Intereſſe des letzteren nicht in der gleichen, ſondern gerade in der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung wie das des Beſchwerdeführers. Der ſchon hieraus ſich er- 
gebende Gegenſatz der beiden Intereſſen iſt noch beſonders dadurch in die 
Erſcheinung getreten, daß der Beſchwerdeführer es abgelehnt hat, die ihm an⸗ 
geſonnene Auseinanderſetzung mit dem Kinde herbeizuführen. Iſt aber hier⸗ 
nach das Beſtehen eines erheblichen Gegenſatzes zwiſchen den Intereſſen des 
Beſchwerdeführers und denjenigen ſeines Kindes rechtlich bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellt, ſo iſt es als gerechtfertigt anzuerkennen, dem Beſchwerdeführer die 
Vertretung des Kindes für die Entſcheidung der Frage, ob die Auseinander⸗ 
ſetzung des Kindes mit dem Beſchwerdeführer ſtattfinden ſoll, zu entziehen 
(vgl. auch KGJ. 35 A, 9.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (Sen. 1a) v. 8. Dez. 1916. 1a X. 918/16. 

SchlHolſt Anz. 1917, 153. 


222. Haftung des Dormundes bei einer Teilung der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 
Vgl. 63 Nr. 163 m. N. 
BGB. 89 1797. 1833. 

Der Beklagte war der Vormund des Klägers; Mitvormund war der 
Bankier Curt M., Mitinhaber der Firma Hermann M., welche im Auguſt 1902 
ihre Zahlungen einſtellte. Damals betrug das Guthaben des Klägers bei 
der Firma mehr als 270000. 4. Der Kläger behauptete, durch den Zuſammen⸗ 
bruch der Firma einen Schaden von etwa 150000. ekktten zu haben, für 
den ihm der Beklagte aus ſchuldhafter Verletzung ſeiner Pflichten als Vor⸗ 
mund zu haften habe. — Das Oberlandesgericht hat entgegen dem Landgericht 
die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Zwiſchen Vormund und Mündel beſteht ein familienrechtliches Schutz 
und Verpflichtungsverhältnis. Der Vormund haftet für die volle im Ber- 
kehr erforderliche Sorgfalt. Verletzt er dieſe ſchuldhaft, ſo iſt er zum Erſatz 
des hierdurch dem Mündel entſtehenden Schadens verpflichtet (BGB. 88 1833 
Abſ. 1 Satz 1, 276). Das Verſchulden wird regelmäßig nicht dadurch aus— 
geſchloſſen, daß der Vormund zu dem vollzogenen Rechtsgeſchäft die Ge— 
nehmigung des Vorm. -Richters erlangt hatte; denn die Genehmigung iſt 
nur eine Sicherungsmaßregel im Intereſſe des Mündels, ſie dient nicht zur 
Deckung des Vormunds. Maßgebend für die Beurteilung der Sorgfalts— 
pflicht iſt die Lage der Dinge zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts; 
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daß ſpäter aus nicht vorherſehbaren Ereigniſſen ein Nachteil entſtanden iſt, 
begründet die Haftung nicht. 

Mitvormünder haben die Vormundſchaft gemeinſchaftlich zu führen 
(BGB. § 1797 Abſ. 1 Satz 1); fie müſſen alſo die Vertretung wie die Ver⸗ 
waltung mit geſamter Hand ausüben. Erfordert die Sachlage eine Teilung 
der vormundſchaftlichen Geſchäfte, ſo können die Mitvormünder ſie unter⸗ 
einander vornehmen; mit voller Rechtswirkung kann ſie aber nur durch eine 
(nicht an Schriftform gebundene) Verfügung des Vorm. Gerichts angeord⸗ 
net werden. Dabei darf jedem Mitvormunde ein beſtimmter Wirkungskreis 
zugeteilt werden. Innerhalb dieſes führt er die Vormundſchaft ſelbſtändig, 
alſo mit alleiniger Verantwortung, auch dem Mündel gegenüber, es ſei denn, 
daß ein Vormund dem andern gegenüber zugleich mit der Aufſicht betraut 
wurde, welchenfalls die Geſamthaftung der Vormünder nach außen der Vor⸗ 
ſchrift in §8 1833 Abſ. 2 Satz 2 zu entnehmen iſt. 

Dem Beklagten wird zur Laſt gelegt, daß er nach dem am 1. Sept. 1901 
erfolgten Tode der Witwe N., Mutter des Klägers, Mündelgeld beim Bank- 
hauſe Hermann M. eingelegt, ferner daß er unterlaſſen habe, die dort ſchon 
verwahrten Gelder herauszuziehen und mündelmäßig anzulegen, inzwiſchen 
aber für die erforderliche Sicherſtellung der Hinterlegungsgelder zu ſorgen. 
Demgegenüber weiſt der Beklagte darauf hin, daß dieſe Maßnahmen nicht 
zu dem ihm vormundſchaftsgerichtlich zugewieſenen Wirkungskreiſe gehört 
hätten, vielmehr lediglich Sache des Mitvormundes Curt M. geweſen ſein 
würden. Wäre dies zutreffend, ſo wäre allerdings nach dem eingangs Be⸗ 
merkten die Haftung des Beklagten aus dieſem Geſichtspunkte ausgeſchloſſen. 
Der Einwand des Beklagten wird vom Zeugen B. voll beſtätigt. Der Zeuge 
hat als zuſtändiger Vorm.⸗Richter die vom Beklagten beantragte ganz genaue 
Abgrenzung der Wirkungskreiſe der beiden Vormünder genehmigt und den 
beiden Vormündern dies eröffnet. Der Beklagte hatte darnach, was das Ver⸗ 
mögen anlangt, lediglich die Abrechnung der Bauten, die Abſchätzung der 
Grundſtücke, ihre Verwertung, die Einziehung der Außenſtände, die Abliefe⸗ 
rung der eingezogenen Gelder an M. zu beſorgen; M. dagegen hatte die Ver⸗ 
waltung der eingegangenen Gelder und ihre zinsbare Anlegung zu beſorgen. 
Jeder der beiden Vormünder war in ſeinem Wirkungskreiſe vollkommen ſelb⸗ 
ſtändig. Eine Aufſichtspflicht des Beklagten über den Mitvormund beſtand 
alſo nicht. — — — Es könnte auffallen, daß die Teilung in den Beſtallungen 
der Vormünder nicht erwähnt iſt. Aber dies erklärt ſich daraus, daß die Be⸗ 
ſtallungen vor der richterlichen Teilungsverfügung hinausgegeben worden 
ſind und ein der Verfügung entſprechender nachträglicher Vermerk auf den 
Beſtellungen offenbar für entbehrlich erachtet oder ſeine Anbringung überſehen 
worden iſt. Erſteres iſt um fo eher anzunehmen, als die Beſtallung keine Voll⸗ 
macht oder Legitimationsurkunde, ſondern nur ein Zeugnis über die erfolgte 
Beſtellung iſt, auch nicht die Bedeutung hat, daß der gutgläubige Dritte ſich 
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unbedingt auf die Richtigkeit der Angaben der Beſtallung verlaſſen kann, 
und keineswegs die Möglichkeit ausſchließt, daß inzwiſchen Anderungen der 
Vertretungsmacht, die ſich aus der Beſtallung nicht ergeben, eingetreten ſind 
(Motive zu § 1645 Entw. 4, 1079). 

Einen weiteren Grund für die Haftung des Beklagten ſoll der Umſtand 
abgeben, daß er beantragt hat, Curt M. als Mitvormund zu beſtellen. Der 
Beklagte haftet aus feinem Vorſchlage aber nicht, weil der Vorm. Richter 

ſelbſtändig und Amts wegen zu prüfen hatte, ob M. die geeignete Perſon 
war. Nur für den nicht vorliegenden Fall könnte eine Haftung des Beklagten 
in Frage kommen, wenn er den Richter über die Perſon Curt Ms. getäuſcht 
hätte. Das war aber garnicht möglich, weil der Richter M. ſchon vor jenem 
Vorſchlage genau kannte. Der Beklagte iſt alſo für die Wahl Ns. nicht ver⸗ 
antwortlich; ob der Richter es iſt, kommt hier nicht in Frage. 

Endlich wird dem Beklagten noch zur Laſt gelegt, daß er nicht darauf 
beſtanden habe, daß zu dem Vermögen Ms. und ſeines Onkels das Ktonf.- 
Verfahren eröffnet wurde, denn dadurch wäre die Anfechtung aller Deckungs⸗ 
und Schiebungsgeſchäfte ausgeſchloſſen worden. Hierzu war aber nicht der 
Beklagte, ſondern höchſtens das Vorm.⸗Gericht verpflichtet; die Nichter⸗ 
öffnung des Konkurſes gibt alſo keinen Haftungsgrund gegen den Beklagten, 
zumal da nach der Angabe Ls. und Ks. bei einem Konk.⸗Verfahren eine ge⸗ 
ringere Dividende zu erwarten geweſen wäre als bei dem Liquidationsver⸗ 
fahren. Außerdem iſt nicht abzuſehen, warum der Beklagte gegenüber dem ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluß der Gläubiger, vom Konk.⸗Verfahren Abſtand zu nehmen, 
deſſen Einleitung als die unbedingt vorteilhaftere Maßregel hätte erachten 
und veranlaſſen ſollen. ö 

Wollte man trotz der vorſtehenden Ausführungen die objektive Verletzung 
einer dem Beklagten obliegenden Sorgfalt darin finden, daß die Gelder des 
Klägers beim Bankhauſe M. eingelegt oder doch dort belaſſen worden ſind, 
jo müßte doch nach dem Stande der Beweisergebniſſe die Schuld des Be⸗ 
klagten verneint werden. Denn nach den glaubhaften Zeugenausſagen iſt 
für bewieſen anzuſehen, daß das Bankhaus bis zur Zahlungseinſtellung ganz 
allgemein (auch in Bankkreiſen) einen vorzüglichen Ruf beſaß, ſo daß niemand 
Bedenken trug, dem Hauſe größere Summen anzuvertrauen, und daß der 
Zuſammenbruch des Bankhauſes ganz unerwartet und von der Allgemeinheit 
nicht vorherſehbar eintrat. Unter dieſen Umſtänden läßt ſich daraus, daß dem 
Bankhauſe die Gelder anvertraut wurden und ihre Rückforderung nicht rück— 
ſichtslos betrieben worden iſt, wohl gegen keinen Beteiligten, keinesfalls gegen 
den Beklagten ein begründeter Vorwurf erheben. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 3. Okt. 1916. M. w. N. 
F—ch. 
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223. Verzögerung der Mängelrüge durch zweimalige Unterſuchung 
der Ware. 
Vgl. 50 Nr. 259 m. N.; 62 Nr. 21. 
HGB 8 377. 

Die Klägerin hatte am 24. März 1916 vom Beklagten 200 Kiſten gelbe 
Kernſeife unter Gewährleiſtung eines Fettgehalts von 55 bis 60% gekauft. 
Sie behauptete, daß die ihr gelieferte Ware einen erheblich geringeren Fett⸗ 
gehalt aufgewieſen habe und beanſpruchte mit der Klage Erſtattung des Minder⸗ 
werts mit 5661,40 nebſt Zinſen. Der Beklagte beſtritt das Vorbringen der 
Klägerin und wandte ein, daß die Ware wegen verſpäteter Mängelanzeige 
als genehmigt zu gelten habe. Die Ware ſei von der Klägerin verſpätet, näm⸗ 
lich erſt am 26. März 1916 abgenommen worden; erſt am 7. April habe der 
Beklagte die vom 4. April datierte Mängelanzeige erhalten. Die Klägerin 
erwiderte, ſie habe die Seife erſt am 27. März abgenommen und abnehmen 
können; ſie habe dann alsbald die Unterſuchung auf Fettgehalt in ihrem Fa⸗ 
briklaboratorium vornehmen laſſen, und als ſie am 29. März das für den 
Beklagten ungünſtige Ergebnis erfahren habe, Proben an den Handelschemiker 
Sch. geſandt, um durch dieſen eine gänzlich unparteiiſche und einwandfreie 
Analyſe bewirken zu laſſen. Das Ergebnis ſei ihr am 2. April, einem Sonntag, 
zugegangen. Da der Mitgeſellſchafter B. in Belgien und der hier aufhältliche 
Mitinhaber K. tagsüber für Heereszwecke in Altona beſchäftigt ſei, ſeien alle 
Eingänge dem Letztgenannten in die Privatwohnung geſandt worden. So 
habe er auch die Analyſe erſt am Abend des 3. April geſehen. Wenn er dann 
am 4. April die Mängelänzeige abgeſandt habe, ſo ſei das entſprechend der 
Vorſchrift des 8 377 HGB. geſchehen. — Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Entſcheidung des Landgerichts iſt beizutreten. Unterſtellt man, 
daß die Klägerin die gekaufte Kernſeife am 27. März abgenommen hat, ſo 
kann eine am 4. April abgeſandte Mängelanzeige nicht als der geſetzlichen 
Vorſchrift entfprechend angeſehen werden. 

Mit Recht führt die Nebenintervenientin (von welcher die Beklagte ge— 
kauft hatte) aus, daß die Klägerin von Anfang an die Erledigung der Ange- 
legenheit durch Vornahme der doppelten Unterſuchung verzögert hat. Es iſt 
zwar der Klägerin darin beizuſtimmen, daß das Geſetz den Käufer nicht zu 
leichtfertigen und unbegründeten Beanſtandungen zwingen will. Auch mag 
zu erwägen fein, daß — wie der Beklagte ſelbſt hat vortragen laſſen — Ana⸗ 
lyſen zu voneinander abweichenden Ergebniſſen führen können. Immerhin 
entſprach eine „vorläufige“ Unterſuchung nicht der geſetzlichen Vorſchrift, 
daß der Käufer die Ware unverzüglich nach der Ablieferung durch den Ver⸗ 
käufer, ſoweit dies nach ordnungmäßigem Geſchäftsgange tunlich iſt, zu unter— 
ſuchen und, wenn ſich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich Anzeige 
zu machen hat. Entweder war die Prüfung im eigenen Laboratorium eine 
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verläßliche. Dann war die Klägerin gehalten, das ungünſtige Ergebnis ſofort 
dem Beklagten mitzuteilen. Oder aber die Unterſuchung war für die Ent⸗ 
ſchließung der Klägerin nicht maßgebend. Dann hatte es auch keinen Sinn, 
ſie zunächſt einmal vornehmen zu laſſen. Jedenfalls ging die dadurch verur⸗ 
ſachte Verzögerung auf Gefahr der Klägerin. Wäre die Abweichung des Be⸗ 
fundes von der gewährleiſteten Beſchaffenheit der Ware nur geringfügig ge⸗ 
weſen, ſo würde vielleicht ein Verfahren, welches völlige Sicherheit zu ſchaffen 
ſucht, zu billigen ſein. So aber lag die Sache hier nicht. Es wäre daher Sache 
der Klägerin geweſen, dem Beklagten ſchon am 29. März Mitteilung zu machen, 
wobei ſie ſich ihre endgültige Erklärung vorbehalten konnte. 
Aber auch von dieſen Erwägungen abgeſehen muß die Mängelanzeige 
v. 4. April als verſpätet angeſehen werden. Das Ergebnis der von Sch. vor⸗ 
genommenen Analyſe war am Sonntag dem 2. April in die Hände der Klä⸗ 
gerin gelangt. Nichts ſtand im Wege, die Anzeige am 3. April zu erſtatten. 
Wenn ſelbſt die beſonderen Verhältniſſe des Kriegszuſtandes berüdjichtigt 
werden, ſo kann doch nicht anerkannt werden, daß in einem Geſchäfte, das 
zwei Prokuriſten beſchäftigt, eine ordnungmäßige Erledigung der ſtreitigen 
Angelegenheit behindert war. Es handelt ſich nicht um weittragende Ent⸗ 
ſchließungen, ſondern um die Erſtattung einer einfachen Anzeige. Der Mit⸗ 
inhaber der Klägerin, K., wußte, daß der Eingang des Unterſuchungsergeb⸗ 
niſſes bevorſtand, und er wußte oder mußte wiſſen, was das Geſetz zur Wahrung 
ſeiner Rechte von ihm verlangte. Er hätte daher ſeinen Prokuriſten vorher 
Anweiſung darüber erteilen müſſen, was mit dem Eingange zu geſchehen hatte. 
Daß den Prokuriſten die Zeit gefehlt habe, die ihnen zugemutete einfache 
geſchäftliche Handlung vorzunehmen, wird die Klägerin nicht im Ernſte be- 
haupten wollen. Für eine beſchleunigte Mängelanzeige Sorge zu tragen, 
wäre im vorliegenden Fall um ſo mehr Pflicht der Klägerin geweſen, als 
die von ihr bisher getroffenen Maßregeln ſchon an ſich die Angelegenheit ver⸗ 
zögert hatten. — — —“ | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 24. Febr. 1917. B. & K. w. 
M. Schl. Bf. VI. 306/16. Nö. 


224. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 
Vgl. 48 Nr. 283; 55 Nr. 152. 
Binnen SchG. § 4; HGB. § 486. N 
Beide Parteien haben Baggereibetriebe, arbeiten auch zum Teil gemein- 
ſam und beſitzen Fahrzeuge, die ihnen zuſammen gehören. Am 26. Mai 1913 
wurde eine Schute der Klägerin im Schlepp des Dampfers „Elbe“, der beiden 
Teilen gehörte und zur Binnenſchiffahrt verwandt wurde, auf einer Fahrt 
im Kaiſer Wilhelm⸗Kanal von dem Dampfer „Emma“ angerannt und beſchä⸗ 
digt. Die Klägerin maß die Schuld an dem Zuſammenſtoß der Führung der 
„Elbe“ bei und klagte gegen die Beklagte auf Entſchädigung wegen des an⸗ 
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gerichteten Schadens in Höhe von 6711,45 K nebſt Zinſen. — In 1. Inſtanz 
wurde erkannt, daß die Beklagte zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in den 
gemeinſamen Dampfer „Elbe“ wegen des Klaganſpruchs in voller Höhe 
verurteilt werde. Die Beklagte legte Berufung ein und beantragte, das Ur- 
teil inſoweit aufzuheben, als es fie zur Zahlung von mehr als 3355,73 4 
nebſt Zinſen und der Hälfte der Koſten verurteilt habe. Sie erklärte, daß ſie 
die Schuldfrage nicht mehr beſtreiten, ſondern ihre Berufung auf die Frage 
beſchränken wolle, ob ſie wegen des ganzen Schadens zur Duldung der Zw. 
Vollſtreckung habe verurteilt werden dürfen. Dieſe Frage wurde vom Ber.- 
Gericht mit folgender Begründung bejaht: 

„Die Beklagte beſchwert ſich jetzt nur mehr darüber, daß ſie wegen des 
ganzen Schadens verurteilt iſt; ſie hat ausgeführt, daß für die Klägerin, weil 
ihr der Dampfer ‚Elbe‘ zur Hälfte mit gehöre, aus dem Verſchulden feiner Be⸗ 
ſatzung ein Anſpruch nur auf die Hälfte des geſamten Schutenſchadens habe 
entſtehen können; zur andern Hälfte ſei ein Anſpruch unmöglich, weil Gläu⸗ 
biger und Schuldner dieſelbe Perſon ſeien. Dieſe Ausführung iſt im Hinblick 
darauf, daß es ſich um einen aus dem Schiffsvermögen zu deckenden Schaden 
handelt, nicht für zutreffend zu erachten. 

Der Begriff des Schiffsvermögens, der im Geſetze mit den Worten zum 
Ausdruck gebracht iſt, daß der Schiffseigner (Reeder) nicht perſönlich, ſondern 
nur mit Schiff und Fracht haftet (Binn SchGeſ. § 4; HGB. § 486), iſt für die 
Binnenſchiffahrt kein andrer als im Seerecht, vielmehr dieſem nachgebildet. 
Es iſt zwar ein Teil des dem Schiffseigner oder Reeder überhaupt gehörenden 
Vermögens, weshalb die Rechtſprechung des höchſten Gerichts es verneint 
hat, daß einem Reeder oder Schiffseigner ein Kolliſionsanſpruch auf Schaden⸗ 
erſatz gegenüber feinem eigenen Schiffsvermögen zuſtehen könne (RGeEntſch. 
45, 50 ff, in SeuffA. 55 Nr. 152), während es ihm wegen eines Hülflohns 
aus den beſonderen Geſetzesvorſchriften, welche einen Anreiz zur Bergung 
oder Hülfleiſtung in Seenot gewähren ſollen, ſolche Anſprüche gegen das eigene 
Schiffsvermögen nicht verſagt (RGeEntſch. 32, A und Seuff A. 48 Nr. 283; 
Entſch. 58, 190), indem es davon ausgeht, daß das entſtandene Schiffsgläu⸗ 
bigerrecht als ein dinglicher Anſpruch gegen das Schiffsvermögen, als gegen 
ein Sondergut des Reeders, nach Analogie der Eigentümerhypothek zu be⸗ 
handeln ſei. Dementſprechend iſt auch anerkannten Rechtens, daß ein vor⸗ 
handenes Schiffsgläubigerrecht auf den Reeder oder Eigner des verſchuldeten 
Schiffes übergehen kann (HanſGZ. 1899 Nr. 83; Mittelſtein Schiffspfandr. 198; 
Schaps Seer. 8 754 Anm. 3). Muß man aber anerkennen, daß das Recht des 
Schiffsgläubigers einen dinglichen Anſpruch gegen das Sondergut des Schiffs⸗ 
vermögens darſtellt, ſo gilt das um ſo mehr, wenn dieſes Sondergut nicht dem 
Gläubiger allein, ſondern ihm in Gemeinſchaft mit andern Perſonen gehört, 
er alſo nur als Miteigentümer in Betracht kommt. Man kann dann nicht ſagen, 
daß in einem ſolchen Falle das Gläubigerrecht zum Anteil des Gläubigers an 
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dem verhafteten Schiffsvermögen durch Konfuſion erlöſche oder nicht zur Ent» 
ſtehung gelange, ſondern man muß daran feſthalten, daß der Schiffsgläubiger 
als ſolcher mit den aus mehreren Perſonen beſtehenden Schiffseignern kein 
identiſches Rechtsſubjekt darſtellt, und daß mit dem Schiffsgläubigerrecht 
die ihm zugrunde liegende perſönliche Forderung untrennbar verbunden iſt. 
Was insbeſondere den Kolliſionsgläubiger betrifft, ſo muß er, wenn das ſchul⸗ 
dige Schiff in ſeinem Miteigentum ſteht, nach den obigen Grundſätzen i. S. 
des 8 4? Binn SchG. als ein Dritter angeſehen werden, dem durch Verſchulden 
der Schiffsbeſatzung Schaden zugefügt iſt (ſo für das Seerecht Boyens Seer. 1, 
Art. 452 unter 9%, S. 204), und der ſich demgemäß für ſeinen ganzen Schaden 
an das in ſeinem Miteigentum ſtehende Schiff halten kann. Dabei kommt nicht 
in Betracht, ob und inwieweit der Schadenerſatz, der aus dem Schiffsvermögen 
gezahlt wird, bei Abrechnung der Partner unter ſich demnächſt wieder zur 
Verrechnung gelangt, eine Eigentümlichkeit, die ihre Begründung in den Rechts⸗ 


ſätzen über die Gemeinſchaft findet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 14. Juli 1917. H. & G. (Kl.) 
w. van der V. Bf. II. 94/15. ö B. 


II. Verfahren. 


225. Grtliche Zuftändigfeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die 
Ware verſteigert iſt. 
Vgl. 71 Nr. 120. 
ZPO. § 29; BGB. 8d 269. 462. 

Der Kläger, der von der Beklagten im Oktober 1915 Kartoffeln gekauft 
und geliefert erhalten hatte, klagte mit der Behauptung, daß die Kartoffeln 
verfault und erfroren geweſen ſeien, beim Landgericht zu B. auf Wandelung 
und Schadenerſatz mit dem Antrage, die Beklagte zur Zahlung von 1027,15 
nebſt Zinſen zu verurteilen. — Das Landgericht verwarf die Einrede der ört— 
lichen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts, was das Oberlandesgericht 
beſtätigte. Aus den Gründen: 

„— — — Die Zuſtändigkeit war auf Grund von § 29 ZPO. zu bejahen. 
Die ‚ftreitige Verpflichtung i. S. der angezogenen Geſetzesſtelle bildet die 
Verpflichtung des Verkäufers gegenüber dem Anſpruch des wandelnden 
Klägers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes. 

Für dieſen Anſpruch aus der Wandelung iſt aber nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts dort gegeben, wo— 
hin die Ware auf Grund des Vertrags gelangt iſt. Dies hat auch dann zu 
gelten, wenn wie hier die Ware auf Antrag des Käufers verſteigert und der 
Erlös an den Käufer oder deſſen Bevollmächtigten ausgezahlt worden iſt. 


* 
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Man könnte zunächſt auf den Gedanken kommen, in dieſem Falle trete der 
Erlös an die Stelle der Ware, und die Rückzahlung des Kaufpreiſes brauche 
der Verkäufer, wie ſonſt nur gegen Rückgabe der Ware, nur gegen Rückgewähr 
des an ihre Stelle getretenen Erlöſes zu bewirken, ſo daß die Erwägung, 
die zu der Rechtſprechung des Reichsgerichts geführt habe (RGEntſch. 50, 
272; 55, 111), daß der Käufer ſich nicht zur Rückgabe zu erbieten brauche, 
dem Verkäufer nur ein Zurückbehaltungsrecht zuſtehe und deshalb der Käufer 
die Ware nur dort zurückzugeben habe, wo ſie ſich mit Willen der Parteien 
befinde, auch für den Erlös Platz greife, der an ihrer Stelle in die Hände des 
Käufers gelangt iſt. Dieſer Gedanke muß aber an der Erwägung ſcheitern, 
daß es kein Zurückbehaltungsrecht an fälligen Geldforderungen wegen fälliger 
Geldleiſtungen gibt, die Erklärung eines ſolchen vielmehr die Bedeutung der 
Aufrechnung hat (Entſch. 83, 140; 85, 110). Nach der in der Entſcheidung des 
Reichsgerichts im SächſA. 1900, 473 ausgeſprochenen Anſicht erleidet indeſſen 
die Zuſtändigkeit des Gerichts des Ortes, wohin die Ware gelangt war, ſelbſt 
durch deren Untergang keine Anderung. Die Schuld des Verkäufers aus der 
Wandelung des Vertrags iſt Bringeſchuld geworden (ebenſo Rſpr. 20, 291). 
Dieſer Anſicht tritt das Oberlandesgericht im Gegenſatz zu der Entſcheidung 
des Hanſeat. OLG. in SeuffA. 71 Nr. 120 bei. Da der Ort, wo die Ware 
bis zu ihrer Verſteigerung ſich auf Grund des Kaufvertrags befand, unſtreitig 
das im Bezirk des Landgerichts B. gelegene K. N iſt die örtliche Zuſtändigkeit 
des angerufenen Gerichts gegeben. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 22. Sept. 1916. T. w. Sch. 
3 0. 67/16. F—ch. 


226. Nebenintervention des Erbſchaftskäufers zugunften des mit einem 
Erbſchaftsanſptuch belangten Derfäufers. 
Vgl. 70 Nr. 91 m. N. 
EBD. $ 66; BGB. $ 2030. 

Die Witwe R. hatte außer der Ehe den Kläger und die beiden Beklagten 
geboren und darauf am 28. Juni 1893 den R. geheiratet, der ſächſiſcher Staats- 
angehöriger war und anerkannte, der Vater der beiden Beklagten zu ſein. 
Er iſt am 18. Jan. 1912 in L. verſtorben und hat ein großes Vermögen, aber 
kein Teſtament hinterlaſſen. Der Kläger behauptete, ebenfalls ein Sohn 
Rs. zu ſein, er klagte auf Feſtſtellung, daß er die rechtliche Stellung eines ehe— 
lichen Kindes R.s habe. — In 1. Inſtanz wurde nach dieſem Antrage erkannt. 
In 2. Inſtanz verkündeten die Beklagten den Spinnereibeſitzern R., an die 
ſie die Erbſchaft verkauft hatten, den Streit, und die beiden R. traten ihnen 
als Nebenintervenienten bei. Der Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Neben⸗ 
intervention, die jedoch vom Oberlandesgericht für zuläſſig erklärt wurde 
mit folgender Begründung: 
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„Ob die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen eine Streitverkündung 
nach § 72 ZPO. wirkſam erklärt werden kann, tft nicht in dieſem Prozeſſe zu 
prüfen, ſondern muß und kann erſt in einem zwiſchen den Streitverkündern 
und den Streitverkündungsgegnern geführten Nachprozeſſe geprüft werden 
(RGEntſch. 77, 364). Die gegenwärtige Entſcheidung hat ſich alſo nur mit 
der Beantwortung der Frage zu befaſſen, ob der Beitritt nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Nebenintervention zuzulaſſen iſt. Zu erörtern iſt, ob die Voraus⸗ 
ſetzung des Beitritts nach 866 ZPO. vorliege, ob nämlich die Beigetretenen 
ein rechtliches Intereſſe, daran haben, daß die Beklagten im anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit obſiegen. on 

Ein rechtliches Intereſſe i. S. dieſer geſetzlichen Vorſchrift iſt aber nicht, 
wovon anſcheinend der Kläger ausgeht, bloß dann anzunehmen, wenn die Rechts- 
kraft des Urteils im Prozeſſe der unterſtützten Partei mit einem Dritten für 
oder gegen alle — wie z. B. auf Grund von 8 643 ZPO. — oder doch für 
oder gegen den Nebenintervenienten wirkt; ſondern es genügt, daß das er⸗ 
gehende Urteil für die zwiſchen dem Intervenienten und der Partei obwal⸗ 
tenden rechtlichen Beziehungen eine Bedeutung hat, die ſich in der ſog. Tat⸗ 
beſtandswirkung (Reflexwirkung) äußert. Eine ſolche Wirkung, vermöge deren 
das Urteil durch ſeinen Inhalt die Rechtsſtellung des Nebenintervenienten 
erhält oder verändert, liegt z. B. vor, wenn das Ergebnis der Beweisauf⸗ 
nahme, wenn auch nicht mit rechtlicher Notwendigkeit, ſo doch im Hinblick 
auf die darauf geſtützten richterlichen Feſtſtellungen, den Intervenienten 
vor Anſprüchen der einen oder der anderen Partei zu ſchützen oder ihn ſolchen 
Anſprüchen auszuſetzen vermag (vgl. RGEntſch. 77, 364 und in Warneyers 
Rſpr. 1912 Nr. 350; OLG. Hamburg in OL Ggſpr. 9, 53 a; Stein ZPO. 
Anm. III, 2 IV, 3 zu 8 66; Seuffert ZPO. Anm. 2 zu 866). Zu den 
Fällen dieſer Art gehört der vorliegende. 

Zu entſcheiden iſt darüber, ob der Kläger durch nachfolgende Ehe ſeiner 
Eltern die Rechte eines ehelichen Kindes des verſtorbenen R. erworben hat 
(8 1780 ſächſ. BGB.). Sit dieſe Frage zu bejahen, und deshalb der Kläger 
Erbe des Mannes, von dem er erzeugt worden zu ſein behauptet, ſo hat er nach 
82030 BGB. den Erbſchaftsanſpruch des § 2018 gegen die Intervenienten, 
als Käufer der Erbſchaft, nicht von einzelnen Erbſchaftsgegenſtänden, und 
die Intervenienten werden dagegen nicht durch § 2366 geſchützt. Eine dem 
Kläger günſtige Entſcheidung würde alſo den Nebenintervenienten in ihrem 
Verhältniſſe zum Kläger als Beweisgrund nachteilig ſein, ſofern nicht etwa 
der Kläger ſich entſchlöſſe, dem Erbſchaftskauf beizutreten. Dieſelbe Ent— 
ſcheidung würde unter derſelben Vorausſetzung auch das Verhältnis der Neben- 
intervenienten zu den Beklagten nachteilig verändernd beeinfluſſen, ſofern 
erſtere, wie die letzteren begründeterweiſe hervorheben, dann genötigt wären, 
Gewährleiſtungsanſprüche aus 88 2376. 434 BGB. zu erheben. Auch die An 
fechtung des Erbſchaftskaufs mit der Folge der Nichtigkeit der dabei von der 
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Vertragſchließenden abgegebenen Erklärungen kann in Frage kommen. 
Nur würden nicht die Beklagten, wie ſie auszuführen verſuchen, ſondern die 
Intervenienten über Eigenſchaften der Perſonen der Vertragsgegner (als 
alleiniger Erben) und der Sache (die mit Rechtsmängeln behaftet iſt) geirrt 
haben und deshalb den Vertrag nach § 119 Abſ. 1 vbd. m. Abſ. 2 BGB. an⸗ 
zufechten vermögen. Im andern Fall, wenn verneint wird, daß der Kläger 
die Rechte eines ehelichen Sohnes des verſtorbenen R. habe, ergeben ſich aus 
der Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits Tatbeſtandswirkungen zu⸗ 
gunſten der Erhaltung des durch den Erbſchaftskauf geſchaffenen Rechtszu⸗ 
ſtandes, alſo zum Schutze der vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Inter⸗ 
venienten. 

Dieſe haben deshalb i. S. des 866 ZPO. ein rechtliches Intereſſe am 
Obſiegen der Partei, der ſie zum Zweck ihrer Unterſtützung beigetreten ſind. 
Sie haben auch (vgl. § 71 Abſ. 1 Satz 2) ihr Intereſſe glaubhaft gemacht, 
weil nach der Erklärung des Klägers zu den vorliegenden Urkundenabſchriften, 
die den behaupteten Erbſchaftskauf ergeben, davon auszugehen iſt, daß er 
die Abfaſſung der in den Abſchriften wiedergegebenen Urkunden nicht be⸗ 
ſtreiten will (8133 Abſ. 2 ZPO.). 

Die Nebenintervention der den Streitverkündern Beigetretenen iſt hier⸗ 
nach durch Zwiſchenurteil für zuläſſig zu erklären.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 21. Okt. 1915. O. w. L. 5 O. 65/15. 
F- ch. 
227. Koſtenberechnung, wenn bei mehreren Beklagten im Urteil eine 
Koſtentrennung vorgenommen iſt. 
ZRO. $ 100. 

Die Zivilprozeßordnung Steht grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß 
eine Verteilung der Koſten nach Bruchteilen die Regel bilden und eine Koſten⸗ 
trennung nur ausnahmsweiſe und nur in den vom Geſetz beſonders vorge— 
ſehenen Fällen ſtatthaft ſein ſoll. Im vorliegenden Rechtsſtreit find durch die Ur- 
teile des 2. Senats dieſes Gerichts vom 3. März und 4. Nov. 1910 und des 
Landgerichts v. 3. März 1916 den Klägern die den Beklagten 1) und 2) er⸗ 
wachſenen Koſten auferlegt worden, während die übrigen noch im Streit 
befindlichen Koſten, nämlich die Gerichtskoſten und die außerordentlichen 
Koſten der Kläger und des Beklagten 2), den Klägern in Höhe von 33 und dem 
Beklagten 2) in Höhe von ½ zur Laſt gelegt worden find, abgeſehen von ½ 
der Koſten der Reviſion gegen das Urteil v. 16. Febr. 1907, welche das Reichs⸗ 
gericht durch Urteil v. 28. Dez. 1907 bereits den Klägern auferlegt hatte. 

Die den Klägern aufgebürdeten Koſten der Beklagten 1) und 3) berechnen 
die Vorentſcheidungen auf zuſammen 7¼ aller Koſten des Rechtsſtreits mit 
der Begründung, daß der Kläger drei Streitgenoſſen verklagt habe und he⸗ 
züglich zweier unterlegen ſei. Dieſe Erwägung kann im Grundſatz nicht für 
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richtig erachtet werden. Sie könnte im einzelnen Fall zu unhaltbaren Er⸗ 
gebniſſen führen. Wenn beiſpielsweiſe zwei Streitgenoſſen verklagt würden 
und die gegen den einen Beklagten gerichtete Klage ſofort abgewieſen würde 
unter Belaſtung des Klägers mit den dieſen Beklagten betreffenden Koſten, 
während der andre Beklagte nach langwieriger und koſtſpieliger Beweisauf⸗ 
nahme verurteilt würde unter Auferlegung der ihn betreffenden Koſten, 
ſo wäre es unrichtig, wenn bei der Koſtenfeſtſetzung lediglich eine Halbierung 
der Koſten zwiſchen dem Kläger und dem zweiten Beklagten vorgenommen 
würde. Solche Verteilung würde der Sachlage und dem gegebenenfalls 
aus den Urteilsgründen zu ermittelnden Willen des Gerichts nicht gerecht. 

Da die Zivilprozeßordnung grundſätzlich nur eine Koſtenverteilung nach 
Quoten kennt, ſo muß eine Entſcheidung, die im Widerſpruch damit eine Koſten⸗ 
trennung vornimmt, bei der Feſtſetzung regelmäßig nach Maßgabe der Be⸗ 
teiligung der einzelnen Streitgenoſſen ausgelegt werden (Stein ZPO. 0 
Bem. IV zu § 100). Nur wenn die Beteiligung der mehreren Streitgenoſſen 
eine ſachlich annähernd gleiche iſt, wird es daher berechtigt ſein, bei der Koſten⸗ 
feſtſetzung eine Verteilung lediglich nach Kopfteilen ene e 41 
Nr. 102 S. 400). 

Wendet man dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall an, jo it zwar 
die Beteiligung der Beklagten eine zeitlich verſchiedene, inſofern über die gegen 
die Beklagten 1) und 3) gerichtete Klage bereits im Jahre 1910 entſchieden 
worden iſt, während der Rechtsſtreit gegen den Beklagten 2) noch jahrelangen 
Fortgang genommen hat. Entſcheidend iſt aber nicht das zeitliche Maß, ſon⸗ 
dern der Umfang der ſachlichen Beteiligung. Würdigt man dieſe im vorlie⸗ 
genden Fall, ſo erſcheint es allerdings billig und angemeſſen, die den Klä⸗ 
gern allein aufgebürdeten Koſten der Beklagten 1) und 3) mit zuſammen 
7 aller Koſten einzuſetzen, fo daß den Vorentſcheidungen im Ergebniſſe, 
wenn auch mit andrer Begründung, zuzuſtimmen war. 

Demgemäß ſind von den Koſten der oben erwähnten Reviſion, ſoweit 
ſie nicht das durch das Rev.⸗Urteil v. 28. Dez. 1907 den Klägern allein zur 
Laſt gelegten Dritteil betreffen, alſo von den verbleibenden Zweidritteilen 
der Reviſionskoſten, den Klägern wiederum ¼ ͤ mit Recht abgeſetzt und nur 
1/, dieſer / der klägeriſchen Reviſionskoſten zur Verrechnung mit dem Be⸗ 
klagten 2) zugelaſſen worden. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (FerZivSen.) v. 4. Aug. 1917. D. Erben 
u. Gen. w. PreußFiskus. Bs. Z. II. 43/17. B. 


228. Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 
Vgl. 70 Nr. 227 m. N. auch 71 Nr. 122 m. N. 
8 O. $ 2532. 325. 
Der Kläger hatte im Jahre 1911 ſein Grundſtück in D. Grdb. Bl. 4168 
an P. daſelbſt veräußert. Für die Vermittlung hatte er den Beklagten 1100.4 


* 
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Mäklergebühr bezahlt. Im Auguſt 1911 hatte er dann gegen P. Klage erhoben 
auf Feſtſtellung, daß der Kaufvertrag zu Recht beſtehe. Dieſe Klage war aber 
abgewieſen worden, weil der Kläger den Käufer durch argliſtige Täuſchung 
zum Kaufabſchluß beſtimmt und dieſer deshalb mit Recht den Kauf nach 
8123 BGB. angefochten habe. Unter Berufung auf dieſe Entſcheidungen 
forderte der Kläger mit dem Bemerken, daß er nach wie vor die ihm zur Laſt 
gelegte argliſtige Täuſchung mit aller Entſchiedenheit in Abrede ſtelle, von 
den Beklagten die Mäklergebühr zurück. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Kläger ſtützt feinen Rückforderungsanſpruch ($ 812 BGB.) lediglich 
darauf, daß durch die Urteile im Vorprozeß der zwiſchen ihm und P. abge⸗ 
ſchloſſene Kaufvertrag förmlich für nichtig erklärt worden iſt. Bei der Be⸗ 
gründung ſeines Anſpruchs bekämpft er indeſſen dieſe Urteile und beſtreitet, 
daß er ſich gegenüber P. der vom Landgericht und Oberlandesgericht feſt⸗ 
geſtellten argliſtigen Täuſchung ſchuldig gemacht habe. Er will ſich darnach, 
wie er mit aller Deutlichkeit erklärt, lediglich die förmliche Rechtskraftwir⸗ 
kung der Urteile zunutze machen. Das iſt unzuläſſig. Die Beklagten ſind an 
dem Rechtsſtreit, in welchem die Urteile ergangen ſind, weder als Haupt⸗ 
partei noch als Nebenintervenienten beteiligt geweſen; ebenſowenig iſt ihnen 
der Streit verkündet worden; die Urteile ſind daher gegen ſie ohne förmliche 
Wirkung (vgl. 868 ZPO.). Der Kläger kann ſich demnach auf ihre Rechts⸗ 
kraft gegenüber den Beklagten nicht berufen. Eine ſachliche Erörterung dar⸗ 
über, ob der Kaufvertrag nach § 123 BGB. anfechtbar ſei, iſt für das Ber. 
„Gericht ausgeſchloſſen, denn die Anſpruchsbegründung iſt für die Entſcheidung 
maßgebend, in ihr ſchließt aber der Kläger gerade die Möglichkeit aus, eine 
Anfechtbarkeit des Kaufvertrags nach 8123 BGB. feſtzuſtellen. Darnach muß 
er für den gegenwärtigen Rechtsſtreit gemäß ſeiner Klagebegründung gegen 
ſich gelten laſſen, daß ihm gegenüber der Kaufvertrag als rechtswirkſam an⸗ 
geſehen wird. Darauf, ob die Beklagten im gegenwärtigen Rechtsſtreit die 
Anfechtbarkeit des Kaufvertrags behaupten, kommt gegenüber der maßgeben⸗ 
den Bedeutung der Klagebegründung nichts an. Da nach ihr der Kläger ſelbſt 
nicht behauptet und ſogar in Abrede ſtellt, daß er die 1100.46 ohne rechtlichen 
Grund an die Beklagten bezahlt habe, fällt die Klage.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 23. März 1916. J. w. F. 10. 4/16. 
| | F—ch. 


229. Ober die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes. 
Vgl. 47 Nr. 234; 68 Nr. 182 m. N. | 
3 PO. $ 307; BGB. 85 119. 812. 

Es war gegen die Beklagten Klage erhoben auf Zahlung von 1376,77 #6 
nebſt Zinſen für käuflich gelieferte Waren und ausgeführte Arbeiten. Die 
Beklagten erkannten den Anſpruch an und baten um Friſt. Der Kläger ber 

Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 27 


386 | 229. Prozeſfuales Anerkenntnis. 


antragte, die Beklagten dem Anerkenntnis gemäß zu verurteilen. Als dem⸗ 
nächſt der Kläger die Forderungen im einzelnen aufführte, fochten die Be⸗ 
klagten ihr Anerkenntnis wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung an und 
forderten es zurück, ſoweit es einen höheren Betrag als 304,24. betreffe, 
da die Forderung im übrigen ſie nichts angehe, ſondern gegen andre Schuld⸗ 
ner beſtehe. Widerklagend beantragten ſie, den Kläger zu verurteilen, die 
Rechte aus dem Anerkenntnis, ſoweit es 304,24 K überſteige, nicht gegen fie 
geltend zu machen und auf dasſelbe zu verzichten. — Die Beklagten wurden 
ihrem Anerkenntnis gemäß verurteilt und mit der W abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagten wollen ihr im 1. Rechtszuge erllättes prozeſſuales An⸗ 
erkenntnis anfechten und kondizieren. Es fragt ſich zunächſt, ob die Anfechtung 
überhaupt zuläſſig iſt. 

Das Reichsgericht hat ausgeſprochen (vgl. JW. 1908, 71917), daß pro⸗ 
zeſſuale Erklärungen der Anfechtung nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Rechts nicht unterliegen, ſondern daß für ſie, wie die Vorſchrift 
des § 290 ZPO. zeige, beſondere Regeln zu gelten haben. Dieſer Auffaſſung 
kann nur beigepflichtet werden. Die beſonderen Regeln werden dem Zivil⸗ 
prozeßrecht zu entnehmen ſein. = 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich jedoch um eine Willenserklärung, 
die nicht lediglich eine prozeſſuale, ſondern auch eine materiell- rechtliche Seite 
hat. In prozeſſualer Hinſicht iſt die Erklärung, der Klaganſpruch werde an⸗ 
erkannt, eine einſeitige Willenshandlung, die dem Gericht gegenüber ab⸗ 
gegeben wird, wenn auch im Rahmen der mündlichen Verhandlung. Sie 
iſt demgemäß nicht an die Anweſenheit des Gegners gebunden. Sie bedarf 
nicht ſeiner Annahme, anderſeits bindet ſie den Erklärenden mit ihrer Abgabe. 
Ein lediglich in einem vorbereitenden Schriftſatz erklärtes Anerkenntnis hat 
ausſchließlich materiell⸗rechtliche Bedeutung und kann mangels Annahme durch 
den Gegner und demzufolge mangels Zuſtandekommens eines Anerfenntnis- 
dertrages nur als Beweismittel von Erheblichkeit ſein. Das prozeſſuale An⸗ 
erkenntnis hat aber zugleich auch materiell-techtliche Bedeutung wegen ſeiner 
Bezugnahme auf ein beſtimmtes Rechtsverhältnis und wegen feiner konſti⸗ 
tutiven Wirkung. 

Geht man von dieſer, beſonders von Stein (8 PO.“ Bem. I zu 8 307) 
betonten Auffaſſung aus, ſo ergibt ſich, daß die Anfechtung des prozeſſualen 
Anerkenntniſſes auf Grund der Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs für zu⸗ 
läſſig erachtet werden muß. So auch OberſtL G. für Bayern in SeuffA. 47 
Nr. 234; OLG. Celle in OL GRſpr. 18, 57. 

Vorliegendenfalls erwies ſich die Anfechtung aber nicht als begründet. 
Die Beklagten wollen im Irrtum darüber gehandelt haben, daß ſie Schuldner 
der Klageforderung ſeien, während ſie dieſe tatſächlich nur zum kleinen Teil 
ſchuldeten; erſt nach Abgabe der Anerkenntniserklärung hätten ſie durch die 
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Spezifikation des Gegners die Entdeckung gemacht, daß im übrigen nicht ſie, 
ſondern andre Rechtsſubjekte die Schuldner ſeien. Die Beklagten haben dar⸗ 
nach, wenn ſie in der mündlichen Verhandlung die Erklärung abgaben, der 
Klaganſpruch werde anerkannt, nichts andres erklärt, als was ſie gewollt haben. 
Ihr Irrtum erſtreckte ſich nur auf den Beweggrund und war daher nach § 119 
BGB. nicht beachtlich, ganz davon abgeſehen, daß die hier vorgeſehene Friſt 
nicht eingehalten worden ift. — — — 

Ebenſowenig konnte die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
für begründet erachtet werden. 

Damit erledigt ſich ohne weiteres auch der weitere Einwand, Kläger 
habe durch die Geltendmachung des Anſpruchs gegen die Beklagten als 
Nichtſchuldner gegen die guten Sitten verſtoßen. — — — 

Der Kondiktionsanſpruch der Beklagten könnte nur auf $ 812 BGB. 
begründet werden, der in Abſ. 2 beſtimmt, daß als Leiſtung auch die durch 
Vertrag erfolgte“ Anerkennung des Beſtehens eines Schuldverhältniſſes zu 
gelten hat. Es muß ſich alſo um ein vertragmäßiges Anerkenntnis handeln. 
Das wird verkannt in dem Erkenntnis des OLG. Karlsruhe im Recht“ 1902, 
5882676, wo lediglich dem Umſtand entſcheidende Bedeutung beigemeſſen wird, 
daß die Vorſchrift des 5812 BGB. den unwiderruflichen Erwerb durch den 
Empfänger der Leiſtung treffen wolle, ſolcher Erwerb aber gleichermaßen 
beim gerichtlichen wie beim vertraglichen Anerkenntnis eintrete. Allein als 
ausſchlaggebend erſcheint vielmehr, daß der 8 812 BGB. den Fall behandeln 
will, daß jemand durch die Leiſtung eines andern auf deſſen Koſten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt. Das kann für das vertragmäßige Anerkenntnis 
zutreffen, nicht aber für das gerichtliche. Denn hier erlangt der andre Teil 
durch das Anerkenntnis niemals etwas ohne rechtlichen Grund, er erlangt 
vielmehr etwas, worauf er kraft der prozeßrechtlichen Wirkſamkeit dieſes 
einſeitigen Anerkenntniſſes auf Grund der Vorſchrift des § 307 ZPO. ein 
rein formales Recht hat. Auch bewirkt das prozeſſuale Anerkenntnis nicht die 
Feſtſtellung eines in Wahrheit garnicht beſtehenden, ſondern die Herſtellung 
eines neuen Schuldverhältniſſes, nämlich einer Judikatsſchuld im Rahmen 
des § 307 ZPO. Aus dieſen Erwägungen verbietet ſich die Anwendung des 
8 812 BGB. 4200 prozeſſuale Anerkenntnis, die angeſichts der klaren Aus- 
drucksweiſe des §2/ auch nur im Wege der Analogie möglich wäre. Die herr⸗ 
ſchende Anſicht iſt zu dem gleichen Ergebnis gelangt. 


Der Berufung mußte ſonach der Erfolg verſagt werden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 8. Mai 1917. B. (Kl.) w. 
F. u. Gen. Bf. III. 363/16. B. 
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230. Die Umwandlungsklage des $ 323 ZPO. im Verhältnis zum 
ausländiſchen Recht. 
3 PO. § 323; BGB. $ 1708; Einf GG. Art. 21. 

Der Kläger iſt durch das rechtskräftige Erkenntnis des Amtsgerichts I 
in Berlin v. 12. Febr. 1906 verurteilt, dem jetzigen Beklagten, als ſeinem un⸗ 
ehelichen Sohn, eine jährliche Rente don 600. zu zahlen. Dieſem Urteil lag 
die tatſächliche Feſtſtellung zugrunde, daß der am 14. Nov. 1881 in Krakau 
geborene Beklagte, deſſen Mutter zur Zeit ſeiner Geburt ihren Wohnſitz in 
Oſterreich hatte, nicht imſtande ſei, ſich ſelbſt zu ernähren, und daß der monat- 
liche Unterhaltsbetrag von 50.4 angemeſſen ſei. Der Kläger hat auf Grund 
des 8 323 ZPO. mit dem Antrag Klage erhoben, das Urteil v. 12. Febr. 1906 
aufzuheben, indem er behauptet, daß ſich ſeine Vermögensverhältniſſe ver⸗ 
ſchlechtert und die Verhältniſſe des Beklagten, der ſeinen eigenen Unterhalt 
erwerbe, verbeſſert hätten. Demnächſt hat er den Antrag geſtellt, die Zw. 
Vollſtreckung aus dem Urteil v. 12. Febr. 1906 inſoweit einzuſtellen, als ein 
jährlicher Unterhaltsbetrag von mehr als 300 % gefordert werde. Das Amts⸗ 
gericht hat dieſen Antrag mit der Begründung abgewieſen, daß eine weſent— 
liche Anderung der Verhältniſſe nicht dargetan ſei. Die gegen dieſen Beſchluß 
erhobene ſofortige Beſchwerde iſt vom Landgericht. zurückgewieſen. Das 
Landgericht hält die Beſchwerde für unbegründet, weil die Klage des § 323 
3PO. im vorliegenden Fall unzuläſſig ſei, denn das, hier maßgebliche, öſter⸗ 
reichiſche Recht kenne eine dieſer Vorſchrift entſprechende Beſtimmung nicht, 
der 8 323 enthalte aber im weſentlichen materielles Recht. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger die weitere Beſchwerde erhoben. 
Die weitere Beſchwerde iſt, obgleich der Antrag des Klägers durch beide Be— 
ſchlüſſe der Vorrichter aus Gründen des materiellen Rechts abgewieſen iſt, zu— 
läſſig, weil die Entſcheidung des Landgerichts die Rechtslage des Klägers ver- 
ſchlechtert, welcher nach der Begründung des Amtsgerichts die vermißte Glaub— 
haftmachung nachholen könnte, nach der Begründung des Landgerichts dagegen 
außerſtande fein würde, den Antrag zu wiederholen (RGEntſch. 32, 57. 58). 

Dem Beſchwerdeführer iſt auch in der Annahme beizutreten, daß die 
Begründung des Landgerichts unrichtig iſt. Der in der Zivilprozeßordnung 
enthaltene 8323 ZPO. iſt öffentlichen Rechts und bezieht ſich daher auf alle 
Urteile, welche von deutſchen Gerichten erlajjen ſind und werden. Er ſchließt 
ſich unmittelbar an den die Rechtskraft der Urteile betreffenden § 322 an, 
indem er die Rechtskraft derjenigen Urteile, welche ſich über wiederkehrende, 
künftig fällig werdende, nach beſtimmten Verhältniſſen der Parteien zu be— 
meſſende Leiſtungen verhalten, nur unter dem Vorbehalt der Abänderung 
im Fall der Veränderung der Verhältniſſe der Parteien anerkennt. Jedes 
Urteil dieſes Inhalts iſt daher reſolutiv bedingt. 

Aber auch wenn dieſe Bedeutung des § 323 außer Betracht bliebe und 
nur das materielle Recht zu berückſichtigen wäre, ſo würde im vorliegenden 
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Fall die Vorſchrift des 8323 auch dann zur Anwendung kommen müſſen, 
wenn das öſterreichiſche Recht keine dementſprechende Beſtimmung enthielte. 
Denn nach Art. 21 Einf G. z. BGB. iſt zwar die Unterhaltspflicht des Vaters 
gegenüber dem unehlichen Kinde nach den Geſetzen des Staats zu beurteilen, 
welchem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehörte, nach der wei⸗— 
teren Anordnung des Art. 21 können aber weitergehende Anſprüche von dem 
unehelichen Kinde nicht geltend gemacht werden als nach den deutſchen Ge⸗ 
ſetzen begründet ſind. Das judikatmäßige Unterhaltsrecht des unehelichen 
Kindes iſt aber nur von dem Fortbeſtehen der Verhältniſſe zur Zeit der Er⸗ 
laſſung des Urteils reſolutiv bedingt, ein größeres Recht ſteht daher auch einem 
ausländiſchen unehelichen Kinde nicht zu. | 
Schließlich iſt aber auch die Annahme des Landgerichts nicht richtig, 
daß das öſterreichiſche Recht eine dem § 323 entſprechende Vorſchrift nicht ent⸗ 
halte (8 530 öſterreich. ZPO. v. 1. Aug. 1895). — — — . 
Beſchluß des KG. zu Berlin (2. Fer ZivSen.) v. 1. Aug. 1916 — H. 
w. M. W. 


231. Die Auftellung des Urteils an einen unrichtigen geſetzlichen 
Vertreter der prozeßunfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 
| ZRO. $$ 516. 579. 586 Abſ. 3. 

Zutreffend nimmt das Ber.⸗Gericht an, daß die Friſt zur Einlegung der 
Berufung durch die Zuſtellung v. 22. Okt. 1915 in Lauf geſetzt iſt, auch wenn 
die Beklagte damals nicht durch ihre richtigen geſetzlichen Vertreter vertreten 
geweſen ſein ſollte. Das Urteil, das ergeht, ohne daß die Partei ordnung⸗ 
mäßig geſetzlich vertreten iſt, iſt kein völliges Nichts, kein Nichturteil, defign 
Scheinwirkſamkeit jederzeit im Vollſtr.⸗Verfahren oder durch eine negative 
Feſtſtellungsklage beſeitigt wenden könnte. Dies erkennt die Prozeßordnung 
dadurch an, daß ſie für den Fall des Erlaſſes eines ſolchen Urteils im § 579 
Nr. 4 die Nichtigkeitsklage gibt. Die Nichtigkeits⸗ wie die Reſtitutionsklage 
ſetzen nach § 578 Ab}. 1 ein durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenes Verfahren 
voraus. Ob dies auch für die Nichtigkeitsklage des § 579 Nr. 4 gilt, iſt zwar 
ſtreitig, aber mit dem Reichsgericht (Entſch. 7, 361. 362 und 61, 418) anzunehmen. 
Die Beſtimmung des 8586 Abſ. 3 ZPO. rechtfertigt weder durch ihren ne— 
gativen, die Anwendung der Vorſchriften des Abſ. 2 ausſchließenden, noch 
durch ihren poſitiven, den Beginn der Vorſchrift für die Erhebung der Nich- 
tigkeitsklage aus § 579 Nr. 4 regelnden Inhalt die Annahme, daß der im § 578 
Abſ. 1 allgemein ausgeſprochene Grundſatz hier preisgegeben ſei. Nicht durch 
den negativen Inhalt, denn die Vorſchriften des Abſ. 2, deren Anwendung 
Abſ. 3 für den Fall des § 579 Nr. 4 ausſchließt, find nur die, daß die Friſt mit 
dem Tage beginnt, an dem die Partei von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis 
erhalten hat, und daß nach Ablauf von 5 Jahren feit dem Tage der Rechts- 
kraft die Klagen unſtatthaft ſind. Wenn im 1. Satze des Abſ. 2 weiter geſagt 
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iſt, daß die Friſt nicht vor eingetretener Rechtskraft des Urteils beginnt, ſo 
iſt hiermit nicht eine ſelbſtändige Vorſchrift dahin erlaſſen, daß die Klagen erſt 
nach Eintritt der Rechtskraft zuläſſig ſeien, ſondern es iſt nur der Beſtimmung 
über den Beginn des Friſtlaufs die aus dem Grundſatze des § 586 Abſ. 1 ſich 
ergebende notwendige Folgerung beigefügt. Aber auch nicht durch ihren po- 
ſitiven Inhalt, denn es iſt hier nur beſtimmt, von welchem Zeitpunkte die 
Notfriſt für die Nichtigkeitsklage des § 579 Nr. 4 läuft; darüber, ob zuvor das 
Urteil Rechtskraft erlangt haben müſſe, iſt hier nichts geſagt und brauchte nichts 
geſagt zu werden, da dies im § 578 Abſ. 1 geregelt war. 

Geht man ſomit davon aus, daß der Grundſatz des § 578 Abſ. 1 auch für 
die Nichtigkeitsklage des § 579 Nr. 4 gilt, jo ergibt ſich aus § 586 Abſ. 3, daß 
das Urteil rechtskräftig werden kann, obwohl die Partei in dem Verfahren nicht 
nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war und ohne daß das Urteil ihr ſelbſt 
oder ihrem richtigen geſetzlichen Vertreter zugeſtellt worden wäre, daß alſo 
ein ſolches Urteil auch durch Ablauf der Rechtsmittel- oder Einſpruchsfriſt 
nach der Zuſtellung an einen falſchen geſetzlichen Vertreter rechtskräftig wird. 
Aber auch wenn man annähme, daß die Nichtigkeitsklage aus § 579 Nr. 4 
die Rechtskraft des Urteils nicht vorausſetze, ſo würde doch die Einführung dieſer 
Nichtigkeitsklage nur gerechtfertigt ſein, wenn die Möglichkeit anerkannt wird, 
daß ein Urteil, das in einem Verfahren ergeht, in dem die Partei nicht ord⸗ 
nungmäßig vertreten war, rechtskräftig wird, ohne daß es der Partei ſelbſt 
oder ihrem richtigen ggjeglichen Vertreter zugeſtellt wäre. Leugnete man dieſe 
Möglichkeit, ſo würden Rechtsmittel und Nichtigkeitsklage regelmäßig neben⸗ 
einander gegeben ſein, die Notfriſten für beide von dem gleichen Zeitpunkte 
beginnen. Das kann nicht beabſichtigt geweſen ſein. 

Auf der Auffaſſung, daß die Zuſtellung des Urteils an den unrichtigen 
geſetzlichen Vertreter, der die nicht prozeßfähige Partei im Verfahren ver⸗ 
treten hatte, die Rechtsmittelfriſt in Lauf ſetzt, beruhen auch die Urteile des 
Reichsgerichts, welche den Perſonen, die, ohne geſetzliche Vertreter zu ſein, 
die Partei bisher als angebliche geſetzliche Vertreter vertreten haben, die Be- 
fugnis zuerkennen, die Sache an die obere Inſtanz zu bringen; 

vgl. RGeEntſch. 29, 408; JW. 1900, 75013; LeipzgZ. 15, 50818. 62722 und JW. 15, 
25012; auch GruchotsBeitr. 60, 689; 
denn die Einlegung der Berufung und Reviſion kann nicht vor Zuſtellung des 
Urteils erfolgen; der Zuſtellung durch oder an den unrichtigen geſetzlichen Ver— 
treter wird alſo durch die Zulaſſung des Rechtsmittels die Bedeutung zu— 
erkannt, daß ſie die Rechtsmittelfriſt beginnen läßt. 

Die gegenteilige Meinung würde auch mit den Bedürfniſſen des Rechts- 
verkehrs ſchlechthin unvereinbar ſein. Sie würde bei allen Urteilen, die eine 
nicht prozeßfähige Partei betreffen, die Möglichkeit eröffnen, ohne jede Zeit⸗ 
beſchränkung, insbefondere ſogar noch im Zw. Vollſtr.⸗Verfahren, die recht⸗ 
liche Wirkſamkeit mit der Behauptung anzufechten, die Partei ſei im Verfahren 
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nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertreten geweſen und das Urteil habe, da 
es weder dem richtigen geſetzlichen Vertreter noch der Partei ſelbſt, nachdem 
dieſe prozeßfähig geworden, zugeſtellt ſei, die Rechtskraft nicht erlangt. Dies 
würde, zumal da eine unrichtige oder ungenaue Bezeichnung der geſetzlichen 
Vertreter erfahrungmäßig nicht ſelten iſt, die Rechtsſicherheit in hohem Maße 
gefährden. 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 2. März 1917. e W. w. 

K. (OLG. Köln). III. 434/16. ö 


232. win keine weitere Ausfertigung, wenn die Ur⸗ 
ſchrift verloren iſt. 
(Vgl. 42 Nr. 326; 65 Nr. 254.) 
ZBO. 88 700. 733. 797. 

Der Gläubiger hat gegen den Schuldner beim Amtsgericht H. einen 
Zahlungs- und demnächſt einen Vollſtreckungsbefehl erwirkt, welch letzterer 
dem Gläubiger gemäß der Geſchäftsordnung ausgehändigt worden iſt. Der 
Schuldner iſt zu den Fahnen einberufen. Der Gläubiger hat dem Amtsgericht 
ein an ihn gerichtetes Schreiben des militäriſchen Vorgeſetzten des Schuldners 
vorgelegt, wonach letzterer im Felde ſteht und der Vollſtr.⸗Befehl dort ab⸗ 
handen gekommen iſt, ohne daß Nachforſchungen nach der Urkunde Erfolg 
gehabt hätten. Der Gläubiger hat beim Amtsgericht daraufhin die Erteilung 
einer zweiten vollſtreckbaren Ausfertigung des Vollſtr.⸗Befehls beantragt. 
Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil eine zweite Ausfertigung 
mangels Vorhandenſeins des Originals nicht beſchafft werden könne. Das 
Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen, weil das Verfahren nach den 
Kriegsgeſetzen unterbrochen ſei, übrigens dem Amtsgericht auch ſachlich zu- 
geſtimmt werden müſſe. Der Gläubiger hat weitere Beſchwerde eingelegt. 

Die weitere Beſchwerde war an ſich zuläſſig. — — — 

Dem formalen Entſcheidungsgrunde des Landgerichts konnte nicht bei- 
getreten werden. Allerdings fällt auch das Mahnverfahren unter den Begriff 
der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. der Kriegsgeſetze, ſo daß vorliegenden⸗ 
falls angeſichts der vom Gläubiger beigebrachten militäriſchen Beſcheinigung, 
wonach der Schuldner im Felde ſteht, das Verfahren als unterbrochen anzu⸗ 
ſehen iſt. Die Wirkungen der Unterbrechung regeln ſich nach den Beſtim⸗ 
mungen der Zivilprozeßordnung. Nach § 249 Abſ. 2 daſ. ſind die während 
der Unterbrechung von einer Partei in Anſehung der Hauptſache vorgenom- 
menen Prozeßhandlungen der andern Partei gegenüber ohne rechtliche Wir⸗ 
kung. Unter dieſen Begriff der Prozeßhandlungen können aber nur ſolche Akte 
fallen, welche dem Fortgange des Rechtsſtreits ſelbſt dienen, nicht aber ſolche, 
welche, wie hier, lediglich zur Vorbereitung der Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
genommen werden und den Rechtsſtreit als ſolchen unberührt laſſen. Die 
Unterbrechung des Mahnverfahrens iſt alſo auf die em über den 
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Antrag auf Erteilung einer weiteren Ausfertigung des verloren gegangenen 
Vollſtreckungsbefehls ohne Einfluß. — — — | 

In der Sache ſelbſt war dem Amtsgericht beizutreten. Die Zivilprozeß⸗ 
ordnung enthält keine Vorſchriften darüber, wie mit der Urſchrift von Vollſtr.⸗ 
Befehlen zu verfahren iſt. Nach der Geſchäftsordnung für das Amtsgericht 
Hamburg wird die Urſchrift dem Gläubiger behufs Betreibung der Zw.⸗ 
Vollſtreckung ausgehändigt (ebenſo in Preußen, Bayern, Württemberg; 
anders in Sachſen, ſ. Stein!“ 2, 391, Bem. V zu $ 699). Die Erteilung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung ſetzt aber ihrem Weſen nach voraus, daß ſich eine 
Urſchrift, von der die Ausfertigung zu erteilen iſt, bei den Gerichtsakten be⸗ 
findet. Iſt das nicht der Fall, ſo würde die Erteilung einer zweiten Ausferti⸗ 
gung tatſächlich mit der Herſtellung einer neuen Urſchrift gleichbedeutend 
ſein. 8 797 ZPO. ſpricht denn auch ausdrücklich aus, daß vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigungen von dem Gerichtsſchreiber des Gerichts zu erteilen ſeien, das die 
Urkunden „verwahrt“. Wenn dieſe Faſſung der Novelle v. 1. Juni 1900 an 
die Stelle der Worte „aufgenommen hat“ getreten iſt, ſo hat damit nur der 
Zweifel beſeitigt werden ſollen, welches Gericht zuſtändig ſei, wenn die Ur⸗ 
kunde im Wege der Rechtshülfe von einem andern Gericht aufgenommen worden 
iſt. Beide Faſſungen gehen aber übereinſtimmend davon aus, daß ſich die 
betreffende Urkunde, von der die Erteilung einer Ausfertigung erbeten wird, 
überhaupt bei den Gerichtsakten befindet. Iſt das nicht der Fall, ſo kann 
demnach eine Ausfertigung nicht erteilt werden (Stein a. a. O. Bem. I zu 
8733 S. 441). Daran kann der vom Beſchwerdeführer hervorgehobene 
Umſtand, daß das Amtsgericht nach ſeinen Akten immerhin den Inhalt des 
Vollſtr.⸗Befehls feſtſtellen könne, nichts ändern. 

Dem Gläubiger bleibt daher nichts übrig, als ein neues Mahnverfahren 
einzuleiten oder Klage zu erheben. Der drohenden Einrede der Rechtshängig⸗ 
keit kann er durch Zurücknahme der erſten Klage begegnen. Die Einrede der 
Rechtskraft ſteht der neuen Klage nicht im Wege. Sollte der bereits erwirkte 
Vollſtr.⸗Befehl rechtskräftig geworden ſein, ſo hätte die Rechtskraft doch nur 
die Bedeutung, daß die Entſcheidung, die nach $ 700 ZPO. einem vorläufig 
vollſtreckbaren Verſäumnisurteil gleichſteht, den Richter, der ſich neu mit 
der Sache zu befaſſen hätte, binden würde. Sie würde aber nicht hindern, 
daß der rechtskräftig feſtgeſtellte Anſpruch neu eingeklagt werden könnte. 
Das erforderliche Rechtsſchutzintereſſe, das im allgemeinen einer derartigen 
neuen Klage freilich abgeſprochen werden müßte, wäre in einem Fall wie 
dem vorliegenden anzuerkennen (Stein Vorbem. vor $ 253, Bem. IV Nr. 2b; 
HanſGZ. Beibl. 1907 Nr. 13 ©. 16). 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Juni 1917. H. w. Gr. 
Bs. Z. III. 46/17. B. 


233. Schiedsrichterliches Verfahren. 393 


233. Ungebührliche Verzögerung der Pflichten eines Schieds- 
richters. 


ZPO. 5 1032 Abſ. 2. 


Das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat früher (OL GRſpr. 17, 209) ein- 
mal ausgeſprochen, bei den Worten des Abſ. 2 des § 1032 ZPO.: „wenn 
der Schiedsrichter die Erfüllung ſeiner Pflichten ungebührlich verzögert“ 
komme es nicht auf ein Verſchulden des Schiedsrichters an, ſondern darauf, 
ob den Parteien das weitere Abwarten zuzumuten ſei. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob mit dieſer Wendung dem in dem Geſetzesausdruck: „ungebührlich“ 
enthaltenen perſönlichen Umſtand (welcher auf eine Nachläſſigkeit des Schieds⸗ 
richters hinzudeuten ſcheint) genügend Rechnung getragen iſt. Man wird 
ſtets im Auge zu behalten haben, daß der von einer Partei erwählte Schieds⸗ 
richter ihr Vertrauen in beſonderem Maße genießt und daß daher ſelbſt eine 
erhebliche Verzögerung der Erledigung ſeiner Arbeit, auch wenn ſie auf in 
der Perſon des Schiedsrichters liegende Umſtände zurückzuführen wäre, für 
ſich allein der Gegenpartei noch nicht das Recht geben kann, deshalb den 
Schiedsrichter abzulehnen. Denn Verzögerungen in der Rechtſprechung 
ſind auch bei den ordentlichen Gerichten nichts Seltenes. Es wird daher immer 
darauf ankommen, ob die Verzögerung bei Anlegung eines ſachlich verſtän⸗ 
digen Maßſtabes geradezu als „ungebührlich“ bezeichnet werden muß, d. h. 
als eine ungehörige Außerachtlaſſung der gebotenen Rückſicht auf beide Par⸗ 
teien. Dem ſteht nun im vorliegenden Fall ſchon entgegen, daß der Schieds⸗ 
richter Anfang Oktober 1916 ſeine Tätigkeit aufgenommen, die Akten durch⸗ 
gearbeitet und Ende Oktober eine Beſichtigung vorgenommen hat. Die vor⸗ 
angegangene Verzögerung ſeiner Tätigkeit während acht Monaten würde 
allerdings auffällig ſein, und wohl unter andern Umſtänden als „ungebührlich“ 
beurteilt werden müſſen. Allein es iſt durchaus einleuchtend, was der Schieds⸗ 
richter am 6. Oktober d. J. zu Protokoll gegeben hat, daß er während der 
Kriegszeit als Geſchäftsführer der Weſerheizungswerke beruflich in ganz 
außerordentlichem Maß in Anſpruch genommen geweſen iſt. Die Partei, 
welche einen ſolchen Fachmann als ihren Schiedsrichter erwählt, wird nur 
ſchwer einen andern Mann finden können, der in gleichem Maße ihr Ver⸗ 
trauen beſitzt. Dieſe Rückſicht darf nicht außer acht gelaſſen werden, wenn 
man erwägt, ob jetzt, wo der Schiedsrichter bereits tätig geworden iſt, von 
der Gegenpartei wegen der früher vorgekommenen Verzögerung ſeiner 
Pflichten das Recht, ihn abzulehnen, in Anſpruch genommen wird. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 27. Nov. 1916. G. Br. w. 
H. 2 N. Bs. I. 103/16. Nö. 
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234. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der 
Konkurseröffnung über den Hauptſchuldner wird das Recht des Konf.- 
Gläubigers auf volle Befriedigung nicht verringert. 


Vgl. 16 Nr. 71; 24 Nr. 224; 69 Nr. 196 m. N. 
KO. 5 68; BB. $ 774. 


Auf die zum Konkurſe des V. vom Beklagten in Höhe von 5534,83 M 
angemeldete Forderung hat der Beklagte von den Erben des D., der ſich 
für die Forderung verbürgt hatte, nach dem Prüfungstermin 4000. & gezahlt 
erhalten. Der klagende Konk.⸗Verwalter verlangt deshalb mit der auf 8 767 
ZPO. geſtützten Klage die Feſtſtellung, daß dem Beklagten wegen der er⸗ 
wähnten Forderung von 5534,83 „ in Höhe von 4000 & keine Anſprüche 
mehr gegen die Konk.⸗Maſſe zuſtänden. Das Landgericht hat die Klage mit 
der Begründung abgewieſen, daß zwar nach § 774 BGB. die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner, ſoweit der Bürge den Hauptſchuldner 
befriedigt, auf den Bürgen übergehe, daß aber der Kläger die den Tatbeſtand 
des 8 774 BGB. verneinende Behauptung des Beklagten, die 4000. ſeien 
nur auf den Ausfall gezahlt worden, nicht widerlegt habe. 

Das Landgericht hat hierbei außer acht gelaſſen, daß in 8 68 KO. be- 
ſtimmt iſt: „Wird über das Vermögen mehrerer oder einer von mehreren 
Perſonen, welche nebeneinander für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze haften, 
das Konk.⸗Verfahren eröffnet, ſo kann der Gläubiger bis zu ſeiner vollen 
Befriedigung in jedem Verfahren den Betrag geltend machen, den er zur 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu fordern hatte“. Dieſer Fall liegt hier 
vor. Der Gemeinſchuldner und die Erben des Bürgen De hafteten neben⸗ 
einander für die Forderung von 5534,83. K, denn D. hatte ſich nach der zu⸗ 
treffenden Ausführung des Klägers als Selbſtſchuldner dafür verbürgt, was 
ſich ſchon ohne weiteres aus dem Wortlaut des Bürgſchaftsſcheins ergibt 
(88 765. 773 Nr. 1 BGB.). Wäre übrigens die Bürgſchaft, wie der Beklagte 
es darzuſtellen verſucht, eine Ausfallbürgſchaft geweſen, ſo würde in der 
Zahlung der 4000. ein Verzicht auf das Nacheinander der Haftungen zu 
finden und demgemäß dadurch das in § 68 KO. erwähnte Nebeneinander der 
Haftungen geſchaffen worden ſein (vgl. Jaeger KOs zu §68 Anm. 3. I, 719). 
Da mithin die D.ſchen Erben, als Bürgen, neben dem Gemeinſchuldner für 
die Forderung des Beklagten hafteten, ſo braucht ſich der Beklagte, deſſen 
Forderung zur Zeit der Eröffnung des Konk.-Verfahrens noch in voller Höhe 
beſtand, nicht mit der Konk.⸗Dividende für den jetzt noch ungetilgten Teil der 
Forderung zu begnügen, er kann vielmehr nach §68 KO. feine volle Befrie— 
digung erſtreben. Die Vorſchrift des 8 68 KO. hat, wie die Motive ergeben, 
verhüten wollen, daß der Konk.⸗Gläubiger, der nach der Konk.-Eröffnung von 
ſeiten eines mithaftenden Geſamtſchuldners eine Teilzahlung erhalten hat, im 
Konkurſe nur noch von dem Reſtbetrage die Konk.⸗Dividende zu beanſpruchen 
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hätte, wie dies ohne die Beſtimmung des § 68 KO. nach 8 774 BGB. für 
eine durch Bürgſchaft geſicherte Forderung der Fall ſein würde. 

Vgl. RGeEntſch. 8, 292; 52, 171; SchlHolſtunz. 1914, 56; Jaeger KO. Anm. 1 zu 
5 68 J, 717. 718; Mot. zur KO. 2, 287. 

Der Klaganſpruch iſt alſo hinfällig, ohne daß es darauf ankommt, ob 
die 4000 „ auf den Ausfall gezahlt find oder nicht. Demgemäß war die 
Berufung des Klägers zurückzuweiſen. 5 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 11. Juli 1916. V. Konk. w. Chem. 

Düngerfabr. U II. 19/16. SchlHolſt Anz. 1917, 119. 


235. Die Anfechtungsfriſt nach 841 KO. ift eine Ausſchlußfriſt. 
Vgl. 67 Nr. 123 m. N. 
KO. 5 41. 

Die Beklagte hatte im Mai 1913 wegen einer Forderung gegen 
den Fuhrherrn K. G. deſfen Geſchäftseinrichtung pfänden laſſen. Nach 
dem inzwiſchen eingetretenen Tode des Schuldners wurde über deſſen 
Nachlaß am 30. Juli 1913 der Konkurs eröffnet. Der Konk.⸗Verwalter 
ließ die gepfändeten Gegenſtände verſteigern und hinterlegte den 
Erlös. Er focht die von der Beklagten veranlaßte Pfändung binnen 
Jahresfriſt nach Eröffnung des Konkurſes mit einer bei dem Land⸗ 
gericht I in Berlin erhobenen Klage an, wurde aber wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Binnen ſechs Monaken nach 
Eintritt der Rechtskraft der abweiſenden Entſcheidung machte er ſodann 
am 7. Oktober 1915 den vorliegenden Rechtsſtreit durch Anfechtungsklage 
beim Landgericht III in Berlin mit dem Antrage anhängig, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Beklagten ein Recht auf den Erlös der am 
21. Mai 1913 gepfändeten Gegenſtände nicht zuſtehe. Das Landgericht 
wies die Klage auf Grund des § 41 KO. ab. Die Berufung des 
Klägers wurde zurückgewieſen, ebenſo ſeine Reviſion. Aus den 
Gründen: 

„Die Begründung des Ber.-Urteild geht zutreffend davon aus, 
daß der dem Konk.⸗Verwalter wegen Benachteilung der Konk.⸗Gläubiger 
zuſtehende Anfechtungsanſpruch gerichtlich mittels Klage oder Einrede 
geltend zu machen fei, und die im $ 41 KO. vorgeſchriebene einjährige 
Friſt die Eigenſchaft nicht einer Verjährungs⸗, ſondern einer 
Ausſchlußfriſt habe. Da die zur Beurteilung ſtehende Anfechtungs⸗ 
klage erſt nach Ablauf der geſetzlichen Ausſchlußfriſt erhoben iſt, muß 
auch der Entſcheidung des Ber.-Richters, der im Einklang mit dem 
Landgericht die Klage als verſpätet abgewieſen hat, beigeſtimmt werden. 
Ausſchlußfriſten, die einer Befugnis von vornherein eine gewiſſe 
zeitliche Schranke ſetzen, ſind verſchieden von den Verjährungsfriſten, 
die nur eine Einrede gegen einen Anſpruch begründen, und ſind durch⸗ 
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greifender als dieſe. Unter den Ausſchlußfriſten unterliegen wiederum 
die auf Geſetz beruhenden einer ſtrengeren Beurteilung als die ver⸗ 
traglich beſtimmten Friſten. Bei letzteren kann nach den das Ver⸗ 
tragsrecht beherrſchenden Vorſchriften eine unverſchuldete Friſtver⸗ 
ſäumung unſchädlich bleiben. Bei geſetzlichen Ausſchlußfriſten führt 
die Tatſache des Ablaufs der unbenutzt gebliebenen Friſt den Rechts⸗ 
verluſt herbei, ſofern nicht eine beſondere Beſtimmung des Geſetzes 
eine Milderung vorſieht. Der $ 41 KO. erklärt den $ 203 Abſ. 2 
und $ 207 BGB. für entſprechend anwendbar, woraus klar erkennbar 
wird, daß im übrigen eine entſprechende Anwendung der für die 

Verjährung geltenden Vorſchriften auf den Lauf der Friſt des $ 41 
nicht eintreten ſoll. Darum erſcheint es namentlich ausgeſchloſſen, 
hier die Anfechtungsfriſt aus dem Grunde, weil Kläger binnen 6 Mo- 
naten nach Abweiſung ſeiner erfolgloſen Vorklage von neuem geklagt 
hat, nach Anhalt der Vorſchriften des $ 212 BGB. für gewahrt 
zu erachten. Auch die Reviſion ſteht auf dieſem Standpunkte. Sie 
ſucht indes geltend zu machen, im Vorprozeß ſei der Anfechtungsssſpruch 
rechtshängig gemacht worden und damit die Friſt des § 41 eingehalten, 
dieſe Wirkung ſei durch die wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts erfolgte 
Abweiſung der Vorklage nicht aufgehoben worden. Dieſer Ausführung 
iſt jedoch nicht zu folgen. 

Das Reichsgericht hat ſchon wiederholt gegenüber Klaganſprüchen, 
für deren Geltendmachung geſetzliche Ausſchlußfriſten in Betracht 
kamen, die Anſicht vertreten, daß die Friſt durch eine bei einem 
unzuſtändigen Gericht erhobene und deshalb erfolglos gebliebene 
Klage nicht gewahrt werde (vgl. RGeEntſch. 3, 303, Urt. des 
3. Ziv Sen. v. 13. Dez. 1907, III. 179/07). Daran iſt auch für den 
vorliegenden Fall feſtzuhalten. Zur Wahrung der Friſt des § 41 KO. 
durch Klage des Konk.⸗Verwalters iſt der Natur der Sache nach erfor— 
derlich, daß ſich die Klage als geeignet erweiſt, zu einer ſachlichen 
Entſcheidung über den Anfechtungsanſpruch zu führen. Iſt den 
Prozeßvorausſetzungen nicht genügt, wird insbeſondere die Klage 
bei einem unzuſtändigen Gericht erhoben und deshalb abgewieſen, ſo 
ſtellt ſie nur einen mißlungenen, verfehlten Verſuch zur Ausübung 
des Anfechtungsrechts dar. Wird ſodann der Anfechtungsanſpruch 
von neuem und diesmal durch Klage bei dem zuſtändigen Gericht 
geltend gemacht, ſo iſt für die Frage der Rechtzeitigkeit der Anſpruchs— 
erhebung lediglich der Zeitpunkt entſcheidend, in welchem die neue 
Klage rechtshängig geworden iſt. Die ſachlich wirkungloſe Vorklage 
kann der Kläger nach keiner Richtung und insbeſondere nicht zum 
Nachweis, daß die Anfechtungsbefugnis noch nicht erloſchen ſei, heran 
ziehen. Inſofern darf grundſätzlich die gleiche Beurteilung wie in dem 
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Fall Platz greifen, daß die Vorklage durch Zurücknahme erledigt, mithin 
gemäß $ 271 Abſ. 3 ZPO. als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt. 
Selbſt auf dem Gebiet des minder ſtrengen Verjährungsrechts ſind die 
Fälle, wenn die Klage zurückgenommen wird, oder wenn ſie durch 
ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes Urteil rechtskräftig ab⸗ 
gewieſen wird, miteinander auf gleiche Linie geſtellt. Die Regel— 
Vorſchrift des $ 212 Abſ. 1 BGB., wonach in beiden Fällen die 
Unterbrechung durch Klagerhebung als nicht erfolgt gilt, beruht auf 
einer Grundanſchauung, die für geſetzliche Ausſchlußfriſten keineswegs 
weniger berechtigt als für Verjährungsfriſten iſt (Motive 1, 330). 
In dieſem Sinne erſcheint jene Vorſchrift erwähnenswert, wiewohl 
der § 212 vorliegend weder unmittelbar noch entſprechend anwend— 
bar iſt.— — —“ | 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Juni 1916. G. Konk. 
(Kl.) w. H. St. & Co. (KG. Berlin). VII. 91/16. Auch in 
RGeEntſch. 88 Nr. 73 S. 294. f 


Regiſter 


über 


den 17. Band der dritten Folge (der ganzen Reihe 72. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den deutſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Plaß in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Teil. 
Bürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 


I. Die Rechtsregeln. 


A. Zeitliche Wirkſamkeit des Rechts. 

Einf. z. BGB. Art. 14. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Be⸗ 
ſtimmung des Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts erſolgt 
ſein. 80. 7 

B. Ortliche Wirkſamkeit. 
Einf. Art. 11. 13. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen und Ausländern 


im Auslande. 64. 
Einf. Art. 11. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten 


Teſtaments. 187. 
Einf. Art. 21. Unterhalt eines unehelichen Kindes; die Umwandlungsklage des 
8 323 3 pO. im Verhältnis zum ausländiſchen Recht. 230. 


2. Perſonen. 
Natürliche Perſonen (BGB. 85 1—20). 
5 14. S. bei S 18. 
5 18. Feſtſtellung des Zeitpunktes des Todes bei der Todeserklärung. 65. 
3. Sachen. — 
A. Beſchränkt verkehrsfähige Sachen. 
Haben die Anlieger einer ſtädtiſchen Straße einen Entſchädigung8anſpruch wegen 
ihrer Veränderung? 77. 
B. Verkehrsfähige Sachen [SS 90-103). 
85 99. 101. Streitwert bei einer Klage auf Herausgabe von Aktien nebſt 
Dividendenſcheinen und dem Bezugsrecht auf neue Aktien. 125. 
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4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit (88 104115). 
8107. S. bei 8 114. 


8 114. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 
BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


B. Willenserklärung (88 116—144). 

5 118. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübertragung 
eines Warenlagers; Ernſtlichkeit. 218. 

5 119. über die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes. 229. 

8123. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſtiger Täuſchung über 
die Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine Hypothek beſtellt wird. 66. 

8 126. S. bei 8 127. 

§ 127. üblichteit ſchriftlicher Form für Verträge der Theaterdirektoren mit 
Schauſpielern und Sängern. 72. — Eigenhändige Namensunterſchrift im Sinn von 
Verſicherungsbedingungen. 111. 

5133. Haftung der Reederei für Reiſegepäck der Fahrgäſte; Auslegung der 
Bedingungen. 124. — S. ferner bei & 157. 

5 134. Die üÜberſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs-Höchſtpreiſe macht den ganzen 
Vertrag nichtig. 1. — Eine Höchſtpreisverordnung iſt kein Verbotsgeſetz. 26. 45. — 
Die Zahlungsverbote gegen Frankreich und England beziehen ſich nicht auf Zahlung 
ausländiſcher Schulden Deutſcher im Auslande. 28. — Wird die Rechtsgültigkeit eines 
Kaufs dadurch berührt, daß die Ablieferung derartiger Waren an den Kriegsausſchuß 
vorgeſchrieben iſt? 27. — Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu 8 111 
StPO. 190. 

8138. Warnung eines Kaufliebſabers vor Schwamm; Verſtoß gegen die guten 
Sitten? 53. — Eine Höchſtpreisverordnung iſt fein Verbotsgeſetz. 1. 26. 45. — Unſitt⸗ 
lichkeit ſog. Knebelungsverträge. 92. — Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der 
Sicherungsübereignung eines Warenlagers. 218. — Verſtoß gegen die guten Sitten 
beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. — Wohnungmiete eines Mannes für ein 
Mädchen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 29. — Berufung des Erben auf Unſittlichkeit 
der ſpäteren Kindesannahme, derenwegen das (gemeinſchaftliche) Teſtament angefochten 
wurde. 195. 

8139. Macht die überſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs-Höchſtpreiſe den genzen 
Vertrag nichtig? 1. 26. 45. 

C. Vertrag (88 145 —157). 

5 154. üblichkeit ſchriftlicher Form für Verträge der Theaterdirektoren mit 
Schauſpielern und Sängern. 72. 

8157. Ergänzung des Vertragsinhalts durch Auslegung. 153. — Grenzen der 
richterlichen Ergänzung von Lücken in einem Vertrage. 67. — Bedeutung des Gewähr— 
(Garantie)-Verſprechens. 51. — Bezieht ſich die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf 
Grunddienſtbarkeiten? 10. — Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungsgeſchäfts. 188. 
— Bedeutung der Abrede „waggonfrei X“. 119. — Begriff der Abladung beim über— 
ſeeiſchen Abladegeſchäft. 173. — Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen 
Abladegeſchäft. 32. — Die Beſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur 
Vorleiſtung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei 
der Abrede „Kaſſe gegen Dokumente“ hat der Käufer unter Umſtänden ein Recht zur 
vorheriger Prüfung der Ware. 118. — Bedeutung einer während des Krieges ver— 
einbarten Kriegsklauſel. 212. — Zur Anwendung der ſog. Kriegsklauſel genügt der 
tatſächliche Kriegsausbruch. 5. — Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen 
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angemeſſener Friſt. 115. — Krieggzereignis i. S. der Unfallverſicherung. 68. — Hat 
der Verkäufer oder der Käufer die erforderliche Ausfuhr- oder Durchfuhrerlaubnis zu 
beſchaffſen? 136. 

2 D. Bedingung (S8 158—162). 

8 158. Forderungsabtretung unter auflöſender Bedingung; Unwirkſamkeit, wenn 
der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 48. — Keine Mäklergebühr 
bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 73. 

E. Zeitbeſtimmung (5 163). 
8 163. Beſtimmte Abrufzeit in einem Nichtfixgeſchäft. 93. 
F. Vertretung. Vollmacht (88 164—181) 

§ 164. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Grund äußerer Umſtände. 30. 

§ 166. S. bei 8 114. 

§ 167. Wer zuläßt, daß je mand als Bevollmächtigter für ihn handelt, erteilt 
damit ſtillſchweigend Vollmacht. 131. 

§ 168. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode des 
Vollmachtgebers gültig? 2. 

Ss 171. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Grund äußerer Umſtände. 30. 

§ 172. Es genügt nicht die Vorlegung einer beglaubigten Abſchrift der Voll— 
machtsurkunde. 132. 

§8 181. Können ſich die Parteien bei der notariellen Beurkundung eines Ver— 
trages durch einen gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſen? 133. 

G. Einwilligung. Genehmigung (88 182-185). 

§ 184. Heilung einer unwirkſamen Klagezuſtellung durch Nachbringung der Voll— 
macht. 86. 

5. Friſten. Termine (SS 186-193). 

§ 193. Stundenfriſt; Einwirkung des Sonntags. 68. 

6. Verjährung ($S 194 — 225). 

8 196. Das Auftreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung der kurzen 
Verjährungsfriſt des 8 1961 BGB. 171. 

§ 211. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch 
Klage 69. — Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn die 
Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der Prozeß 
nicht rechtzeitig weiterbetrieben wird. 134. 

7. Sicherheitsleiſtung (88 232-240). 

8210. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicher— 
heit nicht erhöht. 112. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
A. Verpflichtung zur Leiſtung S8 241—292). 

5242. Einfluß des Krieges auf die Preisbeſtimmung in langfriſtigen, vorher 
abgeſchloſſenen Bierlie'erungsverträgen? 153. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen 
Dokumente“ hat der Käufer unter Umſtänden das Recht zur vorherigen Prüfung der 
Ware. 118. — Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Friſt. 115. 

8243. S. bei 8 281. 

5249. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Schadensbe— 
rechnung. 204. 
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5 252. Der zu erſetzende Gewinnentgang beſchränkt ſich nicht auf den Gewinn, 
der ſonſt rechtlich beanſprucht werden konnte. 3. — Schadensberechnung bei Verſäu⸗ 
mung der nach 8 283 BGB. geſetzten Nachfriſt. 95. 

5 254. Gegenüber einer vorſätzlichen Schädigung kommt ein Mitverſchulden des 
Geſchädigten der Regel nach nicht in Betracht. 189 S. 317. — Unbegründete Abnahme⸗ 
verweigerung des Käufers; der Verkäufer muß anderweit günſtig zu verkaufen ſuchen. 
31. — Umfang der von Fußgängern zu übenden Vorſicht. 178. 

5 260. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu ihrer Nach⸗ 
prüfung. 17. 

5269. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die Ware 
verſteigert iſt. 225. — Beim Cif-Geſchäft find Art und Weiſe der Beförderung weſent⸗ 
lich. 46. — Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzulieſern? 4. 

5271. Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗Fixgeſchäft. 93. — Die Ber 
ſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur Vorleiſtung, wenn der Käufer 
weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen Doku⸗ 
mente“ hat der Käufer unter Umſtänden das Recht zur vorherigen Prüfung der Ware. 
118. — Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 32. — 
Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht 
zum Rücktritt. 70. — Über die Fälligkeit von Vermächtnisforderungen. 55. 

58273. Kann bei beiderſeitiger Verpflichtung zur Vorlegung einer Geſchäfts⸗ 
bilanz ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 17. — Kann gegen die Klage aus 
einem Garantievertrage ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 126. — Unzu⸗ 
läſſigkeit einer Zurückbehaltung gegenüber der Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 
168. — Der Hinterleger von Wertpapieren hat keinen Anſpruch auf Herausgabe von 
Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit nicht erhöht. 112. 
— Perſönliches Zurückbehaltungsrecht des Gläubigers, dem der verſtorbene Gemein⸗ 
ſchuldner einen Verſicherungsſchein verpfändet hatte, gegen den Nachlaßpfleger. 162. 
— Anſprüche aus einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein über eine Militär⸗ 
dienſtverſicherung. 8. — Verneinung des Verzuges wegen des Rechts zur Zurückbe⸗ 
haltung. 210. 

5275. Unmöglichkeit der Herausgabe einer Sache, wenn fie abhanden gekommen 
iſt? Beweislaſt. 113. — Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht der Verkäufer nicht 
die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 47. 

5276. Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden Vorſicht. 
11. — Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne aus⸗ 
drückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 

5 279. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beſtimmten Lande zu 
liefern beabſichtigte. 71. 

5 280. Keine Verurteilung zu einer nachträglichen, inzwiſchen unmöglich gewor⸗ 
denen Leiſtung. 33. 

5 281. Unmöglichkeit der Leiſtung; iſt Der erlangte Erſatz dem Gläubiger auch 
bei Gattungsſchulden herauszugeben? 94. 

56283. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach 8 283 geſetzten Nach⸗ 
friſt. 95. 

5 284. Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 135. — ©. ferner 
bei 8 271. 

5 285. Verneinung des Verzuges wegen des Rechts zur Zurückbehaltung. 210. — 
Kündigung wegen nicht pünktlicher Mietezahlung ſetzt Verzug des Mieters voraus. 157. 

5287. Zur Anwendung der fog. Kriegsklauſel genügt der tatſächliche Kriegs⸗ 
augbruch. 5. 
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B. Verzug der Gläubigers (88 293-304). 
6 293. Erlöſchen der Leiſtungspflicht bei verſpätetem Abruf. 117. 


2. Schuldverhältniſſe aus verträgen. 2 
A. Gegenſeitiger Vertrag (88 320—327). 

§ 320. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges Unter⸗ 
nehmen. 154. — Die Beſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht 5 Vor⸗ 
leiſtung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. 

6 321. Nach 8 321 hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne bor alleen Bar⸗ 
zahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. 6. — Rechte des Verkäufers bei Nichterfüllung 
einer vereinbarten Vorausleiſtung des Käufers. 211. 

8 323. Krieg iſt höhere Gewalt. 7. — Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht 
der Verkäufer nicht die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 47. 

8 325. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach § 283 BGB. geſetzten 
Nachfriſt. 95. | 

6 326. Nach $ 321 BGB. hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne vorzuleiſten 
Barzahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. 6. — Bedeutung der Abmachung, daß 
binnen beſtimmter Friſt die Ware zu verladen iſt. 213. — Beim inländiſchen Ablade⸗ 
geſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 70. — Unbe⸗ 
gründete Abnahmeverweigerung des Käufers; der Verkäufer muß anderweit günſtig 
zu verkaufen ſuchen. 31. — Die einfache Ablehnung der Erfüllung entbindet nicht von 
der Verpflichtung zur Friſtſetzung. 210. — Bei Setzung einer Nachfriſt muß klar zum 
Ausdruck kommen, daß ſonſt Erfüllung abgelehnt und Schadenerſatz gefordert wird. 114. 
— Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 135. 


B. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten (88 328—335). 

5 328. Schenkung von Todes wegen durch einen Vertrag zugunſten Dritter. 34. 

8 330. Anſprüche aus einer Sicherſtellung mit dem Wee e über 
ine Militärdienſt⸗Verſicherung. 8. 

5831. Schenkung von Todes wegen durch formloſen Vertrag zugunſten Dritter. 34. 

C. Vertragsſtrafe (88 339345). 

8 339. Vertragsſtrafe zur Sicherung einer Unterlaſſung; iſt Verſchulden er⸗ 
forderlich? 155. 

D. Rücktritt (88 346—361). 

5 346. Bedeutung einer während des Kriegs vereinbarten Kriegsklauſel. 212. — 
Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Friſt. 115. — Einfluß 
des Krieges auf die Preisbeſtimmung in langfriſtigen vorher abgeſchloſſenen Bier— 
lieferungsverträgen? 153. — Kein Rücktritt von einem ausgeführten Geſellſchafts⸗ 
vertrage. 182. 

8 361. Bedeutung der Abmachung, daß die Ware innerhalb better Friſt 
zu verladen iſt. 213. — Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht-Fixgeſchäft. 93. — 
Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht 
zum Rücktritt. 70. — Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladeſchäft. 173. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


A. Erfüllung (8$ 362—3 71). 
8 364. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Zweifel nicht an Erfüllungſtatt. 96. 
B. Aufrechnung (88 387396). | 


8387. Aufrechnungseinrede; das Ber.⸗Gericht hat im Fall des 8 302 3 PO. auch 
nachzuprüfen, ob ein Vorbebaltsurteil gebeten war. 148. — Aufrechnung im Konkurſe. 24. 
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88 387 ff. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

§ 389. Bedeutung von Kompenſationskäufen im Handel. 172. 

§ 394. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darſ der 
Mann nicht aufrechnen. 78. 


4. Übertragung der Forderung (88 398413). 


5 398. Forderungsübertragung unter auflöſender Bedinguug; Unietfamteit, 
wenn der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 48. 5 


5. Schuldübernahme (SS 414—419). 
8 414. Verſtärkende Schuldübernahme oder Bürgſchaft? 116. 


6. Einzelne ee 
A. Kauf. 


a) Allgemeine Vorſchriften (88 433—458). 

8433. Bedeutung einer während des Krieges vereinbarten Kriegsklauſel. 212. 
— Bedeutung von Kompenſationskäufen im Handel. 172. — Bedeutung einer 
Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 32. — Die Beſtimmung „Kaſſe 
gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur Vorleiſtung, wenn der Käufer weiß, daß 
die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen Dokumente“ 
kann der Käufer das Recht zur vorherigen Prüfung der Ware haben. 118. — Ber: 
pflichtung zur Abnahme, wenn der Vertrag eine jährliche Geſamtmenge feſtſetzt. 35. — 
Erlöſchen der Leiſtungspflicht bei verſpätetem Abruf. 117. - 

§ 434. Bezieht ſich die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf Grunddienſt— 
barkeiten? 10. 

§ 447. Inhalt der vom Verkäufer bei der Abrede „waggonfrei X“ übernommenen 
Verſendungspflicht. 119. — Beim Cik-Geſchäft find Art und Weile der Beförderung 
weſentlich. 46. — Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 173. — 
Hat der Verkäufer oder der Käufer die erforderliche Ausfuhr: oder Durchfuhrerlaubnis 
zu beſchaffen? 136. 

8 448. Bier⸗ und Mineralwaſſerſlaschen und Tragekaſten gelten als mitverkauft, 
wenn ſie nicht in angemeſſener Friſt zurückgegeben werden. 49. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache (85 459 — 493). 

& 459. Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Ablade— 
gefchäft. 32. 

5 462. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die Ware 
verſteigert iſt. 225. 

5 469. Wandelung hinſichtlich eines Teils einer größeren Menge. 214. 

5 480. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beſtimmten Lande zu 
liefern beabſichtigte. 71. — Die Abmachung, daß die Ware binnen beſtimmter Friſt 
zu verladen iſt, begründet noch keine zugeſicherte Eigenſchaft. 213. 

c) Kauf auf Probe (88 494—496). 

8496. Kauf auf Beſicht innerhalb beftimmter Friſt; empfangsbedürftige e 
erklärung. 156. 

B. Schenkung (88 516534). 

8516. Schädigung durch argliſtige Verleitung zu einer unentgeltlichen Bus 
wendung. 122. 

8518. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch Hypothek⸗ 


beſtellung geheilt, die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 137. g 
cs 


— 
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5 525. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges Unter- 


nehmen. 154. 
C. Miete. Pacht. 


a) Miete (535—580). 

5 536. über die Haftung aus unerlaubter Handlung in Vertrags verhältniſſen. 158. 

8 537. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Pacht einer Nacht: 
wirtſchaft. 50. 

3542. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſrunde auf die Pacht einer Nacht⸗ 
wirtſchaft. 50. 

$ 544. Zum Begriff der erheblichen Geſundheitsgefährdung nach 8544 BGB. 120. 

8554. Kündigung wegen nicht pünktlicher Mietezahlung ſetzt Verzug des Mieters 


voraus. 157. 
$ 564. Eine verſpätete Kündigung kann für den nachfolgenden Kündigungs⸗ 


termin wirkſam werden. 174. 
b) Pacht (88 581—597). 
8581. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiftunde auf die Pacht einer Nacht⸗ 
wirtſchaft. 50. 
D. Darlehn (58 607 - 610). 
8 610. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſtiger Täuſchung über 
bie Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine Hypothek beſtellt wird. 66. 


E. Dienſtvertrag (88 611-630). 
8611. Die Verträge der Theaterdirektoren mit Schauſpielern und Sängern 
ſind Dienſtverträge; üblichteit ſchriftlicher Form. 72. 
F. Werkvertrag ($$ 631—651). 
8631. S. bei 8611. 


6642. S. bei 8 645. 
§ 645. Schadensberechnung bei einem Werkvertrage, deſſen Ausführung der 


Beſteller verhinderte. 175. 
8 651. Es kommt darauf an, ob die Arbeit oder der Stoff die Hauptſache iſt. 175. 
G. Mäklervertrag (88 652 —656). 
8 652. Mäklerlohn trotz Widerrufs des Auftrags und Unterbrechung der Ver⸗ 
handlungen, wenn der urſächliche Zuſar menhang des Kaufs mit dem Nachweis feſt⸗ 
ſteht. 74. — Keine Mäklergebühr bei a fihiebend bedingtem Geſchäft. 73. 


H. Auftrag (58 662 676). 
8672. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode des 


Vollmachtgebers gültig? 2. 
8 675. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne 


ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 
8676. Haftung einer Bank aus dem einem Bankbeamten ausgeſtellten, deſſen 
Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 189. 
IJ. Geſchäftsführung ohne Auftrag 6s 677-687). 
5 677. Verſteigerung beanſtandeter Ware als nützliche Geſchäftsführung. 143. 
— Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne ausdrück⸗ 
liche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 


K. Verwahrung (88 688 — 700). 
5 697. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? Bus 
läſſigkeit des Rechtsweges. 4. 
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L. Geſellſchaft (88 705— 740). 

8 705. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung zu einem gemeinnützigen Unter⸗ 
nehmen 154. 

8 723. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten Geſellſchafts⸗ 
vertrage. 182. 

M. Bürgſchaft (58 765— 778). 

5 765. Verſtärkende Schuldübernahme oder Bürgſchaft? 116. — Bedeutung des 
Gewähr (Garantie)-Verſprechens. 51. — Kann gegen die Klage aus einem Garantie⸗ 
vertrage ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 126. — Bürgſchaft und Gewähr⸗ 
vertrag erfordern nicht eine Ungewißheit der Inanſpruchnahme. 52, 

5 774. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der Konk⸗Er⸗ 
öffnung über den Hauptſchuldner wird das Recht des Konk.⸗Gläubigers auf volle Be⸗ 
friedigung nicht verringert. 235. 


N. Schuldanerkenntnis ($$ 780 —782). 


5 780. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung zu einem gemeinnützigen Unter⸗ 
nehmen. 154. 


O. Ungerechtfertigte Bereicherung (88 812— 822). 


5 812. über die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes; kann es kondi⸗ 
ziert werden? 229. 

5 817. Einrede der Argliſt degen die Berufung darauf, daß auch die Rückfor⸗ 
derung des Gegners gegen die guten Sitten verſtoße. 75. 

5819. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 
BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


P. Berſicherungsvertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz. 
a) RGeſ. über die . Verſicherungs⸗ Unternehmungen 
12. Mai 1901. 


9 23. Verpflichtung des oe Gefahr erhöhende Umftände anzuzeigen. 
36. — Anzeigepflicht des gegen Unfall Verſicherten bei einem die Gefahr erhöhenden 
Berufswechſel. 76. 

9 25. Verpflichtung des Verſicherten, Gefahr erhöhende Umiſtände anzuzeigen. 36. 

9 82. Schätzungseid über die Höhe des Anſpruchs aus einer Feuerverſiche⸗ 
rung. 203. 

9 94. Zum 8 94 Abſ. 2 VerſVertrG. 176. 

8159. Anſprüche aus einer Militärdienſt⸗Verſicherung und einer Sicherſtellung 
mit dem Verſicherungsſchein. 8. 

8179. Kriegsereignis i. S. der Unfallverſicherung. 68. 


b) Reichs⸗Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 


9 903. Der 8 903 RBerfd. bezieht ſich nicht auf Unfälle ſelbſtverſicherter Unter⸗ 
nehmer. 177. 

81042. S. bei 8 903. 5 

9 1324. Nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche gegen Dritte gehen auf 
den Verſicherungsträger über. 37. 

9 1524. Nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche gegen Dritte gehen auf 
den Verſicherungsträger über. 37. 

9 1543. Über das Vorliegen eines Betriebsunfalls entſcheiden nach 8 1543 
Nero. die Verſicherungsinſtanzen. 121. 8 
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Q. Unerlaubte an, 

a) BGB. 88 823—853. 

8 823. über die Haftung aus unerlaubter Handlung in e 
158. — Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden Vorſicht. 11. 

9824. Warnung eines ee vor Schwamm; Verſtoß gegen die guten 
Sitten? 53. 

8826. Schädigung durch argliſtige Verleitung zu einer unentgeltlichen Zu⸗ 
wendung. 122. — Warnung eines Kaufliebhabers vor Schwamm; Verſtoß gegen die 
guten Sitten? 53. — Haftung einer Bank aus dem einem Bankbeamten ausgeſtellten, 
deſſen Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 189. 

8833. Umfang der Aufſichtspflicht des Pferdehalters und der von Fußgängern 
zu übenden Vorſicht. 178. 

9 839. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges. 4. — Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine 
Amtspflichtverletzung; Beweis. 159. — Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Not⸗ 
teſtaments durch den Gemeindevorſteher; Rückſichtnahme auf den Bildungsſtand und 
auf die Umſtände. 138. — Haftung des Poſtbeamten für Verſchulden bei Einſchreib⸗ 
ſendungen. 97. — Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das maß⸗ 
gebende frühere gemeine Recht. 179. — Haftung des Notars bei Aufnahme eines Ver⸗ 
trages zwiſchen Eheleuten über das Eigentum an Hausſtandſachen. 56. — Die aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche gegen den Fiskus wegen Ver— 
ſchuldens von Staatsbeamten beſchränkt ſich nach preuß. Recht auf Verſchulden auf 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiet. 41. 

9 843. Kann die zugeſprochene Unfallrente wegen ſpäterer Verheiratung der 
Verletzten gemindert werden? 186. 


b) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 
§ 31. Anfechtung einer Pfändung von Mieten. 54. — Strenge Anforderungen 
an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung inkongruenter ne ee 110. 


c) Unlauterer Wettbewerb Geſ. v. 7. Juni 1809). 
§ 1. Verſtoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. 


R. Verfügungen der Staatsgewalt. 

Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu 8111 StPO. 190. — Wo find 
vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 4. 
— Der Verluſt der Ladung eines zu Kriegszwecken beſchlagnahmten Schiffs iſt Kriegs— 
ſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 180. 
g⸗eſ. 22. Juli 13. 8 19. Entlaſſung eines Minderjährigen aus der Staats- 
angehörigkeit; die Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann auch aus Staatsintereſſen 
verſagt werden. 139. 

Erbſch Stg. § 57. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über 
den Inhalt eines Erbſcheins. 99. 


III. Sachenrecht. 
1. Beſitz (88 854872). 


8 854. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemeinſchaft hat 
der Mann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 13. 

5861. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe 
nach Durchführung einer Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. 

§ 868. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers. 218. 
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2. Eigentum. 


A. Inhalt des Eigentums (88 903924). 
5 904. Der Verluſt der Ladung eines zu Kriegszwecken eee Schiffs 
iſt Kriegsſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 180. \ 
8 906. Störung durch Geräuſch; die Ortsüblichkeit wird durch ech Grenzen 
nicht ausgeſchloſſen. 12. 


8907. Haben die Anlieger einer ſtädtiſchen Straße einen EntfäRbigungsanfprud 
wegen ihrer Veränderung ? 77. 


B. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken (88 925— 928). 


8 925. Nicht unter § 24 ZPO. fallen Klagen auf Gewährung und Übertragung 
des Eigentums. 103. 


C. Erwerb und Verluſt des Eigentums an e Sachen. 
a) Übertragung (S8 929— 936). 


5930. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemeinſchaftlichen 
Hausſtand verbleiben. 56. — Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungs⸗ 
übereignung eines Warenlagers. 218. 

b) Verbindung (88 946952). 


8952. Eigentum an dem Verſicherungsſchein über eine Militärdienſt⸗Ver⸗ 
ſicherung. 8. 


D. Anſprüche aus dem Eigentum (88 985—1007). 

8985. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe nach 
Durchführung der Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. — Darf der 
Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe erwirkt hat, gegen den 
Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage erheben? 108. 

8 1004. Eigentumsſtörung durch Geräuſch; die Ortsüblichkeit wird nn poli⸗ 
tiſche Grenzen nicht ausgeſchloſſen. 12. 

8 1006. Vermutung des Eigentums der im Beſitz befindlichen ge lebenden 
Ehefrau; Inhalt des Gegenbeweiſes. 140. 


5. Hypothek (88 1113-1190). 
1163. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch Hypothek⸗ 
beſtellung geheilt; die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 137. 


4. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rachten (88 1204 — 1296). 

8 1204. Anſprüche aus einer Militärdienſt⸗Verſicherung und aus einer Sicher⸗ 
ſtellung mit dem Verſicherungsſchein. 8. | 

8 1223. Aufrechnung im Konkurſe mit dem überſchuß aus einem nach der Konk.⸗ 
Eröffnung verkauſten Pfande. 24. 

8 1247. Aufrechnung im Konkurſe mit dem Überſchuß aus einem ag ber Konk.⸗ 
Eröffnung verkauften Pfande. 24. 

8 1296. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit 
nicht erhöht. 112. 


5. Bergrecht (Einf®. Art. 67; preuß. Allg. BergG. v. 24. Juni 1865). 


8 128. Fallen Vergütungen für den Wine oder die Mitglieder eines 
Grubenvorſtandes unter 861 Nr. 1 KO? 91. 
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IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Eingehung der Ehe (S8 1303 — 1322). 
1317. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen u. Ausländern im Auslande. 64. 
B. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe (88 1323—1347). 

4 1333. Unzuläſſigkeit der Anfechtung der Ehe wegen Unfruchtbarkeit des andern 
Ehegatten. 160. 

1345. Unterhaltsanſprüche der getäuſchten Ehefrau nach rechtskräftiger An⸗ 
fechtung der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung. 181. 

C. Wirkungen der Ehe im allgemeinen (88 1853-1362). 

8 1362. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemeinſchaftlichen 

Hausſtand verbleiben. 56. 
D. Eheliches Güterrecht. 

a) Geſetzliches Güterrecht (88 1363— 1431). 

8 1387. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darf 
der Mann nicht aufrechnen. 78. 

§ 1391. Vorausſetzungen des Anſpruchs der Frau auf Sicherheitsleiſtung. 57. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht (SS 1432—1557). 

$ 1472. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemeinſchaft hat 
der Mann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 13. 

§ 1487. über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinander- 
ſetzung. 192. — Zur Umſchreibung eines Grundſtücks auf Witwe und Kinder in fort⸗ 


geſetzter Gütergemeinſchaft bedarf es der Zuſtimmung der volljährigen Kinder. 14. 


81491. Über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinanderſetzung. 192. 
E. Scheidung der Ehe (SS 1564 —1587). 
8 1568. Iſt Nichteinhaltung des verſprochenen Religionswechſels ein Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund? 219. 
§ 1574. Zuſtellung des Urteils im Eheſcheidungsverfahren von Amts wegen. 128. 
8 1578. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des Schei⸗ 
dungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werden? 107. 
§ 1579. Unterhaltspflicht des geſchiedenen wieder verheirateten Ehemanns; 
wieweit iſt die Frau zum Erwerb durch Arbeit verpflichtet? 161. 


2. Derwandtichaft. 
A. Unterhaltspflicht (88 16011615). 

$ 1608. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten unterhaltenen 
Ehefrau; Einfluß des Krieges? 220. 

§ 1610. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten unterhaltenen 
Ehefrau; Einfluß des Krieges? 220. 

8 1614. Unterhaltsanſprüche aus Beſchädigungen unterliegen dem Verzicht. 181. 

B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder (88 1616-1698). 

8 1620. Bemeſſung der Ausſteuer. 193. 

$ 1630 Abſ. 2. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und 
Kind nach dem Tode der Mutter. 221. 

8 1631. Über das Züchtigungsrecht der Stiefmutter. 194. 

81636. Das elterliche Recht auf Verkehr mit dem Kinde darf nicht durch einen 
Beauftragten ausgeübt werden. 141. 

8 1636. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesſtatt angenommenen Kindes 
ein klagbares Recht auf perſönlichen Verkehr? 142. 
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8 1640. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Kind 
nach dem Tode der Mutter. 221. 

5 1666. Iſt das Ehegericht bei einer einſtweiligen Verfügung wegen der Kinder 
an einen vorangegangenen Beſchluß des Vorm.-Gerichts gebunden? 167. 

8 1685. Über das Züchtigungsrecht der Stiefmutter. 194. 


C. Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen (88 1699 —1704). 


8 1699. Zuläſſigkeit eines Rechtsſtreits zwiſchen den Eltern eines Kindes aus 
nichtiger Ehe auf deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung ſeines Familienſtandes. 38. 

D. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder (88 1705—1718). 

1707. S. bei 8 1699. 

1708. Die Umwandlungsklage des 8 323 ZPO. im Verhältnis zum auslän⸗ 
diſchen Recht (Unterhalt eines unehelichen Kindes). 230. 

E. Annahme an Kindesſtatt (88 1741—1772). 

8 1741. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer [päteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 

8 1764. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesſtatt angenommenen Kindes 
ein klagbares nn auf perſönlichen Verkehr? 142. 


3. Dormundfchaft. 
A. Über Minderjährige (8 1773—1895). 

81793. S. bei 8 1797. 

§ 1797. Haftung des Vormunds bei einer Teilung, der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 222. 

8 1833. Haftung des Vormunds bei einer Teilung der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 222. 

B. Über Volljährige (88 18961908). 

81897. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 

BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


V. Erbrecht. 5 
1. Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft (88 19421966). 
88 1960/1. Ungewißheit über die Annahme der Erbſchaſt. 98. 


2. Rechtliche Stellung des Erben. 
A. Haftung des Erben für Nachlaßverbindlichkeiten. 

a) Beſchränkung der Haftung (88 1975— 1992). 

$ 1973. Vorausſetzung der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. f 

81985. Verpfändung eines Verſicherungsſcheins durch den verſtorbenen Schuld⸗ 
ner; perſönliches Zurückbehaltungsrecht des Gläubigers gegen den Nachlaßverwalter. 162. 

5 1990. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

b) Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung (88 1993— 2013). 

§ 1993. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

8 2006. Über die Koſten hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. 15. 

B. Erbſchaftsanſpruch (SS 2018— 2031). 

8 2030. Nebenintervention des Erbſchaftskäufers zugunſten des mit einem Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch belangten Verkäufers. 226. 
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C. Mehrheit von Erben; Rechtsverhältnis der Erben untereinander 
(88 2032205 7). 
$ 2038. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter ins Handels⸗ 
regiſter eingetragen werden. 100. 
§ 2042. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Kind 
nach dem Tode der Mutter. 221. 


3. Teſtament (88 2064 — 2278). | urn 

8 2065. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Beſtimmung des 
Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts erfolgt ſein. 80. 

82079. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund elner fpäteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 

8 2176. Über die Fälligkeit der Vermächtnis forderungen. 55. 

8 2184. S. bei 8 2176. 

8 2231. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten Teſtaments. 
187. — Das eigenhändige Privatteſtamt erfordert eine eigenhändige Ortsangabe 16. 

§ 2249. Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Notteſtaments durch den 
Gemeindevorſteher; Rückſichtnahme auf den Bildungsſtand und auf die Umſtände. 138. 

88 2269/70. Über die Befugniſſe des Längſtlebenden nach einem wechſelſeitigen 
Teſtament entſcheidet der einzelne Fall. 81. — Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen 
des in einem korreſpektiven Teſtamente eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 196. 


4. Erbvertrag (59 2274 — 2302). a 
N 2281. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer ſpäteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 
82287. Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen des in einem torrefpeftiven 
Teſtament eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 196. 
8 2301. Schenkung auf den Todesfall durch Vertrag zugunſten Dritter. 34. 


5. Erbſchein (89 23532370) 

8 2353. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den In⸗ 
halt eines Erbſcheins. 99. 

82365. S. bei 8 2353. 


VI. Handelsrecht. 


I. Handelsſtand. 
A. Kaufleute (HGB. 88 1— 7). | 
8 1. Eine Stadtgemeinde wird durch ihre Lebensmittelbeſorgung nicht Kaufmann. 
143. — Das Auſtreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung der kurzen 
Verjährungsfriſt des 8 1961 BGB. 171. 
B. Handels bücher (88 38—47). 


§ 39. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu ihrer Nach⸗ 
prüfung. 17. 


C. Handlungsgehülfen und Lehrlinge (88 59—83). 
860. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. beſteht kein Konkurrenz⸗ 
verbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren. 82. 
D. Handlungsagenten ($$ 84— 92). 


§ 88. Hat der n de einen Proviſionsanſpruch für Geſchäfte mit ihm 
ſelber ? 58. 
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2. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (SS 105—160). 

$ 105. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter eingetragen werden. 100. 

8133. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten Geſellſchafts⸗ 
vertrage. 182. 

§ 139. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter eingetragen werden. 100. 

B. Aktiengeſellſchaft (88 178-319). N 

8 213. Der Aktionär hat nicht ſchon geſetzlich Anſpruch auf Ausſtellung von 

Beivintameilideinen. 144. 
C. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 

SS 1ff. Kann das Werben zum Beitritt zu einer Geſellſchaſt m. b. H. eine Ver⸗ 
tragsverletzung begründen? 163. 

§ 7. Nachſchüſſe zur Abwendung des . dürfen während der ee 
nicht erhoben werden. 197. 

21 ff. Vorausſetzungen der Ausfallshaftung eines auc Geſell⸗ 
ſchafters. 198. 

835. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. 9. beſteht kein Konkurrenz⸗ 
verbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren. 82. 

8105. Nachſchüſſe dürfen während der Liquidation zur enen des Kon⸗ 
kurſes nicht erhoben werden. 197. 

8 140. Nachſchüſſe dürfen während der Liquidation zur Abwendung des Kon⸗ 
kurſes nicht erhoben werden. 197. 

D Wirtſchaftsgenoſſenſchaft (Gef. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 

8 15. Erfordernis der Beitrittserklärung neben dem e eines e 

anteils. 123. 
3. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (58 343-372). 

88 343 ff. Lebensmittelbeſorgung während des Krieges durch die Stadtgemeinde 
iſt kein Handelsgeſchäft. 143. 

8 346. Bedeutung der Abrede: „waggonfrei X“; Inhalt der vom Verkäufer 
übernommenen Verſendungspflicht. 119. — Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungs- 
geſchäfts. 188. — Keine Mälklergebühr bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 73. 

B Handelskauf (58 373 —382). 

8376. Bedeutung der Abmachung, daß die Ware innerhalb beer Friſt 
zu verladen iſt. 213. — Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung 
der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 70. — Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗ 
Fixgeſchäft. 93. 

§ 377. Die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge iſt nach ſachlichem Maßſtabe zu be⸗ 
urteilen. 39. — Unterſuchung und Mängelrüge, wenn die Ware in verſchiedenen Teilen 
nacheinander geliefert wird. 199. — Verzögerung der Mängelrüge durch e 
Unterſuchung der Ware. 223. 

§ 379. Verſteigerung beanſtandeter Ware als nützliche Geſchäftsführung. 143. 

§ 380. Bier⸗ und Mineralwaſſerflaſchen und Tragkaſten gelten als mitverkauft, 
wenn ſie nicht in angemeſſener Friſt zurückgegeben werden. 49. 


C. Kommifſionsgeſchäft (88 383—406). 


8 383. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers. 218. 
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8 385. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 


D. Lagergeſchäft (88 416-424). 
8 417. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung eräußert. 215. 


E. Beförderung auf der Eiſenbahn (S8 453—473). 
3 456. Über die Haftung der Eiſenbahn bei verderblicher Ware. 40. 
9466. Über die Haftung der Eiſenbahn für Zugverſpätung bei verderblicher 
Ware. 40. 
F. Binnenſchiffahrt (Geſ. v. 15. Juni 1895/20. Mai 1898). 
94. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 224. 


4. Seehandel (88 474903). 


8 486. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 224. 

8 673. Haftung der Reederei für Reiſegepäck der Fahrgäſte. 124. 

8 806. Kriegs verſicherung der Warenſendung eines deutſchen Hauſes in Amerika; 
falſche Deklaration als amerikaniſches oder neutrales Eigentum. 101. 

88 812. 813. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien⸗ 
zahlung? 145. 

8 841. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien⸗ 
zahlung ? 145. 

8 854. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien⸗ 
zahlung? 145. 


VII. Wechſelrecht (W.). 


Art. 1. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Zweifel nicht an Erfüllungſtatt. 96. 

Art. 44. Kann bei Nichtzahlung eines Zahlung halber empfangenen und ſo weiter 
begebenen Wechſel der Empfänger gegen den Ausſteller auf das alte Schuldverhältnis 
zurückgreifen? 200. 

Art. 781. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn 
die Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der 
Prozeß nicht rechtzeitig weiter betrieben wird. 234. 

Art. 83. Kann bei Nichtzahlung eines Zahlung halber empfangenen und ſo weiter 
begebenen Wechſels der Empfänger gegen den Ausſteller auf das alte Schuldverhältnis 
zurückgreifen? 200. 


VIII. Gewerberecht. 


- Gewerbeordnung. 


$8 139 e u. f. Eine Polizeiverordnung, die den Verkauf von Branntwein nach 
dem geſetzlichen Ladenſchluß verbietet, verſtößt nicht gegen die Gewerbeurdnung. 146. 


2. Schutz von Warenbezeichnungen (Geſ. v. 12. Mai 1894). 
812. Verſtoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. 


IX. Urheberrecht (LitürhG. v. 19. Juni 1901). 
8 41. Inwieweit genießen „geflügelte Worte“ urheberrechtlichen Schutz? 201. 
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Zweiter Feil. 
Der fahren. 


J. Allgemeine Lehren. 


1. Suläſſigkeit des Rechtsweges. 
(S. unter 2, GVG. § 13.) 8 


2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 

8 13. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für den Anſpruch auf Rücklieferung vom Staat 
beſchlagnahmter Gegenſtände. 4. — Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen für Anſprüche 
aus dem Verluſt der Ladung eines für Kriegszwecke beſchlagnahmten Schiffs. 180. 

8 70 Ahf. 3. Die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche 
gegen den Fiskus wegen Verſchuldens von Staatsbeamten nach preuß. Recht gilt nur 
bei Verſchulden auf öffentlich-rechtlichem Gebiet. 41. 

8159. Rechtshülfe; der Beweisbeſchluß muß die zu beweiſenden Tatſachen genau 
bezeichnen. 44. 

8179. Eine Ungebührſtrafe kann nur der Richter verhängen, der die Sitzungs⸗ 
polizei ausgeübt hat; Haft nicht über drei Tage. 42. 

8 184. S. bei 8 179. 

5. Gerichtskoſten (GKG.). 

894. Verhältnis der Staatskaſſe zu den Parteien hinſichtlich der Gerichtskoſten 
im Fall des § 941 GKG. 102. 

4. Gebühren von Seugen und Sachverſtändigen 
(GebO. v. 30. Juni 1878/20. Mai 1898). 

8 1. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über feine Zeugnisverweigerung; 

kein Anſpruch auf Beugengebühr. 20. | 


m 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 


A. Gerichte. 

a) Sachliche Zuſtändigkeit (3PO. 88 1—11). 

84. Der Anſpruch auf Herausgabe der Dividendenſcheine iſt Nebenforderung 
des Anſpruchs auf Herausgabe von Aktien, nicht ſo der Anſpruch auf ein Bezugsrecht 
neuer Aktien. 125. 

b) Gerichtsſtand (S8 12—37). 

8 24. Nicht unter 8 24 ZPO. fallen Klagen auf Gewährung und Übertragung 
des Eigentums. 103. 

8 29. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die Ware ver⸗ 
ſteigert iſt. 225. 

8 33. Vorausſetzungen des beſonderen Gerichtsſtands und der Zuläſſigkeit der 
Widerklage. 126. — Unzuläſſigkeit einer Widerklage gegen eine Pfändung. 168. 

8 36°. Die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach $ 36? ſetzt voraus, daß 
die Beklagten Streitgenoſſen ſind. 147. 

B. Parteien. 

a) Partei⸗ und Prozeßfähigkeit (88 50—58). 

8 51. Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeßunfähigen 
Partei hindert die Rechtskraft nicht. 231. 
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b) e Dritter am Rechtsſtreit (88 64 — 77). 


8 66. Nebenintervention des Erbſchaftstäufers zugunſten des mit einem Erb⸗ 
chaftsanſpruch belangten Verkäufers. 226. — Keine Nebenintervention nach rechts⸗ 
räftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits. 183. 

868. Umfang der Maßgeblichkeit der Entſcheidung für den Nebenintervenienten. 
56 S. 93. | 

870. ©. bei 8 74. 

8 74. Umfang der Maßgeblichkeit der Entſcheidung für den nicht beigetretenen 
Dritten. Nr. 56 S. 93. — Berufung des Empfängers der Streitverkündung: die Bei⸗ 
e muß beiden Parteien vor der Berufungseinlegung zugeſtellt N 83. 


c) e d e und Beiſtände 88 78-90). 


881. Heilung einer unwirkſamen ae u Nachbringung der Boll: 
macht. 86. 


d) Prozeßkoſten (88 91 — 107). 


891. Koſtenlaſt, wenn der Beklagte ſeine' Feſtſtellungs-Widerklage gegen eine 
Teilklage nach deren Erweiterung auf das Ganze für erledigt erklärt. 62. — Erſtattung 
der Koſten eines zweiten Prozeß bevollmächtigten, wenn der Vertreter des zum Heeres⸗ 
dienst eingezogenen erſten wegen perſönlicher Beziehungen zum Gegner die Vertretung 
abgelehnt hat. 43. | 

893. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. 

8 99 Abſ. 2. Auch das erſt nach dem Anerkenntnisurteil ergehende Koſtenurteil 
iſt nur mit Berufung anfechtbar. 184. — Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen ein 
Koſtenurteil nach vorangegangenem Teilurteil zur Hauptſache. 202. 

8 100. Koſtenberechnung, wenn bei mehreren Beklagten im Urteil eine Koſten⸗ 
trennung vorgenommen iſt. 227. 

8 103. Der Koſtengläubiger hat Anſpruch auf einen vollſtreckbaren Titel. 60. — 
Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über ſeine Zeugnisverweigerung; kein Anſpruch 
auf Zeugengebühr, ſondern auf Erftattung der Unkoſten gemäß 88 103 ff. ZPO. 20 


e) Sicherheitsleiſtung ($$ 108 — 113). 


8109. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der. Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit 
nicht erhöht. 112. 


) Armenrecht (88 114-127). — 


8 114. Vorausſetzung einer Armenrechtsbewilligung iſt Beeinträchtigung des not⸗ 
wendigen Unterhalks. 104. — Armenrecht für die Ehefrau eines in Deutſchland ab⸗ 
geſperrten Engländers für eine Eheſcheidungsklage. 18. 

8127. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts ift unzuläſſig, wenn ein 
Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 84. 


0. Verfahren. 
a) Mündliche Verhandlung ($$ 128—165). 
8 138. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 61. 
b) Wiedereinſetzung i. d. v. St. ($$ 230— 239). 


§ 234. Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Kriegsteilnehmer, auch wenn 
nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 85. 
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c) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (55 239 — 253). 


8239. Unterbrechung durch den Tod des Beklagten; nicht Klagabweiſung wenn 
die geladenen Rechtsnachfolger nicht aufnahmepflichtig ſind. 105. 

§ 240. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch 
Klage. 69. 

3 247. Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Kriegsteilnehmer, auch wenn 
nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 85. 

§ 249. Die Unterbrechung nach den Kriegsgeſetzen bezieht ſich auch auf das 
Mahnverfahren. 232. 

8 251. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn die 
Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der Prozeß 
nicht cg weiterbetrieben wird. 134. 

2. verfahren in J. Inſtanz. 
A. Vor den Landgerichten. 

a) Verfahren bis zum Urteil (88 253 — 299). 

§ 253. Für die Klagänderung entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 
127. — Heilung einer unwirkſamen Klagezuſtellung durch Nachbringung der Voll— 
macht. 86. — Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 228. 

§ 256. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines Feſtſtellungsanſpruchs. 
106. — Nach Durchführung der Beſitzklage kann auf Feſtſtellung des Eigentums, da- 
gegen nicht mit der Eigentumsklage auf Herausgabe geklagt werden. 191. 

8 259. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des Schei— 
dungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werden? 107. 

§ 268. Für die Klagänderung entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 127. 

8275. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 61. 

§ 280. Koſtenlaſt, wenn der Beklagte feine Feſtſtellungs-Zwiſchenklage gegen 
eine Teilklage für erledigt erklärt, nachdem die Klage auf das Ganze erweitert war. 62. 

8 282. Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine Amtspflichtver⸗ 
letzung; Beweislaſt. 159. — Inhalt des Gegenbeweiſes gegen die Vermutung des 
Eigentums für die im Beſitz befindliche, getrennt lebende Ehefrau. 140. — Unmög⸗ 
lichkeit der Herausgabe, wenn die Sache abhanden gekommen iſt? Beweislaſt. 113. 

§ 286. Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Gegners zu deſſen Un— 
gunſten. 19. — Dürfen perſönliche Eindrücke bei der Beweiswürdigung verwertet 
werden? 185. — Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene eech 
Partei vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

§ 287. Schätzungseid über die Höhe des nn aus einer e 203. 


b) Urteil (58 300— 329). 0 

8 302. Das Ber.⸗Gericht hat auch nachzuprüfen, ob die Erlaſſung eines Vorbe⸗ 
haltsurteils geboten war. 148. 

8 304. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines Feſtſtellungsanſpruchs. 106. 

§ 307. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. — Über die Anfechtung eines prozeſſualen Aner⸗ 
kenntniſſes. 229. 

§ 322. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Schadensberech⸗ 
nung. 204. — Das Urteil auf eine Widerſpruchsklage gegen den n 
ſchafft Rechtskraft auch für den Anſpruch ſelbſt. 165. 

§ 323. Die Umwandlungsklage des 8 323 ZPO. im Verhältnis zum auslän⸗ 
en Recht. 239. — Kann die zugeſprochene . wegen ſpäterer e 

der Verletten gemindert werden? 186. 
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§ 325. Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 228. — Darf 
der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe erwirkt hat, gegen den 
Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage erheben? 108. — Kein 
Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe nach Durchführung der 
Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. N 


c. Allgemeine Beſtimmungen über die Beweisaufnahme (88 355—370). 

§ 359. Der Beweisbeſchluß muß die zu beweiſenden Tatſachen genau bezeichnen. 44. 

d) Zeugenbeweis (88 373—401). 

§ 376. Beweis über die Abſtimmung in einem Richterkollegium. 159. 

8387. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über feine Zeugnisverweigerung. 20. 

§S 401. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über feine Zeugnisverwei⸗ 
gerung; kein Anſpruch auf Zeugengebühr; er hat feine Koſten nach 8 103 ff. ZPO. 
geltend zu machen. 20. 

e) Beweis durch Sachverſtändige (58 402 —414). 

411. Darf der Sachverſtändige Hülfskräfte benutzen? 87. 

) Beweis durch Urkunden (88 415—444). 

8415. Hat eine Partei gegen die andere einen Anſpruch auf Berichtigung einer 
Urkunde? 149. — Gegenbeweis gegen eine Urkunde, daß dieſer Teil beim Vorleſen 
überhört worden ſei. 21. 

g) Beweis durch Eid (88 445-477). 

8 446. Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene urſprüngliche Partei 
vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

9 471. Freie Beweiswürdigung eines von der verſtorbenen urſprünglichen Partei 
vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

h) Verfahren bei der Abnahme von Eiden (8s 478—484). 

8 481. Form der Eidesabnahme im Felde. 164. 


B. Vor den Amtsgerichten (58 495—5 100). 


§ 505. Entlaſtung der Gerichte; Anwendbarkeit des Verweiſungsverfahrens nach 
8505 auf das Verfahren vor den Oberlandesgerichten. 205. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (S8 511—544). 
§ 516. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen geſetzlichen Vertreter 
der prozeßunfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 
8518. Berufung des Empfängers der Streitverkündung; die Beitrittserklärung 
muß beiden Parteien vor der Ber.⸗Einlegung zugeſtellt ſein. 83. 
§ 538°. Keine Zurückverweiſung in die 1. Inſtanz, wenn dort die Schadens⸗ 
klage nur wegen nicht vorhandenen Schadens abgewieſen iſt. 88. 
B. Reviſion (S8 545—566). 
§ 547. Ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche gegen den 
Fiskus wegen Verſchuldens von Staatsbeamten nach preuß. Recht nur bei Verſchulden 
auf öffentlich-rechtlichem Gebiet. 41. 
C. Beſchwerde ($$ 567-577). 
§ 567. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts iſt unzuläſſig, wenn ein 
Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 84. 
§ 568. Weitere Beſchwerde wegen verſagten rechtlichen Gehörs nur bei Übers 
gehung erheblicher Anträge. 63. 
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4. Wiederaufnahme des Verfahrens (88 578—591). 


8578. Nach rechtskräftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt eine Nebeninter— 
vention unſtatthaft. 183. 

8579. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeß— 
unfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 

§ 5807b. Keine Reſtitution auf Grund einer Urkunde, über deren Inhalt die 
Partei ſich ſchon während des früheren Verfahrens unterrichten konnte. 166. 

§ 586. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeß— 
unfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 


5. Eheſachen (88 606-8639). 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern 
(88 640 —644). 


8 625. Zuſtellung des Urteils im Eheſcheidungsverfahren von Amts wegen. 128. 

8 627. Iſt das Ehegericht bei einer einſtweil. Verfügung wegen der Kinder an 
einen vorangegangenen Beſchluß des Vorm.-Gerichts gebunden? 167. 

8 643. Zuläſſigkeit eines Rechtsſtreits zwiſchen den Eltern eines Kindes aus 
nichtiger Ehe über deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung ſeines Familienſtandes. 38. 


6. Mahnverfahren ($$ 688-703). 


8 700. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. — Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungs— 
befehls, wenn die Urſchrift verloren iſt. 232. 


7. Swangsvollſtreckung. 


A, Allgemeine Beſtimmungen (SS 704-802). 


§ 709. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. 

§ 719. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. 

§ 726. Verurteilung Zug um Zug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung iſt eine 
Anordnung des Vorſitzenden nicht erforderlich. 109. 

§ 727. S. bei 8 731. 

5 730. Verurteilung Zug um Zug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung iſt eine 
Anordnung des Vorſitzenden nicht erforderlich. 109. 

8731. Darf der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe 
erwirkt hat, gegen den Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage 
erheben? 108 — Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage nach Durchführung 
der Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. 

§ 733. Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungsbefehls wenn die Urſchrift 
verloren iſt. 232. 

§ 766. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 
angefochten werden. 207. 

8771. Widerſpruchsklage gegen die nicht eingetragene Pfändung einer nur zur 
Sicherheit abgetretenen Buchhypothek. 206. — Unzuläſſigkeit einer Zurückbehaltung und 
einer Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 168. 

§ 797. Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungsbefehls, wenn die Urſchrift 
verloren iſt. 232. 

§ 788. Begriff der Zw-Vollſtr.-Koſten. 169. 
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§ 792. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den In— 
halt eines Erbſcheins. 99. 

§ 793. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 
angefochten werden. 207. 

§ 7945. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. 


B. Zwangs vollſtreckung wegen Geldforderungen. 

a) In das bewegliche Vermögen ($$ 803-863). 

803. Auslegung der Pfän dungsformel „gepfändet bis zur Höhe der Forderung 
des Gläubigers“. 150. 

§ 809. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim Drittſchuldner; 
Beſchwerderecht des Schuldners? 90. i 

88 828 ff. Anfechtung einer Pfändung von Mieten. 34. 

8 829. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim. Drittſchuldner; 
Beſchwerderecht des Schuldners? 90. — Auslegung der Pfändungsformel „gepfändet 
bis zur Höhe der Forderung des Gläubigers“. 150. 

§ 850. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darf der 
Mann nicht aufrechnen. 78. ö 

b) In das unbewegliche Vermögen ($$ 864—871). 

§ 869. 33G. 88 96 ff. Kann ein ausländischer Hyp.-Gläubiger in der von einem 
andern Gläubiger betriebenen Zw.-Verſteigerung Verſagung des Zuſchlags beantragen? 
129. — 386. 115. Das Urteil auf die Widerſpruchsklage ſchafft Rechtskraft auch 
für den Anſpruch ſelbſt. 165. 

c) Verteilungs verfahren (88 872 - 882). 

§ 876. Das Urteil auf die Widerſpruchsklage ſchafft Rechtskraft auch für den 
Anſpruch ſelbſt. 165. ö 

C. Offenbarungseid und Haft (88 899— 915). 

§§ 901. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 
angefochten werden. 207. 

D. Arreſt und einſtweil. Verfügungen (88 916-945). 

8929. S. bei 8 936. 

§ 936. Vollziehung der einſtweil. Verfügung mit der Zuſtellung an den Geg— 
ner. 151. 

8. Schiedsrichterliches Verfahren (588 1025-1048). 

$ 1025. Darf eine Firma als Schiedsrichter beſtellt werden? 22. — Kann in 
einem Schiedsvertrage der einen Partei die Wahl des ordentlichen Gerichts freige— 
laſſen werden? 208. 

8 1031. Privatperſonen können nicht rechtswirkſam vereinbaren, daß eine Be— 
hörde ein Schiedsgericht beſtellen ſolle. 23. 

8 1032. Ungebührliche Verzögerung der Pflichten eines Schiedsrichters? 233. 

8 1033. Widerruflichkeit der Amtsniederlegung eines Schiedsrichters. 130. 


III. Konkursverfahren. 


I. Konkursrecht (KO. 58 1—70). 
810. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch Klage. 69. 
8 12. BR VO. v. 8. Aug. 1914 8 5. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen 
Schuldner unter Geſchäftsaufſicht. 209. . 
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§ 14. S. bei 8 12. 

5 30°. Strenge Anforderungen an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung inkon— 
gruenter Deckungsgeſchäfte. 110. 

§ 41. Die Anfechtungsfriſt nach 8 41 KO. iſt eine Ausſchlußfriſ. 234. 

849. Anſprüche aus einer Militärdienſt-Verſicherung des Gemeinſchuldners und 
aus einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein. 8. 

8 54. Aufrechnung im Konkurſe mit dem Überſchuß aus einem nach der Konk— 
Eröffnung verkauften Pfande. 24. 

8 5531. S. bei 8 54. 

8 611. Fallen Vergütungen für den Vorſtand oder die Mitglieder eines Gruben- 
vorſtandes unter 8 61 Nr. 1 KO.? 91. 

868. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der Konk.⸗Eröff⸗ 
nung über den Hauptſchuldner wird das Recht des Konk.⸗Gläubigers auf volle Bes 
friedigung nicht verringert. 235. 


2, ae (88 7I— 244). 


§ 82. S. bei 8 86. 

886. Haftet der Konk.⸗Verwalter 915 für Verſehen, die im Schlußtermine nicht 
gerügt ſind? 152. 

8 105. Abweiſung des Antrags eines Gläubigers auf e der 
Schuldner hat keinen Anſpruch auf Koſtenerſtattung. 25. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 

§ 20. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den Inhalt 
eines Erbſcheins. 99. 

§ 72. ©. bei 8 20. 

879. Über die Koften des von einem Nachlaßgläubiger eingeleiteten Offen⸗ 
barungseid-Verfahrens hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. 15. 

8125. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter ins Handelsregiſter 
eingetragen werden. 100. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 


$ 22. Zur Umſchreibung eines Grundſtücks auf Witwe und Kinder in fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft bedarf es der Zuſtimmung der volljährigen Kinder. 14 

§ 29. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode des 
Vollmachtgebers gültig? 2. 

§ 77. Beſchlüſſe der Beſchwerdeinſtanz in Grundbuchſachen müſſen auch in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung ausreichend begründet ſein. 170. 

* 
5. Notariat. 

Können ſich die Parteien bei der Beurkundung eines Vertrages durch einen 
gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſen? 133. — Haftung des Notars bei 
Aufnahme eines Vertrages zwiſchen Eheleuten über das Eigentum an Hausſtand— 
ſachen. 56. — Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das maßgebende 
frühere gemeine Recht. 179. 


29. 
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a Uberfidt 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Bamberg. OLG: Nr. 150. 

Berlin. KG.: Nr. 14. 54. 141. 142. 170. 211. 221. 230. 

Celle. OL G.: Nr. 91. 

Colmar i. E. OL G.: Nr. 40. 98. 

Dresden. OL G.: Nr. 1. 6. 8. 17. 24. 28. 31. 35. 49. 53. 61. 62. 66. 68. 76. 79. 
80. 95. 96. 100. 102. 106. 107. 112. 113. 117. 123. 126. 135. 140. 143. 152. 163. 
164. 167. 181. 189. 197. 200. 206. 210. 215. 222. 225. 226. 228. 

Frankfurt a. M. OL G.: Nr. 43. 51. 129. 188. 

Hamburg. OLG.: Nr. 4. 5. 9. 18. 20. 22. 23. 27. 29. 32. 36. 39. 42. 44. 46. 47. 
55. 56. 58. 60. 63. 65. 70. 71. 73. 78. 81—83. 86. 89. 92. 97. 101. 104. 105. 
110. 111. 114. 115. 118. 119. 124. 131. 133. 136. 144 — 146. 148. 151. 155. 156. 
169. 172-175. 179. 187. 193. 196. 198. 199. 202. 204. 207. 212. 213. 223. 224. 
227. 229. 232. 

Hamm. OLG.: Nr. 13. 162. 

Jena. OL G.: Nr. 25. 90. 

Karlsruhe. OLG.: Nr. 139. 

Kiel. OL G.: Nr. 26. 30. 154. 160. 165. 191. 214. 

Königsberg i. Pr. OLG.: Nr. 168. 

Leipzig. RG.: Nr. 3. 7. 10--12. 19. 21. 33. 34. 38. 41. 45. 50. 52. 57. 64. 67. 
69. 75. 77. 87. 93. 94. 99. 108. 120 - 122. 127. 128. 130. 132. 137. 138. 157—159. 
161. 166. 171. 176— 178. 180. 182. 183. 185. 186. 190. 194. 195. 203. 208. 209. 
216. 217. 219. 220. 231. 

München. Ob. LG.: Nr. 2. 15. 16. 88. 147. 149. 192. 

München. OLG.: Nr. 37. 48. 59. 72. 84. 103. 109. 116. 125. 134. 153. 184. 201. 
205. 218. 

Roſtock. OL G.: Nr. 74. 85. 


Berichtigungen. 


Bd. 69 S. 411 Z. 19 v. u. ſtatt 101: 161. 

Bd. 70 S. 81 3. 6 v. u. ſtatt 39 Nr. 65: 39 Nr. 165. 

Bd. 70 S. 400 Z. 20 v. u. ſtatt Verjährung: Verſicherung. 
Bd. 71 S. 473 3. D v. u. ftatt 139: 39. 


Verzeichnis der Onifheidungen, die fowohl in den „Enlſch. des Reiczs⸗ 


Au hang. 


gerihls in Jivilſathen“ als in Senffertls Archi veröffentlicht ſind. 
30. Fortſetzung zum Anhang in Bd. 42; vgl. Gen.⸗Verz. Bd. 58. 


Eniſch. des RG. 


Nr. Seite 

Bd. 88. 

3 9 
18 76 
23 97 
33 137 
341 140 
40 168 
44 179 
47 191 
62 250 
67 267 
71 287 
73 394 
89 366 

100 407 


j 
! 


t 


Seufferts Archiv Entih. des RG. 
Bd. Nr. Nr. Seite 
107 „ 430 
72 217 108 433 
„ 33 
„ 50 
3 1 a. 89. 
„ 111 1: „ 1 
„ 120 3 | 13 
„ 208 35 163 
i 64 42 190 
5 45 51 221 
108 52¹ 225 
8 94 74 330 
g 235 75 | 334 
a 137 80 351 
. 122 95 424 
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J. Bürgerliches Recht. 


1. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 
Bol. 57 Nr. 233 m. N.; auch die beiden folgenden Nr. m. N. z 
BGB. 5 151. 


Die Klägerin hatte die Beklagte um Übermittelung eines Angebotes 
in geſalzenem Fleiſch und gewiſſen andern Lebensmitteln erſucht. Darauf 
hatte dieſe der Klägerin ein Angebot geſandt, welches ſich als freibleibend be⸗ 
zeichnete und auf einem Formular geſchrieben war, welches den Seitenauf⸗ 
druck enthielt: 

Zahlungsbedingungen: Kaſſa gegen Lieferſchein in Hamburg. Erfüllungsort für 
Lieferung und Zahlung iſt Hamburg. Aufträge gelten nur als angenommen 
nach ordnungmäßiger ſchriftlicher (nicht mündlicher) Beſtätigung unſererſeits. 

Auf Grund dieſes Angebots iſt ein Geſchäft nicht zuſtande gekommen. Da⸗ 
gegen haben demnächſt neue Verhandlungen der Parteien am Fernſprecher zu 
einer grundſätzlichen Einigung geführt. Die Klägerin hat darauf den Ab⸗ 
ſchluß ſchriftlich beſtätigt, die Beklagte jedoch drahtlich die Beſtätigung vor⸗ 
läufig verſagt und ihre Weigerung ſpäter aufrechterhalten. 

Der Beklagten iſt darin beizupflichten, daß ein feſter Abſchluß ſchon 
um deswillen nicht als erfolgt erachtet werden kann, weil ſie die vor⸗ 
läufige Einigung am Fernſprecher nicht ſchriftlich beſtätigt hat. Es iſt nicht 
richtig, daß der in dem Aufdruck des Angebotformulars enthaltene Vorbehalt 
mit der Erledigung des dort gemachten Angebots ſeine Bedeutung verloren 
hätte. Dieſer Aufdruck bezog ſich keineswegs nur auf das zurzeit behandelte 
Geſchäft; er beſagt vielmehr unzweideutig, daß ſich die Beklagte bezüglich aller 
Aufträge vor der ihrerſeits erfolgten ſchriftlichen Beſtätigung nicht gebunden 
erachte. Es heißt dort ausdrücklich: „Aufträge“ gelten nur als angenommen ꝛc. 

Wenn ein Kaufmann einem andern ein Angebot macht und ihm bei dieſer 
Gelegenheit die allgemeinen Bedingungen mitteilt, unter denen er arbeite 
oder arbeiten wolle, ſo müſſen dieſe Bedingungen als vom andern Teil ange⸗ 
nommen gelten, wenn dieſer keinen Einſpruch gegen dieſelben nn und Ab⸗ 
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weichendes nicht vereinbart wird. Dabei ſpielt es keine Rolle, ob das gerade 
vorliegende Angebot zum Abſchluß führt, oder erſt auf Grund neuer abweichender 
Forderungen eine Einigung erzielt wird. Die allgemeinen, vom Anbietenden 
vorbehaltenen Bedingungen behalten noch für den ſpäteren Abſchluß ihre 
Bedeutung, und dies um ſo mehr, wenn die tatſächliche Einigung ſchon einen 
oder einige Tage ſpäter erfolgt, wie das hier geſchehen iſt. 

Mit Unrecht macht die Klägerin geltend, daß der Aufdruck unter „Zahlungs⸗ 
bedingungen“ ſtehe und daher nicht beachtet werde. Auch Zahlungsbedingungen 
allgemeiner Natur ſind bedeutungvoll und verdienen daher die Beachtung 
des Empfängers eines Angebots. Daß etwa der Aufdruck an verſteckter Stelle 
oder ſonſtwie verleitlich angebracht ſei, fo daß ein Überſehen leicht möglich 
erſcheine, kann nicht anerkannt werden. Die Klägerin war daher verpflichtet, 
dem Vorbehalt der Beklagten Rechnung zu tragen, auch wenn dieſe bei der 
Fernſprechverhandlung nicht auf ihn zurückgekommen iſt. Sache der Klägerin 
wäre es geweſen, ſich die Beſeitigung des Vorbehalts zu ſichern. 

War aber die ſchriftliche Beſtätigung der Beklagten Bedingung des feſten 
Abſchluſſes, ſo war die Klägerin nicht in der Lage, dieſes Ergebnis durch die 
eigene Beſtätigung herbeizuführen. Ein Widerſpruch der Beklagten war daher 
an ſich unnötig. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Juli 1917. Gebr. W. w. 

Sp. A. & Co. Bf. VI. 59/17. Nö. 


2. Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn an- 
gebende Schlußnote. 
Sal. 64 Nr. 142 m. N., Nr. 184; 66 Nr. 181; auch die vorige Nr. m. N. ſowie die folgende Nr. 
BER. $$ 151. 157. 269; HGB. $ 346; ZPO. $ 29. 

In dem ſich als Schlußnote bezeichnenden Schreiben des Maklers R. an 
den Beklagten v. 13. März 1916 findet ſich der Satz: „Netto Kaſſe gegen Dupli⸗ 
katfrachtbrief auf Grund jeweilig rechtzeitig zu machender Anweiſung bei 
Verkäufers Bank“. Dieſe Faſſung konnte immerhin Zweifel erwecken, ob 
der Verkäufer nicht damit ausdrücken wollte, daß der Beklagte in Hamburg 
bei Klägers Bank zu erfüllen habe. Wenn der Beklagte darauf zwei Tage ſpäter 
von dem Kläger ſelbſt ein Schreiben erhielt, das die durch R. vermittelten Ab⸗ 
machungen mit Abweichungen beſtätigte und mehrfach unterſtrichen, an nicht 
zu überſehenden Stellen, am Kopf und am unteren Ende des Schreibens, 
den Vermerk „Erfüllungsort Hamburg“ trug, ſo durfte er ſich nach kaufmän⸗ 
niſchem Gebrauch der Verpflichtung nicht entziehen, alsbald zu widerſprechen, 
wenn er Hamburg als Erfüllungsort nicht gelten laſſen wollte. Ein ſolcher 
Widerſpruch iſt aber erſt am 20. März 1916 erfolgt und war daher jedenfalls 
verſpätet. Daß der Beklagte in der Zeit vom 16. bis 20. März verreiſt geweſen 
iſt, entſchuldigt dieſe Unterlaſſung nicht. Er mußte Sorge tragen, daß ſein 
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kaufmänniſcher Briefverkehr auch in ſeiner Abweſenheit erledigt wurde und 
ſei es auch nur in der Form, daß Zuſtimmung oder Genehmigung von An⸗ 
trägen bis zur Rückkehr des Inhabers abgelehnt wurden. Für ſolche Unter⸗ 
laſſung mußte der Beklagte einſtehen, ſoweit im eee Verkehr 
Schweigen als Zuſtimmung gilt. 

Es kann auch nicht anerkannt werden, daß der Beklagte ein Schreiben des 
Klägers, das einem durch den Makler vermittelten und beurkundeten Abſchluß 
nachfolgte, um deswillen unbeantwortet laſſen durfte, weil der Vertrag bereits 
auf der vom Makler beurkundeten Grundlage abgeſchloſſen worden ſein ſoll. 
Unter Umſtänden können auch einſeitig vertragändernde oder aufhebende 
Schreiben einer Partei infolge Stillſchweigens der Gegenpartei als genehmigt 
gelten, wenn dies Treu und Glauben im kaufmänniſchen Verkehr erfordern. 
Vorliegend hätte die Faſſung der ſogenannten Schlußnote, die ſich nicht in 
die ſonſt übliche, rein geſchäftliche Form einer Schlußnote kleidet und die nur 
zwei Tage ſpäter geſchriebene Mitteilung des Klägers den Beklagten als Kauf⸗ 
mann veranlaſſen müſſen, klarzuſtellen, ob er Hamburg als Erfüllungsort gelten 
laſſen wollte oder nicht. Enthielt auch die Schlußnote, ſtreng genommen, 
eine Abänderung des geſetzlichen Erfüllungsortes für den Beklagten nicht, 
ſo war doch nicht unzweifelhaft, wie ſie etwa verſtanden werden würde, und 
wenn daraufhin der Kläger ſelbſt in einem Schreiben ſofort klarſtellte, daß 
er unter der Abmachung: „Kaſſe auf Grund Anweiſung bei Verkäufers Bank“ 
Erfüllungsort Hamburg verſtanden wiſſen wollte, ſo konnte der Beklagte, 
wenn er ſich nicht dem Rechtsnachteil der Genehmigung ausſetzen wollte, 
dieſes Schreiben nicht einfach unbeantwortet laſſen, weil er damit rechnen 
mußte, daß bei der Abfaſſung der Schlußnote durch den Makler ein Irrtum 
oder ein Mißverſtändnis unterlaufen ſein konnte. Beantwortete daher der 
Beklagte dieſes Schreiben nicht alsbald, wie dies in ſolchen Angelegenheiten 
im Handelsverkehr unter Großkaufleuten üblich iſt, ſo galt ſein Schweigen als 
Zuſtimmung. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 9. Mai 1917. J. W. w. C. P. 

Bf. V. 27/17. Nö. 


3. Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein 
mündlicher Vertrag vorher nicht zuſtande gekommen iſt. 
Vgl. 70. Nr. 143 m. N., auch die beiden vorigen Nr. 
BGB. 88 154. 157. HGB. $ 346. 

Der Kläger behauptete, den Beklagten am 18. Dezember 1915 einen 
Waggon Speiſeſalz verkauft zu haben und verlangte, da Beklagte die Annahme 
verweigert hatten, Schadenerſatz. Die Beklagten beſtritten, daß ein Kauf 
überhaupt zuſtande gekommen ſei. Der 1. Richter hielt den von den Beklagten 
angetretenen Gegenbeweis nicht für geführt und erkannte auf den den Beklagten 
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über den Kaufabſchluß zugeſchobenen Eid. Die Berufung des Klägers wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen. 

„Streitig iſt vor allem, welche Bedeutung dem Beſtätigungsſchreiben des 
Klägers v. 18. Dez. 1915 zukommt. Der 1. Richter verſagt ihm jede Bedeutung, 
weil ein ſolches vorausſetze, daß ein Vertrag in den Grundzügen zuſtande⸗ 
gekommen ſei, während nur die beſonderen Bedingungen in dem Beſtäti⸗ 
gungsſchreiben feſtgelegt würden. Ein ſolches Beſtätigungsſchreiben ohne vor⸗ 
herigen Vertragsabſchluß, meint er, ſei ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, denn 
was garnicht zuſtandegekommen ſei, könne nicht beſtätigt werden. In dieſer 
Allgemeinheit kann dem jedoch nicht zugeſtimmt werden. Denn an den Aus⸗ 
druck „Beſtätigungsſchreiben“ darf man ſich nicht klammern; auch wenn nichts 
vorher vereinbart iſt, kann es trotz des Ausdrucks „Beſtätigungsſchreiben“ 
als ein Vertragsangebot aufgefaßt werden, und ob ein Schweigen darauf 
als Zuſtimmung gedeutet werden kann, hängt immer von den Umſtänden des 
beſonderen Falles ab. Im allgemeinen kann aus dem Schweigen auf ein 
Vertragsangebot auch im Handelsverkehr nicht ohne weiteres auf Zuſtimmung 
geſchloſſen werden. Unter ganz beſonderen Umſtänden kann aber doch ein 
derartiger Schluß gerechtfertigt ſein. In dieſem Sinne hat auch das Reichs⸗ 
gericht (Gruchot 54, 894) den grundſätzlichen Standpunkt, daß die ſtillſchweigende 
Empfangnahme eines Beſtätigungsſchreibens höchſtens als Genehmigung 
vorher noch nicht anderweit geregelter Punkte eines bereits abgeſchloſſenen 
Vertrages aufgefaßt werden könne, als rechtsirrtümlich verworfen, aber an⸗ 
genommen, daß, wenn ein Beſtätigungsſchreiben die fortbeſtehende Bereit⸗ 
willigkeit bekunde, ein Geſchäft des in dem Schreiben erwähnten Inhalts 
einzugehen, unter beſonderen Umſtänden das Stillſchweigen auf dieſes Schrei⸗ 
ben in Anwendung der 88 346 HGB., 157 BGB. dieſelbe vertragbegründende 
Bedeutung haben könne wie eine ausdrückliche Zuſtimmung. Solche beſon⸗ 
deren Umſtände hatte das Reichsgericht insbeſondere darin erblickt, daß beide 
Parteien davon ausgegangen ſeien und es auch den äußeren Anſchein habe, 
als ſei ein Vertrag bereits durch das Ferngeſpräch abgeſchloſſen und daß die 
damalige Klägerin der Beklagten ihre Auffaſſung über den Inhalt des Ver⸗ 
tragſchluſſes habe mitteilen wollen. Man wird vielleicht noch weitergehen 
und möglicherweiſe bei einer dauernden regen Geſchäftsverbindung das gleiche 
annehmen können. 

Hier aber liegen die Verhältniſſe ganz anders. Die Beklagten haben von 
vornherein beſtritten, daß überhaupt ein Vertrag zuſtandegekommen ſei. 
Die Parteien ſtanden auch nicht in Geſchäftsverbindung miteinander. Kläger 
gibt ſogar ſelbſt zu, daß er zu verſchiedenen Malen den Beklagten Speiſeſalz 
vergeblich angeboten und daß Beklagte dies jedesmal abgelehnt hätten, nur 
am 18. Dez. 1915, behauptet er, ſei es ihm gelungen, die Beklagten doch zum 
Abſchluß des Vertrages zu beſtimmen. Iſt aber vorher eine Ablehnung des 
Vertragsangebots erfolgt, dann bedeutet Stillſchweigen auf ein Beſtätigungs⸗ 
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ſchreiben nicht Zuſtimmung, vielmehr iſt anzunehmen, daß der Ablehnende 
ſo lange auf ſeinem Standpunkte verharrt, bis er ausdrücklich oder durch ſchlüſſige 
Handlungen die Zuſtimmung erklärt. (Übereinftimmend OLG. Colmar Recht 6, 
693; BankArch. 6, 12.) Beſondere Umſtände, welche nach Treu und Glauben 
eine Antwort auf das Beſtätigungsſchreiben hätten geboten erſcheinen laſſen, 
hat der Kläger nicht angeführt. Er macht nur noch geltend, er habe am 3. Ja⸗ 
nuar 1916 den Beklagten die Abſendung des Waggons telegraphiſch angezeigt 
und wiederum keine Antwort erhalten. Indes zunächſt brauchten die Beklagten 
den Inhalt des Telegramms keineswegs ohne weiteres dahin aufzufaſſen, 
daß Kläger den Waggon in Erfüllung einer von ihnen gemachten Beſtellung 
abgeſandt habe, ſodann brauchten aber auch die Beklagten, wenn kein Ver⸗ 
trag zuſtandegekommen war, auf das die Zuſendung anzeigende Telegramm 
überhaupt nicht zu antworten.“ 


Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 3. Juli 1917. 2 U. 230/16. 


4. Umfang der zu erſetzenden Herſtellungskoſten, wenn der Beſchädigte 
die Berftellung ſelbſt ausführt. 
BGB. 8 249. 


Auf der Bahnſtrecke A.—G. wurden im Jahre 1912 Bodenſenkungen 
feſtgeſtellt. Der Eiſenbahnfiskus ließ den Bahnkörper wieder herſtellen und 
verlangte dann aus 8249 BGB. Koſtenerſatz. Die Beklagte erkannte ihre 
Erſatzpflicht an ſich an, bemängelte aber neben den ihr in Rechnung geſtellten 
Bekanntmachungskoſten und den Zuſchlägen zu den Arbeiterrottenlöhnen vor 
allem die Höhe der Transportkoſten. — Die Vorinſtanzen hatten dem Klage⸗ 
begehren in vollem Umfange entſprochen; das AN hob auf und ver- 
wies zurück. Gründe: 

„Für den durch ihren Bergwerksbetrieb verurſachten Schaden hat die 
Beklagte nach § 148 (preuß.) Allg. Berggeſ. vollſtändige Entſchädigung zu 
leiſten. Über die Art und den Umfang der Entſchädigung findet mangels be⸗ 
ſonderer berggeſetzlicher Vorſchriften der 8 249 BGB. Anwendung, der be⸗ 
ſtimmt: 

Wer Schadenerſatz zu leiſten hat, ift den Zuſtand herzuſtellen verpflichtet, der be- 
ſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 


wäre. Iſt Schadenerſatz wegen Beſchädigung ... einer Sache zu leiſten, fo 
kann der Gläubiger ſtatt der Herſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag ver- 
langen. 


Die zur Herſtellung erforderlichen Transporte hat der Kläger durch ſeine An⸗ 
geſtellten und Arbeiter unter Geſtellung der nötigen Maſchinen, Wagen und 
Gerätſchaften ausführen laſſen, und den Erſatz hierfür beanſprucht er in der 
vollen Höhe der tarifmäßigen Frachtſätze. Richtig iſt nun, daß der $ 249 BGB., 
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wenn er von dem Erſatze des zur Herſtellung erforderlichen Geldbetrags 
ſpricht, damit einen objektiven Maßſtab anlegt. Beſondere Umſtände, die 
gerade dem Beſchädigten die Herſtellung auf dem gewöhnlichen Wege erleich⸗ 
tern oder erſchweren können, haben auszuſcheiden. Dem Gläubiger ſind nicht 
die tatſächlich verauslagten Koſten zu erſetzen, ſondern die zur Herſtellung er⸗ 
forderlichen Koſten, und dies iſt der Geldbetrag, der für die Herſtellungs⸗ 
arbeiten im Verkehr regelmäßig gefordert und bewilligt wird. Daß in dieſem 
Sinne der $ 249 Satz 2 zu verſtehen iſt, entſpricht der in der Rechtslehre herr⸗ 
ſchenden Anſicht und auch der Rechtſprechung des Reichsgerichts (Entſch. 
71, 215). Indeſſen reichen auch bei dieſer dem Kläger günſtigen Geſetzes⸗ 
auslegung die getroffenen Feſtſtellungen nicht aus, um den Klaganſpruch als 
gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. 

Wenn es ſich darum handelt, den geſunkenen Bahnkörper wieder zu heben, 
wird der Fachmann regelmäßig der Eiſenbahnunternehmer ſelbſt ſein, er wird 
vor allem auch über das erforderliche Perſonal und Material verfügen, und 
er muß, ſchon um Betriebsſtörungen und Betriebsgefahren fernzuhalten, ſtets 
in der Lage bleiben, nach Zeit und Ort über die Ausführung der Arbeiten nach 
eigenem Ermeſſen zu befinden. Jedenfalls iſt für die Rev.⸗Inſtanz nicht zu 
unterſtellen, daß Arbeiten, wie die Hebung von Eiſenbahnanlagen, regelmäßig 
an fremde Unternehmer, die ſich dann der Eiſenbahn als Frachtführers be⸗ 
dienen müſſen, verdungen zu werden pflegen, vielmehr iſt mangels entgegen⸗ 
ſtehender Feſtſtellungen davon auszugehen, daß es der ſachgemäße und auch 
der verkehrsübliche Weg ſein wird, daß die Eiſenbahn ſelbſt die Arbeiten aus⸗ 
führen läßt. Dann aber müſſen auch bei Anwendung der objektiven Berech⸗ 
nungsart die Tarifſätze für die Koſtenberechnung außer Betracht bleiben. 
Der Eiſenbahnunternehmer, der ſelbſt die Ausbeſſerung beſorgt und damit 
wegen ſeines Herſtellungsanſpruchs ſich ſelbſt befriedigt (RGEntſch. a. a. O.), 
beſorgt auch die Transporte für ſich, und die tarifmäßigen Frachtſätze, die nach 
der getroffenen Feſtſtellung im vorliegenden Falle die Selbſtkoſten um 40°, 
überſteigen, erwachſen ihm als Koſten nicht. Der zu erſetzende Herſtellungs⸗ 
preis würde nicht der im Verkehr übliche Preis fein, wenn er auf der Grund⸗ 
lage von Verhältniſſen bemeſſen würde, unter denen tatſächlich im Verkehr 
die Herſtellung ſich nicht zu vollziehen pflegt. Iſt es Regel, daß der Eiſenbahn⸗ 
unternehmer ſelbſt die beſchädigten Anlagen herſtellt, jo haben als übliche Fracht⸗ 
koſten nur die Selbſtkoſten zu gelten, in der Höhe, wie ſie unter den gegebenen 
Verhältniſſen jeder Eigentümer eines ſolchen Unternehmens hätte aufwenden 
müſſen. Zu dieſer Rechtsauffaſſung ſtellt ſich das Ber.-Gericht durchweg in 
Gegenſatz, und deshalb war die Aufhebung des Urteils geboten. Der geltend 
gemachte Anſpruch iſt nicht der Anſpruch auf Schadenerſatz aus den 88 250 
Satz 2, 251. 253, ſondern der Herſtellungsanſpruch in der Form einer Geld— 
zahlung zum Erſatz der Koſten, die dem Gläubiger dadurch, daß er ſich ſelbſt 
befriedigt hat, erwachſen ſind. In Frage ſteht auch nicht, wie anſcheinend das 
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Ber.⸗Gericht annimmt, die Gewährung einer angemeſſenen Vergütung für 
die Leiſtung ‚organiſierter Arbeit’, unter welch' letzterem Geſichtspunkte auch 
der Kläger ſelbſt ſeinen Anſpruch garnicht zu begründen verſucht hat. 
Das Ber.⸗Gericht wird über den Klaganſpruch ſeinem ganzen Umfange 
nach erneut zu befinden haben. Den Anſpruch der Höhe nach feſtzuſtellen, 
unterliegt nach § 287 ZPO. dem freien richterlichen Ermeſſen; entſprechend 
der bereits in dem Urteil des erkennenden Senats in der Sache F. w. D. v. 
16. Sept. 1914, V. 128/14, zum Ausdruck gelangten Rechtsauffaſſung wird 
aber daran feſtzuhalten ſein, daß der Anſpruch aus 9 249 Satz 2 BGB. nicht 
auch den Anſpruch auf einen ſog. Unternehmergewinn umfaßt. Anderſeits 
werden die Herſtellungskoſten entſprechend höher zu bemeſſen ſein, ſoweit 
ſich ergeben ſollte, daß die Herſtellung regelmäßig auch für den Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer im Intereſſe der vollſtändigen Aufrechterhaltung des Bahnbetriebes 
und zur Vermeidung von Einnahmeausfällen mit geſteigerten Schwierig⸗ 
keiten und Hemmungen verbunden ſein wird.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 14. April 1917. Gewerkſch. Z. (Bkl.) 


w. preuß. EBFiskus (OLG. nn) V. 26/17. Auch in RGEntſch. 90 
Nr. 36 S. 154. 5 


5. Rücktrittsrecht wegen poſitiver Dertragsverlegungen*, obſchon der 
Rücktritt zunächſt aus anderm Grunde erklärt war.““ 
Vgl. 59 Nr. 32; 61 Nr. 129. — gl. 70 Nr. 122. 
5 BGB. 326. 

Die verklagte Firma hatte Anfang März 1915 der Heeresverwaltung gegen⸗ 
über die Lieferung von 20000 Stück Magervieh übernommen, die in den be⸗ 
ſetzten Gebieten von Belgien und Frankreich auf Weidemaſt kommen ſollten. 
Sie ſchloß deshalb mit dem Kläger den ſchriftlichen Vertrag v. 12. März 1915, 
wonach ſich dieſer verpflichtete, ihr in der Zeit vom 25. März bis 20. April 1915 
mindeſtens 2500 Stück junges Magervieh, aus Pommern, Poſen, der Prieg⸗ 
nitz, der Provinz Sachſen, Hannover oder Oldenburg ſtammend, zum Preiſe 
von 46. für den Zentner lebend Gewicht zu liefern. Nachdem der Kläger 
669 Stück Vieh geliefert hatte, verweigerte die Beklagte die weitere Abnahme. 
Der Kläger verlangte Schadenerſatz. — In den erſten beiden Inſtanzen wurde 
der Anſpruch dem Grunde nach als gerechtfertigt anerkannt. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Gegenüber dem klägeriſchen Schadenserſatzanſpruch hat die Beklagte 
geltend gemacht, daß ſie durch Schreiben v. 13. April 1915 befugtermaßen 
vom Vertrage zurückgetreten ſei, weil der Kläger ſich in mehrfacher Hinficht. 
poſitiver Vertragsverletzungen ſchuldig gemacht habe. Solche findet die Be⸗ 
klagte u. a. darin, daß der Kläger an Stelle von Weidevieh 121 Stück bayriſches. 
Stallvieh geliefert habe. — — — Das Ber.⸗Gericht hat feſtgeſtellt, daß bay⸗ 
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riſches Vieh, weil es für Weidezwecke ungeeignet iſt, nach der Abrede der Par⸗ 
teien von der Lieferung ausgeſchloſſen war. Die trotzdem erfolgte Lieferung 
erachtet das Ber.⸗Gericht für eine ſo grobe Vertragwidrigkeit, daß ſie für die 
Beklagte einen hinreichenden Grund zum Rücktritt vom ganzen Vertrage habe 
abgeben können. Sei alſo die Beklagte tatſächlich wegen der Lieferung bayriſchen 
Viehs vom Vertrage zurückgetreten, fo wäre dieſer Rücktritt berechtigt und der 
Schadenerſatzanſpruch des Klägers unbegründet. In Wahrheit habe die Be⸗ 
klagte aber ſchon vor ihrem Briefe v. 13. April 1915 die weitere Abnahme des 
vom Kläger angeſchafften Viehs aus einem anderen, nicht klar erſichtlichen 
Grunde verweigert und ſich dadurch eines Vertragsbruchs ſchuldig gemacht. 
Die im Briefe v. 13. April 1915 angegebenen Gründe, darunter auch der 
wegen Lieferung des bayriſchen Viehs, ſeien nur künſtlich hervorgeſucht, um 
von ihren Vertragspflichten loszukommen und den bereits begangenen Vertrags⸗ 
bruch zu rechtfertigen. Dieſen Entſcheidungsgrund greift die Reviſion an und 
dieſe Rüge iſt ſachlich begründet. 

Nicht zu beanſtanden iſt die Anſicht des Ber.⸗Gerichts, daß der Kläger durch 
die Lieferung des bayriſchen Viehs der Beklagten genügenden Anlaß zum 
Rücktritt vom Vertrage gegeben habe. — — — Dagegen kann dem Ber.- 
Gericht nicht beigepflichtet werden, wenn es den Rücktritt deshalb für un⸗ 
begründet erklärt, weil die Abnahmeweigerung der Beklagten in Wirklich⸗ 
keit nicht wegen der vertragwidrigen Lieferung bayriſchen Viehs, ſondern aus 
einem anderen, nicht aufgeklärten Grunde ſtattgefunden habe. Ein allgemein 
anerkannter Rechtsgrundſatz iſt es, daß jedermann das ihm zuſtehende jub- 
jektive Recht in den geſetzmäßigen Schranken ausüben und ſich alle Vorteile 
verſchaffen darf, zu denen ihm das Recht verhelfen kann. Die Beklagte war 
daher, wenn ſie, wie das Ber.⸗Gericht ſelbſt annimmt, infolge der poſitiven 
Vertragsverletzung des Klägers ein Recht zum Rücktritt vom Vertrage erwor⸗ 
ben hatte, auch befugt, ſich dieſes Rechts zu bedienen, um vom Vertrage los⸗ 
zukommen. Ob andre Umſtände, wie etwa die Ausſicht, das benötigte Vieh 
ſich anderweit zu günſtigeren Bedingungen verſchaffen zu können, für die 
Entſchließung der Beklagten zunächſt beſtimmend waren, iſt unerheblich. 
Wohl erſcheint es zuläſſig, zur Beurteilung der Gefährdung des Vertragszwecks 
die perſönliche Auffaſſung des von der Vertragsverletzung betroffenen Teils 
zu berückſichtigen und auch das Verhalten, das er nach der Verletzung gezeigt 
hat, als Beweisumſtand für die Gefährdung oder Nichtgefährdung in Be⸗ 
tracht zu ziehen. Iſt aber unter Würdigung aller Umſtände anzunehmen, 
daß die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet und damit das Rücktritts⸗ 
recht für den verletzten Teil begründet ſei, ſo iſt auch ein ausgeſprochener Rück⸗ 
tritt für gerechtfertigt zu erachten, ohne daß es darauf ankommt, ob zunächſt 
der Entſchluß zum Rücktritt gerade durch die Vertragsverletzung und nicht etwa 
durch andre Gründe herbeigeführt worden iſt. Es erſcheint deshalb keines⸗ 
wegs unſtatthaft, das Rücktrittsrecht nachträglich zur Rechtfertigung der Er⸗ 
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füllungsverweigerung heranzuziehen, wenn dieſe urſprünglich auch aus einem 
andern Grund erfolgt iſt, ja ſelbſt wenn das Beſtehen des Rücktrittsrechts 
dem Weigernden damals noch garnicht bekannt war (Entſch. 65, 56 f.). Daß 
im vorliegenden Falle die Beklagte ſich des vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten 
Rücktrittsrechts dem Kläger gegenüber zur Auflöſung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes hat bedienen wollen, kann nicht zweifelhaft ſein. Denn in dem Briefe 
v. 13. April 1915, in dem ſie ſich mit unzweideutigen Worten vom Vertrage 
losſagt, führt ſie als einen der Gründe für die Vertragsauflöſung die Lieferung 
bayriſchen Viehs an. | 
Zweifelhaft kann es indes fein, ob die Beklagte ihr Rücktrittsrecht nicht 
bereits vor dem 13. April 1915 verwirkt hatte. Wie vom Reichsgericht bereits 
mehrfach ausgeſprochen worden iſt, tritt der Verluſt des Rücktrittsrechts ein, 
wenn der Berechtigte trotz Kenntnis der den Rücktritt begründenden Tatſachen 
den Vertrag fortſetzt, insbeſondere vom Gegner weitere Vertragserfüllung 
fordert. Denn wenngleich die Ausübung des Rücktrittsrechts an keine beſtimmte 
Friſt geknüpft iſt, ſo würde es doch mit den Grundſätzen von Treu und Glauben 
unvereinbar ſein, wenn der Berechtigte noch zurücktreten könnte, nachdem er 
Handlungen vorgenommen hat, die vom andern Teil als Ausdruck des Willens, 
am Vertrage feſtzuhalten, aufgefaßt werden mußten. In derartigen Hand⸗ 
lungen kann ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht gefunden werden. Zu prüfen 
bleibt deshalb, ob die Annahme eines Verzichts durch das Verhalten der Be⸗ 
klagten nach der Abnahme des bayriſchen Viehs gerechtfertigt wird. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 2. Juni 1917. Gebr. Sch. (Bkl.) 
w. K. (OLG. Naumburg.) I. 55/17. 


6. Sächſiſche Landeskulturrenten ſind keine Rentenſchulden i. S. des 
Bürgerl. Geſetzbuchs. 
BGB. 38 439. 1105. 1199. 

Die Beklagten verkauften als Erben des Privatmanns Bl. am 19. Juni 
1912 das Grundſtück Bl. 18 des Grundb. für K. für 16690. an den Kläger, 
der als Eigentümer im Grundbuch eingetragen wurde. Auf dem Grundftüd 
war in Abt. III eine Landeskulturrente von 103,04. eingetragen, die im 
Kaufvertrage und im Auflaſſungsprotokoll nicht erwähnt worden war. Der 
Kläger wollte ſie nicht mit übernommen haben. Er forderte deshalb von den 
Beklagten als Geſamtſchuldnern, daß ſie die Rente auf ihre Koſten löſchen 
laſſen und ihm die an die Landeskulturrentenbank bereits bezahlten Renten⸗ 
beträge mit 103,04. nebſt Zinſen erſtatten ſollten. Die Beklagten wandten 
ein, daß die Rente vom Kläger nach Geſetz und Vertrag mit übernommen worden 
ſei, indem er und ſeine Vertreterin in den Kaufverhandlungen und bei Ver⸗ 
tragsabſchluß von der Rente Kenntnis gehabt hätten, und daß die Rente nur 
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aus Verſehen nicht im Kaufvertrage erwähnt, deren Übernahme durch den 
Käufer aber beſprochen worden ſei. — Das Oberlandesgericht wies, ent⸗ 
gegen dem Landgericht, die Klage ab und führte über die Eigen] haft der Landes⸗ 
kulturrente aus: 

„Das Kaufgrundſtück war zur Zeit des Kaufabſchluſſes mit einer Landes⸗ 
kulturrente belaſtet. Im Kaufvertrage und im Auflaſſungsprotokoll iſt ihre 
Übernahme vom Käufer weder ausdrücklich erklärt noch ausgeſchloſſen worden. 
Auch mündlich iſt die Rente in der Kauf- und Auflaſſungsverhandlung nicht - 
erwähnt worden. — — — Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt deshalb 
von der Beantwortung der Frage ab, ob die Käufer kraft Geſetzes die Renten⸗ 
belaſtung als einen Mangel im Recht dem Käufer gegenüber zu vertreten haben 
oder nicht (88 434 BGB.). 

Aus der Beſtimmung des $ 436 läßt ſich dieſe Frage nicht eu 
weil eine Landeskulturrente weder unter öffentliche Abgaben noch unter andre 
öffentliche Laſten fällt; denn ihre Beſtellung beruht auf einem privatrechtlichen 
Vertrage des Grundſtückseigentümers mit der Rentenbank, die ihm die Mittel 
zur Beſtreitung gewiſſer Grundſtücksaufwendungen darlehnsweiſe gewährt 
hat. Die für die Vertretungspflicht des Verkäufers für Mängel im Recht maß⸗ 
gebenden Grundſätze enthält 8 439 BGB. Hier wird in Abſ. 1 die Regel auf⸗ 
geſtellt, daß der Verkäufer einen Mangel im Recht nicht zu vertreten hat, 
wenn der Käufer den Mangel beim Abſchluß des Kaufes kennt, dagegen in 
Abſ. 2 die Ausnahme getroffen, daß der Verkäufer eine Hypothek, eine Grund⸗ 
ſchuld, eine -Rentenſchuld oder ein Pfandrecht zu beſeitigen hat, auch wenn der 
Käufer die Belaſtung kennt. An der Vertretungspflicht der Beklagten wäre 
hiernach nicht zu zweifeln, wenn ſich die ſtreitige Landeskulturrente unter den 
Begriff ‚Nentenjchuld’ bringen ließe. Das iſt aber mit dem Sprachgebrauch 
des Geſetzbuchs nicht vereinbar. Unter einer Rentenſchuld verſteht das Ge⸗ 
ſetzbuch ausſchließlich die in § 1199 rechtlich gekennzeichnete Sonderart einer 
Grundſchuld, während die Landeskulturrente, um die im vorliegenden Fall 
geſtritten wird, eine Rentenlaſt i. S. von 8 1105 iſt. Sie iſt auch in dem Grund⸗ 
bucheintrage (Abt. III Nr. 20) ausdrücklich als ein ſolches Rechtsgebilde be⸗ 
zeichnet worden. Die Reallaſt als ſolche der Hyp.⸗Forderung gleich zu be⸗ 
handeln muß bedenklich fallen, da das Geſetz eine entſprechende Anwendung 
hypothekenrechtlicher Vorſchriften — der für Zinſen geltenden — nur für die 
einzelnen verfallenen Reallaſt⸗Leiſtungen zuläßt. Überdies verbindet ſich 
eine Einreihung der Reallaſt unter die in Abſ. 2 des $ 439 beſonders behandelten 
Grundſtücksbelaſtungen auf dem Wege einer entſprechenden Geſetzesanwen⸗ 
dung, wenn man die Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesbeſtimmung ver⸗ 
folgt. Aus den Motiven zu § 439 Abſ. 2 BGB. (2, 215 zu § 373 Entw. und 
Denkſchr. 59) ergibt ſich, daß der Geſetzgeber mit der Aufnahme dieſer, die 
allgemeine Regel des preuß. Allg. Landrechts (I, 11 88 184 bis 187) bildenden, 
Vorſchrift der heutzutage herrſchenden Verkehrsſitte hat Rechnung tragen 
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wollen, wonach die Rechte des Erwerbers eines Grundſtücks durch die Kennt⸗ 
nis vom Beſtehen von Hypotheken oder Grundſchulden nicht berührt wird 
(vgl. Gruchot 41, 300; Entſch. 57,2; Warneyer 1913 Nr. 86). 

Zur Entſtehungszeit des BGB. hatte längſt die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſitte Platz gegriffen, daß ſich die Kaufparteien darüber regelmäßig ausdrück⸗ 
lich einigen, daß die auf den Grundſtücken laſtenden Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden vom Erwerber in Anrechnung auf den Kaufpreis mit übernommen 
werden, falls nicht deren Löſchung vereinbart worden iſt. Reallaſten dagegen, 
die erfahrunggemäß meiſt nur in kleinen Geldgefällen oder Naturalleiſtungen 
beſtehen, pflegen niemals in Anrechnung auf den Kaufpreis, ſondern darüber 
hinaus übernommen zu werden. Bezüglich ihrer greift deshalb die Vorſchrift 
des Abſ. 1 von § 439 Platz, d. h. die Kenntnis des Käufers ſchließt die aus § 434 
BGB. begründete Vertretungspflicht des Verkäufers aus. Dabei iſt es ohne 
Belang, auf welche Weiſe dem Käufer eine ſolche Kenntnis vermittelt worden 
iſt; insbeſondere verlangt das Geſetz nicht, daß die Vermittelung durch eine 
zum Beſtandteil des Kaufvertrags gemachte Erklärung oder überhaupt durch 
eine Kundgabe des Verkäufers erfolgt (Entſch. 52, 276). 

Die Beklagten haben alſo nachzuweiſen, daß der Kläger beim Vertrags- 
abſchluſſe v. 19. Juni 1912 vom Beſtehen der Rente Kenntnis gehabt habe. 
— — — (Das Oberlandesgericht hält dieſen Beweis für erbracht und weiſt 
deshalb die Klage ab.) 


Urteil des OLG. zu e (1. Sen.) v. 14. Dez. 1916. Br. w. Bl. 
10. 7/14. F—ch. 


7. Klage des Käufers auf Schadenerſatz oder Preisminderung, obgleich 
die Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 


Val. 22 Nr. 29; 33 Nr. 116; 42 Nr. 134. 
BGB. 38 472. 252. 


Am 1. Sept. 1913 kaufte der Kläger von der Betlagten einen e 
Luftkompreſſor für 13000 „. Seiner Angabe nach hätte die Beklagte zu⸗ 
geſichert, daß der Kompreſſor einen Betrieb mit 10 Atm. Dampfdruck und mit 
überhitztem Dampf zulaſſe. Unſtreitig war das nicht der Fall. Auf der andern 
Seite war ebenſo unſtreitig, daß der Kläger die Maſchine ſofort mit Gewinn 
weiterverkauft und daß ſein Abkäufer Anſprüche aus dem Weiterverkauf 
gegen ihn nicht geltend gemacht hatte. Mit der Behauptung, der Mangel 
der Zuſicherung bedinge einen Mehrverbrauch an Kohlen von jährlich 4500. , 
nahm der Kläger die Beklagte auf Zahlung dieſer von ihm als Minderwert 
der Maſchine bezeichneten Summe in Anſpruch. Von der Beklagten wurde 
jede Zuſicherung beſtritten. — Beide Vorinſtanzen erkannten auf Abweiſung. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Gründe: | 
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„Das Ber.⸗Gericht iſt in eine Beweisaufnahme darüber, ob die behaup⸗ 
teten Eigenſchaften des Kompreſſors zugeſichert wurden, nicht eingetreten. 
Es hat die Klage als unſchlüſſig abgewieſen, weil der Kläger bei dem Weiter⸗ 
verkauf verdient, alſo Schaden nicht erlitten habe, der höhere Kohlenverbrauch 
aber keinen Minderwert der Maſchine darſtelle. Mit Recht rügt die Reviſion, 
daß hierbei die Fragepflicht verletzt worden iſt (8139 ZPO.). 8 

Schaden iſt auch entgangener Gewinn ($ 252 BGB.). Hat der Kläger beim 
Weiterverkauf verdient, ſo ſchließt das nicht aus, daß er bei Vorhandenſein 
der zugeſicherten Eigenſchaften noch mehr verdient haben würde. Es kommt 
darauf an, ob er die Eigenſchaften auch ſeinerſeits dem Abkäufer zugeſichert 
hat. Tat er das, ſo iſt der Mangel der Maſchine freilich einflußlos für ihn 
geblieben, denn der Abkäufer hat Anſprüche aus dieſem Grunde nicht erhoben. 
Hat aber der Kläger beim Weiterverkauf von einer Zuſicherung der Eigen- 
ſchaften, weil ſie nicht vorhanden waren, Abſtand nehmen müſſen, ſo iſt ſehr 
wohl möglich, daß er eine mit den Eigenſchaften ausgeſtattete Maſchine zu 
einem noch höheren Preiſe hätte verkaufen können. Pflicht des Ber.⸗Gerichts 
iſt es, auf eine Aufklärung dieſes Punktes hinzuwirken. Trifft die letzterwähnte 
Möglichkeit zu, jo muß die Frage, ob ein höherer Gewinn entgangen iſt, unter 
Anwendung des durch § 287 ZPO. eingeräumten freien Ermeſſens entſchieden 
werden. 

Die Klage kann aber auch als Minderungsklage ($ 472 BGB.) aufgefaßt 
werden und hängt dann nicht davon ab, ob dem Kläger aus dem Fehlen der 
zugeſicherten Eigenſchaften ein Schaden erwuchs. Allerdings würde der höhere 
Kohlenverbrauch der Maſchine nicht ohne weiteres mit ihrem Minderwert 
zuſammenfallen. In der vorgetragenen Ber.⸗Begründung wird aber geſagt, 
um den Minderwert würde der Geſchäftsnutzen des Klägers größer geweſen 
ſein, denn eben um dieſen Betrag müſſe ſich der Einkaufspreis niedriger ſtellen. 
Entkleidet man dieſen Satz der nicht zur Sache gehörigen Beziehung auf den 
Geſchäftsnutzen, ſo kann man darin die Behauptung finden, der Kaufpreis 
von 13000. ſei um 4500. zu vermindern, weil der wirkliche Wert der Ma⸗ 
ſchine entſprechend geringer ſei als der Wert, den ſie in mangelfreiem Zu⸗ 
ſtande haben würde. Ob dies tatſächlich behauptet werden ſoll, iſt wiederum 
durch Ausübung des Fragerechts aufzuklären. 

Die Sache mußte hiernach in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 1. Mai 1917. B. (Kl. w. W. (OLG. 

Hamm). II. 622/16. 


8. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 
Vgl. 66 Nr. 47 m. N. 
BGB. 88 518 Abſ. 2; 808. 952. 398. 
Diedrich Gr. zahlte am 1. Juli 1911 bei der Hamburger Neuen Epar: 
kaſſe 2000. ein und ließ ſich darüber ein auf den Namen des minderjährigen 
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Klägers Wilhelm B. lautendes Sparkaſſenbuch ausſtellen. Mit dieſem erſchien 
er bald darauf bei den Eltern des Klägers, die mehrere Jahre bei ihm in St. 
gewohnt hatten. Bei dieſem Beſuch ſchenkte Diedrich Gr. nach der Behaup⸗ 
tung der Klage dem Vater des Klägers für dieſen mündlich das Sparkaſſen⸗ 
guthaben, händigte ihm das Buch ſofort aus, damit er ſich die Nummer no⸗ 
tiere, behielt ſich ſelbſt lediglich den Zinsgenuß bis zu ſeinem Tode vor und ließ 
ſich das Buch daher gleich wieder zurückgeben, um es im Sicherheitsfach der 
Neuen Sparkaſſe bis zu ſeinem Ableben zu verwahren. Im Jahre 1912 ließ 
ſich Diedrich Gr. behufs Abhebung der Zinſen vom Vater des Klägers nach 
der Behauptung der Klage eine Beſcheinigung ausſtellen. Jedenfalls hat 
Diedrich Gr. am 24. Juni 1912 das ganze Guthaben nebſt den Zinſen ab⸗ 
gehoben und noch an demſelben Tage ein neues Guthaben von 1000 auf 
den Namen des Klägers auf ein neues Sparkaſſenbuch belegt, das dem Kläger 
im Lauf des gegenwärtigen Rechtsſtreits am 9. Aug. 1915 laut einem von den 
Parteien geſchloſſenen Zwiſchenvergleich in Höhe von 920 & ausgekehrt worden 
iſt. Am 29. Juni 1912 errichtete Diedrich Gr. ein Teſtament, in welchem er 
den Beklagten, ſeinen Bruder, zum alleinigen Erben einſetzte. Im Jahre 1913 
iſt er geſtorben. Kläger forderte jetzt vom Beklagten als Erben ſeines Bruders 
2000 # mit der Behauptung, daß ihm jenes über dieſen Betrag lautende 
Sparkaſſenguthaben rechtsgültig geſchenkt worden ſei. Der Beklagte behauptete, 
es handle ſich um ein wegen Formmangels ungültiges Schenkungsverſprechen. 
— In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht verurteilte 
den Beklagten zur Zahlung von 1080.4, während die Klage in Höhe von 920. M 
für erledigt erklärt wurde. — Aus den Gründen: 

„Die Parteien ſtreiten darüber, ob der Erblaſſer des Beklagten dem Kläger 
rechtsgültig ein Sparkaſſenguthaben über 2000. / geſchenkt habe. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es ſich um eine Schenkung unter Lebenden 
oder auf den Todesfall handelt. Im erſten Fall iſt das Schenkungsverſprechen 
an die Schriftform gebunden, doch wird der Mangel derſelben durch Voll⸗ 
ziehung des Verſprechens geheilt (8 518 BGB.). Im andern Fall finden beim 
Schenkungsverſprechen die Vorſchriften über Verfügungen von Todeswegen 
Anwendung, doch gelten im Full der Vollziehung des Verſprechens die Vor⸗ 
ſchriften über Schenkungen unter Lebenden (§ 2301 BGB.). Da unſtreitig 
im vorliegenden Fall nicht einmal die Schriftform, geſchweige denn die Teſta⸗ 
mentsform gewahrt iſt, ſo hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits in jedem 
Fall davon ab, ob es ſich nur um ein Schenkungsverſprechen oder um eine voll⸗ 
zogene Schenkung handelt. 

Vollzogen wird die Schenkung eines Sparkaſſenguthabens, alſo einer 
Forderung des Schenkenden gegen die Sparkaſſe, durch Abtretung der For⸗ 
derung an den Beſchenkten gemäß §8 413. 398 BGB. Der Abtretungsvertrag 
iſt formlos gültig und bedarf zu ſeiner dinglichen Wirkſamkeit nicht der Anzeige 
an den Schuldner der Forderung. Ebenſowenig bedarf es einer Übergabe 
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des Sparkaſſenbuchs. Regelmäßig ſind die Sparkaſſen nach ihren Satzungen 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, das materielle Gläubigerrecht zu prüfen, 
und dürfen ſonach ohne weiteres mit befreiender Wirkung an den Inhaber 
des Sparkaſſenbuchs Zahlung leiſten. Im vorliegenden Fall ergibt ſich das 
aus Art. 19 der Satzung der Neuen Sparkaſſe. Das Sparkaſſenbuch ſtellt 
ſich mithin nicht als Schuldverſchreibung auf den Inhaber i. S. der 88 793. 797 
BGB., ſondern als fog. hinkendes Inhaberpapier dar ($ 808. BGB.). Die 
Übergabe des Sparkaſſenbuchs an den Abtretungsempfänger iſt ſonach ledig⸗ 
lich ein Anzeichen, wenn auch ein ſehr erhebliches, für das Zuſtandekommen 
des Abtretungsvertrages. Die Nichtübergabe iſt keinesfalls ein Beweis dafür, 
daß ſolcher Vertrag nicht abgeſchloſſen ſei. Das Eigentum an der Urkunde 
ſelbſt geht nach $ 952 BGB. ohne weiteres mit der Übertragung der Forde⸗ 
rung auf den neuen Gläubiger über. Auch inſoweit N es alſo nicht einer 
Übergabe des Sparkaſſenbuchs. 

Die Entſcheidung der Frage, ob es ſich vorliegendenfalls um ein wegen 
Formmangels ungültiges Schenkungsverſprechen, oder um eine vollzogene, 
ſomit gültige Schenkung handelt, hängt daher davon ab, ob zwiſchen Diedr. Gr. 
und dem Kläger ein Abtretungsvertrag über das fragliche Sparkaſſenguthaben 
zuſtandegekommen iſt. 

Dieſe Frage war nach dem Ergebnis der vom Landgericht veranſtalteten 
Beweisaufnahme zu bejahen. Der Senat trägt kein Bedenken, nach den Aus⸗ 
ſagen der Eltern des Klägers für feſtgeſtellt zu erachten, daß Diedrich Gr. 
bei ſeiner Anweſenheit bei ihnen in St. dem Vater des Klägers erklärt hat, 
er ſchenke dieſem das in Rede ſtehende Guthaben, und daß er ihm dabei das 
Sparkaſſenbuch betreffs Notierung ſeiner Nummer übergeben hat. Dieſe 
Darſtellung iſt auch vom Beklagten nicht eigentlich beſtritten worden, er hat 
vielmehr nur den daraus vom Kläger gezogenen Schlüſſen widerſprochen, 
indem er eingewendet hat, Diedrich Gr. habe dem Kläger das Guthaben 
nur auf den Todesfall verſprochen und ſich bis dahin die Verfügung darüber 
vorbehalten. Legt man den ſonach für erwieſen zu erachtenden Sachverhalt 
zugrunde, ſo kann darnach um ſo weniger ein Zweifel an dem Zuſtandekommen 
eines Abtretungsvertrages obwalten, als Diedrich Gr. dem Vater des Klägers 
in Verbindung mit der Abtretungserklärung das Sparkaſſenbuch ſelbſt 
übergeben hat. Daß dieſer ihm das Buch alsbald nach Notierung der 
Nummer zurückgereicht hat, kann daran nichts ändern und iſt ohne rechtliche 
Bedeutung. 

Handelt es ſich nach allem um eine vollzogene Schenkung, jo iſt der Be— 
klagte als Erbe des Schenkers verpflichtet, dem Kläger den Betrag des von 
Diedrich Gr. abgehobenen Guthabens auszukehren, abzüglich der auf Grund 
des Zwiſchenvergleichs bereits bezahlten 920, bezüglich deren nach den 
inſoweit übereinſtimmenden Erklärungen der Parteien auszuſprechen war, 
daß die Klage in dieſer Höhe ihre Erledigung gefunden habe. 


9, Miete. . 15 


Das angefochtene Urteil unterlag daher der Aufhebung. Dem Ber.- 
Antrage war zu entſprechen. a 


Urteil des OLG. zu N (3. Sen.) v. 2. Okt. 1917. B. (Kl.) w. Gr. 
Bf. III. 79/17. B. 


9. Die Forderung eines höheren Mietzinfes enthält eine der Ver⸗ 
längerung des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willens⸗ 
erklärung. | 
BGB. $ 568. | ’ 

Dem Beklagten iſt unſtreitig vom Kläger das Mietverhältnis auf den 
1. April 1916 rechtseitig gekündiar worden. Mit dieſem Zeitpunkt endete daher 
das Wir toerbaltins. Beklagter hat nun den Gebrauch der Mieträume über den 
1. April 1916 hinaus ſortgeseni. In bigem Fall gitt das Mietverhältnis 
nach 8 568 BB. auf unde samte Zei Deuatoert, tern nicht der Vermieter 
oder der Mieter emen eiligegenſteneheen Iren benen einer Friſt von zwei 
Wochen dem andern Fett gegenuber erben. Ginen ſoidten enigegsuſts nenden 
Willen hat der ager dem Berben dura die Tabterben v. 3. und 14. April 
1916 ertläct. Denn wärmend B sen mn. tg bis zaum 1. Aurfl 1916 nur 
3000 Mice begcadtte terotte „ dere: ee, Leo . Nor 1816 3500.% 
jährſiche Miere. Tie Feb zupa „ee deten Weenspees an Zeile des bis— 
herigen iſt aher ais eine der W.: au nente wein U Warioerhahnmieg 
entgegenſtebende Wr sere n des Wee es TO. „ zu tomnmit, 
daß Bet ageer Dem „.d nA. e nit J. Porn %% 0,3 d's Jarleten über 
die Verlängerung des Mie perten une anorgen, errärt nt, er werde 
unter keinen Umſtanden mehr as 207). % Tentiiche Miete bezaſten. Dieſe 
allerdings bor dem 1. Aurit ie abasgebene ermwscdene Erk! kung d des Be— 
klagten behreit sine Wer ita auch fach vem 1. You 3,6 ber. toonp auch dieſe Er— 
klärung des Ber vater der Berater bes datelns ren nes ou unbestimmte 
Dauer enlaggennand. Ter Weener 1 me sauber B nandieit eines Miet— 
vertrages, ſoduß ber ate er „Un „ der Tuttteten uber den Mietzins eine 
Anwenoung des SONS B. Maat t eee omen un. Es bub Doder 
am 1. pus, 1 R 1 ettergezuühhrten Be— 
CCC 


V tee as er am 1. April 1916 nicht räumte, von 
dieſem S. b eee ein den Mienaineen Er iſt dal ner auf 
Grund ds 857 B. b.... dom & ger ür die Dauer der Vorent— 
halrung Dr . Als kuss een den bösıneotielt, d. U. den bis 
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10. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag ift weder übertrag⸗ 
bar noch pfändbar. 


Vgl. 54 Nr. 221 m. N.; 60 Nr. 230; 70 Nr. 124 m. N. 
BOB. 35 717. 399; ZPO. 43 851. 859. 


Kläger hat den Anſpruch gepfändet und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen, der ſeinem Bruder Erich H. gegen den Beklagten auf Erſtattung von 
Prozeßkoſten in Gemäßheit des Vertrages v. 16. Dez. 1910 zuſtehe. Nach dieſem 
Vertrage gewährte der Beklagte dem klägeriſchen Bruder Erich ein Darlehn 
von 20000. 4, damit dieſer ſeine Verpflichtungen gegenüber dem Kläger mit 
Bezug auf die Beteiligung an zwei geſchäftlichen Unternehmungen des Klägers 
erfüllen ſolle. Erich H. beteiligte dafür den Beklagten wieder ſeinerſeits zur 
Hälfte an dem von ihm aus dieſen Unternehmungen gezogenen Gewinn. 
Da aber der Kläger die Beteiligung ſeines Bruders an ſeinen Unternehmungen 
beſtritt, verpflichtete ſich Erich H. in §6 des Vertrages dem Beklagten gegen⸗ 
über, ſeine Rechte gegen den Kläger ſofort geltend zu machen und zwar ev. 
im Wege der Klage; an den Koſten dieſes ev. Prozeſſes ſollte der Beklagte zur 
Hälfte teilnehmen. Erich H. hat den Prozeß verloren und damit eine erheb⸗ 
liche Koſtenlaſt auf ſich geladen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich nicht der ganze Vertrag v. 16. Dez. 
1910 als ein Geſellſchaftsvertrag zwiſchen Erich H. und dem Beklagten darſtellt. 
Jedenfalls enthält der genannte § 6 den Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages 
hinſichtlich der in Ausſicht genommenen Prozeßführung. Erich H. und der 
Beklagte haben ſich verpflichtet, die Durchführung des gemeinſamen Zweckes, 
nämlich der Feſtſtellung der Beteiligung von Erich H. an den geſchäftlichen Unter⸗ 
nehmungen des Klägers, durch Anſtrengung eines Prozeſſes zu fördern und 
dazu gemeinſchaftlich die erforderlichen Koſten beizutragen. Die Hälfte der 
Prozeßkoſten, die hiernach der Beklagte zu tragen hat, ſtellt den Beitrag des 
Beklagten zu der Geſellſchaft dar. Ein ſolcher Anſpruch des einen Gefell- 
ſchafters gegen den anderen iſt aber nach $ 717 BGB. nicht übertragbar und 
daher nach 88 851. 859 ZPO. auch nicht der Pfändung unterworfen, was ſich 
aus der Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens ergibt, über das der einzelne 
Geſellſchafter, alſo auch ſein pfändender Gläubiger nicht wirkſam verfügen kann. 
Es handelt ſich hier auch nicht etwa um eine Pfändung deſſen, was Erich H. 
bei der Auseinanderſetzung zukommt. Denn die Auseinanderſetzung erfor- 
dert nach $ 733 BGB., daß zunächſt die Schulden der Geſellſchaft berichtigt 
werden, was hier unſtreitig noch nicht geſchehen iſt. Auch wenn Erich H. einen 
Teil der ihm zur Laſt fallenden Prozeßkoſten, nämlich den Teil, den er ſeinem 
Bruder, dem Kläger, ſchuldet, getilgt haben ſollte, würde damit die Aus- 
einanderſetzung der Geſellſchaft noch keineswegs erledigt und das Auseinander- 
ſetzungsguthaben des Erich H. noch nicht feſtgeſtellt ſein. In Wirklichkeit ſtellt 
ſich der von dem Kläger gepfändete Anſpruch des Erich H. als der auf die Leiſtung 
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des Beitrages des Beklagten zum Geſellſchaftsvermögen gerichtete dar, und 
dieſer iſt nicht übertragbar. ö 

Zu dem gleichen Ergebnis führt aber auch noch eine andre Erwägung. 
Der Beklagte hatte ein erhebliches Intereſſe an der Feſtſtellung der Berech- 
tigung von Erich H. zur Beteiligung an den geſchäftlichen Unternehmungen 
des Klägers. Deshalb hat er ſich Erich H. gegenüber bereit erklärt, zu den Koſten 
des erforderlichen Prozeſſes zur Hälfte beizutragen. Wie ſtark dieſes Inter⸗ 
eſſe des Beklagten an der Prozeßführung ſelbſt geweſen iſt, folgt ohne weiteres 
aus der Zeugenausſage des Rechtsanwalts S., wonach Erich H. und der Be⸗ 
klagte gemeinſchaftlich ihn beauftragt haben, die Klage zu erheben, und S. 
ſich für berechtigt hält, auf Grund dieſes Auftrages den Beklagten für ſeine 
Anſprüche aus der Prozeßführung zu belangen. Der Anſpruch des Erich H. 
auf Beteiligung des Beklagten an den Prozeßkoſten würde danach aber bei 
ſeiner Abtretung an einen beliebigen Dritten, insbeſondere an einen Gläu⸗ 
biger von Erich H., einen ganz andern Inhalt erhalten, ſodaß nach 8 399 BGB. 
der Anſpruch gegen den Beklagten von Erich H. nicht übertragen werden one 
und daher auch nach 8851 ZPO. unpfändbar ift. 

Somit hat der Kläger durch ſeine Pfändung einen Anſpruch gegen 
den Beklagten überhaupt nicht erlangt und war ſeine Klage abzuweiſen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. April 1916. H. w. N. Bf. VI. 
483/14. Nö. 


11. Verzug des Derficherten mit der Prämienzahlung; wie muß die 
Friſtſetzung nach § 39 Verſ b. beſchaffen fein? 

Vgl. 70 Nr. 217. 

Vers VG. $ 39. 
Der Bäckermeiſter J. Sch. in K. war bei der Beklagten für die Zeit vom 
1. Aug. 1902 ab unter den auf der Rückſeite des Verſicherungsſcheins abge⸗ 
druckten allgemeinen Bedingungen und den aus dem Scheine erſichtlichen 
beſonderen Bedingungen auf den Todesfall verſichert. Die Prämie war mit 
halbjährlich 144,75 % am 1. Februar und 1. Auguſt jedes Jahres zu ent⸗ 
richten. Sch. hatte die am 1. Aug. 1914 fällig geweſene Prämie nicht bezahlt. 
Am 10. Dez. 1914 iſt er verſtorben. Die Kläger als die bezugsberechtigten 
Kinder Sch.s forderten von der Beklagten Zahlung der Verſicherungsſumme 
abzüglich der rückſtändigen Prämie nebſt Verzugszinſen. Die Beklagte wollte 
die Klage abgewieſen haben, weil ſie den Verſicherungsvertrag wegen Nicht⸗ 
zahlung der Prämie nach einer angeblich der Vorſchrift in §39 VerſVG. ent⸗ 
ſprechenden Friſtſetzung vor dem Tode Sch.s mit der Wirkung endgültiger 
Löſchung der Polize aufgekündigt habe. — Die Beklagte wurde verurteilt. 


Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
Seuffertz Archiv Bd. 78 3. Folde Bd. 18 Heft 1. 2 
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„Ob Sch. das eine Friſtſetzung gemäß § 39 VerſVG. beabſichtigende Schrei⸗ 
ben der Beklagten v. 11. Aug. 1914 und den Kündigungsbrief v. 17. Nov. 1914 
empfangen hat, kann dahingeſtellt bleiben. Selbſt wenn ihm dieſe Schreiben 
zugegangen ſind, iſt doch die Kündigung ungerechtfertigt, weil die Friſtſetzung 
v. 11. Aug. 1914 in den beiden vom Landgericht hervorgehobenen Richtungen 
der zwingenden Vorſchrift in 839 verb. m. 8 42 VerſG. nicht entſprochen 
hat und darum unwirkſam geblieben iſt (§ 39 Abſ. 2 Satz 2). 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß es zunächſt an der erforderten 
Vorausſetzung einer ‚nicht rechtzeitigen Prämienzahlung“ gebricht. Die 
Zahlung der Prämie geſchieht nach Art. 8 Allg Verſ Bedingungen dann noch 
rechtzeitig, wenn fie innerhalb der dort dem Verſicherten nachgelaſſenen dreißig- 
tägigen Friſt erfolgt. In Art. 8 wird dem Verſicherten ein vertragmäßiges 
Recht eingeräumt, die Zahlungen innerhalb einer am Verfalltage beginnenden 
dreißigtägigen Friſt zu bewirken. Erſt wenn dieſe Friſt verſäumt iſt, iſt mithin 
die Prämie nicht rechtzeitig d. h. nicht innerhalb der vertragmäßig feſtgeſetzten 
Zahlungszeit gezahlt, und nun erſt kann die Friſtſetzung nach § 39 VerſVG. 
wirkſam erfolgen. Der Anſicht der Beklagten, daß dieſe Auslegung mit Rück⸗ 
ſicht auf das bereits durch die Friſt des Art. 8 gezeigte Entgegenkommen für 
die Beklagte unbillig ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Vielmehr würde 
der Standpunkt der Beklagten zu einer unbilligen Härte für die Verſicherten 
führen, da ſie durch eine innerhalb der vertragmäßigen Friſt des Art. 8 zu⸗ 
zulaſſende Friſtſetzung im Sinne von $ 39 ſofort mit Ablauf der Friſt des Art. 8 
dem Verluſt des Verſicherungsanſpruchs ausgeſetzt werden könnten, eine Folge, 
die ſich mit dem auf den Schutz der Verſicherten abzielenden Zweck des § 39 
nicht vereinbaren läßt. Läßt ſich hiernach die Frage der Rechtzeitigkeit einer 
Prämienzahlung allein aus dem Vertragsverhältniſſe heraus beantworten, 
ſo kann anderſeits wegen des zwingenden Charakters der angezogenen Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift der Verſicherte nicht darauf verwieſen werden, daß bereits 
der Vertrag für die Prämienzahlungen entgegenkommende Beſtimmungen 
enthalte. 

Weiter entſpricht der im Schreiben v. 11. Aug. 1914 enthaltene Hinweis: 
‚Die Prämie von 144,75 % müſſe bis zum 1. Sept. 1914 gezahlt fein, widrigen⸗ 
falls nach § 39 VerſVG. die Verpflichtung zur Auszahlung der Verſicherungs— 
ſumme in Übereinſtimmung mit Art. 9 AllgVerſBedingungen erlöſche“ ꝛc. 
inſofern nicht der angezogenen Vorſchrift, als darin das Erlöſchen der Zah— 
lungspflicht der Beklagten lediglich als Folge des Verzugs mit der Prämien⸗ 
zahlung zur Zeit des Ablaufs der geſetzten Friſt bezeichnet iſt. 8 39 knüpft 
nämlich dieſe Folge nicht ſchon an den Verzug nach Ablauf der geſetzten Friſt, 
ſondern verlangt weiter, daß der Verſicherungsfall erſt nach dem Ablauf der 
geſetzten Friſt eintritt und der Verzug zur Zeit des Eintritts des Verſicherungs— 
falls beſteht. Die angezogene Vorſchrift bezweckt, dem Verſicherten bei der 
Friſtbeſtimmung die ſchwerwiegende Bedeutung der Friſtſetzung und die 
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mit der Verſäumung der Friſt für ihn verknüpften nachteiligen Folgen zum 
Bewußtſein zu bringen und ihn dadurch möglichſt vor weiterer Säumnis 
und dem damit möglicherweiſe verbundenen Verluſt des Verſicherungsanſpruchs 
zu bewahren. Dieſe Zweckbeſtimmung erfordert naturgemäß einen der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift entſprechenden Hinweis. Durch die von der Beklagten 
gewählte Faſſung wird aber dieſen Geſetzeszwecken nicht entſprochen, ſondern 
der Verſicherte in den irrigen Glauben verſetzt, daß ſofort mit dem Ablauf 
der geſetzten Friſt die Beklagte von ihrer Zahlungspflicht frei werde, ſowie 
daß daher eine nach dieſem Zeitpunkt erfolgende Prämienzahlung verſpätet 
und wirkunglos ſei, während er doch durch eine nach Ablauf der Friſt bewirkte 
Prämienzahlung dem Verluſt des Verſicherungsanſpruchs noch vorbeugen 
könnte. Daß die ausgeſprochene Drohung infolge des Weglaſſens der Ein⸗ 
ſchränkungen in Wirklichkeit noch ſchärfer iſt als die in § 39 vorgeſchriebene, 
kann der Beklagten nicht zugute kommen, da das Geſetz gerade den Zweck 
verfolgt, für den Verſicherten völlige Klarheit über die Folgen ſeiner Nicht⸗ 
zahlung in jeder Richtung zu ſchaffen. N 

Vgl. hierzu die Entſcheidung des RG. v. 27. April 1915 in Warneyers Ergänz. Bd. 8 

(1915) Nr. 178 und Seuff A. 70 Nr. 217. 

Beſtand nach alledem der Verſicherungsvertrag zur Zeit des Todes Sch. 
noch zu Recht, ſo iſt die Beklagte mit Recht zur Zahlung des Reſtes der Ver⸗ 
ſicherungsſumme ſamt Verzugszinſen verurteilt worden.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden v. 27. März 1917. Sch.s Erben w. Ni.ſche 
Lebensverſich.⸗Geſ. 7 O. 3/17. — e — 


12. Der verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon 
als ſolcher auf Schadenerſatz für gewerbliche Schädigungen durch die 
Seitung. 

BGB. $8 823. 824. 

Der Kläger, Inhaber eines Militäreffektengeſchäfts mit Schneiderei, 
wollte durch zwei Artikel der Rheiniſchen Zeitung, worin ſein Geſchäft in ſozial⸗ 
de mokratiſchem Ann abfällig behandelt worden war, in ſeinem Gewerbe 
geſchädigt worden ſein. Nachdem der verantwortliche Schriftleiter der Zeitung 
auf Privatklage des Klägers in eine Geldſtrafe von 50 % wegen Beleidi- 
gung verurteilt worden war, belangte ihn der Kläger auch au Schadenerſatz. — 
Im übrigen aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht verkennt nicht, daß die Beſtimmungen des 
Reichspreßgeſetzes über die Haftung des verantwortlichen Redakteurs nicht 
als Grundlage der Klage gelten können. In der Tat iſt dieſe preßgeſetz 
liche Regelung ausſchließlich ſtrafrechtlicher, nicht zivilrechtlicher Natur, und 
der verantwortliche Redakteur kann nicht ſchon als ſolcher zivilrechtlich in An⸗ 
ſpruch genommen werden; für die Tatbeſtände der unerlaubten Handlungen 
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des Bürgerl. Geſetzbuchs, im gegebenen Falle des § 823 Abſ. 2, in Verbindung 
mit 88 185 bis 187 StGB., ſowie der §88 824 bis 826 BGB., iſt die Feſtſtellung 
der Täterſchaft, des ſubjektiven Tatbeſtandes der unerlaubten Handlung auch 
gegenüber dem verantwortlichen Redakteur unerläßlich. Er haftet nicht, 
wenn er von dem Artikel, in welchem die unerlaubte Handlung erfüllt ſein ſoll, 
und deſſen Inhalt überhaupt keine Kenntnis hatte (RGEntſch. 50, 108). Von 
dieſem Standpunkt aus erſcheint der Satz des Urteils des Ber. Gerichts: 
der Beklagte habe durch die Zeichnung als verantwortlicher Redakteur in der 
Nummer der Rheiniſchen Zeitung v. 5. März 1909 die Haftung für die Ver⸗ 
öffentlichung des Artikels ausdrücklich übernommen, als rechtsirrig und offen- 
bar von der ſtrafrechtlichen Regelung im Preßgeſetz, insbeſondere deſſen 
820 Abſ. 2, beeinflußt. Die Zeichnung als verantwortlicher Redakteur iſt 
für die zivilrechtliche Haftung durchaus gleichgültig. 

Richtig iſt nur, daß neben dem Verleger der verantwortliche Redakteur 
in der Regel diejenige Perſon iſt, die die Druckſchrift in die Welt gehen läßt. 
Der verantwortliche Redakteur hat auch der Regel nach die Aufgabe, die Artikel 
für jede Nummer der Zeitung zuſammenzuſtellen und deren Inhalt im all⸗ 
gemeinen einer Prüfung dahin zu unterwerfen, ob ſie ſich für das Blatt eignen 
und ihre Veröffentlichung zuläſſig und angebracht iſt. Dieſe Stellung des 
verantwortlichen Redakteurs begründet eine gewiſſe tatſächliche Vermutung 
dafür, daß er von den in fein Blatt aufgenommenen Artikeln Kenntnis erlangt 
und genommen habe, ſo daß ihm der Gegenbeweis obliegt, daß dieſe Kenntnis 
nicht vorhanden war. Mit Grund rügt die Reviſion, daß das Ber.⸗Gericht 
den von dem Beklagten nach dieſer Richtung angetretenen Beweis unerhoben 
gelaſſen habe. — — —“ | 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. April 1917. M. (Bkl.) w. E. 

VI. 25/17. 


13. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als Rheinlachs, 
die nicht aus dem Rheine ſtammt. 
Vgl. 68 Nr. 99 m. N. 
UnlWG. 8d 3. 1; BGB. $$ 138. 826. 

Die klagenden Firmen wie die Beklagte ſind Fiſchhändler. Die Beklagte 
hatte Mitteilungen verſandt, in denen „Rheinlachs“ das Pfund zu 1,60 4 und 
ca. 1,60 „ angeboten wurde. Die damit angebotene Ware kam nicht aus 
dem Rhein; die Beklagte glaubte ſich gleichwohl zur Führung dieſer Be— 
zeichnung berechtigt, weil nach ihrer Behauptung „Rheinlachs“ zu einer Quali— 
tätsbezeichnung für die beſte Sorte Lachs ohne Rückſicht auf den Urſprung 
geworden ſei. Die Kläger beſtritten dies und klagten auf Unterlaſſung. Der 
Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„Auch dieſes Gericht erachtet es nach ſeiner Kenntnis der einſchlägigen 
Verhältniſſe für feſtſtehend, daß das verbrauchende Publikum unter ‚Rheinlachs 
durchgehend ſolchen Lachs verſteht, der aus dem Rhein kommt, und zwar ge- 
rade im Gegenſatze zu den aus andern Flüſſen, insbeſondere auch aus ffandi- 
naviſchen Gewäſſern ſtammenden Lachſen. Bezeichnend iſt auch, daß auch die 
Beklagte in ihrem Angebot ‚Rhein⸗, ‚Elb⸗, und ‚Norweger Lachs, alſo die 
Fiſche nach den Urſprungsorten unterſcheidet. Daß die Fiſchhändler und auch 
die Gaſtwirte vielfach unter ‚Rheinlachs“ dem Publikum auch eine beſonders 
gute Art von Lachs andrer Herkunft vorſetzen, mag der Beklagten zugegeben 
werden, auch daß in den Gaſtwirtskreiſen die Anſchauung verbreitet iſt, daß 
unter Rheinlachs nicht ausſchließlich ein aus dem Rhein ſtammender Fiſch 
zu verſtehen ſei. Damit iſt aber nicht geſagt, daß dem die im Durchſchnitts⸗ 
publikum vertretene Auſicht entſpricht. Deshalb kann das Gericht der Meinung 
der Gaſtwirte und Fiſchhändler, die an einer mißbräuchlichen Verwendung 
des Begriffs ‚Rheinlachs' ein erhebliches materielles Intereſſe haben, ein 
entſcheidendes Gewicht nicht beimeſſen. Vielmehr mußte es ſich nach ſeiner 
eigenen Kenntnis der Verhältniſſe der Anſicht des Landgerichts anſchließen, 
daß die Lachs verbrauchenden Kreiſe des Publikums unter Rheinlachs durch⸗ 
gehends ſolchen Lachs verſtehen, der aus dem Rhein ſtammt, und daß ſie dieſe 
Art Lachs für die beſte und die aus andern Flüſſen ſtammenden Arten an Güte 
übertreffende anſehen. 

Daraus folgt, daß die Beklagte, indem ſie Lachs, der nicht aus dem Rhein 
ſtammt, als Rheinlachs angeboten hat, unrichtige Angaben über den Urſprung 
von Waren gemacht hat, und zwar ſolche, die geeignet ſind, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebotes zu machen. Die Beklagte kann auch nicht damit 
gehört werden, daß ſie ſich nicht unmittelbar an das verbrauchende Publikum, 
ſondern lediglich an Fiſchhändler gewandt habe, die über die Bedeutung des 
Begriffs ‚Rheinlachs“, wie ihn Beklagte verſtehe, unterrichtet ſeien. Denn es 
ſteht für das Gericht feſt und iſt auch von der Beklagten garnicht beſtritten, 
daß die als ‚Rheinlachs' den Fiſchhandlungen angebotene Ware, die in Wahre 
heit kein Rheinlachs war, von dieſen Handlungen dem Publikum ebenſo weiter 
angeboten worden iſt und daß die Beklagte dies von vornherein gewußt hat. 
Denn nach der Art des Geſchäfts zwiſchen der Beklagten und ihren Abnehmern 
waren die letzteren garnicht in der Lage, den ihnen als Rheinlachs verkauften 
Fiſch anders weiter zu verkaufen. Indem die Beklagte ihren Abnehmern auf 
dieſe Weiſe ermöglichte, nicht aus dem Rhein ſtammenden Lachs als Rheinlachs 
weiterzuverkaufen, hat ſie unrichtige Angaben gemacht, die geeignet waren, 
auch den Fiſchhändlern gegenüber den Anſchein eines * günſtigen An⸗ 
gebots zu machen. 

Demnach liegt der Tatbeſtand des §3 UnlWG. gegen die Beklagte vor. 
Aber das Gericht iſt auch der Überzeugung, daß nicht minder der Tatbeſtand 
der allgemeinen Beſtimmung des § 1 gegeben iſt, daß es gegen die guten Sitten 
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verſtößt, wenn die Beklagte im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbs veranlaßt, daß eine Ware unter dem Namen Rheinlachs' in den all⸗ 
gemeinen Verkehr gelangt, die nicht demjenigen Begriff entſpricht, den das 
Publikum mit ihm zu verbinden pflegt. Tatſächlich bezweckt die Beklagte, 
um Ware, die ſie bei richtiger Angabe ihrer Herkunft zu einem derartigen Preiſe 
nicht würde abſetzen können, dennoch zu dieſem Preiſe abzuſetzen, das Publi⸗ 
kum über die Herkunft der Ware zu täuſchen. Ob das Publikum auf dieſe 
Weiſe eine Ware bekommt, die an Wert der angeprieſenen gleicht, iſt für die 
Frage des Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht von entſcheidender Be⸗ 
deutung. Der weſentliche Punkt liegt vielmehr darin, daß die Beklagte ſich 
durch dieſe Täuſchung des Publikums über die Herkunft der Ware einen Vor⸗ 
ſprung zu verſchaffen ſucht vor denjenigen Mitbewerbern, die dem Publikum 
die Wahrheit ſagen, indem ſie als Rheinlachs nur ſolchen Lachs anbieten, 
der aus dem Rhein ſtammt. Ein ſolches Verfahren widerſpricht nach der Über⸗ 
zeugung des Gerichts dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden. 
Daher erſcheint die Klage auch von dieſem Geſichtspunkt aus begründet.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1917. W. B. u. Gen. 
w. F. Sch. Bf. VI. 92/16. Nö. 


14. Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; Über- 
wachungspflicht des Eigentümers. 


Vgl. 53 Nr. 150; 58 Nr. 53; 61 Nr. 34; 69 Nr. 81; 70 Nr. 151. 
BGB. 85 909. 823 Abſ. 2; 831. 


Es mag den Beklagten zugegeben werden, daß ihnen der Nachweis ge— 
lungen iſt, es ſeien ſowohl in der Perſon F.s wie in der Mis an ſich tüchtige 
und erfahrene Fachleute von ihnen mit der Leitung und Ausführung des Neu— 
baus betraut worden. Allein das ſchloß ihre Haftung noch keineswegs aus, 
da die Frage des Verſchuldens nicht nur unter dem Geſichtspunkt des 8 831, 
ſondern auch unter dem des $ 823 Abſ. 2 BOB. zu prüfen war. Das Schutz⸗ 
geſetz des S909 BGB. wendet ſich vorzugsweiſe an den Grundſtückseigentümer 
und verbietet ihm, ſein Grundſtück in der Weiſe zu vertiefen, daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verliert. Der ſich daraus er- 
gebenden Pflicht wird aber der Grundſtückseigentümer nicht dadurch ledig, 
daß er die Ausführung eines mit der Vertiefung verbundenen Werks einem tüch-' 
tigen Unternehmer überträgt; vielmehr bleibt er, indem er die Vertiefung nicht 
nur duldet, ſondern ſie mit dem dem Dritten übertragenen Werke veranlaßt, 
deren Urheber und als ſolcher verbunden, dafür zu ſorgen, daß die Vertiefung 
nicht die in $ 909 bezeichnete ſchädliche Folge nach ſich ziehe oder daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks in genügender Weiſe anderweit befeſtigt werde. 
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In dieſem Sinne wäre es Pflicht der Beklagten geweſen, ſchon bei der 
Übertragung der Arbeiten auf die Beobachtung der zur Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtungen aus 8 909 erforderlichen Vorſicht hinzuweiſen und auch nach der 
Beauftragung des Dritten darauf zu achten, daß die dadurch gebotene Rück⸗ 
ſicht auf das Nachbargrundſtück nicht außer acht gelaſſen werde. Nicht durften 
ſie ſich darauf verlaſſen, daß der mit der Ausführung des Baus befaßte Unter⸗ 
nehmer das Erforderliche ſelbſt tun werde. 

So das Reichsgericht in JW. 1910, 15015. Warneyer Rechtſpr. 1910 Nr. 18; vgl. 

Komm. von RGRäten Anm. 1 zu $ 909. 

Sie hatten dieſe Verpflichtung, auch wenn nicht der Kläger, wie er überdies 
behauptet und unter Beweis geſtellt hat, die Beklagten oder deren Bauleiter 
ſchon während der Vertiefung ihres Grundſtücks darauf, daß Riſſe an ſeinem 
Gebäude ſich zeigten, aufmerkſam gemacht und dadurch gewarnt haben ſollte. 
Denn ſchon indem die Beklagten es unbeſtrittenermaßen unterließen, auf 
die Vorkehrung der i. S. von 8 909 erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu 
achten und in der oben näher angegebenen Weiſe dafür zu ſorgen, haben ſie 
ſchuldhaft dieſes Schutzgeſetz zum Nachteil des Klägers verletzt und deshalb 
für den dieſem dadurch widerrechtlich zugefügten Schaden einzuſtehen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 19. Okt. 1916. 50. 67/14. 
Ch. 


15. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil 
feſtzuſetzen. 
(Vgl. 60 Nr. 189 m. N.) 
BGB. 88 1602. 1612; 3 PO. $$ 300. 323. 

Die Kläger, Kinder des im Jahre 1902 verſtorbenen Sohnes des Be⸗ 
klagten, nahmen den Beklagten auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch“ 
und verlangten für jeden von ihnen jährlich 1200 /, ſeit dem 1. Jan. 1915. In 
1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Zahlung vierteljährlicher Unterhaltsrenten 
von je 210. an jeden der Kläger verurteilt, dagegen die Klage wegen des Mehr⸗ 
betrags abgewieſen. Die Berufung des Beklagten, mit der eine zeitliche Be⸗ 
grenzung ſeiner Zahlungspflicht äußerſtenfalls auf die Dauer der Minder⸗ 
jährigkeit der Kläger beantragt war, wurde als unbegründet zurückgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber.-Bericht zurück. 

Aus den Gründen: a 
N „Das Ber.⸗Gericht geht ohne Rechtsirrtum davon aus, daß bei Knaben 
beſſerer Herkunft, wie es die Kläger ſind, der Unterhalt nicht nur die Koſten 
des Beſuchs höherer Schulen, ſondern auch diejenigen der Vorbildung zu einem 
ihrer Entwicklung und ihrer Veranlagung entſprechenden Berufe umfaßt 
und daß ſich daher die Unterhaltspflicht des Beklagten nicht ſchlechthin auf die 
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Zeit bis zur Erreichung des 18. Lebensjahres oder bis zum Eintritt der Voll⸗ 
jährigkeit der Kläger begrenzen läßt. Daraus folgt aber nicht, daß den Klägern 
die. Unterhaltsrente ohne jede zeitliche Begrenzung zuzuſprechen und dem Be— 
klagten zu überlaſſen wäre, nach Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer 
Ausbeutung feiner Unterhaltspflicht auf Grund der unbegrenzten Verur⸗ 
teilung durch eine Klage aus 8 323 ZPO. entgegenzutreten. Die Kläger haben 
die Vorausſetzungen eines ihnen zuſtehenden Unterhalksanſpruchs gegen den 
Beklagten nicht nur nach der Richtung zu beweiſen, daß ſie zurzeit außer— 
ſtande ſeien, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſondern ſie trifft auch die Beweislaſt 
dafür, daß dieſe Vorausſetzung während des ganzen Zeitraums, für welchen 
ſie auf künftige Leiſtung klagen, gegeben ſeien. Dieſer Beweis läßt ſich freilich 
bei der Ungewißheit der Geſtaltung künftiger Dinge nicht mit völliger Sicher⸗ 
heit erbringen und es kann daher von dem Unterhaltsberechtigten nur verlangt 
werden, daß er beweiſt, ſein Unvermögen zur eigenen Beſchaffung des Unter- 
halts werde nach der Geſtaltung der gegenwärtigen Verhältniſſe bei einem ge- 
wöhnlichen, der Erfahrung entſprechenden Verlaufe der Dinge während eines 
beſtimmten Zeitraums oder gegebenenfalls dauernd fortbeſtehen. Wenn auch 
das Geſetz den Unterhaltsanſpruch der Kinder gegenüber den Verwandten 
aufſteigender Linie nicht an eine beſtimmte Altersgrenze gebunden hat, ſo 
kann doch mangels beſonderer, eine andre Annahme rechtfertigender Um⸗ 
ſtände ein Unterhaltsanſpruch zunächſt nur bis zu dem Zeitpunkt als begründet 
angeſehen werden, in welchem unter Berückſichtigung der Lebensſtellung 
der Kinder bei einem normalen Verlauf deren Erziehung und Vorbildung 
zu einem ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen iſt. Auf 
den ſich danach ergebenden Zeitraum muß demnach der Regel nach die auf eine 
Unterhaltsklage der Kinder auszuſprechende Verurteilung des unterhalts— 
pflichtigen Verwandten beſchränkt werden. 

Es mag Fälle geben, in denen aus beſonderen Gründen ſich nicht mit an⸗ 
nähernder Beſtimmtheit vorausſagen läßt, ob ein Kind überhaupt jemals er⸗ 
werbsfähig werden wird, und daher die Zuerkennung des Unterhalts ohne zeit- 
liche Begrenzung geboten ſein kann. Ein derartiger Fall liegt aber hier nach 
den Parteibehauptungen nicht vor, insbeſondere iſt von den Klägern nichts nach 
der Richtung hin vorgebracht worden, daß ſie oder auch nur einer von ihnen 
mit einem dauernden Gebrechen behaftet ſei, das vorausſichtlich eine dauernde 
Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben würde. Das Ber.⸗Gericht hat von einer 
zeitlichen Begrenzung der Zahlungspflicht des Beklagten auch nur aus dem 
Grunde abgeſehen, weil ſich bei dem Alter der Kläger, von denen der älteſte 
erſt gerade 16 Jahre alt ſei, ein beſtimmter Zeitpunkt für das Ende ihres Unter⸗ 
haltsanſpruchs nicht angeben laſſe, es vielmehr ihrer weiteren Entwicklung 
und Veranlagung überlaſſen bleiben müſſe, welchem Berufe ſie ſich ſpäter zu— 
wenden dürften und wann ſie ſelbſt imſtande ſein würden, ihren Unterhalt zu 
verdienen. Dieſe Erwägung vermag die Zuerkennung zeitlich unbegrenzter 
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Unterhaltsrenten nicht zu rechtfertigen. Eine derartige Verurteilung des Be⸗ 
klagten bedeutet inhaltlich den Ausſpruch einer lebenslänglichen Zahlungs⸗ 
pflicht und eine ſolche iſt nach den vorliegenden Verhältniſſen nicht begründet, 
da das Ber.⸗Gericht ſelbſt annimmt, daß die Kläger im Lauf der Zeit erwerbs⸗ 
fähig werden und damit aufhören werden, unterhaltsberechtigt zu ſein. Es 
iſt auch nicht einzuſehen, weshalb es nicht möglich ſein ſollte, unter Zuhülfe⸗ 
nahme allgemeiner Erfahrungsgrundſätze mit annähernder Sicherheit den 
Zeitpunkt zu beſtimmen, bis zu dem vorausſichtlich die Ausbildung der Kläger 
zu einem ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen ſein wird. 
Sollte ſich der darnach beſtimmte Zeitpunkt infolge des Eintritts jetzt nicht 
vorausſehbarer ungewöhnlicher Umſtände als unrichtig erweiſen und ſich ein 
weiterer Unterhaltsanſpruch der Kläger als begründet herausſtellen, ſo muß 
den Klägern deſſen ſpätere Geltendmachung in einem neuen Rechtsſtreit über⸗ 
laſſen bleiben. Jedenfalls kann eine in dieſer Hinſicht etwa beſtehende Unſicher⸗ 
heit nicht dazu führen, die Zahlungspflicht des Beklagten ſchon jetzt über den 
nach der Lebenserfahrung bei einem gewöhnlichen Lauf der Dinge anzu— 
nehmenden Zeitpunkt hinaus auszudehnen, vielmehr kann den Klägern als 
der beweispflichtigen Partei der Unterhalt nur auf ſo lange zuerkannt werden, 
als ſich ihr Anſpruch nach den von ihnen nachgewieſenen gegenwärtigen Um⸗ 
ſtänden als berechtigte vorausſehen läßt. 

Die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß es dem Beklagten überlaſſen bleiben 
müſſe, bei Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer weiteren Inanſpruch⸗ 
nahme aus dem Urteil im Wege der Klage aus 8 323 ZPO. entgegenzutreten, 
iſt rechtsirrig. Einerſeits würde die Verweiſung auf § 323 ZPO. eine Umkeh⸗ 
rung der Beweislaſt zu ungunſten des Beklagten bedeuten, da bei der Klage 
aus 8 323 der Beklagte den Beweis erbringen müßte, daß die Kläger erwerbs⸗ 
fähig geworden ſeien, während die Kläger nur berechtigt ſind, Unterhalt zu 
fordern, ſolange ſie ihre Erwerbsunfähigkeit nachzuweiſen vermögen. Ander⸗ 
ſeits iſt eine Klage aus $ 323 ZPO. überhaupt nur zuläſſig, wenn nachträglich 
eine weſentliche Anderung in den Verhältniſſen eingetreten ift, welche bei dem 
Erlaß des früheren Urteils nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts in Betracht 
zu ziehen waren, und zwar nicht nur für die Beſtimmung der Höhe der Renten, 
ſondern auch für die Bemeſſung der Dauer ihrer Entrichtung. Der Einfluß, 
den erfahrunggemäß das zunehmende Lebensalter auf die Erwerbsfähigkeit 
eines Kindes ausübt, gehört aber der Regel nach zu den Verhältniſſen, die für 
die Bemeſſung der Höhe und der Dauer der Unterhaltsrenten von vornherein 
zu berücksichtigen find, und es kann deshalb zweifelhaft ſein, ob er, ſoweit er 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge vorausſehbar geweſen iſt, als nach— 
träglicher Eintritt einer weſentlichen Anderung in den bei Erlaß des früheren 
Urteils maßgebenden Verhältniſſen anzuſehen und zur Begründung einer 
Klage aus 8 323 ZPO. geeignet ſei. Der Standpunkt des Ber.⸗Gerichts würde 
aber auch der Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen, Prozeſſe, ſoweit möglich, 
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zu vermeiden und in zahlreichen Fällen an ſich vermeidbare nachträgliche 
Streitigkeiten hervorzurufen geeignet ſein. 

Die vorſtehend entwickelten Grundſätze ſind vom Reichsgericht bereits 
in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen (vgl. z. B. JW. 1905, 14323, 1528, 
2834) und ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten worden. Auch bei 
erneuter Prüfung aus Anlaß des vorliegenden Falls ergibt ſich kein Grund, 
von dieſer Rechtſprechung abzuweichen. Danach iſt die zeitlich unbegrenzte 
Verurteilung des Beklagten nicht gerechtfertigt, vielmehr muß in dem Urteil 
die Dauer der den Klägern zugeſprochenen Rente näher beſtimmt werden. 
Das angefochtene Urteil iſt deshalb aufzuheben und die Sache zur anderwei⸗ 
tigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen 


— — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. März 1916. Schm. (Bkl.) w. 
Schm. (OLG. Kiel). IV. 410/15. 


16. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft 
m. b. H. wegen unrichtiger Verteilung. 
Gmbh. 88 73. 43; HGB. 88 241. 249; BGB. 3 198. 


Der Kaufmann Heinrich A. und die Ehefrau Anna. L. waren die allei⸗ 
nigen Mitglieder der klagenden Geſellſchaft m. b. H. Springer Kalkwerke. 
Am 13. April 1907 beſchloſſen ſie die Liquidation und die Beſtellung des A. 
zum Liquidator und an demſelben Tage brachte A. das Geſellſchaftsvermögen 
zwiſchen ſich und der Mitgeſellſchafterin zur Verteilung. In der Folge er⸗ 
ſtritten Gläubiger, die man überſehen hatte, rechtskräftige Urteile gegen die 
Klägerin. Dies gab den Anlaß, daß Frau v. L. eine Geſellſchafterverſammlung 
berief, worin die Erhebung einer Regreßklage gegen A. wegen vorzeitiger 
Verteilung des Geſellſchaftsvermögens beſchloſſen wurde. Gegen dieſe Klage 
erhob A. u. a. die Einrede der Verjährung, die in allen Inſtanzen für begründet 
erachtet wurde. — Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: N Ä 

„— — — Das Kammergericht hat den Anſpruch mit Recht für verjährt 
erachtet. Während das Geſellſchaftsxvermögen am 13. April 1907 verteilt 
war, wurde die Klage am 17. Juni 1912 erhoben. Nach § 73 Abſ. 3 GmbHG. 
finden auf den Erſatzanſpruch einer Geſellſchaft m. b. H. gegen ihren Liqui⸗ 
dator die den Geſchäftsführer betreffenden Vorſchriften in Abſ. 3 und 4 des 
$ 43 entſprechende Anwendung; nach § 43 Abſ. 4 aber verjährt der Anſpruch 
gegen Geſchäftsführer in fünf Jahren. — — — 

Wann die fünfjährige Verjährung beginnt, ift in § 43 Abſ. 4 GmbHG. 
freilich ebenſowenig geſagt wie in den gleichlautenden Beſtimmungen über 
die Verjährung der Erſatzanſprüche gegen Vorſtands- und Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder von Akt.-Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften (88 241 Abſ. 5, 249 Abſ. 4 
HGB.; 88 34 Abſ. 4, 41 Abf. 4 GenG.). Infolgedeſſen ſind verſchiedene Mei⸗ 
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nungen darüber hervorgetreten, was hier i. S. des § 198 BGB. als Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs zu gelten habe. Das Kammergericht nimmt im An⸗ 
ſchluß an Hachenburg in Staubs GmbHG. § 43 Anm. 21 an, daß ſchon der 
Zeitpunkt der Begehung der Pflichtverletzung entſcheide. Dagegen hat der 
erkennende Senat in RGEntſch. 83, 356 den Augenblick für maßgebend er- 
klärt, in welchem zuerſt die objektive Möglichkeit vorliegt, den Schuldner, 
ſei es auch nur mit einer Feſtſtellungsklage, wegen des Schadens zu belangen. 
Dieſe Abweichung in der Auslegung des Geſetzes — ob Vornahme der Hand⸗ 
lung, ob Schadenseintritt — ſpielt hier keine Rolle, da der Schaden der Klä⸗ 
gerin notwendig mit der pflichtwidrigen Handlung des A. entſtand. Dadurch, 
daß dieſer das Vermögen vorzeitig verteilte, entzog er ihr die Mittel, die ſie 
zur Befriedigung der Gläubiger bereithalten mußte. Was aber die Reviſion 
für maßgebend anſieht, die Kenntnis der Geſellſchaft von dem Schaden — 
hier die Kenntnis der Klägerin von der unbefriedigt gebliebenen Forderung — 
wird in feſter Rechtſprechung des Reichsgerichts als Anfangszeitpunkt der 
Verjährung abgelehnt (vgl. RGEntſch. 29, 28; 39, 48; 83, 356). § 852 BGB. 
hat auszuſcheiden, um eine Deliktsklage handelt es ſich nicht. Daß unter Um⸗ 
ſtänden der Regreßanſpruch verjähren kann ehe die Geſellſchaft von ſeiner 
Entſtehung Kenntnis erhält, iſt dem Geſetzgeber nicht entgangen. Er hat es 
in Kauf genommen, um den Zweck zu erreichen, daß die verantwortlichen Per⸗ 
ſonen nicht allzu lange in Beſorgnis der Verfolgung ſchweben (vgl. den Kom⸗ 
miſſ.⸗Bericht zum Aktiengeſ. von 1884, 13f.). 

Ob dem A. eine böswillige Handlungsweiſe vorzuwerfen war oder nicht, 
begründet nach 8 43 Abſ. 4 GmbHG. für die Verjährung keinen Unterſchied. 
Die Reviſion vertritt den gegenteiligen Standpunkt mit der Behauptung, 
daß im vorliegenden Fall der § 73 Abſ. 3, außer mit § 43 Abſ. 4, auch mit 
831 Abſ. 5 zuſammengefaßt werden müſſe. Nur im allgemeinen, führt ſie 
aus, verjährten Anſprüche aus § 73 ſchon in fünf Jahren; es verhalte ſich anders, 
wenn fie zugleich Anſprüche aus 88 30. 31 ſeien. Habe der Liquidator böslich 
nicht bloß das Sperrjahr verletzt, ſondern Vermögensſtücke verteilt, die zur 
Erhaltung des Stammkapitals erforderlich waren, ſo greife die gewöhnliche 
dreißigjährige Verjährung Platz. Durch A. ſei ohne Rückſicht auf Deckung des 
Stammkapitals ſchlechthin das ganze Geſellſchaftsvermögen verteilt worden. 

Damit hat die Reviſion das Verhältnis der verſchiedenen Verjährungs⸗ 
vorſchriften zueinander mißverſtanden. § 73 verbietet dem Liquidator, das 
Vermögen der Geſellſchaft vor Ablauf des Sperrjahres und vor Tilgung oder 
Sicherſtellung der Schulden zu verteilen. Dagegen beziehen ſich die 88 30. 31 
auf den Fall, wenn ein Geſellſchafter zur Erhaltung des Stammkapitals er⸗ 
forderliches Vermögen ausbezahlt empfängt. Teilt ein fremder Liquidator 
den Geſellſchaftern im Sperrjahre das geſamte Vermögen auf, ſo richtet ſich 
die Verjährung feiner Erſatzverpflichtung nur nach § 73 Abſ. 3 (843 Abſ. 4), 
nicht nach § 31 Abſ. 5. Wohl iſt es möglich und trifft gerade hier zu, daß beide 
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Geſetzesbeſtimmungen gleichzeitig anzuwenden ſind, indem der Liquidator 
Geſellſchafter iſt und innerhalb der abzuwartenden Friſt Stammkapital ſich 
ſelbſt zuweiſt. Dann gilt aber 8 31 Abſ. 5 nur für feine Haftung als Gejell- 
ſchafter, während die Verabſäumung der Pflichten, die ihm als Organ der Ge⸗ 
ſellſchaft obliegen, inſofern nicht in Betracht kommt. Auch der Kommentar 
von Staub⸗ Hachenburg § 73 Anm. 13, auf den ſich die Reviſion beruft, iſt 
keiner andern Meinung. Wie nun das Kammergericht feſtgeſtellt hat, wurde 
die Erhebung lediglich einer Klage gegen A. beſchloſſen, die ſich auf Mängel 
ſeiner Geſchäftsführung ſtützte. Dieſe Feſtſtellung beruht auf rechtlich un⸗ 
bedenklicher Auslegung der ce ee und wird von der Revi⸗ 
ſion nicht angegriffen. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Dez. 1915 in der preuß. Sache 
Spr. Kalkw. (Kl.) w. A. (KG. Berlin). II. 338/14. 


17. Fixgeſchäft, wenn bis zu einem beſtimmten Tage die Stellung 
eines Akkreditivs vereinbart iſt. 


HGB. $ 376. 


Die Parteien hatten am 14. Febr. 1916 abends 8 Uhr mündlich einen Ver⸗ 
trag über Lieferung von 200 Ztr. Schweineſchmalz zum Preiſe von 344 
für den Ztr. an Klägerin geſchloſſen. Dieſer Vertrag wurde ſchriftlich be— 
ſtätigt. Es war darin vereinbart, daß Akkreditiv über 68000 „ „morgen“ 
— alſo am 15. Februar — geſtellt werden ſollte. Das Akkreditiv iſt unſtreitig 
erſt am 16. Februar geſtellt worden. Die Sache hat dann unter den Parteien 
bis zum 27. Februar geruht. An dieſem Tage ſetzte die Klägerin der Be- 
klagten eine Nachfriſt bis zum 1. März, die bis zum 6. März verlängert wurde. 
Lieferung iſt nicht erfolgt. — Die Klägerin verlangte nunmehr Schaden- 
erſatz wegen Nichterfüllung. Die ge wurde abgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Geſchäft iſt mündlich am 14. Februar abends 8 Uhr ab- 
geſchloſſen und dabei verabredet, daß das Akkreditiv „morgen“ — alſo am 
15. Februar — geſtellt werden ſolle; es betraf einen zu der fraglichen Zeit 
ſehr gefragten Artikel, deſſen Preis, wie am beſten die klägeriſche Preis— 
berechnung ergibt, jäh ſtieg. Schon dieſe Umſtände ergeben zur Genüge, 
daß dieſe — an ſich für die Stellung eines Akkreditivs ſehr kurz bemeſſene 
Friſt — für das Geſchäft von ausſchlaggebender Bedeutung war. Wenn 
ein Kaufmann in Magdeburg abends um 8 Uhr die Verpflichtung übernimmt, 
am nächſten Tage ein Akkreditiv in Berlin zu eröffnen, ſo iſt das die deut— 
lichſte Bekundung der nach übereinſtimmender Auffaſſung der Parteien durch 
die Sachlage gebotenen Eile. 


\ 
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Um fo mehr aber ift das bei den gegenwärtigen Verhältniſſen der Fall. 
Während der Kriegszeit haben, insbeſondere im Nahrungsmittelgeſchäft, die 
bisherigen Formen der Zahlung oder Kreditgewährung in weitem Umfange 
ihre Bedeutung verloren und an ihre Stelle ſind die Geſchäfte mit Akkreditiv⸗ 
ſtellung getreten. Dieſe Akkreditivſtellung gibt dem Verkäufer die Gewähr 
der Zahlungsfähigkeit ſeines Gegenkontrahenten und der rechtzeitigen Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit über den Gegenwert, die — bei der häufig rein zufälligen 
Verbindung der Kontrahenten und den zahlreichen Zwiſchenhändlern, die 
erfahrunggemäß in Frage kommen — in ganz andrer Weiſe als im Friedens⸗ 
geſchäfte Bedingung einer ordnungmäßigen Abwickelung iſt. Die ordnung⸗ 


mäßige Akkreditivſtellung iſt daher, wenn ſie auch nur eine Vorbereitung der 


eigentlichen Zahlung iſt, dennoch bereits ein Teil der dem Schuldner ob— 
liegenden Leiſtung, es iſt, wie das Landgericht es zutreffend ausdrückt, „die 
primäre Verpflichtung“ des Schuldners. Wenn daher in den gegenwärtigen 
Zeiten ein befriſtetes Akkreditiv vereinbart wird, ſo ſind die Parteien ſich über 
die Weſentlichkeit dieſer Friſtbeſtimmung durchaus klar, und erſt es wenn 
es ſich um eine ſo kurz bemeſſene Friſt handelt, wie hier. 

Daran wird auch nicht das geringſte durch den Umſtand geändert, daß 
die Beklagte das Beſtätigungsſchreiben erſt durch die Hände ihres Magde⸗ 
burger Vertreters gehen ließ, alſo auf die beſchleunigte Zuſtellung dieſes 
Schreibens an die Klägerin keinen beſonderen Wert legte, denn da das Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben keine neuen Vertragsbeſtimmungen enthielt, ſondern nur 
das mündlich Vereinbarte richtig wiedergab, entbehrt es jeder ſelbſtändigen 
Bedeutung; ſeine Bedeutung erſchöpft ſich in der Feſtſtellung des mündlich 
Verabredeten. Dieſe mündlichen Verabredungen mußte die Klägerin ein- 
halten, gerade wie ſie ſie hätte einhalten müſſen, wenn eine ſchriftliche Be- 
ſtätigung des Geſchäfts nicht erfolgt wäre. 

Es handelt ſich mithin um ein Geſchäft, bei dem bedungen iſt, daß die 
Leiſtung des einen Teils genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb 
einer beſtimmten Friſt bewirkt werden ſollte, und das Landgericht hat mit 
Recht die Beſtimmung des § 376 HGB. für anwendbar erklärt. Da die Friſt 
unſtreitig nicht innegehalten iſt, hatte die Beklagte das Recht, vom Vertrage 
zurückzutreten oder, falls Klägerin im Verzuge war, Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen; das Recht der Beklagten auf Erfüllung war 
erloſchen, da mit dem Eintritt der Fälligkeit nicht die Anzeige erſtattet war, 
daß auf Erfüllung beſtanden werde; ebenſo wie die Klägerin mit dem Ablauf 
der Friſt das Recht, ihrerſeits Erfüllung zu beanſpruchen, verloren hatte 
(ROH GEntſch. 4, 286; 9, 411).— — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 18. April 1917. C. St. w. 

W. M. & Co. Bf. IV. 378/16. f Nö. 
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II. Verfahren. 


18. Streitwer! einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch 
inftweil. Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 
Vgl. 66 Nr. 105. 
ORG. 89a; ZRO. 5 940. 

Dem Beklagten iſt durch Urteil des Landgerichts im Wege der einſtweil. 
Verfügung auferlegt, dem Kläger, feinem Enkel, monatlich 15 als Unter- 
haltsbeitrag, beginnend mit dem 15. April 1915 bis auf weiteres zu bezahlen. 
Seine Berufung iſt auf ſeine Koſten zurückgewieſen. Gegen die für die Ber.- 
Inſtanz unter Zugrundelegung eines Streitwerts von 900.4 aufgeſtellte 
Gerichtskoſtenrechnung hat der Beklagte Erinnerung mit dem Antrage er- 
hoben, der Berechnung den Betrag der Unterhaltsgelder für ein Jahr als 
Streitwert zugrunde zu legen. Der se für ein Jahr beläuft ſich auf 
12mal 15 = 180. 

Für die Berechnung des fünffachen Betrages nimmt die angefochtene 
Gerichtskoſtenrechnung auf den $ 9a GKG. Bezug, der hier auch anwend⸗ 
bar iſt. Nicht aber die Beſtimmung des Abſ. 3, an die der Beklagte gedacht 
haben mag, da die dort angeordnete Berechnung des Streitwerts auf den 
einjährigen Betrag der geforderten Geldrente nur ſtattfindet, wenn für die 
Dauer des eine „Eheſache“ betreffenden Rechtsſtreits über die Unterhaltungs⸗ 
pflicht der Ehegatten zu entſcheiden iſt. Dagegen liegt hier der Fall des Abſ. 2 
Satz 1 vor, wonach bei Unterhaltsanſprüchen, die auf geſetzlicher Vorſchrift 
beruhen, der Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen auf den 
fünffachen Betrag des einjährigen Bezuges zu berechnen iſt falls nicht der 
Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer iſt. Letzteres trifft hier 
aber zu. Dieſe Ausnahme iſt nicht nur gegeben, wenn der geringere Geſamt⸗ 
betrag der geforderten Leiſtungen im Antrage beziffert iſt, ſondern auch 
dann, wenn die Umſtände des Falles ergeben, daß die zugeſprochenen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen hinter dem fünffachen Betrage des einjährigen Bezuges 
zurückbleiben. Darüber, ob dies der Fall iſt, entſcheidet das richterliche Er- 
meſſen (vgl. auch Rittmann, Wert des Streitgegenſtandess § 151 S. 305). 

Vorliegendenfalls kommt die Verpflichtung des Beklagten zur Unter⸗ 
haltsgewährung an den Kläger nun nur für die Dauer des über den klägeriſchen 
Unterhaltsanſpruch geführten Hauptprozeſſes in Betracht. Dieſer wird aber 
nach Überzeugung des Gerichts innerhalb zweier Jahre von April 1915 an 
rechtskräftig entſchieden ſein. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 29. Jan. 1916 i. S. L. (Kl.) 

w. L. Bf. VI. 345/15. B. 
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19. Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe ver⸗ 
mieteter Gegenſtände oder Schadenerſatz. 
Vgl. 50 Nr. 274 m. N.; auch unten Nr. 26. 
3 PO. 8 29; BGB. $ 556. 

Kläger hatte an die verklagte Intendantur in Altona fein n R., LG.⸗Be⸗ 
zirks Bremen, belegenes Wirtſchaftsanweſen „Landluſt“ vom 31. März 1915 
ab vermietet. Der Mietvertrag iſt mit dem 1. Juli 1916 aufgelöſt worden. 
Kläger behauptete, daß von den in dem Anweſen untergebrachten Mann⸗ 
ſchaften die Räume über den ordnungmäßigen Gebrauch hinaus beſchädigt 
worden ſeien und forderte hierfür von der Beklagten Schadenerſatz. Die 
Beklagte erhob die Einrede der Unzuſtändigkeit des angegangenen Bremer 
Gerichts, die zurückgewieſen wurde. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger ſtützt feinen Hauptanſpruch in Höhe von 6464,31 % darauf, 
daß die ihm zurückgegebenen vermieteten Räumlichkeiten über den vertrag⸗ 
mäßigen Gebrauch hinaus abgenutzt worden ſeien. Er behauptet damit, daß 
die Beklagte ihre Verpflichtung zur Rückgabe der vermieteten Sachen nicht 
gehörig erfüllt habe. Ob der Vermieter auch ſchon während der Dauer des 
Mietverhältniſſes einen Anſpruch auf Entſchädigung wegen eines vertrag⸗ 
widrigen Gebrauchs der Sachen gegen den Mieter hat, iſt rechtlich ohne Be⸗ 
deutung, da der Kläger ſeinen hier klagend geltend gemachten Anſpruch auf 
»die nicht gehörige Erfüllung der Rückgabeverpflichtung der Beklagten ſtützt 
und es hierauf für die Frage der Zuſtändigkeit des Gerichts allein ankommt. 
Dieſe Rückgabeverpflichtung hat die Beklagte, wie auch das Landgericht nicht 
verkennt, an ſich an dem Orte zu erfüllen, wo ſich die vermieteten Räumlich⸗ 
keiten befinden. Dies iſt auch noch beſonders aus dem Vertrage zu folgern, 
wonach die Vergütung für die Abnutzung des Lokals und Inventars von der 
Bremer Garniſonverwaltung zu regeln iſt. Daraus folgt aber nach $ 29 ZPO., 
daß dieſer Ort auch für die Geltendmachung des fraglichen Anſpruchs ent⸗ 
ſcheidend iſt, denn die ſtreitige Verpflichtung i. S. von $ 29 ZPO., aus der 
der Schadenerſatzanſpruch hergeleitet wird, iſt die Verpflichtung der Beklagten 
als Mieterin, die vermietete Sache in vertragmäßigem Zuſtande zurückzu⸗ 
liefern. Ob der Kläger von der Beklagten die Wiederherſtellung des vertrag⸗ 
mäßigen Zuſtandes ſelbſt oder Schadenerſatz in Geld beanſprucht, iſt rechtlich 
ohne Bedeutung, da nach § 29 der Gerichtsſtand für jede Klage auf Entſchä⸗ 
digung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung einer ſtreitigen 
Verpflichtung gegeben iſt. Ebenſo iſt es ohne Bedeutung, daß im vorliegen⸗ 
den Fall die vermietete Sache ſelbſt dem Kläger bereits zurückgegeben worden 
iſt, da der Anſpruch die nicht gehörige Erfüllung der aus dem Mietvertrage 
ſich ergebenden Rückgabeverpflichtung betrifft (vgl. RG. in SeuffA. 50 Nr. 274). 

Ebenſo ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Bremer Gerichts auch hinſichtlich 
des Schadenerſatzanſpruchs wegen nicht erfolgter Rückgabe einer Anzahl von 
Gegenſtänden, die ſich in den vermieteten Räumlichkeiten befunden haben. 
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Daß dieſe Gegenſtände, für welche der Kläger einen Schadenerſatz von 
1352,80 fordert, an dem Orte, wo ſie ſich befunden, zurückzugeben waren, 
ergibt ſich aus der Natur der Sache. Daraus folgt aber wieder nach 8 29 ZPO., 
daß für die Klage auf Entſchädigung wegen nicht gehöriger Erfüllung dieſer 


Rückgaveverpflichtung das Bremer Gericht zuſtändig iſt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Juni 1917. E. B. w. 
ſtellbertr. Int. des IX. Armeekorps. Bf. VI. 125/17. Nö. 
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20. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitver- 
kündung mit der Einlegung der Berufung zuläſſigd 
Vgl. 72 Nr. 83 m. N. 
ZPO. 88 74. 70. 66 Abſ. 2, 518. 

Obige Frage iſt vom Reichsgericht im Gegenſatz zur Entſcheidung des 
Ber.⸗Gerichts (Seuff A. 72 Nr. 83) mit folgender Begründung bejaht worden: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Berufung der Firma Heinrich B. als unzu— 
läſſig verworfen, weil der Beitritt dieſer Firma, welcher die Beklagte den 
Streit verkündet hatte, früheſtens am 12. Mai 1916 mit der Zuſtellung des 
die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatzes an den Prozeßbevollmäch— 
tigten der Klägerin erfolgt, die Berufung dagegen bereits vorher durch die 
am 11. Mai geſchehene Einreichung der Ber.⸗Schrift bei dem Ber.⸗Gericht 
eingelegt, die Einlegung der Berufung vor erfolgtem Beitritt aber unzu— 

Allerdings iſt der Beitritt der Firma B., wodurch ſie die Stellung eines 
Nebenintervenienten erlangte, gemäß § 70 ZPO. nicht vor dem 12. Mai 
1916 erfolgt, während ihre Berufung bereits am 11. Mai nach 8 518 ZPO. 
eingelegt war. Unrichtig iſt aber die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß des 
derung der Zivilprozeßordnung, wonach die Einlegung der Berufung bereits 
mit der Einreichung der Ber.⸗Schrift bei dem Ber.⸗Gericht erfolgt, iſt 8 66 
Abſ. 2 ZPO. geblieben. Darnach kann nach wie vor die Nebenintervention 
auch in Verbindung mit der Einlegung eines Rechtsmittels erfolgen. Mit 
dieſer Beſtimmung iſt 8 70 ZPO. dadurch in Einklang zu ſetzen, daß zwar 
die Nebenintervention ſich erſt vollendet mit der Zuſtellung des die Beitritts- 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes an beide Parteien, daß aber, falls die 
Nebenintervention, wie im vorliegenden Falle, in Verbindung mit der Ein— 
legung des Rechtsmittels erfolgen ſoll, was das Geſetz geſtattet, die Einreichung 
des die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatzes bei dem für das Rechts— 
mittel zuſtändigen Gerichte zugleich mit der Einlegung des Rechtsmittels 
genügt, falls nur die Zuſtellung des Schriftſatzes ſpäter erfolgt. Dies ent— 
ſpricht der in RGeEntſch. 76, 167 ff. abgedruckten Entſcheidung, deren Be— 
gründung beizutreten iſt. In dem dort zur Entſcheidung ſtehenden Falle 
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enthielt allerdings die Rev.⸗Schrift zugleich die Beitrittserklärung, und es 
wurde die Beſtimmung im 8 5533 3PO., wonach die Rev.⸗Schrift der 
Gegenpartei von Amts wegen zuzuſtellen iſt (entſprechend $ 520 ZPO. für 
die Ber.⸗Schrift), verwertet. Im vorliegenden Falle dagegen enthielt die 
Ber.⸗Schrift nur eine Bezugnahme auf den gleichzeitig eingereichten veion- 
deren, die Beitrittserklärung enthaltenden Schriftſatz. Es muß auch hier 
genügen, daß dieſer Schriftſatz nach der Einreichung der Ber.- Schrift noch 
innerhalb der Ber.⸗Friſt den beiden Parteien zugeſtellt iſt. Das angegriffene 
Urteil beruht demnach auf einer Verletzung des § 66 Abſ. 2 ZPO. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 1. Mai 1917. K. w. K. II. 19/17. 


21. Eine außergerichtliche Vereinbarung über die Koften ändert nicht 
die geſetzliche Koftenpflicht des die Klage zurücknehmenden Klägers. 
Vgl. 63 Nr. 263 m. N.; 68 Nr. 246; 69 Nr. 256. 
3PO. $ 271 Abſ. 3. 

Die Klägerin hat bei der mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht 
die Klage zurückgenommen. Nach $ 271 Abſ. 3 ZPO. verpflichtet die Zurüd- 
nahme der Klage den Kläger, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, ſofern 
nicht über ſie bereits rechtskräftig erkannt iſt oder ein gerichtlicher Vergleich 
abgeſchloſſen worden iſt (vgl. Gaupp⸗Stein Anm. VI, 1; Skonietzki⸗Gelpcke 
Note 20: Förſter⸗Kann Anm. 5, b 5 zu § 271 3PO.). Eine außergerichtliche 
Vereinbarung über die Pflicht der Koſtentragung kommt aber gegenüber der 
prozeßrechtlichen Vorſchrift des § 271 Abſ. 3 nicht in Betracht; 

jo auch OLG. Dresden in Seuff A. 63 Nr. 263; Förſter⸗Kann a. a. O.; für den Fall 
der Zurücknahme einer Reviſion RG. in JW. 1904, 3652; a. M. Gaupp⸗Stein und 

Skonietzki⸗Gelpcke a. a. O. 

Auf Grund eines außergerichtlichen Abkommens über die Koſten können dem 
Klageteil privatrechtliche Anſprüche gegen den Beklagten, der unter Berufung 
auf die Vorſchrift in $ 271 Abſ. 3 ZPO. die Verurteilung des Klägers zur 
Tragung der Koſten erwirkt hat, zuſtehen, die gegebenenfalls in einem be— 
ſonderen Rechtsſtreit, nicht jedoch im Koſtenfeſtſetzungsverfahren geltend zu 
machen ſind. Bei dieſer Sachlage iſt eine Beweiserhebung darüber, ob das 
behauptete Abkommen zwiſchen den Parteien getroffen worden iſt, nicht 
veranlaßt. Die ſofortige Beſchwerde der Klägerin gegen das landgerichtliche 
Urteil war vielmehr koſtenfällig zurückzuweiſen. | 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1915. B. w. H. 

Beſchw.-Reg. 567/15. F . 
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22. Dorbehaltsurteil; ein rechtlicher Zufammenhang der Aufrechnungs⸗ 
einrede mit der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungs⸗ 
vertrag hergeſtellt. 

(Vgl. 67 Nr. 218.) 

BPO. $ 302; BGB. $ 387. 

Gegen die Klage auf Bezahlung einer Tiſchlerrechnung wollte die Be- 
klagte aufrechnen mit einer Proviſionsforderung, die angeblich ihrem Manne 
gegen den Kläger zuſtehen und deren Aufrechnung gegen die Klageforderung 
ihr Mann mit dem Kläger abgemacht haben ſollte — was alles vom Kläger 
beſtritten wurde. Das Landgericht verurteilte die Beklagte unter Vorbehalt 
der Entſcheidung über die Aufrechnung. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — - Nach 8 302 Abſ. 1 ZPO. konnte das Landgericht über den 
zur Entſcheidung reifen Teil der Klageforderung erkennen und die Entſchei⸗ 
dung über die Aufrechnung vorbehalten, weil die Gegenforderung der Be— 
klagten zur Klageforderung nicht in rechtlichem Zuſammenhange ſteht. Sie 
ſtammt weder aus demſelben Rechtsverhältniſſe wie die Werklohnforderung 
des Klägers; noch ſtehen beide Forderungen in einem Bedingungsverhältnis 
zueinander. Der vom Geſetz geforderte rechtliche Zuſammenhang wird auch 
dadurch nicht herbeigeführt, daß verabredete Aufrechnung behauptet wird. 
Wenn das angenommen werden ſollte, könnte der mit einer entſcheidungs— 
reifen Forderung in Anſpruch genommene Beklagte ſeine unreife Gegen⸗ 
forderung zur Reife bringen, ſolange ihm Zeit zum Nachweiſe der Verab— 
redung gelaſſen wird. Bei dieſer ausdehnenden Geſetzesauslegung würde 
der Zweck des Geſetzes, die feſtſtehende Klageforderung vor der unbewieſenen 
Gegenforderung zu bevorzugen, verloren gehen (vgl. OL GRſpr. 16, 102: 
20, 317).“ | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 18. Sept. 1917. Frau M. 

(Bkl.) w. R. Bf. III. 216/17. B. 


23. Der Leiſtungsanſpruch gegen die Frau und der Anſpruch auf 
Duldung der Swangsvollſtreckung gegen den Mann ſind verſchieden— 
artige Anſprüche. 

Vgl. 61 Nr. 64; 70 Nr. 93. 
3PO. 88 739 ff. 

Die Beſchwerde der Klägerin richtet ſich dagegen, daß ihr durch den Be— 
ſchluß des Landgerichts die Hälfte der geſamten Prozeßkoſten auferlegt iſt. 
Ob dieſe Koſtenverteilung der Klägerin gerecht wird, kann dahinſtehen. Auch 
wenn es nicht der Fall ſein ſollte, muß dieſer Beſchwerde der Erfolg verſagt 
bleiben. — — — 

Das Landgericht hat durch Urteil v. 26. Okt. 1916 der Klägerin die Koſten 
der gegen den verklagten Ehemann gerichteten Klage auferlegt, der verklagten 
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Ehefrau die der gegen ſie gerichteten Klage. Hätte es die Koſten nach Quoten 
verteilt, wäre jede Unklarheit vermieden worden. Nachdem die wenig glück⸗ 
liche Koſtenentſcheidung einmal ergangen iſt, muß zunächſt geprüft werden, 
ob, wie das Landgericht meint, mit der Klage ein einheitlicher Anſpruch gegen 
die beiden verklagten Eheleute erhoben iſt, oder ob verſchiedene, rechtlich ſelb⸗ 
ſtändige Anſprüche geltend gemacht ſind. Im erſten Fall würde ſich fragen, 
ob die Halbierung der Prozeßkoſten dem Maße der Beteiligung der Beklagten 
am Rechtsſtreit entſpricht. Im letzten Fall würde dagegen dem jetzt anhängigen 
Beſchwerdeverfahren der Boden entzogen ſein. Denn vor der Koſtenfeſtſetzung 
müßte der Streitwert der beiden verſchiedenen Anſprüche feſtgeſtellt ſein, 
und da das Landgericht das ausdrücklich abgelehnt hat, wäre es IF der 
Klägerin, ſich hiergegen mit der Beſchwerde zu wenden. 

Der erkennende Senat iſt im Gegenſatz zu der von Gaupp-Stein 
und Rittmann vertretenen Auffaſſung der Anſicht, daß es ſich vorliegend 
nicht um einen einheitlichen Anſpruch, ſondern um getrennte, rechtlich von- 
einander unabhängige Anſprüche handelt. Der gegen den Ehemann gerichtete 
Anſpruch auf Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in das von feiner Ehefrau ein⸗ 
gebrachte Gut hat zwar zur Vorausſetzung, daß gegen die Frau der Anſpruch, 
deſſen Vollſtreckung er dulden ſoll, überhaupt beſteht. Inſofern iſt allerdings 
der gegen den Mann gerichtete Anſpruch akzeſſoriſcher Art. Die Rechtsnatur 
beider Anſprüche iſt aber ganz verſchieden. Während der Prozeß, ſoweit er 
gegen die Frau geführt wird, die Frage zum Gegenſtande hat, ob gegen ſie 
überhaupt ein Anſpruch beſteht, wird gegen den Mann geltend gemacht, daß 
er bejahendenfalls verpflichtet ſei, die Zw.⸗Vollſtreckung zu dulden. Die Grund⸗ 
lage dieſes Anſpruchs iſt alſo güterrechtlicher Art, während der Anſpruch gegen 
die Frau ſich auf ganz andern Rechtsgebieten bewegt. Trotz ihres tatſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs find alſo die beiden Anſprüche rechtlich völlig ver- 
ſchieden geartet. Daß ſie inſoweit voneinander unabhängig ſind, kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß ſie keineswegs in derſelben Klage zuſammen geltend 
gemacht werden müſſen, und daß, wie gerade dieſer Prozeß lehrt, der eine 
von ihnen begründet, der andre unbegründet ſein kann. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden kann von einem einheitlichen Anſpruch, der nur in verſchiedener 
Richtung geltend gemächt werde, füglich nicht geſprochen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 50, 53 ſteht der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung nicht entgegen. Dort handelt es ſich um andre Fragen. 

Hiernach kann die erhobene Beſchwerde, die ſich ausdrücklich nur gegen den 
zweiten Abſchnitt des landgerichtlichen Beſchluſſes wendet, keinen Erfolg haben. 
Ob die Klägerin ſachlich im Recht iſt, kann erſt geprüft werden, wenn ſie gegen 
den erften! Abſchnitt des landgerichtlichen Beſchluſſes Beſchwerde eingelegt 
haben wird. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (65. Sen.) v. 9. Febr. 1917. E. A. G. 
w. M. K. und F. K. Bs. Z. V. 5/17. Nö. 
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24. Eine Verurteilung nach $ 890 5p. ſetzt ſchuldhafte Verfehlung 
gegen das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot voraus. 
Vgl. 52 Nr. 130; 54 Nr. 201; 63 Nr. 55. 
3PO. 5 890. 

Der Auffaſſung des Landgerichts iſt inſofern zuzuſtimmen, als objektiv 
eine Zuwiderhandlung gegen das Verbot des Urteils v. 27. Jan. 1916 vorliegt, 
und zwar eine Zuwiderhandlung in der Zeit nach Eintritt der Rechtskraft 
jenes Urteils. Der Beklagten iſt allgemein unterſagt worden, die Bezeichnung 
Oja zur Kennzeichnung ihres Hamburger Unternehmens, alſo ihres am Jung— 
fernſtieg betriebenen Parfümeriegeſchäfts, zu benutzen. Ihre Geſchäftsanzeige 
in der Aprilnummer des R.ſchen Modeblatts fügt der Hauptbezeichnung 
„Parfümerie Frau Selma Z. Jungfernſtieg 38 (neben Streits Hotel)“ die 
Nebenbezeichnung „früher Oja, Neuer Wall 50“ hinzu. Damit behauptet 
ſie geradezu, daß ihr Geſchäft mit dem früher in Hamburg betriebenen Oja— 
geſchäft identiſch, lediglich eine Fortſetzung desſelben unter verändertem Namen 
ſei. Außerdem kann aber beim flüchtigen Leſen der Anzeige ſehr leicht der 
Irrtum entſtehen, daß die Beklagte noch immer, wie früher, ein Hamburger 
Zweiggeſchäft der Klägerin leite. In beiden Beziehungen iſt unbedenklich 
eine verbotwidrige Benutzung der Bezeichnung Oja feſtzuſtellen. 

Aber eine Verurteilung nach 8890 ZPO. ſetzt voraus, daß der Beklagten 
eine ſchuldhafte Verfehlung gegen das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot 
nachzuweiſen iſt, und das iſt nicht der Fall. Die neuerliche Verteidigung 
der Beklagten, gegen die die Klägerin Einwendungen nicht hat machen können, 
geht dahin, daß bei Eintritt der Rechtskraft des Urteils, der mit Ablauf des 
18. März 1916 erfolgte und am 24. März 1916 der Klägerin vom Gerichts- 
ſchreiber beſcheinigt worden iſt, und gar zu der Zeit, als ſie früheſtens durch 
ihre Anwälte von dem Eintritt der Rechtskraft Kenntnis erhalten habe, die 
Aprilnummer des Modeblatts bereits druckfertig oder gar ſchon gedruckt ge— 
weſen ſei, ſodaß ſie die Veröffentlichung der beanſtandeten Anzeige garnicht 
mehr habe verhindern können. Das wird durch die zu den Akten gebrachte 
Beſcheinigung der Firma Gebr. R. beſtätigt, wonach das Modeblatt ſchon zu 
Anfang April erſchienen iſt. Danach läßt ſich nicht feſtſtellen, daß die Beklagte 
nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils ſchuldhaft etwas getan oder unter- 
laſſen hat, was für die Veröffentlichung der Anzeige von Bedeutung geweſen iſt. 

Ein ſolches Verhalten vor Eintritt der Rechtskraft des Urteils würde die 
Verhängung einer Strafe nicht ohne weiteres rechtfertigen. Ob eine arg— 
liſtige oder auch nur grobfahrläſſige Herbeiführung eines hernach nicht mehr ver— 
meidlichen Verſtoßes gegen das Urteilsverbot die Bedeutung einer ſtraf— 
baren Zuwiderhandlung gewinnen kann, darf dahingeſtellt bleiben. Denn es 
iſt der Beklagten nicht zu widerlegen, daß ſie zu einer Zeit, wo ihr die Wirk— 
ſamkeit eines künftigen rechtskräftigen Verbots noch nicht zum Bewußtſein 
gebracht war, die Anordnung getroffen habe, daß ihre Geſchäftsanzeige in 
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der Herbſtnummer des Modeblatts in der nächſten Frühjahrsnummer mit 
etwas fetterem Druck wiederholt werde, und daß fie ohne ſtrafwürdige Acht- 
loſigkeit verſäumt habe, dieſen Auftrag zurückzunehmen. 
Der an ſich zuläſſigen ſofortigen Beſchwerde war demnach ſtattzugeben. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 11. Nov. 1916. Oja (Kl.) 
w. Z. Bs. Z. II. 92/16. B. 


25. Über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs 
durch den Schiedsvertrag. 
98 1041 Nr. 4 und Abſ. 2, 1034 3 PO. 

Die Klägerin beantragte Vollſtreckbarkeitserklärung eines Schiedsſpruchs; 
die Beklagte bat um Abweiſung der Klage und erhob Widerklage mit dem An⸗ 
trag, den Schiedsſpruch aufzuheben. Während das Landgericht nach den An— 
trägen der Beklagten erkannte, hob das Oberlandesgericht die Entſcheidung 
des Landgerichts auf, erklärte die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsspruch 
für zuläſſig und wies die Widerklage ab. Die Reviſion der Beklagten blieb 
erfolglos. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Schickſal der Reviſion hängt davon ab, ob das Schiedsgericht ent- 
ſprechend der Vereinbarung der Parteien nach der Schiedsgerichtsordnung 
(der Münchener Getreidehändler und Müller) verfahren iſt. Dieſe Frage iſt 
zu bejahen, weshalb die Reviſion keinen Erfolg haben kann. 

Die Klägerin hat aus dem Wortlaut des Schlußbriefs v. 18. Okt. 1914 
und des Schiedsgerichtsſcheins v. 8. Sept. 1915 die Folgerung abgeleitet, 
daß die Streitteile einen Verzicht auf den Anfechtungsgrund des § 1041 
Nr. 4 ZPO. vereinbart haben. — — — 

Maßgebend für den Umfang, in dem die Parteien Anſpruch auf recht— 
liches Gehör haben, ſind die Beſtimmungen des Schiedsvertrages, hier alſo 
jener Schiedsgerichtsordnung. Da die Parteien im Schiedsvertrage nach 8 1041 
Abſ. 2 ZPO. auf das rechtliche Gehör ganz verzichten können, iſt auch jede 
Einſchränkung des rechtlichen Gehörs durch den Schiedsvertrag zuläſſig. Haben 
ſich die Parteien einer Beſchränkung des rechtlichen Gehörs unterworfen, 
jo iſt die Anfechtung des Schiedsſpruchs auch nach § 1041 Nr. 1 ZPO. wegen 
Unzuläſſigkeit des Verfahrens nicht möglich. Die Verſagung der Beſchränkung 
Des rechtlichen Gehörs ſtellt gleichzeitig ſtets auch die Verletzung einer weſent— 
lichen Grundlage des Verfahrens dar. Man darf aber dieſen Fall nicht unter 
die einem Verzicht unzugängige Beſtimmung des § 1041 Nr. 1 ZPO. bringen, 
denn dadurch würde man die in §1041 Abſ. 2 zugelaſſene Vereinbarung über 
die Unſchädlichkeit der Nichtgewährung oder Beſchränkung des Gehörs wirkungs⸗ 
los machen und die beſondere Anordnung des Geſetzgebers in $ 1041 Abſ. 2 
wieder beſeitigen. Dieſe Geſetzesauslegung verſtieße gegen Wortlaut und 
Sinn des § 1041 Abſ. 2 und kann daher nicht angängig ſein (vgl. RGEntſch. 35, 


38 | 25. Schiedsgerichtliches Verfahren. 


422/426). Rechtsirrig iſt die Meinung der Beſchwerdeführerin, daß das an⸗ 
gefochtene Urteil wegen Verletzung des § 1034 und des § 1041 Nr. 1 auch 
dann nicht beſtehen bleiben könnte, wenn die Schiedsgerichtsordnung das recht⸗ 
liche Gehör der Parteien in das freie Ermeſſen der Schiedsrichter geſtellt habe, 
weil 8 1034 Abſ. 1 darüber eine zwingende Geſetzesvorſchrift gebe. Vielmehr 
iſt, wie das Ber.⸗Gericht ausgeſprochen hat, anerkannten Rechtens, daß eine 
hinſichtlich des rechtlichen Gehörs von § 1034 Abſ. 1 abweichende Geſtaltung 
des Verfahrens durch den Schiedsvertrag vereinbart werden kann (RGeEntſch. 35, 
422; Gruchots Beitr. 40, 844). 

Dem Ber.⸗Gericht iſt zuzugeben, daß tatſächlich durch die Schiedsgerichts⸗ 
ordnung das Verfahren abweichend von § 1034 Abſ. 1 ZPO. geordnet iſt. 
Nach § 10 Abſ. 2 Schiedsger O. haben die Schiedsrichter vor Fällung des 
Spruches die Parteien zu hören, ſoweit ſie dies für erforderlich erachten. 
Dieſe Beſtimmung weicht von § 1034 Abſ. 1 ZPO. ab. Denn hier iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß die Schiedsrichter vor Erlaſſung des Schiedsſpruchs die Parteien 
zu hören und das dem Streit zugrunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln 
haben, ſoweit ſie die Ermittelung für erforderlich erachten; eine Einſchränkung 
des Gehörs der Parteien durch das Ermeſſen der Schiedsrichter iſt demnach 
in § 1034 nicht vorgeſehen. Die Anſicht der Beklagten, daß die Abweichung auf 
eine ungenaue Faſſung der Schiedsgerichtsordnung zurückzuführen ſei, kann 
nicht als zutreffend erachtet werden. Wenn man bei der Aufſtellung der Schieds- 
gerichtsordnung den Parteien das rechtliche Gehör in demſelben Umfang hätte 
zugeſtehen wollen wie in der Zivilprozeßordnung, ſo würde man entweder 
keine Beſtimmung darüber getroffen oder die Vorſchrift des 8 1034 Abſ. 1 
ZPO. unverändert übernommen haben. — — — Die Auslegung des Ber.⸗ 
Gerichts verſtößt daher nicht, wie die Beklagte meint, gegen die 88 133 und 157 
BGB., weil ſie erſichtlich dem wirklichen Willen des Verfaſſers der Schieds⸗ 
gerichtsordnung entſpricht und auch Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte feine) dem Wortlaut entgegenſtehende Auslegung erfordern. 
Die Betrachtung der geſamten Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
Schiedsgericht zeigt, daß auf tunlichſte Beſchleunigung der Rechtſprechung 
hingewirkt iſt. Nach § 1 Abſ. 1 bezweckt die Vereinigung der Münchener Ge⸗ 
treidehändler und Müller durch ihre Schiedsgerichtsordnung, Streitigkeiten 
im Geſchäftsverkehr mit möglichſt wenig Zeit⸗ und Koſtenaufwand zu erledigen. 
Die Verhandlungen des Schiedsgerichts ſind mündlich, die Vorbereitung 
des Verfahrens durch Schriftſätze iſt nicht eingeführt, Vertretung der Parteien 
durch Berufsanwälte iſt nicht zugelaſſen, das Nichterſcheinen einer Partei 
hemmt die Verhandlungen nicht, Urkunden und Beweisſtücke ſind zur Stelle 
zu bringen, der Schiedsſpruch iſt den Parteien möglichſt ſofort zu verkünden. 
Alle Vorſchriften ſind auf Vermeidung von Zeitverluſt abgeſtellt. Aus dieſem 
Grunde iſt auch das eingeſchränkte, von dem Ermeſſen der Schiedsrichter ab— 
hängige rechtliche Gehör eingeführt. Wer für die ſchiedsgerichtliche Entſchei— 
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dung ſeiner Streitigkeit uneingeſchränkte Anhörung durch die Schiedsrichter 
beanſprucht, darf ſich der Schiedsgerichtsordnung nicht unterwerfen. Dafür, 
daß die Beklagte die Beſtimmungen der Schiedsgerichtsordnung über das 
rechtliche Gehör anders aufgefaßt habe, als ihr Wortlaut beſagt, fehlt jeder An⸗ 
haltspunkt. 

Hiernach iſt die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß das Schiedsgericht 
zur Ablehnung der Verleſung des Briefwechſels und zur Vernehmung der 
beiden Sachverſtändigen ohne Zuziehung und ohne Schlußgehör der Parteien 


befugt war, nicht zu beanſtanden. — — —“ 
Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 13. Juli 1917. W. & Co. 
w. W. & W. (OLG. Mün chen). Reg. Nr. 58/17. F—z. 


26. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den Konf.-Dermwalter; 
Anſpruch des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der 
Wohnung als Maſſeſchuld. 

Vgl. 64 Nr. 189 ſowie oben Nr. 19. 

KO. 99 19. 59; BGB. $ 556. 

Der Klager beanſpruchte aus abgetretenen Rechten des Zimmermeiſters 
V. in L. als Maſſeſchuld des über das Vermögen des Kaufmanns G. in L. 
eröffneten Konk.⸗Verfahrens Erſatz der Koſten von Wiederherſtellungsarbeiten 
in der dem G. vermieteten Wohnung und Mietzins für / Jahr, nachdem 
der verklagte Konk.⸗Verwalter nach Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens den 
Mietvertrag für den 31. Dez. 1915 gekündigt hatte. — In 2. Inſtanz wurde 
der Anſpruch des Klägers als Maſſeſchuld feſtgeſtellt aus folgenden Gründen: 

„Die vom Gemeinſchuldner gemietete Wohnung war ihm vor der Er- 
öffnung des Konk.⸗Verfahrens überlaſſen worden. Dies hatte zur Folge, 
daß von nun an der Konk.⸗Verwalter an die Stelle des Mieters trat, jedoch 
beide Delle das Mietverhältnis nach § 19 KO. kündigen durften. Für die Zeit 
von der Eröffnung des Verfahrens bis zu ſeiner Beendigung oder dem frühe⸗ 
ren Ende des Mietverhältniſſes hatte ſonach der Konk.⸗Verwalter das Miet- 
recht als zur Maſſe gehörig zu beanſpruchen, dagegen aber auch die aus dem, 
Mietverhältniſſe ſich ergebenden Gegenleiſtungen zu bewirken. Inſoweit dieſe 
Leiſtungen für die Zeit nach der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens erfolgen 
mußten, bilden fie Maſſeſchulden nach $ 59 Nr. 2 KO. Dieſe Gegenleiſtungen 
erſchöpfen ſich nicht mit der Entrichtung des Mietzinſes, ſondern dazu gehören 
auch die ſonſt aus dem Mietvertrage fließenden Verpflichtungen, ſoweit ſie 
für die angegebene Zeit zu bewirken ſind. 

Infolge der Kündigung des Beklagten endigte das Mietverhältnis mit 
dem 31. Dez. 1915, und zwar nicht nur mit Wirkung für die Konk.⸗Maſſe, 
ſondern ſchlechthin, auch gegenüber dem Gemeinſchuldner ſelbſt. Sofort nach 
der Beendigung des Mietverhältniſſes war die Wohnung zurückzugeben 
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(§ 556 Ab}. 1 BGB.). Die Rückgabepflicht gehörte alſo zu denjenigen Ver- 
pflichtungen aus dem Mietvertrage, die für die Zeit nach der Eröffnung des 
Konk.⸗Verfahrens erfolgen mußten und deshalb nach der angezogenen Be— 
ſtimmung Maſſeſchulden find (vgl. Jaeger KO. § 59 Anm. 7). Es wäre unrichtig, 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen den wiederkehrenden Leiſtungen und 
andern Verpflichtungen aus dem Mietvertrage und die letzten nicht als Maſſe— 
ſchulden zu behandeln, wie der Beklagte es anſcheinend will. Wenn auch die 
Vorſchriften der §88 19 bis 21 KO. den Bedürfniſſen Rechnung tragen ſollen, 
die ſich bei „andauernden“ Schuldverhältniſſen ergeben (vgl. Jaeger KO. 
§ 59 Anm. 9, § 19 Anm. 1), jo folgt daraus noch nicht, daß ihre Wirkung vor 
ſolchen Verpflichtungen Halt machen müßte, die ſich während des Mietver- 
hältniſſes nicht dauernd wiederholen. 

Die Rückgabe der Mieträume hat in dem Zuſtande zu erfolgen, in welchem 
ſie ſich bei ordnungmäßigem Gebrauch bei der Beendigung des Mietver- 
hältniſſes befinden müſſen (88 556 Abſ. 1, 548 BGB.). Dazu gehört, daß der 
Mieter Veränderungen, die nicht durch den vertragmäßigen Gebrauch herbei- 
geführt ſind, ſchon vorher beſeitigt habe. — — — Dieſe Verpflichtung zur Wieder— 
herſtellung bildete nun einen Teil der Rückgabepflicht und kann nicht einer andern 
rechtlichen Beurteilung unterworfen werden als dieſe ſelbſt. Sie iſt daher eine 
Maſſeſchuld nach § 59 Nr. 2 KO., ebenſo iſt es aber auch eine Entſchädigungs— 
pflicht, die ſich aus einer Nichterfüllung jener Verpflichtung ergibt, insbeſon— 
dere etwa infolge eines Verzugs (vgl. Jaeger KO. § 59 Anm. 7). 

Der Beklagte iſt unbeſtritten der nach dem Vorſtehenden ihm als Maſſe— 
ſchuld obliegenden Verpflichtung zur Wiederherſtellung der Mieträume 
nicht nachgekommen. Da er die Erfüllung verweigert hat, kann der Kläger 
als Rechtsnachfolger des Vermieters V. Erſatz dafür in Geld — als Maſſe— 
ſchuld — fordern, ohne daß er noch eine Friſt zur Wiederherſtellung hätte be— 
ſtimmen müſſen (8 250 BGB.). Dieſer Anſpruch gehört auch ni wa zu 
denjenigen Forderungen wegen Nichterfüllung, die nach 8 26 S. . nur 
als Konk.-Forderungen geltend gemacht werden können, ſoweit kein Anſpruch 
auf abgeſonderte Befriedigung beſteht. Denn zu ſolchen ſind nur diejenigen 
zu rechnen, die durch Erfüllungsablehnung des Verwalters nach den konkurs— 
rechtlichen Vorſchriften der §§ 17. 20 Abſ. 2 KO. oder von Rechts wegen mit 
der Konk.⸗Eröffnung nach § 18 KO. entſtanden ſind (vgl. Jaeger KO. § 26 
Anm. 17); das trifft auf den ſtreitigen Anſpruch nicht zu.. 

Der Klaganſpruch iſt daher dem Grunde nach gerechtfertigt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 27. März 1907. E. w. Z. 70. 
20/17. — e 
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27. Kann die ärztliche Tätigkeit zu Wettbewerbszwecken eingeſchränkt 
werdend 
BGB. 138. 

Durch Vertrag vom 6. Jan. 1914 ſtellte die Beklagte, Frau Dr. L. in D., 
den Kläger vom 1. Okt. 1914 ab als Abteilungsarzt für die chirurgische Abtei⸗ 
lung an der ihr gehörigen Heilanſtalt unter Vorbehalt eines beiden Teilen 
zuſtehenden halbjährigen Kündigungsrechts an. In dem Vertrage verpflich⸗ 
tete ſich der Kläger, nach Aufhebung des Vertrags, einerlei aus welchen Grün⸗ 
den und von welcher Seite dieſe erfolgen möge, auf die Dauer von drei Jahren 
in D. ſelbſt und in den Vororten Dis keinerlei Konkurrenzpraxis, weder ſelb⸗ 
ſtändig noch als angeſtellter Arzt, bei Meidung einer Vertragsſtrafe von 
10000. zu betreiben; dieſe Beſtimmung ſollte aber hinfällig ſein, wenn die 
Heilanſtalt ihren Charakter aufgeben oder geſchloſſen werden ſollte. Nachdem 
am 22. März 1915 die Beklagte dem Kläger zum 22. September 1915 gekün⸗ 
digt hatte, klagte der Kläger auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit des Wett⸗ 
bewerbsverbots. — In den erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. 
Das Reichsgericht erkannte nach dem Klagantrage. Aus den Gründen: 

„In dem Urteile v. 11. Juni 1907 (III. 21/07, RGEntſch. 66, 143) har 
der erkennende Senat ausgeſprochen, daß für Arzte und Rechtsanwälte ein 
vertragmäßiges Wettbewerbsverbot kraft ihrer Berufsſtellung an ſich ſchlecht— 
hin gegen die guten Sitten ſei, und zur Begründung ausgeführt, das eigentüm⸗ 
liche und entſcheidende Gepräge beider Berufe liege darin, daß ſie fundamentale 
allgemeine, öffentliche Zwecke, nämlich die der Geſundheitspflege und der Rechts⸗ 
pflege, auf Grund ſtaatsſeitig geforderter und gewährleiſteter wiſſenſchaft⸗ 
licher Vorbildung unter beſonderer Verantwortung zu erfüllen haben; ſie 
ſeien Träger geiſtiger Kräfte im Dienſte des Gemeinwohls und deshalb ſeien 
Wettbewerbsabkommen zwiſchen Arzten wie zwiſchen Rechtsanwälten in 
beſonderem Maße anſtößig; es zieme nach allgemeiner Anſchauung den Ver⸗ 
tretern dieſer wiſſenſchaftlichen, ſtaatlich geordneten, den wichtigſten Gemein⸗ 
intereſſen dienenden Berufe nicht, der Berufsausübung irgendeine Beſchrän⸗ 
kung (nach Ort, nach Zeit oder gegenſtändlich) aufzuerlegen oder auferlegen 
zu laſſen; dieſe Berufe müßten frei ſein kraft der ihnen innewohnenden ſitt⸗ 


lichen Würde im öffentlichen Intereſſe; es verletze das öffentliche e un⸗ 
GeuffertS Arvo Bb. 78. 3. Folge Bb. 18 Heft 2. 


By 


— 


42 | 27. Arzt. 


mittelbar, wenn für die Ausübung dieſer Berufe private Monopole irgend- 
welcher Art geſchaffen und dieſe der Allgemeinheit gewidmeten Funktionen 
in privatem Intereſſe und zu privatem Nutzen irgend gehemmt und gebunden 
würden. 

Auf Grund dieſer Ausführungen, die mit der grundſätzlichen Auffaſſung 
des erkennenden Senats in ſpäteren, die Stellung der Arzte bereffenden Ent⸗ 
ſcheidungen im Einklange ſtehen (z. B. Entſch. 68, 186; JW. 1915, 696 —= 
Warneyer 8. Jahrg. S. 241 Nr. 162) und deren Richtigkeit der 7. Zivil⸗ 
ſenat in ſeinem Urteil v. 15. Okt. 1912 (Entſch. 80, 223) nicht etwa bekämpft, 
ſondern nur dahingeſtellt ſein läßt, iſt auch in dem vorliegenden Falle die Rechts⸗ 
gültigkeit des Wettbewerbsabkommens auf Grund des § 138 BGB. zu ver⸗ 
neinen. Die Gründe, aus denen das Landgericht und das Oberlandesgericht 
die Anwendbarkeit jener Ausführungen auf den gegebenen Fall verneint 
haben, ſind nicht zu billigen. 

Da die ſittliche Würde und die öffentlichrechtliche Bedeutung des ärzt— 
lichen Berufs, das öffentliche Intereſſe an einer guten Geſundheitspflege 
die freie, ungebundene Ausübung dieſes Berufs fordern, iſt die Auferlegung 
einer Beſchränkung der Berufsausübung mit den guten Sitten nicht nur dann 
unvereinbar, wenn ſie durch einen Vertrag zwiſchen zwei gleichgeſtellten Arzten 
erfolgt, ſondern auch wenn ſich ein Arzt einer nicht ärztlich vorgebildeten In⸗ 
haberin einer gewerblich betriebenen Privatkrankenanſtalt zur Unterlaſſung 
des Wettbewerbs verpflichtet. Nicht die Stellung desjenigen, zu deſſen Gunſten 
das Wettbewerbsverbot vereinbart iſt, entſcheidet, ſondern die des Verpflich⸗ 
teten; iſt dieſer ein Arzt, ſo verſtößt die Beſchränkung gegen die guten Sitten, 
auch wenn damit ein gewerbliches Unternehmen gegen den Wettbewerb 
geſchützt werden ſoll. Ob die Sittenwidrigkeit zu verneinen iſt, wenn der 
Arzt ſich lediglich verpflichtet, einen gewerblichen Anſtaltsbetrieb zu unterlaſſen, 
bedarf hier keiner Entſcheidung; denn dem Kläger iſt, wie die Reviſion mit Recht 
hervorhebt, in dem Vertrage die Verpflichtung auferlegt, keinerlei Konkurrenz⸗ 
prax -s, weder ſelbſtändig noch als angeſtellter Arzt, zu betreiben, ſich alſo 
jeder ärztlichen Berufsausübung in D. und deſſen Vororten zu enthalten. 

Mit der Entſcheidung vom 11. Juni 1907 tft weiter auch die Erwägung un: 
vereinbar, daß ein Wettbewerbsabkommen im Intereſſe des Unternehmers 
einer gewerblichen Anſtalt unentbehrlich und nicht ſittenwidrig ſei, daß es viel— 
mehr umgekehrt ſittenwidrig erſcheinen würde, wenn ein an einer ſolchen An— 
ſtalt angeſtellter Arzt, nachdem er jahrelang die Vorteile einer geſicherten Stel— 
lung genoſſen und ſich die Kenntnis des Patientenkreiſes verſchafft habe, 
unter Ausnutzung der geſchaffenen Beziehungen und der durch ſeine Anſtalts— 
tätigkeit erlangten Kenntniſſe ſeinen bisherigen Dienſtherrn durch ungehinderte 
Ausübung der ärztlichen Tätigkeit an demſelben Orte ſchädigen könnte. Wäre 
dieſe Erwägung ausſchlaggebend, ſo hätte ſie auch in dem damals entſchiedenen 
Falle zur Verneinung der Sittenwidrigkeit führen müſſen, denn es handelte 
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ſich auch dort um einen Vertrag, durch den ein Arzt von einem anderen als 
Aſſiſtent gegen ein feſtes Gehalt auf Jahre angeſtellt war. Gegenüber dem 
oben erwähnten Grundſatze, daß das öffentliche Intereſſe an einer guten Ge⸗ 
ſundheitspflege die Beſchränkung der ärztlichen Berufsausübung verbiete, 
fällt ſie nicht ins Gewicht. | 

Endlich ſchlägt auch die Ausführung der Vorinſtanzen nicht durch, der 
hier vertretene Standpunkt müſſe dahin führen, daß dem Arzte auch während 
ſeiner Anſtellung an der Krankenanſtalt keine Schranke hinſichtlich ſeiner 
Berufsausübung auferlegt werden dürfe. Daß einem angeſtellten Arzte 
während der Dauer ſeiner Anſtellung die Ausübung jeder Berufstätigkeit 
außerhalb des Anſtellungsverhältniſſes verboten wird, hat regelmäßig ſeinen 
Grund darin, daß er ſeine ganze Arbeitskraft dem Intereſſe ſeines Dienſt⸗ 
herrn zu widmen hat, und verſtößt inſoweit nicht gegen die ſittliche Würde 
und die öffentlichrechtliche Bedeutung des ärztlichen Berufs. Ob etwas 
andres anzunehmen iſt, wenn ausnahmsweiſe durch ein ſolches Verbot einem 
nicht voll beſchäftigten Arzte nur der Wettbewerb unterſagt werden ſoll, be- 
darf zurzeit keiner Entſcheidung. 

Demnach iſt dem Feſtſtellungsantrage des Klägers zu entſprechen.— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 16. März 1917. Sch. (Kl.) w. L. 
III. 395/16. Auch in RGEntſch. 90 Nr. 10 S. 35. 


28. Nach der Abnahme“ hat der Beſteller die Vergütung für das Werk 
zu leiſten, trotz noch vorhandener geringer Mängel.“ “ | 
“Bol. 63 Nr. 156 m. N.; 65 Nr. 184. — Vgl. 59 Nr. 77; 63 Nr. 223; 65 Nr. 137 m. N. 
BGB. 89 640 641. 320. 

Kläger hatte auf Bezahlung einer gelieferten Blockſäge geklagt. Nach 
Erledigung der Hauptſache hatte das Landgericht die geſamten Koſten dem 
Kläger aufgelegt, weil er zu früh geklagt habe. Auf ſofortige Beſchwerde 
wurde dieſes Urteil aufgehoben und wurden die Koſten gegeneinander auf⸗ 
gehoben. Aus den Gründen: 

„Dem Landgericht kann nicht darin beigetreten werden, daß die vom Kläger 
gelieferte Blockſäge nicht abgenommen ſei. Unter Abnahme verſteht das Land⸗ 
gericht zutreffend die Annahme als Erfüllung (vgl. RGEntſch. 57, 338 /, in 
SeuffA. 60 Nr. 165). Da nach der Beweisaufnahme die Säge wiederholt, 
und zwar mehrere Wochen lang, zu Geſchäftszwecken des Beklagten benutzt 
worden iſt, ſo kann dieſe Benutzung nicht lediglich als Probebenutzung unter 
Aufſchub der Abnahme angeſehen werden; vielmehr lag in der Annahme 
und Benutzung des Werkes deſſen Abnahme. Das Recht des Beklagten, Mängel 
der Säge zu rügen und deren Beſeitigung zu verlangen, wurde dadurch nicht 
beſeitigt, ſondern nur für den Fall der Kenntnis von Mängeln bei vorbehalt⸗ 
loſer Abnahme eingeſchränkt ($ 640 Abſ. 2) und im übrigen die Beweislaſt 
dafür, daß die Leiſtung dem Vertrage entſpreche, umgekehrt. 

4* 
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Hieraus folgt aber nicht ohne weiteres, daß der Beklagte gemäß § 641 
das Werk bei der Abnahme ſogleich hätte bezahlen müſſen und daher die Prozeß 
koſten zu tragen hätte. Die Auffaſſung des Landgerichts von der Tragweite 
des $ 641 erſcheint nicht ganz zutreffend. Es wird bei dieſer Vorſchrift davon 
ausgegangen, daß die Leiſtung vertragmäßig iſt, und für dieſen Fall, ent⸗ 
ſprechend dem § 452 für den Kauf, der Zeitpunkt der Zahlung der Vergütung 
und des Beginns der Verzinſung feſtgeſetzt. Für den Fall der Mangelhaftig⸗ 
keit des Werks und für das Recht, deswegen die Vergütung ganz oder teilweiſe 
zurückzuhalten, iſt aus 9641 nichts zu entnehmen; es kommt dafür der Grund⸗ 
ſatz des § 320 zur Anwendung. 

Für die Entſcheidung in ſolchen Fragen ſind die Verkehrsüblichkeit und 
die Umſtände des Einzelfalls maßgebend. Bei Werken kleineren Umfangs 
und Wertes z. B. bei Kleidungsſtücken u. dgl. wird man es als verkehrsüblich 
bezeichnen dürfen, daß der Werklohn nicht eher entrichtet wird, als bis das Werk 
mangelfrei fertiggeſtellt worden iſt. Auf der andern Seite kann es bei Werken 
großen Umfangs, wie bei Bauwerken, nicht zweifelhaft ſein, daß die Zahlung 
der ganzen Bauſumme nicht verweigert werden darf, wenn nach der Abnahme 
noch kleine Mängel abzuſtellen ſind. Im vorliegenden Fall handelt es ſich um 
ein Werk von nicht unbedeutendem Werte; die Mängel waren — — — nicht 
ſehr erheblich, wenigſtens konnte ihre Beſeitigung nicht ſehr große Koſten 
verurſachen. In ſolchen Fällen erſcheint es nicht billig und entſpricht nicht der 
Verkehrsauffaſſung, den ganzen Werklohn zurückzuhalten; es darf nur ein 
Teil wegen der Mängel zurückbehalten werden. Freilich braucht ſich der Schuld⸗ 
ner des Lohnes bei der Bemeſſung nicht eng an die etwaigen Koſten der Be⸗ 
ſeitigung durch Dritte zu halten, er kann einen reichlichen Betrag zurückhalten. 

Danach wäre es gerechtfertigt geweſen, wenn der Beklagte von dem Preis 
der Säge ohne Zubehör, der 660. betrug, der Mängel wegen die Hälfte mit 
330. zurückbehalten hätte. Dies ergibt, daß die Klage, ſoweit die ſtreitigen 
660. in Frage kommen, zur Hälfte begründet, zur Hälfte unbegründet war. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 22. Sept. 1916. St. (Kl.) 
w. P. — Bs. Z V. 60/16. | Nö. 


29. Bloße Sicherheitsleiftungen i in Warengeſchäften find nicht Leiſtungen 
auf Grund des Geſchäftes. 
Vgl. 67 Nr. 115. 176 ©. 316/7. 
BGB. $ 764; BörſG. $ 55 (RGBl. 1908, 215). 

Die Beklagte hatte am 6. und 20. Juni 1912 je 50 Tonnen Kupfer, und 
zwar die erſten mit Lieferungstermin Januar 1913, die letzten mit Lieferungs⸗ 
termin Oktober 1912, auf Grund der in der Schlußnote enthaltenen Bedin⸗ 
gungen an den Kläger verkauft. Kläger zahlte am 26. Juni 1912 1500. K, 
am 3. Juli 1912 1000 und am 10. Juli 1912 1500.4 auf dieſe Verträge an 
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die Beklagte; er bezeichnet dieſe Einzahlungen als Sicherheitsleiſtungen. 
Als die Beklagte im Oktober 1912 mit Rückſicht auf den Rückgang der Kupfer⸗ 
preiſe weitere Einſchüſſe forderte, lehnte der Kläger dieſe weiteren Zahlungen 
ab, die Beklagte ſtellte daraufhin die Engagements des Klägers glatt und klagte 
den Reſt gegen ihn ein. Damit wurde ſie zuletzt vom Reichsgericht abgewieſen, 
weil es ſich um reine Spielgeſchäfte handle, gegen die der Einwand aus 98 764. 
762 BGB. begründet ſei. Der Kläger forderte darauf in einem neuen Rechts⸗ 
ſtreit von der Beklagten die Rückzahlung der von ihm eingezahlten 4000 & nebſt 
Zinſen. — Dieſer Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Urteils: 

„Im Vorprozeß iſt unter Billigung des Reichsgerichts entſchieden worden, 
daß die ſtreitigen Geſchäfte der Parteien v. 6. und 20. Juni 1912 als reine 
Kursunterſchiedsgeſchäfte auf Grund der 88 764. 762 BGB. ungültig und 
klaglos ſeien und daß der Spieleinwand auch nicht auf Grund der 88 58. 50 
und 53 BörſG. ausgeſchloſſen ſei. Dem iſt beizutreten. Daher iſt auch für 
die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits davon auszugehen, daß die 
Geſchäfte der Parteien v. 6. und 20. Juni 1912 unerlaubte Börſengeſchäfte 
ſind. Es fragt ſich dann weiter, ob die vom Kläger am 26. Juni, 3. Juli 
und 10. Juli 1912 gemachten Zahlungen von 1500, 1000 und 1500 , wie 
die Beklagte geltend macht, „Leiſtungen auf Grund des Geſchäfts“ ſeien, 
welche gemäß $ 55 BörsG. nicht aus dem Geſichtspunkte zurückgefordert werden 
könnten, daß für den Leiſtenden nach den 88 52—54 BörsG. eine Verbind⸗ 
lichkeit nicht beſtanden habe. — — — Die Beklagte meint, die Zahlungen des 
Klägers ſeien Vorſchüſſe auf die bei der endgültigen Abrechnung der Geſchäfte 
zu erwartenden Verluſte und daher als „Leiſtungen auf Grund des Geſchäfts“ 
zu bezeichnen. Dieſe Begründung trifft nicht zu. Die abſeiten der Beklagten 
eingeforderten Einſchüſſe (Margen) ſtellen ſich vielmehr als Sicherheitslei⸗ 
ſtungen dar, wie ſie auf Grund der für Börſengeſchäfte der vorliegenden Art 
meiſt vereinbarten Geſchäftsverbindungen in Fällen von Kursrückgängen 
zur Deckung des zu erwartenden Verluſtes des Kunden durch den Verkäufer 
eingefordert zu werden pflegen. Es kommt allerdings auch vor, daß vor Ab⸗ 
rechnung eines Geſchäfts Abſchlagszahlungen abſeiten des Kunden an den Ver⸗ 
käufer (Bankier) gezahlt werden, welche als vorweggenommene Teilerfül⸗ 
lungen auf einen zu erwartenden Verluſt gewollt find und daher nicht zurück⸗ 
gefordert werden können. Dieſe werden in der Regel aber nur dann gezahlt 
werden, wenn der Umfang des Verluſtes annähernd feſtſteht oder voraus- 
ſehbar iſt. Mangels beſonderer Vereinbarung beſteht aber die Vermutung 
dafür, daß Einſchüſſe (Margen) zur Deckung des Bankiers bei Kursrückgängen, 
mithin als Sicherheiten gezahlt werden. Der von der Beklagten vorgelegte, 
auf den Streitfall bezügliche Briefwechſel der Parteien bietet keinerlei Anhalt 
dafür, daß die Zahlungen des Klägers nicht als Sicherheitsleiſtungen, ſondern 
als vorweggenommene Erfüllungszahlungen auf künftige Differenzen auf⸗ 
gefaßt werden könnten. Handelt es ſich hier aber um bloße Sicherheitsleiſtungen, 
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jo trifft der $ 55 BörſG. nicht zu und können die Leiſtungen, da es ſich hier auch 
nicht um Geſchäfte in Wertpapieren handelt (§ 54 Börf®.), zurückgefordert 
werden, weil eine Verbindlichkeit, für welche die Sicherheitsleiſtungen haften, 
nicht beſteht. (Staub Exk. zu § 376 HGB. Anm. 52.) 

Aus den angegebenen Gründen ergibt ſich, daß der Klaganſpruch auf 
Rückgewährung der vom Kläger am 26. Juni, 3. und 10. Juli 1912 geleiſteten 
Einſchußzahlungen begründet iſt.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Juli 1916. L. F. w. L. S. 

Bf. VI. 42/16. Nö. 


30. Der Benutzer eines angrenzenden Hellers haftet für den gefahr⸗ 
loſen Zuſtand der öffentlichen Straße. — Feſtſtellungsintereſſe“ bezüglich 
zukünftigen Schadens.“ 
gl. 59 Nr. 204 m. N.; 68 Nr. 211. — gl. 41 Nr. 2 m. N.; 44 Nr. 140. 
G. 5 823; StB. 5 36712. — ZPO. $ 256. 

Der Unfall hat ſich auf folgende Weiſe zugetragen. Die mit ihren zwei 
Kindern vom Jungfernſtieg herkommende Klägerin trat, während die 
beiden eiſernen Klapptüren im Bürgerſteig noch geſchloſſen waren, an das 
Schaufenſter der Beklagten heran, um einen gerade über der Offnung am 
Schaufenſter angebrachten Speiſezettel zu leſen. Am Kantſtein des Bürger⸗ 
ſteigs hielt der Eiswagen der Nebenintervenientin, von dem Eis in den Keller 
der Beklagten gebracht werden ſollte. In dem Augenblick, als die Klägerin 
die ihr zunächſt gelegene Hälfte der Tür betrat, öffnete der im Schacht unter 
der Tür ſtehende Hausknecht F. die andre Hälfte und die Klägerin trat mit dem 
nächſten Schritt in die ſo entſtandene Offnung. Sie kam zu Fall, wurde zwar 
von F. aufgefangen, erlitt jedoch Beſchädigungen ihres Körpers und ihrer 
Kleidung. Der Eiswagenkutſcher V. war im Augenblick des Unfalls damit be⸗ 
ſchäftigt, ſeinen Wagen zum Abladen des Eiſes vorzubereiten, während ſein 
Begleiter, ein junger Menſch von etwa 16 Jahren, mit F. in den Keller ge⸗ 
gegangen war, um hier das nach Behauptung der Beklagten frei Eiskeller zu 
liefernde Stangeneis in Empfang zu nehmen. 

Daß bei dieſem Hergange kein eigenes Verſchulden der Klägerin zu dem 
Unfall mitgewirkt hat, ſollte kaum ausgeführt zu werden brauchen. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß man auf dem Bürgerſteig, zumal dem einer erſten Geſchäfts⸗ 
ſtraße, muß gehen und an ein Schaufenſter herantreten dürfen ohne befürchten 
zu müſſen, in eine ſich plötzlich unmittelbar vor den Füßen auftuende Offnung 
zu fallen. Deshalb gereicht es der Klägerin nicht zum Verſchulden, wenn ſie 
im Augenblick des Herantretens nicht auf den Boden vor ihren Füßen, ſondern 
nach dem von der Beklagten ausgehängten Speiſezettel geblickt hat. Eben⸗ 
ſowenig würde es ſchuldhaft fein, wenn fie nach der andern Straßenſeite ge- 
ſehen haben ſollte. 
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Es liegt ferner auf der Hand, daß ein Unfall wie der fragliche nicht ohne 
grobe Unachtſamkeit derjenigen Perſönlichkeiten eingetreten ſein kann, denen 
die zur Vermeidung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen obliegen. In dieſer 
Beziehung kommt in erſter Linie die Beklagte in Betracht, die den Keller mit 
ſeiner für die Straßenbeſucher gefährlichen Einrichtung zu ihrem Betriebe 
benutzte. Sie hatte deshalb die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um 
die Vorübergehenden und die von ihr ſelbſt durch den Speiſezettel zum Heran⸗ 
treten an das Schaufenſter Angelockten vor der mit der Einrichtung des Eis⸗ 
ſchachts verbundenen Gefahr zu ſchützen. Die Beklagte iſt eine Geſellſchaft 
m. b. H., i. S. des Bürgerl. Geſetzbuchs ein Verein, der nach $31 BGB. für 
den Schaden haftet, den der Vorſtand, ein Mitglied des Vorſtandes oder ein 
andrer verfaſſungmäßig berufener Vertreter in Ausübung der zuſtehenden 
Verrichtungen Anderen durch eine zum Schadenerſatz verpflichtende Handlung 
zufügt. Die bisherigen Feſtſtellungen ergeben, ohne daß auf die weiteren Be⸗ 
weisantretungen eingegangen zu werden braucht, daß der Vorſtand oder die 
ſonſtigen berufenen Vertreter der Beklagten es an der durch den Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt in der Verwahrung des fraglichen Eisſchachtes, einer 
Offnung auf öffentlicher Straße i. S. des $ 36712 StGB., haben fehlen laſſen. 
Die Beklagte haftet der Klägerin deshalb ſowohl nach Abſ. 1, wie nach Abſ. 2 
des §8 823 BGB. — — — 

Hiernach hat das Landgericht die Beklagte mit Recht als für den Schaden 
der Klägerin haftbar angeſehen. Die Entſcheidung entſpricht jedoch nicht völlig 
dem, was das Landgericht auszuſprechen beabſichtigt hat. Die Klägerin hat 
neben dem Antrage auf Zahlung gewiſſer Geldbeträge zur Ausgleichung 
ihres bereits entſtandenen Vermögensſchadens und des Nichtvermögens⸗ 
ſchadens beantragt, feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ihr den aus 
dieſem Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Schaden zu erſetzen. Dieſer 
Anſpruch, über den das Landgericht dem Zuſammenhang ſeiner Gründe nach 
gleichfalls zugunſten der Klägerin hat erkennen wollen, kann ſeinem Inhalt 
nach nicht in die Fragen des Grundes und des Betrages zerlegt werden. Er 
iſt im übrigen, ſoweit er ſich auf den noch entſtehenden Schaden richtet, be- 
gründet, ohne daß feſtgeſtellt zu werden braucht, ob die Klägerin augenblick⸗ 
lich noch unter den Folgen des Unfalls leidet; denn die Erfahrung zeigt, daß 
bei derartigen Unfällen ſich häufig ſpäter noch Folgen zeigen, deren Auftreten 
zur Zeit der klagweiſen Geltendmachung bereits entſtandener Schäden noch 
nicht zu überſehen iſt. Weil ohne Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Schuldigen 
die Verjährung des Anſpruchs auf Ausgleichung ſolcher noch nicht erkennbarer 
Schadensfolgen zu beſorgen ſein würde, muß ein rechtliches Intereſſe des durch 
den Unfall Betroffenen an der Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht des Schul⸗ 
digen auch für zukünftigen Schaden als vorhanden anerkannt werden. Dagegen 
fehlt es auf ſeiten der Klägerin an dem Feſtſtellungsintereſſe bezüglich ſchon ent⸗ 
ſtandenen Schadens noch über den ziffermäßig eingeklagten Schaden hinaus. 
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Inſoweit iſt ihr Antrag, zu deſſen Begründung in dieſer Beziehung nichts vor⸗ 
gebracht iſt, abzuweiſen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen. v. 14. Febr. 1916, P. w. N.⸗Aut.⸗ 
Geſ. Bf. I. 275/15. | Nö. 


31. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch 
der Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 
BGB. 35 1380. 1363. 847. | 

Die Frau des Klägers war auf der ſchadhaften Treppe, die auf den zu 
ihrer Mietwohnung im Hauſe des Beklagten gehörigen Bodenraum führte, 
zu Fall gekommen und verletzt worden. Für die Folgen des Unfalls machte 
der Kläger den Beklagten verantwortlich, weil er den gefährlichen Zugang zur 
Treppe und ihre Geländerloſigkeit ſchuldhaft geduldet und nicht rechtzeitig 
beſeitigt habe. Mit der Klage verlangte er u. a. ein ſeiner Ehefrau gebührendes 
Schmerzengeld von 3000.4. — In 2. Inſtanz wurde der Anſpruch dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: | 

„— — — Der Kläger kann den ihm aus dem Unfall feiner Ehefrau er- 
wachſenen Schaden ſowohl aus der Verlegung ſeines ſich auf auch auf feine An⸗ 
gehörigen erſtreckenden Mietrechts (vgl. RGEntſch. 81, 214 ff.) als auch aus § 845 
BGB., den det Verunglückten ſelbſt aber nach $ 1380 BGB. in eigenem Namen 
geltend machen. Dieſe letztere Befugnis bezieht ſich auch auf den Schmerzengeld⸗ 
anſpruch ſeiner Ehefrau. Er hat zwar nicht den Erſatz eines Vermögensſchadens 
zum Gegenſtande, iſt aber, weil die Entſchädigung in Geld zu leiſten iſt, ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch. Da er in den 8 1366—1370 BGB., welche 
die Beſtandteile des Vorbehaltsgutes erſchöpfend aufzählen, nicht mitauf⸗ 
geführt iſt, gehört er notwendigerweiſe zum eingebrachten Vermögen der 
Ehefrau (88 1363. 1365). Gegen dieſe Eigenſchaft und gegen die Anwendung 
des § 1380 läßt ſich auch aus der Vorſchrift des 2. Satzes des $ 847 Abſ. 1 nichts 
herleiten. Danach darf der vertraglich nicht anerkannte und noch nicht rechts⸗ 
hängige Anſpruch auf Schmerzengeld nicht übertragen und daher auch nicht 
mit einem Nießbrauch belaſtet werden (8 1069 Abſ. 2). Aber die Nutznießungs⸗ 
befugnis des Ehemannes iſt rechtlich kein Nießbrauch. Sie hat nur ähnliche 
Rechtswirkung wie dieſer. Der Ehemann erwirbt die Früchte des eingebrachten 
Frauengutes wie ein Nießbraucher ($ 1383). Die Nutznießung iſt keine Dienſt⸗ 
barkeit i. S. des 5. Abſchn. des 3. Buchs des BGB., ſondern hat ihre Wurzel 
lediglich in dem Weſen der Ehe, in den gegenſeitigen nahen Beziehungen 
der Ehegatten zueinander und bildet eine entſprechende Ausgleichung der 
Pflicht des Ehemannes zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes ($ 1389). 

Freilich verlangt der Kläger Zahlung nicht an die Verletzte, ſondern an 
ſich ſelbſt. Aber auch dagegen ſind Bedenken nicht zu erheben, da ſeine nach dem 
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Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils vorgetragene Behauptung, feine 
Ehefrau ſei mit der Einklagung und Vereinnahmung ihrer Schmerzengeld⸗ 
forderung durch ihn einverſtanden, von dem Beklagten nicht beſtritten worden 
iſt. 2 — 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 20. März 1917. L. (Bkl.) w. Fuchs 
(OLG. Bamberg.) III. 452/16. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 15° S. 68. 


32. Serrüttung der Ehe durch fortwährendes Vorhalten eines Ehebruchs. 
| Bol. 25 Nr. 32. 
BGB. 5 1568. 

Das Berufungsgericht erblickt eine ſchwere, das Scheidungsverlangen 
der Klägerin rechtfertigende Eheverfehlung des Beklagten darin, daß er ſeit 
fünf Jahren der Klägerin ohne hinreichenden tatſächlichen Anhalt fortgeſetzt 
den Vorwurf des Ehebruchs gemacht habe, indem es zugleich aus der häufigen 
Wiederholung dieſes Vorwurfs die Abſicht des Beklagten entnimmt, die Klägerin 
zu demütigen. Dieſe Feſtſtellung reicht aus, um die Annahme einer ſchweren 
Eheverfehlung i. S. des 8 1568 BGB. zu rechtfertigen. Mit Recht führt der 
Ber.⸗Richter aus, daß der ſcheidungsberechtigte Ehegatte, wenn er von ſeinem 
Scheidungsrechte keinen Gebrauch machen will, dem ſchuldigen Gatten nicht 
fortgeſetzt ſeine Verfehlung vorhalten darf. Das Reichsgericht hat bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen, daß der Gatte, der ſich entſchließt, ſich über einen Ehebruch 
des anderen Teils hinwegzuſetzen und die eheliche Gemeinſchaft aufrecht⸗ 
zuerhalten, damit die Verpflichtung überkommt, ſein Verhalten ſo zu geſtalten, 
daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann (JW. 1906, 
38915). Das wird aber unmöglich gemacht, wenn ſich der ſchuldige Gatte 
ſeinen Fehltritt fortwährend vorhalten laſſen muß. Derartige, wie hier jahrelang 
fortgeſetzte Vorwürfe ſind für den ſchuldigen Ehegatten unerträglich und daher 
geeignet, für ihn einen Scheidungsanſpruch zu begründen. Iſt aber ein der⸗ 
artiges Verhalten mit den Ehepflichten ſelbſt dann nicht vereinbar, wenn ein er⸗ 
wieſener Ehebruch des anderen Teils vorliegt, ſo vermag es ein bloßer Ver⸗ 
dacht der ehelichen Untreue noch weniger zu entſchuldigen. Der Vorwurf, das 
in der Ehe geborene Kind ſei von der Frau im Ehebruch erzeugt, iſt für die Frau 
derart ſchwer und kränkend, daß er auf Grund eines bloßen Verdachtes nur beim 
Vorliegen gewichtiger tatſächlicher Anhaltspunkte ausgeſprochen werden darf. 
Der Beklagte hält ſich, wie das Ber.⸗Gericht annimmt, von der Richtigkeit 
der der Klägerin gemachten Vorwürfe feſt und unerſchütterlich überzeugt. 
Dieſer Umſtand würde die Annahme einer ſchweren Eheverfehlung aus- 
ſchließen können, wenn der Beklagte ſeiner Überzeugung trotz des Mangels 
von einer objektiven Prüfung ſtandhaltenden tatſächlichen Unterlagen nur im 
Prozeß oder bei ſonſtigen Anläſſen zur Wahrung ſeiner Rechte Ausdruck ge⸗ 
geben hätte. Entſchloß ſich aber der Beklagte zur Fortſetzung der Ehe mit der 
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Klägerin, weil er ſich über deren nach feiner Überzeugung vorgefallenen Fehl⸗ 
tritt hinwegſetzen wollte oder ihn nicht hinreichend beweiſen zu können glaubte, 
ſo durfte er der Klägerin darüber nicht fortgeſetzt Vorhaltungen machen, um 
ſie, wie der Ber.⸗Richter feſtſtellt, zu demütigen. Dieſes Verhalten verſtieß 
gegen die Ehepflichten und konnte bei jahrelanger Fortſetzung ohne Rechts⸗ 
irrtum als eine ſchwere Eheverfehlung angeſehen werden. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. Febr. 1917. H. w. H. (OLG. 
Poſen). IV. 379/16. 


33. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns; 
Haftung we beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 
Vgl. 40 Nr. 129 m. N. 

„0 B. 55 28. 123. 

Die Klägerin hatte im Jahre 1914 Waren an das von dem Kaufmann 
R. E. betriebene Park⸗Kaffehaus in W. geliefert. E. war nicht in das Handels⸗ 
regiſter eingetragen. Er blieb der Klägerin aus den Lieferungen den Betrag 
von 2188,06 M nebſt Zinſen ſchuldig. Am 6. Juni 1916 ſchloſſen die verklagten 
Eheleute Fr. mit E. und deſſen Ehefrau einen Geſellſchaftsvertrag, inhalts deſſen 
das Kaffeehaus von nun an von den vier Perſonen gemeinſam betrieben werden 
ſollte. Eine Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter erfolgte nicht. 
Am 19. Juni desſelben Jahres fochten die Beklagten den Geſellſchaftsvertrag 
wegen argliſtiger Täuſchung an. Der hierüber entſtandene Rechtsſtreit wurde 
durch einen Vergleich erledigt, demzufolge die Beklagten aus der Geſellſchaft 
ausſchieden. Die Klägerin forderte nun von den Beklagten die Begleichung 
ihrer Forderung mit der Begründung, daß die Beklagten als perſönlich haf⸗ 
tende Geſellſchafter in das Geſchäft des E. eingetreten ſeien, und daß den Gläu⸗ 
bigern gegenüber die Wirkſamkeit der offenen Handelsgeſellſchaft und damit 
die Haftung der Beklagten als gegeben anzunehmen ſei, weil die Geſell⸗ 
ſchaft ihre Geſchäfte begonnen habe. — Das Landgericht erkannte nach 
dem Klagantrage; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: 

— — — Die Klage iſt auf die 88 28. 123 908. geſtützt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des 828 ſind erfüllt, denn die Beklagten find durch den Vertrag 
v. 6. Juni 1916 als perſönlich haftende Geſellſchafter in das Geſchäft eines Ein⸗ 
zelkaufmanns eingetreten. E. war durch den Betrieb des Kaffeehauſes auch 
ohne Eintragung Vollkaufmann i. S. des $1 HGB. Die Wirkſamkeit der 
off. Handelsgeſellſchaft und damit die Haftung der neu eingetretenen Ge 
ſellſchafter tritt nach §8 123 Abſ. 1 HGB. mit dem Zeitpunkt ein, in dem die 
Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen wird. Beginnt aber die Ge— 
ſellſchaft ihre Geſchäfte ſchon vor der Eintragung, ſo tritt die Wirkſamkeit mit 
dem Zeitpunkt des Geſchäftsbeginns ein. Dabei macht es für die Wirkſamkeit 
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der off. Handelsgeſellſchaft Dritten gegenüber keinen Unterſchied, ob der der 
Eintragung zugrunde liegende Geſellſchaftsvertrag gültig iſt oder nicht. Durch 
die Eintragung wird den Gläubigern gegenüber eine ſelbſtändige Verpflich⸗ 
tung begründet (RGeEntſch. 51, 39; 76, 441 und 89, 98) und zwar bezieht ſich 
dieſe Verpflichtung gleichmäßig auf die bereits entſtandenen und die noch 
entſtehenden Schulden. Der von Düringer⸗ Hachenburg in Anm. 4 zu 
8 28 gemachte Unterſchied zwiſchen den vor und den nach Beginn der neuen 
Geſellſchaft begründeten Verbindlichkeiten findet im Geſetze keine Stütze, 
da dieſes ſchlechthin von ‚entſtandenen“ und nicht von erſt ‚entitehenden‘ 
Verbindlichkejten des früheren Einzelkaufmanns ſpricht (RGEntſch. 76, 439). 
Eine derartige Trennung würde in der Praxis auch zu Schwierigkeiten und Ver⸗ 
wicklungen führen. 

Die Eintragung in das Handelsregiſter hat in vorliegendem Fall nicht 
ſtattgefunden, jedoch hat die Geſellſchaft tatſächlich ihre Geſchäfte begonnen. 
Zur Annahme eines tatſächlichen Geſchäftsbeginns iſt nicht erforderlich, daß 
ſämtliche Geſellſchafter handeln, vielmehr genügt die im Einverſtändnis mit 
den übrigen vorgenommene Tätigkeit eines einzelnen, wenn dieſer nur die Ab⸗ 
ſicht hatte, in Vertretung der Geſellſchaft tätig zu werden. In vorliegendem 
Fall iſt dies ſowohl bezüglich E.3 als auch bezüglich des verklagten Ehemanns 
Fr. durch die Beweisaufnahme klargelegt — — — 

Der tatſächliche Geſchäftsbeginn iſt aber in ſeiner Wirkſamkeit nach 8 123 
Abſ. 2 der Eintragung in das Handelsregiſter gleichzuſtellen. Beiden Tat- 
beſtänden iſt gemeinſam, daß ſie die Haftung der neuen Geſellſchafter unab⸗ 
hängig von der Gültigkeit des Geſellſchaftsvertrags begründen. Für beide 
hat deſſen Gültigkeit lediglich die Bedeutung eines Beweggrundes, der Dritten 
gegenüber nicht erheblich iſt. Für Dritte iſt nur der nach außen kundgegebene 
Wille entſcheidend, ſei es, daß dieſer durch den tatſächlichen Beginn der Ge⸗ 
ſchäfte, ſei es, daß er durch die Eintragung in das Handelsregiſter geltend ge⸗ 
macht wird. Im Rechtsverkehr wird das Auftreten als Kaufmann ebenſoſehr, 
wenn nicht in noch höherem Grade, in dem Betreiben eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Handelsgewerbes wie in der Eintragung eines ſolchen gefunden (ſo 
Staub Anm. 16 zu § 123). Die Rechtsnormen, betreffend das Verhältnis 
zu Dritten, finden jedenfalls mit dem Beginn des Geſchäftsbetriebes, ſpä⸗ 
teſtens mit der Eintragung Anwendung (RGeEntſch. 34, 55). Mit dem Eintritt 
der einen oder der anderen Tatſache iſt die rechtliche Wirkſamkeit der off. 
Handelsgeſellſchaft im Verhältnis zu Dritten begründet (Oberſte G. für Bayern 
in Seuff A. 40, 191). Danach haften die Beklagten für die Forderung der Klä⸗ 
gerin ebenſo, als wenn die Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen wor⸗ 
den wäre. | 

Bei dieſer Sachlage bedarf es nicht der Prüfung, ob die Anfechtbarkeit 
des Geſellſchaftsvertrages von den Beklagten auch deshalb nicht geltend ge⸗ 
macht werden könne, weil ihnen der § 123 Abſ. 2 BGB. entgegenſteht und ſie 
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nicht behauptet haben, daß die Klägerin von der Täuſchung nun habe 
(RGeEntſch. 76, 441; LeipzZZ. 1909, 859). — — —" 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a/ M. (3. Sen.) v. 18. Okt. 1917. Fr (BE) 
w. H. — 3 U. 95/17. Cr. 


34. Bezirksagent; Tragweite ſeines Proviſionsanſpruchs für Abſchlüſſe 
durch den Geſchäftsherrn ſelbſt. 
G. 589. 

Auf Grund eines Schriftwechſels vom 30. Mai 1912 kam zwiſchen den 
Parteien ein in der Folge in Vollzug geſetzter Vertrag zuſtande, kraft deſſen 
der Kläger von der Beklagten als deren Handlungsagent und zwar als Leiter 
der „Abteilung Königsberg“ beſtellt worden iſt. Der Kläger fordert Buchauszug 
auf Grund des 891 Satz 2 HGB. und zukünftige Zahlung eines Teils der 
ſich nach dem Buchauszug bei einer beſtimmten Berechnung ergebenden Provi⸗ 
ſionsforderung. 

Das Landgericht hat dee weil der Kläger nicht zum Bezirksagenten 
beſtellt ſei. Die Berufung iſt zurückgewieſen mit der Begründung, es könne. 
dahinſtehen, ob der Kläger ausdrücklich für einen beſtimmten Bezirk beſtellt 
geweſen ſei. Denn vorliegend ſei in Abweichung von der dispoſitiven Vor⸗ 
ſchrift des $ 89 HGB. vereinbart, daß die Proviſion für Vertragsangebote 
von ſeiten der Beklagten und für Aufträge an die Beklagte vom Kläger nur 
dann verdient werde, wenn die Angebote oder Aufträge auf Grund beſtimmter 

Bemühungen des Klägers zuſtandekommen; nur in betreff ohne ſeine Be⸗ 
mühungen zuſtandegekommener Aufträge verlange Kläger einen Buchauszug, 
der Anſpruch ſei alſo nicht gerechtfertigt. 

Die Auffaſſung des Ber.⸗Richters iſt rechtsirtig. 

— — — Es liegen unzweideutige Willenserklärungen beider Teile vor 
dahin, daß die Provinz Oſtpreußen das alleinige Arbeitsfeld des Klägers 
fein ſollte. War aber der Kläger Bezirksagent i. S. des § 89 HGB. für Oſt⸗ 
preußen, fo wird der Klaganſpruch durch 9 91 Satz 2 ohne weiteres begründet. 

Die den Proviſionsanſpruch auslöſende Mitwirkung des Handlungsagenten 
kann je nach dem einzelnen Vertrage eine verſchiedene fein; fie kann im Ab⸗ 
ſchluß oder in der Vermittelung beſtehen, fie kann auch, wie dies der Ber. 
Richter hier annimmt, in einer Tätigkeit des Agenten beſtehen, die nicht einmal 
eine Vermittelung im eigentlichen Sinne darſtellt, nämlich in Informationen 
des Klägers an die Beklagte, auf Grund deren die Beklagte die in engeren Eub- 
miſſionen erlangten Anfragen zu Offerten herausarbeitet und jo zu per- 
fekten Aufträgen gelangt. Eine ſolche Vereinbarung über die für den Pro— 
viſionsanſpruch entſcheidende Mitwirkungsart und Mitwirkungsform iſt aber 
etwas völlig andres als die durch § 89 offengelaſſene Abmachung, daß der Be— 
zirksagent für direkte Geſchäfte des Geſchäftsherrn in ſeinem Bezirk keine 
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Proviſion zu beanſpruchen habe. Jene Vereinbarung hat mit dem örtlichen 
Recht des Bezirksagenten nichts zu tun und ſteht auf völlig gleicher Linie mit 
Vereinbarungen, daß der Agent, um ſeine Proviſion zu verdienen, in beſtimmter 
Weiſe zu vermitteln oder in beſtimmter Weiſe abzuſchließen habe. Daß durch 
Vereinbarungen letztgedachter Art die eine eigene proviſionsfreie Tätigkeit 
des Geſchäftsherrn für den beſtimmten Bezirk im Zweifel ausſchließende Vor⸗ 
ſchrift des § 89 nicht berührt wird, liegt auf der Hand; ebenſowenig iſt dies 
der Fall bei der durch den hier ſtrittigen Vertrag nach der Auffaſſung des Ber.⸗ 
Richters vorgeſchriebenen Mitwirkungsart. 

Aus der Auffaſſung des Ber.⸗Richters würde ſich auch ergeben daß die 
Beklagte, nachdem ſie durch die Anregung und Tätigkeit des Klägers in das 
oſtpreußiſche Geſchäft hineingekommen war, jeden Proviſionsanſpruch des 
Klägers ſchlechtweg vereiteln könnte, indem ſie für die ihr mit oder ohne Wiſſen 
des Klägers zugegangenen Anfragen deſſen Informationen nicht einholte 
oder ablehnte oder nicht zur Bearbeitung ber, Anfragen benutzte. Daß dies 
die Vertragsabſicht beider Teile nicht geweſen ſein kann, weder die des Klägers 
noch nach Treu und Glauben die der Beklagten, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das er neh hiernach aufzuheben und zunächſt dem Klagantrage, 
ſoweit er Buchauszug fordert, ſtattzugeben durch Teilurteil, auf welches hin 
das Verfahren ſeinen Fortgang zu nehmen hat. 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Nov. 1916. H. (Kl.) w. Zem.⸗ 

AktGeſ. (OLG. Celle). III. 215/16. 


35. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der 
| Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 
Vgl. 47 Nr. 214; 53 Nr. 29. 
HGB. 8 246; BGB. 58 31. 278. 

Der Beklagte war Vorſtand der in Liquidation getretenen klagenden Akt.⸗ 
Geſellſchaft bis ihm ſeine Stellung vom Aufſichtsrat am 29. Juni 1910 gekün⸗ 
digt wurde. Er behauptete, gegen die Klägerin Schadenerſatzanſprüche zu 
haben, weil das ihm vertragmäßig zuſtehende Recht auf eine ſeiner Stellung 
entſprechende rückſichtvolle Behandlung ſchuldhaft vom Auſfſichtsrat verletzt 
und es ihm dadurch unmöglich gemacht worden ſei, nach ſeinem Ausſcheiden 
eine andre gleichwertige Stellung zu erlangen. Die Akt.⸗Geſellſchaft klagte 
auf Feſtſtellung, daß dem Beklagten die behaupteten Anſprüche nicht zu⸗ 
ſtänden. Beklagter erhob Widerklage auf Entſchädigung. In 1. Inſtanz wurde 
die Widerklage für erledigt erklärt und die Klage abgewieſen. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Widerklage, um die es ſich allein noch handelt, gründet ſich in erſter 
Linie darauf, daß der Aufſichtsrat der Klägerin das Recht des Beklagten auf 
eine ſeiner Stellung entſprechende, rückſichtvolle und billige Behandlung 
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ſchuldhaft verlegt habe und daß er, infolge feiner dadurch verminderten Er⸗ 
werbschancen, einen Vermögensſchaden erlitten habe. Dieſe Begründung iſt 
an ſich ſchlüſſig; ſofern die unangemeſſene Behandlung eines Angeſtellten 
ſich als eine ſchuldhafte Vertragsverletzung darſtellt, erwächſt ihm daraus nach 
allgemeinen Grundſätzen ein — vertragmäßiger — Anſpruch auf Schadenerſatz. 
Die klagende Akt.⸗Geſellſchaft iſt daher für den dem Widerkläger angeblich 
erwachſenen Schaden haftbar, wenn der Aufſichtsrat, ſofern er das Recht des 
Beklagten auf angemeſſene Behandlung verletzte, als Erfüllungsgehülfe i. S. 
des 8 4 BGB. handelte, wenn er alſo, bei jeiner ihm vorgeworfenen Stellung⸗ 
nahme gegenüber dem Beklagten, als Organ der Akt.⸗Geſellſchaft bei Erfüllung 
der ihr obliegenden vertraglichen Verbindlichkeiten auftrat. ö 

Eine Haftung der Akt.⸗Geſellſchaft für die Handlungen des Auſſichts⸗ 
rats gemäß $ 31 BGB. kommt ſomit, da es ſich um die Haftung aus einem Ver⸗ 
tragsverhältnis handelt, nicht in Betracht (vgl. Komm. von RGRäten 831 
Anm. 3; JW. 1904, 5%), ganz abgeſehen davon, daß es im vorliegenden Fall 
überhaupt an den Vorausſetzungen einer Haftung aus unerlaubter Handlung 
i. S. des 8823 BGB. fehlt. Ebenſowenig kommt 883 BGB. in Betracht. 

Es kann ſich daher lediglich fragen, ob das Handeln des Auſſichtsrats 
in der Generalverſammlung ein Handeln in Vertretung der Geſellſchaft i. S. 
des § 278 BGB. darſtellt. Das iſt mit dem Landgericht zu verneinen. 

Der Aufſichtsrat hat gemäß § 246 HGB. eine Überwachungspflicht, 
die ihm gegenüber der Geſellſchaft obliegt; indem er ſie wahrnimmt, handelt 
er auf Grund von Pflichten, die ihn ſelbſt, nicht die Geſellſchaft treffen; wenn 
er dieſe Überwachungspflicht verletzt oder bei ihrer Wahrnehmung die Rechte 
Dritter verletzt, macht er ſich ſelbſt verantwortlich, nicht die Geſellſchaft, die 
inſofern von ihm garnicht vertreten wird, ſich ſeiner nicht zur Erfüllung ihr 
obliegender Verbindlichkeiten bedient. Auch wenn der Auſſichtsrat daher in 
der Generalverſammlung die Anſprüche auf angemeſſene Behandlung, die 
Beklagter nicht nur gegenüber der Geſellſchaft, ſondern auch gegenüber dem 
Aufſichtsrat als Kontrollorgan haben mag, verletzt haben ſollte, können daraus 
Rechte gegen die Geſellſchaft nicht hergeleitet werden. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf dieſen grundſätzlichen Standpunkt nicht 
ſtellen und annehmen wollte, daß die Geſellſchaft gemäß § 278 BGB. für das 
Auftreten des Aufſichtsrats in der Generalverſammlung verantwortlich wäre, 
würde man zu keinem anderen Reſultat kommen“ (wird näher ausgeführt). — — 


Urteil des OLG zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. Akt.⸗Geſ. Hanſ. 
Lloyd in Liqu. w. D. Bf. IV. 361/15. Nö. 
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36. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konk.⸗ Verwalters; 
kann ein Genoſſe Fahlung vorſchützen, wenn er die Haftſumme ſchon 
an den 1 bezahlt hatte d 

G. 38 105; KO. 5 8. 


Der Kläger war mit 10 e Genoſſe der K., Eingetr. Ge⸗ 
noſſenſch. m. b. H., die in Konkurs geriet. Vor der Konk. Eröffnung hatte 
die Genoſſenſchaft liquidiert und die Liquidatoren hatten auf Grund eines 
Gen.⸗Verſ.⸗Beſchluſſes von den Genoſſen die Haftſumme, von dem Kläger 
alſo 3000 „ eingezogen. Nach der am 15. Nov. 1913 erfolgten Kank.⸗Eröff⸗ 
nung hatten ſie die geſamte Aktivmaſſe, darunter auch die vam Kläger ge⸗ 
zahlten 3000 „ in denſelben Geldſcheinen, die er hingegeben hatte, und mit 
der ausdrücklichen Erklärung, daß dies die vom Kläger gezahlte Haftſumme 
ſei, an den Konk.⸗Verwalter abgeliefert. Gemäß $ 106 ®en®. ſtellte der 
Konk. Verwalter ſpäter die Vorſchußberechnung auf und nahm in ſie auch 
den Kläger mit 3000 „ auf. In dem nach § 107 anberaumten Termin wen⸗ 
dete der Kläger ein, er habe die Haftſumme bereits bezahlt. Das Amts⸗ 
gericht erklärte die Berechnung für vorläufig vollſtreckbar. Kläger erhob nun 
Klage auf Feſtſtellung, daß dem Konk.⸗Verwalter gegen ihn aus dem voll⸗ 
ſtreckbaren Beſchluß des Amtsgerichts ein Recht nicht zuſtehe. Die Klage 
wurde abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Ob die vom Kläger in erſter Reihe erhobene Klage die Anfechtungs⸗ 
klage aus 8 111 GenG. und ob ſie deshalb ſchon als zweifellos verſpätet ab⸗ 
zuweiſen ſei, oder ob ſie eine auf 8 256 ZPO. gegründete Feſtſtellungsklage 
ſei, und ob eine ſolche überhaupt angeſichts der beſonderen Beſtimmung des 
$ 111 Gen®. erhoben werden könne, braucht nicht erörtert zu werden, da jeden⸗ 
falls aus ſachlichen Gründen von keinem Geſichtspunkt aus die eingeklagten 
Anſprüche dem Kläger gegen den Beklagten zuſtehen. 

Die Verpflichtung der Genoſſen, in Höhe der Haftſumme Nachſchüſſe 
zu leiſten, iſt in ihrer Entſtehung durch die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen der Genoſſenſchaft bedingt (88 105. 141 Gen.). Die Liqui⸗ 
datoren waren alſo garnicht berechtigt, die Haftſumme von dem Kläger ein⸗ 
zuziehen. Zahlte er ſie daher, ſo entrichtete er nicht die Haftſumme, ſondern 
machte eine Leiſtung ohne jeden rechtlichen Grund. Das Gezahlte wurde 
Vermögen der Genoſſenſchaft und iſt dann, da es gemäß $1 KO. zur Konk.⸗ 
Maſſe gehörte, dem Geſetze gemäß dem Beklagten als ein Teil dieſer Maſſe 
übergeben worden. Die erſt mit der Konk.⸗Eröffnung entſtehende Nachſchuß⸗ 
pflicht wurde von dem Beklagten ſpäter nach den Vorſchriften der 88 106 ff. 
GenG. in Anſpruch genommen. Das, was der Kläger vor der Konk.⸗Eröff⸗ 
nung an die Liquidatoren zahlte, kann alſo unmöglich als Erfüllung der Nach⸗ 
ſchußpflicht angeſehen werden. Eine entſprechende Anwendung des $8 KO., 
wie der Kläger ſie verlangt, iſt nicht angängig. Die Vorausſetzungen und Grund⸗ 
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lagen dieſer Beſtimmung ſind ganz andre. Dort handelt es ſich um eine Lei⸗ 
ſtung, die nach der Konk.⸗Eröffnung auf eine fällige Schuld gemacht wird 
und gewiſſermaßen nur durch Vermittelung des Gemeinſchuldners zur Konk.⸗ 
Maſſe kommt; hier aber hat der Kläger an die Gemeinſchuldnerin auf die ver⸗ 
meintlich ſchon beſtehende, aber tatſächlich noch garnicht entſtandene Schuld 
geleiſtet, das Geleiſtete iſt in das Vermögen der Gemeinſchuldnerin überge⸗ 
gangen und dann durch einen beſonderen Akt auf Grund geſetzlicher Ver⸗ 
pflichtung mit der übrigen Aktivmaſſe von den Vertretern der Gemeinſchuld⸗ 
nerin dem Beklagten ausgehändigt. Ob dabei noch dieſelben Geldſcheine vor⸗ 
lagen, die der Kläger den Liquidatoren gezahlt hatte und ob dieſes und der 
Zweck der Zahlung dem Beklagten ausdrücklich mitgeteilt iſt, hat dabei nach 
obigem keine Bedeutung, da die Scheine bereits Genoſſenſchaftsvermögen 
geworden waren und höchſtens ein obligatoriſcher Anſpruch des Klägers a 
Rückzahlung beſtand. 5 

Auch aus dem Geſichtspunkt der gere ee Bereicherung it ein 
Anſpruch gegen den Beklagten außerhalb des Konk. Verfahrens nicht hegrün⸗ 
det. Der Kläger will einen ſolchen Anſpruch entweder der Nachſchußforderung 
gegenüber zur Aufrechnung ſtellen oder nötigenfalls Begleichung dieſes An⸗ 
ſpruchs in voller Höhe, nicht etwa als Konk.⸗Forderung haben. Eine ſolche 
iſt nicht angemeldet, ihre Feſtſtellung kommt hier nicht in Frage. Zu prüfen 
iſt alſo nur, ob die Maſſe als ſolche bereichert iſt. Das iſt zu verneinen. Eine 
unmittelbare Vermögensverſchiebung zwiſchen dem Kläger und der Konk.⸗ 
Maſſe liegt, wie bereits oben dargetan iſt, überhaupt nicht vor. Vielmehr ge⸗ 
langte die Leiſtung des Klägers in das Vermögen der Gemeinſchuldnerin 
und dann erſt mit dieſem durch einen neuen Rechtsakt auf Grund beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift zur Maſſe. In Frage kann alſo überhaupt nur eine Be⸗ 
reicherung der Genoſſenſchaft vor der Konk.⸗Eröffnung kommen. Ob ſie vor⸗ 
liege und daher eine Konk.⸗Forderung des Klägers begründet ſei, kann hier 
dahingeſtellt bleiben. Die Aufnahme des Klägers in die vom Beklagten auf⸗ 
geſtellte Vorſchußberechnung, ihre Vollſtreckbarkeitserklärung und die darauf⸗ 
hin vom Kläger durch Hinterlegung gemachte Leiſtung ſtellen keine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung des Beklagten dar. Denn der Beklagte übte damit 
nur ſein geſetzliches Recht aus. 

Es kann ſchließlich auch nicht anerkannt werden, daß der Beklagte damit 
wider Treu und Glauben gehandelt habe und ſein Anſpruch gegen den Kläger 
aus der Vorſchußberechnung daher durch die exc. doli generalis beſeitigt werde. 
Die vorher von den Liquidatoren gemachte Leiſtung durfte er als Erfüllung 
des erſt ſpäter entſtandenen Anſpruchs aus der Nachſchußpflicht des Klägers 
nicht gelten laſſen. Dadurch waren beſondere Beziehungen geſchaffen, die 
unabhängig waren von der ſpäter entſtandenen Nachſchußpflicht. Wenn er 
dann aus dieſer Pflicht den Kläger in Anſpruch nahm, übte er nicht nur ein 
im $ 105 Gen®. begründetes Recht aus, ſondern kam auch der ihm als Stonf.- 
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Verwalter obliegenden Pflicht nach. Er hat alſo in net Weiſe gegen Treu 
und Glauben verſtoßen. 


Urteil des OLG. zu Königsberg a. Sen.) v. 9. Okt. 1917. W. w. S. 
2 U. 79/17. | | Th. 


1 


37. Sog. Aae e muß beſonders ſorgfältig auf Mängel 
unterſucht werden. 
"908. 3 377. 

Der Kläger hatte vom Beklagten am 6. Sept. 1916 10000 Kilo kalzinierten 
Soda⸗Erſatz laut übergebenem Typmuſter zu 11. für 100 Kilo ab Lager Frank⸗ 
furt a. M. gekauft. Die Ware war geliefert, der Kaufpreis mit 1100 4 be⸗ 
zahlt worden. Nachdem der Kläger einen Teil verbraucht hatte, verlangte 
er Wandelung. Er behauptete, die Ware ſei untauglich; ein Teil ſei zu Seifen⸗ 
pulver verarbeitet worden, nach Verkauf desſelben habe ſich herausgeſtellt, 
daß der Soda⸗Erſatz eiſenhaltig ſei, die Wäſche bekomme infolgedeſſen Roſt⸗ 
flecke. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

— — — Unfteeitig ift der die verkaufte Ware bringende EBWagen 
am 21. Sept. 1916 in Altona entladen worden. Die Ware iſt alsbald, ohne auf 
Zuſammenſetzung und Beſchaffenheit unterſucht zu werden, zu Waſchpulver 
verarbeitet und an Kunden abgegeben worden. Am 28. Sept. iſt nach der 
Behauptung des Klägers die erſte Beſchwerde bei ihm eingelaufen und er 
will dann unverzüglich die Beſchaffenheit der Ware dem Beklagten gegenüber 
gerügt haben. Daß, wenn der Kläger überhaupt zur Unterſuchung der Ware 
verpflichtet war und wenn das Vorhandenſein von Eiſenoxyd im Glauberſalz 
nicht als heimlicher Mangel gelten kann, die früheſtens am 28. Sept. erſtattete 
Mängelrüge verſpätet war, bedarf keiner Ausführung. 

Nach Anſicht des Ber.⸗Gerichts kann es nicht zweifelhaft ſein, daß der 
Kläger die Ware nach der Ablieferung alsbald hätte unterſuchen müſſen. 
Der Kauf war für beide Teile ein Handelsgeſchäft. Grundſätzlich war daher 
nach 8377 HGB. die Unterſuchung geboten. Sie war um fo mehr angezeigt, 
als eine Erſatz⸗Ware verkauft war, deren einzelne Beſtandteile nicht angege⸗ 
ben und auch aus dem Muſter dem Kläger nicht erkennbar waren. Erfahrung⸗ 
gemäß iſt ſolche im Kriege gelieferte Erſatzware vielfach minderwertig. Der 
Kläger hätte daher allen Grund gehabt, ſie vor der Verarbeitung zu unter- 
ſuchen. Als Fachmann mußte er ſich darüber klar ſein, welch ſchwerer Schaden 
angerichtet werden konnte, wenn das Waſchpulver aus ungeeignetem Material 
hergeſtellt wurde. Er hätte, ebenſo wie der Sachverſtändige A. es getan hat, 
die Unterſuchung mühelos durch eine Waſchprobe bewerkſtelligen können. 
Sofort würde er dann feſtgeſtellt haben, daß ſchädliche Beſtandteile in der 


Ware waren, die jedenfalls vor der Verarbeitung zu Waſchpulver un be- 
Seufferts Archie Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 2. 
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jeitigt oder durch Zuſatz geeigneter Stoffe unſchädlich gemacht werden müſſen. 
Ein heimlicher Mangel i. S. des 8 377 Abſatz 2 HGB. kann daher in dem Vor⸗ 
handenſein von Eiſenoxyd im Glauberſalz nicht gefunden werden. 

Die gelieferte Ware würde hiernach als genehmigt gelten, es ſei denn, 
daß es ſich, wie es der Vorderrichter für möglich hält, um eine Ware handelte, 
die von der Beſtellung offenſichtlich ſo ſehr abwich, daß der Beklagte die Ge⸗ 
nehmigung für ausgeſchloſſen halten mußte. Vorliegend kann indeſſen dieſe 
Vorſchrift des § 378 HGB. keine Anwendung finden. Verkauft iſt lediglich 
kalzinierter Soda⸗Erſatz. Dieſer Soda⸗Erſatz war eine Ware, deren Begriffs⸗ 
merkmale jedenfalls beim Abſchluſſe nicht feſtſtanden. Welche Eigenſchaften 
ihr inne wohnten, ſtand völlig dahin. Verkauft iſt alſo nichts andres als eine 
Ware, der vom Beklagten nachgerühmt wurde, daß ſie Soda erſetzen könne. 
Kraft welcher Eigenſchaften ſie dieſe Fähigkeit haben: ſollte, iſt von den Parteien 
nicht klargeſtellt worden. Unter dieſen Umſtänden iſt es begrifflich ausgeſchloſ⸗ 
ſen, feſtzuſtellen, ob die gelieferte Ware von der beſtellten in geringerem oder 
höherem Grade abwich. Daß damals unter der Bezeichnung ‚Soda⸗Erſatz“ im 
Handel eine Ware ganz beſtimmter Art verſtanden worden wäre, iſt weder an⸗ 
zunehmen noch vom Kläger behauptet worden; es konnten vielmehr unter 
dieſer Bezeichnung Waren der verſchiedenſten Art und Zuſammenſetzung ge⸗ 
handelt werden. Iſt das aber der Fall, ſo fehlte es an jeder Vergleichungs⸗ 
möglichkeit zwiſchen der gelieferten und der beſtellten Ware. Die Ware, 
die der Beklagte geliefert hat, iſt alſo gegenüber der Beſtellung kein aliud 
i. S. des 8 378 HGB., ſondern eine Ware, die der vom Beklagten zugeſicherten 
Eigenſchaften ermangelte. Das Fehlen dieſer Eigenſchaften hätte Kläger durch 
die Unterſuchung feſtſtellen können und müſſen. Da er das nicht getan hat, 


gilt die gelieferte Ware als genehmigt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. u v. 31. Ott. 1917. H. K. w. 9.3 
Bf. IV. 147/17. Nö. 


238. Die Seeverſicherung deckt auch die Koften des Landtransports von 

einem Swiſchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seereiſe 

in dem Swifchenhafen wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 
3 HGV. 45 828 Abſ. 2, 816. — 

Nach der vorgelegten Verſicherungspolice aus Macaſſar 30. Mai 1914 
hat die Firma L. & Co., Generalagentin der verklagten Verſich.⸗Geſellſchaft, 
1508 Bund Stuhlrohr für Rechnung der Klägerin gegen die Gefahren der 
Seereiſe vom Golf Tomini (Tomonibocht auf Celebes, Niederl. Indien) bis 
nach Hamburg in Verſicherung genommen. Bis Batavia iſt die Ware mit dem 
Dampfer „Van Overſtraten“ gegangen. Dort iſt ſie in den Dampfer „Bandoeng“ 
des Rotterdamer Lloyd eingeladen, welcher nach Hamburg gehen ſollte, aber 
Hamburg nicht erreicht hat. Als dieſer Dampfer Ende Auguſt 1914 in Rotter⸗ 
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dam angekommen war, hat die Reederei wegen des ausgebrochenen Krieges 
die Weiterreiſe nach Hamburg aufgegeben. Nachdem Klägerin auf ihre An⸗ 
frage vom Rotterdamer Lloyd mittels Schreibens v. 10. Sept. 1914 die Aus⸗ 
kunft erhalten hatte, daß die für Hamburg und Bremen beſtimmte Ladung 
„für Rechnung und Gefahr der Eigentümer“ in Rotterdam lagere, hat die 
Klägerin einem Spediteur in Haarlem den Auftrag erteilt, die Ware für ſie 
in Empfang zu nehmen und mit der Bahn nach Bergedorf zu befördern. 

Mit der im Dezember 1914 erhobenen Klage verlangt Klägerin von der 
Beklagten auf Grund der Police und gemäß § 828 HGB. Erſtattung ihrer 
Mehrkoſten für Löſchung, einſtweilige Lagerung und Weitertransport nach 
Hamburg und Bergedorf mit 1164,25 %. Die außergerichtliche Zahlungs⸗ 
forderung iſt vergeblich geweſen. Das Landgericht hat dem Klagantrage ent⸗ 
ſprochen. Die Berufung der Beklagten kann nicht für begründet gehalten 
werden. 

Da der Vertreter der Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz ausdrücklich erklärt 

hat, daß die Koſtenrechnung nicht beanſtandet werden ſolle, kommt es nur auf 
die Entſcheidung der Rechtsfrage an, ob die Beklagte auf Grund des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages die der Klägerin erwachſenen Koſten zu tragen hat. Die 
Streitfrage iſt nach dem deutſchen Rechte zu entſcheiden, die verklagte Verſich.⸗ 
Geſellſchaft hat ihren Sitz in Hamburg. Die Klägerin iſt eine deutſche Firma 
mit dem Sitz in Bergedorf. Die Verſicherung bezieht ſich auf eine Beför⸗ 
derung von Waren nach Hamburg und hier in Hamburg ſind nach der Police 
die Anſprüche der Klägerin aus dem Verſich.⸗Vertrage geltend zu machen. 
Der Umſtand, daß die Police in Macaſſar (in Niederl.⸗Indien) gezeichnet iſt 
und daß ſich der Unterzeichner der engliſchen Sprache bedient hat, iſt uner⸗ 
heblich. Es liegt kein Grund dazu vor, ein andres Recht zur Anwendung zu 
bringen als deutſches. 
Das hat die Beklagte in der Ber.⸗Inſtanz auch grundſätzlich anerkannt. 
Jedes in Geld ſchätzbare Intereſſe, welches jemand daran hat, daß Schiff 
oder Ladung die Gefahren der Seeſchiffahrt beſteht, kann nach 8 778 HGB. 
Gegenſtand der Verſicherung ſein. Das verſicherte Intereſſe beſtand hier darin, 
daß die Ware der Klägerin auf der unternommenen Seereiſe ungefährdet 
nach Hamburg käme. Die Seereiſe hat aber wegen des Kriegsausbruchs 
in Rotterdam aufgegeben und es haben beſondere Koſten aufgewandt werden 
müſſen, um die Ware auf dem Landwege nach Hamburg zu ſchaffen. Die 
hierdurch veranlaßten beſonderen Koſten hat Beklagte nach $ 828 Ab}. 2 HGB. 
zu tragen. Der Erſatz der dort erwähnten Koſten bildet gerade den Gegenſtand 
des vorliegenden Rechtsſtreits. 

Die verklagte Verſich.⸗Geſellſchaft hat ſich gegen die Anwendbarkeit des 
9828 Abſ. 2 auf die Police und ferner auf die Vorſchriften der § 829 und 
816 HGB. berufen. Dieſe Einwendungen können aus folgenden Gründen 


nicht für durchſchlagend gehalten werden. 
5* 
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1. Für die Beurteilung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien 
iſt allerdings in erſter Reihe der in der Police zum Ausdruck gekommene Ver⸗ 
ſich.⸗Vertrag maßgebend. Wenn daher in der Police Beſtimmungen ent⸗ 
halten wären, die ſich mit dem angezogenen deutſchen Geſetze nicht in Ein⸗ 
klang bringen ließen, ſo wäre das deutſche Geſetz nicht anwendbar. Ein ſolcher 
Gegenſatz zwiſchen der Police und dem deutſchen Geſetze iſt indeſſen nicht vor⸗ 
handen. Von beſonderer Bedeutung iſt die Abmachung, die ſich auf dem 
gettel befindet, welcher (mit der Abſicht, das Policeformular, das die Kriegs⸗ 
gefahr von der Verſicherung ausſchloß, abzuändern) auf die Police geklebt 
iſt. Sie lautet: 

This Policy covers also — — — all consequences of hostilities or warlike 
operations, wether before or after declaration of war. 
Beklagte will nun unterſchieden wiſſen zwiſchen den unmittelbaren und mittel- 
baren Folgen von Feindſeligkeiten oder kriegeriſchen Maßnahmen. Nur für 
die erſtbezeichneten unmittelbaren Folgen will Beklagte verantwortlich ſein, 
nicht aber für die mittelbaren Folgen, wozu ſie die hier in Frage kommenden 
Mehrkoſten zählt. Ferner vertritt Beklagte die Meinung, daß nur die eigent- 
lichen Sachſchäden, d. h. die Schäden, von denen das verſicherte Gut ſelbſt 
betroffen würde, unter die Verſicherung fielen. Dieſe Einſchränkung der Ver⸗ 
‚ pflichtungen des Verſicherers gegenüber dem deutſchen Geſetze finden jedoch 
in der Police keine Stütze, weder in den allgemeinen Beſtimmungen, noch 
viel weniger in der Kriegsklauſel, welche vielmehr alle Folgen von Feind⸗ 
ſeligkeiten oder kriegeriſchen Maßnahmen unter die Verſicherung fallen läßt. 
Gegenüber dieſem Wortlaut kann es nicht darauf ankommen, was die engliſche 
Rechtsanſchauung mit dieſer typiſch engliſchen Kriegsklauſel ausgedrückt haben 
will. 

2. Nach 8 829 HGB. ſollen die Vorſchriften der 88 827 und 828 nur gelten 
unbeſchadet der Vorſchriften der 88 814 und 816 HGB. Hier kommen nur 
die 88 828 und 816 in Frage. Es fragt ſich, ob die Vorſchrift des § 828 Abſ. 2 
wegen der Vorſchrift des 8 816 HGB. im vorliegenden Rechteſneit unan⸗ 
wendbar werde. 

Wenn der 1. Satz des § 816 als eine Ausnahme eee der Vorſchrift 
des § 828 Satz 2 anzuſehen iſt, jo enthält der 2. Satz des § 816 wiederum zwei 
Ausnahmen von der Ausnahme, welche beide Platz greifen, ſo daß durch den 
§ 816 für den vorliegenden Fall nichts geändert iſt und die Regelvorſchrift 
des § 828 Satz 2 in Wirkſamkeit bleibt. Beklagte ſucht allerdings glauben zu 
machen, daß der erſte Teil des 2. Satzes in $ 816 (die erſte Ausnahme von der 
Ausnahme) hier nicht zuträfe, weil ja Klägerin ausdrücklichen Auftrag erteilt 
habe, ihre Ware von Rotterdam mit der Bahn weiterzubefördern. Dieſe Aus⸗ 
legung iſt offenbar verfehlt. Es kommt darauf an, ob die andre Art der Beför⸗ 
derung als mit dem dazu beſtimmt geweſenen Schiffe auf den Auftrag oder 
die Zuſtimmung der Klägerin zurückzuführen iſt. Das iſt ganz und garnicht 
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der Fall geweſen. Klägerin iſt vielmehr gezwungen geweſen, für ihre in Rotter⸗ 
dam lagernde Ware ein andres Beförderungsmittel zu ſuchen, nachdem durch 
die Kriegsereigniſſe die Weiterbeförderung auf dem Seewege verhindert 
worden war. Die Haftung der Beklagten iſt ferner auch daraus herzuleiten, 
daß in der fahrplanwidrigen Unterbrechung der Seereiſe zweifellos ein Un⸗ 
fall zu erblicken iſt, der ſich auf eine von der Beklagten übernommene Gefahr, 
nämlich die Kriegsgefahr, gründet (8 816 HGB. am Schluß). 

Die Berufung der Beklagten war demnach zu verwerfen. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Jan. 1916. H. B. Stuhl- 
rohrfabr. (Kl.) w. Verſ.⸗G. A. Bf. III. 221/15 B. 


39. Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Be⸗ 
dingungen beim Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder 
der Gewerbeordnung. 

Vgl. 60 Nr. 174; 69 Nr. 243; auch 68 Nr. 187. 

GewO. 31; B00. 55 138, 723. 

Die Beklagte hatte dem klagenden Verbande gegenüber einen Ver⸗ 
pflichtungsſchein unterſchrieben, in dem ſie ſich verpflichtete, für die Zeit 
vom 1. Febr. 1915 bis 31. März 1916 nur an ſolche Händler und Wieder⸗ 
verkäufer zu liefern, die den Verpflichtungsſchein des Zigarettenſchutzverbandes 
unterſchrieben hätten, ſowie die Mindeſt⸗Kleinverkaufspreiſe ihrer Marken 
feſt vorzuſchreiben. Sie trat am 26. Okt. 1915 von ihrer Reversverpflichtung 
zurück. Kläger lehnte die Rücktrittserklärung als unbegründet ab. Die Be⸗ 
klagte hatte auch die in dem Schein vorgeſchriebene Kündigung auf den 31. März 
1916 ausgeſprochen. Kläger erhob Klage auf Feſtſtellung, daß der Verpflich⸗ 
tungsſchein bis zum 31. März 1916 zu Recht beſtehe. Das Landgericht gab 
dem Klagantrage ſtatt. Die Berufung der Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„— — — Die Verſuche der Beklagten, ſich von der einmal übernommenen 
Verbindlichkeit freizumachen, konnten keinen Erfolg haben. 

Das gilt zunächſt von den Einwendungen, daß die übernommene Ver⸗ 
pflichtung, als gegen die guten Sitten und die Gewerbeordnung verſtoßend, 
nichtig fei. — — — Wenn auch die Verpflichteten durch den Revers in ihrer 
geſchäftlichen Bewegungsfreiheit ſtark beeinträchtigt werden, ſo kann doch 
von einem Verſtoß gegen die Gewerbefreiheit nicht die Rede ſein. Denn daß 
auch diejenigen, die ſich dem Reversſyſtem nicht angeſchloſſen haben, ihr Ge⸗ 
werbe frei betreiben können, ſogar mit gutem Erfolge, gibt die Beklagte aus⸗ 
drücklich zu, indem ſie auf das Gedeihen der Geſchäftsbetriebe der Schleuderer 
hinweiſt. Schon dies ergibt, daß eine Beſchränkung der Gewerbefreiheit nicht 
vorliegt. Aber auch ſonſt ſcheitert die Berufung der Beklagten auf die guten 
Sitten daran, daß irgendwelche unlautere Zwecke abſeiten des Klägers nich 


— 
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verfolgt werden. Der ausgeſprochene Zweck der Zuſammenſchließung iſt der, 
daß die Einzelverkäufer die von den Fabriken feſtgeſetzten Kleinverkaufspreiſe 
einhalten und nicht ‚Schleudern‘, womit erreicht werden ſoll, daß die Klein⸗ 
verkäufer genügenden Verdienſt haben, um ſich halten zu können. Inwiefern 
eine ſolche Zuſammenſchließung den guten Sitten zuwiderlaufen ſolle, iſt 
nicht erſichtlich. Der Umſtand, daß eine ſolche Zuſammenſchließung für Außen⸗ 
ſtehende Nachteile hat, kann hier nicht ins Gewicht fallen, da dies bei jedem 
Zuſammenſchluß dieſer Art der Fall iſt. Auch in den Mitteln, die der Kläger 
zur Erreichung ſeines Zwecks anwendet, kann etwas Unerlaubtes nicht er⸗ 
blickt werden. Der Kläger gibt jedem Intereſſenten Gelegenheit zum un⸗ 
entgeltlichen Beitritt. Nur feinen Teilnehmern macht er Bezugs- und Ab⸗ 
ſatzvorſchriften. Da er ſowohl Fabrikanten wie Händler umfaßt, vermag er 
den außenſtehenden Händlern den Bezug von Verbandsfabrikaten zu ſperren. 
Als unerlaubt kann aber nach feſtſtehender höchſtrichterlicher Rechtſprechung 
eine ſolche Sperre nur dann angeſehen werden, wenn ſie gegen eine beſtimmte 
Perſon gerichtet iſt, die ſie in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz vernichten will. 
Das liegt hier nicht vor. Einmal iſt gegen die Beklagte und ſonſtige Außen⸗ 
ſtehende garnicht mit beſtimmten unzuläſſigen Mitteln oder Maßregeln vor⸗ 
gegangen worden; es iſt keineswegs eine völlige Lieferungsſperre und die 
damit verknüpfte Abſchneidung der Erwerbsmöglichkeit angedroht, ſo daß man 
von einer Vergewaltigung aller Erwerbsgenoſſen durch den Kläger und von 
der Anmaßung einer Zwangs⸗ und Strafge walt über ſämtliche Gewerbsgenoſſen 
(vgl. RGEntſch. 56, 278) ſprechen könnte. Dann aber beſtand auch, worauf 
bereits hingewieſen, eine Möglichkeit für die Beklagte, auch außerhalb des Ver⸗ 
bandes ihr Geſchäft, und zwar nach ihrer eigenen Behauptung mit beſſerem 
Erfolg als innerhalb des Verbandes, zu betreiben. 
Ebenſowenig kann die Beklagte damit gehört werden, daß fie nach $ 723 
BGB. die Geſellſchaft wegen Vorliegens eines wichtigen Grundes habe kün⸗ 
digen dürfen. Sie wirft dem Kläger vor, daß er den in Ausſicht geſtellten 
Zweck, die Beſeitigung der Schleuderei, nicht erreicht habe, was ſich auch ſchon 
daraus ergebe, daß ſich der Verband jetzt aufgelöſt habe, weil eben der Zweck 
nicht zu erreichen geweſen ſei. Und ihr Verbleiben im Verbande würde 
ihren Ruin herbeigeführt haben. Daß der Kläger ſein Ziel, die Schleuderei 
zu beſeitigen, mit aller Kraft zu erreichen verſucht hat, iſt gerichtsbekannt. 
Daß es bei der großen Zahl von Fabrikanten und Händlern dem Kläger nicht 
in der Zeit von ein bis zwei Jahren gelingen werde, die Schleuderei völlig 
zu beſeitigen, mußte für jeden verſtändigen Menſchen von vornherein klar ſein 
und konnte auch von der Beklagten nicht erwartet werden. Daher iſt es auch 
unerheblich, aus welchen Gründen der Verband ſich neuerdings aufgelöſt 
hat, ob, wie er ſelbſt behauptet, wegen der jüngſten Steuergeſetzgebung auf 
dem Zigarettenmarkte oder, wie Beklagte darlegt, wegen der ihm klar⸗ 
gewordenen Unmöglichkeit der Ausrottung der Preisſchleuderei, denn keines⸗ 
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falls iſt aus dieſer nachträglichen Auflöſung für die Beklagte ein Recht auf 
Kündigung des Geſellſchaftsverhältniſſes zu entnehmen. Was die Beklagte 
an tatſächlichem Material hinſichtlich des vertragwidrigen Verhaltens einzelner 
Verbandsmitglieder, ja auch von Vorſtandsmitgliedern, beigebracht oder unter 
Beweis verſtellt hat, iſt ohne rechtliche Erheblichkeit. Es iſt eine bekannte 
Tatſache, daß bei Kartellen aller Art Übertretungen der Kartellabreden vor⸗ 
kommen. Solche Übertretungen liegen gewiſſermaßen in der Natur der Sache. 
Daß bei einer Zuſammenſchließung von vielen Tauſenden von Perſonen, 
wie im vorliegenden Falle, die Zahl der Kartellbrüche keine geringe iſt, iſt 
nichts Auffallendes und vor allem nichts Beſonderes, dem Weſen des Kartells 
Zuwiderlaufendes. Auch daß es dem Kläger nicht gelingt, alle derartigen Zu⸗ 
widerhandlungen aufzudecken und zu verfolgen, rechtfertigt nicht den Stand⸗ 
punkt, daß der Kläger feinen Verpflichtungen gegenüber den Geſellſchaftern 
nicht nachgekommen ſei. Wenn aber die Beklagte meint, daß ſie zur ſofortigen 
Auflöſung des Vertrages berechtigt geweſen ſei, weil ſie andernfalls dem Ruin 
entgegengegangen ſei, jo iſt dieſe Behauptung ſchon an ſich wenig glaubhaft 
und damit allein nicht bewieſen, daß die Beklagte behauptet, ihre Einnahmen 
ſeien nach ihrem Anſchluß an den Verband beſonders ſtark zurückgegangen. 
Aber auch wenn dieſer Rückgang der Einnahmen die Folge des Anſchluſſes 
an den Kläger geweſen wäre, ſo durfte die Beklagte trotzdem das auf die kurze 
Dauer von 13 Monaten eingegangene Geſellſchaftsverhältnis deshalb doch nicht 
ſofort löſen. Sie hat ſich dann eben in ihren Erwartungen verrechnet und 
hätte ſich die Folgen ihres Beitritts vorher gründlicher überlegen ſollen. 
Demnach hat das Landgericht den Verpflichtungsſchein mit Recht für 
bindend erklärt. — — —“ 
1 Urteil des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. Jan. 1917. Zig.⸗Schutz⸗ 
verband E. V. w. Gebr. S. Bf. VI. 77/16. Nö. 


40. Keine Verweiſung des Rechtſtreits an das zuftändige au 
gericht. 
Geſ. v. 6. Juli 1904 (RGBl. 266); ZPO. 3 505. 

Nach 88 4 und 5 Nr. 6 des Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte v. 6. Juli 
1904 (RGBl. 266) iſt für den vorliegenden Rechtsſtreit das Kaufmanns⸗ 
gericht der Stadt München zuſtändig, falls der Jahresarbeitsverdienſt der 
Beklagten an Lohn oder Gehalt den Betrag von 5000. & nicht überſteigt. 
Dieſe Zuſtändigkeit iſt eine ausſchließende und zwingende, die jederzeit, daher 
auch noch in der Ber.⸗Inſtanz, von Amts wegen zu prüfen iſt. Für die Frage 
der Zuſtändigkeit iſt maßgebend der Betrag des Jahresverdienſtes zur Zeit 
der Klagerhebung, wenn das Dienſtverhältnis, aus dem geklagt wird, in dieſem 
Zeitpunkt noch fortdauert, ſonſt der Jahresverdienſt bei Beendigung des 
ſtreitigen Verhältniſſes. Hier iſt das Dienſtverhältnis durch den Brief v. 24. Sept. 
1913 außerordentlich gekündigt und diefe Kündigung nach Empfang des Briefes, 
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ſohin vor der Klagerhebung, in Wirkſamkeit getreten. Zur Berechnung ſteht 
daher der Jahresarbeitsverdienſt der Beklagten für die Zeit vom 27. Sept. 
1912 bis zum 26. Sept. 1913. Dieſer betrug auf Grund der Einträge in den 
Büchern 4945. Damit iſt die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts der Stadt 
München gegeben, weshalb unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils 
die Klage angebrachtermaßen abzuweiſen war. Eine Verweiſung des Rechts⸗ 
ſtreits an das zuſtändige Kaufmannsgericht kommt nicht in Frage. Die Ver⸗ 
weiſung nach § 505 ZPO. und § 27 Bkm. zur Entlaſtung der Gerichte v. 
9. Sept. 1915 (RGBl. 562) kann nur an ein ordentliches Gericht erfolgen; 
eine Verweiſung an ein Sondergericht, insbeſondere an ein Gewerbe- oder 
Kaufmannsgericht iſt unzuläſſig. 

In dieſem Sinn ſprechen ſich auch die Motive jener Geſetzesbeſtimmung 
aus. Nur die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit ($ 12 GG., § 3 EinfGeſ. 
z. ZPO.) werden davan betroffen. Bei Verweiſung an ein Sondergericht 
wäre auch die in § 505 Abſ. 3 ZPO. vorgeſehene einheitliche Behandlung 
der Koſten nicht durchführbar; (vgl. Reichst Verh. 246, 4571 oben; JW. 1910, 
688. 869; Förſter Komm. ZPO.“, 1158). 


Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 10. Nov. 1917 O. w. H. I. 
49/16. | F—2. 


II. Verfahren. 


41. Suläſſigkeit der Beſchwerde eines Proze gunfähigen. 
Vgl. 49 Nr. 271. 
3PO. 5 52. 567. 

De. M., der durch einen allerdings noch nicht rechtskräftigen Beſchluß 
des Amtsgerichts H. wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt, will gegen den 
Fiskus eine Schadenerſatzklage auf den Betrag von 70000. geltend machen, 
weil er, obwohl niemals geiſteskrank, ſeit dem Jahre 1895 von Richtern und 
Verwaltungsbeamten als Irrſinniger verfolgt werde und dadurch in ſeiner 
Exiſtenz, Geſundheit und Erwerbsfähigkeit aufs ſchlimmſte geſchädigt worden 
ſei. Er hat beim Landgerichte München I um Bewilligung des Armenrechts 
für den beabſichtigten Rechtsſtreit nachgeſucht. Das Landgericht hat das 
Armenrecht verweigert, weil der Geſuchſteller nicht prozeßfähig ſei. 

Die Beſchwerde des Dr. M. gegen dieſen Beſchluß iſt in formeller Hin⸗ 
ſicht nicht zu beanſtanden und auch nicht etwa als Rechtsmittel einer prozeß⸗ 
unfähigen Perſon als unzuläſſig zu behandeln und deshalb als unſtatthaft zu _ 
verwerfen, weil die Rechtsmittelinſtanz auch durch Handlungen eines in Wirk⸗ 
lichkeit Prozeßunfähigen eröffnet wird (Stein ZPO.! 1, 171 und JW. 1916, 
521). Sie iſt vielmehr ſachlich zu würdigen. | 

Dieſe Würdigung ergibt aber, daß das Rechtsmittel nicht begründet ift, 
weil das Landgericht mit Recht angenommen hat, daß der Geſuchſteller zur⸗ 
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zeit nicht prozeßfähig iſt, und weil daher den Anſpruch des Beſchwerdeführers, 
ſelbſt wenn er an ſich gerechtfertigt wäre, nur deſſen geſetzlicher Vertreter 
geltend machen könnte, auch inſoweit lediglich das Geſuch um Bewilligung 
des Armenrechts in Frage ſteht (Neumiller ZPO. 4, 139, Nachtr. zu $ 118). 
Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 12. Okt. 1917. Di. M. w. Bayer. 
Fiskus. Beſchw.⸗Reg. 357/17. F—2. 


42. Wohnort im Sinne der Suſtellungsvorſchriften. 
Vgl. 47 Nr. 67. 
ZPO. 5 180. 

Die beim Landgericht zu Pl. eingegangene Klage war gerichtet gegen den 
Kaufmann und Stickereibeſitzer K. St. zu Pl., Nordſtr. 2. Die Klage wurde 
ausweislich der Urkunde des Gerichtsvollziehers, da er den Empfänger ſelbſt 
in der Wohnung nicht angetroffen habe und eine Zuſtellung nach § 181 ZPO. 
nicht ausführbar geweſen, am 22. Mai 1915 durch Niederlegung beim Polizei⸗ 
vorſteher zu Pl. zugeſtellt. Im Verhandlungstermin am 10. Juni 1915 er⸗ 
ging gegen den nichterſchienenen Beklagten ein Verſäumnisurteil, das eben⸗ 
falls durch Niederlegung und zwar auf der Gerichtsſchreiberei des Amts⸗ 
gerichts, am 19. Juni 1915 zugeſtellt wurde. Am 15. Juli 1915 legte der Be⸗ 
klagte gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch ein und bat um Wiederein⸗ 
ſetzung gegen den Ablauf der Einſpruchsfriſt, indem er geltend machte, daß 
er ſich bereits im Januar 1915 in Pl. polizeilich abgemeldet und ſich ſeitdem 
in St. Gallen aufgehalten habe; erſt Mitte Juli 1915 habe er von der Zuſtellung 
des Verſäumnisurteils zufällig Kenntnis erhalten. — Das Landgericht wies 
die Anträge ab; in 2. Inſtanz wurde dagegen der Einſpruch für begründet 
erklärt und die Sache ans Landgericht zurückberwieſen. Aus den Gründen: 

„Wäre die Zuſtellung der Klage und des Verſäumnisurteils ordnung⸗ 
gemäß erfolgt, ſo würde der Einſpruch allerdings verſpätet eingelegt ſein. 
Die Frage aber, ob die erwähnten Zuſtellungen rechtswirkſam ſeien, hat das 
Landgericht zu Unrecht bejaht. — — — Es iſt nicht maßgebend, worauf die 
erſten Richter das Hauptgewicht legen, wo der Beklagte zur Zeit der Zuſtel⸗ 
lungen feinen Wohnſitz i. S. des §7 BGB. gehabt hat, denn für Zuſtellungen 
entſcheidet nicht der juriſtiſche Wohnſitz des Empfängers, ſondern das tat- 
ſächliche Wohnen (Seuffert ZPO., 280 § 180, 1 Abſ. 2; RG. in SeuffA. 47 
Nr. 67). Die Zuſtellung ſowohl der Klage wie des Verſäumnisurteils iſt im 
vorliegenden Fall erfolgt nach den Beſtimmungen des § 182 ZPO. Die dort 
gedachte Erſatzzuſtellung ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit voraus, daß der Empfänger 
an dem Orte der Zuſtellung eine Wohnung i. S. von 8 180 ZPO. hat; 

Seuffert $ 182 Anm. 1; Seuff A. a. a. O.; Förſter⸗Kann $ 182 Nr. 1; Peterſen⸗Remeleé 

5 182 II 4 und 5. | 

Unter Wohnung in dieſem Sinne ift die Räumlichkeit zu verftehen, die 
der Empfänger zur Zeit der Zuſtellung tatſächlich zum Wohnen benutzt, ins⸗ 
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beſondere die Stätte, wo er zu ſchlafen pflegt (Stein Z PO. 8.180 II; Seuffert 
8180, 1 Abſ. 2). Der bloße Beſitz eines zum Wohnen eingerichteten Hauſes 
genügt nicht, wie denn jemand auch nicht überall dort, wo er Grundeigen⸗ 
tum, insbeſondere ein Wohnhaus hat, lediglich im Hinblick auf dieſen Grund⸗ 
beſitz ſeinen Wohnſitz hat. a 

Vorliegend hat nun zwar der Beklagte in Pl., Nordſtr. 2 ein Hausgrund⸗ 
ſtück. Die Wohnung aber, die er anſcheinend bisher darin innegehabt, hat 
er bei feiner Überfiedelung nach St. Gallen am 13. März 1915 aufgegeben. 
Das folgt unwiderleglich aus der von ihm ſelbſt an dieſem Tage bewirkten po⸗ 
lizeilichen Abmeldung. Gerade dadurch, daß er ſich auf dem Polizeiamt nach 
St. Gallen abmeldete, gab er deutlich zu erkennen, daß er von Pl. nach St. Gal⸗ 
len verziehen und ſeine Wohnung in Pl. aufgeben wolle. Die polizeiliche 
Abmeldung widerlegt gerade die vom Landgericht aufgeſtellte Vermutung, 
daß ſich der Beklagte nur vorübergehend auf Reiſen habe begeben, ſeine Woh⸗ 
nung in Pl. aber habe beibehalten wollen. Es wird in der Regel für jemand, 
der an einem beſtimmten Orte bisher gewohnt hat und dort weiterhin ein zum 
Wohnen geeignetes Grundſtück beſitzt, anders als durch polizeiliche Abmeldung 
nach einem andern Ort garnicht möglich ſein, darzutun, daß er an jenem Orte 
ſeine Wohnung aufgebe. 

Der Umſtand, daß der Beklagte noch jetzt Wohnräume und Möbel in ſeinem 
Grundſtück in Pl. hat, genügt nicht zu der Annahme, daß er noch jetzt eine Woh⸗ 
nung i. S. von $ 180 ZPO. in Pl. habe. Er mag die Räume beibehalten haben, 
weil er zunächſt nicht gewußt, wohin mit ſeinen Möbeln, oder er mag gehofft 
haben, in nicht allzu ferner Zeit nach Pl. zurückkehren zu können; aber dies 
„rechtfertigt nicht die Annahme, er habe trotz ſeines, der zuſtändigen Behörde 
ausdrücklich erklärten Wegzugs von Pl. nach St. Gallen weiter in Pl. wohnen 
wollen. Spräche man einer polizeilichen Abmeldung die Wirkung der Auf- 
gabe der bisherigen Wohnung i. S. des § 180 ZPO. trotz des Wegzugs von dem 
Orte, wo dieſe gelegen, lediglich deshalb ab, weil der Abmeldende Räumlich⸗ 
keiten und Möbel in dem ihm gehörigen Grundſtück beibehält, jo könnte je- 
mand, der ſich in einer ſolchen Lage befindet, ſich überhaupt nicht dagegen 
ſchützen, daß er i. S. der Vorſchriften der 88 180 ff. ZPO. noch als an feinem 
bisherigen Wohnort wohnend angeſehen wird, obwohl er tatſächlich nicht mehr 
dort wohnt, ſondern nach einem andern Ort übergeſiedelt iſt. 

Eine andre Beurteilung könnte vielleicht Platz greifen, wenn der Beklagte 
in Pl. ſein Geſchäft beibehalten hätte oder weiterhin von hier aus Geſchäfte 
betriebe. Allein das wird ſchon durch die Auskunft des Amtsgerichts aus dem 
Handelsregiſter zu Pl. v. 29. April 1916 in Verbindung mit der erwähnten 
Polizeiauskunft voll widerlegt. — — — | 

Steht nach alledem feſt, daß der Beklagte feit dem 13. März 1915 in Pl. 
eine Wohnung nicht mehr hat, ſo iſt ſowohl die Klagezuſtellung als auch die 
Zuſtellung des Verſäumnisurteils unwirkſam. Der Mangel der Zuſtellung 
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konnte nicht dadurch geheilt werden, daß der Beklagte auf andre Weiſe, etwa 
durch eine Mitteilung ſeiner Wirtſchafterin, von der Zuſtellung und von dem 
Inhalt des zugeſtellten Schriftſtücks Kenntnis erhielt. Erſt mit dem Zeit⸗ 
punkt, in dem er nach feiner eigenen Erklärung die Ladung erhalten hat, ift 
»die Zuſtellung als bewirkt anzuſehen (§ 187 ZPO.). Das iſt Mitte Juli 1915. 
Denn erſt zu dieſer Zeit hat der Beklagte nach ſeiner Angabe von der Zu⸗ 
ſtellung des Verſäumnisurteils, damit aber auch von der der Klage Kenntnis 
erhalten, und dieſe Erklärung iſt maßgebend für den Zeitpunkt, zu dem die 
Ladung in den Beſitz des Beklagten i. S. des § 187 ZPO. gelangt iſt. Anders 
als durch dieſe Erklärung kann der Nachweis, daß und wann der Beklagte die 
Ladung erhalten hat, überhaupt nicht geführt werden. Am 10. Juni 1915 lag 
ſonach eine gültige Klagezuſtellung noch nicht vor; ein Verſäumnisurteil hätte 
alſo gegen den Beklagten nicht erlaſſen werden dürfen. Da das Landgericht 
den zuläſſigerweiſe und rechtzeitig eingelegten Einſpruch als unzuläſſig ver⸗ 
worfen hat, ſo war dieſes Urteil aufzuheben, die Zuläſſigkeit des Einſpruchs 
auszuſprechen und die Sache nach § 538 Nr. 1 ZPO. zur weiteren Ver⸗ 


handlung an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. ne v. 12. Juli 1916. K. w. S. 70. 
247/15. BER 


43. Koſtenfrage bei Zurücknahme der Klage, wenn gegen den Be- 
klagten ſchon ein Verſäumnisurteil erlaſſen war. 
| Vgl. 52 Nr. 120 m. N. 
ZPO. 8 271. 344. 

Nach 8 271 ZPO. hat die Zurücknahme der Klage zur Folge, daß der Rechts⸗ 
ſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt; ſie verpflichtet den Kläger, 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, ſofern nicht über ſie bereits rechtskräf⸗ 
tig erkannt iſt. Auf Antrag des Beklagten iſt dieſe Verpflichtung durch Ur⸗ 
teil auszuſprechen. Ob dieſe Koſtenpflicht des Klägers auch die Koſten der Säum⸗ 
nis des Beklagten umfaßt, oder ob dieſe nach § 344 ZPO., wenn das Verſäum⸗ 
nisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen iſt, den Beklagten treffen müſſen, 
darüber herrſcht in Schrift und Rechtſprechung Streit. Die Wiſſenſchaft 
neigt überwiegend der Anſicht zu, daß 8 344 ZPO. unanwendbar ſei, weil 
8271. 3PO. einen ſelbſtändigen Tatbeſtand für die Koſtenpflicht aufſtelle, 
neben welchem für andre Koſtenbeſtimmungen kein Raum ſei (Zuſammen⸗ 
ſtellung bei Stein zu § 271). Das Reichsgericht hat ſich in einer älteren Ent⸗ 
ſcheidung ohne Begründung auf den gegenteiligen Standpunkt geſtellt (JW. 
1887, 312). Die Rechtſprechung der Oberlandesgerichte iſt nicht einheitlich 
(vgl. Buſchs Z. 45, 494; SeuffA. 52 Nr. 120; OL GRſpr. 17, 320; 23, 176). 

Der erkennende Senat hält nach dem Stande der Geſetzgebung den $ 344 
ZPO. nicht für anwendbar. Iſt infolge der Zurücknahme der Klage der Rechts⸗ 
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ſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen, ſo kann die Koſtenpflicht, wenn 
das Geſetz nicht ein andres befiehlt, nicht aus prozeßrechtlichen Vorſchriften 
hergeleitet werden, welche einen Tatbeſtand zur Vorausſetzung haben, der 
kraft der geſetzlichen Fiktion für die rechtliche Beurteilung auszuſcheiden hat. 
Wenn daher der § 271 ZPO. als Folge der Klagezurücknahme die Koſten⸗ 
pflicht des Klägers verfügt, ſoweit nicht rechtskräftig andres erkannt iſt, ſo 
ſtellt er damit einen Verpflichtungsgrund auf, der die Koſtenpflicht ſelbſtändig 
und unabhängig von andern Koſtenvorſchriften begrenzt und der daher nicht be⸗ 
rührt werden kann durch die Schickſale der Klage, die als nicht anhängig ge⸗ 
worden gilt. Die Erwägung, daß der die Klage zurücknehmende Kläger nicht 
ſchlechter geſtellt werden dürfe als der ſchließlich unterliegende, ſchlägt nicht durch, 
weil in letzterem Falle eben andre Koſtenvorſchriften anzuwenden ſind. Die 
einzige Einſchränkung, welche der § 271 für die Koſtenpflicht des Klägers 
gibt, iſt ausdrücklich nur die, daß nicht bereits rechtskräftig über die Koſten 
erkannt iſt. a 

Daß dies richtig iſt, ergibt ſich auch aus dem Unterſchied, der hinſichtlich 
der Entſtehung des Anſpruchs zwiſchen § 271 und den übrigen Koſtenbeſtim⸗ 
mungen beſteht. Während nach letzteren Vorſchriften die Verurteilung in die 
Koſten rechtgeſtaltend wirkt, es alſo eines Urteils bedarf, um die Koſtenpflicht 
zur Entſtehung zu bringen, verpflichtet die Rücknahme der Klage den Kläger, 
auch ohne gerichtlichen Ausſpruch die Koſten zu tragen. Das nur auf Antrag 
ergehende Urteil hat alſo lediglich feſtſtellenden Charakter. Mit dieſer Eigen⸗ 
ſchaft des Urteils würde es nicht vereinbar ſein, wenn die Koſtenentſcheidung 
zum Teil nach anderweitigen Rechtsgrundſätzen getroffen werden könnte, 
deren Anwendung dem Urteil notwendig einen rechtsgeſtaltenden Charakter 
geben müßte. Iſt die Klage zurückgenommen, ſo iſt das Gericht nur in der 
Lage, die Verpflichtung des Klägers zur Tragung aller noch nicht rechtskräf⸗ 
tig auferlegten Koſten auf Antrag durch Urteil feſtzuſtellen. Wollte man da⸗ 
gegen neben § 271 noch § 344 ZPO. anwenden, jo müßte erforderlichenfalls 
in eine Beweisaufnahme über die Frage eingetreten werden, ob das Ver⸗ 
ſäumnisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen ſei. Denn nur dann ſollen nach 
8 344 ZPO. den Beklagten die Koſten treffen. Eine ſolche Beweisaufnahme 
würde aber nicht nur im Widerſpruch ſtehen mit der mehrerwähnten geſetz⸗ 
lichen Fiktion, alſo prozeßrechtliche Tatbeſtände und ſei es auch nur wegen 
der Koſten zur Erörterung ziehen, obſchon die Klage als nicht anhängig ge⸗ 
worden anzuſehen iſt, ſondern auch eine Entſcheidung nach Rechtsgrundſätzen 
vorbereiten, für deren Anwendung neben § 271 kein Raum iſt. 

Schließlich heißt es im § 344 ZPO., daß die Verſäumniskoſten der ſäu⸗ 
migen Partei auch dann aufzuerlegen ſind, wenn infolge des Einſpruchs eine 
abändernde Entſcheidung erlaſſen wird. Das iſt hier nicht der Fall. Die ab⸗ 
ändernde Entſcheidung wird auf Grund der Rücknahme der Klage erlaſſen, 
nicht des Einſpruchs. Wird auf Grund des letzteren zugunſten des Beklagten 
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entſchieden, ſo N das Urteil auf Grund des Einſpruchs und die Koſten find 
durch dieſes Urteil nach § 91 dem Unterliegenden, die Säumniskoſten nach 
$ 344 dem Säumigen aufzuerlegen. Wird dagegen die Klage zurückgenommen, 
ſo erfolgt die Entſcheidung, wenn ſie notwendig wird, nicht infolge des Ein⸗ 
ſpruchs, ſondern, wenn auch auf Antrag des Beklagten doch infolge der Ver⸗ 
fügung des Klägers über ſeine Klage. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 30. März 1917. A. K. w. 
Sp. A. & Co. Bs. Z. V. 18/17. Nö. 


44. Offentliche Beamte als Seugen. 
Vgl. 60 Nr. 111 m. N. 
ZRO. $ 376. 

Die als Zeugen benannten Tierärzte haben über eine tierärztliche Unter⸗ 
ſuchung Auskunft zu geben, welche fie nicht auf Grund eines bürgerlichrecht⸗ 
lichen Dienſtvertrages, ſondern in ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte 
vorgenommen haben ſollen. Daß dieſe Beamten nach ſtaats⸗ und verwal⸗ 
tungsrechtlichen Grundſätzen über das Ergebnis amtlicher Unterſuchungen 
Verſchwiegenheit zu bewahren haben, wenn nicht — was hier nicht der Fall 
iſt — ihre Aufgabe gerade darin beſtand, Privaten Zeugniſſe auszuſtellen, 
kann nicht zweifelhaft erſcheinen. Hieraus folgt, daß gemäß $ 376 ZPO. 
eine Vernehmung der Zeugen ohne vorherige Einholung der Genehmigung 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde durch das Prozeßgericht unzuläſſig iſt. 

Wenn Gaupp⸗Stein ZPO. $ 376 I a. E. unter Berufung auf die 
Kommiſſionsverhandlungen meint, daß die Vorſchrift des $ 376 nicht Platz 
greife, wenn der Fiskus ſelbſt Prozeßpartei ſei, ſo kann dieſer Auffaſſung 
angeſichts der unzweideutigen und bedingungloſen Faſſung des Geſetzes nicht 
beigepflichtet werden. Von einer Anwendung des § 376 kann nur dann ab⸗ 
geſehen werden, wenn die auf den Zeugen ſich berufende Partei gleichzeitig 
ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde iſt. Das trifft im vorliegenden Falle nicht 
zu. Es gehören ſogar der als Partei auftretende Fiskus und die vor⸗ 
geſetzte Dienſtbehörde nicht einmal demſelben Staate an. Die Erwägung 
der Kommiſſion, daß nicht in Rechtsſtreitigkeiten, wo es ſich lediglich 
um Geltendmachung oder Verteidigung vermögensrechtlicher Intereſſen des 
Staates handelt, eine dem Staate ungünſtige Zeugenausſage vereitelt werden 
dürfe, hat genügende Berückſichtigung in der Beſtimmung des Geſetzes ge- 
funden, daß die Genehmigung nur verſagt werden darf, wenn die Ablegung 
des Zeugniſſes dem Wohl des Reichs oder eines Bundesſtaats Nachteil be⸗ 
reiten würde. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1917. D. Kol. Geſ. 
(Kl.) w. das Schutzgeb. Bs. Z. 14/17. Nö. 
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45. Nachträgliche Vereidigung eines uneidlich zu vernehmenden 
Zeugen, um eine Berichtigung der Ausſage zu ermöglichen. 
Vgl. 42 Nr. 70. 

ZPO. 5393 Abſ. 2. 


N 

Um die Ehelichkeit des in der Ehe geborenen Kindes wirkſam anzufechten, 
hat der Kläger die Vermutung des § 1591 Abſ. 2 BGB. zu widerlegen, daß 
er ſeiner Frau während der Empfängniszeit vom 9. Februar bis 10. Juni 
1914 beigewohnt habe. Das Ber.⸗Gericht erklärt den durch Zeugnis ſeiner 
Frau erhobenen Beweis des Klägers für wißlungen, da ſie in beiden Inſtanzen 
uneidlich ausgeſagt habe, mit dem Kläger am 11., 15. und 23. März 1914 
geſchlechtlich verkehrt zu haben. Der Antrag des Klägers, die Zeugin nach⸗ 
träglich zu vereidigen, wurde abgelehnt und dazu bemerkt, ihre bisherigen 
Ausſagen könnten dem Kläger nichts nützen, der Eid aber dürfe nicht dazu 
dienen, eine Zeugin, deren Angaben Mißtrauen entgegengebracht wird, 
zu einer Anderung ihrer Ausſage zu beſtimmen. Die Reviſion hält dieſe Be⸗ 
gründung für rechtsirrig, da der Eid geradezu bezwecke, einen Zeugen zu einer 
wahrheitgemäßen Ausſage, alſo auch nötigenfalls zu einer Anderung einer 
bisher unwahren Ausſage zu beſtimmen. Dieſe Rüge wegen Verletzung der 
88 391. 393 ZPO. kann keinen Erfolg haben. 

Zuzugeben iſt, daß der ſchriftſtelleriſch, auch mitunter in der Rechtſprechung 
vertretene Standpunkt, wonach die nachträgliche Vereidigung nach 8 393 
Abſ. 2 ZPO. nur dazu dienen dürfe, das Gewicht einer für glaubwürdig er- 
achteten Ausſage zu verſtärken, der Bedeutung des Eides nur einſeitig gerecht 
wird. Denn wenn der Eid überhaupt die Wahrheit der Zeugenausſagen tun⸗ 
lichſt gewährleiſten ſoll, ſo muß dieſer Grundgedanke auch bei der Anordnung 
der nachträglichen Vereidigung nach § 393 Abſ. 2 ZPO. gelten, alſo auch für 
den Fall, daß das Gericht von der nachträglichen Vereidigung erwartet, es 
werde der Zeuge ſeine möglicherweiſe unwahre Ausſage berichtigen. Ob 
der Zeuge, der das Zeugnis ſogleich hätte verweigern können, auch den nach⸗ 
träglich erforderten Eid verweigern kann, kommt bei der Anordnung der Ver⸗ 
eidigung ſelber nicht in Frage. — Daß aber das Ber.-Gericht ſich zu der Ab⸗ 
lehnung der nachträglichen Vereidigung der Zeugin durch eine rechtswidrige 
Verkennung ſeiner Befugniſſe hätte beſtimmen laſſen, kann nicht angenommen 
werden. Es hat die Glaubwürdigkeit der Zeugin, die als Frau des Klägers 
und als Mutter des Beklagten nach § 383 Nr. 2. 3 ZPO. uneidlich vernommen 
iſt und deren Vereidigung auch nach § 384 Nr. 2 geſetzlich nicht geboten war, 
nicht bezweifelt. Es hat ferner ihre Ausſage über den mit dem Kläger im März 
1914 gepflogenen Geſchlechtsverkehr, fo wie ſie die Verhältniſſe und Um- 
ſtände näher dargelegt hat, als wahrheitgemäß aufgefaßt. Daraufhin konnte 
das Ber.⸗Gericht nach feinem freien ſachlichen Ermeſſen, das vom Rev.⸗Gericht 
nicht nachzuprüfen iſt, und trotz des etwaigen Mißtrauens des Klägers gegen 


— 
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die Ausſage feiner Sa beren nachträgliche Vereidigung ohne Prozeßverſtoß 
ablehnen. 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. März 1917. R. w. R. (OLG. 
Stuttgart). IV. 399/16. Auch in RGEntſch. 90 Nr. 18 S. 81. 


46. Wie weit iſt das Ber.⸗Gericht in einer zurückverwieſenen Sache 
an die Entſcheidung des Reichsgerichts gegenüber neuen Tatſachen 
gebunden? 
Vgl. 67 Nr. 66 m. N. 
N ZPO. 58 565 Abſ. 2. 

Der verklagte Konk.⸗Verwalter wollte gegen die Konk.⸗Forderung der 
Klägerin mit einer Schadenerſatzforderung aufrechnen, zu deren Begründung 
er geltend machte, daß die Rechtsvorgängerin der Klägerin den zwiſchen ihr 
und dem Gemeinſchuldner beſtehenden Agenturvertrag ſchuldhaft verletzt, 
namentlich durch ſtändige Ablehnung angebotener Geſchäfte über Holzliefe⸗ 
rungen dem Gemeinſchuldner eine gewinnbringende Agenturtätigkeit un⸗ 
möglich gemacht habe. Das Ber.⸗Gericht hatte in feinem früheren Urteil die 
Erſatzforderung für unbegründet erklärt und den Anſpruch der Klägerin als 


Konk.⸗Forderung feſtgeſtellt. Durch Urteil des Reichsgerichts v. 30. Jan. 1914 


wurde das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die Sache zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an einen andern Senat des Ber.⸗Gerichts zurückverwieſen. Mit 
Rückſicht auf den Inhalt des Rev.⸗Urteils beſchränkte das Ber.⸗Gericht die 
Verhandlung auf die Höhe des Erſatzanſpruchs und wies dann die Klage in 
Höhe der Gegenforderung ab. Die Klägerin legte Reviſion ein. Sie bean⸗ 
ſtandete die Beſchränkung der Ber.⸗Verhandlung auf die Höhe des Erſatz⸗ 
anſpruchs, da ſie neue Tatſachen zum Grunde dieſes Anſpruchs geltend zu 
machen habe. — Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Rev.⸗Urteil v. 30. Jan. 1914 kommt in feinen Gtſcheidungsgründen 
zu dem Ergebniſſe, daß der Schadenerſatzanſpruch des Beklagten dem Grunde 


nach gerechtfertigt, und daß nur noch über feine Höhe zu entſcheiden fei. — — — 


Für die bindende Kraft des Rev.⸗Urteils kommt nur 8 565 Abſ. 2 ZPO. in 
Betracht. Gerade dieſe Vorſchrift, der das Ber.⸗Gericht eine ſolche Bedeutung 
nicht beimeſſen will, rechtfertigt aber die von ihm angeordnete Beſchränkung. 
Schließt auch § 565 Abſ. 2 die Berückſichtigung neuer Tatſachen nicht grund⸗ 
ſätzlich aus (vgl. RGEntſch. 76, 190), fo läßt ſich doch nur nach dem Inhalt 
des Rev.⸗Urteils im einzelnen Falle beurteilen, inwieweit für eine wieder⸗ 
holte Erörterung der tatſächlichen Grundlagen noch Raum iſt. Die rechtliche 
Beurteilung, die nach § 565 Abſ. 2 für das Ber.⸗Gericht maßgebend fein ſoll, 
umfaßt nicht bloß die Rechtsnormen und Rechtsgrundſätze, ſondern auch ihre 
Anwendung auf den Sachverhalt. Hat alſo das Rev.⸗Gericht dieſe Anwendung 
ſelbſt vorgenommen, ſo iſt dies auch für das Ber.⸗Gericht bindend. Allerdings 
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handelt es ſich dabei zunächſt um den Sachverhalt, der dem Rev.⸗Gericht vor⸗ 
lag. Der Gedanke, der dieſer Bindung zugrunde liegt, iſt aber folgender: 
Das Rev.⸗Gericht ſollte eigentlich den Rechtsſtreit, der im Wege der Reviſion 
zu ſeiner Würdigung gelangt, ſelbſt erledigen. Tut es dies nicht, was nach der 
auf Gründen der Zweckmäßigkeit beruhenden Ordnung des § 565 ZPO. 
die Regel bildet, dann erledigt das Ber.⸗Gericht die Sache, ſöweit es ſeiner 
Erledigung überhaupt noch bedarf, kraft der ihm vom Rev.⸗Gericht erteilten 
Anweiſung, und es iſt deshalb auch an dieſe Anweiſung gebunden. Hat das 
Rev⸗Gericht eine beſtimmte Frage auf Grund des ihm vorliegenden Sachver- 
halts bereits abſchließend bejaht, dann ſteht es dem Ber.⸗Gericht nicht mehr zu, 
ihre Beantwortung, ſei es auch auf Grund neuer Tatſachen, in Zweifel zu 
ziehen. Die gegenteilige Auffaſſung würde eine unbeſchränkte und unabſeh⸗ 
bare Wiederholung der Erörterung bereits völlig und abſchließend erledigter 
Streitpunkte ermöglichen, die nicht bloß der in § 565 Abſ. 2 beabfichtigten Be⸗ 
grenzung der Aufgabe des Ber.⸗Richters widerſprechen würde, ſondern über⸗ 
haupt mit den Anforderungen einer geſunden Prozeßführung unvereinbar 
wäre und insbeſondere eine unerträgliche Prozeßverſchleppung zur Folge 
haben müßte. Um die abſchließende Erledigung einer beſtimmten Frage 
aber handelte es ſich hier, wenn auf Grund des unſtreitigen oder, ſoweit be⸗ 
ſtritten, feſtgeſtellten Sachverhalts im Rev.⸗Urteil ausgeführt wurde: eine 
ſchuldhafte Vertragsverletzung durch die Rechtsvorgängerin der Klägerin liege 
vor und laſſe den Schadenerſatzanſpruch des Beklagten dem Grunde nach 
als gerechtfertigt erſcheinen, über die Höhe werde das Ber.⸗Gericht unter Be⸗ 
rückſichtigung des Vorbringens der Streitteile nach § 287 ZPO. zu entſcheiden 
haben. Die Anweiſung an das Ber.⸗Gericht, die rechtliche Beurteilung i. S. 
des § 565 Abſ. 2, ging gerade dahin, daß die Frage des Grundes der Gegen⸗ 
forderung erledigt ſein und nur noch ihre Höhe geprüft werden ſollte. Das 
Ber.⸗Gericht durfte daher den Grund der Gegenforderung nicht mehr in 
Zweifel ziehen, und es war deshalb auch gerechtfertigt, daß es durch Be— 
ſchränkung der Verhandlung auf die Frage der Höhe eine Erörterung des Grundes 
von vornherein ausſchloß. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. März 1917. M. & Co. (Kl.) 

w. G. Konk. III. 398/16. Auch in RGEntſch. 90 Nr. 7 S. 23. 


I. Bürgerliches Recht. 


47. Die Drohung muß für den Abſchluß des angeblich erzwungenen 
Kechtsgeſchäfts beſtimmend geweſen fein. 
Vgl. 64 Nr. 148 m. N. 
BGB. 9 123. | | 

Den Einwand des Vergleichs fuchte die Klägerin durch die Behauptung 
zu entkräften, ſie ſei zum Abſchluß des Vergleichs beſtimmt worden durch 
die Drohung des Beklagten, er werde, wenn ſie nicht auf ſeine Bedingungen 
eingehe, überhaupt nichts zahlen und es n ſo einrichten, daß ſie ihm in 
Rußland nichts anhaben könne, auch ſonſt in Rußland Schwierigkeiten bereiten. 
Die Replik der Drohung wurde für nicht beachtlich erklärt aus folgenden 
Gründen: 

„Die Klage ſteht und fällt mit der Beantwortung der Frage, ob die Klä⸗ 
gerin durch Drohung zum Abſchluß des Vergleichs beſtimmt worden iſt. Dieſe 
Frage muß aber verneint werden. Zwar verlangt das Bürgerl. Geſetzbuch 
zum Tatbeſtande der Drohung nicht Erheblichkeit des in Ausſicht geſtellten 
Übels, um ſo gewiſſenhafter wird aber der Richter die Frage zu prüfen haben, 
ob die Drohung in der Tat beſtimmend für die Willenserklärung des Be⸗ 
drohten geweſen iſt. Im vorliegenden Fall kommt in Betracht, daß der Be⸗ 
klagte ein Ruſſe iſt und in Rußland wohnt. Die ruſſiſchen Verhältniſſe waren 
auch vor dem Kriege, namentlich in den Nachbarprovinzen allenthalben be⸗ 
kannt. Man wußte ſehr genau, daß, wenn der Schuldner nichk gutwillig zahlte 
oder ſich einigte, im Wege des Zwanges nichts zu erreichen war, und daß 
ein ſolcher Schuldner Mittel und Wege genug hatte, u um ſich ſeiner Zahlungs- 
verbindlichkeit zu entziehen. Auch der Klägerin waren dieſe Verhältniſſe nicht 
unbekannt, wie ſie in 1. Inſtanz bereits zugegeben hat. Wenn unter dieſen 
Umſtänden der Beklagte der Klägerin wirklich erklärt haben ſollte, falls ſie 
auf die Zahlungsbedingungen nicht eingehe, ſo werde er überhaupt nichts zahlen, 
er werde es ſo einrichten, daß die Klägerin ihm in Rußland nichts anhaben 
könne, ſo hat er ſie nur auf etwas hingewieſen, was ihr ſelbſt ſchon hinlänglich 
bekannt war und worauf fie, auch wenn det Beklagte keinen Ton darüber gejagt 
hätte, ohne weiteres hätte rechnen müſſen und offenbar e hat. Be⸗ 

Seufferts Arduv Bb. 73 3. Folge Bd. 18 Heft 3. | 
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zeichnend in dieſer Beziehung iſt, daß die Klägerin nach ihrem eigenen Vor⸗ 
bringen ſchon vor dem Vergleich von Außerungen des Beklagten, er werde 
ihr nichts zahlen, ſie werde ihm bei den unſicheren Verhältniſſen in Rußland 
nichts anhaben können, Kenntnis erhalten hat, und daß ihr Anwalt ihr darauf 
geraten hat, einen Vergleich abzuſchließen, um nicht alles zu verlieren, dieſen 
Vergleich aber dann wegen der angeblichen Drohung anzufechten. Hatte 
aber die Klägerin ſchon ohne daß der Beklagte etwas davon ſagte, das Bewußt⸗ 
ſein, daß ſie, wenn ſie ſich auf einen Vergleich nicht einließ, von dem Beklagten 
nichts erhalten, und daß der Beklagte es ſo einrichten werde, daß ſie ihm in 
Rußland nichts anhaben könne, ſo kann der Hinweis auf dieſe ihr längſt bekannte 
Tatſache für ſie nicht beſtimmend zu dem Vergleich geweſen ſein. Es fehlt 
alſo an dem erforderlichen Kauſalzuſammenhang. Allerdings ſoll der Beklagte 
auch noch hinzugefügt haben, er werde der Klägerin auch ſonſt in Rußland 
Schwierigkeiten machen. Indes dieſe Drohung iſt zu allgemein und unbe- 
ſtimmt und läßt in keiner Weiſe erkennen, was das für Schwierigkeiten ſeien 
und worauf ſie ſich beziehen ſollen. Sie konnte daraus nicht entnehmen, 
was für ein Übel und für welche Fälle es in Ausſicht geſtellt werde. Wegen 
dieſer Allgemeinheit und Unbeſtimmtheit kann weder in ſolcher Außerung 
eine Drohung erblickt noch auch angenommen werden, daß die Klägerin da⸗ 
durch irgendwie in ihrem Willen beeinflußt worden ſei. 
Hiernach iſt der Vergleich wirkſam.“ 
Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 25. Sept. 1917. 2 U. 6/17. 
Th. 


4. 


48. e als unlautere Machenſchaft. 
BGB. 8 134. 
BRV O. v. 23. März 1916 $ 5; v. 24. Juni 1916 311. 

Die Beklagte hatte der Klägerin am 13. Mai 1916 einen Poſten Schoko⸗ 
lade zum Preiſe von 7,60. für das kg verkauft, aber nicht geliefert; 
Die Beklagte hatte dieſe Ware am ſelbigen Tage von der Firma P. F. Schr. 
und dieſe von der Herz. Schl.⸗Holſt. Kakao⸗Geſ. gekauft. Klägerin klagte auf 
Schadenerſatz, weil ſie die Ware mit Gewinn weiterverkauft habe. Die 
Klage wurde abgew ieſen. Aus den Gründen: 

„Die Klage iſt unhaltbar. Der Vorderrichter bezeichnet das vorliegende 
Geſchäft zutreffend als ein Kettenhandelsgeſchäft. Ein ſolches iſt es auch im 
wahren Sinne des Wortes, denn im Lauf weniger Stunden ging die Ware 
von der Fabrikantin, bei der ſie übrigens lagern blieb und nach der Abſicht 
ſämtlicher Vertragsparteien zunächſt auch lagern bleiben ſollte, über drei Per— 
ſonen, nämlich P. F. Schr., die Beklagte, die Klägerin, die die Ware auch 
gleich weiterverkauft hat, und ſoll dann ſchließlich der Fabrikantin, die ſie 
mit 7,50. U für das kg abzüglich 10% an P. F. Schr. verkauft hatte, am Abend 
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zu 9,70 wieder angeboten worden fein. Mit Unrecht meint aber der Vorder⸗ 
richter, daß die Beurteilung des Geſchäfts als Kettenhandelsgeſchäft ohne 
rechtliche Bedeutung ſei, da die Verordnung v. 24. Juni 1916 auf das vorlie⸗ 
gende Geſchäft nicht zur Anwendung komme. Daß dieſe Verordnung hier 
nicht zur Anwendung kommt, iſt richtig. Damit erledigt ſich indeſſen die Frage 
nach der Rechtsgültigkeit dieſes Geſchäfts keineswegs. In § 11 dieſer Verordn. 
wird der Kettenhandel als ein Beiſpiel der „unlauteren Machenſchaften“ 
bezeichnet. Solche unlauteren Machenſchaften verbietet aber für Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs, insbeſondere Nahrungsmittel aller Art, der § 5 Verordn. 
v. 23. März 1916, die auf das vorliegende Geſchäft anwendbar iſt. Der Ketten⸗ 
handel, wie er hier betrieben worden iſt, iſt im Sinn der Verordn. v. 23. März 
1916 als unlautere Machenſchaft anzuſehen. Das Gericht ſchließt ſich in bezug 
auf die Beurteilung des Kettenhandels der Entſcheidung des Reichsgerichts 
v. 23. März 1917 in JW. 1917, 727 an. Darnach iſt als unlautere Machen⸗ 
ſchaft anzuſehender Kettenhandel i. S. der Kriegsverordnungen jedes Ein⸗ 
ſchieben eines Zwiſchengliedes in den Verteilungsprozeß einer Ware, das für 
die allgemeinen Bedürfniſſe der Kriegswirtſchaft unnütz iſt und lediglich aus 
eigenſüchtigen Intereſſen erfolgt. Der Zwiſchenhandel erfüllt eine berechtigte 
wirtſchaftliche Aufgabe, ſelbſt wenn er ſich in mehreren Gliedern dazwiſchen 
ſchiebt, ſofern dabei ein arbeitteiliges Zuſammenwirken ſtattfindet und er ledig⸗ 
lich Mittel zu dem Zweck iſt, die Ware in einer den verſchiedenſten Bedürfniſſen 
entſprechenden Weiſe dem Verbraucher zuzuführen. Dann übt jedes Zwiſchen⸗ 
glied in dieſer Verteilung eine beſondere Funktion aus, erfüllt eine eigene 
wirtſchaftliche Aufgabe. Davon kann im vorliegenden Fall nicht entfernt die 
Rede ſein. Eine ſolche beſondere wirtſchaftliche Aufgabe hätte der Neben⸗ 
intervenient P. F. Schr. erfüllen können, der, wie gerichtsbekannt iſt, ein ſehr 
großes Delikateſſen⸗Detailgeſchäft betreibt und dem die Herz. Schl.⸗Holſt. ſche 
Kakaogeſellſchaft die Ware ausdrücklich mit der Bedingung verkauft haben 
will, ſie dem verbrauchenden Publikum direkt zuzuführen. Dagegen diente 
die Rückgabe der Ware von P. F. Schr. an den Großhandel, in dem ſie dann 
im Laufe weniger Stunden von Hand zu Hand lief, nur zu einer Verteuerung 
der Ware. Dieſe Zwiſchenglieder haben garnicht den Gedanken gehabt, 
eine beſondere wirtſchaftliche Aufgabe zu erfüllen, ſondern lediglich den des 
eigenen Gewinns. Ein ſolches Verhalten iſt aber aus guten Gründen gegen⸗ 
über Gegenſtänden des täglichen Bedarfs im Kriege nicht geſtattet, da das 
Korrektiv des unbeſchränkten freien Handels, das für die Bedürfniſſe der Be⸗ 
völkerung genügende Angebot, fehlt. Daß es ſich hier um einen Gegenſtand 
des täglichen Bedarfs i. S. dieſer Verordnung handelt, hat die Klägerin mit 
Unrecht beſtritten. Die Verordnung bezeichnet insbeſondere als Gegenſtand 
des täglichen Bedarfs „Nahrungsmittel aller Art“, und die Verordnung 
des Reichskanzlers v. 26. Mai 1916 führt als einen Gegenſtand des täg- 
lichen Bedarfs ausdrücklich „Schokolade“ auf, woraus ſich ſchon ergibt, daß i. S. 
6* 
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des Kriegsverordnungsrechts die Schokolade als ein derartiger Gegenſtand 
anzuſehen iſt. 

Endlich trägt das Gericht ns feine Bedenken, feſtzuſtellen, daß die Par⸗ 
teien i. S. des §5 Verordn. v. 23. März 1916 das vorliegende Geſchäft ab⸗ 
geſchloſſen haben, „um den Preis zu ſteigern“. Es folgt auch hier dem Urteil 
des Reichsgerichts v. 23. März 1917. Es genügt zum Vorſatz, daß die Parteien 
nicht nur das Bewußtſein gehabt haben, daß durch ihre Machenſchaften der 
Preis der Ware für die Allgemeinheit verteuert werde, ſondern daß ſie dieſe 
Preisſteigerung auch in ihren Willen aufgenommen haben. Es iſt nicht etwa 
erforderlich, daß die Herbeiführung des Erfolges der Preisſteigerung der. 
ausſchließliche Beweggrund für das Handeln der Parteien geweſen iſt; viel⸗ 
mehr reicht es für den Vorſatz ſchon aus, daß die Parteien dieſen Erfolg mit 
in ihren Willen aufgenommen haben. Das iſt aber hier ohne Zweifel der ua 
geweſen. 

Darnach unterliegt das vorliegende Geſchäft der Strafbeſtimmung des 
9 55 Verordn. 23. März 1916 und iſt es als ſolches nichtig. Die Klage war 
daher abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Nov. 1917. R. & M. w. 

J. Schn. Bf. VI. 139/17. Nö. . 


49. Verſchulden des Käufers durch Nichtannahme der nach Ablauf 

der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen Erfüllung. 
Vgl. 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207; auch 72 Nr. 31 m. N. 
80. 8$ 254. 326. 
Die Beklagte hatte der Klägerin am 13. Febr. 1915 einen Poſten hollän⸗ 
diſches Dörrgemüſe verkauft, die Ware aber wegen des in Holland erlaſſenen 
Ausfuhrverbots nicht liefern können. Als nach Ablauf einer von der Klägerin 
geſetzten Nachfriſt das Ausfuhrverbot zeitweiſe aufgehoben wurde, bot ſie 
der Klägerin die Lieferung an, die jedoch von dieſer abgelehnt wurde. Die 
Klage der Klägerin auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung wurde abgewieſen 
und die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: 

„Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß infolge des ſeit 11. Januar 
1915 in Holland wirkſamen Ausfuhrverbots für Konſerven und von Samen und 
Hülſenfrüchten die Erfüllung des zwiſchen den Parteien am 13. Febr. 1915 
abgeſchloſſenen Kaufvertrags über holländiſches Dörrgemüſe Julienne Ernte 
1914 von Anfang an unmöglich war, der Vertrag daher gemäß $ 306 BGB. 
nichtig if. — — — Dem an ſich begründeten Schadenerſatzanſpruch der 
Klägerin ſteht aber der Umſtand entgegen, daß fie das nachträgliche Lieferungs— 
angebot der Beklagten ohne jeden Grund abgelehnt hat. Wie das Reichsgericht 
in dem Urteil v. 30. Mai 1883 (SeuffA. 39 Nr. 38) überzeugend ausführt, 
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kann die Nichtannahme nachträglich angebotener Erfüllung der Geltend⸗ 
machung eines Schadenerſatzanſpruchs in beſtimmter Richtung entgegen⸗ 
ſtehen; gewährt das nachträgliche Anerbieten der Ware dem Käufer alles das, 
für deſſen Entgehen er den Verkäufer verantwortlich machen will, ſo kann 
er es nicht ablehnen, ohne ſich um die Geltendmachung dieſer Verantwortung 
zu bringen. Dieſer für das Recht vor 1900 ausgeſprochene Grundſatz muß 
unter der Herrſchaft des Bürgerl. Geſetzbuchs um ſo mehr gelten, als der Ge⸗ 
danke, worauf er beruht, durch § 254 BGB. in erweitertem Umfang geſetz⸗ 
liche Anerkennung gefunden hat: wenn der Beſchädigte es ſchuldhafterweiſe 
unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern, ſo hängt die Scha⸗ 
denerſatzpflicht ſowie der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden von dem einen oder 
andern Teil verurſacht worden iſt (vgl. Urteil des OLG. Hamburg v. 20. März 
1905 in SeuffA. 60 Nr. 183). 

Allerdings war die Klägerin zu der Zeit, als ihr die Beklagte das nach⸗ 
trägliche Angebot der Lieferung machte, berechtigt, auf Grund des 8 307 
(oder des § 326) Schadenerſatz zu verlangen, und der erſatzberechtigte Käufer 
iſt grundſätzlich nicht verpflichtet, im Intereſſe des ſäumigen Verkäufers be⸗ 
ſondere Tätigkeit zu entwickeln (SeuffA. 45 Nr. 30). Es kann der Klägerin 
auch zugegeben werden, daß der Käufer im allgemeinen nicht verpflichtet 
iſt, nachdem er mit Recht Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangt hat, 
das nachträgliche Angebot des Verkäufers zu einem Deckungskauf anzunehmen 
(Urt. des RG. v. 15. April 1910 in JW. 1910, 613%). Das ſch ließt aber die An⸗ 
wendung des § 254 BGB. im Hinblick auf die beſonderen Umſtände des ein⸗ 
zelnen Falles nicht aus (vgl. LeipzZ. 1909, 143 Nr. 19). Wenn freilich der 
Käufer Grund zu der Befürchtung hatte, der Verkäufer werde ihm, wenn 
er deſſen nachträgliches Angebot annehme, weitere unberechtigte Schwierig⸗ 
keiten machen, iſt für die Anwendung des § 254 kein Raum (vgl. das erwähnte 
reichsgerichtl. Urteil v. 15. April 1910). Zu einer ſolchen Befürchtung lag aber 


für die Klägerin im vorliegenden Falle nicht der geringſte Anlaß vor. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 3. Dez. 1917. H. & M. w. H. — 
L. 92/17. F. 
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50. Recht des Bürgen einer Hypothek, ſich auf eine gemäß $ 8 Bkm. 
vom 8. Juni 1916 getroffene Anordnung zu e 
BGB. 88 767. 768 Nr. 1. 

Eine für die Klägerin eingetragene, ihr von der Beklagten abgetretene 
Hypothek von 200000 % war infolge nicht rechtzeitiger Zinszahlung fällig 
geworden. Die Beklagte hatte für die Hypothek im Abtretungsvertrage die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen. Durch Gerichtsbeſchluß v. 16. Nov. 
1916 war gemäß $ 8 Bkm. über die Geltendmachung von Hypotheken, Grund⸗ 
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ſchulden und Rentenſchulden v. 8. Juni 1916 auf den Antrag des Schuldners 
und Grundeigentümers angeordnet worden, daß die Fälligkeit der Hypothek 
infolge der nicht rechtzeitigen Zahlung der Zinſen als nicht eingetreten gelte. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob auch die Beklagte als Bürgin des Hyp.⸗ 
Kapitals ſich auf dieſen Beſchluß berufen kann oder nicht. 

Die gleiche Frage iſt ſchon nach den früheren Verordnungen v. 22. Dez. 
1914 und 20. Mai 1915 ſtreitig geweſen. Für den Standpunkt der Klägerin 
haben ſich Heinitz in DJ. 1915, 913ff. und Scholz in JW. 1916, 926 erklärt. 
Der Standpunkt der Beklagten wird dagegen vertreten von Nußbaum 
in JW. 1916, 932 und von Stillſchweig dort 1916, 1071. Die letztere Auf- 
faſſung iſt für richtig zu erachten. | 
Eine ausdrückliche Entſcheidung der Streitfrage iſt aus den Vorſchriften 
der Bkm. v. 8. Juni 1916 nicht zu entnehmen. Gemäß § 1 und § 8 kommt die 
Bewilligung von Zahlungsfriſten und die Beſeitigung von Rechtsfolgen le⸗ 
diglich für Anſprüche aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
in Betracht. Der Anſpruch aus einer Bürgſchaft für eine derartige Schuld 
iſt kein Anſpruch aus der Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld ſelbſt, 
ſondern ein ſelbſtändiger Anſpruch aus dem zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Bürgen geſchloſſenen Bürgſchaftsvertrage. Die Bürgſchaft begründet keine 
Geſamtſchuld mit der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners; vielmehr wird der 
Bürge Schuldner eines eigenen Schuldverhältniſſes, deſſen Gegenſtand nicht 
die Hauptſchuld ſelbſt, ſondern nur die Sicherung ihrer Erfüllung iſt. Unmittel⸗ 
bar kann ſich deshalb der Bürge auf die Vorſchriften der Verordnung nicht be⸗ 
rufen. Die Wirkſamkeit der Beſeitigung von Rechtsfolgen auch für den Bürgen 
ergibt ſich aber aus den Vorſchriften der 88 767 und 768 Abſ. 1 BGB., welche 
beſtimmen, daß für die Verpflichtung des Bürgen der jeweilige Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit maßgebend iſt und daß der Bürge die dem Hauptſchuld⸗ 
ner zuſtehenden Einreden geltendmachen kann. Es iſt dies der Grundſatz, 
der für die ganze Regelung der Bürgſchaft maßgebend iſt. Er ergibt den 
Begriff der Bürgſchaft als einer rein akzeſſoriſchen Schuldverbindlichkeit. 
Handelt es ſich um die Bewilligung einer Zahlungsfriſt i. S. des § 1 VO., 
jo ergibt § 6 die Entſcheidung unmittelbar. Wenn die Zahlungsfriſt wie eine 
von dem Gläubiger bewilligte Stundung wirkt, ſo kommt dies nach § 768 
Abi. 1 Satz 1 BGB. dem Bürgen zugute. Das gleiche gilt aber auch für eine 
Anordnung i. S. des §8 VO. Unter dem jeweiligen Beſtand der Hauptver⸗ 
bindlichkeit, welche für die des Bürgen maßgebend iſt, iſt das rechtliche Daſein 
und der gegenſtändliche Umfang der Hauptverbindlichkeit zu verſtehen. Iſt 
die Fälligkeit der Hauptverbindlichkeit nicht eingetreten oder nachträglich wieder 
- weggefallen, fo kann ſich auch der Bürge hierauf berufen und Abweiſung der 
gleichwohl erhobenen Klage verlangen. Es ergibt ſich dies aus dem akzeſſori⸗ 
ſchen Charakter der Bürgſchaft. Wenn die Klägerin geltend macht, es liege 
ein ſelbſtändiger Verzug des Bürgen vor, der die Fälligkeit ſeiner Verbind⸗ 
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lichkeit begründe und durch die Anordnung v. 16. Nov. 1916 nicht betroffen 
werde, auch überhaupt nicht unter die Verordn. v. 8. Juni 1916 falle, ſo iſt 
damit die Rechtslage verkannt. Die Fälligkeit der Verpflichtung des Bürgen 
hängt ab von der Fälligkeit der Hauptverbindlichkeit. Eine eigene Säumnis 
des Bürgen kommt überhaupt nicht in Betracht. 

Auch aus dem wirtſchaftlichen Zweck der Verordn. v. 8. Juni 1916 iſt 
das Gegenteil nicht herzuleiten. Es iſt allerdings richtig, daß dieſe Verordnung 
lediglich den Schutz des Grundbeſitzes in Anſehung des Hypothekenkredits 
bezweckt. Insbeſondere geht dies aus der Vegründung (vgl. Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger Kriegsb. 4, 65ff.) ſowie aus der Vorſchrift des $ 1 Abſ. 1 Satz 2 hervor, 
wonach für den perſönlichen Schuldner die Rechtswohltaten der Verordnung 
nur in Betracht kommen, ſoweit er gleichzeitig Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks iſt. Unmittelbar kann aus der letzteren Vorſchrift zugunſten des 
Standpunkts der Klägerin nichts hergeleitet werden. Allerdings ſteht der 
Bürge einer Hyp.⸗Forderung gegenüber dem ganzen Rechtsverhältnis ähn⸗ 
lich wie der perſönliche Schuldner der der Hypothek zugrunde liegenden Ver⸗ 
bindlichkeit, welcher nicht Eigentümer des Grundſtücks iſt. Dieſe Ahnlichkeit 
iſt aber nur äußerlicher Art. Das Rechtsverhältnis beider iſt durchaus verſchie⸗ 
den, wie aus der obigen Erörterung über den Begriff und das Weſen der Bürg⸗ 
ſchaft hervorgeht. 

Auch ſonſt ergibt die Verordnung nichts, was gegen den Standpunkt 
der Beklagten geltend gemacht werden könnte. Unmittelbar kann aus dem 
wirtſchaftlichen Zweck nichts hergeleitet werden, vielmehr ſind nur die wirk⸗ 
lich getroffenen Vorſchriften und diejenigen Rechtsfolgen maßgebend, die ſich 
aus der Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes der Bürgſchaft gegenüber dem 
Gläubiger und dem Schuldner der Hauptverbindlichkeit ergeben. Es kann 
aber auch nicht zugegeben werden, daß der Bürge vollſtändig außerhalb des 
Kreiſes derjenigen Perſonen ſtände, denen der Schutz der Verordnung zugute 
kommen ſoll. Wird eine Bürgſchaft für eine Hypothek übernommen, ſo er⸗ 
gibt es ſich von ſelbſt, daß dieſem Verhältnis nähere Beziehungen zwiſchen 
dem Bürgen und dem Grundſtückseigentümer und Schuldner der Hypothek 
zugrunde liegen müſſen, die den Bürgen zur Übernahme der Bürgſchaft 
bewogen haben. So liegt die Sache auch hier. Die Beklagte hatte dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer das belaſtete Grundſtück verkauft und war urſprünglich hin⸗ 
ſichtlich ihrer Reſtkaufgeldhypothek Gläubigerin der ſtreitigen Hypothek ge⸗ 
weſen. Welcher Art die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Bürgen 
und dem Grundſtückseigentümer ſind, kommt allerdings rechtlich nicht in Be⸗ 
tracht und entzieht ſich auch der näheren Feſtſtellung. Immerhin bilden auch 
dieſe rechtlichen Beziehungen ein bedeutſames Moment des Hypotheken⸗ 
kredits, und es läßt ſich nicht allgemein ſagen, daß dieſe rechtlichen Beziehungen 
völlig außerhalb des Kreiſes der durch die VO. v. 8. Juni 1916 geſchützten 
Intereſſen lägen. Denkbar iſt allerdings, daß die Ubernahme einer Bürgſchaft 
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auf perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Bürgen zu dem Gläu⸗ 
biger beruht. Auch im vorliegenden Fall iſt die Bürgſchaft übernommen in 
Verbindung mit der Abtretung der ſtreitigen Hypothek von der Beklagten 
an die Klägerin. Es könnte ein Bürge vertraglich darauf verzichten, ſeiner⸗ 
ſeits ſich auf die Rechte zu berufen, die ein Schuldner aus einem in Gemäß⸗ 
heit der Bkm. v. 8. Juni 1916 erlaſſenen Beſchluſſe erwachſen. Im vorliegen⸗ 
den Falle ift dies unmöglich. — — — Der Vertrag v. 6. Dez. 1913 ergibt keinen 
Anhalt dafür, daß die Beklagte einen derartigen Verzicht hätte ausſprechen 
oder die Klägerin einen ſolchen hätte verlangen wollen, zumal mit Rück⸗ 
ſicht auf die Zeit des Abſchluſſes dieſes Vertrages lange vor Ausbruch des 
Krieges. — — — | 

Es verbleibt alſo im vorliegenden Fall bei den Rechtsfolgen, die ſich aus 
dem Begriff der Bürgſchaft ergeben. Auch wirtſchaftlich erſcheint dies um ſo 
mehr als angemeſſen, als bei der entgegengeſetzten Auffaſſung der Bürge einer 
doppelten Schädigung ausgeſetzt ſein würde, inſofern er einerſeits die Schuld 
zu einem früheren Zeitpunkt bezahlen müßte als der Verpflichtung des Haupt⸗ 
ſchukdners entſpricht, anderſeits nicht einmal von dem Hauptſchuldner hier⸗ 
für Erſatz vor Ablauf der dieſem gewährten Friſt erlangen könnte. Dieſes 
Ergebnis würde unbillig ſein und weit über die Zwecke hinausreichen, die der 
VO. v. 8. Juni 1916 zugrunde liegen. 

Die Berufung iſt darnach mit Anwendung der 88 97. 708. Nr. 7 ZPO. 
zurückzuweiſen. 


Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 20. Sept 1917. M. w. Landbank. 


22 U. e n O. H. 
51. Unberechtigte Verwendung eines Bauentwurfs; ungerechtfertigte 
n Bereicherung. 
Vgl. 9 Nr. 29; 63 Nr. 11. 
BGB. $ 812. 


Die verklagte Stadtgemeinde hatte die Errichtung eines Garniſon⸗ 
lazaretts übernommen; ſie hatte infolgedeſſen auch die Bauarbeiten, u. a. 
den Einbau einer Warmwaſſerheizung zu vergeben. Mit dem Schreiben 
v. 8. Januar 1917 fragte ſie bei der klagenden Firma an, ob fie den Bauent- 
wurf dazu „koſtenlos und ohne jede Verbindlichkeit für den Bauherrn“ anfertigen 
wolle. Die Klägerin fertigte daraufhin einen Bauentwurf einſchließlich Koſten⸗ 
anſchlags an und ſandte ihn an die Beklagte ein. Dieſe verwendete nun einen 
Teil der Arbeiten der Klägerin, ohne ihr den Einbau der Anlage zu übertragen, 
in der Weiſe, daß ſie den Koſtenanſchlag mit den Vorderſätzen und dem Texte 
ſämtlicher Einzelpoſitionen in einer unter Weglaſſung der Preisanſätze von ihr 
hergeſtellten Abſchrift einer Konkurrenzfirma A. B. mit der Aufforderung zugäng⸗ 
lich machte, die Preiſe einzuſetzen, die fie bei Übertragung der Arbeit fordern 
würde. Die Konkurrenzfirma füllte den Koſtenanſchlag dementſprechend 
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aus und erhielt die Bauausführung übertragen. Der von der Klägerin gegen 
die Beklagte erhobene Anſpruch auf Zahlung einer angemeſſenen Vergütung 
wurde, ſoweit er auf Vertrag, unerlaubte Handlung und Verletzung des $ 36 
UrhG. v. 19. Juni 1901 geſtützt war, abgewieſen, dagegen aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung in 2. Inſtanz mit folgender Begründung anerkannt: 

„— — Zur Herausgabe der Bereicherung iſt verpflichtet, wer durch 
die Leiſtung eines anderen oder in ſonſtiger Weiſe auf deſſen Koſten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt (88 812 ff. BGB.). Die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann nun nicht etwa ſchon aus dem Grunde in Frage kommen, weil die 
Beklagte die von der Klägerin auf deren Koſten hergeſtellten Arbeiten ohne 
Gegenleiſtung erhalten hat. Sie hat zwar inſofern durch die Leiſtung der 
Klägerin und ſofern dieſe Arbeit und Stoff auf das hergeſtellte Werk verwendet 
hatte, auch auf deren Koſten etwas erlangt, aber das iſt nicht ohne rechtlichen 
Grund geſchehen, ſondern mit Willen der Klägerin und auf Grund ihres An⸗ 
gebots, auf ihre Koſten die Arbeit für die Beklagte auszuführen. Allerdings 
muß davon ausgegangen werden, daß die Klägerin nur unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen der verklagten Stadtgemeinde die Arbeiten koſtenlos zur Verfügung 
ſtellen wollte, nur zu beſtimmten Zwecken, damit ſie nämlich für den inneren 
Dienſt ihrer Behörden gebraucht, zu deren Unterrichtung und zur Vorberei⸗ 
tung ihrer Entſchließung, ob der Klägerin der Auftrag erteilt werden ſollte, 
zu dienen hätten. Daraus folgt aber, daß die Anwendung der Grundſätze 
über rechtloſe Bereicherung auch nur ſo lange ausgeſchloſſen bleiben kann, 
als die Beklagte von den Arbeiten den beſtimmungmäßigen Gebrauch machte. 
Dagegen ändert ſich die Rechtslage in dem Augenblick, wo ſie dieſe Grenze 
überſchritt und durch beſtimmungwidrige Verwendung ſich einen Vermögens⸗ 
vorteil verſchaffte. Was ſie dadurch erlangte, hat ſie nicht mehr mit dem Willen 
der Klägerin, ſondern gegen deren Willen, alſo auch ohne rechtliche Billigung 
erlangt. Schon dieſe gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit genügt, 
abgeſehen von jedem Verſchulden, um die Vorausſetzung zu erfüllen, daß 
ſie den durch die eigenmächtige Verwendung der von der Klägerin hergeſtellten 
Arbeiten erlangten Vorteil ohne rechtlichen Grund erworben hat. Dieſer 
Vorteil beſtand aber in der auf Grund der Ausſage des Zeugen N. ziffer⸗ 
mäßig genau feſtlegbaren Erſparnis von 200 „. Daß fie mehr noch erlangt 
hätte, ift nicht nachgewieſen und würde nicht etwa, ſchon dann als nachgewieſen 
gelten können, wenn etwa die Firma A. B. durch die Benutzung der Vor⸗ 
arbeiten der Klägerin noch mehr an Zeit und Koſten erſpart hätte; denn eine 
Bereicherung der Beklagten kann nur nach Höhe desjenigen Betrags ange⸗ 
nommen werden, um welchen ihr der Preis von der Firma A. B. mit Rück⸗ 
ſicht auf die Ausnutzung der von der Klägerin geleiſteten Arbeit billiger ge⸗ 
ſtellt worden iſt. Wenn nun weiter feſtzuſtellen wäre, daß die Beklagte dieſen 
Vorteil auf Koſten der Klägerin erlangt habe, ſo wären alle Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 812 BGB. gegeben. Nun darf aber das Erfordernis 
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der Bereicherung auf Koſten eines anderen nicht ſo eng aufgefaßt werden, 
daß es nur gegeben wäre, wenn Vermögenswerte unmittelbar aus dem Ver⸗ 
mögen des einen in das des andern übergehen, ſondern es iſt ſchon dann er⸗ 
füllt, wenn der Vermögensſtand des einen durch die dem anderen Vorteil 
bringende Handlung überhaupt nachteilig berührt wird, beiſpielsweiſe inſo⸗ 
fern, als jenem die Möglichkeit durch ſie entzogen wird, ſeinerſeits einen Ge⸗ 
winn zu machen. Nun iſt aber die Klägerin allerdings durch das Verfahren 
der Beklagten um einen Vermögenszuwachs gebracht worden, wie die 
tatſächlichen Verhältniſſe ergeben. Die Klägerin hat nämlich ſchon im 1. 
Rechtsgang unangefochten behauptet, daß, wenn die Beklagte fie vorher ge- 
fragt hätte, ob ſie deren Arbeit ſo wie nachher geſchehen verwenden dürfe, 
ſie zwar die Erlaubnis gegeben, aber dafür eine Vergütung verlangt haben 
würde, wie ſie das Kriegsminiſterium üblicherweiſe zahle, wenn es ſich der⸗ 
artige Vorarbeiten von jemand herſtellen laſſe und ihm dann den Auftrag 
zur Ausführung des Werkes ſelbſt nicht erteile. Die Klägerin würde alſo, 
wie ſie ſelbſt ſagt, 1% der Bauſumme verlangt haben, und es darf bei der Dring⸗ 
lichkeit, die die Angelegenheit unbeſtrittenermaßen hatte, unbedenklich unter⸗ 
ſtellt werden, daß die verklagte Stadtgemeinde, deren Oberhaupt offenbar 
ſehr viel daran gelegen war, die andre Firma ſtatt der Klägerin heranzu⸗ 
ziehen, dieſer anſtandlos den Betrag bewilligt hätte, um ſo mehr, als ſie ſich 
ſagen mußte, daß ſie durch die Benutzung der Vorarbeiten auf der andern 
Seite etwas erſparen würde. Es deckt ſich demnach das, was der Klägerin 
entgangen iſt, gerade mit dem, was die Beklagte erlangt hat, und letztere 
muß daher für verpflichtet erachtet werden, der Klägerin herauszugeben, 
was ſie durch die objektiv unzuläſſige Verwendung ihrer Vorarbeiten erlangt 
hat und was, wenn ſie richtig gehandelt hätte, dieſer zugefloſſen wäre. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch in hohem Maße der Billigkeit, und es 
ſteht im Einklange mit einem Rechtsgrundſatz, den das Reichsgericht — wenn 
auch unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts (RGeEntſch. 45, 173, in SeuffA. 
55 Nr. 143) — dahin ausgeprägt hat, es ſei mit dem natürlichen Rechtsgefühl 
unvereinbar, daß jemand das unangefochten behalte, was er durch eine wider⸗ 
rechtliche Handlung (im weiteſten Sinne, alſo auch nur objektiv widerrechtliche 
Handlung) erlangt und dem durch ſie in ſeinen Rechten Verletzten entzogen hat. 

Vgl. auch ROH Gentſch. 22.331; RGeEntſch. 43, 56. in Seuff A. 54 Nr. 173; 46, 14; 70, 249. 

Auch für das Urheberrecht iſt der Grundſatz, daß, wer zwar nicht ſchuld⸗ 
haft, wohl aber objektiv widerrechtlich in fremdes Recht eingreift und dadurch 
Vermögensvorteile erlangt, zu deren Herausgabe nach den Grundſätzen über 
ungerechtfertigte Bereicherung verpflichtet ſei, im früheren Recht (§ 55 Ab}. 4 
Geſ. v. 11. Juni 1870) zum Geſetz erhoben, aber auch für das geltende Recht 
vorwiegend anerkannt worden (vgl. Rie zler Urh.- und Erfinderr. § 28) — —.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. Sept. 1917. 5 0. 8/17. — Ch. 
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52. Dorausfegungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 
51 249. 824 BGB. 
Vgl. 69 Nr. 240 m. N. 71 Nr. 164. 

Die gegenwärtige Klage iſt, wie das Ber. Gericht zutreffend annimmt, 
nicht die Schadenerſatzklage auf Wiederherſtellung eines früheren Zuſtandes 
(§ 249 BGB.) in der Form der Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen; 
ſie iſt vielmehr die vorbeugende Unterlaſſungsklage, darauf gerichtet, neue 
ſchadenſtiftende Handlungen zu verhüten. Die Unterlaſſung eines künftig 
als drohend gedachten Eingriffs in den Rechtskreis eines andern bedeutet 
an ſich nicht die Wiederherſtellung eines Zuſtandes der Vergangenheit, ſon⸗ 
dern ſie läßt einen künftigen nicht zur Entſtehung kommen. Nur in den Fällen, 
wo nicht einzelne Handlungen, ſondern fortlaufende Beeinträchtigungen 
in Frage ſtehen, kann die fernere Unterlaſſung die Beſeitigung des eingetre⸗ 
tenen Schadens bedeuten, wie die Aufhebung und fernere Unterlaſſung von 
Sperr⸗ und Boykottmaßregeln, die Entfernung und Nichtwiederveröffent⸗ 
lichung von Plakaten; 

vgl. RGEntſch. 48, 114; 56, 271; 57, 157; 60, 12, 20; 88. 130; Warn. Ripr. 1908 Nr. 

576; 1913 Nr. 10. 

Davon iſt im gegebenen Fall keine Rede; die Klage auf Unterlaſſung 
fernerer Kundgabe der vom Kläger behaupteten wahrheitwidrigen Ausſtreu⸗ 
ungen der Beklagten iſt lediglich vorbeugenden Charakters; ſie will weitere 
Handlungen derſelben Art verhüten. 

Die vorbeugende Unterlaſſungsklage aber, die nicht den Charakter einer 
Schadenerſatzklage auf Wiederherſtellung, ſondern einer Abwehr künftiger 
rechtswidriger Eingriffe in den Rechtskreis der Kläger hat, iſt nach der feſtſtehen⸗ 
den Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht unbeſchränkt zuläſſig. Sie iſt 
allgemein im beſtehenden bürgerlichen Recht nicht vorgeſehen und erfordert 
den Nachweis eines beſonderen Rechtsſchutzbedürfniſſes. Dies insbeſondere 
dann, wenn die Unterlaſſung von Handlungen begehrt wird, die bereits durch 
Strafgeſetz einem jeden verboten ſind. Es gibt keine zivilrechtliche Klage 
gegen den Ehebrecher auf Unterlaſſung weiterer Ehebruchshandlungen, gegen 
den Dieb auf Unterlaſſung weiterer Diebſtähle, auch nicht gegen den Beleidiger 
auf Unterlaſſung weiterer Beleidigungen (vgl. RGEntſch. 77, 217; 82, 59, 
in Seuff A. 69 Nr. 33; 88, 130). a 

Ein dringendes und beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis iſt aber für den 
gegebenen Fall vom Kläger nicht dargetan, der ſich darauf beſchränkt hat, 
die Behauptung der Außerungen der Beklagten vorzutragen und darauf 
das Unterlaſſungsverlangen zu ſtützen. Die Reviſion verkennt das auch nicht; 
ſie wirft dem Ber.⸗Gericht nur vor, daß es nicht geprüft habe, ob nicht ein 
beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis beſtehe, und daß es unterlaſſen habe, durch 
Ausübung des Fragerechts den Kläger auf die Notwendigkeit einer Begrün⸗ 
dung ſeiner Klage nach dieſer Richtung hinzuweiſen. Allein das Fragerecht 
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des § 139 ZPO. hat nicht den Zweck, dem Kläger für eine erhobene Klage erſt 
die notwendige Begründung an die Hand zu geben; es iſt dazu beſtimmt, 
Unklarheiten zu beſeitigen, Ergänzungen in den Angaben herbeizuführen, 
nicht aber einer Klage erſt den Boden zu bereiten, auf dem ſie Ausſicht auf 
Erfolg haben kann. 

Es kommt für den gegebenen Fall aber ferner in Betracht, daß die von 
dem Beklagten nach dem Vortrage des Klägers verbreitete Behauptung, 
der Kläger ſei der Vater eines von der Beklagten zu 1 geborenen unehelichen 
Kindes, als die Ehre oder den Ruf des Klägers verletzend und deshalb die 
Grundlage einer Rechtsverfolgung gemäß 88 186. 187 StGB. in Verb. mit 
§ 823 Abſ. 2 BGB. oder gemäß $ 824 BGB. nur inſofern angeſehen werden 
kann, als jene Behauptung zugleich die Behauptung eines unſittlichen Verkehrs 
des Klägers mit der Beklagten zu 1 einſchließt. Dem Kläger komm! es aber, 
wie die Begründung der Klage und wie auch die Ausführung der Reviſion 
dartut, nicht darauf an, eine Behauptung der Beklagten in der letzteren Rich⸗ 
tung aus der Welt zu ſchaffen; er will vielmehr feſtgeſtellt wiſſen, daß er nicht 
der Vater eines unehelichen Kindes der Beklagten zu 1 ſei. Für eine ſolche 
Feſtſtellung iſt aber die Klage auf Unterlaſſung der weiteren Behauptung 
dieſer Vaterſchaft keinesfalls ein gegebener Weg. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 5. Nov. 1917. VI. 232/1917. Auch 
in RGEntſch. 91 Nr. 65. ©. 266. Ch. 


53. Verletzung bei dem Betriebe einer Eiſenbahn; höhere Gewalt, 
wenn Dorbeugungsmaßtegeln ungewöhnlich ſchwierig waren. 
Vgl. 60 Nr. 170 m. N., Nr. 190. 

Haftpfl®. $ 1. 

Der Kaufmann Ernſt M. in Halle, der bei der Klägerin gegen Unfall 
verſichert war, iſt am 16. Okt. 1913 dadurch zu Schaden gekommen, daß er, 
auf einem Zweirad fahrend, auf dem Wege von Dölau nach Halle, neben 
welchem das Geleiſe der von der Beklagten betriebenen Halle⸗Hettſtädter Eiſen⸗ 
bahn einherläuft, geſtürzt iſt und ſich die rechte Hand verletzt hat. M. ſtellt den 
Vorgang ſo dar, daß er in dem Augenblick, als er der Lokomotive eines ihm 
begegnenden Zuges vorbeigefahren war, einen ſtechenden, wie von einem 
fliegenden Funken herrührenden Schmerz im Auge empfunden habe, daß er 
unwillkürlich mit der Hand nach dem Auge fahrend die Gewalt über das in 
ziemlich ſchneller Fahrt befindliche Rad verloren habe und dadurch in den neben 
der Straße herlaufenden Graben ſtürzend mit der rechten Hand unter die 
Räder des Zuges geraten ſei. 

Den ihm nach ſeiner Anſicht zuſtehenden Anſpruch auf Schadenerſatz 
hat M. an die Klägerin abgetreten, den dieſe hier geltend macht. 

Nach den Feſtſtellungen des Vorderichters iſt an der Unfallſtelle der Eiſen⸗ 
bahnkörper von dem Wege zunächſt durch einen ſchmalen, etwa 25 em 
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tiefen Graben, ſodann durch eine Reihe auf 9-9 / m Abſtand ſtehender Bäume 
getrennt. Die Entfernung der nächſten Schiene von den Bäumen iſt 2,80 m. 
Der Vorderrichter verneint die Haftung der Eiſenbahn, weil der Unfall durch 
höhere Gewalt herbeigeführt ſei. Die Entſcheidung beruht auf zutreffender 
Rechtsanwendung. Die Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet. 

Der Vorderrichter hat höhere Gewalt angenommen. Er gibt zu, daß 
der Unfall nicht eingetreten wäre, wenn der Eiſenbahnkörper an der betreffen⸗ 
den Stelle durch Mauer oder Zaun gegen den Weg getrennt geweſen wäre; 
eine ſolche Maßregel ſei aber unter den obwaltenden Verhältniſſen der Beklag⸗ 
ten nicht zuzumuten; es ſei auf das Verhältnis zwiſchen dem angeſtrebten 
Erfolge und den aufzuwendenden Mitteln Rückſicht zu nehmen; Maßregeln, 
welche den wirtſchaftlichen Erfolg des Unternehmens überhaupt ausſchließen, 
ſeien nicht zu fordern. Im vorliegenden Falle hätte die Beklagte den Bahn⸗ 
körper vom Wege hinlänglich zweckmäßig und vorſichtig getrennt gehabt; 
es verhalte ſich hier weſentlich anders, als wenn die Schienen auf den Weg 
ſelbſt gelegt werden, wie bei der Straßenbahn, und wo dann durch einen ſol⸗ 
chen Fall des Radfahrers nur die in dem Betriebe liegende und mit ihm ge⸗ 
gebene Gefahr ausgelöſt werde, während es ſich hier um ein ganz ungewöhn⸗ 
liches, mit dem Betriebe keineswegs ſchon ſeiner Natur nach verknüpftes 
Ereignis handle, durch das die Gefahr erſt geſchaffen worden ſei. 

Die Reviſion beruft ſich demgegenüber auf die abweichende Beurteilung, 
welche in der Rechtſprechung Fälle gleicher Art finden, die ſich im Betriebe 
einer Straßenbahn ereignen. Die Tatſache iſt richtig. Aber dabei wird das 
entſcheidende Gewicht darauf gelegt, daß dort Fälle dieſer Art nicht ſelten ſind, 
daß unter den dort obwaltenden Verhältniſſen mit ihnen allermaßen zu rech⸗ 
nen iſt, ſo daß es ſich um eine mit dem Betrieb unzertrennlich verbundene Ge⸗ 
fahr handelt, die der Unternehmer dadurch auf ſich nimmt, daß er den Betrieb 
eröffnet. Es kommt dabei in Betracht, daß die Straßenbahn nach ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung ſich für ihren Betrieb derſelben öffentlichen Straße bedienen muß, 
auf der ſich der allgemeine Verkehr bewegt, wobei dann die Vorgänge jenes 
Betriebes und dieſes Verkehrs derartig ineinandergreifen, daß eine ſtändige 
gegenſeitige Rückſichtnahme ſtattfinden muß, ſo daß ſich kaum noch ſagen läßt, 
daß die Ereigniſſe des allgemeinen Verkehrs als von außerhalb des Betriebes 
eingreifende Vorkommniſſe anzuſehen ſeien. Das liegt bei einer Eiſenbahn 
ganz anders, die ihren eigenen Bahnkörper beſitzt, von dem jeder andre Ver⸗ 
kehr ferngehalten wird. Wie weit man bei der Anordnung von Sicherungs⸗ 
maßregeln hier zu gehen hat, läßt ſich nicht wohl grundſätzlich beſtimmen, 
ſondern iſt von der Lage des einzelnen Falles, insbeſondere von den örtlichen 
Verhältniſſen, von der Art des Bahnbetriebes und dem Grade ſeiner Gefähr⸗ 
lichkeit, die verſchieden ſein können, abhängig. Daß der Vorderrichter hier 
unter den oben angegebenen Verhältniſſen weitere beſondere Vorſichtsmaß⸗ 
regeln nicht für erforderlich erachtet hat, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
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wie der Unfall denn auch, der eigenen Darſtellung des Verletzten entſprechend, 
nur in einer unglücklichen Verkettung der Umſtände und des Verlaufs der 
Dinge ſeine Erklärung findet. Die Reviſion vermißt den Nachweis, daß die 
Schutzmaßregeln, welche erforderlich geweſen wären, die Wirtſchaftlichkeit 
des ganzen Unternehmens in Frage geſtellt hätten. Das iſt indeſſen nicht un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung. Nach den obwaltenden Umſtänden konnte der Vor⸗ 
derrichter auch ohne das den Unfall auf höhere Gewalt zurückführen. Daß 
der Unternehmer unbedingt wirkungvolle Vorkehrungen gegen ſolche Un⸗ 
glücksfälle trifft, etwa durch Errichtung von Mauern oder dichten Zäunen, 
kann ihm im Hinblick auf die zu dem ungewöhnlichen, kaum vorausſehbaren 
Anlaß außer Verhältnis ſtehenden Schwierigkeiten und mannigfaltigen Un⸗ 
zuträglichkeiten nicht angeſonnen werden. 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. März 1916. Zür. Allg. Unf. VG. 
(Kl.) w. L. & Co. (OLG. Naumburg). VI. 456/15. 


54. Begriff des Halters eines Kraftwagens. 
Vgl. 60 Nr. 7; 65 Nr. 8. 
KFG. 5 7. 

Der Artiſt Z. fuhr im März 1913 mit einem Kraftwagen nach Kiel und 
überfuhr dort den Kläger. Dieſer verlangte Schadenerſatz, und zwar von 
Z. als Führer, von der Witwe Fr. als Halterin des Kraftwagens. Die 
Klage gegen die Witwe Fr. wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Ob die Beklagte gr. an dem in Rede ſtehenden Kraftwagen rechtswirk⸗ 
ſam das Eigentum erlangt hat, ſteht dahin. Es bedarf aber keiner Entſcheidung 
der Eigentumsfrage. Zu prüfen iſt vielmehr lediglich, ob die Beklagte Halterin 
des Kraftwagens im Sinne des § 7 KrfG. v. 3. Mai 1909 war. 

Für die Frage, wer als Halter eines Kraftfahrzeuges anzuſehen iſt, ent⸗ 
ſcheidet nicht das Eigentumsrecht. Der Begriff des Halters iſt erſt allmählich 
in Anlehnung an die Rechtſprechung über den Begriff des Tierhalters nach 
§833 BGB. entwickelt und feſtgeſtellt worden. Während der 1. Entwurf 
des oben erwähnten Reichsgeſetzes neben dem Führer den „Betriebsunter⸗ 
nehmer haften ließ, wurde in den 2. Entwurf aus Anlaß eines Geſetzentwurfs 
des Kaiſerl. Automobilklubs an Stelle des Betriebsunternehmers der Halter 
eingeführt mit dem Bemerken: Nicht als Halter des Fahrzeugs hat derjenige 
zu gelten, dem lediglich die Benutzung des Fahrzeugs, ſei es entgeltlich oder 
unentgeltlich überlaſſen wird, während der Überlaſſende nach wie vor die 
Koſten trägt, die durch die Aufbewahrung, Unterhaltung und Benutzung 
des Fahrzeugs verurſacht werden“. In der Rechtſprechung iſt man demgemäß 
davon ausgegangen, daß die Rechtsſtellung des Halters eines Kraftwagens 
vorwiegend auf tatſächlichen, namentlich wirtſchaftlichen Beziehungen beruht; 
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daß es nicht darauf ankommt, ob er Eigentümer iſt oder den Wagen als Mieter 
oder dgl. verwendet, ſondern nur darauf, ob er ihn ‚für eigene Rechnung in 
Gebrauch hat und ob er diejenige umfaſſende Verfügungsgewalt über das 
Fahrzeug beſitzt, welche ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt'. 

Wendet man dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall an, ſo hält 
ſich der Senat überzeugt, daß die Beklagte Fr. nicht als Halterin des fraglichen 
Kraftwagens angeſehen werden kann. Aus der Zeugenausſage der uneiolich 
vernommenen Tochter der Beklagten, Frau Kr., der das Gericht vollen Glauben 
beimißt, geht hervor, daß die im Jahre 1854 geborene Beklagte ſich nur des⸗ 
halb bei der zuſtändigen Polizeibehörde als Eigentümerin des Gefährts ein⸗ 
tragen und führen ließ, weil ſie Sicherheit für die von ihr und ihrer Tochter 
dem Z., dem damaligen Bräutigam der letzteren, für den Ankauf des Wagens 
dargeliehenen 170. haben wollte. Im übrigen hat die Beklagte ſich um das 
Kraftfahrzeug überhaupt nicht gekümmert, insbeſondere, wie Frau Kr. be⸗ 
kundet, keine Unterhaltungskoſten dafür entrichtet. Vielmehr iſt Z. mit dem 
Wagen umher⸗ und nach Kiel gefahren, wo er als Artiſt eine Anſtellung an- 
zutreten hatte. Er hat, wie auch Zeuge Gr. bekundet hat, für Aufbewahrung 
und Unterhaltung des Fahrzeugs geſorgt; wie denn auch er und nicht die Be⸗ 
klagte von der Behörde den vorgeſehenen Erlaubnisſchein erhalten hat. — — — 

Die Klage gegen die Witwe Fr. iſt daher mit Recht abgewieſen worden: 
der Berufung mußte der Erfolg verſagt werden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg. (3. Sen.) v. 11. Dez. 1917. H. (W.) 
w. F. — Bf. III. 20/17. B. 


55. Eheſcheidung wegen Verbrechens und Verurteilung; Beweis des 

Empfindens der Ehrloſigkeit durch den andern Eheteil. 

Vgl. 56 Nr. 78 m. N.; 58 Nr. 144. a 
BGB. 3 1568. 

Die Parteien hatten am 12. April 1904 die Ehe geſchloſſen, aus der drei 
Kinder hervorgegangen find. Durch Urteil des Schwurgerichts M. -v. 8. Okt. 
1910 wurde der Beklagte, nachdem er am 6. April 1910 in Unterſuchungshaft 
genommen war, wegen eines am 6. Nov. 1909 begangenen Straßenraubs 
unter Einrechnung mehrerer Vorſtrafen zu einer Geſamtzuchthausſtrafe von 
6 Jahren und zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
8 Jahren verurteilt. Die Klägerin erhob wegen der bezeichneten Straftat 
im Nov. 1912 Klage auf Scheidung aus Verſchulden des Beklagten, welcher 
Klage vom Landgericht ſtattgegeben wurde. Im 2. Rechtszuge beantragte der 
Beklagte widerklagend die Scheidung aus alleinigem Verſchulden der Klägerin, 
weil dieſe Ehebruch treibe und ſeit ſeiner Verhaftung bereits zweimal außer- 
ehelich ein Kind geboren habe. Das landgerichtliche Urteil wurde dahin ge— 
ändert, daß die Klage abgewieſen und die Scheidung lediglich auf die Wider- 
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klage aus Verſchulden der Klägerin ausgeſprochen wurde. Das e 
hob auf und verwies zurück. Gründe: 


„Das Ber.⸗Gericht erkennt an, daß in der von dem Beklagten ann 
ſtrafbaren Handlung des Straßenraubs ein ehrloſes und unſittliches Verhalten 
zu erblicken ſei, es nimmt aber abweichend von dem Landgericht an, daß hier- 
durch die eheliche Geſinnung der Klägerin nicht zerſtört worden ſei. Dieſe 
Annahme wird einmal damit begründet, daß die Parteien einer Volksſchicht 
angehörten, deren Bildung, Ehrbegriff und Sittlichkeitsgefühl ſo tief ſtehe, 
daß auch ſchwerere Verfehlungen, insbeſondere Eigentumsvergehen, nicht 
als beſonders ehrlos und unſittlich gälten. Zu dieſer Volksſchicht ſei der Be⸗ 
klagte als gewöhnlicher Ackerknecht und Schäfer zu rechnen. Dieſe Begrün⸗ 
dung kann, worin der Reviſion nur beigetreten werden kann, rechtlich nicht ge⸗ 
billigt werden. Ein ſolches allgemeines Urteil, daß in den geſellſchaftlich tiefer 
ſtehenden Volksklaſſen das Ehrgefühl und Sittlichkeitsempfinden ſo wenig 
entwickelt ſei, daß ſelbſt das ſchwere Verbrechen eines Straßenraubs nicht 
als eine, die Ehe zerrüttende ehrloſe oder unſittliche Handlung empfunden 
werde, entſpricht nicht der Erfahrung und nicht dem Geſetze. 

Vgl. über die Unzuläſſigleit des einem beſtimmten Bevölkerungsteil die Glaubwürdigkeit 
abſprechenden Urteils das Erkenntnis des Reichsgerichis v. 7. März 1891 in Gruchots 
Beitr. 35, 971/2. 

Das Sittlichkeitsempfinden iſt nicht von Beſitz oder Bildung abhängig. Ein 
gehobenes Sittlichkeitsgefühl iſt ebenſo bei Perſonen niederen Standes 
wie bei Perſonen höheren Standes anzutreffen, wie es umgekehrt bei Per⸗ 
ſonen beſſeren Standes ebenſo wie bei denen niederen Standes fehlen kann. 
Es kommt hierfür ganz auf das perſönliche Empfinden des einzelnen an. 
In dieſer Beziehung fehlt es aber an einer Feſtſtellung. Über die Denk⸗ und 
Empfindungsweiſe der Klägerin iſt in dem Ber.⸗Urteil überhaupt nichts geſagt 
und hinſichtlich ihres Mannes nur bemerkt, daß er ein gewöhnlicher Ackerknecht 
und Schafhirte ſei, der ſeinen Dienſt öfters gewechſelt habe. 

Als weiterer Grund dafür, daß die eheliche Geſinnung der Klägerin 
nicht zerſtört worden ſei, wird angeführt, daß dieſe während der erſten Zeit 
der Strafhaft ihres Mannes öfter an ihn geſchrieben und um Geld zum Unter⸗ 
halt für ſich und die Kinder gebeten habe, daß daraufhin auch von dem Beklagten 
nach und nach im ganzen 33% und im Januar 1912 16 , geſchickt worden 
ſeien. Hieraus wird gefolgert, daß Klägerin in ihren Briefen ihre eheliche Ge⸗ 
ſinnung zum Ausdruck gebracht haben müſſe, da der Beklagte ſonſt nicht ge⸗ 
antwortet und Geld geſchickt haben würde. Dieſe Ausführungen entbehren, 
wie die Reviſion mit Recht rügt, der genügenden Begründung und ſind auch 
nicht von Rechtsirrtum frei. Begreiflicherweiſe war die Klägerin, um mit 
ihren Kindern leben zu können, darauf angewieſen, von ihrem Manne Unter 
halt zu erbitten. Es kann hieraus nur geſchloſſen werden, daß ihre Briefe 
nicht in unfreundlichem Tone gehalten fein werden. Für die vom Berufungs- 
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richter gezogene weitere Folgerung iſt ein ausreichendec Anhalt nicht vorhanden. 
Es iſt aber auch rechtsirrtümlich, wenn das Oberlandesgericht ausſchließlich 
darauf Gewicht legt, daß die eheliche Geſinnung in den Briefen zum äußeren 
Ausdruck gekommen ſei. Entſcheidend iſt die innere Geſinnung und Empfin⸗ 
dungsweiſe der Klägerin, die zur Erlangung des Vorteils einer Unterſtützung 
in ihren Briefen einen freundlicheren Ton angeſchlagen haben kann als es 
ihrem wirklichen Empfinden entſprach. Abgeſehen hiervon hat das Oberlandes⸗ 
gericht auch darin einen nicht zu billigenden Rechtsſtandpunkt eingenommen, 
daß es die in der Zeit von Okt. 1910 bis Jan. 1912 von der Klägerin geſchriebe⸗ 
nen Briefe, die vor dem 15. Febr. 1916, dem Tage der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht, weit zurückliegen, für das Nichtvorhanden⸗ 
ſein einer Ehezerrüttung als maßgebend anſieht. Es handelt ſich nicht um einen 
der Verzeihung oder dem Verzicht ähnlichen Rechtsvorgang, der, ſobald er 
einmal als abgeſchloſſener Vertrag in die Erſcheinung getreten iſt, ſogleich 
eine beſtimmte Wirkung hervorruft. Für die Frage der Zerrüttung der Ehe 
bleibt vielmehr, wie das Reichsgericht ſchon oft ausgeſprochen hat (vgl. Komm. 
von RGRäten Anm. 5 zu § 1568), zu unterſuchen, welche Wirkung die Ver⸗ 
fehlungen des einen Ehegatten zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung 
vor dem Ber.⸗Gericht auf den andern Ehegatten gehabt haben. Es iſt ſehr wohl 
möglich, daß die Verfehlung zunächſt noch nicht von dem andern Ehegatten 
als ehezerrüttend empfunden wird, daß ihm die volle Bedeutung und Schwere 
der Verfehlung erſt ſpäter zum Bewußtſein kommt und demgemäß die ehe⸗ 
zerrüttende Wirkung erſt während des Prozeſſes eintritt. Eine Prüfung nach 
dieſer Richtung iſt von dem Oberlandesgericht nicht vorgenommen. Schon 
aus dieſem Grunde muß die Aufhebung des Urteils erfolgen, ganz abgeſehen 
davon, daß auch hier die Beurteilung von der ſchon vorher gemißbilligten 
Anſchauung beeinflußt wird, die Parteien gehörten vermöge der Beſchäfti⸗ 
gung des Mannes als einfacher Ackersknecht und Hirt einer Volksſchicht an, 
die an Eigentumsvergehen, insbeſondere an Straßenraub, keinen beſonderen 
Anſtoß nähme. 

Wenn ſchließlich das Ber.⸗Gericht noch darauf hinweiſt, daß die Klägerin 
mehr als zwei Jahre nach der Beſtrafung des Beklagten mit der Erhebung 
der Scheidungsklage gewartet habe, ſo kann dieſer Umſtand für Verneinung 
der Ehezerrüttung nicht verwertet werden. Aus dem Aufſchub der Scheidungs⸗ 
klage würde der Klägerin ein Nachteil nur inſofern entſtehen können, als die 
Friſt des 81571 BGB. abgelaufen wäre. Dieſer Friſtablauf iſt indes dadurch 
gehindert, daß bereits am 6. April 1910, zu welcher Zeit ſeit Begehung der der 
Klägerin übrigens erſt ſpäter bekannt gewordenen Straftat noch nicht 6 Monate 
vergangen waren, infolge der Inhaftnahme des Beklagten die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft der Parteien aufgehoben worden iſt. Im übrigen iſt es dem Be⸗ 
lieben des Ehegatten überlaſſen, ob er die Scheidungsklage etwas früher oder 
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kann aus der ſpäteren Anſtellung der Scheidungsklage um ſo weniger gezogen 
werden, als für die Ehezerrüttung, wie bereits vorher dargelegt iſt, nicht der 
Zeitpunkt der Klageſtellung, ſondern der Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht maßgebend iſt. 

Die Aufhebung des Ber.⸗Urteils war hiernach geboten, und zwar nach dem 
den Eheprozeß beherrſchenden Grundſatz der Einheitlichkeit der Entſcheidung 
auch hinſichtlich der Widerklage. Die noch nicht entſcheidungsreife Sache 
war an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 22. Juni 1916. F. w. F. (OLG. 

Colmar). IV. 94/16. 


56. Erbſchaft⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richterd 
BGB. $ 1945. ’ 


Das Amtsgericht K. hatte nach dem Tode des ohne Teſtament verftor- 
benen Paul L. als Nachlaßgericht verſchiedene Amtsgerichte mittels eines 
Rundſchreibens um die Vernehmung mehrerer in ihren Bezirken wohnhafter 
Perſonen und insbeſondere um Entgegennahme ihrer Erklärungen darüber 
erſucht, ob ſie die Erbſchaft ausſchlügen oder nicht. Von dem zuerſt erſuchten 
Amtsgericht A. wurde daraufhin am 7. Juli 1916 die jetzige Beſchwerdeführerin 
Hedwig P. vernommen, die zum Protokoll dieſes Gerichts die Erbſchaft aus⸗ 
ſchlug. Nach dem Rundlauf des Schreibens (21. Aug. 1916) erklärte das Amts⸗ 
gericht K. die Hedwig P. für die einzige geſetzliche Erbin, weil auch die anderen 
vernommenen Perſonen die Erbſchaft ausgeſchlagen hatten, die Ausſchlagung 
der Hedwig P. aber zu ſpät erfolgt ſei, indem das Protokoll über ihre Aus⸗ 
ſchlagung erſt am 21. Aug. 1916, alſo erſt nach Ablauf der ſechswöchigen Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt in den Einlauf des Nachlaßgerichts gelangt ſei. — Die Be⸗ 
ſchwerde der Hedwig P. wurde vom Landgericht zurückgewieſen, ihre weitere 
Beſchwerde hatte dagegen Erfolg. Gründe: 

„Die Entgegennahme der Erklärung über die Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft nach 8 1945 BGB. gehört unbeſtritten zu den Verrichtungen, die gemäß 
§ 72 FGG. dem Amtsgericht als Nachlaßgericht zuſtehen. Deshalb und da 
ein andres nicht beſtimmt iſt, erſtrecken ſich die Vorſchriften über die Leiſtung 
der Rechtshülfe nach 82 FGG. gemäß $ 1 dieſes Geſetzes auch auf dieſe Ver⸗ 
richtung. Das Amtsgericht K: war demnach befugt, an das örtlich zuſtändige 
Amtsgericht A. das Erſuchen um die Entgegennahme einer etwaigen Aus⸗ 
ſchlagungserklärung der in A. wohnenden Hedwig P. zu richten und ander⸗ 
ſeits das Amtsgericht dort im Hinblick auf die 88 158 und 159 GVG. nicht be⸗ 
rechtigt, die Erledigung des Erſuchens abzulehnen. Durch dieſes Erſuchen 
iſt ſomit die Entgegennahme der Ausſchlagungserklärung der P. in geſetz⸗ 
lich einwandfreier Weiſe und ſo, wie ſie dem Nachlaßgericht oblag, auf das Amts⸗ 
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gericht A. übertragen worden. Allerdings handelte dieſes Gericht, indem es 
dem Erſuchen entſprach, nicht in Vertretung oder im Auftrage des Nachlaß⸗ 
gerichts, ſondern kraft ſeiner eigenen und lediglich durch den Umfang des 
geſtellten Erſuchens begrenzten Amtsgewalt (vgl. Hellwig Z PR. 8 60; Schlegel⸗ 
berger GVG. 8157 Anm. und Hauck GVG. 8157 Bem. 2; RGentſch. 71, 
307). Da ihm aber die Verrichtung vom Nachlaßgericht ohne Vorbehalt oder 
Einſchränkung übertragen war, ſo mußte deren Vollzug für und gegen die 
Hedwig P. die gleiche Wirkung haben, wie wenn die Ausſchlagungserklärung 
im Wege der gerichtlichen Vernehmung von dem erſuchenden Gerichte ſelbſt 
entgegengenommen worden wäre. 

Dieſer Auffaſſung ſteht der Wortlaut des § 1945 Abſ. 1 BGB. nicht ent- 
gegen. Denn hier ift nur der Grundſatz ausgeſprochen, daß die Ausſchlagung 
der Erbſchaft durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht zu erfolgen habe. 
In welcher Weiſe dieſe Erklärung dem Nachlaßgericht gegenüber zu erfolgen 
hat, iſt aber nicht näher beſtimmt. Die Befugnis des Nachlaßgerichts, dieſe 
Erklärung auch auf dem Wege des uneingeſchränkten Erſuchens um Rechts⸗ 
hülfe mit denſelben Wirkungen herbeizuführen, wie wenn die Vernehmung 
hierüber durch das Nachlaßgericht ſelbſt vorgenommen worden wäre, iſt alſo 
hierdurch nicht beſeitigt oder irgendwie behindert. 

Die Vorſchriften in 8130 BGB. können hier überhaupt feine Anwendung 
finden, weil im vorliegenden Falle der Rechtshülfe das erſuchte Gericht an Stelle 
des erſuchenden die übertragende Verrichtung vorgenommen hat und daher 
von Abgabe einer Willenserklärung in Abweſenheit des anderen im Sinne 
dieſer Geſetzesſtelle nicht geſprochen werden kann. Die im $ 1945 Abſ. 1 Halb⸗ 
ſatz 2 vorgeſchriebene öffentliche Beglaubigung der Ausſchlagungserklärung 
wurde aber gemäß $ 129 Abſ. 3 BGB. durch die Beurkundung der Erklärung 
durch das erſuchte Gericht erſetzt. 

Hiernach muß im Gegenſatz zu Staudinger und Planck und im Anſchluß 
an die im Komm. von RGRäten zu § 1945 Bem. 2 vertretene Anſicht ange- 
nommen werden, daß die Erklärung der Ausſchlagung der Erbſchaft gegenüber 
dem vom Nachlaßgericht erſuchten Gericht mit ſofortiger Rechtswirkſamkeit 
abgegeben werden kann, wenn das Erſuchen auch auf die Herbeiführung einer 
ſolchen Erklärung durch den Erben gerichtet iſt. Dies war aber hier der Fall. 
Die Ausſchlagung der Erbſchaft durch die Hedwig P. iſt daher am 7. Juli 1916 
vor dem Amtsgericht A. rechtswirkſam erfolgt und die gegenteilige Anſicht der 
beiden Vorinſtanzen nicht gerechtfertigt.“ N 

Beſchluß des Oberſten LG. 1 Bayern (1. Sen.) v. 1. Juni 1917. III 34/17. 

BayObLG. 18, 103. 
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57. Darf der Eingekindſchaftete auf den Pflichtteil geſetzt werdend 

| Vgl. 70 Nr. 62 m. N. 

BGB. 85 2303. 1741; Einf G. Art. 209. 

„— — — Der Erblaſſer hat den Klägern, als eingekindſchafteten Kindern 
aus der erſten Ehe ſeiner erſten Frau, letztwillig je eine beſtimmte Summe zur 
Abfindung ihrer Pflichtteilsanſprüche hinterlaſſen. Daß dieſe verletzt ſeien, 
haben die Kläger nicht geltend gemacht. Falls ſie daher keine weitergehenden 
Rechte als die leiblichen Kinder des Erblaſſers haben, ſtehen ihnen jedenfalls 
die durch das angefochtene Teilurteil aberkannten Anſprüche nicht zu. 
Das Schickſal der Berufung hängt mithin von der Entſcheidung der Frage 
ab, ob die eingekindſchafteten Kinder durch den Einkindſchaftsvertrag vom Jahre 
1855, auf den allein ſie die Klage ſtützen und ſtützen können, ſolche weiter⸗ 
gehenden Rechte erlangt haben. Die gemäß § 214 Abſ. 2 Einf G. z. BGB. 
nach altem Recht zu beantwortende Frage war mit dem 1. Richter zu verneinen. 

Die Einkindſchaft iſt ein deutſchrechtliches Inſtitut, deſſen Wirkungen ſtreitig 
ſind. Die Meinungen gruppieren ſich vornehmlich um die ſog. Filiations⸗ 
und die Erbvertragstheorie. Die Anhänger der erſten geſtehen in der Mehrzahl 
dem neuen Elternteil das Recht zu, die Vorkinder auf Pflichtteil zu ſetzen. 
Die Anhänger der letzten halten im weſentlichen dafür, daß die Vorkinder 
durch die Einkindſchaft ein vertragmäßiges unentziehbares und unbeſchränk⸗ 
bares Recht auf ihren, den Anteilen leiblicher Kinder gleichkommenden ge⸗ 
ſetzlichen Erbteil erwerben. | 

Das Reichsgericht, 3. Zivilſen., hat in feinem Erkenntnis v. 7. Jan. 1882 
(Entſch. 6 Nr. 43 S. 163, in Seuff A. 37 Ne. 229) der zweiten Theorie für den 
Fall den Vorzug gegeben, daß das Partikularrecht keine auf die Begründung 
eines Kindesverhältniſſes hinweiſende Beſtimmungen enthalte, und daß der 
Vertrag ſelbſt ſchlechthin die Einkindſchaft vereinbare, ohne dem neuen Eltern⸗ 
teil die Teſtierfreiheit wie bei leiblichen Kindern zu gewähren. Das Reichs⸗ 
gericht gelangt zu ſeinem Ergebnis durch die Erwägung, daß der Einkindſchafts⸗ 
vertrag einerſeits einen Verzicht auf die Abteilung, anderſeits einen Erbver⸗ 
trag enthalte. Das Geſchäft ſei daher für die Vorkinder ein gewagtes, injo- 
fern ſie Rechte aufgeben, ohne dafür mindeſtens gleichwertige Rechte zu 
erwerben. 

In Verfolg dieſer Grundſätze iſt derſelbe Senat des Reichsgerichts in 
ſeinem Erkenntnis v. 9. März 1883 (SeuffA. 38 Nr. 233) im beſonderen Falle 
zum entgegengeſetzten Ergebnis gelangt, da hier die Vorkinder nach vorheriger 
Abteilung eingekindſchaftet ſeien und der darüber errichtete Vertrag die Be— 
ſtimmung enthalte, daß ſie ein Erbrecht gleich den Kindern aus der neuen Ehe 
haben ſollten. 

Ebenſo hat derſelbe Senat in ſeinem Urteil v. 18. Januar 1887 JW. 
1887, 712 in einem Falle entſchieden, in welchem im Einkindſchaftsvertrage 
beſtimmt war, daß die Kinder der erſten Ehe eingekindſchaftet würden ‚Der- 
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geſtalt', daß ſie ‚in aller Hinſicht gleiche Rechte‘ wie die etwaigen Kinder der 
neuen Ehe haben ſollten. Hier ſei die Wirkung der Einkindſchaft klar und un⸗ 
zweideutig durch die angeführte Wendung des Vertrages dahin beſtimmt worden, 
daß die Vorkinder gleiche Rechte wie die etwaigen Nachkinder haben ſollten, 
der neue Elternteil alſo berechtigt ſein ſolle, die Vorkinder auf Pflichtteil 
zu ſetzen. Der Einwand, jene Wendung ſei in faſt allen Einkindſchaftsverträgen 
enthalten, ſtehe nicht entgegen und laſſe ſich höchſtens gegen das erſtangeführte 
Erkenntnis inſofern verwerten, als dort ausgeſprochen ſei, daß die Einkind⸗ 
ſchaftsverträge im Zweifel die dort angegebene Bedeutung hätten. 

Dieſer Zweifel an dem grundſätzlichen Ergebnis des Urteils des 3. Zivilſen. 
v. 7. Jan. 1882 iſt auch vom 6. Zivilſen. des Reichsgerichts in ſeinem Er⸗ 
kenntnis v. 12. Juli 1894 (Hanjerdtg. Beibl. 1897 Nr. 15 S. 24) aufgenom⸗ 

men worden. | | 

Für das hamburgiſche Recht hat Baumeiſter ($ 88) die Anſicht vertreten, 
daß das durch die Einkindſchaft begründete Recht ſeinem Inhalt nach ein ein⸗ 
faches Inteſtaterbrecht gewähre, das den Eltern die Befugnis, anderweitig 
letztwillig zu verfügen, nicht entziehe. Ihm hat ſich Niemeyer (Hamb. Privatr. 
9 168 Nr. 7 S. 441) im weſentlichen angeſchloſſen, während Mittelſtein (Ein⸗ 
kindſchaft 88 16. 17) ſich auf den Boden der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
ſtellt. Der 2. Senat des jetzt erkennenden Gerichts hat in feinem in HanſGerztg. 
1903 Beibl. Nr. 154 S. 269 abgedruckten Erkenntnis ausgeſprochen, daß 
in der hamburgiſchen Rechtſprechung der Satz durchweg Anerkennung gefunden 
habe, daß der Einkindſchaftsvertrag ein unentziehbares Inteſtaterbrecht nicht 
gewähre. | 

Einer grundſätzlichen Entſcheidung über die Wirkung der Einkindſchafts⸗ 
verträge als ſolcher bedarf es im vorliegenden Falle nicht, da hier auch 
und gerade nach der reichsgerichtlichen Rechtſprechung ein unentziehbares 
Inteſtaterbrecht der eingekindſchafteten Kinder nicht angenommen werden kann. 

Geht man nämlich davon aus, daß in erſter Linie Zweck und Inhalt 
des Einkindſchaftsvertrages ſelbſt entſcheiden, ſo iſt vorliegendenfalls von 
Bedeutung, daß in dem Vertrage der Anteil der einzukindſchaftenden Kinder 
am Nachlaß ihres verſtorbenen Vaters feſtgeſtellt und ihnen eine von ihren 
Vormündern als ausreichend bezeichnete Sicherſtellung eines entſprechenden 
Präzipuums gewährleiſtet worden iſt. Die Kinder der erſten Ehe haben daher 
im vorliegenden Falle keine Rechte am Nachlaß ihres väterlichen Vermögens 
aufgegeben, für ſie handelte es ſich mithin nicht um ein gewagtes Geſchäft. 
Anderſeits beſtimmt der Vertrag ausdrücklich, die Vorkinder ſollten eingekind⸗ 
ſchaftet werden, ‚dergeſtalt, daß dieſelben mit den in dieſer einzugehenden 
Ehe etwa noch erzeugt werdenden Kindern gleiche Rechte, namentlich auch 
Erbrechte genießen und, falls die Ehe kinderlos bleiben ſollte, ihn (d. i. den 
neuen Elternteil) allein zu beerben berechtigt fein follen‘. Der Senat iſt der 
Überzeugung, daß damit ganz ähnlich wie in dem oben angeführten vom 
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Reichsgericht in ſeinem Erkenntnis v. 18. Jan. 1887 behandelten Falle klar 
und unzweideutig zum Ausdruck gebracht iſt, daß die Vorkinder die gleiche erb⸗ 
rechtliche Stellung wie etwaige Nachkinder haben, nicht weniger, aber auch 
nicht mehr Rechte als dieſe erwerben ſollten. Die Kläger wollen den eben 
wiedergegebenen Satz des Vertrags dahin ausgelegt wiſſen, daß die eingekind⸗ 
ſchafteten Kinder bei beerbter neuer Ehe allerdings nur die Erbrechte wie 
leibliche Kinder, bei kinderloſer neuer Ehe indeſſen ein unentziehbares Recht 
auf ihren geſetzlichen Erbteil haben ſollten. Für dieſe Unterſcheidung fehlt es 
an jedem inneren Grunde. Auch rein grammatikaliſch iſt der Schluß nicht 
zwingend; der Schlußteil des fraglichen Satzes bedeutet nicht notwendig 
etwas Gegenſätzliches zum erſten Teil, ſondern offenbar nur eine Verſtärkung 
und Bekräftigung, nämlich die Hervorhebung, daß die Vorkinder bei kinder⸗ 
loſer neuer Ehe den Verwandten vorgehen ſollten. Ganz beſonders führt 
zu dieſer Auslegung aber auch die bereits beſprochene Erwägung, daß die 
Vorkinder Rechte am Nachlaß ihres verſtorbenen Vaters nicht aufgegeben 
haben, ſo daß kein Grund erſichtlich iſt, warum ſie erbrechtlich beſſer geſtellt 
werden ſollten als etwa zu erwartende Kinder der neuen Ehe. — — — 
War ſonach der ſtreitige Einkindſchaftsvertrag dahin auszulegen, daß 

die Kinder der erſten Ehe der erſten Frau des Erblaſſers M. erbrechtlich leib⸗ 
lichen Kindern des M. gleichgeſtellt werden ſollten, ſo war dieſer befugt, ſie 
auf Pflichtteil zu ſetzen. Damit fällt die Berufung.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Juni 1917. K. u. Gen. 

(Kl.) w. F. u. Gen. Bf. III. 32/17. B. 


58. Der Handlungsagent kann feine Proviſion nur von dem Rein- 
erlöſe berechnen. 
a HGB. 9 88. 

Kläger war Agent der Beklagten, einer Bremer Kaffeeimportfirma, 
gegen 1% Proviſion. Die Beklagte verkaufte durch ſeine Vermittlung im 
Nov. 1914, Jan. 1915 und Febr. 1915 an die Poſener Firma E. drei Partien 
Kaffee zu einem feſten Satze verzollt, waggonfrei Poſen. Der Geſamtfakturen⸗ 
betrag belief ſich auf 201 500. K. Von dieſem Betrage verlangte der Kläger 
1% Proviſion mit 2015.4. Die Beklagte bezahlte ihm aber nur 1401,26 K, 
indem ſie vom Fakturenbetrage den von ihr verauslagten Zoll und die Fracht 
von Bremen nach Poſen in Abzug brachte und dem Kläger die Proviſion 
nur vom Reſte vergütete. Die Klage auf Zahlung des ſich danach ergebenden 
Unterſchiedes von 613,74. nebſt Zinſen wurde abgewieſen und die Berufung 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Bei Entſcheidung der Frage, von welchem Betrage der Kläger die Pro— 
viſion fordern kann, iſt die Vorinſtanz zutreffend davon ausgegangen, daß der 
Handlungsagent grundſätzlich die Proviſion nur vom Reinerlös des Geſchäfts, 
alſo vom Nettobetrage des Kaufpreiſes, fordern kann und daß bei der Berech— 
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nung der Proviſion nicht nur Dekorte und Skonti ſondern auch die vom 
Geſchäftsherrn bezahlten Beträge an Fracht und Zöllen in Abzug zu bringen 
ſind, weil ſie den Kaufpreis mindern. Dieſe Grundſätze kommen auch im vor⸗ 
liegenden Fall in Anwendung. Zwar ſteht feſt, daß die Beklagte der Poſener 
Firma die drei Partien Kaffee zu einem für das Pfund vereinbarten einheit⸗ 
lichen Satze verzollt, waggonfrei Poſen verkauft hat, ſo daß die Käuferin 
mit dem Kaufpreis zugleich die Fracht und den Zoll bezahlte und ihr demgemäß 
eine Faktura erteilt wurde, in welcher die von der Verkäuferin verauslagten 
Fracht⸗ und Zollbeträge nicht neben dem Preiſe der Ware geſondert aufge⸗ 
führt waren, was geſchehen wäre, wenn die Käuferin die Ware unverzollt, 
waggonfrei Bremen, gekauft hätte, wie ſie ihr inhalts des Briefes der Be⸗ 
klagten v. 11. Nov. 1914 von dieſer zunächſt angeboten war. Hat aber der 
Agent die Proviſion immer nur vom Nettoerlös des Geſchäfts zu beanſpruchen, 
ſo kann es nicht wohl einen Unterſchied machen, ob in der Faktura nur der, 
die genannten Unkoſten des Verkäufers einſchließende, Geſamtpreis erſcheint, 
zu welchem verkauft worden iſt, oder ob nach Maßgabe des geſchloſſenen 
Kaufes dieſe Unkoſten dem Käufer neben dem eigentlichen Preiſe belaſtet 
werden. Im erſten Fall erhält man den Nettobetrag der Faktura, wenn man 
vom Geſamtpreis außer dem Skonto auch die Fracht und die Zölle abzieht. 
Daß weitere Unkoſten des Verkäufers, welche nur wirtſchaftlich, nicht rechtlich 
eine Minderung des Kaufpreiſes darſtellen, wie Lagergeld, Rollgeld, Trink⸗ 
gelder, allgemeine Handlungsunkoſten u. dgl. nicht abgezogen werden dürfen, 
bedarf keiner Ausführung. Vom Kläger iſt geltend gemacht worden, der Agent 
könne nicht wiſſen, wie hoch ſich die Auslagen des Geſchäftsherrn beliefen, 
und es ſei bedenklich, ihm das Recht zu geben, Einſicht in die Bücher des 
Geſchäftsherrn zu verlangen und die angeblichen Unkoſten nachzuprüfen. 
Das Bedenken iſt unbegründet. Der Agent iſt auch hinſichtlich der Höhe des 
zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer vereinbarten Kaufpreiſes in der 
Regel auf die Angaben des Geſchäftsherrn angewieſen. Seine Tätigkeit be⸗ 
ruht auf gegenſeitigem Vertrauen. Daß im vorliegenden Falle die Auslagen 
der Beklagten die von ihr angegebene Höhe erreicht haben, iſt außer Streit. 
Der Kläger hat vorgetragen, die Verkehrsſitte kenne keinen Abzug von 
Auslagen des Geſchäftsherrn, die in den Kaufpreis eingeſchloſſen ſeien, ſon⸗ 
dern gewähre dem Agenten die Proviſion von dem ganzen Betrage der Fak⸗ 
tura abzüglich der in ihr ausdrücklich aufgeführten Auslagen und Skonti. 
Er hat gebeten, hierüber einen Sachverſtändigen zu vernehmen. Der Ver⸗ 
nehmung eines ſolchen bedarf es aber nicht. Dem Gericht genügt die Sach⸗ 
kunde der mit Kaufleuten beſetzten Vorinſtanz, um feſtzuſtellen, daß eine Ver⸗ 
kehrsſitte oder eine Übung des behaupteten Inhalts nicht befteht. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 16. Okt. 1917. C. M. (Kl.) 
w. R. & Co. — Bf. III. 212/17. | B. 
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II. Verfahren. 


59. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Neben- 
intervention zugunſten des verklagten Zwangs verwalters. 
Vgl. 70 Nr. 91 m. N. 
3P O. 88 66. 72; 88. 3 154. 

Der Beklagte war zum Zwangsverwalter eines Grundſtücks beſtellt, 
deſſen Mieten am 1. März 1915 dem Kläger abgetreten waren. Der Beklagte 
hatte ihm nur die Mieten bis zum 1. Okt. 1915 überlaſſen, während der Kläger 
auch noch die Mieten für das letzte Vierteljahr 1915 beanſpruchen zu können 
glaubte und auf Feſtſtellung dieſes ſeines Rechtes klagte. Der Beklagte ver⸗ 
kündete dem Hypothekarier P. den Streit mit der Begründung, daß P. die 
Zwangsverwaltung des in Rede ſtehenden Grundſtücks betreibe und den Stand⸗ 
punkt einnehme, daß die Abtretung der Mieten überhaupt unwirkſam ſei. 
P. trat dem Rechtsſtreit als Nebenintervenient auf ſeiten des Beklagten bei. 
Der Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Nebenintervenienten ohne Erfolg. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Nebenintervenient P. hat, wenn auch nur wegen ſeiner Zinſen, 
zu den den Zwangsverkauf betreibenden Gläubigern gehört. Darnach iſt das 
Landgericht mit Recht davon ausgegangen, daß der Beklagte auch ihm für die 
ordnungmäßige Einziehung der Grundſtücksmieten verantwortlich war und 
möglicherweiſe Schadensanſprüche von ihm zu gewärtigen hatte, falls er die 
ſtreitigen Mieten zu Unrecht dem Kläger überließ. Das genügt, um ein recht⸗ 
liches Intereſſe des P. zu begründen und ſeinen Beitritt zu rechtfertigen; 

vgl RGeEntſch. 77, 365 und Hanſ. OLG. 2. Sen. in HanſGG Z. 1915, 54. 

Daß P. ſpäter die Zinſen, wegen deren er zu den „betreibenden Gläu⸗ 
bigern‘ gehörte, bezahlt erhalten hat, iſt ohne Bedeutung. Ein nachträglicher 
Wegfall des zur Zeit des Beitritts vorhandenen Intereſſes macht die IT 
intervention nicht unzuläſſig (OL GRſpr. 25, 63). 

Es kann deshalb unerörtert bleiben, ob nicht ganz abgeſehen davon, daß 
P. zu den betreibenden Gläubigern“ gehörte, fein rechtliches Intereſſe i. S. von 
§ 66 ZPO. ſchon dadurch gegeben ſei, daß die Zurückweiſung der klägeriſchen 
Zeſſionsanſprüche den teilweiſen Ausfall beſeitigen oder wenigſtens mindern 
würde, den er hinſichtlich des Kapitals ſeiner Hypothek unſtreitig erlitten hat.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg. (6. Sen.) v. 13. Juli 1916 K. (Kl.) w. 

Pf. Bs. Z. VI. 26/16. Nö. 


60. Begriff der Mehrkoſten i. S. des $ 18 Abſ. 5 RAO. 
Vgl. 41 Nr. 294; 65 Nr. 38. 
3PO. 8 91 Abſ. 2; RAD. $ 18 Abſ. 5. 
Die Beklagten haben die bei den Hamburger Gerichten zugelaſſenen 
Rechtsanwälte U. und K. in Cuxhaven zu Prozeßbevollmächtigten in einem 
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vor den Hamburger Gerichten zu verhandelnden Rechtsſtreit beſtellt. Dieſe 
haben wiederum Hamburger Rechtsanwälte mit ihrer Vertretung betraut. 
Das Landgericht hat eine in Cuxhaben zu bewerkſtelligende Beweisaufnahme 
angeordnet; die Vertretung der Beklagten hat hierbei einer ihrer Prozeß⸗ 
bevollmächtigten übernommen. Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts hat 
bei Feſtſetzung der vom Kläger zu 29/30 zu erſtattenden Koſten u. a. eine 
halbe Prozeßgebühr und eine halbe Beweisgebühr nebſt zugehörigen Pauſch⸗ 
ſätzen in Anſatz gebracht, welche für die im 1. Rechtszug ſtattgehabte Beweis⸗ 
aufnahme beſonders berechnet worden ſind. Die vom Kläger hiergegen ein⸗ 
gelegte Erinnerung iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auch u gegen 
dieſen Beſchluß erhobene Beſchwerde iſt unbegründet. 

Der Kläger beruft ſich für ſeinen Standpunkt mit Unrecht auf die Vor⸗ 
ſchrift des $ 18 Abſ. 5 RAO. wonach die Mehrkoſten nicht von der Gegenpartei 
erſtattet zu werden brauchen, welche bei der Vertretung einer Partei vor 
einem Kollegialgericht durch einen bei demſelben zugelaſſenen Rechtsanwalt 
dadurch entſtehen, daß dieſer ſeinen Wohnſitz nicht am Ort des Gerichts hat. 
Eine richtige Auslegung dieſer Geſetzesbeſtimmung hat unter Mehrkoſten 
diejenigen zu verſtehen, welche dadurch entſtanden ſind, daß die Partei nicht 
einen am Ort des Prozeßgerichts anſäſſigen Anwalt zum Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt hat. Daß die Partei dieſen letztbezeichneten Weg mit der Wir⸗ 
kung hätte gehen können, daß die dabei gemäß § 91 ZPO. zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtsverteidigung notwendig aufgewandten Koſten hätten erſetzt werden 
müſſen, kann nicht wohl bezweifelt werden. Es kann aber keinen Unterſchied 
machen, ob die Partei ſofort in Hamburg anſäſſige Anwälte zu Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellte, oder ob ſie zunächſt die een Anwälte beauftragte 
und ihnen das Weitere überließ. | 

Übereinſtimmend RGeEntſch. 14, 377 (in SeuffA. 41 Nr. 294); 

Wenn im vorliegenden Fall die Beklagten einem Hamburger Anwalt 
Prozeßvollmacht erteilt hätten, ſo würden, ganz abgeſehen von der Frage 
der Verwendung eines Verkehrsanwalts (GebO. f. RA. § 44) die Koſten 
für Betrauung eines Cuxhavener Anwalts mit der Vertretung bei der Beweis⸗ 
aufnahme erſtattet werden müſſen. Dieſe Koſten decken ſich aber mit den hier 
in Rechnung geſtellten. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. a 1917. H. w. M. 

Bs. Z. VI. 22/17. Nö. 


61. Die Beſtellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Zu⸗ 
ſtellungszwang. 
ZPO. 85 176. 115°. 
Der Reviſion, welche rügt, daß das Oberlandesgericht zu Unrecht eine 
Terminsverſäumnis auf ſeiten des Klägers angenommen habe, war der Er⸗ 
folg nicht zu verſagen. Nach § 335 Nr. 2 ZPO. durfte das angefochtene Ver⸗ 
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ſäumnisurteil nur ergehen, wenn der Kläger zum Termin v. 6. Juni 1916 ord⸗ 
nungmäßig geladen war, d. h. wenn die Zuſtellung der Ladung an ihn perſönlich 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprach. Das iſt zu verneinen. 

Innerhalb eines anhängigen Rechtsſtreits müſſen alle Zuſtellungen 
an den für die Inſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten erfolgen ($ 176 
N Wird in Anwaltsprozeſſen die einmal erteilte Vollmacht widerrufen, 
ſo wirkt ſie trotzdem dem Gegner gegenüber fort, bis ihm von der Beſtellung 
eines andern Prozeßbevollmächtigten Anzeige erſtattet iſt (8 87 Abſ. 1). Bis 
zu dieſem Zeitpunkte ſind alle Zuſtellungen nach $ 176 an den bisherigen 
Prozeßbevollmöchtigten zu richten; jede andre Zuſtellung, insbeſondere an 
die Partei ſelbſt, iſt wirkunglos. Die Zivilprozeßordnung geht davon aus, 
daß mit Erteilung der Vollmacht der äußere Prozeßbetrieb dem Gericht und 
dem Gegner gegenüber der Hand der Partei für immer entgleitet und auf 
den Anwalt übergeht, und daß die Befugnis zur eigenen Prozeßführung 
für ſie auch nicht im Fall des Vollmachtswiderrufs von neuem begründet wird. 
Nur in Ausnahmefällen und nur auf Grund einer beſonderen Beſtimmung 
iſt fortan die unmittelbare Ladung der Partei ſelbſt geſtattet (vgl. Hahn 
Mater. z. ZPO. 227. 228; 8239 Abſ. 3, $ 244 Abi. 2 ZPO.). 

Urſprünglich war Rechtsanwalt G. dem Kläger als Armenanwalt zuge⸗ 
ordnet und von ihm zur Prozeßführung bevollmächtigt worden. Er war auch 
als Prozeßbevollmächtigter des Klägers aufgetreten. Im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits entzog ihm der Kläger die Vollmacht. Sein Antrag, ihm einen an⸗ 
dern Pflichtanwalt zu beſtellen, wurde von dem Oberlandesgericht als un⸗ 
begründet zurückgewieſen. Nach dem Vollmachtswiderruf nahm Rechtsan⸗ 
walt G. die folgenden Termine nicht mehr wahr, und da der Kläger einen 
andern Rechtsanwalt nicht bevollmächtigte, ſo ergingen die Verſäumnisurteile 
v. 2. Febr. und v. 4. Mai 1915 gegen ihn. Bis dahin mußten, auf Grund 
der 88 176. 87 ZPO. alle Zuſtellungen an Rechtsanwalt G. bewirkt werden, 
da eine dem 8 87 Abſ. 1 entſprechende Mitteilung dem Gegner noch nicht 
zugegangen war. An dieſer Rechtslage hatte ſich dadurch, daß dem Kläger 
nach Erlaß des Reichsgerichtsurteils v. 20. Nov. 1915 Rechtsanwalt K. als 
neuer Armenanwalt beigeordnet war, nichts geändert. Die Zuordnung eines 
Pflichtanwalts ſteht — auch in Verbindung mit der Mitteilung des Zuord⸗ 
nungsbeſchluſſes an die Gegenpartei — der Beſtellung eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, wie der § 176 fie verlangt, nicht gleich. Der entgegengeſetzten 
Anſicht Steins (Anm. III. 2 zu $ 176 ZPO.) kann nicht beigetreten werden. 
Zwar ſetzt die Beſtellung eines Prozeßbevollmächtigten i. S. des § 176 nicht 
immer die tatſächliche Erteilung einer Prozeßvollmacht, ſondern nur einen 
Akt voraus, durch welchen ein Anwalt ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen dem Gericht und dem Gegner zu erkennen gibt, er ſei Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter und wolle als ſolcher für die Partei handeln. Ein ſolcher Akt, z. B. 
ſachliches Verhandeln vor Gericht oder die Zuſtellung eines vom Anwalt 
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in der Eigenſchaft als Prozeßbevollmächtigter unterzeichneten Schriftſatzes 
würde auch die im 8 87 verlangte Mitteilung von der Beſtellung eines an⸗ 
dern Prozeßbevollmächtigten darſtellen oder in rechtswirkſamer Weiſe erſetzen. 
Der Handlung des Anwalts, durch welche er ſelbſt ſich als Prozeßbevollmäch— 
tigten bezeichnet und ſich als ſolchen in den Rechtsſtreit einführt, und welche 
dem Gegner erſt die Befugnis und die Möglichkeit gewährt, die darin liegende 
Behauptung der Vollmachtserteilung zu prüfen und den Mangel der letzteren 
erforderlichenfalls zu rügen, kann aber der öffentlichrechtliche Akt der Yuord- 
nung als Armenanwalt nicht gleichgeſtellt werden. Mit ihm erfüllt das Gericht 
nur ſeine öffentlichrechtliche Pflicht, der armen Partei einen Anwalt zur vor⸗ 
läufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte zur Verfügung zu ſtellen. 
Er verpflichtet zugleich den Anwalt, ſich ihr zur Entgegennahme der Voll⸗ 
macht zur Verfügung zu halten, enthält aber keine Vollmachtserteilung und 
begründet auch nicht die Vermutung einer ſolchen. Denn die arme Partei 
iſt in ihrem Entſchluſſe, ob ſie dem ihr zugeordneten Anwalt Prozeßvollmacht 
geben will oder nicht, völlig frei. In die prozeßrechtlichen Beziehungen der 
Parteien zueinander greift daher der Zuordnungsbeſchluß nicht ein. Erſt 
wenn der beigeordnete Pflichtanwalt nach außen erkennbar als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter der armen Partei handelnd auftritt, gilt er auch dem Gegner gegen- 
über als beſtellter Prozeßvertreter i. S. des § 176 ZPO., gleichviel ob eine 
Vollmacht der armen Partei vorliegt oder nicht. 

Rechtsanwalt K. hat jedoch niemals eine Erklärung abgegeben oder eine 
Handlung vorgenommen, durch welche er ſich die Stellung eines Prozeß— 
bevollmächtigten beigelegt hätte. — — — Deshalb ift jeit dem Widerruf der 
dem Rechtsanwalt G. erteilten Vollmacht weder ein neuer Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter beſtellt noch von einer ſolchen Beſtellung der Beklagten Mitteilung 
gemacht worden. Sie mußte daher nach wie vor Zuſtellungen an Rechtsan⸗ 
walt G. richten und zu ſeinen Händen den Kläger zum Termin v. 6. Juni 1916 
laden. — — — Da das Oberlandesgericht ſomit unter Verſtoß gegen die 
§§ 176. 87 Abſ. 1 und 335 Nr. 2 ZPO. eine Säumnis des Klägers zu Unrecht 
als vorliegend angenommen hat, mußte das nach $ 345 erlaſſene Verſäumnis⸗ 
urteil aufgehoben werden. 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 25. Okt. 1916. B. (Kl.) w. D. 

Ver. Anſt. (OLG. Stuttgart). I. 116/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 9 S. 42. 


62. Unwirkſamkeit der Fuſtellung eines Urteils, in deſſen Eingangs» 
vermerk fälſchlich andre Richter als mitwirkend genannt find als die 
es unterſchrieben haben. | 
Vgl. 48 Nr. 219. 
ZPO. $$ 313°, 315. 317 Abſ. 2. 
In dem auf Grund der mündlichen Verhandlung v. 3. November 1916 
ergangenen, am 10. Nov. verkündeten Urteil des Oberlandesgerichts waren 
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als Entſcheidungsrichter § 313 Nr. 2 ZPO.) aufgeführt: Senatspräſident R., 
die Oberlandesgerichtsräte K. und S., Amtsgerichtsrat M. und Land⸗ 
gerichtsrat D. Unterſchrieben war es indeſſen von den vier zuletzt genannten 
Herren und von Oberlandesgerichtsrat B. In dieſer Form war das Urteil 
ausgefertigt und von dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten dem des 
Klägers am 5. Dez. 1916 zugeſtellt worden. Dieſer hatte bereits am 29. Nov. 
die Berichtigung der Unſtimmigkeit zwiſchen den Unterſchriften und dem Ver⸗ 
merk am Kopfe des Urteils beantragt. Der letztere wurde nunmehr dem 
Inhalt des Sitzungsprotokolls v. 3. Nov. entſprechend auf Grund des 8 319 
ZPO. durch Beſchluß vom 1. Dez. dahin berichtigt, daß nicht Senatspräſident 
R., ſondern Oberlandesgerichtsrat B. bei der Urteilsfällung mitgewirkt habe. 
Dieſer Beſchluß iſt von Amts wegen beiden Parteien am 6. Dez. und das 
Urteil mit ihm dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten von dem des 
Klägers am 8. Dez. zugeſtellt worden. Der die Einlegung der Reviſion ent- 
haltende Schriftſatz iſt am 8. Jan. 1917 bei dem Reichsgericht eingegangen. 
Die Reviſionsfriſt wäre daher verſäumt, wenn die Zuſtellung v. 5. Dez. 
wirlſam wäre (8552 ZPO.) Das iſt indeſſen zu verneinen. 

Bereits der 1. und der 5. Zivilſenat des Reichsgerichts (vgl. Gruchot 46, 
1078 und JW. 1903, 3836) haben ausgeſprochen, daß die Zuſtellung eines 
Urteils, das von andern Richtern als von denen unterzeichnet iſt, welche nach 
dem Eingangsvermerk die Entſcheidung getroffen haben, nicht geeignet iſt, 
eine Rechtsmittelfriſt in Lauf zu ſetzen. Freilich war die Sachlage damals 
inſoweit eine andre, als der Eingangsvermerk objektiv richtig, dagegen eine 
Unterſchrift von ſeiten eines an der Urteilsfällung nicht beteiligten Richters 
geleiſtet war, während hier die Unterſchriften von denjenigen Richtern, welche 
tatſächlich bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, herrühren, der Eingangs⸗ 
vermerk aber falſch gefaßt war. Beide Fälle ſind jedoch ſachlich gleich zu be- 
urteilen. Denn durch den Vermerk am Kopfe des Urteils ſoll bezeugt werden, 
daß die in ihm aufgeführten Perſonen die Urteilsfinder waren. § 313 Nr. 2 
ZPO. ſteht aber mit § 315 derart in untrennbarem Zuſammenhange, daß ein 
Urteil nur dann i. S. des letzteren als unterſchrieben gelten kann, wenn der 
Eingangsvermerk und die Unterſchriften ſich decken. Solange das nicht zu⸗ 
trifft, darf nach § 317 Abſ. 2 eine Urteilsausfertigung nicht erteilt werden. 
Geſchieht es doch, ſo iſt ſie einer wirkſamen Zuſtellung nicht fähig, weil die 
Parteien auf die Befolgung der im öffentlichen Intereſſe gegebenen Vor— 
ſchriften der 88313 Nr. 2, 315. 317 Abſ. 2 nicht verzichten können. Am 
5. Dez. lag alſo — den Parteien erkennbar — ein im Sinne des Geſetzes voll— 
ſtändiges Urteil noch nicht vor, jo daß ſeine Zuſtellung auf den Beginn der Rechts- 
mittelfriſt keinen Einfluß ausüben konnte. Die Zuſtellung wurde auch durch 
die v. 6. Dez. nicht wirkſam, denn abgeſehen davon, daß dieſe nicht auf Be— 
treiben einer Partei (8317 Ab. 1), ſondern von Amts wegen erfolgte, hatte 
ſie nicht das berichtigte Urteil, ſondern nur den Berichtigungsbeſchluß zum 
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Gegenſtande. Die an ſich ordnungmäßige Urteilszuſtellung v. 8. Dez. kann 
aber erſt von dieſem Tage an Rechtswirkungen äußern. Denn die Zuſtellung 
iſt eine Handlung, ein tatſächlicher Akt, der, wenn er einmal wirkunglos vor⸗ 
genommen iſt, rechtlich ebenſo anzuſehen und zu behandeln iſt, als wenn 
überhaupt nichts geſchehen wäre. Er kann daher durch nachträgliche Hand⸗ 
lungen nicht ergänzt und nicht rückbezüglich mit Rechtswirkung ausgeſtattet 
werden. Das muß hier um ſo mehr gelten, als die Zuſtellung v. 5. Dez. von dem 
Beklagten, die vom 8. Dez. dagegen von dem Kläger veranlaßt, im erſteren 
Falle alſo dieſer, im letzteren der Beklagte der Zuſtellungsempfänger war. — — 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 24. April 1917. Sch. (Kl.) w. M. 
III. 10/17. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 43 S. 172. 


63. Begründung des abgewieſenen Schadens anſpruchs mit einer neuen 
Schadensurſache; keine Einrede der Rechtskraft. 
Vgl. 41 Nr. 306; 45 Nr. 140 m. N.; 64 Nr. 57. 
ZPO. 3 322; 80. 5 823. 

In beiden Prozeſſen handelt es ſich um den Unfall v. 20. Juli 1913, 
nämlich die Beſchädigung, die dem der Klägerin gehörigen Schiffe dadurch 
zugefügt iſt, daß die Kette, an der der Fährprahm läuft, beim Anziehen unter 
das Schiff geriet und hinter das Ruder hakte, wodurch das Schiff beſchädigt⸗ 
iſt. In beiden Prozeſſen wird die gleiche Summe als Schadenerſatz vom Be⸗ 
klagten, dem Eigentümer der Fähranlage gefordert. Inſoweit iſt das Klage⸗ 
begehren in beiden Prozeſſen unzweifelhaft identiſch, der Unterſchied beſteht 
darin, daß im Vorprozeß ein Verſchulden der Schiffsbeſatzung behauptet 
wurde, die den Prahm vor dem Paſſieren des Schleppzuges vom Ufer ab- 
gelegt habe, während jetzt der Anſpruch auf die Behauptung geſtützt wird, 
der Fährprahm ſei unſachgemäß gebaut, denn der Führerſtand ſei ſo niedrig 
angelegt, daß, wenn ein Kaſtenwagen auf der Fähre ſtehe, hierdurch dem 
Führer die Ausſicht nach der Seite verſperrt ſei. Dies ſei auch zur Zeit des 
Unfalls der Fall geweſen; es liege hierin ein Verſchulden der Organe des Reichs, 
die den Fährprahm eingeſtellt und hätten arbeiten laſſen, das die Beſchädigung 
verurſacht habe. 8 

Es fragt ſich, ob, wie der Beklagte einwendet und der Vorderrichter an- 
nimmt, über den im jetzigen Prozeß geltend gemachten Anſpruch bereits durch 
die Abweiſung der Klage des früheren Prozeſſes entſchieden iſt. Es iſt hier— 
für zu prüfen, was unter dem durch die Klage erhobenen Anſpruch i. S. des 
8322 ZPO. zu verſtehen iſt. Hierbei iſt auf die Beſtimmung des § 253 Nr. 2 
ZPO. zurückzugehen, wonach in der Klageſchrift die beſtimmte Angabe des 
Grundes des erhobenen Auſpruchs gefordert wird, die dann wieder, ſoweit 
ſie ſich mit dem mündlich verhandelten Prozeßſtoff deckt, regelmäßig den Um⸗ 
fang deſſen begrenzt, worüber das Urteil in ſeinem entſcheidenden Teil ſich 
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ausſpricht. Daß zur Auslegung der Urteilsentſcheidung, insbeſondere wenn 
es ſich wie hier um Klagabweiſung handelt, auf die Gründe des Urteils ein⸗ 
zugehen und hieraus die nahere Beſtimmung deſſen zu entnehmen iſt, was 
durch die Klagabweiſung nach dem aus der Begründung erſichtlichen Sinn 
der Entſcheidung gejagt fein ſoll, unterliegt keinem Bedenken (vgl. RGeEntſch. 
41, 128, in Seuff A. 54 Nr. 60; 47, 366; 74, 121; 79, 230). N 

Die prozeſſuale Vorſchrift der jog. materiellen Rechtskraft, aus der ſich 
die bindende Kraft der urteilgemäßen Feſtſetzung ergibt, beruht auf Gründen 
des öffentlichen Intereſſes; fie bezweckt vor allem eine Sicherung des Rechts⸗ 
friedens und eine Feſtigung des Anſehens der Gerichte und ihrer als Staats- 
akt ſich darſtellenden Erkenntniſſe. Naturgemäß beſchränkt ſich dies auf den 
Ausſpruch des Gerichts, ſaweit er über 8as Beſtehen oder Nichtbeſtehen des 
den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden Anſpruchs ergeht. Ferner wird 
dem Kläger dadurch, daß er ſein Klagebegehren dem Gegenſtande wie dem 
Grunde nach genau anzugeben hat, die Behauptungspflicht auferlegt, 
hierdurch für den Beklagten feſtgeſtellt, um welchen Anſpruch es ſich handelt, 
und ihm die Möglichkeit gegeben, ſich in ſachgemäßer, den Prozeßgegenſtand 
inhaltlich treffender Weiſe zu erklären und gegenüber demjenigen, was zur 
Begründung der verlangten Leiſtung oder Feſtſtellung vorgebracht wird, 
ſeine Rechte zu wahren. 

Die Anſicht, daß es in dieſer Beziehung genüge, wenn der Kläger das 
konkrete Rechtsverhältnis, auf das er ſeinen Anſpruch gründet, angebe, 
kann als zutreffend nicht angeſehen werden. Es iſt richtig, daß die Zivilprozeß⸗ 
ordnung ſelbſt nicht näher beſtimmt, was unter Klagegrund zu verſtehen iſt, 
ob alſo die Bezeichnung des obligatoriſchen Verpflichtungsgrundes oder des 
dinglichen Rechts genügt. Die Berufung auf verſchiedene Stellen der Prozeß⸗ 
ordnung, insbeſondere auf 8331 ZPO., wonach im Verſäumnisverfahren 
das tatſächliche mündliche Vorbringen als zugeſtanden anzunehmen iſt (vgl. 
im einzelnen u. a. Seuffert Anm. IV, Stein Anm. III, 3 zu 8253 ZPO.), 
erſcheint für die Begründung ſowohl der einen wie der anderen Meinung 
von keiner ausſchlaggebenden Bedeutung. Dagegen iſt auf die Begründung 
des Entwurfs einer ZPO. S. 182 (Hahn Mater. z. ZPO. 1, 255) hinzuweiſen, 
wo betont iſt, daß die Grundlage für den Rechtsſtreit durch die Klageſchrift 
beſtimmt werden ſoll, und daß den Klagegrund diejenigen Tatſachen bilden, 
die nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts an ſich geeignet ſind, den erhobe- 
nen Anſpruch als in der Perſon des Klägers entſtanden und zugleich als durch 
den Beklagten verletzt erſcheinen zu laſſen. Dieſe „rechtsbegründenden Tat— 
ſachen“, wie ſie die Motive nennen, ſind aber nicht durch die Bezeichnung 
des Rechtsverhältniſſes gegeben, ſondern erfordern eine nähere tatſächliche 
Unterlage, aus der ſich nach Anſicht des Klägers ein Verpflichtungsverhältnis 
beſtimmten Inhalts ergeben ſoll, auf Grund deſſen die Gegenpartei in Anſpruch 
genommen wird. Mit der in Rechtſprechung und Schrifttum herrſchenden 
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Meinung ift davon auszugehen, daß es der Anführung der tatſächlichen Mio- 
mente, aus denen das Entſtehen des Verpflichtungsgrundes vom Kläger 
gefolgert wird, bedarf zur Beſtimmung des Klaganſpruchs, der zur Entſchei— 
dung geſtellt wird. Wie bei dinglichen Klagen nicht die Behauptung des ding⸗ 
lichen Rechts genügt, ſondern die Angabe der Erwerbstatſachen hinzukommen 
muß, da ſonſt die erforderliche Beſtimmtheit fehlt (vgl. RG. in Warneyer 
Ergbd. 1913 Nr. 258), ſo reicht auch die Behauptung, daß eine unerlaubte 
Handlung den Schadenerſatzanſpruch begründe, nicht aus, ſondern es iſt durch 
Angabe beſtimmter Tatſachen näher darzulegen, worauf die Verbindlichkeit 
zum Schadenerſatz gegründet wird. Nur hierdurch wird der Beklagte darüber 
aufgeklärt, worin der geltendgemachte Verpflichtungsgrund beſteht und dem 
Richter die Kenntnis der klagebegründenden Tatſachen vermittelt, durch 
deren Prüfung er in die Lage verſetzt wird, zu entſcheiden, ob der Klage— 
anſpruch begründet iſt oder nicht. 

Vgl. hierzu u. a. RGEntſch. 10, 434, in SeuffA. 39 Nr. 145; 11, 242; 86, 377; RG. in 
SeuffA. 41 Nr. 306, in JW. 1901, 483“, und in Warneyer Ergbd. 1912 Nr. 153; 
Stein Komm. IX zu $ 322, III 3 zu $ 253 u. III zu 268 ZPO.; ferner Seuffert 
Komm. $ 253 III; Hellwig Zivilprozeßr., 308 ff. 

Die Entſcheidung, welche Rechtsfolgen aus den behaupteten Tatſachen 
herzuleiten ſind, iſt Sache des Richters, woraus folgt, daß eine Anderung 
der rechtlichen Geſichtspunkte, die vom Kläger in der Klageſchrift vorgetragen 
ſind, ebenſowenig unzuläſſig iſt wie das Fehlen der Angaben der rechtlichen 
Konſtruktion in der Klage oder im mündlichen Vortrag von Bedeutung iſt, 
wenn dem Gericht nur das tatſächliche Material, das zur Begründung des 
Klaganſpruchs genügend iſt, unterbreitet wird. Daß der Kläger durch eine 
ausdrückliche Erklärung, er wolle ſeinen Anſpruch nur aus einem beſtimmten 
Rechtsverhältnis herleiten, die rechtliche Beurteilung ſeitens des Gerichts 
einſchränken kann, iſt ein Umſtand, auf den hier nicht näher einzugehen iſt. 

Darnach ſchlägt die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache nicht 
durch. 1 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 2. Nov. 1916. K. w. Deutſches Reich. 
U 1. 22/16. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1917, 49. 


64. Vollſtreckungsgegenklage ſolange der Gläubiger ſich nicht bezüglich 
der empfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 
ZRO. 88 767. 757. | 

Bei der Vollſtr.⸗Gegenklage beſteht das Rechtsſchutzbedürfnis vom Be⸗ 

ſtehen des Titels an und inſolange als der Gläubiger die Möglichkeit hat, 

auf Grund des Vollſtr.⸗Titels zu vollſtrecken. Dieſe Möglichkeit iſt erſt dann 

nicht mehr vorhanden, wenn die Zw.⸗Vollſtreckung beendigt und der Gerichts- 

vollzieher die vollſtreckbare Ausfertigung zurückgegeben oder bei Teilleiſtungen 
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dieſe auf der vollſtreckbaren Ausfertigung bemerkt und dem Schuldner Quit⸗ 
tung erteilt hat (88 757. 775 Nr. 4 ZPO.). So liegt aber hier die Sache nicht. 

Die Zw.⸗Vollſtreckung wurde betrieben für einen Betrag von 50K 
Unterhalt für Mai 1916 und 100. , Unterhaltsrückſtände für die Zeit vom 
1. Juli 1915 bis 1. Juni 1916. Bezahlt waren aber von dieſen Beträgen die 
50 & für Mai 1916 und 25. der Rückſtände. Bezüglich dieſer Beträge be- 
ſtand alſo zur Zeit der Pfändung kein Vollſtr.⸗Anſpruch mehr. Es wäre daher 
Verpflichtung der Beklagten geweſen, dieſe Rechtslage alsbald, ſpäteſtens in 
der mündlichen Verhandlung v. 6. Juni 1916, durch Erteilung einer Befrie⸗ 
digungserklärung anzuerkennen. Auf dieſe Weiſe wäre es ihr möglich geweſen, 
ſich vor der Überbürdung der Koſten zu ſchützen (893 ZPO.; Falkmann 
Zw.⸗Vollſtr. 383; Gaupp⸗Stein ZPO. Anm. III zu $ 767). 

Dies hat die Beklagte unterlaſſen. Sie hat weder vor noch nach der Er- 
hebung der Klage den Kläger in eine Lage verſetzt, in der er ſich gegenüber einer 
Vollſtreckung für die bereits bezahlten Beträge von 50. und 25. dem Vollſtr.⸗ 
Organ gegenüber ohne weiteres ſchützen konnte. Auf den Brief v. 29. Mai 1916 
kann ſich die Beklagte nicht berufen. Darin iſt nur erklärt, daß die Pfändung 
im Hinblick auf den Widerſpruch der Mutter des Klägers aufgehoben und das 
Angebot des Klägers, die Rückſtände in monatlichen Raten von 25 K abzu⸗ 
zahlen, angenommen werde. Auch in der mündlichen Verhandlung v. 6. Juni 
1916 hat die Beklagte nur die Erklärung abgeben laſſen, daß die in Mitte 
liegende Pfändung bereits vor Zuſtellung der Klage aufgehoben worden ſei. 
Weder im Brief v. 29. Mai 1916 noch in der Verhandlung v. 6. Juni 1916 
iſt eine Erklärung abgegeben worden, die als Anerkennung der erfolgten Teil 
befriedigung gedeutet werden könnte und daher dem Kläger das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis genommen hätte. Selbſt wenn alſo die Beklagte durch ihr Verhalten 
zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung gegeben hätte, was übrigens vom 
Kläger mit der Begründung beſtritten wird, die Beklagte habe ihm auf alle 
mögliche Weiſe Unannehmllichkeiten zu bereiten verſucht, jo hätte die Beklagte 
doch im Verhandlungstermin v. 6. Juni 1916 die Teilbefriedigung anerkennen 
müſſen. Es iſt daher auch nicht richtig, daß der Kläger zum mindeſten ſeinen 
Anſpruch auf die Koſten hätte beſchränken müſſen, da die Hauptſache erledigt 
war. Da die Beklagte die Zw.⸗Vollſtreckung auch nur wegen des Wider⸗ 
ſpruchs der Mutter des Klägers aufgehoben hat, iſt es auch unzutreffend, daß die 
Zw.⸗Vollſtreckung durch Befriedigung beendigt worden und deshalb die Voll— 
ſtr.⸗Gegenklage gegenſtandlos geweſen ſei. 

Das Landgericht hat deshalb mit Recht der Klage ſtattgegeben und die 
Berufung der Beklagten iſt unbegründet. N 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 4. Okt. 1916. G. w. G. L. 412/16. 
1—2. 
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65. Begriff des Hettenhandels. 
Vgl. oben Nr. 48. 
BGB. 3 134. 138; BRVO. zur Bekämpfung des Kettenhandels 5 11. 

Laut Beſtätigungsſchreiben v. 11. Nov. 1916 hatte der Kläger zu den dort 
angegebenen Bedingungen vom Beklagten rund 10 Tonnen prima geſalzenes 
und gepökeltes Robbenfleiſch gekauft. Er hatte die Ware an die Firma C. & R. 
weiterverkauft. Der Beklagte lieferte nur einen Teil der Vertragsmenge. 
Der Kläger wurde von C. & R. auf Schadenerſatz in Anſpruch genommen 
und zahlte in Erfüllung dieſer Forderung 506,40 4. Mit der Klage begehrte 
er vom Beklagten Schadenerſatz wegen nicht gelieferter 5064 kg Robben⸗ 
fleiſch. In 2. Inſtanz wurde der Anſpruch für begründet erklärt. — Aus den 
Gründen: | 

„Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil das Geſchäft zwiſchen 
dem Kläger und der Firma C. & R. wegen verbotenen Kettenhandels nichtig 
und daher nicht geeignet ſei, die Grundlage einer Schadenerſatzforderung abzu⸗ 
geben. Das Ber.⸗Gericht vermag ſich dieſer Auffaſſung nicht anzuſchließen. 
Das Landgericht meint: Für die Frage, ob Kettenhandel vorliege, komme es 
nicht darauf an, ob die durch die mehrfache Veräußerung der Ware herbei⸗ 
geführte Preisſteigerung groß oder gering ſei. Denn Lebensmittel dürften 
nach der Verordnung v. 24. Juni 1916 im Handel nicht von Hand zu Hand 
gehen; ein Großhändler dürfe ſie nicht an den andern Großhändler verkaufen. 
Der Kaufmann ſei verpflichtet, ſich darüber zu unterrichten, zu welchem Zweck 
derjenige, dem er ſie anbiete, die Ware erwerben wolle. — Dieſe Auffaſſung 
wird dem Grundgedanken der erwähnten Verordnung nicht gerecht. Wäre 
ſie richtig, ſo würde damit jeglicher Zwiſchenhandel in Lebensmitteln ausge⸗ 
ſchaltet und auf dieſe Weiſe gerade das erreicht ſein, was die Verordnung 
v. 24. Juni 1916 verhindert wiſſen wollte: eine unerträgliche Erſchwerung der 
Verſorgung des Verbrauchers mit Lebensmitteln zu angemeſſenem Preiſe. 
Bei den unter Kaufleuten herrſchenden Gepflogenheiten kann von dem Ver⸗ 
käufer unmöglich verlangt werden, daß er ſich vorweg darüber vergewiſſere, 
was der Käufer mit der Ware anzufangen gedenke. Angeſichts der in Handels- 
kreiſen üblichen und in den Verhältniſſen des Warenverkehrs wohlbegründeten 
Abneigung des Kaufmanns, dem Lieferanten Einblick in ſeine Dispoſitionen 

Seufferts Archiv Bd. 78. 3. Folge Bd. 18 Heft 4. 8 
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zu gewähren, würde auch dieſe Forderung, ſollte fie vom Geſetz wirklich gewollt 
ſein, eine ſtarke Beeinträchtigung des Verkehrs mit Lebensmitteln und damit 
der notwendigen Verſorgung des Publikums zur Folge haben. Aus dem 
Geſetze ſind denn auch derartig undurchführbare und zweckwidrige Vorſchriften 
nicht zu entnehmen. 

Verboten ſind unlautere Machenſchaften, zu denen insbeſondere Ketten⸗ 
handel gezählt wird. Das bloße Gehen der Ware von Hand zu Hand aber iſt 
keineswegs immer verbotener Kettenhandel. Hat ein Kaufmann Lebens⸗ 
mittel im großen erworben, ſo muß er ſie naturgemäß wieder abſetzen. Dazu 
bedarf es beſonderer Verbindungen und Gelegenheiten. Nicht jeder Groß⸗ 
händler hat die Möglichkeit, die Ware unmittelbar dem Verbrauche zuzu⸗ 
führen. Fehlen ihm die Verbindungen, ſo muß er eben, will er nicht die 
Ware zurückhalten und gerade dadurch das Intereſſe der Allgemeinheit ſchädigen, 
an einen andern Großhändler weiterverkaufen, der vielleicht die zum Ver⸗ 
trieb an das Publikum unentbehrlichen Kleinhändler und Konſumentenvereini⸗ 
gungen an der Hand hat. In dieſem Verhalten des Kaufmanns, der alſo not⸗ 
gedrungen die Ware an einen andern Großhändler veräußern muß, wenn ſie 
nicht liegen bleiben ſoll, kann etwas Unzuläſſiges nicht erblickt werden, falls 
nicht etwa das Weiterveräußern dazu benutzt wird, eine unangemeſſene Preis⸗ 
ſteigerung herbeizuführen. Hiernach muß, um den Begriff des Kettenhandels 
zu erfüllen, ein weiteres Moment hinzukommen: das der objektiv ungerecht⸗ 
fertigten Verteuerung der Ware. Eine im volkswirtſchaftlichen Sinn über⸗ 
flüffige, daher ſchädliche und vom Geſetz als ſittenwidrig gekennzeichnete 
Steigerung der Lebensmittelpreiſe braucht aber keineswegs ſchon dann vorzu⸗ 
liegen, wenn, wie hier, der Kaufmann, der vom Importeur gekauft hat, die 
Ware an einen Großhändler abgibt zum weiteren Vertriebe. Daß der Zwiſchen⸗ 
handel an ſich nicht ohne weiteres als Kettenhandel anzuſprechen iſt, iſt in der 
Rechtſprechung ſchon wiederholt zum Ausdruck gekommen (vgl. insbeſondere 
die Entſcheidungen des Hanſ. OLG. Bf. IV, 20/17, und des Reichsgerichts 
in JW. 1917, 727). Der Beklagte könnte mit ſeinem Einwande dann durch⸗ 
dringen, wenn er im einzelnen darlegen und nachweiſen würde, daß der Kläger, 
obwohl er Gelegenheit gehabt hätte, ſelbſt das Robbenfleiſch nutzbringend an 
Konſumenten zu veräußern, aus unlauteren Gründen, insbeſondere um einen 
höheren Gewinn zu erzielen, es vorgezogen hätte, die Ware an C. & R. zu 
veräußern, oder aber, daß der Kläger zum mindeſten beim Abſchluß gewußt 
hätte, C. & R. würden ihrerſeits die Ware, anſtatt ſie alsbald dem Verbrauche 
zuzuführen, in ſpekulativer Abſicht an einen andern Großhändler weiter⸗ 
deräußern. Für alles dies fehlt es an jeglichem Anhalt. Übrigens iſt es für 
den Beſtand des zwiſchen dem Kläger und C. & R. gemachten Geſchäfts be- 
langlos, ob C. & R. von vornherein die Abſicht gehabt haben, an der Ware 
in unzuläſſiger Weiſe zu verdienen. Und ebenſowenig kann allein aus der 
vom Kläger beſtrittenen Tatſache, daß C. & R. das Robbenfleiſch an einen in 
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Bremen anſäſſigen Großhändler weiterveräußert haben, ohne weiteres auf die 


Unzuläſſigkeit auch dieſes Abſchluſſes geſchloſſen werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 16. Jan. 1918. G. H. w. A. J. 
Bf. IV. 228/17. Nö. 


66. Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangten abſtrakten Schadenerſatzes. 
B. 35 249. 287. 326. 


Die Klägerin hatte im Juni 1914 von der Beklagten 6 Wagen Sonnen⸗ 
blumenkuchen⸗Mehl gekauft, lieferbar Oktober / März je einen Wagen. Die 
Beklagte lieferte nichts trotz ihr jeweils nach Ablauf des betreffenden Monats 
geſetzter Nachfriſten. Die Klägerin verlangte Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, und zwar den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem 
Marktpreiſe zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſten. — Der Klage wurde in allen 
Inſtanzen ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— —— Die Erſatzpflicht der Beklagten hat das Ber.⸗Gericht, entſprechend 
dem Verlangen der Klägerin, nach der ſog. abſtrakten Schadensberechnung 
beſtimmt. Dabei hat es bezüglich der einzelnen Monatslieferungen den Ab⸗ 
lauf der dafür geſetzten Nachfriſt als den für die Bemeſſung des Schadens 
maßgebenden Zeitpunkt angeſehen. Die Reviſion iſt der Anſicht, daß bei 
richtiger Anwendung der Vorſchrift des 8249 BGB. nicht der Verkaufswert 
berückſichtigt werden dürfe, den die Ware zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſt 
gehabt habe, ſondern daß zu vergleichen ſei wie die Klägerin ſtehen würde, 
wenn die Beklagte vertragmäßig gehandelt, d. h. die einzelnen Lieferungen 
nicht nur überhaupt, ſondern auch zu den im Vertrag vorgeſehenen Zeiten 
ausgeführt hätte, und wie die Klägerin nunmehr dadurch ſteht, daß die Er⸗ 
füllung überhaupt unterblieben iſt. Das würde im vorliegenden Fall für die 
abſtrakte Berechnung zu dem Ergebniſſe führen, daß als Zeitpunkt, der bei der 
Ermittelung des Schadens zu berückſichtigen iſt, an die Stelle des Ablaufs der 
mehreren Nachfriſten, der jeweils in den dem Lieferungsmonat folgenden 
Monat fällt, der Anfang des letzteren Monats oder auch das Ende des Lieferungs⸗ 
monats zu treten hätte. 

Die Reviſion tritt mit dem Angriff in Gegenſatz zu der in der Rechtſprechung 
herrſchenden und namentlich auch vom Reichsgericht ſchon vielfach anerkannten 
Auffaſſung, daß der Käufer, der den ihm aus der Nichterfüllung erwachſenen 
Schaden abſtrakt berechnet, grundſätzlich die Wahl hat, ob er den Zeitpunkt 
des Eintritts des Verzugs oder des Ablaufs der Nachfriſt heranziehen will. 
Ein Anlaß, von dieſer Auffaſſung abzugehen, liegt nicht vor, insbeſondere 
kann nicht anerkannt werden, daß fie der Vorſchrift des § 249 BGB. wider⸗ 
ſtreite. Die Reviſion überſieht, daß — abgeſehen von hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahmefällen — das über die Zeit der Leiſtung des Verkäufers 
Vereinbarte den Inhalt der Leiſtung nicht berührt, daß auch die verſpätet 
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bewirkte Leiſtung, ſofern ſie nur ſonſt dem Vertrag entſpricht, die Vertrags⸗ 
leiſtung iſt. Die Tatſache, daß die Leiſtung nicht zur vereinbarten Zeit er⸗ 
folgt, iſt für ſich allein in den Regelfällen überhaupt bedeutunglos und gewinnt 
erſt durch den an beſondere Vorausſetzungen gebundenen Hinzutritt des Ver⸗ 
zugs Einfluß auf das Vertragsverhältnis. Aber auch dieſer Einfluß beſteht 
nicht etwa darin, daß an die Stelle des urſprünglichen Vertragsverhältniſſes 
etwas andres tritt, ſondern das alte Vertragsverhältnis dauert weiter, bis der 
Käufer die in § 326 BGB. vorgeſehene Umwandlung herbeiführt. Hat aber 
der Käufer bis dahin den urſprünglichen Erfüllungsanſpruch gehabt, dann 
entſpricht es der Vorſchrift des $ 249 Satz 1, wenn bei der Berechnung ſeines 
Schadens nicht die im Vertrage vorgeſehene Leiſtungszeit, alſo die Fälligkeit 
als entſcheidend angeſehen wird, ſondern die Folgen der Nichterfüllung nach 
dem Zeitpunkte beurteilt werden, in dem der Erfüllungsanſpruch erliſcht und 
durch den Schadenerſatzanſpruch erſetzt wird. Statt dieſes Zeitpunktes kann 
der Käufer freilich auch den ihm vielleicht vorteilhafteren Zeitpunkt des Eintritts 
des Verzugs ſeiner Berechnung zugrunde legen. Dieſe Vergünſtigung recht⸗ 
fertigt ſich daraus, daß der ſäumige Schuldner, wie die Vorſchriften der 88 286. 
287 BGB. ergeben, für die dem Gläubiger nachteiligen Folgen ſeines Verzugs 
einzuſtehen hat. 

Gegen eine mißbräuchliche Ausnutzung der danach dem Käufer gebotenen 
Möglichkeit, durch die Wahl des Zeitpunktes der Friſtbeſtimmung oder die 
Bemeſſung der Friſt auf die Höhe des zu erſetzenden Schadens einzuwirken, 
iſt der Verkäufer geſchützt durch den in der Rechtſprechung anerkannten, im 
gegebenen Falle von dem Ber.⸗Gericht auch angewendeten allgemeinen 
Grundſatz, daß der Gläubiger bei der Friſtbeſtimmung nicht gegen die An⸗ 
forderungen von Treu und Glauben verſtoßen, insbeſondere nicht auf Koſten 
des Schuldners ſpekulieren darf. Ein weiterer Schutz des Verkäufers ergibt 
ſich aus dem allgemeinen Weſen der abſtrakten Schadensberechnung. Da die 
Zulaſſung dieſer Berechnungsart nur auf der Vermutung beruht, daß der 
Käufer durch den Weiterverkauf den berechneten Gewinn hätte erzielen können, 
iſt es dem Verkäufer im Einzelfall unbenommen, nach § 287 ZPO. frei zu 
würdigende Umſtände darzulegen, die die Vermutung entkräften. Nach 
dieſer Richtung hat die Beklagte in den Vorinſtanzen nichts vorgebracht. Viel— 
mehr hat fie ſich auf den allgemeinen, mit der Vorſchrift des §8 249 BGB. 
und dem Weſen des Anſpruchs auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung un- 
vereinbaren Einwand beſchränkt, daß die geſamte Schadensberechnung der 
Klägerin abzuſtellen ſei auf Mitte Oktober 1914, alſo auf eine Zeit, zu der 
noch nicht einmal die erſte Lieferung fällig war. 

Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Sept. 1917. J. B. & O. (Bkl.) 

w. L. Nchf. II. 100/17. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 107 S. 423. 
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67. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine 
Haftung aus $419 BGB. für die Schulden. 
Vgl. 65 Nr. 24. | 
BOB. 35 419. 414 ff.; HB. 8 25. 

Der Kläger hatte von der off. Handelsgeſellſchaft P. E St. in C. für die 
Vermittelung von Geſchäften 5760 K zu fordern, auf deren Bezahlung er 
die Beklagte in Anſpruch nahm, nachdem dieſe das Geſchäft der erwähnten 
Handelsgeſellſchaft mit allen Rechtsverbindlichkeiten, insbeſondere auch mit 
jener Proviſionsſchuld übernommen hatte. — Die Klage wurde in allen u. 
ſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Der Vorderrichter hat ohne Rechtsverſtoß angenommen, daß 
es an einem beſonderen Verpflichtungsgrunde fehlt, kraft deſſen der Kläger 
gemäß 9 25 Abſ. 3 HGB. der Beklagten die Bezahlung der Proviſionsſchuld 
anſinnen könnte. Soweit § 419 BGB. in Betracht kommt, wird deſſen An⸗ 
wendbarkeit zutreffend unter Hinweis darauf verneint, daß die Beklagte nur 
das Vermögen der off. Handelsgeſellſchaft P. & St. und nicht auch das Ver⸗ 
mögen der Teilhaber der Geſellſchaft übernommen hat. Dieſe Begründung 
ſteht im Einklange mit der Anſicht, welche das Reichsgericht im Urteil III. 99/09 
v. 1. Febr. 1910 (JW. 1910 242%) ausgeſprochen hat. Der Tatbeſtand des 
8 419 Abſ. 1 würde bei einer Sachlage der bezeichneten Art nur dann gegeben 
ſein, wenn die off. Handelsgeſellſchaft die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon 
hätte. Nach der herrſchenden, auch vom Reichsgerichte ſtändig vertretenen 
Anſicht iſt jedoch dieſe Auffaſſung nicht gerechtfertigt. Träger der im Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen vereinigten Rechte ſind vielmehr die Geſellſchafter. Daß 
zur Erleichterung des Rechtsverkehrs das Geſellſchaftsvermögen mit einer 
gewiſſen Selbſtändigkeit ausgerüſtet iſt, nähert die off. Handelsgeſellſchaft 
zwar einer juriſtiſchen Perſon, ſtellt fie einer ſolchen aber nicht gleich (RGEntſch. 
65, 23 u. 227; 84, 111). Auch der wirtſchaftliche Grund, welcher zur Auf⸗ 
ſtellung der Vorſchrift im § 419 geführt hat, trifft auf den Erwerb des Ge⸗ 
ſchäfts einer off. Handelsgeſellſchaft nicht zu. Die Beſtimmung beruht auf dem 
Gedanken, daß da, wo die Vermögensmaſſe geblieben iſt, welche die natürliche 
Unterlage des einem Schuldner gewährten Kredits bildet, auch die Befriedigung 
von den Gläubigern ſoll geſucht werden dürfen (RGEntſch. 69, 288; 85, 169). 
Die Kreditunterlage für den Gläubiger, der mit einer off. Handelsgeſellſchaft 
abſchließt, bildet aber außer dem Geſellſchaftsvermögen das gemäß § 128 HGB. 
neben dieſem haftende Vermögen der Geſellſchafter. 

Auch inſoweit iſt ein Rechtsirrtum nicht erſichtlich, als das Ber.⸗Gericht. 
ausführt, daß im Fall der Übernahme der Proviſionsſchuld durch die Be⸗ 
klagte ein Schuldverhältnis zwiſchen ihr und dem Kläger nicht hergeſtellt 
ſein würde. Das Vorliegen einer befreienden Schuldübernahme (88 414 ff. 
BGB.) behauptet der Kläger, der die off. Handelsgeſellſchaft nach wie vor 
für haftbar erachtet, ſelbſt nicht. Für die Annahme aber, daß die Beklagte 
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neben die off. Handelsgeſellſchaft als Mitſchuldnerin habe treten und dem 
Kläger ein unmittelbares Recht auf die Proviſion ihr gegenüber habe ein- 
räumen wollen, ſind ausreichende Anhaltspunkte in den Ergebniſſen der 
Streitverhandlung nicht aufzufinden. Der Behauptung, daß ein Fall der 
Schuldmitübernahme vorliege, läßt ſich allerdings nicht mit dem Vorder⸗ 
richter der 8329 BGB. entgegenhalten, der den Fall der Erfüllungsübernahme 
im Auge hat. Dagegen ergibt ſich aus der allgemeinen Vorſchrift im $ 328, 
daß ein Gläubigerrecht des Klägers durch den Schuldbeitritt der Beklagten 
nur erzeugt ſein würde, wenn die Abſichten der an der Vereinbarung der 
Übernahme beteiligten Vertragsparteien auf die Begründung eines ſolchen 
Rechts gerichtet geweſen wären. N 

Die Reviſion mußte hiernach zurückgewieſen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 6. Juli 1917. B. (Kl.) w. M. Geſ. 
in L. III. 126/17. 


68. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner 
berichtigten Forderung auf dieſen übergehen. 
Vgl. 63 Nr. 130; 66 Nr. 211. 
BGB. 55 426. 401. 412. 

Die Kaufleute B. und W. in F., die gemeinſchaftlich ein ſog. Immobilien⸗ 
geſchäft betrieben, hatten der klagenden Bank zur Sicherheit für das ihnen 
eröffnete Kontokorrent zwei ihnen gehörige Hypotheken übertragen. Außer⸗ 
dem hatte ihr der Geſellſchafter B. eine ihm perſönlich zuſtehende Geldfor⸗ 
derung an die Firma M. Schn. in F. verpfändet. Die Kontokorrentforderung 
betrug ſchließlich 141 076,50 K. Anfang Juni 1915 befriedigte ſich die Klä⸗ 
gerin wegen dieſer Forderung durch Einziehung der ihr verpfändeten Geld⸗ 
forderung des Geſellſchafters B., über deſſen Vermögen nach der Ver⸗ 
pfändung, am 15. Oktober 1913, das Konk.⸗Verfahren eröffnet worden war. 
Mit der geſchehenen Befriedigung erklärte der verklagte Konk.⸗Verwalter ſein 
Einverſtändnis. Auf ſein Verlangen trat ihm daraufhin Mitte Juni 1915 
die Klägerin die ihr zur Sicherheit übertragenen Hyp.⸗Forderungen ab. Da⸗ 
bei hatte ſie überſehen, daß der Anſpruch auf Wiederübereignung der HHpo- 
theken ſchon von einem andern Gläubiger gegen B. und W. gepfändet und ihr 
zur Einziehung überwieſen worden war. Sie focht nun die Übertragung der 
Hyp.⸗Forderungen an die B.jche Konk.⸗Maſſe wegen Irrtums an und klagte 
dann gegen den Konk.⸗Verwalter auf deren Rückabtretung wegen ungerecht— 
fertigter Bereicherung. — Der Klage wurde in den erſten Inſtanzen ftatt- 
gegeben. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Hafteten die beiden Geſellſchafter für die Kontokorrentfor⸗ 
derung der Klägerin zugleich perſönlich als Geſamtſchuldner, ſo wäre in Frage 
gekommen, ob nicht der Beklagte auf Grund des § 426 Abſ. 2 in Verbindung 
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mit den 88 401. 412 BGB. berechtigt war, von der Klägerin die Abtretung 
der Hyp.⸗Forderungen ganz oder doch teilweiſe zu verlangen. § 426 Abſ. 2 
ſchreibt vor, daß, ſoweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und 
von den übrigen Gläubigern Ausgleichung verlangen kann, die Forderung 
des Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf ihn übergeht. Auf dieſen 
Paragraphen und auf die mit ihm zuſammenhängenden Fragen geht das 
Oberlandesgericht mit keinem Wort ein, obwohl ſich der Beklagte auch auf 
ihn berufen und darum ſchon das Landgericht auch ihn in den Kreis ſeiner 
Erörterungen gezogen hatte. Es hätte unterſucht werden müſſen, ob und 
inwieweit der Beklagte von dem Geſellſchafter W. Ausgleichung verlangen 
konnte. Nach $ 426 Abſ. 1 Satz { find zwar die Geſamtſchuldner im Verhält⸗ 
niſſe zueinander zu gleichen Anteilen verpflichtet, aber nur, ſoweit nicht ein 
andres beſtimmt iſt, und ein andres braucht nicht ausdrücklich beſtimmt zu 
fein, es genügt vielmehr (vgl. RGEntſch. 79, 291), wenn es ſich aus den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere (vgl. Warneyer 1911 Nr. 394 und gerade für Geſell⸗ 
ſchaften RGEntſch. 85, 161/163) aus der Natur des zwiſchen den Geſamt⸗ 
ſchuldnern beſtehenden Rechtsverhältniſſes ergibt. | 

Der Mangel des Ber.⸗Urteils, der in dem Fehlen eines Eingehens auf 
8 426 Abſ. 2 liegt, wäre unſchädlich, wenn der Beklagte auch beim Beſtehen 
eines Ausgleichungsanſpruchs kein Recht auf Abtretung der Hyp.⸗Forderungen 
erworben hätte. 88 401. 412 ſagen nur, daß mit der abgetretenen oder kraft 
Geſetzes übergehenden Forderung die „Hypotheken oder Pfandrechte, die für 
ſie beſtehen, ſowie die Rechte aus einer für ſie beſtellten Bürgſchaft“ auf den 
neuen Gläubiger übergehen. Um eine Hypothek, die für die Forderung der 
Klägerin beſtellt geweſen wäre, handelt es ſich hier nicht, auch nicht um ein 
Pfandrecht an einer Hypothek, noch weniger um eine Bürgſchaft. Der Klä⸗ 
gerin waren vielmehr Hyp.⸗Forderungen zu vollem Rechte ſicherunghalber 
(fiduziariſch) abgetreten. Der Vorſchrift in § 401 Abſ. 1 kommt aber eine 
über den Wortlaut hinausgehende Bedeutung zu, ſie erſtreckt ſich auch auf 
andre Nebenrechte (RGEntſch. 65, 418/419). Nach § 297 des 1. Entwurfs 
ſollten allgemein die zur Verſtärkung der Forderung dienenden Nebenrechte 
mit übergehen. In der 2. Kommiſſion wurde zwar dieſer Vorſchrift die be⸗ 
ſchränkte Faſſung des Geſetzes gegeben, dabei aber bemerkt (Prot. 1, 386), die 
gewählte Faſſung, die angezeigt erſcheine, weil unter Nebenrechten auch 
ſolche verſtanden werden könnten, auf die die Vorſchrift nicht paſſe (wie das 
kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht), ſchließe ſelbſtverſtändlich die Anwen⸗ 
dung der Beſtimmung auf andre Nebenrechte nicht aus. Ob man jedoch bei 
der entſprechenden Anwendung ſo weit gehen kann, zu ſagen, daß auch ein 
dem bisherigen Gläubiger (fiduziariſch) zu ſeiner Sicherung zu Vollrecht ein⸗ 
geräumtes Recht auf den neuen Gläubiger übergehe, kann zweifelhaft ſein. 
Rechtlich iſt die Sicherungsabtretung keine Verpfändung. Indeſſen das durch 
Sicherungsabtretung begründete Recht vertritt nicht nur wirtſchaftlich die 
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Stelle eines Pfandrechts, ſondern es weiſt auch in rechtlicher Beziehung dem 
Pfandrechte verwandte Züge auf. Das abgetretene Recht ſcheidet nicht end⸗ 
gültig aus dem Vermögen des Abtretenden (Anvertrauenden, Fiduzianten) 
aus, es ſoll vielmehr ebenſo wie das Pfandrecht dem Gläubiger (Treuhänder, 
Fiduziar) nur zur Sicherung ſeiner Forderung dienen, und nur ſolange dieſer 
Zweck es nötig macht, darf es der Gläubiger behalten (vgl. Warneyer 1910 
Nr. 38 und RGentſch. 89, 195). Das hat die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts beiſpielsweiſe dahin geführt, im Konkurſe des Gläubigers den Ab⸗ 
tretenden als Ausſonderungsberechtigten und umgekehrt im Konkurſe des 
Abtretenden den Gläubiger nicht als Ausſonderungsberechtigten, ſondern nur 
als Abſonderungsberechtigten zu behandeln (vgl. u. a. einerſeits Warneyer 
1910 Nr. 38 und RGeEntſch. 24, 45, anderſeits RGEntſch. 45, 80 in Seuff A. 
45 Nr. 155 und 55 Nr. 191). Das nötigt auch dazu, bei der rechtsgeſchäftlich 
oder kraft Geſetzes erfolgenden Übertragung einer Forderung, zu deren Siche⸗ 
rung ein Recht zu Vollrecht abgetreten iſt, die 88 401. 412 entſprechend anzu⸗ 
wenden. Wenn vielleicht auch nicht ſo, daß das ſicherunghalber abgetretene 
Recht unmittelbar auf den neuen Gläubiger übergeht (vgl. inſoweit RGeEntſch. 
89, 195), jo doch in der Weife, daß der neue Gläubiger regelmäßig einen 
Anſpruch gegen den bisherigen Gläubiger auf Übertragung des ihm ſicherung⸗ 
halber abgetretenen Rechts erwirbt. Der Wechſel des Gläubigers und damit 
des Treuhänders mag unter Umſtänden dem andern Teile zum Nachteil ge⸗ 
reichen, aber dieſen Nachteil muß er als eine Folge des Umſtandes, daß er ſein 
Recht ſicherunghalber abgetreten hat, ebenſo auf ſich nehmen, wie ſich den 
Wechſel des Gläubigers nach der ausdrücklichen Vorſchrift des Geſetzes der⸗ 
jenige gefallen laſſen muß, der zur Sicherung der Forderung eine Hypothek 
oder ein Pfandrecht beſtellt oder Bürgſchaft geleiſtet hat. 
Das Oberlandesgericht hätte hiernach ein Eingehen auf $ 426 Abſ. 2 
und die mit ihm zuſammenhängenden Fragen nicht unterlaſſen dürfen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 26. Nov. 1917. Konk. B. (Bkl.) 
w. B.⸗M. Bank (OLG. Frankfurt a. M.). IV. 308/17. Auch in RG.⸗ 
Entſch. 91 Nr. 68 S. 277. 


69. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern 
deſſen Erben ein Kündigungsrechtd 
BGB. 88 569. 596. 

Der Beklagte hatte im Jahre 1915 die in ſeinem Hauſe zu Nürnberg zum 
Betrieb einer Kaffeewirtſchaft eingerichteten Räume an Julius K. und E. 3. 
bis zum Jahre 1925 um den anfänglichen Jahreszins von 11000 & verpachtet. 
K. iſt am 25. April 1916 geſtorben. Die Kläger, ſeine Erben, kündigten die 
Pacht am 30. Juni 1916 auf 1. Oktober 1916; der Beklagte nahm die Kün— 
digung nicht an. Mit der Klage verlangten die Kläger die Feſtſtellung der 
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Beendigung des Vertragsverhältniſſes der Parteien auf 1. Oktober 1916. 
In den erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. — Aus den Gründen: 

„Das Bürgerl. Geſetzbuch hat nach $ 569 im Fall des Todes des Mieters 
ſowohl deſſen Erben als dem Vermieter das Recht zur Kündigung des Miet- 
verhältniſſes unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt gewährt. Dasſelbe Kün⸗ 
digungsrecht kommt auch beim Tode des Pächters deſſen Erben zu, dem Ver⸗ 
pächter dagegen iſt es verſagt (88 581. 596 BGB.). Durch die Einräumung 
dieſes Kündigungsrechts iſt das Bürgerl. Geſetzbuch im Anſchluß an das preuß. 
Allg Landrecht vom Standpunkt des gemeinen Rechts und andrer Geſetz⸗ 
gebungen abgewichen, die dem Tode des Mieters oder Pächters keinen Ein⸗ 
fluß auf den Beſtand des Miet- oder Pachtverhältniſſes gewährten. Der geſetz⸗ 
geberiſche Grund des Kündigungsrechts war, wie die Entſtehungsgeſchichte 
erkennen läßt (Mot. 2, 416; Prot. 2, 218 ff.; Kommiſſ. Bericht 1281), die 
Erwägung, daß der Tod des Mieters oder Pächters vielfach eine tiefgreifende 
Veränderung der häuslichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit ſich bringe, 
daß die gewährte Kündigungsbefugnis meiſt den Abſichten der Parteien ent- 
ſpreche und daß die Befugnis in hohem Maße geeignet ſei, zufällige Härten 
und Unbilligkeiten auszugleichen. Eine ausdrückliche Beſtimmung für den 
Fall, daß mehrere Mieter oder Pächter gemeinſchaftlich den Vertrag ge- 
ſchloſſen haben, iſt im Bürgerl. Geſetzbuch nicht getroffen; es iſt zwar an den 
erwähnten Stellen der Entſtehungsgeſchichte der beſondere Fall der gemein⸗ 
ſchaftlichen Miete durch Ehegatten erörtert worden, die Entſcheidung der 
Frage iſt jedoch der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überlaſſen worden. 

Das Ber.⸗Gericht hat für den vorliegenden Fall das Kündigungsrecht 
der Erben des verſtorbenen einen Pächters verneint und dargelegt: 8 569 BGB. 
bezwecke die Löſung des ganzen Mietverhältniſſes. Dieſe könne aber durch 
die Kündigung der Erben des einen Mieters nicht herbeigeführt werden, weil 
der überlebende Mieter ein Kündigungsrecht nicht habe und weil die Erben 
des andern das Kündigungsrecht nicht allein für ſich ausüben könnten. Denn 
die Kündigung ſei ein unteilbares Recht und könne, wie der Rücktritt (§ 356 
BGB.) nur von allen und gegen alle Vertragsgenoſſen ausgeübt werden. 
Dieſe Darlegung entſpricht der im Schrifttum überwiegend vertretenen Auf- 
faſſung. Dieſer iſt jedoch nicht beizutreten. 

Die Anwendung der für den Rücktritt in $ 356 BGB. getroffenen Be⸗ 
ſtimmung iſt nicht gerechtfertigt. Kündigung und Rücktritt find begrifflich ver- 
ſchiedene Rechtshandlungen. Während die Kündigung das Schuldverhältnis 
für die Zukunft beendet, bedeutet der Rücktritt die Erklärung, daß das wirkſam 
eingegangene Geſchäft als nicht geſchloſſen zu erachten ſei (RGEntſch. 83, 400). 
Eine entſprechende Anwendung des in § 356 BGB. für den Rücktritt aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes der Unteilbarkeit der Rechtsausübung auf die Kün⸗ 
digung verbietet ſich deshalb, weil dieſer Grundſatz im Geſetze nur für be⸗ 
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ſtimmte einzelne Rechtshandlungen, wie neben dem Rücktritt für die Wan⸗ 
delung, den Wiederkauf, den Verkauf und für einzelne andre Fälle (88 1066 
Abſ. 2, 1082. 1258 BGB.) vorgeſchrieben iſt. So hat auch das Reichsgericht 
anläßlich der Beurteilung der Frage, ob das Anfechtungsrecht i. S. von $ 123 
BGB. von mehreren Käufern oder Verkäufern nur gemeinfchaftlich ausgeübt 
werden könne, die entſprechende Anwendung verneint (JW. 1907, 301; 
RGeEntſch. 56, 423). | 

Das zwiſchen mehreren Mietern oder Pächtern mit dem Vermieter oder 
Verpächter begründete Rechtsverhältnis iſt ein einheitliches; die Gebrauchs⸗ 
überlaſſung an erſtere iſt regelmäßig eine unteilbare Leiſtung. Die Löſung 
eines ſolchen Rechtsverhältniſſes nach dem Tode eines der Mieter oder Pächter 
kann daher nur eine einheitliche in dem Sinne ſein, daß das Rechtsverhältnis 
auch für den überlebenden Mieter oder Pächter beendet wird. Die Fort⸗ 
ſetzung des Verhältniſſes durch einen der Mieter oder Pächter iſt auf der 
Grundlage des urſprünglichen Verhältniſſes nicht möglich. Würde ſie ſtatt⸗ 
finden, jo wäre, ähnlich wie in dem RGeEntſch. 86, 60 entſchiedenen Falle, 
die Begründung eines neuen Vertragsverhältniſſes anzunehmen. Aus dieſer 
Einheitlichkeit des Rechtsverhältniſſes in Verbindung damit, daß § 569 dem 
überlebenden Mieter das Kündigungsrecht nicht gewährt, folgt jedoch noch 
nicht, daß eine Kündigung durch die Erben des verſtorbenen Mieters unzu⸗ 
läſſig ſei. Denn es beſteht die Möglichkeit, daß nach dem Inhalt des Vertrags⸗ 
verhältniſſes den Erben die Rechtsmacht zuſtehe, auch mit Wirkung für den 
Überlebenden die Kündigung zu erklären und daß ſich dieſer zu ſeinen Gunſten 
oder Ungunſten die Kündigung gefallen laſſen müſſe, auch ſelbſt das Kündi⸗ 
gungsrecht gewinne. Ob eine ſolche Rechtslage gegeben ſei, iſt nicht nach 
allgemeinen Grundſätzen, ſondern nach den geſamten Umſtänden des einzelnen 
Falles unter Beachtung des dem 8 569 BGB. zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedankens, der beſonderen Natur des Rechtsverhältniſſes und der Partei⸗ 
abſichten zu entſcheiden, ohne daß eine tatſächliche oder rechtliche Vermutung 
für die eine oder andre Auffaſſung Platz greift. | 

Zunächſt ift das zwiſchen den mehreren Mietern oder Pächtern begründete 
Rechtsverhältnis zu unterſuchen und zu erörtern, ob ſich nicht hieraus das 
Recht der Erben auf die Kündigung mit Wirkung für den andern Vertrags⸗ 
genoſſen ergebe. Nach der einwandfreien Annahme des Ber.⸗Gerichts beſtand 
zwiſchen beiden Pächtern ein Geſellſchaftsverhältnis. Gemäß $ 727 BGB. 
wird die Geſellſchaft durch den Tod eines der Geſellſchafter aufgelöſt, wenn 
ſich nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage etwas andres ergibt. Im Fall der 
Auflöſung der Geſellſchaft durch den Tod eines Geſellſchafters würde bei 
Bejahung der Unkündbarkeit des noch bis 1925 dauernden Pachtvertrags 
ſich die Auseinanderſetzung über die Geſellſchaft noch jahrelang hinausziehen. 
Möglicherweiſe laſſen ſich auch aus der Art der Beteiligung der einzelnen 
Geſellſchafter an der Geſellſchaft und deren perſönlicher und wirtſchaftlicher 
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Lage Schlüſſe darauf ableiten, ob die Erben im Hinblick auf die gebotene 
gegenſeitige Rückſichtnahme zur Kündigung mit Wirkung für den überlebenden 
Mitpächter befugt ſeien. Man denke an den Fall, daß die Erben kleine Kinder 
ſind, während der Erblaſſer ein betriebſamer, tüchtiger Mann war, der gerade 
für die Ausübung des geſchloſſenen Geſellſchafts⸗ und Pachtvertrags beſonders 
ſachkundig und geeignet war. 

Weiterhin bedarf das Pachtverhältnis ſelbſt einer Prüfung dahin, ob 
ſich nicht aus deſſen Geſamtumſtänden ein auch gegen den Verpächter wirk⸗ 
ſames Kündigungsrecht der Erben ergebe. Die Pacht gehört zu den Verträgen, 
die in beſonderem Maße den Grundſätzen von Treu und Glauben unterworfen 
ſind. In mannigfacher Beziehung muß bei der Pacht als einem auf eine 
gewiſſe Dauer eingegangenen Rechtsverhältniſſe der Veränderung der Um⸗ 
ſtände Rechnung getragen werden. Eine ſolche beſonders ſchwerwiegende 
Veränderung bringt gerade der Tod des Mieters oder Pächters mit ſich. Die 
hierauf beruhende Vorſchrift des $ 569 BGB. iſt dazu beſtimmt, Härten und 
Unbilligkeiten auszugleichen. Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt zu erwägen, 
ob nicht auch der Verpächter insbeſondere, wenn er das Verhältnis der meh⸗ 
reren Pächter unter ſich kennt, die Löſung der ganzen Pacht ſich anſinnen 
laſſen müſſe. 

Da das Ber.⸗Gericht bisher den Sachverhalt nach den beſprochenen, 
für die Entſcheidung erheblichen Richtungen noch keiner Erörterung unter⸗ 
zogen hat, ſo war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu 
anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.⸗Gericht en 
zuverweiſen.“ | 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. Juni 1917. Kl. u. G. (Kl.) 
w. R. III. 25/17. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 85 S. 328. 


70. Umwandlung einer Zinfenfchuld in eine Darlehnsſchuld; Folgen für 
die Verjährung und für die Derzinfung. 
BGB. 58 607. Abſ. 2, 225. 248. 

Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf die Vereinbarung v. 15. April 1901, wo⸗ 
nach der Beklagte dem Erblaſſer der Kläger gegenüber die Verpflichtung ein⸗ 
gegangen iſt, ſchriftliche Schuldanerkenntniſſe dahin abzugeben, daß er die 
jeweils rückſtändigen Zinſen des ihm vom klägeriſchen Erblaſſer gewährten 
Darlehns als neue Darlehen ſchulde. 

Eine ſolche Vereinbarung iſt nicht um deswillen nichtig, weil ſie, wie 
Beklagter meint, gegen § 225 Satz 1 BGB. verſtieße. Allerdings hat hier die 
vereinbarte Umwandlung der Zinsſchuld in eine Darlehnsſchuld auch die 
Wirkung, daß von der Umwandlung an die Schuld nicht mehr gemäß § 197 
BGB. in 4 Jahren, ſondern gemäß § 195 BGB. in 30 Jahren verjährt. 
Nach der Umwandlung in ein Darlehn ($ 607 Abſ. 2 BGB.) liegt eine Zins⸗ 
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ſchuld nicht mehr vor, die Schuld iſt vielmehr Darlehnsſchuld geworden und 
kann auch nur innerhalb der regelmäßigen Verjährungsfriſt verjähren; 
vgl. RG. in JW. 1906, 458; Oertmann Anm. 2 b yy und Anm. 3 b zu 5 196 BGB.; 

Planck Anm. 1 zu 5 196 BGB.; Komm. von RGRäten Anm. 1 zu 5 196 BGB.; 

Enneccerus BR. 5 214 I; abweichend v. Staudinger Anm. 5 zu 5 196 BGB. 

Aber ein ſolcher Einfluß der Vereinbarung auf die Verjährungsfriſt kann 
noch nicht ausreichen, das Geſchäft als nichtig gemäß § 225 BGB. erſcheinen 
zu laſſen. Wollte man dies annehmen, ſo würde in jeder Stundung der For⸗ 
derung, die gemäß § 202 BGB. die Verjährung hinausſchiebt, ein Verſtoß 
gegen 8 225 BGB. zu finden fein. Das Reichsgericht hat dieſe Auslegung 
bereits verworfen und hat ausgeführt, daß unter § 225 BGB. nur ſolche 
Geſchäfte fielen, die unmittelbar auf eine Erſchwerung der Verjährung gerichtet 
ſeien, nicht aber ſolche, die nur in ihren Folgen mittelbar zu dieſer Erſchwerung 
führten (vgl. Warneyer RGRſpr. 1908 Nr. 53; 1911 Nr. 259). Die Um⸗ 
wandlung einer Zinsſchuld in eine Darlehnsſchuld iſt geſetzlich geftattet durch 
die Vorſchrift des $ 607 Abi. 2 BGB., die eine ſolche Umwandlung allgemein 
zuläßt ohne Rückſicht darauf, auf welchem Schuldgrunde die urſprüngliche 
Verbindlichkeit beruht. Iſt die Umwandlung zuläſſig, ſo muß auch der hier 
vorliegende Vertrag zuläſſig ſein, wonach ſich der Schuldner zur Vornahme 
der Umwandlung verpflichtet. Die Folgen für die Verjährung ergeben ſich 
dann aus der ſtattgehabten Umwandlung. Gegen § 225 Satz 1 BGB. ver⸗ 
ſtößt aber die Abrede nicht, weil ſie nicht zum Gegenſtande hat eine vertrag⸗ 
mäßige Verlängerung der Verjährung für eine ihrem Schuldgrund nach un⸗ 
verändert bleibende Schuld, ſondern weil ſie auf Umwandlung des urſprüng⸗ 
lichen Schuldgrundes gerichtet iſt und dadurch erſt in weiterer Folge die Er⸗ 
ſchwerung der Verjährung bewirkt. Dieſe Verjährungserſchwerung iſt alſo 
nicht der Gegenſtand einer hierauf gerichteten Vereinbarung, ſondern ſie iſt 
die geſetzliche Folge der über die Anderung des Schuldgrundes getroffenen 
Abrede. Inwieweit der Umwandlungsabrede das nicht zum Inhalt des Ge⸗ 
ſchäfts erhobene Motiv zugrunde lag, die Verjährung zu erſchweren, kommt 
für den rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand nicht in Betracht. 

Beklagter will weiter die Nichtigkeit der Abrede daraus herleiten, daß 
Beklagter außer der Verpflichtung, anzuerkennen, daß er die rückſtändigen 
Zinſen als Darlehen ſchulde, in der Vereinbarung v. 15. April 1901 ferner 
die Verpflichtung übernommen habe, dieſe neuen Darlehen wiederum mit 
4%, zu verzinſen. Richtig iſt, daß dieſes letztere Verſprechen gegen $ 248 Abſ. 1 
BGB. verſtößt und daher nichtig iſt. Wenn demgegenüber geltend gemacht 
wird, daß eben nicht die urſprünglichen Zinſen, ſondern die umgewandelten 
Darlehen verzinſt werden ſollten, jo läßt die Ausnahmevorſchrift des § 248 
Abſ. 2 Satz 1 BGB. erkennen, daß der § 248 Abſ. 1 BGB. auch gegenüber 
ſolchen Umwandlungsgeſchäften Geltung beanſprucht, denn im Abſ. 2 Satz 1 
des 8 248 iſt als ausnahmsweiſe unter gewiſſen Vorausſetzungen zuläſſig ge⸗ 
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rade ein ſolches Umwandlungsgeſchäft aufgeführt, woraus ſich ergibt, daß es 
beim Fehlen dieſer beſonderen Vorausſetzungen unter das Verbot des Abſ. 1 
fällt. Tatſächlich bietet die Vereinbarung, daß die Zinsſchuld als neue Dar⸗ 


lehnsſchuld gelten ſolle, beſonders leicht dem Gläubiger den Anlaß, ſich Zinſes⸗ 


zinſen auszubedingen, und es iſt auch aus dieſem Grunde anzunehmen, daß 
das Verbot des § 248 Abſ. 1 BGB. ſich auch auf Zinſen umgewandelter Zinſen 
erſtreckt. | 

Demnach iſt ein Teil der Vereinbarung v. 15. April 1901 nichtig, und die 
Folge iſt nach § 139 BGB., daß das ganze Rechtsgeſchäft nichtig iſt, wenn 
nicht dargetan wird, daß es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen ſein 


würde. Mit dem Landgericht iſt aber dieſe letztere Ausnahme als hier vor⸗ 


liegend anzuſehen. 


Urteil des OLG. zu Kiel (2. ZS.) v. 16. Jan. 1917. H. w. F. U. II. 98/15. 


SchlHolſt. Anz. 1917, 225. 


71. Die einſeitige Verfügung eines Geſamthänders über feinen Anteil 
kann durch Genehmigung wirkſam werden. 
BGB. 88 185. 719. 


Die Zeugen H. und P. waren als Geſellſchafter Miteigentümer des 
Grundſtücks; ſie konnten daher nur gemeinſchaftlich über die Mieten verfügen, 
ſie alſo auch nur gemeinſchaftlich abtreten, wie das Landgericht zutreffend 
ausgeführt hat. In der Tat handelt es ſich, wie der Wortlaut der Abtretungs⸗ 
erklärungen ergibt und wie die Vernehmung der Zeugen H. und P. völlig 
‚Hargejtellt hat, bei den fraglichen Abtretungen nicht um eine gemeinſchaftliche 
Verfügung der beiden Miteigentümer. Jeder von ihnen iſt der irrigen Mei⸗ 
nung geweſen, daß er — ohne Rückſicht auf ſeinen Miteigentümer — in der 
Lage ſei, frei über die Hälfte der Mieten als ſeinen Anteil zu verfügen, und 
hat in dieſem Sinne mittels Abtretung verfügt. Eine ſolche nach $ 719 BGB. 
unzuläſſige Verfügung iſt aber keineswegs nichtig. Nach $ 185 BGB. iſt eine 
Verfügung, die ein Nichtberechtigter. über einen Gegenſtand trifft, wirkſam, 
wenn ſie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt und ſie wird wirkſam, 
wenn der Berechtigte ſie genehmigt. Wenn alſo die Zedenten überhaupt 
keinerlei Recht an den abgetretenen Mieten beſeſſen hätten, wäre die Ab⸗ 
tretung durch die Genehmigung des Forderungsinhabers zur Wirkſamkeit 
gelangt. 

Nicht anders kann die Sachlage ſich deswegen geſtalten, weil die Mieten 
Geſamthandsvermögen waren. Wenn man mit dem Reichsgericht (Entſch. 65 
S. 231) annimmt, daß die einzelnen Geſellſchafter, wenn ſie über das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen Verfügung treffen, damit über eigene, ihnen gehörige Ver⸗ 
mögensgegenſtände verfügen, jo iſt zwar 8 185 BGB. nicht unmittelbar 
anwendbar, es handelt ſich aber dann um eine Verfügung des Berechtigten, 
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zu der ihm — da die Verwaltung und demgemäß die Verfügung nur allen 
Berechtigten gemeinſam zufteht — die Verfügungsmacht fehlt. Ein auf ſol⸗ 
cher Beſchränkung der Verfügungsmacht beruhendes Hindernis wird aber 
durch die Zuſtimmung derjenigen Perſonen, in deren Intereſſe die Verfügungs⸗ 
macht des Berechtigten beſchränkt iſt, aufgehoben; denn wenn ſchon nach 
§ 185 BGB. die Verfügung eines Nichtberechtigten durch Zuſtimmung des 
Berechtigten wirkſam wird, ſo fehlt jeder Grund, ſolcher Zuſtimmung die 
Wirkſamkeit zu verſagen, wenn es ſich nur um einen Mangel der Verfügungs⸗ 
macht handelt; der geſetzgeberiſche Gedanke des $ 185 BGB. trifft in einem 
ſolchen Falle nur in verſtärktem Maße zu (vgl. dazu v. Tuhr B. R. 2 860 
Anm. 19). 

Nimmt man dagegen an, daß das Geſamthandvermögen und demgemäß 
die einzelnen Vermögensgegenſtände vom Einzelvermögen der Teilhaber 
völlig getrennt ſind, daß Subjekt des Geſamthandvermögens nicht die einzelnen 
Teilhaber, ſondern nur die Teilhaber in ihrer Geſamtheit als Perſonengruppe 
ſind, ſo handelt es ſich bei der Verfügung eines Teilhabers über einen Gegen⸗ 
ſtand des Geſamtvermögens unmittelbar um einen Fall des $ 185 BGB.; 
er iſt nicht nur in der Verfügung über den Gegenſtand im Hinblick auf das 
Mitverwaltungsrecht der übrigen Geſamthänder beſchränkt, ſondern es fehlt 
ihm als einzelnem auch die nur der Geſamtheit daran zuſtehende Berechtigung. 
Die Verfügung des einzelnen'iſt bei dieſer Auffaſſung nicht anders anzuſehen 
denn als eine Verfügung über eine fremde Sache. 

Die vorliegenden Abtretungen ſind daher felge der gegenſeitigen Ge⸗ 
nehmigungen wirkſam geworden. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 14. Nov. 1917, W. E. E. w 
R. Chr. u. L. B. Bf. IV. 233/ 379/15. Nö. 


72. Der Differenzeinwand verſtößt auch dann nicht gegen die guten 
Sitten, wenn er ſchon beim ODertragſchluß beabſichtigt war. 
BGB. 38 764. 138. 

Der Kläger hatte im Jahr 1912 mit dem Beklagten Termingeſchäfte in 
Kupfer gemacht. Er klagte einen Saldo von 900 ein und machte zugleich 
in Erwartung des dann auch erhobenen Differenzeinwandes geltend, daß der 
Beklagte von vornherein bei Eingehung der Geſchäfte die Abſicht gehabt habe, 
einen Gewinn einzuſtreichen und den Verluſten mit dem Einwande der Un- 
Hagbarteit des Geſchäfts zu begegnen. Der Beklagte ſei daher ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig und ſein, des Klägers Schaden belaufe ſich auf mehr als 900 f. Die 
Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Da die Erklärungen des Klägers dahin zu verſtehen find, daß 
er die Klage nicht mehr darauf ſtützen will, daß es ſich um zugelaſſene Börſen— 
termingeſchäfte handle, und daß er das Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
des § 764 BGB. nicht mehr beſtreiten will, jo ſteht nunmehr feſt, daß durch 
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die der Klage zugrunde liegenden Geſchäfte eine Verbindlichkeit nicht be⸗ 
gründet worden iſt. 

Aber auch ein Schadenerſatzanſpruch ſteht dem Kläger nicht zu. Denn 
wenn der Beklagte, wie der Kläger behauptet, von vornherein die Abſicht 
gehabt haben 'ſollte, falls ſich Differenzen zu ſeinen Laſten ergeben würden, 
dieſe nicht zu bezahlen, ſondern von dem ihm geſetzlich zuſtehenden Rechte 
der Erfüllungsverweigerung Gebrauch zu machen, ſo war dies ein Umſtand, 
mit dem der Kläger von vornherein rechnen mußte. Indem der Kläger in 
ſeinen Schlußſcheinen von den offiziellen Börſenbedingungen zu ſeinem Vor⸗ 
teile ſo weit abwich, daß ſeine Termingeſchäfte den Charakter als zugelaſſene 
Geſchäfte verloren, ſetzte er ſich ſtets der Möglichkeit aus, daß ſeine Kundſchaft 
mit Berufung auf die geſetzlichen Beſtimmungen die Erfüllung verweigerte. 
Er war alſo von Anbeginn auf den guten Willen der Kundſchaft angewieſen; 
geſetzliche Zwangsmittel ſtanden ihm gegen fie nicht zu Gebote. 

Wenn nun der Beklagte für den Fall des Fehlſchlages ſeiner Spekulationen 
von vornherein die ihm immer auch ohne fein Zutun offenſtehende Möglid)- 
keit ins Auge faßte und die Abſicht hegte, ſich der Bezahlung der Differenzen 
durch Berufung auf das Geſetz zu entziehen, ſo iſt darin ebenſowenig eine vor— 
ſätzliche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung des Klägers i. S. 
des § 826 BGB. zu erblicken, wie etwa darin, daß der Beklagte ohne urſprüng⸗ 
liche Abſicht erſt nach eingetretenem Verluſt der Klage gegenüber von ſeinen 
Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht hätte. Die Geltendmachung geſetzlicher 
Rechte kann nur im Fall der Schikane ($ 226 BGB.) unter den Geſichtspunkt 
von Treu und Glauben gebracht werden (vgl. auch RG. in JW. 1909, 54), 
wie ſchon der Satz des römiſchen Rechts es ausſpricht: nullus videtur dolo 
facere, qui suo jure utitur. 

Dafür, daß der Beklagte beſondere Anſtalten getroffen hätte, um den 
Kläger in dem Glauben zu feſtigen, daß er es mit einem zuverläſſigen Manne 
zu tun habe, der nie daran denken würde, ſich der Bezahlung der Differenzen 
zu entziehen und daß der Kläger auf dieſe Weiſe zur Anknüpfung der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dem Beklagten verleitet worden wäre, iſt nichts hervor— 
getreten und von dem Kläger auch nichts behauptet worden.“ | | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 13. Okt. 1917. S. (Kl.) w. Br. 

Bf. II. 75/17. B. 


73. Die Befriſtung des Hypothekſchuldners nach der BR DO. 
v. 8. Juni 1916 kommt auch dem Bürgen zugute. 
Vgl. oben Nr. 50. 
BGB. 98 767 ff. 
Die Beklagte hatte ſich für eine der Klägerin zuſtehende Hypotheken— 
forderung von 18000 ſelbſtſchuldneriſch verbürgt. Das Hyp.⸗Kapital 
wurde zum 1. Juli 1916 gekündigt, dem Hyp.⸗Schuldner aber nach der BRVO. 
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v. 8. Juni 1916 (RGBl. 62) eine Zahlungsfriſt bis zum 1. Juli 1918 bewilligt. 
Die Klägerin verlangte nun Zahlung von der Beklagten als Bürgin; die 
Klage wurde aber in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach 84 BRVO. über die Geltendmachung von Hypotheken ꝛc., v. 
8. Juni 1916 kann das Amtsgericht des dinglichen Gerichtsſtandes dem an⸗ 
erkennenden Schuldner eine Zahlungsfriſt bewilligen. Dieſe Friſt wirkt nach 
86 wie eine vom Gläubiger bewirkte Stundung. Damit iſt zum Ausdruck 
gebracht, daß die Friſt ganz allgemein und in jeder Beziehung die Bedeutung 
einer Stundung hat. Wirtſchaftliche und dem angeblichen Zwecke des Geſetzes 
entnommene Ergänzungen, wie ſie die Vorinſtanz im Anſchluß an die Aus- 
führungen des OLG. Stuttgart im Recht 1916 Nr. 323 anſtellt, können — 
ganz abgeſehen von der Frage ihrer Richtigkeit — dieſer allgemeinen Faſſung 
gegenüber nicht ins Gewicht fallen und nicht dahin führen, den § 6 einſchränkend 
dahin auszulegen, daß die Friſt nur im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Hauptſchuldner wie eine Stundung wirke. Es finden darnach die allgemeinen 
rechtlichen Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs über die Wirkung einer 
dem Hauptſchuldner vom Gläubiger gewährten Stundung für den Bürgen 
Anwendung. Dieſe Wirkung wird gemäß der akzeſſoriſchen Natur der Bürg⸗ 
ſchaft durch § 768 Abſ. 1 Satz 1 BGB. dahin beſtimmt, daß der Bürge die 
Stundungsbewilligung als eine dem Hauptſchuldner zuſtehende Einrede 
auch für ſich geltend machen kann. Das Recht des Bürgen in dieſer Beziehung 
geht ſogar ſo weit, daß einer entgegenſtehenden Abrede zwiſchen Gläubiger 
und Hauptſchuldner die Wirkſamkeit verſagt wird (RGEntſch. 56, 312; 59, 228). 

In der Rechtſprechung iſt die zu entſcheidende Frage, ſoweit erſichtlich, 
unter der Herrſchaft der Bkm. v. 8. Juni 1916 noch nicht erörtert. Das von 
der Vorinſtanz angezogene Urteil des OLG. Stuttgart iſt unter der Herrſchaft 
der älteren Verordnungen, die im weſentlichen einen nur prozeſſualen Inhalt 
hatten und eine dem § 6 entſprechende Beſtimmung nicht enthielten, ergangen. 
Im Schrifttum iſt die Frage ſtreitig. Stillſchweig in JW. 1916, 1071 geht 
davon aus, daß ſchon das Inkrafttreten der Bekanntmachung, nicht erſt die 
gerichtliche Friſtbewilligung im Einzelfalle den Beſtand der Verbindlichkeit 
des Hauptſchuldners beeinträchtige und ſpricht darnach dem Bürgen auch in 
dem Falle, daß der Hauptſchuldner eine Friſtbewilligung noch nicht erlangt 
hat, ein wenn auch kraft der akzeſſoriſchen Natur beſchränktes Recht auf die 
Befriſtung zu. Auf der andern Seite iſt Scholz in JW. 1916, 926 der Meinung, 
daß die Verordnung ausſchließlich den Hyp.⸗Schuldner ſchützen wolle. Zwei⸗ 
felnd iſt anſcheinend Zweigert nach Güthe-Schlegelberger Kriegsbuch 3, 78. 
Eine Mittelmeinung vertritt Nußbaum JW. 1916, 932; er gewährt dem 
Bürgenden Schutz jedenfalls dann, wenn der Hauptſchuldner die Zahlungsfriſt 
erwirkt hat. Dieſer Meinung war beizutreten.“ 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (1. Sen.) v. 11. Jan. 1918. 1 V. 
74/17. A. H. 
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74. Über die Haftung der Bank aus einem gefälſchten Scheck. 
Scheck. 5 8. 

Die Klägerin klagte gegen die Beklagte auf Zahlung von 1598,65 M 
mit Zinſen mit der Behauptung: Im Dezember 1913 habe ihr damaliger 
Buchhalter W. einen ihr von der Firma St. & R. überſandten Orderſcheck 
über 1598,65 , auf die Filiale der Vogtländiſchen Bank in R. unberechtigt 
mit dem Giro ihres Prokuriſten F. Sch. verſehen und bei der Filiale W. der 
Beklagten diskontiert, den Erlös aber in eigenem Nutzen verwendet. Die 
Beklagte ſei ihr zum Schadenerſatze verpflichtet, weil ſie an den nicht be⸗ 
rechtigten Dritten gezahlt, und weil ſie in grober Fahrläſſigkeit unterlaſſen 
habe, die Namenszeichnung F. Sch. zu prüfen. — Das Oberlandesgericht 
beſtätigte die vom Landgericht ausgeſprochene Klagabweiſung mit folgender 
Begründung: 

„Ob das Indoſſament auf dem der Klage zugrunde liegenden Sched 
von W. gefälſcht worden iſt, kann für die Entſcheidung dahingeſtellt bleiben. 

Für die Entſcheidung iſt zunächſt weſentlich, ob die Klägerin die Beklagte 
zur Herausgabe des Schecks hätte anhalten können, wenn ſie die behauptete 
Veruntreuung und Fälſchung entdeckt hätte, während die Beklagte noch im 
Beſitz des Schecks war. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die Beklagte, wenn 
ſie nach Scheckrecht den Scheck ſelbſt nicht herauszugeben hatte, aus dieſem 
Rechte auch den Geldbetrag nicht herauszugeben braucht, der ſpäter an die 
Stelle des Schecks infolge der Einlöſung durch die Vogtländiſche Bank getreten 
iſt. In dieſer Hinſicht kommt zunächſt folgendes in Betracht. 

Der Scheck bezeichnete als Zahlungsempfänger die Klägerin oder deren 
Order, war alſo zweifellos durch Indoſſament übertragbar (88 4. 8 ScheckG.). 
Nach 8 8 Abſ. 2 finden insbeſondere in betreff der Legitimation ſowie in betreff 
der Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe die Vorſchriften der Art. 36 
und 74 WO. entſprechende Anwendung. Die Beklagte als nach den Beſtim⸗ 
mungen des Art. 36 WO. — d. h. im vorliegenden Falle durch das einzige 
damals auf dem Scheck befindliche Indoſſament — legitimierte Beſitzerin 
hätte nach Art. 74 WO. zur Herausgabe des Schecks ſelbſt nur dann angehalten 
werden können, wenn die Klägerin ihr nachwies, daß ſie den Scheck in böſem 
Glauben erworben habe oder daß ihr bei dem Erwerb eine grobe Fahrläſſig— 
keit zur Laſt falle. Das gilt ſelbſt wenn man davon ausgeht, daß ſich die nach 
§ 8 ScheckG. anwendbare Beſtimmung in Art. 36 WO., wonach der Zahlende 
nicht verpflichtet iſt, die Echtheit der Indoſſamente zu prüfen, nur auf den 
Wechſelſchuldner bezieht, nicht aber auch auf den Erwerber eines Wechſels 
im Wege der Diskontierung. Das Geſetz fordert in Art. 36 WO. nicht eine 
Reihe von erſten Indoſſamenten. Der falſche Schriftakt ſteht, was die wirk— 
ſame Übertragung des Rechts aus dem Wechſel (oder Scheck) anlangt, dem erſten 
Schriftakt gleich. Auch der erſte gutgläubige Nehmer erwirbt auf Grund des 
falſchen Indoſſaments das Recht aus dem Wechſel (Scheck). Sein Erwerb 
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iſt keineswegs immer ein grobfahrläſſiger, wenn er ſich über die Echtheit des 
Indoſſaments nicht vergewiſſert. Nicht der redliche Erwerber, der das Papier 
unmittelbar von dem Fälſcher durch Indoſſament erwirbt, ſoll den Schaden 
tragen, ſondern der frühere Wechſelgläubiger. Seine Sache iſt es, ſich an den 
Fälſcher zu halten. Die Sicherheit des Verkehrs fordert, daß für das Indoſſa⸗ 
ment des Fälſchers der Grundſatz, wonach niemand mehr Rechte übertragen 
kann als er ſelbſt hat, hier nicht gelten darf. Der Fälſcher hatte zwar nicht 
das Recht, aber die tatſächliche Möglichkeit, über das Papier zu verfügen. 
Daher genügte für den Übergang des Rechts aus dem Papier ſein Schriftakt. 
Dieſe Ausführungen Grünhuts in ſeinem Wechſelrecht 2, 114 ff. ſind allent⸗ 
halben zu billigen. | | 

Daß nun im vorliegenden Fall die Beklagte beim Erwerbe des Schecks 
in böſem Glauben geweſen ſei, daß alſo der für ſie tätig gewordene Angeſtellte 
die Unechtheit des Giros gekannt habe (Staub⸗Stranz WO. Art. 74 Anm. 3), 
behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. Das iſt auch durch die Umſtände des Falles 
in keiner Weiſe beanzeigt. Ebenſowenig iſt aber eine grobe Fahrläſſigkeit der 
Beklagten gegeben. — — — | 

Nach alledem hätte aus dem Scheckrecht die Klägerin den Anſpruch auf 
Herausgabe des Schecks nicht erheben können. Sie kann folgeweiſe auch nicht 
einen an deſſen Stelle getretenen Anſpruch haben. — — — 

Klagegründe des Zivilrechts, auf welche Schadenerſatz⸗ oder Bereicherungs⸗ 
anſprüche geſtützt werden ſollen, würden nur inſoweit zuläſſig ſein, als ſie die 
Grundſätze des Scheckrechts nicht berühren. In dieſer Hinſicht hat aber die 


Klägerin nichts Beachtliches vorgebracht. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 31. Jan. 1917. Schr. w. A. 
2 O. 12/16. F- ch. 


75. Derjährungsfrift für den Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft gegen 
den Unternehmer, wenn die Klage erſt nach Inkrafttreten der RVerſ.⸗ 
Ordnung erhoben iſt. 

Vgl. 71 Nr. 85. 

RVO. 5 907, Einf. Art. 6; GewüG. $ 138; Einf®. z. BGB. Art. 169. 

Am 6. Dezember 1912 erlitt der im Fleiſchereigeſchäft der Beklagten 
beſchäftigte Schulknabe S. dadurch einen Betriebsunfall, daß er beim Wurft- 
machen mit der rechten Hand in den durch einen elektriſchen Motor getriebenen 
Fleiſchwolf geriet und dadurch dieſe Hand verlor. Durch Beſcheid der Flei— 
ſchereiberufsgenoſſenſchaft v. 5. April 1913 hat dieſe dem Verletzten vom 
7. März 1913 an eine vorläufige Unfallrente und durch Beſcheid v. 28. Sept. 
1914 eine Dauerrente zugebilligt. Den Erſatz für dieſe Renten verlangte ſie 
mit der Klage von der Beklagten, die dagegen u. a. die Einrede der Verjährung 
erhob. Dieſe Einrede wurde verworfen: 
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„Der Unfall hat am 6. Dez. 1912. ſtattgefunden. Die Reichs Verſich⸗ 
Ordnung, ſoweit ſie hier intereſſiert, iſt erſt am 1. Februar 1913 in Kraft 
getreten. Nun ſagt allerdings ein Urteil des Reichsgerichts v. 10. Mai 1915 
(JW. 1915, 797) und ein andres v. 23. Dez. 1914 (Warneyer Rechtſpr. 1915, 96), 
daß in ſolchem Falle auf die Inanſpruchnahme des Unternehmers durch die 
Berufsgenoſſenſchaft für Aufwendungen die RVerſOrdnung Anwendung 
finde. Allein damit ſind die Verjährungsvorſchriften nicht betroffen. Für die 
Verjährung gibt vielmehr Art. 6 EinfGeſ. z. RVerſO. beſondere Beſtimmungen. 
Nach Abſ. 3 desſ. beſtimmt ſich der Beginn der Friſten allemal nach altem 
Recht, wenn der Unfall vor dem 1. Jan. 1913 ſtattgefunden hat. Daß hier 
unter den Friſten die Verjährungsfriſten einbegriffen ſind, folgt ſchon aus der 
ganz allgemeinen Faſſung des Geſetzes und wird auch in der Begründung 
zum Geſetze ausdrücklich hervorgehoben (Hpannow Komm. WVerſO. I Art. 6 
Note 1). Darnach wurde hier alſo mit dem 6. Dez. 1912 die Verjährungsfriſt 
in Lauf geſetzt. Über die Dauer dieſer Friſt ſchreibt Art. 6 Abſ. 2 vor, daß 
das alte Recht maßgebend ſei, wenn darnach die Friſt länger ſei als nach 
der RVerſO. Das iſt hier der Fall. Nach $ 138 Gew. verjährt der Erſatz⸗ 
anſpruch, da kein ſtrafgerichtliches Urteil ergangen war, erſt in zwei Jahren 
nach dem Unfalle. Gemäß 8 907 RVerſO. würde dagegen die Verjährung 
friſt nur ein Jahr betragen. Die zweijährige Verjährungsfriſt, die ebenfalls 
ſchon vor der Klagerhebung abgelaufen geweſen ſein würde, iſt hier aber 
gemäß § 138 GewU®. dadurch unterbrochen, daß Beklagter gegen die Mit- 
teilung des Vorſtandes der Berufsgenoſſenſchaft von der beabſichtigten Geltend⸗ 
machung des Erſatzanſpruchs am 23. Mai 1914 die Genoſſenſchaftsverſammlung 
angerufen hat. Vom letztgenannten Tage an lief alſo nach ausdrücklicher 
Geſetzesvorſchrift eine neue Verjährungsfrjſt, die bei der am 4. Jan. 1915 
erfolgten Klagerhebung noch nicht beendigt war.“ e 


Urteil des OLG. zu Braunſchweig (2. Senat) 18. Jan. 1916. 2 V. 
75/15. | A. H. 


76. Beamtenhaftung; die Koften eines Dorprozeffes gegen einen 
dritten Erſatzpflichtigen als mittelbarer Schaden. | 
Vgl. 71 Nr. 208. 
BGB. $ 839; RGeſ. v. 22. Mai 1910. 

Am 7. Sept. 1912 ſchleppte der Schlepper Roland den mit Weizen be⸗ 
ladenen Leichter Joachim, von Brunsbüttel kommend, durch den Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Kanal. Der Schlepper wurde von dem Kanallotſen B. geführt. In 
der Nähe von km 75,5 ſtieß der Leichter mit dem entgegenkommenden ſchwe— 
diſchen Dampfer Freya zuſammen. Er ſprang leck und ſeine Weizenladung 
wurde beſchädigt. Sie war bei den Klägern verſichert, die den Schaden den 
Ladungseigentümern erſetzten und dann zunächſt Klage auf Erſatz des Schadens 
gegen den Eigner des Leichters Joachim, Auguſt P. in Hamburg, erhoben. 

9% 
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In dieſem Prozeſſe ſtand der jetzige Beklagte auf Streitverkündung der 
Kläger ihnen in allen drei Inſtanzen als Nebenintervenient zur Seite. Die 
Klage wurde rechtskräftig abgewieſen. In einem neuen Rechtsſtreit verlangten 
die Kläger von dem Reichsfiskus Erſatz des Schadens, und zwar zuzüglich der 
Koſten des Vorprozeſſes. — Das Landgericht wies durch Teilurteil den Klag⸗ 
anſpruch in betreff der genannten Koſten (6719,51 4) nebſt Zinſen ab. Auf 
Berufung der Kläger wurde der Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt; die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Kläger gründen ihren Anſpruch auf Erſtattung der Koſten des Vor⸗ 
prozeſſes auf 8839 BGB. und $ 1 Gel. v. 22. Mai 1910 über die Haftung 
des Reichs für ſeine Beamten. In tatſächlicher Beziehung hat das Ber.- 
Gericht feſtgeſtellt, der Verlauf des Vorprozeſſes habe erwieſen, daß gegrün⸗ 
deter Anlaß für die Kläger vorgelegen habe, zunächſt den Schiffseigner P. 
zu belangen, auch habe der jetzige Beklagte im Vorprozeſſe als Nebeninter⸗ 
venient ſeine ernſtliche Meinung dahin zu erkennen gegeben, daß ein Dritter 
(P.) für den eingetretenen Schaden hafte. Unter dieſen Umſtänden müſſe 
— ſo führt das Ber.⸗Gericht weiter aus — der Beklagte die Koſten auch 
des Vorprozeſſes als ſog. indirekten Kolliſionsſchaden tragen. Die gegen 
dieſes Ergebnis von der Reviſion erhobenen Bedenken ſind nicht gerecht⸗ 
fertigt. 

Das Ber.⸗Gericht verweiſt in den Gründen des angefochtenen Urteils 
auf mehrere Entſcheidungen des Hanſ. Oberlandesgerichts (HanſGGZ. Hauptbl. 
1901 Nr. 32; 1905 Nr. 125; 1909 Nr. 39; 1911 Nr. 46). In dieſen Erkennt⸗ 
niſſen wird als Grundſatz aufgeſtellt, daß in den Prozeſſen wegen Schiffs⸗ 
zuſammenſtoßes oder in ähnlichen Fällen (vgl. a. a. O. 1911 Nr. 46) die Koſten 
des Vorprozeſfes als mittelbarer Schade dann zuzuſprechen ſeien, wenn ſie 
auf Grund verſtändiger Erwägungen, alſo ohne Verſchulden aufgewandt 
worden ſeien. Dieſe Bedingung liege insbeſondere dann vor, wenn der Ge— 
ſchädigte zunächſt eine Perſon auf Schadenerſatz belangt habe, die ſich nach 
näherer Klärung der Sachlage als nicht verantwortlich erweiſe, und wenn 
er dem — wie ſich ſpäter herausſtellte — wirklich Schuldigen den Streit ver⸗ 
kündet habe, worauf dieſer die Prozeßführung, ſei es ſtillſchweigend, ſei es 
ausdrücklich, namentlich durch Beitritt gutgeheißen habe. Der Schuldige 
könne ſich nicht beklagen, wenn er für die Koſten des von ihm gebilligten Vor⸗ 
prozeſſes aufkommen ſolle. 

Es braucht nach Lage des gegenwärtigen Rechtsſtreits nicht darüber ent- 
ſchieden zu werden, ob die dargelegte Rechtsauffaſſung ohne Einſchränkungen 
zu billigen ſei. Denn der gegenwärtig verfolgte Anſpruch zeigt eine Beſonder— 
heit, welche die Pflicht zur Erſtattung der Koſten des Vorprozeſſes als bedenken— 
frei ana. läßt. Dem 1 B., der den Schlepper un su 
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genommen werden, wenn dieſer „nicht auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen 
vermag“ ($ 339 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Die Behauptung der Unmöglichkeit, 
anderweitigen Erſcktz zu ſuchen, gehört zur Klagebegründung, und die Be⸗ 
weislaſt dafür trifft den Kläger (RGeEntſch. 81, 430; 86, 287, in SeuffA. 71 
Nr. 208). Im vorliegenden Fall kam als andrer Erſatzpflichtiger der im Vor⸗ 
prozeſſe verklagte Schiffseigner P. in Frage. Die Klägerinnen mußten alſo 
davon ausgehen, die Klage gegen das Reich könne nur dann durchdringen, 
wenn von P. kein Schadenerſatz zu erlangen war. Dieſe Vorausſetzung hatten 
die Klägerinnen nachzuweiſen. So erſcheint der Vorprozeß gegen P., mit 
deſſen rechtskräftiger Entſcheidung es nunmehr feſtſteht, daß von dieſem kein 
Erſatz des Schadens zu holen iſt, als eine Maßnahme, welche aus der durch den 
Schiffszuſammenſtoß hervorgerufenen Rechtslage als deſſen natürliche, dem 
gewöhnlichen Verlauf der Dinge entſprechende Folge hervorging. 

Die Reviſion wendet ein, die Erhebung der Vorklage ſei nicht auf ein 
Handeln des Lotſen B. zurückzuführen, ſondern beruhe lediglich auf der eigenen 
freien Entſchließung der Klägerinnen. Dies trifft nicht zu. B. hat den Schiffs⸗ 
zuſammenſtoß verſchuldet und iſt für alle daraus erwachſenden Schadens⸗ 
folgen verantwortlich. Eine verſtändige Würdigung der durch den Schiffs⸗ 
unfall geſchaffenen Rechtslage mußte aber die Erſatz ſuchenden Geſchädigten 
oder deren Rechtsnachfolger dazu führen, den Vorprozeß anzuſtrengen. Die 
Reviſion meint zwar, zur Geltendmachung der Anſprüche der Klägerinnen 
gegen den Reichsfiskus ſei es keineswegs erforderlich geweſen, vorher durch 
einen Vorprozeß zu ermitteln, daß P. den Klägerinnen nicht hafte; dies 
hätte ſich auch im Rahmen der Klage gegen den Reichsfiskus feſtſtellen laſſen. 
Dem iſt jedoch ebenfalls nicht beizutreten. Es iſt feſtgeſtellt, daß gegründeter 
Anlaß vorlag, P. für ſchadenerſatzpflichtig zu halten. Aus dieſem Grunde 
ſtand der Erfolg einer in erſter Linie gegen das Reich zu erhebenden Klage 
im ungewiſſen. Eine ſichere Feſtſtellung der Nichthaftung von P. konnte nur 
in einem gegen dieſen ſelbſt geführten Prozeſſe erfolgen. Dies anzunehmen, 
iſt hier um ſo weniger bedenklich, als die Erhebung des Zeugenbeweiſes ſich 
in einem Prozeſſe gegen P. anders geſtaltete als in dem Rechtsſtreit gegen 
das Reich. Bei der Durchführung des Vorprozeſſes bewegten ſich hiernach 
die Klägerinnen auf dem normalen, durch die Rechtsordnung gewieſenen 
Wege (vgl. Entſch. 81, 433). Sie durften dieſen Rechtsſtreit ebenſowohl 
für erforderlich halten wie der jetzige Beklagte und frühere Nebenintervenient. 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 10. Nov. 1917. D. Reich (Bkl.) 


w. Vaterl. VerſGeſ. (OLG. Kiel). I. 123/17 Auch in RGEntſch. 91 
Nr. 56 S. 232. 
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77. Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein 
Berufswechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordertd 
Vgl. 63 Nr. 13 m. N. ; 
Haftpfi®. 8 7; BGB. 35 254. 843. 

Der verklagte bayeriſche Eiſenbahnfiskus war dem Grunde nach rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden, dem Kläger zur Hälfte den Schaden zu erſetzen, den 
er bei einem Eiſenbahnunfall am 3. Mai 1911 erlitten hatte. Streitig war 
noch, ob und in welcher Höhe der Kläger eine Rente wegen Erwerbseinbuße 
zu beanſpruchen habe. Während das Landgericht eine ſolche bis zum 3. April 
1920 zugeſprochen hatte, begrenzte das Oberlandesgericht durch Teilurteil 
die Dauer der Rente bis zum Kriegsausbruch; es nahm an, daß der Kläger 
bis zum 1. Jan. 1912 monatlich 170 K, von da bis 1. Jan. 1914 200 M und 
von da ab 225 M verdient haben würde und durch den Unfall gänzlich erwerbs⸗ 
unfähig geworden ſei. Dementſprechend wurde die Höhe der Rente bemeſſen 
und die Urteilsſumme feſtgeſetzt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: | 

„Der Kläger hat bei dem Unfall einen Schädelbruch mit langer Bewußt⸗ 
loſigkeit und ſchwerer Gehirnerſchütterung erlitten und ein Nervenleiden 
davongetragen. Er hatte nach beſonderer Vorbildung und längerer Lehrzeit 
den Beruf als Möbelzeichner ausgeübt, der, wie das Ber.⸗Gericht ſagt, eine 
gewiſſe geiſtige Veranlagung und Gewandtheit erfordert. Nach dem Gut⸗ 
achten der ärztlichen Sachverſtändigen iſt er zu 50% erwerbsbehindert. Das 
Ber.⸗Gericht hält dieſe Erwerbsbeſchränkung als praktiſch der völligen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit gleichſtehend. Die Betriebe, für die der Kläger in Betracht komme, 
beſchäftigten Leute nicht, die nur zum Teil arbeitsfähig ſeien, und könnten 
ſie nicht beſchäftigen, ſo daß er in ſeiner früheren Stellung als Zeichner wie in 
ähnlichen Erwerbszweigen jedenfalls bis zum Kriegsausbruch keinen Erwerb 
mehr habe finden können, obwohl er es an gutem Willen zu arbeiten nicht 
habe fehlen laſſen und jeder Anhalt mangle, daß er eine Arbeitsunfähigkeit 
vorgetäuſcht habe. Ein Berufswechſel, ſei es mit neuer Vorbildung, ſei es 
durch Übergang zu gewöhnlicher Handarbeit ſei ihm aber nicht zuzumuten. 

Dieſe Anſicht des Ber.⸗Gerichts iſt allerdings inſoweit nicht zu billigen, 
als es meint, dem Verletzten ſei ein Berufswechſel, der eine neue Vorbildung 
erfordere, ſchlechthin nicht anzuſinnen. Einen allgemeinen Grundſatz dieſes 
Inhalts hat das Reichsgericht, ſoviel erſichtlich, auch nicht aufgeſtellt. Soweit 
der Verletzte den Reſt ſeiner Erwerbsfähigkeit in einer ihm zuzumutenden 
Beſchäftigung nutzbar machen kann, hat er keinen Schaden erlitten und iſt 
der Erſatzpflichtige zu keiner Entſchädigung verbunden. Der Kläger war, als 
ihn der Unfall betraf, 23 Jahre alt, und es iſt nicht einzuſehen, warum an ſich 
ein junger Mann in dieſem Alter nicht gehalten ſein ſollte, wenn er ſeinem 
bisherigen Beruf infolge einer Verletzung nicht mehr nachgehen kann, ſich 
einem andern Beruf zuzuwenden, der feinem Bildungsgrad und ſeiner geſell— 
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ſchaftlichen Stellung entſpricht und in dem er die ihm verbliebene Arbeits⸗ 
fähigkeit verwerten kann. Ob dem Verletzten die Verpflichtung zu einem ſolchen 
Berufswechſel aufzuerlegen iſt, wird durchaus von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls abhängen. Indes kommt hier auf die irrtümliche Auffaſſung des Ber.⸗ 
Gerichts in dieſem Punkt nichts an; denn, nachdem der Kläger, wie feſtgeſtellt, 
zahlreiche Verfuche, eine neue Lebensſtellung zu begründen, fruchtlos unter⸗ 
nommen hat und aus allen Stellen ausſcheiden mußte, weil er wegen ſeines 
nervöſen Zuſtands ſich als unbrauchbar gezeigt hat, war es Sache der Be⸗ 
klagten, die dafür darlegungs⸗ und beweispflichtig iſt, daß der Kläger, der 
durch den Unfall zur Aufgabe ſeines Berufs gezwungen wurde, anderweitig 
Verdienſt finden könne, Berufe zu bezeichnen, in die der Kläger eintreten 
könne und, falls ſie eine neue Ausbildung erheiſchten, die Koſten dafür zu 
bezahlen oder ihm zur Verfügung zu ſtellen. Der Beklagte hat aber in dieſer 
Richtung nichts vorgebracht und nichts getan, nicht einmal bis zuletzt einen 
Beruf zu benennen gewußt, den der Kläger bei ſeinem Leiden ergreifen könnte. 
Insbeſondere hat er nicht verſucht, den Kläger in dem umfänglichen und viel⸗ 
geſtaltigen Betriebe der Eiſenbahnverwaltung, der faſt für jede Art der Tätig⸗ 
keit eine Gelegenheit bietet, mit einer angemeſſenen und geeigneten Beſchäf⸗ 
tigung anzuſtellen oder ihm nur den Vorſchlag dazu gemacht. Der Beklagte 
hat ſich darauf beſchränkt, vom Kläger zu verlangen, er ſolle niedere Hand⸗ 
arbeit verrichten, wozu er fähig ſei. Dazu iſt jedoch der Kläger zum Vorteil 
des Beklagten, wie das Ber.⸗Gericht zutreffend ausführt, nicht verpflichtet. — —" 

Urteil des Reichsgerichts v. 28. Jan. 1918 (6. Sen.). W. w. bayer. 

EBFiskus. VI. 421/17. (OLG. München.) F.. 


78. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des 
Konk.⸗Verwalters berührt nicht das Anfechtungsrecht des einzelnen 
Gläubigers. 

AnfG. 5 13 Abſ. 4; KO. 5 41. 

Die Philipp B.ſchen Eheleute in Nieder⸗R. verkauften 1908 und 1909 
an ihren Sohn Peter B. und deſſen Ehefrau eine Anzahl von Grundſtücken 
in der Gemarkung Nieder⸗R. Der Verkäufer Philipp B. ſtarb am 25. Jan. 
1910. Am 5. Dez. 1910 wurde der Nachlaßkonkurs eröffnet. Zum letzteren 
meldete der Spar⸗ und Kreditverein zu Nieder⸗M. am 20. Dez. 1910 eine 
Forderung an, die in Höhe von 75000 . anerkannt und feſtgeſtellt wurde, 
aber nur zum Teil Deckung fand und mit einem Reſtbetrage ausfiel. Am 3. Sept. 
1912 wurde das Konk.⸗Verfahren eingeſtellt. Der Kläger als Verwalter des 
über das Vermögen des Spar⸗ und Kreditvereins eröffneten Konkurſes focht 
mit der Anfang November 1914 bei Gericht eingereichten Klage die erwähnten 
Kaufverträge und die mit ihnen zuſammenhängenden Rechtshandlungen 
wegen Gläubigerbenachteiligung an. Die Klage wurde jedoch als verſpätet 
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abgewieſen und die vom Kläger hiergegen eingelegte Berufung blieb ohne 
Erfolg. Auf ſeine Reviſion wurde das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die Sache 
an das Ber.⸗Gericht zurückverwieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Der am 5. Dez. 1910 über den Nachlaß des Schuldners, 
Philipp B., eröffnete Konkurs fand am 3. Sept. 1912 durch Einſtellung des 
Verfahrens ſein Ende. Erſt ſpäter, im November 1914, wurde die vorliegende 
Anfechtungsklage erhoben. Der Verwalter im Nachlaßkonkurſe hatte ſeiner⸗ 
ſeits die Erhebung einer Anfechtungsklage unterlaſſen; mit Recht zieht hieraus 
der Ber.⸗Richter den Schluß, daß das Anfechtungsrecht des Konk.⸗Verwalters 
infolge Ablaufs der in 8 41 KO. geſetzten, mit der Eröffnung des Konk.⸗Ver⸗ 
fahrens beginnenden einjährigen Ausſchlußfriſt untergegangen ſei. Der Ber. 
Richter zieht daraus aber weiter den Schluß, daß der Ablauf dieſer Friſt auch 
das Anfechtungsrecht des Klägers als Einzelgläubigers zum Erlöſchen gebracht 
habe. Er führt in dieſer Hinſicht zunächſt zutreffend aus, es könne ſich nur 
noch um eine Anfechtung nach 8 3 Nr. 1 AnfG. handeln, da die in 8 3 Nr. 3 
und 4 beſtimmten Ausſchlußfriſten auch unter Berückſichtigung der Beſtim⸗ 
mungen des § 13 Abſ. 4 AnfG. zur Zeit der Erhebung der Klage abgelaufen 
geweſen ſeien. Nach $ 36 KO. werde, jo führt er weiter aus, das Anfechtungs⸗ 
recht während des Konkurſes vom Konk.⸗Verwalter ausgeübt, und zwar als 
Vertreter und im Namen ſämtlicher Konk.⸗Gläubiger, deren gemeinſchaft⸗ 
liches Recht es ſei. Deshalb bringe die Nichteinhaltung der einjährigen Aus⸗ 
ſchlußfriſt des § 41 KO. das Anfechtungsrecht zum Untergang, und zwar 
nicht nur dem Konk.⸗Verwalter, ſondern allen Konk.⸗Gläubigern gegenüber, 
ebenſo wie dies durch Verzicht des Konk.⸗Verwalters, durch Vergleich mit 
dieſem oder durch Erlaß ſeitens desſelben geſchehe. Nach § 13 Abſ. 4 AnfG. 
könne der aus $ 41 KO. hergeleitete Einwand der Klage des Klägers entgegen⸗ 
geſetzt werden und ſei ſogar von Amts wegen zu berückſichtigen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung finde in den Motiven zum AnfG. (S. 32) Beſtätigung. Wenn in 
§ 13 Abſ. 4 AnfG. gejagt ſei, daß nach der Beendigung des Konk.⸗Verfahrens 
Anfechtungsrechte, deren Ausübung dem Konk.⸗Verwalter zuſtand, von den 
einzelnen Gläubigern nach Maßgabe dieſes Geſetzes verfolgt werden können, 
ſoweit nicht dem Anſpruch entgegenſtehende Einreden gegen den Verwalter 
erlangt ſeien, ſo ſeien, wie ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergebe, 
unter „Einreden“ nicht nur Einreden im engeren Sinne zu verſtehen, ſondern 
auch Einwendungen andrer Art, insbeſondere die ſtärker als bloße Einreden 
wirkende Einwendung der Erlöſchung des Rechts durch Ablauf der Ausſchluß⸗ 
friſt. Aus den Motiven zu § 34 des Entw. der KO. ſei nicht zu folgern, daß 
$ 34 (41) nur für das Konk.⸗Verfahren gelten ſolle. Es ſei nicht anzunehmen, 
daß der Geſetzgeber im Konkurſe die Anfechtung nur während eines Jahres, 
nachher aber noch zehn Jahre lang habe zulaſſen wollen, da ein weſentlicher 
Grund für die Beſtimmung jener kurzen Ausſchlußfriſt der geweſen ſei, für den 
Teilnehmer an den Rechtshandlungen Klarheit bezüglich derſelben zu ſchaffen 


78. Gläubigeranfechtung. i 129 


und ihn nicht für lange Zeit in Ungewißheit über die Gültigkeit derſelben zu 
laſſen. Der Umſtand endlich, daß bei einem über ein Jahr hinaus dauernden 
Konkurſe dem einzelnen Gläubiger das Anfechtungsrecht ganz genommen würde, 
wenn der Konk.⸗Verwalter es nicht ausgeübt habe, ſtehe nicht entgegen, da 
der Konk.⸗Verwalter genügend Zeit gehabt habe, ſich über die Anfechtungs⸗ 
frage ſchlüſſig zu machen, darin auch von dem Einzelgläubiger unterſtützt 
werden könne und ſich bei Verſäumung der Friſt unter Umſtänden den Gläu⸗ 
bigern gegenüber regreßpflichtig mache. 

Bei dieſen Ausführungen iſt nicht genügend Rückſicht genommen auf 
das Verhältnis, in dem die beiden in Betracht kommenden Geſetze, die Kon⸗ 
kursordnung und das Anfechtungsgeſetz, zueinander ſtehen. Die Konkursord⸗ 
nung regelt die Anfechtung im Konkurſe, daneben hat die Anfechtung außer⸗ 
halb des Konkurſes im Anfechtungsgeſetz ihre beſondere Regelung erfahren. 
Für die Dauer des Konk.⸗Verfahrens gelangt freilich das Anfechtungsrecht 
der einzelnen Gläubiger in die Hand des Verwalters, der zu deſſen Ausübung 
allein berufen iſt (KO. 8 36). Keineswegs aber geht das Anfechtungsrecht 
des Einzelgläubigers mit der Eröffnung des Konkurſes unter, ſondern es bleibt 
beſtehen und kann nach der Beendigung des Konk.⸗Verfahrens verfolgt werden, 
allerdings nur ſoweit nicht dem Anſpruch entgegenſtehende Einreden gegen 
den Konk.⸗Verwalter erlangt find (AnfG. § 13). Beide Geſetze enthielten 
urſprünglich Beſtimmungen über die Verjährung des Anfechtungsanſpruchs; 
an deren Stelle iſt ſpäter die Feſtſetzung entſprechender Ausſchlußfriſten ge⸗ 
treten. Aber dieſe Beſtimmungen ſtehen ſelbſtändig nebeneinander. Nach 
§ 41 KO. kann die Anfechtung im Konkurſe nur binnen Jahresfriſt ſeit der 
Eröffnung des Verfahrens erfolgen. Dagegen iſt in $ 12 AnfG. für die An⸗ 
fechtung der nach § 3 Nr. 1 anfechtbaren Rechtshandlungen eine zehnjährige 
Friſt geſetzt worden. Das rechtfertigt die Annahme, daß die in § 41 KO. 
getroffene, für die Anfechtung im Konkurſe maßgebende Friſtbeſtimmung die 
Anfechtung außerhalb des Konkurſes nicht berühre, eben weil für dieſe im 
AnfGeſetz beſondere Beſtimmungen getroffen ſind. Eine Beſtätigung findet 
dieſe Auffaſſung darin, daß hinſichtlich der in $ 3 Nr. 2 bis 4 AnfG. erwähnten 
Anfechtungsfälle in § 13 Abſ. 4 beſtimmt worden iſt, die in § 3 Nr. 2 bis 4 
beſtimmte Friſt ſolle, falls die Anfechtung nicht ſchon zur Zeit der Eröffnung 
des Konk.⸗Verfahrens erfolgt war, von dieſem Zeitpunkte berechnet werden, 
ſofern die Anfechtung bis zum Ablauf eines Jahres ſeit der Beendigung des 
Konk.⸗Verfahrens erfolge. Denn hier wird eine Unterſcheidung danach, ob 
der Konk.⸗Verwalter ſeinerſeits vom Anfechtungsrecht Gebrauch gemacht hat 
oder nicht, überhaupt nicht gemacht, die Beſtimmung gilt mithin auch dann, 
wenn der Konk.⸗Verwalter von ſeinem Anfechtungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hatte; das Geſetz legt mithin auf die Frage, ob die Anfechtung durch 
den Verwalter erfolgt war oder nicht, hier überhaupt keinen Wert. Wenn dies 
aber für die Fälle des § 3 Nr. 2 bis 4 AnfG. zutrifft, kann nicht wohl das 
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Recht der Einzelanfechtung im Falle des § 3 Nr. 1 durch den Ablauf der Friſt 
des 8 41 KO. berührt werden. Der Erwägung des Ber.⸗Richters: der Grund 
für die Beſtimmung einer einjährigen Ausſchlußfriſt in 8 41 KO. ſei der ge⸗ 
weſen, für den Teilnehmer an der anfechtbaren Rechtshandlung Klarheit be⸗ 
züglich derſelben zu verſchaffen und ihn nicht für lange Zeit in Ungewißheit 
über ihre Gültigkeit zu laſſen, iſt entgegenzuhalten, daß dieſer Grund auf die 
im Anfechtungsgeſetz, insbeſondere in deſſen § 12 getroffenen Friſtbeſtimmungen 
nicht paßt und insbeſondere dann verſagt, wenn die Einzelanfechtung bereits 
vor der Konk.⸗Eröffnung erfolgt war, der Anfechtungsgegner mithin davon, 
daß er dem Anfechtungsanſpruch eines einzelnen Gläubigers gegenüberſtehe, 
bereits vorher Kenntnis erlangt hatte. Nur über die Entſchließung des Konk.⸗ 
Verwalters, ob er von ſeinem Anfechtungsrecht Gebrauch machen wolle oder 
nicht, ſoll nach der vom Ber.⸗Richter angezogenen Begründung des Geſetzes 
der Anfechtungsgegner nicht über ein Jahr hinaus in Unkenntnis gelaſſen 
werden. 

In Übereinſtimmung mit den Motiven zu $ 34 des Entw. der KO. ſowie 
mit der herrſchenden Lehre (vgl. dazu insbeſondere auch Jaeger, AnfG. $ 13 
Anm. 28) iſt hiernach der Meinung, daß die Verſäumung der in § 41 KO. 
geſetzten Friſt eine dem Anfechtungsrecht des Einzelgläubigers entgegen⸗ 
ſtehende Einrede i. S. des § 13 Abſ. 4 AnfG. nicht begründe, vor der gegen⸗ 
teiligen Meinung der Vorzug zu geben. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Nov. 1917. Konk. Spar V. D. 
(Kl.) w. B. (OLG. Darmſtadt). VII. 259/17. Auch in RGentſch. 91 
Nr. 25 S. 90. 


79. Die Unterhaltsrente der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt 
nicht der Verwaltung und Nutznießung des Mannes. 
5 BOB. 58 1361. 1363. 

— — — Der Mann hat der Frau nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung, 
ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu gewähren. Das 
hat, ſolange die häusliche Gemeinſchaft beſteht, in der durch die Lebensgemein⸗ 
ſchaft gebotenen Weiſe (§ 1360 BGB.) durch Gewährung des Unterhalts 
im gemeinſamen Haushalt zu geſchehen. Liegen die Vorausſetzungen für ein 
getrenntes Leben der Eheleute vor, dann iſt der Unterhalt durch Entrichtung 
einer Geldrente zu gewähren (8 1361). Mit dieſer Rente ſoll ſich die Ehefrau 
den Unterhalt, den ſie im Hauſe des Mannes nicht mehr empfängt, beſchaffen, 
ſie muß deshalb über den Rentenbetrag zu verfügen berechtigt ſein. Die ge— 
ſetzliche Zweckbeſtimmung der Rente ſchließt es ohne weiteres aus, daß der 
Ehemann auf das, was er der Frau zur eigenen Beſchaffung ihres Unterhalts 
an Geldbeträgen zu geben verpflichtet iſt, güterrechtliche Gerechtſame geltend 
machen und ihr damit die Verfügung über die Rente entziehen könne. Es be⸗ 
durfte bei der Regelung des Güterrechts im Geſetze keiner dies ausdrücklich 
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ausſprechenden, die Rente zum Vorbehaltsgut machenden Beſtimmung. 
Schon $ 1361 bringt, indem er der Frau einen Rentenanſpruch gegen den 
Mann gibt, zum Ausdruck, daß der Mann dieſem Anſpruch nur als Schuldner 
gegenüberſteht und daß das zur Erfüllung des Anſpruchs zu gewährende Geld, 
weil es von der Frau zur Beſchaffung ihres Unterhalts verwendet werden 
ſoll, damit der ehemänniſchen Verwaltung und Nutznießung entzogen ift. — — 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 15. Juni 1917. L. w. L. VII. 
106/16 (OLG. Düſſeldorf). — Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 83 S. 323. 


% 


80. Keine Koftenvorfchußpflicht des verflagten Ehemannes für eine 
ausſichtloſe Klage der Frau. 
| BER. $ 1387. | 
Wenn auch der Ehemann bei dem hier offenbar unter den Eheleuten 
beſtehenden Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft ſeiner Ehefrau 
die Koſten eines gegen ihn ſelbſt geführten Prozeſſes bereitzuſtellen hat, ſo 
beſteht von dieſer Regel doch eine Ausnahme für offenbar ausſichtloſe Prozeſſe. 
Nach dem bisher vorliegenden Material ſcheint dem Gericht aber die Be⸗ 
rufung der Klägerin gegen das die Klage abweiſende Urteil des Landgerichts 
zu Hamburg ausſichtlos zu ſein, und es liegt daher keine Veranlaſſung vor, 
dem Ehemann die Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes aufzuerlegen. 
Sollte daher auch die Pflicht zur Leiſtung des Vorſchuſſes an ſich gegeben 
ſein, ſo hat das Gericht doch bei ihm zuſtehenden freien Ermeſſen keine Pflicht, 
dem Antrage zu entſprechen. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Febr. 1918. S. w. S. 
Bf. VI. 2/18. B. 


81. Das Bezugsrecht auf neue Aktien iſt nicht Frucht oder Nutzung 
der Aktien. 
Vgl. 72 Nr. 125. 
HGB. $ 282; BGB 99. 

Zum 9. ſchen Familienfideikommiß gehören u. a. 270 Aktien der Aktien⸗ 
geſellſchaft G. zum Nennwert von je 1000 „. Dieſe Geſellſchaft hatte aus 
ihren Erträgniſſen bedeutende Rücklagen gemacht, über die durch Beſchluß 
der Generalverſammlung in der Weiſe verfügt wurde, daß das Aktienkapital 
von 30 auf 40 Millionen „ erhöht wurde, die hierzu erforderlichen 10 Mil- 
lionen # den Rücklagen entnommen und die für dieſen Betrag ausgegebenen 
neuen Aktien den Aktionären unentgeltlich im Verhältnis von einer neuen 
auf drei alte Aktien zur Verfügung geſtellt wurden. Das Fideikommißgericht 
erklärte die auf die 270 alten Aktien treffenden 90 neuen Aktien als Beſtand⸗ 
teil des Fideikommiſſes; da nach § 44 bayer. Fideikommißedikts der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer alle Rechte und Verbindlichkeiten eines Nutzungseigentümers 
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habe und ihm die Verwaltung und der Genuß des Fideikommiſſes gebühre, 
hänge die Entſcheidung von der Beantwortung der Frage ab, ob das Bezugs⸗ 
recht auf neue Aktien als Frucht (oder Nutzung) der Aktien zu erachten ſei; 
dieſe Frage ſei aber zu verneinen; N 
mit Planck Bem. 3 zu 5 99 BGB; Staudinger Bem. 2 A zu 5 2112; BGB. v. RG. - 

Räten Bem. 3 zu $ 1068; Staub Bem. 11 zu § 282 HGB.; Brand Bem. 3 a zu 

5 282 HGB.; Holdheims Z. 15, 188; Leipzg. 1913, 48 und 913; OL GRipr. 24, 

140; 35, 22. \ 

Die vom Nutznießer des Fideikommiſſes eingelegte Beſchwerde wurde vom 
Oberſten LG. zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Auch das Beſchwerdegericht ſchließt ſich der in Schrifttum und Recht⸗ 
ſprechung überwiegend vertretenen Anſchauung an, daß das Bezugsrecht auf 
neue Aktien nicht als Frucht oder Nutzung der Aktie zu erachten iſt und demnach 
nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigentümer der alten Aktie gebührt. 
Der Beweis allerdings, den das Fideikommißgericht für ſeine Anſicht 
aus dem Wortlaut des $ 282 HGB. entnimmt, iſt kein durchſchlagender. Wenn 
dort jedem „Aktionär“ der Anſpruch auf Zuteilung eines ſeinem bisherigen 
Aktienbeſitz entſprechenden Teils der neuen Aktien zugeſprochen wird, ſo iſt 
es durchaus nicht unzweifelhaft, ob unter dem „Aktionär“ der „Aktionär als 
ſolcher“, der Eigentümer im bewußten Gegenſatz zu einem Nutzungsberechtigten 
gemeint iſt. Der Ausdruck „Aktionär“ könnte unter Umſtänden auch in dem 
Sinne „der aus der Aktie Berechtigte“ auszulegen ſein; es wird alſo durch 
den Wortlaut der angezogenen Geſetzesſtelle die Streitfrage nicht gelöſt. 
Mit Recht führt aber das Kammergericht in OL GRſpr. 24, 139 aus, daß das 
Bezugsrecht auf neue Aktien weder ein Vorteil iſt, den der Gebrauch der Aktie 
gewährt, noch eine Frucht i. S. des 8 99 BGB., da es kein beſtimmunggemäßer, 
regelmäßig wiederkehrender Ertrag iſt, daß es auch nicht aus der Aktie ſelbſt 
entſteht, ſondern zu ſeiner Entſtehung noch andrer mitwirkender Umſtände 
— der Erhöhung des Grundkapitals und des Beſchluſſes der Generalverſamm⸗ 
lung — bedarf, daß es demnach ein neu erworbenes ſelbſtändiges Vermögen 
recht bildet, das das Stammrecht des Eigentümers der Aktie vermehren ſoll, 
alſo dieſem, nicht dem Nießbraucher gebührt. Der gleichen Anſicht ſind außer 
den vom Oberlandesgericht genannten Schriftſtellern auch noch Ehrenberg 3 
Abt. 1, 327 und Lehmann Akt Geſellſch. 2, 66. 465, woſelbſt ausgeführt iſt, 
daß das Bezugsrecht ebenſowenig eine Frucht der Aktie ſei wie nach § 1083 
BGB. die Prämie bei einem Prämienpapier. Die Richtigkeit dieſer Anſchauung 
will auch der Beſchwerdeführer anſcheinend für den Normalfall der Ausgabe 
neuer Aktien gegen Zahlung eines Übernahmepreiſes durch den Aktionär 
garnicht beſtreiten, er glaubt aber, ſie treffe dann nicht zu, wenn, wie hier, 
die für die Kapitalserhöhung erforderliche Summe den Rücklagen entnommen 
wird und die neuen Aktien den Aktionären ohne Entgelt zur Verfügung ge— 
ſtellt werden. Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigetreten werden. Für die 
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Aktiengeſellſchaft wäre der Erfolg ganz der gleiche geweſen, wenn ſie nicht 
den von ihr eingeſchlagenen Weg gewählt, ſondern den für die Erhöhung 
des Stammkapitals erforderlichen Teil der Erträgniſſe den Aktionären in 
Geſtalt von Dividenden zugeführt und die für die Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals benötigte Summe durch Einzahlungen der Aktionäre auf die neuen 
Aktien beſchafft hätte. Es iſt nicht einzuſehen, welchen Unterſchied es für die 
rechtliche Behandlung der neuen Aktien begründen ſollte, daß die Geſellſchaft, 
offenbar nur, um in der Feſtſetzung ihrer Dividenden nicht allzu hoch greifen 
zu müſſen, den zweiten Weg gewählt hat. 

Wenn der Beſchwerdeführer meint, die von der Geſellſchaft aus den 
Rücklagen geleiſteten Einzahlungen ſeien als Frucht anzuſehen und dasſelbe 
treffe folglich auch auf die neuen Aktien zu, ſo iſt das nicht richtig, denn die 
aus den Erträgniſſen des Unternehmers gemachten Rücklagen ſind eben nicht 
mehr „Frucht“ i. S. des 99 BGB., alſo beſtimmunggemäßer, regelmäßig 
wiederkehrender Ertrag, ſondern kapitaliſierter Ertrag und demnach Mehrung 
des Stammvermögens. Gleicher Anſicht iſt für den Fall der Ausgabe von 
Gratisaktien Winkler in LeipZ. 1913, 48. 

Die Beſchwerde war demnach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Ber v. 18. Jan. 1918 betr. das H.ſche 

Fam Fideik. III. 2/18. F—2. 


— — 


II. Verfahren. 


82. Der Nebenintervenient kann fein Rechtsmittel nicht verfolgen, 
wenn die unterſtützte Hauptpartei das ihrige zurückgezogen hat. 
Vgl. 45 Nr. 46. 

3 PO. 9 67. 

Die Beklagten waren nach dem Klagantrage verurteilt worden: die 
Koſten des Rechtsſtreits waren ihnen auferlegt, abgeſehen von den Koſten 
der Nebenintervention, letztere waren dem Nebenintervenienten, der auf 
Streitverkündung der Beklagten dieſen beigetreten war, auferlegt worden. 
Gegen dieſes Urteil legten zunächſt die Beklagten Berufung ein. Dann focht 
auch der Nebenintervenient das Urteil mit der Berufung an. Die Beklagten 
nahmen ihre Berufung vor der mündlichen Verhandlung zurück und ließen 
ſich in dieſer nicht vertreten. Die Berufung des Nebenintervenienten wurde 
als unzuläſſig verworfen. Aus den Gründen: 

„Es fragt ſich, ob der Nebenintervenient die von ihm eingelegte Berufung 
aufrechterhalten und durchführen kann, nachdem die von ihm unterſtützte 
Hauptpartei ihre Berufung zurückgenommen hat. Die Frage iſt im Hinblick 
auf die Vorſchrift in 867 ZPO. zu verneinen. Der Nebenintervenient kann 
Rechtsmittel innerhalb der für die Partei laufenden Friſt ſelbſtändig einlegen, 
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hat aber auch die Hauptpartei das Rechtsmittel eingelegt und nimmt ſie es 
zurück, ſo kann auch der Nebenintervenient ſein Rechtsmittel nicht weiter 
verfolgen. Das folgt ſchon daraus, daß das Rechtsmittel — auch ohne eine 
dahingehende ausdrückliche Erklärung — ſtets als im Namen der Hauptpartei 
eingelegt gilt, ſo daß, wenn dieſe es nicht fortſetzen will, damit auch der Durch⸗ 
führung abſeiten des Nebenintervenienten der Boden entzogen iſt. Hinzu⸗ 
kommt, daß in der dem Gericht und der Gegenpartei gegenüber abgegebenen 
Erklärung, die Berufung werde zurückgenommen, regelmäßig auch ein Ver⸗ 
zicht auf das Recht der Berufung zu erblicken iſt, deſſen Wirkſamkeit nach 
9 514 ZPO. nicht davon abhängt, daß der Gegner die Verzichtleiſtung an⸗ 
genommen hat. Liegt aber ein ſolcher Verzicht vor, ſo kann auch der Neben⸗ 
intervenient den Prozeß nicht fortſetzen, weil dieſe Handlung mit einer Hand⸗ 
lung der Hauptpartei in Widerſpruch ſteht. Im vorliegenden Fall kann die 
Annahme eines Verzichts um ſo weniger in Zweifel gezogen werden, als die 
Zurücknahme der Berufung unſtreitig auf Grund eines zwiſchen den Haupt⸗ 
parteien geſchloſſenen Vergleichs erfolgt iſt. — — — 

Da hiernach die noch weiter verfolgte Berufung des Nebenintervenienten 
an ſich nicht ſtatthaft iſt, war ie nach $ 535 es als unzuläſſig zu ver- 
werfen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 1. Mai 1917. E. L. Konk. (Kl.) 

w. H. Bf. III. 340/16. B. 


83. Kläger muß die Prozeßkoſten tragen, wenn der e vor 
| Zuſtellung der Klage bezahlt wird. 
Vgl. 57 Nr. 18 m. N.; 59 Nr. 133; auch die folgende Nr. m. N. 
ZPO. 8 91. 

Die ſofortige Brise it form⸗ und friſtgerecht eingelegt, aber un⸗ 
begründet. Von den in der Klage geforderten 6370,72 . hat die Beklagte 
5940,48 4 vor Klagezuſtellung bezahlt, den Reſtanſpruch hat der Kläger fallen 
laſſen. Durch die Auferlegung der durch den Reſtanſpruch erwachſenen Koſten 
erachtet er ſich nicht beſchwert, wohl aber durch die Auferlegung der Koſten 
bezüglich des nach Einreichung, aber vor Zuſtellung der Klage bezahlten Be— 
trages, und zwar deshalb, weil die Beklagte Anlaß zur Erhebung der Klage 
gegeben habe. 

Die Verurteilung in die Koſten des Rechtsſtreits auf Grund der prozeſ— 
ſualen Koſtenpflicht hat zur Vorausſetzung, daß der Hauptanſpruch zur Zeit 
der Klagerhebung begründet iſt. Wird die Klage, trotzdem daß der Haupt— 
anſpruch erledigt iſt, unverändert zugeſtellt, ſo iſt ſie als unbegründet abzu— 
weiſen und der Kläger muß die Koſten tragen. Dieſer Koſtenpflicht kann er 
ſich nicht entziehen dadurch, daß er demnächſt in der mündlichen Verhandlung 
den durch Zuſtellung der Klage rechtshängig gewordenen, unbegründeten 
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Hauptanſpruch fallen läßt. Unabhängig von dieſer durch das formale Unter- 
liegen im Prozeß bedingten Koſtenpflicht des Klägers kann ein materiell⸗ 
rechtlicher Anſpruch auf Erſatz der Koſten beſtehen, wenn, wie der Kläger hier 
behauptet, die Beklagte die Erhebung der Klage verſchuldet hat. Dann be⸗ 
gründet dieſe prozeßrechtlich unabwendbare Koſtenpflicht des Klägers den 
Verzugsſchaden, den die Beklagte auf Grund des materiellen Rechts erſetzen 
muß. Aber dieſer Anſpruch muß im Wege beſonderer Klage geltend gemacht 
werden, wie das Landgericht mit Recht ausſpricht. Denn es iſt nicht der An⸗ 
ſpruch auf Verurteilung der Beklagten in die Koſten des anhängigen Pro⸗ 
zeſſes auf Grund der SEIFE. ZPO., ſondern ein Anſpruch auf Erſatz der 
dem Kläger durch die Anſtrengung dieſes Prozeſſes entſtandenen Koſten. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 21. Juni 1916. L. w. M. & H. 
Bs. V. 46/16. Nö. 


84. Koſtenpflicht, wenn die Klage ohne Futun des Klägers erledigt N Pe N. 
Vgl. 63 Nr. 263 m. N.; 67 Nr. 117; 71 Nr. 97; auch die vorige Nr. m. N. N 
| ZPO. 39 91. 271. 5 5 tr 
Der Beklagte hat bei feinem Schuldner K. Sachen pfänden laſſen, die die 3 
Klägerin dem K. auf Abzahlung unter Eigentumsvorbehalt verkauft hatte 
und die noch nicht voll bezahlt waren. Die Klägerin erſuchte den Beklagten 
unter Vorlegung der Originalverträge vergeblich um Freigabe der Sachen 
und erhob fodann die gegenwärtige Klage mit dem Antrage, die Pfändung 
für unzuläſſig zu erklären. Nach Erhebung der Klage bezahlte der Beklagte 
den Reſtkaufpreis an die Klägerin, worauf dieſe in der erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung anzeigte, daß der Hauptanſpruch erledigt ſei, und Verurteilung 
des Beklagten in die Koſten des Rechtsſtreits erbat. Der Beklagte beantragte, 
die Koſten der Klägerin aufzuerlegen. — Das Landgericht hat zuungunſten 
des Beklagten erkannt. Mit ſofortiger Beſchwerde hat der Beklagte Aufhebung 
des Urteils und Verurteilung der Klägerin in die Koſten des Rechtsſtreits erbeten. 
Die von der Klägerin angezeigte Erledigung des Hauptanſpruchs iſt 
nach der Klagerhebung durch ein vom Willen der Klägerin unabhängiges 
Ereignis eingetreten. Die Koſten des Rechtsſtreits hat daher die Partei zu 
tragen, die unterlegen wäre, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre. Da 
die Klägerin zur Zeit der Klagerhebung unſtreitig Eigentümerin der vom 
Beklagten bei ſeinem Schuldner gepfändeten Sachen war, daher ihre Klage 
gemäß $ 771 ZPO. begründet war und fie überdies ſchon vor Erhebung der 
Klage den Beklagten unter Vorlegung der ihr Eigentum dartuenden Ver⸗ 
träge vergeblich um Freigabe erſucht hatte, Beklagter auch Einwendungen 
in der Sache ſelbſt nicht erhoben hat, ſo hätte der Beklagte verurteilt werden 
müſſen. Er hat daher die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen; 
vgl. Stein ZPO. 10 Bem. III Abſ. 2 zu $ 91; Hanſch Z,, Beibl. 1912 Nr. 172 S. 299; 
OLG. Kiel in OL GRſpr. 9, 133; a. M. Mannherz bei Gruchot 49, 82. 
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Die Beſchwerde war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 25. Jan. 1916 i. S. E. (Bkl.) 
w. F. Bs. Z. III. 6/10. B. 


85. Prozeßkoſten beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer 
Aufrechnung. 
Vgl. Bd. 58 Nr. 19. 
ZPO. $ 91; BGB. 389. . 
Klägerin hatte gegen den Beklagten auf Vollſtreckbarkeitserklärung eines 
zwiſchen den Parteien ergangenen Schiedsſpruchs geklagt und in 1. Inſtanz 
ein obſiegendes Urteil v. 27. Nov. 1915 erwirkt. Am 19. April 1916, nachdem 
der Beklagte gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt hatte, rechnete die Klägerin 
mit der dem Schiedsſpruch zugrundeliegenden Forderung gegen eine Forderung 
auf, die der Beklagte gegen ſie in einem andern Prozeſſe eingeklagt hatte. 
Durch Beſchluß v. 15. Juni 1916 wurde die Ausſetzung Aueſas Verfahrens 


— pis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Prozeſſes des Beklagten gegen die 
Klägerin angeordnet. Nachdem inzwiſchen dieſer Prozeß entſchieden und 


durch Urteil des 2. Zivilſenats dieſes Gerichts v. 22. Mai 1917 die Aufrech⸗ 
nung mit der dem Schiedsſpruch zugrunde liegenden Forderung für wirkſam 
erklärt worden war, beantragten beide Parteien, die Hauptſache für erledigt 
zu erklären und dem Gegner die Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen. 
Dem Antrage des Beklagten wurde ſtattgegeben und die Koſten der Klägerin 
auferlegt. Aus den Gründen: 

„Damit, daß die Klägerin mit der dem Schiedsſpruch, deſſen Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung ſie in dieſem Prozeſſe urſprünglich gefordert hat, zugrunde 
liegenden Forderung gegen eine Forderung des Beklagten aufgerechnet hat, 
hat ſie ihrer Klage ſelbſt die Grundlage entzogen. Denn unſtreitig ſtanden die 
beiden Forderungen ſich ſchon vor der Erhebung dieſer Klage gegenüber. 
Es iſt dem Reichsgericht (vgl. Entſch. 50, 391, in Seuff A. 58 Nr. 19; JW. 
1902 Beil. 2 S. 198) darin beizutreten, daß, wenngleich in ſolchem Fall die 
Beſeitigung des Klaganſpruchs ſelbſt erſt durch die Aufrechnungserklärung 
erfolgt ($ 388 BGB.), doch aus § 389 BGB. folgt, daß die Klage in ſolchem 
Fall von vornherein unbegründet war. Denn es tritt eine Rückwirkung der 
Aufrechnungserklärung auf den Zeitpunkt des Gegenüberſtehens der For— 
derungen ein, die eben zur Folge hat, daß die Klageforderung als im Augen- 
blick des Gegenübertretens erloſchen anzuſehen iſt. Mit Unrecht beruft ſich 
die Klägerin insbeſondere auch darauf, daß nach § 389 die Forderungen als 
erloſchen „gelten“ und Richt erloſchen „ſein“ ſollen. Denn nach dieſer Beſtim— 
mung des Geſetzes iſt es eben ſo anzuſehen, als ob die beiden Forderungen 
in dem Zeitpunkt des Gegenübertretens erloſchen ſind, und ſtand der Klägerin 
alsdann kein Anſpruch auf die Vollſtreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs 
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mehr zu. Iſt dies aber der Fall, jo muß die Klage als von vornherein unbe⸗ 
gründet erachtet und die Klägerin nach $ 91 ZPO. mit den K N des Ver⸗ 
fahrens belaſtet werden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26. Jan. 1918. O. B. & Co. 
w. E. L. Nö. 


86. Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 
Vgl. 60 Nr. 4 m. N.; 62 Nr. 106; 68 Nr. 147. 
ZPO. $ 287. 

Für den Kläger waren auf zwei Hausgrundſtücken an dritter Stelle zwei 
Hypotheken von je 8000 “ zur Sicherheit für höhere Forderungen eingetragen. 
Zur weiteren Sicherheit waren ihm die Mietzinſen aus den beiden Häuſern 
abgetreten, er ſollte ſich aus ihnen befriedigen, ſoweit ſie nicht zur Deckung 
der Laſten der Grundſtücke nötig waren. Im Jahre 1912 ſollte nun der 
Kläger auf Wunſch des Grundſtückseigentümers die beiden Hypotheken gegen 
andre umtauſchen. Der Notar, der die Abtretungen des Klägers beurkundete, 
gab jedoch deſſen Hypotheken aus der Hand, ehe er die dafür verſprochenen 
Hypotheken erhalten hatte. Der Empfänger der klägeriſchen Hypotheken ver⸗ 
äußerte ſie an einen gutgläubigen Dritten, ſodaß der Kläger, da der Empfänger 
mittellos war, die beiden Hypotheken verlor. Da auch der Hauseigentümer 
unpfändbar war, klagte der Kläger ſeinen durch den Verluſt der beiden Hypo— 
theken entſtandenen Schaden in Höhe von KH 16000 gegen den Notar ein. 
— Das Landgericht ſprach dem Kläger die volle Summe zu. Das Ber.⸗Gericht 
dagegen ſchätzte den Wert der Hypotheken nur auf die Hälfte ihres Nenn- 
werts, indem es ausführte: Ob die beiden Hypotheken einen Verkaufs— 
wert hätten, möge dahingeſtellt bleiben; jedenfalls erſchöpfe ſich ihr Wert 
nicht in ihrem Verkaufswerte. Sie hätten infolge ihrer Zinserträge und 
der Möglichkeit künftiger Wertſteigerung der Grundſtücke einen inneren Kapi⸗ 
talwert. Hypotheken, die ein Jahrzehntlang ohne Stockung hohe Zinſen 
abgeworfen hätten, ſtellten einen erheblichen Kapitalwert dar, der nach 
freiem Ermeſſen zu beſtimmen und danach auf die Hälfte des Nennwerts 
der Hypotheken, alſo auf 2 mal 4000 % bemeſſen worden ſei. — Die 
Reviſion wurde mit folgender Begründung zurückgewieſen: 

„Nach § 287 ZPO. bedurfte die Schätzung des Schadens des Klägers auf die 
Hälfte des Nennwerts der Hypotheken keiner näheren Begründung. Die Mög⸗ 
lichkeit, auf anderm Wege zu einer andern Bemeſſung des Schadens zu 
gelangen, macht die Schätzung des Ber.-Gerichts nicht unzuläſſig. Es iſt auch 
nicht angängig, die Höhe des Schadens nach dem Werte zu bemeſſen, den 
die Hypotheken für den Kläger hatten, d. h. nach einem die 5 ige Ber 
zinſung gewährleiſtenden Kapital, oder, da die Hypotheken unbeſtritten nur 
zum Nennwert zurückerworben werden können, dem Betrage von 16000 ,#% 
gleichzuſetzen. Der regelmäßige Eingang der Hypothekenzinſen = ſich in 

Seufferts Archiv Bd. 78. 3. Folge Bd. 18 Heft 4. 
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dieſem Sinne nur dann heranziehen, wenn ficher wäre, daß hierin auch in 
Zukunft keine Anderung eintreten würde; das läßt ſich aber bei Hypotheken, 
die nicht an erſter oder zweiter Stelle ſtehen, nicht ſagen. Der weitere 
Umſtand, daß die Hypotheken nur zum Nennwert zurückerworben werden 
könnten, kommt nicht in Betracht, da der Antrag des Gegners nicht auf 
Rückgabe der Hypotheken, ſondern auf Erſatz des Schadens ging, der gerade 
darin beſteht, daß der Kläger die Hypotheken nicht zurückerhalten kann. 

Urteil des Reichsgerichtes (3. Sen. v. 22. Sept. 1916. H. (Kl.) w. H. 

(OLG. Frankfurt a / M.). III. 126/16.) Ka. 


87. Faſſung des Offenbarungseides für den geſetzlichen Vertreter eines 
zur Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Suläſſigkeit 
| der weiteren Beſchwerde. 
Vgl. 67 Nr. 237 m. N. 
3 O. 58 883 Abſ. 2, 568 Abſ. 2. | 

Es handelt ſich vorliegendenfalls darum, in welcher Form der geſetzliche 
Vertreter eines zur Herausgabe einer beſtimmten Sache verurteilten Minder— 
jährigen, wenn dieſe Sache von dem das Urteil vollſtreckenden Gerichts— 
vollzieher nicht bei ihm vorgefunden iſt, den im § 883 Abſ. 2 ZPO. vor⸗ 
geſchenen Offenbarungseid zu leiſten hat. 

Das Amtsgericht hat gemeint, der geſetzliche Vertreter müſſe beſchwören, 
daß er — der geſetzliche Vertreter — nach ſorgfältiger Prüfung und Er— 
kundigung die Überzeugung erlangt habe, daß der minderjährige Schuldner die 
Sache — vorliegendenfalls einen Grundſchuldbrief — nicht beſitze. Das 
Landgericht dagegen hat den Eid dahin formuliert, daß, der geſetzliche 
Vertreter ſeine nach ſorgfältiger Prüfung und Erkundigung dahin erlangte 
Überzeugung zu beſchwören habe, daß der minderjährige Schuldner den 
Brief nicht beſitze und auch nicht wiſſe, wo der Brief ſich befinde. 

Es fragt ſich zunächſt, ob die gegen den letzteren Beſchluß erhobene 
weitere — ſofortige — Beſchwerde mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 
§ 568 Abſ. 2 ZPO., nach der nur dann, wenn in der Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt, 
eine weitere Beſchwerde gegen ſie ſtatthaft iſt, zugelaſſen werden kann. Die 
Frage iſt zu bejahen. Die Beſchwerung des Gläubigers durch den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß gegenüber dem des Amtsgerichts liegt darin, daß nach 
erſterem der geſetzliche Vertreter, wofern er zwar ſelbſt, nicht aber der minder— 
jährige Schuldner weiß, daß ſich der Brief in des letzteren (juriſtiſchem) 
Beſitz befindet, den Eid, ohne ſich einer Verletzung ſeiner Eidespflicht ſchuldig 
zu machen, abzuleiſten vermag. 
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Die Beſchwerde iſt aber auch begründet. Das Geſetz faßt den Eid des 

3 883 Abſ. 2 dahin, daß Schuldner die Sache nicht beſitze, auch nicht wiſſe, 
wo ſie ſich befinde; es fügt aber im Abſatz 3 hinzu, daß das Gericht eine 
der Lage der Sache entſprechende Abänderung der Eidesnorm beſchließen könne. 
Solche Anderung iſt hier geboten, da nicht der Schuloner ſelber, ſondern deſſen 
geſetzlicher Vertreter eidespflichtig iſt. Hinſichtlich des vom geſetzlichen Ver— 
treter der nicht prozeßfähigen Partei abzuleiſtenden zugeſchobenen Eides 
(§ 473 3PO.) iſt anerkannten Rechtes, daß der geſetzliche Vertreter ſowohl 
über ſeine eigenen Handlungen und Wahrnehmungen als auch über Hand» 
lungen und Wahrnehmungen der von ihm vertretenen Partei den Eid ab— 
zuleiſten hat. Werden dieſe auch für die Faſſung des Offenbarungseides 
nach § 883 Abſ. 2 ZPO. paſſenden Grundſätze nach Maßgabe des Abſ. 3 
zur Anwendung gebracht, und wird dabei gebührend berüdfichtigt, einmal, 
daß der geſetzliche Vertreter eines Minderjährigen nicht nur fein Prozeß-, 
ſondern auch ſein rechtsgeſchäftlicher Vertreter iſt, daß aber anderſeits nicht 
der geſetzliche Vertreter, ſondern nur der Minderjährige ſelbſt zur Heraus⸗ 8 
gabe der Sache verurteilt worden iſt, ſo wahrt die in der Beſchlußformel . 
erfolgte Eidesfaſſung ſowohl ausreichend die Intereſſen des Gläubigers 
als ſie auch die Rechte der ſchwurpflichtigen Partei in keiner Weiſe verletzt. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 26. Juni 1916. B. w. 

Chr. Bs. IV. 70/16. | Nö. 


88. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens 
des pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 
Vgl. 70 Nr. 53 m. N. 
KO. 8305 BGB. § 166; ZPO. 8$ 828 ff. 

Die Klägerin forderte Schadenerſatz, weil der Gerichtsvollzieher St. den 
ihm durch ihren Prozeßbevollmächtigten am 25. Februar 1914 erteilten Voll⸗ 
ſtreckungsauftrag gegen ihren Schuldner H. ſchuldhaft nicht vollzogen habe. 
Die Inſtanzen verurteilten nach dem Antrag der Klage: ſie ſtellten gegenüber 
dem Einwande des Beklagten, eine etwaige Pfändung wäre gegen die Klägerin 
nach 8 30 KC. anfechtbar geweſen, ein Schade ſei der Klägerin alſo nicht 
erwachſen, feſt, daß die Klägerin und deren Prozeßbevollmächtigter von der 
Zahlungseinſtellung des Schuldners keine Kenntnis hatten, und der Ber.-Richter 7 
fügte hinzu, auf das etwaige Wiſſen des GerVollziehers von der Zahlungs- 
einſtellung komme es nach der Entſcheidung des 7. Zivilſen. des Reichsgerichts 
v. 12. Mai 1914 in JW. 1914, 863% nicht an. — Die Reviſion bekämpfte 
lediglich dieſen letzten Entſcheidungsgrund und beantragte, unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils auf die Berufung des Beklagten die Klage ab— 
zuweiſen. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Entſcheidung des 7. Zivilſen. des Reichsgerichts v. 12. Mai 1914 
muß beigetreten werden. 

10* 
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Der Beſchluß der vereinigten Zivilſenate des Reichsgerichts v. 2. Juni 
1913, nach welchem der GerVollzieher dem ihn mit Pfändung beauftragenden 
Gläubiger nur als Beamter, nicht aus einem bürgerlich- rechtlichen Vertrags⸗ 
verhältnis (Mandat, nach Bürgerl. Geſetzbuch ein auf Geſchäftsbeſorgung 
gerichtetes Dienſtverhältnis) haftet (RGEntſch. 82, 85 ff.) hat S. 90 dahin⸗ 
geſtellt, ob die Befugniſſe des GerVollziehers, mit Wirkung für und ge 
gen den Gläubiger zu handeln, eine Vertretungsmacht desſelben i. S. des 
§ 164 BGB. begründen. 

Dies iſt zu verneinen. Die Vertretungsmacht beſteht darin, daß die 
vom Vertreter im Namen des Vertretenen abgegebene privatrechtliche, 
insbeſondere rechtsgeſchäftliche Willenserklärung unmittelbar für und gegen 
den Vertretenen wirkt ($ 164), und gerade weil er der Erklärer des Willens 
iſt, kommt für Willensmängel und für die Kenntnis oder das Kennenmüſſen 
gewiſſer Umſtände nur die Perſon des Vertreters in Betracht, nicht die 
Perſon des Vertretenen, ſoweit nicht $ 166 Abſ. 2 einſchlägt. Angenommen, 
es ſei rechtlich möglich, daß der kraft ſeiner Amtspflicht zur Pfändung 

2 ſchreitende GerVollzieher in betreff dieſer ſeiner Amtshandlung zugleich 
eine privatrechtliche Willenserklärung im Namen des Gläubigers und mit 
Wirkung für denſelben abgibt, ſo bleibt zu ſragen, welchen Inhalt denn 
eine ſolche Willenserklärung haben könnte. Die Pfändung wird bewirkt 
durch Inbeſitznahme der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen körper⸗ 
lichen Sachen (ZPO. $ 808), und durch fie erwirbt der Gläubiger ein 
Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenſtande (§ 804). Die zwangweiſe 
(ZPO. 88 758. 759) Inbeſitznahme der Sachen kann eine privatrechtliche 
Willenserklärung des Gläubigers nicht ſein, denn ſie liegt außerhalb des 
Bereichs der privatrechtlichen Willensmöglichkeiten; ſie iſt alſo ausſchließlich 
eine Amtshandlung des GerVollziehers, nicht aber zugleich eine privatrechtliche 
Willenserklärung, die der GerVollzieher für den Gläubiger auch nur abgeben 
könnte. Der Erwerb des Pfändungspfandrechts iſt die an die Pfändung 
geknüpfte, geſetzliche notwendige Folge, die eines darauf gerichteten Willens 
des Gläubigers und einer auf ſie abzielenden Willenserklärung des Gläubigers 
nicht bedarf, ſondern ganz unabhängig von ſolchem Willen und ſolcher 
Willenserklärung von Rechts wegen eintritt. Auch das Pfändungspfand— 
recht, das nur eine Vorſtufe der notwendig alsbald vorzunehmenden öffent- 
lichen Verſteigerung (8 PO. §§ 814. 816) und nur eine einſtweilige, zu⸗ 
gunſten des wachſamen Gläubigers getroffene Regelung der Rechtslage 
bis zur Verſteigerung darſtellt (Motive zu 88 657. 658 des Entw. der ZPO.), 
liegt außerhalb des Bereichs der privatrechtlichen Willensmöglichkeiten. 
Es iſt rechtsgeſchäftlich garnicht erwerbbar; darum heißt es in $ 804 
Abſ. 2 auch nur „es gewährt dem Gläubiger im Verhältnis zu andern 
Gläubigern dieſelben Rechte wie ein durch Vertrag erworbenes Fauſtpfand— 
recht“. Die Kehrſeite dieſer Sätze zeigt ſich in der Perſon des Schuldners, 
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an den als Empfänger die angebliche privatrechtliche, für den Gläubiger 
abgegebene Willenserklärung des GerVollziehers gerichtet ſein müßte. Ab⸗ 
geſehen davon, daß der Natur der Vorgänge nach dem Schuldner jedes 
Bewußtſein davon fehlen muß, der bei ihm pfändende und dadurch dem 
Gläubiger ein Pfändungspfandrecht erwerbende GerVollzieher trete ihm 
als privatrechtlicher Willenserklärer, als Willenserklärer für den Gläubiger, 
gegenüber, erhellt aus der Beſtimmung des § 808 Abſ. 3 ZPO.: „der 
Ger⸗Vollzieher hat den Schuldner von der geſchehenen Pfändung in Kenntnis 
zu ſetzen“ (entſprechend $ 829 Abſ. 3) unzweideutig, daß die Pfändung und 
deren Wirkung, das Pfändungspfandrecht, der vorherigen Kenntnis des 
Schuldners nicht bedarf, daß es gleichgültig iſt, ob die angebliche privat⸗ 
rechtliche Willenserklärung des GerVollziehers dem Schuldner vorher zur 
Kenntnis kommt oder auch nur zugeht. 

Der vermeintlichen Willenserklärung des GerVollziehers fehlt hienach 
ein privatrechtlicher Inhalt und ein privatrechtlich erforderlicher und beſtimmter 
Empfänger (ein Anderer, demgegenüber ſie abzugeben wäre). 


Die Beſtimmungen der Ziv.⸗Prozeßordnung und der Dienſtanweiſung. 


ergeben aber weiter, daß der GerVollzieher die — tatſächlich immer fehlende 
— Abſicht oder auch nur das — tatſächlich nie vorhandene — Bewußtſein, 
bei der Wegnahme der Sachen und bei dem dadurch für den Gläubiger 
entſtehenden Erwerb des Pfändungspfandrechts privatrechtlich für den Gläubi⸗ 
ger zu handeln, nämlich eine für und gegen den Gläubiger wirkende privat⸗ 
rechtliche Willenserklärung abzugeben, nicht nur nicht haben kann, ſondern 
ſogar nicht einmal haben darf. Der GerVollzieher iſt kraft Geſetzes amtlich an 
die Vorſchrift des § 775 gebunden; er muß pfänden, trotzdem daß ihm 
die Zahlungseinſtellung des Schuldners oder der Antrag auf Eröffnung 
des KonkVerfahrens bereits bekannt war oder bekannt wird. Daß dieſer 
geſetzliche amtliche Zwang des GerVollziehers zur Pfändung trotz feiner 
Kenntnis von der Zahlungseinſtellung oder dem Konkursantrag eine privat⸗ 
rechtliche Willensbetätigung des GerVollziehers ausſchließt, iſt bereits ſeit 
lange erkannt und vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen; 

im Urt. v. 5. Juni 1883, III. 36/83, RGeEntſch. 9, 363 (Seuff A. 39, 70); im Urt. v. 

5. April 1887, III. 317/86, unvollſtändig abgedruckt bei Bolze 4, 1519); im Urt. v. 

11. Dez. 1899, IV. 245/99 in Gruchot 44, 1204/1206. 

Eine die Zahlungseinſtellung berückſichtigende Willensbildung und Wil⸗ 
lenserklärung des Ger Vollziehers für den Gläubiger ſetzt in erſter Linie vor⸗ 
aus, daß dem GerVollzieher hinſichtlich der Zahlungseinſtellung und deren 
Rechtsfolgen Willensfreiheit eingeräumt iſt, nämlich die Freiheit der Ent⸗ 
ſchließung, ob die Pfändung wegen der ihm kund gewordenen, auf Zahlungs⸗ 
einſtellung hindeutenden Tatſachen zu unterlaſſen oder trozdem vorzunehmen 
ſei. Eine ſolche Freiheit iſt dem GerVollzieher aber gerade nicht einge⸗ 
räumt: er muß trotz voller Kenntnis wirklicher Zahlungseinſtellung pfänden 
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und dadurch dem Gläubiger das Riſiko der ſpäteren Anfechtung (RGeEntſch. 
21, 429, in Seuff A. 45 Nr. 8) und jedenfalls, wenn der Gläubiger die ge: 
pfändeten Sachen freigibt, die Koſten der Pfändung aufbürden; er haftet 
fogar dem Gläubiger kraft 8 775 ZPO. dafür, daß er dies tue. Alſo kann 
ſeine Kenntnis nicht die Kenntnis des Gläubigers als des durch den Ger Voll⸗ 
zieher privatrechtlich gemäß $ 164 BGB. Vertretenen fein. Es iſt ſchlechter⸗ 
dings unmöglich, daß der Ger Vollzieher einen nach feiner Kenntnis dem Gläu⸗ 
biger offenbar gefährlichen und ſchädlichen Akt vornimmt und vornehmen muß 
und dabei doch zugleich eine der von ihm erkannten Urſache der Gefahr, 
nämlich der Zahlungseinſtellung, gerade widerſtreitende und trotzende Wil⸗ 
lenserklärung für den Gläubiger abgibt. Nimmt man entgegen dem für das 
frühere Recht ergangenen Beſchluß der verein. Zivilſenate des Reichsge— 
richts v. 28. Juni 1883 (RGeEntſch. 21, 420 ff, in Seuff A. 45 Nr. 8) an, daß die 
Pfändung trotz Kenntnis von der Zahlungseinſtellung oder dem Konkursantrag 
eine unerlaubte Handlung i. S. des BGB. iſt, ſo würde ſich ſogar ergeben, 
daß der Gläubiger durch eine wiſſentlich rechtswidrige und doch durch § 77 
ZPO. vorgeſchriebene Handlung des GerVollziehers als feines Vertreters 
einer unerlaubten Handlunz ſchuldig würde (RGntſch. 21, 432). 

Die Beſeitigung dieſes widerſpruchvollen Wirrſals und die Löſung der 
ganzen Frage liegt in dem aus dem Dargelegten folgenden Grundſatze: 
es iſt überhaupt rechtlich unmöglich, daß der GerVollzieher in bezug auf die 
geſetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen ſeiner Amtshandlung, der Pfändung, 
und in bezug auf die geſetzlich beſtimmten Wirkungen dieſer feiner Amts⸗ 
handlung zugleich privatrechtlich, insbeſondere für den Gläubiger, handelt, daß 
er in bezug auf dieſe Vorausſetzungen und Wirkungen zugleich einen privat- 
rechtlichen, rechtsgeſchäftlichen Willen, insbeſondere für den Gläubiger, erklärt. 

Die Akte des GerVollziehers ſind, auch wenn ihm die zu pfändende 
Sache vom Schuldner freiwillig zu weiterer, ſelbſtverſtändlich amtlicher 
Behandlung herausgegeben wird, rein amtliche, und ihre Wirkungen treten 
nicht kraft rechtsgeſchäftlicher Regeln ein, ſondern allein kraft beſtimmter 
poſitiver Geſetzesgebote (88 804 Abſ. 2, 815 Abſ. 3. ZPO.). 

Wie ſehr im beſonderen Grade das Pfändungspfandrecht den privat- 
rechtlichen, rechtsgeſchäftlichen Regeln entrückt iſt, wird beſtätigt durch die 
Unanwendbarkeit der nach § 1207 BGB. für das vertragmäßige Pfandrecht 
geltenden Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten: die gepfändete Sache muß dem Schuldner wirk— 
lich gehören, RGEntſch. 22, 270; 26, 104, (in Seuff A. 46, 36); 40, 292; 
43, 180, (in Seufffl. 54 Nr. 199); 60, 72; eine dem 8 898 ZPO. entſprechende 
Beſtimmung iſt für das Pfändungspfandrecht nicht geſchaffen. 

Gerade dieſe Beſtimmung des 8 898 zeigt übrigens, welche ernſten 
Bedenken ſich nach dem Ausgeführten gegen die den Eigentumserwerb 
des Gläubigers durch den GerVollzieher als ſeinen Vertreter betreffende 
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Entſcheidung des 6. Zivilſen. des Reichsgerichts v. 29. Juni 1911 in RGeEntſch. 
77, 24 (vgl. 39, 160, in Seuff A. 53 Nr. 5; 43, 180) ergeben. Dieſe Be⸗ 
denken im einzelnen zu erheben und durchzuführen, erſcheint hier, wo es ſich 
nur um die Kenntnis des pfändenden GerVollziehers von der Zahlungsein⸗ 
ſtellung des Schuldners und um die Bedeutung dieſer Kenntnis für die Anfecht⸗ 
barkeit des Pfändungspfandrechts handelt, weder geboten noch angezeigt. 
Es mag jedoch darauf hingewieſen werden, daß die Motive des durch die 
Novelle v. 17. Mai 1898 eingeführten $ 898 ZPO. beſagen: „Die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. (§§ 892. 893. 932 ff, 1242) und des HGB. (88 366. 
367) über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers gelten nur für den 
Erwerb durch Rechtsgeſchäft und finden daher auf einen Erwerb, der im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgt, an ſich keine Anwendung. Es liegt 
jedoch im Sinne dieſer Vorſchriften, wenn der Schutz auch demjenigen 
zuteil wird, welcher gemäß 88 779 und 7790 (= 8d 894. 897) erwirbt. 
Der Entwurf dehnt daher die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auf den letzteren Fall aus. 

Die Reviſion iſt hienach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 4. Mai 1917. Preuß. Staat 
(Bkl.) w. M. & Co. III. 29/17. Auch in RGeEntſch. 90 Nr. 49 S. 193. 


89. Anwendung des § 68 KO. auf den Fall der Pfandbeſtellung. 
Vgl. 72 Nr. 234 m. N. 
ö KO. 8 68. 

Der in Konkurs gefallene Kläger ſchuldete der Beklagten bei Konkurs- 
ausbruch 28032 KK. Für die Schuld hatte ſeine Mutter eine ihr zu⸗ 
ſtehende Hypothek von 27000 % der Beklagten verpfändet. Während des 
Konkurſes erhielt die Beklagte aus dieſem Pfande 27000 /. Demnächſt 
wurde im Konkurs, ein Zwangsvergleich auf 20 v. H. geſchloſſen. Der 
Streit drehte ſich um die Frage, ob die Beklagte den Vergleichsbetrag 
von 20 v. H. von den ganzen 28032 M oder nur von 28032 — 27000 
— 1032 K fordern könne. Beide Inſtanzen haben im erſteren Sinne 
entſchieden. Aus der Begründung des Berlirteils: 

„§ 64 KO., der die Frage der Rechtsſtellung desjenigen Konk.⸗ Gläubigers 
- regelt, der Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung hat, kommt nicht in 
Betracht. Denn nach Wortlaut und Sinn iſt $ 64, wie auch in der 
Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt, nur für den Fall 
anwendbar, in dem der Gegenſtand der abgeſonderten Befriedigung zum 
Vermögen des Konk.⸗Schuldners, nicht, wie hier, zum Vermögen eines 
Dritten gehört. Dagegen it §8 68 KO. wenn auch vielleicht nicht 
unmittelbar, ſo doch jedenfalls entſprechend, anwendbar. Dort iſt be⸗ 
ſtimmt: 
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Wird über das Vermögen mehrerer oder einer von mehreren Perſonen, welche nebeneinander 


für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze haften, das Konk.⸗Verfahren eröffnet, jo kann der 

Gläubiger bis zu ſeiner vollen Befriedigung in jedem Verfahren den Betrag geltend 

machen, den er zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu fordern hatte. 

5 68 KO. ſpricht alſo den Grundſatz aus, daß dann, wenn mehrere 
Perſonen „für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze“ haften, und einer der⸗ 
ſelben in Konkurs gerät, Teilbefriedigungen durch einen andern der Ver⸗ 
pflichteten auf die Konk.⸗Befriedigung ohne Einfluß ſind. Daß dieſe Vor⸗ 
ſchrift auf den Fall Anwendung findet, wenn ein Bürge für die Konf.- 
Forderung haftet, iſt allgemein anerkannt. Dabei hat das Reichsgericht 
bereits folgendes ausgeſprochen: auch wenn der Bürge ſich nicht für die 
Schuld in voller Höhe verbürgt hat, ſondern ſeine Bürgſchaft ſich auf 
eine beſtimmte kleinere Summe beſchränkt, ſo haftet er doch „auf das 
Ganze“, 8 68 iſt alſo auch in einem ſolchen Fall anwendbar (vgl. RGeEntſch. 
8, 290). Auch der Pfandſchuldner haftet „auf das Ganze“, ſelbſt wenn 
das von ihm beſtellte Pfand im Werte den Betrag der Hauptſchuld nicht 
erreicht. Da auch ſonſt ſowohl wirtſchaftlich wie rechtlich (vgl. BGB. § 770 
mit § 1211, $ 774 mit $ 1225, § 767 mit $ 1210) das Pfandverhältnis 
dem Bürgſchaftsverhältnis ſehr ähnlich geſtaltet iſt, ſo rechtfertigt ſich die, 
mindeſtens entſprechende, Anwendung des $ 68 KO. auf diejenigen Fälle, 
in denen die Konk.⸗Forderung durch ein von dritter Seite beſtelltes Pfand 
geſichert iſt. 

Der entgegenſtehenden Anſicht von Jaeger KO. 8§ 64 Note 3 a. E. 
und § 68 Note 4 kann ſich das Ber. Gericht nicht anſchließen. 


Urteil des OLG. zu Hamm v. 7. Jan. 1918. 4/5 U. 95/16. 
F— th. 


I. Bürgerliches Recht. 


90. Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft 
treten ſoll, gilt vom Beginn dieſes Tages an. 
| BGB. $ 186 ff. 

Am 5. Nov. 1915 hatte die Klägerin dem Beklagten 54 Barrel Tran 
zum Preiſe von 301 & für 100 kg netto ab Kai Hamburg, prompt zu emp⸗ 
fangen, netto Kaſſe gegen Lieferſchein verkauft. Gemäß § 15 der Hamburger 
Platzuſancen bedeutet „prompt“ binnen drei Werktagen nach dem Tage des 
Abſchluſſes. Da der 7. November ein Sonntag war, endete dieſe Friſt mit 
dem 9. November. Am 9. Nov. 1915 erſchien im Reichsgeſetzblatt Nr. 158 
S. 735 die Verordnung des Bundesrats über Ole und Fette v. 8. November. 
Die Verordnung iſt laut ihrem § 17 mit dem Tage der Verkündung in Kraft 
getreten, jedoch mit Ausnahme des § 16, der die Strafdrohung für Zuwider⸗ 
handlungen enthielt und erſt vom 10. November an gelten ſoll. Die Ver⸗ 
ordnung beſtimmt in den 88 3 und 4, daß Tran nur durch den Kriegsausſchuß 
abgeſetzt werden darf und daß jeder, der ſolche Ware im Gewahrſam hat, 
ſie dem Kriegsausſchuß auf Verlangen zu einem im § feſtgeſetzten Preiſe 
von 250 4 für 100 kg überlaſſen muß. Klägerin überſandte den Lieferſchein 
über die ſtreitige Ware dem Beklagten durch die Poſt am Sonnabend, dem 
6. November, und der Beklagte erhielt ihn am 8. November. Er ſchickte ihn 
am 9. November zurück, weil Klägerin wegen des in der Verordnung ent- 
haltenen Abſatzverbots die Ware nicht mehr liefern könne. Klägerin hielt die 
Ware zur Verfügung des Beklagten und klagte auf Zahlung des Kaufpreiſes 
nebſt Zinſen. — Das Landgericht wies die Klage ab; Berufung und ö 
blieben erfolglos. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Verordnung über Ole und Fette iſt laut ihrem § 17 mit dem Tage 
der Verkündung, dem 9. November, in Kraft getreten, mit Ausnahme je⸗ 
doch des die Strafdrohung enthaltenden 8 16, der ſeit dem 10. November gilt. 
Der Tag iſt hierbei, wie in allen Beſtimmungen ſolcher Art, als Zeiteinheit 
behandelt; es kann ſich alſo nur fragen, ob die Verordnung mit dem Anfang 
oder mit dem Ende des 9. Novembers in Kraft getreten iſt. Der Wortlaut 
ſpricht für den Anfang. So hat auch das Reichsgericht über eine . 

Seufferts Archiv Bd. 73 3. Folge Bd. 1s Heft 5. 
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Beſtimmung der Novelle zur ZPO. v. 5. Juni 1905 durch Beſchluß v. 2. Okt. 
1905 (VI. 459/05) entſchieden. Im Streitfall wird die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
legung noch dadurch beſtätigt, daß die Strafdrohung des vom 10. November 
an geltenden $ 16 offenbar einen Tag ſpäter als der übrige Inhalt der Ver⸗ 
ordnung in Kraft treten ſollte. 

Der Verſuch der Reviſion, darzutun, daß jedenfalls das Abſatzverbot 
des 8 3 erſt zugleich mit der Strafbeſtimmung des $ 16 in Kraft getreten ſei, iſt 
verfehlt. Die Verordnung beſagt durch den § 17 das Gegenteil. Mit der 
Geltung des Abſatzverbots v. 9. November an iſt es auch ſehr wohl vereinbar, 
daß die Übertretung erſt vom folgenden Tage an unter Strafe ſteht, und daß die 
Anmeldungen der Waren gemäß dem Stande vom 11. November erfolgen ſollen. 

Danach durfte die Klägerin ſchon am 9. November den Tran nur 
noch durch den Kriegsausſchuß „abſetzen“. Daß unter Abſetzen jede Ver⸗ 
äußerung im Sinne des Bürgerl. Geſetzbuchs und darüber hinaus jedes wirt⸗ 
ſchaftliche Ausderhandgeben zu verſtehen iſt, hat der Senat ſchon bei Aus⸗ 
legung einer andern Kriegsverordnung in dem Urteil v. 24. April 1917 (II. 
539/16) und in bezug auf die hier fragliche Verordnung neuerdings in dem 
Urteil II. 243/17 ausgeſprochen. Dies ſtimmt auch mit dem Sprachgebrauch 
des vom Landgericht mit Recht herangezogenen Kaligeſetzes v. 10. Mai 1910. 
Der Einwand der Reviſion, daß die Verordnung nicht die Erfüllung der vor 
ihrem Erlaß geſchloſſenen Verkäufe verbiete, iſt alſo unhaltbar. 

Somit durfte die Klägerin ſeit Beginn des 9. Novembers die Ware nicht 
mehr an den Beklagten liefern. Da Beklagter den Lieferſchein am 8. No⸗ 
vember erhalten hat, war er bei Beginn des 9. Novembers keinesfalls mit der 
Abnahme in Verzug. Die Lieferung iſt alſo nicht durch einen Umſtand, den 
er zu vertreten hat, unmöglich geworden. Es liegt vielmehr ein Fall des 
§ 323 BGB. vor. Klägerin iſt von der Lieferpflicht frei, hat aber auch den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung verloren. 

Denn der letzte Angriff der Reviſion, daß die Klägerin die Pflicht zur 
Übergabe der Ware vor dem 9. November durch Überfendung des Lieferſcheins 
erfüllt habe, iſt unberechtigt. Der Lieferſchein iſt nicht ein Papier, das die 
Ware vertritt. Auch iſt in der Urkunde und in ihrer Überſendung keine Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf Herausgabe gegen den Verwahrer enthalten. Der 
Lieferſchein iſt vielmehr nur eine an den Verwahtrer gerichtete, widerrufliche 
Anweiſung, die Ware der in dem Scheine genannten Perſon auszuliefern; 
weshalb die Verbindlichkeit des Verkäufers, die Ware zu übergeben, erſt da⸗ 
durch getilgt wird, daß der Verwahrer ſie der Anweiſung gemäß tatjächlich 
ausliefert. Da dies ohne Schuld des Beklagten nicht geſchehen iſt, ſo iſt die 
Reviſion zurückzuweiſen.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Dez. 1917. R. Gebr. (Kl.) w. H. 

(OLG. Hamburg). II. 293/17. Auch in RGeEntſch. 91 Nr. 86 S. 339. 
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91. Der Wohnſitz der Garniſon nah $9 BGB. gilt nur für Berufs- 
| ſoldaten. 
Vgl. 69 Nr. 209; 71 Nr. 104. 
BGB. 5 9. | 

Der bis zum Kriegsbeginn als Gärtner in Braunſchweig wohnhaft geweſene 
Beklagte wurde von ſeiner Ehefrau auf Unterhalt verklagt, machte aber die 
Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Landgerichts Braunſchweig geltend, 
da er ſeit Kriegsbeginn als Militärperſon ſeinen Garniſonort in Halberſtadt 
(Preußen) habe, wenn er auch ſeit etwa Jahresfriſt nach Blankenburg (Braun⸗ 
ſchweig) abkommandiert ſei. Die Einrede wurde verworfen aus folgenden 
Gründen: ö 

„Zu der nach $ 2632 ZPO. maßgebenden Zeit der Klagerhebung gehörte 
der Beklagte infolge der Mobilmachung als Sanitätsunteroffizier des Be⸗ 
urlaubtenſtandes dem Inf.⸗Reg. 27 in Halberſtadt an, war aber bereits im 
Auguſt 1915 zu dem Reſervelazarett in Blankenburg abkommandiert. Nun 
hat ſich der Beklagte auf $I Abſ. 1 BGB. geſtützt, wonach ‚eine Militärperſon 
ihren Wohnſitz am Garnijonorte‘ hat. Richtig iſt, daß der Garniſonort des 
Inf.⸗Reg. 27 Halberſtadt iſt und daß bei den gewöhnlichen Abkommandierungen 
der durch den Garniſonort begründete Wohnſitz der Militärperſonen regel⸗ 
mäßig nicht geändert wird (Colmar in DIZ. 1916, 1180 ; Verf. preuß. Kriegsm. 
v. 27. Febr. 1916 in pr. JM Bl. 1916, 56). Ob von dieſer Regel bei lang⸗ 
friſtigen Kommandos, wie hier, eine Ausnahme zu machen iſt (Dresden in 
Seuff A. 69, Nr. 209), kann auf ſich beruhen. Denn der Beklagte gehört 
überhaupt nicht zu den Militärperſonen i. S. des §9 Abſ. 1 BGB. Die gegen- 
teilige Anſicht wird zwar in dem Komm. von RGRäten? §9 Anm. 1 damit 
begründet, daß nach 838 RMilG. v. der Mobilmachung an alle einberufenen 
oder freiwillig eintretenden Offiziere und Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtandes ebenfalls zu den Militärperſonen des aktiven Heeres gehören (ebenſo 
KG. in DIZ. 1915, 1036). Allein dieſe auch vom Braunſchw. OLG. geteilte 
Anſicht (Braunſchw. Z. 62 Bd. 2) iſt nicht haltbar. 

Der §9 BGB. iſt aus § 14 ZPO. in der Faſſung vom 30. Januar 1877 
übernommen, und letztere Vorſchrift hat wiederum in § 39 Abſ. 2 RMIG. 
v. 2. Mai 1874 ihr Vorbild. Im QMilzGeſetz aber wird, wenn man von der 
Beſtimmung in 8 59 Abſ. 2 einmal abſieht, der Ausdruck Militärperſonen 
nur von Berufsſoldaten gebraucht. Insbeſondere unterſcheidet § 38 desſ. 
ausdrücklich zwiſchen den „Militärperſonen des Friedensſtandes“ (A) und 
anderſeits (B 2) allen in Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder 
freiwillig eintretenden Offizieren ꝛc. und Mannſchaften, welche ebenſowenig 
wie die Offiziere und Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes als Militär⸗ 
perſonen bezeichnet werden. 

Daß in der Tat $I Abſ. 1 BGB. den Ausdruck Militärperſonen nur in 
dieſer Beſchränkung auf Berufsſoldaten verſteht, folgt weiter aus der Be⸗ 
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ſtimmung in Abſ. 2. Darnach ſollen die Vorſchriften in Abſ. 1 über den Wohn⸗ 
ſitz des Garniſonortes keine Anwendung finden auf Militärperſonen, ‚die nur 
zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen‘. Nur zur Erfüllung der Wehrpflicht 
dienen aber auch im Kriege die zum Heeresdienſte eingezogenen Nicht⸗Berufs⸗ 
ſoldaten. Denn nach dem Geſetze v. 11. Febr. 1888 § 24 beſteht die Wehr⸗ 
pflicht für jeden Deutſchen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebens⸗ 
jahre. Allerdings braucht er nicht während dieſer ganzen Zeit bei der Waffe 
zu dienen, kann aber, ſoweit er tauglich iſt, nach § 23 im Kriegsfall unbeſchränkt 
herangezogen werden. Mit der weitaus herrſchenden Meinung iſt deshalb 
anzunehmen, daß auch im Kriegsfall durch §9 Abſ. 1 BGB. ein Wohnſitz für 
Nicht⸗Berufsſoldaten nicht begründet wird.“ 

Planck Bs. 4 und 9 Nr. 1; Enneccerus⸗Lehmann BR.“ $ 89 Nr. 14; Recht 1915, 
318. 63; Schlegelberger in Gruchot 59, 234; Bayr. ObLG. im Recht 1915, 170, 2; 
OLG. München: OLGgechtſpr. 32, 299; Stuttgart: Recht 1916, 1189; JW. 1916, 211. 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (2. Sen.) v. 27. Febr. 1917. 2 V. 
109/16. f A. H. 


92. Das Mißverhältnis zwiſchen dem Vermögensvorteil und der 
Leiſtung muß vorhanden und dem Wucherer bekannt geweſen ſein. 
Vgl. 49 Nr. 239; 54 Nr. 10. 

BGB. 8 138 Abſ. 2. 

Beide Vorinſtanzen hatten angenommen, daß der Anſpruch des Klägers 
zwar an ſich durch den vorgelegten Wechſel ſich als begründet darſtellen würde, 
daß er aber als unbegründet erſcheine infolge der von dem Beklagten erhobenen 
Einrede, daß das dem Wechſel zugrunde liegende Rechtsgeſchäft ein wucheriſches 
und deshalb gemäß § 138 Abſ. 2 BGB. nichtig ſei. Hinſichtlich dieſes Rechts⸗ 
geſchäfts war in den Vorinſtanzen feſtgeſtellt, daß der Kläger als Bevoll⸗ 
mächtigter ſeiner Ehefrau an den Beklagten eine Reihe von Hypotheken im 
Geſamtbetrage von 45000 ./ abgetreten hatte, durch deren Beleihung der 
Beklagte ſich Gelder für die Ausnutzung ſeiner Erfindungen verſchaffen wollte, 
und daß der Beklagte als Gegen wert dem Kläger zwei Wechſel zu je 30000 &, 
darunter den eingeklagten Wechſel, ausgeſtellt habe. Gegen die Einrede 
des Wuchers behauptete der Kläger, die Wechſel der Beklagten ſeien mit Rück⸗ 
licht auf deſſen wirtſchaftliche Lage wertlos geworden. Das Ber.-Geridht 
hielt dieſe Behauptung für unerheblich, weil der Kläger beim Vertragſchluß 
von eiuer Mittelloſigkeit des Beklagten, wie er ſelbſt ſage, nichts gewußt habe. 
— Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

— — — Es liegt ein von Amts wegen zu beachtender Rechtsirrtum 
bei der Feſtſtellung des auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen der Leiſtung 
des Klägers und den Vermögensvorteilen, die er ſich dafür hat verſprechen 
oder gewähren laſſen, inſofern vor, als der Ber.-Richter erklärt, der Kläger 
könne mit der Behauptung, daß die Wechſel mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche 
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Lage des Beklagten wertlos geweſen ſeien, um deswillen nicht gehört 
werden, weil er das beim Vertragsabſchluß nicht gewußt habe. Der Senat 
hat bereits ausgeſprochen, daß von einem Mißverhältnis i. S. des § 138 Abſ. 2 
BGB. keine Rede ſein könne, wenn die Leiſtung des angeblich Bewucherten 
lediglich in einem Wechſelverſprechen beſteht, das wegen ſeiner Mittelloſigkeit 
wertlos iſt (V 130/15; Urt. v. 9. Okt. 1915). 

Allerdings hat der 2. Zivilſenat in dem Urteil v. 28. Januar 1913 (II 
538/12) Ausführungen gemacht, welche dahin verſtanden werden können, 
daß nach dem Wortlaut des $ 138 Ab. 2 es nicht auf den Wert des Verſprechens, 
ſondern auf den Wert des Verſprochenen — alſo bei dem Verſprechen einer 
Geldſumme lediglich auf deren ziffermäßigen Betrag — anzukommen habe. Aber 
auch in dieſem Urteil iſt ausgeſprochen, daß die Mittelloſigkeit des Verſprechen⸗ 
den jedenfalls inſofern in Betracht kommt, als bei der Feſtſtellung des Wertes 
der Leiſtung des andern Teils — des angeblich wucherlich Ausbeutenden — 
das Riſiko zu berückſichtigen iſt, das er durch Hingabe von Vermögensſtücken 
gegen ein bloßes, wenn auch wechſelmäßiges, Verſprechen eines Mittelloſen 
übernimmt. Der Ber.⸗Richter ſcheint denn auch nicht verkennen zu wollen, 
daß die Frage der Wertloſigkeit der Wechſel erheblich ſein würde, wenn der 
Kläger davon Kenntnis gehabt hätte. Der Ber.⸗Richter will ihn aber mit 
der Behauptung, daß die Wechſel wertlos geweſen ſeien, um deswillen nicht 
hören, weil er von der Wertloſigkeit nichts gewußt habe. Damit vermiſcht der 
Ber.⸗Richter in unzuläſſiger Weiſe den ſubjektiven und den objektiven Tat⸗ 
beſtand des Wuchers. Er verkennt, daß das Beſtehen eines auffälligen Miß⸗ 
verhältniſſes ein objektives Erfordernis des § 138 Abſ. 2 bildet, das zunächſt, 
unabhängig von den Vorſtellungen der Vertragsparteien, vorhanden jein: 
muß, und daß zu dieſem objektiven Tatbeſtandsmerkmale dann noch das 
Bewußtſein desjenigen, der ſich die Vorteile verſprechen oder gewähren läßt, 
von dem Vorhandenſein eines auffälligen Mißverhältniſſes hinzukommen 
muß, um den ſubjektiven Tatbeſtand, die Ausbeutung, zu erfüllen; 2 

vgl. das Urt. des erkennenden Senats v. 27. Okt. 1917, V 105/1917; ferner RGeEntſch. 60, 
11; 86, 300. N | 

Hat alſo der Kläger wirklich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beklagten 
nicht gekannt und deshalb das Wechſelverſprechen für nicht wertlos gehalten, 
ſo würde dennoch nicht ausgeſchloſſen ſein, daß das Rechtsgeſchäft ſeinem 
objektiven Inhalt nach wegen der Wertloſigkeit des Wechſelverſprechens und 
des ſich daraus ergebenden Fehlens eines auffälligen Mißverhältniſſes des 
wucherlichen Charakters entbehrte. 

Da das Urteil auf der dargelegten Geſetzesverletzung beruht, mußte es 
aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung 
an das Ber.⸗Gericht zurückverwieſen werden. . 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 28. Nov. 1917. B. (Kl.) w. G. — 
V. 308/17. 
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93. Derfchiedene Arten von kaufmänniſchen R 
Vgl. oben Nr. Nr. 3 m. N. 
BGB. $ 151; HGB. $ 346. 

Es handelt ſich hier nicht um ein mit rechterzeugender Kraft ausge⸗ 
ſtattetes Beſtätigungsſchreiben im Sinne eines annahmebedürftigen Vertrags⸗ 
antrages, ſondern um ein Schriftſtück, durch das der bereits längere Zeit 
vorher mündlich zuſtande gekommene Vertrag nachträglich als geſchloſſen 
beſtätigt und ſo ein Beweismittel geſchaffen werden ſollte. Derartige Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben haben nur rechtbeurkundende Bedeutung, jo daß Ab- 
weichungen oder Weglaſſungen in ihnen den Beſtand des geſchloſſenen Ver⸗ 
trags nicht berühren (vgl. Staub HGB. Exkurs zu § 372 A. 38). Für ſie gilt 
zwar die Regel, daß nach der Zweckbeſtimmung ſolcher ſchriftlicher Feſtſetzungen 
Punkte, die Gegenſtand der Parteiberedungen waren, in dem Schriftſtück 
aber keine Aufnahme gefunden haben, als aufgehoben anzuſehen ſind; der 
Gegenbeweis iſt jedoch zuläſſig. 

Aus dem Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 5. Nov. 1917. 50. 

279/14. Ch. 


94. Rücktritt des Verkäufers, wenn die zum Dertrieb im Ausland 
verkaufte Ware im Inland abgeſetzt werden ſoll. 
Vgl. 66 Nr. 44 m. N. 
BGB $ 242. 

Der Kläger hatte vom Beklagten 20 t Cremor Tartari zum Preiſe von 
204. für einen Doppelzentner zu den ſich aus dem Beſtätigungsſchreiben 
ergebenden Bedingungen gekauft. Die Lieferung ſollte darnach frei Bord 
Lübeck mit 10 t im Januar und mit 10 t im April 1915 erfolgen. Die erſten 
10 t hat der Kläger erhalten. Ende April 1915 ſandte der Beklagte weitere 
5t an den Kläger nach Veile. Dieſe Sendung wurde auf Wunſch des Klägers 
nicht über Lübeck, ſondern auf der Eiſenbahn verladen. Auf der Grenzſtelle 
Woyens wurde ſie indes aufgehalten, da nach der Abſendung ein deutſches 
Ausfuhrverbot erlaſſen worden war. Der Beklagte ließ dieſe 5 t nach Leipzig 
zurückſenden. Inzwiſchen hatte der Kläger den Kaufpreis von 10200. f dem 
Beklagten in einem Scheck überwieſen und ihn aufgefordert, die Ware zu ſeiner 
Verfügung zu halten, da ſie in Deutſchland verkauft ſei. — Der Kläger be- 
antragte, den Beklagten zur Lieferung von 5t Cremor Tartari zum Preiſe 
von 204 % für 1 dz innerhalb des Deutſchen Reichs zu verurteilen. Der Be⸗ 
klagte lehnte die Lieferung ab, weil er die Ware nur zur Verwendung im 
Auslande verkauft habe und er ſie infolgedeſſen nicht zur Verwendung im In⸗ 
lande zu liefern brauche. Beide Inſtanzen billigten den Standpunkt des Be— 
klagten und wieſen die Klage ab. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Im Schlußſchein v. 12. Nov. 1914 iſt allgemein, alſo für die Leiſtungen 
beider Parteien aus dem der Klage zugrunde liegenden Kaufvertrage Leipzig 
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als Erfüllungsort bedungen (8 269 BGB.). Daran ift weder durch die im 
Schlußſchein zu findende Beſtimmung ‚Lieferung frei Bord Lübeck“ noch 
dadurch etwas geändert worden, daß die Parteien mit Rückſicht auf die kriege⸗ 
riſchen Ereigniſſe ſpäter vereinbart haben, daß die Ware mit der Eiſenbahn 
nach Veile verſendet werden ſolle. Die Worte „frei Bord Lübeck' betreffen 
an ſich nur die Preisvereinbarung und bedeuten, daß die Beförderungskoſten 
bis an Bord des die Ware zur Weiterbeförderung übernehmenden Schiffes 
in Lübeck in den Kaufpreis eingeſchloſſen, darnach (entgegen der Vorſchrift 
in 8 448 BGB.) vom Beklagten zu bezahlen ſind. Daneben folgt aus dieſen 
Worten, daß der Beklagte vertraglich übernommen hat, auf Gefahr des Klägers 
(8 447 BGB.) die Verſendung der Ware bis zu dem angegebenen Beſtimmungs⸗ 
orte zu beſorgen. Entſprechendes gilt auch hinſichtlich der ſpäteren Verein⸗ 
barung, durch die der Beklagte es übernommen hat, die Ware auf der Eiſen⸗ 
bahn nach Veile zu ſenden. Dieſe Verſendung iſt mit Rückſicht auf die 
Vertragsabrede, daß Leipzig Erfüllungsort ſei, ein Geſchäft des Klägers, 
zu deſſen Beſorgung ſich der Beklagte verpflichtet hat. Der Beklagte iſt daher 
nach 8 242 HGB. an ſich bei Ausführung der Überſendung an die Verſand⸗ 
anweiſung des Klägers auch dann gebunden, wenn ſie von der beim Vertrag⸗ 
ſchluß erteilten (frei Lübeck) oder der nachträglich vereinbarten Anweiſung 
(nach Veile) abweicht. Die Berechtigung des Klägers, vom Beklagten die 
Beachtung einer veränderten Verſandanweiſung zu verlangen, iſt indeſſen 
nach § 242 HGB. dahin einzuſchränken, daß der Beklagte der veränderten 
Anweiſung dann nicht nachzukommen braucht, wenn durch deren Ausführung 
ſeine Intereſſen erheblich beeinträchtigt würden. 

Nach den übereinſtimmenden Angaben der Parteien ſteht feſt, daß die Par⸗ 
teien ſchon früher wiederholt Kaufverträge über Cremor Tartari miteinander 
geſchloſſen haben und daß in dieſen Fällen der Beklagte die Ware ſtets nach 
Veile, alſo nach Dänemark, an den Kläger überſendet hat. Im vorliegenden 
Falle war dem Beklagten freigeſtellt, ob er dem Kläger die Ware nach Veile, 
wie nachträglich beſtimmt worden iſt, oder frei Bord Lübeck überſenden wollte; 
im Schlußſchein iſt nach dem Zeugniſſe Schm.’3 dann ‚frei Bord Lübeck' ledig⸗ 
lich aus dem Grunde geſchrieben worden, weil der Beklagte nicht recht wußte, 
wie die Lage der Frachtverhältniſſe zur Zeit der Lieferung ſein würde. Aus den 
Angaben der Sachverſtändigen ergibt ſich nun für das Ber.⸗Gericht die Gewiß⸗ 
heit, daß nach der Auffaſſung der am Handelsverkehr mit Cremor Tartari 
beteiligten Kreiſe einer Vertragsbeſtimmung ‚frei Bord Lübeck' und auch der 
im vorliegenden Fall ſpäter getroffenen Abrede der Lieferung nach Veile die 
Bedeutung zukommt, daß der Käufer nicht berechtigt iſt, die Auslieferung der 
Ware an einem Orte innerhalb der Grenzen des Deutſchen Reichs und zur 
Verwendung im Inlande zu verlangen. Der einleuchtende Grund dieſer 
Auffaſſung iſt, wie die Darlegungen der Sachverſtändigen gleichfalls mit 
voller Gewißheit ergeben, daß der verkaufende Erzeuger vor einem Wett⸗ 
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bewerb des Käufers im Inland geſchützt ſein ſoll und will. Der Käufer, dem 
die Ware ins Ausland geliefert wird, iſt zwar nicht gehindert, ſie ins Inland 
zurückzubefördern und auf dieſe Weiſe mit dem Verkäufer hier in Wettbewerb 
zu treten. Daß ein Käufer dieſen Weg wählt, liegt indes, insbeſondere wenn 
er dabei noch den deutſchen Eingangszoll zu bezahlen hat, ſo fern, daß die 
Vertragſchließenden dieſe Möglichkeit nicht ernſtlich in Betracht zu ziehen 
brauchen. Ob die berichtete Verkehrserſcheinung als ein Handelsbrauch 
anzuſehen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Für die gegenwärtige Entſcheidung 
genügt die Feſtſtellung, daß die Verkehrsauffaſſung beſteht. Bei Berüdfichti- 
gung dieſer Verkehrsauffaſſung und der feſtgeſtellten Tatſachen, daß bei den 
früheren Abſchlüſſen der Parteien über Cremor Tartari die Verſendung der 
Ware ſtets nach Veile erfolgt und daß auch für den Vertrag v. 12. Nov. 1914 
nachträglich die Verſendung mit der Eiſenbahn nach Veile vereinbart worden 
iſt, iſt das Ber.⸗Gericht überzeugt, daß bei der Schließung des Vertrages 
v. 12. Nov. 1914 die Parteien ſtillſchweigend darüber einverſtanden geweſen 
ſind, der Beklagte ſei nur verpflichtet, die Ware dem Kläger nach Dänemark 
zu liefern. Der Beklagte hat demgemäß auch auf den Vertrag v. 12. Nov. 1914 
die erſten 10 t dem Kläger unſtreitig nach Dänemark geliefert und dann hin⸗ 
ſichtlich der ihm jetzt abgeforderten 5 t den Verſuch gemacht, gemäß der nach⸗ 
träglich getroffenen Verſendungsabrede das Geſchäft durch Überſendung der 
Ware nach Dänemark abzuwickeln. An der Ausführung iſt er lediglich durch 
eine von ſeinem Willen unabhängige Maßnahme der deutſchen Regierung ge⸗ 
hindert worden. Das Ber.⸗Gericht iſt davon überzeugt, daß der Kläger, 
wäre ihm die Ware nach Dänemark ausgeliefert worden, garnicht daran ge⸗ 
dacht hätte, ſie ins Deutſche Reich zurückzubefördern. Jedenfalls konnte der 
Beklagte damit rechnen, daß der deutſche Eingangszoll und die durch Zurück⸗ 
beförderung nach Deutſchland entſtehenden ſonſtigen Unkoſten ihm eine ſtarke 
tatſächliche Sicherheit gegen eine Zurückbringung der Ware bieten würde. 
Nach dieſen Erwägungen kann der Kläger dem Beklagten nach Treu und 
Glauben nicht anſinnen, daß er durch Verſendung der Ware nach Lübeck dazu 
mitwirke, eine ihm durch Eröffnung eines inländiſchen Wettbewerbs durch den 
Kläger nachteilige Verwertung der Ware zu ermöglichen. Der Kläger hat 
ſtets betont, daß er die Lieferung der Ware nach Lübeck zu ihrer Verwertung 
im Deutſchen Reiche verlange, alſo entſchloſſen ſei, dadurch mit dem Beklagten 
in Wettbewerb zu treten. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 26. April 1917. Friis w. Nopl. 
10. 153/16. F—ch. 


95. Erfüllungsort beim inländifchen Abladegeſchäft. 
BGB. 5 269. 157. 
Die Vertragsbeſtimmung in der Schlußnote v. 14. März 1916 „Lieferung: 
März — Abladung von Holland, holländiſches Ausfuhrverbot vorbehalten“ 
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betrifft nur eine Beſtimmung über die Zeit der Lieferung der Ware, zumal 
es ſich nicht um ein eigentliches Überfeegefchäft handelt. Der Gedanke, daß 
damit der Erfüllungsort für den Verkäufer, welcher gleich dem Käufer in 
Hamburg ſeine Handelsniederlaſſung hat und zur Zeit des Vertragſchluſſes 
hatte, nach Holland verlegt ſei, widerſpricht dem verkehrsüblichen Sinn der 
fraglichen Beſtimmung. Dies um ſo mehr, als es zum mindeſten ungewöhn⸗ 
lich ſein würde, ein ganzes Land als „Erfüllungsort“ zu bezeichnen. Vielmehr 
iſt mangels beſonderer entgegenſtehender Umſtände die fragliche Beſtimmung 
für den Erfüllungsort des Verkäufers ohne Bedeutung. 

Weitere Beſtimmungen: „Preis ... waggonfrei Duisburg“ und „Zahlung: 
Kaſſa netto gegen Duplikatfrachtbrief“ ſind, wenn man jede einzelne für ſich 
allein betrachtet, gleichfalls nach der hier fraglichen Richtung hin nicht ent⸗ 
ſcheidend. Die erſte Beſtimmung iſt an ſich nur eine Maßgabe für die Preis⸗ 
berechnung und die zweite eine ſolche für die Zahlungszeit. Dies hindert 
aber nach anerkannten Rechtsgrundſätzen nicht, ſie für die Frage, wo der 
Erfüllungsort des Verkäufers iſt, zur Auslegung und Klarſtellung des Vertrags⸗ 
willens heranzuziehen; 

vgl. Düringer HGB.? 2, 526 VI Abſ. 3; Staub HGB.“ Exk. zu $ 372 Anm. 31; Stau⸗ 

dinger BGB. $ 269 Anm. II. 1a. 

Nun iſt der fragliche Verſand von Holland nach Duisburg auf dem Waſſer⸗ 
wege erfolgt, und unbeſtritten iſt dieſe Beförderungsart von den Parteien 
ſchon beim Vertragſchluß in Ausſicht genommen worden. Demgemäß iſt der 
Vorderrichter zutreffend davon ausgegangen, daß der Duplikatfrachtbrief, 
den die Klägerin als Verkäuferin zu beſchaffen hatte, um gegen dieſen Zahlung 
des Kaufpreiſes zu erlangen, ab Duisburg (und nicht etwa ab Holland) zu 
lauten hatte und daß die Klägerin nicht nur die Verſendungskoſten bis Duis⸗ 
burg (waggonfrei Duisburg) zu bezahlen hatte, ſondern die Ware in Duisburg 
zum Weitertransport auf die Bahn geben mußte. Dies weiſt aber mit ge⸗ 
nügender Klarheit darauf hin, daß die Beförderung der Ware bis Duisburg 
nicht eine bloße Nebenverpflichtung der Klägerin war, ſondern zu ihren 
weſentlichen Vertragspflichten gehörte, ſo daß Duisburg als der Erfüllungs⸗ 
ort für ihre Lieferungspflicht anzuſehen tft. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 14. Mai 1917. A. H. (Kl.) 

w. T. — Bf. I. 18/17. B. 


96. Die formungültige Anderung einer Vertragsbeſtimmung macht 
einen formgültigen Vertrag nicht ungültig. 
Vgl. 61 Nr. 151 m. N. 
BGB. 8 313. 
Das Landgericht hat die Unwirkſamkeit des notariellen Kaufvertrags 
v. 15. Dez. 1916 daraus hergeleitet, daß die Parteien eine formloſe Abänderung 
einer Vertragsbeſtimmung vereinbart haben. Das iſt rechtsirrtümlich. 
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Ob dieſe Abänderung, die ſich auf die Reſtkaufgeldhypothek von 2000 .# 
bezieht, der Form des 8 313 BGB. zu ihrer Wirkſamkeit bedurft hätte, kann 
auf ſich beruhen. Auch wenn man dies bejaht, würde der formgültig abge⸗ 
ſchloſſene Kaufvertrag v. 15. Dez. 1916 nicht hinfällig geworden ſein, da ein 
wirkſam zuſtande gekommener Vertrag ſeine Wirkſamkeit nicht dadurch ver⸗ 
lieren kann, daß nach ſeinem Abſchluß eine unwirkſame Abänderung vereinbart 
wird. Das Gegenteil folgt auch nicht aus § 139 BGB., deſſen Vorſchrift 
auf einen derartigen Fall überhaupt nicht anwendbar iſt, vielmehr nur den 
Fall betrifft, inwieweit ſich Teile eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts in betreff 
ihrer Wirkſamkeit beeinfluſſen. Der auf den Kaufvertrag v. 15. Dez. 1916 
geſtützte Klaganſpruch iſt deshalb begründet. . 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 9. Aug. 1917. St. w. H. U II. 92/17. 

SchlHolſt. Anz. 1917, 218. 


97. Reifegefahr beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 
Vgl. 72 Nr. 173 m. N. 
BGB. 8 447. 

Inhaltlich des Beſtätigungsſchreibens v. 6. April 1914 hat die Klägerin 
der Beklagten zehn Tonnen weißen China⸗Pflanzentalg, Juni bis Auguſt⸗ 
Abladung von China eif Rotterdam, verkauft, und zwar Ware einer beſtimmten 
näher angegebenen Beſchaffenheit, Zahlung netto Kaſſe gegen Verladungs⸗ 
dokumente bei Ankunft des Dampfers. Die Beklagte hat nicht beſtritten, 
daß die Verkäuferin zehn Tonnen weißen China⸗Pflanzentalg in der bedungenen 
Zeit mit dem Dampfer „Helgoland“ nach Rotterdam verladen hat. Nach der 
beſtrittenen Behauptung der Klägerin iſt der Dampfer auf der Reiſe nach 
Kriegsausbruch in Alexandrien mitſamt der Ladung kondemniert und dieſe 
verkauft worden. — 

Klägerin hat der Beklagten unſtreitig vor Klagerhebung das v. 8, Juni 1914 
über die fragliche Abladung ausgeſtellte Konnoſſement angedient. Sie ver⸗ 
langt mit der Klage die Zahlung des Fakturenbetrages, da feſtſtehe, daß der 
Dampfer nicht mehr ankommen werde und die Beklagte die Reiſegefahr trage. 

Die Beklagte ſteht demgegenüber auf dem Standpunkt, Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben und eigene Faktura der Klägerin ergäben, daß die Verkäuferin die 
Gefahr der Reiſe zu tragen habe. Klägerin könne in keinem Falle Zahlung 
verlangen, bevor ſie nicht nachgewieſen habe, daß Ware der bedungenen 
Eigenſchaften abgeladen ſei. 

Nach den von der Klägerin im gegenwärtigen Rechtszuge beigebrachten 
Schriftſtücken hält ſich der Senat für überzeugt, daß der Dampfer „Helgoland“ 
in Alexandrien rechtskräftig mit der Ladung kondemniert und auch die hier 
ſtreitigen zehn Faß Pflanzentalg verkauft worden ſind. Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt daher von der Frage ab, wer die Gefahr der Reiſe zu tragen 
hatte. Iſt dieſe Frage zuungunſten der Beklagten zu beantworten, ſo iſt ſie 
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ſachfällig, denn ihr Standpunkt, ſie brauche keinesfalls eher zu zahlen, als 
bis die Klägerin nachgewieſen habe, daß Ware der bedungenen Qualität ab⸗ 
geladen worden ſei, iſt unrichtig. Zu zahlen war inhaltlich des Vertrages 
gegen Verladungsdokumente. Dieſe ſind der Beklagten unſtreitig angedient 
worden. Ob die Ware ſelbſt die vertraglichen Eigenſchaften beſitze, mußte 
ſpäterer Feſtſtellung vorbehalten bleiben, da Beklagte zunächſt einmal zur 
Vorleiſtung verpflichtet war. Ob es anders läge, wenn bereits bei der An⸗ 
dienung feſtgeſtanden hätte, daß die auf die Dokumente abgeladene Ware 
nicht von vertraglicher Beſchaffenheit ſei, bedarf keiner Entſcheidung, da die 
Beklagte eine derartige Behauptung nicht aufgeſtellt hat. 

Anlangend die Frage der Gefahrtragung, jo handelt es ſich im vorliegen- 
den Falle um das typiſche überſeeiſche Abladegeſchäft. Nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung genügt der Verkäufer ſolchenfalls ſeiner vertraglichen Verpflichtung, 
wenn er die Ware im überſeeiſchen Abladeort nach dem Beſtimmungshafen 
auf den Weg bringt und dem Käufer die über die gehörige Abladung aus⸗ 
geſtellten Dokumente übergibt; jedenfalls für die erſtgenannte Verpflichtung 
iſt der Abladeplatz der Erfüllungsort für den Verkäufer. Demgemäß hat 
regelmäßig der Käufer die Gefahr der Reife zu tragen. Die ſog. cif⸗Klauſel 
betrifft nur die Koſtenfrage und ſpricht gerade für die Gefahrtragung durch 
den Käufer. 

Selbſtverſtändlich iſt es denkbar und in der Rechtſprechung auch anerkannt, 
daß die Parteien Abweichendes vereinbaren können. Da es ſich hierbei aber 
um eine Ausnahme von dem Regelfall handelt, und zwar um eine Ausnahme, 
die im Handelsverkehr nach den bisherigen Erfahrungen nur ſelten vorkommt, 
ſo wird man ſolche Vereinbarung nur dann annehmen können, wenn ein 
dahingehender Wille der Parteien klar und deutlich und in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe zum Ausdruck gelangt iſt. | 

Davon kann in dem hier der Beurteilung unterliegenden Falle keine 
Rede ſein. Die Beklagte kann ſelbſt nicht behaupten, daß eine ausdrückliche 
Abrede des Inhalts, daß vorliegenden Falls die Verkäuferin die Gefahr der 
Seereiſe zu tragen haben ſolle, getroffen worden ſei. Die Beklagte hat viel⸗ 
mehr auf einen dahingehenden Willen der Vertragſchließenden aus einigen 
im Vertrage vorgeſehenen Klauſeln geſchloſſen, aus denen ſich ihrer Meinung 
nach ergebe, daß die Parteien ſtillſchweigend die Gefahr der Reiſe der Klägerin 
aufgebürdet wiſſen wollten. Solcher Wille konnte aber dieſen beſonderen 
Abreden nicht zweifelfrei entnommen werden. 

Die Klauſel: „Netto Kaſſe gegen Verladungsdokumente bei Ankunft des 
Dampfers“ enthält nach feſtſtehender Rechtſprechung, die auch gegenüber 
neuerlichen Angriffen mit Recht aufrecht erhalten worden iſt (vgl. HanſGz. 
Hauptbl. 1917 Nr. 14 S. 17) lediglich eine Zeitbeſtimmung; der Kaufpreis 
iſt daher fällig, ſobald feſtſteht, daß der Dampfer die Ware überhaupt nicht mehr 
anbringen wird. Die Frage der Gefahrtragung wird dadurch nicht berührt. 
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Die Klauſel: „Erfüllungsort Hamburg“ kann ſich nach dem ganzen Zu⸗ 
ſammenhange nur auf die Verpflichtung des Käufers beziehen. Die Gefahr⸗ 
frage hat auch dadurch nicht geregelt werden ſollen. Dafür ſpricht auch die 
Stellung dieſer vorgedruckten Klauſel in dem jetzt überreichten Original des 
Beſtätigungsſchreibens. 

Die Klauſel: „Gegen dieſen Kontrakt beſtimmte oder verladene Quanti⸗ 
täten, die ihren Beſtimmungsort nicht erreichen, validieren gegen denſelben“, 
ſoll offenbar nur bedeuten, daß Teilmengen, wenn ſie auf dieſen Kontrakt 
einmal verladen ſind, unter allen Umſtänden, insbeſondere ohne Rückſicht auf 
ihr ſpäteres Schickſal, die vertraglich zu liefernde Menge entſprechend ver⸗ 
mindern ſollen. Mit der Regelung der Gefahrtragung hat auch dieſe Abrede 
nichts zu tun. Rechtlich iſt ſie, wie der 1. Richter zutreffend angenommen hat, 
bedeutungslos. 

Die Klauſel: „Folgen von höherer Gewalt entbinden die Verkäufer von 
rechtzeitiger Erfüllung des Kontraktes oder heben ſolchen auf“, gewährt dem 
Verkäufer die Berechtigung, unter Umſtänden einſeitig vom Vertrage zurückzu⸗ 
treten. Der Käufer kann ſich auf die Klauſel nicht berufen. Die Gefahrfrage 
wird durch ſie nicht berührt. 

Endlich hat ſich die Beklagte für die Richtigkeit ihrer Anſicht darauf be⸗ 
rufen, daß die Klägerin in ihrer Faktura bei dem Poſten „Verſicherung £ 310“ 
vermerkt habe: „der dieſen Betrag überſteigende Teil des Policenwertes gilt 
für Verkäufers Rechnung“. Beklagte folgert aus dieſem Vermerk, daß darnach 
der Verkäufer, der nur den Fakturenwert zu verſichern brauche, im Fall des 
Untergangs der Ware den Überſchuß der höheren Verſicherungsſumme zu 
beanſpruchen habe, daß ihm alſo der Konjunkturgewinn zukommen ſolle; wem 
aber der aus der Verſicherung entſtehende Gewinn gebühre, der habe auch 
die Gefahr zu tragen. Ob die tatſächlichen Vorausſetzungen, von denen die 
Beklagte bei dieſen Ausführungen ausgeht, zutreffen, kann unerörtert bleiben. 
Sie rechtfertigen jedenfalls nicht den daraus gezogenen Schluß in ſeiner All⸗ 
gemeinheit, und wenn ſie es täten, ſo würde daraus noch keineswegs zwingend 
folgen, daß nun auch der Verkäufer durch jenen Zuſatz ſeinen Willen habe 
zum Ausdruck bringen wollen, ſeinerſeits die Gefahr der Seereiſe zu tragen. 
Die Frage iſt und bleibt vielmehr, ob aus dem in dem Beſtätigungsſchreiben 
erſchöpfend niedergelegten Vertragsinhalt der Wille der Parteien erhellt, 
bei dieſem beſonderen Vertrage abweichend von dem Regelfall die Gefahr 
der Seereiſe dem Verkäufer aufzubürden. Die Frage war aber zu verneinen, 
wie im vorſtehenden ausgeführt. 

Muß man ſonach davon ausgehen, daß dieſe Gefahr auch im vorliegen- 
den Falle vom Käufer zu tragen iſt, ſo war die Beklagte nunmehr, da nach 
den jetzt beigebrachten Urkunden für die Überzeugung dieſes Gerichts feft- 
ſteht, daß die Ware den Beſtimmungsort nicht mehr erreichen wird, für ſach⸗ 
fällig zu erachten. 
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Der Berufung war daher zu entſprechen. | 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 30. Jan. 1917. Kont. Prod. Geſ. 
(Kl.) w. J. G. — Bf. III. 267/16. B. 


98. Hat die Vereinbarung einer ſechsmonatigen Garantiefriſt Einfluß 
auf die ſechsmonatige Verjährung des Gewährleiſtungsanſpruchsd 
Bol. 63 Nr. 241 m. N. f 
| BOB. 8 477. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten 156 Doſenſchinken gekauft und 
am 5. April 1915 geliefert erhalten. Bei der erſten Unterſuchung wurden 
keine Mängel gefunden, dagegen ſtellte ſich bei einer ſpäteren Unterſuchung 
am 6. Aug. 1915 heraus, daß in vier Kiſten ſämtliche Doſen „hoch rund bom⸗ 
biert“ waren. Die Klägerin zeigte dies der Beklagten an und verlangte die 
Lieferung mangelfreier Erſatzware. Da die Beklagte ſich ablehnend verhielt, 
auch eine Friſtſetzung unbeachtet ließ, klagte die Klägerin am 5. Nov. 1915 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Die Beklagte berief ſich auf Ver⸗ 
jährung ($ 477 BGB.), wogegen die Klägerin geltend machte, daß im Handel 
mit Fleiſchkonſerven der Handelsgebrauch beſtehe, daß der Verkäufer für die 
binnen 6 Monaten nach Lieferung auftretenden Mängel der Ware Gewähr 
leiſten müſſe, woraus zu folgern ſei, daß bezüglich eines während der Garantie⸗ 
friſt ä entdecketen Mangels der Lauf der Verjährung erſt mit der Entdeckung des 
Mangels beginne. — Das Landgericht ſtellte das Beſtehen des behaupteten 
Handelsgebrauchs feſt, lehnte aber die von der Klägerin daraus gezogene 
Folgerung ab und erkannte auf Abweiſung der Klage. Die Berufung der 
Klägerin und ebenſo ihre Reviſion wurden zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Nach 8 459 Abſ. 1 BGB. haftet der Verkäufer dem Käufer dafür, daß 
die Kaufſache zu der Zeit, zu der die Gefahr auf den Käufer übergeht, nicht 
mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhn⸗ 
lichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder 
in nicht unerheblichem Maße mindern, und nach $ 459 Abſ. 2 haftet der Ver⸗ 
käufer auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Übergangs der Gefahr die zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaften hat. Aus dem Umſtande, daß die Parteien ſich ſtill⸗ 
ſchweigend dem nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts beim Verkauf von 
Fleiſchkonſerven beſtehenden Handelsgebrauch unterworfen haben, kraft deſſen 
der Verkäufer für die innerhalb von 6 Monaten nach Lieferung auftretenden 
Mängel der Ware Gewähr leiſten muß, ergibt ſich daher an und für ſich nichts 
andres als eine nähere Vereinbarung über Inhalt und Umfang der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Verkäufers. Die verkaufte Ware ſoll nicht bloß zur Zeit 
des Gefahrübergangs, der ſich regelmäßig vor oder zugleich mit der Ablieferung 
vollzieht, ſondern auch noch eine geraume Zeit nach der Ablieferung zum 
menſchlichen Genuſſe brauchbar ſein, ſie ſoll alſo zur Zeit des Gefahrübergangs 


158 99. Miete. 


die Eigenſchaft längerer Haltbarkeit haben, und der Verkäufer ſoll dafür ein⸗ 
ſtehen müſſen, daß binnen 6 Monaten nach der Ablieferung Mängel nicht 
hervortreten. Die ſo vereinbarte Gewährleiſtungsfriſt fällt nun allerdings 
nach Beginn und Dauer mit der in $ 477 BGB. feſtgeſetzten kurzen Verjährungs⸗ 
friſt zuſammen, und es beſteht deshalb die Möglichkeit, daß der Käufer einen 
Mangel zwar noch innerhalb der Friſt, aber zu ſpät entdeckt, um die Verjährung 
noch unterbrechen zu können. Hieraus allein läßt ſich jedoch nicht, wie die 
Reviſion will, folgern, daß in der ſtillſchweigenden Unterwerfung unter den 
Handelsgebrauch zugleich die Vereinbarung einer Hinausſchiebung des Be⸗ 
ginns oder der Dauer der geſetzlichen Verjährungsfriſt läge. Die Beſtimmung 
des § 477 BGB. bezweckt, im Intereſſe der Verkehrs⸗ und Rechtsſicherheit 
baldmöglichſt nach der Ablieferung eine klare Rechtslage zu ſchaffen (RGntſch. 
56, 169) und gerade der Handelsverkehr neigt wenig zu Abmachungen, die 
dieſem Zweck entgegen einer Verzögerung der endgültigen Erledigung Vor⸗ 
ſchub leiſten. Wenn das Reichsgericht im Anſchluß an die Rechtſprechung 
zu Art. 349 alt. HGB. (NRZEntfch. 37, 81; in Seuff A. 52, Nr. 101) auch unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts (daſ. 65, 121; in Seuff A. 63 Nr. 241; Hold⸗ 
heims MSch. 16, 169), angenommen hat, daß die Vereinbarung einer Garantie⸗ 
zeit von länger als ſechsmonatiger Dauer regelmäßig zugleich die Bedeutung 
einer Hinausſchiebung des Beginns der geſetzlichen ſechsmonatigen Verjährungs⸗ 
friſt bis zu der während der Garantiezeit erfolgten Entdeckung eines Gewährs⸗ 
mangels habe, ſo hat es ſich dabei von der Erwägung leiten laſſen, daß bei 
gleichzeitigem Beginn der ſechsmonatigen Verjährungsfriſt und einer oft 
mehrjährigen Garantiezeit der Käufer trotz der Garantie überhaupt nicht in 
der Lage ſein würde, ſeine Anſprüche wegen eines erſt ſpäter als ſechs Monate 
nach der Ablieferung entdeckten Mangels geltend zu machen. Dieſer Grund 
entfällt aber hier, wo die handelsgebräuchliche Garantiezeit nicht über die 
Verjährungsfriſt hinausreicht, und es beſteht auch ſonſt kein Anhalt für die 
Annahme, daß die Parteien den Beginn der Verjährungsfriſt des $ 477 BGB. 
hätten verſchieben oder dieſe Friſt hätten verlängern wollen. 
Die Reviſion iſt daher zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 14. Dez. 1917. P. Sch. (Kl.) w. 

J. & U. (KG. Berlin). II. 261/17. Auch in RGEntſch. 91 Nr. 76 S. 305. 


99. Aufhebung der Tauglichkeit der Mietſache zum vertragmäßigen 
Gebrauch durch Kriegsmaßnahmen. 
Vgl. 71 Nr. 81. 
BGB. 85 537. 542. 

Die Klägerin hatte den ihr gehörigen, an der Strandſtr. 12 in Borkum 
gelegenen Laden Nr. 4 am 20. Mai 1911 an die verklagte Ehefrau auf 6 Jahre, 
vom 1. Juni 1913 bis 1. Nov. 1918, um den jährlichen Mitpreis von 1250. 
vermietet. Der am 15. Aug. 1915 fällige Mietzins war nicht bezahlt und 
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deshalb im Dezember 1915 eingeflagt worden. Während des Verfahrens 
über die Klage hatte die Beklagte der Klägerin ein Schreiben v. 3. Mai 1916 
zugehen laſſen des Inhalts, ſie betrachteten das „Pacht“ verhältnis ſeit 1. Aug. 
1914 als aufgehoben und kündigten, falls dieſer ihr Wille nicht deutlich genug 
zum Ausdruck gekommen ſein ſollte, jetzt nochmals das „Miet'verhältnis 
gemäß § 542 BGB. Daraufhin beantragte die Klägerin des weiteren die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Mietvertrag v. 20. Mal 1911 bis zum 1. Nov. 1918 zu Recht 
beſtehe. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: ö | | 

„Der Ber.⸗Richter erachtet den ſtrittigen Vertrag mit der Klägerin für 
einen Mietvertrag, nicht, wie die Beklagten wollen, für einen Pachtvertrag. 
Er folgert aus einer Reihe von Umſtänden, daß der von beiden Teilen gewollte 
vertragmäßige Gebrauch die Verwendung des Ladens zu einem Geſchäfts⸗ 
betrieb während des alljährlich auf Borkum ſtattfindenden Sommerbade⸗ 
betriebs war, und findet in dem bei Beginn des jetzigen Krieges von der zu⸗ 
ſtändigen Militärbehörde erlaſſenen Verbot jedes Badebetriebes auf Borkum, 
verbunden mit dem Verbot an die Inſelbewohner, fremde Perſonen als An⸗ 
geſtellte zu halten, den Tatbeſtand des $ 537 BGB., jo daß die Beklagten zur 
Nichtzahlung des Mietzinſes für 15. Aug. 1915 und zur Kündigung nach 
8 542 berechtigt geweſen ſeien. Dieſe Darlegungen treffen durchweg zu. 

Die Feſtſtellung, daß der vertragmäßige Gebrauch die geſchäftliche Ver⸗ 
wendung für den alljährlichen Sommerbadebetrieb war, iſt rein tatſächlich 
und frei von Rechtsirrtum. Die Rechtsauffaſſung, daß das in keiner Weiſe 
mit den perſönlichen Verhältniſſen der Beklagten zuſammenhängende, ſondern 
allein wegen der örtlichen Lage der Inſel Borkum in Verfolg von Kriegs⸗ 
zwecken erlaſſene Verbot jedes Badebetriebs für den vermieteten Laden 
einen Fehler, einen Mangel herbeigeführt hat, der die Tauglichkeit des Ladens 
zu dem vertragmäßigen Gebrauch aufhebt, ſtimmt mit der Rechtſprechung 
des jetzt erkennenden Senats überein. Der von beiden Teilen gemeinte 
und gewollte vertragmäßige Gebrauch konnte überhaupt nur gewollt und 
vereinbart werden wegen der örtlichen Lage des Ladens inmitten des all⸗ 
jährlichen Inſelbadebetriebs. Durch dieſe örtliche Lage wurde die Tauglich⸗ 
keit des Ladens zu dem vertragmäßigen Gebrauch erſt begründet. Das Verbot 
dieſes Badebetriebs betraf alſo die Mietſache, den Laden, ſelbſt wiederum 
eben wegen der örtlichen Lage auf der Inſel, auf der nunmehr aus Kriegs⸗ 
zwecken der gewöhnliche Badebetrieb nicht mehr geduldet werden durfte 
RGeEntſch. 79, 95; 87, 280). Wie beim Pachtvertrage ein die Pachtſache 
ſelbſt treffendes die Möglichkeit vertragmäßiger Nutzung, d. h. die Möglichkeit 
des Fruchtgenuſſes (§ 581) aufhebendes, behördliches Verbot gemäß 88 581. 
537 zu Laſten des Verpächters geht (RGeEntſch. 87, 279/281), jo hat es 
auch der Vermieter zu tragen, wenn die Mietſache wegen eben der örtlichen 
Lage, die den vertragmäßigen Gebrauch erſt ermöglichte, von einem ihre 
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Tauglichkeit zu dem vertragmäßigen Gebrauch aufhebenden Verbot be- 
troffen wird. 

Die Klägerin wendet ein, die Beklagten könnten den Laden zu Verkaufs- 
zwecken weiter benutzen, nämlich mit der ſtarken Kriegsgarniſon auf Borkum 
ein gutes Geſchäft machen. Ein ſolcher Geſchäftsbetrieb wäre aber ein nach 
Gegenſtand und Betriebsart völlig andrer als der beiderſeits beim Vertrag⸗ 
ſchluß gemeinte und gewollte: gemeint und gewollt war ein Geſchäftsbetrieb 
mit dem Badepublikum, und daß dieſer andern Bedürfniſſen und Neigungen 
dient und angepaßt ſein muß als ein Geſchäft mit der jetzigen Kriegsgarniſon, 
an deren Möglichkeit beim Vertragſchluß kein Teil dachte, liegt auf der Hand. 
Die von der Reviſion angezogene Entſcheidung RGeEntſch. 4, 171 hatte einen 
hiervon abweichenden Tatbeſtand zum Gegenſtande. Dort hatte der Kläger 
die Räume zur Betreibung einer Möbelfabrikation gemietet, es war ihm 
durch behördliche Anordnung jedoch nur die Fabrikation von Polſtermöbeln 
geſtattet worden; es handelte ſich alſo nur um eine Beſchränkung der Möbel⸗ 
fabrikation auf die einen Teil derſelben bildenden Polſtermöbel. Hier aber 
iſt der den Beklagten angeſonnene Geſchäftsbetrieb mit der Kriegsgarniſon 
nicht ein Teil des Geſchäftsbetriebs mit dem Badepublikum, ſondern ein davon 
durchaus verſchiedener, den beiderſeitigen Mietzwecken eee Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb. 

Die Klägerin meint weiter, die Beklagte hätte ja, wie ſe behaupte, den 
Laden und den Vorplatz desſelben zur Aufbewahrung ihrer Verkaufsgegen⸗ 
ſtände weiter benutzt. Dieſe (nach der Behauptung der Beklagten durch die 
Unmöglichkeit der Fortſchaffung der Gegenſtände verurſachte) Benutzung 
iſt jedoch nicht der beiderſeits gewollte vertragmäßige Gebrauch: nicht zum 
Lagern und Aufbewahren von Verkaufsgegenſtänden war der Laden gemietet 
und vermietet, ſondern zu fortgeſetztem Verkauf der Gegenſtände in lebendigem 
Geſchäftsverkehr mit dem Badepublikum während der Badezeit. Auch dieſe 
Einwendung beſeitigt alſo nicht den Tatbeſtand und die Rechtsfolgen des 8 537. 

Die Reviſion iſt hiernach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Okt. 1917. Gem. B. (Kl.) 

w. Schn. III 212/17 (OL G. Celle). Auch in RGeEntſch. 91 Nr. 17 S. 54. 


100. Fällt der Lohnanſpruch des Mäklers fort, wenn bei dem ver- 
mittelten auflöſend bedingten Geſchäft die Bedingung eintritt? 
Vgl. Bd. 71 Nr. 113 m. N., 248. 

BGB. 8 652 

Kläger hatte als Makler zwiſchen dem Beklagten und den Firmen Th. M. 
& Sohn und H. Schn. Verträge über die Lieferung von Schokolade franko 
Rotterdam mit den Klauſeln „force majeure vorbehalten“ und „Ausfuhr⸗ 
verbot und force majeure vorbehalten“ vermittelt. Die Geſchäfte kamen 
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wegen eines von Holland erlaſſenen Ausfuhrverbots nicht zur Ausführung. 
Da der Beklagte ſich infolgedeſſen weigerte, dem Kläger ſeine Mäklergebühr 
von insgeſamt 4572,07. zu bezahlen, erhob Kläger auf Zahlung dieſes 
Betrages Klage. — Das Landgericht wies die Klage ab; in 2. Inſtanz wurde 
der Beklagte antraggemäß verurteilt. Aus den Gründen: 

„Daß der Kläger die hier fraglichen Geſchäfte, für die er ſeine Mäkler⸗ 
gebühr verlangt, vermittelt hat, gibt der Beklagte zu. Er meint aber zur 
Bezahlung der Gebühr nicht verpflichtet zu ſein, da die Geſchäfte wegen höherer 
Gewalt nicht zur Ausführung gelangt ſeien. Dieſer Standpunkt kann indeſſen 
nur bezüglich eines Teiles der Geſchäfte in Frage kommen. Wie der Beklagte 
ſelbſt erklärt hat, iſt das Ausfuhrverbot, das die Ausführung dieſer Verträge 
verhindert haben ſoll, am 23. März 1916 erlaſſen worden. Damals hätten 
aber die Abſchlüſſe v. 27. Jan. 1916 und 24. Febr. 1916 ſchon ausgeführt ſein 
müſſen. Der erſte Abſchluß verpflichtete den Beklagten zur Lieferung von 
20000 kg Schokolade in wöchentlichen Raten von je 5000 kg ab 27. Januar 1916, 
der zweite zur Lieferung von 5000 kg Schokolade in der auf den 24. Febr. 1916 
folgenden Woche. Wäre der Beklagte ſeiner Vertragspflicht nachgekommen, 
ſo wären dieſe Verträge beim Eintritt des Ausfuhrverbots ſchon längſt er⸗ 
ledigt geweſen. Bei dieſer Sachlage kann der Beklagte ſich der Bezahlung 
der Mäklergebühr wegen dieſer durch ſeine Schuld nicht rechtzeitig erfüllten 
Verträge gewiß nicht entziehen. Zu demſelben Ergebnis muß man aber auch 
wegen der Gebühr für das Geſchäft v. 22. Febr. 1916 kommen, deſſen Aus⸗ 
führung allerdings erſt Ende e beginnen ſollte, alſo von dem Ausfuhr⸗ 
verbot voll umfaßt wurde. 

Es handelt ſich hier um ein unter der auflöſenden Bedingung der force 
majeure abgeſchloſſenes Geſchäft. Die Frage, ob bei ſolchen Geſchäften der 
Lohnanſpruch des Mäklers bei Eintritt der Bedingung hinfällig wird, iſt ſehr 
beſtritten. 

Sie wird z. B. bejaht von Planck BGB. zu § 652; Staub HGB. Anm. 30 vor 8 93; 

Staudinger zu $ 652; Ritter, HGB. $ 93; verneint von dem Komm. von RGRäten 

5 652; Crome B. R. 2 $ 272; Ortmann $ 652, Düringer HGB. 3 99 Anm. 3; vgl. 

auch HanſGGer Z. Hauptbl. 1915 Nr. 155, 1916 Nr. 116. 

Das Gericht ſchließt ſich grundſätzlich der letzteren Anſicht an, wenn auch 
anzuerkennen iſt, daß aus den begleitenden Umſtänden und der Verkehrsauf⸗ 
faſſung in einzelnen Fällen entnommen werden muß, daß nach der Abſicht 
der Parteien das Recht des Mäklers auf ſeine Gebühr in Wegfall kommen 
ſoll, wenn das Geſchäft infolge einer auflöſenden Bedingung wieder aufge⸗ 
hoben wird. Daß im vorliegenden Fall ſolche Umſtände vorliegen, kann 
nicht anerkannt werden. 

Die während des Krieges angeblich entſtandene Verkehrsanſchauung, 
auf die ſich der Beklagte berufen hat, iſt nicht erwieſen worden. Die Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen ſtimmen darin überein, daß ſich en des 

Seufferts Archiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 5. 
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Krieges eine derartige Verkehrsauffaſſung nicht gebildet habe, wenn auch der 
Sachverſtändige W. meint, daß ſie vorher ſchon beſtanden habe, was von dem 
andern Sachverſtändigen beſtritten wird. Jedenfalls hat das Gericht dieſen 
Gutachten nicht die Überzeugung entnehmen können, daß in dem hier in 
Betracht kommenden Handelszweige eine von der allgemeinen Regel abweichende 
Verkehrsanſchauung herrſche, nach der der Mäkler ſeinen Anſpruch auf den 
Mäklerlohn verliert, wenn das unter der auflöſenden Bedingung der höheren 
Gewalt abgeſchloſſene Geſchäft infolge Eintritts der Bedingung hinfällig 
wird. Es kann aber auch dem Landgericht nicht zugegeben werden, daß mit 
Rückſicht auf die Ausfuhrverbote, die gerade während des Krieges zahlloſe 
Geſchäfte nicht zur Ausführung kommen laſſen, die Parteien von vornherein 
darüber einverſtanden geweſen ſein ſollen, daß der Kläger einen Mäklerlohn 
nicht verlangen könne, falls die Geſchäfte tatſächlich wegen eines Ausfuhr⸗ 
verbots nicht ausgeführt werden würden. Denn wenn auf der einen Seite 
durch dieſe große Zahl von Ausfuhrverboten für den Geſchäftsherrn die Gefahr 
entſteht, dem Mäkler auch für ein nicht zur Ausführung gelangendes Geſchäft 
eine Vergütung bezahlen zu müſſen, falls beim Eintritt der Bedingung der 
Anſpruch auf die Vergütung nicht wegfällt, ſo beſteht im entgegengeſetzten 
Fall für den Mäkler die Gefahr, daß unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
in faſt allen Fällen ſein Anſpruch auf den Mäklerlohn in der Schwebe bleibt 
und daß er häufig den bereits erhaltenen Lohn wieder herausgeben müßte. 
Sehr weſentlich für die Beurteilung der ganzen Frage iſt die von dem Sach⸗ 
verſtändigen H. bekundete Außerung des Inhabers einer der erſten Firmen 
des Hamburger Platzes, daß die Gewinne während des Krieges bei den zur 
Ausführung gelangenden Geſchäften durchweg ſo groß ſeien, daß ſie auch die 
Mäklervergütungen für die nicht zur Ausführung kommenden Geſchäfte tragen 

könnten. 
Daher iſt der Anſpruch des Klägers auf feine Gebühren begründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. Dez. 1917. O. P. w. H. S. 

Bf. VI. 349/16. Nö. 


101. Iſt der mäklerlohn von Ausführung des vermittelten Geſchäfts 
abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber über die Ausführung zu 
entſcheiden. 

Vgl. 51 Nr. 21 m. N. 

BGB. § 652; HGB. 8 93. 

Die klagende Handelsgeſellſchaft verlangte auf Grund von zwei Proviſions⸗ 
ſcheinen Vergütung für die Vermittlung des Verkaufs von Pelzen an die 
Kriegsbekleidungsämter in Magdeburg und Stettin. Der Beklagte hatte 
die Kaufverträge nur zum Teil erfüllt und wurde inſoweit rechtskräftig zur 
Bezahlung der vereinbarten Vergütung verurteilt. Streitig blieb die Ver— 
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gütungspflicht inſoweit, als es nicht zur Ausführung der Kaufverträge ge⸗ 
kommen war. — Die 1. Inſtanz verurteilte den Beklagten; das Ber.⸗Gericht 
wies die Klage ab. — Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 1 

„Die Klägerin hatte unter Widerſpruch des Beklagten geltend gemacht, 
die Proviſion ſei mit dem Abſchluß der vermittelten Verträge, nicht erſt mit 
ihrer Ausführung verdient geweſen, der Beklagte habe die Verträge nur aus 
Gewinnſucht nicht erfüllt, weil er anderweit Pelze zu höheren Preiſen habe 
verkaufen können, er ſei deshalb nach 888 Abſ. 2 HGB. zur Bezahlung der 
Proviſion verpflichtet. Das Ber.⸗Gericht lehnt aus zutreffenden Erwägungen 
die Anwendung des § 88 HGB. deshalb ab, weil die Klägerin nicht Agent, 
ſondern Mäkler ſei. Es legt ferner die Vergütungsabrede dahin aus, daß der 
Lohn erſt mit der Ausführung der vermittelten Verträge verdient ſein ſollte, 
und erklärt das weitere Vorbringen der Klägerin für unerheblich, weil der 
Beklagte der Klägerin gegenüber zur Ausführung nicht verpflichtet geweſen 
ſei und ein argliſtiges Verhalten nicht vorliege. Die Vertragsauslegung iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. — — — Das Weſen des Mäklervertrages nach 
8 652 BGB. ſteht der Auslegung nicht im Wege. Wie dem Mäkler eine Ver⸗ 
gütung für den Fall verſprochen werden kann, daß trotz ſeiner Tätigkeit der zu 
vermittelnde Vertrag nicht zuſtande kommt, ſo kann auch vereinbart werden, 
daß der Anſpruch auf den Mäklerlohn noch von andern Vorausſetzungen, 
insbeſondere der Ausführung des vermittelten Vertrages, abhängig ſein ſoll. 
Iſt aber der Vertrag i. S. des Ber.⸗Urteils auszulegen, dann konnte ein Lohn⸗ 
anſpruch der Klägerin nur inſoweit entſtehen, als der vermittelte Vertrag zur 
Ausführung gelangte. Ob aber der Beklagte den Vertrag ausführen wollte, 
ſtand, ſoweit das Verhältnis zur Klägerin in Frage kommt, im Ermeſſen des 
Beklagten. Wie der Geſchäftsherr einen ihm angebotenen Vertragsabſchluß 
frei ablehnen darf und den Mällerlohn ſelbſt dann nicht ſchuldet, wenn die 
Ablehnung grundlos und geſchäftlich nicht zu rechtfertigen iſt, ſo hat er gegen⸗ 
über dem Mäkler auch freie Hand bezüglich der Ausführung des vermittelten 
Vertrages, wenn ausnahmsweiſe, wie hier, der Anſpruch auf die Proviſion 
von der Ausführung abhängig gemacht worden iſt. In dieſem Sinn hat das 
Reichsgericht (vgl. Bolze Prax. 6 Nr. 491) für das frühere Recht ausgeſprochen, 
daß die Proviſion nicht gefordert werden könne, wenn ſie von der Ausfüh⸗ 
rung des vermittelten Geſchäfts abhängig gemacht worden, die Ausführung 
aber, gleichgültig aus welchem Grunde, unterblieben ſei, und ferner, daß 
der Mäkler weder die Ausführung verlangen noch das Geſchäft als ausge⸗ 
führt behandeln dürfe, wenn der Auftraggeber es hätte ausführen können. 
Die Entſcheidung trifft auch für das heutige Recht zu. 

Hatte aber der Beklagte bezüglich der Ausführung des vermittelten Ver⸗ 
trages freie Hand, dann kann auch von einer Argliſt gegenüber der Klägerin 
nicht geſprochen werden, wenn er von ſeiner Befugnis dahin Gebrauch machte, 
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daß er die Ausführung unterließ. Das Bewußtſein, daß die Klägerin keine 
Vergütung erhalten werde, machte ſein Verhalten nicht argliſtig, und wenn 
die Reviſion geltend macht, der Beklagte habe nicht nur durch den höheren 
Preis verdienen, ſondern auch die Proviſion erſparen wollen, ſo wäre das 
für Anſprüche der Klägerin nur dann von Belang, wenn die ſpäter ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte mit den von der Klägerin vermittelten zuſammen⸗ 
hingen, der Beklagte alſo die von der Klägerin aufgewendete Mühe für ſich 
verwertet hätte. Dafür liegt aber kein Anhaltspunkt vor. 

Der Beklagte hatte übrigens, auch wenn man die Behauptungen der 
Klägerin als richtig unterſtellt, von ſeinem Vorgehen keineswegs nur Vorteile 
zu erwarten. Er ſetzte ſich den Schadenerſatzanſprüchen derjenigen aus, mit 
denen er die von der Klägerin vecmittelten Verträge abgeſchloſſen hatte. Ob 
er auf dieſe Gefahr hin die Ausführung verweigern und andre Verträge ab⸗ 
ſchließen wollte, war ausſchließlich Sache ſeiner eigenen Prüfung und Ent⸗ 
ſchließung. Damit entfällt auch der aus 8 826 BGB. entnommene Klagegrund. 

Die Klage iſt daher mit Recht abgewieſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. H. H. (Kl.) w. N. 
(KG. zu Berlin). III. 186/16. 


102. Unfallverficherung des Abonnenten einer Zeitung. Hinfälligkeit 
von Verwirkungsklauſeln nach $ 6 VerſbertrGeſ. 
Vgl. 39 Nr. 45 m. N.; 71 Nr. 188. 
VerſsG. 34. 

Am 24 Nov. 1916 erlitt der Ehemann der Klägerin, welcher Abonnent 
der Kieler N. N. war, an einer Kreisſäge des Gutes Rastorf dadurch einen 
Unfall, daß ihm durch einen zu zerſägenden Balken der Ringfinger der 
linken Hand abgeſchlagen und der kleine Finger derſelben Hand gequetſcht 
wurde. 

Zur Heilung dieſer Verletzungen wurde er ſofort in das Krankenhaus 
Preetz aufgenommen und ſtarb hier am 6. Dez. 1916. Mittels Schreibens 
v. 8. Dez. 1916 wandte ſich die Klägerin unter Beifügung der letzten Quittung 
über den bezahlten Bezugspreis für die Zeitung an die Kieler N. N. und bat 
auf Grund der bei dieſer Zeitung beſtehenden Abonnentenfürſorge um die 
Auszahlung der Unfallvergütung. Die Beklagte lehnte wegen Verſpätung 
der Anzeige den Antrag ab. — Die Klage wurde in 1. Inſtanz abgewieſen, 
auf die Berufung der Klägerin wurde aber nach dem Klagantrage erkannt aus 
folgenden Gründen: 

„— — — Nach dem Gutachten des Medizinalrats Dr. K. kann es nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Tod des Ehemannes der Klägerin durch all— 
gemeine Sepſis erfolgt iſt und dieſes Eiterfieber im urſächlichen Zuſammen— 
hange mit dem Unfall geſtanden hat. — — — Es läßt ſich die Klage nur auf 
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$ 11 der Verſich.⸗Bedingungen ſtützen, da der $ 15 lediglich den Fall im Auge 
hat, daß der Tod eines Abonnenten ſofort durch den erlittenen Unfall ver⸗ 
urſacht worden iſt. Die nach $ 18 in erſter Reihe anſpruchsberechtigte Klägerin 
war darnach an ſich auf Grund des Vertrages, falls ſie Rechte auf die Unfall⸗ 
vergütung geltend machen wollte, verpflichtet, den am 24. Nov. 1916 erlittenen 
Unfall ihres Ehemanns unverzüglich, ſpäteſtens dreimal 24 Stunden nach 
Eintritt des Unfalls, perſönlich oder durch eingeſchriebenen Brief unter Bei⸗ 
fügung der letzten Monatsquittung bei den Kieler N. N. anzumelden, und 
es wird ſich, da ſie dieſe Meldung unſtreitig erſt durch ihr Schreiben v. 8. Dez. 
1916 erſtattet hat, fragen, ob ſie trotzdem und ungeachtet der Verwirkungs⸗ 
klauſel des § 16 die eingeklagte Forderung geltend machen kann. 

Hierbei iſt, wenn der § 11 der Verſich.⸗Bedingungen auch die Meldung 
eines jeden Unfalls zur Erhaltung des Rechts des Anſpruchsberechtigten vor⸗ 
ſchreibt, zunächſt zu berückſichtigen, daß dieſe Vorſchrift nur inſoweit Platz 
greifen kann, als es ſich um einen Unfall handelt, bei dem die Möglichkeit eines 
tödlichen Ausganges beſteht, während für den Fall, daß eine urſprünglich 
leichte Verletzung durch Umſtände, welche der Bezugsberechtigte bei Anwen⸗ 
dung der im Verkehr üblichen Sorgfalt nicht vorausſehen konnte, zu einer 
tödlichen wird, ſchon nach den allgemeinen, den Verſicherungsvertrag beherrſchen⸗ 
den Grundſätzen von Treu und Glauben dem Berechtigten nicht die Verpflich⸗ 
tung auferlegt werden kann, den Unfall ſpäteſtens innerhalb 72 Stunden 
anzuzeigen, um die Wohltaten der Abonnentenfürſorge genießen zu können. 
Vielmehr wird man in einem ſolchen Falle die dreitägige Meldefriſt nicht mit 
dem Unfall ſelbſt, ſondern mit dem Zeitpunkt beginnen laſſen müſſen, in welchem 
dieſer zu einem für den Durchſchnittsmenſchen erkennbaren Ereignis i. S. 
der Verſich.⸗Bedingungen der Beklagten wird, welches für eine Unfallver⸗ 
gütung in Frage kommen kann. Andernfalls würde die Beklagte von den 
zahlreichen Abonnenten ihrer Zeitung mit einer jedes Maß überſchreitenden 
Anzahl von Meldungen in Anſpruch genommen werden, was ſie bei Über⸗ 
nahme der Abonnentenfürſorge offenbar nicht beabſichtigt hat, und letztere 
wiederum für einen großen Teil der Anſpruchsberechtigten in Fortfall kommen, 
wenn es dieſen nicht geſtattet ſein ſollte, die Meldung eines von dem Abonnenten 
wirklich erlittenen Unfalls, deſſen Gefährlichkeit ſich erſt ſpäter herausſtellt, 
nachzuholen. Denn die Verſicherungsſumme wird von der Beklagten nach 
$ 1 der Bedingungen für die Verunglückung eines nachgewieſenermaßen inner⸗ 
halb dreier Monate nach dem Unfallereigniſſe geſtorbenen Abonnenten ohne 
jede Einſchränkung gewährt, und es hieße dieſe Fürſorge ihres gemeinnützigen 
Charakters, der ihr innewohnen ſoll, völlig entkleiden, wollte man der Be⸗ 
klagten das Recht zugeſtehen, bei der Bewilligung der Unfallvergütung Be— 
dingungen aufzuftellen, die in ihrer Wirkung nur dazu dienen, die im 81 
übernommene Verpflichtung möglichſt zu beſeitigen. Es kann auch nicht zu 
gegeben werden, daß dadurch die Stellung des Verſicherungnehmers gegen- 
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über dem Verſicherer eine zu günſtige werden würde, da die Haftpflicht des 
letzteren ſich nur über den kurzen Zeitraum von drei Monaten nach dem Unfall 
erſtreckt und der Bezugsberechtigte an ſich in einem Rechtsſtreit über die Ver⸗ 
gütung immer den Beweis erbringen muß, daß die Meldung nach den eben 
erörterten Grundſätzen rechtzeitig innerhalb einer Friſt von dreimal 24 Stunden 
erfolgt iſt. 

Mit Recht hat deshalb das Verſich.⸗Vertragsgeſetz v. 30. Mai 1908 im 
Anſchluß an die bisherige Rechtſprechung und das Schrifttum in feinem 86 
ein zwingendes Recht gegenüber den zahlreichen ſog. Verwirkungsklauſeln 
der Verſicherungsverträge geſchaffen, indem es Abreden, durch welche der 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn der Verſicherung⸗ 
nehmer oder ein ſonſtiger Bezugsberechtigter gewiſſe ihm in dem Vertrage 
auferlegte Pflichten nicht erfüllt, nicht ohne weiteres verbindliche Geltung 
verleiht, ſondern unter Umſtänden die Verwirkung nicht eintreten läßt. Hierzu 
gehört aber insbeſondere auch die Pflicht zur Anzeige des Verſicherungsfalls, 
über welche die Parteien vorliegend ſtreiten. Bei ihrer Verletzung gegenüber 
den Vertragsbeſtimmungen tritt die nachteilige Rechtsfolge für den Ver⸗ 
ſicherungnehmer nicht ein, wenn ſie weder auf deſſen Vorſatz noch grober 
Fahrläſſigkeit beruht. Erſterer iſt als abſichtliche, letztere als die in beſonders 
nachläſſiger Weiſe eintretende Unterlaſſung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt auszulegen (vgl. Komm. v. Gerhard, Hagen ꝛc. Anm. 1 und 7 au 86, 
Hager⸗Brucks Anm. 1 und 4b ebenda). 

Es war demnach noch unter dieſem Geſichtspunkte zu prüfen, ob die 
unſtreitig erſt unterm 8. Dez. 1916 erfolgte, am nächſten Tage bei der Be⸗ 
klagten eingegangene Anmeldung des Unfalls als ohne ein Verſchulden der 
Klägerin noch rechtzeitig erfolgt anzuſehen iſt. Dies muß aber nach dem Er⸗ 
gebniſſe der Beweisaufnahme 2. Inſtanz bejaht werden. Beide ſachverſtändige 
Zeugen haben die Verletzung des Ehemannes der Klägerin bei ſeiner noch am 
Unfallstage ſelbſt erfolgten Einbringung in das Krankenhaus für gering ge⸗ 
halten. Es brauchte deshalb auch die Klägerin nicht anzunehmen, daß ſie 
einen tödlichen Ausgang nehmen könnte, zumal ſie ſich ſagen durfte, daß durch 
die ſofortige Aufnahme ihres Ehemannes in das Krankenhaus alles geſchehen 
ſei, um eine ordnungmäßige Behandlung der Wunden zu gewährleiſten. Auch 
als ihr Ehemann am 28. Nov. 1916 nach Haus beurlaubt wurde und dann 
in dem von Dr. P. geſchilderten Zuſtande in das Krankenhaus zurückkehrte, 
handelte ſie nicht grob fahrläſſig, wenn ſie die Anmeldung des Unfalls unter⸗ 
ließ. Denn einmal durfte ſie, da ſelbſt der ſachverſtändige Arzt dies nicht getan 
hat, als Laie nicht annehmen, daß die Schmerzen ihres Ehemannes in der 
rechten Schulter und die Steifheit ſeiner ganzen rechten Körperſeite auf die 
Verletzung an ſeiner linken Hand zurückzuführen ſei, und dann iſt nach dem 
Zeugniſſe von Dr. P. auch nicht ausgeſchloſſen, daß ein Teil der Beſchwerden, 
welche der Ehemann bei ſeiner Rückkehr in das Krankenhaus hatte, noch aus 
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einer Erkältung bei der Rückfahrt herzuleiten und bei ihm zu Hauſe noch nicht 
ſo ſichtbar in die Erſcheinung getreten war. Endlich war die Klägerin auch 
noch nicht zur Anzeige des Unfalls verpflichtet, als ihr Dr. P. einen oder zwei 
Tage vor dem Tode ihres Ehemannes von der gefährlichen Wendung in deſſen 
Zuſtande Mitteilung machte, denn er hatte dabei hinzugeſetzt, daß er einen 
urſächlichen Zuſammenhang mit dem Unfall nicht für wahrſcheinlich halte, 
ſondern hat auch damals noch an eine Erkrankung an akutem Rheumatismus 
geglaubt. Er hat der Klägerin ſogar noch am Tage nach dem Tode und in der 
Folgezeit bis zur Bekanntmachung des Ergebniſſes der Sektion wiederholt die 
Erteilung einer Beſcheinigung über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
dem Tode und dem Unfall zwecks Erlangung der Verſicherungsſumme ab⸗ 
gelehnt. Dieſe hat die Anzeige alſo rechtzeitig erſtattet, wenn ſie ſie am 8. Dez. 
1916, an welchem Tage die Leichenunterſuchung ſtattgefunden hat, an die 
Beklagte abſandte. Im übrigen würde auch durch den unſtreitig am 9. Dez. 
1916 erfolgten Eingang dieſer Anmeldung bei der Beklagten die dreitägige 
Friſt des § 11 Verſich Bed. gewahrt worden fein, wenn man ſie mit dem Tode 
des Ehemannes beginnen laſſen wollte. 

Schließlich kann der Klägerin auch nicht vorgehalten werden, daß fie nicht- 
die vom Reichsgericht in älteren Entſcheidungen, wie z. B. RGEntſch. 49, 290, 
verlangten Sicherungsmaßregeln zur Beobachtung der Verſich.⸗Bedingungen 
getroffen habe, insbeſondere durch die nicht innerhalb drei Tagen nach dem 
Unfall erſtattete Anzeige an die Beklagte dieſe außerſtand geſetzt habe, 
ſelbſt eine Unterſuchung durch einen Vertrauensarzt gemäß § 13 Abſ. 2 ihrer 
Verſich.⸗Bedingungen vornehmen zu laſſen. Selbſt wenn man hierin ein 
vertragwidriges Verhalten der Klägerin erblicken wollte, ſo beruht dies bei 
der geſchilderten Sachlage ebenfalls nicht auf einem Verſchulden derſelben, 
und dann iſt auch nicht erſichtlich, daß durch die Außerachtlaſſung der Vor⸗ 
ſchrift des § 11 in dieſem Falle die Zahlungspflicht der Beklagten beſeitigt 
worden wäre. Denn es iſt nicht anzunehmen, daß durch die Zuziehung eines 
anderen Arztes, nachdem die Klägerin dargetan hat, daß durch die ſofortige 
Aufnahme ihres Ehemannes in das Krankenhaus der Vorſchrift des § 14 der 
Bedingungen entſprechend verfahren iſt, eine andre Rechtslage für die Be⸗ 
klagte geſchaffen worden, insbeſondere der Tod nicht eingetreten oder die 
Todesurſache früher erkannt worden wäre als es unter der Behandlung des 
Sanitätsrats Dr. P. der Fall geweſen iſt. 

Die Beklagte kann ſich demnach der Zahlung der ausgeſetzten Unfall⸗ 
vergütung von 1000 „ nebſt Verzugszinſen ſeit der Klagezuſtellung nicht 
entziehen.“ | 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 23. Okt. 1917 L. w. Kieler N. N. 

SchleswHolſt. Anz. 1918, 21. UL 65/17. 


— — — 
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II. Verfahren. 


103. Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Ausſtellung einer Poſt⸗ 
vollmacht für ſeinen Nachfolger. 

Der Kläger, der im Jahre 1915 die Anwaltskanzlei des Beklagten über⸗ 
nahm, forderte die Erteilung einer Poſtvollmacht, deren Ausſtellung bei der⸗ 
artigen Übernahmen verkehrsüblich, außerdem durch den Beklagten vertrag⸗ 
mäßig zugeſichert worden ſei. Der Beklagte wurde in beiden Inſtanzen 
verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Es ſpricht von vornherein die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß der Be⸗ 
klagte beim Abſchluß des Übernahmevertrags ſich dem Kläger verpflichtet haben 
werde, Poſtvollmacht zu erteilen. Ohne ſolche war eine ordnungmäßige 
Fortführung der bisherigen Anwaltsgeſchäfte des Beklagten kaum denkbar. 
Es liegt im Weſen der Sache, daß die Übernahme einer Anwaltskanzlei nicht 
mit einem Male und alsbald, ſondern erſt allmählich zur Kenntnis der daran 
Intereſſierten gelangt. Es dauert notwendig längere Zeit, ehe die Übernahme 
allgemein bekannt iſt. Dazu trägt namentlich bei, daß die Kanzleiadreſſen 
der Anwälte an den verſchiedenſten Stellen veröffentlicht zu werden pflegen, 
in Adreßbüchern, Kanzleikalendern, Gerichtsanſchlägen, Fernſprechverzeich⸗ 
niſſen u. dgl. Die Berichtigung ſolcher Veröffentlichungen geſchieht aber in 
der Regel nur in größeren zeitlichen Zwiſchenräumen. Hieraus entſteht die 
unvermeidliche Folge, daß auch nach der Kanzleiübernahme noch auf einige 
Zeit hinaus immer wieder Poſtſendungen an der alten Stelle dem ausge⸗ 
ſchiedenen Anwalt zugehen, die deſſen bisherige Geſchäfte betreffen oder 
doch in Beziehung dazu ſtehen, alſo eine Fortführung ſeiner bisherigen Kanzlei⸗ 
tätigkeit zum Gegenſtand haben. Es bedarf keiner Darlegung, daß es für 
ſeinen Geſchäftsnachfolger eine Beeinträchtigung ſeines mit der Geſchäfts⸗ 
übernahme bezweckten Erfolgs bedeutet, wenn ſolche nachträgliche Poſtſendungen 
ihm zunächſt nicht ausgehändigt werden können, ſondern erſt an den früheren 
Kanzleiinhaber abgegeben werden müſſen. Die damit unausbleiblich ver⸗ 
bundene Verzögerung der Erledigung der einſchlagenden Angelegenheiten 
ſchließt eine Gefährdung, wenn nicht Schädigung der Intereſſen des Über- 
nehmenden in ſich. Es wird dies um ſo mehr der Fall ſein, je ausgedehnter 
der Kundenkreis des bisherigen Geſchäftsinhabers war und je weiter bekannt 
deſſen Name iſt. Der Beklagte aber erfreute ſich ſeiner eigenen Angabe nach 
einer umfangreichen Praxis. | 

Bon dieſen Grunderwägungen aus tritt das Ber.-Gericht der Beweis⸗ 
würdigung des Landgerichts bei, daß gegen den Beklagten eine Vertragszuſage, 
dem Kläger Poſtvollmacht erteilen zu wollen, als erwieſen zu erachten iſt. — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 16. Okt. 1917. R. w. Sch. 
70. 106/17. F—ch. 
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104. Antragſteller nach 8 81 GKG., wenn der Nebenintervenient ein 
Rechtsmittel eingelegt hat d 
Vgl. 68 Nr. 107 m. N. 
GKG. $ 81. f 
Abweichend von den Entſcheidungen des 2. Zivilſen. des Hanſeat. Ober⸗ 
landesgerichts v. 13. Febr. 1913 (HanſGGZ. 1913 Bd. 111) und 21. April 1917 
(Bf. 1186/17) iſt der hier entſcheidende Senat der Anſicht, daß, wenn ein Rechts⸗ 
mittel von einem Nebenintervenienten eingelegt iſt, für die Rechtsmittelinſtanz, 
ſolange die vom Nebenintervenienten unterſtützte Partei ſelbſt in der Rechts⸗ 
mittelinſtanz nicht aufgetreten iſt, der Nebenintervenient als Antragſteller 
i. S. des § 81 GKG. anzuſehen iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 9. Nov. 1917. L. w. T. 
Bf. I. 275/17. 


105. Ein Mangel der Klagezuftellung nach $ 172 5pO. wird durch 
Verzicht geheilt. 
Vgl. 41 Nr. 223; 57 Nr. 90; 67 Nr. 65. 
ZPO. 85172. 295. 

Beklagter, der das geſchuldete Kapital nebſt Zinſen vor dem Verhandlungs⸗ 
termin bezahlt hatte, iſt durch Urteil des Landgerichts v. 23. Okt. 1917 zu den 
Koſten des Rechtsſtreits verurteilt worden. Dieſes Urteil iſt vom Beklagten 
rechtzeitig mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten worden, weil die Klage 
nicht ordnungmäßig zugeſtellt geweſen ſei. Beklagter gehört nämlich dem 
aktiven Heere als Gemeiner an, jo daß die Zuſtellung gemäß § 172 ZPO. 
an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde und nicht, wie ge⸗ 
ſchehen, an den Beklagten perſönlich hätte erfolgen ſollen. Ob dieſe Zu⸗ 
ſtellung trotz der angezogenen Vorſchrift nicht doch noch für zuläſſig und wirk⸗ 
ſam zu erachten war, | 

wie das Landgericht in Übereinſtimmung mit der Entſche idung des Kammergerichts v. 

31. Dez. 1902 (OL GRſpr. 6, 394) ausgeſprochen hat, 
mag dahingeſtellt bleiben, denn der Beſchwerde muß auch dann der Erfolg 
verſagt werden, wenn unterſtellt wird, daß der 8172 ZPO. eine Zwangs⸗ 
vorſchrift enthält, da Beklagter durch ſein Verhalten zu erkennen gegeben 
hat, daß er auf die Rechtsfolgen des Mangels der Klagezuſtellung verzichten 
wolle. 

Beklagter war berechtigt, die geſetzwidrig erfolgte Zuſtellung gänzlich 
unbeachtet zu laſſen. Das hat er indeſſen nicht getan. Er hat vielmehr einen 
Rechtsanwalt mit ſeiner Vertretung beauftragt, und dieſer hat, nachdem er 
zwei Schriftſätze zu den Akten hat gelangen laſſen, in dem vor der Kammer 
für Handelsſachen anberaumten Verhandlungstermin v. 28. Juni 1917 be⸗ 
antragt, die Sache an die Zivilkammer zu verweiſen, ohne auch nur des Mangels 
bei der Zuſtellung Erwähnung zu tun. Es mag zweifelhaft ſein, ob dieſe 


170 106. Verfahren in Eheſachen. 


Verhandlung vor der Kammer für Handelsſachen als eine „mündliche Ver⸗ 
handlung“ i. S. von 8 295 ZPO. zu beurteilen ſei, in welcher der Mangel bei 
Verluſt des Rügerechts geltend gemacht werden mußte. Entſcheidend iſt 
aber ſchon, daß der Anwalt des Beklagten trotz Kenntnis des Mangels ſich 
auf den Antrag beſchränkt hat, den Rechtsſtreit an die Zivilkammer zu ver⸗ 
weiſen. Um eine Entſcheidung über die Koſten herbeizuführen, bedurfte es 
keines Antrages auf Verweiſung an die Zivilkammer und die Entſcheidung 
über Wirkſamkeit der Klagezuſtellung hatte der Entſcheidung über die Hin⸗ 
gehörigkeit der Sache voraufzugehen (vgl. RCeEntſch. 34, 394/395; JW. 
1889 Nr. 28285). In dem Verhalten des Beklagten iſt daher ein ſtillſchweigen⸗ 
der Verzicht auf das Rügerecht gemäß § 295 ZPO. zu finden, woraus ſich 
ergibt, daß er mit Recht zu den Koſten des Rechtsſtreits verurteilt iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 18. Dez. 1917. K. w. Sp. 
& Schw. — Bs. Z. III. 88/17. B. 


106. Auch in Eheſachen bedarf es für die Suläſſigkeit der Berufung 
einer Beſchwerung des Berufungsklägers. 
Vgl. 66 Nr. 147 m. N., 68 Nr. 247. 
N ZPO. 53 614. 511. 

Durch das Urteil des Landgerichts war die Beklagte dem Klagantrage 
entſprechend zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verurteilt worden. 
Der Kläger legte Berufung ein mit dem Antrage auf Scheidung der Ehe. 
Er begründete die Berufung damit, daß ſeit dem Jahre 1911 die Parteien 
keinen Geſchlechtsverkehr mehr miteinander gepflogen hätten, das von der 
Beklagten am 27. Okt. 1915 geborene Kind im Ehebruch erzeugt ſei und wegen 
dieſes Ehebruchs der Beklagten, von welchem er erſt kurz vor Einlegung der 
Berufung durch die damalige Schwangerſchaft der Beklagten Kenntnis er⸗ 
langt habe, die Scheidung verlangt werde. — Die Berufung wurde als un⸗ 
zuläſſig verworfen. Aus den Gründen: 

„— — — Der Grundſatz, daß die Zuläſſigkeit einer Berufung eine Be⸗ 
ſchwerung (gravamen) des Ber.⸗Klägers durch das angefochtene Urteil voraus⸗ 
ſetzt, gilt an ſich auch für den Eheprozeß. Die demgegenüber von dem Kläger 
angerufene Entſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 36, 351 (Seuff A. 51 
Nr. 154) betrifft einen von der hier maßgeblichen Sach- und Rechtslage ab⸗ 
weichenden beſonderen Fall. Dieſes Urteil verwirft ausdrücklich die Begrün⸗ 
dung der Zuläſſigkeit der Berufung ſeitens einer in der 1. Inſtanz ſiegreichen 
Partei im Eheprozeß mit den Vorſchriften von ZPO. 8 614 (8574 a. F.) 
und 8 616 (§ 576 a. F.). Vielmehr ſoll nur diejenige Berufung zuläſſig ſein, 
welche das Mittel iſt, um dem Ber.⸗Kläger einen wirkſamen Verzicht auf die 
Folgen des für ihn obſieglichen Urteils zu ermöglichen, weil andernfalls trotz 
eines ſolchen Verzichts ein die Eheſcheidung ausſprechendes Urteil, welches 
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gemäß $ 625 ZPO. von Amts wegen zuzuſtellen iſt, rechtskräftig werden würde. 
Daneben wird in der Entſcheidung auf den im 8622 ZPO. zum Ausdruck 
gebrachten Gedanken einer tunlichſten Aufrechterhaltung der Ehe verwieſen 
(ſiehe auch Gaupp ZPO. 8511 Anm. IIa). 

In dem hier vorliegenden Fall hat aber der Kläger garnicht die Berufung 
eingelegt, um einen wirkſamen Verzicht auf die Folgen des erſtinſtanzlichen 
Urteils zu ermöglichen, und wenn er einen ſolchen Verzicht wünſchte, ſo könnte 
er — anders als bei einem die Scheidung ausſprechenden Urteil — die Rechts⸗ 
kraft des Urteils durch Nichtzuſtellung verhindern und brauchte einem etwa 
rechtskräftig gewordenen Urteil keine weitere Folge zu geben. Des weiteren 
iſt die Berufung nicht erforderlich, um für die Geltendmachung des jetzt vom 
Kläger angeführten Eheſcheidungsgrundes Raum zu ſchaffen. Vielmehr iſt 
auch nach Rechtskraft des angefochtenen Urteils der Kläger in der Lage, wegen 
des nunmehr behaupteten Ehebruchs der Beklagten die Scheidungsklage anzu⸗ 
ſtellen und hieran insbeſondere nicht durch den $ 616 ZPO. behindert. So 
hat denn auch das Reichsgericht (4. Sen.) in einer Entſcheidung v. 15. Febr. 
1915 i. S. Gr. w. Ehefrau darauf hingewieſen, daß für eine Verbindung der 
Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft mit der Scheidungsklage 
in demſelben Prozeſſe zwar nach § 614 die Möglichkeit, nicht aber ein aus 
8 616 abzuleitender Zwang gegeben ſei, und daß der Rechtsgrund beider Klagen 
voneinander verſchieden ſei. Schließlich ſoll die gegenwärtige Berufung 
— anders als in dem Fall Entſch. 36, 351 — nicht etwa der Aufrechterhaltung 


der Ehe dienen, ſondern gerade ihre Scheidung herbeiführen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 27. März 1916. K. w. K. Bf. 1. 
363/15. Nö. 


107. e der Nutzungen eines nach $ 2558 BGB. be⸗ 
ſchränkten Pflichtteils. 
3 PO 5 863; BGB. 88 2338. 2336. 

Vorausſetzung für die in § 2338 BGB. zugelaſſene Beſchränkung des 
Pflichtteils eines Abkömmlings und demgemäß für die Unpfändbarkeit der 
von dieſem Abkömmling gezogenen Nutzungen aus der Erbſchaft gemäß $ 863 
ZPO. iſt, daß der Abkömmling entweder in ſolchem Maße der Verſchwendung 
ergeben oder in ſolchem Maße überſchuldet iſt, daß ſein ſpäterer Erwerb er⸗ 
heblich gefährdet wird. Nach $ 2338 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit $ 2336 
Abſ. 2 muß der Grund der Beſchränkung in der Verfügung angegeben werden. 
Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat die Ungültigkeit der Anordnung zur 
Folge (OL G.Rſpr. 21, 341; 24, 99). 

Dieſen Erforderniſſen iſt in der letztwilligen Verfügung des Rentners 
Joh. Sch., des Vaters des Schuldners, v. 12. Aug. 1913 genügt. Das Teſta⸗ 
ment beſagt in § 1, daß ſich das Vermögen des Erblaſſers laut Inventar v. 
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1. Jan. 1904 auf 500000 % belaufen und ſich durch ſpätere Verluſte, welche 
der Erblaſſer durch ſeinen Sohn Chriſtian — den Schuldner — erlitten habe, 
auf 350000 % verringert habe. Im 82 Nr. 1 verfügt ſodann der Erblaſſer, 
daß der dem Schuldner zugewendete Erbteil auf 30000.& feſtgeſetzt werde 
und daß dieſes Kapital für die Lebenszeit des Sohnes Chriſtian unter der 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers verbleiben und dem Sohne Chriſtian 
nur der jährliche Reinertrag ausbezahlt werden ſolle; ferner, daß dieſe Verfügung 
getroffen wurde, „um dieſes Vermächtnis vor den Zugriffen früherer Gläubiger 
zu ſchützen gemäß § 2338 BGB.“. Nach dem Tode des Sohnes Chriſtian 
ſoll das Vermächtnis an die geſetzlichen Erben des Sohnes Chriſtian als Nach⸗ 
vermächtnisnehmer fallen. 

Damit iſt der Grund der getroffenen letztwilligen Verfügung nach der 
Vorſchrift des 8 2336 Abſ. 2 BGB. genügend bezeichnet. Er beſteht in der 
UÜlberſchuldung des Sohnes Chriſtian. Dieſe Überſchuldung hebt der Erblaſſer 
durch den im $2 Nr. 1 des Teſtamentes enthaltenen Hinweis auf frühere 
Gläubiger ſeines Sohnes, gegen deren Zugriff der Sohn Chriſtian durch die 
gemäß 82338 BGB. getroffene Anordnung geſchützt werden ſoll, deutlich 
hervor. Damit iſt zugleich mit ausreichender Deutlichkeit die Befürchtung 
zum Ausdruck gebracht, daß der ſpätere Erwerb des Schuldners erheblich ge⸗ 
fährdet werde. 

Durch die eidesſtattliche Verſicherung der Ehefrau Auguſte Sch. iſt ferner 
glaubhaft gemacht, daß der Schuldner die Erträgniſſe aus ſeinem väterlichen 
Nachlaß zur Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden Unterhaltspflicht gegenüber 
ſeiner Ehefrau und zum eigenen ſtandesgemäßen Unterhalt bedarf ($ 863 ZPO.). 

Darnach ſind die Bezüge des Schuldners aus ſeinem väterlichen Nachlaß 
gemäß 8863 ZPO. der Pfändung nicht unterworfen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Febr. 1918. J. H. w. 
Chr. Sch. Bs. VI. 13/18. Nö. 


108. Der Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erſtreckt ſich nicht auf 
fremdes Zubehör im unmittelbaren Beſitz eines Dritten. 
3VGeſ. $$ 55. 90. | 

Die klagende Fabrik hatte an Th. in U. einen Sauggasmotor nebſt Zu⸗ 
behör gegen Teilzahlungen unter Eigentumsvorbehalt geliefert; zurzeit be⸗ 
ſtard noch ein unbeglichener fälliger Reſt von 1827,55. Das Elektrizitäts⸗ 
werk des Th., in das die Maſchinen eingebracht wurden, war von ihm auf dem 
Grundſtück PlNr. 1698 erbaut, das den Wirtseheleuten A. in U. gehörte und 
wovon Th. einen Ausbruch zu erwerben gedachte; ehe jedoch der notarielle 
Kaufvertrag v. 6. Juni 1914 grundbuchamtlich vollzogen wurde, kam es zur 
Beſchlagnahme und Zwangsverſteigerung des A.ſchen Grundbeſitzes mit der 
PlNr. 1698. Eingeſteigert wurde er am 11. Sept. 1914 von der verklagten 
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Bierbrauerei, einer Aftiengejellichaft, die zugleich die letzte noch zum Zug 
kommende Hypothekgläuberin war. Das Elektrizitätswerk wurde in den 
Verſteigerungsakten nicht erwähnt; eine Anmeldung nach § 37 ZVGeſ. war 
ſeitens der Klägerin nicht erfolgt, weil ſie nach ihrer Behauptung von dem 
ganzen Verfahren keine Kenntnis erhielt. Das Elektrizitätswerk wurde nach 
der Verſteigerung von Th. weiterbetrieben. Im November 1916 klagte die 
Klägerin gegen die Beklagte auf Herausgabe des Motors nebſt Zubehör mit 
der Behauptung, Th. ſei mit den vertragmäßigen Teilzahlungen im Rückſtand 
geblieben, die Beklagte aber behaupte, durch den Zuſchlag nunmehr Eigen⸗ 
tümerin des Elektrizitätswerks geworden zu ſein und verveigerfakob Auf- 
forderung die Herausgabe der Maſchinen. — Das Landgericht wies die Klage 
ab. Auf die Berufung der Klägerin, die bei der Schlußverhandlung ihren 
Herausgabeantrag durch den Antrag auf Zahlung von 1827,55 M nach Wahl 
der Schuldnerin erweiterte, wurde die Beklagte ſchuldig erkannt, nach ihrer 
Wahl an die Klägerin entweder den von ihr an Th. gelieferten Sauggas⸗ 
motor nebſt Zubehör herauszugeben oder 1827,55 M zu bezahlen. Aus den 
Gründen: 

„Rechtsirrig iſt die Meinung des Landgerichts, daß auch der noch nicht 
eingetragene Käufer des beſchlagnahmten Grundſtücks einem eingetragenen 
Eigentümer gleichſtehe, wenn er ſich im Beſitz befindet. Eigentümer i. S. 
der Reichsjuſtizgebung kann nur fein, wer durch Auflaſſung und Grundbuch- 
eintrag das Eigentum am Grundſtück erworben hat (88 873. 925 BGB.; 
Jaeckel⸗Güthe Bem. 1 zu § 26 3VG.). Fehlt auch nur letzterer, jo fehlt es 
am Eigentum als ſolchem, und es kommt im Rahmen des $ 55 3 VG. nur darauf 
an, welches Rechtsverhältnis jetzt und dermalen beſteht, nicht aber ob und wann 
etwa die fehlende Umſchreibung im Grundbuch nachgeholt werden kann und 
nachgeholt wird. Die 88 26 und 55 ZVG. dienen nur dem Zweck, gegenüber 
einem eingetragenen Recht den an ſich auch während des ZwVerſt.⸗Verfahrens 
zuläſſigen Eigentumswechſel auf das Verfahren einflußlos zu machen, um 
Verzögerungen zu vermeiden. Es handelt ſich hier im Grunde um eine Aus⸗ 
nahme von 88 750. 771 ZPO. Solange aber der Eigentumswechſel nicht 
dinglich vollzogen iſt, iſt nach dem ZwVerſtGeſetz der noch nicht eingetragene 
Käufer trotz der Beurkundung des Kaufs und der Auflaſſung noch ein Dritter, 
dem die Widerſpruchsklage zuſteht. Das iſt gerade in ſolchen Fällen wichtig, 
in denen der nicht zur Eintragung gelangte Käufer bereits Pächter oder Mieter 
des beſchlagnahmten Grundſtücks iſt und Gegenſtände darauf eingebracht 
hat, die Zubehör wären, wenn ſie im Eigentum des Schuldners ſtünden. Was 
dem Landgericht vorzuſchweben ſcheint, wäre die Argliſteinrede: weil Th. 
nach Umſchreibung im Grundbuch die Widerſpruchsklage nicht erheben könne, 
ſei ſie ihm auch jetzt ſchon zu verſagen. Das wäre ebenſo falſch wie beim Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren in bewegliche Sachen (RGEntſch. 3, 189; 68, 424). Ob im 
Verſteigerungsverfahren im Grundſtücke die Sache wenigſtens dann anders 
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liegt, wenn der Dritte das beſchlagnahmte Zubehör bereits vom Schuldner 
erworben hat, während hinſichtlich des Grundſtücks die Umſchreibung noch 
ausſteht, kann offen bleiben; denn hier liegt der Fall nicht ſo, da ja Th. die 
Maſchinen von Anfang an eingebracht und nicht erſt von A. nach der Beſchlag⸗ 
nahme erworben hat. Es kommt alſo hier ſehr wohl darauf an, ob A. oder Th. 
zur Zeit des Zuſchlags erkennbar den unmittelbaren Beſitz der ſtreitigen Ma⸗ 
ſchinen gehabt hat. Das Ber.⸗Gericht iſt der Anſicht, daß Th. unmittelbarer 
Beſitzer dieſer Maſchinen iſt und daß dieſer unmittelbare Beſitz des Th. offen⸗ 
ſichtlich in erkennbarer Weiſe (RGeEntſch. 49, 253) ſchon bei der Zw.⸗Verſteige⸗ 
rung v. 11 Kept. 1914 beſtand. Dies ergibt ſich eigentlich klar aus dem eigenen 
nunmehrigen Vorbringen der Beklagten. Denn wenn ſie behauptet, daß 
Th. ſchon vor der Wegmeſſung der ſpäter gekauften, aber nicht umgeſchriebenen 
Fläche aus Pl.⸗Nr. 1698 von A. in den Beſitz eingewieſen war und daß die 
Eheleute A. niemals das von Th. auf der weggemeſſenen Grundfläche erbaute 
Elektrizitätswerk beſeſſen und betrieben haben, ſo liegt es auf der Hand, daß 
dieſe Beſitzverhältniſſe des Th. für jeden Einwohner von U. und für jeden 
an die Erwerbung des At.ſchen Beſitzes herangetretenen Intereſſenten äußer⸗ 
lich erkennbar waren. Von allem andern abgeſehen mußte die Beklagte wiſſen 
und hat ſie nach der Überzeugung des Gerichts gewußt, wer in U. und ins⸗ 
beſondere für das dortige Wirtsanweſen die elektriſche Beleuchtung liefert, 
ob A. oder Th. Wer aber das Elektrizitätswerk betreibt, den Strom liefert und 
die Bezahlung annimmt, der iſt der unmittelbare Beſitzer, mag der Grund 
und Boden des Werkes gehören, wem er will. — — — N 

Daß die Beklagte den mittelbaren Beſitz an den ſtreitigen Maſchinen hat 
und ihn ſich ſelbſt zuſchreibt, ergibt ſich ſchon aus ihrem Verhalten in der 1. In⸗ 
ſtanz. Da ſie auf die Aufforderung zur freiwilligen Herausgabe der Maſchinen 
die Herausgabe zugeſtandenermaßen verweigert hat, iſt der Schluß gerecht⸗ 
fertigt, daß ſie ſich den Beſitz an den Maſchinen zuſchreiben wollte. Der mittel- 
bare Beſitz der Beklagten ergibt ſich aber auch aus ihrem weiteren Vorbringen 
in der Ber.⸗Inſtanz, wonach es ſich bei der Errichtung des Elektrizitätswerkes 
auf einem Teile der Pl.⸗Nr. 1698 nicht um einen heimlichen oder irrtümlichen 
Überbau gehandelt, vielmehr A. dem Th. die Erbauung und den Betrieb des 
Werkes auf ſeinem Grundbeſitz ſchon vor dem Eigentumsübergang geſtattet 
habe. Denn wenn das richtig iſt, ſo iſt dieſe Vereinbarung die Grundlage 
eines Rechtsverhältniſſes i. S. des 8868 BGB., und zwar bei Unentgeltlid)- 
keit mindeſtens einer Leihe (§ 598 BGB., vgl. OL GRſpr. 9, 304); der Beſitz, 
der dem Th. eingeräumt wurde, iſt bis zum Eigentumsübergang der unmittel- 
bare Beſitz, für ſpätere Zeit der Eigentumsbeſitz. Der mittelbare Beſitz bleibt 
in ſolchen Fällen zunächſt beim Grundſtückseigentümer, der mangels Ver— 
briefung ja nach dem beſtehenden ſchuldrechtlichen Vertrag ſogar die Be— 
ſeitigung des Werkes verlangen und ſein Grundſtück zurücknehmen kann. Wenn 
nun die Beklagte behaupten will, ſie ſtehe zu Th. jetzt in dem gleichen Verhält— 
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nis wie früher A., ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres der mittelbare Beſitz 
der Beklagten. — — — 

Hatte hiernach Th. bei der Verſteigerung erkennbar den unmittelbaren 
Beſitz am Werk und damit auch an den Maſchinen als unbeſtrittenem Zubehör, 
jo ging das Eigentum an den Maſchinen nicht auf Grund des 855 3G. an 
die Beklagte über und iſt der Eigentumsvorbehalt der Klägerin noch aufrecht; 
denn das Vorhandenſein eines fälligen Reſtes beſtreitet die Beklagte nicht. 

Dann aber muß die Beklagte ihren mittelbaren Beſitz zugunſten der 
Klägerin aufgeben, weil dieſe und nicht ſie die Eigentümerin iſt. Dieſe Heraus⸗ 
gabe kann auch durch Erklärung geſchehen, die Maſchinen können trotzdem im 
Gewahrſam des unmittelbaren Beſitzers Th. bleiben; will die Klägerin die 
Herausgabe an ſie ſelbſt gegen den Willen des Th. betreiben, ſo muß ſie auch 
dieſen verklagen. 

Wenn die Klägerin ihrem Antrag auf Herausgabe noch einen Zahlungs⸗ 
antrag nach Wahl der Schuldnerin auf den behaupteten Rückſtand beigefügt 
hat, ſo iſt demgegenüber der Einwand der unzuläſſigen Klagänderung nicht 
gerechtfertigt. Denn es handelt ſich nicht um einen Übergang zum Intereſſe 
an Stelle der Herausgabe nach $ 268 Nr. 3 ZPO., ſondern um eine ſprachliche 
Erweiterung der Klage, die eigentlich eine ſachliche Verminderung der An⸗ 
ſprüche der Klägerin enthält und deshalb nach $ 268 Nr. 2 mit 88 527. 529 ZPO. 
zuläſſig iſt. Da dieſer Zuſatz dem verklagten Teil hiernach günſtiger iſt, als wenn 
er nach dem urſprünglichen Klageantrage verurteilt würde, kommt es auch 
nicht darauf an, ob der zu ſeiner Wahl geſtellte Zahlungsanſpruch ſich aus dem 
bürgerlichen Recht begründen läßt; denn die Beklagte iſt nicht beſchwert, wenn 
man ihr geſtattet, einen berechtigten Anſpruch durch einen andern abzugelten, 
obwohl ſie in Wirklichkeit zur urſprünglich verlangten Herausgabe zu verurteilen 
wäre.“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 12. Nov. 1917. M. w. B. L. 100/17. 
F—2. 


109. Einſtweilige Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen 
eine beantragte betrügeriſche Eigentumsübertragung. 
GBO. 8 40, BGB. $ 899; ZPO. 8 9. 

Wie auch das Landgericht durch Erlaſſung des Arreſtbefehls v. 10. Dez. 
1917 anerkannt hat, iſt durch die beigebrachten Urkunden glaubhaft gemacht, 
daß der Antragsgegner die Antragſtellerin zu dem zwiſchen ihnen vor dem 
Notar geſchloſſenen Kaufvertrag über das bezeichnete Grundſtück und der im 
„Anſchluß daran erklärten Auflaſſung des Grundſtücks durch argliſtige Täuſchung 
beſtimmt hat, inſofern er der Wahrheit zuwider vorſpiegelte, daß die von 
ihm der Antragſtellerin abgetretene Forderung durchaus ſicher und auch 
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alsbald beitreibbar ſei. Dies läßt die von der Antragſtellerin erklärte An⸗ 
fechtung begründet erſcheinen. Die deshalb nach § 142 Abſ. 1 BGB. nichtige 
Auflaſſung kann nicht zu einem gültigen Wechſel in der Perſon des Grund⸗ 
ſtückseigentümers führen. Der Antragsgegner hat das notarielle Protokoll 
über die mit dem Eintragungsantrage verbundene Auflaſſung beim Grund⸗ 
buchamt eingereicht, ſodaß mit der baldigen Eintragung des Eigentums⸗ 
wechſels im Grundbuche zu rechnen iſt. Nach ſeiner Eintragung als Eigen⸗ 
tümer könnte der Antragsgegner oder ein Rechtsnachfolger auf Grund des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gültig über das Grundſtück verfügen, 
insbeſondere das Grundſtück mit Wirkſamkeit veräußern und belaſten, ſolange 
nicht zugunſten der Antragſtellerin ein Widerſpruch gegen ſein Eigentum im 
Grundbuch eingetragen iſt. 

Um die Vereitelung der Anſprüche der Antragſtellerin aus der An⸗ 
fechtung der Auflaſſung zu verhüten, iſt ſonach die Eintragung eines ſolchen 
Widerſpruchs erforderlich. Und wenn nun auch der Widerſpruch nach der 
Ordnungsvorſchrift des 8 40 Abſ. 1 GBO. nicht vor der Eintragung des 
neuen Eigentümers eingetragen werden darf, ſo ſteht doch in einem Falle 
wie dem jetzigen, wo die Auflaſſung dem Grundbuchamte bereits vorliegt, 
nichts entgegen, im voraus eine hierauf gerichtete einſtweilige Verfügung zu 
erlaſſen. Da im übrigen in der Wahl der zu treffenden Anordnungen freies 
Ermeſſen zuſteht, war die Beſchwerde ſo wie geſchehen zu beachten. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 11. Januar 1918. 
64 Reg. 5/18. Ch. 


I. Bürgerliches Recht. 


110. Beerbung eines im Ausland außerhalb feines Heimatftaats ge⸗ 
ſtorbenen Ausländers nach den Geſetzen des Heimatſtaats. 
EG. BGB. Art. 25. 


Am 9. Nov. 1908 ſtarb in Petersburg, wo er feinen Wohnſitz hatte, der 
belgiſche Staatsangehörige Auguſt R. ohne Hinterlaſſung eines Teſtaments. 
Als ſeine Erben bezeichnete das Petersburger Bezirksgericht durch Urteil vom 
5. Sept. 1909 die Witwe und zwei Neffen, nämlich Emil R. und Otto R. 
Die Klägerinnen ſind Schweſtern von Otto R. Sie machten geltend, der Erb⸗ 
laſſer ſei nach belgiſchem Recht beerbt worden, nach belgiſchem Recht aber ſeien 
ſie neben der Witwe und den Neffen des Erblaſſers Erben geworden; Otto R. 
ſei von allen Verwandten mit Ausnahme von Emil R. mit der Regelung der 
Erbſchaft in Rußland beauftragt geweſen und habe lediglich zur Vereinfachung 
der Sache bei dem Erbausweiſe vor dem Petersburger Gerichte die von ihm 
vertretenen Verwandten nicht mit als Erben angegeben, es ſei aber mit ihm 
gleichmäßige Teilung der Erbſchaft unter alle Neffen und Nichten vereinbart 
geweſen. Nach ſeinem inzwiſchen erfolgten Tode habe die Beklagte, ſeine Witwe 
und alleinige Erbin, das Erbrecht der Klägerinnen nach Auguſt R. beſtritten. 
Die Klägerinnen klagten daher auf Feſtſtellung ihres Miterbenrechts. Das 
Landgericht hat, von der Maßgeblichkeit des belgiſchen Rechts ausgehend, 
dem Feſtſtellungsantrage der Klägerinnen entſprochen. Auf Berufung der 
Beklagten hat jedoch das Oberlandesgericht den Anſpruch der Klägerinnen 
auf Miterbenbeteiligung abgewieſen. Die Reviſion der Klägerinnen hatte 
Erfolg. Aus den Gründen: 

Das Oberlandesgericht hält zwar für erwieſen, daß der Erblaſſer als 
belgiſcher Staatsangehöriger geſtorben ſei, erkennt auch an, daß, wenn er 
infolgedeſſen nach belgiſchem Rechte beerbt worden wäre, das Miterbrecht der 
Klägerinnen nicht zweifelhaft ſein könne, es kommt aber dazu, ruſſiſches Recht 
für maßgebend zu erklären, und ſtellt feſt, daß nach ruſſiſchem Rechte, wie es 
zur Zeit des Erbfalles galt, bei der geſetzlichen Erbfolge in der Seitenlinie 
Brüder die Schweſtern und Neffen die Nichten des Erblaſſers ausſchloſſen. 
Ein geſetzliches Miterbrecht der Klägerinnen erachtet es darum nicht be gegeben. 

Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 6. 
By 


( 
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Dieſen Teil der Urteilsbegründung ſtellt die Reviſion zur Nachprüfung. 
Die Nachprüfung ergibt, daß er in einem weſentlichen Punkte auf Rechts⸗ 
irrtum beruht. | 

Zutreffend jagt das Oberlandesgericht, die Frage, welches Erbrecht im 
Streitfall anwendbar ſei, beſtimme ſich in erſter Linie nach inländiſchem Rechte, 
alſo nach deutſchem Rechte und den in Deutſchland anerkannten Grundſätzen 
des internationalen Privatrechts. Richtig iſt auch, daß das EG. zum BGB., 
das nur Vorſchriften über die Beerbung eines Deutſchen und über die Be⸗ 
erbung eines im Inlande verſtorbenen Ausländers gibt (Art. 24 bis 28) die 
Frage, nach welchem Rechte ein im Auslande verſtorbener Ausländer beerbt 
wird, nicht unmittelbar beantwortet. Unrichtig aber iſt die Anſicht des Ober⸗ 
landesgerichts, daß eine entſprechende Anwendung der im EG. über die 
Beerbung eines im Inlande verſtorbenen Ausländers enthaltenen Sätze 
höchſtens in ſolchen Fällen denkbar iſt, wo der Erblaſſer nur im Inlande be⸗ 
findliche Sachen hinterlaſſen habe, während ſich im gegebenen Falle die geſamte 
Hinterlaſſenſchaft, die bewegliche ſowohl wie die unbewegliche, in Rußland 
befinde, dort der Erblaſſer auch verſtorben ſei und ſich überdies bereits ein 
ruſſiſches Gericht mit der Prüfung und Feſtſetzung der Erbfolge unter Erlaß 
eines Urteils befaßt habe, und daß dies dazu zwinge, die Frage, welches Erb⸗ 
recht hier anzuwenden ſei, nach ruſſiſchem Rechte zu entſcheiden. | 

Bei der eigenartigen Entſtehungsgeſchichte der dem EG. zum BGB. 
ſchließlich einverleibten Sätze des internationalen Privatrechts iſt es verſtänd⸗ 
lich, daß über die Art, wie die Lücken auszufüllen ſind, die das EG. bewußt 
gelaſſen hat, die Anſichten ſehr auseinander gehen. Indeſſen herrſcht darüber 
jetzt ziemlich allgemeines Einverſtändnis, daß da, wo das EinfGeſetz keine voll- 
ſtändige Lücke zeigt, ſondern wenn auch keine vollkommenen, jo doch unvoll⸗ 
kommene Kolliſionsnormen aufſtellt und in ſeinen Vorſchriften, wie auf dem 
Gebiet des Erbrechts, an die Staatsangehörigkeit anknüpft und nach ihr das 
ſog. Perſonalſtatut beſtimmt, die Staatsangehörigkeit auch außerhalb des 
eigentlichen Anwendungsbereiches der Vorſchriften des EinfGeſetzes als der 
von dieſem gewollte Ausgangspunkt für die Beſtimmung der zuſtändigen 
Rechtsordnung zu nehmen iſt. Davon iſt auch bereits das Reichsgericht in 
verſchiedenen Fällen (vgl. z. B. RGEntſch. 62, 400 betr. Art. 14, Warn. Erg. 1911 
Nr. 126 und 1913 Nr. 53 betr. Art. 19) ausgegangen. Und, was insbeſondere 
die Beerbung von Ausländern betrifft, jo hat dementſprechend auch der J. Zivil⸗ 
ſenat des Kammergerichts in dem vom Oberlandesgericht angeführten, auf 
weitere Beſchwerde ergangenen Beſchluſſe (K JB. 42, 141) ſchon ausgeſprochen, 
das in Art. 25 EG. anerkannte Staatsangehörigkeitsrecht greife nicht bloß bei 
inländiſchem Wohnſitze des ausländiſchen Erblaſſers, ſondern auch noch viel 
mehr dann Platz, wenn der ausländiſche und im Auslande wohnhaft geweſene 
Erblaſſer nur im Inlande befindliche Gegenſtände hinterlaſſen habe. Dieſen 
Ausſpruch mißverſteht das Oberlandesgericht, wenn es ihn dahin auslegt, daß 
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die entſprechende Anwendung des Art. 25, Satz 1 auf Ausländer mit auslän⸗ 
diſchem Wohnſitze das Vorhandenſein von Vermögen im Inlande zur not⸗ 
wendigen Vorausſetzung habe, eine Vorausſetzung, die in dem vom Kammer⸗ 
gericht entſchiedenen Falle erſichtlich auch garnicht zutraf. Auch der Umſtand, 
daß ſich im Streitfall das geſamte Vermögen des Erblaſſers in Rußland 
befand, könnte, wenn der Erblaſſer belgiſcher Staatsuntertan war, an der 
grundſätzlichen Anwendbarkeit des belgiſchen Rechts auf ſeine Beerbung eben⸗ 
ſowenig etwas ändern wie die Tatſache, daß ſich nach ſeinem Tode ein ruſſiſches 
Gericht mit der Prüfung und Feſtſetzung der Erbfolge unter Erlaß eines Urteils 
(einer Art Erbſchein) befaßt hat. | | 
Muß hiernach im Streitfalle mit Rückſicht auf die vom Oberlandesgerichte 
feſtgeſtellte Staatsangehörigkeit des Erblaſſers grundſätzlich vom belgiſchen 
Rechte ausgegangen werden, ſo iſt doch das belgiſche Recht ſo anzuwenden, 
wie es der belgiſche Richter zur Anwendung gebracht haben würde, d. h. nicht 
nur in ſeinen Sachnormen, ſondern regelmäßig auch in ſeinen Kolliſionsnormen. 
Auch das entſpricht der neuen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. außer 
den vorhin angeführten Entſcheidungen noch RGeEntſch. 78, 236 u. 237). 
In Bezug auf das unbewegliche Vermögen eines Belgiers läßt nun, wie 
das Oberlandesgericht feſtſtellt, das belgiſch⸗franzöſiſche Recht — ebenſo wie 
z. B. das öſterreichiſche (vgl. RGEntſch. Bd. 63, 356) — das Recht, insbeſon⸗ 
dere das Erbrecht, des Ortes gelten, wo ſich die Grundſtücke befinden, das Recht 
der belegenen Sache. Da zudem auch das ruſſiſche Recht, wie das Oberlandes⸗ 
gericht gleichfalls feſtſtellt, beides mit maßgeblicher Bedeutung für das Reviſions⸗ 
gericht (8 562 ZPO.), in Bezug auf den Grundbeſitz, den Ausländer in Rußland 
haben, unbedingt ſeine eigenen Vorſchriften für maßgebend erklärt, ſo beſteht 
inſoweit nicht einmal ein Gegenſatz zwiſchen dem belgiſchen und dem ruſſiſchen 
Rechte, vielmehr iſt, ſoweit es ſich um die Erbfolge in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers handelt, die Annahme des Oberlandesgerichts, daß 
ruſſiſches Recht anzuwenden ſei, im Ergebnis unter allen Umſtänden zutreffend. 
Was dagegen das bewegliche Vermögen des Erblaſſers betrifft, das den 
Hauptbeſtandteil der Erbſchaft ausmacht, ſo hätte das Oberlandesgericht vom 
Standpunkte der grundſätzlichen Maßgeblichkeit des belgiſchen Rechts, den es 
nach der hier vertretenen Anſicht einzunehmen gehabt hätte, in eine Prüfung 
der Frage eintreten müſſen, welche Beſtimmungen dieſes Recht, das belgiſche, 
über die Erbfolge in das bewegliche Vermögen von Belgiern trifft, die mit aus⸗ 
ländiſchem Wohnſitz im Auslande ſterben. Insbeſondere hätte unterſucht werden 
müſſen, ob das belgiſch⸗franzöſiſche Recht inſoweit das Recht des letzten Wohn⸗ 
ſitzes oder, wie — entſprechend der immer mehr zunehmenden Bedeutung der 
Staatsangehörigkeit im internationalen Rechte — namentlich in neuerer Zeit 
vielfach angenommen wird, das Heimatrecht des Erblaſſers (la loi nationale) 
entſcheiden läßt. Einer Entſcheidung der Frage hätte es nicht bedurft, wenn ſie 
in einem zwiſchen Belgien und Rußland geſchloſſenen Staatsvertrage geregelt 
N 13° 
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wäre. Das iſt jedoch nach der Feſtſtellung des Oberlandesgerichts nicht der Fall, 
da danach eine Konvention der beiden Staaten zwar beſteht, ſie aber die Streit⸗ 
frage nicht behandelt. In eine Prüfung der Streitfrage iſt indeſſen das Ober⸗ 
landesgericht nicht eingetreten, es hat ſie vielmehr, von ſeinem Standpunkt 
aus mit Recht, ausdrücklich unerörtert gelaſſen. Sein Urteil unterliegt daher 
der Aufhebung. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Nov. 1917. T. w. H. (OLG 
Köln) IV. 253/17. Auch in Entſch. 91 Nr. 37 S. 139. A. 


111. Beweislaſt des Klägers für das Huſtandekommen eines mündlichen 
Kaufpertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 
Bol. Bd. 58 Nr. 136 m. N. 

BGB. 5 125 Satz 2; ZPO. 5 282. 

Die Klägerin verlangte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines Kauf⸗ 
vertrags. Die Beklagte wendete ein, der Vertrag ſei nicht feſt abgeſchloſſen, 
es ſei vielmehr vorbehalten worden, daß das Geſchäft erſt durch ſchriftliche Be⸗ 
ſtätigung ſeitens der Beklagten zuſtande kommen ſollte, und letztere ſei ſodann 
nur unter einer nicht eingetretenen Bedingung erfolgt. Das Landgericht hat 
auf einen Eid über vorbehaltloſen Abſchluß des Geſchäfts für die Beklagte 
erkannt. Berufung und Reviſion der Klägerin waren erfolglos. Aus den 
Gründen: 

„Die Entſcheidung des Berufungsgerichts beruht auf der Erwägung, 
daß die Beweislaſt für den vorbehaltloſen Abſchluß des Geſchäfts die Klägerin 
treffe, daß ein Beweis hierfür aus der vorgelegten Korreſpondenz nicht zu 
entnehmen ſei, und daß es deshalb auf den von der Klägerin dem Gegner zu— 
geſchobenen Eid ankomme. 

In der Rechtslehre beſteht Streit darüber, wer beweispflchtig iſt, wenn 
hinſichtlich eines an ſich nicht formbedürftigen Vertrags der eine Teil behauptet, 
es ſei Beurkundung verabredet worden; vgl. z. B. einerſeits Planck A. 3, 
Staudinger A. 5, anderſeits Komm. v. RGR. A. 3 zu § 154 BGB., Cccius 
bei Gruchot Bd. 45, S. 271. Auch bezüglich der damit verwandten Frage, wer 
beweispflichtig iſt, wenn vom Kläger unbedingter Abſchluß des Vertrags, 
vom Beklagten Setzung einer aufſchiebenden Bedingung behauptet wird, 
beſteht Meinungsverſchiedenheit, doch hat ſich hier die Rechtſprechung und 
mit ihr die überwiegende Meinung in der Rechtslehre auf den Stand- 
punkt geſtellt, daß es Sache, des Klägers ſei, den unbedingten Vertrags⸗ 
abſchluß zu beweiſen (vgl. die Zitate bei Gaupp⸗Stein A. IV. 5 zu 8282 
ZPO.). Nun beſteht ja grundſätzlich ein Unterſchied zwiſchen beiden Fällen; 
in Fällen der letzterwähnten Art ſteht der Abſchluß des Vertrags außer 
Streit und es iſt nur feſtzuſtellen, ob ſeine Wirkſamkeit vom Eintritte der 
Bedingung abhängig gemacht worden iſt, während in Fällen der hier in 
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Rede ſtehenden Art ſtreitig iſt, ob es überhaupt zum Abſchluß eines Ver⸗ 
trags gekommen iſt. Aber dieſem theoretiſchen Unterſchied iſt eine prak⸗ 
tiſche Bedeutung für die Beweisfrage nicht beizumeſſen. Denn für die in⸗ 
ſoweit allein bedeutſame Frage, ob ein bindender Vertrag zuſtande ge- 
kommen iſt, macht es keinen Unterſchied, ob der behauptete Vorbehalt dahin 
gegangen iſt, daß der Vertrag mit Eintritt der Bedingung in Wirkſamkeit 
treten ſolle, oder dahin, daß er durch Abgabe einer ſchriftlichen Erklärung erſt 
abgeſchloſſen werden und auf die ſe Weiſe in Wirkſamkeit treten ſolle. Es 
muß daher auch in Fällen der letzteren Art vom Kläger der Beweis für den 
Abſchluß des Vertrags in der von ihm behaupteten Art und Weiſe verlangt 
werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 18. Febr. 1918. B. w. B. (OLG. 

Hamm). IV. 427/17. A. 


112. Über den Einfluß der Verordnung gegen übermäßige Preis- 
ſteigerung auf die abſtrakte Schadenberechnung des Käufers. 
VO. v. 23. Juli 1915 5 5 Nr. 1; RGBl. 467. 

Die Klägerin begehrte die Verurteilung der Beklagten zur Bezahlung 
von 1740 und 5% Zinſen daraus ſeit dem 3. Mai 1916 mit der Begründung, 
die Beklagte habe ſich am 15. Jan. 1916 verpflichtet, ihr 2 Faß Spiritus zu 
je 6001 zum Preiſe von 285. für 1001 käuflich zu liefern, jedoch trotz Gewährung 
einer Nachfriſt die Lieferung nicht ausgeführt. Die Klägerin ſei deshalb be⸗ 
rechtigt, Schadenerſatz wegen Nichtlieferung zu verlangen; der Schaden 
betrage bei Zugrundelegung eines Preiſes von 530 M für 100 J reinen Alkohols, 
wie ihn die Beklagte am 16. Febr. 1916 der Klägerin gegenüber ſelbſt berechnet 
habe, 1740 K. — Das Landgericht gab dem Klagantrag ai die Berufung der 
Beklagten blieb erfolgslos. Aus den Gründen: 

„Die Anſicht des Landgerichts, daß aus der Verordnung gegen übermäßige 
Preisſteigerung v. 23. Juli 1915 (RGBl. S. 467) kein begründeter Einwand 
gegen die von der Klägerin gewählte und angewandte abſtrakte Schadenberech⸗ 
nung erhoben werden könne, weil es ſich im vorliegenden Falle nicht um ein 
Kauf⸗ oder ſonſtiges Erwerbsgeſchäft, ſondern nur um eine Schadenerſatz⸗ 
forderung handle, iſt mit dieſer Begründung allerdings nicht richtig. Die Ver⸗ 
ordnung bezweckt die Verhinderung einer wirtſchaftlich unbegründeten Preis- 
ſteigerung im Verkehr mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs. Sowenig nun 
nach 85 Nr. 1 VO. der Verkäufer eines derartigen Gegenſtandes mit einem 
wirtſchaftlich ungerechtfertigten Marktpreis einen übermäßigen Gewinn 
beziehen darf, ſowenig darf bei der Geltendmachung eines abſtrakten Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs deſſen Höhe nach dem Unterſchiede zwiſchen einem ſolchen 
Marktpreis und dem Preiſe berechnet werden, um den die Ware vertragmäßig 
zu liefern geweſen wäre. Der abſtrakt berechnete Schadenerſatz darf m. a. W. 
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„nicht zu einem übermäßigen Gewinn im Sinne der Preisſteigerungsverord⸗ 
nung v. 23. Juli 1915 führen“ (vgl. JW. 1918, 35% Fußnote 2). Wo dies 
dennoch der Fall iſt, iſt das Schadenerſatzbegehren inſoweit als gegen ein Ver⸗ 
botgeſetz und möglicherweiſe gegen die guten Sitten verſtoßend gemäß 88 134. 
138 Abſ. 1 BGB. nichtig. Die für die Zeit vor der Erlaſſung der Verordnung 
ſchon in Geltung geweſenen und vom 1. Richter vollkommen zutreffend wieder⸗ 
gegebenen Rechtsgrundſätze für die Geltendmachung eines abſtrakten Schadens 
und für die Art ſeiner Berechnung haben ſomit durch die Verordnung, ins⸗ 
beſondere deren § 5 Nr. 1 bezüglich der darin bezeichneten Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs eine Einſchränkung dahin erfahren, daß während der Geltungs⸗ 
dauer dieſer Verordnung nur ein ſolcher Betrag zu erſetzen iſt, der ſich unter 
Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe und insbeſondere der Marktlage, 
alſo nicht des Marktpreiſes, nicht als ein übermäßiger Gewinn darſtellt; 
RGentſch. 90, 305; RG. in JW. 1917, 901“; im Recht 1916, 196 Nr. 411 u. 344 Nr. 553; 
ferner JW. 1916, 1328 u. Recht 1916, 640 und 1917, 594 Nr. 1157 bis 1159. 
Demnach wäre vom Landgericht vor allem zu prüfen geweſen, ob und 
inwieweit etwa die Schadenberechnung der Klägerin einen Verſßoß gegen 
§5 Nr. 1 VO. enthält und ob etwa infolge der freiwilligen Ermächtigung des 
Klageanſpruchs auf 1740 % die Annahme eines übermäßigen Gewinnes 
ausgeſchloſſen wurde (Recht 1917, 461, Nr. 352). Die nunmehr in der Ber.⸗ 
Inſtanz vorzunehmende Prüfung ergibt die Bejahung dieſer letzten Frage. 
Daß Spiritus ein Gegenſtand des täglichen Bedarfs iſt, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Übermäßig im Sinne der VO. iſt aber ein Gewinn nur, 
wenn er denjenigen überſteigt, der bei normaler Marktlage im Frieden hätte 
bezogen werden können (RG. im Recht 1917, 459, Nr. 330) und wenn er durch 
Ausbeutung der Kriegsnot erzielt wurde (Oberſtes LG. f. Bayern und RG. 
ebendort 460 Nr. 344 und Nr. 347). Es iſt nun eine gerichtsbekannte und des⸗ 
halb keines weiteren Beweiſes bedürftige Tatſache, daß im Frieden ein kauf— 
männiſcher Gewinn von 33% allgemein als ein ſolcher betrachtet wurde, der 
bei normaler Marktlage in der Regel bezogen werden konnte und durfte. Die 
Klägerin hat bei einer Gegenſtandsſumme des mit der Beklagten abgeſchloſſenen 
Lieferungsvertrags von 4620 % (ohne 60 / Koſten und Speſen) einen ab⸗ 
ſtrakten Schaden von 1740 1 oder von rund 37,6% berechnet und erſetzt ver⸗ 
langt, alſo um etwa 4,6% mehr, als der kaufmänniſche Friedensgewinn be⸗ 
tragen durfte. In dieſer geringen Erhöhung vermag aber das Ber.⸗Gericht 
bei Berückſichtigung der geſamten hier in Frage ſtehenden Verhältniſſe, der 
ſchon in der Vorinſtanz eingehend gewürdigten beſonderen Umſtände des Falles 
und der von den Sachverſtändigen bekundeten Lage des Spiritusmarkts zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes, und des mit dem 5. März 1916 eingetretenen 
Endes der von der Klägerin geſetzten Nachfriſt (JW. 1918, 35°) die Geltend⸗ 
machung eines übermäßigen Gewinnes nicht zu erblicken und zwar um fo went- 
ger, als die Klägerin bei Berechnung des Gewinnes auch die Erhöhung ihrer 
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Unternehmerkoſten infolge der Kriegsteuerung billigerweiſe mit in Anſchlag 
bringen durfte und von einer Ausbeutung der Kriegsnot hier ſelbſtverſtändlich 
nicht geſprochen werden kann (vgl. RG. im Recht 1916, 345 Nr. 544; KG. in 
JW. 1917, 116). ö 
Der von der Beklagten erhobene Einwand der gänzlichen oder doch teil⸗ 
weiſen Nichtigkeit des Schadenerſatzanſpruchs der Klägerin aus dem Geſichts⸗ 
punkt der VO. v. 23. Juli 1915 und insbeſondere wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten iſt daher nicht gerechtfertigt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu München (2. Sen.) v. 21. März 1918. L. w. K. 
L. 610/17. ' F—ch. 
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113. Aber die Suläſſigkeit und Wirkung der teilweifen Anfechtung 
eines Kaufvertrags. 
Vgl. 69 Nr. 30 m. N. 
BGB. $ 139. 

Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch in erſter Linie auf Anfechtung wegen 
Irrtums und argliſtiger Täuſchung. Mit Recht hat das Landgericht dieſen 
Klaggrund ſchon deshalb zurückgewieſen, weil der Kläger nur einen Teil eines 
einheitlichen Rechtsgeſchäfts anfechten will und dies regelmäßig unzuläſſig iſt. 

Der Kläger hatte durch Vertrag v. 30. Juli 1914 feinen Hof für 189000 .% 
an den Kaufmann K. verkauft, und es war bereits in dem Kaufvertrage vor⸗ 
geſehen, daß der Kaufpreis in Höhe von 33000 % durch Abtretung von 54000 MH 
Nominal⸗Anteilen an einer beſtimmten Geſellſchaft m. b. H. berichtigt werden 
ſollte. Lediglich dieſen Teil des Vertrags ficht der Kläger an, er hebt aus⸗ 
drücklich hervor, daß er den Kaufvertrag im übrigen beſtehen laſſen wolle. 

Nun iſt es zwar nicht ſchlechthin unzuläſſig, einen Teil eines einheitlichen 
Rechtsgeſchäfts anzufechten, aber die Teil⸗Anfechtung ſetzt voraus, daß es 
ſich um eine von dem Inhalt des übrigen Geſchäfts trennbare Abrede handle, 
daß ſich alſo feſtſtellen läßt, daß das Geſchäft auch ohne den angefochtenen Teil 
geſchloſſen wäre. Die Regel des 8 139 BGB. hat auch hier zur Anwendung zu 
kommen. Würde man dies nicht annehmen, ſo würde aus einem innerlich 
zuſammenhängenden Geſchäft ein Teil herausgeriſſen werden, und der Reſt, 
der beſtehen bleiben ſoll, würde dem Anfechtungsgegner nunmehr als der maß⸗ 
gebliche Vertrag aufgenötigt werden, obwohl dieſer einen Vertrag mit dem 
beſchränkten und veränderten Inhalt niemals gewollt hat; 

vgl. RG. in JW. 1913, 18; Danz in Iherings Jahrb. 46; 457; Komm. von RGRäten 

Anm. 1 u. 6 zu 5 142 BGB.; Staudinger Anm. 6 zu § 142 BGB. 5 

So liegt der Fall hier. Es läßt ſich nicht feſtſtellen, daß der Kaufmann K. 
den Kaufvertrag zum Preiſe von 189000 , wie er vereinbart iſt, geſchloſſen 
hätte, wenn nicht von vornherein vereinbart wäre, daß ein erheblicher Teil 
des Kaufpreiſes (33000 „) durch Hingabe der Anteile gezahlt werden ſollte. 
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Gerade, wenn dieſe Anteile, wie der Kläger behauptet, in Wahrheit wertlos 
waren und ihre Wertloſigkeit dem K. bekannt war, läßt ſich um ſo weniger an⸗ 
nehmen, daß K. ſich auf einen Kaufvertrag mit einem inſoweit bar zu zahlenden 
Kaufpreiſe von 189000 eingelaſſen hätte. Es muß alſo bei der Regel des 
§ 139 BGB. bleiben, daß im Zweifel bis zum Beweiſe des Gegenteils alle ein- 
zelnen Teile des Rechtsgeſchäfts weſentliche und untrennbare Beſtandteile 
desſelben bilden, und der Kläger hat nichts anführen können, um darzutun, daß 
es hier anders wäre. Die ganzen Umſtände und die Bedeutung der ſtreitigen 
Abrede ſprechen entſcheidend gegen eine ſolche Annahme. 

In Frage kann daher nur kommen, ob die Anfechtung der Teilabrede 
gemäß 8 139 BGB. die Unwirkſamkeit des ganzen Kaufgeſchäfts auch wider 
den Willen des anfechtenden Klägers zur Folge habe oder ob die Anfechtung 
unwirkſam ſei, weil der mit ihr erſtrebte Rechtserfolg, nur die Teilabrede zu 
vernichten, nicht eintreten kann, der weitergehende Erfolg der Vernichtung 
des ganzen Geſchäfts aber nicht gewollt iſt. Dieſe Frage iſt in dem letzteren 
Sinne zu entſcheiden; denn die Regelung der Anfechtung im BGB. beruht, 
wie die 88 142. 143. 144 BGB. ergeben, auf dem Grundgedanken, daß es bei 
den anfechtbaren Geſchäften der Willenserklärung des Anfechtenden bedarf, 
um das Geſchäft unwirkſam zu machen. Beſchränkt aber der Anfechtende die 
Anfechtung unzuläſſigerweiſe nur auf einen Teil des Geſchäfts, während er 
dies im übrigen beſtehen laſſen will, ſo fehlt es an der erforderlichen Kund⸗ 
gebung des Willens, daß das einheitliche Rechtsgeſchäft hinfällig ſein ſolle, und 
die nur auf den Teilerfolg gerichtete Erklärung iſt unwirkſam, da ſie dieſen 
Teilerfolg nicht erreichen kann. Schon das Anfechtungsſchreiben v. 10. März 1916 
ließ deutlich erſehen, daß nur die Abrede der Annahme der Geſchäftsanteile 
als Teil des Kaufpreiſes angefochten ſein ſollte. 

Würde man aber Nichtigkeit des ganzen Vertrages annehmen, ſo könnte 
Kläger im Wege der ungerechtfertigten Bereicherung nur Herausgabe des von 
ihm hingegebenen Grundſtücks fordern. Einen Anſpruch auf Gelderſatz würde 
der Kläger, da die Vorausſetzungen des § 812 Abſ. 2 BGB. nicht behauptet 
ſind, nur nach Maßgabe der Grundſätze über unerlaubte Handlungen haben. 

Auf unerlaubte Handlung wird denn auch der Anſpruch in zweiter Linie 
geſtützt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 13. Nov. 1917. — H. w. P. — U. II. 

1917. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918, 31. 


114. Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 
Vgl. 30 Nr. 165. 166. 
BGB. 88 145. 157. 
Die Beklagte war der Klägerin aus käuflicher Lieferung von Garn 17254 
mit Zinſen ſchuldig geworden; ſie hatte jedoch die Bezahlung abgelehnt, weil 
ſie ſich eine höhere Gegenforderung zuſchrieb, mit der ſie aufrechnete. Sie 
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verlangte nämlich 1985, Schadenerſatz, weil ihr die Klägerin einen von ihr 
gekauften Poſten Garn nicht geliefert habe. Im Brief v. 31. Mai 1915 hatte 
nämlich die Klägerin der Beklagten mehrere näher bezeichnete Poſten Garn 
„freibleibend“ zum Kaufe angeboten und hinzugefügt, daß ſie ſich Zwiſchen⸗ 
verkauf vorbehalte. Nach Empfang dieſes Briefes rief am Vormittage des 
1. Juni 1915 der Geſchäftsführer der Beklagten Sch., die Klägerin mittels 
Fernſprechers an und teilte dem auf Seiten der Klägerin am Fernſprecher 
befindlichen Angeſtellten K. u. a. mit, daß die Beklagte die in dem Briefe er⸗ 
wähnten erſten zwei Poſten Garn nehme. Die Beklagte vertrat nun die Anſicht, 
es jei durch dieſe Mitteilung der Kauf fAftan f en. Die Klägerin ſtellte 
den Abſchluß eines Kaufes in Abrede, wu von beiden Inſtanzen unter 
Zurückweiſung der Aufrechnungseinkede verurteilt, vom Oberlandesgericht 
mit folgender Begründung: N 

„Da die Beklagte die Entſtehung der Klageforderung nicht beſtreitet un 
lediglich einwendet, die Forderung ſei durch Aufrechnung mit einer Gegen⸗ 
forderung getilgt, hängt die Entſcheidung davon ab, ob die Gegenforderung 
begründet iſt. Dies hat das Landgericht mit Recht verneint. 

Wenn die Klägerin mit Brief v. 31. Mai 1915 der Beklagten mehrere Poſten 
Garn — darunter den hier fraglichen Poſten — „freibleibend“ anbot und hin⸗ 
zufügte, daß Zwiſchenverkauf vorbehalten bleibe, ſo wollte ſie damit erkennbar 
ein für ſie unverbindliches Angebot machen und die Beklagte lediglich zu einem 
entſprechenden Angebot anregen. Sie brachte damit aber nicht, wie die Beklagte 
meint, zum Ausdruck, daß ſie nur dann, wenn ſie das Garn inzwiſchen weiter⸗ 
verkauft haben ſollte, an den Antrag nicht gebunden ſein wollte; denn das Wort 
„freibleibend“ beſagt deutlich, daß das Angebot ſchlechthin unverbindlich ſein 
ſoll (vgl. auch Staudinger 7.8 Bem. 5 zu § 145 BGB.; Düringer⸗ Hachenburg 
HGB 2, 135). Fügte die Klägerin noch hinzu, daß der Zwiſchenverkauf vor⸗ 
behalten bleibe, ſo wollte ſie damit nach Lage des Falles nicht die Unverbind⸗ 
lichkeit ihres Angebots einſchränken, ſondern noch beſonders hervorheben, daß 
ſie ſich auch den Weiterverkauf vorbehalte. Dieſer beſonderen Hervorhebung 
bedurfte es an ſich allerdings nicht, da das Angebot ſchon infolge der Hinzufügung 
des Wortes „freibleibend“ ſchlechthin unverbindlich war; dergleichen überflüſſige 
Zuſätze werden aber im geſchäftlichen Verkehr nicht ſelten gemacht und im vor⸗ 
liegenden Fall erklärt ſich der Zuſatz überdies aus den Umſtänden. Die an⸗ 
gebotenen Poſten Garn befanden ſich nach Ausweis des Briefes v. 31. Mai 1915 
nicht im Beſitze der Klägerin, ſondern lagerten noch bei dritten Firmen. In⸗ 
folge der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe kam es nun nicht ſelten vor, 
daß der Verkäufer nicht liefern konnte, weil er von ſeinen Lieferanten im Stiche 
gelaſſen wurde, und daß er deshalb auf Schadenerſatz belangt wurde. Die 
Klägerin wollte ſich nun offenbar vor ſolchen Anſprüchen möglichſt ſchützen 
und ſich daher nicht vorzeitig binden; ſie ſtellte deshalb das Angebot nur frei⸗ 
bleibend. Sie wollte ſich jedoch auch den Weiterverkauf vorbehalten und fügte 
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offenbar aus dieſem Grunde noch die entſprechende Beſtimmung dem An⸗ 
gebote hinzu. — — — 

Enthielt ſonach das Schreiben der Klägerin v. 31. Mai 1915 dem Sinne 
nach lediglich das Erſuchen, ihr ein Angebot zu machen, ſo kam der Vertrag über 
den Poſten Garn nicht ſchon mit der Erklärung der Beklagten v. 1. Juni 1915, 
daß ſie das Garn nehme, zuſtande, ſondern erſt dann, wenn die Klägerin 


dieſes Angebot annahm. 88 145ff. BGB.). — — —" 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 4. Juli 1917. W. & Co. w. L. — 
3 O. 95/16. F—ch. 
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115. Sweijährige Derjährungsfrift des Mäflerlohnes eines Kaufmanns. 
BOB. 5 196 Nr. 1; 653; HOW. $ 344. 

Durch Vertrag v. 31. Jan. 1909 hatte der Beklagte den Kläger beauftragt, 
ihn bei der Verwertung ſeiner in der Flur G. erworbenen Braunkohlenab⸗ 
baurechte zu unterſtützen. Der Kläger ſollte im Fall der Veräußerung unter 
ſeiner Vermittlung ein Viertel, im Fall einer von ihm nicht vermittelten Ver⸗ 
äußerung 2% des dem Beklagten zufließenden Reingewinns erhalten. 

Mit der Behauptung, daß der Beklagte ohne ſeine Vermittlung die Ab⸗ 
baurechte im Jahre 1910 an die G.er Kohlenfelder⸗Verwertungsgeſellſchaft 
m. b. H. und dieſe ſie 1910 oder 1911 an den Königlich Sächſiſchen Staatsfiskus 
weiterveräußert habe, und daß dabei dem Beklagten ein Gewinn von mindeſtens 
650004 zugefloſſen jet, begehrt der Kläger als 2% von dem Gewinne 1300.4 
nebſt 4% Zinſen ſeit dem 10. Februar 1916. Die Klage wurde in 2. Inſtanz 
- auf Grund der von dem Beklagten erhobenen Einrede der Verjährung abge⸗ 
wieſen. Gründe: | Ä 

„— — — Daß der Kläger Kaufmann iſt und zur Zeit des Abſchluſſes des 
Vertrags v. 31. Januar 1909 war, kann nach der Beſcheinigung des Rates der 
Stadt L. nicht zweifelhaft ſein, wird vom Kläger auch ſelbſt nicht mehr beſtritten. 
Es greift infolgedeſſen, da es ſich bei dem Vertrage v. 31. Januar 1909 um die 
Beſorgung eines fremden Geſchäfts handelte, die nach der Vorſchrift in $ 344 
HGB. in den Kreis des vom Kläger betriebenen Handelsgewerbes fiel, für den 
vom Kläger auf Grund jenes Vertrags erhobenen Anſpruch die Beſtimmung 
in § 196, Nr. 1 BGB. Platz. Ohne Einfluß iſt die Höhe des Anſpruchs: 

RGeEntſch. 66, 49, auch 72, 179 in Verb. m. OLGAnn. 32, 62; RGeEntſch. 81, 8. 

Danach verjährte der Klaganſpruch, da der Kläger ſelbſt nicht behauptet 
hat, daß ſeine Leiſtungen für einen Gewerbebetrieb des Beklagten erfolgt ſeien, 
in zwei Jahren. Die Verjährung begann nach 88198. 201 BGB. mit dem 
Schluße des Jahres, in welchem der Anſpruch zur Entſtehung gelangt war. 
Entſtanden aber war der Anſpruch des Klägers, ſobald er geltend gemacht 
werden konnte, ohne daß es darauf ankommt, ob der Kläger vom Beſtehen 
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des Anſpruchs Kenntnis hatte (JW. 1912, 70 b). Geltend machen konnte der 
Kläger den Anſpruch auf die 2% vom Reingewinn ſofort, nachdem der Beklagte 
die Abbaurechte veräußert und die Gegenleiſtung dafür erhalten hatte. Das 
iſt nach der eigenen Darſtellung des Klägers im landgerichtlichen Tatbeſtand 
in Verbindung mit der Ausſage des Zeugen O. keinesfalls ſpäter als 1911 
geweſen. Der Anſpruch des Klägers war alſo mit Schluß des Jahres 1913 
verjährt. Daran wurde durch die Verordnung v. 22. Dez. 1914 (RGBl. 543) 
nichts geändert.“ Ä 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 31. Dez. 1917. — D. w. D. — 
2 O. 80/17. F- ch. 


116. Kann der perſönliche Schuldner aus einer Hypothek gegen die 
SZinſenforderung einwenden, daß er nicht gemahnt ſeid 
BGB. 5 284, ZPO. $ 93. 

Der Beklagte iſt als perſönlicher Schuldner auf rückſtändige, am Fällig⸗ 
keitstage nicht bezahlte Hyp.⸗Zinſen verklagt worden; er hat dieſe Zinſen nach 
Zuſtellung der Klage und vor dem erſten Verhandlungstermin bezahlt, dadurch 
hat ſich die Hauptſache erledigt. Der Beklagte hat ſich gegen die Koſtenlaſt ver⸗ 
wahrt und zur Begründung vorgetragen, daß ſein Nachfolger im Eigentum 
des belaſteten Grundſtücks die Zinſenzahlung Jahre lang vorgenommen habe, 
daß er ſelbſt die Unterlaſſung der Zinszahlung nicht gekannt habe, und auch vor 
Zuſtellung der Klage nicht gemahnt worden ſei. Der Kläger hat dieſe Dar⸗ 
ſtellung in tatſächlicher Beziehung nicht beſtritten, ihr jedoch entgegengehalten, 
daß der Beklagte auch ohne Mahnung durch den Eintritt des Zahltages in 
Verzug geraten ſei und daher zur Klage Veranlaſſung gegeben habe. Das Land⸗ 
gericht iſt der Auffaſſung des Klägers gefolgt und hat die Koſten dem Beklagten 
auferlegt. | 

Der Senat hält diefe Auffaſſung nicht für zutreffend und nimmt an, daß 
der Beklagte nicht durch ſein Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlaſſung 
gegeben hat. 

Es iſt nicht zweifelhaft, daß der Beklagte als Schuldner mit dem Ablauf 
des Zinszahlungstermins auch ohne Mahnung in Verzug geraten war. Es 
iſt auch richtig, daß der Verzug des Schuldners regelmäßig dem Gläubiger einen 
ſchon für ſich allein genügenden Anlaß zur Klagerhebung gibt. Indeſſen iſt 
dies nicht immer der Fall. Ausnahmsweiſe können die Umſtände ſo liegen, 
daß der Gläubiger nach den auch im Gebiete des Prozeßrechts innerhalb ge- 
wiſſer Grenzen geltenden Grundſätzen von Treu und Glauben und von ver⸗ 
nünftiger gegenſeitiger Rückſichtnahme, trotz ſchon vorliegenden Verzugs des 
Schuldners, dieſem noch beſonders Gelegenheit zur Leiſtung gewähren muß, 
ehe er ihn verklagt, wenn er ſich nicht ſelbſt die Koſtenlaſt zuziehen will (OLG. 
Rſpr. 2, 163; 11, 54). 
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Zu dieſen Ausnahmefällen gehört der vorliegende Fall. Es geſchieht 
überaus häufig, daß der Eigentümer eines Grundſtücks und Hyp.⸗Schuldner 
dem neuen Erwerber des Grundſtücks die Zinszahlung auch ohne eigne Ent⸗ 
laſſung aus dem Schuldverhältnis überläßt. Dieſer Zuſtand iſt ſogar der wirt⸗ 
ſchaftlich natürliche, da die Hyp.⸗Zinſen geldlich zunächſt aus den dem jeweiligen 
Grundſtückseigentümer zufließenden Grundſtückseinnahmen geleiſtet zu werden 
pflegen. Dem Volksempfinden, das überhaupt die dingliche und die obliga⸗ 
toriſche Seite nur ſchwer auseinanderhält, liegt es ſogar am nächſten, den Grund⸗ 
ſtückseigentümer, auch wenn er die perſönliche Schuld nicht übernommen hat, 
ohne weiteres als den Zahlungspflichtigen anzuſehen. Dieſe volkstümliche, 
aber rechtlich unzutreffende Anſchauung iſt dennoch für das Maß gegenſeitiger 
Rückſichtnahme der Beteiligten nicht unbeachtlich. Kommt noch hinzu, daß, 
wie hier, der dargelegte Zuſtand der Zinſenzahlung Jahre lang beſteht, ſo 
erfordert es das Gebot der vernünftigen Erwägung und der angemeſſenen 
Rückſicht, daß dem Schuldner, der den Grundſtücksverhältniſſen ferngerückt iſt, 
zum mindeſten eine Mitteilung zugeht, ehe er verklagt wird. Denn es kann auch 
weiterhin nicht verkannt werden, daß ſolche Schuldner, mögen ſie auch nach 
ſtrengem Rechte dazu verpflichtet ſein, nur ſelten die Zinszahlung durch den 
Grundſtückseigentümer, der Jahre lang ſeine Zinſen richtig bezahlt hat, über⸗ 
wachen, ohne daß man ihnen hieraus einen beſonderen Vorwurf machen kann. 

Der § 93 ZPO. führt alſo zu der dem Beklagten günſtigen Entſcheidung. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 29. Nov. 1917. G. w. P. W. I. 67/17. 

SchlHolſt. Anz. 1918, 25. 


117. Verpflichtung des Verkäufers, die Koften von Ausbeſſerungen 
zu tragen, die dem Mieter vor dem Derkauf des Grundſtücks zu⸗ 
geſagt waren. 

Vgl. 61 Nr. 198. 

BGB. 88 434. 439. 571. 

Der Kläger hatte am 31. Mai 1916 vom Beklagten das Grundſtück 
H.⸗Straße 3 in L. gekauft, worin einem gewiſſen L. gemietete Räume überlaſſen 
waren. Dieſem waren im März 1916 Ausbeſſerungen der Mieträume zugeſagt 
worden, die erſt im Sommer 1916 ausgeführt werden ſollten. Der Kläger ließ 
ſie vornehmen und forderte vom Beklagten Erſatz der Aufwendungen dafür in 
Höhe von 1254,07. K nebſt 4% Zinſen ſeit dem 21. Nov. 1916. — Der Beklagte 
wurde in beiden Inſtanzen verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Gerichts: 

„Durch die Zuſage der Ausbeſſerungen an den Mieter L., die unbeſtritten 
in einer gegen den Beklagten wirkſamen Weiſe erfolgt iſt, iſt der Inhalt des 
Mietvertrags zwiſchen dem Beklagten und L. erweitert worden. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung, die eine Nebenleiſtung aus dem Mietvertrage bildete, war vertrag— 
mäßig erſt zu einer nach der Veräußerung des Grundſtücks an den Kläger 
liegenden Zeit zu erfüllen. Sie gehörte alſo zu den ſich während der Dauer des 
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Eigentums des Klägers aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen, 
in die der Kläger an Stelle des Beklagten nach § 571 BGB. eintrat, da die 
Mieträume vor der Veräußerung dem Mieter L. überlaſſen worden waren. 
Sie war nunmehr eine eigene Verpflichtung des Klägers. Daraus folgt aber 
noch nicht, daß ſie im Verhältnis zwiſchen den Parteien auch dem Kläger zur 
Laſt fiele. Für dieſes Verhältnis war der von den Parteien abgeſchloſſene 
Kauf maßgebend. Danach hat insbeſondere der Beklagte das erkaufte Grund⸗ 
ſtück frei von Rechten zu verſchaffen, die Dritte gegen ihn geltend machen konnten 
(8 434 BGB.). Dazu gehören nicht nur dingliche ſondern auch perſönliche, 
die dem Käufer gegenüber wirkſam find, namentlich auch Mietrechte. Aller- 
dings war beiden Parteien das Mietverhältnis mit L. bekannt, das alſo an 
ſich nicht zu den Rechten gehören ſollte, von denen das Grundſtück freizubleiben 
habe. Das galt aber nur inſoweit, als der Umfang der Verpflichtungen aus dem 
Mietvertrage, die den Kläger treffen konnten, den Parteien beim Vertrag⸗ 
ſchluſſe bekannt oder doch erkennbar war — — —; nicht aber auch für ſolche 
außergewöhnliche Verpflichtungen, mit denen nicht zu rechnen war. Zu der⸗ 
artigen außerge wöhnlichen Verpflichtungen gehört die durch die Zuſage an 
den Mieter L. begründete. Sie überſtieg nicht nur das vom Käufer vorauszu⸗ 
ſehende Maß der während der Dauer eines beſtehenden Mietverhältniſſes 
herzuſtellenden Ausbeſſerungen durch die Höhe des erforderlichen Aufwandes, 
ſondern war auch dadurch ungewöhnlich, daß ſie erſt in einer ſpäteren Zeit zu 
erfüllen war, Der Käufer durfte erwarten, daß ihm ſolche Verpflichtungen 
bei den Ve erhandlungen bekanntgegeben würden. Das iſt aber un⸗ 
ee Der Beklagte ſelbſt hat nach feiner Darſtellung keine Kennt⸗ 
nis von der Zuſage gehabt, beide Parteien haben daher nicht den Willen gehabt, 
daß durch den Kauf die Verpflichtung aus der Zuſage dem Kläger aufgebürdet 
werden ſollte. Das Recht des Mieters L. auf dieſe Nebenleiſtung aus dem Miet⸗ 
vertrage gehörte daher zu den Rechten Dritter, von denen das verkaufte Grund⸗ 
ſtück nach $ 434 BGB. frei fein mußte. Der Beklagte war deshalb dem Kläger 
verpflichtet, dieſes Recht zu beſeitigen (vgl. Seuff A. 61 Nr. 198). Der Kläger 
hat ihn dazu im Briefe v. 27. Juli 1916 aufgefordert, er hat in ſeinem Schreiben 
v. 1. Auguſt 1916 die Leiſtung abgelehnt. Dadurch iſt er mit der Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung in Verzug gekommen. Der Kläger kann daher — und zwar 
mit Rückſicht auf die ernſthafte und beſtimmte Ablehnung des Beklagten ohne 
Beſtimmung einer Nachfriſt — nach 88 440 Abſ. 1, 326 BGB. vom Beklagten 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen (vgl. Sächſ. OLG. Ann. 27, 
277). Der ihm zu erſetzende Schaden beſteht in dem Aufwande, den er für die 
zugeſagten Ausbeſſerungen auf Grund ſeiner dem Mieter gegenüber beſtehenden 
eigenen Verpflichtung machen mußte, da der Beklagte das Recht des Mieters 
nicht bejeitigte. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 2. Mai 1917. B. w. A. 2 0. 

24/17. F—ch. 
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118. Schutzloſigkeit eines vermieteten Grundſtücks gegen ungewöhnliche 
Hochfluten; ob vertretbarer Mangel? 


Vgl. 65 Nr. 139. 
BGB. 38 537. 538. 


Nach $ 538 BGB. kann der Mieter vom Vermieter Schadenerſatz verlangen, 


wenn die Mietſache beim Abſchluß des Mietvertrags mit einem Mangel der 


im 8537 BGB. bezeichneten Art behaftet iſt oder wenn ein ſolcher Mangel 
ſpäter infolge eines Umſtandes, den der Vermieter zu vertreten hat, entſteht 
oder wenn der Vermieter mit der Beſeitigung eines Mangels in Verzug kommt. 

Der Mangel der Mieträume der Beklagten wird nun darin geſehen, daß 
ſie gegen das vom Fleet eindringende Waſſer nicht genügend geſchützt ſind, 
und daß das Waſſer bei Erreichung einer beſtimmten Waſſerhöhe, und zwar einer 
ſolchen von mehr als 7,52 m über Hamburger Null, in die Kellerräume der 
Beklagten eindringt und ſie überſchwemmt. Dieſer Zuſtand der Mieträume 
hat, wie der beiderſeitige Vortrag der Parteien ergibt, vom Abſchluß des Miet⸗ 
vertrags an beſtanden. Es kommt daher, falls überhaupt ein Mangel der 
Mieträume als vorhanden anerkannt werden ſollte, nur der erſte der drei im 
§ 538 BGB. angeführten Haftungsfälle in Betracht. Weder iſt der gerügte 
Mangel ſpäter, d. h. nach Abſchluß des Vertrags infolge eines Umſtandes 
entſtanden, den der Vermieter zu vertreten hat, noch iſt der Vermieter mit der 
Beſeitigung des Mangels in Verzug gekommen, da nicht behauptet iſt, daß die 
Beklagte den Kläger jemals zur Beſeitigung des Mangels aufgefordert habe. 

Die Beweisaufnahme hat nun ergeben, daß das Grundſtück des Klägers 
bis auf 7,52 m Höhe über Hamburger Null gegen eindringendes Mae ge⸗ 
ſchützt iſt. Weiter hat die Beweisaufnahme ergeben, daß der Normal⸗Hoch⸗ 


waſſerſtand in Hamburg 5,10 m beträgt, und daß die Sturmfluten v. 16. Jan. 


und 16. Febr. 1916 den Normal⸗Hochwaſſerſtand um 3,0 und 2,9 m, alſo die 
auf 7,52 m liegende Brüſtungshöhe um 0,67 und 0,68 m überjchritten haben. 
Die Auskunft der Hamburgiſchen Waſſerbau⸗Direktion v. 9. Auguſt 1916 ergibt, 
daß die beiden Sturmfluten v. 16. Januar und 16. Februar 1916 außer⸗ 
gewöhnlich hohe waren, wie ſie nur ganz vereinzelt vorkommen, und daß die 
letzte derartig hohe Flut am 23. Dezember 1894 ſtattgefunden hat. 

Der Kläger meint nun, daß derartige ungewöhnlich hohe Sturmfluten 
jo ſeltene und für Hamburg unerwartete Naturereigniſſe ſeien, daß die wirkſame 
Schützung der in Frage kommenden Grundſtücke gegen ſolche Hochfluten außer⸗ 
halb der einem Grundeigentümer zuzumutenden Sorgfaltspflichten liege und 
daher auch von ihm nicht gefordert werden könne, Hierzu iſt vorweg zu bemerken, 
daß an und für ſich die Schutzloſigkeit des klägeriſchen Grundſtücks gegen die 
Einwirkungen derartiger — ſelbſt ungewöhnlicher — Hochfluten einen Mangel 
darſtellt, der die Tauglichkeit der Mietſache zu dem vertragmäßigen Gebrauch 
mindert (8537 BGB.). Denn die bei ſolchen Sturmfluten in den Steller- 
räumen eintretenden Überſchwemmungen beeinträchtigen den Gebrauch der 
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Räume - beſchädigen die dort lagernden Waren. Aber es iſt gleichwohl 
dem Kläger zuzugeben, daß Fälle möglich ſind, in denen derartige Unzuläng⸗ 
lichkeiten, welche in normalen Verhältniſſen als ſolche nicht erkennbar ſind und 
welche in ihren ſchädlichen Wirkungen erſt durch das Hinzutreten andrer Ein⸗ 
flüſſe in die Erſcheinung treten, um deswillen von der Verkehrsanſchauung 
nicht als vertretbare Mängel angejehen, werden, weil die ſie hervorrufenden 
Ereigniſſe ſo ſelten und ſo ungewöhnlich ſind, daß im Verkehr mit ihrem Ein⸗ 
treten nicht gerechnet wird und daher Vorkehrungen gegen ſie im allgemeinen 
nicht getroffen zu werden pflegen. Für ſolche Fälle würde die Anſchauung 
gerechtfertigt ſein, daß der tatſächlich vorhandene Mangel wegen des ganz aus⸗ 
nahmsweiſe vorkommenden Auftretens ſeiner ſchädigenden Wirkungen als 
Mangel im Rechtsſinne nicht anzuſehen ſei. 

Daß hier ein ſolcher Fall gegeben ſei, kann jedoch dem Kläger nicht zu⸗ 
gegeben werden. Bereits am 16. Januar 1916 war Hamburg von einer Sturm⸗ 
flut heimgeſucht worden, welche die hier in Frage kommenden Kellerräum⸗ 
lichkeiten unter Waſſer geſetzt hatte. Daß dieſe Sturmflut v. 16. Januar 1916 
ein außergewöhnliches Naturereignis war, wie ſolches mit dieſer Heftigkeit 
ſeit 22 Jahren in Hamburg nicht vorgekommen war, mag zugegeben werden. 
Allein auf Grund der Auskunft der Hamburgiſchen Waſſerbaudirektion vom 
8. Mai 1917 iſt feſtzuſtellen, daß im Januar und Februar 1916 anhaltend 
ganz außergewöhnliche Witterungs⸗ und Waſſerverhältniſſe geherrſcht haben. 
„Stürmiſche weſtliche Winde“ — heißt es in der Auskunft — „hielten den 
Waſſerſtand der Elbe andauernd hoch, ſo daß nicht weniger als 14 Sturmfluten 
vom St. Pauli⸗Pegel aufgezeichnet wurden. Unter dieſen Umſtänden wäre die 
Befürchtung des Eintreffens einer abermaligen Hochflut, welche das in Frage 
kommende Grundſtück gefährdete, nicht unbegründet geweſen.“ Wie die Bau⸗ 
polizeibehörde weiter unter dem 22. Mai 1917 berichtet, haben die Grund⸗ 
eigentümer gefährdeter Grundſtücke damals dieſem Umſtande mehrfach Rech⸗ 
nung getragen und Sicherungsvorkehrungen getroffen. Daß dieſe Grund⸗ 
eigentümer mit ihren Maßnahmen ſämtlich eine ungewöhnliche und nicht 
zu erwartende Vorſicht bewieſen haben ſollten, kann nicht angenommen werden. 

Danach iſt feſtzuſtellen, daß die Schutzloſigkeit des klägeriſchen Grundſtücks 
gegen die Einwirkungen ſolcher ſelbſt ungewöhnlicher Sturmfluten unter den 
obwaltenden Umſtänden, insbeſondere bei der andauernd ungünſtigen Wetter⸗ 
und Sturmlage, nach der Anſchauung beteiligter Kreiſe, die ſich durch Sicherungs⸗ 
maßregeln gegen eine Wiederholungsgefahr geſchützt haben, als ein vom Grund⸗ 
eigentümer zu vertretender Mangel anzuſehen iſt. Kläger muß daher der Be⸗ 
klagten für die Folgen dieſes Mangels in dem durch § 538 2 feſtgeſetzten 
Umfange einſtehen. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 7. Mai 1918. C. J. w. L. & Co. 

Bf. VI. 25/17. Nö. 
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119. Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Kadentifche reinzuhalten ? 
888. 33 823. 254. | 

Der Kläger machte die Beklagte haftbar für eine Verletzung, die er am 
28. Dezember 1914 in ihrem Verkaufsladen in D. erlitten haben wollte. Er 
behauptete, ſich dort beim Ausſuchen von Glasabfällen, die er zu Vogelbade⸗ 
häuschen benötigt habe, am Mittelfinger der rechten Hand eine Rißwunde 
zugezogen zu haben, in die Staub, Schmutz oder Abfallſtoffe eingedrungen 
ſeien, die auf den Glasabfällen gelagert hätten. Die Blutvergiftung habe ſeine 
völlige Erwerbsunfähigkeit zur Folge gehabt. Er verlangte eine Jahresrente 
von 400 %, beginnend am 1. Januar 1915; wurde aber mit der Klage abge⸗ 
wieſen. Seine Berufung blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

Eine beſondere geſetzliche Vorſchrift, aus deren Verletzung der Kläger 
Schadensanſprüche gegen die Beklagte herleiten könnte, kommt nicht in Frage. 
Nach § 120 RG. ſind Gewerbeunternehmer zwar verpflichtet, u. a. die Ar⸗ 
beitsräume und Betriebseinrichtungen ſo einzurichten und zu unterhalten und 
den Betrieb ſo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Ge⸗ 
ſundheit ſo geſchützt ſind, wie es die Natur des Betriebes geſtattet; insbeſondere 
haben ſie für Beſeitigung des beim Betrieb entſtehenden Staubes und der dabei 
entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen. Dieſe Vorſchrift iſt aber nur zum Schutze 
der Arbeiter gegeben; der Kläger, der den Laden der Beklagten nur aufgeſucht 
hat, um dort etwas zu kaufen, kann ſich nicht auf ſie berufen. 

Als allgemeiner Grundſatz iſt von der Rechtſprechung anerkannt, daß, wer 
auf ihm gehörigen oder ſeiner Verfügung unterſtehenden Grund und Boden 
einen Verkehr mehr oder weniger allgemeiner Art eröffnet hat, für die Verkehrs⸗ 
ſicherheit zu ſorgen hat. Dies gilt insbeſondere für Kaufleute, die einen ſolchen 
Verkehr für ihre beſonderen Geſchäftszwecke geſchaffen haben und deshalb für 
die Verkehrsſicherheit der der Allgemeinheit zugänglichen Räumlichkeiten ein⸗ 
zuſtehen haben (Komm. v. RGRäten? 8 823 Anm. ba und c). — — — Die 
Verpflichtung für die Verkehrsſicherheit zu ſorgen, ſchließt aber nicht die Ver⸗ 
pflichtung in ſich, jede Gefahr auszuſchließen. Der Handel mit Glasabfällen 
bringt für den, der damit zu tun hat, die Gefahr mit ſich, daß er ſich dabei ver⸗ 
letzt. Dies beruht auf der dem Glas eigentümlichen Sprödigkeit und darauf, 
daß ſich an ſeinen Schnittflächen ſcharfe Kanten bilden. Wird Glas oder werden 
Glasabfälle, wie es verkehrsüblich iſt, in Räumen offen gelagert, jo ſind fie 
der Verſtaubung und Beſchmutzung ausgeſetzt. Es würde eine Überſpannung 
der an die Verkehrsſicherungspflicht zu ſtellenden Anforderungen ſein, wollte 
man von einem mit Glas handelnden Gewerbetreibenden verlangen, daß er 
beſondere Vorkehrungen gegen eine Verletzung für den trifft, der mit der bloßen 
Hand das Glas berührt. Selbſt wenn der Kläger ſich daher beim Durchſuchen 
der Glasabfälle an der Hand blutig verletzt haben ſollte und ſelbſt wenn dabei 
Staub oder Schmutz in die Wunden eingedrungen ſein und eine Blutvergiftung 
herbeigeführt haben ſollte, ſo würde er die Beklagte dafür nicht verantwortlich 
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machen können, weil ihr nach der Verkehrsauffaſſung nicht angeſonnen werden 
kann, daß ſie hiergegen Schutzmaßregeln treffe. 

Der Kläger behauptet nun zwar, die Beklagte treffe ein beſonderes Ver⸗ 
ſchulden, inſofern ſie es unterlaſſen habe, die Glasabfälle überhaupt zu reinigen. 
Darauf ſei es zurückzuführen, daß die Abfälle am 28. Dez. 1914 in außerge⸗ 
wöhnlich ſtarkem Umfange mit Staub, Schmutz oder Abfällen behaftet ge⸗ 
weſen ſeien. In dieſer Beziehung fehlt es jedoch zunächſt an jedem tatſächlichen 
Anhaltspunkte dafür, in welchem Maße die Glasabfälle an dem Tage beſchmutzt 
geweſen ſind. Die eigenen Angaben des Klägers hierzu ſind zu allgemein und 
laſſen ſich auch nicht nachprüfen. Der Zeuge E. aber hat hierzu folgendes an⸗ 
gegeben: Die Glasabfälle, die unter der Ladentafel nebeneinander hingeſtellt 
worden ſeien, ſeien an ihrem Standorte nicht gereinigt worden; es habe ſich 
deshalb auf ihnen gewöhnlich eine Lagerſtaubſchicht befunden, ſie ſei aber 
niemals ſehr dick geweſen; die einzelnen Abfallſtücke hätten an ihrem Standorte 
meiſtens nicht länger als 14 Tage geſtanden. — — — Da hiernach die unter 
der Ladentafel immer nur kurze Zeit aufgeſtapelten Glasabfälle nicht in großem 
Umfange der Beſchmutzung ausgeſetzt waren, ihre Reinigung aber immer nur 
unter der Gefahr einer Verletzung für den damit Beauftragten vorgenommen 
werden konnte, ſo kann in dem Unterlaſſen der Säuberung eine ſchuldhafte 
Verletzung der Verkehrspflichten nicht gefunden werden. Nur dieſe würde aber 
eine Haftpflicht der Beklagten zu begründen vermögen. 

Der Kläger iſt übrigens nach ſeinen eigenen Angaben von Beruf Klempner 
und hat ſich ſchon ſeit Jahren ausſchließlich mit der Herſtellung von Vogel— 
badehäuschen aus Zinkblech beſchäftigt, die an den Seiten mit Glasſcheiben 
verſehen wurden. Er kannte hiernach aus Erfahrung die Gefahren einer Ver⸗ 
letzung, welche eine Beſchäftigung mit Glasabfällen mit ſich bringt. Es iſt ferner 
jedem erwachſenen Menſchen bekannt, daß eine Verunreinigung einer Wunde 
mit Schmutz, Staub oder unreinen Abfällen zu einer Blutvergiftung führen 
kann. Deshalb hat dies auch der Kläger gewußt, als er am 28. Dezember 1914 
den Laden der Beklagten betrat. Obwohl er nun da mit eigenen Augen ſah, 
daß die Glasabfälle, wie er es jetzt darſtellt, beſchmutzt waren, hat er ſie ſelbſt 
mit den Händen berührt, um ſich mit Genehmigung des Zeugen E., der von 
der Beklagten als ihr Verkäufer angeſtellt war, für ſeine Zwecke geeignete Stücke 
zum Kauf auszuwählen. Damit hat er im Einverſtändnis mit einem hierzu 
ermächtigten Vertreter der Beklagten ſtillſchweigend zu erkennen gegeben, daß 
eine Haftung der Beklagten vertraglich ausgeſchloſſen ſein ſolle, die ſich für ſie 
etwa daraus ergeben ſollte, daß fie für eine gehörige Reinigung der Glasabfälle 
ſchuldhafterweiſe nicht geſorgt hatte (vgl. Warne yer Jahrb. 1910, 460). 

Selbſt wenn man aber ein Verſchulden der Beklagten bejahen und auch 
verneinen wollte, daß der Kläger auf eigene Gefahr gehandelt habe, ſo fehlt es 
immer noch an dem Nachweiſe des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen 
dem ſchuldhaften Verhalten der Beklagten und der Schädigung, 5 on Kläger 

Seufferts Archiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 6. 
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erlitten haben will. Weil in einem offenen Raume gelagerte Gegenſtände jeder- 
zeit dem Staub ausgeſetzt ſind, müßte im vorliegenden Fall der Kläger beweiſen, 
daß gerade die im Übermaß auf den Glasabfällen lagernden Staub⸗ oder 
Schmutzteile die Urſache ſeiner Blutvergiftung geweſen ſeien, dieſe alſo nicht 
eingetreten ſein würde, wenn ſich darauf nur ſoviel Staub befunden hätte, wie 
bei einer regelmäßigen Säuberung unvermeidbar geweſen ſein würde. Es 
lehrt die Erfahrung der Wiſſenſchaft, iſt alſo gerichtskundig, daß es mikroſkopiſch 
kleine Lebeweſen ſind, die durch die Verunreinigung des Blutes eine Blut⸗ 
vergiftung hervorrufen. Die größere oder geringere Beſchmutzung eines Gegen⸗ 
ſtandes iſt alſo für die Feſtſtellung ohne Bedeutung, ob ſich jemand bei ſeiner 
Berührung eine Blutvergiftung zugezogen hat. 

Dieſe Feſtſtellung kann im vorliegenden Fall auch noch aus einem anderen 
Grunde nicht getroffen werden. Der Kläger hat auch nicht den Nachweis 
erbracht, daß an den Glasabfällen haftende Stoffe es geweſen ſeien, die bei 
ſeinem Hantieren damit in ſeine Wunde eingedrungen ſeien. Eine Schnitt⸗ 
oder Rißwunde an der offenen Hand iſt aber bei jeder Berührung irgendeines 


Gegenſtandes der Gefahr einer Verunreinigung ausgeſetzt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 15. Mai 1917. De. w. K. & Co. 


7 0. 39/17. F. ch. 


120. Übergang des Eigentums; die Einigung kann der ubergabe 
vorausgehen. 
Vgl. 60 Nr. 123 m. N. 
BGB. 9 929. 

Der verklagte Konk.⸗Verwalter hatte ein in der Nachlaßmaſſe des Sch. 
vorgefundenes Untergeſtell eines Kraftwagens trotz Widerſpruchs des Klägers 
verkauft und dafür mindeſtens 4000. erzielt. Der Kläger behauptete, daß 
das Geſtell ihm gehört habe. Er wollte es in einem Vertrage v. 5. März 1913 
von dem verſtorbenen Sch. und ſeinem Schwager D. zu Eigentum übertragen 
erhalten haben, und zwar zur Sicherung für ein verzinsliches Darlehn von 
5000. , das er den beiden zum Erwerbe des Geſtells gegeben habe. Für ſein 
Eigentum berief er ſich außerdem darauf, daß der Ingenieur Z., der Leipziger 
Vertreter der Audiwerke in Z., von denen das Geſtell geliefert worden iſt, es 
ihm nach Bezahlung der 5000 als ſein Eigentum bezeichnet und daß dem 
der verſtorbene Sch. zugeſtimmt habe. Auch darauf ſtützte er ſich, daß Sch. und 
D. einige Tage darnach bei Abholung des Geſtells es für ihn in Empfang ge— 
nommen hätten. Da der Beklagte nach dem Verkauf nicht mehr imſtande war, es 
ihm herauszugeben, machte der Kläger ihn für ſeinen Schaden haftbar. Unter 
Berückſichtigung der Rückzahlungen auf das Darlehn und der aufgelaufenen 
Zinſen berechnete er dieſen Schaden für den 30. Sept. 1916 auf 3336. ., 
— In 2. Juſtanz wurde der Beklagte verurteilt mit folgender Begründung: 
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„Nach dem Wortlaut des Vertrags v. 5. März 1913 haben der verstorbene 
Sch. und D. dem Kläger das Kraftwagengeſtell übereignet. Sie waren aber 
damals noch nicht in ſeinem Beſitze, ſollten nach ihrem mit den Audiwerken 
abgeſchloſſenen Vertrag es vielmehr erſt dann erhalten, wenn ſie es voll— 
bezahlt hatten. Der Kläger hat alſo damals noch nicht die tatſächliche Gewalt 
darüber eingeräumt erhalten und hat mithin damals nicht durch Übergabe das 
Eigentum erworben (8 929 BGB.). Ob aber die in dem Vertrag ausgeſprochene 
Übereignung aufgefaßt werden kann als Abtretung des Herausgabeanſpruchs, 
der Sch. und D. noch nicht unbedingt zuſtand, und ob hierdurch, obwohl ſie 
die Eigentümer des Geſtells noch nicht waren, die zum Eigentumsübergang 
erforderliche Übergabe nach § 931 BGB. rechtswirkſam erſetzt worden iſt, 
bedarf für das Urteil nicht der Entſcheidung. Auch auf die Frage braucht nicht 
eingegangen zu werden, welche rechtliche Bedeutung den Worten zukommt, die 
der Vertreter der Audiwerke in Gegenwart des Klägers und Sch. gebraucht 
hat, als das Geſtell noch im Beſitze dieſer Firma war. Denn Sch. und D. haben 
das Geſtell alsbald tatſächlich übergeben erhalten. Da ſie vorher eben in dem 
Vertrage v. 5. März 1913 erklärt hatten, es dem Kläger übereignen zu wollen, 
ſie alſo verpflichtet waren, ihm daran das Eigentum zu verſchaffen, ſo muß an⸗ 
genommen werden, daß ſie bei dieſer jpäteren Inempfangnahme die Abſicht 
hatten, es für ihn zu erwerben. Sie haben zwar dem Vertreter der Audiwerke, 
A., der ihnen das Geſtell übergeben hat, wie dieſer ausgeſagt hat, davon nichts 
Trivähnt, daß ſie es im Auftrage des Klägers abholten. Weil aber bei der Über- 
tragung beweglicher Sachen der Veräußerer in der Regel kein Gewicht darauf 
legt, wer nunmehr der Eigentümer wird, ſo iſt die Übergabe hier in dem Sinne 
zu verſtehen, daß Eigentümer der werden ſolle, für den Sch. und D. es erwerben 
wollten (komm. von RGRäten? $ 929 Anm. 3). 

Iſt aber der Kläger auf jeden Fall hierdurch der Eigentümer des Geſtells 
geworden, ſo iſt auf ſeine Koſten die vom Beklagten verwaltete Konk.⸗Maſſe 
durch den Verkauf ohne rechtlichen Grund bereichert worden (§ 812 Abſ. 1, 
Satz 1 BGB.). Da er das Geſtell zur Sicherung ſeiner Darlehnsanſprüche 
übereignet erhalten hat, jo deckt ſich der ihm deshalb an die Maſſe (§ 59 Nr. 3 
KO.) zuſtehende Anſpruch mit dem Betrage ſeiner Darlehnsforderung. Als 
Schadenerſatzanſpruch nämlich, wie der Kläger es will, läßt ſich die Klage 
nicht halten. Schadenerſatzpflichtig würde ihm der Konk.⸗Verwalter nur dann 
ſein, wenn er während des Rechtsſtreits das Geſtell verkauft hätte (§ 989 BGB.). 
Daß ſich dieſer bei dem Verkauf nicht in gutem Glauben befunden habe, be— 
hauptet der Kläger ſelbſt nicht (8 990 Abſ. 1 BGB.). Daß ſich der verſtorbene 
Sch., da er ſelbſt das Geſtell dem Kläger übereignet hatte, bei einem ander— 
weitigen Verkauf nicht auf ſeinen guten Glauben würde haben berufen können, 
iſt hierbei ohne Bedeutung; denn der Verkauf iſt nicht durch ihn erfolgt, ſondern 
durch den für ſeinen Nachlaß beſtellten Verwalter (8 161 Abſ. 1 BGB.; Jaeger 
KO. 86 Anm. 49). Einen Verzugsſchaden aber macht der Kläger A geltend 
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(8 990 Abſ. 2 BGB.). Von einer Zurückverweiſung der Sache konnte abgejehen 
werden, da der Beklagte gegen die Höhe der Forderung nichts eingewendet hat, 
der Anſpruch mithin nur als dem Grunde nach beſtritten angeſehen werden 
kann. — — —" f 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 13. Nov. 1917. L. w. Sch. Nadıl.- 
Konk. 7 O. 123/17. F—ch. 


121. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich ein- 
gefügten Briefmarken. 
Vgl. 66 Nr. 52. 
BGB. 58 929. 947 Abi. 2; 97 ff. 

Im Nachlaß des verſtorbenen Bruders des Klägers war in einem ihm vom 
gemeinſchaftlichen Vater leihweiſe zur Verfügung geſtellten Schreibtiſch ein 
Briefmarkenalbum gefunden worden, das von dem Verwalter über den Nachlaß 
des Bruders veräußert wurde. Der Kläger forderte von dem Nachlaßverwalter 
die Herauszahlung des Erlöſes mit der Begründung, daß das Album ihm gehört 
habe, da es ihm von einem verſtorbenen Paten geſchenkt worden ſei. — Er drang 
damit in beiden Inſtanzen durch. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit Recht erachtet das Landgericht als voll bewieſen, daß die fragliche 
Briefmarkenſammlung Eigentum des Klägers geweſen iſt. Wenn ſich aus 
allem, was die Zeugin im Lauf der Jahre über die Schenkung der Sammlung, 
über den Zweck dieſer Schenkung, über die Aufbewahrung des Albums für den 
Kläger gehört hat, in ihr die Überzeugung gebildet hat, die Briefmarkenſammlung 
gehöre dem Kläger, ſo ſteht dieſe Überzeugung mit den Tatſachen im Einklang 
und vermag dem Gericht ebenſo den vollen Beweis von dem Eigentum des 
Klägers an der Sammlung zu erbringen. Auch das wird durch die Zeugin voll 
bewieſen, daß das Album lediglich deshalb an den Erblaſſer gelangt iſt, weil es 
in dem ihm von ſeinem Vater geliehenen Schreibtiſch ſich befand, daß aber der 
Vater nicht das Eigentum daran auf den Erblaſſer übertragen wollte. 

Demgegenüber kann ſich der Beklagte nicht auf § 1006 BGB. berufen. 
Denn da der Kläger ſein Eigentum bewieſen und den Beweis erbracht hat, 
daß der Erblaſſer den Beſitz nicht in einer das Eigentum begründenden Art 
erworben hat, ſo iſt die geſetzliche Vermutung widerlegt, und wenn nunmehr 
der Beklagte Eigentumserwerb auf Grund Erſitzung behauptet, ſo iſt er beweis⸗ 
pflichtig. Den Beweis für die Erſitzung hat er nicht erbracht. — — — 

Der Kläger kann den vollen, durch den Verkauf der Briefmarkenſammlung 
erzielten Erlös verlangen, mag ſich auch der Beſtand der Sammlung durch Ver⸗ 
tauſchen und Hinzufügen einzelner Marken ſeitens der Brüder Otto und Fried⸗ 
rich V. im Laufe der Jahre verändert haben. Denn eine Briefmarkenſammlung 
iſt als körperliche Geſamtſache ein einheitliches Ganzes, an dem ſelbſtändig und 
unabhängig von dem Wechſel der ſie bildenden Einzelſachen Rechte begründet 
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werden können. Die Sachinbegriffe wurden ſchon nach gemeinem Recht dann 

als ſelbſtändige Sachen angeſehen, wenn ſie nach der Verkehrsanſchauung 
einen von der AK: unabhängigen Beſtand haben (Fr. 1 83 de rei 
vind. 6, 1; Regelsberger Pand. 370. 373). Das trifft, wie auf die Herde und die 
Bibliothek, auch auf eine Münz- oder Briefmarkenſammlung zu. Das Bürgerl. 
Geſetzbuch hat hieran nichts geändert; es behandelt den Sachinbegriff als etwas 
Feſtſtehendes und ſetzt in $ 1035 BGB. auch voraus, daß dingliche Rechte an 
ihm beſtehen können. Dem Kläger ſtand alſo das Eigentum an der Brief⸗ 
markenſammlung als ſolcher, nicht an dem Album und den einzelnen Marken, 
zu und das Weſen dieſer Sammlung wurde nicht dadurch verändert und ſein 
Eigentum daran nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſeine Brüder Marken daraus 


entnahmen und durch andere erſetzten. . 
Hölder Allg. Teil des BB. 206; Ceſack B. R. 1, 113 5 42 IV 2; Gierke Deutſch. 
Privatr. 2, 53. 


Und da das die einzelnen Marken enthaltende Album als die Hauptſache 
anzuſehen iſt, ſo erlangte der Kläger an den mit hinzugekommenen Briefmarken 
auch dann Eigentum, wenn ſie etwa ſeinen Brüdern gehörten ($ 947 Abſ. 2 
BGB.). — — —" 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 13. Juli 1917. V. w. Vis Nach⸗ 
laß. 7 O. 41/17. ‚F—eh. 


122. Kein Anrecht der getrennt lebenden Ehefrau auf Sicherftellung 
ihrer Unterbaltstente. — Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung 
der Ehefrau iſt im Grundbuch nicht eintragbar. 

BGB. $ 1361. 1580. 883. — BGB. 1375. 1395. 1435; 

GBO. 88 13 ff. 

1. Inſofern die Antragitellerin, die von ihrem Mann getrennt lebt, ohne 
daß die Ehe geſchieden wäre, in Kraft einſtweiliger Verfügung anzuordnen 
bittet, daß auf den näher bezeichneten drei Grundſtücken des Mannes eine 
Hypothek zum Höchſtbetrage von 12500 zur Sicherung ihres Unterhalts 
von angemeſſen 40 1 monatlich ſowie der Koſten eingetragen werde, fehlt 
es an dem Recht der Getrenntlebenden auf Sicherſtellung, das der einſtweil. 
Verfügung nach § 940 ZPO. zur Grundlage dienen oder nach § 935 ZPO. 
geſichert werden könnte. Indem vielmehr das Bürgerl. Geſetzbuch in 81580 dem 
unterhaltsberechtigten Gatten im Fall der Scheidung der Ehe nach Lage des 
Einzelfalls einen Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung zuerkennt, dagegen in $ 1361 
die Unterhaltspflicht nur tatſächlich getrennt lebender Gatten ſelbſtändig 
regelt und an dieſer Stelle keine Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung vorſieht, 
ſo läßt ſich keine ſolche Pflicht für den letzteren Fall annehmen, insbeſondere 
ermangeln die Vorausſetzungen für eine entſprechende (analoge) Anwendung 
des § 1580. Steht aber der Ehefrau kein Anſpruch auf Einräumung einer 
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Sicherungshypothek zu, ſo kann auch nicht im Wege der einſtweil. Verfügung 
die Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung eines 3 auf Eintragung 
einer Sicherungshypothek angeordnet werden (BB. ). Ob Arreſt zu⸗ 
läſſig ſein würde (88 917, 932 ZPO.), iſt gegenwärtig nicht zu prüfen. 

2. Aus der Vergleichsabrede v. 11. April 1916, daß die auf dem Grund⸗ 
ſtück des Mannes hypothekariſch ſichergeſtellte Einbringeforderung der An⸗ 
tragſtellerin bei Veräußerung des Grundſtücks fällig und unmittelbar an die 
Antragſtellerin zahlbar ſein ſolle, bittet dieſe noch in Kraft einſtweiliger Ver⸗ 
fügung eine dahingehende Berichtigung des Hypothekeneintrags anzuordnen. 
Dieſe einſtweilige Verfügung iſt aber gleichfalls zu verſagen. 

Mit der Verlautbarung im Grundbuch, daß die Hyp.-Forderung von 
2400 6 unmittelbar an die Ehefrau zahlbar ſei, ſoll der Sache nach auf dem 
Grundbuchblatt eingeſchrieben werden, daß die Frau von der Beſchränkung 
in $ 1395 BGB. befreit ſei, wonach fie zur Verfügung über eingebrachtes Gut 
der Einwilligung des Mannes bedarf. Wie aber die aus dem geſetzlichen Güter⸗ 
recht hervorgehende Beſchränkung der Ehefrau kraft des Geſetzes eintritt, 
gegen Dritte, auch wenn ſie von der Ehe keine Kenntnis haben, wirkt (BGB. 
§ 1404) und danach der Aufnahme in das Grundbuch nicht fähig iſt, jo kann 
auch die vertragmäßige Aufhebung jener Beſchränkung der Ehefrau in das 
Grundbuch nicht eingetragen werden; gibt doch über den Umfang des Ver⸗ 
fügungsrechts von Ehefrauen beſtimmungsgemäß das Güterſtandsregiſter 
und nur dieſes Auskunft (§ 1435 BGB.; OL GRſpr. 5, S. 190. 191; Güthe 
GO. Vorbem. 68 vor $ 14). 

Ob als beantragt gelten kann, die einſtweil. Verfügung unter Einſchrän⸗ 
kung auf die Fälligkeitsberedung zu erlaſſen, iſt nicht unzweifelhaft, kann aber 
dahingeſtellt bleiben. Denn die Antragſtellerin hat nicht geltend machen können, 
daß ſie den Ehemann zur Abgabe der dem Vergleich entſprechenden Eintragungs⸗ 
bewilligung aufgefordert, der Mann aber ſolche verweigert habe. . . . Danach 
und weil der Ehemann die Hypothekenforderung ohne Mitwirkung der Antrag- 
ſtellerin nicht einzuheben vermag (88 1375 ff. BGB.), fehlt es an der Darlegung 
und Glaubhaftmachung, daß die einſtweil. Verfügung ſich nötig mache. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 23. März 1918. 6a Reg. 48/18. 

Ch. 


123. Anſpruch auf Herausgabe des eingebrachten Gutes nach der 
ee Einwilligung der Frau in den Verbrauch 
BGB. § 1421. 

Nach rechtskräftiger Scheidung beantragte die Klägerin u. a. die Löſchung 
einer mit ihrer Zuſtimmung auf einem ihr gehörigen Grundſtücksanteil ein— 
getragenen Hypothek für ein vom Beklagten in ihrem Namen aufgenommenes 
Darlehn von 15000 f oder Zahlung von 15000. /. In beiden Inſtanzen 
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wurde der Beklagte nach dem zweiten Antrage verurteilt. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt ſowohl auf die Vorſchriften des für die frühere Ehe der 
Parteien maßgebenden geſetzlichen ehelichen Güterrechts als auf Darlehns⸗ 
vertrag geſtützt. Der letzte Klagegrund kann außer Betracht bleiben, da der 
erſte mit dem Landgericht als gerechtfertigt zu erachten iſt. Mit zutreffender 
Begründung ſpricht das Landgericht dem an erſter Stelle erhobenen Anſpruch 
auf Beſeitigung der aufgenommenen Hypothek die Berechtigung ab. Die 
Klägerin hat im jetzigen Rechtszuge dagegen nichts vorgebracht. Das Ber. 
Gericht tritt auch der Entſcheidung hinſichtlich des hülfweiſe geltend gemachten 
Anſpruchs auf Rückgewähr eines Teils des zum eingebrachten Gut der Klägerin 
gehörigen Vermögens (§ 1421 BGB.) bei. Der Beklagte vermißt zu Unrecht 
den ſchlüſſigen Beweis dieſes Anſpruchs. 

Nach den übereinſtimmenden Parteibehauptungen beſaß die Klägerin zur 
Zeit der Eheſchließung neben anderem Vermögen einen Anteil an dem Grund— 
ſtück Bl. 14 des Grdb. B für D. Dieſer Grundſtücksanteil wurde mit der Ehe⸗ 
ſchließung kraft Geſetzes eingebrachtes Gut der Klägerin und war vom Beklagten 
ordnunggemäß zu verwalten ($ 1363. 1374 BGB.). Die Summe von 15000, 
die durch die hypothekariſche Belaſtung dieſes Grundſtücksanteils von dritter 
Seite erlangt wurde, war gleichfalls eingebrachtes Gut und gelangte unſtreitig 
in den Beſitz des Beklagten. Dieſer unſtreitige Sachverhalt reicht zur Begrün⸗ 
dung des hülfweiſe erhobenen Rückgewähranſpruchs aus. Mit der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils erwuchs der Klägerin nach $ 1421 BGB. der Anſpruch 
auf Herausgabe dieſes in den Beſitz des Beklagten gekommenen eingebrachten 
Gutes. Der Beklagte hatte zu beweiſen, daß und inwieweit das eingebrachte 
Gut untergegangen oder verbraucht ſei, und daß ihn kein Verſchulden treffe 
(8 1359. BGB.). 

Die Behauptungen der Parteien gehen über den Zweck der N der 
erlangten Hypothekenſumme an den Beklagten auseinander. Welches Partei⸗ 
vorbringen richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Ob die Geldſumme dem Be— 
klagten als Betriebskapital für ſeinen Anwaltsberuf oder zur Begründung 
und Einrichtung des Anwaltsbüros und zur Beſtreitung des Lebensunterhalts 
der Familie hingegeben worden tft, macht an ſich keinen Unterſchied. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Zweckbeſtimmung der hingegebenen Summe iſt für die rechtliche 
Beurteilung der Hingabe nicht ausſchlaggebend. Sowohl von der Darſtellung 
der Klägerin als von der des Beklagten aus handelt ſich's im Grunde genommen 
um den beim geſetzlichen Güterſtand nicht ſeltenen Fall, daß der Mann zum 
eingebrachten Gute der Frau gehörige Gelder, von denen er Beſitz genommen 
hatte, mit Zuſtimmung der Frau verbraucht haben will. Dem Beklagten lag 
der Beweis ob, daß die ihm übergebenen Gelder verbraucht ſeien, und inwiefern 
er von der regelmäßigen „ zur up 5 ſein ſoll. Die 


me 
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der Rückgewährpflicht vermiſſen. Zuzugeben iſt, daß in der Zuſtimmung der 
Frau zum Verbrauch eines Teils ihres Stammvermögens für Zwecke des ehe⸗ 
lichen Aufwandes unter Umſtänden ein ſtillſchweigender Verzicht auf Rückgabe 
des verbrauchten Vermögens liegen kann. In einem ſolchen Fall ſcheidet durch 
den von der Frau genehmigten Verbrauch dieſes Vermögen mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung aus dem eingebrachten Gute aus und geht unter, und der Mann iſt dann 
des Beweiſes, daß ihn hieran kein Verſchulden treffe, von ſelbſt enthoben. Das 
Ber.⸗Gericht trägt indes Bedenken, im vorliegenden Fall einen dahingehenden 
Willen der Parteien — ſei es von der Darſtellung der Klägerin, ſei es von der 
des Beklagten aus — anzunehmen. Die Klägerin mag ſich bei der Eheſchließung 
und der alsbald darauf bewirkten Hingabe der 15000 an den Beklagten be- 
wußt geweſen ſein, daß der Beklagte zur Einrichtung des Anwaltsbüros und 
in der erſten Zeit der Ehe zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes nicht ge- 
nügend eigne Geldmittel beſitze. Darauf deutet hin, daß dem Ehegatten für 
die erſte Zeit eine nicht unerhebliche Summe zur Verfügung geſtellt worden 
war. Anderſeits iſt aber der Klägerin nicht widerlegt, daß ſie geglaubt hat, dieſe 
Summe ſowie die Nutzungen ihres ſonſtigen eingebrachten Gutes und die zu 
erwartenden Einnahmen aus der Anwaltstätigkeit würden mindeſtens einen 
ſehr erheblichen Teil des ehelichen Aufwandes decken, und dem Beklagten werde 
es bald gelingen, die Einnahmen aus der Anwaltstätigkeit erheblich zu ſteigern. 
Sie iſt nach der Überzeugung des Ber.⸗Gerichts davon ausgegangen, der Be⸗ 
klagte werde garnicht gezwungen ſein, ihre Zuſtimmung zum Verbrauch eines 
Teils ihres Stammvermögens erheblich auszunutzen, und er werde, ſoweit er 
dennoch dazu genötigt werde, jedenfalls in abſehbarer Zeit den verbrauchten 
Teil ihres Stammvermögens dem eingebrachten Gute wieder zuführen können 
und zuführen. Dieſer Standpunkt gründet ſich auf die natürliche Empfindung 
der jungen Frau, die dem Manne Vertrauen entgegenbringt. Dem entſpricht 
die natürliche Empfindung des jungen Mannes, der einen Verzicht der Frau 
auf Rückerſtattung des verbrauchten Stammvermögens, unter den Umſtänden, 
wie ſie hier vorliegen, weder verlangen noch erwarten wird. Der Mann wird 
ſich der ihm kraft Geſetzes obliegenden Verpflichtung, den ehelichen Aufwand zu 
tragen (8 1389 Abſ. 1 BGB.) und der Frau Unterhalt zu gewähren ($ 1360), 
regelmäßig bewußt bleiben, wenn auch die Frau dem Verbrauch von Stamm⸗ 
vermögen zuſtimmt, und die Frau will dadurch, daß ſie eine ſolche Zuſtimmung 
gibt, noch nicht ohne weiteres den Willen kundtun, mit dem zur Verfügung 
geſtellten Stammvermögen dem Manne Unterhalt zu gewähren oder Bei⸗ 
träge zum ehelichen Aufwand mit der Abſicht zu leiſten, auf Rückgabe des 
verbrauchten Guts zu verzichten. Hiervon iſt nach den Umſtänden des 
vorliegenden Falls auszugehen, zumal da die Ergebniſſe der landgericht⸗ 
lichen Beweisaufnahme dem nicht entgegenſtehen, und der Beklagte 
zwingende tatſächliche Anhaltspunkte für einen derartigen Verzicht der Frau 
nicht dargetan hat. 
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Den gegenteiligen Ausführungen des Beklagten iſt nicht beizupflichten. 
Hier handelt es ſich nicht um regelmäßige Zuſchüſſe zum Einkommen des Mannes, 
die ihm die Beſtreitung des ehelichen Aufwands erleichtern ſollen, ſondern um 
die einmalige Hingabe eines beträchtlichen Teiles des Stammvermögens. In 
einem ſolchen Falle iſt eine Willenseinigung der Ehegatten dahin, daß dieſes 
Vermögen nicht zurückerſtattet zu werden brauche, nicht zu vermuten. Der 
Beklagte behauptet ſelbſt, daß ſich die Klägerin mit dem Verbrauche von Stamm⸗ 
vermögen nur auf ſolange, bis er ſelbſt ausreichende Geldmittel zur Verfügung 
haben werde, einverſtanden erklärt habe. Wenn die Klägerin ſtillſchweigend 
auf Rückerſtattung des verbrauchten Vermögensteils hätte verzichten wollen, 
ſo hätte eine Vereinbarung, in welcher Höhe ſich der Verbrauch bewegen ſolle, 
nahegelegen; denn es iſt unwahrſcheinlich, daß die Klägerin die Beſtimmung 
des Verbrauchs der Willkür des Beklagten hätte überlaſſen wollen. Eine der⸗ 
artige Vereinbarung hat aber der Beklagte nicht behauptet. Nimmt man an, 
die Klägerin habe darauf vertraut, daß der Beklagte nur einen angemeſſenen 
jährlichen Zuſchuß zum ehelichen Aufwand dem zur Verfügung geſtellten 
Stammvermögen entnehmen werde, ſo iſt damit nichts zu Gunſten des Be⸗ 
klagten gewonnen. Seine eigene Darſtellung über die Entwicklung ſeiner Beruf⸗ 
verhältniſſe in den erſten Jahren der Ehe bis 1907 ſpricht eher für den oben 
hervorgehobenen Standpunkt der Klägerin. — — — Ihm ſtand nach ſeiner 
eigenen Darlegung ein für die damaligen Zeitverhältniſſe und für die wahren 
Verhältniſſe der Parteien nicht unbeträchtlicher und bei vernünftiger Lebens⸗ 
haltung ausreichender Betrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zur 
Verfügung. Dieſer Sachverlauf beweiſt, daß die Klägerin darauf vertrauen 
konnte, der Beklagte werde in der Lage und willens ſein, den etwa verbrauchten 
Teil ihres Stammvermögens ihrem eingebrachten Gute wieder hinzuzu⸗ 
fügen. — — — 

Der Beklagte kann ferner durch den Beweis, daß die Klägerin die über das 
ſonſt angemeſſene Maß hinaus bewirkte Steigerung des ehelichen Aufwands 
verſchuldet oder mitverſchuldet habe, die Pflicht zur Rückerſtattung des ver⸗ 
brauchten eingebrachten Gutes nicht von ſich abwenden. Art und Maß des 
ehelichen Aufwandes zu beſtimmen, iſt Sache des Mannes; denn der eheliche 
Aufwand gehört zu den das gemeinſchaftliche Leben der Ehegatten betreffenden 
Angelegenheiten, in denen die Entſcheidung dem Manne zuſteht ($ 1364 BGB.). 
Aus der Sachdarſtellung des Beklagten ergibt ſich, daß er ſich den etwaigen 
Wünſchen der Frau nach einer Steigerung der Bedürfniſſe anbequemt und 
ſelbſt zugeſtimmt hat. Dieſe Nachgiebigkeit wäre nichts andres als eine von der 
Klägerin angeregte Entſcheidung des Beklagten i. S. von $ 1354 BGB. Die 
Klägerin hätte mit dieſer ihrer Anregung noch nicht den Willen kundgeben, 
für die von ihr angeregte Steigerung des Lebensbedarfs ſelbſt aus eigenen 
Mitteln aufzukommen. Es wäre nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ſich der Notwendig⸗ 
keit des Rückgriffs auf ihr Stammvermögen zu der Deckung der geſteigerten 
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Bedürfniſſe überhaupt nicht bewußt geweſen wäre. In dieſer Richtung Klarheit 
zu gewinnen, war der Beklagte viel eher imſtande. Es hätte ihm obgelegen, 
auf Einſchränkung des angeblich durch die Klägerin geſteigerten ehelichen Auf⸗ 
wands kraft ſeines Beſtimmungsrechts i. S. von § 1354 zu dringen, wenn er 
die Vertretung dieſes erhöhten Aufwands von ſich hätte abwälzen wollen. 
Hat hiernach der Beklagte den Teil des Stammvermögens der Klägerin, 
der bis 1907 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwands verbraucht worden ſein 
ſoll, zurückzuerſtatten, ſo gilt dies erſt recht für die Beträge von zuſammen 
3500 , die er für Zwecke ſeines Anwaltsberufs mit Zuſtimmung der Klägerin 
verbraucht haben will. Dieſe Mittel hätten zur Begründung und Erhaltung 
ſeiner Berufstätigkeit gedient, die ihn in den Stand ſetzen ſollte, ſeiner Ver— 
pflichtung, den ehelichen Aufwand zu tragen, und ſeiner Unterhaltspflicht 
gegenüber der Familie nachzukommen. Das Einverſtändnis der Frau mit einer 
derartigen Verwendung ihres eingebrachten Gutes enthält keinen Verzicht 
auf Rückgabe des verwendeten Gutes (ſ. Komm. von RGRäten. Erläuterung 5 
zu § 1377 BGB.). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 11. Juni 1917. S. Th. w. Th. — 
2 O. 136/16. | F—ch. 


124. Geſellſchaft m. b. H.; Haftung der Geſellſchafter für Fehlbeträge 
der Stammeinlagen, auch bei Kapitalerhöhungen. 
GmbHG. 88 24. 55. 


Der Beklagte war der —ſpäter in Konkurs geratenen — Geſellſchaft Chemi⸗ 
ſche Fabrik m. b. H. am 4. Juli 1912 beigetreten, indem er den Geſchäfts⸗ 
anteil eines der Gründer der Geſellſchaft, des Kaufmanns R. in Dresden, 
übernommen hatte. Mit der auf Zahlung von 1727,33 % nebſt Zinſen ſeit 
dem 2. Februar 1917 gerichteten Klage nahm der Konk.⸗Verwalter den Be⸗ 
klagten nach Verhältnis ſeiner Stammeinlage wegen zweier Rückſtände in 
Anſpruch, die von dem Mitgründer H. mit 10000 und von dem Geſellſchafter 
Sch., der erſt nach der Gründung, aber vor dem Beitritt des Beklagten, Mit— 
glied der Geſellſchaft geworden war, mit 3918,62. auf ihre Stammteile 
noch geſchuldet wurden und von ihnen nicht beigetrieben werden konnten. — 
Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 418,43. nebſt 
Zinſen und wies im übrigen die Klage ab. Das Oberlandesgericht erhöhte 
den Betrag der Verurteilung auf 624,15 % mit Zinſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: | 

„Es handelt ſich nur noch um die Frage, in welchem Umfange der Beklagte 
für den Fehlbetrag von 13918,62 . aufzukommen habe, der zum Teil von der 
Einlage des Gründers H., zum Teil von der Einlage des erſt nach der Gründung 
gelegentlich der Erhöhung des urſprünglichen Stammkapitals beigetretenen 
Geſellſchafters Sch. herrührt, wobei noch in Betracht kommt, daß der Beklagte 
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als Erwerber des Geſchäftsanteils eines Gründers, aber erſt nach dem Beitritt 
des ſäumigen Geſellſchafters Sch., Mitglied der Geſellſchaft geworden it. 
Aus diefer Sachlage ergeben ſich zwei Fragen: 

1. Haftet der Beklagte außer für den Ausfall des Geſchäftsanteil 9.8 — 
für den mit aufzukommen er ſich nicht mehr ſträubt — auch für den Ausfall 
des Sch. ſchen Anteils? 

2. Haften neben dem Beklagten für den Ausfall alle Geſellſchafter nach 
Verhältnis ihrer Geſchäftsanteile oder haften für den H.ſchen Ausfall nur die 
Gründer und deren Rechtsnachfolger und für den Sch. ſchen Ausfall nur die- 
jenigen Geſellſchafter, die nach dieſem der Geſellſchaft beigetreten ſind? 

Das Landgericht hat die erſte Frage verneint, die zweite in dem Sinne 
beantwortet, daß für den Ausfall der Stammeinlage 9.3 alle Geſellſchafter, 
nicht nur die Gründer und der Beklagte als Erwerber eines Gründeranteils, 
einzuſtehen haben. Der Kläger erſtrebt eine Anderung des Urteils in doppelter 
Beziehung, er will, daß der Beklagte auch zur Deckung des Sch. chen Fehl- 
betrags heranzuziehen ſei, daß aber der H.ſche Fehlbetrag nur auf die Gründer 
und Erwerber von Gründeranteilen umgelegt werden ſolle. Seine Berufung 
konnte indeſſen nur in erſter Hinſicht Erfolg haben. 

Die Frage, ob die der Geſellſchaft m. b. H. bereits angehörenden Geſellſchaf— 
ter auch für Fehlbeträge ſpäterer Kapitalerhöhung haften, und die umgekehrte 
Frage, ob bei Kapitalerhöhung die Übernehmer der neuen Stammeinlage 
auch für Fehlbeträge des ſchon vorhandenen Stammkapitals, ſei es des bei 
der Gründung feſtgeſetzten oder des bereits erhöhten Stammkapitals haften, 
ſind in Rechtſprechung und Rechtslehre ſtreitig. Eine Gegenüberſtellung der 
verſchiedenen Meinungen gibt das Reichsgericht in dem in RGéEntſch. 82, 
116ff. abgedruckten Urteil, wobei es darauf hinweiſt, daß ein Unterſchied bei 
der Beantwortung der beiden Fragen, ſoweit ſie zuſammen erörtert werden, 
nirgends gemacht werde. Zur Entſcheidung ſtand dort nur die zweite Frage, 
und ſie iſt vom Reichsgericht auf Grund von eingehenden Erwägungen bejaht 
worden, denen ſich das Ber.-Gericht allenthalben anſchließt. Sie kommen für 
die gegenwärtige Streitſache inſoweit in Betracht, als darnach die Frage zu 
beurteilen iſt, ob das Landgericht mit Recht die Verurteilung zur Deckung des 
Ausfalls zu Gunſten des Beklagten auf alle zahlungsfähigen Geſellſchafter 
vorgenommen hat. Mit der Bejahung dieſer Frage erledigt ſich der zweite 


Ber.⸗Angriff des Klägers, der ſich gegen dieſe Verteilung richtet. — 


Wenn nun das Reichsgericht zu der anderen Frage, ob ein der Geſellſchaft 
bereits angehörender Geſellſchafter auch für Fehlbeträge ſpäterer Kapital- 
erhöhungen hafte, nicht ausdrücklich Stellung genommen hat, ſo müſſen doch 
die von ihm angeſtellten Erwägungen mit Sicherheit zu dem Ergebniſſe führen, 
daß auch ſie zu bejahen ift. Der erwähnte § 24 ſpricht feinem klaren Wortlaut 
nach ganz allgemein aus, daß, ſoweit eine Stammeinlage weder von den Zah— 
lungspflichtigen eingezogen noch durch Verkauf des Geſchäftsanteils gedeckt 


204 124. Geſellſchaft m. b. H. 


werden kann, die übrigen Geſellſchafter den Fehlbetrag ihrer Geſchäftsanteile 
aufzubringen haben. Irgend eine Unterſcheidung, aus welchem Geſchäfts⸗ 
anteil der Fehlbetrag ſtammt, ob er die Stammeinlage eines Gründers oder 
eine erſt durch Erhöhung des Geſellſchaftskapitals geſchaffene Stammeinlage 
betrifft, wird in dieſer Vorſchrift nicht gemacht. Eine ſolche Unterſcheidung 
hineinzutragen und dabei die Tragweite der Vorſchrift einzuengen, wie es 
das Landgericht in Übereinſtimmung mit anderen Vertretern derſelben Meinung 
tut, würde dem einzigen Zweck der Vorſchrift zuwiderlaufen, den Gläubigern 
der Geſellſchaft eine unbedingte Sicherheit zu gewähren, daß das Stamm⸗ 
kapital der Geſellſchaft vollſtändig zur Einzahlung gelange und auch nicht ſpäter 
durch unberechtigte Auszahlung an die Geſellſchafter vermindert werde (vgl. 
Begr. des Entw. zum Geſetze 40). Im übrigen kann auf die ausführlichen 
und überzeugenden Ausführungen in der angezogenen Entſcheidung, die 
übrigens nicht unbekämpft geblieben iſt, 

dagegen Hachenburg in Leipz Z. 8, 119; Flechtheim DIZ. 19, 89; dafür Neukamp im 

BankArch. 13, 193, | 

verwieſen werden. Wenn Flechtheim im Hinblick auf die reichsgerichtliche 
Entſcheidung die Frage aufwirft: Gibt es Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung? ſo mag die Berechtigung dazu inſofern anzuerkennen ſein, als die 
Durchführung des Grundſatzes, daß alle zahlungsfähigen Geſellſchafter für 
alle Ausfälle an Stammeinlagen, mögen ſie herrühren von welcher Emiſſion 
ſie wollen, haften, im äußerſten Falle dazu führen kann, daß ein Geſellſchafter 
ſchließlich für das ganze Stammkapital aufzukommen in die Notwendigkeit 
verſetzt werden kann. Das Reichsgericht wendet ſich in ſeiner Entſcheidung 
gegen eine Überſchätzung derjenigen Schwierigkeiten, die ſich daraus ergeben 
können, daß der ſpäter eintretende Geſellſchafter für Fehlbeträge der Geſchäfts⸗ 
anteile bisheriger Mitglieder aufzukommen hat, und gibt Hinweiſe in der Rich⸗ 
tung, wie man ſich vor unliebſamen Überrafchungen ſolcher Art ſchützen könne 
(S. 123). Umgekehrt würde dem Geſellſchafter, der bereits der Geſellſchaft 
angehört, gegen uferloſe Verpflichtungen, die ſich im Hinblick auf § 24 aus 
jeder ſpäteren Kapitalerhöhung für ihn ergeben können, ein Schutzmittel dann 
zur Seite ſtehen, wenn die Vorſchrift des 8 53 Abſ. 2, wonach eine Vermehrung 
der den Geſellſchaftern nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegenden Leiſtungen 
nur mit Zuſtimmung ſämtlicher beteiligter Geſellſchafter beſchloſſen werden 
fann, eben mit Rückſicht auf die in 8 24 verordnete Kollektivhaftung auf jeden 
Kapitalerhöhungsbeſchluß angewendet wird, eine Folgerung, die in der in der 
Leipz. Z. 8, 877 abgedruckten Abhandlung wohl mit Recht gezogen wird. In⸗ 
deſſen bedarf es hier umſowenigetr eines näheren Eingehens auf dieſe Frage, als 
der Beklagte in einem Zeitpunkte Mitglied der Geſellſchaft geworden iſt, als 
die mit dem Beitritt Sch.3 verbundene Kapitalerhöhung bereits vollzogen war 
und die Vollzahlung von deſſen Stammeinlage bereits ausſtand. Der Beklagte 
hätte alſo, wenn er dieſe Tatſache nicht überhaupt bei ſeinem Beitritt gekannt 
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hat, wie unter Eidesbeweis geſtellt iſt, durch Erkundigung feſtſtellen können, 
ob alle Geſchäftsanteile voll eingezahlt geweſen ſeien. 

Aus dem Dargelegten folgt zu Gunſten des Klägers, daß der Beklagte 
auch zur Deckung des Fehlbetrags der Sch. ſchen Stammeinlage heranzuziehen 
iſt, dagegen war ſeiner Berufung inſoweit der Erfolg zu verſagen, als ſie ſich 
gegen die Verteilung des Fehlbetrags auf ſämtliche zahlungsfähigen Geſell⸗ 
ſchafter richtet. Da nun der geſamte Fehlbetrag ſich auf 13 918,62. beläuft 
und dieſer auf Geſellſchafter mit einen Geſamteinlagekapital von 223000 4 
zu verteilen, der Beklagte aber nach dem Verhältniſſe feiner Einlage von 10000. 
heranzuziehen iſt, jo entfällt auf ihn ein Haftungsanteil in Höhe von 624,15. 
Zur Zahlung dieſes Betrags nebſt den auf Grund von 88 284, 288 BGB. mit 
Recht geforderten Zinſen war er daher in Abänderung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung zu verurteilen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Nov. 1917. S. Konk. w. R. 
5 O. 118/17. F. ch. 


II. Verfahren. 


125. Hoſten der Abtretungs urkunden über den Klaganſpruch Imb nicht 
| erftattungsfähig. 
ZPO. 3 91. 

Die Poſten 1, 2, 4, 6, 7 beziehen ſich ſämtlich auf die Beſchaffung von Ab— 
tretungsurkunden für die urſprüngliche oder die ſpäter in den Rechtsſtreit ein⸗ 
getretene Klägerin. Die hierdurch entſtandenen Auslagen gehören i. S. des 
891 ZPO. nicht zu den zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlichen 
Koſten; denn ſie dienen der Beſchaffung des materiellen Klagegrundes und 
können nicht als Koſten des Rechtsſtreits ſelbſt angeſehen werden (vgl. Gaupp⸗ 
Stein zu § 91 VI. 3). Deshalb hat der Vorderrichter dieſe Koſten mit Recht 
als nicht erſtattungsfähig bezeichnet. 

Beſchluß des OLG zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. März 1918. H. A. L. M. 
w. Str. & N. Bs. Z. VI. 20/18. Ro. 


126. Umfang des richterlichen Fragerechts. 
Vgl. 55 Nr. 235 m. N.; auch 73 Nr. 52 S. 83/4. 
ZPO. 58 139, 539. 
Der Schlußſatz im Tatbeſtande des Landgerichtsurteils: 


„Auf Befragen erklären die Parteien, daß ſie — zu der offenſichtlich unvollkommen 
vorgetragenen Sache — zur Zeit nichts weiter vorzubringen hätten“ 

läßt zwar darauf ſchließen, daß das Landgericht den Kläger gefragt hat. Dieſer 

Schlußſatz läßt aber zugleich erkennen, daß das Landgericht ſich dabei auf die 
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allgemeine Frage beſchränkt hat, ob noch weitere Angaben gemacht werden 
könnten. Dieſe allgemeine Frage genügt aber dem $ 139 Abſ. 1 ZPO. nicht. 
Das richterliche Fragerecht muß in der Weiſe ausgeübt werden, daß über die 
Bedeutung und den Zweck der Frage kein Mißverſtändnis obwaltet, und es 
lag dem Landgericht die Pflicht ob, im einzelnen darzulegen, in welcher Be— 
ziehung ihm eine Ergänzung und Erläuterung des Sachverhalts erforderlich 
erſchien, und daran die Frage zu knüpfen, ob derartige Tatſachen vorgebracht 
werden könnten (RGEntſch. 36, 350; IW. 1911, 328; Stein ZPO. 8 139 
unter II, Abſ. 2). 

Das Verfahren des Landgerichts verſtößt hiernach gegen die Vorſchriften 
in $ 139 Abſ. 1 3PO., und dieſer Verſtoß begründet einen weſentlichen Mangel 
des Verfahrens. Die Nachholung des vom Landgericht Verſäumten muß 
zu einer umfangreichen Verhandlung und vorausſichtlich zu einer größern 
Beweisaufnahme führen. Die Erhebung der nach vorgängiger Erörterung 
angeordneten Beweiſe im Ber.⸗Verfahren würde den Parteien die Nach⸗ 
prüfung der Beweisergebniſſe in einem zweiten Rechtsgang entziehen. Es 
erſcheint deshalb ſchon zur Wahrung des vollſtändigen Rechtsmittelzugs ange⸗ 
meſſen, wegen des vorliegenden weſentlichen Mangels des Verfahrens das 
landgerichtliche Urteil und den ihm vorausgegangenen Schluß der mündlichen 
Verhandlung aufzuheben und die Sache an das Landgericht zurückzuverweiſen 
539 ZPO.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 29. Okt. 1917. 50. 50/17. 
Ch. 


127. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen 
ohne wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 
3PO. § 546; BGB. 39 21. 54. 

Der ſeit dem Jahr 1909 in Berlin beſtehende „Verband der Terrain-Inter⸗ 
eſſenten Deutſchlands“, dem der Kläger angehörte, ſollte in das Vereinsregiſter 
eingetragen werden. Nachdem mehrere Sitzungen des Verbandes zur Beratung 
der Angelegenheit abgehalten und beſtimmte Beſchlüſſe gefaßt worden waren, 
reichten mehrere Mitglieder, die ſich als Vorſtand bezeichneten, die darüber 
aufgenommenen Protokolle beim Amtsgericht mit dem Antrag auf Eintragung 
des Verbandes in das Vereinsregiſter ein. Der Kläger widerſprach in einer 
Eingabe der Eintragung. Durch Verfügung v. 10. Sept. 1912 ſetzte darauf das 
Regiſtergericht gemäß §§ 127, 159 FGG. das Verfahren aus und beſtimmte 
dem Kläger eine Friſt zur Erhebung der Klage. Demgemäß erhob der Kläger 
eine Klage, die im 1. Rechtszug in verſchiedenen Anträgen darauf abzielte, 
daß die Ungültigkeit der Beſchlüſſe feſtgeſtellt werde. Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Gegen die vom Kläger eingelegte Reviſion erhoben 
die Beklagten das Bedenken, daß die Reviſionsſumme nicht gegeben ſei. Das 
Bedenken wurde verworfen. Aus den Gründen: | 
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„Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem begründeten Bedenken. 

Die Rev.⸗Beklagten ſind zwar der Anſicht, daß es ſich hier um eine Rechts⸗ 
ſtreitigkeit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch handle, daß daher die 
Zuläſſigkeit der Reviſion durch einen den Betrag von 4000 überſteigenden 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes bedingt ſei (§ 546 Abſ. 1 ZPO.) und daß 
es an dieſer Bedingung im Streitfalle fehle. Dieſer Anſicht kann aber nicht 
beigepflichtet werden. Richtig ſcheint allerdings zu ſein, daß der Kläger mit 
ſeiner Klage lediglich wirtſchaftliche Zwecke verfolgt. Für die Frage jedoch, 
ob eine Streitigkeit über einen vermögensrechtlichen Anſpruch vorliegt, kommt 
es darauf, welches ſubjektive Intereſſe den Kläger zur Klage treibt, nicht an, 
entſcheidend iſt vielmehr die Natur des klagend geltend gemachten Anſpruchs. 
Die rechtliche Grundlage des Anſpruchs aber, den der Kläger erhoben hat, 
bildet, wie ſchon die Anträge mit Sicherheit erkennen laſſen, das Vereinsrecht. 
Mit Bezug auf eingetragene Vereine, die unter die Begriffsbeſtimmung des 
§ 21 BGB. fallen, ſolche alſo, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, hat nun der Senat (RGEntſch. 88, 332) den ſie 
beherrſchenden Rechtsnormen ihrem Geſamtcharakter nach die vermögensrecht⸗ 
liche Natur abgeſprochen und eine perſonenrechtliche und darum nicht ver- 
mögensrechtliche Bedeutung ſelbſt für den Fall beigemeſſen, daß es den Ver⸗ 
einen auch darum zu tun iſt, die Mitglieder in ihrer wirtſchaftlichen Betätigung 
zu fördern. Daran iſt feſtzuhalten. Der Verband der Terrain⸗Intereſſenten 
Deutſchlands iſt freilich noch nicht eingetragen, ſondern ſeine Eintragung will 
der Kläger durch die Klage gerade verhindern. Allein in der hier in Rede 
ſtehenden Beziehung müſſen nicht eingetragene Vereine, obwohl auf ſie die 
Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwendung finden (§ 54 Satz 1 BGB.), 
den eingetragenen Vereinen gleich behandelt werden, wie ſie ihnen vermöge 
des größtenteils nachgiebigen Charakters der Vorſchriften über die Geſellſchaft 
auch ſonſt meiſt gleichſtehen. Darüber aber, daß der Verband der Terrain— 
Intereſſenten Deutſchlands keinen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb bezweckt 
(vgl. dazu RGEntſch. 83, 231), kann nach ſeinen Satzungen, und zwar ſowohl 
nach den vom Kläger vorgelegten als nach den dem Regiſterrichter eingereichten, 
keinerlei Zweifel beſtehen. 

Die Reviſion muß auch für begründet erachtet werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgericht (4. Sen.) v. 21. Febr. 1918, W. (Kl.) w. H. u. 

Gen. (KG. Berlin.) IV. 308/14. 

128. Eine Beſtrafung aus $ 890 ZPO. jetzt ein eigenes Verſchulden 
des Schuldners voraus. 
Vgl. 63 Nr. 55 m. N. 
ZRD. 8 880. | 

Der Schuldner iſt durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts Br. 

v. 21. November 1905 verurteilt worden, bei Meidung einer Geldſtrafe 
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von 30 K für jeden Fall der Zuwiderhandlung die Offnung der ſämtlichen 
Fenſter ſeines Hauſes nach dem Hofraum zu, von 9 Uhr morgens an zu 
unterlaſſen. Gläubiger behauptet, Schuldner habe dieſer Verpflichtung in 
der Zeit vom 6. Oktober bis 14. November 1916 22 mal zuwidergehandelt 
und beantragt, ihn deshalb in eine Geldſtrafe von 660 M zu verurteilen. 
Das Landgericht hat dieſen Antrag zurückgewieſen. Die gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung erhobene ſofortige Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Unſtreitig bewohnt der Schuldner ſelbſt nicht das Haus, auf das ſich 
die Verpflichtung bezieht, ſondern hat er dieſes ſeit dem April 1916 an 
einen Mieter vermietet, der die Fenſter unzuläſſigerweiſe geöffnet haben 
ſoll. Ein Verſchulden, das nach der zutreffenden Auslegung des § 890 ZPO. 
Vorausſetzung für eine Beſtrafung des Schuldners iſt, muß aber auf ſeiten 
des Schuldners ſelbſt vorliegen. Eine Haftung des Schuldners für Dritte 
i. S. von $$ 278, 831 BGB. kann, da es ſich um eine eee 
handelt, nicht in Betracht kommen; 

Vgl. RG. im Rhein A. 90, 2, 72 und Gaupp⸗Stein zu $ 890 II. 3. In e 36, 

419 (in SeuffA. 52 Nr. 130) wird dieſe Frage offengelaſſen. 

Ein Verſchulden des Schuldners könnte nun einmal darin erblickt 
werden, daß er ſeinen Mieter nicht verpflichtet hätte, der Auflage des 
Urteils nachzukommen, dann aber auch darin, daß er den Mieter nicht 
hinreichend nach dieſer Richtung beaufſichtigt hätte. In beiden Beziehungen 
kann dem Schuldner aber ein Vorwurf nicht gemacht werden. Nach den 
beigebrachten Urkunden hat der Schuldner glaubhaft gemacht, daß er S. am 
7. April 1916 ausdrücklich darauf hingewieſen hat, daß in dem Hauſe nach 
einer gerichtlichen Entſcheidung keines der Fenſter geöffnet werden dürfe. 
S. hat erklärt, daß er dieſe Verpflichtung als Beſtimmung ſeines Mietverhält⸗ 
niſſes dem Schuldner gegenüber anerkannt, aber ihrem Inhalt nach miß⸗ 
verſtanden habe. Bei dem klaren Wortlaut des ſchuldneriſchen Schreibens 
v. 7. April 1916 iſt dies ſchwer begreiflich, ein Verſchulden des Schuldners 
kann jedoch darin nicht erblickt werden. Für eine beſonders eingehende 
Beaufſichtigung des Mieters lag aber für den Schuldner ein Anlaß ſo 
lange nicht vor, als er nicht durch irgend einen Umſtand darauf hinge⸗ 
wieſen war, daß ſein Mieter dem Verbot zuwiderhandele, beſonders da 
ſeit faſt zehn Jahren ein Streit zwiſchen den Parteien über dieſe Frage 
nicht mehr zum Ausbruch gelangt war. Es hätte nahe gelegen, daß der 
Gläubiger ſelbſt den Schuldner auf das Verhalten ſeines Mieters hinwies. 
Unter dieſen Umſtänden hat das Landgericht mit Recht den Antrag des 
Gläubigers auf Beſtrafung des Schuldners zurückgewieſen. 

Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. K. w. M. 

Bs. Z. VI. 17/17. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


129. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß 9 29 BGB. erfolgte 
Beſtellung von Dorftandsmitgliedern für eine Stiftung vom Prozeß- 
gericht nachzuprüfen d 
BGB. 88 29. 86. FGG. § 32. 

Die klagende Stiftung iſt 1907 von dem damaligen Könige der Belgier, 
Leopold II., mit dem Sitze in Coburg errichtet. Ihren Vorſtand im Sinne des 
Geſetzes bilden Verwalter. Auf Antrag des Coburgiſchen Steuerfiskus er- 
nannte das Amtsgericht in Coburg durch Beſchluß vom 15. Januar 1915 
an Stelle dreier im belgiſchen Staatsdienſt ſtehender Verwalter, die es infolge 
des Kriegsausbruchs als behindert anſah, drei andere Perſonen zu Verwal⸗ 
tern. Die Stiftung, vertreten durch dieſe neu ernannten Verwalter, erhob 
gegen die vier Beklagten Schadenerſatzanſprüche. Das Landgericht wies die 
Klage wegen mangelnder Vertretungsmacht der Vertreter der Klägerin 
ab. Das Oberlandesgericht hob dieſes Urteil auf. Die Reviſion blieb ohne 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: | 

„Das Landgericht iſt davon ausgegangen, daß es gemäß § 56 ZPO. 
berechtigt und verpflichtet ſei, den amtsgerichtlichen Beſchluß vom 15. Ja⸗ 
nuar 1915, auf den die drei Vertreter der Klägerin ihre Vertretungsbefugnis 
gründen, nicht bloß auf ſeine formelle Gültigkeit, ſondern auch daraufhin 
nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für ihn vorlagen. Es iſt 
der Anſicht, daß die Vorausſetzungen des § 29 (86) BGB. nicht gegeben ge⸗ 
weſen ſeien, und hat deshalb die Klage wie angebracht abgewieſen. Das 
Oberlandesgericht nimmt dagegen den Standpunkt ein, daß in den Fällen, 
in denen die Vertretungsbefugnis auf einem rechtsgeſtaltenden Staatsakte 
beruht, der als ſolcher die Vertretungsmacht ſchafft, insbeſondere auf einer 
im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangenen Verfügung, der Prozeß⸗ 
richter nicht zu unterſuchen habe, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen des Ak⸗ 
tes vorhanden waren oder nicht. Die Reviſion bekämpft den Standpunkt 
des Oberlandesgerichts. Sie führt aus, der Satz, daß das Prozeßgericht an 
die Beſchlüſſe des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit gebunden ſei, 
treffe in dieſer Allgemeinheit nicht zu. Der Standpunkt des Oberlandes⸗ 
gerichts iſt aber richtig. — — | | 

Seufferts Archiv Bd. 73. 8. Folge Bb. 18 Heft 7. Be 15 
By | E 
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Legt das Geſetz einen rechtsgeſtaltenden Akt in die Hände einer be⸗ 
ſtimmten Behörde und ſchreibt es zugleich vor, auf welchem Wege die Auf⸗ 
hebung erwirkt werden kann, ſo iſt grundſätzlich, auch ohne beſonderen Aus⸗ 
ſpruch im Geſetz, anzunehmen, daß der Mangel der geſetzlichen Vorausſetzungen 
des Aktes nur auf dem vorgeſchriebenen Wege geltend gemacht werden kann 
und daß der Staatsakt bis zu einer auf dieſem Wege erfolgenden Anderung 
allen gegenüber wirkſam iſt. Dann aber kann die Entſcheidung darüber, ob 
die geſetzlichen Vorausſetzungen des Aktes vorgelegen haben, nicht gelegent- 
lich durch die verſchiedenen Gerichte oder Behörden, die zufällig über eine 
aus dem Staatsakte ſich ergebende Folgerung zu befinden haben, mit mög⸗ 
licherweiſe verſchiedenem Ergebniſſe, ſondern nur einheitlich in dem dazu 
beſtimmten Verfahren erfolgen. Das erfordert die Sicherheit des Verkehrs 
und iſt auch im Intereſſe eines ſachgemäßen Zuſammenwirkens der Be⸗ 
hörden unbedingt geboten. Dieſem Grundſatz hat der III. Zivilſenat des 
Reichsgerichts in dem Urteile RGEntſch. 81, 206 fg. (211) Ausdruck in 
einem Falle gegeben, in dem es ſich um die Frage drehte, ob ein Verein durch 
Eintragung in das Vereinsregiſter die Rechtsfähigkeit auch dann erlangt, 
wenn ſein Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt oder 
wenn ſonſtige Vorbedingungen der Eintragung nicht erfüllt ſind. Der Re⸗ 
viſion iſt zuzugeben, daß die damals getroffene Entſcheidung hauptſächlich 
auf anderen Erwägungen als der hier in Rede ſtehenden beruht. Allein der 
darin ausgeſprochene Grundſatz, von dem mit Recht geſagt iſt, daß er z. B. 
auf die Volljährigkeitserklärung, die Entmündigung, die Anordnung einer 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft anwendbar ſei, kann weitergehende Gel⸗ 
tung beanſpruchen, und nichts ſpricht dagegen, ihn auch in Fällen der hier 
vorliegenden Art zur Anwendung zu bringen. Wo es ſich, wie hier, um eine 
im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit ergangene Verfügung handelt, 
durch die jemand die Fähigkeit oder die Befugnis zuk Vornahme von Rechts⸗ 
geſchäften oder zur Entgegennahme von Willenserklärungen erlangt, findet 
der Grundſatz eine weſentliche Stütze in $ 32 FGG., wonach, wenn eine ſolche 
Verfügung ungerechtfertigt iſt, ſofern ſie nicht wegen Mangels der ſachlichen 
Zuſtändigkeit des Gerichts unwirkſam iſt, ihre Aufhebung auf die Wirkſamkeit 
der inzwiſchen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß hat. 

Auf dem Satze, daß bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Mangel 
der geſetzlichen Vorausſetzungen einer Anordnung nur in dem dazu beſtimm⸗ 
ten Verfahren und damit nur einheitlich geltend gemacht werden kann, beruht 
die ſtändige Rechtſprechung der Zivilſenate des Reichsgerichts, wonach nur 
das Vormundſchaftsgericht und die ihm übergeordneten Gerichte über die 
Vorausſetzungen der Anordnung eineg Vormundſchaft oder Pflegſchaft zu 
entſcheiden haben und die Gültigkeit einer ſolchen Anordnung von dem Pro- 
zeßrichter nicht in Zweifel gezogen werden darf. Er wird auch in der Rechts- 
lehre immer mehr vertreten. Einzelne Schriftſteller machen einen Unterſchied, 
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je nachdem dem rechtsgeſtaltenden Staatsakte weſentliche oder nicht weſent⸗ 
liche geſetzliche Vorausſetzungen fehlen. Sie denken dabei beſonders an den 
Fall, daß einem Volljährigen, deſſen Entmündigung weder beantragt noch 
ausgeſprochen iſt, ein Vormund beſtellt iſt oder daß ein Verfahren, das nur 
auf Antrag erfolgen darf, ohne Antrag eingeleitet iſt. Der III. Zivilſenat 
des Reichsgerichts nimmt dagegen an, daß ein Unterſchied zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen geſetzlichen Vorausſetzungen, insbeſondere zwiſchen weſentlichen 
und nicht weſentlichen, nicht zu machen ſei, da eben die Behörde der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit darüber zu entſcheiden habe, ob alle Vorausſetzungen 
erfüllt ſind. Bei der Flüſſigkeit der Grenzen zwiſchen weſentlichen und nicht 
weſentlichen Vorausſetzungen würde eine Unterſcheidung nach Arten von ge⸗ 
ſetzlichen Vorausſetzungen auch die Rechtsſicherheit gefährden, der der in 
Rede ſtehende Grundſatz gerade dienen ſoll. Trotzdem wird anzuerkennen 
ſein, daß er nicht gelten kann, wenn dem Akte der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit Vorausſetzungen fehlen, die ſo weſentlich ſind, daß, wie bisweilen ge⸗ 
ſagt wird, ‚nad) der erkennbaren Abſicht des Geſetzes bei ihrem Fehlen der 
Amtshandlung die Eigenſchaft und Wirkung der Ausübung ſtaatlicher Befug⸗ 
niſſe verſagt ſein ſoll'. Ob eine ſolche Ausnahme vorliegt, mag nicht immer 
ganz zweifelsfrei ſein, und es mag auch darüber geſtritten werden können, 
ob die vorhin erwähnten, von einzelnen Schriftſtellern angeführten Ausnahme⸗ 
fälle als ſolche anzuerkennen ſind. Im gegebenen Falle fehlte es jedenfalls 
dem amtsgerichtlichen Beſchluſſe vom 15. Januar 1915 an einer derart we⸗ 
ſentlichen Vorausſetzung nicht. Der Antrag eines Beteiligten im Sinne des 
§ 29 (86) BGB. lag vor, und bei allen übrigen Vorausſetzungen, die dieſe 
Geſetzesvorſchrift aufſtellt, dreht es ſich entweder um bloße Ermeſſensfragen 
oder doch nicht um ſo weſentliche geſetzliche Vorausſetzungen, daß bei ihrem 
Fehlen nach der erkennbaren Abſicht des Geſetzes garnicht von der Aus- 
übung einer ſtaatlichen Befugnis die Rede ſein könnte. — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 14. März 1918. F. u. Gen. w. N. 

Stiftung (OLG. Jena). IV. 52/17. 


130. Zurückbehaltung wegen ganz geringfügiger Gegenforderung 
BGB. $ 273. 

Die Klägerin forderte die Zahlung von 17,53. als des Preiſes für eine 
Muſterſendung von Karbidlampen. Der Beklagte forderte Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung eines im Juni 1915 zwiſchen den Parteien geſchloſſe⸗ 
nen Geſchäftes über die Lieferung von 3000 —5000 Stück Lampen. Er rech⸗ 
nete mit dieſer Schadenerſatzforderung gegen die an ſich unſtreitige Klage⸗ 
forderung auf und forderte widerklagend die Zahlung von 5000 M. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben der Klage entſprochen und die Widerklage abgewieſen. Die 


Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 
15 
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„Das Berufungsgericht nimmt zutreffend an, daß dem Beklagten kein 
Recht zuſtand, die Bezahlung der erhaltenen Muſterſendung bis zur Lieferung 
der weiteren gekauften Lampen hinauszuſchieben. Weder aus § 273 BGB., 
noch aus ſonſtigen Beſtimmungen konnte ein ſolches Recht des Beklagten 
hergeleitet werden. Die völlig grundloſe, hartnäckige Weigerung des Be⸗ 
klagten aber, dieſen kleinen Betrag zu bezahlen, erſcheint als ein derart ſelt⸗ 
ſames, den Gepflogenheiten des kaufmänniſchen Verkehrs und dem Verhal⸗ 
ten eines ehrbaren Kaufmanns widerſprechendes Verhalten, daß die An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, welches der Klägerin ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht an der Hauptlieferung wegen ihrer Forderung aus der Muſterſendung 
zuſpricht, gerechtfertigt iſt. Allerdings iſt die Forderung, wegen deren ſie 
das Zurückbehaltungsrecht ausgeübt hat, im Verhältnis zu der zurückgehal⸗ 
tenen Leiſtung eine ganz geringfügige. Die beſondere Lage des Falles aber, 
welche geeignet war, die Klägerin mit Mißtrauen gegen den Beklagten zu 
erfüllen und ſie zu beſonderer Vorſicht in dem geſchäftlichen Verkehr mit ihm 
zu veranlaſſen, läßt eine derartig weitgehende Ausübung des Zurückbehal⸗ 
tungsrechtes nicht, wie es regelmäßig der Fall ſein mag, als wider Treu und 
Glauben verſtoßend erſcheinen.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 3. Mai 1918. H. w. C. (OLG. Dres- 

den). III. 10/18. 


131. Rücktritt des Derſicherers nach Eintritt des Derficherungsfalls 
wegen verletzter Anzeigepflicht; zur Auslegung des § 21 DerfDÖ. 
a Verſ 8G. $ 21. 

Die verklagte Geſellſchaft hatte 25 Pferde des Klägers nach Maßgabe 
ihrer allgemeinen Verſicherungsbedingungen auf die Dauer bis zum 31. März 
1919 verſichert und der Kläger hatte die tarifmäßigen Prämien für das erſte 
halbe Verſicherungsjahr bezahlt. Am 6. und 27. Juni 1916 verendete je eines 
der verſicherten Pferde infolge Erkrankung. Der Kläger beanſpruchte des⸗ 
halb von der Beklagten die Bezahlung der Verſich.⸗Summe für beide Tiere 
mit 1920. K. Mit Brief v. 12. Juli 1916 lehnte jedoch die Beklagte jede Zah⸗ 
lung unter gleichzeitigem Rücktritt vom Verſicherungsvertrag ab, weil der 
Kläger die ihm bei der Schließung des Vertrags im Aufnahmeantrag von 
der Geſellſchaft geſtellte Frage nach der Zahl der bei ihm in den letzten fünf 
Jahren krepierten Tiere unrichtig beantwortet habe und deshalb die Geſell— 
ſchaft nach § 51 Verſich.⸗Bedingungen berechtigt ſei, vom Vertrage zurüd- 
zutreten. — Nunmehr erhob der Kläger Klage gegen die Geſellſchaft auf Be— 
zahlung der Entſchädigung. Die Klage wurde abgewieſen; die Berufung 
des Klägers blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Der Kläger konnte auch in der Ber.⸗Inſtanz nicht in Abrede ſtellen, 
daß ſeine Angabe über die Zahl der in den letzten 5 Jahren vor Abſchluß des 
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Verſich.⸗Vertrags in ſeinem Betriebe verendeten Pferde tatſächlich und in 
dem Umfang unrichtig war, wie dies vom Landgericht feſtgeſtellt iſt, und 
daß die verklagte Geſellſchaft vom Vertrage form⸗ und fristgerecht zurückge⸗ 
treten iſt. Er mußte auch zugeben, daß dieſer Rücktritt an ſich nach 88 16, 17 
und 18 VerſVertrGeſ. v. 30. Mai 1908 als zuläſſig und gerechtfertigt zu er⸗ 
achten wäre, aber er iſt der Anſicht, daß ihm die Beklagte gleichwohl die ein⸗ 
geklagte Verſicherungsſumme zu zahlen habe, weil ihm die zwingende, vom 
Landgericht jedoch nicht verſtandene Ausnahmevorſchrift des § 21 Geſ. 
ſchützend zur Seite ſtehe. Dieſe Anſicht iſt aber verfehlt. 


Als „Verſicherungsfall' i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung, worunter nur 


das Ereignis zu verſtehen iſt, durch deſſen Eintritt der Verſicherer zur Leiſtung 
verpflichtet wird (Hager-Brud VerſVG.s Einl. 20) kommt für die gegenwär⸗ 
tige Streitſache der Tod der beiden am 6. und 27. Juni 1916 verendeten 
Pferde des Klägers in Betracht. Auf dieſes Ereignis hatten die unrichtigen 
Angaben des Klägers über die Zahl der in den letzten 5 Jahren vor dem 15. April 
1916 in ſeinem Betrieb krepierten Pferde fraglos keinen Einfluß. Es fehlt 
hier an jedem inneren und urſächlichen Zuſammenhang. Inſoweit war daher 
die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 21 Geſ. zugunſten des Klä⸗ 
gers gegeben. Aber ebenſo zweifellos iſt es, daß die weitere Vorausſetzung 
hierfür, nämlich die Einflußloſigkeit jener Angaben auf den Umfang der Lei⸗ 
ſtung des Verſicherers, hier nicht vorliegt. Die Leiſtung der Beklagten beſtand 
in der Übernahme der Verſicherung der Pferde des Klägers gegen Zahlung 
der auf Grund der Angaben im Verſ.⸗Aufnahmeantrag berechneten Prämien, 
des mit der Verſicherung verbundenen Riſikos und der Verpflichtung zur Aus⸗ 
bezahlung einer Entſchädigung von 80% des angegebenen Verſicherungs⸗ 
wertes der Pferde. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß für die Übernahme aller 
dieſer Verpflichtungen, jedenfalls aber für die Berechnung der Höhe der vom 
Kläger zu leiſtenden Prämienzahlung und der ihm zu gewährenden Entſchä⸗ 
digung, die wahrheitgemäße und gewiſſenhafte Beantwortung aller im Verſ.⸗ 
Aufnahmeantrag enthaltenen Fragen, alſo insbeſondere auch der Frage 
nach der Zahl der in einem gewiſſen Zeitraum verendeten Pferde des Ver⸗ 
ſicherungnehmers von erheblicher und maßgebender Bedeutung iſt. Das hat 
auch im § 18 Abſ. 1 Gef. entſprechenden Ausdruck gefunden und konnte vom 
Kläger nur unter Vernachläſſigung der allergewöhnlichſten Sorgfalt im Ver⸗ 
kehr außer acht gelaſſen werden. Berückſichtigt man dabei aber noch den ſehr 
erheblichen Unterſchied zwiſchen der Zahl der vom Kläger als krepiert bezeich⸗ 
neten Pferde und der in Wirklichkeit verendeten, ſo erſcheint die Behauptung 
der Beklagten, daß ſie bei Kenntnis der wirklichen Sachlage dem Kläger nicht 
den gleichen Prämienſatz und auf keinen Fall einen Schadenerſatz von 80% - 
gewährt hätte, ohne weiteres als völlig glaubwürdig und keines Beweiſes mehr 
bedürftig. Ob etwa eine ſtaffelförmige Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme 
zwiſchen den Streitteilen ſtattgefunden hätte und in welchen Staffeln, iſt 
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hiernach für die gegenwärtige Entſcheidung gleichgültig, da jeder auch noch 
ſo geringe Einfluß, den der Umſtand, in Anſehung deſſen die Anzeigepflicht 
verletzt wurde, auf den Umfang der Leiſtungspflicht des Verſicherers hat, zu⸗ 
gunſten des Verſicherers wirkt (vgl. Hager⸗Bruck a. a. O. 8 21 Anm. 2) und die 
Anwendung des § 21 gegen ihn ausſchließt. Die von den Parteien in dieſer 
Richtung beantragte Beweiserhebung iſt daher überhaupt nicht veranlaßt. 

Rechtlich unhaltbar iſt es, wenn der Kläger einen Verſtoß gegen den § 21 
Geſ. und eine Umgehung dieſer zugunſten des Verſ.⸗Unternehmers getroffe⸗ 
nen geſetzlichen Ausnahmevorſchrift darin erblicken will, daß der Verſicherer 
Fragen, die er bereits bei Abſchluß des Verſicherungsvertrages an den Ver⸗ 
ſicherungnehmer geſtellt hat, nach dem Eintritt des Verſicherungsfalls bei 
der Schadenfeſtſtellung wiederholt. Dieſe erneute Frageſtellung dient einem 
andern Zweck als die frühere und iſt ebenſo gewiſſenhaft zu beantworten wie 
dieſe. Darüber mußte ſich, nach den im Verkehr üblichen Grundſätzen von 


Treu und Glauben, der Kläger vollkommen klar ſein. — — —“ 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 26. Febr. 1918. R. w. V. L. 
358/17. | F—2. 


132. Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen ver⸗ 
faſſungsmäßiger Vertreter. Beamtenhaftung nach 
ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 

Vgl. 59 Nr. 27. 

BGB. 33 831. 31. 89. EGBGB. Art. 77. 

Als am 28. September 1915 der Kläger K., deſſen Frau und die Frau 
des anderen Klägers auf der dem Beklagten gehörigen und von ihm betriebe⸗ 
nen Eiſenbahn von B. L. nach L. fuhren, entgleiſte der von ihnen benutzte 
Wagen unmittelbar vor der Station L., wo damals der Eiſenbahnaſſiſtent 
F. den Fahrdienſt leitete und der Weichenwärter Sch. die Weichenſtellung 
verſah. Die beiden Frauen verunglückten dabei tödlich. Die Kläger bean⸗ 
ſpruchten vom Beklagten Erſatz für die Dienſte im Hausweſen, zu deren Lei⸗ 
ſtung ihre Frauen verpflichtet geweſen ſeien, und klagten auf Entrichtung 
einer lebenslänglichen Rente. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß der Klaganſpruch we- 
der auf das Reichshaftpflichtgeſetz noch auf den Beförderungsvertrag, ſondern 
höchſtens auf unerlaubte Handlung (88 823 f, 845 BGB.) geſtützt werden 
kann. 

. . . Dem Landgericht iſt darin beizupflichten, daß im gegenwärtigen Falle 
eine Verpflichtung des Beklagten zum Schadenerſatz auf Grund unerlaub- 
ter Handlung nicht beſteht. Als verfaſſungsmäßige Vertreter des Fiskus 
im Sinne von 8830, 31, 89 BGB. kommen nur Beamte in Frage, deren 
Anſtellung durch Geſetz oder eine gleichwertige organiſatoriſche Beſtimmung 
vorgeſehen iſt, und die wenigſtens innerhalb eines gewiſſen Verwaltungs⸗ 
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zweiges zu ſelbſtändigem Handeln und zur rechtsgeſchäftlichen Vertretung 
des Fiskus berufen ſind, und dazu gehören in Sachſen Weichenſteller und 
Eiſenbahnaſſiſtenten, mögen letztere auch den Fahrdienſt zu leiten und bahn⸗ 
polizeiliche Befugniſſe auszuüben haben, nicht, wie aus der „Verwaltungs⸗ 
ordnung der Königlich Sächſiſchen Staatseiſenbahnen“ zu entnehmen iſt, 
in der dieſer Beamten keine Erwähnung getan iſt. Der Beklagte hat daher 
für die unerlaubten Handlungen F. und Sch., durch deren Fahrläſſigkeit 
unſtreitig der Unfall herbeigeführt worden iſt, nicht aus 8831, 89 BGB., 
ſondern aus §8 881 BGB Abſ. 1 S. 1 einzuſtehen, ſeine Haftung entfällt aber 
auch inſoweit, weil durch die Ausſagen der Zeugen C. und F. der in § 831 
Abſ. 1 S. 2 nachgelaſſene Entlaſtungsbeweis geführt worden iſt. 

Den Klägern ſteht auch nicht das in Sachſen geltende, durch die Einfüh⸗ 
rung des BGB. unberührt gebliebene (Art. 77 EGBGB.) Gewohnheitsrecht 
zur Seite, wonach der Staat für den Schaden haftet, den ſeine Beamten in 
Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zugefügt 
haben. Eine Ausübung öffentlicher Gewalt liegt nur vor, wenn der Be⸗ 
amte das Herrſchaftsrecht des Staates, dem jeder Einzelne ſich fügen muß, 
betätigt, wenn er in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte, insbeſondere der 
obrigkeitlichen Gewalt handelt, nicht aber dann, wenn er fiskaliſche Rechte 
ausübt, die in Rechtsverhältniſſen des bürgerlichen Rechtes ihren Grund 
haben, z. B. in einem ſtaatlichen Gewerbebetriebe, zu dem auch der Eiſenbahn⸗ 
betrieb gehört (zu vgl. Staudinger EGBGB. Art. 77 A 2b; RGBGB. 8 89 
A 3). In den letzteren Bereich fällt aber die Tätigkeit F. und Sch., die den 
Schaden verurſacht hat; lediglich dadurch, daß ſie bei der Bedienung der Block⸗ 
vorrichtung und der Weichenſtellung vorſchriftswidrig verfahren ſind, iſt die 
Entgleiſung herbeigeführt worden. Mag F. wie die Kläger geltend machen, 
in ſeiner damaligen Dienſtſtellung auch bahnpolizeiliche Befugnis gehabt 
haben, ſo hat er doch bei ſeiner hier in Frage kommenden ſchadenbringenden 
Tätigkeit nicht in Ausübung ihm anvertrauter öffentlicher Gewalt gehandelt. 
Ebenſowenig können die Kläger mit ihrer Berufung auf 8 458 HGB. und 85 
der Eiſenbahnverkehrsordnung Erfolg haben, denn dieſe Beſtimmungen 
regeln nur die Haftpflicht aus dem Beförderungsvertrage (JW. 1916, 488 7) 
und greifen daher im Verhältniſſe der Kläger zum Beklagten nicht Platz.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Senat) v. 11. März 1918, K. u. Gen. 

w. Sächſ. Staat. 5 O. 100/17. Ch. 


133. Derftoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter ſich zum 
n ein Verzeichnis über die Bezugs⸗ und Abſatzquellen 
ſeines Geſchäftsherrn anfertigt. 

UnlWG. 5 1; BGB. $ 138; HGB. $ 60; ZPO. $ 256. 

Der Kläger war zur Zeit der Klageerhebung alleiniger Inhaber der un⸗ 
ter der Firma M. & S. in L. beſtehenden Wollhandlung, die er jetzt als offene 
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Handelsgeſellſchaft zuſammen mit dem Kaufmann H. betreibt. Vom 1. Sep⸗ 
tember bis zum 28. November 1913 war der Beklagte als Volontär bei ihm 
tätig. Während dieſer Tätigkeit hatte der Beklagte in zwei Notizbüchern 
ſich Adreſſen von Kunden und Lieferanten der Firma zum Teil unter Bei⸗ 
fügung der in Betracht kommenden Warengattungen zuſammengeſtellt. 
Der Kläger behauptet, daß der Beklagte dieſes Material, teils während er noch 
bei ihm beſchäftigt war, teils nach ſeinem Austritt mißbraucht habe, um Ge⸗ 
ſchäfte zu machen, durch die er geſchädigt worden ſei, und daß auch für die 
Zukunft ein ſolches Gebahren zu befürchten ſei. Er wollte dieſes Gebahren 
dem Beklagten gegenüber unterſagt wiſſen und forderte von ihm auch Schaden⸗ 
erſatz. Der Unterlaſſungsanſpruch wurde vom Ber.⸗Gericht anerkannt, die 
Schadenforderung dagegen abgewieſen. Aus den Gründen: 

— — —,„eEs kann dahingeſtellt bleiben, ob die Bezugs⸗ und Abſatz⸗ 
ſtellen, um die es ſich bei den Verzeichniſſen handelt, Betriebsgeheimniſſe 
i. S. von § 17 Unl WG. darſtellen und ob demgemäß der Kläger zur Rechtfer⸗ 
tigung feiner Anſprüche die Beſtimmungen in $ 17 Abſ. 2 § 19 Unl WG. heran⸗ 
ziehen kann. Zum mindeſten hat, ſoweit der von ihm behauptete Sachverhalt 
bewieſen iſt, $1 Anwendung zu finden. 

Die Kenntnis dieſer Bezugs⸗ und Abſatzſtellen gehört zu den geſchäft⸗ 
lichen Erfahrungen, auf die ſich der Geſchäftsbetrieb des Klägers aufbaut. 
In Geſtalt des Inhalts der Bücher und der Korreſpondenz ſteht ſie den In⸗ 
habern und Angeſtellten des Geſchäfts für die Zwecke des Betriebes zur Ver⸗ 
fügung. Indem ſich der Beklagte über die Bezugs⸗ und Abſatzſtellen Zu⸗ 
ſammenſtellungen anfertigte, wie fie in den Klaganlagen A und B erſichtlich 
ſind, erreichte er, daß ihm die in dieſen Zuſammenſtellungen verkörperten 
Erfahrungen des klägeriſchen Geſchäftsbetriebs, auch ſoweit es ſeine Dienſt⸗ 
ſtellung bei der Firma nicht mit ſich brachte, und insbeſondere auch nach Auf⸗ 
gabe derſelben in gleicher Weiſe zu Gebote ſtanden, wie den Inhabern der 
Firma und den mit deren geſchäftlichen Angelegenheiten befaßten Angeſtellten 
derſelben, und wenn er dieſe Zuſammenſtellungen dann bei ſeinen eigenen 
Geſchäften in der Wollbranche benutzt oder benutzt hat, bedeutet das ſomit 
ein Ausnutzen von Vorteilen, die die Inhaber des Geſchäftsbetriebs ſich durch 
ihre Tätigkeit für dieſen geſchaffen hatten. Es handelt ſich inſoweit nicht le⸗ 
diglich um die Verwertung allgemeiner Erfahrungen, wie ſie die Tätigkeit 
in dem Geſchäftszweige für jeden mit ſich bringt, ſondern um die Ausbeutung 
der in der Eigenart des klägeriſchen Geſchäfts begründeten geſchäftlichen 
Beziehungen auf Grund von Maßnahmen, die ihm deren dauernde Beherr⸗ 
ſchung gewährleiſten ſollten. 

Hiernach iſt ebenſo, wie das ſchon von der Ynfertigung der Verzeichniſſe 
wird gelten müſſen, vor allem auch in deren Verwendung durch den Beklag⸗ 
ten für ſeine eigenen Geſchäfte ein vorſätzliches Verhalten zu ſehen, das dem 
Anſtandsgefühl aller gerecht und billig Denkenden widerſpricht und ſomit 
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gegen die guten Sitten verftößt. — — — Die Beſtimmung der Verzeichniſſe, 
in der oben beſprochenen Weiſe der geſchäftlichen Tätigkeit des Beklagten 
zu dienen, ergibt fi) ohne weiteres aus ihrem Inhalt. Sobald ſie vor⸗ 
handen waren, waren ſie aber auch verwendungsbereit. Demgemäß bedeutet 
ſchon ihre Anfertigung ein ihre Ausnutzung unmittelbar ermöglichendes Tun 
und mithin eine ernſtliche Vorbereitung der durch ſie zu bewirkenden Rechts⸗ 
verletzungen. Der Unterlaſſungsanſpruch iſt alſo zum Zweck der Verhinde⸗ 
rung dieſer gegeben, auch wenn es zur Verwendung der Verzeichniſſe für den 
in Frage ſtehenden Zweck durch den Beklagten noch nicht gekommen ſein ſollte. 

Der Inhalt dieſes Unterlaſſungsanſpruchs iſt aber der gleiche, mag ihm 
eine bereits geſchehene oder eine erſt drohende Rechtsverletzung zugrunde 
liegen. Der Beklagte hat es vermöge dieſes Anſpruchs zu unterlaſſen, ſich der 
in den Verzeichniſſen gemachten Zuſammenſtellungen bei ſeinen Geſchäften 
zu bedienen in der Weiſe, daß er die in ihnen zuſammengeſtellten Angaben 
über Lieferanten, Abnehmer und Waren zur Grundlage geſchäftlicher An⸗ 
erbietungen macht, oder zur Beurteilung ihm gemachter geſchäftlicher Aner⸗ 
bietungen benutzt. Jedoch beſchränkt ſich dieſe Verpflichtung entſprechend 
der Entſtehung und dem Inhalte dieſer Verzeichniſſe auf Geſchäfte, die ſich 
auf den Wollhandel beziehen. Es geht ſomit zu weit, wenn das Landgericht 
dem Antrage des Klägers gemäß ganz allgemein die Benutzung der Liſten 
im geſchäftlichen Verkehr, und insbeſondere auch ganz allgemein den Ab⸗ 
ſchluß von Einkäufen und Verkäufen mit den darin genannten Kunden, Lie⸗ 
feranten und Gutsbeſitzern verboten, alſo zum Ausdruck gebracht hat, daß 
das Verbot Geſchäfte jeder Art umfaſſe. | 

Daß die die Verzeichniſſe enthaltenden Notizbücher ſich, wie außer Streit, 
nicht mehr in ſeinem Beſitz, ſondern in dem des Klägers befinden, kann der 
Beklagte dem Kläger nicht entgegenſetzen. Die Unterlaſſungsverpflichtung 
bezieht ſich nicht gerade nur auf die Niederſchrift der Zuſammenſtellungen 
wie fie in den Notizbüchern enthalten war. Demgemäß iſt entgegen der Auf⸗ 
faſſung des Beklagten entſcheidendes Gewicht darauf zu legen, daß der Be- 
klagte in Geſtalt der Klaganlagen A und B Abſchriften der Verzeichniſſe im 
Beſitz hat. Auch dieſe ſetzten ihn in den Stand, von den Zuſammenſtellungen 
Gebrauch zu machen. Seine Bereitwilligkeit, ſie zurückzugeben, ändert nichts 
daran, daß ſie ihm zurzeit noch zu Gebote ſtehen. Überdies würde aber, da man 
nach dem Obigen davon auszugehen hat, daß ſein Wille auch jetzt noch auf die 
Ausnutzung der Zuſammenſtellung für ſeine Zwecke gerichtet iſt, auch für den 
Fall der Zurückgabe noch damit zu rechnen ſein, daß er Abſchriften zurüd- 
behalten haben könnte. Mithin iſt der Unterlaſſungsanſpruch begründet, 
wiewohl ſich die urſprünglich angefertigten Verzeichniſſe im Beſitz des Klägers 
befinden. 

Auch darin iſt dem Beklagten nicht beizupflichten, daß für den Kläger 
kein Intereſſe mehr an dem begehrten Unterlaſſungsgebot beſtehe. Allerdings 
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mögen infolge der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe die geſchäft⸗ 
lichen Beziehungen mit den in den Verzeichniſſen genannten Firmen und Per⸗ 
ſönlichkeiten zum Teil beeinträchtigt, zum Teil auch gänzlich unterbrochen 
ſein. Daß ſie aber überhaupt unmöglich wären und insbeſondere ihre Wieder⸗ 
aufnahme in dem alten Umfang auch nach dem Kriege ausgeſchloſſen wäre, 
iſt nicht zuzugeben. So aber müßten die Dinge liegen, wenn man anerkennen 
wollte, daß die Gefahr der behaupteten Rechtsverletzungen nicht mehr beſtehe, 
oder daß der Kläger mangels eines Intereſſes an der Rechtsverfolgung i. S. 
von § 226 BGB. nicht befugt ſei, den Anſpruch auf Unterlaſſung geltend zu 
machen. Auch daß der Beklagte ſich zurzeit im Heeresdienſt befindet, entzieht 
dem Unterlaſſungsanſpruch nicht unter dieſen Geſichtspunkten die Grund⸗ 
lage. — — — 

Was den an ſich aus $1 UnlWG. herzuleitenden Anſpruch des Klägers 
auf Schadenerſatz anlangt, ſo iſt zunächſt das vom Kläger mit dem in erſter 
Linie geſtellten Antrag erhobene Verlangen auf Zahlung zur Erſtattung 
bereits erwachſenen Schadens unbegründet. Es iſt nicht bewieſen, daß es 
überhaupt zum Abſchluß der Geſchäfte mit den Firmen gekommen iſt, die der 
Kläger in dieſer Hinſicht aus den Verzeichniſſen namhaft gemacht hat. — — — 

Dem vom Kläger in zweiter Linie hilfsweiſe, alſo für den Fall der Ver⸗ 
neinung des Zahlungsanſpruchs geltend gemachten Anſpruch auf Feſtſtel⸗ 
lung der Verpflichtung der Beklagten zur Schadenerſatzgewährung ſteht 
entgegen, daß ein Intereſſe des Klägers an dieſer Feſtſtellung, wie es $ 256 
ZPO. vorausſetzt, nicht anerkannt werden kann. 

Es ſoll einerſeits die Verpflichtung des Beklagten zum Erſatz des dem 
Kläger bereits erwachſenen Schadens, anderſeits die zur Erſtattung desjenigen, 
der ihm künftig erwachſen wird, feſtgeſtellt werden. In beiden Beziehungen 
handelt es ſich um beſtimmte einzelne Vorgänge, die einzelnen Fälle der 
Rechtsverletzung. Soweit ſie bereits erfolgt ſind, ſind ſie in ihren Wirkungen 
ſchon jetzt zu überſehen. Die Sachlage iſt alſo nicht ſo, daß dem Kläger Scha⸗ 
denerſatzanſprüche zuſtänden, die in ihrer Grundlage bereits feſtſtünden, 
ſich aber noch in fortſchreitender Entwicklung befänden oder doch, ſoweit ſie 
bereits abgeſchloſſen vorlägen, nicht alsbald beziffert werden könnten. Der 
Kläger kann mithin nicht aus der Unmöglichkeit den bereits erwachſenen 
Schaden jetzt ſchon ziffermäßig geltend machen und aus der zu erwartenden 
Weiterentwicklung der zurzeit begründeten Anſprüche die Befugnis herlei- 
ten, zunächſt lediglich Feſtſtellung ſeiner Anſprüche zu verlangen. Er muß 
ſich vielmehr darauf verweiſen laſſen, daß er die bereits entſtandenen An— 
ſprüche zur Leiſtung einzuklagen und im übrigen ſich zu beſcheiden hat, daß 
er die aus künftigen Rechtsverletzungen ihm erwachſenden erſt nach dem Ein⸗ 
treten ſolcher geltend machen kann. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 23. Dez. 1916. M. w. M. 3, 
O. 158/14. T- ch. 
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134. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ 
i. S. des § 6 Abſ. 2 Erbſch Steuer Geſetzes. 
ErbſchStG. $ 6 Abſ. 2. 

Kläger verlangte Zurückzahlung von ſeiner Anſicht nach zu Unrecht er⸗ 
hobener Erbſchaftsſteuer. Beide Vorinſtanzen wieſen die Klage ab; die Re⸗ 
viſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

„Unter den Parteien iſt unſtreitig, daß der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes 
kein Deutſcher war und weder ſeinen Wohnſitz noch ſeinen gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt in einem Bundesſtaate hatte. Das dem Kläger angefallene Vermö⸗ 
gen unterlag deshalb nach § 6 Abſ. 2 ErbſchStG.der Steuer nur dann, wenn 
Kläger am 13. Sept. 1914 ‚zur Zeit des Anfalls im Inlande feinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ‚feinen gewöhnlichen Aufenthalt“ gehabt 
hat. Wie Kläger ſelbſt nicht mehr in Zweifel zieht, wird die Stempelpflicht 
dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß er nach den Feſtſtellungen beider Vorin⸗ 
ſtanzen ſeinen beim Ausbruch des Kriegs im Auslande gehabten Wohnſitz 
nicht aufgegeben hatte. Der Ber.⸗Richter hat nun in Übereinſtimmung mit 
dem Landgericht angenommen, daß Kläger am 13. Sept. 1914 in der Stadt 
Braunſchweig feinen gewöhnlichen Aufenthalt i. S. des § 6 Abſ. 2 ErbſchStG. 
gehabt hat, und hat demgemäß die Erhebung der Steuer für gerechtfertigt 
erklärt. Die Reviſion wendet ſich lediglich gegen dieſe Annahme mit der Rüge 
der Verletzung dieſes $6 durch Verkennung des Begriffs des gewöhnlichen 
Aufenthalts, ſowie der Verletzung der 88 139 und 286 ZPO. Sie konnte keinen 
Erfolg haben. 

Nach dem Entwurf des Stempelſteuergeſetzes ſollte das inländische Ver⸗ 
mögen eines Ausländers der Steuer unterliegen: 1. nach Abſ. 1 des § 7, wenn 
er zur Zeit des Todes in einem Bundesſtaate ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und 2. nach Abſ. 2 daß, wenn für den Fall, 
daß Abſ. 1 nicht zutraf, der Erwerber ‚im Inland feinen Wohnfig‘ hatte. 
In der Begründung war ausgeführt, daß es nicht gerechtfertigt erſcheine, 
den rein zufälligen Umſtand des bloß vorübergehenden Sichaufenthaltens 
im Inlande — etwa auf einer Durchreiſe — für die Steuerpflicht entſcheidend 
fein zu laſſen. In der Kommiſſion iſt dann im Abſ. 2 hinzugefügt ‚oder in 
Ermangelung eines ſolchen feinen gewöhnlichen Aufenthalt“, und zwar aus 
der Erwägung, daß ebenſo wie im Fall des Abſ. 1 der gewöhnliche Aufent⸗ 
halt geeignet fein ſolle, den Wohnſitz zu erſetzen. Der jo geänderte $7 des 
Entwurfs hat dann als § 6 Aufnahme in das Geſetz gefunden. Hieraus ergibt ſich, 
daß der ‚gewöhnliche Aufenthalt‘ i. S. beider Abſätze des § 6 in Gegenſatz 
geſetzt iſt und begrenzt wird einerſeits vom Wohnſitz, anderſeits vom bloß 
vorübergehenden Aufenthalt. 

Dem Ber.⸗Richter iſt deshalb darin beizutreten, daß es zur Annahme 
eines gewöhnlichen Aufenthalts i. S. des ErbſchStGG. ausreicht, wenn die 
bloße Tatſache eines nicht nur vorübergehenden Verweilens, eines Verweilens 
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von einer gewiſſen Dauer und Regelmäßigkeit vorliegt. Der Reviſion ift 
nicht zuzugeben, daß die betreffende Perſon die Abſicht haben mußte, „wenig⸗ 
ſtens für einige Zeit den Mittelpunkt ihrer Lebenshaltung an dem Ort des 
Aufenthalts zu begründen“. Ein ſolches Erfordernis iſt weder aus dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes noch mit der Reviſion daraus herzuleiten, daß der Grund 
der Beſteuerung einer Perſon in deren territorialer Abhängigkeit vom Staate 
liege, letzteres umſoweniger, als Gegenſtand der Beſteuerung das im Inland 
und ſomit in territorialer Abhängigkeit vom inländiſchen Staat befindliche 
Vermögen des Erblaſſers iſt, wenn auch nur unter der Vorausſetzung, daß 
der Erbe ſich im Inland nicht nur vorübergehend aufhält, ſondern dort ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Die Entſcheidung, ob in dem einzelnen Fall das Verweilen im Inlande 
von einer die Annahme eines gewöhnlichen Aufenthalts rechtfertigenden 
Dauer und Stetigkeit geweſen iſt, liegt weſentlich auf dem Tatſachengebiet. 
Daß der Ber.⸗Richter im vorliegenden Fall auf Grund ſeiner eingehenden 
Würdigung der feſtgeſtellten Sachlage zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß Klä⸗ 
ger ſich nicht etwa nur zwecks Beſuchs ſeiner Mutter und ſonſtigen Verwandten 
vorübergehend nach Braunſchweig begeben hatte, ſondern dort zur kritiſchen 
Zeit ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, läßt einen Rechtsverſtoß 
nach keiner Richtung erkennen. 

Zunächſt enthält es nicht, wie die Reviſion meint, einen Widerſpruch, 
daß der Ber.⸗Richter davon ausgeht, daß für die Annahme eines gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalts i. S. des ErbſchStG. das tatſächliche Vorliegen eines Auf⸗ 
enthalts von längerer Dauer und Stetigkeit ausreicht, ſodann aber im Fort⸗ 
gang ſeiner Begründung ausführt, daß der Kläger Braunſchweig zu ſeinem 
regelmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt ‚auserforen‘ habe. Auch wenn es 
rechtsgrundſätzlich auf den Willen der betreffenden Perſon entſcheidend nicht 
ankommt, kann immerhin aus der bei der Aufenthaltsnahme beſtehenden Ab⸗ 
ſicht auf das Vorhandenſein des Erforderniſſes der Stetigkeit geſchloſſen 
werden. — — — 

Iſt hiernach rechtlich nicht zu beanſtanden, daß der Ber.⸗Richter als dar⸗ 
getan angeſehen hat, daß Kläger am 13. Sept. 1914 feinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in der Stadt Braunſchweig gehabt hat, ſo kann unerörtert bleiben, 
ob es nicht nach dem Geſetze genügt hätte, wenn der Ber.⸗Richter feſtgeſtellt 
hätte, daß Kläger in dem kritiſchen Zeitpunkt ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt 
‚ım Inland gehabt hat, auch wenn eine beſtimmte einzelne Stadt als gewöhn⸗ 
licher Aufenthalt nicht zu ermitteln geweſen wäre. —— —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. Nov. 1917. Gl. (Kl.) w. Braun⸗ 
ſchweig. Staat. (OLG. Braunſchweig.) VII. 335/17. Auch in RGentſch. 

91 Nr. 71 S. 287. 
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135. Der Befi des Nießbrauchers geht auf deſſen Erben über; 
Eigentumsklage gegen einen von mehreren Mitbefitern. 
BGB. 38 857. 985. 


Die Klägerin behauptet, ihr verſtorbener Oheim, der Ehemann der Be⸗ 
klagten, habe ihr im Jahre 1915 Schenkungen im Geſamtbetrage von 6000 1 


gemacht, das über dieſe Summe ausgeſtellte Depoſitenbuch der Volksbank 


in S. aber in Beſitz behalten, um die Zinſen, die er ſich bis zu ſeinem Tode 
vorbehalten habe, erheben zu können. Die Beklagte, die eine der Miterben 
ihres verſtorbenen Mannes iſt, hat das Buch in Beſitz und weigert deſſen 
Herausgabe an die Klägerin. Dieſe hat deshalb gegen ſie auf Herausgabe Klage 
erhoben. Nach dieſem Antrage haben die Vorinſtanzen erkannt. Sie haben 
übereinſtimmend den Beweis einer ordnungsmäßig vollzogenen Schenkung 


für geführt erachtet. Die Reviſion der Beklagten wurde eee 85 


Aus den Gründen: 5 

„Die Beklagte hatte geltend gemacht, ſie ſei allein nicht paſſiv legitimiert. 
Das Sparbuch habe ſich im Nachlaſſe ihres Ehemannes befunden. Sie ſei 
nicht Alleinerbin. Deshalb ſei der Beſitz nach § 857 BGB. auf alle Erben 
gemeinſchaftlich übergegangen. Die übrigen Erben hätten daher mitverklagt 
werden müſſen. Es kann der Reviſion zugegeben werden, daß die Begrün⸗ 
dung, mit der das Berufungsgericht die Paſſivlegitimation der Beklagten 
bejaht, auf Rechtsirrtum beruht. Das Berufungsgericht führt aus: Der Be⸗ 
ſitz des Ehemanns der Beklagten ſei gegenüber der Klägerin der eines Ver⸗ 
wahrers, Nießbrauchers i. S. des § 868 BGB. geweſen. Der Ehemann ſei 
daher nur auf Zeit zum Beſitze berechtigt geweſen. Der Beſitz ſei deshalb 
mit ſeinem Tode untergegangen; § 857 BGB. finde mithin keine Anwendung. 
Der Beſitz der Beklagten ſei fehlerhaft; ſie b entziehe der Klägerin den Beſitz 
des Sparbuchs, während ſie auf das durch das Buch verkörperte Kapital 
keinen Anſpruch habe. | 

Das Berufungsgericht verkennt die Bedeutung des 8857 BGB. Da⸗ 
nach rückt der Erbe kraft Geſetzes in diejenige Beſitzſtellung ein, die der Erb⸗ 
laſſer hatte (RGEntſch. 88, 229). War der Erblaſſer alſo wie ishel, un⸗ 
mittelbarer Beſitzer, ſo werden es auch die Erben. Nach den Erläuterungen 
des Antragſtellers, auf deſſen Vorſchlag in der Kommiſſion für die zweite Le⸗ 
fung des BGB. der § 857 in das BGB. gufgenommen iſt, ſoll die Vorſchrift 
auch dem Erben des Detentors (Mantapars uſw.) im Gegenſatze zum Eigen⸗ 
und Nutzungsbeſitzer zuſtatten kommen, weil auch dieſem Erben bei einem 
Streite darüber, ob die Sache zum eigenen Vermögen des Erblaſſers gehört 
oder nicht, die Rolle des Beklagten gebührt, weil der Erbe ferner für die Er⸗ 
haltung und Herausgabe der Sache verantwortlich iſt und weil er ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht hat. (Prot. V. S. 652). Auch Unvererblichkeit des dem Erb⸗ 
laſſer, z. B. wie hier als Nießbraucher zuſtehenden Rechtes ſchließt deshalb 
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den Übergang des auf jenem Rechte beruhenden Beſitzes nach $ 857 BGB. 
nicht aus. 

Es iſt auch nicht richtig, daß der Beſitz der Beklagten der Klägerin gegen⸗ 
über ein fehlerhafter iſt. Denn weder ſie noch ihr Erblaſſer haben den Beſitz 
durch verbotene Eigenmacht erlangt (vgl. 88 8611, 858 BGB.). 

Im Endergebnis iſt dem Berufungsgericht aber beizuſtimmen. Da nach 
den unangefochtenen und rechtlich einwandfreien Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts die Klägerin auf Grund der Schenkung Gläubigerin der Forderung 
gegen die Bank geworden iſt, jo ſteht ihr nach 8 952 BGB. das Eigentum 
an dem Depoſitenbuch, das ſich auf jene Forderung bezieht, zu. (Warneyer 
1909 Nr. 106; RGSt. Entſch. 43, 17). Als Eigentümerin kann aber die Klä⸗ 
gerin nach § 965 BGB. von dem Beſitzer die Herausgabe des Buches fordern. 
Der Anſpruch ſteht auch gegen einen von mehreren Mitbeſitzern zu, wenn dieſe 
wie hier, die tatſächliche Verfügungsgewalt hat. Denn auch dieſer macht ſich 
durch ſeinen Mitbeſitz eines Eingriffs in das Eigentumsrecht ſchuldig, und der 
dem Eigentümer zuſtehende Rechtsſchutz kann nicht daran ſcheitern, daß der 
Störer anderen Perſonen gegenüber in der Verfügung über den Gegenſtand 
beſchränkt ſein mag.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 31. Jan. 1918. R. w. P. (OLG. 

Poſen). IV. 360/17. 


6 


136. Grunddienſtbarkeit der Nichtbebaubarkeit mit einem Stall; 
fällt auch eine Kraftfahrzeughalle darunter? 
BB. 35 1018. 157. 

Zu Laſten des Grundſtücks Rotherbaum 913 iſt im Grundbuch eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit eingetragen, nach welcher auf dem Grundſtück kein Stall und 
keine Miſtgrube ohne Genehmigung des Eigners des Grundſtücks Rother⸗ 
baum Nr. 917 angelegt werden darf. Der Beklagte iſt Mieter des belaſteten 
Grundſtücks und hat darauf eine Anzahl Kraftwagen untergebracht. Auf die 
Klage verbot das Landgericht dieſe Benutzung des Grundſtücks, weil eine Auto⸗ 
garage i. S. der Grunddienſtbarkeit als ein Stall anzuſehen ſei. — — — 

Die Berufung des Nebeninterventienten hatte Erfolg. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: ; 

„Es iſt richtig, daß die Verhältniſſe fo liegen können, daß die Gleichſtel⸗ 
lung einer Autogarage mit einem Stall berechtigt iſt. Der in der Deutſch. 
Bauzeitung 1915, 107, veröffentlichten Entſcheidung, auf die der Kläger ſich 
berufen hat, lag gleichfalls zugrunde, daß ein Grundſtück mit der Dienſtbar⸗ 
keit belaſtet war, daß auf ihm kein Stallgebäude errichtet werden dürfe. Das 
OLG. zu Frankfurt hat dahin erkannt, daß wegen dieſer im Jahre 1899 oder 
ſpäter begründeten Dienſtbarkeit nach dem Sinn des zugrunde liegenden 
Vertrags auch keine Autohalle (Garage) darauf erbaut werden dürfe; das 
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Wort Stallgebäude ſei zwar zunächſt auf einen Unterkunftraum für Tiere 


zu beziehen, umfaſſe doch aber auch weiter die gewöhnlich mit einem ſolchen 
verbundenen Räume, wie Kutſcherwohnung und Räume zur Unterbringung 
der Wagen; deshalb ſei anzunehmen, daß auch die zur Unterbringung eines 
Autos beſtimmte Garage nach dem Vertrage der Parteien verboten ſein ſolle; 
ein Auto verurſache mindeſtens ebenſo erhebliche Beläſtigungen für die Nach⸗ 
barſchaft, wie ein Pferdeſtall; mit Rückſicht darauf, daß das ganze Grundſtücks⸗ 
viertel nur mit Villen bebaut werden ſollte, müſſe angenommen werden, 
daß die Parteien ſchon bei Eintragung der Grundgerechtigkeit zwar in erſter 
Linie an ein Verbot der Errichtung von Unterkunfträumen für Pferde gedacht 
hätten, daß ſie aber weiter auch die Errichtung aller ſolcher Gebäulichkeiten 
verbieten wollten, die die gleiche Beläſtigung mit ſich bringen. — Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt, der Deutſch. Bauzeitung zufolge, vom Reichsgericht beſtätigt wor⸗ 
den (Urt. v. 2. Januar 1915, V. 341/15). 

Zutreffend iſt jene Entſcheidung auf die Auslegung des Vertragwillens, 
der die Grunddienſtbarkeit begründenden Parteien abgeſtellt, und zutreffend 
iſt es, daß die Umſtände und Verhältniſſe des beſonderen Falles berückſichtigt 
ſind. Der Wortlaut einer beſtellten Dienſtbarkeit verträgt in derſelben Weiſe 
die Auslegung nach dem wirklichen Willen der Beteiligten und Treu und 
Glauben, wie andre Willenserklärungen und Verträge. Der vorliegende Fall 
liegt weſentlich anders, als der der Frankfurter Entſcheidung zugrunde liegende. 
Es handelt ſich hier zunächſt nicht um ein Gelände, das ausſchließlich mit Villen 
bebaut war oder bebaut werden ſollte, vielmehr wurde auf dem übrigen, 
nicht nach der Badeſtraße zu belegenen Teil des belaſteten Grundſtücks ſeit 
langen Jahren ein Fuhrwerksgeſchäft betrieben. So heißt es denn auch im 
§3 des dieſen andern Teil des jetzigen Grundſtücks Nr. 913 betreffenden 
Vertrags v. 16. Oktober 1857, daß etwaige aufzuführende Gebäude, Miſt⸗ 
kiſten und Privets 5 Fuß von der Grenze zu bleiben hätten, und daß Geräuſch 
machende oder üblen Geruch verbreitende Geſchäfte (Fuhrmannsbetrieb 
ausgenommen) nicht darin betrieben, auch keine Fabriken angelegt werden 
dürfen. Sodann aber gibt auch der Vertrag v. 24. März 1873, durch den die 
Dienſtbarkeit zu Laſten des an der Badeſtraße belegenen Teils des Grundſtiücks 
begründet worden iſt, deutlichen Anhalt dafür, daß es ſich hier keineswegs 
um ein Verbot aller ſolcher Gebäude handelte, die mit einem Stall vergleich⸗ 
bar ſind. Denn es ſind im 84 des Vertrags ausdrückliche Beſtimmungen 
getroffen, in welcher Weiſe eine etwa auf dem Grundſtück zu errichtende Re⸗ 
miſe erbaut werden müſſe, die Errichtung eines ſolchen iſt alſo zweifellos 


micht verboten. Eine ſog. Remiſe dient der Aufbewahrung von Kutſchwagen, 


die auch in oder vor der Remiſe gereinigt zu werden pflegen, und eine Kraft- 
wagenhalle oder Autogarage ſteht einer Remiſe näher als einem Stall. Auch 
iſt von Bedeutung, daß ein Stall, wobei, wie nach den Umſtänden ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, an einen Pferdeſtall zu denken iſt, beſondere Beläſtigungen, vor allem 
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Miſtgeruch und Fliegenplage mit ſich bringt, die bei einer Autohalle nicht vor⸗ 
handen ſind. Daß beſtimmt iſt, es dürfe auch keine Miſtgrube auf dem Platze 
angelegt werden, deutet darauf hin, daß der Verkäufer ſich gerade gegen Be⸗ 
läſtigung dieſer Art ſchützen wollte. 

Es würde unter dieſen Umſtänden zu weit gehen, wenn man den Willen 
der Vertragſchließenden ſo frei auslegen wollte, daß ſie, wenn ſie beim Ver⸗ 
tragſchluß 1873, als Kraftwagen noch völlig unbekannt waren, mit der Er⸗ 
richtung einer Autohalle hätten rechnen können, auch dieſe unterſagt hätten 
und deshalb eine ſolche auch verboten ſei. Anders würde es liegen, wenn die 
Parteien einen erweiternden Zuſatz, wie Stall ‚oder dergleichen‘ angewendet 
hätten. So wie es liegt, muß daran feſtgehalten werden, daß durch die Dienſt⸗ 
barkeit nur die Anlage eines Stalles und einer r Miſtgrube unterſagt iſt, aber 
nicht die einer Autogarage. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 22 Dez. 1916. W. w. K. Bf. 
V. 232/16. Gr. 


137. Wieweit gehört das Mobiliar der Frau zu dem Stamme deren 
Vermögens i. S. des $ 1579, Abſ. 2 BGB. d 


GB. $ 1579. 


Die Klägerin hat den Beklagten, ihren geſchiedenen Ehemann, auf Ge⸗ 
währung des ſtandesmäßigen Unterhalts in Anſpruch genommen. Das Land⸗ 
gericht wies die Klage wegen mangelnder Leiſtungsfähigkeit des Beklagten 
ab. Das Oberlandesgericht machte die Zuerkennung einer vierteljährlichen 
Unterhaltsrente von 135 % von einem Eide der Klägerin abhängig, daß ſie 
an Sparkaſſenguthaben, in Wertpapieren, Hypotheken oder barem Gelde 
nicht 2000 M beſitze. Auf die Reviſion des Beklagten wurde das Berufungs⸗ 
urteil aufgehoben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Oberlandesgericht nimmt zugunſten des Beklagten an, er ſei bei 
Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen keinesfalls imſtande, ohne 
Gefährdung ſeines notdürftigen Unterhalts der Klägerin mehr als 135.4 
vierteljährlich zu gewähren. Der Beklagte hatte aber eingewandt, daß er 
von der Unterhaltungspflicht ganz befreit ſei (§ 1579 Abſ. 2 BGB.), weil 
die Klägerin den Unterhalt aus dem Stamme ihres Vermögens beſtreiten 
könne. In dieſer Beziehung hatte er behauptet, die Klägerin beſitze Mobiliar 
(eine Ausſteuer) im Werte von 15000 . und außerdem an Sparkaſſenguthaben, 
in Wertpapieren, Hypotheken, barem Gelde oder ausſtehenden Forderungen 
2000 . Das Oberlandesgericht iſt der Anſicht, das Mobiliar könne nicht als 
Stamm des Vermögens im Sinne des § 1579 Abſ. 2 angeſehen werden, 
wohl aber müſſe die Klägerin, wenn ſie 2000 #6 beſitze, zunächſt dieſe zu ihrem 
Unterhalte verwenden, ehe ſie an den Beklagten herantreten könne. 
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Mit Recht beanftandet die Reviſion die Erwägung des Oberlandesge⸗ 
richts, das Mobiliar, das die Klägerin beſitzt und das nach der Behauptung 
des Beklagten einen Wert von 15000 & haben ſoll, könne i. S. des § 1579 
Abſ. 2 nicht als Stamm des Vermögens angeſehen werden, aus dem ſich ihr 
Unterhalt beſtreiten laſſe. Dieſe Erwägung entbehrt zum mindeſten der nöti⸗ 
gen Begründung. Beſitzt die Klägerin Mobiliar in einem Umfange, der über 
das Maß deſſen hinausgeht, was ihre Lebensſtellung erfordert, ſo iſt nicht ohne 
weiteres einzuſehen, warum ſie nicht den entbehrlichen Teil zu Geld machen 
und dieſes Geld ebenſo zu ihrem Unterhalte heranziehen könnte wie die 2000 M, 
über deren Beſitz ihr das Oberlandesgericht den ihr vom Beklagten zugeſcho⸗ 
benen Eid auferlegt hat. Stammvermögen i. S. des § 1579 Abſ. 2 iſt keines⸗ 
wegs bloß Kapitalvermögen. Auch anderes Vermögen, aus dem ſich durch 
Veräußerung Einkünfte erzielen laſſen, gehört dazu. Zwar darf die ſchuldlos 
geſchiedene Frau nicht darauf hingewieſen werden, ihr Mobiliar in jeder 
noch ſo unwirtſchaftlichen Weiſe hinzugeben, nur damit der ſchuldige Ehegatte 
von einer Unterhaltsleiſtung frei bleibe. Vielmehr ſetzt $ 1579 Abſ. 2, wie der 
Senat bereits (Urteil vom 19. 4. 15, IV. 603/14) ausgeſprochen hat, immerhin 
eine ſolche Verwendbarkeit des Stammvermögens der Frau zu ihrem Unter⸗ 
halte voraus, die ſich wirtſchaftlich rechtfertigen läßt, und bei der Beantwortung 
der Frage, ob eine ſolche Verwendbarkeit anzunehmen iſt oder nicht, werden 
auch Rechtsvorſchriften, wie die in § 1622 nicht außer acht bleiben dürfen. 
Grundſätzlich gilt aber auch von einem Vermögen der hier in Rede ſtehenden 
Art, daß die Frau, ſoweit der Mann außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts ihr Unterhalt zu gewähren, zuerſt den Stamm ihres 
Vermögens verbrauchen muß, ehe ſie ſolche Unterhaltsbeiträge von ihm ver⸗ 
langen darf, die er ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts nicht 
abgeben kann (vgl. das Senatsurteil v. 1. 12. 04, IV. 249/04). Die Beurtei⸗ 
lung, die das Berufungsgericht der Behauptung des Beklagten über das Mo⸗ 
biliar angedeihen läßt, iſt hiernach keinesfalls erſchöpfend und nötigt deshalb 
zur Aufhebung des Urteils.“ — — — ö 

Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 4. März 1918. H. w. H. (OLG. 

Naumburg). IV. 407/17. | 


138. Unterhaltspflicht des Daters gegen feinen, ihm von der 
Ehefrau vorenthaltenen Sohn. 
Vgl. 59 Nr. 206 m. N.; 68 Nr. 238; 69 Nr. 217. 
BGB. $ 1612. 
Der hihi 14 Jahre alte Kläger iſt der eheliche Sohn des Beklagten. 
Dieſer lebt von ſeiner Ehefrau getrennt und klagt gegen ſie auf Eheſcheidung. 
Der Rechtsſtreit ſchwebt noch. Die Kinder des Beklagten und ſeiner Frau 


befinden ſich bei letzterer, die in Hamburg wohnt. Der e 1 zurzeit 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 7. 
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Arbeiter in Berlin. Dem Kläger ift zur Geltendmachung von Unterhalt3- 
anſprüchen ein Pfleger beſtellt worden, der mit der gegenwärtigen Klage Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Zahlung einer wöchentlichen Rente von 54 
begehrt. Der Beklagte verweigert die Zahlung, da er bereit ſei und wünſche, 
den Kläger bei ſich im Hauſe zu unterhalten. Er habe das Recht, die Heraus⸗ 
gabe des Kindes zu verlangen, die ihm aber von der Mutter grundlos verwei⸗ 
gert werde. Der Pfleger tue nichts, um ihm das Kind zuzuführen. 

Der Klage iſt vom 1. Richter mit Recht entſprochen worden. 
Der Beklagte iſt verpflichtet, den Kläger als ſeinen ehelichen Sohn zu 
unterhalten. Gemäß $ 1612 Abſ. 2 Satz 1 BGB. ſteht es ihm frei, zu beſtim⸗ 
men, in welcher Art und für welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt 
werden ſoll. Dieſe Beſtimmung iſt hier dahin erfolgt, daß der Beklagte ſeinem 
Kinde Naturalverpflegung in ſeiner Wohnung gewähren will. Eine abän⸗ 
dernde Anordnung der Vorm.⸗Behörde nach Satz 2 des Abſ. 2 des § 1612 
BGB., die für das Gericht bindend ſein würde, iſt nicht ergangen. Gleichwohl 
iſt das Verlangen des Beklagten, daß der Kläger der obigen Beſtimmung 
gemäß unterhalten werde, im vorliegenden Fall nicht berechtigt. Der Kläger 
befindet ſich in einem Alter, in dem ein ſelbſtändiger Willensentſchluß von 
ihm noch nicht verlangt und jedenfalls von ihm ſelbſt gegen Widerſtände 
ſeiner Umgebung nicht durchgeführt werden kann. Nun wird das Kind dem 
Beklagten von der Mutter vorenthalten. Ob mit Recht oder mit Unrecht, 
kann dahingeſtellt bleiben, weil der Unterhaltsanſpruch des Kindes durch einen 
Streit der getrennt lebenden Eltern über ſeinen Verbleib nicht beeinträchtigt 
werden kann. Der Pfleger kann als ſolcher dieſen Streit nicht zum Austrag 
bringen, da er lediglich zur Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche des Kin⸗ 
des beſtellt worden iſt. Dieſen Anſprüchen kann es mithin nicht ſchaden, wenn 
der Pfleger gegenüber dem Verlangen des Beklagten auf Zuführung ſeines 
Sohnes keine Schritte unternommen hat. Ob der Beklagte ſeinerſeits die Hülfe 
der Behörden angerufen hat, daß ihm der Kläger ausgeliefert werde, iſt un⸗ 
erheblich, ſolange nicht ſolche Auslieferung tatſächlich erfolgt iſt. Entſcheidend 
iſt vielmehr lediglich die Tatſache, daß der Kläger zurzeit von ſeinem Vater 
getrennt lebt, daß er dieſen Zuſtand aus eigener Machtvollkommenheit zu 
beſeitigen außerſtande iſt und daher die ihm vom Beklagten angebotene Na⸗ 
turalverpflegung nicht entgegennehmen kann, die oben erwähnte Beſtimmung 
des Beklagten mithin unausführbar iſt, ſo daß es bei der Regel des Abſ. 1 
des § 1612 BGB. fein Bewenden behalten muß. Der erkennende Senat hat 
in dieſem Sinne bereits früher entſchieden; 

vgl. HanſGZ. Bleibl. 1910 Nr. 92 S. 124; fo auch der 2. Senat dieſes Gerichts das. 

1909 Nr. 63 S. 111; ebenſo NGéntſch. 27 Nr. 16 S. 77; JW. 1901 S. 870; 

Komm. von RGRäten“, Anm. 2 zu 3.4612, Bd. 3, 253. 

Dem Beklagten muß es daher Überlaſſen bleiben, zunächſt zu verſuchen, 
mit Hülfe der Behörden die Herausgabe des Klägers zu erlangen. Solange 
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das nicht geſchehen iſt, iſt er gehalten, dem Kläger unter den obwaltenden 
Umſtänden den Unterhalt in Geſtalt einer Geldrente zu gewähren, deren Höhe 
von ihm nicht bemängelt worden iſt. 

Der Berufung mußte der Erfolg verſagt werden. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 21. Nov. 1916. F. w. F. Bf. 
III. 345/16. B. 
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139. Klage des Erblaſſers gegen den Pflichtteilberechtigten auf Feſt⸗ 
ſtellung des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils; 
zur Auslegung der $ 1611 Abſ. 2, 1621 Abſ. 2 BGB. 
Vgl. 64 Nr. 196. 
ZBO. 88 256. 280, BGB. 88 2333 ff., 1611 Abſ. 2, 1621 Abi. 2. 

Der Beklagte erhob gegenüber der von ſeinem Sohne angeſtrengten Klage 
auf Gewährung von Unterhalt Widerklage auf Feſtſtellung, daß er berechtigt 
ſei, dem Kläger den Pflichtteil zu entziehen. 

Das Landgericht wies die Klage ab und gab der Widerklage ſtatt. Auf die 
Berufung des Klägers erkannte das Oberlandesgericht auf Abweiſung der 
Widerklage. Die Reviſion des Beklagten hatte Erfolg. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Vorausſetzung ſowohl der Klage aus § 256 als derjenigen aus $ 280 
ZPO. iſt, daß die Klagen die Feſtſtellung eines beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes zum Gegenſtande haben. Das Berufungsgericht hält dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nicht für gegeben und begründet das, wie folgt: Mit der Widerklage 
begehre der Beklagte ihrem eigentlichen Inhalte nach einen richterlichen Aus⸗ 
ſpruch dahin, daß eine etwaige letztwillige Verfügung ſeinerſeits, die dahin 
gehe, daß dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, Rechtsgültigkeit habe. 
Die Gültigkeit oder Ungültigkeit eines Teſtaments könne aber nicht ſchon zu 
Lebzeiten des Erblaſſers im Klagewege feſtgeſtellt werden. Die von dem Be⸗ 
klagten etwa beabſichtigte Errichtung einer letzwilligen Verfügung, wodurch 
dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, äußere ihre Wirkung erſt nach dem 
Tode des Beklagten, habe alſo nur für die künftige Entſtehung von Rechts⸗ 
verhältniffen Bedeutung: Daraus ergebe ſich, daß die Widerklage, welche auf 
die richterliche Anerkennung der Gültigkeit einer letztwilligen Verfügung des 
Beklagten abziele, durch welche dem Kläger der Pflichtteil entzogen werde, 
tatſächlich die Feſtſtellung einer Rechtsfrage zum Gegenſtande habe. Endlich 
ſei nach dem Grundſatze: viventis hereditas non datur ($ 1922 BGB.) die 
Zuläſſigkeit einer Klage auf Feſtſtellung eines erbrechtlichen Verhältniſſes 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden begrifflich ausgeſchloſſen. Dar⸗ 
auf ſei aber die Widerklage gerichtet. 

Dieſe Begründung beruht auf Rechtsirrtum. Wie die Reviſion mit Recht 
ausführt, iſt es unrichtig, wenn das Berufungsgericht die Frage, ob der Be⸗ 

16* 
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klagte berechtigt iſt, dem Kläger den Pflichtteil zu entziehen, mit der anderen, 
ob ein den Kläger von der Erbſchaft ausſchließendes Teſtament rechtsgültig 
ſei, identifiziert. Das Berufungsgericht macht den Fehler, daß es die Be⸗ 
griffe des Pflichtteilrechts und des Pflichtteilanſpruchs nicht auseinander 
hält. Das Pflichtteilrecht iſt die Quelle, aus welcher der Pflichtteilanſpruch 
unter gewiſſen Vorausſetzungen gegen die Erben entſtehen kann. Notwendiges 
Erfordernis der Entſtehung des Pflichtteilanſpruchs iſt insbeſondere der 
Tod des Erblaſſers (88 2303, 2317 BGB.). Nur auf den Pflichtteilanſpruch 
paßt alſo die Erwägung, die das Berufungsgericht aus dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 17. Juni 1901, RGeEntſch. 49, 372 anführt, daß begrifflich 
die Zuläſſigkeit einer Klage auf Feſtſtellung eines erbrechtlichen Verhältniſſes 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden ausgeſchloſſen ſei. 
Dagegen äußert das Pflichtteilrecht ſchon zu Lebzeiten des Erblaſſers 
rechtliche Wirkungen. Es iſt ein Recht, durch welches ſeine Teſtierfreiheit 
zugunſten ſeiner Abkömmlinge, Eltern und ſeines Ehegatten eingeſchränkt 
wird. Demgemäß beſtimmte § 1975 des Entw. I eines BGB.: ‚Der Erb⸗ 
laſſer hat jedem ſeiner Abkömmlinge uſw. ſoviel zu hinterlaſſen, daß der Wert 
des Hinterlaſſenen die Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils erreicht'. 
Die Vorſchrift iſt zwar von der Kommiſſion für die 2. Leſung des Entw. in 
der Faſſung (jetzt § 2303), nicht aber ſachlich geändert (Prot. Bd. 5 S. 498). 
Es hat alſo noch heute dasjenige Bedeutung, was über die Natur des Pflicht- 
teilrechts in den Motiven ausgeführt iſt. Es heißt dort (S. 387 Abſ. 2): Es 
ſei davon ausgegangen, daß eine Rechtspflicht des Erblaſſers beſtehe, die 
ihm gewährte Teſtierfreiheit nicht zu mißbrauchen, und daß die Pflichtteil⸗ 
berechtigung die Kehrſeite dieſer Rechtspflicht ſei. . . . Dieſe Rechtspflicht 
des Erblaſſers ſei aber nicht als eine unter Lebenden ſchon begründete obli⸗ 
gatoriſche Verpflichtung anzuſehen, bei deren Nichterfüllung die Folgen 
einträten, welche der Entwurf für den Fall der Nichterfüllung obligatoriſcher 
Verpflichtungen beſtimme. Der Eintritt der Wirkungen und damit die Ent⸗ 
ſtehung eines gegenwärtigen Rechtes für den Pflichtteilberechtigten knüpften 
ſich lediglich an die objektive Nichterfüllung der vorgeſchriebenen Rechts- 
pflicht. 

Hiernach wird alſo ausdrücklich eine bei Lebzeiten des Erblaſſers gegen- 
über den pflichtteilberechtigten Perſonen beſtehende Rechtspflicht und eine 
entſprechende Berechtigung der letzteren anerkannt. Dieſes Pflichtteilrecht 
beruht auf der Verwandtſchaft oder der Eheſchließung und entſteht erſteren 
Falls regelmäßig mit der Geburt, letzterenfalls mit der Heirat. 

Eine Ausnahme von der dem Erblaſſer nach dem Geſagten kraft des 
Pflichtteilrechts obliegenden Hinterlaſſungspflicht beſtimmen nun die 88 2333ff. 
BOB. Durch das Vorliegen der dort aufgeführten Pflichtteilentziehungs- 
gründe wird aber, wie das Berufungsgericht im Anſchluß an Motive (V S. 430 
Abſ. 2) richtig ſagt, jene Hinterlaſſungspflicht nicht von ſelbſt aufgehoben, 
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vielmehr ift damit nur die Vorausſetzung gegeben für eine Anordnung 
des Erblaſſers, durch welche der letztere in wirkſamer Weiſe das Recht des Pflicht⸗ 
teilberechtigten auf Hinterlaſſung des Pflichtteils verneint und ſich gegen⸗ 
über dem Pflichtteilberechtigten die volle und unbeſchränkte Teſtierfreiheit 
verſchafft. Es fragt ſich, ob eine auf Feſtſtellung dieſes Rechtes gerichtete Klage 
die Feſtſtellung eines gegenwärtigen Rechtsverhältniſſes zum Gegenſtande 
hat. Daß dieſes vom Geſetze ſelbſt wiederholt als ‚Recht zur Enkziehung 
des Pflichtteils“ bezeichnete Recht (88 23352, 2337) ein gegenwärtiges 
und nicht etwa ein vom Tode des Erblaſſers abhängiges zukünftiges Recht 
ift, ergibt ſich ſchon aus den vorſtehenden Erörterungen. Es ſetzt voraus, 
daß die in den 88 2333 und 2334 vorgeſehenen Entziehungsgründe bei Leb⸗ 
zeiten des Erblaſſers eingetreten ſind. Die Entziehung muß durch Errichtung 
einer letztwilligen Verfügung erfolgen; der Grund der Entziehung muß zur 
Zeit der Errichtung beſtehen und in der Verfügung angegeben werden ($ 2336). 
Die Ausübung des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils muß alſo notwendig 
zu Lebzeiten durch ein vom Erblaſſer ſelbſt vorzunehmendes Rechtsgeſchäft 
bewirkt werden. Das Recht kann auch noch zu Lebzeiten des Erblaſſers durch 
Verzeihung und im Falle des § 2333 Nr. 5 durch Abkehr des Abkömmlings 
von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel erlöſchen (88 2337, 2336 Abſ. 4). 

Eine Beſtätigung für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung iſt auch gerade aus 
dem 81611 Abſ. 2 BGB. ebenſo wie aus der entſprechenden Vorſchrift im 
§ 1621 Abſ. 2 zu entnehmen. Denn nach dieſen Vorſchriften ſoll das Recht 
zur Entziehung des Pflichtteils rechtlichen Einfluß ausüben auf Anſprüche 
unter Lebenden. Aus dem Wortlaut dieſer Vorſchriften könnte man den 
Schluß ziehen, daß jene in den §8 16112, 1621? beſtimmten Wirkungen nicht 
als Folgen des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils gedacht ſeien, ſondern 
daß lediglich — zur Vermeidung einer Wiederholung der einzelnen Pflicht⸗ 
teilsentziehungsgründe — ein Tatbeſtandselement des Rechtes zur Entziehung 
des Pflichtteils auch zum Tatbeſtandsmerkmal für die Fälle der 88 1611 Abſ. 2, 
1621 Abſ. 2 habe gemacht werden ſolken. Allein das iſt nicht der Sinn des 
Geſetzes. Was zunächſt den § 1611 angeht, jo ergibt ſich das Gegenteil ſchon 
aus den Motiven (Bd. 4 S. 701). — — — Demgemäß herrſcht auch kein Streit 
darüber, daß der Unterhaltspflichtige zur Verweigerung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts nicht mehr berechtigt iſt, wenn er die Verfehlungen des Unterhalt⸗ 
berechtigten verziehen hat. Ebenſo hat das Reichsgericht wiederholt ausge⸗ 
ſprochen, daß das Recht der Eltern, gemäß § 1621 Abſ. 2 BGB. die Leiſtung 
der Ausſteuer zu verweigern, nicht mehr beſteht, wenn ſich die Tochter zur 
Zeit der Heirat von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel dauernd ab⸗ 
gewendet hat (RGZ. Bd. 77, S. 162, Warneyer 1916 Nr. 6). Daraus ergibt 
ſich, daß der volle Tatbeſtand des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils 
gegeben ſein muß, wenn ſich die Unterhaltspflicht gegenüber dem Unterhalt⸗ 
berechtigten auf den notdürftigen Unterhalt beſchränken und wenn die Aus- 
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ſteuerpflicht gegenüber der Tochter in Wegfall kommen ſoll. Das iſt ein wei⸗ 
terer Beweisgrund dafür, daß es nicht richtig ſein kann, wenn das Berufungs⸗ 
gericht meint, daß Gegenſtand der Widerklage ein erbrechtliches Verhältnis 
bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden ſei. Denn, wie die Reviſion 
zutreffend ſagt, würde ein Anſpruch unter Lebenden, wie es der Unterhalts⸗ 
und der Ausſteueranſpruch ſind, nicht von einem künftigen erbrechtlichen 
Verhältkis abhängig gemacht werden können, das bei Lebzeiten des Erblaſſers 
noch keiner Entſcheidung fähig wäre. 

Was die Natur dieſes Rechts auf Entziehung des Pflichtteils anlangt, 
ſo begründet es allerdings nicht, wie das Landgericht im Urteil vom 8. Juli 
1914 annimmt, einen ‚Anſpruch'. Denn ein Anſpruch (im materiellrechtlichen 
Sinne), d. i. das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlaſſen zu ver⸗ 
langen (§ 194 BGB.), liegt nicht vor, wenn der Berechtigte den Rechtserfolg 
durch eigene Handlung herbeizuführen vermag. Es handelt ſich vielmehr um 
ein Recht, das in der neueren Rechtsſprache in Unterſcheidung von den An⸗ 
ſprüchen als Recht des rechtlichen Könnens bezeichnet wird. Als ſolche 
kommen namentlich Kündigungs⸗, Rücktritts⸗, Anfechtungs⸗ und ſonſtige 
Aufhebungsrechte in Betracht. Solche Rechte des rechtlichen Könnens erſcheinen 
in der Regel als Beſtandteile eines bereits beſtehenden Rechtsverhältniſſes 
und ſind dazu beſtimmt, dieſes zu einer weiteren Entwicklung zu bringen. 
Dies gilt auch von dem Rechte zur Entziehung des Pflichtteils, das dem Erb⸗ 
laſſer die Befugnis gewährt, ein bereits beſtehendes Rechtsverhältnis, kraft 
deſſen er verpflichtet iſt, gewiſſen ihm naheſtehenden Perſonen einen Teil 
ſeines Vermögens zu hinterlaſſen, zum Erlöſchen zu bringen. 

Feſtſtellbar iſt nun aber nicht nur ein ſelbſtändiges Rechtsverhältnis 
im ganzen, ſondern ſind auch die einzelnen Berechtigungen, die nur Aus⸗ 
flüſſe jenes weitergehenden Rechtsverhältniſſes ſind. (JW. 1909, S. 4972.) 
Jedes ſubjektive Recht ſchafft rechtliche Beziehungen zwiſchen zwei Perſonen 
oder zwiſchen einer Perſon und einer Sache, begründet alſo ein Rechtsver⸗ 
hältnis. Nicht erforderlich iſt es, daß das Rechtsverhältnis einen Leiſtungsan⸗ 
ſpruch gegen den Beklagten zu begründen oder auch nur vorzubereiten geeig⸗ 
net iſt (RGEntſch. 74, 294). Insbeſondere iſt in der Rechtſprechung und Li⸗ 
teratur anerkannt, daß auch die Rechte, eine Rechtsänderung demnächſt zu 
vollziehen, alſo die ſog. Rechte des rechtlichen Könnens, Gegenſtand einer 
Feſtſtellungsklage fein können, wenn auch in ſolchen Fällen wegen der Mög- 
lichkeit, die Willenserklärung, welche die Rechtsänderung herbeiführt, als- 
bald abzugeben, in der Regel das Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
fehlen wird. So hat das Reichsgericht bezüglich des Kündigungsrechts im Ur— 
teil vom 14. Oktober 1902, JW. 1902 S. 6057 entſchieden, während es im 
Urteil vom 19. Oktober 1910, RG.Z. Bd. 74 S. 292 die Geltendmachung 
des Leiſtungsverweigerungsrechts nach 8478 BGB. im Wege der 
Feſtſtellungsklage für zuläſſig erklärt hat. 
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Der Umſtand, daß die Wirkungen einer auf Grund des in Rede ſtehenden 
Kannrechts errichteten letztwilligen Verfügung erſt nach dem Tode des Ver⸗ 
fügenden eintreten, ſteht der Annahme nicht entgegen, daß jenes Recht ſelbſt 
ein gegenwärtiges Rechtsverhältnis begründet.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 10. Januar 1918. T. w. T. (OLG. 

Düſſeldorf). IV. 324/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 1 S. 1. 


140. Unterſchied zwiſchen Bandelsmaller und Agent. 
Vgl. 48 Nr. 48 m. N.; 49 Nr. 31; auch 47 Nr. 279. 
HGB. 88 94 ff.; BGB $$ 652 ff. 

Kläger verlangte von der Beklagten die Zahlung von 660 K nebſt 5% 
Prozeßzinſen mit der Begründung, daß er im Juni—Juli 1914 eine Reihe 
von Verkäufen von Gerſte für ſie als Makler vermittelt habe und dafür insge⸗ 
ſamt jene Summe verlangen könne. Dieſe Geſchäfte find ſämtlich nicht aus⸗ 
geführt, weil die Beklagte, die ſtets nach dem Schlußſchein des Bremer Ver⸗ 
eins von Getreide⸗Importeuren abzuſchließen pflegte, von der in dieſem 
Schlußſchein enthaltenen Klauſel, wonach „der Verkäufer durch Krieg von der 
Lieferungsfriſt entbunden“ iſt, den Käufern gegenüber nach Ausbruch des 
Krieges Gebrauch machte. Die Beklagte behauptet, wegen dieſer ihr zuſtehen⸗ 
den Auflöſung der Kaufverträge zur Zahlung einer Vermittlungsgebühr 
nicht verpflichtet zu ſein, da Kläger nicht als Makler, ſondern als Gelegenheits⸗ 
agent die Abſchlüſſe vermittelt habe und die Geſchäfte nicht zur Ausführung 
gelangt ſeien. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗ 
Urteils: >: 

„Der Kläger ift ohne Zweifel nicht. Handlungsagent der Beklagten 
i. S. der §88 84 ff. HGB. geweſen. Denn das würde vorausſetzen, daß er ſtän⸗ 
dig von ihr damit betraut war, Handelsgeſchäfte für ſie zu vermitteln, ſo daß 
er dauernd verpflichtet geweſen wäre, für ſie Käufer ihrer Waren zu ſuchen 
und auch ſonſt überall ihr Intereſſe zu fördern. Er war aber gleichzeitig auch 
für eine ganze Reihe andrer Bremer Getreideeinfuhrgeſchäfte und für einige 
Getreidehändler in Hannover tätig. Und wenn es auch einem ſtändigen Hand⸗ 
lungsagenten erlaubt iſt oder jedenfalls nach Vertragsabſicht oder Gebrauch 
erlaubt ſein kann, für mehrere Konkurrenzgeſchäfte tätig zu ſein, ſo wird ihn 
doch das Verhältnis zu den einzelnen Geſchäftsherren immer verpflichten, 
die Intereſſen des einen nicht grob hinter die Intereſſen des andern zurück⸗ 
zuſetzen, ſondern möglichſt gleichmäßig, wenn auch unter Berückſichtigung 
der beſonderen Verhältniſſe jedes einzelnen, ſeine Tätigkeit zu verteilen. 
Die Stellung des Klägers war aber eine noch freiere. Schon die große Zahl 
der Geſchäfte, für die er tätig war, ſchloß ein dauerndes Verpflichtungsverhält⸗ 
nis zu jedem einzelnen aus. Kläger konnte die Käufer zuführen, wem er ge⸗ 
rade wollte, konnte den einen dauernd bevorzugen und den andern ganz ver⸗ 
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nachläſſigen, ohne daß er ſich jemandem haftbar machte. Eine Verpflichtung 
zur dauernden Intereſſenvertretung beſtand alſo nicht. 

Es kann ſich nur fragen, ob Kläger zur Beklagten die Stellung eines Han⸗ 
delsmaklers oder eines ſog. Gelegenheitsagenten hatte. In Ermangelung 
ausdrücklicher Abreden läßt ſich nur aus den Umſtänden entnehmen, was von 
beiden die Parteien wollten, ob alſo der Kläger die Abſchlüſſe mit den Käu⸗ 
fern objektiv vermitteln, die beiderſeitigen Intereſſen und Angebote zum Aus⸗ 
gleich bringen und dabei auch den Käufern zur Sorgfalt und Auskunft nach 
88 98, 101 HGB. verpflichtet fein oder ob er bei der Vermittlung der einzel- 
nen Geſchäfte nur zur Tätigkeit im einſeitigen Intereſſe der Beklagten und nur 
ihr zur Sorgfalt und Auskunft verbunden ſein ſollte. Dabei muß der Umſtand, 
daß der Kläger ſtets nur von der Beklagten Vermittlungsgebühr bekam und 
nicht von den Käufern, als ein für ſich allein entſcheidender Anhaltspunkt 
ausſcheiden, da es in den Hanſeſtädten vielfach entgegen der geſetzlichen Re⸗ 
gel des § 99 HGB. Gebrauch iſt, daß auch die Handelsmakler nur von einer 
Seite, von den Verkäufern, gelöhnt werden (ſo auch nach der hamburgiſchen 
Mäklergebühren⸗Taxe). 

Dagegen kommt zunächſt in Betracht, daß der Kläger ſein Geſchäft als 
ein Getreide⸗ und Futtermittelagenturgeſchäft zum Handelsregiſter ange⸗ 
meldet hat und auch im Bremer Adreßbuch immer nur als Agent aufgeführt, 
unter den Maklern aber niemals genannt war. Einem Agenturgeſchäft gleicht 
auch mehr der äußere Aufbau ſeines Geſchäfts. Kläger unterhielt Zweignieder⸗ 
laſſungen in Hannover und Osnabrück, nach dem Handelsregiſter auch in 
Hamburg. Dieſe Niederlaffungen ſtanden in unmittelbarer Verbindung 
auch mit der Beklagten und den andern Getreidehändlern. Und wenn auch 
eine perſönliche Tätigkeit den Handelsmaklern bei den Vermittlungsverhand⸗ 
lungen nicht vorgeſchrieben iſt, ſo iſt ſie doch Regel und iſt jedenfalls die Ein⸗ 
richtung von Niederlaſſungen in andern Städten, abgeſehen von Schiffsmak⸗ 
lern, deren Verhältniſſe aber auch beſonders liegen, unüblich. Dazu kommt der 
Umſtand, daß ſich die Tätigkeit des Klägers auf der Verkäuferſeite um einen 
beſtimmten und beſchränkten Kreis von Geſchäften drehte, von denen er auch 
allein ſeine Vergütung erhielt, und daß er deren, vom Bremer Verein der 
Importeure vorgeſchriebene Schlußſcheine mit ſehr eingehenden Bedingungen 
ſtets zur Grundlage der Verträge machte, es ſich aber auf der andern Seite 
um die Aufſuchung immer neuer Verbindungen, namentlich auswärtiger 
Käufer handelte, die natürlich vielfach wechſelten. Das wies darauf hin, 
daß der Ausgangs⸗ und Mittelpunkt der Tätigkeit des Klägers auf der Seite 
der Verkäufer lag und er ſeine Aufgabe mehr darin ſah, für ſie zu den Be⸗ 
dingungen, die ſie ſetzten, überall Abnehmer zu ſuchen und zu werben oder durch 
ſeine Leute werben zu laſſen. — Weiter betrieb der Kläger in demſelben Ge⸗ 
ſchäftszweige, in dem er vermittelte, auch ein Geſchäft auf eigene Rechnung, 
was ebenfalls zur Stellung eines Maklers nicht recht ſtimmen will. — Er 
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hat auch nicht darauf gerechnet, die beſonderen Pflichten, die das Geſetz den 
Handelsmaklern auferlegt, zu befolgen. Ein eigentliches Tagebuch, wie das 
Geſetz es bei Strafe zu führen vorſchreibt und aus dem der Handelsmakler 
jederzeit beiden Vertragſchließenden muß Auszüge geben können, hat er 
nicht geführt. — — — Wenn Kläger beſonderen Nachdruck darauf legt, daß 
er nach Abſchluß jedes Geſchäftes beiden Teilen Schlußſcheine zugeſtellt habe, 
ſo kann nicht zugegeben werden, daß es für einen vermittelnden Agenten 
etwas geradezu fremdes ſei, auch dem anderen Teile zur Klarſtellung und Feſt⸗ 
legung eine Beſtätigung der erfolgten Einigung zu geben. Es kommt hier aber 
noch hinzu, daß der Kläger nach ſeiner Angabe für den Fall, daß nach ſeiner 
Meinung eine Einigung erzielt war, von den Käufern regelmäßig Vollmacht 
erhielt, in ihrem Namen ſofort abzuſchließen, und er dies dann auch gewöhn⸗ 
lich tat. Dann war aber die Überſendung eines Schlußſcheins auch an die 
Käufer die einfachſte Form der ihm obliegenden Benachrichtigung von dem 
erfolgten Abſchluſſe. — Anderſeits erkundigte ſich der Kläger nach der Kredit⸗ 
würdigkeit neu zugeführter Kunden, wozu er wohl als Agent, nicht aber unter 
gewöhnlichen Umſtänden als Handelsmakler verpflichtet war. — Von beſon⸗ 
derer Erheblichkeit iſt auch die Art, wie er ſeine Rechte gegen die Verkäufer 
geltend machte. Er beanſpruchte die Vermittlungsgebühr nicht nach dem Ab⸗ 
ſchluß jedes Geſchäfts, ſondern ſandte über die verdienten Proviſionen halb⸗ 
jährliche Aufſtellungen — genau wie in § 88 Abſ. 4 HGB. vorgeſehen iſt —; 
und darin forderte er die Gebühr nicht für jedes in dem halben Jahre abge⸗ 
ſchloſſene, ſondern nur für das in dem Halbjahr zur Abwicklung gelangte Ge⸗ 
ſchäft oder den betreffenden Teil eines ſolchen. Und daß es ſich dabei nicht um 
ein bloß zeitliches Abhängigmachen von Ausführung und Erfolg des Geſchäfts 
han delte, beweiſt die Tatſache, daß, wenn der Käufer zahlungsunfähig war, 
er nichts forderte. 

Wenn aber ſo der Kläger ſich ſelbſt als Agenten bezeichnete und auch ſonſt 
dementſprechend dem Publikum und insbeſondere den Verkäuferkreiſen ſo⸗ 
wohl in der Einrichtung des ganzen Geſchäfts wie in der Handhabung der 
einzelnen Geſchäfte entgegentrat, ſo muß er ſich auch gefallen laſſen, als Agent 
in ſeinen Rechten und Pflichten behandelt zu werden, und war es ſeine Sache, 
wenn er das nicht wollte, wenn er Makler ſein wollte, dies ausdrücklich zu 
ſagen. Daß er bei manchem, was er tat, insbeſondere bei der Anforderung 
ſeiner Vergütungen, ſich von dem Wunſche leiten ließ, bei ſeinen Auftraggebern 
nicht anzuſtoßen, und ohne die Meinung, daß es rechtlich fo fein müſſe, macht 
dabei nichts aus. Es zeigt einmal, daß er ſelbſt bei ſeinen Auftraggebern einen 
entſprechenden Willen vorausſetzte, dem er ſich dann ſtillſchweigend fügte; 
und ſodann kommt es nur darauf an, daß er ſich ſtändig ſo gab, nicht warum 
er es tat. Daß übrigens feine Handlungsweiſe bei Anforderung feiner Pro- 
viſion auch dem tatſächlichen bewußten Willen der Verkäuferkreiſe entſprach, 
das beweiſt der in den Jahren 1910/12 ergangene Beſchluß des Vereins der 
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Bremer Importeure, der für alle Agenten und Makler der Importeure die 
Vorſchriften des § 88 HGB. zur Vorſchrift machte. 

Iſt demnach der Kläger im Verhältnis auch zur Beklagten als ihr Ge⸗ 
legenheitsagent anzuſehen, ſo muß die allerdings zunächſt nur für die ſtändigen 
Agenten im 88 84 ff. HGB. gegebene Vorſchrift des § 88 Abſ. 1-3 HGB., 
wonach grundſätzlich nur für jedes zur Ausführung gelangte Geſchäft Vermitt⸗ 
lungsgebühr verlangt werden kann, auf ihn entſprechend angewandt werden. 
Denn dieſe Vorſchrift hat nicht in der im § 88 Abſ. 1—3 vorausgeſetzten Dauer- 
haftigkeit des Verhältniſſes, ſondern in dem Verhältniſſe ſelbſt ſeinen Grund. 
Wie der Daueragent bei ſeiner ganzen Tätigkeit, ſo erſtrebt auch der Gele⸗ 
genheitsagent bei dem einzelnen Geſchäft im Zuſammenwirken mit dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn einen gemeinſamen wirtſchaftlichen Erfolg, für deſſen Erreichung 
er bezahlt wird. Dieſes gemeinſame Erſtreben eines Erfolges tritt nament⸗ 
lich deutlich hervor bei Vermittlern, die, wie der Kläger, nach dem überreich⸗ 
ten Gutachten von dem Geſchäftsherrn etwa 40% von deſſen Bruttogewinn 
erhalten. Bei ſolchem Zuſammenſchluß zut Gewinnung eines Erfolgs iſt 
es aber ſelbſtverſtändlich, daß für keinen ein Anſpruch auf Gewinn beſteht, 
wenn der Erfolg nicht eintritt. Etwas anderes iſt es nur dann, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsherr, der nach dem Abſchluß das Geſchäft in Händen hat, das Seine 
nicht tut, um es zur Ausführung und damit zum Erfolge zu bringen, und ſo 


den Agenten um den Lohn feiner Tätigkeit bringt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Ott. 1917. L. w. Sch. Bi. 
VI. 93/17. ö 5 


141. Der Anſpruch des Agenten auf Proviſion für die von ihm gut- 
geſagte Erfüllung ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 
. HGB. 55 88. 396; BGB. 5 765. 

Am 27. Mai 1914 beſtellte der Kläger bei der Beklagten für eine ameri⸗ 
kaniſche Geſellſchaft einen großen Poſten ſog. Sealskin⸗Fabrikate (Seehund⸗ 
fellnachahmungen, Haarplüſche), die nach und nach geliefert und bar bezahlt 
werden ſollten, wobei der Kläger das Delkredere für die Zahlungen der ameri⸗ 
kaniſchen Geſellſchaft übernahm gegen eine ihm zu vergütende Proviſion von 
39%, ſolange er für jene Firma Orders ausführte. Geliefert wurden von der 
Beklagten ſtatt der bedungenen 1050 nur 152 Stück. Der Kläger verlangte 
nun u. a. für die nicht gelieferten 898 Stück für jedes die Proviſion von 3 l, 
wurde aber mit der Klage in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Der Kläger hat am 27. Mai 1914 beim Abſchluſſe des Kauf⸗ 
vertrags mit der Beklagten ‚das Delkredere für die Zahlungen‘ der ameri⸗ 
kaniſchen Geſellſchaft übernommen und dafür das Verſprechen einer Pro- 
viſion von 3% erhalten. Die Proviſion iſt alſo von den Kaufpreiſen zu berech- 
nen, die die Beklagte als Verkäuferin zu fordern hat. Das Landgericht, das 
mit Recht und aus zutreffenden Gründen annimmt, daß der Kläger nicht 
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Selbſtkäufer der am 27. Mai 1914 bei der Beklagten beſtellten Waren geweſen 
ſei, bewilligt ihm nicht nur die Proviſion, die er vom Kaufpreiſe der bisher 
von der Beklagten gelieferten 152 Stück Ware beanſprucht und bereits durch 
Abzug vom Kaufpreiſe dieſer Ware erhalten hat, ſondern ſpricht ihm die Pro⸗ 
viſion auch inſoweit zu, als die Ausführung des Kaufvertrags im übrigen 
aus einem Grunde unterblieben iſt, den die Beklagte zu vertreten hat. Es 
wendet alſo auf die Proviſionsvereinbarung der Parteien den in den $ 88 
Abſ. 2 und § 396 Abſ. 1 HGB. aufgeſtellten Grundſatz an, demzufolge dem 
Handlungsagenten und dem Kommiſſionär die Gebühr, die ihnen in 8 88 
Abſ. 1 und § 396 Abſ. 1 Satz 1 grundſätzlich nur für den Fall der Ausführung 
des durch ihre Tätigkeit zuſtandegekommenen Geſchäfts bewilligt wird, auch 
dann zukommen ſoll, wenn ihre Tätigkeit aus Gründen erfolglos bleibt, die 
in der Perſon des Geſchäftsherrn und des Kommittenten liegen; 

vgl. Düringer⸗ Hachenburg GGB. 1, 505 Anm. 3 zu $ 88; 3, 628 ff. Anm. 4 zu § 396; 

Staub HGB.? 2, 1104 Anm. 4 und 5 zu $ 396. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes könnte nur eine rechtsähnliche fein. 
Denn der Kläger, von dem der vorliegende Kaufvertrag als Aufkäufer der 
amerikaniſchen Geſellſchaft und nach dem Vertraginhalt als deren Vertreter 
mit oder ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſen worden iſt, hat nicht als Agent 
der Beklagten gehandelt, ſondern könnte nur als ſolcher der Geſellſchaft an- 
geſehen werden, in deren Namen er den Vertrag abgeſchloſſen hat (8 84 Abſ. 1 
HGB.). Kommiſſionär war er nicht, da er nicht im eigenen Namen gekauft hat 
(8 383 HGB.), und jedenfalls iſt feine Geſchäftsbeſorgung nicht die Erledigung 
eines ihm von der Beklagten dazu erteilten Auftrags geweſen; ſondern es 
liegt der beſondere Fall vor, daß der Vertreter des einen vertragſchließenden 
Teils dem anderen verſpricht, für die Erfüllung der Verbindlichkeiten des von 
ihm Vertretenen einzuſtehen. Aber auch rechtsähnlich iſt der Grundſatz, der 
das Landgericht zu ſeiner Entſcheidung geführt hat, auf die in Frage kommende 
Delkredereproviſion nicht anwendbar. Die Gebühr, die der Agent trotz Nicht⸗ 
ausführung des von ihm vermittelten oder abgeſchloſſenen Geſchäfts zu be⸗ 
anſpruchen hat, iſt die ihm im 8 88 Abſ. 1 HGB. zugeſprochene und unter 
„der Proviſion“, die dem Kommiſſionär geſchuldet wird, obgleich das Ge⸗ 
ſchäft nicht ausgeführt worden iſt, kann nur die ihm nach § 354 Abſ. 1 HGB. 
zukommende Gebühr verſtanden werden. Mit dieſen Gebühren hat die Del⸗ 
kredereproviſion des Agenten, der dem Geſchäftsherrn für den Eingang des 
Kaufpreiſes haften will, alſo ſich verbürgt 

(vgl. Düringer⸗Hachenburg 1, 500 Anm. 11 zu $ 88; Stub 1, 410 Anm. 14 zu 5 84), 
und des Kommiſſionärs, der nach § 394 Abſ. 1 HGB. für die Erfüllung 
der Verbindlichkeit deſſen, mit dem er das Geſchäft für Rechnung des 

Kommittentenabgeſchloſſen hat, dieſem einſteht und dadurch eine bürgſchaft⸗ 
ähnliche Haftung übernimmt 

(vgl. Düringer⸗ Hachenburg 3, 621 Anm. 2 zu $ 394; Staub 2, 1100 Anm. 1 zu $ 394), 
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nichts zu tun. Denn, wenn auch — was in gleicher Weiſe, wie für die 
Forderung des Kommiſſionärs, ſo auch für die des Agenten anzunehmen 
ſein dürfte — der Anſpruch auf dieſe Proviſion nicht von der Inanſpruchnahme 
aus der übernommenen Haftung abhängig iſt, ſo kann er doch nur inſoweit 
entſtehen, als ‚die Erfüllung aus dem Vertragverhältniſſe gefordert werden 
kann“, es demnach zur Möglichkeit eines Einſtehens, zu dem „Riſiko“ kommt, 
das vergütet werden ſoll 
(vgl. Düringer⸗ Hachenburg 3, 625 Anm. 15 und Staub 2, 1101 Anm. 7 zu 5 394). 

Notwendige Vorausſetzung für die Entſtehung der Gebühr iſt alſo 
auch hier die Ausführung des Geſchäfts, d. h. der Erfolg der Tätigkeit des 
Agenten oder des Kommiſſionärs, aber nicht deshalb, weil durch die 
Vergütung des Erfolgs die zu dieſem führende Tätigkeit vergütet werden ſoll, 
ſondern um deswillen, weil der Erfolg die notwendige Vorausſetzung der 
übernommenen Haftung iſt und eine Haftungsmöglichkeit ſo lange ausbleibt, 
als die Tätigkeit des Agenten oder des Kommiſſionärs nicht zur Begrün⸗ 
dung einer Hauptſchuld führt, für die eingeſtanden werden könnte. Der 
Grundſatz des § 88 Abſ. 2 und des § 396 Abſ. 1 Satz 2 Halbſ. 2 HGB., 
nach dem bereits die zur Erreichung des Erfolgs entwickelte Tätigkeit des 
Agenten und des Kommiſſionärs belohnt wird, wenn ſie aus Gründen erfolg⸗ 
los bleibt, die in der Perſon des Geſchäftsherrn und des Kommittenten 
liegen, kann deshalb auf die Delkredereproviſion auch nicht rechtsähnlich an⸗ 
gewendet werden, ſo wenig ſonſt der entſprechenden Anwendung der für 
die Delkredereproviſion des Handlungsagenten und des Kommiſſionärs gel- 
tenden Grundſätze auf den vorliegenden Fall Bedenken entgegenſtehen. So⸗ 
weit die Beklagte den mit dem Kläger als Vertreter der amerikaniſchen Ge⸗ 
ſellſchaft abgeſchloſſenen Kaufvertrag noch nicht erfüllt hat, iſt eine Kaufpreis⸗ 
forderung der vorleiſtungspflichtigen Beklagten nicht entſtanden. Sie darf 
in dieſem Umfange von der Käuferin die Leiſtung aus dem Kaufvertrage 
nicht verlangen und deshalb auch nicht vom Kläger das Einſtehen für dieſe Lei⸗ 
tung. Bei entſprechender Anwendung der Regeln über die Delkrederepro⸗ 
viſion des Agenten und des Kommiſſionärs kommt alſo dem Kläger die ver⸗ 
langte Vergütung nicht in weiterem Umfange zu, als er ſie bereits empfangen hat. 

Dasſelbe hat zu gelten, wenn losgelöſt von handelsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen lediglich auf Grund der Tatſache entſchieden wird, daß der Kläger mit 
der ‚Übernahme des Delkredere der Beklagten ſich verbürgt hat. Denn aus 
der Eigenſchaft der Bürgſchaft als beigeordneter Schuld folgt, daß ſie grund⸗ 
ſätzlich das Entſtehen einer Hauptſchuld vorausſetzt, die Vergütung für die Ver⸗ 
pflichtung zum Einſtehen für die Hauptſchuld alſo nicht gefordert werden 
kann, wenn und ſolange keine Hauptſchuld entſteht und es deshalb zum Ein⸗ 
ſtehen für dieſe nicht kommt und nicht kommen kann. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden v. 13. Nov. 1916. W. w. M. & P. 5 0. 
21/28 16. F- ch. 
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142. Binnenſchiffahrt; nach Annahme des Frachtguts iſt eine Min⸗ 
derung durch Sachverſtän dige feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit? 
VBcqhiffch. $ 61; 08. 8 609. 

„Dem Landgericht muß darin beigepflichtet werden, daß die Beklagte 
infolge Nichtbeachtung der Vorſchrift des § 61 BSchiffG. mit Anſprüchen 
wegen Mindergewichts ausgeſchloſſen iſt. 

Es könnte zunächſt in Frage kommen, ob der § 61 im vorliegenden Fall 
überhaupt Anwendung erleidet. Der 1. Senat dieſes Gerichts hat in ſeiner 
in HanſGztg. 1898 Hptbl. Nr. 100 abgedruckten Entſcheidung ausgeführt, 
daß die Vorſchrift da nicht anwendbar ſei, wo die Prüfung des Gutes durch ein⸗ 
faches Wägen, Zählen oder Meſſen zu erfolgen habe. Gegen dieſe Auffaſſung 
hat ſich aber bereits der 3. Senat in feinem in HanſGZtg. 1898 Hptbl. Nr. 118 
abgedruckten Urteil gewandt, und ihm iſt auch Mittelſtein (Komm. Anm. 4 
zu 8 61 S. 256) gefolgt. Auch dieſer Senat iſt der Auffaſſung, daß die geſetz⸗ 
liche Vorſchrift in allen Fällen zu befolgen iſt, wo es ſich um Anſprüche wegen 
einer Beſchädigung oder Minderung des Frachtguts handelt. Wenn es in 
Abſ. 1 des 8 61 heißt, daß der „Zuſtand“ des Guts durch amtlich beſtellte Sach⸗ 
verſtändige feſtgeſtellt werden ſoll, ſo kann nicht wohl bezweifelt werden, 
daß der Zuſtand auch im Fall einer Minderung in Frage kommt. Es iſt mit 
Recht darauf hingewieſen worden, daß auch Wägen, Zählen und Meſſen viel⸗ 
fach nicht einfache, ohne Sachkunde auszuführende Handlungen ſind, und daß 
oftmals Minderung und Beſchädigung des Guts zuſammenfallen. Im vor⸗ 
liegenden Falle kommt hinzu, daß möglicherweiſe die Beſchaffenheit der aus⸗ 
geladenen Kohlen für die Beurteilung des Umfangs ihrer etwaigen Eintrock⸗ 
nung von Bedeutung ſein konnte. Natürlich ſind auch Fälle denkbar, wo eine 
Minderung leicht und einfach von Jedermann feſtgeſtellt werden kann; das 
Geſetz hat aber keine Ausnahme gemacht und muß daher von den Gerichten 
angewandt werden. | 

Eine zweite Frage iſt, ob von der Befolgung des Geſetzes in ſolchen Fällen 
abgeſehen werden darf, wo eine Feſtſtellung der Minderung im Rechtsſinn 
unmöglich iſt. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Die Kohlen ſind in Greifern 
auf eine automatiſche Wage gelegt und dann in Eiſenbahnwagen verladen 
worden, die nach und nach abrollten. Die Entlöſchung hat fünf Tage in An⸗ 
ſpruch genommen. Es iſt klar, daß bei dieſer Art der Entlöſchung und Fort⸗ 
ſchaffung der Kohlen die Feſtſtellung des Gewichts durch amtlich beſtellte 
Sachverſtändige unausführbar iſt oder doch derartige Koſten verurſacht, daß 
eine Unmöglichkeit der Ausführung im Rechtsſinn vorliegt. Anderſeits kann 
auch nicht die Rede davon ſein, daß eine Verwiegung der Kohlen im Kahne 
ſelbſt zu beſchaffen wäre. Es kann alſo tatſächlich eine Befolgung der Vor⸗ 
ſchrift des § 61 nicht ſtattfinden. Trotzdem beſteht keine Möglichkeit, von der 
Anwendung der geſetzlichen Vorſchrift Abſtand zu nehmen. Anſprüche wegen 
Beſchädigung und Minderung des Guts können vom Empfänger nur geltend 


N 
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gemacht werden, wenn eine Feſtſtellung des Zuſtandes des Guts durch amtlich 
beſtellte Sachverſtändige erfolgt iſt. Damit iſt unzweideutig eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung zur Vorausſetzung für den Anſpruch überhaupt erhoben worden. 
Das Geſetz hat mit einer Unmöglichkeit der Feſtſtellung nicht gerechnet. Wenn 
ſie tatſächlich im einzelnen Fall beſteht, ſo mag ſich eine Härte für den Emp⸗ 
fänger ergeben. Zu helfen iſt ihm aber nicht. 

Die Beklagte hat demgegenüber geltend gemacht, daß in ſolchen Fällen 
ein Verzicht des Schiffers auf die Befolgung der Vorſchrift anzunehmen ſei; 
da bei Kohlenbeförderungen der Art ſtets auf die gleiche Weiſe verfahren werde, 
billige der Schiffer, der keinen Einſpruch erhebe, die Entlöſchung und Gewichts⸗ 
feſtſtellung ohne Zuziehung amtlich beſtellter Sachverſtändiger. Auch Mittel⸗ 
ſtein läßt in gewiſſen Fällen die Annahme eines Verzichts des Schiffers als 
gerechtfertigt erſcheinen. Dem kann aber nicht zugeſtimmt werden. Die 
Befolgung der Vorſchrift des § 61 iſt lediglich Sache des Empfängers. Sie 
liegt ihm ob, wenn er Anſprüche wegen Beſchädigung oder Minderung des 
Frachtguts erheben will. Wenn er die Befolgung unterläßt, ſo tut er das auf 
ſeine Gefahr. Der Schiffer hat nicht den geringſten Anlaß, gegen die Nicht⸗ 
befolgung der Vorſchrift oder gegen eine Entlöſchung, welche die Befolgung 
naturgemäß ausſchließt, Einſpruch zu erheben. Ein ſtillſchweigender Verzicht 


kann daher unmöglich angenommen werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Dez. 1916. S. w. A. 
Sch. & Co. Bf. VI. 166/16. No. 


143. Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Fehl⸗ 
gewicht zuviel gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 
HGB. $ 378; BGB. $ 812. 

„Die Beklagte fordert die Rückzahlung des in der Vorausſetzung richtiger 
Gewichtsaufgabe vorausgezahlten Kaufpreiſes. Sie macht ſonach einen 
Bereicherungsanſpruch aus § 812 BGB. geltend, nicht eine Preisminderung; 
denn ſie verlangt keineswegs Herabſetzung des vereinbarten Kaufpreiſes. 
Der in dieſer Weiſe begründeten Widerklage kann daher die Einrede der Ver⸗ 
jährung aus 8477 BGB. mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. Es iſt 
ſonach zu prüfen, ob die Beklagte trotz verſäumter rechtzeitiger Rüge im Hin⸗ 
blick auf 8 378 HGB. den für das angebliche Fehlgewicht zuviel gezahlten 
Kaufpreis zurückfordern kann. Dieſe den Rechtsſtreit entſcheidende Rechts⸗ 
frage iſt in Übereinftimmung mit dem Vorderrichter zu verneinen. Die Rechts⸗ 
frage iſt beſtritten. 

Die von dem erkennenden Senat vertretene Anſicht iſt die herrſchende. 

Sie wird u. a. von Staub und Ritter in ihren Komm. zum HGB. und vom Kammer- 
gericht (vgl. OL GRſpr. 14, 378), von den Oberlandesgerichten Stettin (Goldſchmidts 


Z. 54, 90), Hamm (13, 30) und vom 1. Senat des HanſOberlandesgerichts (14, 380) 
geteilt. 
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Für die Verneinung der Frage ſpricht in erſter Linie der klare Wortlaut 
des 8 378 HGB. Danach ſollen die Vorſchriften des 8 377 HGB. ſchlechthin 
auch dann Anwendung finden, wenn eine andre als die bedungene Menge 
von Waren geliefert worden iſt. Unterläßt alſo der Käufer die Anzeige, daß 
zu wenig geliefert ſei, ſo gilt die Ware als genehmigt, d. h. der Käufer kann 
ebenſowenig wegen fehlenden Gewichts irgendwelche Rechte herleiten, wie 
er es wegen Mängel der Ware könnte. Der Käufer muß die Ware mit ihrem 
Fehlgewicht als vertragmäßige hinnehmen. Es iſt auch nicht einzuſehen, 
warum bei verſäumter Rügepflicht der Käufer einer mangelhaften Ware 
ſchlechter geſtellt ſein ſollte, als der Käufer einer Ware mit einem Gewichts⸗ 
manko, warum jener den vollen Kaufpreis bezahlen ſollte, dieſer aber den 
dem Gewichtsmanko entſprechenden Betrag vom Kaufpreis in Abzug bringen 
könnte. 

Für die Verneinung der Frage ſpricht aber ferner der geſetzgeberiſche 
Gedanke, der der Einfügung des § 378 HGB. zugrunde gelegen hat. Die Denk⸗ 
ſchrift hebt hervor, daß eine Unterſcheidung hinſichtlich des Erforderniſſes 
einer Bemängelung bei Qualitäts⸗ und Quantitätsmängeln der ſachlichen 
Begründung entbehre. Dieſe Unterſcheidung ſollte beſeitigt werden. Man 
wollte den dem § 377 zugrunde liegenden Zweckgedanken, daß im Handels⸗ 
verkehr der Verkäufer nicht ungebührlich darüber im Ungewiſſen gelaſſen wer⸗ 
den ſolle, ob ſeine Lieferung als vertragmäßig angenommen werde oder 
nicht, ausdrücklich auf die Fälle ausdehnen, wo es ſich um Quantitätsmängel 
handelt. f 

Die Bejahung der Rechtsfrage zugunſten der Beklagten würde dazu 
führen, daß Beanſtandungen des Käufers wegen Fehlgewichts an der Ware 
noch nach Ablauf von Jahrzehnten berückſichtigt werden müßten. Eine ſolche 
Beeinträchtigung des Handelsverkehrs hat und kann der Geſetzgeber nicht ge⸗ 
wollt haben. 

Dem Landgericht iſt aber auch darin zu folgen, daß der Ausnahmefall 
des 8378 HGB. hier nicht vorliegt. Nach Sachlage iſt zu verneinen, daß die 
nach der Behauptung der Beklagten in Wirklichkeit nur gelieferte Menge 
offenſichtlich von der Beſtellung ſo erheblich abgewichen habe, daß der Ver⸗ 
käufer die Genehmigung des Käufers für ausgeſchloſſen hätte betrachten 
müſſen. Das Mindergewicht der Lieferung betrug nach der Behauptung 
der Beklagten nur um und bei 4%. Auch weiſt das Landgericht mit Recht 
darauf hin, daß die Beklagte ſo lange Zeit gebraucht habe um ſelbſt das Un⸗ 
tergewicht zu bemerken. Unter dieſen Umſtänden kann von einer offenſicht⸗ 
lichen, im Sinne des Geſetzes erheblichen Abweichung der gelieferten Menge 
von der Beſtellung nicht die Rede ſein. An dieſer Beurteilung ändert auch 
nichts der Umſtand, daß die Beklagte angeblich infolge des Fehlgewichts 
Schaden bei dem Weiterverkauf der gekauften Ware erlitten hat. Sie ſteht 
ſich nicht anders als ein Käufer, der wegen Verſäumung der Rügepflicht 
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eine mit Mängeln behaftete Ware als vertragmäßige Erfüllung gelten laſſen 


und fie unter dem Einkaufspreiſe weiterverkaufen muß. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Dez. 1917. — A. & B. 


eo) w. Schn. — Bf. III. 181/17. | B. 


II. Verſahren 


144. ee der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung 
von Gebührenfreiheit. 
GKG. 35 6, 80 d. 

Auf die Erinnerungen eines Zahlungspflichtigen hat das Oberlandes⸗ 
gericht die Erhebung von Pauſchſätzen in dem Falle, wo Gebührenfreiheit 
gemäß 86 GKG. gewährt wurde, für nicht gerechtfertigt erachtet. Aus 
den Gründen: 

„Das Reichsgericht (6. Zivilſenat) hat in den eingehend begründeten 
Beſchlüſſen vom 23. Februar und 29. Dezember 1911 (Entſch. 75, 311; 78, 
126) entſchieden, daß ſich die im 8 98 GKG. den Bundesſtaaten im Ver- 
fahren vor dem Reichsgericht gewährte Befreiung von Zahlung der Ge⸗ 
bühren nur auf die Gerichtsgebühren einſchließlich der Gebührenzuſchüſſe, 
nicht aber auf die Auslagenpauſchſätze des $ 80? GKG. erſtreckt, da dieſe 
nicht als Gebühren anzuſehen ſeien. In dem Beſchluß vom 22. Oktober 1914 
(Entſch. 85, 358) läßt es der 4. Zivilſenat des Reichsgerichts unentſchieden, 
ob an dieſer Rechtsauffaſſung feſtzuhalten oder den Bedenken beizupflichten 
ſein würde, die dagegen in der Literatur hervorgetreten und in einer 
gutachtlichen Auslaſſung des preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 27. Mai 1911 
näher begründet worden ſind. 

Das Beſchwerdegericht iſt der Anſchauung, daß nach dem Wortlaut 
des § 80 GKG. der Betrag der Pauſchſätze, die zur Deckung der von 
den Parteien nicht zu erſetzenden baren Auslagen erhoben werden, von 
der ‚zum Anſatze gelangenden Gebühr‘ abhängt, und daß dies auf die An- 
nahme hinweiſt, daß die Entſtehung einer Gebühr zugleich eine ſachliche 
Vorausſetzung für den Anſpruch auf den Pauſchſatz bildet, dieſer alſo 
nicht als eine unabhängige und ſelbſtändige Koſtenforderung dem Fiskus 
erwachſen kann (ſ. RGEntſch. 85, 361). Dies nimmt auch das Bayerifche 
Oberſte Landesgericht an, das in einem Beſchluß vom 5. Dezember 1913 (Entſch. 
14, 677) ſagt, in der ſtreitigen Rechtspflege werde ſeit dem Geſetz vom 
1. Juni 1909 (RGbl. 475) in den Fällen des $6 GKG. überhaupt keine 
Auslage mehr erhoben; denn Auslagen kämen nach dem § 800 jetzt nur 
mehr in der Form des Pauſchſatzes zu den einzelnen zum Anſatz gelangenden 
Gebühren zur Erhebung, der Pauſchſatz ſetze alſo voraus, daß eine Gebühr 
zum Anſatze gelangt, was in den Fällen des § 6 GKG. nicht zutreffe. 


145. Hauptintervention. 241 


Der gleichen Anſchauung iſt Neumüller in den Bl. f. RA. 74, 592 Anm. 73 
und Rittmann GKG.s, 306. Die Nichterhebung eines Pauſchſatzes in den 
Fällen, wo nach $6 GKG. Gebührenfreiheit gewährt wird, entſpricht auch 
dem Rechtszuſtand, der durch den $ 80a des Gerichtskoſtengeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes vom 29. Juni 1881 geſchaffen war, wonach Schreib⸗ 
gebühren nicht erhoben wurden für die von Amtswegen anzufertigenden 
Ausfertigungen und Abſchriften in den Fällen der 88 4, 6, 16, 45, 47, 57, 
ſoferne in denſelben keine Gebühren zu erheben ſind. 
Beſchluß des Oberlandesgerichts München (1. Senat) v. 26. April 1918. 
BeſchwReg. 66/18. 


/ 


145. Rechtsftellung des Hauptintervenienten im Fall des $ 75 50. 
' ZB. $ 75. | 
Die Klägerin klagte eine ihr von dem Kaufmann V. abgetretene 
Kaufgeldforderung gegen die Firma O. G. in H. ein. Da der Kaufmann 
L. behauptet hatte, daß ihm die Forderung ſchon früher abgetreten worden 
ſei, verkündete die Beklagte ihm den Streit, und als L. daraufhin als 
Hauptintervenient in den Rechtsſtreit mit der Erklärung eintrat, er nehme die 
Klageforderung für ſich in Anſpruch, hinterlegte die Beklagte die einge⸗ 
klagte Hauptſumme von 2310 „ bei ihren Prozeßbevollmächtigten und be⸗ 
antragte, ſie aus dem Rechtsſtreit zu entlaſſen. Dieſem Antrage wurde 
vom Landgericht entſprochen und dieſe Entſcheidung wurde rechtskräftig. 
Nach weiterer Verhandlung beantragte die Klägerin, den Hauptintervenienten 
L. zu verurteilen, darein zu willigen, daß die hinterlegten 2310 & nebſt 


Zinſen ihr ausgekehrt würden. — In 1. Inſtanz wurde demgemäß erkannt, 
während in 2. Inſtanz dieſe Verurteilung Aux in Hölle MA, näm⸗ 
lich zu dem Teil der Klageforderun e, der nach dem 


Ergebnis der Beweisaufnahme früher an den L. abgetreten worden war. 
Die übrigen 2109. wurden der Klägerin zugeſprochen; die geſamten Prozeß⸗ 
toſten wurden dem Hauptintervenienten L. auferlegt. — Aus den Gründen: 
„Die Zuläſſigkeit der vom Hauptintervenienten eingelegten Berufung kann 
nicht zweifelhaft ſein. Mit der Entlaſſung der Beklagten aus dem Rechtsſtreit 
iſt dieſe als Partei ausgeſchieden, abgeſehen lediglich vom Koſtenpunkt. Parteien 
ſind im übrigen nur mehr die Klägerin und der Hauptintervenient. 
Dieſer braucht im Gegenſatz zum Nebenintervenienten ſein Intereſſe nicht 
darzutun noch glaubhaft zu machen. Ebenſowenig bedarf es einer Prüfung 
der Identität des Anſpruchs der Klage und des Hauptintervenienten. Für 
ſeinen Eintritt wie auch für die Entlaſſung der Beklagten iſt vielmehr aus⸗ 
ſchließlich der §H 75 ZPO. entſcheidend, der lediglich vorausſetzt, daß der Dritte 
die klagend geltendgemachte Forderung tatſächlich für ſich in Anſpruch nimmt 
(RGeEntſch. 34, Nr. 105, S. 403). Einer beſonderen Zulaſſung bedarf 
17 
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es nicht. Es genügt, daß auf Streitverkündigung hin ein Dritter in der 
mündlichen Verhandlung erklärt, die Klageforderung für ſich in Anſpruch nehmen 
zu wollen. Es kommt alsdann lediglich darauf an, ob nunmehr der Beklagte 
feine Entlaſſung aus dem Rechtsſtreit beantragt. 

Dieſe Entlaſſung darf nach 875 ZPO. nur erfolgen, wenn der Beklagte 
den eingeklagten Betrag mit Nebenleiſtungen, insbeſondere Zinſen bis zur 
Hinterlegung, hinterlegt. (Stein, ZPO.!“ Bem. II. 5 zu $ 72 S. 223). Vor⸗ 
liegendenfalls hat die Beklagte nur die Klageſumme ſelbſt, nicht auch die ge⸗ 
forderten Zinſen, hinterlegt. Dem Antrage der Beklagten, ſie aus dem Rechts- 
ſtreit zu entlaſſen, durfte daher nicht entſprochen werden (RG. 9. Okt. 1889 
in JW. 1889, S. 4304). Tatſächlich hat nun aber das Landgericht die Ent⸗ 
laſſung der Beklagten durch Erkenntnis v. 21. Juni 1916 ausgeſprochen. 
Die Eutſcheidung über den Entlaſſungsantrag erfolgt, wenn er abgelehnt wird, 
durch Zwiſchenurteil, wenn ihm ſtattgegeben wird, durch Endurteil, das der 
Berufung unterliegt (OL GRſpr. 1, 429, 13, 67 f.; Seuff A. 45, Nr. 218). 
Vorliegendenfalls iſt das die Entlaſſung ausſprechende Urteil des Landgerichts 
rechtskräftig geworden. Damit iſt eine Entſcheidung über die mitgeforderten 
Zinſen, ſoweit ſie in die Zeit bis zur Hinterlegung der Klageſumme fallen, 
unmöglich geworden, wie das Landgericht am Schluß ſeiner Gründe auch 
nicht verkennt. Die Parteien haben dieſer Sachlage durch die im gegen- 
wärtigen Rechtszuſtand geſtellten Anträge Rechnung getragen und nur noch 
Zinſen vom Tage der Hinterlegung an beanſprucht. 

In der Sache ſelbſt handelt es ſich lediglich noch um den Streit zwiſchen 
der Klägerin und dem Hauptintervenienten darüber, wer von ihnen das 
beſſere Recht hat. Wer unterliegt, hat auch die Koſten der bisherigen Be— 
klagten zu tragen, die inſoweit noch am Rechtsſtreit teilnimmt. Auf die 
Frage, ob red Jou der Beklagten den eingeklagten Be 
trag gefordert hat, komiſikes. Pundriibechaupt nicht mehr an. (R(SHEntſch. 63, 
322). — — — 

Die Koften des Rechtsſtreits, einſchließlich der der bisherigen Beklagten 
erwachſenen, mußten den Hauptintervenienten gemäß 8892 Abſ. 2, 97 ZPO. 
vollen Umfangs treffen, da die Zuvielforderung der Klägerin nur verhält— 


nismäßig geringfügig war und beſondere Koſten nicht verurſacht hat. —— —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg 68. Sen.) v. 31. Jan. 1918. L. w. 
R. B. (Kl.) Bf. III. 335/16. B. 


146. Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die Koften des Neben— 
intervenienten der Beklagten auch im Fall eines Vergleichs. 
Vgl. 63 Nr. 261 m. N; 69 Nr. 257. 
3PO. 88 101. 66. 271. 

Das Reichsgericht hat ausgeſprochen, daß für den Fall der Zurücknahme 
der Klage der Kläger auch die Koften des ſeinem Gegner beigetretenen 
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Nebenintervenienten zu tragen hat (PW. 190418). Dieſer Entſcheidung hat 
ſich der 2. Senat dieſes Gerichts in einem Beſchluſſe v. 3. März 1901 
(Seuff A. 61 Nr. 209) angeſchloſſen, und auch der jetzt erkennende Senat 
tritt ihr im Ergebnis ſowohl wie in der Begründung, auf welche hierdurch 
verwieſen wird, bei. Der Nebenintervenient hat auch einen Anſpruch darauf, 
daß dieſe Verpflichtung des Klägers durch Urteil ausgeſprochen werde (§ 271 
Abſ. 3 a. E.) Wenn dieſe Geſetzesvorſchrift nur von einem Antrage des 
Beklagten, auf Grund deſſen ſolche Entſcheidung zu erfolgen habe, ſpricht, 
jo iſt in 8 67 ZPO. ausdrücklich ausgeſprochen, daß gleichwie die Haupt— 
partei auch der Nebenintervenient zur rechtswirkſamen Vornahme aller Prozeß⸗ 
handlungen befugt iſt. Allerdings iſt dieſe letztere Befugnis dahin einge— 
ſchränkt, daß die Prozeßhandlungen des Nebenintervenienten nicht in Wider⸗ 
ſpruch zu denen der von ihr unterſtützten Hauptpartei ſtehen dürfen, und 
vorliegendenfalls hat die von den beiden Nebenintervenienten unterſtützte 
Beklagte deren Antrag auf Verurteilung der Klägerin zur Tragung der 
Koſten der Nebenintervention ausdrücklich widerſprochen. Die Unzuläſſig⸗ 
keit des Widerſtreits einer Prozeßhandlung des Nebenintervenienten zu einer 
ſolchen der Hauptpartei greift aber nur da Platz, wo durch ſie das zwiſchen 
dieſen beiden Perſonen beſtehende Verhältnis berührt wird (RGEntſch. 56, 
115), nicht aber, wo es ſich wie hier um einen ſelbſtändigen Rechtsan— 
ſpruch des Nebenintervenienten gegenüber dem Gegner der von ihr unter— 
ſtützten Hauptpartei handelt. 

Hat hiernach mit Recht das Landgericht dem Antrage der Nebeninter— 
venienten auf Verurteilung der Klägerin zur Tragung der Koſten der Neben: 
interventionen ſtattgegeben, ſo wird an dieſem Ergebnis auch dadurch nichts 
geändert, daß vorliegendenfalls die Zurücknahme der Klage infolge eines 
ohne Hinzuziehung der Nebenintervenienten, unter den auptparteien ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleichs erfolgt iſt, nach welche m alle Prozeßkoſten bis auf 
die Koſten des Anwalts der Klägerin von der Beklagten getragen werden 
ſollten, und daß für den Fall des Abſchluſſes eines ſolchen Vergleichs nach 
Lehre und Rechtſprechung (vgl. Seuffert ZpO. Bem. 2d zu 8 101 und die 
dort angeführten Erkenntniſſe) die Entſcheidung über die Koſten der Neben— 
intervention nach Maßgabe der in dem Vergleiche getroffenen Koſtenregelung 
zu fällen iſt. Denn das nächſtliegende Ereignis bildet die Klagezurücknahme, 
und dieſes Prozeßereignis und nicht ſeine hinter ihm liegende Urſache hat 
dem Gericht zur Grundlage einer Entſcheidung zu dienen. Ob die jetzt 
zur Koſtentragung verurteilte Klägerin ſich nach dem Vergleich an der 
Beklagten wird erholen können, braucht hier nicht erörtert zu werden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4 Sen.) v. 13. Okt. 1916 i. S. 

K. & Sohn (Kl.) w. R. & P. Bs. IV 86/16. No. 
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147. Koften der Nebenintervention, wenn infolge eines Vergleichs der 
Parteien die Klage fallen gelaſſen wird. 
Vgl. vor. Nr. m. Nachw. 
3PO. $$ 101, 271, 66. 

Das Landgericht hat die durch die Nebenintervention verurſachten Koſten, 
nachdem die Parteien ſich dahin verglichen hatten: 

„Klägerin verzichtet auf den Anſpruch und mummt die Klage zurück. Der Beklagte 
trägt alle Gerichtskoſten und feine eigenen Anwaltskoſten. Die Klägerin trägt 
ihre Anwaltskoſten“, 

der dem Beklagten beigetretenen Nebenintervenientin auferlegt. Die hier⸗ 
gegen rechtzeitig erhobene Beſchwerde iſt zum Teil begründet. 

Darauf, daß im Fall der Zurücknahme der Klage der Kläger nach 
§ 271 ZPO. die Koſten zu tragen hat, und in ſolchem Fall dem Kläger 
auch die durch die Nebenintervention des dem Beklagten Beigetretenen 
verurſachten Koſten nach § 101 ZPO. zur Laſt fallen müſſen (vgl. Hanſ.⸗ 
63. 1917 Beibl. Nr. 15), kann ſich der Beſchwerdeführer freilich nicht berufen. 
Denn hier iſt die Klage in Wirklichkeit nicht zurückgenommen, ſondern nur 
im Vergleich iſt ein entſprechender Ausdruck gebraucht und überdies regelt 
der Vergleich ſelbſt die Koſten abweichend von der im Fall einer wirk⸗ 
lichen Klagezurücknahme nach § 271 gegebenen geſetzlichen Folge. Auch 
von einer analogen Anwendbarkeit jenes Grundſatzes kann alſo keine Rede ſein. 

Wenn aber das Landgericht Gewicht darauf legt, daß es ſich hier 
nur um die der Nebenintervenientin erwachſenen Koſten handle und nach 
dem Vergleich die Klägerin die dem Beklagten erwachſenen Koſten nicht 
zu tragen habe, und hieraus folgert, daß die Nebenintervenientin die in 
Rede ſtehenden Koſten allein tragen müſſe, ſo kann dem nicht zugeſtimmt 
werden. Ob nur der Nebenintervenientin ſelbſt erwachſene Koſten in 
Frage ſtehen, kann nach dein Geſetze keinen Unterſchied machen. Daß 
nach dem Vergleich die Klägerin die dem Beklagten erwachſenen Koſten 
nicht zu tragen hat, iſt richtig. Wohl aber hat ſie nach dem Vergleich 
einen gewiſſen Teil der geſamten Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Da 
der Inhalt des Vergleichs auch für die Entſcheidung über die durch die 
Nebenintervention verurſachten Koſten maßgebend fein muß (HanſGzZ. 
1914 Beibl. Nr. 121 und dort aufgeführte), ſo müſſen die Klägerin dieſe 
Koſten nach § 101 inſoweit treffen, als ſie ſelbſt dem Beklagten gegenüber 
mit Koſten belaſtet iſt, d. h in dem Verhältnis, in dem ihre eigenen 
Anwaltskoſten zu den Gerichtskoſten und den Anwaltskoſten des Beklagten 
ſtehen. Nur den überſchießenden Teil der durch die Nebenintervention 
verurſachten Koſten hat die Nebenintervenientin ſelbſt zu tragen. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 9. Mai 1917 G. Chr. 
w. IL. & L. IS. 7. IV. 48/17. Nö. 
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148. maſchinen können für einen Handwerker nach N Nr. 5 SPO. 
unentbehrlich ſein. 
Vgl. 67 Nr. 96 m. N. 
3PO. 5 811 Nr. 5. 

Dem Schuldner, Beſchwerdeführer, welcher Tiſchler iſt und in den 
von ihm gemeinſam mit ſeiner Ehefrau gemieteten Räumlichkeiten die Tiſch⸗ 
lerei mit Maſchinen und maſchinellen Werkzeugen betreibt, ſind von dem 
Gläubiger Maſchinen und Werkzeuge im Wege der ZuVollſtreckung ge- 
pfändet worden. Auf ſeine Einwendung ſind ihm gewiſſe Maſchinen und 
Werkzeuge freigegeben worden. Auf die Beſchwerde des Gläubigers hat das 
Landgericht den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Einwendung 
des Schuldners gegen die Art und Weiſe der ZwVollſtreckung völlig verworfen. 

Dieſer Entſcheidung iſt nach der Sachlage nicht zuzuſtimmen. Nach $ 811? 
3PO. ſind der Pfändung bei Handwerkern die zur perſönlichen Fortſetzung 
der Erwerbstätigkeit unentbehrlichen Gegenſtände nicht unterworfen. Der 
Schuldner iſt Handwerker; daß er in ſeinem Betriebe Maſchinen und durch 
Maſchinenkraft getriebene Werkzeuge verwendet, ſteht ſeiner Einreihung in 
dieſe Klaſſe der Gewerbetreibenden nicht im Wege. Anderſeits ſind nun 
zwar Maſchinen und maſchinelle Werkzeuge in der Regel nicht ſolche Gegen⸗ 
ſtände, welche einem Handwerker zur perſönlichen Ausübung oder Fort⸗ 
ſetzung ſeines Berufs unentbehrlich ſind, durchweg werden ſie vielmehr von 
Gehülfen oder Arbeitern bedient werden und deshalb nicht zu den in § 811 
ausgenommenen Gegenſtänden gehören. Im vorliegenden Fall aber iſt 
glaubhaft gemacht, daß die hier fraglichen Sachen dem Schuldner zur Fort- 
ſetzung ſeiner beruflichen Erwerbstätigkeit in der Tat unentbehrlich ſind. 
Der Beſchwerdeführer iſt im Kriege als Soldat verwundet und hat von 
der Verwundung einen lahmen linken Arm zurückbehalten, auch iſt' die 
linke Hand gelähmt. Er kann deshalb ſeinen Beruf nicht mehr mit eigener 
Handarbeit betreiben, ſondern iſt für ſeine eigene perſönliche Tätigkeit auf 
Hülfe der Maſchinenkraft angewieſen, und zwar, wie nach dem Gutachten 
des Gewerbekammerſachverſtändigen W. anzunehmen iſt, auf die Hülfe eben 
der hier in Rede ſtehendenden Maſchinen und Werkzeuge, zu deren Bedienung 
es nur einfacher, von ihm mit einer Hond auszuführender Handgriffe bedarf. 
Auf eigene Tätigkeit iſt aber der Schuldner, der Kapital nicht zur Ver⸗ 
fügung hat, angewieſen. Wenn er früher und insbeſondere auch zur Zeit 
der Pfändung wegen des Zuſtandes ſeines Armes noch nicht wieder ſelbſt⸗ 
tätig war, ſo darf dieſer vorübergehende, durch den Krieg geſchaffene Umſtand 
doch nicht dahin führen, dem Schuldner den Schutz des Geſetzes, den dieſes 
den Schuldnern zur Ermöglichung ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit gewähren 
will, zu verſagen. — — — 

u des OLG. zu Hamburg (Fer. Sen.) v. 14. w 1916. 
R. w. J. Bs. a IV. 81/16. B. 
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149. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu feiner Honkursmaſſe, 
wenn der vermittelte Vertrag erſt nach der Konkurseröffnung 
abgeſchloſſen wird? 


KO. 88 I, 67; BGB. 88 158, 652. 


Über das Vermögen des Beklagten wurde am 26. Juli 1916 der Konkurs 
eröffnet. Am 19. Oktober 1915 hatte Beklagter von Frau B. den Auftrag 
erhalten, ihr Anweſen zu verkaufen, wofür ihm Proviſion verſprochen 
wurde. Der Beklagte war im Sinne des Auftrags tätig geworden und 
hatte einen Kaufliebhaber ausfindig gemacht, mit dem am 6. Sept. 1916 
ein Kaufvertrag zuſtande kam. Auf die hinterlegte Proviſion zu 2400 M 
ethoben ſowohl der Konk.⸗Verwalter als auch der Beklagte Anſpruch, welcher 
letztere geltend macht, daß er noch bis zum Ausbruch des Konkurſes hin 
für den Kaufabſchluß tätig geweſen ſei und daß ſich die Vertragteile 
erſt nach der Konk.⸗Eröffnung, allerdings ohne ſeine perſönliche Tätigkeit, 
über die Höhe der Anzahlung und die Gutmachung des Kaufpreiſes geeinigt 
hätten. — Das Landgericht wies die Klage des Konk.⸗Verwalters auf Ein⸗ 
willigung in die Herausgabe des hinterlegten Betrags ab, weil vor dem 
Abſchluß des Kaufvertrags v. 6. Sept. 1916 kein Proviſionsanſpruch des 
Beklagten beſtanden habe, der hinterlegte Betrag daher nicht zur Konk.⸗Maſſe 
gehöre. In 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Konk.⸗Maſſe umfaßt das geſamte einer Zw.⸗Vollſtreckung unter⸗ 
liegende Vermögen des Gemeinſchuldners, das ihm zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens gehört (KO. § 1). Sie umfaßt demnach auch diejenigen An⸗ 
ſprüche des Gemeinſchuldners, die ihm zur Zeit der Konk.⸗Eröffnnng ſchon 
erworben waren. Ob ein Erwerb vor oder nach der Konk.⸗Eröffnung ge- 
macht iſt, beſtimmt ſich nicht nach dem tatſächlichen Zufallen des Erwerbes, 
ſondern nur nach dem Zeitpunkt, in welchem der Rechtsgrund des Erwerbes 
entſtanden iſt: 

RGEntſch. 52, 51; Willenbücher KO.? Bem. 17 zu 91; Jaeger KO. 81 Anm. 54. 
Aufſchiebend bedingte Anſprüche ſind daher „erworbene Rechte“; ſie gehören 
zur Konk.⸗Maſſe, auch wenn die Bedingung erſt nach der Konk.⸗Eröffnung 
eintritt, wie umgekehrt auch eine aufſchiebend bedingte Verbindlichkeit des 
Gemeinſchuldners zu ihr gehört; 

§ 67 KO.; Jaeger KO. § 1 Anm 57; BGB. von RG R. Bem. 5 vor $ 158. 

Was in der Vertragsbedingung gilt, gilt auch in der Rechtsbedingung 
(conditio juris) und der Poteſtativbedingung: 

Jaeger KO. § 1 Anm. 57; Sarwey-Bofjert KO.“ Ben. zu §1 S. 43/44. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Mätlerlohns iſt bedingt dadurch, 
daß der Mäkler den in Ausſicht genommenen Erfolg herbeiführt (Planck 
Bem. VI vor 8 652). Es Handelt ſich um die doppelte aufſchiebende Be— 
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dingung, daß der angeſtrebte Vertrag infolge der un des Mäklers 
zuſtande kommt; 

Staudinger BGB. Ben. zu $ 652. 
Die Lohnzuſage erfolgt unter der rein poteſtativen Rechtsbedingung des 
Abſchluſſes mit einem Dritten; 

Staudinger a. a. O.; RG. in Warneyer 1908 Nr. 510. 

Demnach kann es auch beim Erwerb der Mäflerlohnforderung jedenfalls 
nicht darauf ankommen, wann die Poteſtativbedingung des Abſchluſſes des 
angeſtrebten Vertrags eingetreten iſt; die Forderung auf Mäklerlohn ent⸗ 
ſteht vielmehr wie jeder andere aufſchiebend bedingte Anſpruch beim Zu⸗ 
ſtandekommen des Mäklervertrags ſelbſt. Es beſteht von da an bereits 
eine rechtliche Gebundenheit des Verſprechenden und dementſprechend im 
Vermögen des Mäklers eine rechtlich geſchützte Anwartſchaft, deren Ent⸗ 
wicklung zu dem vollſtändigen Anſpruch von der Tätigkeit des Mäklers 
und dem durch ihn herbeigeführten Erfolg des Abſchluſſes des zu ver- 
mittelnden Vertrages abhängt; | 

Warneyer a. a. O.; RGeEntſch. 57, 21, 22. | 

Wird die Tätigkeit des Mäklers vor der Konk.⸗Eröffnung beendigt, jo 
kann kein Zweifel beſtehen, daß der Anſpruch auf den Mäkletlohn im 
Augenblick der Konk.⸗Eröffnung auch bereits zu ſeinem Vermögen gehört, 
mag auch der Abſchluß des vermittelten Vertrags erſt nach der Konk.⸗Er⸗ 
öffnung erfolgen. Gegebenenfalls iſt aber die Tätigkeit des Beklagten am 
26. Juli 1916 beendet geweſen. Nach der Konk.⸗Eröffnung haben ſich die 
Parteien des zu vermittelnden Vertrags auf der vom Beklagten geſchaffenen 
Grundlage über die wenigen verhältnismäßig nebenſächlichen Punkte, die 
nach Beendigung der Tätigkeit des Beklagten noch offengeblieben waren, 
geeinigt und den Kaufvertrag verbrieft. Es braucht daher nicht geprüft 
zu werden, wie die Rechtslage zu beurteilen wäre, wenn auch nach der 
Konk.⸗Eröffnung noch die Tätigkeit des Beklagten als Mäkler feſtgeſetzt 
worden wäre und ob in dieſem Fall nach dem Grundſatze, daß die Arbeits- 
kraft des Gemeinſchuldners und ſeine Erwerbstätigkeit während des Kon⸗ 
kurſes nicht für die Maſſe nutzbar gemacht werden kann (Jaeger Anm. 6 
zu § 1), der Mäklerlohn ganz dem Gemeinſchuldner ſelbſt zufallen müßte 
oder ob etwa eine verhältnismäßige Teilung des Mäklerlohns zwiſchen 
der Maſſe und dem Gemeinſchuldner im Sinne der Entſcheidung des 
Reichsgerichts bei Warneyer 1908, 404 einzutreten hätte. Hier, wo nur 
die ohne weitere Tätigkeit des Gemeinſchuldners erfolgte Einigung der 
Vertragteile und die Beurkundung des Vertrags ausſtand, handelt es 
ſich zweifellos um einen für die Konk.-Maſſe bereits entſtandenen Erwerb, 
der tatſächlich allerdings erſt nach der Konk.⸗Eröffnung anſiel. 

Der Mäklerlohnanſpruch „gehörte“ alſo am 26. Juli 1916 dem N 
ſchuldner. Er unterlag auch der Zw. Vollſtreckung. 


7 


248 150. Anwaltsgebühren. 


Es beſteht Einigkeit darüber, daß bedingte Forderungen übertragbar 
und pfändbar ſind; 

$ 400 BGB. 55 844, 851 8PO., Kom. von RGRäten Bem. 2 zu 8398 und Ben. 5 
vor 3 158; Planck BGB. Bem. db zu 9 398. | 

Es find ſogar im eigentlichen Sinne künftige Forderungen wenigſtens für 
den Fall pfändbar, daß für die Forderung in einem Vertragverhältnis 
zwiſchen dem Schuldner und dem Drittſchuldner eine ausreichende Grund⸗ 
lage gegeben war; 

Rz Entſch. 74, 82, JW. 1913, 1328; Gruchot 58, 577/8; Dag. 1904, 698, 745 und 
hinſichtlich der künftigen Forderungen aus Dienſtverirag und ahnlichen Rechtsverhält⸗ 
niſſen Tuhr in DIZ. 1904, 426 ff. 

Der Klageanſpruch iſt demnach gerechtfertigt und war deshalb das 
Urteil des Landgerichts, das irrtümlich von dem Begriffe der 3Entſtehung 
des Anſpruchs“ i. S. des § 198 BGB. — Zeitpunkt des actio nata — 
ausgegangen iſt, aufzuheben. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 10. Februar 1917. L. 587/16. 

F—ı. 


150. Gebühr des Horreſpondenzanwalts bei Wahrnehmung eines 
Beweistermins. 
RAGeb. O. 5 44, 45. 

Die Prozeßgebühr aus 9 44 RAGebdO. wird nicht, wie das Landgericht 
annimmt, dadurch ausgeſchloſſen, daß der Korreſpondenzmandatar noch eine 
andere Tätigkeit entwickelt, insbeſondere noch einen Beweistermin wahr⸗ 
genommen hat. In einem ſolchen Falle erhält er neben der Beweisgebühr 
aus 8 45 die volle Prozeßgebühr aus 8 44, 1 Satz 1, ſofern die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zubilligung dieſer Gebühr vorliegen, 

vgl. Walter Joachim, Geb O. f. RA. $ 44 Anm. 4, Sydow⸗Buſch, Geb. f. RU. 8 45 N. 1, 

RG. in JW. 98, 576; 99, 746; 1900, 124, OL GRſpr. 13, 262; 15, 195; 21, 161; 27, 233. 

Der vom Reichsgericht in RGeEntſch. 26, 377 und vom Oberlandes⸗ 
gericht Dresden in Sächſ. Ann. 12, 384 vertretenen Anſicht kann nicht 
beigetreten werden. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 24. Mai 1918. 
J. C. Reg. 86/18. Ch. 
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151. Unerfahrenheit i. S. des $ 138 Abſ. 2 BGB. 
Vgl. 69 Nr. 231. 
GB. 5 138 Abſ. 2. 

Am 26. März 1917 kaufte der Kläger vom Beklagten einen Teil des 
Mobiliars der Villa des Beklagten — Tiſche, Stühle, Sofas, perſiſche Tep⸗ 
piche uſw. — zum Geſamtpreiſe von 7120 4. Zwei Tage darauf verweigerte 
der Beklagte die. Erfüllung mit der Begründung, als er ſich inzwiſchen neue 
Teppiche habe kaufen wollen, habe er bemerkt, daß der Wert der verkauften 
4—bmal ſo hoch ſei als der dafür feſtgeſetzte Preis; der Kläger habe die Un⸗ 
erfahrenheit des Beklagten wucheriſch ausgebeutet. Später behauptete er 
ein ähnliches Mißverhältnis zwiſchen Wert und Preis auch mit Bezug auf 
den übrigen Teil der Einrichtung. 

Der Kläger erhob Klage auf Herausgabe des gekauften Mobiliars Zug 
um Zug gegen Zahlung des Kaufpreiſes. Beide Vorinſtanzen erkannten nach 
ſeinem Antrage. Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Das Berufungsgericht hat ausgeführt, unſtreitig habe der Beklagte die 
Preiſe für die verkauften Gegenſtände, die in der Hauptſache Luxusgegen⸗ 
ſtände ſeien, ſelbſt beſtimmt und vorgetragen, daß er damit den Selbſtkoſten⸗ 
preis wiedererlange. In ſeinem Beſtätigungsſchreiben vom 26. März 1917 
mache er aber ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß es ſich um gebrauchte 
Sachen handle, die er ſeit vielen Jahren in Benutzung habe. Erfahrungs⸗ 
gemäß ſeien gebrauchte Sachen früher weit unter dem Einkaufspreiſe bezahlt 
worden. Der Beklagte habe daher genau gewußt, daß Möbel und Teppiche 
während des Krieges unverhältnismäßig im Preiſe geſtiegen waren. Auch 
er habe ſich dieſe Konjunktur zunutze gemacht und einen weit höheren Preis 
verlangt, als er unter normalen Verhältniſſen hätte erzielen können. Wenn 
es richtig ſei, daß im März 1917 für derartige Gegenſtände die jetzt von ihm 
behaupteten Preiſe gezahlt wurden, ſo habe er ſich nicht in Unkenntnis über 
die aufſteigende Preisbildung, ſondern höchſtens in einem Irrtum darüber 
befunden, wie weit dieſe ſchon vorgeſchritten war. Danach ſei er nicht un» 
erfahren geweſen. 

Geht man davon aus, daß der Beklagte die Tatſache der durch den Krieg 


bewirkten außerordentlichen Verteuerung der a 5 0 . ö 
Seufferts Archiv Bd. 78. 3. Folge Bd. 18 Heft 8. 
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ſo iſt Wucher zutreffend verneint worden. Unerfahrenheit ($ 138 Ab. 2 BGB.) 
bedeutet einen Mangel an Lebenserfahrung und Kenntnis geſchäftlicher 
Dinge im allgemeinen oder auf beſchränkten Gebieten des menſchlichen Wir⸗ 
kens, der ſeinem Weſen nach eine Einſchränkung der Fähigkeit zur Wahr⸗ 
nehmung oder richtigen Beurteilung von Zuſtänden und Geſchehniſſen zur 
Folge hat (vgl. JW. 1904 S. 585 Nr. 32; Warn. 1916 Nr. 128). Eine all⸗ 
gemeine Geſchäftsunkenntnis wird hier nicht behauptet; wollte man aber 
die Verwertung gebrauchter Einrichtungsgegenſtände als ein beſchränktes 
Tätigkeitsgebiet auffaſſen, auf dem ſich Erfahrung oder Unerfahrenheit gel- 
tendmachen könnte, ſo iſt doch die entſcheidende Tatſache, daß infolge des 
Krieges die Preiſe außergewöhnlich angezogen hatten, dem Beklagten nicht 
fremd geweſen. Mit Unrecht meint die Reviſion, auch die Unkenntnis über 
den Umfang der Preisſteigerung ſtelle eine Unerfahrenheit im Sinne des 
Geſetzes dar. Kann ſich ſolche auch auf einen beſtimmten Kreis von Ge⸗ 
ſchäften beſchränken (3. B. Recht 1913 Nr. 1564: Grundſtückshandel in einer 
Großſtadt), ſo darf der Begriff doch niemals in die Unkenntnis des einzelnen 
Falles verflüchtigt werden. Sowohl der gewöhnliche Sprachgebrauch wie 
das Geſetz verſteht unter Unerfahrenheit eine dem Menſchen anhaftende 
Eigenſchaft. Auch daran iſt nicht zu denken, daß der ſtreitige Vertrag, wie die 
Reviſion dies gleichfalls verteidigt, dem Abſ. 1 des § 138 unterſtellt werden 
dürfte. Die beſondere Unkenntnis des Einzelfalls, auch wenn ſie zu dem Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung hinzutritt, läßt einen Vertrag 
überhaupt nicht als unſittlich erſcheinen. Liegen die Vorausſetzungen des 
§ 123 vor, fo können dieſe Umſtände zu einer Anfechtung wegen argliſtiger 
Täuſchung Anlaß geben; ohne weiteres machen ſie das Geſchäft nicht nichtig.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. April 1918. Z. w. F. (Kammer⸗ 

gericht). II. 485/17. 


152. Gültigkeit einer mündlichen Abrede neben dem Inhalt 
des Beſtätigungsſchreibens d 
Vgl. 62 Nr. 200 m. N. 
BGB. § 242. 

Die wegen Nichtlieferung verkaufter 5000 Kochgeſchirre der Fabrikation 
der Beklagten auf Grund des 8 326 BGB. erhobene Schadenerſatzklage wurde 
abgewieſen, weil es der Beklagten wegen Schwierigkeiten mit Preſſe und 
Werkzeugen ſubjektiv unmöglich geweſen ſei, rechtzeitig zu liefern, und da— 
durch kraft mündlicher Abrede der Parteien Schadenerſatzanſprüche des 
Klägers ausgeſchloſſen wären. Die Reviſion war ohne Erfolg. Aus den 
Gründen: 

„Das Oberlandesgericht nimmt auf Grund der Beweisaufnahme an, 
daß nach der dem Beſtätigungsſchreiben des Klägers vom 26. Sept. 1914 
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vorangegangenen mündlichen Abrede die Beklagte von der rechtzeitigen 
Lieferung habe entbunden ſein ſollen, wenn ſich erhebliche Hinderungsgründe 
in der Rohſtoffbeſchaffung und in der Aufſtellung der Maſchinen ergeben 
würden, und hält die Fortgeltung dieſer Abrede für gegeben, obwohl es in 
dem Beſtätigungsſchreiben heiße, daß die Beklagte gegen den 15. Okt. mit 

der Lieferung der Geſchirre beginnen ſolle. ö 

Die Reviſion greift die letztere Erwägung als rechtsirrig an, weil dieſe 
angebliche Abrede dem Beſtätigungsſchreiben widerſpreche, mindeſtens ihm 
eine ganz fremde Beſtimmung hinzufüge, die Bedeutung einer ausdrücklich 
gegenbeſtätigten oder, wie hier, widerſpruchslos hingenommenen, alſo durch 
Stillſchweigen beſtätigten ſchriftlichen Beſtätigung aber gerade darin beſtehe, 
daß ſie für das endgültige Vereinbarte maßgebend ſein müſſe und der Gegen- 
beweis des mündlich anders verabredeten ausgeſchloſſen ſei. 

Die Rüge verſagt. Das Beſtätigungsſchreiben des Klägers ſollte ein Be⸗ 
weismittel für den bereits mündlich abgeſchloſſenen Vertrag ſchaffen. Wird 
ein ſolches Schreiben von dem Empfänger widerſpruchslos angenommen 
und damit gebilligt, ſo trifft darauf an ſich der in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts anerkannte Grundſatz zu, daß ein über den Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts aufgeſetztes Schriftſtück den vereinbarten Inhalt des Rechts⸗ 
geſchäfts richtig und vollſtändig wiedergibt. Das iſt aber lediglich eine tat⸗ 
ſächliche Vermutung, die durch die Feſtſtellung entkräftet werden kann, daß 
die Vertragparteien zur Zeit der Abfaſſung des Schriftſtücks die Fortgeltung 
einer darin nicht aufgenommenen Abrede noch wollten. Zur Führung dieſes 
Gegenbeweiſes iſt der Nachweis beſonderer Gründe, aus dem die Abrede 
nicht in das Schriftſtück aufgenommen iſt, nicht unbedingtes Erfordernis. 
Schon die Sachlage, möglicherweiſe die Erheblichkeit der Abrede, kann die 
Annahme rechtfertigen, daß die Parteien an ihr feſthalten wollten. Im vor⸗ 
liegenden Falle nahmen, was das Oberlandesgericht mit Recht betont, die 
Eingangsworte des Beſtätigungsſchreibens auf die vorangegangene Unter— 
redung der Parteien ausdrücklich Bezug. Hierbei hat der Kläger auf die 
Bemerkung des Vertreters der Beklagten, er werde vielleicht Schwierig— 
keiten mit der Aluminiumbeſchaffenheit und auch mit den Maſchinen haben, 
geantwortet: „Wenn Sie nicht liefern können, dann können Sie eben nicht 
liefern, was iſt denn dabei?“ Die (vorſtehend wiedergegebene) Auslegung 
dieſer Erklärungen ſeitens des Oberlandesgerichts und die daran geknüpfte 
Erwägung, es erſcheine ſchon an und für ſich natürlich, daß die Parteien die 
Fortgeltung eines für die Beklagte ſo weſentlichen Vorbehalts auch für den 
Fall gewollt hätten, daß er nicht ausdrücklich in das Beſtätigungsſchreiben 
aufgenommen würde, ſind rechtlich einwandfrei. Da dieſes aber auf die 
Unterredung der Parteien ausdrücklich hinwies, ſo war darin nach Treu und 
Glauben deutlich auch der Vorbehalt einbegriffen, und es bedurfte keines 
Widerſpruches der Beklagten gegen die Faſſung des Schreibens, um ihr die 
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Rechte aus dem Vorbehalt zu erhalten. Dazu kommt, daß auch die Klauſel 
des Schreibens: „Sie liefern mir die erſten 5000 Stück Ihrer Fabrikation, 
die gut ausfallen“, andeutet, daß ſich die Parteien mit der Möglichkeit be⸗ 
ſchäftigt haben, daß bei der Fabrikation Schwierigkeiten entſtänden, welche 
die Güte des Fabrikats beeinfluſſen könnten. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 4. Mai 1918. B. w. R. (OLG. 
Düſſeldorf). I. 15/18. 


153. Spezieskauf bei zukünftigen Sachen; Erſatzanſpruch gemäß 
$ 281 BGB. 
Vgl. 72 Nr. 27. 94. 
B. 39 243, 281. 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 19. Jan. 1915 35 Tonnen 
Wolframerz, und zwar die nächſten 35 Tonnen, welche ſie in ihrer Grube in 
T. erzeugen würde. Die Beklagte lieferte nur 19173 kg; die Lieferung des 
Reſtes wurde ihr unmöglich, weil durch Verfügung des Generalkommandos 
in C. vom 15. Nov. 1915 auf Grund der Bundesratsverordnung vom 24. Juni 
1915 ſämtliche auf dem Wolframvorkommen in T. vorhandenen und hinzu⸗ 
tretenden Beſtände an Wolfram in Erzen, in Miſcherzen und auf Halden, 
ſowie in Legierungen und Verkleidungen, ferner Wolfram in Schlacken, in 
Neben⸗ und Zwiſchenerzeugniſſen und Rückſtänden beſchlagnahmt wurden. 
Der Abbau, die Förderung ſowie die Aufbereitung im eigenen Betrieb blieb 
der Beklagten geſtattet, ſie durfte jedoch die gewonnenen Wolframerze und 
ſonſtigen wolframhaltigen Stoffe nur an die Kriegsmetall-Aktiengeſellſchaft 
in Berlin verkaufen. Die Beklagte hat ihre geſamten nach der Beſchlagnahme 
geförderten Wolframerze an die genannte Aktiengeſellſchaft abgeführt. 

Mit der Behauptung, daß die Beklagte für die 25827 kg der Klägerin 
noch zu liefernden Wolframerze einen Mehrgewinn von über 6000 4 erzielt 
habe, klagte die Klägerin gemäß § 281 BGB. auf Zahlung von 6000. 
Landgericht und Oberlandesgericht wieſen die Klage ab, das Reichsgericht 
hob auf aus folgenden Gründen: 

Das Berufungsgericht hat den Klaganſpruch deshalb zurückgewieſen, 
weil von den den Gegenſtand des Kaufes der Klägerin bildenden nächſten 
zu fördernden 35 Tonnen Wolfram dasjenige Quantum, mit deſſen Lieferung 
die Beklagte im Rückſtande war (25827 kg), zur Zeit der Beſchlagnahme 
noch nicht in die Erſcheinung getreten ſei; dasſelbe ſei nämlich als Teil des 
Grundſtücks noch in der Grube geweſen und hätte erſt gebrochen und zutage 
befördert, möglicherweiſe auch noch einer Behandlung im Magnet- und 
Säureverfahren unterzogen werden müſſen, während der von der Kriegs— 
metallgeſellſchaft gewährte Kauf- oder Euteignungspreis eine Gegenleiſtung 
für die fertige Ware, alſo einen neuen Gegenſtand, gebildet habe und des— 
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halb nicht als Erſatz für den geſchuldeten Gegenſtand, der ſich zur Zeit der 
Beſchlagnahme noch im Zuſtande der Unfertigkeit befunden habe, angeſehen 
werden könne. Dieſe Auffaſſung iſt nicht frei von Rechtsirrtum. 

Der Verkauf der nächſten auf der Grube in T. zu fördernden 35 Tonnen 
Wolframerz ſtellt ſich nicht als eine Gattungsſchuld, auch nicht als ſog. „be⸗ 
ſchränkte“ Gattungsſchuld, ſondern als Speziesſchuld dar. Es handelte ſich um 
den Kauf einer erſt zu erzeugenden, alſo erſt künftig zur Entſtehung gelangen⸗ 
den, einer zukünftigen Sache. Auch an einer ſolchen iſt ein Spezieskauf ſehr 
wohl denkbar. Er liegt dann vor, wenn die Parteien den Vertraggegen⸗ 
ſtand nicht nur nach Merkmalen bezeichnen wollten, ſondern ſich beim Ver⸗ 
tragabſchluß die den Gegenſtand des Vertrages bildenden Sachen als kon⸗ 
krete Sachen vorgeſtellt haben. Letzteres iſt aber hier der Fall. Aus der von 
den Parteien gewählten Ausdruckweiſe iſt zu ſchließen, daß dieſe beſtimmten, 
zunächſt geförderten 35 Tonnen Erz als ganz konkret vorgeſtellte Sach- 
individua den Gegenſtand des Vertrages bilden ſollten. Sobald fie gefördert 
waren, traten ſie, ohne daß noch, wie bei der Gattungsſchuld irgendeine be⸗ 
ſondere Ausſcheidung aus der Gattung zur Konkretiſierung des Leiſtungs⸗ 
gegenſtandes ſeitens der Schuldnerin in Frage kommen konnte, als der von 
vornherein vorgeſtellte Vertraggegenſtand von ſelbſt in die Erſcheinung. 
Gingen ſie nach der Förderung unter, ſo konnte ſich die Beklagte auf Unmög⸗ 
lichkeit der Erfüllung (BGB. 8 323) berufen, und es griffen nicht etwa die 
Grundſätze des § 243 BGB. Platz. 

Der Annahme, daß es ſich im ö liegen dent Falle um einen Spezies⸗ 
kauf handelt, ſtehen auch die Zwecke, die von den Parteien mit einer ſolchen 
Vereinbarung erſtrebt wurden, und namentlich auch der Umſtand nicht ent⸗ 
gegen, daß es möglicherweiſe der Klägerin darauf angekommen iſt, tunlichſt 
ſchnell in den Beſitz des gekauften Erzes zu gelangen und gegenüber der Kon⸗ 
kurrenz einen Vorſprung zu gewinnen. Denn dieſes Ziel ließ ſich eben am 
leichteſten und ſicherſten gerade dadurch erreichen, daß man die Beklagte ver⸗ 
hinderte, über ihre künftige Produktion zum Nachteil der Klägerin zu ver⸗ 
fügen, indem dieſe ganz beſtimmten, künftig zunächſt zur Entſtehung gelan⸗ 
genden 35 Tonnen als der Klägerin verkauft galten. 

Durch die Beſchlagnahme verlor die Beklagte nicht die Möglichkeit, dieſe 
35 Tonnen Wolfram herzuſtellen, d. h. das Erz zu brechen und bergmänniſch 
aufzubereiten, denn die Beſchlagnahmeanordnung beließ der Beklagten ja 
den weiteren Abbau, die Förderung und die Aufbereitung. Es ſtand alſo 
nichts im Wege, daß die 35 Tonnen in die Erſcheinung treten konnten. Nur 
die Möglichkeit, ſie der Klägerin zu liefern, fiel fort, denn in dem Augen⸗ 
blick, wo ſie zur Entſtehung gelangten, wurden ſie von der Beſchlagnahme 
ergriffen und durften nur noch an die Kriegsmetall-Aktiengeſellſchaft abge⸗ 
liefert werden. Der von der letztgenannten Geſellſchaft gezahlte Kauf- oder 
Enteignungspreis iſt alſo gerade für denjenigen Gegenſtand bezahlt, welcher 
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zugleich den Gegenſtand des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrags 
bildete; denn mochten die 35 Tonnen beim Vertragabſchluß ſelbſt noch im 
Zuſtande der Unfertigkeit ſein, ſo war es doch die Abſicht der Parteien, daß 
ſie im aufbereiteten Zuſtande der Klägerin geliefert werden ſollten. Es war 
alſo von vornherein mit ihrer künftigen Entſtehung gerechnet. 

Die vom Berufungsgericht gebilligte Rechtsanſicht führt auch zu ganz 
offenbarer Unbilligkeit. Es iſt nicht verſtändlich, aus welchen Gründen es 
für die Stellung eines Käufers eines Kalbes, das von einer beſtimmten, zur 
Zeit trächtigen Kuh demnächſt geworfen wird, in bezug auf § 281 BGB. 
von Bedeutung ſein könnte, ob die Beſchlagnahme vor oder nach der Geburt 
des Kalbes angeordnet iſt. 

Das vom Berufungsgericht herangezogene Schrifttum behandelt ganz 
andere Fälle und ſteht mit der Auffaſſung des Reviſionsgerichts keineswegs 
im Widerſpruch. Werden dem Schuldner die Rohſtoffe, aus denen er den 
geſchuldeten Gegenſtand herſtellen will, beſchlagnahmt und enteignet oder 
durch Zwangskauf entzogen, jo kann allerdings der 8 281 BGB. keine An⸗ 
wendung finden, weil es an dem Erfordernis der Identität fehlt. Denn der 
Rohſtoff, für den das Entgelt gewährt wird, iſt etwas ganz anderes, als die 
aus ihm erſt herzuſtellende Sache, und inſofern kann man in ſolchem Fall 
allerdings ſagen, der Leiſtungsgegenſtand iſt überhaupt noch nicht in die Er⸗ 
ſcheinung getreten, d. h. für den Leiſtungsgegenſtand iſt das Entgelt nicht 
bezahlt (im einzelnen ſiehe Lehmann, Kriegsbeſchlagnahme S. 44 und Anm. 4 
auf S. 110, ferner Starke in JW. 1915, 564). Der andere vom Ber.⸗Richter 
zitierte Fall betrifft die Unmöglichkeit der Erfüllung einer Gattungsſchuld 
wegen Beſchlagnahme ſämtlicher zur Gattung gehörigen Sachen und Her⸗ 
ſtellung anderer Sachen, für die dann die Vergütung bezahlt wird, aus den 
beſchlagnahmten Sachen; auch hier fehlt es an der Identität (im einzelnen 
ſ. Löwenwarter i. d. JW. 1915 S. 111). 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 9. März 1918. B. w. W. (OLG. 

Jena). I. 235/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 94 S. 369. 


154. Unmöglichkeit der Vertragerfüllung infolge einer durch die 
Kriegsdauer bedingten Veränderung der Derhältniffe. 
Vgl. 71 Nr. 157 m. N.; 223; 72 Nr. 47. 
BGB. § 275. 

Laut Beſtätigungsbrief vom 20. Dez. 1913 verkaufte die Beklagte der 
Klägerin 1000 kg Vanillin „drei Eulen“Marke für 31.4 oder 38,30 Frs. 
pro kg, Lieferzeit auf ſukzeſſiven Abruf innerhalb 12 Monaten (alſo bis 
20. Dez. 1914) mit einer vorauslaufenden Reſpektfriſt von drei Monaten, 
Erfüllungsort für beide Teile Hamburg, mit der Klauſel „Krieg, Arbeiter— 
ſtreiks, Betriebſtörungen, Exploſion, Feuersbrunſt, Überſchwemmung, Koh⸗ 
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lenmangel und andere unvorhergeſehene Hinderniſſe, welche die Produktion 
verringern, verzögern oder unmöglich machen, befreien uns für die Dauer 
der Behinderung von der Einhaltung der vereinbarten Lieferzeit.“ Auf den 
Vertrag wurden 720 kg geliefert, die letzten Mengen am 5. und 21. Aug. 1914. 
Mit Brief vom 10. März 1917 beſtritt dann die Beklagte ihre Verpflichtung, 
die noch ausſtehenden 280 kg nach Beendigung des jetzigen Krieges zu den 
Vertragsbedingungen zu liefern, indem ſie ſich auf Unmöglichkeit der Lie⸗ 
ferung infolge veränderter Verhältniſſe berief. Die Klägerin klagte auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Vertrag nicht aufgehoben ſei. Landgericht und Oberlandes⸗ 
gericht wieſen die Klage ab. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

Der Klage gegenüber kann ſich die Beklagte auf die in gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen vgl. Hanſ. GZ. 1915 Hauptblatt Nr. 18 und 1916 Nr. 40, Nr. 128) 
wiederholt behandelte, im Tatbeſtande mitgeteilte Befreiungsklauſel 
nicht berufen. Dieſe würde nur die Feſtſtellung rechtfertigen, daß die Beklagte 
während des gegenwärtigen Krieges nicht zur Lieferung verpflichtet iſt. 
Sie würde ihr aber nicht ohne weiteres das Recht geben, ſich mit Rückſicht 
auf den Krieg vom ganzen Vertrage endgültig loszuſagen. Anderſeits iſt 
klar, daß die Beklagte dadurch, daß ſie die Klauſel in den Vertrag aufgenommen 
hat, nicht auf die ihr nach dem Geſetze zuſtehenden Rechte verzichtet hat. 
Geſetzlich iſt ſie von der Verpflichtung zur Leiſtung frei geworden, ſoweit 
die Leiſtung infolge eines nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ein⸗ 
tretenden Umſtandes, den ſie nicht zu vertreten hat, unmöglich geworden iſt, 
8275 BGB. Dieſe Vorausſetzung iſt als vorliegend zu erachten. 

Den Gegenſtand des Vertrages bildete eine Ware (Vanillin „drei Eulen“. 
Marke), welche von der Beklagten bis zum Ausbruche des Krieges auf chemi⸗ 
ſchem Wege aus Nelkenöl hergeſtellt wurde, das aus Gewürznelken ge⸗ 
wonnen wurde, die über See aus dem Auslande, insbeſondere aus der eng⸗ 
liſchen Kolonie Zanzibar, bezogen wurden. Die Lieferung einer aus neu 
einzuführenden Nelken hergeſtellten Ware iſt durch den Krieg tatſächlich un- 
möglich geworden, weil die Heranſchaffung der Gewürznelken aus über⸗ 
ſeeiſchen Ländern während des Krieges nicht erfolgen kann. Soweit aber 
Vorräte an Nelken oder fertige Ware beim Kriegsausbruche vorhanden waren, 
hat das Gericht keinen Zweifel, daß ſie inzwiſchen — nach mehr als drei⸗ 
jähriger Dauer des Krieges — verbraucht worden ſind und auch ſchon ver— 
braucht waren, als die Beklagte im März 1917 den Vertrag für erloſchen 
erklärte. Die Klägerin hat auch Gegenteiliges nicht behauptet. Nun iſt zwar 
richtig, daß eine nur vorübergehende Unmöglichkeit der Lieferung der Klage 
nicht entgegenſtehen würde. Aber eine ſolche liegt offenbar nicht vor. Die 
lange Dauer des Krieges, die Unabſehbarkeit des Zeitpunktes ſeiner Been⸗ 
digung ſowie die Ungewißheit der künftigen Wirtſchaftslage rechtfertigen 
vielmehr die Feſtſtellung, daß die Lieferung der Ware im Sinne des § 275 
BGB. für die Beklagte dauernd unmöglich geworden iſt. Durch den Krieg 
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und ſeine Folgen würde ſich ihre Leiſtung, wenn ſie nach ſeiner Beendigung 
zu erfolgen hätte, derart geändert haben, daß die nachträgliche Lieferung der 
Ware nicht mehr als ſinngemäße Erfüllung des im Dezember 1913 zur Lie⸗ 
ferung innerhalb zwölf Monaten geſchloſſenen urſprünglichen Vertrages gelten 
könnte. Das Heranſchaffen der Relken aus dem Auslande würde ſich unter 
weſentlich veränderten Umſtänden vollziehen. Das gleiche würde gelten 
von der Erlangung der zur Herſtellung der Ware benötigten Chemikalien. 
Der Waren⸗ und Frachtenmarkt und das Valutenverhältnis würden gegen⸗ 
über dem Zuſtande von 1913/14 durchgreifende Veränderungen aufmeijen.- 
Die Beklagte hat der Klägerin auch nicht etwa (vgl. den tatſächlich anders 
liegenden Fall Hanſ. GZ. 1917 Nr. 77 und ZW. 1916 S. 487) zugeſagt, daß 
ſie ohne Rückſicht auf die Dauer des Krieges nach deſſen Beendigung unter 
allen Umſtänden liefern wolle, auch wenn ſich infolge der zeitlichen Ver⸗ 
ſchiebung die wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung gänzlich geändert hätte. 
Der in der Klauſel getroffenen Vereinbarung, daß die darin genannten Er⸗ 
eigniſſe die Beklagte für die Dauer der Behinderung von der Einhaltung 
der Lieferzeit befreien ſollten, kann eine ſolche Bedeutung unmöglich bei⸗ 
gelegt werden. 

In dieſer Inſtanz hat die Klägerin erklären laſſen, ſie lege kein Gewicht 
darauf, eine aus Gewürznelken hergeſtellte Ware zu erhalten, ſondern ver- 
lange nur ein chemiſch reines Fabrikat. Durch dieſe Erklärung wird die Rechts⸗ 
lage nicht geändert. Verkauft war eine Ware, die aus Gewürznelken her⸗ 
geſtellt wurde. Auf die Lieferung einer anderen Ware hat die Klägerin 
kein Recht. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. Jan. 1918. T. & Co. w. 

F. & Co. Bf. III. 217/17. B. 


155. Rücktritt vom Vertrage wegen vertragwidrigen Verhaltens des 
Gegners bei Probelieferungen. 
Vgl. 59 Nr. 32; 61 Nr. 129; 66 Nr. 44. 
BGB. 88 242. 320. 

Der Kläger hatte am 5. Aug. 1916 von der Beklagten 4000 Flaſchen 
Sekt zur Abnahme nach Bedarf bis Ende Nov. 1916, Zahlung gegen Aus— 
lieferung des Duplikatfrachtbriefs, gekauft. Er erbat und erhielt von der 
Beklagten zunächſt unberechnet zur Probe 12 Flaſchen und jpäter 24/2 und 
36/2 Flaſchen ebenfalls zur Probe. Mit der Bezahlung dieſer beiden letzten 
Lieferungen geriet er in Verzug. Er ließ ſich verklagen, fruchtlos pfänden, 
und erſt als er zum Offenbarungseide vorgeladen wurde, zahlte er den ge— 
ſchuldeten Betrag. Als dann der Kläger eine weitere Beſtellung auf 24/2 Fla— 
ſchen machte, lehnte die Beklagte deren Lieferung ab und trat vom Vertrage 
zurück. Sie begründete ihren Standpunkt mit der Zahlungsunfähigkeit des 
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Klägers und der weiteren Tatſache, daß er keine Erlaubnis zum Handel mit 
Lebensmitteln beſitze. Der Kläger verlangt Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, macht geltend, daß er ein vermögender Mann ſei und daß ihm die 
Erlaubnis zu agenturweiſem Handel mit Lebensmitteln erteilt ſei. Seine 
Klage iſt abgewieſen worden. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

Das Landgericht meint, daß die Beklagte an ſich verpflichtet geweſen 
ſei, den verkauften Wein zu liefern. Dem vermag ſich das Ber.⸗Gericht nicht 
anzuſchließen. Allerdings kann ſich die Beklagte nicht ohne weiteres auf die 
Zahlungsunfähigkeit des Klägers berufen. Denn war dieſe ſchon zur Zeit 
des Vertragabſchluſſes vorhanden, hätte die Beklagte das Geſchäft recht⸗ 
zeitig anfechten müſſen. Wäre ſie aber nachträglich eingetreten, ſo hätte die 
Beklagte zwar die Vorleiſtung oder Sicherheitsleiſtung des Klägers ver- 
langen, nicht aber vom Vertrage zurücktreten können. 

Trotzdem erſcheint der Rücktritt der Beklagten vom Vertrage berechtigt. 
In Schrifttum und Rechtſprechung iſt allgemein anerkannt, daß bei Abruf⸗ 
Lieferungsgeſchäften der vertragtreue Teil zur Löſung des Vertrages be⸗ 
fugt ſei, falls der andere ſich erheblicher poſitiver Vertragverletzung ſchuldig 
gemacht hat. Der Grund dieſer Berechtigung liegt darin, daß es dem ver⸗ 
tragtreuen Teile, der mit dem andern Erfahrungen gemacht hat, welche eine 
ordnungsmäßige Durchführung des Vertrages als ausgeſchloſſen erſcheinen 
laſſen, nicht zugemutet werden ſoll, ſeinerſeits durch Fortſetzung des Verhält⸗ 
niſſes neuen Gefahren ſich auszuſetzen. 

Nun liegt zwar im vorliegenden Falle die Sache nicht ſo, daß ſich der 
Kläger bei Ausführung des Vertrages ſelbſt einer poſitiven Vertragver⸗ 
letzung ſchuldig gemacht hat. Aber der zu beurteilende Sachverhalt verlangt 
eine entſprechende Anwendung des erwähnten Grundſatzes. Der Kläger 
hat ſich während der Vertragzeit Probeſendungen machen laſſen, welche 
nicht unmittelbar unter den Vertrag fielen, weil dieſer nur ganze, nicht halbe 
Flaſchen vorſah. Anderſeits aber handelte es ſich um die gleiche Ware und 
ſollten dieſe halben Flaſchen als Proben zum Zwecke der Weiterveräußerung 
der gemäß dem Hauptvertrage abzunehmenden Ware dienen. Wenn dann 
der Kläger den Kaufpreis für dieſe kleinen Mengen ſchuldig blieb, ſich ver⸗ 
klagen, pfänden ließ und erſt nach Erhalt einer Ladung zur Leiſtung des 
Offenbarungseides zahlte, ſo handelte er derart vertragwidrig, daß der Be⸗ 
klagten nicht zugemutet werden konnte, die weit größeren Mengen Weins, 
welche ſie nach dem Hauptvertrage zu liefern hatte, abzuſenden. Dabei iſt 
es gleichgültig, ob die Zahlung gegen Auslieferung des Duplikatfrachtbriefes 
zu erfolgen hatte. Schon die gegebenenfalls nutzloſe Verſendung der Ware 
ſchuf der Beklagten Mühe, Gefahr, Zeit- und Geldverluſt. Wenn der Kläger 
vortragen läßt, daß er in guten Vermögensverhältniſſen ſei und die Beklagte 
mit ihrem Verhalten nur habe ärgern wollen, ſo mag die Wahrheit dieſer 
ſonderbaren Behauptung auf ſich beruhen bleiben. Wäre ſie tatſächlich wahr, 
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fo würde der Verzug des Klägers nur noch ſchärfer zu beurteilen ſein. Denn 
wer dem nicht ſäumigen Vertragteile gegenüber vorſätzlich und ohne Not 
ſeine Pflichten verletzt, kann dieſem gewiß nicht die Erfüllung zumuten. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Febr. 1916. K. w. Ch. 
Bf. VI. 29/17. Nö. 


156. Kauf „zu einem noch zu vereinbarenden Preiſe“; liegt ein feſter 
Kauf vor d 
Vgl. 11 Nr. 233; 20 Nr. 218; 29 Nr. 30; 30 Nr. 237; 69 Nr. 30. 
BGB. 55 433, 315 ff. 

„Die Möglichkeit des Abſchluſſes eines feſten Kaufes unter der auf- 
ſchiebenden Bedingung, daß die Beklagte bis zum 5. Okt. 1913 der Klägerin 
gegenüber die Erklärung abgab, die Einrichtungsgegenſtände kaufen zu wollen, 
unterliegt keinem Bedenken und wird auch von der Reviſion nicht in Frage 
gezogen. Zweifel ergeben ſich nur inſofern, als die Worte: „zu einem noch 
zu vereinbarenden Preiſe“ auf das Fehlen einer Einigung der Vertragſchlie— 
ßenden über den Kaufpreis hinzudeuten ſcheinen. Das Ber.⸗Gericht iſt 
jedoch mit Recht davon ausgegangen, daß nicht der buchſtäbliche Sinn des 
Ausdrucks, ſondern der wirkliche Wille der Erklärenden maßgebend ſei, und 
es iſt bei Würdigung der ganzen Sachlage zu der Überzeugung gelangt, daß 
man ſich in der Tat auch ſchon über den Preis geeinigt habe, und zwar dahin, 
daß deſſen Höhe nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen ſei, möge nun dieſe 
Beſtimmung durch die Beklagte oder durch Sachverſtändige oder, was eher 
anzunehmen, durch die Klägerin, als die Verkäuferin, zu erfolgen haben. 
Daß eine ſolche Auslegung unmöglich ſei, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. Vereinbarungen wie die vorliegende, oder wie die: „über den 
Preis werden wir uns ſchon einigen“, ſind im Verkehr auch bei Verträgen, 
die von beiden Teilen als feſt abgeſchloſſen angeſehen werden, nichts Unge— 
wöhnliches. Sie ſind, in Ermangelung beſonderer Anhaltspunkte für die 
Preisfeſtſetzung, nach Treu und Glauben dahin zu verſtehen, daß der Preis 
nach billigem Ermeſſen, und zwar gemäß § 316 BGB. im Zweifel durch den 
Verkäufer zu beſtimmen iſt, daß jedoch der Käufer gemäß $ 315 Abſ. 3 da}. 
die Beſtimmung beanſtanden kann, wenn ſie nicht der Billigkeit entſpricht. — 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 10. Mai 1918. G. w. S. (KG. 

Berlin). II. 518/17. 


157. Beim Beſtehen mehrerer Mietverträge ergreift das Vermieter⸗ 
pfandrecht wegen des einen Mietobjekts nur die in dieſes einge- 
brachten Sachen. 

BGB. $ 559. 

S. war Mieter der im Erdgeſchoß des Hauſes der Beklagten belegenen, 
dem Gaſtwirtſchaftsbetriebe dienenden Räume ſowie der im zweiten Stock 
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desſelben Hauſes belegenen Wohnung. Die Beklagte ließ wegen eines Miet- 
rückſtandes von 700. , den S. für die Gaſtwirtſchaft ſchuldig geblieben war, 
auf Grund eines vollſtreckbaren Urteils bei S. eine Anzahl Sachen pfänden. 
Der Kläger behauptete, dieſe Sachen vor der Pfändung von S. zu Eigentum 
erworben zu haben, und klagte auf deren Freigabe. Die Beklagte berief ſich 
auf ihr Vermieterpfandrecht. Der Kläger wandte demgegenüber ein, die 
Sachen ſeien von S. nicht in die Wirtſchaftsräume, ſondern in die Wohnung 
eingebracht worden. Die Einwendung der Beklagten, daß die gepfändeten 
Sachen durch die Einbringung in das Grundſtück dem Pfandrechte der Be— 
klagten unterworfen ſeien, wurde durch Zwiſchenurteil für ODE 
erklärt. Aus den Gründen: 

„Der Standpunkt der Beklagten, daß es für die Entſtehung Me den Fort⸗ 
beſtand ihres geſetzlichen Pfandrechts einerlei ſei, ob die jetzt ſtreitigen Sachen 
in die Wirtſchaft oder in die Wohnung eingebracht ſeien, und daß es genüge, 
wenn ſie in das Grundſtück eingebracht ſeien, iſt unrichtig. Wenn ein Mieter 
von demſelben Vermieter in einem Grundſtück verſchiedene Räume gemietet 
hat, ſo iſt es Tatfrage, ob ein oder mehrere Mietverträge vorliegen. Hier 
ſteht die Wohnung nicht im räumlichen Zuſammenhange mit den Wirtſchafts⸗ 
lokalitäten. Die Wohnung iſt nachträglich zu ſelbſtändigem Mietpreiſe gemietet 
und es ſind getrennte Mietverträge abgeſchloſſen. Es ſind daher unter den 
Parteien mehrere Mietverträge in Geltung, und das geſetzliche Pfandrecht 
wegen des einen Mietobjekts ergreift auch nur diejenigen Sachen, welche 
in dieſes Mietobjekt eingebracht ſind. (Vgl. Mittelſtein, Miete 8 77 Nr. 4.) 
Da die Forderung der Beklagten aus Mieterückſtänden für die Wirtſchaft 
beſteht, würde die durch das Eigentum begründete Klage an dem Vermieter⸗ 
pfandrecht der Beklagten nur dann ſcheitern, wenn die gepfändeten Sachen 
in die Wirtſchaft eingebracht ſind. Sind ſie dort eingebracht, ſo ſind ſie damit 
dem Pfandrecht für die bis 1917 vereinbarte Mietzeit unterworfen und bleiben 
im Pfandrechte, wenn ſie auch ſpäter in die Etage gebracht ſind. 

Das Verteidigungsmittel der Beklagten, daß die Sachen durch die Ein⸗ 
bringung in das Grundſtück dem Pfandrechte unterworfen ſeien, iſt daher 
durch Zwiſchenurteil zu verwerfen und im übrigen Beweis darüber zu er⸗ 
heben, ob die Sachen in die Wirtſchaftslokalitäten eingebracht ſind.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. April 1918. E. G. w. W. L. 
Bf. VI. 344/17. Nö. 


158. Betriebsleiter i. S. des $ 915 RD G.; der Tatbeſtand des $ 903 
RDO. erfordert Dorausfehbarfeit des Schadens“. 
Vgl. 70 Nr. 105. 
RO. 88 913, 903. 
„In 8 913 RWO. wird unterſchieden zwiſchen Betriebsleitern und Auf— 
ſichtsperſonen oder anderen Angeſtellten des Betriebs, auch den letzteren 
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darf der Unternehmer die ihm nach der RVO. obliegenden Pflichten über- 
tragen, ſoweit es ſich nicht um Einrichtungen auf Grund von Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften handelt. Schon dieſe Unterſcheidung zeigt deutlich, daß nicht 
jeder, der in einem Betriebe etwas zu leiten oder anzuordnen hat, von dem 
Geſetze als Betriebsleiter betrachtet wird, ſondern daß dabei an Perſonen 
gedacht iſt, die an der oberen Geſchäftsleitung teilhaben und den Unternehmer 
auch in bezug auf ſeine Pflichten vertreten können. Der Betriebsleiter ſoll 
dem Unternehmer wirtſchaftlich und geſellſchaftlich regelmäßig gleichſtehen 
(Hanow, Anm. 5 zu § 13 RVO.). Es mag fein, daß in großen Geſchäften ein 
Betriebsleiter im geſetzlichen Sinne auch für einen abgegrenzten Teil des 
Betriebs beſtellt werden kann, ein Vorarbeiter oder Polier aber, der an einer 
Arbeitsſtelle mit fünf anderen Arbeitern tätig iſt und deren Beſchäftigung 
zu überwachen und zu leiten hat, läßt ſich nicht als Betriebsleiter gemäß 
§ 913 RWO. auffallen. — — — 

Die Reviſion rügt noch, es ſei nicht feſtgeſtellt, daß die Beklagte den 
Schaden vorausſehen konnte. Es iſt ihr zuzugeben, daß die Vorausſehbarkeit 
des Schadens zur Erfüllung des im § 903 RVO. geſetzten Tatbeſtands er⸗ 
forderlich iſt. In der Rechtſprechung zu den früheren Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzen iſt angenommen worden, daß bei Klagen der Berufsgenoſſenſchaften 
wegen ihrer Aufwendungen gemäß GUV G. § 136 Abſ. 1 Satz 2 die ſtraf⸗ 
rechtlichen Grundſätze über Verſchulden maßgebend find (RGeEntſch. 69, 343), 
und es beſteht kein Anlaß, für die ſachlich im weſentlichen übereinſtimmenden 
Vorſchriften des 8 903 etwas Abweichendes anzunehmen. Strafrechtlich iſt 
aber die Vorausſehbarkeit der Rechtsverletzung eine allgemeine Voraus⸗ 
ſetzung der fahrläſſigen Delikte. Kann überhaupt keine Rechtsverletzung 
vorausgeſehen werden, ſo kann auch keine Verurteilung wegen Fahrläſſigkeit 
erfolgen, ſie iſt aber auch bezüglich „jedes nicht vorausſehbaren Teils des 
eingetretenen rechtsverletzenden Erfolges“ ausgeſchloſſen (RGStrafſ. 28, 274). 
Der Zivilrichter hat daher im Falle des § 903 Abſ. 4 RVO. ebenſo wie früher 
nach $ 136 Abſ. 1 Satz 2 GUV G. nicht nur feſtzuſtellen, daß der Unternehmer 
den Unfall unter Außerachtlaſſung einer Gewerks⸗ oder Berufspflicht herbei⸗ 
geführt hat, ſondern auch, daß der eingetretene Erfolg, wenn auch nicht in 
ſeinen Einzelheiten, vorausſehbar war, ein Umſtand, der, wie in dem an⸗ 
geführten Urteile RGEntſch. 69, 342 dargelegt iſt, für den Umfang des Erſatz⸗ 
anſpruchs der Berufsgenoſſenſchaft von Bedeutung ſein kann. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. März 1918. S. w. H.⸗B.⸗ 
Ber.⸗Gen. (OLG. Frankfurt). VI. 443/17. 


+ 
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159. Urſächlicher Sufammenhang zwiſchen dem durch einen Radfahrer 
verorſachten Unfall und dem Straßenbahnbetriebe. 
Vgl. 41 Nr. 189. 
RopflG. 5 1. 

Der Kläger war in der Nähe einer von der Beklagten als Pächterin be⸗ 
triebenen elektriſchen Straßenbahn in einer Mulde damit beſchäftigt, Gras 
zu ſchneiden. Währenddeſſen kam auf der Fahrbahn ein Straßenbahnwagen 
heran und war gerade im Begriff, eine dort befindliche Kurve zu durchfahren, 
als auf der Landſtraße mit beträchtlicher Geſchwindigkeit der auf einer mili⸗ 
täriſchen Übung befindliche Kraftfahrer O. auf einem Kraftfahrrad gleichfalls 
der Kurve aus derſelben Richtung wie der Wagen der Beklagten ſich näherte. 
Um nicht mit dem Straßenbahnwagen zuſammenzuſtoßen, bog O. rechts ab, 
überquerte den Fußgängerſteig und traf in der Mulde den Kläger, der von 
dem Motorrad gefaßt und über den Fußſteig bis an einen zwiſchen dieſem 
und der Landſtraße ſtehenden Baum geſchleudert wurde. Wegen der ihm 
hierdurch verurſachten Körperverletzung verlangte der Kläger Schadenerſatz 
von der Beklagten, die ihre Erſatzpflicht und insbeſondere das Vorliegen eines 
Betriebsunfalls beſtritt. 

Das Landgericht gab der Klage ſtatt, Berufung und Reviſion waren er- 
folglos. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat angenommen, daß die dem Kläger unmittelbar 
durch den Zuſammenſtoß mit dem dem Militärfiskus gehörigen Kraftfahrrad 
zugefügte Körperverletzung durch den Betrieb der von der Beklagten ge— 
pachteten Straßenbahn mitverurſacht worden iſt. Den Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen dem Unfall und dem Betrieb der Straßenbahn erblickt das Ber.⸗Gericht 
darin, daß im vorliegenden Falle der Fahrer O., der das Kraftfahrrad be⸗ 
nutzt hat, infolge des plötzlichen Herannahens der eine Kurve durchfahrenden 
Straßenbahn und der dadurch für ihn entſtandenen Gefahr eines e 
ſtoßes mit dem Straßenbahnwagen kopflos geworden und in der Beſtürzung 
beim Verſuch des Überholens der Straßenbahn die Gewalt über ſein Kraft⸗ 
fahrrad verloren hat. Dadurch hat dann das Fahrrad den in einer in der 
Nähe befindlichen Mulde arbeitenden Kläger gefaßt und ihn an einen zwiſchen 
dem Fußſteig und der Landſtraße befindlichen Baum geſchleudert, wodurch 
der Kläger erhebliche Verletzungen erlitten hat. Aus dieſem Sachverhalt 
konnte das Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum die Schlußfolgerung ziehen, daß 
die Willensbetätigung des O. durch die im Augenblick des Abbiegens der 
Straßenbahn von der geraden Fahrbahn entſtandene gefährliche Lage mit- 
beeinflußt worden ſei und ſomit der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
dem Unfall des Klägers und dem Betriebe der Beklagten vorliege. Hiernach 
erweiſt ſich die Rüge der Reviſion, das Ber.⸗Gericht habe zu Unrecht das 
Vorliegen eines Betriebsunfalls angenommen, als unbegründet. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. April 1918. AG. f. B. w. H. 

(KG. Berlin.) VI. 53/18. | 
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160. Eine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den 
Bahnkörper gegen angrenzendes Weideland einzufriediger® beſteht nicht. 
Vgl. auch 57 Nr. 213 m. Nachw. 

BGB. 58 823 Abſ. 1, 2 254; ReichshaftpflGeſ. $ 1; Eiſbahnbau⸗ und BetrOrdn. $ 18. 

Am 7. Juni 1913 wurde ein dem Kläger gehöriges Füllen auf ham⸗ 
burgiſchem Staatsgebiete von einem zwiſchen Cuxhaven und Hamburg ver⸗ 
kehrenden Eilzug der Preußiſchen Staatseiſenbahn überfahren und getötet. 
Unſtreitig hatte der Sohn des Klägers mit einigen Pferden, darunter die 
Mutterſtute des Füllens, auf der Seite der Bahn, die derjenigen, an der ſich 
das Füllen befunden hatte, entgegengeſetzt war, die Vorbeifahrt des Zuges 
an der geſchloſſenen Schranke abgewartet, um die Bahn alsdann zu über⸗ 
ſchreiten. Die Schadenerſatzklage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: | 

„Während die Schadenerſatzanſprüche von Perſonen, die durch den Be⸗ 
trieb von Eiſenbahnen körperlich verletzt oder getötet werden, im Reichs- 
haftpflichtgeſetz eine einheitliche Regelung erfahren haben, beſteht eine ſolche 
einheitliche Regelung für Sachſchaden von Reichs wegen bislang nicht. (Zu 
vgl. Eger, DIZ. 1908, 751). Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die zum 
Teil eine dem Haftpflichtgeſetz entſprechende Regelung treffen, wie z. B. die 
auf der Konzeſſion der Eutin-Lübecker Eiſenbahn⸗Geſellſchaft beruhenden 
(Hanſeat. GZ. 1903 Nr. 69), zum Teil eine noch ſtrengere Haftung der Bahn 
herbeiführen, wie z. B. § 25 des Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. Nov. 1838 (inſofern darnach eine Anwendung des 
§ 254 BGB. als ſolchen, insbeſondere auch mit ſeiner Bezugnahme auf 
§ 278 BGB. ausgeſchloſſen iſt, RGEntſch. 63, 270) und § 60 des Lübecker 
AG. BGB., ſind durch Art. 105 des EG. BGB. aufrechterhalten worden, 
ſoweit der Unternehmer darnach in weiterem Umfang als nach den Vor— 
ſchriften des BGB. verantwortlich iſt. Der vorliegende Schadenfall hat ſich 
auf hamburgiſchem Staatsgebiete ereignet. Für dieſes mangelt es aber an 
irgendwelchen Sonderbeſtimmungen. Es ſind daher hier die Beſtimmungen 
der 88 823 ff. BGB. maßgebend, wobei gegebenenfalls auch $ 254 BGB. 
anwendbar iſt. | | 

1. Eine Haftung aus § 823 Abſ. 1 BGB. iſt zu verneinen. Bereits in 
den Entſcheidungen Hanſ. GZ. 1903 Nr. 69, 1910 Nr. 64 hat das Hanſ. OLG. 
ausgeſprochen, daß eine Rechtspflicht der Eiſenbahnen zur Einfriedigung 
ihrer Gleiſe gegen Weideland, um Schädigungen des den Bahntörper be— 
tretenden Viehes zu vermeiden, nicht anzuerkennen ſei, daß vielmehr der 
Eigentümer des Viehes ſelbſt dafür aufzukommen habe, daß es keinen Schaden 
nehme. An dieſem Standpunkt iſt feſtzuhalten. Bei dem mehr oder weniger 
häufigen Wechſel in der landwirtſchaftlichen Ausnutzung des Bodens wären 
die Eiſenbahnverwaltungen im Laufe der Zeit genötigt, faſt die geſamten 
an ihre Gleiſe grenzenden Ländereien zu dem gedachten Zwecke einzufriedigen. 
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Für Kleinvieh würde der dadurch erreichte Schuß überdies äußerſt fragwürdig 
ſein. Es muß darnach jene Forderung als eine Überſpannung der an die 
mit der Konzeſſion zum Eiſenbahnbetrieb ausgeſtatteten Verwaltungen 
billigerweiſe zu ſtellenden Anforderungen um ſo mehr angeſehen werden, 
als es für die Anlieger ein verhältnismäßig Leichtes iſt, je nach Bedarf ihr 
Gelände mit den wünſchenswerten Schutzvorrichtungen ſelbſt zu verſehen. 

2. Für eine Haftung aus 8 823 Abſ. 2 BGB. kommt als Schutzgeſetz 
nur die vom Bundesrat auf Grund Art. 42 und 43 der Reichsverfaſſung 
erlaſſene Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. Nov. 1904 (RGbl. 
387) in Frage, die in § 18 Ziff. 1 für die n — um eine ſolche 
handelt es ſich hier — beſtimmt: 


„Einfriedigungen zwiſchen der Bahn und ihrer Umgebung ſind anzulegen, wo die Ge⸗ 
ſtaltung der Bahn oder die gewöhnliche Bahnbewachung ($ 46 Nr. 5) nicht hin⸗ 
reichend erſcheint, vom Betreten der Bahn abzuhalten.“ 


Denn wenn dieſe Vorſchrift auch in erſter Linie der Sicherheit des Bahn⸗ 
transportes dient, ſo bezweckt ſie doch daneben auch den Schutz des Publi⸗ 
kums und ſeines Eigentums. Erwägt man aber, daß ſich Tiere ſchwerlich 
allgemein gerade durch die Geſtaltung der Bahn oder die gewöhnliche Bahn⸗ 
bewachung (der mit Handſchranken verſehenen Wegübergänge) vom Be⸗ 
treten der Bahn abhalten laſſen, ſo iſt es ſchon deshalb nicht anzunehmen, 
daß jene Beſtimmung auf das Betreten der Bahn durch Tiere Bezug haben 
ſollte; zu vgl. auch die beſondere Beſtimmung des 8 78, Nr. 8: „Für das 
Betreten der Bahnanlagen durch Tiere iſt der verantwortlich, dem die Auf- 
ſicht über die Tiere obliegt.“ Überdies iſt angeſichts der Faſſung des $ 18 
Nr. 1 die Annahme berechtigt, daß der Bundesrat bei Erlaß dieſer Beſtim⸗ 
mung aus ähnlichen Gründen, wie ſie oben unter 1 dargelegt ſind, garnicht 
beabſichtigt hat, ſoweit es ſich überhaupt um eine Schutzbeſtimmung handelt, 
eine ſolche zu ſchaffen, durch die dem Betreten der Bahn, ſpeziell durch Tiere, 
begegnet wird. | 

Anderſeits muß der Schuß, der unter gewiſſen Umſtänden gegen un- 
vorſichtiges Betreten der Bahn durch Perſonen gewährt wird, tatſächlich 
auch einen gewiſſen Schutz gegen das Betreten der Bahn, durch Tiere nach 
ſich ziehen, auf den ſich daher die Anlieger der Bahn inſoweit verlaſſen dürfen. 
Im vorliegenden Falle hat die Bahn tatſächlich eine Einfriedigung hergeſtellt. 
Sie iſt nach der Behauptung an der niedrigſten Stelle, an der das Füllen 
ſie überſprungen haben ſoll, nur 94 em hoch; nach der Behauptung des Klägers 
iſt der dahinter befindliche, an die Bahn angrenzende Teil der Rampe be— 
ſonders hoch gelegen. Aber auch unter dieſen Umſtänden iſt die Einfriedigung 
als ein ausreichendes Hindernis anzuſehen, um Menſchen von dem Betreten 
der Bahn abzuhalten, und wurde damit zugleich auch ein verhältnismäßiger 
Schutz für Tiere gewährt. Dieſer Schutz brauchte aber im Verhältnis nicht 
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ein derartiger zu fein, daß er auch Tiere, wie das Füllen des Klägers, vom 
Überſpringen auf den Bahnkörper abhielt. 

Hiernach erwies ſich der Klaganſpruch als unbegründet, ohne daß es 
eines Eingehens auf den $ 254 BGB. bedurfte. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 24. April 1918. H. d w. 
Preuß. Eiſenb Fiskus. Bf. IV. 58/18. Nö. 


161. Eigentumsübertragung nach $ 950 BGB. an einem Warenlager 
mit wechſelndem Beſtande. 
Vgl. 72 Nr. 218 m. N. 
BGB. 8 930. 

Die Klägerin hat wegen einer ihr gegen den zahlungsunfähigen R. zu⸗ 
ſtehenden Forderung den Vertrag vom 28. Okt. 1912 angefochten, durch den 
R. fein am G. und in der S.⸗Straße befindliches Warenlager für 13 844,05 
den Beklagten, ſeinen Schweſtern, verkauft und übereignet hat. Die An⸗ 
fechtung wurde für begründet erklärt, die Beklagten machten jedoch geltend, 
daß der größte Teil der in der Anlage zu dem Vertrage vom 28. Okt. 1912 
bezeichneten Sachen, wie auch in dem Vertrag ausdrücklich bemerkt iſt, ihnen 
bereits durch einen Vertrag vom 7. Aug. 1911 zur Sicherheit zu Eigentum 
übertragen ſei. Das Oberlandesgericht wies dieſen Einwand zurück. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagten haben den ihnen obliegenden Beweis dafür, daß die 
Sachen der Anlage zu dem zweiten Vertrage bereits kraft des Vertrages 
vom 7. Aug. 1911 in ihr e übergegangen ſeien, nicht zu erbringen 
vermocht. 

Inhaltlich dieſes älteren Vertrages hat der Schuldner R. den Beklagten 
zur Sicherheit für eine Bürgſchaft in Höhe von 10000 % je zur Hälfte das 
Eigentum an den ſämtlichen vorhandenen Waren „oder Warengattungen“ 
übertragen, wie ſie im Vertrage ſelbſt und dem Anhange dazu aufgeführt 
ſind. Ausgenommen ſollten die übrigen hier nicht genannten Arten von 
Sachen ſein. Da die Gegenſtände zum Verkauf beſtimmt ſeien, ſo heißt es 
im Vertrage, ſo übernehme R. es, ſie im Auftrage und für Rechnung der 
Beklagten im eigenen Namen zu verkaufen mit der Verpflichtung, für die 
vereinnahmten Beträge Waren gleicher Gattungen für die Beklagten zu 
kaufen, welche gleichfalls ihr Eigentum werden und von R. als ihrem Beauf— 
tragten aufbewahrt, gelagert und für ihre Rechnung in gleicher Weiſe ver⸗ 
kauft werden ſollten. R. ſolle verpflichtet ſein, ein Verzeichnis über die je— 
weils vorhandenen Waren der den Beklagten übertragenen Sorten zu führen 
und ihnen dasſelbe auf Wunſch allmonatlich vorzulegen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob dieſer Vertrag nicht ſchon um deswillen als ungeeignet erſcheint, 
nach § 930 BGB. Eigentum zu übertragen, weil es an der Vereinbarung 
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eines dort vorgeſehenen Rechtsverhältniſſes nach 8868 BGB. fehlt. Die 
Verwahrung, von der in dem Vertrage die Rede iſt, wird dort nur in Be⸗ 
ziehung auf die vom Schuldner anzuſchaffende Erſatzware vereinbart. 

Selbſt wenn man annehmen will, daß inſoweit gleichwohl dem Erfordernis 
des $ 930 BGB. Genüge geleiſtet worden, jo würde doch für die Übertragung 
des Eigentums an den im Laufe der Zeit beſchafften Erſatzwaren erforderlich 
ſein, daß der Übertragungswille in irgendeiner zuverläſſigen, jeden Zweifel 
abſchneidenden Weiſe äußerlich erkennbar gemacht ſei, z. B. durch Über⸗ 
ſendung eines Verzeichniſſes der angeſchafften Erſatzware an die Erwerber. 
In dieſer Beziehung hat aber der Vertrag lediglich vorgeſehen, daß R. ver⸗ 
pflichtet ſein ſolle, ein Verzeichnis „über die jeweils vorhandenen Waren“ 
der den Beklagten „übertragenen Sorten“ zu führen und zur Einſicht zur 
Verfügung zu halten. Daß R. noch irgend etwas ſonſt zur äußeren Kennt⸗ 
lichmachung ſeines Veräußerungswillens getan habe, ift nicht behauptet worden. 
Selbſt wenn man aber unterſtellt, daß er dieſer ſeiner nach dem Vertrage 
übernommenen Verpflichtung nachgekommen ſei, ſo würde aus dem Ver⸗ 
zeichnis nicht erhellen, welche Sachen urſprünglich vorhanden und welche 
als Erſatz beſchafft worden waren. Es würde alſo an einer genügenden 
äußeren Kenntlichmachung der erſtandenen, in das Eigentum der Beklagten 
fallenden Erſatzware fehlen. Die bloße Verbringung der angeſchafften Erſatz⸗ 
ware in die Geſchäftslokalitäten des R. würde aber nicht als genügende äußere 
Kenntlichmachung ſeines Eigentumsübertragungswillens genügen können. 
Denn nach dem erſten Vertrage ſind Sachen im Geſamtwerte von 10873,20 
übertragen, nach dem angefochtenen Vertrage aber ſolche im Geſamtwerte 
von 13844,05 1 veräußert worden. Folglich kann es ſich bei dem zweiten 
Vertrage nicht lediglich um urſprünglich vorhandene oder um erſetzte Ware 
handeln, ſondern beſtenfalls muß angenommen werden, daß Ware derſelben 
durch den erſten Vertrag übertragenen Gattungen in mehreren Exemplaren, 
als urſprünglich vorhanden, angeſchafft worden iſt. Dieſer Überſchuß kann 
aber nach dem Willen der Vertragſchließenden keinesfalls in das Eigentum 
der Beklagten übergegangen ſein. Denn der erſte Vertrag ſieht ausdrücklich 
nur vor, daß R., da die vorhandene übereignete Ware zum Verkauf beſtimmt 
ſei, es übernehme, „für die vereinnahmten Beträge“ Ware gleicher Gattung 
für die Beklagten anzuſchaffen, welche gleichermaßen in deren Eigentum 
fallen ſollten. 

Jedenfalls kann aber darnach der den Beklagten obliegende Beweis 
dafür, daß die Sachen des zweiten Vertrags ihnen bereits durch den erſten 
Vertrag übereignet ſeien, nicht geführt werden. Der Wert des geſamten Lagers 
betrug zur Zeit des erſten Vertrags ca. 25000 . Durch den erſten Vertrag 
wurde davon nur ein kleiner Teil, nämlich Sachen im Wert von 10872,30 ,# 

übereignet, während durch den angefochtenen Vertrag wiederum Sachen 
im Werte von 13844,05 % veräußert wurden. R. ſelbſt hat * auf Be⸗ 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 8. 
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fragen, ob beiſpielsweiſe von den im erſten Vertrag aufgeführten 70 Küchen⸗ 
garnituren nichts verkauft und alſo alle in den im zweiten Vertrag auf- 
geführten 78 Küchengarnituren enthalten ſeien, bekundet, das könne er nicht 
ſagen, einige Stücke könnten fehlen, einige erſetzt ſein. 
Nun hat die Zeugin O. ausgeſagt, daß vom Lager im G. im erſten Monat 
für etwa 6000 K, in den folgenden Monaten weniger, zuletzt für etwa 2000. 
Waren verkauft worden ſeien. Darnach muß angenommen werden, daß in 
der Zwiſchenzeit zwiſchen beiden Verträgen im weſentlichen das geſamte 
Lager verkauft und ganz oder zum Teil durch neue Ware erſetzt worden iſt. 
Folglich kann es ſich bei den Sachen des angefochtenen Vertrags nur, wenn 
überhaupt, um Erſatzware gehandelt haben. Nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen haben die Beklagten daran auf Grund des erſten Vertrags das 
Eigentum nicht erlangt, jedenfalls aber kann von ihnen nach Sachlage nicht 
nachgewieſen werden, daß ſie gerade an dieſen in dem angefochtenen Vertrag 
aufgeſührten Sachen zur Zeit des Abſchluſſes desſelben bereits das Eigentum 
erworben haben, wie denn auch in dem angefochtenen Vertrage ſelbſt betont 
wird, daß ein Teil der darin aufgeführten Sachen nicht unter den früheren 
Vertrag falle. Unter dieſen Umſtänden kann die Frage, ob der erſte Vertrag 
nicht wegen illoyaler Verſchleierung des Sachverhalts gegenüber Dritten im 
geſchäftlichen Verkehr als gegen die guten Sitten verſtoßend und demgemäß 
als nichtig zu betrachten ſei (SeuffA. 67, Nr. 259), auf ſich beruhen bleiben.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 4. Dez. 1917. C. u. E. C. w. 
R. u. Gen. Bf. III. 172/17. B. 


162. Vorausſetzungen für die Beſtellung eines Vorbehaltsguts der Frau; 
Zurückbehaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen 
Dorenthaltung von Vorbehaltsgut“. 

“Bol. 61 Nr. 30 m. N. | 
BGB. 35 1369, 273. 

Die Parteien ſind Eheleute. Kläger klagt auf Herausgabe einer Anzahl 
von Gegenſtänden, die zum ehelichen Geſamtgut gehören. Die Beklagte 
weigert die Herausgabe, und zwar behauptet ſie, daß der Kläger ihr ein Vor⸗ 
behaltsgut von 5000 vorenthalte, und ſtützt darauf ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht. Sie iſt trotzdem zur Herausgabe verurteilt worden. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Gegen die Zuläſſigkeit der Geltendmachung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts aus dem Geſichtspunkte der Forderung der Herausgabe eines Vor⸗ 
behaltsguts find Bedenken nicht zu erheben. Wenn § 273 BGB. zur Vor⸗ 
ausſetzung für die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts macht, daß 
die Forderung und die Verpflichtung des Schuldners aus demſelben recht— 
lichen Verhältnis entſpringen, ſo iſt nach feſtſtehender Rechtſprechung hierunter 
ein innerlich zuſammengehöriges, einheitliches Lebensverhältnis zu verſtehen 
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(RGEntſch. 57, 1). Ein ſolches liegt aber hier vor. Denn der Kläger verlangt 
die Herausgabe der Gegenſtände auf Grund des ehelichen Güterrechts, wäh⸗ 
rend die Beklagte aus demſelben Geſichtspunkte von dem Kläger die Heraus⸗ 
gabe ihres Vorbehaltsgutes fordert. Aber die Beklagte hat nicht hinreichend 
begründet, daß hier ein Vorbehaltsgut zu ihren Gunſten beſtellt worden iſt. 
Es iſt der Beklagten zwar darin beizutreten, daß die vom § 1369 BGB., der 
nach $1 Hamb. Güterſt.⸗Geſ., § 1440 BGB. hier Anwendung findet, ge⸗ 
forderte „Beſtimmung“ als Vorbehaltsgut auch ſtillſchweigend, d. h. durch 
konkludente Handlungen erfolgen kann. Aber es iſt ein gewiſſer Willens⸗ 
ausdruck nach dieſer Richtung erforderlich. Der Dritte muß durch ſeine Hand⸗ 
lung deutlich zu erkennen geben, daß der betreffende Erwerb ein Vorbehalts⸗ 
gut der Frau werden ſoll. Es kann ſich das aus den begleitenden Umſtänden 
ergeben, falls der betreffende Erwerb der Frau direkt zugewandt wird. Mit 
dem Geſetz iſt es auch wohl vereinbar, daß ein Erwerb Vorbehaltsgut der 
Frau wird, wenn er dem Manne ſelbſt überwieſen wird, falls nämlich in 
dieſem Falle der Dritte dem Manne gegenüber zum Ausdruck bringt, daß 
der Erwerb nicht in das Geſamtgut fallen, ſondern Vorbehaltsgut der Frau 
werden ſoll. Im vorliegenden Falle iſt indeſſen unſtreitig irgendeine ſolche 
Willenskundgebung dem Kläger gegenüber nicht erfolgt. Die Beklagte beruft 
ſich nur darauf, daß ihr Schwiegerſohn und ihre Tochter ihr vor der Über⸗ 
ſendung der 5000 mitgeteilt hätten, dieſe 5000 „ ſeien für ihren Unter⸗ 
halt beſtimmt, daß ihr Schwiegerſohn auch bei der Überweiſung des Betrages 
ausdrücklich angeordnet habe, der Betrag ſei an ſie zu ſenden, und daß das 
Geld nur durch ein Verſehen in die Hände des Klägers gelangt ſei. Aber 
wenn dieſer Tatbeſtand bewieſen würde, ſo würde er nicht die Beſtellung 
eines Vorbehaltsguts ergeben. Denn es würde hier an dem Erfordernis 
fehlen, daß dem Kläger, dem das Geld überwieſen worden iſt, zum Aus⸗ 
druck gebracht worden iſt, daß der Erwerb Vorbehaltsgut werden ſolle. Es 
mag ſein, daß dem Schwiegerſohne der Parteien ein Rückforderungsanſpruch 
gegenüber dem Kläger zuſteht, da dieſem der Betrag an ſich nicht zukommen 
ſollte, aber vorläufig iſt der Betrag jedenfalls in das Geſamtgut gefallen, 
da es an einer Beſtimmung, daß er Vorbehaltsgut werden ſollte, fehlt. Es 
iſt nach dem Sinne des Geſetzes nicht wohl denkbar, daß ein Gegenſtand, der 
dem Manne überwieſen wird, Vorbehaltsgut der Frau wird, wenn dies 
dem Manne gegenüber nicht in irgendeiner Weiſe zum Ausdruck gebracht 
wird. Denn es iſt davon auszugehen, daß im Güterſtande der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft, der hier in Frage ſteht, grundſätzlich alles Vermögen der 
Eheleute in das der Verwaltung des Mannes unterliegende Geſamtgut fällt 
und die Beſtellung eines Vorbehaltsguts nur eine Ausnahme bildet. Dem⸗ 
nach iſt die Beklagte zur Herausgabe der Mobilien zu verurteilen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. Febr. 1918. H. H. L. w. 
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163. Klage des Miterben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker. 
Vgl. 39 Nr. 223; 46 Nr. 269; 49 Nr. 258. 
BGB. $ 2212. 

Der 1904 geſtorbene Vater des Klägers hat in ſeinem Teſtament ſeine 
drei Kinder als Erben eingeſetzt, jedoch beſtimmt, daß der Nachlaß erſt nach 
dem Tode ſeiner Ehefrau, die auf Lebenszeit den Nießbrauch daran haben ſoll, 
zur Teilung gebracht und bis dahin durch zwei Teſtamentsvollſtrecker ver⸗ 
waltet werden ſoll. Die Teſtamentsvollſtrecker haben dem Kläger gegen⸗ 
über den Standpunkt eingenommen, daß er durch eine den Anordnungen 
des Erblaſſers zuwiderlaufende Verfügung über ſeinen Erbteil ſeines Erb⸗ 
rechts verluſtig gegangen ſei. Der Kläger hat gegen die Teſtamentsvollſtrecker 
Klage erhoben auf Feſtſtellung, daß ſie verpflichtet ſeien, bei dem Tode ſeiner 
Mutter ein Drittel des väterlichen Nachlaſſes an ihn herauszuzahlen. Die 
Reviſion der Beklagten gegen das der Klage ſtattgebende Ber.⸗Urteil blieb 
ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Reviſion beſtreitet die Paſſivlegitimation der Beklagten; ſie ſagt, 
im Streite befinde ſich ausſchließlich die Frage, ob dem Kläger ein Erbrecht 
zuſtehe, und dieſe Frage könne nicht in einem Prozeß gegen die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, ſondern nur durch Klage gegen die andern Erben zum Austrage 
gebracht werden. Dieſen Einwand hatten die Beklagten auch ſchon in den 
Vorinſtanzen geltend gemacht, und das Ber.⸗Gericht glaubt ihn durch die Be⸗ 
merkung erledigen zu können, das Erbrecht des Klägers werde hier nur als 
Nebenpunkt zur Entſcheidung geſtellt und das ſei auch im Prozeß zwiſchen 
demjenigen, der Rechte aus ſeinem behaupteten Erbrechte geltend machen 
wolle, und dem Teſtamentsvollſtrecker unbedenklich zuläſſig. Es iſt der Re⸗ 
viſion zuzugeben, daß gegen dieſe Auffaſſung des Klagebegehrens Bedenken 
beſtehen. Denn tatſächlich zielt der Kläger, der unſtreitig vor dem Ableben 
ſeiner Mutter irgendwelche ſachlichen Anſprüche hinſichtlich des Nachlaßver⸗ 
mögens nicht erheben kann, mit allen ſeinen verſchiedentlich gefaßten Klage⸗ 
anträgen darauf ab, daß den Beklagten gegenüber ſein beſtrittenes Erbrecht 
zur Anerkennung gebracht werden ſoll, und es iſt richtig, daß ein Streit dieſer 
Art an ſich unter den Erben auszutragen iſt. Aber die beſondere Lage des 
Streitfalles muß dazu führen, auch eine Klage dieſes Inhalts gegen die Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker zuzulaſſen. Der Kläger hatte unter Beweisantritt behauptet, 
daß alle Miterben ſein Erbrecht als noch beſtehend anerkennen; die Beklagten 
haben das beſtritten, zugleich aber geltend gemacht, es komme darauf über⸗ 
haupt nichts an, denn ſie müßten ſich auch über die Entſcheidung der Erben 
hinwegſetzen, wenn dieſe mit dem Teſtament im Widerſpruch ſtehe; ſie müßten 
unter allen Umſtänden den Willen des Erblaſſers zur Ausführung bringen. 
Das hätte ſeine Berechtigung, wenn die Sache ſo läge, daß die Erben ent⸗ 
gegen dem klaren Wortlaute des Teſtaments dem Kläger ein ihm nicht zu⸗ 
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kommendes Erbrecht zuerkennen wollten; denn die Miterben könnten ihrer- 
ſeits zwar den Kläger wirtſchaftlich ſo behandeln, als ob er Miterbe wäre, 
nicht aber ihm die durch letztwillige Anordnung entzogene rechtliche Stellung 
eines Erben verleihen. Aber hier handelt es ſich eben um die Frage, ob eine 
derartige Anordnung vom Erblaſſer getroffen iſt, und dieſe Frage kann vom 
Kläger vernünftigerweiſe nicht durch Klage gegen die Miterben ausgetragen 
werden, wenn dieſe ohnehin mit ihm in der Auslegung des Teſtaments einig 
gehen, ſondern nur durch Klage gegen diejenigen, die das Teſtament in dem 
ihm nachteiligen Sinne ausgelegt wiſſen wollen. Würde der Kläger, wie 
die Beklagten wollen, zunächſt einen Prozeß gegen die Miterben durchführen, 
ſo hätte er zu gewärtigen, daß er auch damit den Beklagten gegenüber nicht 
weiter käme; ſie könnten ſchließlich einwenden, die Erben hätten den Prozeß 
abſichtlich zur Umgehung der letztwilligen Anordnung geführt und ein auf 
dieſe Weiſe zuſtande gekommenes Urteil ſei für ſie ebenſowenig maßgebend, 
wie die außergerichtliche Einigung der Beteiligten. Tatſächlich haben ſie 
denn auch im gegenwärtigen Prozeß keineswegs vorbehaltslos erklärt, daß 
ſie ſich einem im Prozeß des Klägers gegen die Miterben ergehenden Urteil 
über die Auslegung des Teſtaments fügen würden, ſondern geſagt, nach 
Durchführung jenes Prozeſſes „könnte die Frage auftauchen“, ob die Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker an jene Auslegung gebunden ſeien. — — — 

Dieſe Erwägungen führen dazu, ein Rechtsſchutzbedürfnis des Klägers 
in dem Sinne anzuerkennen, daß er abweichend von der ſonſt geltenden Regel 
die Feſtſtellung ſeines Erbrechtes gegenüber den Teſtamentsvollſtreckern 
verlangen kann. Richtig, aber ohne Bedeutung für die vorerörterte Frage iſt, 
daß das im gegenwärtigen Rechtsſtreit ergehende Urteil keine Rechtskraft⸗ 
wirkung gegenüber den Miterben hat. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 11. März 1918. P. w. L. (KG. 

Berlin). IV. 388/17. 


164. Anſpruch des Handlungsagenten auf die Proviſion, auch wenn 
das Geſchäft durch Vergleich aufgehoben worden iſt. 
Vgl. 47 Nr. 279 m. N.; 61 Nr. 256. 
HGB. $ 88 Abſ. 2. 

Die Parteien ſtritten zur Abwendung der an ſich unſtreitigen Klage 
darüber, ob der Beklagte, der als Handlungsagent für die Klägerin 50000 m 
Zeltſtoff zum Preiſe von 72 500 K an die Firma Sch. & Co. in L. verkauft 
hatte, davon überhaupt eine. Proviſion und insbeſondere die für den vor⸗ 
liegenden Fall vereinbarte Umſatzproviſion von 3% zu fordern habe, obwohl 
der Handel auf Grund von Verhandlungen zwiſchen den Inhabern der be⸗ 
teiligten Firmen unter Zuziehung des Beklagten rückgängig gemacht worden 
war, nachdem ſich die Firma Sch. & Co. zur Zahlung einer Abfindungsſumme 
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von 11000 „4 an die Klägerin bereit erklärt hatte. Der Anſpruch des Be⸗ 
klagten auf die volle 3proz. Proviſion von dem Rechnungsbetrage von 
72500 K in Höhe von 2175. wurde in beiden Inſtanzen für gerechtfertigt 
angeſehen. — Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Die hier zur Entſcheidung ſtehende Frage läuft in der Hauptſache darauf 
hinaus, ob der Handlungsagent die Umſatzproviſion für das infolge des Ver⸗ 
gleichs zwiſchen Käufer und Verkäufer und gegen Zahlung einer Abfindungs⸗ 
ſumme an den letzteren nicht ausgeführte Geſchäft auch dann fordern könne, 
wenn er ſelbſt dem Geſchäftsherrn zum Abſchluſſe des Vergleichs zugeredet 
hat. Die Frage iſt mindeſtens für den vorliegenden Fall zu bejahen. 

Entſcheidend iſt nach $ 88 Abſ. 2 HGB., ob die Ausführung des Geſchäfts 
infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn unterblieben iſt und ob dafür 
wichtige Gründe in der Perſon desjenigen vorliegen, mit dem das Geſchäft 
abgeſchloſſen iſt. | 

Daß die Ausführung eines Geſchäfts infolge des Verhaltens des Ge⸗ 
ſchäftsherrn unterbleibt, wenn er ſich auf einen Vergleich einläßt, wonach 
gegen Zahlung einer Abfindung das Geſchäft rückgängig gemacht wird, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Denn ſchließlich hängt es allein von ſeinem Willen ab, 
ob er den Vergleich eingeht oder nicht. Dabei iſt es auch ohne Belang, ob 
die Anregung zu dem Vergleich von ihm oder von dem andern Teil ausgeht. 
Ebenſo iſt ohne Bedeutung, ob ſich der Geſchäftsherr mehr oder weniger 
widerwillig oder erſt nach anfänglichem Sträuben zum Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs entſchließt: alles dies reicht nicht hin, um die Annahme zu begründen, 
der Verkäufer habe ſich nicht aus freien Stücken zur Rückgängigmachung des 
Geſchäfts entſchloſſen. 

Soviel dann die Frage anlangt, ob wichtige Gründe in der Perſon des 
Käufers den Verkäufer im Sinn des 8 88 Abſ. 2 HGB. zum Rücktritt be⸗ 
rechtigten, ſo iſt zwar zutreffend, daß hierzu das tatſächliche Beſtehen ſolcher 
Umſtände ausreicht, die bei vernünftiger Überlegung eine Aufhebung des 
Vertrags rechtfertigen, dabei iſt aber nicht zu überſehen, daß dieſe Umſtände 
in der Perſon des andern Vertragteils vorliegen müſſen. Solche Umſtände 
ſind z. B. die Zahlungsunfähigkeit des Kunden, begründete Zweifel an ſeiner 
Zahlungsfähigkeit oder ſein Ruf als ſog. „Schikaneur“. Dagegen genügt 
dazu nicht der Hinweis auf das Verhalten Dritter, wie hier der Einwand der 
Klägerin, die Firma Sch. & Co. ſei durch den Konkurs ihres Weiterabnehmers 
in Verlegenheit geraten, wie ſie die Ware weiter unterbringen könne. Wäre 
die Klägerin durch den Konkurs des Abnehmers der Firma Sch. & Co. ihrer⸗ 
ſeits in Gefahr geraten, den Kaufpreis bei dieſer Firma einzubüßen, ſo hätte 
das für die Klägerin einen wichtigen Grund i. S. des § 88 Abſ. 2 begründen 
können. Aber im vorliegenden Falle kommt dies ſchon deshalb nicht in Frage, 
weil die Klägerin mit der Firma Sch. & Co. nicht bloß ſpäter wieder Geſchäfte 
gemacht, ſondern ihr auch Kredit eingeräumt hat; ſie war alſo wegen der 


165. Geſellſchaft m. b. H. 271 


Zahlungsfähigkeit ihrer Abnehmerin nicht einmal im Zweifel. Daß die Firma 
Sch. & Co. in dem Ruf eines „Schikaneurs“ ſtände, iſt ſchon deshalb nicht 
anzunehmen, weil die Klägerin mit ihr auch ſpäterhin in Geſchäftsverbindung 
geſtanden hat. Daß ſie verſucht hat, von dem Vertrage een be⸗ 
gründet einen ſolchen Vorwurf noch nicht. — — — 

Selbſt die Drohung des Abnehmers mit der Zurverfügungſtellung der 
Ware wegen Mängel berechtigt den Verkäufer nicht zum Rücktritt i. S. des 
$ 88 Abſ. 2. Denn wäre die Mängelrüge begründet, jo läge in der daraufhin 
erfolgten Aufhebung des Handels eine Maßnahme, die überhaupt nur in der 
Perſon des Verkäufers, nicht ſeines Gegners, ihren Grund hat; auf ſie kann 
ſich der Geſchäftsherr dem Handlungsagenten gegenüber überhaupt nicht 
berufen. Bemängelt aber der Käufer die Ware ohne Grund, ſo darf ſich 
der Verkäufer auch nicht durch die Drohung mit den Mißhelligkeiten eines 
Prozeſſes zur Aufhebung des Handels beſtimmen laſſen; denn der Umſtand, 
daß der Verkäufer einen Prozeß vermeiden will, iſt kein Grund zum Rück⸗ 
tritt i. S. des $ 88 Abſ. 2 (OL GRſpr. 27, 324 ff.). 

Nach alledem hat aber die Klägerin, die hierfür beweispflichtig iſt, keinen 
wichtigen Grund dargetan, der ſie berechtigte, ſich dem Beklagten gegenüber 
darauf zu berufen, daß ein proviſionspflichtiger Anſpruch nicht vorliege. 

Auch was die Klägerin ſonſt noch gegen den Anſpruch und gegen ſeine 
Höhe vorbringt, iſt unbegründet. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 27. Juni 1916. S. & H. w. S. 
8 O. 41/16. F—ch. 


165. Der Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. H. hat kein 
Austrittsrecht. 
GmbHG. 88 60ff. 

„Die im erſten Rechtsgange allein ſtreitige Frage, ob der Beklagte noch 
als Mitglied der in Liquidation befindlichen Geſellſchaft zu betrachten ſei, 
iſt vom Landgerichte verneint worden. Hierbei iſt dasſelbe davon ausgegangen, 
daß durch den Beſchluß der Generalverſammlung vom 12. Okt. 1911, wo⸗ 
nach dem einzelnen Geſellſchafter das Recht des Austrittes aus der Geſell⸗ 
ſchaft zugeſtanden wurde, ein weiterer Auflöſungsgrund im Sinne von 8 60 
Abſ. 2 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
habe feſtgeſetzt werden ſollen. Es legt dar, daß dadurch der $ 23 der Satzungen 
dahin abgeändert worden ſei, daß jedem Geſellſchafter freigeſtellt wurde, 
mit dem 31. Dez. 1912 auszutreten, dafern nicht das L.er Tonſteinwerk als 
Geſellſchafter beitreten ſollte — was nicht geſchehen iſt —, und folgert daraus, 
daß der Beklagte mit dem angegebenen Zeitpunkt aus der Geſellſchaft aus⸗ 
geſchieden ſei. Dieſe Ausführungen entbehren der Klarheit und bewegen 
ſich in rechtsirrtümlichen Gedankengängen. 
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Wenn mit der Beſchlußfaſſung vom 12. Okt. 1911 nur ein Grund zur 
Auflöſung der Geſellſchaft geſchaffen werden ſollte, ſo würde die dem Be⸗ 
ſchluſſe gemäß ausgeſprochene Kündigung für ſich allein niemals die Wirkung 
gehabt haben können, daß der Kündigende durch ſeine Kündigungserklärung 
aus der Geſellſchaft mit dem Erfolge ausſchied, daß er von allen Verpflich⸗ 
tungen der Geſellſchaft befreit wurde. Eine Kündigung in dieſem Sinne würde 
vielmehr die Auflöſung der Geſellſchaft durch einſeitige Willenserklärung 
des Geſellſchafters bedeuten (zu vgl. Staub⸗ Hachenburg“ Anm. 28 zu § 60), 
auf ſein Verhältnis zur Geſellſchaft aber zunächſt keinen Einfluß ausüben. 
Es mußte dann gemäß $ 66 die Liquidation eintreten: aber bis zur Beendi⸗ 
gung der Liquidation würden ungeachtet der Auflöſung der Geſellſchaft nach 
der ausdrücklichen Vorſchrift des § 69 auf die Rechtsverhältniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft und der Geſellſchafter die Vorſchriften des zweiten und dritten Ab⸗ 
ſchnitts des Geſetzes, namentlich alſo diejenigen über die Haftung der Geſell⸗ 
ſchafter weiter anwendbar bleiben. Nun iſt die Klägerin auf die Austritts⸗ 
erklärung des Beklagten hin überhaupt nicht in Liquidation getreten, und die 
erſt fpäter unabhängig davon beſchloſſene Liquidation iſt noch im Gange. 
Soweit alſo die durch den Beſchluß vom 12. Okt. 1911 freigeſtellte Kündi⸗ 
gung die Bedeutung eines Auflöſungsgrundes haben ſollte, würde die vom 
Beklagten in dieſem Sinne abgegebene Erklärung ſein Rechtsverhältnis als 
das eines Geſellſchafters überhaupt nicht berührt haben. 

Nun weiſt der Beklagte mit Recht darauf hin, daß der Beſchluß auch die 
Schaffung der Möglichkeit eines Fortbeſtehens der Geſellſchaft trotz des Aus⸗ 
trittes eines Mitgliedes beabſichtigt haben könne, und es kann dem Beklagten 
auch darin beigepflichtet werden, daß der Wortlaut der Entſchließung für 
eine ſolche Auffaſſung ſpricht. Solche Anordnungen, durch welche bei Ein⸗ 
räumung des Kündigungsrechtes für den einzelnen Geſellſchafter den übrigen 
Geſellſchaftern die Füglichkeit gegeben werden ſoll, die Geſellſchaft unter 
ſich fortzuſetzen, ſind bei Geſellſchaften m. b. H. möglich. (Zu vgl. Staub⸗ 
Hachenburg zu §3 Anm. 22.) Indeſſen kann das bei Geſellſchaften dieſer 
Art nur auf dem Wege geſchehen, daß der Geſellſchafter ſeinen Geſchäfts⸗ 
anteil veräußert (§ 15) oder daß ſein Anteil nach § 34 d. Geſ. eingezogen 
wird. Beides kann im Geſellſchaftsvertrag oder in dem dieſen abändernden 
Beſchluß beſtimmt werden. Ganz im Einklange hiermit hat die Klägerin 
im 8 23 ihrer Satzung für die dort behandelten Fälle der Kündigung Vor⸗ 
ſorge getroffen, wie es mit den Geſchäftsanteilen des kündigenden Geſell⸗ 
ſchafters gehalten werden ſolle, falls die übrigen Geſellſchafter mit einer 
gewiſſen Mehrheit die Fortſetzung der Geſellſchaft beſchließen ſollten: es ſoll 
nämlich dann die Geſellſchaft mit einfacher Mehrheit darüber befinden, ob 
dieſe Geſchäftsankeile eingezogen oder für Rechnung der Geſellſchaft ſelbſt 
oder für Rechnung der übrigen Geſellſchafter erworben werden ſollen. Man 
könnte nun unbedenklich unterſtellen, daß der Beſchluß vom 12. Okt. 1911 
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aus § 23 der Satzung dahin zu ergänzen ſei, daß bei einer auf Grund jenes 
Beſchluſſes erklärten Kündigung dasſelbe gelten ſolle. Aber auch in dieſer 
Richtung iſt alles unterblieben. Nur das eine ergibt ſich aus den an das Re⸗ 
giſtergericht über die Veränderungen im Mitgliederbeſtand erſtatteten An⸗ 
zeigen vom 29. Febr. 1912 und vom 24. Jan. 1914, daß die Geſellſchaft die 
11000 % Anteile des Beklagten auf ſich ſelbſt umſchreiben ließ. Ein Erwerb 
ſeiner Anteile durch die Geſellſchaft war aber, abgeſehen davon, daß eine 
Übertragung in gehöriger Form des § 15 Abſ. 3 garnicht erfolgt iſt, ſchon nach 
der zwingenden Vorſchrift des § 33 rechtlich unmöglich um deswillen, weil 
ſeine Stammeinlage noch nicht vollſtändig eingezahlt war. Sonach iſt der 
Beklagte Geſellſchafter geblieben, ſeiner Erklärung, daß er für den 31. Dez. 


1912 austrete, iſt der rechtliche Erfolg verſagt geblieben. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 10. Dez. 1917. Z. w. St. 
5 O. 73/16. F. ch. 


166. Nichtigkeit eines Kizenzvertrags wegen der Unmöglichkeit, das zur 

Ausnutzung übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 

BGB. 8 306. ; 

Der Wortlaut und Inhalt des am 15. Aug. 1915 zwiſchen dem Kläger 
und den beiden Beklagten abgeſchloſſenen Vertrages iſt mit dem Landgericht 
dahin aufzufaſſen, daß der Kläger um den Preis von 3000 „ für zwei baye⸗ 
riſche Regierungsbezirke das alleinige und ausſchließliche Recht erhalten ſollte, 
das von einem chemiſchen Laboratorium in M. erſtellte Jogurt⸗Butterprodukt 
und Jogurt⸗Milch zu fabrizieren und zu verkaufen. Was die Rechtsnatur 
des Vertrages anlangt, ſo iſt dieſer, da es ſich um die Ausnutzung eines den 
Beklagten zuſtehenden Patentverfahrens handelt, als ein ſog. Lizenzvertrag 
aufzufaſſen. Die Grundſätze über den Kauf können auf einen derartigen 
Vertrag nur dann angewendet werden, wenn die Übertragung einer aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz in Frage ſteht (RGeEntſch. 57, 38; IW. 1907 S. 1367). 
Da aber im gegebenen Falle die Übertragung nur örtlich und zeitlich beſchränkt 
iſt, haben die Beſtimmungen über den Kauf vollſtändig auszuſcheiden. Es 
liegt ein gewöhnlicher Lizenzvertrag vor, der rechtlich an ſich als Vertrag 
sui generis aufzufaſſen iſt und am meiſten dem Pachtvertrage ähnelt; 

ſ. Seligſohn Patentgeſetz $ 6 Anm. 9, Kohler Handbuch des Deutſchen Patentrechts 

S. 508, Diüringer-Hauberg Handelsgeſetzbuch 2. Bd. III, S. 6 unter bb. 

Das einwandfreie und klar abgefaßte Gutachten des Direktors der ſtädtiſchen 
Unterſuchungsanſtalt für Nahrungs- und Genußmittel in N. gipfelt nun 
darin, daß durch die Generalkommando-Verfügungen vom 4. Aug. 1915 
(und 20. Jan. 1916) der Bezug der zur Jogurtbutterfabrikation notwendigen 
Milch derart erſchwert wurde, daß die betreffenden Beſtimmungen einem 
indirekten Verbote dieſer Fabrikation gleichkommen. Die Hauptverfügung 
vom 4. Aug. 1915 war zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrages bereits er» 
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laſſen. Die Sachlage zur Zeit des Vertragſchluſſes — und weiter fort⸗ 
beſtehend — war alſo die, daß es dem Kläger unmöglich war, das ihm zur 
Ausnutzung übertragene Patent wirtſchaftlich wirklich auszunutzen. Ander⸗ 
ſeits bildete aber gerade ſolche Möglichkeit den Gegenſtand des abgeſchloſſenen 
Vertrages und der von der Beklagten zu gewährenden Leiſtung. Dieſe Un⸗ 
möglichkeit war eine anfängliche und objektive, durch die Machtfaktoren ge⸗ 
ſchaffen außerhalb des Willensbereiches und der Machtbefugnis der Streit⸗ 
teile, im Sinne des § 306 BGB. 

Ob ſich der Kläger die Kenntnis von der Unmöglichkeit rechtzeitig hätte 
verſchaffen können oder ſollen, iſt für die Frage der Gültigkeit des Vertrages 
belanglos, es entſcheidet die objektive Sachlage. Daß die Kenntnis ihm 
fehlte und daß er nicht etwa von vornherein mit einer Behebung dieſer Un⸗ 
möglichkeit ($ 308 BGB.) rechnete, iſt ohne weiteres als ſelbſtverſtändlich 
anzunehmen. 

Ob die Beklagten etwa Kenntnis hatten, kann dahingeſtellt bleiben, 
da ein Schadenerſatz im Sinne des $ 307 BGB. nicht in Frage ſteht. 

Der Umſtand, daß der Vertrag an ſich auf zehn Jahre abgeſchloſſen war, 
kann nicht abändernd einwirken. Dem Kläger war es jedenfalls hauptſächlich 
darum zu tun, während des Krieges die wirtſchaftliche Ausnutzungsmöglich⸗ 
keit zu haben und die Chancen der Kriegszeit für ſich voll auszunutzen. An 
eine Aufhebung der derzeit geſchaffenen Unmöglichkeit iſt ferner in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht zu denken, zumal nicht nur in der eigentlichen Kriegszeit, 
ſondern auch in der Übergangszeit und auch noch in der Friedenszeit mit 
einer Fortdauer oder einer Fortwirkung der Einſchränkungen hinſichtlich der 
Lebensmittel zu rechnen iſt. Aus dieſen Gründen iſt auch eine andauernde 
Unmöglichkeit im Sinne des 8 306 BGB. anzunehmen. 

Der Vertrag vom 15. Aug. 1915 iſt daher nach Maßgabe des § 306 BGB. 
als von vornherein nichtig zu erachten, da dem Kläger die wirtſchaftliche Aus 
nutzungsmöglichkeit urſprünglich, objektiv und andauernd benommen war 
und iſt, ſohin ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag vorliegt. 

Vgl. nach Analogie mit der Pacht RG. bei Warneyer 1916 Nr. 162. 
Die vom Kläger verſuchte Anfechtung des Vertrages braucht unter dieſen 
Umſtänden nicht weiter herangezogen und rechtlich gewürdigt zu werden. 
Die vom Kläger begehrte Rückerſtattung der bereits bezahlten 1500 „ unter 
Geſamthaftung der Beklagten nebſt 5% Zinſen ſeit dem 15. Aug. 1915 iſt 
vielmehr nach Maßgabe der 88 812, 818 Abſ. 1 BGB. und § 427 BGB. ge- 
rechtfertigt, die auf die Bezahlung des Reſtes der Vertragſumme gerichtete 
Widerklage aber zugleich unbegründet. Es war daher die Berufung der Be— 
klagten, wenn auch das Ber.-Gericht in der rechtlichen Auffaſſung von der 
Beurteilung des Landgerichts abgewichen iſt, als unbegründet zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 16. März 1918. F. w. B. u. Sch. 

L. 199/17. F—3. 
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167. Niederlaſſung i. S. des § 21 5pO. 
Vgl. 66 Nr. 38 m. N.; 71 Nr. 67. 
ZPO. Sal. 

Die Klägerin klagte auf Grund des § 21 END. vor dem Landgericht 
in Berlin aus einem daſelbſt zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrage. 
Die beklagte Aktiengeſellſchaft, deren Sitz Landeshut iſt, erhob den Einwand 
der örtlichen Unzuſtändigfeit und beſtritt, eine Niederlaſſung in Berlin zu 
haben; das Berufungsgericht wies die Klage auf Grund folgender Feſt⸗ 
ſtellungen ab: 

Die Beklagte habe dem Kaufmann H. in Berlin ein Lager im Werte von etwa 
100 000 & überlaſſen. H. ſei aber nicht Angeſtellter der Beklagten, ſondern ein jelb- 
ſtändiger Kaufmann. Er habe ein Geſchäftslokal, in welchem ſich das Lager der Be— 
klagten befinde, ſelbſtändig für eigene Rechnung gemietet, er unterhalte das von ihm 
angeſtellte Geſchäftsperſonal und bezahle die ſonſtigen Speſen. In demſelben Raume 
habe er noch ein Lager der Firma G. P. untergebracht. Allerdings trage die Beklagte 
eine Pauſchalſumme jährlich für die von H. gemieteten Räume bei. Und an dem Laden 
befinde ſich neben dem Geſchäftsſchild des Ladeninhabers H. auch ein Firmenſchild der 
Beklagten. Inkaſſos von der Kundſchaft habe H. in Berlin nicht beſorgt. Er habe 
vielmehr regelmäßig der Beklagten für die von ihm in Berlin abgeſchloſſenen Geſchäfte 
Interimsſcheine geſchickt. Die endgültigen Rechnungen ſeien erſt von der Beklagten von 
Landeshut aus ausgefertigt worden. Nur während der Kriegszeit habe H. einzelnen Kunden 
vom Berliner Lager gegen ſofortige Kaſſe Waren verkauft und auch gleich die Rechnungen 
dazu ausgeſtellt. Die ihm übergebenen Waren habe er im übrigen nur zu den mit der 
Beklagten vereinbarten Preiſen verkaufen dürfen. 

Die Reviſion der Klägerin blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: N 

„Unter Niederlaſſung im Sinne des § 21 iſt eine Geſchäftsſtelle zu 
verſtehen, welche einesteils in ihren Einrichtungen und Veranſtaltungen, 
insbeſondere auch hinſichtlich des darin tätigen Perſonals, ſich äußerlich im 
Geſchäftsverkehre mit dem Publikum als ein Zweiggeſchäft des Hauptgeſchäfts 
betätigt, und der andernteils eigene Entſchließung und Selbſtändigkeit gegen⸗ 
über dem Hauptgeſchäfte, wenn auch nicht in unbeſchränktem Umfange zuſteht. 
Hierdurch unterſcheidet ſich die Niederlaſſung von einer bloßen Niederlage 
und einer Agentur, welche bloß Geſchäfte vermittelt, und mangels des 
Rechts eigener Entſchließung an die beſtimmten, vom Hauptgeſchäfte aus⸗ 
gehenden Weiſungen gebunden iſt. Hieran ändert es nichts, wenn die 
Agentur gelegentlich in einzelnen beſonderen Fällen auch Geſchäfte abſchließt. 
Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts handelt es ſich in den Geſchäfts⸗ 
beziehungen zwiſchen der Beklagten und H. um ein Verhältnis der letzteren. 
Art, nicht um eine Niederlaſſung. Der Umſtand, daß die Beklagte einen 
erheblichen Teil zu den Geſchäftsunkoſten des H. beiträgt, berührt nur das 
innere Vertragsverhältnis zwiſchen der Beklagten und H. und tritt im Geſchäfts⸗ 
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verkehre nach außen nicht hervor. Unerheblich iſt auch, daß H. unter den 
außergewöhnlichen Verhältniſſen der Kriegszeit einzelne Geſchäfte abſchließt. 
Fehlt es hiernach an dem Vorhandenſein einer Niederlaſſung als der 
erſten Vorausſetzung des § 21, ſo iſt kein Raum für das weitere Erfordernis 
des § 21, daß die Klage ſich auf den Geſchäftsbetrieb der Niederlaſſung 
beziehen muß.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. April 1918. J. w. M. & F. 
(Kammergericht). II. 15/18. | 


168. Die Beſchwerdefriſt läuft nicht vor der Suftellung der im 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß in Bezug genommenen Koſtenrechnung. 
2300. $ 104. 

Das Landgericht hatte die Erinnerung des Beklagten gegen den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß als verſpätet zurückgewieſen. Der Beklagte ſtützte feine 
Beſchwerde darauf, daß ihm zwar am 23. Juni 1917 der Feſtſetzungsbeſchluß 
zugeſtellt, die darin als Anlage in Bezug genommene Koſtenrechnung aber 
erſt am 29. Juni 1917 zugegangen war. Die Erinnerung wurde vom OG. 
für rechtzeitig eingelegt erklärt. Aus den Gründen: 

Die am 11. Juli 1917 vom Beklagten ſelbſt eingelegte, am 12. Juli 1917 
von ſeinem Prozeßbevollmächtigten wiederholte Erinnerung iſt noch rechtzeitig, 
d. h. binnen der Notfriſt von 2 Wochen ($ 104 Abſ. 3 ZPO.) eingegangen. 
Denn die Notfriſt läuft von der Zuſtellung des Beſchluſſes ab. Dieſe Zu⸗ 
ſtellung aber iſt nur dann erfolgt, wenn der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ſeinem 
ganzen Inhalte nach, ſo wie er erlaſſen iſt, zugeſtellt iſt. Iſt nur ein Teil 
desſelben zugeſtellt, fehlt dagegen ein anderer Teil, ſo iſt der erlaſſene 
Beſchluß als ſolcher nicht zugeſtellt, und die Beſchwerdefriſt iſt nicht in 
Lauf geſetzt. Die Koſtenrechnung war aber im vorliegenden Falle ein Teil 
des Beſchluſſes; denn es waren in dem Beſchluſſe ausdrücklich die „in der 
Anlage berechneten“ Koſten feſtgeſetzt. Damit war die Anlage zum Be⸗ 
ſtandteil des gerichtlichen Beſchluſſes, der auch ohne die Koſtenrechnung 
jeder Spezifikation und Nachprüfungsmöglichkeit entbehrte, erhoben. So 
lange alſo die Anlage nicht mitzugeſtellt war, fehlte es an einer ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtellung des gerichtlichen Beſchluſſes. Mit dieſer Entſcheidung 
ſteht der Beſchluß des OLG. Darmſtadt vom 11. Februar 1908 (Rſpr. OLG. 17, 
129) nicht im Widerſpruch, ſondern im Einklang; der Unterſchied liegt nur 
darin, daß in dem damaligen Fall in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe ſelbſt 
— anders wie hier — auf die Koſtenrechnung nicht Bezug genommen war, 
ſie bildete damals alſo keinen Teil des Beſchluſſes. 


Beſchluß des OLG. zu Kiel (F. S.) v. 6. Sepk. 1917. L. u. G. (W. I. 50/17.) 
Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918, S. 122. 
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169. e der Feſtſtellungsklage bei beftehender Möglichkeit der 
Erhebung der Klage auf künftige Leiſtung. 
Vgl. 59 Nr. 240. 
ZPO. 8 256. 

Der Beklagte verſagte der Klägerin, deren Ehemann am 13. Jan. 1915 
als Unteroffizier der Reſerve infolge einer im Felde erlittenen Verwundung 
geſtorben iſt, mit Rückſicht auf eine aus der Beamtenſtellung ihres Ehemanns 
ihr zuſtehende Witwenpenſion die Auszahlung des auf der allgemeinen 
Verſorgung beruhenden Witwengeldes des §8 13 MHG., weil dieſes nach 
8 31 Nr. 1 ruhe. Die Klägerin erhob deshalb Klage auf Zahlung von 200 % 
nebſt Zinſen und auf Feſtſtellung, daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihr bis 
zu ihrem Ableben ein Geſamtwitwengeld von 500.4 jährlich zu zahlen. 

Das Ber.⸗Gericht wies den Feſtſtellungsanſpruch ab, die Reviſion hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht verneint die Vorausſetzungen des $ 256 ZPO., weil 
die Klägerin in der Lage geweſen ſei, gemäß $ 258 ZPO. die Leiſtungsklage 
wegen ihres Witwengeldes auch für die Zukunft zu erheben. Die Regel, 
daß die Feſtſtellungsklage da nicht ſtatthaft ſei, wo die Leiſtungsklage erhoben 
werden könne, gilt jedoch nicht ausnahmslos und kann hier keine Anwendung 
finden. Dieſe Regel findet ihren Grund darin, daß die Feſtſtellungsklage 
die Möglichkeit offen läßt, daß trotz des Feſtſtellungsausſpruches des Gerichtes 
ein neuer Rechtsſtreit behufs Erlangung des Vollſtreckungstitels notwendig 
wird und daß deshalb der Leiſtungsklage, die im Falle ihres Erfolges auch 
die zwangsweiſe Durchführung des Anſpruchs ſichert, der Vorzug zu geben 
iſt, wo ſie ſtatthaft iſt. Dieſer Grund entfällt bei Anſprüchen, wie dem hier 
geltend gemachten. Für die Maßnahmen der Reichs⸗ und Staatsbehörden 
iſt ein Urteil, das die Verpflichtung zur Zahlung feſtſtellt, von der gleichen 
Bedeutung wie ein ſolches, das die Verurteilung zu den künftig fällig wer⸗ 
denden Leiſtungen ausſpricht. Ein Streit wegen des Vollſtreckungstitels iſt 
nicht zu beſorgen, die Gefahr einer Verdoppelung des Prozeſſes ausgeſchloſſen. 
Der Unterſchied zwiſchen dem Feſtſtellungs⸗ und dem Leiſtungsurteil iſt in 
ſolchen Fällen ein weſentlich formaler, der nicht dazu führen kann, die Feſt⸗ 
ſtellungsklage wegen der Möglichkeit der Erhebung der Klage auf künftige 
Leiſtung für unzuläſſig zu erklären. Daß aber die Vorausſetzungen der Feſt⸗ 
ſtellungsklage im übrigen, auch von § 280 ZPO. abgeſehen, hier vorliegen, 
bedarf keiner weiteren Begründung. Daß der mit der Feſtſtellungsklage 
geltend gemachte Anſpruch ſachlich berechtigt iſt, unterliegt keinem Bedenken. 
Durch die ausgeſprochene Feſtſtellung wird nicht ausgeſchloſſen, daß in Zu- 
kunft ein Ruhen der allgemeinen Verſorgungsrente nach § 31 Abſ. 2 Nr. 2 
MHG. eintreten kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. April 1918. C. w. Deutſches 

Reich. (OLG. Caſſel.) III. 496/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 96 S. 376. 
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170. Koften der kreisärztlichen Unterſuchung des ausgebliebenen Zeugen. 
Vgl. 59 Nr. 135. 
3 PO. 58 380, 381. 

Die Zeugin Frau D. war trotz rechtzeitiger Ladung im Termin vor dem 
Landgericht nicht erſchienen, ſondern hatte dem Gericht geſchrieben, daß ſie 
wegen Nervenkrankheit nicht kommen könne. Das Landgericht ordnete eine 
ärztliche Begutachtung der Zeugin durch den Kreisarzt an und ſah nach dem 
Eingang des Gutachtens von der Auferlegung einer Strafe wegen unent- 
ſchuldigten Ausbleibens ab, legte aber der Zeugin die Koſten der Unterſuchung 
auf. Auf Beſchwerde der Zeugin wurde dieſer Beſchluß aufgehoben. Aus 
den Gründen: 

Es mag nach dem den 88 380, 381 ZPO. zugrunde liegenden Gedanken 
zuläſſig ſein, daß das Gericht, auch wenn es das Ausbleiben eines Zeugen 
nachträglich für genügend entſchuldigt findet und die den Zeugen zu Strafe 
und Koſten verurteilende Verfügung gemäß § 384 Satz 2 ZPO. wieder 
aufhebt, gleichwohl die Verurteilung zu ſolchen Koſten beſtehen läßt, die bei 
Rechtzeitigkeit genügender Entſchuldigung des Zeugen vermieden worden 
wären. Aber dann kann es ſich doch immer nur um ſolche Koſten handeln, 
die das zunächſt ungenügend entſchuldigte Ausbleiben bei ſachgemäßer Be⸗ 
handlung notwendig zur Folge gehabt hat. Vorliegend erſcheint es aber nicht 
gerechtfertigt, daß das Landgericht, nachdem die Zeugin Frau D. am 10. Jan. 
1918 trotz ordnungsmäßiger Ladung ausgeblieben war und nur ſchriftlich an⸗ 
gezeigt hatte, daß ſie wegen Nervenkrankheit nicht kommen könne, ohne 
weiteres den für ihren Wohnort zuſtändigen Kreisarzt Dr. H. mit ihrer Unter⸗ 
ſuchung beauftragte. Vielmehr hätte das Gericht, da grundſätzlich die Bei⸗ 
bringung einer genügenden Entſchuldigung, wozu auch deren Glaubhaft⸗ 
machung gehört, dem ausbleibenden Zeugen obliegt, falls es die Strafver⸗ 
fügung mangels Glaubhaftmachung nicht ſofort erlaſſen wollte, der Zeugin 
die Beibringung eines ärztlichen Zeugniſſes auferlegen ſollen. Hätte es das 
eine oder andere getan, würde die Zeugin das ſie voll entſchuldigende Zeugnis 
ihres Arztes, das fie dann aus ſich heraus nachträglich beigebracht hat, zwei— 
fellos ſofort eingereicht haben und wäre die Unterſuchung durch den Kreis- 
arzt vermieden. Zur Tragung der ſomit unnötig durch deſſen Unterſuchung 
veranlaßten Koſten kann die Zeugin nicht für verpflichtet erachtet werden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 18. April 1918. Schm. 

w. Schm. Bs. Z. VI. 26/18. Nö. 


171. Wirkſamkeit der Anordnung aus $ 775 Nr. 2 5p. 
BRD. 5 775 Nr. 2. 
Die Klägerin erwirkte in einer Vollſtreckungsſache am 20. Jan. 1915 
einen (ihr am 28. zugeſtellten) Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts, durch den 
die Hinterlegung des Erlöſes der gepfändeten Sachen bis zur Höhe von 292 
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angeordnet und ihr eine Friſt von drei Wochen zur Beibringung einer Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts über die Fortdauer der Hinterlegung geſetzt 
wurde. Am 21. desſelben Monats wurde die Urſchrift des Beſchluſſes auf 
Anordnung des Amtsgerichts dem Gerichtsvollzieher M. zur Kenntnisnahme 
vorgelegt. An demſelben Tage erfolgte die Verſteigerung der gepfändeten 
Sachen. Der Gerichtsvollzieher zahlte den Erlös an den Pfändungspfand⸗ 
gläubiger E. aus. Die Klage der Klägerin gegen E. wurde abgewieſen. Die 
Klägerin beanſpruchte nunmehr von dem Staate wegen ſchuldhafter Amts⸗ 
pflichtverletzung des Gerichtsvollziehers Erſatz der 292 K und der Koſten des 
Rechtsſtreits gegen E. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, die Reviſion 
war erfolglos. Aus den Gründen: 

„Es iſt völlig zutreffend, wenn das Ber.⸗Gericht davon ausgeht, daß es 
nach § 775 Nr. 2 ZPO. zur Wirkſamkeit der vollſtreckungsgerichtlichen An⸗ 
ordnung der Hinterlegung des Verſteigerungserlöſes der Vorlage der Be⸗ 
ſchlußausfertigung durch den Antragſteller bedarf, und wenn es ferner 
annimmt, daß der Gerichtsvollzieher, dem dieſe Anordnung auf andere Weiſe 
bekannt geworden iſt, nicht etwa verpflichtet iſt, auch ohne ſolche Vorlage 
ſeitens des Antragſtellers bis zum Ablaufe der dieſem zur Einholung der Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts in dem Beſchluſſe geſetzten Friſt mit der Aus⸗ 
zahlung des Erlöſes zu warten. Die Friſtbeſtimmung fügt nur zu dem Er⸗ 
forderniſſe der Vorlage der Ausfertigung des Beſchluſſes durch den Antrag⸗ 
ſteller noch ein weiteres hinzu, nämlich die rechtzeitige Einholung der Ent- 
ſcheidung des Prozeßgerichts, widrigenfalls die mit der Vorlage eintretende 
Wirkung der Anordnung erliſcht; deren Wirkung tritt 5 trotz der Friſt⸗ 
beſtimmung erſt mit der gehörigen Vorlage ein. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Mai 1918. S. w. Preuß. 
Staat. (OLG. Düſſeldorf.) III. 63/18. 


172. Fur Vollziehung der einſtweiligen Verfügung gehört auch eine 
ſich anſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 
ZPO. 59 883; 929 Abſ. 2, 936. 

Der Schuldner iſt durch einſtweil. Verfügung des Landgerichts v. 18. Okt 
1916 verpflichtet worden, einen beſtimmt bezeichneten Hypothekenbrief und 
eine notarielle Abtretungsurkunde über die Hypothek an einen vom Gläubger⸗ 
zu bezeichnenden Gerichtsvollzieher herauszugeben. Das Gerichtsvollzieiher 
amt iſt angewieſen worden, die Urkunden in Verwahrung zu nehmen oder 
zu hinterlegen. Die auf Grund der einſtweil. Verfügung vorgenommene 
Zw.⸗Vollſtreckung iſt fruchtlos verlaufen; der Schuldner iſt daher verpflichtet, 
den im § 883 ZPO. angegebenen Offenbarungseid zu leiſten. 

Nun ergibt die vom Schuldner vorgelegte gerichtsſeitig an ihn er⸗ 
gangene Ladung, daß Schuldner zur Ableiſtung des in § 807 ZPO. an⸗ 
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gegebenen Offenbarungseides vorgeladen if. Dieſer unrichtigen Ladung 
konnte Schuldner aus den Gründen des Landgerichts mit Recht widerſprechen. 
Wäre aber ſelbſt eine ordnungsmäßige Ladung des Schuldners zur Ableiſtung 
des Offenbarungseides nach 8883 ZPO. auf den Eidesleiſtungstermin 
v. 19. Dez. 1916 erfolgt, ſo hätte das Verlangen des Gläubigers auf 
Abnahme dieſes Offenbarungseides an der Vorſchrift des § 929 Abſ. 2 
ZPO. ſcheitern müſſen, welche gemäß § 936 ZPO. auch für einſtweil. 
Verfügungen gilt. Danach iſt eine Vollziehung dieſer Schuldtitel unzu⸗ 
läſſig, wenn ſeit dem Tage, an welchem die einſtweil. Verfügung ver⸗ 
kündet oder der Partei, auf deren Geſuch ſie erging, zugeſtellt iſt, ein 
Monat verſtrichen iſt. Der Offenbarungseid iſt ein dem Gläubiger für das 
Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren gegebener Behelf, der ihn in den Stand ſetzen ſoll, 
zu ermitteln, ob und in welcher Weiſe er eine bereits fruchtlos verſuchte 
Pfändung gleichwohl noch mit Erfolg werde vornehmen können. Dieſen 
Rechtsbehelf dem Gläubiger noch in einem Zeitpunkte zu gewähren, in welchem 
eine erneute Vornahme der Vollziehung wegen Friſtablaufs unzuläſſig ſein 
würde, erſcheint nicht zuläſſig. Hieran vermag der Umſtand nichts zu ändern, 
daß eine frühere in demſelben Verfahren ergangene Ladung des Schuldners 
zur Ableiſtung des Offenbarungseides lediglich um deswillen nicht zum Ziel 
geführt hatte, weil der Schuldner ohne Grund der Leiſtung des Eides wider⸗ 
fprochen hatte und ſein Widerſpruch zurückgewieſen war. Gegen die auf 
ſolche Weiſe eintretende Verzögerung des Verfahrens und den dadurch be⸗ 
dingten Ablauf der Vollziehungsfriſt wird ſich der Gläubiger wirkſam da⸗ 
durch ſchützen können, daß er bei dem Gerichte, welches die einſtweil. Ver⸗ 
fügung erlaſſen hat, unter Darlegung des Sachverhalts den Erlaß einer 
neuen einſtweil. Verfügung gleichen Inhalts beantragt. 
vgl. hierzu die Beſchlüſſe des OLG. Dresden v. 10. Oki. 1906 und des KG. Berlin 
v. 12. März 1907, 19. März 1907 und 25. Mai 1909. OL GRſpr. 14, 195 bis 
202 und 19, 162. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. P. w. 
Sp. Bs. Z. VI. 18/17. Nö. 
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173. Der Kettenhandel erfordert die Erkenntnis der Unproduktivität 
des konkreten Swifchengefchäfts bei den Beteiligten. 
Vgl. 73 Nr. 48. 65. 
BGB. 51 134. 138. Preisſtg.⸗Ver. v. 23. März 1916 $ 5 Ziff. 3. 


Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 9. Mai 1917 201 ½ Mille 
Zigarren zu einem Geſamtpreis von 31 232,50.“ und klagte demnächſt nach 
erfolgloſer Friſtſetzung wegen Nichtlieferung auf Schadenerſatz mit der Be⸗ 
hauptung, fie habe die Ware für 33852. an H. weiterverkauft gehabt. Der 
Klage wurde ſtattgegeben, die Berufung, zu deren Begründung geltend ge- 
macht wurde, es liege ein ſittenwidriger Kettenhandel vor, blieb ohne Er⸗ 
folg. Zwecks Nachweiſes eines Kettenhandels war behauptet worden, die 
Ware ſei vom Fabrikanten M. für 20891 K an G. & Co., von dieſem für 
24034, 40K“ an A., von dieſem am gleichen Tage für 30 345,95“ an die 
Beklagte und von dieſer für 31 232,50. an die Klägerin verkauft worden. 
Als den Gründen des Ber.⸗Urteils: 


„— — — Es fragt ſich, ob das vorliegende Geſchäft ſich als iat 
Machenſchaft im Sinne des § 55 der Preisſteigerungsverordnung vom 23. März 
1916, daher als verboten, und aus dieſem Grunde — eventuell aber nach 
allgemeinen Grundſätzen wegen Sittenwidrigkeit — als nichtig darſtellt. 

In dieſer Hinſicht fehlt es aber an jeder zureichenden Darlegung der 
Beklagten. Das Reichsgericht hat in ſeinen Entſcheidungen vom 23. März 
1917 (JW. 1917, 727) und vom 15. Juni 1917 (Mitteilungen der Preisprüfungs⸗ 
ſtelle vom 15. Juli 1917) den Begriff des Kettenhandels entwickelt; dieſer 
Begriffsbeſtimmung wird man im allgemeinen beipflichten können; ſie kommt 
im weſentlichen darauf hinaus, daß das Weſen des Kettenhandels in ſeiner 
Unproduktivität im nationalökonomiſchen Sinne erblickt wird, wobei eine Reihe 
von Geſichtspunkten für die Beurteilung der Produktivität des Zwiſchen⸗ 
handels aufgeſtellt wird. Es iſt jedoch darauf hinzuweiſen, daß nach Auffaſſung 
des erkennenden Gerichts das vom Reichsgericht dabei für den Kettenhandel 
gleichfalls aufgeſtellte Begriffsmerkmal des Handelns e aus N 
tigen Intereſſen“ auszuſcheiden hat. | 

Geufferts Archiv Bb. 73. 3. Folge Bd. 18 Heit 9. 20 
By 
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Die Tätigkeit des Kaufmanns iſt auf Gewinn gerichtet. Wenn die Tätig⸗ 
keit des Kaufmanns außerhalb ſeiner perſönlichen Intereſſen, aber im all⸗ 
gemeinen Intereſſe liegende Erfolge zeitigt, ſo mag das auch vom Geſichtspunkt 
des handelnden Kaufmanns aus wünſchenswert und begrüßenswert ſein; es 
beruht aber auf einer Verkennung des tiefſten Weſens der Kaufmannſchaft, 
wenn man dem Kaufmann beim Bilden ſeiner Entſchlüſſe die Verfolgung 
anderer als eigenſüchtiger Intereſſen aufdrängen und die Verfolgung ‚ledig- 
lich eigenſüchtiger Intereſſen' irgendwie als illoyal bezeichnen wollte. 

Jenes Merkmal iſt daher für die Feſtſtellung des Kettenhandelsbegriffs 
unverwertbar: daß das Handeln lediglich aus eigenſüchtigen Intereſſen er⸗ 
folgte, unterſcheidet das Kettengeſchäft nicht von anderen Erwerbsgeſchäften, 
ſondern iſt ihnen allen gemeinſam. Das ſubjektiv Verwerfliche des Han⸗ 
delns, die ‚Unlauterfeit‘, die ſowohl für die Annahme der Verbotwidrigkeit 
im Sinne der Preisſteigerungsverordnung als für die Annahme eines Verſtoßes 
gegen die guten Sitten erforderlich iſt, kann daher nie darin liegen, daß je⸗ 
mand ein im Sinne jener reichsgerichtlichen Entſcheidungen objektiv unnützes 
und ſchädliches Zwiſchengeſchäft lediglich zum Zwecke des Geldverdienens 
unternimmt, ſondern immer nur darin, daß er es trotz Kenntnis der ihm 
den Charakter als Kettengeſchäft gebenden Tatſachen unternimmt, oder anders 
ausgedrückt, die Erkenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchenge⸗ 
ſchäfts bei den Beteiligten iſt ſubjektive Vorausſetzung ſowohl für die Annahme 
einer ‚unlauteren Machenſchaft', als eines Verſtoßes gegen die guten Sitten. 

Nach dieſer Richtung nun fehlt es an jeder Darlegung; der Berufungs- 
kläger hat ſich vielmehr darauf beſchränkt, die Überflüſſigkeit und Schädlich⸗ 
keit des von der Klägerin getätigten Kauf- und Verkaufgeſchäfts in objekti⸗ 
ver Hinſicht darzulegen, indem er die zahlreichen Abſchlüſſe, mittels deren 
die Ware vom Fabrikanten durch die Hände verſchiedener Händler unter ſteten 
Preisaufſchlägen in die Hände des letzten hier in Frage kommenden Käufers 
gelangte, auseinanderſetzte. 

Dieſe Umſtände mögen vielleicht den Schluß rechtfertigen, daß die von der 
Klägerin getätigten Geſchäfte, wenn man das Geſamtbild des Verteilungs- 
prozeſſes betrachtet, ſich als Gliedgeſchäfte eines Kettenhandels darſtellen. 
Aber es fehlt an jedem Verſuche, darzulegen, daß Klägerin nach irgendeiner 
Richtung über die zu dieſem Schluß führenden Tatſachen unterrichtet war. 
In Bezug auf Klägerin liegt vielmehr nichts weiter vor, als daß ſie von der 
Beklagten 201½ Mille Zigarren zum Preiſe von 31 232,50. K gekauft und fie 
an eine nach ihrer Behauptung zur Überführung der Ware in den Konſum 
durchaus geeignete Perſönlichkeit zum Preiſe von 33852. weiterverkauft 
hat. Dieſe Tatſachen allein reichen aber in keiner Weiſe aus, um die Annahme 
zu rechtfertigen, daß Klägerin ſich der etwaigen Tatſache, daß das Geſchäft 
ein Glied einer unzuläſſigen Kette darſtelle, bewußt geweſen ſei; im beſonderen 
kann auch nicht etwa davon die Rede ſein, daß, wenn nicht beſondere Um⸗ 
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ſtände vorliegen, die zur Vorſicht mahnen, — (und auch ſolche find in keiner 

Richtung behauptet) — ihm als Kaufmann zuzumuten ſei, den Weg der ihm 

angeſtellten Ware rückwärts in bezug auf ſeine etwaigen Vorleute, oder vor⸗ 

wärts in bezug auf etwaige Nachmänner feines Abnehmers zu verfolgen. — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 12. Juni 1918. H. C. & Co. 
w. C. & M. u. Gen. Bf. IV. 457/17. Nö. 


174. vereinbarung des Erfüllungsorts bei widerſprechenden 
ö Beſtätigungsbriefen. 
Bol. 70 Nr. 143 m. N. 
| BGB. 58 157. 269; HGB. 346. 
Die Klägerin fordert mit der Klage den Kaufpreis für Papiergarnſtoff 
und Gewebeſäcke, die ſie der Beklagten auf ihre Beſtellung geliefert hatte. 
Sie berief ſich darauf, daß nach dem Briefwechſel bei der Beſtellung Oberneu⸗ 
kirch als Erfüllungsort vereinbart ſei. Die Beklagte erhob unter Verweige⸗ 
rung der Verhandlung zur Hauptſache den Einwand der örtlichen Unzuſtän⸗ 
digkeit. Sie machte, indem ſie ſich gleichfalls auf den Briefwechſel berief, 
geltend, daß Berlin als Gericht des Erfüllungsorts zuſtändig ſei. 


Das Oberlandesgericht verwarf im Gegenſatz zum Landgericht die Ein⸗ 
rede der örtlichen Unzuſtändigkeit aus folgenden Gründen: 


„Der unbeſtrittene Sachverhalt ergibt, daß die . 
der Beklagten vom 24. November 1916 noch nicht zum Abſchluß des Kaufs 
geführt hat. Die Klägerin ließ durch den Agenten F., der das Geſchäft ver⸗ 
mittelt hatte, der Beklagten mitteilen, daß ſie höhere Preiſe fordere und des⸗ 
halb das Geſchäft unter den Bedingungen der erwähnten Auftragsbeſtätigung 
ablehne. Die Beklagte hat ſich deſſen beſchieden, indem ſie in ihrem Brief 
vom 28. November 1916 ihren Auftrag entſprechend abänderte. 

Mit dieſem Brief der Beklagten kreuzte ſich der Brief der Klägerin vom 
28. November 1916, durch den die Klägerin ihrerſeits der Beklagten die Be⸗ 
dingungen mitteilte, zu denen ſie das Geſchäft eingehen wollte. Auf Grund 
dieſer letzteren Mitteilung iſt es zum Abſchluß des Geſchäfts gekommen. Der 
Brief der Beklagten vom 28. Nov. 1916 nimmt allerdings in einer Weiſe 
auf die Auftragsbeſtätigung vom 24. Nov. 1916 Bezug, die ohne weiteres 
für die Klägerin erkennbar machte, daß, abgeſehen von der Preisſtellung die 
Bedingungen dieſer erſten Auftragsbeſtätigung aufrechterhalten werden ſollten. 
Auch die abgeänderte Beſtätigung erfolgte alſo mit der Maßgabe, daß Er⸗ 
füllungsort für beide Teile Berlin ſei, und das auch dann gelten ſolle, wenn 
die Beſtätigung der Klägerin etwas anderes enthalten würde. Aus dem Brief 
der Klägerin vom 28. Nov. 1916 erſah aber die Beklagte mit voller Deutlich⸗ 
keit, daß die Klägerin auf ihr Verlangen wegen des Erfüllungsorts nicht ein⸗ 
gehe. In dieſem Brief iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß eee für 
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Lieferung, Zahlung und Gerichtsſtand Oberneukirch ſein ſolle. Darin lag zu⸗ 
nächſt die unverkennbare Ablehnung des von der Beklagten hinſichtlich des Er⸗ 
füllungsorts in ihrer Auftragsbeſtätigung vom 24. Nov. 1916 geſtellten Ver⸗ 
langens. Die Beklagte muß aber daraus, daß keine weitere Erklärung der 
Klägerin folgte, erkannt haben, daß die Klägerin gegenüber dem Aufrecht⸗ 
erhalten dieſes Verlangens in ihrer abgeänderten Beſtätigung vom 28. Nov. 
1916 keine andere Stellung einnehme, ſondern an der Ablehnung desſelben 
feſthalte und eine erneute Erklärung hierüber nur unterlaſſe, weil nach ihrer 
Auffaſſung ihr Standpunkt für die Beklagte ohnedies klar erſichtlich war. Dem⸗ 
gemäß hätte die Beklagte der Beſtimmung über den Erfüllungsort im Brief 
der Klägerin, wenn ſie ſich ihr nicht unterwerfen wollte, widerſprechen müſſen. 
Daß ſie das unterließ, durfte von der Klägerin als ihr ſtillſchweigendes Einver⸗ 
ſtändnis angeſehen werden, um jo mehr als die Klägerin in ihrem Brief aus⸗ 
drücklich darauf hingewieſen hatte, daß ſie das Unterbleiben einer gegen⸗ 
teiligen Mitteilung als die Bekundung des Einverſtändniſſes auffaſſen werde. 
Indem ſie dann ohne Widerſpruch die Lieferung beginnen ließ und ihrerſeits 
teilweiſe Zahlung leiſtete, hat die Beklagte ihr Einverſtändnis noch weiter 
zum Ausdruck gebracht. 

Mit Recht beruft ſich alſo die Klägerin darauf, daß Oberneukirch als Er⸗ 
füllungsort, insbeſondere auch für den Gerichtsſtand vereinbart worden ſei. 
Aus dieſer Vereinbarung ergibt ſich aber die Zuſtändigkeit des Landgerichts 
B. für die gegenwärtige Klage gemäß § 29 und § 38 ZPO.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 15. Febr. 1918. H. w. W. 

3. O. 202/17. F- ch. 


175. Vertretbarkeit des bei dem Vertragſchluß vorausſehbaren Eintritts 
| der Lieferungsunmöglichkeit. 
BGB. $$ 275. 323. 325. 

Die Beklagte verkaufte der Klägerin im Dez. 1914 5000 Zentner ſchle⸗ 
ſiſche Braugerſte, lieferbar Ende Dez. 1914 und Januar 1915, lieferte darauf 
jedoch nur einen Teil und wandte gegenüber der Schadenerſatzforderung der 
Klägerin wegen Nichtlieferung des Reſtes ein, infolge der Bekanntmachung 
des Bundesrats vom 19. Dez. 1914, wodurch der Höchſtpreis für Gerſte auf 
228. & feſtgeſetzt worden ſei, hätten die Landwirte vom 24. Dez. 1914, dem Tag 
des Inkrafttretens der Bekanntmachung, ab den Verkauf von Gerſte eingeſtellt, 
ſo daß es ihm, obwohl er ſich genügend eingedeckt hatte, unmöglich geworden 
ſei, ſeine Abnehmer, darunter die Klägerin, mit der ganzen, ihnen vertraglich 
zukommenden Gerſtenmenge zu beliefern; er ſei daher von ſeiner Verbind⸗ 
lichkeit frei geworden. Der Einwand des Beklagten wurde in allen drei In⸗ 
ſtanzen verworfen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die angefochtene Entſcheidung rechtfertigt ſich aus folgender Erwä⸗ 
gung: 
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Mitte Dezember 1914, z. Z. des erſten Vertragſchluſſes war Deutſchland 
von aller ausländiſchen Zufuhr an Gerſte abgeſchnitten und auf die heimiſche 
Erzeugung angewieſen, die Provinz Schleſien, aus der die Gerſte geliefert 
werden ſollte, vor feindlichen Einfällen noch nicht völlig behütet. Wegen der 
Knappheit der Lebensmittel, insbeſondere aller Getreidearten war mit be⸗ 
hördlichen Maßnahmen zu rechnen, die den Handel in dieſen Waren einengten, 
namentlich mit der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gegenſtände des not⸗ 
wendigen Nahrungsbedarfs der Bevölkerung, über deren Wirkungen auf die 
Marktlage noch keine Erfahrungen vorlagen. Wer unter ſolchen Verhält⸗ 
niſſen in unſicherer Kriegszeit Waren von jener Art verkauft, muß ſie in ſeinem 
Beſitz oder dergeſtalt in ſeiner Verfügungsmacht haben, daß er ſie zur Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtung jederzeit greifen kann. Verläßt er ſich auf Deckungs⸗ 
verträge mit Dritten, von denen er nicht beſtimmt weiß, daß ſie im Beſitz 
der Waren, zur Lieferung imſtande und völlig verläſſig ſind, ſo tut er das auf 
ſeine Gefahr und kann ſich überhaupt nicht mehr auf eine Unmöglichkeit der 
Leiſtung, die er nicht zu vertreten habe, berufen. Denn bei der gebotenen 
Überlegung muß er vorausſehen, daß, wenn er Waren verkauft, die weder 
er, noch zur Lieferung bereite Lieferanten von ihm beſitzen, ihre Beſchaffung 
durch die Kriegsverhältniſſe vereitelt werden kann. Die im Frieden und unter 
normalen Zuſtänden für den Handelsverkehr geltende Regel, daß der Groß⸗ 
händler auch Waren verkauft und verkaufen darf, die er nicht beſitzt und ſich 
erſt beſchaffen muß, wird im Krieg durchbrochen. Es iſt auch nur billig, daß 
in Fällen, wie der gegenwärtige, nicht der Käufer, der auf den Vertrag ver⸗ 
traut, den Schaden zu tragen hat, ſondern der Verkäufer, der ſich bei ſeinen 
vertragbrüchigen Lieferanten erholen mag (vgl. auch Urt. des II. ZS. d. 
26. Mai 1916 II 75/16).“ | 


Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 18. Febr. 1918. S. w. A. (OLG. 
Dresden). VI. 459/17. Auch in Entſch. 93 Nr. 6 S. 17. 


176. Nach Eintritt des Verzugs haftet der Schuldner auch für eine 
durch Zufall eintretende Erſchwerung der Leiſtung. 
Vgl. 1 Nr. 44. 
BGB. 35 286. 287; 8 PO. $ 91. 


Der Beklagte wurde nach Erledigung der Hauptſache in die Koſten ver⸗ 
urteilt aus folgenden Gründen: 

„Kläger hat auf Lieferung der von ihm beſtellten Möbel geklagt und dieſen 
Antrag bis zuletzt aufrechterhalten. Zweifellos waren unter ‚Lieferung‘ 
alle diejenigen Handlungen zu verſtehen, die der Beklagte zur Erfüllung 
ſeiner Verpflichtung zu erfüllen hatte, alſo nicht bloß die Anfertigung, ſondern 
auch die ihm gewohnheitsrechtlich obliegende Verſendung der Möbel nach 
dem Wohnorte des Käufers. Seine Verpflichtungen einſchließlich der zur 
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Verſendung erforderlichen Verpackung hat der Beklagte unſtreitig im Ok⸗ 
tober 1917 erfüllt. Die Verſendung war dem Beklagten aber nach ſeiner 
Behauptung damals unmöglich, weil eine Bahnſperre für derartige Güter 
beſtand. Erſt im März 1918 hat Kläger bei der Bahn eine ausnahmsweiſe 
Zulaſſung der Beförderung durchgeſetzt, worauf der Beklagte die Verſen⸗ 
dung auch vorgenommen hat, der Klaganſpruch ſich alſo erledigte. Das zeigt, 
daß die Bahnſperre keine zwingende Unmöglichkeit für die Verſendung bedeu⸗ 
tete, das Hindernis vielmehr durch geeignete Schritte zu beheben war. Eben 
deswegen kann ſich Beklagter nicht darauf berufen. Es iſt allerdings richtig, 
was das Landgericht meint, daß die Überſendungspflicht des Verkäufers 
ihn nur zu Maßnahmen verpflichtet, wie ſie eine Überſendung gewöhnlich er⸗ 
fordert, und daß es an ſich Sache des Käufers iſt, etwaige außergewöhn⸗ 
liche Hinderungsgründe zu beſeitigen. Allein hier war der Beklagte ſchon längſt 
vor Erhebung der Klage — Auguſt 1917 — mit der Lieferung im Verzug. 
Es mögen allerdings auch ſchon früher zeitweilig Bahnſperren beſtanden 
haben; die Bahnſperre aber, die den Beklagten im Oktober 1917 hinderte, 
war, wie ſein eigener Brief vom 15. Nov. 1917 ergibt, erſt Anfang Oktober 
1917 verhängt, und bis dahin hatte er trotz mehrfacher Mahnungen die Möbel 
nicht einmal fertiggeſtellt, die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen ſogar aus nich⸗ 
tigen Gründen verweigert. Nach dem Eintritte ſeines Verzugs war es aber 
Sache des Beklagten, die neu eintretenden Hinderungen zu beſeitigen. Das 
ergibt ſich aus den Grundſätzen der 88 286 u. 287 Abſ. 2 BGB. Es iſt auch nicht 
richtig, daß ihm die Erwirkung der ausnahmsweiſen Zulaſſung der Beför⸗ 
derung nicht möglich geweſen ſei. Er hatte ſich dem Kläger zur Ergreifung 
der nötigen Maßnahmen zu erbieten und um Mitteilung der die ausnahms⸗ 
weile Zulaſſung der Beförderung rechtfertigenden Gründe und Glaub⸗ 
haftmachungen zu erſuchen. Weshalb dann ihm nicht derſelbe Erfolg hätte 
erreichbar ſein ſollen wie dem Kläger, iſt nicht zu erkennen. Anſtatt deſſen 
hat er das mit Belegen verſehene dahingehende Verlangen des Klägers 
v. 23. Jan. 1918 abgelehnt. Lag aber eine Unmöglichkeit der dem Beklag⸗ 
ten anzuſinnenden Erfüllungshandlungen für ihn nicht vor, ſo konnte er 
auch zur Erfüllung verurteilt werden.“ 


Beſchl. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Juni 1918. F. H. w. H. 
Sch. Bf. VI. 35/18. Nö. 


177. Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Aus- 
fuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Verſagung der Ge— 
. nehmigung. Dauer des Schwebezuſtandes. 
BGB. 83 433. 158. 157; HB. $ 346. 
Der Kläger kaufte am 11. Nov. 1915 vom Beklagten 214 Kalbfelle um 
den Preis von 4947. vorbehaltlich der Erteilung der Ausfuhrbewilligung 
nach Oſterreich. Am 3. Jan. 1916 zeigte der Beklagte dem Kläger an, daß die 
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Ausfuhrbewilligung erteilt ſei, und bat um Zahlung des Kaufpreiſes. Nach- 
dem der Kläger Zahlung geleiſtet hatte, ſtellte ſich heraus, daß die Ausfuhr 
erlaubnis noch nicht erteilt ſei. Der Kläger verlangte die Rückzahlung des Kauf- 
preiſes und verharrte bei dieſem Verlangen auch, nachdem der Beklagte am 
12. und 16. Febr. 1915 Ausfuhrbewilligungen erhalten hatte. Er machte 
geltend, er habe wegen des Wegfalls ſeines Intereſſes an der Erfüllung ohne 
Friſtſetzung vom Vertrage zurücktreten dürfen, da nach dem Willen der Par⸗ 
teien der Vertrag unter der ſtillſchweigenden Bedingung abgeſchloſſen worden 
ſei, daß die Ausfuhrerlaubnis binnen angemeſſener Zeit, alſo etwa binnen 
2 bis 3 Wochen erteilt werde. Seine Klage auf Rückzahlung des Kaufpreiſes 
hatte Erfolg. Die Berufung des Beklagten wurde znrückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

Die Frage, ob die Erlangung der Ausfuhrerlaubnis eine dem Kaufver⸗ 
trage beigefügte Bedingung im Rechtsſinne (88 158 ff. BGB.) iſt oder ob ihre 
Beſchaffung eine dem Beklagten obliegende Vertragverpflichtung aus dem 
unbedingt abgeſchloſſenen Kauf darſtellt, könnte vielleicht mit dem Beklagten 
im letzteren Sinne beantwortet werden, wenn es ſich dabei um eine Leiſtung 
handelte, deren Bewirkung in ſeiner Willensmacht gelegen wäre. Allein das 
iſt nicht der Fall: ſie liegt völlig außerhalb des Wollens und Könnens des Be⸗ 
klagten; für fie ſind Erwägungen volks- und kriegspolitiſcher Art maßgebend, 
auf die er keinen Einfluß hat. Im Hinblick hierauf haben die Parteien nach der 
Überzeugung des Senats die Wirkung ihrer Willenserklärungen davon ab- 
hängig machen wollen, daß die vom Beklagten zu beantragende Ausfuhr— 
bewilligung auch wirklich erlangt wird. Sie bildet daher die aufſchiebende 
Bedingung des Kaufs. Etwas anderes ergibt ſich nicht aus dem Beſtellbriefe 
des Klägers vom 11. Nov. 1915: „ich kaufe Ihnen fix ab ſämtliche offerierten 
Kalbleder d. h. 259 Stück und erſuche die Ausfuhrbewilligung einholen zu 
wollen“. Kurz zuvor hatte er dem Beklagten geſchrieben: „ich kaufe alle Waren 
vorbehaltlich der Ausfuhrbewilligung“. Seine Außerung vom 11. Nov. iſt 
daher nur in dem Sinne zu verſtehen, daß er an ſeine Kaufanerbieten bis auf 
die Frage der Ausfuhrbewilligung gebunden ſein wollte. 

Wie der Beklagte einräumt, iſt die Ausfuhrbewilligung Ende November 
1915 abgelehnt worden. Damit hatte ſich der bis dahin beſtehende Schwebe⸗ 
zuſtand erledigt, und es ſtand nunmehr feſt, daß der Kauf der Parteien nicht 
wirkſam zuſtande gekommen war, wenn dies auch den Kläger, dem der Be— 
klagte keine Mitteilung hierüber zugehen ließ, vorläufig verborgen blieb. 
Dabei iſt unerheblich, ob der ablehnende Beſcheid des Reichsamts des Innern 
von unrichtigen Vorausſetzungen ausging. Sie lag vor, und hiervon war nach 
dem Willen der Vertragſchließenden die Frage nach dem Zuſtandekommen 
des Vertrages abhängig. 

Der Beklagte meint nun zwar, daß er trotz der Ablehnung zur Wieder⸗ 
holung des Geſuchs befugt geweſen ſei, dergeſtalt, daß, wenn er damit Erfolg 
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habe, der Kläger an den Kauf gebunden bleibe. Ob ihm nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte darin beizutreten ſein möchte, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn keinesfalls läßt ſich nach der Auffaſſung des redlichen 
Verkehrs annehmen, daß es der Wille der Parteien geweſen ſei, einen Schwebe⸗ 
zuſtand von unbeſchränkt langer Dauer auf ſich zu nehmen. Wenn ſchon ſie 
einen beſtimmten Zeitraum nicht vereinbart haben, binnen welchem es ſich 
entſcheiden müſſe, ob die Ausfuhrgenehmigung erlangt werde, ſo haben ſie 
doch nach der Erfahrung des Lebens mit einer Wartezeit von länger als höch⸗ 
ſtens 3 Monaten nicht gerechnet und zweifellos gewollt, daß die Bedingung 
als ausgefallen gelten ſollte, wenn die Ausfuhr nicht längſtens in 3 Monaten 
genehmigt war. Die im Brief vom 28. Febr. 1916 zum Ausdruck gekommene 
Meinung der Zentralſtelle iſt, ſoweit ſie etwas anderes beſagen ſollte, bedeu⸗ 
tungslos. Innerhalb dieſer Friſt hat der Beklagte die Bewilligung nicht zu er- 
wirken vermocht und muß deshalb, wie die Vorderrichter mit Recht annehmen, 
gegen ſich gelten laſſen, daß die aufſchiebende Bedingung des Kaufs aus⸗ 
gefallen iſt, auch wenn das nicht ſchon aus der Ablehnung von Ende November 
1915 zu folgern wäre. 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen) v. 26. April 1917 i. S. Cahn w. Cahn. 
1. O. 116/16. F- ch. 


178. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine 
Eigenſchaft des belaſteten Grundſtücks. 
BGB. 5 459. 463. 434. 


Der Kläger kaufte von den Eheleuten J. ein Grundſtück unter Übernahme 
des darauf laſtenden Auszuges der Witwe S. Mit der Klage beanſpruchte der 
Kläger Schadenerſatz wegen argliſtiger Täuſchung. Er behauptete, er habe 
ſich durch betrügliche Vorſpiegelungen der Eheleute J. über den Wert des auf 
dem Kaufgrundſtücke laſtenden Auszuges zum Kaufabſchluß beſtimmen laſſen. 
Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: N 8 

„Zutreffend iſt die Anſicht des Berufungsgerichts, daß der Schaden⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers, inſofern er auf das Erfüllungsintereſſe abzielt, 
durch den § 463 BGB. nur geſtützt werde, wenn der Wert des Auszuges, 
auf den ſich die dem Beklagten und ſeiner Ehefrau zum Vorwurf gemachte arg⸗ 
liſtige Vorſpiegelung bezieht, eine Eigenſchaft der Kaufſache, alſo des ver⸗ 
kauften Grundſtücks, im Sinne der 89 459 Abſ. 2, 463 BGB. iſt. Dies wird 
auch von der Reviſion nicht beanſtandet, und vergeblich greift ſie die Annahme 
des Berufungsgerichts an, daß der Wert des das Kaufgrundſtück belaſtenden 
Auszugs eine ſolche Eigenſchaft nicht ſei. 

Das BGB. unterſcheidet in den 88 434—443 und 459-493 zwiſchen 
Mängeln im Recht und Mängeln der Sache und fieht im § 463 und unter den 
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dort bezeichneten Vorausſetzungen einen Anſpruch auf das Erfüllungsinter- 
eſſe oder nach der Geſetzesſprache einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung lediglich für die Fälle vor, daß der verkauften Sache eine zu⸗ 
geſicherte Eigenſchaft fehlt, oder daß ſie mit einem vom Verkäufer argliſtig 
verſchwiegenen Fehler behaftet iſt, wie ihn der § 459 in ſeinem erſten Abſatze 
näher bezeichnet, alſo bei Mängeln der Sache. Das Belaſtetſein des verkauften 
Gegenſtandes mit Rechten, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht 
werden können, des verkauften Grundſtücks insbeſondere mit einem ſich 
teils als perſönliche Dienſtbarkeit, teils als Reallaſt darſtellenden Auszuge, 
dagegen bezeichnet nach dem § 434 einen Mangel im Recht. Ließe ſich der 
Wert eines Gegenſtandes überhaupt als Eigenſchaft auffaſſen, ſo würde 
im gegebenen Falle der Wert des das Kaufgrundſtück belaſtenden Aus- 
zuges eine Eigenſchaft dieſes Auszuges, nicht aber auch eine Eigenſchaft 
des Kaufgrundſtückes ſein. Zwar ſind unter Eigenſchaften einer Sache 
nach einer ſtändigen Rechtſprechung nicht nur die natürlichen, der Sache 
an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern auch ſolche tatſächlichen oder 
rechtlichen Verhältniſſe zu verſtehen, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und 
vorausgeſetzten Dauer nach der Verkehrsanſchauung einen Einfluß auf die 
Bewertung der Sache zu üben pflegen. Erforderlich iſt aber, wie das Be⸗ 
rufungsgericht zutreffend betont, daß dieſe tatſächlichen oder rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe fich unmittelbar auf die Sache beziehen, mit ihr ſelbſt derart verbun⸗ 
den ſind, daß das Eigentum an der Sache ſie als Teile ſeines Gegenſtandes 
und Inhaltes in ſich ſchließt (vgl. RGEntſch. 59, 243; 64, 269, ſowie RG. 
bei Warne her 1909 Nr. 134), und dies trifft bei dem Wert des das Kaufgrund⸗ 
ſtück belaſtenden Auszuges im vorliegenden Falle ebenſowenig zu wie bei 
der Unkündbarkeit der das Kaufgrundſtück belaſtenden Hypothek in dem durch 
das letztangezogene Urteil entſchiedenen Falle. Anders verhält es ſich mit 
der Ertragfähigkeit des Kaufgrundſtücks und mit den ſeinen Ertrag min⸗ 
dernden Unkoſten in dem Falle, auf den ſich das von der Reviſion in Bezug 
genommene Urteil des Senats (RGeEntſch. 83, Nr. 53) bezieht.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Senat) v. 27. April 1918. M. w. J. (OLG. 
Breslau). V. 368/17. 


179. Anſpruch des Maklers auf den ihm als Vergütung verſprochenen 
Überpreis, wenn das vermittelte Geſchäft nicht ordnungsmäßig 
abgewickelt wird. 

| Vgl. 67 Nr. 78. 

=> GBS. $ 652. 
Die Parteien ſchloſſen am 13. September 1916 einen Vertrag, nach 
welchem dem Kläger, falls es ihm gelänge, gewiſſe vom Beklagten vertriebene 
Lebensmittel an die Firma W. abzuſetzen, der dabei jeweils erzielte Überpreis 
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gebühren ſollte; auch follte der Kläger für alle ohne feine Vermittelung mit 
der Firma W. getätigten Abſchlüſſe eine beim Abſchluß fällige Proviſion 
erhalten. Der Kläger verkaufte darauf der genannten Firma für Rechnung 
des Beklagten Bouillon⸗Extrakt, wobei er einen Überpreis von 1,50 pro 
Kilo erzielte. Er beſtätigte den Abſchluß beiden Teilen, dem Beklagten mit 
dem Zuſatze: „Meine Courtage von Ihnen & 1,50 per Kilo ſofort zahlbar 
nach Ordnung des Geſchäftes.“ Die Ware wurde geliefert und bezahlt, aber 
wegen angeblicher Mängel zurückgegeben und der Kaufpreis zurückvergütet. 
Mit der Klage fordert der Kläger reſtliche 500 M des Überpreifes. Der Be⸗ 
klagte widerſprach, weil das Geſchäft nicht in Ordnung gegangen ſei, und 
erhob Widerklage auf Rückzahlung bereits bezahlter M 2522,50. Der Klage 
iſt ftattgegeben, die Widerklage abgewieſen worden. Aus den Gründen: 
Wie der erkennende Senat bereits in dem in der Sache G. gegen von E. 
(Bf. III. 33/17) ergangenen Urteile ausgeführt hat, hängt die Entſcheidung 
der Frage, ob der vom Verkäufer dem Mäkler verſprochene Überpreis nur 
dann geſchuldet wird, wenn das Geſchäft ordnungsmäßig abgewickelt worden 
iſt, von der Geſtaltung des Einzelfalles ab. Im vorliegenden Falle über⸗ 
wiegen aber die Umſtände, welche dafür ſprechen, daß es ſich bei dem dem Klä⸗ 
ger gebührenden Überpreis um eine reine Vermittlervergütung gehandelt hat, 
die nach der geſetzlichen Regel mit dem Abſchluſſe des vermittelten Geſchäfts 
geſchuldet wurde. Hierfür kommt namentlich in Betracht, daß im Vertrage 
ausdrücklich vereinbart war, die dem Kläger bei direkten Geſchäften zwiſchen 
dem Beklagten und der Firma W. zugeſagte Proviſion ſolle jeweilig beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Geſchäfts fällig ſein, und daß kein Grund vorliegt, anzunehmen, 
der Kläger habe bei den von ihm vermittelten Geſchäften ungünſtiger geſtellt 
werden ſollen. Entſcheidend aber iſt, daß der Kläger bei dem ſtreitigen Geſchäft 
tatſächlich ohne Widerſpruch des Beklagten nicht Zwiſchenhändler, ſondern 
Vermittler geweſen und als ſolcher aufgetreten iſt. Er hat den Parteien 
Schlußnoten zugeſtellt und ſich vom Beklagten Bezahlung von „Courtage“ 
ausbedungen. Daß er dieſe erſt „nach Ordnung des Geſchäfts“ beanſprucht 
hat, kann ihm nicht entgegengehalten werden. Offenbar ging er davon aus, daß 
das Geſchäft geordnet ſei, wenn die Schlußnoten — wie dies auch geſchehen 
iſt — beiderſeits ohne Widerſpruch entgegengenommen würden, und in einem 
anderen Sinne konnte auch der Beklagte jene Worte nicht verſtehen. Daß 
der Kläger dadurch auf ein ihm nach dem Vertrage zuſtehendes Recht habe 
verzichten wollen, iſt nicht anzunehmen, weil er dazu keinen vernünftigen 
Grund hatte. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 23. Mai 1918. O. R. F. w. G. G. 
Bf,. III. 298/17. Nö. 


180. Vergleich. 291 


180. Keine Anfechtung eines Prozeßvergleichs auf Grund des $ 323 
SPO“; Anfechtung des Dergleichs wegen Irrtums““. 
Bol. 569 Nr. 56 m. N.; 70 Nr. 125 m. N. 
ZPO. 5 323; BOB. 55 119. 779. 

Der Beklagte wurde 1909 vom Kläger an einem Unterſchenkelbruch 
ärztlich behandelt. Während des Krankenlagers entſtand am Kreuzbein eine 
Wunde infolge Durchliegens, die brandig wurde. Der Beklagte hat einen Teil 
ſeiner Erwerbsfähigkeit eingebüßt. Für den ihm dadurch entſtandenen und 
in Zukunft noch entſtehenden Schaden nahm er den Kläger im Vorprozeß 
in Anſpruch mit der Behauptung, daß ſein Verluſt an Erwerbsfähigkeit auf 
fahrläſſige Behandlung durch den Kläger zurückzuführen ſei. In dieſem Vor— 
prozeß wurde Profeſſor Dr. H. als Sachverſtändiger vernommen und äußerte 
ſich hinſichtlich des Grades und der Urſache der Erwerbsunfähigkeit des Be— 
klagten dahin, es könne mit ziemlicher Sicherheit feſtgeſtellt werden, daß der 
Beklagte infolge der Verwachſung der Narbe im Rücken mit dem Knochen 
und infolge der Beſchaffenheit des verletzten Beines zum mindeſten 75% er- 
werbsunfähig bleiben würde. Darauf kam ein Vergleich zwiſchen den Parteien 
zuſtande, durch den ſich der Kläger verpflichtete, dem Beklagten auf deſſen 
Entſchädigungsanſpruch wegen nicht gehöriger ärztlicher Behandlung des 
Beinbruchs 1156 M Kur⸗ und Heilungskoſten und bis zum vollendeten 70. Le— 
bensjahre des Beklagten eine jährliche Rente von 700. zu zahlen. 

In einem weiteren Vorprozeß der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Klä— 
ger gab Profeſſor Dr. H. nach nochmaliger Unterſuchung des Beklagten ſein 
Gutachten dahin ab, daß der Dekubituswunde am Kreuz nur ein gewiſſer Pro- 
zentſatz — etwa 10—20% — des jetzigen Verluſtes an Arbeitsfähigkeit bei 
dem Beklagten zuzuſchreiben ſei. 

Auf Grund dieſes Gutachtens focht der Kläger den Vergleich dem Beflag- 
ten gegenüber wegen Irrtums an und begehrte Herabſetzung der vergleichs— 
weiſe zugeſtandenen Rente von 700 auf 140.4 jährlich. Hilfsweiſe ſtützte 
er den Anſpruch auch noch auf § 323 ZPO. Das Landgericht gab der Klage 
ſtatt, das OLG. wies ſie ab. Die Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: | 

„Mit Recht lehnt der Berufungsrichter die Anwendung des § 323 ZPO. 
ab. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich ihrem Wortlaute und auch ihrem Zwecke 
nach nur auf Verurteilungen zu wiederkehrenden Leiſtungen. Wenn 
auch durch die Prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 der frühere Abſ. 2 des 87 
RHpflG. und in einigen Landesgeſetzen ſich findende gleichgerichtete Be— 
ſtimmungen in § 323 eine Verallgemeinerung erfahren haben, ſo war doch 
immerhin nur eine Ausnahme gegenüber dem Grundſatz der materiellen 
Rechtskraft der Urteile bezweckt. Wenn die Parteien ihren Streit durch einen 
Vergleich erledigen, ſo begeben ſie ſich auf das Gebiet des Vertragsrechts 
und haben die Möglichkeit, einer etwa ſpäter eintretenden Anderung der 
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Verhältniſſe im Vergleich Rechnung zu tragen. Der Richter iſt dagegen hier- 
zu nicht in der Lage, er iſt bei der Urteilsfällung an die Prozeßlage gebunden, 
wie ſie zur Zeit des Urteils ſich darbietet, auf die Möglichkeit einer zukünftigen 
Anderung der Sachlage kann und darf er keine Rückſicht nehmen. Es konnte 
alſo nur für Verurteilungen zu wiederkehrenden Leiſtungen aus Billig⸗ 
keitsrückſichten eine geſetzliche Beſtimmung in Frage kommen, die eine Abän⸗ 
derung des Urteils ermöglicht, wenn ſpäter eine weſentliche Veränderung der⸗ 
jenigen Verhältniſſe eingetreten iſt, die für die Verurteilung maßgebend 
waren. Für den Fall des Vergleichs beſtand dieſe Notwendigkeit nicht. Die 
Wirkſamkeit, Anfechtbarkeit und Abänderbarkeit eines Vergleichs, auch eines 
vor dem Prozeßgericht geſchloſſenen, kann daher nur nach den Vertraggrund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts beurteilt werden. Ob und inwieweit ein Ver⸗ 
gleich wegen einer ſpäter eintretenden weſentlichen Anderung der Verhält⸗ 
niſſe der Abänderung unterliegt, richtet ſich nach ſeinem Inhalt und iſt unter 
Umſtänden in Wege der Vertragauslegung zu ermitteln. Der Berufungs- 
richter hat denn auch den Vergleich vom 30. Jan. 1913 daraufhin geprüft, 
ob die darin feſtgeſetzte Rente nur im Hinblick auf den damaligen Zuſtand des 
Beklagten gelten, im Falle einer Beſſerung dieſes Zuſtandes hingegen eine 
entſprechende Verminderung der Rente ftattfinden ſollte, ift aber zu der Über- 
zeugung gelangt, daß es an jedem Anhalte dafür fehle. An dieſe tatſächliche 
Feſtſtellung, die eine Verletzung von Auslegungsgrundſätzen nicht erkennen 
läßt, iſt das Reviſionsgericht gebunden. 

Es kann ferner kein Rechtsverſtoß in den Ausführungen gefunden werden, 
mit denen der Berufungsrichter die Anwendbarkeit des § 779 BGB. verneint 
hat. Zutreffend geht er davon aus, daß die Unwirkſamkeit des Vergleichs 
einen Irrtum zur Vorausſetzung hat, der ſich auf den dem Vergleich als feſt⸗ 
ſtehend zugrunde gelegten Sachverhalt bezieht, ſtellt aber feſt, daß gerade 
die Frage, ob und inwieweit durch Narbenverwachſung der Kreuzbeinwunde 
mit dem Knochen die Erwerbsfähigkeit des Beklagten beeinträchtigt worden 
ſei, einen Streitpunkt gebildet habe und Gegenſtand der Beweisaufnahme 
durch Gutachten des Profeſſors H. geweſen ſei. 

Es mag der Reviſion zugegeben werden, daß das H.ſche Gutachten 
welches Narbenverwachſung als dauernde Unfallsfolge annahm und die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Beklagten auf 75% ſchätzte, für den 
Kläger die Veranlaſſung zum Vergleich und die Grundlage für die Renten- 
bemeſſung gebildet hat. Daraus folgt aber noch nicht notwendig, daß jene 
Frage zur Zeit des Vertragabſchluſſes die Eigenſchaft eines Streitpunktes 
unter den Parteien verloren gehabt hätte. Das iſt auch nicht daraus zu ent⸗ 
nehmen, daß in den Schriftſätzen, die der Kläger nach Erſtattung des Gut⸗ 
achtens einreichte, dieſe Frage gegenüber den anderen Streitpunkten: Ver⸗ 
ſchulden des Klägers, Mitverſchulden des Beklagten, Höhe des Schadens, 
zurückgetreten iſt. Das konnte auch darin ſeinen Grund haben, daß der Kläger 
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es für ausſichtslos hielt, in jener Frage noch gegen das Gutachten anzukämpfen. 
Jedenfalls läßt der Inhalt des Vergleichs nicht erkennen, daß zur Zeit ſeines 
Abſchluſſes die Parteien von der unſtreitigen Tatſache ausgegangen wären, 
es liege Narbenverwachſung als dauernde Unfallfolge vor. Dem Berufungs- 
richter kann daher nicht entgegengetreten werden, wenn er feſtſtellt, daß dieſe 
Frage einen durch den Vergleich erledigten Streitpunkt gebildet habe. 

Es kommt aber hinzu, daß der 8 779 BGB. die Unwirkſamkeit eines 
Vergleichs von zwei Vorausſetzungen abhängig macht, nämlich einmal 
davon, daß der nach ſeinem Inhalt als feſtſtehend zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht, und ferner, daß der Streit oder die 
Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden wäre. Die letztere 
Vorausſetzung iſt keinesfalls gegeben. Der durch den Vergleich erledigte 
Streit wäre auch dann entſtanden, wenn von vornherein die Narbenver⸗ 
wachſung und ihre Eigenſchaft als dauernde Unfallfolge zwiſchen den Par- 
teien unſtreitig feſtgeſtanden hätte. Es blieb dann noch immer der Streit 


darüber beſtehen, ob und inwieweit den Kläger ein Verſchulden träfe, ſowie 


über die. Schadenhöhe. 

Was ſchließlich die Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums nach 
§ 191 GB. betrifft, jo kann auch in dieſer Frage die Entſcheidung des Vorder⸗ 
richters im Ergebnis nicht mißgebilligt werden. Der erkennende Senat hat 
wiederholt ausgeſprochen, daß der Irrtum einer Partei über einen durch den 
Vergleich erledigten Streitpunkt die Anfechtung wegen Irrtums nach § 119 
BGB. nicht zu begründen vermag; denn inſofern handelt es ſich nicht um 
einen Irrtum über den Erklärungsinhalt, ſondern um einen unbeachtlichen 
Irrtum im Beweggrund. Es iſt gerade der Zweck des Vergleichs, die be⸗ 
ſtehende Ungewißheit über die ſtreitigen Punkte durch gegenſeitiges Nach 
geben zu beſeitigen und anſtelle des ungewiſſen Zuſtandes einen für beide 
Teile verbindlichen gewiſſen Zuſtand zu ſetzen. Beide Parteien rechnen da⸗ 
mit, daß die Sache fo oder auch anders fein kann, ſind ſich alſo ihrer Irrtums 
möglichkeit bewußt. Die Anfechtung wegen Irrtums in bezug auf einen frü- 
heren Streitpunkt würde daher dem Zweck des Vergleichs widerſprechen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 26. April 1918. K. (Kl.) w. K. 

(OLG. Stettin). VII. 24/18. 


181. Der Tod eines Beteiligten iſt auf die Auszahlung eines Schecks 
ohne Einfluß. 
Scheckgeſ. v. 11. März 1908; BGB. $ 791. 

Nach dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrage hatte die Be- 
klagte die Verpflichtung übernommen, einen Geldbetrag von 653,954 
gegen die übliche Vergütung an den Grafen E. v. L. in M. auf Java auszu— 
zahlen. Der Vertrag iſt als ein Werkvertrag aufzufaſſen, da die Auszahlung 
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des Geldes, der wirtſchaftliche Erfolg, und nicht die Tätigkeit der Beklagten 
den Gegenſtand des Vertrags bildet. Da der Werkvertrag eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtand hat, finden nach 8675 BGB. die Vorſchriften 
über den Auftrag Anwendung. 

Der Kläger behauptet, daß die Beklagte den Auftrag vertragwidrig 
ausgeführt habe, indem ſie das Geld nicht an den Grafen L., ſondern nach 
deſſen Tode an die Weeskamer in Batavia, die nach holländiſchem Recht mit 
der Abwicklung von Nachläſſen befaßte Behörde, habe auszahlen laſſen. 

Ein eigenes Verſchulden der Beklagten dei Ausführung ihrer Verpflich⸗ 
tung liegt nicht vor. Die gewählte Art der Ausführung durch Überfendung 
eines auf eine Bank in Batavia ausgeſtellten Schecks iſt im Geſchäftsverkehr 
der Banken üblich. Es fragt ſich, ob die Neederlandſche Handels Maatſchappij 
in Batavia als Bezogene bei Auszahlung des Schecks an die Weeskamer 
ſchuldhaft gehandelt hat. Die Beklagte war nach § 267 BGB. berechtigt, 
ſich bei Ausführung des ihr übertragenen Geſchäfts der genannten Bank 
zu bedienen und würde für ein Verſchulden der Bank nach $ 278 BGB. ver⸗ 
antwortlich ſein. Indeſſen war die Bank in Batavia nach den für den Scheck⸗ 
vertrag geltenden Beſtimmungen berechtigt, den Betrag des Schecks nach dem 
Tode des Scheckempfängers an die nach holländiſchem Rechte den Nachlaß 
für die Erben des Grafen L. verwaltende Behörde, die Weeskamer, auszu⸗ 
zahlen. Das Scheckgeſetz enthält zwar keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, 
welchen Einfluß der Tod eines Beteiligten auf die Rechte und Pflichten aus 
dem Scheckvertrag ausübt. Es kommt aber der für die Anweiſung geltende 
8 791 BGB. zur Anwendung, wonach die Anweiſung nicht durch den Tod eines 
der Beteiligten erliſcht. (Vgl. Apt. Scheckgeſetz 1918 S. 44 und Anm. 4 zu 
§ 13 SchGeſ.). Hiernach hat die Bank in Batavia mit Recht den Scheckbe⸗ 
trag an die Weeskamer als legitimierten Vertreter der Rechtsnachfolger des 
Grafen L. ausbezahlt. Es lag keine Abweichung von der Weiſung des Auf- 
traggebers vor, die die Bank in Batavia und ſodann die Beklagte verpflichtet 
hätte, gemäß 8 665 Satz 2 BGB. vor der Abweichung dem Kläger Anzeige 
zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten. Die Beklagte und ihre 
Gehilfin haben die übernommene Verpflichtung ſo ausgeführt, wie ſie nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen auszuführen war. Es mag dabei bemerkt 
werden, daß auch, wenn der Kläger ſelbſt oder durch Vermittelung der Be⸗ 
klagten den Geldbetrag mit Poſtanweiſung oder durch Wertbrief an die Adreſſe 
des Grafen L. überſandt hätte, das Geld bzw. der Brief an die Weeskamer 
ausgehändigt worden wäre, wie ja auch der Einſchreibebrief, der den Scheck 
enthielt, von der Poſt der Weeskamer ausgeliefert worden iſt. Denn nach 
839 XIII RPoſtO. vom 20. März 1900 dürfen Poſtſendungen, die an ver- 
ſtorbene Perſonen gerichtet ſind, den Erben ausgehändigt werden, wenn 
ſich dieſe als Erben gehörig ausgewieſen haben, und es darf bei der Überein- 
ſtimmung der Vorſchriften im internationalen Poſtverkehr angenommen 
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werden, daß eine gleiche Beſtimmung auch für das niederländiſche Poſt⸗ 
recht gilt. 

Urteil des OLG. zu > (2. ZS.) v. 2. April 1918 Schlesw. Holſt Anz. 
1918 S. 82. S. w. K. (U II. 143/17). 


182. Beſtellung zu einer Verrichtung i. S. des $ 851 BGB. 
Bol. 70 Nr. 35 m. N. 
BGB. § 831. i 

Die Klägerin hat von der Firma W. Schrott gekauft und von dem Be⸗ 
klagten, dem jene Firma die Ausführung des Auftrags übertragen hatte, 
geliefert erhalten; ſie hat nach Maßgabe des auf ihrem Werke von ihrem Platz⸗ 

meiſter K. feſtgeſtellten Gewichts Zahlung an die Firma W. geleiſtet und 
dieſe wiederum an den Beklagten; vertragliche Beziehungen beſtanden zwi— 
ſchen den Parteien nicht. Die Klägerin iſt nun bei jenen Lieferungen von dem 
Schwager des Beklagten, R. W., der unter der Firma des Beklagten han⸗ 
delnd auftrat, betrogen worden. Sie forderte vom Beklagten auf Grund von 
8831 BGB. Schadenerſatz. Der Beklagte beſtritt, daß dieſe Beſtimmung 
auf das Verhältnis zwiſchen ihm und W. anwendbar ſei. Das Geſchäft mit 
der Firma W. habe W. gemacht; er, Beklagter, habe ſich darum nicht geküm⸗ 
mert; er habe dem W. lediglich geſtattet, unter ſeiner, des Beklagten, Firma 
Geſchäfte in Schrottlieferungen zu machen, da W. wegen des ſchwebenden 
Konkursverfahrens auf eigenen Namen keinen Kredit erhalten hätte; dieſer 
habe unter Benutzung des Namens des Beklagten ein von deſſen Betriebe 
vollſtändig getrenntes Geſchäfk in eigenen Räumen geführt und ſer bei Vornahme 
aller ſeiner geſchäftlichen Handlungen von Anweiſungen des Beklagten völlig 
unabhängig geweſen. 

In allen drei Inſtanzen wurde die Anwendbarkeit des 8831 BGB. 
bejaht. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Zu einer Verrichtung beſtellt iſt, wem von einem anderen, von deſſen 
Weiſungen er mehr oder minder abhängig iſt, eine Tätigkeit übertragen wor⸗ 
den iſt; dieſe kann tatſächlichen oder rechtlichen Charakters, entgeltlich oder 
unentgeltlich, dauernd oder vorübergehend, niederer oder höherer Art ſein, 
und die Beſtellung kann ſich auf einen ganzen Geſchäftskreis oder eine ein⸗ 
zelne Tätigkeit beziehen; ſie kann bei Geſchäften rechtlicher Art mit einer 
Vertretungsmacht verbunden fein oder ohne eine ſolche ergehen; eine all⸗ 
gemeine Beſtellung begreift auch die einzelnen, im Rahmen des Auftrags 


liegenden Handlungen (RGZ. Bd. 91 S. 364). An der Hand dieſer Grundſätze 


darf die Anwendbarkeit des $ 831 auf den vorliegenden Fall angenommen wer⸗ 
den. In der Ermächtigung des W., ſich bei den mit Dritten abzuſchließen⸗ 
den Geſchäften der Firma des Beklagten zu bedienen, liegt tatſächlich eine 
Beſtellung zu einer Mehrheit von Verrichtungen, zum Abſchluß von Rechts- 
geſchäften mit Wirkſamkeit für und gegen den Beklagten; wenn dieſer auch 
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nach der mit W. getroffenen Vereinbarung mit den einzelnen Geſchäften 
nichts zu tun hatte, ſich darum überhaupt nicht kümmerte und nicht kümmern 
ſollte, ſo trat doch W. nach außen mit Willen des Beklagten als deſſen Ange⸗ 
ſtellter auf und, wenn er auch bei der Vornahme ſeiner geſchäftlichen Hand⸗ 
lungen unter der Firma des Beklagten von deſſen Weiſungen unabhängig 
war, ſo konnte ihm doch Beklagter jederzeit das Recht, unter ſeiner Firma Ge⸗ 
ſchäfte abzuſchließen, entziehen. Wem das Ergebnis des von ihm mit einem 
Dritten abgeſchloſſenen Geſchäfts tatſächlich zugute kam oder zur Laſt fiel, 
ob ihm oder dem Beklagten, iſt für die hier zu entſcheidende Frage gleichgül⸗ 
tig; entſcheidend iſt, daß das Geſchäft, weil es unter der Firma des Beklagten 
mit deſſen Willen, alſo mit rechtlicher Wirkung für und gegen ihn abgeſchloſſen 
wurde, ein Geſchäft des Beklagten war, und ebenſo unerheblich iſt es, ob 
die in der Ermächtigung zur Benutzung der Firma liegende Beſtellung des 
W. im Intereſſe des Beklagten lag oder nicht, ob er ſie insbeſondere nur im 
Intereſſe des W. ſelbſt vorgenommen hatte. Es lag nicht bloß, wie die Revi⸗ 
ſion meint, dem äußern Anſcheine nach eine Beſtellung vor, ſondern es hatte 
tatſächlich eine ſolche ſtattgefunden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Senat) v. 25. März 1918. W. w. O. S. 

(OLG. Düſſeldorf) VI 438/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 87 S. 345. 


183. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „Dienſt⸗ oder Arbeits verhältniſſes“ 
i. S. des $ 11 Siffer ah Erbſchaftsſteuergeſetzes. 
ErbſchStG. $ 11 Ziffer 4h. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Was die Befreiungsvorſchrift in § 11 Ziffer 4h REStG. angeht, fo 
iſt zwar darin dem Berufungsgericht nicht beizutreten, daß die Ausdrucks 
weiſe des Geſetzes „Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis“ darauf hinweiſe, daß es 
nicht auf die rechtliche, ſondern auf die wirtſchaftliche Art des Verhältniſſes 
ankomme. Zu dieſer Auffaſſung gibt weder der Wortlaut noch die Entſte⸗ 
hungsgeſchichte der geſetzlichen Beſtimmung Anlaß. Dieſe lautete in der Re⸗ 
gierungsvorlage (§ 13 Ziffer 2 c): 

„Von der Erbſchaftsſteuer befreit bleiben Perſonen, welche dem 
Hausſtande des Erblaſſers angehört und darin in einem Dienſtverhält⸗ 
niſſe geſtanden haben, ſofern der Erwerb nicht mehr als 1000. & beträgt“. 

Urſprünglich war alſo beabſichtigt, nur den zum Hausſtande gehörigen Be— 
dienſteten und Angeſtellten, denen in Anerkennung treuer Dienſte eine leßt— 
willige Zuwendung bis zu 1000 % gemacht worden war, für dieſe Zuwen— 
dung Steuerbefreiung zu gewähren. Die Reichstagskommiſſion beſchloß 
aber eine Erweiterung ſowohl des Perſonenkreiſes als auch der Wertgrenze, 
und es wurden ſchließlich die Worte: „dem Hausſtande des Erblaſſers an— 
gehört und darin in einem Dienſtverhältniſſe geſtanden haben“ erſetzt durch 
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die Worte: „in einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe zum Erblaſſer geſtan⸗ 
den haben“. Die Wertgrenze wurde auf 3000. K erhöht. 

Hieraus ergibt ſich, daß jedes Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis zum Erb- 
laſſer für die Steuerbefreiung genügt, daß alſo insbeſondere auch freie Ar- 
beiter unter die Befreiungsvorſchrift fallen. Dagegen läßt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſer Geſetzesbeſtimmung in keiner Weiſe erkennen, daß auch Per- 
ſonen, die dem Erblaſſer Dienſte geleiſtet haben, ohne rechtlich dazu verpflich- 
tet geweſen zu ſein, der Begünſtigung des Geſetzes teilhaftig ſein ſollen. Das 
würde auch nicht dem Geſetzeszweck entſprechen, der offenſichtlich dahin geht, 
den Lohnarbeitern (im weiteſten Sinne), als den wirtſchaftlich Schwächeren, 
eine beſondere Vergünſtigung zukommen zu laſſen. Unter „Dienft- oder 
Arbeitsverhältnis“ im Sinne des § 11 Ziffer 4h RESt®. iſt daher ein Ver⸗ 
tragverhältnis nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts zu verſtehen, kraft 
deſſen der eine Teil dem anderen (dem Erblaſſer) gegenüber zur perſönlichen 
Leiſtung von Dienſten oder Arbeiten auf eine gewiſſe Dauer gegen Entgelt 
verpflichtet war. Dabei kommt es für die Frage der Steuerbefreiung weder 
auf die Art der geleiſteten Dienſte oder Arbeiten, noch auch darauf an, ob 
der Dienſt⸗ oder Arbeitnehmer in einem wirtſchaftlichen Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis zum Erblaſſer geſtanden hat. Bei der allgemeinen Faſſung der Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung iſt für eine ſolche Unterſcheidung kein hinreichender Anhalt 
geboten, auch nicht aus dem Geſetzeszweck zu folgern. Die Befreiungsvorſchrift 
kommt daher auch ſelbſtändigen Unternehmern zugute, wenn ſie im Rahmen 
des Unternehmervertrags dem Erblaſſer während einer gewiſſen Dauer 
perſönliche Dienſte oder Arbeiten geleiſtet haben und in Anerkennung dieſer 
Leiſtungen mit einer letztwilligen Zuwendung bis zu 3000. bedacht werden. 
Das gilt insbeſondere von Penſionsinhabern, die innerhalb des Penſionsver⸗ 
trags den in die Penſion Aufgenommenen außer Wohnung und Beköſtigung 
auch perſönliche Dienſtleiſtungen gewährt haben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 23. April 1918. Bayer. Staat 

w. R. (OLG. München). VII. 44/18. 


184. Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 
ö Vgl. 69 Nr. 194 m. N. 
HB. 5 377. 

Die Beklagte, eine Hamburger Firma, hat dem in Breslau anſäſſigen 
Kläger im Dezember 1916 Fiſchſülze und Muſchelfleiſch in Gläſern verkauft, 
und zwar laut Schlußnota „ab Lager Hamburg inkl. Verpackung in Kiſten 
mit Sägeſpänen.“ 

Die Ware iſt in Kiſten von je 80 Gläſern verpackt geweſen und hat in 


Hamburg gelagert. Beklagte hat den a der hieſigen Filiale der Dres- 
Seufferts Archiv Bd. 78. 3. Folae Bd. 18 Heft 9 21: 15 = 
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dener Bank als Vertreterin des Klägers übergeben. Dieſer hat dann die Ware 
ſo wie ſie war, ohne ſie zuvor hier einer Unterſuchung zu unterziehen, nach 
Breslau an ſeine dortige Niederlaſſung verſenden laſſen, wo ſie am 28. Dez. 
1916 eingetroffen und noch bis Ende Monats unterſucht worden iſt. Dabei 
hat ſich herausgeſtellt, daß in allen Kiſten eine große Anzahl von Gläſern zer⸗ 
brochen und der Inhalt dadurch verdorben war. Kläger hat den Bruch auf 
ſchlechte Verpackung zurückgeführt und dieſen Mangel am 8. Januar 1917 
gerügt, auch Ende desſelben Monats den Schaden durch zwei Sachverſtän⸗ 
dige beſichtigen laſſen. Mit der Klage fordert er als Schadenerſatz den verein⸗ 
barten und bereits beglichenen Kaufpreis für die zerbrochenen Gläſer mit 
& 948,50. Die Klage iſt abgewieſen worden. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: 

„Der Kläger fordert mit der Klage aus dem Kaufvertrage der Parteien 
Schadenerſatz wegen angeblich ſchuldhaft mangelhafter Verpackung der 
gekauften Ware. Erfüllungsort für die Verpflichtung der Beklagten aus dem 
Kauf war nach Geſetz und Vertrag Hamburg. Hier iſt die Ware auch tatſäch⸗ 
lich in die Verfügungsgewalt des Klägers übergegangen. Da es ſich um ein 
beiderſeitiges Handelsgeſchäft handelt, ſo war daher Hamburg auch der Ort 
der dem Kläger nach § 377 HGB. obliegenden Unterſuchungspflicht. Dieſe 
hatte ſich nach den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falls auch auf die 
Verpackung zu erſtrecken. Es handelt ſich um Fiſchſülze und Muſchelfleiſch 
in Gläſern. Dieſe waren für ſich allein nicht verſandfähig. Beide Parteien 
wußten aber nach Sachlage, daß die Ware von Hamburg, wo ſie lagerte, 
nach Breslau, dem Sitze der Handelsniederlaſſung des Klägers, verſchickt 
werden ſollte. Überdies war ausdrücklich vereinbart, daß die Ware ab Lager 
Hamburg in Kiſten mit Sägeſpänen verpackt zu liefern ſei. Es war alſo eine 
beſondere Art der Verpackung beredet und die Kiſten, in denen die Ware 
verpackt verkauft wurde, waren damit auch als ſolche Gegenſtand des Handels⸗ 
kaufs geworden. Kläger mußte daher in Hamburg als dem Ort der Abliefe⸗ 
rung nicht nur die Ware ſelbſt, ſondern auch die ausdrücklich als ſolche mit⸗ 
verkaufte Verpackung einer Unterſuchung unterziehen und etwaige Mängel 
unverzüglich rügen, widrigenfalls Ware und Verpackung nach § 377 HGB. 
als genehmigt zu gelten hatten. 

Die Unterſuchung der Ware ſelbſt mußte notgedrungen etwaige Mängel 
der Verpackung und jedenfalls die von den Breslauer Sachverſtändigen feſt⸗ 
geſtellten Fehler derſelben offenbaren. Sie waren ihrer Natur nach — zu 
geringes Ausſtopfen der Zwiſchenräume mit Makulatur — ſo augenfällig, 
daß ein ordentlicher Kaufmann ſie bei Aufwendung der im Handelsverkehr 
gebotenen Sorgfalt entdecken mußte. Der Handel erheiſcht möglichſt ſchnelle 
Klarſtellung, ob noch mit Reklamationen zu rechnen oder ob das Geſchäft 
als endgültig abgewickelt zu betrachten iſt. Dem Kaufmanne muß notwendig 
im Intereſſe eines geordneten Handelsverkehrs daran liegen, möglichſt bald zu 
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wiſſen, welche Poſten er endgültig in ſeine Bücher einſtellen kann. Vor⸗ 
liegendenfalls durfte die Beklagte damit rechnen, daß der Kläger unverzüg⸗ 
lich nach der Ablieferung die Ware ſelbſt unterſuchen werde. Sie durfte daher 
auch, abgeſehen von dem Geſichtspunkt des § 377 HGB., davon ausgehen, 
daß der Kläger damit zugleich auch die Verpackung beſichtigen und etwaige 
Mängel entdecken werde. Wenn daher der Kläger von der Ablieferung um etwa 
Mitte Dez. 1916 bis zum 8. Jan. 1917 ſchwieg und erſt dann Mängel der 
Verpackung rügte, ſo hat er durch dieſes ſein Verhalten, auch abgeſehen von 
der Vorſchrift des 8377 HGB., nach allgemeinen Grundſätzen und Anſchauungen 
des Handelsverkehrs zu erkennen gegeben, daß er Ware und Verpackung 
nicht beanſtanden wolle. Kläger mußte jedenfalls damit rechnen, daß ſein 
Verhalten nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte fo auf 
gelegt werden dürfe. Wenn er gleichwohl nicht früher rügte, fo muß er ſolche 
Auslegung gegen ſich gelten laſſen. Dies ſelbſt dann, wenn man mit dem 
Kläger davon ausgehen wollte, daß eine Unterſuchung nach ordnungsmäßi⸗ 
gem Geſchäftsgange erſt in Breslau, wo die Ware am 28. Dezember 1916 an⸗ 
gekommen iſt, möglich war und erwartet werden konnte, und ſelbſt wenn 
man die in die Zeit bis zum 8. Jan. 1917 fallenden Feiertage mitberüdfichtigt. 
Die Aufnahme der alljährlich im Januar ſtattfindenden Inventur konnte ſo 
wenig wie die behauptete militäriſche Einziehung des Lagerhalters des Klägers 
einen ausreichenden Hinderungs⸗ und Entſchuldigungsgrund abgeben: Ware 

wie auch Verpackung haben daher ſowohl nach § 377 HGB. wie nach allgemei⸗ 
nen Grundſätzen und Gebräuchen des eee als genehmigt zu gelten: 
Damit fällt die Klage. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 30. April 1918. C. W. w. P. 
Gebr. u. Gen. Bf. III. 30/18. N &. 


185. Beginnt eine vereinbarte achttägige Reklamationsfriſt mit dem 
Empfange des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange der Ware d 
Genügt die rechtzeitige Abſendung des Rügeſchreibensd 
6B. 88 377; 359 Abſ. 2. 


Der Beklagte verkaufte der Klägerin am 19. Okt. 1915 etwa 15 bis 25 
Barrels Kokosöl, über deſſen Prozentſatz an Verſeifbarkeit Näheres beſtimmt 
iſt, mit den Bedingungen: ab Lager Hamburg, Lieferung prompt, Zahlung 
netto Kaſſe bei Übernahme, welche innerhalb drei Tagen, alſo bis zum 22. d. Mts. 
hier (in Hamburg) erfolgen muß; ferner: Reklamationen wegen der Qua⸗ 
lität der Ware ſind ſpäteſtens innerhalb acht Tagen nach Empfang derſelben 
zu machen. Der Beklagte überſandte am 22. Okt. der Deutſchen Bank in 
Hamburg den Lieferſchein über die Ware nebſt Faktura und teilte der Bank 
mit, die Klägerin habe ihn laut ihrer telephoniſchen Meldung bei der Bank 

21° 
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zu dem Wert der Ware akkreditiert; er erteilte zugleich der Bank ſeine Ver⸗ 
fügung über den Fakturenbetrag und teilte ihr ferner mit, er nähme an, daß 
die Klägerin die Bank beauftragt habe, den Lieferſchein an die Firma G. 
auszuliefern. Der Klägerin ſchrieb der Beklagte am 22. Okt., er habe der Bank 
den Lieferſchein übergeben mit dem Erſuchen, „entſprechend Ihrer der Bank 
wohl zugehenden Weiſung den Betrag an mich zu zahlen und den Lieferſchein 
alsdann an die Firma G. auszuliefern.“ 

Die Klägerin hatte tatſächlich weder die Deutſche Bank angewieſen, 
dem Beklagten zu zahlen, noch ihr überhaupt irgendeine Weiſung zugehen 
laſſen; ſie hatte vielmehr die Ware an die Firma B. in E. weiterverkauft, und 
dieſe erſuchte die Bank, aber erſt am 26. Okt., den Lieferſchein an Gr. zu ſen⸗ 
den. Bezahlt wurde die Ware bei der Deutſchen Bank am 26. Okt. Mit Schrei⸗ 
ben vom 4. Nov., das im Laufe des 5. Nov. in die Hände des Beklagten ge⸗ 
langte, rügte die Klägerin die nicht vertragmäßige Beſchaffenheit der Ware. 
Die hierauf geſtützte Klage wurde vom Ber.⸗Gericht abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es fragt ſich, wann unter den obwaltenden Umſtänden die vereinbarte 
achttägige ($ 359 Abſ. 2 HGB.) Reklamationsfriſt begann und wann ſie endete, 
und zwar iſt zunächſt zweifelhaft, ob es für Beginn des Laufs der Friſt auf 
den 5 des Lieferſcheins oder der Ware ſelbſ ankommt. 


zur Kaufſache kommt, daß er ſich durch einſeitigen Akt ſofort ihren tatſächl 
Gewahrſam verſchaffen, fie unterſuchen und über fie verfügen kann (vg®, 
RGeEntſch. 73, 391). Dem Landgericht iſt darin zuzuſtimmen, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Beſitz des Lieferſcheins dieſe Möglichkeit gewährte, und 
daß es nicht auf den Beſitz der Ware ſelbſt ankommt. Denn daß die Ware ſelbſtk 


für den Beſitzer des Lieferſcheins ſofort greifbar war, iſt unbeſtritten. Der 


Beklagte hatte mit der Aushändigung des Lieferſcheins ſeiner Verpflichtung 
aus dem Kaufvertrage vollen Umfangs genügt. Er brauchte und konnnte keine 
weiteren Schritte tun, um die Ware ſelbſt der Klägerin zu verſchaffen. 
Jedoch kann dem Landgericht darin nicht gefolgt werden, wenn es den 
Empfang erſt dann als erfolgt anſieht, als die Bank den Lieferſchein der Firma 
Gr. aushändigte. Es ſpricht vielmehr alles dafür, den Beginn des Laufs der 
Reklamationsfriſt ſchon auf den 22. Okt. zu ſetzen, denn von dieſem Tage an 
ſtand es im freien Willen der Klägerin, den Lieferungsſchein einzulöſen, und 
ſobald ſie dies tat, was ſie einſeitig tun konnte, ſtand ihr der Lieferſchein 
und damit die Ware zur Verfügung. Der Beklagte hatte mit der Aushändi⸗ 
gung des Lieferſcheins an die Bank und der Weiſung an dieſe, die er als ver⸗ 
mutlich von der Klägerin beauftragt bezeichnete, alles getan, was er nach 
dem Kaufvertrage zu tun hatte, und ſich für den Fall der Zahlung der Ver⸗ 
fügungsgewalt über den Lieferſchein begeben. Es würde nicht der Billigkeit 


Ed 
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entſprechen, zuzulaſſen, daß nunmehr die Klägerin durch beliebige Hinaus⸗ 
zögerung der Zahlung die Reklamationsfriſt beliebig ſollte verlängern können, 
während ſie zur „prompten“ Einlöſung verpflichtet war. 
Will man aber nicht jo weit gehen, jo muß jedenfalls die Reklamations⸗ 
friſt mit dem Zeitpunkte beginnen, in welchem die Bank ſeitens der Klägerin 
Zahlung erhielt, was am 26. Okt. geſchehen iſt. Denn wenn auch die Bank 
nicht ausdrücklich Beauftragte der Klägerin geweſen ſein mag, ſo muß ſie doch 
als eine neutrale Stelle angeſehen werden, die von der Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes an den Beſitz des Lieferſcheins für die Klägerin ausführte. Die Bank 
war vom Beklagten angewieſen, von der Bezahlung an den Lieferſchein zur 
Verfügung der Klägerin zu halten. Tatſächlich iſt auch die Bank unter dem 
26. Okt., dem Tage der Einlöſung des Lieferſcheins, erſucht worden, den Liefer⸗ 
ſchein an die Firma Gr. zu ſenden, und zwar iſt dies Erſuchen von der Frima 
Br. ausgegangen und von der Bank am 27. ausgeführt, und die Firma Gr. 
hat den Lieferſchein am 28. Okt. erhalten. Dieſe Verzögerung geht nicht 
zu Laſten des Beklagten; ſpäteſtens mit dem 26. Okt., an welchem Tage die 
Firma Br. nach Einlöſung des Lieferſcheins bei der Bank über dieſen verfügte, 
ſicherlich aber am 27. Okt., als die Bank dieſe Verfügung erhielt und ausführte, 
war die Ware im Sinne der Vertragsbedingungen empfangen, und es begann 
damit der Lauf der Reklamationsfriſt. 
Dieſe iſt nicht innegehalten, da der Beklagte die Reklamation erſt am 

5. Nov. erhalten hat. Bei der Annahme, daß der Lauf der Friſt am 22. Okt. 
beginne, iſt dies nicht zweifelhaft. Aber ſelbſt wenn man annehmen wollte, 
daß die achttägige Friſt erſt mit dem 27. Okt. zu laufen begonnen hätte, ſo en⸗ 
dete ſie mit dem 4. Nov. Nun mag die Klägerin den Reklamationsbrief, der 
vom 4. Nov. datiert und am 5. Nov. zwiſchen 12 und 1 Uhr vormittags von 
der Poſt mit dem Abgangsſtempel verſehen worden iſt, wie anzunehmen 
iſt, am 4. Nov. der Poſt übergeben haben; aber beim Beklagten angelangt 
iſt er erſt am 5. Nov. Wenn für derartige Reklamationen eine beſtimmte Friſt 
vereinbart iſt, fo iſt — anders als im § 377 HGB. geſetzlich beſtimmt ift, — an⸗ 
zunehmen, daß nach dem Willen der Vertragsſchließenden die Friſt derart 
innegehalten werden ſoll, daß die Rüge dem Verkäufer innerhalb der Friſt 
zugegangen ſein muß. Wenigſtens aber iſt dies bei Kaufgeſchäften, die am 
Wohnort des Verkäufers beiderſeitig ausgeführt werden follen, bei „Platz 
geſchäften“, als Vertragwille anzuſehen. Danach iſt die Friſt unter keinen 
Umſtänden von der Klägerin innegehalten worden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 28. Mai 1918. Cont. Chem. 

Geſ. und Gen. w. R. B. Bf. IL 366/17. Nö. 


302 186. Rechtsanwalt; Beratungspflicht. 


II. Verfahren. 


186. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unter- 
laſſenem Hinweis auf erhebliche Koften, die durch die auftraggemäße 
Erhebung einer Widerklage entſtehen. 

Vgl. 68 Nr. 43. 

BOB. 55 611. 675; RAD. 3 28. 

Der Kläger vertrat in einem Rechtsſtreite N. gegen I., in dem N. mit 
der Klage die Bezahlung von 12000. K als Teil einer Vertragſtrafe von 
1425000. verlangte, den Beklagten und erhob in feinem Namen Wider⸗ 
klage auf Feſtſtellung, daß N. eine Vertragſtrafe überhaupt nicht zu bean⸗ 
ſpruchen habe. Mit der jetzt vorliegenden Klage begehrte. der Kläger vom Be⸗ 
klagten die nach einem Streitwerte von 1425000. K berechneten Gebühren 
von 2745,35 6. Der Beklagte beantragte Abweiſung der Klage, weil er einen 
Auftrag zur Erhebung der Widerklage nicht gegeben, der Kläger ſeinen Auf⸗ 
trag überſchritten und ihn, den Beklagten, falſch beraten habe, und erhob 
Widerklage auf Schadenerſatz wegen der durch die Widerklage gegen N. ent⸗ 
ſtandenen Gerichtskoſten von 71694. Vom Ber.⸗Gericht wurde der Be⸗ 
klagte verurteilt und ſeine Widerklage abgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Aus den Gründen: 

„Nach der Feſtſtellung des Berufungsgericht hatte der Beklagte den Kläger 

mit der Erhebung der Widerklage gegen N. beauftragt. Eine Überſchreitung 
des Auftrags lag alſo nicht darin, daß der Kläger dieſe Widerklage durch 
Verleſung des Antrags in der mündlichen Verhandlung erhob. Inſoweit 
iſt das Berufungsurteil nicht zu beanſtanden. 


Rechtsirrig iſt dagegen die Annahme, daß der Kläger den Beklagten 


nicht falſch beraten habe. Die Aufgabe des Rechtsanwalts umfaßt auch die 
Verpflichtung, den Auftraggeber vor Schritten zu bewahren, die unnötig 
oder doch mit Gefahren verbunden ſind, die nicht in einen angemeſſenen 
Verhältniſſe zu dem erſtrebten Ziele ſtehen. Gegenüber der auf 12000 be⸗ 
ſchränkten Klage bedeutete die auf die ganze Vertragſtrafe von 1425000 & 
fid) erſtreckende Widerklage eine außerordentliche Erweiterung des Streit⸗ 
gegenſtandes und damit eine ganz ungewöhnliche Erhöhung der Koſten. Die 
darin für den Beklagten liegende Gefahr gebot eine beſonders ſorgfältige Prü⸗ 
fung der Frage, ob die Widerklage unter allen Umſtänden erhoben werden 
mußte, in welchem Zeitpunkte dies geſchehen ſollte und ob namentlich für den 
Zweck des Beklagten, auf den Gegner einzuwirken, nicht einſtweilen die An⸗ 
kündigung der Widerklage genügte, ſtatt ſie, wie geſchehen, ſchon in dem erſten 
auf die Klage anberaumten Termin durch Verleſung des in der Klagebeant⸗ 
wortung angekündigten Antrags zu erheben. Wenn, wie das Berufungs- 
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gericht feſtſtellt und auch dem Kläger erkennbar war, der Beklagte nicht wußte, 
daß eine Widerklage erſt durch Verleſung des Antrags in der mündlichen Ver⸗ 
handlung erhoben werde (ZPO. $ 281), mußte der Kläger ihn darüber und 
über den Unterſchied belehren, der bezüglich der Koſten der bloßen Ankündi⸗ 
gung und der Erhebung der Widerklage beſtand, oder doch wenigſtens für feine 
Perſon erwägen, ob nicht zur Vermeidung unnötiger Koſten die bloße Ankün⸗ 
digung der Widerklage einſtweilen genügte. Darin, daß dies nicht geſchah, 
lag eine Pflichtverletzung, für die ein Entſchuldigungsgrund nicht vorhanden 
iſt. Das Verhalten des Klägers wird insbeſondere nicht dadurch entſchuldigt, 
daß die Widerklage erhoben werden mußte, wenn der Beklagte über den Be⸗ 
trag der Klage hinaus eine rechtskräftige Entſcheidung über den Vertrag⸗ 
ſtrafenanſpruch haben wollte. Denn es bedurfte der Entſcheidung, ob die 
Widerklage ſchon jetzt erhoben werden ſollte und mußte, um die Intereſſen des 
Beklagten zu wahren. Das Berufungsgericht gibt zu, daß der geſamte Streit- 
ſtoff ſchon auf die Klage hin erörtert werden konnte, ja ſogar mußte, und ſagt 
ferner, es ſei nicht einzuſehen, welchen Zweck die Verleſung der Anträge in 
dem fraglichen Termin überhaupt gehabt habe, da die Klagebeantwortung 
erſt unmittelbar vorher dem Gegenanwalt übergeben worden, ein ſachliches 
Ergebnis der Verhandlung alſo nicht zu erwarten war. Eine fahrläſſige Ver⸗ 
letzung der Beratungspflicht des Rechtsanwalts liegt aber auch in der Art 
und Weiſe, wie der Kläger den Beklagten auf die aus der Widerklage zu er- 
wartende Mehrung der Koſten hinwies. Da es ſich um eine ganz außergewöhn⸗ 
liche Erhöhung handelte, durfte der Kläger ſich nicht darauf beſchränken, auf 
eine ‚jehr erhebliche‘ Steigerung hinzuweiſen und es dem Beklagten anheim- 
zuſtellen, ſich bei dem Bureauvorſteher des Klägers nach dem Betrag zu er- 
kundigen. Er mußte ſich vielmehr ſelbſt um die Höhe der Koſten kümmern⸗ 
den ungefähren Betrag, nötigenfalls mit Hilfe ſeines Bureauvorſtehers, 
feſtſtellen und den Beklagten, wie die erſte Inſtanz zutreffend angenommen 
hat, darüber belehren, wie außerordentlich hoch, nämlich auf mehrere 1000. &, 
ſich die Mehrkoſten belaufen würden. Auch dies iſt nicht geſchehen. Für Art 
und Umfang der Beratung durch den Rechtsanwalt kommt es weſentlich 
auch auf die Perſon des Auftraggebers an. Die erſte Inſtanz hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Beklagte aus dem Handwerkerſtande hervorgegangen und 
in juriſtiſchen Dingen ganz unerfahren ſei. Das Berufungsgericht hat etwas 
Abweichendes nicht feſtgeſtellt. Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme 
gerechtfertigt, daß der Kläger die Beratungspflicht des Rechtsanwalts nach 
den beiden angegebenen Richtungen fahrläſſig verletzt hat.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 8. Mai 1918. J. v. H. (KG. 

Berlin). III. 37/18. 
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187. Keine Anwendung der Vorſchriften über Ablehnung der Gerichts« 
perfonen im Verfahren vor den Mieteinigungsämtern. 

51 42 ff. 8 PO: BO. v. 26. Juli und 15. Sept. 1917 zum Schutze der Mieter und Anord- 
nungen des Reichskanzlers vom gleichen Tage (RGBl. 659. 661. 834). 

Der Angeklagte, ein Beamter des Amtsgerichts V., dem am 15. März 
1918 ſeine Wohnung auf den 15. April 1918 gekündigt worden war, ſtellte am 
16. März beim Amtsgerichte V. als Mieteinigungsamt unter Bezugnahme 
auf die Beſtimmungen der VO. des Bundesrats vom 26. Juli 1917 zum Schutze 
der Mieter (RGBl. 659) den Antrag, zu beſchließen, ob ihm nicht mit Rück⸗ 
ſicht auf die derzeitigen Verhältniſſe eine längere Kündigungs⸗ oder Räu⸗ 
mungsfriſt zuzubilligen ſei. Auf die Mitteilung des Antrags an den damaligen 
Anweſensbeſitzer beſtritt dieſer die ſachliche Berechtigung des Antrags und 
erklärte gleichzeitig, daß er den Vorſitzenden des Einigungsamtes als unmittel⸗ 
baren Vorgeſetzten des Antragſtellers als befangen ablehne. Mit Beſchluß 
vom 25. März 1918 traf das Amtsgericht V., vertreten durch Oberamtsrichter 
K., eine dem Antragſteller günſtige Entſcheidung. Das Landgericht hob dieſen 
Beſchluß auf Beſchwerde des Anweſensbeſitzers wegen der Nichtberüchich⸗ 
tigung des Befangenheitseinwands als nichtig auf und erklärte in einem wei⸗ 
teren Beſchluß den Ablehnungsantrag für unbegründet. 

Das Oberlandesgericht hob auf die Beſchwerde des Anweſensbeſitzers 
den letzten Beſchluß auf und wies das Ablehnungsgeſuch als unzuläſſig zurück. 
Aus den Gründen: | 

„Nach Art. I der VO. des Bundesrats vom 15. Sept. 1917 (RGBl. 834) 
betr. Anderung der Bek. vom 26. Juli 1917 ſind, ſolange — wie hier — im 
Bezirk einer Gemeinde die im $ 1 der letztgenannten Verordnung vorgeſehenen 
Befugniſſe weder einem Einigungsamt noch einer anderen Stelle übertragen 
find, die Amtsgerichte für die im 81 Abſ. I Nr. 1, 2 bezeichneten Entſchei⸗ 
dungen für zuſtändig und die Vorſchriften des 84 über die Beſetzung der 
Einigungsämter in dieſem Falle für unanwendbar erklärt. Daraus folgt aber 
an ſich noch nicht, daß in dem Verfahren vor den Amtsgerichten als Mieteini⸗ 
gungsämtern die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung wie im gewöhnlichen 
Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vor dieſen Gerichtsbehörden 
mittelbare oder unmittelbare Anwendung zu finden haben. Vielmehr iſt 
in der Anordnung des Reichskanzlers vom 15. Sept. 1917 für das Verfahren 
vor den Amtsgerichten in Mieteinigungsſachen (RGBl. 834) in dieſer Richtung 
ausdrücklich beſtimmt, daß die Anordnung für das Verfahren vor den Eini- 
gungsämtern vom 26. Juli 1917 (RGBl. 661) auf das Verfahren vor den 
Amtsgerichten, ſoweit ſie für die in $ 1 Abſ. J Nr. 1, 2 der VO. vom 26. Juli 1917 
bezeichneten Entſcheidungen zuſtändig ſind (mit den beiden hier nicht weiter 
in Betracht kommenden Maßgaben), Anwendung findet. Eine Entſcheidung 
nach § 1 Abſ. [I Nr. 1 der VO. vom 26. Juli 1917 ſteht aber hier in Frage, da 
um die Zubilligung einer längeren Kündigungs oder Räumungsfriſt beim 
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Amtsgericht als Einigungsamt nachgeſucht iſt. Es find deshalb ausſchließlich 
die in der Anordnung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1917 enthaltenen 
Verfahrensvorſchriften hierfür maßgebend. Dieſe Vorſchriften regeln aber 
das Verfahren vor den Einigungsämtern und folglich auch vor den als ſolche 
tätigen Amtsgerichten völlig ſelbſtändig und erſchöpfend. Sie ſollen dazu die⸗ 
nen, die möglichſt raſche und zweckmäßige Entſcheidung über die hier in Frage 
ſtehenden Streitigkeiten zwiſchen Mieter und Vermieter durch die angerufe⸗ 
nen Einigungsämter herbeizuführen, und gewähren dieſen daher weitgehende 
durch geſetzliche Verfahrensſchranken möglichſt wenig eingeengte Befugniſſe 
zur Erreichung jenes Zweckes. Die Vorſchriften der ZPO. finden daher in 
dieſem Verfahren nur inſoweit Anwendung als dies, wie in §7 Abſ. II der 
Anordnung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1917, ausdrücklich beſtimmt iſt. 

Das iſt aber hinſichtlich der Beſtimmungen der ZPO. über die Ausſchlie⸗ 
ßung und Ablehnung der Gerichtsperſonen nicht geſchehen. Ein Ablehnungs⸗ 
verfahren nach Maßgabe der 88 42ff. dieſes Geſetzes findet daher in dem Ver⸗ 
fahren vor den Mieteinigungsämtern überhaupt nicht ſtatt. Die Zulaſſung 
eines ſolchen würde es jeder böswilligen Partei jederzeit ermöglichen, die Tä⸗ 
tigkeit des Einigungsamtes, bei der es ſich in jedem Fall doch um die Schaffung 
einer möglichſt raſchen Abhilfe im Rahmen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
handelt, lahmzulegen oder ſie doch derart zu behindern, daß die Zweckmäßig⸗ 
keit der ganzen durch die bedrängten Verhältniſſe während der Kriegszeit 
notwendig gewordenen ſtaatlichen Einrichtung ebenſo in Frage geſtellt würde 
wie durch die etwaige Zulaſſung eines Inſtanzenzuges nach Maßgabe der 
8PO. in dieſem Verfahren. Deshalb find in § 3 Abſ. J der VO. vom 26. Juli 
1917 die Entſcheidungen der Einigungsämter der Anfechtbarkeit überhaupt 
entzogen worden. Es iſt hier vollſtändig dem Anſtands⸗ und Rechtsgefühl 
der Mitglieder der Einigungsämter überlaſſen, ob ſie ſich in dem Falle, wenn 
ſie ſich für befangen erachten oder die Beſorgnis der Befangenheit gegen ſie 
von einer Partei geltend gemacht und darauf eine Ablehnung geſtützt wird, 
der Entſcheidung unterziehen wollen oder nicht. Ein ſolches Mitglied und, wenn 
ein Amtsgericht als Einigungsamt beſteht, der Vorſtand dieſes Amtes kann 
ſich unter Umſtänden ſtrafrechtliſchverantwortlich oder zivilrechtlich ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig machen und, ſoweit es ſich um einen Beamten handelt, der in dieſer 
ſeiner Eigenſchaft bei einer Entſcheidung eines Einigungsamtes mitgewirkt 
hat, auch dienſtſtrafrechtlich ahndbar; aber anfechtbar im Wege eines Rechts- 
mittels iſt eine derartige Entſcheidung nicht, mag die Anfechtung begründet 
werden wie immer. Sie kann nur auf neuerliches Anrufen durch eine weitere 
Entſcheidung des Einigungsamts wieder aufgehoben oder abgeändert werden. 

Bei dieſer Sach- und Rechtsklage hätte das Landgericht das Ablehnungs⸗ 
geſuch ſchon aus dem formalen Grunde als unzuläſſig ſofort abweiſen müſſen, 
weil ihm zu deſſen Verbeſcheidung jede Zuſtändigkeit fehlte. Der mit der 
Beſchwerde angefochtene Beſchluß des Landgerichts ſtellt ſich daher als un⸗ 
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geſetzlich dar und war aufzuheben. Zugleich war, da die Beſchwerde zur end- 
gültigen Entſcheidung reif iſt, das Ablehnungsgeſuch des Beſchwerdeführers 
ſchon jetzt als geſetzlich unzuläſſig abzuweiſen. Die ſachliche Würdigung 
dieſes Geſuchs iſt auch in der Beſchwerdeinſtanz ausgeſchloſſen.“ 
Beſchluß des Oberlandesgerichts München (2. Senat) vom 7. Mai 1918. 
Z. w. St. Beſchw.⸗Reg. 135/18. F—2. 


188. Unverſchuldete Verzögerung in der Zuſtellung des Armenrechts⸗ 
beſchluſſes als unabwendbarer Zufall i. S. des $ 255 PO“; mit- 
wirkendes Derfchulden der Partei ſchließt die Wiedereinſetzung aus. 
Vgl. 70 Nr. 24. 
3PO. $ 233. 

„Die Klägerin, die in der erſten Inſtanz bereits im Armenrecht 
geklagt hatte, beantragte in einem vom 8. Auguſt 1917 datierten am 
10. Auguſt 1917 nachmittags zwiſchen 2 und 4 Uhr bei dem Kammer⸗ 
gericht eingegangenen Schriftſatz die Bewilligung des Armenrechts und 
die Beiordnung eines Rechtsanwalts zwecks Einlegung der Berufung. Sie 
bat dabei um tunlichſte Beſchleunigung, weil die Berufungsfriſt am 
13 Auguſt 1917 abliefe. Dem Antrage war eine Abſchrift des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils beigefügt, zwecks Glaubhaftmachung des Unvermögens der 
Gizuchſtellerin zur Bezahlung von Gerichtskoſten war auf das bei den 
Prozeßakten befindliche Armutszeugnis Bezug genommen. Das Kammer⸗ 
gericht bewilligte durch Beſchluß vom 11. Auguſt 1917 ohne vorgängige 
Einforderung der Akten das Armenrecht und ordnete der Klägerin den 
Rechtsanwalt K. in Berlin, Potsdamerſtraße 37, bei. Noch an demſelben 
Tage wurde eine Ausfertigung dieſes Beſchluſſes angeſertigt und zwecks 
Zuſtellung an den Rechtsanwalt K. durch den Gerichtsdiener zur Poſt gegeben. 
Der Briefumſchlag trägt den Poſtſtempel „Berlin W. 35, 11. 8. 17, 5—6 N.“ 
In der Anſchrift iſt die Wohnung des Rechtsanwalts K. mit W. 57 Pots⸗ 
damerſtraße 37 angegeben. Die Angabe des Poſtamts mit W. 57 war 
unrichtig, ſie iſt demnächſt mit Bleiſtift durchſtrichen und durch die richtige 
Angabe W. 35 erſetzt worden, und zwar, wie der auf dem Briefumſchlag 
befindliche Nachſendungsſtempel ergibt, durch die Poſt ſelbſt. Am 14. Auguſt 
1917 iſt die Zuſtellung an Rechtsanwalt K. durch den Poſtboten des 
Poſtamtes W. 35 erfolgt. Noch am 14. Auguſt 1917 ging bei dem 
Kammergericht die Berufungsſchrift mit dem Wiedereinſetzungsantrage des 
Rechsanwalts K. ein. Das Kammergericht hat die Wiedereinſetzung bewilligt, 
weil es für die Klägerin ein unabwendbarer Zufall im Sinne des $ 233 ZPO. 
geweſen ſei, daß der am 11. Auguſt 1917 zur Poſt gegebene Zuſtellungs⸗ 
brief nicht ſchon an dieſem oder am folgenden, ſondern erſt am Tage 
nach dem Ablaufe der Berufungsfriſt dem Rechtsanwalt K. zugegangen ſei. 
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Dieſer Erwägung des Berufungsgerichts ift an fich beizutreten. Nachdem 
der das Armenrecht bewilligende Beſchluß am 11. Auguſt 1917 ergangen 
und noch an demſelben Tage ausgefertigt war, durfte damit gerechnet 
werden, daß die Einlegung der Berufung innerhalb der am 13. Augnſt 1917 
ablaufenden Berufungsfriſt möglich ſein werde. Daran wird auch nichts 
dadurch geändert, daß der dazwiſchen liegende Tag, der 12. Auguſt 1917, 
ein Sonntag war. Wie das Reichsgericht in dem Urteile vom 14. März 1918 
(IV. 403. 17) näher ausgeführt hat, bedurfte es keiner förmlichen Zuſtellung 
des die Bewilligung des Armenrechts anordnenden Beſchluſſes an den 
beigeordneten Anwalt, ſondern genügte deſſen formloſe Bekanntmachung, 
z. B. durch Behändigung ſeitens eines Gerichtsdieners oder durch den 
Fernſprecher. Es wäre daher möglich geweſen, dem Rechtsanwalt K., 
deſſen Bureau nicht weit vom Kammergericht entfernt iſt, noch am Nach⸗ 
mittage des 11. Auguſt oder jedenfalls am Vormittage des 13. Auguſt 
von feiner Beiordnung und den zur Einlegung der Berufung erforder- 
lichen Daten Kenntnis zu geben. Aber auch bei der durch den Gerichts- 
ſchreiber gewählten Art der Bekanntmachung durch Zuſtellung durch die 
Poſt mußte im regelmäßigen Beſtellbetriebe die Zuſtellung am Montag 
den 13. Auguſt morgens erfolgen, da für die Erledigung von Zuſtellungen 
im $ 5 der Anweiſung des Reichspoſtamts vom 1. März 1914 (Preuß. 
Juſt. Min. Bl. S. 453) vorgeſchrieben iſt, daß die Zuſtellung bei der 
nächſten Beſtellgelegenheit erfolgen muß. Da der Zuſtellungsbrief am. 
11. Auguſt nachmittags zwiſchen 5 und 6 Uhr auf dem Poſtamt abge⸗ 
ſtempelt worden iſt, ſo hätte die Zuſtellung ſpäteſtens bei der erſten 
Beſtellung am Montag den 13. Auguſt geſchehen müſſen. Die Verzögerung 
um einen Tag iſt auch anſcheinend nur darauf zurückzuführen, daß das 
zuſtändige Poſtamt 35 wegen der in der Anſchrift ſtehenden unrichtigen 
Augabe des Poſtbeſtellbezirks die Sendung an das Poſtamt 57 überſandt und 
dann erſt von dieſem zurückerhalten hat. Für die unrichtige Angabe des Poſt⸗ 
beſtellamts iſt aber die Klägerin ebenſowenig verantwortlich zu machen 
wie dafür, daß das Poſtamt 35 den bei ihm eingegangenen Zuſtellungs⸗ 
auftrag, obwohl der angegebene Zuſtellungsort in ſeinem Bezirke lag, 
zunächſt an das Poſtamt 57 abgegeben hat. Die bei der Zuſtellung des 
Beſchluſſes vom 11. Auguſt 1917 eingetretene Verzögerung beruht hiernach 
auf einem von der Klägerin nicht abzuwendenden Zufall. | 

Die Reviſion macht geltend, daß dieſer Zufall nur um deswillen die 
Verſäumung der Berufungsfriſt zur Folge gehabt habe, weil die Klägerin 
überhaupt ihr Armenrechtsgeſuch zu ſpät, nämlich erſt drei Tage vor dem 
Ablaufe der Berufungsfriſt eingereicht habe. Dieſe Rüge kann keinen 
Erfolg haben. Die Klägerin war allerdings verpflichtet, alle nach Lage 
der Sache vernünftigerweiſe aufzuwendende Sorgfalt zur Einhaltung der 
Berufungsfriſt zu beobachten, ſie durfte daher das, was ſie zur Wahrung 
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der Friſt zu tun hatte, nicht bis zur letzten Stunde aufſchieben. Sie 
mußte vielmehr ihr Geſuch um Bewilligung des Armenrechts und Bei⸗ 
ordnung eines Rechtsanwalts ſo zeitig anbringen, daß bei regelmäßigem 
Geſchäftsgange hinreichend Zeit zur Beſchlußfaſſung auf das Geſuch, zur 
Bekanntgabe der Entſcheidung an den beigeordneten Anwalt und zur 
Anfertigung und Einreichung der Berufungsſchrift verblieb. Das Beru⸗ 
fungsgericht hat nun zwar ſich nicht ausdrücklich darüber ausgeſprochen, 
ob es im gegenwärtigen Falle die am 10. Auguſt 1917 geſchehene Ein- 
reichung des Armenrechtsgeſuchs noch als rechtzeitig und ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgt angeſehen hat. Es kann aber nicht angenommen werden, 
daß dem Berufungsgericht der in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
feſtſtehende Grundſatz unbekannt geblieben iſt, daß jedes bei der Verſäu⸗ 
mung der Notfriſt mitwirkende Verſchulden der Partei eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand ausſchließt. Wenn alſo das Berufungsgericht 
die Verſäumung der Berufungsfriſt als auf einem unabwendbaren Zufall 
im Sinne des § 233 ZPO. beruhend bezeichnet hat, ſo muß dieſer Ausſpruch 
dahin verſtanden werden, daß damit ein mitwirkendes Verſchulden der 
Klägerin an der Friſtverſäumnis hat verneint und demgemäß die Einreichung 
des Armenrechtsgeſuchs als rechtzeitig erfolgt hat bezeichnet werden ſollen. 
Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu finden. Denn die Frage, wie lange 
vor dem Ablaufe der Rechtsmittelfriſt ein Armenrechtsgeſuch eingereicht 
werden muß, um eine ſchuldhafte Zögerung der Partei als ausgeſchloſſen 
anzuſehen, iſt lediglich auf Grund der Umſtände des einzelnen Falles zu 
beurteilen und daher nach freiem richterlichen Ermeſſen zu entſcheiden. 
Jedenfalls läßt ſich nicht ſagen, daß die Einreichung des Geſuchs am 
vierten Tage vor dem Ablaufe der Berufungsfriſt unter keinen Umſtänden 
mehr als rechtzeitig betrachtet werden darf, und beſondere Umſtände, die 
dieſe Auffaſſung im vorliegenden Falle als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen 
müßten, ſind nicht dargetan.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Senat) v. 16. Mai 1918. A. w. P. (KG. 
Berlin). IV. 40/18. 


189. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegen- 
ſtand ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden 
Einrede des Schiedsvertrags. 


Bol. 12 Nr. 314; auch 35 Nr. 121. 
ZPO. 55 274 Nr. 3, 1040. 


Gegenüber der auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines Kauf⸗ 
vertrags gerichteten Klage erhob die Beklagte die prozeßhindernde Einrede, 
daß nach dem Inhalt des über den Kauf ausgeſtellten Schlußſcheins die 
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Entſcheidung des Rechtsſtreits durch ein Schiedsgericht zu erfolgen habe. 
Landgericht und Oberlandesgericht erklärten die Einrede für begründet. 
Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach dem Tatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urteils, auf welchen das 
Berufungsgericht als vorgetragen verweiſt, hat die Beklagte während des 
vorliegenden Rechtsſtreits bei dem Schiedsgericht der Korporation der 
Kaufleute zu K. Klage mit dem Antrage erhoben, feſtzuſtellen, daß ſie 
zur Lieferung an den Kläger aus dem Vertrage nicht verpflichtet iſt. 
Es find darauf vor dem Erlaſſe des erſtinſtanzlichen Urteils der Spruch 
des Schiedsgerichts in erſter Inſtanz vom 26. Juni 1916 und der Spruch 
des Oberſchiedsgerichts vom 19. Oktober 1916 ergangen. Beide Schieds- 
ſprüche ſind vorgetragen. 

Das Landgericht iſt auch in den Entſcheidungsgründen auf ſie ein⸗ 
gegangen. Es führt am Schluſſe ſeiner Gründe aus, daß, weil das 
Oberſchiedsgericht den Feſtſtellungsanſpruch der Beklagten abgewieſen habe, 
eine der Erhebung der prozeßhindernden Einrede aus $ 274 Nr. 3 ZPO. 
entgegenſtehende rechtskräftige ſchiedsgerichtliche Entſcheidung nicht vorliege. 

Im Berufungsurteile ſind die Schiedsſprüche nur inſoweit erwähnt, 
als in den Gründen geſagt iſt, es ſei hier nicht zu entſcheiden, ob das 
Schiedsgericht mit Recht angerufen ſei. Damit aber iſt die den Schieds- 
ſprüchen zukommende Bedeutung nicht erſchöpft und mit Berechtigung 
wird es von der Reviſion als ein dem angefochtenen Urteile anhaftender 
Mangel bezeichnet, daß es weiter die Schiedsſprüche nicht prüft. Auch 
wenn der Kläger aus dem Erlaſſe der Schiedsſprüche beſondere Einwendungen 
nicht ausdrücklich hergeleitet hat, mußte, nachdem die Schiedsſprüche zum 
Gegenſtande der Verhandlung gemacht worden ſind, ihre Bedeutung für 
die Entſcheidung über die Einrede der Beklagten erörtert werden. 

Ergibt ſich, wie die Reviſion behauptet, daß die Schiedsſprüche 
ordnungsmäßig zugeſtellt und hinterlegt ſind, ſo ſind ſie — was Aufgabe 
des Tatrichters iſt — ſachlich zu prüfen und auszulegen. Die Einrede, daß 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, 
iſt, wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. JW. 1910, 
7117, nur fo lange als eine prozeßhindernde gegeben, als ein formell 
gültiger Schiedsſpruch noch nicht vorliegt. Iſt durch einen Schiedsſpruch 
über das Streitverhältnis entſchieden, ſo hat dieſer unter den Parteien 
die Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils (§ 1040 ZPO.). 
So lange ein ſolcher Spruch nicht im Wege der Klage nach $ 1041 a. a. O. 
aufgehoben oder ſeine Ungültigkeit durch die Abweiſung der gemäß $ 1042 er- 
hobenen Klage ausgeſprochen iſt, ſteht dem Beklagten nur die Einrede 
der entſchiedenen Sache zur Seite. Das trifft auch zu, wenn der Schieds— 
ſpruch erſt nach der Erhebung der gerichtlichen Klage ergangen iſt. Wie 
die Einrede der Rechtshängigkeit durch den Erlaß eines rechtskräftigen Urteils 
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überholt werden kann, fo kann auch die Einrede aus § 274 Nr. 3 SPD. 
im Laufe des Rechtsſtreits ihre Berechtigung verlieren. 

Das iſt der eine Geſichtspunkt, welcher ein Eingehen auf die zwiſchen 
den Parteien ergangenen Schiedsſprüche erforderlich macht. Aber auch 
wenn, wie das Landgericht angenommen hat, die Schiedsſprüche dahin 
ausgelegt werden, daß eine ſachliche Entſcheidung nicht getroffen iſt, 
behält der Erlaß der Sprüche Bedeutung für den vorliegenden Rechtsſtreit. 
Es iſt dann noch zu prüfen und zu entſcheiden, ob ein im Schlußſcheine 
vereinbarter Schiedsvertrag durch die Aurufung und die Entſcheidung des 
K. Schiedsgerichts nicht doch ſchon ſeine Erledigung gefunden hat und deshalb 
nunmehr der Streit der Parteien der gerichtlichen Entſcheidung unterliegt. 
Auch um darüber befinden zu können, ob das vereinbarte ſchiedsgerichtliche 
Verfahren ſchon ſtattgefunden hat, muß auf die Schiedsſprüche eingegangen 
und die rechtliche Bedeutung der im Spruche des Oberſchiedsgerichts er⸗ 
folgten Abweiſung der Klage geprüft werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 12. April 1918. S. w. H. 
(OLG. Kiel). VII. 422. 17. 


190. Umfang der Pflicht zur Dermögensangabe beim Offenbarungs⸗ 
eid. Verpflichtung zur erneuten Leiſtung dieſes Eides wenn das frühere 
Vermögensverzeichnis den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 
Vgl. 58 Nr. 112; 63 Nr. 175. 

3 PO. 5 807. 903. 

„Der Umſtand, daß der Beſchwerdeführer nach dem von ihm über⸗ 
gebenen Vermögensverzeichnis auf Betreiben des nämlichen Gläubigers den 
Offenbarungseid bereits am 4. Februar 1915 geleiſtet hat, hindert nach 
der herrſchenden Meinung nicht, daß er zur Ergänzung des nach der 
Behauptung des Gläubigers unvollſtändigen Vermögensverzeichniſſes und 
zur nochmaligen Leiſtung des Offenbarungseides angehalten werden kann, 
ſofern nur das Vermögensverzeichnis tatſächlich unvollſtändig geweſen iſt. 

OLG. Rechtſpr. 1, 401, 2, 358, 11, 190, 13, 226, 16, 321; Seufffl. 58 Nr. 112 und 63 

Nr. 175; Seuffert ZPO. 11, Anm. 3 zu 3 903. 

Das Vermögensverzeichnis vom 4. Febr. 1915 iſt unvollſtändig, weil 
der Schuldner eine Reihe von ihm zuſtehenden Forderungen nicht angegeben 
hat, die ihm nach der Beendigung des Konkurſes über ſein Vermögen unerwartet 
wieder zugefallen waren, ohne daß es, wie er behauptet, hierwegen einer 
beſonderen Rückübertragung durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung be⸗ 
durft hätte (JW. 1888 S. 28810). Dieſe Forderungen hat der Beſchwerde⸗ 
führer im Vermögensverzeichnis mit der Erklärung abgetan, daß er auf 
das, was der Konkursverwalter nicht habe beitreiben können, längſt verzichtet 
habe, weil es doch als uneinbringlich anzuſehen ſei. Von einem wirk⸗ 
ſamen Verzicht lann keine Rede ſein, da nur ein einſeitiger Verzicht 
vorliegt, der wirkungslos iſt (vgl. $ 397 BGB). Wenn die Forderungen 
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nach der Meinung des Konkursverwalters und des Gemeinſchuldners damals 
uneinbringlich waren und nach der Meinung des Schuldners auch noch 
zur Zeit der Ableiſtung des Offenbarungseides, ſo iſt dieſe Meinung auf 
die Verpflichtung des Schuldners, jene Forderungen in das Vermögens- 
verzeichnis aufzunehmen ($ 807 ZPO.) ohne jeden Einfluß; denn auch 
derartige Forderungen müſſen angegeben werden, und es bleibt der Beur- 
teilung des Gläubigers überlaſſen, ob er mit Pfändung vorgehen will 
oder nicht. Deshalb ſchreibt das Geſetz auch vor, daß in betreff der 
Forderungen der Grund und die Beweismittel zu bezeichnen ſind. Dem Be⸗ 
ſchwerdeführer iſt es an der Hand der Konkursakten und feiner Geſchäfſts— 
bücher ohne Schwierigkeiten möglich, die Forderungen ſo zu bezeichnen, 

wie es das Geſetz vorſchreibt. . . ... 4 
Beſchluß des Oberlandesgerichts München (2. Senat) vom 27. April 1918 
in Sachen S. e. Ch. Beſchw.⸗Reg. 115/18. F— z. 


191. Begriff der unentgeltlichen Verfügung i. S. des $ 32 Nr. 1 HO. *; 
Beweislaſt im Falle des $ 37 KO. 
Vgl. 45 Nr. 153; 48 Nr. 303; 68 Nr. 204. 
KO. 88 32. 37. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
„Mit Recht nimmt der Berufungsrichter an, daß die auf § 32 Nr. 1 
KO. geſtützte Anfechtungsklage nicht begründet ſein würde, wenn die Be- 
klagte die von ihr zur Befriedigung ein zelner Gläubiger der Firma, B. & Co. 
verwendeten Wertpapiere nicht ſich zugeeignet, ſondern nur als Beauftragte 
ihres Ehemannes, des Gemeinſchuldners, zur Weitergabe an dieſe Gläubiger 
erhalten hätte. Er ſtellt aber feſt, daß die Wertpapiere zum Zwecke der 
Befriedigung jener Gläubiger der Beklagten von ihrem Ehemanne über- 
eignet und darauf von ihr den betreffenden Gläubigern zugeführt worden 
ſind. Gegen dieſe Feſtſtellung hat die Reviſion Einwendungen nicht 
erhoben, ein rechtliches Bedenken liegt auch inſoweit nicht vor. 
Weiterhin iſt dem Berufungsrichter auch darin beizuſtimmen, daß der 
Begriff der unentgeltlichen Verfügung im Sinne der erwähnten Rechts- 
vorſchrift eine Bereicherung des Empfängers nicht erfordert, vielmehr auch 
die freigebige Zuwendung an eine Perſon umfaßt, welche die ihr über⸗ 
laſſenen Werte zufolge Abrede der Beteiligten reſtlos zur Erreichung eines 
beſtimmten Zwecks aufwenden muß. Hiergegen wendet die Reviſion ein, 
da die Wertpapiere von vornherein zur Befriedigung einzelner Gläubiger 
des Ehemannes der Beklagten beſtimmt geweſen ſeien, fo ſei es gleich— 
gültig; ob ſie vorübergehend in das Vermögen der Beklagten übergegangen 
ſeien, vielmehr habe die von der Beklagten übernommene Verpflichtung, 
den Ehemann in Höhe von 50000 „ von beſtimmten Schulden zu be- 
freien, die von ihr zugeſagte und demnächſt gewährte Gegenleiſtung ge- 
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bildet, eine unentgeltliche Verfügung liege mithin nicht vor. Dem läßt 
ſich nicht zuſtimmen. Allerdings iſt die Zuwendung, dem von den beiden 
Beteiligten getroffenen Übereinkommen gemäß, nicht dem Vermögen der 
Beklagten, ſondern dem Vermögen ihres Ehemannes ſelbſt zugute gekommen, 
denn nach der Austeilung des Zugewendeten an beſtimmte Gläubiger des 
letzteren blieb für die Beklagte nichts mehr übrig, während das Vermögen 
ihres Ehemannes im Wege der Schuldtilgung entlaſtet wurde. Daraus 
folgt aber nur, daß die Beklagte durch die Zuwenduug nicht bereichert 
worden iſt und daß mithin die Zuwendung nicht als eine Schenkung im 
Sinne des § 516 BGB. angeſehen werden kann, da die Schenkung eine 
Bereicherung des Beſchenkten begrifflich vorausſetzt (RZ. Bd. 62 ©. 386). 
Als ein dem Ehemann der Beklagten für die Zuwendung gewährtes 
Entgelt kann dagegen die der Zuwendung beigefügte Zweckbeſtimmung 
und deren Ausführung nicht angeſehen werden, denn es handelt ſich nicht, 
wie es der Begriff der Entgeltlichkeit erfordert, um einen gegenſeitigen 
Austauſch von Leiſtungen, vielmehr liegt, ähnlich wie bei der Schenkung 
unter einer Auflage, eine zunächſt nur einſeitige, durch die ihr beigefügte 
Zweckbeſtimmung näher beſtimmte und beſchränkte Zuwendung vor, die 
dadurch, daß das Geleiſtete zur Erreichung des vorgeſchriebenen Zwecks ver⸗ 
wendet wurde, nicht zu einer gegenſeitigen, entgeltlichen Leiſtung geworden 
iſt (RGEntſch. 60, 238). Der Umſtand, daß die Beklagte das ihr Zugewen⸗ 
dete beſtimmungsgemäß zur Befriedigung von Gläubigern ihres Ehemannes 
verwendet hat, könnte ihr vielmehr nur unter der Vorausſetzung zugute 
kommen, daß ſie die ihr zugeführte Leiſtung gutgläubig an Gläubiger 
ihres Ehemannes ausgeantwortet hat. Zutreffend führt in dieſer Hinſicht 
der Berufungsrichter unter Hinweis auf $ 37 KO. aus, daß die Rück⸗ 
gewährpflicht der Beklagten erloſchen ſein würde, ſoweit ſie vor Erhebung 
des Rückgewähranſpruchs die ihr übergebenen Werte in gutem Glauben 
dem beabſichtigten Zwecke zugeführt hätte. Er legt im Anſchluß hieran aber 
weiter dar, daß der Beklagten in jedem Fall von der ihr ſofort bekannt 
gewordenen Zahlungseinſtellung an der gute Glaube gefehlt habe und 
daß fie im übrigen für die von ihr behauptete Gutgläubigkeit beweis⸗ 
pflichtig ſei, Beweis dafür aber nicht angeboten habe. Hiergegen wendet 
die Reviſion ein, das Berufungsgericht halte die Beklagte mit Unrecht 
hinſichtlich ihres guten Glaubens für beweispflichtig. Die vom Berufungs- 
richter getroffene Regelung der Beweislaſt ſteht aber mit $ 37 KO. im 
Einklang, da der in Betracht kommende § 37 Abſ. 2 gegenüber der all- 
gemeinen Beſtimmung des Abſ. 1 eine, auf einen beſonderen Fall berechnete 
Sonderbeſtimmung enthält, deren Vorausſetzungen derjenige zu beweiſen hat, 
der ſie für ſich in Anſpruch nimmt; das iſt im gegebenen Fall die Beklagte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Senat) v. 19. Febr. 1918 B. w. W. (OLG. 

Dresden). VII. 407/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 52 S. 227. 


’ 1 Bürgerliches Recht. 


192. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger; keine Scheidung 
wegen Beſchimpfungen und Verleumdungen. 
Vgl. 71 Nr. 175. | 
EGBGB. Art. 17; ZPO. 8 606; Haager Abkommen v. 12. Juni 1902 $$ 5. 6. 
(RG Bl. 04 S. 231.) 

Der Kläger, ein ſchwediſcher Staatsangehöriger, klagte gegen ſeine ſeit 
Juni 1916 getrennt von ihm lebende Ehefrau auf Eheſcheidung, hilfsweiſe 
auf Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft, weil ſie ihn in der letzten Zeit 
des Zuſammenlebens mündlich und auch in Briefen mit den gemeinſten 
Schimpfworten belegt und verleumdet und bei Behörden gegen ihn gerich⸗ 
tete Eingaben gemacht habe. 

Beide Inſtanzen wieſen die Klage ab. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Nach § 606 ZPO. Abſ. 1 und 4 in Verbindung mit Art. 5 des Haager 
Abkommens vom 12. Juni 1912 zur Regelung des Geltungsbereichs der Ge⸗ 
ſetze und der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung, dem Schweden 
beigetreten iſt, iſt die Zuſtändigkeit des angerufenen deutſchen Gerichts für 
die erhobene Klage gegeben. 

Da der Kläger ſchwediſcher Staatsangehöriger iſt, ſind für die Scheidung 
ſeiner Ehe, mag er auch im Deutſchen Reiche geboren und niemals in Schweden 
geweſen ſein, die ſchwediſchen Geſetze maßgebend, mit der Einſchränkung je⸗ 
doch, daß auf Scheidung nur erkannt werden kann, wenn auch nach deutſchem 
Rechte ein Scheidungsgrund vorliegt. (EG. BGB. Art. 17 Abſ. 1 und 4 
verb. mit Art. 1 und 2 des erwähnten Abkommens.) Das am 1. Jan. 1916 
in Kraft getretene ſchwediſche Geſetz v. 12. Nov. 1915, unter deſſen Geltungs⸗ 
dauer die zur Klagbegründung vorgebrachten Tatſachen durchweg fallen, 
führt in Kap. 6 88 4 bis 13 die einzelnen Eheſcheidungsgründe auf, dazu ge⸗ 
hören aber Beſchimpfungen und Verleumdungen, auf die die gegenwärtige 
Klage geſtützt iſt, nicht. Außer der Scheidung kennt das ſchwediſche Geſetz 
noch die gerichtliche Aufhebung des Zuſammenlebens (Separation), die u. a. 
ausgeſprochen werden kann, wenn der eine Ehegatte ſeine Pflichten gegen 
den anderen offenbar vernachläſſigt, oder wenn auf Grund von Gegenſätzen 
der Laune und Denkart oder aus anderen Gründen eine tiefe und dauernde 
Uneinigkeit zwiſchen den Ehegatten entſtanden iſt, es ſei denn, daß von dem 
die Separation fordernden Gatten mit Rückſicht auf ſein eigenes Verhalten 


oder auf andere beſondere Umſtände mit Fug die Fortſetzung des e 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 10. 
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lebens verlangt werden kann (Kap. 6 88 1 und 2). Dieſe Aufhebung des Zu⸗ 
ſammenlebens iſt aber in ihren Vorausſetzungen und Wirkungen von der 
Scheidung völlig verſchieden und kann daher nicht, wie der Kläger will, der 
letzteren gleichgeſtellt werden. Daran ändert auch nichts, daß ſie inſofern 
ſchließlich zur Scheidung führen kann, als nach Kap. 6 83 auf Antrag eines 
Ehegatten auf Scheidung zu erkennen iſt, wenn die Gatten nach erlangter 
Separation ein Jahr hierdurch getrennt gelebt und das Zuſammenleben 
auch ſpäter nicht wieder hergeſtellt haben. Steht aber dem Kläger nach ſchwedi⸗ 
ſchem Rechte ein Scheidungsgrund nicht zur Seite, ſo kann er mit ſeinem 
Scheidungsverlangen nicht durchdringen, mag auch nach deutſchem Rechte 
ein Scheidungsgrund gegeben ſein. 

Unbegründet iſt auch der in zweiter Reihe geſtellte Klagantrag, die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft der Parteien aufzuheben, der ſich augenſcheinlich auf die 
Beſtimmungen in Kap. 6 § 2 des ſchwediſchen Geſetzes v. 12. Nov. 1915 ſtützt, 
denn dem deutſchen Recht iſt die dort geregelte Aufhebung des Zuſammen⸗ 
lebens (Separation) fremd, und in Deutſchland kann nur auf Scheidung 
der Ehe oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft im Sinne der $$ 1575, 
1576, 1586, 1587 BGB., die etwas weſentlich anderes iſt als die ſchwediſche 
Separation, geklagt werden. Auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
nach deutſchem Rechte zielt der Hilfsantrag, wie aus ſeiner Faſſung zu ent⸗ 
nehmen iſt, nicht ab; ſie könnte auch nicht ausgeſprochen werden, weil eben 
der Kläger nicht berechtigt iſt, auf Scheidung zu klagen (zu vgl. $ 1575 BGB.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 28. Nov. 1917 i. S. Sv. w. Sv. 

2. S. 26/17. F—ch. 


193. Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des Käufers bei Verzögerung 
der Verſanddispoſition und Schweigen auf die Erfüllungsweigerung 
des Verkäufers. 

Vgl. 70 Nr. 211 m. N. 

89 157, 242 BGB.; $ 346 HGB. 

Der Kläger verlangt von der Beklagten Schadenerſatz in Höhe von 4000 , 
weil ſie an ihn im Oktober 1915 50 Ztr. Rindsmägen um 50.4 für den Zent⸗ 
ner, in der nächſten Zeit lieferbar, verkauft, die Lieferung aber trotz wieder⸗ 
holter Mahnung und ſchließlicher Friſtſetzung v. 4. Sept. 1916 verweigert 
habe; der Preis für den Zentner Rindsmägen ſei im April 1916 auf 150 bis 
160 , im Auguſt 1916 aber ſchon auf 212 K geſtiegen. Der Beklagte wendete 
ein, es ſei auf demnächſtigen Abruf und Verſanddispoſition verkauft geweſen, 
der Kläger habe aber bis zum Frühjahr 1916 nichts mehr hören laſſen; auf 
ſein ſpäteres Verlangen ſei ihm ſofort erklärt worden, daß man ſich gegen 
eine derartige Spekulation auf Koſten der Beklagten verwahre und den Ab⸗ 
ſchluß für längſt erledigt betrachte; übrigens ſei um dieſe Zeit auch bereits 
die Ausfuhr aus Bayern verboten geweſen. Der Kläger entgegnete, er habe 
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den Geſchäftsführer der Beklagten mündlich wiederholt im November 1915 
und im Februar 1916 zur Lieferung gemahnt, aber nur Vertröſtungen er⸗ 
halten. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Das Gericht hält die Behauptungen des Klägers über wiederholte münd⸗ 
liche Mahnung des Geſchäftsführers der Beklagten für widerlegt. ... Aus⸗ 
ſchlaggebend erſcheint dem Senat der Wortlaut des erſten Briefes, den der 
Kläger in dieſer Sache nach einem halben Jahre, nämlich am 14. März 
1916, an die Beklagte richtete, und der, wenn der Kläger wirklch durch wieder⸗ 
holte Verſprechungen ihres Geſchäftsführers ſolange hingehalten worden 
wäre, zweifellos in ganz anderem Tone und unter ausdrücklicher Erwähnung 
und Beanſtandung dieſer übermäßigen Verzögerung geſchrieben wäre. Hat 
aber der Kläger nach der Überzeugung des Berufungsgerichts vorher ein 
ernſtliches Lieferungsverlangen niemals geſtellt und eine Verſanddispo⸗ 
ſition niemals erteilt, jo war der urſprüngliche Auftrag zur Lieferung auf 
„demnächſt“ nach einem halben Jahre bei der Preisſteigerung von 100% 
und während des Krieges ſchon damals längſt nach Treu und Glauben als 
erloſchen anzuſehen. (Staub Excurs zu § 374 HGB. Anm. 147; „Recht“ 
1917 Nr. 1577.) | | 

Das Schweigen des Klägers kommt aber auch nach einer zweiten Richtung 
als ausſchlaggebend in Betracht. Die Beklagte hat allerdings die Vertrag⸗ 
erfüllung auf die Aufforderung v. 6. April 1916 hin ausdrücklich und beſtimmt 
verweigert, ſo daß eine Nachfriſtſetzung entbehrlich wurde und der Kläger an ſich 
bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt das Recht hatte, entweder den Rücktritt 
oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu wählen. Der Kläger überſieht aber 
bei ſeiner formaliſtiſchen Anwendung des § 326 BGB., daß dieſe ſchon an 
ſich für den Verkäufer kaum erträgliche Rechtslage (vgl. hierüber Staub 
Excurs zu 8 374 HGB. Anm. 102) durch die Vorſchriften der 88 157, 242 
BGB. und im Handelsverkehr insbeſondere auch durch § 346 HGB. ſach⸗ 
gemäß zu ergänzen iſt. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung (RGEntſch. 88, 261; „Recht“ 1916, 
553 Nr. 1070; 1917, 79 Nr. 122) iſt die Gegenpartei angeſichts der raſchen 
Schwankungen der Preiſe und der Vorräte und der Notwendigkeit raſcher 
anderweitiger Entſchließung im Kriege verpflichtet, ſich ohne jedes Zögern 
auf die Erklärungen des andern Teils zu äußern, wenn ſie nicht damit einver⸗ 
ſtanden iſt. Unterlaſſung derartiger Außerungen gilt dann als Zuſtimmung, 
insbeſondere auch gegenüber einer unbegründeten Rücktrittserklärung des 
Gegners. Dies trifft hier auf das Verhalten des Klägers gegenüber der aus⸗ 
führlich begründeten Erfüllungsweigerung der Beklagten v. 12. April 1916 
in vollem Maße zu. Der Kläger hat ſich, obwohl nach der Ausführung ſeines 
eigenen Sachverſtändigen die Preiſe damals fortwährend ſtark ſtiegen, auf dieſe 
Erklärung, daß ſich die Beklagte nicht mehr gebunden halte, weil der Kläger 
22* 
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bisher keine Verſanddispoſition gegeben, ein Vierteljahr lang, näm⸗ 
lich bis zum 6. Juli 1916 völlig untätig verhalten. Er hat weder gegen die 
Behauptung des bisherigen Fehlens einer Verſanddispoſition proteſtiert 
noch ſeinen Standpunkt erneut dargelegt oder Schadenerſatzklage angedroht. 
Einem ſolchen Verhalten gegenüber mußte die Beklagte erſt recht annehmen, 
daß es dem Kläger nicht mehr um die Lieferung zu tun ſei, und daß er den 
Standpunkt der Beklagten als richtig zugebe. 
Daß die Beklagte ihrerſeits auf die erſte briefliche Mahnung des Klägers 
v. 14. März 1916 ebenfalls keine Antwort gegeben hat — angeblich weil der 
Geſchäftsführer ſich Wochen lang auf Reiſen befand — ſteht damit offen⸗ 
ſichtlich nicht auf gleicher Stufe und jedenfalls würden die Wirkungen dieſes 
früheren ſäumigen Verhaltens der Beklagten durch das erörterte ſpätere 
Schweigen des Klägers beſeitigt ſein. Dieſes letztere Schweigen führte, ent⸗ 
ſprechend den Darlegungen des Reichsgerichts in RGEntſch. 88, 261, auch 
nicht etwa bloß zur Verſchiebung des für die Schadenberechnung maßgebenden 
Zeitpunkts, ſondern zum völligen Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs ſelbſt.“ 
Urteil des Oberlandesgerichts München (1. Senat) v. 14. Juni 1918. 
L. w. F. G. m. b. H. L 157/1918. Sz. 


194. Hettenhandelsgeſchäfte find nichtig; Sekt als Lebensmittel. 
Vgl. 73 Nr. 48, 65. 
BGB. 88 134, 138. BRV. v. 24. Juni 1916. $ 11. 

Klägerin kaufte von dem Beklagten 3000 Flaſchen franzöſiſchen Sekt, 
Marke R. in Deutſchland auf Flaſchen gefüllt, zum Preiſe von IK die Flaſche. 
Beklagter lieferte die Ware nicht. Klägerin machte Schadenerſatzanſprüche 
zur Höhe von 3060.4 nebſt Zinſen gegen den Beklagten geltend, indem ſie 
behauptete, daß ſie einen Teil der für den Beklagten gekauften Flaſchen mit 
einem Gewinn von 60 Pf. die Flaſche weiterverkauft habe. Der Beklagte 
wandte ein, das Geſchäft, aus dem die Klägerin ihren Anſpruch herleite, ſei 
wegen Verſtoßes gegen die Kettenhandelsverordnung nichtig. Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: . 

„Nach der Verordnung v. 24. Juni 1916 über den Handel mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln uſw. iſt es verboten, den Preis für Lebens- oder Futter⸗ 
mittel durch unlautere Machenſchaften, insbeſondere Kettenhandel, zu ſteigern. 
Es handelt ſich mithin nicht um eine Preisſteigerung von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs, ſondern ganz allgemein um eine ſolche von „Lebens“ 


mitteln. Den Charakter eines Lebensmittels kann man aber auch dem Sekt, 


mag es ſich um deutſchen oder franzöſiſchen Sekt handeln, nicht abſprechen. 
Dies ergibt ſich aus dem Inhalt und Zweck der Verordnung v. 24. Juni 1916, 
die den geſamten Handel mit Lebens- und Futtermitteln unter ſcharfe Kon⸗ 
trolle ſtellen will. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es ſich um Gegenſtände 
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handelt, die für die menſchliche Ernährung unumgänglich notwendig ſind, 
die geradezu zur „Friſtung des Lebens“ dienen, ſondern lediglich darum, ob 
ſie überhaupt einen Nährſtoff für den menſchlichen Körper enthalten. Ob die 
Gegenſtände weniger mit Rückſicht auf ihren Nährgehalt als im Hinblick auf 
den Genuß, den ſie bei der Zuführung in den menſchlichen Körper erwecken, 
gebraucht werden, iſt in dieſer Beziehung unerheblich (vgl. Entſch. des RG. 
in een für Preisprüfungsſtellen v. 15. Nov. 1917 S. 220 und v. 
15. Jan. 1918 S. 11, ferner Entſch. des Kammergerichts in Deutſch. Jur.⸗ 
Ztg. 1917 S. 969). 

Ebenſo wie der Vorderrichter zu Unrecht dem Sekt die Eigenſchaft eines 
Lebensmittels im Sinne der geſetzlichen Verordnung abgeſprochen hat, hat 
er auch unzutreffend die Nichtigkeit der gegen das Kettenhandels— 
verbot verſtoßenden Geſchäfte beſtritten. Gerade die Erwägungen, 
die das Reichsgericht in der vom Vorderrichter angeführten Entſcheidung 
in RGEntſch. 88, 251 für die Gültigkeit der unter Verſtoß gegen die Vorſchriften 
über die Höchſtpreiſe abgeſchloſſenen Geſchäfte anſtellt, ergeben die Nichtig⸗ 
keit der Kettenhandelsgeſchäfte. Hier handelt es ſich nicht bloß um § 134 
BGB., ſondern auch um § 138 BGB., denn der Geſetzgeber bezeichnet den 
Kettenhandel ausdrücklich als eine „unlautere Machenſchaft“, alſo ein gegen 
die guten Sitten verſtoßendes Geſchäft. Verboten iſt nicht nur ein Ketten⸗ 
handel, der ſich als unlautere Machenſchaft erweiſt, ſondern jeder Ketten⸗ 
handel, da er als ſolcher ſich unter den gegenwärtigen Verhältniſſen als un⸗ 
lautere Machenſchaft darſtellt. Wenn das Reichsgericht in der angeführten 
Entſcheidung zutreffend ausführt, daß die Geſetzgebung über die Höchſtpreiſe 
offenbar darauf hinwirken wolle, daß die verfügbaren Vorräte gegen Preiſe, 
die ſich innerhalb der geſetzten Preise halten, in den Verkehr kommen und des⸗ 
halb die Vermutung des 8 134 BGB. hinſichtlich der Nichtigkeit der unter Ver⸗ 
letzung der Höchſtpreisbeſtimmungen abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht Platz 
greifen könne, ſo ſpricht gerade die Tendenz der Kettenhandelsverordnung, 
die auf die Unterdrückung dieſes gemeinſchädlichen Handels hinausläuft, 
für die Nichtigkeit des Kettenhandelsgeſchäfts. Dazu kommt aber noch ein 
ferneres Moment. Wird ein Geſchäft unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe 
abgeſchloſſen, ſo läßt ſich die Grenze ſeiner Gültigkeit durch die Zugrunde⸗ 
legung des Höchſtpreiſes ſehr leicht finden. Dagegen fehlt es an jedem An⸗ 
haltspunkt für dieſe Begrenzung beim Kettenhandel, bei dem die Ware durch 
zahlreiche Hände unter wiederholter Preisſteigerung gegangen iſt. Unter 
dieſen Umſtänden würde es ganz willkürlich ſein, wollte man für das einzelne 
Kettenhandelsgeſchäft irgendeinen Preis als den gültigen annehmen. Übrigens 
hat dies Gericht in ſeiner Entſcheidung in Seuff. Arch. 73, Nr. 48 ſich auch 
bereits in dieſem Sinne ausgeſprochen.“ 

Urt. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 16. Mai 1918 J. de L. E H. 

w. E. Schw. Bf. VI 394/17. Nö. 
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195. Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des Beftätigungs- 
ſchreibens, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten wird., 
Vgl. 57 Nr. 205 m. N.; 62 Nr. 199, 200. 

BGB. 55 154, 157; HGB. $ 346. 

Die Klägerin verkaufte nach ihrer Behauptung am 2. Nov. 1914 dem Be⸗ 
Hagten telephoniſch ca. 200 Ztr. geräuchertes Schweinefleiſch, und zwar 
ungefähr 130 Ztr. geräucherte Schulterſtücke und ca. 70 Ztr. geräuchertes 
kleinſtückiges Schweinefleiſch fett und mager, zum Preiſe von 100. per Bent- 
ner und ſandte ihm darüber das Beſtätigungsſchreiben Nr. 3415 eingeſchrieben 
zu, an deſſen unterem Rand ſich der Vermerk: 

„Anhängenden Abſchnitt bitten wird uns unterſchrieben zurück.“ 
und ein Abſchnitt mit dem ausgefüllten Aufdruck: 
„Bekenne mich mit dem . der Beſtätigung Nr. 3415 einverſtanden. 
ee ‚ben. 
(Unterſchrift.)“ 
befand. Der Beklagte ſandte dieſen Abſchnitt nicht zurück und antwortete 
überhaupt nicht. Am 13. Nov. fügte er einem eine andere Angelegenheit 
betreffenden Schreiben die Worte bei: 
„Die Ablieferung des bei Ihnen gekauften Poſtens Speck könnte ſo bald wie 
möglich erfolgen.“ 

Klägerin zeigte hierauf am 24. Nov. dem Beklagten die Verſandfertig⸗ 
keit von 200 Ztr. geräucherten Schweinefleiſches an und forderte ihn zur Zah⸗ 
lung des Rechnungsbetrages von 20000 % auf. Der Beklagte antwortete, 
er habe nicht Schweinefleiſch, ſondern Speck gekauft. Klägerin forderte nach 
fruchtloſer Friſtſetzung klagend Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Ihre 
Klage hatte in allen drei Inſtanzen Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Das Berufungsgericht führt aus, in der widerſpruchsloſen Hinnahme 
des Schreibens v. 2. Nov. 1914, in welchem die Klägerin dem Beklagten den 
telephoniſchen Verkauf von ca. 200 Ztr. geräucherten Schweinefleiſches beſtätigt, 
liege eine Einverſtändniserklärung des Beklagten. Dem iſt beizutreten; es 
mag lediglich auf das Urteil des erkennenden Senats RGEntſch. 88, 379ff. 
Bezug genommen werden. Das Berufungsgericht betont zutreffend, es komme 
darauf, ob der Beklagte das ihm zugegangene Schreiben geleſen hat, nicht an, 
und es mißt weiter mit Recht dem Umſtande, daß die Klägerin eine Gegen⸗ 
beſtätigung verlangt hat und dieſe nicht erfolgt iſt, nach Lage des Falles keine 
Bedeutung für die Frage der ſtillſchweigenden Einverſtändniserklärung des 
Beklagten bei (vgl. RGEntſch. 88, 380). Durch dieſe Einverſtändniserklärung 
iſt der Vertrag, wie ihn die Klägerin behauptet, zuſtande gebracht worden. 

Die Reviſion rügt weiter die Nichterhebung des dafür angetretenen Be- 
weiſes, daß im Fleiſchhandel, wenn Beſtätigungsſchreiben gewechſelt werden 
ſollen, das Geſchäft erſt durch den Austauſch derſelben zuſtandekomme. Die 
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Unerheblichkeit dieſer Tatſache wird aber vom Berufungsgericht zutreffend 
begründet. Bei dem allein in Betracht kommenden Ferngeſpräch hat der 
Beklagte, nicht auch die Klägerin eine ſchriftliche Beſtätigung verlangt; dieſes 
Verlangen kann nicht durch das nachträgliche Erſuchen der Klägerin um Er⸗ 
klärung des Einverſtändniſſes mit dem Inhalt des Beſtätigungsſchreibens 
erſetzt werden. Der Fall des vereinbarten Wechſels von Beſtätigungsſchreiben 
liegt alſo gar nicht vor. Ebenſowenig aber der von der Reviſion weiter behaup⸗ 
tete Fall von § 154 Abſ. 2 BGB., denn aus der Ausſage des Zeugen B. iſt 
keineswegs zu entnehmen, daß die vom Beklagten geforderte Beſtätigung 
Bedingung für das Zuſtandekommen des Vertrages ſein, ſondern nur, daß 
ſie Beweiszwecken dienen ſollte.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (2. Senat) v. 7. Mai 1918. F. w. H. (KG. 
Berlin) II. 524/17. 


196. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung“. Entbehr⸗ 
lichkeit einer Nachfriſt bei beſtimmter Lieferungsweigerung 
des Schuldners“. 
Vgl. 69 Nr. 94 m. N. „Vgl. 57 Nr. 58, 208, 237; 63 Nr. 109; 72 Nr. 114; 210. 
BGB. 88 477, 208, 217; 326. 

Die Beklagte verkaufte auf Grund Vertrags v. 18. Nov. 1915 dem Kläger 
200000 kg beſtes gekochtes Rindfleiſch unter Garantie der abſoluten Halt⸗ 
barkeit der Ware und Verpackung für mindeſtens 6 Monate vom Tage der 
Abnahme an. Im Januar und Februar 1916 lieferte die Beklagte auf dieſen 
Vertrag fünf Bahnwagen gekochtes Rindfleiſch. Bei Nachprüfung dieſer 
Lieferung wurde feſtgeſtellt, daß 169 Doſen verdorben waren und 6 Doſen 
fehlten. Der Kläger teilte dies der Beklagten am 25. März 1916 brieflich mit 
und forderte Erſatz. Erſt am 3. Mai 1916 antwortete die Beklagte, ſie habe 
ſich bemüht, Fleiſch für die nachzuliefernden 169 Doſen zu beſchaffen, könne 
aber kein Fleiſch bekommen. Der Kläger forderte darauf Erſatz des Wertes 
der verdorbenen und fehlenden Doſen zum Tagespreiſe mit 1398 4. Die 
Beklagte bot mittels Briefs v. 13. Juni 1916 Rückzahlung des Kaufpreiſes 
für 175 Doſen an und zahlte demnächſt 502,70 % an den Kläger. Die auf 
Zahlung weiterer 895,30. gerichtete Klage wurde für begründet erklärt. 
Aus den Gründen: 

„Was die Einrede der Verjährung Beh jo würde allerdings der hier 
erhobene Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung gemäß § 477 BGB. 
in ſechs Monaten von der Ablieferung der Waren an verjähren. Der Kläger 
hat zunächſt mit ſeinem Schreiben v. 25. März 1916 an Stelle der mangel⸗ 
haften Doſen die Lieferung mangelfreier gefordert. Die Beklagte hat zwar 
die Lieferung von Erſatzware zugeſagt, dieſe aber nicht vorgenommen. Der 
Kläger verlangt daher jetzt Schadenerſatz wegen Nichtlieferung der mangel⸗ 
freien Doſen. Die Anwendung des 8 477 BGB. rechtfertigt ſich daher aus 
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§ 480 BGB. Da die Ablieferung der Waren im Januar und Februar 1916 
erfolgt, die Klage aber erſt am 1. Nov. 1916 erhoben worden iſt, würde ſonach 
der Anſpruch auf Schadenerſatz verjährt ſein, wenn nicht die Verjährung un⸗ 
terbrochen wäre. Das muß bejaht werden. Die Beklagte hat in ihrem Schreiben 
v. 3. Mai 1916 den Anſpruch des Klägers auf Erſatzlieferung, aus dem der 
jetzt geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung hervor⸗ 
gegangen iſt, ausdrücklich anerkannt. Die Beklagte ſchreibt: 

„ . . . Wir haben uns bemüht, Fleiſch für die Ihnen noch nachzuliefernden 

169 Doſen zu bekommen.“ 

Die Verjährung iſt ſonach durch das Schreiben v. 3. Mai 1916 gemäß 
8203 BGB. unterbrochen. Die Verjährungsfriſt fing daher gemäß $ 217 
BGB. von neuem zu laufen an. Da die Klage aber ſchon am 1. Nov. erhoben 
worden iſt, war die ſechsmonatliche Friſt noch nicht abgelaufen. Der Anſpruch 
iſt ſonach nicht verjährt. 

Auch der weitere Einwand der Beklagten, daß der Anſpruch des Klägers 
daran ſcheitere, daß er keine Nachfriſt zur Lieferung unter Androhung der Ab⸗ 
lieferung ſpäterer Erfüllung gemäß 8 326 BGB. geſetzt habe, entbehrt der 
Begründung. 

Das Landgericht geht zutreffend davon aus, daß an ſich es des Setzens 
einer Nachfriſt bedurfte, damit ſich der Anſpruch auf Lieferung mangelfreier 
Ware in einen ſolchen auf Schadenerſatz umwandeln konnte. Das Landgericht 
überſieht aber, daß nach den beſonderen Umſtänden des Falles es einer Nach⸗ 
friſtſetzung nicht bedurfte, da dieſe überflüſſig war. Durch das Schreiben 
v. 25. März 1916 hat Kläger klar erkennbar Lieferung der fehlenden ſechs 
und fehlerfreie Erſatzlieferung für die verdorbenen 169 Doſen gefordert. Die 
Beklagte hat am 3. Mai 1916 erwidert, daß ſie kein Fleiſch anſchaffen 
könnte, hat auch bis zur Klagerhebung nichts geliefert, bietet auch jetzt nichts 
an, hat vielmehr in ihrem Schreiben v. 13. Juni 1916 die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes für die 715 Doſen angeboten. Damit hat die Beklagte deutlich 
zu erkennen gegeben, daß ſie nicht liefern werde. Ob die Lieferung unter⸗ 
blieb, weil die Beklagte nicht liefern wollte oder nicht konnte, iſt gleich⸗ 
gültig. Wenn der ſäumige Schuldner endgültig erklärt oder zu erkennen gibt, 
daß die Leiſtung ausgeſchloſſen iſt, ſo iſt die Nachfriſtſetzung unnötig. Die 
gegenteilige Auffaſſung belaſtet den Verkehr mit einem völlig überflüſſigen, 
ihm unverſtändlichen Formalismus.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 2. Mai 1918. Reichsmil. Fiskus 

w. K. & W. Bf. III. 360/17. Nö. 
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197. Die Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen Gericht iſt 
grundſätzlich auch zur Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht 
geeignet“; Erfüllungsort für die Fahlung der Derficherungsfumme. 
| "Bol. 63 Nr. 158. ; 
8G B. 89 209, 203, 206, 207; 133, 157, 242; BGB. 5269, ZPO. 529, VerſVG. 8 48. 

Der Kläger hatte laut Verſicherungsſchein v. 31. Dez. 1903 ſeine Mo⸗ 
bilien einſchließlich Warenvorräte bei der Beklagten gegen Feuerſchaden ver⸗ 
ſichert. Die Verſicherung lief zunächſt auf fünf Jahre v. 1. Nov. 1903 ab. 
Mangels Aufkündigung ging ſie v. 1. Nov. 1908 ab auf fünf Jahre weiter. 
Am 10. Aug. 1912 erlitt der bei der Beklagten gegen Feuersgefahr verſicherte 
Kläger einen Brandſchaden. Durch Schreiben v. 5. Nov. 1912, zugeſtellt am 
6. Nov., lehnte der Direktor der Beklagten jede Entſchädigung ab. 

Die daraufhin vom Kläger beim Landgericht in Saarbrücken erhobene 
Klage wurde durch Urteil v. 21. Juni 1913 wegen örtlicher Unzuſtändigkeit 
des angerufenen Gerichts abgewieſen. Der am 30. Aug. 1913 beim Land⸗ 
gericht in Düſſeldorf erhobenen neuen Klage gab das Ber.⸗Gericht teilweiſe 
ſtatt. ‘ 

Das Reichsgericht wies die Klage in vollem Umfang ab. Aus den Gründen: 

„Das Berufungsgericht iſt der Meinung, daß für das Vertragverhält⸗ 
nis der Parteien das Reglement v. 27. Nov. 1903 maßgebend ſei, deſſen $ 35 
beſtimmt, daß die Klageſchrift bei Beſchreitung des Rechtsweges binnen ſechs 
Monaten ſeit Empfang der Entſcheidung des Direktors zugeſtellt werden muß. 
Es legt dann den § 35 dahin aus, daß die ſechsmonatige Friſt eine Ausſchluß⸗ 
friſt ſei, daß aber auch die Klageerhebung beim unzuſtändigen Gericht zu ihrer 
Wahrung genüge. — Es führt hierzu folgendes aus: 

„Daß die Klage beim zuſtändigen Gericht erhoben werden muß, jagt das Regle⸗ 
ment nicht. Wollte die Beklagte die Fortdauer des Anſpruchs von dieſem weiteren 
Erforderniſſe abhängig machen, ſo mußte ſie es zum Ausdruck bringen. Hierzu 
lag um ſo mehr Veranlaſſung vor, als nach der entſprechenden Beſtimmung des 
5 209 BGB. die Verjährung auch durch die Klageerhebung beim unzuſtändigen 
Gericht unterbrochen wird. Nach der vorliegenden Faſſung des $ 35 kommt es 
der Beklagten darauf an, daß der Verſicherungnehmer durch Erhebung der 
Klage unzweideutig ſeinen Willen erklärt, es bei dem Beſcheide ihres Direktors 
nicht bewenden zu laſſen.“ 

Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Zunächſt iſt der 
Hinweis auf § 209 BGB. verfehlt. Die Ausſchlußfriſten, geſetzliche wie ver⸗ 
tragliche, unterſcheiden ſich ihrer Natur nach weſentlich von den Verjährungs⸗ 
friſten. Die Ausſchlußfriſten ſind prozeßrechtlicher, die Verjährungsfriſten 
materiell⸗ rechtlicher Natur. Schon die Motive zum 1. Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs betonen den Unterſchied zwiſchen den beiderlei 
Friſten (Mot. I S. 292 und 347). Auch das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt 
läßt keinen Zweifel beſtehen, daß die Beſtimmungen über die Verjährung 
von Anſprüchen auf Ausſchlußfriſten weder unmittelbare noch auch nur ent⸗ 
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ſprechende Anwendung finden, ſoweit die letztere nicht in einzelnen Fällen 
ausdrücklich angeordnet iſt. Für einige Ausſchlußfriſten (vgl. z. B. § 212 
Abf. 2), längſt nicht für alle, iſt ausdrücklich beſtimmt, daß auf fie die 89 203, 
206, 207 BOB. entſprechende Anwendung finden. Daraus iſt notwendig 
zu folgern, daß grundſätzlich für Ausſchlußfriſten die Verjährungsfriſten nicht 
anwendbar ſind, ſonſt würde die ausdrückliche Beſtimmung der entſprechenden 
Anwendbarkeit einzelner derſelben keinen Sinn haben. So auch die ſtändige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts [ogl. ſchon für das Preuß. Landrecht: 
RGentſch. 93, 303; für das neue Recht: RGeEntſch. 48, 164 (4. Senat); ferner 
Urteil v. 13. Dez. 1907 III 179/07 (3. Senat); RGEntſch. 88, 295 (7. Senat); 
Warn. 1918 Nr. 91 (4. Senat). 

Weiterhin iſt ſchon aus dem Wortſinne der Ausſchlußfriſt zu entnehmen, 
daß der Klageberechtigte mit ſeiner Rechtsverfolgung ausgeſchloſſen, alſo 
des Klagerechts verluſtig ſein ſolle, wenn er nicht binnen der geſetzlichen oder 
vereinbarten Friſt von dem Klagerecht Gebrauch gemacht hat. Der Zweck 
einer Ausſchlußfriſt, ſei es einer geſetzlichen, ſei es einer vertraglichen, er⸗ 
ſchöpft ſich nicht darin, wie das Berufungsgericht wenigſtens hinſichtlich der 
vertraglichen anzunehmen ſcheint, daß der Berechtigte unzweideutig ſeinen 
Willen erklärt, es bei dem mit Klage anfechtbaren Beſcheide nicht bewenden 
zu laſſen, ſondern der weſentliche Zweck iſt der, baldigſt eine ſachliche Entſchei⸗ 
dung des Gerichts über die Streitfrage herbeizuführen. Dieſer Zweck kann 
nur erreicht werden durch eine Klage, die in formeller Hinſicht allen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine ſachliche Entſcheidung gerecht wird. Das läßt ſich aber von 
einer Klage, die beim unzuſtändigen Gericht erhoben und aus dieſem Grunde 
der Abweiſung verfallen iſt, nicht ſagen. Eine ſolche Klage ſtellt nur einen 
mißlungenen Verſuch der beabſichtigten Rechtsverfolgung dar und kann des- 
halb zur Wahrung der Ausſchlußfriſt nicht in Betracht kommen. Dieſen Rechts- 
ſtandpunkt hat das Reichsgericht auch ſtändig vertreten (vgl. die oben angeführten 
Entſcheidungen und ferner Urteil des erkennenden Senats v. 11. Jan. 1918 
in RGeEntſch. 92, 40). Handelte es ſich auch in den dieſen Entſcheidungen 
zugrundeliegenden Fällen überall um geſetzliche Ausſchlußfriſten, ſo gilt 
doch grundſätzlich für die vertraglichen Ausſchlußfriſten dasſelbe. Es iſt 
daher die Auslegung des Berufungsgerichts nicht zu billigen, daß die Klage 
beim unzuſtändigen Gericht deshalb als genügend erachtet werden müſſe, 
weil 8 35 des Reglements nicht ausdrücklich hervorhebe, daß ſie beim zuſtän— 
digen Gerichte erhoben werden müſſe. Das iſt vielmehr nach dem Dargelegten 
ſelbſtverſtändlich. n 

Aber inſofern iſt für die vertraglichen Ausſchlußfriſten eine minder ſtrenge 
Beurteilung wie für die geſetzlichen Ausſchlußfriſten geboten, als der Gegner 
ſich dann nicht auf die Verſäumung der Friſt berufen darf, wenn die Ver- 
ſäumnis ſich als entſchuldbar erweiſt. Der Grund für dieſe verſchiedene Be— 
handlung liegt darin, daß für die vertraglichen Ausſchlußfriſten eben wegen 
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ihrer Vertragnatur die Grundſätze von Treu und Glauben (88 133, 157, 242 
BGB.) in Betracht zu ziehen ſind 
vgl. Urteile des erkennenden Senats vom 4. Oktober 1904 VII 11804 vom 

22. Juni 1906 VII 531/05; vom 6. Juni 1916 VII 91/16 in RGEntſch. 88, 295; 

ſowie des 3. Senats vom 13. Dezember 1907, III 179/07. 

Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt aus hätte das Oberlandesgericht 
die Sachlage prüfen müſſen, was nicht geſchehen iſt. Zu einer Zurückver⸗ 
weiſung der Sache in die Vorinſtanz gibt dieſer Mangel aber deshalb keinen 
Anlaß, weil das Reviſionsgericht bei dem feſtſtehenden tatſächlichen Sachver⸗ 
halt die im weſentlichen eine Rechtsfrage bildende Frage nach dem Verſchulden 
des Klägers ſelbſt zu entſcheiden in der Lage iſt. 

Zunächſt iſt davon auszugehen, daß der Kläger ein Verſchulden ſeines 
Prozeßbevollmächtigten im Vorprozeß dem Prozeßgegner, alſo der Beklagten 
gegenüber, wie eigenes Verſchulden zu vertreten hat, Die entgegengeſetzte 
Annahme würde zu unhaltbaren, mit der notwendigen Rechtsſicherheit un⸗ 
vereinbarlichen Zuſtänden führen (vgl. auch Entſch. des RG. im Rhein. Archiv 
100 II 100). 

Nun konnte aber nach Sachlage für einen Rechtskundigen bei Aufwendung 
der erforderlichen Sorgfalt ein Zweifel nicht entſtehen, daß nicht das Land⸗ 
gericht Saarbrücken, ſondern allein das Landgericht Düſſeldorf den örtlichen 
Gerichtsſtand für die Klage bildete. In Frage kommen konnte nur der all⸗ 
gemeine Gerichtsſtand des Sitzes der beklagten Anſtalt (8 17 ZPO.) oder der 
Gerichtsſtand der Vertragserfüllung (829 ZPO., § 269 BGB.). Was den 
erſteren Gerichtsſtand angeht, ſo beſtimmte ebenſowohl das Reglement v. 
25. April 1889, wie auch dasjenige v. 27. Nov. 1903 in $1 als Sitz der Anſtalt 
Düſſeldorf. Nach § 269 BGB. iſt ein Vertrag am Wohnſitz bzw. am Ort der 
Niederlaſſung des Schuldners, alſo hier der Beklagten, zu erfüllen, falls nicht 
ein anderer Ort für die Leiſtung beſtimmt oder aus den Umſtänden zu ent⸗ 
nehmen iſt. Letzteres kam nicht in Frage. Es handelte ſich um eine Geldfor⸗ 
derung gegen die Beklagte. Aus dem Umſtande, daß nach § 270 Abſ. 1 BGB. 
die Beklagte das Geld auf ihre Koſten und Gefahr dem Kläger an ſeinen 
Wohnſitz zu übermitteln hatte, konnte gegenüber der ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 4 des § 270 unmöglich gefolgert werden, daß der Wohnſitz 
des Klägers Leiſtungsort ſei. Die Vertragsbedingungen enthielten auch keiner⸗ 
lei Beſtimmungen über den Leiſtungsort oder den Gerichtsſtand. Ebenſo⸗ 
wenig beftand eine geſetzliche Beſtimmung, wonach als Leiſtungsort für die 
Zahlung der Entſchädigungsſumme der Wohnſitz des Klägers anzuſehen war. 
Insbeſondere konnte § 48 Verſ.⸗Vertraggeſ. v. 30. Mai 1908 nicht in Betracht 
kommen, wonach für Klagen, die aus dem Verſicherungsverhältniſſe gegen 
den Verſicherer erhoben werden, das Gericht des Ortes zuſtändig iſt, wo der 
Verſicherungsagent, der den Vertrag vermittelt oder abgeſchloſſen hat, zur 
Zeit der Vermittelung oder Schließung ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder 
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in deren Ermangelung ſeinen Wohnſitz hatte. Die Unanwendbarkeit dieſer 
Geſetzesbeſtimmung auf den Vertrag der Parteien ergab ſich ſchon aus Art. 3 
des Einf. Geſ. z. VVG. Die Ausnahmebeſtimmungen des Art. 4 daſ. nennen 
nicht den § 48. Außerdem würden, wenn im übrigen die Beſtimmungen 
des Verſ.⸗Vertraggeſ. für das Vertragverhältnis der Parteien gegolten hätten, 
gemäß § 192 Abſ. 2 daſ. die Vorſchriften des Geſetzes über die Verſicherungs⸗ 
agenten, zu denen § 48 gehört, keine Anwendung gefunden haben. Als Er⸗ 
füllungsort kam ſomit gemäß § 269 BGB. wiederum nur der Ort in Betracht, 
an dem die Beklagte ihren Sitz hatte, alſo Düſſeldorf. 

Es beſtanden alſo weder in tatſächlicher noch in rechtlicher Hinſicht über 
die örtliche Zuſtändigkeit Fragen irgendwie zweifelhafter Natur. Dem Kläger 
fällt daher ſchon aus dieſen Gründen ein Verſchulden an der Verſäumung 
der Ausſchlußfriſt zur Laſt.— — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. April 1918. Prov. F. V. A. w. 
B. (OLG. Düſſeldorf) VII. 396/17. 


198. Fuläſſigkeit der Fahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende 
Derfon durch Banküberweiſung und Gutſchrift auf dem Kontokorrent⸗ 
konto des Gläubigers bei der Bank. 

BGB. 58 242, 387; HGB. $ 355; Bekanntmachung v. 8. Auguſt 1914 $ 5. 

Der Kläger, zu deſſen Vermögen am 4. Juni 1915 die Geſchäftsaufſicht 
angeordnet worden iſt, klagte auf Zahlung des Kaufpreiſes für 260 rohe Füchſe, 
die er an den Beklagten mit der Abrede verkauft hatte, daß der Kaufpreis 
von 7150 %, wenn er nicht am 8. Febr. 1916 bezahlt werde, von da ab mit 
6% zu verzinſen ſei. 

Der Beklagte wandte ein, am 12. Febr. 1916 habe für ſeine Rechnung 
der Kürſchnermeiſter K. der M.⸗Bank in L. den Kaufpceis von 7150 % mit 
der Anweiſung übergeben, ihn an den Kläger auszuzahlen. Die Bank, die 
gegen den Kläger einen rechtskräftigen Schuldtitel auf Bezahlung eines ihr 
am 10. Juni 1915 von ihm übergebenen Wechſels über 23000. / hatte, 
hätte ihm erklärt, fie verrechne die 7150. auf dieſe Forderung. Der Kläger 
hatte dem widerſprochen. Der Beklagte erachtete ſich trotzdem für befreit, 
weil die Bank auf Grund ihrer vom Kläger anerkannten Geſchäftsbedingungen 
zu dieſer Verrechnung befugt geweſen ſei. Der Kläger erwiderte, da er 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehe, ſei die Aufrechnung gegen die Klagforderung 
unzuläſſig. 

Das Oberlandesgericht wies im Gegenſatz zu dem den Beklagten ver⸗ 
urteilenden Landgericht die Klage ab. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Folgendes iſt erwieſen: K. hat von den 260 rohen Füchſen, die der Be⸗ 
klagte am 8. Febr. 1916 dem Kläger abgekauft hat, vom Beklagten 100 er- 
worben und die Berichtigung des ganzen Kaufpreiſes von 7150 an den Klä⸗ 
ger für den Beklagten übernommen. In Erfüllung dieſes Auftrages — alſo 
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nicht als Dritter im Sinne von $ 267 BGB. — hat er in Vertretung des Be⸗ 
klagten die M.⸗Bank in M., mit der er in Geſchäftsverbindung ſtand, ange⸗ 
wieſen, dem Kläger 7150 % durch die L.⸗Zweigſtelle der Bank zu überweiſen. 
Die M.⸗Bankniederlaſſung hat daraufhin die L.er⸗Zweiganſtalt beauftragt, 
dem Kläger den Betrag zu vergüten. Ob dieſes Geſchäft zwiſchen den beiden 
Bankſtellen durch Buchungen erledigt worden iſt oder ob die M.er⸗Bank den 
Betrag der L.er bar zugeſendet hat, iſt eine Frage, die lediglich das Verhält⸗ 
nis der beiden Bankſtellen zueinander berührt und für den gegenwärtigen 
Rechtsſtreit ohne jede Bedeutung iſt. Die L.er Zweigniederlaſſung hat den 
Vergütungsauftrag in der Weiſe erledigt, daß ſie den Betrag dem Kläger 
in laufender Rechnung gutgeſchrieben und ihn mit Schreiben v. 12. Febr. 
1916 hiervon benachrichtigt hat. Mit der M.⸗Bank in L. ſteht der Kläger ſeit 
Jahren in Geſchäftsverbindung. Das Berufungsgericht iſt auch voll über⸗ 
zeugt, daß die Unterſchrift J. H. unter den Geſchäftsbedingungen der Bank 
v. 5. Aug. 1912 von ihm ſelbſt eigenhändig bewirkt worden iſt. — — — 
Damit ſteht, wie die Beſtimmungen unter 7 dieſer Geſchäftsbedingungen 
ergeben, auch weiter feſt, daß dieſe Bank berechtigt war, die Überweiſung 
der 7150 „“ durch die M.er Niederlaſſung für den Kläger entgegenzunehmen, 
fie in dem mit ihm beſtehenden Kontokorrentverkehre (8 355ff. HGB., Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen unter 1) ihm gutzuſchreiben und ſie ſo zur Verrechnung 
und Feſtſtellung des Kontokorrentguthabens (8 355 HGB.) zu verwenden. 
Es beſteht auch, wie das Berufungsgericht nach ſeiner eigenen Kenntnis der 
Verhältniſſe feſtzuſtellen hat, nach der kaufmänniſchen Verkehrsauffaſſung 
eine den Geſchäftsverkehr zwiſchen Kaufleuten und ihren Banken beherrſchende 
allgemeine tatſächliche Übung (Verkehrsſitte i. S. v. 88157, 242 BGB., 
RGEntſch. 49, 162; 55, 377), daß die Banken ermächtigt find, Überweiſungen 
und Zahlungen für ihre kaufmänniſchen Kunden, mit denen ſie in laufender 
„Geſchäftsverbindung ſtehen, entgegenzunehmen, ſie den Kunden buchmäßig 
zu vergüten und ſie ſo zur gegenſeitigen Verrechnung und Auseinanderſetzung 
zu benutzen. Ebenſo entſpricht es, wie das Berufungsgericht gleichfalls aus 
eigener Kenntnis der Verkehrsauffaſſung feſtzuſtellen hat, der tatſächlichen 
Übung (Verkehrsſitte), daß Zahlungen unter Kaufleuten ſo, wie es im vorlie⸗ 
genden Falle durch K. geſchehen iſt, durch Banküberweiſungen bewirkt werden. 
Der Kläger iſt demnach auf ordnungsmäßigem, der Verkehrsſitte entſprechendem 
Wege durch die Gutſchrift ſeitens ſeiner Bank in den Beſitz der 7150. ge⸗ 
kommen. Nach Treu und Glauben muß er daher, wie die ganze das Schuld- 
verhältnis und insbeſondere auch deſſen Tilgung beherrſchende Vorſchrift 
in 8 242 BGB. anordnet, dem Beklagten gegenüber dieſe Bankgutſchrift 
als Tilgung der Kaufpreisſchuld von 7150 % anerkennen. Die Berufung 
auf die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die Anordnung 
einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens v. 8. Aug. 
1914 kann dieſe Rechtsauffaſſung nicht beeinträchtigen. Durch die Vorſchriften 
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dieſer Bekanntmachung wurde die nach der Verkehrsſitte beſtehende Befugnis 
K.s, die 7150 % dem Kläger im Wege der Banküberweiſungen zu vergüten, 
und weiter auch die ſich aus den Geſchäftsbedingungen und der Verkehrs⸗ 
ſitte ergebende Berechtigung der M.⸗Bank zu L., den Betrag dem Kläger 
gutzuſchreiben und ihn fo zur Verrechnung und Feſtſtellung des Kontokorrent⸗ 
guthabens zu verwerten, in keiner. Weiſe berührt. Eine andere Beurteilung 
iſt auch dann nicht geboten, wenn dieſe Gutſchrift durch die L.er Bank als Auf⸗ 
rechnung i. S. von $$ 387ff. oder als Ausführung eines in den Geſchäftsbe⸗ 
dingungen zu findenden Aufrechnungsvertrags (RGZ. 72, 378) zu beurteilen 
iſt. Denn nach dem den Streit über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen⸗ 
über einem Schuldner unter Geſchäftsaufſicht entſcheidenden Exkenntniſſe 
des Reichsgerichts v. 9. Jan. 1917 (L. Z. 1917, 3998) iſt eine ſolche Aufrech⸗ 
nung als ſtatthaft anzuſehen.ä— — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. an v. 25. Okt. 1917 J. w. W. 1.0. 

155/16. | F—ch. 


ai Beanftandung einer r äußerlich ordnungsmäßigen Abrechnung. 
Vgl. 60 Nr. 184. 
BGB. $ 259. 

Der Beklagte hatte nach §8 675, 666 der Klägerin Rechenſchaft zu legen. 
Dieſe Rechenſchaftspflicht umfaßt auch die mit der Klage verlangte Rechnungs⸗ 
legung im Sinne des § 259 BGB. Der Beklagte muß alſo der Klägerin eine 
die geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben enthaltende 
Rechnung und die erforderlichen Belege vorlegen. Während der Rechtsſtreit 
in der Berufung anhängig war, hat der Beklagte eine Aufſtellung vorgelegt. 
Die Klägerin will fie aber als Abrechnung nicht gelten laſſen, weil fie mangel- 
haft und unvollſtändig ſei. Soweit dieſer Vorwurf allgemein, ohne nähere 
Einzelheiten vorgebracht wird, iſt er unbeachtlich. Die Aufſtellung ſtellt ſich 
äußerlich im großen und ganzen als eine aufſchlußgebende Abrechnung dar. 
Ihr gegenüber iſt es Sache der Klägerin als desjenigen Teiles, der Aufſchluß 
haben will, anzugeben, inwiefern ſie nicht genügt. Unbeachtlich iſt, wenn ſie 
jagt, beſtimmte einzelne Poſten ſeien unrichtig. Auf die Richtigkeit oder Un- 
richtigkeit kommt es hier nicht an. Eine mangelhafte. in ſich fehlerhafte Abrech⸗ 
nung iſt nichtsdeſtoweniger auch eine Abrechnung. Gehört werden kann die 
Klägerin nur damit, daß die Abrechnung ſchon äußerlich ſich als unvollſtändig 
darſtelle, daß ſie ſich insbeſondere nicht auf gewiſſe Zweige der Verwaltung 
oder nicht auf gewiſſe Zeiten erſtrecke, oder daß ſie Sammelpoſten enthalte, 
die über die einzelnen Einnahmen oder Ausgaben keinen verſtändlichen 
Aufſchluß geben. Aber auch deswegen kann ſie nicht die ganze Abrechnung 
zurückweiſen, ſondern nur Ergänzung verlangen. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Mai 1918. H. Str. w. 
D. O. W. Bf. VI 224/16. N Nö. 
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200. Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerichtete Auf- 
forderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung | 
berechtigten Käufer nicht in Derzug, - 
Vgl. 59 Nr. 219 m. N. 
BGB. $ 284, 326. 

Durch notariellen Vertrag v. 24. Juni 1910 verkaufte der Kläger ſein 
Hausgrundſtück an den Beklagten für 24000 4. Der Beklagte zahlte 10004 
an und übernahm in Anrechnung auf den Kaufpreis eine auf dem Grund⸗ 
ſtück eingetragene Hypothek von 12000 %. Der Reſt des Kaufpreiſes von 
11000 & ſollte durch hypothekariſche Eintragung auf das Grundſtück ſicher⸗ 
geſtellt werden. Die Übergabe des Grundſtücks erfolgte alsbald, im Juli 
1910 bezog der Beklagte das Haus. Die Auflaſſung, die bis zum 1. Okt. 1910 
erfolgen ſollte, fand nicht ſtatt. Die im März 1914 an den Beklagten ergangene 
Aufforderung des Klägers behufs Entgegennahme der ihm gemäß dem Ver⸗ 
trage zu erteilenden Auflaſſung vor dem Grundbuchamt am 26. März 1914 
zu erſcheinen, widrigenfalls er Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlange, 
blieb erfolglos. Am 27. März 1914 erklärte der Beklagte dem Kläger, er lehne 
die Entgegennahme der Auflaſſung wegen vorhandener Mängel des Hauſes 
ab. Darauf trat der Kläger von dem Kaufvertrage zurück und klagte auf Räu⸗ 
mung des Grundſtücks. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, weil das vom 
Beklagten gekaufte Haus zur Zeit der Übergabe bereits mit Fehlern behaftet 
geweſen ſei, die den Wert und die Tauglichkeit des Hauſes zu dem gewöhn⸗ 
lichen und nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch erheblich minderten 
und einen Minderwert des Hausgrundſtücks bedingten, der Beklagte daher 
die Auflaſſung nicht anders als gegen eine angemeſſene Ermäßigung des Kauf⸗ 
preiſes und gegen Eintragung nur einer entſprechend ermäßigten Reſtkauf⸗ 
geldhypothek habe entgegenzunehmen brauchen und durch die auf Zahlung 
des vollen in dem Kaufvertrage feſtgeſetzten Kaufpreiſes und Eintragung 
der Hypothek für das ganze Reſtkaufgeld gerichtete Aufforderung des Klägers 
nicht in Verzug geſetzt worden ſei. Der hiergegen erhobene Reviſionsangriff 
wurde verworfen. Aus den Gründen: | 

„— — — Die Reviſion macht geltend, der Beklagte hätte, wenn er vom 
Kläger Herabſetzung des Kaufpreiſes habe verlangen dürfen, dies tun und eine 
beſtimmte Summe nennen ſollen; dies habe er nicht getan, ſondern die Auf⸗ 
laſſung ſchlechthin abgelehnt. Jedoch, wenn das vom Beklagten gekaufte Haus, 
wie der Berufungsrichter feſtſtellt, zur Zeit der Übergabe mit Fehlern behaf⸗ 
tet war, die den Wert und die Tauglichkeit des Hauſes zu dem gewöhnlichen 
und nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch erheblich minderten, ſtand 
dem Beklagten gemäß 88 459, 462 BGB. das Recht auf Wandelung oder Herab⸗ 
ſetzung des Kaufpreiſes zu, das er auch im Wege der Einrede gegenüber einem 
vom Kläger erhobenen Anſpruch auf Erfüllung des Kaufvertrages geltend 
machen konnte. Durch das Beſtehen dieſes Rechtes wurde die Weigerung 
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des Beklagten, gemäß der als Mahnung im Sinne des 8 284 BGB. ſich dar- 
ſtellenden Aufforderung des Klägers, die Auflaſſung des Hausgrundſtücks 
entgegenzunehmen, gerechtfertigt. Der Berufungsrichter läßt allerdings 
dahingeſtellt, ob aus dem früheren Verhalten des Beklagten und ſeiner Stellung⸗ 
nahme im Prozeſſe, insbeſondere ſeiner Weigerung, das Haus dem Kläger 
zurückzugeben, folge, daß er den Anſpruch auf Wandelung nicht erheben könne 
oder wolle. Aber auch wenn für den Beklagten nach der Sachlage nur ein 
Recht auf Herabſetzung des Kaufpreiſes gegeben geweſen wäre, würde der 
Beklagte nicht verpflichtet geweſen ſein, der Aufforderung des Klägers nach⸗ 
zukommen. Denn auch im Falle eines ſolchen allein beſtehenden Minderungs⸗ 
rechtes wäre, wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, das Verlangen 
des Klägers unberechtigt geweſen, da er Entgegennahme der Auflaſſung 
„gemäß dem Vertrage“, alſo unter gleichzeitiger Eintragung der Hypothek 
für das aus dem Vertrage ſich ergebende Reſtkaufgeld ohne jede Herabſetzung, 
beanſpruchte, er mithin zu viel forderte. Der Beklagte wurde daher durch dieſe 
unberechtigte Mahnung nicht in Verzug geſetzt. Daß er ſeine Weigerung, 
die Auflaſſung entgegenzunehmen, damit begründete, ihm ſtehe wegen der 
vorhandenen Fehler des Hauſes das Recht auf Herabſetzung des Kaufpreiſes 
zu, war zur Anwendung der Inverzugſetzung nicht erforderlich. Allerdings 
muß der Schuldner, der mit einer ſeinem Gläubiger geſchuldeten Leiſtung 
zufolge eines ihm nach § 273 BGB. zuſtehenden Zurückbehaltungsrechts 
nicht in Verzug geraten will, dem Gläubiger kundtun, daß er wegen des Ge⸗ 
genanſpruchs die geſchuldete Leiſtung bis zur Bewirkung der ihm gebührenden 
Leiſtung verweigere; denn nur ſo wird der Gläubiger in die Lage verſetzt, 
die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts gemäß § 273 Abſ. 3 BGB. abzu⸗ 
wenden und damit das der Geltendmachung ſeines Anſpruchs entgegen⸗ 
ſtehende Hindernis zu beſeitigen (RGEntſch. 77, 438; JW. 1911, 4864; Urt. 
v. 6. 6. 05 VII 501/04 u. v. 23. 3. 18 V 397/17). Jedoch um ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht wegen eines Gegenanſpruchs handelt es ſich vorliegend nicht. Viel⸗ 
mehr ſtand dem vom Kläger durch die Mahnung verfolgten Anſpruch ſelbſt 
eine Einrede aus dem Rechte des Beklagten auf Minderung des Kaufpreiſes 
entgegen. Das Beſtehen der Tatſachen aber, aus denen ſich für den Beklagten 
die rechtliche Möglichkeit der Geltendmachung der Einrede ergab, bewirkte, 
daß der Anſpruch auf Entgegennahme der Auflaſſung in der vom Kläger 
erhobenen Art ſachlich (objektiv) unbegründet war. Deshalb iſt, da nur eine 
hinſichtlich der beanſpruchten Leiſtung ſachlich begründete Mahnung des Gläu⸗ 
bigers den Schuldner in Verzug zu ſetzen vermag, der Beklagte durch die 
Verweigerung der Entgegennahme der Auflaſſung auch dann nicht als in 
Verzug geraten zu erachten, wenn mit dem Berufungsrichter unterſtellt wird, 
daß er ſich damals gegenüber der Aufforderung des Klägers zur Entgegen- 
nahme der Auflaſſung nicht zur Rechtfertigung ſeiner Weigerung auf ſein 
Minderungsrecht wegen der Fehler des Hauſes berufen hat (vgl. RGentſch. 
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59, 24; Urt. v. 4. 5. 18 V 26/18). Aus der jetzt gegenüber dem Klagebegehren 
vom Beklagten auf ſein Minderungsrecht gegründeten Einrede ergibt ſich, 
daß das damals vom Kläger geſtellte Verlangen nicht berechtigt und daher 
die damalige Weigerung des Beklagten, die Auflaſſung entgegenzunehmen, 
gerechtfertigt war. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 11. Mai 1918. A. (Kl.) w. M. (KG. 
Berlin). V. 36/18. 


201. Anwendung des 8 326 BEB. bei Verzug des Käufers mit der 
Abnahme und Unterſuchung der Ware. 
Vgl. 59 Nr. 4, 73; 63 Nr. 6. 
BGB. 89 326, 433 Abſ. 2; HGB. $ 377. 

Der Beklagte verkaufte an die Klägerin 3000 Ztr. Kartoffeln zur promp⸗ 
ten Lieferung ab Poſener Stationen gegen netto Kaſſe mit der Beſtimmung, 
daß „Lieferungsort für Abnahme, Prüfung und Zahlung die Verladeſtation 
ſei“. Die Beklagte lieferte nur 249 Ztr. Hinſichtlich des Reſtes ſtellte ihr die 
Klägerin am 15. Februar 1915 eine viertägige Nachfriſt mit der Androhung, 
daß ſie nach deren fruchtloſem Ablaufe Annahme der Leiſtung ablehne. Sie 
verlangte nunmehr, da die Beklagte keine Kartoffeln ſandte, Schadenerſatz. 
Die Beklagte begehrte Abweiſung der Klage, weil die Klägerin ſich geweigert 
habe, die ihr angebotenen Kartoffeln innerhalb der ihr in dem Briefe v. 3. Febr. 
1915 geſtellten Friſt, d. h. bis zum 15. Febr. auf den Verladeſtationen zu 
prüfen und abzunehmen, und weil ſie, die Beklagte, daher am 16. des genann⸗ 
ten Monats vom Vertrage zurückgetreten ſei. Das Oberlandesgericht wies 
die Klage ab, die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die beiden Vertragsklauſeln „Kaſſe Zug um Zug ab Poſener Statio⸗ 
nen“ und ‚Lieferungsort für Abnahme, Prüfung und Zahlung iſt die Ver⸗ 
ladeſtation“ ſind klar und eindeutig. Nach ihnen hatte, wie das Oberlandes⸗ 
gericht zutreffend annimmt, die Beklagte an einem in der Nähe von Poſen 
gelegenen Bahnorte die Kartoffeln abzuliefern und die Klägerin ſie dort ab» 
zunehmen, zu unterſuchen und zu bezahlen. Mit ihrem Wortlaute iſt die An⸗ 
ſicht der Reviſion, daß die Beklagte die vertragliche Pflicht gehabt habe, die 
Kartoffeln, wenn auch auf Koſten der Klägerin, nach den von dieſer aufgege⸗ 
benen Orten zu verſenden (§ 447 BGB.), nicht vereinbar. —— — 

Auch die weitere Feſtſtellung des Oberlandesgerichts, daß die Abnahme 
der Kartoffeln und ihre Unterſuchung am Verladeorte im gegebenen Falle 
wichtige Teile der vertragmäßigen Hauptleiſtung der Klägerin bildeten, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Abnahme⸗ 
pflicht (§ 433 Abſ. 2 BGB.) ſich in der Regel nur als eine Nebenverpflichtung 
des Käufers darſtellen wird und daß Abnahmeverzug alsdann nicht geeignet 
iſt, die Rechtsfolgen des § 326 BGB. auszulöſen (RGeEntſch. 53, 161; 56, 
171; 57, 110). Es iſt ferner zuzugeben, daß in der Regel dem Se gegen 

Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 10. 
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über eine Pflicht des Käufers zur Unterſuchung der Ware nicht beſteht und 
durch § 377 HGB. nicht begründet wird. Für die Erhaltung der Gewährlei⸗ 
ſtungsanſprüche des Käufers ſind lediglich die Mängelanzeige, ihr Inhalt 
und ihre Rechtzeitigkeit entſcheidend. Unterläßt der Käufer die friſtgerechte 
Prüfung der Ware, ſo kann er damit unter gewöhnlichen Umſtänden nur 
eigene Intereſſen, nicht die des Verkäufers verletzen (RGeEntſch. 73, 169). 
Hier aber liegt die Sache anders. Der Vertrag beſtimmte nicht nur, daß, 
der Regel entſprechend, am Abnahmeorte auch die Unterſuchung ſtattzufinden 
habe, ſondern legte der Klägerin zugleich die Pflicht auf, bei Beanſtandung 
der Kartoffeln unverzüglich deren Begutachtung durch zwei beeidete Sachver- 
ſtändige herbeizuführen und der Beklagten, wie ſchon vorher die Mängelrüge, 
ſo auch das Ergebnis dieſer Begutachtung telegraphiſch mitzuteilen. Fiel ſie 
zuungunſten der Beklagten aus, ſo hatte ſie das Recht, entweder innerhalb 
zweier Tage über die Kartoffeln anderweitig zu verfügen oder ſie der Kläge⸗ 
rin zu dem von den Sachverſtändigen feſtgeſetzten Minderpreiſe zu über⸗ 
laſſen. Wählte ſie das letztere, ſo war die Klägerin genötigt, die Kartoffeln 
zu dem herabgeſetzten Preiſe zu behalten. Ein Anſpruch auf Wandlung, 
Nachlieferung fehlerfreier Ware oder Schadenerſatz ſtand ihr vertraglich nicht 
zu. Alle dieſe Beſtimmungen ließen auch die Vertraggegnerin erkennen, 
daß der Beklagten mit einer Unterlaſſung der Prüfung und mit der Genehmi⸗ 
gungsfiktion des 8 377 HGB. allein nicht gedient war, ſondern daß ſie bereits 
am Verladeorte jeden Zweifel darüber zu beſeitigen beabſichtigte, ob die 
Klägerin die Ware als vertragmäßig anerkenne oder nicht. Dadurch und durch 
den Ausſchluß jeder Haftung für äußerlich nicht erkennbare Mängel wollte 
ſie ſchon im Augenblicke der Ablieferung hinſichtlich der Kartoffeln eine klare 
Rechtslage zwiſchen ſich und der Klägerin ſchaffen und ſich zugleich in den Stand 
ſetzen, nötigenfalls eine ſolche auch zwiſchen ſich und ihren Lieferanten her⸗ 
beizuführen. Sie wollte die Kartoffeln nicht aus der Hand geben, ohne ſicher 
zu ſein, daß ein Gewährleiſtungsanſpruch gegen ſie überhaupt nicht gegeben 
ſei oder ſich auf die von den Sachverſtändigen für angemeſſen erachtete Min⸗ 
derung des Preiſes beſchränke. Nach Ablieferung der Kartoffeln ſollte ein 
Streit über die Auslegung des Abkommens, über das Vorhandenſein von 
Mängeln und ihre Bedeutung und über die Beweislaſt nicht mehr ſtattfinden 
können. Deshalb hatte ſie die Klägerin verpflichtet, die Kartoffeln am Verlade⸗ 
orte nicht nur abzunehmen, ſondern auch zu prüfen und, falls ſie rügte, durch 
Sachverſtändige unterſuchen zu laſſen. Daß dieſe Vertragbeſtimmungen 
beobachtet wurden, daran hatte die Beklagte alſo ein ſehr erhebliches Inter- 
eſſe. Unter dieſen Umſtänden iſt es nicht rechtsirrig, wenn das Berufungs- 
gericht die Abnahme und die Unterſuchung der Ware im vorliegenden Falle 
nicht als Nebenleiſtungen anſieht, ſondern wegen ihrer Bedeutung für die 
Verkäuferin zu den Hauptverpflichtungen der Klägerin rechnet. Da es weiter 
einwandfrei feſtſtellt, daß die letztere mit der Abnahme und Unterſuchung 
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der Kartoffeln in Verzug geraten ſei und die ihr in Gemäßheit des $ 326 BGB. 
geſetzte Friſt ungenutzt habe verſtreichen laſſen, war die Rücktritterklärung 
der Beklagten v. 16. Febr. 1915 begründet und geeignet, die Klage zu Falle 
zu bringen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 1. März 1918. B. w. K. (OLG. 
Poſen). III. 506. 17. Auch in Entſch. 92 Nr. 65 S. 268. 


202. Auslegung der' Vertragbeſtimmung eines Inſeratenauftrags: 
„Das Siſtierungsrecht im Sinne des Geſetzes behalten wir uns vor.“ 
BGB. 88 631. 133. 157. 

Die Beklagte erteilte im März 1914 der Klägerin einen Inſeratenauftrag, 
wonach ſie ſich verpflichtete, in der Zeit vom 1. Juli 1914 bis zum 30. Juni 
1916 4285 Reklamezeilen in die Zeitung der Klägerin einrücken zu laſſen. Da⸗ 
für wurde ein Geſamtpreis von 7000 „ vereinbart. Die Beklagte hatte in 
den Vertrag die Beſtimmung aufgenommen: „Das Siſtierungsrecht im Sinne 
des Geſetzes behalten wir uns vor.“ Mit Schreiben v. 5. Aug. 1914, das die 
Klägerin unbeantwortet ließ, zeigte ſie dieſer an, daß ſie infolge kriegeriſcher 
Verwickelungen von ihrem Vorbehalte Gebrauch mache und den Inſertions⸗ 
auftrag bis auf weitere Mitteilung ſiſtiere. Die Klägerin widerſprach zunächſt 
nicht, mahnte aber ſchließlich mit Schreiben v. 24. Okt. 1916 an Vertrag⸗ 
erfüllung. Sie forderte demnächſt im Klagewege den vereinbarten Preis von 
7000 „ nebſt Zinſen, wurde jedoch in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Beklagte hat ihrem über zwei Jahre ſich erſtreckenden Inſeraten⸗ 
auftrage die Klauſel beigefügt, daß ſie ſich das Siſtierungsrecht im Sinne des 
Geſetzes vorbehalte und die Klägerin hat ſich ihr bei der Annahme des Auf- 
trags in ihrem Briefe v. 28. März 1914 unterworfen. Da ſich die Parteien 
über die Bedeutung jener Klauſel ſtreiten, iſt auf dem Wege der Auslegung 
unter Rückſichtnahme auf Treu und Glauben im Verkehr und auf eine in den 
beteiligten Kreiſen etwa beſtehende Verkehrsſitte ihr Sinn zu ermitteln (88 133, 
157 BGB.). Soviel iſt ohne weiteres klar, daß ſich die Beklagte mit der Klauſel 
das Recht hat vorbehalten wollen, beim Eintritte gewiſſer Vorausſetzungen 
die Aufgabe der unter den Vertrag fallenden Reklameanzeigen auf Zeit ver- 
ſchieben zu dürfen. Die Klägerin meint nur, daß ſich die Beklagte nach dem 
Wortlaute ihrer Erklärung ein Siſtierungsrecht, alſo ein zeitweiſes Ruhen ihrer 
Pflicht zur Vertragerfüllung, ausſchließlich für die im Geſetze vorgeſehenen 
Fälle habe vorbehalten wollen. Daß dies nicht der Vertragwille der Be— 
klagten geweſen ſein kann, muß ſich die Klägerin ohne weiteres von ſelbſt 
gejagt haben. Denn das geſchriebene Geſetz hat bei der Regelung der Beitim- 
mungen über den Werkvertrag ein ſolches Siſtierungsrecht des Beſtellers 
nicht vorgeſehen und der Fall einer zeitweiligen Unmöglichkeit der Erfüllung 
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ſeitens des Beſtellers kann bei einem Vertrage der vorliegenden Art nicht vor⸗ 
kommen. Nur darum kann es ſich handeln, daß der Auftraggeber aus anderen 
Gründen von ſeiner Erfüllungspflicht zeitweilig befreit ſein will. Hat man 
hiervon auszugehen, jo darf der Zuſatz ‚im Sinne des Geſetzes' ohne Zwang 
dahin verſtanden werden, daß ſich die Beklagte ein Siſtierungsrecht inſoweit 
vorbehalten wollte, als es das Geſetz zuläßt. Sie beanſpruchte alſo nicht ein 
von ihrer bloßen Willkür abhängiges Siſtierungsrecht, ſondern ein ſolches, 
das mit Treu und Glauben im Verkehre verträglich iſt und im Rechtsverkehre 
nach Anſchauung der Geſchäftswelt Anerkennung findet. Innerhalb dieſer 
Grenzen aber hält fie ſich, wenn fie nach ihrer im Prozeſſe gegebenen Erläu⸗ 
terung mit ihrem Vorbehalte den Vertragwillen hat zum Ausdruck bringen 
wollen, daß wichtige eigenwirtſchaftliche Gründe, die eine Reklame nicht rät⸗ 
lich, ja zwecklos erſcheinen laſſen, wie es bei Streiks, Feuersbrunſt, Krieg 
oder ſonſtigen als höhere Gewalt ſich darſtellenden Ereigniſſen vorkommen 
kann, ſie bis zum Wegfall dieſer Gründe zu einer zeitweiſen Ausſetzung der 
Zeitungsreklame berechtigen ſollen. 

Vom Standpunkt der Beklagten aus betrachtet, hätte ein ſolcher Ver⸗ 
tragwillen durchaus verſtändige Erwägungen zur Grundlage, die die Billi⸗ 
gung eines jeden unbefangen urteilenden Kaufmanns finden müſſen. Denn 
wenn einen Kaufmann Ereigniſſe von nicht bloß vorübergehender Dauer 
und Nachwirkung zu einer Einſchränkung oder zeitweiſen Stillegung ſeines 
Fabrikationsbetriebes nötigen, anhaltender Warenmangel ihn außerſtande⸗ 
ſetzt, die geſteigerte Nachfrage zu befriedigen, die ihm eine Reklame vermutlich 
einbringen würde, oder wenn alle Wettbewerber, die es ſonſt durch Reklame 
zu bekämpfen galt, vom Markte vorübergehend verſchwinden, ſo fallen für 
ihn alle Beweggründe für eine Reklame weg, und deren Koſten würden in 
ſeinen Augen als eine zweckloſe und deshalb kaufmänniſchen Grundſätzen 
zuwiderlaufende Ausgabe erſcheinen, weil der einzige Zweck der Reklame 
doch nur darauf abzielt, zur Aufrechterhaltung und Steigerung des Umſatzes 
die Kaufluſt anzuregen und die Konkurrenz zu bekämpfen. Da die Beklagte 
ihren Vorbehalt nur auf ſolche betriebs- und handelsſtörende oder ſonſtige 
außergewöhnliche Ereigniſſe ſtützen will, deren Abwendung außer ihrer Willens- 
macht und außerhalb jeder Berechnung ſteht, kommt er nach Grund und Zweck 
der in der Handelswelt allgemein üblichen Kriegsklauſel äußerſt nahe. 

Daß die Klauſel von der Beklagten in dem von ihr angegebenen, mit 
dem Wortlaute wohl vereinbarten Sinne gemeint geweſen ſei, kann auch der 
im Geſchäftsleben ſtehenden Klägerin nicht unerkannt geblieben ſein. Denn 
die Beklagte vermag ſich ſogar auf eine im Inſeratenweſen beſtehende gleiche 
Verkehrsſitte zu berufen. Nach dem Gutachten iſt es nichts Außergewöhn⸗ 
liches, daß ſich der Auftraggeber bei der Erteilung eines umfangreichen Anzei— 
genauftrags das Recht einer zeitweiligen Siſtierung vorbehält, und daß eine 
ſolche vom Zeitungsverleger bewilligt wird. Der Sachverſtändige ſetzt aller- 
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dings einſchränkend hinzu, daß ſich keine allgemeine Regel darüber ausgebil⸗ 
det habe, bis zu welcher Zeitgrenze ein ſolches Aufſchiebungsrecht zuläſſig 
ſei, und daß ihm von einer allgemein anerkannten Übung dahin, daß einem 
Auftraggeber das Recht zugeſtanden werde, die Ausführung eines Inſeraten⸗ 
auftrags nach ſeinem Gutdünken hinauszuſchieben, nichts bekannt ſei. Letz⸗ 
teres Verlangen ſtellt indes die Beklagte gar nicht mit ihrer Klauſel, ſie bean⸗ 
ſprucht eine Siſtierung nur auf die Zeitdauer des Beſtehens derjenigen Gründe, 
die eine Unterbrechung der Reklame geboten erſcheinen ließen. Nicht dagegen 
hat der Sachverſtändige ein Beſtehen der von der Klägerin behaupteten Übung 
beſtätigt, daß ein Zeitungsverleger ſich auf eine Siſtierung nur in dem Um⸗ 
fange einzulaſſen pflege, als es mit ſeinen eigenen wirtſchaftlichen Intereſſen 
vereinbar ſei, und daß demzufolge bei der Ermittlung deſſen, was in einem 
Falle der vorliegenden Art als vereinbart zu gelten habe, die Intereſſen beider 
Teile in gleichem Maße berückſichtigt werden müßten. Das Beſtehen einer 
ſolchen Handelsübung hat im übrigen auch nicht einmal eine Vermutung für 
ſich. Es liegt im Weſen des kaufmänniſchen Handelsbetriebes, daß der Kauf⸗ 
mann nur um des eigenen Vorteils willen Geſchäfte abſchließt und ſeine 
Vertragsanträge ſo ſtellt, wie ſie ſeinen eigenen Intereſſen am beſten dienen, 
dabei abwartend, ob der Vertraggegner die zur Wahrung ſeiner entgegen⸗ 
ſtehenden Intereſſen dienenden Maßnahmen durch Stellung eines Gegen⸗ 
antrags treffen will oder nicht. Die Klägerin hat aber im vorliegenden Falle 
eine zeitliche Einſchränkung des Vorbehalts nicht verlangt, ſondern den Ver⸗ 
trag ſo angenommen, wie er ihr von der Beklagten angeboten wurde. Auf 
Grund vorſtehender Erwägungen iſt das Berufungsgericht zu der Feſtſtellung 
gelangt, daß die Parteien durch die Aufnahme der Siſtierungsklauſel in ihren 
Vertrag dahin übereingekommen ſind, daß die Beklagte das Recht haben ſoll, 
aus eigenwirtſchaftlichen wichtigen Gründen die Hinausſchiebung von Reklame⸗ 
aufträgen auf jo lange zu fordern, bis ſich dieſe Gründe erledigt hätten.—— —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Senat) v. 14. März 1918. H. w. T. R. 

1. O. 28/17. F—ch. 


203. Bedeutung der Klaufel „rein netto“, mit der einem Makler die 
Ware an die Hand gegeben wird. 
BGB. § 652; 157. 

Die Klägerin vermittelte zwiſchen der Beklagten und dritten Firmen 
den Abſchluß dreier Geſchäfte, die nicht in Ordnung gegangen ſind, zwei, 
weil infolge ausländiſchen Ausfuhrverbotes keine Lieferung erfolgte, das 
dritte nicht, weil der Käufer die Ware als mangelhaft zur Verfügung ſtellte. 
Die Klägerin verlangte Zahlung von 1010. / Proviſion. Die Beklagte wandte 
ein, daß die Klägerin, da ihr die Waren rein netto an die Hand gegeben ſeien, 
darauf beſchränkt ſei, aus dem von ihr zu erzielenden Überpreiſe einen Ge⸗ 
winn zu erzielen. Da der Preis nicht eingegangen ſei, habe ſie daher keinen 
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Gewinnanſpruch und könne nicht, wie fie es verſuche, den Überpreis als Pro- 
viſion geltend machen. Die Beklagte wurde antragmäßig verurteilt. Aus 
den Gründen: 

„Wenn einem Makler die Ware „netto“ an die Hand gegeben, er alſo ge⸗ 
zwungen iſt, ſeinen Verdienſt durch einen Aufſchlag zum Preiſe zu ſchaffen, 
ſo ſind, wie die Sachverſtändigen übereinſtimmend bekunden, zwei Fälle zu 
unterſcheiden. Entweder macht der Makler nämlich den Überpreis nur in Höhe 
der üblichen Courtage, und dann hat er ſeinem Auftraggeber gegenüber einen 
von der Abwickelung des Geſchäfts unabhängigen Anſpruch auf Vergütung 
des Überpreiſes, oder der Makler macht einen höheren Überpreis, dann iſt 
er am Gewinn beteiligt und ſein Anſpruch iſt von der Erzielung des Gewinns 
abhängig. 

Wie die Sachverſtändigen ferner übereinſtimmend bekunden, hat ſich die 
Praxis, dem Makler in dieſer Weiſe Ware „netto“ an die Hand zu geben, 
im weſentlichen erſt im Laufe des Krieges gebildet; ſie hat ihre Urſache in der 
völligen Verſchiebung der Intereſſentengruppen und der Unberechenbar⸗ 
keit der zu erzielenden Preiſe, und die verſchiedene Behandlung der Fälle 
findet ihren Grund darin, daß der Makler, der einen höheren Aufſchlag als die 
übliche Proviſion macht, mit dem größeren Riſiko, nicht zum Abſchluß zu kom⸗ 
men, auch die Chance eines entſprechend größeren Gewinnes hat, während 
der Makler, der ſich in den Bahnen des regulären Geſchäfts bewegt und nur 
den Betrag der üblichen Proviſion aufſchlägt, unter keinen Umſtänden um⸗ 
ſonſt arbeiten ſoll und will. 

Das Gericht ſchließt ſich dieſer wohl verſtändlichen Auffaſſung an und 
ſtellt daher als verkehrsüblichen Sinn der Vereinbarung, daß einem Makler 
Ware „netto“ an die Hand gegeben wird, feſt, daß der von ihm erzielte Über- 
preis rechtlich den Charakter der Proviſion dann hat, wenn der Überpreis 
der Höhe der üblichen Proviſion entſpricht. Da das hier der Fall iſt, 
iſt der Anſpruch der Klägerin infolge des Vertragabſchluſſes begründet. Der 
Umſtand, daß die Geſchäfte nicht zur Abwickelung gelangt ſind, berührt den 
Anſpruch nicht, im beſonderen iſt es auch gleichgültig, daß die Abwickelung 
des Sahnegeſchäfts infolge des Verbotes, ausländiſche Sahne in den Ver⸗ 
kehr zu bringen, unmöglich geworden ſein ſoll.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 31. Mai 1918. C. St. & Sohn 

w. Ver. Olief. Bf. III 208/17. Nö. 


204. Fuſtandekommen des Vergleichs trotz mangelnder Übereinſtimmung 
des inneren Willens der Beteiligten. 
Vgl. 70 Nr. 235. 
BOB. 88 779, 154. 
Der Beklagte hatte von der Klägerin Eſchenholz auf dem Stamme ge- 
kauft. Zwecks Beilegung des über die Höhe des Kaufpreiſes entſtandenen 
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Streites fanden mehrfache Beſprechungen zwiſchen dem Bruder dar Klägerin 
und dem Beklagten ſtatt, wobei von einem Preisnachlaſſe bis auf etwa 
3600 % geſprochen wurde. Am 27. April 1916 bot die Klägerin durch den 
Juſtizrat D. brieflich dem Beklagten einen Vergleich dahin an, daß ſie auf die 
Mehrforderung von 307,40. verzichten wollte, wenn der Beklagte die Hölzer 
bis zum 1. Mai 1916 abnehmen und ihr 3600. zahlen würde. Der Be⸗ 
klagte erklärte ſich zur Hinterlegung von 3600 % bei der G. er Bank bereit, 
D. lehnte die angebotene Hinterlegung ab und forderte Zahlung der ganzen 
Summe. Am 4. Mai 1916 kamen die Parteien bei einer zufälligen Begeg⸗ 
nung auf die Angelegenheit zu ſprechen. Der Beklagte ſagte, er habe doch 
„das Geld“ (oder „die 3600 /“) bei der G.er Bank hinterlegt. Die Klägerin 
erwiderte, ſie wolle mit dieſer Bank nichts zu tun haben, ſie wolle das Geld 
auf die C.er Bank in R. haben. Der Beklagte erwiderte, er wolle das Geld 
dorthin überweiſen laſſen. Die Klägerin gab ſich damit zufrieden und geſtattete 
die Abfuhr der Hölzer. Von dem 3600 % überſteigenden Betrage wurde hier⸗ 
bei nicht geſprochen. Die Klägerin klagte auf Zahlung von 3907,40 Kaufe 
preis abzüglich der am 8. Mai 1916 bezahlten 3600 %. Die Klage wurde 
in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
„Nach den Zeugenausſagen hat der Beklagte damals nicht behauptet, 
daß ſchon ein in allen Punkten fertiger Vergleich vorliege. Er hat der Klä⸗ 
gerin nur vorgeſtellt, daß er ‚das Geld‘ oder ‚die 3600.46‘ — das war die Ver⸗ 
gleichſumme, die D. in ſeinem Briefe v. 27. April 1916 als Vergle ichſumme 
genannt hatte — bei der G.er Bank hinterlegt habe. Dieſe Angabe entſprach 
auch der Wahrheit. Die Klägerin hat damals dagegen nur ausgeſtellt, ſie wolle 
das Geld auf die C.er Bank in R. haben. Das durfte der Beklagte nach Treu 
und Glauben im Hinblick auf ſeine Verhandlungen mit den von der Klägerin 
in der Sache beauftragten und bevollmächtigten Perſonen als endgültige 
Zuſtimmung zu dem angebahnten Vergleich auffaſſen und insbeſondere 
auf die Summe beziehen, die D. als Ausgleich angeboten hatte, wennſchon es 
auf Grund dieſes Angebots nicht zum Vergleich gekommen war. In dieſem 
Sinne muß daher die Klägerin ihre Außerung gegen ſich gelten laſſen. Daß 
der Beklagte die Klägerin tatſächlich ſo verſtanden hat, ergibt ſich aus ſeiner 
Erwiderung, er wolle dann das Geld auf die C.er Bank überweiſen laſſen. 
In dieſen perſönlichen Außerungen der Parteien liegen ausreichend beſtimmte 
und klare Erklärungen vor, ſo daß auch durch die etwaige Nichtübereinſtimmung 
des beiderſeitigen inneren Willens das Zuſtandekommen des Vergleichs nicht 
gehindert wurde und von einem den Vertragabſchluß rechtswirkſam aus⸗ 
ſchließenden verſteckten Mangel der Willenseinigung nicht geſprochen werden 
kann. Daß der Beklagte die 3600 K auf Grund der perſönlichen Verhandlung 
mit der Klägerin auf die von ihr gewünſchte Bankſtelle überwieſen, und daß die 
Klägerin das Geld noch vor der Klagzuſtellung erhalten hat, iſt nicht ſtreitig.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 27. Mai 1918. P. w. W. 2. O. 14/18. Ch. 
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205. Haftung des überlebenden Ehegatten für feine auf Fahrläſſigkeit 
beruhende Unkenntnis der Aberſchuldung des Geſamtguts. 
ö BGB. 88 1489 Abſ. 2; 1980. 

Die beklagte Witwe hat mit ihrem am 5. März 1915 verſtorbenen Ehe⸗ 
mann in allgemeiner Gütergemeinſchaft gelebt. Nach dem Tode ihres Mannes 
ſetzte ſie die Gütergemeinſchaft mit ihren Kindern fort. Auf die Klage der 
Klägerin wurde ſie als alleinige Inhaberin der Firma ihres verſtorbenen 
Mannes und als Repräſentantin der mit ihren Kindern fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft verurteilt, der Klägerin 4043,20 % nebſt Zinſen zu zahlen. 
Zugleich wurde ihr die Geltendmachung der Beſchränkung ihrer Haftung 
auf den Nachlaß ihres verſtorbenen Mannes vorbehalten. 

Der Antrag der Beklagten auf Eröffnung des Konkursverfahrens über 
das Geſamtgut wurde wegen unzureichender Maſſe abgelehnt. Mit der 
im März 1917 erhobenen Klage machte die Klägerin einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch gegen die Beklagte zur Höhe von 1951,80 „ geltend, weil die 
Beklagte die vorhandenen Mittel des Nachlaſſes nach ihrem Gutdünken 
unter einzelne Gläubiger verteilt habe, ohne die klägeriſche Forderung zu 
berückſichtigen. Dieſe Klage hatte in beiden Inſtanzen Erfolg: Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: es | 

„Nach § 1489 Abſ. 1 BGB. haftet der überlebende Ehegatte für die Ge⸗ 
ſamtgutverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (der Regel nach) 
perſönlich. Soweit jedoch die perſönliche Haftung den überlebenden Ehe⸗ 
gatten nur infolge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft — 
wie in dem vorliegenden Streitfalle —, finden nach § 1489 Abſ. 2 BGB. 
die für die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Demnach hatte Beklagte die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1980 BGG. zu befolgen, woſelbſt es heißt: „Beantragt der 
Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von der Überſchuldung des Nachlaſſes 
Kenntnis erlangt hat, die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, ſo iſt er den 
Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich.“ Ferner: 
„Der Kenntnis der Überſchuldung ſteht die auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis gleich. Als Fahrläſſigkeit gilt es insbeſondere, wenn der Erbe 
das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund 
hat, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen.“ 

Die Beklagte hat dieſe Vorſchriften unbeachtet gelaſſen und ſich dadurch 
der Klägerin ſchadenerſatzpflichtig gemacht. Zwar hat die Beklagte verſichert, 
daß ſie beim Ableben ihres Ehemannes von der klägeriſchen Forderung 
keine Kenntnis gehabt habe, auch mag unterſtellt werden, daß das an 
ihren Ehemann gerichtete Mahnſchreiben der klägeriſchen Anwälte vom 
4. März 1915 erſt „nach Abwickelung des Nachlaſſes“ in ihre Hände ge- 
langt ſei. Dennoch kann der Beklagten der Vorwurf nicht erſpart werden, 
daß ihre Unkenntnis auf Fahrläſſigkeit beruht hat. 
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Die Beklagte hat, wie nicht ftreitig ift, im Laufe des Vorprozeſſes 
der Klägerin eine Aufſtellung über den Nachlaß ihres Ehemanns vorgelegt, 
aus welcher ſich ergab, daß die Aktiva 6985 , und die Paſſiva 8573 M 
betrugen, jo daß ſchon hiernach der Nachlaß überſchuldet war. Be⸗ 
klagte hatte daher, zumal ihr Mann ein kaufmänniſches Geſchäft betrieb, 
allen Grund, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten an⸗ 
zunehmen. Anſtatt nun ein Aufgebot der Nachlaßgläubiger zu beantragen, 
hat Beklagte die Unvorſichtigkeit begangen, die vorhandenen Aktiva des 
Nachlaſſes unter Zuhilfenahme eigener Mittel nur zur Befriedigung der 
ihr bekannten Gläubiger zu benutzen, wie ſie ſelbſt angeführt hat. Für 
den der Klägerin dadurch erwachſenen Schaden iſt die Beklagte verantwortlich. 
Klägerin hat ihren Schaden auf 40% ihrer Geſamtforderung von 4879,52 M, 
d. i. auf 1951,80 M berechnet. Da Beklagte auf dieſe Berechnung nicht 
näher eingegangen iſt und es wohl glaublich erſcheint, daß Klägerin im 
Konkurſe mit 40 % zum Zuge gekommen wäre, iſt das Urteil des Land⸗ 
gerichts zu Recht ergangen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 11. Juni 1918. C. & St. 
w. Witwe M. Bf. III. 407/17. Nö. 


206. Für die Notwendigkeit der Erbſchaftsausſchlagung im Falle des 
8 2506 BGB. iſt das Verhältnis zwiſchen dem Werte des Hinter- 
laſſenen und dem rechneriſchen Betrage des Pflichtteils unter Berück⸗ 
ſichtigung der Ausgleichungs⸗ und Anrechnungspflicht maßgebend. 
Vgl. 65 Nr. 13. 
BGB. § 2306. 

Nach dem Teſtament des 1914 geſtorbenen Vaters der Klägerin 
find dieſe und ihre Kinder zu je /, die beiden Schweſtern der Klägerin 
zu je / als Erben berufen. Der Erblaſſer hat ferner angeordnet, daß 
der Erbteil der Klägerin gemäß $ 2338 BGB. nach ihrem Tode an ihre 
Kinder als Nacherben fallen, und daß die Verwaltung ihres Erbteils, 
ſolange ihr Ehemann lebe, von dem ernannten Teſtamentsvollſtrecker 
oder von einem beſonderen gerichtlichen Pfleger geführt werden ſolle. 
Den Ehemann der Klägerin hatte er von der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Erbteils ſeiner Frau und ſeiner Kinder ausgeſchloſſen. 
Endlich hatte der Erblaſſer verſchiedene Vermächtniſſe ausgeſetzt. Die 
Klägerin hat die Erbſchaft aus dieſen letztwilligen Verfügungen ihres 
Vaters ausgeſchlagen und verlangt von ihren Schweſtern den Pflichtteil. 

Die Beklagten haben eingewendet: Der der Klägerin hinterlaſſene 
Erbteil überſteige nicht die Hälfte ihres geſetzlichen Erbteils. Es liege 
deshalb der Fall des § 2306 Abſ. 1 S. 1, nicht derjenige des Satzes 2 vor. 
Die Klägerin habe daher durch die Ausſchlagung der Erbſchaft einen 
Pflichtteilsanſpruch nicht erlangt. 
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Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Reviſion der 
Klägerin hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Klägerin hatte geltend gemacht, infolge der ihr nach 88 2315, 
2316 BGB. obliegenden Ausgleichungs⸗ und Anrechnungspflicht bleibe ihr 
Pflichtteil hinter der Hälfte des geſetzlichen Erbteils zurück. Infolgedeſſen 
ſei der ihr hinterlaſſene Erbteil größer als ihr Pflichtteil. Im § 2306 
Abſ. 1 ſei aber unter der „Hälfte des geſetzlichen Erbteils“ der Pflicht⸗ 
teil verſtanden. Es liege daher der Fall des Abſ. 1 Satz 2 vor, ſo daß 
ſie habe ausſchlagen müſſen, um den Pflichtteil frei von den angeordneten 
Beſchränkungen und Beſchwerden zu erhalten. Dagegen vertraten die 
Beklagten die Auffaſſung, daß die lediglich für die ziffermäßige Berech⸗ 
nung des Pflichtteils beſtimmten Vorſchriften der 88 2315 und 2316 bei 
Bemeſſung der Hälfte des geſetzlichen Erbteils im Sinne des § 2306 
unberückſichtigt bleiben müßten. — — 

Das Landgericht hat den Standpunkt der Beklagten gebilligt. Es 
führt aus: Das Geſetz unterſcheide offenbar zwiſchen dem Pflichtteil, den 
es der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils gleichſetze und für 
deſſen ziffermäßige Berechnung es in den 88 2315 ff. beſondere Beſtimmungen 
enthalte einerſeits, und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils anderſeits (88 2305, 
2306, 2316 Abſ. 2). Insbeſondere § 2316 Abſ. 2 zeige deutlich, daß 
das Geſetz Fälle kenne, in denen der Pflichtteil größer ſei als die Hälfte 
des geſetzlichen Erbteils. Bei Bemeſſung der Höhe der Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Erbteils ſeien deshalb die lediglich für die Ermittlung des Pflicht⸗ 
teilsbetrages berechneten Vorſchriften der 88 2315 ff. unbeachtet zu 
laſſen. Unter Erbteil bzw. Hälfte des Erbteils ſei vielmehr nicht ein 
ziffermäßig den Erben zukommender Betrag, ſondern, entſprechend den 
Vorſchriften in den §8 19222, 1924“, 20332, 2047 der Anteil des 
Miterben, d. h. die ihm zuſtehende Erbquote zu verſtehen, und die 
Frage, ob ein Fall des Satzes 1 oder des Satzes 2 des $ 2306 Abi. 1 
vorliege, entſcheide ſich lediglich nach der Höhe dieſer Quote. 

Das Oberlandesgericht hat dieſe Begründung zu der ſeinigen gemacht. 
Mit Recht wird dieſe Anſicht von der Reviſion bekämpft. Es kann zwar 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß ſie den Wortlaut des Geſetzes für 
ſich hat. Aber dem Sinne des Geſetzes wird ſie in einem Falle wie 
dem vorliegenden nicht gerecht. Die 88 2305 bis 2308 ſollen Vorſorge 
treffen für den Fall, daß ein Pflichtteilsberechtigter von der Erbfolge nicht 
durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen ($ 2303), ſondern mit 
Zuwendungen bedacht ift, die dem Werte nach hinter dem Werte des Pflicht- 
teils zurückbleiben oder bei denen dies wenigſtens möglich iſt (Fall des 
8 2306 Abſ. 1 Satz 2). Es ſoll dem Pflichtteilsberechtigten auch in dieſen 
Fällen der Wert ſeines Pflichtteils unter allen Umſtänden gewährleiſtet 
werden (vgl. Mot. zu §8§ 1979 —1981 E. I. Bd. V. S. 391 ff.). Es iſt aber 
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kein Grund dafür erſichtlich, weshalb dem Pflichtteilsberechtigten in einem 
ſolchen Falle mehr als der Wert ſeines Pflichtteils zukommen ſoll. 
würde aber der Fall ſein können, wenn man unter der Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils in jedem Falle die reine Erbſchaftsquote verſtehen wollte. Denn 
deren Wert iſt nach dem tatſächlichen Nachlaßbeſtande zu berechnen, 
ergibt alſo, wenn der Pflichtteilsberechtigte anrechnungspflichtig iſt, gegenüber 
dem Werte des ihm geſetzlich zuſtehenden Pflichtteilsanſpruchs ein Mehr 
und kann, auch wenn er nur ausgleichungspflichtig iſt, ein Mehr ergeben. 
Dieſe Folge widerſpricht dem geſetzgeberiſchen Gedanken. — — Es muß 
vielmehr angenommen werden, daß das Geſetz, wenn es in den dd 2305, 
2306 von der Hälfte des geſetzlichen Erbteils ſpricht, nur den regelmäßigen, 
in dem unmittelbar vorhergehenden § 2303 geregelten Fall im Auge hat, 
daß der Pflichtteil der Hälfte des geſetzlichen Erbteils gleichkommt. Das 
findet Beſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte. 

Zugegeben werden kann dem Landgericht, daß die rechtzeitige Feſt⸗ 
ſtellung desjenigen Betrages, auf den ſich der Pflichtteil bei Berückſichtigung 
der Abrechnungs⸗ und Ausgleichungspflicht ſtellt, unter Umſtänden Schwierig⸗ 
keiten machen kann, insbeſondere ſoweit die von den Miterben des Pflichtteils⸗ 
berechtigten auszugleichenden Beträge in Frage kommen. Allein ähnliche 
Schwierigkeiten ſind in allen Fällen, wo Ausſchlagung der Erbſchaft in 
Frage kommt, möglich und können ſich gerade angeſichts der geſetzlichen 
Regelung im $ 2306 beſonders in den nicht ſeltenen Fällen ergeben, in 
denen der Erblaſſer den Willen, den Pflichtteilsberechtigten zum Erben 
einzuſetzen, dadurch zum Ausdruck gebracht hat, daß er ſeinen Nachlaß 
im einzelnen vergeben hat, und es deshalb zur Ermittlung der Erbſchafts⸗ 
bruchteile noch einer Rechnungsoperation bedarf, die das Verhältnis jener 
Einzelzuwendungen zum Geſamtwerte des Nachlaſſes klarſtellt. 

Ob und inwieweit dann, wenn der pflichtteilsberechtigte Erbe die 
Erbſchaft vom Standpunkte des § 2306 BGB. aus zu Unrecht angenommen 
oder ausgeſchlagen hat, durch Anfechtung Abhilfe geſchaffen werden kann, 
iſt hier nicht zu unterſuchen. 

Richtig iſt, daß an den vom Landgericht zitierten Stellen in Literatut 
und Rechtſprechung (Rechtfpr. OLG. 11, 261; Seuff A. 65. Nr. 13; Staudinger 
8 zu 2306, Planck 1 desgl.) und auch ſonſt angenommen wird, daß unter 
dem hinterlaſſenen Erbteil und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils die 
Quote und nicht das Quantum zu verſtehen ſei. Allein an allen 
dieſen Stellen iſt die Frage, wie es bei Konkurrenz der Ausgleichungs⸗ 
und Anrechnungspflicht zu halten, überhaupt nicht Gegenſtand der Erörte⸗ 
rung geweſen, und daß für die übrigen Fälle die Auslegung richtig iſt, 
iſt nicht zu beſtreiten. 

Daß aber in Fällen, wie dem vorliegenden, nur von einer ſinngemäßen An⸗ 
wendung die Rede ſein kann, wird von verſchiedenen Schriftſtellern anerkannt. 
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Strohal?, Erbrecht $ 55 zu VIII Bd. I S. 472; Demburg?, BR. V 110 IV 4; 
Planck, Anm. 9 zu § 2315; Leonhard, Erbrecht III 2 zu § 2315. And. Anſicht 
Staudinger 5/6 VI zu $ 2315. 

Dieſe ſinngemäße Anwendung kann aber, wie gezeigt, nur dazu 
führen, daß in Fällen, in denen der Pflichtteil wegen Anwendung der 
88 2315, 2316 größer oder geringer iſt als die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils, der rechneriſche Betrag des Pflichtteils für die Frage 
maßgebend ſein muß, ob der zum Erben berufene Pflichtteilsberechtigte 
nach $ 2306 Abſ. 1 ausſchlagen muß oder nicht. Nimmt man dies an, 
ſo befindet man ſich auch im Einklang mit den Gründen, die für die 
unterſchiedliche Behandlung der Fälle des Satzes 1 und des Satzes 2 
maßgebend geweſen find. Der Entw. 1 unterſchied im $ 1981 nicht die 
beiden Fälle, wenn der dem Pflichtteilsberechtigten hinterlaſſene Erbteil 
mehr und wenn er nur ebenſoviel oder weniger beträgt als der Pflicht— 
teil. Vielmehr ſollte der Berechtigte allemal ausſchlagen müſſen, wenn 
er mit den Belaſtungen nicht einverſtanden war. Dieſe Regelung erſchien 
der II. Kommiſſion künſtlich und gezwungen. Daß man, um das Mehr 
zu erhalten, erſt das empfangene Weniger ausſchlagen müſſe, werde — ip 
meinte man — niemand verſtehen; die allgemeine Auffaſſung werde fen, 
daß der Pflichtteilsberechtigte das Empfangene behalten und die auferlegten 
Beſchränkungen als unwirkſam behandeln dürfe. (Prot. V. 50/8). Eine 
Ausſchlagung ſollte deshalb dann nicht mehr nötig ſein, wenn dem Berechtigten 
nicht mehr als fein Pflichtteil zugewendet iſt. Die angeordneten Bejchrän- 
kungen und Beſchwerden ſollten in dieſem Falle einfach geſtrichen werden. 

Es kommt hiernach darauf an, ob die Behauptung der Klägerin, 
daß bei Berückſichtigung der geſetzlichen Ausgleichnngspflicht und Anrechnungs- 
pflicht ihr Pflichtteil hinter dem Werte des hinterlaſſenen Erbteils zurüd- 
bleibe, richtig iſt. Iſt dies der Fall, ſo hat ſie im Sinne des § 2306 Abſ. 1 
die Erbſchaft mit Recht ausgeſchlagen und kann ihren Pflichtteil ver- 
langen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) vom 25. April 1912. H. (Kl) 

w. R. u. Gen. (OLG. Naumburg) IV. 76/18. Auch in Entſch, 93 

Nr. 2 S. 3. 


207. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft; 
die 88 177 ff. BSB. finden auf die Vertretung der Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit dieſe durch das Nandelsgeſetzbuch geregelt iſt, keine Anwendung. 
zu Vgl. 42 Nr. 237. | 
HGB. 88 243 Abſ. 4, 250; BGB. 8s 177, 180, 184. 

Im Jahre 1913 wurde der Kläger vom Aufjichtsrat der Beklagten 
auf die Dauer von 2 Jahren vom 1. Januar 1914 an zum Berater des 
Vorſtands und Reorganiſator des Unternehmens beſtellt. Die ihm hierbei 
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in Ausſicht geſtellte Wahl zum Mitglied des Aufſichtsrats wurde durch 
Beſchluß der Generalverſammlung vom 29. Dezember 1913 vollzogen und 
die Amtsdauer auf die Zeit bis zur ordentlichen Generalverſammlung im 
Jahre 1916 beſtimmt. Auf Grund eines Beſchluſſes des Aufſichtsrats 
vom 18. Januar 1915 wurde dem Kläger das Dienſtverhältnis wegen des 
angeblichen Vorliegens wichtiger Auflöſungsgründe für ſofort gekündigt. 
Durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 10. Mai 1915 wurde die 
Beſtellung zum Aufſichtsratsmitglied widerrufen. Der Kläger glaubte hier⸗ 
durch ſeiner Rechte auf die ihm verſprochene Vergütung nicht verluſtig 
gegangen zu ſein und klagte auf Zahlung des Gehalts für die Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis Ende 1915. Das Ber.⸗Gericht ſprach dem Kläger das 
Gehalt bis zum 10. Mai 1915 zu. Die Reviſion der Beklagten, mit der 
Abweiſung des Gehaltsanſpruchs für die Zeit nach dem 18. Januar 1915 
begehrt wurde, war ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 
| „Die Reviſion ſucht der Kündigung des Aufſichtsrats vom 18. Januar 
1915 mit der Begründung Geltung zu verſchaffen, daß der Kläger als 
Berater und Reorganiſator „Delegierter“ des Aufſichtsrats, und daß dieſer 
daher zur Entlaſſung des Klägers aus jenem Amte befugt geweſen ſei. 
Die Rechtsanſchauung iſt unvereinbar mit der rechtlich unbedenklichen 
Anſicht des Berufungsgerichts, daß der Kläger Aufſichtsratsmitglied und 
als ſolches zugleich Berater und Reorganiſator war. Der Kündigung des 
Aufſichtsrats kann auch nicht unter dem Geſichtspunkt Rechtswirkſamkeit 
beigemeſſen werden, daß ſie die rechtsgeſchäftliche Handlung eines Ver⸗ 
treters ohne Vertretungsmacht darſtelle, die das für die Handlung zuſtändige 
Organ, die Generalverſammlung, durch den Beſchluß vom 10. Mai 1915 
mit rückwirkender Kraft genehmigt habe (88 180, 184 Abſ. 1 BGB.). Das 
Handelsgeſetzbuch hat die Vertretungsbefugniſſe der einzelnen Organe der 
Aktiengeſellſchaft dergeſtalt geregelt, daß zur Vertretung regelmäßig der 
Vorſtand und ausnahmsweiſe der Aufſichtsrat und die Generalverſammlung 
berufen ſind (vgl. Staub, HGB. Anm. 3 zu $ 231). Die mit dieſer 
Abgrenzung bezweckte Sicherheit des Rechtsverkehrs würde weſentlich 
beeinträchtigt werden und es würde ſich eine Quelle von Streitigkeiten 
ergeben, wenn die vom Geſetz aufgeſtellten Vorſchriften durch die Beſtim⸗ 
mungen des BGB. über die Stellvertretung ohne Vertretungsmacht 
(8 177 f.) durchbrochen würden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 9. April 1918. S. w. M. AG. G. 
(OLG. Stuttgart). III. 473/17. 
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II. Verfahren. 


208. Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 15 Gb.“; 
Suläſſigkeit des Rechtswegs für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen 
einer preuß. Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen 
Tarifvereinbarung. 
„gl. 64 Nr. 200; 72 Nr. 180. 
GBG. 5 13; Preuß. Kleinbahngeſ. v. 28. Juli 1892 5 6. 

In dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrage vom 12. März 1901, 
in dem die Klägerin der Beklagten die Einwilligung zur Einführung des 
elektriſchen Betriebes auf ihrer innerhalb der Gemeinde U. liegenden Bahn⸗ 
ſtrecke erteilt und zugleich ihre Zuſtimmung zur Mitbenutzung der Straßen 
über die in einem früheren Vertrage feſtgeſetzte Zeit hinaus verlängert, 
ſind die von der Beklagten zu erhebenden Fahrpreiſe feſtgeſetzt. Seit 
dem 1. Juli 1916 erhob die Beklagte gemäß einem von der Aufſichts⸗ 
behörde genehmigten neuen Tarife höhere als die in dem Vertrage feſt⸗ 
geſetzten Fahrpreiſe. Die Klägerin klagte auf Unterlaſſung der Erhebung 
höherer als der vereinbarten Fahrpreiſe. Die Beklagte wendete die 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ein. Das Landgericht wies die Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ab, das Berufungsgericht verwarf dagegen 
dieſe Einrede. | 

Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Klage bezweckt die Innehaltung der von den Parteien in dem 
Vertrage vom 12. März 1901 vereinbarten Beförderungsſätze, aber nicht 
im Widerſpruch gegen eine abweichende Feſtſetzung dieſer Preiſe durch 
die Aufſichtsbehörde, ſondern gegenüber dem von der Beklagten von ſich 
aus gefaßten Entſchluſſe, die Beförderungspreiſe zu erhöhen. 

Für den Klageanſpruch, wie er ſo ſich darſtellt, iſt der Rechtsweg 
zuläſſig, jedoch nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, weil der Anſpruch 
ein rein zivilrechtlicher wäre, ſondern weil er, obwohl ein öffentlich- rechtlicher, 
doch als ein bürgerlich-rechtlicher im Sinne des § 13 GBG. anzuſehen iſt. 

Der Anſpruch entſpringt einem Vertrage, der die Zuſtimmung der 
Klägerin zur Einführung des elektriſchen Betriebes auf der in ihrem Gebiete 
liegenden Bahnſtrecke der Beklagten und zur Benutzung ihrer Straßen 
über einen in früheren Verträgen feſtgeſetzten Zeitpunkt hinaus zum Gegen- 
ſtande hat. Der Vertrag ſtellt ſich alſo als ein ſog. Zuſtimmungsvertrag 
nach § 9 des Kleinbahngeſetzes dar. Ein ſolcher Vertrag iſt aber, wie 
der erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 12. Mai 1908 — RGeEntſch. 
68, 373 — ausgeſprochen hat, im weſentlichen ein öffentlich⸗rechtlicher — — — 
(wird näher ausgeführt). 

Erſcheint es nun auch nicht ausgeſchloſſen, daß einzelne Beſtimmungen 
dieſer öffentlich-rechtlichen Verträge eine privatrechtliche Natur haben, fo 
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gilt dies doch keinesfalls für die zwiſchen dem Straßenbahnunternehmer 
und dem Wegeunterhaltungspflichtigen, insbeſondere von Städten oder 
Landgemeinden, im Rahmen des Zuſtimmungsvertrages getroffenen Tarif⸗ 
vereinbarungen. — — Aus einer ſolchen Vereinbarung klagt hier die Klägerin, 
und ihr Anſpruch richtet ſich nicht auf irgendwelche an ihr Kämmereivermögen 
zu machende Leiſtung, ſondern auf die Innehaltung des Vertrags, auf Aufrecht⸗ 
erhaltung der Beförderungsſätze, die ſie um ihrer Einwohnerſchaft willen mit der 
Beklagten vereinbart hat. Sie nimmt alſo lediglich öffentlich-rechtliche Intereſſen 
mit ihrer Klage wahr, und deshalb muß der Anſpruch als ein öffentlich— 
rechtlicher angeſehen werden. 

Der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit im Sinne des § 13 
GWG. deckt ſich aber nicht mit dem Begriff der zivilrechtlichen Streitigkeit 
und ſchließt nicht ſchlechthin ſolche Anſprüche aus, welche nach heutiger 
Auffaſſung als öffentlich-rechtliche angeſehen werden. Der Geſetzgeber hat 
den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten als einen gegebenen, 
ungeachtet ſeiner Verſchiedenheit in den verſchiedenen Gebieten des Reiches 
im geſchriebenen oder ungeſchriebenen Rechte fixierten vorausgeſetzt — 
Begr. zu 82 Entw. GG., Hahn Materialien Bd. I S. 47 — und er 
hat, was hiernach als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit galt und deshalb dem 
ordentlichen Rechtswege unterſtand, auch fernerhin als ſolche gelten laſſen 
wollen. Nicht das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, ſondern die Reichsgeſetze im 
allgemeinen, und, ſoweit dieſe darüber ſchweigen, die Landesgeſetze ent— 
ſcheiden hiernach darüber, was als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit anzuſehen 
iſt. In Ermangelung poſitiver Beſtimmung des einzelnen in Betracht 
kommenden Geſetzes iſt ſeiner Geſamtheit und der darin zum Ausdruck 
kommenden Rechtsauffaſſung, ſowie der zur Zeit feines Erlaſſes herrſchenden 
Rechtsübung zu entnehmen, ob die Streitigkeiten, zu denen die Anwendung 
des Geſetzes führen kann, der Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege 
unterliegen oder in anderer Weiſe, durch Entſcheidungen der Verwaltungs— 
behörden oder Verwaltungsgerichte, geſchlichtet werden ſollten. Der Mangel 
einer Anordnung der letzteren Art, der auch durch entſprechende Anwendung 
ſonſtiger die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs- 
gerichte regelnden Vorſchriften nicht ergänzt werden kann, wird da, wo 
mit der Entſtehung von Streitigkeiten notwendig gerechnet werden mußte, 
und wo die öffentliche Ordnung die Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten 
unbedingt erfordert, regelmäßig dazu führen, die Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges zu bejahen, auch wenn es 
ſich um einen Anſpruch handelt, der nach heutiger Auffaſſung ein öffentlich— 
rechtlicher iſt. Dies gilt beſonders dann, wenn zur Zeit des Erlaſſes des 
GWG. oder des beſonderen in Betracht kommenden ſpäteren Reichs- oder 
Landesgeſetzes die öffentlich-rechtliche Natur des betreffenden Anſpruchs 
noch nicht allgemein anerkannt war. Die Rechtsauffaſſung über die 
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Scheidung von öffentlichem und Privatrecht hat ſich im Laufe der letzten 
Jahrzehnte weſentlich geändert. Mehr und mehr ſind Rechtsgebilde, die 
früher als privatrechtliche angeſehen wurden, als dem öffentlichen Rechte 
angehörig erkannt worden. Dieſer Wechſel der Auffaſſung kann unmöglich 


zur Folge haben, daß die Streitigkeiten aus ſolchen, früher als privat⸗rechtlich 


angeſehenen Rechtsgebieten nunmehr dem ordentlichen Rechtswege entzogen 
werden und damit jeder Rechtsſchutz für die betreffenden Anſprüche wegfällt. 
§ 13 GVG. muß hiernach dahin verſtanden werden, daß als bürgerliche 
Rechtſtreitigkeit anzuſehen iſt, was nach der zur Zeit der Erlaſſes des GVG. 
geltenden Rechtsauffaſſung oder nach der Auffaſſung des in Betracht kommen⸗ 
den ſpäteren Geſetzes durch die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden war. 
In dieſem Sinne aber iſt auch der hier erhobene Klageanſpruch ein 
bürgerlich⸗rechtlicher. In der Rechtſprechung wurden die Zuſtimmungsverträge 
zunächſt als privatrechtliche Mietverträge bezeichnet (vgl. beſonders RGEntſch. 
40, 285); ſogar der Anſpruch auf Gewährung des in dem Zuſtimmungs⸗ 
vertrage vereinbarten Freifahrtſcheines für die Gemeindebeamten iſt in 
einem Urteil des Reichsgerichts vom 6. Febr. 1902 IV 421/01 als ein privat- 
rechtlicher erachtet, weil die Feſtſetzung des Entgelts nach § 6 des Klein⸗ 
bahngeſ. Gegenſtand freier Vereinbarung der Vertragſchließenden ſei und 
nur beim Nichtzuſtandekommen einer ſolchen Vereinbarung die Vorſchrift 
des 87 Platz griffe. Bei der Beratung des Kleinbahngeſ. iſt nun allerdings 
die öffentliche Bedeutung der Unternehmen und die öffentlich- rechtliche 
Natur der Beſtimmungen nachdrücklichſt betont, nicht aber in der Abſicht, 
damit die Streitigkeiten, die aus dem Verhältniſſe zwiſchen den Wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen und dem Unternehmer nach erteilter Zuſtimmung 
entſtehen könnten, allgemein dem Rechtswege zu entziehen. Nur für den 
Fall, daß die behördliche Ergänzung der Zuſtimmung des Unterhaltungs- 
pflichtigen eintreten muß, iſt in $ 7 Abſ. 2 beſtimmt, daß durch den Ergänzungs⸗ 
beſchluß zugleich über die nach § 6 geſtellten Anſprüche unter Ausſchluß 
des Rechtsweges zu entſcheiden iſt. Darüber, wie Streitigkeiten aus einem 
zwiſchen den Beteiligten in freier Vereinbarung geſchloſſenen Vertrage, 
Streitigkeiten, die als unvermeidlich erkannt werden mußten, zu ſchlichten 
ſeien, enthält das Geſetz nichts. Die Zuſtändigkeit irgendwelcher Verwaltungs 
behörden oder Verwaltungsgerichte dafür läßt ſich nicht begründen. Danach 
müſſen dieſe Streitigkeiten jedenfalls inſoweit als bürgerlich rechtliche angeſehen 
werden, als ſie, wie der vorliegende, nicht über diejenigen Grenzen hinaus⸗— 
gehen, welche der Vertragfreiheit des Unternehmers vom Geſetze gezogen 
ſind.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 12. März 1918. C.er Straßenb, 
w. Stadtgem. N. (OLG. Düſſeldorf). III. 296/17. Auch in Entſch. 
92 Nr. 79 S. 310. 
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209. Keine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, wenn der aus⸗ 
wärtige Anwalt in einem gewöhnlichen Brief Auftrag zur Einlegung 
der Berufung erteilt, der Brief aber verſpätet eintrifft. 

Vgl. 36 Nr. 301; 44 Nr. 54; 45 Nr. 223; 48 Nr. 213. 214. 

ZPO. 8 233. 

Gegen das dem erſtinſtanziellen Prozeßbevollmächtigten des Klägers 
Rechtsanwalt W. in X. am 21. Dezember 1917 zugeſtellte Urteil hat 
Rechtsanwalt Dr. K. in München namens des Klägers mit Schriftſatz vom 
23. Januar 1918 Berufung eingelegt und gleichzeitig die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Notfrift beantragt, 
indem er geltend machte, der vom 15. Januar 1918 datierte Auftrag 
des Rechtsanwalts W., gegen das Urteil Berufung einzulegen, ſei am 
16. des Mts. zur Poſt gegeben worden, aber erſt am 23. Januar in 
ſeinen, des Rechtsanwalts Dr. K., Einlauf gelangt. Dieſe Tatſachen 
hat der Anwalt des Klägers durch Vorlage des Briefumſchlags und ſeiner 
Handakten nachgewieſen. 

Der Wiedereinſetzungsantrag iſt unbegründet und die nach Ablauf 
der Notfriſt eingelegte Berufung unzuläſſig — 88 233 ff., 516, 535 ZPO. 
Nach § 233 ZPO. find unabwendbare Zufälle auch ſolche durch Menſchen 
herbeigeführte Umſtände, deren Abwendung durch Vorkehrungen, die mit 
dem zu erwartenden Erfolg in vernünftigem Verhältnis ſtehen, nicht möglich 
war. Die Anwendung der im Verkehr üblichen Sorgfalt, die Vermeidung 
jeden Verſchuldens genügt ſonach nicht, ſondern es iſt, wenn auch keine 
abſolute Unabwendbarkeit verlangt wird, erforderlich, daß auch das Außerſte 
nach Lage des einzelnen Falles vernünftigerweiſe zu erwartende Maß von 
Umſicht und Sorgfalt nicht imſtande geweſen wäre, die Einhaltung der 
Friſt zu ermöglichen (Stein, Kommentar zur ZPO 8 233 Bem. II). Ein 
unabwendbarer Zufall in dieſem Sinne liegt hier nicht vor. 

Auch in normalen Zeiten muß damit gerechnet werden, daß ge⸗ 
wöhnliche Briefe zu Verluſt gehen oder erſt mit erheblicher Verzögerung 
dem Adreſſaten zugeſtellt werden, um ſo mehr in gegenwärtiger Zeit, wo 
erfahrungsgemäß Verſtöße und Unregelmäßigkeiten im Poſtbetrieb häu⸗ 
figer vorkommen. Rechtsanwalt W. hat deshalb, indem er den Brief an 
Rechtsanwalt Dr. K., der den Auftrag zur Berufungseinlegung enthielt, 
als gewöhnlichen und nicht als eingeſchriebenen Brief zur Poſt gab oder 
geben ließ, nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gehandelt. Wollte man 
aber auch die Überſendung des Auftrags mittels eingeſchriebenen Briefs 
nicht verlangen, ſo war doch erforderlich, daß Rechtsanwalt W. bezüglich 
des Empfangs des Briefes durch Rechtsanwalt Dr. K. Kontrolle übte 
und, wenn er von letzterem keine Empfangsbeſtätigung erhielt, ſich vor 
Ablauf der Berufungsfriſt von dem Eintreffen ſeines Briefes bei Dr. K. 


vergewiſſerte. In dieſer Hinſicht hat aber n W. 8 Ane | 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 10. 


0 
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Bei Anwendung jener Sorgfalt und We wäre die Einhaltung der 
Friſt möglich geweien. . 
Urteil des Oberlandesgerichts München (2. Senat) vom 20. April 1918. 
A. w. S. L. 43/18. F. 


210. Ausſetzung des Verfahrens wegen Kriegsteilnehmerſchaft der 
minderjährigen Prozeßpartei; offenbare Unbilligkeit der Ausſetzung im 
Unterhaltsprozeßd 
ZPO. 5 247; Kriegsſchutzgeſetz v. 4. Aug. 1914 55 2 Nr. 3, 9. 

Beide Parteien ſind minderjährig und durch Vormünder vertreten. 
Der Beklagte ſelbſt ſteht im Felde. Er wird mit der Klage als außer⸗ 
ehelicher Erzeuger des Klägers von dieſem auf Unterhaltsleiſtung belangt 
und hat die exceptio plurium erhoben. Über dieſe Einrede ſind vor 
dem Amtsgericht Beweiſe erhoben worden. Nach der Beweiserhebung 
hat der Beklagte im Hinblick auf ſeine Kriegsteilnehmerſchaft um Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens gebeten. Das Amtsgericht hat dem Antrag ent⸗ 
ſprochen, das Landgericht aber auf die Beſchwerde des Klägers den 
amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Ausſetzung abgelehnt, 
und zwar mit der Begründung, nach § 9 des Gef. vom 4. Auguſt 1914 
komme es nicht auf die Kriegsteilnehmerſchaft einer, wie hier, prozeß⸗ 
unfähigen Partei, ſondern ausſchließlich auf die Kriegsverwendung des 
Vertreters an. Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete, zuläſſige, weitere 
Beſchwerde iſt begründet. 

Nach 89 des Gef. genügt allerdings zur Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung eines Verfahrens ſchon die Kriegsteilnehmerſchaft des geſetzlichen 
Vertreters einer nicht prozeßfähigen Partei. Davon aber, daß dieſer 
beſondere Fall der Verhinderung die einzige und ausſchließliche Voraus- 
ſetzung für die Ausſetzung des eine nicht prozeßfähige Partei betreffen⸗ 
den Verfahrens bilde, iſt weder in § 9 etwas geſagt noch in den übri⸗ 
gen Beſtimmungen des Geſetzes etwas enthalten. Auch die Begründung 
des Geſetzes — vergl. Güthe-Schlegelberger, Kriegsbuch, Bd. 1 S. 9 
und 14 — ſpricht nicht für eine ſolche Auslegung. Die abweichende Auſ— 
faſſung, die im Schrifttum hervorgetreten iſt — vergl. Kriegsbuch, Bd.! 
S. 134 — kann als zutreffend nicht angeſehen werden. Sie liegt ſchon 
an ſich nicht gerade nahe und findet in der Vorſchrift des § 3, Ziff. 2 Geſ. 
einen erheblichen Gegengrund. 

Ein weſentlicher Beweggrund für den Erlaß des Geſetzes liegt 
offenbar in der Abſicht, den Kriegsteilnehmer tunlichſt vor den Mühen 
und Sorgen eines Prozeſſes zu bewahren und ihn ſo der vollen Hin— 
gabe an ſeinen Beruf der Verteidigung des Vaterlandes zu erhalten. 
Dieſe Erwägung trifft die nicht prozeßfähige Partei, die erwachſen und 
reif genug iſt, um Heeresdienſt zu tun, ſo gut, wie die prozeßfähige. 
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Aber auch die andere Haupterwägung des Geſetzgebers, daß nämlich der 
Kriegsteilnehmer regelmäßig an der Sammlung und Weitergabe des 
Prozeßſtoffes verhindert oder wenigſtens darin beeinträchtigt ſei, muß bis 
zu einem gewiſſen Grade auch dem nicht prozeßfähigen und daher geſetz⸗ 
lich vertretenen Kriegsteilnehmer zugutekommen. Denn vielfach iſt er 
an Stelle des Vertreters oder neben dieſem über die einſchlägigen Verhält⸗ 
niſſe unterrichtet und beſſer oder ebenſowohl in der Lage, Erkundigungen 
einzuziehen und Auskunft zu geben. Seine Stellung iſt inſofern nicht 
gleich, aber ähnlich der einer prozeßfähigen Partei, die durch einen Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten vertreten iſt. 

Dieſer Ahnlichkeit der zwei Fälle entſpricht es auch offenbar, daß 
nach § 3 des Gef. in beiden Fällen zwar nicht eine Unterbrechung des 
Verfahrens eintritt, wohl aber deſſen Ausſetzung auf Antrag anzuordnen 
ft. Daß die Ziff. 2 des § 3 Halbſatz 2 die Fälle der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung einer nicht prozeßfähigen Partei nicht erfaſſen wolle, iſt nicht 
erkennbar und insbeſondere auch nicht aus der Faſſung des § 9 zu 
entnehmen. Der $ I erteilt die Rechtswohltat der Unterbrechung oder 
Ausſetzung der durch einen geſetzlichen Vertreter vertretenen natürlichen Per⸗ 
ſon freilich nur dann, wenn ſie nicht prozeßfähig iſt. Dieſe Einſchrän⸗ 
kung will aber doch erſichtlich nur ſo viel bedeuten, daß die Ausdehnung 
der bezeichneten Wohltat wieder wegfallen ſolle, wenn die Prozeßpartei 
prozeßfähig ſei, nicht aber, daß der infolge Kriegsteilnehmerſchaft der 
nicht prozeßfähigen Partei ihr gewährte Vorteil ihr durch die fehlende 
Kriegsteilnehmerſchaft des geſetzlichen Verteters wieder entzogen ſei. 

Zu prüfen iſt dann noch die Frage, ob die Ausſetzung im vorliegen⸗ 
den Falle etwa eine offenbare Unbilligkeit enthalte und deshalb zu ver. 
ſagen ſei. Es iſt nicht zu verkennen, daß die Abſchneidung der weiteren 
Verfolgung der den unehelichen Kindern gegen ihre Erzeuger zuſtehenden 
Anſprüche deshalb eine große Härte für die Kinder bedeutet, weil jene 
Anſprüche nicht ſelten, bei Armut der Mutter, das einzige Vermögens⸗ 
ſtück der Kinder in ſich ſchließen, weil ihnen auf dieſe Weiſe die Kriegs⸗ 
hilfe entgehen kann, weil die Armenhilfe einen nicht immer zureichenden 
Erſatz ſchafft, und weil deshalb und jedenfalls erfahrungsgemäß die von 
ihren Erzeugern nicht unterhaltenen Kinder oft weniger gut und ſorg⸗ 
fältig gepflegt werden, was die ſtatiſtiſch erwieſene hohe Sterblichkeits⸗ 
ziffer der unehelichen Kinder vermehrt und dadurch auch wieder, nament⸗ 
lich in. der jetzigen Zeit, die Geſamtheit des Volkes ſchädigt. Dieſe 
Erwägungen machen es den Gerichten bei derartigen Klagen zur Pflicht, 
die Frage der etwaigen Unbilligkeit einer Ausſetzung mit beſonderer 
Genauigkeit zu prüfen und den Verſuchen gewiſſenloſer Väter, ſich ihren 
Unterhaltspflichten durch Deckung hinter dem Geſetz vom 4. Auguſt 1914 
zu entziehen, mit Schärfe entgegenzutreten, dies um ſo mehr, als der 
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Krieg bereits Jahre lang dauert. Anderſeits aber führt der Grundſatz 
der Intereſſenausgleichung doch wieder zu dem Hauptgedanken des Ge⸗ 
ſetzes, dem Schutz der Kriegsteilnehmer, zurück und erheiſcht die Beach⸗ 
tung der eingreifenden und lange andauernden Wirkung verurteilender 
Erkenntniſſe dieſer Art. Die Ausſetzung wird oft namentlich dann nicht 
unbillig genannt werden dürfen, wenn es ſich um die Führung des Beweiſes 
dafür, daß noch andere Männer der Kindesmutter innerhalb der Empfängniszeit 
beige wohnt haben, handelt, und erſt recht dann nicht, wenn der entſprechende 
Beweis erhoben iſt, und zu gewiſſen Unſtimmigkeiten geführt hat. In ſolchen 
Fällen wird die perſönliche, ungehemmte Mitwirkung der Partei ſelbſt am 
Gange des Rechtsſtreites durch die Tätigkeit des geſetzlichen Vertreters 
häufig nicht erſetzt werden können. So liegt aber die Sache hier. 
Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. ZS.) v. 25. Okt. 1917 P. w. S. (W. I. 
62/17). Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 67. 


211. Beweislaſt bei behauptet er ſchuldhafter Verletzung der Fürſorge⸗ 
pflicht aus 8 62 HGB. 
Vgl. 63 Nr. 201 m. N. 
3 PO. § 282; HGB. § 62. 

Der Kläger, welcher als Handlungsgehilfe bei der Beklagten tätig 
war, erlitt im Rechnungsbureau ihrer Eiſengießerei⸗Abteilung dadurch einen 
Unfall, daß ihm das Gegengewicht einer über ſeinem Arbeitstiſch be⸗ 
findlichen Lampe, welche er zwecks Prüfung der Brennfähigkeit ihrer 
Birne herunterzog, auf den Kopf fiel. Er will eine Gehirnerſchütterung und 
als deren Folge ein ſeine Erwerbsfähigkeit beeinträchtigendes Nervenleiden da⸗ 
vongetragen haben. Für den ihm entſtandenen Schaden macht er die Beklagte 
verantwortlich, weil ſie nicht für ſachgemäße Einrichtung und Befeſtigung der 
Lampe geſorgt, es auch unterlaſſen habe, ſie von Zeit zu Zeit auf ihre Abſturz⸗ 
ſicherheit zu unterſuchen. Seine auf Zahlung einer Monatsrente gerichtete 
Klage wurde vom Landgericht und vom Oberlandesgericht abgewieſen. 

Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Oberlandesgericht faßt das Ergebnis der Beweisaufnahme dahin 
zuſammen, daß die Leitungs- und die Tragſchnur der elektriſchen Hänge⸗ 
lampe oder eine von ihnen entweder geriſſen ſeien oder ſich in einem ihrer 
Befeſtigungspunkte gelöſt haben, daß aber die Urſache des Reißens oder 
Sichlöſens nicht feſtſtellbar ſei, weil die Lampe von der Beklagten nicht 
vorgelegt werden könne und die näheren Umſtände des Unfalles ſich nicht 
mehr aufklären ließen. Es ſei daher die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Kläger die Lampe gewaltſam heruntergeriſſen habe. Deshalb 
und weil anderſeits die Beweisaufnahme keinen Anhalt dafür gegeben habe, 
daß hinſichtlich der Anordnug und Befeſtigung der Schnüre ſowie über- 
haupt hinſichtlich der Anbringung der Lampe von der Beklagten etwas 
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verſäumt worden ſei, könne der dem Kläger obliegende Beweis, daß ein 
fahrläſſiges Verhalten der Beklagten den Unfall verſchuldet habe, nicht für 
geführt erachtet werden. Dieſe Erwägungen werden der Sachlage nicht 
gerecht und beruhen auf einer Verkennung der Beweislaſt. 

Der Kläger iſt bei der beſtimmungsgemäßen Benutzung einer dem 
Geſchäftsbetriebe der Beklagten] dienenden Lampe durch dieſe verletzt 
worden. Der Sachverſtändige S. hat erklärt, daß der Unfall bei ſach⸗ 
gemäßem Herunterziehen der Lampe nicht hätte vorkommen können, wenn 
bei deren Einrichtung und Befeſtigung die Sicherheitsvorſchriften des Ver⸗ 
bandes Deutſcher Elektrotechniker beobachtet worden wären. Damit hat der 
Kläger ſeiner Beweispflicht genügt und einen Tatbeſtand dargelegt, 
der nach den Erfahrungen des täglichen Lebens die Annahme rechtfertigt, 
daß das Herunterfallen des Gegengewichtes auf ein techniſches Verſehen 
der Inſtallationsarbeiter der Beklagten (8 278 BGB.) zurückzuführen ſei. 
Sache der letzteren war es daher, die für den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen einem ſolchen und dem Unfalle ſprechende tatſächliche Vermutung 
zu widerlegen und darzutun, daß fie der ihr nach $ 62 HGB. obliegenden 
Fürſorgepflicht in vollem Umfange genügt habe. Dieſer Beweispflicht konnte 
ſie mit dem bloßen Hinweiſe auf die Möglichkeit einer gewaltſamen Ein⸗ 
wirkung auf die Lampe, d. h. mit dem Hinweiſe auf die Möglichkeit eines 
Verſchuldens des Klägers ſich um jo weniger entziehen, als nach den Aus⸗ 
führungen ſowohl des Sachverſtändigen als auch des Oberlandesgerichts 
Anhaltspunkte für das Vorliegen eines ſolchen ſich nicht haben finden 
laſſen. Es iſt daher rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht verlangt, der 
Kläger müſſe, um obzuſiegen, für eine ſchuldhafte Vertragverletzung der 
Beklagten noch mehr erbringen, als er bisher bewieſen habe. Wieweit 
dieſer unzutreffende Geſichtspunkt die Würdigung der Beweisaufnahme 
und die Entſcheidung beeinflußt hat, läßt ſich nicht überſehen. Denn da 
der Monteur S. nicht mit Beſtimmtheit anzugeben vermag, ob die Leitungs⸗ 
ſchnur der in Betracht kommenden Lampe vom Zuge völlig befreit und 
ob bei Anbringung der letzteren auch die ſonſtigen Vorſchriften des Ver⸗ 
bandes Deutſcher Elektrotechniker genau befolgt worden ſeien, ſo läßt ſich 
nicht mit Sicherheit ſagen, zu welchem Ergebnis das Berufungsgericht bei 
richtiger Verteilung der Beweislaſt gelangt wäre. Aus dieſem Grunde 
mußte die Aufhebung des angefochtenen Urteils erfolgen. 

Der Kläger hat aber auch noch weiter behauptet, daß es Pflicht 
der Beklagten geweſen wäre, mindeſtens einmal im Jahre die Lampe 
auf eine etwaige Abſturzgefahr hin zu unterſuchen. Das Oberlandes- 
gericht hat eine Beweisaufnahme hierüber abgelehnt, weil auch bei An— 
nahme einer Fahrläſſigkeit der Beklagten in dieſer Hinſicht nicht feſtzuſtellen 
ſei, daß die Lampe vor dem Herunterziehen einen für den Unfall ur- 
ſächlichen Mangel gehabt habe, und daß eine Nachprüfung zu deſſen recht- 
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zeitiger Entdeckung geführt hätte. Auch das iſt rechtsirrig. Hat die Beklagte 
nach der angegebenen Richtung hin die im Verkehr gebotene Sorgfalt 
außer acht gelaſſen, ſo muß ſie ſich entlaſten und nachweiſen, daß auch 
bei deren Anwendung der Unfall nicht verhütet worden wäre.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Senat) v. 12. April 1918. H. w. H. 
(OLG. Hamm). III. 19/18. f 


212. Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erſatz des durch 
die Hinterlegung entſtehenden SZinsverluſtes“; mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden bei Hinterlegung in bar ſtatt in Wertpapieren. 

Vgl. 66 Nr. 128. 

ZPO. 5 710. 713; BG. 35 254. 284. 285. 286. 

Der Beklagte war zur Zahlung einer Summe an die Klägerin ver⸗ 
urteilt und das Urteil gegen Hinterlegung einer Sicherheit von 30000. 4 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt worden. Er legte Berufung ein 
und erklärte, vor Rechtskraft des Urteils nur zahlen zu wollen, wenn 
die Klägerin die angeordnete Sicherheit leiſte. Die Klägerin, eine Bank⸗ 
firma, hinterlegte am 29. Okt. 1915 in bar 30000 M, die fie am 
28. April 1916 mit 250.4 Hinterlegungszinſen (2 v. H. auf 5 Monate) 
zurückerhielt, nachdem der Beklagte die Berufung zurückgenommen hatte. 
Sie behauptete, mit dem hinterlegten Gelde habe ſie in ihrem Handels⸗ 
gewerbe 6 v. H. Zinſen erzielen können, und klagte auf Erſatz des 
Zinsausfalls von 650 M. Der Beklagte wurde zur Zahlung der halben 
Klageſumme verurteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„In der Erklärung des Beklagten, daß er vor Rechtskraft des Ur⸗ 
teils nur dann zahle, wenn die Klägerin die verlangte Sicherheit leiſte, 
liegt nicht zugleich ein Verſprechen, ihr für allen Schaden aufzukommen, 
der ihr durch die Hinterlegung entſtehe. Dagegen iſt der Beklagte 
unter dem Geſichtspunkte des Verzugs an ſich verpflichtet, der Klägerin 
den Schaden zu erſetzen, der ihr durch die Hinterlegung erwachſen iſt. 

Nach § 284 BGB. kommt der Schuldner durch die Erhebung der 
Klage ohne weiteres in Verzug und nach $ 286 hat er dem Gläubiger 
den Verzugſchaden zu erſetzen. Nur dann kommt er nach § 285 nicht 
in Verzug, wenn die Leiſtung infolge eines Umſtands unterbleibt, den 
er nicht zu vertreten hat. Geht man davon aus, daß die Sache und 
Rechtslage im Vorprozeß verwickelt war, und daß der Beklagte deshalb, bis 
er von ſeiner Verurteilung Kenntnis erhielt, im Zweifel über ſeine Zahlungs⸗ 
pflicht ſein konnte, ſo unterließ er doch die Befriedigung der Klägerin 
über den Zeitpunkt ſeiner Verurteilung hinaus, obwohl er nunmehr die Gründe 
kannte, die ihn zur Zahlung verpflichteten. Fortan alſo unterblieb die Zahlung 
nicht mehr infolge eines Umſtandes, den er nicht zu vertreten hatte. Dafür, 
daß dies dennoch der Fall geweſen ſei, war der Beklagte behauptungs und 
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beweispflichtig. Er hat aber weder gegen die Feſtſtellungen des Landgerichts, 
noch gegen deſſen Gründe irgend etwas vorgebracht, was in ihm hätte 
Zweifel erregen können, daß er zu Recht zur Zahlung verurteilt worden ſei. 
Der Fall des $ 285 BGB. liegt alſo ſicher ſeit dem Erlaß des Urteils im Vor⸗ 
prozeß nicht mehr vor. Der Schaden der Klägerin iſt auch mit durch den 
Verzug des Beklagten verurſacht. Die Vollſtreckung des Urteils und die Hinter⸗ 
legung, die der Klägerin erſt die Vollſtreckung ermöglichte, war für ſie ein pro⸗ 
zeſſuales Recht ihrem Schuldner gegenüber. Wenn ſie von dieſem Rechte 
Gebrauch machte, ſo waren die dadurch entſtandenen Koſten und die 
ſonſtigen Einbußen, die ſie dadurch erlitt, eine urſächliche Folge des 
Verzugs des Beklagten und beruhten nicht auf einem freien, dieſen Zu⸗ 
ſammenhang unterbrechenden Entſchluſſe der Klägerin. | 

Gleichwohl kann dieſe ihren Schaden nicht im vollen Umfang er- 
ſetzt verlangen, weil bei der Entſtehung des Schadens ihr eigenes Ver⸗ 
ſchulden mitgewirkt hat. Mit Recht weiſt der Beklagte darauf hin, daß 
zum mindeſten ein weſentlich geringerer Schaden für die Klägerin ent⸗ 
ſtanden wäre, wenn ſie nicht bares Geld, ſondern Wertpapiere hinterlegt 
hätte, was ihr nach § 232 BGB. freiſtand. Daß ihr als einer Bank⸗ 
firma genügend Wertpapiere für die Hinterlegung zur Verfügung ſtan⸗ 
den, iſt mit Sicherheit anzunehmen, um fo mehr, als ſie das Gegen- 
teil garnicht behauptet hat. Daß ſie deshalb kein Verſchulden treffe, 
weil ſie nicht gewußt habe, daß die Verzinſung hinterlegten Geldes im 
Großherzogtum Sachſen⸗Weimar ſo gering ſei, iſt nicht anzuerkennen. 
Auch in Preußen iſt die Verzinſung hinterlegten Geldes im weſentlichen 
die gleiche, und es war für die Klägerin ein leichtes, durch Nachfrage 
bei ihrem Prozeß bevollmächtigten das Erforderliche zu erfahren. Da 
eine ſo hohe Summe in Frage ſtand, mußte ſie ſich danach erkundigen 

Der entſtandene Schaden iſt demnach von beiden Teilen je zur 
Hälfte zu vertreten.“ 


Urteil des OLG. zu Jena (1. Senat) v. 28. Febr. 1917. 1. U. 
107/16. Bl. f. Rechtspfl. i. Thür. 64, 202. 


213. Zur Frage der Aufhebung einer einſtw. Verfügung wegen ver— 
änderter Umſtände oder gegen Sicherheitsleiſtung. 
| Bal. 59 Nr. 78, 182, 246. 
ZPO. 88 927. 936. 939. 

Die Klägerin erhob eine Schadenerſatzklage wegen eines durch den 
vom Beklagten W. geführten Kraftwagen des Mitbeklagten H. erlittenen 
Unfalls und erwirkte in erſter Inſtanz eine einſtw. Verfügung, nach der 
die beiden Beklagten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits an die Klägerin 
einen monatlichen Unterhaltsbeittag von 120 % zu bezahlen hatten. 
Die Berufung der Beklagten hiergegen wurde zurückgewieſen. Nachdem 
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die Hauptſache in die Berufungsinſtanz gelangt war, beantragten die Beklagten 
die Aufhebung der einſtw. Verfügung, indem ſie geltend machten, die einſt⸗ 
weilige Verfügung ſtütze ſich vornehmlich auf das in der Hauptſache ergangene 
landgerichtliche Urteil, das von dem Standpunkt ausgehe, die Beweisauf⸗ 
nahme habe die Schuldloſigkeit des Mitbeklagten W. am Unfall nicht voll er⸗ 
bracht; durch das nun vorliegende Gutachten des Sachverſtändigen X. ſei 
aber klar erwieſen, daß den W. nicht nur kein Verſchulden treffe, ſondern 
daß ſein Verhalten völlig richtig und zweckentſprechend geweſen und der 
Unfall der Klägerin daher als ein unabwendbares Ereignis aufzufaſſen ſei; 
es lägen demnach „veränderte Umſtände“ im Sinne des $ 927 ZPO. vor, 
überdies aber erböten ſich die Beklagten zur Sicherheitsleiſtung. Das Ober⸗ 
landesgericht wies den Antrag zurück. Aus den Gründen: 

„Der § 927 ZPO., der zunächſt für Arreſte gilt, ermöglicht auch nach 
der Beſtätigung des Arreſtes deſſen Wiederaufhebung, wenn entweder „ver⸗ 
änderte Umſtände“ vorliegen oder wenn ſich die Gegenpartei zu ent⸗ 
ſprechender Sicherheitsleiſtung erbietet. Der erſte Fall gilt im Hinblick 
auf die Vorſchrift in $ 936 ZPO. auch für einſtweilige Verfügungen, 
der zweite Fall wird bei dieſen durch die Sondervorſchrift des $ 939 ZPO. 
erſetzt. „Veränderte Umſtände“ liegen nach Anſicht des Berufungsgerichts 
zurzeit nicht vor. Es muß ſich um Umſtände handeln, die erſt nach⸗ 
träglich hervorgetreten oder zur Kenntnis gelangt ſind. Das Gutachten 
eines Sachverſtändigen für ſich betrachtet kann aber begrifflich keine „ver⸗ 
änderten Umſtände“ ausmachen; das Gutachten fchafft an ſich keinen neuen 
„Umſtand“, es verwertet, verarbeitet und würdigt nur bereits bekannte 
Tatumſtände und gibt eine bejondere Beurteilung der an jich gleichge- 
bliebenen Rechts⸗ und Sachlage. Eine ſolche Beurteilung der identiſchen 
Rechts⸗ und Sachlage, ſelbſt wenn ſie im Verhältnis zu bisher gewonnenen 
Auffaſſungen zum Teil ändernd wirkt, wie das hier vorliegende Gutachten, 
kann daher keinen „veränderten Umſtand“ im Sinne obiger Vorſchrift ab⸗ 
geben. (Gaupp⸗Stein Bem. II zu § 927 ZPO.; ZW. 1891, 10%). 

Auch das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung kann im vorliegenden Fall 
eine Aufhebung der einſtweiligen Verfügung nicht bedingen. Nach § 939 
ZPO. ſoll nur „unter beſonderen Umſtänden“ die Aufhebung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung gegen Sicherheitsleiſtung geſtattet werden. Es müſſen 
hier die beſonderen Umſtände derartige fein, daß der Zweck der einit- 
weiligen Verfügung auch durch eine Sicherheitsleiſtung erreicht werden 
kann (JW. 1905, 1554). Dies iſt hier nicht möglich; denn die einſtw. Ver⸗ 
fügung bezweckt, der Klägerin eine Unterhaltsrente während der Dauer des 
Rechtsſtreits zu beſchaffen; dieſer Zweck könnte aber durch eine Sicherheits 
leiſtung unmöglich erfüllt werden, was keiner weiteren Ausführung bedarf.“ 

Urteil des Oberlandesgerichts München (2. Senat) v. 20. Juni 1918. 
W. w. H. und W. L 283/1918. F—3. 


I. Bürgerliches Recht. 


214. Die Verpflichtung eines Gutspächters, die Gutserzeugniſſe unter 
dem Marktpreis an den Gläubiger bis zur Tilgung deſſen Forderung 
zu verkaufen und alle Futtermittel für das Gut bei dem Gläubiger 
zum Marktpreiſe zu kaufen, verſtößt gegen die guten Sitten. 
s Vgl. 72 Nr. 92 m. N. 
BGB. § 138. 

Laut des im März 1914 zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrags 
verpflichteten ſich die Beklagten, die Pächter auf dem Gute Z. waren, dem 
Kläger fortdauernd die Gutserzeugniſſe (Roggen, Weizen, Gerſte, Hafer, 
Erbſen und Kartoffeln) zu liefern, und zwar die Kartoffeln 5 H, die übrigen 
Erzeugniſſe 10 O unter dem höchſten Poſener Marktpreiſe, ſowie vom Kläger 
ſämtliche für das Gut erforderliche Futtermittel zu dem am Lieferungstage 
maßgebenden Poſener Marktpreiſe zu beziehen. Die Beklagten verpflichteten 
ſich ferner, im Fall der Verletzung des Vertrags zur Zahlung erheblicher Ver— 
tragſtrafen. Der Vertrag ſollte ſo lange in Gültigkeit bleiben als die Schuld 
der Beklagten an den Kläger, die zur Zeit des Vertragſchluſſes etwa 30000 
betrug, nicht getilgt ſei. Mit der Klage beanſprucht der Kläger wegen Verletzung 
des Vertrags in der Zeit bis 1916 eine Vertragſtrafe von 4200. Die Klage 
wurde in allen Rechtszügen abgewieſen. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Annahme des Ber.-Gerichts, daß der zwiſchen den Parteien ge— 
ſchloſſene Vertrag wegen übermäßiger Beſchränkung der Beklagten in ihrer 
wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit und wegen erheblicher Ausnutzung der 
wirtſchaftlich ſchwachen Lage der Beklagten zum Vorteil des Klägers gegen die 
guten Sitten verſtoße (§ 138 Abſ. 1 BGB.), läßt keinerlei Rechtsirrtum er- 
kennen. Durch die Übernahme der Verpflichtungen zur Lieferung der weſent— 
lichen Gutserzeugniſſe an den Kläger und zur Abnahme ſämtlicher für das Gut 
erforderlichen Futtermittel vom Kläger ſind die Beklagten nicht nur der Vor⸗ 
teile des Wettbewerbs beraubt, ſondern auch in weitgehende Abhängigkeit 
vom Kläger gebracht worden; dieſe war für die Beklagte im Hinblick auf die 
unter den Stand der Poſener Marktpreiſe feſtgeſtellten Verkaufspreiſe und die 
Lieferungszeiten beſonders ungünſtig, wie ſich aus den tatſächlichen Tut . e 
gen des Ber.⸗Gerichts ergibt. Die Abhängigkeit war für die Gellagteff kürze 
und drückender als eine Beendigung des Vertrags für lange Zeit ausgesſchloſſen 
war. Nach $ 8 ſollte der Vertrag jo lange Gültigkeit haben, bis die bei Vertrag— 

Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 11/12. 25 


354 215. Zahlung. 


ſchluß in Höhe von 30000. % beſtehende Schuld der Beklagten getilgt jei. Eine 
ſolche Tilgung war jedoch nach den Umſtänden, wie ſie beim Abſchluſſe des 
Vertrags beſtanden, insbeſondere wegen der ſchon damals ungünſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Beklagten garnicht in Ausſicht zu nehmen. Die Schuld 
der Beklagten an ihre ſonſtigen Gläubiger belief ſich gleichfalls auf etwa 
30000. K. Beabſichtigt war, daß der Kläger dieſe Forderungen nach und nach 
aufkaufen werde, was er auch getan hat; die Reviſion erklärt ſelbſt, daß der 
Kläger jetzt der einzige Gläubiger ſei. Nach den Rechnungsauszügen hat ſich 
die Schuld bis Dezember 1914 auf 44000 erhöht. So mußten die Beklagten 
vollſtändig in die Hand des Klägers kommen und es lag nahe, daß ſie ſich bei 
Streitigkeiten über die Güte der Lieferungsware ſeinem Willen fügen mußten, 
um ein zwangsweiſes Vorgehen des Klägers zu vermeiden. Dieſen überaus 
drückenden, nachteiligen Beſtimmungen ſtanden irgendwie ausgleichende, 
die Intereſſen der Beklagten wahrende Vorſchriften oder Handlungen des 
Klägers nicht gegenüber. Nach dieſer Richtung kommt nicht, wie die Reviſion 
meint, in Betracht, daß die Beklagten der Sorge für den Verkauf ihrer Er⸗ 
zeugniſſe und für die Beſchaffung der Futtermittel enthoben geweſen ſeien 
und daß ſie in Ruhe ihre Schulden an den Kläger hätten abtragen können. 
Der Kläger hat im Vertrage keine Verpflichtung zur Stundung ſeiner For⸗ 
derungen oder zur Gewährung von Vorſchüſſen und Darlehen eingegangen; 
er behielt nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts freie Hand 
für den Entſchluß, ob und wann er ſich von den Beklagten zurückziehen wolle. 
Von ſeinen Rechten hat er nichts aufgegeben; er blieb den übrigen Gläubigern 
vollſtändig gleichgeſtellt. Auch der Umſtand, daß der Kläger ſich ſeinerſeits 
zur Abnahme der Gutserzeugniſſe verpflichtete, fällt nicht ins Gewicht, weil 
dieſe Abnahme erheblich unter dem Poſener Marktpreis zu erfolgen hatte. — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Mai 1918. K. w. G. (OLG. 

Poſen). III. 48/18. 

215. Bedeutung der Klauſel: Umrechnungskurs 100 4 —= 125 Fr. 
BGB. § 157. 244. 

Die Klägerin, eine ſchweizeriſche Firma, forderte von dem Beklagten 
die Bezahlung des Kaufpreiſes der käuflich gelieferten Waren in ſchweizeri— 
ſchen Franken. Der Beklagte wendete u. a. ein, daß er nur zur Zahlung von 
Mark nach einem Umrechnungskurſe von 125 Fr. = 100.4 verurteilt wer⸗ 
den könnte, weil die Rechnungen der Klägerin einen dahingehenden Aufdruck 
erhalten hätten. 

Seine Verteidigung war jedoch in beiden Inſtanzen erfolglos. Aus den 

x Gründen des Ber.-Gerichts: 
=, 2 — — Fehl geht die Anſicht des Beklagten, der Umrechnungskurs 
von 1004 = 125 Fr. habe auch für die Zahlung in Frankenſcheck zu 
gelten. Nach den von den Beklagten ſelbſt überreichten Rechnungen waren 
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die einzelnen Beträge zunächſt in Markwährung berechnet. Die Umrechnung 
dieſer Rechnungsbeträge ſollte, wie auf den Rechnungen vermerkt, zum 
Kurſe von 125 Fr. erfolgen, wie auch auf den einzelnen Rechnungen 
geſchehen iſt. Aber dieſer Umrechnungskurs hat mit der Zahlung nichts zu tun. 
Dieſe ſollte nach dem klaren Wortlaut des Briefes vom 27. März 1915 durch 
Frankenſcheck auf Schweizer Bankplatz erfolgen. Der Beklagte mußte alſo 
fo viel Mark aufwenden, um die nach dem Verrechnungskurs von 100: 125 
in Franken ausgedrückten Rechnungsbeträge in Frankenwährung begleichen zu 
können. Das war bei dem Tiefſtand der deutſchen Valuta im neutralen Ausland 
auch durchaus billig. Denn wenn bei einem Tageskurs von 152,50 % die deutſche 
Mark in der Schweiz nur etwa 65 galt, jo würde die Klägerin, hätte fie 
Zahlung in Markwährung erhalten, ungefähr den dritten Teil ihrer Forderung 
eingebüßt haben.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 26. April 1918 i. S. St. & T. 

w. P. 7. O. 41/18. F- ch. 


216. Die Sahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geld⸗ 

ſchuld hat bei Verzug des Schuldners, wenn fie in inländiſcher Wäh⸗ 

rung erfolgt, nach dem Kurswert am Sahlungstage zu geſchehen. 
BGB. 5 244. 286. 

Die Klägerin klagte als Nachlaßgläubigerin der Aktiebolaget Svensk 
Expreß in Göteborg (A. S. E.) auf Zahlung des aus der Klagerechnung ſich 
ergebenden Schuldüberſchuſſes. Die Parteien ſtritten darüber, ob eine am 
15. Juni 1916 von der Beklagten der A. S. E. gemachte Zahlung von 1117,50 4 
zu dem Kurſe vom 15. Juni 1916 auf die auf ſchwediſche Kronen lautende Schuld 
zu verrechnen iſt oder zu dem Kurſe vom 20. Mai 1915, an welchem Tage die 
Schuld ſpäteſtens fällig war. Der Kurs am 15. Juni 1916 war 100 Kr. = 
161,75 K, der Kurs am 20. Mai 1915 100 Kr. = 127K. Bei Zugrundelegung 
jenes Kurſes wären 1117,50 4 = 690,90 Kr., bei Zugrundelegung dieſes 
Kurſes = 879,92 Kr. Das LG. verurteilte mit der Meinung, daß Beklagte 
mit den 1117,50. die Schuld nur in Höhe von 690,90 Kr. getilgt habe, die 
Beklagte zur Zahlung von 189,02 Kr. nebſt Zinſen. Die Berufung war erfolg⸗ 
los. Aus den Gründen: 

„Es kann auf ſich beruhen, ob das LG. darin recht hat, daß als „Zeit der 
Zahlung“ im Sinne des § 244 Abſ. 2 BGB. an ſich die Zeit des Eintritts der 
Fälligkeit und nicht allgemein die Zeit der tatſächlichen Zahlung, mag ſie bei 
oder nach Eintritt der Fälligkeit erfolgen, zu gelten hat. Jedenfalls iſt dem LG. 
darin zuzuſtimmen, daß, weil die Beklagte bei Fälligkeit in Verzug geraten 
iſt, ſie nicht mehr das Recht hat, zu dem bei Eintritt der Fälligkeit geltenden 
Kurſe die Umrechnung vorzunehmen, ſondern die Zeit der tatſächlichen Zah⸗ 
lung zugrunde legen muß. Allerdings bleibt die eigentliche, auf ſchwediſche 
Kronen lautende Schuld der Beklagten, abgeſehen vielleicht von Zinſen, auch 
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nach dem Eintritt des Verzuges dem Namen nach diejelbe. Aber die Kronen 
waren ſeitdem im Verhältnis zur deutſchen Währung viel wertvoller gewor⸗ 
den; wollte Beklagte nicht in Kronen zahlen, ſondern von der ihr nach 8 244 
Abſ. 2 zuſtehenden facultas alternative Gebrauch machen, jo mußte fie die 
inzwiſchen erfolgte Wertſteigerung ihres eigentlichen Schuldgegenſtandes 
auf ſich nehmen, da ſie die A. S. E. wirtſchaftlich in diejenige Lage verſetzen 
mußte, in der ſie bei rechtzeitiger Zahlung geweſen wäre. Wäre rechtzeitig 
bezahlt, ſo hätte ſich die A. S. E. mit einer geringeren Summe deutſchen Gel⸗ 
des die in Frage kommenden 690,90 Kr. anſchaffen können; ſpäter mußte ſie 
erheblich mehr dafür geben. Ihre unſtreitig ſchon im Mai 1915, alſo zurzeit 
der Fälligkeit ihrer Schuld ausgeſprochene Zahlungsweigerung hat die Be- 


klagte nicht zu rechtfertigen vermocht. (Wird ausgeführt). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juni 1918. C. L. w. Schn.. 
& Co. Bf. VI. 14/18. Nö. 


217. Keine Berechtigung zur Surückweiſung der Leiſtung wegen 
Fehlens eines verhältnismäßig geringfügigen Teils“; die Setzung einer 
Nachfriſt verpflichtet den Gläubiger nicht zur Annahme einer Teilleiſtung. 


Vgl. 18 Nr. 231; oben Nr. 130. 
BGB. 266. 320. 326. 


Die Klägerin verkaufte der Beklagten 7000 kg Spinnpapiergarnabfälle, 
Abladung im Mai 1917. Am 9. Juni 1917 mahnte die Beklagte auf Lieferung 
unter Setzung einer Nachfriſt bis zum 13. Juni 1917. Am 15. Juni 1917 
ließ die Klägerin 50 Ballen zu 5721,5 kg an den von der Beklagten bezeich— 
neten Spediteur abgehen. Die Annahme der Ware wurde verweigert. Die 
Klägerin verlangte den Kaufpreis wurde aber mit der Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil die von der Klägerin bewirkte 
Sendung nur eine Teilleiſtung geweſen ſei, zu deren Annahme die Beklagte 
nicht verpflichtet geweſen ſei. Dieſe Entſcheidung entſpricht der Beſtimmung 
des § 266 BGB. 

Die Klägerin behauptet, die Beklagte habe die Teilſendung, weil ſie den 
größten Teil der ganzen Vertragsleiſtung umfaßt habe, nicht zurückweiſen 
dürfen, wenn nicht ganz beſondere Umſtände vorlagen. Allerdings unterliegt 
auch die Vorſchrift des 8 266 BGB. der allgemeinen Beachtung deſſen, was 
nach Treu und Glauben mit Rüchſicht auf die Verkehrsſitte zu gelten hat ($ 157 
BGB.). Dieſer Grundſatz hat für den Fall, daß aus teilweiſer Nichtbewirkung 
einer Leiſtung Rechte hergeleitet werden ſollen, in 8 320 BGB. zu der ausdrück— 
lichen Vorſchrift geführt, daß bei gegenſeitigen Verträgen bei teilweiſer Nicht— 
leiſtung das nach dieſem Paragraphen an ſich gegebene Zurückbehaltungsrecht 
nicht ausgeübt werden kann, wenn dies nach den Umſtänden, beſonders wegen 
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verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles gegen Treu und 
Glauben verſtoßen würde. Dieſe Beſtimmung iſt, weil ſie ein Ausfluß eines 
allgemeinen Satzes iſt, auch auf andere Fälle für anwendbar erklärt worden, 
jo insbeſondere im Falle des $ 273 BGB. (RG.⸗Entſch. 61. 133). Gleiche Er⸗ 
wägungen treffen auch für $ 266 BGB. zu (Staudinger (7/8) Anm. 4a zu 
§ 266 BGB.). Von einer verhältnismäßigen Geringfügigkeit des rückſtändigen 
Teiles kann aber im vorliegenden Falle nicht die Rede ſein, wo die Klägerin 
ſtatt der geſchuldeten 7000 kg nur 5721,5 kg angeboten hat, ſo daß faſt ein 
Fünftel der zu bewirkenden Leiſtung fehlte. Das hat um ſo mehr zu gelten, 
als die Klägerin irgendwelchen Grund, warum ſie nicht die vollſtändige Lei⸗ 
ſtung bewirkt hat, garnicht angegeben hat. 

Die weitere Behauptung, daß die Beklagte ſich ſelbſt garnicht auf § 266 
BGB., ſondern auf $ 326 BGB. zur Begründung der Nichtannahme der Sen⸗ 
dung berufen habe, iſt ſchon vom LG. als unzutreffend dargelegt worden. 
Einen Grund für die Zurückweiſung brauchte die Beklagte überhaupt nicht an⸗ 
zugeben. Hat ſie einen ſolchen aber angegeben, ſo hindert ſie nichts daran, 
im Rechtsſtreit einen anderen rechtlichen Geſichtspunkt geltend zu machen. 
Anders könnte es höchſtens dann ſein, wenn die bei der Zurückweiſung gemachte 
Angabe von Einfluß auf das Verhalten der Klägerin geweſen wäre, ſie z. B. 
von der Abſendung oder Anbietung des Reſtes abgehalten hätte. Das behauptet 
die Klägerin aber ſelbſt nicht. 

In letzter Linie will die Klägerin die Anwendbarkeit des $ 266 BGB. 
überhaupt ausſchalten, weil $ 326 BGB. anzuwenden ſei. Das kann nur jo 
verſtanden werden, daß die Klägerin meint, wenn eine Nachfriſt nach $ 326 
BGB. geſetzt ſei, finde $ 266 BGB. überhaupt keine Anwendung, müſſe alſo 
der Käufer auf jeden Fall Teilleiſtungen annehmen. Dieſe Anſicht geht fehl. 
Sie könnte ſich nur auf die Beſtimmung in Satz 3 des Abſ. 1 von $ 326 ſtützen: 
„Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt teilweiſe nicht bewirkt, ſo findet 
die Vorſchrift des § 325 Abſ. 1 Satz 2 entſprechende Anwendung“. Allein dieſer 
Satz ſagt garnichts darüber, ob der Säumige ein Recht hat, Teilleiſtungen zu 
machen, und läßt nicht im geringſten erkennen, daß hier eine Ausnahme von 
§ 266 BGB. feſtgeſtellt werden ſoll. Es iſt das auch nicht anzunehmen. Denn 
damit würde der Säumige, der vorher ein Recht auf Teilleiſtung nicht hatte, 
infolge ſeines Verzugs und der Friſtſetzung ein ſolches erlangen. Das kann 
aber das Geſetz nicht meinen. Der Satz iſt vielmehr ſo zu verſtehen, daß er nur 
gilt, wenn der Säumige entweder infolge eines ſchon vorher begründeten 
Rechtes Teilleiſtung innerhalb der Nachfriſt bewirkt, oder wenn eine von ihm 
ohne ſolches Recht gemachte Teilleiſtung vom anderen Teile nicht zurückgewieſen, 
ſondern angenommen wird.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 16. April 1918 i. S. K. & D. 

w. M. & Co. 80. 6/18. F- ch. 
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218. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld; Ein- 
tritt des Verzugs ohne Mahnung“; Schadenerſatzpflicht des in Verzug 
befindlichen Schuldners trotz nachträglich eingetretener Unmöglichkeit“. 
„gl. 1 Nr. 44; gl. oben Nr. 176. 
BGB. 35 279, 243; BGB. 98 284; BGB. 55 287, 326. 

Die Beklagte verkaufte der Klägerin aus Dänemark einzuführendes 
Abdeckereifett transito ab Lager Hamburg⸗Altona, lieferbar für die Monate 
Juli bis Dezember 1915, und zwar pro Monat ca. 50 bis 60 Faß, je nachdem, 
was die betreffende Abdeckerei im Monat liefert. Falls im Laufe der Zeit 
ein Ausfuhrverbot für dieſes Fett ſeitens der däniſchen Regierung erklärt wer⸗ 
den würde, ſollte dieſes den Vertrag ungültig machen. Die Beklagte lieferte 
nur die Julirate. Nachdem die Klägerin am 8. Nov. 1915 für die Lieferung der 
Auguſtrate fruchtlos eine Nachfriſt bis zum 13. desſelben Monats beſtimmt 
hatte, klagte ſie bezüglich dieſer Rate auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. 
Die Beklagte machte geltend, daß die Ausfuhr der Auguſtrate vergeblich ver⸗ 
ſucht worden ſei, der Eiſenbahnwagen, der die am 23. Sept. in Kopenhagen 
verladene Ware enthalten habe, ſei auf der däniſchen Grenzſtation: Vamdrup 
angehalten und nach Kopenhagen zurückgeleitet worden. Die Beklagte hatte 
die Ware, die ſie auf Grund des Abſchluſſes liefern wollte, von der Ein⸗ und 
Verkaufszentrale der Fleiſchinduſtrie in Hamburg gekauft. Das LG. erklärte 
den Klaganſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt. Das OLG. wies die 
Klage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß die Klage ſchon dann hinfällig 
ſei, wenn die Beklagte dartun könne, daß die Einfuhr der die ſtreitige Teillie⸗ 
ferung enthaltenden, im September 1915 abgegangenen Bahnſendung nach 
Deutſchland ohne ihr Verſchulden vereitelt worden ſei. Zu dieſer Auffaſſung 
gelangt es, indem es erwägt, daß unſtreitig nicht etwa allgemein Abdeckerei⸗ 
fett däniſcher Herkunft verkauft ſei, daß die Beklagte ſich vielmehr verpflichtet 
habe, Fett zu liefern, das der ſtädtiſchen Abdeckerei in Kopenhagen entſtamme. 
Allein hieraus iſt noch nicht zu folgern, daß die ſchuldlos eingetretene Vereite⸗ 
lung der Ausfuhr des einen Wagens die Befreiung der Beklagten bewirkt hat. 
Ein ſolcher Schluß wäre nur zuläſſig, wenn die Leiſtungspflicht nicht nur auf 
das Erzeugnis der beſtimmten Abdeckerei, ſondern außerdem auch auf den einen, 
Ware dieſes Urſprungs enthaltenden Wagen beſchränkt geweſen wäre. Daß 
dies aber zutrifft, iſt dem feſtgeſtellten Sachverhalte nicht zu entnehmen. Die 
bei dem einen Wagen eingetretene Unmöglichkeit der Ausfuhr deckte ſich nicht 
ohne weiteres mit der Unmöglichkeit, überhaupt Fett der Kopenhagener Ab⸗ 
deckerei über die Grenze zu bringen. Auch läßt der Sachverhalt nicht erkennen, 
daß etwa nach § 243 Abſ. 2 BGB. eine Beſchränkung des Schuldverhältniſſes 
auf den einen Wagen eingetreten iſt. Vielmehr handelt es ſich bei dem ange⸗ 
haltenen Wagen um eine Sendung, die den Vollzug des ſtreitigen Vertrags 
überhaupt nicht unmittelbar berührte. Denn der Transport ſollte nur dazu 
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dienen, die Erfüllung der Beklagten vorzubereiten; als Empfänger der Sen⸗ 
dung war nicht etwa die Klägerin, die ab inländiſchem Lager der Beklagten ge⸗ 
kauft hat, angegeben, auch nicht einmal die Beklagte ſelbſt, die ihrerſeits die 
Ware nicht unmittelbar von der Abdeckerei ſondern von der Fleiſchzentrale 
als ihrer Verkäuferin erhalten ſollte. Daher kann es auch nicht entſcheidend 
auf die Ausführungen ankommen, worin das OLG. in näherer Darlegung ver- 
neint, daß der Beklagten mit Bezug auf den einen angehaltenen Wagen ein 
Verſchulden, das für die Unmöglichkeit der Ausfuhr urſächlich geweſen wäre, 
zur Laſt falle. Das Urteil wird aber, ſoweit es ſich um die hier allein in Rede 
ſtehende Unmöglichkeit der Leiſtung handelt, getragen durch die aus Anlaß 
der Erörterung der Frage des Verſchuldens getroffene weitere tatſächliche 
Feſtſtellung, daß der Beklagten und ihren Vorgängern auch die Ausfuhr wei⸗ 
terer Teillieferungen nicht mehr geſtattet worden ſei, und daß die Beklagte 
deshalb allgemein (und nicht nur in bezug auf jenen einzelnen Wagen) an der 
Lieferung däniſchen Abdeckereifettes gehindert geweſen ſei. 

Im übrigen iſt bei der Beurteilung der Sache zu berückſichtigen, daß die 
Klägerin einen Anſpruch aus $ 326 BGB. geltendmacht, daß alſo die Ent— 
ſcheidung zunächſt davon abhängt, ob die Beklagte ſich zu der Zeit, als die Klä— 
gerin mit der Nachfriſtbeſtimmung vorgegangen iſt, in Verzug befunden hat 
und ob, wenn dies der Fall iſt, die Verhältniſſe ſo lagen, daß die Beklagte ſich 
‚ auf die Unmöglichkeit der Erfüllung berufen kann. 

Werden dieſe Fragen, auf die das OLG. nicht eingegangen iſt, auf Grund 
des bis jetzt feſtgeſtellten Sachverhalts geprüft, ſo ergibt ſich zunächſt, daß die 
Beklagte in Verzug geraten war, und zwar ſchon zu der Zeit, als der die Auguſt— 
rate enthaltende, am 23. Sept. 1915 in Kopenhagen bahnamtlich abgefertigte 
Wagen an der Grenze angehalten wurde. Die Reviſion weiſt mit Recht darauf 
hin, daß eine kalendermäßig beſtimmte Leiſtungszeit im Sinne von $ 284 
Abſ. 2 BGB. vorliegt. Da in dem Vertrage für die einzelnen Kalendermonate 
die Lieferung einer gewiſſen Menge vorgeſehen war, lief für die einzelnen 
Raten die Leiſtungszeit jeweils mit dem Ende des Monats ab. Hinſichtlich der 
hier ſtreitigen Rate trat deshalb der Verzug auch ohne Mahnung mit dem Ende 
des Monats Auguſt ein. Nach $ 287 BGB. iſt aber der Schuldner für die wäh⸗ 
rend des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung verant- 
wortlich. Zur Abweiſung der Klage genügt es daher bei der derzeitigen Sach— 
lage nicht, daß nach dem 23. Sept. die Ausfuhr nicht mehr ſtattfinden konnte. 
Vielmehr wäre erforderlich, daß die befreiende Unmöglichkeit ſchon vor dem 
für den Beginn des Verzugs maßgebenden Zeitpunkte (Ende Auguſt) einge⸗ 
treten iſt. Dafür, daß letzteres der Fall war, bietet der bis jetzt feſtgeſtellte 
Sachverhalt keinen Anhalt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 12. April 1918. W. w. L. u. S. 

(OL G. Hamburg) II. 435/17. 
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219. Erſatzanſpruch aus 8 281 BGB. bei beſchränkter Gattungsſchuld. 
Vgl. 72 Nr. 94; oben Nr. 153. 
BGB. $ 281. 

Durch Schlußſchein vom 12. Juli 1914 verkaufte die Beklagte an die Klä⸗ 
gerin je 8 bis 10000 Zentner reelle, nicht entzuckerte Melaſſe aus den Kampagnen 
1914/15 und 1915/16 zum Preiſe von 2,50 ½ für den Zentner unter Angabe 
einer den Zuckergehalt beſtimmenden Baſis. Die Lieferung der Melaſſe aus 
der Kampagne 1915/16 unterblieb, da die Beklagte auf die Bundesratsverord⸗ 
nungen vom 12. Febr. und vom 25. Sept. 1915 (RGBl. S. 78. 614) die ge⸗ 
ſamte Melaſſe dieſer Kampagne an die Bezugsvereinigung der deutſchen 
Landwirte überlaſſen mußte. Die Beklagte erzielte dabei einen höheren Preis 
als den, zu dem ſie der Klägerin zu liefern gehabt hätte. 

Die Klägerin verlangt jetzt von der Beklagten Herauszahlung dieſes auf 
10000. angegebenen Mehrerlöſes. LG. und OLG. wieſen die Klage ab. 
Die Reviſion der Klägerin hatte Erfolg. Gründe: 

„Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf $ 281 BGB.: erlangt der Schuldner in⸗ 
folge des Umſtandes, welcher die Leiſtung unmöglich macht, für den geſchul⸗ 
deten Gegenſtand einen Erſatz, ſo kann der Gläubiger nach dieſer Vorſchrift 
Herausgabe des als Erſatz Empfangenen verlangen. 

Das Ber.⸗Gericht beurteilt das abgeſchloſſene Geſchäft nach dem in dem 
Schlußſcheine feſtgelegten Willen der Parteien als eine beſchränkte Gattungs⸗ 
ſchuld und weiſt die Klage ab, weil, wie bei Gattungsſchulden überhaupt 
(RGeEntſch. 88. 287), auch bei dieſen jog. beſchränkten Gattungsſchulden der 
8 281 BGB. nicht anwendbar ſei (JW. 1917, 463). Dieſer Entſcheidungsgrund 
wird von der Reviſion mit Recht angegriffen. 

„Allerdings wird bei gewöhnlichen Gattungsſchulden die Anwendbarkeit 
des § 281 BGB. grundſätzlich abzulehnen ſein, wenn nicht der geſchuldete Ge⸗ 
genſtand, für den Erſatz verlangt wird, nach $ 243 Ab}. 2 BGB. individuali⸗ 
ſiert in die Erſcheinung getreten iſt (Urteil vom 30. Okt. 1916, II. 263/16 in 
RGentſch. 88, 287). Ob dieſe grundſätzliche Auffaſſung auch bei beſchränkten 
Gattungsſchulden, bei denen der Leiſtungsgegenſtand aus einer beſtimmten 
größeren Menge, einem überſehbaren Vorrat entnommen werden ſoll (vgl. 
RGentſch. 57, 138), zu gelten hat, kann hier auf ſich beruhen bleiben. Wenig⸗ 
ſtens im gegebenen Fall kann nicht entſcheidend ſein, ob ſchon vor Eintritt des 
Umſtandes, der der Beklagten die Melaſſeerzeugung von 1915/16 entzogen hat, 
die der Klägerin aus dieſem Beſtande zu leiſtenden 8 bis 10000 Zentner nach 
§ 243 Abſ. 2 BGB. individualiſiert waren. Denn hier, wo der Beklagten der 
ganze Beſtand dieſer Erzeugung gegen Entſchädigung entzogen worden iſt, 
hat ſie zugleich auch für den geſchuldeten Gegenſtand Erſatz erlangt, 
indem ſich der für den ganzen Beſtand erlangte Erſatz mit begrifflicher Not⸗ 
wendigkeit ſchon von vornherein auch auf diejenigen 8 bis 10000 Zentner 
erſtreckt hat, durch deren Leiſtung ſie die nunmehr unmöglich gewordene Ver— 
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bindlichfeit hätte erfüllen können. Soweit in den Urteilen vom 30. Jan. 1917 
II. 359/16 (JW. 1917, 463 Nr. 6 u. Warneyer 1917 Nr. 73) und vom 23. Juni 
1917 188/17 (JW. 1917, 968 Nr. 5 u. Warneyer 1917 Nr. 199) eine abwei⸗ 
chende Auffaſſung vertreten worden iſt, haben der I. uud II. Senat erklärt, 
hieran nicht feſtzuhalten. Somit liegt eine ‚ſtreitige Rechtsfrage“ im Sinne des 
§ 137 GVG. nicht vor. 

Iſt daher der 8 281 BGB. auf den vorliegenden Fall anwendbar, ſo war 
nach $ 565 Abſ. 3 ZPO. der dem Grunde nach ſpruchreife Klaganſpruch für 
gerechtfertigt zu erklären und nach $ 538 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. die zum Erſatz⸗ 
betrage noch ſtreitige Sache an das LG. zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 13. Juni 1918. Roſ. Zuckerf. w. 

Zuckerf. C. (OLG. Jena). IV 431/17. Auch in Entſch. 93 S. 142 Nr. 45. 


220. Stehen die Parteien wegen der Ausführung eines Schluſſes 
in Vergleichverhandlungen, ſo braucht ſich der Abnehmer nicht vor 
Abſchluß derſelben einzudecken. 

Vgl. 71 Nr. 132 m. N. 

BGB. 326; HGB. $ 374. 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Schadenerſatz wegen Nicht- 
erfüllung eines Schluſſes vom 4. Okt. 1915 auf Lieferung von Garn im Okto⸗ 
ber, November und Dezember 1915. Sie legte dabei für ihre Schadenberec)- 
nung die Marktpreiſe im Dezember 1915 zugrunde mit der Begründung, 
daß bis dahin Vergleichverhandlungen geſchwebt haben, ſie alſo vor Abſchluß 
derſelben an der Eindeckung gehindert geweſen wäre. Der Klage wurde ſtatt⸗ 
gegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Die Sachlage war bereits Ende Oktober 1915 die, daß die Klä⸗ 
gerin einerſeits wegen der ernſtlichen und endgültigen Erfüllungsweigerung 
der Beklagten das Recht erlangt hatte, ſich auf deren Koſten anderweit einzu⸗ 
decken, daß ſie anderſeits aber auch, um bei der ſteigenden Richtung der Preiſe 
einer Vergrößerung der Schadenerſatzpflicht der Beklagten vorzubeugen, 
verpflichtet war, das unverzüglich zu tun. 

Trotzdem kann ſich die Beklagte der Verpflichtung nicht entziehen, der 
Klägerin die Koſten des erſt ſpäter erfolgten Erſatzkaufs zu erſtatten, weil ſie 
durch ihr eigenes Verhalten die Klägerin von einer früheren Eindeckung abge- 
halten hat. Sie hat im Briefe vom 6. Nov. 1915 ſelbſt damit begonnen, eine 
vergleichweiſe Erledigung der entſtandenen Differenz durch Lieferung des 
Tertiagarnes zu höherem Preiſe vorzuſchlagen. Dieſen Vergleichvorſchlag 
hat ſie im Briefe vom 12. Nov. 1915 aufrechterhalten, und über dieſen Vor⸗ 

ſchlag iſt dann in den folgenden Briefen der Parteien weiter verhandelt worden. 
Dieſe Vergleichverhandlungen haben ſich erſt im Dezember 1915 zerſchlagen. 
Es war nun ſelbſtverſtändlich, und die Beklagte mußte das vorausſehen und bei 
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ihrem Verhalten in Rechnung ziehen, daß die Klägerin, ſolange nach den Ver⸗ 
gleichverhandlungen für ſie noch Ausſicht beſtand, das benötigte Garn, wenn 
auch zu anderen als den urſprünglichen Schlußbedingungen, von der Beklag⸗ 
ten zu erhalten, zu einem Deckungskaufe nicht ſchreiten konnte. Der Beklagten 
aber kann es nach Treu und Glauben nicht geſtattet ſein, die Hinausſchiebung 
des Deckungskaufs, die doch nur die Folge der von ihr ſelbſt angebahnten 
und von ihr fortgeführten Vergleichverhandlungen bildete, der Klägerin zu 
deren Schaden entgegenzuhalten. Sie muß vielmehr den erſt nach dem Schei⸗ 
tern der Vergleichverhandlungen vorgenommenen Deckungskauf noch als recht⸗ 
zeitig gelten laſſen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 12. April 1918 i. S. S. & J. 
w. R. 8 O. 61/17. F- ch. 


221. Anwendbarkeit des 8 326 BGB. bei außergerichtlichem 
Wandelungsvollzugd 
BGB. 35 326. 462. 467. 

Anfang Dezember 1915 kaufte der Beklagte von der Klägerin ca. 3600 
Doſen bombierten Caſſeler Rippenſpeer zum Preiſe von 5. 4 für die Doſe. 
Die Ware wurde alsbald geliefert und bezahlt. Der Beklagte beanſtandete 
die Beſchaffenheit, worauf Verhandlungen zwiſchen den Parteien ſtattfanden, 
die nach der Behauptung der Klägerin dazu führten, daß die Klägerin einen 
Anſpruch auf Zurückgabe von 3300 Doſen erwarb. Da der Beklagte trotz 
Nachfriſtbeſtimmung die Doſen nicht herausgab, forderte die Klägerin auf 
Grund von $ 326 BGB. Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Klägerin hat in der erſten Inſtanz vorgetragen, am Abend des 27. 
Dez. 1915 habe zwiſchen ihr und dem Beklagten ein Ferngeſpräch ſtattgefunden, 
wobei Wandelung des Kaufes vereinbart worden ſei dergeſtalt, daß der Be⸗ 
klagte 3300 Stück der gelieferten und beanſtandeten Doſen zurückgeben und 
ſie, die Klägerin, den dafür gezahlten Kaufpreis zurückerſtatten ſollte. Der 
Beklagte beſtritt dieſes Vorbringen, indem er behauptete, er ſei zur Rückgabe 
der Ware gegen Erſtattung des Kaufpreiſes nur unter der nicht eingetretenen 
Bedingung bereit geweſen, daß Zahlung und Abnahme der Ware ſpäteſtens 
am 27. Dez. mittags erfolge. Das LG. wies die Klage ab, indem es ausführte, 
die Klägerin ſei nach ihrer eigenen Darſtellung zur Friſtbeſtimmung aus § 326 
BGB. nicht berechtigt geweſen, nach 88 467. 354 daſelbſt hätte ſie dem mit der 
Rückgewähr in Verzug geratenen Beklagten nur eine Friſt mit der Wirkung 
ſetzen können, daß im Falle des fruchtloſen Ablaufs der Verluſt des Wandelungs⸗ 
rechtes des Beklagten eingetreten wäre. 

In der Ber.⸗Inſtanz erklärte die Klägerin, der Ausdruck „Wandelung“ 
ſei in der Klageſchrift verſehentlich gebraucht worden. Es ſei ein neuer Kauf 
vertrag zuſtandegekommen, durch den die Klägerin 3300 Doſen zum Preiſe 
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von 5 „“ von dem Beklagten gekauft habe. Das OLG. erachtet dieſes neue 
Vorbringen nicht für geeignet, den mit der Klage geltend gemachten Anſpruch 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu rechtfertigen. Es führt im weſent⸗ 
lichen aus, daß das LG. nach dem ihm Vorgetragenen zutreffend die Klage ab⸗ 
gewieſen habe, daß eine Vereinbarung, wonach eine als vertragwidrig bean⸗ 
ſtandete Ware vom Verkäufer zurückgenommen werden ſolle, regelmäßig als 
Wandelung und nicht als neuer Kaufvertrag anzuſehen ſei und daß im gegen: 
wärtigen Falle auch nach dem neuen Vorbringen der Klägerin keine Tat⸗ 
ſachen vorlägen, die eine Abweichung von der Regel ergeben würden. 

Dieſe Beurteilung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Vorſchrift des 
§ 326 Abſ. 1 BGB., wonach der Gläubiger im Falle des Verzugs des Schuld⸗ 
ners durch Nachfriſtbeſtimmung die Umwandelung des Erfüllungsanſpruchs 
in den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung herbeiführen kann, 
iſt ausdrücklich nur für gegenſeitige Verträge gegeben. Für ſonſtige Schuld⸗ 
verhältniſſe gilt $ 286 Abſ. 2 a. a. O. Darnach kann der Gläubiger von dem 
ſäumigen Schuldner Schadenerſatz wegen Nichterfüllung dann verlangen, 
wenn die Leiſtung infolge des Verzugs für ihn kein Intereſſe hat, ein Ge⸗ 
ſichtspunkt, unter dem die vorliegende Klage nicht begründet wurde. Die 
Wandelung eines Kaufes (88 462. 467f. BGB.) hat nun an ſich nicht die Wir⸗ 
kung, daß an die Stelle des rückgängig gemachten Kaufvertrags ein anderer 
gegenſeitiger Vertrag tritt. Das Weſentliche und die Natur des Rechtsverhält⸗ 
niſſes Beſtimmende iſt bei der Wandelung nicht, wie beim gegenſeitigen Ver⸗ 
trag, ein Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern die Beſeitigung des 
auf einen ſolchen Austauſch gerichteten Vertrags. Daran ändert auch nichts der 
Umſtand, daß nach 88 467. 346 die beiderſeitigen Leiſtungen zurückzugewähren 
find, und daß dieſe Rückgewähr nach 8348 Zug um Zug und unter entſprechender 
Anwendung der für den gegenſeitigen Vertrag geltenden Vorſchriften der 
88 320. 322 ſtattzufinden hat. Denn hierbei handelt es ſich nur um eine neben⸗ 
ſächliche Folge der Rückgängigmachung des Kaufvertrags, die je nach dem zu⸗ 
fälligen Stande der beiderſeitigen Leiſtungen auch ganz ausbleiben oder nur 
für einen der beiden Teile wirkſam werden kann. 

Die Reviſion verſucht denn auch nicht, aus der Wandelung als ſolcher 
die Anwendbarkeit des $ 326 BGB. zu rechtfertigen. Sie macht vielmehr gel⸗ 
tend, ein gegenſeitiger Vertrag und damit die Zuläſſigkeit des Vorgehens nach 
§ 326 müſſe hier — das Vorbringen der Klägerin als richtig vorausgeſetzt — 
deshalb angenommen werden, weil die Parteien die Herausgabe der Doſen 
und die Rückzahlung des Kaufpreiſes beſonders vereinbart und ſo dieſe beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen zu Vertragpflichten erhoben hätten, dabei ſei es gleich— 
gültig, ob ſie an einen wirklichen Rückkauf oder an Wandelung gedacht hätten 
und ob ſie ſich überhaupt des Unterſchieds zwiſchen beiden bewußt geweſen 
ſeien. Daß es auf dieſem Wege zum Abſchluß eines gegenſeitigen Vertrags 
hätte kommen können, iſt der Reviſion unbedenklich einzuräumen. Allein im 
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gegenwärtigen Falle läßt die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts, wonach ein folches 
Verhältnis nicht vorliegt, einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Was die Klä⸗ 
gerin in der erſten Inſtanz vorgetragen hat, war weiter nichts als die Behaup⸗ 
tung, daß es nach der Beanſtandung der Ware bezüglich eines Teiles derſelben 
zu einer im Sinne des § 465 BGB. vollzogenen Wandelung gekommen ſei; 
Umſtände, die ergeben hätten, daß dabei der Rückgewährpflicht erkennbar eine 
beſondere und ſelbſtändige Bedeutung beigelegt worden iſt, wurden nicht 
geltend gemacht. In der zweiten Inſtanz hat die Klägerin dann allerdings 
erklärt, der Kauf ſei nicht gewandelt worden, ſondern fie habe die Doſen zurück⸗ 
gekauft. Das Ber.⸗Gericht iſt aber einwandfrei der Anſicht, daß die Klägerin 
mit dieſem der tatſächlichen Unterlagen entbehrenden Verſuche, an die Stelle 
der Wandelung einen neuen Kaufvertrag zu ſetzen, nicht zu hören ſei. 

In dem Urteile RGEntſch. Bd. 66. 61 hat der erkennende Senat die Frage 
erörtert, wie ſich der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung ge- 
ſtaltet, den der Käufer nach der Erwirkung eines rechtskräftigen Wandelungs⸗ 
urteils auf Grund von § 283 Abſ. 1 BGB. erhebt. Es iſt dort (S. 66 ff.) ausge⸗ 
führt, daß das durch das rechtskräftige Wandelungsurteil geſchaffene Verhält⸗ 
nis hinſichtlich des Inhalts des erwähnten Anſpruchs gleichzuſtellen ſei dem 
durch einen gegenſeitigen Vertrag begründeten Verpflichtungsverhältniſſe. 
Einer Stellungnahme zu jenem Urteile und deſſen Begründung bedarf es in 
der vorliegenden Sache nicht, da es ſich hier, ſoweit die Wandelung als ſolche 
in Betracht kommt, nicht um den urteilsmäßigen Wandelungsanſpruch und den 
Inhalt des an ſich begründeten Schadenerſatzanſpruchs, ſondern um die Frage 
handelt, ob der außergerichtliche Wandelungsvollzug die Beteiligten ohne 
weiteres in die Lage verſetzt, im Wege des $ 326 BGB. den Anſpruch auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu erlangen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 28. Mai 1918. Sächſ. H.⸗K. 

G. m. b. H. w. F. (OLG. Hamburg). II. 70/18. Auch in Entſch. 93 Nr. 16 

S. 47. 


222. Unwirkſamkeit der Abtretung wegen Unbeſtimmtheit des abge⸗ 
tretenen Betrages“ ſowie wegen Dorbehalts des Einziehungsrechts““. 
Vgl. 71 Nr. 183 m. N. Vgl. 72 Nr. 48 m. N. 

BGB. $ 398. 

Die Beklagte ſtellte gegenüber der Klageforderung zwei Gegenforderungen 
zur Aufrechnung, die urſprünglich den Viehkommiſſionären G. und W. gegen 
den Kläger zugeſtanden haben ſollten, und welche die Beklagte durch Abtretung 
ſeitens der Gläubiger erworben zu haben behauptete. Das Ber.-Gericht ver⸗ 
neinte die Wirkſamkeit der Abtretung, das RG. trat dem bei. Aus den Grün- 
den des Rev.⸗Urteils: 

„Dem G. gewährte die Beklagte in der Weiſe Kredit, daß ſie ihm diejenigen 
Beträge auszahlte, welche er aus Fleiſch- und Viehverkäufen an Nichtmitglie- 
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der der Bank zu fordern hatte. Die Einziehung der Kaufgelder ſollte ausſchließ— 
lich durch die Beklagte erfolgen. Zu dieſem Zwecke hatte G. ihr binnen fünf 
Tagen die Rechnungen einzureichen, welche ſie mit dem Vermerke, daß Zahlun⸗ 
gen nur an die Bank zu leiſten ſeien, den Käufern übermitteln ſollte. Dem G. 
durfte ſie auf die Zahlungen, die fie ihm machte, % Proviſion berechnen 
und ihn außerdem mit einer Inkaſſoproviſion, mit Portoſpeſen und, falls die 
Rechnungsbeträge nicht innerhalb drei Wochen eingingen, mit Verzugszinſen 
in Höhe von mindeſtens 6% belaſten. ‚Zur Sicherheit für dieſen Kredit“, — 
ſo lautet ein weiterer Abſatz des zwiſchen G. und der Beklagten geſchloſſenen 
Vertrags, ‚zediert G. der Handels- und Verkehrsbank alle ſeine Forderungen, 
die er aus ſeinen Fleiſch- und Viehverkäufen hat und erwirbt, bis zur Höhe 
der ihm von der Bank ausgezahlten Beträge.“ 

Weder der erſte lediglich eine Einziehungsermächtigung enthaltende 
Teil des Abkommens noch die ihm folgende Abtretungserklärung waren allein 
oder im Zuſammenhange geeignet, den Übergang Gi.ſcher Forderungen 
auf die Beklagte zu bewirken. An der in der Rechtſprechung des RG. wieder⸗ 
holt zum Ausdrucke gebrachten Auffaſſung von der Übertragbarkeit erſt in Zu— 
kunft zur Entſtehung gelangender, zur Zeit des Vertragſchluſſes alſo noch 
nicht vorhandener Forderungen (vgl. z. B. RGeEntſch. 58, 72; 67, 166; 90, 
274; IW. 1911, 576, 10) iſt freilich feſtzuhalten, ebenſo aber auch daran, daß 
die Abtretungserklärung den Gegenſtand der Abtretung” mit hinreichender 
Deutlichkeit erkennen laſſen muß. Dieſem Erfordernis würde genügt ſein, 
wenn G. lediglich die ihm aus ſeinen Fleiſch- und Viehverkäufen erwachſenden 
Forderungen abgetreten hätte, durch den Zuſatz aber, nach welchem ſie nur bis 
zu dem Betrage der ihm von der Beklagten gewährten, in ihrer Höhe ſtändig 
wechſelnden Vorſchüſſe als übertragen gelten ſollten, wurde eine Unſicherheit 
in die rechtlichen Beziehungen der Vertragteile hineingebracht, welche mit 
dem Weſen der Abtretung nicht vereinbar iſt. Das jeweilige Steigen oder 
Sinken der Bankſchuld des G. ſollte und mußte ſtets auch eine Anderung des 
Abtretungsgegenſtandes zur Folge haben und geſtattete daher erſt bei Be— 
endigung des Kreditverhältniſſes eine ſichere Feſtſtellung der Forderungen, 
welche endgültig auf die Beklagte übergegangen waren. Einer ſolchen Verein— 
barung muß wegen der Unbeſtimmtheit und Unbeſtimmbarkeit des Vertrag— 
gegenſtandes der Rechtsſchutz verſagt werden (vgl. das einen ähnlichen Fall 
behandelnde Urteil des erkennenden Senats vom 18. Mai 1917 RGentſch. 
90, 248 und die oben angezogenen Erkenntniſſe). 

W. hatte mit der Beklagten zwei Verträge geſchloſſen. In dem erſten Ver— 
trage v. 24. Okt. 1903 hatte er ihr zur Sicherheit für den ihm eingeräumten 
Kredit ſeine ſämtlichen gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen aus Vieh— 
verkäufen abgetreten, ſich ſelbſt aber deren Einziehung vorbehalten und ſich 
nur verpflichtet, der Bank wöchentlich eine Aufſtellung der einkaſſierten Beträge 
zu geben. Da dieſe Beſtimmung die Zeſſionarin von der mit dem Gläubiger— 
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rechte begrifflich und notwendig verbundenen Befugnis, die Forderungen in 
eigenem Namen einzuziehen, dauernd und bedingungslos ausſchließt, läßt 
die Abtretungserklärung des W. deſſen ernſtlichen Willen, ſeine Gläubiger⸗ 
ſtellung aufzugeben und hinſichtlich der erworbenen und noch zu erwerbenden 
Forderungen die Beklagte an ſeine Stelle treten zu laſſen, vermiſſen und ent⸗ 
behrt daher der Rechtsgültigkeit. Die Urkunde v. 20. Febr. 1904 enthält aber 
keine neue und ſelbſtändige Abtretungserklärung des W. Sie regelt die Kredit⸗ 
gewährung und das Recht der Bank zur Einziehung der Rechnungsbeträge 
inhaltlich zwar in derſelben Weiſe, wie es ſpäter auch in dem mit G. getroffenen 
Abkommen geſchehen iſt, verweiſt aber hinſichtlich der Sicherheiten lediglich 
auf den Vertrag v. 24. Okt. 1903. Dadurch konnte jedoch die Rechtsunwirkſam⸗ 
keit der in ihm abgegebenen Abtretungserklärung nicht behoben werden.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 22. Febr. 1918. H.⸗Bank w. H. 
(OLG. Hamburg) III. 402/17. Auch in Entſch. 92 Nr. 56 ©. 238. 


223. Überlaſſung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; 
Miete oder Pacht“ d Minderung des Pachtzinſes wegen behördlichen 
Tanzverbots““. 

Vgl. 69 Nr. 73 m. N. gl. 72 Nr. 50 m. N. 

BGB. 38 535. 537 Abſ. 1. 581. 

Die Rechtsvorgänger der Beklagten „vermieteten“ laut Vertrag v. 16. April 
1910 dem P. das Grundſtück Nr. 9 an der Eichwaldſtraße in P. „zum Zwecke 
des Betriebes eines Reſtaurants“ für die Zeit v. 1. Juli 1910 bis zum 31. Dez. 
1922. Mit der Begründung, daß es ſich um eine weſentlich Tanzvergnügungen 
gewidmete Wirtſchaft handle, Veranſtaltungen dieſer Art aber ſeit Kriegs⸗ 
ausbruch verboten ſeien, verlangte P. Minderung der vereinbarten Vergütung 
und erhob Klage auf Rückzahlung von 8833. für die Zeit bis zum 31. Dez. 
1914 und von 625. vierteljährlich für die Folgezeit bis zum 30. Juni 1916. 
Das Ber.⸗Gericht erklärte den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht erachtet den Vertrag v. 16. April 1910 als einen Pacht⸗ 
vertrag, deſſen Gegenſtand ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von Tanz— 
vergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirtſchaftsanweſen bildete. 
Dieſe Annahme wird von der Reviſion mit Unrecht in Zweifel gezogen. Die 
Überlaſſung von Räumlichkeiten zum Betriebe einer Wirtſchaft begründet 
allerdings, wie in der Rechtſprechung des RG. (vgl. RGEntſch. 81, 23; 87, 277) 
anerkannt iſt, ein Pachtverhältnis nur dann, wenn die Räume zu dieſem Zwecke 
baulich eingerichtet und, wenigſtens im weſentlichen, auch mit der erforderlichen 
Ausſtattung verſehen, alſo betriebfertig ſind. Anlaß zu Bedenken kann dar⸗ 
nach der Umſtand geben, daß, wie das Ber.-Gericht als richtig unterſtellt, 
Tiſche, Stühle, Gläſer, Geſchirr u. a. von dem Wirte ſelbſt geſtellt werden ſollten. 
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Indeſſen wird die Annahme eines Pachtverhältniſſes nicht dadurch ausgeſchloſ⸗ 
jen, daß die Einrichtung der Ergänzung bedurfte, und das, was das Ber.⸗ 
Gericht ſonſt über Beſchaffenheit, Einrichtung und andere mit der Zweckbe⸗ 
ſtimmung des Anweſens zuſammenhängende Verhältniſſe feſtſtellt, läßt erken⸗ 
nen, daß dieſes nicht als leere Räumlichkeiten ſondern als ein im weſentlichen 
zur Veranſtaltung von Tanzvergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes 
Wirtſchaftsanweſen, demnach als fruchttragende Sache, zum Gebrauch und 
zum Genuß der Früchte überlaſſen wurde. Das Ber.⸗Gericht weiſt auf die ört⸗ 
liche Lage an der Eichwaldſtraße als der Gegend der Tanzlokale hin, hebt die 
bauliche Eigenart und die Einrichtung des Anweſens hervor und verweiſt 
namentlich auf den einen weſentlichen Teil des Anweſens bildenden, nach dem 
Vertrage umzubauenden und zu vergrößernden Saal, der nach feiner Ein- 
richtung in Verbindung mit den Nebenräumen für Garderobe, Büfett und Re⸗ 
ſtauration als Tanzlokal zu betrachten ſei. Der Einrichtung entſprach die Ver⸗ 
wendung, die das Anweſen vor und nach dem hier in Frage ſtehenden Vertrag 
fand. Das Ber.-Gericht ſtellt feſt, daß die Einnahmen zum allergrößten Teil 
dem Tanzbetriebe zu verdanken geweſen ſeien, und daß auch der Kläger eine 
Anderung nicht eintreten laſſen wollte, vielmehr die Umgeſtaltung des Saales 
zu dem Zwecke verlangt habe, um möglichſt viele Paare tanzen zu laſſen und 
einen hohen Gewinn zu erzielen. Hält man damit die weitere Feſtſtellung zu- 
ſammen, daß die Höhe der Vergütung mit Rückſicht auf die Verwendung zu 
Tanzluſtbarkeiten bemeſſen worden ſei, ſo iſt die Annahme gerechtfertigt, 
daß das Anweſen nicht etwa nur mit der Erlaubnis des Wirtſchafts⸗ und Tanz⸗ 
betriebes vermietet, ſondern als zu dieſem Zwecke und insbeſondere zur Ver⸗ 
anſtaltung von Tanzvergnügungen beſtimmt und eingerichtet verpachtet wor⸗ 
den iſt. Das Erfordernis der Beſchaffung von Tiſchen, Stühlen uſw. tritt unter 
den feſtgeſtellten Umſtänden gegenüber der Beſchaffenheit und Einrichtung 
des Anweſens im übrigen zurück. Was die Reviſion ſonſt gegen die Annahme 
eines Pachtverhältniſſes vorbringt, iſt unerheblich. Insbeſondere kann nicht 
entſcheiden, daß der Vertrag v. 16. April 1910 von einem Rechtskundigen ver⸗ 
faßt und als Mietvertrag bezeichnet worden iſt. Ebenſowenig der Umſtand, 
daß in dem Vertrage nur von dem Betriebe einer Reſtauration, nicht von der 
Veranſtaltung von Tanzvergnügungen die Rede iſt. Entſcheidend ſind viel⸗ 
mehr in erſter Linie die von dem Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten, den Beteiligten beim 
Vertragſchluß bekannten tatſächlichen Verhältniſſe. Iſt demnach davon auszu⸗ 
gehen, daß das Anweſen als ein hauptſächlich zur Veranſtaltung von Tanz— 
vergnügungen beſtimmtes und eingerichtetes Wirtſchaftsanweſen verpachtet 
worden war, dann begründete das behördliche Tanzverbot einen Fehler der 
verpachteten Sache, der ihre Tauglichkeit zum vertragmäßigen Gebrauch 
und zum Genuß der Früchte erheblich minderte. Der Anſpruch auf Minderung 
des Pachtzinſes war daher nach 88 537 Abſ. 1, 581, der Anſpruch auf Rückfor⸗ 
derung des zu viel Gezahlten nach 88 812. 814 BGB. begründet. Die Aus⸗ 
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führungen des Ber.⸗Gerichts ſtehen im Einklang mit der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats (RGeEntſch. 87, 277; 88, 96; 89, 203) und laſſen einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Ob der Pächter trotz des Tanzverbotes gute 
Geſchäfte machte, iſt unerheblich. Denn die Tatſache, daß das Verbot die Taug⸗ 
lichkeit des Pachtgegenſtandes zum vertragmäßigen Gebrauch und Frucht⸗ 
genuß beeinträchtigte, wird dadurch nicht beſeitigt. Zudem hat das Ber.- 
Gericht ſeine Überzeugung dahin ausgeſprochen, daß der durch das Tanzverbot 
begründete Ausfall durch die behauptete Steigerung des ſonſtigen Wirtſchafts⸗ 
betriebes nicht ausgeglichen worden ſei. Da es ſich nicht um die Feſtſtellung 
und den Erſatz eines Schadens handelt, iſt auch belanglos, ob und in welcher 
Höhe der Pächter während des Krieges Einnahmen aus dem Tanzbetriebe 
erzielt haben würde, wenn dieſer nicht verboten geweſen wäre. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 31. Mai 1918. Z. w. P. (Kl.) (OLG. 

Poſen). III. 57/18. | 


224. Überlafjung eines bisherigen Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; 
Miete oder Pacht? Keine Minderung des Mietzinfes wegen allge- 
meiner zeitweiliger behördlicher Schließung 
der Lichtſpielunternehmungen. 

Vgl. vor. Nr. m. N. 

BGB. $$ 535. 537 Abſ. 1. 581. 

Die Klägerin forderte mit der Behauptung, die Benutzung der ihr von der 
Beklagten zum Zwecke von Lichtſpielvorſtellungen überlaſſenen Räume ſei ihr 
durch behördliche Schließung zeitweilig entzogen worden, Minderung der von 
ihr zu entrichtenden vertragmäßigen Vergütung. Die Klage wurde abge- 
wieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Dem LG. iſt darin beizutreten, daß kein Pachtvertrag, ſondern ein Miet— 
vertrag vorliegt. In dem Saale, um den es ſich handelt, war das Schank— 
gewerbe ausgeübt worden, er hatte als Tanzſaal gedient, bis er der Klägerin 
zu Lichtſpielvorführungen überlaſſen wurde. Laut der vorliegenden Urkunde 
haben die Vertragparteien ausdrücklich erklärt, einen Mietvertrag ſchließen 
zu wollen. Wenn in 81 der Urkunde davon die Rede iſt, daß das Mietverhält— 
nis nach Beendigung eines vorzunehmenden Umbaues beginnen ſolle, und 
wenn nach $ 8 daſelbſt die zur Ermöglichung von Lichtſpielvorführungen 
nötige Herſtellung der Mieträumé von den Vermietern ausgeführt, dagegen 
alles zur Ausführung der Lichtſpiele Dienende von den Abmietern allein be— 
ſchafft werden ſollte, ſo kann daraus für die Auffaſſung der Klägerin nichts 
gefolgert werden. Denn die Ausſagen K.s und Fis ſtellen außer Zweifel, 
daß der Beklagten lediglich die Herſtellung des Saales als ſolchen, ſeine Ein— 
richtung zum Betriebe einer Lichtſpielanſtalt aber ausſchließlich der Klägerin 
obliegen ſollte. Dieſe hatte auch tatſächlich nur den nackten Saal überlaſſen 
erhalten, und die geſamte Einrichtung, wenn auch gegen Gewährung eines 
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Geldbeitrags von ſeiten der Vermieterin zu einzelnen Anderungen, ſelbſt be⸗ 
ſorgt. Wenn aber die innere Einrichtung des Saales für den Lichtſpielbetrieb, 
ſowie die Beſchaffung der nötigen Inventarſtücke und Ausſtattungsgegen⸗ 
ſtände vertragsmäßig nicht Sache der Beklagten ſondern der Klägerin war, 
ſo iſt die Annahme, daß durch den Vertrag ein Pachtverhältnis begründet wor⸗ 
den ſei, ausgeſchloſſen (zu vgl. RGEntſch. 87, 277; 88, 98; 89, 203). Auf die 
Grundſätze über den Pachtvertrag kann daher der Klaganſpruch nicht mit Er⸗ 
folg geſtützt werden. 

Als Vermieterin würde die Beklagte für die zeitweilige Beeinträchtigung 
des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietſache der Klägerin nur haften, wenn 
dieſe entweder in ihrer Perſon oder in einem Mangel der Mietſache ſelbſt 
begründet wäre (JW. 1918 88, 8). Erſteres kommt unſtreitig nicht in Frage. 
Einem Sachmangel im Sinne des $ 537 BGB. müßte allerdings gleichgeachtet 
werden, wenn die behördliche Schließung des der Klägerin vermieteten Saales 
während 21 Tagen in Februar und März 1917 in einer Beziehung zur Miet⸗ 
ſache und insbeſondere zu deren örtlicher Lage geſtanden hätte und infolge- 
deſſen ihre Tauglichkeit zu dem durch ihre örtliche Lage erſt ermöglichten ver⸗ 
traggemäßen Gebrauche beeinträchtigt worden wäre (zu vgl. JW. 1913, 596, 
10; RGentſch. 87, 277; 91, 54). Der Annahme des LG., daß dies der Fall 
geweſen ſei, kann jedoch nicht beigetreten werden. Denn die behördlichen Be⸗ 
kanntmachungen, auf denen die zeitweilige Schließung des Lichtſpielunter⸗ 
nehmens der Klägerin beruht, richteten ſich nicht gegen dieſes allein ſondern gegen 
alle dem öffentlichen Verkehre dienenden Räume in L., und ſie hatten ihren 
Anlaß nicht in der Beſchaffenheit oder örtlichen Lage der Mietſache, ſondern 
ausſchließlich in der wie offenkundig nicht bloß für L. ſondern für das ganze 
Deutſche Reich beſtehenden Notwendigkeit, an Heizungs⸗ und Beleuchtungs⸗ 
ſtoffen zu ſparen. Nach den Vorſchriften über den Mietvertrag iſt darum der 
Anſpruch der Klägerin unbegründet.“ 

Urteil, des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 4. April 1918 i. S. C. w. D. Z. 
und K. 1. O. 15/18. F—.ch. 


225. Hein Anfechtungsrecht des Derficherers wegen Irrtums über 
eine für 9% Derficherungsintereffe weſentliche Eigenſchaft des ver⸗ 
ſicherten Gegenſtandes. 


Vgl. 65 Nr. 95. 
BGB. 8 119; VerſVG. 88 6, 17—21. 


Kläger hatte bei der beklagten Viehverſicherungsgeſellſchaft ein Pferd 
verſichert. Bei Eingehung des Verſicherungsvertrags hatte er das Pferd 
als geſund bezeichnet, tatſächlich war es jedoch, wie ſich ſpäter herausſtellte, 
damals bereits krank geweſen. Als es dann an dieſer Krankheit eingegangen 
war, focht die Beklagte u. a. den Verſicherungsvertrag wegen Irrtums an, 
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weil das Pferd bei Eingehung des Verſicherungsvertrags bereits krank geweſen 
ſei. Die Einrede wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die von der Beklagten erklärte Anfechtung des Verſicherungsvertrags 
wegen Irrtums über die Geſundheit des Pferdes wäre, wie das LG. mit Recht 
ausſpricht, unzuläſſig, auch wenn die Vorausſetzungen des $ 119 BGB. vor⸗ 
lägen. Könnte der Verſicherer einen Verſicherungsvertrag anfechten, weil 
er ebenſo wie der Verſicherte über eine Eigenſchaft des verſicherten Gegen⸗ 
ſtandes, die für die Güte des übernommenen Riſikos erheblich war, im Irr⸗ 
tum geweſen iſt, ſo hätte der Verſicherte niemals die Gewißheit, wirklich ge⸗ 
deckt zu ſein. Eine ſolche Anfechtung wäre alſo gegen den Sinn und Zweck 
des Verſicherungsvertrags. Sie iſt auch durch den § 6 und insbeſondere die 
88 17 bis 21 des VVG. ausgeſchloſſen, was im § 51 der Verſicherungsbedingun⸗ 
gen der Beklagten noch ausdrücklich wiederholt iſt. Eine Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung bleibt natürlich zuläſſig. Aber dieſe ſcheitert im Streit⸗ 
falle daran, daß K. bei Abſchluß der Verſicherung die Angabe, daß das Pferd 
geſund ſei, nicht argliſtig unrichtig und nicht einmal fahrläſſigerweiſe gemacht 
hat. Das Gericht bezweifelt nicht, daß K. das Pferd damals für geſund ge⸗ 
halten hat und auf Grund der Angabe des Tierarztes J. war er hierzu auch 
berechtigt.“ | 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 23. Mai 1918. J. H. G. w. 

Nordd. Viehverſ.⸗Geſ. Bf. III. 121/18. Nö. 


226. Schuldrechtliche Wirkung der Verpfändung einer Lebens- 
verſicherung ohne Anzeige an den Drittſchuldner. 
BGB. § 1280. 

H. verpfändete den Klägern zur Sicherheit für ihm gewährte Darlehne 
ſeine Anſprüche aus einer auf ſeinen Todesfall abgeſchloſſenen Lebensverſiche⸗ 
rung unter Übergabe des Verſicherungſcheins. Eine Anzeige von der Ver⸗ 
pfändung erfolgte an die Verſicherungsgeſellſchaft nicht. Nach dem Tode des 
H. erhoben die Kläger Anſprüche auf die Verſicherungsſumme. Der Nachlaß⸗ 
pfleger des H. beſtritt dieſelben wegen Unwirkſamkeit der Verpfändung. 
Die Verſicherungsgeſellſchaft hinterlegte den ſtreitigen Betrag. Der von den 
Klägern gegen den Nachlaßpfleger erhobenen Klage auf Einwilligung in die 
Auszahlung des hinterlegten Betrags wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Nach $ 1280 BGB. erfordert allerdings die Verpfändung zu ihrer vollen 
Wirkſamkeit die Anzeige des Gläubigers an den Schuldner. Eine ſolche iſt 
nicht erfolgt. Als Verpfändung würde daher der Vertrag v. 3. Aug. 1914 
weder gegenüber der Nachlaßkonkursmaſſe noch gegenüber einem dritten 
Gläubiger wirkſam geworden ſein, der die Forderung mit Beſchlag belegt 
hätte. Hier ſtehen ſich aber der Kläger und der Nachlaßpfleger gegenüber. 
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Der letztere ſteht völlig an Stelle des Erblaſſers. Er muß alſo deſſen Verfü⸗ 
gungen ebenſo gegen ſich gelten laſſen wie ein anderer Geſamtnachfolger 
oder wie der Erblaſſer ſelbſt. Daraus, daß eine Verpfändung des Verſicherungs⸗ 
anſpruchs ohne Anzeige des Gläubigers an den Schuldner der dinglichen 
Wirkſamkeit entbehrt, iſt nicht zu folgern, daß der Vertrag zwiſchen den Be⸗ 
teiligten ſelbſt ohne obligatoriſche Wirkungen ſein müßte. Es fehlt an genü⸗ 
gendem Anhalt für die Annahme, daß obligatoriſche Sicherungsgeſchäfte 
mit Bezug auf Sachen nur inſoweit zuläſſig ſein ſollten, als ſie auch dinglich 
rechtswirkſam abgeſchloſſen werden können. Wenn daher die Beteiligten eine 
Verpfändung der Forderung verabredet haben, ohne daß es zu einer Anzeige 
der Verpfändung gekommen iſt, ſo ſteht nichts entgegen, im Verhältnis der 
Beteiligten ſelbſt dieſem Abkommen vollſtändige Wirkung dahin beizulegen, 
daß der Gläubiger berechtigt iſt, ſich dem verpfändenden Schuldner gegenüber 
aus der Forderung für ſeine Anſprüche zu befriedigen. Die obligatoriſche 
Wirkung eines derartigen Vertrags ohne Beobachtung der für die Wirkſamkeit 
in $ 1280 BGB. feſtgeſetzten Vorausſetzung iſt bisher inſoweit anerkannt wor⸗ 
den, als daraus ein obligatoriſch wirkendes Zurückbehaltungsrecht am Ver⸗ 
ſicherungſchein anerkannt worden iſt (vgl. RGEntſch. 51, 87). Die gleiche Wir⸗ 
kung iſt dem Vertrag unter den Beteiligten ſelbſt aber auch nach der Richtung 
beizumeſſen, daß der Gläubiger zu einer Befriedigung ſeiner Forderung aus 
dem Pfandſtück berechtigt und der Schuldner verpflichtet iſt, dieſe Befriedi- 
gung ſich gefallen zu laſſen. Mit einem obligatoriſchen Zurückbehaltungsrecht 
an der Schuldurkunde, dem Verſicherungſchein, iſt im vorliegenden Falle dem 
Gläubiger nicht gedient, da es ſich nicht mehr um den Lebensverſicherungs⸗ 
anſpruch in ſeiner urſprünglichen Form handelt; vielmehr iſt die Verſicherung⸗ 
ſumme fällig geworden und die Verſicherungsanſtalt hat ſie zugunſten der 
beteiligten Gläubiger hinterlegt. Dieſe Hinterlegungſumme kann daher der 
Gläubiger zu ſeiner Befriedigung in Anſpruch nehmen und der Schuldner 
ift ebenſowenig wie ſeine Rechtsnachfolger oder der Nachlaßpfleger berechtigt, 
gegenüber der in dem Vertrage v. 3. Aug. 1914 übernommenen Verpflichtung 
dieſer ene ce der Hinterlegungſumme ö des Gläubigers 
entgegenzutreten.“ 


Urteil des Kammergerichts v. 23. Sept. 1918 i. S. H. W. T. 22. U. 
203/18. O0. H. 


227. Die Beſtimmung über die Beerdigung eines Derftorbenen ſteht 
dem nächſten Verwandten zu“; Suläſſigkeit des Rechtswegs bei eur 
ſtehendem Streit**. 

Vgl. 59 Nr. 176; 68 Nr. 60; 70 Nr. 219; Vgl. 65 Nr. 29 m. N. 

BGB. $ 1968; GVG. 8 13. 

Am 4. Mai 1918 ſtarb zu Lüttich in einem Kriegslazarett der Unteroffizier 


A. infolge einer Kriegsverletzung. Die Verlobte und eine Schweſter des Ver- 
26* 
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ſtorbenen, der ſeine Mutter und fünf weitere Geſchwiſter hinterlaſſen hatte, 
überführten die Leiche nach Berlin und trafen die nötigen Vorbereitungen 
zur Beerdigung, beſtellten insbeſondere die Grabſtelle und ſetzten Zeit und Ort 
der Beerdigung feſt. Auf den Einſpruch der Mutter des Verſtorbenen, welche 
das Recht für ſich in Anſpruch nahm, die Beerdigung ſelbſt anzuordnen, wurde 
die Beerdigung herausgeſchoben. Die Mutter begehrte Erlaß einer einft- 
weiligen Verfügung mit dem Ziele, ihr Recht auf die Anordnung der Vorbe⸗ 
reitungen der Beerdigung und deren Geſtaltung zu wahren. Dem Antrage 
wurde in der Beſchwerdeinſtanz ſtattgegeben. Aus den Gründen: 
„Vorweg iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs nicht zu beanſtanden. Für die 
Entſcheidung von Streitigkeiten der vorliegenden Art gilt zwar keine ausdrück⸗ 
liche Geſetzesbeſtimmung. Es iſt aber kein Grund erſichtlich, der die Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs ergeben, insbeſondere die Zuſtändigkeit der Gerichte 
zur Entſcheidung dieſer Streitigkeiten ausſchließen würde. Es würde andern⸗ 
falls an jedem Wege fehlen, Streitigkeiten dieſer Art unter den Beteiligten 
zum Austrag zu bringen. Darnach iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die 
beantragte einſtweilige Verfügung anzuerkennen (vgl. RGeEntſch. 71, 20). 
Ebenſo iſt bei einem Widerſtreit der Beteiligten die Antragſtellerin als die 
Mutter des Verſtorbenen diejenige, der das entſcheidende Wort bei der Vor⸗ 
bereitung und Ausgeſtaltung der Beerdigung gebührt. Auch darüber, wer 
bei der Vorbereitung und Ausgeſtaltung des Begräbniſſes die maßgebende 
Rolle zu ſpielen hat, fehlen ausdrückliche Beſtimmungen im Geſetz. Ins⸗ 
beſondere kann die Entſcheidung nicht unmittelbar aus den Vorſchriften des 
Erbrechtes entnommen werden, zumal, wenn, wie im vorliegenden Falle, 
die nächſtberechtigten Erben über die Ausübung des Rechtes nicht einig ſind. 
Nach den beigebrachten Beſcheinigungsmitteln fehlt es auch an einem 
genügenden Anhalt für die Feſtſtellung, daß der Verſtorbene ſelbſt Anordnun⸗ 
gen über die Art ſeiner Beerdigung getroffen hätte, insbeſondere darüber, 
wer unter ſeinen Hinterbliebenen die Beerdigung in die Hand nehmen ſolle. 
Anordnungen dieſer Art würden in erſter Reihe entſcheidend ſein. Die bei- 
gebrachten Beſcheinigungsmittel über dieſen Punkt gehen aber derart aus⸗ 
einander, daß nur angenommen werden kann, der Verſtorbene habe entweder 
überhaupt keine Anordnungen über die Art ſeiner Beerdigung getroffen oder 
es handle ſich dabei um gelegentliche und nicht verbindliche Außerungen. 
Die Entſcheidung darüber, wem hinſichtlich der näheren Einzelheiten 
der Beerdigung die maßgebende Stimme gebührt, kann nur der im deutſchen 
Volke herrſchenden ſittlichen Anſchauung entnommen werden. Dieſe geht 
dahin, daß der nächſte Verwandte die entſcheidende Stimme beſitzt, alſo im 
vorliegenden Falle die Antragſtellerin, die Mutter, zumal da dieſe mit der 
größten Mehrzahl der hinterbliebenen Geſchwiſter einig iſt. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob ein förmliches Verlöbnis zwiſchen der 
Antragsgegnerin und dem Verſtorbenen beſtanden hat und insbeſondere ver— 
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öffentlicht worden iſt. Einer Entſcheidung dieſes Streites bedarf es aber nicht, 
da unter allen Umſtänden der Regel nach die Mutter gegenüber der Braut 

den Vorrang bei der Anordnung beanſpruchen kann.“ 
Beſchluß des Kammergerichts zu Berlin (22. Sen.) v. 8. Juli 1918. 
B. w. A. 22. W. 1268/18. O. H. 


228. In beſonders gearteten Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung 
mit einem ſtillen Geſellſchafter auch der Wert des Geſchäfts und der 
Firma in die Bilanz einzuſtellen. 

HGB. 55 40. 340. 

Der Beklagte, der den Kläger 1895 als ſtillen Geſellſchafter in ſein Geſchäft 
aufgenommen hatte, kündigte das Geſellſchaftsverhältnis zum 1. Juli 1917. 
Er zahlte dem Kläger den Betrag aus, der ſich nach der Jahresbilanz als deſſen 
Anteil ergab. Der Kläger verlangte Ergänzung der Bilanz u. a. durch Ein⸗ 
ſtellung des Wertes des Geſchäfts und der Firma. Das LG. wies dieſes Ver⸗ 
langen zurück. Die Berufung hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht vermag den Standpunkt nicht zu teilen, 
den das LG. bezüglich des Geſchäfts- und Firmenwertes eingenommen 
hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ein ſolcher Wert, vorausgeſetzt natürlich, 
daß er ſich im gegebenen Falle durch Schätzung ermitteln läßt, grundſätzlich 
bei der Auflöſung einer ſtillen Geſellſchaft als Poſten der Auseinanderſetzungs⸗ 
bilanz einzuſetzen iſt. Hier hat das jedenfalls mit Rückſicht auf die beſonderen 
vorliegenden Umſtände zu geſchehen. Der Kläger brachte die gleiche Kapital⸗ 
einlage ins Geſchäft ein wie der Beklagte (18000 ) und war — nach Kürzung 
eines beſtimmten Betrags, den jede Partei im voraus für ihre gefchäftliche . 
Tätigkeit zu erhalten hatte — in dem gleichen Maße wie dieſer am Gewinn und 
Verluſt beteiligt (§ 5 des Vertrags). Er hatte den kaufmänniſchen Teil, ins⸗ 
beſondere die Korreſpondenz und die Buchführung ſtändig zu überwachen 
und hatte die entſcheidende Stimme bei der Anſtellung des kaufmänniſchen 
Perſonals, das jederzeit ſeinen Anordnungen nachkommen mußte (8 3); größere 
Neuanſchaffungen für das Geſchäft bedurften ſeiner Genehmigung ($ 8). 
Er hatte das Geſchäft durch Gewährung erheblicher barer Darlehne aus ſeinen 
Mitteln unterſtützt und ihm ſtändig durch Hingabe ſeines Wechſelacceptes 
Bankkredit beſchafft, auch nutzbringende Geſchäftsverbindungen herbeigeführt. 
Seine Beteiligung iſt mithin nach Art und Umfang über das gewöhnliche 
Maß der Beteiligung eines ſtillen Geſellſchafters weit hinausgegangen und 
hat ſeine Stellung der eines offenen Geſellſchafters nahegerückt. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die günſtige Vermögenslage, in die ſich das Geſchäft, das anfäng⸗ 
lich ſchlecht gegangen iſt, im Laufe der Jahre emporgearbeitet hat, zu einem 
nicht geringen Teile auf ſeine Tätigkeit zurückzuführen iſt, und es muß daher der 
jetzt vorhandene Geſchäfts⸗ und Firmenwert, zu deſſen Schaffung ſicherlich 
auch die mit ſeiner Zuſtimmung alljährlich vorgenommenen beträchtlichen 
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Abſchreibungen und die dadurch erzielten ſtillen Reſerven beigetragen haben, 
auch als Ergebnis ſeiner Mitwirkung angeſehen werden. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden wäre es unbillig, wollte man ihn bei der Auseinanderſetzung von der 
Beteiligung an dieſem Geſchäftswerte ausſchließen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 17. Juni 1918 i. S. Schn. w. 
Schu. 5. O. 64/18. F—ch. 


II. Verfahren. 


229. Verwerfung der Einrede der mangelnden parteifähigkeit durch 
Swiſchenurteil nach 8 505 5P®.*; Fortbeſtehen der Rechtsperſönlich⸗ 
keit einer Gewerkſchaft nach der Auflöfung**; entſprechende An⸗ 
wendung des 8511 Abſ. 2 H5B. auf die Geſchäfte der aufgelöften 
Gewerkſchaft. 
“Bol. 64 Nr. 230 m. N., 67 Nr. 46. 49 Nr. 248. 
3 O. 58 50. 275 Abſ. 2. 303; HB. $ 311. 

Der Kläger erhob gegen die Beklagte, die 1905 als Gewerkſchaft gothai⸗ 
ſchen Rechts mit dem Sitze in Gotha gegründet war, Anſprüche auf Grund eines 
im Jahre 1913 geſchloſſenen Vertrags. Die Beklagte wandte ein, in der Ge⸗ 
werkenverſammlung v. 21. März 1907 ſei unter Abänderung der Satzung be⸗ 
ſchloſſen worden, den Sitz nach Blankenburg im Herzogtum Braunſchweig zu 
verlegen; damit ſei die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaft erloſchen und aus 
dieſem Grunde ſei der mit dem Kläger im Jahre 1913 abgeſchloſſene Vertrag 
rechtsunwirkſam. Das OLG. erkannte auf Grund abgeſonderter Verhandlung 
durch Zwiſchenurteil dahin, daß die Einwendungen der Beklagten, ihr fehle 
die Parteifähigkeit und der bezeichnete Vertrag ſei deshalb nichtig, unbegründet 
ſeien. Die Reviſion der Beklagten wurde als unzuläſſig verworfen. Aus den 
Gründen: 

„Reviſionsfähig würde das angefochtene Urteil nur ſein, wenn es ein 
Zwiſchenurteil nach $ 275 Abſ. 2 ZPO. wäre. Dieſe Auffaſſung wird jedoch 
durch den Gegenſtand der Entſcheidung ausgeſchloſſen. Sie verwirft nicht 
nur die Einrede der mangelnden Parteifähigkeit, ſondern erklärt zugleich einen 
in das Gebiet der ſachlichen Verteidigung fallenden Einwand für unbegründet. 
Ein Urteil dieſes Inhalts enthält keine abgeſonderte Entſcheidung über die 
prozeßhindernde Einrede und kann deshalb nicht als Zwiſchenurteil im Sinne 
der bezeichneten Vorſchrift, ſondern nur als ein ſolches nach $ 303 ZPO. be⸗ 
trachtet werden, wobei zu berückſichtigen iſt, daß nach Maßgabe dieſer Vor⸗ 
Schrift auch über prozeſſuale Rechtsbehelfe befunden werden kann (RGEntſch. 
15, 399). Ob die Reviſionsfähigkeit zu bejahen ſein würde, wenn erſichtlich 
wäre, daß der Ber.⸗Richter trotz der Unzuläſſigkeit dieſes Verfahrens ein Urteil 
nach § 275 Ab. 2 habe erlaſſen wollen, bedarf nicht der Erörterung. Der An- 
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nahme einer ſolchen Abficht fteht entgegen, daß der Vorderrichter feine Ent- 
ſcheidung ausdrücklich als Zwiſchenurteil im Sinne von $ 303 kennzeichnet und 
daß er nach der Verkündung Termin zur Fortſetzung der Verhandlung über 
die Hauptſache von Amts wegen anberaumt hat. Nach der Erlaſſung eines 
Urteils gemäß § 275 Abſ. 2 wäre dies nur auf Antrag ſtatthaft geweſen. 
Wie wohl hiernach auf die von der Reviſion erhobenen Ausſtellungen nicht 
einzugehen iſt, ſoll zur Beſeitigung der Zweifel, ob das Urteil eine ſichere Grund⸗ 
lage für die Fortſtellung des Ber-. Verfahrens bildet, folgendes bemerkt werden. 
Verfehlt iſt allerdings der Verſuch des Ber.⸗Gerichts, die durch die Verlegung 
ihres Sitzes nach Blankenburg der Auflöſung verfallene Gewerkſchaft (RG.⸗ 
Entſch. 88, 53) mit Hülfe von $ 140 BGB. als einen nicht rechtsfähigen Verein 
aufrechtzuerhalten. Dieſer Ausweg kann, von anderen rechtlichen Bedenken ab» 
geſehen, ſchon deshalb nicht eingeſchlagen werden, weil der dabei zu unterſtellende 
Wille der Beteiligten nicht mit den wirtſchaftlichen Zwecken vereinbar iſt, welche 
bei der Entſcheidung für die Rechtsform der Gewerkſchaft maßgebend zu ſein 
pflegen (wird ausgeführt). — Aus der Unhaltbarkeit der Erwägungen des Ber.- 
Gerichts kann indeſſen nicht mit der Reviſion gefolgert werden, daß die Gewerk⸗ 
ſchaft durch die Verlegung des Sitzes der Rechtsperſönlichkeit verluſtig gegangen 
iſt. Sie trat vielmehr wie eine deutſche Aktiengeſellſchaft, die ihren Sitz in das 
Ausland verlegt — |. RGeEntſch. 7, 68. 70 — in den Liquidationszuſtand und es 
blieb infolgedeſſen ihre Rechts⸗ und Parteifähigkeit beſtehen (vgl. RGeEntſch. 
59, 325). Ob aber hierdurch eine Beſchränkung der Vertretungsmacht ihrer 
Organe auf den Liquidationszweck herbeigeführt wurde und ob der mit dem 
Kläger im Jahre 1913 abgeſchloſſene Vertrag im Rahmen dieſes Zweckes 
liegt, kann auf ſich beruhen. Denn ſolange ſich die Auflöſung der Gewerkſchaft 
der Offenkundigkeit entzog, wurde die Wirkſamkeit der von ihrem Vorſtand 
mit Dritten abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte durch die Auflöſung nicht berührt. 
Die geſetzliche Unterlage für dieſe Annahme bietet die Vorſchrift in $ 311 
Abſ. 2 HGB. — ogl. auch $ 77 des Geſ. betr. die Geſ. m. b. H. und $ 97 Abſ. 2 
des Genoſſenſchaftsgeſ. — dar, deren entſprechende Anwendung durch die 
Rückſichten auf die Sicherheit des Rechtsverkehrs geboten und um ſo mehr 
gerechtfertigt iſt, als die Gewerkſchaft nach der Sitzverlegung in das Handels⸗ 
regiſter des Amtsgerichts Blankenburg eingetragen wurde (88 2, 33 Abſ. 1 
HGB.) und zur Zeit des Vertragsabſchluſſes der Parteien noch eingetragen war. 
Zum mindeſten braucht der Kläger, deſſen guter Glaube in bezug auf das Fort⸗ 
beſtehen der Gewerkſchaft von der Beklagten nicht beſtritten worden iſt, deren 
Auflöſung auf Grund der $$ 15 Abſ. 1, 34 Abſ. 1 HGB. nicht gegen ſich gelten 

zu laſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Mai 1918. Gewerkſchaft H. 

w. S. (OLG. Braunſchweig). III. 28/18. 
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230. Zur Frage der Suläſſigkeit der Ausſetzung der Verhandlung im 
Urkundenprozeß. 
Vgl. Bd. 58 Nr. 88. 
ZPO. 5 148. 

Die Beklagte hat durch den Vertrag v. 7. Sept. 1916 den Kläger als ihren 
Generalvertreter für mehrere preußiſche Provinzen beſtellt und ſich verpflichtet, 
ihm monatlich 500 % Gehalt und 800.4 à conto Proviſion zu bezahlen, hat 
aber am 6. Juli 1917 das Vertragverhältnis außerordentlich gekündigt und 
verweigert die ſeit dem 1. Juli 1917 fälligen vertragmäßigen Leiſtungen. 
Der Kläger hat im Urkundenprozeß zunächſt die am 1. Juli 1917 fällig geweſenen 
1300 4 eingeklagt und beim LG. ein obſiegliches Urteil erwirkt; dieſer Rechts⸗ 
ſtreit ſchwebt zurzeit in der Ber.⸗Inſtanz. Mit Klage im Urkundenprozeß 
v. 5. Sept. 1917 hat Kläger die am 1. Aug. und 1. Sept. 1917 fällig gewordenen 
Anſprüche in Höhe von 2600. eingeklagt; die Beklagte wurde zur Zahlung 
dieſes Betrages verurteilt und erhob dann im ordentlichen Verfahren Wider⸗ 
klage mit dem Antrag, es wolle der Vertrag v. 7. Sept. 1916 infolge außer⸗ 
ordentlicher Kündigung für rechtsunwirkſam erklärt und aufgehoben werden; 
am 15. Dez. 1917 erließ das Gericht Beweisbeſchluß über die beiderſeitigen Be⸗ 
hauptungen. Mit Schriftſatz v. 19. Okt. 1917 klagte Kläger im Urkundenprozeß 
die am 1. Okt. 1917 fällig gewordene Gehalts⸗ und Proviſionsrate zu 1300. K 
ein. Das LG. ſetzte gemäß dem Antrag der Beklagten die Verhandlung nach 
§ 148 3PO. bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der ſogenannten Widerklage 
aus, da die Frage, ob der Kläger die 1300. für den Monat Oktober 1917 be⸗ 
anſpruchen könne, ganz davon abhänge, ob der Agenturvertrag mit Grund 
vorzeitig gekündigt werden konnte. Auf die Beſchwerde des Klägers wurde der 
landgerichtliche Beſchluß aufgehoben und der Ausſetzungsantrag der Beklagten 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Im Urkundenprozeß iſt die Ausſetzung nur anzuordnen, wenn ſie nach der 
beſonderen Lage des Falles unumgänglich notwendig iſt (Förſter⸗Kabn 3POs. 
J. S. 447), insbeſondere kann eine Ausſetzung wegen Einwendungen des Be⸗ 
klagten, die dieſer nicht mit den in $ 595 ZPO. bezeichneten Beweismittel 
nachweiſen kann, nur ausnahmsweiſe angemeſſen erſcheinen, weil ſonſt der 
Zweck des Geſetzes, dem Kläger auf Grund der prima facie liquiden Klage eine 
ſchleunige, wenn auch nur proviſoriſche Rechtshülfe zu gewähren, leicht ver⸗ 
eitelt werden kann (JW. 1898, 684, Seuff A. 58 Nr. 88). 

Im vorliegenden Fall kann die beklagte Partei die Rechtmäßigkeit ihrer 
außerordentlichen Kündigung mit den im Urkundenprozeß zuläſſigen Beweis⸗ 
mitteln nicht beweiſen; ihre hierauf geſtützte Einwendung gegen den Klag⸗ 
anſpruch mußte deshalb nach $ 598 ZPO. als im Urkundenprozeß unſtatthaft 
zurückgewieſen werden. Es würde nun dem Zweck des Urkundenprozeſſes 
geradezu entgegenlaufen, wenn die Verhandlung ausgeſetzt würde, um der 
Beklagten die Möglichkeit zu gewähren, im Nachverfahren eines anderen Ur⸗ 
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kundenprozeſſes das Beweismaterial für ihre Einwendung vorzulegen und die 
erforderlichen Beweiſe durch Urkunden, Zeugen und Sachverſtändige erheben 
zu laſſen (OLG. Rechtſpr. 15, 103). Gewiß iſt nicht zu verkennen, daß die Be⸗ 
klagte durch die vom Kläger bereits erwirkten und noch weiter zu erwirkenden 
vorläufig vollſtreckbaren Urteile in Schaden kommen kann, jedenfalls inſofern 
als ihr Koſten erwachſen, deren Erſtattung zweifelhaft erſcheint, allein das 
hängt eben mit der Eigenart des Urkundenprozeſſes zuſammen; die Ausſetzung 


der Verhandlung vermag dieſer Umſtand nicht zu rechtfertigen — — —“ 
Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 19. Dez. 1917 i. S. B. w. G. 
Beſchw.⸗Reg. 431/17. F. 


231. Die gemeinſame Erklärung der parteien über einen tatſächlichen 
Hergang erfüllt den Tatbeſtand des Geſtändniſſes“; Nachweis des 
Irrtums bei Widerruf des Geſtändniſſes““; Wiedereröffnung der münd⸗ 
lichen Verhandlung“ *. 
„Vgl. 38 Nr. 347. gl. 38 Nr. 348. Vgl. 41 Nr. 231; 42 Nr. 62; 50 Nr. 210. 
3 PO. 5 288; ZPO. 5 290; ZPO. 88 156. 139. 

Der Beklagte lud auf dem Zimmerplatze des Klägers mit einem Knechte 
ſeinen mit etwa acht Stämmen Langholz beladenen Wagen ab. Dabei kam 
ein Stamm ins Rollen und fiel dem Kläger auf den linken Fuß, der dadurch 
zerquetſcht wurde. Der Schadenerſatzanſpruch des Klägers wurde vom CG. 
und OLG. für gerechtfertigt erklärt. Beide Gerichte legten ihrer Beurteilung 
die vom Kläger gegebene Darſtellung des Sachverhalts zugrunde, nach welcher 
der Beklagte ſich beim Abladen der Stämme gegen einen loſe auf dem Wagen 
liegenden Stamm geſtützt haben ſollte, ohne Anſtalten zu deſſen Sicherung 
durch Einklemmen eines Holzſcheites getroffen zu haben, wodurch dieſer Stamm 
in Bewegung geraten und vom Wagen geglitten ſei. Das Ber.⸗Gericht hielt 
den in zweiter Inſtanz angetretenen Beweis des Beklagten für die Unrichtig⸗ 
keit dieſer Darſtellung für unerheblich, weil ein in erſter Inſtanz abgegebenes 
Geſtändnis des Beklagten vorliege und nicht dargetan ſei, daß es durch Irr⸗ 
tum veranlaßt ſei. Die hiergegen gerichteten Angriffe der Reviſion wurden ver⸗ 
worfen mit folgender Begründung: 

„— — — Der Kläger hat in der Klage vorgetragen, daß der Beklagte beim 
Abladen der ſchweren Stämme ſich gegen einen loſe auf dem Wagen liegenden 
Stamm angeſtemmt habe, wodurch dieſer letztere in Bewegung geraten, vom 
Wagen herunter und dem Kläger auf den Fuß gefallen ſei. Dieſe Darſtellung 
hat der Beklagte in der Klagebeantwortung mit Hinzufügung in der Klage nicht 
angegebener Einzelheiten dahin beſtätigt, daß er, im Begriffe, mit Hülfe ſeines 
Knechtes einen ſeitwärts liegenden Stamm mit der Schulter auszuheben, 
ſich mit der linken Hand gegen den zu oberſt liegenden Stamm geſtemmt haben 
der dann durch den ſtarken Druck ins Rollen gekommen ſei und im Fallen den 
Kläger getroffen habe. In dem Beweisaufnahmetermin vor dem beauftragten 
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Richter in erſter Inſtanz haben beide Prozeßvertreter eine gemeinſame Er⸗ 
klärung über den Hergang des Unfalles abgegeben, worin es ebenfalls heißt, 
daß der Beklagte ſich gegen einen hoch auf den übrigen liegenden Stamm ſtützte, 
ſo daß dieſer zu Boden fiel. Dieſe gemeinſame Erklärung iſt auch in den Tat⸗ 
beſtand des Urteils der erſten Inſtanz aufgenommen, alſo von den Parteien 
zur Grundlage ihres Vortrags in der mündlichen Verhandlung, auf die das 
Urteil folgte, gemacht worden. Sie iſt vom Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum 
dahin gewertet worden, daß ſie ein Geſtändnis der vom Kläger behaupteten 
Tatſachen vom Hergange des Unfalls ſeitens des Beklagten enthalte, der damit 
die Darſtellung des Klägers mit der Maßgabe einräumte, daß aus dem Gegen⸗ 
ſtemmen ein Aufſtützen wurden Beide Darſtellungen decken ſich inhaltlich 
in allem weſentlichen und die gemeinſame übereinſtimmende Erklärung der 
Parteien will die vorgetragenen Tatſachen der richterlichen Würdigung ent⸗ 
ziehen, die gemeinſame Erklärung über den Hergang des Unfalls ſoll die Grund⸗ 
lage des Urteilsſpruches bilden. Damit iſt der Tatbeſtand eines Geſtändniſſes 
gegeben (vgl. RGEntſch. 86, 145). Dieſes Geſtändnis iſt auch ein gerichtliches 
nach 8 288 ZPO., und dies ſelbſt dann, wenn es in der müdlichen Verhand⸗ 
lung vor dem Prozeßgericht nicht als ſolches wiederholt ſondern nur von den 
Parteien aus der Beweisverhandlung berichtend vorgetragen worden iſt. 
Denn gerichtlich iſt ein Geſtändnis, wenn es im Laufe des Rechtsſtreits vor dem 
Gericht abgegeben iſt, ſei es vor dem Prozeßgericht in der mündlichen Verhand⸗ 
lung oder zum Protokoll des beauftragten oder erſuchten Richters, wie in $ 288 
ZPO. ausdrücklich vorgeſehen iſt (vgl. RG. in Seuff A. 38 Nr. 347). 

Auch der erſte Schriftſatz des Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz bleibt noch 
bei der Darſtellung der gemeinſamen Erklärung der Parteien in dem Beweis⸗ 
aufnahmetermin der erſten Inſtanz. Erſt ein weiterer Schriftſatz v. 11. Okt. 
1917 ändert ſie und erklärt die ‚gegneriſche' Darſtellung über den Hergang 
für unrichtig; ein Gegenſtemmen gegen den herabgerollten Stamm habe nicht 
ſtattgefunden, ſei auch ſchon wegen der Höhe des beladenen Wagens unmög⸗ 
lich geweſen. Erſt jetzt habe der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten Ge⸗ 
legenheit gehabt, mit dem aus dem Felde beurlaubten Beklagten perſönlich 
Rückſprache zu nehmen, wobei ihm die berichtigende neue Mitteilung gemacht 
worden ſei. Der Stamm ſoll nach der neuen in der folgenden mündlichen Ver⸗ 
handlung vorgetragenen Darſtellung des Beklagten irgendwie auf eine nicht 
aufzuklärende Weiſe ins Rollen gekommen ſein. Der Beklagte hat als Zeugen 
über den Hergang jetzt ſeinen Knecht benannt, während der Kläger bei ſeiner 
Darſtellung verblieben iſt und auch ſeinerſeits Zeugen über den Hergang nach 
ſeiner Behauptung angerufen hat. Mit der neuen Erklärung und Darſtellung 
des Beklagten iſt das frühere Geſtändnis der vom Kläger behaupteten Tat⸗ 
ſachen hinſichtlich des Hergangs des Unfalls widerrufen. Zu einem rechts⸗ 
wirkſamen Widerrufe des gerichtlichen Geſtändniſſes gehört aber nach § 290 
ZPO. neben dem Beweiſe, daß das Geſtändnis der Wahrheit nicht entſpreche, 
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auch der, daß es durch einen Irrtum veranlaßt ſei, und dieſer letztere Nachweis 
erfordert die Glaubhaftmachung ſcheinbarer äußerer Tatſachen, die die Ent⸗ 
ſtehung des Irrtums und der durch dieſen verurſachten unrichtigen Darſtellung 
erklären (JW. 1902, 166 Nr. 16). Davon enthält indeſſen der vorgetragene 
Schriftſatz v. 11. Okt. 1917 nichts; ebenſowenig der Tatbeſtand des Urteils 
des Ber.⸗Gerichts. Erſt nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung, 
zwiſchen dem Verhandlungs⸗ und dem Verkündungstermine, iſt der Beklagte 
mit einem Schriftſatze hervorgetreten, worin er den Irrtum des früheren Ge⸗ 
ſtändniſſes darzutun verſucht, indem er erklärt, daß der Beamte der Verſich.⸗ 
Geſellſchaft den Rechtsanwalt des Beklagten in der erſten Inſtanz ſachlich unter⸗ 
richtet und die Angaben des Klägers gläubig ſeinen Mitteilungen zugrunde⸗ 
gelegt habe; in dieſem Schriftſatz iſt gleichzeitig die Wiedereröffnung der münd⸗ 
lichen Verhandlung erbeten worden, die das Ber.⸗Gericht indeſſen in einem be⸗ 
ſenderen Beſchluß unter ſachlicher Würdigung der vom Beklagten vorgebrachten 
Begründung des Widerrufs des Geſtändniſſes abgelehnt hat. Das Gericht hatte 
nun aber nach $ 156 ZPO. freie Hand, ob es die Wiedereröffnung der geſchloſ⸗ 
ſenen Verhandlung anordnen wollte oder nicht, verpflichtet iſt ein Gericht 
dazu nur, wenn in der geſchloſſenen Verhandlung ein unbeachtet gebliebener 
Anlaß zur Ausübung der Fragepflicht vorhanden geweſen wäre; dann iſt richtig 
nicht § 156, ſondern § 139 ZPO. verletzt, und dieſe Verletzung dann Reviſions⸗ 
grund (vgl. Warn. Rechtſpr. 1908 Nr. 243, 1909 Nr. 324). Dieſer Fall lag hier 
indeſſen nicht vor; denn das Ber.⸗Gericht hat nach der Feſtſtellung im Tat⸗ 
beſtande des Ber.⸗Urteils den Beklagten in der mündlichen Erklärung ausdrück⸗ 
lich gemäß § 139 ZPO. befragt, worauf feine erſte unrichtige Darſtellung des 
Unfalles beruhe; der Beklagte hat darauf erklärt, eine nähere Aufklärung nicht 
geben zu können. Unter dieſen Umſtänden war auf eine rechtliche Würdigung 
der in dem verſpäteten, erſt nach Schluß der mündlichen Verhandlung einge⸗ 
reichten Schriftſatze des Beklagten zur Erklärung des Irrtums vorgebrachten 
Umſtände nicht einzugehen; es muß von den Erklärungen der Parteien ausge⸗ 
gangen werden, wie ſie beim Schluſſe der mündlichen Verhandlung vorlagen, 
und nach dieſen iſt ein Widerruf des Geſtändniſſes in rechtswirkſamer Weiſe 
nicht erklärt worden, da es an einer Aufhellung des Irrtums, durch welchen das 
Geſtändnis veranlaßt ſei, fehlt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Juni 1918. W. w. H. (OLG. 

Frankfurt). VI. 82/18. 


232. Die nachträgliche Behauptung der Vereinbarung einer auflöſenden 
Bedingung bei einem als unbedingt zugeftandenen Dertragſchluß ent⸗ 
hält einen Widerruf des Geſtändniſſes. 

ZPO. $ 290; BGB. 158. | 
Die Schadenerſatzforderung des Beklagten, mit der er gegen die unſtreitige 
Klageforderung von 1159,43. aufrechnet, gründet ſich darauf, daß der Kläger 
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durch Vertrag mit dem Beklagten das Eindecken von 8 Doppelhäuſern 
des Arbeiterbauvereins D. übernommen, jedoch trotz Mahnung und Friſt⸗ 
ſetzung nicht ausgeführt habe ($ 326 BGB.). Der Kläger hat in der Ber.⸗In⸗ 
ſtanz neu behauptet, der Vertrag ſei nur unter der auflöſenden Bedingung ge⸗ 
ſchloſſen worden, daß er in S., wo er damals als Landſturmmann tätig ge⸗ 
weſen ſei, bliebe und nicht verſetzt würde; er ſei jedoch im Februar 1917 nach 
Sch. verſetzt worden. Damit ſei der Vertrag hinfällig geworden. 

Hiermit kann der Kläger jedoch nicht mehr gehört werden, da er in erſter 
Inſtanz den von dem Beklagten behaupteten unbedingten Vertragſchluß 
zugeſtanden hat. Dieſes Geſtändnis iſt nicht zuläſſig widerrufen, da ein Irr⸗ 
tum nicht behauptet noch unter Beweis geſtellt worden iſt (§ 290 ZPO.). Der 
Kläger macht zwar geltend, es liege nicht der Widerruf eines Geſtändniſſes, 
ſondern die prozeſſual zuläſſige Behauptung einer neuen Tatſache vor; die auf⸗ 
löſende Bedingung ſtelle ſich als ein ſelbſtändiger Nebenvertrag dar, auf den 
ſich Kläger auch in der Ber.⸗Inſtanz neu berufen könne (§ 529 Abſ. 1 ZPO.). 
Aber dem iſt nicht beizutreten. Denn auch die auflöſende Bedingung bildet 
einen Teil der einheitlichen Vertragsabrede, ein auflöſend bedingter Vertrag 
ſtellt einen andeten Tatbeſtand dar als ein unbedingt geſchloſſener. Wenn alſo 
in erſter Inſtanz zugeſtanden war, daß der Vertrag feſt und unbedingt zuſtande⸗ 
gekommen ſei, während jetzt eine auflöſende Bedingung behauptet wird, ſo 
wird damit eine in erſter Inſtanz zugeſtandene Tatſache widerrufen, nicht wird 
eine neue Tatſache behauptet, die die früher zugeſtandene Tatſache unberührt 
läßt. Es finden daher die Vorſchriften über das Geſtändnis Anwendung, 
nach denen der Widerruf hier unzuläſſig iſt. 


Urteil des OLG. Kiel (2. Sen.) v. 25. Juni 1918 R. w. F. (UI. 154/17). 
Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 215. 


233. Fuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung 
nach 8 62? SPO. zwiſchen rumäniſchen oder ehemals rumäniſchen 
Ehegatten; Staatsverträge treten mit Ausbruch des Krieges zwiſchen 
den Vertragsſtaaten außer Kraft. N 

ZPO. 88 606 Abſ. 1, 4; 627. EGBGB. Art. 17. 29; Haager Abkommen v. 12. 6. 02. Art. 6. 

Klägerin hatte ihren Ehemann beim LG. Braunſchweig, in deſſen Bezirk 
beide ihren Wohnſitz haben, wegen Mißhandlung auf Eheſcheidung verklagt, 
und der Beklagte hatte Widerklage wegen Ehebruchs erhoben. Den Antrag 
der Frau auf eine einſtweilige Regelung der Unterhaltsverhältniſſe nach $ 627 
ZPO. hatte das LG. durch Urteil abgelehnt, da Parteien rumäniſche Staats⸗ 
angehörige ſeien und es ungewiß ſei, ob dem Gerichte die Zuſtändigkeit über⸗ 
haupt zuſtehe. Die Berufung hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Parteien ſind Rumänen, haben aber bereits ſeit 25 Jahren ihren Wohn⸗ 
ſiz in Braunſchweig. Durch Art. 17 des rumäniſchen BGB. iſt beſtimmt, 


* 
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daß die Eigenſchaft eines Rumänen, abgeſehen von dem Falle des Erwerbs 
einer fremden Staatsangehörigkeit und der eigenmächtigen Annahme eines 
fremdländiſchen Amtes auch verloren geht durch die Unterwerfung unter frem⸗ 
den Schutz für noch ſo kurze Zeit; daß ſich Parteien durch ihren 25jährigen Auf⸗ 
enthalt dem Schutze des Deutſchen Reichs unterworfen haben, kann kaum 
zweifelhaft ſein. Iſt das aber richtig, ſo haben Parteien die rumäniſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren, ohne zugleich Deutſche geworden zu ſein. Auf ſolchen 
Fall bezieht ſich aber die Zuſtändigkeitsregelung von § 606 Abſ. 4 ZPO. nicht, 
vielmehr gilt, wenn die Eheleute keinem Staate angehören, die Regel des 
Abſ. 1 daſ. (RG. 70, 139). Hiernach würde das LG. Braunſchweig ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig geweſen ſein. 

Aber ſelbſt wenn Parteien die rumäniſche Staatsangehörigkeit behalten 
hätten, wäre die Zuſtändigkeit des LG. begründet geweſen. Allerdings würde 
auf ſie Art. 6 d. Haager Eheſch.⸗Abk., wonach die in Deutſchland wohnenden 
Angehörigen der übrigen (auch Rumänen umfaſſenden). Vertragsſtaaten bei 
dem Gerichte ihres Wohnſitzes eine einſtw. Verfügung nach $ 627 Abſ. 1 auch 
dann erwirken können, wenn von ihnen eine Scheidungsklage im Inlande wegen 
Fehlens der Vorausſetzung des § 606 Abſ. 4 nicht erhoben werden darf, kaum 
Anwendung finden. Denn abgeſehen von der Frage, ob dieſes Abkommen 
überhaupt für vorher abgeſchloſſene Ehen Geltung hat (RG. IW. 1912, 64214), 
muß mit der wohl herrſchenden Anſicht angenommen werden, daß alle zwiſchen 
den kriegführenden Staaten geſchloſſene Verträge, ſoweit ſie nicht gerade 
für den Kriegsfall geſchloſſen ſind, durch den Kriegsausbruch außer Kraft ge— 
treten find (K G. in JW. 1916, 61, OLG. Nürnberg im Recht 1916, 409, OLG. 
Hamburg daſ. 1915, 409. 562, KG. in D. Jur.⸗Z. 1915, 317). Darnach würde 
alſo, wenn die Parteien Rumänen geblieben ſein ſollten, das LG. für die 
einſtw. Verfügung nach 88 606 Abſ. 4 627 ZPO. nur zuſtändig ſein, wenn 
das LG. auch nach den Geſetzen des Königreichs Rumänien für die Schei— 
dungsklage zuſtändig ſein würde. Für dieſe Frage iſt es aber gleichgültig, 
ob Parteien auch jetzt noch Rumänen ſind oder nicht. Nach Art. 17 u. 29 
EGBGB. iſt vielmehr das rumäniſche Recht auch dann anwendbar, wenn 
ſie die rumäniſche Staatsangehörigkeit verloren haben, ohne eine andere zu 
erwerben. 

Nun kann nach Art. 216 rum. BGB. ‚die Klage auf Scheidung der Ehe 
aus beſtimmtem Grunde ohne Rückſicht auf die Art der Tatſachen und Ver⸗ 
gehen, durch die ſie veranlaßt wird, nur bei dem LG. des Bezirks, wo die Ehe— 
gatten ihren Wohnſitz haben, erhoben werden.“ Wohnſitz der Ehegatten iſt 
hier unſtreitig Braunſchweig. Daß die Zugehörigkeit der Parteien zur mo— 
ſaiſchen Religion der Scheidungsklage nicht entgegenſteht, ergibt ſich aus der 
amtlichen Auskunft des Verwaltungsſtabes der D. Mil.-Verw. in Rumänien. 
Die Art. 211 u. 212 rum. BGB. aber laſſen im übrigen keinen Zweifel, daß ein 

Eheſcheidungsanſpruch ſowohl auf grobe Mißhandlungen, wie auf Ehebruch 
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geſtützt werden kann. Hiernach ſteht die Zuſtändigkeit des hieſigen LG. für die 
einſtw. Verfügung deshalb außer Zweifel.“ 
Urteil des OLG. Braunſchweig (1. Sen.) v. 22. Febr. 1918. W. 1 V. 
5/18 A. H. 


234. Begriff der 0 
Vgl. 72 Nr. 169. 
ZPO. 5 788. 

Nach § 788 ZPO. fallen die Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung, ſoweit ſie not- 
wendig waren, dem Schuldner zur Laſt. Zu den Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung 
gehören alle Koſten, die unmittelbar zum Zwecke der Vorbereitung und des 
Betriebes der Vollſtreckung gemacht find, alſo auch die Koſten für die Beſchaf⸗ 
fung der formalen Vorbedingungen der Vollſtreckung; nicht hierher gehören 
dagegen Aufwendungen, die zwar mittelbar der Vollſtreckung dienen, die 
aber nicht für Vollſtreckungsakte gemacht werden, wie die Koſten für die Be⸗ 
ſchaffung der zu leiſtenden Sicherheit. (Stein ZPO. Anm. I, 2 zu § 788: 
Seuffert 1b zu § 788; RG. bei Gruchot 41, 1183. OLG.Rſpr. 13, 97). 

Das LG. hat daher mit Recht die Proviſion, die die Klage partei an die 
Kreditanſtalt entrichten mußte, um die zur Vollſtreckung des landgerichtlichen 
Urteils erforderliche Sicherheit zu erhalten, als nicht erſtattungsfähig erachtet. 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 1. Juli 1918 i. S. K. w. P. 

Beſchw.⸗Reg. 193/1918. F—ı. 


235. Unzuläſſigkeit eines Derteilungsverfahrens zwiſchen einem Pfän- 
dungsgläubiger und dem Seſſionar des Schuldners. 
ZPO. 8 872. 

Die Klägerin hatte eine ihrem Schuldner S. zuſtehende Forderung 
pfänden und ſich überweiſen laſſen. Da auch andere Perſonen Anſprüche auf 
die Forderung erhoben, hinterlegte der Drittſchuldner den geſchuldeten Betrag. 
Das Amtsgericht in R. leitete ein Verteilungsverfahren ein und teilte dem 
Beklagten, nicht aber der Klägerin, Beträge zu. Die Klägerin erhob gegen den 
Teilungsplan die Widerſpruchsklage. Das LG. erkannte gemäß ihrem Antrage 
dahin, daß der Widerſpruch begründet ſei und ein anderweitiges Verteilungs- 
verfahren mit Aufſtellung eines neuen Teilungsplans ſtattzufinden habe. 
Die Berufung des Beklagten wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der 
Widerſpruch der Klägerin wegen Unzuläſſigkeit des Verteilungsverfahrens für 
begründet erklärt, ihr weiterer Antrag abgewieſen wurde. Aus den Gründen: 

„Das ganze Verteilungsverfahren war unzuläſſig. Es handelt ſich im vor— 
liegenden Fall um einen Wettbewerb zwiſchen einem Pfändungsgläubiger 
und Gläubigern, die ihr Recht auf eine Forderungsabtretung ſtützen. Für ſolche 
Fälle iſt das Verteilungsverfahren der 88 872 ff. ZPO. nicht gegeben. Es dient 
lediglich der Regelung des Wettbewerbs verſchiedener an Zw.-Vollſtreckungen 
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beteiligter Gläubiger. Dies ergibt der Wortlaut und der Geſamtcharakter 
der einſchlägigen Beſtimmungen (vgl. auch RGZ. 49, 361; 51, 320. Stein, 
Komm. zur ZPO. zu $ 872). 

| Die Klägerin hätte dieſen Geſichtspunkt auch im Beſchwerdeverfahren 
verfolgen können, iſt aber darauf nicht beſchränkt. Nachdem einmal das Ver⸗ 
teilungsverfahren durchgeführt war, blieb der Klägerin nur der Weg der 
Klage aus $ 878 ZPO. übrig. Aus dem Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit 
des Verteilungsverfahrens iſt daher der Widerſpruch der Klägerin begründet, 
dagegen ihr auf Anſtellung eines neuen Teilungsplans und auf Einleitung eines 
anderweitigen Verteilungsverfahrens gerichteter N wie ſich von ſelbſt 
ergibt, unbegründet.“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (8. Ziv. ⸗Sen.) v. 23. März 1918 i. S. Sch. w. 
T. (U III 169/17). Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1918 S. 83. 


! 
236. Bedeutung der der Eigentumseintragung mehrerer Miterben im 
Grundbuch beigefügten Worte „zu gleichen Teilen“. 
Vgl. 65 Nr. 181 m. N. 
GBO. § 48; BGB. §§ 892. 1008. 2032. 

In der erſten Abteilung des Grundbuchblattes eines Grundſtücks ſtanden 
ſechs einzeln aufgeführte Perſonen „als Miterben zu gleichen Teilen“ als Eigen⸗ 
tümer eingetragen, wobei in Spalte 3 vermerkt war, daß die Eintragung auf 
Grund des Erbſcheins v. 1. Mai 1906 erfolgt ſei. Einer dieſer Miteigentümer 
hatte auf ſeinen Anteil eine Hypothek eintragen laſſen, über deren Rechts⸗ 
beſtändigkeit Streit entſtand. Das Ber.⸗Gericht ſah die Hypothek als nichtig an, 
weil dem Beſteller kein Miteigentumsanteil i. S. des § 1114 BGB. an dem 
Grundſtück zugeſtanden habe. Die Reviſion rügte Verletzung des 8 48 GBO. 
und führte aus, es ſei die fragliche Eigentumseintragung als Bekundung des 
Beſtehens einer Bruchteilsgemeinſchaft der Eigentümer unter Angabe ihrer 
Eigentumsanteile aufzufaſſen und deshalb wäre, wenngleich nach den Ein- 
tragungsgrundlagen das Eigentum an den Grundſtücken den Erben in Wirk⸗ 
lichkeit noch ungeteilt zugeſtanden habe, doch dem Erwerber der auf den Anteil 
eines der Miterben eingetragenen Hypothek nicht die Berufung auf den öffent- 
lichen Glauben des Grundbuchs zu verſagen geweſen. Die Rüge wurde ver- 
worfen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Eigentumseintragung läßt eine andere Deutung als die, welche der 
Ber. Richter ihr gibt, nicht zu. Nach $ 48 BGO., der nur eine Ordnungsvor⸗ 
ſchrift enthält, ſoll, wenn ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen 
werden ſoll, die Eintragung in der Weiſe erfolgen, daß entweder die Anteile 
der Berechtigten in Bruchteilen angegeben werden oder das für die Gemein- 
ſchaft maßgebende Rechtsverhältnis bezeichnet wird. Darnach iſt allerdings 
zwiſchen Angabe der Anteile in Bruchteilen und Bezeichnung des Gemeinſchafts⸗ 
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verhältniſſes unterſchieden. Jedoch iſt daraus nicht zu folgern, daß die Eintra⸗ 
gung der hier in Rede ſtehenden ſechs Perſonen in Abt. I, Spalte ‚Eigentümer‘, 
wegen des Zuſatzes ‚zu gleichen Teilen“ dahin zu verſtehen ſei, es ſeien die ſechs 
Perſonen Miteigentümer nach Bruchteilen ($ 1008 BGB.), die einander gleich 
ſeien, alſo je / betrügen. Eine ſolche Deutung wird ausgeſchloſſen durch die 
zwiſchen der Bezeichnung der ſechs Perſonen und den Worten ‚zu gleichen 
Teilen“ befindlichen Worte ‚als Miterben“ und durch den Vermerk in Spalte 
‚Grund des Erwerbes“: ‚Auf Grund des Erbſcheins v. 1. Mai 1906 einge⸗ 
tragen‘. Daraus erhellt zweifelsfrei, daß vermerkt iſt, es ſtänden den ſechs 
Perſonen, die ſich durch Erbſchein als Erben ausgewieſen hätten, wie der ge— 
ſamte Nachlaß ihres Erblaſſers jo auch die zu dem Nachlaſſe gehörigen Grund- 
ſtücke als gemeinſchaftliches Erbſchaftsvermögen ($ 2032 BGB.) zu, und zwar 
in der Weiſe, daß ſie zu gleichen Teilen an dieſer Gemeinſchaft beteiligt ſeien. 
Anders mag der genannte Zuſatz beiſpielsweiſe bei einer Eigentumseintragung 
von Eheleuten, die in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, zu verſtehen ſein. 
In ſolchem Falle mag, wenn zu der Bezeichnung der Eheleute lediglich die 
Worte ‚zu gleichen Teilen“ hinzugeſetzt find, nicht eine Eintragung des Güter⸗ 
gemeinſchaftsverhältniſſes, ſondern die Eintragung eines Miteigentums je 
zur Hälfte anzunehmen ſein, weil eine Zuweiſung von Sonderanteilsrechten 
für jeden Ehegatten dem Weſen der ehelichen Gütergemeinſchaft widerſpreche 
und ein alleiniger Zuſatz, zu gleichen Teilen‘ zu der Bezeichnung mehrerer Eigen⸗ 
tümer im allgemeinen auf Miteigentum nach Bruchteilen hindeute (vgl. KG. 
Jahrb. 29A, 183). Vorliegend aber ergeben die zwiſcheneingeſetzten Worte 
‚als Miterben“ und die Angabe des Erbſcheins als Eintragungsgrundlage 
deutlich, daß die ſechs Perſonen als Eigentümer in Erbengemeinſchaft einge- 
tragen find und daß die Worte ‚zu gleichen Teilen“ ſich nicht als Kennzeichnung 
eines Miteigentums nach Bruchteilen, ſondern als Angabe der Art der Be— 
teiligung der Eingetragenen an ihrer Erbengemeinſchaft darſtellen.“ — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. März 1918. S. u. B. w. R. 

(Kl.). (OLG. Hamm.) V. 371/17. 


i Regiſter 


über 


den 18. Wand der dritten Jolge (der ganzen Reihe 73. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den deutſchen Staaten. 


(Die gahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Feil. 
Bürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 


1. Die Rechtsreaeln. 
A. Geſetzliches Recht. 

Zur Auslegung der SS 1611 Abi. 2 und 1921 Abſ. 2 BGB. 139. — Zur Aus⸗ 
legung des § 21 Verſicherungsvertrags-Geſ. 131. — Bedeutung des „gewöhnlichen 
Aufenthalts“ i. S. des 8 6 Abſ. 2 ErbſchStGeſ. 134. — Bedeutung des „Dienſt- und 
Arbeitsverhältniſſes“ i. S. des § 13. ErbſchStGeſ. 183. — „Der Begriff der bürger- 
lichen Rechtsſtreitigkeit im Gegenſatz zu den öffentlich-rechtlichen richtet ſich nach der zur 
Zeit des Inkrafttretens des GVG. herrſchenden Anſchauung. 208. 


B. Hergebrachtes Recht. 


Benmtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. — Die Beſtimmung über 
das Begräbnis ſteht dem nächſten Verwandten des Verſtorbenen zu. 227. 


C. Wirkſamkeit des Rechts. N 

a) Zeitliche. 

Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft treten ſoll, gilt 
vom Se dieſes Tages an. 90. 

b) Ortliche (EGBGB. Art. 7—31). 

§ 17. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger; keine Scheidung wegen Be⸗ 
ſchimpfung und Verleumdung; keine Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 
192. — Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach 8 627 
ZPO. zwiſchen rumäniſchen Ehegatten. 233. 

§ 25. Beerbung eines im Ausland außerhalb ſeines Heimatſtaats ebenen 
Ausländers nach den Geſetzen des Heimatſtaats. 110. 

§ 29. Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach 8 627 


ZPO. bei ehemals rumäniſchen Ehegatten. 233. 
S eufferts Archiv Bd. 73. 8. Folge Bd. 18 Heft 11/12. 27 
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2. Perſonen. 


A. Natürliche Perſonen (BGB. 58 1—20). 
§ 7. Wohnort im Sinne der Zuſtellungsvorſchriften. 42. 
89. Der Wohnſitz der Garniſon nach §8 9 BGB. gilt nur für Berufsſoldaten. 91. 


B. Juriſtiſche Perſonen. 

a) Vereine (58 21—79). | ‘ 

8 21. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 

§ 29. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß § 29 BGB. erfolgte Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 

§ 31. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Aufſichts⸗ 
rat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 54. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 


b) Stiftungen. (58 80 —88). 


§ 86. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß $ 29 BGB. erfolgte Beſtellung 


von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 
C. Juriſtiſche Perſonen öffentlichen Rechts (8 89). 


§ 89. Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungs⸗ 
mäßiger Vertreter. 132. — Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 


3. Sachen (88 90—103). 


§ 97. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an e eingefügten 
Briefmarken. 121. 
899. Das Bezugsrecht auf neue Aktien iſt nicht Frucht oder Nußung der 


Aktien. 81. 
4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Willenserklärung (88 116—144). 


8 119. Keine Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums nach 8 119 BGB. 180. 
— Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers wegen Irrtums über eine für das Ver— 
ſicherungsintereſſe weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

8123. Die Drohung muß für den Abſchluß des angeblich erzwungenen Rechts- 
geſchäfts beſtimmend geweſen ſein. 47. 

8 125. Beweislaſt des Klägers für das Zuſtandekommen eines mündlichen Kaufe 
vertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 111. 

§ 133. Die Forderung eines höheren Mietzinſes enthält eine der Verlängerung 
des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willenserklärung. 9. — Erfüllungs- 
ort für die Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. — Klauſel eines Inſeratenauftrags: 
„Das Siſtierungsrecht i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor“. 202. 

§ 134. Begriff des Kettenhandels. 65. — Der Kettenhandel erfordert die Er— 
kenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchengeſchäfts bei den Beteiligten. 173. 
— Kettenhandel als unlautere Machenſchaft. 48. — Kettenhandelsgeſchäfte ſind nichtig. 
194. — Einfluß der Verordnung igegen übermäßige Preisſteigerung auf die abſtrakte 
Schadenberechnung des Käufers. 112. 

S 138. Begriff des Kettenhandels. 65. — Der Kettenhandel erfordert die Er— 
kenntnis der Unproduktivität des konkreten Zwiſchengeſchäftes bei den Beteiligten. 173. — 
Kettenhandelsgeſchäfte ſind nichtig: Sekt als Lebensmittel. 194. — Kettenhandel als 
unlautere Machenſchaft. 48. — Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als 
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Rheinlachs, die nicht aus dem Rheine ſtammt. 13. — Kann die ärztliche Tätigkeit zu 
Wettbewerbszwecken eingeſchränkt werden? 27. — Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn 
ein Angeſtellter ſich zum Wettbewerb ein Verzeichnis über die Bezugs- und Abnahme⸗ 
quellen ſeines Geſchäftsherrn anfertigt. 133. — Der Differenzeinwand verſtößt 
auch dann nicht gegen die guten Sitten, wenn er ſchon beim Vertragſchluß beabſichtigt 
war. 72. — Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen 
beim Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 
— Die Verpflichtung eines Gutspächters, die Gutserzeugniſſe unter dem Marktpreis 
an den Gläubiger bis zu deſſen voller Befriedigung zu verkaufen und alle Futter- 
mittel für das Gut bei dem Gläubiger zum Marktpreiſe zu kaufen, verſtößt gegen 
die guten Sitten. 214. — Unerfahrenheit i. S. des $ 138 Abſ. 2 BGB. 151. — Das 
Mißverhältnis zwiſchen dem Vermögensvorteil und der Leiſtung muß vorhanden und 
dem Wucherer bekannt geweſen ſein. 99. 

8 139. Zuläſſigkeit und Wirkung der teilweiſen Anfechtung eines Kaufver⸗ 
trags? 113. . 
C. Vertrag (58 145—157). 

8 145. Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. 

8 151. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 1. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf 
die ihn angebende Schlußnote. 2. — Verſchiedene Arten von kaufmänniſchen Beſtäti⸗ 
gungsſchreiben. 93. — Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. 

5 154. Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des Beſtätigungsbriefs, 
auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten iſt. 195. — Zuſtandekommen des 
Vergleichs trotz mangelnder Übereinſtimmung des inneren Willens der Beteiligten. 204. 
— Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein mündlicher Ver— 
trag vorher nicht zuſtandegekommen iſt. 3. 

8 157. Unterwerfung unter die von der Gegenpartei geſtellten Bedingungen 
durch Stillſchweigen. 1. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die 
ihn angebende Schlußnote. 2. — Vertragſchluß durch ſtillſchweigende Annahme des 
Beſtätigungsbriefs, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung erbeten iſt. 195. — Be: 
deutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein mündlicher Vertrag 
vorher nicht zuſtandegekommen iſt. 3. — Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der 
Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Verſagung der 
Genehmigung. Dauer des Schwebezuſtandes. 177. — Erlöſchen des Erfüllungsan— 
ſpruchs des Käufers bei Verzögerung der Verſanddispoſition und Schweigen auf die 
Erfüllungsweigerung des Verkäufers. 193. — Erfüllungsort für die Zahlung der 
Verjährungsſumme. 197. — Erfüllungsort beim inländiſchen Abladegeſchäft. 95. — 
Vereinbarung des Erfüllungsortes bei widerſprechenden Beſtätigungsbriefen. 174. — 
Bedeutung der Klauſel: Umrechnungskurs 100 M. = 125 Fr. 215. — Klauſel eines 
Inſeratenauftrags: „Das Siſtierungsrecht i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor. 
202. — Bedeutung der Klauſel „rein netto“, mit der einem Makler die Ware an die 
Hand gegeben wird. 203. — Auslegung der Grunddienſtbarkeit der Nichtbebaubar— 
keit mit einem Stall; fällt eine Kraftfahrzeughalle darunter? 136. 


D. Bedingung ($$ 158—162). 
§ 158. Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhr: 
bewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei Verſagnng der Genehmigung. Dauer 
des Schwebezuſtandes. 177. — Hat der Mäkler ſchon vor dem Abſchluß des vermittelten 
Vertrags einen dadurch bedingten Lohnanſpruch? 149. — Fällt der Lohnanſpruch 
des Mäklers fort, wenn bei dem vermittelten auflöſend bedingten Geſchäft die Be— 
dingung eintritt? 100. — Nachträgliche Vereinbarung einer R 
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bei einem als unbedingt zugeſtandenen Vertragſchluß enthält einen Widerruf des Ge— 
ſtändniſſes. 232. 
E. Vertretung. Vollmacht (88 164—181). 


4 166. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des 
pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. 

§ 177 ff. Die 88 177 ff. BGB. finden auf die Vertretung der Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit dieſe durch das HGB. geregelt iſt, keine Anwendung. 207. — Beamtenhaftung 
nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

F. Einwilligung. Genehmigung (88 182185). 

8 185. Die einſeitige Verfügung eines Geſamthänders über ſeinen Anteil kann 

durch Genehmigung wirkſam werden. 71. 


5. Friſten. Termine (88 186—193). 


§ 186 ͤ ff. Eine Verordnung, die mit dem Tage ihrer Verkündung im Kraft 
treten ſoll, gilt vom Beginn dieſes Tages an. 90. 


6. Verjährung (S8 194—225). 


51961. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kaufmanns. 115. 

5 198. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaſt m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

8206 ff. Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen Gericht iſt auch zur 
Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht geeignet. 197. 

82308. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung. 196. 

8217. Unterbrechung der Verjährung durch Anerkennung. 196. 

5225. Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld. Folgen für du 
Verjährung und für die Verzinſung. 70. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
Il. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
A. Verpflichtung zur Leiſtung ($$ 241—292). 


§ 242. Gültigkeit einer mündlichen Abrede neben dem Inhalt des Beſtätigungs— 
ſchreibens? 152. — Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 184. — Erfüllungsort für die 
Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. — Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des 
Käufers bei Verzögerung der Verſanddispoſition und Schweigen auf die Erfüllungs— 
weigerung des Verkäufers. 193. — Rücktritt des Verkäufers, wenn die zum Vertrieb 
im Ausland verkaufte Ware im Inland abgeſetzt werden ſoll. 94. — Rücktritt vom 
Vertrage wegen vertragwidrigen Verhaltens des Gegners bei Probelieferungen. 155. 

8 243. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld. 218. — 
Spezieskauf bei zukünftigen Sachen. 153. 

§ 244. Zahlung auf Grund der Klauſel: Umrechnungskurs 100 4 = 125 Fr. 215. 
— Die Zahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld bat bei 
Verzug des Schuldners, wenn ſie in inländiſcher Währung erfolgt, nach dem Kurswert 
am Zahlungstage zu geſchehen. 216. 

8 248. Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld; Folgen für die 
Verjährung und für die Verzinſung. 70. 

8249. Umſang der zu erſetzenden Herſtellungskoſten, wenn der Beſchädigte die 
Herſtellung ſelbſt ausführt. 4. — Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen 
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Nichterfüllung verlangten abſtrakten Schadenerſatzes. 66. — Einfluß der Verordnung 
gegen übermäßige Preisſteigerung auf die abſtrakte Schadenberechnung des Käufers. 
112. — Vorausſetzungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 52. 

8 252. Klage des Käufers auf Schadenerſatz oder Preisminderung, obgleich die 
Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 7. 

8254. Mitwirkendes Verſchulden des Hinterlegers an der Entſtehung des Zins— 
verluſtes bei Hinterlegung in bar ſtatt in Wertpapieren, 212. — Verſchulden des 
Käufers durch Nichtannahme der nach Ablauf der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen 
Erfüllung. 49. — Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Ladentiſche reinzuhalten? 
119. — Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufswechſel 
anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

8 259. Beanſtandung einer äußerlich ordnungsmäßigen Abrechnung. 199. 

8 266. Keine Zurückweiſung der Leiſtung wegen Fehlens eines verhältnismäßig 
geringfügigen Teils. 217. 

8269. Vereinbarung des Erfüllungsortes bei widerſprechenden Beſtätigungs— 
briefen. 174. — Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn ange— 
bende Schluſmote. 2. — Erfüllungsort für die Zahlung der Verſicherungsſumme. 197. 
— Erfüllungsort bei inländiſchem Abladegeſchäft. 95. — Reiſegefahr beim überſeeiſchen 
Abladegeſchäft. 97. 

8273. Zurückbehaltungsrecht wegen ganz geringer Gegenforderung? 130. — 
Zurückbehaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen Vorenthaltung von 
Vorbehaltsgut. 162. | 

8275. Unmöglichkeit der Vertragserfüllung infolge einer durch die Kriegsdauer 
bedingten Veränderung der Verhältniſſe. 154. — Vertretbarkeit des bei dem Vertrags— 
ſchluß vorausſehbaren Eintritts der Lieſerungsunmöglichkeit. 175. 

8278. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Auf— 
ſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

8279. Unmöglichkeit der Leiſtung bei beſchränkter Gattungsſchuld. 218. 

8281. Erſatzanſpruch aus § 281 BB. bei beſchränkter Gattungsſchuld. 219. 
— Erſatzanſpruch bei Spezieskauf zukünftiger Sachen. 153. 

5284. Eintritt des Verzuges ohne Mahnung. 218. — Kann der perſönliche 
Schuldner aus einer Hypothek gegen die Binſenforderung einwenden, daß er nicht 
gemahnt ſei? 116. — Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerichtete Auf— 
forderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung berechtigten Käufer nicht in Ver— 
zug. 200. — Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erſatz des durch die 
Hinterlegung entſtehenden Zinsverluſtes. 212. . 

8236/7. Schadenerſatzpflicht des im Verzug befindlichen Schuldners trotz nach— 
träglich eingetretener Unmöglichkeit. 218. — Nach Eintritt des Verzuges haftet der 
Schuldner für eine durch Zufall eintretende Erſchwerung der Leiſtung. 176. — Zeit⸗ 
punkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nichterfüllung verlangten abſtrakten 
Schadenerſatzes. 66. — Die Zahlung einer in ausländiſcher Währung ausgedrückten 
Geldſchuld hat bei Verzug des Schuldners, wenn ſie in inländiſcher Währung erfolgt, 
nach dem Kurswert am Zahlungstage zu geſchehen. 216. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge (S8 305—319). 

§ 306. Nichtigkeit eines Lizenzvertrags wegen der Unmöglichkeit, das zur Aus— 
nutzung übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 166. 

5 313. Die formungültige Anderung einer Vertragsbeſtimmung macht einen 
formgültigen Vertrag nicht ungültig. 96. 

8 315. Kauf zu „einem noch zu vereinbarenden Preiſe“, liegt ein feſter Kauf vor? 156. 
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B. Gegenſeitiger Vertrag ($$ 320— 327). 

§ 320. Keine Zurückweiſung der Leiſtung wegen Fehlens eines verhältnismäßig 
geringfügigen Teils. 217. — Nach der Abnahme hat der Beſteller die Vergütung für 
das Werk zu leiſten, trotz vorhandener geringer Mängel. 28. — Rücktritt vom Vertrage 
wegen vertragwidrigen Verhaltens des Gegners bei Probelieferungen. 155. 

§ 325. Vertretbarkeit des bei dem Vertragſchluß vorausſehbaren Eintritts der 
Lieferungsunmöglichkeit. 175. 

§ 326. Anwendung des $ 326 BGB. bei Verzug des Käufers mit der Abnahme 
und Unterſuchung der Ware. 201. — Anwendbarkeit des $ 326 BGB. bei außergericht⸗ 
lichem Wandelungsvollzug? 221. — Die auf die volle vertragmäßige Gegenleiſtung gerich⸗ 
tete Aufforderung des Verkäufers ſetzt den zur Minderung berechtigten Käufer nicht in 
Verzug. 200. — Die Setzung einer Nachfriſt verpflichtet den Gläubiger nicht zur An⸗ 
nahme einer Teilleiſtung. 217. — Verſchulden des Käufers durch Nichtannahme der 
nach Ablauf der Nachfriſt vom Verkäufer angebotenen Erfüllung. 49. — Entbehrlichkeit 
einer Nachfriſt bei beſtimmter Lieferungsweigerung. 196. — Rücktrittsrecht wegen poſi⸗ 
tiver Vertragverletzungen, obſchon der Rücktritt zunächſt aus anderem Grunde erklärt 
war. 5. — Zeitpunkt für die Berechnung des vom Käufer wegen Nichterfüllung ver⸗ 
langten abſtrakten Schadenerſatzes. 66. — Der Schadenerſatz verlangende Käufer braucht 


ſich vor Abſchluß der Vergleichsverhandlungen über die Ausführung des Vertrags 
nicht einzudecken. 220. 


3. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
Aufrechnung (88 387— 396). 

88 387. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Bank⸗ 
überweiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 
198. — Vorbehaltsurteil; ein rechtlicher Zuſammenhang der Aufrechnungseinrede mit 
der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungsvertrag hergeſtellt. 22. 


58 389. Prozeßkoſten beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer Auf⸗ 
rechnung. 85. 


4, Übertragung der Forderung ($$ 398413). 
88 398. Unwirkſamkeit der Abtretung wegen Unbeſtimmtheit des abgetretenen 
Betrags ſowie wegen Vorbehalts des Einziehungsrechts. 222. — Schenkung eines 
Sparkaſſenguthabens. 8. N 


§ 399. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

5 401. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner berich⸗ 
tigten Forderung auf dieſen übergehen. 68. . 

8 403. Koſten der Abtretungsurkunde über den Klaganſpruch ſind nicht erſtattungs⸗ 
fähig. 125. 

§ 412. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner be⸗ 
richtigten Forderung auf dieſen übergehen. 68. 


5. Schuldübernahme ($S 414—419). 

8 414. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus § 419 BGB. für die Schulden. 67. u 

8419. übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus 8 419 BGB. für die Schulden. 67. 

6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern (88 420432). 

§ 426. Umfang der Nebenrechte, die mit der von einem Geſamtſchuldner berich- 

tigten Forderung auf dieſen übergehen. 68. 
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7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 

a) Allgemeine Vorſchriften (SS 433—458). 

5 433. Kauf zu „einem noch zu vereinbarenden Preiſe“; liegt ein feſter Kauf 
vor? 156. — Bedeutung des Angebots „freibleibend“. 114. — Unwirkſamkeit eines 
unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung abgeſchloſſenen Kaufvertrags 
bei Verſagung der Genehmigung; Dauer des Schwebezuſtandes. 177. — Un: 
wendung des $ 326 BGB. bei Verzug des Käufers mit der Abnahme und Unterſuchung 
der Ware. 201. 

§ 434. Eigenſchaften einer Sache; der Wert des Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. — Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten von Aus⸗ 
beſſerungen zu tragen, die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt 
waren. 117. 8 

§ 439. Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten der Ausbeſſerungen zu tragen, 
die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt waren. 117. — Sächſiſche 
Landeskulturrenten ſind keine Rentenſchulden i. S. d. BGB. 6. 

8 447. Reiſegefahr beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 97. 

b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache (58 459 — 493). 

8459. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. 

§ 462. Anwendbarkeit des $ 326 BGB. bei außergerichtlichem Wandelungs— 
vollzug? 221. 

9 463. Eigenſchaften einer Sache; der Wert eines Auszuges iſt keine Eigenſchaft 
des belaſteten Grundſtücks. 178. 

§ 467. Anwendbarkeit des 8 326 BGB. bei außergerichtlichem Wandelungs— 
vollzug? 221. 

5 472. Klage des Käufers auf Schadenerſatz oder Preisminderung, obgleich die 
Sache mit Gewinn weiterverkauft war. 7. 

§ 477. Hat die Vereinbarung einer ſechsmonatigen Garantiefriſt Einfluß auf die 
ſechs-monatige Verjährung des Gewährleiſtungsanſpruchs? 98. 

B. Schenkung (58 516—524). 

§ 518. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 


C. Miete. Pacht. 

a) Miete (88 535—580). 

5 531. Überlaſſung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; Miete oder 
Pacht? 223. — Überlaſſung eines Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; Miete oder 
Pacht? 224. 

§ 537. Aufhebung der Tauglichkeit der Mietſache zum vertragmäßigen Gebrauch 
durch Kriegsmaßnahmen. 99. — Keine Minderung des Mietzinſes wegen allgemeiner 
Schließung der Lichtſpielunternehmungen. 224. — Minderung des Pachtzinſes für ein 
Tanzlokal wegen behördlichen Tanzverbots. 223. — Schutzloſigkeit eines vermieteten 
Grundſtücks gegen ungewöhnliche Hochfluten; ob vertretbarer Mangel? 118. 

§ 542. Vgl. 537. 

8 556. Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe vermieteter 
Gegenſtände oder Schadenerſatz. 19. — Konkurs des Mieters; Kündigung durch den 
Konk.⸗Verwalter; Anſpruch des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der 
Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

§ 559. Beim Beſtehen mehrerer Mietverträge ergreift das Vermieterpfandrecht 
wegen des einen Mietobjekts nur die in dieſes eingebrachten Sachen. 157. 
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8568. Die Forderung eines höheren Mietzinſes enthält eine der Verlängerung 
des bisherigen Mietverhältniſſes entgegenſtehende Willenserklärung. 9. 

8569. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern deſſen 
Erben ein Kündigungsrecht? 69. 

8571. Verpflichtung des Verkäufers, die Koſten der Ausbeſſerungen zu tragen, 
die dem Mieter vor dem Verkauf des Grundſtücks zugeſagt waren. 117. 

b) Pacht (88 581—597). 

8 581. überlaſſung eines Tanzſaales zu Lichtſpielvorführungen; Miete oder 
Pacht? 224. — Überlafjung einer Tanzvergnügungen gewidmeten Wirtſchaft; Miete 
oder Pacht? 223. 

8596. Haben beim Tode eines von mehreren Mietern oder Pächtern deſſen 
Erben ein Kündigungsrecht? 69. 


D. Darlehn (88 607-610). 
8 607 I. Umwandlung einer Zinſenſchuld in eine Darlehnsſchuld; Folgen für 
die Verjährung und für die Verzinſung. 70. 
E. Dienſtvertrag (88 611630). 
8 611. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung der u 


entſtehen. 186. 
F. Werkvertrag ($$ 631—651). 


8631. Auslegung der Klauſel eines Inſeratenauftrags: „Das Siſtierungsrecht 
i. S. des Geſetzes behalten wir uns vor.“ 202. 
8 640%. Nach der Abnahme hat der Beſteller die Vergütung für das Werk zu 
leiſten, troß vorhandener geringer Mängel. 28. 


G. Mäklervertrag ($$ 652-656). 

8 652. Bedeutung der Klauſel „rein netto“, mit der einem Mäkler die Ware 
an die Hand gegeben wird. 203. — Sit der Mäklerlohn von Ausführung des ver- 
mittelten Geſchäfts abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber über die Ausführung 
zu entſcheiden. 101. — Fällt der Lohnanſpruch des Mäklers fort, weun bei dem ver⸗ 
mittelten auflöſend bedingten Geſchäft die Bedingung eintritt? 100. — Anſpruch des 
Mäklers auf den ihm als Vergütung verſprochenen Überpreis, wenn das vermittelte 
Geſchäft nicht ordnungsmäßig abgewickelt wird. 179. — Gehört der Mäklerlohnanſpruch 
zur Konkursmaſſe, wenn der vermittelte Vertrag erſt nach Konkurseröffnung abge⸗ 
ſchloſſen wird? 149. 

§ 653. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kaufmanns. 115. 


H. Auftrag (SS 662-676). 
§ 662. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. 
§ 675. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung einer Widerklage 


entſtehen. 186. 
J. Geſellſchaft (Ss 705 — 740). 


§ 717. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

§ 719. Die einſeitige Verfügung eines Geſamthänders über ſeinen Anteil kann 
durch Genehmigung wirkſam werden. 71. 

§S 723. Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen 
beim Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 


Schuldverhältniſſe. Regiſter. 393 


K. Spiel und Wette (88 762 — 764). 
§ 764. Der Differenzeinwand verſtößt auch dann nicht gegen die guten Sitten, 
wenn er ſchon beim Vertragſchluß beabſichtigt war. 72. — Bloße Sicherheitsleiſtungen 
in Warengeſchäften ſind nicht Leiſtungen auf Grund des Geſchäftes. 29. 
L. Bürgſchaft (88 765— 778). 
8 765. Der Anſpruch des Agenten auf Proviſion für die gutgeſagte Erfüllung 
ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 141. ö 
§ 767. Recht des Bürgen einer Hypothek, ſich auf eine gemäß $ 8 der BRVO. 
vom 8. Juni 1916 getroffenen Anordnung zu berufen. 50. 
8 768. Die Befriſtung des Hypothekſchuldners nach der BRVoO. vom 8. Juni 1916 
kommt auch dem Bürgen zugute. 73. 
M. Vergleich (8 779). 
§ 779. Zuſtandekommen des Vergleichs trotz mangelnder Übereinſtimmung des 
inneren Willens der Beteiligten. 204. — Keine Anfechtung des Prozeßvergleichs auf 
Gunrd des 8 323 ZPO.; Anfechtung des Vergleichs wegen Irrtums. 180. 
N. Scheckgeſetz v. 11. März 1908. 
§ 8. Der Tod eines Beteiligten iſt auf die Auszahlung eines Schecks ohne Ein- 
fluß. 181. — Über die Haftung der Bank aus einem gefälſchten Scheck. 74. 


O. Schuldverſchreibung auf den Inhaber (88 793—808). 
8 808. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 
P. Un gerechtfertigte Bereicherung (S$ 812—822). 

$ 812. Unberechtigte Verwendung eines Bauentwurfs; ungerechtfertigte Bereiche: 
rung. 51. — Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Fehlgewicht zu viel 
gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 143. — Eingetr. Genoſſenſchaft, Nach— 
ſchußforderung des Konk.⸗Verwalters; kann ein Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er 
die Haftſumme ſchon an den Liquidator bezahlt hatte? 36. 

Ie. Verſicherungsvertrag mit Ausnahme der Seeaſſekuranz. 

a) Verſicherungsvertragsgeſetz vom 30. Mai 1908. 

§ 6. Unfallverſicherung des Abonnenten einer Zeitung. Hinfälligkeit von Ver⸗ 
wirkungsklauſeln nach $ 6 VerſVertrGeſ. 102. — Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers 
wegen Irrtums über eine weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

8 17—21. Kein Anfechtungsrecht des Verſicherers wegen Irrtums über eine 
weſentliche Eigenſchaft des verſicherten Gegenſtandes. 225. 

§ 21. Rücktritt des Verſicherers nach Eintritt des Verſicherungsfalls wegen ver— 
letzter Anzeigepflicht; zur Auslegung des § 21 Verſ G. 131. 

§ 39. Verzug des Verſicherten mit der Prämienzahlung; wie muß die Friſtſetzung 
des 839 VerſG. beſchaffen ſein? 11. 

§ 48. Erfüllungsort für die Zahlung der Verſicherungſumme. 197. 

b) Reichs⸗Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 

§ 903. Der Tatbeſtand des 8 903 RO. erfordert Vorausſehbarkeit des 
Schadens. 158. 

8907. Verjährungsfriſt für den Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft gegen den 
Unternehmer, wenn die Klage a nach Inkrafttreten der RVerſOrdnung erhoben iſt. 75. 

§ 913. Betriebsleiter i. S. des § 913 RVO. 158. 

R. 5 Handlungen. 

a) BGB. 88 823—853. 

§ 823. Inwieweit haben Gewerbetreibende die Ladentiſche reinzuhalten? 119. 
— Begründung des abgewieſenen Schadenanſpruchs mit einer neuen Schadensurſache; 
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keine Einrede der Rechtskraft. 63. — Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem durch 
einen Radfahrer herbeigeführten Unfall und dem Straßenbahnbetriebe. 159. — Der 
verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon als ſolcher auf Schaden- 
erſatz für gewerbliche Schädigungen durch die Zeitung. 12. — Der Benützer 
eines angrenzenden Kellers haftet für den gefahrloſen Zuſtand der öffentlichen Straße. 
30. — Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; überwachungspflicht 
des Eigentümers. 14. — Keine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den 
Bahnkörper gegen angrenzendes Weideland einzufriedigen. 160. 

8 824. Der verantwortliche Schriftleiter einer Zeitung haftet nicht ſchon als 
ſolcher auf Schadenerſatz für gewerbliche Schädigungen durch die Zeitung. 12. — Vor⸗ 
ausſetzungen der vorbeugenden Unterlaſſungsklage. 52. 

8 826. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als Rheinlachs, die 
nicht aus dem Rheine ſtammt. 13. | 

8 831. Beſtellung zu einer Verrichtung i. S. des $ 831 BGB. 182. — Schaden 
erſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; Überwachungspflicht des Eigentümers. 
14. — Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungsmäßiger 
Vertreter; Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

§ 839. Beamtenhaftung; die Koſten eines Vorprozeſſes gegen einen dritten 
Erſatzpflichtigen als mittelbarer Schaden. 76. — Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 
86. — Haftung des Eiſenbahnfiskus für unerlaubte Handlungen verfaſſungsmäßiger 
Vertreter; Beamtenhaftung nach ſächſiſchem Gewohnheitsrecht. 132. 

§ 843. Inwieweit ift dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufs- 
wechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

§ 847. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. 

b) Reichs haftpflichtgeſetz v. 7. Juni 1871. | 

§ 1. Verletzung bei dem Betriebe einer Eiſenbahn; höhere Gewalt, wenn Por: 
beugungsmaßregeln ungewöhnlich ſchwierig waren. 53. — Urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen dem durch einen Radfahrer herbeigeführten Unfall und dem Straßenbahn- 
betriebe. 159. — Keine allgemeine Rechtspflicht der Eiſenbahnverwaltung, den Bahn— 
körper gegen angrenzendes Weideland einzufriedigen. 160. 

8 7. Inwieweit iſt dem durch einen Eiſenbahnunfall Beſchädigten ein Berufs⸗ 
wechſel anzuſinnen, der eine Vorbildung erfordert? 77. 

c) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 

§ 7. Begriff des Halters eines Kraftwagens. 54. 

d) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 13. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des Konk.⸗ 
Verwalters berührt nicht das Anfechtungsrecht des einzelnen Gläubigers. 78. 

e) Unlauterer Wettbewerb (Geſ. v. 7. Juni 1909). 

§ 1. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware als Rheinlachs, die nicht 
aus dem Rheine ſtammt. 13. — Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter 
ſich zwecks Wettbewerbs ein Verzeichnis über die Bezugs- und Abnahmequellen feines 
Geſchäftsherrn anlegt. 133. 

§ 3. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb einer Ware, als Rheinlachs, die nicht 
aus dem Rheine ſtammt. 13. 

S. Verfügung der Staatsgewalt. 

ErbſchSts. 8 6. Bedeutung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ i. S. des 8 6 Abi. 2 
ErbſchStG. 134. 

Erbſch StG. 5 11 h. Erbſchaftsſteuer; Bedeutung des „Dienſt- oder Arbeitsverhält— 
niſſes“ i. S. des § 11 Ziffer 4n Erbſchaftsſteuergeſetzes. 183. 
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III. Sachenrecht. 
I. Beſitz (S8 854—872). 


§ 857. Der Beſitz des Nießbrauchers geht auf den an Erben über trotz 
Erlöſchens des Nießbrauchs. 135. 


2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundstücken (88 873902). 
5 883. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grundbuch 
nicht eintragbar. 122. 
5 892. Bedeutung der der Eigentumseintragung von Miterben beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen“. 236. 
§ 899. Einſtweilige Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentums übertragung. 109. 


5. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums ($8$ 903—924). 

5909. Schadenerſatz wegen Vertiefung des Nachbargrundſtücks; Überwachungs⸗ 
pflicht des Eigentümers. 14. 

B. Erwerb und Verluſt des Eigentums. 

a) Übertragung beweglicher Sachen (8$ 929 —936). 

5 929. Übergang des Eigentums; die Einigung kann der Übergabe voraus— 
gehen. 120. — Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 
Briefmarken. 121. 

8 930. Eigentumsübertragung nach §S 930 BGB. an einem Warenlager mit 
wechſelndem Beſtande. 161. 

b) Verbindung. Vermiſchung (88 946— 952). 

5947. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 
Briefmarken. 121. 

§ 952. Schenkung eines Sparkaſſenguthabens. 8. 


C. Anſprüche aus dem Eigentum (58 9851007.) 
§ 985. Eigentumsklage gegen einen von mehreren Mitbeſitzern. 135. 


8 1006. Eigentum an einem Briefmarkenalbum und an nachträglich eingefügten 


Marken. 121. 
D. Miteigentum (S8 1008 — 1011). 


8 1008. Bedeutung der der Eigentumseintragung der Miterben beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen.“ 236. 
4. Dienſtbarkeiten (Ss 10181093). 


8 1018. Grund dienſtbarkeit der Nichtbebaubarkeit mit einem Stall; fällt eine 
Kraftfahrzeughalle darunter? 136. 

5 1061. Der Beſitz des Nießbrauchers geht bei deſſen Tode trotz des Erlöſchens 
des Nießbrauchs auf die Erben über. 135. 


5. Reallaften (88 1105-1112). 
8 1105. Sächſiſche Landes kulturrenten ſind keine Rentenſchulden i. S. des BGB. 6. 


6. Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld (88 11131203). 


§ 1137. Kann der perſönliche Schuldner aus einer Hypothek gegen die Zinſen— 
forderung einwenden, daß er nicht gemahnt ſei? 116. 

8 1160 f. bei 8 1137. 

S 1199. Sächſiſche Landeskulturrenten find keine Rentenſchulden i. S. des BGB. 6. 
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7. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten (88 12041296). 


§ 1279. Anwendung des $ 68 KO. auf den Fall der Pfandbeſtellung. 89. 
8 1280. Schuldrechtliche Wirkung der Verpfändung einer Lebensverſicherung ohne 
Anzeige an den Drittſchuldner. 226. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Wirkungen der Ehe im allgemeinen (58 1353 — 1362). 


8 1361. Die Unterhaltsrente der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt nicht der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes. 79. — Kein Recht der getrennt lebenden 
Ehefrau auf Sicherſtellung ihrer Unterhalts rente. 122. " 


B. Eheliches Güterrecht. 
za) Geſetzliches Güterrecht (88 1363— 1431). 

8 1363. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. — Die Unterhaltsrente 
der getrennt lebenden Ehefrau unterliegt nicht der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes. 79. 

§ 1369. Vorausſetzungen für die Beſtellung eines Vorbehaltsguts; Zurück- 
behaltungsrecht der Frau an Sachen des Geſamtguts wegen Vorenthaltung von Vor— 
behaltsgut. 162. 

8 1380. Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande kann auch den Anſpruch der 
Frau auf Schmerzengeld in eigenem Namen einklagen. 31. 

81387. Keine Koſtenvorſchußpflicht des verklagten Ehemannes für eine aus: 
ſichtloſe Klage der Frau. 80. | 

§ 1395. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grund⸗ 
buch nicht eintragbar. 122. ö 

5 1421. Anſpruch auf Herausgabe des eingebrachten Gutes nach der Scheidung; 
Einwilligung der Frau in den Verbrauch? 123. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht (58 1432 — 1557). 

8 1435. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grund⸗ 
buch nicht eintragbar. 122. 

8 1489. Haftung des überlebenden Ehegatten für ſeine auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhende Unkenntnis der Überſchuldung des Geſamtguts. 205. 


C. Scheidung der Ehe (S8 1564 — 1587). 

§ 1568. Zerrüttung der Ehe durch fortwährendes Vorhalten eines Ehebruchs. 
32. — Eheſcheidung wegen Verbrechens und Verurteilung; Beweis des Empfindens 
der Ehrloſigkeit durch den andern Eheteil. 55. 

81579. Wieweit gehört das Mobiliar der Frau zu dem Stamme ihres Ver— 
mögens i. S. des $ 1579 Abſ. 2 BGB.? 137. 

81580. Kein Recht der getrennt lebenden Ehefrau auf Sicherſtellung ihrer 
Unterhaltsrente. 122. 


2. Verwandtſchaft. 
A. Unterhaltspflicht (Ss 1601-1615). 


5 1602. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten ift im Urteil feſt— 
zuſetzen. 15. 
8 1611. Zur Auslegung des § 1611 Abſ. 2 BGB. 139. 
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5 1612. Unterhaltspflicht des Vaters gegen ſeinen ihm von der Ehefrau vor⸗ 
enthaltenen Sohn. 138. — Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im 
Urteil feſtzuſetzen. 15. 8 

8 1615. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil feſt⸗ 
zuſetzen. 15. 

B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. (S8 1616—1698). 

1621. Zur Auslegung des § 1621 Abi. 2. BGB. 139. 

C. Annahme an Kindesſtatt (88 1741—1772). 

81741 Einf. 209. Darf der Eingekindſchaftete auf den. Pflichtteil geſetzt 

werden? 57. 
V. Erbrecht. 
1. Rechtliche Stellung des Erben. (88 19422063). 

§ 1945. Erbſchafts⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 

81968. Die Beſtimmung über das Begräbnis eines Verſtorbenen ſteht dem 
nächſten Verwandten zu. 227. f 

$ 1980. Haftung des überlebenden Ehegatten für ſeine auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhende Unkenntnis der Überſchuldung des Geſamtguts. 205. 

82032. Bedeutung der der Eigentumseintragung der Miterben beigefügten 
Worte „zu gleichen Teilen.“ 236. 


2. Teſtament (58 2064 — 2273). 


§ 2212. Klage des Miterben auf Feſtſtellung ſeines Erbrechts gegen den Teſta— 

mentsvollſtrecker. 163. 
3. Pflichtteil (S8 23032338). 

82303. Darf der Eingekindſchaftete auf den Pflichtteil geſetzt werden? 57. 

82306. Für die Notwendigkeit der Erbſchaftsausſchlagung im Falle des 8 2306 
BGB. iſt das Verhältnis zwiſchen dem Werte des Hinterlaſſenen und dem rechneriſchen 
Betrage des Pflichtteils maßgebend. 206. 

§ 2333. Klage des Erblaſſers gegen den Pfichtreilberechtigten auf Feſtſtellung 
des Rechtes zur Entziehung des Pflichtteils. 139. 
S8 2338. Unpfändbarkeit der Nutzungen eines nach $ 2338 BGB. beſchränkten 
Pflichtteils. 107. 

VI. Handelsrecht. 
1. Bandelsftand. 


A. Handelsregiſter (HGB. 85 8-16). 
§ 15. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns. Haftung 
für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 
B. Handelsfirma (S8 17-37). 
925. Übernahme des Vermögens einer off. Handelsgeſellſchaft; keine Haftung 
aus § 419 BGB. für die Schulden. 67. 
5 28. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns. Haftung 
für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 
C. Handelsbücher (88 38—47). 
§ 40. In beſonderen Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung der ſtillen Geſell— 
ſchaft der Geſchäfts- und Firmenwert in die Bilanz einzuſtellen. 228. 
D. Handlungsgehülfen und Lehrlinge (88 59-83). 
§ 60. Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn ein Angeſtellter ſich zum Wettbewerb 
ein Verzeichnis der Bezugs- und Abnahmegquellen ſeines Geſchäftsherrn anfertigt. 133. 
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8 62. Beweislaſt für behauptete ſchuldhafte Verletzung der Fürſorgepflicht aus 
§ 62 HGB. 211. 
E. Handlungsagenten (88 84— 92). 

S 88. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. — Der Anſpruch des 
Agenten auf Proviſion für die gutgeſagte Erfüllung ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts 
voraus. 141. — Der Handlungsagent kann ſeine Proviſion nur von dem Reinerlöſe 
berechnen. 58. 

§ 8811. Anſpruch des Handelsagenten auf Proviſion, auch wenn das Geſchäft durch 
Vergleich aufgehoben worden iſt. 164. 

$ 89. Bezirksagent; en ſeines Proviſionsanſpruchs ſür Abſchlüſſe durch 
den Geſchäftsherrn ſelbſt. 34 

F. e (S8 93 — 104). 

§ 93. Unterſchied zwiſchen Handelsmäkler und Agent. 140. — Iſt der Mäklerlohn 
von Ausführung des vermittelten Geſchäfts abhängig gemacht, ſo hat der Auftraggeber 
über die Ausführung zu entſcheiden. 101. 


2. Handelsgeſellſchaften und ſtille Geſellſchaft. (88 105—319). 


8 123. Eintritt als Geſellſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns. Haf⸗ 
tung für beſtehende Geſchäftsverbindlichkeiten auch ohne Eintragung. 33. 


§ 231. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der Auf⸗ 


ſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

§ 243. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Attiengeſellſchaft 207. 

§ 246 /7. Aus einer Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht haftet Dritten nur der 
Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 35. 

5 250. Entlaſſung der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft. 207. 

§ 282. Das Bezugsrecht auf neue Aktien iſt nicht Frucht oder Nutzung der Aktien. 81. 

§ 311. Fortbeſtehen der Rechtsperſönlichkeit einer Gewerkſchaft nach der Auflöſung; 
entſprechende Anwendung des $ 311 Abſ. 2 HGB. auf die Geſchäfte der aufgelöſten 
Gewerkſchaft. 229. . 

8 340. In beſonderen Fällen iſt bei der Auseinanderſetzung der ſtillen Geſell⸗ 
ſchaft der Firmen- und Geſchäftswert in die Bilanz einzuſtellen. 228. 

3. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 

§ 24. Geſellſchaft m. b. H.; Haftung der Geſellſchafter für Fehlbeträge der Stamm⸗ 
einlagen auch bei Kapitalerhöhungen. 124. 

§ 30/1. Verjährung der Erſatzklage gegen den e einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

§ 43. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

§ 60. Der Geſellſchafter einer G. m. b. H. hat kein Austrittsrecht. 165. 

§ 73. Verjährung der Erſatzklage gegen den Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. 
wegen unrichtiger Verteilung. 16. 

4. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft 
(Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). f 

8 105. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konk.-Verwalters: kann 
ein Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er die Haftſumme ſchon an den Liquidator 
bezahlt hatte? 36. 

ö 5. Handelsgeſchäfte. 

A. Allgemeine Vorſchriften (S$ 343-372). 
§ 344. Zweijährige Verjährungsfriſt des Mäklerlohns eines Kauſmanns. 115. 


— 
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5 346. Bedeutung eines kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreibens, wenn ein münd— 
licher Vertrag vorher nicht zuſtande gekommen iſt. 3. — Begründung des Erfüllungsorts 
durch Schweigen auf die ihn angebende Schlußnote. 2. — Vereinbarung des Erfüllungs⸗ 
ortes bei widerſprechenden Beſtätigungsbriefen. 174. — Unterwerfung unter die von 
der Gegenpartei geſtellten Bedingungen durch Stillſchweigen. 1. — Kaufabſchluß durch 
ſtillſchweigende Annahme des Beſtätigungsbriefs, auch wenn darin eine Gegenbeſtätigung 
erbeten iſt. 195. — Verſchiedene Arten von kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreiben. 93. 
— Unwirkſamkeit eines unter der Abrede der Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung 
abgeſchloſſenen Kaufvertrags bei der Verſagung der Genehmigung. Dauer des Schwebe— 
zuſtandes. 177. — Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs des Käufers bei Verzögerung der 
Verſanddispoſition und Schweigen auf die Erfüllungsweigerung des Verkäufers. 193. 

§ 355. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Bank— 
überweiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 198. 

§ 359. Beginnt eine vereinbarte achttägige Reklamationsfriſt mit dem Empfange 
des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange der Ware? Genügt die rechtzeitige 
Abſendung des Rügeſchreibens? 185. 
B. Handels kauf (88 373—382). 

z 374. Der Abnehmer braucht ſich vor Abſchluß der Vergleichsverhandlungen 
nicht einzudecken. 220. 

§ 376. Firgeſchäft, wenn bis zu einem beſtimmten Tage die Stellung eines 
Akkreditivs vereinbart iſt. 17. 

8377. Sog. Kriegs-Erſatzware muß beſonders ſorgfältig auf Mängel unterſucht 
werden. 37. — Die Unterſuchung der Ware auf Mängel hat ſich unter Umſtänden 
auch auf die Verpackung der Ware zu erſtrecken. 184. — Beginnt eine vereinbarte acht— 
tägige Reklamationsfriſt mit dem Empfange des Lieferſcheins oder erſt mit dem Empfange 
der Ware? Genügt die rechtzeitige Abſendung des Rügeſchreibens? 185. 

8378. Bei Unterlaſſung der Rüge kann der für angebliches Fehlgewicht au viel 
gezahlte Kaufpreis nicht zurückgefordert werden. 143. 


C. Kommiſſionsgeſchäft (S$ 383-406). 

§ 396. Der Anſpruch des Agenten auf Proviſion für die gutgeſagte Erfüllung 
ſetzt die Erfüllung des Geſchäfts voraus. 141. 

D. Binnenſchiffahrt. Geſ. v. 15. Juni 1895. 

$ 61. Nach Annahme des Frachtguts iſt eine Minderung durch Sachverſtändige 
feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit. 142. 

4. Seehandel (S8 474-903). 

8 609. Nach Annahme des Frachtguts iſt eine Minderung durch Sachverſtändige 
feſtzuſtellen; Einfluß der Unmöglichkeit. 142. 

8 816. Die Seeverſicherung deckt auch die Koſten des Landtransports von einem 
Zwiſchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seereiſe in dem Zwiſchenhafen 
wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 38. 

8 82811. Die Seeverſicherung deckt auch die Koſten des Landtransports von einem 
Zwiſchenhafen nach dem Beſtimmungsort, wenn die Seereiſe in dem Zwiſchenhafen 
wegen Kriegsausbruchs aufgegeben worden war. 38. | 


VII. Gewerberecht. 


. Gewerbeordnung. 


81. Ein Vertrag zwiſchen Abnehmern und Fabrikanten über Bedingungen beim 
Weiterkauf widerſpricht nicht den guten Sitten oder der Gewerbeordnung. 39. 
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5 120. Inwieweit haben Gewerbetreibende ihre Ladentiſche reinzuhalten? 119. 
5 133 f. Kann die ärztliche Tätigkeit zu Wettbewerbszwecken eingeſchränkt 


werden? 27. 
2. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 


3 6. Nichtigkeit eines Lizenzvertrags wegen der Unmöglichkeit, das zur Ausnußung 
übertragene Patent wirtſchaftlich auszunutzen. 166. 


3. Kaufmannsgerichte (Geſ. v. 6. Juli 1904). 
§ 39. Keine Verweiſung des Rechtſtreits an das zuſtändige Kaufmannsgericht. 40. 


Zweiter Teil. 
Verfahren. 


I. Allgemeine Lehren. 


J. Suläſſigkeit des Rechtsweges. 


§ 13. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen 
einer preuß. Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen Tarifvereinbarung. 
208. — Zuläſſigkeit des Rechtswegs bei entſtehendem Streit über die Beerdigung 
eines Verſtorbenen. 227. 


2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 


8 13. Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 13 GVG. 208. — 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges für die Klage auf Einhaltung der zwiſchen einer preuß. 
Gemeinde und einer Straßenbahngeſellſchaft getroffenen Tarifvereinbarung. 208. 

8 158. Erbſchaft = Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 


3. Rechtsanwaltſchaft. 


a) Rechtsanwalt sordnung. 

§ 28. Beratungspflicht des Anwalts; Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Kojten, die durch auftragsgemäße Erhebung einer Widerklage 
entſtehen. 186. 

§ 18. Begriff der Mehrkoſten i. S. des 8 18 Abſ. 5 RAD. 60. 

§ 28. Verpflichtung des Rechtsanwalts zur Ausſtellung einer Poſtvollmacht für 
ſeinen Nachfolger. 103. | 

b) Rechtsanwalts⸗ Gebührenordnung. 

§ 44/45. Gebühr des Korreſpondenzanwalts bei Wahrnehmung eines Beweis- 
termins. 150. 

4. Gerichtskoſten (GK GG.). 

§ 6. Unzuläſſigkeit der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung von Gebühren— 
freiheit. 144. , 

89m. Streitwert einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch einſtweil. 
Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 18. 

§ 80 b. Unzuläſſigkeit der Erhebung von Pauſchſätzen bei Gewährung von Gebühren- 
freiheit. 144. a 

5 81. Antragſteller nach 8 81 KG., wenn der Nebenintervenient ein Rechts- 
mittel eingelegt hat. 104. 
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II. Zivilprozeß-⸗Verfahren. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 


A. Gerichte. 

a) Gerichtsſtand (85 12—37). 

8 21. Niederlaſſung i. S. des S 21 ZPO. 167. 

829. Begründung des Erfüllungsorts durch Schweigen auf die ihn angebende 
Schlußnote. 2. — Gerichtsſtand des Vertrages bei der Klage auf Rückgabe vermieteter 
Gegenſtände oder Schadenerſatz. 19. — Klageerhebung bei einem örtlich unzuſtändigen 
Gericht iſt zur Wahrung einer vertraglichen Ausſchlußfriſt nicht geeignet; Erfüllungsort 
für die Zahlung der Verſicherungſumme. 197. 


b) Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen (588 41—49). 
8 42. Keine Anwendung der Vorſchriften über Ablehnung der Gerichtsperſonen 
im Verfahren vor den Mieteinigungsämtern. 187. 


B. Parteien. 

a) Partei⸗ und Prozeßfähigkeit (858 50—58). 

8 50. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen⸗ 
urteil nach 8 303 ZPO.; Fortbeſtehen der Rechtsperſönlichkeit einer Gewerkſchaft nach 
der Auflöſung. 229. 

§ 52. Zuläſſigkeit der Beſchwerde eines Prozeßunfähigen. 41. 

b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (58 64— 77). 

8 6611, Sit die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung mit 
der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. — Rechtliches Intereſſe des betreibenden 
Gläubigers zur Nebenintervention zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. 
— Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die Koſten des Nebenintervenienten 
des Beklagten auch im Fall eines Vergleichs. 146. — Koſten der Nebenintervention, 
wenn infolge Vergleichs der Parteien die Klage fallen gelaſſen wird. 147. 

867. Der Nebenintervenient kann ſein Rechtsmittel nicht verfolgen, wenn die 
unterſtützte Hauptpartei das ihrige zurückgezogen hat. 32. 

870. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverküudung mit 
der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

§ 72. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Nebenintervention 
zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. 

5 74 ff. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung 
mit der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

8 75. Rechtsſtellung des Hauptintervenienten im Fall des 8 75 ZPO. 145. 

c) Prozeßkoſten (88 91—107). 

5 91. Kläger muß die Prozeßkoſten tragen, wenn der Klagebetrag vor Zuſtellung 
der Klage bezahlt wird. 83. — Koſtenpflicht, wenn die Klage ohne Zutun des Klägers 
erledigt wird. 84. — Prozeßkoſten beim Unterliegen des Klägers auf Grund einer 
Aufrechnung. 85. — Koſten der Abtretungsurkunde über den Klaganſpruch ſind nicht 
erſtattungsfähig. 125. — Begriff der Mehrkoſten i. S. des 8 18 Abſ. 5 RAO. 60. 

5 101. Koſten der Nebenintervention, wenn infolge Vergleichs der Parteien die 
Klage fallen gelaſſen wird. 147. — Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die 
Koſten des Nebenintervenienten des Beklagten auch im Fall eines Vergleichs. 146. 

8 104. Die Beſchwerdefriſt läuft nicht vor der Zuſtellung der im Koſtenfeſtſetzungs— 
beſchluß in Bezug genommenen Koſtenrechnung. 168. 

d) Armenrecht (88 114 —127). ö 

8 115. Die Beſtellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Zuſtellungs— 


zwang. 61. 
Seufferts Archiv Bd. 73. 3. Folge Bd. 18 Heft 11/12. f 28 


402 Regiſter. Zivilprozeß ⸗ Verfahren. 


C. Verfahren. 


a) Mündliche Verhandlung (S8 128—165). 


8 139. Das Fragerecht ſoll nicht die Begründung der Klage herbeiführen. 52, 
S. 83/4. — Umfang des richterlichen Fragerechts. 126. 

8 148. Zuläſſigkeit der Ausſetzung der Verhandlung im Urkundenprozeß? 230. 

8 156. Keine Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung zwecks neuen tat⸗ 
ſächlichen Vorbringens. 231. 

b) Zuſtellungen (58 166— 213). 

8172. Ein Mangel der Klagezuſtellung nach 8 172 ZPO. wird durch Bericht 
geheilt. 105. 

8 176. Die Beſtellung als Armenanwalt begründet noch nicht den Zuſtellungs⸗ 
zwang. 61. 

8 180 ff. Wohnort im Sinne der Zuſtellungsvorſchriften. 42. 

c) Folgen der Verſäumung (88 230-238). 

8 233. Unverſchuldete Verzögerung in der Zuſtellung des Armenrechtsbeſchluſſes 
als unabwendbarer Zufall i. S. des 8 233 3PO.; mitwirkendes Verſchulden der Partei 
ſchließt die Wiedereinſetzung aus. 188. — Keine Wiedereinſetzung, wenn der auswärtige 
Anwalt in eineni gewöhnlichen Brief Auftrag zur Berufung erteilt, der Brief aber 
verſpätet eintrifft. 209. 

d) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (S8 239—252). 


8247. Ausſetzung des Verfahrens wegen Kriegsteilnehmerſchaft der minder⸗ 
jährigen Partei; offenbare Unbilligkeit der Ausſetzung des Unterhaltprozeſſes. 210. 


2. Verfahren in I. Inſtanz. 
A. Verfahren vor den Landgerichten. 

a) Verfahren bis zum Urteil (Ss 253— 299). a 

8256. Feſtſtellungsintereſſe bezüglich künftigen Schadens. 30. — Mangelndes 
rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung bei Überſehbarkeit entſtandenen Schadens. 
133. — Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage bei beſtehender Möglichkeit der Erhebung 
der Klage auf künftige Leiſtung. 169. — Klage des Erblaſſers gegen den Pflichtteil⸗ 
berechtigten auf Feſtſtellung des Rechts zur Entziehung des Pflichtteils. 139. 

§ 268. Begründung des abgewieſenen Schadensanſpruchs mit einer neuen Schadens⸗ 
urſache; keine Einrede der Rechtskraft. 63. 

8271. Koſtenpflicht, wenn die Klage ohne Zutun des Klägers erledigt wird. 84. 
— Koſtenfrage bei Zurücknahme der Klage, wenn gegen den Beklagten ſchon ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil erlaſſen war. 43. — Der die Klage zurücknehmende Kläger trägt die 
Koſten der Nebenintervenienten des Beklagten auch im Fall des Vergleichs. 146. — 
Eine außergerichtliche Vereinbarung über, die Koſten ändert nicht die geſetzliche Koſten⸗ 
pflicht des die Klage zurücknehmenden Klägers. 21. 

8 274 Nr. 3. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegen— 
ſtand ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden Einrede des Schieds— 
vertrags. 189. 

5 275. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen⸗ 
urteil nach $ 303 ZPO. 229. 

8 281. Beratungspflicht des Anwalts. Verletzung derſelben bei unterlaſſenem 
Hinweis auf erhebliche Koſten, die durch auftragsgemäße Erhebung einer Widerklage 
entſtehen. 186. 

§ 282. Beweislaſt des Klägers für das Zuſtandekommen eines mündlichen Kauf- 
vertrags gegenüber dem Einwande der vereinbarten Schriftform. 111. — Beweislaſt 
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für behauptete ſchuldhafte Verletzung der Fürſorgepflicht aus 8 62 HGB. 211. — Be⸗ 
weislaſt im Falle des $ 37 Konk.⸗O. 191. 

8287. Wert einer zu erſetzenden Hypothek. 86. 

3288. Die gemeinſame Erklärung der Parteien über einen tatſächlichen Hergang 
erfüllt den Tatbeſtand des Geſtändniſſes. 231. 

5290. Nachweis des Irrtums bei Widerruf des Geſtändniſſes. 281. — Nach⸗ 
trägliche Behauptung der Vereinbarung einer auflöſenden Bedingung bei einem als 
unbedingt zugeſtandenen Vertragſchluß enthält einen Widerruf des Geſtändniſſes. 232. 

8295. Ein Mangel der Klagezuſtellung nach 8 172 ZPO. wird durch Verzicht 
geheilt. 105. 

b) Urteil (S8 300— 329). 

8 300. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil feſtzu⸗ 
ſetzen. 15. 

8302. Vorbehaltsurteil; ein rechtlicher Zuſammenhang der Aufrechnungseinrede 
mit der Klageforderung wird nicht durch einen Aufrechnungsvertrag hergeſtellt. 22. 

3 303. Verwerfung der Einrede der mangelnden Parteifähigkeit durch Zwiſchen— 
urteil nach 8 303 3PO. 229. 

8 313°. Unwirkſamkeit der Zuſtellung eines Urteils, in deſſen Eingangsvermerk 
andere Richter genannt ſind als die es unterſchrieben haben. 62. 

315. Unwirkſamkeit der Zuſtellung eines Urteils, in deſſen Eingangsvermerk 
fälſchlich andere Richter als mitwirkend genannt ſind als die es unterſchrieben haben. 62. 

g 31711. S. bei 8 315. 

5 322. Begründung des abgewieſenen Schadensanſpruchs mit einer neuen 
Schadensurſache: keine Einrede der Rechtskraft. 63. 

5323. Die Dauer der Unterhaltspflicht von Verwandten iſt im Urteil feſtzuſetzen. 
15. — Keine Anfechtung eines Prozeßvergleichs auf Grund des 8 323 ZPO. 180. 

c) Verſäumnisurteil (88 330 —347). 

5 344. Koſtenfrage bei Zurücknahme der Klage, wenn gegen den Beklagten ſchon 
ein Verſäumnisurteil erlaſſen war. 43. 

d) Zeugenbeweis (88 373—401). 

8 380 ff. Koſten der kreisärztlichen Unterſuchung des ausgebliebenen Zeugen. 170. 

8 393. Nachträgliche Vereidigung eines uneidlich zu vernehmenden Zeugen, um 
eine Berichtigung der Ausſage zu ermöglichen. 45. 


B. Verfahren vor den Amtsgerichten (88 495— 510). 

8505. Keine Verweiſung des Rechtſtreits an das zuſtändige Kaufmanns— 

gericht. 40. 
3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (88 511 —544). 

8511. Auch in Eheſachen bedarf es für die Zuläſſigkeit der Berufung einer 
Beſchwerung des Berufungsklägers. 106. 

§ 518. Iſt die Verbindung der Beitrittserklärung auf eine Streitverkündung 
mit der Einlegung der Berufung zuläſſig? 20. 

8339. Umfang des richterlichen Fragerechts. 126. 


B. Reviſion (88 545566). 
5546. Reviſionsfähigkeit der Verfaſſungsſtreitigkeiten von Vereinen ohne wirt- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb. 127. 
5 56511. Wie weit iſt das Ber.⸗Gericht in einer zurückverwieſenen Sache an die 
Entſcheidung des Reichsgerichts gegenüber neuen Tatſachen gebunden? 46. 
28* 


404 Regiſter. Zivilprozeß⸗ Verfahren. 


C. Beſchwerde (88 567—577). 
8 567. Zuläſſigkeit der Beſchwerde eines Prozeßunfähigen. 41. 
8568. Faſſung des Offenbarungseides für den geſetzlichen Vertreter eines zur 
Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Zuläſſigkeit der weiteren 
Beſchwerde. 87. 


4. Urkunden: und Wechſelprozeß (88 592—605). 
8 592. 595. Ausſetzung der Verhandlung im Urkundenprozeß? 280. 


5. Ehe⸗ und Entmündigungsſachen (55 606—639). 


5 606. Eheſcheidung ſchwediſcher Staatsangehöriger. 192. — Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung nach 8 627 ZPO. zwiſchen rumäniſchen 
Ehegatten. 233. 

8 614 ff. Auch in Eheſachen bedarf es für die Zuläſſigkeit der Berufung einer 
Beſchwerung des Berufungsklägers. 106. 

§ 627. Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die Unterhaltsregelung zwiſchen 
rumäniſchen Ehegatten. 233. 


6. Swangsvollſtreckung. 


A. Allgemeine Beſtimmungen ($$ 704-802). 


8 710. Anſpruch des Sicherheit leiſtenden Gläubigers auf Erſatz des durch die 
Hinterlegung entſtehenden Zinsverluſtes; mitwirkendes Verſchulden bei Hinterlegung 
in bar ſtatt in Wertpapieren. 212. 

8739. Der Leiſtungsanſpruch gegen die Frau und der Anſpruch auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung gegen den Mann ſind verſchiedenartige Anſprüche. 23. 

8757. Vollſtr.⸗Gegenklage, ſolange der Gläubiger ſich nicht bezüglich der em⸗ 
pfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 64. 

8767. Vollſtr.⸗Gegenklage ſolange der Gläubiger ſich nicht bezüglich der em⸗ 
pfangenen Teilzahlungen für befriedigt erklärt hat. 64. 

§ 775 *. Wirkſamkeit der Anordnung aus 8 775 Nr. 2 ZPO. 171. 

5 788. Begriff der Zwangsvollſtreckungskoſten. 234. 


7. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 

a) In das bewegliche Vermögen ($$ 803— 863). 

8807. Umfang der Pflicht zur Vermögensangabe beim Offenbarungseid. Ber: 
pflichtung zur erneuten Leiſtung dieſes Eides, wenn das frühere Vermögensverzeichnis 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 190. 

§ 811. Maſchinen können für einen Handwerker nach 8 811 Nr. 5 ZPO. unent⸗ 
behrlich ſein. 148. 

§ 828 ff. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des 
pfändenden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. 

8 851. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag iſt weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

§ 859. Der Anſpruch auf einen Geſellſchaftsbeitrag ift weder übertragbar noch 
pfändbar. 10. 

5 863. Unpfändbarkeit der Nutzungen eines nach § 2338 BGB. beſchränkten 
Pflichtteils. 107. 


b) In das unbewegliche Vermögen (88 864— 871). 
8 869. 388. 154. Rechtliches Intereſſe des betreibenden Gläubigers zur Neben⸗ 
intervention zugunſten des verklagten Zwangsverwalters. 59. — Der Zuſchlag in der 
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Zwangsverſteigerung erſtreckt ſich nicht auf fremdes Zubehör im unmittelbaren Beſitz 
eines Dritten. 108. 

ce) Verteilungs verfahren (88 872 — 882). 

5872. Unzuläſſigkeit eines Verteilungsverfahrens zwiſchen einem Pfändungs⸗ 
gläubiger und dem Zeſſionar des Schuldners. 235. 


C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen 
(Ss 883— 898). 

8 883. Faſſung des Offenbarungseides für den geſetzlichen Vertreter eines zur 
Herausgabe einer Sache verurteilten Minderjährigen. Zuläſſigkeit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde. 87. — Zur Vollziehung der einſtw. Verfügung gehört auch eine ſich an— 
ſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 172. 

5 890. Eine Verurteilung nach 8 890 3P DO. ſetzt ſchuldhafte Verfehlung gegen 
das rechtskräftig gewordene Urteilsverbot voraus. 24. — Beſtrafung ans § 890 ZPO. 
ſetzt ein eigenes Verſchulden des Schuldners voraus. 128. 


D. Offenbarungseid und Haft (88 899—915). 
8903. Umfang der Pflicht zur Vermögensangabe beim Offenbarungseid. Ber: 
pflichtung zur weiteren Leiſtung dieſes Eides, wenn das frühere Vermögensverzeichnis 
den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt hat. 190. 


E. Arreſt und einſtweil. Verfügungen (88 916— 945). 

5927. Zur Frage der Aufhebung einer einſtw. Verf. wegen veränderter Umſtände 
oder gegen Sicherheitsleiſtung. 213. 

8 9291. Zur Vollziehung der einftweil. Verfügung gehört auch eine ſich ans 
ſchließende Leiſtung des Offenbarungseides. 172. 

8936. Zur Vollziehung der einſtweil. Verfügung gehört auch eine ſich anſchließende 
Leiſtung des Offenbarungseides. 172, 

6 939. Zur Frage der Aufhebung einer einſtweil. Verfügung wegen veränderter 
Umſtände oder gegen Sicherheitsleiſtung. 213. 

8 940. Streitwert einer für die Dauer eines Unterhaltsprozeſſes durch einſtweil. 
Verfügung feſtgeſetzten Geldrente. 18. 

3941. Einſtweilige Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentumsübertragung. 109. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (88 1025 — 1048). 


5 1034. über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs durch 
den Schiedsvertrag. 25. 

8 1040. Bedeutung des im Laufe des Rechtsſtreits über den Streitgegenſtand 
ergehenden Schiedsſpruchs gegenüber der prozeßhindernden Einrede des Schiedsver⸗ 
trags. 189. 

5 10414 u. . Über die Vereinbarung der Einſchränkung des rechtlichen Gehörs 
durch den Schiedsvertrag. 25. 


III. Konkursverfahren. 


1. Konkursrecht (88 1— 70). 
§ 1. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu feiner Konkursmaſſe, wenn der 
vermittelte Vertrag erſt nach der Konkurseröffnung abgeſchloſſen wird? 149. 
§ 8. Eingetr. Genoſſenſchaft, Nachſchußforderung des Konk Verwalters. Kann ein 


Genoſſe Zahlung vorſchützen, wenn er die Haftſumme ſchon an den Liquidator bezahlt 
hatte? 36. 
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6 19. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den KonkVerwalter; Anſpruch 
des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

8 30. Das Pfändungspfandrecht kann nicht wegen ſchlechten Glaubens des pfän⸗ 
denden Gerichtsvollziehers angefochten werden. 88. 

§ 32. Begriff der unentgeltlichen Verfügung i. S. des § 32 Nr. 1 KO. 191. 

§ 37. Beweislaſt im Falle des 8 37 KO. 191. 

§ 41. Die Verſäumung der Ausſchlußfriſt für die Anfechtungsklage des Kont.: 
Verwalters berührt nicht das Aufechtungsrecht des einzelnen Gläubigers. 78. 

8592. Konkurs des Mieters, Kündigung durch den KonkVerwalter; Anſpruch 
des Vermieters auf Rückgabe und Wiederherſtellung der Wohnung als Maſſeſchuld. 26. 

867. Gehört der Lohnanſpruch des Mäklers zu feiner Konkursmaſſe, wenn der 
vermittelte Vertrag erſt nach KonkEröffnung abgeſchloſſen wird? 149. 

§ 68. Anwendung des 8 68 KO. auf den Fall der Pfandbeitellung. 89. 


2. Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konfursverfahrens. 
(Bekanntmachung v. 8. Auguſt 1914.) 
85. Zahlung an eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon durch Banküber⸗ 
weiſung und Gutſchrift auf dem Kontokurrentkonto des Gläubigers bei der Bank. 198. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 
82. Erbſchaft⸗Ausſchlagung vor einem erſuchten Richter? 56. 
8 32. Sind die Vorausſetzungen für die gemäß § 29 BGB. erfolgte Beſtellung 
von Vorſtandsmitgliedern einer Stiftung vom Prozeßgericht nachzuprüfen? 129. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 


8 13. Die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung der Frau iſt im Grund buch 
nicht eintragbar. 122. 

$ 40. Einſtweil. Verfügung auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen eine 
beantragte betrügeriſche Eigentums übertragung. 109. 

9 48. Bedeutung der der Eigentumseintragung von Miterben beigefügten Worte 
„zu gleichen Teilen“. 236. 
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ÜUberſicht 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Berlin. KG.: Nr. 50. 226. 227. 

Braunſchweig. OL G.: Nr. 73. 75. 91. 233. 

Dresden. OL G.: Nr. 6. 11. 14. 26. 42. 51. 74. 93. 94. 103. 109. 114. 115. 117. 
119. 120. 121. 122. 123. 124. 126. 132. 133. 141. 164. 165. 174. 177. 192. 198. 
202. 204. 215. 217. 220. 224. 228. 

Frankfurt a. M. OLG.: Nr. 33. = 

Hamburg. DOLG.: Nr. 1. 2. 8. 9. 10. 13. 17. 18. 19. 22. 23. 24. 28. 29. 30. 35. 
37. 38. 39. 43. 44. 48. 54. 57. 58. 59. 60. 65. 71. 72. 80. 82. 83. 84. 85. 87. 
95. 97. 100. 104. 105. 106. 107. 118. 125. 128. 136. 138. 140. 142. 143. 145. 
146. 147. 148. 154. 155. 157. 160. 161. 162. 170. 172. 173. 176. 179. 184. 185. 
194. 196. 199. 203. 205. 216. 225. | 

Hamm. OLG.: Nr. 89. 

Jena. OL G.: Nr. 212. 

Kiel. OLG.: Nr. 63. 70. 96. 102. 113. 116. 168. 181. 210. 232. 235. 

Königsberg i. Pr. OLG.: Nr. 3. 36. 47. 

Leipzig. RG.: Nr. 4. 5. 7. 12. 15. 16. 20. 27. 31. 32. 34. 45. 46. 52. 53. 55. 61. 
62. 66. 67. 68. 69. 76. 77. 78. 79. 86. 88. 90. 92. 98. 99. 101. 110. 111. 127. 
129. 130. 134. 135. 137. 139. 150. 151. 152. 153. 156. 158. 159. 163. 167. 169. 
171. 175. 178. 180. 182. 183. 186. 188. 189. 191. 195. 197. 200. 201. 206. 207. 
208. 211. 214. 218. 219. 221. 222. 223. 229. 231. 236. 

München. Ob. LG.: Nr. 25. 56. 81. 

München. OL G.: Nr. 21. 40. 41. 49. 64. 108. 112. 131. 144. 149. 166. 187. 190. 
193. 209. 213. 230. 234. 


Berichtigungen. 


Bd. 73 S. 258 Z. 4 v. o. ſtatt 1916: 1918. 
Bd. 73 S. 340 Z. 11 v. u. ſtatt 1912: 1918. 


Anhang. 


Verzeichnis der Entſcheidungen, die ſewohl in den „Entſch. des Keichs⸗ 
gerihts in Zivilfagen“ als in Senfferts Arczin veröffentlicht find. 
31. Fortſetzung zum Anhang in Bd. 42; vgl. Gen.⸗Verz. Bd. 58. 


Entſch. des RG. Seufferts Archiv en des RG. Seufferts ma 


Nr. Seite Bd. Nr. Seite Bo. 
Ad. 89. 65. 266 73 52 
29 42 73 61 66 277 . 68 
71 287 : 134 
Ad. 90. 76 305 > 98 
123 j 18 86 339 . 90 
10 35 5 27 Ad. 92 
15 68 ’ 31 1 1 „ 139 
18 81 n 45 52 227 i 191 
36 154 . 4 56 238 1 222 
13 172 * 62 65 268 201 
49 193 1 88 79 310 . 208 
83 323 . 79 87 345 182 
85 | 3 n 69 94 369 „ 153 
107 423 5 66 96 376 „ 169 
Ad. 91 Bd. 93 
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